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Vorwort 

Die  dritte  Auflage  meines  kleinen  akademischen  ,,Vorlesun"s- 
grundrisses  in  aphoristischer  Form“,  welche  ich  im  Herbst  1900 
verfasst  habe,  ist  grösstenteils  für  mein  Kolleg  über  ,, allgemeine 
und  theoretische^  Volkswirtschaftslehre“  (theoretische  National- 
ökonomie) an  die  Zuhörer  dieser  Vorlesung,  welche  ich  regelmässi«- 
im  Wintersemester  an  der  Berliner  Univ’ersität  halte,  vom  W.-^. 
1900/01  bis  1904/05  zum  unmittelbaren  Gebrauch  neben  dem  Vor- 
trag verteilt  worden.  Nur  ein  kleiner  Theil  dieser  3.  Auflao-e  war 
/?>  Buchhandel  gegeben  und  ist  in  diesem  abgesetzt  worden. 
(Berlin  1901,  bei  Puttkammer  u.  Mühlbrecht). 

Bei  der  Bearbeitung  der  für  das  W.-S.  1905/06  notwendig  ge- 
Moi denen  neuen  4.  Auflage  dieses  akademischen  Grundrisses  habe 
ich  mich  zu  einer  Erweiterung  desselben  entschlossen.  Er  ist  so 

von  .52  Seiten  in  der  3.  Auflage  auf  153  in  der  vierten  au- 
gewachsen. 

Die  literarische  Einleitung  hat  eine  Erweiterung  um  fast  das 
Dojipelte,^  von  11  auf  21  Seiten,  erfahren.  Noch  stärker  ist  der 

erste  Teil,  die  „Grundlegung“  erweitert  worden,  von  ID/,  auf 
89  beiten. 

Diese  Ausdehnung  hat  besonders  das  4.  u.  5.  Kapitel,  Volks- 
wirtschaft! Bevölkerungslehre  und  Organisation  der  Volkswirtschaft, 
betroffen  (bisher  zusammen  nur  4,  jetzt  t>2  Seiten).  Das  hat 
m diesen  Abschnitten  auch  bereits  zum  teilweisen  Verlassen  der 
bloss  aphoristischen  Form  geführt.  Auch  das  3.  Kapitel  (Wirt- 
schaft, Einzel-,  Volks-  u.  Weltwirtschaft)  ist  stärker  erweitert 
worden  (von  2 auf  13  S.).  Die  beiden  ersten  Kapitel,  Ökonom, 
i sychologie  und  Grundbegriffe,  bes.  Gut-  u.  Wertlehre,  haben  da- 
gegen nur  kleine  Zusätze,  das  erste  ausserdem  eine  bisher  fehlende 
Ausführung  in  einem  Anhang  über  wirtschaftliche  Gesetze  (2V,  S.) 
ei halten  und  sind  in  aphoristischer  Behandlungsweise  geblieben 
(zusammen  bisher  4'/2,  .jetzt  mit  dem  Anhang  13’/,  S.). 

Auch  in  dieser  erweiterten  Form  in  der  4.  Auflage  des  Grund- 
iisses  bildet  diese  Partie,  welche  die  Einleitung  und  Grundle«’un<»- 
enthält,  aber  doch  wesentlich  bloss  einen  knappen,  aiisz*!!»-^ 
weisen  Abriss  aus  meinem  grösseren  Werk,  der  „Grund- 
legung der  Polit.  Oekonomie“  (3.  AuH.,  1892/94) 
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Diese  im  Ganzen  110  Seilen  lauge  Partie  ist  aus  tler  K olleg- 
uus^abe  in  diese  Buchhandelsausgabe  liinüber  genommen 
worden  (S.  1 — 110).  Sie  setzt  die  I]rgänzung  durch  mein  ge- 
nanntes grösseres  Werk  voraus.  Da  sie  aber  grösstenteis  eine 
Quintessenz  des  letzteren  darstellt,  schien  mir  die  Aufnahme  in  das 
vorliegende  Buch  zulässig  und  jiassend,  wi^il  das  hier  Gegebene 
zur  Orientierung,  selbst  in  den  ganz  knapp  gehaltenen  Kap,  1 u.  2 
der  „Grundlegung“  und  mit  den  Zusätzen  in  der  literarischen  Ein- 
leitung, ausreichen  möchte. 

Für  den  zweiten  Teil,  die  von  mir  sogen.  ,, Ausfiiln-ung“, 
konnte  ich  mich  in  meinen  Vorlesungen  bisher  nicht  auf  ein 
eigenes  umfassenderes  Werk  beziehen.  In  meinem  Sammelwerk, 
dem  mit  anderen  Autoren  geplanten  „Lehr-  und  Handbuch  der 
Politischen  Oekonomie“,  fehlt  bisher  der  dieser  „Ausführung“  der 
theoretischen  Nationalökonomie  entsprechende  Teil.  Ich  hatte  über 
ihn  mit  Prof.  H.  Dietzel  in  Bonn  Vereinbarungen  getroffen. 
Dieser  hat  auch  u.  d.  T.  .„Theoretische  Sozialökonomik“  einen 
ersten  kleineren  Band  davon  (Einleitung.  Allgemeiner  Teil,  Buch  1) 
im  J.  1895  erscheinen  lassen.  Er  hat  aber  zu  meinem  lebhaften 
Bedauern  dann  die  Fortsetzung  aufgegeben  und  ist  aus  der  3Iit- 
arbeitei'schaft  an  dem  Hand-  u.  Lehrbuch  zurückgetreten.  So  bleibt 
leider  sein  Buch  Bruchstück.  An  seiner  Stelle  hat  Prof.  l*ohle 
an  der  Handelshochschule  in  Frankfurt  a.  M.  eine  ganz  neue  eigene 
Bearbeitung  des  bezüglichen  Teils  übernommen.  Seine  Arbeit  ist 
aber  noch  nicht  beendet. 

Mir  selbst  Avar  es  seit  lange  ein  Bedürfnis  gewesen,  auf  die  in 
diese  „Ausführung“  gehörigen  Lehren  der  ,, allgemeinen  und 
theoretischen  Volkwirtschaftslehre“  nach  den  leitenden  Gesichts- 
punkten in  meiner  „Grundlegung“  näher  einzugehen.  Aber  in  tler 
umfassenden  Weise  wie  in  dieser  und  wie  in  meiner  Finanz  Wissenschaft 
glaubte  ich  in  meinem  Lebensalter  und  bei  der  Beanspruchung  meiiuT 
Zeit  und  Arbeitskraft  diu'ch  meine  Lehrtätigkeit  und  andere  Arbeiten 
eine  solche  Aufgabe  nicht  mehr  ül)ernehnien  zu  dürfen.  Das  hatte 
mich  auch  schon  früher  bestimmt,  nachdem  sich  meine  Studien 
mehr  und  mehr  auf  Finanzen  konzentriert  hatten , die  ,, Aus- 
führung“ der  theoretischen  Nationalöknomie  im  ßahmen  des  Hand- 
und  Lehrbuchs  einem  Anderen  zu  überlassen. 

Nur  in  relativ  kürzerem  Umfang  und  ohne  genaueres  Ein- 
gehen auf  alle  Einzelheiten  und  auf  Literatur  und  kritische  Aus- 
einandersetzungen mit  anderen  Autoren,  schien  mir  eine  solche 
,.Ausführung“  allenfalls  noch  möglich. 

Dazu  habe  ich  mich  bei  Gelegenheit  der  Ueberarbeitung  der 
ö.  Aufl.  meines  kleineren  Grundrisses  behufs  der  4.  xVuH.  denn  nun 
auch  noch  entschlossen. 

Für  die  Kollegausgabe  bin  ich  bei  der  knapp  aphoristischen 
Behandlung  dieses  zweiten  Teils,  der  „Ausführung“,  geblieben. 
Er  ist  daher  nur  wenig  erweitert  worden  (43  S.  gegen  29  in  der 
3.AuH.) 
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Für  eine  eigene  Buchhandelsausgabc  habe  ich  dagegen 
eine  umfassende  fast  völlig  neue  Ausarbeitung  dieses  zweiten  Teils 
in  Angriff  genommen.  Allerdings  aber  auch  hier  unter  möglichster 
Beschränkung  auf  „Grundsätze“  einer  „theoretischen^^  Sozial- 
ökonomik“. Diesen  Namen  habe  ich  für  dieses  ganze  Buch  als  den 
mir  geeignet  ei-scheinenden  gewählt.  Er  umfasst  passend  auch  die 
„Grundlegung“  mit, 

PAuch  in  diesem  Umfang  und  in  dieser  Form  hat  sich  mir  die 
Ausarbeitung  erheblich  schwieriger  und  namentlich  mehr  Zeit  be- 
anspruchend erwiesen,  als  ich  nach  meiner  mehr  als  vier  Jahr- 
zehnte zählenden  akademischen  Lehrtätigkeit  gerade  auf  diesem 
hier  behandelten  Gebiete  gehofft  batte.  Dies  ist  der  Grund,  dass 
das  vorliegende  Buch  nicht]  gleich  vollständig  auf  einmal  heraus- 
kommt. Die  hier  jetzt  als  erste  Abteilung  erscheinende  fertige 
Partie  bildet  indessen  etwas  ziemlich  Abgeschlossenes.  Der  Haupt- 
gegenstand der  zweiten  Abteilung,  das  Verkehrswesen,  hebt  sich 
davon  auch  seinem  Gegenstand  nach  (und  nach  der  durch  diesen 
bedingten,  z,  T.  etwas  abweichenden  Behandlungsweise  ab. 

Die  erste  Abteilung  bringt  ausser  der  Einleitung  und  Grund- 
legung aus  der  4.  Auflage  des  Kolleggrundrisses  in  der  „Ausführung“ 
die  Lehren  von  der  Produktion,  dem  Umlauf  (besonders 
Preistheoric)  und  von  der  Verteilung  (Einkommenlebre) 
vollständig. 

Hier  und  da  ist  die  ajdioristische  Form  stellenweise  noch  fest- 
gehalten, wo  sie  auszureichen  schien.  Grösstenteils  ist  sie  jedocli 
der  mehr  zusammenhängenden,  ausgeführteii  Darstellung  gewichen. 
Schon  die  jetzt  hier  veröffentlichte  Partie  umfasst  390  Seiten  viel- 
fach kleineren  Drucks  gegen  die  33  S.  der  xierten  Kollegausgabe 
und  die  24  der  dritten. 

Die^  behandelten  Lehren  sind  übrigens  absichtlich  nicht  gleich 
austührlich,  besonders  liinsichtlicli  des  Eingehens  auf  Einzelnes,  be- 
liandelt  worden.  Die  Produktionslehre  ist  kürzer,  die  Preistheorie 
relativ  ausführliclier,  am  ausführlichsten  ist  die  Verteilungslehre  ge- 
halten. Es  hängt  das  mit  meiner  Auffassung  zusammen,  dass  das 
Detail  der  Verhältnisse  der  Produktion  mehr  in  Privatökoiiomik 
I’^'clmologie  gehört  als  in  die  Volkswirtschaftslehre  oder 
»Sozial-  oder  Politische  Oekonomik,  entsprechend  der  Lage  der 
Dinge  In  der  Praxis  der  Produktion.  In  der  Preis-  und  Ver- 
teil ungstbeorie  überwiegt  dagegen  der  sozialökonomische 
Charakter  der  zu  behandelnden  Verhältnisse  und  Probleme  durchaus. 

Zumal  bei  der  von  mir  erstrebten  „tunlichst  prinzipiellen“ 
Bchandlimgsweise  führt  diese  Auffassung  notwendig  und  konsequent 
und  mit  Recht,  wie  ich  glaube,  dazu,  in  einer  „theoretischen 
Sozialökonomik“  die  Untersuchung  auf  die  Vorgänge  in  der  Preis- 
und  Einkommenbildung  zu  konzentrieren. 

^ Mit  dieser  „tunlichst  prinzipiellen“  Beliandlungsweise  stellte  ich 
mich  auch  hier,  meinem  wissenschaftlichen  Standpunkt  iu  meiner 
issonscbaft  gemäss,  iu  bewusstempfundenen  und  beal)sichtigten 
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Gegensatz  zur  wesentlich  descriptiven  Bebandlungsweise  in  dci 
wirtschaftshistorischen  Richtung.  Ich  bestreite  die  Bereclitio-ung, 
den  hohen  Wert  auch  dieser  BehandlungsAveise  nicht,  aber  das  nur 
noch  wichtiger  Erscheinende,  das  Begriffliche  und  Prinzipielle 
kommt  dabei  und  darüber  zu  kurz.  Jedenfalls  behaupte  ich  auch 
die  Berechtigung  solcher  prinzipiellen  Behandlungsweise,  (')bjektiv 
etrachtet  haben  sich  beide  zu  ergänzen. 

b Die  grosseii  Züge  der  historischen  Entwicklungen  können  auch 
bei  der  hier  befolgten  Bebandlungsweise  recht  wohl  berücksichtigt 
werden.  Das  habe  ich  auch  in  dieser  „theor  etischen  Sozialökonomik“ 
inehrfach  getan.  Sie  treten  sogar  m.  E.  in  der  auch  ihnen  gegen- 
über erstrebten  prinzipiellen  Erfassung  schärfer  und  prägnanter 
heraus  als  in  der  mehr  erzählenden,  schildernden,  mit  historischen 
und  statistischen  Einzeldaten  operierenden,  aber  das  Pi-inzipielle 
verwisebenden  Behandlungsweise.  Hat  diese  den  Voi-zug,  ein  farben- 
reicheres Bild,  eine  genaue  fast  photographische  Darstellung  der 
konkreten  Erscheinungen  und  Vorgänge  einer,  aber  eben  doch 
immer  nur  einer  bestimmten  konkreten  Wirklichkeit  zu  geben, 
so  verschwindet  bei  ihr  das,  worauf  es  mir  eben  vornehmlicb  in 
einer  Theorie  der  .Sozialökonomik  anzukommen  scheint:  auf  die 
Ilerausschälung  des  Typischen,  Ges  et  zulässigen  der 

Gestaltungen,  der  Entwicklungen  und  auf  die  Erklärung  des 
Kausalzusammenhangs,  namentlich  auf  die  initspielenden  psycho- 
logischen Momente,  wie  diese  speziell  auf  ökonomischem  und 
sozial  ökonomischem  Gebiete  einwirken.  Die  prinzipielle  Be- 
liandlungsweise,  wie  ich  sie  auch  als  akademischer  Lehrer  im  be- 
wussten Gegensatz  gegen  die  angedeutete  andere  überall  festhalte, 
scheint  mir  mehr  geeignet,  um  bei  bekannten  von  der  anderen 
Seite  gebrauchten  Vergleichen  zu  bleiben,  die  anatomische  Struktur, 
das  Knochengerüst,  die  Muskulatur,  das  physiologische  Nerven- 
gewebe, die  Funktionen  und  Bewegungserscheinungen,  die  psychischen 
'rriebkrätte  und  3Iolivationen  klarzulegen  und  verständlich  zu 
machen,  als  die  andere  Bebandlungsweise.  — 

Hinsichtlich  der  Form  dieser  Schrift  bemerke  ich  noch,  dass 
ich  darin  auch  im  zweiten  Teil  die  beständige  Schematisierung 
des  Stoffs  aus  der  Kollegienausgabe  bebeihalten  habe.  Sie  soll  dazu 
dienen  und  dient  m.  E.  gut  dazu,  die  Gliederung  des  Stoffes, 
die  Beziehungen  der  Gedankengänge  zu  einander,  die  Abhängigkeit 
des  Einzelnen  von  einander  auch  äusserlich  hervortreten  zu 
lassen,  m.  E.  zum  Vorteil  des  Lehr-  nnd  Lernbedürfnisses  und  zu 
beider  Erleichterung  gerade  bei  einer  prinzipiellen  Behandlungsweise. 
Beim  einfachen  Lesen  des  Werks  wird  diese  Schematisierung  kaum 
stören,  es  kann  leicht  darüber  hinweggesehen  werden.  Beim  Studium 
nach  dem  M erke  wird  sie  in.  E.  nützen.  Für  das  .Schema  ist  die 
Reihenfolge  der  Zeichen  diese:  I,  II  usw.,  A,  B usw.,  1,  2 usw..  a, 
b usw.,  a,  ß usw.  aa,  bb  usw.,  ua,  ßß  usw. 

Die  Paragrapheneinteiluug  habe  ich  aus  der  Kolleg- 
ausgabe ebenfalls  beibehalten,  um  leichter  verweisen  zu  können. 
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Sie  stimmt  in  den  Zahlen  der  §§  mit  denen  in  der  Kollegausgabe 
überein.  Die  einzelnen  Paragraphen  haben  dabei  freilich  einen 
sehr  verschiedenen  äusseren  Umfang  erhalten. 

Die  Inhaltsübersicht  ist  zur  leichteren  Auffindung  des 
Einzelnen  und  zur  raschen  Orientierung  über  das  Ganze  eingehender 
gehalten  worden. 

In  der  zweiten  Schlussabteilung  des  Buchs  soll  dasVer- 
kehi-swesen  im  weiteren  Sinne,  d.  li.  Kommunikations-  und 
Transportwesen,  Geld  und  GeldAvesen  (Währung,  Münze),  Kredit 
und  Ki'editwesen,  und  auch  Versicherung  und  Versicherungswesen, 
ferner  „Konsumtion'^  (u.  a.  Luxus,  GleichgeAvicht  von  Produktion 
und  Verbrauch)  behandelt  werden.  Ebenfalls  tunlichst  prinzi- 
piell, was  sich  hier  aber  nicht  ganz  ebenso  wie  in  der  Preis-  und 
Verteihingstheorie  durchführen  lässt.  Die  Scheidung  zwischen  „all- 
gemeiner und  theoretischer“  einer-,  „sj)ezieller  und  praktisclier“ 
Volkswirtschaftslehre  andererseits  ist  namentlich  in  der  Lehre  vom 
Verkehrswesen  nicht  so  scharf  vorzunehmen,  als  bei  den  in  der 
ersten  Abteilung  behandelten  Lehren. 

Das  Manuscript  dieser  zweiten  Abteilung  ist  zum  Teil  bereits 
druckfertig.  Ich  hoffe  diese  Abteilung  in  nicht  ferner  Zeit  er- 
scheinen  lassen  zu  können. 


Universität  Berlin 
Dezember  1906. 


Adolph  Wagner. 
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Profit  im  einzelnen  Zeitpunkte  S.  424.  — D.  Dauernde 
Richtung  der  Lohngestaltung  im  Zeitverlauf  S.  424.  — 

E.  Das  sogen,  eherne  Lohngesetz  S.  425.  — F.  Tendenzen 
der  Lohngestaltung  u.  tatsächliche  Lohnverhältnisse  auf 
verschiedenen  Wirtschaftsstufen  S.  428. 

§ (17.  111.  Lohnmaximum  und  Profitminimuin.  Möglichkeit 
der  Lohnsteigerungen  in  der  privatwirtschaftlichen 
Organisation  im  System  freier  KoiiKurrenz.  Mitwirkung 
A'on  Arbeiterorganisationen  dabei 4;)4 

A.  Problemstellung  S.  435.  — B.  Anwendung  der  ersten 
Methode,  gleichbleibende  Lohnquote,  Steigerung  des 
absoluten  Werts  dieser  Quote  S.  4:>5.  — C.  Anwendung 
der  zweiten  JMethode,  Erhöhung  der  Lohnquote  S.  4:>8. 

D.  Steigen  des  Lohns  (Quote)  auf  Kosten  des  Profits 
((juote)  S.  441.  — E.  Steigen  des  Lohns  auf  Kosten  der 
Konsumenten  (Käufer)  der  Arbeitsprodukte  durch  Fort- 
wälzung auf  die  Preise  S.  456.  — F.  Endgiltlge  Folgen 
solcher  Lohnsteigerungen  (unter  D u.E)  S.  462.  — G.  Der 
soziale  Charakter  des  Lohn-  u.  Verteilung^iroblems  im 
Kampf  um  den  Klassenanteil  S.  462.  — H.  Praktische 
Bedeutung  der  Arbeiterorganisation  für  die  Lohn- 
steigerungen im  konkreten  Fall  S.  468.  — J.  Forderungen 
bezüglich  der  Arbeiter-  u.  Arbeitgeberorganisationen  S.470. 

— K.  Verbleibende  {praktische  Schwierigkeiten  u.  Be- 
denken S.  471.  — L.  ^ ergleichung  von  Arbeiterselbsthilfo 
u.  Staatshilfe  S.  472.  — M.  Schlussbetrachtung  über  Ver- 
teilung in  der  Privatwirtschaft!.  Organisation  bei  freier 
Konkurrenz  S.  473. 

§ 68.  IV.  Verteilung  unter  StaAtseinfluss.  Zur  Lohnpolitik 
u.  Arbeiterpolitik  u.  zur  Verteilungspolitik  überhaupt  . 474 

A.  Möglichkeiten  des  staatlichen  Eingreifens  in  den 
Verteihingsprozess  S.  474.  — B.  Historisches  Vorkommen 
Sülchen  Eingreifens  S.  474.  — C.  Andere  Gebiete  der 
Arbeiterpolitik  S.  478.  Arbeiterschutz  S.  479.  Arbeiter- 
versicheruug  S.  479.  — D.  Weitere  Massregeln  der  staatl. 
Arbeiterpolitik  S.  482.  Wohnungspolitik  S.  482.  — E.  Die 
in  der  allgem.  Staats-  u.  Kommunaltätigkeit  liegende  Staats- 
hilfe S.  4^>.  — F.  Soziale  Finanz-  u.  Steuerpolitik  S.  484. 

G.  Bedingungen  für  den  dauernden  Erfolg  arbeiter- 
freundlicher  Politik  wie  der  Arbeiterorganisation  S.  487. 

— H.  Vergleichung  von  Selbst-  u.  Genossenschafts-  mit 
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....  New  (loctrines  have  supplemeuted 
the  older,  have  extended,  developed,  and 
soinetimes  corrected  theni,  and  offen  given 
thein  a differ»;nt  tone  by  a new  distribiition  ' 
of  empliasis;  but  very  seldorn  have  sub- 
verted  theni. 

A.  Marshall, 

jirinciples  of  econoinics,  preface. 
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Das  gilt  in,  E.  auch  von  eleu  Augritfen 
der  historischen  Scluile  gegen  die  klassische 
Xationalökonoinie  und  vou  den  eigenen 
Leistungen  dieser  Schule  auf  dem  Gehieti^ 
der  sozialökouoinischen  T h e o r i e gegenüber 
denen  der  klassischen  Doktrin,  besonders 
auch  llicardo’s. 

Ad.  Wagner. 
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Einleitung. 

Das  volkswirtschaftliche  Studium  als  Uiiiversitätsdiszipliii, 

besonders  für  Juristen. 

1.  Schriften  und  Vorlesungen  über  „allgemeine  und  theoretische 
Volkswirtschaftslehre  oder  Sozialökonomik“  (im  akad.  Sprachgebrauch 
sogen,  theoretische  Nationalökonomie)  verfolgen  einen  vierfachen  Zweck, 
aj  den  einer  Einführung  in  das  ganze  Wissenschaftsgebiet  der  Polit. 
Ökonomie,  b)  den  der  Gewährung  einer  encyclopädischenÜbersicht 
über  dies  Gebiet,  c)  den  der  allgemeinen  Grundlegung  für  das 

f;anze  Gebiet  und  d)  den  der  Ausführung  der  allgemeinen  Haupt- 
ehren von  Produktion,  Umlauf  und  Verteilung  der  (wirt- 
schaftlichen) Güter,  einschl.  eines  Abrisses  der  Lehre  von  Verkehr, 
Verkehrsmitteln  und  von  der  Verzehrung  der  Güter.  2.  Die  Lage 
des  akademischen  Studiums  der  Nationalökonomie  in  Deutschland, 
a)  Ursprung  in  dem  alten  kameral wissenschaftlichen  Studium,  b)  Fort- 
bildung im  Studium  der  modernen,  bes.  britischen  und  dieser  sich  an- 
schliessenden Wissenschaft.  Die  gegenwärfige  Einrichtung  des 

Studiums  ist  bei  uns  in  Deutschland,  bes.  in  Preussen,  noch  unzulänglich. 
4.  Bedürfnisse  und  Forderungen  ergeben  sich  aus  der  Betrachtung  der 
Bedeutung  des  Studiums:  a)  als  allgemeines,  b)  als  spezielles 
Bildungsfach  für  die  Studierenden  der  Universitäten  überhaupt,  bes. 
c)  für  die  Juristen,  «)  der  späteren  Verwaltungs-,  ß)  der  Justiz- 
laufbahn; d)  für  Historiker;  e)  für  andere  Studierende.  5.  Be- 
setzung der  akademischen  Lehrstellen  hat  a)  nicht  nach  Rücksichten 
auf  Vertretung  der  Anschauungen  u.  Interessen  bestimmter  wirtschaftlicher 
u.  sozialer  Klassen,  wohl  aber  h)  nach  methodischen  Richtungen  der 
Lehrer  zu  erfolgen:  «)  mehr  prinzipielle,  systematische,  dogmatische, 
deductive;  ß)  melu'  historische,  descriptive,  induktive  Behandhings- 
weise,  aber  stets  nur:  ein  mehr  oder  weniger,  nicht  ein  entweder-oaer 
und  c)  nacli  Spezialgebieten  der  Forscimng.  G.  Richtiger  Studien- 
gang der  juristischen  Studierenden:  a)  Grundlage  des  Studiums  das  ge- 
samte Reclit,  b)  notwendige  Hinzuziehung,  schon  auf  den  Universitäten, 
des  sogen,  staatswissenschaftlichen,  d.  h.  eben  des  Studiums  der  ge- 
samten Polit.-Okonoinie,  namentlich  ihrer  J bei  uns  üblichen  Haupt- 
teile, der  allgem.  u.  tlieor.,  der  prakt.  Nat.-Ok.  und  der  Finanz- 
wissenschaft, woran  sich  als  4.  Theil  eine  vergleichende  (bes. 
innere)  Verwaltungslehre  (die  im  Sinne  L.  Stein’s  fortgebildete  alte 
Polizeiwissenschaft)  ansi^hliessen  sollte;  ferner  auch,  wenn  sie  nicht  gleich 
zum  Ausgangs] )unkt  von  Allem  genommen  wird,  so  als  o.  Theil  eine 
(theoret.)  Politik  oder  allgemeine  vergleichende  Staatslehre.  7.  Dieses 
gesammto  Gebiet  der  „Staats Wissenschaften“  müsste  für  alle  Juristen 
Prüflingsgegenstand  schon  in  der  ersten  Staatsprüfung  sein.  Grössere 
Mängel  bestehen  in  diesem  Punkte  in  Preussen,  als  in  den  meisten 
anderen  deutschen  Staaten  und  als  in  Österreich. 

Eitert*!!«!*. 

I. 

Saiuinel-  und  Nachschlagewerke, 

besonders  auch  für  weitere  Literaturangaben. 

^ Schönberg,  Handbuch  der  Politischen  Oekonomie,  in  Verbindung 
mit  anderen  Fachmännern.  J.  AuH.  Tüb.  J Bände  1890 -IH.  4.  AuH.,  noch 

A.  Wagner,  soz.-ökon.  Grundriss,  4.  Aufl.  i 
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erweitert  ISO.') — H7.  S.  für  diese  Schrift  namentlich  Bd.  1.  (Die  einzelnen 
Hände  gesondert  verkäuflich,)  Die  einzelnen  Abschnitte  sind  selbständige 
grössere  Abhandlungen  der  verschiedenen  Mitarbeiter.  — Handwörter- 
buch der  Staats  Wissenschaften,  herausgegeben  von  Conrad,  Elster, 
Lexis,  Löning,  bearbeitet  von  diesen  und  zahlreichen  Mitarbeitern 
in  Form  meist  kleinerer  Artikel,  Jena  1890 — 94.  (6  starke  Bände.) 
1.  Suppl.-Band  1895.  2. 1897.  2.  Aufl.  1898-1901,  7 B.  (citiert:  H.Vv . B St.) 
— Elster,  Wörterbuch  der  Volkswirtschaft,  2.B.  1898.  2.A.  1906.  — pict. 
de  l’econ.  polit.  v.  Coquelin  et  Gui  11a umin,  2.  A.  1894  (Handbuch 
des  fi-anz.  Ökonom.  Liberalismus).  — Nouveau  dictionnaire  de  l’economie 
politique,  publie  par  Leon  Say  et  Jos.  Chailley,  2 vol.  Paris  1891—92. 
Zahlreiche  Einzelartikel  von  verschiedenen  Autoren.  — Palgrav  e,  diction. 
of  polit.  econom.  London  1891  ff.  — Von  älteren  Werken  die  poli- 
tischen Staatslexica  (Einfluss  des  Standpunkts  auf  Behandlung  prak- 
tischer Fragen):  die  einschlagcnden  Artikel  im  Rotteck-Wel cker- 
schen  Staatslexikon  (liberal-individualistischer  Standpunkt  der  1830  er  und 
40  er  Jahre),  im  Bluntschli- Brater  sehen  Staaatswörterbuch  (schon 
mehr  historische  und  organische  Auffassung),  im  H.  Wagenersdien 
Staats-  und  Gesellschaftslexikon  (konservativer  Standpunkt  der  1850  er 
und  60  er  Jahre).  Rentzsch,  Handwörterbuch  der  Volkswirtschafts- 
lehre 1866  (deutscher  Manchesterstandpunkt).  Auf  katholischem 
Standpunkte  das  im  Aufträge  der  Görres-Gesellschaft  heraiisgegebene 
Staat^ exikou  von  Bruder»  in  2.  A.  v,  Bachem.  \ielfacli  beachtens- 
wert  auch  die  betreffenden  Artikel  der  neueren  grösseren  Konversations- 
lexika von  Meyer,  Brockhaus  usw.  — Die  hauptsächlichen  deutschen 
Fachzeitschriften:  Zeitschrift  f.  d.  gesamte  Staatswissenschatt 

(„Tübinger  Zeitschrift“),  jetzt  herausgeg.  v. K. B ü eher,  laime  v. Sch äf f 1 e ; 
Jahrbüemer  f Nationalökonomie  und  Statistik,  von  Hildebrand,  jetzt 
Oonrad  u.  a.;  Vierteljahrschrift  f.  Volkswirtschaft  und  Kulturgeschichte 
(eingegangen);  .lahrbuch  t.  Gesetzgebung  und  \ erwaltung  des  Tteutschen 
Reichs,  jetzt  herausgeg  von  G.  Schmoller;  Zeitschrilt  1.  Literatur 
und  Geschichte  der  Staatswissenschaften,  herausgeg.  v.  J^ankenstein 
(eingegangeii) : (Österreich.)  Zeitschrift  f.  Volkswirtschaltj^  Sozimpohtik 
und  V^nvaltung.  Zeitschrift  f.  Sozialwissenschaft  v.  J.  Wolf.  Fi'anzö-^ 
sische,  italienisdie,  englische,  bes.  reiche  nordamerikanische  Zeitschrifthf 


Literaturgesfliichte  der  Niitioiialökoiiomie. 

(irösseres  genügendes  allgomeines  Werk  fehlt.  Für  Biblio- 
graphie s.  die  Titer.  Artikel  in  H.-W.-B.  d.  St.  von  Lippert. 

Rob  v Mo  hl,  monographische  Abh.  über  die  Schriften  zur  Ge- 
schichte der  Polit.  üekonomie  (bis  1857),  ln  seiner  Geschichte  und 
Literatur  der  Staatswissenschaften.  Band  ,3  (Erlangen  18.55),  S.  294  fl.  — 
Grundrisse  der  Literaturgeschichte:  Ingram,  history  of  polit. 
economy,  Edinb.  1888,  deutsch  von  Roschlaii,  1890,  2.  l-lOo, 
('Richtung  der  historisch-nat.-ök  Schule,  vorzüglich,  wenn  auch  hier 
und  da  nach  diesem  Standpunkt  zu  einseitig  im  Urteil.) --  Eisenhart, 
Geschichte  der  Nationalökonomie.  2.  Aufl.  Jena  1891.  (puter  Ueber- 
blick  der  leitendeu  Ideen  uml  Hauptautoren.)  — Mor.  Meyer,  die 
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Gesell,  d.  Nat  ök.  2.  A.  1905.  (populär,  ganz  gut.)  — Etwas  ausführ- 
licher, bibliographisch  reichhaltig:  L.  Gossa,  Guida  allo  Studio  dell’ 
economia  politica,  deutsch  nach  der  2.  Aufl.  von  Moormeister.  Freiburg 
hS.'-'O.  Besonders  aber  die  dritte  sehr  erw’eiterte  itaUenische  Ausgabe 
(u.  a.  T.  introduzione  etc.)  Milano  1892. 

Umfassendere  Werke:  Kautz,  geschichtliche  Entwicklung  der 
Nationalökonomie  und  ihrer  Literatur,  besonders  Bd  2.  Wien  1860. 
(Inhaltreich,  aber  zu  panegyrisch.)  - E.  Dühring,  kritische  Geschichte 
der  Nationalökonomie  und  des  Sozialismus.  3.  Aufl.  I,s79.  (Hyper- 
kritisch,  extrem  subjektiv  und  persönlich  gehäs.sig ) — M.  Block,  les 
progres  de  la  Science  economique  depuis  Ad.  Smith,  2 vol.  Paris  1.SK9. 
(Liberal-individualistische  Kritik,  besonders  auch  der  neueren  deutschen 
Nationalökonomie,  aber  voreingenommen.)  — W.  Roscher,  Geschichte 
der  Nationalökonomie  in  Deutschland.  München  1.S74  (Immense  Be- 
lesenheit, Feinheit  des  Urteils,  aber  eben  wesentlich  nur  die  deutsche 
Wissenschaft.)  — Oncken,  Gesch.  d.  Nat.ök.  1.  B.  l‘)02.  die  Zeit  vor 
Ad.  Smith  (bes.  wertvoll  f.  d.  physiokr.  Lit)  — Aeltere  Lit  : Blanqui, 
Hist,  de  l’econ.  pol.  1.8.37.  Twiss,  progr.  of  pol.  econ  1847.  Bianchini, 
scienza  d.  ben  yivere  soc.  1-857.  Pecchio,  stör.  d.  ec.  pol.  in  Italia,  1.829. 

Ueber  einzelne  Autoren,  Perioden  und  Literaturrichtungen: 
Br.  Hildebrand,  Nationalökonomie  der  Gegenwart  und  Zukunft 
1.  (einziger)  Band.  1,848.  G.  Schmoller,  zur  Literaturgeschichte  der 
Staats-  und  Sozialwissenschaften.  Leipzig  18.88.  (Sammlung  über- 
arbeiteter Rezensionen  aus  Zeitschriften;  scharf  ausgeprägter  Stand- 
punkt der  jüngeren  deutschen  historisch  - nationalökonomischen 
Schule.)  — W.  Hasbach,  die  allgemeinen  philosophischen  Grundlagen 
der  von  (juesnay  und  Smith  begründeten  politischen  Oekonomie,  Leipzig 
1890,  und  Derselbe,  Untersuchungen  über  A.  Smith  und  die  Ent- 
wicklung der  politischen  Oekonomie,  Leipzig  1891.  — Dietzel  und 
Gothein  über  die  neuere  deutsche  Nationalökonomie  in  dem  Werke: 
„Die  deutschen  Universitäten“  Berlin  1.893,  Bd  1.  — A.  Wagner,  die 
akademische^  Nationalökonomie  und  der  Sozialismus.  (Rektoratsrede 
15.  Okt.  1895.)  — G.  Schmoller,  Theorien  und  Tatsachen  (Rektorats- 
rede 15.  Okt.  1.897.)  — Reinhold,  Bewegende  Kräfte  der  Volkswirt- 
schaft 1898  (passim  gegen  die  „Kathedersozialisten“).  — Spezialartikel 
über  lit.  Epochen  im  H.  W.  B.  St. 

Abrisse:  Die  deutschen  systematischen  Werke  über  Pohtische 
Oekonomie  (allgemeine  und  theoretische)  enthalten  vielfach  auch  kürzere 
literar-historisclie  Uebersichten,  so  von  älteren  Rau  (B.  li,  von  neueren 
H.  V.  Scheel  im  1.  Band  des  Schönbergschen  Handbuchs,  G.  Cohn  (B.  1), 
G.  Schmoller,  Grundriss(B.  1).  Conrad,  Grundr.  (B.  1).  Passim  in  den 
Noten  Rosch  e r’s  Syst.  B.  1 (Dogmengeschichtliches),  bes.  auch  zur  Er- 
gänzung von  R.’s^  Gesch.  d.  Nat.-Oek.  S.  auch  das  unten  genannte 
Hauptwerk  von  Knies  und  A.  Wagner,  Grundlegung,  dritte  Aufl. 
Einleitung  (S.  5—67)  Ueber  einzelne  Autoren  die  Artikel  im  Hand- 
wörterbuch der  Staatswissenschaften,  besonders  für  Bibliographie,  meist 
von  Lippert. 


Die  nat.  ök.  Literaturgeschichte  wird  in  der  Vorlesung  im  An- 
schluss an  die  folgenden  Ausführungen  u.  unter  Verweisung  auf  sie  nur 
kurz  zur  allgemeinen  Orientierung  von  mir  behandelt,  eingehender  in 
gelegentlichen  Spezialvorlesungen. 
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III. 

Hauptcpocheii  der  Ijiteraturgescliichte. 

Knappe  Auswahl  aus  den  Autoren. 

Die  drei  Hauptepoclien. 

A Erste  vorwiegend  merkantilistische  Zeit  (16.-18.  Jahr- 
hundert), nut  gleichzeitigen  Nebenrichtungen. 

1*  Wiskemann,  Darstellung  der  zur  Zeit  der  Reformation  in 
Deutschland  herrechenden  Anschauungen.  Leipzig  1861.  G.  S c h m o 1 1 e r , 
zur  Geschichte  der  volkswirtschaftlichen  Anschauungen  in  Deutschland 
während  der  Reformationsperiode,  Tübinger  Zeitschr.,  ßd.  16.  Elster 
über  Calvin,  Jahrb.  f.  ^^at.-Oek.  B.  31.  Bidermann,  über  den 
Merkantilismus,  1870  (gut).  A.  Held,  Carey’s  Sozialwissenschaft  und 
das  Merkantilsystem.  1866.  A.  Wagner,  Aufs.  Zölle  im  Staats- 
worterb.  343,  ff.  G.  Schmoller,  Einleitung  zu  seinen  Studien 
• X ^ irtschaftspolitik  Friedrich  des  Grossen  in  seinem  Jahrbuche 
1884,  jetzt  in  s.  Umri^,  u.  Untersuch.  1898.  Art.  Merkantilsvstem,  von 
Leser,  H.-W.-B  d.  St.  B.  4.  v.  Heyking,  z.  Gesch.  d.  Handelsbil. 
theor.  188.3  2.  Merkantilismus  in  Frankreich,  „Colbertismus“, 

G.  Lohn,  Lolbert,  Tübing.  Zeitschr.  1869.  1870.  Clement,  Hist.  d. 
syst  protect.  en  France,  1854.  Hecht,  Colbert’s  Anschauungen,  1898. 
V.  i uinreicher,  franz.  Nation. Wohlstand,  Werk  der  Erziehung,  1879. 

1 ^iigländer.  Mun’s  Schriften discourse  of  trade  (1621),  Enffl  treas. 
by  for.  trade  (16^).  Child,  observ.  conc.  trade  1668  u.  öfter.  Schacht! 
engl.  Merkantilismus,  1900.  4.  Aeltere  Italiener  s.  Custodi’s 
bamml.  Mil.  1802  If.  Botero  1592  ff.  Serra  (1618),  Genovesi  (1769), 
(Comineicio,  econ  civ.)  5.  Franzosen.  Bodin,  de  republ.  (1584) 

dö  Watteville  (1613),  Melon  (1748),  /orbonnais 
, l Necker,  (Law),  18.  Jahrh.  6.  Holländer  (de  la  Court) 
li.  Jahrh  7.  Deutsche  Cameralisten,  Bornitz  (1612),  Klock  (l&H, 
vV'  v.  beckendorff,  teutscher  Fürstenstaat  (1656 u.  öfter).  Becher, 
poht.  Diskurs  (1677  und  öfter,  noch  im  18.  Jahrh.)  8.  Höhenpunkt 
und  Läuterung^  besonders  J.  Steuart,  inquirv  into  the  princ.  of 
poht.  economy,  1767,  (deutsch  1769).  v.  Justi,  Ötaatswirtsch.  (1752), 
v.  bonnenfels,  Polizei,  Handlung  und  Finanz  (1765  u.  öfters) 
Beccaria  (1769).  ^ 

Nebenrichtungen  in  der  merkantilistischen  Epoche:  1.  Eng- 
ische,  s.  Roscher,  zur  Geschichte  der  englischen  Volkswirtschafts- 

(Frühe  Freihändler,  North,  1691);  später  Tucker 
(Iqooff.).  Ferguson,  1767,  (deutsch  v.  Dorn- Waentig  1900).  Die 
Philosophen  (Hobbes,  bes.  Locke,  Berkeley  (1735).  2 Hollän- 

i-^i,  ^ E.  Laspeyres,  Geschichte  der  volkswirt- 

schaftlichen Anschauungen  in  den  Niederlanden,  1862.  3.  Französische 
teilweise  Reaktion  gegen  Merkantilismus  und  herrschende  Finanzpolitik 
(Boisguilbert  um  1700,  Vauban  1707),  Cantilion  (1755).  S.  De  La- 
vergne,  economistes  fran?  au  XVIII.  siede,  1870,  G.  Cohn,  über 
Boisgmlbert,  Tübinger  Zeitschr.  1869,  v.  Skarzynski,  dgl.  Berlin  1873 
Lohmann,  über  Vauban,  1896.  4.  Deutsche  Cameralisten,  besondere 
hinanzautoren,  s.  Roscher’s  Geschichte  d.  deutschen  National- 
Ökonomie,  A.  Wagner,  Finanzwissenschaft,  Bd.  I,  3.  Aufl.  § 23,  24. 
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Merkantilismus. 

1.  Dieser  oder  das  sogen.  „Merkantilsystem“,  ist  kein  ge- 
schlossenes theoretisclies  System,  sondern  eine  Reihe  von  Mass- 
regelu  der  praktischen  Wirtschaftspolitik,  a)  Diese  einzeln 
schon  früher  oft  vorgekommen,  seit  dem  16.  Jahrhundert  ver- 
allgemeinert in  der  spanischen  Handels-  und  Kolonialpolitik,  werden 
dann  bes.  im  17.  Jahrh.  in  der  französischen  (Colbert  1619 — 1683) 
inneren  Gewerbe-,  allgemeinen  Landeskultur-  und  auswärtigen 
Handels-  und  Schiflahrtspolitik,  sowie  in  der  gleichen  letzteren 
englischen  Politik  zu  einer  Art  gesamter  Staatswirtschaftspolitik 
entwickelt  und  treten  in  anderen  Ländern  allmählich  ähnlich  hervor 
(deutsche,  bes.  preussische  Landeskultur-  und  Bevölkerungspolitik). 
l>)  Die  wichtigsten  Momente  des  praktischen  Merkantilismus  sind: 
<i)  die  Fortbildung  der  Volkswirtschaft  aus  der  stadtwirtschaftlicben 
in  die  territorial-  und  nationahvirtschaftliche  Phase;  ß)  die  Richtung 
auf  volle  Geld  Wirtschaft;  y)  die  stärkere  Entwickelung  von  Gewerbe 
und  Handel , über  die  handwerksmässigen  und  hausindustriellen 
Betriebsforinen  hinaus  in  die  der  Manufaktur,  der  Fabrik,  des 
Grossbetriebs;  d)  die  grössere  Teilnahme  am  auswärtigen,  bes. 
auch  am  Fern-  und  Kolonialhandel;  «)  die  Bildung  eines  Landes- 
grenzzollsystems als  einheitlicher  territorialer  Grundlage  der  Volks- 
wirtschaft unter  möglichster  Beseitigung  der  Binnenzölle ; C)  die 
Ausbildung  eines  Schutzzollsystems,  bes.  zu  Gunsten  der  lieimischen 
Industrie;  »?)  die  Gestaltung  des  ausAvärtigen  Handels  möglichst 
zuin  Activliandel  mit  günstiger  Handelsbilanz,  überwiegender 
Fabrikatenausfuhr,  Rohprodukten-  und  Geldeinfuhr;  if)  eine  Be- 
vülkerungspolitik  mit  dem  Ziel  der  Steigerung  der  Zahl,  der  Er- 
höhung der  Volksdichtigkeit,  daher  Begünstigung  der  Einwanderung, 
innere  Kolonisation,  Hemmung  der  Auswanderung;  *)  diese  Momente 
stellen  Triebkräfte  in  den  wirtscbaftsgeschiclitlichen  Entwicklungen, 
Zielpunkte  dafür,  Hilftsmittel  dazu  dar. 

2.  Die  Theorie  der  Periode  bringt  diese  Momente,  bes. 

die  Zielpunkte  und  Hilfsmittel,  in  eine  Art  wirtschaftswissenschaft- 
lichen Systems,  meist  mit  zu  weitgehender  Schabionisierung  und 
Generalisierung  der  Einzelheiten  zu  unbedingten  Grundsätzen  und 
Eordei'ungen.  Die  springenden  Punkte  dabei  sind:  a)  Hohe 

Schätzung,  vielfach  Ueberschätzung  von  Geldmenge  und  Geldumlauf, 
— wenn  auch  keine  Midastheorie,  so  docli  eine  Verwechslung  des 
privat-  mit  dem  volkswirtschaftlichen  Gesichtspunkte  in  Bezug  auf 
Würdigung  von  (Edelmetall)  - Geld , dessen  Menge  und  Umlauf, 
indessen  mit  richtiger  Erkenntnis  von  der  Bedeutung  des  Geldes  und 
seiner  Vermehrung  als  Anregungsfaktor  für  Produktion  und  Ver- 
kehr in  geldwirtscliaftliclien  Zuständen;  b)  Doktrin,  dass  die  Geld- 
vermehrung mittelst  Einfuhr  aus  dem  Auslande  und  Erhaltung  des 
Geldes  im  lulande  sich  nicht  von  selbst  genügend  vollziehe,  sondern 
besonderer , namentlich  industrie-  und  handelspolitischer  Mass- 
nahmen, speziell  mittelst  entsprechender  Handels-  und  Zollpolitik 
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bedürfe;  c)  Würdigung  der  nationalen  Prodiiktions-  und  Arbeits- 
und  Berutszweige  hinsichtlich  ihrer  volkswirtschaftlichen  sogen. 
„1  roduküvitp-*  nach  dem  Masse,  wie  sie  zur  Geld  Vermehrung  und 
regem  Geldumlauf  beitragen  können  und  wirklich  beitraoen: 
d)  _ optimistische  Auffas.sung  der  Volksvermehrung  und  grosser 
steipnder  \ olksdichtigkeit  als  Ursachen  und  Be<linguiio-en  wie 
auch  wi^ler  als  Wirkungen  und  h'olgen  blühender  Volkswirtschaft. 

6.  JLine  allgemeine  regulierende  Wirtschaftspolitik 
zur  Erreichung  der  Ziele,  wie  die  Praxis  des  aufgeklärten  Al,- 
solutismus  und  Despotismus“  sie  betreibt,  wird  daher  auch  theoretisch 
preclitfertigt  und  gefordert.  Bei  vielen  Fehlern  und  Uebertreibun-en 
im  Einzelnen  ist  auch  von  der  merkantilistischeii  Theorie  und 
J rax IS  jetzt  'vieder  mehr  als  wenigstens  teilweise  und  relativ  richtig 
sowie  diircli  die  Zeitverhältnisse  historisch  bedingt  erkannt,  als  es  von 
1 heorie  und  Praxis  der  folgenden  Epoche  <les  Ökonom.  Individualismus 
11.  Juberalismus  geschehen  ist.  Namentlich  als  notwendige  historische 
Durchgangsphase  zur  modernen  Volkswirt schaft  und  deren  Wirt- 
schaftspolitik wird  der  Merkantilismus  jetzt  objektiver  gewürdigt. 

tnno-  Vf'yiegend  liberal-indi vid'ualistische  Rieh- 

tung  (is.  bis  ly.  Jahrhundert). 

Theorie  des  ökonomischen  Individualismus  und  Libera- 

freien  Konkurrenz.“  Literargeschichtlich  sind 

die  Nebenrichtungen  in  der 
merkantihstischen  I eriode.  2.  Die  Phvsiokraten.  •;  Die 
britischen  Oekonomisten,  A.  Smith,  shine  Vorgänger,  seine 
Schule,  die  ..klassische  englische  Nationalökonomie.  4.  Die  kon- 
tinentale  Nationalökonomie  (französ..  Italien  , deutsche).  ,ö.  Die  neuere 
deutsche  Nat  -Oek.  (ihre  zwei  Wurzeln,  alte  Cameralwissensch., 
ausland.,  besonders  bnt.  Nat.-Oek.)  6.  Uebergänge  zur  dritten 
Epoche:  deutsche  hi^sto rische  Schule  (ältere,  jüngere,  Methoden- 
frage), oigamsche  Auffassung;  Beeinllussung  durch  den  Sozialismus. 

Oekonomischer  Individualismus  und  Liberalismus. 

. literargeschichtliche  Schwerpunkt  liegt  in  2 und  bes. 

o Poctrin  der  Physiokraten  und  der  britisclien  Oekonomisten. 

Die  kontinentale  und  doch  auch  noch  die  deutsche  neuere  Nat.- 
Uek.,  einschliesslich  der  histor.  Richtung,  bauen  auf  diesem  Funda- 
ment weiter,  beginnen  freilich  auch  es  umzugestalten  und  führen 
so  in  die  oritte  Epoche  hinüber.  3.  Im  Ganzen  liegt  hier 
aber  doch  eine  Gesamtrichtung  vor,  welche  sich  unter  obigem 
Namen  am  besten  zusammenfassen  lässt,  a)  Insbesondere  sind 
Pliysiokratismns  und  brit.  Oekonomik  nur  zwei  Phasen  Einer 
Epoche  Ausgangspunkt  und  Grundlage  beider  bildet  die  naturrecht- 
liche Philosophie  (Locke),  auch  die  Psychologie  des  J8.  Jahrhunderts, 
«he  bes  im  Physiokratismus  und  in  der  brit.  ( lekomik  die  gleichen 
sind,  b)  Daher  die  Lehre  von  den  „volkswirtschaftlichen  Natur- 
gesrtzeii* , in  welchen  die  Triebfeder  des  Eigennutzes  wirkt, 
cj  Persönliche  Ireiheit,  Privateigentum,  Vertragsfreiheit,  Erbrecht 
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wird  als  selbstverständliche  notwendige  Grundlage  angenommen, 
d)  Natürliche  Interessenharmonie  wird  aus  dem  Wirken  des  Eigen- 
nutzes abgeleitet,  e)  Freies  Waltenlassen  der  Individuen  unter 
dieser  Triebfeder  wird  daher  verlangt,  auch  im  Gesani tinteresse 
(„laissez  faire  et  passer“).  f)  Beschränkung  der  Staatstätigkeit  dem- 
gemäss. g)  Daher  auch  Berührung  mit  und  Fortbau  auf  der  indi- 
vidualistischen Rechts-  und  Staatsphilosophie  und  Rechtsstaatstheorie 
(Kant),  h)  So  wird  die  Polit.  Oekon.  mehr  eine  Naturlehre,  als 
eine  histor.  polit.  Wissenschaft,  i)  Erst  später  (Mitte  des  19.  Jahrh.), 
bes.  in  der  deutschen  Wissenschaft,  Fortbildung,  beginnende  Um- 
n-estaltung  auf  anderen  philos.  und  psj’chol.  Grundlagen  und  unter 
fiistorischer  und  organiscli-realist.  Auffassung.  4.  Die  früher  übliche, 
noch  heute  nicht  völlig  aufgegebene  Behandlung  bildet,  abweichend 
von  der  hier  vertretenen,  drei  „Systeme“:  Merkantilismus,  Physio- 
kratismus, Smithianismus  (brit.  Oekonomik),  ist  aber  fälsch,  diese 
3 Glieder  sind  auch  nicht  Correlate.  S.  Wagner  G.I.  Hasbachs, 
gen.  Schriften.  Biermann,  Staat  u.  WJrtsch.,  B.  I,  die  An- 
schauungen des  ökon.  Individualismus  (1905).  (Daselbst  weitere 
IJt.angaben.) 

C.  Dritte  vorwiegend  sozial-ökonomis che  Richtung  (19., 
20.  Jahrh.)  1.  Vorläufer:  Die  bei  ß.  G genannten  Uebergangs- 
richtungen.  2.  Die  Sozialisten  (ältere,  englische, französische,  deutsche 
Literatur,  gegenwärtiger  wissenschaftlicher  Sozialismus).  3.  Die  ver- 
mittelnden Richtungen,  besonders  die  gegenwärtige  deutsche  wissen- 
schaftliche Nationalökonomie. 

Sozia  1 ök  0 nomik. 

1.  Passender,  doch  nicht  eingebürgerter,  Name  speziell  fiir  diese 
dritte  Epoche.  Er  wird  aber  jetzt  öfters  für  Politische  Oekonomie 
überhaupt  — und  auch  nicht  unpassend  — angewandt.  2.  Auch 
diese.  Zusammenfassung  (G  Ni'.  1 mit  Nr.  2 und  Nr.  3 mit  Nr.  2)  ist 
nicht  allgemein  üblich,  aber  richtig.  3.  Früher  wurde  „Sozialismus“ 
meist  von  den  Oekonomisten  des  Individualismus  nicht  als  „Wissen- 
schaft“ lind,  wenn  so,  als  eine  der  Polit.  Ökonomie  konträre  Wissen- 
schaft angesehen.  4.  Doch  ist  ,. Sozialismus“  „Wissenschaft“  und 
zwar  eine  literargeschichtliche  Phase  in  der  Gesamtwissenschaft 
der  Polit.  Oekon.  u.  der  einseitig  entwickelte  Teil  (nicht  einmal 
,.Kern“)  einer  dritten  Ej)oche  dieser  Wissenschaft,  eben  der 
,.socialökonoraischen“  Epoche.  5.  Weitergehende  Prätensionen  des 
Sozialismus  („die  Wissenschaft“  des  wirtsch.  Lebens,  die  „wahre“ 
Wissensch.  davon  zu  sein)  sind  abzuweisen.  G.  Auch  die  neueren 
und  neuesten  ,, vermittelnden“  Richtungen  (C  Nr.  3)  sind  dem 
Sozialismus  verwandt  (was  gegen  viele  ihi’er  Vertreter,  wie  auch 
gegen  solche  des  Sozialismus  festzuhalten  ist).  7.  Sie  stellen  aber 
auch  nicht  einen  Bruch  mit  der  brit.  Oekonomik,  sondern  nur 
eine.  Fortbildung,  eine  Läuterung  der  Doktrin,  auch  der  Dogmatik, 
und  eine  Revision  und  Verbesserung,  nicht  ein  völliges  Aufgeben 
der  philos.  u.  psychol.  Grundlagen  sowie  der  Methoden  dieser  Phase 
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zur  Herbeifiilirun"  einer  günstigen  Zalilungs-  uml  Handelsbilanz 
bedürfe;  c)  Würdigung  der  nationalen  Produktions-  und  Arbcits- 
und  Berutszweige  hinsichtlich  ihrer  volkswirtschaftlichen  sogen. 
?>r**<^duktivitäf‘  nach  dein  Masse,  wie  sie  zur  Geldverniehrung  und 
regem  Geldumlauf  beitragen  können  und  wirklich  beitragen; 
d)  _ optimistische  Auffassung  der  Volksvermehrung  und  grosser 
steigender  Volksdichtigkeit  als  Ursachen  und  Bedingungen  wie 
auch  wieder  als  Wirkungen  und  Folgen  blüliender  VolkswTrtscliaft. 

3.  Eine  allgemeine  regulierende  Wirtschaftspolitik 
zur  Erreichung  der  Ziele,  wie  die  Praxis  des  „aufgeklärten  Ab- 
solutismus und  Despotismus“  sie  betreibt,  wird  daher  auch  theoretisch 
gerechtfertigt  und  gefordert.  Bei  vielen  Fehlern  und  Uebertreibun-ren 
ini  Einzelnen  ist  auch  von  der  merkantilistischen  Theorie  und 
Praxis  jetzt  Avieder  mehr  als  wenigstens  teilweise  und  relativ  richtig 
sowie  durch  die  Zeitverhältnisse  historisch  bedingt  erkannt,  als  es  von 
1 heorie  und  Praxis  der  folgenden  Epoche  des  Ökonom,  liidividualisnius 
u.  Liberalismus  geschehen  ist.  Namentlich  als  notwendige  historische 
Durchgangsphase  zur  modernen  Volkswirischaft  und  deren  Wirt- 
schaftspolitik wird  der  Merkantilismus  jetzt  objektiver  gewürdigt. 

B.  Zweite  vorwiegend  liberal-individualistische  Rich- 
tung_(lK.  bis  l‘J.  Jahrhundert). 

Theorie  des  ökonomischen  Individualismus  und  Libera- 
lismus oder  „der  freien  Konkurrenz-“  Literargeschichtlich  sind 
dabei  zu  unterscheiden:  1.  \ orläufer:  die  Nebenrichtungen  in  der 
merkantilistischen  Periode.  2.  Die  Ph}’siokraten.  y.  Die 
britischen  üekonomisten,  A.  Smith,  seine  Vorgänger,  seine 
bcnuJe,  die  ,.klassische“  englische  Nationalökonomie.  4.  Die  kon- 
tinentale  Nationalökonomie  (französ.,  italien  , deutsche),  ö.  Die  neuere 
deutsche  N at. -Oek.  (ihre  zwei  Wurzeln,  alte  (liameralwissensch., 
^sländ.,  besonders  brit.  Nat.-Oek.)  6.  Uebergänge  zur  dritten 
Bpoche;  deutsche  historische  Schule  (ältere,  jüngere,  Methoden- 
irage);  oiganische  Auffassung;  Beeinflussung  durch  den  Sozialismus. 

Oekonoinischer  Individualismus  und  Liberalismus. 

1.  Der  literargeschichtliche  Schwerpunkt  liegt  in  2 und  bes. 
3,  in  der  Doctrin  der  Physiokraten  und  der  britischen  Oekonomisten, 
2.  Die  kontinentale  und  doch  auch  noch  die  deutsche  neuere  Xat.- 
Oek.,  einschliesslich  der  liistor.  Jticlitung,  bauen  auf  diesem  Funda- 
ment vveiter,  beginnen  freilich  auch  es  umzugestalten  und  füliren 
so  in  die  oritte  Fpoche  hinüber.  3.  Im  Ganzen  liegt  hier 
aber  docli  eine  Gesamtrichtung  vor,  welche  sich  unter  obigem 
Namen  am  besten  ziisammenfassen  lässt,  a)  Insbesondere  sind 
Physiokratismns  und  brit.  Oekonomik  nur  zwei  Phasen  Einer 
Epoche.  Ausgangspunkt  und  Grundlage  beider  bildet  die  naturreclit- 
liche^Philosopbie  (Locke),  auch  die  Psychologie  des  18.  Jahrhunderts, 
die  bes,  im  Physiokratismns  uml  in  der  brit.  Oekoinik  die  gleiclien 
sind,  b)  Daher  die  Lehre  von  den  „volkswirtschaftlichen  Natur- 
gesetzen , ^ in  welchen  die  Triebfeder  des  Eigennutzes  wirkt, 
cj  Persönliche  Freiheit,  Privateigentum,  Vertragsfreiheit,  Erbrecht 
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wird  als  selbstverständliche  notwendige  Grundlage  angenommen, 
d)  Natürliche  Interessenharmonie  wird  aus  dem  Wirken  des  Eigen- 
nutzes abgeleitet,  e)  Freies  Waltenlassen  der  Indi\dduen  unter 
dieser  Triebfeder  wird  daher  verlangt,  auch  im  Gesamtiiiteresse 
(„laissez  feire  et  passer“).  I)  Beschränkung  der  Staatstätigkeit  dem- 
gemäss. g)  Daher  auch  Berührung  mit  und  Fortbau  auf  der  indi- 
vidualistischen Kechts-  und  Staatsphilosophie  und  Eechtsstaatstheorie 
(Kant),  h)  So  wird  die  Polit.  Uekon.  mehr  eine  Naturlehre,  als 
eine  histor.  polit.  Wissenschaft,  i)  Erst  später  (Mitte  des  19.  Jahrh.), 
bes.  in  der  deutschen  Wissenschaft,  Fortbildung,  beginnende  Um- 
gestaltung auf  anderen  philos.  und  psychol.  Grundlagen  und  unter 
historischer  und  organiscli-realist.  Auffassung.  4.  Die  früher  übliche, 
noch  heute  nicht  völlig  aufgegebene  Behandlung  bildet,  abweichend 
von  der  hier  vertretenen,  drei  „Systeme“:  Merkantilismus,  Physio- 
kratisinus,  Smithianisnuis  (brit.  Oekonomik),  ist  aber  fälsch,  diese 
3 Glieder  sind  auch  nicht  Correlate.  S.  Wagner  G.I.  Hasbaclis, 
gen.  Schriften.  Biermann,  Staat  u.  Wirtsch.,  B.  I,  die  An- 
schauungen des  ökon.  Individualismus  (1905).  (Daselbst  weitere 
Lit.angahen.) 

C.  Dritte  vorwiegend  sozial-ökonomis che  Richtung  (19., 
20.  Jahrh.)  1.  Vorläufer:  Die  bei  ß,  6 genannten  Uebergan^s- 
richtungen.  2.  Die  Sozialisten  (ältere,  englische, französische,  deuts^e 
Literatur,  gegenwärtiger  wissenschaftlicher  Sozialismus).  3-  Die  ver- 
mittelnden Richtungen,  besonders  die  gegenwärtige  deutsche  wissen- 
schaftliche Nationalökonomie. 

Sozial  Ökonomik, 

1.  Passender,  doch  nicht  eingebürgerter,  Name  speziell  für  diese 
dritte  Epoche.  Er  M'ird  aber  jetzt  öfters  für  Politische  üekonomie 
überhaupt  — und  auch  nicht  unpassend  — angewandt.  2.  Auch 
diese  Zusammenfassung  (C'.  Nr.  1 mit  Nr.  2 und  Nr.  3 mit  Nr.  2)  ist 
niclit  allgemein  üblich,  aber  richtig.  3,  Früher  wurde  „Sozialismus“ 
meist  von  den  Oekonomisten  des  Individualismus  nicht  als  „VVissen- 
schaft“  und,  wenn  so,  als  eine  der  l^olit.  Ökonomie  konträre  Wissen- 
schaft angesehen.  4.  Doch  ist  „Sozialismus“  „Wissenschaft“  und 
zwar  eine  literai’geschichtliche  Phase  in  der  Gesamtwissenschaft 
der  Polit.  Oekon,  u.  der  einseitig  entwickelte  Teil  fnicht  einmal 
„Kern*‘)  einer  dritten  Epoche  dieser  Wissenscliaft,  eben  der 
„socialökonomischen“  Epoche.  5.  Weitergehende  Prätensionen  des 
Sozialismus  („die  Wissenschaft“  des  wirtsch.  Lebens,  die  „wahre“ 
M issensch.  davon  zu  sein)  sind  abzuweisen.  6.  Auch  die  neueren 
und  neuesten  „vermittelnden“  Richtungen  (C  Nr.  3)  sind  dem 
Sozialismus  verwandt  (was  gegen  viele  ihrer  Vertreter,  wie  auch 
gegen  solche  des  Sozialismus  festzuhalten  ist).  7.  Sie  stellen  aber 
auch  uiclit  einen  Bruch  mit  der  brit.  Oekonomik,  sondern  nur 
eine  Fortbildung,  eine  Läuterung  der  Doktrin,  ancli  der  Dogmatik, 
und  eine  Revision  und  Verbesserung,  nicht  ein  völliges  Aufgeben 
der  philos.  u,  psycho).  Grundlagen  soAvie  der  Methoden  dieser  Pliasc 
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zur  Herbeiftiliruiifr  einer  günstigen  Zalilungs-  und  Handelsbilanz 
bedürfe;  c)  Würdigung  der  nationalen  Produktions-  und  Arbeits- 
uud  Berufszweige  binsichtlich  ihrer  volkswirtsdiaftlichen  sogen. 
„Produktivität-*  nach  dem  Masse,  wie  sie  zur  Geldvermehrung  und 
regem  Geldumlauf  beitragen  können  und  wirklich  beitragen ; 
d)  optimistische  Auffassung  der  Volksvermehrung  und  grosser 
steigender  Volksdichtigkeit  als  Ursachen  und  Bedingungen  wie 
auch  wieder  als  Wirkungen  und  Folgen  blühender  Volkswirtschaft. 

3.  Eine  allgemeine  regulierende  Wirtschaftspolitik 
zur  Erreichung  der  Ziele,  wie  die  Praxis  des  „aufgeklärten  Ab- 
solutismus und  Despotismus“  sie  betreibt,  wird  daher  auch  theoretisch 
gereclufertigtundgefordert.  Bei  vielen  Fehlern  und  Uebertreibungen 
im  Einzelnen  ist  auch  von  der  merkantilistischen  Theorie  und 
Praxis  jetzt  wieder  mehr  als  wenigstens  teilweise  und  relativ  richtig 
sowie  durch  die  Zeitverhältnisse  historisch  bedingt  erkannt,  als  es  von 
Theorie  undPraxis  der  folgenden  F^poche  des  Ökonom.  Individualismus 
u.  Liberalismus  geschehen  ist.  Namentlich  als  notwendige  historische 
Durchgangsphase  zur  modernen  Volkswirtschaft  und  deren  Wirt- 
schaftspolitik wird  der  Merkantilismus  jetzt  objektiver  gewürdigt. 

B.  Zweite  vorwiegend  liberal-individualistische  Rich- 
tung (IS.  bis  U).  Jahrhundert). 

Theorie  des  ökonomischen  Individualismus  und  Libera- 
lismus oder  „der  freien  Konkurren z-“  Literargeschichtlich  sind 
dabei  zu  unterscheiden:  1.  Vorläufer:  die  N ebenrichtungen  in  der 
merkantilistischen  Periode.  2.  Die  Physiokraten.  3.  Die 
britischen  Oekonomisten,  A.  Smith,  seine  Vorgänger,  seine 
Schule,  die  „klassische“  englische  Nationalökonomie.  4.  Die  kon- 
tinentale Nationalökonomie  (frauzös.,  italien  , deutsche),  ö.  Die  neuere 
deutsche  Nat.-Oek.  (ihre  zwei  Wurzeln,  alte  Cameralwissensch., 
ausländ.,  besonders  brit.  Nat.-Oek.)  6.  Uebergänge  zur  dritten 
Epoche:  deutsche  historische  Schule  (ältere,  jüngere,  Methoden- 
frage); organische  Auffassung;  Beeinllussung  durch  den  Sozialismus. 

Oekonomischer  Individualismus  und  Liberalismus. 

1.  Der  literargeschichtliche  Schwerpunkt  liegt  in  2 und  bes. 
3,  in  der  Doctrin  der  Physiokraten  und  der  britischen  Oekoiiomlsien. 
2.  Die  kontinentale  und  doch  auch  noch  die  deutsche  neuen;  Nat.- 
Oek.,  einschliesslich  der  histor.  Kichtung,  bauen  auf  diesem  F^unda- 
ment  weiter,  beginnen  freilich  auch  es  nmzugestalteu  und  führen 
so  in  die  dritte  Epoche  hinüber.  3.  Im  Ganzen  liegt  hier 
aber  doch  eine  Gesamtrichtung  vor,  welche  sich  unter  obigem 
Namen  am  besten  zusammenfassen  lässt,  a)  Insbesondere  sind 
Pljysiokratismus  und  brit.  Oekonomik  nur  zwei  Phasen  FHner 
Epoche.  Ausgangspunkt  und  Grundlage  beider  bildet  die  naturrecbt- 
liche  Philosophie  (Locke),  auch  die  Psychologie  des  18.  Jahrhunderts, 
die  bes.  im  Physiokratismus  und  in  der  brit.  (Jekornik  die  gleichen 
sind,  b)  Dalier  die  Lehre  von  den  „volkswirtschaftlichen  Natur- 
gesetzen*‘,  in  welchen  die  Triebfeder  des  Eigennutzes  wirkt, 
cj  Persönliche  Freiheit,  Privateigentum,  Vertragsfreiheit,  Erbrecht 


7 


wird  als  selbstverständliclie  notwendige  Grundlage  angenommen, 
d)  Natürliche  Interessenbannonie  wird  aus  dem  Wirken  des  Eigen- 
nutzes abgeleitet,  e)  Freies  Waltenlassen  der  Individuen  unter 
dieser  Triebfeder  wird  daher  verlangt,  auch  im  Gesamtiuteresse 
(„laissez  faire  et  passer“).  f)  Bescliränkung  der  xStaatstätigkeit  dem- 
gemäss. g)  Daher  auch  Berührung  mit  und  Fort  bau  auf  der  indi- 
vidualistischen Rechts-  und  Staatsphilosophie  und  Eeebtsstaatstheorie 
(Kant),  b)  So  wird  die  Polit.  Oekon.  mehr  eine  Naturlebre,  als 
eine  histor.  polit.  Wissenschaft,  i)  Erst  später  (Mitte  des  19.  Jahrb.), 
bes.  in  der  deutschen  Wissenschaft,  Fortbildung,  beginnende  Um- 
gestaltung auf  anderen  philos.  und  psychol.  Grundlagen  und  unter 
historischer  und  organiscli-realist.  Auffassung.  4.  Die  früher  übliche, 
noch  heute  nicht  völlig  aufgegebene  Behandlung  bildet,  abweichend 
von  der  hier  vertretenen,  drei  „Systeme“:  Merkantilismus,  Physio- 
kratismus, Smitbianismus  (brit.  Oekonomik),  ist  aber  falsch,  diese 
3 Glieder  sind  auch  nicht  Correlate.  S.  WagnerG.  I.  Hasbachs, 
gen.  Schriften.  Biermann,  Staat  u.  Wirtsch.,  B.  I,  die  An- 
schauungen des  ökon.  Individualismus  (1905).  (Daselbst  weitere 
Lit-angaben.) 

C.  Dritte  vorwiegend  sozial-ökonomische  Richtung  (19., 
20.  Jahrh.)  1.  Vorläufer:  Die  bei  B.  6 genannten  Uebergangs- 
richtungen.  2.  Die  Sozialisten  (ältere,  englische, französische,  deutsche 
Literatur,  gegenwärtiger  wissenschaftlicher  Sozialismus).  3.  Die  ver- 
mittelnden Richtungen,  besonders  die  gegenwärtige  deutsche  wissen- 
schaftliche Nationalökonomie. 


Sozial  Ökonomik. 

1.  Passender,  doch  nicht  eingebürgerter,  Name  speziell  fiir  diese 
dritte  Epoche,  Er  M'ird  aber  jetzt  öfters  für  Politische  Oekonomie 
überhaupt  — und  auch  nicht  unpassend  — angewandt.  2.  Auch 
diese  Zusammenfassung  (G.  Nr.  1 mit  Nr.  2 und  Nr.  3 mit  Nr.  2)  ist 
nicht  allgemein  üblicli,  aber  richtig.  3.  Früher  wurde  „Sozialismus“ 
meist  von  den  Oekonomisten  des  Individualismus  nicht  als  „Wissen- 
schaft“ und,  wenn  so,  als  eine  der  Polit.  Ökonomie  konträre  Wissen- 
sebaft  angesehen.  4.  Doch  ist  ,, Sozialismus“  „\Vissenschaft“  und 
zwar  eine  literargeschichtliche  Phase  in  der  Gesamtwissenscljaft 
der  Polit.  Oekon.  u.  der  einseitig  entwickelte  Teil  (nicht  einmal 
„Kern*0  einer  dritten  Epoche  dieser  Wissenschaft,  eben  der 
socialökonomischen“  Epoche.  5.  Weitergehende  Prätensionen  des 
Sozialismus  („die  Wissenschaft“  des  wirtsch.  Lebens,  die  „wahre“ 
A\  issensch.  davon  zu  sein)  sind  abzuweisen.  B.  Auch  die  neueren 
und  neuesten  „vermittelnden“  Richtungen  (C  Nr.  3)  sind  dem 
Sozialismus  verwandt  (was  gegen  viele  ihrer  Vertreter,  wie  auch 
gegen  solche  des  Sozialismus  festziihalten  ist).  7.  Sie  stellen  aber 
auch  nicht  einen  Bruch  mit  der  brit.  Oekonomik,  sondern  nur 
eine  Fortbildung,  ehm  Läuterung  der  Doktrin,  aucli  der  Dogmatik, 
und  eine  Revision  und  Verbesserung,  nicht  ein  völliges  Anfgehen 
der  philos.  u.  psycliol.  Grundlagen  soAvie  der  Methoden  dieser  Pliase 
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dar.  8.  Auch  durch  diese  Fortbildung  ist  daher  keine  ,,neue^‘, 
^ keine  „allein  wahre“  Wissenschaft  überhaupt  u.  auch  keine 

„eigentliche“  „ W issenschaft“  der  Xat,  Oekon.  erst  gewonnen 
worden.  9.  Bezügliche  Prätensionen  (z.  T.  Seitens  der  jüngeren 
deutschen  historischen  Richtung)  sind  ebenso  abzuweisen,  wie  beim 

• Sozialismus.  10.  Auch  hier  kann  immer  nur  von  Entwicklungs- 

* phasen  der  Gesamtwissenschaft  der  Polit.  Oekon.  gesprochen 
werden.  (Wagners  G.,  Marsliall).  11  „Bruch“  mit  der  brit, 

I Oekonomik  u.  ihrer  „Dogmatik“  wäre  auch  unrichtig  u.  wird  von 

der  histor.  nat-ökon.  Schule  raelir  als  Ziel  aufgestellt  u.  als  notwendig 
behauptet,  denn  von  ihr  selbst  irgendwie  erreicht.  (G,  Schmoller). 
(S.  unten  T.  I,  Kap.  1.) 


IV. 

Literatur  des  ökonomischen  Individualismus,  besonders  haupt- 
säclilichste  leitende  Werke  der  neueren  fremden 
allgemeinen  Nationalökonomie. 

A.  Physiokraten  („economistes“)  („Agricultursystem“)  als  erste 
Phase  des  Ökonom.  Individualismus  u.  Liberalismus.  Fr.  Quesnay, 
Oeuvres  economiques,  besonders  tableau  economique  (1758),  maximes 
generales  du  gou vernement  economique  d’un  royaume  agricole  (1758), 
» in  den  Schriften  Quesnays,  so  jetzt  bei  A.  Oncken,  oeuvres  de 

Quesnay,  Frankfort  et  Paris  1888.  — Turgot,  oeuvres,  besonders  die 
J reHexions  sur  la  formation  et  la  distribution  des  richesses  (17Gb),  deutsch 

V.  Dorn-Waentigl9ü.3,  (Elementarbuch  derphvsiokratischenRichtung). 

De  Gournay,  Cantillon,  der  ältere  Mirabeau,  Dupont  de 
Nemours,  Mercier  de  la  Riviere,  Carl  Friedrich  von  Baden, 
Schletweiu.  S.  Kellner,  zur  Geschichte  des  Physiokratisraus,  1847. 
Stephan  Bauer  in  Conrads  Jahrbüch.  1890.  De  Lavergne,  Has- 
bach  a.  a.  0.,  bes.  Oncken,  Art.  Quesnay  im  H -W.-B.  d.  St.  VI.  u. 

* in  d.  Ztschr.  f.  Lit.  d.  Staatswissensch.  B.  Fff.  Ders.  Maxime  d.  laissez 

^ faire,  1886,  ders.  Gesch.  d.  Nat.-Oek.  I.  ,‘)14  ff.  Lexis,  Art.  physiokr. 

Schule,  H.  W.  B.  St.  VI.  Higg’s  physiokr.  1897,  Biermann  a.  a.  0. 

* I.  K.  M.  lieber  Quesnay  Neuratn  1881,  über  Turgot  v.  Scheel, 
Tübing  Zeitschr.  1868,  v.  Sivers,  Hildebrands  Jahrb,  1874,  Lippert. 
H.-W.-B.d.  St.  Bd.VII.  Knies,  Carl  Fr.  v.  Baden  usvv.  1892.  Emming- 
haus  üb.  dens.  Hildebr.  Jalirb.  1872.  Weitere  Lit.  bei  Oncken,  Lexis. 

^ — Nachklänge:  Kuh  1 and,  Syst  d.  Nat-Oek.  I,  190J. 

t 

Physiokratism  us. 

, 1.  Er  ist  im  scharfen  Unterschied  zum  Merkantilismus  ein  ge- 

schlossenes theoretisches  System,  ein  spekulatives  Lehrgebäude,  bes. 
bei  Quesnay,  in  der  Ausbildung  eine  Art  Philosophie  des  Indi- 
, vidualismus  und  Liberalismus  auf  ökonomischem  Ge*  iete.  2.  Seine  Be- 

* gründer  und  Hauptvertreter  sind  Originaldenker,  die  aufdemphilosoph. 

Boden  ilirer  Zeit  stehen  (s.  Hasbach,  Biermann  a.  a O.).  3.  Eine 

zahlreiche  Schule,  fast  Secte,  schliesst  sich,  bes.  in  Frankreich,  an. 
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4.  Sie  breitet  sieb  nach  Deutschland,  Italien,  auch  etwas  nach  England 
aus.  5.  Auch  der  Hauptkritiker  der  Physiokratie,  A.  Smith,  steht 
doch  auf  dem  Boden  gleicher  Grundanschauungen  mit  ihr  über 
Natur,  Mensch,  Triebe,  Kräfte,  Ziele,  Mittel  u.  Wege  der  Volks- 
wirtschaft und  ist  in  seiner  Lehre  mehr  reinigender,  Auswüchse 
u.  offenbare  Einseitigkeiten  beseitigender  Fortbildner  der  Physio- 
kratie, als  wirklich  originaler  Neubegründer  der  ökon.  Doctrin. 
6.  Name  ,, Physiokratie“.  7.  Realistisch  ist  gleichwohl  die  phys. 
Lehre  selbst  im  System  Quesnays,  d.  h.  beeinflusst  durch  Zeit-, 
Landesverhältnisse  (Frankreich)  und  für  die  praktische  Wirtschafts- 
politik Forderungen  stellend:  eben  die  des  „Laissez  faire“.  8.  Turgot 
ist  der  selbständigste  und  bedeutendste,  doch  auch  praktisch -staats- 
männische  Kopf.  9.  Seine  Einleitung  zur  Begründung  der  Auf- 
hebung der  Zünfte:  Freies  Recht  zu  arbeiten  und  Art  der  Arbeit 
zu  wählen:  ein  wahres  von  Gott  dem  Menschen  gegebenes  Natur- 
und  Ürrecht  (1776). 

10.  Aufstellung,  Ableitung  und  Durchbildung  theoret.  Haupt- 
lehrsätze: a)  wichtige  falsch  u,  schief;  b)  fast  alle  zu  absolut; 
c)  dennoch  erstes  eigentliches  theoret.  System  der  Polit.  Oekon.  in 
der  Zusammenfassung;  d)  selbst  in  der  einseitigen  Würdigung  der 
Bodenbearbeitung  der  Kern  nicht  so  unrichtig.  11.  Hauptsätze 
(s.  Qiiesnay’s  Maximen)  a)  Boden  (Erde)  u.  Arbeit  auf  ihr  sind  die 
Quelle  des  Volksreichtums;  h)  Eigentum  (Privat-)  ist  Grundlage 
der  ökon.  Ordnung  und  Voraussetzung  ordentlichen  Bodenanbaus; 
c)  Teilung  der  Bevölkerung  in  2,  bezw.  4 Klassen:  a)  Bearbeiter 
des  Bodens,  die  eigentlich  u.  allein  produktive  Klasse;  ji)  Grund- 
eigner,  die  aus  sozialen  Gründen  notwendige,  die  Grundrente  (den 
Bodenreinertrag)  beziehende  Klasse;  y)  die  lohnarbeitende  untere 
Klasse  im  Dienst  von«  u.  ß]  d)  die  übrige  Bevölkerung  (in  Ge- 
werbe, Handel,  liberalen  Berufen,  öffentl.  u.  priv.  Dienst),  die  aus 
dem  Bodeiireinertrag  beschäftigte  u.  von  ihm  lebende  Klasse,  die  (im 
ökon.,  nicht  sittl.  u.  sozialen  Sinne)  , .sterile“  .,stipendiierte“,  unproduk- 
tive. d)  Daher  ganz  andere  Lehren  von  <ler  Produktivität  als  bei 
den  Merkantilisten.  e)  Alleiniger  Reinertrag  (produit  net)  des 
Bodens.  So  das  Grundrentenproblem  ein  reines  Produktionsproblem. 
Erklärung  der  Lehre,  Berichtigung,  f)  Steigerung  dieses  Rein- 
ertrags die  höchste  Aufgabe,  g)  ^Mittel  dazu:  «)  Sicherung  des 
Eigentums;  ß)  „natürliche  Ordnung  der  Dinge“,  d.  li.  freie  Bewegung 
von  Arbeit  u.  Kapital  in  Richtung  auf  u.  Anwendung  iu  Boden- 
arbeit, hes.  in  Ackerbau;  y)  keine  spezielle  Begünstigung  des 
Ackerbaus,  (Freiheit  u.  Nutzen  der  Ausfuhr  von  Bodenprodukten, 
nicht  der  Einfuhr);  d)  ^'orteil  dauernd  hoher  Getreidepreise; 
s)  Fortfall  der  Begünstigung,  der  Reglementierung  von  Industrie, 
Handel,  auch  im  Interesse  des  Ackerbaus. 

11.  Praktische  Wirtschaftspolitik  demgemäss:  „laissez 
faire  et  passer“.  a)  Beschränkung  der  Staatstätigkeit  auf  Rechts- 
schutz, A’^olkserziehung;  h)  Vorteil  der  absol.  Monarchie,  die  über 
den  wirtschaftl.  Parteien  steht;  c)  die  „natürliche  Ordnung  der 
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(Mirabean  d.  L ) rifdaZ  R .,1. 
raentierendeii  „Wolilfalirtsstaat‘*  rin" 

inerkantilistisclie  Industrie-  ii'  Ranrl  J e)  aiiti- 

Fabrikate  einfiihren-  f)  Fordenmo-  1 ^^'''•‘^''Produkte  aus-, 

Steuer  (in.pdt  u^iqvVe)^-  Lusenln?derrn^“r^T 

g)  prakt.  Einfluss  der  phys  Lehre.^n  1 

tranzös.  Kevolution  bes  m dpr  w;  * der  grossen 

in  der  Steuerpolitik  (Bevorzutruncr^,!?'^ 

Steuer).  ^ füevorzixgung  der  direkten,  bes.  der  Grund- 
Phase  der  Docä^’T-^^A'äufer^  zweite, 

St.  Bd.  7.),  namentlich  D Hume  ^bes  esUv.  ^ ‘ 

s.  Lippert,  H-W-B  d ’i  r v ' treatises  1742.  17;V>, 

grossen  brit.  ,,KlassikeV,‘‘'SmGh^\\Ja^^fhus^  '"lit  Hume 4; 

1776,  das  berühmteste  aS/dnf  • f/ “^tions,  London 
ökonomischen  SSir  "rzahteichen der  Xational- 

Stuttgart  LS61),  von  StöpeL  v^n  Yö;4nS 
neueren  wissenscliaftlichen  Bewe^umr  in  dpr  der 

gegangen:  Smith’  theorv  of  To  f-  ganzen  eit.  Voraus- 

Lehre  (das  auch  wohl  sWen  ?nVl  fT"-  t'uP.  ].  A.  Smith’s 
noch  einen  mächtigen  Bestafdteil  dir 

schaftlicheii  Polit  Oek  namentlü-K  ^ t ^‘^utigen  wissen- 

dar.  I'amgemüss  ist  für  sie  u sZbfiv.“I*^”T  "■  '''«»«lischon, 
SU  renvciscii.  2.  .i.  Sm.  sicht  aid  Jet,  ,1  S“"“  ''oi  lesimg 

speziell  naturrechtl  Vuffassmio-  «••n  ei^^^chen  Boden  der  philos.  una 

auch  diePhysiokrate;  8 iT  fei  u.  wie 

Quelle  alles  wirtschaftl  Wohlstands  T®  *^'’’}eit  als  die 

s.  Werks),  4 In  de)  ArbpiTti;  (^.^J<^htums)  an  die  Spitze  (s.  Anf. 

Produktivität  der  Arbfit  5 Er  fSsrlh  >''\chtigste  Prinzip  der 

wes.  nur  als  techni.sche  der  VeTrSi  ^ die  ArbeitsteilOng  zu  eng, 
Arbeitskräften.  6.  Sehie  ProdukS^^^^  unter  den  ausführenden 

teilungslehre.  7.  In  dSslr  vp  T seine  Ver- 

welcher  sich  auf  der  Grundlau-e  der  Ordnujig^‘,  nach 

natürlich  begründeten  Rechtsordnun«-  dT'”p  g‘^gebenen,  aber  auch 
eigentums  dm-  arbeitsteiHa  LpTTT^  ^ Ircilieit  und  des  Privat- 

an  die  Grundeigentümer  kapitalbes[tzpn^*'*'^TT®'^'‘‘^  Produktion 
unter  dem  Einfluss  der’  KoSrenT  ^ ”•  Arbeiter 

«.  Das  Grundrentenproblem  bei  ihm  Profit,  Lohn, 

wie  erst  klar  bei  ^Ricardo  VertTir  ^ wesentlich  Produktions-,  nicht, 
Preislehre  noch  mangelhaft’ und  unklaT^Tt?  T*’’  Ti  Wert-  unci 
aber  überall  mit  Induktion  verbunden  T i 

abstrakter  Denker,  sondern  hi<ijfnric/»lA  a i^'i  ^^herhaupt  nicht  nur 
lasse, .der  u.  urtciieZrcÄ"  r ni? 

Gcsichtspuiikleii  (Handels-,  SchHfab’rtsi,olhfll  ‘'u>'''5'a®‘?“‘®““"'''®''‘®“ 

ZU  einseitiger  Kritiker  des  Älerkmüd Km.?.  5‘  w-<mn  auch 

der  freihändlerischen  Beweisführuno-  „n’.R 

lange  nicht  so  einseitiff  srdok?Hr.l  ^ A.  Sm. 

wie  seine  „Schule“,  bfs  die^  sDäte?p  so  unpolitisch, 

, oes.  (ue  spätere  iVJanchesterrichtung.  14.  Des- 
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gleichen  Sin.  Kritiker  des  Physiokratismus,  dessen  Einseitigkeiten  er 
berichtigt.  15.  Im  5.  Buch  des  „wealth‘*  eine  Art  Finanzwissenschaft, 
die  bes.  unter  der  einseitigen  Rechtsstaatsauffassung  leidet.  l(k  Das 
ganze  Hauptwerk  ist  nur  eine  Art  „System**  der  Nat.-Oek.,  aber  doch 
auch  in  dieser  HinsichtHöhepunktseinerZeitund  Vorbild  der  brit.  systeniat. 
Wissenschaft  bis  heute.  17.  Die  Ansicht  von  der  Ökonom.  Interesseu- 
harmonie  als  Folge  des  Waltens  des  persönlichen  Eigennutzes  auch  bei 
Sm.  durchklingend,  18.  Mit  daraus  wird  die  Abweisung  von  Staatsinter- 
vention im  Wirtschaftsleben  begründet.  19.  Urteile  über  ihn  von  Bude, 
Roscher,  20.  Prakt.  Bedeutung  für  England,  für  Preussen  (in  den  Re- 
formen von  l^-’Ü8ff.),  für  die  ganze  moderne  Welt.  S.  Lit.  über  ihn  u. 
„Smithianismus**,  auch  Gesaintkrilik  unten.  — Roh.  Malthus,  essay  on 
the  principle  of  population,  zuerst  London  1798,  dann  erweitert  18üo 
und  öfters,  deutsch  noch  neuerdings  von  Stapel,  Berlin  1879,  auch 
von  Dorn-Waentig  1905,  das  grundlegende  Werk  für  die  neuere 
nationalökonomischo  Bevölkerungslehre  (s.  darüber  A.  Wagner, 
Grundlegung,  3.  Auä.  1.,  S.  455  ff.  und  unten  in  diesem  Grundriss 
§ 16.  ff.);  ausserdem  principles,  1820,  definitions  polit.  econ.  1827.  — 
J)avid  Ricardo,  principles  of  political  economy  and  taxation,  zuerst 
London  1819  und  öfter,  deutsch  von  Baumstark,  2.  Aufl.  Leipzig  1877. 
Dazu  Erläuterungen  v.  Baumstark  18;]8  u.  bes.  jetzt  ia  2 B.  v. 
K.  Diehl  1905,  ders.  Art.  Ric.  im  H.  W.  ß.  Grosse  bleibende  methodolo- 
psche  Bedeutung.  Grundlegend  für  die  Wert-,  Preis-,  Produktionskosten- 
Jehre,  für  die  Lehre  von  der  Verteilung,  Lohn,  Rente  (Grundrente),  wichtig 
auch  für  die  Geld-  und  Steuerlehre  im  System  freier  Konkurrenz.  Be- 
deutsam mit  als  Ausgangspunkt  der  sozialistischen  Wertlehre.  Vielfach 
missverstanden,  auch  gar  nicht  verstanden  von  einzelnen  Kritikern,  be- 
sonders in  der  deutschen  jüngeren  historischen  Schule  (A.  HeldV  — An 
diese  „Klassiker“  lehnen  sich  fortbildend,  alle  ohne  viel  Originalität  an: 
Senior  (outlines,  1836),  J.  Mill,  M’Culloch,  z.  T,  gegnerisch 
Lauderdale  (inq^uiry  1804),  Jones,  Torrens  u.  a.  Das  neuere 
System.  Hauptwerk  der  brit.  Nationalökonomie  sind  John  Stuart 
Mill’s  principles  of  politic.  econ.,  in  zahlreichen  Auflagen,  gute  deutsche 
l ebersetzung  von  Sötbeer.  4 Aufl.  Leipzig  1882.  Eine  Fortbildung 
und  gute  Zusammenfassung,  nicht  Neubildung  der  Doktrin,  wenn  auch 
schon  Beeinflussung  durch  soziale  Gesichtspunkte.  — Den  Standpunkt 
der  heutigen  englischen  Wissenschaft,  mit  der  Tendenz  der  Fort- 
bildung der  älteren  Lehren,  aber  ohne  Bruch  damit,  repräsentiert  gut: 
MarshaU,  princ,  ofeconomics,  vol.  1.  4 ed.  London  1898,  deutsch  von 
Salz  1905.  Bedeutendere  Theoretiker  aus^e^dem  Cairnes,  Jevons, 
Cliffe  L eslie,  Sidgwick.  Sozi ale  und  historische  Richtung  neuer- 
dings sich  entwickelnd  (Rogers,  Ingram,  Cunningham,  Ashley 
loynbee;  Stellung  Car  ly]  es).  Tüchtige  Wirtschaftsstatistiker  Porter, 
looke,  Newmarch,  Bagehot;  au^ezeichnete  Autoren  über 
praktische  Fragen  und  deren  theoretische  (Grundlagen  (Geld-  und  Bank- 
wesen) Tooke,  Fullarton,  Wilson,  Gilbart,  Macleod  u.  a.  in.  — Die 
^ordamerikaner,  mit  Anlehnung  an  die  deutsche  Wissensch.,  aber 
resthaltung  der  brit.  Grundlagen  (americ.  Universit.)  Walker,  Selig- 
man,  Patten,  Hadley,  Taussig  u.  a m.  Hauptztschr.  Quart.  Journ, 
ot  economics  der  Harvard-Lniversit. 

C.  Aus  der  französischen  Literatur  sind  die  Werke  von  Jean 
Daptiste  Say  (traite  d’econ.  pol.,  cours  complet,  Katechismus)  die 
\M^tigsten  iür  die  Begründung  der  zweiten  Phase  der  liberalen  Theorie 
m r rankreich,  mit  manchen  Abweichungen  von  Smith  u.  Ricardo,  aber 
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grösserer  selbständiger  Bedeutung.  Dunoyer  liberte 
du  travail  184o.  Cournot  (princ.  nfathem.  de  la  theorie  d rieh  S 

Richtung  wirkte  besonders  und  erlangte 
auch  m der  deutschen  rßerliner)  Freihandelsschule  grossen  EinfluS- 
Fr.  Bastiat  (Oeuvres  coinpletes),  namentlich  in  sdufn  harmoS 
economiques  (deutsch  1852).  Selbständiger,  z.  T.  polemisch  Sn  die 

iS'3;  t « sozial^  Sesiih.fp?nktet 

IW  principes  d’econ.  polit.  IsÄ,  o ^ 

LS2^  deutsch  v.  Prager  1901,  und  etudes  sur  l’econ  nolit  IW 

s 'über'STl  ■“  *i dnrohschiasendem  E nluss 

Litera  „?\ewe)t  'sijh  "«’)•  ßi«  franzöShe 

^iteraiur  Dewegt  sich  bis  heute  überwiegend  in  den  Bahnen  dpr 

Sayschen  und  Bastiatschen  Richtung  (BlockfLeroy- BeauliS  unte? 

Ablehnung  der  „deutschen^*  ^iistorischon  und  sozialen  Behandlung  Doch 

beginn  diese  jetzt  auch  hier  Fass  zu  fassen  (Gide  princ  d’“?on  p^ 

d’econ  noUt^  auch  Zeitschrift  Revue 

BelSer  ^F  D p r ^ zahlreichen  Schriften  der 

eigier  h.  De  Laveleye.  Hervorragende  Historiker  u Statistiker 
so  E Levasseur.  Von  Einfluss  auf  die  Nat.-()ek  Tuch  A Com 

ir  ^^f^i®i^ische  Literatur  von  selbständiger  Bedeutung  im 

hT  Münze,  Finanzen,  Handel)“  seit 

Smith  \^senthch  abhängig  vom  Auslände,  besonders  von  Frankreich 
.Neuere  Hauptautoren:  Sciajola,  Ferrara,  Boccardo  MessTaTlia 

Äch  “urchrinTi'iF  «SS,  soziale  Anschauungen 

SICH  aurchringend  b.  besonders  Cossa’s  elementi  introduzione- 

Jlopuigo,  c.  herraris);  Theoretiker  Nitti,  Ricca-Salern  o 
C u S U m a n 0 , b u p i n o u.  v.  a.)  Wichtige  neuere  Schriften  von  A L o r i a 

G?nnber-  iW)'  l’’  Grundlagen,  deuts^ch  v. 

ökonomirilail'.is?„neuesie;i^ 

E.  Ueber  die  neuere  liberal-individual  Literatur  u a.  besonders 

h'  btc 

riFFt'K 

,einzei.is,;*Ne„V,X  A.  tA  ® st  u"„d 'S 

Eigenmitz  1889.  Schubert,  A.  Sm.  Moralphilos,  in  Wundts  philos 
Stud.  18.)i  Feilbogen.  Sm.  u.  Turgot.  1892.  Biblioo-raphie  u I it' 

H.H™  St-  nefatour.  l'.  Sm 

1M04  Ät?schTV  1«'»-'’  Hirst  dgl. 

ArL  Indhdduahsmuf,  H.-W-B  sf  T f (o'  TflTV 
extremeren  Entwicklung  des  Smithiantinüs  (,,?iinchTe?w‘)  s' 
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2.  Einseitige  Psychologie  und  Theorie  der  Triebe  („feste“  Natur,  Er- 
werbstrieb). 3.  Abstrakte  unhistorische  Auffassung  des  Menschen. 
4.  Einseitige  Deduktion  aus  seinem  festen  Wesen  (Methodenlehre  s.  u. 
§ 4).  5.  Absolute  Rechtsgrundlage  (Freiheit,  Privateigentum,  Vertrags 
recht).  6.  Tendenz  zu  einer  blossen  Naturlehre  der  Volkswirtschaft 
statt  zugleich  historischer  Wissenschaft;  neuere  Rückfälle  (Reinhold, 
beweg.  Kräfte  d.  Volkswirtsch.)  7.  Produktionsproblem  zu  einseitig 
vorangestellt,  zu  optimistisch  gelöst.  8.  Soziale  Folgen  der  „wirtsch. 
Freiheit“  teils  nicht  genügend,  teils  zu  optimistisch  gewürdigt,  so  bei 
der  Frage  vom  Grossbetrieb.  9.  Gleiche  Älängel  in  der  Verteilungs- 
lehre, ümlaufslehre  (Preisbildung).  10.  Einzel-,  privat-,  volkswirtsch. 
Gesichtspunkt  nicht  scharf  und  nicht  richtig  unterschieden.  11.  Privat- 
wirtsch.  System  mit  Volkswirtschaft  identificirt.  12.  Individualismus, 
Kosmopolitismus  vor  Nationalismus  gestellt.  13.  Staat  für  Volkswirt- 
schaft nicht  gewürdigt.  14-  Isolierung  der  ökonomischen  Seite  von  den 
anderen  menschlichen,  sozialen  zwar  methodisch  nicht  falsch  (s.  Meth. 
lehre  § 4),  aber  falsche  Schlüsse  für  Praxis  gezogen  („volkswirtsch. 
Naturgesetze“,  s.  u.  § 4.  Anhang). 


V. 

Einige  nähere  Angaben  über  die  deutsche  Literatur. 

A.  Aus  der  früheren  deutschen  Literatur  der  liberal-indivi- 
dualistischen Richtung  (Anfang  und  bis  über  die  Mitte  des  19.  Jahr- 
hunderts), wo  die  ältere  Caineralwissenschaft  mit  der  neueren  britischen 
Nationalökonomie  verbunden  und  dann  erstere  ersetzt  wurde,  sind  die 
Schriften  von  Kraus  (1808),  Hufeland  (1807),  besonders  Storch 
(1815)  und  Lotz  (1811,  1821)  noch  jetzt  hervorzuheben,  aber  auch  andere 
bemerkswert  (Sartorius,  Jacob,  Graf  Soden  u.  a.  m ) Der  be- 
herrschende Systematiker  wurde  K.  H.  Rau  durch  sein  seit  den 
lf-<20er  Jahren  ausgearbeitetes,  in  zahlreichen  Auflagen  erschienenes  um- 
assendes  und  für  seine  Zeit  ausgezeichnetes  Lehrbuch  der  Politischen 
Oekonomie.  (T.  1 allgemeine  und  theoretische  Volkswirtschaftslehre. 
8.  AuH.  Leipzig  und  Heidelberg  1808.  T.  2 Volkswirtschaftspolitik. 
T.  3 Finanzwissenschaft)  Von  noch  grösserer  Bedeutung  für  die  Fort- 
bildung der  Theoi'ie  wmrde  v.  Hermann  mit  seinen  berühmten 
„staatswirtschaftlichen  Untersuchungen“  \l.  AuH.  18;51,  2.  nach  des 
Verfasser  Tode  1870).  ein  Ricardo  ebenbürtiger  Logiker,  von  bleibender 
Bedeutung  für  Grundbegriffe,  für  theoretische  Hauptlehreii,  (Preis, 
Kosten,  Gewinn,  Verteilung  des  Einkommens);  dann  v.  Thünen  durch 
sein  klassisches,  besonders  auch  methodologisch  wichtiges  Werk  „der 
isolierte  Staat“,  3.  Aufl.  Berlin  1870,  grundlegend  für  Rentenlehre  (Rente 
der  Lage),  für  die  Lehre  von  den  landwirtschaftlichen  Feldsystemen, 
vom  natürlichen  Standort  der  Produktionszweige,  vom  „natürlichen 
Arbeitslohn“  usw\  Wichtig  auch  für  die  Kritik  allgemeiner  theoretischer 
Lehren:  Th.  Bernhardi,  Versuch  einer  Kritik  der  Gründe,  die  für 

Erosses  und  kleines  Grundeigentum  angeführt  werden,  Petersburg,  1849. 

ober  ihn  Demuth,  1900.  (S.  die  biogr.  Art.  im  H.  W.  B.  St.  mit 

ßibliogr^hie  über  die  gen.  Autoren). 

B.  Zur  Charakteristik  der  extrem  freihändlerischen  „Man- 
chester“-Richtung  in  Deutschland:  Reiitzsch,  Handwörterbuch  der 
V olkswirtschaftslehre,  1866.  Die  Vierteljahrsschrift  f.  Volkswirtschaft  und 


J 


f 


I 


I 


I 


t 

f 


t 

K 


— 14  — 

Kulturgeschichte  (besonders  in  den  älteren  Jahrgängen  in  den  Arbeiten 
von  Prince-Smith,  Faucher,  0.  Michaelis,  K.  Braun,  u.  a.  m.), 
die  Verhandlungen  des  volkswirtschaftlichen  Kongresses  (seit  185S) ; 
noch  jetzt  die  Ztschr.  Nation“.  Systematiker  dieser  Richtung,  doch 
gemässigter,  ist  M.  Wirth.  Die  ganze  Richtung  „zu  abstrakt,  zu 
wenig  historisch,  zu  optimistisch,“  (Roscher).  1.  Wirtschaftliche  „Ge- 
setze“ als  reine  „Naturgesetze“ ; 2.  Staat  als  blosser  „Sicherheits- 
produzent“ („Nachtw'ächter“,  Lassalles  Spott.)  Praktischer  Rinüuss  in 
Deutschland  in  den  lSGber  und  lS70er  Jahren,  (Gewerbefreiheit,  Frei- 
handel). Heute  nur  noch  epigonische  Reste. 

C.  In  Deutschland  zuerst  aber  auch,  mit  getragen  von  der  alten 
caineralistischen  Tradition,  bedeutsamere  und  einflussreichere  Reaction 
gegen  die  britische  liberal-idividualistische  Richtung  in 
Theorie  und  Praxis  und  dann  selbständigere  Weiterbildung  der 
Doktrin:  1.  Schon  Auf.  d.  19.  Jahx'h.  A.  Müller  (Eiern,  d.  Staatskunst, 
1SÜ9,  Notwendigkeit  einer  theologischen  Grundlage  der  Staats- 
wissenschaft  u.  a.  m.),  nat.ök.  „Romantiker“.  Dann  2.  historisch- 
praktisch-national  wirtschaftliche  Richtung:  Fr.  List,  das 
nationale  System  der  Politischen  Oekonomie,  zuerst  1H40,  7.  Aufl.  ISSJ 
von  Ehebe^,  ideenreiches  Hauptwerk:  a)  (grundlegend  für  die  neuere 
rationelle  Schutzzolltheorie  in  der  Handelspolitik  („Erziehungszölle“, 
noch  nicht  auch  „Erhaltungszölle“!,  b)  Aber  auch  durch  seine  Lehre 
von  den  (freilich  zu  schablonenhaft  gebildeten)  Entwicklungsstufen  der 
Volkswirtschaft,  c)  seine  Theorie  der  Produktivkräfte  statt  der  Tausch- 
werte für  die  theoretische  Nationalökonomie  und  d)  durch  seinen  natio- 
nalen statt  des  kosmopolitischen  Standpunkts  sowie  e)  durch  seine  An- 
erkennung des  Staats  und  der  Staatsaufgaben  im  Wirtschaftsleben  auch 
mit  für  die  praktische  Nationalökonomie  von  allgemeinster  und  hervor- 
ragendster Bedeutung.  S.  P]  h e b e r g s Einl.  zur  7.  Aufl.  d.  nat.  Syst.  u.  dessen 
Art.  List  im  H.- W.-B  d.  St.  G oldschmidt,  List,  1879.  Jentzsch,  List, 
Aehnlich,  aber  einseitiger  u dilettantisch  der  Amerikaner  Carey 
besonders  in  seinen  principles  of social  Science,  1858,  deutsche  Bearbeitungen 
eines  grösseren  und  kleineren  Werks  von  ihm  durch  Adler.  Auch 
E.  Düliring,  Cursus.  8.  Historisch- wissenschaftliche  Richtung. 
Ihr  eigen:  a)  mehr  induktive  Methode,  aber  mit  zu  starker  u.  z.  T.  schiefer 
Reaktion  gegen  Deduktion  u.  gegen  „isolierende  Abstraktion“  (s.  §.4  u ); 

b)  nicht  so  abstrakte  „wirts^aftliche  Naturgesetze“,  wenn  überhaupt 
„Gesetze“  (die  Roscher  festhält),  so  nicht  zwingende  Naturgesetze; 

c)  Auffassung  des  Wirtschaftslebens  nur  als  eine  Seite  des  Volkslebens 
und  der  Gesellschaft,  auch  nicht  als  des  durchaus  beherrschenden 
Faktors,  wie  der  Sozialismus  lehrt;  d)  Wechselwirkung  der  verschiedenen 
Seiten;  e)  Theorie  der  Entwicklung  (Evolution),  eines  „organischen 
Werdens  u.  Wachsens“  der  Volkswirtschaft  füebertreibung);  f)  „Rela- 
tivitätsgesetz“ in  praktischen  Fragen,  kein  „Absolutismus  der  Lösungen“ 
(Knies);  g)  Gefahr  des  Quietismus,  des  Schwankens  in  der  Praxis; 
h)  Schwäche:  da::  Logische,  Prinzipielle,  die  Begriffsbildungen,  Ver- 
nachlässigung des  Systematischen,  i)  Zwei  Phasen:  a)  „Aeltere 
historische  Schule“,  deren  8 Häupter:  W.  Roscher  schon  in  seinem 
Grundriss  für  Vorlesungen  über  Staatswirtschaft  nach  geschichtlicher 
Methode,  Gött.  1843,  welcher  dann  eine  umfassende  Ausführung  in  dem 
grossen  5-bändigen  „System  der  Volkswirtschaft“  gefunden  hat  (I  be- 
sonders hierher  gehöriger  Band,  Grundlagen  der  Volkswirtschaft,  20.  Aufl. 
1891,  neueste  von  Pöhlmann);  Br.  Hildebrand  in  der  oben  g*e- 
nannten  Schrift  und  in  den  von  ihm  begründeten  Jahrbüchern  für 
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National-Oekonomie  und  Statistik;  K.  Knies,  der  bedeutendste  Metho- 
1 dologe  und  Logiker  der  deutschen  historisch -nationalökonomischen 
i Richtung,  in  seinem  tiefgründigen  Werke:  die  Politische  Oekonomie  vom 
I Standpunkt  der  geschichtlichen  Methode,  1.  Aufl.  Braunschweig  1853, 
i 2.  Aufl.  (vom  Standpunkt  der  Geschichte)  1882.  S.  darüber  M.  Weber 
in  Jahrb.  f.  Ges.  geh.  1903.  '^1  An  diese  „ältere“  schliesst  sich  eine 

„jüngere“,  in  Methode  und  Standpunkt  schärfere,  z.  Teil  auf  anderem 
pfiilosoph.  u.  ethischen  Standpunkt  stehende,  aber  auch  einseitigere, 
übrigens  zugleich  mehr  mit  von  sozialen  Gesichtspunkten  ausgehende 
historisch-nationalökonomische  Richtung  an,  die  namentlich  dur^  Gust. 
j Sch  mol  1er  repräsentiert  wird  (s.  dessen  oben  genannte  literarhistorische 
I Schrift,  die  von  ihm  nerausgegebene  Zeitschrift  „Jahrbuch  für  Gesetz- 
I gebung,  Verwaltung  und  Volkswirtschaft  im  Deutschen  Reich“,  bes.  mit 
Schm.s  Rezensionen  darin  und  die  Streitschrift  gegen  H.  v.Treitschke  „über 
I einige  Grundfragen  des  Rechts  und  der  Volkswirtschaft“,  Jena  1874/75, 
I die  Kektoi'atsreue  v.  1897,  jetzt  bes.  s.  hochbedeutsanier  Grundriss 
' auch  Art.  Volkswirtschaft  im  H.-W.-B.  d.  St.)  — Die  jüngere 
' historische  Richtung,  besonders  in  ihren  jüngsten  Vertretern,  neigt, 
) wenn  sie  es  auch  bestreitet  u.  bes.  Schmoller  neuerdings  wieder  Kon- 
zessionen an  die  ältere  Richtung  macht,  aa)  zur  üntcrschätzung  und 
Vernachlässigung  der  Theorie;  bb)  .zur  Identifizierung  oder  selbst  Ver- 
wechsluiig  von  Wirtschaftstheorie  und  Wirtschaftsgeschichte;  cct  zu  zu 
starker  Reaktion  gegen  die  Anwendung  der  Methode  der  spekulativen 
, Deduktion  u.  der  isolienmden  Abstraktion,  und  Ueberschätzung  der  In- 
duktion; dd)  auch  zu  geringe  Würdigung  der  logischen,  prinzipiellen 
Elemente  der  Doktrin  u.  Uebertreibung  der  Bedeutung  der  historischen 
und  lokalen  Differenzierung  des  „Menschen“  ist  ihr  eigen,  Dabei 
wird  die  ökonomische  mit  allen  anderen  Seiten  gesellschaftlichen 
Lebens  m.  E.  auch  wieder  ganz  vermengt.  Sie  tritt  zu  sehr  zurück, 

, verschwindet  öfters  fast:  die  Polit.  Oek.  löst  sich  so  in  beschreibende 
I Wirtschafts-  u.  Kulturgeschichte  auf,  was  störend  und  verwirrend,  nicht 
I klärend  wirkt  Zu  viel  Beschreibuim,  Malerei,  fast  Photographie  der 
Wirklichkeit,  mit  Verwischung  der  Linien,  zu  wenig  Plastik,  Zeichnung, 
Anatomie,  Analyse,  kein  scharfes  Hervortreten  des  Prinzipiellen,  des 
Typischen  in  den  Entwicklungen!  S.  zur  Kritik  die  „österreichische“  theore- 
tische und  methodologische  Richtung  (C.  M enger)  und  meine  Ausführungen 
I im  1.  Bd.  d.  3.  Aufl.  der  Grundlegung;  anderseits  Has  bachs  Schriften  und 
' dessen  Aufsätze  in  dem  Jahrb.  f.  Gesetzgebung  d.  I).  Reichs  1894ff.,  so 
seine  Besprechung  meiner  Grundlegung  eb.  J.  18y.i  (Methodenstreit).  Noch 
I einseitiger  früher  Brentano  (klassische  Nationalökonomie),  der  neuer- 
4 diugs  aber  fast  zu  einseitig  die  ältere  dedukt.  Richtung  vertritt  (Frei- 
] händler).  Anderseits  mehr  vermittelnd  E Nasse,  Schönberg,  Lexis, 
Conrad,  G.  Cohn,  K.  Bücher,  v.  Philippovich,  u.  v.  A.,  auch  ich 
j selbst.  \ ielleicht  die  bedeutendste  Leistung  dieser  mehr  vermittelnden 
1 Richtung,  aber  mit  bes.  starkem  histor.  Einschlag  ist  K.  Büchers  Ent- 
j Stellung  d.  Volkswirtsch.  (1893,  jetzt  in  4.  A,),  (s.  auch  dess  Arb.  u. 

Kliythmus,  3.  A.  1902).  Auf  schärfer  ausgesprochenem,  von  Marx  mehr 
I beeinflusstem  Standpunkt  steht  W.  Somharts,  bei  manchen  Einseitig- 
keiten  und  gewagten  historischen  Construktionen  doch  gleichfalls  sehr 
j bedeutsanies  Werk  Entsteh,  d.  mod.  Kapitalismus.  2 B.  1902. 

D.  Eine  schärfere  Reaktion  gegen  die  Einseitigkeiten  bes.  der 
} ^ngeren  histor.  Schule  stellt  die  neuere  „österreichische“  theoretische 
Nationalökonomie  unter  der  Führung  C.  Mengers  dar  (s.  dessen  Grunds, 
d.  Volkswirtschaftslehre,  Wien  1871,  bes.  s.  Unters,  üb.  d.  Methode  der 
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Sozialwissenschaft  u.  d.  Polit.  Oekonomie  insbes..  1883),  v.  Böhm- 
^ ßawerk  (Wertlehre,  Kapital  u.  Kapitalzins),  E.  Sax,  (theor.  Grundl. 

d.  Staatswirtsch.  1887),  v.  Wieser,  Zuckerkandl  (Werth,  Preis), 
Schüller  u.a.  m.  — Nicht  zu  dieser  österr.  Richtung  gehörend,  aber  die 
Theorie  der  Nationalökonomie  wieder  mehr  pflegend  als  die  historische 
Richtung:  Neumann,  Grundl.  d.  Volkswirtschaftslehre  u.  in  Schön- 
bergs Handbuch  (Grundbegriffe),  1889,  der  bedeutendste  deutsche 
. , Theoretiker  der  Gegenwart  in  begriffsmässigen  Erörterungen;  ähnlich 

wichtig  H.  Dietzel,  theor.  Sozial-Oekonomik  I.  1895.  Auch  Stolz- 
mann, die  soziale  Kategorie  in  der  Volkswirtschaftslehre  I.  1896. 
li  E.  Mit  unter  dem  Einfluss  der  historisch -nationalökonomischen 

Richtung,  aber  auch  von  der  neueren  Rechts-  und  Staatspliilosophie, 
der  organischen  Staatslehre  und  vom  wissenschaftlichen  Sozialismus 
beeinflusst,  und  später  auf  eigenartigem  soziolog.  Standpunkt  hat 
namentlich  A.  Schäffle  sehr  b^edeutsam  auf  die  neuere  Entwicklung 
der  deutschen  Nationalökonomie  eingewirkt  („gesellschaftliches  Sytem 
der  menschlichen  Wirtschaft“,  2.  (beste)  Aufl.  Tübingen  1867,  3.  Aufl. 
eb.  1873  „Bau  und  Leben  des  sozialen  Körpers“,  4.  B),  Tübingen  1875, 
bis  78,  neue  Bearbeit.  1896,  (hier  speziell  soziol.  Standpunkt),  zahlreiche 
Aufsätze  in  der  Tüb.  Ztschr.  f.  Staatswiss.,  gesammelte  Kern-  u.  Streit- 
fragen, 2 B.  (1895),  Selbstbiographie,  2 B.  1804.  Wesentlich  er,  als  der 
bedeutendste  Autor  dieser  Richtung,  hat  die  neuste  vorwiegend  „sozial- 
ökonomische“ Richtung  der  Nationalökonomie  angebahnt,  ja  zum 
Durchbruch  gebracht.  — Nicht  identisch  mit  Schäffles  Richtung,  aber  doch 
verwandt,  bes.  in  den  Arbeiten  über  soz.  Frage  H.  v.  Scheel,  A.  Lange 
(Arb.-Frage,  Gesch.  d.  Materialismus);  mehr  abweichend  L.  v.  Stein, 
(Lehrb.  d.  Nationalökonomie),  Effertz,  Arbeit  u.  Boden,  2.  A.  1890. 
— Mehrfach  durch  Schäffle,  anderseits  bes.  durch  Rodbertus  angeregt, 

, , habe  ich  selbst  versucht,  zu  einer  neuen  „Grundlegung“  der  Politischen 

Oekonomie  Beiträge  zu  liefern,  namentlich  für  die  Fragen  der 
Organisation,  der  Rechtsordnung,  der  Stellung  des  Staates  zur  Volks- 
wirtschaft, der  Auseinandersetzung  mit  dem  Sozialismus,  und  in  der 
letzten  dritten  Auflage  auch  in  Bezug  auf  die  ökonomische  Psychologie, 
Methodologie  und  Bevölkerungslehre:  Grundlegung  der  Politischen 
Oekonomie,  2.  Aufl.  1879,  3.  Aufl.  1.  B.  in  2 Halbbänden,  Leipzig  1892—93, 
2.  B.  1894.  Nach  diesem  Werke  unten  T.  1 u.  die  Vorlesung. 

F.  Der  sogen.  „Kathederzozialismus“.  1.  Keine  einheitliche 
wissenschaftliche  Richtung,  sondern  nur  spöttelnder  Sammelname  für  die 
1 1 deutschen  Gegner  des  extremen  ökonomischen  Individualismus  u.  Liberalis- 

mus; 2.  Entstehungszeit  (1860  er,  7üer  Jahre)  u.  Gründe.  3.  Realistischere, 
konkretere,  mehr  historische  Auffassung  u.  Behandlung  des  Wirtschafts- 
lebens. 4.  Relativere  praktische  Entscheidungen,  ebenso  wie  in  der 
histor.  Richtung.  5.  Nicht  nur  Deduzieren  aus  abstraktem  allgemeinen 
• . Menschentum;  schärfere  Betonung  der  „Erfahrung“,  daher  Benutzung  der 

( , Induktionsmethoden  u.  „Tatsachen“  als  Ausgangspunkt  der  Forschung. 

6.  Auffassung  der  Volkswirtschaft  als  historisches  Produkt  des  ge- 
samten \ olkslebens  7.  Behandlung  der  Nationalökonomie  auch  als 
historische  Wissenschaft  8.  Geleuterte  Philosophie  und  Psychologie. 
9.  Wirtschaftliche  Gesetze  nicht  Naturgesetze,  sondern  soziale  ße- 
wegungs-  und  Entwicklungsgesetze.  10.  Anerkennung  und  Forderung  der 
Leistungen  des  Staats  und  Würdigung  des  Staats  auch  selbst  vom 
wirtschaftlichen  Gesichtspunkte  (Einfluss  deutscher,  preuss.  Er- 
fahrungen). 11.  Aber  in  der  Gesamtleistung:  die  klassische  National- 
ökonomie nicht  ersetzt,  .sondern  nur  modifiziert.  12.  Charakter 
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der  Uebergangsrichtung,  dos  Unfertigen  in  der  Theorie.  Id.  Auffassung 
der  praktischen  Fragen  als  nicht  nach  tlieoretisclior  Schablone  lösbar 
auch  als  )nel  Aerwickelter  wie  die  klass  Nationalökonomie  annahm 
14.  Dabei  Betonung  des  sozialen,  nationalen,  politischen,  ethischen  Ge- 
sichtspunkts auch  in  allen  wirtschaftlichen  Fragen,  15.  Neueste  theor, 
Iteaktion  gegen  den  „Kathedersozialismus“.  Falsche  Auffassung  des- 
selben dabei.  (Reinliold,  J.  Wolff.).  16.  Tendenziöse,  gehässige?  aber 
aut  Misswollen  und  Unkenntnis  beruhende  Vorwürfe  geo-en  den  K S 
(d,  Wolf,  Stumm,  interessierte  Praktiker).  17- Anderseits  so2ialist  Geo-ner’ 
mit  dem  \ orwurf  der  „Halbheit“.  ^ 

G.  Mehr  ein  theoretisch -praktisclies  System  als  der  Kath.Soz. 
ist  dei  sogen.  Staatssozialismus  (S.  meine  Grundlegung^  d \ 
I,  $ 18).  Mit  aus  prinzipiellen  wirtschaftsorgani.satorischen  Gninden.'um 
dem  volkswirtsch.  Produktions-  und  Verteilungsinteresse  besser  zu 

TilPTIPTI.  TJlKflCPno  2 . ... 


teilungsprozess  (Linkommon-  Privatvermögen,  Preisbildung).  .3.  Danacli 

f^arüber  meine  Finanz- 
\ussei^c  laft  und  meine  Aufsätze:  Fmanzwissensdi.  und  Staatssozialismus 

f /•  Staatswiss.  1887  u.  soziale  Finanz-  und  Steuer- 
pohtik  im  Archiv  für  soz.  Gesetzgebung  1891,  Vortr.  über  d.  soz.  u.  eth. 
Moment  in  Fm.  u.  Steuern,  ev.  soz.  Kongres.s,  1903,  — S u \ \miler 
Origin.  du  soc.  d’^tat  en  Allem.  1897.  -Indier, 

. . Stärkere  u.  eigenartige  Betonung  des  ethischen  Moments  auf 
wirtschaftlichem  Gebiete  zeigt  sich  in  neueren  Schriften,  deren  Verfasser 

Boden  stehen.  Meistens 
betreffen  diese  Sclmften  die  soziale  und  die  Arbeiterfrage  (v.  Nathusius, 

beginnen  auch  in  Deutschland,  wie  in  Eno-land 

allgemeinen  Nat.-Oek.  mit  zu  bearireiteii’ 

A^iVsIdrtsdl^^  "rT  ®^bütz,  sittl.  Moment  Inder 

\oiks\\irtsch.  lub.  Ztschr.  B.  I;  ders.  Grunds,  d.  Nat-Oek  ls4d 

Jetzt,  nur  aus  der  deutschen  Lit.  Hitze,  Kapital  und  Arbei; 

Rat/inger,  \olkswirtsch.  in  ihren  sittl.  GruiuRagen,  2.  A 1896  u lies 

die  verschiedenen  Weiss  (soz.  F?age  u.  soz.  Ordnung; 

nVu  1 R soz.  Frage  1893  ff.  u.  ders,  Lehrb.  d.  Nat - 

Oek  1.  B.  Gnindlegung  1905  (auch  für  die  weitere  einsdilao-ende  lit  Y 

fiW  I^'  1 ■ -iSOz.  konserv.  Bestrebungen“  v.  Kaufmann 

H W B^St^lhl  c A ^'1  ü kath.,  v.  Uhlhorn  über  evang..  im 
li-it  di«  ‘ evangel.  soz.  Wörterbuch  1903.  Mehrfach 

kkLnistfscE  u TÄ  den  mXlaltSchen 

Pre.V*  13^0  ? ^ chenyäterhehen  Lehren  vom  Geld,  Zins,  „gerechten 

A.  Wagner,  soz  *Ökon.  Grundriss,  4.  Aufl.  o 


VI. 

Sozialistische  Literatur. 

(Nur  zur  allgemeinsten  Orientierung.  Näheres  in  Spezialvorlesungen.) 

A.  Als  eine  besondere  Richtung  auch  der  wissenschaft- 
lichen National -üekonoinie  ist  der  neuere  wissenschaf liehe 
Sozialismus  anzusehen,  welcher,  mehr  oder  weniger  beeinflusst  vom 
vorausgehenden  französischen  (St.  Simon,  Bazard,  I ourier, 
Proudhon,  L.  Blanc usw.)  und  englischen  (R.  Owen,  Godwin, 
Thompson,  Hall),  doch  namentlich  erst  in  Deutschland  seine 
Altsbildung  erfahren  hat.  1,  Er  operirt  mit  dem  „Lvolutions- 
prinzip^S  aber  zu  einseitig;  2.  steht  neuerdings  auf  dem  Boden 
der  „materialistischen^*  Geschichtsauffassung,  einen  richtigen  Ge- 
danken masslos  übertreibend;  3.  betont  richtig,  aber  auch  über- 
treibend die  Bedeutung  der  Technik  für  ökonomisches  und  ge- 
samtes Volksleben;  4.  historisiert  vielfach,  aber  falscli  iind  5.,  sein 
grösster  Mangel,  er  verkennt  die  Grenzen  psy ch i sclier  Ent- 
wicklungsfähigkeit des  Menschen.  6.  Die  Grundlage  seiner 
ökonomischen  Theorie  ist  die  Wertlehre,  mit  der  Zurückführung 
des  Werts,  anknüpfend  an  Ricardo,  auf  die  Arbeit  und  „nur  aut 
die  Arbeit“,  mit  verschiedenen  Fassungen  bei  den  einzelnen 
Theoretikern  und  auch  mit  etwas  verschiedenen  Folgerungen,  aber 
doch  mit  U ebereinstiminung  im  Kern  ( R o d b e r t u s , „Produkte 
kosten  Arbeit  und  nur  Arbeit“,  „Mehrwerttheorie“  von  Marx). 
Indessen  diese  Wertlehre  ist  nur  eine  Kostenlehre  u.  fasst  auch 
das  Moment  ,, Arbeit“  zu  eng,  aucli  den  BegriflF  „gesellschaftlich 
notwendige  Menge  Arbeit,  bezw.  Arbeitszeit“  bei  Marx.  Sie 
beruht  auf  sophistischer  petitio  principii  (s.  u.  § 8,  9).  7.  Konsequente 
Folgerung  aus  der  Wertlelm*  ist  a)  die  Auffassung  des  Kapital- 
gewinns und  jeder  Rente  als  „den  Arbeitern  vorentbaltener  Lohn“; 

b)  die  Forderung  der  Beseitigung _ des  Privateigentums,  nicht 
allgemein,  nicht  an  reinen  Genussmitteln  zum  eigenen  Gebrauch, 
aber  wohl  an  den  „sachlichen  Produktionsmitteln“  (Boden,  Kapital); 

c)  die  Forderung  des  Ersatzes  aller  privatwirtschaftlichen  Pro- 
duktionsw'cise  durch  die  „gesellschaftliche“;  d)  der  bestehenden  Privat- 
wirtschaft!. Einkommenverteilung  nach  Arten  (ünternehmergewinn, 
Kapitalrente,  „Profit“,  Grundrente,  Arbeitslohn)  und  nach  Grössen 
vertragsmässig  und  unter  entscheidendem  Einfluss  der  Konkurrenz 
durch  eine  autoritäre  nach  für  richtig  gehaltenen  Gesichtspunkten 
u.  Normen  (nach  Leistung,  nach  Bedürfnis,  nach  kombinierenden 
Massstäben).  8.  Diese  Folgerungen  und  Forderungen  stehen  und 
fallen  aber  mit  der  Wertlehre.  9.  Die  Schwierigkeiten  ihrer 
praktischen  Verwirklichung,  die  Bedenken  gegen  ihre  Durchführung, 
selbst  wenn  sie  möglich  wäre,  werden  nirgends,  auch  nicht  einmal 
gedankenmässig,  gewürdigt.  10.  So  schon  gegenüber  der  ,,gesell- 
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schaftlichen  Produktionsweise“,  vollends  gegenüber  der  „gesellschaft- 
lichen Verteilungsweise“.  11.  Das  grade  bei  einer  sozialistischen 
Organisation  ominöse  Bevölkerungsproblem  wird  teils  garnicht, 
teils  oberflächlich  optimistisch  behandelt.  12.  Die  Probleme  der 
Preisregelung,  des  Absatzes,  des  Gelds  werden  kaum  gestreift. 

13.  In  der  Kritik  der  bestehenden  privatwirtsch.  Wirtschaftsordnung 
und  ihrer  Folgen  für  Produktion  und  Verteilung  wird  übertrieben 
und  Alles  schwarz  gemalt,  wenn  auch  Manches  richtig  hervorgehoben. 

14.  Der  praktisch  verwirklichte  Sozialismus  wäre  ein  extremer 
totaler  Staatssozialismus  auf  allen  Produktionsgebieten.  15.  Ein 
solcher  würde  technisch -ökonomisch,  namentlich  aber  wieder 
psychologisch  scheitern  an  den  Bedingungen,  von  welchen  die 
menschliche  Herrschaft  über  die  Natur  u.  ihre  Kräfte  (Technik!), 
die  Arbeitsorganisation  (Motive  des  Arbeitens,  Lastgefühle)  und  die 
Bedürfnisbefriedigungen  (Lustgefühle)  bei  aller  Steigerung  der 
Naturerkenntnis  und  des  technischen  Könnens  und  bei  aller  Hebung 
des  menschlichen  Trieblebens  und  der  Motivationen  einmal  ab- 
hängen  und  solange  abhängen  werden,  als  die  Menschen  „Menschen“ 
sind.  16.  Nur  ein  partieller  Staatssozialismus,  wie  er  unter  G (S.  17) 
angedeutet  ist,  kann  daher  auch  für  die  Zukunft  in  Frage  kommen, 
freilich  ohne  im  Voraus  fest  bestimmbare  Grenzen  im  Einzelnen, 
wo  Technik  und  geistig-sittliche  Beschaffenheit  der  Menschen  eben 
entscheiden.  17.  Alle  unverkennbaren  Tatsachen  der  Entwicklung 
des  Wirtschaftslebens  in  der  Richtung  eines  solchen  Staats- 
sozialisinus,  alle  ökonomisch-technischen  Möglichkeiten  seiner  Durch- 
führung, alle  Bedürfnisse  nach  veränderter  volkswirtschaftlicher 
Organisation,  welche  die  Mängel  der  Funktion  des  privatwirtschaft- 
lichen Systems  und  grade  moderne  Entwicklungen  mit  sich  bringen 
(Grossbetrieb,  Privatmonopole,  Kartelle,  Trusts,  Spekulation,  Aus- 
beutung von  Konjunkturen  durch  Private,  Börsenwesen,  soziale 
Abhängigkeitsverhältnisse,  Steigerungen  der  Einkommen-  und  Ver- 
mögensungleichhcit  usw.)  — alle  diese  Momente  beweisen  nichts  für 
die  Richtigkeit  der  Ziele  und  Forderungen  des  Sozialismus,  sondern 
nur  für  diejenige  eines  massvollen,  langsam  fortschreitenden,  seiner 
auch  wieder  vorliandenen  inneren  Mängel,  Bedenken  und  Schwächen 
sich  wohl  bewussten  Staatssozialismus,  wde  er  unter  G skizziert  ist. 

Eine  objektive  Auseinandersetzung  mit  den  theoret.  Lehren 
und  praktischen  Zielen  u,  Forderungen  des  Sozialismus  ist  eine 
besondere  Aufgabe  der  ganzen  Vorlesung. 


B.  Ueber  die  ältere  Literatur,  auch  die  Schriften  der  oben  ge- 
nannten Autoren,  s.  die  einschlagenden  Artikel  im  H.-W.-B.  d.  St, 
V.  Scheel,  im  Schönbergschen  Handbuch  B,  I.  Adler,  Gesch.  d. 
boz.  und  Kommunism.  L.  Stein,  Sozialismus  und  Kom- 

munismus des  heutigen  Frankreich  1^1,  2.  Aufl.  184^.  L.  Reybaud, 
etud  sur  les  reformateurs  contempor.,  mi.  0.  Warschauer,  Ge- 
scluchte  des  Sozialismus  und  Kommunismus  im  19.  Jahrli.  (St.  Simon, 
Courier,  L.  Blanc)  3 Bd.  1899—96.  Kautsky,  Gesch.  d.  Soz.  1895ff. 
Ueber  Proudhon,  Diehl,  Proudhon,  SB.  i888ff.  Ueber  die  älteren 
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Engländer,  auf  die  er  zum  Teil  erst  wieder  die  Aufmerksamkeit  gelenkt, 
Anton  AI  enger,  Recht  auf  den  vollen  Arbeitsertrag,  2.  AuH, 
il.  Aufl.  1904,  auch  passim  A,  Held,  2 Bücher  z.  soz.  Gesch.  Englands  IHHI, 

C,  Die  deutschen  Hauptautoren  sind:  1.  K,  Rodbertus  (-Jiigetzow), 
besonders  „zur  Erkenntnis  unserer  staatswirtschaftliclien  Zustände'**,  1H42, 
und  „soziale  Briefe  an  von  Kirchmann“,  Berlin  IHöOff.  (auch  in  neueren 
Ausgaben,  nähere  Angaben  in  meiner  Grundlegung,  A.  I.  ;>9).  Rod- 
bertus’ dreifache  grosse  Bedeutung:  Historiker,  Sozialist.  Tlieoretiker, 
Agrarpolitiker,  Von  besonderer  Wichtigkeit  und  m.  E.  höchstem 
methedologischen  Werte  ist  die  ziemlich  zuerst  von  ihm  begonnene 
scharfe  Unterscheidung  rein-ökonomischer  u.  historiscli-recht- 
licher  Begriffe,  bezw.  Kategorien,  bes.  bei  R.  für  Wert,  Kapital, 
von  Lassalle  übernommen,  von  mir  erweitert  u.  lür  das  ganze  theoret. 
Lehrgebäude  verwertet  (s.  u.  T.  I,  Kap.  2).  2.  K.  Marx,  das  grund- 
legende Werk  des  modernen  Sozialismus,  das  Kapital.  1.  B.  Hamburg 
1867.  4.  A.  1890.  2.  B.  Hamburg  1885,  B.  1894.  Fr.  Engels, 


(1861,  rechtsphilosophisch).  5.  Dazu  auch  für  Literargeschichtliches  und 
und  Kritik:  K.  Mario  (Winkelblech)  Untersuchungen  über  die 
Organisation  der  Arbeit  oder  System  der  Weltökonomie  1849  ff.,  neue 
Auil.  Tübingen  1885— 86^  6.  Aus  der  neuesten  deutschen  Sozialist. 
Literatur:  Bernstein,  Voraussetzungen  des  Sozialismus  usw.  1899. 
Dagegen  Kautsky,  Bernstein  u.  das  soz.-dem.  Programm,  1899,  die 
wissenschaftlichen  Zeitschr.  „Neue  Zeit“  u.  „Sozialist.  Mon. -Blätter“,  7.  Die 
sozialistische  Literatur  hat  auch  auf  die  deutsche  allgemeine  und 
theoretische  Nationalökonomie  stark  fermentativ  eingewirkt  (s.  meine 
Grundlegung,  3.  A.  1.  § 13  mit  weiteren  Literaturangaben). 

D.  S.  auch  über  diese  Autoren  die  Artikel  im  H.-W.-B.  d St., 
von  G.  Adler  (von  diesem  auch  in  Festgaben  f.  Ad.  Wagner  (PK)")) 
Abh  I.  S.  Iff.),  Diehl  u.  a.,  zugleich  für  die  Bibliographie.  Ueber 
Rodbertus  bes.  G.  Adler,  Rodb.  1883,  H.  Dietzel.  Rodl>.  2 B.  1886, 


1887,  Kozak,  R’s  sozial-ökonomische  Ansichten,  1882,  Jentzsch  1899* 
Ueber  Marx  d.  Art.  v.  Fr.  Engels  im  H.-W.-B.  d.  St,  B,  4,  K.  Gross, 
Marx  1885,  v.  Wenckstern,  Marx  1896.  Ueber  Engels  W.  Som- 
bart,  i.  d.  „Zukunft“  1896,  überhaupt  Sombart’s  Kapitalismus.  Ueber 
Lassalle  v.  Plener  Lass.  1884.  K.  Mehring,  d.  deutsclie  Sozial- 
demokratie, 3.  A.  1878.  Ders.  Geschichte  der  deutschen  Sozialdemokratie 
0^7  gewechseltem,  jetzt  auf  ganz  soz.-dem.  Standpunkte!) 

bchäffle,  Kapitalismus  und  Sozialismus,  1870  u.  Quintessenz  des  Soz. 
(viele  Aufl.  seit  1878).  A.  Wagner,  das  neue  sozialdemokratische 
(Erfurter)  Programm,  1893,  meine  Rektoratsrede  1895  und  Schmollers 
1897.  Meine  Aufs,  „zur  Kritik  des  Sozialist.  Zukunftsstaats“  in  der  Ztschr. 
Kosmopolis  1898  vol.  9 (gegen  Aufs.  v.  Liebknecht  fn  ders.  Ztschr.). 
Im  Allgemeinen:  Stammhammer,  Bibliographie  des  Sozialismus,  1893, 
1900.  Auch  Lippert,  Bibliogr.  in  Adler’s  (jesch.  d.  Soz, 
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VII. 

Systematische  Hilfsmittel  bei  Vorlesung:eii  über  allgemeine 
und  theoretische  NationaNOekonomie. 

Nur  deutsche  oder  in  deutschen  Uebersetzungen  vorliegende 
Werke  werden  hier  genannt.  In  der  fremden  Literatur  hat  besonders 
die  französische  brauchbare,  knappe,  gut  lesbare  Kompendien. 

Nachschlagewerk:  Elster’s  Wörterbuch  u.  das  Handwörterb. 
der  Staatswiss.  u.  die  unter  I.  S.  1 oben  gen.  Werke. 

Kurze  Grundrisse.  H.  v.  Mangoldt,  Grundriss  der  Volks- 
wirtschaftslehre. Stuttgart  18b;d.  2.  Aufl.  v.  Kleinwächter  1870.  A.  Held, 
Grundriss  zu  Vorlesungen  über  Nationalökonomie,  2.  A.  Bonn  1878! 
L.  Gossa,  Elemente  der  'Wirtschaftslehre,  deutsch  von  Moormeister. 
Freiburg  1879  (zahlreiche  italienische  neuere  Ausgaben^.  J.  Lehr, 
politische  Oekonomie,  2.  A.  München  1892,  neue  Aufl.  V.  Neuburg. 
J.  Conrad,  Grundriss  zum  Stud.  der  politischen  Oekonomie,  Jena, 
189t;ff.,  in  den  rasch  sich  folgenden  neuen  Aufl.  erweitei-t  (5  A 1905) 
.Jentzsch,  Volkswirtschaftslehre  1895.  Klein  Wächter,  Lelirb  d! 
Nat.-Oek.  Iöü2.  Viele  weitere  existieren  noch,  vor  manchen  ist  zu 
warnen. 

Ausführlichere  Grundrisse  usw.  H.  Bischof,  Gnindzüge 
der  Nationalökonomie,  Graz  1874 — 70.  W.  Neurath,  Grundzüge  der 
Volkswirtschaftslehre,  Leipzig  u.  Berhn  1885.  (Ders.  Elemente  1896) 
I,ehr  Grundbegriffe  u.  Grundlagen,  1893,  2.  A.  von  v.  Heckei  ltK)l. 
Jetzt  besonders  rühmend  hervorzuheben:  v.  Philip povich,  Grundriss 
der  politischen  Oekonomie,  1.  B.  Allgemeine  Volkswirtschaftslehre. 
Ireiburg  und  Leipzig  1893,  2.  A.  1899,  4.  1903. 

Grössere  Lehrbücher  und  Systeme  und  Bücher  ver- 
wandter Art.  Aus  den  oben  genannten  älteren  noch  heute  beson- 
ders wi  eh  tig:  V.  Hermanns  staatswirtschaftliche  Untersuchimgen, 
Kau  s B.  1 Ferner  ist  zu  verweisen  auf  Roscher.  B.  1,  Schäffle, 
gesellschatthches  System,  Mill,  politische,  Oekonomie.  Marshall  B.  1, 
Wagner,  Grundlegung,  Schönberg,  ß.  1,  S chmoller’s  Grundriss 


seine  Aufsätze  über  Grundbegriffe  im  l,  B,  von  Schönbergs  Handbuch). 

1.  B.  Gnindlegung,  Stuttgart 
L88o  (als  formgewandt,  geistvoll  und  gut  lesbar  besonders  zu  empfehlen). 

Uietzel  s theoretische  Sozialökonomie  (bleibt  Bruchstück  in  meinem 
baminelwerk) 

T TT  l . .. 


T>  ganze  oben  genannte  Literatur  der  allgemeinen 

l olitischen  Oekonomie.  Für  Einzelnes  besonders  die  Artikel  im  Hand- 
v oiteibuch  der  Staatswissenschaften,  welche  regelmässig  auch  reich- 
la  ige  Literaturangaben  haben,  sie  werden  im  Folgenden  nur  ausnahms- 
weise besonders  angeführt;  dann  die  Fachzeitschriften.  Meine  Grund- 
legung, 3.  Aufl.,  zitiert  als  G.  § . . . 
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Erster  Teil.  Grundlegung. 

(Abriss  nach  meinem  Werke  unter  diesem  Titel.  An  dieses  Werk 
genauerer  Anschluss  in  der  Vorlesung  in  diesem  I.  Teil.) 

I.  Kapitel.  Oekonomisehe  Psychologie,  Methodologie  und 

Systeinatologie. 

G.  3.  A.  I.  Buch  1. 

A.  Wagner,  Grundlegung,  dritte  AuH.  I.,  Buch  B S.  70— 2H5 
(auch  für  die  weiteren  Literaturangaben,  besonders  S.  70—73,  137—142, 
‘>25 — 228,  252—255).  Knies,  politische  Oekonoraie,  das  ganze  Werk. 
Schönberg,  Abhandlung  Volkswirtschaft  in  seinem  Handbuch  1. 
G Schmofler,  Abh.  Volkswirtsch.  im  H.-W.-B.  d.  St.  K.  Bücher, 
Entsteh,  d.  Volkswirtsch.,  Einleitung,  ders.  Arbeit  u.  Rhythmus.  Bes. 
K.  Menger,  Untersuchungen  über  die  Methode  der  Sozialwissenschatten 
und  der  politischen  Oekonomie  insbesondere  und  die  grosse  Streit- 
Literatur,  welche  sich  an  di(‘ses  bedeutende  Werk  angeschlossen  hat 
(s.  diese  in  meiner  Grundlegung.  3.  Aufl.  1.  139).  Ders.  in  Conrads 
Jahrb.  B53.  Keynes,  scope  and  method  of  pol.  econ.,  London  1891, 
2.  A.  1904,  (vorzüglich).  Gans-Ludassi,  wirtsch.  Energie.  1.  B Syst, 
d.  Ökonomist  Methodologie  1893.  Hasbach  in  tchmollers  Jahrh.  t. 
Gesetzgeb..  1895.  Schmoller,  Grundriss,  Abschn.  I u.  II  4. 

V.  M.  Weher,  Eulenburg  Die  allgemeinen  Werke  (Lehrbücher)  der 
Psychologie,  Logik,  Erkenntni.stheorie,  Methodol.  (Mill,  Wundt,  Sig- 
wart  u.  a.  Liter,  in  Grundleg.  3.  A.  I.  §54.)  A.  Comte.  Die  ein- 
leitenden Abschnitte  der  Grundrisse  und  Lehrbücher,  besonders  Kau, 
Koscher,  Cohn,  Philippe vich,  H.  Dietzel.  Lehr.  Die  neuere 
Literaturbewegung  (Methodenstreit:  ^lenger-Schmoller).  Autgahen 
psycholog.  Art.  Notwendige  Auseinandersetzung  mit  dem  Sozialis- 
mus u.  bes.  dessen  mangelhafter  Psychologie  grade  hier  (s.  o.  S.  18). 

§ 1.  — A.  Die  wirtschaftliche  Natur  des  Menschen. 
G.  I,  § 22—29.  1.  Streitfrage  über  den  richtigen  Ausgangspunkt 

der  Soz.-Oek.:  a)  ob  Individuum  oder  „Gesellschaft‘*y  doch  erstes; 
b)  ob  Bedürfnis  oder  Gut  oder  Mensch?  Der  bedürftige,  Last- 
nnd  Lustgefühlen  unterliegende  Mensch.  2.  Phychologisches,  nicht 
nur  Physiologisches.  3.  „D'tr  Mensch,“  als  solcher,  in  histor.  u, 
örtl.  u.  individ.  DiflPerenzierung.  4.  Bedürfnis.  Arten.  Entwicklung. 
5.  Befriedignngsmittel  oder  Gut.  6.  Befriedigungstrieb.  7.  Be- 
friedigung (Wesen.)  8.  Befriedigungsweise  ii.  -weg:  Arbeit,  a)  Ob 
historische  Zeitalter  der  Menschheit  ,, ohne  Arbeit“?  Nein!  Bücher  s 
individ.  Nahrungssuche;  b)  Spiel  u.  Arbeit  (Rhythmus)  (Bücher). 
9.  Anfoi’derungen  an  die  Arbeit.  10.  W^irtschaftliches  Prinzip. 

II.  Wirtschaft.  „Wirtschaftliche“  Erscheinung,  Tatsache,  Handlung. 
12.  „Wirtschaftliche“  Natur  als  eine  Seite  der  allgemein  mensch- 
lichen Natur  13.  Das  „Gleichmässige“  in  der  „menschlichen  Natur“ 
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den  wirtschaftlichen  Aufgaben  gegenüber,  bedingt  a)  durch  die 
physisch -psychisch  gleiche  und  gleichbleibende  Grundanlage  des 
.Menschen“  im  Unterschied  auch  zum  höchsten  Tiere  und  b)  durch 
die  Gleichmässigkeit  der  äusseren  Natur  u.  der  Bedingungen  ihrer 
Beherrschung.  14.  Die  individuelle  Differenzierung  der  menschlichen 
Natur,  auch  der  wirtschaftlichen  Seite,  nach  histor.  und  lokalen 
Verhältnissen  von  Völkern  und  Individuen,  nach  Zeit,  Ort,  Um- 
ständen, „milieu“,  Anlagen.  15.  Bedeutung  dieser  Unterscheidung 
für  Methode  usw.  16.  Wirtschaftslehre,  Volkswirtschaftslehre,  Sozial- 
ökonomik (s.  § 5.) 

g 2.  ^ — B.  Die  Motive  des  wirtschaftlichen  Handelns. 
(Oekonomisehe  Psychologie  (Stammler,  Wirtsch.  u.  Recht, 
1896,  Einwände).  Bes.  hier  Auseinandersetzungen  mit  dem  Sozialis- 
mus.' G.  I § 30 — 53.  1.  Allgemein  menschliche;  historisch,  örtlich, 
individuell  variable  Motive.  2.  Individuelle  Differenzierung  der  wirt- 
schaftlichen Natur.  3.  Der  Mensch  aber  doch  einheitlich  handelndes, 
wenn  auch  von  verschiedenen  Motiven  bewegtes  Wesen.  4.  Haupt- 
einteilung: egoistische  u.  unegoistische  Leitmotive.  5.  Egoismus 
und  Altruismus,  kein  reiner  Gegensatz.  6.  Zwei  Seiten  jedes 
Motivs:  a)  Herbeiführung  von  Lustgefühlen;  b)  Vermeidung  von 

Unlustgefühlen,  (positive,  negative  Seite.)  7.  Einfluss  auf  Willen, 
Handeln,  Tun,  Unterlassen,  überhaupt  und  auch  bei  Beschaffung 
und  Verwendung  von  Gütern.  8.  Vier  „egoistische“  Leitmotive: 
a)  «)  Streben  nach  dem  eigenen  wirtschaftlichen  Vorteil,  schon  sich 
erweitenul:  nach  dem  Vorteil  solcher  Anderer,  für  die  man  sich 
interessiert;  ß)  Furcht  vor  eigener  wirtschaftlicher  Not.  h)  a)  Hoffnung 
auf  Anerkennung,  Respekt  vor  Dritten,  besonders  den  leitenden 
Autoritäten;  ß)  Furcht  vor  Strafe,  c)  a)  Ehrgefühl,  Geltungsstreben, 
Rivalität,  Ehrgeiz,  Eitelkeit;  ß)  Furcht  vor  Schande  und  ^liss- 
achtung;  d)  a)  Drang  zur  Betätigung,  zur  Kraftausübung  und 
-Uehung,  Genuss  n.  Freude  daran;  ß)  Furcht  vor  den  Folgen  der 
Untätigkeit.  9.  Unegoistisches  Leitmotiv:  ct)  Trieb  des  inneren 
Gebots  Zinn  sittlichen  Handeln  („kategorischer  Imperativ“),  Drang  des 
Pflichtgefühls,  freilich  dabei  auch  Genuss  der  „inneren  Genugtuung“; 
ß)  Furcht  vor  dem  eigenen  inneren  Tadel  (Gewissen).  10.  Stärke- 
grade der  Motive,  Differenzierungen,  individuelle,  solche  der  Klassen, 
Stände,  Berufe,  Völker,  Zeitalter.  11.  Kombinationen.  12.  Blick 
auf  Gestaltungen  der  Motive  im  „kajiitalist.“  Zeitalter,  bei  Erwerb, 
(„non  ölet“),  Verbrauch  u.  in  anderen  Zeitaltern.  13.  Psychologische, 
pädagogische,  soziale  Aufgaben,  allgemeine,  individuelle,  bezüglich 
der  Motive  (auch  in  Sozialist.  Organisation).  14.  Mittel:  Selbstzucht, 
Sittlichkeit,  Sitte,  Recht,  Zwang,  Religion,  Kirche,  Organisationen. 

15.  Einfluss  der  Arten  menschlichen  Zusammenlebens,  des  Berufs, 
der  Arbeitsart  (Land,  Stadt,  Heimat,  Fremde,  Familie,  Einzelleben). 

16.  Physiologische  Probleme.  Vererbungsfragen,  „Zuchtwahl“:  ander- 
seits Beispiel,  Tradition,  in  Sippe,  Familie,  Stand,  ererbte,  erworbene 
Eigenschaften.  S.  die  auf  (jrund  einer  Preisfrage  erschienenen 
Schriften  u.  d.  T.  Natur  u.  Staat,  1903 ff.  v.  verschiedenen  Autoren. 
Auch  Ammon,  natürl.  Auslese  beim  Menschen,  1893  (auch  2.  Aufl.). 
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...  § TT  C.  <Jbjekt  und  Forscliungs- Aufgaben  aer  öoziai- 

okonomik  G § 54-64.  1.  Objekt:  die  wirtschaftliche  Ei- 
se leinung  als  1 eilerscheinung  eines  zusaimnengehöriKen  Er- 
scheniungs-Komplexes,  ebender  „Volkswirtschaft“,  oder  im  sozialen 
(gesellschatthchen)  Verband  bei  einem  System  der  Teilun«-  der 
Arbeit  und  des  Sach-Besitzes  und  der  dadurch  bedingten  Art  des 
Gütererwerbs  (§  6.)  2.  Die  Aufgaben,  a)  theoretische  und  b)  prak- 
tische. 3.  Die  krage,  ob  „Wissenschaften“  praktische  Aufgaben 
haben  können,  zu  bejalien.  Wann  das  der  Fall?  Wenn  Wohltahrts- 
interessen  vorhegen  und  mensclilicher  Einfluss  auf  die  Vor-nin<>-e 
möglich.  4 Die  sogen  Kunstlehren.  5.  Die  Fragen:  was  ist?  was 
soll  sem,  Beule  zu^  beantworten.  6.  Die  drei  theoretisclien  Auf- 
jjaben:  alle  des  Wissens  behufs  Erkennens,  Verstehens 
a)  I eststellung  der  Tatsachen;  b)  Ermittlung  des  Typischen  u.  Gesetz- 
massigen  dann;  c)  Erklärung  des  konditionellen  und  kausalen  Zu- 
sammenhangs. 7.  Die  drei  praktischen  Aufgaben:  des  Wissens, 
behufs  Könnens,  aber  auch  um  des  Verstehens  willen,  a)  Be- 
in teilung  der  Bedeutung  (des  V erts)  der  Erscheinungen,  b)  Auf- 
stellnng  eines  Ziels  für  die  Entwicklung,  c)  Wegweisung  zu 

§ ^ Methodologie.  G.  §54  (Literatur),  65  — 97. 

1.  Der  neuere  Methodenstreit.  2.  Die  beiden  Hauptmethoden, 
s ji  e ku  1 a 1 1 V e Deduktion  und  Induktion.  3.  Wesen  des  deduk- 
tiven Verfahrens,  a)  Voraussetzungim:  dem  ersten  egoistischen 
Eeitmotiv  folgen  wollen,  es  richtig  verstehen,  ihm  rechtlich  foDen 
dürfen  untor  gegebenen  Verhältnissen,  insbes.  in  der  Stellung  zur 
äusseren  Xatnr  (ihrer  Erkenntnis,  ihrer  Beherrschung  in  Technik). 

F)eduktion,  ihre  Voraussetzungen:  streng  u.  aus- 
schliesslich die  bei  a genannten.  Mathematische  Fassung,  keine 
eigene  3Iethode.  ß)  Methodische  Aenderungen  in  den  Voraus- 
setzungen. bes.  Milspielen  andrer  Moti^  e,  mangelhaftes  Verständnis, 
besclirankende  Kechtsordnung.  b)  Abgeleitete  Gesetze,  s.  u.  Anhang, 
c)  Nationalökonomie  als  sog.  „logische“  Wissenschaft,  d)  Fehler- 

geboten  an  der  „Erfahrung“,  den  Tatsachen, 

1 rufuiig  der  deduktiv  gewonnenen  Ergebnisse  an  der  Wirklichkeit 
«)  Irufung  der  Voraussetzungen;  ß)  der  Schlüsse,  f)  So  er- 
forderlich Ergänzung  event.  Ersetzung  der  Deduktion  durch:  4.  Das 
induktive  Verfahren,  a)  ., Erfahrung“,  a)  Was  sie  ist?  ß)  Wie 
sie  festzu.s teilen?  y)  Was  lehrt  sie?  ö)  Welchen  Wert  hat  sie? 
f ^ Imjionderabilien.  b)  Erfordernisse,  a)  massen- 

haft, ß)  systematisch,  c)  Mängel  und  Vorzüge  der  induktiven  Me- 
tlioden.  d)  Die  einzelnen  Beobachtungsmethoden : a)  unwissen- 
schaftliche tägliche  Beobachtung;  ß)  wissenschaftliche  Einzelbeob- 
achtung  (auch  Enquete);  y)  wissenschaftliche  3Iassenbeobachtung 
aa  I btaiistik  und  bb)  Historik.  Letztere  beiden  die  indukt.  Hauiit- 
methoden  der  Pol.  Oek.  5.  Verbindung  der  Methoden,  auch  der 
p.sychologischen  Deduktion  wieder  mit  der  Induktion.  6.  An- 
wi-ndunjj,  Beispiele.  7.  Beziehung  zu  den  Aufgaben. 
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Anhang.  lieber  wirtscliattliche  ü-esecze. 

S.  Lit.-Nachweis  (bes.  Rümelin)  G.  I,  S.  225  ff.,  meine  Schritt 
jGesetzmässigk.  in  d.  scheinb.  willkürl.  inenschl.  Handlungen“.  18G4,  I, 
ff,  meine  Abh.  Statistik  im  Bluntschli’schen  Staatswörterb.  X,  45b  ff., 
474  ff.,  meine  G.  I,  S.  225—242.  Neuinann,  Naturges.  u.  wirtsch.  Ges., 
Ztschr.  f.  Staatswiss.  1892.  Lexis,  Art.  Gesetz  im  H.  W.  B.  St.  B.  14, 
daselbst  weit.  Lit.  S.  240. 

1.  Sprachgebraucli  steht  nicht  fest,  a)  Die  klass.  Nat.-Oek. 
des  Ökonom.  Individualismus  spricht  gern  von  „Gesetzen“  des 
wirtsch.  Lebens,  identifiziert  sie  aber  zu  weitgehend  mit  Xatur- 
gesetzen  u.  die  Epigonen  (Manchestertum)  ziehen  selbst  aus  solchen 
., Gesetzen“  falsche  Konsequenzen , auf  unbedingtes  Sein  - Müssen, 
ja  Sein-Sollen  bezüglich  wirtsch.  Handlungen  n.  Erscheinungen,  aucli 
des  notwendigen  Unterbleibens  oder  Vergeblichseins  eines  staatlichen 
Eingriffs  in  die  „Gesetze  des  Güterverkehrs“  (Preise,  Zins,  Löhne 
usw.).  b)  Die  frühere  Statistik  (Qnetelet  u.  seine  Schule)  operiert 
auch  mit  dem  Ausdruck,  begeht  aber  ähnliche  Fehler,  c)  Die  liistor, 
Xat.-Oek.  u.  die  neuere  Statistik  lehnen  den  Ausdruck  ab  oder 


brauchen  ihn  nur  sehr  eingeschränkt,  gehen  aber  in  der  Reaktion 
zu  weit,  d)  Es  ist  bei  dem  schwankenden  Sprachgebrauch  zu- 
lässig, den  Ausdruck  auf  dem  Gebiet  der  Soz.-Oekonomik  fest- 
zuhalteu  und  auch  zweckmässig,  nur  muss  zwischen  solchen  u. 
wirklichen  Naturgesetzen  streng  unterschieden  werden.  2.  Der 
Unterschied  liegt  in  der  inneren  prinzipiellen  V erschiedeu- 
heit  des  Verursachungssystems  (G.  I,  S.  234).  a)  Bei  Natur- 
gesetzen für  reine  N aturerscheinungen  handelt  es  sich  um  feste,  über- 
liaupt  immer  u.  stets  so  u,  so  wirkende  Ursachen,  daher  um  feste,  ganz 
gleichmässige  Wirkungen,  b)  Bei  wirtschaftlichen  u.  allen 
„sozialen“  (besetzen  liegen  die  Ursachen  in  der  psychischen 
]\Ioti vation,  die  individuell  zwar  auch  gewisse  feste  Gleich- 
mässigkeiten,  aber  auch  Verschiedenheiten  u.  Veränderungen  in  den 
Kombinationen  u,  den  Stärkegraden  der  einzelnen  Motive  zeigt, 
daher  auch  nicht  eine  feste,  ganz  gleichmässige  Gestaltung  der 
Wirkungen  bewirkt.  3.  Für  alle,  Natur*  und  SozIal-„Gesetze“‘ 
ist  der  allgemeinste  Begriff  von  „Gesetz“:  diejenige  Gleich- 
törmigkeit  der  Gestaltung  der  Erscheinungen,  demnach  auch  ihrer 
\\iederkehr,  welche  nach  Wahrscheinlich keitsgrüiulen  als  not- 
wendige Folgen  und  Wirkungen  eines  festen  Abhängigkeitsverhält- 
iiisses  von  gewissen  Bedingungen  und  Ursachen  angesehen  Averden 
inüsseji  (G.  I,  S.  229  ff'.).  4.  Nach  dem  Grade  der  Erkenntnis 

der  Kausal-  u.  conditionellen  Zusammenhänge  ii,  nach  dem  Masse 
der  Abhängigkeit  der  Folgen  und  Wirkungen  von  den  Ur- 
schen und  Bedingungen  sind  dann  zu  unterscheiden:  a)  empirische 
Gesetze,  besser  nur  Regel-  oder  Gesetzmässigkeiten  genannt, 
wo  die  äussere  Beobachtung  (Statistik)  nur  eine  mehr  oder  Aveniger 
deutliche  u.  grosse  Gleichförmigkeit  der  Erscheinungen  ergibt,  deren 
Erkhirung  aber  fehlt  oder  nicht  ausreicht  (so  die  meisten  sog. 
„Statist.  Gesetze“,  in  der  BeA'ölkerungsbewegung).  b)  Kausal- 
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ge  setze  stellen  solche  Gleichtorniigkeiten  dar,  wenn  diese  sich  als 
strenger  erweisen  u.  kausal  u.  conditionell  erklärt  werden 
können,  c)  Wirtschaftliche  Gesetze  sind  kausale,  wenn  die 
Gleichförmigkeit  sich  als  streng  genug  erweist  u.  auf  eine  bestim- 
mende als  Ursache  wdrkende  psychische  Motivation  zurückgeführt 
werden  kann,  a)  Walme  ..exakte“  wirtsch.  Kausalgesetze  gibt 
es  in  der  Wirklichkeit  nicht,  weil  die  Motivation  keine  feste  „Natur- 
kraft“ und  nichts,  wie  diese,  so  Unveränderliches  und  so  gleich- 
förmig in  allen  Einzelfällen  Wirkendes  ist.  ß)  Nur  unter  den 
genauen  Voraussetzungen  der  „exakten“  Deduktion  (oben  in 
diesem  § unter  3,  a,  a),  daher,  doch  nur  hypothetisch,  kann  man 
von  „pakten  kausalen  wirtsch.  Gesetzen“  sprechen,  y)  Die  Wirk- 
lichkeit zeigt  nur  mehr  oder  weniger  grosse  Annäherungen  der 
Gleichförmigkeiten  an  diese  hypothetischen,  (bes.  auf  dem  Gebiete 
der  Verteilungs-  u.  Preis-,  Geld-Erscheinungen,  doch  auch  auf  dem 
Produktionsgebiet,  so  in  der  Arbeitsteilung,  Stellung  zur  Natur  u. 
ihren  Kräften),  um  so  mehr,  je  mehr  in  der  Wirklichkeit  die  als 
Ursachen  u.  Bedingungen  fungierenden  Momente  den  Voraus- 
setzungen der  exakten  Deduktion  entsprechen  (Preise  im  freien 
Grosshandel,  Verteilungsvorgänge  im  völligen  Konkurrenzsystem  bei 
starker  Vorherrschaft  des  ersten  egoistischen  Leitmotivs  [„Händler- 
psychologie“ der  „city“-  oder  „econoniical“-men]).  ö)  Das  induktive 
u.  selbst  vornehmlich  nur  das  statistische  Verfahren  führt  höchstens 
zur  Feststellung  von  empirischen  Gesetzen  oder  Gesetzmässigkeiten, 
f)  Es  dient  sonst  nur  zur  Prüfung  der  deduktiv  abgeleiteten  Ge- 
setze an  den  Tatsachen  der  Wirklichkeit,  daher  zur  Feststellung 
des  Masses  der  Annäherung  der  wirklich  beobachteten  Vorgänge 
an  die  dafür  deduktiv  ermittelten  Gesetze,  c)  Wirtschaftliche 
Kaus€algesetze  lassen  sich  dann  definiei'en  als  Gleichförmigkeiten 
der  wirtsch.  Vorgänge  (Erscheinungen),  bezw.  ihrer  Wiederkehr, 
welche  sich  unter  den  gegebenen  bezw.  unter  den  angenommenen 
Voraussetzungen  der  exakten  Deduktion  aus  dem  Wirken  des  ersten 
egoistischen  Leitmotivs  („Egoismus“,  „Eigennutz“,  Streben  nach 
dem  höchstmöglichen  wirtsch.  Vorteil)  ergeben,  d)  Abweichungen 
von  diesen  „Gesetzen“  in  der  Gestaltung  der  wirklichen  Erscheinungen 
lassen  sich  erklären  aus  anderen  Voraussetzungen  u.  insbes.  aus 
Einwirkungen  anderer  psychischer  3[otivation.  e)  Theoretischen  u. 
auch  prakt.  ^\ert  haben  diese  „Gesetze“  gleichwohl  (übertriebene, 
auch  unrichtige  Einwände  der  histor.  Schule).  5.  Wirtschaftliche 
Bewegungsgesetze  („dynamische“):  Gleichfönnigkeiten  auf  den 
Grundlagen  fest  gegebener  oder  angenommener  Voraussetzungen 
der  psychischen  Durchschnittsmotiv'^ation,  des  ökon.  u.  techn.  Ver- 
fahrens u.  Könnens,  der  wirtschaftl.  Rechtsordnung  — also  bei  ge- 
gebener Statik  u.  Dynamik  des  Wirtschaftslebens  — (G.  I,  § 90, 
mit  Unterscheidung  von  Haupt-  oder  Grundgesetzen  [Preisgesetz] 
und  Folgegesetzen,  die  weiteren  Umlaufs-  u.  Vei'teilungsgesetze, 
G.  S.  236).  Wesentlich  nur  diese  Gesetze  in  der  Soz.-Oek.  bisher 
gemeint.  6.  Neben  ihnen  beginnen  wirtschaftliche  „Entwicklungs- 
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.resetze“  a)  im  Sinne  gesetzmässiger  Veränderungen  der  ganzen 
Grundla<^en  u Struktur,  daher  auch  der  psychischen  Voraussetzungen 
des  Wirtschaftslebens  - also  mit  anderer  Statik  u.  Dynamik  dieses 
_ erforscht  zu  werden  (typische  Phasen  der  Volkswirtschaft,  ^ 12, 
\ 5 kapitalist.,  Sozialist.  Wirtsch.-Ordnung,  in  der  Sozialist  Iheorie, 
in’ der  hist,  nat.-ök.  Schule),  b)  Aber  von  „Gesetzen“  ist  hier  noch 
weni'^er  zu  reden  als  bei  den  „ Bewegungsgesetzeii“,  wegen  der 
Komplikation  des  Systems  von  Ui-sachen  u.  Bedingungen  u.  dem 
starken  Mitspielen  variabler  neben  konstanten  Ursachen,  (Fragen,  ob 
überhaupt  u.  welche  allgemeine  „historische  h^ntwicklungsgesetze' 
in  der  menschlichen  Geschichte  anzunehmen  seien.  Einseitige  De- 
duktionen des  neueren  Sozialismus  auf  dem  Boden  der  „materialist. 
Geschichtsauffassung“,  G.  I,  § 40). 

«5  K.  Begriff  und  System  der  Politischen  Oe-ko- 

noraie.  G.  § 98—105.  1.  Aeltere  Kameralwissenschaft.^  2.  Privat- 
ökonoraik.  ‘6.  Politische  üekonomik.  4.  Begriff.  5.  Namen,  der 
beste:  Sozialökonomik.  6.  Einteilung  oder  System.  B“««ng  mit 
nach  Zweckmässigkeitsraomenten,  nicht  rem  prinzipiell:  1.  Gruin  - 
legung,  II.  Ausführung:  (1)  Theoretische,  (2)  praktische  National- 
ökonomie, (3)  Finanzwissenschaft.  I.  u.  II.  1:  allgemeime,  II. 
spezielle  Nat.-Oek. 

Anhang:  1.  Stellung  der  Politischen  Oekonomie  im  Krmse 
der  verwandten  Wissenschaften.  Ihre  Zugehörigkeit  zu  den  Ge- 
sellschaftswissenschaften. 2.  Hilfswissenschaften. 


2.  Kapitel.  Grundbegriffe  und  sich  anschliessende  liehren, 
bes.  Gut-  und  Wertlebre.  G.  3.  A.  I Buch  2. 


A.  AVagner, 


Grundlegung,  3.  Auf!  I.  Buch  1 (daselbst  näherer 
so  S.  2m-  2m,  3(X5— 309,  320-327).  Unterscheidung 


Literaturnachweis,  so  — , — — ' — , , . - 

der  beiden  Standpunkte  der  Betrachtuiifr,  (Rodbertus)  des  rem  okou. 
u.  des  historisch-rechtlichen;  ferner  des  einzel-  (privat-),  volks-  una 
weltwirtschaftlichen  Standpunkts.  Mängel  der  historischen  Schule,  auch 

u.  z.  T.  besonders  der  jüngeren  in  der  ganzen  Mateiie  dieses  Kapitels. 
Von  rdteren  Hufeland,  Lotz,  Malthus  (definitions.)  Besondeis 

v.  Hermann,  staatswurtschaftliche  Untersuchungen,  Abh  I— 1\  . 
goldt,  (Grundriss.  K.  Menger,  Grundsätze  der  Volkswirtschaftslehie, 
die  Arbeiten  von  E.  Sax,  v.  Böhm  Bawerk,  v.  AV  ieser.  Zuckei - 
kandl  und  H,  Dietzel,  (Aufs.  i.  Jahrb.  f.  Nationalökonomie  r.  \ Hl, 
theor,  Sozialökonomie),  auch  Lehr,  Grundbegrifle.  Namentlich^  Fr.  J. 
X e u m a n n ’ s , des  hervorragendsten  gegenwärtigen  deutschen  Spezialisten 
auf  diesem  Gebiete,  Arbeiten  und  Aufsätze  in  B.  25  flH69b  B.  28  (1872), 
B.  m (1880)  der  Tüb.  Ztschr,  f.  Staatsw.,  die  Abhandlungen  über  Grund- 
hegrifie  und  über  Preis  in  den  vier  Auflagen  des  Schönbergschen 
Handbuches,  B.  1,  die  selbständige  Schrift  Grundlagen  der  A olkswirt- 
schaftslehre,  woselbst  immer  die  ältere  und  neuere,  auch  die  fremde 
Literatur  und  die  Dogmengeschichte  eingehend  berücksichtigt  \vird. 
Auch  wo  man  ihm  nicht  beistimmt,  ist  er  immer  lehrreich.  Die  be- 
treffenden Abschnitte  der  Grundrisse  und  Lehr-  und  Handbücher, 
Rosclier  besonders  für  Literatur-  und  Dogmengeschichtliches;  die 
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Haudwörterouch  der  btaatswissen- 
scnait^n  ebentdlls  auch  für  weitere  Literatur,  von  Lexis  u a in  Tn 

Differenzierung  und  Veränderung  der  Befrriffe 

WriteplS“fT^-  ^ '•  ^.taminler  a,  a.  0.  (falsche  Einwände).  Gmnd- 

begiiffhche  Erörterungen  sind  in  der  histor.  Riclitung  nicht  beliebt,  jrelten 
da  für  mussig  und  audi  wohl  bisweilen  als  blosse  Spintisirerei  und  Wort- 
klaiiberei.  Aber  mit  I nrecht,  sie  sind  wichtig  u unbediiiTeebote^ 
auch  hir  Ausemandersetzungen  mit  dem  gemeinen  Sprachgfbrauch; 

-T  I-  ^ 109—122.  1.  LVerscheidung 

a rem  ökonomischer  und  b)  historisch -rechtlicher  oder  sozialer 
Standpunkte  bei  Grundbegriffen:  dort  der  3[ensch  überhaupt  der 

yXe^'i^^-l“'  einzelnen  Menschen,  Klassen, 

Iker  in  ihren  Beziehungen  zu  einander  betrachtet.  2 Be«--riff‘ 
des  Gats:  Bediirfnisbetnedpingsinittel.  3.  Entwicklung  der  Güter 
dL“l  iitp  11^1'H-tn^sen,  b)  mit  den  Einsichten  in  die  Brauchbarkeit 

l unkVe  “ verschiedenen  Gesichts- 

p inkten.  M ichtig:  a)  innere,  Seelenleben,  äussere,  aus  Aussen- 

welt  herankonmiend  (bes.  Dienste  Anderer,  Sachen);  b)  letztre- 

mit  «rlangte,  wirtschaftli c li e.  nur 

nit  Hilfe  solcher  Arbeit  erlangbare,  nur  diese  hier  in  der  Soz -Oek 

hchen  '^r allgemeine,  keiner  ausschliess- 
lichen Aneignumg  fähige,  ß)  freie.  Besitzguter,  solcher  An- 

5'*  "f^’i  wegen  Zwecklosigkeit,  bei  Uebertreffen  des 
Bedarfs  durch  den  Vorrat,  nicht  in  Besitz  genonmiene,  hier  schon 

Gülfr («•  0,  ßy,  zu  b:  wirtschaftliche 

^ w wie  oben,  ß)  im  hist -reclitl  Sinne- 

aa)  freie  Besitzguter  wcTdeti  wirtschaftlicbe  durch  Uebergang  in 
agentuni  n ausschhess  iclies  Xiitznngsrecht  bei  relativem  Maii«-el 
an  ihnen  (Boden  einzelne  Grundstücke,  wilde  Pflanzen  u.  Tiere)- 
bb)  wuüschafthche  Güter  im  rein  ökon.  Sinne  sind  aüdi  wirl: 
schaftliche  mi  hist -reclitl.  Sinne  für  die  bei  ihrer  Gewiniiim«^  mit 
Arbeit  Beteiligten,  dagegen  freie  event.  für  Andere,  welche  ^ohne 
oder  ohne  volle  Gegenleistung  (Arbeit)  sie  zur  Verfüguna'  er- 

iiT  Faniilieiiverband,  bei  Geschenk,  Alinosen, 

Herrschaf tsverhaltnissen  (Herren  gegenüber  Unfreien,  bei  nn- 

zureu- .enden  Lohnen  infolge  sozialen  Klassendrucks,  zwischen 
herrschenden  u unterworfenen  Völkern,  Tribute).  Begriff  freies  u 
wirtsch.  Gut  daher  mit  von  sozialer  Stellung  des  ürteilendeii 
a haiigig;  c)  Individual-  u.  Genie  in  bedürfhisse  s.  u.  8 22.  — 

5.  Erwerbsarten  wn-tschaftlicher  Güter:  a)  naturale  Ei*-en- 
gewinnung:  Herstellung  der  Güter  selbst  und  b)  (sozIaler)“ab- 
geleiteter  Erwerb  m Bezug  auf  schon  vorhandene  Güter.  \aer 

ZiUeiTiifc.  • Erwerbs:  «)  durch  autoritative 

Zuteilung,  wie  m Familie,  Geschlechtsverband  für  Angehörio-e 
bei  Unfreiheit  für  die  Unfreien,  in  Zvvangsdiensten  zur  SustlZimi- 
vare  m Sozialist.  ()rgaiiisation  die  notwendige  Konsequenz  für  alle 

?u?eii;i  «^fl-SVcrtdlung!)°  /f)  durc?.  caritatfve 

(Geschenk,  Almosen);  y)  Zwaugserwerb  bei  Verfü->-uti'>- 
uber  Arbeit  Unfreier  seitens  der  Herren^  in  Zwangsverbänden 
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/Besteuerung),  bei  Gewalttat  (Raub,  Diebstanl);  d)  verkeliis- 
inässi^'-er,  bezw.  vertragsmässiger  Erwerb,  auf  Grundlage  all- 
I^0i*crmlirdip.r  Freiheit  u.  IMvateiirentuins.  Geschicbtliche 


1^20).  Verkehrsmäss.  Erwerb  daher  nicht  kurzweg  die  „natürliche“, 
keine  rein  ökon.,  sondern  eine  hist.-rechtl.  Kategorie.  Gleichwohl 
f-ist  alleinige  Berücksichtigung  in  der  Individualist,  (klass.)  Xat.- 
Oekon,  was  falsch  ist.  6.  Zu  unterscheiden  bei  jeder  Erwerbsart. 
auch  bei  der  verkeln-smassigen : a)  die  geschichtlichen  Vorgänge, 
h)  die  prinzipiellen  Momente,  auch  die  psycholog.  Triehkratte, 
Motive.  Jrrtüiner  der  „abstrakten“  Richtung,  das  erste,  der 
liistorischen  das  zweite  nicht  genügend  zu  beachten.  Jene  leidet 
an  einseitiger  „Handlerpsychologie‘%  diese  an  Unterschätzung  des 
Festen,  Gleichinässigen  in  aller  psychischen  Xatur  des  „Menschen“. 
7.  Die  historische  und  ps\adiolog.  Bedeutung  des  Unterschieds 
autoritärer  Regelung  des  Wirtscliaftslebens  und  freier  ('individua- 
listischer) Gestaltung  desselben,  auch  bei  Arbeitsteilung  (-Gliederung), 
Verkehr.  8.  Tausch,  Arbeitsgliederung,  Verkehr,  Markt,  Geld- 
wirtschaft in  iliren  Wechselbeziehungen  u.  -Wirkungen.  9.  Be- 
dingungen ihrer  P^ntAvicklung  viererlei,  natürliche,  technische, 
rechtliche  organisatorische  (s.  auch  § 12):  a)  Entwicklungr 
Umfang,  Difterenzierung  a)  der  Bedürfnisse,  ß)  der  Fähigkeiten 
der  Menschen,  der  Gebiete  (Land),  wirtsch.  Güter  herzustellen, 
h)  An  der  Technik  dieser  Herstellung  u.  des  Kommunic.-  u.  Transport- 
wesens, c)  Rechtsschutz,  gesamte  Rechtsordnung,  d)  Organisation 
des  Verkehrs-  u.  Marktwesens  u.  seiner  Hiltsmittel  (bes.  Mass  lu 
Gewicht,  Geld  u.  Kredit,  Wege  u.  Transport,  Marktwesen).  ^ 10.  Be- 
gritte  von  Markt,  Arbeitsgliederung,  Verkehr  als  nicht  rein  ökon. 
sondern  hist.-rechtlichc.  11.  Entscheidende  Bedeutung  der  Rechts- 
ordnung (s.  §12).  12.  Tausch-  oder  Verkehrsgut  engerer 

Begrift'  als  Avirtschaftliches  u.  nur  histor.-rechtlicher.  13.  Umtang 
des  Begriffs  wirtsch.  Gut  u.  Einteilung  dieser  Güter  a)  Menschen 
(bei  Unfreiheit  durchaus,  hei  Freiheit  nur  persönl.  Dienste); 
1 ))  8 a c h e n ( be wegliche,  unbew* egliche ; c)  V e r h ä 1 1 n i s s e (,,  R e c h t e “) ; 
d)  Einrichtungen  u.  Anstalten,  hes.  öffentliche.  Fälschliche 
Beschränkung  des  Begriffs  wirtsch.  Gut  aut  Sachen.  14,  l^ro- 
duktivität:  Wirksamkeit  für  Gewinnung  wirtsch.  Güter.  Zu- 
sainmenbang  mit  No.  13.  Verschiedene  Lehre  in  den  verschied, 
„Systemen“  (Physrokraten,  klass.  brit.  Nat.-Oek.,  andere  kontinent , 
Sozialismus).  Produktivität  auch  der  Arbeit  ausserhalb  der  Sach- 
gütergewinnimg,  daher  der  betreff,  persönlichen  Dienste,  des  Staats,, 
seiner  Diener,  seiner  Einrichtungen:  alles,  was  an  menschl. 

Tätigkeit  notwendig,  direkt  u.  indirekt  als  Ursache  u.  Bedingung 
zur  Gewinnung  (Her-,  Bereitstellung)  wirtschaftl.  Güter  mitwirkt 
u.  in  dem  Masse,  wie  es  dies  lut,  ist  ,, produktiv“.  15.  Prinzip,  und 
]u*akt.  Bedeutung  dieser  Lehre  von  der  Produktivität,  auch  dem 
Sozialismus  gegenüber,  keine  „veraltete  l)ogmatik“. 


30 


T' 

ÜHI 


¥ 

-r“ 


1 


*9 

»tf 

9 


§7.  — B Vermögen.  Kapital.  G.  I.  § 123—133.  S.  noch 
Kodbertus,  Kreditnot  des  Grundbesitzes  I.  JH),  II.  ^80.  Kapital 
Ztschr.  l Staatsw.  1878,  S.  224.  Knies,  Geld,  Kap.  L 
I^Ölim-Bawerk,  Kapital  und  Kapitalzins  II.  64  und  die  Anff^)en 
in  Wagner,  Grundlegung,  ;l.  Aufl.  I.  ;K)8ff. 

1.  Doppelbegriff,  z.  T.  auch  Doppelfunktion  von  Ver- 
mögen. a)  Rein  Ökonom.  Begriff:  Vermögen  an  sich,  National-, 
Sozialvermögen  u.  dessen  Teile:  ein  in  einem  Zeitpunkt  vorhandener 
Vorrat  wirtschaftlicher  Güter;  b)  hist,  rechtl.  Begriff:  Vermögens- 
besitz, persönl.  Vermögen  („Privat“-  in  diesem  weit.  Sinne):  ein  zur 
rechtlichen  Verfügung  (meist  im  Eigentum)  einer  Pei-son  stehender 
Vorrat  wirtsch.  Güter.  Von  Bedeutung  dafür  das  Recht  in  drei- 
facher Hinsicht:  a)  für  die  Person,  die  Vermögen  rechtlich  haben 
kann  (Unfreienrecht,  peculium,  Recht  der  öffentl.  u.  privatrechtl. 
Jurist.  Personen,  bes.  der  Erwerbsgesellschaften,  Genossenschaften); 
ß)  für  den  Umfang  (Extensität)  dessen,  was  an  wirtsch.  Gütern 
in  Besitz  bezw.  Eigentum  stehen  kann,  speziell  auch  in  dem  phys. 
u.  privatrechtl.  Jurist.  Personen  (Vermögen  in  Menschen,  bei  Un- 
freiheit, in  Sachen,  bloss  in  Genuss-  oder  auch  in  Produktionsmitteln  — 
Sozialist.  Forderung  — Grund  u.  Boden  u.  bewegliche  Sachen. 
„Verhältnisse“,  Rechte  ausser  dem  Eigentums-Recht  — Autor-, 
Patent-,  Forderungsrechte  — Einrichtungen);  Sachen  ausserhalb  des 
Verkehrs,  also  nicht  Verkehrsgüter;  geschichtliche  Wandelbarkeit 
des  Umfangs;  y)  für  den  Inhalt  (Intensität):  Mass  der  Rechte, 
welche  das  Recht  am  Vermögen  dem  Inhaber  gewährt;  (Privat-) 
Eigentumsrecht  nur  als  rechtlich  zulässige  höchste,  nicht  als  absolute 
Herrschaft  (G.  II,  § 129),  geschichtliche  Verschiedenheit  dieses 
Höchstmasses  nach  Arten  (Grund  u.  Boden,  dessen  verschiedene 
Zweckkategorieen,  G.  2,  § 195  ff’.,  bewegliche  Sachen,  Produktions- 
inittel  — Beschränkungen  durch  Arbeiterschutzgesetze  — andere 
Sachen).  Persönliches  Vermögen  immer  Einzel  vermögen.  — 2.  Ein- 
teilung dieses  nach  der  Person  des  Inhabers  u.  nach  Zwecken, 
daher  Funktionen:  a)  öffentliches,  Personen  des  öffentl.  Rechts 
gehörend,  bes.  den  sogen,  öffentl.  Körpern  (Zwangsgemeinwirtschaften 
u.  § 23),  Staat,  Gemeinde  usw.,  hier  a)  zur  allgemeinen  Be- 
nutzung bestimmtes  (Wege  u.  dgl.),  ß)  V^erwaltungsvermögcn, 
aa)  zur  Herstellung  öffentl.  Dienstleistungen  (Zivil,  Heer),  bb)  zu 
finanz.  Erwerbszwecken  dienend;  b)  Privat  vermögen,  phys.  Per- 
sonen u.  privatrechtlichen  Juristischen  gehörend.  — 3.  Reichtum, 
Terminologie  der  verschiedenen  Sprachen,  a)  rein  ökon.  Begriff: 
grosses  Vermögen,  _ absolut  u.  relativ,  so  bei  Nationalv.  b)  hist, 
rechtl.  Begriff  (Privat-)  Reichtum:  a)  grosses  Vermögen  im  V’^er- 
hältnis  zum  Bedarf  u.  im  Vergleich  mit  dem  Vermögen  Anderer 
und  /if)  vornehmlich  aus  „Rentenquellen“  (Sklaven  bei  Unfreiheit 
Leibeigne  — Grund  ii.  Boden.  Häuser,  Kapital,  Forderungs- 
rechte) bestehend,  daher  „Renteneinkommen“  gebend:  Grund- 
lage mithin  im  Rechtsinstitut  der  Unfreiheit  und  des  privaten  Grund- 
u.  Kapitaleigentums.  — 3.  Weitere  Einteilung  des  V'ermögens  nach 
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Vvv-Pcken:  a)  Gebrauchsvermögen,  für  die  unmittelbare  mensch- 
liche Bedürfnisbefriedigung,  daher  als  Mittel  direkt  dafür  oder  als 
Gcnussmittel,  b)  Produktivvermögen  oder  Kapital,  für  die 
Gewinnung  (Hei-stellung)  neuer  Güter,  daher  als  Mittel  dafür  oder 
als  Produktionsmittel,  alle  bezüglichen  Güter  (abgesehen  von 
Naturfonds  wie  Grundstücke)  umfassend,  nicht  nur  Geld  ^ öV)), 
eine  Produktionsbedingung  (§27).  4.  Zugehörigkeit  von  Guter- 

arten  und  Gütern  zu  3 a und  b hängt  a)  nicht  nur  von  der  Be- 
schaffenheit des  Gutes,  sondern  vom  Standpunkt  des  Urteilers 
(Besitzers)  und  seinem  Zweck  des  Gutes  ab,  wechselt  dem- 
.remäss.  So  kann  ein  Gut  gleichzeitig  und  b gehören,  z.  B. 

Unterbaltsmittel  der  Arbeiter  fauch  Geldfonds  dafür)  sind  Gebrauchs- 
vermögen  für  den  Arbeiter,  Kapital  für  den  sie  beschäftigenden. 
Unnötio-er  Streit  hierüber  (Sozialismus,  Lohntragen,  Lohntonds- 
theorie).  Sonst  entscheidet  für  Zugehörigkeit  von  Gütevn  zu  3, 
au  b-  ß)  die  konkrete  Beschaffenheit  des  Guts  (Roh-,  Hilfsstqtt, 
Maschinen,  Gebäude  — Genussinittel).  ß)  der  bestimmende  V\  ille 
des  über  das  Gut  rechtlich  Verfügenden  (brauchbare  Genuss-  u. 
Nutzmittel  der  Arbeiter).  5.  Einteilung  von  Gebrauchsvermogen 
n.  Kapital  nach  Benutzungsart  und  -Dauer:  a)  erstes  a)  V er- 
brau chs  vermögen,  das  sofort  bei  (zu)  der  Bedürfnisbefriedigung 
seine  individuelle  Gutsform  (damit  deren  Wert)  verliert  (Nahrungs- 
mittel usw.),  ß)  Nutzvermögen  (Nutzmittel),  das  während  einiger, 
kurzer  oder  langer  Zeitdauer  benutzt  wird  und  so  erst^allmälig 
durch  Benutzung  seine  indiv.  Gutsform  (Wert)  verliert  (Kleidung, 
Möbel),  b)  Ebenso  Kapital  a)  umlaufendes,  das  bei  der  Ge- 
winnun"  (naturaler  Herstellung^)  der  neuen  Güter  sofort  gänzlich 
zugesetzt  wird  (Roh-,  Hilfstoff)  und  ß)  stehendes  Kapital,  das  bei 
Reihen  von  Herstellungsvorgängen  dienend  erst  nach  und  nach 
durch  Abnutzung  zugesetzt  wird  (Werkzeuge,  Maschinen,  Gebäude 
|§401).  6.  Streitfrage,  ob  „Kapitah‘  eine  wesentlich  immer  nütlp. 

Bedingung  der  Gütergewinnung,  oder  erst  eine  „moderne  dafür 
sei?  In  diesem  rein  ökon.  Sinne  ist  das  Erste  richtig  ii.  auch 
wichtig,  das  festzuhalten,  auch  für  die  Periode  primitiver  Natural- 
wirtschaft u.  für  die  Verhältnisse  vor  der  staatswirtschaftl.  Zeit 
(gegen  Sozialist,  u.  z.  T.  histor  nat.-ökoii.  Auflassungen).  7,  Besondere 
Wichtigkeit  des  Doppelbegriffs  „Kapital“,  auch  für  das  Ver- 
ständnis des  Sozialismus  u.  für  die  prinzip.  Auseinandersetzungen 
mit  ihm,  wie  mit  seinen  extremen  unklaren  Gegnern  (Verdienst  von 
Rodbertus).  a)  Kapital  als  rein  ökon.  Kategorie  (National-, 
Sozial  kapital):  ein  Vorrat  sachlicher  Produktionsmittel,  zunächst 
beweglicher,  hezw.  so  gewesener  (Bodenmeliorationen  inkl,  Gebäude), 
technische  Bedingung  tiir  neue  Gütergewinnung,  wesentlich  indis- 
pensabel hierfür,  Ergebnis  einer  auf  Herstellung  dieser  Güter 
gerichteten  früheren  Gewinnung  (Herstellung);  b)  Kapital  iin  hist, 
rechtl.  Sinne  (Kapitalbesitz,  „Pri v'atkapital“):  das  seinem^ 
Besitzer  zur  Gewinnung  neuer  Güter  dienende,  daher  in  den  aut 
Privateigentum  an  den  sachlichen  Produktionsmitteln  beruhenden 
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Volkswirtschaften  in  der  Doppelfunktion  «)  als  Mittel  zur  Leitiinjr 
tler  neuen  Güterfi^ewinnnng:,  insbesondere  zur  Beschältigung  der  dabei 
erforderlichen  menschlichen  Arbeitskräfte  (des  Besitzers,  Wirtschafts- 
snbjekts  selbst  und  Dritter)  und  zur  Gewährung  ihres  Unterlialts 
während  dieses  Vorgangs  dazu  und  ß)  als  Büttel  zur  Erlangung  eines 
eigenartigen  Einkommens  „des  Renteneinkommens“  (Besitzeink.’s) 
aus  dieser  Arbeitsbeschäftigung.  Daher  dies  Kapital  hier  em 
„Rentenfonds“  (Bodenmeliorationen,  Gebäude,  Maschinen,  andere 
'reile  des  stehenden  u.  des  umlaufenden  Kapitals).  Dies  Kapital 
demnach  in  unseren  Volkswirtschaften  die  Rechtsform,  in  welcher 
der  grösste  Teil  des  öozialkapitals  besessen,  gebildet,  verwendet 
wird?  8.  Gegnerschaft  des  Sozialismus  nicht  gegen  Kapital  im 
ersten,  sondern  im  zweiten  Sinn,  wegen  behaupteter  unbefriedigender 
Funktion  des  Privatkapitals  im  Produktionsprozess  und  übler  Folgen 
für  den  Verteilungsprozess.  Dabei  aber  a)  Unterschätzung  der 
Leistungen  der  „Privatkapitalisten“  als  „volkswirtsch.  Funktionäre“ 
tür  die  Aufgaben  der  Bildung,  Vermehrung,  Verwendung  des 
Sozialkapitals,  b)  Ueberschätzung  der  Bedenken  dieser  Funktion, 
c)  Unterschätzung  der  Schwierigkeiten  und  Bedenken  einer  andern 
Pechtsordnung  für  das  Sozialkapital,  auch  der  vom  Sozialismus  ge- 
forderten Uebertragung  der  erforderlichen  Funktionen  an  die  „Ge- 
sellschaft“. 9.  Entgegengesetzte  Fehler  der  unbedingten  Gegner 
des  Sozialismus.  10.  Einengung  und  Ersatz  des  ,,Irhat- 
kapitalismus“  erfahrungsmässig  abhängig  a)  von  technisch -öko- 
nomischen Bedingungen,  Avelche  eine  andere  als  die  priv'atwirtschaft- 
liche  Organisation  und  deren  Folge  u.  Grundlage,  eben  die  Bildung 
und  Verwendung  von  Sozialkapifal  nicht  in  iorm  des  I ri\at- 
kapitals,  sondern  direkt  durch  Organe  der  Gemeinwirtschaft,  er- 
möglichen u.  zweckmässig  machen  (s.  u.  Kap.  6)5  aber  auch  b)  von 
stark  mitspielenden,  vielleicht  entscheidenden  psychologischen  ^lo- 
menten,  namentlich  hinsichtlich  der  Motivation  (§  23).  — 11.  Totes 
(müssiges)  Kapital:  das  tatsächlich  nicht  zur  Herstellung  neuer 
Güter  benutzte,  wenngleich  benutzbare  (Einfluss  von  Spekulationen, 
Uebers])ekulation,  Börsenwesen.  Wirtschaftstockungen,  Krisen,  mit 
nnd  nach  fehlerhafter  Funktion  des  Privatkapitals  in  der  Leitung  der 
Produktion). 

C.  Der  Wert.  Kritische  Literaturübersicht  bei  Wagner,  Grund- 
legung, 3.  Auü.  I.  320-32«.  Neumann.  Tüb.  Ztschr.  f.  Staatsw.  B.  2«, 
S ff  Ders.  im  Schönbergschen  Handbuch.  1.  Die  Aelteren, 
A.  “Smith,  bes.  Ricardo,  Mill,  Cairnes.  2.  Bastiats  und  Careys 
Wertlehre.  3.  Sozialistische  Wertlehre,  Rodbertus,  Marx, 
Schäffles  Kritik  (Quintessenz  des  Sozialismus,  sozialer  Körper^  1.  A. 
III.  272  ff.)  4.  Neuere  „Grenznutzen-‘-Theorie  Gossen,  Gesetze 
des  menschlichen  Verkehrs.  K.  Menger,  v.  ßöhm-Bawerk  (im 
Kapital  und  in  dem  Aufsatz  Grundziige  der  Theorie  des  wirtschaftlichen 
Güterwerts  in  Conrads  Jahrbüchern,  N.  F.  B.  13,  1886,  bes.  Art.  Wert  im 
H.  IV.  B.  St.  VII,  auch  f.  Litt.),  v,  Wieser,  Ursprung  des  Werts,  Wien 
1889,  natürlicher  Wert,  eh.  1889.  J.  Lehr,  in  seinen  Grundbegriffen. 
Zur  Kritik  Scharling,  besonders  H.  Dietzel  (Conrads  Jahrbücher, 
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N.  F.  20,  18TO  und  Sozialökonomik).  Jevons,  Walras,  Lexis.  Art. 
Grenznutzen  im  H.  W.  B.  d.  St.  Suppl.-B.  Stolz  mann  a.  a.  0.,  v.  Buch 
Intensivität  der  Arbeit,  Wert  und  Preis  der  AVaren,  1896,  Ehrenfels,’ 
Güterlehre,  Heyn,  Wert  (1899).  Simmel,  Psychol.  d.  Geldes  VMh 
V.  Schubert-Soldern,  d.  menschlich.  Glück,  1896  S.  157  ff.  (allgem. 
philos.  und  psychol.  Seiten). 

§ 8.  — 1.  Der  Wert  im  Allgemeinen,  Wert  als  Ge- 
hr auch  sm"  er  t.  G.  I.  § 134  — 139.  a)  Schätzung  (Bewertung). 
Ableitung  des  Wertbegriffs:  cc)  Wert  beilegen,  ß)  Wert  messen, 
b)  Brauclibarkeit,  Nützlichkeit  und  Wert,  c)  AVert:  die  einem 
Gute  wegen  seiner  Brauchbarkeit  beigelegte  Bedeutung.  Subjektiver, 
objektiver  Wert.  d)  Abweisung  der  üblichen  ,, Einteilung'*  des 
AYerts  in  Gebrauchs-  und  Tauschwert,  die  keine  Korrelate,  weil 
erster  ein  rein-ökon.,  letzter  eia  histor.-rechtl.  Begriff*.  (Kodbertus). 
e)  AA^crt  (wirtsch.  AA".)  ist  immer  Gebrauchswert  und  zwar  a)  indi- 
vidueller, sozialer  (Kodbertus);  ß)  konkreter  (Mengen-),  abstrakter 
((jattungs-)  Wert  (Kau).  Bedeutung  jeder  dieser  Arten,  f)  Be- 
stimmgründe der  Höhe  des  konkreten  AA'erts,  für  Besitzer, 
Begehrer:  «)  Bedarf  (Art  des  Bedürfnisses,  jjersönliche  Lage, 
({ualit.  und  qnantit.  Bedarf;  Brauchbarkeit  des  Guts);  ß)  Deckuugs- 
verhältnis  zwischen  Bedarf  und  A^orrat  (Bedingungen,  den  A'orrat 
zu  beschaffen  oder  Avieder  zu  beschaffen,  zu  ergänzen,  auch  brauch- 
bar zu  erhalten,  daher  Art  und  Mass  der  bezüglichen  Schwierigkeiten, 
Opfer  u.  Mühen  dafür),  y)  „Gabelung**  des  Gesetzes  der  AA'ert- 
(Höhe-)  Bestimmung  auch  beim  konkreten  AVert  nach  aa)  nicht- 
reproduziblen  und  bb)  reproduziblen  Gütern:  bei  letztren  sind  die 
Herstellungs-  und  Herbeischaffiingskosten  (Reproduktionskosten) 
inassgebend  auch  für  konkreten  Wert  (Höhe),  ö)  Wert-  (Höhe-) 
Grenzen : Null  und  unendlich.  „Grenznutzentheorie**  in  dieser  Theorie 
des  konkreten  Werts  enthalten,  g)  Bestimmgründe  der  Höhe  des 
Grattungswerts:  a)  Rangordnung  der  Bedürfnisse,  denen  das  Gut 
dient,  jS)  Grad  der  Brauchbarkeit  bei  demselben  Bedürfnis,  h)  Natural-, 
geldwirtschattl.,  i)  volks-,  einzelwirtschaftl.  AA'ertschätzung.  k)  Andre 
AVert-Einteiluiigen. 

§ — 2,  Der  Tausch- (Verkehrs-)  wert  und  der  Preis; 

auch  Taxwert  und  Taxpreis.  G.  § 140—142.  (S.  u.  über  Preis 
Näheres  ^ 49  ff*.),  a)  Tauschwei't  und  Taxwert  als  Korrelate,  als 
hist.-reclitl.  Begriffe  in  verschiedenen  Systemen  der  volkswirtsch. 
igamsation  und  Rechtsoi'dnung.  b)  Tauschwert  iind  (Tausch-,  A"er- 
'ehrs-,  Vertrags-)  Preis  unterschieden  nach  AlögUchkeit  und  AA^irk- 
nchkeit  des  VertauschtAverdens  des  Guts,  c)  Taxwert  und  Tax- 
preis  (dsgl.).  d)  A\  are.  Zahlmittel.  Geldpreis,  e)  Bestimmgründe 

Lausclnverts  und  (A^ertrags-)  Preises  im  freien 
cikehr:  a)  jeAveilig  (im  bestimmten  Zeitpunkte  des  A^ertauscht- 
A\  eu  eus-Sollens  und  AVerdens  des  Guts)  aa)  A^orrat  und  Be- 
dingungen seiner  Beschaffung,  Ergänzung,  Erhaltung  nnd  Bedarf 

seiner  Deckung  (Aveseiitlich  wie  bei  konkr.  Gebrauchs- 
''^^i  1 8 8 Unter  f).  Aber  bb)  Modifikationen  nach  den  Einflüssen 

A.  Wagner,  soz.-ökon.  Grundriss,  4.  Aufl.  3 
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der  Konkurrenz  zwischen  Angebot  von  xind  Nachfrage,  nach 
dem  Gute  und  des  Strebens  nach  dem  höchsten  dabei  e^reichharen 
Vorteil  jeder  Tauschpartei  („Gesetz-  von  Angebot  und  Nacbfrage“). 
ß)  Dauernde  (nachhaltige)  Bestimmgründe,  unter  Voraussetzung 
wirksamer  freier  Konkurrenz  und  solchen  Strebens.  Hier  wieder 
„Gabelung“  des  Wert-  und  Preisgesetzes  (Dietzel):  aa)  Bei  nicht- 
’reproduziblen  Gütern  (Waaren;  die  jeweiligen  Bestimmgründe 
(d,  «)  bleibend  entscheidend;  bb)  bei  reproduziblen  die  (Re-) 
Produktionskosten  (s.  u.  § 50  ff.),  f)  Sozialistische  Formel  der  Be- 
stimmgründe des  Tauschwerts  und  Preises  (Marx),  a)  die  Kosten- 
formel: die  gesellschaftlich  notwendige  Menge  Arbeit,  bezw.  Arbeits- 
zeit. aa)  Haltbarkeit  dieser  Formel  bei  genügend  weiter  Auslegung 
des  Begriffs  „Arbeit“  und  Arbeitszeit,  bb)  „Profit“  (Kapital-  und 
Unternehmergewinn)  dann  mit  ein  konstitutives  Element  der  Kosten 
und  damit  des  Tauschwerts  auf  die  Dauer,  kein  „Abzug“  vom  Arbeits- 
lohn im  Prinzip,  damit  nicht  notwendig  im  Mass  (wie  auch  um- 
gekehrt vom  Lohn  gegenüber  dem  Profit  gilt).  (S.  meine  G.  I, 

§ 134,  II.  § 133).  ß)  Stete  Mitbestimmungsgründe  auch  für  die 
dauernden  Tauschwerte  und  Preise:  Bedarf  und  Nachfrage,  auch 
in  sozialistischer  Organisation,  wenn  darin  noch  irgend  eine  Freiheit 
im  Kaufen  verbliebe  (Schäffle),  statt  der  freilich  letzten  Konsequenz 
des  Sozialisimis : naturaler  Güterzuteilung  (bestimmte  Güter,  Quali- 
täten, Mengen,  zu  bestimmten  Zeitpunkten)  zur  Bedarfsdeckung, 
g)  Taxwert  und  Taxpreis,  „Sozialtaxen“,  ct)  Uebereinstimmung 
und  Unterschied  im  Verkehr  verglichen  mit  Tauschwert  und  Vertrags- 
preis: aa)  In  beiden  Fällen  „Freiheit“  des  Tauschens,  Verkaufens 
und  Kaufens  hinsichtlich  Vornahme  iles  Acts,  bb)  bei  Tauschwert 
auch  Freiheit,  die  Höhe  von  Wert  (Preis)  zu  bestimmen,  bei  Tax- 
wert diese  autoritativ  (unbedingt  oder  bedingt)  bestimmt  (Maximal-, 
Minimal-,  feste  Taxen),  ß)  Bestimmgründe  der  Höhe  der  Taxwerte 
(Preise):  aa)  Möglichkeit,  autoritativ  abweichend  von  den  Produktions- 
kosten (nach  sozialen,  Besteuerungsrücksichten)  vorzugehen;  bb)  un- 
vermeidlich aber  müssen  stets  Vorrats-  und_  Bedarfs-,  wie  Angebots- 
und Nachfrage  Verhältnisse  doch  mitberücksichtigt  werden  (auch  im 
„Sozialstaat“,  auch  bei  Staatsmonopolen),  y)  Taxen  statt  freier 
Vertragspreise  in  den  früheren  „Gebundenheitsordnungen“  bei  Ge- 
werben usw.  d)  Taxen  im  öffentlichen  Gebührenwesen.  «)  Aus- 
dehnung des  Taxwesens  an  Stelle  der  Vertragspreise  mit  Ausdehnung 
der  gemeinwirtschaftlichen  an  Stelle  der  privatwirtschaftlichen  Or- 
ganisation (§  19  ff.).  Weiteres  über  Taxen  in  § 56  u. 

S 10.  — 3.  Terminologisches  über  Geld  und  Kredit. 
G.  I.  § 143.  (S.  u.  Näheres  § 70  ff.)  S.  Knies,  Geld  und  Kredit, 
¥ 2 Bände,  Berhn  1883,  1885.  Nasse-Lexis,  Abh.  Geld- und  Münzwesen 

im  1.  B.  von  Schönbergs  Handbuch  (auch  für  Literatur),  A.  Wagner, 
Abh.  Kredit  und  Bankwesen,  eb.  (auch  für  Literatur)  und  derselbe, 
Grundlegung,  3.  Aufl.,  I.  S,  343  ff.  (Literatur).  Weitere  Lit.  vor  § 70  u.  77. 

a)  Geld.  «)  Die  3 Funktionen  von  Geld:  aa)  2 öko- 
^ nomische,  tatsächliches  Tausch-  (Umlauf-)  und  Zahlmittel  und  Wert- 
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oder  Pi’eismass,  auf  Verkehrssitten  beruhend;  bb)  eine  rechtliche, 
gesetzliches  Zahlmittel  oder  Währung,  auf  der  Kechtsoi'dung  be- 
ruhend,  insbes.  dem  Staatsgesetz.  Weitere  wohl  unterschiedene 
Funktionen  lassen  sicli  auf  eine  dieser  3 zurückführen.  ß)  Begriff 
des  Geldes  aus  seinen  Funktionen  abzuleiten:  aa)  ökon.  Begriff: 
Geld,  das  durch  die  Sitte  als  Tauschmittel  im  Verkehr  und  als  Preis- 
mass  zum  Ausdruck  der  Preise  eingebürgerte  Zahlmittel;  bb)  recht- 
licher und  damit  erst  voller  Geldbegriff:  das  durch  die  Rechtsordnung 
als  Währung  anerkannte  Zahhnittel,  in  welchem  ohne  Rücksicht 
auf  die  Einwilligung  des  zu  Empfang  von  Leistungen  (nach  Art 
und  Menge)  Berechtigten  Zahlungen  geleistet  werden  können.  Aus 
Tausch  Avird  Verkauf  und  Kauf.  ;•)  Entstehung  und  Einbürgerung  des 
Geldes  nach  Verkehrsbedürfnissen,  in  Verbindung  mit  Arbeitsteilung: 
aa)  Wechselbeziehung  ZAvischen  dieser  und  Geldwirtschaft;  bb)  Arbeits- 
teilung aber  nicht  lediglich  Funktion  von  Geldwirtschaft,  sondern, 
prinzipiell  und  historisch  betrachtet,  auch  autoritativ  eingeführt  und 
geregelt,  d)  Leistungen  des  Geldes  in  den  3 Funktionen,  s.  u. 
§ 70  ff.  — b)  Kredit,  a)  Unterschied  zwischen  Tausch-  (Kauf-  und 
Verkauf-,  Bar-)geschäft  und  Kreditgeschäft:  aa)  BeiTausch  im  Prinzip 
und  meist  j)raktisch  kein,  bei  Kredit  prinzipiell  und  praktisch  ein 
zeitlicher  Zwischenraum  zwischen  Leistung  und  Gegenleistung 
(Knies);  bb)  Mitspielen  eines  Vertrauensmoments  bei  beiden, 
(gegen  Knies),  aber  wesentlich  verschieden:  ««)  bei  Tausch:  wie, 
ßß)  bei  Kredit  o b (und  wie)  geleistet  und  gegengeleistet  wird,  ß)  Ver- 
Avertung  beider  Momente  für  die  Begriffsbestimmung  a'ou  Kredit: 
Kredit  Hingeben  iind  Empfangen  \^on  wii'tschaftlichen  Gütern  im  Ver- 
trauen auf  die  Zusicherung  künftiger  Gegenleistungen  (s.  § 77  ff.), 
c)  Voraussetzungen  a)  A'on  Tausch  und  GekKerkehr : auf  beiden 
Seiten  bereits  A'orhandene  Güter;  ß)  A’on  KreditAerkehr:  kann  schon 
erfolgen,  wenn  auch  nur  auf  einer  Seite  Güter  A'orhanden.  d)  Folgen 
lür  Bedürfnisbefriedigung  für  Nichtbesitzer  von  Geuussmitteln, 
(Konsumtiver.)  und  für  Arbeitsausübung  und  Produktivtätigkeit 
von  Nichtbesitzern  von  Produktionsmitteln  (Boden,  Kapital),  (Pro- 
duktiver., s.  u.  § 78  ff.).  Historische,  prinzip.,  prakt.  Bedeutung 
dieser  Folgen. 

3.  Kapitel.  Wirtschaft.  Einzel-,  Volks-  und  Weltwirtschaft. 

G.  3.  A.  I.  Buch  3. 

Abschnitte  dieses  Kapitels,  bes.  aus  § 12  und  der  ganze  § 13  werden 
eventuell  in  besonderen  \ orlesungen,  auch  in  der  j)rakt.  Nat.-Oek.,  von 
mir  mit  behandelt  und  dann  aus  dieser  Vorlesung  ganz  oder  teihveise 
ausgeschieden. 

I . ^^^t'sche  Literaturübersicht  bei  Wagner,  Grundlegung.  3.  Aufl. 
1.  346  ff.,  3(59,  399.  411,  428,  439,  der  Gegenstand  selbst  hier  behandelt 
Av  1.  Dietzel,  Sozialökonomik,  S.  156 ff.,  ders. 

AA  eltwirtschaft  u.  VolksAvirtschaft  1900.  Besonders  die  Arbeiten  A’on 
V.  Hermann  und  Schäffle,  dann  E.  Sax,  G.  Schönberg,  G. 
bchmqller  m seinem  Jahrbuch,  B.  8,  1884  u.  ff.  und  Abh.  VolkAvirt- 
scliatt  im  H.  W.  B.  d.  St.,  jetzt  im  Grundriss  B.  1.  F.  Töiinies,  Ge- 
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meinsch.  u.  Gesellsch.,  v.  Be  low,  Theorie  d.  wirtsch.  Entwickl.  d.  Völker, 
Histor.  Ztsch.  IIKX).  Namentlich:  K.  Bücher,  die  Entstehung  der  V olks- 
wirtschaft und  Art.  Gewerbe  im  H.  W.  B.  St.  4,  W.  Sombart,  Kapi- 
talismus.  Statistik;  Neumann-Spallart,  jetzt  Juraschek,  Ueber- 
sichten  der  Weltwirtschaft. 

§ 11.  — A.  AVirtscliaft  im  Allgemeinen.  Einzelwirt- 
Schaft.  G.  I.  § 145—148.  1.  Begriff:  Inbegriff  der  auf  Beschaffung 
u.  Verwendung  wirtschaftlicher  (nicht  nur  isach-)  Güter  gerichteten, 
fortgesetzt  planvoll  nach  dem  Ökonom.  Prinzip  (§  1)  erfolgenden 
menschlichen  Tätigkeiten  in  einein  geschlossenen  oder  als  geschlossen 
gedachten  menschlichen  Bedürfnis-  und  Befriedigungskreise. 
weichungen  und  Begriffshestimmung  folgerichtig  nach  dem  Begriff 
wirtsch.  Gut  (§  6).  2.  Zwei  Seiten  jeder  Wirtschaft:  a)  technische, 
Güter  überhaupt  und  qualitativ  und  qualitativ  richtig  gewinnen  (her- 
stellen)  und  verwenden;  b)  ökonomische,  dies  tun  unter  Eücksicht 
auf  Last-  und  Lustgefühle,  Opfer  und  Genuss  der  Wirtschaftenden, 
daher  nach  ökon.  Prinzip.  Nur  mit  ökon.  Seite  hat  man  auch  in  Soz.- 
Oek.  es  zu  tun  (Hermann).  3.  Einz  elivürtschaft:  die  von  einem  ein- 
heitlichen W illen  geleitete  und  geführte,  daher  mit  einem  Suh  j ekt 
(Wirtschafts-  und  Keclitssuhjekt)  an  der  Spitze.  So  Einzelw.  auch 
„Personal-W.“  Prinzip.  Unterschied  von  Volksw.  (§12).  4.  Be- 
deutung des  Rechts  dafür,  hinsichtlich  der  Anforderungen  an  die  Per- 
sonen als  Wirschaftssuhjekte  und  deren  Rechte  und  Rechtspflichten, 
mit  Verschiedenheiten  nach  den  Arten  der  TV.  5.  Arten  der  W . 
Unterscheidung  nach  Personen  und  nach  Zwecken  iind  dabei  vor- 
waltenden Motiven,  a)  Individual-  (auch  Familien-)  W.^  phys. 
Personen.  Rechtliche  Voraussetzungen  für  das  Subjekt,  (Freiheit, 
Mündigkeit,  Rechtsfähigkeit,  Erfüllung  . verwaltungsrechtl.  Be- 
dingungen für  die  Führung  der  Wirtsch.  überhaupt  und  bestimmter 
Wirtschaften  [Berufe,  Arbeitsarten],  Rechte  u.  Pflichten  im  Faniilien-, 
Verwandtschafts-,  Sippenverhand);  h)  W.  nicht-phys.  (sogen,  jurist.) 
Personen;  a)  des  öffentlichen  („Zwanpgemeinwirtschaften“  § 22, 
Staat,  Gemeinde  u.  a.  m.,  auch  für  Sj»ezialzwecke,  z.  T.  eigentliche 
Korporationen);  ß)  des  Privatrechts  (Erwerbsgesellschatteu, 
nossen schäften,  Vereine);  c)  nach  Zwecken  nnd  Motiven  der  Wirt- 
schaftssubjekte, Privat-  und  Gemeinwirtschafteu  s.  u.  K.  5. 

§ 12.  — B.  Die  Volkswirtschaft.  G.  I.  § 149 — 151.  1.  Be- 
griff und  Wesen;  a)  ein  allmalilich  sich  entwickelndes,  öfters 
längere  Zeit  liindurch  räumlich  sich  ausdehnendes,  seine  Glieder, 
die  Einzelwirtschaften,  immer  enger  verkettendes  gesellschattliches 
Kollektivphänoraen  in  Volk  und  Staat,  a)  dessen  Voraussetzungen 
und  Ursachen  Arbeitsgliederung,  Tausch,  Verkehr,  daher  praktisch 
vornehmlich  Geldwirtschaft,  dessen  Folgen  und  Wirkungen 
Güterübertragungen  zwischen  den  Einzelwirtschaften  im  \ erkehr 
sind,  b)  Oder,  als  abgeschlossenes  Ganze  gedacht:  der  Inbegrift 
selbständiger  Einzelwirtschatten,  welche  a)  untereinander  durch 
Arbeitsgliederung  auf  einem  bestimmten  Raumgebiet  (fc*taats-,  Zoll- 
gebiet) verbunden  sind  und  ß)  in  Tausch,  bez.  Verkauf  und  Kauf 
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iiml  in  anderen  meist  entgeltlichen  Rechtsgeschäften,  regelmässig 
vertragsmässig  verkehren,  y)  auf  Grund  einer  bestimmten  Rechts- 
ordnung (Personal-,  Privat-,  öffentlichen,  Verwaltungsrechtsordnung, 
d)  in  einem  zum  Staat  oder  in  mehreren  Staaten  zu  einem  „Handels- 
und Zollverein“  verbundenen  Volke.  2.  Unterschied  von  Einzel- 
wirtschaft: die  Volkswirtschaft,  als  bisherige  geschichtliche  Er- 
scheinung wenigstens,  ist  subjektlos;  eine  „sozialistische“  wäre 
das  nicht:  das  ungeheuere,  unlösbar  erscheinende  Problem.  3.  Ver- 
kehrszustände der  Volkswürtschaft:  a)  Natural-  und  Tausch- 
oder Verkehrs  Wirtschaft  im  gegensätzlichen  Sinne:  a)  dort 
Produktion  wesentlich  nur  für  Eigenbedarf  der  Wirtschaftsgemein- 
schaft; ß)  hier  wesentlich  für  Absatz  an  Andere,  b.  Historische 
Formen  und  z.  T.  Phasen  der  Verkehrs  Wirtschaft:  a)  Naturalw. 
Natnraltausch,  konkrete  Sache  gegen  Sache  (auch  Dienst),  ß)  Geld  w. 
Geld  als  wirklich  körperlich  gebrauchtes  Tausch-  (Umlauf-)  mittel; 
y)  Kreditw.  auf  Kredit  beruhende  Surrogate  als  Tauschmittel  an 
Geldesstatt  gebraucht,  aber  das  Geld  nur  in  dessen  Funktion  des 
Tauschmittels,  nicht  des  Preismasses  und  der  Währung  ersetzend 
(u.  § 80).  Voraussetzungen,  Folgen  jeder  der  3 Formen,  y)  Papier- 
geldwirtschaft:  auf  dem  gesetzlichen  Zwang  beruhend,  Papier- 
geld au  (Metall-)  Geldesstatt  auch  als  Währung  und  Preismass,  nicht 
nur  als  Tauschmittel  zu  gebrauchen.  4.  Die  Volkswirtschaft  als 
geschichtliches  Entwicklungsprodukt.  Vier  Hauptmomente 
dafiir:  a)  das  persönliche,  nationale:  „Leute“,  „Volk“,  b)  das 
natürliche,  geographische:  „Land“,  c)  das  technische,  a)  Ge- 
staltung des  Produktionsbetriebs  (bes.  Kenntnis  u.  Beherrschung  der 
Natur  und  ihrer  Kräfte);  ß)  des  Kommunikations-  und  Transport- 
wesens, (Prinzipien  der  Entwicklung  desselben  (Engel):  aa)  die  3 Mo- 
mente, Weg,  Fahrzeug,  bewegende  &aft,  Kombinationen  dazwischen; 
Ueberwindung  der  Reibungswiderstände;  bb)  die  natürliche  Ueber- 
legenheit  der  Wasserwege  vor  Landw'egeu;  cc)  die  menschlichen, 
rierischen  Muskelkräfte,  die  toten  Naturkräfte,  Strömung,  Wind, 
Dampt,  Elektrizität;  dd)  das  Vorrücken  des  Landtransports;  ee)  die 
Iransportobjekte);  d)  das  rechtliche  und  politische  Moment 
(Rechtsschutz,  gesamte  Rechtsordnung,  Staat).  5.  Die  typischen 
Phasen  der  Entwicklung:  a)  epte,  wesentl.  agrarische:  occupa- 
^rische,  dann  agrarische  Gewinnung  von  Nahrungsmitteln  und 
Roh-  und  Hilfsstoffen  und  Verarbeitung  dieser  („Stoffveredlung“)  zu 
Gebraimhs-  und  Nutz-,  wie  zu  Produktiv- (Kapital-)  Gütern  (technischen 
Hiltsnntteln  bei  der  Produktion,  Werkzeugen,  Geräten  usw.)  — 
™ rij  zusammengefasst  zu  „Feingütern“,  modern  ausgedrückt 
zu  (Halb-  und  Ganz-)  Fabrikaten  — in  derselben  Einzelwirtschaft: 
agi arische  Haus-,  Familien-,  auch  noch  Hauskommunion-,  Bauern- 
wirtschaft, sodann  auch  (gross-)grundherrschaftliche  Wirtschaft, 
wie  antike  Oeken.-,  mittelalterliche,  weltliche  ii.  geistliche  Frohnhof-, 
z.  i.  auch  neuere  koloniale  Plantagenwirtschaft,  a)  Sietreibt  teils 
ausschliesslich,  teils  vornehmlich  „Bedarfsproduktion“  (für 
ge  11  bedarf;  natural  wirtschaftlich  (im  Sinne  von  3,  a)  (Hauswerk, 
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Hausäeiss);  ß)  Funktion  des  Wanderhandels  dabei;  Märkte  für 
Austausch  von  Agrarprodukten  u.  verwandten,  sowie  für  „h  eingüter 
ländlicher  Wirtschaft  aus  N ebentätigkeit  („Hausfleissprodukte  , 
Bücher),  b)  Zweite,  sogen,  stadtwirtschafliche  Phase,  in  der 
neueren  Geschichte  seit  2.  Hälfte  des  Mittelalters:  örtliche 

Trennung  der  Produktion  der  agrarischen  Nahrungsmittel  und 
Rohstoffe  von  letzterer  Verarbeitung  zu  „Feingütern“  — „Stadt  und 
und  Land“  — und  Verlegung  dieser  Verarbeitung  in  andere  als 
die  die  Stoffe  produzierenden  Einzelwirtschaften.  So:  a)  Link  aut 
von  Nahrungsmitteln  und  Rohstoffen:  aa)  3Iärkte  dafür  in  dei;^tadt; 
bb)  Aufkauf  durch  städt.  Produzenten  auf  dem  Lande;  cc)  Handel 
in  solchen  Stoffen;  ß)  Produktion  für  Absatz:  aa)  lokale  Kunden-, 
Laden-,  Marktproduktion;  bb)  dann  für  Fernabsatz,  für  Ja hnmirkte. 
Messen;  cc)  Handel  als  Absatzvermittler,  Hausier-,  Klein-,  Gross- 
handel; dd)  Geldwirtschaft  im  1.  u.  2.  Sinne  (oben  3,  a u.  b).  y)  So. 
jede  Stadt  einigermassen  ein  Zentrum  eines  selbständigen,  ,,ab- 
ieschlossenen“  Wirtschaftsgebiets  (Stadt  mit  ihrer  ländlichen  Lm- 
Sebung,  Bannmeile),  aa)  Miteinfluss  mangelhafter  Kommunikationen, 
bb)  auch  ungenügenden  Keclitsschutzes  besondei'S  tür  1 ernverkeln ; 
cc)  mitwirkend  eigenartige  Ausbildung  des  städt.  M irtschaftsrechts, 
bes.  des  Rechts  des  Gewerbe-  nud  Handelsbetriebs  zum  Zweck  der 
Konzentration  beider  in  der  Stadt  und  in  Richtung  korporativ’er  Ge- 
staltung (Stapelrechte  usw.,  Gilde-  und  Zunftwesen) ; dd)  eben^so  -s  on 
Bedeutung  fehlende  oder  schwache  Staatsgewalt  über  grössere  Gebiete 
und  über  Grundherrschaften  und  Städte,  c)  Weiterentwicklung  und 
neue  sog.  territorialwirtschaftliche  Phase  (bes.  seit  16.  Jh.): 
Zusammenfassung  von  Städten  und  plattem  Land  zu  einem  mehr 
einheitlichen  Wirtschaftsgebiet,  a)  Soweit  nötig  Beseitigung  oder 
doch  Beschränkung  städtischer,  auch  zünftischer  Von-echte  und 
Gerechtsame  für  Handel,  Verkehr,  Gewerbebetrieb;  ,/?)  rechtliche 
Ermöglichung  freierer  Entwicklung  des  Gewerbe-  und  Handelbetriebs, 
bes.  auch  des  Grossbetriebs  (Hausindustrie,^  Manufaktur,  Fabrik) 
y)  höhere,  auch  mehr  maschinelle  gewerbliche  lechnik,  grössere 
Arbeitsteilung  in  der  Wirtschaft  (Betrieb);  d)  Verbesserung  von 
We«-en  und  Transport;  e)  Befreiung  von  oder  Erleichterung  in 
inneren  Zöllen  (Passier-,  Binnen-,  Wege-)  u.  dgl.;  Q legislative, 
administrat.,  finanz.  Förderung  der  Gewerbe;  <?)  staatliche  Muster- 
betriebe; Ein-  und  Auswanderungspolitik,  überhaupt  „positive* 
Bevölkeruugspolitik;  i)  Herstellung  eines  grösseren  einheitlichen, 
einigermassen  verkehi*streien  V/^irtschaftsgebiets,  zu  ^ dem  Zwecke 
Umwandlung  der  inneren  Zölle  in  Grenzzölle,  Ein-,  Ausfulu-, 
Durchfuhrzölle,  Benutzung  dieser,  bes.  der  Einf ührzölle , wie  zu 
Finanz-,  so  zu  Schutzzwecken,  bes.  für  die  Gewerbe  und  so  Ge- 
winnung einer  grossen  territorialen  Basis  im  Grenzzoll- 
<>-ebiet(Frankr.l7.Jh.);  x)  allgemeine,  merkantilist. Politik  (s.  o.  S.  5.), 
Landeskulturpolitik  tritt  hinzu,  wobei  politische,  nationale,  kulturelle 
Interessen  mitspielen.  ce)  Weiterschreiten  in  dieser  Kichtung  fülut 
im  18.  u.  bes.  19.  Jli.  zur  „nationalwirtschaftliclien“  Phase, 


— 39  — 

meist  indem  das  Staatsgebiet  (oder  im  „Zollverein‘^  mehrere  be- 
nachbarte und  bes.  national  verwandte  Staatsgebiete)  zur  territor. 
Grundlage  der  Volkswirtsch.  gemacht  wird;  ß)  so  erst  entwickeln 
sich  einheitliche,  im  Wesentl.  von  derselben  wirtsch.  Rechtsordnung 
beheri'sclite  „Volkswirtschaften“  nationalen  Gepräges , die  „mo- 
dernen“, im  vollen  Sinne  von  X.  1 oben;  y)  in  ihnen  wird  die 
Wirtschafts-  bes.  die  Agrar-,  Gewerbe-,  auswärtige  Handels-,  Geld-, 
liankpolitik,  auch  die  Finanz-  (Steuer-)  Politik  zum  bewusst  ge- 
handhabten  Mittel  für  die  Organisation  der  Volkswirtsch. 
und  eine  Waffe  in  den  grossen  kollektiven  Kämpfen  um  Dasein 
und  Stellung  von  Volkswirtschaft  Xation  und  Staat  innerhalb  der 
Weltwirtschaft  und  des  Lebens  und  Getriebes  der  Völker  und  Staaten 
der  Erde.  (S.  für  alles  Vorausgehende  in  diesem  § 12,  bes,  unter 
X.  5,  G.  § 149  ff.,  bes.  Rodbertus,  Fr.  List,  Bücher,  Schmoller, 
V.  Below,  V.  Inama-Sternegg,  Ehrenberg,  Stieda,  Som- 
bart).  6.  Aelterc,  „moderne“  Volkswirtschaft.  Frage,  ob  erst  oder 
nur  die  moderne  eine  „wirkliche“,  „eigentliche“  Volkswirtschaft 
sei  (Sozialist.,  z.  T.  histor.  nat.-ök.  Auffassung).  Xein!  Sie  ist  nur 
eine  entwickeltere.  7.  Die  Volkswirtschaft  als  a)  natürlicher  Or- 
ganismus, b)  künstliche  Organisation,  c)  Individualität.  8.  Einzel - 
und  volksAvirtschaftlicher  Standpunkt,  scharf  zu  unterscheiden,  bes. 
in  praktischen  Interessenfragen,  aber  auch  ganz  allgemein  in  der 
Soz.-Oek. 

§.  13.  — C.  Die  Weltwirtschaft.  G.  I.  § 152 — 154.  Agrar- 
und  industriestaatliche,  handelspolitische,  bes.  kornzollpolit.  Lit.  S. 
meine  Sehr.  Agrar-  u.  Industriestaat,  2.  A.  1902,  eb.  weitere  Lit. 
S.  10  ff.  (Oldenberg,  Pohle  meiner,  Schäffle,  Brentano, 
H.  Dietzel  der  gegnerischen  Auffassung  näher).  Neueste  Lit.  über  die 
durch  Chamberlain’s  Pläne  angeregten  Fragen  (Rückkehr  Englands 
zum  Schutzzoll,  „imperialistische“  Politik  Gr,  ßrit.’s,  handelspolitische 
Vereinigung  mit  seinen  Kolonien):  u.  A,  Ashley,  tariff  prohlem,  1903 
(wesentl.  wie  iclP,  Blondel  polit.  protection,  en  Anf^eterre,  1904, 
Schmoller,  künft.  Hand.-PoL  Engl.’s,  Jahrb.  PH)4  Heft  3.  Braude, 
Grundlagen  usw.  des  Chamherlainism.,  1905;  Marie  Schw^ah,  Ch.’s 
Handelspolit.,  1905,  darin  mein  oinleit.  Vorwort. 

1.  Begriff  und  Wesen:  Verkehr  der  Einzelwirtschaften 
mehrerer,  vieler,  aller  \ölkcr;  historisch-relat.  Begriff.  2.  Entwick- 
lungsmomente, wesentl.  wie  bei  Volkswirtsch.  (bes.  § 12  unter  4,  c u.  d). 
a)  Vornehmlich  als  Bedingungen  wirkend:  a)  Rechtsverhältnisse 
(Sicherheit),  Handelsbetriebsrecht,  auch  in  Fremde;  ß)  freie  Be- 
wegung, „Freihandel“;  ;')  Kommunikationsverhältnisse;  b)  wesentl. 
als  treibende  (kausale)  Momente  wirkend:  a)  verschiedene  natür- 
liche Ausstattung  und  Begabimg  der  Länder  (Klima , Boden- 
beschaffenheit , Bodeninhalt  usw.)  und  Völker ; ß)  verschiedene 
technische  und  wirtschaftliche  Entwicklungsstufen  der  Volkswirt- 
schaften, danach  verschiedene  Produktionsfähigkeiten  und  Vorzüge 
u.  Xachteile;  y)  vei*schiedene  Volksdichtigkeit  bei  gegebenen  Ver- 
hältnissen von  a \x.  ß;  d)  verschiedene  zeitweilige  Produktions- 
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Ergiebigkeit  (bes,  betr.  Ernten , Erträge  bei  Agrarproduktion). 
3.  Gründe  der  neuesten  grossen  Entwicklung,  vor  Allein  die 
technische  Entwicklung  des  Koininunik.  und  Transportwesens  (Zu- 
gänglichkeit ferner  Gebiete,  Frachtennässigmig).  4.  Folgen,  a)  gute, 
(Erlangung  im  Inland  sonst  nicht  verfügbarer  Produkte,  Ersparung 
an  Kosten);  b)  üble,  Bezugs-  und  Absatzschwierigkeiten,  Unsicher- 
heiten, Abhängigkeiten  dabei ; Handel,  Geld-  und  Bankgeschäft, 
Grossbetrieb  zu  beherrschender  Stellung  kommend,  Hypertrophie 
des  Privatkapitalismus.  5.  Die  Fragen  vom  „Agrarstaate“  (mit 
wes,  agrar.  Tätigkeit  und  ländlichen  Wohnsitzen  der  Bevölkerung, 
keinem  beständigen  Bedürfnis  nach  Einfuhr  der  gewöhnlichen  Agrar- 
produkte, Wichtigkeit  von  Ausfuhr  letzterer)  und  vom  „Industrie- 
staat“ (mit  starker  Beschäftigung  des  Volks  in  Gewerbe,  Bergbau, 
Handel,  städtischer  Konzentration,  mit  Zufuhrbe  darf  von  gewöhn- 
lichen Agrarprodukten  aus,  daher  Absatzbedarf  von  Industrie- 
produkten nach  dem  Ausland).  a)  Relativität  der  Ausdrücke; 
b)  ^Mischungsverhältnisse,  auch  innerhalb  heimischer  Volks\virtsch. 
nach  Gegenden;  c) schon  stadtwirtsch. Phase  zeigt  Industriestaatliches; 

d)  bes.  starke  Begünstigung  von  Handel,  Geld-  u.  Bankgeschäft, 
Börsen  wesen,  Spekulation,  Grossbetrieb,  Privatkapitalismus  im  In- 
dustriest. der  modernen  territorial-  und  nationalwix'tschaftlichen  Phase. 

e)  Internationale  Konkurrenzverhältnisse:  «)  Stx*eben  nach  Gewinnung 

und  Erhaltung  genügender  ausländ.  „Futterplätze“  in  der  ganzen  Welt 
und  ß)  lohnender  ausländ.  Absatzgebiete  ül>erall  hin.  f)  Polit,  und 
liandelspolit.  Seite  der  Fragen : a)  Konkurrenz  fremder  Agrar- 

produkte im  Inland;  ß)  heimischer  Industrieprodukte  im  Ausland; 
y)  Miteinfluss  von  Rasse,  Lebensgewohnheiten  der  Bevölkerung, 
polit.  Maclit.  g)  Verhältnisse  a)  innerhalb  Europas;  ß)  zwischen 
Europa  und  der  neuen  Welt  (Amor.,  Austral.);  y)  zwischen  den 
Weltwirtschaft!.  Gi'uppen  des  heutigen  Occidents  u.  Orients.  Europa- 
Amerikas  und  Ostasiens,  weisser  und  gelber  Rasse,  h)  Endgiltige  Ent- 
scheidung der  Produktionskosten,  des  technisch-ökonom.  Fortschritts, 
i)  Gefahr  des  Preis-  und  Lohndrucks  beim  Absatz  der  Industrie- 
produkte. k)  Begrenztlieit  der  Bezugsfähigkeit  von  Agrarprodukten 
aus  der  Fremde  und  der  Absatzfahigkeit  von  Industriej)i-odukten 
daliiu  im  Industriestaat.  1)  Fragen  der  Handels-  und  Zahlungsbilanz, 
Mitbenutzung  von  Zwischengewinnen  aus  Frachtgeschäft,  aus 
Zwischenhandel,  aus  Renten,  aus  Kapitalanlagen  in  der  Fremde  usw. 
neben  der  Warenausfuhr  im  Industriestaat,  m)  Steigerung  der 
Interessengegensätze  zwischen  Völkern  und  Staaten:  ,, Kampf 
um  den  Raum“,  n)  Mitspielen  des  Bevölkerungprobleins, 
bes.  der  starken  Volkszunahme,  grösserer  Volksdiclitigkeit,  aber 
auch  der  Bedürfnissteigerung  als  treibender  Faktoren  in  der 
inclustriestaatl.  Entwicklung,  s.  u.  Kap.  4.  6.  Notwendiges  Mass- 

halten  a)  in  dieser  Entwicklung,  daher  in  der  Beteiligung  am  welt- 
wirtsch.  Verkehi',  aber  auch  b)  in  der  Volkszunahme  (4.  Kap.). 
7.  Erhaltungeinermöglichstfür  denBedarf  ausreichenden  heimischen 
Agrarproduktion  der  Hauptnahrungsmittel  und  einer  starken 
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ländlichen  Bevölkerung  ein  nicht  bloss  „agrarisches“,  sondern  ein  ; 

höchstes  allgemeines  heimisches  volkswirtschaftliches  und  nationales  * 

Interesse  (Deutschland  — Grossbritannien).  8.  Einfluss  dieser  Einsicht 
auf  Beurteilungen  von  Agrar-,  Handel-,  Zollpolitik  (Korn-  und 
andere  agrar.  Zölle)  und  von  Fragen  der  volkswirtsch.  Organisation. 

9.  Scharfe  Unterscheidung  volks-  und  weltwirschaftlicher,  national- 
wii-tschaftlicher  und  kosmopolitischer  Betrachtungsstandpunkte  bei 
einzelnen  praktischen  Fragen  und  wieder  in  der  ganzen  Soz.- 
Oek.  (List). 

D;  Das  Leben  der  Einzelwirtschaft  in  der  Volkswirt- 
schaft. G.  I.,  § 156 — 161.  S.  die  Literaturnachweise  in  Wagner, 

Grundlegung  a.  a.  0.  S.  369,  399,  411.  v.  Hermann,  Untersuchungen, 

Abh,  IX.  G.  Sclimoller,  Lehre  vom  Einkommen  usw.  in  d.  Tüb.  Ztschr. 
f.  Staats w.,  B,  19,  1863.  Neumann,  im  Schönbergscheii  Handbuch  I. 

Abh.  Grundbegriffe.  Namentlich  Rob.  Meyer,  das  Wesen  des  Ein- 
kommens, Berlin  1887  und  derselbe,  Art.  Einkommen  im  Handwörter- 
buch der  Staatswissenschaft  und  Kleinwächter  üb.  Eink.  — Wieder 
Bedeutung  der  Unterscheidung  des  rein  ökonomischen  und  historisch- 
rechtlichen  (sozialen),  sowie  des  einzel-  und  volkswirtschaftlichen  Stand- 
punkts für  die  Fragen  von  Ertrag,  Kosten  usw.  (§  15);  Bedeutung  der 
sozialistischen  Auffassung  für  die  Lehre  von  der  K o n j u nU t u r 
(Lassalle,  Rodbertus,  Lange). 

§ 14.  — 1.  Verschiedenheit  von  Natural-  und  Verkehrswirt- 
schafc:  a)  Einfluss  auf  die  Abhängigkeitsverhältnisse ; b)  Bedeutung 
für  die  Wert-  und  Preisbildung:  bei  Naturalwirtsch.  nur  ent- 
scheidend Arbeitsleistung  und  Beherrschung  der  Natur,  nur  mass- 
gebend Gebrauchswertschätzung,  bei  V erkehrswirtsch.  zugleich 
mitentscheidend  Tauschwert  (Preis)  der  gewonnenen  Produkte  und 
der  einzutauschenden  (zu  kaufenden)  Bedarfsartikel,  daher  mit  mass- 
gebend Tausch  Wertschätzung  und  gegenseitige  Abhängigkeit  der 
Einzelwirtschaften.  2.  Aktive  u.  passive  Seite,  a)  Auf  jener 
erf'olgen  Einwirkungen  nach  aussen  hin:  a)  auf  Natur  (deren 
Leitung,  Kräfteausnutzung,  technische  Probleme)  mit  entscheidenden 
Ergebnissen  für  Arbeitserfolg  (Rohertrag,  s.  § 15)  und  Kostenhöhe 
(spez.  Höhe  der  u.  sog.  natürlichen  oder  eigentlich  volkswirtsch. 

Kosten.  § 15),  daher  für  (volkswirtsch.)  Reinertrag  und  Einkommen 
C§  15);  ß)  ^'if  andere  Wirtschaften,  bezw.  Personen,  im  Kampf  um 

Gewinn-,  IVeishöhe,  mit  entscheidenden  Ergebnissen 
fiir  die  Höhe  des  (einzelwirtschaftl.)  Reinertrags  und  Einkommens, 
welcher  dem  Wirtschaffssubjekt  bleibt  (§  15).  b)  Auf  der  passiven 
Seite  erfolgen  Einwirkungen  auf  die  Einzelwirtschaft  (bezw.  ihr 
Subjekt)  von  aussen  her:  a)  von  der  Natur  und  ihren  Kräften, 
m nützlicher  und  schädlicher,  wertsteigernder  und  -vermindernder 
Richtung;  ß)  von  anderen  Einzelwirtschaften  (Personen)  mittelst 
der  genannten  Kämpfe;  ;')  durch  ,. allgemeine“  Vorgänge  u.  Ein- 
flüsse: durch  die  „Konjunktur“,  den  Betroffenen  begünstigend  und 
schädigend  (§  16). 
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§ 15.  — 3.  Aktive  Seite,  a)  Hier  ergibt  sich  dann  em 
Wirtschaftsbetrieb  und  in  diesem  ein  äusserer  Güterwechsel, 
b)  Dieser  vollzieht  sich  vornehmlich  vertragsweise,  bes.  im  Tausch-, 
Kauf-,  in  Kreditverträgen  (Darlehen,  Miete,  Pacht,  Gebi’auchsleihe), 
in  Arbeits-,  Dienstmiete-,  Werkverding.-,  Lohnvertrag,  c)  Es  ent- 
stehen so  Ein-  und  Ausgänge  (Zu  - und  Abhänge)  von  Gütern, 
d)  Deren  Hauptarten : cc)  E i n n a h m e n und  Ausgaben,  das  Vermögen 
des  Wirtschaftssubjekts  vermehrende  und  vermindernde  Vorgänge; 
ß)  kreditmässige  Ein-  und  Ausgänge,  a\is  aktiven  und  passiven 
Kreditgeschäften;  y)  scheinba  re  Ein-  und  Ausgänge,  durch  Wechsel 
von  Geld  und  Sachen  im  Wirtschaftsbetrieb  bedingt  ö)  auch  Üeber- 
gänge  zwischen  den  zwei  Abteilungen  der  Einen  Wirtschaft, 
der  produktions-,  (erwerbs-)  und  der  Verbrauchs-^  (ausgabe-)  wirt- 
schaftlichen. e)  Natural-,  Geldrechnung.  Inventarisierung,  f)  Ziel 
des  Wirtschaftsbetriebs:  richtiger  Verbrauch  und  Eeservelegung 
(für  die  Wechselfälle  des  Lebens  und  der  Wirtschaft),  angemessene 
Vermögensbildung  gestattender  äusserer  Güterwechsel.  Oeko- 
nomische,  soziale,  ethische  Frage  des  Masses  dabei. 

4.  Näheres  über  Ertrag,  Kosten,  Einkommen  (G.  I. 
§ 170-— 179).  a)  Einzel-  und  volkswirtschaftlicher  Standpunkt 
scharf  zu  unterscheiden,  b)  Ertrag  und  Einkommen,  ft)  Ertrag 
ein  „objektiver“  Begriff:  die  Einnahmen  zurückbezogen  auf  das 
(Jbjekt  (Quelle,  Kraft,  Einrichtung),  aus  dem  sie  kommen,  durch 
das  sie  bewirkt  werden;  Einkommen  ein  „subjektiver“  Begriff . 
Einnahme  zurückbezogen  auf  das  Subjekt,  dem  sie  für  \ erbrauch 
und  Vennögensbildung  und  -Verwendung  (auch  als  Kapital)  zur 
Verfügung  stehen,  c)  Eoh-,  Reinertrag,  Kosten,  ft)  Rohertiag. 
der  die  zu  seiner  Gewinnnng  erforderlichen,  bezw.  aufgewendeten 
Kosten  dem  Werte  nach  noch  in  sich  enthält;  ß)  Reinertrag:  der 
nach  Abzug  dieser  Kosten  verbleibende  Wertbetrag;  y)  Kosten:  der 
Wertaufwand  zur  Gewinnung  des  Rohertrags,  d)  Bes.  Wichtigkeit 
des  Kostenbegriffs,  der  sich  nach  drei  Standpunkten  der 
Betrachtung  verschieden  stellt:  für  Menschheit,  für  Volkswirtschaft, 
für  Einzelwirtschaft,  ß)  \ om  Standpunkt  der  Menschheit  sind 
,,Kosten“;  ausschliesslich  die  Menge  menschlicher  Arbeit  aller 
Art,  welche  auf  die  Gewinnung  des  Rohertrags  (auch  der  Güter 
schlechtweg)  aufgewendet  wird,  bezw.  werden  muss;  aa)  Einfluss 
ßß)  des  Stands  der  Technik;  daher  der  Beherrschung  der  Natur- 
kräfte.; ßß)  der  Arbeitsfähigkeit  und  des  Arbeitswillens  (§  35,  37,  38); 
yy)  der  Arbeits-,  Betriebs-,  Wirtschaftsorganisation  (§  42ff.),  daher 
bezügliche  Aufgaben;  bb)  Ziel:  Arbeits-,  so  Kostenyerminderung; 
cc)  Ergebnis  davon:  umfassendere,  leichtere  (wohlfeilere)  Bedürfnis- 
befriedigung, menschlicher  ökonomischer  Foi'tschritt,  damit  Er- 
möglichung des  Kulturfortschritts,  ß)  Vom  Standpunkt  der  Volks- 
wirtschaft sind  „Kosten“:  die  für  (freie)  Menschen  genusslos 
zur  Gewinnung  des  Rohertrags  (der  Güter)  verbrauchten  M erte, 
sogen,  „natürliche“  oder  „volkswirtschaftliche“  Kosten, 
■Wertverluste,  um  die  Natur  und  ihre  Kräfte  zu  der  erforderlichen 
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Mitwirkung  zu  bringen;  aa)  Einfluss  ßß)  des  Stands  der  Technik, 
daher  ßß)  der  Arbeits-,  der  Wirtschaftsorganisation,  Vorzug  der 
hier  leistungsfähigsten  (Vermutungen  für  privatwirtschaftliche,  §20); 
bb)  Ziel:  Verminderung  dieser  Kosten;  cc)  Ergebnis: 

günstigeres  Verhältnis  des  Rein-  zum  Rohertrag,  Verwohlfeilerung 
der  Güter,  Möglichkeit  der  Preiserniässigung  und  überhaupt  dasselbe 
wie  bei  ß,  cc  und  Vorteil  aller  Beteiligten;  dd)  Einfluss  der  Rechts- 
ordnung für  den  Umfang  dieser  Kosten:  in  strengster  Konsequenz 
des  Prinzips  der  persönlichen  Unfreiheit  (Sklaverei)  gehöit  dei 
notwendige  Verbrauch  des  unfreien  Arbeiters  mit  dazu.  ^)  Vom 
Standpunkt  der  Einzelwirtschaft  (bezw.  des  Subjekts  dieser) 
sind  „Kosten“:  aa)  die  unter  ß genannten  eigentlicli  volkswirt- 
schaftlichen; ausserdem  hier  aber  noch  bb)  der  Wert  der  V er- 
gütungen  an  Dritte,  für  deren  Mitwirkung  mit  ihrer  Arbeit  und 
mit  den  ihnen  rechtlich  kraft  (Privat-)  Eigentums-  und  Nutzungsrechts 
zustehenden  sachlichen  Produktionsmitteln  an  der  Gewinnung  der 
Roherträge  (Güter),  daher  Lohn,  Gehalt,  Darlehns-,  Pacht-,  Mietzins 
(Rente)  usw.,  und  cc)  der  für  die  gleiche  Mitwirkung  des  Wirt- 
schaftssubjekts mit  seiner  Arbeit  und  mit  ihm  gehörigen  sachlichen 
Produktionsmittel  anzurechnende  Vergütungswert,  („IVofit“,  Unter- 
nehmergewinn, Zins  und  Rente  für  selbst  verwendete  eigene  sachliche 
Produktionsmittel),  c)  Die  Rubriken  y,  bb  und  cc  sind  speziell 
ein zel wirtschaftliche  Kosten,  nicht  volkswirtschaftliche  m Ai. 
hb)  speziell  Folge  der  persönlichen  Freilieit  (auch  der  ausführenden 
Arbeitskräfte,  im  Unterschied  zu  deren  Unfreiheit),  des  Privat- 
eigentums an  den  sachlichen  Produktionsmitteln  (Boden, ^ Kapital), 
der  Arbeitsteilung,  der  Kreditverhältnisse,  d)  Diese  einzel wirt- 
schaftlichen Kosten  stellen  die  \erteilung  des  WirtschaDs- 
(Produktions-)  (Rein-)  Ertrags  unter  die  bei  seiner  Ge- 
winnung Beteiligten  dar.  e)  Im  Konkurreiizsystem  ist  diese 
Verteilung  das  Ergebnis  von  Kämpfen  um  Höhe  von  Lohn,  Zins  usw. 
und  Güterpreis  unter  dem  Impuls  des  ersten  egoistischen  Leit- 
motivs (§  2).  Eine  Aenderung  an  diesen  Kosten  erfolgt  zu  Gunsten 
oder  Ungunsten  der  Kämpfenden,  des  Wirtschaftssubjekts  und  der 
übrigen  Beteiligten  und  dieser  unter  einander  und  ist  volks- 
wirtschaftlich keine  Aenderung  der  Gesamtkosten,  f)  Beim 
Reinertrag  ist  zwischen  volks-  und  einzel  wirtschaftlichem  nach 
der  analogen  Unterscheidung  bei  den  Kosten  zu  unterscheiden. 
a)  im  ersten  Sinn  ist  Reinertrag  der  Wertbetrag,  welcher  vom 
Rohertrag  nach  Abzug  bloss  der  volkswirtschaftlichen  Kosten 
übrig  bleibt.  Dieser  Reinertrag  ist  zugleich  das  „Einkommen“ 
im  volkswirtsch.  Sinn;  ß)  im  zweiten  Sinn  ist  der  Reinertrag 
der  Wirtschaft  der  Wertbetrag,  welcher  vom  Rohertrag  übrig  bleibt, 
nach  Abzug  der  volkswirtschaftlichen  und  derjenigen  einzel- 
wirtschaftlichen Kosten,  welche  anderen  Personen  (Arbeitern, 
Beamten,  Leih-,  Pacht-,  Mietzins  usw.  Beziehenden)  als  Vergütungen 
Zufällen  (unter  b,  bb).  aa)  Dieser  restierende  Wertbetrag  ist 
„Einkommen“  des  Wirtschaftssubjekts  und  bb)  diese  von  letzterem 
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Abzug  bloss  der  volkswirtschaftlichen  Gewinnungskosten  in 
einem  bestimmten  Zeitraum  (Jahr)  übrig  bleibt , eventuell  ein- 
schliesslich des  Werts  der  Genüsse  des  nationalen  Nutzvermögens 
(weitere  Ausführungen  G.  I,  IS.  417).  Ii'gend  etwas,  was  (freie) 
Menschen  bei  der  Erwirtschaftung  des  Kohertrags  zum  Unterhalt, 
für  Erhaltung  ihrer  Kräfte  usw.  verbrauchen,  geht  nicht  ab  (Arbeits- 
lohn, minim.  Profit),  sondern  ist  Bestandteil  des  Reinertrags  und 
des  Volkseinkommens,  ß)  Ermittlung  und  Darstellung.  Statistik, 
aa)  Reale  (objektive)  Methode:  aa)  Ausgehen  vom  Rohertrag 
der  Volkswirtschaft  (s.  G.  I.,  8.  414  ff.).  Produktionsstatistik  (für 
Sachen,  aber  einschliessl.  Dienstleistungen  ausserhalb  der  Sachgüter- 
produktion), incl.  Statistik  der  Maaren-  und  Geldeinfuhr;  Vermeidung 
von  Doppelrechnung  bei  Wertanschlägen  der  Produkte,  nur  An- 
rechnung der  Werterhöhungen  der  Roh-  und  Hilfsstofie  usw. 
ßß)  Zur  Ermittlung  des  Reinertrags  Abzug  nur  der  Volks- 
wirtschaft!. Gewinnungskosten  (praktisch  statistisch  freilich  nicht 
genuin  durchführbar)  und  der  Waren-  und  Geldausfuhr  zur  Be- 
zahlung der  Einfuhr.  Erlangung  so  von  Ueberblicken  der  ver- 
fügbaren Konsum-  und  Produktionsmittel,  der  Gebrauchswertmengen, 
aber  kein  Einblick  in  die  Verteilung  des  Volkseinkommens  unter 
Klassen  und  Einzelne.  Berücksichtigung  internat,  Forderungs-  und 
Hchuldverbältnisse,  soweit  sie  nicht  in  Waren-  und  Geldein-  und 
-ausfuhr  schon  zum  Ausdruck  kommen.  Blick  in  die  Statistik  der 
Hauptproduktionszweige,  Mängel,  bb)  Personale  (subjektive)  ^le- 
thode.  Ermittlung  und  Summierung  der  Einzeleinkommen  der  physi- 
schen  Personen  im  Inland;  zuzügl.  der  nicht  Einkommen  solcher  Per- 
sonen bildenden  volkswirtschaftlichen  Reinerträge  der  öffentlichen 
und  privatrechtlichen  juristischen  Personen  (Vermeidung  von  Dopi)el- 
rechnung  hei  Erwerbs-,  bes.  Aktiengesellschaften,  Genossenschaften). 
Bezügliche  Statistik  meist  (Einkommen-)  Steuerstatistik,  Wei’t  ab- 
hängig von  Eiiiriclitung  der  Besteuerung,  von  Veranlagungsvertahren 
und  Ausdehnung  der  Veranlagung  (steuerfreie  Klassen).  Einbeziehung 
des  AVerts  der  Genüsse  vom  Nutzvennögen  fehlt  meist  (hei  Be- 
steuerung ausser  für  eigensbenutzte  M^ohnhäuser).  Beste  Statistik: 
die  neuere  deutsche,  bes.  sächs.,  preuss.,  hess.,  had,,  liamb.,  brem. 
und  z.  T.  kleinstaatliche.  'Wertvoll  bes.  der  Einblick  in  die  Ver- 
teilung des  Volkseinkommens  unter  Klassen,  Berufe,  Einzelne  nach 
Höhe  und  Arten  des  Einzeleinkommens  und  in  den  Gang  der  Ent- 
wicklung des  Volkseinkommens,  nach  Grösse,  Landesteilen,  Ein- 
kommeuarteu.  i)  Aehnliche  Ermittlungen  des  Volks  Vermögens 
a)  nach  realer  Methode:  die  Objekte,  bes.  die  dauernden  seilst, 
daher  Nutz-  und  Produktivvermögen  und  deren  Werte  (Grund-,  Häuser, 
gewerbl.  Kapitalien,  Geldkapitalien,  bes.  Verinögensanteile  an  Be- 
trieben [Aktien  usw.]  und  Schuldforderungen),  atich  vielfach  nach 
Steueraufnahmen  (Objekt-  und  Ertragssteuern),  nach  Versicherungs- 
daten; ß)  nach  personaler  Methode:  die  Einzel vernn’igen  nach 
Arten  und  Wert  und  deren  Summe,  wieder  bes.  nach  Steueraufnahmen, 
namentl.  nach  den  Daten  der  modernen  allireineinen  Verinögens- 
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Steuer  als  Subjektsteuer  (Preussen,  Hessen),  z,  T.  auch  nach  denen 
von  Ei-tragssteuern  (Kapitalrentenst.  u.  a.).  Ergebnisse  ähnlich  zu 
beurteilen  wie  bei  Volkseink omiiien. 


S.  G.  I.  S.  411  ff.,  auch  Lit.  Die  neueren  preuß.  Veröffentlichungen 
der  Einkommensteuerstatistik  (seit  1892)  und  der  Vermögenssteuerstatistik 
und  die  and.  deutschen  Staaten  (bes.  K.  Sachsen),  ungenügende  Stat.  f. 
England  (Baxter,  Nation,  income  1868.  Giffen  in  s.  essays,  1880, 
1886.).  Losch,  Volksverinögen  usw.  1888.  Meine  Aufs,  in  der  Ztschr. 
des  preuß.  stat.  Bureaus  Jg.  1905,  zur  Method.  und  Stat.  des  Volks- 
einkommens usw.  und  weitere  Statist.  Untersuchungen,  mit  Verarbeitung 
des  preuß.  Materials,  auch  die  Aufs.  v.  Evert,  eb.  Jg.  1901  u.  19»02. 
Aufs.  V.  May  in  Schmollers  Jahrb.  1903.  Im  preussischen  Staate  war 
auf  Grund  der  neueren  V eranlagung  nach  Einkommensteuergesetz 
V.  1891  (frühere  Veranlagung  ganz  mangelhaft)  das  Volkseinkommen: 


1892 

1902 

1892 

1902 

Zahl 

in  1000 

Eink.  in 

Mül.  Mk. 

Censiten  . . . 

. . 2486 

3759 

5704 

8560 

Steuerfreie  . . 

. . 8726 

9054 

3998 

4211 

Summe  . . . 

. . 11162 

12813 

9702 

12771 

auf  den 

Kopf  Mk. 

Bevölkerung  . 

. . c.  30335 

c.  3455 

320 

370. 

Censiten  die  Steuerpflichtigen  über  900  Mk.,  veranlagtes  Einkommen, 
steuerfreie  die  übrigen  Haushaltsvorstände  (incl.  Einzelhaushalte), 
geschätztes  Einkommen.  Bevölkerung  in  1891  und  1901. 

Das  Volksvermögen  (ohne  das  Gebrauchs-  und  Nutzvermögen, 
doch  mit  allen  VVohnnäusern,  auch  den  eigens  bewohnten)  also 
wesentlich  nur  das  sogen,  rentable,  war  nach  der  neueren  Vennögens- 
(sogen.  Ergiinzungs-)  Steuer  in  Preussen: 


1895 

1902 

1895  1902 

Zalil 

in  1000 

Vermögen  Mill.  Mk. 

Censiten 

1152 

1297 

63857  75657 

Steueilfeie  .... 

10104 

11516 

10594  13242 

Summe 

11257 

12813 

74451  88899 

auf  den  Kopf  Mk 

Bevölkerung  . . . c 

•.  31500 

c.  3455 

2365  2573. 

Censiten  die  Steuerpflichtigen  von  über  6000  Mk.  Vermögen,  veranlagtes 
Vermögen,  steuerfreie  die  übrigen  Selbständigen,  geschätztes  Vermögen, 
Bevölkerung  in  1894  u.  lt)01.  Ziffer,  auch  des  veranlagten  Volks- 
einkommens und  -Vermögens  und  des  gesamten,  sicher  in  WiÄlichkeit  er- 
heblich höher,  aber  Veranschlagung  für  das  Plus,  wie  sie  oft  geschieht, 
(10 — 25  °/o  und  m ehr),  mangels  genügender  Anhaltspunkte  unterbleibt  besser. 

i)  Kennzeichen  des  Volkswohlstands  (G.  I.  § 184—186),  unsicher 
und  vieldeutig,  k)  Bedeutung  des  Volkseinkommens:  Dauerquelle 
für  den  Verbrauch  des  Volks  und  für  die  Erhaltung  und  Vermehrung 
des  Volksvermögens,  auch  des  Nationalkajntals,  daher  auch  seine 
Höhe  wichtig  fiir  Volkszunahme,  für  Lebensweise,  für  Leistungs- 
ffihigkeit  (spez.  Steuerfähigkeit)  für  öffentliche  Zwecke.  1)  Unter- 
scheidung von  freiem  und  gebundenem  Volkseinkommen  wie  beim 
Einzeleinkommen,  in)  Ziel:  a)  Gewinnung  des  Volksseinkommens 
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mit  minimalen  volkswirtschaftlichen  Kosten  und  in  Gebi'auchswerten 
maximalen  Nutzeffekts  für  das  wahre  Volkswohl;  ß)  Steigerung 
sowohl  des  gebundenen  als  des  freien  Volkseinkommens  im  Masse 
der  Zunahme  und  in  den  Gebrauchswerten  des  richtigen  Volks- 
bedarfs. n)  Mittel  zur  Annäherung  an  dieses  Ziel:  a)  angemessene 
Entwicklung  der  Wirtschafts-,  bes.  der  Produktionstechnik; 
ß)  richtige  Organisation  der  Volkswirtschaft  aa)  zu  diesem 
Behuf  und  bb)  zur  Verbürgung  angemessener,  d.  h.  den  Verbrauch 
und  die  Vermögensbildung  der  Klassen  und  Einzelnen  passend  be- 
stimmender Verfeilung  des  Volkseinkommens  unter  soziale  Klassen, 
bes.  unter  Grund-  und  Kapitalbesitzer  und  Unternehmer  einer-  und 
Arbeiter  andrerseits,  und  unter  die  Einzelnen  jeder  Klasse.  (S.  u. 
Kap.  4 u.  T.  II,  Kap.  2.  Abschnitt  II.) 

§ 16.  — 5.  Passive  Seite  im  Leben  der  Einzelwirtschaft 
in  der  Volkswirtschaft,  bes.  über  die  Konjunktur.  G.  I. 
§ 163 — 169.  a)  Hierher  gehörige  Fälle,  a)  natürliche  Veränderung 
der  Qualität  der  Güter,  gute,  üble,  bis  zur  Vernichtung  des  Guts; 
ß)  veränderte  menschliche  Kenntnis  der  Eigenschaften  der  Güter, 
mit  werterhöhender  und  vermindernder  Folge.  Bei  a und  ß Einfluss 
des  Zufalls,  der  Einwirkung  auf  Tun  und  Lassen  des  Besitzers,  den 
regelmässig  die  wirtsch.  Folgen  treffen;  Bekämpfung  ungünstiger 
Wirkungen  durch  Versicherungswesen  (Elementar-,  Sach-) 
(s.  u.  §81);  y)  die  Konjunktur,  b)  Wesen  undWii'kung  dieser: 
die  Gesamtheit  der  techn.,  Ökonom.,  soz. , rechtl.  Bedingungen, 
welche  a)  in  der  auf  Ai'beitsteilung  und  Privateigentum  (auch  von 
sachlichen  Produktionsmitteln)  beruhenden  Volkswirtschaft,  inbes. 
ß)  im  Privatwirtschaft!.  System  bei  freier  Konkui'renz  (§  20);  y)  den 
Wert  und  Preis  der  wirtsch.  Güter  mit  und  selbst  allein  bestimmen, 
unabhängig  von  Willen,  Leistungen,  Unterlassungen,  individuellem 
Kostenaufwand  (G.  I.  S.  387).  c)  Konjunktur  auch  a)  in  anderen 
Pliasen  der  Volkswirtschaft  und  ß)  soweit  Naturfaktoren  entscheiden, 
auch  bei  anderer  Organisation  („gebundener“  privatwirtsch.  und 
gemeinwirtschaftlicher),  aber  y)  bes.  Bedeutung  in  der  „freien“,  mo- 
dernen privatwirtschaftlich  organisierten,  d)  Konjunkturen  bildende 
Hauptmomente:  a)  natürlich  Erntesclwankungen;  ß)  polit.  Ein- 
flüsse; y)  Veränderungen  in  Technik  und  Oekonomik  der  Produktion, 
des  Absatzes;  ö)  im  Kommunik.-  und  TransporDvesen;  e)  in  der 
inneren  wirtschaftl.  Rechtsordnung  der  eigenen  und  deijenigen  fremder 
Volkswirtschaften,  mit  denen  Verkehr  besteht,  sowie  in  der  Ordnung 
des  auswärtigen  Verkehrs  (Handels-  u.  Zollpolitik);  C)  in  Grösse,  Zu-  u. 
Abnahme,  örtlicher  Verteilung  und  Konzentration,  Dichtigkeit  der  Be- 
völkerung bei  gegebenem  und  bei  sich  veränderndem  W ohlstand  (privates 
Grundeigent. , bes.  Wohnungsboden , Kenten-,  Wertsteigerungen ; 
Tj)  in  Veränderungen  in  der  relativen  Lage  der  Volks-,  Besitz- 
Wirtschaftsklassen  nach  Höhe  und  Art  des  Einkommens  und  Ver- 
mögens (Profit  und  Lohn  in  ihrer  Abhängigkeit  von  einander,  § 64  ff*); 

in  Veränderungen  im  Gang  (Tempo,  psychischen  Impulsen) 
des  ganzen  Wirtschaftslebens:  Konj.  im  engeren  Sinne,  auf-  und 


48 


f — 


absteigende,  e)  Wirkungen  der  Konjunktur  auf  die  davon  günstig 
und  ungünstig  betroffenen  Einzelnen  und  Klassen  und  demnach 
Charakter  der  von  Konjunkturen  beherrschten  Volkswirtschaft; 
a)  ökonomisch  unverdiente  Gewinne  und  unverschuldete  Verluste; 
arbeitslos  oder  fast  arbeitslos  erworbenes  privates  Einkommen  und 
Vermögen,  ß)  Beschr<änkung  der  persönlichen  wirtschaftlichen  Ver- 
antwortlichkeit, y)  Spielcharakter  der  privatwirtschaftlich  organi- 
sierten Volkswirtschaft,  f)  Bedenken  gegen  diese  Organisation. 
Streitfrage  hierüber:  a)  Bestreitung  der  Bedenken,  mit  Unrecht; 
ß)  Behauptung:  aa)  dass  auch  hier  Gewinne  ökonomisch  verdient, 
Verluste  verschuldet  seien,  weil  auf  sehr  wohl  mögliches  richtiges 
und  unrichtiges  Tun  und  Lassen  zurückführbar,  daher  bb)  Recht- 
fertigung der  gute  Konjunkturen  ausbeutenden,  üble  venneidenden 
Spekulation  und  der  darin  hervortretenden  Arbeit,  cc)  Aber 
Fiktionen  und  Illusionen  hierüber,  dd)  Grade  Steigerung  der  Be- 
denken durch  die  Konjunkturen  ausbeutende,  auch  künstlich  sie 
mit  schaffende  und  steigernde  Spekulation  (Handel,  Börse),  ee)  Nach- 
teile der  Privateigentumsinstitution,  der  Vertragsfreiheit,  y)  Be- 
hauptung aa)  der  Unabänderlichkeit  und  Notwendigkeit  der  Kou- 
jixnkturen  und  ihrer  Einflüsse  überhaupt;  bb)  vollends  als  unvermeid- 
liche Konsequenzen  des  Privateigentumsprinzips  und  der  privat- 
wirtsch.  Organisation  auf  dieser  Rechtsgrundlage;  mit  diesen  un- 
abänderlichen undsegensreichen  Verhältnissen  müssten  die  Wirkungen 
der  Konjunktur  eben  hingenonnnen  w'erden.  Aber  dies  sind  eben  nur 
Behauptungen,  f)  Ergebnisse:  a)  Anerkennung  der  Miss- 

lichkeit dieser  Verhältnisse,  vollends  bei  spekulativer  Ausbeutung 
der  Konjunkturen  und  künstlicher  Schatfiing  und  Steigerung  (Grund- 
stückspekulation!); ß)  Anerkennung,  dass  diese  Verhältnisse  einen 
bes.  schwachen  Punkt  der  privatwirtsch.  Organisation  und  eine  üble 
Folge  des  Privateigentums  an  sachlichen  Produktionsmitteln  bilden ; 
;')theoret.  Aufgaben  aa)  desErkennens,  wodurch  mindestens  Gewinn 
für  Diagnose  und  Prognose,  selbst  wenn  Aenderungen  unmöglich 
oder  zu  bedenklich,  weil  andere  und  schlimmere  Uebel  bewirkend; 
bb)  des  Forschens  nach  ausführbaren  Abhilfsmassregeln ; d)  prakt. 
Aufgaben  der  Therapie:  aa)  Bekämjxfung  der  Ursachen,  sie 
führt  auf  sozialethische,  auf  Organisations-  und  Rechts- 
fragen, bes.  aa)  in  der  Richtung  der  sittlichen  und  gesellschaft- 
lichen Verurteilnng  gewisser  Spekulationsvorgänge  (Grundstück- 
spekulation, manche  Handels-  xmd  Börsengeschäfte),  ßß)  der 
Ersetzung  der  privat  wirtschaftlichen  durch  die  ge  me  in  wirtschaft- 
liche Organisation  (Kap.  5,  bes.  § 22,  23),  Beispiel  der  Eisenbahn-, 
der  Kohlenbergbauverstaatlichung;  yy)  der  Aenderung  der  freien 
Rechtsordnung  für  den  privatwirtsch.  Verkehr  in  der  Richtung  der 
Bindung  desselben  an  passende  prhat-  und  öffentlich-rechtliche 
Normen  (Handels-,  Börsen-,  Aktien-,  Kartell-,  Trust-,  Wettbewerbs- 
recht u.  dgl.  m.).  bb)  Soweit  das  unter  aa  Dargelegte  nicht  zu 
verwirklichen  ist  oder  nicht  ausreicht:  Bekämpfung  der  Folgen 
für  die  durch  Konjunkturen  zufällig  auf  Grund  von  Privateigentums- 
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rechten  oder  auf  Grund  ihrer  Spekulationen  Begünstigten  und  für 
die  durch  Konjunkturen  Geschädigten,  dort  mittelst  möglichster 
Erfassung  solcher  Gewinne  durch  Besteuerung  für  die  Gemeinschaft 
^s.  meine  Fin.  II,  2.  A.  S.  566  ff.),  hier  durch  Entschädigungen 
nach  Versicherungsprinzipien  und,  soweit  es  sich  zugleich  iira- 
allgemeine  Interessen  handelt,  durch  Staatshilfe  ('Anwendung- 
z.  B.  auf  die  Behandlung  der  ap-arischen  Not  infolge  der  durch  die 
Entwicklung  der  Kommunikationsmittel  geschaffenen  Weltmarkt- 
konjunkturell). 

4.  Kapitel.  Die  Bevölkerung  und  die  Volk.swirt.seliaft,  .sogen. 
Bevölkerungsfrage  (volkswirtschaftliche  Bevölkerungslehre). 

Gr.  3.  A.  I.  Buch  4. 

Dieses  Kapitel  bildet  eventuell  ganz  oder  teilweise  einen  Gegen- 
stand besonderer  Vorlesungen  und  fällt  dann  soweit  hier  aus. 

Kritischer  Literaturnachweis  G.  I.  (2.  Halbband),  § 191 197 

R.  V.  Mohl  in  s.  Geschichte  und  Literatur  d.  Staats wiss.  III.  Abh.  14 
Elster,  die  ßevölkenmgslehre  im  H.-W.-ß.  d.  Staatswiss.  II.  Auch  für 
Bibliographie.  H.  Sötbeer,  die  Stellung  der  Sozialisten  zur  Malthusschen 
ßevölkeruiigslehre,  ßerlin  imi  — A eite  re  Ansichten.  S Elster 
Hasbach,  zur  Gesch.  d.  vorraalth.  ßevölk. - Theorie,  in  Festgaben 

19Ü5  Rob.  Malthus,  essay  on  populatioii,  deutsch 
von  Stöpel.  neu  1905  von  Dorn-Waentig.  Bonar,  Malthus  a his 
Work-,  London  1HH5.  J.  St.  Mill,  princ.  R 1.  Kap.  10.  Roscher, 
System  I,  Buch  6.  v.  Mangoldt,  Abh.  Bevölkerung  im  Bluntschlischen 
btaatswörterbuch,  B.  2.  A.  Lange,  Arbeiterfrage,  Kap.  1-4,  Der- 
selbe, Mill’s  Ansichten  über  die  soziale  Frage,  1860,  Kap.  1.  v.  Rü- 
melin,  Abh.  Bevölkerungslehre  im  Schönbergschen  Handbuch,  B l. 
Del  selbe,  in  „Reden  und  Aufsätzen*^,  1875  und  N.  F,  1881,  in  mehreren 
dortigen  Aufsätzen.  Elsters  gen.  Abh.  im  H.-W.-B.  Wagner  Grund- 
Icgung,  Aufl.,  I,  0 Halbb.,  Bucli  4.  Kap.  1.  (S.  46T)-G6;j.’)  Der- 
Agrar- und  Industriestaat,  2.  Aufl.,  i;h)2.  Schmoller,  Grundriss 
j;  b8 n.  mtti,  popohiz.  1894.  van  der  Smissen,  populatioii,  Par  1893 
y.  Fircks,  Bevölkerungslehre  1898.  H.  Dietzel,  Streit  um  M s Lehre 
m lestgaben  f.  A.  Wagner.  — Gegner  von  Malthus.  Carey  (Lehrb 
Kap.  38b  Sozialisten.  Rodbertus.  Marx  (Kapital  I,  Kap  5)  H Ge- 
orge, Fortschritt  und  Armut,  deutsch,  1881.  Bebel,  die  Frau,  9.  Aufl. 
Stuttgart  1891  (S.  350  ff  ),  Schippel,  modernes  Elend  und  Ueber- 

Oppenheimer,  Bevölkges.  v.  Malthus, 
L101.  Anderseits  Mario,  Organis.  2.  Aufl.  II.  220.  IV,  67.  Kautsky, 
LinHuss  der  Volksverinehrung  auf  den  Fortschritt  der  Gesellschaft, 
'\  len,  1880.  — Ma  lthus  und  Darwin.  — Neu-Malthusianismu§.  — Ueber 
Auswanderung  Schriften  d.  Ver.  f.  Sozialpolitik  B.  52,  T'A  Art  Aus- 
wanderung y.  Philippovich,  H.-W.-B.  d.  St.  II.  — Bevölkeruncrs- 
Statistik.  Amtliche  Quellen  werke.  Stand  und  Bewegung  der  Bevölkerung 
des  Deutschen  Reichs  und  fremder  Staaten,  Statistik  des  Deutschen  Reichs 
* - ’ u 1892,  Fortsetz,  bis  1900  in  Vierteljahrsheften  1902,  H.  1 ' 

l.K)o,  H.  1,  Reichsstat.  Jahrb„  darin  seit  1903  Anhang  Internat.  Ueber- 
^chten^  Wappäus,  Bo völkerungs- Statistik,  2 B.,  Leipzig  1859—61. 
Quetejet,  sur  l’homme  et  le  developpement  de  ses  täcultes,  Paris 
18:15,  deutsch  von  Riecke,  Stuttgart  18.38,  neu  v.  Dorn-Waentig 

A.  Wagner,  soz.-ökon.  Grundriss,  4 Aufl.  4 
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za  erwarten.  2.  AuH.  „physique  sociale^'  2 vol.  Brux.  et  Paris.  180S>. 
A.  W agne  r , die  Gesetzmässigkeit  in  den  scheinbar  willkürlichen 
menschlichen  Handlungen  v.  Standpunkt  der  Statistik,  2 Teile.  Hamburg 
1S()4  (besonders  Selbstmordstatistik).  A.  v.  üettingen,  Moralstatistik. 

AuH.  Erl.  1882,  G.  Mayr,  Gesetzmässigkeit  im  gesellscljaftlichen 
Leben.  München,  1877,  ders.'Bevölkerungsstatistik  18i»7.  Herrn.  W agner 
und  Supan,  die  Bevölkerung  der  Erde,  Nr.  VIII,  Gotha  1891.  Conrad, 
Statist.  I.  1902,  2.  Aufl.  Aufsätze  von  Lexis,  Rauchberg  im  Hand- 
wörterbuch der  Staatswissenschaften  unter  den  Schlagworten.  Ver- 
arbeitete Daten  in  A.  Wagner,  Grundlegung,  Aufl.  B.  1,  Buch  4, 
§ 207 — 247,  hier  Ergänzungen  zu  folg.  § 17.  Zeitschr.:  Allgein.  Statist 
Archiv,  herausgeg.  v.  Mayr,  seit  1890. 

§ 17.  Bevölkerungsstatistische  Elemente.  G.I.  ^207-247. 

I.  Begriffliches.  1.  Stand,  2.  Bewegung,  a)  Natürliche, 
Geburt,  Tod,  b)  örtliche,  Wanderungen,  heimische,  über  die  Grenzen, 
Ein-  und  Ausw.  Technik  der  Aufnahmen, 

II.  Natürliche  Volksbewegung  (W.  G.  I.  § 207  ft\).  Sie  ist  ab- 
hängig: A.  vom  pliysiologischen,  welche  die  mögliche  f maxi- 
male), B.  von  sozialen  Momenten,  welche  die  Avirkliche  Ver- 
raehrung  mit  bestimmen.  Zu  A:  Maximum  ist  abhängig  von 
1.  maximaler  Geburtszahl,  2.  minimaler  Sterblichkeit, 

Zu  1:  Massgebend  für  Geburtszahl  sind  5 Momente,  rein  phy- 
siologisch betrachtet:  a)  Quote  der  Frauen  im  gebärfähigen  Alter  (über  15 
bis  50  Jahr  alt  im  U.  Reich  c.  49  ®/n  der  Frauen,  c.  25  7n  ganzen  Be- 
A'ölkerung;  überhaupt  im  Durchschnitt  verschiedener  Völker  zwischen 
17  und  45  J.  c.  20,  zwischen  19  und  41  J.  c.  10,5  ®/o;  praktische  Bedeutung 
hat  davon  bes.  wieder  die  Quote  dei’  verheirateten  Frauen  in  diesem 
Alter,  weil  diese  selbst  in  Bevölkerungen  mit  viel  unehel.  Geburten  — 
Max.  15— 20  im  D.  Reich  früher  11,5,  jetzt  durchschnittl.  c.  8,5*^/o  — 
doch  für  die  Zahl  der  Geburten  weitaus  entscheidend  sind;  b)  Quote 
der  fruchtbaren  Frauen  unter  den  Frauen  im  gen.  Alter  (unsicher, 
K5— 86  ® 0 in  Ehen?):  c)  durchschnittl.  Geburtshäufigkeit  (-Frequenz),  im 
gen.  Alter  (physiol.  Max.  c.  10,  wirklich  in  etwas  grösseren  Volkszahlen 
unserer  Völker  erreichbares  ca.  5 und  etwas  darüber,  6—6,2)  (gegen- 
wärtig in  Europa  Slawen  4,5 — 5,  Germanen,  Romanen  8,5—4,  Nord- 
germanen 2,7— 8— 8,5,  Franzosen,  Iren  2,4  ®/o^;  d)  Quote  der  Totgeborenen 
unter  den  Geborenen  (im  D.  Reich  jetzt  8!).  früher  4 mit  provinz. 
Schwankungen  zwischen  2,8  und  8,5);  e)  Quote  der  Mehrlings-  (bes. 
Zwillings-)  Geburten,  praktisch  w'enig  wichtig  bei  Kleinheit  (im  D.  R. 
c.  1,8  % der  Geburten,  c.  2,6  der  Geborenen). 

Zu  2:  a)  Sterblichkeit  in  Höhe  mit  abhängig  von  Geburts- 
frequenz: bei  hoher  bleibend  grösser,  weil  Kleinkinder-Sterblichkeit 
stets  eine  relativ  grosse,  w'enn  auch  verminderungsfähige,  b)  Zu  unter- 
scheiden für  Steimlichkeitsfrequenz  «)  Kindheit,  in  ihr  frühste  bis  2 
(Kleinkinder),  mittlere  2 — 5,  spätere  5 — 15  Jahre,  /^)  Erwachsenheit, 
und_  in  ihr  Periode  vollster  Lebens-  (und  Arbeits-)  Kraft  15/20 — 40  (45)^ 
zweite  mit  langsam  sich  vermindernder  Kraft  40  ('45)— 60  (65)  y)  Greisen- 
alter  60  (65)— 70  (75)  Jahre  und  höher,  c)  Gang  der  Sterblichkeit  im 
Ganzen:  «)  starke  Abnahme  von  Geburt  (Totgeburten  incl.)  an  in  der 
frühsten,  auch  noch,  schwächer,  in  der  mittleren  Kindheit,  geringere 
Abnahme  in  der  späteren,  /?)  Minimum  in  den  ersten  Zeiten  (15 — 25  J.)  der 
Erw’achsenheit,  aber  alsdann  langsames,  kleines,  ziemlich  gleichmässiges 
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Jahr,  y)  rascheres  im  Greisenalter.  d)  Kleine 
Geschlechtern,  im  Ganzen  günstigere  Sterl)- 
hchkeit  beim  weiblichen,  e)  Beeinflussung  der  Sterblichkeit  durch  die 
sozialen  \ erhaltnisse  (\vie  freilich  auch,  wenn  schon  wohl  schwächer  der 
Geburtsfrec|uenz,  s.  u.  bei  B);  Abnahme  der  Sterblichkeit  in  jüngster 
Zeit  m den  meisten  europ.  Ländern,  bes.  auch  in  Deutschland,  z.  T 

p f',®' der  Geburtsfrequenz,  e)  Xach  neueren 
Erfahrungen  m Europa  mag  als  erreichbares  Minimum  unter  dL 

.f“”st’^sten  sozialen  Verhältnissen  anziinehmen  sein: 
eine  Stf  ibhchkeit  \on  jährlich  1.0—2  in  der  Kindheit,  von  0,75—1 

steil  1 eriode  der  Erwachsenheit,  von  1,25-1,5  in  der  zweiten^ 
von  0-1  « 0 im  Greisenalter,  von  1,75— 2 % im  Ganzen  (s.  u.  bei  B,  5)! 

3.  Die  maximale  natürliche  Vermehrbarkeit  der  Be- 
volkerung,  nach  bis^^  Erfahrungen,  ist  so  in  neuerer  Zeit 

Joch  eher  etwas  darunter  für  längere  Perioden, 
c 2,S  ,0,  ^gemvärO^  unter  bes.  günstigen  Verliältni.ssen  vielleicht 
etwas  hoher.  2,8  »/o  ergeben  eine  Verdoppelungsperiode  von 
c.  2j,_  Jahren  (\yas  3Ialthus  irrtümlich  als  normal  annimint,  während 
es  ein  Maxim,  ist).  Die  wirkliche  A'eniiehrung  ist  in  grösseren 
europ  Ländern  bestenfalls  Avenig  über  halb  so  hoch,  d?e  Ver- 
doppelungspenode  also  fast  doppelt  so  lang  (germaii.  Europa). 

1 Einflüsse:  wirtschaftliche  Lage,  Berufs-  Ar- 

beitsart und  Lastenart  und-  mass,  Art  und  Umfang  der  Bedürfnis- 
betnedigung  nhysische  sanitäre,  sittliche  Momente  usw.  1.  Sie  wirken 
sicher  auf  Gekirts-  und  Sterbefrequenz  mit  ein;  fraglich  bleibt  nm  Z 
welcher  \\  eise  und  in  welchem  Masse.  2.  MögHch  ist  auch  ^inc 

Einwirkungen  mit  natürlichen  Momenten  (Klima 
Rasse,  ^atlonahtat  usw.),  wo  es  schwierig  ist,  die  Einflüße  zu 
tiennem  Sozialokonomisclie  Hauptfragen  sind:  Wie  die  gesamte 
\yiiäschafts-  und  Kulturentwicklung  und  Lage  der  Klassen  und  famiUen 
3-  Geburtsfrequenz,  b)  Sterbefrequenz,  nicht  nur 

auf  deren  Schwankungen  in  kurzen  Zeiträumen  (s.  u.  u.  C),  sondern 

ßiej?tuiig  („Tendenz“),  mindestens  während  längerer 
Perioden.  4.  Geburtsfrequenz.  Behauptung  und  Optimist  teSn- 

Joi'  Anti-Malthusianer,  dass  die  Geburtsfrequenz  mit 

f 3 ^ ^ V®“'®  durch  sie  bedingte  ,.  z u s t a r k e “ 

\ olks^eimehruiig  daher  nicht  zu  fürchten  sei,  mit  wichtigen 

r.  yolksvvirtsch.pohtischen’  Schhässen  (äS 

des  boziahsinus).  a)  Hinweis  auf  historische,  statistische,  all- 
gemeine  Erfahrungen,  b)  Aber  diese  fehlen  oder  versagen  für  frühere 
Zeiten  bis  ms  19.  , ahrh.  hinein,  c)  Nationale  VergEunge^  so 
zwischen  den  europ.  Vö  kern,  auch  in  der  Gegenwart  (s.  o.  bei  A l c^ 
und  Vergleichungen  zwischen  sozialen  Klassenlieweisen  nichts  Sichers 

oTi*  "”*®pi®l®uden  Moments  des  präventiven  Ge- 

schlechtsverkehrs (Frankreich,  andere  Länder  — höhere,  untere  Stände  — 
bäuerliche^  Verhältmssei.  d)  Soweit  brauchbare  stadst.  Daten  vorliegen 

^eit  1 7 Ts"  IlT“  T ßetracht  kommenden  Eheschliessungen; 
A-Jn  i * V’  ':o™ehmhch  erst  seit  19.  Jh.  und  bes.  seit  Mitte 

längeren  Perioden  keine  deut- 
liche „Tendenz  , jedenfalls  nicht  eine  allgemeine  Abnahme  der  Geburts- 
frequenz, auch  nicht  m grösseren  Gebietsteilen  (Provinzen)  eher  im 
Allgemeinen  eine  starke  Stabilität  der  Quoten,  bei  deutlichen  Jahres- 
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Schwankungen  (s.  die  oben  gen.  vergleich.  Statistik).  Durchschn.  im 
D.  Reich  in  den  5 Jahrzeluiten  seit  1851  und  von  1901 — 1908:  Ehe- 
schliessungen auf  10(X)Einw.;  7,8,  8,5,  8,6,  7,8,  8,2,  8,0,  Geburten  (inkl. 
Totgeb.)  .86,8,  38,8,  40,7,  38,2,  37,4,  36,0;  in  diesen  Schwankungen  der 
Durchschnitte,  wie  in  denen  der  einzelnen  Jahre,  zeigen  sich  zeitliche 
Einflüsse,  so  um  1870  der  Krieg,  1868 — 76  Ehen:  8,9,  9,5,  7,7,  8,2.  10,3, 
10,0,  9,5,  9,1,  8,5,  Geburten  38,4,  39,4,  40,1,  35,9  (in  1871).  41,1  (1872), 
41,3,  41,8,  42,3,  42,6.  Auch  Vergleichungen  von  provinziellen  und  dgl. 
Daten  zeigen  meist  grosse  Stabilität  der  Geburtsfrequenz  (s.  meinen 
„Agrarstaat“  und  die  Tab.  in  m.  Grundleg.),  e)  So  ist  hinsichtlich  „Ab- 
nahmetendenz“ der  Geburten  eher  Verneinung,  jedenfalls  ein  non  liquet, 
als  Bejahung  am  Platze,  t)  Dies  ist  wichtig  für  die  Kritik  aller  op- 
timistischen, antimalthus’schen  Annalimen  und  Schlüsse,  auch  bes.  der 
sozialistischen,  g)  Zusammenhang  der  Geburtsfrequenz  mit  der  sozialen 
Rechts-  und  Sittenordnung  des  Geschlechtsverkehrs,  bes.  mit  dem  Ehe- 
recht (Verwerfong,  Zulassung  unehel.  Verkehrs,  Monogamie).  Schlüsse 
auf  Einwirkung  anderer  Ordnungen,  auch  im  Sozialist.  System,  h)  Er- 
gebnis bleibt:  auch  bei  den  heut.  Kulturvölkern  besteht  dauernd 
starke  Geburtsfrequenz,  wenn  auch  vielleicht  da  und  dort  neuerdings 
ein  wenig  abnehmend,  im  Allgem.  von  2,5- 2,8  in  min.  aufwärts,  fast 
durchaus  (mit  Ausnahme  Frankreichs  und  Irlands),  trotz  aller  Wirt- 
schaft!., soz.  und  psych.  Hemmungsmomente,  i)  Kolonialländer  der 
Europäer,  k)  Asien,  bes.  Japan,  Uebereinstimmung  mit  Europa.  1)  Afrika. 
Neger,  m)  Unterschiede  zwischen  Stadt  und  Land,  und  überhaupt 
nach  Berufen.  5-  Sterbefrequenz,  a)  Hier  scheinen  allerdings  Ver- 
besserungen (Abnahmen)  unter  Einfluss  der  Rechtssicherheit,  der 
prävent.  und  repress.  sanitären,  der  wirtschaftlichen,  auch  der  i.  e S. 
sozialen  Verhältnisse  (Fürsorge  für  untere  arbeit.  Klassen)  in  grossen 
historischen  Perioden  (früheres,  späteres  Mittelalter,  neuere,  neue, 
jüngste  Zeit)  eingetreten  und  w^eitere  möglich  zu  sein,  bes.  in  Bezug 
auf  geringere  Kleinkinder-Sterblichkeit,  auch  bei  verbleibender  starker 
Geburtsfrequenz,  aber  doch  auch  sonst  (Seuchenpqlitik,  Heil  wesen, 
Arl)eiterschutz,  -hebung,  .-Versicherung),  b)  Statistisch  nachweisbare 
Abnahme  der  Todesfälle  bes.  in  den  letzten  Jahrzehnten  meist  in  Europa, 
bes.  auch  im  D.  Reich,  so  in  den  5 Jahrzehnten  seit  1851  auf  1000  Einw^ 
27,8,  28.4,  28,8,  26.5,  23,5  und  1901,4)3  21,2,  inkl.  Totgeb.,  Max.  ohne 
die  Kriegsjahre  (1866  mit  32,2  und  1870  und  71  mit  29,0  und  31,0) 
in  1852  29,9,  1873  29,9,  seit  1881  27,6  in  1886,  seitdem  nur  25,8  in  1893; 
Min.  zwischen  1851-80  26,6  in  1856,  24,8  in  1860,  27,2  seitdem  bis  1880 
in  1879,  seit  1881  25,0  in  1889,  seit  1894  immer  unter  24,  Min.  1902  20,0. 
Während  früher  wohl  2°/o  als  Min.  für  etwas  grössere,  aber  nur  bes. 
günstige  Länder  galt,  ist  diese  Ziffer  jetzt  (ohne  Totgeb.,  so  1903)  im 
D.  Reich  erreicht,  in  Frankreich  trotz  geringer  Geburtenzahl  nur  wenig 
unterschritten,  19,,5,  in  Gr.  Brit.  (1902)  nur  16,4,  in  Skandin.  c.  lo,  in 
Holland  15,6,  Belgien  17,2,  Schweiz  17,6,  aber  auch  in  Italien  nur  22.2, 
Japan  21.2,  höher  in  Osteuropa.  Oesterr  24,  Ungarn  27,  Rumän.  25, 
Russl.  31  pro  Mille  (alles  ohne  Totoeb.;  freilich  nur  Daten  aus  einem 
Jahre),  c)  Dies  eröffnet  in  diesem  J'unkte  nicht  ungünstige  Aussichten, 
auch  in  wirtschaftl.  Hinsicht,  für  Verlängerung  der  mittleren 
Lebensdauer , bes.  in  die  produkti  ve(1.5/20 — 60/70  Altersjahre)  hinein, 
d)  Doch  sind  hier  öfters  vorkommenae  Illusionen,  übertriebene  und 
falsche  Erwartungen  und  Optimist.  Meinungen  abzuweisen  und  die  Kehr- 
seite nicht  zu  übersehen : «)  Sanitäre  Massregeln  und  „Pflege“  schieben 
doch  vielfach  nur  die  Zeit  des  Eintritts  des  Todes  etw'as  hinaus,  aber 
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nicht  bis  zum  normalen  Zeitpunkte  bei  „Gesunden“,  ß)  Schwächliche 
Individuen  bleiben  so  länger  leben  (Kinder,  mit  organ.  Leiden  Behaftete). 
p V erlängerung  des  wirklich  produktiven  Alters  steht  daliin.  d)  Eine 
Zunahme  der  mittleren  Lebensdauer  der  Bevölkerung  ist  zwar  nicht 
unwahrscheinlich  in  der  europ.  und  kolon.  Bevölkerung,  aber  doch 
schwer  zu  beziffern,  weil  noch  zu  kleine  Zeiträume  zur  Beobachtung 
vorhegen  und  die  Andauer  neuester  günstigerer  Verhältnisse  erst  ab- 
gewartet werden  muss.  0 Nur  soweit  höhere  mittlere  Lebensdauer 
von  erhöhter  Lebensdauer  der  Erwachsenen,  bes.  vor  dem  Greisenalter 
herrührt,  wirkt  sie  einzel-  und  volkswirtschaftlich  günstig.  Ö Ein 
Hinausrücken  des  Lebensalters  über  die  alten  Grenzen  in  der  Menschheit 
(70— 8t)— 90  J.)  ist  nicht  zu  konstatieren,  w'enn  auch  wohl  mehr  Per- 
sonen ins  Greisenalter  und  in  höhere  Jahre  darin  gelangen:  wirtschaftlich 
teils  günstig,  teils  ungünstig.  ,)  Die  Verminderung  der  Sterblichkeit 
in  der  Kulturw'elt  beweist  noch  nichts  Sicheres  für  die  bessere  Qualität 
der  Lebenden:  schwächliche  bleiben  eben  etwas  länger  leben  ohne  jede 
ociei  ohne  die  normale  Leistungsfähigkeit  Gesunder  zu  erreichen,  una  so 
mit  Belastung  dieser  (schwächliche  Kinder!).  Die  durct  lokale 
V anderungen  (von  Land  in  Stadt)  und  durch  Berufsverhältnisse  (nicht- 
agrarische und  dgl.  jmd  agrarische)  bewirkten  Einflüsse  erhöhen  zwar 
die  Leistungsfähigkeit  der  Bevölkerung,  aber  üben  in  phys.,  soz.,  sittl 
Hinsicht  auch  viele  ungünstige  Einflüsse  aus.  worunter  die  dauernde 
Durchschnittsqualität  und  Lebenskraft  des  Volks  trotz  verminderter 
bterblichkeit  leidet  (Rekrutierungsstatistik.  Brentano,  anders.  Sering)- 
„Aervenkonsumtion“,  Schädigung  der  künftigen  Generationen. 

C.  Zeitliche  Schwankungen  in  der  Geburts-  (auch 
Heirats-)  und  Sterbefrequenz  und  in  der  davon  bedin^ien 
natürlichen  Volksbewegung.  Sie  zeigen  sich  überall  und  sind,  weil 
«le  auf  che  Linflüsse  aut  diesem  Gebiete  hiuwcisen,  auch  für  die 
volkswirtsch.  Hevölkerungslehre  von  besonderer  Wichtigkeit.  I.  Es 
lassen  sich  hier  a)  fördernde  und  b)  hemmende  Einflüsse  unter- 
.scheideii  (Erweiterung  der  Maltlius’schen  Lehren  von  den  Checks) 

a)  Die  ersteren  wirken  auf  grössere  (Heirats-  und)  Geburts-  und 
kleinere  .Sterbefrequenz,  b)  die  letzteren  auf  das  Umgekehrte  bin. 
Dort  also  raschere,  stärkere,  hier  langsamere,  schwächere  Volks- 
vermehrung.  2.  Die  Einflüsse  sind  a)  u n m i 1 1 e 1 b a r n a t ü r 1 i c h e , welche 
direkt  physiologisch  auf  Sterblichkeit  (ob  auch  auf  Geburtsfrequenz?) 
emwirken  und  indirekt  auch  nsychologisch  auf  Heirats-  und  Geburts- 
trequenz  fordernd  und  hemmend  einwirken  können  (AVechsel  der  Jahres- 
zeiten,  Witterungsverhältnisse,  deren  Einwirkung  auf  Gesundheitsstand, 
aut  Ernten,  bes.  der  wicht.  Nahrungsmittel,  dadurch  wieder  auf  Er- 
nährung, Ireise,  in  der  Absatzproduktion  auch  auf  die  Erwerbs- 
verhältnisse der  Produzenten,  daher  auf  deren  Lage,  Konsumtion); 

b)  sozia  e,  bes.  wirtschaftliche  Erwerbs-  und  Konsumverhältnisso 
der  Bevölkerung  bes.  der  Masse  dieser,  namentl.  der  unteren  arbeitenden 
Klassen  (Beschäftigung  Lohnhöhe,  Preise  der  Konsumptibilien  für  den 
notwendigen  Bedarf).  Auch  diese  Einflüsse  wirken  direkt  physiologisch 
durch  Einwirkung  auf  Lebensweise,  Konsum,  auf  Sterblichkeit  gültig 
oder  ungünstig,  und  indirekt  psychologisch  auf  Heirats-  und  Geburts- 
ti-equenz  fordernd  oder  hemmend  ein.  3.  Malthus  repress.  posit  direkte 
umi  pravent.,  mdir  Hemmungsmomente.  Günstige  und  ungünstige  und 
beides  voraussichtlich  werdende  Umstände.  Not  und  Elend  Furcht 
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davor,  auch  vor  Einbusse  in  gesellschaftl.  Stellung;  Gedeihen  unc 
Prosperität  und  Hoffnung  darauf.  Einzel-  und  niassenpsychol.  Vor- 
stellungen. Verschiedene  Art  und  Mass  des  Einflusses  nach  Teinperanient. 
Charakter,  Ansprüchen,  Lebensweise.  Bildungsgrad  der  Einzelnen' 
Familien,  Berufe,  Klassen,  Völker.  4.  Repression  (höhere  Sterblichkeit) 
mehr  in  niederen,  Prävention  (weniger  Heiraten,  Geburten)  mehr  in 
höheren  Kulturstufen,  ä.  Ebenso  günstige  Verhältnisse  mehr  fördernd 
in  jenen,  als  in  diesen  Stufen  (mehr  Heiraten,  Geburten,  z.  T.  auch 
weniger  Todesfälle^  dort  alsdann.  (5.  Ziemlich  gleichmässige  Beein- 
flussung von  ehelicher  und  unehelicher  Geburtsfrequenz.  7.  Ver- 
schiedene Art  und  Mass  der  Einflüsse  a)  in  „agrarstaatlicher“  und 
„industriestaatlicher“  Entwicklung;  dort  mehr  die  Preise  des  Haupt- 
nahrungsmittels (Brot),  hier  der  Stand  der  allgemeinen  Erwerbs- 
verhältnisse (Beschäftigungsgrad,  Lohnhöhe)  von  Einfluss  (wichtig 
zu  beachten  auch  für  prakt.  Spezialfragen,  z.  B.  die  des  Kornzolls); 
b)  in  ganzen  Bevölkerungen  daher  nach  Verbreitung  der  verschiedenen 
Berufe,  Klassen,  nach  Wohlstandsgrad.  8.  Mass  der  Schwankungen  der 
8 Frequenzen  nach  diesen  Verhältnissen  in  Bevölkerung,  Klassen  ver- 
schieden gross, ^ aber  doch  überall  bemerkbar,  wenn  auch  konstante 
nationale  und  Klassenverschiedenheiten  bleiben  (slav.,  germaii.,  roman. 
Völker,  Frankreich.  Statist.  Beisp.  s.  Wagner,  G.  I.  S.  Alb,  Teuerung 
von  184(1/47,  1854/55,  Krieg  von  18(1(;,  1870/71,  s.  o.  unter  B.  S.  52.  Aut- 
sch wungper.  1895— PKX)  im  D.  R.  Heiraten  von  7.9  und  8 auf  8,5, 
Geburten  von  97,1  auf  97,5,  Sterbefälle  von  29,5  auf  21,7  (Min.,  Max.); 
Abschwungsperiode  KKX) -09  Heiraten  auf  7,9,  Geburten  auf  94.9,  Sterbe- 
fälle  zwisclien  2M,2  und  20,6). 

9.  Berechtigtes  Streben  bei  Kulturvölkern,  Repression  (mehr 
Todesfälle)  auf  ein  Minimum  zu  bringen,  daher  besonnene  Prä- 
vention zum  Regulator  der  natürlichen  Bevölkerungsbewegung  zu 
machen.  Soziale  Bedeutung  dieses  Punkts  in  allen  W^irtschafts- 
zuständen  und  -Ordnungen  (s.  § 18).  Uebel  der  grossen  Geburts- 
frequenz mit  starker  Kindereterblichkeit  (Rüraelin.  S.  Wagner,  G.  I, 
S.  504  ff.  ln  den  1870  und  80  er  Jahren  starben  von  1(K)0  mnde'rn  "des 
betreff.  Alters  im  1.  Lebens),  in  Westösterr.  ;129,  D.  Reich  c.  294,  Italien 
284,  Frankr.  210,  Gr.  Brit.  174,  Schweden  152,  spez.  i.  Südbaiern  .')00(!), 
Berlin  425,  Würtemb.  410,  K.  Sachsen  979.  Prov.  Sachsen  272,  R.  B. 
Düsseldorf  209,  Hannover  180,  Schlesw.  Holst.  179). 

D.  Ergebnisse  (W.  G.  § 220).  1.  Die  natürliche  Volks- 

bewegung zeigt  ziemlich  überall,  auch  in  der  heut.  Kulturwelt,  das 
Streben  (die  „Tendenz“)  a)  ihren  Abgang  durch  Todesfälle  voll 
durch  Geburten  zu  ersetzen  und  auch  b)  durch  Ueberschuss  der 
Geborenen  über  die  Gestorbenen  ihre  Zahl  zu  vermehren.  2.  Dieser 
Geburtsüberschuss,  wie  seine  Komponenten,  a)  schwankt  nach 
den  unter  C angegebenen  Momenten,  b)  Er  ist  ziemlich  dauermb 
(konstant)  etwas  verschieden  auch  innerhalb  der  europ.  Völker- 
familie. 

• Neuestes  Max.  1,4— 1,6 -1,8,  Min.  0,21% 

in  Europa,  D.  Reich  in  den  6 Jahrzehnten  1841—1900  in  9,4,  9,0, 
10,9,  11,9,  11,7,  19,9,  1901-09  14,9,  Max.  1898,  1902  15,6,  Min. 

1^^1~1909  10,5  in  1872,  10,9  in  1886;  Max.  zw.  1851—1869  19,1  in 
1860,  Min.  4,1  in  1855,  im  Kriegsj.  1871  4,9.  Die  Steigerung  günstiger 
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Weise  mehr  bewirkt  durch  Abnahme  der  Todesfälle.  Absol.  Zahl  des 
Ueberschusses  in  den  letzten  Jahren  7—8 — 900  (KKJ,  Max.  1902  902  000! 
Aehnlich  in  Gr.  Brit,,  den  übrigen  german.  Ländern,  auch  Oesterr., 
Ungarn,  Italien,  z.  T.  noch  stärkerer  Ueberschuss  in  Russland  (1899 
l'y/oo(p  ohne  Polen);  extremer  Gegensatz  in  Europa  nur  Frankreich 
(Max.  des  Ueberschusses  1841—50  4,3,  seitdem  ziemlich  konstant  herab, 
bes.  durch  Abnahme  der  Geburten,  auf  2'’/oo  und  darunter,  gelegentlich 
in  einzelnen  Jahren,  so  in  1900  schon  Ueberschuss  der  Todesfälle  wegen 
kleiner  Geburtsfrequenz;  ähnlich,  doch  nicht  so  klein,  der  Geburts- 
üljerschuss  in  Irland,  von  9,7  auf  .5— 6 herab  seit  1860  er  Jahren).  Starker 
Ueberschuss  in  Australien,  Kordamer.  ln  Japan  1901  19,1 " oo- 

c)  Soweit  Heiraten  und  Geburten  die  natürliche  Volksbewegung, 
auch  den  Geburtsüberschuss  bestimmen,  machen  sich  überall,  wenn 
auch  in  verschiedenem  Grade,  die  Leichtigkeit  oder  Schwierigkeit, 
eine  Familie  zu  begründen  und  für  mehr  Menschen  Unterhalt  zu 
beschaffen,  sowie  die  darüber  herrschenden  Ansichten,  oder  m.  a.  A, 
der  wirkliche  oder  angenommene  ünterhaltsspielraum  fördernd  und 
hemmend  geltend  (W.  G.  1,  530).  d)  Unter  starkem  Impuls  des 
Sinns  für  Fand  lienleben  und  des  Geschleclitstriebs  zeigt  sich  dabei 
aber  doch  weithin,  auch  bei  Kulturvölker  der  Gegenwart  und  in 
den  zahlreichsten  Volksklassen  (untere  Bevölk.),  die  Gefahr,  dass 
die  Rücksichten  auf  sicheren  und  genügenden  Unterhalt  nicht  immer 
wahrgenommen  werden,  e)  Um  so  wichtiger  und  berechtigter  ist 
der  schon  oben  unter  Nr.  9 (S.  54)  aufgestellte  Satz,  um  so  mehr  sogar, 
je  mehr  es  gelingt,  Repression  (Sterblichkeit)  auf  ein  Minimum 
zu  bi'ingen,  wo  dann  natürlich  hohe  Geburtsfrequenz  um  so  stärkeren 
Geburtsüberschuss  bewirkt,  f)  Es  lässt  sich  daraus  der  Schluss 
ableiten,  a)  dass  die  Bevölkerung,  die  Klasse,  die  Familie  sich  in 
ihrer  natürlichen  \ermehrung  innerhalb  ihres  Unterhaltsspielraums 
halten  muss,  wenn  nicht  eine  (durchschnittliche)  Verschlechterung 
ihrer  wirtsch.  Lebenslage  eintreten  soll;  b)  dass  aber  auch  bei  der 
in  der  (jeburtsfrequenz  hervortretenden  Vermehrungstendenz  eine 
bezügliche  Gefahr  nicht  verkannt  werden  kann:  das  Er- 
schöpfen, ja  das  gelegentliche  Ueberschreiten  des  Unterbalts- 
spielraums,  wovor  zu  warnen  ist.  (§  18). 

E.  Dieser  Hinweis  aut  diese  Gefahr,  auf  die  ihr  zu  Grunde 
liegende  natürliche  Vermehrungstendenz  der  Bevölkerung  und  auf 
den  Zusammenhang  zwischen  Volkszahl  und  Unterhaltsspielraum 
ist  der  unumstösslich  richtige  Kern  in  der  sogen.  Malthus’schen 
Bevölkerungslehre,  i.  Malthus  hat  sich  nur  a)  zu  schroff  ausgedrückt 
auch  b),  freilich  mehr  zur  Erläuterung  und  um  seiner  Lehre  eine  knappe 
leicht  verständliche  Fassung  zu  geben,  sich  an  ein  unlösbares  Problem 
gewagt,  viel  zu  verwickdte  Vorgänge  in  eine  knappe  mathemat. 
rormel  zu  bringen;  weiter  c)  gewisse  allerdings  erfanrungsmässige 
Vorgänge  auf  der  beite  der  natürlichen  Bevolkerungsvermenrung  als 
-.1  Sinne  von  „Gesetzen^,  ja  von  Naturgesetzen 

(0.  S.  25)  aufzufassen,  obwohl  er  doch  selbst  in  seiner  Betonung  der 
Notwendigkeit  von  Prävention  menschlichen  Willenseinfluss  wieder 
nicht  verkennt,  ja  an  ihn  fi'ir  eine  bestimmte  Regulierung  der  Be- 
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yölkerungsbewegung  appelliert;  d)  ebensowenig,  ja  noch  weniger  haltbar 
ist  seine  Aufstellung  einer  festen  Vcrmehrungsscnranke  der  Unterhalts- 
raittel,  die  sich  auch  durch  das  sogen.  Bodengesetz  (831—33)  nicht 
I*  begründen  lässt;  und  endlich  beachtet  er  nicht  ausreichend  das  Mit- 

spiel^  der  Frage  der  Verteilung  von  Ertrag,  Einkommen,  Besitz  unter 
den  Klassen  und  Einwohnern  (Familien),  ein  freilich  von  seinen  Gegnern 
zwar  an  sich  mit  Recht  betontes,  aber  wieder  in  seiner  Bedeutung  sehr 
über^hätztes  3Ioment  (§  18).  2.  Malthus  Formel;  a)  die  kürzere, 

schänere:  «)  wenn  sie  durch  keinerlei  Hindernisse  aufgehalten  wird 
^ V erdopp  eit  sich  die  Bevölkerung  alle  25  Jahre  (tatsächlich  ein  praktisch 

•.  last  me  erreichtes  Minimum,  das  wohl  fast  überall  mindestens  zu 

, doppeln  ist,  s.  0,  unter  Nr.  A,  3 und  D.  2)  und  wächst  von  Periode 

zu  Periode  in  geometrischer  Progression;  ß)  die  Unterhaltsmittel 
können  sich  aber  niemals  rascher  als  in  arithmetischer  Progression 
vermehren  b)  Mildere,  relativ  richtigere  Fassung:  «)  die  Bevölkerung 
ist  notwendig  durch  die  Subsistenzmittel  begrenzt;  ß)  sie  vermehrt  sich 
unveninderhch  überall,  wo  die  ünterhaltsmittel  sich  vermehren,  falls 
sie  nicht  durch  sehr  mächtige  und  deutliche  Hemmnisse  daran  gehindert 
wird;  y)  diese  Hemmnisse  und  die,  welche  die  überwältigende  Ver- 
mehrungstendenz  der  Bevölkerung  zurückdrängen  und  ihre  Wirkungen 
* im  Gleichgewicht  mit  der  Bevölkerung  erhalten,  sind  alle  auf  moralische 

oelbstbeschr^nkung  (Prävention),  Laster  und  Elend  (Repression)  zurück- 
zutühren.  Die  Polemik  gegen  M.  hat  meist  nur  diese  Formeln  zum 
Gegenstand,  mit  denen  aber  der  Kern  der  Lehre  selbst  nicht  fällt.  (Carev 
H.  George  u,  v.  a,  die  „liberalen'^  Nat.-Üekonomen,  die  Sozialisten! 

*.  Garey  s Gesetz  der  „sich  selbst  regulierenden  Bevölkerungsbewegung“, 

Abnahme  der  Reproduktionslust  und  -kraft  mit  Zunahme  der  Gehirn- 
tunktionen,  bnencePs  Ges.  der  „Individuation“,  wonach  sich  die  Ver- 
melirungstendenz  mit  der  Kulturentwicklung  vermindere,  wesentlich  nur 
willkürliche  Annahmen.  S.  meine  G.  I.  Einl.  § RU-197.  Elster  a.  a.  0., 

nö  Oppenheimer).  Mein  Schluss  in 

G.  ö.  b(^:  „R.  Malthus  behält  in  allem  Wesentlichen  Recht“,  an  dem 
ich  auch  Oppenheimer  gegenüber  festhalte.  S.  u.  § 18. 

tt  III.  Geschlechtsverteilung.  1.  Auch  sie  ist  für  die  wirt- 

|l  schattliche,  auch  volksw.  Betrachtung  wichtig  wegen  der  ver- 

.schiedenen  Bedeutung  der  Geschlechter  im  Familienverband,  nacli 
ihrer  verschiedenen  Stellung  und  Leistung  in  Produktion  als  Arbeiter 
' §37),  auch  nach  ilirer  \ erschiedenheit  als  Konsumenten.  Näheres, 
auch  Ileiratsstat.  gehört  indessen  in  bcvölk.-statist.  Vorlesungen! 
2.  Natürliche  („normale“)  Geschleclitsverteilung.  Sie  wird  vor- 

''  durch  a)  den  Ueberschuss  von  Knabengeburten  und 

g hj  die  \erschledene  Sterblichkeit  der  Geschlechter  in  den  ver- 

schiedenen Lebensaltern  bestimmt. 

Zu  a:  (t)  Inter  den  Geburten  üherwiegen  allgemein  die  männ- 
Iiclien,  meist  um  4 — 0^/^,  mit  kleinen,  auf  verschiedene  Einflüsse 
deutenden  Schwankungen.  Dies  ist  eine  so  allgemeine  und  konstante 
Erscheinung,  dass  hier  noch  am  Ersten  von  einem  statist.  „Gesetz“  zu 
^ sprechen  ist.  ß)  Genügende  Erklärungen  fehlen  bisher,  namentlich  zu  ver- 

« lanpnde  physiolopsche;  bloss  statistische  reichen  nicht  aus  und  be- 

1 wäJiren  sich  auch  nicht  genügend  (Einfluss  der  Altersdifferenz  der 

t Eltern,  Ernährungsverhältnisse  der  Mütter  u.  a);  teleologische  „Be- 

» gründungen“  sind  wertlos;  daher  dies  „statist.  Gesetz“  noch  kein 
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Kausalgesetz,  y)  Zeitliche  und  lokale  kleine  konstante  V^erschiedenheiten 
der  Quote  männlicher  Mehrgeburten,  auch  bei  Tot-  und  Lebendgeboreneii. 
ehelichen  und  unehelichen.  Zu  b:  «)  Der  Ueberschuss  der  Knaben 
verringert  sich  aber  sofort  durch  etw'as  grössere  Sterblichkeit  dieser 
und  ist  etwa  um  die  Pubertätszeit  verschwunden,  ß)  Auch  im  erwachsenen 
Alter  ist  die  Sterblichkeit  meist  für  Männer  etwas  ungünstiger  als  für 
Frauen,  doch,  wohl  unter  Miteinfluss  der  Geburtsfunktion  des  Weibes, 
mit  Ausnahmen,  wenigstens  in  einigen  Ländern,  in  den  20  er  und  .-50  er 
Lebensjahren,  y)  Im  Greisenalter  stellt  sich  meist  die  Sterblichkeit 
der  Mä,nner  noch  ungünstiger,  (f)  Das  Hauptergebnis  ist,  von  den 
unter  Nr.  3 angegebenen  Umständen  abgesehen:  aa;  es  gibt  mehr  Knaben 
als  Mädchen;  bb)  annähernd  gleichviel  Personen  mänSichen  und  weib- 
lichen Geschlechts  im  erwachsenen  Alter;  cc)  doch  mit  steigendem 
Ueberschuss  der  weiblichen  im  zunehmenden  Alter;  dd)  schliesslich 
noch  mehr  Frauen  in  wachsendem  Masse  von  Jahr  zu  Jahr  im  Greisen- 
alter (im  hohen  über  80  J.  .SO-.öOX  mehr);  ee)  in  der  Gesamt- 
bevölkerung wieder  annähernd  gleichviel  Personen  beiderlei  Geschlechts. 

3.  Diese  „natürliche“  Geschlechtsverteilung  in  der  Be- 
völkerung erleidet  durch  die  Vei-schiedenheit  der  Lebens-,  bes.  der 
Berufsverhältnisse  der  Geschlechter  Veränderungen:  a)  zu  Un- 
gunsten der  männlichen  Quote  durch  Wehrberuf  (bes.  daher  in 
Kriegszeiten),  gefährliche  und  schwierige  Berufe  (Seeleute,  Berg- 
leute). auch  durch  Auswanderung;  b)  zu  Gunsten  dieser  Quote 
in  entgegengesetzten  Verhältnissen,  daher  bei  Einwanderun«-. 

Das  zeigt  sich  zwischen  „alten“  und  „neuen“  „kolonialen“  Ländern, 
ln  der  Gesamtbevölkerung:  in  Europa  meist  2—S—4—6°/g  mehr  weib- 
liche als  männliche  Personen,  in  Amerika  umgekehrt,  noch  stärker  in 
Australien,  (um  Ende  d.  10.  Jh.  im  Deutschen  Reich  auf  1000  männl. 
1037  weibl.,  in  Frankreich  1008,  Gr.  ßrit.  1058,  Italien  OfD,  West- 
osterreich 1058,  Ver.  Staaten  (in  1880)  905,  Austral,  (in  1888)  843.  S. 
Grundl.  I.  S.  G03).  4.  Auch  die  Altersklassen  Verteilung  der  Ge- 
schlechter wird  durch  die  Umstände  unter  N.  3 beeinflusst.  5.  Aehnlich. 
meist  noch  stärker,  wirken  die  inneren  Wanderungen  auf  die  Ge- 
schlechtsverteilung  zwischen  Provinzen,  Städten  verschiedenen  Wirt- 
schaftscharakters, zwischen  Stadt  und  Land  ein  (in  Deutschi,  provinz 
Minimum  925  Frauen,  in  Arnsberg,  Max.  1101,  in  Liegnitz  auf  1000  M.). 
().  Lmids^ndere  und  stärkere  Veränderungen  in  den  Berufen  und  der 
sozialen  Stellung  der  Geschlechter  können  vielleicht  Aenderungen  in 
der  Sterblichkeit,  dadurch  in  den  Quoten  der  Geschlechter,  auch  in 
deren  Altersklasseiiverteilung  herbeiführen  (Moment  in  der  Frage  der 
„b rauenemanzipatmn“).  S.  K.  Bücher,  Geschlechterverteilung  auf  der 
Erde  m Mayrs  Statist.  Arch.  1891,92.  — Ueber  Arbeitsfähigkeit  der 
Geschlechter  unten  in  § 37. 

W.  Altersverteilung  (Altersaufbau)  der  Bevölkerung.  (Gr. 

§ 241,  242).  1.  Das  zweite  „natürliche“  Moment,  von  bes.  volks- 
wirtsch.  _ und  soz.  Bedeutung.  Je  grösser  die  Kindergeneration 
inkl.  15  J.),  desto  mehr  Belastung  durch  die  Kinder 
für  die  dann  selbst  wieder  kleinere  Quote  der  Erwacliseiien ; je 
kleiner  deren  Quote,  desto  kleinere  nationale  Gesamtarbeitsfähigkeit 
(cet.  par.),  weil  weniger  Elemente  im  eigentlich  ])roduktiven,  arbeits- 
fähigen und  -tätigen  Alter  stellen:  Verhältnisse,  die  ausserdem 
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ireilich  von  der  Verteilnng  der  Erwachsenen  auf  jüngere  (15—40, 
40—60)  und  p-eise  Personen  beeinflusst  werden,  da  die  greise 
Bevölkerung  nicht  so  unproduktiv  und  nicht  so  stark  Belastungs- 
koeffizient als  die  Kinder  für  die  jüngeren  Erwachsenen  ist.  Ex- 
treme, wie  zwischen  alten“  und  , .jungen“,  Masscnaus-  und  Ein- 
wanderungsländera  (bezw.  lulaudsgebieten,  auch  Städten),  ferner 

kleiner  und  grosser  Geburtsfrequenz 
(Fiankreicli  einer-,  tast  alle  and<Ten  Kulturländer  anderseits)  sind 
hier  bes.  beachtenswert. 


-•  „natürliche“  normale  Alters  Verteilung  wird  bedingt  durch 
a)  Die  (jeburtsfreqenz  und  b)  die  verschiedene  Sterblichkeit 
u f Altersklassen,  zeigt  daher  auch  bei  den  Geschlechtern 

betreöende  \ erschiedenheiten.  Zu  a;  a)  Auch  die  immer  gross  bleibende 
Klemkindersterblichkeit  bei  hoher  Geburtsfrequenz  hebt  die  Wirkung 
etzterer  regelmässig  doch  nicht  ganz  auf;  ß)  Völker  und  Volksteile  mit 
kleiner  und  grosser  Geburtsfrequenz  haben  daher  eine  ziemlich  kon- 
^ai^e  Verschiedenheit  im  Altersaufbau,  bezw.  mit  kleiner  und  grosser 
Kinderquote  und  grosser  und  kleiner  Erwachsenenquote  in  der  Be- 
völkerung (Frankreich  Min.  reichlich  270  <üe  anderen  Kultur- 
mnimr  gegen  ,3  und  darüber  Kindergeneration  unter  der  Bevölkerung, 
p Reich  850,  (Jr.  Brit.  Italien  .H28,  West-Oesterr.  322 Ver. 
St.  37f),  Max.  Griechenl.  387(?)>  Galiz.  Bukow.  381,  Min.  Schweiz  319  %o)- 

grösser  sind,  auch  noch  unter  Nachwirkung  der  Ver- 
schiedenheiten der  Geburtsfrequenz  und  der  ins  erwachsene  Alter 
kommenden  Kinder,  dann  aber  wegen  der  verschiedenen  Sterblichkeit 
m den  verschiedenen  Lebensaltern,  freilich  zugleich  auch  unter  Mitwirkung 
der  unter  r^r.  3 gen,  Momente,  die  Verschiedenheiten  der  greisen  Quote 
(über  bO  J.),  in  Europa  und  Nordamer.  zwischen  119  in  Frankreich  und 
41  m Galiz.  und  Bukow.,  im  D.  Reich  77,  Gr.  Brit.  75,  Italien  83,  AVest- 
osten-.  84.  /?)  Geringere  Differenzen  zeigt  die  Quote  der  jüngeren  Er- 
wachsenen (IG— 40  J.),  die  sich  um  -/g  bewegt,  Max.  Spanien  412(?), 
Nordamer.  410,  Galiz.,  Buk.  401,  Ungarn  402,  Min  Skandin.,  Belgien 

Reich  ^I8G,  Frankr.  383,  Gr.  Brit.  391,  Italien  392, 
vV  es^sten . 391 ; auch  diese  Zanlen  mit  Resultanten  der  (Geburtsfrequenz 
und  der  unter  Nr.  3 gen.  Momente,  Wirtsch.,  polit.  (militiir.),  sozial 
mchti^  ist,  dass  diese  Quote  der  j>roduktiven  Bevölkerung  demnach 
überall  ziemlich  gleich  gross  ist.  y)  Die  Quote  der  älteren  Erwachsenen 
(4(1—60  J.)  bewegt  sich  zwischen  V7  und  % der  Bevölkerung,  mit  aus- 
nahmsweise hohem  Max.  darüber  hinaus  in  Frankreich  (228  Max. 
sonst  Schweiz  208,  Westösterr.,  Schweden  203,  Italien  202,  Min.  Nord- 
amer. 153,  Galiz.  154;  im  D.  Reich  187,  Gr.  Brit.  177. 

3.  Diese  „natürliche“  Altersverteilung  wird  wieder  ähnlich, 
jiber  mehrfach  noch  stärker  als  die  Geschlechtsverteilung,  verändert 
durch  besondere  Umstände,  welche  die  einzelnen  Altersklassen 
m verschiedenem  Masse  berühren:  so  Krankheiten,  Epidemieen, 
Notstände,  Kriegsdienst,  bes.  auch  wieder  Aus-  und  Ein-  und  inner- 
halb des  Inlands  selbst  in  den  verschiedenen  Landesteilen  Fort- 


nnd  Zuwanderung. 


rQ  In  obigen  Daten  spiegelt  sich  das  mit  ab;  ß)  günstigere  Lage 
der  Massenem-  als  der  Auswanderungsländer;  y)  bes.  Nachteile  schwerer 
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langer  Kriegszeiten;  J)  wirtsch.  und  sozial  eher  günstiger  Einfluss  vo; 
Notzeiten,  weil  die  Quote  der  kräftigsten  im  prooiiktivsten  Alter  steigt 
G grosse,  fiir  die  Fort  wanderungsgebiete  (plattes  Land,  kleine  Städte, 
wie  agrar.  Gegenden,  deutscher  Osten)  nachteiliger,  für  die  Zuwanderungs- 
Gebiete  (Städte,  bes.  Gross-,  Industrie-,  Montangegenden,  deutscher 
AVesten)  günstiger  Einfluss  der  inneren  AVanderungen  (s.  u.  lA^,  B.). 
Starke  Verschiebung  des  natürlichen  Altersaufbaus  dadurch.  Einige  . 
Licht-,  schwerere  Schattenseiten  davon. 

IV.  AA^anderungen  (Gr.  I.  § 224— 228).  A.  Allgemeines, 

1.  Beide,  die  heimischen  oder  inneren  und  die  über  die  Grenzen 
eines  Staatsgebiets,  sind  stets  vornehmlich  von  wirtschaftlichen, 
dann  auch  von  sozialen  Rücksichten  und  Umständen  beeinflusst, 
heute  aber  mehr  als  früher  fast  ausschliesslicli,  unter  dem  Einfluss 
allgemeinen  Rechtsschutzes,  Rechtsgleichheit,  der  Entwicklung  in 
industriestaatlicher  Richtung,  der  ihr  günstigen  Rechtsordnung  und 
unter  ^ spezieller  F’örderung  der  modernen  Koramunikationsmittel. 

2.  Rein  natürliclie  Umstänüe,  Klima,  Bodenbeschaffenlieit,  bes.  bei 
okkupator.  und  rein  agrar.  Berufen,  spielen  daneben  mit,  auch  weil 
sie  die  mögliche  Volksdiclitigkeit  bestimmen,  machen  sich  aber  heute 
weniger  geltend  (russ.,  sibir.  A erliältnisse,  nordamerik.,  kanad., 
afrikan,).  3.  Rein  rechtliche  Momente  (Unfreiheit),  religiöse  (Ver- 
folgung) haben  ebenfalls  früher  grösseren  Ejinfluss  geübt  (Mittel- 
alter,  Reformationszeit  und  Zeit  danach),  spielen  aber  gelegentlich 
auch  heute  noch  mit  (jüdische  Bewegung  von  Osten  nach  Westen, 
muhamedanisclie  aus  den  ehemals  türk.  Gebieten).  4.  Bestimmte 
Gestaltungen  der  sozialen  und  wirtsch.  Rechtsordnung  (Gestaltung 
des  Zugrechts  im  Inland,  der  Agrar-,  Gewerbevertassung  usw.)  üben 
ihren  hemmenden  (mehr  die  früheren  A^erfassungen)  und  fördernden 
Einfluss  (mehr  die  heutigen)  mit  aus,  dürfen  aber  in  ihren  direkten 
und  selbst  indirekten  Wirkungen  nicht  überschätzt  werden  (Frage  des 
Einflusses  des  ländl,  Grossgrundbesitzes).  5.  Erst  die  AVanderungen 
bestimmen,  ob  und  welche  und  wie  weit  die  zeitlich  lokal  vor- 
handene Bevölkerung  eines  Gebiets  durch  die  Ueberschiissc  der 
Geburten  oder  T.odesfalle,  daher  auch  die  Volksdichtigkeit  endgiltig 
A eränderungen  erfölirt.  6.  Die  AA’^anderungen  bewirken  öfters^ 
zumal  neuerdings,  stärkere  und  i’aschere  A^eränderungen  der  A’^olks- 
zahl,  als  die  natürliche  Bewegung.  7.  Auch  die  Zusammensetzung 
der  Bevölkerung  nach  Geschlecht,  Alter  (auch  Zivilstand,  Be- 
rufen usw.)  wird  stark  von  den  Wanderungen  beeinflusst. 

B.  Heimische,  innere  AA^anderungen. 

Statistik  der  Volkszählungen  für  die  Gebietsteile,  für  Zahl  und 
Zusammensetzung  der  Bevölkerung  und  die  zeitlichen  Veränderungen 
Geburtsortsstatistik  der  sogen,  ortsanwesenden  Bevölkerung.  — 

L + (polizeil.)  Aufnahmen,  bes.  des  Meldewesens,  S.  Reichs- 

stat.  W . G.  5,  §224.  Schumann  im  allg.  stat.  Archiv.  1890.  Georg 
Bansen,  die  3 Bevölkerungsstufen,  1889.  — Es  handelt  sich  hier  um  die 
\V  anderungen  mit  definitivem,  bezw.  für  längere  Dauer  bestimmtem 
Wohnortwechsel.,  nicht  um  Reiseverkehr,  auch  im  Allgem.  nicht  um 
period.  Arbeiterwanderungen  („Sachsengängerei“  und  dergl.). 
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die  europ.  Auswanderung:  in  die  neue  AYelt  zu  deren  Besiedelung 
mit  Weissen.  3,  Eigentlich  massenhaft  wird  sie  erst  im  Laufe  des 
19.  Jh.  mit  der  Entwicklung  Nord-  und  Teilen  Südamerikas 
(Argentinien),  Austmliens,  Südafrikas  in  Gegenden,  welche  klimaiiscli 
und  sonst  für  Weisse  sich  eignen  und  wird  dann  durch  die  Dampf- 
kommunikation  mächtig  gefördert.  4.  Während  die  roman.  Aus- 
wanderung, mit  Ausnahme  der  italienischen,  an  Bedeutung  zurück- 
tritt, wächst  bes.  die  germanische,  britische,  deutsche,  skandinavische, 
auch  die  irische,  im  Ganzen  nach  einander  erst  die  west-,  dann  die 
mittel-  und  osteuropäische ; neuerdings  bes.  die  slavische , auch 
ungarische,  österr.,  jüdische,  unter  Mitwirkung  sozialer  Momente- 
5.  Die  Hauptmasse  der  Auswanderer  ging  zuerst  nach  den  Verein. 
Staaten,  neuester  Zeit  mit  nach  Canada,  bes.  die  gesamte  ger- 
manische, irische,  erst  jüngst  die  italienische,  slavnsche,  jüdische; 
die  omanische,  bes.  ital.,  auch  portugies.,  span,  überwiegend  nach 
Südamer.,  bes.  Argentinien,  Bras.,  wohin  die  genn.,  auch  deutsche 
nur  schwach  ist;  nach  Ausstrah,  Südafr,  \ves.  nur  german.,  bes.  brit. 
Ausw^  6.  Daneben  chines.  A.  nach  Nordamer.,  Austral.,  Inseln  des 
ind.  Archipels,  Nordasien,  aber,  bes.  in  Nordam.  durch  Eimv.- 
beschränkungen  gehemmt.  7.  Bisher.  Ergebnis:  jMittel-  und 
J 8üdamer.  von  den  Bomanen,  die  ürigen  brauchbaren  Gebiete  von 

^ den  Germanen,  bes.  den  Briten,  in  Besitz  genommen  und  für  ihre 

Nationalitätsausdehming  gewannen.  8.  Bedeutung  für  die  zukünft. 
Herrschaft  des  Germanentums,  bes.  der  Briten.  9.  Bolle  des 
Deutschtums:  sich  verschmelzend  mit  den  anderen,  bes.  den  brit- 
Eiuw.elementen,  nur  selten  sich  selbständig  haltend. 

k Statistik  s.  in  § 226,  227  meiner  Gr.  I.  Aus  und  über  Gr.  Brit. 

(inkl.  Fremde)  wunderten  aus  1815— ltK)3  16,6  Mill,  davon  nach  den 
i \ ercin.  St.  11,04,  nach  brit.  nordamer.  Kolon.  2,56,  nach  Austral,  und 

Neuseel.  1,W,  nach  Südafr.  und  sonst  1,14  Mill.  Wohl  Vs  und  mehr 
i hiervon  Briten  und  Iren.  Die  Ausw'andeimng  aus  dem  Gebiete  des 

, heut.  Deutsch.  Reichs  seit  den  1820er  Jahren  bis  liH)3  rund  6 Mill., 

i gegenw^ärt.  Reichsbevölk.  Bes.  starke  A.  aus  Skandinavien^ 

Italien  (1898 — 1903  1,14  Mill.),  jetzt  aus  Ungarn,  Russland.  Bes.  wichtig, 

} auch  für  die  Erkenntnis  der  mitspielenden  Bedingungen  und  Ursachen 

||  der  modernen  int.-nat.  Wanderungsbewegung  die  Einw.stat.  der  Verein. 

9 St.  von  Nordamer.  In  den  8 Jahrzehnten  1821— 1900  in  1000:  143,  599, 

1713,  2598,  2466,  2945,  5189,  3844,  und  von  1901 — 03  zus.  1994,  Summe 
in  83  Jahren  21  492,  ein  Viertel  der  gegenw’ärt.  Bevölkerung.  Davon 
aus  Gr.  Brit.  und  Irl.  7214,  Deutsch.  Reich  5188,  Schwed  und  Norw- 
14ii),  Ital.  Bi0^3,  Oest.-Ung.  1542,  europ.  Russl.  1262,  Frankr.  417, 
Schweiz  216,  Dänem.  215,  Niederl.  143,  Span.  Port.  96,  Belg.  73,  sonstiges 
Eur.  103.  So  aus  Europa  19  517-  Ferner  aus  Brit.  Nordamer.  1052 
(vielfach  europ.  Durchwand  ),  Westind.,  Mex.,  Zentral-  und  Südam.  191, 
Austral.  Pohmes.  36,  China  320,  übriges  Asien  131,  Afrika  2,  sonstig  241. 
Welche  Völkermischung,  welche  „nationale^  Zukunft!  Dazu  die  c.  9 Mill. 
Neger  und  Mulatten,  '/^  Mill.  Indianer!  Weisse  in  1900  in  d.  Ver.  St. 
67  Mill.,  davon  im  Inland  geboren,  von  eingebor.  Weissen  stammend  41, 
von  fremden,  eingew^anderten  Eltern  stammend  15,7,  im  Ausland  ge- 
boren 10,3  Mill. 
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Standpunkte  inassvollen  Maltliusianisiuus  aus  erscheint  sie  als  vielfach 
nicht  unerwünschtes  Ventil  und  Abhilfsinittel  gegen  relative  Ueber- 
völkerung  (Italien),  zumal  in  rein  agrarischen  Gegenden,  gerade 
auch  des  Kleingrundbesitzes  und  mit  wenig  fruchtbarem  Boden, 
sowie  bei  kümmerlichen  proletar.  Industrieen  ('Hausind.,  manche 
Fabrikind.  mit  elenden  Löhnen  und  überlanger  Arbeitszeit). 

Statist.  Belege  in  meiner  G.  a.  a.  0.,  in  der  Reichsstat , bes.  B.  H. 

ATi  nlio  ViT»oli  T o »-fc-.  T,,.-.  TA^..  ..V  i • ■ 


7.r  • TA  • 1 j — yoo  aJöu  nur  tJiwtiN 

Über  em  Drittel  des  letzteren  bei  der  höchsten  vorgekommenen  Ausw 
(konstatierte  über  Sec  1882  221  000.  1881—80  8.Ö8  000).  Der  so  verblieb’ 
Bevölkerungszuwacbs  von  7 “/oo  immer  noch  fast  doppelt  so  stark  als 
der  seit  Mitte  des  19.  Jh.  je  vorgekommene  Geburtsüberscliuss  in 
Frankreich,  4— Gmal  so  stark  als  der  neuere  daselbst.  Seit  ISJ):-)  ist 
die  deutsche  Ausw.  unter  100000  jährlich.  1897— IWl  unter  30  GX), 
seitdem  wieder  etwas  grösser,  R>03  36  0IXJ.  IfXU  28  000.  Durchsclmittl’ 
Geburtsüberscliuss  und  Wanderungsverlust  in  den  5 Jahrzehnten  IS, öl 
bis  1900  : 9,0,  10,3,  11,9  11,7,  13,9  und  bezw.  2,ö.  2,2,  1,8,  2.8,  0,7  °/'oo, 
189O-1900  sogar  pn  Wanderungsgewinn  von  0,3  o,,,,.  l'Kll- 03  betruo- 
der  Geburtsübersch.  lö,l,  15,6,  13,9,  die  konstat.  Seeausw.  nur  0,56,  0,6± 
b>41  /ooj.mso  nur  einen  kleinen  Bruchteil  des  ersteren.  Aelinliche,  wenn 
auch  meist  nicht  ganz  so  lür  die  ^ olksvermehr,  günstige  Ergebnisse 
in  den  anderen  german.  Ländern,  z.  B.  in  England  Geb.übersch  l'K)“. 
4/53000,  Auswanderung  171  OIKJ.  Auch  in  Italien  die  ungewöhnlich  grosse 
Dauerausw.  1901  03  immerhin  noch  nicht  ^/,  des  Geb  Überschusses 
(72.«.W0  y-  lOlbOW):  hier  sicher  ein  „Ventikl  In  F^ankrSf  würde 
treihch  eine  kleine  Steigerung  der  dort  stets  klein  geliheb.  Ausw.  (Max 
lt<89  .31  000)  den  dort.  Üeinen  Geb. Überschuss  absorbieren 
000.  1800  sogar  Minus  von  26  000,  liHll— 03  i.  Dchschn. 
nur  <6  000  Blus).  — Das  einzige  grössere  europäische  Gebiet,  das  durch 
Massenansw.  iibrigens  nicht  nur  in  die  neue  M^elt,  sondern  stark  mit 
nach  England  und  Schottland,  bei  Abnahme  seiner  Geb.überschüssc. 

bedeutende  Volks  a b nähme  zeigt,  ist  Irland  : 
evolk.  1801  in  lOOO:  5211,  1821  6802,  1841  8195  (übermäss.  rasche  und 
starke  Vermehrung  bis  dahin),  1S51  nur  noch  6572  und  seitdem  noch 
immer  weitere  Abnahme:  1891  4706,  1901  4459.  1904  4398  In  11HJ3 

z.  B.  Geb.uberschuss  nur  24  000,  Ausw.  46  000:  eine  Anomalie  in  der 
ganzen  Kulturwelt. 

V.  Berufsverteilung.  Gr.  I.  § 243—247. 

Statist.  Material,  mitunter  aus  den  Volkszählungen,  mehr  und  besser 
aus  Gewerbezahlunpn  bes.  aber  aus  den  eigenen  neueren  ßerufs- 
zamungcn,  so  den  beiden  grossen  deutschen  von  1882  und  1895  in  der 

nnd  «fh  ,*'^i<^bsstat.  Amts  darüber.  Auszüge  im  reichsstat.  und 
and  stat  Jahrb.  Internat  Stat.  in  erstereni.  Spez.-Arbeiten  von 

wA  , i bohem  soz.  und  wirtsch.  und  bevölk.-polit. 

Pnf  Tatsachen,  den  darin  hervortretenden  zeitl.  und  lokalen 

Entwicklungen  (z  B.  Grossoetrieb) , den  Einwirkungen  auf  Volk7 

Städtewesen,  auch  auf 

Organisation  und  Struktur  der  ganzen  Volkswirtschaft,  Verschiebungen 
n dei  industriestaaatl.  Entwicklung.  Schwierigkeiten  bieten  weffeii 
y erscluedenheiten  des  Au&iahmeverfahrens,  der^  Klassifikationen,  ler 
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amtl.  Bearbeitung  des  Materials  Vergleichungen  zwischen  verschiedenen 
Staaten,  auch  selbst  zwischen  mehreren  Aufnahmen  in  verschiedener 
Zeit  im  selben  Staat.  Daher  Vorsicht  bei  und  Bedingtheit  der  Schlüsse. 
Hier  in  der  allgem.  theor.  Nat.-Oek.  nur  einiges  Hauptsächliches. 
Weiteres  gehört  in  die  snez.  und  prakt.  Nat.-Oek.,  Sozialpolit.,  Wirt- 
schaftsstatistik  und  in  Vorlesungen  darüber. 

Von  bes.  Bedeutung  sind:  1,  die  Verteilung  (in  absol.  und 
relat.  Zahlen)  der  Bevölkerung  auf  die  grossen  Hauptberufs- 
gruppen, der  materiellen  und  iinmat.  Produktion  usw.,  event.  mit 
Unterscheidung  von  Erwerbstätigen  und  deren  Angehörigen: 
a)  in  einem  bestimmten  Zeitpunkt  und  Gebiet;  b)  die  zeitlichen 
Veränderungen  in  dieser  Verteilung  im  selben  und  in  anderen 
Gebieten,  Aus  a ergibt  sich  der  volkswirtsch.  Durchschnitts- 
chai'akter  des  Gebiets,  aus  b die  Richtung  der  Weiterentwicklung 
sowie  die  Verschiedenheit  dieser  Richtung  und  ihres  [Masscs.  2.  Die 
Verteilung  der  Bevölkerung  a)  auf  Selbständige  (Unternehmer 
auf  eigene  Rechnung,  höchstes  leitendes  Personal  in  der  mater.  Pro- 
duktion) und  b)  im  Dienstverhältnis  der  Betriebsleiter  stehende 
Abhängige  und  unter  diesen  a)  auf  höheres  und  mittleres  Per- 
sonal („Ai^gGstellte^S  Beamte,  Privatbeamte)  und  ß)  eigentl.  unt, 
Arbeiter;  wiederum  in  bestimmten  Zeitpunkt  und  Gebiet,  sowie  in 
den  verschiedenen  Benifen  und  Berufsgruppen,  und  in  den  zeit- 
lichen und  lokalen  Veränderungen.  3.  Weitere  Unterscheidungen 
bei  1 und  2,  bes,  nach  dem  Geschlecht,  bei  mater.  wirtsch.  Unter- 
nehmungen (Betrieben)  nach  der  Rechtsform  (Einzel-,  Assoziations-, 
private,  öftentliche),  nach  der  Grösse  (Zahl  und  Art  der  beschäft. 
Personen),  nach  der  Benutzung  von  Motoren  und  anderen  Maschinen 
(Art,  Zahl,  Kraftstäi'ke),  auch  nach  Haupt-  und  Nebenberuf  u.  a,  m. 
scldiessen  sich  an. 

Einige  Hauptdaten  aus  dem  Deutschen  Reich  nach  den  Berufs- 
zählungen V.  1S82  und  ISßO  hier  nur  zu  Nr,  1.  (S.  f.  18H2  meine  Gr.  a.  a.  0. 
für  beide  Jahre  Zahn’s  Arbeiten.  ’ 


Erwerbstätige 176;$2  20771  3S,00  40.12 

Dienende 1;125  i:i;)9  2,93  2,59 

Angehörige 24911  27517  55,08  5;5,15 

Berufslose,  Selbständige  . 1354  2143  3,00  4.14 

Summe  Bevölkerung  . . 45222  51771  100,00  100,00 

Hiernach  Zuname  der  Erwerbstätigen  stärker  als  die  der  An- 
gehörigen. Auch  etwas  stärkere  Zunahme  der  erwerbstätigen  Frauen 
als  der  Männer. 


Verteilung  der  Bevölkerung  auf  die  grossen  Berufsgruppen: 

i hA  ^ ^ i KZ  IVX 


Land  wirtsch.  usw. 
Industrie.  Bergb.  . . 
Handel,  Verkehr  . , 
Summe  mater.  Berufe 
Alle  anderen  . . . 


1882 

1895 

1882 

1895 

in 

Mill. 

Quoten 

in  •’/o 

19,23 

18,7)0 

42,51 

35,73 

10.00 

20,00 

35,51 

38,75 

4..Ü3 

5,97 

10,02 

11,53 

39,82 

44,53 

88,00 

80.01 

5,40 

7,24 

11,94 

13,99 

I 
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Landwirtsch.  zusammen  mit  Forstwirtsch.  und  Fischerei,  Ind  mit 
Bergbau  und  Hüttenwesen;  Handel  und  Verkehr  mit  Gast-  und  Schauk- 
wirtsch^,  Versicherungswesen,  alle  anderen:  häusl.  Dienste  ausser 
Haus  (V  ohnung)  u.  dgl.  (1895  454  (XKJ).  Beamte,  Geistliche  freie  Berufs- 
arten (1895  2098  00()h  Armee  und  Marine  (1895  73VS1),  oTne  Su^ 
rad  Berufsangabe  (Rentner,  Arme  u.  dgl.)  (1S95  3 327  0(XI).  In  ieder 
Gruppe  hier  zusammengefasst  Erwerbstätige,  Angehörige  (ohne  Haupt- 
beruf) und  Dienstboten  für  häusliche  Dienste.  Gruppen  umfassen 
also  etwa  alle  die  Personen,  welche  von  dem  Erwerb  der  Erwerbstätieen 
der  Gruppe  erhalten  werden  (inkl,  Dienstboten).  Besonders  wichti<r 
sind  die  m-ozentweise^^  \ erschiebungen , namentlich  Abnahme  der 
landwirtschaftlichen  (der  Erwerbstätigen  hier  allein  von  43  88  auf  -JO  19 
Zunahme  der  industriellen  (Erwerbstät.  allein  von  ikj’oil 
R -ii  fl’  . “iei’’^antilen  etc.  (dgl.  von  8,27  auf  10.21),  der  übri4n 
Bevolk.  (dgl.  der  Erwerbstät.,  bezsv.  Selbständigen  von  U.Oti  auf  17.40  °L) : 
die  charakteristische  Verschiebung  bei  industriestaatliclier,  städtischer 
^ntwicWung.  189o  nur  noch  ein  reichliches  Drittel  der  Bevölkeruno- 
m Landwirtsch.;  um  1810  mag  die  Quote  3 ,,  um  1850%,  um  1800  nocS 

fast  I2  gewesen  sein.  Seit  1895  vermutlich  starke  Weiterentwicklun«- 
in  dieser  Richtung!  » 

Grosse  Verschiedenheiten  in  diesen  Verhältnissen  natürlich  nach 
kleineren  Gebieten  (Provinzen,  Bezirken,  Kreisen  usw.).  In  den  öst- 

"'fsentl.  agrarischen  Landesteilen  immer  noch  an 
.10  (jO  laiidw.  Bevölkerung  (Ostpreussen  1882  02,5  1895  54  9 Pmv 
Posen  bezw.  «4,1  und  »7,7  7.  der  Lwerbstäligenirfn  der 
.trotz  der  hier  eingeschlossenen  noch  stärker  agrar.  Bezirke  von  Koblenz 

und  1 '“p'*  der  Bevölk  (2(;,l 

und  33,0  der  Erwerbstätigen;  von  diesen  im  R.-ß.  Düsseldorf  allein 

nui  b^w.  1.1,8  und  18,0  in  1895  und  1882);  im  K.  Sachsen  15  1 ns8-> 

OnotP^i'’  die  Entwicklung  der  industriellen  und  mei4aiitileii 

Quote  der  Bevölkerung,  (jene  z.  B.  im  Rheinland  1882  bis  1895  von  47,0 

fm  g^stiepn,  zus.  von  58.5  auf  03  9 

hezw.  von  ;)0,3  auf  58,1,  una  von  12  ‘^  auf  14  0“  zu's 
.8,;,  auf  721).  Von  den  Erwerbstätigen  allein  uV  dteL  kfd.lnerk 

70?''und”  V"d  1882  07,1  und  02,1  im  Bez.  Zwickau 

und  in  ganz  Baiern  dagegen  mu'  36,5  und  '^4  in  frinz 

Preussen  schon  46,1  und  42,1  “/o.  ’ ’ “ 

der  möglichst  gleichartiger  Gruppierung 

(s  rSätat  laluh  t“,  "‘‘“-de  sich  ergeben 

W l.)0o  Anh.  lab.  S),  dass  von  europ.  Staaten  nach 

der  Statistik  bloss  der  Erwerbstätigen  Ungarn  (mit  Kroat  S 

) J^och  über  -'3  (Ö8,(>  i.  BHX),  in  1890  noch  (>9  9)  Italien  fast 
’f'  in  1888,  also  Zunahme)  Westö^terreich  ('Ci‘?leith  1 

5 ^ 40,0,  daher  ebenfalls  Zunahme  —‘•'—1  'iko 

irür*stirLw?T^ 

in  ^ ^ zusammen  war  diese  aber  nicht  mehr  */s  (L^  1 

«"d  Wales  aliihrnu.*^ 

LH  iV’flä?)  oo  ^ ^ m Irland  noch  44,0  “ o C1890  44,0),  in  Belgien 

a '••rar”  Quote  "w'ii  in^  n von  Xordam.  etwa  dieselbe 

dSdi  ist  dkt  7 L ^9'^‘S9^dand  Oki,})  in  1!K)0.  gegen  38,0  in  18901. 

0/  , zu  niedriff  wegen  anderer  Rubrizierung,  verniutlicli 

i,  ply"  »9™®etzen.  Die  indust.  merk.  Quote  übersfeifft  da"e-e 
Ul  England  und  Wales  </,„  (in  19(K)  71.3,  in  181«)  07,7%)  Jf  Äsch- 

Wagner,  soz.-ökon.  Grui:diis.s.  4 Aufl.  5 
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land  zeigt  die  Vergleichung  aucli  hier  in  der  letzten  Periode  die  raschste 
und  stäÄste  Verschiebung  in  industriestaath  Eichtung  in  Europa,  ja 
in  der  ganzen  Welt,  die  immer  grössere  Annäherung  an  England, 
wenn  die  ind.  merk.  Quote  (immer  inkl.  Grast-  und  Schankwirtsch.  und 
Verkehr)  auch  1805  noch  nicht  V2  erreicht  hatte  (48%,  gegen  42% 
der  Erwerbstät.  in  1882),  also  etwa  % der  englischen  betrug.  — Alle 
diese  Entwicklungen  stehen  mit  den  Wanderungen,  bes.  den  inneren, 
und  dem  folgenden  Moment,  der  Volksdichtigkeit,  in  Wechselwirkung. 

VI.  Gesamtzahl  der  Bevölkerung  und  Volksdichtigkeit 
(„Volksdichte“).  1.  Beide  Momente  sind  das  für  die  volkswirtschaft- 
liche Betrachtung  der  Bevölkerung  bes.  wichtige  Ergebnis  der 
natürlichen  und  der  Wanderungsbewegung  der  Bevölkerung.  (Gr.  I. 
§ 215 — 217,  § 229 — 238).  2.  Wirkungen  beider  Bewegungen  in 

derselben  und  in  sich  kreuzender  Richtung  machen  sich  hier  geltend. 
3.  Geschlechts-,  Alters-,  Berufsverteilung  wird  beeinflusst.  4.  Be- 
sondere Aufmerksamkeit  verlangt  die  ilöhe  der  Volksdichtigkeit, 
die  sich  als  Quotient  der  jeweilig  in  einem  bestimmten  Gebiet 
lebenden  („ortsanwesenden“)  Menschen  aus  der  Division  mit  der 
Grösse  dieses  Gebiets  nach  bestimmten  Ruumgi'össeneinlieiten  (früher 
meist  Quadratmeilen,  jetzt  Quadratkilometern,  rund  55  = 1 Quadrat- 
meile, genau  55,063)  ergibt.  5.  Die  vei'schiedene  natürliche  Be 
schaffenheit  des  Raums  (Land,  Wasser,  produktiver,  unproduktiver 
Boden,  Grösse  der  Fruchtbarkeit  usw.)  und  die  verschiedene  lokale 
Verteilung  der  Bevölkerung  (Städte,  bes.  Grossstädte,  plattes  Land, 
Zugehörigkeit  bes.  volksdichter  Gebiete,  Industrie-,  Montanbezirke, 
grosser  Städte  zu  dem  oder  jenem  administrativen  Gebietsteil)  er- 
schwert brauchbare,  namentlich  genauer  vergleichbare  Bei’eclmungen 
der  Volksdichte.  (^lethodolog.  Fragen  darüber).  Völlig  korrekte 
Vergleichbarkeit  der  Rechnungsdaten  nicht  zu  erreichen  (Gr.  I, 
§ 229)-  6,  Neben  den  Dichtczirteim  des  ganzen  grösseren  Gebiets 

(Staats)  sind  die  der  Gebietsteile  (Provinzen , Bezirke,  event. 
Kreise),  bes.  die  vorkommendeii  Maxima,  Minima,  volkswirtschaftlich 
sehr  beachtenswert  (s.  meine  Gr.  I,  Tab.  25  —28,  S.  576  ft‘).  7.  Auch 
dürfen  grade  hier  wieder  die  Daten  ganz  heterogener  Gebiete 
(ganz  grosser  und  kleiner,  solcher  völlig  verschiedenen  Natur-  und 
Wirtschaftscharakters)  teils  gar  nicht,  teils  nur  sehr  vorsichtig  und 
bedingt  mit  einander  verglichen  werden  (z.  B.  auch  innerhalb 
Deutschlands  die  einzelstaatlichen,  Preussen  und  Schaumburg- 
Lippe!).  8.  Die  Voraussetzung  korrekter  Daten  ist  natürlich  auch 
wieder  das  Vorhandensein  richtiger  Volkszahlen  aus  korrekten 
Zählungen  und  richtiger  terri toriaistatist.  Daten,  alles  meist  erst 
im  19.  Jh.  und  auch  hier  vielfach  nur  für  die  Gebiete  unter  Herr- 
schaft der  kaukas.  Rasse  erreicht. 

Statist.  Daten  s.  in  den  ob.  angegeb.  Quellen  und  Schriften.  Zahl- 
reiche Berechnungen  dfrr  Volksdichte  nach  verschiedenen  Gebiets- 
einteilungen in  meiner  Gr.  1.  S.  572  ff.,  meist  bis  zum  Beginn  der  1890  er 
Jahre.  S.  u.  a.  daselbst  bes.  die  Tab.  28  S.  589,  „Klassifikation  der 
Volksdichte- Verhältnisse“.  Knappe  zuverlässige  neuste  Angaben  im 
Goth.  Jahrb.  S.  auch  Reichsstat.  B,  150,  reichsst.  Jahrb.  Auch  die 
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Kri  iken  V W ^ m AulturJändern,  nicht  immer  korrekt 

dm  Dichte  • auf  das^QuYd;atSl"’  um^^lie  ZeTt  nach  End 

Kriege  (1815-18-X).  auch  z T französ. 


nach  dem  gegenwärtigen  Gebietsstand  (auch  beim  Deuts 
f rankreich),  also  die  früheren  Zahlen  auf  diesen  reduziert. 


Volkszahl. 


- I^ezim.)  Vermehruim 
iini  klaff.  umlSlö  um  1810  um  |9(l0  1815—20/(0  ISTft  laiMi 


iini  klaff  um  1810 
24,8/1  ;12, 79 

c.  28,;17  c.  /},•}, 87 
c.  18,5  c.  16,7 


20.09 
9,64 

14.09 
6,80 

c 2,f0 


2.47 

0,89 


26,78 
17,07 
17,58 
8,20 
c.  4,10 
2,86 

1,28 

8,14 

1,26 


um  1810 
40,81 
86,77 
c.  20,4 
15.51 
26,80 
65,71 
0,(1 
81,48 
88,98 
26,07 
5,41 
5,02 
8,58 
2,67 
1,79 

1,74 

16,64 

4,86 


um  1900 
56,87 
88,96 
26,15 
19,25 

82.48 
98,44 

9,40 

41.48 
76,21 
87.00 


1—20/10 

(41,4 

29,6 

51,1 


56.7 

808,9 

85,0 


18(0  1900 

87.8 

6,0 

29.0 

24.1 

2E2 

42.2 
64,6 

81.8 

95.8 

41.9 


ISI.5, 1900 
128,0 
87,8 
98,7 


106.5 

690.6 
1(82,7 


(-17,6)  (-34.4) 


6,69 

5,10 

8,88 

2,46 

5,14 

2,22 

18,(l2 

5,48 


49,2 


69,1 

96.6 


88,8 

42.5 
24,0 
87,4 
2.8,8 

27.6 
11,9 
22,8 


106,3 


108,1 

150,9 


I I 60,14,  Mitte  1904  in  Grossbrit  -IK  ‘iu  m;. 

iw"  Ve?;  Stf  Mill  VrMhnel"’*”*' 

la.gsanSre  Zunilnao  r .„It  Sj/rdL  uirS-'''',"'«’ 
eu,c,,a!sche„  wai, 

1?/  ■ascliesten  Vemiebniiig  in  Europa  er"-il)t  siidi  ”do..1 

i!  r,”t  ^d!:-iaili 
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Auf  Grund  der  Daten  um  1890  in  meiner  Grundleg.  (Tab.  2:5,  S.  ;>72) 
mag  um  1900  01  die  Bevölkerung  der  Erde  auf  rund  1600  Mill , auf 
1 Quadratkil.  auf  12,  für  Europa  auf  41,  Asien  20,  Afrika  über  5. 
Amerika  3,6,  Ausstral.  0,56  zu  schätzen  sein.  Innerhalb  jedes  Erdteils 
grösste  Verschiedenheiten,  auch  bei  Vergleichungen  des  Durchschnitts 
' grosser  Staatsgebiete.  So  in  Asien:  Sibirien  0,5  (Max.  im  Gouv. 
Tomsk  2,2),  in  China  (eigenth,  ohne  Nebenlande)  60,  mehrfach  in  grossen 
Provinzen  aber  über  100,  Max.  221  (alles  nach  den  niedrigsten  Schätzungen), 
in  Brit.  Indien  64,  im  eigentl.  (Provinzen)  81,  mit  grossen  Gebieten 
über  100,  Max.  in  Bengalen  191  (75  Mill.  auf  :592000  Quadratkil.!),  in 
Japan  119,  in  grossen  Distrikten  über  150,  Max.  183.  Auch  in  A m e r i k a 
schon  relativ  stark  bevölkerte  kleinere  Gebiete  (westind.  Inseln  22 
(Cuba  13,  Jamaica  67).  ln  den  l’erein.  Staaten  nach  grossen  geograph. 
Gruppen  Differenzen  von  48,  in  den  nordatlant.  Staaten  (Massach.  schon 
1^7,  Newyork  55),  südatlant.  14,  nördl.  Zentralst.  i:i,  südl.  Zentralst.  9, 
westl.  1,;5,  Alaska  0,04  im  Ganzen  8,  ohne  Alaska  fast  10;  wichtigere 
grössere  Hauptstaaten  mit  15— 20— :50— 50,  kleinere  noch  stärker  be- 
völkert (alles  in  1900).  Brasilien  1,7,  in  den  bevölkertsten  Staaten  5,  8, 
9,  13.  Argentinien  1,6,  bezw.  (ohne  Territorien)  3,1,  in  den  bevölkertsten 
Provinzen  4,  7, 11.  Mexico  7,  in  den  bevölkertsten  Staaten  schon  20,  .30,  40. 

Für  Europa  in  den  Staatsgebieten  fast  durchweg  starke  Stei- 
gerungen der  Volksdichte  im  19.  Ju.,  nämlich  auf  1 Quadratkil.: 


um 

1815  ff. 

um  1870 

um  IIHK) 

um  1900  provinzielle 

Max. 

Min. 

Deutsches  Reich  . , 

46 

76 

104 

/ 280 
1 475 

44 

o5 

Frankreich  .... 

53 

69 

73 

32:5 

16 

W est-Oesterreich  . . 

45 

()7 

S7 

150 

27 

Ungarn  m.  Nebenland. 

— 

48 

59 

— 

— 

Italien 

— 

94 

113 

470 

:’.0 

Europ.  Russland  . . 

— 

14 

19 

73 

0 

Russ.  Polen  .... 

— 

45 

75 

115 

40 

Gr.  Britann.  (m.  Irl.) 

64 

100 

i:52 

(c.  6—700) 

(c.  9) 

Grossbritannien  allein 

61 

113 

161 

(c.  6 -700) 

(c.  9) 

Irland 

81 

64 

5:4 

(c.  7:3) 

(c.  48) 

Belgien 

— 

141 

227 

:58:5 

50 

Niederlande  .... 

73 

109 

154 

379 

50 

Schweiz 

— 

0 

80 

(c.  250) 

15 

Dänemark  .... 

— 

47 

(54 

— 

— 

Schweden  .... 

9,3 

11,5 

85 

1, 

Norwegen  .... 

2,8 

0,4 

0,0 

45 

0, 

Spanien 

:37 

143 

14 

Portugal 

— 

47 

59 

261 

lo 

Griechenland  . . . 

— 

(c.  25) 

114 

2:5 

Rumänien  .... 

— 

(c.,.36) 

45 

00 

15 

11.  Die  Ausnahmestellung  von  Frankreich  und  Irland  tritt  hier 
noch  deutlicher  hervor.  Die  slav.  Völker  zeigen  (wenn  die  Daten 
korrekt)  neuester  Zeit  noch  stärkere  Vermehrung,  als  die  ger- 
manischen. Doch  macht  sich  jetzt  der  Einfluss  der  Auswanderung 
bei  ihnen  mehr  geltend,  wie  auch  in  Italien  und  in  Skandinavien. 

Während  der  letzten  Volkszählungsperioden  Ende  des  19.  und  bis 
Anf.  d.  20.  Jh.  (meist  5-lOjähr.)  war  flie  stärkste  Gesamtvermehrung  in 
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Argentinien,  jährl.  3 ®/o,  dann  in  den  Ver.  Staaten  von  Nordam.,  jährl.  1,,S9 
(Max.  m d.  westlichen  2,75),  in  Australien  1,76;  in  Japan  war  sie  1,31  ®/ 
in  Lrit  Indien  0 24;  innerhalb  Europas  der  Reihe  von  oben  nach  unten 
R Ostrum.  1,54,  Griechenl.  1,52,  Deutsches 

Reich  1;j0,  Russ  Pol.  und  Finnl.  1,31,  Niederlande  1,23.  Serbien  1 19 
England  und  Wales  1,1.5,  Norw.  1,1],  Dänem.  1,09,  Europ.  Rus’sl.' 
und  bchottl.  1,05,  Schweiz  1,04,  Belgien  1,01,  Ungarn  0 98  Gr  Brit 
mit  Irl.  0,94,  West-Oesterr. b,‘K),  ^ani^n  0,88,^Port 
0,<],  Italien  0,(59,  Frankr.  0,:56,  Irl.  Ali  nähme  0,54%. 

12.  Länder  mit  grosser  und  kleiner  Ein-  und  Auswanderung 
starker  und  schwacher  Geburtsfreqnenz  und  Sterblichkeit  heben  sich 
hier  einig ennassen  ab.  Die  Abnahme  der  Sterblichkeit  in  vielen 
Landern  m jüngster  Zeit  zeigt  auch  ihren  Einfluss.  13.  Die  Be- 
rechnung von  künftigen  Verdoppelnngsperioden  nach  solchen 
\ermehrnngsqnoten  (gar  gleich  für  lange  Zeit,  z.  B.  bis  znm 
J.  2000  nsw..;  ist  nnzulätsig,  weil  eben  ganz  dahin  steht,  wie  lange 
eine  bestimmte  jetzige  Vermehrung  andauert.  Jeder  Blick  in  die 
\ ergangenheit  zeigt  die  grossen  Schwankungen  dieser  Quote,  auch 
im  19.  JJi.,  auch  bis  zur  Gegenwart  (s.  o.  über  Schwankung  der  Ge- 
airtsmberschusse  uiul  V anderungsverluste  in  Deutschland  S.  54  ii.  63) 

14.  Diese  Durchschnittszahlen  der  ganzen  Staatsgebiete  sind  aber 

v““ii  1-  verschiedener  Vermehrung  und 

Gebietsteilen.  Das  ist  für  die 
olksuirtsch  Betrachtung  der  Bevölkerungsfrage  sehr  beachtenswert: 
überall  auch  in  Landern  mit  hoher  Dichte  (Brit.  Inseln,  Deutschi., 
Ital,  Belg,  Niederlande  — wie  auch  Japan,  Brit.  Ind.,  China)  ist 
die  Vermehrung  und  Volksdichte  'territorial  und  lokal 
sein  % ei  schieden,  ganzeProvinzenweise,  vollends  in  noch  kleineren 

r"  Uoäe,,be,ol,a«enh«t  (C 

15  "v'll“]'  l':“"  Stiirttewesen  usw. 

15.  Glosse  Volksdichte  der  einen  setzt  eben  geringere  auch 

TOu  Ih^odukten  anderen  Gebiete  voraus,  mit  welchen  Ausstausch 
, /i?(lukteii  und  Leistungen  besteht:  mehr  oder  weni-er  Fern- 
c^satz  jener,  _b  ernherbezug  der  Rohstofle  und  Xahrungsmittel : ein 

M6)  ' 9‘  .^57^J,^*'™«gstrage  (Gr.  I.  § 238,  bes. 

J\^naben  1 ;r  ^/rabelle  auf  S.  68  ist  in  den  letzten 

vinSlll  • f b Verschiedenheit  die  Pro- 

Miizialgebiete  in  ihrer  Maximal-  und  Minimaldichte  zeigen. 

Staaten nennen  kann,  auch  Einzel- 
Alfttilffo  ^ Bundesstaaten,  beim  Deutschen  Reich  preuss  Prov  und 

ii  dä  ']  ®’^®^“^®“gefasste  Kleinstaaten,  ausser  den  Hansast 

S Gesten  kleinere  Staaten  in  der  2.  Reihe’ 

irupS  him  mR  DnVp^  “ Gr.  Brit.  Grafechafts- 

ilXrn  Sfieh  näVmeln' 

die  Maxiina  stark,  die  Mimma  wenig,  selbst  gar  nicht  wachsen, 
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Ja  sich  verringern:  kolossale  ^lenschenanhäuf'ungen  in  Gressstädten. 
Industrie-  und  IMontanbezirken,  Stillstand,  Rückgang  in  rein  agrar. 
Gegenden  und  in  Gebirgen  (Grossbrit.).  18.  Auch  Agrar-,  Gewerbe- 
vertassiing  zeigen  ihren  Einfluss;  in  wesentlich  agrar.  Gegenden 
z.  B.  bei  vorheiTSchendem  Gross-  und  Kleingrnnd besitz  und  -Betrieb 
ist  verschiedene  Volksdichte  und  -Vermehrung  möglich,  wie  bei 
verschiedener  Fruchtbarkeit  des  Bodens  (Gebirge!).  Die  Stellung 
der  Provinzen  und  Bezirke  eines  Staats-  und  Volkwirtsch.gebiets 
zu  einander  verändert  sich  so  unter  dem  Einfluss  verschiedener 
wirtsch.  Entwicklung  bedeutend,  ebenso  wie  die  der  grossen  Länder 
und  Volkswirtschaften  zu  einander  (Gr.  Brit.  — Irland,  West-  und 
Ostdeutschl.,  Preussen,  K.  Sachsen  — Baiern,  Wiirttemb.,  überh. 
Südwest-Deutschl.;  Gr.  Brit.  und  Deutschi.  — Frankreich!). 

S.  für  die  provinz.  und  einzelstaatl.  Entwicklungen  im  Deutschen 
Reich  seit  1871  B.  1.50  Reichsst.  und  Tab.  1 auf  S.  fl  des  reichsstat. 
Jahrb.  IfHlö.  Hiernach  war  z.  B.  1871/1})00  die  Gesamtzunahme  der 
Bevölk.  im  Reiche  87,8,  im  Preuss.  Staat  ;89,6,  im  K.  Sachsen  04,4,  in 
Baiern  nur  27  (rechtsrhein.  allein  20,1),  in  Wüi'ttemb.  19,8,  Baden  27,8, 
Hessen  81,8,  Reichsland  11,0.  Unter  Provinz,  und  kleineren  Gebieten 
war  sie  in  Berlin  (für  sich,  ohne  die  selbständ.  Vororte)  128,6,  im  Staat 
Hamb.  120,7,  in  Westfalen  79,0,  in  Rheinprov,  00,9,  in  Brandenb.  ohne 
Berlin  52,0,  im  H.  Anhalt  55,4,  H.  Braunschw.  48,9;  dagegen  in  Schlesien 
nur  2,5,9,  Prov.  Posen  19,2,  Westpreussen  18,9,  Pommern  14,2,  Ost- 
preussen  9,5,  _ Mecklenb.- Schwerin  8,9,  -Stral.  5,8,  Waldeck  8"/o!  In 
der  Volksdichte  sind  so  diese  Gebiete  immer  weiter  aus- 
einander gerückt.  Z.  B.  hatte  Rheinland  1871  182,0,  1900  218,4, 
Ostnreussen  bezw.  49,8  und  .54,0,  zuerst  2^/3,  zuletzt  dort  4 mal  sogros.se 
Dichte.  \\  estfal.  bezw.  87,8  und  157,7,  Pommern  47,5  und  54,8, 
K.  Sachsen  170,5  und  280,8,  rechtsrhem.  Baiern  00,0  und  70,4.  — Bei 
Vergleichungen  von  Gebietsgrössen  wie  preuss.  Reg. -Bezirken  und 
kleineren  deutschen  Staaten  sind  die  Unterschiede  noch  grösser.  An 
der  Spitze  (s.  Uebers.  S.  08)  steht  in  1900  R.-B.  Düsseldorf  mit  475, 
ganz  unten  Mecklenb  -Strelitz  mit  38.  Bei  kleineren  Gebietsgrössen 
erschwert  übrigens  die  Einrechnimg  einzelner  grosser  Städte  die  Ver- 
gleichbarkeit oder  hebt  sie  selbst  auf  (z.  B.  im  Hamb.  Staat,  mit  Dichte 
von  817  in  1871,  1850  in  1900);  auch  oei  grösseren  Gebieten  zeigt  sich 
das  noch:  Brandenb.  ohne  Berlin  in  1900  78,  mit  Berlin  125  Dichte, 
Nieder-Oesterr.  ohne  Wien  72,  mit  Wien  150. 

19.  Bes.  Beachtung  verdient  noch  die  Verschiebung  zwischen 
Land-  und  Stadtbevölkerung,  eine  der  auch  sozialpolitiscli 
wichtigsten  Tatsachen,  weil  die  ganzen  Lebensverhätnisse  der  Be- 
völkerung von  Wohnsitz  und  Berufsart  stark  beeinflusst  werden: 
mit  der  industriestaatl.  Entwicklung  und  Steigerung  der 
allg  eineineii  Volksdiclite  wächst  die  absolute  Zahl  und 
die  Quote  der  städt.,  bes.  auch  der  grossen  und  gross- 
städt.  Bevölkerung,  sinkt  die  Quote,  bisAveilen  selbst  die 
absolute  Zahl  (England)  der  ländlichen  oder  diese  Zahl 
bleibt  stehen:  d.  h.  aber  die  ländlichen  Geburtsüber- 
schüsse strömen  in  die  Städte  und  Industrie-  und  Montan- 
bezirke ab. 
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Pr  ziemlich  überall  im  modernen  Europa,  bes.  in 

Gl.  Bntanien,  in  Deutschland,  aber  auch  bei  der  Stabilität  der  Be- 
völkerung 111  Frankreich.  ^ f.  Deutschland  d.  stat  Daten  i.  B.  150  der 
Reichsstat.,  Jalirbuch  1900  S.  5,  meine  Gr.  I.  S.  590  ff.  Ohne  Rücksicht 
Verfassung,  um  Vergleiche  zu  ermögflehen,  werden  hier  Ort- 
schaften  (W  ohnorte)  bis  2000  Einw.  als  ländliche,  mit  grösserer  Be- 
volkerung  als  Städte  angesehen,  natürlich  etwas  willkürlich.  Neuere 

’i-  B. Ts“ 

Laudbev.  Stadtbev.  Summe  Landbev.  Stadtbev 

1S71  oÄ " Summe  ' 

18(1  26,22  14,(9  41,00  08  9 --sß  1 

1900  2.5,78  80,03  50;86  ^5,0  5U4 

tat  also  immerhin  die  Landbev.  kaum  abgeiiommen  (wobei 
freilich  kleinere  Vororte  der  Städte  noch  zu  ihr  gereclmet  sind)  aber 

bnhm  ^st  fast  ganz  in  die  Städte  geflossen.  Und  die  Quoten 

hcibeii  sich  ausserordentlich  verschoben. 

Die  städt.  Bevölk.  verteilt  sich  nach  Ortschaften: 

Bevölkerung  Grösse  der 

T , I . 18(1  l.'CM)  1871  19(X)  1871  PtoJi 

Landst.  . 1716  2269  5,09  G,^:>  104  vS 

Klemst.  . 529  ,sr>4  7 -ö 

Mittelst.  . 75  194  i’ra 

Grossst.  . S 44  ft  ‘>1  1-^0 

Sumiim  ^ 2828  ^ ^ 

völkfiJiL  Städte  und  daher  auch  der  Be- 

Uuote  der  PoQn  gleiche,  die  Kleinst.  sogar  eine  grössere 

St  ;li: 

100  Einw  0 868  in  ^ .9™ssstädten  (in  6035  Orten  bis 

Mmels?"uTd^Klf^^^^  tlfin^Gr"^“t^^^^^^  fasrLfeTal7h; 

o^ewissp  wirfor^n  t + soviel  als  m Grossst.:  beachtenswerte  Zahlen  für 
^olksSrlsch  'berechtigtes  (feSt  in 

mit  entscÄet.  soweit  darüber  die  Zahl  der  Interessenten 
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^ 18.  VolkswirtscliattHclio  Folgerungen.  G.  I.  § 198 
l>is  200,  238,  248 — 260,  über  Lit.  § 191 — 197.  A.  Verschiedenheit 
der  Standpunkte  volkswirtsch.  Betraclitung  in  Bezug  aut’  Grösse. 
Volksdiclitc  und  Vermehrung  der  Bevölker.:  1.  Standpunkt  des 
Produktionsinteresses,  die  Bevölkerung  als  Arbeitstaktor  und 
Produzent;  2.  des  Verteilungsinteresses,  die  Bev.  als  Bedürfnis- 
betViedigiuig  verlangende  Menschenmenge  oder  als  Konsument.  Zu  1 : 
a)  Das  Produktionsinteresse  erheischt  eine  den  Bedarf  von 
Arbeitskräften  deckende,  mit  ihm  wachsende  Grösse  und  Zunahme 
der  arboitstätigen  und  -willig(m  Teile  der  Bevölkerung,  daher  bes. 
auch  des  betreff.  Alters  und  Geschlechts;  b)  die  Höhe  dieses  Bedarfs 
ist  selbst  wieder  abhängig  a)  ^'on  der  Bevölkerungsgrösse,  inklus.  die 
arbeitsunfäh.  und  tatsächlich  nicht  initarbeitenden  Teile  (Kinder, 
Greise,  Kranke,  Klassen  und  Einzelne  ohne  eigene  Arheitsausiibuiig), 
weil  sich  Höhe  und  Art  der  durch  die  Güterproduktion  zu  be- 
friedigenden Bedürfnisse  dieser  Bevölkerung  danach  bestimmt, 
(notwendige,  gewohnheitsmäss.  Bedürfnisse.  Einfluss  der  Klassen- 
schichtung mit  verschiedenartigem  und  -hohem  Bedürfnisraass): 
ß)  von  Arbeitsfähigkeit  („Können“)  tind  -Willen  der  Bevölker, 
(„Wollen“,  Einfluss  psychol.  Motivation,  sozialer  Momente);  y)  vom 
Stand  der  Produktionstechnik  zur  Unterstützung,  besseren  Wirksam- 
inachnng  und  zum  Ersatz  menschl.  Arbeitskraft,  c)  Dem  eveiit. 
wachsenden  Bedarf  an  Arbeitskräften  kann  sieb  die  Bevölkerung 
anbequemen  cc)  durch  ihre  natürliche  Vermelirung  aa)  mittelst  der 
Gehurtsü' erschüsse,  innerhalb  der  Grenzen  dieser  (in  Max.  2,8 
jährlicli,  1 — 1,5%  in  Europa,  s.  o.  S.  54  unter  D).  soweit  die 
Xeugeborenen  in  die  arboitskraft,  Periode  liinauf  steigen  und  darin 
bleiben,  was  von  Mass  und  Wu'teilung  der  Sterbliclikeit  auf  die  Alters- 
klassen abliängt  (s.  o.  S.  52  u.  57  unter  IV);  bb)  durch  entsprechende 
Wanderungen,  dalier  mein*  Ein-  als  Auswanderung  arbeitskräft. 
Elemente  im  auswärtigen  und  mehr  Zu-  als  Fortwanderung  solcher 
im  inneren  Verkehr,  d)  Die  Bevölk.  becpiemt  sich  diesem  Bedarf 
an  Arbeitskräften  auch  t a t sä c b 1 i c h an,  wenn  ihr,  insbes.  der 
grossen  unteren  Volksmasse,  der  genügende  Uiitcrlialtsspielraum 
tatsächlich  gewälirt  und  nach  ihrer  Meinung  gesichert  ist,  so  dass 
weder  die  repress.  noch  die  ju'ävent.  Hemnisso  der  Vermehrung  zu 
stark  entgegen  Avirken.  c)  l)ies  hängt  wieder  ab  a)  von  der  Ent- 
wicklung der  Art  und  Gi'össe  der  Pi'oduktion,  des  daraus  hervor- 
gehenden Volkseinkommens  (S.  44),  aber  aiicli  ß)  für  die  grosse  Masse 
des  Volks  (untere  und  arbeitende  Klassen,  auch  noch  tmtere  und 
z T.  überhaupt  Mittelklasssen)  von  einer  solchen  Verteilung  des  Volks- 
einkommens unter  der  Bevölkerung,  welche  dieser  Volksmasse  einen 
für  ihre  notwendige  und  ihren  gewohnten  Ansprüchen  genügende 
Bedürfnisbefriedigung  erforderlichen  Anteil  am  Volkseinkommen 
tatsächlich  und  für  absehbare  Zukunft  sicher  zuführt,  ^lassgebend 
ist  hier  im  Ganzen:  die  Höhe  der  effektiven  Löhne  für  die  arbeitende 
und  auch  sonstigen  Einkommens  für  die  übrige  untere  und  die 
Mittelklasse,  als  bestimmend  für  Lustmonieiite  und  des  Arbeits- 
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masses  und  die  Arbeitsart,  als  bestimmend  für  Lastmoinente  2^ 
0 wiinsclienwertes  Ziel  der  Volksvermehrung  vom  Pro- 
duktionsstandpunkte  aus  erscdieint  somit  eine  solche  Vermehruno- 
durch  Geburtsüberschiisse  und  Wanderungen,  welche  selbst  wieder 
die  Bediiigiingen  einer  mindestens  gleichmässigen,  womöglich  einer 
mehr  als  verhältnismässigen  Steigerung  der  Produktivität  der 
nationalen  Arbeitskralt  und  Steigerung  der  wirklichen  Produktion, 
m yolkseinkommens,  schafft  und  sichert  (Gr.  I.  S.  636.  663) 
g)  Bleibt  die  V olksvermehrung  hinter  diesem  Masse  zurück  (daher 
bes  an  Lrwachsenen  unterlialh  des  Greiseiialters  und  an  Männern) 
so  leidet  das  Prod.interesse  h)  L’ebersteigt  sie  dies  Mass.  so  leidet 
das  ^ erteilungsmteresse.  i)  Bei  g ist  daher  Bekämpfung,  hei  li 
iordemiig  der  Hemimingstendenzen  der  Volksvermelirung,  dort  bes. 
jeznglich  der  arbeitskräft.  Altersklassen  (Verminderung  der  Sterb- 
hchkeit  dieser,  direr  Aus-  und  Fortwanderung),  hier  bes.  bezüglich 
der  unprodnkt.  Klassen  (Kinder)  im  gesamten  volkswirtsch.  Interesse 
das  Pichtige  und  Erwünschte  (Abnahme  der  Gehnrtsfreonenz). 

Zn  A 2:  a)  vom  Staiidpimkte  des  Verteilungsiuteresses  ist 
als  wünschenswert  l.iii.su-litlicli  der  Volksvermelirung  der  gleiche 
hatz  wie  unter  A 1,  f.  aufzustellen,  h)  Bei  rascher  Volksvermeliruii.- 
in  olge  hoher  Gehurtsfrequenz  steigt  die  Kinderqnote  in  der  Bevölk° 

ste  lende  1 eil,  der  liolaslmigekoelhziciit  tilr  die  «liriL'e.  bes.  die  arbeits- 
kralt  envaclisene  Bevdlk.  c)  Ans-  und  innere  For.ivm,derl.,i41 

‘'"l  Allersklassen  und  bdesddeeliteru 


ZU  Ingunsten  der  Erwadisenen  besten  Alters  (20— 60  J.)  und  der 
Mauiier,  steigern  die  Quote  der  , .reinen“  Konsumenten,  vermindern 


die^n  solcher  Konsumenten  welche 
(1)  Bu  b und  c leidet  daher  das  Produktions-  und  das  Verteilum-s- 
interesse,  steigt  für  die  produktive  Bevölk.  das  La.st-  und  sinkt  das 

uild  «ft  schwacher  Geburtsfrequenz 

11(1  Ein-  iMt.  inneren  Zuwanderungen,  f)  Ueberstei"-t  die  Vnlkt; 
Vermehrung  das  unter  A,  1.  f.  als  wünscheiswmü 

Nr  F n vf  "T"  f (relative)  Uehervölke?ung  (imten 

h 11.  l),  11 II  sclnvereii  fiachlcileii  tllr  das  Vcrteilun-siiitercssi. 
siiiiial  ivem,  die  grosse  Vermelirung  auf  starker  GeKfreuuen; 

nllll  i'liiichkeil.  ivcseiitlkdi  mir  bei  Kleinkindern 


LnsriJint™)?“”'''""'’!!’  tutliwäcliliclien 

sonstig, en  Eniacli^nen  beruht,  also  nicht  mit  der  Wirkun»-  die  Quote 

std,r,  '“«'■=«  Lebe”nsda„er  tn 

li'oiit  "“'li  Imi  den  meisten 

ent  Kultunolkern  liegen  hier  leicht  immer  Gefahren  einer  auf 
Ihr  heruhenden  zu  raschen  Volksvermehrung  vor,  sofern  nich"^ 

VfilP*"  Produktivität  der  Arbeit  und  ihres  Ergebnisses  des 

Volkseinkommens  besteht  und  die  Bedingungen  dafür  erfüll  har 

der  Technik  und  Siclieruno-  preis- 
\vp  f /Absatzes  der  Produkte  und  gleichen  Bezugs  ihres^Gegen 
Werts  in  eingetauschteu  Produkten  (s.  o.  S.  40  u.  ii  unter  E n.^F). 
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h)  Diese  Bedingungen  sind  auf  jeder  Wirtschaftsstufe  andere,  aber 
liegen  für  jede  Fortentwicklung  von  Stufe  zu  Stufe  und  innerhalb 
jeder  Stufe  für  jeden  Fortschritt  darin  vor  (u.  Xr.  E).  Sie  lassen 
sich  aber  nicht  stets  und  sicher  und  in  ihrer  steigenden  Schwierigkeit 
und  Verwickeltheit  nur  schwerer,  schliesslich  überhaupt  nicht  mehr 
erfüllen,  i)  Eine  trotzdem  weiter  gehende  Volksvermehrung,  zumal 
wieder  des  unproduktiven  Teils  der  Bevölk.,  Avelche,  bei  starker 
Geburtsfrequenz  und  Abnahme  der  Sterbefrequenz  wesentl.  nur 
unter  diesem  Bevölkerungsteil,  eintreten  muss,  ist  daher  bedenklich, 
ja  verhängnisvoll  unter  allen  historisch  gewesenen  technischen, 
volkswirtsch.,  sozialen  und  Be<*.htsverhaltnissen  und  Organisationen 
und  unter  allen  zukünftigen  (Illusionen  des  Sozialismus),  k)  Nur 
eine  unbegrenzte  oder  doch  stets  mindestens  im  Gleichmass  die  Be- 
völkerungsvermehriing  begleitende  Steigerung  des  Volkseinkommens 
könnte  eine  „beliebige/"  Weiterverraehrung  der  Bevölkerung  un- 
bedenklich erscheinen  lassen.  1)  Aber  diese  Steigerung  ist  an  un- 
erfüllbare Bedingungen  geknüpft.  (Wieder  Schwäche  des  Sozialismus. 
Denkfehler  und  falscher  Optimismus  aller  Antimalthusiancr). 

B.  Dauernd  durchschlagende  Bedeutung  des  sögen. 
„Quotienten Verhältnisses*"  für  die  Verteilung  des  Volks- 
öinkommens.  1.  Notwendigkeit  und  Wert  einer  solchen  rein 
prinzipiellen,  „abstrakten“  Behandlungsweise  des  volkswirtsch.  Be- 
yölkei’ungsproblems.  2.  Die  gesamte  Bevölkerung  eines  Gebiets 
in  einem  Zeitmum  bildet  hier  di(!  Konsumentenmenge,  ohne  Rücksicht 
aut  ihre  soziale  und  wirtsch.  Gliederung  und  die  Verschiedenheit  der 
konkreten  Besitz-  und  Erwerbsarten  und  -Grössen  der  Klassen  und 
Einzelnen;  doch  unter  Berücksichtigung  der  natüi'lichen  Gliederung 
nach  Geschlecht  und  Alter.  Sie  stellt  im  Verteilungsproblem  den 
Divisor  dar.  3.  Das  gesamte  Nationaleinkommen  eines  Volks  in 
bestimmtem  Gebiet  und  Zeitraum,  als  hk-gebnis  der  Arbeit  (i.  w.  S.) 
des  produktiven  Teils  der  Bewölk.,  dies  Einkommen  als  einheitl. 
Menge  (Gebrauchswertmenge)  betrachtet,  wieder  ohne  Rücksicht 
aut  seine  konkrete  Verteilung  nach  Besitz-  und  Erwerbsverhältnissen 
unter  Klassen  und  Einzelnen,  stellt  den  Dividendus  dar,  in 
welchen  sich  die  Bevölkerung  als  Konsument  für  alle  ihre  Be- 
dürfnisbefriedigungen teilt.  4.  Es  ergibt  sich  dann  aus  Dividendus 
und  Divisor  ein  Quotientenverhältnis  — Grösse  der  Bevölkerung 
und  deren  Veränderung  zu  Grösse  (und  Art)  des  Volkseinkommens 
und  deren  Veränderung  — für  die  durchschnittliche  Höhe  von 
Einkommen  der  Volksgrum)en  und  Einzelnen  und  damit  für  das 
Mass  der  möglichen  Bedürfnisbefriedigung  (quantit.  Seite  des 
Problems).  5.  Unter  ßerücksiclitigung  der  Arten  der  konkreten 
Güter,  aus  denen  das  Volkseinkommen  besteht,  gilt  Gleiches  für 
die  Art  der  möglichen  Bedürfnisbefriedigung  (q u a 1 i t.  Seite  des 
Problems).  6.  Das  Gleichbleiben  oder  die  Veränderung  des  Gruppen-, 
Familien-,  Einzelquotienten  und  Richtung  (Steigen,  Fallen  im  ab- 
sohiten  Wertbetrage)  und  Mass  dieser  Veränderung  ist  notwendig 
stets  bestimmt  durch  das  Gleichbleiben  oder  die  gleiche  oder  die 
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vepdnedene  Veränderung  des  Divisors  und  des  Dividendus  (quantit. 
beite;  Gleiches  gilt  wieder  von  der  qualit.  Seite  betreffs  der  Art 
der  das  Volkseink.  bildenden  Güter).  7.  Dies  „Quotientenverhältnis“ 
ist  nun  in  der  Tat  das  unter  allen  gewesenen,  bestehenden,  künftigen 
Keclitsordnungen  und  Organisationen  der  Volkswirtsch.  die  „Ver- 
teilung“  schliesslich  bestimmende  Moment,  von  dem  die 
Durch  Schnittslage  der  Einzelnen,  quantitativ  bemessen  (bei 
teststeheiider  Art  der  Güter  auch  qualitativ  bemessen)  abhängt. 

Sozialismus,  Gctahreii  der  Illusionen  auch 
bei  „Sozialreformern“,  dies  (Nr.  7)  zu  verkennen.  9.  Eine  dauernde 
durchschnittliche  Verbesserung  der  Ökonom.  Lage  der  Bevölkeruno' 
— höheie,  bessere  Bedürtnisbefriedigung  — ist  daher  bedingt  von 
einer  günstigeren  Gestaltung  dieses  Quotienteiiverhältnisses;  mithin, 
Volksverinehrung  als  gegeben  angenommen,  von  einer  stärkeren 
yermehrung  des  Volkseinkommens  (als  Gebrauchswertmenge)  als 
der  Bevölkerung.  (Qualit.  Verbesserung  auch  bei  Besserung  der 
Güterarten,  die  das  Volkseink.  bilden,  wofür  die  Voraussetzung 
wieder  in  richtigerer  Gestaltung  der  Arten  der  Bedürfnisse  liegt?. 
10.  Tjeberholung  des  Wachstums  der  Bevölk.  durch  dasj.  des  Vol^- 
einkommens  oder  Zurückbleiben  des  Wachstums  der  Bevölk.  hinter 
dem  des  Volkseink.  ist  insofern  immer  zu  erstreben.  11.  Gefahren 
in  dieser  Hinsicht  a)  bei  starker  Wachstnmstendenz  der  Bevölk 
(hohe  Geburtsfrequenz,  starke  Geburtsüberschüsse,  gerade  auch  mit 
als  folge  verbess.  ökon.  Lage  der  Volksmasse,  Ein-  und  Zu- 
wanderunpn  in  Gegenden  günstigeren  Erwerbs,  Verbrauchs);  b)  bei 
bchwierigkeiten  der  Steigerung  des  Volkseinkommens  (auch  seiner 
besseren  qualit.  Zusammensetzung  nach  Güterarten,  wo  das  unter 
L.  gesagte  mitspielt),  daher  bei  erschwerten  Bedingungen  des  Ab- 
satzes  der  eigenen  Produkte  und  des  Bezugs  fremder  Produkte. 
12.  W erden  diese  Gefahren  nicht  überwunden,  so  führt  grosse  vor- 
handene  Bevölk.,  lokal  zu  grosse  Volksdichte,  grosse  Aveitere  Ver- 
mehrung zu  Lebervölkerung,  — in  allen  Wirtschaftsstufen. 

/■  9- der  Rechts-,  bes.  der  Privateigentumsordnung 

.speziell  des  Privateigentums  an  sachl.  Produktionsmitteln,  des  \'er- 
tragsrechts,  Erbrechts  dabei),  weiter  der  ganzen  volkswirtsch. 

^ iganisatiou,  der  Erwerbsordnung  auf  den  Prozess  der  Ein- 
kominen-  (u^  ^ ermögen-)  Verteilung.  1.  Durch  diesen  zuzugebenden 
Jnnüuss  erfahren  a)  die  Ausführungen  unter  B gewisse  Modifikationen, 

>>  aber  keine  grundsätzliche  Aenderung  oder  gar  Wider- 
egiurg.  2.  Dieser  Einfluss  spielt  mit,  aber  nur  als  Nebenpunkt, 
Inl«!- 1 "'"f  rf  , dargelegte  Quotientenverhältnis,  als  dauernd  ent- 

wirt«lf " ^ h Rechtsordnung  und  volks- 

/^fg?a>sation  (der  sogen  priAatwirtsch.,  s.  folg.  Kp.  5)  ist 

Volkseinkommen  (und  -Vermögen) 

ein  ü l.p’®  1 Rlassen  und  Einzelne,  daher  insbes. 

,1  ^ w^chschnittliches  klassen-  und  einzelweise  selbst  wieder 

^ehr  verschieden  grosses  Einzel-  (Familien-)  Einkommen  der  Einen, 
unteidurchschnitthches  der  Anderen:  a)  jenes  vornehmlich 
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a)  bei  vielen  — niclit  allen!  — Besitzern  der  saclil.  Produktions- 
mittel (Boden,  Gebäude,  Kapital),  „Kenteneinkonnnen“  Grundrente, 
Kapitalgewinn,  1^)  bei  vielen  — wiederum  nicht  allen  — Leitern 
der  Betriebe  (Unternehmungen,  der  Produktion),  Unternehmer- 
gewinn, sogen.  „Profit“  (ungeschiedener  Kapital-  und  Unternehmer- 
gewinn), aber  auch  y)  bei  allen  „Arbeitern“,  inkl.  öffentl.  und 
priv.  „Beamten“,  mit  überdurchschnittlichem  „Arbeitseinkommen“; 

b)  dieses,  das  unterdurchschnittliche  Einkommen  bei  der  ganzen 

übrigen,  daher  doch  der  grossen  Masse  der  Bevölk.,  bes.  der 
„arbeitenden  Klasse“,  auch  Kleinbesitzern  und  Kleinunternehmern  (in 
Ackerbau  und  Gewerbe),  bei  deren  „Erwerbstätigen“,  Selbständigen, 
Haushalt-  und  Familienvorständen.  4.  Die  „Verteilung“  des  Ein- 
kommens für  diese  Volksmasse,  daher  deren  durchschnittliches 
Einkommen  hängt  mithin  nicht  direkt  von  dem  unter  B abgeleiteteJi 
Quotienteiiverliältnis  aus  ganzer  Bevölkerung  und  ganzem  Volks- 
einkommen und  den  Bewegungen  dieser  beiden  Grössen  ab,  aber 
doch  indirekt  und  von  einem  ganz  analogen  (.^uotientenverliältnis 
wieder  direkt,  nämlich  dem  aus  der  Grösse  (und  Bewegung)  dieses 
Hauptvolkteils  und  desjenigen  Bests  des  A^olkseinkommens,  welcher 
vom  gesamten  nach  Abzug  des  Mehreinkommens  der  unter  3,  a 
gen.  Bevölkerungselemente  über  das  durchschnittliche  (Familien-  und) 
Einzeleinkommeii  der  ganzen  Bevölkerung  hinaus  übrig  bleibt. 
5.  Für  die  Bewegung  dieser  beiden  Grössen  sind  aber  wieder 
wesentlich  dieselben  Umstände  und  Bedingungen  massgebend, 
wie  für  die  ganze  Bevölk.  und  das  ganze  Volkseink.  6.  Auf  der 
Bevölkerungsseite  droht  eine  hier  bes.  leicht  vorkommende  starke 
Vermehrung  den  Verteilungsprozess  für  die  gen.  Volksmasse  leicht 
noch  bes.  nachteilig  zu  beeintlnssen.  7.  Rein  aritlnnetisch  aufgefasst 
würde  daher  die  Beseitigung  der  ungleichen  Verteilung  und  ihrer 
Grundlage  in  Rechtsordnung  und  volksAvirtsch.  Organisation  die 
Lage  der  Bevölkerungsmasse  mit  unterdurchschnittl.  Einkommen 
des  Einzelnen  (der  Familie)  verbessern,  wenn  nach  dieser  Be- 
seitigung Volkseinkommen  und  Bevölkerung  gerade  so  gross  blieben 
und  gleichmässig,  jedenfalls  die  Bevölkerung  nicht  rascher  als 
das  A'olkseinkommen  wüchsen:  die  missliche,  bes.  psychologisch 
umsahrscheinlich  sich  erfüllende  Bedingung,  was  wieder  der 
.Sozialismus  in  seinen  bezügl.  Erwartungen  und  Forderungen  über- 
sieht: gerade  das  Gegenteil  ist  wahrscheinlich,  rascheres  Wachstum 
der  Bevölk.  als  des  Volkseinkommens  (s.  u.  Nr.  10).  8.  Bei  dieser 

rein  arithm.  Auffassung  wird  aber  auch  der  innere  tiefere  Grund 
der  ungleichen  Verteilung  uml  der  Rechtsgrundlage  und  volksw. 
Organisation,  auf  dem  sie  beruht,  verkannt:  die  ])hysische  und 
psychische  Natur  des  Menschen  und  die  danach  in  ihm  wirk- 
samen Motive  (§2),  die  A^erschiedenheit  der  Einzelnen  in 
körperlich,  geistig,  sittlicher  Hinsicht,  die  bisherige  historische  Ent- 
wicklung und  die  gegebene  Sachlage  der  A'erteilung  als  im  Ganzen 
doch  durch  diese  Natur  des  Menschentums  wesentlich  be- 
gründet, bei  allen  Zufiilligkeiten  der  mitspielenden  einzelnen  AIo- 
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Beeintlus,sung  der  psych.  Natur,  ihrer  Motivation, 
z^'^kniass.  und  austührbare  Aenderungen  (.,Reformen“)  der 
Rechtsoidnung  und  volksw.  Organisation  können  wohl  — und  sollen 
eventuell  auch  — A eränderungen  in  Art  und  Mass  der  Ein  kommen - 
Verteilung  erfolgen  aber  nicht  völlige  prinzipielle  Umgestaltm™  eu 
dieser  Vertei hing  (§  19  ff.,  Kap.  5),  ein  utopisches"  Verfanim^ 
10.  Auch  selbst  die  unausführbar  und  unerwünscht  scheinende  ^Be- 
seitigung der  ungleichen  Einkommenverteilung  und  ihrer  Grnnd- 
lagen,  event.  wenig.stens  in  dem  Sinn  des  Sozialismus  die  Beseitigung-- 
des  Privatbezugs  alles  bisherigen  Reiiteneinkommens  als  gehnn^eu 
angenommen,  würde  immer  noch  das  entwickelte  OnnHf>nti.n 

«So  aucirl  ..reine,; 

^ozialstaat  11.  Das  Bevolkerungsproblem  böte  dann  aber,  psveho- 
ogisch  betrachtet,  wahnsclieinlich  noch  grössere  Schwierigkeiten. 

mt  -r  ‘les  Einzel-  (Familien-)  Einkommenquotienten 

iinUr  das  tui  richtig  geltende  Bedürfnisinass,  daher  wäre  Ueber- 
Aolkerung  vermutlich  noch  drohender,  weil  zunächst  die  präventiven 
rendenzen  der  Volksvermehrung  in  Bezug  auf  die  Geburtsfrequenz 
gesthwacht  werden  mochten,  während  der  technische,  l.etriebs- 
opaniptonsche  i ortschritt  bei  Sozialist.,  d.  h.  bei  rein  gemeinwirtsch 
Organisation  der  Produktion  an  viel  schwierigere  Bedingungen  als 
gegenwärtig  bei  vorherrschender  privatwirtsch.  Organisation"  (8  20) 
geknüpft  wäre:  der  Divisor  würde  mein-  wachsen  als  der  Dividendus 
der  Quotient  notwendig  kleiner  werden.  Das  „Bevölkerunc^s<resetz“’ 
machte  .sich  eben  noch  schärfer  geltend.  12.  Das  Alles  ist  "auch  bei 
allen „sozialen  Reformen“  zu  Gunsten  der  unteren  Kla,ssen  im  Rahmen 
unseier  Rechtsordnung  und  Organisation  zu  beachten:  der  A’er- 
mehrungsdrang  der  Bevölk.  ist  immer  das  den  Quotienteu 
(Lohn  usw.)  mechanisch  nach  abwärts  drückemle  Moment  olme 
.Schwächung  dieses  Moments  keine  dauernde  Hilfe  von  sozialen 
ROormen  In  der  Regelung  des  Arbeitsangebots,  der’ Abwehr 
lokalen  Arbeiterzuzugs  ist  das  von  der  gewerkvereinl.  Organisation 

zu^weut''  natürlichen  Volksvermehrmig  noch 

,ll  i 'r'  behandelten  Einwaiide,  bes 

iinrüfs  wi«;;;"''  «i- 

nach1:?keut,^.e.tla^4un\°'(frS 

und  selbständig  Einzellebfndf,  und  iiT  ü™er  rfSi  AI  FiS'n/f  f 
Schätzimgen  4 die  steuerfreie  Bevölk.  (mi  'rter  <.(K)  aV  F?nk"X 

TX"äsdbsto'°'^"  ^nd  die 

Einkommen  des  Censiten  t-  , 
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Bichtigkeit  der  Zahlen  v’orausgesetzt  (natürlich  nur  annähernd),  so 
würden  bei_  gleicher  Verteilung  fast  2/3  der  Bevölk.  fast  das  Doppelte, 
statt  189  3(0  M.  für  den  Kopf,  also  95,8  ®/o  mehr  erhalten,  aber  eben 
doch  auch  nur  370  M.,  täglich  wenig  über  1 M.  zu  verwenden  haben, 
was  Illusionen  zerstören  mag.  Die  Herabdrückung  der  übrigen  Bevölk. 
mit  jetzt  höherem  Eink.  auf  dies  Niveau,  schon  der  allein  noch  zahl- 
reichen mit  jetzt  900—3000  M.  Eink.  des  Censiten  von  116  auf  370  M. 
(jetziger  höherer  unterer  Stand  und  unterer  Mittelstand  etwa)  wirkte 
gegen  das  Gesamtinteresse  entwicklungs-  und  kulturfeindlich,  lähmte 
die  wirtsch.  Energie,  den  technischen  und  betriebsorganisator.  Fort- 
schritt, führte  daher  vermutlich  zur  baldigen  Verminderung  des  ganzem 
Volkseinkommens.  Schon  deshalb  und  vollends,  wenn  raschere  Volks- 
yermelirung  einträte,  fiele  der  Quotient  bald  noch  unter  seine  Hohe  von 
erheblich.  Eine  Modifikation  der  Einkommenvertoilung 
duich  ausführbare  wirtsch.  Organisator.  Jlassregeln,  Besteuerung  usw, 
bes.  in  der  Richtung  auf  Ex'miissigung  der  ganz  hohen  Einkommen, 
würde  freilich  nicht  von  solchen  Folgen,  also  auch  nicht  dieser  wegen 
abzuweiseii  sein.  Obige  Zahlondurchschnitte  des  ganzen  Staats,  WtUir- 
scheinl.  der  Gresamtdurchsclin.  von  370  M.  zu  niedrig,  aber  für  Erhöhungs- 
map  (um  10—25.  selbst  50%  ist  wohl  vorgeschlagen)  fehlen  sichere 
Anhaltspunkte.  Grosse  provinz.  Verschiedenheiten,  z.  B,  in  Ostpreussen 
durchschnittl.  Eink.  auf  1 Kopf  238,  in  der  Rheinprovinz  409  31. 

D.  Bevölkerungsgesetz  und  Bevölkerungspielraiiin 
(Fassungsraum).  1.  Unrichtigkeit  der  Doktrin,  jede  Produktions- 
ordnung (d.  h.  volkswirtschaftliche,  bes.  technisch  bedingte  Ent- 
wicklungsstufe) habe  ihr  eigenes  Bevölkerungsgesetz  (Marx).  2.  Viel- 
mehr aj  das  sog.  Bevölkerungsgesetz,  im  Sinne  einer,  freilich 
zeitlich  und  örtlich  schwankenden,  national  verschieden  starken 
Tendenz  der  Bevölk.,  ihren  Abgang,  bes.  durch  Todesfälle,  wieder 
durch  Geburten  zu  ergänzen,  ihren  Stand  so  zu  erhalten  und  ihn 
durch  Geburtsüberschüsse  zu  erhöhen  — zeigt  sich  als  ein  vom 
metischlichen  Triebleben  bedingtes  überall;  aber  b)  jede  technische, 

V olkswirtsch.  Entwicklungsstufe  hat  ihren  besonderen,  jede  auch 
ihren  maximalen  V ermehru  ngsspielraum , weil  Fassungsraum, 
damit  auch  ihre  normale  und  maximale  Volksdichte.  3.  Wird  dieser 
lassungsraum  und  Dichte  überschritten,  so  tritt  auf  dieser  Stufe 
UeberA’Ölkerung  ein,  ev'cnt.  auch  bei  sehr  geringer  Dichte. 
4.  Gegen  diese  Uebervölk.  machen  sich  dann  repressive  und  prävent. 
Tendenzen  der  Vermehrung  geltend,  wenn  es  nicht  gelingt,  die 
technische  und  wirtschaftliche  Entwicklung  auf  eine  weitere  (höhere) 
Stufe  mit  grösserem  Bevölkerungsfassungsraum  zu  erheben.  5.  Dazu 
treibt  gerade  die  Volksvermehrung  an,  eine  wichtige  entwicklungs- 
geschichtliche und  kulturhistor.  Wirkung  dieser  Vermehrung,  w<uni 
nicht  b ortwaiiderungen  möglich  sind  und  eintreten  (Triebmoment  auch 
zu  diesen,  zu  „VölkerM  anderungen“,  zu  Kolonisationen,  s.  o.  S.  60). 
6.  Gelingt  die  Gewinnung  einer  höheren  Entwicklungsstufe,  so  kann 
sich  die  ^ olkszahl,  die  Volksdichte  auch  entsprechend  dauerhaft 
steigern.  7.  Insofern  hat  auch  die  Volksverinehrung  und  Volks- 
dichte keine  festen  Grenzen  nach  oben.  8.  Aber  der  Fortschriit 
zu  einer  höheren  und  zu  dann  immer  weiteren  Entwicklungsstufen 
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mul  nmerhalb  einer  jeden  zu  einem  höheren  (intensiveren)  Grade 
darin  ist  stets  an  gewisse  neue  Bedingungen  gebunden. 

9.  Am  enn  diese  erfüllt  werden  können  und  werden,  wird  wirklich 
ein  grosserei-  Fassungsramu  für  mehr  Bevölk.,  grössere  Dichte  ge-  , 

Wonnen  10.  Die  Erfüllung  dieser  Bedingungen  ist  aber  teils  mit 
steigenden  Schwierigkeiten  verbunden,  teils  nicht  immer  und  überall 
moghcli,  teils  schhessiicli  für  noch  immer  höhere  Entwicklun«-  un- 
möglich oder  ganz  unsicher,  ohne  dass  dafür  im  Voraus  <^anz  he-  • 

stimmte  Grenzen  gezogen,  feste  Anhaltspunkte  gegeben  werden 
können.  11.  ln  diesen  Momenten  liegt  a)  die  Gefahr  einer  weiteren 
Bevulkerungsvermelirung  und  grösseren  Dichte  über  ein  gewisses  ! 

Mass  hinaus,  wenn  nicht  Uebervölk.  eintreten  soll;  b)  schliesslich 
ergibt  sich  dann  auch  eine  Grenze  der  Vermehrung,  indem 
die  repress.  und  prävent.  Tendenzen  dagegen  sich  geltend  machen 
müssen,  wenigstens  wenn  die  Befriedigung  der  Bedürfnisse  nicht 
aut  ein  tiefeies  Mass  sinken  soll  oder  dies  nicht  weiter  zu  tun 
vermag  12.  Illusionen  hierüber  bei  frcihändlerischen  wie  Sozialist  ! 

iheoretikeru  unc^  Optimist.  Antimalthnsiauern,  Industriestaats-  und 
>V  eltwirtschaftsscliwärmern. 

E.  Volksdichte,  F assnngsraum  der  Entwicklungsstufen 

\ Populärer,  auch  in  Fachkreisen  hier 
niid  da  imnmr  noch  zu  findender  Irrtum  einer  Identifizierung  von 

be  der^  «jk^lichte  lind  Uebervölkernng  oder  doch  einer  Verwechslung 
beiclu  . U Ein  gewisser  Zusammenhang  besteht  aber  Uebervölkerum.- 
st  mog  ich  und  kommt  vor  bei  jedem  Grad  der  Volksdiclite'’ 

L stonsch  Avohl  bei  sehr  geringer  Dichte  häufiger  mul  schärfer,  selbst 
im  bmne  absoluter  Uebervölkernng  (n.  n.  Xr.  F)  als  bei  hoher  * 

und  sehr  hohev.  3.  Für  diese  Verhältni.sse  sind  etwa  foDende 

fler  EiitAvicklnngsslnfen  zu  imtei- 
.cheiden  (s.  auch  oben  § 12,  bes.  Punkt  5 auf  8.  37):  a)  in  primitiven 

natSw  r’o  " ?der  ganz  vorlmrr.schcmler  occn- 

patoiischei  Gewinnung  von  reinen  Aaturprodukten  (Jagd,  Fischfan 

bamml.  wi  der  Pflanzen),  bes.  für  Ernährung,  kann  Lr  einrSr 

kleine  ’S  olksdichte  bestehen,  a)  ln  welcher  llölie,  darüber  ent- 

win^nn - . K linia.  Bodenart,  Fruclitbarkeit,  Jahres- 

™?r’  kleiner  Dichte  droht  Uebeiwölkernno-  und 

zwar  selbst  absolute,  bei  ungünstigen  Natnrverhältnissen  und  ge7iiu'er 
\ o ksvermehrnng;  Abhilfe  mit  in  Wanderungen,  (Krie-^szü-C  ("e 
bie  serweiterungon).  b)  Bei  nomadi.scher  A^iehwir.scU  aS  Ver- 

on  «ber  grosse  Abhängigkeit 

n Aat.iitaktoren,  Avie  den  genannten,  bleibt,  c)  Ueber^'-ano-  zu 

ir  in  Sr  f 1 mit  den  Erwerbs- 

Ijowiisste  Hinleituncr  der  Xatur  zur 

^ 1 Güter,  zunäclist  noch  "mit  Avechseliidcn 

^^ohusltzen  mul  Feldern  (primit.  Brenn-,  rohe  FeldS  S ‘ 

wSrS  JCrösserer  Volksdichte 

technik  (l.l.f  • iS  ^'‘‘t«*-foktoren,  Stand  der  Agrar- 

- langig.  d)  l este  M olmsitznahme,  Urbarmacliung  und 
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/egelniäss.  Bestellung  bestiiiuntei-  Fluren  und  Felder  (Dörfer,  Eiiizel- 
höfe,  Feldersysteme  mit  ewiger  Weide,  Dreifelderwirtsch.)  verschaft't 
abermals  einen  grösseren  Fassungsraum,  wenn  die  eventuell  hier 
schon  höheren  Bewirtsch. kosten  zu  ertragen  sind.  Einfluss  daher 
wieder  von  Klima,  Bodenart  und  -güte,  aber  auch  von  Betriebs- 
technik hierauf  und  damit  auf  mögliclm  Steigening  der  Volksdichte, 
e)  Diese  EntAvicklungen  gehen  in  derselben  Richtung  und  mit 
gleichen  Erfolgen  für  Ausdehnung  des  Bovölkerungs-Fassungsraums 
weiter  mit  Verbesserung  der  agrar.  Feldbati-  und  Betriebssysteme, 
der  Agrartechnik  in  einem  jeden , mit  der  UeberAvindung  der 
steigenden  Kostentendenz  dabei  (Gesetz  der  Bodenproduktion, 
^ 32,  33)  und  der  Ermöglichung  für  die  Bevölk.,  auch  höhere  Kosten 
und  Preise  zu  erti-agen.  f)  Daher  aber  hier  eher  schon  A\aclisende 
ScliAvierigkeiten  und  für  Volkszunahme  steigende  Bedenken  »ind 
(Gefahren,  auch  im  „reinen“  oder  ganz  A orherrschenden  „Agrai*staat“. 
g)  Die  lokale  Trennung  Aon  Land  und  Stadt,  EntAvicklung  letzterer 
bietet  alsdann  die  Vorteile  höherer  Arbeitsteilung,  besserer  Pro- 
duktionstechnik und  ]3etriebsorganisation  und  ei’Aveitert  so  den 
Fassungsraum,  h)  In  Verbindung  mit  Ermöglichung  und  Sicherung 
der  EntA\*icklung  von  Fernherbezug  der  Agrar-,  Fernabsatz  der 
Stadt.,  geAverbl.  lü’oduktc,  bei  besseren  Kommun.mitteln  und  erhöhter 
Sicherlieit,  dehnt  sich  dieser  Fassungsraum  Aviederum  Aveiter  aus, 
i)  Doch  mit  Eintritt  dieser  Entwicklung,  der  Trennung  aou  Stadt 
und  Land,  als  einer  ersten  Phase  des  Industriestaats“  (oben  S.  38j, 
entscheiden  immer  mehr  die  Bedingungen  für  den  Austausch 
zAvischen  Agrar-  und  Industrieju'oduktcn,  die  PreisA^erhältnisse 
dabei,  überhaupt  die  Momente  der  IndustriestaatentAvicklung  (oben 
^ 12,  13),  zunächst  innerhalb  kleiner  Gebietsraume  (stadtAvirtsch. 
Phase,  o.  S.  38j.  dann  innerhalb  grösserer,  wenn  auch  Avesentlich 
noch  innerhalb  der  territ.  und  nation.  VolksAvirtsch.,  endlich  inner- 
lialb  der  näheren  und  ferneren  ausAvärt.  Verkehrswelt  (Aveltwirtsch, 
Phase,  S.  40).  k)  Solange  es  gelingt,  diese  Bedingungen  immer 
Aviedev  zu  erfüllen  und  für  den  Austausch  von  Agrar-  und  Industrie- 
produkten befriedigend  zu  gestalten,  kann  der  Fassungsraum  sich 
erweitern,  die  Volksdichte,  selbst  oder  in  kleineren  und  grösseren 
Gebieten  lokal  erreichte  hohe  und  sehr  hohe  noch  AAeiter  steigen, 
aber  — unter  dem  DamoklesschAvert,  welches  über  der  hyi>ertroph. 
industriestaatl.  und  aa  eltAvirtscli.  EntAvicklung  scliAA  cbt  (oben  S.  40). 
Das  überselien  die  SchAvärmer  für  diese  Entwicklung.  1)  Jede 
solclie  Phase  der  Volksdichte-EntAvicklung,  auch  die  neueste  in  den  am 
Meisten  fortgeschrittenen  Kulturstaaten  und  deren  günstigsten  Ge- 
bieten (Kolilenfeld-Gegenden !),  leulet  so  unter  der  Gefahr  der 
Lebervölkermig,  Avenn  die  bei  ihr  ermöglichte  und  gesichei'te  Volks- 
dichte Aveiter  AA'ächst  und  die  dann  erforderlichen  veränderten  und 
neuen  Bezugs-  und  Absatzbedingungen  sich  nicht  oder  nur  immer 
scliAverer  und  unsicherer  erfüllen  lassen,  m)  So  liegen  die  Dinge 
aber  a)  bei  grossem  interlokalen  und  Aollends  internat.  Güter- 
austausch, namentlich  zAvischen  agrai*.  Xahrungsmitteln  und  Industrie- 


81 


Produkten  nach  den  dargelegten  Verhältnissen  des  heutigen  Volks- 
Avirtschaftssystems  — eine  Warnung  vor  diesem  und  dem  „reinen 
Industriestaat“  an  die  Enthusiasten  für  diesen;  doch  ß)  so  liegen 
sie  auch,  Avenn  alte  Kulturländer  einmal  ganz  besiedelt,  die  Laml- 
Avirtsch.  schon  hoch  intensiv  geworden  und  Aveitere  Steigerung  in 
dieser  Richtung,  selbst  ihre  technische  und  betriebsorganisatorisebe 
Mögliclikeit  vorausgesetzt,  eben  zu  kostspielig  Avird,  Aveil  sich  das  ' 

Bodengesetz  (§  32)  zu  stark  wirksam  macht,  — eine  Warnung  an 
agrarische  Optimisten,  n)  So  „bleibt  Malthus  im  Wesentlichen  im 
Recht“,  auch  in  der  GegenA\art,  ia  grade  in  ihr:  „Uebervölkerung“ 
droht  auch  ihr. 

F.  Uebervölkerung.  1.  Notwendige  Unterscheidung  zwischen 
a)  absoluter  und  b)  relativer.  2.  Die  erste:  avo  es  absolut 
an  Unterhalts-,  spez.  Nahrungsmitteln  (nach  Art  und  Menge)  fehlt, 
um  eine  gegebene  Bevölkerung,  speziell  deren  untere  Masse,  zu  er- 
halten und  Repression  (mehr  Krankheiten.  Todesfälle)  zu  verhüten, 
a)  Sie  kommt  am  Ersten  in  primitKen  Verliältnissen,  bes.  bei 
lediglich  occupat.  Tätigkeit , aucli  in  rein  agrarischer,  bei  un- 
vollkommener Kommunik.technik  und  Rechtssicherheit  \'or  (europ. 

Mittelalter,  Indien,  China  noch  heute;  Annäherung  in  russ.  Not- 
lagen). b)  Sonst  meist  nur  in  ganz  abnormen  Verhältnissen  (Kriegs-, 
Revolutionszeiten),  c)  Diese  absol.  Uebervölkerungsgefahr  „Avider- 
legen“  die  Gegner  von  Malthus  und  meinen  damit  seine  Lehre 
„widerlegt“  zu  haben,  AA^eil  diese  Gefahr  heute  in  der  KulturAvelt 
fehle:  ein  Windmühlengefecht.  3.  Die  relatiA^e  Uebervölkerung 
ist  es,  um  die  sich  das  tiefer  erfasste  und  auch  das  Bevölkerungs- 
problem für  alle  EntAvickl. stufen,  auch  für  die  hoch-industriestaat- 
liche und  weltwirtschaftliche  der  Gegenwart  dreht,  a)  Wesentlich 
nur  diese  relati\’^e  Uebeiwölkerung  haben  die  heutigen  Malthusianer 
im  Sinne,  beachten  eben  die  Gegner  nicht  genügend;  bei  allen 
vorangehenden  Ausführungen  liegt  vornehmlich  diese  relative  Ueber- 
völkerung zu  Grunde:  sie  ist  es,  die  immer  Avieder  droht,  auch 
heute  in  der  KulturAvelt.  b)  Begriftiich  ist  die  relative  Ueber- 
völkerung zu  fassen  als  (Gr.  I.  S.  658):  ein  Zustand,  avo  die  Bevölk., 
insbes.  ihre  sogen,  arbeitenden  Klassen,  bei  aller  Fähigk.  und  allem 
guten  Willen  zu  ErAverbstätigk.,  nicht  sichere  und  genügende  Be- 
schäftigung zum  ErAverb  findet  nach  Massgabe  folg,  dreierlei  Um- 
stände: a)  nach  den  gegebenen  und  erreichbaren  ökon.  techn. 

(einschliesslich  betriebsorganisatorischen)  Verhältnissen  der  Pro- 
duktion, namentlich  nach  den  Bedingungen  für  Absatz  der  Produkte 
(bes.  auch  Fabrikate)  und  für  die  Preise  dafür,  soAvie  für  den 
Bezug  und  die  Preise  der  Eintauschproduktc  (bes.  Agrar-,  Nahrungs- 
mittel, Rohstofie);  ß)  nach  der  gegebenen  und  nicht  oder  nicht  rasch 
genug  oder  nur  mit  schädlichen  Rückwirkungen  auf  die  Bildung 
und  Vermehrung  des  Volkseinkommens  abänderbaren  Rechts- 
ordnung für  Produktion  und  Verteilung  (Grund-,  Kapitalbesitz- 
orduung,  Vertrags-,  Erbrecht)  bei  notwendig  in  bestimmtem  Mass 
Avenigstens  verbleibender  priA'atAvirtsch.  Organisation  und  Un- 

A.  Wagner,  soz.-Ökon.  Grundriss,  4.  Aufl.  6 
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möglichkeit  oder  Unzulänglichkeit  und  nngenügender  Produktivität 
der  gemeinwirtschaftlichen,  (Kap.  5);  y)  endlich  und  vornehmlich 
auch  nach  den  auf  Grund  der  einmal  erreichten  Lebenshaltung  (Be- 
dnrfnishefriedigungshöhe  und  Art)  erreichten  Ansprüchen,  sowohl 
hinsichtlich  Art,  Mass,  Lastgefühl  der  Arbeitsleistung,  als  Art,  Mass, 
luistgefühl  der  Entlohnung,  des  Einkommenbezngs,  der  Bedürfnis- 
befriedigung. c)  In  der  Erörterung  über  das  volkswirtsch.  Be- 
völkerungsproblem werden  Kr.  a,  « und  ß zwar  wohl,  aber  nicht 
immer  richtig,  Kr.  y zu  wenig,  oft  gar  nicht  berücksichtigt,  bes.  auf 
Seite  der  Gegner  von  ^lalthus  und  in  dem  Kampf  gegen  Üebervölk. 
im  Sinne  absoluter,  d)  Folgen  der  relat.  Uebervölkeriing  sind  «)  nicht 
sowohl  verheerende  Repression,  als  ß),  als  mechanisch  wirkendes 
^loment,  Druck  auf  erreichte,  beanspruchte,  für  berechtigt  geltende 
Lebenshaltung,  auf  Einkommen,  spez.  Lohnhochhaltung  und 
-Steigerung,  auf  Arbeitsart,  Mass,  in  berechtigtem  Umfange  Kiedrig- 
haltung  und  weitere  kulturell  erwünschte  Ermässigung  der  Länge 
und  Mühe  des  Arbeitstags,  e)  Diese  Folgen  zeigen  sich  stets,  auch 
in  unserer  Gegenwart  bei  den  CiSten  Kulturvölkern,  aul  der  höchsten 
iudustriestaatlichen  und  weltwirtsch.  Entwicklungsstute  (England, 
Deutschland,  vollends  l)ei  ungünstigeren  Verhältnissen,  Italien,  mit 
seiner  Auswanderung  und  seinen  Wanderarbeitern  in  Kordeuropa 
und  in  Amerika!),  f)  Gegen  diese  Folgen  und  damit  g'egen  relative 
Üebervölk.  sichert  nur  «)  weiterer  ökon.  techn.,  betriebsorganisat. 
Fortschritt,  der  aber  seine  Grenzen  hat;  ß)  sind  letztere  nicht  aus- 
ziidehnen,  so  kann  Auswanderung  Abliilte  geben,  aber  nur  beschränkt ; 
y)  versagt  a und  ß so  bleibt  nur  verstärkte  Wirksamkeit  der  prä- 
ventiven Tendenzen  der  Volkszunahme,  bes.  Abnahme  der  Geburts- 
frecpxenz  übrig;  d)  sonst  eben  Jener  dargelegte  Druck  und  schliesslich 
doch  auch  wieder  die  Gefahr,  dass  die  Repression  der  \ olks- 
vermehrnng  stärker  wirksam  wird  (erhöhte  Sterblichkeit),  g)  „Rob. 
Malthns  behält  somit  in  allem  Wesentlichen  Recht“.  (Grundleg.  I. 
S.  665). 

Tn  meiner  Grundleg.  schliesst  sich  an  die  Bevölkerungslehre  ein 
umfassendes  Kapitel  an:  „der  Bedarf  und  das  Verteilun^sproblem  oder 
die  Einkommenlehre  vom  Verteilungsstandpunkt  betrachtet“  (I,  S.  (iGt! 
bis  TtiO).  Diese  Ausführungen  gebe  ich  in  der  Vorlesung  nicht  im  Zu- 
sammenhang hier,  komme  aber  im  weiteren  Verlauf  mehrfach,  bes.  im 
Teil  II  in  der  Verteilungslehre  (§  57  ff.j  auf  Einzelnes  daraus  zu  sprechen. 

5.  Kapitel.  Die  Organisation  der  Volkswirtsehaft  und  der 
Staat  in  volkswirtschaftlicher  Betrachtung. 

G.  3.  A.  I.  Buch  5 und  6. 

Kritischer  Literaturnachweis  in  Grundleg.  .3.  A.  1.  (2.  Halbbd.) 
S.  Töl— Töh,  7.K4— 7S(i,  7‘t4— 7!»7,  S27— 82S,  844-845,  S4D— S50,  856—8.58, 
870—876,  802 — 80.3,  008,  015.  — Hau])tliteratur  für  diese  ganze  Materie 
die  deutsche,  Hauptautor  Schäffle,  bes.  in  d.  2.  Autl.  d.  gesellsch. 
Systems  (S.  64ff.,  :i31  ff.,  3.  A.  II  20,  8:!.  10:5  und  vielfach;  soz.  Körj)er 
1.  A,  III,  .36511'.).  Knies,  pol.  Oek.  mehrfach,  so  S.  146 ff.  Roscher, 
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I §11.  Schmoller,  Grundriss,  1-  Buch  passim.  H.  Pesch,  Nat.ök" 
I,  Kap.  4,  bes.  § 5,  Solidarismus.  Z.  Teil  an  mich  kritisch  anknüpfend. 
Gross,  Wirtschaftsformen  und  Wirtschaftsprinzi]>ien.  l<s^!S  una  Art. 
Gemeinwirtschaft  im  H.-W.-B  d.  Staatswiss.  B.  IV,  G.  Cohn,  Aufs. 
Gemeinbedürfnis  und  Gemeinwirtsch.  in  d.  Tüb.  Zeitschr.  f.  Staatswiss. 
B.  ;>7,  IKSl.  Bes.  E.  Sax,  Gnmdleg.,  das  ganze  Werk,  bes.  Abschn.  IV. 
Meine  Replik,  in  Grnndleg.  A § 29S.  Dogmatische  Darstellung  der 
Ijehre  von  Organisation  und  Staat  in  Buch  5 und  (>  des  1.  B.  meiner 
Grundleg.  (;l.  A.). 

Uel)cr  Privatwirtschaft!.  Sy  Stern  und  freie  Konkurrenz  ist 
die  ganze  liberal-individualistische  Nationalökonomie  seit  den  Physio- 
kraten  und  A.  Smith,  bes.  in  der  spät(*ren  extremen  Richtung  der  „Frei- 
händler^‘  (Manchesterdoktriii)  heranzuziehen.  S.  oben  in  diesem  Gnindr. 
S.  b,  U.  a.  bes.:  Fr.  Bastiat  (harmon.  econ.  u.  a.),  die  deutsche 
Frcihaiidelsschule,  voran  Prince-Smith,  Fauch  er  (s.  Rentzsch, 
Handwörterb.,  Volkswirtsch.  Viei'telj.-Schrift).  Zur  Kritik  s.  Sismondi, 
die  Sozialisten,  die  neuere  deutsche  historische  und  soziale  Schule. 

lieber  Zwang,  Zwangsprinzip,  s.  auch  die  Werke  über  Polizei- 
Aviss.  (v.  Mohl,  Aull.,  Tüb.  lSGS,  I,  § 7),  innere  Verwaltungslehre, 
(L.  V.  Stein).  Allgemeines  oei  Kinderinann,  Zwang  und  Freiheit. 
lüOl.  Ueber  Besteuerung  und  Steuerzwang  die  Werke  über  Finanz- 
Wissenschaft  und  Steuerlelire,  meine  Fin.  II.  2.  A.  Buch  V.  Kap.  1. 

Ueber  den  Staat  in  volkswirtsch.  Betrachtung  wiederum  bes. 
Schäffle,  gesellsch.  Syst.  2.  Kap.  :>1  ff.,  ;l.  A.  I.  2H,  IL  S8,  soz.  Körpei'. 
1.  A.  III.  .•]<!:'),  457,  IV.' 21b.  Meine  Grundleg.  d.  A.  I.  Buch  b,  S.  H71  ff. 
(aucli  für  kritische  Liter.übersicht,  S.  871 — 87b)  und  mein  Art.  ,.StaaP‘ 
im  H.-W.-B.  d.  Staatswiss.  Supplementband  I und  2.  Aull.  B.  VI. 
H.  Michel,  idee  de  letat,  18Mb.  Gegnerisch:  Bastiat,  oeuvres,  IV. 
327-  Spencer,  man  versus  state,  „von  der  Freiheit  zur  Gebundenheit“, 
Berl.  18M1.  Aus  der  rechts-  und  staatsphilos.  Lit.  die  Krausesche 
Richtung,  bes.  Ahrens,  Naturrecht;  auch  v.  Iliering,  Zweck  im 
Recht,  B.  I,  passim.  Gegensätzlich  die  ältere  Kant  sehe  Philosophie. 
S.  u.  a.  Willi,  v.  Humboldts  Versuch,  die  Grenzen  der  Wirksamkeit 
des  Staates  zu  bestimmen,  17M2  (neu  1851).  S.  übrigens  Wilbrandt, 
Kant  und  Zweck  des  Staats,  in  Jahrb.  für  D.  Reich,  1M04  — Für 
die  primipielle  Seite  und  zugleich  für  praktische  Konsequenzen  die 
Literatur  der  Finanzwiss.  und  Besteuerung,  dann  diejenige  über  ^lezielle 
Verstaatlichungs-  und  Vergemeindlichuugsfrageu  (Eisenbahnen,  Banken, 
Versicherungsanstalten,  Bergwerke,  Gemeindeanstalten  u.  a.  in.). 


§ 19.  — I.  Organ isatiouspriiizipieu  und  Wirtschafts' 
Systeme  in  der  Volksvvirtsclwift  iin  Allgemeinen.  G.  J 
5^294 — 302.  A.  Die  Volkswirtschaft  als  (()rganisui us  und 
Organisation.  1.  Die  Volkswirtschaft  ist  nach  ihrer  realen  Er- 
scheinung, ihrer  historischen  Entwicklung  und  ihrer  Gcsamtgestaltuiig 
h)  ein  Organismus,  hervorgegaiigeii  aus  den  laeuschliclieii  Be- 
dürfnissen, dem  Trieblebeii,  der  Art  der  Bescliatfuiig  und  Ver- 
wendung von  Gütern,  insofern  ein  Naturgebilde  („Naturprodukt“), 
sich  von  unten  nach  oben,  von  den  Einzelnen,  Familien,  Gliedern 
aus  zu  einem  Ganzen  entwickelnd;  L)  sie* ist  aber  auch  einekünst- 
liehe  Organisation,  ein  Gebilde  beivusster  ineiisclilicher  Tat, 
nach  Zwecksetzungen  und  Wahl  geeigneter  Mittel,  ein  Kuustgebilde 
(.,Kunstprodiikt*'),  bei  weleliein  von  oben  nach  nuten,  von  Autoritäten 
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auf  die  Glieder,  vom  Ganzen  auf  die  Einzelnen  leitend  eingewirkt 
■wird.  2.  In  der  primitiven  Volkswirtschaft  tritt  mehr,  aber,  wenn 
überhaupt  schon  eine  „Volkswirtschaft“  besteht,  niemals  allein,  der 
Charakter  des  natürlichen  Organismus,  in  der  entwickelteren 
Volkswirtschaft  tritt  immer  mehr,  aber  gleichfalls  niemals  aus- 
schliesslich, der  Charakter  der  künstlichen  Organisation  heiwor,  be- 
sonders seit  der  stadtwirtschaftl.  und  immer  mehr  noch  seit  der 
tenätorial-  und  nationalwirtschaftlichen  Phase  (oben  § 12,  S.  38)  und 
in  der  weltwirtschaftlichen  (§  13).  3.  Ausschliesslich  eine  Rünstliche 
Organisation  wäre  die  „sozialistische  Volkswirtschaft“:  das  un- 
historische Gedankengebilde  der  Sozialist.  Doktrin  und  das  unlösbar 

erscheinende  Problem  (oben  S.  19). 

B.  Die  Organisation  der  Volkswirtschaft  beruht  auf  drei  Or- 
ganisationsprinzipien verschiedener  psychologischer  Natur, 
nämlich  unterschieden  nach  den  das  wirtschaftliche  Tun  und  Lassen 
bestimmenden  Motiven  (s.  Kap.  1 § 1,  2),  welche  als  Potenzen 
wirken.  1.  Nach  diesen  Prinzipien  gestaltet  sich  die  Art  der 
Herstellung  der  Güter,  die  Methode  der  Zuführung  an  die  Be- 
dürftigen, die  Ordnung  der  Kostendeckung,  die  Methode  der  Ver- 
gütung der  Dienste,  der  Entgeltlichkeit  grundsätzlich  verschieden, 
2.  An  jedes  Prinzip  knüpft  sich  ein  eigenartiges  Wirtschafts- 
system (Wirtschaftsform)  an,  in  welchem  eines  der  Prinzipien 
allein  oder  vorherrscht.  3.  Die  drei  Prinzipien,  bezw.  Systeme  sind 
a)  das  privat-wirtschaftliche  (individualistische,  „speku- 
lative“, Schälfle),  b)  das  gemeinwirtschaftliche  (soziale, 
„sozialistisch-kommunistische“),  c)  das  karitative.  4.  Wesen  und 
Funktion  eines  jeden  Prinzips:  a)  das  privatwirtschaftliche 
Prinzip  beruht  a)  prinzipiell  aufgefasst:  rein,  praktisch  stets  nur: 
überwiegend,  auf  dem  Befolgen  des  ersten  egoistischen  Leit- 
motivs (§  2)  beim  wirtschaftl.  Tun  und  Lassen,  daher  insbesondere 
in  der  Verkehrswdrtschaft  bei  der  Produktion  und  der  Verteilung 
der  Erträge,  um  so  mehr,  je  freier  die  Rechtsordntmg  dieser  Wirt- 
schaft ist  und  je  weniger  andere  Motive  kreuzend  ein  wirken,  ß)  Die 
Rechtsform  der  Reguliening  der  Verkehrsbeziehungen  ist  der  Ver- 
trag. y)  Das  Rechtsprinzip  der  Regulierung  ist  die  freie  Kon- 
kurrenz. d)  Das  ökonomische  Gesetz  für  die  Zuführung  der 
Güter  an  die  Bedürftigen  ist  das  von  Angebot  \ind  Nachfrage, 
f)  Das  Ergebnis  ist  die  spezielle  Entgeltlichkeit  von  Leistung 
und  Gegenleistung,  die  Kostendeckung  beider  durch  einander,  die 
Feststellung  des  speziellen  (Vertrags-)Preises  jedes  Guts  (Sachguts, 
Dienstes),  b)  Das  gemeinwirtschaftliche  Prinzip  beruht  auf 
bewussten  Zwecksetzungen  und  Anwendung  von  passenden  Aus- 
führungsmitteln zur  Erfüllung  dieser  Zwecke  Seitens  menschlicher 
Gemeinschaften,  frei  sich  bildenden  (,. freie  Geraeinwirtschaften“), 
auf  autoritativem  Vorgehen  mit  Gebot  und  Zw,ang  benihenden 
(insbes.  „öffentlicher  Körper“,  Staat  usw.,  „Zwaugsgemeiuwirt- 
schaften“).  a)  Motiv  ist  bei  den  ersten : auf  wirtsch.  Gebiet  ebenfalls 
das  erste  egoistische,  aber  modifiziert  durch  gemeinsinnige  Rück- 
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sichten  auf  allgemeine  und  auf  Interessen  von  Genossen;  bei  den 
Zw,angsgemeinwirtschaften  beruhen  die  Zwecksetzungen  auf  wirk- 
lichen, erfahrungsmässigen  oder  angenommenen  („geglaubten“) 
Gemeinschaftsinteressen  und  Lebensbedingungen  der  Gemeinschaft 
und  des  Einzelnen  als  notwendigen  Gliedes  letzterer,  wobei  dann 
beim  Einzelnen  aus  Erwägung  des  Individualinteresses  egoistische 
Vorteilsmotive,  aber  auch  „Gemeinsinn“,  sittliches  Pflichtgefühl  mit- 
spielen können,  jedoch  nicht  die  unbedingte  Voraussetzung  der 
Existenz  und  der  Funktionen  der  Gemeinwirtschaft  sind,  ß)  Die 
Rechtsform  der  Regulierung  ist  die  frei  gegebene  (event.  auf  Ver- 
trag beruhende),  aber  dann  autoritativ  wirkende  Satzung  bei  den 
freien,  die  autoritative  Anordnung  (Normierung)  bei  den 
Zwangsgemeiuwirtschaften  (Gebot,  Verbot,  Strafandrohung,  Zwang), 
w'obei  entsprechende  Motive  des  Tuns  und  Lassens  bei  den  Ein- 
zelnen entbunden  w-erden.  y)  Das  Rechtsprinzip  der  Regulierung 
der  Produktions-  und  Verteilungsvorgänge,  der  Zuführung  der  Güter 
an  die  Bedürftigen  ist  daher  der  Wille  der  Autorität,  d)  Die 
Entgeltlichkeit  von  Leistung  und  Gegenleistung  und  damit  ver- 
bunden die  Kostendeckung  ist  eine  generelle:  mit  Mitteln  der 
Gemeinschaft,  welche  eventuell  nach  bestimmten  Massstäben  durch 
Beiträge  der  Glieder  (statutar.  Vereinsbeiträge  bei  den  freien, 
gesetzliche  Zwangsbeiträge,  „Steuern“  bei  den  Zwangsgemein- 
wirtschaften) zusammengebraclu  werden,  werden  die  Gemeinschafts- 
zwecke ausgefühi-t,  die  Kosten  dieser  Ausfühning  davon  gedeckt, 
die  Leistungen  der  Gemeinschaft  nach  bestimmten  Normen  den 
Gliedern  zugeführt,  ohne  individuelle  Abrechnung  zwischen  Ge- 
meinschaft und  Glied  über  das  Verhältnis  zwischen  AVert  der 
Gemeinschaftsleistung  für  das  Glied  und  des  gliedlichen  Beitrags: 
eben  das  „kommunistische“  Moment  hier,  im  Unterschied  zum 
„individualistischen“  beim  privatwirtsch.  Prinzip,  c)  Das  karitative 
Prinzip  beruht  bei  den  gebenden  Wirtschaftssubjekten  auf  der 
Ueberwindung  der  egoistischen  Motive  durch  das  unegoistische  Leit- 
motiv (§  2)  — allerdings  nur  bei  rein  priuzip.  Auffassung,  die 
praktisch  selten  so,  wenn  überhaupt,  zutriÖ’t,  indem  insbes.  hier 
zwar  das  erste  egoistische  Leitmotiv  überwunden  wird,  aber  das 
zweite  und  dritte  leicht  mitsj)ielt,  airch  bei  Einkleidung  des  unegoist. 
Motivs  in  religiöse  Fassung  eben  jenes  Motiv  dann  doch  nicht 
rein  „unegoistisch“  ist  („gute  Werke  ausführen,  um  Gotteslohn“). 
a)  Rechtsform  der  Regelung  ist  das  freie  Geben  (Schenken). 
ß)  Rechtsprinzip  der  Regelung  der  Zuführung  der  Güter  an  die 
Bedürftigen  (Emjifänger)  ist  der  von  wohlwollenden,  uneigennützigen, 
pflichtmässigen  Erw'ägungen  bestimmte  autoritäre  Wille  des 
Gebers,  y)  AArirtschaftl.  Entgelt  des  Empfängers  fehlt  ganz  oder 
teilweise,  letzterenfalls  bleibt  er  unter  dem  Wert  der  empfangenen 
Leistung,  d)  Kostendeckung  dieser  erfolgt  daher  gar  nicht  oder 
nur  zum  Teil  aus  Gegenleistungen  des  Empfängers,  sondern  aus 
Mitteln  des  Gebers:  keine  privatwirtschaftl.  Preisbildung,  keine 
gemeinwirtschaftl.  Beitragsleistung. 
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C.  Keine  Volkswirtscliaft  1.  hat  tatsächlich  beruht  uiul  kann 
]»otentiell  beruhen  a)  auf  einem  dieser  (Irei  C)rganisationsprinzipien 
allein,  b)  auch  nicht  einmal  auf  zweien,  selbst  noch  so  zweck- 
mässig ausgestalteten  und  verbundenen,  sondern  c)  stets  liegt  vor 
und  muss  vorliegen  eine  Verbindung  der  drei  Prinzipien. 
2.  Jede  Volkswirtschaft  umfasst  daher  auch  drei  Wirtschaftssysteme 
(Fonnen),  in  welchen  eines  dieser  Prinzipien  — meist  nicht  einmal 
allein  herrscht,  sondern  nur  vorherrscht.  3.  Das  privcitwirtsch. 
Prinzip  und  -Svstem  aj  versagt  für  die  Beschattung  und  Zuführung 
der  Güter  für  \'iele  wichtige  Bedürfnisbefriedigungen,  inshes.  bei 
den  meisten  und  wichtigsten  Gemeinliedürfnissen  (§  22);  b)  es  schattt 
nicht  aus  sich  selbst  die  ihm  für  seine  Funktion,  ja  seine  Existenz 
erforderliche  Kechtsbasis  und  deren  Sicherung,  c)  es  führt  vieltach 
leicht  zu  Härten,  Herrschaftsstellungen  der  Stärkeren  und  Aus- 
beutungen der  Schwächeren  (optimist.  Täuschungen  und  Irrlehren 
des  Ökonom.  Individualismus,  bes.  dessen  extremer  Richtung  über 
die  „natürliche  Interessenharmonie‘'  im  privatwirtsch.  Systcm\  d)  Es 
bedarf  so  der  Korrektur,  der  Ergänzung,  des  Ersatzes  durch  die 
zw(ü  anderen  Prinzipien  und  Systeme.  4.  Das  gemeinwirtschattliche 
Jh'inzip  und  Svstem  hat  bisher  niemals  in  der  Geschichte  allein  die 
Volkswirtschaft  beherrscht  und  erscheint  das  auch  in  Zukunft-  un- 
möglich unter  „'VIenschen‘S  nach  deren  Wesen  und,  wenn  es  sellist 
möglich  wäre,  nicht  erwünscht,  wegen  a)  zu  lioher  Anforderungen 
an  die  geistige  und  sittliche  Beschatt'enheit  der  leitenden  Autoritäten 
(Aufstellung,  Durchfülirung  des  Prodnktions-  und  Verteilungsplans); 

b)  wegen  zu  grosser  Beschränkung  der  freien  Bewegung  der  Glieder; 

c)  wegen  vorauszusetzender  psychischer  jMotivationen,  die  nicht  zu 
erreichen  sind.  In  letzter  Konsequenz  müsste  das  Sozialist.  Wirt- 
schaftssysstem  ein  rein  gemeinwirtschaftliches  sein ; es  ist  aus  den 
angedeuteten  Gründen  abzuweisen,  d)  Nur  eine  Ergänzungs-  und 
teilweise  eine  Ersatzfunktion  zum  privatwirtschaftlichen  (und  kari- 
tativen) kommt  so,  aller  Erfahrung  nach,  dem  gemein  wirtschaftlichen 
System  zu.  e)  Diese  Funktion  kann  sich  aber,  wird  sich  vermutlich 
auch  und  erwünschtermassen  gerade  in  der  modernen  Volkswirtschaft 
erweitern,  f)  Hierauf  wirken:  a)  Fortschritte  der  Technik,  welche 
diese  Erweiterung  auch  in  der  mater.  Produktion  immer  mehr  zu- 
lässig machen;  ß)  Grossbetriebsbedürfnisse,  welche  sie  notwendiger; 
y)  Mängel  und  Gefahren  des  privatwirtsch.  Systems  (Hypertrophie 
des  Privatkapitalismus,,  Aktien-,  Börsenwesen,  Vereinigungen  der 
privaten  Grossbetriebe  in  Kartellen,  Syndikaten,  Trusts),  welche  sie 
wünschenswerter,  ja  selbst  notwendig  machen.  5.  Das  karitative 
Prinzip  und  Svstem  ist  a)  zwar  durchaus  notwendig  neben  den  beiden 
anderen,  diese  selbst  möglichst  richtig  fungierend  und  verbunden 
angenommen,  aber  doch  b)  bisher  in  der  Geschichte  diesen  anderen 
mehr  subordiniert,  als  koordiniert,  geschweige  ihnen  übergeordnet 
und  so  wird  es  wohl  bleiben,  c)  Seine  Unentbehrlichkeit  beruht 
auf  unvermeidlichen  Mängeln  der  Funktion  der  beiden  anderen,  wo 
nur  die  Karitas  Abhilfe  bringen  kann:  d)  Seine  relative  Beschränktheit 
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in  der  Anwendung,  vollends  die  Unmöglichkeit,  es  zur  herrschenden 
Stellung  zu  bringen,  folgt  «)  aus  der  nur  bis  zu  einem  gewissen 
Mause  veränderungstahigen  psychischen  Motivation  auf  wirtsch. 
Gebiete  (§  2);  und  ß)  aus  inhärenten,  niemals  dauernd  völlig  ab- 
stellbareu'Mängeln  seiner  Funktion  Seitens  der  gebenden  und  seiner 
Folgen  für  die  empfangenden  Personen.  6.  Öo  sind,  wie  stets  in 
der  Geschichte  vorhanden,  so  auch  stets  als  notwendig  auzusehen 
Kombinationen  der  drei  Prinzipien  und  Systeme  mit  einander. 

1).  Diese  Kombination  war  immer  und  ist  notwendig  stets 
und  überall  eine  zeitlich  und  örtlich  und  nach  x\^ufgaben  und 
Tätigkeitsgebieten  wechselnde,  keine  ein  für  allemal  feste,  auch 
keine  prinzipiell  so  festzu^tellendc.  Sie  steht  „im  Fluss  der  Ge- 
schichte.*’  a)  Alle  Versuche  einer  festen  ..prinzi]»iellen“  Grenz- 
ziehung zwischen  den  drei  Systemen  — daher  auch  der  Staatstätigkeit 
auf  dem  volkswirtsch.  Gebiete  — mit  Ableitungen  aus  ,,dem  Wesen 
der  Sache“,  aus  „Wesen“  der  Einzelfreiheit,  aus  „Wesen“  (und 
Begritf)  des  Staats  sind  „])rinzipiell“  falsch  und  praktisch  unmöglich, 
we?l  dieses  „Wesen“  selbst  im  geschichtl.  Fluss  steht  tiiul  sich  ver- 
ändert. b)  „Peweisführungen“  in  prakt.  Fragen  der  \olkswirtsch.- 
und  Sozialpolitik  mit  solchen  Deduktionen  sind  daher  verfehlt 
(übliches  Vertahren  in  den  wirtschaftl.  und  soz.  Parteikämpfen), 
c)  T.eitende  Gesichtsiumkte  für  Urteil  über  und  für  Aenderung  der 
Kombination  können  nur  sein : «)  Kücksiebten  auf  Einfluss  und 
auf  Kückwirkungen  der  Kombinationen  aut  die  psych.  ^lotivation 
im  Wirtschaftsleben;  ß)  auf  den  techniseb-ökonom.  Fortschritt;  y)  auf 
das  ökonomische  Prinzip  (g  1)  in  der  Produktionj  d)  auf  eine  dem 
(f esamtinteresse  entsprechende  Gestaltung  der  A erteilung  der  Er- 
träge und  der  dabei  mitspieleuden  wirtsch.  Vorgänge  (Preis-,  Lohn-, 
Gewinubildung). 

§ 20.  — 11.  Das  privatwirtschaftliche  System  speziell. 
Freie  Konkurrenz.  Kechtsbasis.  Gr.  I.  § 303  — 323. 

A.  System.  Es  umfasst  diejenigen  Vorgänge  in  der ’S  olkswirtsch., 
welche  und  soweit  als  sie  von  dem  privatwirtsch.  Prinzip  ihr  Ge- 
präge erhalten.  B.  Träger  des  Systems  sind  die  l’rivatwirt- 
schaften,  d.  h.  solche  Einzelwirtschaften,  welche  und  soweit  als  sie 
nach  dem  privatwirtsch.  Prinzip  fungieren.  C.  Arten  der  Priyat- 
schaften  sind:  1.  typische  Hauptform:  die  Einzelwirtschaft  einer 
ydiys.  Person  (mit  Erweiterung  und  Abweichung  in  der  Familien- 
wirtsch.);  2.  die  Einzelwirtsch.  nicht  phys.  (sog.  Jurist.)  Personen  des 
Privatrechts,  bes.  Erwerbsgesellschaften;  3.  die  freien  und  auch  die 
Zwangsgemein  wirtschaften  (öft’entliche  Körper),  wo  sie  und  soweit 
als  sie  jirivatwirtsch.  fungieren  (was  vieltach  möglich  und  tatsächlich, 
so  im  Geltiet  des  sogen.  Privaterwerbs  des  Staats,  Domänenwesen  usw.. 
aber  immer  mit  der  Möglichkeit,  Abweichungen  eintreten  zu 
lassen,  so  in  der  Preisbildung,  bei  Taxen,  im  Besoldungswesen  als 
Lohnart,  s.  meine  Ein.  1.,  3.  A.  § 152  ff.).  D.  Psycholog.  Basis. 
1.  Das  erste  egoist.  wirtsch.  Leitmotiv  („Eigennutz“,  „Selbstinteresse“, 
§ 2);  aber  2.  praktisch  sich  in  seiner  Wirksamkeit  individuell  und 
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alij^eiueni  inoditizierencl  a)  nacli  Stärkograden,  h)  nach  anderen 
sich  mit  ihm  kreuzenden  egoistischen  und  unegoistisclien  Motiven, 
c)  auch  nacli  der  Kückwirkung  der  Rechtsbasis  der  Volkswirtsch. 
und  des  privahvirtscli.  Systems  sjieziell  auf  die  psych.  ^lotivation. 
3.  Daher  auch  Einfluss  von  sittlichen,  religiösen  Anschauungen, 
von  wirtschaftliclien  Verkehrssitten  usw.  4.  Die  wirtsch.  Vorgänge 
gestalten  sich  wegen  Xr.  2 und  3 in  Wirklichkeit  deshalb  mehr  oder 
weniger  abweichend,  als  wenn  nur  rein  das  erste  egoist.  Motiv 
einwirkte. 

E.  Rechtsbasis  des  Systems  (Gr.  II,  3.  A.)  1.  Wirkt  bei 
den  Interessenkämpfen  im  System  wie  vom  ersten  Leitmotiv  ab- 
weichende Motivation  und  wie  Sitten  usw.  als  Bedingung  und 
Schranke.  2.  Beeinflusst  so  die  Gestaltung  der  Vorgänge  im  System. 
3.  Unterliegt  selbst  nach  Bedürfnissen , Anschauungen,  Berück- 
sichtigung allgemeiner  und  spez.  Interessen,  Stand  der  Technik  in 
Produktion  und  Verkehr  beständig  dem  geschichtlichen  Wechsel  in 
seinen  Xormen.  4.  Xotwendige  Anpassung  von  Technik,  Oekonomik 
und  Recht,  aber  Spielraum  dabei  für  das  Recht.  F.  Blick  in  die 
Hauptkategorien  der  Rechtsnormen  (öffentliches,  Verwaltnngs- 
wie  Privatrecht)  für  alle  Gestaltung  der  Volkswirtsch.  überhaupt 
(alle  Entwicklungsstufen)  und  s])eziell  auch  für  das  privatwirtscli. 
Svstem;  Viererlei.  1.  Xormen  über  die  ^Menschen  als  solche 
(„Personenrecht“):  a)  Institut  der  Unfreiheit  (Sklaverei,  Leib- 
ingenschaft, Hörigkeit  und  and.  mildere  Formen).  Epoche  des 
„Ib’ivateigentums  an  Menschen“  (Rodbertus).  «)  Art  und  Mass 
der  Herren-  (Eigentümer  ) Rechte,  ß)  Dsgl.  der  Pflichten  der  Un- 
freien. y)  Rechte  (in  bedingtem  Sinne)  der  Unfreien  (Ehe-, 
Eigentumsrecht,  peculium,  Zugrecht),  auch  gegenüber  ihren  Herren. 
ö)  Herkommen  und  Sitte  gegenüber  den  Unfreien.  ^)  Alles  von 
Bedeutung  für  die  psych.  Motivation  beim  Unfreien  und  daher  C)  von 
Einfluss  aut  Verwendbarkeit  und  Leistungseffekt  unfreier  Arbeit. 
(Gr  II.  3.  A.  § 32  ff.),  b)  Persönliche  Freiheit,  eventuell 
j»rinzipiell  aller  Menschen  im  Lande,  a)  Gestaltung  der  sozialen 
llauptrechte,  des  der  Eheschliessung,  des  Zugs  und  der  Xieder- 
lassnng,  auch  lür  Erwerbszwecke,  der  Auswanderung,  der  Reise; 
ß)  spezi(dl  Gestaltung  des  Erwerbs-,  Berufsrechts,  der  Berufswahl, 
der  Bedingungen  für  Ausübung  einer  Erwerbstätigkeit;  y)  ältere 
„Gobundenheits-“,  neuere  ,, freiheitliche“  Ordnungen  dieser  Punkte 
(Agrar  , Gewerbevertässung,  staatsbürgerliche,  ortsbürgerliche  Ver- 
hältnisse; ältere  Beschränkungen  für  Fremde,  Xicht-Ortsbürger,  wegen 
Religions-  und  Konfessionsverhältnissen  usw.);  d)  Regelung  der 
Einwanderung  und  des  Reiserechts,  der  Xiederlassung  für  Staats- 
und Ortsfremde.  2.  Xormen  der  Eigeiitumsordnung:  a)  Gemein- 
eigentum, bezw.  Eigentum  öffentlicher  Körper  (und  ihrer  Vertreter) 
und  Pri  vateigentnm  der  „Privaten“,  der  Staats-  und  Ortsangehörigen, 
b)  Vorbehalte  gewisser  Objekte  (Boden,  Bodenarten,  spez.  Grund- 
stücke) als  Gemeineigentum,  und  solclu^r  Objekte  und  damit  ver- 
bundenen Erwerbseinrichtungen  als  Regale  für  die  Gemeinschaft 
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(Staat,  Landesherr),  c)  Ausdehnung  der  Arten  der  Objekte, 
welche  dem  Privateigentum  der  Privaten  zugänglich  sind,  d)  Mass 
der  Rechte,  welche  dem  Privateigentümer  als  solchem  von  seinen 
eigentümlich  besessenen  Objekten  zustehen  („Inhalt“  des  Privat- 
eigcntumsrechtsj  und  Gestaltung  des  ganzen  Privateigentumsi*echts 
und  des  Erbrechts,  e)  Verschiedenheit  der  Xormen  tür  das 
Privateigentum  a)  an  Immobilien  und  Mobilien,  ß)  an  Gebrauchs- 
(Verbrauchs-  und  Xutz-)  Vermögen  und  an  sachlichen  Produktions- 
mitteln („Kapital“),  y)  an  Immobilien  nach  deren  Zwecken  und 
Verwendungsarten  (Bodenkntegorien),  bes.  Gestaltung  des  städt. 
(bezw.  Wohnplatz-)  und  ländlichen  (agrarischen),  des  forstlichen 
Grundeigentumsrechts,  des  Bergbau-,  Wege-,  Wasserrechts,  d)  Ge- 
staltung des  Jagd-,  Fischerei-,  des  Rechts  des  Sammeln  wilder 
Pffanzen  und  Früchte,  f)  Zeitliche  und  örtliche  Verschiedenheiten 
in  allen  diesen  Xormen,  geschichtliche  Entwicklungen,  g)  Aus- 
dehnung des  Privateigentumsprinzips  von  Sachen  auf  „Ver- 
hältnisse“, Urheber-,  Patentrecht  usw.  („geistiges“  Eigentum):  ob 
überhau])t  und  wie ? h)  Ausbildung  des  PA* b r e ch t s : ct)  testa- 
mentailsches  neben  gesetzlichem;  ß)  oh  und  Avelche  Verschieden- 
heiten nach  Ständen  und  Klassen,  nach  Arten  der  Objekte  (adeliges 
bäuerliches,  Immobilien-,  Mobiliarerbreoht).  y)  Gestaltung  der  ge- 
setzlichen Erbordnung,  des  Pttichteilsrechts.  d)  Zulässigkeit  von 
und  Bedingungen  bei  Fideikommissen  und  Aehnlichem.  3.  Xonneii 
für  das  Vertragsrecht:  Konsequenzen  der  Gestaltung  des  Per- 
sonal-, Privateigentums-  und  Erwerbsrechts,  a)  f)b  mid  unter 
Aveleheu  Bedingungen  Jemand  rechtsgiltige  Verträge  abschliessen 
kann,  b)  Inhalt  der  Verträge,  bes.  a)  was  nicht  Inhalt  sein  darf, 
ß)  was  vom  Willen  der  Parteien  allein  abhängig  ist,  was  nicht 
(zwingendes,  nicht  ahänderbares  Recht),  b)  Formen  der  Verträge, 
von  denen  die  Rechtsgiltigkeit,  eveiit,  wenig*stens  die  Klagbarkeit 
abhängt.  4.  Xormen  für  die  Giltigkeit  erworbener  Rechte 
(„wf>hlerworbener  Privatrechte“),  a)  von  Rechten  aus  nicht  mehr 
bestehenden  Rechtsinstituten  (z.  B.  der  Unfreiheit,  der  älteren 
bäuerl.  Lasten),  b)  aus  noch  gütigen  (Lassalle),  c)  Bedingungen 
der  Aufhebung,  Beschränkung,  Abänderung  a)  nur  mit  freier  Zu- 
stimmung des  Berechtigten,  ß)  zwangsweise  (Zwangsenteignung. 
Aufhebung,  Al)lösung,  agrarische,  gewerbliche),  d)  Ob  und  welche 
Entschädigung  letzteren  Falles  (Art,  ]^Iass)  und  ob  vertragsmässige 
oder  zwangsweise  (gesetzliche)  Regelung  dabei. 

G,  1.  Die  Gestaltung  des  „Personenrechts“  und  des  Pi’ivatrechts 
bildet  die  Grundlage,  2.  Das  sonstige  öffentliche  und  hes.  Ver- 
waltungsrecht (Agrar-,  Gewerbe-,  Handelsverfassung  usw.)  baut  sich 
auf  dieser  Grundlage  auf.  3.  Die  so  gebildete  gesamte  Rechts- 
ordnung wird  dann  die  (Verkehrs-)  Rechtshasis  tür  die  Volkswirtschaft 
und  für  die  zu  ihr  gehörigen  Einzel-,  insbes.  Privatwirtschaften  und 
gibt  den  Wirtschaft!.  Vorgängen  ihr  Gepräge,  modelt  sich  aber  auch 
nach  den  wirtschaftl.  (und  technischen)  Bedürfnissen  um  (Weclisel- 
wirkungsverhältnis).  4.  Jede  volkswirtsch.  lüitwicklungsphase  (§  12 
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S.  37)  cliiirakteresiert  sicli  daher  durch  spezifische  Eif^entüinlich- 
kciten  der  Rechtsordnung,  so  die  Stadt wirtscliaftliche,  teiritorial- 
Avirtschaftliche,  so  die  mod erne  des  sogen.  Systems  der  freien 
Konkurrenz  im  Zeitalter  der  praktischen  Hermdiaft  des  Ökonom, 
Individualismus  und  Liberalismus  (o.  S.  6).  H.  In  dieser  Rechts- 
ordnung sind  atis  den  absolut  gefassten  Prinzipien  der  persönl. 
Freilieitund  des  Privateigentums  möglichst  weit  gehende  indivi- 
dualistische Koiiseipicnzen  gezogen,  wenn  auch  wegen  zwingender 
Rücksicliten  auf  Gemeinschafts-  und  auf  Einzelinteressen,  welche 
die  Xächstbeteiligten  nicht  selbst  allein  genügend  zu  schützen  fiihig 
sind,  immer  noch  nicht  die  letzten  „rein  logischen-^  Konsecpieuzen. 
1.  Persönliche  Freiheit  aller  Menschen  im  Inland,  selbst  Staats- 
treinder,  ist  der  unbedingte  Grundsatz  (kein  ,,^[enscheneigentum“ 
mehr).  l)ie  Konsequenzen  sind:  a)  Gleichheit  Aller,  im  Sinne 
gleicher  Rechtsnormen,  auch  für  wirtsch.  Verkehr,  Besitz,  Beruf, 
Erwerb,  Wahl  letzterer  beiden  (keine  stand,  und  individ.  Vorrechte 
mehr),  b)  Prinzi|i  der  alle  inigen  Selbstveraiitwortlichkei t 
für  die  wirtschaftl.  Lage,  daher  kein  privates  klagbares  Recht  auf 
Armen  Unterstützung,  kein  Recht  „aufArbeit'S  wohl  aber  Recht  ,,zu 
arbeiten“,  Art,  Zeit,  Ort  der  Arbeit  frei  zu  wählen,  Bedingungen 
dafür  frei  zu  bestimmen,  bezw.  zu  ven'inbaren.  e)  Individualist. 
Ausgestaltung  der  „sozialen“  Freibeitsrechte:  a)  der  freien  Ehe- 
schliessung nur  mit  wenigen  absol.  Eheliindernissen  noch  (Prinzip 
der  Monogamie,  des  Axisschlusses  der  Ehen  unter  nahen  Ver- 
M'andten  usw.)  und  unter  Wahrnehmung  vereinfachter  Formen, 
daher  Recht  der  freien  Familiengründung  und  Kinderzeuguug;  unter 
Wegfall  der  meisten  älteren  Beschränkungen  (Zustiminungsrechte 
Dritter,  von  Behörden.  Nachweise  von  staats-  und  ortsbürgerl.  Recht, 
von  Vermögen  und  Erwerbsfähigkeit  usw.);  aber  auch  mit  Ver- 
antwortlichkeit für  die  Folgen  der  Eheschliessimg  und  Familien- 
gründung (Ünterhaltungspfiichten).  Anderseits  Zulässigkeit  und 
Erleichterung  der  Ehescheidung  und  der  Wiederverheiratung  Ge- 
schiedener. ß)  Recht  des  freien  Zugs  (Freizügigkeit)  fiir  den  Staats- 
angehörigen , verbunden  mit  Recht  der  Xieclerlassimg,  auch  für 
Gewerbebetrieb,  ohne  erschwerende  mater,  und  form.  Bedingungen, 
auch  nicht  von  Seiten  der  Gemeinden,  ohne  Zuzugsgelder  und  dgl. 
(nur  Wohnung  finden  müssen),  y)  Recht  der  Auswanderung  ebenso, 
mit  geringen  Beschränkungen  (für  gewisse  Altersjahre  der  mäunl.  Be- 
völkerung nach  der  Wehrverfassung),  unter  Wegfall  von  Abzugs- 
geld und  dgl.,  von  Beschränkungen  für  geMUsse  Berufe  (gewisse 
Arbeiter),  auch  mit  dem  Recht,  das  Staatsbürgerrecht  aufzugeben, 
anderseits  der  Folge,  es  nach  gewisser  Zeit  der  Abwesenheit  zu 
verlieren,  d)  Freies  Reiserecht  für  den  Staatsbürger  für  jeden 
Zweck  (persönl.,  wirtschaftl.)  im  Inland  und  über  die.  Grenzen,  ohne 
erschwerende  Formalien  (Passwesen)  und  ohne  Belastung  mit  Ab- 
gaben (Passsteuern,  Abwesenheitsgelder),  f)  Ein  korrelatives  Recht 
des  Staats- Ausländers  auf  Einwanderung  und  Reise  im  Inland  be- 
steht dagegen  nicht,  aber  nach  Völkerrecht!.  Verträgen  und  tatsächlich 


I 

i 


im 


— 91  — 


wird  der  Fremde,  meist  zugelassen,  unter  gleichen  Bedingungen  wie 
der  Inländer,  doch  unter  Festhaltung  des  Rechts  der  Ausweisung. 
2.  In  der  Kigentumsordnung  erscheint  a)  das  Gemeineigentum 
meist  nur  noch  als  öttentliches  Eigentum  der  öfFentliclien  Körper, 
das  diesen  zu  Zwecken  der  Verwaltung,  zu  tinanz.  Erwerhszwccken 
dient  und  das  sie  als  Vertreter  der  Gemeinschaft  zur  Benutzung 
der  Glieder  dieser  hesitzeir  (V  ege,  l^lätze:  b)  nur  Reste  wirklich 
gemeinsam  benutzten  Gemeineigentums  (z.  B.  Gemeinweiden)  sind 
gehliehen,  alier  meist  als  nni>assend  angefocliten  und  immer  mehr  be- 
seitigt worden;  c)  Regale  am  Boden  oder  an  gewissen  Bodenarten, 
für  gewisse  Benutzungen,  Monopole  fiir  Wirtschaftshetriehe  sind 
grösstenteils  beseitigt  oder  auf  wenige  Fälle,  meist  spezifisch  tinanz. 
Interesses  beschränkt;  d)  das  Privateigentum  der  Privaten  (ein- 
schliesslich Jurist.  Pei-souen  des  Privatrechts)  hat  so  fast  allgemeinste 
Ausdehuuug  auf  allen  Boden.  Ka])italien,  sacldiche  l’roduktiousinittel. 
Gehrauchsvermögen  erfahren;  e)  es  ist  in  seinen  Normen  für  Mo- 
biliar- und  Iramohiliarvermögen  immer  gleichmässiger,  wenn  auch 
nicht  völlig  gleichmässig  ansgestaltet  worden,  in  formaler  Hinsicht, 
betreffs  Erwerbs-,  Uehertragnngsformen,  in  materieller  hetr.  Be- 
fugnissen des  Eigentümers,  daher  in  der  Richtung  aut  möglichst 
absolute  Herrschaft  dieses,  auch  hei  Grundeigentum  und  hei  solchem 
von  Produktivvermögen  (Kapital)  üherhanj)t.  t)  Anshildnngen  des 
Bergrechts  (moderne  Freierklärung  statt  Regals),  des  „geistigen“ 
Eigentumsrechts  (Urheberrechts  für  Schriftwerke.  KnnstAverke,  des 
Patentrechts  für  Erfindungen,  des  Musterschutzrcclits)  Iniben  die 
Privateigentumsphäre  weiter  entwickelt,  g)  Im  Erbrecht  ist  a)  das 
testamentarische  neben  dem  gesetzlichen  aoII  entAvickelt,  formal 
erleichtert,  materiell  individualistisch  gestaltet,  nur  unter  I esthaltnng 
des  Ptllchtteilrechts  und  gewisser  Bedingungen  für  Enterhnng 
der  gesetzlichen  Erben;  ß)  das  gesetzliche  Erbrecht  ist  durch  das 
Prinzip  der  Gleichheit  der  Erbteile  unter  gleich  berechtigten  Erben 
jjanz  individualistisch  gestixltet.  was  durch  die  Gestaltung  des  Ptlicht- 
teilsreehts  z.  T.  noch  unterstützt  wird  (fra  izös.  Recht),  unter  Fortfall 
oder  Avesentlicher  Beschränkung  des  Vorrechts  einzelner  Erben 
seihst  heim  ländl.  Grundeigentum  (adelige  Güter,  Bauergüter,  aus- 
schliessliche oder  beAmrzngte  Erbfolge  Eines  Erben  unter  gleichen, 
wie  Kinder,  Anerbenrecht  mit  Voraus,  Beseitigung,  ErscliAvernng 
von  Fideikommissen  und  dgl.,  demokrat.  Tendenzen,  Auflösung  der 
AgrarAcrfassung  mit  geschlossenen  Höfen).  3.  Uas  Vertragsrecht 
ist  entwickelt  AAwden  a)  in  der  Richtung  möglichst  voller  Vertrags- 
freiheit, daher  der  Bestimmung  des  Inhalts  des  Vertrags  möglichst 
nur  nach  dem  Willen  der  Parteien  (oder  Avas  dafür  gilt),  unter 
Fortfall  zAvingenden  Rechts,  unter  Beschränkung  der  Beanstandung 
der  Vertragsgiltigkeit  wegen  Verstosses  gegen  die  „guten  Sitten“ 
und  bedenklichen  Inhalts  (conditio  turpis,  j)actum  tiirpe,  — Auf- 
hebung der  Zins-  und  Wuchergesetze),  vielmehr  unter  voller  Rechts- 
giltigkcit  und  Klagbarkeit  nach  dem  Wortlaut;  h)  mit  grosser  Er- 
leichterung der  Formen  hetr.  Schliessung  der  Verträge,  Abändernng, 
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Aufhebung,  Uebertragung  der  aus  dem  Vertrage  hervorgehenden 
Retdite  (und  z.  T.  Pflichten),  wenn  aucli  mit  Verbleiben  von  Ver- 
schiedenheiten nach  Arten  der  Verträge,  nach  Objekten,  auf  die 
sie  sich  beziehen  (Sachen,  Dienste,  Immobilien,  Mobilien),  bes.  bei 
Verträgen  über  Erwerb,  Belastung,  Uebertragung  von  Grundeigentum 
(Grundbuch-  und  Hypothekenbuchwesen)  zur  besonderen  Sicherung 
der  Privatrechte,  des  Kreditverkehrs;  anderseits  mit  besonderen  Er- 
leichterungen des  Verkehrs  in  „beweglichen  “Werten“  (Geld,  Sachen, 
AVaren,  AVertpapieren,  Wechsel-,  Checkrecht,  Indossament,  Blanko-, 
Giro,  Inhaberpapier),  c)  Ergebnis  für  die  Volkswirtsch.  in  der 
Verkehrs-,  geld-  und  kreditwirtschaftl.  Entwicklung,  welche  solche 
Gestaltung  des  Vertragsrechts  grosscnteils  zur  Voraussetzung  hat: 
«)  möglichst  alles  wird  durch  Vertrag  geregelt,  dadurch 
sanktioniert,  daun  für  richtig,  zweckmässig.  Ja  gerecht  angesehen 
(,^ökon.  Liberalismus);  ß)  phys.  Zwang,  auch  Drohung  allein  ist  aus- 
geschlossen, Zwang,  welcher  aus  der  wirtsch.  und  persönl.  Lage  (nach 
Bildung,  Charakter,  Tcmijeramcnt)  hervorgeht,  einen  Vertrag  des  und 
des  Inhalts  einzugehen,  nicht;  y)  alle  Einzelnen  haben  anderseits  ilir 
Interesse  allein,  unter  ihrer  Selhstverantwortung  eben  möglichst 
wahrzunebmen,  tragen  selbst  die  Schuld,  wenn  sie  es  nicht  tun,  ziehen 
mit  Recht  den  A/orteil,  wenn  sie  es  tun  und  dem  Alitkontrahenten  über- 
legen sind.  4.  Erworbene  Privatrechte  gelten  a)  als  unverletzlich, 
jedenfalls  der  Regel  nach,  wie  und  wann  sie  auch  entstanden  sind: 


b)  sind  daher  nur  mit  Zustimmung  des  Berechtigten  und  unter  den 
Bedingungen,  die  (u-  stellt  oder  anuimmt,  namentlich  hinsichtlich  Art 
und  Höhe  der  Entschädigung  aufhebbar,  abänderbar;  cj  nur  in 
möglichst  seltenen  Ausnahmefällen  wii-d  „im  öffentl.  Interesse“  tlies 


Prinzip  durchbrochen,  doch  unter  erschwerten  Eormen,  Bedingungen 
und  mit  voller,  z.  Teil  eventirell  richterlich  zu  bestimmender  Ent- 


schädigung mindestens  für  damnum  emergens,  wenn  auch  im  Allgem. 
nicht  für  lucrum  cessans  (Zwangsenteignung,  agrarische,  gewerbliche 
Ablösungen)  J.  An  diese  möglichst  individualistisch  frei- 
heitlich gestaltete  moderne  Rechtsordnung  im  Gebiete  des  Per- 
sonen- uiui  \ ermögensrechts  (Privatrechts)  schliesst  sich  in  richtiger 
Konsequenz  die  gleiche  Gestaltung  des  wirtschaftlichen  Ver- 
waltungsrecht an:  der  Agrar-,  Gewerbe-,  Handelsverfassung, 
unter  möglichster  Beseitigung  aller  beschränkenden  Normen  der 
älteren  ., Gebundenheitsordnungen“  in  der  grundherrlichen,  bäuer- 
lichen, städtischen,  anfänglichen  territorialwLrtsch.  Phase,  z.  B.  bei 
den  Gewerben  (Zunftverfassung).  1.  Daher  „agrarische  Besitz-, 
AT*rschuldungs-,  Betriebsfreiheit“,  „Ge  wer  befrei  heit“,  „Handels- 
betriebsfreiheit“,  „Erwerbsgesellschafts-,  bes.  Aktiengesellschafts- 
freiheit“ (kein  Konzessionswesen),  „Bank-,  Börsenfreiheit“  usw. 
2.  Ebenso  kein  autoritatives  Taxwesen,  bei  Preisen,  Löhnen, 
Zinsen  usw.,  sondern  nur  „vertragsmässige“  — und  zwar  möglichst 
nur  individualvertragsmässige  ■ — Regelung  von  Allem:  das  moderne 
System  der  freien  wirtschaftlichen  Konkurrenz.  K.  Reste 
einzelner  älteren  Beschränkungen  sind  zwar  1.  meist  überall  noch 
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einige  verblieben  oder  es  sind  2.,  nach  wirklich  oder  vermeintlich 
ungünstigen  Erfahrungen  mit  dem  Konkurrenzsystem,  grade  neuer-  u 

dings  wieder  gewisse  Beschränkungen  eingeführt,  in  der  ^ 

Agrar-,  Gewerbe-,  Handels-,  Gesellschaftsverfassung,  im  Bank-, 

Versicherungs-,  Börsenwesen,  im  Arbeitsdienst-,  Darlehens-  und  ; 

Zinsvertrag  usw.:  Gesetzgebung  über  Arbeiterschutz Arbeiter- 

Versicherung,  neuestes  Darlehens-  und  Zinsrecht  (üngiltigkeit,  ^ 

fehlende  oder  bedingte  Klagbarkeit,  Strafbarkeit  einzelner  Be- 
stimmungen wieder,  wenn  auch  ohne  Zinstaxen),  Ges.  gegen  un- 
lauteren Wettbewerb,  mater.  Verfassung  und  Betrieb  betreff.  Normen  V» 

in  Aktiengesellschafts-,  Genossenschafts-,  Bank-,  Versicherungs- 
recht u.  a.  m.  3.  Aber  alles  das  eben  möglichst  nur  als  — oft  nur 
unliebsame  — Ausnahme  von  der  grossen  Regel  der  „wirtsch. 

Freiheit.“ 

L.  Stellung  der  Doktrin  des  ökon.  Individualismus  und 
Liberalismus  zu  diesem  Rechtssystem:  sie  fordert  es,  hält  es  für  jj» 

notwendig  und  segensreich  nach  seinen  Folgen  für  Produktion, 

Konsumtion,  Preisbildung,  Verteilung.  Ihre  Hauptargumente  .sind  : 

1.  ln  der  Produktion  führe,  wenn  nicht  allein,  so  am  Besten  die 
Privatwirtschaft!.  Konkurrenz  nach  den  dabei  obwaltenden  Motiven, 

Vorteil,  Furcht  vor  Not,  zur  grössten  und  besten  Leistung,  ziim 
stärksten  technischen,  ökonomischen,  betriebsorganisator.  Fortschritt, 
mit  den  günstigsten  Folgen  für  Kostenermässigung,  bes,  auch  der 
natürl.  volkswirtsch.  Kosten  (S.  42)  (Hinweis  auf  üble  Erfahrungen 
in  den  Gebundenheits -Ordnungen,  in  der  Staatspi-oduktion,  zum  Teil 
auch  in  Gesellschaften  verglichen  mit  der  priv.  Einzelunternehmung). 

2.  In  der  Konsumtion  erfolge  die  sicherste,  beste,  wohlfeilste  A"er- 
sorgung  der  Konsumenten  (Aufsuchen,  Erwecken  der  Bedürfnisse), 
weil  dies  im  Interesse  der  Produzenten  und  Händler  liege.  3.  ln 
der  Preisbildung  nötige  die  Konkurrenz  zur  Ansetzung  der  Preise 

, nach  den  jeweilig  minimal  erreichbaren  Kosten,  welche  sich  unter  der 

[ Produzentenkonkurrenz  selbst  immer  mehr  ermässigten.  Der  Gesamt-  ^ 

' bedarf  des  Akolks  werde  so  am  Besten  und  Billigsten  gedeckt.  4.  ln 

I der  Verteilung  der  Produktionserträge  führe  die  Konkurrenz 

* jedem  an  der  Produktion  Beteiligten  seinen  richtigen  und  damit 

j seinen  allein  gerechten  Anteil  zu,  nämlich  den  seinen  Leistungen 

! entsprechenden,  im  Lohn,  Gehalt,  Profit,  Kapital-,  Unternehmer- 

gewinn,  Rente.  5.  So  sei  Alles  am  relativ  Besten  — was  allein  ^ 

erreichbar  sei  — geregelt,  den  Individual-,  Freiheits-,  Bedürfnis- 
befriedigungsinteressen der  Einzelnen  und  der  Gesamtheit  am  Besten 
j gedient.  6.  Verbleibende  Alängel  erklärten  sich  a)  aus  immer  noch 

1 nicht  genügender  allseitiger  Diu-chfühnmg  des  KonkuiTenzsystems. 

t b)  aus  eben  unvermeidlichen  Schwächen  in  allen  menschlichen. 

irdischen  Verhältnissen.  7.  Jedes  andere  geschichtlich  gewesene,  ^ 

noch  bestehende,  selbst  nur  denkbare  aber  auch  ausführbare,  also 

nicht  rein  utopische  System  der  Organisation  der  Volkswirtschaft. 

bes.  ein  karitatives,  gemeinwirtschaftliches,  gar  rein  sozialistisches. 

alle  früheren  Gebundenheitsordnungen  (Gewerbeverfassung,  Zunft- 
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recht  usw.)  hätten  mangellmitere,  unzweckmässigere,  willkiihrlicliere, 
ungerechtere  Folgen,  als  das  privatwirtsch.  Konkurrenzsystem,  das 
allein  dem  Menschen,  zumal  dem  „modernen“  angemessen,  insofern 
„natürlich“  begründet  sei  und  die  „beste  der  wirtsch.  Welten“ 


verbürge:  Zeuge  des  die  Gesamtlage  der  modernen  Volkswirtschaften 
verglichen  mit  allen  früheren  und  anderen. 

M.  Kritik  dieser  Auffassung  und  Gegendoktrin.  1.  Die 
Auffassung  ist  viel  zu  optimistisch.  2.  Ihr  ist  das  privatwirtsch. 
System  überhaupt  und  die  freie  Konkiurenz  in  unhistorischer  An- 
schauung etwas  schlechtweg  Naturgeniässes,  beinahe  eine  rein 
Ökonom.,  nicht  eine  bloss  histor.  Kategorie.  3.  In  blosser  petitio 
principii  werden  die  Gestaltungen  der  Produktion,  Verteilung,. 
Preisbildung  als  richtig,  zw'eckmässig,  sogar  gerecht  angesehen,  tveil 
sie  Ergebnisse  des  Konkurrenzsystems  sind.  4.  Die  zu  Grunde 
liegende  Ökonom.  Psychologie  ist  ganz  einseitig,  die  Doktrin  über- 
sieht oder  unterschätzt  alle  anderen  Motive  ausser  dem  ersten 
egoistischen  ('§  2),  betrachtet  dieses  förndich  wie  eine  Xaturkraft 
^Vergleichungen  mit  SchwerkTaft  in  physikal.  Welt),  steigert  so  be- 
denklich und  sanktioniert  die  Vorherrschaft  des  1.  egoist.  Motivs  schon 
für  die  theor.  Hetrachtung,  vollends  für  die  Praxis  der  Wirtschaft. 
5.  Das  Produktionsproblem  wir<l  auch  vor  devn  der  Verteilung  ein- 
.seitig  vorgeschoben  und  beider  Lösung  im  Konkurrenzsystem '\  öllig 
einseitig  o]üimistisch  beurteilt.  6.  Dabei  wird,  unter  Mitwirkung  nicht 
der  Methode  der  Deduktion  selbst,  aber  wohl  ihrer  fehlerhaften  Hand- 
habung, Möglichkeit  und  Tendenz  mit  Wirklichkeit  der  Wirkung  des 
1.  egoist.  Leitmotivs  vielfach  verwechselt.  7.  Alle  älteren  abweichenden 
Kechtsordnungen  werden  völlig  unhistorisch  als  unnatürlich,  unsinnig 
angesehen  und  ihre  Wirkungen  einseitig  pessimistisch  beurteilt. 
8.  Im  Einzelnen  ist  insbes.  noch  einzuwenden:  a)  die  Kosten- 
ersparung im  Konkurrenzsystem  beruht  zum  Teil  auf  Illusionen, 
erfolgt  yieht  nur  mittelst  techn.  Fortschritts  an  den  natürlichen, 
sondern  zu  Gunsten  der  wirtschaftl.  und  sozial  Stärkeren  und  zu 
Engunsten  der  Schwächeren  an  den  einzelwirt.sch.  Kosten  Giruck 
aut  Lolin  usw'.);  b)  ilie  Folgen  der  Kostenersparung  treten  nicht 
immer  in  Preisermässigungen  hervor,  sondern  in  Pnvfiterhöhungen 
mittelst  «)  Vereinbarungen  unter  Produzenten  und  Händlern  (Kartelle, 
USW'.)  unter  Ausschaltung  oder  Kegelung  der  Konkurrenz 
unter  sich  oder  ß)  nach  Besiegung  der  Konkurrenten  mittelst 
faktischer  Monopole.  9.  Als  sich  im  reinen  jtriv.- wirtsch.  Konkurrenz- 
system immer  mehr,  der  Tendenz  nach  und  in  Wirklichkeit,  durch- 
setzende irkiingen  ergeben  sich  a)  der  Sieg  der  w'irtschaflich 
Stärkeren,  Besitzenden,  Ileicheren,  über  die  Schwächeren,  zumal 
solange  letztere  isoliert,  unorganisiert  in  den  Wirtschaftskämpfen 
sind  (Kämpfe  der  Arbeiter  um  Lohn,  Arbeitszeit,  der  Mieter  und 
Pächter  um  iWiet-  und  Pachtpreis  und  i\Iiet-  und  Pachtbedingungen, 
der  Konsumenten  uin  Preis  und  Güte  des  Produkts  usw.);  jedoch 
avich,  \venn  sie  organisiert  sind,  aber  ihnen  die  leicht  und  gewölndich 
mächtigere  Gegenorganisation  der  kapitalist.  ünternehmer  gegen- 
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über  steht,  — ein  Sieg  der  Stärkeren,  der  nicht  mit  darwinist. 
Gesichtspunkten  als  notw'endig  und  heilsam  im  Ges.amtinteresse  ge- 
rechtfertigt werden  kann;  b)  der  Sieg  vielfach  der  gew'issen- 
loseren  Elemente,  denen  jedes  Kampfmittel  und  jeder  wirtsch. 
Erfolg,  die  sie  nicht  sicher  mit  dem  Strafgesetz  in  Konflikt  bringen, 
genehm  ist  und  von  denen  selbst  solche  Gefahr  nicht  gescheut  und 
zu  vermeiden  gelernt  wird,  — alles  verbunden  mit  grossen  Ver- 
suchungen für  Jedermann  und  mit  Verschlechterung  der  Geschäfts- 
moral  und  der  Wirtschaft!.  Sitten  und  Sittlichkeit  („non  ölet“, 
„pecunia  quaerenda  primum  est,  virtus  post  nummos“,  Gr.  I.  § 320; 
c)  der  Sieg  des  Grossbetriebs,  noch  schneller  und  rücksichtsloser 
als  ohnehin  die  techn.  Entw'icklung  und  deren  Bedingungen  ihn 
fördern,  noch  ausgedehnter,  als  hiernach,  auch  auf  Gebiete,  wm  er 
nicht  einmal  teclmisch  und  betriebsorganisatorisch  so  überwiegende 
Vorteile  bietet  (Detailhandel),  mit  weiteren,  zum  Teil  bedenklichen 
Folgen  für  Gestaltung  der  Produktion,  für  Verteilung  der  Pro- 
duktionserträge. für  Steigerung  der  Machtstellung  kleiner  [Minori- 
täten, für  Abliängigw'erden  w'citerer  Kreise,  Zertrümmerung  des 
selbständ.  wirtsch.  [Mittelstands,  Steigerung  der  Ungleichheit  von 
Einkommen  und  Vermögen,  damit  der  sozialen  Klassengegensätze 
(s.  u.  § 47).  JÜ.  So  kann  das  Gesamturteil  über  das  moderne 
Konkurrenz.system  kein  so  optimistisches  sein.  11.  Daher  eben 
notwendige  Korrektur:  a)  durch  Ergänzung,  zum  Teil  Ersatz  mittelst 
der  beiden  anderen  Systeme,  b)  durch  eingehendere  Ilegelung  des 
gleichwohl  notw'endig  im  grossen  Umfang  bestehen  bleibenden  privat- 
wirtschaftlichen Systems,  aber  mit  Zügelung  der  freien  Konkurrenz 
und  möglichster  Beseitigung  ihrer  Auswüchse  (s.  o.  S.  48  über 
Konjunktur). 

§ 21.  — III.  Das  karitative  System  (Gr.  I.  § 336 — 339). 
1.  Gebiet:  gewisse  pflegende  pei-sönl.  Dienste,  ])ersönliche  und  mater. 
Hilfsleistungen,  Schaffung  von  Einrichtungen  zur  Bereitstellung  der 
Mittel  für  spezielle  Gemeinbedürfnisse  (§  22),  bes.  im  Armen-, 
Kranken-  Waisen-,  Unterrichts-,  Bildungswesen.  2.  Prinzip,  und 
prakt.  Berechtigung,  ja  Notwendigkeit  zur  Ergänzung  von  Lücken 
und  Abhilfe  von  Mängeln  der  beiden  andern  Systeme,  al»er  doch 
diesen  mehr  sub-,  als  koordiniert.  3.  Falsche  Beanstandungen  Seitens 
des  ökon.  Individualismus,  w egen  mangelhafter  Funktion,  Vei-stosses 
gegen  den  Grundsatz  von  Leistung  und  Gegenleistung,  Widerspruchs 
mit  und  schädlicher  Eimvirkung  auf  die  persönl.  Verantwortlichkeit. 
4.  Ueberti-iebene  Begünstigung  von  einseitig  ethischer,  bes.  in 
religiöse  Formen,  kirclil.  Dogmen  sich  kleidender  Auffassung  aus, 
unter  ^ erkennung  der  Bedenken  für  die  Empfänger  freier  Leistungen 
und  der  Schwierigkeiten  richtiger  prakt.  Durchführung.  5.  liichtige 
Stelhing  in  der  Mitte  der  unter  3 und  4 angedeuteten  Auflassungen. 
6.  Notw'endigkeit  und  Berechtigung,  a)  w-eil  immer  Lücken  und 
Mängel  in  der  Bedürfnisbefriedigung  bei  den  zw'ei  anderen  Systemen 
bleiben,  im  priv.-wirtsch.  Härten  entstehen,  welche  nur  das  karit. 
System  ausgleichen  kann,  im  gemeinwirtsch.  unvermeidlich  schabloni- 
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siert  Avinl,  wilirend  individualisiert  werden  muss,  was  öfters  wieder 
wesen tl.  nur  das  karit.  System  zu  tun  vermag,  b)  Priv.,  bes,  grösseres 
Vermögen,  arbeitsfreie  Zeit  der  Vermögenderen  wird  so  gut  ver- 
wendet und  damit  sozial  gerechtfertigt  (Schenkungen,  Stiftungen, 
Vereinsweseu  für  Hilfeleistungen  aller  Art,  M’^eibliche  Aufgaben), 
c)  Besteuerung  für  manche  hierher  gehörige  „öffentliche“  Aufgaben 
wird  so  durch  freie  Gaben  und  Arbeiten  weniger  umfangreich  nötig 
(amerik.  Verhältnisse),  d)  Die  edleren  egoist.  und  das  unegoist. 
Motiv  treten  an  die  Stelle  des  1.  egoist.  Leitmotivs  (§  2),  mit  allseitig 
günstigen  Wirkungen  für  nationale  Sittlichkeit,  auch  im  Wirtschafts- 
leben. 7.  Anderseits  Bedenken  und  beschränkte  Leistungsfähigkeit 
des  Systems  a)  wegen  Unzulänglichkeit  der  mater.  Mittel,  auch 
wegen  im  Vergleich  mit  Besteuerung  zu  ungleicher  Verteilung  der 
Belastungen  unter  der  Bevölkeiung.  b)  Die  Empfänger  geraten 
leicht  in  soz.,  selbst  geist.  Abhängigkeit  von  den  Gebern,  ihre  Tat- 
kraft erlahmt,  ihre  Verantwortlichkeit  MÜrd  geschwächt,  der  Wert 
der  Empffinge  bei  ihnen  herabgedrückt,  Arbeitskräfte  werden  zum 
Müssiggang  verleitet  (Bettelwesen),  auch  in  falsche  Berufe  liingeleitet 
(Stipendienwesen),  c)  Die  Individualisierung  betr.  Auswahl  der 
Bedürftigen  und  Würdigen  w^eicht  der  Schablone,  d)  Die  techn. 
Ökonom.  Funktion  des  ganzen  Systems  wird  leicht  mangelhaft 
(Gefahr  des  „Gebens“  aus  Prinzip,  als  „gutes  Werk“,  bes.  Gefahren 
in  den  Dauereinrichtmigen  des  Widmungs-  und  Stiftungswesens, 
auch  bei  den  grossen  Widmungen  der  amerik.  „Milliardäre“), 
e)  nichtige  Selbsthilfe,  Genossenschaftswesen,  freies  Gemeinwirt- 
schaftsweseu  werden  leicht  in  ihrer  Entwicklung  geschädigt,  wo 
karit.  Hilfe  unnötig  eintritt  (Gefahren  für  Versicherungswesen, 
Verhältnisse  im  Armen-,  Arbeiter-  und  Volksversicherungswesen, 
in  „gemeinnützigen“  Vereinen).  8.  So  bleibt  neben  dem  privat- 
wirtsch.  und  karit.  System  ein  breiter  Baum  fiir  das  gemeinwirtschaft- 
liche, selbst  bei  der  denkbar  besten  Ausgestaltung,  Kombination 
und  Funktion  jener  beiden  Systeme. 

§ 22.  — IV.  Das  gemeinwirtschaftliche  System.  A.  Ge- 
meinbedürfnisse, Das  Gebiet  dieses  Systems  ist  vornehmlich  die 
Schaffung  von  Einrichtungen  zur  Bereitstellung  von  „Gemeingütern“ 
für  die  Befriedigung  von  Gemeinbedüri'nissen  (Gr.  I.  § 324 — 335). 
B.  Diese  (auch  Gemeinschafts-,  Kollektiv-,  „soziale“  Bedürfnisse) 
sind  solche,  welche  für  die  Menschen  als  Gliedern  von  — natür- 
lichen, auf  freier  Wahl,  auch  auf  Zwang  beruhenden  — Gemein- 
schaften entstehen,  daher  auch  Bedürfnisse  dieser  Gemeinschaften 
selbst,  im  Unterschied  von  (reinen ) Individualbedürfnissen,  wie 
insbesondere  den  wichtigsten  mater,  Existenzbedürfnissen.  Gemein- 
bedürfnisse entspi'ingen  daher  dem  sozialen  Wesen  des  Menschen. 
2.  Arten,  a)  Allen  voran  stehend:  das  prinzipale  Gemeinbedürfnis 
der  Bechtsordnung  und  des  Bechtsschutzes,  für  die  persön- 
lichen, auch  die  wirtschaftl.  Beziehungen  in  Volk  und  Volkswirtschaft, 
im  privatwirtsch.  Verkehr  insbes.,  für  die  inneren  und  äusseren 
politischen  Verhältnisse  von  Land  und  Volk.  Dies  Gemeinbedürfnis 


uiiil'asst  daher  auch  die  Einrichtungen  und  Veranstaltungen  für 
Schutz  und  Sicherheit  dieser  Eechtsordnung  nach  Innen  und  Aussen, 
so  fiir  die  nationale  Unabhängigkeit  und  Selbständigkeit,  b)  Es 
s])ezialisiert  sich  in  folgende  3 Eeihen  besonderer  Geraein- 
bedürfnisse,  bei  welchen  sich  zugleich  andere  Gemeinschaftsmoniente 
und  daraus  entspringende  Gerneinschaftsintei-essen  mit  geltend 
machen:  a)  räinnliche  (örtliche),  entspringend  aus  Gemeinschafts- 
beziehungen verschiedener  Art  zum  Boden,  auf  dem  die  Menschen 
gemeinsam  leben,  wohnen,  wirken,  verkehren,  wobei  Bedingungen 
der  gemeinsamen  Benutzung  des  Bodens,  der  Verhütung  von  Uebeln, 
auch  solcher,  welche  das  Zusammenleben  mit  sich  bringt,  hervor- 
treten und  zu  erfüllen  sind.  Dabei  grosse  Spezialisierung  nach 
mannigfachsten  Interessen  der  räumlichen  Gemeinschaft,  auf  materiell- 
wirtsch.  Gebiete  namentlich  nach  Bedürfnissen  und  -Interessen  des 
Verkehrs  (Kommunikation,  Transport,  Güterumlauf),  der  Benutzung 
von  Wasser  und  Feuer  u.  a.  m.  (Näheres  Gr.  I.  § 328).  ß)  Zeit- 
liche Gemeinbedürfnisse,  entspringend  aus  der  Verteilung  der  Ein- 
zelnen im  \ olk  über  die  Zeit,  daher  für  Menschengruppen  gleichen 
Lebensalters  ohne  volle  Selbständigkeit  mit  bestimmten  Gemein- 
schafisinteressen  (Kinder,  Greise),  für  die  zeitlich  getrennten  Volks- 
generationen, insbes.  die  künftigen  („noch  ungeborenen“)  Ge- 
schlechter mit  deren  Intei-essen  an  möglichster  Erhaltung  der 
Naturschätze  des  Wohngebiets  (Klima,  Waldbestand,  Mineralien- 
vorräte im  Boden,  M ild-,  Fischbestände,  landwirtsch.  Boden- 
ergiebigkeit, Gr.  I,  § 329).  ;')  Gesellschaftliche  (i.  e.  S.)  oder 
Klassen-Gemeinbedürfnisse  von  Menschengruppen,  welche  durch 
die  Gemeinsamkeit  spezifischer  Interessen  unter  sich  näher  ver- 
bunden sind,  aut  wirtsch.  Gebiete  im  Arbeitsgliederungssystcm  bes. 
durch  Gemeinschaft  des  Berufs,  der  Stellung  in  diesem  (Unternehmer 
Arbeitgeber  — Arbeiter)  (Gr.  I.  § 330). 

B.  Fürsorge  für  die  Befriedigung  von  Gemeinbedürfnissen. 
Sie  erfolgt  durch  Her-  und  Bereitstellung  von  „Gemeingütern“, 
d.  i.  Mitteln  zur  Befriedigung  von  Gemeinbedürfnissen,  daher  ancli 
durch  Schaffung  und  Verwaltung  der  erforderlichen  Einrichtungen 
und  Veranstaltungen.  1.  Prinzipiell  und  erfahrungsgemäss  kann 
hier  das  privatwirtsch.  und  das  karitative  System  teilnehmen,  aber 
die  Hauptaufgaben  fallen  doch  dem  gemein  wirtschaftlichen  zu. 
a)  Das  privatwirtsch.  System  (Gr.  I.  § 332—335)  fungiert  a)  bes! 
auf  dem  Gebiete  der  Einrichtungen  für  Klassen-  und  für  manche 
räumliche,  seltener  für  zeitliche  Gemeinbedürfnisse,  in  der  geschichtl. 
Entwicklung  der  Kulturvölker  immer  weniger,  prinzipiell  meist  gar 
nicht  mehr  auf  dem  Gebiet  des  prinzipalen  Gemeinbedürfnisses  der 
Eechtsordnung  und  des  Eechtsschutzes  mit.  ß)  Die  (Qualität  seiner 
Leistungen  leidet  leicht  unter  dem  Erwerbsgesichtspunkt  und  dem 
Vor-  oder  Alleinherrschen  des  1.  egoist.  Leitmotivs  bei  den  Sub- 
jekten der  betreffenden  Privatwirtsi  haften,  sowie  unter  den  zwischen 
diesen  obwaltenden  Konkurrenzverhältnissen,  y)  Die  Quantität  der 
Leistungen  ist  oft  unzureichend,  bes.  für  die  schwächeren  Bedürftisren 
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des  Gemeinschaftsguts,  d)  Von  Kost(-n  und  Preisen  gilt  Gleiches 
wie  von  Qualität  und  Quantität,  jene  werden  leicht  durch  i ro- 
duktions-  und  Betriebszersplitterung  gesteiprt,  die  Preise  durcl, 
Monopolstellung  und  Vereinbarungen  der  Produzenten  erhöht,  b)  Gas 
karitative  System  fungiert  hier  in  dem  beschränkten  Umfang  und 
mit  den  Vorzügen  und  Bedenken  mit,  welche  oben  (§  21)  schon 
dar-elegt  sind.  Es  kann  mit  Mass  auch  das  privatwirtsch  Pnnzip 
(partielle  Kostendeckung,  Preisstellung  unter  der  Kostenhohe,  ab- 
sichtlich massig  gehaltener  Reinertrag,  bezw.  Gewinn)  mit  auwemleii 
2 Letzteres  gilt  auch  von  dem  im  Uebrigen  hiernach  doch  aut 
dem  Gebiete  der  Gemeinbedürfnisse  ganz  - vorherrschend  taügen 
gemeinwirtsch.  System.  Dass  dieses  das  privatwirtsch  Prinzip 
zwar  anwenden  kann,  aber  es  nur  in  solcher  V eise  und  solchem 
Masse  bei  der  Preisregelung  für  die  Leistungen  anzmvenden  braucht, 
wie  es  der  Berücksichtigung  der  wahrziinehmenden  Gemeinschatts- 
iind  Gliederinteressen  und  dem  Abwägen  zwischen  dipen  und 
Erwerbs-  (Finanz-)  Interessen  der  betreffenden  Gemeinwirtsch.  als 
Einzelwirtsch.  entspricht,  ist  ein  spezifischer  Vorzug  dieses  Systems 
vor  dem  privatwirtschaftlichen  (Gebührentarit  der  öffentlichen  \ er- 
wabung  verschiedenster  Zweige,  so  <ler  Gerichte,  hcliiilen,  Heil- 
anstalten, bes.  auch  der  staatlichen  und  kommunalen  Verkehrs- 
aiistalten  und  anderer  mater.wirtsch.  Betriebe). 

«23  C Wesen,  Aufgaben,  Funktion,  des  gemein- 

wirtsch.' Systems.  Gr.  I.  § 340-351.  - 1.  Wesen.  Dies 
System  umfasst  diejen.  Tätigkeiten  und  Leistungen,  nebst  den  ihnen 
zu  Grande  liegenden  Einrichtungen  und  Veranstaltungen,  welcJic 
a)  rein  nach  dein  gemeinwirtsch.  Prinzip,  aber  auch  b)  zwar  mit 
nach  dem  privatwirtsch.  Prinzip,  jedoch  unter  Modihkationen  wie  den 
soeben  (vor.  § unter  B,  2)  erwähnten  vollführt  und  den  Bedürftigen, 
den  Gliedern  der  betreff.  Gemeinschaft,  zur  Verfügung  gestellt  werden. 
2 Alles  vollzieht  sich  daher  auf  Grund  des  in  der  Satzung 
(Statut,  und  Abänderungs-  und  Ausführungsbestimmungen  bei  den 
freien)  oder  in  der  Verfassung  (Gesetze,  bei  den  Zwangs- 
»•emeinwirtschaften'  ausgesprochenen  Rechtswillens  der  Gemeinscliatt 
fn  autoritativer  Weise.  So  a)  die  Her-  und  Bereitstellung  der 
Gemeinirüter  und  der  dazu  erforderlichen  Einrichtungen  j ) i »c 
Einrichtung  des  Betriebs  letzterer;  c)  die  Vergütung  der  Arbeits- 
kräfte dabei  (Beamtensystem,  Besoldiings-,  Pensionsweseii);  (l)  die 
Regelung  der  Deckung  der  Kosten  der  Gemeingüter;  e)  die  Re- 
‘'■eliin"  der  Bedingungen  für  die  Anteilnahme  (Genuss)  an  den 
Gememgütern  sowie  des  generellen  Entgelts  (in  Beiträgen  bei  den 
freien,  in  Steuern  bei  den  Zwangsgemeinwirtschaften)  und  des 
etwaigen  speziellen  Entgelts  (im  ( ; ebührenweseii , nach  laxen) 


3. 


Aufgaben 


o.  Auiguucii  a;  im  Allgemeinen  und  zuvörderst  Schaffung  und 
Sicherung  der  Einrichtungen  und  Bedingungen  für  die  Betriedigiing 
von  Gemeinhedürfnissen.  b)  Ersatzdienst  gegenüber  dem  priyat- 
wirtsch.  und  karit.  System,  um  Lücken  und  Unvol  kommeiiheiten 
in  der  Befriedigung  von  Gesamtbedürfnissen  der  Glieder  von  Ge- 
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meinschaften  zu  beseitigen,  c)  Korrektivdienst  namentlich  gegenüber 
dem  privatwirtsch.  System,  bes.  dem  der  freien  Konkurrenz,  um 
Härten,  Mängel  und  Disharmonien,  welche  aus  der  Funktion  dieses 
Systems  hervorgehen,  abzustellen.  4.  Träger  (Funktionäre)  des 
gemeinwirtsch.  Systems  sind  die  als  Einzelwirtschaften  konstituierten 
Gemeinwirtschaften,  soweit  sie  nach  dem  gemeinwirtsch.  Prinzip 
oder  nach  dem  in  gemeimvirfsch.  Richtung  modifizierten  privat- 
wirtsch. Prinzip  für  die  Vermittlung  von  Bedürfiiisbefriedigun<-en 
von  Gliedern  der  betreff.  Gemeinscliatt  fungieren.  ” 

D.  Arten  der  Gemeinwirtschaften:  1.  freie,  2.  Zwangs-  Bei 
aller  tiefer  Verschiedenheit  ihres  Begründungsprinzips,  der  Art  und 
des  Umfangs  ihres  Gebiets  besteht  zwischen  ihnen  doch  immer  »-erade 
auch  ökonomische  Gleichartigkeit  nach  Prinzip  und  Methode  der  Re- 
gelung der  Ziifübriing  der  Leistungen  (Genüsse)  an  die  bedürftigen 
Gliederder  Gemeinschaft,  der  Normierung  der  generellen  und  eventuell 
speziellen  Entgeltlichkeit  und  der  Einrichtung  der  Kostendeckung 
1.  Freie  Gemeinwirtschaften  (Gr.  I.  § 342—344).  a)  Be- 
gründung (Entstehung)  durch  freien  Entschluss,  daher  Ve.rtra»'  der 
Interessenten,  b)  Motiv*  (Impuls)  a)  persönl  Interesse,  Vorteil.s- 
moment  (1.  egoist.  Leitmotiv),  aber  modifiziert  und  beschränkt  durch 
ß)  Solidaritätsemplindungen  mit  anderen  Mitgliedern,  durch  soziale 
gemeinnützige,  auch  karit.  und  Pflichtgefühls-Gesichtspunkte  und 
Impulse,  c)  Bestimmungen  über  Leitung  („Regieruu<>-“  Voi-stand 
Zentralinstanzen),  über  Funktion  der  freien  G.  W , über  Rechte  und 
Pffichten  der  Mitglieder  sind  in  der  Satzung  und  den  sie  recht- 
mässig ergänzenden  und  abändernden  Bestimmungen  enthalten 
Dadurch  wird  die  Autorität  begründet,  d)  Entgeltlichkeit,  Kosteu- 
devkung  erfolgt  nicht  nach  spez.  I.eistung  und  Gegenleistung  gleichen 
erts,  sondern  nach  dem  („kommunistischen“)  Grundsatz,  die  Kosten 
nach  satzungsmässigem  Alassstab  auf  die  Glieder  in  Form  von 
deren  Beiträgen  zu  verteilen,  z.  B.  als  gleiche  oder  so  und  so  ah- 
gestufte  Kopfbeiträge,  ohne  Rücksicht  darauf,  im  Allgemeinen 
wenigstens,  wie  sich  Einzelbeitrag  und  Emjifäng  (Genuss)  des  Ein- 
zelnen von  Leistungen  aus  der  Gemein  Wirtschaft  in  ihrem  V\  ert 
zu  einander  verhalten,  event.  unter  Mitanwendung  des  Prinzips 
des  spez  Entplts  für  Leistung  und  Gegenleistung  in  Form  von 
laxen  (Gelni hren)  für  die  Gegenleistung  des  Mitglieds  in  einzelnen 
ballen,  e)  Gebiet:  vornehmlich  die  gesellschaftlichen  (Klas.sen-) 
Gemeinbedürfnisse,  auch  einzelne  räumliche,  zeitliche,  im  unent- 
wickelten Staat  ohne  genügenden  Rechtsschutz  und  bei  Aussetzeu 
der  staatl.  I unktionen  hier  auch  jetzt  noch  bisweilen  selbst  das 
Rechtsordnungs-  und  Rechtsschutzbedürfnis;  speziell  bes. Verhältnisse 
der  sozialen,  wirtschaftsgenossenschaftliclien  Hilfe  (Kredit-  Ver- 
sicherungs-,  Verkehrswesen).  f)  Kechtsform  geschichtlicl’i  ver- 
änderlich, los^ere  des  Vereins,  strengere  des  Berufsvereins  (Arbeiter- 
Gewerk-,  Arbeitgebervereine,  mit  genauer  Normierung  der  Formen’ 
der  Gründung,  Einrichtung,  Rechte  und  Pflichten  der  Mitglieder) 
<Ier  Genossenschaft  (moderne  „eingetragene“,  Erwerbs-  und  Wirt- 
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Schafts-  mit  verschiedener  Normierung  der  privatrechtlichen  Haft- 
ÄsvShaltntae,  D.  Kdctages.  v.  1.  Mai  1889),  dos 
keitsvereins  (Versicherungswesen),  strengste  lomi  der  J^orporatioi . 

0-1  Zwischenstellung  zwischen  Privatwirtschaft,  bes  Erwerbs-  (uamentl 
AVtr)GWlschaft  einer-,  öffentlicher  (staatl  kommun 
Anstalt  anderseits,  h)  Dabei  speztf. 

Pini<^e  snezif  Vorteile  der  freien  Gemeinwirtschaft  im  Konkurrenz 
kainnf-  Grossere  Einheitlichkeit  der  Leitung  bei  der  1 nvat-,  starkeie 
KanUalä-aft  bei  der  grösseren  ]iriv.  Einzel wirtsch.  der  phys.  1 
umf  bei  der  Erwerbs-,  bes.  Aktiengesellschaft,  desgl.  bei  der  »^tteutl. 
Anstalt  bei  dieser  auch  stärkeres  Autoritätsmoment,  a^^er  bei  der 
fr  Gern  wirtsch.  oft  melir  Solidaritätsgefiihl,  Begeisterung  stärkeres 
Eihos  Slich  vornehmlich  zu  Zeiten,  im  Antäng,  nicht  sicher 
dauernd  und  gleichniässig.  i)  Wünschenswerte  Ausdehnung  der 
freien  Gemeinwirtschaft  zur  Einengung  der  1 riva^yirtscli , bes  der 
Aktiengesellschaft  auf  manchen  Gebieten  und  zur  \ ermeidun  u ei 
Jdlzu-rossen  Ausdehnung  der  Zwangsgeineinwirtsch.  (neueres  lamL 
liebes , gewerbliches , merkantales  Genossenschaltswesen , Bei  s 

Vereins-,  Gewerksch. wesen).  Wirt- 

2 Zwangsgeineinwirtschaften  („öffentliche 

schäften)  Gr.  I S 345—350.  a)  Wesen,  Begründung  (En - 
stehun»-)  Der  Name  deutet  darauf  hm.  Auch  sie  sind 
wSSaften  mit  leitendem  Rechts-  und  Wirtschaftssubjekt  (o.  ^ 11). 
Sie  entstehen,  gestalten  und  entwickeln  sich  durch  zwangneises 
Fin«-reifen  (Ge-  Verbot,  phys.  und  moral,  oder  Kechtszwang,  * traf- 
androhung,  Strafvollzug)  einer  mit  genügender  Macht  ausgestatteten 
Autorität,  welche  sich  Zwecke  für  menschliche  Gemmnschaften 
setzt  und  zu  deren  Verwirklichung  die  Einzelnen  als  Glieder  zu 
Gemeinschaften  verbindet,  die  Beziehungen  der  Glieder  zur  Ge- 
meinschaft, die  Rechte  und  Pflichten  beider  in  den  iormen  des 
Verfässnngsrechts  bestimmt,  cc)  Diese  Autorität  ist  in  letzter  Linie 
immer  die  des  Staats,  ji)  Die  Geuieinschaftszwecke  betretten  wiik- 
liche  oder  doch  von  der  leitenden  Autorität  angenommene  („gesetzte  ) 
Existenz-  und  Gedeihensbedingungen  der  Gemeinschatt  und  des 
Einzelnen  als  Glieds  dieser,  y)  Die  eigentliche  tiefere  Begründung 
“ zwecke  und  des  zu  ihrer  Vexwirklichung  event.  mit  an- 
orewendeten  Zwangs  liegt  aa)  in  diesem  Charakter  der  Gememsdiatts 
zwecke  bb)  nicht  im  „Nutzen“  (Vorteil)  fiir  den  Einzelnem  so 
gross  und  dem  erwägenden  Verstand  leicht  erkennbar  meist  diesei 
Nutzen  ist;  cc)  auch  nicht  einmal  in  gemeinsinnigen  und  pfl  cht- 
mässigen  Erwägungen  und  Empfindungen  des  Einzelnen,  wenn  diese 
auch  vielfach  mitspielen  und  vom  Einzelnen  Vernunft-  und  pfiicht- 
gemäss  zu  fordern  sind  (s.  u.  u.  c).  bj  Arten  «)  Dci  ö ta.it 

fa)  stets  mol, r oder  weniger  in  >1«  g'“'!’'''*’) 

Kulturvölker  immer  mehr  und  ausschhesshener  als  Aufsteller,  1 ort 
hildner,  Garant  der  Einrichtungen  und  Veranstaltungen  zur  Be- 
friedigung des  1.  prinzipalen  Gemeinbedurfnisses  dw  Rechtsoidnuiig 
und  des  Rechtsschutzes  füngierend  („Staat  allem  Gesetzgeber,  Ge- 
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richts-,  Polizei-,  'Wehrheer'',  Alleininhaber  der  „wesentl.  Hoheits- 
rechte“); bb)  grösster  Kreis  für  die  Einrichtungen  zur  Befriedigung 
der  niuml.  und  zeitl.  Gemeinbedürfnisse;  cc)  Kontrolorgan  auf  dem 
Gebiete  der  gesellschaftl.  Gemeiubedürfnisse;  dd)  Regulator  auch 
der  Rechtsordnung  für  das  privatwirtsch.  und  karit.  System.  /S)  Die 
(Orts-)Gemeinde  und  /)  die  zwischen  ihr  und  dem  Staate  stehenden 
„höheren“  „öffentlichen'*  oder  Selbstverwaltungskörper  (Provinz, 
Kreis  usw.,  auch  Einzelstaat  im  „Reiche“,  Bundesstaate),  aa)  beide 
— im  „übertragenen“  Wirkungskreise  nach  den  Normen  des  Staats- 
gesetzes wenigstens  im  entwickelten  Staat  der  Kulturvölker  — mit 
dem  Staate  zusammen  tätig  auf  dem  Gebiete  des  1.  Geniein- 
bedürfnisses  da  und  dort  (innere  Verwaltungs-,  Polizeifunktionen), 
mehr  allein  und  in  stärkerem  blasse  auf  dem  Gebiete  der  räuml. 
und  zeitl,  Gemeinbedürfnisse  innerhalb  ihres  räumlichen  Bezirks, 
bb)  im  „freien“  Wirkungskreise  nocli  in  umfassenderem  und  inten- 
siverem Masse,  d)  Die  einzelnen  öffentlichen  Einrichtungen  und 
Anstalten  (organis.  Verwaltungsgebiete)  des  Staats  und  der  übrigen 
„öffentl.  Körper“  können,  verselbständigt  gedadit,  als  speziale 
(Zwangs-) Gemein wirtscliaften  angesehen  werden,  f)  Für  einzelne 
Spezi  alz  wecke  kommen  auch  ad  hoc  gebildete  und  fungierende 
Zwangs-Gemeinwirtscliaften  („Zwangs-Zweckverbände“)  vor,  bes. 
auf  dem  Gebiete  der  räuml.,  zeitl.  und  gesellschaftl.  Gemein- 
bedürfnisse, z.  B.  auf  Kultus-  und  Unterrichtsgebiet  (organisierte 
Religionsgemeinschaften,  Kirchen  mit  Zwangszugehörigkeit  der  Mit- 
glieder nach  Wohnsitz.,  Abstammung,  Scliulverbände  von  Haus- 
vätern, Ortsbewolinern),  in  agrar.,  gewerbl.,  merkant.  Verhältnissen, 
im  Armen-,  M ege-,  Versicherungs-,  Meliorations-,  Schutzwesen  — 
Deich-,  Be-  und  Entwässerungsverbände  — , Einrichtungen  im 
älteren  Gilde-  und  Zunftwesen,  in  der  modernen  Arbeiterversicherung 
und  in  v.  a.  F.).  — c)  Begründung  des  Zwangsmoments,  der 
Notwendigkeit  und  Unvermeidlichkeit,  der  Berechtigung,  der  Zweck- 
mässigkeit dieses  Moments,  der  wichtigste  und  schwierigste  Punkt, 
tlieoret.  und  j)rakt.  a)  Zu  unterscheiden  ist  dabei  der  Zwang  aa)  als 
historisch-relative  und  als  absolute  („rein  ökonomische“) 
Kategorie:  in  beiden  Fällen  bb)  für  einzelne  Gemeinschaftszwecke 
von  ZAveckverbänden  ad  hoc  und  von  öffentlichen  Körpern,  insbes. 
auch  des  Staats  seihst;  cc)  für  die  gros"’en  Hauptaufgaben  und 
Zwecke  solcher  Körper,  wieder  hes.  des  Staats,  ff)  Historisch 
(örtlicli)  relativ  begründet  ist  der  Zwang,  wo  der  richtig  bestimmte 
Gemeinschaftszweck  ohne  Zwang  nicht  oder  nur  viel  schwerer, 
langsamer,  in  zu  kleinem  Umfang  erreicht  wird,  weil  die  diesen 
Zwang  entbehrlich  machenden  Voraussetzungen  Avenigstens  im  kon- 
krtUen  Fall  fehlen:  richtiges  Verstehen  des  Eigeninteresses  des 
Glieds,  freie  Beschränkung  seines  Selbstinteresses,  genügender  Ge- 
meinsinn, soziales  Pflichtgefühl.  Der  Zwang  tritt  hier  als  Ersatz 
uml  Ergänzung  ein,  aber  auch  als  Erzieliungsmittcl,  mit  dem 
Ziele,  sich  selbst  unnötig  zu  machen,  indem  jene  Voraussetzungen 
durcli  ihn  entwickelt  werden  (Einfluss  von  Gewöhnung,  Sitte,  Boi- 


102 


suiea  So  bes.  bei  Zweckverbänden  für  einzelne  Zwecke,  bei 
öffentl  Körpern  in  solchen  Fällen,  z.  B.  der  Schul-,  Versicherungs- 
Meliorationszwang.  y)  Absolut  begründet,  daher,  ohne  eme  nicht 
wohl  anzunehmende  völlige  Veränderung  der  psychischen  Isatur  und 
damit  der  Motivation  des  Menschen  dauernd  geboten,  ist  dei 
Zwang  in  allen  den  Fällen,  wozu  die  im  Gebiete  der  Hauptaidgaben 
des  Staats,  bes.  bei  der  Fürsorge  für  Rechtsordnung  und  Rechts- 
schutz („Rechts-  und  Machtzweck“,  § 24)  vor  allen  gehören  namhch 
wo  aa)  das  Interesse  der  Gemeinschaft  und  des  dazu  gehörenden 
Einzelnen  und  seiner  privaten  Einzelwirtsch.  sich  nicht  unimttelbar 
deutlich  und  sicher  deckt,  auch  wohl  im  Widerspruch  steht  oder  (lern 
Einzelnen  zu  stehen  scheint,  dieser  _ev.  nur  Lasten,  ;Nachtede,  mc  i 
Genüsse,  Vorteile  oder  beide  nicht  in  richtigem  \ erhaltnis  stehend 
empündet  (Wehrdienst-,  Steuerzwang!);  und  wo,  wie  meistens,  wenn 
auch  nicht  ausnahmelos  bb)  die  technische  Natur  der  Gemeingüter 
eine  sichere  Vergleichung  zwischen  Wert  lür  den  Einzelnen  und 
Lasten,  die  diesem  aufgelegt  werden,  nicht  gestattet  und  eine 
spezielle  Verkäuflichkeit  der  Leistungen  der  Zv.mnf^genieinwirtsth. 
JLr  nicht  oder  nur  in  dem  begrenzten  Umfang  des  Gebuhrenwesens 
uiö<dich  macht  (Rechtsschutzgewähr,  allgemeine  Forderung),  d)  I ol- 
o-emino-eu  und  Folgen  aus  dem  Charakter  der  Zwangsgemein- 
wirtschaft für  Regelung  der  Beziehungen  zwischen  ihr  und  ihren 
Gliedern  und  für  Kostendeckung,  a)  Das  privat-wmtsch  Pi  nizip 
von  Leistung  und  Gegenleistung,  von  spezieller  Entgeltlichkeit 
ist  im  All«:eiiieineu  unanwendbar,  ß)  xVusnalimsweise  und  beschnmkt, 
aber  auch  dann  nur  wesentlich  modihziert,  wenn  auch  aut  deii 
einzelnen  Gebieten  in  verschiedenem  Masse,  kann  es  — und  soll 
es  daun  gewöhnlich  auch  — zur  Anwendung  kommen  in  I orm  des 
sogen  finanziellen  Gebührenprinzips,  namhch  da,  wo  die 
Lustmomente  (Genüsse,  Vorteile)  aus  Einrichtuiigeu  und  Leistungen 
der  Zwangsgenieinwirtschaft,  sowie  die  Kostenverursacliungen  sich 
für  die  Mitglieder  nachweisbar  und  cinigermasseii  messbar  starker 
differenzieren.  Hier  hat  dann  eine  autoritäre  Anordnung  zur  Aut- 
leguiig  von  Gebühren  in  Form  von  Taxen  stattzuhnden,  wo  aber 
der  bestiinmendeii  Autorität  iinvern  leidlich  wieder  tur  Eintritt,  Art, 
Mass  der  Gebühren  ein  grosser  Spielraum  und  vertragsmassige 
Regelung  gewöhnlich  ausgeschlossen  bleibt  (partielle  Ausnahineii 
bei”  Pauschalierung  von  Gebühren),  y)  Mittelst  Gebühren  ertolgt 
SO  eine  völlige  oder  teilweise  Deckung  der  Kosten  der  Emnchtungen 
und  Leistungen,  an  welche  sie  sich  anschliessen,  bisweilen  selbst 
mit  tatsächlicher  oder  auch  sogar  beabsichtigter  Erzielung  von 
Ueberschüssen  (Reinerträgen),  wodurch  eine  Annäherung  an  privat- 
wirtsch.  Erwerb  oder  Besteuerung  erfolgt  (Post).  Die  autoritäre 
Regelung,  die  Möglichkeit  der  Berücksichtigung  sachlicher  vor 
Finanzinteressen  bildet  aber  einen  prinzip.  Unters^chied  vom  Privat- 
erwerb,  die  Behandlung  der  Gebüliren  als  spezielle  Lntgelte  einen 
solchen  von  der  eigentlichen  Besteuerung,  y)  lalscher  Einwand 
gegen  den  „Fiskalisinus“  öffentlicher  Betriebsverwaltungen  (Post, 
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Staafseisenbahnen  u.  a.  m.)  bei  starker  Ueberschuss Wirtschaft,  w’eil 
aa)  diese,  wenn  es  richtig  scheint,  hier  gesetzlich  abgestellt  oder 
eingeschränkt  werden  kann,  was  bei  dem  Fiskalismus  von  privaten 
(Aktien-) Betrieben  meist  ausgeschlossen  ist,  und  weil  bb)  die  Er- 
gebnisse dieses  Fiskalismus  dort  die  Steuerlasten  erleichtern,  hier 
die  Taschen  der  Privaten  füllen.  Das  Nähere  über  Gebühren  wesen 
gehört  in  die  Finanzwissensch.  (s.  meine  Fiii.wiss  II,  2.  A.  4.  Buch 
S.  33 — 198,  meine  Vorles. -Grundriss  1.  — 3.  A.  § 63 — 70).  d)  Ab- 
gesehen von  dieser  Anwendung  des  Gebührenprinzips  kann  nur 
„generelle“  Entgeltlichkeit  und  Kostendeckung  mittelst  all- 
gemeiner Zw'angsheiträge  (Steuern)  der  Mitglieder  statt- 
tinden,  nach  den  regulativen  Bestimmungen  der  leitenden  Autorität, 
aa)  Daher  zwar  wohl  eine  ökonomisch  abwägende  Vergleichung 
zwischen  dem  Wert  der  Gesamtheit  der  Einrichtungen  und 
Leistungen  der  Zwangsgemeinwirtschaft  (auch  zwischen  Gruppen 
solcher  Einrichtimgen,  z.  B.  Wehr-,  Justiz-,  Polizeiwesen)  für  die  Ge- 
samtheit der  Mitglieder  und  der  Summe  der  Gegeuleistungen  aller  Mit- 
glieder (des  Volks)  in  der  Gesamtheit  der  Steuern;  aber  bb)  nicht 
eine  solche  Vergleichung  zwischen  dem  Wert  dieser  Einrichtungen  lür 
das  einzelne  Mitglied  und  dem  Gegenwert  seiner  Steuerleistung, 
denn  teils  ist  ein  solcher  als  Vorteil  (Lustmoment)  empfundener 
Wert  für  den  Einzelnen  nicht  vorhanden,  teils  ist  er  nicht  messbar, 
cc)  Demnach  müssen  autoritär  ein  oder  mehrere  Massstäbe 
für  die  Verteilung  der  Steuern  auf  die  Mitglieder  behufs  Kosten- 
deckung festgestellt  werden.  Der  im  Ganzen  richtige  und  beste, 
auch  in  der  Praxis  immer  mehr  angewendete  3Iassstab  ist  der  der 
Besteuerung  nach  der  wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit: 
eine  Konsequenz  aus  der  Eingliederung  der  Einzelnen  in  die  Ge- 
meinv.  irtschaft.  Näheres  hierüber  gehört  nicht  hierher,  sondern 
wieder  in  die  Finanzwissenschaft  (s.  meine  Fin.wiss.  bes.  B.  II, 
2.  A.  5.  Buch,  allgera.  Steuerlehre,  daselbst  bes.  § 62  ff.  (All- 
gemeinh.),  § 178  ff  (Gleichmässigk.  der  Besteller.),  meine  Vorles.- 
Grundriss  § 79 — 87).  cc)  Aus  allen  diesen  Verhältnissen  ergibt  sich 
der  „kommunistische“  Charakter  der  Z wangsgemein wirtsch., 
voran  des  Staats,  soweit  nicht  Gebührenwesen  Anwendung  findet 
(oben  S.  85),  damit  die  tiefe  prinzip.  Verschiedenheit  des  gemein- 
wirtsch.  Systems  vom  privatwirtschaft'’chen,  die  bedeutsame  Rück- 
wirkung der  Ausdehnung  aller  gemeinwirtsch.  Tätigkeit  auf  die 
ganze  Organisation  der  Volkswirtschaft,  dd)  ü.  A.  wird  im  üblichen 
Arheits-  und  Lohusystem  des  Staats  die  Arbeiter-  und  Imhnfrage 
autoritär  ganz  anders  gelöst  als  im  privatwirtsch.  System:  mittelst 
eines  System  von  „Sozialtaxen“  in  Gehalt  und  Pension,  wesentlich 


ausserhalb  der  Konkurrenz  und  weit 


unabhängiger 


von  Angebot 


und  Nachträge,  nach  dem  ungetähren  Bedarf  des  Arbeiters  (mit 
Familie)  und  nach  Skalen  für  den  Wert  seiner  Arbeit,  unter  Sicherung 
und  mit  relativer  Stabilität  von  Einkommen  und  unter  Sicherung 
(Versicherung)  in  Zeiten  von  Krankheit,  Invalidität,  Alter,  auch 
von  Hinterbliebenen  (Witwen,  Waisen)  sowie  mit  angemessener 
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Keo-elun«:  des  Arbeitsmasses  und  der  Arbeitszeit  (Normal-,  bezw. 
Max  -Arbeitstag,  Urlaubszeiten,  „Ferien“):  der  ,,sozialpoh  . 
Oiarakter  des  staatsdienstlicben  Besoldungs-  und  I ensionswesens 
als  Lobnsystein  und  des  ganzen  Staatsdiensts  als  Arbeits^'steni. 
(Näheres  meine  Fin.  I,  3.  A.  § 152-167,  Grundriss  1 Wes 
8 20—241  — e)  Entscheidung  über  Anwendung  des  Zwan„. 
L einzelne  Gemeinschaftszwecke.  Zwar  sind  subjektive  Moinente 
( Glauben“)  nicht  völlig  ausscbliessbar,  dennoch  sind  prinzip.  richtige 
und  praktisch  brauchbare  Gesicbtspunkte  zu  hiideii.  Zwang  ist 
notwendig  und  damit  berechtigt,  «)  wenn  der,  vmraussetzungsweise 
richtio-  hestimmte  Zweck  durch  Weigerung  des  Einzelnen  vereitdt 
und  so  Existenz,  befriedigende  Funktion  der  Gemeinschaft  unmogli^ 
würde  (Beispiel:  Wehrdienst-,  Steuerzwang,  — Schul-,  Impfzwang 
Deichbau-.  Meliorationszivaiig,  z.  B.  bei  Ent-  und  Bewäs^rung  "S''  )) 
8)  wenn  Teilnahme  des  Einzelnen  an  den  durcb  Gememscbaft 
geschaffenen  Nutzei, iricbtungen  nicht  wmlil  auszusclilmssen  (ReGj 
schütz!);  y)  wenn  es  sich  zwar  nmmttelbar  um  \orteile  tui  Linzelne 
handelt,  diese  ihm  zu  ermögliclmn  jedoch  im 

(Versicherungszwang  in  vielen  Fällen  Arbeiter-,  Alteis-,  A\  ; 

Waisenpensionswesen  der  Beamten,  Feuerversicherung  und  a.  in.), 
d)  wenn  die  grössere  Beteiligung,  räuml.  Ausdehnung,  Zentralisierung 
der  Einrichtung,  Konzentration  der  Leitung  die  1 unktion  bessert, 

die  Kosten  ermässigt,  die  Uebertragung  von  verschiedenen  Betr^ 

ergebnissen  ermöglicht  (Post,  Telegraphie,  Eisenbahnen,  z.  J . auch 
andere  Betriebe.  Bank-,  Versicherungswesen,  — Post-,  Munzie,^al). 
f ) F o r d e r u 11  g e n an  die  Z wangsgemein wurtscbaften,  f ui  die  A 
Wendung  des  Zwangs,  insbes.  Garantieen  und  >^"telen 
dafür,  dass  zwischen  Wert  der  Leistungen  der  Gemeinwircsc halt 
und  der  Gegenleistungen  der  Mitglieder  im  Ganzen  ein 
Verhältnis  bestehe  und  dass  der  Zwang  gerechtfertigt  sei  «)  Ziele 
dabei:  aa)  möglichst  objektive  Feststellung  der  Notwendigkeit  und 
der  erfolgversprechenden  Anwendung  des  Zwangs;  bb)  moghehstt 
Entwicklung  cles  richtigen  Verständnisses  des  berechtigten  privaten 
E?genihteresses  an  den”  Einrichtungen  und  Leistungen  der  Gemein- 
wirtschaft, auch  der  falsches  Eigen  Interesse 

Alotive,  des  Gemeinsinns,  des  Ehr-  und  I Hichtgefnbls,  um  Ziyin 
entbehrlich  oder  weniger  belästige' nd  zn  machen;  cc) 
richtige  Bestimmung  des  Wirkungskreises,  der  Funktionen  dei  (xe 

meinwirtschaft,  was  nicht  rein 

obiektiven  richtigen  Erwägungen  abhangt  (s.  folg.  § -4),  ^d)  m 
liehst  vollkommene  ökonomisch-technische  Emrichtnng  und  Funktion 
der  Gemeinwirtschaft  bes.  auch  im  Kostenpimkte;  ee)  ™“g:lichst 
richtige  Verteilung  der  zwangsgemeinwirtschaftlichen  I unktionen  auf 
Staat  (Reich),  sonstige  öffentl.  Köriier,  Zweckverbancle  (wn-tschaf  1. 
Seite  der  polit.  Fragen  der  Dezentralisation  der  Staats-  und 
Organisation  der  Selbstverwaltung),  ß)  RDttel,  sich  diesen  Ziel 
punkten  möglichst  zn  nähern,  sind:  aa)  gute  Organisation  der  Leit ung-s- 
nnd  Aiisführungsinstanzen  („Regierung“)  der  Gememwirtscli., 
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bb)  Verbindung  dieser  Instanzen  mit  gut  fungierenden  Kontroll-  und 
an  der  Gesetzgebung  mitwirkenden  Organen  der  Mitglieder:  in 
Staat,  Gemeinde  usw.  Daher  ist  diepolitische  Forderung  von  Volks- 
vertretungen der  Regiening  gegenüber  auch  eine  w i r t s c h a f t s - 
organisatorische,  welche  aus  Wesen  und  Funktion  der  Zwangs- 
gemeinwirtschaft und  der  Notwendigkeit,  unbedingt  oder  eventuell 
mit  Zwang  vorzugehen,  selbst  notAvendig  folgt. 

§ 24.  — V.  Der  Staat,  volkswirtschaftlich  betrachtet. 
Gr.  L § 352—383.  Mein  Aufs,  im  H.  W.  B.  St.  2.  A.  B.  6; 
auch  meine  Fin.-wiss.  I.  3.  A.  § 36,  37,  Fin.gruudriss  § 8,  9. 

A.  Älängid  der  Auffassung  Seitens  des  ökon.  Individualismus 
und  Liberalismus  (oben  S.  6 ff.),  der  (Kant’schen)  Rechts-  und  Staats- 
philosophie, Fortschritte  und  Berichtigungen  in  den  organ.,  histor. 
und  sozial,  (auch  Sozialist.)  Auffassung  B.  Der  Staat  als  volks- 
wirtsch.  Kategorie:  1.  Wirtschaft!.  Gut  (oben  S.  8).  2.  Iinmaterial- 
kapilal.  3.  Wesentl.  und  richtig:  höchste  Form  der  ZAvangsgemein- 
wirtschaft  (o.  S.lOO,  bei  2,  b.  a),  wahre  Zwangs-Gesamtwirtschaft 
der  nationalen,  politischen  Gemeinschaft  der  Staatsangehörigen  (und 
zugelassenen  Staatsfremden).  4.  In  dieser  Funktion  ist  der  Staat 
für  die  Volkswirtschaft  a)  auf  dem  Produktionsgebiet  a)  Produktiv- 
faktor durch  seine  Einrichtungen  und  Leistungen,  welche  wirt- 
schaftliche Güter  („Verhältnisse'*'  o.  S.  29)  darstellen,  ß)  Produktions- 
bedingung für  das  ])i’ivatwirtsch.  (und  karit,)  System,  dessen 
Produktionstätigkeit  er  erst  ermöglicht;  die  ihm  dafür  entrichteten 
Steuern  sind  daher  nicht  eigentlich  etwas  den  Besteuerten  Ge- 
nommenes, sondern  ein  dem  Staate  kraft  seiner  Funktionen  ge- 
bührender, ja  schon  gehörender  Anteil  am  privatwirtsch. 
Ertrage,  b)  Auf  dem  Verteilungsgebiet  ist  der  Staat  Mit- 
Regulator  durch  seine  Funktion  in  der  Ausgestaltung  der  Rechts- 
ordnung für  die  Funktion  des  privatwirtsch.  Systems,  durch  seine 
Regelung  der  Zuführung  seiner  Leistungen  an  die  Betlürftigen  und 
durch  seine  Regelung  der  Gebühren  und  Steuern  zur  Kostendeckung 
seiner  Einrichtungen  und  Leistungen,  c)  Seine  Leistungen  stellen 
Güterproduktionen  in  und  für  die  Volkswirtsch.  dar,  ihre  Ueber- 
nahme  entspricht  einem  Prinzip  der  Arbeitsteilung  zwischen 
Staat  und  Einzelwirtschaften.  Soweit  dabei  Zwang  zu  Grunde  liegt, 
unterscheidet  sich  diese  Arbeitsteilung  allerdings  rechtlich,  aber 
nicht  ökonomisch  von  der  auf  freier  Entwicklung  beruhenden:  ein 
Umsatz  von  Gütern  (Staatsleistungen  gegen  Steuern,  Gebühren) 
findet  auch  hier  statt;  den  empfangenden  Einzelwirtschaften  werden 
Arbeitskräfte  und  sachliche  Produktionsmittel  für  ihre  eigene  Pro- 
duktion frei.  D.  Die  tatsächl.  Leistungen  des  Staats  entspringen 
den  Zwecken  und  A ufgaben , Avelche  der  Staat  übernimmt. 
E.  Eine  prinzipielle  Feststellung  und  damit  Begrenzung  dieser 
Zwecke,  mithin  der  Staatstätigkeit  selbst  ist  unzulässig,  i.  Alles 
steht  hier  vielmehr  im  geschichtlichen  Fluss  und  kann  nicht  aus 
„Begriff  und  ^Vesen‘‘  des  Staats  oder  der  Einzelj)ersönlichkeit  und 
ihrer  Freiheitssphäre  abgeleitet  werden,  Momente,  Avelchc  selbst 
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wieder  geschichtlich  veränderlich  sind.  2.  Als  Konsequenz  hierv<»n 
ergehen  sich  theoretische  Axiome  und  praktische  Postulate:  a)  ,,prin- 
zipielle‘^  grenzenlose  Ausdehnung  der  Staatstätigkeit  ist  zu 
verwerfen  (Fehler  der  eudämonist.  Wohlfahrtsstaatstheorie  und  des 
Absolutismus  des  18.  Jh.;  logische  Konsequenz  des  verwirklichten 
Sozialismus),  b)  „Prinzipielle^^  Beschränkung  auf  ein  für  allemal 
bestimmte  Zwecke  ist  ebenso  unhaltbar  und  unhistonscli  (einseitiger 
Rechtszweck  der  individualist.  Rechts-  und  Staatslehre,  des  Ökonom. 
Individualismus  und  Liberalismus).  c)  Zwecke  und  Einzeltätig- 
keiten sind  einem  beständigen  Wechsel  unterworfen,  bei  Kultur- 
ölkern allerdings  in  der  Richtung  einer  steigenden  Ausdehnung 
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und  zunehmenden  Intensivität,  zumal  bei  Zusammentassung  mit  den 
Tätigkeiten  der  übrigen  öffentl,  Körper  (s.  u.  u.  IL  2).  d)  Richtige 
Verteilung  der  gesamten  Ötientl.  1.  ätigkeiten  zwischen  dem  Staat 
und  diesen  Körpern  ist  ein  Haiiptpostulat  (s.  u.  u.  J.).  e)  In 
finanzieller  Hinsicht,  daher  betr.  Kostendeckung,  kann  a)  „Spar- 
samkeit“ nicht  leitender  Grundsatz  sein  und  ist  ß)  Stabilität 
der  Staatseinnahmen  (Besteuerung)  unhaltbar,  weil  das  mit  Ent- 
wicklung und  Aenderung  der  Staatszwecke  und  Leistimgen  in  Wider- 
spruch steht.  F.  Die  beiden  organischen  Staatszwecke,  der 
Rechts-  und  Macht-  und  der  Kultur-  und  Wohllahrtszweck, 
können  mit  der  neueren  Staatslelire  (Politik)  auch  für  die  volkswirtsch. 
Betrachtung  unterschieden  werden,  wenn  sie  sich  auch  aut  einen  ein- 
heitlichen obersten  Zweck  zurückführen  lassen:  Fürsorge  für  und 
Garantie  der  Existenz-  und  Gedeihensbedingungen  der  im  Staate,  als 
Gesamt  Wirtschaft,  zusammengefassten  Volksgemeinschatt,  und  wenn 
auch  manche  einzelnen  Tätigkeiten  gleichzeitig  beiden  Zwecken 
dienen.  Subsumption  aller  Staatstätigkeit  unter  den  Rechtszweck  ist 
gezwungen  und  undurchtiihrbar  (Rechtsstaatstheorie).  1-  Zum  Gejiiet 
des  Rechts-  und  Macht  Zweckes  gehört  die  Autstellung,  Fort- 
bildung, Erhaltung  der  Rechtsordnung  im  Innern  (insbes.  auch  der 
wirtschaftlichen,  für  das  privatwirtscli.  System,  oben  § 20  S.  88 ft.)  und 
nacli  aussen  (Selbständigkeit  des  Staats),  sowie  die  bchaftung  der 
Garantien  für  Aufrechthaltung  dieser  Rechtsordnung  („Machtzweck^), 
fürVerhütung  ihres  Bruclis  (Präventiveinrichtungen,  unten  u.  Xr.  H,  3, 
entsprechende  Funktionen  und  Wirkungen  der  Sicherlieitspolizei, 
Justizorganisation,  des  ^auswärtigen“  Dienstes,  des  M ehrwesens),  für 
Wiederherstellung  nach  erfolgtem  Bruch  und  für  Sühnung  des  letz- 
teren (Repressiveinrichtungen,  entsjirechende  Funktionen  und  Wir- 
kungen der  gleichen  Institutionen  wie  bei  Prävention),  a)  Alles 
dient  zur  Befriedigung  des  ersten  prinzipalen  Gemeinbedürfnisses  (o. 
§ 22  S.  96,  bei  2,  aj.  b)  In  der  geschichtl.  Entwicklung  ist  hier  der  Staat 
immer  mehr  und  ausschliesslich  allein  tätig,  auch  überwiegend  vor 
anderen  öft*.  Körpern  (o.  S.  100,  bei  2,  b).  c)  Kostendeckung  meist 
durcli  Steuern  und  Privaterwerbseinnahmen  (älteren  und  neueren 
„domanialen“),  aber  auch  mit  durch  Gebühren  bes.  bei  Justiz, 
Polizei,  Auswärtigem,  d)  Im  modernen  Staat  daher  die  betreftenden 
„Ministenen“  (,.Aeusseres“  inkl.  diplomat.  und  konsul.  Dienst, 
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„Inneres“,  Justiz,  „Krieg“,  Marine).  2.  Zum  Gebiet  des  Kultur  - und 
Wohlfahrtszwecks  gehört  alle  solche  Staatstätigkeit  (und  liier 
mehrfach  dauernd  auch  sonstige  öftentliche  anderer  öff,  Körper),  welche 
Förderung  der  Staatsangehörigen  in  allen  ihren  Lebens-Interessen, 
-Aufgaben  und  -Tätigkeiten,  auch  der  privatwirtschaftlichen,  bezieh, 
a)  Dabei  werden  zwar  teils  nur  die  allgemeinen  Bedingungen  tür  die 
Einzel-  (Privat-)  Tätigkeit  geschaften  und  garantiert,  damit  zu  schwere 
Hindernisse  für  diese  Tätigkeit  beseitigt;  aber  doch  auch  b)  im  grossen, 
mit  Kultur-  und  Wirtschaftsentwicklung  gerade  hier  wieder  in  stark 
steigenden  Masse  unmittelbar  zu  benutzende  öftentliche  Einrichtungen 
und  Anstalten  bereitgestellt  (zu  weit  geliende  „prinzipielle“  Forderung 
des  Liberalismus,  sich  auf  a zu  beschränken),  c)  Das  Gleiste  dient 
zur  Befriedigung  der  übrigen  Gemeinbedürfnisse,  speziell  a)  innere 
Verwaltung  mit  Wohlfahrtspolizei,  auch  auf  den  Gebieten  des  Ge- 
sundheits-  und  Heilwesens,  Hilfs-  und  Armenwesens,  ß)  volks- 
wirtschaftliche Venvaltung,  y)  Kultus-,  Unterrichts-  und  Bildungs- 
verwaltung, welchen  Gebieten  im  modernen  Staate  wieder  eigene 
„Ministerien“  zu  entsprechen  pftegen  (, .Inneres“,  spezielle  volks- 
Avirtschaftliche,  wie  Landwirtscli..  Gewerbe  und  Handel,  öftentl. 
Bauten,  Verkehrsanstalten,  Post.  Telegr.,  Eisenbahnen,  Kultus  und 
UnteiTiclit).  d)  Kostendeckung  hier  (ifters  im  grösseren  Umfang  durch 
Gebühren,  weil  die  Bedingungen  dafür  (oben  S.  102,  bei  d,  ß)  mehr 
vorliegen:  individuelle Xutzendifterenzieruiiguud  Kostenverursacliung, 
annähernde  Messbarkeit  davon  im  höheren  Masse  als  auf  dem  Gebiet 


des  Rechts-  und  Machtzwecks  (Unterrichts-,  Verkehrswesen,  andere 
materiell  volkswirtsch.  Angelegenheiten).  G . D ii r c h f ü h r u n g s - 
mittel  der  Staatstätigkeit  sind  1.  die  Zentralleitung  und  oberste 
zentrale  Verwaltung  („Regierung“)  und  2.  d ie  F i n a n z- 
wirtschalt,  ein  Teil  der  vom  Staate  dargestellteii  Gemeiuwirtschaft, 
aber  auch,  getrennt  davon  gedacht,  eine  eigene  Wirtschaft  zur  Be- 
schaftuug  und  Verwendung  der  sachlichen  Mittel  (bzw.  Gelds)  tür 
die  Durchtührung  der  Staatszwecke  und  der  dazu  dienenden  Ein- 
richtungen, Anstalten  und  Leistungen  (meine  Fiii.wiss.  1,  3.  A..  § 5, 
Fin.grundriss  § 1,  8).  H.  Entwicklungsgesetze  der  öftentl.  bes. 
der  Staatstätigkeit  bei  Kulturvölkern.  1.  Ausdruck  „Gesetz“,  sellist 
im  Sinne  von  „Kausalgesetz“,  hier  zulässig,  weil  die  Bedingungen 
vorhanden  (oben  S.  25— 27).  2.  Ers^‘s  Gesetz:  der  wachsenden 
Ausdehnung  der  öftentl.,  spez.  der  Staatstätigkeit,  a)  Zeigt  sich 
aut  den  Gebieten  beider  Staatszwecke,  aa)  beim  ei’sten  auch  in  der 
sclioi)  hervorgehobeuen  Richtung,  mehr  und  mehr  alle  bezüg- 
liche Tätigkeit  auf  den  Staat  zu  übertragen  (oben  S.  96  und  100) 
und  sie  den  kleineren  öftentl.  Körpern  uml  eventuell  beteiligten 
Privatwirtschaften  uhzunehmen;  bb)  beim  zweiten  unter  starker, 
teilweise  steigender  Beteiligung  dieser  Körjier,  b)  So  extensive 
und  intensive  Steigerung,  c)  Gründe  liegen  in  der  durch  die  Be- 
völkerungs-,  \\  irtscliafts-,  Kultureiitwicklung  bedingten  Entwicklung 
der  Geineinbedürtnissc.  d)  Die  ertolgende  Entwicklung  der  tift’em- 
liclien  Einrichtungen  zur  Befriedigung  dieser  Bedürfnisse  tritt  dann 
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in  W ccliselwirkung  mit  der  gesamten  Entwicklung  des  V olks. 
e)  Ein  finanzielles  Folgegesetz  dieses  ersten  Gesetzes  ist  die 
Steigerung  des  Finanzbedarts  (meine  Fin.  I.  3.  A,  § 36,  Fin.grundriss 
§ 9).  3.  Zweites  Gesetz:  der  immer  mehr  verwaltenden  Präventiv- 
tätigkeit mit  grossen  dauernden  stehenden  Einrichuingen  statt 
der  blossen  Repressivtätigkeiten  früher  von  Fall  zu  Fall  bei  ein- 
tretender Notwendigkeit,  a)  Zeigt  sich  bes.  auf  den  Gebieten  de^s 
Rechts-  und  Machtzwecks  (auswärt.  Vertretung,  Sicherheitspolizei, 
Gerichtswesen,  namentl.  Heer  und  Flotte,  — stehende  Heere,  Krlegs- 
schifie,  Festungen,  Seehäfen  — ),  ab(*r  auch  im  Bereich  des  Kultur- 
und  AVohlfahrtszwecks  (Sanitätswesen,  zur  Veidiütung  von  Seuchen 
und  and.  Krankheiten,  statt  blossen  Heilwesens,  Menschen-  und 
Tierseuclienpolizei).  ß)  Wird  begründet  durch  das  wachsende  Be- 
dürfnis nach  Ruhe  und  Ordnung,  um  mögliche  Gefahren,  Störungen 
gar  nicht  erst  aus  » rechen  zu  lassen  und,  wenn  diese  dennoch  ein- 
treteii,  um  so  besser  und  schneller  mit  wuchtigster  Repi’ession 
der  mm  in  diese  Funktion  übergehenden  Präventiveinrichtungen 
ihre  Wirkung  und  Dauer  zu  beschränken,  Ruhe  wieder  herzustellen; 
})svchol  und  prakt.  Moment  des  Ruhebedürfnisses,  auch  de^s  sichern 
Vertrauens,  dass  Ruhestörungen  unterbleiben  oder  im  Keim  unter- 
drückt werden,  auf  höheren  Kulturstufen  und  speziell  auch  bei 
höherer  Entwicklung  der  Volkswirtschaft,  verwickelteren  Pro- 
duktions-, Bezugs-,  und  Absatz-,  Verkehrsverhältnissen,  daher  bei 
grösserer  Volksdiclitigkeit,  mehr  industriestaatlicher  und  Weltwirt- 
schaft!. Entwicklung  fWirtschafts-  und  Kulturnotwendigkeit  des 
„Militarismus“  und  „Marinismus“,  Gendarmerie-  und  Schutzmanns- 
wesens). Bei  Präventiveinrichtungen  mehr  und  bes.  steigender 
Bedarf  an  geschulter,  technich  „qualifizierter“  Arbeitskraft 
(Heer,  Marine,  Polizei,  innere  Verwaltung  Richterdienst,  Diplo- 
matie usw.)  und  von  technisch  entsprechendem  Kapital,  stehenden 
Kapitalanlagen  für  die  Funktionen  des  Präventivsystems  und  der 
<laraus  hervorgehenden  Repression  (Gebäude,  militär.,  inarit.  Anlagen, 
Waffen  zu  Verteidigung  und  Angriff  [Fern  waffen,  Schusswaffen, 
Abwehrmittel,  Einfluss  des  naturwissensch.  und  tcchn.  Fortschritts 
im  Waffenwesen]).  Rückwirkung  dieses  Allen  auf  Notwendigkeit 
der  Einübung  der  Arbeitskräfte,  auf  das  Bedürfnis  berufsmässiger 
Organe  im  öttentl.  Dienst  statt  Organen  blossen  Ehrendiensts  (Ein- 
fluss auf  die  Organisation  des  ganzen  Staatsdiensts,  meine  Fin.wjss.  I. 
3.  A.  § 152  ff.,  Fin.grundriss  § 20,  21,  oben  S.  103,  bei  d,  cc).  ö)  V olks- 
wirtsch.  und  polit.  Folge:  Entstehen  eines  grossen  civilen  und 
militär.  (Offiziere)  Berufsstandes  der  öffentlichen,  speziell  der  Staats- 
diener  (,. Beamtentum“)  neben  den  grossen  Berufsständen  der 
mater.  Produktion  und  der  freien  (liberalen;  Berufe  und  niederer 
persönl.  Dienste  (Dienstboten  und  dgl,).  f)  Die  Qualität  dieses 
Berufsstands  bedingt  die  Leistungen  des  Staats  (und  überhaupt 
des  zwangsgenieinwirtsch.  Systems);  daher  sind  die  Einrichtungen 
für  Schaffung,  Ausbildung  dieses  Stands,  die  Ordnung  der  An- 
stellungs-  und  Vorrückungsverhältnisse,  die  richtige  Regelung  der 
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finanziellen  Seite  auch  von  entscheidender  wirtschaftl , spez. 
volkswirtschaftsorganisatorischer  Bedeutung  (Besoldungs-,  Pensions- 
wesen,  meine  Fin,  I,  3.  A.,  § 152,  Fin.grundriss  § 20  ff.),  c)  Wieder 
ein  finanzielles  Folgegesetz  ist  aa)  die  bleibende  grosse 
Höhe  des  Finanzbedarfs  auch  in  ruhigen  Zeiten,  M^ofür  dann 
in  Störungs-,  Kriegszeiten  der  Finanzbedarf  absolut  und  relativ 
gegen  den  „Friedensbedarf“  weniger  zu  wachsen  braucht;  ferner 
bb)  das  zeitweise,  „ruckweise“  Hervortreten  des  finauz.  Be- 
darfs grosser  Kapitalinvestitionen  in  den  Präventiveiurichtungen, 
um  diese  auf  die  dem  Stand  der  technischen  Entwicklung  ent- 
sprechende Höhe  der  Leistungsfähigkeit  zu  bringen  und  darauf 
zu  erhalten  (Gebäude,  Gefängnisse,  Reformen  im  Waffenwesen, 
Schiffsbau  und  Ausrüstung,  — Artillerie!  Panzerschiffe ! usw.). 
cc)  Einfluss  hiervon  auf  Staatsschuldenentwicklung.  4.  Drittes 
Gesetz:  Der  Reproduktion  der  verwendeten  Finanzmittel  und 
Arbeitsleistungen  im  Staatsdienst,  daher  der  Kosten  der  Staats- 
leistungen im  Wert  der  damit  geschaffenen  und  in  Funktion  ge- 
setzten Staatseinrichtungen  und  der  Leistungen  dieser:  nicht  ein 
Entwicklungsgesetz  wie  die  beiden  ersten,  sondern  ein  Gesetz  der 
W ertbewegung  (Umwandlung)  in  der  Volkswirtschaft.  a)  Nur 
soweit  diese  Beproduktion  erfolgt,  kann  ohne  sonstige  Schädigung 
des  Volks  und  der  Volksvvirtsch.  die  dauernde  Verwirklichung  der 
beiden  anderen  Gesetze  eintreten,  vornehmlich  eben  ein  Umsatz  \ou 
meist  privatwirtschaftlich  gewonnenen  materiellen  in  vorn  Staate 
produzierte  immaterielle  Werte,  ß)  Je  nach  dein  Masse,  in  welchem 
diese  Reproduktion  stattfindet,  der  Wert  der  Staatsleistungen  den- 
jenigen der  Kosten  übersteigt  oder  dahinter  zurückbleibt,  fallt  das 
volkswirtsch.  Urteil  über  den  Staat  und  seine  Tätigkeit  günstig 
oder  ungünstig  aus.  J.  Prinzip,  und  prakt.  Gesichtspunkte 
für  die  Feststellung  des  Bereichs  der  Staatstätigkeit  bes. 
gegenüber  desjenigen  der  anderen  öffentl.  Körper.  1.  Je  mehr  es  sich 
bei  der  Produktion  dieser  Tätigkeiten  (einschliesslich  der  Bereit- 
stellung und  Erhaltung  der  dazu  gehörigen  Einrichtungen  und  An- 
stalten) handelt  um  a)  Verbürgung  der  erforderlichen  zeitlichen 
Nachhaltigkeit,  b)  der  gebotenen  oder  zweckmässigen  räumlichen 
Ausdehnung,  c)  der  Konzentration  und  Einheitlichkeit  der  Leitung, 
um  überhaupt  und  in  guter  BeschaiT3nheit  und  auch  mit  möglichst 
geringen  Kosten  die  Leistungen  her-  und  für  die  Bevölkerung  bereit- 
zustellen; 2.  je  mehr  eine  Gemeinsamkeit  der  Konsumtion  dieser 
Leistungen  durch  die  letzterer  bedürftigen  Staatsangehörigen  erfolgt, 
ohne  Messbarkeit  dessen,  was  davon  auf  den  Einzelnen  fallt,  desto 
mehr  ist,  cet.  par,  die  Uebertragung  auf  und  Ausführung  durch  den 
Staat  (in  Bundesstaaten,  „Reichen“  auf  und  durch  den  Bund  als 
Einheit)  angezeigt,  statt  auf  und  durch  andere  Körper  (oder  auch 
gewisse  Privatwirtschaften,  Aktiengesellschaften)  (Schäffle)  3.  i>a- 
nach  gehören  diejen.  Gebiete,  welche  in  der  Tat  nach  der  geschichtl. 
Entwicklung  der  Kulturvölker  meistens  vom  Staat  (Reich)  über- 
nommen sind,  auch  prinzipiell  betrachtet  ihm:  a)  bes.  auf  dem 
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Gebiet  des  Rechts-  und  Machtzwecks  (Aeusseres,  Wehrwesen,  z.  T, 
auch  Sicherheitspolizei,  Justiz,  gewisse  Hauptteile  des  Rechts),  aber 
' auch  b)  Manches  auf  dem  Gebiet  des  Kultur-  und  Wohlf.zwecks 

(Forst-,  Wasserwesen,  Hauptwegewesen,  die  grossen  Verkehrs- 
anstalten Post,  Telegraphie,  Eisenbahnen,  Geld-  und  Münz-,  z.  T. 
^ Bankwesen,  bes.  Notenbanken,  gewisse  Zweige  des  Versicherungs- 

wesens). Z.  T.  sind  es  technische,  betriebsorganisator.  und  sozial- 
■ politische  Momente,  welche  die  Ausdehnung  gerade  der  Staats- 

tätigkeit statt  derjenigen  anderer  öflFentl.  Körper  und  grosser  Privat- 
wirtschaften bedingen,  sie  möglich,  erwünscht,  notwendig  machen 
' (Entwicklung  in  „Staatssozialist.  Richtung*',  oben  8.  17). 

§ 25.  Zu  einer  umfassenden  sozialökonomischen  „Grundlegung“ 
■ würde  auch  noch  ein  (J.  Kapitel  mit  näheren  Ausführungen  über  die 

Rechtsordung  der  Volkswirtschaft,  insbesondere  eine  sozial-ökono- 
mische Kritik  der  Rechtsnormen  für  „Freiheit  und  Eigentum“  gehören. 

• Dieser  umfassende  Gegenstand,  der  dann  ebenso  sehr  recht sphilo- 

• sonhischer  als  ökonomischer  Behandlung  bedarf,  lässt  sich  in  den 
Rahmen  der  üblichen  akademischen  Vorlesung  über  j^allgemeine  und 
theoretische  Volkswirtschaftslehre“  wenigstens  für  jetzt,  bei  der  Be- 
schränkung der  Stundenzahl  noch  nicht  aufnehmen.  Er  wird  von  mir 

• aber  öfters  in  meinen  öffentlichen  Wintervorlesungen  (über  sozialökono- 

mischen Individualismus  und  Sozialismus,  über  Freiheit  und  Eigentum, 
über  Kapitahsmus  und  Sozialismus,  über  Kritik  des  Sozialismus  und 
verwandte  Themata)  mehr  oder  weniger  eingehend  mit  behandelt,  Vor- 
lesungen , welche  eine  Ergänzung  derjenigen  über  allgemeine  und 
theoretische  Volkswirtschaftslehre  bilden.  Zum  teilweisen  Ersatz  eines 
solchen  ö.  Kap.  verweise  ich  für  jetzt  auf  die  Ausführungen  über  die 
Rechtsbasis  des  privatwirtsch.  Systems  oben  in  § 20,  unter  E — L, 
S.  W— 05,  (neu  in  diese  4.  Anfl.  dieses  Grundrisses  dort  eingefügt). 
Für  Weiteres  beziehe  ich  mich  auf  die  vSchlnssabschnitte  meiner  Grund- 
legung, in  der  Aiifl.  den  ganzen  Band  If  G>^04)  („Volkswirtschaft 
und  Recht,  besonders  Vermögensrecht,  oder  Freiheit  und  Eigentum  in 
volkswirtschaftlicher  Betrachtung  Buch  1— Ö [Einleitung,  persönliche 
Freiheit  und  Unfreilieit.  Eigentnmsordnung,  Begründung  Begriff  des 
Privateigentums.  Ausdehnung  des  Privateigentums:  Privatkapital. 

IVivatgrundeigentum,  Zwangsenteignung]“),  worin  die  volkswirtschaft- 
liche Rechtsordnung,  insbesondere  in  der  Tendenz  einer  kritischen  Aus- 
einandersetzung mit  dem  ökonomischen  Individualismus  und  Sozialismus, 
genauer  erörtert  wird,  unter  Berücksichtigung  der  daselbst  reichhaltig 
angegebenen  einschlagenden  Literatur.  (Schluss  dieses  Werks  [„Inhalt  des 
Priy.eigentums“]  steht  noch  aus),  üesgl.  s ferner  meinen  Artilcel  „Grund- 
besitz“ („die  volkswirtschaftliche  Prinzipienfrage  der  Rechtsordnung“ 
iin  H.-W.-B.  d.  St.  B.  4,  1.  2.  AuHage),  und  meine  Rede  auf  dem  ev  - 
soz.  Kongress  über  „das  neue  (Erfurter)  Programm  der  Sozialdemokratie“ 
(1805).  Aus  der  neuesten  bezüglichen  Literatur  s.  J.  Wolf,  Sozialismus 
und  kapitalist.  Wirtschaftsordnung,  B.  1,  Stammler,  Wirtsch.  und  Recht 
nach  der  materialist. Geschichtsauffassung,  ISOfi,  Schröder,  das  Recht  der 
A\  irtschaft.  ISOO,  Ammon,  Gesellschaftsoi'dnung  und  ihre  natürlichen 
Grundlagen,  1895,  Kidd,  soziale  Revolution,  deutsch  von  PHeidorer,  1895, 
die  neueren  Schriften  Loria’s,  G.  Sch  mol  1er,  Grundriss,  besonders 
Buch  2 Abschnitt  5,  So  m hart ’s  mod.  Kapitalismus  (rechtliche  Seiten 
zu  sehr  hintangestellt);  andererseits  die  ganze  sozialistische  Literatur. 
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Zweiter  Teil.  Ausführung. 

des  pnvatwirtschaftUchen  Systems  der 

unter  Berücksichtigung  der  2?eXärt1L?v?VM.°^  § -’O) 

europäischer  Zivilisation.  ^ ^ ^ ^ Verhältnisse  der  Kulturvölker 

a 21  her- 

in  der  deutschen  und  der  fremleTLEa^?  welche 

m einer  ähnlichen  systematischen  BpJhATifr»!  '^s^theh  m derselben  oder 
Die  bezügUchen  eSto  ÄnS  behandeln, 

m der  Begel  nicht  be»„“Zrfte 

S.  besonders  das  Schön  her escheH^?h.,r.n  j Ijteraturangaben 

SSÄ  ÄrSSSh  SS“" “ 

1.  Kapitel.  Produktion  der  Güter. 

Philippovich  Effertz  Werke),  Schäffle,  Cohn 

Klein  wachte;  in  R l JaucrfürrKf^^  ^bh.  von 

Buch  1 passim,  so  Abschnitt  I L^h^2  S f ^^«“driss  I bes. 

Hervorzuhebeu  immer  noch  bes  • v TTor  ’ ®°™bart,  Kapitelismus. 
Untersuchungen,  Abh.  V Th  Bernhard}  ®*^*s'^rtschaftliche 

S 2ß  7 ^’’^^^®“®beinerKritikusw.  S7ff- 

lassen  sich  etwa  folgende”  &esiStspuukte^^^  t ^^‘ei'atnr.  Es 

(wealth  of  nations^  Anfant^  vfü  A unterscheiden : 1.  Seit  A.  Smith 

Arbeitsteilung  als  des  vornehmS;en’^V  (technischen) 

^^beit  und  des  Fortschritt.s  der  Produktion  dK.  r ^ ff^duktivität  der 
und  Verkehr  2 Neuerdinor«  «-ird  n u ’ der  Entwicklung  von  Tausch 
der  Technik  in  ihrer  BeSun4^f4 und  davor  die  Entwicklung 
volkswirtschaftliche  Organisation^ und  deren^F^*^”^  ganze 

National  - Oekonomie  S berücksich«^  f£"Z®Wnng  auch  in  der 
kennen,  beherrschen  und  benutzen  Naturkräfte 

vielfach  mit  üebertreibung  der  3 Ebe„s^  ^be^ 

Ökonomischen  Vorteile  und  mit  TlntereniiSf  i technisch- 

liehen  Vorauseettiuigen,  auch  L Bedenken,  der  mi«- 

Keineinernng  und  Jer  JinFotn  ^cS  Rc?'""“  ..'‘“Verall- 

Betriebs  (Soziahsten,  Anhänger  der  InSL’f  + ^tonung  des  Gross- 
die  Schriften  von  Eman.  Herfmann 

i' “ Mhiiaturbilder  aus  “em  Gebtete  if 

gäbe,  Halle  1876,  Kultur  und  Natur  Berlin 

^um  und  Zeit,  2.  Aufl  Berlin  Werden  in 

modernen  Volkswirtschaft  Leinzil  Probleme 

und  Probleme  der  Gegenwart  T.ein'?;»  rooo^^^G  ''^Uschafthehe  Fragen 
nationale 

n.tr,  Grossbetrieb,  1892.  Sombart  a.  a.%.  ! Die  Änd^TrisX' 

A.  Wagner,  soz.-ökon.  Grundriss,  4. Aufl.  o 
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Schule  hebt  besonders  scharf  die  Bildung  und  Vermehrung  des 

und  den  Segen  davon;  5.  die  historische  und  die  soziale  Richtig 

mehr  die  Be^deutung  der  Rechtsordnung  i^d 

Organisation  auch  für  die  Produktion  hervor.  6.  Da^  Ar  beit  s- 
teifungsprinzip  wird  dabei  jetzt  allseitiger  und  tiefer  m seiner 
nicht  bfoss  prodvStionstechnischen.  sondern  kulturhistorisch  universalen 
Bedeutung  erfasst.  In  der  kritischen  Auseinandersetzung  mit  dem 
^äaüsmus  wird  auch  die  für  Produktion  ausschlapebende  rem  pro- 
duktive Tätigkeit  des  Unternehmers,  die  Bedeutung  der  Unternehmung, 
der  Betriebsorganisation,  und  ihrer  Pha.sen  und  Formen  jct^  wi^er 
^gem^Ser  SwSt  Vgl.  die  Aufsätze  von  G.  Schmoller  Tatsachen 

def  Arbeitstfilung,  fahrbuch  für  Volkswtschaft  m B. 

Grundriss  I.  Buch  2.  Abschmtt  4 und  7 und  über  die  geschichtliche 

Entwicklung  der  Unternehmung  in 

K Bücher,  Entstehung  der  Volkswirtschaft,  Abh.  3 imd  Abh.  2 (ge 
werbl.  Betriebssysteme  in  ihrer  ge^hichtUchen  Entwicklung),  sowie 
Büchers  Art.  Gewerbe  im  Handwörterbuch  der  S^tswissenschaSen  (auch 
für  Literatur).  Sonst  bes.  auch  wieder  Sombart  s Werk  Unbegründeter 
törichter  Vorwurf  in  deutschen  industriellen  Unternehmerkreisen,  die 
deutsche  „akademische  Nat.ökonomie“  unterschätze,  gar  mi^^hte  die 
wirtschaftlich  produktive  Bedeutung  des  Unternehmers  als  solchen. 

Für  die  nicht  als  solche  in  die  Nationalökonomie  gehörenden  tech- 
nischen Produktionsprobleme  s die  nteratip  uW  die  einzelnen 
Zweige  der  Privatökonomik,  besonders  Lai^wirtschafts- , Bergbau-, 
Forstlehre,  gewerbliche  Technologie  usw.  Produktionsstatistik 
Agrar-,  Hon  tan-,  Gewerbe-,  Handelsstatistik : Neumann  - Spal^rts 
u^jirascheks  Uebersichten.  Deutsches  reichptatistisch.  Jahrbuch. 
Die  Schrift  des  reichsstatist.  Amts  (von  Scheel)  die  deutsche  Volkswirt- 
schaft am  Schluss  des  19.  Jahrhunderts,  1900-  gje  grossen  Pubhk^onen 
über  die  deutschen  Berutszahlungen  von  1882  und  95  (von  Scheel, 
Zahn  u.  a).  Sombart,  deutsche  Volkswirtschaft  im  19.  Jh. 

8 27  Einleitung.  1.  Begriff  und  Wesen  der  wirtschaftlichen 
Produktion:  Schaffen  und  Erhöhen  von  Wert  in  Form  von  Gütern  mr 
bestimmte  Verwendungszwecke.  2.  Verhältnis  der  Natur  und  des 
Menschen  zur  Sachgüterproduktion  und  -Konsumtion:  immer  werden 
nur  Formveränderungen  des  Stoffs  herbeigeführh  dort  mit  wert- 
schaffender, bezw.  = erhöhender,  hier  mit  wertvernichtender,  bezw. 
= vermindernder  Wirkung.  3.  Ursachen  („Faktoren  ) und  Be- 
dingungen der  Produktion,  a)  Natürliche  Ursachen:  Natur 
und  ihre  Wirksamkeit,  menschliche  Arbeit,  p Natürliche 
Bedingungen:  Kapital  (im  ökonomischen  Sinne,  oben  b.  dl,  bei  7) 
und  Unternehmung  (Betrieb)  als  ökonomisch-technische  Ein- 
richtung, (unternehmungsweiser  Betrieb)  für  die  Produküon  be- 
stimmter Güter,  c)  Soziale  (rechtliche)  Bedingungen  (Sitthchkeits-, 
Sittenzustand,  religiöser  Zustand,  Rechtsordnung,  Rechtsschutz, 
Tätigkeit  des  Staats  und  andrer  Zwangsgemeinwirtschatten),  (im 
Folgenden  wird  auf  diese  sozialen  Bedingungen  nicht  mehr  naher 
eingegangen.  S.  dafür  oben  bes.  Kap.  1,  § 1 und  2,  und  Kap.  5 
im  l.Teil,  Grundlegung). 
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I.  Die  natürlichen  Kräfte  und  Bedingungen  dei  Produktion. 

I.  Oie  Ratnr  als  Prodaktivkraft 

als  Summe  von  Stoffen 
und  Kräften.  2.  Dreifache  Betrachtung:  a)  Natur  des  ganzen 

Stoffe  und  Kräfte  in  den  Grundstücken,  c)  Stoffe  und 
Ivrätte  in  den  beweglichen  Körpern, 

ganzen  Landes.  Physikalischer, 
politisch  geographischer  Charakter. 

Tf.  g®ograph.  IVerke  allgemeine  neuere  von  H.  Wagner, 
Ir.  Ratzel  m a.,  spezielle  über  Wirtschafts-,  Handelsgeogr.  uswfz  B 

neueste  von  Friedrich,  1904,  Eckert,  1905.  ^ ^ 

wichtige  Seiten  und  deren  Einfluss 
k unf  einzelne  Momente:  a)  Klima  (bes.  Wärme,  Feuchtigkeit' 
Regenmenge  und  deren  Verteilung  im  Jahre),  b)  horizontale 
gleziehung  zum  Meer  Kästenentwicklung,  Insel-,  Halbinselbildung, 
Beschattenheit  der  Küsten,  Flach-,  Steilk.,  Hafen  Verhältnisse); 
c)  vertikale  Konfiguration  (hydro-,  orograph.  Momente,  Gebirge- 
entwicklung  Richtung,  Ausdehnung,  Erhebungen,  Höhen,  Stufen 
der  Gebirge)  d)  Bodenbeschaffenheit  (Fruchtbarkeit,  Wüsten 
Steppen,  Gestein^  Wald  Verbreitung,  auch  Mineralreichtura),’ 
e)  endlich  Lap,  Form,  Grösse  und  Grenzen  des  Landes  als 
Volkswirtschaftsgebiets,  ein  zugleich  politisches  Moment.  2 Ab- 
han^gkeit  der  Menschen  selbst,  der  konkreten  Volkswirtschaft, ' auch 
der  Volkswirtschytspolitik  von  diesen  Momenten:  a)  Die  Länder 

P*iysikalische  und  geographische  Individualitäten,  wie  b) 
die  Volker  historische,  c)  die  einzelnen  Volkswirtschaften  daher 
geogra.phisch-historische  Individualitäten.  3.  Fehler  der  kosmo- 
politischen Theorie  und  Praxis,  dies  zu  übersehen,  deren  notwendige 
rganzung,  z y Ersetzung  durch  eine  geographisch-historische, 
nationale,  realistische  Wirtschaftstheorie  und  -Praxis.  4.  Aufgaben 
des  Staats  und  der  Rechtsordnung  in  Bezug  a)  auf  Wahrung  der 
Naturgaben  der  Lander,  Regelung  ihrer  Ausnutzung  und  b)  Bildung 
geeigneter,  auch  hinlänglich  grosser  Volkswirtschaftsgebiete.  Vorteil 
grossen,  in  verschied.  Klimata  hineinreichenden  Gebiets,  mit  grossem 
Umfang  guten  agrar.  Bodens,  Waldes  Mineralreichtums,  Wasser- 
kräften, auch  weil  dann  grössere  volkswirtsch.  Autarkie,  geringere 
Abhängigkeit  vom  Auslande,  von  dessen  Wirtschafts-,  Handels- 
Hitik  moghch  wird  (grosse  Kolonialgebiete  in  Verbindung  mit 
Mutterland  [altere  und  wieder  neueste  Kolon.politik,  brit  Im- 
periahsmiis],  grosse  Zollvereine,  die  4 „wirtschaftl.  Welfmche“ 
Gr.  Britannien  mit  seinen  Kolonien,  Russland,  Verein.  Staaten 
V.  Nordamerika,  China,  s.  o.  § 13,  S.  39). 


Q vJ  Grundstücke.  Wirtschaftliche  Arten 

fm  H-Tß^’d  S und  Artikel  Grundbesitz 

und  die  Bedeutung  davon  for  die  Eigentumsordnung  sowie  für  die  Aus- 
einandersetzung mit  dem  Sozialismus  über  das  prifate  Grundeigentum. 
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1 Technisch-ökonomische  Funktion  der  Gmndstücke  a)  als 
Behälter  von  Stoffen  und  b)  als  Vermittler  von  Sto^mformungen. 
2.  Begrenzte  Menge,  verschied.  Qualität  (nach  Ertragstahigkeit, 
Bearbeitungskosten),  bestimmte  Lage.  3.  Stellung  m der  l^e^hts-, 
besonders  der  Eigentumsordnung.  4.  Oekonomisch-technische 
Zweckkategorien  der  Grundstücke  a)  nach  den  verschiedenen 
Diensten  (Funktionen)  und  b)  nach  den  yersdiiedenen  Bedingiingen 
für  die  Benutzung,  die  Bearbeitung,  die  Kapitalzufuhrung.  Be- 
deutung für  die  Grundeigentumsfragen.  In  der  geschichtlichen 
Entwicklung  der  Kulturvölker  Übergang  von  immer  mehr  Boden, 
auch  der  verschiedenen  Zweckkategonen  (bes.  von  5,  a,  u.  d,  meist 
auch,  wenngleich  weniger,  von  b u.  c,  gewöhnlich  nicht  von  e u.  t) 
in  Privateigent,  der  priv.  Einzelwirtschaften, 

rechtUcher  iurUtischer.  s.  o.  S.  88),  vornelml.d.  todmgt  durch  wirt- 
schaftspsychologische,  technische  u.  ökonomische  M^omente.  5.  Seclis 
Haupttälle  (mit  Unterarten):  a)  Standorts-,  Wohnungsboden  ins- 
besondere statischer,  b)  Bergwerks-  und  ähnlicher  Boden,  c)  Jagd-, 
Fischerei-,  Katurweide-,  Naturwaldboden_  u.  s.  w.,  d)  Jandwirt- 
schaftlicher,  agrarischer,  ländlicher  Boden  i.  e S.,  auch  Kulturwald 
boden,  e)  Wegeboden,  f)  Gewässerboden.  Die  cbamktenstischen 
Momente  leder  Kategorie,  verschiedenes  Verhältnis  des  Menschen 
zur  Natur  dabei,  namentlich  bei  blosser  Besitznahme  von  Boden  u. 
okkupator.  Gewinnung  bereits  gebrauchswertiger  Formen  der  Natur- 
stoffe einerseits  und  anderseits  bei  bewusstem  Hinleiten  der  Natui 
kräfte  auf  die  Bildung  solcher  Stofffonnen  (Boden  als  „Fundort  u. 

„Bildungsort“  von  Stoffen).  , \ 

8 31  Die  drei  ersten  Bodenkategorien.  A.  Stand- 

ortsloden.  S.  meiue  'I  D?; 

eiffentum)-  mein  Aufs.  Grundbesitz  im  H.  W.  B.  St.  V,  801  80h.  Uie 

Lil  über  Wohnungsfrage,  dieien.  über  Bodenreform  (Damaschke 
u.  a.  m.).  Etwas  genauere  Darlegungen  hier  'iher  diesen  Boden. 

1 Das  auf  diesem  Boden  gewonnene  Produkt:  Wohn-,  M irt- 
schafts-,  Geschäftsraum  usw.  lässt  sich  durch  Vertikalbau,  nicht 
bloss  durch  Horizontalbau  vermehren.  2.  Dabei  zeigt  sich  aber 
a)  eine  Qualitätsverschiedenheit  des  Produkts  nach  dei 
Höhenlage  und  der  davon  abhängigen  Benutzungsart  und -Mulie, 
im  Allgem.  ein  Maximum  der  Qualität  in  den  unteren  und  niederen, 
eine  Verringerung  der  Qualität  in  den  höheren  u.  in  den 
Stockwerken  (Mitspielen  von  sanitären,  von  Annehmlichkeits- 
momenten,  von  leichterer  u.  schwererer  Benutzbarkeit,  Ireppen 
Aufzüge):  b)  von  einer  gewissen  Höhe  des  Vertikalbaus  an  tritt 
eine  Steigerung  der  Durchschnittskosten  des  Stockwerks 
ein,  nämlich  von  da  an,  wo,  bes.  wegen  des  Gewichts  bei 
hohem  Bau,  auch  wegen  der  Bedingungen  der  BenuMiarkeit, 
an  Kosten  für  Fundamentierung,  Mauerstarke,  besseres  Material, 
gesteigerte  Tragfähigkeit,  für  Einrichtungen  zur  Benutzbarkeit 
(Treppen  usw,)  relativ  mehr  an  Kosten  aufgewendet  werden  muss, 
als  man  anderseits  ^n  Kosten  bei  Hochbau  wegen  gemeinsapien 
Fundaments  und  Dachs  gegenüber  Niedrigbau  (mit  ein  oder  wenigen 
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Stockwerken)  spart.  So  tritt  auch  beim  Boden  als  Standort  das  Boden- 
gesetz (§  33)  hervor.  3.  Die  natürliche  Bescliaffenheit  ist  ! 

zwar  a)  auch  bei  diesem  Boden  wichtig,  weil  sie  die  Baukosten  I 

beeinflusst  (bes.  für  die  Fundamentierungs-,  für  die  Arbeiten,  den  j. 

Boden  zum  Tragen  des  Hauses  geeignet,  auch  zugänglich  zu  machen) ; i 

b)  aber  dieses  Moment  ist  hier  meist  doch  von  geringerer  Bedeutung,  i 

als  bei  Boden,  auf  dem  Pflanzen  gewonnen  werden  sollen  und  als  bei 
Bergwerksbuden.  4.  Um  so  wichtiger,  regelmässig  mehr  als  bei 
jeder  anderen  Bodenkategorie,  ist  die  günstige  Lage  des  einzelnen 
Grundstücks,  weil  von  oft  entscheidender,  fast  immer  grosser  Be- 
deutung für  die  Benutzbarkeit  als  Standort  überhaupt  und  für  den  ' 

Grad  davon.  Einige  nähere  Ausführungen  zu  Punkt  4: 

a)  Zusammenhang  dieses  Punkts  mit  dem  Bedürfnis  der  örtlichen 

Konzentration  der  Bevölkerung  (für  wirtschaftl.,  soziale,  kulturelle 
auch  f.  Sicherheitszwecke)  an  bestimmtenPunkten,  daher  schon  mit 
der  dorfweisen  Ansiedlung  (bei  unsern Völkern  die  geschichtÜche  Reeel) 
und  vollends  mit  dem  Städtewesen  und  der  Vergrösserunir  der  ( 

Städte,  b)  Die  örtliche  Lage  ward  so  entscheidend  für  den  Wert 
eines  Grundstü^s  u.,  bei  der  meist  bestehenden  Untrennbarkeit  von 
Grundstuck  u.  Gebäude,  auch  für  den  Wert  des  letzteren  (Bildung-  von 
faktischen  Monopolen,  Grundlage  von  Spekulationen  auf  steiglnden  ' 

Bodenw'ert,  stärkstes  Hervortreten  der  „Grundrente  der  Lage“  des  Ein- 
flusses der  Konjunkturen)  c)  Steigerung  des  Vertikalbaus  erfolgt  bes. 
bei  Mangel  an  Boden,  bei  örtlicher  Vorzugslage  (Vermehrung  der 
StockwerLzahl  in  Gressstädten,  in  Orten  raschen  Wachstums:  amerik. 

„Wolkenkratzer  . Mitemfluss  der  Strassenanlagen,  Grundstückgrössen  * ' 

und  -formen  der  Bauordnungen,  des  städt.  Kommunikations Wesens) 
d)  AVert,  steigernder  selbst,  sogar  bei  länger  unbenutzt  liegenden 
Grundstücken  ohne  laufenden  Ertrag,  ^austellen,  „Terrains“),  gpeku- 
lation  auf  Wertsteigen  auch  der  der  Bebauung  vorenthalten  werden- 
den Grundstücke.  Verteuerung  des  Bodens,  Erzielung  grosser  Kon- 
.junkturen-  u.  Spekul.gewinne.  e)  Die  Bebauung  des  Standortsbodens 
ist  meist  nur  eine  einmalige  Produktionsleistung  mit  Festlegung  von 
Kapital  im  Gebäude,  Ökonom,  technisch  früh  u.  immer  mehr  mcht  vom 
Eigentümer,  sondern  von  Sachverständigen  für  ihn  ausgeführt,  mit  4 

fortlaufender  Erhaltungsarbeit  (Reparaturen). 

Gebäude  , wesentlich  ein  fester  Renten- 
Einfluss  von  Wohnsitten).  g)  Bebauung  des  Stand- 
ortsbodens mit  Gebäuden  ist  so  zwar  die  intensivste  (u  z T bes 

individuelle)  Bodenbestellung,  aber  sie  setzt  nicht  die  eigene  Arbeit 

voraus,  der  zu  deren  Leistung  meist  technisch  unfähig 
(Unterschied  von  Ackerboden ; Bedeutung  für  Privateigentumfrage) 

Bewegung  vom  Ertragt u.  Wert  ^e^s 
Standortbodens  haW«)  die  Bewegung  der  Bevölkerung  (Volksdichte)  u. 

orthehen  Konzentration,  auch  des  steigenden 
ohlstands:  grossere  Dichte  u.  lokale  Anhäufung  wirkt  Ertrag  und 

^®s  Kommunikationswesens  und  der 
Kosten  bezw.  des  Preises  seiner  Leistungen:  sie  wirkt  im  Allgem 
faktischen  Monopolen  gewisser  Lagen  entgegen  und  drückt  den  Boden- 
wert herab  an  Abwanderungs-  und  Abflussorten,  steigert  ihn  an  L- 

Zuflussorten  ferossstädt.  Verhältnisse),  i)  Leichtere 
Kapitahsirba^eit  der  Renten,  ^s  Gewinns,  auch  leichtere  Abtrenn- 
barteit  vom  Grundstück  und  Haus  (Verschuldung)  hier  als  bei  anderem  I 
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zwischen  den  Grundstücken  verschiedener  Eigentümer,  der  Be- 
nutzung fliessender,  meist  im  öffentl.  Eigentum,  des  Staats  etc., 
stehender  Gewässer  als  Kraftquellen  für  stehende  Betriebsanlagen 
(Mühlen,  Fabriken,  elektr.  Anlagen),  Regelung  der  Fischerei,  der 
Flösserei  u.  Schiffahrt.  (Aström,  Wasserrecht,  1905);  ß)  Steine; 
y)  fossile  Brennstoffe,  Frage  der  Zukunft  der  Steinkohle; 
ö)  Metalle,  besonders  Eisen;  Gold  und  Silber.  Produktionsstatistik. 

Kohlenvorräte:  immer  nur  unsichere  Schätzimgen,  da  nicht  ein- 
mal die  horizontale,  noch  weniger  die  vertikale  Ausdehnung  hinreichend 
sicher  bekannt  ist,  die  spätere  Gewinnungsmöglichkeit  auch  von  Pro- 
duktionstechnik u.  deren  Fortschritt  u.  von  den  Kosten,  bezw.  Preisen 
der  Produkte  mit  bedingt  ist.  Folg.  Daten  nach  Nasse  a.  a.  0.  (um 
1890 ff.):  Deutsches  Reich  109  Milliarden  Tonnen  Steinkohlen  (davon 
Ruhrgebiet  50,  Saar  10.4,  Aachen  1.8,  Oberschles.  45,  Niederschles.  1, 
K.  Sachsen  0.4,  andere  kleinere  Becken  0.4),  dazu  5 Milliarden  Tonnen 
Braunkohlen.  Frankreich  18,  österr.  -Ung.  17,  Belgien  15, 
Gr.  Brit.  198,  übrige  europ.  Länder,  ausser  Russland,  gering.  Ver. 
Staaten  v.  Nordamer.  auf  den  Hauptfeldern  über  084  Milliarden  T. 
Bedeut.  Reichtum  an  Kohle  in  Asien,  bes.  China.  Völlig  unsichere 
Berechnung  der  Dauer  dieser  Vorräte,  ausser  wiegen  der  schon  be- 
rührten Umstände  (künft.  Gewinnungsmöglichkeit)  auch  wegen  der 
Ungewissheit  künftigen  Bedarfs  an  Kohle,  wo  Technik,  Benutzung 
anderer  Kraftquellen  (Gewässer,  Elektrizität!)  eben  mitsprechen.  Zu- 

frundelegung  der  jetzigen  J ahresproduktion,  auch  der  Steigerung 
ieser  seit  oestimmter  Zeit  (Anf.,  Glitte,  Ende  d.  19.  Jh.)  zur  Be- 
rechnung der  Dauer  führt  irre.  Entwicklung  der  Kohlen-  u.  Eisen- 
produktion in  neuester  Zeit  (s.  Internat,  stat.  Übersichten  im  reichsstat. 
Jahrb.  1905,  Anhang  S.  14 ff.): 


Boden,  k)  Leichte  Trennung  von  Eigentum  u.  Benutzung  (Miethaus). 
1)  Leicht  ergiebt  sich  auch  Herrschaftsstellung  des  Eigentüiners  UMiet- 
herF*)  gegenüber  dem  Mieter  (Helotenstollung  dieser),  in)  Im  Arbeits- 
teilungssystem wird  Befriedigung  des  Wohnbedürfnisses  nicht  vermitteR 
durch  Kauf-,  sondern  durch  Mietvertrag,  was  weittragende,  auch 
soziale  Folgen,  grade  bes,  wieder  für  Abhängigkeit  des  Mieters,  zumal  in 
Aufschwinffuncorten  u.  Zeiten“  hat.  n)  Rechtsgeschichthch  ist  btandort- 
toden  meist  zuerst  u.  am  vollständigsten  zu  Privateigentum  geworden 
(Ausscheidung  aus  Gemeineigentumsverhältnissen,  früh  Eigentum  des 
Bewohners  an  dörflicher  flofstätte,  Ablösung  der  grundherrlichen 
Rechte  in  Städten):  psychologisch  u.  ökon.  teclmisch  begreifhch,  aber 


Kohlen 
Millionen  Tonnen 
DQ.I  ^ 1 On4  1904 


Boheieen 
Millionen  Tonnen 
1884  I 1894  i 


Deutsches  Reich,  Steink. 

„ Braunk 

Osterr.-Ungarn,  Steink. 

,,  Braunk.  , 

Russland,  Stein-  u.  Braunk, 
Italien,  „ 

Spanien,  „ 

Frankreich,  „ 

Belgien,  Steink.  . . . 
Niederlande,  Steink. . . 
Schweden,  „ . . 

Gr.  Britannien,  Steink. 
Summe  Europa  . 

V.St.  v.  Nordam.  St.  u.Brk 
Canada,  Steink.  . . . 
Brit.  Indien,  Steink.  . . 

Japan,  Steink 

And.  Asien  (auss.China)  Stk 
Australien,  Steink.  . . 

Afrika,  Steink 

Summe  Welt  ca 
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Mit  den  fehlenden  Ländern  nur  wenig  mehr.  In  Preussen  allein, 
das  für  das  Reichsgebiet  vornehmlich  in  Betracht  kommt,  war  die 
Gewinnung  der  Steinkohlen  vorher  182i>  1.2,  ßraunk.  0,27,  1833  1.7  u. 
0.43,  im  2.8  u.  0.8,  1853  5.7  u.  2.4,  1803  14.3  u.  4.0,  1868  22.7  u.  5.6 
Mill.  T.;  im  ganzen  Zollverein  1850  6.1  Stein-  u,  Braunk.,  1860  je 
12.3  u.  4.3,  1870  je  26.4  u.  7.6,  in  Gr.  Brit.  in  denselben  Ja^en  45.3, 
81.7,  113.1;  in  ganz  Europa  62.7.  118.1,  180.1;  in  den  Ver.  St.  5.8, 
15.4,  33.4  Mill.  T.  Steink.,  in  den  Hauptlilndern  so  eine  immer  raschere 
Zunahme.  — Roheisen  im  Zollverein  erzeugt  1860  0.53,  1870  1.39 
Mill.  T.;  in  Gr.  Brit.  1861  3.71,  1870  5.9  M.  Tons.  Roheisenproduktion 
der  Welt  1903  46.73  Mill.  brit,  Tons,  Stahlprod,  35.37,  wovon  in 
Ver.  St.  14,77,  Deutschi.  8.80,  Gr.  Brit.  5.11,  Frankr.  1.85, 
Russl.  1.53,  Ost.-Ung.  1.15,  Belg.  0.98,  Schwed,  0,31,  Span.  0.2, 
Can.  0,13,  Ital.  0.12,  and.  Lande  0,42.  Zu  unterscheiaen  ist  übrigens 
Gewinnung  aus  heimischen  und  fremden  Erzen. 

d)  Aufgaben:  a)  Verhütung  unnötigen  Raubbaus,  ß)  Bergbau- 
hoheit und  staatliche  Aufsicht  des  Privatbergbaus,  y)  Zugänglich- 
machung der  Gewinnung.  Bedeutung  der  zufälligen  örtlichen  Ver- 
teilung und  Zugänglichkeit  für  die  Ei;chtsordnung.  e)  Historische 
Hauptsysteine  des  Bergrechts:  a)  B(;rgbauprodukte  vom  Grund- 
eigentum umfasst;  ß)  ältere  Bergbaufreiheit;  y)  Bergregal;  d)  neuere 
Bergbaufreiheit.  (Preuss,  Berggesetz  vom  24.  Juni  1865).  Gefahr 
der  spekulativen  Ausnutzung  des  Mutungsrechts  dabei,  Erwerbung 
vieler  Gerechtsame,  fast  unentgeltlich,  ohne  Bebauuungszwang,  Ent- 
stehen faktischer  Monopole,  Übertragung  mit  Gewinn  an  neue  Er- 
werber, privatkapitalist.  Ausbeutungsverhältnisse:  neuere  Entwick- 
lungen bei  uns.  f)  Frage  der  Verstaatlichung  des  Bergbaues.  Eventuell 
Unterscheidung  von  Kohlen-  und  Salzwerken  einerseits,  sonstigen 
andererseits  dabei.  Bes.  Gründe  für  Verstaatlichung  der  ersteren, 
nach  Bedeutung  des  Produkts  für  Verbrauch  und  nach  Gefahr 
fakt.  Monopole  (Syndikate). 

2,  Die  spontan  sich  reproduzierenden  Naturstoffe 
(Jagd,  Fischerei,  Nomadenweiden,  Pflanzensammelorte, 
Nat Urwald),  a)  Bedeutung  als  natürliche  Genussmittel,  wesentlich 
für  Ernährung,  b)  Wahrnehmungen  bei  der  menschlichen  An- 
eignung, Analogien  zum  Bodengesetz  (§  33).  Gefahren  über- 
mässiger Ausnutzung  durch  den  Meitschen,  bei  dringendem  Be- 
dürfnis steigender  Bevölkerung,  bei  Gewinnung  als  Handelsobjekt 
aus  Erwerbsgier:  beschränkte  Ausnutzungsmöglichkeit,  Mass  mit  von 
Klima,  BodenbeschaflFenheit  bedingt,  Stockung  der  Reproduktion 
bei  rücksichtsloser  Hinwegsetzung  über  die  natürl.  Reproduktions- 
bedingungen von  Pflanzen  und  Tieren,  Verminderung  der  Bestände, 
Aussterben  von  Pflanzen  und  Tieren,  Fortziehen  der  letzteren 
(Pelztiere,  W alfische,  Robben),  so  steigende  Gewinnungskosten 
(Kautschuk !).  Daher  erforderlich  Kautelen  durch  Regelung  der 
Ausnutzung,  Beschränkung  des  Einzelnen,  c)  Bedeutung  für  die 
beschränkte  Vermehrbarkeit  der  {Menschen,  wenn  die  StoflFe  als 
wichtiges  Nahrungsmittel  dienen:  dünne  Volksdichtigkeit  und  doch 
leicht  Uebervölkerung  (s.  o.  S.  79  bei  E.),  d)  Hindrängen:  a)  zum 
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Fortwandern,  ß)  zum  Ackerbau  und  zur  Sesshaftigkeit,  dann  mit 
Zmclit  und  Kultur  neben  und  statt  spontaner  Naturtätigkeit. 

e)  Schonun^sbedürfnisse,  wo  letztere  verbleibt,  f)  Bedeutung  von 
dem  Allen  für  die  Rechtsordnung,  a)  Weide-,  ß)  Forstbenutzungs- 
Regelung.  Forstaufsiclit.  y)  Schonzeiten  für  Jagdtiere,  Fische, 
auch  für  Seetiere,  d)  Aeltere  Regale,  mit  zu  diesem  Zwecke  oder 
wenigstens  mit  solcher  Wirkung  (Jagd-,  Fisch-,  Forst-  u.  Wasserregal). 

f)  Staats-,  Gerneindeforsten,  mit  zum  Zweck  pfleglicher  Benutzung 
hier  „Verstaatlichungsprinzip“. 

§ C.  Näheres  über  die  Grundstücke  als  Er- 

zeugungsort von  Stoffen,  d.  h.  von  solchen  Stoffformen,  in 
denen  die  Naturstoffe  erst  für  den  Menschen  Gebrauchs- 
wert  erlangen,  in  die  sie  aber  nur  durch  menschliches 
Zutun,  d.  h.  durch  Anleitung  der  Natur  und  ihrer  Kräfte 

hinübergeführt  werden  (Kat.  4,  landwirtschaftlicher 
Boden). 

1.  Literat!^  über  die  Liebigsche  Bodenerschöpfungstheorie, 

“od  Praxis  der  Landwirtschaft,  ders.  Einleitung 
m die  Naturgesetze  des  Feldbaus,  ders.  die  Chemie  in  ihrer  Anwendung 
aut  A^-ikul^r  und  Physiologie,  bes.  wieder  von  der  7.  Aufl  (1862)  an. 

JJie  letzten  Briefe  in  späteren  Auflagen  von  Liebigs  ehern.  Briefen.  Die 
^ndwirtschafthche  Fachliteratur,  besonders  über  Statik,  Düngung. 
Volkswirtschaftliche  Würdigung:  Conrad,  Liebigs  Ansichten  von 

thenS  S l«W-Laspeyres.  Liebigs  Bodenerschöpfungs- 

theorie,  1869  Lieber  die  Bedeutung  der  Liebigschen  Theorie  för 
die  Ricardosche  Grundrentenlehre  (Modifikation  der  Fassung,  nicht 
Lmstossung  gegen  Carey  u.  a.  m ),  s.  Berens,  kritische  T)ogmen- 
geschichte  der  Grundrente,  1869,  S.  233  ff.  2.  Stickstoff-,  bakteriol. 
fragen.  3.  Landwirtschaftlich-technische  Literatur  über  Statik 
^!Li  ^^"gung.  S.  Drechsler,  Statik,  1869,  Heiden, 

Ziele  der  Landwirtsch.  Kap.  8.  Au, 
Hulfsdungemittel.  v.  d.  Goltz,  Handb.  der  Landwirtsch.  ß.  2 (1889), 
dann  bes.  Detmer,  naturwiss.  Grundlagen  des  Ackerbaues  und  des 
x'nanzenbaues  und  Stutzer,  Düngung  des  Bodens.  j- 

^ n - ■ P®*"  ]and wirtschaftliche  Boden  und  die  menschliche  Arbeit, 
aj  ine  Grundstücke  als  Behälter  von  Stoffen  und  als  Vermittler 
der  Umformung  von  direkt  nicht  brauchbaren  natürlichen  Stoff- 
formen in  gebrauchswertige  Form,  zunächst  in  pflanzliche,  b)  Der 
Mensch  muss  dafür  die  Bedingungen  erfüllen,  dass  die  Naturkräfte 
diese  Umformung  bewirken  können  und  tatsächlich  bewirken,  sie 
also  entsprechend  anleiten  (Agrartechnik),  c)  Hierin  liegt  der 
Unterschied  von  den  occupatorischeii  Tätigkeiten.  2 Drei  Punkte • 
a;  chemische  Zusammensetzung;  b)  physikalische  Be- 
schaffenheit (Ackerkrume,  Untergrund;  Konsistenz;  Bodenart; 

^nfluss  auf  Pflanzenart,  Arbeitsart  u.  -Mass,  Kostenliöhe,  auf 
Werkzeuge  des  Anbaus  (Pflug),  Zugkraft;  Ent-  und  Bewässerung); 
cj  Richtung  des  Bodens  (nach  Himmelsgegend,  schräg,  borizontä). 
d.  Besondere  Bedeutung  des  ersten  Punktes.  Liebigs  Lehren 
prinzipiell  richtig,  nur  von  L.  zu  sehr  zugespitzt,  a)  Natur- 


t 

l; 

I 


120 


wissenschaftliche  Quintessenz:  «)  Die  Hauptnährstoffe  erhält  die 
Pflanze  nicht  aus  dem  Boden,  auch  nicht  aus  der  altüblichen  Mist- 
Düngung,  sondern  aus  der  Atmosphäre,  nämlich  Kohlen-  und 
Stickstoff,  die  sich  spontan  erneueni  und  der  Luft  immer  wieder 
genügend  zugeführt  werden,  besondere  Zuführung  dieser  Stoffe  daher 
unnötig  (eine  zu  weitgehende  Behauptung,  oft  bleibt  sie  zweckmässig, 
ja  notwendig);  ß)  diePflanze  braucht  aber  auch  Mineral  Substanzen  u. 
diese  entnimmt  sie  im  Wesentl.  dem  Boden,  der  sie  daher  in  ent- 
sprechender Art,  Menge,  Verteilung,  Zu^nglichkeit  (für  die  Wurzeln 
der  Pflanze)  enthalten  muss;  y)  jede  rroduktenernte  entzieht  dem 
Boden  etwas  von  diesen  Stoffen,  daran  ist  er  erschöpflich  und 
verarmt  er  bei  beständiger  Bebauung  und  Aberntung  ohne  Wieder- 
zufuhr dieser  Stoffe;  d)  gewöhnl.  Mistdün^ng  liefert  keinen  oder  unzu- 
reichenden Ersatz,  wirkt  überhaupt  mehr  physikalisch  als  chemisch; 
#)  letzteres  gilt  auch  von  der  Brache ; C)  Operationen  wie  tieferes 
Pflügen  nützen,  weil  sie  den  Pflanzen  wurzeln  weitere  Bodenschichten 
aufschliessen,  aber  mit  den  so  zeitweilig  steigenden  Ernten  erfolgt  die 
Erschöpfung  des  Bodens  von  Min.substanzen  nur  noch  rascher;  i;)  es 
sei  daher  notw’endig,  nur  (richtiger:  besonders  auch)  für  Wiederersatz 
der  entnommenen  Min.stoffe  zu  sorgen,  bes.  durch  geeimete,  diese 
Stoffe  enthaltende  Hilfs-  und  Kunstdüngemittel;  auch  alle  sonst  dem 
Boden  entstammenden  Abfallstoffe  (Exkremente,  gewerbliche  Abfälle), 
sind  ihm  möglichst  wieder  zu  zuführen;  *)  sonst  ist  der  Ackerbau 
prinzipiell  una  praktisch  Raubbau  (für  die  prakt.  Seite  der  Frage 
mangelhafte  histor.  Beweisführungen  Liebigs).  b)  Volkswirtschait- 
liche  Folgerungen  (Quintessenz):  a)  von  demenigen  Stoffen  in  Luft 
und  Boden,  welche  nur  durch  Vermittlung  der  Pflanzen  in  die  für  den 
Menschen  gebrauchswertige  Form  gelangen,  kommen  die  Mineral- 
substanzen  wesentl.  aus  dem  Boden;  ^)  sie  sind  hier  nur  in  be- 
grenzter Menge  vorhanden,  ohne  sich  von  selbst,  wie  in  der  Haupt- 
sache Kohlen-  und  Stickstoff  aus  der  Atmosphäre,  zu  erneuern;  y)  auch 
der  Ackerbau  erschöpft  daher  naturnotwendig  den  Boden  an  Mineral- 
stoffen; tf)  er  bedarf  demnach  zu  seinem  dauernden  Bestehen,  vollends 
zu  seinem  besseren  Gedeihen  der  künstlichen,  durch  den  Menschen 
erfolgenden  Wiederzuführung  der  ihm  durch  jedes  Abernten  ent- 
nommenen Stoffe,  i)  Es  giebt  somit  auch  im  Ackerbau  keine  un- 
erschöpflichen Bodenkräfte,  keinen  gleichbleibenden  Unterschied 
zwischen  gutem  und  schlechtem  Boden;  wenn  bei  jenem  nicht  oder 
unzureichend,  bei  diesem  genügend  und  mehr,  als  ihm  durch  Abernten 
genommen  wird,  Wiederzuführung  der  Miner.substanzen  erfolg,  ver- 
mindern sich,  verschwinden  die  Unterschiede,  ver^vandeln  sich  selbst 
ins  Gegenteil.  4.  Acker-  und  Bergbau  a)  gleichen  sich  daher 
prinzipiell  im  Moment  der  Erschöpfbarkeit  (auch  an  denselben 
Stoffen);  b)  unterscheiden  sich  nur  durch  die  Möglichkeit,  die 
Erschöpfung  allein  bei  jenem  wieder  gut  zu  machen,  daher  durch 
entsprechende  technische  und  Ökonom.  Aufgaben.  5.  Erhaltung 
und  Verbesserung  der  Bodenbeschaftenheit  in  den  3 Punkten 
(imter  2):  a)  Agrartechnische  und  -ökon.  Aufgaben,  u.  a.  Be-  u. 

Entwässerung,  b)  Mittel  dazu,  c)  Zusammenhänge  mit  Agrar- 
verfassung, Besitzgrösse,  Besitz-  u.  Erbrecht,  d)  Frage  der  Staats- 
aufgabe und  -Intervention.  Schwierigkeiten  in  schlechter  landwirt- 
schaftlicher Conjunctur  (Kreditorganisation). 
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§33.  — D.  Umfang  der  Wirksamkeit  der  Bodenkräfte, 
besonders  im  landwirtschaftlich  benutzten  Boden. 

S.  Senior,  polit.  econ.  (z.  B.  4.  ed.  1858  p.  26,  81),  Mill,  princ.  B.  1 
Kap.  12.  Wagner,  Grundleg.  3.  Aufl.  I,  § 255.  Esslen,  Ges.  d. 
abnehm.  Bodenertrags,  1905.  Zusammenhang  mit  der  Privateigentums- 
frage, s.  meine  Grundleg.  Bedeutung  für  die  Grundrentenlelu-e  (Ricardo, 
V.  Thünen),  s.  u.  § 63.  Näheres  über  die  Lehre  von  der  extensiven 
und  intensiven  Landwirtsch.  und  von  den  Feld-  und  Betriebssystemen 
in  den  Vorlesungen  über  prakt.  Nationalök.,  spez.  Agrarpolitik 
(v.  Thünen,  Roscher,  B.  II,  Bucbenberger , Agrarpobtik). 

I.  Beschränktheit  der  Produktion  durch  die  beschränkte  Wirk- 
samkeit der  Bodenkräfte.  Bedeutung  für  die  Bevölkerungsfrage 
(Zunahme,  Dichtigkeit,  Wanderungen  s.  o.  S.  59  ff.,  66  ff),  a)  Be- 
grenzte Bodenmenge  (Land-,  Wasserverteilung).  b)  Begi-euzte 
Zugänglichkeit  u.  Kulturfähigkeit  des  Bodens,  nach  Klima,  Boden- 
beschaffenheit, element.  Gefahren,  Rechtssicherheit,  c)  Beschränkte 
Ergiebigkeit  derselben  Bodenfläche.  2.  Dieser  letzte  Punkt  ist  der 
natialökonomisch  wichtigste:  hier  gilt  das  sog.  Bodengesetz, 
das  Gesetz  der  abnehmenden  Erträge  und  steigenden  Kosten: 

a)  Inhalt:  von  einem  gewissen  (im  Einzelfall  verschiedenen) 
Punkte  an  stei^  «)  bei  gleicher  Betriebstechnik  der  (Roh-  u.  speziell 
auch  der  Rein-)  Ertrag  in  sch wächerem  Verhältnis,  als  die  (quantit. 
u.  qualit.)  Vermehrung  des  Arbeits-  u.  Kapitalaufwands,  mit  welchem 
dieser  Ertrag  nur  gewonnen  werden  kann;  ß)  dasselbe  gilt  auch  bei 
verbesserter  Tecmnik,  teils  von  vornherein,  teils  bald  wieder; 
y)  daher:  relativ  mehr  steigende  Kosten  als  Wachsen  des  Ertrags  und 
bes.  relatives  Sinken  des  Reinertrags,  b)  Begründung:  «)  Zahlreiche 
empirische  und  experimentelle  Erfahrungen,  ß)  Einfachster  Beweis 
schon:  gleichzeitige  Bebauung  von  Grundstücken  verschiedener  Er- 
giebigkeit bei  gleichem  Arbeits-  und  Kapitalaufwand  mit  derselben 
Frucht  durch  denselben  Besitzer  u.  Landwirt,  c)  Folgen:  «)  erster 
Ertrag  schlechteren  u.  Mehrertrag  besseren  Bodens  wurden  unter 
gleichen  Bedingungen  gewonnen,  ß)  Gang  von  extensivem  — mit 
absolut  und  relativ  wenig  (quantit  und  qualit.)  Arbeits-  und  Kapital- 
aufw'and  auf  einer  Flächengrösse  — und  intensivem  Bodenanbau  — 
mit  absolut  und  relativ  viel  solchem  Aufwand  auf  der  gleichgrossen 
Fläche  ist  — neben  localem  Bodenmangel  — wesentE  durch  das 
Wirken  des  Bodengesetzes  hervorgerufen;  es  liegt  darin,  daher  auch 
im  Wirtschaften  mit  den  zugehörigen  Betriebssystemen,  nichts  an  sich 
wirtschaftlich,  auch  volkswirtschaftlich  Gutes  (wenn  auch  bei  intensiverem 
Betrieb  eine  höherstehende  technische  Leistung),  sondern  bittere 
Notwendigkeit,  stärkerer  Kampf  um  Dasein  und  Wohlsein. 

3.  Gegenpotenzen  gegen  die  Wirksamkeit  des  Bodengesetzes: 
a)  Landwirtschaftlicli-technisclie  Fortschritte;  b)  Verbesserung  der 
Technik  bei  Ausnutzung  der  Bodenprodukte;  c)  Fortschritte  in  den 
Kommunikations-  und  Transportmitteln  (besonderer  weittra«-ender 
Einfluss  hiervon,  verschieden  für  Bezugs-  und  Absatzorre  der 
Produkte);  d)  allgemeine  Fortschritte  verschiedenster  Art  auf  allen 
Lebensgebieten. 

Zu  a:  Zwei  Hauptrichtungen  und  Bestrebungen  dabei:  a)  zwar 
mehr  Arbeits-  und  Kapitalaufwand  bei  Gewinnung  von  Mehrerträgen 
aber  gleichmässig  damit  oder  noch  stärker  steigender  Er^ag’ 
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ß)  zwar  gleicher  Ertrag,  wie  bisher,  aber  weniger  solcher  Aufwand 
(Aenderung  der  Betri^ssysteme,  der  Düngung  u.  Bodenvorbereitung, 
der  Fruchtfolge,  der  Kombination  von  Korn-  u.  Viehwirtschatt,  der 
Geräte,  Werkzeuge  und  motor.  Kräfte,  Spannkraft  zum  Gebrauch 
(Pflug,  Maschinen];  Mitbedingung:  Kapitalkraft,  Kreditverfugung, 

Genossenschaftswesen,  Betriebsintelligenz,  F achbildung;  Einfluss  von 
Betriebsgrösse).  — Zu  b:  Agrar-  und  andere  Bodenprodukte 
Brenn-  u.  Nutzstoff,  Mineralien,  Kohlen,  Erze)  sind  zunächst  Kohstolte, 
aus  welchen  der  Nutzwert  für  die  Bedilrfoiszwecke  heraus  zu  lösen  ist 
(Nährwert,  Heizwert,  Verarbeitungswert,  z.  B.  von  vegetabil,  u.  animal, 
gewerbl.  JElohstoffen,  von  Erzen,  Metallen).  Je  mehr  dies  gelingt,  desto 
mehr  wird  ein  gegebener  Bedarf  durch  eine  kle  inere  Menge  Roh- 
stoff bereits  gedeckt  (Mahlen,  Backen,  Kochen  u.  andere  Zubereitung 
der  Nahrungsmittel,  Fortschritte  in  den  bezügl.  Methoden.  Kon- 
servierung frischer  Produkte,  Gewinnung  von  Extrakten,  bessere  Heiz- 
methoden,  im  Haushalt  und  in  den  Gewerben;  Stoffersparungen,  Aus- 
kommen mit  qualitativ  geringeren  Rohstoffen  in  den  Gewerben  [lextil- 
industrie,  Woll-  u.  andre],  Reduktion  der  Stoffe  auf  kleineres  Volumen 
u.  Gewicht,  wodurch  Transportföhigkeit  steigt,  local  unverwendbare  Stolle 
anderswo  nutzbar  gemacht  werden  [Kxtracte,  Zucker,  Wein,  Brannt- 
wein, Milch,  Fleisch].  Vieles  ist  hier  bedingt  durch  Grossbetrieb, 
örtliche  Konzentration  der  Produktion.  Bei  allen  zu  a.  u.  b.  ge- 
hörigen techn.  und  ökon.  Fortschritten  spielt  zw^ar  rohe  Emphirie  und 
Routine  geschichtlich  mit,  aber  erst  der  naturwissenschaftliche  und  der 
auf  ihm  beruhende  technische  Fortschritt  macht  jene  Fortschritte  selbst 
zu  methodischen  u.  damit  zu  erfolgreicheren  („rationelle“  Landwirtsch., 
Bergbau,  Industrie).  Daher  hängt  hier  alles  eng  mit  den  im  § M be- 
handelten Punkten  zusammen.  — Zu  c:  Fortschritte  im  Kommunikations- 
und Transportw^esen  steigern  die  Transportfähigkeit  (Bew^egbarkeit  im 
Raum)  u.  vermindern  die  Kosten  des  Transports  von  Menschen,  SacnOT, 
Nachrichten,  schliessen  dadurch  neue,  entlegenere,  bisher  unzugängh(me 
oder  schw’er  zugängliche  Gebiete  für  den  Verkehr  auf,  bes.  auch  mr 
den  Landverkehr,  machen  manche  Objekte  überhaupt,  namentlich 
schw'ere,  voluminöse  (ßodenprodukte,  Rohstoffe)  erst  transportierbar, 
auch  über  w^eite  Räume,  zu  Wasser  u.  nunmehr  auch  stärker  zu  Lande, 
emanzipieren  so  mehr  von  Bedarfsdeckung  an  Bodenprooukten  in 
der  Nähe  der  Wohn-  u.  Wirtschaftsorte  u.  erm^lichen  diese  Deckung 
von  fernher,  den  Absatz  nach  fernhin.  ^ei  entgegengesetzte 
Wirkungen  hiervon:  «)  centralistische:  grössere  lokale  Menschen- 
anhäufungen, Konzentrationen  von  Betrieben  werden  möglich,  weil  die 
Bodenprodukte  für  Ernährung  und  event.  auch  für  gewerbliche  Ver- 
arbeitung sieb  von  weit  her  jetzt  dahin  schaffen  lassen  (Gressstädte, 
Industrie-,  Montansitze);  ß)  decentralistische  Wirkung:  solche  An- 
häufungen werden  in  naturbegünstigten  Gebieten  in  geringerem  Masse 
notwendig,  weil  die  hier  gew^onnenen  Bodenprodukte  sich  in  die  Ferne 
schicken  Tassen  (fruchtbare  Gebiete,  Kohlen-,  Erzfelder,  Waldgegenden). 
Bei  « wdrd  dem  Bodengesetz  in  den  Zufuhrgegenden,  auf  den  den  Wohn- 
sitzen näiieren  agrarischen  Grundstücken  mehr  ausgewichen,  braucht  nicht 
so  allgemein  hoch  intensiv  u.  mit  steigenden  Kosten  hier  gewirtschaftet 
zu  werden.  Bei  ß tritt  die  Wirksamkeit  des  Bodengesetzes  früher  und 
stärker  in  den  Abfuhrgegenden  ein.  Daher  wird  die  Landwirtschaft 
hier  früher  intensiver,  als  es  sonst  geschähe.  Bedenkliche  Folgen 
zeigen  sich  für  die  Landwirtsch.  eines  höheren  intensiveren  Ent- 
wi^lungsstadiums,  wenn  ihr  durch  die  Konkurrenz  ferner  Extensivitäts- 
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gebiete  die  Bedingungen  der  Kostendeckung  in  fallenden  Preisen  ent- 
zogen werden  (osteurop.  u.  überseeische  Konkurrenz  von  Agrarprodukten 
für  West-  u.  Mitteleuropa  seit  einigen  Jahrzehnten  in  steigendem  Masse). 

— d:  Hierher  gehören  alle  Fortschritte,  welche  u.  soweit  als  sie 

die  Arbeit  auf  u.  an  dem  Boden  u.  an  den  Bodenprodukten  wirksamer  ’ 

den  übermässi^n  u.  unrichtigen  Bedarf  an  solchen  Produkten  kleiner 

machen;  bes.  Bedeutung  von  sozialer  Hebung  der  ländl.  Bevölkerung 

von  Reformen  der  Rechtsordnung  (Eigentumsordnung,  Agrarverfassung  '■ 

Bauernbefreiung,  Beseitigmig  der  Grundlasten). 

4 Schlussergebniss:  a)  Der  Boden  gestattet  seine  Benutzung 

(zur  Gewinnung  von  Pflanzen,  aber  auch  analog  zu  Wohn-  u Wege- 
zwecken) zur  Deckung  eines  steigenden  Bedarfs  an  Produkten  von 
einem  gewissen,  in  den  Einzelfällen  verschiedenen,  doch  nicht  festen 
Punkte  an,  nur  zu  progressiv  schwierigeren  Bedingungen,  daher  mit 
relativ  steigenden  Kosten,  b)  Die  Wirksamkeit  dieses  Gesetzes 
lässt  sich^  aber  durch  alles,  was  des  Menschen  Kenntnis  u.  Macht  , i 

über  die  Natur  ausdehnt,  zurückdrängen,  c)  jedoch  progressiv  immer 
schwerer  und  d)  überhaupt  nur  bis  zu  gewissen  Grenzen  (Milk).  K 

5.  Bedeutung  des  Bodengesetzes  und  der  Notwendigkeit  der  Be- 
kämpfung seiner  Wirksamkeit  für  die  Rechtsordnung  des 
agrarischen  Bodens.  a)  Aufgaben  in  dieser  Hinsicht:  die  . 

ökonomisch-technisch  betrachtet  beste  Rechtsordnung  ist  die,  welche 
für  die  Volkswirtschaft  den  erfolgreichsten  Kampf  gegen  das  Boden- 
gesetz u.  den  demgemäss  besten  Bodenanbaii  verbürgt,  b)  Die 
Vermutung  spricht  hier  für  das  Privateigentum  gerade  am 
agrarischen  Boden,  c)  Ein  induktiver  Beweis  hierfür  wird  durch 
die  historische  Grundeigentumsentwicklung  geliefert,  die  sich  in  dem 
Gange  vom  Gemein-  zum  Privateigentum,  und  zwar  speziell 
vornehmlich  mit  aus  wirtschaftlichen  Gründen,  vollzogen  hat 
(germanische  Verhältnisse,  Privateigent,  an  Hofstätte,  Gartenland 
dann  an  Ackern,  Wiesen,  zuletzt  erst  an  Weiden),  c)  Frage  der 
Aenderung  des  Privateigentums  und  der  Bodenverstaatlichung  in 
der  Gegenwart,  bei  den  Kulturvölkern  europ.  Zivilisation  (Sozialist. 

Forderungen):  wesentliche,  ja  entscheidende  a)  Bedenken  auch  aus  I 

Ökonomisch-technischen  Gründen,  gerade  bei  diesem  Boden,  nach 
den  hier  bestehenden  natürlichen  Bedingungen,  auch  nach  den  mit- 
spielenden  psycholog.  Momenten,  für  die  Bearbeitung  und  Kapital- 
verwendung, sowie  mit  Rücksicht  auf  die  entscheidende  soziale  Be- 
deutung ländlicher,  fest  durch  Eigentumsrecht  u.  -Interesse  mit  dem 
Boden  verbundener,  vornehmlich  bäuerlicher,  aber,  bei  nicht  zu 
grosser  Ausdehnung  seines  Gesamtbesitzes  und  der  Grösse  der 
einzelnen  Besitz-  u.  ßetriebseinheit,  auch  der  grossgrundbesitzerliclien 
grundanstokrat.  Bevölkerung  (meine  Gr.  II,  § 202,  203).  ß)  Die 
Gründe  für  Beibehaltung  des  agrar.  Privateigentums  sind  weit 
starker  als  diejenigen  für  das  Privateigentum  an  Forst-,  Bergwerks- 

\\  ep-,  Gewässerboden,  selbst  stärker  als  für  privates  (städtisches) 

W ohnuugsbodeneigentum. 

Aus  der  Statistik  sind  bes.  wichtig  für  die  Produktionsfragen  die 
L»aten  über  die  Arten  der  Bodenbenutzung,  speziell  des  Acker-  und 
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Gartenlandes,  des  Anbaus  der  Hauptfrüchte,  der  Erntemengen  dieser, 
des  Viehstands.  S.  reichsstatist.  Jahrb.  (Jg.  1905  S.  Näheres  in 

den  dort  angegebenen  Quellenwerken  der  amtlichen  Statistik;  einige 
Angaben  für  andre  Länder  im  Anhang  über  internat.  Statistik,  S.  13). 
Einige  Hauptdaten  für  das  Deutsche  Keich  sind  folgende: 

Vom  der  Gesamtfläche  (540  743  qkm)  kommen  auf 

Haus-,  Hof- 


/o 

Aecker-  ru 

Wein- 

Wiesen 

Weiden 

Porsten 

räume,  Wege. 

Gartenlaml 

berge 

Hutungen 

Holzungen 

Gewässer, 
öd-,  ünland 

1883 

48.5 

0.3 

10.9 

6.3 

25.7 

8.3 

1900 

48.6 

0.2 

11.0 

5.0 

25.9 

9.3 

Von  Acker- 
fielen auf 

u.  Gartenland  (1883  26.177,  1900  26.257  MiU.  ha) 

0/ 

Io 

Getreide, 

Hackfr., 

Handels- 

Futter- 

Ack.weide 

Haus-  und 

Hülsenfr. 

Gemüse 

gewächse 

pflanzen 

Brache 

Obstgärten 

1883 

60.1 

15.1 

1.3 

9.2 

12.7 

1.6 

1900 

61.1 

17.5 

0.7 

10.1 

8.7 

1.9 

Von  der  Erntefläche  (1893  22.86,  1904  23.38  Mill.  ha)  kommen  auf 


1000 

ha 

Weizen 

Spelz 

(Wint.) 

Roggen 

Sommer 

gerste 

Hafer 

Kartoff.  Wiesen- 

1893 

2 044 

347 

6012 

1594 

3 907 

3 037  5 916 

1904 

1918 

312 

6 099 

1627 

4190 

3 288  5 947 

Der  Ernteertrag 

war  zwischen  1893 

u.  1904  im 

Max.  u.  Min.  in 

1 Jahre  auf  1 ha 

in  100  kg 

Weizen 

Spelz 

Roggen 

S.gerste 

Hafer 

Kartoff.  WKeu 

Max. 

20.4 

15.7 

16.5 

19.5 

18.4 

146.7  44.5 

Min. 

16.4 

13.2 

13.1 

14.8 

10.7 

110.1  22.3 

Grosse  Verschiedenheiten  im  Ertrag  nach  Gegenden,  Landesteilen 
und  bes.  auch  nach  Grössen  der  Landwirtschaftsbetri^e  und  nach  Betriebs- 
systemen. Vielfach  starke  durchschnittl.  Ertragssteigerung  in  gut  ge- 
führten ^trieben  im  19.  Jh.;  aber  in  welchem  Masse  im  allgemeinen 
Landesdurchschnitt  ist  schwer  festzustellen,  auch  wegen  Einflusses  der 
Jahreswitterung.  Ebenso  ob  u.  wie  weit  die  Ertragssteigerung  stärker 
oder  schwächer  als  die  oder  parallel  mit  der  Kostensteigerung  erfolgt  ist. 

Während  der  agrar.  Boden  grösstenteils  im  Privateigent,  von  Privat- 
wirtschaften, meist  phys.  Pers,  steht  (in  Preussen  sind  nur  ^0000  ha 
Staatsdomänenland  der  Vorwerke  bei  I7V3  Mill.  ha  im  Ganzen),  ist  von  den 
Forsten  die  Hälfte  im  öffentl.,  meist  Staats-  u.  Gemeindeeigent.,  und  in 
halböffentlichem.  Im  ganzen  Reich  i.  19(X)  von  zus.  13  996  000  ha  kommen 
auf  Kronsforsten  in  KXX)  ha  257,  Staatsf.  4430,  Staatsantellsf.  30,  Ge- 
meindef.  2258  Stiftungsf.  211,  Genossenf.  306,  reine  Privatf.  6504,  wovon 
ein  erhebl.  Teil  dem  Grossgrundbesitz  gehört 

Zum  Vergleich  mit  dem  Deutschen  Reich  war  um  1900  die  Anbau- 
fläche der  beiden  Hauptbrotfröchte  Weizen  u.  Roggen  in  1000  ha  in 
Gr.  Brit.  u.  Irl.  769  {seit  Ant.  der  1870er  Jahre  auf  die  Hälfte  gesunken) 
u.  26,  Frankr.  6864  u.  1420,  (West-)  Oesterr.  1065  u.  1702,  Ung,  (ohne 
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Kroat,  u.  Slavon , aber  mit  Siebenbürgen)  3382  u.  1065,  Italien  4593 
u.  137,  europ.  Russl.  (60  Gouvemem.)  16  709  u.  28  594,  Ver.  St.  v.  Nordam. 
17  197  u.  644. 


Der  Viehstand  war  in  1000  Stück. 


Pferde 

Bindvieh 

Schafe 

Schweine 

Deutsches  Reich  um  1860 

3194 

14  999 

28  012 

6 463 

1873 

3 352 

15  777 

24  999 

7 124 

V 

1900 

4195 

18  940 

9 693 

16  808 

1904 

4 267 

19  332 

7 907 

18  921 

Gr,  Britannien 

1900 

2 012 

11478 

30  830 

3 411 

Frankreich 

1901 

2926 

14  674 

19  670 

6 758 

Österreich 

1900 

1710 

9 508 

2 621 

4 683 

Ung.  (eigentl.) 

1895 

1973 

5 829 

7 527 

6 447 

Italien 

1890 

742 

5 000 

6900 

1800 

Europ.  Russl 

1900 

21 076 

35  917 

52 191 

12  630 

Ver.  St.  Nordam, 

1902 

16531 

61  426 

62039 

48  699 

Uruguay 

1900 

561 

6 827 

18  609 

94 

Australien 

1900 

1915 

10128 

92  086 

1 188 

Kapland 

1899 

388 

1077 

12  640 

246 

Brit.  Indien 

1901 

1340 

87189 

17860 

^i  Russl.  unter  Schafen  auch  Ziegen,  in  Italien  Pferde  ohne 

i^litärpf.,  in  Gr.  Brit.  ebenso  u.  hier  auch  ohne  Pferde  f.  gewerbl.  imd 

Verkehrszwecke,  in  Frankr.  u.  Ver.  St.  überhaupt  nur  landwirtsch,  Vieh- 
stand. In  einigen  Ländern  gröss.  Mengen  Mault,  Maulesel  und  Esel 
(Ital  1.3,  Frankr.  0.55,  Ver.  St.  2.76,  Brit.  Indien  1.24  Mill.).  Die 
Zahlen  der  Schafe  u,  deren  grosse  Verminderung  in  Deutsch!,  sind  bes. 
beachtenswert  wegen  der  internat.  Konkurrenzvemältnisse.  Zunahme  der 
Ziegen  (im  D.  R.  1873  2.32  1900  3.267,  Frankr.  1.53,  Ital  1.8,  Oesterr. 
1.016,  Bnt.  Ind.  19.617  Mill).  Im  D.  Reich  kommen  in  1873  u.  in  1900 

auf  1 qkm  Pferde  6.1  u.  7.8,  Rinder  29.2  u.  35.0,  Schafe  46.2  u.  17.9, 

Schweine  13.2  u.  31.1,  auf  100  Menschen  um  1860,  in  1873,  in  1900, 
u.  1^4  auf  je  100  Einwohner  bezw.  Pferde  8.4,  8.2,  7.4,  7.1  (geringe 
Abnahme  trotz  Ersatz  durch  Dampf  u.  Elektrizität),  Rindvieh  39  2,  28.4. 

1^-2^  ^3.2  (!),  Schweine  16.9,  17.4,  29.8, 
31.6  Stück.  Dabei^  Qualitätsverbesserung  u.  Gewichtssteigerung  bes.  von 
Rmd^eh  m Schweinen.  (S.  Rcichsstat.,  Viertelj. hefte,  Ergänz.h.  1905, 
Nr.  IV).  Das  zu  landwirtkih.  Betrieben  gehörige  Vieh  verteilt  sich  sehr 
vers^ieden  auf  die  Fläche  (ha)  nach  den  Betriebsgrössen,  so  in  1895 

über  2 bis  20  h.,  von  über  20  ha  Grösse  auf  je 
Inh  o , 11»  11'  Rindvieh  78,  69,  37,  Schweine  192, 

50,  20,  Schafe  31,  18,  55,  Ziegen  137,  4,  0 Stück,  bei  Rindvieh  u.  Schweinen 

al^  Klem-  u.  kleiner  Mittelbetrieb  sehr  überlegen  in  Grösse  der  Vieh- 
haltung. 

~ ^ III.  Bewegliche  Körper.  S.  die  oben  S.  111  genannten 

ochnften  Emanuel  Herrmanns.  Maschinen-,  namentlich  Dampf- 
maschinen- und  sonstige  Motorenstatistik.  E.  Engel,  das  Zeitalter  des 
Dampfes  Berlin  1880.  von  Halle,  Gnmdriss  zu  Vorlesungen  über 
volkswirtschaftliche  Bedeutung  der  Maschinen  1898.  Technol  Lit. 
Karmarsch,  fieuleaux,  R.  Wagner  [ehern.  Technik].  Reinhold, 
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Weg  des  Geistes  in  d.  Gewerben,  1.  B.  Arbeit  u.  Werkzeug,  ltH)l. 
F.  Tönnies,  Entwickl.  d.  Technik,  in  Festgaben  f.  A.  Wagner  (1905). 
Wichelhaus,  popul.  Vorles.  üb.  chein.  Technologie  1904. 

1.  Kräfte  der  Stoffe,  Arten  (chein.,  physikaL,  bei  den  Tieren 
ihre  Zeugungskraft  u.  Fähigkeit,  unter  Einfluss  von  Eaceninischung, 
Nahrung,  bestimmte  Eigenschaften  entstehen  zu  lassen).  2.  Stellung 
des  Menschen  und  seiner  Arbeit  dazu.  Aufgaben,  die  Kräfte  kennen 
lernen  (naturwiss.  Aufgabe),  benutzen  lernen  (techn.  Aufgabe), 
richtig  anwenden  und  verwerten  lernen  (Ökonom.,  betriebsorganisator. 
Aufgabe),  die  menschliche  Arbeit  den  jeweiligen  bei  der  Benutzung 
der  Naturkräfte  vorliegenden  Arbeitsaufgaben  anpassen  lernen  (in 
körperl.,  intellektueller,  auch  sittl.  Hinsicht).  3.  Menschliche  Aus- 
rüstung mit  technischen  Hilfsmitteln  (Werkzeugen,  Maschinen,  Ver- 
fahrungsarten).  a)  Stoffe,  aus  denen  die  Werkzeuge  (u.  Maschinen) 
hergestellt  werden:  a)  vegetabilische,  bes.  Holz,  ß)  animalische,  bes. 
Knochen,  Gräten,  Hörnei-,  Haare,  y)  anorganische,  bes.  Steine, 
weiche  u.  harte  Steinarten,  Metalle,  bes.  Kupfer  (Bronce),  Eisen, 
Stahl.  Techn.,  Wirtschaft!.,  kulturhistor.  Charakter  der  ganzen  Zeit- 
alter mit  danach.  Auch  Unterscheidung  der  Stoffe  nach  lokalen 
Fundstätten  (im  Wohngebiet,  aus  der  Ferne  u.  Fremde),  b)  Die 
beiden  grossen  welthistorischen  technischen  Epochen:  a)  der  Feuer- 
benutzung (vom  Eeibfeuer  an:  mechan.  Bewegung  in  Wärme  um- 
Avandeln)  u.  ß)  der  Dampfbenutzung  (Wärme  in  mechan.  Bewegung 
umwandeln)  (Fr.  Engels),  c)  Specifisch  neuer  Charakter,  von  weit- 
tragenden  Sozialökonom.  Folgen,  des  Dampf-  und  Elektrizitätszeit- 
alters. Aufgaben  darin,  s.  auch  folg.  § 35.  4.  Besondere  Bedeutung 
dieser  technischen  Entwicklung  in  der  Stoffveredlung  nebst  Bergbau 
und  im  Transportwesen,  mehr  als  in  Landwirtsch.  5.  Maschinen: 
a)  Aenderung  der  Art  der  menschlichen  Arbeit,  b)  Nicht  nur 
quantitative  Steigerung  der  Leistungswirkung,  sondern  auch  quali- 
tative Veränderung  der  Art  der  Arbeit:  mehr  Hirn-,  Neiwen-,  als 
Muskelarbeit  (§  35),  so  die  menschl.  Arbeit  mehr  nur  das  leitende,  als 
das  Kraft  gebende,  bewegende  Moment  (Bewegung  der  Werkzeuge 
durch  Maschinen),  c)  Kraftkoncentration,  Ermöglichung  ungeheurer 
Einwirkung  auf  einzelne  Punkte  (bei  Metall-,  bes.  Eisen-,  Stahl- 
verarbeitung, Herstellung  von  Riesenprodukten,  für  Schiffbau, 
Brückenbau,  Waffen  [Kanonen!],  Panzerplatten  [Krupp!],  aber  auch 
vielfach  sonst  (E,  Popper).  6.  Dem  Bodengesetz  entgegengesetztes 
Benutzungsgesetz  für  die  Träger  motorischer  Kräfte,  bes.  der  Ma- 
schinen: Gesetz  der  wachsenden  Erträge  und  abnehmenden 
1^^  Kosten.  Daher  Tendenz  der  sinkenden  Kosten  der  Produktion  mit 

^ Maschinen  u.  s.  w,  mit  deren  steigender  Grösse.  7.  Mit  daher  grössere 

örtl.  Koncentration  der  industr.  als  der  landwirtsch.  Arbeit. 
8.  Technische,  wirtschaftliche,  soziale  Folgen.  Begünstigung  des 
Grossbetriebs.  (S.  § 35,  53,  54,  47). 
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Corresp%903  Dampfmaschinen  in  Preussen  (Statist, 
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X u.  y iiienscnenKrarte,  oezw.  (bei  östund.  Arbeitstag) 

= 27  al^  obige  btarken  1903  = c.  121.5  Mill.  Menschenkräfte,  etwa 
rtas  Zehnfache  der  erwachsenen  Männer,  Lokomotiven,  Schiffs-  u alle 
Maximen  in  Heer  ii.  Marine  ungerechnet.  (Weitere  bezügl.  Statist,  viel- 

5 w "u  4-  ^ 8 V-  1906,  hier  schon  81  756 

feststeh.  Masch.  mit  4 685  000  Pfkr.J  u.  daraus  in  d.  Preuss.  Statist.  Ztschr.) 

2.  Die  Arbeit  als  Prodiiktivkraft. 

4 k U«lersuch.  2.  A.  S.  167  ff.  v.  Mangoldt.  Abh 

W Staatswörterb.  v.  Schönberg, ^ Art.  Arbeit 

Vf..  8taatswissensch.  Jäger,  die  menschl  Arbeitskraft 

^ Rk^fk  ’ Entstehung  der  Volkswirtschaft  I.Abschnitt! 
vor  8 1 Ö6en  die  Lit.  der  Bevölkerungslehre 
1 6^®»’  Lohn  bei  §57.  Bevölk-eruug- 

statisftsches  s.  o.  S.  50  ff  Anthroprometrische  Untersuchungen,  s.  Lexfs 
Art.  darüber  im  1.  ß.  d.  H.-W.-B.  d.  St.,  daselbst  Lit.  S.  409  (2.  Aufl.) 
Moralstatistisches  s.  auch  o.  vor  § 17.  ^ ^ 

1 ~7  1^'.  W^esen  der  wirt- 

schaithchen  Arbeit  s.  § 1.  2.  Arten.  Körperliche,  geistige.  Muskel-, 

Hiinarbeit,  relative,  nicht  absolute  Unterschiede.  Umgestaltung 
der  Arbeit  im  Verhältnis  zur  Natiirleistung  (§  34).  3.  Streben, 

Lastgefuhle  zu  mindern,  daher  am  Mass  der  Arbeit  zu  siiaren  und 
die  Art  der  Arbeit  entsprechend  zu  ändern,  damit  den  Erfolg  der 
Arbeit  quantitativ  und  qualitativ  zu  steigern,  also  Lustgefühle  zu 
erhoben.  Volkswirtschaftliche  und  kulturhistorische  Bedeutung  davon 
4.  Einfluss  davon  auf  die  Gestaltung  des  Produktionsprozesses 

Mass  (Höhe)  und  die  Art  des  Produktionsergebnisses: 
a;  Mögliche,  wirkliche,  wünschenswerte  Folgen: 

aLgemeine  (durchschnittliche)  Verminderung  der 
aer  Arbeitszeit  (der  tägUcheu,  jährlichen.^zeit- 
lebens),  Freiwerden  von  Arbeitszeit  für  anderweite,  auch  dem  Erwerb 
dienende  Arbeit  und  für  Pflege  der  persönl.  Kulturentwicklung,  auch  ftir 

A.  Wagner,  soz.-ökon.  Grundriss,  4. Aufl.  9 
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humanen  Lebensgenuss,  erhöhte,  verfeinerte,  verbesserte  Bedürfnis- 
befriedigung für  die  ganze  Bevölkerung,  daher  durchschnittlich  für  jeden 
Linzelnen,  — die  mögliche  grossartige  Folge  des  „Triumphs  der  Menschheit“ 
mi  Kampfe  mit  der  Xatur,  der  Beherrschung  der  Naturkräfte,  des 
„Segens“  des  naturwissenschaftlichen,  des  ,.Maschinenzeitalters“.  ß)  Wirk- 
‘^che  Folgen,  nach  bisher.  Erfahrungen:  einigermassen,  auch  in  Etwas 
selbst  allseitig,  doch  den  möglichen  entsprechend,  aber  nicht 
ausreichend  für  die  unteren  arbeitenden  Klassen,  ja  neue  Gefahren 
für  sie,  so  Ausdehnung  der  Weiber-,  der  Kinderarbeit!  Zu  langer 
Arbeitstag!  Gefahren  der  neuen  Technik  (Unfälle).  Besonders  vor 
Entwicklung  des  Arbeiterschutzes.  Zu  kleiner  Anteil  am  grösser 
gewordenen  Produktionsertrag.  Z.  T.  auch  unbefriedigende  Folgen  für 
MitUdstand.  Z.  T.  zu  günstige  für  die  besitzenden,  die  höheren  Klassen, 
bes.  die  kapitalist.  Grossunternehmer,  für  die  umfangreicher  sich  bildenden 
leihkapitalistischen  Grossrentnerklassen,  inkl.  bes.  auch  die  städt. 
nanientl.  grossstädt.  Grund-  u.  Hausbesitzer  u.  Vermieter  (übergrosse 
Einkommen-  und  Vermögensanhäufung  in  einzelnen  Händen,  Ueber- 
wucherung  der  Spekulation  u.  der  Ausbeutung  der  Konjunkturen  (o.  S.  48) 
ZU  Aiel  ganz  oder  fast  ganz  ,.arbeitsIoses‘‘  Einkommen,  übermässio^e 
bteigerung  der  privaten  Kapitalmacht,  auch  des  Luxuskonsums  äusser- 
hchstei  Art,  des  lafel-,  Kleidung-,  M ohnungluxus).  y)  JDem  gegenüber 
wünschenswerte  Folgen:  Verallgemeinerung  der  möglichen 
Vorteile  mehr  zu  Gunsten  der  Masse  des  Volks,  bes.  hinsichtlich  Arbeits- 
last, Arbeitsdauer,  deren  Beschränkung  auf  ein  hygienisch,  sittlich,  kultur- 
torderheh  riclitiges  Mass,  geringere  Arbeitsgefahr,  grös.sere  Erwerbs- 
sicherheit  u.  Einkommenhöhe,  auch  mit  auf  Kosten  der  jetzt  erreichten 
Stellung  der  oberen  Ökonom.  Klassen,  bes,  der  ,, Spitzen  der  modernen 
Erwerb.sgesellschaft  -,  doch  ohne  Bruch  mit  dem  Prinzip  der  ökonomischen 
u.  sozialen  Kla.ssenschichtung  u.  ihrer  ökonomischen  Grundlage  im  Privat- 
eigent. an  sachlichen  Produktion,smitteln , aber  mit  Hinziel  ung  auf  eine 
Begrenzung  der  Differenzen  der  ökonomischen  Kla.ssenlage. 

b)  Daher  hier  vorliegende  Aufgaben,  auch  für  die  Sitten 
bildung,  die  Eechtsordnung.  5.  Spezielle  Gefahren  im  privatwirt- 
chafflichen  Konkurrenzsystem  und  bei  der  Privateigentumsordiuino-, 
dass  die  wirklichen  Folgen  des  technisch-ökoii.  Fortschritts  von’ 
den  inögdiclien  und  wünschenswerten  bes.  in  Bezug  auf  die  Lao-e 
der  arbeitenden  Klassen  ungünstig  abweichen.  ° 

6.  Blick  in  die  moderne,  namentlich  die  industrielle  Arbeiterfrage- 
der  freie  Arbeiter“  im  „Maschinenzeitalter“.  Seine  drei  wichtigsten 
Forderungen:  a)  Verminderung  seiner  Arbeitszeit,  b)  seiner  Arbeitlast 
und  Gefalir  bei  der  Arbeit,  c)  der  Erhöhung  seines  Anteils  am  Wert 
des  Arbeitsprodukts,  als  mit  des  Erfolgs  seiner  Arbeitsleistung:  alle  im 
Prinzip  berechtigt,  streitig  nur  das  Mass  der  Durchführung  u.  jeweiligen 
Durchführbarkeit  jeder  der  Forderungen.  7.  Nur  schrittweise  historische 
Entwicklungen  sind  möglich,  auch  sie  allein  gesund  u.  segensreich.  Nicht 
ein  gleichmassiges  schematisches  Vorgehen,  sondern  mancherlei  Speziali- 
sierimg  in  Art  u.  Mass  der  Durchführung  der  Forderungen,  nach  Völkern, 
Landern,  Zeiten,  Berufs-,  Gewerbearten,  ^Vrbeitsart  ist  geboten.  8.  Psycho- 
lopsche  u.  ethische  Momente  spielen  stark  mit.  Das  ist  bei  jedem  Vor- 
gehen zu  berücksichtigen.  Aber  die  richtige  Lösung  des  in  jenen 
Forderungen  enthaltenen  Problems  ist  von  grösster  allgemeiner  sozial- 
ü Bedeutung  für  das  ganze  Gemeinwesen  u.  für  dessen 

befriedigende  Gestaltung  u.  Weiterentwicklung.  9.  Zum  grossen  Teil 
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kann  die  dem  Interesse  der  Volkswirtsch.  u.  Ge.sell.sch.  dienliche  Er- 
mllung  jener  drei  Forderungen  nur  durch  die  Gesetzgebung  des 
Staats,  unter  Mitwirkung  der  Verwaltung  des  Staats  und  der  übrigen 
öffentlichen  Körper,  bes.  der  Gemeinden,  Provinzen,  erfolgen  und  zwar 
durch  folgende  Mittel  und  Wege:  a)  Gewährung  des  Organisations- 
reeliLs  (Koahtionsrechts,  Vereinsrechf.s)  an  die  Arbeiter,  rechtsfähige  u 
r^htlich  anerkannte  Interessen  vereine  (Berufs-,  Fach-.  Gewerkvereine)  zu' 
bilden,  für  einzelne  Fälle  und  für  die  Dauer,  u)  für  Wahrnehmung  ihrer 
wirtschaftlichen  Interes.sen  u.  Sicherung  ihrer  Selb.ständigkeit  u ihrer 
genügenden  Macht  gegenüber  den  kapitalist.  Unternehniern  und  deren 
Urganisationen  (Arbeitgeberveieine.  auch  Svndikate,  Kartelle,  Trusts)- 
jedoch  ß)  stets  nur  in  den  Grenzen  u.  mit  den  Kautel en.  welche  die 
Nahrung  des  Gesa nitintere-sses  verlangt  (auch  der  gesamten  nationalen 
Produktion  der  Absatzmtcressen,  bes.  auch  gegenüber  der  Konkurrenz 
I \ ^ der  Sicherung  gewisser  unentbehrlicher 

Bedurfni.sbefriedigungen  der  Gesaintbevölkerung,  sowohl  solcher,  welche 
unter  dem  Einfluss  moderner  Technik,  Betriebsorganisation  ii.  Verkehrs- 
emnehtung  eigenartig  liegen  (regelmässige,  ungestörte  Vensorgung  mit 
den  Hauptnahrungsmitteln.  [Landbau,  Müllerei,  Bäckerei.  Fleischerei! 
mit  Brennstoff;  Beleuchtung),  als  auch  solcher,  wo  die  Störung 

der  Produktion  grosse  nationale  Werte  unwiederbringlich  vernichtet 
(Eintearbeit-Sicheruiig  in  der  Laiidwirtsch.!):  alles,  wie  vom  Gesamt- 
interesse, so  suich  vom  wahren  dauernden  Arbeiterintere.sse  selbst  geboten, 
erlöst  das  privatkapitalist.  Unternehmerinteresse  als  solches  soweit  es 
;sich  mit  dem  sicheren  Gang  der  nationalen  Produktion  u.  des  Absatzes 
dwkt,  kann  dabei  eine  Begrenzung  des  Organisationsrechts  der  Arbeiter 
erheischen,  ebenso  das  allgemeine  politische  lnteres.se  des  Staats  (kein 
fttrikerecht  zur  Erzielung  politischer  Bestrebungen,  zum  „General- 
strike -,  keines  der  Beamten  der  Staatsbetriebe,  des  öffentl.  Verkehrswesens!) 

4 Mittel  ist  die  Gewährung  eines  ausreichenden 

Arbeiter.schutzes  (bes.  betr.  der  Punkte  unter  6,  a u.  b)  mit 
riclitigen,  zx^ckmässigen,  nach  Arbeiterkategorien  ((lesclilecht  \lter 

• i , Handwerk,  Hausindustrie.  Heimarbeit 

f abrik)  sich  speziahrenden  Bestimmungen,  in  der  Ausführung  durch 
geeignete  Spezialorgane  überwacht,  auch  möglichst  unter  den  in 
der  Weltwirtsch.  konkurrierenden  Volkswirtschaften  vertragsmässig  inter- 
national in  ^en  Hauptpunkten  in  Uebereinstimmung  gebracht,  ci  als 
muss  die  Arbeiterversicherung,  bes.  für  die  Erfüllung 
Ul  w aber  noch  darüber  hinaus,  eintreten  (Kranken? 

L iidll-  In\alideii-,  Alters-,  Wittwen-  und  WaisenverMcherune)  u zwar 
als  umta.ssende  obligatorische  Einrichtung.  d)  Auch  für  die 
Erreichung  eines  gebührenden  Anteils  der  Arbeiter  als  Klasse  am 
4 0lk.swirtsch.  Iteinertrag  und  an  dessen  Steigerung  (mindestens:  Mit- 
. teigen  d^  Lohnquote  als  Klassenanteils  mit  dieser  Steigeruno-  Rod- 
der * ~ Organisationsrecht 

^ sind  aber  auch  bei  die^n  3 Punkten 

Umfo^A'  Lohnquote,  K au  tele n hinsichtlich  des 

L mfaugs,  der  Art.  des  Masses  der  gesetzl.  Bestimmungen  u.  der  Durch- 
iihriing  der  Arbeiterwünsche  im  nationalen  Gesamtinteresse  geboten 

HhGkeü^  Vite  wT  ^eltivirtschaftl.  Konkurrenz- 

fähigkeit. Die  Hebung  des  4.  u.  5.  Standes  ist  .so  ein  kulturhistor.  Problem. 

8.  Andererseits  Bedenken  der  gemeiiiAvirtschaftlichen  Oro-ani- 

sation  wegen  der  müglicben,  selbst  walirscheinlichen  ungünsti"-eii 
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technischen,  auch  den  betriebsorganisatorischen 
Fortschritt.  Hier  liegen  eben  die  günstigen  Seiten  der  privaiwirtschaft- 

Arbe^  als  Lastmoment  zu  sparen,  auch  auf  den  Prozess  und  das 
Ergebnis  der  V e r t e 1 1 u n g , der  E i n k o m m e n - und  P r e i s b i 1 d u n 
m pnvatwirtschaftlichen  Konkurrenzsysteui  (s.  u.  8 64  ff  50ffV 
Folgen  des  Wirkens  des  ersten  egoist.  Leitmotivs  1).  ’ 

h 3b.  — II  Bedingungen  der  Höhe  der  Arbeits- 
i)  vonXvölk^'  aWiängig  in  der  ganzen  Volkswirtschaft 

u (Zusammensetzung), 

sowie  b)  \om  Verhältnis  der  Arbeitenden  zu  den  Nicht-Arbeitenden  der 

Bevölkerung,  a)  Auf  dies 
Veihaltnis  wirken  Lebensalter,  Geschlecht,  Entstehen  von  Kentner- 

tiim,  auch  ubergrosse  müssige  berufsarbeitsfreie  Zeit  ein.  ß)  Ferner 
Sätir  -lurdi/"  A Verteilung  der  Arbeits- 

kdü  unmr  «Bördings 

S;  f P’  (Beamte,  Soldaten).  Aber  bb)  auch 

bei  treiei  Beruhwald  in  der  Privatwirtschaft!.  Organisation,  in  den 
liberalen  Beruten  (Aerzte,  Anwälte,  Künstler,  Journalisten')  wie 

m der  materiellen  Produktion  (in  Vermittlungs-,  Handels-,  Gast-  u. 
Schankgewerben,  einzelnen  Hamlwerken)  zeigt  sicli  öfters  üeber- 
fullung,  mindestens  lokal,  d)  Ein  „Zuviel“,^  d.  h.  mein-  als  die 
iichtige  Ausführung  der  erforderlichen  persönl.  Dienstleistungei/ 
der  Herstellung  und^  Zufühning  einer  Sachgüterart  erfordert.^  ist 
\rPi^  I allen  den  bei  y genannten  Fällen 

Volksverradming,  der  zu  grosse  Zuzug  in  gewisse  Geo-enden  und 
Orte  auch  (Meutl.  Dienst,  libetale  Berufe)  die  EXchtenülu 

dei'  Keirdef '' hT"f  <!“  ■'»«gen  Vor-  u.  Fachl,ilduu|: 

dei  Keiz  dei  betreftenden  Berufstätigkeit,  der  sozialen  Stellung 

Jnkf  ^lass  dagegen  ist  bedurfte  Arbeit  immer  pro- 

duktiv auch  im  otfent . Civildienst  und  im  Militärdienst.  2 Hie  Höhe 
i l ist  bedingt  in  Volks-  u.  Einzelwirtschaft  aWon 

^ 30-34),  d)  Ausrüstung  mit 

ÄuL  fs4rÄ  Funktion  der  Unter-  j 

netimung  (§4-  43),  f)  Arbeitsgliederung  (8  44-47).  3 Natürliche 

edl  (erworbene)  Eigenschaften,  psychologische 

ethische  iaktoren  sind  zu  unterscheiden.  4.  Individual-  u sozial'  i 

pädagogische  Aufgaben  liegen  überall  vor.  ? 

9 ^»’beitsfähigkeit.  1.  Individuelle,  nationale  i 

rtaHsfSk''?  P objektiv  Beurteilen;  Statistik,  auch  Moral- 

. tatisti^  Anthroporaetrie.  Schwierigkeiten  bietet  die  Anwendun»-  allei  i 

dieser  Hilfsmittel.  Besondere  Gefahren  liegen  im  häufigePMS£ 
von  Voriirteilen,  auch  von  Interessen,  in  zu  weiter  GpnerSiEii" 

<ler  Schlüsse  aus  Einzelfällen  (unvollkommene  Induktion,  § 4“ 
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3.  Für  die  ganze  Volkswirtschaft  kommt  die  Zusammensetzung  der 
Bevölkerung,  auch  deren  Beschaftenheit  bes.  nach  den  unter  4 ge- 
nannten Momenten,  aber  auch  nach  Verbreitung  von  Gebrechen, 
nacli  dem  Gesundheitszustand  für  das  Mass  der  Arbeitsfähigkeit  in 
Betracht.  4.  Vier  Hauptmomeute  sind  die  wichtigsten,  bei  jedem 
ist  Physisches,  Geistiges,  Sittliches  zu  verfolgen,  a)  Geschlecht 
(s.  o.  S.  56).  a)  Leistungsfähigkeit  der  Geschlechter: 

aa)  Körperlich  an  Muskelkraft,  Ausdauer,  wo  solche  Kraft  ver- 
langt wird,  ist  der  Mann  überlegen  (allgemeine  Erfahrungen,  Messungen  am 
Dynamometer,  freilich  auch  Mitspielen  von  Uebung,  auch  wohl  von 
Nahrung),  doch  dadurch  ist  nur  z.  T.  Inferiorität  des  Weibes  in  der 
materiellen  Arbeit  beding,  namentlich  bei  entwickelter  Technik  u.  Arbeiten 
mit  Motoren,  an  Masdiinen,  also  heute  weniger  als  früher,  bb)  In 
geistige  n Anlagen,  reiner  Verstandestätigkeit  ist  vielleicht  auch  der  Mann 
überlegen,  aber  sonst  bestehen  wohl  vornehmlich  nur  differente  Geistes- 
anlagen, auch  wohl  weniger  Einfluss  der  Geschlechtsverschiedenheit  bei  der 
grossen  Masse  der  geistigen  Tätigkeit  auf  ivirtsch.  Gebiet;  wohl  auch  Mit- 
spielen der  durchschnittl.  geringeren  Ausbildung  (unsichere  Ergebnisse  der 
Gehirnphysiologie,  der  Psychologe),  cc)  In  sittlicher  Hinsicht  ist  in 
den  „passiven  “ Tugenden,  in  Pflegediensten  u.  dgl.,  in  Geduld  das  Weib 
wohl  überlegen,  weniger  zu  gewissen  Lastern  (des  Geschlechtslebens,  der 
Ti-imksucht)  geneigt  u.  daran  beteiligt,  auch  an  Verbrechen  (Statistik, 
Kriminal-,  Selbstmordstat.),  ß)  Daher  wichtig,  aa)  die  weibliche  Arbeits- 
kraft auf  für  sie  geeigneten  Gebieten  zu  beschäftigen,  bb)  ihre 
Anwendung,  tatsächlichen,  oft  durch  Not  bedingten  Entwicklungen  gegen- 
über. zu  beschränken  (schwere  Körperarbeit,  viele  Industriezweige,  sittl. 
Gefahren  bietende  Zweige,  Bergbau,  Schankdienst),  cc)  in  der  dennoch 
verbleibenden  Anwendung  sie  möglichst  günstiger  zu  stellen  (in  Lohn, 
Arbeitszeit,  hinsichtl.  sittlicher  Gefahren.  — Heimarbeit,  Laden-,  Schank- 
dienst!), alles  mit  Aufgaben  des  Arbeiterschutzes;  dd)  anderseits  ist  die  An- 
wendung weiblicher  Arbeit  zu  erweitern,  so  vielfach  für  die  mittleren  u. 
höheren,  auch  die  mehr  geistigen  Arbeitsgebiete,  daher  hier  das  tat- 
sächlich oft  zu  weitgehende  ..männliche  Arbeitsmonopol  “ entsprechend  zu 
be.schränken  (gewisse  liberale  Berufe,  einzelne  öffentliche  Dienstzweige, 
Privatbeamtensphäre)  u.  die  Aus-  u.  Vorbildung  durch  Einrichtung  der 
erforderlichen  Lehr-  u.  Bildungsanstalten  speziell  für  Mädchen  u.  Frauen 
und  Zulassung  dieser  zu  den  dafür  geeigneten  Bildungsanstalten  der 
Männer  (Hochschulen)  zu  ermöglichen,  zu  erleichtern,  zu  verwohlfeilem. 
ee)  Hohe  volkswirtsch.  u.  mit  Wert  bildende,  wie  erhaltende  Bedeutung 
der  hauswirtsch.  Arbeit  der  Frau:  Arbeitsteilung  mit  dem  Manne. 
ß)  Geschleclitsverteilung  in  der  Bevölkerung  aa)  Einflüsse  darauf 
56  u.  57).  bb)  Bedeutung  für  nationale  Leistungsfähigkeit,  für 
soziale  u.  sittliche  Verhältnisse  (Frauenmangel  neuer  Kolonieen, 
Frauenüberschuss  in  Aus-  u Abwauderungsgegenden,  im  höheren 
Lebensalter,  von  heiratsfähigen  gegenüber  den  notwendig  etwas 
älteren  heiratsfähigen  Männerklassen.  b)  Alter  (s.  o.  S.  57). 
^ Leistungsfähigkeit,  aa)  In  körperl.  Hin.sicht  Maximum  zwischen 
20/25— 40  45  Jahren,  auch  Gesundheitsmaxim.  (Krankheitminim.).  Uebel 
für  Muskelarbeiter,  nach  Erreichung  dieses  Alters  schwerer  und  nur  mit 
geringeren  Löhnen  beschäftigt  zu  werden  (ähnl.  Offiziere,  Pensionierungen!), 
bb)  In  geistiger  Hinsicht  Maxim,  wohl  auch  annähernd  in  jenen 
.fahren,  aber  wohl  etwas  später  beginnend  (ausser  bei  spezifischen  Be- 
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^ndun|enrrfpLf  Mathematik,  ia- 

der  geistigen  £eistungsföhiekeit  Verschiedenheiten 

gabungs-,  auf  natüri  AnEr  Lebensalter  nach  wesentlich  Be- 
Kenntnis,  Erfahrung  Uefunp-  anf 

stand,  Vernunft.  Menschenkenn^ntK  Vo  Fachbildung,  auf  Ver- 

iiber  liter.,  dichterische  Produktinn'-^^^IR^T^/^“^*' ® 

Alters,  aIsVorat‘ssSug  de™  Jungen 

Lircktorenstellungen).  cc)  Li  . u-  • ^ 

Uebergang  vom  Kinde  u Jujrendliphpn  Hinsicht  das  Lebensalter  im 

quantitatifes  Maximmii  vielef  vägehen^nVrbr^^t*^®“^*  -®fährlich, 
auch  in  den  körperlich  besten  gewalttätiger 

schlimmsten  (Personal-  u Eiwnthnmo  \ tler  sittlich 

selbst  Greisenalter,  wohl  mit  unter  ei  brechen  in  höherem  und 

wirtschaftl.  Erwerbs-  u.  Verbrauchsverhah^^'^^^^"  u*'  ^*’uel^  erschwerter 
Dasein  u.  Stellung  (Kriminalstatistik  oEf  Rumpfs  um 

schäften  u.  grösserer  rX  ‘fotz  geringerer  teiden- 

des  höheren  Alters  Seüate“)  Ä spezihsche  Verzüge  des  reifen, 
V«lkeru„g.  aa)  Ki„«S”t,4f  « „'"slr'S  bC)  S,  l'" 

wi.scte,  ti,Sn'T':L;'lSe4"V’  “■  1-“'  ÜeSe 

(Kinder,  Greise  im  UeherHuss  Er  Ja  «n  hetroHeuen  Gegenden 

’S  SS™ 

in  den  Kin-  n»i/i  aoti  docli  aiicli  uim’ünsti^e 

• i^in  und  ^uwarulerun^Ho*ebiptf»n  Vn/  j ♦ *i  ^ ® 

verschlingender  Krie^»'e  cc^  . Nachteile  niänner- 

nalie  koiimiende  A ’^Pürlichen 

kleinem  Ueberiwht':r  Een  t i^l^er  Kindenpiote, 

d^  Erwachsenen.  Ses.  dm-  J^nger^fcS/^SE^ 

»tellung  „egan  maagelmler  oder  engei.üLider  od“Sw  '■'“1 
barer  ilessungsinethoden.  wecken  sm^  L-en  mp  • ? ‘’^'k^er  anwend- 

iind  zu  leichter  Geiieralisienm.r  ,r ' i ^^^luelens  von  A orurteilen 

der  LeistungsfahUeit  E ""  "f’  'Vechscls 

geistigen  Produktn-itiit  so  hei  ^ »'■nschaften  überhaupt,  auch  der 
von  Ra.ssen,  Nationen  Stä  Ze!  E'f Beurteilungen 
auch  ältere  Zeiten  u.  für  die  GegenwJrE^''^‘‘" 

(gekräftigte°  Kraft\^erlaEJ^^^^  Ansicht,  dass  „Wilde“  stärker  als 
Zivilisierte.  Einzelne  Orvane^Gesicht  ‘^“§l*’köriee) 

und  bei  gewissen  Bemf?n,  nileX«  SSr^Mer  *'3'' 

n.  konserviert,  /iß)  Bei  allen  be<;  7;  ^*i-  inelir  entwickelt 

daher  Lohn.  Lebensweise  flebnno-  v Linflnss  von  Nahrung, 

(Trunksucht!).  (kSe  'Sclifc^  Litern.  Unsitten 

Tauglichkeitsmasses  bei  SolLtenaihebE®E''  ^uug  des 

hebung  notwendig  ein  Rückereifen  W stärkere  Aus- 

xuÄy  is 

Ansdaner,  Einfluss  von  Ernahr„ng:tX:“;  itKS^^^^^^^^ 
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Ermittlungen  am  Kraftmesser),  bb)  Geisteskraft  u.  geistige  Leistungen. 
«(()  Physiologisches  u.  Anatomisches,  Hirngewichts-  und  Windunffs- 
vergleichungen  mit  unsicheren  Ergebnissen  für  die  Bedeutung  der 
allerdings  nachweisbaren  starken  Verschiedenheiten  (schon  Husclike, 
Rud.  Wagner),  ßß)  Messungsmethoden  für  Geistesleistungen  vollends 
mangelhaft  u.  unsicher,  auch  bes.  hier  Vorurteile,  Subjektivismus  init- 
spielend,  Wechsel  der  Produktivität  auf  höheren  Gebieten  ^Künste. 


grad,  aligem.  Kulturstand,  Religion,  Konfession  mit  von  Einfluss  (weisse, 
gelbe,  scliwarze  Rasse,  auch  letztere  kaum  allgemein  spezifisch  durchaus 
tiefer  stehend  [Th.  Waitz]).  Die  europ.  Kulturvölker,  u.  ihre  kolonialen 
Abkömmlinge,  die  alten,  aie  modernen  Völker,  die  grossen  ;5 — 4 Völker- 
familien : Romanen  nebst  Keltoromanen,  Germanen,  Slaven.  Kunst- 
begabungs-,  Geschmacküberlegenheit  der  alten  Griechen,  wie  der  modernen 
Romanen,  wenigstens  zeitweise,  Einfluss  auf  Kunstindustrie.  Cha- 
raktereigenschaften und  Temperament,  PJinfluss  auf  Arbeits- 
energie (Germanen,  Angelsachsen  voran).  Präzision,  Pünktlichkeit 
(Germanen).  Rasche  Auffassung,  Intelligenz  (Romanen,  bes.  Italiener). 
Nachahmungsfähigkeit  (Slaven).  Fähigkeit  zu  techn.  Erfindungen 


(neuerdings  Engländer,  Nordamerikaner,  aber  auch  Deutsche  u.  Romanen. 


(Deutsche).  Erfahrungen  in  Industrie  mit  Arlieitern  verschiedener 
Nationalität  (Schweiz,  Nordamerika*.  Verschiedenheiten  auch  nach 


sucht!  In  geringerem  Masse  sexuelle  Laster).  Unredlichkeit,  Fähigkeit 
u.  Neigung  zum  Betrügen,  Ausbeuten.  Wuchern,  spekulativei*  Schwindel. 
Urteile  über  Orientalen,  Armenier.  Griechen,  Juden  (ob  Einfluss  von 
Rasse,  von  Stellung  im  Erwerbsleben  u.  aligem.  soz,  Stellung,  von 
starker  Betreibung  gewisser  Berufe  und  Ervverbsarten,  die  mehr  Ge- 
legenheit und  Versuchung  zu  Betrug,  Wuchei’,  Unredlichkeit  bieten 
IHandel,  Geldgeschäft]  J).  Verbrecherische  Neigungen  (gewalttätige, 
listige  Verbrechen).  Alles  stellt  aber  hier  in  Verbindung  mit  gesamter 
A\  irtschaftsentwicklung.  (Behauptete  böse  ,,Verjudaisierung‘‘*  der  europ. 
Völker  im  modernen  Wirtschaftssj’stem;  aber  ist  weniger  schlimm  und 
anders  die  „angelsächsische“  Veramerikanisierung??). 

d)  EH’worbene  Bildung,  a)  Allgemeine,  technische,  intellek- 
tuelle, sittliche.  ß)  Uuterriclitswesen.  y)  Ueber-  und  falsche 
Bildung,  d)  Bedeutung  der  Bildung  fiir  die  Avirtschaf'tliclie  Leistungs- 
fähigkeit. Uebei’scliätzung  der  allgemeinen  und  der  gewöhnlichen 
elementaren  Schulbildung  für  die  Leistungsfähigkeit  der  hand- 
arbeitenden Klassen  in  ihrem  Benife:  sonst  müssten  längst  die 
Deutschen  alle  andren,  auch  die  andren  german.  und  die  roraan. 
Völker  auf  dem  Gebiet  der  materiellen  Ih’oduktion  geschlagen 
haben!  f)  Statistik.  ( l nterriclits-.  Schul-,  der  Verbreitung  der 
Elementarkenntnisse). 

§ 38.  — B.  Arbeitslust,  Arbeits-  und  Lohns vsteiue. 
S.  über  unfreie  und  freie  Arbeit  und  deren  Leistung  Wagner, 
Grundleg,  3.  Aufl.  II,  Buch  1.  Ueber  die  Motive  bei  <ler  Arbeit  eh.  I. 
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vatio^  «hpr  T nV  f'  entsolieidender  Bedeutung  die  Moti- 

vation. jjit.  Uber  Lohnsysteine  unten  bei  §57. 

1.  Kiniluss  von  Keclitssiclierheit,  Geltung,  Beditsordnung  iin 
al  nenien  und  auch  auf  die  Stärke  der  Arbeitslust,  wie  mxf  d e 
Biehtung  der  Arbeit.  2.  Arbeitssysteme,  a)  gezwungene 

dS 

Strafe  [).ib?’  }‘‘  wirkt  nur  Furcht  vor 

1.  * ] ^ ^’cliadigiing  der  (Qualität  der  Leistung  und  für 

hohu-e  Arbeitsarteu.  3.  Phasen  und  Grade  der  unfreien  Arbeit 

MoHvmA*''  mit  aus  dem  Bedürfnis  zu  erklären,  die 

^ otnatiori  den  Anforderungen  an  .juautit.  u.  .luallt.  Steigelamg 
dti  Leistuiipn  aiizupasseii.  Sonst  droht  Unproduktivwerddn  der 
unheien  Arbeit.  Die  rechtliche  Umgestaltung  und  ßeseitigune  der 

Aid.eit  sf^n  1 aus  ökonomischen  Gründen.  4.  Freie 
tn  Ser  und  : «)  Arbeit  im  Dienst 

F)  Psvcl,Tl^  i'“  auch  als  Unternehmer, 

b)  1 sAdiologische  Bedingungen  für  die  Leistung  und  Er- 

lahrungen  darüber:  mit  je  wirksameren  und  besseren  Motiven 

^etuJii;  du  Aibt‘itende  am  Ausfall  suncr  Arbeit  beteilig  ist  desto 
günstiger  der  Erfolg,  quantitativ  und  bes.  auch  qualitativ.  %)  Eii  flu 
auf  diesen  Erfolg  hat  ferner  a)  ^'oraus-  und  NachherzSiCg- 
ßj  feststeheiide  u.  nach  Ausfall  der  Arbeitsleistung  sich  richtende 
\er»utuug;  ;•)  Möglichkeit  und  Art  der  Kontrolle  während  der 
Arbeitsleistung  fFahrikarbeit)  und  am  fertigen  Produkt  fhaus 
nidustrielle  u.  Heimarbeit,  mit  Ahlieferuug  des  fertigen  Produkts) 

vir!.?''  5^'«"  Regelung  der  Einzelheiten  des  Arbeits- 

de  - W^dp*  yere.ubaruugen,  weil  dies  auf  Zufi-iedeiiheit 

H -b/i  f 1 • . ^'.luwirken  kann,  bes.  hinsichtlich  der  Art  und 
Hohe  der  Arbeitsleistungen  und  der  Vergütungen  (Tarifverträ<^e)- 

nvirÄ?f"'-  Ve.ba„“,lsve?,.4  b£i 

V 1-  • Uohuarten:  a)  Zeit-,  ß)  Stücklohn 

Gewinnbeteiligung,  d)  Arbeiterassociation,  s)  Allein - 
ai  beiten  auf  eigene  Rechnung,  (Unternehmerarbeit).  Charaktmsirum- 
der  einzelnen  Arten,  günstige,  ungünstige  Seiten  jeder 

sa,„e  ArbeitskoMrolle  Kmd,l  v.n  Verlust  der  ArbStelle  ^d  de.; 

soktrSihlfrÄi.Ä“  loi'“  nur  etl 

suRiie  mittlere  Uui  chschnittsleistuiig  statt,  welche  ausreicbt 

einem  bestimmten  Lohnsatz  beschäftigt  zu  bleiben  cc)  NotoHscbp 

Ge  ahren  der  Arbeiterorganisation,  fies  DurTscLittsmass  hS 

f in  der  Produktion  zu  erSen  (GZlt 

ip  „ Arbeitserfolgs,  aa)  Er  wirkt  auf  quantitative 

dpv  ^ntd^  der  Leistung  in  gegebener  Zeit  ein.  daher  auA'erkürzunfr 
lei  Zeitdauei  der  einzelnen  Verrichtungen,  aber  leicht  auf  Kosten  der 
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Qualität  der  Leistung  (Ueberhastung).  bb)  Deshalb  ist  er  für 
qualifizierte  Leistungen  nicht  immer  anwendbar,  zumal  wenn  wirk- 
same Kontrole^  bei  der  Arbeit  selbst  u.  am  fertigen  Produkt  fehlt  oder 
unzureichend  ist,  Mängel  nicht  oder  nur  schwer  u.  kostspielig  wieder 
gut  gemacht  werden  Können,  cc)  Der  Arbeitgeber  hat  Interesse  am 
Stücklohn  wegen  der  Mehrleistung  des  Arbeiters  in  gegebener  Zeit  u. 
stärkerer  Ausnutzung,  rascheren  LTnisatzes  seines  Kapitals  (Maschinen), 
dd)  Der  Arbeiter  hat  Interesse  am  St.L , um  in  gegebener  Zeit  mehr 
zu  verdienen  oder  kürzer  zu  arbeiten;  ee)  aber  mit  der  Gefahr,  ««)  sich 
zu  überarbeiten,  bes.  in  den  besten  Lebensjahren,  so  sich  rascher  ab- 
zunutzen und  fiß)  der  Gefahr,  dass  der  Einheitslohnsatz  (auf  das  Stück) 
bei  gesteigerter  Leistung  und  Gesamtlohnsumme  herabgedrückt  wird 
(so  bei  Ueberproduktion,  nach  Krisen)  mit  dem  schliesslichen  Erfolg  der 
Erhöhung  der  Arbeitslast  für  gleiches  oder  geringeres  Lohnmass. 
y)  Gewinnbeteiligung,  meist  nur  neben  a oder  als  deren 
Ergänzung,  schon  weil  der  Arbeiter  laufenden  Lohn  nicht  entbehren 
kann:  bestimmt  normierter  Anteil  am  Gesamterfolg  des  Betriebs 
(der  ^ Unternehmung) , also  vom  (volkswirtschaftlichen)  Reinertrag, 
aa)  Günstiger  Einfluss  aa)  auf  Arbeitseifer,  Vor-  u.  Umsicht,  beim 
Umgehen  mit  Mascliineu,  Apparaten,  Werkzeugen,  Einrichtungen, 
^arsamkeit  beim  Roh-  u.  Hilfsstoffv^erbrauch,  auch  auf  gegenseitige 
Kontrolle  der  Arbeiter;  ßß)  auch  auf  soziale  Solidaritätseinpfindungen 
zwischen  Arbeiter  u.  Unternehmung,  bb)  Aber  Schwierigkeiten  bietet 
die  richtige  Regelung  der  Einzelanteile,  bes.  nach  den  Rangstufen  der 
Arbeiter  (und  Beamten)  und  nach  den  nualitut.  Verschiedenheiten  der 
Arbeitsleistungen  (Quotenzuschläge  versciiiedener  Höhe  zum  verdienten 
sonstigen  Gesamtjahreslohn),  cc)  Bes.  passend  ist  die  G.  B.  anzuwenden. 

die  individuelle  Leistung  den  Gesamterfolg  nachweisbar  steigert 
(Hochseefischerei,  Tantiemensystem  von  gnisseren  Betrieben  für  die 
„Beamten“),  dd)  Mass  der  Wirksamkeit  ist  abhängig  von  ac()  absoluter 
u.  relativer  Höhe  des  Anteils,  ßß)  von  Zeitdauer  bis  zum  Empfang  des 
Anteils  (notwendig  endgiltig  erst  nach  Abschluss  der  Betriebsrechnung 
für  das  Geschäftsjaiir,  doch  etwa  mit  \ orschüssen  auf  den  Anteil  vorher) ; 
yy)  auch  von  Verfügungsart  über  den  Anteil  (bare  Auszahlung,  Gut- 
schrift; (ältere  Schriften  von  Böhinert,  Gilman,  Frommer,  jetzt  bes., 
gün^ig  urteilend  nach  eigenen  Erfahrungen,  H.  Freese).  ee)tjebergano- 
zur  Kapitalbeteiligung  der  Arbeiter  an  der  Unternehmung  (auch  ^rcfi 
bleibende  Gutschrift  des  Gewinnanteils,  dann  als  Gläubiger,  in  Arbeiter- 
dann  als  Miteigentümer)  ist  nur  bedingt  u.  ausnahmsweise 
rathch  wiegen  des  Risikos,  auch  wiegen  leicht  zu  grosser  Bindung  des 
Arbeiters  an  seine  Arbeitsstelle  (.,industr,  Teilhaberschaft“,  E.  Engel). 

A Iti  der  „Produktivgenossenschaft“:  die 

Arbeiter  hier  genossenschaftlich  vereint  zugleich  die  Unternehmer, 
aa)  \ erteile  hier  potenziert  die  von  y u.  z.  T.  von  ß.  bb)  Starke  Impulse 
lur  quantit.  und  qualitat.  Steigerung  der  Leistung,  cc)  Hinwirken  auf 
passende  Auswahl,  gegenseitige  Kontrolle  der  Genossen,  Solidaritäts- 
geiunl  unter  ihnen,  dd)  Lösung  des  Problems  der  Ertragsverteilung 
zwischen  Arbeit,  Kapital,  Unternehmung“,  in  sozial  günstiger  Weise. 
Aber  anderseits  ee)  Schwierigkeiten  aa)  der  Kapitalbeschaffung,  des 
genügenden  Kredits,  mehr  noch  ßß)  der  Organisation  der  Leitung,  der 
richtigen  Gestaltung  der  Autoritäts-  u.  Disziplinarverhältnisse.  ff)  Daher 
\m  Bahmen  unser  Wirtschaftsordnung,  w^o  solche  'Genossenschaften 
Glieder  der  pnyatwirtsch.  Organisation  und  in  Konkurrenz  mit  andren 
nternehniungsformen  (ij  48),  wohl  nur  beschränkte  Anwendbarkeit. 
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Leistungstahigkeit  und  Lebensdauer,  t)  Alleinarbeiten  auf  eigene 
Rechnung,  als  Klein -Unternehmer  (kleiner  Bauer,  Pächter,  Landwirt, 
Handwerker  — „Alleinmeister“  — Händler)  meist  ohne  gedingte 
fremde  Arbeitskräfte,  event.  Familienangehörige  als  solche,  auch  wohl 
^ Dienstboten  für  häusliche  Dienste  zu  den  Produktionsarbeiten  etwas  mit 

benutzt,  aa)  Psychisch  vielfach  bes.  günstig,  weil  volle  Identität  von 
Arbeiterinteresse  und  Arbeitserfolg,  Mitspielen  guter  anderer  Motive, 
freiere  Bewegung,  Selbständigkeit,  alhnnige  Verantwortlichkeit,  „keine 
Störungen  mit  Lohnarbeitern*“,  „Profit“  mit  Lohn  zus.  fallend.  Aber 
bb)  Gefahr  der  Ueberarbeitung  („Al)rackern“  der  Zwerg-Landwirte), 
cc)  Geringe  wdrtsch.  Widerstandsfähigkeit  gegen  ungünstige^  Kon- 
junkturen. dd)  Schwache  Stellung  gegenüber  Abnehmern,  Kunden, 
auch  gegenüber  den  Verkäufern  der  Rohstoffe,  der  Arbeitsmittel, 
ddj  Schwache  Kapital- u.  Kreditkraft,  meist  auch  schwaches  technisch-ökon. 
Können,  wenig  Fortschritt  hierin,  unvollkommene  Werkzeuge,  Arbeits- 
methoden, keine  Motoren,  ee)  So  auch  schwache  Konkurrenzfähigkeit 
gegenüber  grösserer  Unternehmung  mit  überlegener  Kapitalkraft, 
Technik,  Betriebsorganisation  usw.  ff)  Mit  deshalb  öfters  Bescnränkung 
auf  weniger  lohnende  Arbeitsgebiete  (Flick-,  Reparaturarbeit  im 
Gewerbe)  u.  Gefahr  der  Verproletaiisierung,  zumal  bei  starker,  mit  von 
ßevölkei-ungsbewegung  bedingter  Konkurrenz  untereinander,  gg)  Ver- 
lieren der  eigcntl.  wirtsch.  Selbständigkeit  u.  des  Arbeitens  auf  eigene 
Rechnung  in  Hausindustrie  und  Heimarbeit  mit  ac)  specifischeu  Uebel- 
ständen,  wenn  auch  ffß)  mit  einigen  Vorzügen  (im  eigenen  Heim 
arbeiten,  Zus.sein  mit  den  Seinen,  „Freisein“  von  fortlaufender  Arbeits- 
kontrolle im  Vergleich  mit  Fabrikarbeiter,  mit  freilich  um  so  grösserer 
Abhängigkeit  vom  Arbeitsgeber,  Zwischenmeistern,  auch  bei  der 
Kontrolle  des  abzuliefernden  fertigen  Produkts  [Weberei,  Spielwaren- 
])roduktion!]  und  mit  dem  Leiden  unter  gegenseitiger  Konkurrenz  der 
Arbeitenden  in  gleichem  Beruf,  wieder  wesentl.  mit  erschwert  durch 
starke  Volkszunahme  u-Zus.strömen  in  gewissen  Wohnorten  (Schneiderei, 
„Schwitzsysteni“,  Heimarbeiterinnen,  auch  Konkurrenz  von  Erwerbsarbeit 
in  Xebentätigkeit  seitens  über  sonstige  Mittel  verfügender  Personen; 
hie  und  da  wichtige  Frage  der  Verfügung  über  Kleinki'aftinaschinen). 
hh)  Immerhin  hält  auch  der  selbständige  oder  noch  halbselbständige 
„Alleinbetrieb“  sich  bei  uns  im  Gewerbe  und  Handel  noch,  in  Land- 
wirtsch.  nimmt  er  selbst  eher  zu  (z.  T.  freilich  im  Nebenberuf).  So 
nach  den  Berufszählungen  im  D.  Reich  1HH2 — Abnahme  des  Allem- 
betriebs  in  Industrie  um  KL5%  (von  14M0  auf  12M7  Tausend),  im 
Handel  noch  Zunahme  um  (von  4.-10  auf  455  Tausend),  während 

die  Kleinbetriebe  (bis  5 Pers.)  dort  um  0.9,  hier  um  die  Mittel- 

betriebe ((>—50  Pers.)  um  bezw.  04.1  n.  S5.7,  die  Grossbetriebe  (über 
.50  Pers.)  um  bezw.  S9.0  u.  107.3^, o zugeaomrnen  haben. 


3.  Das  Kapital  (Sozialkapital)  als  Produktionsbedingung. 

Lit.  s.  oben  bei  §7.  v.  Hermann,  Untersuch.  2.  A.  S.  107  ft., 
221— 309.  Mill,  Buch  1,  Kap.  4 ff*.  K.  Menger,  zur  Theorie  des 
Kapitals,  Conrads  Jahrb.  N.  F.  Bd.  17.  v.  Bönm-Bawerk,  Kapital 
und  Kapitalzins  2 B.  Ders.  Art.  Kapital  im  H.-W.-B,  d.  Staats- 
wissensch.  V,  daselbst  Lit.  2 A.  S.  20.  Knies,  Geld  Kap,  1.  Die  So- 
zialisten, bes.  Kodbertus,  Kapital.  Marx,  Kapital.  J.  Wolf,  Sozialism. 
u.  kapital.  Wirtschaftsordnung.  Soinbart,  Kapitalismus.  Auseinander- 
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Setzung  mit  dem  Sozialismus  über  die  Angriffe  auf  das  Privatkapital 
bei  W agner,  Griindleg.,  3.  Auti.  II,  Buch  3,  Kap.  1. 

§ 39.  — A.  Entstehung.  Arten.  1.  Entstehung  von  Social- 
(National-)  und  Privat  kapital.  Prinzipielle  Momente  (Be- 
<lingungen)  dabei.  Schwierigkeiten,  bei  anderer  als  privatwirt- 
scliaftlicher  Organisation  die  Aufgaben  betreffs  Bildung,  Vermehrung 
ii.  Verwendung  von  Nationalkapital  zu  losen,  a)  Sozialkapital  (rein 
ökon.  Kap.)  tmtsteht  a)  durch  Disposition  der  früheren  Produktion 
(Arheitsbesciiäftigung)  in  der  Richtung  auf  die  Herstellung  von 
Gütern,  welcher  die  Kapitaleigenschaft  ob j ektiv  anklebt  (die 
5 ersten  Arten  unter  4,  a,  a — e unten);  ß)  durch  gleiche  Dispo- 
sitionen in  der  Richtung  der  Herstellung  von  Geniissrnitteln,  wobei 
sodann  über  die  fertigen  Güter  zugleich  so  verfügt  wird,  dass 
sie  nur  zur  Beschäftigung  von  Arbeitskräften  (einschliesslicb  Be- 
triebsleiter, Unternehmer)  verwendet  werden,  um  diesen  Personen 
während  neuer  Produktion  es  so  möglich  zu  machen,  sich  lebend 
und  arbeitskräftig  zu  erhalten.  Diese  entscheidenden  diS]>ositiven 
Funktionen  übernehmen  in  der  privatwirtsch.  ( Irganisation  der 
Volkswirtsch.  die  „Privatkapitalisteu“;  wenn  nicht  die  allein  mögliche, 
so  vcmuitlich  die  relativ  beste  Methode  der  Bildung  von  .Sozial- 
kapital, also  in  den  Formen  des  Privatkapitals,  b)  D ieses  entsteht 
«)  nicht  einfach  nach  der  vulgären  Lelii'e  „durch  Ersparung'',  noch 
ß)  nach  der  unpräzisen  Ausdrucksweise  der  liberal-individualist. 
Doktrin  (aucli  bei  Klassikern  u.  Popiilar-Volkswirten,  M'ie  dem 
darob  von  Ijassalle  verspotteten  JSclmlze-Dclitzseb),  indem  man 
einen  Teil  „seines“  Arbeitserti*ags  werbend  anlcgt,  sondern  die 
Entstehung  von  Privatkapital  ist  an  folgende  Bedingungen  geknüpft : 
aa)  Produzieren  von  Gütern  (Wert),  bb)  rechtlich  über  die  Er- 
gebnisse dieses  Produzierens,  die  Produkte,  verfügen  dürfen  und  es 
tatsächlich  können  u.  tun,  nach  Eigentums-,  Forderungs-,  Vertrags- 
reclit,  cc)  diese  Ergebnisse  (Produkte)  dem  blossen  arbeitslosen 
Genussverbrauch  vorenthalten  („ers})aren“)  und  dd)  sie  neuer  Pro- 
duktion (Arbeitsbeschäftigung),  daher  der  Benutzung  als  Subsistenz- 
mittel für  die  Arbeiter  (einschliesslicb  Betriebsleiter,  Unternehmer) 
während  der  Dauer  der  Produktion  zufüliren.  c)  Die  psychischen 
^lomente  bei  direkter  Bildung  des  Sozialkapitals,  ohne  Vermittlung 
von  Privatkapital  (daher  notwendig  in  Sozialist.  Organisation  durch 
die  leitenden  (Jrgane  der  „gesellschaftl.  Produktionsweise'*)  würden 
denen  bei  privaten  „Sparvorgängen'^  ganz  ähnlich  sein:  a)  man 
müsste  sich  auch  hier  in  gewissem  Ünffäng  reinen,  arbeitslosen 
Genusses  u.  der  Produktion,  bloss  von  Gütern  tür  (Jenusszwecke 
enthalten,  um  ,, Kapitalgüter“  zu  gewinnen,  ß)  Dabei  würden  hier 
..beim  Volk“  (u.  seiner  Vertretung)  die  nämlichen  psychischen 
M iderständc  sich  geltend  machen,  wie  bei  der  — Besteuerung  in 
unserem  heutigen  Wirtschaftssystem.  — 2.  Natural-  n.  Geld- 
kapital,  a)  Für  die  wirklichen  Produktionsvorgänge  bei  erster 
Gewinnung  (Herstellung)  neuer  Güter  handelt  es  sich  um  Nutuval- 
ka])ital:  konkrete  naturale  Güter  von  direktem  Gebrauchswert. 
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b;  *jreld  dient  auch  bei  Bildung  u.  ^^erwendung  von  Kapital  stets 
nur  als  Vermittler:  auch  was  privatwirtschaftlicli  „erspart'*  wird 
sind  Wertüberschüsse  in  Form  gebrauchswertiger  Güter  über  den 
Verbrauch  solcher  Güter  (bezw.  ihres  Werts  in  Geld  u.  in  den  mit 
Geld  erworbenen  anderen  Gütern)  hinaus.  Diese  Wertüberschüsse 
werden  in  der  Geldwirtscli.  nur  in  Geld  umgesetzt  u.  bilden  <lann, 
bis  zur  Wiederverwendung  dieses  Geldes,  Geldkapital.  3.  Volks- 
und einzelwirtschaftlicher  Standpunkt  ist  liier  bei  Nr.  1 u.  Nr,  2 u. 
auch  bei  Nr.  4 u.  5 mehrfach  zu  untersclieiden,  4.  Arten  des 
Kapitals.  Vier  ökonomisch-technische  Kategorien  mit  Unterarten: 
a)  Bei  jeder  materiellen  IVoduktion  erforderliche  Kapitalgüter. 
6 Arten:  ai  Hauptstofte.  ß)  Hilfsstofle,  technische  lliltsmittel 
zur  Benutzung  der  Natur-  und  menschlichen  Arbeitskräfte,  bes. 
W erkzeuge,  Maschinen,  Instrumente,  Apparate,  Vorrichtungen, 
d)  Grundstücke  bezw.  deren  Melionationen,  s)  Gebäude  zu  den 
technisch  - ökonomischen  Aufgaben;  c)  während  der  Ih'oduktion 
erforderliche  Unterhaltsinittel  der  beschäftigten  Personen;  bj  in  der 
arbeitsteiligen  Verkehrswirtschaft:  lertige  Produkte  als  Handels- 
waren; c)  Kapitalien  zur  Vermittlung  der  örtlichen  Bewegung  und 
des  inneren  Umlaufs:  a)  Kommunikations-  und  Transportmittel; 
jS)  Geld  von  innerem  Sachwert  (Edelmetall  usw.);  d)  Iimnaterial- 
kupitalien  (Kontroverse,  Specialtalle:  a)  in  der  Einzelwirtsch.  des 
jirivatwirtscli.  Systems  „Kundschaft“,  Privileg,  Patent ; f()  in  d(»r 
Volkswirtsch.  guter  liuf  „Renommee“),  Weltmarktname  u.  -Kund- 
schaft, dann  Stmxt,  Gemeinde  usw.  y)  Auch  ,, ausgebildete“, 
„((ualitizierte**  Arbeitskraft  zum  ,, Kapital*'  zu  rechnen,  unterbleibt 
besser,  da  sie  untrennbar  mit  der  „natürlichen“  verbunden  ist. 
5.  Fragen,  ob  und  wde  v^eit  a)  Unterhaltsmittel  der  bei  der  Pro- 
duktion beschäftigten  Personen  (Arbeiter),  b)  Grundstücke,  c)  Ge- 
bäude, d)  Geld,  e)  fertige  Produkte  „Kapital'"  sind.  Verschiedene 
Entscheidung  nach  Standpunkt  der  Betrachtung. 

a)  Unterhaltsmittel  sind  a)  vom  Standpunkt  der  pro- 
duzierenden Wirtschaft  (daher  auch  der  ganzen  Volkswirt- 
schaft) aus  „Kapital“,  soweit  sie  notwendig  zum  Unterhalt  der 
Arbeiter  (einschliesslich  Leiter,  Unternehmer)  während  der  Produktion 
verwendet  werden,  nicht  darüber  hinaus;  vom  Standpunkt  des 
L'nternehmers  aus  sind  sie  „Kapital“  („Lohnfonds“)  für  ihren 
ganzen,  während  der  Produktionsdauer  (in  der  Verkehrswirtschaft  bis 
zum  Absatz  der  Produkte  u.  dem  Eingang  des  Erlöses  dafür)  zu  ge- 
währenden Betrag;  /)  vom  Standpunkt  der  Empfänger  u.  Kon- 
sumenten aus  sind  sie  dagegen  Genussmittel  u.  Einkommen.  Ferner 
4)  für  die  Volkswirtschaft  und  den  Empfänger,  der  davon  leben 
muss,  kommen  sie  nur  als  Naturalien  in  Betracht;  für  den  Unter- 
nehmer bestehen  sie  in  der  Geldwirtschaft,  soweit  Geldlöhne  gezahlt 
werden,  in  Geld.  — b)  Grundstücke  sind  o)  in  ihrer  rein  natürlichen 
Beschaffenheit  volkswirtschaftlich  betrachtet  mir  Naturfonds,  ihre 
Meliorationen  allein,  soweit  sie  noch  Wert  haben,  sind  „Kapital“; 
^■?)  einzel-  liezw.  privat  Wirtschaft  lieh  sind  dagegen  Grundstücke 
überhaupt  als  in  Besitz  genommene  „freie  Besitzgüter“  (o.  S.  28)  wirt- 
schaftliche Güter  u.  als  Produktionszwecken  dienend  oder  allgemein  als 
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Rentenfonds  fungierend  immobiles  Privatkapital.  — c)  Gebäude  sind 
«)  volkswirtschaftlich  „Kapital“,  soweit  sie  aa)  fiir  technische 
Produktionszwecke  (in  ländlichen,  industriellen  ßetideben)  dienen,  (dann 
zu  Ruhr.  4,  a,  # zu  stellen);  bb)  zu  Wohnzwecken  der  Arbeitenden 
dienende  sind  Unterhaltsmittel,  in  der  Ruhr.  4,  a,  c,  dagegen  ,'i)  sind  sie 
einzelwirtschaftlich  überhaupt  immobiles  Privatkapital.  — d)  Geld 
ist  (()  volkswirtschaftlich  aa)  bei  innerem  Sächwert  und  zwar 
alles  Geld,  insofern  allgemein  „Kapital“,  als  es  die  Grundlage  des 
arbeitsteiligen  Verkehrs  u.  der  Geldwirtsch.  ist;  bb)  innerhalb^  der 
gesamten  Geldsumme  ist  aber  nur  das  in  den  Händen  der  Unter- 
nehmer (Betriebsleiter)  befindliche,  zur  Durchführung  der  Produktions- 
vorgänge bestimmte  (J-eld  „Kapital“,  ß)  Einzel  wirtschaftlich  ist 
aa)  der  notwendige  Betrag  der  „Haushaltkasse**  Gebrauchsvennögen, 
bb)  das  zu  Produktionszwecken,  zur  Rentenerzielung,  Kreditgewährung, 
bestimmte  und  verfügbare  Geld  ist  „Kapital*’,  das  sich  im  Ganzen  mit 
Nr.  (f,  bb  deckt  (s.  auch  unten  § 7G).  — e)  Fertige  Produkte  sind 
«I  solange  sie  im  Handel  sind,  einerlei  ob  bestimmungsmässig 
Genuss-  oder  Produktionsmittel,  „Kapital“;  ß)  bei  autoritativ  er  Leitung 
der  Verteilungs Vorgänge  wären  dagegen  die  fertigen  Genussmittel  regel- 
mässig sofort  nicht  „K^ital“,  sondern  Gebrauchsvermögen  (aparte 
Fälle,  z.  B.  in  belagerten  Orten,  allgemein  so  im  ,,Sozialstaate**).  — Alle 
diese  Unterscheidungen  sind  wichtig  für  die  Erkenntnis  der  Sachlage 
bei  verschiedenen  Systemen  der  volkswirtsch.  Organisation. 

§ 40.  — B.  Verwendung.  Umlaufendes,  stehendes 
Kapital,  Werkzeug,  Maschine.  (S,  o.  § 7,  34,  35).  1.  Art 

der  Verwendung  und  Funktion  von  Naturalkapital,  a)  Dieses, 
bezw.  seine  einzelnen  Bestandteile  werden  bei  der  Pi-oduktion  ver- 
braucht, d.  1».  sie  verlieren  ihre  individuelle  Guts-  u.  Wertfonn  — 
umlaufendes  auf  einmal,  stehendes  nach  u.  nach.  — b)  Aber  im 
Produktionsprozess  erfolgt  mir  ilxre  Umwandlung  in  andre,  neue 
iiidivid.  Guts-  und  Wertfonnen.  c)  Ihr  Wert  wird  calso  im 
Fonnwechsel  erhalten,  d)  Die  Verwendung  von  Gütern  als  Kapital 
ist  mithin  eine  reproduktive,  in  der  sich  das  Kapital  in  seinem 
Wert  (nicht  in  seiner  Form)  erhält.  (Analogie  mit  Stoffwechsel  in 
Natur,  mit  Bevölkerung),  e)  Die  unproduktive  Verwendung 
(Konsumtion,  ohne  Leistungen  der  Konsumenten  u.  für  <lie  Pro- 
duktion) ist  dagegen  Weitvernichtung,  (Gefahren  der  Verschwendung). 

з.  Umlaufendes  und  stehendes  Kapital,  a)  Begriff*  u.  Wesen, 
s.  o.  S.  31.  Der  Wert  des  ersten  geht  sofort  ^anz  mit  Untergang 
der  bisherigen  Gutsform  in  die  neue  über,  der  des  zweiten  ratenweise, 
nach  Massgabe  seiner  Benutzung,  auf  die  in  einer  bestimmten 
Periode  mit  ihm  liergestellten  Produkte. 

b)  Zum  umlaufenden  Kapital  gehören  Haupt-  und  Hilfsstofie,  die 
meisten  Unterhaltsmittel  der  Arbeitenden  (ohne  Wohngebäude),  zum 
stehenden  die  techn.  Werk  Vorrichtungen  von  Dauer,  \Verkzeuge,  Ma- 
schinen usw.,  die  techn.  und  für  die  Arbeitenden  dienenden  Wohn- 
gebäude, die  Bodenineliorationen,  von  diesen  diejen.  landwirtschaftlichen 
ausgenommen,  w^elche  nur  den  Kraft-  und  Stoffersatz  für  einmalige 
Ernten  bewirken  (Düngung,  z,  T.  auch  Slineraldüngung).  Fertige  Pro- 
dukte im  Handel  sind  umlauf.  Kapital,  die  stehenden  Vorräte  in  Läden 

и.  dgl.  stehendes.  Zu  diesem  gehören  grösstent.  auch  Kommunikations- 
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un<l  Transportmittel,  volkswirtschaftlich  die  Summe  des  Metallgeldes, 
einzehvirtschaftl.  diedurchschnittl.Kassenbostände  der  Produzenten  in  Geld. 

2.  EiitAvicknng  des  stehenden  Kapitals,  ln  Verbindung 

mit  und  als  Folge  der  Entwicklung  der  Technik  und  mit  der 
hiennit  wieder  in  Zus.hang  stehenden  Entwicklung  der  Betriebs- 
organisation u.  deren  Formen  u.  Phasen  steht  eine  immer  raschere 
und  stärkere  Vermehrung,  bessere  techn.  Beschaft'enheit,  grössere 
L(dstungsfähigkeit,  längei-e  Dauerhaftigkeit,  eigene  Verwohlfeilerung 
des  Stehenden  Kapitals,  namentlich  das  in  Werkzeugen,  Maschinen, 
Vorrichtungen  aller  Art  bestehenden.  Die  Vorgänge  in  dieser  Ent- 
Avicklung  sind  in  grossen  Zügen:  a)  Handarbeit  durch  Werkzeuge 

unterstützt,  Verbesserung  dieser,  bes.  des  Materials,  aus  dem  sie  bestehen 
(Holz.  Stein-,  Weich-,  Hartstein,  Metall,  Eisen,  Stahl)  u.  ihrer  techn. 
Beschaffenheit,  Zweckmässigkeit,  Benutzung  von  Maschinen  u.  durch  sie 
von  Muskelkraft  und  toten  Natiu’kräften.  (W;isser,  Gefälle,  Wind. 
Dampf.  Elektrizität  usw.,  Motoren,  Werkzeugmaschinen) ; d)  Loslösung 
der  Stoffveredlung  aus  der  agrar.  Natural wirtsch.,  wo  in  derselben 
Einzelwirtsch.  die  Stoffveredlung  erfolgt  (oben  S.  :]7),  Verselbständigung 
der  letzteren  in  eigenen  Betrieben  (Handwerk,  Hausindustrie);  e)  Fort- 
schritt zu  Manufaktur  und  Fabrik,  zu  Grossbetrieb;  f)  Einfügung  von 
immer  mehr  Zwischengliedern  und  Produktionsstadien  in  den  Prozess 
der  Produktion  von  der  Gewinnung  des  Rohstoffs  an  bis  zum  fertigen 
Produkt  (3Ienger,  v.  Böhm-ßawerk). 

3.  Folgen  dieser  Entwicklung.  Verschiedene  a)  auf  dein 
Gebiet  der  Produktion  u.  Konsumtion  und  b)  auf  dem  der  Arbeitei*- 
beschäftigung,  der  Verteilung  der  (v<»Ikswirtscb.  Rein-)  Erträge, 
der  sozialen  Klassenschichtung  und  Klassenlage,  danacli  aucli  ver- 
schiedene Beurteilung. 

Zu  a)  Ariele  Vorteile:  «)  Vergrösserung,  vielfach  A^erhesserung, 
Verwohlfeilenmg  (Sinken  der  natürlichen  Kosten,  o.  S.  42)  der  Pro- 
duktion, Sinken  der  Preise  der  Produkte,  bes.  der  Fabrikate  (o. 
dadurch  ,:()  Erweiterung  des  Absatzes,  Ausdehnung  des  Markts,  und 
y)  dadurch  wieder  — solange  diese  Entwicklung  dauert  u.  die  Kon- 
kurrenz der  Produzenten,  auch  andrer  Industrieländer  nicht  „den  Absatz- 
markt verdirbt“ — auch  vermehrte  Arbeiterbeschäftigung  unter  günstigeren 
Bedingungen  für  diese  (brit.  Textil-,  bes.  Baumwollindustrie  in  den 
ersten  Jahrzehnten  nach  den  grossen  techn.  Erfindungen  seit  Ende  des 
IS.  J.h.).  J)  Vorteile  auch  für  die  unteren  Klassen  wegen  Zugänglich- 
werdens vieler  Fabrikate  bei  niedrigeren  Preisen  (Kleidungsstoffe *. 
Zu  b:  Anderseits  viele  Gefahren  u.  Bedenken:  «)  preicärerer, 
schwankenderer  Weit-  und  Fernabsatz,  stärkerere  Abhängigkeit  von 
wechselnden  Konjunkturen,  Spekulationen  (o.  S.  4S),  leichtere  31öglichkcit 
von  n.  Tendenz  zu  Überproduktion,  um  „das  Kapital“  in  günstiger  Kon- 
junktur zu  fruktifizieren,  danach  dann(Absatz-)  Krisen  mit  scTilimmen  Rück- 
wirkungen auf  Umfang  u.  Bedingungen  der  Arbeiterbeschäftigung.  /^)x\lles 
stehende  Kapital  wird  aus  dem  umlaufenden  gebildet,  letzteres  kann 
daher  zeitweilig  zu  stark  vermindert  werden,  namentlich  unter  den 
unter  a angegebenen  Verhältnissen,  wo  dann  das  im  stehenden  fest- 
gelegte u.  in  dieser  Form  nicht  immer  verwendbare  Kapital  (Fabrik- 
anlagen, Maschinen)  auch  zeitweise  der  Arbeiterbeschäftigung 'entzogen 
wird  u,  Notlagen  der  Arbeiter  entstehen  (Entlassungen.  Arbeitszeit-, 
Lohnreduktionen,  A'erminderung  des  zum  umlauf.  Kapital  gehörenden 
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„Lohnfonds“,  die  eine  Art  der  „industr.  Reservearmee“)  y)  Teilweise 
ersetzt  bes.  die  Maschine  u.  die  ihr  angepasste  ßetnebsorgamsation 
unmittelbar,  mindestens  zeitweise,  aber  auch  wohl  dauernd,  Aibeits- 
kräfte,  die  nur  bei  der  doch  nicht  dauernd  sicheren  Ausdehnung  ues 
Absatzmarkts  wegen  Verwohlfeilerung  des  Produkts  im  selben  Pi  o- 
duktionszwei*^  wieder  bedurft  werden,  daher  abermals  leicht  Druck  aut 
die  arbeitenden  Klassen  (zweite  Art  der  „industr.  Reser\eaimee  ). 
<)')  Die  Technik  des  Mascliinenwesens  ermöglicht  vielfach  die  Ersparung 
an  menschl.  Muskelkraft,  daher  an  ArbeitSKraft  des  Mannes,  damit  die 
Beschäftigung  der  schwächeren  Muskelkraft  des  AA  eib^,  des  lugendl. 
Arbeiters,  des  Kindes,  begünstigt  diese  selbst  mitunter  (Te?dilindustne), 
führt  mithin  zu  Heranziehung  solcher  Arbeitskräfte  in  den  1 roduktimis- 
prozess,  mit  vielen  sanitären,  sittlichen,  sozialen  Nachteilen,  t-)  Das 
stehende,  bes.  das  Maschinenkapital  „trennt  in  gesteigertem  Alasse  den 
Arbeiter  von  seinem  Produktionsmittel“,  macht  ihn  abhängiger  vom 
Kapitalisten,  bedingt,  begünstigt  den  Gross-  und  immer  grosseren 
Betrieb,  auch  weil  er  selbst  in  seinen  Herstellungs-  u.  Betnebskoston 
sich  mit  seiner  Vergrösserung  und  gesteigerter  LeistungsfÜhigkeit 
progressiv  relativ  wohlfeiler  stellt  (o.  § 34,  S.  HG  u.  u.  § i.K>),  prämueit 
so  den  wirtschaftl.  Erfolg  des  konzentrierten  Grosskapitals  (Grossbetnebe 
einzelner  i'cichen  phvs.  Pci‘sonen,  Erwerbs-,  bes,  AKtitmgcsellschaftenI, 
führt  so  zu  Hypertrophie  des  Privatkapitalismus  u.  steigert  die  sozialen 
Klassengegensätze  (immer  mehr  Arbeiter  in  1 Betriebe,  immer  grössere 
Einkommen-  u.  Vermögcndiflereuzeii  zwischen  kapitalist.  Arbeitgebern 
und  Arbeitern,  immer  mehr  Rentner- Actionäre  statt  selbst  als  Unter- 
nehmer arbeitender  Kapitalisten.  (Problem  der  Schaffung  von  Klein- 
kraftmaschinen u.  der  Zugänglichmachung  motor.  Kräfte  für  Tvleiubetnel» 
iReuleaux];  aber  relativ  bleibt  eben  Grosskraftmaschine  überlegen). 
C)  Die  moderne  industrielle  Arbeiterfrage  erhält  durch  alles  dies  ihr 
charakterist.  Gepräge. 

c)  Zwischen  den  Vorteilen  (a)  und  den  Nachteilen  (b)  bestellt 
einige  Ausgleichnngstemlenz.  Aber  wesentliche  Gefahren  bleilien. 

d)  Das  A^orwalten  stehenden  Kapitals  iiu  Produktionsbetrieb  macht 
die  gerneinwirtscl»,  Organisation  (§  22  S.  96)  technisch  möglicher, 
leistungsfähiger,  auch  sozialökonomisch  notwendiger:  Eisenbahnen! 

e)  Die  Grösse  der  stehenden  Kapitale  bedingt  gesteigertes  Bedürfnis 
nach  Ruhe,  Sicherheit.  Ordnung  in  der  ganzen  A olkswirtsch.,  auch 
„Friedensliebe“,  eine  teils  günstige,  teils  ungünstige  Einwirkung. 

f)  Das  gesteigerte  Absatzbedürfnis  des  Grosskapital  steigert  aber 
wieder  die  Interessengegensätze  der  Industrieländer  (England!)  n. 
schafft  so  neue  Beunruhignngselemente  und  Gefahren,  auch  polit. 
Konflikte  (Kriege!)  zwischen  den  um  den  Absatz  kämpfenden 
Völkern:  die  Signatur  des  hochentwickelten  Industrie-  u.  Export- 
staats in  der  Weltwirtschaft  (o.  S.  39).  g)  Die  Steigerung  der 
Nachfrage  nach  Arbeitkräften  begünstigt  die  raschere  natürliche 
Volksverinehrung  und  die  stärkere  lokale  Konzentration  der  B(*- 
völkerung  in  besonderem  Grade  (o.  S.  66  ff.),  hat  also  die  friiher 
dargelegteu  Gefahren  im  Bevölkeimngsweseii  zur  Folge.  h)  So 
ergeben  sich  weittragende  allgemeine,  volkswirtschaftlich  -organi- 
tatorische,  soziale,  politische,  kulturelle,  ethische  Folgen  dieser 
Entwicklungen. 
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g 41^  — Ü.  Das  Kapital  als  Grenze  der  Ausdehniui^' 
der  " Produktion.  Lehrsätze  der  hritischen  Doktrin  (Mill). 
Bleibender  Wert  derselben.  ].  Volkswirtschattl.  Jsotwendigkeit  von 
Naturalkapital.  2.  Kapital  u.  darin  auch  der  sogen.  Lohnfonds  ist 
ini  Wesentlichen  eine,  wenn  auch  nicht  absolut  fest  bestimmte 
Menge  in  gegebener  Zeit.  3.  Begrenzung  der  Produktion 
durch  das  vorhandene  Kapital.  Tragweite  davon  (Frage  der 
Wirkung  von  Schutzzöllen).  4.  Tatsächlich  geringere  Ausdehnung 
der  Produktion.  5.  Möglichkeit,  das  vorhandene  Kapital  zu 
beschäftigen.  Falsche  Rechtfertigung  des  Luxus  der  Reicheren 
mit  Arbeiterinteresse.  6.  Das  Kapital  ist  in  den  Händen  der 
Untemehmer  a)  zunächst  auch  in  der  Verkehrswirtschexft 
meistens  der  Arbeiterbeschäftigungsfonds,  aber  b)  dauernd  nur 
unter  V oraussetzung  des  Absatzes  und  der  kostendeckenden 
Zahlung  der  Produkte  durch  die  Konsumenten:  so  \erVjindung  der 
britischen  u.  der  Hennannschen  Theorie.  Blick  auf  die  Frage  vom 
I.ohnfonds  und  seiner  Bedeutung  (s.  u.  § 64,  66).  Das  Richtige  iind 
Unrichtige  in  der  „Lohnfondstheorie“  7.  Mirkung  der  Nachfrage 
nacli  (fertigen  oder  erst  herzustellenden)  Gütern  auf  die  Richtung 
der  Kaj)italbeschäftigung  und  der  Produktion.  M ie  sich  das  voll- 

zieht,  Mitwirkung  des  Credits  dabei. 

Einige  Ausführungen  hierzu.  1.  Volkswirtschaftlich  handelt 
es  sich  stets  für  die  wirkliche  Durchführung  der  Produktion  a)  um 
X aturalkapital,  nicht  um  Geldkapital  (s.  o.  S.  137,  hei  A,  Nr.  2),  u.  zwar 
um  die  konkreten  Kapitalgüter  in  erforderlicher  Menge,  Art,  Be- 
schaffenheit, zu  gegebener  Zeit,  am  gegebenen  Produktionsort.  b)  Sind 
diese  Kapitalgüter  nicht  schon  im  Inland  vorhanden,  während  Geld- 
kapital  (u.  event.  Kredit)  verfügbar  ist,  so  müssten  sie  im  Ausland  ge- 
kauft und  erst  eingeführt  werden.  (Vorgänge  im  Gefolge  der  fran^»s. 
„5 -Milliarden -Kontribution“  in  Deutschland  1871 Ö.  S,  Lit.  darübei* 
Sötheer,  Bainberger,  Fellmoth,  mein  Aufs,  im  Jahrbuch  d. 
Deutschen  Reichs  1874  und  in  Hildebrand’s  Jahrbüchern  1874.  — 
2.  Eine  im  Ganzen  festbestimmte  Menge  in  gegebenem  Zeitpunkte  stellt 
auch  jede  einzelne  Kategorie  der  Kapitalgüter  nach  deren  spezieller 
Zweckbestimmung  dar,  auch  die  Unterhaltsmittel,  bezw^der  sogen.  „Lohn- 
tonds“.  a)  Die  Höhe  dieses  hängt  allerdings  nicht  unbedingt  von  der 
freien  Bestimmung  des  kapitalist.  ünttTnehmers  ab.  sondern  mit  von 
den  notwendigen,  nach  der  Sachlage  zu  machenden  Aufwendungen  für 
l.ohnzahlungen,  um  über  die  für  den  Produktionszweck  erforderliche 
Menge  u.  Art  von  Arbeitskraft  zu  verfügen,  wofür  daher  die  Lohnhöhe 
mit  entscheidet,  b)  Danach  kann  ein  Unternehmer  genötigt  sein,  seinen 
Lohnfonds  zu  erhöhen,  aus  dem  ihm  im  Ganzen  gehöi-endcn  oder 
durch  Kredit  verfügbaren  Kapital,  daher  mittelst  Reduktion  andrer 
Bestandteile  dieses  Kapitals,  darunter  eventuell  auch  seines  einstweilen 
gleichfalls  aus  diesem  Kapital  zu  bestreitenden  eigenen  Unterhalts- 
fonds, wenn  er  höhere  Löhne  bewilligen  muss,  als  er  veranschlagt 
hatte,  c)  Aber  dies  hat  unvermeidlich  seine  enge  Grenzen,  wenn  eben 
überhaupt  das  ganze  Kapital  zur  Produktion  ausreichen  soll  und  muss, 
d)  Es  wird  daher  keine  Umstossung,  sondern  nur  eine  kleine  Modi- 
fikation in  Inhalt  u.  Fassung  der  üblichen  brit.  (schon  älteren)  Lohn- 
fondstheorie, wonach  der  Unternehmer  die  Höhe  dieses  ronds 
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bestimmt,  erforderlich;  danach  hängt,  von  dieser  Höhe  in  gegebener 
Zeit  ab,  cet.  par.,  die  Höhe  der  Lohnsumme  ganz,  des  Einzellohns 
im  Durchschnitt  nach  Massgabe  der  Arbeiterzahl,  die  in  und  für  den 
Produktionszweck  beschäftigt  werden  muss  und  tatsächlich  beschäftigt 
wird.  Das  einzige,  beschränkte  Zugeständnis,  das  den  Gegnern 
der  Lohnfondstheorie,  Thornton,  J.  St.  Mi  11,  danach  L.  Brentano 
und  ihnen  folgenden  Gewerkvereinstheoretikern  zu  machen  ist 
(s.  u.  bei  Nr.  6).  3.  Die  Produktion  kann  nicht  in  grösserem 

Umfang  und  in  andrer  Art  (Richtung,  auch  bezüglich  der  Qualität  der 
Produkte)  betrieben  werden,  als  erforderliches  Naturallo^ital  im  Ganzen 
u.  in  den  gebotenen  Bestandteilen  dafür  in  der  Volkswirtschaft  innerhalb 
der  in  Betracht  kommenden  Zeit  u.  an  den  gegebenen  Orten  des  Bedarfs 
vorhanden  ist  oder  mittelst  Austauschs  entbehrlicher  heimischer  Pro- 
dukte gegen  fremde  oder  mittelst  Kredits  im  Auslande  zur  Verfügung 
gestellt  werden  kann.  Dieser  Satz  bildet  a)  in  einer  Hinsicht  einen 
wichtigen  Einw’and  gegen  die  Ansicht  von  einer  unbedin^  die  volks- 
wirtschaftliche Produktion  fördernden  Wirkung  von  Schutzzöllen:  «)  durch 
diese  wird  öfters  nur  vorhandenes  Kapital  dem  einen  Zweig,  in  welchem 
es  bisher  beschäftigt  war,  entzogen  und  dem  beschützten  Zweige  zu- 
geführt. ß)  Daher  erfolgt  vermehrte  Produktion  in  diesem,  veraiinderte 
in  jenem,  keine  Gesamt-Produktionsvermehrung,  b)  Anderseits  kann 
der  Schutzzoll  aber  bald  verinehi*te  Kapitalbildung  hervorrufen,  müssige 
Kapitalien  in  Tätigkeit  setzen,  psychisch  ansporuend  auf  Unternehmungs- 

?eist  wirken,  womit  jedoch  die  Richtigkeit  u.  das  Beachtenswerte,  des 
ünkts  a in  der  Frage  nicht  widerleg  wird.  — 4.  Die  Produktion 
eiTeicht  indessen  tatsächlich  öfters  niät  die  ihr  durch  das  Kapital 
ermöglichte  Ausdehnung  oder  m.  a.  W.  es  wird  häufig  mehr  Kapital 
zur  Produktion  bestimmt  als  wirklich  verwendet.  So  a)  bei  Müssigliegen 
von  (auch  Natural-)  Kapitalien  wegen  politischer,  wirtschaMicher 
Stönmgen  (Zusammenhang  mit  mangelhafter  Funktion  des  privatwirtsch. 
Systems  und  Privatkapit^s);  b)  dgl.  wegen  Mangels  an  A^eitern  (nach 
Menge,  Art);  c)  wegen  notw’^endiger  Verwendung  eines  Teils  des  Kapitals 
zu  nient  durch  die  Produktion  selbst  geforderten  Auslagen  — z.  B. 
Steuervorschüsse  bei  gewissen  Steuern  [indirekten  Verbrauchs-,  bes. 
Rohstoffsteuern,  Zöllen,  ohne  Steuerkredit]  — oder  zu  — eventuell  bis 
zum  Abschluss  der  Produktion  — verschiebbaren  Ausgaben,  z.  B.  den 
notw^endigen  Bedarf  der  Arbeitenden  (incl.  Betriebsleiter,  Unternehmer), 
während  der  Produktionsdauer  übersteigenden  Löhnen,  Gehalten,  Kon- 
sumtionen. —r  5.  Möglichkeit,  das  vorhandene,  qualitativ  genügende 
Xaturalkapital  stets  zu  beschäftigen,  wenn  die  erforderl.  Arbeitskräfte 
verfügbar  sind,  oder  m.  a.  W.  Ausdehnungsfähigkeit  der  Produktion 
bis  zur  Grenze  des  Kapitals  besteht  aber  immer:  a)  Die  Kapitalbildung 
kann  danach  nicht  zu  gross  werden  imd  b)  Luxuskonsumtion,  insbes. 
der  wohlhabenderen  Klassen  ist  nicht  deswegen  u.  damit  im  „Arbeiter- 
interesse“ geboten,  weil  sonst  Arbeiter  unbeschäfti^  blieben,  Kapital 
müssig  läge,  c)  Plötzliche  Einschränkung  solcher  Konsumtion  würde 
allerdings  die  betreffende  Produktion  zum  Stillstand  bringen,  darin  be- 
schäftige Kapitalien  u.  Arbeiter  solcher  Zweige  müssig  werden,  jene  z.  T. 
entwerten,  diese  entlassen  w^erden  und  durch  ihr  Arbeitsausgebot  in 
andren  Zweigen  den  Lolui  drücken  lassen,  d)  Aber  nach  Überwindung 
der  Übergangszeit  führfe  die  Neubildung  von  Kapital  als  Folge  von 
Einstellung  der  Luxuskonsuintion  nach  u.  nach  zum  Aufsuchen  neuer  u. 
vennohrfer  Kapitalbeschäftigung,  Arbeitsnachfrage  und  schliesslich  zur 
Ersetzung  der  Produktion  für  den  Luxus  der  Wohlliabenderen  durch 

A.  Wagner,  soz.-Okon.  Gruudiiss,  4.  Äufi.  10 
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eine  solche  für  notwendige  u.  Luxusbedürfnisse  der  arbeitenden  Klassen. 
— 6 Das  Kapital  in  den  Unternehmungen  ist  a)  zunächst  auch  meistens 
unmittelbar  und  allein  der  eigentliche  Arbeiterbeschäftigungsfonds  und 
speziell  — volkswirtschaftlich  aufgefasst  — der  qualitativ  natural  dazu 
geeignete  Teil  ist  der  „Lohnfonds“,  aus  dem  die  Arbeiter  ihren  yntertialt 
n.ohn)  erhalten,  b)  Aber  dieses  Kapital,  bezw.  dieser  Fonds  leistet 
allerdings  nur  den  Vorschuss,  an  die  Arbeiter  to  den  "W  ert  i ly 
Arbeitsfeistung,  welcher  in  den  Wert  des  neuen  Produkts  übergeht, 
c)  Dieser  Vorschuss  muss  vom  Konsumenten  dieses  Prod^ts,  in  der 
Verkehrs  Wirtschaft  also  vom  Käufer  dieses,  in  seinei  Zahlung  des 
Preises  dem  kapitalist.  Unternehmer  ersetzt  werden  d)  Insofern  ist  es 
auf  die  Dauer  diese  kostendeckende  Zahlung,  also  die  wirksame 
(zahlungsfähige)  Nachfrage,  mithin  das  Einkommen  der  Kauer 
(Konsumenten),  welches  - nicht;  den  Arbeitern  Beschäftigung  giebt 
Löhne  zahlt,  das  tut  das  Untemehmerkapital  regelmässig,  — aber  wohl 
die  Bedingimgen  dafür  erfüllt,  dass  dies  Kapital  Arbeiter  beschmig’eii 
will  u es  dauernd  zu  tun  vermag,  weil  es  kostendeckenden  Absatz  der 
Produkte  findet,  e)  In  dieser  Entscheidung  der  Kontroverse  hegt  die 
Verbindung  der  britischen  sogen.  Lohnfoiidstheorie  mit  der  Hermann  scheu 
Theorie:  «)  bei  jener  hat  man  den  gegebenen  Zeitpunkt  der 
Arbeiterbeschäftigung  und  Entlohnung,  ß)  bei  dieser  die  dau^nden 
Voraussetzungen  dieser  Beschäftigung  richtig  berücksichtigt  (s.  o. 
S 13«  u § 64,  66).  (Die  unklare  Polemik  gegen  die  Lohnfondstheorie 
u.'  deren  behauptete  „Veraltung**;  auch  v.  Bölim-Bawerk  macht  dieser 
Ansicht  des  späteren  Mill,  Brenta no’s  u.  der „Jilngeren  unnötige 
zu  weite  Zugeständnisse.  Seine  Lehre  vom  SubsistenzfoMS  halt  doch 
eigentlich  den  Kern  der  Lohnfondstheorie  fest).  — 7.  Die  Nachfrage 
nach  (fertigen  oder  erst  herzustelleiiden)  Produkten  bewirkt,  wenn  sie 
letzterenfalfs  nicht  von  Vorschüssen  begleitet  ist,  nicht  selbst  eine 
Arbeiterbeschäftigung,  sondern  giebt  nur  dem  Kapital  der  Unter- 
nehmimgen  die  Richtung,  in  wdcher  diese  Beschäftigung  erfolgt,  also 
auf  das  hin.  was  produziert  wird.  Dabei  wird  das  erforderliche  Mehr 
an  Kapital,  speziell  an  umlaufendem,  das  für  eine  grössere  Produktion  in 
solcher  Richtung  gebraucht  wird,  anderen  Zweigen,  in  denen  es  wegen 
veränderter  Produktionsrichtung  weniger  gebraucht  wird,  entzogen,  was 
sich  in  unseren  heutigen  Verhältnissen  meistens  durch  den  Kredit  und 
mit  Hilfe  des  Bankwesens  vollzieht. 


4 Die  Dnternehmüng  als  Prodoktionsbedingimg  and  der  Dntemeluner 

als  Prodnktivkralt. 

1.  S.  V.  Hermann,  Untersuch.  2.  A.  S.  309ff.  Die  Lit.  über  den 
Untemehmergewinn  unten  bei  § 62.  Die  Sozialisten,  Rodbertus, 
Marx.  Die  oben  vor  §26  gen.  Arbeiten  von  Schmoller  (auch  Uriind- 
riss)  u.  Bücher,  Sombart,  Kapitalismus.  I,  einleit.  Abschnitte.  2.  Ueber 
die  heutigen  Unternehmungsformen:  Schäffle,  ges.  System.  2.  A.  y 
205  ff  3 Ä II  37  ff  und  ders.  i.  d.  Tüb.  Ztschr.  f.  btaatswissonsch. 
B 25  (1^9).  Laband’s  u.  R.  Ehrenberg’s  Art.  Handelsgesdlschaften 
im  H-W.-B.  d.  St.,  IV,  Pierstorff,  Art.  Unternehmer,  Klein- 

wächter, Abh.  Produktion  in  Schönberg’s  Handb.  I u.  Schönberg  s 
Abh  Gewerbe,  eb.  II.  3.  Über  die  Aktiengesellschaftsfrage  Gut- 
achten des  Vereins  f.  Sozialpol.  B.  1,  1873,  Referat  daniber  von  imr  iii 
den  Verhandlungen  1873,  B.  4 und  ausgearbeitet  in  Hildebr.  Jahrb.  B.  2L 
1874.  Art.  Aktiengesellschaften,  jur.,  nat.-ök.,  statist.  im  H.- vv  .-d.  d. 
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Staatswissensch.  B.  L,  der  nat.-ök.  Abschnitt  von  van  der  Borffht. 
Daselbst  weitere  Lit.  4.  Gesetze:  Deutsches  Handelsgesetzbuch  B.  2 
über  die  Handelsgesellschaften;  Tit.  3 über  Aktiengesellschaft,  Novellen 
dazu  V.  11.  Juni  1870  u.  18.  Juli  1884.  Deutsches  Handelsgesetzbuch 
von  1897  Buch  2.  Reichsges.  v.  Apr.  1892  über  Gesellschaften  mit  be- 
schränkter Haftung.  5.  Ueber  Erwerbs-  und  Wirtschafts- 
genossenschaften Art.  V.  Crüger  im  H.-W.-B.  d.  St.  III.  Die 
Schriften  von  Schnitze -Delitzsch.  Fläxl,  die  Produktivgenossen- 
schaft. München,  1872.  Deutsche  Gesetze  vom  4.  Juli  1868  u.  1.  Mai  1889. 
Neue  Redaktion  v.  1898.  6.  Statistik  in  den  deutschen  Berufszählungen 
(Arten  der  Rechtsformen,  Grösse  der  Betriebe,  nach  Zahl  beschäfti^er 
Personen,  Motoren;  auch  agrar.  Besitz-  u.  Betriebsgi'össen). 

§42. — I-  Die  Unternehmung  im  Allgemeinen.  A.  Zu- 
sammenwirken von  Natur,  Arbeit  und  Kapital  in  der  Produktion 
und  geschichtl.  Entwicklung  des  Verhältnisses  dieser  Momente  zu 
einander. 

1.  Je  geringer  die  Produktionstechnik  entwickelt  ist,  daher  ihre 
Voraussetzungen,  Kenntnis  u.  Beherrschung  der  Naturkräfte  meist  noch 
fehlen,  demnach  in  primitiven  wirtschaftl.  u.  Kulturverhältnisseii,  desto 
mehr  hängt  der  Mensch  von  der  Natur  ab  u.  steht  der  Anteil  der  reinen 
Naturleistung  in  der  Produktion  voran  (okkupator.,  primitiv  agrar. 
Tätigkeiten).  Deshalb  stellen  ältere  Zeiten  die  Epoche  des  „ Natural “- 
Betriebs  (in  diesem  Sinne)  dar.  2.  Mit  Entwicldung  der  Technik,  aber 
im  Allgem.  vor  der  Zeit  der  Benutzung  der  todten  Naturkräfte  (mit 
teilweiser  Ausnahme  von  Wasser  u.  Wind,  so  in  Schiffahrt)  als  Motoren, 
Kraftgeber  tritt  der  Anteil  der  menschl.  Muskelarbeit,  in  der  Produktion 
(im  mteren  Ackerbau,  im  Hausgewerbe,  im  Handwerk,  im  Transnort) 
mehr  hervor  (Unfreiheit,  Sclaverei).  Es  ist  die  Epoche  des  „ Muskel - 
arbeits^'-Betrieb.  3-  Mit  hochentwickelter  Technik  u.  ihren  Voraus- 
setzungen, Kenntnis  und  'Beherrschung  der  Naturkräfte,  Benutzung  der 
todten  als  Kraftgeber  mittelst  entsprechender  technischer  Einrichtungen 
u.  Träger  (Maschinen)  wird  der  Anteil  der  Geistesarbeit  u.  des  Kapitals 
in  der  Produktion  immer  gi'össer  u.  wichtiger.  Es  ist  die  Epoche  des 
„Hirnarbeits-'^  u.  „Kap ftaP^ -Betriebs.  4.  Alle  diese  Entwicklungen 
stehen  in  Verbindung  mit  denen  der  grossen  historischen  Phasen  der 
Volks wirischaft  (o.  S.  37),  mit  denen  der  Arbeitsart  (§  34,  35)  u.  denen 
des  stehenden  Kapitals  (§  36).  5-  Aber  in  den  verschiedenen  grossen 
Gebieten  der  materiellen  Produktion  verbleiben  auch  dauernd  natürlich 
begründete  Verschiedenheiten  im  Verhältnis  von  Natur,  Muskel-  und 
Himarbeit  und  Kapital  zu  einander.  U^roduktion,  okkupator.  Zweige 
wie  Jagd,  Fischerei,  Sammeln  wilder  Pflanzen,  Früchte,  dann  Forst- 
wirtsch.,  namentlich  aber  stets  auch  Landwiitsch.  bewahren  dauernd 
mehr  vom  Charakter  der  1.  u.  2.  Epoche,  u.  immerhin  auch  in  manchen 
Zweigen  der  Industrie,  z.  B.  im  Bauwesen,  Metall-  u,  Holz  Verarbeitung, 
auch  im  Bergbau  bewahrt  die  Muskelarbeit  einen  grossen  Teil  ihrer 
alten  Bedeutimg.  Sonst  zeigen  Industrie,  Bergbau,  Verkehrswesen 
(Transpori)  die  Glanzseiten  der  dritten  Epoche  am  Meisten.  6.  Die 
Verschiedenheiten  des  Mit-  u.  Zusammenwirkens  von  Naturkräften, 
Mnskel-  und  Hirnarbeit,  Kapital,  stehendem  Kapital  wirken  auf  die  Be- 
triebsorganisation u.  auf  die  Rechtsformen  des  Betriebs  u.  der  Unter- 
nehmung dami  wieder  mit  ein. 

B.  Begriff  und  Wesen  der  Unternehmung  stehen  in  Zu- 
sammenhang mit  dem  der  (Einzel-)  Wirtschaft  u.  des  Betriebs: 

10* 


— 146  — 

zwischen  diesen  drei  BegriflFen  best«!ht  Verwandtschaft,  mit  Ver- 
schiedenheiten nach  dem  Standpunkt  der  Betrachtung  und  in  den 
Phasen  der  geschichtl.  Entwicklung.  1.  „Einzel- Wirtschaft“ 
ist  das  einheitliche  Ganze,  die  Vereinigung  der  zwei  Ab- 
teilungen, der  produktions-  und  Verbrauchs-  (verwendungs-)  wirt- 
schaftlichen (S.  42);  2.  „Betrieb“  ist  die  Einrichtung  der  pro- 
duktionswirtschaftlichen Abteilung  nach  der  technischen  und 
Organisator.  Seite.  Er  verselbständigt  sich  mit  der  technischen 
Entwicklung,  den  daraus  entspringenden  Anforderungen  an 
Hirn-  u.  Muskelarbeit,  mit  Arbeitsteilung,  Verkehr,  mit  Produktion 
für  Absatz  u.  mit  Geldwirtschaft  immer  mehr  u.  trennt  sich  so  auch 
mehr  von  der  verbrauchswirtsch.  Abteilung.  3.  „Unternehmung“ 
ist  die  produktionswirtschaftl.  Abteilung  und  der  Betrieb  nach 
ihrem  ökonomischen  Ziel  und  schliesslichen  Ökonom.  Erfolg 
für  Güter-,  bezw.  Wertbeschaffung  (u.  Erhöhung)  betrachtet:  auch 
ein  rein -Ökonom.  Begriff,  der  schon  in  reiner  Naturalwirtsch., 
selbst  in  ganz  isolirter  Einzelwirtsch.  zutrifft;  zu  dieser  Unter- 
nehmung „an  sich“  gehört  daher  als  wesentliches  Merkmal  Pro- 
duktion „für  Absatz  an  Dritte  in  Verkehr“  nicht;  dies  ist  ein  nur  in 
bestimmten  Entwicklungsphasen  bei  Unternehmung  in  histor.-rechtl. 
Sinn  zutreffendes  Merkmal.  C.  Wesentliche  Merkmale  für  den 
Begriff  der  U.  „an  sich“  oder  im  rein-ökon.  Sinne  sind  vielmehr: 
1.  Zwecksetzungen  für  Gewinnung  (Produktion)  von  be- 
stimmten Gütern  (nach  Art,  Sorte,  Güte,  Menge,  für  bestimmte 
Zeit  u.  Ort);  2.  Organisation  eines  Betriebes  zu  diesem  Behuf, 
a)unter  Bereitstellung  der  hierfür  erforderlichenNatui‘kräfte(event. 
in  und  durch  Grundstücke),  menschlichen  Arbeitskräfte  und  kon- 
kreten Kapitalgüter  und  b)  unter  Herbeiführung  des  planmässigen, 
zweckdienlichen  Zusammenwirkens  dieser  drei  Momente; 
3.  Einsetzen  des  Werts  dieser  Produktionsmittel  (einschliesslich 
des  Werts  der  Unternehmerarbeit  selbst)  für  den  konkreten 
Produktionszweck  in  der  bewussten,  vernünftigen  und  erfahrungs- 
mässigen  Voraussicht  auf  den  Wiederersatz  dieses  Werts  und  die 
Erlangung  eines  höheren  Werts  dabei  in  den  neuen  Produkten 
(§  40);  4.  Leitung  der  für  dies  Alles  (No.  1 — 3)  erforderlichen 
Vorgänge,  auch  menschlichen  Handlungen;  5.  Verfügen  übereine 
entsprechende  Autorität  zu  diesem  Behuf  (Nr  4)  über  alle  mit- 
wirkenden menschlichen  Arbeitskräfte,  um  sie  richtig  zu  verwenden 
(auch  in  Arbeitsteilung).  Die  Art  (Rechtsform),  wie  diese  Auto- 
rität in  der  Unternehmung  hergestellt,  wie  sie  ausgeübt  wird,  ist 
mit  massgebend  für  die  historisch-rechtliche  Form,  nicht  für  die 
Unternehmung  an  sich. 

D.  Der  Unternehmer.  Begriff  und  Wesen  dieses  sind 
auch  etwas  verschieden  zu  bestimmen,  je  nachdem  1)  die  in  den  5 
angegebenen  Momenten  enthaltenen  Aufgaben  innerlich  ver- 
schieden sind  u.  2)  der  sogen.  „Unternehmer“  sie  alle  oder  nur 
zum  Teil  selbst  besorgt  („übernimmt“).  Nach  dem  ersten 
Punkt  unterscheidet  sich  wesentlich  die  Funktion  des  Unter- 
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nehmers;  nach  dem  zweiten  seine  jeweilige  historische  Stellung 
überhaupt  und  auf  verschiedenen  Produktionsgebieteu.  Zu  1:  a)  die 
Aufgaben  in  Bezug  auf  die  Momente  unter  C.  1,  2,  4,  5 sind 
solche  einer  spezifischen  Arbeit,  der  ersten  u.  wichtigsten 
in  der  Produktion.  Der,  welcher  diese  Aufgaben  erfüllt,  ist  in 
eminenten  Masse  „Arbeiter“,  wahre  Produktivkraft,  er  ist  als 
Unternehmer  Betriebs-Organisator  und  -Leiter,  b)  die  Auf- 
gaben in  Bezug  auf  das  Moment  C.  3 (nur  z.  T.  in  notwendiger  Ver- 
bindung mit  C.  1 u.  2)  sind  nur  nebenbei,  öfters  nur  in  geringem  Masse, 
solche  der  eigenen  Arbeit  des  Unternehmers,  sondern  im  wesentl. 
solche  des  Besitzes  von  sachlichen  Produktionsmitteln  (eigenen  oder 
durch  Kredit  erlangten).  Der,  welcher  sie  übernimmt,  fungiert  als 
Besitzer  (Eigentümer).  Zu  2:  Der  Begriff  „Unternehmer“  ist 
historisch  u.  auch  prinzipiell  verschieden  zu  fassen:  a)  U.  im  vollen 
ökonomischen  und  rechtlichen  Sinn  ist  das  Wirtschaftssubjekt, 
welches  alle  die  fünf  angedeuteten  Aufgaben  übernimmt  (in  Klein- 
und  z.  T.  Mittelbetrieben  aller  Art  durch  alle  Zeitalter,  auch,  und 
grade  auch,  in  naturalwirtschaftlichen) ; b)  U.  im  technischen  u. 
betriebsorganisatorischen  Sinn  ist  der  Leiter  in  den  Aufgaben 
1,  2,  4,  5;  c)  U.  im  privatökonomischen  u.  rechtlichen  Sinn 
ist  der  Erfuller  der  dritten  Aufgabe.  3.  In  der  historischen 
Entwicklung,  nach  Besitzverhältnissen,  nach  Arbeits-,  Agrar-,  Ge- 
werbe-, Erwerbsgesellschafts-,  Genossenschaftsverfassung,  mit  der 
Entwicklung  des  Grossbetriebs  auch  im  Gewerbe,  in  Handels-, 
Geld-,  Bankgeschäft,  mit  der  öffentlichen  (Staats-,  Gemeinde-) 
Unternehmung  trennt  sich  vielfach  die  Arbeiter-  und  die  Besitzer- 
function im  „Unternehmer“  (Aktiengesellschaft,  öffentliche  Betriebe!) 
und  übernehmen  die  erste  ganz  allein  oder  wenigstens  neben  dem 
Unternehmer  andere  Arbeitskräfte,  „Beamte“  im  Dienst  des 
Unternehmers  als  Besitzers;  die  Besitzerfunktion  kann  hier  beim 
Verpächter,  Vermieter,  Verleiher,  beim  Aktionär,  Genossenschafter, 
sosehr  die  vorherrschende,  selbst  die  allein  herrschende  werden,  dass 
sie  die  Arbeiterfunktion  fast  ganz  oder  ganz  verdrängt:  eine  Ent- 
wicklung und  Gestaltung  von  grosser  sozialökonomischer  Tragweite. 
3.  Der  Unternehmer  im  ökonomischen  und  rechtlichen  Sinne  wird 
auch  der  Eigentümer  der  fertigen  Produkte  und  bestimmt  über 
deren  Verwendung,  auch  über  die  Zuführung  an  Dritte.  4.  Die 
Art,  wie  letzteres  geschieht  (autoritativ,  vertragsmässig)  ist  wiederum 
nur  massgebend  für  die  historisch-rechtliche  Form  der  Unternehmung. 
5.  Auch  hierbei  kann  die  mit  dieser  Zuführung  der  fertigen  Pro- 
dukte an  Dritte  verbundene  Arbeit  wieder  an  Andere,  Vertreter, 
„Beamte“  übergehen  (auch  an  Unfreie,  wie  schon  im  Altertum, 
in  der  Absatzbesorgung  bei  Verkehrswirtschaft)  ii.  so  die  Arbeiter- 
funktion des  Unternehmers  sich  weiter  vermindern  und  selbst  auf- 
hören, die  Besitzerfunktion  sich  noch  mehr  ausdehnen.  E.  Die 
Unternehmung  als  ökonomisch-technische  Einrichtung  und  als 
Betriebsorganisation,  der  Produktion  wie  der  Produkten- 
Zuführung  (des  Absatzes),  ist  eine  Produktionsbedingung,  der 
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Unternehmer  als  Leiter  u.  Betriebs-  (u.  Absatz-)  Organi- 
sator, u.  soweit  er  dies  ist  u.  bleibt,  ist  Produktivkraft,  ist 
„Arbeiter“. 

F.  Historische  Phasen  (Methoden)  der  Herbeiführung 
des  Zusammenwirkens  der  Produktivkrsifte  in  der  Unter- 
nehmung, der  Erfüllung  der  Beding ungen  dafür  in  ihr,  zugleich 
der  Gestaltung  der  Verteilung  des  Produktionsertrags  unter 
mit  Arbeit  und  Besitzrechten  an  dessen  Gewinnung  Beteiligten  und 
der  Gestaltung  der  Zuführung  der  Produkte  an  die  Bedürftigen 
(auch  im  Verkehr,  beim  Absatz  an  Dritte);  Alles  Genannte  im 
engen  Zusammenhang  und  gegenseitiger  Bedingtheit.  Danach  sind 
historische  „Unternehmungssysteme“,  zugleich  mit  nach  den 
psychologischen  Momenten,  die  dabei  mitspielen,  zu  unterscheiden, 
nach  zwei  Haupttypen,  nämlich  1.  mit  autoritativer,  2.  mit 
vertragsmässiger  Kegelung  der  Verhältnisse.  Zu  1 gehört: 
a)  das  Autoritätsverhältnis  der  natürlichen  Blutsverbindung, 
(Stamm,  Geschlecht,  Familie;  patriarchale  Verhältnisse;  haus-  und 
familienwirtschaftliche  Organisation;  naturalwirtschaftliche  Zustände; 
Analogieen  in  Verhältnissen  religiöser  priesterlicher  Organisationen 
[auch  im  Klosterwesen],  in  weltlichen  Autokratieen,  bezüglichen 
anerkannten  Autoritäten  gegenüber):  b)  Zwangsverhältnisse 
der  Rechtsordnung  (Unfreiheit  der  Arbeiter  in  ihren  Phasen, 
Herren- Autorität,  antike  grössere,  mit  Sklaven  arbeitende  Unter- 
nehmung, wie  die  Oeken-,  mittelalterliche  Frohnhof-,  neuere 
agrarische  Leibeigenen-,  Fröhner-,  überseeische  Negersklaven- 
Unternehmung,  Betriebe  mit  Gefangenen,  Sträflingen).  Zu  2 gehören 
a)  korporative  Gestaltungen  der  berufständischen  Ordnungen 
mit  Regulirung  der  Produktion,  der  Verwendung  des  Kapitals,  der 
Beziehungen  zwischen  Unternehmer  und  Arbeiter,  Produzent  und 
Abnehmer  (Gilde-  und  Zunftwesen),,, zwar  mit  in,  aber  nicht  in 
rein  vertragsmässiger  Weise;  bei  Übergang  zu  festerer  rechtlicher 
Gestaltung  in  autoritativer  Weise  entstehen  Mischformen  zwischen 
l,b  u.  2,a  (wie  in  der  Periode  des  entwickelten  Gilde-  u Zunft- 
wesens) ; in  den  neuen  Kartellen  und  Syndikaten,  mit  Bindung  der 
Mitglieder  hinsichtlich  ihrer  Produktion,  ihres  Rohstoffbezugs,  ihres 
Absatzes,  der  Preise  usw.  wenn  auch  der  Beitritt  noch  „frei“  bleibt 
u.  die  Aufstellung  der  Kartellnormen  auf  Vertrag  beruht,  bahnt 
sich  möglicher  Weise  ein  Unternehmungssystem  an,  das  von  der 
staatlichen  Rechtsordnung  hinsichtlich  Beitritts  und  Normen  später 
einmal  mit  geregelt  wird  (Kartellgesetzgebung)  u.  dann  mit  in  diese 
Kategorie  2,a  gehören  würde;  b)  individualistische  Gestaltungen 
im  privatwirtschaftlichen  System  der  freien  Konkurrenz  unter  voller 
Herrschaft  reiner  Geld-  und  Kreditwirtschaft  und  des  möglichst 
freien  Privateigentums  an  sachlichen  Produktionsmitteln  (Kapital, 
Boden),  demnach  auch  mit  dem  Prinzip  allseitiger  (materieller)  Ver- 
tragsfreiheit (o.  S.  90ff.):  „freie  moderne  Unternehmung“. 

G.  Prüfung  dieser  Unternehmungssysteme  nach  den  mit- 
spielenden psychologischen  Faktoren,  nach  den  Voraussetzungen 
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und  Folgen  fiir  Produktion,  Verteilung,  Konsumtion,  an  ver- 
schiedenen Kriterien  u,  zwar  an  folgenden  6 Momenten:  1)  an  der 
psychischen  wie  technischen  u.  ökonomischen  „Fachfähigkeit“ 
des  Unternehmers  als  Leiters  u.  Organisators  des  Betriebs,  zugleich 
auch  des  Absatzes  der  Produkte;  2)  an  dem  ökonomischen 
Können  der  Unternehmung,  soweit  dies  von  Grösse,  Art,  Ver- 
fügbarkeit des  eigenen  Vermögens  (Grundbesitzes,  Kapitals)  u.  der 
Kreditfähigkeit  abhängt;  3)  an  der  Gestaltung  des  Autoritäts- 
verhältnisses und  der  Disziplin  im  Betrieb,  namentlich  der 
Autorität  der  leitenden  Organe  (Direktoren  usw.)  gegenüber  den 
anleitenden  u.  überwachenden  u.  beider  gegenüber  den  ausfuhrenden 
Organen  („Arbeitern“);  4)  an  den  psychischen  Motiven  (Arbeits- 
lust § 38  u.  -Tüchtigkeit)  beim  Unternehmer  (bes.  dem  Leiter 
u.  Organisator)  selbst  u.  bei  den  Arbeitern  aller  Art;  5)  an  den 
Einwirkungen  auf  die  Verteilung  des  (volkswirtschaftlichen) 
Keinertrags  unter  denjenigen,  welche  mit  Arbeit  und  mit  dieser 
in  verschiedener  Stellung  und  Art  und  Grösse  (Unternehmer  als 
Arbeiter,  Beamte,  ,. Arbeiter“  i.  e.  S.)  sowie  mit  Rechten  auf  Ertrags- 
anteile (Unternehmer  als  Besitzer,  Kapitalisten,  Grund-  und  Haus- 
eigentümer aus  Darlehen,  Verpachtung,  Vermietung)  ^r  Mitwirkung 
an  der  Ertragsgewinnung  beteiligt  sind;  6)  nach  den  Ein  Wirkungen 
auf  die  Art  der  Zuführung  der  fertigen  Produkte  an  die 
deren  Bedürftigen  und  auf  die  Entgeltlichkeitsbedingungen 
dabei,  daher  namentlich  auch  beim  Absatz  an  Dritte  im  Verkehr. 

H.  Blick  auf  die  Verhältnisse  der  drei  unter  F.  l,a.  u.  b.  u.  2,a 
unterschiedenen  Unternehmungssysteme.  1.  Unternehmung  auf  Grund- 
lage der  u.  in  Anknüpfung  an  Blutsverwandtschaft,  namentlich  an 
die  Familie  i,  eng.  S.  Typus:  klein-bäuerliche  Unternehmung  auf 
eigener  Scholle  mit  alleiniger  oder  vorheiTschender  Produktion  für 
Eigenbedarf  u.  Verbindung  von  Rohstoffgewimiung  u.  Verarbeitung  in 
der  eigenen  Wirtschaft  (o.  S.  37).  a)  Die  Fachfähigkeit  berulit  liier 
auf  Routine,  Übung  von  Jugend  auf,  eigenem  Interesse,  ja  Notwendigkeit, 
sie  steht  trotz  geringer  Aimeitsteilung  u.  Technik  relativ  hoch,  ist  auch 
universell  im  \^rgleich  zum  Spezialistentum  (noch  neuerer  Bauer,  bes. 
im  Eiuzeihof);  freilich  mit  wenig  Foii;schrittsstreben  u.  mit  Übermacht 
der  „väterlichen  Tradition“  b)  Die  Vermögenskraft  ist  begrenzt, 
grösser  nur  im  Hauskommunions-.  Geschlechts-,  Stammesverband,  dabei 
nur  geringe  u.  kostspielige  Kreditfähigkeit  i^Wuchergefahr);  Widerstand 
u.  Emolung  bei  ungünstigen  Vorfällen  (Missei'nte,  Ünfälle)  sind  schwer, 
aber  sie  werden  möglich  durch  starke  Fähigkeit  der  Bedürfnisreduktion 
und  Erlangung  von  verwandtschaftlicher,  nachbarlicher  Beihilfe,  ohne 
Entgelt,  als  cmr  in  Gewährung  gleicher  Hilfe  im  Bedarfsfall  der  anders 
liegenden;  so  nur  Klein-  u.  -Mittel-,  nicht  Grossbetrieb,  c)  Günstige  Ge- 
staltung des  Autoritätsverhältnisses,  weil  das  ,piatürliche“  überall 
zur  Geltimg  kommt,  so  gegenüber  mitarbeitenden  Familien-,  Geschlechts- 
genossen. d)  Sehr  günstige  Gestaltung  der  psychischen  Motivation 
wegen  der  natürlichen  Interessengemeinschaft  mit  Solidaritätsempfindung 
u.  Mispielens  der  besseren  egoistischen  Motive  und  des  Pflichtgefühls 
(§2).  e)  Gleichfalls  günstige  Lösung  des  Verteilungsproblems, 
indem  jedem  Gliede  der  Gemeinschaft  zwar  autoritativ,  aber  im  Ganzen 
„nach  seinem  Bedürfnis“  (Kinder!)  der  erforderliche  Anteil  am 
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Ert^  gewährt  wird,  jedes  dabei  zufrieden  ist  oder  sich  doch  fügt,  auch 
die  bchwiengkeiten  der  Auseinandersetzung  zwischen  Besitz  („Kapital“) 


der  Produkte  an  die  Bedürftigen  u.  vom  Entgelt  dafür 
L.^^P^ifsleistungen;  autorative  Zuschiebung  der  Arbeit  einem 


und  Arbeit  entfallen,  g)  Gleich  Günstiges  gilt  von  der  Art  der  Zu- 
sicherung der  Produkte  an  die  Bedürftigen  u.  vom  Entgelt  dafür 
Arbeitsleistungen;  autorative  Zuschiebung  der  Arbeit  einem 
mden  (jhede  , nach  dem  Masse  seiner  Kräft'e“  wie  Empfang  der 
Produkte  nach  dem  Bedürfnis“.  Voraussetzung  von  dem  Allen  ist 
natürlich  die  entsprechende  Gesinnung  in  der  Gemeinschaft,  bei 
beiter  und  Geleiteten  (Gliedern)  und  solche  Gesinnung  ist  selbst  wieder 
Ergebnis  (Produkt)  der  gesamten  wirtschaftlichen  u.  Lebensverhältnisse, 
ln  semen  letzten  Konsequenzen  müsste  — der  Sozialismus  zu  einer 
solchen  Gestaltung  der  Produktion  und  Verteilung  gelangen  u.  daher 
eine  solche  Gesinnung  in  seiner  „ArbeitsgemeinscW“  zur  Voraus- 
setzung  haben,  aber  nunmehr  eben  im  ganzen  grossen  Volke,  ja 
eigentlich  in  der  Menschheit.  Seine  Utopie  u.  Chimäre 

2.  Lnternebnung  auf  Grundlage  des  x\rbeitsz wangs.  Hier  nur 
als  Beispiel  u.  Tpus  Unternehmung  mit  Unfreien  (Hclaven,  Leib- 
eigenen u.  dgl.)  hir  die  ausführenden  u.  z.  T.  auch  die  anleitenden  und 
überwachenden  Arbeiten.  (S.  über  antike  Welt  Rodbertus,  M.  Weber 
Bücher,  Th  Meyer  u.  a.,  über  Mittelalter  u.  später  dl.  Hanssen, 

in  Meitzen  u.  a.  Näheres 

m prakt.  iVat.okon.  u.  Wirtsch.geschichte).  a)  Die  Fachfähigkeit  des 

Lnternehmers  als  Leiters  ist  wohl  grösser  als  bei  1,  namentlich  bei 
Hinzuziehung  von  „Beamten“  zu  den  Leitungs-  u.  Betriebsorganisations- 
arbeiten  was  bei  grösserem  Betrieb  kaum  vermeidlich  ist  (Landwirt- 
1 dieser  mit  Gewerben,  welche  die  spezifische  Facli- 

beim  Leiter  bedmpi).  Bei  Unfreiheit  aber  auch  noch  dieser 
Beamten  selbst  (antike  Sklavenwirtschaft,  mittelalterl.  Frohnhof)  ent- 
stehen psychische  Schwierigkeiten,  wie  u.  bei  d ausgeführt,  b)  Ver- 

a^^i  gi-össer  aber  gewölmlich  im  Grundbesitz 

pbunden,  dabei  Mangel  an  Kapital,  daher  nur  bei  extensiverem  Betrieb 
ausreiclmnd.  \ orteil  b eibt  jedoch  die  Eigenproduktion  der  Roh-  und 
ihlfsstoffe,  der  Unterhaltsmittel,  vielfach  der  technischen  Arbeitsmittel 
( W ei  kzeug  usw.),  daher  die  Unabhängigkeit  von  fremden  Produzenten 

Firrll  Ü .-einbeitlichen“  Wirtschaft  für 

Eigenbedarf.  Anderseits  beschränkte  Kreditfähigkeit,  demnach  ist  Um- 

A ?®  Ejgenbesitz  an  V^ermögen,  auch  an  unfreien 

Arbeit^raften  abhängig  (doch  kann  „Abmieten“  fremder  Sklaven  von 
deren  Heiren  Vorkommen),  c)  Autoritätsverhältnis  u.  Disziplin 
bieten  auch  bei  vollem  u.  strengem  Herrenrecht  u.  unterwürfiger  Ge- 
^nnung  üct  Unfreien  psychische  Schwierigkeiten,  bei  beschränkterem  u. 
milderem  Heirenrecht  eher  noch  grössere,  weil  das  Motiv  der  Furcht 

A “i®bt  genügend  ersetzt 

^ n 1 .deshalb  eher  noch  ausreichende  Gestaltung  u.  Funktion  bei 
roher  Arbeitsleistung,  als  bei  feinerer  u.  mehr  hinsichtlich  der  Quantität, 
als  der  Qualität  der  Leistung,  d)  Die  psychische  Motivation  bei 
Arbeitern  gestaltet  sich  bei  Alleinherrschaft  oder  wenigstens 
starkem  yorwalten  des  Motivs  der  Furcht  vor  Strafe  ungünstigf  was 
dann  freilich  zu  Kompromissen  mit  dem  Prinzip  der  Unfreiheit  u.  der 

dieses  Prinzips  (§  38)  nötigt,  um  die  Arbeitsleistung 
quantitativ  und  qualitativ  zu  steigern.  Bei  den  milderen  Formen  der 
Unlieiheit  — ineist  allen  ausser  der  eigentlichen  Skaverei  — bietet  die 

UnLfen  Herkommen  beschränkte  Arbeitspflicht  des 

Lnfreien  hinsichtlich  Art,  Zeitdauer,  Ort,  Zeitpunkt  seiner  Arbeit 
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wesentliche  Beschränkungen  seiner  Verwendbarkeit,  was  die  Aus- 

festaltung  der  Unternehmung  nach  Produktionszwecken  u.  Umfang 
indert  oder  weitere  Kompromisse  mit  dem  Unfreiheitsprinzip  oder 
Hinzuziehung  freier  Arbeiter  bedingt,  ohne  Sicherheit  der  Erreichung 
des  Ziels,  Bei  d wie  auch  bei  c u.  bei  e u.  f erweist  sich  auch  der 
vorkomraende  nationale  Unterschied  zwischen  Herren  u.  Arbeiter  mit 
von  Einfluss,  meist  wirkt  er  auf  Verschlimmerung  von  Allem  hin  (antike 
Verhältnisse,  moderne  Negersklaverei,  unterworfene  Ureinwohner  in 
erobertem  Gebiet),  e)  Ungünstige  Gestaltung  der  Verteilung  des 
Ertrags,  meist  sehr  zum  Vorteil  des  Unternehmers  (Herren),  zum 
Nachteil  der  Arbeiter  (auch  der  unfreien  Beamten),  zumal  bei  Sklaverei, 
vollends  bei  „Arbeitssklaven“  (Feldsklaven)  im  Unterschied  von  Haus- 
sklaven, wo  persönliche  Beziehungen  u.  Bedürfnis  andrer,  auch  feinerer 
Arbeitsleistungen  meist  mildernd  einwirken:  Steigerung  der  Last- 
momente, Verminderung  der  Lustmomente  für  den  Unfreien.  Doch 
macht  sich  geltend  der  Einfluss  des  Rechts,  mehr  noch  der  Sitten  selbst 
beim  Sklaven  in  seinem  Verhältnis  zum  Herrn  u.  umgekehrt,  mehr 
noch  bei  anderen  Unfreien,  mit  herkömmlichen,  eventuell  selbst  genau 
normierten  und  aufgezeichneten  Arbeitspflichten  nach  Art,  Mass,  Zeit 
»Gegenleistungen“,  des  Herrn  in  gleiwier  Weise.  Schlimmste  Lage 
des  Unfreien  besteht,  wo  er  rein  als  Arbeitsmittel  (Kraft)  u.  Zeugungs- 
kraft benutzt  wird  (röm.  Feldskaven,  Neger  der  Kolonien),  f)  Ähnlich 
ungünstig  gestaltet  sich  «)  innerhalb  der  Arbeitsgemeinschaft  der  Unter- 
nehmung die  Zuführung  der  gewonnenen  Produkte  an  die  Be- 
dürftigen u.  der  in  diesen  Produkten  erfolgende  Entgelt  für  die  Arbeits- 
leistungen der  LTiifreien.  In  den  schlimmsten  Fällen  der  Sklaverei 
drolien  die  Unterhaltskosten  des  Arbeiters  auf  das  quantitativ  imd 
qualitativ  absolut  niedrigste  Minimum  herabgedrückt  zu  werden,  das 
zur  Erhaltung  von  Leben  und  Arbeitskraft  eben  noch  ausreicht,  selbst 
unter  Hinzielen  darauf,  den  alternden  Arbeiter  möglichst  dann  absterben 
zu  lassen,  wenn  es  nicht  mehr  lolmt,  ihn  als  Arbeitsmittel  zu  verwenden 
(altröm.  Feldsklaverei),  u.  ihm  demgemäss  auch  die  Arbeitslast  auf  ein 
möglichst  hohes  Maximum  zu  steigern.  Beim  Absatz  der  Produkte 
ausserhalb  der  Produktionsgemeinschaft,  im  Verkehr  treten  die  Be- 
dingungen dieses  für  Preisbildung  usw.  ein,  mit  Modifikationen  nach 
der  mehr  oder  weniger  machtvollen  Stellung  der  Unternehmung  auf 
dem  Markte  und  nach  Geschickliclikeit  imd  Interesse  der  den  jiftsatz 
leitenden  Organe. 

3.  Unternehmung  auf  Grund  berufständischer  Ordnung  und 
korporativer  Gestmtimg.  Hier  Darstellung  am  Typus  des  gewerb- 
lichen Gilde-  u.  Zunftwesens  in  der  Periode  voller  rechtlicher  An- 
erkennung in  Stadt  und  Staat.  (Näheres  in  prakt.  Nat.ök.  S,  bes. 
Gierke,  v.  Inama-Sternegg,  Schönberg,  Schmoller,  Stieda, 
heuburg,  Bücher,  v.  Below,  Eberstadt  u.  a.  m.).  Rechtsgrund- 
lage: persönl.  Freiheit,  auch  der  ausführenden  Arbeiter,  Privateigentum 
an  den  sachlichen  Produktionsmitteln,  mit  teilweiser  Ausnahme  gi'össerer 
Werkvorrichtungen,  Gebäuden  dafür  im  Besitz  von  Stadtherren,  Städten, 
Zünften  selbst  u.  Überlassung  zur  Nutzung,  aber  unter  Beschränkungen 
der  freien  Bewegung  u.  Arbeitsausübung  der  Unternehmer  u,  Arbeiter, 
der  Benutzung  oer  eigenen  Produktionsmittel,  der  materiellen  Vertrags- 
freiheit (bezüglich  Inhalts  der  Verträge),  a)  Die  Fachfähigkeit  des 
LTnternehmers,  der  dies  hier  in  vollem  Sinne,  in  allen  Funktionen  ist 
u.  meist  zugleich  neben  diesen  als  gewöhnlicher  Arbeiter,  Überwacher 
und  Mitausmlirer  fungiert,  ist  hier  regelmässig  bes.  nach  der  tech- 
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ni sehen,  nicht  immer  im  gleichen  Masse  nach  der  ökonomischen 
Seite  eine  bedeutende,  auf  Grund  von  Arbeitsteilung,  vorgeschriebenein 
Lehi’-  und  Bildungsgang,  langer  Übung,  auch  mit  unter  Impuls  des 
Interesses  und  der  edleren  Arbeitsmotive  (§  2),  der  Arbeitsfreude,  des 
Lhr-  und  Pflichtgefühls,  der  Notwendigkeit  der  Konkurrenz  in  der 
Qualität  von  Leistung,  Produkt,  aber  auch  unter  dem  Einfluss  der 
Kontrolle  durch  die  Zunft  u.  der  Haftung  dieser  für  die  Leistungen  ihrer 
Glieder.  (Laufbahn  vom  Lehrling,  Gesellen  zum  „Meister**,  mit  genauer 
Normienuig  der  Bedingungen  für  jede  Stufe,  Eintritt.  Prüfungen, 
Mandern,  Meisterstück,  Aufnahme  in  Zunft),  b)  Das  ökonomische 
Können  ist  aber  beschränkt  «)  einmal  durch  die  meist  kleinen  eigenen 
Mittel  (Kapital)  des  Unternehmers;  ß)  sodann  durch  Rechtsschranken 
für  die  Verwendung  der  Mittel  in  der  Unteiuehmung.  Zu  u.  Allerdings 
ist  auch  der  Zunftmeister  schon  „Kapitalist**,  nicht  nur  „Arbeiter**,  das 
Zunftwesen  schon  Phase  der  (privat-)  kapitalistischen  AVirtschaftsordnung 
u.  des  Unternehmers  Einkomnien  ist  nicht  nur  reines  Arbeitseinkommen, 
sondern  es  Hihrt  mit  aus  der  Verwertung  seiner  Produktionsmittel  u der 
Beschäftigung  anderer  Arbeiter  (vornehmlich  der  Gesellen)  her  (z.  T. 
abweichende  Auffassungen  Andrer,  so  Bücher ’s).  Ergänzung  des 
Betriebskapitals  erfolg  gewöhnlich  nicht  im  Wege  der  Kreditaufnahme 
bei  Dritten,  sondern  dur(‘h  Lieferung  der  zu  verbeitenden  Stoffe  u.  Zu- 
taten  Seitens  des  Bestellers,  event.  durch  Vorschüsse  dieses  (An- 
zahlungen). Arbeiten  „auf  Bestellung“  („Kundenproduktion“,  Bücher, 
„unvollkommene“  Unternehmung,  v.' Alangoldt)  heiTsclit  Amr.  Zu  /)) 
Aber  wo  selbst  die  sachlichen  Produktionsmittel  in  Händen  des  Untoi-- 
uehrners  u.  dessen  b achfähigkeit  ausreichen  würden,  hemmen  die  Nonnen 

Vergi-össerung,  die  individuelle  Ausgestaltung  des 
Betriebs,  die  etwa^  technisch-Ökonomis(.'h  mögliche  und  zweckmässige 
\erbindung  verschiedener  Betnebe  zu  Einem  einlieitlichen,  damit  die 
Entwicklung  des  Grossbetriebs.  aa)  Sie  verlangen  vom  Unternehmei* 
die  spezifisclie  Ausbildung  für  jeden  Arbeitszweig,  der  der  zünftlerischen 
Arbeitsteilung  entspricht  u.  gestatten  gewöhnlich  nur  die  AVidmung  des 
Zunftgliedes  für  einen  solchen  Zweig,  bb)  Sie  verbieten  die  Zusammen- 
legimg  von  Arbeiten  verschiedener  Zweige,  cc)  Sie  beschränken  Art 
und  Zalil  der  Arbeiter  (Lehrling,  Gesell),  lassen  nur  gelernte  Arbeiter 
Eines  Zweigs  zu,  eben  des  betreffenden,  regeln  die  Arbeitsbedingungen 
Arbeitszeiten,  Lolmarten,  Lohnhöhe,  die  Beschaffung  von  Arbeitskräften 
überliaupt,  entziehen  diese  Dinge  dem  Individualvertrag  oder  beschränken 
iliesen  darin,  dd)  Sie  regeln,  überwachen  auch  die  Arbeitsmethoden, 
die  Arten  der  A>rarbeitungsstoffe,  die  Beschaffung  dieser,  die  Absatz- 
verhältnisse, Preise  usw.  ee)  So  wird  ein>estimmtes  Stadium  der 
Arbeitsteilung,  der  Technik  und  Ökonomik  der  Produktion, 
rechtlich  f^stgelegt  („fixiert“),  Unterneluner,  Arbeiter  werden  so 
hieran  gebunden,  Andenmgen,  „Fortschritte“  werden  gehindert,  jeden- 
falls gehenunt,  die  Absatzfunktion  auf  Vertrieb  eigener  Produkte  be- 
sclu  cinkt  (Kundenabsatz,  Ladenabsatz,  event.  Hausierbetrieb,  Bezug  von 
Jahrmärkten,  Messen),  die  Entwicklung  der  gewerbl.  Produktion  zum 
Handel  mit  Gewerbeprodukten,  auch  fremden,  winl  möglichst  aus- 
geschlossen. Gewerblicher  Klein-  u.  Mittelbetrieb,  relativ  gleiche  Ökonom, 
u.  soziale  Lap  der  Unternehmer  ist  das  Ziel  u.  Ergebnis;  kein  Gross- 
botneb  Alles  mit  bedeutsamen  sozialen,  etliischen,  politischen, 
kulüirellen  rolgen,  das  Ganze  ein  Hauptbeispiel  der  wirtschaftlichen 
(Tebundenheitsordnungen,  mit  ihren  Schatten-,  aber  auch  ihren 
giossen  Licht-  und  Glanzseiten,  in  der  Blütezeit  „die  grossartigsto 
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Organisation  der  gewerblichen  Arbeit  in  der  Geschichte“  (0.  Gierke). 
Alles  freilich  auch  bedingt  u.  in  AA'^echsel Wirkung  mit  Bevölkerungs-, 
Kommunikations-,  all^meinen  Rechtsverhältnissen  und  mit  dem  Stand 
der  Teclmik,  vor  der  Periode  der  Benutzung  der  gi’ossen  motorischen 
Naturkräfte,  c)  Autoritätsverhältnis  u.  Disziplin  gestalten  sich 
nicht  so  „ideal“,  wie  bei  der  ersten  Kategorie  (1),  aber  psychisch,  sozial, 
ethisch  günstiger  als  bei  der  zweiten  (2)  u.  namentlicn  auch  als  bei 
der  vierten,  der  moderneren  freien  individualist.  Unternehmung  a)  Unter- 
nehmer u.  Arbeiter  gehören  Einer  sozialen  Schicht  an,  die  Stufen  von 
Lehrling,  Gesell,  Meister  entsprechen  den  Altersstufen,  die  Arbeiter 
stehen  m Wohnung  u.  Kost  des  Arbeitgebers,  treten  so  in  dessen  Haus- 
gemeinschaft ein,  alle  stehen  sich  nälier  u.  arbeiten  unmittelbar  zu- 
sammen. ß)  Der  auch  hier  vorhandene  wirtschaftliche  Interessen- 
gegensatz wird  dadurch  u.  durch  die  Aussicht  auf  Vorrücken  im  Berui 
gemildert,  y)  Der  Arbeits-  u.  Ausbildungseifer  wird  durch  diese  Aus- 
sicht gesteigert,  die  Entwicklung  von  dauernden  Klassengegensätzen 
zwischen  Arbeiter  u.  Arbeitgeber,  ,, Kapital  u.  Arbeit“  wird  vermieden, 
wenigstens  in  den  regelmässigen  Fällen,  w^o  jene  Aussicht  sich  ver- 
wirklicht, also  die  Arbeiterstellung  Durchgangsstufe,  nicht  Lebens- 
stellung ist  (frühe  Ausnahmen  bei  Gewerben  mit  grösserer  Arbeiterzahl, 
z.  B,  Bauhandwerken),  d)  Die  psychische  Motivation  wird  aus 
ähnlichen  Gründen  wie  bei  c günstig  beeinflusst,  ce)  Für  den  in  sovielen 
Punkten  „gebundenen“  Unternehmer  wirkt  ansnornend  das  Interesse, 
in  der  Qualität  der  Leistung  hervorzuragen,  dadurch  die  Konkurrenten 
zu  überwinden,  auch  sein  Ansehen  in  u.  ausserhalb  der  Zunft  zu  erhöhen. 
Die  hässlichen  und  unlauteren  Konkurrenzmittel  (Reklame  usw..  „un- 
lauterer Wettbewerb**,  Arbeiten  auf  den  Schein,  mit  schlechten  Methoden, 
Stoffen)  fehlen  grösstenteils  und  sind  nicht  nur  rechtlich,  sondern  auch 
sittlich  u.  nach  Sitte  verpönt,  ß)  Ethisch  u.  sozial  günstig  tritt  so  die 
blosse  Erw'erbsseite  hinter  bessere  Seiten,  das  gewerbliche  hinter  das 
Berufsmoment,  auch  in  der  Sphäre  der  mater.  Produktion  zurück, 
e)  Das  Verteilungsproblem  erfahrt  eine  günstige  Lösung  mit  in 
Folge  dieser  unter  a — d angegebenen  Umstände,  das  Moment  des 
Tnteressenkampfes  verliert  von  seiner  möglichen  Schärfe,  die  Ökonom. 
Lage  von  Unternehmer  und  Arbeiter  ist  zwar  verschieden,  aber  diese 
Verschiedenheit  hält  sich  in  nicht  zu  weiten  Grenzen,  namentlich  in 
viel  geringeren  als  in  der  2.  u.  4.  Kategorie  der  Unternehmungen. 
Damit  vermindern  sich  auch  die  Klassengegensätze  zwischen  Arbeit- 

geber  u.  Arbeiter.  1)  Auch  die  Zuführung  der  Produkte  an  die 
edürftigen  u.  die  Entgelte  gestalten  sich  im  Ganzen  ^instig^  «)  Diese 
dritte  Unternehmungskategorie  stellt  grösstenteils  schon  , Produktion 
für  Absatz  an  Dritte“  dar,  aber  überwiegend  an  bestimmte  Besteller 
und  Abnehmer,  an  „Kunden“  („Kundenproduktion“),  noch  wenig 
für  den  Markt  („Marktproduktion“).  D^er  persönliche  Beziehungen 
u.  gegenseitige  Rücksichtnahmen,  mit  erfreulichen  sittlichen  u.  sozimen 
Folgen  u.  noch  mit  dem  Fehlen  der  Entwicklung  des  „Händlergeistes“ 
mit  seinen  leicht  zersetzenden  Einflüssen,  ß)  In  der  Organisation  der 
Produktion  und  des  Absatzes  liegt  die  Organisation  des  Angebots,  der 
eine  solche  der  Nachfrage  der  Konsumenten  allerdings  nicht  gegenüber 
steht,  aa)  Der  Gefahr  des  Monopols  auf  jener  Seite  wird  aber  durch  die 
nicht  fehlende  Konkurrenz  in  der  Qualität  der  Leistungen,  durch  Wahr- 
nehmung der  Konkurrenteninteressen  in  den  Bestimmungen  u.  Kontrollen 
über  Produktion,  Qualität,  Preise  doch  in  starkem  Masse  vorgebeugt, 
wenn  auch  in  der  Periode  des  Niedergangs  der  Zünfte  nicM  m^r 
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immer  mit  ausreichendem  Erfolg,  bb)  Das  Prinzip  der  Kontrolle  u.  Garantie 
der  Qualität  sichert  das  Interesse  der  Käufer,  der  Konsumenten  und 
nimmt  diesen  eine  schwierige,  von  ihnen  selten  genügend  zu  lösende 
Aufgabe  ab,  die  ihnen  im  System  der  „Gewerbefreiheit“  obliegt,  wo 
Alles  auf  der  Voraussetzung  einer  ,»encyclopädischen  Warenerkenntnis“ 
des  Käufers  beruht  (Marx),  y)  Es  fehlen  daher  erfreulicher  Weise 
meist  bei  dieser  3.  Kategorie  die  unreellen  und  unästhetischen  u.  kost- 
spieligen Mittel  der  Absatzgewinnung  und  Erweiterung  wie  sie  die 
„Produktion  für  den  freien  Älarkt^,  die  Anlockung  und  Täuschung  der 
Käufer  (Reklamewesen),  die  Vermittlung  des  Absatzes  durch  den  Handel 
so  vielfach  u.  unter  Einfluss  gegenseitiger  Konkun'enz  fast  unvermeidlich 
mit  sich  führt:  kein  geringer  Vorzug  vor  der  „modernen  freien  Unter- 
nehmung“. ‘ 

4.  Moderne  Syndikate,  Kartelle  dieser  letzteren  verfolgen  Ziele, 
welche  in  einigen  wichtigen  Punkten  auf  eine  Organisation  wie  in 
dieser  3.  Kategorie  hinauskommen,  in  den  Bestimmungen  zur  Regelung 
der  Produktion,  des  Absatzes,  der  Preise  unter  Ausschluss  oder 
wenigstens  wesentlicher  Beschi'änkung  der  Konkurrenz  unter  den  be- 
teiligten Unternehmungen  und  in  den  Bestrebungen  der  Kartelle, 
mö^ichst  alle,  namenflich  die  wichtigeren  Geschäfte  des  betreffenden 
Zweigs  in  der  heimischen  Volkswirts!  Haft  (u.  selbst  darüber  hinaus,  in 
der  Weltwirtschaft  oder  in  wichtigen  Teilen  dieser)  in  iliren  Verband 
aufzunehmen.  Es  wird  dabei  Alles  den  technischen  und  den  Absatz- 
verhältnissen der  Gegenwart  tunlichst  anzupassen  gesucht.  Das  Frag- 
liche bleibt  nur,  ob  so,  selbst  wenn  eine  „Regelung  des  Angebots“  nacxi 
den  Interessen  der  Produzenten  gelingt,  genügend  die  Interessen  der 
Arbeiter  und  der  Abnehmer  (auch  beireffs  Roh-  und  Hilfsstoffen,  Halb- 
fabrikaten der  diese  gebrauchenden  und  weiter  verarbeitenden  Pro- 
duzenten selbst)  wahrgenommen  werden  u.  werden  können.  Das  ist 
nach  den  bisherigen  Erfahrungen  kaum  zu  bejahen  u.  auch  schwerlich 
zu  erreichen  ohne  eine  ebenso  wirksame  Organisation  der  Arbeiter  u. 
der  Abnehmer.  Aber  hier  liegen  nicht  nur  für  die  Konsumenten^  von 
Genussmitteln  (das  „PrivatpubUkum“),  sondern  auch  für  die  Produktions- 
mittel zur  Weiterverarbeitung  ankaufenden  Industrieen  spezifische 
Schwierigkeiten  vor:  m.  E.  das  Ergebnis  auch  der  grossen  Reichs- 
enquöte  über  die  Kartelle  u.  der  Grund  meiner  skeptischen  und  mehr 
gegnerischen  Stellungnahme  gegen  letztere. 

I.  Die  „freie“  moderne  Unternehmung.  1.  Sie  beruht 
a)  wirtschaftsrechtlich  auf  freier  individualistischer  Rechtsgrundlage, 
auf  voller  persönlicher  Freiheit  und  vollem  Privateigentum  an 
sachlichen  Produktionsmitteln,  nebst  materieller  Vertragsfreiheit, 
insbes,  auf  „Grundeigentums“-,  „Landwirtschafts“-  u.  „Gewerbe“- 
freiheit  (oben  S.  90ff.);  aber  sie  ist  auch  b)  ohne  Zweifel  bedingt 
durch  mächtige  und  vielfach  im  Prinzip,  wenn  auch  nicht  immer 
im  vollen  Mass  allein  zu ,, entscheiden  berechtigte  Bedürfnisse  der 
modernen  Technik  und  Ökonomik,  namentlich  auch  der  Absatz- 
verhältnisse, der  auf  diese  einwirkenden  Bevölkerungsverhältnisse 
(steigende  Volksdichte).  2,  Sie  ist  insofern  ein  erklärliches  Produkt 
moderner  Entwicklungen  und  eine  in  Wechselwirkung  mit  dem 
ganzen  modernen  „Individualismus“  auf  allen  Lebensgebieten 
stehende  Erscheinung.  3.  Neben  reichen  Licht-  und  Glanzseiten 
zeigt  sie  indessen  auch  tiefe  Schattenseiten,  besonders  nach  ihren 


— 155  — 

begleitenden  sozialen  u.  sittlichen  Erscheinungen  u.  den  durch  sie 
bewirkten  sozialen  und  sittlichen  Folgen.  4.  Fälschlich  und  un- 
geschichtlich wird  sie  in  der  liberal-individualistischen  (sog.  britischen) 
Doktrin  meist  als  „die  Unternehmung  an  sich“  aufgefasst, 
als  das  letzte  notwendige  Entwicklungser^ebnis  aus  schädlichen, 
unvollkommenen  früheren  Formen  u.  als  eine  Gestaltung  über  die 
hinaus  eine  Entwicklung  kaum  denkbar,  jedenfalls  nur  sehr  be- 
schränkt möglich  und  zweckmässig,  im  Allgemeinen  auch  nicht  er- 
wünscht sei.  5.  Mit  den  gleichen  Argumenten  wie  das  System  der 
freien  Konkurrenz  wird  auch  diese  „freie“  Unternehmung  als  ein 
wichtiges  Glied  dieses  Systems  verteidigt  und  empfohlen,  ein  not- 
wendiges Instrument  zur  vollen  praktischen  Verwirklichung  dieses 
Systems.  (Oben  S.  93).  6.  Die  Frage  ihrer  Einschränkung,  Fort- 
bildung, auch  ihres  Ersatzes  taucht  aber  unvermeidlich  auf  grade 
wegen  der  Mängel  der  Funktion  dieser  Unternehmung,  a)  Der 
Sozialismus  gelangt  grundsätzlich  zur  Forderung  ihrer  völligen 
Verdrängung,  aber  versagt  in  der  Beweisführung  für  die  Möglichkeit 
und  allgemeine  Zweckmässigkeit  der  Erfüllung  dieser  Forderung, 
b)  Es  kann  sich  ernstlich  nur  um  partiellen  Ersatz  mittelst  Ver- 
staatlichung u.  dgl.  gewisser  materieller  Betriebe  handeln  und  auch 
dies  meist  nur  nach  Entscheidung  von  Fall  zu  Fall  nach  Lage 
der  Umstände,  nicht  rein  prinzipiell  (s.  folg.  § 43  unter  Nr.  7), 
7.  Die  freie  moderne  Unternehmung  sprengt  im  Prinzip  alle, 
praktisch  die  meisten  und  wichtigsten  Fesseln  u.  Beschränkungen, 
welche  der  Unternehmung  früher  so  vielfach  auferlegt  waren,  in 
den  „Gebundenheitsordnungen“,  wie  denen  der  früheren  Agrar-  u. 
Gewerbeverfassung,  in  Verhältnissen,  wie  denen  des  Gilde-  und 
Zunftwesens,  in  Lohn-,  Preis-,  Zinstaxen,  im  älteren  Zug-  u.  Nieder- 
lassungsrecht, in  hinderlichen  Bestimmungen  für  Vergrösserung  des 
Betriebes  u.  Zusammenfassung  verschiedenartiger  Betriebe,  für  Be- 
schäftigung beliebiger  Arten  von  Arbeitern,  gelernter,  ungelernter, 
männlicher,  weiblicher,  jugendlicher,  selbst  Kinder  u.  Erwachsener, 
Staatsangehöriger  und  fremder,  ortsangehöriger  u.  ortfremder  usw, 
a)  Sie  kann  so  jede  beliebige  (Gestaltung  u,  Ausdehnung  annehmen, 
welche  der  Wille  des  Unternehmers  bestimmt,  seine  Mittel  erlauben 
u,  die  Konkurrenzverhältnisse  möglich  machen,  b)  Dem  grössten 
Grossbetrieb  mit  seinen  möglichen  Vorteilen,  bes.  für  die  Produktion, 
und  seinen  möglichen  Nachteilen,  bes.  für  die  Verteilung  und  in 
den  sozialen  Verhältnissen  (§  47)  wird  so  die  Bahn  geöfthet.  c)  Die 
Arbeitsausübung,  die  Berufswahl  wird  frei,  aber  auch  die  Herrschaft 
des  Privatkapitals  (A.  Lange),  d)  Die  Interessengegensätze  werden 
auf  die  Spitze  getrieben,  wo  Jeder  zunächst  u.  zumeist  unter  dem 
Impuls  seines  wirtschaftl.  Vorteils  (dem  1.  egoist.  Leitmotiv)  handelt, 
nacli  dem  Prinzip  der  Grundlage  handeln  soll  und  unter  der  Kon- 
kurrenz aller  gegen  alle  so  handeln  muss,  e)  Diese  Gegensätze  bilden 
sich  zu  scharfen  Klassengegensätzen  zwischen  Besitz  u.  Nicht- 
besitz, Kapital  u.  Arbeit  innerhalb  der  Unternehmung  aus,  welche 
auch  bei  den  ,, Arbeitern“  unter  Miteinfluss  höherer  Allgemeinbildung 
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u.  Verbreitung  von  Bildungsmitteln  (Schule,  Presse!)  zu  völli-'  be- 
wussten werden  ^er  ..klassenbewusste''  moderne  Arbeiter,  bes“  der 
industrielle),  f)  Durch  Organisation  der  verschiedenen  Interessen- 
gruppen wird  diese  Entwicklung  noch  verschärft,  wenn  auch  eine 
solche  Organisation  die  Voraussetzung  des  Übergangs  von  In- 

A i'-*"  Verträge,  bes.  zwischen  Besitz 

1 damit  der  Anbahnunf'  von  Interessenausgleichunffen, 
der  Bildung  von  passenden  Einrichtungen  dafür  ist.  Die  Signatur 
bleibt  doch  der  ..Klassenkampf“  mit  weiten  Einwirkungen  auf 
die  psychischen  Seiten,  die  ethischen,  sozialen,  politischen  Ver- 
hältnisse  der  ganzen  Bevölkerung. 

^ obigen  Kriterien  ergiebt  weiter 

^ wa  Folgendes,  a)  Die  Fachfähigkeit  des  Unternehmers  wird  durch 
das  wichtigste  persönliche  Interesse  begünstigt  für  alle  einzelnen 
Funktionen,  da  sie  für  den  wirtschaftlichen  Erfolg,  wenn  auch  nicht 
allem  entscheidend,  bei  starkem  Mitspielen  der  Konjunkturen,  des 
Zuialls,  des  Glucks,  so  doch  sehr  mit  massgebend  ist.  Dies  hat  eigen- 
artige ökonomische,  soziale  ethische  Folgen:  «)  günstige,  wie 

Leistungsfähigkeit,  des  fleisses  (bis  zur 
Rastlosigkeit  zur  Erschöpfung  der  Nen  enkraft),  wie  starkes  Fortschritts- 
streben,  auch  in  Technik,  Oekonomik  (Erfindungen,  Ermässigung  der 
naturhchen  Kosten  der  Produktion)  wie  Hinstreben  auf  Ausbildung 
snezifischer  Unternehmereigenschaften  in  Anpassung  an  die  verschiedenen 
Unternehmeraufgaben,  auch  psychisch,  nach  Charakter;  aber  es  hat 
ß)  auch  ungünstige  Folgen,  namentlich  wird  Rücksichtslosigkeit  in 
Verfolgung  des  eigenen  Interesses,  Ausbildung  autokratischer  Herren- 
Naturen  (die  „captains  of  industry“)  begünstigt.  Ja,  Alles  drängt  dabei 
darauf  hm  die  ganze  Psyche  des  Unternehmers,  aber  doch  m^r  oder 
weniger  aller  Arbeiter  u.  aller  im  Wirtschaftsleben  überhaupt  als 
Verkäufer  u.  Käufer  sich  gegenüber  stehenden  für  den  Wirtschaftkampf 
und  den  ebenen  Erfolg  darin  ^eignet  zu  machen:  es  verallgemeinert 
sich  der  „Handlergeist“  überalj;  der  „c.ty  man“,  der  „economical  man“ 
der  Individualist.  Theorie  wird  aus  einem  abstrakten  Gedankengebilde 
eine  immer  allgemeinere,  immer  vollkommenere  diesem  entsprechende 
konkrete  Erscheinung  (Ein  nicht  unwichtiger  Punkt  für  die  Metho- 
dologie der  Disziplin  betreffs  Anwendbarkeit  des  Deduktions-Verfahrens 
unter  dessen  psych.  Voraussetzungen,  § 4).  - b)  Die  ökonomische 
Kr  alt  der  Unternehmung  wird  ausserordentlich  gesteigert  und 
steigerungsfahiger  bei  der  Wegräumung  aller  Schranken  für  individuelle 
\ ermögens^,  auch  Kapitalvermehrung,  für  Konzentration  in  der  Unter- 
nehmung, für  Grossbetrieb,  bei  der  Entwicklung  der  Kreditbenutzung 
und  der  Kapitalassociation  (Aktiengesellschaft),  a)  Auch  daraus  ergehen 
sich  viele  günstige  Folgen  für  die  Produktion  (grössere  Ausbildung 
A des  Arbeitteilungsprinzips  in  den  leitenden,  überwachenden 

und  ausfehrenden  Arbeiten,  bessere,  Kosten  reduzierende  Technik 
Ökonomik,  Betriebsorganisation  usw.);  b)  aber  anderseits  zeigen  sich 
auch  wieder  ungünstige  Folpn  in  starker  Steigerung  der  ökonomischen 
Machtstellung  des  Unternehmers,  in  Trennung  von  Arbeiter- 
und Besitzerfunktion  bei  diesem,  in  Verdrängung  selbständigen  Mittel- 
Lnternehmerstands  namentlich  im  Gewerbe,  in  Steigerung  der  Ungleich- 
heiten  von  Einkommen  und  Vermögen  und  der  iQassengegensätze.  — 
c)  Autoritätsverhältnis  u.  Disciplin,  wesentlich  nur  auf  Vertrag 
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und  auf  den  diesem  zu  Grunde  liegenden  psychischen  Motiven  vor- 
nehmlich des  eigenen  Vorteils  der  Kontrahenten,  Unternehmer  imd 
Arbeiter  begründet,  zeigen  besondere  Schwierigkeiten  u.  Mängel,  auf 
beiden  Seiten,  weit  mehr  u.  grössere  als  bei  der  ersten  u.  dritten,  selbst 
teilweise  mehr  als  bei  der  zweiten  Kategorie.  ^Das  Moment  der  öko- 
nomischen u.  der  darauf  begründeten  Macht  u.  Übermacht  entscheidet, 
wird  von  beiden  Seiten  rücksichtslos  zur  Geltung  gebracht,  um  so  mehr, 
wenn  kapitalistische,  bes.  grosskapitalistische  Unternehmer  u.  Arbeiter 
zwei  sozialen  Klassen  angehören,  welche  selbst  bei  gleicher  Nationalität 
kaum  noch  Berührungspunkte  unter  sich  haben,  und  darauf  geht  die 
Entwicklung,  wiederum  namentlich  im  Gewerbe  — auch  heute  noch 
nicht  in  gleichem  Masse  in  der  Landwirtschaft,  selbst  im  landwirtsch. 
Grossbetrieb  — deutlich  hinaus.  ■ — d)  Die  psychische  Motivation 
wird  in  die  Richtung  gedrängt,  dass  das  Motiv  des  individuellen  und 
allenfalls  noch  des  Klassenvorteils  (Arbeiter!),  also  das  erste  egoistische 
Leitmotiv,  nicht  nur  zur  vollen  Vorherrschaft,  sondern  fast  zur  Allein- 
herrschaft gelangt,  namentlich  in  den  Vertragsschlüssen,  durch  welche 
alle  Beziehungen  geregelt  werden  (Arbeits-,  auch  Leih-,  Miet-,  Pacht-. 
Kaufvertrag).  «)  Auch  dies  sind  günstige  Folgen  für  die  Produktion, 
soweit  es  auf  das  Interesse  einwirkt,  die  Arbeitsfähigkeit  u.  Arbeitslust 
von  Unternehmer  u.  Arbeiter  zu  steigern,  für  die  Ausbildung  der  ersten 
die  erforderlichen  Mühen  und  Opfer  zu  bringen,  fl]  Aber  es  hat  auch 
wieder  tief  ungünstige  ethische  u.  soziale  Folgen,  da  die  edleren  u. 
rornehmeren  egoistisdien  Motive,  vollends  das  Pflichtgefühl  (§  2) 
zurückgedrängt  und  oft  unwirksam  werden,  auch  solche  Fähigkeiten, 

Eersönuche  u.  Klassenvorteile  in  den  Vertragsabschlüssen  zu  erreichen. 

esondere  Förderung  erfahren,  welche  ethisen  u.  sozial  bedenklich  sinn 
u.  wirken  (Übervorteilungen,  wenn  auch  nicht  strafbare,  Geriebenheit, 
Schlauheit,  Fähigkeit,  konkrete  Umstände  einseitig  zu  seinem  Vorteil 
auszubeuten,  Arb^eiten  auf  den  blossen  Schein,  mit  unsolider  Leistung). 

e)  Die  Verteilung  des  Reinertrags  innerhalb  der  Unter- 
nehmung zwischen  Unternehmer,  spec.  auch  als  Besitzer,  Beamten,  Arbeiter 
ist  hier  im  besonderem  Masse  ein  Ergebnis  von  Interessenkämpfen,  bei 
denen  ökon.  u.  soz.  Machtstellung,  auf  materiellem  Besitz  u.  Organisation 
beruhend,  über  den  Inhalt  der  Vertragsschlüsse  entscheiden  (§  6Ü,  67). 
«)  Der  LTnternehraer  findet  bei  den  üblichen,  meist  allein  vorkommenden 
Lohnformen  (Zeit-,  Stücklolm,  fester  Gehalt)  die  Arbeiter  u.  Beamten 
für  ihre  Leistimgen  bei  der  Gewinnung  des  Produktionsertrags  ab,  regel- 
mässm  vorschussweise  aus  seinem  K^ital  (Lohnfonds)  auf  Rechnung 
des  Ertrags,  bezw.  Erlöses  dafür,  aa)  Er  strebt  dabei,  diese  Abfindung 
so  niedrig  wie  möglich  zu  halten,  soweit  dies  seinem  Vorteil  entspricht, 
d.  h.  soweit  es  verreinbar  ist  mit  der  Erhaltung  von  geeigneten  leistungs- 
fälligen u.  -willigen  Arbeitskräftigen  in  seinem  Dienst  u,  mit  der  Ver- 
bürgung hinlänglicher  und  erreichbarer  quantitativer  und  qualitativer 
Arbeitdeistung.  bb)  Vom  gleichen  Streben  sind  Beamte  u.  Arbeiter 
geleitet,  diese  Abfindung  in  die  Höhe  zu  treiben,  unter  entsprechenden 
egoistischen  Impulsen  ihi'erseits.  cc)  Modifikationen,  in  beider- 
seitigem Vorteil,  treten  bei  der  Anwendung  des  Systems  der  Gewinn- 
beteuigung  ein  (s.  §35).  dd)  In  Eigentum  u.  alleinige  Verfü^ng  des 
Unternehmers  als  Besitzers  gelangen  hier  die  fertigen  Proaukte, 
mit  den  Mühen  und  Kosten,  den  Gewinn-  u.  Verlustchancen  für  ihn  bei 
Verwertung  (Absatz),  mit  dem  „Mehrwertbezug“  über  die  Kosten  durch 
ihn  allein  (von  den  Fällen  unter  cc  abgesehen).  Aber  dafür  auch  mit 
Vorteilen  für  die  Arbeiter  u.  Beamten,  diese  Verwertungsmühen  nici  t 
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mitzutraffen,  (soweit  derentwegen  nicht  eine  Lohnermässigung  erfolgt), 
ihren  Lohn  vorweg  zu  haben  auch  bei  ungünstigem  Proouktions-  und 
Absatzergebnis.  — ß)  Erst  in  der  freien  modernen  Unternehmu^  voll- 
zieht sich  vollständig,  unter  entscheidender  Mitwirkung  des  Kredits, 
die  Zerlegung  des  (volkswirtsch.)  Reinertrags  in  die  4 grossen  Ein- 
kommenai-ten : Lohn  (Gehalt),  Zins  (Kapitalgewinn),  Rente  (Grund- 
rente), Unternehmergewinn  (selbst  erworbener  Kapitalgewinn  mit 
Unternehmerlohn  verbunden,  „EVofit“)  und  die  Bildung  ökonomischer, 
dann  wieder  eigener  sozialer  Klassen,  deren  jeder  eine  dieser  Ein- 
kommenarten als  alleinige  oder  wenigstens  als  Haupteinkommen  zufkllt, 
wenn  sie  etwa  an  den  andren  mitbeteiligt  sind:  Die  ökonomische  Gesell- 
schaft zerfällt  so  in  die  Klasse  der  Arbeiter  (u.  Beamten),  der 
Rentner  mit  den  Unterabteilungen  der  verleihenden  Kapitalisten,  ver- 
mietenden Haus-  u.  verpachtenden  (ländlichen)  Grundbesitzer,  alle  drei 
erst  in  der  Periode  der  modernen  Unternehmung  zur  eigenen  „Klasse“ 
werdend,  wenn  auch  früher  schon  Vorkommen,  wobei  die  grösseren 
Verpächter  vielfach  die  Nachfolger  von  Grundherren  sind,  wel^e  in  den 
verschiedenen  Formen  der  älteren  gnindherrlichen  Agrarverfassung  in 
den  Dienst-  und  sachlichen  Leistungen  der  Gutsuntertanen  eben  auch 
„Renten“  bezogen;  endlich  die  Klasse  der  modernen  Unternehmer, 
welche  sich  wieder  nach  den  grossen  Berufsgruppen  (u.  der  Betriebs- 
grösse) klassenweise  spezialisieren,  wobei  der  spezifische  Unterschied 
des  bäuerlichen,  agrarischen  selbstwirtschaftenden  u.^  des  gewerblichen 
u.  merkantilen  Unternehmers  zwar  geringer  wird  (wie  schon  seit  Ent- 
wicklung des  Grundherrn  zum  eigenen  Gutsherrn),  aber  nicht  ganz 
verschwindet,  aa)  Auch  hier  bilden  sich  dann  individuelle  u.  Klassen- 
Interessengegensätze  im  Kampf  um  die  Verteilung  des  (volks- 
wirtsch.) Reinertrags,  welche  durch  „freien  Vertrag“  auf  Grund 
der  Ökonom,  und  sozialen  Machtstellung  entschieden  werden,  zwischen 
Unternehmer  u.  nicht  nur  Arbeiter  (u.  Beamten),  sondern  auch  zwischen 
dem  ersten  u.  seinem  Darlehnsgläubiger,  Vermieter,  Verpachter,  weiter 
zwischen  diesen  dreien  u.  dem  Arbeiter  u.  vielfach  allen  diesen  Klassen 
u.  ihren  Gliedern  untereinander.  Dabei  macht  sich  überall  die  einseitige 
„egoistische“  psych.  Motivation  in  der  dargelegten  Weise  geltend,  w'o 
dann  von  ethischen  u.  sozialen  Vorteilen  u.  Nachteilen,  für  Produktion 
u.  Verteilung,  das  Gesagte  gilt,  bb)  Ein  charakteristisches  Ergebnis 
ist  das  Bestreben  jeder  Interessentengruppe,  sich  in  Verbänden 
(Vereinen)  zu  organisieren,  um  die  spezifischen  Berufsinteressen 
der  Klasse  gegen  die  andre  Klasse,  aber  auch  der  Einzelnen  innerhalb 
der  Klasse  u.  des  Verbandes  zu  vertreten,  dabei  auch  die  Konkurrenz- 
verhältnisse gegen  einander  u.  unter  den  Gliedern  der  Klasse  und  des 
Verbandes  mö^ichst  zum  eigenen  Vorteil  zu  regeln:  Verbände  der 
Arbeiter  u.  Arbeitgeber,  der  Berufsgruppen  bei  beiden,  der  Produzenten 
u.  Abnehmer,  der  Hausbesitzer  u.  Mieter,  der  Landwirte,  Industriellen, 
Kaufleute,  Banquiers  usw.  Alles  vielleicht  Ansätze  zu  einer  neuen 
festeren  berufsständischen  Organisation  nach  Analogie  des  Gildewesens, 
aber  nach  den  Bedingungen  der  modernen  Technik,  Ökonomik,  Pro- 
duktions- u.  Absatzvernältnisse.  Zweifel  bleiben  freilich,  ob  die  durch 
die  ganze  neuere  Entwicklung  bedingte  individualistisch  - egoistische 
Gesinnung  der  Einzelnen  u.  auch  der  sozialen  Klassen  für  ein  solches 
Ziel  die  richtige  psychische,  ethische  u.  soziale  Grundlage  ist. 

f)  Die  Zuführung  der  Produkte  an  die  Bedürftigen  erfq^t  bei 
der  Produktion,  welche  immer  mehr  nur  für  Absatz,  von  spezifischen 
Gütern  für  ganz  andre  Bedürfnisse,  u.  bei  alleinigem  oder  ganz  vor- 
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herrschendem  Geldlohnsystem  arbeitet,  fast  gar  nicht  mehr  an  Personen, 
welche  zur  Gemeinscliaft  innerhalb  der  Unternehmung  gehören,  mit 

f grösseren  Ausnahmen  nur  noch  in  den  landwirtschaftlichen  Betrieben, 
n der  Produktion  für  den  Absatz  tritt  «)  die  für  den  Markt  immer 


Bauten,  Bedarfsartikel  der  öfi'entl,  Verwaltung,  des  Heeres,  der  Marine). 
ß)  Auf  dem  Markt,  dem  lokalen,  heimischen,  fremden,  dem  Weltmarkt 
bedingt  auch  die  Herstellungs- Unternehmung  immer  mehr  die  Ver- 
mittlung des  Absatzes  ihrer  Produkte  durch  den  Handel  als  selb- 
ständiges Gewerbe,  was  neue  Verbindungen  u.  Abhängigkeitsverhältnisse, 
der  Produktion  und  Konsumtion  vom  Handel,  dieses  vom  Kredit,  vom 
Geld-  und  Bankgeschäft  herbeiführt,  mit  scharfen  Interessenkämpfen 
unter  einander  u.  neuen  eigenartigen  Organisationen,  y)  Bedürfnis  des 
Absatzes,  Produktion  nicht  für  einen  bestimmt  nach  Menge  und  Art 
<ler  Produkte  bekannten  Absatz,  wie  bei  Bestellung,  sondern  für  einen 
erst  aufzusuchenden  Absatz,  vermehrt  wiederum  das  Bedürfnis 
nach  Vermittlung  durch  Handel,  steigert  die  Konkurrenz,  reizt  an,  ver- 
führt, nötigt  zur  Benutzung  aller  Büttel  und  Wege,  den  Absatz  über- 
haupt und  doch  den  lohnenden  zu  erzielen,  Bedürfnisse  künstlich  zu 
erwecken,  die  Konkurrenten  zu  überwinden,  sich  und  seine  Leistungen 
bekannt  zu  machen  u.  zu  einem  guten  die  Nachfrage  erweiternden  u. 
steigernden  Ruf  zu  bringen,  d)  Daher  die  Organisation  des  Aufsuch  ens 
von  Bestellungen,  des  Absatzes  durch  Handelsreisende,  das 
Reklamewesen  (eine  eigene  „Wissenschaft“ !),  die  Annonce,  die 
Pressverbindung,  alles  unter  der  Umkehrung  eines  bekannten  alten 
Sprichworts  vom  „Eigenlob“  in  sein  Gegenteil  und  alles  verbunden  mit 
einem  umgeheuren  Kostenaufwand  und  mit  Mitemährung  von 
Schmarotzern  aller  Art.  #)  Daher  auch  der  unlautere  Wettbewerb,  die 
Schein-Ausverkäufe,  anderseits  die  Notwendigkeit  der  eigenen  Qualitäts- 
kontrolle der  Produkte  beim  Einkauf,  wozu  die  Käufer,  vollends  die 
Privatkonsumenten  doch  bei  der  komplizierten  Produktionstechnik,  bei 
ihrer  fehlenden  technischen  Warenkenntnis  meist  ausser  Stande  sind. 
C)  Die  so  erfolgende  Erweckung  neuer,  feinerer  Bedürfnisse  kann  zwar 
kulturfördernd  wirken,  verführt  aber  auch  oft  zu  falschen,  für  den 
Einzelnen  im  konkreten  Fall  unriclitigen  Ankäufen  (Warenhaus!),  zu 
Verschwendung,  leitet  die  Produktion  oft  in  unsolide  Richtungen. 
fj)  Ifiese  Bedenken  wiegen  schwer,  auch  gegenüber  den  oft  hervor- 
gehobenen A'orteilen,  dass  erst  bei  dieser  Gestaltung  der  Produktion 
u.  des  Absatzes  dem  Konsumenten  alles  rechtzeiti^T,  besser,  woldfeiler, 
preiswürdiger,  preisstetiger  zugeführt  werde.  0-)  Die  Bedenken  steigern  sich 
noch  mit  der  Gefalir  faktischer  Monopole  nach  Besiegung  der  Konkurrenten 
und  der  Verabredungen,  Kartelle  usw.  unter  Produzenten  u.  Händlern, 
denen  die  Konsumenten  grösstenteils  lulflos  gegenüberstehen,  da  ihre 


Oiganisation  zu  schwielig  ist  u.  auch  Konsumvereine  u.  dgl.  nur  teil- 
weise Abhilfe  gewähren,  i)  Wenn  man  alle  diese  Bedemien  erwägt, 
wird  man  die  „freie“  moderne  Unternehmung  auch  wieder  nicht  wchiI 
als  Endglied  der  Entwicklung  ansehen. 


§ 43.  — II.  Wichtigste  gegenwärtige  ünternehmungs- 
formen.  Unterscheidung  nach  dem  Subjekt,  welches  die  Unter- 
nehmerpersönlichkeit  darstellt.  A.  Drei  Hauptgruppen:  l.Eiazel- 
unternehinung  („Privatgeschäft“,  Einzelinliaber-Betrieb)  im  Besitz 

A.  Wagner,  loz.-Okoo.  Grundriss,  4.  äqS.  11 
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ii  unter  der  Leitung  einer  einzigen  physischen  Person,  die  älteste, 
aus  der  Individual-  u.  Familienwirtschaft  unmittelbar  hervorgegangene 
Form,  Immer  noch  die  weitaus  verbreiteste  u.  die  Normalform. 

2.  Assoziationsunternehmungen,  a)  wo  Arbeitskräfte  allein 
oder  mit  geringen  eigenen  sachlichen  Produktionsmitteln  (Kapital, 
Boden)  sich  zu  einer  Unternehmung  vereinigen,  welche  dann  von 
einem  Voretand  geleitet  wird:  Arbeiter-Genossenschalt,  speziell 
Produktivgenossenschaft;  b)  wo  Arbeitskräfte,  welche  alle  oder 
von  denen  wenigstens  einzelne  zugleich  Privatkapitalisten  im  Besitz 
von  Kapital  sind,  eine  gemeinschaftliche  Unternehmung  bilden, 
regelmässig  in  den  Rechtsformen  der  neueren  Handels-  u Erwerbs- 
gesellschaften u.  in  verwandten  Rechtsformen  (s.  u.  m C),  welche 
dann  ebenfalls  von  einem  Vorstand  (eventuell  den  hozien  selbst) 
geleitet  wird.  — 3.  Öffentliche  Unternehmungen,  welche 

öffentliche  Körper,  bes.  Staat,  Gemeinde,  („Zwangs^emeinwirt- 
sehaften“)  auf  bestimmten  Gebieten,  auch  der  materiellen  1 ro- 
duktion,  als  Unternehmer  einrichten  (besitzen)  u.  regelmässig  auch 
selbst  betreiben,  auf  eigene  Rechnung,  („Staats-,  Kommunalbetnebe  ), 
unter  Leitung  von  Behörden  u.  Beamten.  , • , • j 

B.  Die  Prüfung  der  wirtschaftl.  Leistungsfähigkeit  der 
Unternehmungen  der  drei  Gruppen  und  der  Unterarten  dieser-  ist 
zunächst  an  zwei  psychologische  Momente  anzuknüpfen:  1)  an 
die  Interessengemeinschaft  von  Unternehmung  und  Unternehmer, 
hezw.  Leiter,  und  2)  an  die  Bedingungen  der  Willensbildiing,  der 
Fassung  der  Entschlüsse,  der  Ausführung  dieser,  a)  In  (üesen 
beiden  Momenten  überragt  das  „Privatgeschäft“  i.  gen.  Sinne 
die  Unternehmungen  der  beiden  andren  Gruppen  naturgemäss  und 
dauernd,  wegen  der  hier  mitspielenden  u.  entscheidenden  psychischen 
Motive.  ’ Nur  bei  ihm  besteht  völlige  Interessenidentität  zwischen 
Unternehmung  und  Unternehmer  (Besitzer  und  Leiter),  ist  die  ein- 
heitliche Willensbildung  u.  Entschlussfassung  von  den  Erwägungen 

der  einen  Psyche  allein  abhängig.  v „ . t.  • i. 

Einzeln  kommt  wohl  etw-a  Folgendes  in  Betracht:  «)  Beim  Privat- 
geschäft wird  der  Grundsatz  der  Wirtschaftlichkeit  am  schärfsten  durch- 
geführt, die  Umsicht  gesteigert,  weil  es  sich  um  den  eigenen  Ansatz  u. 
Wohl  u.  Wehe  des  Unternehmers  und  seiner  Nächsten  u.  Liebsten  am 
unmittelbarsten  handelt.  Die  Beweglichkeit  der  Bildung  des  Willens  u. 
Fassung  der  Entschlüsse  ist  die  grösste,  die  Energie  und  Gewissen- 
haftigkeit der  Leitung  die  stärkste,  ß)  Das  Alles  vGegt  so  schwer  für 
die  wirtschaftl.  Leistungsfähigkeit  und  den  schliesslichen  ökonomischen 
Erfole  der  Unternehmui^,  dass  mutmasslich  dauernd  das  Privatgeschäft 
die  Hauptform  der  Unternehmungen  in  der  privatwirtschafthchen 
Organisation  bleiben  und  auch  durch  die  öffentlichen  Unternehmungen 
nur  in  besonderen  Fällen  ersetzt  werden  wird,  y)  Dies  trotz  der 
Unterlegenheit  in  anderen  Punkten;  Beschränktheit  der  persönlichen 
Leistungsfähigkeit,  speziell  der  Arbeitskraft  des  Unternehmers  als  Leiters, 
der  Kapitalkraft  und  Kreditfähigkeit,  der  durch  Lebensdauer  und  Ge- 
sundheitszustand des  Unternehmers  begrenzten  Lebens-  und  Blütedauer 
oder  wenigstens  des  ununterbrochenen  Fortgangs  der  Unternehmung 
selbst:  lauter  Momente  der  Schwäche,  welche  das  Aufkommen  und  die 


i 


161 


\ erbreitung  der  Assoziations-  u.  Öffentlichen  Unternehmungen  erklären 
und  begründen,  aber  doch,  selbst  im  Zeitalter  moderner  Technik  und 
dadurch  und  durch  andre  Umstände  bedingten  Grossbetriebs,  nicht  so 
schwer  wiegen,  um  eine  allgemeine  Verdrängung  des  Privatgeschäfts 
volkswirtschaftlich  nützlich  u.  in  der  Weiterentwicklung  wahrscheinlich 
erscheinen  zu  lassen.  J)  Auf  verschiedenen  Gebieten  ist  die  Sachlage 
übrigens  nach  der  Eigenart  der  Technik  und  Ökonomik  verschieden, 
am  stärksten  u,  dauerndsten  wohl  die  Überlegenheit  des  Privatgeschäfts 
i in  der  Landwirtschaft,  t)  Auch  für  die  Fragen  der  Kartellierung  u.  des 

t Kartellen  (Syndikaten)  unter  im  Übrigen  selbständig 

j bleibenden  Betrieben  in  „Tnists“,  d.  h.  in  grosse  Gesamtunternehmungen 

, unter  einheitlicher  Zusammenfassung  zahlreicher  Betriebe,  bilden  diese 

, Stärkeseiten  des  Privatgeschäfts  einen  beachtenswerten  Punkt,  der  gegen 

' Trusts  spricht,  t)  Auch  eine  Verwirklichung  der  sozialistischen  Pro- 

duktionsordnung Stämmen  sich  die  angedeuteten  Stärkeseiten  des 
Privatgeschäfts  mächtig  entgegen. 

Nach  der  deutschen  Berufszählung  von  1895  waren  in  der  In- 
dustrie und  im  Handel  (nach  der  Fassung  dieser  Kategorien  der 
Eeichsstatistik). 

Betriebe  Beschäftigte  Personen 

absolut  (1000)  o/o  absolut  (1000)  % auf  1 Betrieb 

Alle  Betriebe  3 065  100.0  10  269  100.0  .3.7 

' Alleinbetriebe  1 714  55.9  1 714  16.7  1 0 

Gehilfenbetriebe  1,351  44.1  8 555  83.3  6.3 

V on  letztren  mit 

Einzelinhabern  1281  41.8  5 713  55.7  4^ 

Assoz.  u.  öffentl.  70  2^-1  2 832  27.0  40.4 

^ iL.  etwas  über  2Vo  von  letztren  Betrieben,  aber 

ireihch  schon  mit  über  V41  genau  27.6  ®/o  der  beschäftigten  Personen, 
also  die  weitaus  durchschnittlich  grösseren. 

1 

1 b)  Unter  den  übrigen  Unternehmungen  kommt  die  offene 

Ilandelsgesellscliaft  dem  Privatgeschäft  am  nächsten  in  Bezug  auf 
die  beiden  psycliolog.  Momente  und  überragt  darin  alle  andren 
Assoziations-  ixnd  öffentl.  Unternehmungen,  steht  aber  hinter  den 
f|  meisten  u.  wichtigsten  dieser  in  Bezug  auf  die  nämlichen  Punkte 

zurück,  wie  das  Privatgeschäft.  Unter  den  Assoziationsbetrieben 
überragt  sie  der  Zahl  nach  alle  andren  bisher  ausserordentlich, 
allerdings  nicht  ebenso  in  der  Grösse  (s,  u.  Statistik  S.  163). 

c)  Unter  den  übrigen  Assoziationsbetrieben  zeigen  «)  die 
Erwerbsgesellschaften  und  die  Genossenschaften,  unter- 
einander verglichen,  psychologisch  betrachtet  spezifische  Vorzüge 
und  Nachteile,  mit  Veischiedenheiten  wieder  nach  den  einzelnen 
Rechtsfonnen  und  nach  der  Grösse  eines  jeden  Betriebs,  (i)  Das 
. Gleiche  gilt  in^  dieser  Hinsicht  von  allen  zusammen  verglichen 

mit  den  öffentlichen  Betrieben,  y)  Aber  diese  u.  die  Assoziations- 
betriebe (nur  meist  mit  Ausnahme  der  gewöhnlichen  offenen  Ge- 
sellschaft),  bes.  die  zumeist  zu  vergleichenden  Aktiengesellschaften 
u.  öffentl.  Betriebe,  zeigen  in  den  beiden  psychol.  Punkten  wesent- 
j lieh  nahe  innere^  Verwandtschaft,  was  zu  vielfach  gleicher  Ver- 

I ''valtungsorganisation  führt.  Dies  macht  u.  a.  auch  in  der  praktischen 

j 11* 
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Fraise  der  Wahl  zwischen  Aktiengesellschaft  u.  öffentlicher  Unter- 
nehmung manche  der  üblichen  Gründe  gegen  letztre  und  tür  das 
„Privatgeschäft“  (Einzelunternehmung)  hinfällig.  Denn  das  A.ktien- 
unternehmen  teilt  eben  gewisse  Mängel  mit  dem  öffentlichen  Unter- 
nehmer u.  entbehrt  gleich  diesem,  wenn  auch  öfters  in  verschiedencjn, 
übrigens  nicht  immer  in  geringerem  Grade,  manchen  Vorzug  des 
eigentlichen  Einzelunternehmens  (und  allenfalls  des  Kompagnie- 
geschäfts) (Frage  der  Eisenbahnverstaatlichung.), 

C.  Die  neueren  Assoziationsunternehmungen.  Die 
wichtigsten  sind  1)  die  verschiedenen  Erwerbsgesellschaften, 
offene,  stille,  Kommandit-,  Aktien-,  Kommandit-Aktien,  neue  Ge- 
sellschaft mit  beschränkter  Haftung  (Reichsges.  v.  1S92),  auch  die 
Berggewerkschaft;  2)  die  vei-schiedenen  Erwerbs-  u.  U irtschatts- 
genossenschaften  („eingetragene“).  Für  sie  alle  kommt  a)  die 
rechtliche  Seite,  b)  die  wirtschaftliche  lunktion  und 
Leistungsfähigkeit  in  Betracht. 

Zu  a:  Hier  handelt  es  sich  um  die  ganze  rechtliche  Stiuktur, 
die  Entstehung  u.  rechtliche  Anerkennung,  die  Bedingungen  dafür, 
die  Folgen  davon. 

Hier  kommt  namentlich  Folgendes  in  Betracht:  Der  Gesellschafts-, 
Genossenschaftsvei-trag,  dessen  notwendiger  u.  fakultativer  Inhalt,  die 
Haftungs  Verhältnisse  der  Mitglieder  oder  Genossen,  der  Geiiossensch  selbst 
u Dritten,  speziell  Gläubigern  der  Genossenschaft  gegenüber,  die  etwaige 
Mit wkung  öffentlicher  Behörden,  (Gerichts-,  Verwaltungs-),  der  (Gesetz- 
gebung selbst,  das  Prinzip  der  Individualkonzession  nach  Rechtsform, 
nach  Unternehmungszweck,  das  System  der  ^^^matlvbedmgungem  r ur 
alles  Einzelne  ist  hier  auf  das  bürgerliche,  bes.  das  Handelsrecht  und 
auf  Spezialgesetze  für  die  einzelnen  Arten  zu  verweisen  (s.  o.  b.  IkiJ. 
Zahl  Arten  der  Gesellschaften  und  (Genossenschaften,  Bedingungen  der 
Erlangimg  der  Rechtsföhigkeit  für  sie,  Stellung  der  Gesetzgebung  u.  Ver- 
waltung zur  ganzen  Materie  stehen  nicht  endgiltig  fest.  Bildimg,  Ent- 
wicklung der  neuen  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften,  ein- 
getragener und  sonstiger  Genossensi  haften  und  Vereine,  Bestrebungen 
Schulze-Delitzsch’ s um  die  Erlangung  einer  befriedigenden  pr^atrechtl. 
Stellung  der  Genossenschaften,  Änderung  der  Haftbarkeit  (Reichsges. 
v 1889);  Änderung  der  Erlangung  der  Rechtsfähigkeit  der  Aktien- 
gesellschaften durch  Ersatz  der  Individualkonzession  wegen  Hechts- 
form im  System  der  Normativbedingungen  (Novelle  v.  1884  zum 
D Handgesetzb.);  Erfordernis  der  Individualkonzession,  auch  noch  bei 
Aktiengesellschaften,  wegen  Zwecks  der  Unternehmung  (Noten-, 
Hypothekenbanken,  Versicherungsbetriebe,  Eisenbahnunternehmungen) , 
neue  Gesellsch.  mit  beschränkter  Haftung  v.  1892. 

Nach  der  deutschen  Berufszählung  von  1895  bestanden  damals  an 
Assoziationsbetrieben  (und  an.  gleich  hier  mit  angereihten  öffentliche u 
Betrieben,  zus.  mit  jenen  wohi  „Kollektivbetnebe  genannt),  speziell 
auf  dem  Gebiete  der  Gewerbe-  u.  Handelstätigkeit: 
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1.  Kompagniegeschäfte 

2.  Kommand.ges.betriebe 

3.  Komm.Aktienges.betriebe 

4.  Aktienges.betriebe 

5.  Ges.  mit  beschr.  Haft.  Betr. 

6.  Betr.  v.  Gewerkschaften 

Anzahl 

55  239 
1117 
334 
4 749 
1 028 
440 

Beschäftigte 

Personen 

1 475  081 
90155 
42  945 
801 143 
66065 
132 104 

Auf  1 Betrieb 
Personen 

26.7 

80.7 
128.6 
171.2 

64.2 

;goo.2 

I,  1 — 6 zus.  Erwerbsgesellsch. 

62  907 

2 507  483 

.39.9 

7.  Betr.  eingetrag.  Genoss. sch. 

2 212 

17  952 

8.1 

8.  Inuungsbetriebe 

41 

8;G3 

20.4 

9.  Vereinsbetriebe 

1311 

11208 

9.3 

II,  7 — 9,  Betr.  v.  Genoss,  u.  dgl. 

3 564 

29  993 

8.1 

10.  Reichsbetriebe  \ ohne  Post,  Tele 

-/277 

28  057 

10.1 

11.  Staatsbetriebe  / graphie,  fiisenb 

. \ 782 

135 157 

172.9 

12.  Gemeindebetriebe 

1642 

20  992 

12.8 

13.  Betr.  and.  kommunal.  Korporat. 

542 

4 406 

8.1 

14.  Betr.  and.  wirtsch.  Korporat. 

;136 

5609 

16.7 

III,  10—14,  zus.  öffentl.  Betriebe 

3 579 

194  221 

54.3 

IV.  Alle  zusammen 

70050 

2 8;G1  797 

40.4 

Ausser  unternehniungsrechtl.  u.  spezif.  ökon.  u,  techn.  Rücksichten 
und  Tendenzen  der  ßetriebsgrössengestaltung  machen  sich  in  den  Ent- 
wicklungen der  Wahl  der  Betriebsform  auch  noch  andre  rechtliche 
Rücksichten,  so  auf  das  Steuerrecht  geltend  (z.  B.  betr.  Genossenschaften 
u.  freien  Vereinen,  dieser  aller  u.  Erwerbsgesellschaften,  neuerer  Ges. 
mit  beschränkter  Haftung  meist  noch  ohne,  Aktiengesellschaften  dagegen 
meist  jetzt  bei  uns  mit  subjektiver  Steuerpflicht  bezügl.  der  Einkommen- 
steuer}. Zwischen  Erwerbs-,  bes.  Aktiengesellschaften  und  öffentl.  Be- 
trieben wird  die  Entscheidung  gegen  u.  für  letztere  (Staats-,  Gemeinde- 
betriebe) auch  leicht  mit  nach  allgemeinen  wirtschafts-,  sozialpolitischen, 
auch  rein  politischen  Auffassungen  u.  Gnmdsätzen  getroffen. 


Zub;  Hinsichtlich  der  wirtschaftlichen  Leistungsfähigkeit 
u.  Funktion  folgen  hier  nur  über  einige  Arten  der  Assoziations- 
unternehmungen bloss  einige  allgemeinere  Bemerkungen: 

a)  Die  o f f e n e Gesellschaft  (Kompagniegeschäfte)  hat  auch 
deslialb  mit  der  Einzelunternehmung,  psychologisch  betrachtet,  die 
nächste  Verwandtschaft  u.  entsprechende  Vorzüge  vor  den  anderen 
Gesellschaftsformen,  weil  sich  hier  die  wirtschaftliche  Interessen- 
gemeinschaft in  der  Gesellschaft  unter  den  Kompagnons  vielfach  u. 
leicht  an  eine  sonst  schon  bestehende  persönliche  und  auderweite 
wirtschaftl.  Interessengemeinschaft  anknüpft:  nahe  Bluts-  u.  andere 
Verwandte,  Freunde  vereinigen  sich,  auch  eine  Auswahl  nach 
persönlichen  Eigenschaften  (Sachkenntnissen,  Lebensalter,  Bildungs- 
inomenten,  Temperament)  kann  leichter  stattfinden  und  forderlich 
wirken,  dieser  Gesellschaft  selbst  Ueberlegenheit  gegenüber  dem 
Unternehmen  eines  Einzelnen  geben  (grössere  Arbeitskraft,  um- 
fasseudereKenntnis,  besonnenereErwägungvonPersonen  verschiedenen 
Temperaments)  Auf  Bildung  von  Willen  und  Entschluss,  auf  Aus- 
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liihrung  kann  das  günstig  wirken,  Alles  annähernd  wie  in  oder 
noch  besser  als  in  der  Einzel  Unternehmung.  Daher  ist  diese 
Ges.form  auch  für  ein  weiteres  Geschäftsfeld,  für  Spekulations- 
geschäfte geeigneter  als  meist  die  andren  Gesellschafts-  (u.  Genossen- 
schafts-) Formen.  Die  gemeinsame  Haftung  führt  weitere  Vorteile 
mit  sich.  Schwierigkeiten  bereitet  nur  die  Voraussetzung  steter 
Harmonie,  der  berechtigten  Fügung  des  Einen  in  den  Andren. 
Fehlt  es  hieran,  so  leidet  die  Leitungsaktion,  verringert  sich  die 
Konkurrenzfähigkeit  gegen  die  andren  Formen,  bes.  gegen  das 
Privatgeschäft,  auch  der  Lebensdauer  der  Unternehmung  droht 
Gefahr  (Auflösung). 

ß)  Bei  der  stillen,  der  gewöhnlichen  Kommandit-  u.  in 
gesteigertem  Masse  der  Kommanditgesellschaft  auf  Aktien 
liegt  die  Gelegenheit  vox',  besonders  qualifizierten  Personen 
auch  grössere  Kapitalien  (Vei*mögenseinlagen)  ohne  störende  Ein- 
mischung in  den  Betrieb  seitens  der  betreftenden  Kapitalisten 
(stillen  Gesellschafter,  Kommanditisten,  Besitzer  von  Kommandit- 
anteilen  der  K.  G.  a.  A.)  anzuvertrauen,  in  Rechtsformen,  welche 
dem  Leiter  u.  persönlich  haftenden  Gesellschafter  diese  Einlagen 
zur  möglichst  freien  Verfügung  stellen,  wie  sein  eigenes  Vennögen, 
in  grösserem  Masse,  als  oei  reinen  Krediten,  über  die  er  sonst  verfägt. 
Seine  Haftbarkeit  u.  der  hohe  in  Aussicht  stehende  eigene  Gewinn, 
mit  aus  der  Verwertung  dieser  Einlagen,  spornt  den  Leiter  zu 
besonders  tüchtiger  Unternehmerarbeit  an.  Vor  dem  Privatgeschäft 
kann  diese  Gesellschaftsform  den  Vorzug  der  grösseren  Kapital- 
kraft, vor  der  Aktiengesellschaft  den  der  grösseren  Energie,  des 
stärkeren  Interesses,  der  volleren  Verantwortlichkeit  mit  dem  eigenen 
Vermögen,  der  freieren  Stellung,  d(;r  geringeren  Kontrollen  für  den 
Garanten,  verglichen  mit  der  Direktion  (Vorstand)  der  Aktien- 
gesellschaft, bieten.  Anderseits  liegt  die  Gefahr  eines  leichteren 
Missbrauchs  seiner  Macht  seitens  des  Garanten  u.  die  Schwierigkeit  vor, 
den  Gesellschaftsbetrieb  ohne  störende  Folgen  von  ihm  abzulösen. 

aa)  Mehrfach  sind  es  Gründe  auf  dem  Gebiete  des  Aktienrechts 
selbst  gewesen,  welche  bes.  um  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  die 
Kommandit-Aktiengesellschaft  von  den  Beteiligten  statt  der  Aktien- 
gesellschaft haben  wählen  lassen:  wenn  nämlich  bei  dem  Prinzip  der 
Individualkonzession  die  Staatsgenehmigung  überhaupt  nicht  oder  nur 
xmter  den  Gesellschaftern  (Aktionären)  nicht  genehmen  Bedin^mgen  zu 
erlangen  war.  (Auch  in  Preussen,  z.  B.  bei  der  Diskontogesrilschaft  in 
Berlin),  bb)  Für  einzelne  Unternehmungszwecke,  wo  es  sich  handelt 
um  gi'osse  Kapitalien,  riskante  Geschäfte,  grosse  Vertrauenswürdigkeit 
und  verantwoillichkeit  der  Leiter  und  doch  im  Interesse  des  Lmter- 
nehmens  und  der  Geschäfte  um  freiere  Stellung  des  Leiters,  der  durch 
Kontrolle  deshalb  nicht  zu  sehr  beengt  werden  darf  und  wo  anderseits 
Kontrollen,  vollends  ohne  zu  sehr  zu  beengen,  besondere  Schwiex'ig- 
keiten  der  richtigen  u.  wirksamen  Einrichtung  bieten,  möchte  sich  die 
Form  der  Kommandit-Aktiengesellschaft  in  gewisser  Weise  selbst 
prinzipiell  rechtspolitisch  als  zwingendes  Recht  empfehlen.  So  vielleicht 
auf  dem  Gebiete  der  Effektenbanken.  cc)  Bestimmte  Rechtsformen  für 
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Unternehmungen  auszuschliessen  oder  vorzuschreiben,  freilich  dann 
gewöhnlich  im  Anschluss  an  das  durch  die  gescfächtliche  Entwicklimg 
üblich  Gewordene,  u.  mit  bes.  Rücksicht  auf  die  Haftbarkeitsverhältnisse 
ist  vorgekommen,  so  im  englischen  Gesellschaftsrecht  der  Joint-Stock- 
Companies,  mit  seinem  früheren  Ausschluss  der  begrenzten  Haftbarkeit 
bei  diesen  Gesellschaften  überhaupt,  später  wenigstens  für  gewisse  Unter- 
nehmungszwecke, wie  Banken,  ois  auch  hier  die  begrenzte  Haftung 
zugelassen  wurde  (s.  u.  D.).  In  Deutschland  sind  durch  das  Reichsges. 
über  Hyj)othekenbanken  v.  13.  Juli  1899  offene  Handelsgesellschaften, 
Komm.ges.,  Ges.  mit  beschränkter  Haftung,  auch  eingetrag.  Genossen- 
schaften u.  einzelne  Personen  für  die  sogen.  Hypothekenbankgeschäfte 
(Beleihung  von  Gnmdstücken  mit  Ausgabe  von  Schuldverschreibungen 


Nach  dem  Reichsges.  v.  12.  Mai  1901  über  priv.  Versich.untemehmungen 
dürfen  zum  Betrieb  der  verschiedenen  Arten  der  Lebensversichei'ung  u. 
zu  dem  der  Unfall-,  Haftpflicht-,  Feuei'-  u.  Hagelversicherung  ausser 
Versicherungsvereinen  auf  Gegenseitigkeit  (nacli  dem  gen.  Ges.)  nur 
Aktiengesellschaften  zugelassen  werden  (§  6):  beachtensw^erte  Ent- 
wicklungen, auch  Wirtschafts-  u.  sozialj)olitisch. 

D.  Die  Aktiengesellschaft.  Ueber  diese  wichtigste  moderne 
Gesellschaftsform  folgt  hier  einiges  Nähere,  bes.  über  ihre  ökono- 
mische Funktion,  über  das  Grundprinzip  ihres  Rechts 
(beschränkte  Haftbarkeit)  und  über  einige  Punkte  des 


Gründlings-  u.  Betriebsrechts.  1.  Spezifischen  Vorzügen 
in  grosser  wirtschaftl,  Leistungsfähigkeit,  welche  diese  Gesellschafts- 
form als  wichtiges  Glied  der  privatwirtsch.  Organisation  unserer 
Zeit  unentbehrlich  machen,  stehen  schwere,  dieser  Unternehmungs- 
form bleibend  anhaftende  Mängel  gegenüber.  Diese  lassen  sich 
iveder  durch  veränderte  Rechtsnormen  noch  durch  ethische  und 


Sitteneiuflüsse  ganz  beseitigen,  höchstens  etwas  abschw^ächen,  aber 
selbst  dies  öfters  nur  auf  die  Gefahr  hin,  dann  die  notwendige  und 
heilsame  Funktion  der  A.-G.  zu  unterbinden,  daher  meist  nur  in 
beschränktem  Masse.  2.  Demnach  ist,  ivohl  oder  übel,  der  Schluss 
gewöhnlicli  geboten:  sit  ut  est  aut  non  sit.  3.  Um  Letzteres 
möglich  zu  machen,  weil  viele  u.  wichtigste  ökonomische  Zwecke, 
denen  die  A.  G.  dient,  notwendig  vollführt  Averden  müssen,  geht 
die  Fi'age  der  Refox'm  der  A.-G.  in  die  der  Verdrängung,  des 
Ersatzes  durch  andre  ihr  in  der  wirtschaftl  Leistungsfähigkeit 
einigermassen  ebenbürtige  oder  selbst  übeidegene  Unternchmungs- 
und  auch  Assoziationsfoi'men  über:  in  die  Fi'age  ihres  Ersatzes 
durch  Einzelunternelimung,  durch  andere  Gesellschaftsformen  (oftene, 
Kommandit- Aktien-,  Ges.  mit  beschränkter  Haft.),  namentlich  aber 
durch  Genossenschaften  (Gegenseitigkeitsvereine  im  Ver- 
sicherungswesen) u.  noch  mehr  durch  öffentliche  Unternehmungen, 
Staats-,  Kommunalbetriebe,  (s.  u.  unter  E,  u.  F.).  Einige 
Auslührungen  hierzu  iin  Folgenden, 

4.  Die  Vorzüge  der  A.-G.  folgen  aus  mancherlei  Gründen, 
namentlich  den  nachstehenden:  a)  aus  der  Zerlegung  des  Aktien- 
kapitals in  Aktien  bestimmten,  meist  massigen  Nennbetrags,  mit 
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leichter  Übertragbarkeit  (meist  als  Inhaberpapier),  leichter  u.  be- 
quemer Umsatzfähigkeit  (börsenmässiger)  zum  Kurse;  b)  aus  dem 
Prinzip  der  Haftbarkeit  des  Gesellschafters  nur  mit  dem 
Aktienbetrage,  daher  mit  entsprechender  Beschränkung  des  Ein- 
satzes (Verlusts,  Risikos);  c)  aus  der  Möglichkeit,  so  sehr  grosse 
Kapitalien  für  bestimmte  Zwecke  in  eine  einzige  leitende 
Hand,  der  Leiter  der  A.-G.,  zu  bringen.  5.  So  wird  die  A.-G. 
bes.  befähigt,  a)  neue,  noch  wenig  bekannte,  in  den  öko- 
nomischen Ergebnissen  unsichere  Gebiete  zu  betreten  und 
hier  als  Pionier  des  Fortschritts  zu  fungieren  (Eisenbahnwesen 
in  der  ersten  Zeit,  Dampfschiffslinien,  unterseeische  Telegraphenkabel, 
Bergwerksbetriebe  [Goldgewinnung],  Einführungen  neuer  Technik, 
Betriebsorganisationen),  b)  Dgl.  kann  sie  höchst  kostspielige, 
grosses  Kapital,  ja  wahrhafte  Riesenkapitalien  erheischende, 
auch  darin  festlegende  Unternehmungszwecke  durchführen,  welche 
sonst  unausgeführt  blieben,  weil  sich  in  anderen  Formen  das  Privat- 
kapital dazu  nicht  fände,  nicht  den  Einsatz  riskierte,  oder  weil  jene 
Zwecke  ausser  durch  die  A.-G.  nur  durch  öffentliche  Unternehmungen 
ausgeführt  werden  könnten,  c)  Diese  sind  aber  nicht  überall  mög- 
lich, auch  kommen  sie,  wo  sie  möglich  wären,  nicht  überall  zu  stände, 
noch  sind  sie  immer  ebenso  leistungsföhig  als  die  A.-G.,  werden 
also  dann  passend  durch  die  letztere  ersetzt,  d)  Eminent  quali- 
fizierte Leiter  können  mit  sehr  hohen  Gehaltsbezügen  u.  Gewinn- 
anteilen (Tantiemen)  herangezogen  werden,  weil  selbst  diese  Be- 
zahlung, auf  ein  grosses  Geschäftskapital  bezogen,  relativ  keine 
grosse  Last  bildet,  während  so  die  A.-G.  an  Leistungsfähigkeit,  so- 
weit diese  von  der  Leitung  abhängt,  anderen,  sonst  etwa  leistungs- 
fähigeren Unternehmungsformen,  auch  der  Einzelunternehmung  u. 
offenen  Handelsgesellschaft,  gleich  kommt,  oder  ihnen  überlegen 
wird,  e)  Die  grösseren  Reinerträge  können  auch  den  kleineren 
Privatkapitalisten  mittelst  Erwerbs  weniger,  selbst  einer  Aktie, 
zumal  bei  kleinen  Wertbeträgen  dieser,  zugute  kommen,  freilich 
mit  entsprechendem  Risiko,  wobei  sich  aber  wieder  grosse  Kapitalien 
für  gewagte  Unternehmungen  leichter,  vielleicht  überhaupt  erst  aut- 
bringen  lassen  (englische  1-Pfund-Aktie,  Goldminenshares!) 

f)  Selbst  in  sozialpolitischer  Hinsicht  kann  die  Kapital- 
assoziation in  Form  der  A.-G.  ein  erwünschtes,  sonst  fehlendes  Mittel 
sein,  der  Übermacht  konzentrierten  Privatkapitals  in  einzelnen  Händen, 
in  der  Einzelunternehmung,  der  offenen  Gesellschaft,  ein  Gegengewicht 
zu  bieten  (die  heutigen  Effektenbanken  in  Form  von  A.-G.  u.  Komm.- 
A,-G.  gegenüber  den  grossen  Privatbankhäusem,  eine  der  charakte- 
ristischen Tendenzen  bei  der  Gründung  des  Pariser  Credit  mobilier  1852 
durch  die  Pereires,  — um  durch  solche  Kapitalassoziation  die  Interessen 
des  „portugiesischen^‘  gegen  das  „deutsche  Judentum“,  der  Rothschild 
u.  Kons.,  zu  fördern  [!p;  freilich  anderseits  mit  der  möglichen  u.  ein- 

fetretenen  Folge,  grosse  Einzel-  u.  Familienvermögen  in  ihrer  Macht 
urch  Beteihgung  am  Aktienwesen  noch  zu  stärken  u.  das  Risiko 
einzelner  Geschäfte  zu  verteilen  (Anlagen  in  Aktien  verschiedener  Ge- 
sellschaften, Teilnahme  an  Leitung  durch  Aufsichts-  u.  Verwaltungs- 
ratsstellen, Einfluss  so  nach  allen  Seiten). 
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5.  Die  Mängel  u.  Bedenken  alles  Aktiengesellschaftswesens 
treten  auf  dem  Gebiete  der  Gründung  u.  Errichtung,  wie  der  ^ 

Einrichtung  u.  des  Betriebs  der  A.-G.  hervor.  ^ 

a)  Der  Gründungsakt  selbst  a)  soll  der  Absicht  nach  vielfach 
schon  u.  kann  oft  auch  zu  Gewinnen  für  die  Beteiligten  führen, 
ohne  sichere  Berechtigung  durch  entsprechende  zukünftige  Erfolge, 
durch  den  UnternehmungszAveck,  umgekehrt  häufig  genug  mit  dem 
Erfolg,  die  Lebens-  u.  Gedeihensfahigkeit  der  neuen  A.-G.  zu  ge* 
fährden,  sie  mit  einem  zu  grossen  Kapital  auszustatten,  sie  von 
vornherein  mit  fiktiven  Aktiven  zu  belasten,  so  namentlich  bei  Um- 
wandlung einer  Unternehmung  in  anderer  Rechtsform  in  eine  A.- 
G.,  ein  Modus,  der  sonst  mitunter  der  völligen  Xeugründung  vor- 
zuziehen sein  kann  (s.  u.  8.  170,  171).  ß)  An  die  Gründung  knüjift 
sich  leicht  u.  tatsächlich  oft,  ja  fast  notwendig,  Agiotage,  Börsen- 
treiben, Börsenspiel,  Pressreklame  (Annoncieren!),  leicht  selbst 
Presskorruption,  Hineinziehen  immer  weiterer  Volkskreise,  auch  völlig 
V ungeeigneter,  wirtschaftlich  schwacher  zur  Beteiligung  an  Spekulations- 
manövern aller  Art  (Differenzgeschäfte,  Spekulation  mit  selbst  erst 
geliehenem  Gelde,  Unterstützung  dabei  durch  Banken  usw%).  Ein 
erheblicher  Teil  „der  bürgerlichen  Gesellschaft“  aus  allen  Kreisen 
droht  so  zur  grossen  Spielergesellschaft  zu  werden,  y)  In  dafür 
günstigen  Konjunkturen  steigert  sich  die  Gründungstätigkeit 
zu  rasch,  überschreitet  so  schon  durch  das  „Zuviel  auf  ein- 
mal“ das  richtige  Mass  der  Entwicklung,  führt  in  Überspekulation 
hinüber,  aus  der  sich  dann  mit  Notwendigkeit  Rückschläge, 

Krisen,  ergeben,  dehnt  auch  dabei  die  „Gründungen“  leicht  auf 
unsolide  Unternehmen  u.  die  Form  der  A.-G.  auf  ungeeignete  Fälle 
aus.  d)  Die  „Unregelmässigkeit“  im  Gang  des  Wirtschafts- 
lebens, in  der  ^ Entwicklung  der  Produktion,  in  der  Arbeiter- 
beschäftigung wird  sonach  grösser.  Besondere  beachtensw'ert  ist  die 
Punktion  der  Effektenbanken  hierbei. 

aa)  Der  Übergang  des  grössten  Teils  des  Gründungsgeschäfts  an  grosse 
Banken  („Effekten-Emissionsbanken“)  u.  die  vermittelnde,  „regulierende“ 

Tätigkeit  dieser  vermindern  zwar  eventuell  einige  der  unter  a — J be- 
rührten Bedenken,  aber  steigern  sie  anderseits  noch  u.  rufen  selbst  noch 
weitere  hervor.  Denn  schon  im  eigenen  Interesse,  um  ihres  Gewinns 
^Ibst  willen,  sind  diese  Banken  darauf  angewiesen,  in  dafür  günstigen 
Konjunkturen  möglichst  viel  zu  „gründen“,  ihre  Machtstellung,  ihr  Ruf 
erleichtert  ihnen  das  und  durch  die  Konkurrenz  u.  Rivalität  unterein- 
ander (auch  durch  persönliche,  der  Direktoren,  Verwaltungsräte  u.  da- 
hint^stehender  Kreise!)  werden  sie  dazu  gezwungen  und  verftihrt,  auch 
durch  Verbindim^n  unter  sich  zu  „Bankgruppen“,  die  neueste  Ent- 
bes.  seit  Ende  der  18^H)er  Jahre  bei  uns,  werden  sie  dahin  gedrängt, 
bb)  Der  durch  Arfo  neuer  Aktien  zu  erzielende  Gewinn  lockt  u.  trefl)t 
weiter,  führt  zu  fieberhafter  Vergrösserung  des  Kapitals  der  emittierenden 
Kank,  der  „gegründeten“  oder  zur  Klientel  gehörenden  A.-Gesellschafteii 
(Berg-  u.  Hüttenwesen!),  cc)  Diese  Klienten  der  Banken  geraten  so  in 
^mer  grössere  Abhängigkeit,  dd)  Faktische  Monopole  entstehen,  durch 
Kartellierung  und  Fusionen  noch  gesteigert,  ee)  Die  Aufsichtsratstelleii 
werden  mit  Anhängern  u.  Abhängigen  besetzt,  häufen  sich  bei  einzelnen 
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Personen  ausserordentlich  an,  bisweilen  zu  Dutzenden,  drohen  so  zu 
Sinekuren  mit  riesigen  Einkommen  für  Einzelne  zu  werden,  ff)  Die 
Klassengegensätze  zwischen  Kapital  u.  Arbeit  steigern  sich  mit  der 
Steigerung  der  Einkommen-  u.  Vermögensverschiedenneit,  mit  der  Ab- 
hängigkeit der  Arbeiter  in  den  Grossbetrieben,  mit  dem  Schwinden 
persönlicher  Beziehungen  zwischen  Unternehmer,  Leiter,  Beamten, 
Arbeitern,  gerade  lei<mt  in  den  A.-G.  gg)  Das  Börsen^iel  in  Aktien 
zwischen  Eingeweihten  und  Fernstehenden,  geriebenen  Geschäftsleuten 
u.  Privatpublikum  droht  in  den  Hausseperioden  u.  den  ihnen  folgenden 
Baisseperioden  selbst  in  der  kleinen  Tagspekulation  zur  Ausbeutung  der 
schwächeren,  ununterrichteten  Spieler  zu  führen,  was  wiederum  die 
Vert  eilung  des  Volkseinkommens  und  -Vermögens  ungleich  massiger 
macht  und  ethisch  und  sozial  zersetzend  wirkt.  Dies  Börsenspiel  ist 
die  Masse  der  Spieler  schlimmer  als  das  gewagteste  Hasardspiel,  w^eil 
bei  jenem  die  Spielchancen  von  den  Unterrichteteren  zu  ihren  Gunsten 
beeinflusst  werden  können  u.  werden. 

b)  Einrichtung  und  Betrieb  der  A.-G.  haben  unvermeid- 
liche Mängel  durch  ihre  notwendige  Organisation  einer  Art  Be- 
hördenwesens u.  eines  Beamtentums,  welche  beide  doch  an  die 
Verhältnisse  des  Bureaukratismus  und  des  Beamtentums  im  öffent- 
lichen Dienst  (höherer,  subalterner  Dienst)  erinnern,  aber  mit 
überwiegend  nicht  günstigen  Abweichungen,  auch  nach  der  psycholog. 
u.  sozialen  Seite:  das  erste  egoistische  Leitmotiv  macht  sich  stärker 
als  im  ööentlichen  Dienst  geltend,  die  anderen  besseren  Motive 
treten  mehr  zurück  oder  spielen  gar  nicht  mit,  etwa  vom  Ehrgeiz 
u.  der  Rivalität  der  Personen  in  leitender  Stellung  abgesehen. 
ß)  Die  Interessenidentität  zwischen  Leitern,  die  eben  besoldete 
Beamte  etwa  mit  Tantiemen  daneben  sind,  u.  der  Unternehmung  ist 
schwächer  als  in  den  meisten  andern  U.s-Formen.  y)  Die  Kontrollen 
sind  schwierig:  sind  sie  zu  scharf  u,  weitläufig,  so  hemmen  sie 
störend,  sind  sie  zu  lax  u.  selten,  so  leisten  sie  nichts  u.  verführen 
wohl  selbst  zu  nicht  korrekter  Geschäftsleitung,  if)  Die  General- 
versammlungen erinnern  stark  an  die  Parlamente  öffentlicher 
Körper,  leisten  aber  noch  viel  w'eniger  u.  sind  oft  lange  leere 
Formen,  die  Aktionäre  werden  darin  zu  Marionetten  der  Ver- 
waltung u.  Rat  u.  Tat  der  Generalversammlungen  hinken  nach, 
wenn  nicht  mehr  gut  zu  macliende  Uebel  u.  Schädigungen  ein- 
getreten sind,  f)  Das  Arbeiter-  u.  auch  das  Beamtenverhältniss  in 
der  A.-G.  zeigt  eher  noch  bedenklichere  soziale  Seiten  als  in  den 
anderen  Formen  der  freien  modernen  Unternehmung  überhaupt. 
So  bes.  in  der  grossen  Abhängigkeit  von  den  Leitern,  in  der  Unsicher- 
heit der  Stellung,  mehrfach  doch  auch  in  der  Arbeitszeit  u.  in  den 
Lohn-  u.  Gehaltsverhältnissen,  wo  namentlich  zwischen  leitenden 
Beamten  (Direktoren)  u.  Aufsichtsräten  u.  den  übrigen  Beamten 
grösste  Unterschiede  in  Entlohnung  zu  bestehen  pflegen.  (Daher  be- 
steht das  Problem  der  Organisation  des  Privatbeamtentums  in  der 
A.-G.  nach  Analogie  des  öflentl.  Diensts  auch,  aber  bietet  weit 
grössere  Schwierigkeiten  der  Lösung). 
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S.  Statistik  der  A.-G.  in  dem  Artikel  im  H.  \V.  B.  St.  I.  von 
van  der  Borght;  für  Preussen  in  d.  Statist.  Jahrb.  f.  1905  S.  238ff. 
unten  über  neue  Aktienemissionen  im  Reichsstat.  Jahrb.  f.  1905,  S.  207. 
Für  die  hier  behandelte  Seite  der  Frage  ist  die  Statistik  der 
Gründungen  (inkl.  Umwandlungen  von  Unternehmen  anderer  Rechts- 
form in  A.-G.)  u.  Aktienemissionen  (spez.  zum  Börsenverkehr  zu- 
gelassener Wertpapiere)  bes.  wichtig,  weil  daran  die  Schwankungen 
nach  Jahren  gut  zu  ersehen  sind.  Z.  B.  kamen  in  der  „G^ndungs- 
aera“  nach  dem  französ.  Kriege  1871  ff.  in  Preussen,  wo  bis  inkl.  1870 
208  (übrigens  abweich.  Angaben,  s.  u.)  Ges.  mit  2193  M.  M.  Aktien- 
kapital (stark  Eisenbahnen)  errichtet  worden  waren,  hinzxi  1871  208 
mit  813,  1872  478  mit  1217,  1873  162  mit  454,  zus.  1871—73  843  mit 
2484  M.  M.  Kapital.  1874,  nach  Rückschlag  und  Krise  seit  Sommer 
1873,  nur  noch  30,  1875  3,  1876—81  25.  Es  liquidierien  1871— 74  bezw. 
52,  138,  67,  14,  gerieten  in  Konkurs  bezw.  14,  38,  9,  5.  Von  den  1902 
in  Preussen  bestehenden  A.-Ges.,  zus.  2554  mit  3861  M.  M.  Gründungs- 
kapital, stammten  her  aus  der  Zeit  noch  vor  1870  238,  aus  1871 — 80  437, 
1881-90  584,  1891-95  365,  1896—1899  (,,Aufschwimg“-Ära)  685  (aus 
1899  davon  allein  235),  aus  1900 — 1902  245.  — Im  ganzen  Deutschen 
Reich  war  der  Nennwert  der  bei  den  deutschen  Börsen  zum  Börsen- 
handel zugelassenen  deutschen  Aktien  (bei  Industrieaktien  inkl.  Berg- 
werkskuxe, diese  nach  erstem  Kurswert)  in  Mill.  M.: 


Bank-Akt. 

Eisenb.-Akt. 

Industrie- Akt. 

Summe 

1897 

317 

35 

305 

656 

1898 

309 

72 

:33i 

712 

1899 

229 

71 

505 

806 

1900 

117 

59 

382 

558 

1901 

73 

31 

160 

264 

1902 

223 

99 

214 

536 

1903 

62 

17 

223 

:102 

1904 

189 

49 

297 

535 

Auch  hier  ergiebt  sich  die  Übertreibung  in  den  „Aiüschwunaahren"* 
1896  ff.  — In  Deutschland  ist  durch  die  Vsrstaatliehung  der  widrigsten 
Privateisenbahnen  das  Gebiet  der  A.-G.  u.  auch  der  Neuemission  von 
Balmaktien  natürlich  sehr  eingeschränkt  worden.  — In  Preussen,  s.  im 
Stat.  Jahrb.  auch  die  Statistik  der  geograph.  Verbreitung  der  A.-G. 
nach  Reg. -Bezirken  u.  nach  Gruppen  der  Zwecke  (Gegenstände). 
Die  1902  bestehenden  2554  A.-G.  (oline  in  Liquid,  u.  in  Konkurs  be- 
findliche u.  wenige  sonstige  fehlende)  hatten  M.  M.  Gründungs- 

kapital, 6622  M.  M.  gesamtes  Akt.-Kap.  Fast  alle  Zweige  von  Gewerbe, 
Handel,  Verkehr,  Geld-  n.  Bankgeschäft  wai’cn  vertreten,  am  stärksten 
im  Gesamtkap.  Effektenbanken  mit  1811,  Bere-  u.  Hüttenwesen  mit 
1219  M.  M..  In  neuester  Zeit  hat  die  starke  E^ntwicklung  der  neuen 
Ges.  mit  beschränkter  Haft,  den  Aktienges.  etwas  Abbruch  getan. 

6.  Anwendbarkeit  der  A.-G.  auf  wirtschaftlichem  Ge- 
biete. Die  neuere  Entwicklung  zeigt  zwar  die  A.-G.  auf  fast  allen 
M'irtsch.  Gebieten  vertreten,  mit  Ausnahme  des  eigentlichen  Laiid- 
wirtsch.-Betriebs  (wohl  fast  nur  bei  landwirtsch.  Industrien,  wie 
Zuckerfabriken,  Brennereien  kommt  sie  vor).  Aber  auch  heute  ist 
diese  Entwicklung  auf  den  einzelnen  Gebieten  eine  sehr  ver- 
scliiedene  u.  auch  von  verschiedenem  ökon.  Erfolg.  Einigermaassen 
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sind  ältere  Ansichten  schon  der  brit.  klass,  Nat.-Ökonomie  über 
die  für  Gesellschaftsform  überhaupt  geeigneten  u.  nicht  geeigneten 
Gebiete  auch  durch  die  neueren  Erfahrungen  bestätigt  u.  entspricht 
diesen  die  tatsächliche  Entwicklung,  wenn  auch  mit  wichtigen  Aus- 
nahmen. Danach  ist  die  A.-G.-Form  am  meisten  angezeigt,  wo 
sich  der  Betrieb  auf  ziemlich  feste  Regeln  zurückführen,  danach 
mehr  mechanisch,  namentlich  ohne  besonderes  Spekulationsinoment, 
einrichten  u.  besorgen  lässt  (Versicheriings-,  bes.  Lebensversicherungs- 
Evesen,  nicht-  spekulat.  Bankwesen,  Verkehrs-  u.  Transportwesen, 
wie  Eisenbahnbetrieb,  Schiffahrtslinien,  Gas-  u.  Wasserversorgung); 
b)  ferner,  wo  die  Kontrollen  leichter  und  wirksamer,  ohne  zu 
hemmen,  anwendbar  sind  (dieselben  Fälle);  c)  auch  wo  die  stete 
Tätigkeit  n Aufsicht  des  Leiters  vor  der  Leistung  des  Kapitals, 
bes.  auch  des  stehenden,  etwas  zurücktreten  kann,  nicht  ein 
beständiger  W echsel  der  Dispositionen  erfolgen  muss.  Die 
grösste  Verbreitung  u.  den  bedeutendsten  Ökonom.  Erfolg  zeigt  die 
A.-G.  auch  jetzt  noch  bei  uns  auf  Gebieten,  w^o  diese  Voraus- 
setzungen einigermassen  zutreffen  u,  eben  in  den  genannten  Fällen. 
Es  sind  dies  grösstenteils  aber  auch  diejenigen  Gebiete,  w'O  die 
öffentliche  Unternehmung,  der  Staats-  u.  Kommunalbetrieb,  bes. 
weit  verbreitet  sind  u.  sich  bewähren.  Die  neueren  Anforderungen 
grosser  Kapitalien  für  den  Grossbetrieb,  für  Festlegung  derselben 
in  gewaltigen  stehenden  Anlagen  (Berg-  u Hüttenwesen,  einzelne 
Fabrikzw^eige)  und  Probleme  der  Technik  u.  Ökonomik  in  der 
Produktion,  im  Verkehrswesen,  im  Bankbetrieb  (Effektenbanken) 
haben  indessen  zu  einer  Ausdehnung  der  A.-G.  auch  auf  weitere 
Gebiete  geführt,  welche  im  ganzen  als  bewährt  gelten  darf. 

Hier  bleiben  zwar  wohl  gewisse  Bedenken  ii.  die  Bewähning  ist 
nicht  immer  gesichert,  so  da,  wo  das  Spekulationsmoment  notwendig 
mehr  mitspielt,  wie  im  Fabrikwesen,  soweit  es  mit  dem  Ankauf  zu  ver- 
arbeitender u.  mit  dem  Absatz  der  eignen  Produkte  zu  tun  hat,  wie 
ferner  namentlich  im  neueren,  mit  der  Besorgung  der  Emission  von 
Wertpapieren,  Gründung  von  Unternehmen,  selbst  wieder  in  A.-G.-Form, 
sich  belassenden  Effektenbankwesen.  Aber  hier  kommt  der  oben  er- 
wähnte Umstand  stark  in  Betracht,  dass  den  Leitern  (Direktoren)  ausser- 
ordentlich hohe  Bezüge  gewährt  werden  können,  dass  sie,  zumal  beim 
Tantiemesystem,  mit  dem  eigenen  persönlichen  Interesse  stark  an  das 
Interesse  des  Unternehmens  geknüpft  werden.  So  lassen  sich  eben  jene 
eminent  qualifizierten  Personen  gewinmm,  bei  denen  ausserdem  doch 
auch  noch  andere  Motive,  wie  Ehrgeiz,  Tätigkeitsdrang,  Machtverlangen 
neben  der  Aussicht  auf  Gewinn  stark  mitspielen  können,  d)  Die 
Spezialfrage,  ob  für  einen  Zweck  vorzuziehen  sei  L^mwandlung  eines 
bestehenden  Unternehmens  in  anderer  Kechtsform  (z.  B.  Privatgeschäft, 
offene  Handelsgesellschaft),  z.  B.  eines  Fabrikanwesens,  Handels-,  Bank- 
geschäfts in  eine  A.-G.  oder  die  neue  Errichtung  u.  Einrichtimg  eines 
solchen  Geschäfts  von  vornherein  in  Form  einer  A.-G.,  lässt  sich  nicht 

fenerell,  sondern  nur  von  Fall  zu  Fall  entscheiden.  Für  das  erste 
erfaliren  spricht,  dass  ein  solches  Geschäft  die  schwierige  erste  Ent- 
wicklimgsperiode  hinter  sich  hat,  dagegen,  dass  z.  B.  bei  Fabriken  nicht 
Alles  dem  neuesten  und  besten  Stand  aer  Technik,  Betriebsorgauisation 
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entsprechen  wird,  auch  dass  eben  leicht  der  Wert  des  „Eingebi'achten"* 
zu  hoch  veranschlagt  wird  und  so  das  Unternehmen  in  A.-G.-Form 
gleich  mit  zu  hohem,  nicht  rentierendem  Kapital  ausgestattet  ist.  Diese 
Gefahr  gilt  es  zu  vermeiden,  wozu  auch  gesetzliche  Vorschriften  und 
Kautelen  dienen  können.  (D.  Hand.  Ges.  ß.  § 186,  Abs.  2 u.  3,  § 201 
Abs.  1.) 

7,  Das  Prinzip  der  beschränkten  Haftbarkeit  (auf  den 
Aktienbetrag)  ist  a)  für  die  ökonomische  Funktion  der  A,-G.  not- 
wendig. Dafür  sprechen  auch  die  englischen  Erfahrungen  mit  dem 
früheren  abgweichenden  Recht  der  A.-G.  (Joint-Stock-Company)  mit 
dem  Prinzip  der  unbegrenzten  Haftbarkeit  des  Aktionärs  mit  seinem 
ganzen  Vermögen  für  die  Verbindlichkeiten  der  A.-G.  (wie  bei 
unseren  älteren  eingetragenen  Genossenschaften),  b)  Freilich  wird 
durch  die  Gewährung  dieses  Prinzips  der  A.-G.  eine  Ausnahme- 
stellung — doch  ein  ,, Privileg“  — verliehen,  welche  sich  nur  durch 
ihre  volksEvirtschaftlich  w'ertvollen  Funktionen,  nicht  schon  durch 
ihre  privatwdrtschaftl.  Vorteile  für  ihre  Aktionäre  rechtfertigen  lässt 
und  zur  Konsequenz  den  Erlass  von  gesetzlichen  Normen  zur 
Wahrung  des  allgemeinen  Interesses  hat  (s.  u.  Nr.  8).  c)  Ob  die  Aus- 
dehnung dieses  Rechtsprinzips  auf  die  neue  Gesellschaft  mit  be- 
schränkter Haftung  (Reichsges.  v.  1892)  ebenso  richtig  u.  notwendig 
war,  ist  nicht  ohne  weiteres  zu  bejahen. 

8.  Einige  Punkte  des  Gründungs-  u.  Betriebsrechts  der 
A.-G.  a)  Für  die  Gründung  der  A.-G.  ist  stets  ein  betreffender 
Gesellsebaftsvertrag  der  Ausgangspunkt.  Dann  ist  zu  unterscheiden, 
ob  a)  die  Gesellschaft  in  jedem  einzelnen  Fall  erst  durch  eine 
Genehmigung  von  öffentlichen  (Staats-)  Behörden  oder  Instanzen 
u.  unter  welchen  Bedingungen  eventuell,  zur  rechtlichen  Existenz 
u.  Anerkennung  gelangt  und  mit  Evelchen  Rechten  und  Pflichten, 
daher  erst  so  zur  Ermöglichung  ihrer  vollen  ökonomischen  Funktion: 
das  System  der  Individualkonzession  (durch  Gesetz,  Ver- 
Evaltungsakt,  Verordnung)  wiegen  der  Rechts  form  der  Unter- 
nehmung, eben  als  A.-G.;  oder  ß)  ob  das  Gesetz  fiir  die  A.-G.  als 
solche  eine  Reihe  von  Bedingungen  aufstellt,  abweichend  von 
oder  ergänzend  zu  den  etwa  schon  im  bürgerlichen  Recht,  im 
Handelsrecht,  im  Verwaltungsrecht  für  jede  Unternehmung  über- 
haupt oder  für  (Erwerbs-  u.  Handels-)  Gesellschaften  im  allgemeinen 
bestehenden,  mit  der  Anforderung  an  die  Gründer  der  A.-G.,  dass 
sie  vor  hierzu  bestimmten  Behörden  (Gerichten,  Handelsrichter)  den 
Nachweis  führen,  diese  Bedingungen  erfüllt  zu  haben,  worauf  die 
A.-G.  erst  dann  als  zu  Recht  bestehend  u.  aktionstahig  anerkannt 
wurd : das  sog.  System  der  Normativbedingungen;  oder  endlich 
ob  y)  ohne  weiteres  die  A.-G,  durch  den  Vertrag  der  Gründer  zur 
vollen  rechtlichen  Existenz  kommt,  auch  auf  der  Grundlage  des 
Rechtsprinzips  der  beschränkten  Haftbarkeit,  w^enn  nur  die  sonst 
für  die  Giltigkeit  eines  solchen  Gründungsvertrages  geltenden  Rechts- 
normen befolgt  sind.  Von  diesem  letzten  praktisch  für  unsere 
Verhältnisse  nicht  in  Betracht  kommenden  Fall  wird  hier  ab- 
gesehen. 
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Zu  a:  Das  hier  gemeinte  System  der  Individual- 
konzession ist  nicht  zu  verwechseln  mit  dem  einer  solchen  Kon- 
zession, auch  für  eine  A.-G.,  nach  dem  Zweck  (Gegenstand) 
des  Unternehmens,  wo  die  Frage  anders  liegt:  hier  ist  in  gewissen 
Fällen  (Noten-,  Hypotheken-,  bezw.  Pfandbrief  banken,  Versicherungs- 
anstalten, Eisenbalinunternehmen  u.  a.  m.)  das  System  der  Individual- 
konzession  das  Kichtige,  aa)  Die  Individualkonzession  wegen 
Rechtsform  des  Unternehmens  als  A.-G,  ist  das  frühere,  meist 
auch  bei  uns  vorgekomraene  System  gewesen,  selbst  mit  der  strengeren 
Anforderung  der  gesetzlichen  (hlngland),  bezw.  auf  Grund 
landesfürstl.  Vorrechts  nur  von  höchster  Stelle  im  Staate  im  Ver- 
ordnungewege  erteilten  Genehmigung  (England,  Kontinent). 

ace)  Das  System  war  der  Ausfluss  der  Rechtsanschauung,  dass  nur 
so  das  Recht  einer  privatrechtlichen  Jurist.  Person  erworben,  der  gemein- 
rechtliche Grundsatz  der  vollen  Haftung  der  Gesellschafter  beseitigt 
werden  könne,  ßß)  Auch  das  Recht,  die  Aktien  als  Inhaberpapiere, 
was  vielfach  gewünscht  wurde,  ausgeben  zu  dürfen,  aber  dessen  Er- 
teilung sich  der  Staat  Vorbehalten,  konnte  mitspielen  (Preussen). 
yy)  Dem  Charakter  des  älteren  wirtschaftl.  Verwaltungsrechts,  speziell 
Gewerberechts  entsprach  das  System  nicht  weniger:  es  war  in  Einklang 
mit  der  bevormundenden,  regulierenden  Tendenz  dieses  Rechts,  wirkliche 
oder  mögliche  Gefahren  für  die  Beteiligten  (Aktionäre),  für  Dritte 
(Gläubiger,  Publikum),  für  das  ganze  gemeine  Wesen  möglichst  zu 
verhüten.  Als  auf  dem  Kontinent,  auidi  in  Deutschland,  zuerst  im 
2.  Viertel  des  19.  Jahrh.  in  Verbindung  mit  der  allgemeineren  Wirt- 
schaftsentwicklung u.  dem  privatkapital  ist.  System  sich  das  ßedürfniss 
nach  der  Form  der  A.-G.  umfassender  einstellte,  war  es  begreiflich, 
dass  man  die  Individualkonzession  festsetzte,  so  auch  in  den  deutschen 
Einzelstaaten  nach  Einführung  des  deutschen  H.  G.  ß. 

bb)  Das  System  hat  jedoch  überwiegende  Bedenken  u.  sich 
auch  nicht  bewährt,  auch  sich  nicht  so  handhaben  lassen,  um  in 
Aufschwungperioden“  richtig  zügelnd  zu  wirken,  aa)  Es  legt  den 
kompetenten  V erwaltungsbehörden  bei  der  Erteilung  wie  V er- 
weigerung  der  Konzession  eine  zu  grosse  Verantwortung  auf,  der 
sie  nicht  gewachsen  sind:  lehnen  sie  die  Genehmigung  ab  oder  ge- 
währen sie  sie  nur  unter  anderen  als  von  den  Errichtern  der  Gesell- 
schaft gewünschten  Bedingungen,  so  hemmen  sie  leicht  eine  er- 
wünschte, selbst  notwendige  wirtschaftliche  Entwicklung;  gewähren 
sie  die  Genehmigung  u.  ohne  weiteres  nach  dem  Anträge  der 
Gründer,  so  übernehmen  sie,  mindestens  moralisch  dem  Publikum, 
auch  den  Aktionären  gegenüber,  eine  Verantwortlichkeit,  welche 
beinahe  eine  Art  Garantie  von  Seiten  des  Staats,  den  sie  vertreten, 
dafür  enthält,  dass  alles  in  Ordnung  sei  u.  gut  gehen  werde. 
ßß)  Das  System  führt  notwendig  zu  dem  weiteren  Schritt  einer 
fortdauernden,  materiellen,  die  einzelnen  Geschäfte  der  genehmigten 
Gesellschaft  überwachenden  Kontrolle,  wozu  die  Behörden  abermals 
nicht  befiihigt  erscheinen  u.  was  wiederum  eine  bedenkliche  Ver- 
antwortlichkeit auf  das  staatliche  Kontrollorgan  legt.  So  wird  mit 
Recht  von  diesem  System  abgesehen. 
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Zufällig  liegt  eine  Art  experimentellen  Belegs  in  der  Gründungsära 
1871  ff.  vor,  als  m Deutschlana  durch  die  Novelle  von  1870  das  System 
gefallen,  in  Oesterreich  geblieben  war,  in  beiden  Fällen  bei  sonst  gleichen 
Kechtsgnmdlagen  im  Hand.-Ges.-B.,  während  Übertreibungen  in  den 
spekulativen  Gründungen  u.  schwindelhafte  Erscheinungen  in  beiden 
Ländern  ziemlich  die  gleichen  waren. 

Zu  ß:  Das  System  der  Normativbedingungen  ist  daher 

vorzuziehen.  In  ihm  sind  die  leitenden  beiden  Grundsätze  weit- 

• • 

gehende  Öffentlichkeit  in  Bezug  auf  alle  Vorgänge  u.  Ver- 
hältnisse bei  Gründung,  Einrichtung,  Betrieb  der  A-G.  u,  Ver- 
antwortlichkeit der  Gründer,  der  Gesellschaftsorgane,  Leiter, 
des  Aufsichtsrats;  daher  aa)  namentlich  öffentliche  Dar-  u.  Klar- 
legung aller  Verhältnisse  hinsichtlich  der  Errichtungskosten,  des 
Werts  von  übernommenen  Einbringungen,  der  Vermögenslage,  der 
Bilanzen,  der  Betriebsergebnisse,  mit  Kautelen  und  Garantien 
dafür,  dass  diese  Öffentlichkeit  gewahrt  u.  das,  was  veröffentlicht 
wird,  der  Wahrheit  entspricht  und  so  vollständig,  so  klar  u.  durch- 
sichtig, so  spezialisiert  kundgemacht  wird,  dass  wenigstens  Sach- 
verständige sich  ein  Urteil  über  die  Lage  der  A.-G.  bilden  können. 
Für  Bilanzen  und  Rechnungsabschlüsse  können  sich  amtliche 
Schemata  empfehlen.  bb)  Die  Verantwortlichkeit  muss  eine 
praktisch  zu  verwirklichende  zivil-  und  in  gewissen  Fällen  zugleich 
strafrechtliche  sein,  cc)  Aber  beide  an  sich  richtige  Forderungen 
lassen  sich  schwer  ausreichend  erfüllen,  schon  hinsichtlich  der 
normativen  Feststellungen  dafür,  vollends  der  praktischen  Verwirk- 
lichung. Daher  sind  weitere  Kautelen  geboten. 

y)  Als  solche  kommen  in  Betracht:  aa)  Kontroll-  u.  Ge- 
nehmigungs  - („Zulass ungs“-)  Stellen  fiir  die  Zulassung  von 
Aktien,  bes.  neu  errichteter  GeseUschaften,  aus  anderen  Formen 
in  die  der  A.-G.  gebracliten,  u.  für  die  neuen  Aktienemissionen  be- 
stehender Gesellschaften  zum  Börsenverkehr  (D.  Börsenges.  v. 
1896  § 36,  39,  42).  bb)  Öffentliche  (staatliche)  Kontroll- 
ämter,  eventuell  sich  abteilungsweise  spezialisierend  nach  Zwecken 
(Gegenständen)  der  Unternehmung,  mit  der  Aufgabe  der  Ausübung 
einer  formellen  Kontrolle  (nicht  einer  materiellen  Einmischung 
in  den  Betrieb)  über  alle  A.-G.  zum  Zweck  einer  Garantie  des 
Prinzips  der  Öffentlichkeit,  insbes.  mit  Recht  u.  Pflicht,  von  Amis- 
wegen  periodisch  die  Bücher  der  A.-G.  daraufhin  zu  revidieren,  ob 
mit  diesen  die  Veröffentlichungen,  namentlich  die  Bilanzen  und 
Rechnungsabschlüsse,  übereinstimmen,  mit  öffentlicher  Bericht- 
erstattung über  den  Befund  und  mit  Einrichtung  schiedsrichterlicher 
Instanzen  bei  Widerspruch  der  Gesellschaft  gegen  den  Bericht  des 
Kontrollamts.  cc)  ln  denjenigen  Fällen,  wo  es  sich  um  bes. 
wichtige  allgemeine  Interessen,  des  Staats,  des  Publikums  u. 
auch  der  nächsten  Interessenten  (Gläubiger,  Aktionäre)  u.  um 
Unternehmungszwecke  von  grösserer  allgemeiner  Be- 
deutung handelt,  sollten  grundsätzlich  zu  den  wesentlich  mehr 
formalen  Bestimmungen  des  bürgerlichen,  Handels-,  allgemeinen  A.- 


Rechtsform  liegt  in  diesem  der  wesentliche  Unterschied  der  Unter- 
nehmungen. Solche  Fälle  betreffen  bes.  die  schon  oben  genannten: 
Banken,  Versicherungsanstalten,  Verkehrsanstalten,  in  allen  drei 
Fällen  mit  Unterscheidung  der  Hauptarten,  auch  Vereinigungen 
von  Unternehmungen  desselben  Zweigs  in  A.-G,s-Form(u.  verwandten, 
Komm.-Ges.  auf  Aktien,  Ges.  mit  beschränkter  Haftung)  zur  Ver- 
tretung von  gemeinsamen  Interessen  der  Produktion,  des  Absatzes 
(gewisse  Kartelle  u.  Syndikate,  Trusts),  dd)  Solche  Gesetze  hätten 
zugleich  die  Frage  des  Erfordernisses  der  Individualkonzession 
wegen  des  Zwecks,  nicht  wegen  der  Rechtsform,  der  Unter- 
nehmung zu  entscheiden  u.  die  Verwaltungsinstanzen  für  die  Ent- 
scheidung u.  für  die  Genehmigung  zu  bestimmen  u.  das  Verfahren 
dabei  zu  regeln. 

Die  Gesetze  über  (Privat-)  Eisenbahnen,  Notenbanken,  Sparkassen, 
Hypothekenbank-,  Versicherungsanstalten  entsprechen  diesenForderungen. 
Auch  für  andere  Kategorien  (Effektenbanken,  Depositen- 
banken, sonstige  Verkehrsanstalten,  einzelne  Fabrikzweige,  Bergbau 
— neben  den  allgem.  Bergwerksgesetzen  — ) wäre  solche  gesetzliche 
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keiten  der  G.  dieser,  sowie  unmittelbar  den  Gläubigern  dieser 
gegenüber  mit  ihrem  ganzen  Vermögen),  immer  noch  bei  uns  die 
zahlreichste  Klasse  im  ganzen  (^/g  aller,  doch  nur  mit  V2  Mitglieder- 
zalil)  u.  fast  in  allen  einzelnen  Zweck-Kategorien,  bes.  bei  Kredit- 
genossenschatten (%,  nacli  Mitgliederzahl  fast  and»  bei  Produktiv- 
genossenschafien  (%).  ß)  Inngetr.  G.  „mit  tinbescbränkter  Xach- 
sc husspflicht‘‘  (Haftung  jedes  Mitglieds  auch  mit  seinem  ganzen 
Vermögen,  aber  den  Gläubigern  der  G.  nicht  unmittelbar,  sondern 
nur  verjjflichtet,  der  G.  die  zur  Befriedigung  der  Gläubiger  er- 
tbrderl.  Xaclischüsse  zu  leisten).  Bisher  in  Deiitscliland  in  ganz 
geringer  Zalil  u.  bei  den  einzelnen  auch  nur  mit  kleiner  ^litgliederzalil 
gebildet,  doch  gerade  bei  Produktivgenossenschal'ten  etwas  stärker 
viU'treten  (die  Hälfte  aller  G,  dieser  Klasse  kommt  auf  die  Prod.-G., 
u.  gerade  die  grösseren  doch  nur  */4o  aller  Pr.-G , Vto 
glieder,  bes.landwirtsch.Molkerei-G.s.u.).  y)  E.G.,,init  beschränkter 
Haftpflicht‘*  (wo  die  Haftpflicht  des  Mitglieds  für  die  Ver- 
bindlicbkeiten  der  G.  dieser  wie  unmittelbar  den  Gläubigern  gegen- 
ül)er  irn  voraus  auf  eine  bestimmte  iSumine  beschränkt  ist).  Diese 
Klasse  hat  sich  stark  entwickelt,  (jetzt  fast  auf  V3  aller  au  Zahl,  sclion 
fast  auf  bg  ^ritgliederzahl,  bei  Konsumvereinen  schon  mit 
97  aller  Mitglieder,  bei  den  Kredit-G.  indessen  nur  V9  i*dt 
der  Mitgliederzahl,  bei  den  landwirtsch.  Produktiv-G.  V3  beider 
Zahlen,  bei  den  gewerblichen 

Statistik  im  dabrb.  d.  Genoss,  im  I).  Reich  1900,  reichsstat.  Jahrb. 
190")  S.  279.  Anfang  190ö  bestanden: 


Im  Ganzen 

rnhesehrkt. 

Unbescür. 

Beschrkt. 

HaftpÜ. 

Nachsch.pfl. 

Hattpli. 

Gen. 

Mitgl. 

Gen.  Mitpl. 

Gen. 

Mitgl. 

Gen. 

Mitgl. 

1000 

lOUÜ 

lOtO 

1000 

rberhaupt  . . . 

221 

H410 

15  917  1 794 

14s 

20 

71;56 

1 590 

Kred.gen.  . . . 

U 27‘2 

1001 

12  612  1535 

47 

9.6 

1 620 

0.')6 

Kons.ver.  . . . 

1 san 

«)7 

164  24 

4 

0.8 

1 66;5 

H72 

Gewerbl.  Prod.g.  . 

i;i» 

20 

20  2.4 

2 

0.00 

174 

21 

Landw.sch.  Prod.g. 

062 

210 

1 094  105 

si 

11.0 

10S7 

72 

\"on  letztren 
Molk.  Käs<*r.  . . 

2 661 

190 

1 680  125 

70 

11.1 

905 

60 

Brennerei  . . . 

146 

2.0 

45  0.5 

2 

0.02 

99 

1.7 

Winzer  .... 

167 

10 

157  9.1 

1 

0.16 

9 

0.8 

Feld-  u.  Gart.bau  . 

72 

6.4 

10  0.2; 

) 2 

tU)5 

(50 

6.1 

iiohstoffg.  gewerbl. 

211 

7.5 

17  0.6 

.> 

0 

0.08 

191 

6.8 

„ landwsch. 

1 505 

102 

929  78 

0.07 

6(50 

54 

Die  Statistik  führt  ausserdem  noch  auf  im  Ganzen:  Wareneinkaufs- 
vereine 8/1  mit  9 7(K),  gewerbl.  Werk.g,  1H;5  mit  17  000,  landwirtsch.  dgl 
209  mit  0(XX),  G.  zur  gemeinsch.  Beschaffung  von  Masch.  und  Geräten 
S mit  (>]0,  geworhl.  Maga5:ing.  64  mit  2 4(K),  dgl.  landwirtsch,  2/H  mit 
ÖS(K)0,  gewerbl.  Rohstoff-  u.  Magazing.  117  mit  4(X)0,  dgl.  landwirtsch. 
27)  mit  2 4(X),  Zuchtg.  157  mit  11  5(X),  eigentl.  Wohnungs-  u.  Bang.  ö88 
mit  115(KX),  and.  Wohn-  u.  Baug.,  Vereinshäuser  04  mit  0 400,  weitere 
Prodg.,  nämlich  Schlachtg.  0 mit  0(X),  Fischereig.  7 mit  227,  Forst^.  8 
mit  44,  endlich  alle  sonstigen  Arten  200  mit  ;11  000  Mitgliedei*n.  Fast 

A.  Wa^?ner,  snz.-ökon.  Grundriss,  l.Aufi.  12 
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alles  demnach  Genossenschaften  für  eine  einzelne  ‘besondere  Seite 
des  wirtsch.  Lebens  u.  Erwerbes  u.  im  unternehmungsweisen  Beti  le ), 
meistens  der  Einzel-Unternehmung.  - Von  den  Produktiv  g.  stehen 
die  landwirtschaftlichen  w-eitaus  voran  vor  ’ 

unter  ihnen  wieder  die  Molkerei-  u.  käsereigenossenschaften.  Wm  du 
meisten  anderen,  so  fungieren  auch  diese  Genossenschaften  w lederiun  fast 
alle  nur  zur  Unterstützung  einer  Seite  der!  nternehmung,  namentlich  um 
darin  dem  Betrieb  etwas  Grossbetriebscharakter  zu  geben  (füi  du 
techn.  Fertigstellung  der  Produkte,  für  den  Absatz).  Aur  ganz  aus- 
nahmsweise, vollends  im  Gewerbe,  aber  doch  auch  m dei  Land- 
wirtsch.  kommen  (bei  uns  wie  im  Auslande)  genossenscliaftl  Untei  - 
nehmungen  vor,  welche  gleich  denjenigen  in  anderen  Rechtsfoimen 
(der  Einzel-,  der  Erwerbsgesellsch.sunternehmung)  bei  einer  Genoss^ensch. 
die  zum  Betrieb,  bes.  zur  technischen  Herstellung  der  hachgutei 
gehörigen  Arbeitstätigkeiten  u.  Kapital venvendungen  (die  eigentl.  1 i<>- 
fuktion  i.  e.  S.)  u.  die  Tätigkeiten  des  Absatz^  der  Erzeugnisse  ganz 
bei  sich  vereinigen,  alles  Betreffende  einheitlich  und  auf  Rec-hmmg  dci 
Genossenschaft  misführen.  wo  also  die  GenossenscUaft  die  Hinkt^ 
der  Unternehmung  im  vollen  Sinn  (die  Leitungs-,  ßetnebsorgamsation- 
11.  Besitzerfunktion  S.  14(1)  bei  sich  konzentriert,  ^^as  festzustellen,  ist 
wichtig  für  die  Beurteilung  der  G.,  auch  grade  der  Produktionsg.  als 
moderner  privatwirtschaftlicher  I'nternehmungsform  m Konkurrenz  mit 

4.  Beurteilung,  a)  Die  Erwerbs-  u.  irtsclr-D  nn  all- 
o- ein  einen,  wie  auch  viele  andere  ähnliche  Vereinsgebilde  welche 
neben  ihnen  tätig  sind,  sind  erfolgreiche  u.  erfreuliche  fnnnchtungen 
der  sozialen  Selbsthilfe,  um  mittelst  der  Vereinigung  der  Kratte  die 
Konkurrenz  gegenüber  anderen  privatwirtsch.  ünternehmungstormen 

leichter  bestehen  zu  können.  ^ i m i 

a)  Sie  leisten  für  den  gewerblichen,  merkantilen,  bes.  lur  den 

landwirtschaftlichen  Klein-  u.  Mittelstand  selliständiger  Unternehmer 
viel  C4utes,  stärken  seine  Konkurrenztahigkeit  gegenüber  dem 
Grosskapital  u.  dem  Grossbetrieb,  heben  seine  techn.  ii.  wirtsch. 
Leistungsfähigkeit,  haben  auch  günstige  soziale  u.  ethische  1 olgeii. 

b)  Bes  die  Kreditgenossenschaften,  am  meisten  wohl  die  ländlichen 
(System  Raiffeisen)  haben  für  die  Beschaffung  von  Kredit  über- 
haupt, für  dessen  Verwohlfeilerung,  für  bessere,  den  Bedurtnissen 
der  Kreditnehmer  angepasste  Kreditbedingungen,  damit  tur  Be- 
kämpfung 11.  Einengung  des  Wuchers,  Bedeutendes  geleistet. 

c)  N^entlich  auf  dem  Lande  sind  auch  andere  iia-ssende  /wecke 
ebenfalls  von  Genossenschaften  erfolgreich  aufgenommen  worden. 

d)  In  den  Konsumvereinen  liegt  wenigstens  ein  guter  Versuch 
vor  auf  dem  Gebiete  des  Kleinhandels  u.  der  Versorgung  der  Be- 
dürftigen mit  den  Objekten  ihres  unmittelbaren  Haus-  u.  hier  ii. 
da  auch  sonstigen  (Produktions-)  Wirtschaftsbedarfs  das  Konsumenten- 
interesse wahrzunehmen,  die  ,, Nachfrage"  zu  organisieren,  Ou/^ktäts- 
kontrollen  dem  Konsumenten  abzunehmen,  angemessene  Preise  ihrn 
zu  verbürgen,  dadurch  auch  auf  weitere  Kreise  hin  bezüglicli 
(Qualität  n*^  Preis  gegenüber  den  Produzenten  ii.  Händlern  und  dem 
oft  Vorhandenen  Übergewicht  des  „Angebotsinteresses“  u dessen 
Organisation  einzutreten,  e)  Aber  viel  weiter  geht  die  all- 
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gemeine  Einwirkung  des  Genossenschaftswesens  niclit. 
Es  bewirkt  nur  eine  kleine  Einscliränkung  der  rein  individualistischen 
Regelung  der  Konkurrenz  in  der  Privatwirtschaft!,  Organisation 
gegenüber  dem  Ubergewiciit  des  grösseren  ini  Privatgescliäft  tätigen 
u.  des  assoziierten  Privatkapitals,  welches  in  den  Erwerbsgesell- 
schaften arbeitet. 

f)  Eii^entliche,  den  anderen  Formen  ganz  gleichzustellende 
Unternehmungen  im  vollen  Sinn  gind,  wie  oben  gezeigt,  die  bis- 
herigen Produkti vgenossenschaften  hei  uns  (u.  ainlprswo)  nur 
ganz  ausnahmsweise.  Namentlich  auch  nicht  solche,  wie  die  Theorie, 
u die  Agitation  sie  im  dritten  Viertel  des  19.  Jalirhunderts  im 
Sinne  hatte:  ganze  Landwirtschafts-,  Handwerks-,  Fabrikbetriehe  ge- 
nossenschaftlich organisiert,  namentlich  von  den  ausführenchui 
Arbeitern  selbst,  durch  Zusaminenschlnss  ihrer  Arbeitskraft,  ihres 
Besitzes  (auch  ländlichen  Grundbesitzes)  u.  mit  Hilfe  ebenso  gemein- 
samer Kreditaufnahmen  („  Ar  beiter-Prod.-G,“).  a)  In  den 
wenigen  praktischen  Versuchen  <lieser  Art  hat  sich  dergleicluui 
selten,  vollends  nicht  leicht  auf  die  Dauer  bewährt,  ß)  Besonders 
die  Funktion  des  Leiters  u.  Betriebsorganisators  bot  zu  viele 
Schwierigkeit,  melir  noch  als  die  Aufgabe  der  Kapitalbeschaffung, 
y)  Und  wenn  bei  einer  solchen  Genossenschaft  auch  dem  Mitglied 
(Arbeiter)  selbst  der  Kapital-  u Unternehmergewinn  neben  dem 
Arbeitslohn  zufällt,  nicht  kapitalist.  Unternehmern,  so  stellt  eben 
dahin,  ob  dieses  Gesamteinkommen  des  Mitglieds  ein  höheres  und 
gesicherteres  ist  als  der  Arbeitslohn  gleiclier  Kategorien  von  Arbeitern 
in  den  anderer*  Unternehinimgsfonnen,  wo  der  (volkswirtsch.)  Rein- 
ertrag zwischen  Arbeitern  w.  kapitalist.  Unternehmern  geteilt  winl. 
d)  Was  sich  hier  deduktiv  als  wahrscheinlich  ahleiten  lässt,  fand 
meistens  in  den  wenigen  praktischen  Beispielen  srine  Bestätigung. 
/-)  Danach  möchte  der  eigentlichenProdnktivgenossenschaft  wenigstens 
innerhalb  der  privatwirtsch.  Organisation  keine  günstige  Prognose 
zu  stellen  sein.  C)  Aber  auch  lür  die  Ideen  n.  Pläne  einer  all- 
gemeinen geineinwirtschaftlichen  bezw,  sozialistischen  Organica.ion 
der  Produktion  (u.  Verteilum»)  bietet  die  innere  SchM'ierigkeit  n. 
der  Misserfolg  solcher  Prod,-G.  wichtige  Warnnngsinomente.  fj)  Die 
volkswirtscli.  Bedeutung  der  Unternehmerfunktion  als  solcher,  im 
ganzen  wie  In  ihren  verschiedenen  Teilen  (S.  146)  wird  hierduruh 
gegenüber  ihrer  üblichen  Unterschätzung  im  Sozialismus  u.  in  ver- 
wandten Gedankengängen  in  das  richtige  Licht  geiückt.  Der 
nninittelbare  Anteil  am  Reinertrag  der  Rrod.-G.,  als  Lohnart  % 
als  Ersatz  sonstigen  Arbeitslohns  betrachtet  (o  S.  135),  etwa  in 
Fortbildung  des  GeAvinnbeteiligungssystems,  unterliegt  so  am  h 
keiner  günstigen  Beurteilung. 

Für  diese  kommt  noch  in  Betracht:  aa)  Gewisse  psycho- 

logische, ethische,  soziale  Vorteile  welche  die  volle  Prod.g.  bieten  kann, 
brauchen  deshalb  nicht  geleugnet  zu  werden,  sie  kommen  auch  in  ökon. 
techn.  Hinsicht  dem  Betriebe  zu  Gute,  bb)  Es  sind  noch  gesteigert 
diejenigen,  welche  eine  rationelle  Ausgestaltung  der  Gewinnbeteiligung 
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zeigt  (s.  S.  135),  namentlich  gute  Einwirkungen  auf  Auswahl  u.  gegen- 
seitige Kontrolle  der  Genossen,  Solidaritätsgefühl  unter  ihnen,  cc)  Ge- 
lingt ein  grösserer  Betrieb,  verglichen  etwa  mit  bisherigen  kleinen 
Einzelbetrieben  der  Genossen  (Kleinbauern,  Kleinhandwerker,  sich  selb- 
ständig machende  Hausindustrielle,  Heimarbeiter),  so  treten  Vorteile 
des  Grossbetriebs  hervor;  dd)  aber  anderseits  ist  das  Risiko  allein  zu 
tragen,  bei  Solidai  haft  in  gefährlichem  Cmfang.  ee;  Die  Kapitalbeschaffung 
bietet,  auch  im  Wege  des  Kredits,  wenn  dieser  Weg  aucli  von  der  G., 
vollends  der  mit  Sondarhaft,  leichter  u.  erfolgreicher  als  von  Einzelnen 
zu  betreten  ist,  meist  grosse  Schwierigkeit,  ff)  Vor  allem  aber  bietet 
die  Organisation  der  Leitung,  des  ganzen  Betriebs,  die  Ein- 
richtung des  notwendigen  Autoritätsverhältnisses  und  der 
Disziplin  schwer  überwindliche  Schwierigkeiten,  vielleicht  etwas 
weniger  im  Enthusiasmus  der  ersten  Zeit,  um  so  mehr  auf  die  Dauer, 
gg)  un  Konkurrenzkampf  mit  der  einheitlichen,  energischer  geleiteten 
Uiiternehmung  des  Rinzelinhabers  u.  etwa  der  offenen  Handelsgesellschaft 
u.  mit  der  Kapitalkraft  der  grösseren  Einzel-  und  der  Erwerbsgesell- 
schafts-ünternehmung,  der  Aktiengesellschaft  u.  a.  m.,  wird  so  die  (Arbeiter-) 
Prod.  G.  kaum  günstige  Chancen  haben,  hh)  Ob  sie,  selbst  wieder  neben 
den  Genossen  Lohnarbeiter  beschäftigend,  eine  bessere  Arbeitsgeberin 
sein  wird,  ist  auch  fraglich  u.  wird  durch  Erfahrungen  in  vergleichbaren 
Fällen  kaum  bestätigt. 

E.  Die  öffentliche  Unternehmung,  Staats-,  Kommiinal- 
betriebe.  („Verstaatlichung“  [materiell-]  wirtschaftl.  Zweige). 

1 . In  Konsequenz  der  Einbeziehung  der  pei-sönlichen  Dienste, 
„Verliältnisse“  u.  wie  des  Staats  selbst,  so  der  einzelnen  Staats- 
u.  Kommunaleinrichtungen  und  Anstalten  unter  den  Begriff*  ,, wirt- 
schaftliche Güter“  (S.  2y),  würde  es  sich  rechtfertigen  lassen,  hier 
auch  jede  einzelne  bezügliche  öffentl.  Anstalt  auf  jedem  Ver- 
waltungsgebiet als  eine  wirtsch.  „Unternehmung“  aufzufassen. 

2.  Davon  wird  hier  abgesehen  u.  werden  nur  Betriebe  auf  dem 
materiellen  Produktionsgebiet,  einschl.  Verkehr-,  Geld-,  Kredit-, 
Versicherungswesen  ins  Auge  gefasst,  a)  Bei  diesen  liegt  mehrfach 
schon  eine  rältere  geschichtliche  Entwicklung  in  Form  von  Staats-, 
Gemeindebetrieben  vor  (einzelne  Landwdrtschafts-,  Fabrik-,  Handels-, 
Bank-,  Bergbau-,  Hüttenbetrieb,  allgemeiner  MünzAvesen,  Postwesen, 
ganze  staatliche  u.  kommunale  F^orstAvirtscliaft,  im  Eigenbetrieb, 
ferner  Wegewesen  u.  a.  m.).  a)  Die  Streitfrage  ist  dann  öfters, 
ob  diese  Objekte  unter  dem  Eigenbetrieb  beibelialten  oder  an 
gewöhnliche  Privatwirtschaften  übergehen  lassen,  anderseits  die  Fälle 
ausdehnen  V ß)  Mehrfach  ist  diese  Frage  hier,  wie  meist  allgemein 
auf  dem  Gebiete  der  Gerichte  u.  der  inneren  wie  äusseren  u. 
Kriegs-Verw'altung,  zu  Gunsten  des  öffentlichen  Besitzes  und 
Betriebs  entschieden  u.  erscheint  jetzt  selbst  schon  ebenso  selbst- 
verständlicli  als  auf  dem  genannten  Gebiete,  so  bei  Wege-,  Münz-, 
Postwesen,  b)  Neuere  ökon.  techn.  Entwicklungen  u.  Bedürfnisse 
der  Gemeinschaft,  grade  auch  der  volkswirtschaftlichen,  haben  aber 
auch  Gedanken  u.  Pläne  für  Erweiterung  von  Staats-  u.  Kom- 
inunaleigentum  u.  -Betrieben  aiiftauchen  lassen,  so  bei  Telegraphie 
n.  Telephonie  (in  Verbindung  mit  Post),  bei  Eisenbahn-,  auch 
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Strassenbalinwesen,  bei  Kanälen,  selbst  schon  bei  Schifffahrtslinien 
(auch  Schleppmonopole  auf  Kanälen),  bei  Bergwesen  oder  einzelnen 
Zw'eigen  desselben  (Kohlen),  bei  gewissen  Bankgeschäften  (einschl, 
Sparkassen),  bei  Versicherungswesen,  bei  den  Einrichtungen  für 
lokale  wirtsch.  Gemeinbedürihisse  (Wasser,  Beleuchtung),  auch  bei 
tiskal.  Zwecken  dienenden  Monopolen  (Salz,  Tabak,  Branntw^ein,  Zünd- 
hölzchen). a)  Werden  solche  Gedanken  ausgeführt,  so  liegt  hier 
eine  Entwicklung  in  der  Richtung  der  gemeinwrirtscli. 
Organisation  (s.S.96ff*.)  vor.  Dabei  treten  dann  die  finanziellen 
Seiten  betreffs  des  Für  u.  Wider  stark  heiwor  (Gefahren,  Vorteile, 
Wahl  des  leitenden  Finanzprinzips,  o.  S.  102).  ß)  Da  die  geschicht- 
liche Entwicklung  aber  nicht,  wie  in  jenen  älteren  Fällen,  eine 
bestimmte  Entscheidung  gegeben  u.  darin  eine  Art  Präjudiz  ge- 
schaffen, ist  die  Frage  in  jedem  einzelnen  Fall  einer  neuen 
Erw'eiterung  des  Staats-  u.  Kommunalbetriebs  strittig  und  liegt  für 
die  praktische  Avie  auch  fiir  die  wissenschaftliche  Entscheidung  niclit 
so  einfach  wie  in  jenen  ersten  Fällen,  z.  B.  für  die  Telegraphie, 
das  Eisenbahnwesen  verglichen  mit  der  Post,  für  das  Bankw'esen 
verglichen  mit  dem  Münzw^esen  (nicht  einmal  in  der  Notenbank- 
frage). c)  Daher  empfiehlt  sich  gerade  für  eine  prinzipielle 
Behandlung  solcher  Fragen  eine  Vergleichung  öffentlicher 
Unternehmungen  mit  den  privaten,  bes.  mit  der  Aktiengesell- 
schaft, der  Hauptfonn,  welche  mit  jenen  Unternehmungen  in 
Konkurrenz  tritt,  u.  ist  überhaupt  eine  Betrachtungsw^eise,  A\de  die 
im  Vorausgehenden  gegebene,  rätlich, 

3.  Prüfung  der  öffentl.  Unternehmung.  S.  über  die  Frage,  oben 
§ 22  ff.  S.  96  ff.  XI.  bes.  nach  der  finanz.  Seite  meine  Fin.  I (3.  A.), 
§ 21H — 220,  223,  224  (Domänen),  236 — 241  (Forsten),  § 249—252  (Berg- 
bau), 253  (Hüttenwerke),  254  (Salzw^erke),  256  (GeAverksaiilagen),  257 
(Wohngebäude),  258  (Handelsgeschäfte),  259 — 261  (Banken),  \erkehrs-, 
bes.  EisenbahnAA^esen  in  § 265 — 290,  Fin.  II  (2.  A.),  Buch  4,  Kap.  1 
Gebührenlehre,  darin  bes.  Gebühren  der  volksw.  Verw’altung  (u.  A. 
Münz-,  Wege-,  Post-,  Telegi'aphenwssen,  andre  inater.  Zweige,  Kom- 
munalanstalten § 49 — 65,  mein  Finanzgrundi'iss  § 50 — 62. 

a)  Vorteile:  a)  Soweit  notw^endig,  kann  die  ö.  U.  den 
Gross  betrieb  besonders  gut  durchfuhren,  ß)  Sie  ist  bei  der 
Kapitalbeschaffung  für  die  erste  Anlage,  Einrichtung  und  Er- 
Aveiterung  der  U.  meist  vom  Geldmarkt,  der  Börse,  den  Kon- 
junkturen, der  Spekulation  unabhängiger  als  die  priv.  Ü.,  bes.  als 
die  Akt.-G-  y)  Sie  kann  die  zeitliche  u.  örtliche  Kapital- 
verw^endung  mehr  den  Verhältnissen  und  Bedürfnissen  anpassen, 
daher  grössere  Regelmässigkeit  in  die  Produktion  (auch  in  alle 
weiteren  Hilfszweige  eines  Unternehmens),  mithin  auch  in  die 
Arbeiterbeschäftigung  bringen  (Eisenbahnen!)  ö)  Sie  vermag  mehr 
als  jede  priA'ate  U.  die  Herstellung,  Einrichtung  und  den  Betrieb 
den  Avirklichen  berechtigten  ö f f e n 1 1 i c h e n , auch  den  w^  a h r e n 
Volk  s wirtschaftlichen  Bedürfnissen  anzupassen,  ohne  zu  grosse 
finanzielle  Gefährdung  (z.  B,  bei  der  Gestaltung  des  Wegewesens, 
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des  Verkelii’snetzes  der  Bahnen,  Post,  Telegraphie,  im  Gebiete  des 
Bank-,  Versicherungswesens),  t)  Das  wichtige  Prinzip  der  „Ver- 
einigung guter  u.  schlechter  Fälle“  in  Einer  Unternehmung 
(z.  B.  bei  den  Verkehrsanstalteu,  -Linien,  -Cursen)  kann  sie  durcli- 
führen,  damit  ihre  Leisiungsfähigkeit  steigern,  ihre  Einrichtungs- 
u.  Betriebskosten  ennässigen,  ihreFinanzlage  stärken,  ihren  Reinertrag 
erhöhen,  ohne,  wenn  hierbei  eine  faktische  Monopolstellung  erreicht 
wird,  dadurch  die  öftentlichen,  die  wirtschaftlichen,  die  Verkehrs- 
interessen dauernd  zu  gefährden,  wie  es  regelm«ssig  bei  priv.  Unter- 
nehmungen (Akt.Ges.)  droht  (Staats-  verglichen  mit  Privatbahn 
System !)  C)  Die  grössere  Wahrnehmung  öHentl.  Interessen,  auch 
unter  Zurüekdrängung  der  tinanz.  Rücksichten,  kann  bei  der  ö.  U., 
wenn  es  u.  in  dem  Masse  als  es  für  richtig  gilt,  verhälniismässig 
leicht  im  Wege  der  Gesetzgebung  u.  Verwaltung  erreicht  werden, 
jedenfalls  viel  leichter  als  bei  jeder  privaten,  auch  der  Akt.G. 
*7)  Wird  aber^^selbst  bei  der  ö.  U.  eine  stärker  liskal.  Politik  be- 
folgt (starke  „Uberschusswirtschaft“)  als  mit  Rücksicht  auf  andere, 
auch  wirtschaftliche  Interessen  zu  wünsclien  wäre,  so  kommt  eben  der 
Vorteil  davon  doch  der  staatlichen  oder  kommunalen  Gemeinschaft, 
nicht  Privaten,  Aktionären  zu  Gute  u,  dient  insofern  auch  wieder, 
durch  Wegfall  sonstiger  Besteuerungsbedürfnisse,  die  durch  die 
Reinerträge  des  ö.  Ü.  unnötig  gemacht  werden,  öftentlichen  Inter- 
essen (preuss.  Staatsbahnen!)  {}•)  Wo,  wie  öfters,  Güte  und  Kosten- 
reduktion der  Leistungen  von  einheitlicher,  gleichmässiger  ii.  kon- 
zentrierter Organisation  u.  möglichster  Vergrösserung  des  Betriebes 
abhängt,  kann  wiederum  die  ö.  U.  die  bezüglichen  Aufgaben  öfters 
besonders  gut  erfüllen,  ohne  wie  im  Fall  jeder  grossen  privaten  U., 
bes.  auch  der  A.G.,  eine  dem  Gemeiuinteresse  gefährliche  Uber- 
inachtstellung  zu  erreichen, 

b)  Nachteile  der  ö,  ü.  sind  sicherlich  anderseits  auch  nicht 
zu  verkennen.  Es  sind  teils  ähnliche,  teils  noch  stärkere  wie 

namentlich  bei  der  U.  in  A.G.sforin:  a)  Schwierigkeiten  der 
einheitlichen  Willensbildung,  der  raschen  Ausführung  u.  des  raschen 
Wechsels  der  Entschlüsse;  fehlende  Identität  der  Interessen  zwischen 
Leitern  und  Unternehmung,  schwächeres  Gefühl  der  persönl,  Ver- 
antwortung der  Leiter  — wenn  auch  grade  im  öffentl.  Dienst  wieder 
wichtige,  solche  Mängel  mehr  oder  weniger  ausgleichende  Gegen- 
gewichte (auch  auf  dem  Gebiete  der  psych.  Motivation)  sich  geltend 
machen  — eine  gewisse  Schwerfälligkeit  der  Organisation  und  der 
Funktion  der  Organe,  Gefahren  der  Übermacht  der  Gewöhnung, 
des  Bureaukratisrnus,  des  Schlendrians,  ß)  Alles  dies,  verbunden 
noch  mit  Ängstlichkeit  in  finanzieller  Hinsicht,  kann  die  Initiative 
lähmen,  den  berechtigten  ökon.  u.  techn,  Fortschritt  hemmen,  auch 
fehlen  die  finanziellen  Gefahren  nicht  immer,  y)  Ausdehnung 
des  öffentl.  Beamtentum  u.  der  Arbeiter  in  den  öff,  Betrieben,  wo 
e-s  sich  in  grossen  Staaten  bei  Eisenbahnen,  Post,  Bergwerken  um 
hunderttausende  von  Personen  handelt,  vermehrt  die  Staatsklientel 
in  ungeheurer  Weise,  Neben  den  ohnehin  schon  so  grossen  Zahlen 
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der  von  der  öff.  Verwaltung  abhängigen  Personen  im  modernen 
Zivil-  u.  Militärdienst  bietet  das  gewiss  auch  Bedenken,  politische, 
soziale,  wirtschaftliche:  weite  Volkskreise  erstreben  nur  die  wirt- 
schaftlich knappere,  aber  gesichertere  Stellung  des  Beamten,  werden 

Iauch  doch  leicht  mit  zum  Nachteil  des  Gemeinwesens  und  der 
Tendenz  gesunden  Fortschritts  dem  Sporn  der  Konkurrenz,  der 
Notwendigkeit,  sich  auf  sich  selbst  zu  verlassen,  richtige,  auch  dem 
Gemeinwesen  förderliche  wirtschaftliche  Tatkraft  u.  Wagemut  zu 
entwickeln,  entrückt,  d)  Man  muss  nur  dem  Allen  Avieder  die 
spezifischen  Vorzüge  des  öff,  Beamtentums,  auch  die  guten  Folgen, 
den  Einflüssen  der  Avirtschaftl.  Konkurrenz  mehr  entzogen  zu  sein 
für  die  psych.  Motivation,  für  die  soziale  Stellung  u.  Funktion  ver- 
gleichend gegenüberstellen  u.  ebenso  die  vielen  üblen  Seiten  der 
privaten  Erwerbs-,  grade  auch  der  Aktien-Unternehmungen,  so  die 
direkte  u.  indirekte  Abhängigkeit  ungeheurer  Massen  von  Arbeitern 
u.  immer  mehr  aucli  Privatbeamten  von  den  Mächten  des  Privat- 
kapitalismus, vom  industriellen,  merkantilen  Grossbetrieb,  von  Geld- 
u.  Bankgeschäften,  Börse,  von  den  gewerbl.  Kartellen,  Ein 
( reines  Für  u.  Wider  lässt  sich  so  nicht  ganz  allgemein  in  der  trage 

'■  der  Wahl  zwischen  öff.  u.  priv.  ü.  vertreten.  Man  muss  nach 

Kategorien  von  Fällen  u.  nach  Einzelfällen,  auch  nach  Landes-  u. 
Zeitverhältnissen  unterscheiden  und  festzustellen  suchen,  avo  mut- 
masslich u.  erfahriingsmässig  die  Vorzüge  oder  Nachteile  der  ö.  U. 
überwiegen  u.  danach  entscheiden. 

c)  Das  Ergebnis  ist  dann  ähnlich  Avie  in  der  Frage  der 
Akt.  Ges.  (S.  69 ff):  a)  Wo  diese  Form  angezeigt  ist,  ist  es  oft  auch 
die  ö.  U.,  Avo  jene  nicht,  da  auch  diese  nicht.  ^)  Danach  ist  die 
Frage  der  Ausdehnung  der  ö.  U.  vielfach  identisch  mit  der  der 
passenden  Ersetzung  der  A.  G.  durch  die  ö.  U.  y)  Aber  dieA.G. 
hat  doch  ein  berechtigtes  viel  weiteres  Ausdehnungsgebiet  als  die 
ö.  U.,  wenigstens  für  absehbare  Zeit,  in  der  KulturAvelt.  d)  V o 
PriA’^atinitiatiA'e  u.  freiere  BcAvegung  die  Voraussetzung  grösseren 
Erfolgs  ist,  wird  die  private  U.  u.  auch  die  A.  G.  den  Vorrang 
vf>r  der  ö.  U.  behaupten,  aa)  Dies  gilt  von  der  grossen  ]\Iasse  der 
reinen  Privatgeschäfte  des  Einzelunternehmers  u.  der  oft.  Handelsg. 
auf  dem  Gebiete  der  gewöulichen  Betriebe  in  allen  Zweigen  der 
materiellen  Produktion;  bb)  ferner  vielfach  auch  von  den  grossen 
kapital-  u.  kreditkräftigen  Einzel-  u.  Gesellschaftsbetrieben,  auch 
bes.  der  A.  G.,  avo  es  sich  um  grosse  Kapitalien  u.  deren  Festlegung 
in  stehenden  Anlagen  handelt,  f)  Dagegen  spricht  schon  eine 
gewisse  Veraiutung  für  die  ö.  U.,  wo  letztere  Voraussetzungen  für 
die  U.  vorliegen,  vollends  Avenn  zugleich  wichtigere  allgemeine 
Avirtschaftl.,  soziale,  auch  wohl  politische  Interessen  A\’ahr- 
, zunehmen  sind,  welche  durch  die  Machtstellung  der  grossen  privat- 

^ kapitalist.  Betriebe  gefährdet  werden,  um  so  mehr,  je  weniger  es 

' gelingt,  solche  Betriebe  einer  befriedigenden  Regelung  durch 

Gesetzgebung  u.  öffentl.  Verwaltung  zu  unterziehen  (Aktien- 
gesellschaftsrecht, spez.  VerAvaltungsrecht  für  einzelne  ZAveige,  auch 
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Kartell-,  Trustrecht),  i)  Die  Anwendbarkeit  der  Form  der  ü.  U,, 
des  Staats-,  Kommunalbetriebs,  wird  daher  namentlich  auf  folgenden 
Gebieten  im  Ganzen  zu  bejahen  sein. 

aa)  Im  Verkehrswesen  (inkl.  Weeowesen,  Kanäle)  u.  bes.  bei  den 

f rossen  „öffentlichen“  (wie  sie  charakteristisch  meist  schon  heissen) 
erkehrsanst  alten,  Post,  Telegraphie,  Eisenbahnen,  Strassen- 
bahnen,  einstweilen  wohl  nur  ausnahmsweise  bei  SchiflTahrtsbetrieben, 
ferner  partiell  im  Bankwesen,  bes.  bei  der  Notenbank,  Sparkasse, 
auch  bei  andren  Depositenbanken,  Hypothekenbanken,  Pfandbriefinstituten, 
partiell  auch  im  Versicherungswesen,  bes.  in  der  Feuer-,  Hagel-, 
Vieh-,  Arbeiter- V.,  alles  Gebiete,  bei  welchen  wie  im  althistor.  öffent- 
lichen Wege-,  Münzwesen,  grosse  allgemeine  öffentliche,  wahrhaft 
volkswirtschaftliche  Interessen  vorliegen;  bb)  dazu  treten  Einrichtungen 
des  lokalen  Marktwesens,  z.  T.  gleichfalls  im  *lnschluss  an  Alt- 
historisches;  cc)  ferner  Forstwesen  u.  wenigstens  wichtige  Teile  des 
Bergwesens,  bes.  Salzwerke,  Salinen,  Kohlenbergbau;  dd)  sodann 
Aufgaben  für  die  Einrichtungen  zur  Befriedigung  lokaler  Wirtschaft). 
Gemeinbedürfnisse  auch  materieller  Art  (o.  S.  D7):  Strassen-,  Reinigungs-, 
Kanalisations-,  Wasser-,  Beleuchtungswesen  u etwaige  weitere  Gebiete, 
auf  denen  gerade  technische  Fortschiitte  die  ö.  U.,  speziell  die 
kommunale,  notwendiger,  mindestens  zweckmässiger  u leistungsfähiger 
machen,  ee)  An  alle  solche  Betriebe  können  sich  am  Ersten  hie  u.  da 
weitere  zur  Herstellung  von  Gebrauchsgegenständen  dieser,  z,  B.  von 
Eisenbahnmaterial,  Kohlengruben  für  die  Staatsbahnen  (wie  ohnehin  oft 
schon  von  vornherein  unentbehrliche  eigene  Reparaturanstalten  u.  dgl.) 
ansidiliessen.  ff)  Andre  Fälle  sind  nicht  unbedingt  auszuschliessen,  aber 
kommen  bisher  und  kommen  wohl  auch  für  absehbare  Zeit  weiterhin 
mehr  nur  als  Ausnahmen  vor  (so  mit  kunstindustr.  Interessen  in  Ver- 
bindung stehende,  z.  ß.  Porzellanfabriken,  Musteranstalten,  Mühlen. 
Brauereien,  Weinkultur,  Sägemühlen,  Hüttenwerke). 

Tatsächliche  Anwendung  der  ö.  U.  Schon  die  bis- 
herige teils  ältere,  bes.  aber  neuere  Entwicklung,  am  meisten  wohl 
in  Deutschland,  zeigt  auf  den  genannten  Gebieten  zahlreiche  Fälle 
ö.  U.,  des  Staats,  der  Gemeinde,  meist  bewährte,  u.  liefert  so  den 
tatsächlichen  Beweis,  dass  diese  Gebiete  sich  für  ,,Verstaatlichung’‘, 
„yerkommunalisiruug“  eignen.  »>)  Die  Weiterentwicklung 
wird  wohl  so  vor  sicli  gehen,  zumal  unter  Einfluss  der  Technik  u. 
im  Hinblick  auf  die  üblen  Folgen  faktischer^  Monopole  der  privaten, 
auch  Akt,-Ges.-Uuternehmungen,  u.  nach  Überwindung  der  Vor- 
urteile des  Ökonom,  u.  polit.  Liberalismus  u.  Individualismus,  sowie 
mit  der  Ausbildung  tüchtiger  Staats-  u,  Kommunalverwaltungeu , 
*)  Weitere  Aufgaben,  so  der  staatlichen  u.  kommunalen  „Boden- 
politik“ u.  kommunalen  Wohnungspolitik  scheinen  liinzuzutreten 
u,  als  solche  der  ö.  L.  mit  anerkannt  werden  zu  wollen,  x)  In- 
dem dann  die  finanzielle  Behandlung  der  Unternehmungen  u. 
deren  Einrichtungen  iu  der  Absatz-  u.  Preispolitik  (Tarifwesen) 
u.  der  Arbeiter-,  Beamten-  u.  Lohnpolitik  nlclit  mehr  rein  privat- 
wirtschaftlich,  sondern  mit  nach  oder  nur  nacli  Gebührengrund- 
sätzen, nach  sozialen  Gesichtspunkten  erfolgt,  wird  so  immer  mehr 
mittelst  der  ö.  Unternehmung  aus  der  rein  privatwirtschaftliclieii  in 
die  gemein schaftliclie  Organisation  hinüber  gelenkt:  die  nach 
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allen  Seiten,  namentlich  auch  für  die  Grundfragen  der  volkswürtsch. 
Organisation  bedeutsame  volkswirtsch.  u.  soziale  Entwicklung 
' (o.  S.  102  ff.,  109). 

I d)  Begrenzung  des  Übergangs  zu  ö.  U.,  damit  der  eben 

angedeuteten  Gesamtentwicklung  der  Volkswirtschaft,  a)  Eine 
feste  Grenze,  welche  eine  solclie  Entwicklung  nicht  überschreiten 
kann,  soll  und  wird,  lässt  sich  zwar  hiernach  nicht  im  voraus 
bestimmen.  ß)  Die  Gestaltung  der  Technik,  die  Leistungs- 
fähigkeit der  ö.  U.,  vermehrte,  nicht  zu  beseitigende  Mängel  der 
priv.  U.,  bes.  auch  der  Akt.-Ges.,  direkte  u.  sie  begleitende  (Über- 
macht des  Privatkapitalismus,  der  Börse),  unzureichende  Leistungs- 
fähigkeit der  Genossenschaften,  zwingende  soziale  Rücksichten  können 
der  ö.  U.  noch  immer  weitere  Ausdehnung  zu  geben  nötigen  oder 
dies  doch  zweckmässig  erscheinen  lassen  in  einem  von  uns  heute  für 
) unwahrscheinlicli,  selbst  für  unmöglich  gehaltenen  Umfange,  wie 

‘ gegenwärtig  schon  eine  solche  Ausdehnung  sich  vollzogen  hat, 

welche  man  vor  einigen  Merischenaltern  allgemein  für  unmöglich  ge- 
halten hätte,  y)  Nennt  man  solche  Entwicklung  iu  gemeinw'irtsch. 
Richtung  der  volkswdrtscli.  Organisation  „sozialistiscli“,  so  sind 
unsere  modernen  Volkswirscliaften  — wie  freilich  überhaupt  je<lc 
umfassendere  Staats-  u.  Kommunaltätigkeit  es  ist  — in  gewissem 
Masse  „sozialistisch“  geworden  u.  w^erden  es  w^eiter  immer 
mehr.  d)  Aber  daraus  folgt  aa)  nicht  die  Richtigkeit  des 
Schlusses  des  Sozialismus,  dass  das  ganze  Gebiet  der  materiellen 
Produktion  iu  die  „gesellschaftliche“  Produktionsweise  übergehen 
Wierde,  müsse  u.  solle  u.  folgt  bb)  keine  allgemeine  Bestätigung 
der  sozialistischen  Auffassung  der  volkswdrtsch.  Entwicklung  u,  der 
^ bezüglichen  praktischen  Forderungen,  namentlich  betreffs  der  Rechts- 

' Ordnung  für  die  sachlichen  Produktionsmittel,  des  allgemeinen  Er- 

satzes des  Privateigentums  der  Privaten  durch  gesellschaftliches 
Eigentum  daran,  aller  privater  U nternehmungsformeii  durch 
öffentliche,  f)  Aus  den  früher  hervorgehobeneii  zwingendsten 
Gründen,  bes.  auch  wdeder  psychologischer  Art,  verbleibt  nicht 
nur  wahrscheinlich  am  passendsten,  sondern  auch  tatsächlich  das 
grosse  Hauptgebiet  der  materiellen  Produktion  den  privaten  Unter- 
nehmungsformen u.  damit  der  privatwirtschaftlichen  Organisation  u. 
verbleibt  das  Privateigentum  an  den  sachlichen  Produktionsmitteln, 
bes.  am  Kapital,  für  jede  irgend  absehbare  Zeit  im  gi'ossen  u. 
ganzen.  C)  Freilich  nicht  notw^endig  u.  nicht  wahrscheinlich  aa) 
unter  voller  Herrschaft  des  Prinzips  der  freien  Konkun-enz,  sondern 
mit  mehr  oder  w eniger  eingreifender  rechtlicher  Regelung  der  Eln- 
' richtung  der  priv.  Ü.,  der  Arbeitsverhältuisse  darin,  der  Absatz- 

I Verhältnisse;  bb)  ebenso  verbleibt  schwerlich  das  bisher  fast  unein- 

] geschränkte  Privateigentum  au  Kapital  u.  Boden,  sondern  ein  stark 

nach  sozialen  Rücksichten  eingeschränktes,  auch  wird  cc)  w^ohl  dies 
Privateigentum,  bes.  bei  Grund  u.  Boden,  wenigstens  das  für  gewisse 
Zwecke  (o.  S.  114  ff’.),  durch  öffentliches,  des  Staats,  der  Gemeinden 
u.  anderer  öffentl.  Gebietskörper,  ersetzt,  wenn  auch  daun  dessen 
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Benutzung  wieder  den  privaten  Untemelimungen  leih-,  pacht-, 
inietsweise  überlassen  wird. 

. } 

II.  Die  Gliederung  der  nationalen  Gesaintarbeit,  besonders 
im  freien  Verkehr.  (Arbeitsteilung.) 

S.  die  Literat nrangaben  in  § 26  S.  111.  Lieblingsgegenstand  der  älteren 
britischen  Nationalökonomen  seit  A.  Smith,  v.  Hermann,  Unter- 
siichnngen,  2.  AuH.  S.  193 ff.,  Eman.  Hermann,  Prinzipien  der  Wirt- 
schatt.  l.  Heber  Grossbetrieb:  Wagner,  Grundlegung.  3.- Aull.  I. 
S.  821fn  Scliinoller,  Gf*scliichte  der  deutschen  Kleii^ewerbe,  Halle 

Kapitalismus.  Kleinwächter,  im  ^hönbergschen 
Handbuch,  1.,  Bexis,  Artikel  Gross-  und  Kleinbetrieb  im  Handwörter- 
buch der  Staatswissenschaft.  Schönberg,  Handbuch,  II.,  Abhandl. 
Gewerbe.  Roscher,  Ansichten  der  Volkswirtschaft.  :i.  Aufl.  187P.  II. 

I j • 1 ^ ^ ^duktion  usw„  V.  S c h u Iz e - G ä V e r n it z , 

Grossbetrieb,  die  o.  S.  120  gen.  Sclir.  von  Reinhold,  Tönnies,  auch 
Z ö p f 1 , Nat.-ökon.  d.  techn.  Betriebskraft.  I.  B.  Grundlegung.  1900. 
Frage  der  Kleinkraftmaschinen,  Alhrecht  in  Schmollers  Jahrl).  ISSh! 
Hd.  13.  Grothe,  eh.  1SS4,  Bd.  8.  Reuleaux,  die  Maschine  in  der 
Arbeiterfrage,  1885.  2.  Schilderung  der  Arbeiterverhältnisse  in  Fabrik- 
und  Hausiudusti  ie,  s.  prakt.  Nationalökonomie.  0.  Ueber  Gross-  und 
Kleinbesitz  und  Betrieb  in  der  Landwirtschaft,  s.  Agrarpolitik;  Bern- 
hardis  V erk.  4.  Sozialistische  Literatur.  (Uebertreibung  und  zu 
weite  Verallgemeinerung  der  Grossbetrieb.stendeiiz).  Vgl.  G. Schm  oller, 
Pieuss.  Jahrbücher  1892.  I.  A.  Wagner,  das  neue  Programm  der 
Sozialdemokratie,  1S92.  5.  Landwiidschaft  liehe  Besitz-  u.  Betrielistatistik 
Gewerbezählungen.  Deutsche  Benifsauinahme  von  188'^  und  189o* 
S.  Wagner,  Grundlegung.  3.  AuH.  I.  § 2k5-247. 

§44.  — I.  Wesen,  Arten.  A.  Prinzipielle  Auffassung  der 
Arbeitsteilung  für  die  V olks Wirtschaft:  der  Gesamtbedarf  an 

Gütern  (inkl,  Diensten)  einer  Gemeinschaft  wie  des  Einzelnen  und 
<ler  Gruppen  als  Gliedern  dieser  Gemeinschaft,  wird  1)  niclit  durch 
die  isolierte  1 atigkeit  (Arbeit)  des  Einzelnen  für  sich,  sondern 
durch  die  Vereiniginig  der  Tätigkeit  (Arbeit)  und  des  Besitzes  der 
Glieder  zu  Produktionszwecken  gedeckt  und  2)  alsdann  der  Anteil 
vom  so^  gewonnenen  Gesamtprodukt  (vom  Volkswirtschaft!.  Rein- 
ertrag, S,  42  ft.)  dem  Einzelnen  zum  Zweck  der  Bedürfnisbefriedigung 
ziigerülirt.  B.  Das  Problem  der  Arbeitsteilung  liegt  daher  nicht 
nur  1)  auf  dem  Gebiet  der  Produktion,  sondern  zugleich  2)  auf 
dem  der  Verteilung  des  Produktionsertrag,  n.  zwar  völlig  hierin 
naturahvii'tschaftl.  Verhältnissen,  wo  die  gewonnenen  Produkte  nicht 
aus  der  Wirtschaft,  bezw.  Unternehmung  (s.  S.  146)  hinaus  abgesetzt, 
soudern  irgendwie  von  den  Personen  innerhalb  dieser  Wirtsch.  (einschl! 
etwaiger  Unfreier,  auch  wenn  diese  rechtlich  nicht  oder  niclit  voll 
als  Personen  gelten),  zu  Genuss-  oder  neuen  Prod.-Zwecken  ver- 
wendet werden.  Das  Arb.-Th.-Problein  liegt  aber  auch  noch  mit 
3)  auf  dem  Gebiete  des  Umlaufs  (§48),  indem  in  der  Verkehrs- 
u.  Absatzwirtschaft  eben  die  Arbeitsteilung  die  Grundlage  u Vor- 
aussetzung des  Güterumlaufs  ist.  C.  In  der  Art,  wie  die  Arbeits- 
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und  Besitzvereinigung  zu  Produktionszwecken,  die  Arbeitszuweisung 
und  die  Bestimmung  und  Zuführung  der  Anteile  am  Ertrage,  ferner  ^ 

die  Verhältnisse  des  Güterumlaufs  (§  48  ff)  geregelt  werden,  unter-  v 

scheiden  sich  die  historisch-rechtlichen  Formen  der  Arbeitsteilung,  t 

so,  wieder  bes.  ob  und  wie  autoritativ  (auch  zwangsweise)  oder 
vertragsmässig  vorgegangen  Avird.  D.  Dalier  ist  auch  hier  rein 
ökonomischer  und  historisch-rechtlicher  Standpunkt  der  Betrachtung 
zu  unterscheiden.  E.  Ökonomisch-technischer  Grund  der  A.-T.: 
die  Leistungsfähigkeit  des  Arbeiters,  die  Produktivität  der  Arbeit, 
deren  Nutzeft’ekt  für  Wertschaftung  u.  Werterhöhung  zu  steigern, 
teilweise  selbst  erst  zu  ermöglichen,  die  verschiedenen  menscliL 
Fähigkeiten  zu  verwerten,  sie  durcli  Ausbildung,  Übung,  Kon- 
zentration der  Ai'beit  auf  bostimmte  einzelne  Aufgaben  zu  ent- 
Avickeln,  das  ganze  Leben  des  in  Arbeitsteilung  spezialistisch  be- 
schäftigten ^lenscheu  dem  ArbeitszAveck  anzupassen.  F.  Wirt- 
schaftliche Hauptarten  der  A.-T.:  1.  Trennung  besonderer  Unter- 
nehmungen. 2.  In  der  Unternehmung;  Trennung  A'on  a)  Leitung, 
b)  UeberAvachung,  Anleitung,  c)  Ausführung.  3.  Innerhalb  jeder 
dieser  drei  Tätigkeiten:  Trennung  der  technischen  Verrichtungen 
(im  Grossbetrieb  eventuell  auch  unter  verschiedene  Personen 
der  Leitung).  G-  Bedingungen  für  das  Wohl  der  Beteiligten: 

1.  NotAvendiges  GleichgCAvicbt  in  Produktion,  Absatz,  Konsumtion. 

2.  Vermeidung  \mn  Gefahren  für  mangelnden  Bezug  der  eigens  be- 
durften, aber  nicht  selbst  geAvonneuen  Güter  u.  für  mangelnden 
Absatz  der  selbsterzeugten,  aber  nicht  eigens  bedurften  Güter  ii.  in 
beiden  Fällen  zu  ungenügenden,  dort  zu  zu  hoben  Bezugs-  oder 
Kinkaufspreisen  u.  hier  zu  zu  niedrigen  Absatz-  u.  Verkaufspreisen, 
also  überhaupt  Vermeidung  A^on  Gefahren  unrichtiger  Preisbildung  im 
Konkurrenzsystem,  daher  besonders  in  der  Geld-  u.  Kreditwirtschaft. 

H.  Die  A.-T,  A'ollzieht  sich  in  der  „freien^*  Volkswirtschaft  als 
Produkt  der  „Verkehrsfreilieift^,  der  freien“  (wenn  auch  traditionell 
u.  durch  die  Lebensverhältnisse  fast  eines  jeden  immer  noch  ge- 
bundenen!) Berufswahl.  Sie  soll  dies  nach  der  liberal  - indi- 
vidualistischen Doktrin  auch  nur  so  tun  (kein  „ZAvang“)  u.  tut  es 
danach  im  Wesentlichen  richtig.  Hier  Avalten  indessen  die  üblichen 
optimistischen  Illusionen  ob.  1.  Namentlich  A’erteilen  sich  eben  die 
Unternehmungen  u.  die  Arbeitskräfte  u.  Kapitalien  nicht  immer  so 
„von  selbst“  genau  nach  dem  Bedarf  (o.  S.  130),  greifen  daher 
1 b'oduktion  u.  Bedarf  nicht  stets  sicher,  weder  qualitativ,  nach 
Arten,  nocli  quantitativ,  nach  Klengen  der  Güter,  noch  zeitlich  und 
örtlich  genau,  Avie  Räder  der  Maschine,  in  einander  ein.  2.  Das 
Ergebnis  ist  regellose  Produktion  und  Auseinandergehen  von 
Produktion  u.  Bedarf.  3.  Die  Abhilfmiitel,  Kartelle,  Trusts  reichen 
nicht  aus,  sind  auch  bereits  ein  Bruch  mit  dem  Prinzip  des  „freien“ 

Verkehrs,  u.  haben  andere,  schwer,  wenn  überhaupt,  beseitigbare 
Bedenken.  4.  Die  allgemeine  „gesellschaftlich  geregelte“  Produktion 
u.  Verteilung  des  Sozialismus,  u.  die  allles  umfassende  „Verstaat- 
lichung“ der  Produktion,  welche  dann  auch  mit  einer  von  oben 


angeordneten  Verteilung  der  Arbeitskräfte  auf  ^ 

sein  müsste,  sind  zwar  theoretisch  richtig 
eben  unausführbare  u.  schon  bei  teilweiser,  aber 

Ausführung  von  noch  verhängnisvolleren  folgen  g , < 

bekämpfte  Uebel  sie  zeigt  (o.  S.  183).  5.  Man  wir  , _ 

einer  Beschränkung  der  angedeuteten  Gefa  en  in 
privatwirtsch.  Organisation  sich  begnügen  müssen. 

I Die  grossen  nationalen  Berufsgruppen  im 
svsteni  der  entwickelten  modernen  Volkswirtschaft.  ‘ 

hier  in  Wechselwirkung:  Arbeitsteilung,  . 

Wicklung  der  Volkswirtschaft  aus  natyal-  verkebij-,  ^eld-  u 

kreditwirtschaftl.  Verhältnisse,  aus  dem  -f f 
Industriestaat“,  aus  ländlichen  Wohn-  u.  Wirtschaftsverhaltnisse 
V , . xi^r.f«r;r*Ulnn(r  der  ffanzeii  heimischen 


Zahl  d.  Beschatt. 
Betrieb.  Pers. 

219.9  598..") 

270.0  1021.5 

848.8  1 390.0 

199.0  1 045.5 

14.2  127.9 

9.5  19.9 

635.2  1 333.0 

7 2'^.'^ 

78.7  230.4 
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D.  Reich,  nach  den  3 grossen  Zweigen  der  materiellen  Produktion 
A.(Land-,  Forstwirtsch.  usw.  — B.  Gewerbe  (Industrie)  mit  Bau-,  Berg- 
u.  Hüttenwesen.  — C.  Handel  u.  Verkehr  mit  Gast- u.  Schankwirtsch.): 


BeschÄft. 
Personen 
Im  Ganzen 

Selbständige 

Angestellte 

Arbeiter 

Summe 

Gruppe  A. 

Selbständige 

Angestellte 

Arb(*iter 

Summe 

Gruppe  B. 

Selbständige 
Angestellte 
Arbeiter 

Summe 

Gruppe  C. 

Selbständige 
Angestellte 
Arbeiter 

Summe 


1882  1895 

absol.  Zahlen 
(1000) 

5 191  5 474 

307  022 

10  705  12  817 

10  203  18  915 


188-2  1895 

relat.  Zahlen 


2 288 
07 
5 882 

8 230 


2 201 
99 
4 09(i 

0 390 


702 

141 

727 


1 570 


2 509 
90 
5 628 

8 293 


2 062 
204 
5 950 

8 281 


844 
202 
1 233 


2 338 


-t-  - “’o 
+ 5.4 

+ 102.4 
+ 19.8 

.320.3 

19.0 

0(ä».7 

**.  üO 

289  4 
32.9 
677.7 

H ®/oo 

— 301» 
-\-  13.0 
17.0 

— 

16.7 

1 000.0 

1 (MXJ.O 

+ 

12.3 

277.8 

30H.8 

— 32.0 

1 

44.5 

8.1 

lU) 

+ 3.5 

— 

4.3 

714.1 

b7s.() 

3»)iO 

O.Oit  1 000.0  1 OIKl.O 


— 5.2 

4-  100.1 
-I-  45.4 

-f-  29.5 


-f  20.2 
84.7 
07.5 


+ 48.0 


344.1 

lo.i) 

640.4 
1 0(XJ.0 


440.7 

90.2 

403.1 


1 (.MKJ.O 


249.0 

.31.8 

719.2 

1 (HM).O 


300  7 
112.0 
527.3 


1 000.0 


— 95.1 
16.3 

— 78.8 


— 80.0 
-+-  21.8 
64.2 


Diese  Zahlen  zeigen  die  „soziale  “Struktur  der  deutschen  Volks- 
wirtsch.  bes.  gut,  zugleich  die  Entwicklungen  darin  1882 — 95  unter  dem 
Einfluss  der  Industriestaats-Entwicklung.  Bes.  beachtenswert  sind  die 
Verschiedenheiten  der  3 Personengruppen  in  den  3 grossen  Berufs- 
gruppen und  wieder  in  den  lietreffenden  Veränderungen  1895  gegen 
1882.  Charakteristisch  ist  die  Zunahme  der  „Angestellten“,  der  sogen, 
neue  „Mittelstand“  (genaue  Vergleichbarkeit  der  Daten  beider  Aufnahmen 
vorausgesetzt  — ?). 

K.  Mit  allen  diesen  Verhältnissen  hängt  wieder  die  grosse  lokale 
Volkswirtschaft!.  Arbeitsteilung  nach  ländlicher  u.  städtischer 
Arbeit  und  Wohnsitz  mit  dem  gegenseitigen  Güteraustausch  unter 
einander  zusammen.  S.  o.  S.  38  u.  Statistik  S.  71. 

II.  Die  soziale  und  universale  Bedeutung  der 
Arbeitsteilung.  Das  Prinzip  der  Arbeitsteilung  bildet  auch  eine 
Hauptgrundlage  der  ganzen  sozialen  (u.  politischen)  Klassen- 
schichtung der  Bevölkerung  u.  Veränderungen  in  der  A.t., 
in  AVechselwirkung  mit  solchen  in  der  volkswirtsch.  Entwicklung, 
führen  auch  wieder  zu  Veränderungen  in  dieser  Klassenschichtung. 
A.  Die  althistorische,  bis  in  unsere  Zeiten  für  das  ganze  soziale, 
politische,  kulturelle  Völkerleben  grundlegende  Klassenschichtung 
ist  die  in  1.  obere  Klassen  (Stände),  oft  mit  einem  Herrscher 
(Herrscherhaus,  Dynastie)  an  der  Spitze,  mit  Kriegern,  Priestern, 
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Adel  daneben  oder  diese  Stände  auch  in  selbständigerer 
n in  2.  untere  Klassen,  „Volk“,  die  Masse  der  die  „materiellen 
wirtschaftlichen  Berufe  betreibenden  Bevölkerung  a)  Ini  staiken 
Masse  beruht  die  Stellung  der  oberen  Klassen  hier  den  vinteien 
.re-enüber  auf  dem  Besitz,  bes.  dem  Grundbesitz  in  Händen 
der  ersten  u.  der  dadurch  bedingten  wirtschaftlichen  ii  sonstigen 
Herrschaftsstellung,  b)  Aber  eine  gewisse  wirtschaftl.  Arbeits- 
teilung 11.  ein  daran  sich  knüpfendes  Anstauschsystem  von  Dienst- 
leistungen nnd  Sachgütern  besteht  doch  auch  hier  iii  dem  Ver- 
hältniss  der  beiden  Schichten  zu  einander; 

(i)  Die  „oberen“  Klassen  erhalten  durch  die  „unteren“  die  von 
ihnen  bedurften  u von  diesmi  gelieferten  Sachgüter  u.  Dienstleistungen, 
n " erSSnV  \Vei  ie  nich  den  historischen  Rechtsfprmen  der 

ThiSeit  Freiheit,  des  Besitzes,  der  Produktion  (pers.  Dienste  und 
\rbeiten  in  der  materiellen  Produktion,  auf  .leni  Grundbesitz  der  obenm 
Klassen  oder  Teilen  tlavon.  bei  Fnfreiheit,  in  Kolonats-  und  ähnlich«  n 
Yerhältnissen  daneben  Produktenlieferungen  in  mancherlei  versclnedenei 
Fonn  rgrmid-  ii.  gutsherrl.  Verfassung,  Abgaben  an  Priester,  iempel, 
Kircheif  Fürsten],  bis  zu  den  Abgaben  halbtreier,  wie  unterwoifenei  B«^ 
völk«'ruiigen  u.  sonstiger  Abhängipr  u.  bis  zu  Gebühren 
üntei-tanen  freier  „Bürger“  für  aen  hürstenhof,  auch  zui  Bcstieitung  d 
k^t,;n  des  BeLtentuL,  Heeres),  ß)  Das  „Volk“,  die  unteren,  au.d. 
die  unfreien  Klassen  erhalten  aber  doch  soziale,  ideelle,  auch  z 1. 
materielle  wirtschaftl.  G<'genleistungen  «1er  ,,ob«'r«>n  Klassen  Schm 
gewähr,  Kulturförderung,  religiösen  l bernutthingen, 

Erwerbs.n-möglichung  (wie  bei  l berlassung  von  Grundbisitz).  / ) ^ ^ 
beruht  hier  auf  Tradition,  gewohnten  Autoritats Verhältnissen,  ,,Glaubenh 
momenten“,  religiös.u-,  sozialer,  politischer  Art  u verändert  sich,  v^  - 
schwindet  selb.st  mit  diesen  Grundlagen,  dd)  Aber  bei  iicbtig«  i Zu 
sainmenfassung  aller  materiellen  u.  immateriellen  Arbeit  als  „natioiu 
Ges^mtarbeit“  u.  bei  Herausschälung  des  Prinzipiellen  aus  den 

histÄ  u ö^  u in  Rechts-  u.  Sittenformen  Veranderhcheiym 

das  zu  Grunde  liegende  Arbeitsteilungs-  u.  Austauschmoment  nicht  zi 
verkennen. 

c)  Dieses  Arbeitsteilungsmomeiit  ist  sogar  von  universaler, 
kulturhistorischer  Bedeutung,  überragt  darin  jede  «"dre  An 
der  Arbeitsteilung  u.  erscheint,  bei  allem  M echsel  der  Formen  u. 
der  Art,  wie  es  sich  vollzidlit,  den  Folgen,  welche  daraus  hervor- 
«•eheii,  wenigstens  nach  bisheriger  geschichthcher  Ertahrung,  als 
Tiotwendige  Voraussetzung  der  Entwicklung  höherer 
Kultur  überhaupt.  .1)  Um  so  luunzipiell  tieferpeilend,  gmnd^ 
stürzend,  aber  auch  mihistoriscli,  unrealistisch  unpraktisch, 
unerreichbar,  ja  „utopisch“  erscheint  dein  gegenüber  wieder  das 
Ziel  u Streben  des  Sozialismus,  gerade  mit  dieser  KkssenschiciiPiiig 
u.  allerdings  dann  auch  folgerichtig  mit  ihrer  wirtschattlichen  \ or- 
aussetzung  zu  brechen;  mit  Herrenautorität  gegenüber  Unfreien ; m.t 
Fürsten  , Priester-,  Adels-,  Kriegerautorität  gegenüber  abhängigem 
dienendem.  Arbeit  u.  Arbeitsprodukte  „uiieiitgelthch  (d.  | 

gegen  Entgelt  in  individuellen  „Prcisgütern“)  lieferndem  .,\  olk  , 
mit  Besitzautorität  ('Privateigentum  an  den  sachl.  Produktionsmittelii, 
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Boden  u,  Kapital)  gegenüber  dem  von  den  Unternehmern  als 
Besitzern  dieser  Mittel  beschäftigten  persönlich  freien  ,, arbeitenden 
Volke“. 

B.  Auch  die  Arbeitsteilung  zwischen  ünternehmer, 
Arbeitsgeber  u,  „Arbeiter“  hat  neben  der  wirtschaftlichen 
noch  eine  besondere  soziale  Seite,  welche  sich  in  verschiedener 
Art  u.  Mass  in  den  verschiedenen  Unternehmungs-Arten  u.  in  der 
geschichtl.  Entwicklung  der  Volkswirtschaft  zeigt.  S.  darüber  oben 
bes.  S.  148ff.  1.  Im  Grossbetrieb  aller  Zeiten  u,  Wirtschafts- 

gebiete tritt  diese  soziale  Seite  besonders  scharf  hervor,  a)  früher 
namentlich  im  ländlichen  Grossgriindbesitz  u.  Landwirtschafts-  und 
u.  etwa  damit  verbundenen  Veredlungs-  (Gewerbe-)  Betrieb  (alte, 
mittelalterliche  Welt  u.  die  Zeit  der  Bildung  neuerer  grosser  Gats- 
betriebe); b)  heute  nicht  nur  hier,  sondern  auch  u.  stärker  iin 
Industrie-  u.  Montangrossbetrieb  und  immer  mehr  darüber  hinaus 
auch  in  anderen  Betriehsgrössen  (§47).  2.  Mit  der  wirtschaftlichen, 
Bildungs-,  kulturellen  Hebung  der  „arbeitenden  Klassen“  einer-, 
der  tatsächlichen  Aussichtslosigkeit,  bei  aller  formalen  Eechtsfreiheit 
dazu,  in  die  höheren  wirtschaftlichen  Klassen,  der  Unternehmer. 
Leiter,  der  ,, oberen“  Klassen  überhaupt  aufzusteigen,  andererseits 
wird  die  Arbeiterschaft  aus  einer  wirtschaftlichen  immer  mehr  zu 
einer  sozialen  wahrhaften  „Klasse“,  welche  sich  als  solche  fühlt, 
es  bildet  sich  der  „k  assenbewusste“  Arbeiter  heraus.  3.  Damit 
erreicht  gerade  diese  wirtschaftl.  Arbeitsteilung  zwischen  ünter- 
nehmer u.  Arbeiter  eine  „universale  soziale“  u.  immer  stärker 
aucli  eine  spezifisch  politische  Bedeutung,  eine  Erscheinung, 
wie  sie  in  dieser  Weise  u.  Stärke  noch  niemals  in  der  Geschichte 
hervorgetreten  ist.  4.  So  ist  diese  Entwicklung  ein  besonders 
Avichtiges  Beispiel  u,  ein  guter  Beleg  für  die  Beeinflussung  aller 
Seiten  des  Volkslebens  durch  spezitisch  wirtschaftliche  (u.  dieser 
Avieder  zu  Grunde  liegende  technische)  EiitAvicklungen. 

§45.  — II.  Bedingungen,  Grenzen  der  Arbeitsteilung.  Es 
sind  dreierlei,  technische,  ökonomische,  rechtliche,  AA'elche  sich  in 
den  drei  oben  (§  44)  unterschiedenen  Avirtscliaftl.  Arten  nicht  immer 
gleichmässig,  sondern  mehr  oder  Aveniger  u.  im  einzelnen  A*er- 
schieden  u.  in  A'erschiedenen  Kombinationen  geltend  machen.  1.  Die 
technischen  Bedingungen  u.  Grenzen  liegen  a)  in  Abhängig- 
keiten der  Produktion,  daher  der  Vornahme  der  Arbeit  a'ou  der 
äusseren  Natur:  bei  danach  zu  unterbrechenden  Tätigkeiten  kann 
die  gleiche  Arbeit  nicht  stetig  fortgesetzt  wan'den,  muss  die  Art  der 
Arbeit  hei  demselben  Arbeiter  Avechseln,  kann  die  Arbeitsteilung 
niclit  soAveit  gehen,  als  avo  eine  Arbeitskraft  beständig  mit  derselben 
Arbeit  beschäftigt  werden  kann  (Hauptunterschied  aller  landwirt- 
schaftlichen, vom  Wechsel  der  Jahreszeiten  abhängigen  Arbeit  mit 
geringerer  Arbeitsteilung  von  den  meisten  industriellen,  mit  Avichtigen 
ökonomisch-technischen  u.  sozialen  Folgen,  auch  tiir  die  Arbeiter- 
frage). b)  Weitere  Grenzen  liegen  in  der  bestimmten  Zahl 
einzelner  technischer,  zu  derselben  Zeit  A'ornehmbarer, 
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also  nicht  an  eine  bestimmte  Zeitfolge  gebundener  Verrichtungen, 
in  welche  sich  eine  Arbeitsaufgabe  technisch  zerlegen  m so 
unter  verschiedene  Arbeiter  zur  Ausführung  verteilen  lasst.  Doch 
muss  hierbei:  c)  die  einzelne  Verrichtung  gleich  lange  Zeit- 
dauer beanspruchen.  Soweit  dies  nicht  der  lall  muss  derselbe 
\rbeiter  verschiedene  Verrichtungen  austühren,  kann  die  Arbeits- 
milung  also  praktisch  nicht  soweit  durchgeführt  werden  als  es 
technisch  möglich  wäre.  Aus  den  Punkten  a)  u.  b)  ergeben  sich 
besondere  Vorteile  für  den  Grossbetvieb,  die  Arbeitsteilung  weiter 
durchführen  zu  können  (§47).  - 2.  Die  ökonomischen  Be- 
dinKiinijen  u.  Grenzen  liegen  a)  zunächst  in  der  Grosse  u.  ^rt 
des  für  die  Produktion  verfügbaren  Kapitals:  es  muss  für  die 
arbeitsteilige  Arbeit  in  gegebener  Zeit  mehr  umlaufendes  Kapital 
(Koh-  Hilfsstoffe),  u.,  wegen  rascherer  Abnutzung,  auch  etwas  me  ir 
stehendes  (Werkzeuge,  ^Waschinen)  verwendet  werden  n^il  mehr 
Produkt  hergestellt  wird,  b)  Weiter  kommt  die  Möglichkeit 
des  Absatzes  einer  solchen,  der  A.-T.  zu  verdankenden  p*osseren 
Menge  Produkts,  daher  die  Ausdehnung  u.  Ausdehnungs- 
fäh i«-k  eit  des  Markts  in  Betracht.  Diese  wird  a)  erleichtert  durch 
die  mit  auf  den  Folgen  der  Arbeitsteilung  beruhende 
reduktion,  daher  der  möglichen  Preiscrmässigiing  der 
Einheit:  S)  sie  hängt  ab  von  der  Grösse,  örtlichen  Verteilung  (V  olks- 
dichte, Stadtu,  Land,  Stadtgrösse)  u.  dem  Wohlstand  der  Be- 
v:*ilkeriui‘>*  fwas  u.  a.  von  bes.  Bedeutung  tür  die  Lrinoglichung  von 
ei'nien  Spezialgeschäften  im  Handelsverkehr  mit  dem  privaten 
Konsumentenpublikuni  im  Ortsabsatz  ist);  y)  sie  hängt  weiter  a 
von  der  Entwicklung  u.  Beschaffenheit  der  Komnninikations-  u. 
Transportmittel  ii.  der  Wohlfeilheit  ihrer  Leistungen  in  der  Be- 
förderung der  Personen,  Waren,  Nachrichten  mit  der  Folge  der 
birweiterung  des  Lokalabsatzes  zum  Fernabsatz,  des  kleinen  zum 
Massenabsatz,  des  Absatzes  überhaupt  u.  des  iminer  grosseren  und 
weiteren  Fernabsatzes  auch  von  schwereren  voluminöseren  i rodukten 
niedrigen  siiezitischen  Werts  (Bedeutung  des  Wassertransports,  der 
Dampfkommunikation,  des  Ei.senbahn-,  Post-,  1 elepaphenwesens, 
billigen  Portos  für  Zirkulare,  Reklame papiere,  1 ostkollis,  --  alles 
die  Entwicklung  der  grossen  Versandgeschätte,  des  Grossbetriebs 
im  sog.  Detailhandel  begünstigend).  — 3.  Die  rechtlichen  Be- 
dingungen sind  a)  Vorhandensein  genügender  Rechtssicherheit 
11.  Rechtsschutzes  tür  den  Verkehr,  für  Personen,  Waren,  Aach- 
richten, im  Absatzgebiet,  auch  in  iDr  Fremde,  daher  die  Beschatten- 
heit  11.  Funktion  der  grossen  Präventiv-  ii.  Represseinrichtungen  des 
Staats  iisw.  hierfür  (S.  108),  die  Gestaltung  des  Völkerrechts  im 
internat  Verkehr;  b)  die  Beschaffenheit  der  wirtschaitl.  Rechts- 
ordnung. Hier  sind  a)  die  älteren  „Gebundenheitsordnungen' , wie 
des  Gilde-  u.  Zunftwesens,  mit  ihrer  die  freie  Bewegung  des 
Unternehmers  ii.  die  Gestaltung  ii.  Grösse  des  Betriebs  ein- 
s-hränkenden  Normen,  auch  der  Entwicklung  der  Arbeitsteilung 
nachteilig,  ebenso,  weltwirtschaftlich  betrachtet,  das  Schutzzollsystem 
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an  sich,  weil  es  die  Konzentration  der  Produktion,  bes.  der  Industrie, 
in  bestimmten  Ländern  u,  in  deren  Betrieben  u,  ihres  Absatzes  von 
da  aus  nach  allen  Seiten  hemmt;  ß)  umgekehrt  begünstigten  die 
freien  Ordnungen,  bes,  Gewerbefreiheit,  Freihandelssystem,  speziell 
auch  Freizügigkeit  der  Bevölkerung  die  Entwicklung  der  Arbeits- 
teilung. 

§ 46.  — III.  Folgen  der  A.-T.  A.  Bes.  die  günstigen 
(Nutzen  für  Produktion,  Konsumtion,  Arbeiter,  kapitalist.  Unter- 
nehmer). 1,  Steigerung  der  Wirksamkeit  der  Arbeit  im  einzelnen 
Fall  u.  daher  im  ganzen,  ähnlich  wie  bei  wachsender  Herrschaft 
über  die  Naturkräfte  u.  bei  Fortschritten  der  Technik  (§  34,  35). 
2.  Die  möglichen,  wirklichen  u.  wünschenswerten  Folgen  sind  dann 
gleichfalls  ähnlich  wie  bei  solchen  Fortschritten.  Es  genügt  däher, 
auf  die  Ausführungen  hierüber  in  § 35  zu  verweisen.  3.  Welche 
Folgen  tatsächlich  eintreten  u.  eintreten  können,  hängt  wieder  mit 
den  Problemen  der  volkswirtsch.  Organisation  u.  Rechtsordnung 
(1.  T,  Kap.  5 oben),  mit  den  psychologischen  Momenten  (§  2),  mit 
Sitten  u.  Sittlichkeitsverhältnissen  (§  20)  zusammen,  wofür  ebenfalls 
auf  die  früheren  Ausführungen  Bezug  zu  nehmen  genügt. 
4.  Einzelne  Punkte  bezüglich  der  nützlichen  Folgen,  hier  wesentlich 
nach  der  klass.  Nat.-Ok.  (A.  Smith,  Say,  bes.  Hermann,  dem 
hier  mehrfach  genauer  gefolgt  wird,  u.  a.),  die  das  bereits  aus- 
reichend u.  abschliessend  erörtert  hat,  wenn  auch  etwas  einseitig 
unter  vornehmlicher  Beschränkung  auf  die  Verhältnisse  der  Arbeits- 
teilung in  den  technischen  V errichtungen  der  austührenden 
Arbeiten  u.  nach  Erfahrungen  der  unvollkommenen  Technik  ihrer 
Zeit  vor  der  modernen  maschinellen,  a)  Erhöhte  Geschicklich- 
keit, also  quantitativ  u.  qualitativ  gesteigerte  Leistungsfähigkeit 
des  Arbeiters  durch  ausschliessliche  oder  vor-waltende  Widmung 
an  eine  u.  dieselbe  spezielle  Arbeitsaufgabe  (Verrichtung): 
„Übung  macht  den  Meister“, 

Belege  durch  Beispiele  aus  der  Produktion,  im  Handwerk,  Haus- 
industrie u.  Heimarbeit,  Manvifaktur,  Fabrik,  a)  A.  Smith’s  Nagelschmied, 
Stricknadelfabrikation,  Says  Spielkartenfabrikation,  Schlüsse  mit  aus 
Preisen  für  Hausindustrie-Artikel,  Spielwaren  u.  dgl.,  wobei  freilich  die 
Wirkung  von  Lohn-  und  Preisdruck  erst  zu  eliminieren  ist.  Die  neuere 
techn.  E^ntwicklung,  Mitbenutzen  von  Werkzeugmaschinen  u.  dgl.  hat 
die  älteren  Beispiele  für  die  Gegenwart  freilich  entwertet.  Einfachere 
und  noch  beweiskräftigere  Beispiele  sind  die  Fälle  des  Erlei'nens  der 
Elementarkenntnisse,  Lesens,  Schreibens,  Rechnens,  des  Musizierens, 
die  Folgen  der  erlangten  Uebung  darin,  auch  Beispiele  aus  höheren 
Seelen-  u.  Denkfähigkeiten,  Voi'nahme  geistiger  Tätigkeiten,  Reden  usw.). 
Im  Einzelnen  ist  wichtig:  «)  das  Anpassen  der  Organe  (Muskeln,  Augen, 
Ohren,  Gehirn)  an  die  Bedingungen  des  Arbeitserfolgs  durch  Uebung 
(„Mechanisierung“  der  Verrichtungen,  bis  zu  den  Gehirnfunktionen). 
ß)  Die  Zerlegung  der  Arbeitsaufgabe  in  die  einzelnen  technischen  Ver- 
richtungen dafür,  u.  die  Uebernahme  letzterer  durch  verschiedene 
Arbeiter,  die  dann  in  deren  Ausübung  „Virtuosen“  werden  u.  sich  „in 
die  Hände  arbeiten“,  vereint  also  mehr  leisten  („Zusammengesetze 
Arbeitsteilung“),  y)  Die  Vereinigung  verschiedener  Arbeiter  zur  Be- 

A,  Wagner,  soz.-ökon.  Grundriss,  4.  Aufl.  13 
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wältiffung  einer  grösseren  Arbeitsaufgabe,  welche  die  Kraft  eines 
einzelnen  übersteigt,  u.  die  gemeinsame  Ausfühinrng  (Lastentragen 
u.  dgl). 

b)  Es  wird  auch  wohl  als  Vorteil  der  A.t.  die  Folge  an- 
gesehen, dass  sich  der  Arbeiter  auf  eine  Art  Arbeit  (Vemchtung) 
konzentriere,  so  ihr  alle  Aufmerksamkeit  widme  u.  Zeit  erspare, 
welche  sonst  beim  Wechsel  der  Arbeit  leicht  verloren  geht.  Das 
hat  indessen  etwa  nur  bei  Verbindung  von  sonst  sehr  heterogenen 
Arbeiten  (landwirtschaftlichen,  industriellen)  mehr  Bedeutung.  Die 
Erholung  im  Wechsel  der  Arbeit,  auch  der  Verrichtungen,  die  sani- 
täre Seite  (für  Körper  u.  Geist),  die  psychische  bleibt  dabei  un- 
beachtet. c)  Auch  die  wohl  angeführte  günstige  Folge  dafür,  dass 
die  Konzentration  der  Aufmerksamkeit  des  stets  mit  einer  oder 
wenigen  technischen  Vennchtungen  beschäftigten  Arbeiters  diesen 
leichter  zu  technischen  Erfindungen  führe,  ist  nach  Ausweis 
der  Geschichte  der  Erfindungen  zwar  durch  Beispiele  zu  belegen, 
aber  im  Ganzen  doch  nicht  von  so  grosser  Bedeutung,  heute  noch 
weniger  als  früher.  d)  Vollständigere  Ausnutzung  der 
Werkzeuge,  Maschinen,  daher  Kapital ersparung  im  arbeits- 
teiligen grösseren  Betrieb  ist  in  gewissem  Umfang  ein  Vorteil,  ver- 
glichen mit  den  betreffenden  zersplitterten  Kleinbetrieben  (Allein- 
meister) mit  Bedarf  mannigfaltiger  Werkzeuge,  die  dann  oft  einzeln 
wenig  gebraucht  werden,  e)  Wirtschaftlichere  Verteilung 
der  Arbeitsaufgaben  auf  die  Arbeiter  nach  deren  individueller 
Fähigkeit  (auch  Ausreichendheit  für  eine  Aufgabe),  so  nach 
G eschlecht , Lebensalter , Körperkmft , Kenntnissen , Bildung, 

geistiger  Fähigkeit,  Neigung  (Verwendung  von  Frauen,  Jugend- 
lichen, Kindern  neben  oder  statt  Männern,  ungelernten  neben  oder 
statt  gelernten  Arbeitern).  Ein  freilich  anderseits  mit  spezifischen, 
sanitären,  sittlichen,  sozialen  schädlichen  Folgen  verbundener 
Vorteil,  f)  Die  Arbeitsteilung,  bes.  die  in  selbständige  Unter- 
nehmungen für  soziale  Produktionsaufgaben,  — hier  zumal  im 
System  der  freien  Konkurrenz  — gestattet  vielfach  allein  erst  oder 
doch  am  besten  die  genaue  Feststellung  des  Minimal- 
quantums an  Arbeits-,  Kapital-  u.  Zeitaufwand,  welches  eine 
Produkteneinheit  zur  Herstellung  erfordert,  a)  Auf  die  Innehaltung 
u.  die  weitere  Verminderung  dieses  Min.quantums  wird  dann  hin- 

festrebt,  auch  werden  die  Konkurrenten  angetrieben,  selbst  genötigt, 
asselbe  Ziel  zu  verfolgen,  ß)  So  wird  der  nationale  Gesamtbedarf 
fortschreitend  wohlfeiler,  mit  geringeren  natürlichen  Produktions- 
kosten gedeckt.  (Hermann). 

5.  Einige  andre  Punkte  sind  wieder  von  noch  allgemeinerer 
Bedeutung  u.  hängen  ausserdem  noch  mit  anderen  Verhältnissen 
zusammen,  die  günstigen  (u.  ungünstigen)  Folgen  sind  daher  nicht 
rein  solche  des  Arbeitsteilungsprinzips:  a)  Es  entwickelt  sich  auf 
Grund  der  Arbeitsteilung  eine  feste  berufsmässige  Ausübung 
bestimmter  spezieller  Arbeiten  durch  Einzelne.  Oftmals  handelt  es 
sich  hier  dann  um  Fälle,  wo  die  Arbeitskraft  und  -Zeit  eines 
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Einzelnen  zwar  vollständig  durch  die  Arbeitsaufgabe  in  Anspruch 
genommen  wird,  ohne  gleichzeitig  andre  Verwendung  finden  zu 
können,  anderseits  aber  ausreicht,  innerhalb  gewisser  Grenzen, 
dieselbe  Arbeitsaufgabe,  wesentlich  mit  gleichem  Mühe-  und  Zeit- 
aufwand, für  solche  Andre  zugleich  mit  auszuführen,  w'elche  sie 
sonst  selbst  übernehmen  müssten.  Hier  kann  diesen  Personen  das 
erspart  w^erden,  indem  der  Erste  sie  „berufsmässig^*  mit  übernimmt. 
Das  bewirkt  also  bei  diesem  erst  eine  volle  Ausnutzung  seiner 
Kraft  u.  Zeit,  bei  allen  Andern  eine  grosse  Ersparnis  an  Arbeit  u. 
Zeit,  macht  beide  bei  ihnen  frei  für  andre  Aufgaben  u.  bewirkt  so 
in  der  ganzen  Volkswirtschaft  eine  gesteigerte  Leistungsfähigkeit. 

Es  ist  das  Prinzip  des  gemeinsamen  Hirten,  Boten,  der  Post  und 
anderer  grosser  Verkehrsanstalten,  vieler  Vermittlungsberufe,  wie  der 
Krämer,  mancher  liberaler  (Lehrer,  Anwälte),  namentlich  aber  auch  des 

fanzen  berufsmässig  ausgeübten  öffentl.  Zivil-  u.  Militärdiensts,  mit  der 

olge  umfassendster  „nationaler“  Arbeitsersparnis. 

• • 

b)  Örtliche  fräumliche)  und  zeitliche,  auch  inter- 
nationale Ai'beitsteiluug,  indem  die  Produkte  möglichst  da  und 
dann  erzeugt  werden,  wo  immer  die  Xatur  (Klima,  Bodeh- 
beschaffenheit,  Verfügung  über  Wasserkräfte),  auch  die  Jahreszeit 
die  Produktion  in  qualitativer  u.  quantitativer  Hinsicht  besonders 
begünstigen,  daher  auch  mit  geringeren  natürlichen  Kosten  gestatten. 

«)  Hier  wird  dann  für  einen  grösseren  Gesamtbedarf,  den 
lokalen  u.  den  fernen  Markt  zugleich,  mehr,  besser  u.  billiger,  auch 
eventuell  in  stärkerem  Masse  arbeitsteiUg,  produziert  u.  knüpft  sich 
interlokaler  Austausch  in  CTösserem  Umfang  an.  Waül  des 
„besten  Standorts“  der  Produktion  nach  solchem  Gesichtspunkt, 
ein  Freihandels- Argument  mit  einem  richtigen  u.  wichtigen  Kern,  wenn 
dieser  Punkt  auch  nicht  allein  über  die  Handelspolitik  entscheiden  kann 
Bezug  von  Produkten  aus  w'armem  Klima,  Anlage  von  Betriebswerken, 
wo  natürl.  Wasserkräfte  zur  Verfügung,  von  Brennstoff  brauchenden 
in  u.  an  Wäldern,  Kohlenfeldern,  von  schweren,  voluminöse  Rohstoffe 
brauchenden,  da  wo  diese  gewonnen  werden  u.  dgl.  m.  ß)  Die  weitere 
Folge  ist,  dass  durch  solche  Eröffnung  grösseren,  bes.  Fernabsatzes  für 
vermehrte  Produktion,  bessere  Ausnutzung  von  vielleicht  bisher  müssigei- 
oder  nur  teilweise  produktiv  verwendeter  Arbeitskraft  u.  -Zeit  mit  der 
Gelegenheit  des  Absatzes  auch  der  Anreiz  gegeben  und  so  in  Summa 
mehr  produziert  wird,  y)  Voraussetzung  dieser  Entwicklung  ist  wieder 
Herstellung  und  Verbesserung  der  erforderlichen  Kommunikationsmittel, 
des  notwendigen  Rechtsschutzes,  entsprechende  Funktion  des  Handels 
für  Aufsuchen  von  günstigen  Produktionsorten  (u.  Zeiten)  und  Absatz- 
gebieten (Bedeutung  des  internationalen  Absatzes  von  Agrar-,  Forst- 
produkten Osteuropas,  Amerikas  in  West-  u.  Mitteleuropa,  in  der 
neueren  Zeit  der  Dampfkommunikation. 

c)  Auch  die  Arbeitsteilung  in  den  Produktionszweigen  nach 
Land  u.  Stadt  hat  ähnliche  günstige  Folgen  in  noch  erhöhtem 
Masse,  a)  In  Verbindung  damit  steht  das  ganze  Austauschsjstem 
zwischen  Stadt  u.  Land,  die  mit  dieser  Trennung  nicht  beginnende, 
aber  sich  immer  allgemeiner  durchsetzende  Verlegung  der  ßohstoff- 
gewinnung  u.  -Verarbeitung  in  verschiedene  Unternehmungen  u. 
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bes.  ungünstig  ein  die  Zerlegung  der  Arbeitsaufgabe  in  kleine  einzelne 
Verrichtungen  [Hausindustrie,  Heimarbeit],  aber  auch  in  den  meisten 
Zweigen  der  ürossindustrie  die  ausschliessliche  Beschäfti^mg  des 
einzelnen  Arbeiters  mit  Herstellung  eines  kleinen  Bestandteils  des 
ganzen  Produkts  — im  wichtigen  Unterschied  zum  alten  Handwerk, 
welches  die  Herstellung  des  Produkts  durch  alle  Stadien  von  der  ersten 
Verarbeitung  des  etwa  fertig  erworbenen  Rohstoffs  an  besorge.  Denn 
mit  dieser  Gestaltung  der  Arbeit  verschwindet  meist  ganz  das  Motiv: 
Freude  an  der  Arbeitstätigkeit  als  solcher  u.  am  Ergebnis  der 
Arbeit  (§2,  auch  oben  S.  121),  das  sonst  mitspielende  schöpferische 
Moment,  damit  ein  wichtiges  u.  auch  ethisch  u.  sozial  günstig  zu  be- 
urteilendes, mit  der  Folge,  dass  nun  umsomehr  andere  Motive  wirksam 
werden  müssen,  um  denselben  Arbeitseffekt  zu  erzeugen,  ein  inhärenter 
Uebelstand  bei  entw  ickelter  Arbeitsteilung  u.  Maschinenanwendung,  was 
beides  vielfach  in  der  neueren  Gestaltung  der  Produktionstechmik  in 
engem  Zusammenhang  steht. 

b)  Die  angedeuteten  üblen  Einwirkungen  sind  teils  allgemeine, 
auf  alle  Beteiligten,  namentlich  auf  alle  Handarbeiter  u.  zur  Kategorie 
der  ausführenden  Arbeiter  gehörenden,  teils  sind  es  wieder  besondere, 
welche  sich  nach  der  Art  der  Arbeiter  spezialisieren,  nach  deren 
Geschlecht,  Lebensalter,  Arbeitsstellung,  auch  nach  den  verschiedenen 
gesamten  Verhältnissen  der  Arbeit,  Löhne,  Arbeitszeit  u.  Dauer. 

2.  Eine  Steigerung  erfahren  diese  üblen  Einwnrkungen  im 
System  der  freien  Konkurrenz,  das  es  auch  wohlgesinnten  u.  für  sich 
dazu  fähigen  u.  wdlligen  Arbeitgebern  schwer  möglich  macht,  von  sich 
aus  Uebelstände  zu  beseitigen,  entsprechende  Kosten  dafür  zu  tragen, 
weil  die  Konkurrenten  das  freiwillig  nicht  mitmachen  (Zustände 
im  älteren  Fabrikwesen  in  den  Anföngen  der  neueren  Maschinen- 
technik, noch  heute  Verhältnisse  in  Hausindustrie,  Heimarbeit). 
3.  Daher  hat  sich  gerade  hier  ein  gesetzgeberisches  u. 
administratives  Eintreten  des  Staats  unentbehrlich  erwdesen: 
das  grosse,  sich  ausdehnende  Gebiet  des  sog.  Arbeiterschutzes. 

a)  Dieses  steht  an  sich  mit  den  Grundsätzen  der  „wirtschaftlichen 
Freiheit“  in  Widerspruch,  vollends  wenn  diese,  wie  von  Theorie  u. 
Praxis  längere  Zeit,  gerade  im  Beginn  des  modernen  Maschinen- 
zeitalters, radikal  individualistisch  aufgefasst  wird.  Denn  es  läuft 
auf  eine  Beschränkung  dieser  Freiheit  hinaus,  speziell  auch  der 
allein  vom  Willen  des  Eigentümers  abhängigen  „freien“  Benutzung 
seiner  Privateigentumsobjekte,  auch  der  als  sachliche  Produktions- 
mittel dienenden  (Grund-,  Haus-,  Kapitalbesitz)  u.  der  materiellen 
Vertragsfreiheit,  zum  Teil  überhaupt  der  persönlichen  Freiheit. 

b)  Die  Entwicklung  der  Arbeiterschutzgesetzgebung  ist  insofern 
auch  von  grosser  prinzipieller  Bedeutung  für  die  ganze  wirt- 
schaftliche Rechtsordnung:  sie  bahnt  in  gewisser  Weise  u.  Umfang 
eine  Rückkehr  aus  der  individualistisch-freien  in  die  Gebundenheits- 
ordnungen wieder  an.  c)  Da  dieser  Arbeiterschutz  in  vielen  seiner 
Bestimmungengegnerischeinte  ressen  derProduktion,  desUnter- 
nehmers,  des  Arbeiters  selbst  berührt,  die  Ausnutzung  der 
Kapitalien,  der  Arbeitskräfte  einschränkt,  so  Kosten  macht  — soweit 
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nunmehr  auch  Orte  (o.  S.  37,  38;,  die  Konzentration  der  Arbeiten 
auf  bestimmte  Gebiete,  bes.,  doch  nicht  allein  im  städtischen  Ver- 
edlungsgewerbe (Handwerk,  Fabrik,  Industrie),  ß)  Auch  hierdurch 
wird  zu  vermehrter  Arbeit  Gelegenheit  u.  Reiz  gegeben:  in  Stadt 
u.  Land  wird  je  für  einen  grösseren  Bedarf  an  Gütern  über  den 
lokalen  Bedarf  hinaus  gearbeitet,  so  wieder  müssige  Arbeitskraft  u. 
-Zeit  mit  Produktionsaufgaben  bedacht,  die  Betriebsvergrösserung 
der  einzelnen  Unternehmung  u.  damit  die  Möglichkeit  stärkerer 
Arbeitsteilung  in  dieser  angebahnt  u.  so  der  Leistungseffekt  der 
verfügbaren  Arbeitskraft  gesteigert:  Alles  die  vielfach  günstigen 
Folgen  einer  massvollen  „stadtwirtschaftlichen“  Entwicklung 
innerhalb  der  heimischen  Volkswirtschaft  (o.  S.  38),  eine  Ent- 
wicklung, welche  eben  zugleich  auf  dem  Gebiete  der  Arbeitsteilung 
liegt. 

y)  Für  die  Anlegung  von  Ackerbaukolonien  hat  man  wohl  aus 
solchen  Betrachtungen  den  nicht  unrichtigen  Schluss  gezogen,  dass  man 
daher  von  vornherein  die  Gründung  von  Städten,  als  Mittel- 
punkten der  Erwerbstätigen,  Sitzen  der  liberalen  Berufe,  der  Behörden 
us-w.,  auch  als  Märkte  Tür  den  Absatz  der  ländlichen  Produktion,  ins 
Auge  fassen  müsse,  nicht  nur  die  Nebeneinander-Siedlung  von  Land- 
wirten. Ältere  geschichtliche  Entwicklungen,  Errichtung  von  Städten 
(Frei-,  Neustädte,  Südwest-,  Nordostdeutschland),  Gewährimg  von 
Marktrechten  und  Stadtrechten  an  einzelne  Landgemeinden  möchten 
den  Beweis  für  die  Richtigkeit  dieses  Gesichtspunkts  liefern.  Er  ist 
um  so  berechtigter,  solange  Femabsatz  von  Agrarprodukten  we^n  der 
Kommunikationsverhältnisse  und  Rechtszustände,  mangelnder  Rechts- 
sicherheit für  den  Verkehr,  fehlt  oder  nur  gering  sein  kann. 

B.  Ungünstige  Folgen,  bes.  Gefahren  für  die  arbeits- 
teilig beschäftigten  Personen,  namentlich  für  die  hand- 
arbeitenden  Klassen  u.  in  Verbindung  mit  Maschinenbenutzung. 

1.  Hier  zeigen  sich  viele  üble  Einwirkungen  auf  physische,  sanitäre, 
geistige,  sittliche  Verhältnisse,  auf  die  ganze  wirtschaftliche  u.  soziale 
Lage,  auf  dem  Gebiete  der  materiellen  Produktion  bes.  in  Industrie, 
Bergbau,  bei  ersterer  in  verschiedener  Weise  u.  Mass  nach  der  ge- 
werblichen Betriebsform,  Handwerk,  Hausindustrie,  Heimarbeit, 
Manufaktur,  Fabrik,  auch  z.  T.  nach  den  Betriebsgrössen  der 
Unternehmungen  u.  der  Rechtsform  (§  43). 

a)  Diese  Einwirkungen  folgen  aus  der  einseitigen,  oft  auf  eine  enge 
Arbeitsaufgabe  beschränkten  Beschäftigung,  unter  vielfach  ungünstigen 
Verhältnissen  des  Arbeits-  u.  Aufenthaltsraumes  (bei  Hausindustrie, 
Heimindustrie,  hier  u.  da  im  Handwerk  auch  ^wöhnlich  zugleich  der 
Wohn-,  Schlaf-,  Essraum),  der  Luft,  der  von  der  Technik  der  Produktion, 
dem  bezüglichen  Verfahren  u.  von  der  Ausübung  der  Arbeit,  den  Methoden 
dieser  selbst  ausgehenden  schädlichen  Einflüssen  u.  Gefahren  (Berg-, 
bes.  Kohlenbergbau,  viele  Fabrikationszweige,  bes.  der  chemischen, 
Textil-,  Feuer  u.  Dampf,  Motoren,  Werkzeugmaschinen  brauchenden,  wo 
Muskelanspannung  vielleicht  geringer,  Nervenanspannung  _ oft  umso 
stärker  ist:  Notwendigkeit  konzentrierter  Aufmerksamkeit  bei  der  Arbeit 
an  Maschinen,  verbunden  mit  abspannender  mechanischer.  Tag  aus,  Tag 
ein,  Jahr  aus,  Jahr  ein  gleichbleibender  Tätigkeit.  Dabei  wirkt  noch 
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bes.  ungiinstig  ein  die  Zerlegung  der  Arbeitsaufgabe  in  kleine  einzelne 
Verrichtungen  [Hausindustrie,  Heimarbeit],  aber  auch  in  den  meisten 
Zweigen  der  Grossindustrie  die  ausschliessliche  Beschäfti^ng  des 
einzelnen  Arbeiters  mit  Herstellung  eines  kleinen  Bestandteils  des 
ganzen  Produkts  — im  wichtigen  Unterschied  zum  alten  Handwerk, 
welches  die  Herstellung  des  Produkts  durch  alle  Stadien  von  der  ersten 
Verarbeitung  des  etwa  fertig  erworbenen  Rohstoffs  an  besorge.  Denn 
mit  dieser  Gestaltung  der  Arbeit  verschwindet  meist  ganz  aas  Motiv: 
Freude  an  der  Arbeitstätigkeit  als  solcher  u.  am  Ergebnis  der 
Arbeit  (§2,  auch  oben  S.  124),  das  sonst  mitspielende  schöpferische 
Moment,  damit  ein  wichtiges  u.  auch  ethisch  u.  sozial  günstig  zu  be- 
urteilendes, mit  der  Folge,  dass  nun  umsomehr  andere  Motive  wirksam 
werden  müssen,  um  denselben  Arbeitseffekt  zu  erzeugen,  ein  inhärenter 
Uebelstand  bei  entwickelter  Arbeitsteilung  u.  Maschinenanwendung,  w^ 
beides  vielfach  in  der  neueren  Gestaltung  der  Produktionstechnik  in 
engem  Zusammenhang  steht. 

b)  Die  angedeuteten  üblen  EinAvirkungen  sind  teils  allgemeine, 
auf  alle  Beteiligten,  namentlich  auf  alle  Handarbeiter  u.  zur  Kategorie 
der  ausführenden  Ai'beiter  gehörenden,  teils  sind  es  wieder  besondere, 
welche  sich  nach  der  Art  der  Arbeiter  spezialisieren,  nach  deren 
Geschlecht,  Lebensalter,  Arbeitsstellung,  auch  nach  den  verschiedenen 
gesamten  Verhältnissen  der  Arbeit,  Löhne,  Arbeitszeit  u.  Dauer. 

2.  Eine  Steigerung  erfahren  diese  üblen  Einwirkungen  im 
System  der  freien  KonkuiTenz,  das  es  auch  wohlgesinnten  u.  für  sich 
dazu  fähigen  u.  willigen  Aiheitgebern  schwer  möglich  macht,  von  sich 
aus  Uebelstände  zu  beseitigen,  entsprechende  Kosten  dafür  zu  tragen, 
weil  die  Konkurrenten  das  freiwillig  nicht  mitmachen  (Zustände 
im  älteren  Fabrikwesen  in  den  Anfängen  der  neueren  Maschinen- 
technik, noch  heute  Verhältnisse  in  Hausindustrie,  Heimarbeit). 

3.  Daher  hat  sich  gerade  hier  ein  gesetzgeberisches  u. 
administratives  Eintreten  des  Staats  unentbehrlich  erAviesen: 
das  grosse,  sich  ausdehnende  Gebiet  des  sog.  Arbeiterschutzes. 

a)  Dieses  steht  an  sich  mit  den  Grundsätzen  der  „wirtschaftlichen 
Freiheit“  in  Widerspruch,  vollends  wenn  diese,  wie  von  Theorie  u. 
Praxis  längere  Zeit,  gerade  im  Beginn  des  modernen  Maschinen- 
zeitalters, radikal  individualistisch  aufgefasst  wird.  Denn  es  läuft 
auf  eine  Beschränkung  dieser  Freiheit  hinaus,  speziell  auch  der 
allein  vom  Willen  des  Eigentümers  abhängigen  „freien“  Benutzung 
seiner  Privateigentumsobjekte,  auch  der  als  sachliche  Produktions- 
mittel dienenden  (Grund-,  Haus-,  Kapitalbesitz)  u.  der  materiellen 
Vei-tragsfreiheit,  zum  Teil  überhaupt  der  persönlichen  Freiheit. 

b)  Die  Entwicklung  der  Arbeiterschutzgesetzgebung  ist  insofern 
auch  von  grosser  prinzipieller  Bedeutung  für  die  ganze  wirt- 
schaftliche Rechtsordnung:  sie  bahnt  in  gewisser  Weise  u.  Umfang 
eine  Rückkehr  aus  der  individualistisch-freien  in  die  Gebundenheits- 
ordnungen wieder  an.  c)  Da  dieser  Arbeiterschutz  in  vielen  seiner 
Bestimmungengegnerischei  nt  er  essen  derProduktion,desUnter- 
nehmers,  des  Arbeiters  selbst  berührt,  die  Ausnutzung  der 
Kapitalien,  der  Arbeitskräfte  einschränkt,  so  Kosten  macht  — soweit 
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nicht,  wie  z.  B,  bei  gewissen  massvollen  Beschränkungen  der  Arbeits- 
zeit, dann  Mehrleistungen,  intensiveres  Arbeiten  möglich  werden 
und  erfolgen,  wie  es  vorkommt  — müssen  freilich  Rücksichten  auf 
solche  Interessen  genommen  werden,  auch  auf  internationale 
Konkurrenzverhältnisse,  d)  In  dieser  Hinsicht  entsteht  das 
Bedürfnis,  wenigstens  über  gewisse  Hauptpunkte  des  Arbeiter- 
schutzes unter  den  für  den  Weltwirtschaft!.  Verkehr  massgebendeu 
Ländern  völkerrechtliche  Verträge  zu  vereinbaren,  freilich 
eine  neue  Schwierigkeit,  e)  In  der  Gesetzgebung  über  Arbeiter- 
schutz sind  mit  allgemeinen  und  ganze  Kategorien  von  Fällen 
umfassenden  Normen  spezialisierende  nach  den  grossen  Gruppen 
der  gewerblichen  ßetnebsformen  u.  weiter  nach  den  Verhältnissen 
einzelner  Produktionszweige  u.  Gewerbe  zu  verbinden,  f)  Dabei 
ist  ^lanches,  bei  der  individuellen  Gestaltung  der  Verhältnisse  u. 
bei  der  raschen  Veränderung  (mit  unter  dem  Einfluss  der  Ver- 
änderungen der  Produktionstechnik)  der  Verordnungsgewalt  zur 
Regelung  zu  überlassen. 

g)  Als  Hauptpunkte  des  Arbeiterschutzes  kommen  namentlich  in 
Betracht:  «)  allgemeine  sanitäre  Kautelen,  bes.  betreffs  der  Arbeits- 
räume, Reinigung,  Lüftung,  Aborte,  Waschanstalten,  Bäder,  Verschilften 
über  Unfallverhütungen,  über  gewisse  arbeitsfreie  Zeiten  (Sonntage,  ev. 
auch,  wenn  das  nicht  auf  gewisse  Arbeiterkategorien  beschränkt  wird, 
allgemeiner  Maximalarbeitstag,  Arbeitspausen  im  Arbeitstag),  auch  Be- 
stimmungen zur  Verhütung  sittlicher  Gefahren;  /^)  genauere  Vorschriften 
über  Kinder-,  Jugendliche-,  Frauenarbeit,  Ausschluss  der  ersten  vor 
einem  gewissen  Alter,  der  Nachtarbeit,  gewisser  Arbeitszweige,  Be- 
schränkungen alsdann  in  der  Beschäftigungszeit  (maximale  Tages- 
Stundenzahl,  Pausen),  ähnliches  Vorg(*hen  bei  Arbeit  Jugendlicher  u. 
Frauen,  Feststellung  arbeitsfreier  Zeit  B^es.  für  diese  (am  Wochenschluss,  für 
Wöchnerinnen,  Max.arb.tag),  Sicherung  des  Schulbesuchs  der  Kinder  u.a.m. 
y)  Für  erwachsene  Männer  hat  man  bisher  meist  an  der  Fiktion  fest- 
gehalten, dass  diese  einen  Schutz  durch  solche  Spezialvorschriften  nicht 
bedürften  und  im  stände  wären,  durch  den  Arbeitsvertrag  alles  Erforder- 
liche sich  selbst  zu  sichern,  auch  z.  T.  indirekt  von  den  Vorschriften, 
2.  B.  für  Frauenarbeit,  mitgetroffen  würden,  wo  ein  Zusammenarbeiten 
von  Männern  u.  Frauen  stattfinde  (Textilindustrie).  J)  Doch  möchte  das 
kaum  ausreichen,  mindestens  solange  nicht  allgemeine  Verbands- Arbeits- 
verträge an  die  Stelle  von  Individualverträgen  getreten  u,  die  Interessen 
der  A^eiter  wirksam  durch  Ausschüsse  u.  dgl.  w ahrgenommen  w erden. 
# ) Man  wird  nur  eine  zu  gi'osse  äussere  Gleichmässigkeit  der  Be- 
stimmungen, z.  B.  über  einen  allgemeinen  gleichlangen  Maximal- 
arbeitstag (von  10,  9,  8 Stunden)  veimeiden  u.  nach  Arbeitszw^eigen 
spezialisieren  müssen,  schon  w^eil  verschiedene  Arbeit  in  luigleichem 
Maasse  abspannt. 

h)  Neben  der  Gesetzgebung  selbst  ist  aber  von  besonderer  Be- 
deutung die  Sicherung  richtiger  und  gleichmässiger  Durch- 
führung  der  Bestimmungen,  Diese  Sicherung  kann  nur  ein 
eigenes  öffentliches  (meist  staatliches)  Ausfsichtspersonal  von 
geeigneter  Vorbildung,  genügend  unabhängiger  Stellung  (daher 
auch  ausreichender  Besoldung)  u.  hinlänglicher  Zahl  gew'ähren 
(Gewerbe-,  Fabrikinspektoren). 
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Mängel  hier  in  der  norddeutschen  Gewerbe-Ordnung  v.  1869,  ail- 
mälige  \ erbesserungen.  Vorläufiger  Abschluss  der  Bestimmungen  über 
Arbeiterschutz  in  der  Novelle  v.  1891  zur  G.-O.  Frühere  u.  bedeutendste 
Leistungen  Englands.  Alles  Weitere  über  den  Gegenstand,  auch  über 
die  Frage  internationaler  Regelung,  über  Haftpflicht  der  Unternehi^r, 
Unfallversicherung,  dann  Aimeiterversicherung  in  der  prakt.  Nat.-Ok. 
und  in  Spezialvorlesungen  und  Schriften,  bes.  über  Arbeiterfrage.  — 
S.  Herkner’s  Werk. 

4.  Fast  unvermeidlich  u.  zw^ar  auf  so  ziemlich  allen  Arbeits- 
gebieten, auch  den  höheren  u.  den  geistigen  (liberale,  gelehrte 
Berufe,  Beamte),  wiederum  indessen  mit  bes.  verhängnisvollen  Folgen 
bei  den  ausfülirenden  Arbeitern  der  Industi'ie,  führt  die  Arbeits- 
teilung zu  einer  ganz  einseitigen,  oft  überaus  beschränkten  Aus- 
bildung. a)  Das  bewirkt  dann  grosse  Schwierigkeiten  des  Berufs- 
wechsels u.  steigert  leicht  die  Abhängigkeit  des  Ai'beiters  vom 
Arbeitgeber  seines  kleinen  Spezialgebiets,  b)  Auch  dadurch  er- 
weitert sich  wieder  die  Kluft  zwischen  Arbeiter  u.  kapitalist. 
Unternehmer,  c)  Wenn  dabei  die  Arbeiterstellung,  oft  von  Kindes- 
beinen an  in  der  engsten  Sphäre,  wie  gewöhnlich  zur^  Lebens- 
stellung würd,  praktisch  meistens  fast  ohne  Aussicht  auf  Empor- 
steigen in  eine  höhere  Berufsstellung,  so  entfällt  ein  mächtiger 
Sporn  zur  besseren  Ausbildung,  damit  auch  ein  ökonomisch  u. 
ethisch  wuchtiger  Faktor  und  steigert  sich  wieder  der  Klassen- 
gegensatz des  „Arbeiters“  zum  Unternehmer:  so  weit  üblere  Lage 
in  der  modernen  Fabrikindustrie  als  im  ehemaligen  u.  in  Resten 
noch  im  heutigen  Handw^erk  mit  der  Stufenfolge  von  Lehrling, 
Gesell,  Kleister.  Dazu  tritt  noch  eine  weitere  Gefahr  im  folgenden 
Punkte.  5.  Störungen  des  Gleichgewichts  zwischen  Produktion 
u.  Absatz,  wüe  sie  im  vielfach  einigermassen  periodischen  Wechsel- 
gang von  flauer  Zeit,  Spekulation,  Hochkonjunktur,  Ueber- 
spekulation,  Rückschlag,  Krise  dem  modernen  Wirtschaftsleben, 
innerhalb  der  heimischen  Volkswirtsch.  u.  eher  noch  mehr  als 
weniger  wie  hier  in  der  Phase  der  Weltw^irtschaft  besonders 
eigentümlich  sind. 

Solche  Störungen  treffen  zw’^ar  alle  Kreise,  auch  die  kapitalist. 
Unternehmer  selbst  oft  schwer  genug,  aber  die  Arbeiter  leiden  darunter 
doch  am  stärksten,  a)  In  günstiger  Konjunktur  sind  ^ sie  gesucht, 
arbeiten  volle  Zeit,  zu  steigenden  Löhnen,  gew'öhnen  sich  an  etwas 
höheres  Einkommen  u.  höhere  Lebensbedürfnisse,  legen  auch  überhaupt 
oder  mehr  wie  sonst  etwas  zurück,  in  Sparkassen,  im  Erwerb  von 
Nutzvermögensgegenständen  (Möbel,  Betten,  Kleidung),  b)  In  im- 
günstiger  Konjunktur  werden  sie  z.  T.  entlassen  oder  arbeiten  kürzere 
Zeit,  zu  sinkenden  Löhnen,  müssen  sich  auf  einmal  wieder  einscliränken, 
verbrauchen  ihre  Ersparnisse,  verkaufen  oder  verpfänden  ihre  An- 
schaffungssachen wieder  u.  kommen  in  Not,  wenn  solche  Gelder  ver- 
zehrt, der  Kredit  etwa  auch  erschöpft  ist.  c)  Am  meisten  leiden  aber 
hierbei  leicht  die  gelernten  ganz  spezialistisch  ausgebildeten 
Arbeiter,  die  bei  ihrer  einseitmen  Ausbildung  nichts  Anderes  recht 
können,  daher  um  so  schw’erer  Beschäftigung  finden  oder  zu  Arbeiten, 
wie  rohe  Handarbeit,  gezw'ungen  werden,  bei  denen  sie  noch  Gefahr 
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laufen,  ihre  erworbene  Geschicklichkeit  im  ^ezialfach  des  gelernten 
Arbeiters  mehr  oder  weniger  einzubüssen.  d)  Im  hausindustriellen 
Verlegersystem  u.  bei  Heimarbeit  auf  fremde  Rechnung 
kommt  in  solchen  Zeiten  der  Arbeitsstockung  noch  die  völlige  Ab- 
hängigkeit von  Verleger  u.  Besteller  (Zwischenmeister)  hinzu,  die  mit 
der  Spezialisirung  der  Ausbildung  abermals  grösser  u.  drückender  wird. 

5.  Auch  ein  ästhetisches  Moment  von  kultureller  Be- 
deutung spielt  in  der  Frage  der  Arbeitsteilung  endlich  noch  mit:  die 
Produkte  selbst,  hausindustrielle,  Fabrikwaren  verlieren  vielfach 
ihr  individuelles  Gepräge,  zumal  ihre  künstlerische  Seite, 
werden  schablonenhafte  Dutzendware,  „billig,  aber  schlecht“, 
Massenartikel  für  weiten  Absatz,  aber  Schund.  Der  Geschmack 
des  Publikums,  der  Produzenten  selbst,  entartet.  Das  hat  weitere 
üble  Folgen  für  das  ganze  nationale  Wirtschaftsleben,  auch  für  die 
eigentliche  Kunst  u.  die  höhere  u.  gute  Kunstindustrie  selbst,  welche 
mit  solchen  Produkten,  Preisen  u.  — herabgekommenem  Geschmack 
konkurrieren  muss.  Gerade  in  Deutschland  zeigt  sich  Manches 
hiervon. 

§ 47.  — IV.  Entwicklung  des  Grossbetriebs  (s.  bes.  § 40, 
34,  53).  A.  Sie  wird  gerade  auch  durch  die  Möglichkeit,  in 
diesem  Betriebe  die  Vorteile  der  Arbeitsteilung  stärker  aus- 
zunutzen, besondei*s  begünstigt,  am  meisten  gew^öhnlich  im  Gebiete 
der  Industrie,  in  der  Betriebsform  der  Manufaktur  u.  Fabrik 
(auch  in  der  zu  einer  Absatz -Vermittlungs -Unternehmung  zu- 
sammengefassten hausindustriellen  u.  Heimarbeit).  I,  Mit  der 
grösseren  Anzahl  beschäftigter  Arbeitskräfte  in  allen  drei  Haupt- 
teilen der  Arbeit  in  der  Untei'nebmung  (Leitung,  Ueberwachung 
u.  Ausführung)  kann  die  Arbeitsteilung  mit  den  oben  (S.  191)  bei 
ihren  günstigen  Folgen  angegebenen  einzelnen  Vorteüsmomenten, 
methodischer  u.  vollständiger  durchgeführt,  so  der  durchschnittliche 
Leistungseffekt  einer  jeden  Arbeitskraft  gesteigert  werden,  Vorteile, 
welche  dann  natürlich,  konkurrierenden  Betrieben  gegenüber,  mit 
der  Zahl  der  Arbeitskräfte  wachsen,  mitunter  selbst  in  progressiver 
Richtung.  2.  Je  mehr  eine  Betriebsart  aus  technischen  Gründen 
die  Arbeitsteilung  zulässt,  bes.  auch  in  der  Ausführungsarbeit,  desto 
mehr  wird  in  ihr,  soweit  dies  Moment  entscheidet,  der  Grossbetrieb 
begünstigt.  3.  Verbunden  mit  der  Arbeitsteilung,  bes.  der  der 
letztgenannten  Art,  ist  die  Spezialisierung  u.  Mechanisierung 
der  Verrichtungen,  was  z.  Teil  wieder  eine  Voraussetzung  und 
eine  Vorstufe  zum  Ersatz  der  menschlichen,  bes.  der  Muskelarbeit 
durch  die  Maschine  ist.  B.  Andere  Vorteile  des  Grossbetriebs 
sind:  1.  Die  Anwendung  von  Maschinen,  Motoren  u.  Werkzeug- 
maschinen fällt  hier  wieder  bes.  ins  Gewicht,  namentlich  abermals 
in  der  Industrie  (auch  der  Montan-).  Speziell  macht  sich  dabei 
geltend  a)  das  oben  auf  S.  126  erwähnte  Gesetz  der  mit  der  Grösse 
der  Leistungsfähigkeit  relativ  sinkenden  Herstellungs-  u.  Betriebs- 
kosten der  Maschinen;  b)  die  günstigere  Gestaltung  der 
Produktionskosten  bei  Betrieben  mit  vonv^altendem  stehenden 
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Kapital,  unter  welchem  die  Maschinen  ein  bes.  wichtiger  Bestand- 
teil sind.  2,  Auch  von  den  Gebäuden  (Fabriken)  gilt  z.  T.  das 
Gleiche  (Sinken  des  Durchschnittspreises  der  Raumeinheit  — nach 
Flächengrösse,  nach  Kubikinhalt  ■ — );  es  vermindern  sich  manche 
allgemeine  Kosten,  der  Beleuchtung,  Erwännung,  Reinigung,  Auf- 
sicht usw.  3.  Aehnlich  günstig  wdrkt  die  meist  auch  relative 
Verminderung  anderer  Generalspesen,  deren  somit  günstigere 
Verteilung  auf  die  Produkten-Einheit,  so  in  den  Leitungskosten. 
Dabei  kommt  zugleich  in  Betracht,  dass  diese  Leitung  bes.  quali- 
fizirten  Personen  im  Grossbetrieb  leichter  übertragen  werden  kann, 
da  deren  selbst  sein*  hohe  individuelle  Bezahlung  (technische,  kauf- 
männische Direktoren)  oder  bei  Eigenbetrieb  selbst  hoher  Unter- 
nehmergewinn doch  „sich  bezahlt  macht“,  sowohl  wegen  des  gen. 
Umstands  der  Verteilung  auf  ein  grösseres  Gesamtprodukt,  als  auch 
wegen  der  günstigen  Folgen  für  die  Qualität  u.  Kosten  der  Produkte, 
welche  sich  aus  der  Tüchtigkeit  der  Leitung  ergeben.  4.  Auch 
die  Verwendung  bes.  tüchtiger  gelernter  Spezialarbeiter,  selbst  zu 
hohen  Löhnen,  wie  sie  eben  im  Grossbetrieb  oft  allein  stattfinden 
kann,  macht  sich  aus  ähnlichen  Gründen  bezahlt  u.  dient  so  als 
weiteres  Förderungsmoment  des  Grossbetriebs.  5.  Das  grössere 
Kapital,  bes.  Betriebskapital,  der  grössere,  leichter  u.  wohl- 
feiler erlangbare  Kredit  ermöglichen  auch  bei  Einkauf  der  Be- 
darfsartikel (Rohstoffe  usw.,  Maschinen)  u.  bei  Verkauf  der  Pro- 
dukte sich  den  Preiskonjunkturen  leichter  u.  vorteilhafter  anzu- 
passen, unter  Produzenten  u.  Vei*käufern  wie  unter  Abnehmern  u. 
Käufern  vorteilhafte  Auswahl  zu  ti'effen,  günstigere,  niedrigere 
Einkaufspreise  u.  günstigere,  höhere  Verkaufspreise  zu  erlangen  usw. 
C.  Die  Summe  aller  dieser  ökonomischen  u.  technischen  Vorteile 
des  Grossbetriebs  ist  so  gross  u.  gewichtig,  dass  der  „Sieg“  dieser 
Betriebsweise  auf  denjenigen  Gebieten  nicht  verwunderlich  und 
auch  kaum  zu  hemmen  ist,  wo  sich  diese  Vorteile  geltend  machen 
und  nicht,  wie  bes.  in  grösserem  Umfang  in  der  Landwirtschaft, 
durch  gewisse  auch  dem  Grossbetrieb  anklebende  Nachteile  und 
spezifische  Vorteile  des  Klein- (u.  z.  T.  Mittel-)  Betriebs  aufgewogen 
werden.  Bes.  die  Industrie  eignet  sich  danach,  wie  gesagt,  wenn 
auch  nicht  in  allen  Produktionszweigen  und  ebenso  nicht  überall 
im  gleichen  Grade,  doch  überwiegend  für  den  Grossbetrieb. 
(Bedeutung  bes.  der  neueren  Produktionstechnik,  der  Dampf- 
maschine, der  Erfindungen  auf  dem  Gebiet  der  Textil-  [Spinn-  u. 
Webmaschinen],  Metallindustrie,  der  chemischen,  der  Elektrizitätsind, 
u.  a.  m.,  seit  den  letzten  Jahrzehnten  des  18.  Jh.  für  diese  Ver- 
hältnisse; dabei  wirken  auch  wieder  stark  die  verbesserte  Rechts- 
sicherheit im  Fernverkehr  u.  vor  allem  die  Entwicklung  der 
Dampf kommunikation  zu  Lande  u.  Wasser  mit  ein,  weil  sie  Fern- 
herbezug der  schweren  voluminösen  Rohprodukte  u.  Fernabsatz  von 
Fabrikaten  in  immer  grösserem  Umfang  erst  ermöglicht  haben). 

D.  Nicht  zu  übersehen  ist  aber  hierbei  wieder,  dass  diese 
Entwicklung  des  Grossbetriebs  an  die  rechtliche  Voraussetzung 
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Industrie  im  weitesten  Sinn  (bes.  inkl.  Bergbau,  Hüttenwesen), 
z.  T.  auch  des  Handels.  2.  Dagegen  auf  dem  Gebiete  der 
Landwirtschaft  u.  des  ländlichen  Grundbesitzes  ist  alles 
viel  fester  „naturgebunden“,  auch  wenn  selbst  „freie“  „indi- 
vidualistische“ Eechtsordnung  Platz  greift  u.  besteht,  wie  dann  ge- 
wöhnlich auch  im  Erbrecht,  im  Veräusserungs-,  Teilungs-,  aher 
auch  Zusammenlegungsrecht  (zu  grösseren  Besitz-  u,  Betriebsein- 
heiten), im  Verschuldungsrecht.  3.  Hier  wirkt  eben  viel  stärker 
u.  dauernder  ein,  trotz  aller  „Freiheitsnormen“,  die  Gewöhnung  an 
die  alte  Agrarverfassung,  die  alte  Grundbesitzverteilung,  welche  ein 
Ergebnis  der  Besiedlungsgeschichte  und  allerdings  auch  gegebener 
natürlicher  Bedingungen  der  Landwirtschaft  (Klima,  Lage,  Boden- 
beschaffenheit) zu  sein  pflegt,  Gewohnheit,  Sitte,  Herkommen, 
Familiensinn  (selbst  in  Erbsitten,  welche  vom  nivellirenden  Erb- 
recht abw^eichen).  4.  Aenderungen  in  Besitz-  und  Betriebsgrössen, 
welche  sich  in  Gewerbe  u Handel  in  relativ  sehr  kurzer  Zeit  voll- 
ziehen u.  in  der  Tat  vielfach  in  der  Richtung  des  Grossbetriebs, 
treten  in  Landwirtsch.  u,  ländlichem  Grundbesitz  viel  langsamer  u. 
massvoller  ein,  auch  unter  mächtigen  wirtschaftl.  Impulsen  dazu. 

Solche  Aenderungen,  auch  bei  erheblichen  Fortschritten  der  Be- 
triebstechnik u.  -Oekonomik,  sind  eben  in  der  Landwirtschaft  fast  nie- 
mals so  zwingend  geboten,  namentlich  auch  keineswegs  allgemein  in 
der  Richtung  des  Grossbetriebs,  a)  Denn,  wenngleich  auch  hier  dieser 
Betrieb  gewisse  Vorzüge  mit  dem  sonstigen  Grossbetrieb  teilt  (bessere 
Leitung,  mehr  Mittel,  grösserer  Kredit,  mehr  technisches  Fortschritts- 
streben u.  Fähigkeit  dazu),  so  machen  sich  a)  diese  Vorzüge  hier  ge- 
wöhnlich nicht  so  allgemein  ebenso  stark  geltend  als  in  der  Industrie 
oder  ist  ß)  der  Grossbetrieb  weniger  vorteilhaft,  schon  weil  er  in  der 
Abhängigkeit  von  den  Jahreszeiten  die  Arbeitsteilung,  die  Maschinen 
nicht  so  allgemein  verwenden  kann,  weil  die  grössere  räumliche  Ver- 
teilung der  Arbeiten,  die  mit  dadurch  bedingte  erschwerte  Aufsicht  über 
die  Arbeiter  während  der  Arbeit,  die  ländliche  Arbeiterfrage  grade  für 
den  Grossbetrieb  in  diesem  Punkt  schwieriger  als  die  industrielle  macht; 
auch  sind  die  allgemeinen  Vorteile  des  Grossbetriebs  in  der  Landwirt- 
schaft nach  Kulturen  u.  Produktionszweigen  u.  nach  der  Abhängigkeit 
dieser  von  äusseren  Naturfaktoren  u.  Absatzverhältnissen  wesentlich 
verschieden,  b)  Ausserdem  aber  leidet  der  agrarische  Grossbetrieb 
unter  gewissen  spezifischen  Nachteilen,  welche  im  industriellen  Gross- 
betrieb fehlen  oder  hier  geringer  sind  (eigentümliche  Lage  der  länd- 
lichen Arbeiterfrage  bei  ,, freier“  Arbeitsverfassung,  vielfach  Streben  der 
ländlichen  Arbeiter,  in  Stadt  u.  Industrie  u.  Bergbau  überzugehen). 
Und  andrerseits  c)  arbeitet  der  ländliche  Klein-  u,  z.  T.  Mittelbetrieb, 
vollends  in  gewissen  Kulturen,  unter  spezifischen  Vortheilen,  namentlich 
bei  Selbstbetrieb  des  Eigentümers  mit  seiner  Familie  u.  wenigem  Ge- 
sinde, aber  sogar  bei  Paditbetrieb ; Der  Klein-  u.  Mittelbetrieb  arbeitet 
unter  spezifisch  günstigen  psychologischen  Motiven  (o.  S.  149),  die  zwar 
im  gewerblichen  Kleinbetrieb  auch  nicht  fehlen,  aber  doch  nicht  so 
wirksam  sind  u.  bei  diesem  weit  mehr  durch  technische  u.  betriebs- 
organisatorische Vorteile  des  Grossbetriebs  aufgewogen  werden,  als  im 
landwirtschaftlichen  Betrieb,  d)  Daher  besteht  auch  keine  solche  Ge- 
fahr, hier  den  Klein-  u.  Mittelbetrieb  durch  den  Grossbetrieb  gerade 
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Normen  seitens  dieser  Obrigkeit 
Grossbetrieb  (u.  z,  "" 

Betriebsformen)  aufkommen 
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Taxen,  Absatz  usw.  (Näheres 

Aufsätze  von  Schönberg  (s.  Handb.),  Büche 
im  H,  W.  B.  St.). 

3.  Erst  mit  dem  vollen  Uebergang  zur  Gewerbefreiheit  u. 
den  damit  in  Verbindung  stehenden  wirtschaftlichen  u.  sozialen 
„I  reiheitsordnungen“  (Erwerbs-,  bes.  Aktiengesellschafts-,  Börsen-, 
Lohn-,  Preis-,  Zins-,, Freiheit“,  Freizügigkeit  usw.),  daher  wesentlich 
erst  im  Laufe  des  19.  Jh.,  mit  zuletzt  in  Deutschland  (wenigstens 
seinen  menten  Einzeis(aaten)  ist  dem  Grossbetrieb  so  ziemlich  freie 

^ in  Gewerbe,  Bergbau,  Handel-  u.  Bank- 

geschatt  fast  durchaus,  selbst  im  Prinzip,  Avenn  auch  faktisch  nur 
mit  geringerem  Erfolg,  in  der  LandAvirtschaft,  bei  dem  ländlichen 
Gnmdbesitz,  durch  Fortfall  älterer  Normen  der  Agrarverfassung 
(z.  B betr.  Verbot  von  Bauernlegen,  auch  Ankaufs  von  bäuerlichen 
u.  Klembesitzungen  u.  deren  beliebiger  Zusammenfügung  zu  Gross- 
hesitzen  u.  -Betrieben):  alles  Konsequenzen  des  Prinzips  der 
„freien  Konkurrenz“  (o.  S.  90  ff),  aber  allerdings  auch : der 
technischen  u.  ökonomischen  Bedürfnisse,  der  grösseren  Be- 
volkerungsdicbte  u.  aller  damit  in  Wecbselwirkung  stehenden  Ver- 
haltnisse  der  EntAvicklung  der  Volkswirtschaft,  der  Eingliederungen 
(S  38)  ” Uebergangs  zum  vollen  Industriestaat 

E.  Die  tatsächliche  EntAvicklung  des  Grossbetriebs  zeigt  sich 
daher  1)  auch  vornehmlich  auf  dem  Gebiet  des  Gewerbes  oder  der 
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aus  den  eben  genannten  spezifischen  Gründen  so  verdrängt 
zu  sehen,  als,  wenigstens  vielfach,  im  Gewerbe,  ja,  eher  gewinnt,  au^ 
bei  „freier“  Agrarverfassung,  Klein-  u.  Mittelbetrieb  auf  Kosten  des 
Grossbetriebs  an  Ausdehnung  (nach  der  Quote  der  landwirtschaftlich 
benutzten  Fläche),  als  umgekehrt,  e)  Was  ihm  droht,  ist  öfter  ein 
Zukleinwerden  der  Betriebs-  u.  Besitzgrössen  (proletar.  Zwergwirtschaft), 
eine  Gefahr  bei  individualist.  Erbrecht  ohne  entgegenstehende  Erbsitten, 
vollends,  wenn  es  sich  dabei  um  Boden  hancßlt,  der  nach  den  ge- 
gebenen Verhältnissen  am  besten,  vielleicht  allein  erfolgreich  zu  ge- 
wissen Kulturen  (so  Getreidebau)  verwendet  wird,  f)  Auch  eine  Auf- 
saugung durch  den  althistor.  Grossgrundbesitz,  welcher  sich  solchen 
Boden  von  Klein-  u.  Mittelbesitzern  angliedert,  u.  durch  üebergang  an 
städtische  Kapitalisten,  auch  an  die  Grosskapitalisten  des  modernen 
Erwerbslebens,^  kann  dem  bäuerlichen  Besitz  drohen,  z.  T.  unter  Mit- 
wirkung von  Verschuldungsverhältnissen,  mindestens  in  der  auch  nicht 
erfreulichen  Form,  dass  der  bisherige  Bauer  zum  Pächter,  der  Selbst- 
betrieb zum  Pachtbetrieb  wird,  worin  aber  wenigstens  auch  noch  kein 
Sieg  des  Grossbetriebs  liegt,  g)  In  allen  diesen  Punkten  liegt  die 
Frage  vom  agrarischen  u.  industriellen  Grossbetrieb  grundverschieden. 

F alsche  Sozialist.  V erallgemeinerungen  der  unbedingten  Ueber- 
legenheit  des  Grossbetriebs  (Bebel,  Kautsky  u.  a,  deren  Kontroversen 
mit  Bernstein  u.  David).  Weiteres  über  die  Frage  vom  Gross- 
betrieb u.  die  verschiedenen  Entwicklungstendenzen  in  Landwirtschaft 
u.  Industrie  u,  in  Spezialzweigen  beider,  so  in  der  ersten  nach  Kultur- 
arten, in  der  Prakt,  Nat.-Oekon.  Bes.  die  neuere  Betriebsstatistik  bietet 
wertvolles  Material  für  diese  Fragen.  Auch  die  Entwicklung, 
welche  nach  dieser  Statistik  sich  in  den  letzten  Jahrzehnten  in  Deutsch- 
land vollzogen  hat,  zeigt  keine  Ausdelmung  des  landwdrthsch.  Gross- 
betriebs auf  Kosten  des  Mittel-  u.  Kleinbetriebs,  eher  das  Gegenteil 
(s.  bes.  die  Statistik  der  Flächengrössen  der  verschiedenen  Grössen- 
gruppen der  Betriebe.  Daten  darüber  unten  auf  S.  204). 

6.  Für  den  Fortschritt  des  Grossbetriebs  in  der  Industrie,  dem 
Bergoau,^  dem  Verkehrswesen,  dem  Geld-  u.  Bankgeschäft,  dem 
Handel  liefert  mit  den  Beweis:  a)  die  Statistik  des  Erwerbs-,  bes. 
des  Aktiengesellschaftswesens,  da  es  sich  dabei  meistens  um  grössere 
Betriebe  handelt  (s.  o.  Daten  S.  163,  169);  b)  deutlicher  noch  die 
Vergrösserung  der  Zahl  der  beschäftigten  Arbeiter,  der  „Angestellten^' 
(Privatbeamten),  die  Vermehrung  u.  Vergrösserung  der  Motoren. 

Auch  hierfür  bietet  die  neuere  Berufs-,  Betriebs-,  Gewerbestatistik 
wertvolles  Material,  so  in  Deutschland  für  die  Zeit  zwischen  den  beiden 
Berufszählungen  von  1882  u.  1895.  Seitdem  ist  die  Entwicklung  aber 
noch  bedeutend  rascher  vor  sich  gegangen,  wie  die  nächste  Berufs- 
zählung (1907)  allgemein  ergeben  wird  u.  einzelne  bekannt  gewordene 
Tatsachen  bereits  belegen.  Auch  die  Verschiedenheiten  der  Entwicklung 
in  Industrie  (mit  Bergbau),  Handel  (mit  Gast-  u.  Schankwirtsch.)  und 
Landwirtsthaft  lassen  sich  in  dieser  Statistik  gut  verfolgen.  S.  die 
Auszüge  z.  B.  bei  Zahn,  Deutsche  Volks w.sch.  im  Beginn  des  20.  Jh. 
^onrads  Jahrb.  3.  F.  B,  21)  u.  ders.  Deutsche  Arb.-Versich.  (1904). 
Einige  Hauptdaten  sind  folgende: 
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Industrie  und 

Zahl  der  ßetriehe 

Desgl.  der  heschäft. 

4-  u.  — 

in  •/ 

0 

Handel  zus.* 

(1000) 

Pers.  (1000) 

Betr. 

] 

?ers. 

1882 

1895 

1882 

1895 

Alle  Betriebe 

3005 

3145 

7347 

10  269 

4- 

4.6 

4- 

39.9 

Alleinbetriebe 

1878 

1714 

1878 

1714 

— 

8.7 

— 

8.7 

And.Kleinbetr. 

1005 

1220 

2458 

3056 

! 

21.4 

+ 

24.3 

Mittelbetr.  . , 

113 

191 

1392 

2453 

+ 

69.7 

+ 

76.3 

Grossbetr. . . . 

10 

19 

1613 

3044 

+ 

90.0 

+ 

88.7 

Von  diesen: 

(genaue  Zahlen) 

mit  51—  200 

8095 

15  622 

743 

1440 

+ 

93.0 

+ 

93.9 

mit  201—1000 

1752 

3076 

657 

1156 

75.6 

-1- 

75.8 

üb.  1000  Pers. 

127 

255 

213 

449 

+ 100.8 

+ 110.5 

Alleinbetriebe  mit  nur  1 Pers.  (Unternehmer,  event.  der  einzige 
„Arbeiter“),  Kleinbetr.  mit  2 — 5,  Mittelbetr.  mit  6 — 50,  Grossbetr.  mit 
über  50  Pers.  (Unternehmer,  Leiter,  Beamte,  Angestellte,  Arbeiter  zus.). 

Von  der  Gesamtzahl  der  Personen  waren  in  den  Grossbetrieben  1882 
22-0,  1895  schon  29.6  ^ beschäftigt,  in  den  Betrieben  mit  über  1000  Pers. 
bezw.  2.9  u.  4.4  %.  Im  Durchschnitt  beschäftigte  ein  Grossbetrieb  1882 
162,  1895  161  Pers.,  ein  Betrieb  mit  über  1000  Pers.  bezw.  1678  u. 

1759  Pers. 

In  der  Industrie  (mit  Bergbau)  allein  zeigen  die  Allein  betriebe 
eine  Abnahme  von  13.5,  die  Kleinbetr.  noch  eine  Zunahme  in  der  Zahl 
von  0.9  u.  bei  den  beschäftigten  Personen  von  6.2,  die  Mittelbetr.  von 
bezw.  64.1  u.  71.5,  die  Grossbetr.  von  bezw.  89.3  u.  87.2  im  ganzen 
bei  allen  Betrieben  eine  Abnahme  der  Zahl  um  5.4,  eine  Zunahme  der 
Personen  um  34.8  ®/o*  Beim  Handel  (mit  Gastwsch.)  haben  auch  die 
Alleinbetr.  noch  eine  Zunahme  von  5.8,  die  Kleinbetr.  von  83.0  u.  in 
den  beschäftigten  Personen  von  80,6,  die  Mittelbetr.  von  bezw.  85.7  u. 

94.1,  die  Grossbetr.  von  bezw.  107.3  u.  137.8  %,  im  ganzen  von  bezw. 

35,8  u.  61.7  o/o. 

Die  Grossbetriebe  verfügen  auch  über  die  grössten  motorischen 
Kräfte.  Von  3 397  000  Pferdestärken  in  Industrie  (mit  Bergbau)  u. 

Handel,  wovon  97 — 98  auf  erstere  fallen,  wirkten  in  den  Allein- 

betrieben gar  keine,  in  den  Kleinbetr.  392000  oder  11.5®  o Gesamt- 
zahl, in  den  Mittelbetr.  356  000  oder  10.5  o/(„  in  den  Grossbetr.  2 650  000 
oder  78.0;  von  letzteren  wieder  in  den  kleinen  Grossbetr.  (mit  21— 1(X> 

Pers.)  655.000  oder  19.3  % der  Gesamtzahl  allein,  in  den  mittleren 
Grossbetr.  (mit  101 — 1000  Pers.)  1329  000  oder  39.1  7o?  grossen 

(„Riesen“)betr.  (mit  über  1000  Pers.)  665000  oder  19.6%. 

Von  den  Grossbetrieben  mit  über  200—1000  (a)  u.  mit  über  1000  K 

beschäftigten  Personen  (b)  speziell  kommen  auf  die  Kategorien: 

1882  1895 


Gärtnerei,  Fischerei,  Tier- 
zucht   

a. 

2 

b. 

1 

a. 

8 

b. 

1 

Handel,  Verkehr  (m.  Gast- 
u.  Schankw.)  .... 

34 

3 

101 

6 

Industr , Bauwes.,  Bergbau 

1716 

123 

2967 

248 

Von  der  letzteren  Kateg.: 
Bergb.,  Hütten,  Salinen  . 

421 

81 

436 

134 

Ind.  Masch.,  Instrum.  . . 

209 

15 

369 

42 

Textilind 

451 

15 

801 

32 

Ind.  d.  Steine  u.  Erd.  , . 

116 

4 

244 

10 
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1882  1895 


a. 

b. 

a. 

b 

Metallverarb 

91 

1 
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8 

Chem.  Ind 

36 

2 

74 

7 

Verkehrsgew 

27 

3 

60 

6 

Baugewerbe 

78 

3 

236 

4 

Loderind 

18 

1 

35 

4 

Nähr.  u.  Genussmittel . . 

170 

1 

292 

3 

Betriebe  mit  über  1000  Pers.  ausserd.  in  1895  Papierind.  2 (1882 
noch  keine),  Bekleid,  u,  Reinig.ge werbe  u.  polygraph.  Gewerbe  ie  1 
(1882  auch  noch  keine).  — Betriebe  mit  201 — 1000  Pers.  ferner  nocn  in 
1895  in  Papierind.  88  (in  1882  54),  Bekleid,  u.  Reinig.  74  (in  1882  24), 
polygraph.  86  (1882  11),  Ind.  d.  Holz-  u.  Schnitzstoffe  55  (1^2  18),  Ind. 
der  Leuchtstoffe,  Seifen,  Fette,  Oele  24  (1882  14),  Handelsgewerbe  35 
(gegen  6),  Versicher.-Gew.  4 (gegen  1),  Beherb.-  u.  Erquick.-Gew.  2 
<1882  noch  keine).  — Der  Eisenbahn-,  Post-  u.  Telegr .-Betrieb  fehlt  in 
dieser  Statistik.  — W eiche  Gewerbebetriebe  hiernach  die  stärkste 
Tendenz  zum  Grossbetrieb  bei  uns  zeigen,  ergibt  sich  aus  diesen  Daten 
einigermassen. 

Wesentlich  verschieden  gestaltete  sich  im  Deutschen  Reich 
die  Entwicklung  der  Zahl  u.  Grössenverhältnisse  der  landwirtsch. 
Betriebe.  Einige  Hanptdaten  dafür  f.  1882  u.  1895  sind  folgende 
(Reichsstat.  B.  Il2,  Auszüge  im  reichssat,  Jahrb.,  auch  bei  Zahn): 

Betriebe 
1882  1895 

in  ®/o  aller 

5.4  5.5 

9.5  9.6 

28.6  29.0 

22.6  21.9 

8.3  8.5 

15.1  15.2 

10.5  10.3 

Summe:  5276  5558  100.0  100.0  40179  43  285  100.0  lOO.O 

Eine  im  ganzen  immer  noch  günstige  Verteilung  dieses  Bodens 
(d.  h.  hier  in  dieser  Statistik  nur  des  landwirtsch.  benutzten,  d.  h. 
Acker,  AViese,  bessere  Weide,  Gartenland,  Weinberge)  bei  starkem  Vor- 
walten des  bäuerlichen  Mittel-  u.  Kleinbetriebs  u.  eine  wirtschaftlich  u. 
sozial  nicht  ungünstige  Entwicklung  von  1882 — 95.  Die  Betriebsstatistik 
fällt  freilich  mit  der  Besitzstatistik  nicht  zusammen.  Aber  günstig 
bleibt  bei  uns  doch,  dass  der  Eigenbetrieb  weit  über  den  Pachtbetrieb 
überwiegt,  indem  von  der  bewirtschafteten  Gesamtfläche  1895  87.62% 
Eigenland,  nur  12.38  % Pachtland  war,  fast  umgekehrt  wie  in 
Grossbritannien,  wo  von  der  Gesamtfläche  der  Betriebe  nur  14,2  % 
Eigenland,  85.8%  Pachtland  ist.  Natürlich  kommen  erhebliche  Ver- 
schiedenheiten in  diesen  Punkten  in  den  verschiedenen  Gebieten  u.  auch 
in  den  Grössenkategorien  vor.  S.  Sering,  Art.  Grundbesitz  im 
Elsterschen  AVörterbuch. 

Auch  die  Verteilung  der  beschäftigten  Personen  in  den  Betrieben 
auf  die  3 Kategorien,  der  Selbständigen  (Leiter,  Unternehmer  usw.), 


Grössen- 
gruppe 

bis  2 ha 
2-5  „ 

5—20  „ 

20-50,, 

50-100  „ 
l(X)-500 
über  500  4.14  4.18 


58.0 

58.2 

2159 

2416 

18.6 

18.3 

3 833 

4142 

17.6 

18.0 

11492 

12  538 

4.5 

4.3 

9081 

9 459 

0.8 

0.7 

3 338 

3 698 

0.4 

0.4 

6053 

6.571 

0.1 

0.1 

4 226 

4461 

Zahl  der  Betriebe 
1882  1895  1882  1895 

absol.  (1000)  in  aller 

3062 
9«1 
927 
240 
41.6 
20.8 


1016 

999 

240 

42.1 

20.9 


FlächengrOsse  der 
1882  1895 

absol.  (1000  ba) 
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Beamten  („Ang^estellten^)  u.  ausführenden  Arbeiter  u.  die  Entwicklung, 
welche  diese  Verteilung  zeigt,  ist  für  die  Fragen  vom  Grossbetricb  u. 
von  der  Verschiedenheit  der  Verhältnisse  in  den  3 grossen 
materiellen  Produktionszweigen  (Landwirtsch.,  Industrie  mit  Bergbau, 
Handel  mit  Schank-  u.  Gastwirtsch.)  u.  für  die  Verschiedenheit  der 
Entwicklung  dieser  Verhältnisse  von  besonderer  Bedeutung.  Wie  sie 
sich  im  Deutschen  Reich  gestalteten  nach  der  Reichsstatistik,  ist  aus 
der  Tabelle  oben  S.  187  ersichtlich  (s.  auch  Zahn,  Arb.versich.  S,  12). 

Besonders  beachtenswert  ist  bei  der  starken  Vermehrung  der  in 
Industrie  und  Handel  und  dem  blossen  Gleichbleiben  der  in  Landwirt- 
schaft Erwerbstätigen  die  verschiedene  Verschiebung  der  Quoten 
der  drei  Personenklassen:  die  starke  Abnahme  der  Quote  der  Selbständigen 
in  Industrie  u.  Handel  gegenüber  der  Zunahme  in  Landwirtsch.  (hier  mehr 
Kleinbetrieb!),  die  starke  Zunahme  der  Quote  der  Angestellten,  des  von 
Einigen  sogen,  „neuen  — aber  eben  sozial  u.  wirtschmtlich  abhängigen, 
im  Dienst  von  Unternehmern  u.  dgl.  stehenden!  — Mittelstands^,  hes. 
in  der  Industrie,  die  grössere  Zunahme  der  Arbeiterquote  in  Industrie  u. 
Handel,  bei  Abnahme  dieser  Quote  in  Landwirtschaft.  In  diesen  Zahlen 
kommen  Einflüsse  der  Grossbetriebsentwicklung  in  Industrie  u.  z.  T.  in 
Handel  u.  in  der  dazu  grundverschiedenen  Lage  in  der  Landwirtschaft 
mit  zum  Ausdruck. 

7.  Folgen  des  Gi’osshetriebs,  direkte,  indirekte,  günstige  und 
ungünstige,  für  Produktion  u.  für  Verteilung  der  Prod.serträge. 
1.  Insbesondere  ergeben  sich  für  die  Produktion  und  für  Kon- 
sumenten und  Produzenten  folgende  Vorteile:  Aus  den  dar- 
gelegten Gründen  produziert  der  Grossbetrieb  billiger,  namentlich 
auch  durch  Verminderung  der  natürlichen  Kosten.  Dadurch  wird 
es  möglich  a)  den  Absatzpreis  herabzusetzen,  den  Absatz  zu  er- 
weitern, das  w^ohlfeilere  Produkt  weiteren,  auch  weniger  zahlungs- 
fähigen Abnehmerkreisen  zugänglich  zu  machen  (Konsumenten-, 
Arbeiterinteresse),  die  Arbeiterbeschäftigung  dann  trotz  Erspai'ung 
an  Arbeitskraft  zu  steigern,  überhaupt  Vorteile  zu  erzielen  ähnlich 
denen,  welche  die  Einfügung  der  Maschine,  die  Entwicklung  des 
stehenden  Kapitals  mit  sich  führt  (S.  140).  Dies  Alles  auch  bei 
gleichbleibendem  Arbeitslohn  u.  Kapital-  u.  Unternehmergewinn. 
Aber  b)  statt  dieses  Preissinkens  oder  neben  diesem  kann  auch  zu- 
gleich eine,  absolute  ii.  relative,  Ei’höhung  des  Lohns  u.  Gewinns 
eintreten,  beider  in  gleichem  oder  in  verschiedenem  Masse;  oder, 
wenn  Lohn  u.  Gewinn  mit  als  einzelwirtschaftliche  Kosten  angesehen 
werden:  es  macht  der  Grossbetrieb  durch  seine  Verminderung  der 
natürlichen  Kosten  Werte  frei,  welche  dann  als  höheres  Einkommen 
der  Arbeiter,  Kapitalisten  u,  Unternehmer  hervortreten.  Im  Falle  a 
profitieren  die  Konsumenten,  im  Falle  b die  in  der  Produktion  mit 
Arbeit  oder  Eigentum  u.  Forderungsrechten  beteiligten  Produzenten, 
in  beiden  Fällen  die  Volks-  oder  mehr  oder  weniger  die  Welt- 
wirtschaft. 2.  Diesen  Vorteilen  stehen  indessen  auch  wichtige 
Nachteile,  namentlich,  aber  nicht  einmal  allein,  für  die  Ver- 
teilung der  Erträge,  daher  für  die  sozialen  Verhältnisse,  bes. 
für  die  soziale  Klassenlage  gegenüber:  a)  Die  angedeuteten 
Vorteile  sind  mehrfach  bedingt  durch  die  Möglichkeit  immer 
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weiteren  Absatzes.  Der  „Kampf  um  den  Markt“,  im  In-  u.  Aus- 
lande, wird  daher  intensiver,  schärfer,  dringlicher,  was  alle  die 
weiteren,  schon  oben  mehrfach  dargelegten  ökonomischen,  sozialen, 
sittlichen,  psychischen  vielfach  bedenklichen  Folgen  mit  sich  bringt 
(S.  48.  128,  140,  155,  157,  167).  b)  Die  Grossbetriebe  ent- 
ziehen den  kleineren  teilweise  oder  ganz  den  Absatz,  verdrängen 
daher  diese  Betriebe  mehr  oder  weniger,  vermindern  damit  den 
selbständigen  Unternehmerstand,  damit  einen  wichtigen  Teil  des 
sozialen  Mittelstands,  nötigen  dessen  Glieder  (oder  in  der 
Generationenfolge  deren  Nachkommen)  in  den  Dienst  der  Gross- 
unternehmung, als  Angestellte,  z.  T.  als  gewöhnliche  Arbeiter  zu 
treten  (s.  o.  die  Daten  S.  187)  und  verändern  so  die  Struktur  der 
Gesellschaft  nicht  unbedenklich,  c)  Eine  andere  Zahl  mittlerer  u. 
kleinerer  Unternehmer  fristet  sich  in  der  bisherigen  Stellung  zwar 
hin,  aber  kümmerlich  u.  wird  auf  Nebenarbeit,  Reparaturen  u.  dgl. 
beschränkt,  d)  Unter  den  ausfülirenden  Arbeitern  erfolgt  eine 
stärkere  Differenzierung  der  Leistungen,  danach  der  Löhne,  bei 
Spezialarbeitern  eine  oft  bedeutende  Lohnsteigerung,  aber  die 
untere  Arbeiterschicht  nimmt  an  diesen  Vorteilen  geringen  Teil, 
Frauen-,  jugendliche  u.  Kinderarbeit,  soweit  nicht  die  Gesetzgebung 
hindernd  eingreift,  verdrängt,  Avie  beim  Maschinenwesen,  mehr  die 
die  Mannesarbeit,  e)  Auch  die  ganze  Arbeiterschaft  gerät  in 
grössere  Abhängigkeit  vom  „Kapital“  u.  von  den  Unternehmern, 
zumal  solange  sie  unorganisiert  und  mehr  oder  weniger  auch  über- 
haupt u.  dauernd,  selbst  wenn  sie  organisiert  ist,  weil  ihre  Or- 
ganisationen meist  weniger  mächtig  als  die  der  grossen  kapitalistischen 
Arbeitgeber  sind.  Dies  steigert  die  Klassengegensätze  zwischen 
den  (relativ  wenigen)  Unternehmern  u.  den  (relativ  so  zahlreichen) 
Arbeitern  (s.  die  Daten  o.  S.  187).  f)  Dies  trotz  vielfacher,  in  der 
Tat  dem  Grossbetrieb  mit  zu  verdankender  absoluter  Verbesserung 
der  Ökonom.  Lage  der  Arbeiter  (höherer  Lohn,  geringere  Arbeits- 
zeit), weil  eben  die  Einkommen-  u.  Vermögenslage  der  Arbeiter 
als  Einzelner  und  Klasse  gerade  infolge  des  Grossbetriebs 
relativ  immer  mehr  von  derjenigen  der  kapitalist.  Grossunter- 
nehmer abweicht,  der  Aufstieg  von  unten  nach  oben,  wenn  auch 
allgemein  rechtlich  möglich,  tatsächlich  vorkommend,  doch  schwieriger 
und  seltener,  das  Verbleiben  in  der  Arbeiterstellung,  mit  der  bösen 
Aussicht,  schon  in  mittleren  Lebensjahren  in  ungünstigere  Ökonom. 
Lage  zu  kommen,  immer  mehr  die  Regel  wird:  so  wird  vollends 
im  modernen  industr.  Grossbetrieb  die  Gemeinsamkeit  der  sozialen 
Klasse,  wie  sie  der  Zunft  eigen  war,  unter  den  in  der  Untenaehmung 
Tätigen  noch  in  ihren  letzten  Resten  beseitigt.  Die  Folge  ist: 
unsere  „moderne  Arbeiterbewegung“,  g)  Die  Verteilung 
des  gesamten,  absolut  so  bedeutend  gestiegenen  und  weiter  steigenden 
Nationaleinkommens  u.  -Vennögens  — gewiss  mit  ein  Ergebnis  des 
Grossbetriebs  — Avird  so  gerade  unter  dem  Einfluss  dieses  letzteren 
ungleichmässiger  (s.  u.  in  der  Lehre  von  der  Verteilung  § 64  ff.). 
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fc)  Der  Grossunternehmer  erhebt  sich  in  Einkommen  u.  Vermögen 
unendlich  mehr  auch  über  den  bestgestellten  Arbeiter  (u.  Privat- 
beamten), die  er  beschäftigt,  als  im  Mittel-  u.  Kleinbetrieb  u.  in  der 
ehemaligen  Zunft  (Nordamerika,  England,  aber  auch  Deutschland,  wo 
doch  auch  schon  Differenzen  zwischen  Arbeitereinkommen  u.  Unter- 
nehmereinkommen von  1 : 1000—2000  nachweisbar  sind),  ß)  Eine  neue 
Geldaristokratie,  welche  an  Reichtum  die  alte  Grund-  u.  Geburts- 
aristokratie, selbst  in  England,  Oesterreich,  auch  in  Deutschland  die 
alten  Dynastien,  auch  die  souverän  gebliebenen,  weit  überflügelt,  ent- 
steht so;  im  Aktionärtum  sogar  als  fast  müssige  Rentneraristokratie. 
Ihr  sozialer,  politischer  Einfluss  wächst  u.  tritt  in  schäi'feren  Gegensatz 
zur  sonstigen  Demokratisierung  der  Gesellschaft  (Nordamerika).  Ihre 
wirtschaftliche  Machtstellung  macht  sich  drückender  ftlhlbar.  y)  Ueber- 
triebener  Luxus,  Rückwirkungen  davon  auf  die  Richtung  der  nationalen 
Produktion  sind  mit-  eine  Folge,  d)  Eine  andere  bedenkliche  sind 
Kapitalanlagen  in  Landbesitz,  auch  agrarischem,  forstlichem,  ohne  Rück- 
sicht auf  Rentabilität,  aber  mit  Verdrängung  der  bisherigen  Besitzer  von  der 
Scholle  der  Väter,  auch  wohl  überhaupt  aus  der  ländlichen  Beschäftigung, 
ein  „Bauernlegen“  in  modernen  Formen,  durch  Auskaufen,  Baustellen,  Parks, 
Jagdgründe,  Sportplätze,  „Schlösser“  usw.  treten  an  Stelle  produktiver 
Bodenbenutzungen  (so  in  Gebirgen,  in  „schönen“  Gegenden).  Bekannte 
Tatsachen  neuerer  Zeit  (England,  Oesterreich,  Alpen)  b^elegen  das  vielfach. 

h)  Von  den  Unternehmungsformen  bedient  sich  der  Gross- 
betrieb bes.  gern  der  der  Aktiengesellschaft,  avo  dann  alles 
Gesagte  deutlich  hervortritt,  i)  Aber  auch  die  öffentliche  Unter- 
nehmung ist  meistens  Grossbetrieb,  beide  passen  zu  einander  gerade 
nach  ihren  spezifischen  Eigentümlichkeiten.  Dabei  treten  daun  die 
angedeuten  V orteile  des  Grossbetriebs  besonders  hervor,  die  Be- 
denken zurück  oder  sie  verschwinden  selbst,  or)  Die  Kosten- 
reduktion und  Steigerung  des  (volksA\m'tschaftlichen)  Reinertrags 
kommen  in  der  öff.  U.  den  Besitzern  dieser,  daher  geA\^öhnlich  den 
Gemeinschaften,  A\elche  der  betreffende  öffentliche  Körper  umfasst 
(Staat,  Gemeinde,  der  bezüglichen  Finanzgemeinschaft)  zu  gute 
(Eisenbahnüberschüsse  eines  grossen  Staatsbahnbetriebs,  Monopol- 
verw'altungen,  wie  bei  Tabak),  Avas  die  Uebernahme  und  gute  Aus- 
führung erwünschter  öffentlicher  EinrichUingen  u.  Leistungen  und 
die  Aufbringung  der  Deckungsmittel  dafür  erleichtei't  (Vorteil 
grosser  „Privatwirtschaft!.“  Einnahmequellen  statt  Besteuerung; 
Deutschlands  hierin  so  günstige  Lage!),  ß)  Diese  Sachlage  erlaubt 
u.  erleichtert  andrerseits  auch  aa)  eine  richtige  soziale  Arbeiter-  u. 
Beamtenpolitik  (in  Regelung  der  Arbeitszeit,  der  Gehälter,  Löhne, 
des  Pensionswesens  usav.);  bb)  eine  dem  Gemeinschaftsinteresse 
entsprechende  Regelung  des  Absatzes  der  Leistungen  (Pi'odukte, 
Dienste)  insbes.  hinsichtlich  der  Preise  dafür  (Taritwesen). 
y)  Alles  wichtige,  z.  T.  entscheidende  Punkte  zugunsten  der 
öffentlichen  U.  statt  der  privaten,  einschliesslich  der  Erw^erbsgesell- 
schaften  (o.  S.  181):  der  allgemein -wirtschaftliche  u.  soziale 
Gesichtspunkt  in  bekannten  Streitfragen  auch  betreffs  „Ver- 
staatlichungen“, „Verkommunalisierungen“.  d)  Die  „Grossbetriebs- 
tendenz“ aus  technischen  u.  ökonomischen  Gründen  bereitet  daher 

A.  Wagner,  soz.-tikon.  Grundriss,  t.Aufl.  14 
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den  Boden  für  passende  Entwicklungen  in  dieser  Richtung,^  d.  li. 
zugunsten  der  gemein-  statt  der  privatwirtschaftlichen  Organisation 
mit  vor,  wie  viele  neuere  Tatsachen  belegen. 

t 

2.  Kapitel. 

Umlauf  und  Verteilung  der  Güter  (Einkommenlelire),  besonders 
im  modernen  privatwirtschaftlichen  Konkurrenzsystem. 

Literatur.  Von  grundlegender  Bedeutung  bes.  Ricardo, 
principles,  v.  Hermann,  Untersuchungen,  Abh.  6 9,  v.  Thünen, 
isol.  Staat,  auch  Bernhardi,  Kritik  der  Gründe  usw  ; dann  aber  auch 
die  Sozialist.  Lit.,  hes.  Rodbertus  u.  Marx.  — Die  bezüglichen  Ab- 
schnitte der  systemat.  Werke  u.  Lehrbücher,  so  Schönbergs  Hand- 
buch, I,  Abh.  Vertheilung,  v.  Th.  Mithofi,  revid.  v.  Schönb^g, 
daselbst  weitere  Lit.  (4.  A.  S.  645).  G.  Schmoller,  Lehre  v.  Lin- 
kommen.  Tüb.  Ztschr.  B.  19.  Rob.  Meyer,  Wesen  des  Emk.s  ltw7, 
ders.  Art.  Einkommen  im  fl.  W.  B.  St , umfass.  Lit.angaben  eb.  2.  A.  111, 
379.  Ueber  Handel  s.  Lexis  Abh.  Handel  in  Schönbergs  Handb. 
B.  II.  Mataja,  Art.  Handel  im  H.  W.  B.  St.  B.  I\,  eb.  Lit.  S.  979. 

S.  auch  oben  Terminologisches  S.  42—47  u.  meine  Grundleg.  3.  A.  1. 
§ 170  ff.,  261  ff.  Weitere  Angaben  bei  den  einzelnen  Abschnitten  unten. 

§48.  I.  Einleitung.  A.  Umlauf  im  allgemeinem  1.  Be- 
griff. Auch  hier  ist  a)  der  rein-ökonomische  und  b)  der  historisch- 
rechtliche zu  unterscheiden:  Zu  a)  Umlauf  im  ersten  Sinne  ist  die 
Folge  der  Arbeitsteilung,  bes.  derjenigen  zwischen  verschiedenen 
Unternehmungen  (Betrieben),  welche  verachiedene  Güter  für  einander 
produzieren,  aber  auch  innerhalb  der  mit  Arbeit  \ind  Besitz-  und 
Forderungsrechten  in  einem  Produktionsbetrieb  betheiligten  Personen 
kommt  „Umlauf“  der  Güter  vor.  Der  Umlauf  stellt  hier  die  Ein- 
richtung der  Zuführung  der  konkreten  gewonnenen  Produkte  an 
die  ihrer  — für  Genuss-  wie  Produktionszwecke  — Bedürftigen  dar, 
soweit  letztere  nicht  als  Produzenten,  insbes.  als  Besitzer  des  Be- 


Problem!  Oder  man  müsste  die  — allerdings  in  logischer  Konsequenz 
des  leitenden  Gedankens  des  Sozialismus  richtige  letzte  — Folgerung 
ziehen  und  den  einzelnen  Gliedern  der  Sozialist.  Produktionsgemeinschaft 
ihre  Ertragsantheile  in  den  konkreten  Produkten  selbst,  nach 
Art,  Qualität,  Menge,  Zeit,  Ort,  naturaliter  zuführen,  — die  „Zucht- 
haus-Analogie“, aber  doch  immer  auch  ein  Vorgang,  der  noch  unter 
den  ökonomischen  Begriff  des  „Umlaufs“  fällt,  bl^  Da  ferner  un- 
vermeidlich auch  in  einem  sozialistischen  Produktionssystem 
verschiedene  Betriebe  für  die  verschiedenen  Arten  der  Produktion 
und  für  die  Gewinnung  der  in  grösserer  Menge  und  an  verschiedenen 
Orten  und  zu  verschiedenen  Zeiten  bedurften  Produkte  bestehen  müssten, 
von  welchen  der  eine  dem  andern  die  Produkte  in  den  Vorstufen  der 
Verarbeitung  liefern  müsste,  so  wäre  auch  hier  die  Einrichtung  der 
Zuführung  solcher  Produkte  ^boten,  würde  „Umlauf“  stattfinden  u. 
darüber  mindestens  umfassend  Buch  und  Rechnung  zu  führen  sein. 

Zu  b)  Umlauf  im  historisch-rechtlichen  Sinne  ist  in  seiner 
Gestaltung,  in  seinen  Formen  zugleich  die  Folge  der  Gestaltung  der 
Kechtsordung,  für  die  arbeitsteilig  in  der  Produktionsgemeinschaft 
verbundenen  Personen  (Menschen,  — unfreie,  freie),  für  die  be- 
nutzten sachlichen  Produktionsmittel  (Grundstücke,  Gebäude, 
Kapitalien,  Gemein-,  Privateigentum),  für  das  Eegulierungsprinzip 
(autoritative,  vertragsmässige  Regelung,  besclu-änkte,  volle  Vertrags- 
freiheit, bes.  betreffs  des  Inhalts  der  Veidräge,  zwingendes,  verein- 
bartes Recht  usw.  s.  o.  S.  89  ff.)  a)  Im  freien  Verkehr  mit  seiner 
üblichen  Rechtsgrundlage  sind  wieder  die  wichtigsten  Verträge: 
der  Tauscbvertrag,  der  Grundtypus  aller,  der  Verkauf-  und  Kauf- 
vertrag in  der  Geld-  u.  Kreditwirtschaft,  die  Kreditverträge,  Dar- 
lehen,^ Gebrauchsleihe,  Miete,  Pacht,  der  Arbeitsvertrag  in  seinen 
verschiedenen  F ormen,  Dienstmiete-,  Werkverdingungsvertrag,  ß)  Von 
den  Beschränkungen  des  Vertragsrechts  sind  die  in  Taxbestimraungen 
(Minimal-,  Maximal-,  genau  innezuhaltende  l'axen)  bestehenden  bes. 
wichtig,  wie  bei  Preisen,  Löhnen,  Darlehen-,  Pacht-,  Mietzinsen. 

2.  Beim  Umlauf  liegt  demnach  der  Grund  in  der  Arbeits- 
teilung, der  Zweck  in  der  Stellung  bedurfter,  nicht  selbst  produzirter 
Güter  (Genuss-  wie  Produktionsmittel)  zur  Verfügung  der  Be- 
dürftigen, die  Rechtsgrundlage  in  den  eben  genannten  Momenten, 
das  Regulieruugsprinzip  in  autoritativer  Bestimmung  oder  ver- 
ti-agsmässiger  Vereinbarung  über  die  Bedingungen,  auch  über  die 
Preishöhe  im  Tausch  u.  Verkauf  u.  Kauf,  unter  denen  sich  der 
Umlauf  vollzieht. 

3.  Das  ökonomische  Wesen  des  Umlaufs  ist  in  Volks-  und 
Weltwirtschaft  stets  ein  Austausch  von  Gütern  (Sachgütern. 
Diensten)  gegen  Güter,  welcher  in  der  Geldwirtschaft  nur  durch 
Geld  vermittelt  wird  (in  der  Kreditwirtschaft  zugleich  auch  durch 
die  Kreditumlaufmittel  und  bankmässigen  Zahlungseinrichtungen, 
welche  das  Geld  in  dessen  Funktion  als  körperlich  gebrauchtes 
Tauschmittel  — und  nur  in  dieser  — ersetzen),  a)  Jeder  gibt 
also  iin  Tausch  gleichzeitig  die  einen  Güter  fort  und  empfangt 
andre,  ist  in  der  Geld-  und  Kreditwirtschaft  zugleich  Verkäufer 
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massige  Bedürfnisbefriedigung  mit  von  Andren  erzeugten  (rütern, 
insbes,  Genussmitteln,  regelmässige  Verwendung  von  von  Andren 
erzeugten  Produktionsmitteln),  a)  Doch  im  Einzelfall  ist  der  Ab- 
hängigere der,  welcher  des  Andren  Gut  dringender  bedarf,  ß)  In 
der  Geld-  und  Kreditwirtschaft  unter  normalen  Produktions-,  Güter- 
verkehrs- und  Bedarfsverliältnissen  der  entwickelten  arbeitsteiligen 
Volkswirtschaft  ist  der  zum  Einkauf  verfügbares  Geld  besitzende 
und  der  über  Kredit  verfügende  Käufer  persönlich  der  Unabhängigere, 
Mächtigere,  der  Verkaufsgüter  besitzende,  verkaufen  wollende  oder 
müssende  Verkäufer  der  Abhängigere  (Klientenverhältnis).  4.  Auch 
iin  iuternationalen  Verkehr  werden  in  letzter  Linie  Güter 
gegen  Güter,  wiederum  nur  eventuell  unter  Vermittlung  von  Geld, 
ausgetauscht  (in  den  Produktionsgebieten  der  Edelmetalle,  als  des 
Geldstoffs,  diese,  gegenwärtig  also  besonders  Gold,  zu  den  Landes- 
produkten gerechnet).  Geld  dient  sonst  auch  hier  nur  als  Wert- 
mass  für  die  Berechnungen  des  Werts  der  ein-  u,  ausgeführten 
Güter  (Sachen). 

5.  Die  geschichtliche  Entwicklung  des  Umlaufs  ist  die- 
selbe wie  die  des  wirtschaftl.  Verkehrs,  welcher  mit  dem  Umlauf, 
auf  eine  Weise  betrachtet,  zusammenfällt.  Sie  hängt  daher  auch 
von  denselben  ökonomischen,  technischen,  rechtlichen  V oraussetzungen, 
Ursachen  und  Bedingungen  ab  (o.  S,  29,  37).  6.  Speziell  die  auf 
höheren  Wirtschafts-  ti.  Kulturstufen  wahrzunehmende  grössere 
Lebhaftigkeit,  Schnelligkeit,  Regelmässigkeit  des  Umlaufs  innerhalb 
einer  Volkswirtschaft  und  im  auswärtigen  Verkehr  ist  die  Folge 
a)  der  immer  grösseren  Arbeitsteilung,  bes.  der  Trennung  der 
Nahrungsmittel-  und  Eohstoffproduktion  von  der  stoffveredelnden 
Arbeit  in  verschiedene  Betriebe,  auch  mit  verschiedenen  AVohn- 
sitzen  der  Menschen  u.  ihrer  Betriebe  (Land  ^ — Stadt),  der 
Spezialisierung  der  Betriebe,  bes.  in  der  Industrie;  b)  der  Ver- 
besserung des  Kommunikations-  und  Transportwesens  u.  der  Ver- 
billigung des  Transports  (Dampf!),  wodurch  Personen,  bewegliche 
Sachen,  Nachrichten  unendlich  transportfähiger  geworden  sind, 
namentlich  auch  die  schweren,  voluminösen,  relativ  geringwertigen 
Massenprodukte  der  Rohproduktion,  des  Forst-  und  Bergbaues 
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oder  gemässigter  Schutzzollpolitik),  d)  endlich  der  Entwicklung 
des  Handels. 

B.  Der  Handel,  speziell  der  Warenhandel.  Er  macht  die 
Vermittlung  des  Güterumlaufs  zum  eigenen  Gewerbe  eines  be- 
sonderen Berufsstandes,  des  Händlers,  des  Kaufmanns.  1.  Begriff. 
Der  Handel  als  wirtschaftl.  Einrichtung  ist  der  gewerbsmässig 
betriebene  Tauschverkehr,  bezw.  der  Ankauf  von  Waren  für  den 
Wiederverkauf  wesentlich  in  derselben  Gestalt  zum  Zweck  eines 
regelmässigen  Einkommenerwerbs,  im  Gewinn  aus  der  Differenz 
zwischen  Ein-  und  Verkaufspi-eisen  derselben  AA'aren,  sowohl  aus 
örtlicher  Preisdifferenz  (da  billiger  eingeka ufter,  dort  teuerer 
verkaufter  Waren)  als  auch  eventuell  aus  zeitlicher  Preisdifferenz 
(in  einem  Zeitpunkt  billiger  eingekaufter,  in  einem  anderen  teuerer 
verkaufter  Waren),  a)  Der  H,  schliesst  daher  stets  ein  auf  solche 
Preisdifferenz  spekulierendes  Moment  seinem  wirtsch.  Wesen 
und  seiner  Funktion  nach  ein,  Handel  und  Spekulation  sind  nicht 
zu  trennen  (anderer  Ansicht  z.  B.  Ehrenberg),  b)  Der  Handel 
verfolgt  die  Absicht,  die  erworbene  Ware  wieder  zu  vei'äussern 
vertauschen,  verkaufen).  Er  erwirbt  also  die  AVaren  a)  nicht  vde 
er  Konsument  von  Genussmitteln  (Gebrauchs-,  Verbrauchs-,  Nutz- 
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vermögen),  um  sie  für  die  eigenen  persönlichen  Bedürfnis- 


befriedigungen des  Händlers  (und  der  Seinen)  zu  benutzen;  noch 
ß)  um  sie,  wie  der  Produktionsmittel  von  anderen  einkaufende 
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Produzent  (Unternehmer  der  Urproduktion,  der  Industrie  usw.), 
technisch  weiter  zu  verarbeiten,  umzugestalten,  zu  „veredeln“; 
y)  vielmehr  gibt  er  die  Waren  im  wesentlichen  in  derselben 
technischen  Beschaffenheit  (Art,  Form)  weiter,  wie  er  sie  erwarb, 
nimmt  also  nicht  Umänderungs-,  sondern  nur  etwa  Konservierungs-, 
Aufbewahrungs-,  Sortierungs-,  Mengeneinteilungs-,  Verpackungs- 
hier  und  da  Mischungstätigkeiten  mit  den  Waren  vor, 

2.  Die  oft  bestrittene  volkswirtschaftliche  Produktivität 
des  Handels,  namentlich  verglichen  mit  Urproduktion  und  Stoff- 
veredlung (Industrie),  ist  im  Prinzip  durchaus  zu  bejahen, 
aus  den  gleichen  Gründen,  unter  den  gleichen  Voraussetzungen  und 
im  gleichen  Masse  wie  bei  den  anderen  Arbeitszweigen  (o.  S.  29) : 
die  Produktivität  des  H.’s  liegt  in  dem  Werte  der  Vermittlungs- 
funktion, welche  der  Handel  zwischen  Produzenten  der  Güter 
und  der  dieser  Güter  Bedürftigen  („Konsumenten“  einschliesslich  ^ 

W eiterverarbeiter)  notwendig  übernimmt,  um  dem  Produzenten 
Absatz  seiner  Produkte,  dem  Bedürftigen  Deckung  seines  Bedarfs 
überhaupt  erst  zu  ermöglichen  oder,  wenn  beiden  dies  direkt  möglich 
ist,  es  ihnen  leichter,  sicherer,  gewinnbringender,  bezw.  wohlfeiler 
zu  machen,  a)  Daher  setzt  das  Urteil  über  die  volkswirtschaftliche 
Produktivität  des  Handels  überhaupt  und  über  deren  Mass  eine 
Vergleichung  voraus:  a)  beim  Produzenten  zwischen  den 

Verkaufspreisen,  welche  der  Handel  diesem  verschafft,  und  den  von 
ihm  bei  direktem  Absatz  an  die  Bedürftigen  zu  erzielenden  Preisen, 
wobei  dem  ersten  Preise  noch  hinzu,  bezw.  dem  zweiten  noch  ab-  t 
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zurechnen  ist,  was  an  Wert  durch  Vermittlung  des  Handels  in 
Arbeitszeit  und  -Kosten  und  sonstigen  Kosten  dem  Produzenten 
erspart,  daher  ihm  eventuell  auch  für  anderweite  Erwerbstätigkeit 
oder  auch  für  Lebensgenuss  und  persönliche  Entwicklung  verfüg- 
bar wird;  ß)  beim  Bedürftigen  handelt  es  sich  um  eine  analoge 
Vergleichung  der  von  ihm  bei  Vermittlung  des  Handels  anzulegenden 
Einkaufspreise  mit  den  bei  direkter  Bedarfsdeckung  zu  zahlenden, 
wieder  bei  jenen  Preisen  abzüglich,  bei  diesen  zuzüglich  des  Werts 
der  durch  die  Vermittlung  des  Handels  ersparten  Arbeit  und 
sonstigen  Kosten,  y)  Der  Gewinn,  welcher  nach  solcher  Be- 
rechnung dem  Produzenten  wie  dem  Bedürftigen  an  den  vom 
Handel  vermittelten  Verkaufs-  bezw.  Einkaufspreisen  bleibt,  ist  das 
Mass  der  Produktivität  des  Handels;  der  etwaige  Verlust, 
welcher  sich  für  beide  herausstellt,  repräsentiert  dagegen  einen 
Gewinn  des  Handels  auf  Kosten  sei  es  des  Produzenten  oder  des 
Konsumenten  oder  beider  zusammen  und  ermangelt  des  l\Ierkmals 
der  volkswirtschaftlichen  Produktivität. 

b)  Die  Gefahr  ist  nicht  zu  verkennen  und  \delfach  durch  die 
Erfahrung  bestätigt,  a)  dass  der  Handel  sich  auch  unnötig  oder 
mehr  als  nötig  zwischen  Produzent  und  Konsument  eindrängt,  den 
direkten  Verkehr  zwischen  beiden  hemmt  oder  beseitigt;  ß)  dass  er 
auch  übermässig  die  Einkaufspreise  herabdrückt  und  die  Verkaufe- 
preise emporschraubt,  wenn  dies  sein  Interesse  an  der  Vergrösserung 
der  Differenz  zwischen  beiden  Preisen,  wie  vielfach,  mit  sich  bringt. 
So  vorzugehen  wird  dem  Handel  oft  gelingen  bei  der  mannigfachen 
Ueberlegenheit  des  Händlers  in  Kenntnis  der  Verhältnisse  des 
Bezugs  und  Absatzes  der  Waaren,  der  wirtschaftlichen,  persönlichen 
Lage  und  psychischen  Beschaffenheit  der  Produzenten  u.  Konsumenten, 
bei  der  Geriebenheit  u.  psychischen  Beschaffenheit  und  davon  be- 
dingten Motivation,  welche  der  Handel  bei  den  Kaufleuten  leicht 
entwickelt  („Händlergeist“),  bei  der  wirtschaftlichen  Machtstellung 
des  Handels  überhaupt  gegenüber  auf  Absatz  angewiesenen  Produ- 
zenten, auf  Bezug  angewiesenen  Konsumenten,  y)  Auch  das  spe- 
kulative Moment  im  Handel  kann  leicht  alles  überwuchern  und  so 
können  auf  Kosten  von  Produzenten  und  Konsumenten  ganz  un- 
gebührliche Gewinne,  ausbeuterischen  und  besteuerungsartigen 
Charakters,  dem  Handel  zufallen,  c)  Die  „freie  Konkurrenz“  unter 
den  Händlern  selbst  hat  sich  auch  hier  nicht  immer  genügend  als 
Abhilfmittel  bewährt,  gesetzliche  Einschränkungen  freilich  auch 
nicht  (Marktordnungen,  Preistaxen  u.  a.  m.).  d)  Verabredungen, 
Kartelle  unter  den  Händlern  haben  die  angedeuteten  Gefahren  für 
Produzenten  u.  vollends  für  Konsumenten  öfters  noch  gesteigert, 
da  ihnen  keine  oder  nicht  ausreichende  Organisationen  der  an 
den  Handel  verkaufenden  und  von  ihm  einkaufenden  Personen- 
kreise gegenüber  stehen,  e)  Hier  zeigen  sich  daher  gewisse 
Schwächen  und  üble  Seiten  der  privatwirtsch.  Organisation  und 
ihres  Konkurrenzsystems  in  besonders  hohem  Masse,  f)  Es  liegen 
somit  Probleme  wirtschaftspädagogischer,  psychologischer,  ethischer. 
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aber  doch  auch  rechtspolitischer  Natur  vor,  deren  Bedeutung  un- 
verkennbar ist  und  welche,  weil  ihre  Lösung  höchst  schwierig  und 
bisher  nicht  genügend  gelungen  ist,  darum  noch  nicht  als  eben 
völlig  unlösbar  angesehen  werden  müssen  und  dürfen  (wilde 
Spekulationsmanöver  auch  in  Massenartikeln  der  Konsumtion 
[Nahrungs-,  verbreitete  Genussmittel]  und  Produktion  [Rohstoffe, 
Hilfsstoffe,  hier  u.  da  Halbfabrikate],  monopolistische  Preis- 
regulierungen durch  Händlerverbände  stark  ausbeuterischen 
Charakters,  „unlauterer  'Wettbewerb“,  Warenverfälschungen,  Un- 
reellitäten  in  Mass  u.  Gewicht,  in  Qualität),  g)  Das  Ziel  kann  für 
die  Volkswirtschaft  immer  nur  sein,  den  Handel  auf  das  Gebiet, 
wo  seine  Vermittlerfunktion  notwendig,  für  Pi-oduzenten  und 
Konsumenten  erspriesslich,  und  seinen  Gewinn  auf  diejenige  Höhe 
zu  beschränken,  welche  dem  wahren  Wert  jener  Fiinktion,  nach 
den  obigen  Andeutungen,  entspricht,  h)  Dies  schliesst  nicht  nur 
nicht  aus,  sondern  ein  eine  ausreichende  Vergütung  der  Arbeits- 
leistungen des  Händlers  als  Unternehmer  (Leiter,  Betriebsorgani- 
satorj  und  einer  dem  Kapitalgewinn  in  anderen  Unternehmungen 
entsprechenden  Verzinsung  des  im  Handel  beschäftigten  Kapitals, 
i)  Damit  geht  die  Frage  vom  Handelsgewinn  in  das  allgemeine 
Problem  vom  Kapital-  u.  Unternehmergewinn  (u.  § 60,  62,  64  ff.) 
und  bei  dem  eigentümlichen  Charakter  des  Handelsgewinns  als 
einem  Ergebnis  der  Differenz  zwischen  Ein-  iind  Verkaufspreisen 
in  das  Preisproblem  (§  48  ff),  auch  in  die  Kardinalfrage  vom 
„richtigen“  und  „gerechten“  Preise  (,,justum  pretium“,  o.  S.  17) 
über;  Vennittlung  eines  genügend  sicheren  und  raschen  Absatzes 
der  Produzenten  zu  „angemessenen“,  namentlich  nicht  zu  zu  nie^igen, 
der  leichten  u.  sicheren  Versorgung  der  Konsumenten  ebenfalls  zu 
„angemessenen“,  namentlich  nicht  zu  zu  hohen  Preisen,  nicht 
„Lebhaftigkeit“des  Handels  und  beständiger  spekulativer  Besitz  Wechsel 
der  Waren  zur  Erzielung  von  Preisdifferenzen  als  Selbstzweck! 

3.  Die  EntAvicklung  des  Handels  hängt  wieder  von  den 
nämlichen  drei  Reihen  ökonomischer,  technischer,  rechtlicher  Vor- 
aussetzungen ab,  wie  diejenige  des  Verkehrs  und  Umlaufs  über- 
haupt (S.  37  u.  210),  deren  Entwicklung  sich  selbst  in  grossem  Um- 
fang grade  in  der  Form  des  Handels  vollzieht,  a)  Arbeitsteilung 
ist  die  Hauptvoraussetzung  u.  -Grundlage,  z.  T.  auch  der  Aus- 
gangspunkt, Avie  anderseits  der  Handel  Avechselwirkend  auch  Avieder 
Arbeitsteilung  herA’orruft  u.  fördert,  b)  GeAA’innung  A’on  Ueber- 
schüssen  über  den  eigenen  Naturalbedarf  ist  eine  weitere  Voraus- 
setzung, schon  in  der  naturalwirtschaftlichen  EinzelAA'irtschaft, 
freilich  auch  öfters  Reiz  (Begierde  nach  den  einzutauschenden 
Waren),  Notwendigkeit  und  bis  zu  einer  gewissen  Grenze  Möglich- 
keit, den  Eigenbedarf  unter  das  Mass  der  3Ienge  der  eigensproduzirten 
Güter  herabzudrücken  (heutige  russische  Bauernzustände  als  Grund- 
lage eines  Teils  des  russ.  Exports  von  Agrarprodukten,  bes.  Ge- 
treide!) c)  Ferner  Avirkt  fördernd  auf  den  Handel,  erAveckt  ihn 
selbst  etwa  erst : wachsende  technische  u.  ökonomische  Fähigkeit  der 
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Produktion,  Güter  für  die  Bedürfnisse  Anderer  als  der  Produzenten 
selbst,  anderer  Gebiete  des  Inlands,  anderer  Völker  in  für  diese 
begehrenswerter  Art,  Güte,  Menge  u.  zu  Preisen,  Avelche  den  Ab- 
satz ermöglichen,  zu  liefern,  d)  Unfähigkeit  der  Produzenten  oder 
zu  grosse  Schwex'igkeiten  für  sie,  den  Absatz  ihrer  Produkte 
selbst  zu  besorgen  („auf  eigene  Reclmung^),  wegen  mangelnder 
Kenntnisse,  Mittel,  fehlenden  Rechtsschutzes,  vor  allem  wegen 
weiterer  örtliclier  Trennung  vom  Produktionsort  und  Absatzort, 
raaclien  abermals  den  Handel  notwendig  und  doch  regelmässig  auch 
erspriesslich  zur  Vermittlung  des  Absatzes.  Daher  namentlich 
steigende  Macht,  volkswirtschaftliche  Bedeutung  und  gi'össere  Ent- 
wicklung des  Handels  mit  Verbesserung  der  Rechtssicherheit  für 
Personen,  Waren,  Transportmittel,  mit  Verbesserung  und  Ver- 
Avohlfeilerung  des  Kommunikations-  und  Transportwesens  zu  Wasser 
und  zu  Lande  und  mit  immer  weiterer  räumlicher  Trennung  von 
Produktions-  und  Absatzgebiet,  also  im  allgem,  im  interprovinzialen 
Verkehr  eines  grösseren  Wirtschaftsgebiets,  im  internationalen,  im 
weltwirtschaftlichen,  sich  auf  immer  mehr  und  entferntere  Gebiete 
ausdehnenden  Verkehr;  der  heutige  Welthandel  mit  seinen  riesigen, 
immer  wachsenden  Wertsummen,  der  Handel  über  See,  aber  seit 
dem  Dampfzeitalter  auch  immer  mehr,  selbst  in  Massenprodukten 
(Getreide!)  über  weite  Landräume  ohne  Wasserwege,  e)  Anderseits 
wirkt  die  EntAvicklung  der  Bedarfsverhältnisse  tördernd  auf 
die  des  Handels  ein,  so  a)  das  Kennen-,  Gebrauchen-  und  Begehren- 
lernen von  Gütern,  welche  die  Produzenten  eines  Orts,  Gebiets 
nicht  selbst  erzeugen,  technisch  nicht  erzeugen  können  (Produkte 
fremder  Klimata  [„Koloniahvaren“],  anderer  Böden,  anderer, 
liöherer  technisch-ökonom.  Entwicklung  [feinere  GcAverbeprodukte, 
Schmuck,  Gewebe,  Geräte,  Werkzeug(%  Waffen  usw.],  — frühe 
Funktion  des  Wanderhandels  aus  Gebieten  höherer  in  die  niedrigerer 
Kultur)  oder  nur  minder  gut  oder  nur  teuerer  (Agrar-,  Montau-, 
Forst-,  Industrieprodukte);  ß)  die  Unfähigkeit  oder  geringe  Fähig- 
keit der  Konsumenten,  solche  Objekte  direkt  zu  beziehen.  Hier 
tritt  eben  dann  der  Handel  mit  seiner  Vermittlerfunktion  ein. 
f)  Ist  der  Handel  hier  mehr  die  Folge  solcher  Verhältnisse,  der 
„Diener indem  er  vorhandene  und  sich  selbständig  entwickelnde 
Absatz-  u.  Bezugsbedürihisse  der  Produzenten  u.  Konsumenten  be- 
friedigt, so  wird  er  doch  bald  zur  Bedingung  und  Ursache 
solcher  Verhältnisse,  zum  „Führer“,  u.  fungiert  auch  wohl  mit- 
unter von  vornherein  als  solcher:  er  Avirkt  auf  die  Produktion 
anspornend,  anleitend  ein,  ihm  Produkte  zum  Absatz  zu  liefern, 
sich  darauf  einzurichten,  indem  er  ihr  Absatzgelegenheit  zeigt  und 
bietet  u.  damit  Anreiz  zu  A^ermehrter  u.  veränderter  Gütererzeugung 
gibt  und  er  wirkt  auf  die  Konsumtion  (auch  auf  die  Verwendung 
von  Produktionsmitteln  zur  weiteren  V erarbeitung)  ebenfalls  an- 
reizend ein,  indem  er  neue  u.  veränderte  Bedürfnisse  bei  ihr  er- 
weckt, ihr  neue  und  andere  Güter  dafür  kennen  u.  gebrauchen 
lehrt,  ihren  Begehr  danach  Avachruft,  für  ihre  bisherigen  Bedürfnisse 
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ihr  bessere  u.  billigere  Güter  nachweist  (Avieder  Genuss-,  Produktions- 
mittel) u.  sie  anregt,  diese  an  Stelle  bislier  gebrauchter  zu  setzen. 
a)  Die  spezifisch  kaufmännischen  Kenntnisse  der  Waren,  Absatz- 
märkte, Bezugsquellen,  TransportAvege,  der  LebensgeAvohnheiten, 
GeschäftsA'erhältnisse,  der  Sitten,  sittlichen  u.  Cbaraktereigenschaften 
andersAvo,  in  der  Ferne,  weit  ab  wohnender,  Avirtschaftender 
,, fremder“  Menschen,  Produzenten  u.  Konsumenten,  V/aren- 
lieferanten  u.  Warenverbraucher,  — alles  dies  Wissen,  über  Avelches 
der  Handel  in  seinem  kaufmännischen  Berutsstand  verfügt,  kommt 
ihm  dabei  für  den  Erfolg  seiner  Tätigkeit  im  Absatz  u.  Bezug  der 
W^aren  zu  gute,  macht  ihn  für  seine  wirtschaltliche  \ ermittlungs- 
tätigkeit  geeigneter,  deren  immer  weitere  Ausdehnung  voni  privat- 
wirtschaftlichen  Intei'esse  der  Kaufleute  ja  auch  gebieterisch  ge- 
fordert wird,  ß)  Freilich,  so  nur  diesem  Interesse  dienend,  nimmt 
der  Handel  dann  aber  auch  in  dieser  Führennlle  leicht  u.  gern  nur 
auf  dieses  sein  Interesse  Rücksicht  u,  nur  soweit  sich  das  Interesse 
der  Produktion  u.  Konsumtion  mit  dem  seinen  deckt,  auch  auf 
dieses,  y)  Daher  seine  gewiss  vielfach  anregende,  fordernde 
Wirkling  auf  den  Fortschritt  der  Produktion  und  ihrer  Technik, 
auf  die  Steigerung,  Verfeinerung  der  Bedürfnisse  der  Konsumenten, 
seine  „vorwärtstreibende“  Kraft,  seine  „kulturfördernde“  W irkung, 
aber  auch  — seine  zersetzende,  Ruhelosigkeit  A^erbreitende, 
„revolutionierende“  Einwirkung  auf  gegebene  Verhältnisse  der 
Produktion,  auf  Sitten  u.  Gewohnheiten  bei  der  Bedürfnisbefriedigung 
der  Konsumenten,  ö)  Damit  treten  Avieder  Folgen  ein,  welche  weit 
über  das  AV'irtschaftliche,  vollends  bloss  materiell -wirtschaftliche 
Gebiet  auf  das  psychische,  ethische,  soziale,  politische  Leben  der 
Völker  hinübergreifen,  gute  und  — üble  Folgen,  auch  für  den 
ganzen  „Volksgeist“,  der  beweglicher,  energischer,  aktiver,  aber 
auch  ruheloser,  unzufriedener,  rücksichtsloser  wird,  avo  die  Volks- 
psyche zur  Händlerpsyche  wii*d,  alle  Welt  sich  an  Spekulation 
auf  „Preisdifferenzen“  beteiligt,  alle  Werte  mobilisiert,  alle  Güter, 
auch  Grundstücke  u.  Häuser,  ländliche  Anwesen  und  städtischer 
Grundbesitz,  zum  Handelsobjekt  werden,  der  ,,Lanz  um  das  goldene 
Kalb“  ein  allgemeiner,  das  „non  ölet“  der  Erwerbsart,  das 
„Mehr,  Mehr“,  „Geld  um  jeden  Preis“  u.  „in  jeder  Höhe“  die 
Parole  Avird  u.  mit  hohen  ethischen  u.  sozialen  Werten  auch 
grosse  ästhetische  Werte  des  Wirtschafts-  u.  Gesellschafts-  und 
ganzen  Volkslebens  A'erloren  gehen:  „Avas  hülfe  es  dem  Menschen, 
so  er  die  ganze  W^elt  gewönne  und  nähme  doch  Schaden^  an 
seiner  Seele“  — ein  bekanntes  Bibelwort,  aber  auch  ein  tiefes 
ethisches  Wort  — die  Kehrseite  der  Glanzseite  auch  unserer 
modernsten  A’’olkswirtschaftlichen  EntAAncklung,  auch  der  ,,vom 
Agrar-  zum  Industriestaate“,  wo  der  Handel  die  führende  Stellung 
grösstenteils  errungen  hat  und  immer  mehr  erringt  (s.  o.  b.  47  ff., 
94,  95) . (Statist.  Daten  s.  o.  S.  187,  203). 

C.  I.  Eine  ausgeführte  Lehre  A^om  Umlauf,  ins- 
besondere dem  in  der  prfratAvirtsch.  Organisation  bei  freier 
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Konkurrenz,  umfasst  vier  Hauptteile,  a)  einen  mehr  theoretischen, 
die  Lehre  vom  „Preis  in  Tausch^^  in  der  Geld-  u.  Kredit- 
wirtschaft vom  „Preis  in  Kaufund  Verkauf“,  die  eigentliche 
Grundlehre,  auch  für  wichtige  Punkte  in  der  Lehre  von  der 
„Verteilung“  im  freien  Verkehr;  dann  b)  drei  zugleich  praktische, 
in  ihrer  näheren  Ausführung  besser  in  die  „spezielle  und  praktische 
Sozialökonomie“  (o.  S.  27)  zu  verlegende  Lehren,  nämlich  a)  die 
Lehre  vom  Verkehrswesen  u.  der  Verkehrspolitik  i.  e.  S. 
oder  vom  Kommunikations-  u,  Transportwesen  u.  dessen 
Volkswirtscliaftspolitik,  ß)  die  Lehre  vom  Gelde,  insbes.  auch 
Währungs-  u.  Münzlehre  u.  -politik,  y)  die  Lehre  vom  Kredit, 
insbes.  auch  von  dessen  bankmässiger  Organisation  (Bank- 
wesen u,  Bankpolitik).  Diesen  Lehren,  namentlich  der  dritten  und 
vierten  (Geld  u.  Kredit)  ist  in  diesem  Grundriss  das  dritte  Kapitel 
unten  gewidmet,  wo  einleitungsweise  angegeben  wird,  wie  und  wie 
weit  sie  hier  überhaupt  einbezogen  werden. 

2.  a)  Die  Lehre  vom  Umlauf,  speziell  die  Preislehre, 
steht  in  naher  Verbindung  und  Wechselbeziehung  mit  der  Lehre 
von  der  Verteilung,  insbes.  der  verkehrsmässigen,  wie  auch  im 
Wirtschaftsleben  selbst  Preis  und  Verteilung  der  Produktionserti'äge 
oder  Einkommenbildung  in  solcher  Wechselbeziehung  stehen, 
b)  Das  bedingt  auch  für  die  wissenschaftliche,  theoretische  Behandlungs- 
weise Schwierigkeiten,  indem  in  beiden  Lehren  mancherlei  gegen- 
seitige Bezugnahmen  unvermeidlich  sind,  Wiederholungen  einzelner 
Punkte  daher  auch  nicht  ganz  ausbleiben  können  u.  Einzelnes,  das 
eijt  später  behandelt  wird,  mitunter  schon  früher  als  erledigt, 
mindestens  als  zunächst  zugegeben  vorausgesetzt  werden  muss.  Das  ist 
indessen  nicht  zu  ändern  und  bei  keiner  Behandlungsweise,  auch  bei 
keiner  einmal  gewählten  Reihenfolge  in  der  Behandlung  der  Gegen- 
stände zu  vermeiden,  c)  In  der  Reihenfolge  kann  man  die  Lehre 
vom  Preise  vorangehen,  die  von  der  Verteilung  ihr  folgen  lassen 
oder  umgekehrt  verfahren,  beides  lässt  sich  begründen,  keines  als 
fehlerhaft  bezeichnen,  beides  hat,  wie  gewöhnlich  in  solchen  Fällen, 
Vorzüge  u.  Nachteile,  d)  Hier  wird  die  Lehre  vom  Preise  vor- 
angestellt, Aveil  sie  doch  die  eigentliche  Grundlehre  für  die 
Vorgänge  im  freien  Verkehr  ist  und  es  sich  in  der  Verteilungslehre 
(oder  „Einkommenlehre“  vom  Verteilungsstandpunktaus  betrachtet) 
gerade  bei  Zugrundelegung  der  Verhältnisse  des  freien  Verkehrs 
vielfjmh  um  die  Anwendung  der  Theorie  des  Vertragspreises  und 
der  Kostentheorie  auf  Vorgänge  im  Verteilungsprozess  (Lohn-,  Zins-, 
Profitgestaltung)  handelt,  wenngleich,  zugestandenermassen,  auch  in 
das  Preisproblem  überall  wueder  das  Verteilungsproblem  in  einzelnen 
Punkten  hineinragt. 

I.  Preis  (Theorie). 

Literatur.  1.  Die  allgemeine  Literatur  über  Wert,  bes.  Tauschwert, 
b.  diese  oben  bei  § S.  2-  Dauernd  grundlegend  Ricardo,  princ.,  be- 
sonders Kap.  1,  2,  4,  auch  5 und  6,  30  (Produktionskostenlehre)  und 
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V.  Hermann,  Untersuch.,  Abh.  6.  Gute  Zusammenfassung  durch  Mill, 
princ  , Buch  3,  Kap.  1—6.  Jetzt  Marshall,  Band  1.  S.  dam  bes.  über 
Kicardo  die  Darstellung  u.  Kritik  v.  Diehl,  in  seinen  „Erläuterungen 
1,  Kap.  1 u.  Cassel,  Trod.-Kostentheorie  Ricardo’s  in  Tüb.  Ztschr.  f. 
Staatswiss.  B.  57,  1901,  S.  68;  ferner  Oldenberg,  zur  Preistheorie  in 
Festgaben  für  A.  Wagner,  1905,  S.  267  ff.  u.  Kalinoff,  Ricardo  u.  die 
Grenzwerttheorie  (BeH.  Diss.  1906).  3.  Aus  der  Sozialist.  Lit.  wieder 
namentlich  Rodbertus’  u.  Marx’  Hauptschriften.  4.  Aus  der  neueren 
deutschen  Literatur  bes.  Fr.  J.  Neumann,  in  der  Tüb.  Zeitschr.  für 
Staatswiss.  B.  37  (1880)  u.  in  der  Abh.  im  Schönbergschen  Handb.  B.  1 
(daselbst  auch  weitere  Lit.).  5.  Die  Arbeiten  der  Oesterreicher  M enger, 
Sax,  V.  Böbm-Bawerk,  v.  Wieser  über  Wert.  Zuckerkandl, 
Theorie  des  Preises,  1889,  auch  f.  Dogmengeschichte,  ders.  Art.  Preis 
im  H.-W.-B.  d.  St.,  VI.  Ausspitz  und  Lieben,  Untersuch,  üb.  die 
Theorie  des  Preises,  1888.  6.  Die  Erörterungen  zwischen  H.  Dietzel 
und  den  Oesterreichem  in  Conrads  Jahrbüchern  1891/92.  S.  auch 
Dietzels  Soz.-Oekonomik  I,  S.  203 ff.  Gossen,  Gesetze  des  menschl. 
Verkehrs.  2.  Aufl.  1889.  Walras,  Theorie  der  Preisbestimmung,  deutsch 
1881.  7.  Die  folgende  Theorie  namentlich  für  die  (jrossp reise  im 
freien  Verkehr.  8.  Ueber  die  Kleinpreise  (Detailpreise)  s.  d.  Schriften 
d.  Vereins  für  Sozialpolitik,  Arbeiten  u.  Verhandlungen,  B.  36,  37,  38. 
Weitere  Lit.  bei  Zuckerkandl,  H.-W.-B.  d.  St.  VI.  8.  Ueber  Preis- 
geschichte und  Preisstatistik,  Methoden  der  Berechnung  des  Preis- 
niveaus eb.  Zuckerkandl  u.  Lexis  VI,  mit  Literaturangaben. 
Tooke,  hist,  of  prices,  deutsch  von  Asher.  Näheres  in  wirtschafts- 
geschichtlichen und  den  volkswirtschaftspohtischen  Schriften  u.  Vor- 
lesungen, bes.  über  Agrarpolitik  (Getreidepreise  usw.j  und  über  Geld- 
wesen (Bewegung  des  Geldwerts).  Preisstatistische  Untersuchungen 
(Sötbeer,  Laspeyeres),  Schwierigkeiten.  Amtliche  und  private 
Arbeiten.  Handelsstatistische  Werte.  Mein  Aufs,  eine  Aufgabe  der 
Statist,  d.  Preise.  Bull.  Internat,  de  stat.  1887. 

§ 49.  — I.  Einleitung.  A.  Terminologisches  (s.  § 9). 
1.  Begriffe,  a)  Allgemeinster  Begriflf  des  Preises  (,.im 
T'ausche“):  die  Menge  eines  bestimmten  anderen  (wirtschaftlichen) 
Guts  bestimmter  Qualität,  gegen  welche  ein  Gut  bestimmter  Art, 
Qualität  u.  Menge  wirklich  ausgetauscht  wird,  a)  Der  Geldpreis 
ist  nicht  der  Preis  an  sich,  sondern  nur  der  Preis  in  der  Geld- 
wirtschaft, wo  auf  der  einen  Seite  an  Stelle  des  konkreten  Guts 
Geld  in  seiner  Tauschmitteltünktion  (oder,  in  der  Kreditwirtsch.  in 
deren  Ersatzmitteln)  tritt,  ß)  Das  wirtschaftliche  Preisproblem  be- 
trifft daher  den  „Preis  im  Tausch'*  und  ist  das  allgemeinere,  von 
welchem  der  Geldpreis  nur  ein  Spezialfall  ist.  b)  Spezielle  Preis- 
begriffe: a)  Vertragspreis,  wo  der  Tauschakt,  bezw.  Verkauf- 
tind  Kaufakt  durch  den  bezüglichen  Vertrag  der  Tauschenden, 
bezw.  der  Verkäufer  u.  Käufer  allein  bestimmt  wird,  sowohl  betreffs 
der  Vornahme  des  Akts,  als  der  Bedingungen  dabei,  insbesondere 
auch  der  Höhe  des  Preises,  ß)  Marktpreis  ist  dieser  Vertrags- 
preis, wie  er  sich  unter  der  Konkurrenz  einer  Anzahl  von 
Tauschenden  im  freien  Verkehr  für  die  Bedingungen  des  Tauschs 
u.  wieder  namentlich  für  dessen  Höhe,  daher  besonders  als  Geld- 
preis, ergibt.  y)  Kostenpreis  — unpassend  auch  wohl 
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„natürlicher  *•  oder  „notwendiger“  Preis  genannt,  Be- 
zeichnungen, welche  auf  eine  petitio  principii  der  Vertreter  der 
Produktionskosten  als  des  ,,natiirgemäss“  u.  „notwendig“  immer  ent- 
scheidenden Bestimmgrundes  der  Preise  (Ricardo  u.  seine  Schüler) 
u.  mancher  Vertreter  der  Theorie  der  freien  Konkurrenz  hinaus- 
kommen — Kostenpreis  ist  der  Betrag  an  Kosten  (Produktions- 
kosten) oder  des  Aufwands  an  Wert  der  wirtschaftlichen  Güter 
(einschliesslicli  Kutzungen,  Dienste),  welcher  erforderlich  ist,  um  ein 
Gut  technisch  gebrauchsfertig  und  an  dem  Ort,  wo  und  zu  der  Zeit, 
zu  welcher  es  gebraucht  wird,  dem  Käufer  zur  Verfügung  zu 
stellen.  Bei  diesem  Kostenpreis  lassen  sich  wieder  unterscheiden 
aa)  derjenige,  welcher  den  in  bestimmten  Zeiten  geltenden 
„gesellschaftlichen“  Kosten  entspricht,  d.  h.  denen,  welche 
dem  jeweiligen  Stand  der  Technik,  Oekonomik,  Betriebsorganisation 
u,  Arbeitsintensität  gemäss  anzusetzen  sind  (Marx,  s.  o.  S.  39)  und 
bb)  derjenige,  welcher  den  individuellen  Kosten  im  konkreten 
Fall  entspricht,  d)  Taxpreis  ist  der  in  seiner  Höhe  (u.  eventuell 
auch  in  Bezug  auf  sonstige  Bedingungen  des  Tauschakts  oder  Ver- 
kauf- u.  Kaufakts)  autoritativ  bestimmte  Preis,  welcher  von 
massgebenden,  mit  der  Macht,  ihre  Bestimmung  eventuell  zwangs- 
weise durchzusetzen,  rechtlich  ausgestatteten  Autoritäten  festgestellt 
wird,  wobei  also  nur  die  Vornahme  des  Tauschakts  selbst  vertrags- 
mfissig  stattliudet  (S.  34). 

B.  Preistheorie  bedeutet  die  Ermittlung  der  Bedingungen, 
unter  denen  die  Preisbildung  erfolgt,  und  der  Ursachen,  von  denen 
diese  Preisbildung  im  Tausch,  im  allgemeinen  und  bei  den  vorher 
unterschiedenen  Arten  des  Preises  bestimmt  wird.  1.  Die  Voraus- 
setzungen für  die  Ermittlung  u.  Aufstellung  der  Preistheorie  sind 
im  allgemeinen  u.  speziell  für  die  Theorie  des  Vertrags-,  des  Markt- 
und  Kostenpreises  diejenigen  der  Anwendung  des  deduktiven 
methodischen  Verfahrens  (§  4),  daher  namentlich  a)  psychische, 
des  gewollten  u.  tatsächlich  erfolgenden  Vertragschliessens  unter 
der  Wirksamkeit  des  ersten  egoistischen  Leitmotivs  (§  2)  auf  seiten 
beider  Tauschparteien  (Verkäufers  u.  Käufers),  unter  Ausschaltung 
(bezw.  modifiziert,  unter  Zurücktretm  der  anderen  iMotive), 
ferner  b)  unter  Annahme  des  richtigen  u.  beiderseitig  gleich- 
massigen  Verständnisses  des  eigenen  Vorteils  beim  Tausch  auf 
beiden  Seiten;  weiter  c)  unter  Annahme  ebenbürtiger  sozialer  und 
wirtschaftlicher  Macht,  ihren  Willen  durchzusetzen  bei  beiden 
Tauschenden  (Verkäufer  n.  Käufer);  endlich  d)  die  rechtlichen 
Voraussetzungen  der  freien  Privateigentumsordnung  und  des  Systems 
der  freien  Konkurrenz  u.  vollen  Vertragsfreiheit,  insbes.  betreffs  des 
Inhalts  des  Tausch-  (Verkauf-  u.  Kauf-)  Vertrags.  Die  unter  diesen 
Voraussetzungen  aufgestellte  Theorie  kann  „reine“  oder  „abstrakte“ 
Preistheorie  genannt  werden.  Sie  gehört  vornehmlich  hierher  in 
die  allgem.  u.  theor.  Xat.-Oekon.  2.  Um  jedoch  auch  in  der 
Preistheorie  den  Verhältnissen  der  Wirklichkeit,  daher  bei  der  je- 
weiligen faktischen  Preisbildung,  sich  anzupassen,  sind  diese  unter 
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J genannten  Voraussetzungen  zu  modifizieren,  namentlich  betreffs 
der  vier  unter  1 a,  b,  c.  d erwähnten  Punkte,  daher  unter  Berück- 
sichtigung von  Abweichungen  in  der  psych.  Motivation  von  der 
dort  vorausgesetzten,  im  Verständnis  des  eigenen  Urteils  (bes. 
verschiedenes  Mass  auf  beiden  Seiten),  in  der  sozialökonom.  Macht- 
stellung u.  in  der  Rechtsordnung  betreffs  des  Verfolgendürfens  des 
eigenen  Vorteils.  So  ergibt  sich  eine  „konkrete“  oder 
gewandte“  Preistheorie,  welche  im  Folgenden  neben  der  „reine^ 
mit  berührt,  doch  hier  nicht  eingehender  dargelegt  wird.  3.  lur 
die  Theorie  der  Taxpreise  sind  ebenfalls  solche  Modifikationen  der 
Voraussetzungen  der  Aufstellung  der  allgemeinen  Prdstheone  yor- 
zunehmen,  bes.  betreffs  der  Rechtsordnung,  und  ist  die  Möglichkeit 
11  die  Frage  der  Zweckmässigkeit  zu  berücksichtigen,  bei  der 
Normierung  der  Preise  in  Taxform  von  der  Regelung  nach  den 
Kosten  mehr  oder  weniger  abzusehen  (System  von  „Sozialtaxen  ). 
Darüber  Einiges  in  § 56.  4.  Die  reine  Theorie  des  \erttags-  imd 
Marktpreises  gilt  für  die  Praxis  a)  namentlich  nur  in  Bezug  aut 
Bildung  der  Grosspreise  (die  unter  Händlern,  Produzenten  yer- 
tragsmässig  zu  Stande  kommenden),  auch  da  zwar  nicht  absolut, 
aber  doch  mit  weiter  Annäherung  an  die  wirklichen  Preiserscheinungen, 
um  so  mehr,  je  mehr  die  Voraussetzungen  der  Preisbildung  in  der 
Wirklichkeit  denen  der  reinen  Preistheorie  entsprechen,  also : dass  beide 
Tauschparteien  ihren  höchstmöglichen  Vorteil  verfolgen  wollen,  nach 
ihrem  Wissen  ii.  Verstehen  u.sozialök.IMacht  dies  können  u.  es  rechtlich 
dürfen,  b)  Für  die  Kleinpreise  („Detailpreise“),  d.  h.  für  die  im 
„Privat-  u.  Konsiimenten-Publikum“  in  dessen  Verkehr  «“t  den 
Händlern  u.  Produzenten  ii.  eventuell  auch  für  die  im  Publikum 
unter  einander  vorkommenden  Preisbildungen  gilt  die  reine 
Preistheorie  nur  etwa  im  grossen  u.  ganzen,  aber  nicht  genau,  weil 
die  Voraussetzungen  dieser  Theorie  hier  nur  mit  erheblichen  Ab- 
schwächungen bestehen,  c)  Schon  für  die  Grosspreise,  in  vielfach 
‘gesteigertem  Masse  aber  für  die  Kleinpreise  ist  daher  auch  eine 
konkrete  Preistheorie  ein  Erfordernis,  d)  Zu  deren  Gewinnung 
muss  neben  ii.  nach  oder  auch  von  vornherein  anstatt  des  in  der 
allgedeuteten  Weise  modifizierten  deduktiven  Verfahrens  das  induktive 
mit  zur  Anwendung  kommen,  daher  namentlich  die  Ermittlung  der 
Preise  in  der  Wirklichkeit  (Preisgeschichte,  Preisstatistik,  Kechiiiings- 
bücher  von  Produzenten,  Verkäufern,  Käufern),  a)  Neben  u.  nach 
dem  deduktiven  dient  das  induktive  Verfahren  hier,  wie  immer  in 
der  Nat.-Oek.,  als  Probe  der  Richtigkeit  der  Ergebnisse  der  ersten, 
als  Mittel  zur  Messung  des  Grads  der  Uebereinstimmiing  und  Ab- 
weichung zwischen  den  Ergebnissen  der  deduktiven  Theorie  ii.  iler 
beobachteten  Wirklichkeit,  ß)  Tritt  das  induktive  ganz  an  die 
Stelle  des  deduktiven  Verfahrens,  so  ist  dann  die  weitere  Aufgabe, 
die  ermittelten  tatsächlichen  Preiserscheinungen,  einzeln  u.  gruppen- 
weise, auf  ihre  Bedingungen  u.  Ursachen  zurückzuführen,  also  diese 
zu  ermitteln,  wo  dann  zur  Prüfung  u.  Erklärung  wieder  das  de- 
duktive Verfahren  mit  anzuwenden  ist.  y)  Das  Preisproblem  ist  dem- 
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nach  auch  ein  Hauptgebiet  volkswirtscliaftlicher  Ersclieinungeii  für 
die  methodische  Anwendung  der  beiden  Forschungsarten.  Hier  in 
der  allg.  u.  theor.  Nat.-Oek.  wird  sich  wie  auf  die  reine  Preistheorie 
so  auf  die  Anwendung  des  deduktiven  Verfahrens  im  wesentlichen 
besclirankt,  für  die  Anwendung  des  induktiven  Verfahrens  u.  fUr 
Mitteilung  von  Daten  der  Geschichte  u,  Statistik  der  Preise  auf  die 
spez,  u.  prakt.  Nat.-Oek.  verwiesen. 

C.  Ableitung  u.  Formulierung  der  Aufgabe  der  Preis- 
theorie. 1.  Ausgehen  v'on  den  verscliiedenen  Mögliclikeiten  der 
Veränderung  des  Preises  einer  Ware  (Guts)  u.  2.  Beschränkung 
der  Aufgabe  der  Preistheorie  auf  die  Untersuchung  einer  dieser 
Möglichkeiten.  Zu  1:  Der  Preis  eines  Guts  kann  sich  in  vier- 
facher Weise,  bezw.  je  in  doppelter  Richtung,  nämlich  nach  oben 
(Steigen)  u.  nach  unten  (Fallen),  in  achtfacher  Weise  verändern. 
Veränderungen  können  nämlich  im  Preise  des  Guts  a)  infolge  von 
Vorgängen  (Verhältnissen),  welche  sie  selbst  betreffen  oder  b)  in- 
folge von  solchen,  welche  das  Preisgut  (Zahlmittel,  Geld)  betreffen, 
ferner  c)  wieder  in  beiden  Fällen  zweifach  eintreten,  nämlich  cc)  in- 
folge innerer  qualitativer  Veränderung  (Verbesserung,  Ver- 
schlechterung) der  Substanz,  der  Qualität,  davon  abhängig  der 
Brauchbarkeit,  des  Gebrauchswerts  des  Guts  wie  des  Zahlmittels 
und  ß)  infolge  von  Veränderungen  der  Verhältnisse  bei  Gut  u. 
Zahlmittel,  welche  aa)  die  Mengen,  den  Vorrat,  die  Bedingungen, 
der  ersten  Beschaffung,  Neubeschaffung,  Ergänzung  dieser  Mengen 
u.  Vorräte  betreffen,  daher  die  Produktions-Kosten-  und  Angebots- 
verhältnisse des  Guts,  die  momentanen  und  die  demnächstigen  u.  in 
weiterer,  noch  in  Betraclit  koinmend(T  Zukunft  zu  erwartenden; 
und  welche  bb)  die  Bedarfs-,  daher  die  Nachfrageverhältnisse,  die 
Bedingungen  der  Bedarfsdeckung  in  Bezug  auf  das  Gut,  wiederum 
die  momentanen,  demnächstigen  und  die  noch  in  Betracht  zu 
ziehenden  zukünftigen  betreffen.  Zu  2:  Für  die  Preistheorie  wird 
ausgegangen  a)  von  der  Annahme  einer  Stabilität  dieser  Momente, 
also  dieser  Veränderungsinöglichkeiten  des  Preises  eines  Guts,  beim 
Preisgut  (Zahlmittel,  Geld),  in  welchem  der  Preis  des  Gutes 
ausgedrückt  (u.  demnach  gemessen)  wird;  b)  auch,  wenigstens  als 
Regel,  wird  auch  bei  dem  Gute  die  Stabilität  seiner 
Qualität  angenommen  (vorbehaltlich  gelegentlicher  Berück- 
sichtigung der  Veränderung  dieser  Qualität  und  des  Einflusses  da- 
von auf  den  Preis  des  Guts),  c)  Daher  wird  die  Aufgabe 
der  Preistheorie  auf  die  Untersuchung  u.  Beantwortung  der  Frage 
beschränkt:  wie  wirken  auf  Gestaltung  u.  Veränderung  des  Preises 
eines  Guts  (Ware)  bestimmter  Qualität  u.  bestimmter  Menge  die 
Verhältnisse,  demnach  auch  die  Veränderungen  auf  Seiten  des 
vierten  Einflussmoments  ein,  also  der  Menge,  des  Vorrats,  der  Be- 
schaffung u.  der  Bedingungen  dafür,  der  Produktion  (Kosten),  des 
Angebots  einer-  und  des  Bedai'fs,  der  ihn  quantitativ  und  nach 
Intensität  des  Wirkungsbedürfnisses  bestimmenden  Umstände,  der 
Nachfrage  anderseits,  d)  Mit  der  Erledigung  dieser  Frage  ist  aber 
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auch  die  Aufgabe  der  ganzen  Preistheorie  erledigt,  e)  Die  gleiche 
Frage  u.  deren  Erledigung  liegt  nur  ebenso  für  das  Preisgut  (Zahl- 
mittel, Geld)  vor,  sie  geht  hier  in  die  Frage  nach  den  Bestimm- 
gründen des  Geldwerts,  speziell  des  bisher  geschichtlich  wichtigsten, 
des  „Normalgelds“,  des  edelmetallischen,  über  u.  ist  hier  eine  be* 

' sonders  schwierige  (u.  § 72).  In  der  folgenden  Preistheorie  wird 

sie,  bei  der  Annahme  der  Stabilität  des  Geldwerts,  zunächst  also 

ausgeschieden.  ^ i i 

D.  Konkrete  Preisveränderungen,  iusbes.  der  Geld- 
preise der  Güter  (Waren,  auch  Dienste).  1.  In  der  Wirklichkeit 
vollziehen  sich  bekanntlich  fast  beständige  Veränderungen  der 
Preise,  speziellere  u.  allgemeinere,  schwächere  u.  stärkere»  seltnere 
u.  häufigere,  in  kürzeren,  in  längeren  Zeiträumen,  vielfach  in 
Zusammenhang  mit  der  ganzen  geschichtlichen  Entwicklung  der 
Volkswirtschaft.  2.  Hier  liegt  für  die  Untei-suchung  eine  andere 
Aufgabe  als  bei  der  Preistheorie  vor.  Hierüber  Folgendes: 

I a)  Zunächst  ist  festzustellen,  welche  der  bei  Preisyeränderungen 

möglicherweise  mitspielenden  Bedingungen  u.  Ursachen  überhaupt  tat- 
sächlich mitgespielt  haben.  «)  Selbst  in  dem  relativ  einfacher  liegenden 
1 Fall  einer  erfolgten  Qualitätsveränderung  ist  die  Feststellung  dieser 

speziellen  Bedingung  u.  Ursache  bei  vielen  W aren  nicht  immer  leicht 
u.  sicher,  ß)  Auch  ob  u.  welche  Veränderungen  des  Preises  einer  \\  are 
I auf  Gründe  zurückzuführen  sind,  welche  allein  auf  Seite  der  W are 

1 liegen,  ist  häufig  nicht  so  leicht  sicher  zu  ermitteln,  y)  Am  meisten 

I Schwierigkeit  bieten  aber  die  Fälle,  wo  die  Gründe  der  Preisveränderung 

eventuell  auf  beiden  Seiten,  der  WT aren  u.  des  Zahlmittels  (Gelds)  liegen, 

I daher  festzustellen  ist,  ob  das  überhaupt  der  Fall  u.  in  welchem  Masse 

I eine  Preisveränderung  auf  Einflüsse  zurückgeht,  die  je  von  der  Ware 

■ u.  vom  Gelde  ausgehen,  d)  Verwickelt  ist  das  Problem,  sowohl  wenn 

' Einflüsse  von  beiaen  Seiten  in  derselben  Richtung,  z.  B.  auf  Prei^ 

steigen  wegen  höheren  W^arenwerts  u,  niedrigeren  Preisgut-,  daher  auch 
I Geldwerts  ein  wirken,  als  auch  wenn  sie  sich  in  sich  kreuzender  Richtung, 

t auf  Steigen  wegen  Verhältnissen  bei  der  Ware  u.  auf  Sinken  wegen 

f Verhältnissen  beim  Preisgute  u.  Gelde  in  der  Preisstellung  u.  Preis- 

veränderung einer  Ware  geltend  machen,  y)  Namentlich  die  geschicht- 
liche Entwicklung  der  konkreten  Geldpreise  bietet  danach  für  ihre 
I kausale  Erklärung  grosse  SchwierigKciten,  welche  sich  völlig  be- 

friedigend überhaupt  nicht  lösen  lassen,  selbst  wenn  ein  grosses  u. 
sicheres  Tatsachenmaterial  (Preisstatistik)  yorliegt.  l)  Nur  eine  mehr 
oder  weniger  grosse  Wahrscheinlichkeit  spricht  dafür,  dass  eine  einigei- 
massen  aUgemeine  (auch  örtlich)  gleichzeitige,  gleichartige  u.  gleich- 
grosse oder  in  ihrem  verschiedenen  zeitlichen  u.  Örtlichen  \ erlauf  u.  in 
ihrem  verschiedenen  Grade  sich  sonst  erklären  lassende  ^ erän^rung 
von  preisen  zahlreicher  Warenkategorien,  z.  B.  ein  Steigen  der  Preise, 
auf  eine  Veränderung  des  Werts  (der  Kaufkraft)  des  Zahlniittels,  also 
eventuell  des  Geldwerts,  in  diesem  Beispiel  auf  ein  Sinken  dieses  V erts 
zurückzuführen  ist  (so  in  der  Preisbewegung  des  16.  u.  17.  Jahrhunderts 
u.  auch  in  der  2.  Hälfte  des  19.  Jahrli.).  Dies  namentlich  dann,  wenn 
Abweichungen  in  der  Preisbewegung  bei  einzelnen  V aren  u.  verschiedene 
i Bewegung  ganzer  Kategorien,  z.  B.  der  Agrar-  u.  Industrieprodukte, 

t sich  mit  einiger  Sicherheit  auf  spezielle  Ursachen  u.  Becüngungen  auf 

I Seite  der  Waren,  etwa  auf  notorische  Veränderungen  der  Gewinnungs-, 
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Herstellungs-,  Herbeiführungskosten  zurückführen  lassen.  Aber  im 
Einzelnen  wird  die  kausale  Erklärung  immer  vielerlei  Lücken  bieten 

u.  Zweifel  belassen.  (Unsichere  Ergebnisse  für  die  verschiedensten 
Geschichtsperioden  u.  Länder,  auch  für  die  Periode  seit  der  Entdeckung 
Amerikas  u.  der  Entwicklung  seiner  Edelrnetallgewinnung  u.  -Ausfuhr 
nach  Europa,  ebenso  wieder  in  neuester  Zeit  seit  den  Goldfunden 
Kaliforniens  usw.,  in  der  neuen  Goldära  u.  in  der  dann  auch  eintretenden 
Aera  der  Silberplethora). 

§ 50.  — II.  Die  Bestimmgründe  der  Höhe  des  Ver- 
trags- u.  Marktpreises.  Hier  sind  zu  untei-scheiden:  A.  die  je- 
weiligen, welche  im  einzelnen  Eall  diese  Höhe  bestimmen,  das 
sind  Nachfrage  u.  Angebot,  bzw.  deren  Verhältnis  zu  einander: 
„Gesetz  von  Angebot  u.  Nachfrage^*;  und  B.  für  die  regel- 
mässig zum  Absatz  produzierten  Güter  (Waren)  die  nachhaltigen 
Bestimmgründe,  welche  sich  im  Konkurrenzsystem  auf  die  Dauer 
durchzusetzen  streben  und  auch  mehr  oder  weniger  tatsächlich 
durchsetzen,  das  sind  die  Produktionskosten  (der  Kostenpreis, 
s.  o.  S.  217 — 218):  „Gesetz  der  Produktionskosten“  (§  51). 

Zu  A.  Gesetz  von  Angebot  u.  Nachfrage.  1.  For- 
mulierung dieses  (s.  bes.  J.  St.  Mill,  auch  Marshall  u.  zugleich 

v,  Hermann,  hier  mit  nach  diesen,  mit  Modifikationen):  a)  der 
Preis  stellt  sich  jeweilig  auf  denjenigen  Punkt  (die  Höhe),  wo  die 
Interessen  der  beiden  Tauschenden  (Verkäufer  und  Käufer)  unter 
den  gegebenen  Umständen  — d.  h.  unter  keinem  anderen  Zwang, 
als  demjenigen,  welcher  implicite  in  der  gegenseitigen  Anerkennung 
ihrer  IVeiheit,  ihres  Eigentumsrechts  an  den  Tauschobjekten 
(Waren,  Geld)  u.  des  eigenen  freien  Entschlusses  der  anderen 
Partei  liegt  — nach  ihrem  eigenen  Urteil  und  Entschluss  so  zur 
Ausgleichung  kommen,  dass  der  Tausch  (Verkauf  u.  Kauf)  zu 
dieser  Preishöhe  erfolgt;  b)  dieser  Punkt  ist  der,  wo  die  wirksame, 
d.  i.  zahlungswillige  und  -fähige  Nachfrage  genügt,  um  die  reell 
allgebotene,  d.  h.  von  dem  Besitzer  ernstlich  zu  verkaufen  gesuchte 
Menge  des  Guts  zu  kaufen  und  so  dieses  Angebot  aufzunehmen 
(zu  „absorbieren“), 

2.  Verschiedene  Kategorien  der  Nach  frag  enden  u. 
Anbieter,  a)  Auf  der  Nachfrageseite  lässt  sich  unterscheiden 
a)  der  eigentliche  (private)  Konsument,  welcher  von  ihm  bedurfte, 
ihm  fehlende  Genuss-  oder  Gebrauchsmittel  zur  persönlichen 
Bedürfnisbefriedigung  erwerben  will ; ß)  der  Produzent,  welcher 
Kapitalgüter  (sachliche  Produktionsmittel)  für  seinen  Betrieb;  y)  der 
Händler,  welcher  Handelsgüter  zu  kaufen  w’ünscht,  um  bei  deren 
Wiederverkauf  an  der  Preisdifferenz  zu  gewinnen.  Doch  bleiben 
in  diesen  3 Fällen  die  auf  der  Nachfrageseite  für  die  Preisbildung 
in  Betracht  kommenden  Momente,  auch  die  mitspielenden  psycho- 
logischen, prinzipiell  die  gleichen,  b)  Auf  der  Angebotsseite  lässt 
sich  ebenso  unterscheiden  a)  der  Private,  d,  h.  der  Besitzer  von 
Gebrauchs-  u,  Nutzgütern  für  eigenen  Bedarf,  welcher  gelegentlich 
davon  zu  verkaufen  wünscht;  ß)  der  Hersteller  der  Güter  u.  direkte 


— 223  — 

Verkäufer  dieser  und  y)  der  Händler,  welcher  erworbene  Handels- 
waren verkaufen  will.  Auch  in  diesen  Fällen  sind  die  auf  der 
Angebotsseite  in  Betracht  kommenden  Momente  prinzipiell  die 
gleichen,  c)  Der  angedeutete  Zweck  indessen,  welchen  der  Nach- 
frager u.  Anbieter  je  nach  dieser  seiner  verschiedenen  ökonomischen 
Stellung  u.  Funktion  im  Tauschgeschäft  verfolgt,  übt  auf  die 
Preisbildung  spezielle  Einflüsse  mit  aus.  Diese  werden  im  Folgenden 
gelegentlich  mit  berücksichtigt,  vornehmlich  wird  in  der  Erörterung 
liier  aber  ausgegangen  auf  der  Naclifrageseite  vom  Standpunkt  des 
eigentlichen  (jirivaten)  Konsumenten,  auf  der  Angebotsseite  von 
dem  des  Produzimteu  u.  Händlers,  den  Verhältnissen  im  volks- 
wirtschaftlichen Arbeitsteilungs-  u.  Tauschsystem  ents|)rechend. 

3.  Au  aly  se  der  Bestimm  gründe.  Die  beiden  Seiten 
der  Nachfrage  u.  des  Angebots  sind  hier  getrennt  zu  betrachten, 
a)  Auf  der  Nachfrageseite  bestimmen  den  Ih-eis:  a)  die  „ideelle“ 
Nachfrage,  insbesondere  der  Wunsch  des  Nachfragers  (Käufers),  das 
Gut  in  bestimmter  Menge  im  'rausch  (Einkauf)  zu  erwerben;  diese 
ideelle  Nachfrage  bestimmt  ein  eventuelles  ,,ideelles“  Preis- 
maximum oder  einen  Notpreis  für  den  Nachfrager;  ß)  die 
„reelle“  Nachfrage,  insbesondere  die  Zahlungsfähigkeit  des  Nach- 
fragers an  sicli  u.  in  Bezug  auf  den  Erwerb  (Ankauf)  dieses  Guts 
in  bestimmter  ]\Ienge  u.  jetzt;  von  dieser  reellen  Nachfrage  liängt 
ein  eventuelles  reelles'’ Preismaximum  oder  ein  reeller  Not- 
preis für  den  Nachfrager  ab;  y)  die  Bedingungen,  welche  die 
Angebotsseite  für  die  Bedarfsdeckung  bezüglich  der  bestimmten 
^[enge  dieses  Guts  bietet,  oder  die  ,.anderweiteu  Anschaffungs- 
kosten“ dieser  Menge  des  begehrten  Guts  (v.  Hermann);  diese 
liestimmen  für  den  Nachfrager  den  Preis,  zu  welchem  er  das  Gut 
eventuell  auch  unterhalb  jenes  Maximums  erlangt.  Dafür  ent- 
scheiden dann,  zwar  nicht  jeweilig  in  jedem  Einzelfall,  doch  auf 
die  Dauer  im  Konkurrenzsystem  die  (Re-)  Produktionskosten  des  Guts. 
So  erfolgt  hier  die  Anknü2>fung  des  Produktionskostengesetzes  au 
das  Gesetz  von  Angebot  u,  Nachfrage,  h)  Auf  der  Angeb ots- 
seite  bestimmen  den  lh*eis:  a)  das  „ideelle“  Angebot,  insbesondere 
der  Wunsch  des  Besitzers  des  Guts,  dieses  im  Tausch  (Verkauf) 
in  bestimmter  Menge  abzusetzen;  nach  diesem  Angebot  richtet  sich 
ein  „ideelles“  Preisminim  um  für  den  Anbieter,  oder  sein 
Notj)reis;  ß)  das  „reelle“  Angebot,  insbes.  die  Notwendigkeit 
des  V’erkaufs  des  Guts  wegen  Verhältnissen  auf  dessen  Seite  u. 
der  Bedarf  des  Besitzers  nach  anderen  Gütern,  bzw.  nach  Zahl- 
mitteln (Geld)  dafür,  die  ihm  der  Empfang  des  Gegenwerts  des  im 
Tausch  fortgegebenen  Guts  verschafft,  im  Tausch  selbst,  oder  zu 
verschaften  ermöglicht,  im  Weitertausch  des  empfängnen  Guts  bzw, 
bei  Geldempfang  in  dessen  Benutzung  zu  Ankäufen  der  bedurften 
Güter;  dies  reelle  Angebot  bestimmt  ein  eventuelles,  „reelles“ 
Preisminimum  oder  den  Notpreis  (Schleuderpreis)  für  den  An- 
bieter; y)  die  Bedingungen,  welche  die  Nachfrageseite  für  den 
Absatz  des  Guts  in  bestimmter  Menge  bietet  oder  die  „anderweiten 

A.  Wagner,  80Z.-Ökon.  Grundriss,  4.  Au  fl.  15 
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Verkaufspreise“  des  Guts  (v.  Hermann),  von  denen  es  abhängt,  zu 
welchem  Preise  o1)erhalb  jenes  Minimuins  der  Anbieter  eventuell 
sein  Gut  verkauft.  Dafür  entscheiden  auch  hier  wiederum  zwar 
nicht  jeM'eilig  in  jedem  Einzelfall,  doch  auf  die  Dauer  im 
Konkurrenzsystein  die  (Pe-)  Prodiiktionskosten  des  fortzugebenden 
Guts.  8o  erfolgt  cauch  auf  der  Seite  des  Angebots  die  Verknüpfung 
des  Produktionskostengesetzes  mit  dem  Gesetz  von  Angebot  u. 
Tsachfrage. 

4,  Mitspielende,  daher  in  der  Preistheorie  zu  be- 
achtende Momente  bei  der  Preisbildung.  a)  Auf  der 
Nachfrageseite  ist  mit  zu  berücksichtigen,  dass  cc)  der  Nach- 
frager regelmässig  auch  noch  Bedarf  nach  andren  Gütern  im  A^er- 
kehr  hat,  als  nach  dem,  um  dessen  Preisbildung  es  sich  gerade 
handelt.  Daher  gehen  hier  in  der  Se(*le  des  Nachfragers  A^er- 
gleichungen  dieser  vei’schiedenen  Bedarfo  vor,  mithin  auch  (insbes. 
beim  eigentlichen  Konsumenten)  der  Be<leutung  der  verschiedenen 
Bedürfnisse  u.  ihrer  Befriedigung  für  ihn  und  der  Geeignetheit 
der  Güter  zu  dieser  Befriedigung.  Dafür  ist  auf  die  Lehre  vom 
konkreten  Gebrauchswert  (§  8)  u,  auf  die  „Grenznntzentheorie“  mit 
Bezug  zu  nehmen  (gute,  feine  Gedankengänge  und  Ausführungen 
darüber  bes,  in  den  Schriften  der  „österr.“  Theoretiker  dieser 
Eichtxing).  Ferner  ß)  kommt  mit  in  Betracht,  dass  die  die 
Zahlungstahigstahigkeit  des  Nachfragers  darstellenden  Kaufmittel 
regelmässig  auch  mit  für  die  Beschaü’ung  andei*er  als  des  be- 
treffenden Guts  zu  dienen  haben,  wobei  es  sich  dann  wiederum  um 
A'ergleichungen  wie  unter  a handelt.  Zugleich  spielt  hier  die 
Grösse  der  Zahlungsfähigkeit  im  A^erhältnis  zu  den  verschiedenen 
damit  zu  deckenden  Bedarfen  mit,  den  nach  der  bestimmten  Alenge 
des  betreffenden  Guts,  um  dessen  Preisbildung  es  sicli  handelt,  ein- 
geschlossen. Auch  hier  , erweist  sich  die  Grenznutzentheorie  frucht- 
bar. b)  Auch  auf  der  Angebotsseite  ist  zu  berücksichtigen 
«)  ob  u.  welche  andere  Güter  der  Anbieter  eventuell  statt  oder 
neben  dem  Gut,  um  dessen  Fortgabe  im  Tausch  (Verkauf)  es  ihm 
zu  tun  ist,  zum  Austausch  verwenden  könnte.  Auch  hier  gehen 
dann  wieder  Vergleichungen  der  Entbehrlichkeit  dieser  ver- 
schiedenen Güter  fiir  ihn  u.  der  Bedingungen  ihrer  AViederbeschaftung 
(Vorratsdeckung)  vor  sich  u.  Gesichtspunkte  der  Lehre  vom 
konkreten  AVert  u.  vom  Grenznutzen  lassen  sich  wiederum  ver- 
werten. ß)  Ferner  kommt  in  Betracht,  dass  regelmässig  im  Arbeits- 
teilungssystem der  Anbieter  (A^ erkäufer)  auch  wieder  Nachfrager 
(Käufer)  ist,  er  daher  in  dieser  Eigenschaft  gleichen  Erwägungen 
unterliegt,  wie  der  Nachfrager  nach  d(im  betreffenden  Gute,  um 
dessen  Preisfeststellung  es  sich  handelt,  c)  So  frägt  sich,  ob 
eventuell  und  auf  welche  andre  AVeise  als  durch  Fortgabe  der  be- 
treffenden oder  andrer  Güter  aus  seinem  Besitz  der  Anbieter  seinen 
Bedarf*  an  Zahlmitteln  zur  Erxverbung  anderweiter  von  ihm  be- 
durfter, nicht  besessener  oder  zwar  besessener,  aber  nicht  in  er- 
forderlicher Menge  besessener  Güter  oder  sonst  zur  Ertiillung  von 
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Verpffichtungen  decken  oder  ol)  u.  wieweit  der  Anbieter  in  dieser 
Eigenschaft  als  Nachl'rager  nach  anderen  Gütern  u.  ebenso  der 
Nachfrager  des  Guts,  dessen  Preisbestimmung  zur  Erörtiu’ung  steht, 
seinen  Bedarf  eventuell  einschränken,  ganz  bei  Seite  stellen  oder 
wenigstens  aufschieben  kann,  d)  Auch  hier  handelt  es  sich  um 
psycliische  Vorgänge  bei  beiden  Teilen,  um  Vergleichungen  der 
Opfer  in  den  Emptindungen,  welche  in  solchen  A erzichten,  Ein- 
schränkungen, Verschiebungen  von  Bedarfsdeckungen  und  mithin 
von  Bedürfnisbefriedigungen  liegen  oder  der  Opfer,  welche  eventuell 
hohe  Preise  für  den  Nachfrager,  niedrige  für  den  Anbieter  auch 
deswegen  mit  sich  bringen,  weil  sie  in  l>eiden  Fällen  den  Erwerb 
andrer  Güter  hindern,  zu  beschränken,  zu  verschieben  nötigen. 
Die  Beachtung  des  Mitspielens  solcher  psychischen  Momente  in 
gleicher  AVeise  auf  Nachfrage-  u.  Angebotsseite  für  die  Probleme 
der  Preistheorie  ist  wichtig.  Auch  dafür  bieten  die  Erörterungen 
der  Grenznutzentheoretiker  Beachteusweries.  e)  Soweit  Nachfrager 
(Käufer)  auch  Anbieter  (A^'käuler),  Anbieter  auch  Nachfrager  ist 
— das  normale  A'erhältnis  im  regelmässigen  A'erkehr  — gilt  also 
auch  alles  vice  versa,  was  bei  der  Trennung  der  Erörterung  der 


beiden  Seiten  über  eine  jede  darzulegen  ist. 


5.  Erläuterungen  u.  Begründungen  der  (unter  No.  3 


formulierten)  Bestinnngründe  des  jeweiligen  Preises,  a)  Nach- 
frageseite. a)  Die  „ideelle“  Nachfrage,  d.  h.  die  unter  diesem 
Ausdruck  zusammengefassten  Momente,  bildet  hier  den  Ausgangs- 
jmnkt,  den  ersten  Anstoss  zur  Bestimmung  der  Höhe  des  Preises 
einer  bestimmten  Menge  des  nachgefragten  Guts:  der  AA'unsch,  das 
Gut  in  dieser  Alenge  im  l'ausch  zu  erwerben,  aa)  Für  diesen 
AVunscli  sind  bestimmend  Umstände  auf  Seite  des  Guts,  bzw. 
des  Bedürfnisses,  dem  es  dient  ii.  auf  Seite  der  Person  des 
Begebrers,  so  die  Lage  des  Nachfragers,  sein  Bedürfnis  in  Bezug 
auf  dies  Gut,  sein  Bedarf  danach,  nach  Grösse,  also  nach  Alenge 
des  Guts,  dabei  auch  das  A'orbandeusein,  die  Grösse  oder  das 
Fehlen  eignen  A^orrats  des  Guts,  die  Alöglichkeit,  das  iUit  selbst 
berzustelle.n,  auch  zu  erforderlicher  Zeit,  der  Grad  der  Dringlich- 
keit der  Bedarfsdeckung,  die  Aufschiebbarkeit  u.  Unanfsebiebbarkeit 
der  Bedürfnisbefriedigung  mit  dem  Gut  u.  danach  wieder  der 
Bedarfsdeckung,  die  gegenwärtigen  oder  zu  erwai'tenden  ungünstigen 
oder  günstigen  Bedingungen  der  Bedarfsdeckung,  auch  die  Alöglicb- 


keit,  Leichtigkeit  u.  Schwierigkeit,  die  damit  für  die  Bedürfnis- 


befriedigung verbundene  Benachteiligung,  statt  des  begehrten  Guts 
weniger  brauchbare,  wenn  auch  wohlfeilere  Surrogate  dafür  zu 
benutzen,  bb)  Alles  ilies  macht  sich  bei  den  verschiedenen 
Kategorien  der  Nachfrager,  privaten  Konsumenten,  weiter- 
verarbeitenden Produzenten,  wieden  erkaufenden  Händlern  geltend. 

cc)  Bei  den  erstgenannten  ist  daher  namentlich  wichtig  die  Art 
des  mit  dem  Gute  zu  befriedigenden  Bedürfnisses  (Klassifikationen 
der  Bedürfnisse  darnach,  der  Existenzbedürfnisse  1.  Grads,  wie  not- 
wendige materielle  im  Alasse  des  notwendigen  Umfangs  der  Befriedigung, 
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9.  Grads,  dann  der  Entvvicklungs-,  Kulturbedilrfnisse  usvv.,  ebenso  danach 
Klassifikationen  der  Güter,  konkrete  Lage  des  Nachfragers  als  physisches 
Individuum),  ferner  auch  die  specifische  Geeignetheit  des  Guts  zu 
der  mit  ihm  beabsichtigten  Bedürfnisbefriedigung.  Bes.  hier  daher 
leicht  „Notpreise“  des  Käufers,  welche  für  den  \ erkäufer  den  Gharakter 
von  Monopolpreisen  annehmen,  im  Fall  wichtiger,  dringlicher,  iinaut- 
schiebbarer.  nicht  oder  schwierig  durch  andre  Lrsatzgüter  erlangbarei-, 
deckungsschwieriger,  auch  nicht  durch  eigene  Produktion  des  Guts  er- 
reichbarer Bedürfnisbefriedigungen  (Nahrungsmittel-  bes.  Getreide-, 
Brotpreise  bei  :Missernten,  bei  feilender,  erschwerter  Zufidir  u.  \ orrats- 

erneuerung).  , . • i 

dd)  Die  „ideelle“  NaclitVage  bestimmt  so  das  „ideelle 

Maximum  der  Prcishölie.  d.  li.  den  höchsten  Punkt  dss  Preises, 

zu  dem  sich  der  isachfrager  schlimmstenialls  verstehen  -wüidc 

u.  müsste,  um  das  Gut  zu  erwerben,  ee)  Ob  er  aber  soweit 

irehen  kann,  hängt  von  dem  zweiten  Bistimmungsmoment  aut  dei 

H ^ tt  . r 1 t 1 1 1 . : 


Nachfrageseite,  der  „reellen“,  d.  h.  zahluiigslähigeii  Nachträge, 


ob  er  tatsächlich  soweit 


gehen 


muss 


oder  zu  niedrigerem 


l'reise 


wo 

er- 

be- 


u.  ZU  welchem  alsdann  das  Gut  erlangen  kann,  hängt  von 
dem  dritten  Moment,  den  Bedingungen,  welche  die  Angebotsseite 
stellt,  den  „anderweiteii  Aiischaffungskosteii“  ab. 

S)  Die  „reelle“  Nachfrage,  d.  h.  eben  die  zablungstalng^e, 
bildet  das  erste  der  beiden  für  die  praktiscbe  Erledigmig  der 
Preisbestimmung  entscbeideiiden  Momente,  aa)  Es  ist  diejenige, 
der  Wunsch,  das  Gut  in  bestimmter  Menge  im  Tausch  zu 
werben,  sich  mit  der  wirtschaftlichen  Macht,  den  Preis  datür  zu 
zahlen,  deckt,  d.  li.  mit  der  Zahlungsfähigkeit  des  Nachtragers 
in  Bezug  auf  die  Erwerbung  der  Menge  dieses  Guts  u.  die  /ahlung 
seines  Preises.  Diese  Zalilungstahigkeit  beruht  im  speziellen  lall 
auf  dem  Besitz  vertausch  barer  (vcrkäiifliclier)  Güter,  welche  der 
NachfVager  als  Gegenwert  für  die  Erlangung  des  von  ilnn  be- 
gehrten Guts  bieten  u.  loswerden  kann,  in  der  Geldwirtscliaft  regel- 
mässig auf  seinem  Geldbesitz  u.  dem  davon  für  diesen  Ankauf 
verfüo-baren  Teil,  und  auf  seiner  Kreditverfügung  beim  Anbieter 
des  betreff.  Guts  oder  bei  Dritten.  Der  Ursprung  dieser  Zalilungs- 
tälii<>keit  liegt  im  Erwerb  des  Nachfragers,  daher  in  der  Grundlage 
dieses  Erwerbs,  in  des  Naelifragers  Arbeitsleistungen,  in  den 
Nutzungen  seiner  Eigentumsobjektc  im  Produktionsbetriebe  u.  der 
Verwertung  u.  Bezahlung  dieser  Leistungen  und  Nutzungen, 
bb)  Bei  dieser  Zabliingstäbigkeit  kommt  aber  niin  regelmässig  noch 
in  Betracht,  dass  sie  zugleich  für  den  Eintausch  (Kauf)  anderer 
als  des  in  Kede  stehenden  Guts  die  Mittel  bieten  muss,  also  tür 
den  Eintausch  dieses  Guts  nur  partiell  verfügbar  ist.  in 
welchem  Masse,  das  hängt  wieder  von  der  Vergleichung  der 
Bedürfnisse  ab,  denen  dieses  u.  die  anderen  Güter  zur  Beinedigung 
zu  dienen  haben,  cc)  Fenier  ist  hier  auch  die  Grösse  dieser 
Zalilungstahigkeit  des  Naclifragenden,  daher  wesentlich  die 
seines  Einkommens  u.  Vennögens,  an  sich,  absolut,  u.  relativ, 
im  Verhältnis  zu  den  zu  befriedigen  len  Bedürfnissen  von  Ein- 


227 


fluss  Je  höher  diese  Grösse  in  beiderlei  Hinsicht  ist,  eine  desto 
kleinere  Quote  der  danach  dem  Nachfrager  verfügbaren  Ankaut- 
mittel  bildet  der  Einzelpreis  einer  bestimmten  Einheitsmenge  eines 
Guts,  daher  auch  des  im  spez.  Fall  begehrten,  desto  geringer  wird 
demnach  auch  in  der  Empfindung  das  Opfer  welches  em  selbst 
hoher  Einzelpreis  dem  Käufei  auferlegt,  unter  Umständen  bis  nalm- 
zu  oder  selbst  völlig  gleich  Null.  Daraus  ergibt  sicl.  dass  für 
Nachfrager  verschiedener  Zahlungsfähigkeit  das  durch  die 
konkrete  Zahlungsfähigkeit  eines  jeden  bedingte  reelle  Preis- 
maximum eines  begehrten  fremden  Guts  wieder  ganz  vei- 
schieden  ist.  Für  jeden  gibt  es  aber  eine  Preisliohe,  welche  für 
ihn  dies  „reelle“  Preismaximum  bildet,  seinen  reellen  Not- 
nreis,  zu  dem  er  sich  schlimmstenfälls  noch  verstehen  konnte, 
würde  und  müsste,  wenn  er  das  Gut  durchaus  im  Tausch  erlangen 
(kaufen)  will  u.  es  nach  den  Verhältnissen  des  Angebots  nicht 

darunter  erlangen  kann.  , . , j 

Im  Einzelfall  und  in  der  Masse  der  regelmässig  vorkomraenden 
Fälle  entscheidet  hier  beim  Privatkonsumenten  wieder  aUes  das,  was 
oben  (S.  2-2.Ö)  bei  der  „ideellen“  Nachfrage  angedeutet  wurde.  Nament- 
lich unter  extremen  Verhältnissen,  eben  einer  wahren  ,Aotlage  _ für 
den  Privatkonsumenten  als  Nachfrager,  kommen  solche  Preismaxnna, 
oder  Notpreise  für  ihn,  praktisch  vor.  Aber  auch  für  den  Produzenten 
u Händler  als  Nachfrager  ergeben  sich  solche  wahren  Notpreise  bei 
di-ineend  zu  deckendem  Bedarf  von  Produktionsmitteln  zum  Betrieb, 
von  Handelsgütern  zum  Vertrieb,  zur  Lieferung,  zur  Erfüllung  von 
Verbindlichkeiten,  in  den  Geschäften  der  Waren-  u.  Fondsboi sen  (Ter- 
minhandel). Ob,  wann,  wie  weit,  das  hängt  wieder  von  dem  dritten 
Bestimmgrund  der  Preise  auf  der  Nachfrageseite  ab,  also  von  den. 

y)  Bedingungen,  welche  die  Angebotsseite  für  die  Be- 
darfsdeckung bietet,  die  davon  abhängigen  anderweiten,  eventuell 
unter  dem  «-enannten  Preisiiiaximutn  bleibenden  Anschanungskosten. 
Dafür  ist  massgebend  die  Konkurrenz  der  Anbieter  (der  ver- 
kaufen wollenden  Besitzer)  des  Guts  um  Absatz  einer  bestimmten 
Memre.  Dadurch  werden  gegenüber  dem  Erwerbspreise,  welchen 
Ein  Anbieter  dem  Nachfrager  ahverlangt  u.  bis  zu  welchem  dieser 
eventuell  hinaufgelien  müsste  u.  würde,  die  wirklich  zu  zahlenden 
Preise  bestimmt,  bei  welchen  Nachfrage  u.  Angebot  zur  Ausgleichung 
koinineii  aa)  Im  einzelnen  Fall,  wo  es  sich  nur  um  die  Bedarts- 
deckuiig  Eines  Nachfragers  mit  dem  Gute  in  bestimmter  Menge 
handelt,  und  in  denjenigen  Fällen,  wie  im  Verkehr  meistens,  wo 
verschiedene  oft  zahlreiche  Naclifr.ager  sich  decken  wollen  und  sicli 
daher  seihst  wieder  Konkurrenz  machen,  kommen  initlim  als  günstig 
für  die  Nachfrageseite  u.  ungünstig  tür  die  Angebotsseite,  dem- 
nach mit  der  Wirkung  auf  Erimässigung  des  Preises,  mehr  oder 
wenio-er  unter  das  vorher  festgestellte  Preismaximum,  leicht  abzu- 
leitende u.  aus  der  Erfahrung  zu  entnehmende  Umstände  m Betracht: 
wie  kleine  Konkurrenz  auf  der  Nachfrageseite,  bei  den  Kantern, 
grosse  auf  der  Angebotsseite,  bei  den  Verkäufern,  so  z.  B.  rechtliche 
Schranken  für  diese  im  Absatz,  kurze  Dauer  der  Neuproduktioii  u. 
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leichte  Zufuhr,  ^löglichkeit,  selbst  Leichtigkeit,  durch  Eigeu- 
produktiou  iles  Guts  seinen  Bedarf  zu  decken,  mögliche  Keju-oduktiou 
des  begehrten  Guts,  noch  rechtzeitig  für  die  Bedarfsdeckung,  zu 
niedrigeren  Kosten  (bei  FortsclirittenderTeehnik,Betriehsorganisation), 
schwere  Abfuhr,  leichte  Verderbbarkeit  der  Waren  (WahrneJmmngen 
mit  Preisen  auf  den  Viktualien-,  Übst-,  Eischmärkten),  schwere 
Aufbewahrbarkcit,  Abhängigkeit  der  Naclifrage  von  Jahreszeiten-, 
„Saison“-,  Modewechsel,  leichte  Aufschiebbarkeit  der  Bedürfnis- 
befriedigung mit  dem  Gute,  leichte  u.  ausreichende  u.  wohlfeile  Er- 
setzbarkeit dieser  Befriedigung  mit  der  durch  Surrogate  u.  dgl.  m. 
bb)  Die  umgekehrten  Umstände  sind  mithin  ungünstig  für  die 
Nachfrageseite,  günstig  für  die  Angebotsseite,  cc)  Bei  Obwalten 
der  dargelegten  Umstände  wird  der  Preis  so  sich  herabdriicken, 
bis  weit  unter  das  Maximum,  bei  ihrer  Umkehrung  sich  empor- 
treiben lassen  bis  annähernd  an  u.  ganz  auf  das  Maximum,  dd)  Da- 
her Bestrebungen  ««)  der  Besitzer  u.  Anbieter,  einzeln  wie  im 
Verkehr,  eine  entsprechende  einlieitliclie  liegelung  des  An- 
gebots in  die  Hände  zu  bekommen  (Waren  aus  dem  Markte 
halten,  Vorräte  vermindern,  Verbindungen  der  Produzenten  u. 
Händler  über  Absatz  u.  Preise,  Organisationen  dazu,_  Kartelle, 
Syndikate,  Fusionen  von  Unternehmungen,  Grossbetriebe,  Ver- 
einigungen von  bisher  selbständigen  Betrieben  in  Trusts  usw.),  um 


die  Nachfrager,  Abnehmer  in 


die  Zwangslage. 


zu  versetzen,  vom 


Angebote  geforderte,  höhere  Pi’eise,  selbst  bis  zu  jenem  Maximum, 
zur  Bedarfsdeckung  zahlen  zu  müssen,  Not  preise  der  Nachfrage, 
die  hier  zu  fPrivat-)  Monopolpreisen  des  Angebots  werden; 
übrigens  faktisch  keineswegs  immer  in  der  Höhe  des  Maximums 
oder  auch  nur  diesem  nahe,  weil  sich  dabei  die  Nachfrage,  mithin 
der  Absatz  zu  sein-,  auch  zum  Nachteil  der  Produktion,  des  An- 
gebots vermindern  und  trotz  hohen  Einzelpreises  ein  kleinerer 
Gesamtgewinn  leicht  ergeben  könnte  u.  oft  tatsächlich  würde 
(u.  ^ 52).  ßß)  Analoge  Bestrebungen  machen  sich  auf  der  Nach- 
frageseite geltend,  um  die  Naclifrage  einheitlich  zu  regeln  u.  so  der 
Angebotseite  gegenüber  sich  zu  stärken,  auch  für  die  Abwehr  <ler 
]dassregeln,  welche  von  dieser  Seite  ausgehen.  Dazu  dienen  gleiche 
oder  ähnliche  Hilfsmittel,  ebentälls  Organisationen  der  Konsumenten, 
der  Almehmer,  eventuell  eigene  Einrichtung  von  Betrieben,  um  sich 
vom  fremden  Produzenten  u.  Händler  unabhängig  zu  maciien, 
Genossenschaftsbildungen  hierfür,  Vereinigung  von  Betrieben  zu 
einem  Ganzen  (z.  B.  von  Koh-  u.  Hilfsslotf-,  Halbtäbrikatproduktiou 
mit  der  Verarbeitungsproduktion,  wie  bei  grossen  landwirtschaftlichen 
Industrien,  bei  Verbindung  von  Kohlen-,  Erzbergbau  mit  Hütten, 
Halbzeug-  u.  Ganzzeugbetrieben,  wie  in  der  Eisen-  u.  Stahl- 
fabrikation, bei  Walzwerken  statt  „reiner“  Walzwerke)  — nebenbei 
bemerkt  auch  allgemein  prinzipiell  u.  praktisch  wichtige  Vorgänge, 
weil  sie  auf  Wiedervereinigung  von 


Ilidistoft’ge  winnung 


u.  -Ver- 
Unternelnnung 


arbeitung  in  demselben  Betrieb,  in  der  einen 
hinauskomraen,  damit  eine  uralte  Organisationslbrm  (die  grosse 
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antike  Oekon.  u.  mittelalterliche  Grosswirtschalt  der  Grund-  u. 

G utsherrschaft)  in  modernisierter  Art  wieder  aut  leben  lassen  (s.u.j50b). 
\ber  solche  Organisation  der  Nachfrageseite  hat  meist  viel  gn;osscre 
Schwierigkeiten  als  die  der  Angebots-,  Produzenten-  u.  Handler- 
seite  (lemrentalls  wenigstens  bei  grossen  Masseinartikeln  typischer, 
nicht  nach  Sorten  u.  Qualitäten  gar  zu  verschiedener  Art),  weif 
Privatkonsuiiienten,  vollends  unter  unseren  heutigen  sozialen, 
Klassen-.  Wohnungsverhältnissen  sich  schwer  organisieren  lassen 
Geuossenschaftsbildungeu  auch  schwierig  u.  für  den  Zweck  nicüt 
leistungsfähig  genug  sind  (Konsumvereine).  Produzenten,  wie  die 
der  Verarbeitungsindustrieen,  haben  aucli  oft  einen  nach  horten  u. 
Qualitäten  zu  verschiedenen,  nach  Mengen  zu  manuigfaltigen  u.  zu 
kieinen  Bedarf,  an  Rohstoffen,  Halbfabrikaten  iim  ihre  Nachfrage 
befriedigend  organisieren  zu  können,  yy)  Daher  droht  leicht, 
cerade  auch  bei  „Gewerbefreiheit“  u.  Organisations-  u.  1 reis- 
?erabredungsrecht  der  Produzenten  u.  Händler  eine  Uebermacht 
der  Allgebotsseite  über  die  Nachtrageseite  liei  der  1 reisbildung 
u.  eine  Gestaltung  dieser  in  der  Richtung  des  noch  iin  Interesse 
des  Aufgebots  lie^eudeu  Preisinaxinniuis,  der  ^Ionoi)olpreise  aut  dei 
Angebots-,  der  Notpreisc  auf  der  Nachfrageseite.  Üafur  liegen 
mancherlei  Beobachtungen  vor.  Die  Konkunenz  unter  den  An- 
bietern u.  zwischen  diesen  u.  den  Nachfragern  bietet  keine  ge- 
nü<-ende  Abhilfe  (Preise,  von  1‘etrolcuni,  Breiinstoüen,  Haupt- 
nahrungsmitteln, Brot,  bes.  Fleisch,  Milch,  Bier  andere  Lebens- 
mittel des  Marktverkehrs,  Preise  bei  den  Verbrauchssteuern  ii. 
Zöllen  uuterlicgeudeii  Artikeln  in  den  Ueberiyälzuiigsvorgangen). 
Wohl  etwas  mit  daher  die  freilich  oft  übertriebenen  n- 
verallgemeinernden  Klagen  über  .,yerteuerung  des  Lebensy 
Momente,  die  auch  bei  der  Frage  von  der  ,.Gehlwertvermindeiung 
mitspielen,  indem  diese  öfters  mehr  nur  eine  Preiserhöhung  aut 

Seite  der  Waren  infolge  solclier  Umstände  ist.  . . „ 

())  Die  Rückwirkung  der  jeweiligen  u.  demnachstigen  fic- 
nroduktioiiskosten  auf  die  Anschaffungskosten  das  Guts  tur  den 
Käufer  wird  beim  Gesetz  der  Produktionskosten  Ol)  mit 

behandelt.  , , c i„,. 

b)  Erläuterungen  u.  Begründungen  der  Vorgänge  aut  dei 

ViK^ebotsseite  bei  der  jeweiligen  Preisbildung.  «)  Auch  hier 
bildet  das  „ideelle“  Angebot  den  Ausgangspunkt  u.  den  ersten 
Anstoss  zur  Bestimmung  der  Preishöhe  einer  bestimmten  VIeiige 
des  angebotenen  Guts:  der  Wunsch  des  Besitzers,  das  Gut  in  dieser 
^[eiv»*e  im  Tausch  abzusetzen.  «)  Für  diesen  unsch  sind  die 
deichen  oder  analogen  Umstände  bestimmend,  wie  aut  der  .Nacli- 
tra*»-eseite  für  den  Erwerber  des  Guts  (oben  bei,  a,  a um- 

stände,  welche  dann  wieder  teils  günstig,  teils  ungünstig  für  den 
Anbieter  (also  umgekehrt  für  den  Erwerber)  sind,  ß)  Es  n\  mkeii 
hier  bes.  abermals  Umstände  ein,  welche  aut  feeite  des  Guts 
selbst,  seiner  physischen  Natur  u.  seiner  Stellung  in  der  Guterwelt 
liegen.  So  ob  es  danach  überhaupt  u.  in  bestimmter  Zeit,  an  be- 
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stimmteiii  Ort  u.  mehr  oder  weniger  dringend  abgesetzt  werden 
muss,  nach  seiner  leichten  Yerderbbarkeit,  scliweren  Aut'bewahrbar- 
keit,  schwierigen  Wegfuhr,  nach  der  Abhängigkeit  der  Nachfrage, 
damit  der  von  dessen  Seite  ausgehenden  Einflüssen  auf  den  Preis, 
von  Konjunkturen,  Jahreszeiten,  Gebrauchs-  (Mode  ) Wechsel,  nach 
seiner  Ersetzbarkeit  durch  Surrogate,  seiner  möglichen  Eigen- 
produktion durch  den  Nachfrager,  seiner  wohlfeileren  Reproduktion 
durch  andere  Produzenten,  y)  Je  ungünstiger  diese  Umstände  für 
den  Besitzer  des  Guts  liegen,  desto  mehr  w ird  er  genötigt  sein,  es, 
bzw.  die  abzusetzende  3Ienge  zu  einem  Minimalpreise  (ideellem 
^Minimum  oder  Notpreis  des  Verkäufers)  oder  zu  einem  diesem  sich 
nähernden  abzugeben,  bei  welchem  er  eben  noch  den  Absatz  des 
Guts  der  Fortdauer  seines  Besitzes  vorzieht,  also  doch  noch  Vorteil 
dabei  findet,  d)  Das  hängt  wieder  von  den  beiden  anderen  Preis- 
bestimmungsmomenten ab;  vom  ,, reellen“  Angebot  u.  den  Absatz- 
bedingungen, welche  die  Nachf'rageseite  stellt,  den  anderweiten 
Verkaufspreisen. 

ß)  Das  reelle  Angebot  des  Guts  in  bestimmter  Menge  wird 
wie  das  „ideelle“  von  den  auf  der  Seite  des  Guts  liegenden 
Umständen,  von  dem  Grade  der  dadurch  bedingten  Verkaufs-Not- 
wendigkeit, ausserdem  aber  auch  bestimmt  von  der  persönlichen 
u.  ökonomischen  Lage  des  Anbieters  in  Bezug  auf  seinen 
eignen  Bedarf  an  anderen  Gütern,  die  er  nicht  oder  nicht 
genügend  (nach  Art,  Menge)  besitzt,  noch  selbst  herstellen  kann, 
bzw.  an  Zahlmitteln  dafür  u.  für  die  Erfüllung  von  anderweiten 
Verbindlichkeiten.  Der  Privatkonsument  kommt  hier  wieder  für 
seine  persönlichen  Bedürfnisbefriedigungen,  z.  B.  bei  Verkauf  von 
Nutzvermögensobjekten,  der  Produzent  für  die  Fortführung  seines 
Betriebs,  der  Händler  für  den  seiner  Geschäfte  in  Betracht.  Je 
dringlicher  dieser  Bedarf  nach  andern  Gütern  u.  Zahlmitteln  ist, 
daher  je  mehr  die  Umstände  so  liegen,  diesen  Bedarf  dringend  zu 
machen,  desto  ungünstiger  für  den  Verkäufer,  desto  mehr  wird  aus 
dem  „ideellen“  ein  ,, reelles“  Preisminimum  oder  desto  mehr  nähert 
sich  der  Preis,  zu  welchem  verkauft  werdtm  muss  u.  wird,  diesem 
wirklich.  Hier  spielen  wieder  alle  die  Momente  beim  Anbieter  des 
Guts,  der  hier  eben  andererseits  Nachfrager  nach  anderen  Gütern 
oder  Zahlmitteln  ist,  mit,  günstige  u.  ungünstige,  welche  auf  der 
Nachfrageseite  oben  hervorgehoben  worden  sind. 

In  der  entwickelten  Verkehrs-,  bes.  Geld-  u.  Kreditwirtschaft  üben 
hier  auf  der  Angebotsseite  auf  die  Preisbildung  in  der  Richtung  des 
reellen  Preisminimuins  bes.  die  Verpflichtungen  aus  Kredit- 
geschäften einen  starken  Einfluss  aus.  Schon  beim  Privat- 
konsumeiiten,  der  auf  Borg  gelebt  u.  nun  zahlen  u.  dafür  eventuell 
Objekte  seines  Nutzvermögens  losschlagen  muss,  vollends  häufig  beim 
Grund-  u.  Hausbesitzer,  Produzenten  u.  Händler,  der  verkaufen  muss,  um 
Schulden  zu  zahlen,  Wechsel  einzulösen  usw.,  daher  öfters  bes.  schlimme 
Lage  bei  gerichtlichen  Zwangsverkäufen,  im  Konkursverfahren,  in 
Handels-  u.  Kreditkrisen  bei  Besitzern  grosser,  auf  Kredit  gekaufter 
Warenlager,  im  Börsengeschäft,  bei  Massenverkäufen  zur  Abwicklung 
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von  Engagements  ^„Exekutionen“^  Hier  werden  die  Preise  zu  wahren 
Not-  u.  öcTdeuderpreisen  des  Besitzers,  zu  einer  Art  Ausbeutungspreisen 

zu  Gunsten  des  Käufers.  . 

Ob  u.  wieweit  indessen  solches  reelle  Preismmimum  dein  Anbieter 

abgerungen  werden  kann  u.  würd,  hängt  wieder  von  dem  dritten  Pi  eis- 
bestimmungsmoment  ab,  also  den; 

y)  Bedingungen,  welche  die  Nachfrageseite  für  die  Absatz- 
erzielung bietet:  die  anderweiten,  eventuell  über  dem  genannten 
Preisminimum  bleibenden  Verkaufspreise  des  Guts.  Dafür  ist 
massgebend  die  Konkurrenz  der  Nachfrager  (Käufer)  um  Er- 
werbung des  Guts  im  Tausch  (Kauf).  Dadurch  w'erden  wieder 
o-egenüber  dem  Erwerbspreise,  den  Plin  Anbieter  im  für  ihn 
schlimmsten  Falle  dem  Abnelimer  gew'ähren  u.  bis  zu  dem  ei 
hinabgehen  müsste  u.  würde,  die  wirklich  zu  zahlenden  l reise  be- 
stimmt, bei  w elchen  wieder  Angebot  u.  Nachfrage  zur  Ausgleichung 

kommen  (s.  o.  S.  227).  . • . j u 

Als  günstig  und  ungünstig  für  den  .\nbieter  erweisen  sich  daner 
wieder  die  mancherlei  (^en  bei  der  Erörterung  der  Frage  von  der 
Nachfrageseite  aus  angedeuteten  Umstände,  indem  eben  alles,  was  füi 
die  Nachfrage  dabei  günstig,  für  das  Angebot  ungünstig  ist  ji.  um- 
gekehrt Das  gilt  im  Einzelfall  wie  in  den  zahlreichen  und  Massen- 
nUlen  des  Verkehrs,  w'O  die  Anbieter  selbst  wieder  unter  einander 
konkurrieren.  Dabei  können  Verhältnisse,  welche  sich  aus  Kredit- 
Verpflichtungen  ergobenj  wieder  bes.  wichtig  werden.  Auf  dei  An* 
gebotsseite  treten  daher  auch  wieder  die  Bestrebungen  zur  Organisation 
hervor,  um  unter  den  Anbietern  (Produzenten,  Händlern)  die  Konkurrenz 
ZU  inässigen  oder  selbst  auszuschliessen,  Absatzbedingungen,  welche  in 
der  Richtung  des  Preisminimums  wirken,  zu  verbessern.  Zwangslagen 
zu  niedrigen  u.  Minimal-  u.  Notpreisen  für  das  Angebot  zu  beseitigen, 
umgekehrt,  solclie  für  die  Nachfrageseito  zu  schaffen  u.  so  höhere  u. 
eveht  Maximal-  u.  Notpreise  dieser  Seite  aufzunötigen  u.  zu  dem  allen 
die  schon  oben  (S.  22S)  erwähnten  Hilfsmittel,  Preisverabredungen  der 
Produzenten  u,  Händler,  Kartelle,  S3mdikate  usw.  bis  zu  grossen 
Fusionen  und  Trusts  hin,  Von  dem  Masse,  in  welchem  diese  Be- 
strebungen auf  der  Angebotsseite  gelingen  u.  Gegenbestrebungen  miss- 
lingen, hängt  OS  ab,  ob  u.  wieweit  die  Preise  den  Charakter  von  Quasi- 
fPnvat-)  Monopolpreisen  annehmen,  worüber  unten  in  § 52  noch  ge- 
handelt wird.  Sic  können  dann  auch  über  den  Produktionskosten, 
unter  diese  einen  als  normalen  Durchschnitt  geltenden  Profit  (Unter- 
nehmer- u.  Kapitalgowinn)  .eingerechnet  (§  511.  gehalten  werden  u.  so 
einen  höheren  Extragewinn  dem  Produzenten  u.  Händler  abwerten. 
Wie  lange,  das  hängt  wieder  davon  ab,  wie  lange  sich  die  Konkurrenz 
unter  den  Anbietern  in  der  angegebenen  Weise  regeln,  die  Leber- 
macht über  die  Nachfrage  erhalten  lässt.  Sobald  das  nicht  mehr 
Erfolg  geschieht,  z.  B,  nach  Auflösung  oder  Sprengung  von  Kartellen 
oder  bei  Gelingen  einer  Gegenorganisation  der  Nachfrage,  wirkt  dann 
doch  wieder  die  Konkurrenz  darauf  hin,  dass  die  Dauer-Preise  sich  bei 
den  regelmässig  erzeugten  AVareii  auf  die  (Rc")  Produktionskosten  stellen 

" 6.  Bedeutung  der  Analyse  der  Preisbesummungsgründe  im 

Gesetz  von  Angebot  n.  Nachfrage  zur  Erklärung  der  konkreten 
Preiserscheintingeu  im  Verkehr,  a)  Durch  die  vorausgehenden 
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Austiihrungen  tinden  diese  Erscheimingen  ihre  kausale  Erklärung; 
auch  diejenigen,  Avelche  sicli  unter  dem  Einfluss  der  Spekulation 
auf  Steigen  u.  Fallen  der  Preise  der  Waren  (Kurse  der  Wert- 
paj)iere),  auf  Ausbeutung  von  Konjunkturen  mittelst  entsprechender 
Auf-  u.  Verkaufoperatioiien,  Zurückhalteii  von  Vorräten  u.  Aufdeii- 
niarktwerfeu  von  solchen  vollziehen,  b)  Alle  solclie  Spekxdationen 
u.  die  zu  ihrer  Durchfühnuig  dienenden  Operationen  u.  Einrichtungen, 
wie  Kartelle,  Syndikate  usw.,  laufen  darauf  hinaus,  aut  der  An- 
gehotsseite  die  Nachfrageseite  in  die  ZAvangslage  zu  bringen,  höhere, 
in  der  Kichtuiig  des  dem  Verkäufer  noch  vorteilhaften  Preisinaximums 
sich  bewegende,  Avomöglich  dieses  erreicliende  Preise  zahlen  zu 
müssen,  auf  der  Nachfrageseite  umgekelirt  eine  solche  ZAvangslage 
für  die  Angebotsseite  herbeizuführeii,  dass  die  Verkäufer  zu 
niedrigeren,  in  der  Richtung  des  Ih’eisminimums  sich  heAvegenden, 
Avoinüglich  dieses  erreichenden  Preisen  A’erkaufen  müssen.  Alle 
noch  so  künstlichen  „feinen"^  ManöA'er  der  Börsenspekulation  ver- 
folgen dies  Ziel  u.  erreichen  es,  Avenn  es  u.  soAv^eit  als  es  den 
Spekulanten  gelingt,  die  hier  analysierten  massgebenden  Be- 
stimmungen der  Preise  u.  Kurse  in  der  dargelegten  Weise  für  sich 
günstig  zu  gestalten,  c)  Auch  die  im  Konkurrenzsystem  sich 

zeigenden  Vorgänge  im  u.  die  Erscheimingen  des  Verteilungs- 
prozesses u.  der  Einkommeubildung,  AA’elche  er  (larstellt, 
tinden  durch  die  Analyse  des  Preisgesetzes  ihre  kausale  Erklärung, 
so  die  Gestaltung  des  Arbeitslohns,  des  Leih-,  Pacht-,  Miet- 
zinses, auch  die  des  selbsterAvorhenen,  aus  der  eignen  Verwertung 
• des  Kapitals  in  der  Unternehnuuig  heiTühn  nden  Kapitalgewinns 
u,  des  aus  der  Tätigkeit  d(3s  Unternehmers  als  Leiters  u,  Betriebs- 
organisators herrührenden  U n t e r n e h m e r g e w i n n s , soAvie  des 
vereinigten  Kapital-  u.  UnternehmergCAvinns.  des  sog.  Profits 
(s.  u.  Abscliu.  von  der  Verteilung,  § 57  ff.),  a)  Das  allgemeine 
Preisgesetz  \on  Angeb<»t  u,  N.achfrage  ist  das  Grundgesetz  auch 
für  diese  Vorgänge,  ß)  Es  erleidet,  Avi(^  hes.  heim  Arbeitslolm, 
nur  ^lodifikationen  bei  seiner  Anwendung  auf  das  Gebiet  des 
Verteilungs])rozesses,  Avelche  sich  aus  der  Eigenart  der  als  Absatz- 
AA'aren  im  Verkehr  hervortretenden  menschlichen  Arbeit  u.  Besitz- 
(Kapital-)  Nutzungen  erklären,  aber  keine  prinzipielle 
Aenderung,  gesclnveige  dass  es  umgestossen  Avürde,  soAveit  eben 
wirklich  Konkurrenz  u,  Verträge  unter  Voraussetzung  der  Wirk- 
samkeit der  Konkurrenz  den  Verteilungsprozess  regeln,  y)  Selbst 
bei  autoritativer  Regelung,  Avie  im  Arbeitslohnsystem  des  Be- 
soldungSAvesens  im  öftentlichen  (Staats-j  Dienst,  ist  mit  dem  Gesetz 
von  Angebot  u.  Nachfrage  zu  rechnen,  mindestens  soweit,  dass 
Einrichtungen,  Vorkehrungen  u.  Normen  getrotfen  Averden,  welche 
den  möglichen  störenden  Einfluss  dies*‘s  Gesetzes  eliminieren, 
d)  Die  ,,Preistheoric"  selbst  unter  den  Voraussetzungen,  unter 
welchen  sie  zunächst  aufgestellt  Avird,  mehr  oder  Aveniger  abweichend 
A'on  den  Avirkliehen,  die  im  Wirtschaftsleben  entscheiden,  erAAxdst 
sich  so  docli  A'on  genügender  uniAerseller  IJedeutung  für  praktische 
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Verhältnisse  n.  Fragen,  e)  Sie  gibt  auch  Fingerzeige  für  die 
Massnahmen,  welche  eine  etwa  iin  sozialökon.  Interesse  'wünsenens 
werte  Politik  u.  Gesetzgebung  zur  Kegelung  der  I reis- 
bildung  im  Verkehr  treft'en  müsste,  z.  B.  gegenüber  .^pekulations- 
manövern,  gefahrdrohenden  Preisminimis  n.  Preismaximis^  u.  den 
diese  herheifnhrcnden  Hilfsmitteln  der  Interessenten,  wie  Kartellen 
usw  (u  §56).  f)  Das  Gleiche  gilt  bezüglich  der  praktischen  Bedeutung 

dieser  Preistheorie  für  die  richtige  Lösung  der  Probleme  eines 
autoritären  Systems  von  Taxen,  Socialtaxen  u.  des  hskalischen 


S 51.  _ H.  (S.  0.  S.  2-22,  §50)  Gesetz  der  Produktions- 
kosten, betreffend  die  iiacliliaitigen  Bestimmgründe  der  regel- 
inässiir  erzeugten  Güter  ('Waren).  (S.  bes.  K i ca rdo,  dessen 
L(dire  hier,  mit  ]\Ioditikationen,  im  Kern  festgelialten  wird,  aiicli  MiH, 
V.  Hermann,  Dietzel).  1.  Die  Bedeutung  des  Gesetzes  u. 
die  Voraussetzungen  seiner  Anfstellnng  u.  Giltigkeit, 
a)  Die  Bedeutung  liegt  darin,  dass  es  für  die  genannten  Güter  den 
scliliesslichen  "Preisregnlator  darstellt,  von  dem  «)  die 
dauernde  lliehtung  der  Preise  (ihres  Fallens,  Steigens;  u.  die 
dauernde  Tendenz  dieser  Preise,  eines  jeden  Guts  lür  sich  n.  der 
Preise  im  Verhältnis  zu  einander,  abhängt,  sich  auf  eine  hestimmte 
Höhe  zu  stellen,  darauf  zu  halten  n.  ans  Schwanknngen  nach  unten 
11.  oben,  welche  sich  nach  dem  Gesetz  von  Angebot  n.  Nachtrage 
vollziehen,  darauf  wieder  znrückznkouimen;  — ß)  freilich  nur, 
wenn  u.  soweit  als  freie  Konkurrenz  auf  der  Angebots-  und 
Nachfrageseite  wirklich  besteht  u.  sich  voll  und  glcichmässlg  geltend 
macht,  also  nicht  durch  die  im  vor.  § 50  mit  berührten  Verhältnisse, 
wie  Organisationen,  wirksame  Preisverabrednngen,  Kartelle  nsw. 
mclu'  oder  wcuif!;er  bei  S(üte  j^cschobeu  u.  so  iu  ilirem  Eiuuuss  aut 
die  l*i'eisl)ildun";  ausser  Funktion  f^esetzt  Avird.  b)  lii  der  älteien 
Theorie  ist  di(*se  Bedingung  der  Giltigkeit  des  Kosteugesetzes  nicht 
immer  genügend  beachtet,  aber  aucli  A'on  ihren  Kritikern  nicht 
immer  festgehalteu  Averden.  Dai'aus  sind  dort  falsche  Schlüsse  auf 
die  wirkliche  Preisbewegung  u.  Gestaltung  u.  zu  Aveit  gehende  aut 
die  genaue  Uebereinstiminung  dieser  Gestaltung  mit  der  nach  dem 
Kostengesetz  gezogen,  hier,  von  der  Kritik,  aber  Avegen  „Ab- 
Aveichungen“  der  Preise  in  der  Wirklichkeit  fälsche  Ausicliten  von 
der  Mangelhaftigkeit,  ja  Ungiltigkeit  des  Gesetzes  in  dieser  M irklich- 
keit  autgestellt  Avorden  (Missverständnisse,  ja  völliges  NichtA'erstchcn 
der  Voraussetzungen  einer  Aufstellung  der  Preistheorie  auch  hei 
den  deutschen  Anti-Ricardiauern). 

«)  l^as  Kostengesetz  wird  unter  denselben  ^ oraussetzungen  ''i® 
das  Ges.  von  Angebot  u.  Nachfrage  aufgestellt  (o.  Ö.  222ff.).^  V\_o 
diese  Voraussetzungen  nicht  oder  nicht  genau  zutreffen,  speziell  z.  B. 
diejenigen  beti’effs  der  Funktion  der  freien  Konkurrenz,  kann  auch  die 
wirkliGie  Preisgestaltung  mit  der  dem  Kostengesetz  entsprechenden 
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nicht  oder  nicht  genau  übereinstimmen,  y)  Organisationen  der  Angebots- 
seite z.  B.,  wie  die  in  wirksamen  Preisverabredungen  der  Produzenten 
u.  Händler,  mittelst  Kartellen  u.  dgl.,  wodurch  eben  unter  den  An- 
bietern die  Konkurrenz  mehr  oder  weniger  ausgeschlossen  wird,  werden 
einen  Dauerstand  der  Preise  in  der  Richtung  des  oben  abgeleiteten 
Preismaximums,  des  Notjjreises  des  Nachfragers,  des  (Quasi-)  Monopol- 
preises bewirken,  d h.  eine  Preisstellung  selbst  dauernd,  nämlich  solange 
als  solche  Organisationen  wirksam  fungieren,  über  den  Kosten,  unter 
diese  einen  normalen  Durchschnittspront  für  Kapital  u.  Unternehmung 
eingeschlossen.  Analoge  erfolgreiche  Organisationen  auf  der  Nachfrage- 
seite, autoi'itäre  Preismaximaltaxen  können  entgegengesetzt  wirken,  die 
Preise  nicht  nur  unterhalb  jenes  Maximums  halten,  sondern  in  der 
Richtung  des  Minimums  wenigstens  bis  zu  den  durch  die  Kostendeckung 
bezeichneten  treiben  (wiedtu'um  bei  dieser  den  normalen  Durehschnitts- 

f)rofit  hier  eingerechnet,  wenn  keine  rechtlichen  u.  keine  dauernd 
aktischen  Hindernisse  bestellen,  Kapitalanlage  u.  Unternehmertätigkeit 
zu  wechseln),  d)  Gerade  auch  heute  in  unsern  Ländern,  in  der  Periode 
des  Grossbetriebs  u.  der  Kartelle,  der  privatkapitalistischen  wirt- 
schaftliclien  u.  sozialen  Uebermacht  auf  Produktions-,  Händler-,  An- 


gebotsseite über  die  nicht  oder  nur  mangelhaft  organisierte  Nachfrage- 
scite  Averden  die  Preise  oft  lange  mehr  oder  weniger  über  den  Kosten 
stehen  können  u.  tatsächlich  stehen,  wenigstens  sow^eit  das  Absatz- 
interesse nicht  selbst  l>ei  niedrigeren  Preisen  besser  fährt,  als  bei  ihm 
sonst  erreichbaren  höheren  Vorhandensein  u.  Einfluss  solcher 

Momente  hat  die  ältere  Kostentheorie  zu  wenig  beachtet,  in  ihrem 
optimistischen  Glauben  an  Vorhandensein  u.  Wirkungen  der  freien 
Konkurrenz,  wenn  diese,  in  Form  voller  „Gewerbefi-eiheit-^,  nur  rechtlich 
anerkannt  sei.  Daher  der  oft  zu  weitgeliende  Verlass  auf  das  Sich- 
Durchsetzen  des  Kostengesetzes  u.  die  damit  sich  vollziehende  Profit- 
ausgleichung u.  Herabdrückung  des  Profits  auf  ein  normales  Durch- 
schnittsmass  in  einer  Höhe,  w^elche  die  regidmässige  Fortdauer  der 
Produktion  verbürge.  C)  Aber  eine  „Widerlegung“,  ein  Umstoss  des 
Kostengesetzes  nach  der  gegnerischen  Auffassung  liegt  gleichwohl  doch 
wegen  des  Xichtbeachtens  solcher  von  den  Voraussetzungen  der  Deduktion 
abweichenden  Verhältnisse  in  der  Wirklichkeit  nicht  vor.  Vielmehr 
muss  dann  nur  erforscht  werden,  welches,  diese  Abweichungen  sind, 
wesentl.  induktiv,  u.  welches  dann  die  dauernden  Preisgestaltungen  sein 
werden,  wieder  deduktiv,  was  sich  sehr  wohl  erreichen  lässt. 

2.  Die  Durchsetzung  (Geltendmachung)  des  Kosten- 
gesetzes in  der  Wirklichkeit,  a)  Sie  vollzieht  sich  nach  dem 
Gesetz  von  Angebot  u.  Nachfrage  mittelst  entsprechender  Ver- 
änderung selbst  u.  eventuell  schon  Möglichkeit  u.  Wahrscheinlich- 
keit der  Veränderung  auf  Angebots-  oder  Naclifrageseite  oder  auf 
beiden  zugleich  in  der  Weise  u.  der  Richtung,  dass  einerseits  die 
konkreten  Preise,  welche  unter  den  Kosten  stehen,  wieder  auf 


deren  Höhe  steigen  (zeitweise  vielleicht  noch  höher,  doch  auf  die 
Dauer  niclit),  anderseits  die  Preise,  welche  über  den  Kosten  stehen, 
wieder  auf  diese  sinken  (wiederum  zeitweise  vielleicht  noch  darunter, 
dauernd  nicht),  b)  Hier  besteht  daher  eine  Wechselwirkung  zwischen 
Kosten  u.  jeweiligen  Preisen,  in  der  privatwirtschaftl.  Organisation 
in  der  W eise,  dass  Kosten  übersteigende,  daher  höheren  Profit 
(für  Unternehmung  ii.  Kapital)  abwerfende  Preise  zu  vei-mehrter 
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Produktion,  grösserem  Angebot  anlocken,  — Ausdelmung  des  Be- 
triebs bei  bestellenden,  Neuanlagen  des  Betriebs  seitens  neuei 
Unternehmungen  anderseits  die  Nachfrage  vermindern  können 
u.  öfters  beides  eintritt,  dagegen  Kosten  nicht  deckende  daher 
niedrigere  Preise  umgekehrt  einwirken,  c)  Das  Krpbnis  ist  dass 
die  Preise  nach  den  Kosten  gravitiren  u.  die  Kosten  /iiglucli 
das  dauernde  Maximum  ii.  Minimum  der  1 reise  bestniniicu  odoi 
Max  u.  Minimum  eben  dauernd  identisch  sind,  indem  sie  dauernd 
den  Kosten  entsprechen,  d)  Alles  dies  gilt  aber  wieder  «)  nur 
unter  den  genauen  Voraussetzungen  der  Iheorie,  dabei  bcs.  unter 
Annahme  freier  Konkurrenz  u.  Strebens  der  Anbieter  n.  Nacli- 


Annahme  ireier  ivuuivuiirxiA. 

frao-er  nach  dem  für  sie  günstigsten  1 reise,  daher  auch  ß) 

sich  dies  Streben  taktisch  verwirklichen  kann  ii.  verwirklicht. 


y)  liier  liegen  dann  freilich  in  der  Praxis  die  Dinge  öfters  :«tlcTS, 


z.  B.  hinsichtlich  der  Kenntnis  der  gegenseitigen  Kosten  u.  Probte 
hei  den  Absatzkonkurrenten,  oder  es  hegen  Schwierigkeiten  voi, 
den  Betrieb  zu  andern,  spielen  auch  andere  Kriyagungen  mit  und 
machen  sich  ökonomiscli-teclmisehe  Umstände  geltend,  welche  eine 
andere,  als  die  vorhin  angenommene  Wechselwirkung  zwischen 
Kosten  u.  Angebot  u.  Nachfrage  bewirken.  Durch  das  Alles  kann 


eine  Gestaltung  der  Preise  auch  für  längere  Zeit,  wenngleich  kaum 
dauernd,  abweichend  von  den  Kosten  verursacht  werden.  „Un- 


wird  aber  auch  dabei  das  Kostengesetz  nicht,  sondern  es 
ti-erten  dann  eben  seine  Voraussetzungen  nicht  oder  nicht  genau  zu. 


aa)  Bes.  auf  der  Angebotsseite  werden  sich  die  Dinge  nicht 
immer  in  der  Wirkliclikeit  so  gestalten,  wie  liei  der  J 
Kostengesetzes  angenommen  werden  muss  u.  wohl  auch  Mclfach,  se^lbst 
als  Regel,  für  die  wirklichen  Vorgänge  angenomnien  'v  er  den  darf. 
aa)  So  kann  für  den  Produzenten,  dessen  Absatzpreise  seine  Kostin 
niclit  oder  nicht  ausreichend  decken,  sodass  er  mit  unterdurci- 
schnittlichem  Probt,  vielleicht  selbst  mit  Verlust  arbeitet,  .he  Sclnyieng- 
keit  zu  gross  sein,  statt  seines  Betriebs  eiiieii  andereii  einzunchten, 
weil  er  sein  Kapital,  zumal  Anlagekapital  (Grundstück.',  Gebäude, 
Maschinen)  nicht  oder  nur  mit  grossem  \ erlust  herausziehen  unei^ed 
er  mangels  persönlicher  Fähigkeit  dazu  kein  anderes  L nteriiehmeii  lei  en 
LUn  Er  wird  so,  auch  Tiei  voller  wirtschaftl.  Freiheit,  Gewerbe- 
freiheit usw.,  vielleicht  lange  zu  Preisen  ahsetzeii  müssen,  'velelie  seine 
Kosten  nicht  decken  u.  ke'inen  üblichen  Durclischmttsprofit  ah  werfen. 
(Vielerlei  prakt.  Beispiele,  auch  für  ganze  Kategorien  von  Betrmbcm 
z B.  in  der  Industrie,  Bergbau,  namentl.  in  der  Lanilw-irtschaft).  ßß)  r^s 
kann  auch  sein,  dass  statt  eine  Produktions-  u.  Aiigebotsemschraiikung 
in  einem  solchen  B.'triehe  vorzunehmen,  .lavon  ab^eselien  wird  weil 
die  betreffende  Pnxiuktion  eine  zu  kleine  Quote  des  Markthedai  ts  deckt, 
daher  auf  dem  Absatzmärkte  voraussichtlich  doch  mcht  stark  genug 
einwirkt,  um  die  Preise  zu  erhöhen,  vielleicht  nur  Koukurnmten  yei- 
anlasst,  ihr  Angebot  um  so  mehr  auszudeluieii.  ry)  L nigekehrt  ist  es 
sogar  möglich,  dass  sidi  gerade  durch  eine  Ausdehnung 
Betriebs,  vermehrte  Produktion  u.  Angebot  eine  eigene  Kostenre.luktion 
für  die  Produkteinheit  bewirken  lässt,  weil  dabei  eine  Reihe  von  \ oi- 
teilen  des  Grossbetriebs  erzielt  wird,  — wo  dann  freilich  auf  die 
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Dauer  das  Kostenniveau  sinkt  u.  sich  Kosten  u.  Preise  docli  ins  Gleich- 

gewicht  setzen,  bb)  Auch  auf  der  Nach  frage  Seite  wird  der  höhere 
reis  nicht  immer  eine  Verminderung  der  Nachfrage,  der  niedrigere 
nicht  immer  eine  Steigerung  oder  doch  in  beiden  Fällen  keine  so  starke 
bewirken,  als  zur  Durchsetzung  des  Kostengesetzes  angenommen  werden 
muss.  ««)  Z.  B.  kann  bei  Artikeln  des  Prunks,  für  Eitelkeitsbedürfnisse 
eine  Preiserhöhung  vielleicht  selbst  Nachfrage  steigernd  wirken,  weil 
der  höhere  Preis  den  Artikel  für  solchen  /^veck  l)ranchbarer  macht. 
ßß)  Unter  Einfluss  von  Konsumsitten,  Moden  bei  Artikeln  für  Privat- 
konsumenten, von  technischen  Aenderungen  in  der  Produktion  hei 
Gegenständen  für  den  Betrieb  kann  auch  allgemein  der  höhere  Preis 
lange  gehalten  werden,  selbst  lange  weiter  steigen,  weil  die  Nachfrage 
nicht  ab-  sondern  zunimmt,  cc)  Indessen  durch  alle  solche  Ehnstände 
w'ird  doch  meist  nur  die  Periode  verlängert,  während  deren  die 
Preise  mehr  oder  weniger  von  den  Kosten  abw’eichen  u.  das  Kosten- 
gesetz sich  durchsetzt,  nicht  diese  Durchsetzung  cndgiltig  vereitelt,  so- 
lange die  llauptvoraussetzungen:  freie  Konkurrenz,  alTseitiges  Verstehen 
des  eigenen  A'orteils  in  der  Preisbildung  u.  energisches  Verfolgen-wollen 
des  höchstmöglichen  Vorteils  dabei,  nicht  völlig  ausser  Wirksamkeit  treten. 

3.  Analyse  der  einzehvirtschaftlichen  Produktions- 
kosten für  eine  Prodnkteneinheit,  insbes.  in  der  privat- 
w'irtschaftl.  ( Irganisation,  daher  auf  der  Kechtsgrundlage  des  Privat- 
eigentums an  sachlichen  Produktionsmitteln  (Boden,  Kapital)  n.  ira 
System  der  freien  Konkurrenz,  a)  Diese  Verhältnissse  müssen  auch 
Iner  wieder  die  Voraussetzung  u.  den  Ausgangspunkt  der  Erörterung 
der  Kosten  bilden,  a)  Damit  ist  dann  auch  schon  die  Frage  als 
tatsächlich  bejaht  anzusehen,  ob  Unternehmer-  und  Kapital- 
gewinn, verneint:  der  sogen.  ,,Prolit‘'  ein  konstitutives  Element, 
ein  notw^endiger  Bestandteil  der  Kosten  sei  (o.  S.  34):  im  Prinzip 
ist  in  der  privatwirtsch.  Organisation  ein  solches  Element  wenigstens 
derjenige  Minimalbetrag  der  Profitrate,  ohne  dessen  dauernd  durch- 
schnittliches Abfallen  für  Unternehmer  u.  Kapitalisten  die  Produktion 
eines  Guts  (Vorratlieferung,  -Ergänzung,  Bereitstellung  seitens  des 
Angebots)  in  dem  von  der  Nachfrage  erforderten  Umfang  nicht 
stattfinden  würde  (S.  34,  u.  u.  § 62).  Ueber  die  Frage  der  all- 
gemeinen prinzipiellen  Notw'endigkeit  u.  Rechtfertigung  des 
„Profits“  u.  mindestens  eines  analogen  Anteils  am  Ertrage  in  jeder 
yolkswirtschaftl.  Organisation,  auch  in  einer  rein  gemeinwirtschaft- 
lichen (sozialistischen)  Weitres  u.  in  § 60  u.  62.  ß)  Das  jew'cilige 
u.  das  dauernde  Grössenmass  dieses  Profits  hängt  A'on  den  Um- 
ständen ab,  wxdche  im  Konkurrenzsystem  die  Verteilung  des  (volks- 
wirtschaftlichen) Reinertrags  der  Unternehmung  zwischen  Arbeitern 
n.  kapitalist.  Unternehmern  bestimmen  (Frage  vom  „relativen“ 
Lohn  u.  Profit),  wmrüber  ebenfalls  erst  unten  in  der  Lehre  von  der 
Verteilung  (§  57  ff.)  Weitres.  y)  Hier  in  der  Kostenlehre  wun-den 
somit  zunächst  Lohn  u.  Profit  an  sich  u.  jeder  von  beiden  in  seinem 
Grössenmass  als  gegebene  Tatsachen  betrachtet  u.  werden  beide 
nach  ihrem  jeweiligen  u.  nach  ihrem  notwendigen  Minimalstand, 
den  sie  dauernd  nicht  unterschreiten  können,  w'enii  das  Angebot 
die  Nachfrage  decken  soll,  für  die  Aufstellung  von  Kostenrechnungen 


u.  danach  zu  stellenden  Anfoi’derungen  an  den  Preis,  die  Kosten  zu 
decken,  berücksichtigt. 

b)  Die  Kosten  wxrden  dabei  hier  zunächst  im  allgemeinen, 
für  die  Prodnkteneinheit  beliebiger  Güter,  analysiert.  Wie  sie 
sich  dann  «)  für  verschiedene  grosse  Kategorien  von  Gütern 
(Waren)  stellen,  speziell  für  Industrie-  u.  für  Boden produkte, 
welchen  Gesetzen  die  Bewegung  der  Kosten  dabei  unterliegt;  ferner 
ß)  welche  Kosten  eines  Gutes,  wenn  dieses,  wie  gewöhnlich,  von 
verschiedenen  Unternehmungen  mit  verschiedenen  Kosten 
her-  und  an  den  Markt  zur  Bedarfsdeckung  gestellt  wird,  jeweilig 
für  den  Preis  entscheiden  u.  welche  Kosten  in  solchen  Fällen  auf 
die  Dauer  die  Preisgestaltung  bestimmen,  wird  in  den  folgenden 
§§  52 — 54  untersucht,  c)  Die  „Kosten“,  mit  denen  wir  es  jetzt  zu 
tun  haben,  werden  hier  im  Sinne  der  „ ei nzeUvirtschaft  liehen“ 
(w'ie  oben  S.  42,43),  genommen  u.  von  den  sog.  „natürlichen“ 
oder  ., volkswirtschaftlichen“  demgemäss  unterschieden.  d)  Es 
handelt  sich  dabei  um  diejenigen  Kosten  einer  Prodnkteneinheit, 
— d.  h.  einer  bestimmten  Menge  eines  Produkts  bestimmter  Art,  Sorte, 
Güte,  w'elche  am  bestimmten  Ort  (der  Erzeugung,  des  Bedarfs)  zu 
bestimmter  Zeit  zur  Deckung  der  Nachfrage  angeboten  wird  — 
welche  im  freien  Verkelu'  auf  die  Dauer  den  Vertragspreis 
dieser  Einheit  regeln.  «)  Auch  in  diesem  Verkehr  können  aber 
schon  absichtlich  von  den  Produzenten  die  Preise  einer  solchen 
Einheit  ab w^ eichend  von  deren  Kosten  festgesetzt  werden,  indem 
z.  B.  unter  den  verschiedenen  Produkten  eines  Betriebs  Ab- 
weichungen der  Preise  von  den  Individualkosten  dieser  Produkte 
erfolgen  u.  nur  die  Gesamtkosten  im  Gesamterlös  gedeckt  werden 
(Haupt-  n.  Nebenprodukte),  ß)  Allgemeiner  ist  eine  Abweichung 
der Preiseder Produkte  vondenKostenproportiouen  bei  autoritativer 
Preisregelung  in  Taxform  möglich,  namentlich  bei  Monopol- 
betrieben (n.  § 56). 

d)  Umfang  der  einzelwirtschaftl.  Produktionskosten  für  eine 
Prodnkteneinheit.  Diese  Kosten  umfassen  (s.  Kostenpreis  o.  S.217,  218) 
alles,  w'as  an  Wert  a)  im  allgemeinen,  d.  h.  nach  dem  gesell- 
schaftlichen Stand  der  Produktionstechnik  u.  Betriebsorganisation 
u.  Arbeitsleistung  dauernd  aufgew*endet  werden  musste,  bzw.  bei 
Neuproduktion  wieder  müsste  (daher  als  „Re“-produktionsanfwand) 
und  ß)  im  Einzelfall  aufgewendet  w'urde,  bzw.  bei  Neu- 
pi’oduktion  wieder  werden  würde,  um  eine  solche  Produkten- 
einheit  technisch  gebrauchsfertig  u.  als  Angebot  zur  Verfügung  der 
Nachfrage  zu  stellen.  Die  Kosten  im  Palle  a können  die 
„gesellschaftlich  notwendigen“,  die  im  Falle  ß die  „indi- 
viduell notwendigen“  genannt  wei'den.  y)  Ueber  das  Ver- 
hältnis dieser  Kosten  in  ihrer  Bedeutung  für  die  dauernde  Preis- 
gestaltung zu  einander  u.  über  die  Fragen,  welche  verschiedenen 
Individualkosten  wieder  zeitweilig  den  Preis  bestimmen  und  wie 
sich  die  gesellschaftlich  notwendigen  Kosten  auf  die  Dauer  durch- 
setzen s.  u.  die  §§  53  u.  54.  Der  als  Kosten  aufzuwendende  Wert 
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ist  bei  den  eigens  erzeugten  sachlichen  Produktionsmitteln  der  eigene 
Kosten-  u.  Gebrauchswert,  l»ei  den  eigenen  persönlichen  Arbeits- 
leistunj2;en  deren  Gebrauchswert,  beides  in  der  Verkehrswirtschatt 
nach  dem  üblichen  Tauschwert  (Preis)  bemessen,  bei  den  ein- 
zukarifenden  sachlichen  Produktionsmitteln  u.  im  Verkehr  entgeltlich 

* zu  erlangenden  Nutzungen  Anderen  gehüiiger  Objekte  u,  den 
Arbeitsleistungen  Anderer  von  vornherein  deren  Tauschwert  (Preis). 

e)  Bestandteile  dieser  l^rod.-Kosten  lassen  sich  nach  yer- 
' schiedeneu  Gesichtspunkten,  schon  mit  der  klassischen  brit.  Xat.- 

Oekonomie  (bes.  in  der  Behandlung  von  .1,  St.  Mill)  wie  tolgt 
^ untersclieiden : a)  Beständige  und  gelegentliche;  jene,  Avelche 

allgemein  bei  der  Produktion  Jedes  Produkts,  wenn  auch  in  un- 

gleichem Masse,  diese,  welche  nur  in  besonderen  Fällen  Vor- 
kommen (Specmlsteuern  aut  diese  Produktion  [direkte,  allein  oder 
höher  als  bei  sonstiger  Produktion,  aut  sie]  oder  deren  Produkte 
, [Zölle,  innere  Verbrauchssteuern],  gewisse  Kosten  von  nutzbaren 

Recliten  [z.  B.  Patente],  gewisse  [Difterentlal [-Renten,  welche  auf 
einer  Produktion  oder  deren  Kosteiibestandteilen  unvermeidlich 
lasten  [z.  B.  gewisse  Mieten  der  Geschäftsräume]),  ß)  Kosten  tür 
den  Wert  (Preis)  aa)  von  Sachen  (oder  Teilen  davon),  welclie 
in  der  Produktion  eines  neuen  Guts  verbraucht  werden,  d.  h.  ihre 
- individuelle  Guts-  u.  Wertform  dafür  oder  dabei  ganz  oder  teilweise 

('  verlieren,  bb)  für  den  Wert  (Pi’eis)  von  Nutzungen  von  t^achen 

tiir  den  Produktionszweck,  cc)  für  den  Wert  (Preis)  von  direkt 
für  die  Produktion  autzuwendender  (bei  den  gesellschaftlich  not- 
wendigen), bzw.  tatsächlich  aufgewendeter  Arbeit  (bei  den  indi- 

• j viduellen  Kosten). 

Diese  Kosten  unter  ß in  ihren  Ö Gliedern  sind  die  beständigen 
Elemente,  nur  in  ungleichem  (relativen)  GrÖssonverhältnis  ihres  W erts 
zu  einander  u.  in  ungleichem  (absoluten)  Grössenmass  bei  den  ver- 
schiedenen Produktionen.  Sie  lassen  sich  auch  in  der  naturalwirt- 
' schattlichen  Eigenproduktion  für  den  Eigenbedarf  unterscheiden,  treten 

aber  schärfer  geschieden  in  der  verkehrswirtschaftl.  Produktion  herv'or. 
Hier  auch  in  der  vorhin  angedeuteten  W eise  so,  dass  bei  den  Sachen 
u.  Nutzungen  von  Sachen  zwischen  den  eigens  vom  Pi'oduzenten  selbst 
' erzeugten  Sachen  u.  den  Nutzungen  dieser  u.  der  im  \ erkehr  er- 

i worbenen  (gekaufte  Sachen,  Roh-,  Hilfsstotte,  Werkgeräte,  Unter- 

haltsmittel, geliehene  Sachen,  gemietete  Gebäude,  gepachtete  Grund- 
stücke) und  bei  den  Arbeiten  zwischen  der  eigens  geleisteten  (der 
^ Leitung,  auch  der  Ausführung)  u.  von  Dritten  geleisteten  («gedingten) 

untersäiieden  werden  kann.  Daher  kommen  Sachpreise,  Nutzungs- 
' bezahlungen  (Leih-,  Äliet-,  Pachtzinsen),  Löhne  u.  Gehälter  in  den 

, Kosten  zur  Geltung. 

f ;')  Bei  den  Sachen,  welche  in  der  Produktion  dienen,  ist  für 

den  Kostenansatz  die  Unterscheidung  ihrer  Zugehörigkeit  zum 
I umlaufenden  u.  stehenden  Kapital  von  entscheidender  Be- 

deutung: vom  W'ert  (Preis)  der  zum  ersten  gehörenden  Sachen 
(Roh-,  Hilfsstofte,  Unterhaltsmittel  der  Arbeiter,  ausser  den,  wie 
i»ei  W^ohnungsgewäbr,  nur  in  Nutzungen  bestehenden)  ist  der  ganze 
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Betrag  Kostenbestandteil  der  mit  diesen  Sachen  hergestellten 
l^roduktenmenge,  abgesehen  vom  W^ert  von  Abfällen  in  der  IVo- 
dnktion;  vom  W^ert  (Preis)  der  zum  stehenden  Kapital  gehörenden 
Sachen  (W^erkgeräte,  Maschinen,  Bodenmeliorationen,  Gebäude)  da- 
gegen ist  es  nur  derjenige  T eil  betrag  davon,  Avelcher  der  Abnutzu  ng 
bei  der  Benutzung  für  die  Gewinnung  der  betreffenden  Produkten - 
menge  entspricht.  Daher  ist  hier  von  entscheidender  Bedeutung 
die  Länge  der  Periode  der  Verwendbarkeit  des  stehenden  Kapitals 
in  der  Produktion,  wovon  die  Höhe  der  Tilgungsquote  für  eine 
Zeiteinheit  (Jalir)  abhängt,  unter  Berücksichtigung  des  Rcstwerts 
der  Bestandteile  dieses  Kapitals  (z.  B.  des  Material-  u.  auch 
Verkaufswerts  ausrangierter  Maschinen,  verlassener,  nieder- 
gerissener Gebäude),  Die  verschiedene  V erteilung  des  zur 
Produktion  dieiieiideu  Kapitals  auf  umlaufendes  und  stehendes 
111  verschiedenen  Betrieben  hat  auf  die  Kosten  u.  damit  aut  die 
Preise  der  betreffenden  Produkte  grossen  Einfluss  u.  erklärt  wichtige 
Entwicklungen  auf  dem  ganzen  Produktionsgebiete  (§  53). 

f)  Zuriickfülirung  aller  Kosten  einer  bestimmten  Produkten- 
einheit  in  der  Privatwirtschaft!.  Organisation  a)  aut  Ersatz  des 
W^erts  der  dabei  verbrauchten  Sachen  (der  zum  umlaufenden 
Kapital  ganz,  der  zmn  stehenden  gehörenden  im  Betrag  der  Ab- 
nutzung), — d.  li.  wieder  des  Selbstkostenbetrags  (incl.  Normal- 
profits) der  eigens  erzeugten,  des  Ankaufsjireises  der  im  Verkehr 
beschafften  Sachen  — , die  eigentlich  v o 1 Ij^  s wirtschaftlichen  oder 
natürlichen  Kosten  (S.  42);  ß)  auf  den  Wert  der  Verpitungen  für 
die  Benutzung  des  Kapitals  (oder  für  die  Nutzungen  seiner  Bestand- 
teile) im  Prozess  der  Her-  und  Zur-Marktstellung  der  Produkten- 
einheit,  ;')  auf  den  Wert  der  Vergütungen  für  die  direkt  geleistete 
eigene  u.  fremde  Arbeit  (Arbeit  des  Untemelimers  als  Leiters  und 
Betriebsorganisators  oder  der  Ersatzkräfte  des  Unternehmers  in 
dieser  Funktion,  Anleitungs-,  Ueberwaebungs-,  eventuell,  so  in 
Kleinbetrieben,  selbst  Ausfübrungsarbeit  des  Unternehmers  oder 
wieder  seiner  Ersatzkräfte  in  diesen  Funktionen,  Arbeit  der  übrigen 
persönlichen  Hilfskräfte,  der  , .Beamten“  [„Angestellten“]  u.  Arbeiter 
i.  e.  S.,  bes.  für  die  Ausfübrungsarbeiten).  Soll  die  betreftende 
Produkteneinlieit  auf  die  Dauer,  dem  Bedarf  der  Nachfrage^  gemäss, 
zur  Verfügung  gestellt  werden,  so  muss  dafür  in  der  privatwirtschaftl. 
Organisation  die  ausreichende  Deckung  der  hier  aufgeführten  Kosten 
aus  dem  Preise  (Erlöse)  stattfinden,  da  liier  weder,  wie  in  der 
Gemeinwirtsebaft  (Staat  usw.),  Kostendeckung  oder  Zuschuss  dazu 
aus  auderweiteii  Mitteln  (Steuern)  möglich  ist,  noch  dauernd  Kapital 
zu  dieser  Kostendeckung  zugescliossen  werden,  iiocli  dauernd  der 
Gewinn  (Zins)  für  das  Geschäftskapital  (umlaufendes  u.  stehendes, 
Betriebs-  u.  Anlagekapital)  unter  der  sonst  — ceteris  paribus  — 
zn  erlangenden  „normalen“  Gewinnrate,  noch  die  Vergütungen 
für  die  Arbeitskräfte  unter  den  ebenso  ceteris  paribus  sonst  zu 
erlangenden  „normalen“  Raten  der  Löhne,  Gehälter  n.  Unternebmer- 

A.  Wagner,  soz.-ökon.  Grundriss,  -i.Aufl.  16 
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gewinne  stehen  können  (Gesetze,  bezw.  Tendenzen  der  Lohn-  und 
Gewinnausgleichung,  § 58  ff.). 

4.  Formulierung  des  Produktionskostengesetzes  hiernach  tür 
den  „Dauerpreis*^  der  Produkteneinheit,  d.  h.  für  diejenige  Höhe 
ihres  konkreten  Preises,  welche  sich  im  Koukurreuzsystem,  unter 
den  darin  obwaltenden  wirtschaftspsychologischen  Impulsen  u.  unter 
den  sonstigen  Voraussetzungen  dieses  Systems,  auf  die  Hauer  durch- 
zusetzen strebt.  Ks  lässt  sich  dabei  a)  die  absolute  (positive) 
und  b)  die  relative  Preisgestaltung  unterscheiden,  jene  für  den 
Dauerpi’eis  der  betreffenden  Produkteneinheit  selbst,  diese  tür  die 
Dauerpreise  der  Einheiten  verschiedener  Produkte  in  ihren 
lielationen  (Proportionen)  zu  einander. 

Zu  a).  Der  Dauerpreis  der  Einheit  einer  Produkten- 
nienge  gravitiert  nach  der  Höhe  der  jeweilig  gesellschaftlich 
notwendigen  einzelwirtschaltlichen  Produktionskosten,  bez^\  im 
Zeitverlaufe  die  Vorgänge  betrachtet,  der  betreffenden  Reproduktions- 
kosten. Unter  Bezugnahme  auf  die  analysierten  Bestandteile  dieser 
Kosten  bedeutet  dies  Folgendes:  a)  massgebend  ist  auf  die  Dauer 
für  den  Preis  zunächst  die  gesellschaftlich  notwendige  Menge  Arbeits- 
wert, nach  dessen  im  Konkurrenzsystem  normal  eiuzusetzenden 
Vergütungssätzen  (Löhnen,  Gehalten)  berechnet,  sowohl  betreffs  der 
direkt  erforderlichen  als  der  in  den  verbrauchten  Sachen  steckenden 
Arbeitsinenge,  u.  zwar  deijenige  Betrag  von  Arbeitswert  bezw. 
Ijöhnen  u.  Gehalten,  mit  welchem  die  betreffende  Produkteneinheit 
allein  auf  die  Dauer  jeweilig  reproduziert  (beschaft't,  zur  Verfügung 
der  Nachfrage  gestellt)  werden  kann,  ß)  In  diesem  Arbeitswert 
ist  aber  bereits  inbegriffen  (wie  eventuell  ein  4 eil  des  V erts  der 
Arbeit  des  Unternelnners,  namentlich  in  dessen  etwaigen  1 unktionen 
in  der  Ueberwachungs-,  Anleitungs-  u.  Ausfiilirungsarbeit  i oder  muss 
noch  hinzugerechnet  werden  — u.  zwar  tür  die  Zeitdauer  von  der 
ei-sten  Tätigkeit  des  Unternehmers  u.  Beschäftigung  des  Kapitals  im 
Produktionsprozess  zur  Beschattung  u,  Bereitstellung  der  Produkten- 
einheit an  bis  zu  deren  Absatz  u.  Bezahlung  im  Verkehr  u.  der 
so  erfolgenden  Realisierung  des  V erts,  bezw.  dem  Kückei'satz  im 
Preise  — der  Werth  der  notwendigen  Vergütungen  für  Unter- 
nehmer u.  Kapital,  ohne  deren  beider  letzteren,  eben  dauernd  nur 
bei  solcher  Vergütung  zu  erwartenden  Mitwirkung  wieder  nicht  ein 
die  Nachfrage  dauernd  deckendes  Angebot  der  erforderlichen  Menge 
der  Produkteneinheit  stattffnden  Avürde  u.  könnte.  y)  In  der 

Praxis  sind  daher  entscheidend:  diejenige  auf  eine  Produkteneinheit 
fallende  Summe  des  Arbeitslolms  (aller  Art)  und  des  dauernd  not- 
wendigen Minimalproiits  für  die  Zeit  der  Produktionsdauer  bis  zum 
Empfang  des  Erlöses,  welche  im  Preise  gedeckt  werden  muss,  um 
die  erforderlichen  Arbeitskräfte,  einschliesslich  der  des  Unternehmers 
selbst,  u.  das  erforderliche  Kapital  in  der  lietreffenden  Produktion 
in  deren  durch  den  Umfang  der  Nachtrage  bedingten  Ausdehnung 
tätig  bleiben  zu  lassen. 
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Die  Dauer  des  Prozesses,  in  welchem  sich  die  Produktionskosten 
in  der  Praxis  im  Preise  durchsetzen,  ist  häufig  eine  lange,  er  voll- 
zieht sich  nur  unter  mancherlei  Hindeniissen  u.  Widerständen,  da- 
her unter  vielen,  von  Angebots-  u.  Xachtrage-Veränderungen  ab- 
hängigen Schwankungen  der  konkreten  Preise,  auch  verschieden 
nach  Raum  u.  Zeit,  nach  Wirtschafts-  u.  Gesellschaftszustäiideu, 
nach  Güterwerten,  aber  er  vollzieht  sich  eben  schliesslich  doch,  in 
verschieden  langen  Perioden.  Doch  auch  bei  erfolgter  Durch- 
setzung der  Kosten  im  IVise  erreicht  dieser  keinen  Rnhepunkt, 
niclit  nur.  weil  stets  der  jeweilige  Preis  sich  unter  Einfiuss  von 
Angebot  u.  Nachfrage  verändert,  sondern  auch,  weil  der  mas.sgebende 
Reprodnktionskostensatz  seihst  sich  Avieder  ändert,  vollends  in  Zeiten 
rascher  Aenderungen  der  Teehnik.  der  Betriebs-  u.  Absatzorganisation, 
des  Transportwesens,  der  Konkurrenzverliältnisse,  nsw.  Aus  solclien 
Tatsachen,  dass  die  Preise  ancli  lange  Zeit  von  den  Kosten  ah- 
weichen,  u.  dass  meist  nur  ein  Oscillieren  der  Preise  um  den  Kosten- 
satz stattfiudet,  sie  bald,  auch  länger  hindurch,  darüljer-,  bald  daruiiter- 
stehen.  folgt  aber  wieder  niclit  die  ..Wiederlegnng“  des  Prodnktious- 
kosteiigesetzes,  rEinwäiule  nur  den  äusseren  Verlauf  der  Dinge  be- 
trachtender Praktiker,  aber  auch  unklarer  theoretischer  Be- 
trachtungen). 

Unter  den  Gründen  einer  länger  dauernden  Abweichung  der 
Preise  vom  Kostensatz  — in  diesen  immer  normalen  Durchschnittsprofit, 
wie  er  ceteris  paribus  sonst  zu  erlangen  ist,  eingerechnet  — pflegen 
folgende  eine  wichtige  Rolle  zu  spielen;  1.  Schwierigkeit  des  Wechsels 
von  Betrieb  n.  Kapitalanlage,  so  bei  spezifischer  Fachfähigkeit  des 
Unternehmers  als  Leiters  und  Betriebsorganisators,  die  für  andere 
Betriebe  nicht  oder  nicht  recht  verwendbar  ist,  u.  bei  technischer  Lm- 
"ceignetheit  des  Kapitals  für  andere  Produktion,  bei  starken  stehenden 
Kapitalanlagen,  aus  denen  sich  das  Kapital  nicht  oder  nur  mit  Verlust 
herausziehen  lässt  (Grund  ii.  Boden,  Gebäude,  Maschinen);  daher  öfters 
besondere  Schwierigkeiten  im  agrarischen  u.  industriellen  Betrieb,  hier 
namentlich  gerade  auch  beim  Grossbetrieb.  Die  Folgen  sind  längere 
Zeit  nicht  kostendeckende,  d.  h.  praktisch  Verluste  oder  wenigstens 
nicht  den  normalen  Profit  bringende  niedrigere  Preise.  2.  Anderseils 
vielleicht  gerade  mit  infolge  solcher  Umstämle  verminderte  Konkurrenz 
von  seiten  der  betroffenen  Unternehmer  u.  Kapitalisten  für  andre  „gut 
gehende“  d.  h.  mehr  als  normalen  Profit  abwerfende  (vielleicht  zugleich 
höhere  Arbeitslöhne  ermöglichende)  Geschäfte,  zumal  solche,  welche 
grosses  Kapital,  spezifi.sche  Fachfähigkeit  voraussetzen  u.  einmal  be- 
stehend, eine  gewisse  faktische  Monopolstellung  einnehmen.  Diese  er- 
möglicht ihnen,  länger  dauernde  höhere,  d.  h.  die  Kosten  incl.  Normal- 
protit  übersteigende  Ih-eise  zu  ei-zielen  (s.  über  weitere  Folgen  hiervon  u. 

').•{).  ;>.  Solcher  Umstände  halber  u.  überhaupt  weil  u.  solange  als  die 
Konkurrenz  nicht  völlig  ansgleichend  wirkt,  wenn  die  Pi'ofitrate  auch  zur 
Ausgleichung  strebt,  kann  doch  auch  länger  dauerad  eine  ver- 
schieden hohe  Profitrate  in  verschiedenen  Produktionszweigen 
n.  in  verschiedenen  Eiiizelnnternehmungen  eines  u desselben  Prod.zweiges 
verbleiben  n.  können  die  Preise  sich  so  längere  Zeit  so  stellen,  dass  "sie 
diese  verschiedene  Rate,  unter  u.  über  dem  normalen  Minimum,  ab- 
werfen, d.  h.  eben  solange  von  den  Kosten  abweichen.  Hier  bestimmen 
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prSse"ta'SbiJeÄn,'  ari|?stoll?e„teÄ  ist.  4.  Auch 

welchem  sich  UnteLehmer  u.  Kapital  zwar  bisher  dauernd  der  be- 
treffenden Produktion  zu  wandten  u.  die  hiachfrage  deckten  Aber  es 
bieten  sich  ihnen  zugängliche  andere  Produktionszweige  mit  höherem 
Profit  D^n  wird  in  ihrem  bisherigen  Geschäft  der  Profit  auch  steigen 

müssen  um  Unternehmer  u.  Kapital  im  alten  Geschäft  festzuhalten,  yor- 
mussen,  umuiie  Andpve  diese  Produktion  unter  den  bisherigen 

-^ten  Profithühe  u cler 

alten  ¥i-eise,  fortsetzen.  Fehlt  diese  Voraussetzung  so  muss  dei  Preis 
im  alten  Geschäft  so  hoch  steipn,  um  den  in 

Profit  711  decken  d.  h.  aber  eben  dieser  wird  dann  dei  mr  den  Dauer 
preis  entscheidende  Kostenbestandtheil.  Gerade  damit  setzt  sich  aber 
das  Produktionskostengesetz  doch  wieder  durch.  _ 

7u  bl  (bei  4 o S.  240).  Für  die  relative  Preisgestaltung 
der  ^eVeiiitsfg  erzeugten  Güter  (Waaren,  § 53, 54)  ist  das 
Prodiiktionskostengesetz  folgendermassen  zu  fonnulieren  die  I rust 
dieser  Güter  haben  die  Tendenz,  sich  auf  die^  Gauei  wie  ihie 
relativen  Reproduktionskösten  zu  einander  zu  vm-halten, 
welche  nach  den  gesellschaftlichen  Bedingungen  für  den  f^ja  iven 
Arbeitsaufwand  u.  Profit  dem  Wert  nach  anzmsetzen  sind  ii.  iin 
Preise  gedeckt  wrerden  müssen,  wenn  die  betreffenden  Guter  dauernd 
dem  Umfang  der  wirksamen  Nachfrage  gemäss  dieser  zur  V ere 
fti-un-  gestellt  werden  sollen.  Praktisch  kommen  so  wieder  die 
redativen  Lohiisummen,  Profitsummen  u.  die  relative  Zeitdanei 
der  Produktion,  von  deren  Antaipen  an  bis  zu  Erlangung  des 
Preises  im  Absatz,  in  Betracht:  aber  eben  die  relativen,  nicht 
die  absoluten  Höhen  jener  Summeu  u Langen  dieser 
Daher  ist  die  Verschiedenheit  der  Arbeitsmenge,  ihi es  eits, 
der  Lohn-,  Gehalts-,  Profithöhen,  der  genannten  Zeitdauer  für  das 
Verhältnis  der  Dauerpreise  der  Gutp  zu  pnander  entscheukii  1 
11.  Aenderungen  in  diesem  Verhältnis  sind  die  lolge  von  vei- 
schie denen  Veränderungen  dieser  Momente  bei  verschieden 

^^^*’^yvöhl  abschliessende  Ergebnisse  der  klassischen  Preis-  u.  Kpten- 
theoril  bes.  in  der  Formulierung  von  Mill.  Veipuerung  oder  \ erbilhgimg 
eines  KWenbestandteils  eines  Guts,  z.  B.  Erhöhung  oder  Erniediigung 
Arbeitslöhne,  bewirkt  wohl  höhere  und  niedrigere  Geldpreise,  wenn  dp 
Geldwert  selbst  unverändert  blieb,  aber  nicht  ^ip  ' erandemng  dm 
Preisrelationen  der  Güter  zu  einander,  wenn  alles  Ankre  in  Prodiiktion 
n \bLatz  deich  blieb  u.  diese  Verteuerung  oder  Verbilligung,  das 
Lohnsteigen  oder  Lohnsinken,  gleichmässig  bei  den 

Produktionen  eintrat.  Nur  diejenipn  Güter  werden  mi  \ erb  äl^ 

zu  anderen  teuerer  oder  wohlfeiler,  bei  denen  allein  opr  in  stJrekei  em 
Grade  als  bei  den  verglichenen  anderen  Gütern  eine  Kostenv’erteum-un„ 
oder  Ermässigung  eintrat,  z.  B.  bei  den  Löhnen,  ii.  zwar  auf  die  Dauei 
im  Masse  der  Verteuerung  oder  Ermässigung  der  Kosten.  — Intii 
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den  Momenten,  welche  für  die  Relationen  der  Kosten  u.  damit  der 
Dauerpreise  der  Güter  von  besonderer  Wichtigkmt  sind, pt  die  \ er- 
teilung  des  in  der  Produktion  beschäftigten  Kapitals  auf 
umlaufendes  (so  namentlich  in  Lohnauslagen  bestehendes)  und  auf 
stehendes  (so  Masclünen  u.  «kl.)  von  besonderer  Bedeutung.  Ver- 
änderungen, welche  nur  in  der  Pinduktion  des  einen  Guts  opr  hier  in 
stärkerem  Grade  eintreten,  verschieben  die  Kosten-  u.  Preisrelationen 
der  betreffenden  Güter.  Das  kann  wieder  sehr  wichtige  Weiterwirkungen 
für  die  Konkurrenzverhätnisse  zwischen  denselben  Produkten  haben, 
welche  mit  verschie«lener  Verteilung  des  Kapitals  auf  die  beiden 
Kategorien  hergestellt  werden,  u.  dadurch  weiter  auf  die  ganze  Ge- 
staltung der  Produktion  u.,  davon  bedingt,  auf  weitere  wirtschaftliche  u. 
soziale  Verhältnisse  (s.  u.  § .53,  Konkurrenz  zwischen  „Handarbeits“-  u. 
,,Maschinenprodukten“).  . , 

5.  Für  das  weitere  „Ob?“  und  „Wie?“  der  Beziehungen 
zwischen  Produktionskosten  u.  Preisen  hat  eine  Unterscheidung  der 
folgenden  drei  Kategorien  von  Gütern  (Waren)  stattzufinden: 
a)  Güter  mit  bestimmt  begrenztem  Angebot  (§  52);  b)  Güter 
mit  beliebiger  Vermehrung  des  Angebots  innerhalb  der  Grenzen 
der  Verfügung  von  für  ihre  Produktion  erforderlicher  Arbeit  und 
Kapital:  .,Industrieprodukte“,  „Fabrikate“,  deren  Preise  dem 
Gesetz  der  sinkenden  Produktionskosten  unterliegen  (§53);  c)  Güter, 
deren  Angebotsvermehrung  unmittelbar  von  der  Mitwirkung 
des  Bodens  abhängt:  „Boden“-  besonders  „Agrarprodukte“, 
für  deren  Preise  das  Gesetz  der  „steigenden“  Produktionskosten 
gilt  (§  54). 

§ 52.  — C.  Güter  mit  bestimmt  begrenztem  Angebot. 
1.  Hierhin  gehören  fünf  Arten : a)  natürliche  Monopolartikel, 
mit  beständiger,  absoluter  Begrenzung  des  Angebots  (bes. 
Boden,  so  gewölnilich  Grundstücke  spezifisch  brauchbarer  örtlicher 
Lage  [Wohiiungsbodenstücke,  Aussichtsplätze,  s.  o.  S.  116],  exquisiter 
seltener  Qualität  [M’eingut],  Kunstwerke  früherer  Zeit,  Verstorbener, 
Antiquitäten,  Natur-Raritäten  u.  dgl.  m.);  b)  Rechts-Monopol- 
artikel (fiskalische,  auf  Grund  von  Privilegien,  Vorrphten  für  die 
Produzenten  bleibend  oder  zeitweilig,  ganz  oder  teilweise  monp 
polisierte,  — auch  patentierte  u.  dgl.);  c)  faktisclre  Quasi- 
o nopol artikel  (auf  Grund  der  faktischen  wirtschaftlichen  Be- 
herrschung des  Markts  durch  einen  oder  mehrere,  dann  etwa  dxirch 
Verabredungen  über  Produktion,  Absatz,  Preise  verbundene 
Produzenten  oder  Händler  produzierte  u.  an  den  Markt  gestellte 
Ai-tikel,  kartellierte,  syndizierte,  vertrustete);  d)  Artikel  voii^  langer 
Dauerhaftigkeit  ihrer  Brauchbarkeit,  bei  geringem  Substanz- 
verlust u.  relativ  kleiner  Neuproduktion  gegenüber  vorhandener, 
als  Angebot  fungierender  Menge  (Edelsteine,  bes.  Edelmetalle,  als 
Geldstoff,  § 72);  e)  alle  übrigen,  auch  die  i-egelmässig  produzierten 
(„reproduziblen“)  Güter  (Wai’en),  also  alle  Indixstrie-  u.  Boden- 
produkte, während  der  Beschränkung  auf  vorhandene,  als 
Angebot  möglicherweise  in  Betracht  kommende  Vorräte. 
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2.  Der  jeweilige  Preis  aller  dieser  Güter  regelt  sich  nacli  dem 
Gesetz  von  Angebot  u.  Nachfrage.  Auch  bei  den  Monopolartikeln 
(Nr.  1 a,  b,  c)  muss  der  Monopolist  (Besitzer)  dies(5m  Gesetz  Keclmung 
tragen,  um  seine  Ziele  zu  erreichen,  gewöhnlich  daher,  um  z.  B. 
einen  die  Kosten  übersteigenden  Preis  zu  erzielen,  d.  h.  einen 
solchen,  welcher  einen  anomal  hohen  Profit  gewahrt  (GcAvinn  aus 
der  Besteuerung  in  Monoj)olform  bei  fiskalischen  Monopolen). 

3.  Das  Ih’oduktionskostengesetz  ist  a)  meist  gar  nicht  massgebend 
bei  natürlichen  Monopolartikeln  (Ausnahmen  (Uwa  bei  Produkten 
eines  qualitativ  besonders  günstigen  Bodens  tiir  die  Dauergrenze 
des  Preisminimums  nach  unten  zu);  b)  bei  Pechts-  u.  faktischen 
(^uasi-Monopolartikeln  ebenfalls  nur  für  diese  Dntergrenze,  nicht  für 
die  Obergrenze  des  Preises;  c)  auch  bei  den  Artikeln  von  langer 
Dauerhaftigkeit  (Nr.  1,  d)  gilt  zwar  für  den  Dauerpreis  das  Kosten- 
gesetz, aber  es  setzt  sich  hier  nur  sehr  langsam  durch,  indem  sich 
erst  allmählig  der  Preis  mit  den  Kosten  des  neu  zum  Angebot 
hinzutretenden  Produkts  ins  Gleichgewicht  setzt,  nämlich  alsdann, 
wenn  dieses  neue  Angebot  im  Verhältnis  zum  Angebot  aus  vor- 
handenen älteren  Vorräten  mehr  ins  Gewicht  fällt  (Edelmetall, 
Geldwert,  § 72),  d)  Bei  der  Masse  der  reproduzibleu  Güter  setzt 
sich  derjenige  jeweilige  Eeproduktionskostensatz  durch,  zu  welchem 
auf  die  Dauer  allein  der  VoiTat  ergänzt  u.  das  Angebot  zu  dem 
durch  die  Nachfrage  verlangten  Umfang  gebracht  werden  kann. 
Daher  ist  hier  die  notwendige  Zeitdauer  für  diese  Neuproduktion, 
bezw.  Neuzufuhr  von  entscheidendem  Einfiuss  für  die  Durchsetzung 
des  Kostensatzes  im  Preise. 

Also  kommt  die  nonnale  Dauer  der  neuen  Produktion  in  Betracht, 
so  bei  Industrieprodukten  unter  normalen  Verhältnissen  eine  kurze,  aber 
wieder  nach  den  verschiedenen  Produkten  verschiedene,  bei  Boden- 
rodukten,  soweit  die  heimische  Produktion  sie  allein  oder  in  einer  für 
ie  Preisgestaltung  entscheidenden  Menge  liefert  — also  al)gesehen  von 
Zufuhr  aus  Vorräten  anderer  Länder,  Sbev  auch  aus  Gebieten  anderen 
Klimas,  anderer  Jahreszeiten,  mehrfacher  agrarischer  Ernten  im  Jahre, 
schnelleren  Pflanzen-  u.  Baumwuchses  bei  wärmerem  Klima  — ist  die 
Dauer  in  unseren  Klimaten  bei  den  Agrarprodukten  meistens  das  Jahr 
(Erntejahr  ) als  Zeitraum  zwischen  2 Ernten,  bei  den  Forstprodukteii  der 
viel  längere  Zeitraum,  dessen  diese  zum  Brauchbarwerden  bedürfen 
(verschieden  nach  Bodengüte,  Klima,  Baumarten.  Holzsortimenten  für  die 
verschiedenen  Vervveudungsprodukte,  Brenn-,  Bau-,  Nutzholz  usw.),  bei 
Montanprodukten  der  meist  nur  kui’ze  Zeitraum  zur  Neugewinnung  von 
Kohlen,  Erzen,  Hüttenprodukten  bei  einmal  in  Betrieb  befindlichen  Berg- 
11.  Hüttenwerken,  der  längei’e  Zeitraum  bei  erst  neu  zu  erschliessenden 
Bergwerken  oder  neu  angelegten  Hüttenwerken. 

4.  P r e i s g r e n z e n nach  oben  u . unten  (Preismaxima  u. 
-Minima).  Es  lässt  sich  dafür  eine  Theorie  aufstellen,  in  welcher 
die  im  Gesetz  von  Angebot  ii.  Nachfrage  preisbestimmemlen 
Momente  berücksichtigt  werden  u.  zugleicli  angegeben  Avird,  ob  u. 
wie  u.  Avie  Aveit  je  nachdem  das  Gesetz  der  Produktionskosten  seinen 
Einfluss  äussert.  Diese  Theorie  ist  von  besonderer,  auch  praktischer 
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Betleutimg  für  die  Preise  der  monopolisierten  Artikel.  Dabei 
sind  jeweilige  u.  bleibende,  d.  h.  sich  dauernd  durchzusetzen 
suchende  Preisgrenzen  sowohl  für  das  Maxinuun  als  das  Minimum 
zu  unterscheiden. 

a)  Preismaximum,  a)  jeweiliges:  es  wird  durcli  dieselben 
liestimmgründe  bestimmt,  wie  der  Notpreis“  des  Käufers  (^Monopol-, 
,. Ausbeute“- Preis  des  Verkäufers)  (o.  S.  223);  daher  ist  der  Bedarf 
auf  Seiten  des  Käufers  (Naclifragers)  u.  alles,  was  objektiv  u. 
subjektiv  diesen  Bedarf,  nach  Menge,  Zeit,  Ort,  \\  unsch.  Dringlich- 
keit, Notwendigkeit  seiner  Deckung  bestimmt  und  die  Zahlungs- 
fähigkeit des  Nachfragers  für  diese  Bedarfsdeckung  entscheidend. 
Das  Preisrnaximnin  kann  demgemäss  um  so  höher  steigen.  Der 
bestimmende  Einfluss  des  Produktionskostensatzes  tritt  hier  ganz 
zurück,  ja  er  verschwindet:  das  .Alaximum  kann  dauernd  höher 
stehen.  Oh  der  wirkliclie  Preis  so  hoch  geht,  hängt  von  der  Ge- 
staltung des  Angebots  ah  (S.  227). 

Bei  den  .-J  Arten  von  Jlonopolartikeln  bieten  sich  hiernach  un- 
günstige Aussichten  für  den  Käufer,  günstige  für  den  Verkäufer  (Be- 
sitzer). Doch  ist  der  im  Einzelfall  erreichbare  Maximalpreis  deshalb 
noch  nicht  der  konkret  oder  gar  in  der  Regel  eintretende,  weil  u.  so- 
weit als  dabei  der  Absatz  leidet  u.  der  Monopolist  (Produzent,  Besitzer) 
dadurch  grösseren  Nachtheil  im  Gesamtabsatz  erfährt,  geringeren  Ge- 
samtgewinn erzielt,  als  wenn  er  selbst  den  Preis  niedriger  ausetzt, 
nämlich  so,  dass  ein  grösserer  Absatz,  wenn  auch  mit  kleinerem  Gewinn 
am  Preise  der  Produkteneinheit,  erfolgt.  Nach  betreffenden  Gesichts- 
punkten muss  der  sein  hölistes  Eigeninteresse  verfolgende  Monopolist 
in  allen  ö Fällen  des  Monopols  verfahren  u.  die  Preise  zu  regeln  suchen. 
(Erfahrungen  bei  Handelsmonopolen,  hei  fiskalischen).  Da  in  der  Regel 
nur  durcli  einen  Absatz  einer  gewissen  Höhe  ein  genügend  grosser 
Gesammtgewinn  zu  erzielen  ist,  ein  grösserer  oft  nur  durch  einen 
höheren  Absatz,  so  ergibt  sich,  was  (fie  Erfahrung  auch  lehrt,  dass, 
auch  im  Interesse  des  Monopolisten  selbst,  schon  seinerseits 
der  im  Einzelfall  mögliche  IMaximalpreis  niclit  zum  allgemeinen  gemacht 
wird.  Welcher  wirkliche  Preis  für  ihn  (also  auch  für  eine  fiscalische 
Monopolverwaltung,  z.  B.  bei  Tabak)  der  vorteilhafteste  ist,  kann  nur 
crfalinnigsmässig  ermittelt  werden,  hei  kombinierender  Vergleichung 
von  Einzelpreis,  Absatz,  Reingewinn.  Im  allgemeinen  gilt  die  Regel: 
je  leichter  sich  das  Angebot  vermindern  (aus  dem  Markte  halten,  die 
Produktion  sich  einschränken)  lässt,  je  schwerer  Einschränkimjr  der  Nach- 
frage ist  (also  z.  B.  bei  unentbehrlichen  Artikeln,  wie  Salz,  Kohle,  Eisen, 
Halbzeug,  bei  ersatzunfähigen,  im  Gegensatz  zu  Tabak,  Luxuskomsunipti- 
hilien,  Roh-,  Hilfsstoffen,  Halbfabrikaten,  welche  sich  durch  andere 
I befriedigend  nach  Art,  Qualität,  Kosten  ersetzen  lassen),  desto  mehr  liat  der 

-Monopolist  die  Maclit,  die  Preise  ganz  nach  seinem  Interesse,  also  eventuell 
auf  das  Maximum  oder  demselben  nahe,  anzusetzen  u.  umgekehrt  (S.  227). 
Soll  «aber  eine  bestimmte  Menge  der  Produkteneinheit  abgesetzt  werden, 
der  gewimliche  Fall,  weil  nur  dabei  eine  entbrechende  Ausdehnung  der 
Proüuktion  u.  ein  entsprechender  gi-össerer  (jesamtgewinn  zu  erreichen 
ist,  so  muss  eventuell  der  Preis  unter  dem  Maximum  gehalten  u.  auf 
den  Satz  gestellt  werden,  wo  die  Nachfrage  genügt,  die  Alenge,  welche 
abgesetzt  werden  soll,  aufzunehmen,  — also  wieder  dem  Gesetz  von 
Angebot  u.  Nachfrage  gemäss.  Demgemäss  findet  das  Verfahren  von 
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Tabakmonopolverwaltungen  statt  bei  der  Festsetzung  der  Sortenpreise 
nach  Qualitäten  des  Produkts  u.  nacli  Kaufkraft  dei-  Konsumenten,  daher 
erfolgt  z.  B.  bei  Bedarf  höheren  Reinertrags  auch  eine  vei’schiedene  Preis- 
steigerung der  Sorten.  Aehnliches  t orgehen  in  anderen  Fällen,  wo  der  I 

Einfluss  der  Preishohe  auf  die  Nachfrage  in  Betracht  kommt,  bei  Ver- 
waltungsgebühren, Tarifen  der  Verkehrsanstalten,  bei  Zöllen  u.  anderen 
indirekten  Verbrauchssteuern;  dgl.  Seitens  Kaitellen,  Syndikaten,  Trust - 
Verwaltungen  in  der  Preisregelung. 

ß)  Das  dauernde  Preismax imura  kann  aa)  bei  allen 
Monopolartikeln  höher  als  die  Produktions-  (u.  Zutuhr-)  Kosten 
sein,  d.  h.  den  hierunter  begriflenen  Normalj)roflt  (u.  zur  Fortdauer 
der  Produktion  erforderlichen  Miuimalproflt)  dauernd  übersteigen, 
solange  die  Monopolstellung  des  Anbieters  dauert,  u.  auf  ein  solches 
dauenides  Preisinaxinium,  unter  Berücksichtigung  der  vorau.sgelienden 
Erw  ägungen,  geht  das  Streben  des  ^Monopolisten  auch  hin.  bb)  Bei 
den  Artikeln  langer  Dauerhaftigkeit  (Nr.  1,  d)  kann  das  Preis- 
inaximuin  wenigstens  sehr  lange  Zeit  höher  als  die  Produktions- 
kosten, sowohl  älterer  Produkte  als  hinzukounnender  neu  gewonnener 
sein,  u.  so  verhält  es  sich  oft  (auch  mit  der  Kaufkraft  von  Edel-  I 

metallgeld  bei  einer  wohlfeileren  Massenproduktion  von  Edelmetall,  I 

§ 72).  cc)  Bei  den  i*eproduziblen  Gütern,  Fabrikaten  u.  Boden-  | 

Produkten  macht  sich  dagegen  im  Dauerpreis  wdeder  das  Produktions-  f 

kostengesetz  geltend,  allgemein  so,  wie  oben  dargelegt  (S.  234),  u. 
genauer  im  Einzelnen  u.  nach  Spezialtällen  der  Produktions- 
bedingungen bei  Unternehmungen,  w^elche  mit  verschiedenen  eigenen 
Produktionskosten  einen  Marktbedarf  decken,  so  wie  in  § 53  u.  54 
auseinandergesetzt  wird. 

b)  Preisminimum,  «)  j ew'eiliges:  es  wird  durch  dieselben 
Bestimmgründe  bestimmt,  Avelche  den  Notpreis  (Schleuderpreis)  des 
Verkäufers  (Anbieters,  Besitzers,  Produzenten)  — ein  „Ausbeute- 
preis“ des  Käufers  (Nachfragers)  — bestimmen,  daher  (o.  S.  230) 
entscheidet  hier  die  Notwendigkeit  (Wunsch),  das  Gut  Seitens  des 
Besitzers  loszmverden,  aus  Gründen,  die  das  Gut  selbst  betreften 
(Gefahr  seines  sich  vennindernden,  ev.  schw'indenden  Gebrauchs- 
werts, ungünstiger  Averdende  Absatz-  u.  Reproduktions-Konjunkturen  | 

usw.)  und  der  Bedarf  des  Besitzers  nach  Zahl-  (Ankauf-)mitteln, 
bzw.  nach  anderen  als  den  besessenen  Gütern  oder  nach  mehr  da-  < 

A’on,  tür  Konsum-  u.  ProcluktionszAvecke.  Alles,  w^as  in  beiderlei 
Hinsicht  die  Lage  des  Anbieters  ungünstig  gestaltet,  kann  daher  / 

das  Minimum  immer  mehr  herabdrücken.  Ob  der  Avirkliche  Preis  * 

so  tief  herabgeht,  hängt  Avieder  A’on  der  Gestaltung  der  Nachfrage 
ab  (o.  S.  231).  Auch  hier  tritt  der  bestimmende  Einfluss  des 
Prodnktionskostensatzes  zurück  oder  verschwindet  u.  das  Minimum 
kann  dauernd  tiefer  sinken. 

Hier  kommt  daher  allpmein  AAÜeder  analog  in  Betracht,  was  vorhin 
über  den  Maximalpreis  u.  dessen  Bedingungen  gesagt  ward,  nur  in  um- 
gekehrter ‘Richtung,  so  Avas  ScliAvierigkeit  u.  Leichtigkeit  der  Ein- 
schränkung des  Angebots,  der  Produktion,  anderseits  der  Ausdehnbarkeit 
der  Nachfrage,  des  Wechsels  in  der  Verwendung  von  Gütern,  die  sich 


gegenseitig  ersetzen  können,  anlangt.  Die  Art  des  Artikels,  seine 
Brauchbarkeit  für  Konsum  u.  Produktion,  gegenüber  den  Bedürfnissen 
ist  mit  von  Einfluss,  weil  davon  mit  abhängt,  ob  u.  Avie  weit  eine  zunächst 
kleinere  Nachfrage  bei  niedrigerem  Preise  sich  erweitert  u.  so  für  sich 
selbst  die  Aussioit,  ein  Preisminimum  zu  erzielen  u.  den  Preis  auf  ein 
immer  niedrigeres  herabzudrücken,  verlängert. 

ß)  Das  dauernde  Preisminimum  kann  aber  aa)  auch  bei 
den  Monopolartikeln,  Avelclie  regelmässig  produziert  Averdeu 
(Rechts-  11.  faktische  Quasi-),  nicht  avoIiI  unter  die  Produktionskosten 
sinken,  da  dann  eben  nicht  oder  nicht  mehr  so  viel  daAmn  produziert 
AA'erden  würde,  wenn  der  Preis  so  sänke  n.  das  verminderte  Angebot 
<reo-enüber  einer  bestimmten  Nachfrage  den  Preis  Avieder  steisern 
wifrde.  Längere  Zeit  hindiircli  kann  aber  immerhin  auch  hier  das 
Minimum  unter  dem  Kostensatz  (Normal-  u.  Miiiimalprofit  Avieder 
schon  darunter  gerechnet)  stehen.  Aveil  ii.  AA'enn  Prodiiktions- 
eiiischränkungen  zu  sclnvierig  oder  von  anderen  noch  grösseren 
Nachteilen  begleitet  sind,  mit  Aussichten,  Hoffnungen  auf  Besserung 
der  Lage  gerechnet  Avird  u.  dgl.  in.  bb)  Bei  den  Artikeln  langer 
Dauerhaftigkeit  ist  dagegen  ein  dauerndes  Sinken  des  Preises  unter 
die  früheren  Produktionskosten  a'oii  Angeboten  aus  alten  Vorräten 
u.  selbst  unter  die  Reproduktionskosten  neuer  Angebotsniengen 
mö-'lich,  solange  die  Nachfrage  nicht  gross  genug  ist,  ein  solches 
Angebot  kostendeckend  aufziinehmen,  z.  B.  bei  Edelsteinen,  welche 
ausser  Mode  gekommen  sind,  auch  bei  Edelmetall,  Aveiin  die  Nach- 
frage sich  abwendet,  Avie  etAva  für  die  Verwendung  vmn  GeldzAveckeii 
(Silber).  Die  neue  oder  weitere  Produktion  wird  dann  nur  bald  ein- 
geschränkt Averden  oder  aufhören,  Avenn  nicht  ErAvartungen,  dass 
die  Lage  sich  Avieder  A-erbessern  Avird,  sie  fortdaiiern  lassen.  Die 
Kaufkraft  (das  ist  eben  der  in  anderen  damit  gekauften  Gütern 
ausgedrückte  Preis)  einer  ^lengeneinheit  Edelmetallgelds  könnte 
solange  unter  den  Produktionskosten  der  betreffenden  Edelmetallmenge 
(der  Stoffmenge)  stehen,  bis  sich  Avegen  Nichtersatzes  des  reellen 
Substanzverbrauchs  durch  die  sich  verringernde,  stockende  oder 
ganz  fortfallende  Neuproduktion  die  Geldmenge  so  vermindert  hätte, 
um  Avieder  einen  höheren  GeldAvert  zu  bedingen:^  sehr  A’erAvickelte 
Probleme  Avegen  der  eigenartigen  Funktion  des  Edelmetalls;  schon 
als  Schmuck-  u.  Gerätstoff,  A'ollends  als  Geldstoff  (§  72).  cc)  Die 
Preise  der  reproduziblen  Gütern,  Fabrikate  u.  Bodenprodukte,  haben 
dagegen  AA'ieder  in  den  Reproduktionskosten  neu  hinzukommender 
Produktenmengen  eine  Untergrenze,  unter  der  diese  Produkte  nicht 
dauernd  im  Umfang  der  Nachfrage  bereit  gestellt  Averden  können, 
Avenngleich  die  früher  herA'orgehobenen  Sclnvierigkeiten  der  Durch- 
setzung höherer  Kosten  in  den  Preisen  (S.  234)  hier  immer  stark 
mitspielen  u.  die  Periode  des  Standes  der  Preise  unter  den  Kosten 
sehr  verlängern,  auch  immer  AA’ieder,  nach  erfolgter  Ausgleichung 
der  Preise  mit  den  Kosten,  neue  Perioden  eines  niedrigeren  Preis- 
etandes  eintreten  können. 


I ä 


248 


f 


0* 


5.  Entwicklung;  der  Monopolpreisgebiete  u.  der  j 

Preisgestaltungen  darin,  a)  Das  Gebiet  der  Naturinonopol-  I 

guter  (Artikel)  erweitert  sich  mit  der  Ausdehnung  der  Privat- 
eigentunissphäre,  der  intensiveren  Ausgestaltung  des  Inhalts  des 
Eigentumsrechts,  der  rechtlichen  Freiheit,  dem  Willen  u.  der  1 

Geschicklichkeit  des  Eigentümers,  alle  Vorteile  seiner  Lage  möglichst 
in  seinem  Interesse  auszubeuten. 

So  «)  namentlich  bei  Grundeigentum,  am  meisten  bei  solchem 
von  Wohnungsbodeu  u.  dgl.,  zumal  in  Städten,  wo  die  örtliche  Lage 
eines  Grundstücks  für  dessen  Preis  immer  mehr  entscheidend  wird  und 
bei  günstiger  Lage  der  Monopolpreis  in  seiner  Reinheit  immer  schärfer 
hervortritt  (städt.  Baustellen,  auch  mit  Gebäuden  schon  besetzte  Grund- 
stücke. Grundstückspekulationen).  — Auch  bei  Kunstwerken 
aus  früheren  Zeiten,  bisweilen  auch  bei  solchen  noch  lebender  Meister, 
bei  Antiquitäten,  Natur-Raritäten  (Meteoriten,  Fossilien)  tritt  der  Charakter 
des  Monopolpreises  mit  der  Kultur-  u.  Wirtschaftsentwicklung  immer 
mehr  hervor.  Preise  solcher  Objekte  werden  so  bes.  gute  Beispiele  auch 
für  die  Theorie  der  ^lonopolpreise  (Steigerung  der  wirksamen,  oft  höchst 
zahlungsfähigen  Nachfrage  mit  Verbreitung  von  Kunstsinn,  Geschmack 
an  soldien  Dingen,  Mode,  Eitelkeit,  Sammeleifer  unter  reichen  Leuten, 
bei  öffentlichen  Sammlungen,  Verminderung  des  Angebots  durch  Ver- 
nichtung eines  Teils  der  Objekte  im  Lauf  der  Zeit,  Verlorengehen, 

Uebergang  in  feste  Hände,  in  die  Sammlungen  des  Staats,  der  Gemeinden, 

Kirchen,  reicher  Privaten,  wo  die  Sammlungen  auch  nach  dem  Tode  in 
der  Familie  bleiben.  Altitalienische,  neuere  englische,  österreichische 
Vorgänge,  amerik.  Ankäufe  in  Gegenwart.  Sammelleidenschaft  einzelner  i 

Reicdier,  selbst  für  Nichtigkeiten  z.  B.  ältere  seltene  Briefmarken).  Beim 
definitiven  Uebergang  dieser  Objekte  in  öffentl.  Sammlungen  erfolgt  hier 
eine  beachtenswerte  Ausdehnung  der  Gemeineigentumssphäre  in  dieser 
Rechtsform.  Anderseits  Beispiele  von  Not-  oder  Schleuderpreisen  der 
Verkäufer  auch  hier,  so  bei  verarmten  Besitzern,  die  in  ungünstiger 
allgemeiner  Konjunktur  verkaufen  miissen  (Italien.  Nobili!),  y)  Auch 
die  Naturprodukte  exquisiter  seltener  Qualität  (feine  alte  Weine, 

Caviar)  zeigen  unter  Einfluss  von  natürlichem  Schwanken  des  Angebots, 
weil  der  Prodiiktion,  u.  von  Ausdehnung  zahlungsfähiger  Nachfrage  in 
ihren  Preisen  u.  deren  Entwicklung  den  Charakter  der  Monopolpreise 
deutlich,  ln  allen  diesen  Fällen  wird  gern  von  Seltenheits preisen 
gesjtrochen. 

b)  Das  Gebiet  der  Keclitsmonopolartikel.  a)  Dasjenige 
der  fiskalischen  u.  auf  Grund  von  Privilegien  u.  dgl.  auch 
derjenigen  der  ])rivaten  Produktion  hat  sich  im  Laufe  der  neueren 
geschichtliclien  Entwicklung  eingeschränkt,  wo  die  meisten  solcher 
Monopole  (Regale)  im  neueren  Finanzrecht  ii.  der  Privilegien  für 
Private  im  neueren  Gewerberecht  fortgefallen,  auch  die  fiskalischen 
nur  noch  auf  wenige  Fälle  (ältere  wie  Salz,  Tabak,  Pulver,  Sal- 
j)eter,  neuere  wie  BranntAvein,  Zündhölzer)  beschränkt  sind,  /i)  Aber 
die  Entwicklung  des  Erfinderscliutz-  oder  Patentrechts  bat  das 
Gebiet  AA'ieder  ausgedehnt.  Für  die  Zeit  u.  die  Länder  der  Patent- 
giltigkeit treten  bei  den  Preisen  der  Ih'odukte  in  den  mit  Patenten 
arbeitenden  Produktionszweigen  die  cbarakteristisclieii  Erscheinungen 
der  Monopolpreise  deutlich  hervor,  y)  Nur  werden  sowohl  von  den 
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Monopolverwaltungen  (Tabak!)  als  von  den  Patentinhabern  und 
Patentbenutzern  die  oben  dargelegten  Gesichtspunkte  methodischer 
berücksichtigt,  nämlich  im  eigenen  Interesse  den  Preis  der 
Produkteneinheit  nicht  auf  das  mögliche  Maximum  im  Einzelfall  zu 
stellen,  xim  die  Nachfrage  nicht  zu  sehr  sich  verringern  zu  lassen  u. 
überhaupt  die  Preise  so  zu  regeln,  dass  dem  Bedarf  u.  der  Zahlungs- 
fähigkeit der  verschiedenen  Kreise  der  Nachfrage  Rechnung  getragen 
u.  ein  erreichbax-er  maximaler  Gesamtprofit,  eine  demgemäss  auch 
maximale  Pi'oduktionsausdelinung  auch  tatsächlich  eri’eicbt  Averdeii. 


c)  Das  Gebiet  der  faktischen  (^uasi-Monopolartikel  Avird 
zAvar  a)  mit  der  EntAAÜcklung  der  Zahl  der  Produzenten  u.  vex*- 
kaufenden  Händler  u.  der  Konkurrenz  unter  ihnen,  mit  Fortfall 
oder  Vex’ringerung  der  ^lonopolstellung  Einzelner,  mit  grösserer 
Avix'tschaftl.  Einsicht  der  Käufer  in  die  technischen,  ökoxioixiischen 
IVodnktionsA’erhältnisse  n.  in  die  diesen  entsprechenden  Pi*eise  der 
Produkte,  auch  mit  Besonnexxheit  der  Käufer  ixi  der  VolksAviiTscliaft 
der  Kxxlturvölker  enger  (hexxti^e  Zeit  gegenüber  frühex',  Europäer 
gegenüber  „Wilden^).  Aber  ß)  die  EntAvicklung  von  Avirksameu 
Px’eisA'crabredungen  von  Px'oduzenten  n.  A*on  den  Absatz  acv- 
ixiittelnden  Händlern,  von  Kai'tellexx,  »Syndikaten,  Trusts  erweitert 
andei'seits  gex*ade  in  neuester  Zeit  das  Gebiet  dieser  Artikel  sehr 
n.  lässt  die  Px*exse  der  letztei-en  den  Charakter  von  Monopolpreisen 
axmelunen,  umsomehr,  je  Aveniger  übei'lmujxt  oder  je  Aveniger  Avirk- 
sani  die  Nachfrage  ähnlich  ox’ganisiert  ist  u.  sich  erfolgreich 
organisieren  kann. 

Die  pilvaten  Konsumenten  u.  Nachfrager  von  Genussmitteln,  die 
weiterverax'beitenden  Verbraucher  von  Produktionsmitteln  (bes.  Roh-, 
Hilfsstoffen,  Halbfabrikaten,  Maschinen),  die  zum  Absatz  Pi'odxxkte  auf- 
kaufenden Iländler,  selbst  die  gi’ossen  öffentlichen  Finanzverwaltungen 
(Ki-iegs-,  ^Militär-.  Marine-,  Eisenbahn-,  Baubedarf!)  stehen  hier  Monopolen 
gegenüber,  oft  fast  machtlos,  u.  bekommexx  die  Pi'eise  eben  von^  der 
Angebotseite  förxnlich  diktiert.  Einigermassexx  zeigt  sich  Aehnliches 
schon  im  Ladenabsatz  mit  „ f e st c n oder  nach  Kundenqualität  bemessenen 
Pi’eisen  (s,  u.  § Die  Angebotseite  operiert  dabei  freilich  nach  dem 

„ratioxiellen“  Vei'fahren  des  Monopolisten,  d.  h.  sie  spannt  den  Bogen 
nicht  immer  so  stark  an,  wie  es  möglich  wäre,  sondex'n  stellt  die  Preise 
der  Produkteneinheit  so,  dass  die  ihr  vorteilhafte  Gestaltung  des  An- 
gebots (der  Prodxiktionsausdehnung)  dabei  nxöglich  bleibt,  wie  in  den 
Fällen  unter  b.  Abei'  xnehr  oder  Aveniger  Notpreise  des^  Käufers  uixd 
Ausbeutungspreise  des  Verkäufei'S  sind  dabei  doch  das  Ergebnis  u.  in 
ihx’em  Gefolge  dauernde Ueberschreitungen  der  normalen  Produktions- 
kosten, d.  h.  solchei’,  welche  normale  Profite  (u.  auch  Löhne)  abwex'fen, 
n.  entsprechend  werden  die  Profite  (u.  Löhne)  auch  länger  anomal  hoch 
gehalten.  Wo  es  sich  um  Pi-eisgostaltungen  im  internationalen  Verkehr 
oder  im  heimischen  unter  dessen  Einfluss  handelt,  Avie^  heute  A'ieUach, 
ermöglichen  Schutzzölle  (einschliesslicli  Ausfuhrprämien)  eine  solche 
Höherhaltung  der  Preise  im  heixnischen  Absatzgebiete,  eventuell  neben 
absichtlich  niedx'iger  gehaltenen  im  ausländischen.  (Neuei*e  Verhältnisse 
auch  in  Deutschland,  so  im  Gebiet  der  Eisenindustrie.  S.  die  Ver- 
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ä)  Alle  solche  Fälle  stellen  Aus  na  Innen  vom  Preisansatz  nach 
Massgabe  des  Produktionskostengesetzes,  aber,  Avie  schon  oben  gesagt 
(S.  233,  235)  keine  „Widerlegungen“  dieses  Gesetzes  dar,  wenn  es 
richtig  verstanden  Avird,  — so  Avenig  als  des  Gesetzes  A’on  Angebot 
u.  Nachfrage,  nach  dessen  Anforderungen  gerade  aucli  die 
Monopolisten  genau  verfahren,  um  ihre  Bestrebungen  durehzusetzen. 

§ 53.  — t).  Güter  (Waren)  beliebiger  Vermehrbarkeit, 
Avenn  die  erforderliche  Alenge  u.  Art  a’ou  Arbeit  u.  Kapital  dafür 
zur  Verfügung  steht:  Industrieprodukte,  Fabrikate.  1.  Für 
die  Preise  fDauerpreise)  dieser  Güter  gilt  das  Produktionskosten- 
gesetz, um  so  genauer  u.  um  so  mehr  auch  für  die  jeweiligen  Preise, 
je  mehr  freie  Konkurrenz  unter  Produzenten  u.  Anbietern  u.  ZAvischen 
diesen  u.  Nachfragern  sich  Avirksain  erweist.  Aber  2.  dies  Gesetz 
erscheint  liier  in  der  Fonn  des  (:iiesetzes  der  sinkenden  Kosten 
u.  Preise.  3.  Die  Gründe  für  dieses  >inken  ini  Laufe  der 
technischen  u.  der  ökonomischen  EntAvicklung  liegen  a)  darin,  dass 
alle  die  Umstände,  Avelche  eine  Kostem'erringerung.  der  natürlichen 
Kosten,  des  Verbrauchs  an  Sachen,  die  zum  umlaufenden,  der  Ab- 
nutzung von  Sachen,  die  zum  stehenden  Kapital  gehören,  und  diu* 
eigentlichen  Kosten  von  Arbeit  möglich  machen,  gerade  auf  dem 
Gebiet  der  Produktion  dieser  Güter  sich  besonders  stark  geltend 


machen. 

So  vermeinte  u.  verbesserte  Arbeitsteilung,  Fortschritt  der  Pro- 
duktions- u.  Verkehrstechnik,  vermehrte  Anwendung  von  Xaturkräften 
bes.  in  Motoren  u.  mittelst  ihrer  in  Werkzeug-,  Verarbeitungsinaschinen 
aller  Art,  bessere  Betriebsorganisation,  mehr  Grossbetrieb,  günstigere 
Verteilung  der  Generalkosteii  auf  die  Produkteneinheit,  leichtere  örtliche 
ßetriebscoiicentration  — im  Unterschied  zur  Boden-,  bes.  Agrar- 
produktion — mit  weiteren  günstigen  Folgen  für  die  Ermässigung  u. 
bessere  Verteilung  der  Kosten.  Es  genügt,  für  das  alles  auf  die 
früheren  Darlegungen  zu  verxA'eisen  (o.  8.  12Ö,  140  ff.,  lOHff.j, 

b)  Endlich  kommt  aber  noch  ein  besonderer  Umstand  in  Be- 
tracht, welcher  freilich  auch  in  der  Bodenprodnktion  sich  geltend 
macht,  aber  wiederum  in  stärkerem  Masse  iii  der  industriellen,  Aveil 
die  Bedingungen  für  seine  Geltendmachung  hier  günstiger  liefen: 
die  ^Möglichkeit,  in  immer  grösserem  Masse  hier  relativ  mehr  mit 
stehendem  Kapital  in  Form  grösserer  u.  leistungsfähigerer 
^laschinen  (auch  in  grösseren  Gebäuden)  verbesserter  Werk- 
zeuge, statt  mit  umlaufendem  Kapital  zu  produzieren,  d.  h.  mit 
LoünaufAvand  für  Handarbeit,  Avelche  mit  unvollkommenen 
Werkzeugen,  ohne  oder  ohne  grössere  Maschinen  arbeitet.  Mittelst 
dieser  Verteilung:  des  Kapitals  relativ  mehr  auf  stehendes,  Aveniger 
auf  umlaufendes  lassen  sich  die  Kosten  für  die  Produkten- 
einheit erhehlicli  u.  im  Fortschritt  der  technischen  ii.  ökonomischen 
EntAA-ickluiig  immer  mehr  herabdrücken,  a)  Dieses  Moment  hängt 
in  seinen  Voraussetzungen  mit  den  frülier  dargelegten  Lehren 
vom  umlaufemlen  u.  stehenden  Kapital  (S.  139  ff.),  und  vom  Gross- 


betrieb (S.  198  ff.) 


eng 


zusammen.  ß)  In  seinen  ausnelimend 


Avichtigen  Folgen  für  die  Gestaltung  und  EntAvicklung  der  Kosten 
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ist  es  jetzt  hier  noch  besonders  zu  behandeln.  Die  trüberen  Ijchren, 
namentlich  auch  die  A*om  Grossbetrieb,  werden  dadurch  ei- 

gäuzt  u besonders  durch  die  Ueberlegenbeit  des  letzteren  sein  ,,Sieg 
ilamit  auch  nach  dieser  wichtigsten  Seite  der  Kosten  hin  noch  genauer 
erklärt  u,  begründet,  y)  Soweit  die  Verhältnisse  in  der  lioiiuktioii 
von  Bodennrodukten  ebenso  liegen,  gilt  die  folgende  Ausfiibrung 
zwar  auch  für  diese,  aber  dem  Grade  nach  ist  die  Sache  eben  hier 
nraktiscli  von  geringerer  Bedeutung,  weil  sich  hier  vieles  Lrtorderliche 
nicht  oder  nicht  so  gut  n.  erfolgreich  wie  in  der  Industrie  ertüllen 
lässt,  d)  Das  Sinken  der  Kosten  der  Produkte  infolge  des  relatn-en 
Vorwaltens  des  stehenden  Kapitals  (Maschinen)  vor  dem  umlautenden 
(Arbeitslöhne  für  blosse  Handarbeit  ohne  Maschinen)  tritt  umsomehr 
ein  ie  niedriger  selbst  wieder  die  Hei-stellungs-  u.  Betriebskosten 
der  Maschinen  — eine  Mitfolge  technischer  Fortschritte  in  der 
Maschinenanwendung,  stärkeren  Maschinenbedarfs,  daher  ver- 
»■rösserten,  verbesserten  ii.  verwohlfeilerten  AI  aschinenbaus  in  den 
Maschinenfabriken  sell'st  — , je  dauerhafter  u.  tecliiiiscli  hessers  je 
leistungsfähiger  die  Maschinen  werden,  je  mehr  sie  spezihsch 
technische  Leistungen  allein  oder  qualitativ  besser,  als  es  die  llancl- 
arheit  mit  ihren  Werkzeugen  u.  teclmischen  Einrichtungen  vermag, 
ausfüiiren  können,  anderseits  je  teurer  die  Handarbeit,  die  Arbeits- 
löhne dafür  sind  u.  je  mehr  sie  steigen,  und  je  niedriger  der 
Zinsfuss  wird,  welcher  für  das,  auch  absolut  grosse  u.  im 
Gesamtbetrag  hei  der  Produktion  mit  Maschinen  auch  absolut 
höhere  Kapital,  als  hei  der  Produktion  mit  Handarbeit,  reclniiings- 
inässi""  hei  den  Kosten  anzusetzen  ist  (was  u.  a.  besondere  Bedeutung 
auch  '^für  Produktion  mit  gelielienem  Kapital  hat),  f)  Es  wird  so 
auf  bestimmten  Produktionsgehieten  auch  der  erfolgreiche 
Konkurrenzkampf  der  „M'ascliinenprodukte‘‘  — d.  li.  der 
vornelimlicli  mit  stehendem,  mit  in  Maschinen  steckendem  Kapital 
hergestellten  — ii.  der  „ Handarheitsprodukte“  d.  h.  der 

wesentlich  mit  Handarbeit  ohne  Maschinen  oder  mit  unvollkommenen 
n.  sonst  bloss  mit  einfacheren  Werkzeugen  hergestellten  — e.rklärt; 
ein  praktisches  Hauptheispiel  sind  die  Vorgänge  in  der  Textil- 
industrie, hes.  der  Konkurrenzkampf  zwischen  Hand-  u.  Alasclunen- 
spinnerei  u.  -Weberei,  aber  auch  sonst  in  vielen  Industriezweigen 
Aehnliches.  C)  Weiter  erfährt  auch  der  teilweise  mit  dieser  Unter- 
scheidum»-  zusammenlallende  erfolgreiche  Konkurrenzkampf  des 
Gross- 'gegen  den  Kleinbetrieb,  des  F ab rikwesens  gegen  die 
Manufaktur,  so-sne  gegen  das  Handwerk,  die  Hausindustrie,  rlie 
Heimarbeit  so  seine  tiefere  ökonomische  Erklärung.  >?)  Auch  aut 
den  vei-schiedenen  technisch-ökonomischen  Gesamtcharakter  der 
industriellen  u.  der  Bodenproduktion  n.  ihrer  Entwieklnng,  damit 
auf  wichtigste  soziale  Seiten  u.  Entwicklungen  des  Wirtschafts- 
lebens, auch  des  „Industriestaats“  gegenüber  dem  „Agrarstaate“, 
fallen  so  neue  Schlaglichter. 

4.  Der  Konkurrenzkampf  der  mehr  mit  stehendem  gegen  die 
mehr  mit  umlaufendem  Kapital  hergestellten  l’rodukte,  der 


252 


> 


I 

s 

f 

f 

♦ 


„Maschinen“-  gegen  die  „Handarbeitsprodukte“  im  ob.  Sinn 
n.  die  Tendenz  des  Sinkens  der  Kosten  der  ersteren 
Produkte,  a)  Der  ökonomische  Gnind  für  den  Uebergang  von 
der  Produktion  mit  Handarbeit  (u.  nnvollkommnerer  WerlTzeng- 
technik,  deren  sie  sich  bedient)  zur  I’roduktion  mit  Maschinen  liegt 
eben  in  der  dabei  möglichen  n.  erfolgenden  Kostenreduktion 
für  die  Produkteneinheit.  b)  Der  technische  Grund  ist 
ausserdem  gewöhnlich  die  grössere,  qualitativ  andere  n.  bessere, 
öfters  durch  Handarbeitsbetrieb  technisch  der  Art  nach  ganz  nn- 
erreicbbare  Leistungsfähigkeit  des  Produktionsbetriebs  mit  stehendem 
Kapital  in  Form  von  IMaschinen  u.  dgl.  Verhältnisse,  welche  sicli 
ökonomisch  schliesslich  auch  als  Kostenersparung  bei  Maschinen- 
betrieb auffassen  lassen,  so  dass  die  Beweisführung  im  Falle  a 
auch  für  diesen  Fall  b mit  gilt,  c)  Das  Problem  lässt  sich  dann 
in  Form  folgender  Fragestellung  fassen  und  auf  diese  Frage  foigende 
Antwort  geben:  wann  ist  es  ökonomisch  zweckmässig,  vom 
Handarbeitsbetrieb  zum  Maschinenbetrieb  in  einem  Produktionszweig, 
für  welchen  die  technischen  Maschincnprobleme  befriedigend  gelöst 
sind,  und  weiter  vom  kleineren  zum  grösseren  Maschinenbetrieb 
überzugehen?  Wenn  bei  gleicher  qualitativer  u.  quantitativer 
Leistung  in  beiden  Betriebsarten  eine  Ersparung  an  Kosten  im 
Maschinenbetrieb  gegen  den  Handarbeitsbetrieb,  im  grösseren  gegen 
den  kleineren  Betrieb  eintritt.  Das  ist  der  Fall,  wenn  die  Summe 
der  Zinsen  (bzw.  des  Profits)  u.  der  Tilgungsquote  für  den  iMehr- 
aufwand  an  stehendem  (Maschinen-)  Kapital  im  Maschinenbetrieb 
bezw.  im  grösseren  kleiner  ist,  als  die  Snnnne  der  Löhne  und  der 
Zinsen  (bezw.  des  Profits)  auf  den  Betrag  des  umlaufenden,  iür 
Lohnzahlungen  verwendeten  Kapitals  im  Handarbeits-  bezw.  kleineren 
Maschinenbetrieb,  welche  man  spart. 

An  einem  schematischen  Zahlenbeispiel  lässt  sich  das  folgender- 
massen  erläutern.  Die  Zahlen  darin  sind  fiktive,  aber  in  ihrem 
ungefähren  Verhältnis  zu  einander,  worauf  es  hier  zur  Er- 
klärung allein  ankommt,  den  Vorgängen  in  der  Wirklichkeit  einiger- 
massen  entsprechend.  Die  Aufsttdlung  beruht  auf  der  zutreffenden 
Annahme,  dass  im  Handarbeitsbetrieb  mit  relativ  mehr  Arbeitern, 
höherer  Gesamtsumme  an  Löhnen,  weniger  stehendem  Kapital  (Werk- 
zeug), im  Maschinenbetrieb  unter  den  umgekehrten  Verhältnissen,  ähn- 
lich dann  wieder  im  kleineren  verglichen  mit  d(!m  grösseren  Betrieb 

8 reduziert  wird;  sodann,  dass  bei  gleicher  quantitativer  u.  qualitativer 
Gesamtleistung  die  Wertsumme  der  verarbeiteten  Materialien  (Roh-  u. 
Hilfsstoffe)  die  gleiche  ist.  Lohnhöhe  u.  Profithöhe  (Zins)  werden  zu- 
nächst in  beiden  Fällen  als  gleich  angenommen,  die  Tilgungsquote  (iucl. 
Reparaturkosten)  des  (technisch  schlechteren  bzw.  sich  rascher  ab- 
nutzenden) Werkzeugkapitals  höher  als  die  des  GMaschinenkapitals  an- 
gesetzt, Menge  u.  Güte  der  Produkteneinheiten  sind  unter  diesen  Vor- 
aussetzungen auch  in  beiden  Fällen  gleich.  Durch  methodische  Aenderuug 
dieser  Voraussetzungen  lassen  sich  dann  die  gewöhnlichen  \'orgänge 
u.  Verhältnisse  in  der  Wirklichkeit  berücksichtigen  u.  so  an  dem 
schematischen  Zahlenbeispiel  selbst  zeigen,  welches  der  Verlauf  der 
Entwicklung  im  Konkurrenzkampf  zwischen  den  beiden  Betriebsarten  ist 
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u.  wie  die  Kosten  sinken.  Berechnung  für  die  Geschäftsperiode,  z.  B. 
das  Jahr,  in  irgend  welchen  Wert-  (Geld-)  Einheiten  (Mark  oder  and.). 

Kapitalkonto. 

Handarbeits-  Maschinenbetrieb 


betrieb 

1.  Phase 

2.  Phase 

3.  Phase 

Werkzeug  .... 

1000 

— 

— 

— 

Tilgungsquote  . . 

20  °;o 

— 

— 

— 

Maschinen  .... 

— 

10  <K)U 

15  0(X) 

;X)  000 

TilgungS(mote  . . 

Roh-  u.  Hilfsstofie  . 

.5  000 

10  «/„ 
(XX) 

71/  0/ 

» 12  /o 

7 500 

1.5  000 

Arbeiterzahl  . . . 

10 

8 

4 

G 

Lohnfonds  (je  1(X)0 

auf  1 Arbeiter)  . 

10  (XX) 

3 (XX) 

4(XK) 

6 (HX) 

Gesaintkapital 

10  0(XJ 

18  000 

2(j.'}00 

ölOfXJ 

Kostenkonto. 


Werkzeug,  Tilgung 

200 

— 

— 

— 

Maschinen.  ,, 

— 

10(X) 

1125 

1 .500 

Roh-  u.  Hilfsstoffe  . 

5 000 

5 000 

7 500 

15  000 

Löhne  

10  (MK) 

3 000 

4 000 

G 000 

Gewinnrate  10  % . 

1 ()(X) 

1 800 

2 G.50 

5100 

IG  800 

10  800 

15  275 

27  GOO 

Anzahl  d.Produkten- 

einheiten  (Stück, 

Zentner  usw.)  . . 

10  000 

10  000 

15  000 

30  000 

Kosten  f.  1 Einheit 

1.G8 

1.08 

1.0183 

0.02 

Hiernach  würde  der  Uebergang  zum  Maschinenbetrieb  sofort  vor- 
teilhaft wegen  der  starken  Kostenreduktion.  Die  Beispiele  des  Schemas 
für  die  2.  u.  3.  Phase  zeigen,  wie  die  Weiterentwicklung  vor  sich  gehen 
kann.  Die  ])niktische  Entwicklung  geht  nun  in  der  Tat  in  der  Eichtung 
von  der  1.  u.  2 Phase  zur  3.  und  weiter  so  vor  sich. 

Man  kann  dann  leicht  weiter  verstehen,  (u.  das  Zahlenbeispiel 
demgemäss  ändern),  dass  mit  längerer  Dauer,  geringerem  Reparatur- 
bedürfnis, daher  Verringerung  der  Tilgungsquote,  niedrigeren  eigenen 
Kosten  u.  Preisen,  höherer  quantitativer  u.  qualitativer  Leistungs- 
fähigkeit der  Maschinen,  relativ  weiterer  Verringerung  der  Arbeiter- 
zahl, steigenden  Löhnen,  niedrigerem  Gewinnsatz  (Zinsfuss),  Ver- 
grösserung  der  Zahl  der  Produkteneinheiten,  eventuell  gleichzeitig 
mit  der  qualitativen  Verbesserung  der  Produkte  der  Kostensatz  für 
die  Kinheit  immer  weitersinkt,  damit  der  Maschinenbetrieb  den 
Hamlarbeitsbetrieb  immer  stärker  verdrängt  (oder  ihn  auf  Minimal- 
löhne u.  -Gewinne  herabdrückt,  wenn  er  noch  irgendwie  konkun-ieren 
will:  Handweberei!)  u.  der  grössere  wieder  den  kleineren  Maschinen- 
betrieb, der  Gi'oss*  den  Mittel-,  der  Riesen-  den  kleineren  Betrieb, 
die  Aktiengesellschaft  den  gewöhnlichen  privaten  Einzelbetrieb  usw. 

5.  Das  Endergebnis  der  Entwicklung  in  einer  Periode, 
die  aber  selbst  nie  abgeschlossen  ist,  ist  die  Verdrängung  der 
Handarbeits-  durch  die  Ma  sc  Innenprodukte,  der  aus 
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kleineren  durch  die  aus  grösseren  Betrieben  ner- 
rühr enden  Maschinenprodukte  — soweit  darüber  allein  die 
Kosten  entscheiden  — und  der  sinkende  Kostensatz,  sowie 
dessen  immer  neues  Sinken,  Avenn  die  Itichtung  im  Betrieb  in 
der  angedeuteten  Weise  weiter  geht,  — endlich  das  deingenicässe 
mögliche  Sinken  der  Preise,  welches  sich  verwirklicht,  wenn 
die  Konkurrenz  unter  den  Produzenten  entsprechend  Avirkt  u.  nicht 
durch  faktische  Monopolstellung  u.  Kartelle  u.  dgl.  der  Absatzpreis 
über  den  nur  normalen  Profit  enthaltenden  Kosten  u.  dann  der  Profit 
ebenso  höher  gehalten  wird,  solange  dies  die  Produzenten  vorteil- 
hafter finden,  als  eine  weitere  Absatzausdehnung,  welche  ihnen 
eventuell  die  Preisennässigung  vei*schaffen  würde. 

6.  Bedeutung  der  verschiedenen  Kostensätze  für  dieselbe 
Ware  in  verschiedenen  Unternehmungen  und  danach  sich  er- 
gebende Phasen  der  Entwicklungen  auf  den  Produktionsgebieten 
u.  bezüglich  des  jeweilig  periodisch  den  Preis  bestimmenden  Kosten- 
satzes. Erste  Phase.  a)  Formulierung  des  Kosten-  u. 
Preisgesetzes.  Wird,  wie  gewöhnlich,  ein  gegebener  Markt- 
bedarf einer  bestimmten  Ware  gleichzeitig  zusammen  von  ver- 
schiedenen Unternehmungen  gedeckt,  Avelche  dann  regelmässig  auch 
verschiedene  Produktionskosten  haben,  so  bestimmt  sich,  solange 
der  Bedarf  nur  durch  die  Produktion  aller  dieser  Unternehmungen 
gedeckt  Avird,  der  Dauerpreis  nach  demjenigen  höchsten  Kosten- 
sätze, Avelcher  von  der  am  teuersten  arb<*itenden  Unternehmung 
(Fabrik)  noch  durch  den  Preis  gedeckt  AA  erden  muss,  um  dieser  die 
Fortführung  ihrer  Produktion,  unter  AbAverfung  normalen  Profits, 
zu  ermöglichen,  bzAv.  sie  dazu  zu  bestimmen. 

Höher  kann,  nach  der  sonst  anzunehinsnden  grösseren  Konkurrenz 
unter  den  Produzenten  u.  Abnahme  der  Nachfrage  der  Preis  dauernd 
nicht  stehen,  niedriger  aber  auch  nicht,  A\*eil  dann  die  Unternehniiing, 
Avelche  ihre  Kosten  nicht  gedeckt,  den  anderswo  erreichbaren  Profit  nicht 
sich  gesichert  sieht,  das  P^roduktionsgebict  verliesse,  das  Angebot  hinter 
der  Nachfrage  zurück  bleiben  u.  dann  der  Preis  wieder  steigen  würde. 

ß)  Folgen  dieses  SacliA^erhalts  sind,  solange  er  besteht, 
höhere  (Extra-)  GeAvinne  (Profite)  derjenigen  Unternehiiuuigen, 
Avelche  unter  diesen  Umständen,  ihrem  Vorteil  gemäss,  zu  dem 
höheren  Preise  am  Markt  absetzen,  aber  wohlfeiler  produzieren; 
sie  beziehen  sogen.  (Differential-)  Renten  (§  63),  A\elclie  sich 
an  sich  AA^eil  und  in  demjenigen  Masse  ergeben,  in  AA*elchem 
ihre  Produktionskosten  (einschliesslich  normalen  Profits  berechnet) 
iii e d r i g e r sind,  als  der  den  einheitlichen  Preis  bestimmende 
höchste  Kostensatz  der  am  tenersten  produzierenden  Unternehmung, 
deren  Produkt  zur  Deckung  des  ]\Iarktbedarfs  noch  notAA^endig  ist: 
B eilten  auch  auf  dein  Industriegebiet,  ein  Spezialfall  des 
allgeiiieinen  (Difterential-)  Rentenproblems  (§  63)  und  ein  Analogon 
der  Grundrente  (§54),  hinsiclitlicli  dei*cr,  Avie  für  alle  solche 
Renten,  der  Satz  gilt:  nicht  sie  bestimmen  den  (höheren)  Preis, 
dieser  ist  nicht  Avegen  ihrer  höher,  sondern  umgekehrt:  der  höchste 
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Kostensate  bestimmt,  unter  den  dargelegten  Voraussetzungen,  den 
Preis  u.  infolgedessen  fallen,  als  Zuschläge  zu  ihrem  (gleich- 
massigen  Normal-)  Profit,  Reuten  im  Betrage  der  Differenz  zwischen 
ihrem  eigenen  u.  diesem  für  den  Preis  massgebenden  höchsten 
Kostensätze  für  sie  ab,  eine  Quelle  rascherer  u.  stärkerer  Be- 
reicherung, damit  auch  höherer  Kapitalbildungs-  u.  gesteigerter 
Konkurrenzfähigkeit  für  sie,  ein  Moment,  welches  für  die  Weiter- 
entwicklung in  den  folgenden  Phasen  wiclitig  Avird. 

Zweite  Phase.  Auf  die  Dauer  pflegt  a)  ein  Preis- 
uiitcrbieten  Seitens  der  wohlfeiler  jproduzierendeii  Unternehmungen, 
dadurch  eine  Verdrängung  der  einen,  am  teuersten,  dann  auch 
weiterer,  teuerer  produzierenden  vom  Markte,  eine  entsprechende 
Gescliäftsausdehnung,  Betriebsvergrösserung  der  mehreren,  schliesslich 
der  einen  ei'sten,  wohlfeilst  produzierenden  zu  erfolgen,  aa)  Dies 
dann,  Avenn  es  A^’orteilhaft  ist,  d.  h.  Avenn  diese  Jjiitwicklung  mehr 
Gewinn^  verspricht,  als  durch  Entgaug  an  jenen  Renten  infolge 
der  Preisermässigung*  eiimebüsst  Avird.  bb)  Die  rechtliche  Voraus- 
setzung  dieser  Vorgänge  ist  Gewerbefreiheit,  die  technische  ist  die 
Möglichkeit,  im  Untersciiied  von  der  Boden-,  namentlich  der  Agrar- 
produktion, auch  soAveit  nötig  u.  zweckmässig  an  derselben  örtlichen 
Stelle,  auf  verhältnismässig  engem  Raum,  den  Betrieb  zu  ver- 
grössern  u.  zu  konzentrieren,  die  Ökonomische  Voraussetzung  ist 
Verfügung  über  grosses  Kapital,  eit>enes.  zu  dem  die  früheren 
höheren  GeAAumie  die  Mittel  bieten,  fremdes  im  \Vege  des  Kredits, 
wozu  die  J üchtigkeit  der  Leistung,  der  „Ruf‘,  die  materiellen 
Unterlagen  in  Besitz  u.  Ertrag  die  leichtere  u.  woldfeilere  Gelegen- 
heit verschaffen.^  ß)  Die  Folgen  sind  dann  Avieder  aa)  weitere 
Kostenreduktionen,  auch  bisheriger  Kostensätze,  Avegen 
aller  der  günstigen  Umstände  im  Grossbetrieb  usw,,  welche  dies 
ermöglichen,  bb)  So  verringert  sich  aucli  der  jeweilig  für  den 
Preis  massgebende  Maximal-Kostensatz  für  den  letzten  zur 
Deckung  der  Nachfrage  erforderlichen  Teil  des  Angebots  von  Phase 
zu  Phase  A'^om  ersten^  höchsten  Betrage  auf  folgende  niedrigere  Be- 
tiäge  selbst  immer  wieder  weiter,  cc)  Differenzen  der  Kostensätze 
bleiben  aber,  solange  verschiedene  Unternehmungen  mit  verschiedenen 
Kostensätzen  zur  Versorgung  des  Marktbedarfs  erforderlich  sind. 
Dadurch  Averden^  den  betreffenden  Unternehmern,  Avenn  sie  nicht 
sofort  im  Preise  ihre  Konkurrenten  unterbieten  u,  ihre  Produktion 
Aveiter  ausdehnen,  immer  wieder  Rentenbezüge,  wenn  auch  anderer 
Höhe  als  früher,  gewährt,  mit  Ausnahme  der  teuerst  produzierenden, 
dd)  Die  gesamte^  Betriebsweise  tendiert  so  immer  mehr  zum  Gross- 
betrieb. In  dritten  u.  weiteren  Phasen  vollzieht  sich  dieselbe 
Entwicklung  weiter. 

Das  Endergebnis  ist  daher  a)  immer  neues  Kostensinken, 
auch  beim  massgebenden  jeweiligen  Maximalkostensatz,  noch  mehr 
Grossbetrieb;  ß)  in  Begleitung  davon  erscheinen  alle  die  ökonomischen, 
sozialen,  kulturellen,  ethischen,  politischen  Folgen,  welche  der 
Grossbetrieb  mit  sich  führt,  u.  a.  bes.  die  absolut  höheren  Ein- 

A.  Wagner,  soz.  ökon.  Grundriss,  4.  Aufl.  17 
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kommen  u.  Vermögen  in  den  begünstigten  Fällen,  die  grösseren 
Differenzen  dabei  u.  in  der  Klassenlage,  namentlich  zwischen 
kapitalistischen  Unternehmern  u.  ihren  Arbeitern,  seihst  hei  absohrt 
höheren  (durch  diese  Sachlage  mit  ermöglichten)  Löhnen,  die 
moderne  „soziale  Frage“  im  Sinn  der  industriellen  Arbeiterfrage. 
Alles  über  Grossbetrieb,  Maschinenanwendung,  Industrie  früher  Dar- 
gelegte findet  so  durch  diese  Ausführungen  über  das  Gesetz  der 
sinkenden  Kosten  der  Industrieprodukte  seine  letzte  ökonomische 
Erkläi-ung. 

7.  Auch  hei  den  Bodenprodukten  üben  das  Eindringen 
der  Maschine  u.  der  Ersatz  von  Handarbeit  u.  von  der  Hand  be- 
wegten Werkzeugen,  auch  grössere,  länger  wirkende  Boden- 
ineliorationen,  d.  h.  auch  hier  die  veränderte  Verteilung  des  Kapitals 
auf  stehendes  und  umlaufendes,  mehr  zugunsten  des  ei-sten. 
prinzipiell  einen  gleichen  Einfluss  auf  die  Kosten  des  Produkts. 
Aber  wie  schon  gesagt,  eben  einen  dem  Grade  nach  viel 
schwächeren,  weil  andere  Momente  in  entgegengesetzter  Weise 
wirken  u.  meist  doch  die  wichtigeren  sind  (s.  folg.  § 54),  während 
das  Grundstück  selbst,  das  einzelwirtschaftlich  als  stehendes  Kapital 
mit  aufgefasst  zu  werden  pflegt  u.  bedingt  es  werden  kann,  für  die 
Frage  der  Kosten  des  Produkts  doch  nicht  so  wie  andres  stehendes 
fungiert. 

8.  Soweit  Bodenprodukte  auch  für  die  Industrie  als  Material 
u.  Hiifsmittel  der  Produktion  direkt  u.  indirekt  in  Betracht  kommen 
u.  in  Kosten  u.  Ankaufspreisen  steigen,  wird  auch  bei  den  daraus 
oder  damit  hergestellten  Industrieprodukten  der  betreffende  Kosteii- 
bestandteil  teuerer  u.  unter  dem  Einfluss  des  Gesetzes  der  steigenden 
Kosten  bei  Bodenprodukten  eventuell  bleibend  u.  immer  mehr, 
a)  Wo  der  Stofi'wert  für  ein  Industrieprodukt  ins  Gewicht  fällt, 
z.  B.  bei  einzelnen  Metallsachen,  bei  Verbrauch  von  Kohlen,  anderen 
Bergwerks-  u.  Forst-  u.  Agrarprodukten,  u.  dieser  Stoff  teuerer 
wird,  macht  sich  das  auch  für  das  Fabrikat  geltend  u.  wirkt  insoweit 
der  sinkenden  Richtung  der  Kosten  beim  Fabrikat  mehr  oder 
weniger  entgegen,  b)  Aber  in  der  Regel,  in  der  Masse  der  i älle 
u.  in  den  wichtigsten  ist  die  Tendenz  des  Sinkens  der  Kosten  aus 
den  dargelegten  Gründen,  namentlich  bei  hoher  maschineller  Technik 
u.  starker  Grossbetriebsrichtung  mächtig  genug,  um  trotzdem  jene 
andere  Tendenz  zu  überwinden  u.  sich  durchzusetzen,  wenn  auch 
nicht  in  gleichem  Masse  als  in  Fällen,  wo  der  Roh-  u.  Hilfsstoff  usw. 
sich  nicht  verteirert. 

9.  Ganz  im  allgemeinen  ist  es  beachtenswert,  dass  das  Gesetz 
der  sinkenden  Kosten  der  Industrieprodukte  (u.  der  Bodenprodukte, 
soweit  es  dabei  mit  zur  Geltung  kommt)  eine  kompensierende 
Wirkung  gegen  das  Gesetz  der  steigenden  Kosten  der  Bodenprodukte 
ausübt,  — in  der  ganzen  Volks-  u.  in  der  Weltwirtschaft,  ein  auch 
in  der  Frage  vom  Industrie-  u.  Fabrikatenexportstaat  mitspielendes 
Moment,  das  nur  in  dieser  Frage  nicht  das  Gewicht  u.  die  Trag- 
weite hat,  wie  einseitige  Vertreter  der  Industriestaatsentwicklung 
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annehmen,  u.  ein  Moment  der  Beweisführung  zugunsten  des 
Industriestaats,  dem  in  dieser  Frage  andere  gegenüberstehen. 

§ 54.  — E.  Güter,  deren  Angebotsvermehrung  unmittelbar 
von  der  Mitwirkung  des  Bodens  abhängt,  Bodenprodukte  (s.  §32, 
33,  63).  1.  Auch  für  die  (Dauer-)  Preise  dieser  Güter  gilt  das 

Produktiouskostengesetz,  wie  liei  den  Industrieprodukten  um  so 
genauer,  je  wirksamer  allgemein  im  Verkehr  die  freie  Konkurrenz 
sich  geltend  macht.  Aber  2.  dieses  Gesetz  nimmt  hier  die  Gestalt 
des  Gesetzes  der  steigenden  Kosten  u.  Preise  an.  3.  Die  Gründe 
dafür  liegen  im  Zusammenhang  der  Produktion  mit  dem  „Boden- 
gesetz“ (§33);  Es  erfolgt  ein  Steigen  von  Kosten  ii.  Preisen,  wenn 
u.^  solange  als  die  W irksamkeit  dieses  Gesetzes  nicht  zurückgedrängt 
’v\iid.  4.  Massgebend  ist  für  den  Preis  in  der  jeweiligen 
Bedarfs-,  I^roduktions-  u.  Ahsatzphase  auch  hier,  wie  in  der 
Industrie  (§  53,  Xo.  6,  S.  254)  der  Maximalkostensatz  der- 
jenigen letzten  (teuersten)  Produktion,  deren  Produkte  zur  Deckung 
eines  gegebenen  iMarktbedarfs  noch  erforderlich  sind.  5.  Für  diese 
letzte  Produktion  lässt  sich  ein  Schema  von  3 Kategorien  von  Fällen 
aufstellen,  der  Fall  der  Notwendigkeit  a)  unergiebigere  (in  der 
Produktion  von  organischen  Stoffen,  wie  in  Ackerbau  u.  Foret- 
wirtschaft.  unfruchtbarere)  neben  ergiebigeren,  fruchtbareren  Grund- 
stücken, b)  entlegenere  bzw.  solche  Grundstücke,  von  wo  die 
Produkte  höhere  Transportkosten  zum  Markte  bedingen,  c)  <lie  bis- 
her hebauten  Grundstücke,  dem  Bodengesetz  gemäss,  mit  relativ  mehr 
Arbeits-  u.  Kapitalaufwand  für  die  Produkteneinheit  als  liisher  zur 
Deckung  des  grösseren  Bedarfs  bebauen  zu  müssen.  Diese  letztere 
Notwendigkeit  ist  mit  die  Voraussetzung  dafür,  dass  man  zu  einem 
Anbau  unergiebigerer  oder  entlegenerer  Grundstücke  überliaupt 
schreitet.  Die  gleiche  Notwendigkeit  wird  auch  durch  die  noch 
ungünstigere  Sachlage  bedingt,  dass  man  diesen  Grundstücken  im 
dritten  Fall  überhaupt  nicht  mehr  .Mehrerträge  abgewinnen  kann, 
Aveil  man  ihre  absolute  Maximalleistungsfähigkeit  im  wesentlichen  er- 
reicht hat,  Avle  etwa,  ivenn  der  Standort  (Raum)  für  die  Pflanzen  (auch 
die  Bäume  im  W’^ald)  zu  eng  würde.  6.  Dieser  Maximalkostensatz 
setzt  sich  unter  den  ökonomisch-psychischen,  technischen  u.  recht- 
lichen Bedingungen  des  Systems  der  Konkurrenz  wie  bei  den 
Industrieprodukten  durch.  7.  Man  kann  diesen  Kostensatz  aber  nicht 
so  u.  regelmässig  nicht  dauernd  so  ivie  in  der  industriellen  Produktion 
herabdrücken,  namentlich  nicht  wie  bei  dieser  durch  Vergrösserung 
der  Produktion  am  nämlichen  Ort.  8.  Vielmehr  steigt  er  widter 
unter  denselben  Voraussetzungen,  unter  Avelchen  sich  das  Gesetz 
der  „Produktion  auf  Land“  durchsetzt.  Daher  mit  qualitativ  und 
quantitativ  steigendem  Bedarf  an  Bodenprodukten,  der  von  der 
Produktion  auf  bestimmten  Grundstücken,  z.  B.  eines  Gebiets,  nach 
Lage  der  Dinge  gedeckt  werden  muss,  aber  eben  gewöhnlich  nur 
unter  progressiv  ungünstigeren  Bedingungen  (S.  121)  gedeckt  werden 
kann,  also  inshesond.  solange  es  der  Produktionstechnik  nicht  ge- 
lingt, mehr  (oder  qualitativ  bessere)  Produkt  auch  mit  den 
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gleichen  (oder  gar  mit  geringeren)  Kosten  wie  die  bisherige  Menge 
(u,  Qualität)  zu  liefern.  In  dieser  Hinsicht  ist  eben  die  Lage  in 
der  Bodenproduktion  ungünstiger,  als  in  der  industriellen,  der 
technische  Fortschritt  beschränkter  u.  alles  das.  was  in  der  Industrie  j 

zur  Verminderung  der  Kosten  führt  (§  53  unter  No.  3,  S.  250)  teils  ^ 

nicht,  teils  nur  mit  weniger  Erfolg  für  die  Kostenreduktion  anwendbar.  ( 

9.  Im  Uebrigen  kommen  als  Mittel  u.  Wege,  das  Steigen  des  mass-  ; 

gebenden  Maximalkostensatzes  selbst  bei  steigendem  Bedarf  zu 
hemmen  oder  den  Preis  auch  in  diesem  Fall  im  Steigen  zu  hindern, 
alle  die  Momente  in  Betracht,  welche  die  erfolgreiche  Bekämpfung 
des  Bodeimesetzes  ermöglichen  (§  33,  S.  121  tf.)  | 

10.  Unter  diesen  pflegt  praktisch  der  wichtigste  Umstand  die  , 

Verbesserung  der  Kommunikations-  u,  Transj)ortmittel  u.  die  Ver- 
wohlfeilerung der  Transportkosten,  gerade  für  ineist  so  schwere, 
voluminöse  u.  relativ  geringAvertige  Objekte  wie  die  Bodenprodukte  ! 

zu  sein,  weil  dadurch  entferntere  Produktionsgebiete  für  die 
Deckung  des  Marktbedarfs  erschlossen  werden,  wo  die  Produkte, 
unter  günstigeren  natürlichen  Bedingungen  (Klima,  Bodenbeschaften-  ^ 

heit  ) u.  in  extensiverem  Betriebe  mit  geringeren  Kosten  gewonnen  \ 

werden  können.  Die  von  daher  in  Marktgebiete  grossen  Bedarfs, 
hochintensiver  kostspieliger  Produktionsweise,  viclleiclit  ungünstigeren  ij 

Klimas  u.  Bodens  eingeführten  Produkte  drücken  dann  die  t 

heimischen  Preise  im  Zuführgebiete  herab  (so  bes.  jetzt  in  England)  | 

oder  hemmen  ihr  weiteres  Steigen  (so  bes.  jetzt  auf  dem  europ. 
Kontinent),  wenn  nicht  etwa  durch  Zölle  (Agrarzölle)  u.  dgl.  (andere  l} 

Einfuhrerschwerungen)  das  fremde  Bodenprodukt  abgehalten  oder  | 

seinerseits  selbst  verteuert  wird.  Dann  kann,  wie  die  heutigen  1 

Verhältnisse  beweisen  (England,  Kontinent),  selbst  bei  infolge 
grösserer  u.  reicherer  Bevölkerung  immer  höher  steigendem  Bedarf 
an  Bodenprodukten,  ein  niedriger  u.  sogar  noch  immer  mehr 
sinkender  Preis  eintreten.  Dadurch  wird  aber  nicht,  wie  wohl 
fälschlich  behauptet  worden,  „das  Bodengesetz‘‘  u.  das  „Gesetz  v 

der  steigenden  Kosten  u.  Preise*"  „widerlegt**,  sondern  solche  Vor-  ! 

gänge  stehen  mir  scheinbar  mit  diesen  Gesetzen  in  Widerspruch  u. 
fügen  sich,  bei  richtiger  Auffassung  u.  Auslegung  dieser  Gesetze, 
durchaus  in  diese  ein.  Es  sind  hierbei  eben  zwei  Fälle  zu  unter- 
scheiden, der  eines  geschlossenen  und  der  eines  nicht  ge-  I 

schlossen  eil  Produktions-  u.  Marktgebiets.  In  beiden  gilt  das  \\ 

Kftstengesetz,  nur  setzt  es  sich  im  ersten  unmittelbar,  im  zw^eiten  \\ 

erst  viel  später  durch.  !| 

h)  Im  ersten  Falle  — daher  in  der  Praxis  bei  Unmöglichkeit  | 

bedeutenderer  Zufülir  von  Bodenprodukten  aus  der  Ferne  wegen  I 

fehlender  Kechtssicherheit,  fehlenden  oder  zu  unvollkommenen,  zu  || 

teueren  Kommunikations-  u.  Transportwesens,  wde  bis  vor  kurzem, 
vor  dem  Dampfzeitalter,  w'enigstens  in  Binnengebieten  fast  durch-  , 

aus,  auch  bei  fehlender  Handelsvermittlung  oder  unzureichender 
Funktion  des  Handels  (Kornhandels  usw.)  sowie  bei  Verbot  der 
Einfuhr  von  Bodenprodukten  oder  prohibitiveti  Zöllen  dafür  — voll-  i 
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ziehen  sich  die  Vorgänge  im  Gebiet  der  Preise  durchaus  nach  der 
Formel  obiger  Theorie,  also  dem  Gesetz  der  steigenden  K*>sten 
gemäss,  es  entscheidet  der  jew  eilige  Maximalkostensatz  des  letzten 
teuersten  Produkts,  dessen  Deckung  für  den  Bedarf*  notwendig  ist, 
für  den  „Dauerpreis“;  — so  z.  B.  in  England  vor  der  Aufhebung 
der  Kornzölle  (1846).  b)  Im  zw'eiten  Fall,  auf  nicht  geschlossenem 
Gebiet  — daher  in  der  Praxis  der  heutigen  Zeit,  auch  im  Binnen- 
lande, im  Dainpfzeitalter  des  Verkehi-s,  bei  grosser  Rechtssicherheit, 
umfassender  Organisation  u.  technisch  Amllkommener  Funktion  des 
Handels,  zumal  bei  Freihandelspolitik  (keine  Agrarzölle  usw.)  — 
gilt  die  Theorie,  jenes  Kosten- u.  Preisgesetz  im  Prinzip  ebenso, 
ist  der  Preisdruck  für  die  Bodenprodukte  in  den  Einführgebieten 
infolge  der  Konkurrenz  w^ohlfeil  u.  selbst  lange  Zeit  w'ohlfeil  pro- 
duzierender Länder  keine  Widerlegung  dieses  Gesetzes.  Nur  sind 
die  Vorgänge  komplizierter  u.  setzt  sich  das  Gesetz  im  Dauer- 
preis für  die  heimischen  Produkte  A'iel  später,  praktisch  einst- 
weilen erst  nach  sehr  langer  Zeit  durch,  nämlich  wenn  durch 
Steigerung  des  Bedarfs  in  den  Ausfuhrländern,  infolge  ihrer  eignen 
Volksvermehrung  u.  ihres  w^achsonden  Exports,  auch  liier  die  Ver- 
hältnisse sicli  so  gestalten,  dass  jene  drei  unter  Xo.  5 (S.  257)  er- 
wähnten Xotw'endigkeiten  eintreten.  Bei  einstw'eilen  noch  eigner 
dünner  Bevölkerung  (Nordamerika,  Argentinien,  z.  T.  auch  noch  Ost- 
europa), bei  Verfügung  über  grosse,  fruchtbare,  noch  ganz  extensiv 
bebaute  u.  selbst  jetzt  noch  garnicht  in  Kultur  genommene  agrarische 
Böden  (analog:  Urwälder,  erst  jüngst  erschlossene  ergiebige  Berg- 
werke), bei  immer  noch  möglichem  u.  erfolgendem  Aufschluss  ent- 
legener günstiger  Produktionsgebiete  durch  neue  u.  bessere  Verkehrs- 
mittel, bei  immer  noch  w^eiterer  technischer  Verbesserung  dieser  u. 
Verwohlfeilerung  der  Transportkosten  (Seeschiffahrt,  Kanäle,  Eisen- 
bahnen) kann  eben  noch  für  lange  auf  grosse  wohlfeile  Zufuhr  aus 
solchen  Ländern  nach  den  Gebieten  hohen  u.  steigenden  Boden- 
produktenbedarfs  gerechnet  werden  u.  solange  brauchen  die 
heimischen  Produkten- (Getreide-)  Preise  nicht  zu  steigen,  können  sie 
selbst  w'eiter  sinken.  Freilich  — unter  der  stillschweigenden  Vor- 
aussetzung dieser  „Entwicklung  vom  Agrar-  zum  Industrie-  u. 
Fabrikatenexportstaat“,  dass  die  Ausfuhrländer  der  Bodenprodukte 
diese  nicht  nur  u.  zu  massigen  Preisen  ausführen  können,  sondern 
es  auch  wollen  u.  dürfen  (politische  u.  wdrtschaflspolitische,  auch 
finanzpolitische  Fragen  ihrer  Exportpolitik,  der  Ausfuhrverbote, 
Ausfuhrzölle,  gesicherten  Transportw^ege  usw\),  u.  — dass  die  Ein- 
fuhrländer über  geeignete  Zahlmittel  verfugen,  daher  — neben  Gut- 
haben aus  den  Erträgen  von  Kapitalanlagen  in  der  Fremde,  w'o  es 
sich  dann  um  deren  dauernde  Sicherheit  u.  Rentabilität  handelt  — 
vornehmlich  über  geeignete  Fabrikate,  die  sie  zu  für  sie  noch 
lohnenden,  nicht  zu  niedrigen  Preisen  im  Ausland  als  Gegenw^ert 
absetzen  können,  dass  ihnen  daher  auch  hier  nicht  Verbote  u.  zu 
sehr  preisherabdrückende  Einfuhrzölle  begegnen,  vielmehr  genügende 
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Verkehrssicherheit  besteht,  eben  der  problematische  Punkt  in  diesen 
Dingen  (o.  S.  40). 


S.  meine  Sehr.  „Agrar-  u.  Industiiestaat“  2 Aufl.  1002.  In  England 
hat  sich  ein  starker  Preisdruck  vollzogen,  für  V'eizen  von  früher  40 — r>0 
— 60  sh  (noch  in  der  Freihandelsära  seit  den  1840er  Jahren)  u.  mehr 
für  1 Quarter  auf2J — 25 — 50  sh,  aber  auch  eine  Verminderung  der  mit 
Weizen  augebauten  Fläche  von  Ende  der  1860er  Jahre  bis  1005  von  5,7 
auf  1,6  Miir  Acres.  In  Deutschland  hat  sich  Weizen-  u.  Koggenbau  im 
Umfang  ziemlich  erhalten  (s.  o.  die  Daten  S.  124),  die  Preise  sind  nicht 
in  demselben  Masse  wie  in  England  gesunken,  aber  auch  in  der  neuen 
Aera  der  Kornzölle  (1870)  u.  nach  eieren  Erhöhung  (1885,  1887)  nicht 
mehr,  wie  bis  zum  Beginn  der  1870  er  Jahre,  gestiegen.  Sic  waren  z.B. 
in  Preussen  im  Staatsdurchschnitt  einer  gi'össeren  Keihe  von  Marktorten 
für  Weizen  u.  Roggen  in  Mk.  für  1 Tonne  (1000  kg):  Minim,  (im  lOjähr. 
Durchschn.)  1821—50  121.4  u.  126.8,  Max.  (im  öjähr.  Durchschn.)  1871—75 
255.2  u.  170.2,  in  durchschnittlich  fast  beständiger  Steigerung  bis  dahin. 
Darauf  setzt  die  sinkende  Richtung  ein  u.  verblieb  mit  Schwankungen, 
trotz  der  Zölle,  so  in  1801 — 05  165.5  u.  148.5,  in  1896  (Min.)  152.1  u.  110.6, 
seitdem,  mit  Schwankungen,  wieder  höher,  1000—1004  i.  D.  157  u.  159  Mk, 
(s.  Conrad,  Art.  Getreidepreise  im  H.  W.  B.  St.  IV,  520  mit  Statist. 
Daten). 

c)  Solange  für  ein  Land  starken  Bedarfs  an  Bodenprodukten 
die  wohlfeile  Zufuhr  solcher  aus  der  Ferne  (Ausland)  möglich  u. 
immer  noch  ausdehnungsfähig  ist,  lässt  sich  hier  für  den  Dauerpreis 
solcher  Produkte  das  jeweilig  ihn  bestimmende  Kostengesetz  also 
fassen:  Dieser  Preis  wird  durch  denjenigen  Minimalkostensatz 
(eigentliche  Produktionskosten  am  Produktionsort,  Transport-, 
Handelsspesen  zusammengefasst)  bestimmt,  zu  welchem  sich  eine 
wohlfeilere  agrarische  u.  sonstige  Bodenproduktion  zur  Verdi'ängung 
teuererer  Produkte  aus  einem  Marktgebiet  zeitweilig  ausdehnen  lässt. 
Die  kostspieligere  Produktion,  z.  B.  die  heimische,  muss  dann  ein- 
gehen  (brit.  Weizenbau)  oder  sich  auf  die  günstigsten,  ihr  verfüg- 
baren Gebiete  zurückziehen  (dasselbe  Beispiel),  oder,  wenn  sie  sich 
sonst  noch  hält,  kann  sie  bestenfalls  nur  zu  solchem  wohlfeileren 
Preise,  der  ihre  eigenen  Kosten  nicht  mehr  voll  deckt,  Absatz 
linden,  daher  nur  einen  entsprechend  ermässigten  Profit  abwerfen. 

Das  kann  dann  eventuell  weiter  zu  einer  entsprechenden  Ver- 
minderung des  Kapitalwerts  ihrer  sachlichen  Produktionsmittel,  ein- 
schliesslich Gebäude  u.  Grundstücke  selbst,  auch  zu  Lohnreduktionen 
führen,  anderseits  freilich  zu  technischen  Fortschritten  ansponien,  welche 
aber  bei  dem  unter  solchen  tFmständen  vorauszusetzenden  u.  regel- 
mässig eintretenden  Kapital-  u.  Kreditmangel  u.  der  Kreditverteuenmg 
sehr  erschwert,  öfters  geradezu  unmöglich  werden.  (Notlage  West-  u. 
Mitteleuropas  seit  der  neueren,  wesentlich  der  Verbesserung  u.  Ver- 
wohlfeilerung der  Verkehrsmittel  zu  verdankenden  osteuropäischen  u. 
transatlantischen  Konkurrenzj.  Der  neuere  Agi'arzoll  hat  wesentlich 
den  Zweck,  diese  Notlage,  mindestens  für  eine  Uebergangszeit  von 
freilich  unbestimmbarer  Länge,  zu  mildern,  indem  er  die  fremde 
Konkurrenz  etwas  abhält.  Ob  mit  Erfolg  u.  ob  überhaupt  durch  Zölle 
ein  solcher  Zweck  erreicht  werden  kann  u.  wegen  der  anderweiten 
Folgen,  für  Produzenten  u.  Konsumenten,  es  darf,  auch  vom  Standpunkt 
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des  Produktionsinteresses  u.  des  im  Konsumtionsinteresse  mitspielenden 
sozialen  Moments  aus,  ist  streitig.  Es  wird  von  mir  im  Ganzen  bejaht, 
s.  meine  gen.  Sehr.  u.  die  Streithteratur  über  die  Agi-arzülle.  (Näheres 
in  Handels-  u.  Agrarpolitik).  Auch  diese  wichtigen  praktischen  Fragen 
erhalten  durch  die  Theorie  der  Kosten  u.  Preise  ihre  richtige  Be- 
leuchtung. 

11.  Eine  Folgeerscheinung  der  Bedingungen  für  die  Kosten- 
u.  Preisbildung  auf  dem  Gebiete  der  Boden-,  bes.  der  Agrarjmoduktion 
ist  wieder  das  Entstehen  von  (Differential-)  Renten,  der  hier  sogen, 
Grundrenten  (§  53,  63).  a)  Diese  werfen  die  in  Ergiebigkeit, 
Lage,  Transportkosten  günstigeren  Grundstücke  ii,  die  früheren 
Kapitalverwcndungeu  in  der  Bodeuproduktion  dann  ab,  wenn  die 
unter  solchen  Verhältnissen  mit  geringeren  Kosten  gewonnenen  u. 
auf  den  Markt  zur  Deckung  der  Nachfrage  gestellten  Produkte  mit 
teuereren,  zur  vollen  Bedarfsdeckung  aber  noch  erforderlichen 
Produkten  konkurrieren,  b)  Dann  a)  stellen  sich  die  Preise  wieder 
auf  diesen  höheren  Kostensatz  u.  ß)  fallen,  wie  in  der  industriellen 
Produktion  (§  53  No.  6,  S.  254)  für  die  Grundstücke  mit  niedrigeren 
Produktionskosten  Renten  ab,  im  Betrage  der  Differenz  zwischen 
ihren  eigenen  u.  dem  den  Preis  bestimmenden  Maximalkostensatz 
des  teuersten,  noch  bedurften  Produkts,  c)  Die  Höhe  dieser  Renten 
bängt  von  der  Höhe  dieser  Differenzen  ab,  steigt  daher  in  der 
Entwicklung  mit  diesen,  je  mehr  sich  die  Produktion  zur  Deckung 
des  Bedarfs  auf  Grundstücke  ausdehnen  oder  unter  Umständen  er- 
folgen muss,  wo  die  Kosten  höher  werden,  sinkt  im  vimgekehrten 
Fall,  also  heute  z.  B.  infolge  der  Konkurrenz  wohlfeiler  fremder 
Agrarprodukte,  d)  Die  unter  den  ungünstigsten  Verhältnissen  zum 
höchsten  Kostensatz  stattfindende,  zur  Deckung  des  Marktbedarfs 
noch  erforderliche  Produktion  wirft  dagegen  keine  solche  Rente  ab, 
sondern  bedingt  nur  eine  Kostendeckung  (einschliesslich  normalen 
Profits)  im  Preise,  den  sie  bestimmt,  e)  Die  (Grund-)  Rente  ist 
daher  auch  hier  kein  den  Preis  bestimmender  Kostenteih  nicht  die 
Ursache,  sondern  die  Wirkung  n,  Folge  höheren  Preises  (Ricardo, 
s.  o.  8.  254/255  u.  n.  § 63). 

F.  Eine  Modifikation  erfährt  das  Produktionskostengesetz,  wie  es 
im  vorausgehenden  (S  25^3  ff.)  dargelegt  worden  ist,  bei  Gütern  (Waren), 
welche  mit  vereinigten  Kosten  im  nämlichen  Produktionsproc^ss 
(Betrieb)  gewonnen  werden,  als  Haupt-  u.  Nebenprodukte,  z.B.  Gas 
u.  Koks,  Fleisch,  Felle,  Knochen,  Wolle  in  Zweigen  der  Viehzucht, 
a)  Hier  bestimmen  die  vereinigten  Kosten  den  Gesamtpreis  aller  be- 
züglichen Produkte,  b)  Der'  Preis  des  einzelnen  verschiedenen 
Produkts  regelt  sich  möglichst  so,  dass  die  bei  der  Produktion  erhaltene 
Menge  eines  jeden  völlig  Absatz  findet,  soweit  sich  das  durchführen 
lässt  u.  dabei  der  grösste  Gesamtprofit  abfällt,  c)  Je  schwerer  das 
eine  Produkt  abgesetzt  wird,  je  niedriger  sein  Preis  dabei  sich  stellt 
u.  um  den  Absatz  zu  erzielen,  stellen  muss,  desto  höher  muss  der  Preis 
des  anderen  werden  u.  umgekehrt  kann  dieser  sinken,  wenn  jener 
steigt,  d)  Soweit  man  absichtlich  durch  entsprechendes  technisches 
Verfahren  in  der  Produktion  darauf  hinwirken  kann,  statt  des  einen  das 
andere  Produkt  zu  gewinnen  (z.  B.  in  der  Schafzucht  auf  Woll-  oder 
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auf  Fleischproduktion),  wird  dasjenige  Produkt  zu  erzielen  gesucht,  das 
bei  gleichen  Gesamtkosten  am  oesten  lohnt,  d.  h.  den  höchsten  Preis 
erreicht,  z.  B.  bei  Schafzucht  früher  Wolle  u.  feine  Wolle,  jetzt  Fleisch. 
(Ausführungen  in  der  Ricardo’schen  Schule). 

§55,  — III.  Historische  Preisentwicklung  im  Fort- 
schritt der  Volkswirtschaft.  1.  Zu  ihrer  Erklärung,  bes.  der 
grossen  historischen  Züge  der  relativen  Preisentwicklung  der  be- 
sprochenen drei  grossen  Güterkategorien  (§  52 — 54),  dienen  die  dar- 
gelegten Gesetze  in  besonderem  Masse.  2.  Die  Richtigkeit  der 
letzteren  als  Formeln  tiir  die  Tendenzen,  welche  sich  in  den 
konkreten  Preisen  durchzusetzen  suchen,  wird  durch  die  Tatsachen 
der  Preisgeschichte  ii.  Statistik  auch  bestätigt,  a)  Diese  Tatsachen 
sind  nur  aus  früherer  Zeit  nicht  immer  umfassend  u.  sicher  Kt^nug 
bekannt,  um  zu  Beweisführungen  benutzt  werden  zu  können, 
b)  Auch  besteht  dabei  die  nicht  oder  nicht  sicher  lösbare  Schwierig- 
keit, selbst  wenn  die  Geldpreise  in  einer  bestimmten  Geldart 
(Münze)  ausgedrückt  sind,  deren  wirkliche  jeweilige  Zahlkraft  genau 
festzustellen  u.  allgemein  sicher  zu  ermitteln,  Avelche  Kaufkraft 
dem  Geld,  auch  dem  Edelmetallgeld  innegewolint  hat  u.  ob  u.  wie- 
weit Preisveränderungen  auf  die  Veränderung  des  Geldwerts  selbst 
oder  in  der  Kaufkraft  des  Geldes,  zurückzuführen  sind  oder  sicli 
nur  u.  wie  weit  sie  sich  aus  Vorgängen  auf  Seite  der  Waren  er- 
klären. 3.  Tatsächlicli  nachweisbar  fiir  länger»^  Perioden  aus  Preis- 
geschichte u.  -Statistik  u.  zugleich  als  notwendige  Folge  aus  den 
Gesetzen  der  steigenden  u.  sinkenden  Kosten  der  beiden  Güter- 
kategorien abzuleiten,  ist  in  der  geschichtlicben  Entw'icklung  die 
Annäherung  der  Kosten  u.  Preise  der  Boden-,  daher  bes.  der 
Rohprodukte  u.  der  Fabrikate  an  einander  (Carey),  bei  dem 
steigenden  Preise  jener  u.  dem  sinkenden  dieser.  (Das  ergeben 
z.  B.  die  Daten  in  der  früheren  britischen  Handelsstatistik  für  die 
sogen,  „offiziellen“  Werte  der  Artikel,  welche  seit  Ende  des 
17.  Jahrhunderts  bis  Mitte  des  19.  im  alten  festen  Preissatz,  neuerlich 
neben  den  „reellen“  Werten,  bei  der  Berechnung  zu  Grunde  gelegt 
wurden).  4.  Eine  grössere  Regelmässigkeit,  ein  geringeres 
zeitliches  Schwanken  der  Preise  lässt  sich  vielfach,  bes.  auch 
im  Kleinverkehr,  nachweisen  u.  mit  auf  die  Tatsache  zurückführen, 
dass  die  Produktionskosten  einen  direkter  entscheidenden  Einfluss 
mit  zunehmender  Wirtschafts-  u.  Kulturentwicklung  gewinnen,  bei 
grösserer  Sachkenntnis  u.  Besonnenheit,  auch  auf  Seite  der  Käufer, 
weniger  Irrtums-  u.  teilweise  %vohl  auch  weniger  Täusclmngspreise 
Vorkommen,  auch  die  Redlichkeit  in  Handel  u.  Wandel,  das  ab- 
sichtliche Masshalten  in  möglicher  Ausbeutung  der  anderen  Partei 
sich  in  dieser  Hinsicht  in  höherem  Masse  günstig  geltend  macluMi. 
5.  In  derselben  Richtung  können  wirken  u.  wirken  auch  wohl  tat- 
sächlich vielfach  die  lebhaftere  Konkurrenz  unter  den  Ver- 
käufern u.  Käufern  u.  beider  untereinander,  anderseits  Preis- 
verabredungen u.  quasimonopolistische  Gestaltungen,  wie  in  Kartellen, 
Syndikaten,  freilich  mit  den  gleichzeitigen  oben  (S.  244ff.  u.  in  §56 


Nr.  3.  S.  270  fi’.)  angedeuteten  Gefahren  der  bleibenden  Höherstellung 
der  Preise  über  die  einen  normalen  Profit  (aber  auch  nicht  mehr) 
enthaltenden  Kosten.  6.  Grössere  Uinlaufsfähigkeit  der  Waren 
(bei  besserer  Konservierbarkeit,  sichererem,  schnellerem,  wohlfeilerem 
Kommunikations-  u.  Transportwesen)  u.  grösserer  Unilaufs- 
freiheit  (Gewerbefreiheit,  Freihandel),  endlich  die  Entwicklung 
des  Handels  können  gleichfalls  einengend  auf  Preisschwankungen 
einwirken,  die  Preise  mehr  den  Kosten  anpassen,  Abweichungen 
von  diesen  seltener  u.  geringer  machen  u.  tun  es  auch  wohl  tat- 
sächlich melir  oder  weniger  (geringere  Abhängigkeit  der  Preise  der 
Agrarprodukte,  bes.  des  Getreides,  von  den  Eniteschwankungen 
überhaupt  u.  vollends  von  dem  lokalen,  stabileren  „Weltmarktpreise“; 
Schwankungen  des  Kornpreises  waren  innerhalb  des  Erntejahres 
früher  viel  grösser  als  jetzt,  noch  im  späteren  Mittelalter  u.  darüber 
hinaus  gelegentlich  um  mehrere  Hundert  von  Prozenten  auf  u.  ab, 
neuerdings  schon  1846/47  in  England  nur  um  100%,  in  neuester 
Zeit,  nach  Monatsdurchschnitten,  noch  viel  weniger,  z.  B.  1891/92 
um  zirka  25  % hinauf  u.  33  % hinab)  7.  In  seiner  „normalen“ 
Funktion  u.  bei  sich  in  deren  Grenzen  haltender  „solider“ 
Spekulation  auf  lokale  u.  zeitliche  Preisdifferenzen  wirkt  speziell  der 
Handel  ausgleichend  auf  PreisschMankungen  ein  (o.  S.  211  ff.), 
auch  im  Lieferungs-  und  ., soliden“  Termingeschäft.  Aber  andei-seits 
gehen  Handel  u.  Spekulation  auch  leicht  über  diese  „normale“  ii. 
„solide“  Funktion  hinaus  u.  tragen  dann  zur  Steigerung  der  Preis- 
schwankungen u.  Erweiterung  der  Preisdifferenzen  ihrerseits  noch 
bei,  auch  bei,  ja  richtiger  gesagt  gerade  beim  Termingeschäft,  nicht 
trotz  dieses,  zeigt  sich  das  öfters  (Fonds  u.  Effekten,  Getreide, 
Fleisch,  Metalle,  neuerdings  bes.  Kupfer,  Baumwolle  u.  a.  m.,  selbst 
der  brit.  Monatsdurchschnittspreis  von  Weizen  schwankte  im  Früh- 
jahr u.  Sommer  1898  um  28  ®/o  aufwärts  u.  43  % abwärts  mit  in- 
folge solcher  Spekulationen). 

§ 56.  — IV.  Zur  Preispolitik.  Frage  der  Preistaxen 
u.  Verwandtes.  Kartell,  Trust  u.  Preisregelung,  — A.  Die 
universelle,  durchschlagende  praktische  Bedeutung  des  Preis- 
problems. 1,  Bei  immer  mehr  zurücktretender  Naturalwirtschaft, 
fast  ganz  vorherrschender  Verkehrs-  u.  Geldwirtschaft  wird  die 
Bildung  u.  jeweilige  Gestaltung  der  Preise  im  System  der  Arbeits- 
teilung das  wichtigste  IMoment,  von  welchem  die  wirtschaftliche 
Lage,  das  Wohl  u,  Wehe  der  Produzenten  u.  Konsumenten  abhängt, 
neben,  aber  nicht  einmal  immer  durchaus  nach  dem  Prozess  der 
Einkommen-  u.  Vermögensverteilung.  Denn  wenn  durt;h  diesen  ein 
Jeder  quantitativ  seinen  Anteil  am  Volkseinkommen  u.  -Vermögen, 
damit  das  Mass  seiner  Konsumtions-  u.  Kapitalbildungsföhigkeit  an 
sich  (absolut)  u.  relativ  im  Verhältnis  zu  jedem  Anderen,  so  auch 
das  Last-  u.  Lustmass  als  Produzent  u.  Konsument  auch  grund- 
legend bestimmt  erhält,  so  hängt  die  Höhe  dieses  Masses  doch 
endgiltig  von  der  Gestaltung  der  Preise  ab,  welche  vom  Erwerber 
des  Einkommens  u.  Vermögens  als  Produzenten  erzielt  u.  von  ihm 
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als  Konsumenten  gezahlt  werden.  2,  Im  System  der  Konkurrenz, 
im  völlig  freien  Verkehr,  aber  doch  auch  in  anderen  Systemen  der 
f*  wirtschaftlichen  Rechtsordnung,  auch  denen  einer  mehr  oder  weniger 

strengen  Gebundenheit,  wo  dem  Vertragsschluss  bei  der  Preis- 
bestimmung doch  regelmässig  auch  ein  gewisser  Spielraum  der 
Betätigung  bleibt,  wii'd  implicite  angenommen,  dass  im  Vertrags- 
preise die  Interessen  beider  Parteien  zu  einer  richtigen,  gerechten 
fl  Ausgleichung  kommen,  mit  der  beide  Teile  sich  zufrieden  geben 

können,  sei  es  ganz  allgemein,  sei  es  als  Regel.  3.  Aber  die 
objektive  Beti'achtung  der  Dinge  u.  oft  genug  offenbarste  Tatsachen 
beweisen,  dass  diese  Annahme  doch  eine  sehr  optimistische  ist,  die 
wirklichen  Preise  ihr  oft  nicht  entsprechen,  bald  zu  niedrig,  daher 
zu  ungünstig  für  den  Produzenten  u.  Verkäufers  zu  günstig  für  den 
Konsumenten  u.  Käufer,  bald  u.  wohl  meistens  noch  häufiger, 
zu  hoch,  mithin  zu  günstig  für  den  ersten,  zu  ungünstig  für 
den  zweiten  sind.  a)  Auch  ohne  dass  es  voll  zum  klaren 
Bewusstsein  kommt,  schwebt  der  „ Volksseele^'  die  Idee  des 
,,richtigen^%  des  ,.gerechten'‘  Preises,  in  Verbindung  damit  auch  die 
des  ,, richtigen“  u.  ,, gerechten“  Lohns  u.  Profits  (Rente,  Zinses  usw.) 
vor,  misst  sie  an  diesem  Ideal  die  wirklichen  Preise.  Dabei  findet 
sie,  dass  diese  wie  nicht  minder  Löhne  u,  Profite,  davon,  oft  viel, 
auch  nicht  selten  „zu  viel“  nach  oben  oder  unten,  abweichen,  dass 
die  Vertragspreise  nicht  nur  in  Ausnahmefällen,  sondern  in  zahl- 
reichen, vielleicht  in  der  Mehrzahl,  selbst  in  der  Regel  für  Ver- 
käufer oder  Käufer  nicht  die  „angemessenen“  sind,  auch  wenn  sich 
das  schwer  in  genauen  Zahlengrössen  ausdrücken  lässt,  b)  Wo  es 
sich  um  Güter  für  wichtige  Bedürfnisbefriedigungen  in  der  Lebens- 
führung handelt,  nach  dem  Rang  der  Bedürfnisse,  denen  sie  dienen, 
— llauptnahrungsmittel,  Brot,  Fleisch,  8alz,  Milch,  Bier,  Be- 
leuclitungs-,  Brennstoffe,  Wohnung  — aber  auch  wohl  bei  Gütern 
für  allgemein  bedeutsame  Produktionszwecke  (gewisse  Rohstoffe, 
heute  z.  B.  Kohlen,  Landnutzung)  gewinnt  die  Frage  der  geordneten 
Bedürfnisbefriedigung  noch  eine  grössere  Bedeutung.  Sie  wird  aus 
einer  individuellen  zu  einer  allgemeinen,  sozialen,  selbst  politischen 
Interessenangelegenheit  des  Gemeinwesens  selbst.  Das  legt  den 
Gedanken  der  diesem  Interesse,  dem  „Konsumenteninteresse“, 
dienenden  öffentlich-rechtlichen,  autoritativen  Regelung  der 
Preise  nahe,  mindestens  in  solchen  Fällen.  So  entspringt  die  Frage 
der  Taxen,  speziell  von  Maximal-Taxen,  wie  namentlich  in  den 
älteren  Systemen  der  wirtschaftlichen  Rechtsordnungen,  den  „Ge- 
bundenheitsordnungeu“,  deren  Gedankenkreis  u.  Praxis  ohnedem 
^ eine  solche  Regelung  nahe  legt  u.  ihrer  sonstigen  Einrichtung,  auch 

^ ihrem  ganzen  autoritativen,  bevormundenden  Charakter  entspricht. 

So  traten  obrigkeitliche  Taxen,  bes.  für  die  oben  genannten 
Hauptnahrungsraittet,  hervor,  aber  auch  für  verwandte  Fälle,  für 
^ gewerbliche  Produkte,  wie  in  Zunftordnungen.  Reste  davon  haben 

sich  bis  in  oder  fast  in  die  Gegenw^art  erhalten,  auch  in  die  Zeit 
der  „Gewerbefreiheit“'  hier  u.  da  noch  hinein,  c)  Wo  es  sich 
^ anderseits  um  Produktionen  u.  Berufe,  Betriebsformen  handelt. 
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deren  J^rodukte  „imverliältnisiuässig“  niedrige  Preise  im  Absatz, 
auch  bei  der  Produktion  auf  Bestellung  erzielen  (einzelne  Hand- 
werke, Hausindustrie,  Heimarbeit),  wo  die  Produzenten  dabei  auf 
ein  minimales,  oft  zum  knappsten  Leben  nicht  ausreichendes  Ein- 
kommen reduziert  werden,  führt  in  ähnlicher  Weise  das 

„Produzenteninteresse“  zur  Erwägung  von  Taxen,  dann  von 
Minimaltaxen,  zumal  wenn  auch  dies  Interesse  als  ein  allgemeines 
soziales,  kulturelles,  ethisches  des  Gemeinwesens  erkannt  und 
empfunden  wird,  wie  etwa  im  Palle  des  Heimarbeitelends.  All- 
gemeiner noch  ist  in  älteren  würtschaftl.  Rechtsordnungen,  z.  B.  im 
Zunftwesen,  in  solchen  Taxen  u.  in  Einrichtungen  eines  gleichen 
Ziels,  der  Gedanke  der  Gewährung,  Erhaltung  u.  Sicherung  eines 
„gesicherten  Xahrungsstands“  für  die  beteiligten  Produzenten, 
sjte.ziell  für  die  L’nternehmer  (Meister)  zu  erkennen.  Aelmliche 
Gedanken  liegen  gewissen  Bestrebungen  der  neueren  „Mittelstands- 
bewegung“,  bes.  im  Gewerbe  u.  Klein-  (Detail-)  Handel,  Laden- 
geschäft, zu  Grunde.  Wie  hier  an  „Regelung  der  Konkurrenz“, 
Schutz  gegen  die  Ueberlegenheit  des  Grosskapitals  u.  Grossbetriebs 
durch  neue  entsprechende  Einschränkungen  der  Gewerbefreiheit, 
durch  Sonderbesteuerung  für  Grossgeschäfte  (Warenhaussteuer) 
neben  GeAverbesteuerfreiheit  oder  niedrigerer  Steuer  für  kleinere 
Geschäfte  gedacht  worden  ist  u.  Avird  u.  demgemäss  schon  einzelne 
entsprechende  Massregeln  getroffen  Avmrden  sind,  so  auf  dem 
Besteuerungsgebiete,  so  kann  zu  gleichem  Zweck  auch  Avieder  an 
ein  neues  Taxsystem  oder  doch  an  Taxen  in  einzelnen  besonderen 
Fällen  gedacht  werden,  wenn  auch  im  Widerspruch  mit  den 
leitenden  Grundsätzen  der  GeAverbefreiheit  u.  dieser  entsprechenden 
Können  des  Gewerberechts,  d)  Es  ist  so  nicht  ganz  uiiAvahr- 
scheinlich,  dass  die  Frage  von  Preistaxen,  soAvohl  Maximal- 
taxen im  Konsumenteninteresse,  wie  Mininialtaxen  im 
Produzenten  Interesse,  in  der  Praxis  de  lege  ferenda  wieder 
ernstlicher  auftaucht,  u.  a.  die  ei-ste  auch  in  Fällen  indirekter 
innerer  Verbrauchsbesteuerung  u.  der  Zölle,  Avenn  eine  zu  starke 
Belastung  der  Verbraucher  mittelst  voller  Ueberwälzung  u.  selbst 
darüber  hinaus  droht,  wie  z.  B.  in  der  Bierbesteuerung  bei  der 
kapitalistischen  Uebermacht  der  Brauereien  (neueste  deutsche  Vor- 
gänge 1906).  Daher  gehört  die  folgende  Erörterung  hierher. 

B.  Das  Taxproblem  in  der  Gegenwart.  1.  Von  vorn- 
herein ist  die  Frage  zu  unterscheiden,  a)  für  die  „(i rosspreise“, 
wesentlich  von  sachlichen  Produktionsmitteln  (im  Handels- 
verkehr für  Handelswaren  überhaupt),  im  Verkehr  der 
Produzenten  u.  Händler  untereinander  u.  je  unter  sich,  i\.  für  die 
,.  K lein  preise“  (Detailpreise)  wesentlich  von  Genussmitteln 
(Verbrauchs-  u.  Gebrauchssachen)  im  „Konsun)entenverkehr“,  der 
Produzenten  u.  Händler  mit  den  Konsumenten,  namentlich  den 
privaten  lür  ihren  unmittelbaren  Verbrauch  zur  Lebensführung; 
ferner  b)  Aveiter  für  Maximaltaxen  im  Konsumenten-  u.  Minimal- 
taxen im  Produzenteninteresse,  a)  Kur  die  Frage  der  Maximaltaxe 
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wird  hier  betrachtet,  ß)  die  der  Minimaltaxe  hängt  mit  dem  Ver- 
teilungsproblem, speziell  dem  Lohn-  u.  Profitproblem  näher  zu- 
sammen u.  wird  hier  jetzt  ausgeschaltet,  y)  Auch  die  Frage  der 
Maximaltaxe  berührt  aber  stark  das  Produzenteninteresse,  nur  in 
umgekehrter  Richtung  wie  im  Fall  des  Konsumenteninteresses:  eine 
solche  Taxe  enthält  implicite  auch  eine  Beschränkung  der  l^rofite 
der  Produzenten  (Unternehmer)  nach  oben  (indirekt,  rückwirkend, 
eventuell  auch  der  Löhne  für  die  in  der  betreftenden  Produknon 
beschäftigten  Arbeiter).  Diese  ihre  Wirkung  dieser  Taxe  hängt 
daher  ebenfalls  mit  dem  Verteilungsproblem  zusammen  u.  wird  hier 
jetzt  auch  ausgeschaltet. 

2.  Preistaxen,  speziell  Maximaltaxen,  für  Kleinpreise 
von  Genussmitteln  im  Konsumenten  verkehr,  a)  Es'  ist 
einzuräumen,  dass  die  Voraussetzungen  der  Konkurrenztheorie  für 
die  Gestaltung  der  Preise  in  diesem  Verkehr,  — nämlich  wenigstens 
auf  die  Dauer  iiach  Massgabe  der  „gesel Ischaftlich  notwendigen 
Kosten‘‘,  unter  diese  einen  normalen  mittleren  Profit  eingerechnet 
— nicht  voll,  öfter  nur  sehr  wenig  zutreffen,  b)  Die  Gründe 
liegen  bes.  darin,  dass  die  Konsumenten  „die  encyclopädische  Sach- 
u.  Warenkentnis‘‘,  welche  sie  voraussetzungsweise  (Marx)  bei  Ge- 
werbefreiheit u.  rein  vertragsmässiger  Regelung  der  Preise  haben 
müssten,  nicht  haben,  zumal  nicht  bei  heutiger  Produktionstechnik ; 
dass  sie  ferner  nicht  organisiert  sind  u.  tjs  kaum  allgemeiner  u, 
erfolgreich  werden  können;  dass  sie  auch,  zumal  die  Kreise  der 
„kleinen  Leute‘\  ökonomisch  vielfach  die  schwächeren  sind  u.  gar 
Verabredungen  u.  Organisationen  der  Verkäufer  ziemlich  ohnmächtig 
gegenüber  stehen;  dass  sie  endlich  auch  durch  die  in  der  Preis- 
theorie, wde  überhaupt  in  der  Konkurrenztheorie,  vorausgesetzte 
Konkurrenz  der  Verkäufer  unter  einander  ihr  Interesse  in  der 
Preisbildung  entfernt  nicht  immer  genügend  gewahrt  finden,  umso 
weniger,  wenn  die  Verkäufer  die  Konkurrenz  unter  sich  durch 
Verabredungen  u.  Verbände  ausschlicssen  oder  regeln,  c)  Dem- 
gemäss kann  das  Bedürfnis  eines  Schutzes  des  K onsumenten- 
interesses  vor  Ausbeutung  bei  der  Bildung  der  Kleinpreise  kaum 
bestritten  werden,  da  diesem  Interesse  eine  genügende  Sicherung 
gegen  zu  hohe  Preise  (wie  auch  gegen  Qual itäts Verschlechterungen) 
durch  die  Wirksamkeit  des  Konkurrenzprinzips  nicht  zu  teil  wird. 

d)  Als  Mittel  u.  Wege  zur  Abhilfe  können  folgende  zur  Er- 
wägung kommen:  a)  Allgemeinere  Organisationen  der 

Konsumenten:  sie  erscheinen  kaum  auslührbar.  ß)  Konsum- 
vereine, für  Teile  des  Publikums  überhaupt,  in  lokaler  Organisation, 
für  bestimmte  Klassen  der  Bevölkerung:  sie  haben  sich  erfahrungs- 
mässig  bilden  lassen,  sind  eine  erfreuliche  Erscheinung  des 
Genossenschaftswesen  (S.  174  ff.),  haben  gewisse  Erfolge  für  „an- 
gemessene“ Preise  (auch  iur  Qualitätsgarantie)  der  Käufer  Igehabt, 
selbst  auf  die  Preise  ausserhalb  ihres  Käuferkreises  hier  u.  da 
regelnd,  zügelnd  eingewirkt,  durch  ihre  Konkurrenz  u.  weil  die 
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sonstigen  Verkäufer  Kundenverlust  befürchten,  sie  können  zwar  eben- 
falls den  selbständigen  Gewerbe-  u.  Handelsstand  etwas  schädigen, 
aber  kaum  in  dem  Masse,  wie  es  grosskapitalistische  Geschäfte  für 
Absatz  im  Konsumentenpublikum  tun,  u.  soweit  sie  so  wirken, 
auch  ohne  so  starke  Bedenken  tür  die  ganze  Organisation  der 
bürgerlichen  Gesellschaft  u.  für  die  Einkommen-  u.  Vermögens- 
verteilung. So  empfehlen  sich  Konsumvereine,  ihre  Bildung  kann 
den  auf  festes,  meist  beschränktes  Einkommen  angewiesenen  Volks- 
kreisen, die  die  von  Produzenten  u.  Händlern  ausgehende  Tendenz 
der  Preissteigerung  am  schwersten  ertragen  können  — Beamten, 
kleinen  u.  mittleren  Rentnern,  Arbeitern  — nicht  verdacht  werden, 
auch  nicht  aus  „sozialpolitischen“  Gründen,  wie  sie  in  den  An- 
klagen der  Mittelstandsbewegung  hervorgetreten  sind.  A ber  — 
Konsumvereine  haben  doch  nur  eine  beschränkte  Sphäre  und 
Wirksamkeit. 

y)  Eigene  Produktivgenossenschaften  u.  dergl.  in 
Konsumentenkreisen,  zur  Selbstversorgung  u.^  zur  Konkurrenz  mit 
Pr<»duzenten  u.  Händlern:  wegen  der  technischen,  ökonomischen, 
bes.  betriebsorganisatorischen  Schwierigkeiten  kaum  ernstlich  zu  er- 
wägen. eher,  obwohl  auch  da  solcher  Bedenken  genug  bleiben, 
seitens  Produzenten,  Händlern,  Vermittlungsgewerben  (Gast-  u. 
Schankwirtsch.betriebe),  welche  durch  die  Preisgestaltungen  ihrer 
Lieferanten  zu  stark  belastet  werden  (Frage  von  genossenschaftl. 
Brauereien  der  Bierwirte,  auch  in  Verbindung  mit  der  Frage  der 
Steuerüberwälzung). 

d)  Planmässige  Einwirkung  der  Konsumenten 
auf  Konsumbeschränkungen,  um  zu  hohe  Preise,  bes.  neu 
drohende  oder  schon  durchgeführte  Erhöhungen,  so  zu  hintertreiben: 
the*  retisch  prinzipiell  ein  richtiges  Vorgehen,  freilich  auf  Kosten 
der  Bedürfnisbefriedigung,  d<aher  nur  nach  der  Zulässigkeit  von 
deren  Einschränkung  zu  beurteilen;  in  einzelnen  Fällen,  in  be- 
stimmten lokalen  u.  zeitlichen  Verhältnissen,  nicht  unausführbar 
u.  nicht  ganz  erfolglos;  in  wichtigen  Fällen  der  Bedürfnisbefriedigung 
u.  in  allgemeinerem  Umfang  kaum  ausführbar  u.  ohne  genügenden, 
bes.  nicht  dauernden  Erfolg,  f)  Planmässige  Einwirkung  der 
Konsumenten  auf  die  öffentliche  Meinung,  so  Bekämpfung  un- 
billiger Preiserhöhungen  durch  Apell  an  die  .,Oeffentlichkeit“,  an 
Ehr-,  Pflichtgefühl,  auch  bei  den  Produzenten  u.  Händlern,^  durch  . 
Amüchigmachung  u.  Verfehmung  u.  dgl„  kurz  durch  soziales  u. 
sozialethisches  Verdikt:  alles  in  grösserem  u.  wirksamem  Masse  schwer 
auslührbar,  auch  bei  Mitwirkung  der  öffentlichen  Presse  kaum 
genügend  wirksam  zu  machen,  umso  weniger,  da  grosse  u.  einfluss- 
reiche Teile  dieser  Presse  interessiert  daran  sind,  mehr  auf  die 
Produzenten  u.  Händler,  schon  der  Annoncen  wegen,  Rücksicht  zu 
nehmen,  mindestens  zu  schweigen;  auch  alles  iiur  von  Einfluss 
gegenüber  Leuten,  denen  am  „öffentlichen“  sozialen  Urteil  über 
sich  etwas  liegt,  was  im  Zeitalter  des  kapitalistischen  Erwerbsgeistes, 
mit  seinem  Mfäto  des  „quaerenda  pecunia  primum  est,  virtus  post 
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nuinmos“,  des  „non  ölet“  in  weiten  Geschäftskreisen  eben  niclit  der 
Fall  ist,  wo  auch  die  anständigen  Elemente  leicht  nur  eine  Minder- 
heit bilden,  u.  durch  die  Konkurrenz  der  anderen  initgezogen 
werden  u.  berufsständisches  Ehrgefühl,  ini  ungünstigen  Unterschied 
vielfach  zum  Zunftwesen,  felilt  oder  nicht  mächtig  genug  ist  (s.  o. 
S.  151  ff.). 

?)  Preisregelungen  durch  Vereinbarungen  zwischen 
Vertretern  der  Konsumenten  u.  der  Produzenten,  bezw. 
Händler  Das  wäre  prinzipiell  das  Richtige  u.  Beste,  setzte  aber 
freilich  nicht  nur  auf  der  Angebotsseite  Organisationen  der 
Interessenten  voraus,  eine  schwierige  Sache,  zumal  in  genügender 
Allgemeinheit,  sondern  auch  auf  der  Nachlrageseite,  wo  es  un- 
mittelbar kaum  ausführbar  erscheint^  Dagegen  Hesse  sich  er\\'^gen, 
ob,  nicht  allgemein,  aber  in  besonders  wichtigen  Fällen  — für 
die  materiellen  Hauptbedürfnisse,  namentlich  der  Ernährung,  Brot, 
Fleisch,  Bier  (Wein  in  Weinländern),  Salz,  Milcli,  aber  auch  der 
Erwärmung  u.  Beleuchtung,  Brennstoffe,  Leuchtstoffe,  Petroleum 
voran,  Gas,  elektr.  Licht,  gegenüber  Privat-,  speziell  Aktien- 
gesellschafts-Unternehmungen, auch  für  Mietswohnungen,  wenigstens 
solche  bis  zu  einer  gewissen  Preishöhe  für  die  unteren  u.  die 
unteren  ^Mittelklassen,  ausserdem  auch  etwa  für  wichtige  sonstige 
bezollte  u.  inneren  Verbrauchssteuern  unterliegende  Artikel  — ob 
nicht  hier,  axtch  um  die  immer  viel  Missliches  mit  sich  bringenden 
förmlichen  obrigkeitlichen  u.  autoritativen  Taxen  zu  vermeiden, 
eine  P reis  rege  lung  durch  Vereinbarungen  zwischen  ad 
hoc  gebildeten  kommunalen  Sachverständigen  - Kom- 
missionen, als  Vertretern  des  kommunalen  Konsumenten- 
publikums u.  Produzenten-  u.  Händlerverbänden  in  die 
Wege  geleitet  werden  könnte:  eine  Entwicklung  der  kommunalen 
Selbstverwaltung  in  dieser  wdrtschaftliclien  Richtung  u.  zu  solchem 
Zweck,  mit  genügender  Oeffentlicnkeit,  Auch  notwendige  u.  be- 
rechtigte Preiserhöhungen  wären  dabei  nicht  ausgeschlossen,  würden 
aber  dann  auch  viel  leichter  verstanden  u.  objektiver  seitens  der 
Konsumenten  beurteilt  Averden:  ein  Interesse  auch  der  Produzenten 
u.  Händler.  Derartig  vereinbarte  Preissätze  Avürden  zwar  Preis- 
taxen, u.  zwar  MaximaltHxen,  äusserlich  ähneln,  aber  doch  noch 
nicht  wirklich  solche  sein,  denn  sie  brauchten  nicht  mit  Zwang  der 
Innehaltung  verbunden  zu  sein,  wären  vielmehr  nur  Massstäbe  für 
das  Publikum,  nach  denen  dieses  seine  Forderungen  stellen  könnte 
u.  sicher  in  weiten  Kreisen  sich  richten  würde.  Ein  Zwang  für 
alle  betreffenden  Geschäfte,  eine  Liste  (Tarif)  dieser  „vereinbarten 
Koramunalsätze“  in  deutlich  sichtbarer  u.  lesbarer  Weise  an  ihren 
Geschäftslokalen  anzuschlagen,  wäre  niclit  ausgeschlossen.  Eine 
solche  Einrichtung  wäre  weder  möglich  noch  notwendig  in  jeder 
Gemeinde,  aber  wohl  in  Städten,  zumal  grösseren.  Für  das  Einzelne 
bieten  sich  in  Vorschriften  der  Gewerbeordnung  manche  Analogien 
und  Anhaltspunkte. 
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n)  Erst  soweit  alle  solche  Mittel  u.  Wege,  wie  die  unter  « — f 
erwähnten,  nicht  ausfiihr-,  brauch-  u.  gangbar  sind  oder  tatsächlich 
nicht  in  Erwägung  kommen,  taucht  die  Frage  einer  obrig- 
keitlichen autoritären  Preistaxierung  in  Form  von 
Maximaltaxen  im  Konsumenteninteresse  ernstlicher  wieder  auf, 
gerade  nach  den  ungünstigen  Wahrnehmungen  ira  Konkurrenz- 
system (bei  „Gewerbefreiheit“),  wenigstens  für  die  eben  genannten 
wichtigen  Fälle.  aa)  Eine  einfache  runde  Ablehnung  solcher 
Taxen,  weil  sie  im  Widerspruch  mit  der  Gewerbefreiheit  u.  weil 
früher  bestehende  im  geltenden  Gewerberecht  eben  deshalb  gefallen 
seien,  entscheidet  in  dieser  Frage  nichts:  dieser  Widerspruch  ist 
zuzugeben,  aber  damit  die  Sache  nicht  erledigt,  weil  sich  die  un- 
befriedigende Funktion  der  Gewerbefreiheit  auf  dem  Gebiete  der 
Preisgestaltung  eben  gezeigt  hat.  bb)  Auch  die  Schwierigkeiten  u. 
Mängel  im  früheren  Taxwesen,  dessen  vielfach  unbefriedigende 
Funktion  können  zugegeben  werden:  die  technischen  Schwierig- 
keiten der  Qualitätsunterscheidungen  überhauju  u.  genügend  /.ahl- 
reicher  (Fleisch!),  die  verschiedenen  Bedürfnisse  der  verschiedenen 
Wohlstandsklassen  der  Konsumenten,  mögliche  u.  öfter  tatsächliche 
Vorteile  für  wohlhabendere  Konsumenten,  wichtigere  u.  zahlungs- 
fähigere Kunden  der  Geschäfte,  zu  einer  bestimmten,  dann  eigentlich 
für  sie  zu  niedrigen  Qualitätstaxe  doch  das  Beste  zu  erhalten,  tim- 
gekehrt  analoge  Nachteile  für  die  ,, kleinen  Leute“  zu  einer  dann 
hier  zu  hohen  Qualitätstaxe  das  Mittelmässige  u.  Schlechte  an- 
nehmen zu  müssen  u.  dgl.  m.  Solche  Schwierigkeiten  würden  hei 
einem  neuen  Taxsystem  auch  vielfach  wieder  erscheinen,  aber  den 
Ansschlag  in  der  Frage  gibt  das  nicht,  ein  \ erdikt  gegen  alle 
Taxen  folgt  aus  dem  allen  nicht,  weil  eben  vielfach  zu  wichtige 
u.  berechtigte  Konsumenteninteressen  beim  bestehenden  Recht  der 
nominell  blossen  freivertragsmässigen  Festsetzung  verletzt  werden, 
zumal  gegenüber  faktischen  Quasi-Monopolen,  wie  sie  Uebermacht 
der  Produzenten  u.  Händler,  Verabredungen,  Verbände  dieser 
schaffen,  cc)  Deswegen  möchte  eine  relative  Rechtfertigung  von 
solchen  Taxen  auch  noch  heute,  ja  gerade  heute  wieder, 
mindestens  auf  dem  Gebiete  der  oben  erwähnten  Güter  u.  bei 
faktischen  u.  rechtlichen  Monopolen  anzuerkennen  sein.  Die  Auf- 
gabe wäre  dabei,  unter  Mitwirkung  von  Instanzen  objektiver  Sach- 
verständigen (etwa  Kommunalkommissionen  wie  in  dem  Vorschlag 
unter  ?)  für  die  genannten  Hauptartikel  u.  nach  zeitlichen  u.  örtlichen 
Verhältnissen  u.  Bedürfnissen  für  geeignete  weitere,  unter  Berück- 
sichtigung der  normalen  „gesellschaftlichen  Produktionskosten“, 
einschliesslich  eines  als  notwendig,  aber  auch  als  ausreichend  an- 
zusehenden minimalen  Profits  (Geschäftsgewinns)  die  Preise  periodisch 
in  Taxform  festzustellen,  mit  dem  Gebot  der  Innehaltung,  wenigstens 
nach  oben  zu,  auch  entsprechenden  Strafbestimmungen,  regelmässigen 
Kontrolen  u.  weitgehender  Veröffentlichung  der  Kontrol-  u.  Straf- 
ergebnisse. 


i>)  Neben  solchem  Vorgehen  kann  auch  eine  gemein  wirtschaft- 
liche Preisregelung  in  Taxform  bei  öffentlichen  Betrieben  der 
Zwangsverbände  als  Hilfsmittel  zum  Schutz  des  Konsumenten- 
interesses in  Erwägung  kommen,  aa)  Es  hätte,  in  mancher  Hinsicht 
wenigstens,  den  Vorzug  vor  einem  solchen  Eingreifen  in  die  privat- 
wirischaftliche  Pi-eisregelung,  wäre  mehrfach  leichter  u.  mit 
geringeren  Bedenken  als  die  besprochene  (Maximal-)  Taxe  durch- 
zuführen. bb)  Aber  es  setzt  eben  den  prinzipiellen  u.  praktischen 
Uebergang  aus  der  privatwirtschaftlichen  in  die  gemeinwirtschaftliche 
Organisation,  wenigstens  auf  den  betreffenden  Gebieten,  voraus,  u. 
darüber  ist  nicht  nur  nach  diesem  Gesichtspunkt  einer  etwaigen 
Regelung  der  Preise  im  Konsuinenteninteresse  . zu  entscheiden 
(o.  S.  178),  wenn  dieser  Gesichtspunkt  auch  in  der  Frage  mit  zu 
berücksichtigen  ist.  cc)  Grade  bei  wichtigen  Nahrungsmitteln  u. 
andren  Gebrauchsobjekten,  wie  den  genannten  — eine  Ausnahme 
bildet  etwa  Salz,  Gas  u,  elektr.  Liclit  — , auch  bei  Wohnungen 
stehen  dem  Uebergang  der  Produktion  an  die  staatliche  oder  an 
kommunale  Gemeinwirtschaften,  au  Betriebe  öffentl.  Körper  sehr 
Avichtige  ökonomisch-technische  u.  beti-iebsorganisatorische  Bedenken 
entgegen  (s.  o.  S.  178  ff.).  S.  im  übrigen  noch  unten  in  diesem  § 56 
unter  No.  4. 

3.  Das  Preis-  u.  Taxpreisproblem  u.  die  Frage  der 
staatlichen  Intervention  in  die  Preisregelung  von 
Produktionsmitteln  im  Grossverkehr  der  Produzenten 
u.  Händler  (oben  S.  265,  Fall  B 1,  a).  a)  Hier  taucht  auch  für 
Preistheorie  u.  Preispolitik  das  neuerdings  praktisch  immer  wichtiger 
werdende  Problem  der  Kartelle  (u.  Trusts)  auf.  Dies  hat  freilich 
umfassendere  prinzipielle  u.  praktische  Bedeutung  über  das  Preis- 
gebiet hinaus,  förmlich  volkswirtschafts-organisatorische  für  tiefere 
Fort-,  ja  Umbildung  der  Privatwirtschaft!.  Organisation,  vielleicht 
bis  zu  einer  Organisationsform  hinüber,  welche  zwischen  der  privat- 
u.  gemeinwirtschaftlichen  sich  als  neues  tibenbürtiges  Glied  ein- 
schiebt. Das  wird  indessen  hier  jetzt  nicht  weiter  verfolgt,  sondern 
nur  die  Beziehung  zum  Preisproblem,  wodurch  übrigens  auf  jene 
allgemeinere  Seite  Schlaglicht  mit  fallt, 

b)  Mehr  u.  mehr  rücken  Fabrikate  u.  Bodenprodukte,  namentlich 
gewisse  Arten  davon  aus  ihrer  bislierigen  Stellung  als  eigener 
Güterkategorie  für  die  Preisf»ildung  in  die  erste  Kategorie  der 
Güter  mit  bestimmter  Begrenzung  des  Angebots  hinüber,  wenn 
nicljt  dauernd,  so  für  längere  Zeiträume  u.  auf  grösseren  Wirtschafts- 
gebieten, d.  b.  sie  erlangen  mehr  oder  weniger,  öfters  schon  stark 
ausgeprägt,  den  Charakter  von  Quasimonopolartikeln,  wie  oben 
schon  angedeutet  wurde  (§  52  unter  Nr.  1,  c,  d,  8.  245).  Dies  a)  einmal 
schon  mit  der  Entwicklung  einzelner  Grossbetriebe,  bes.  industrieller, 
montanistischer,  auch  in  der  Form  der  privaten  Einzelunternehinung 
zu  einigermassen  rnarktbeheri'schenden,  wo  sie  eine  gewisse  faktische 
Monopolstellung,  auch  bei  Gewerbefreiheit,  in  einem  Absatzgebiete, 
mitunter  selbst  in  demjenigen  einer  grösseren  Volkswirtschaft  u.  so- 
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gar  darüber  hinaus  (einzelne  Eisen-,  Gussstahlwerke,  Maschinen- 
fahriken,  Krupp!),  erringen;  ß)  sodann,  mehr  noch  wenn  sich 
unter  den  Unternehmungen  eines  Zweigs  oder  verwandter  Zweige, 
bes.  wichtiger.  Verbände  bilden  zum  Zweck  des  Ausschlusses 
oder  wenigstens  der  Kegelung  der  Konkurrenz  unter  sich,  des  Ab- 
schlusses gegen  aussen  bleibende  Konkurrenten  ihrer  Produktion,  u. 
zu  den  weiteren  liiermit  verbundenen  Zwecken,  ihre  Produktion  zu 
regeln  nach  Ort.  Zeit,  nach  Art.  !\lenge  der  Produkte,  nach  Absatz, 
Preisen  dabei,  auch  nach  sonstigen  Bedingungen,  welche  den  Ab- 
nehmern auterlegt  Averden,  so  in  betreff  der  Verwendung  der  an- 
gekauften Güter,  der  Verwertung  von  übrig  bleibenden  seihst  nicht 
gebrauchten  Vorräten -davon,  des  Verbots  der  Weiter begehuug,  des 
Wiederverkaufs,  der  Beschränkung  auf  Ankauf  nur  heim  Verbände 
u.  seinen  Gliedern,  eventuell  nach  näheren  Bestimmungen  der 
Verband sleitung  u.  dgl.  m. 

Die  Bildung  u.  Entwicklung  solcher  Verbände  ist  eine  be- 
sonders charakteristische  Erscheinung  der  neuesten  Zeit,  ein  Rück- 
schlag gegen  freie  Konkurrenz,  dem  leitenden  Prinzip  unseres 
Erwerbrechts  hei  Gewerbefreiheit,  ein  „Produkt  der  Not“,  um  sich 
gegen  die  Folgen  übermässiger,  unsolider  Konkurrenz  zu  sichern, 
ein  Hilfsmittel,  die  Schäden  des  Konknrrenzsystems  durch  Regelung 
der  Konkurrenz  zu  bekämpfen  u.  zu  heilen,  freilich  damit  im 
Grunde  ein  Vorgehen,  in  welchem  mit  dem  Konkurrenzprinzip  als 
Regulator  des  Wirtschaftslehens  gebrochen  Avird. 

Solche  Verbände  können  aa)  losere,  nur  auf  kürzere  Zeit  u. 
mehr  nur  für  vorübergehende  ZA\^ecke  sein,  AAmlil  speziell  sog. 
,. Ringe“;  oder  bb)  festere  mit  aus-  u.  durchgebildeter  Organisation 
für  bestimmte  längere  Perioden,  mit  Aveitgehenden  Pflichten  der 
]ditglieder,  genauer  Regelung  aller  Einzelheiten,  straffer  Leitung, 
möglichster  Ausdehnung  auf  alle,  jedenfalls  auf  die  Avichtigeren 
Ünternehniungen  des  Zweigs,  also  entsprechender  Verminderung 
der  Aussenstehendeu  (outsiders)  oder  doch  Beschränkung  dieser  auf 
die  Aveniger  Aviclitigen  Unternehmungen,  aber  unter  Verbleiben 
der  Verbandsglieder  als  im  übrigen  eigene  wirtschaftlich 
selbständige  Unternehmungen,  sog.  „Kartelle“,  „Syn- 
dikate“ (neuere  deutsche  bedeutendste  Fälle:  Kohlensyndikat, 
StahlAverkverhand,  Spirituszentrale,  zahlreiche,  sich  immer  ver- 
mehrende sonstige,  auch  schon  einzelne  internationale).  Man  hat 
hier  Avohl  von  Organisation  in  horizontaler  Richtung  gesprochen: 
im  Nebeneinander,  cc)  Auch  bei  solchen  kartellierten,  Avie 
anderseits  bei  für  sich  stehenden  Unternehmungen  kommt  bereits 
die  Verbindung  von  Produktionen  verschiedener  Art  zu 
einer  grösseren  Unternehmungseinheit  A'or,  gCAA-issermassen 
eine  EntAvicklung  in  vertikaler  Richtung,  im  Uebereinander. 

So  namentlich  die  Verbindung  der  eigenen  Roh-  u.  Hilfs- 
stoffgcAvinnug  mit  der  Verarbeitung  (Kohlen-,  Erzbergbau  mit 
Verhüttung,  wie  auch  schon  ältere  Fälle),  ferner  die  Verbindung  ver- 
schiedener Verarbeitungsstufen  eines  Produkts,  Halbs-  u.  Ganz- 
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fabrikation,  die  bisher  in  eigenen  selbständigen  Unternehmungen  statt- 
fand u.  immer  noch  überwiegend  so  stattfinaet:  z.  B.  an  die  Stelle  oder 
neben  die  „reinen  Bergwerke“  u.  „reinen  Hütten“  treten  „Hütten- 
zechen“, neben  die  „reinen  Walzwerke“  „gemischte  Werke“  u.  dgl.  m. 
Dadurch  erfolgt,  wie  schon  oben  bemerkt  unter  Umständen  eine 
Annäherung  an  — die  antike  grosse  Oekenwirtschaft  u.  mittelalterliche 
weltliche  u.  geistliche  grundherrliche  Frohnwirtschaft  einer-,  an  die 
ganz  modernen,  bes.  amerikanischen,  sogen.  „Trusts“  anderseits:  Alles 
auch  für  das  Preisproblem  beachtenswert.  Jene  Verbindungen  der 
eigenen  Rohstoffgewinnung  mit  der  Verarbeitung  in  derselben  Unter- 
n^mung  ent^ringt  dem  Streben,  sich  von  der  Notwendigkeit  des  Ein- 
kaufs jener  Stoffe  von  anderen  Unternehmungen  zu  emanzipieren  u. 
nicht  mehr  als  Verbraucher  in  der  Eigenschaft  des  Käufers  von  den 
Preisen  des  Markts  für  seinen  Bedarf  mizuhängen,  auch  so  die  Profite 
für  beides,  Gewinnung  u,  Verarbeitung  der  Stoffe,  zu  beziehen,  eventuell 
die  Gesammtkosten  der  Produktion,  manclie  Generalspesen  u.  dgl.  zu 
vermindern.  Die  Verbindung  von  verschiedenen  Verarbeitungsstufen  in  der 
Fabrikation  geht  aus  gleichen  Bestrebungen  wie  den  letztgenannten  u. 
zugleich  aus  dem  Streben  hervor,  nicht  auf  den  Absatz  des  Halb- 
fabrikats u.  Fabrikats  in  den  Vorstufen  angewiesen  zu  sein  u.  von  den 
Absatzpreisen  des  Markts,  der  Konkurrenz  der  andern  Produzenten  des 
Artikel^,  den  Preisangeboten  der  Abnehmer  unabhängig  zu  werden. 

dd)  Die  „Trusts“  stellen  eine  Weiterentwicklung  u.  möglichste 
Verallgemeinerung  der  unter  cc)  soeben  angedeuteten  Entwicklung 
in  der  „vertikalen“  Richtung,  im  „Uebereinander“,  dar,  mit 
freilich  dann  noch  viel  weitergehenden  Folgen,  aucli  tiir  das  Preis- 
problem: es  wird  möglichst  die  Produktion  wichtiger  Artikel  in 
ihrem  ganzen  Verlauf,  in  allen  Stadien,  von  der  Gewinnung  des 
oder  der  Roh-  u.  Hilfsstoffe  an  durch  alle  Stufen  der  Verarbeitung, 
des  Halb-  zum  Ganzfabrikat,  bis  zur  absatz-  u.  konsumfertigen 
Ware  einheitlich  verbunden  u.  von  oben  aus  geregelt.  Zu  diesem 
Behuf  wird,  gewöhnlich  in  Form  einer  eigenen  neuen  Aktien- 
gesellschaft (event,  Gesellschaft  mit  beschränkter  Haftung)  eine  Reihe 
der  wichtigsten,  bisher  selbständigen  Unternehmungen  auf  dem 
Produktionsgebiete  erworben,  die  leistungsfähigen  Betriebe  darunter 
werden  fortgeführt,  passend  erweitert,  aber  nunmehr  als  Teile  des 
Trusts,  die  schwächeren  eventuell  ganz  eingestellt  (neueste  Ent- 
wicklung auch  im  deutschen  Kohlenbergbau),  in  geeigneter  Weise, 
an  passenden  Punkten  auch  neue  begründet,  alles  aber  in 
ökonomischer  Hinsicht  einheitlich  geregelt:  in  der  Tat  eine  Vor- 
stufe der  — sozialistischen  „Vergesellschaftung  der  Produktions- 
mittel“ u.  „gesellschaftlichen“,  einheitlich  geregelten  Produktions- 
weise, wenn  auch  noch  in  beschränktem  Masse  u.  in  der  liöchsten 
Form  der  privatkapitalistischen  Assoziation  u.  Organisation. 

Die  bisher  sich  zeigenden  Folgen  sind  wohl  diese:  aa)  Gewiss 
liegt  hier  eine  Entwicklung  mit  möglichem  u.  einigermassen  tat- 
sächlichem Erfolg  (Nordamerika)  für  eine  bedeutende  Ersparung 
an  Kosten  vor,  auch  an  den  natürlichen  oder  volkswirtschaftlichen, 
an  Arbeitsaufwand,  mit  Ermöglichung  mancher  technischen  Fort- 
schritte, auch  mit  allen  gesteigerten  Vorteilen  des  Grossbetriebs,  mit 
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Uebertragung  der  Leitung  an  eminent  qualifizierte,  höchstbezahlte 
Peraonen.  Aber  ßß)  anderseits  tritt  auch  eine  Häufung  kolossaler 
sozialökonoiniscber  Macht  u.  Verantwortlichkeit  auf  wenige  Köpfe 
ein,  eine  grosse  Steigerung  der  Kinkommen  der  Leiter  u.  höheren 
Beamten,  weiter  eine  Verdrängung  selbständigen  gewerblichen  u. 
merkantilen  Mittelstands  u.  selbst  Oberstands,  eine  ungeheuere 
Ausdehnung  des  Einflusses  auf  Presse,  Politiker,  Parlamente, 
öffentliche  Beamte,  auch  — auf  ..Literaten“,  welche  oft  in  Dienst 
«benommen  u.  hoch  bezahlt,  weit  über  das  sonstige  Mass  für  solche 
Dienste,  nicht  nur  für  die  ökonomischen,  technischen,  juristischen 
Aufgaben,  sondern  auch  für  die  Interessenvertretung  der  Trusts  u. 
ihrer  Matadore  .gegenüber  dem  Publikum  u.  in  der  öffentlichen 
Meinung  die  dienstfertigen,  gewandten,  bisweilen  gewiss  über- 
zeugten,  sonst  sich  „überzeugen  lassenden“  oder  auch  ganz 
u jedenfalls  stets  — völlig  abhängigen  u.  skrupelosen  Federkräfte 
darstellen,  seilst,  in  der  Weis-e  des  Doktrinärs,  noch  eifriger 
sind  u.  noch  weiter  gehen,  als  ihre  Auftraggeber,  in  deren  Dienst 
sie  stehen  u.  in  deren  Interesse  sie  arbeiten,  „schreiben“  müssen, 
yy)  Ferner  stellt  der  Trust,  in  verstärktem  Masse  wie  das  Kartell, 
eine  Entwicklung  dar,  in  welcher  auch  die  regelmässig  reproduziblen 
Güter  mehr  u.  schärfer  den  Charakter  von  Quasimonopolgütem 
annehmen  u.  ihre  Preise  demgemäss  den  von  Monopolpreise.n ; so 
jedenfalls  mit  der  Folge  grosser,  oft  grösster  Abhängigkeit  der 
Zwischenhändler  u.  sonstigen  Abnehmer  der  Produkte  vom  Trust, 
auch  mit  einer  Preisstellung  möglichst  nur  dem  Produzenteninteresse 
entsprechend,  wenn  auch,  nach  dem  oben  (S.  245)  Gesagten,  damit 

nicht  immer  auf  den  erreichbaren  Maximalpreis  der  Produkteneinheit 
gebracht,  soweit  dieser  eben,  wegen  Einwirkung  auf  Absatz- 
beschränkung, nicht  im  Eigeninteresse  des  Trusts  (u.  Kartells)  liegt, 
dd)  Soweit  der  Absatz  der  Trustprodukte  nicht  unmittelbar  allem 
auf  Rechnung  des  Trusts  durch  dessen  Agenten  erfolgt,  sondern 
noch  durch  andre  Händler  u.  Vermittler  (z.  B.  \\  ii'the),  geraten 
auch  diese  in  völlige  Abhängigkeit  vom  Trust,  müssen  sie  nicht 
nur  die  ihnen  gestellten  Einkaufs-  oder  üebernahmepreise  zahlen, 
sondern  auch  die  ihnen  vorgeschriebeuen  Verkaufspreise  innehalten 
u.  so  die  unmittelbaren  Verbraucher  belasten.  (Ainerik.  Standard 
Oil  Company,  mit  ihrer  Organisation  des  Kleinabsatzes,  selbst  ausser- 
halb Nordameriksvs.  z.  T.  auch  in  Deutschland).  Dies  bietet  selbst 
Gelegenheit,  mittelst  der  doppelten  Regelung  der  Verkaufspreise 
des  Trusts  gegenüber  den  Händlern  und_  wieder  dieser  gegen- 
über den  Verbrauchern,  ganz  ähnlich  wie  in  den  fiskalischen 
Monopolverwaltungen  (Tabak!),  eine  förmliche  Besteuerung  — 
für  Privatzwecke,  eben  der  Trustinteressenten,  mit  dem^  Absatz 
zu  verknüpfen,  eine  Schraube  ohne  Ende.  Auch  bei  Kartellen 
zeigen  sich  schon  Ähnliche  Vorgänge  (Bierabsatz  der  Brauereien  an 
Schankwirte!  Im  Kohlenabsatz  der  kartellierten  Grubeii  an  die 
Produzenten  ist  leicht  Aehnliches  zu  erwarten,  Anzeichen  datür  fehlen 
nicht). 
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y)  Unter  den  übrigen  Punkten  der  Kartellfrage  und,  nur  meist 
hier  noch  scharfer  hervortretend,  der  Trustfrage,  Punkte,  welche  aber 
mindestens  mittelbar  auch  stets  das  Preisproblem  mit  berühr^m,  ist 

di?  Arbeiterfrage  hervorziiheben : 

f r £ 7 «t‘irken  die  Arbeitgeber,  erleichtern  deren  Organisation 
für  d e Zwecke  der  Bekämpfiing  der  Arbeiterforderungen  betreffs 

stehen  direkt  u.  indirekt,  schon  durch 
he  häufige  Identität  oder  persönlich  nahe  Stellung  der  Leiter  u 
ilitglieder  der  Kartelle  ii.  der  Arbeitgeberverbände,  stützend  ii 
foidernd  hinter  diesen  Verbänden  — wie  vice  verea  diese  hinter 

•Ulf  K?f  ~ A so  die  Erhöhung  des  Profits  aiicli 

^f  Kosten  der  Arbeiter,  also  eine  den  Arbeitgebern  giinsti«-ere 
Ver  eilung  der  volkswirtschaftlichen  Keinerträge  %l?sc^en 

mriJnü]  f machen  sie  es  anderseits  allerdings  auch 

mo  ich,  mit  regelmässigerer  Beschäftigung,  den  Arbeitern  höhere 

Av  iS^  geben,  als  diese  sonst  erhalten 

Av luden  ii  konnten  nämlich  wenn  die  Kartelle  die  Preise,  zumal 

Karte?!-’  als  im  Konkurrenzkämpfe  ohne 

Kaitelheiiing.  Uaher  dann  eben  die  höheren  Profite  und  Löhne 

aber  direkt  auf  Kosten  der  Verbraucher  der  Produkte  auch 

aller  Arbeiter  als  solcher  natürlich  mit  (Kohle.  Bier!)  u indirekt 

k?lell-rr'l  tTl®“  Verteuerung  anderer  ProduktioLn,  welche 
.itdherte  Artikel  zu  höheren  Preisen  kaufen  müssen  u.  deshalb 

tlie  Preise  ihrer  eigenen  Produkte  höher,  die  Löhne  ihrer  Arbeite- 
niedriger  zu  halten  genötigt  sind  -A^ioutei 

c)  Das  Ergebnis  für  Kartelle  (bedingt  auch  für  Trusts  avo 
sich  die  günstigen  Seiten  nur  meist  noch  stärker,  aber  auch  die 
ungünstigen  noch  viel  schärfer  zeigen  möchten)  ist  daher:  a)  Zur 
essercn  egelung  der  Produktion,  zur  Vermeidung  u.  Milderung 
von  Ueberspekulationen,  Eückschlägen  davon  u.  Absatzkrisen 
de?Arbeher  yoU^tl^idigeren  ii.  gleicbmässigeren  Beschäftigung 

m?riüch  wirken,  auch  tatsächlich  es 

mehrfach  „etan  haben  u.  tun.  Avenn  auch  nicht  in  dem  von  ihren 

Anhängern  u.  theoretischen  BefürAvorterii  oft  behaupteten  Masse  u 

voller  Leitung,  eine  leichter  zu  stellende  ii.  in  ihrer  Bedeuten«-  zu 

de?  r!?-  ^ «Is  eine  praktisch  zu  erfüllende,  gegenüber 

.le,  Gewinnsucht  de,-  Interessenten,  welche  eben  dii  Monop^ 

telliiiig  im  Kartell  u.  gar  iin  Trust  ausnutzen  M-olleii.  ä)  Niehl  zu 
hestieiten  sind  vollends  die  angedeuteten  Gefahren  Folgen  fh! 

Betrieb!.'  kleineren  u.  mittleren 

Betiiebe  — worin  indessen  das  Kartell  z.  T.  selbst  entgeoen-esew 

wirken  kann  w,  I,  während  umsomehr  die  Eicht, m^znfv“ 

nigung  der  Produktion  verschiedener  Verarbeitungsstufen  in  Einer 

Lmernehnmng  im  Trust  darauf  hinwirkt  'die  FoiIm  fu! 

grossere  DiBerenzen  in  der  Einkommen-  u.  Verm.Vensvmeilnng 

inr  Bildung  grösserer  Privatelnkoinmen.  r„r  alles,  wa  “ da  .rns  3 


I 


275 


politisch,  kulturell,  ethisch  Bedenkliches  hervorgeht.  /)  Eheuso- 
wenig sind  zu  verkennen  die  Gefahren  der  Monopolstellung  der 
kartellierten  (u.  vollends  der  vertrusteten)  Unternehmungen  in  der 
Durchsetzung  zu  hoher  Preise  der  Produkte,  einmal  tur  die 
Konsumenten,  einschliesslich  der  Verbraucher  von  Produktionsmitteln, 
u.  sodann  für  die  Arbeiter  in  deren  grösserer  Abhängigkeit  u.  mit 
ungünstigeren  Arbeitsbedingungen,  l>es.  betreffs  der  Verteilung  ries 
Volkswirtschaft!.  Reinertrags  zwischen  Arbeitern  u.  kapitalistischen 
Unternehmern  als  Lohn  u.  Profit,  d)  Dies  alles  umsomehr,  wenn 
beide  Gruppen,  Konsumenten  u.  Arbeiter,  nicht  oder  nicht  so  gilt 
u.  nicht  zu  ebenso  mächtigen  Verbänden  organisiert  sind,  s)  Die 
kartellierten  u.  vertrusteten  Produkte  aber  gehen  so  in  der  Tat 
in  die  Kategorie  der  Quasimonopolai'tikel  über  u.  ihre  Preise  unter- 
liegen direkt  mehr  deren,  als  den  Preis-  u.  Kostengesetzen  der 
regelmässig  in  u,  für  den  freien  Verkehr  produzierten  Fabrikate  u. 
Bodenprodukte,  wenn  diese  Gesetze  für  diese  auch  nicht  aufhören, 
sich  mit  geltend  zu  machen,  namentlich  nach  der  für  die 
Konsumenten  ungünstigen  Seite  (daher  bei  den  Bodenprodukteu 
mit  in  steigender  Richtung),  während  die  für  die  Konsumenten 
günstige  Seite,  das  Sinken  der  Kosten,  bes.  bei  den  Fabrikaten, 
den  Verbrauchern  nicht  oder  nicht  soweit  u.  nicht  so  rasch  als 
möglich  n.  erwünscht  wäre,  zu  gute  kommt,  sondern  dank  Kartell 
u.  Trust  vornehmlich  den  kapitalistischen  Unternehmern.  Q Eventuell, 
aber  nicht  immer  sicher,  allerdings  auch  den  Arbeitern,  aber  eben 
nur  denen  der  kartellierten  Produktionen,  daher  selbst  in  diesem 
Pall  — auf  Kosten  der  Konsumenten  dieser  Produkte  u.  der 
Arbeiten  aller  anderen  Produktionszweige,  »y)  Der  Preis  wird  eben 
möglichst  über  den  notwendigen  Kosten  gehalten,  der  Profit  er- 
reicht eine  zu  grosse  Höhe,  über  den  Betrag  hinaus  mit  welchem 
sich  unter  anderen  Verhältnissen  begnügt  werden  müsste  u.  könnte, 
ohne  Gefahr,  Kapital  u.  Unternehmer  sich  aus  der  Produktion 
zurückziehen  zu  sehen  u.  das  Angebot  hinter  der  Nachfrage  Zurück- 
bleiben zu  lassen.  Diese  Höherhaltnng  von  Preisen  u. 

Profiten  über  die  notwendigen,  für  ein  Angebot  in  Höhe 
der  Deckung  des  Bedarfs  erforderlichen  Kosten  u.  über 
den  notwendigen  Minimalprofit  hinaus  ist  ja  auch  letzter 
privatökonomischer  u.  „kapitalistischer'‘  Zweck  des  Kartells  (u. 
vollends  der  Trusts). 

d)  Teils  die  allgemeine  Einwirkung  der  Kartelle  u.  Trusts  auf 
das  Wirtschafts-  u.  soziale  Leben,  ihr  innerer  Widersprueh  mit  der 
leitenden  Idee  in  der  Gewerbefreiheit  (Nordamerika),  teils  gerade 
auch  die  spezielle  Preispolitik  dieser  Einrichtungen  u.  die  daraus 
folgenden  Gefahren  für  die  Verbi'aucber  von  Genuss-  wie  von 
Produktionsmitteln  haben  bereits  vielfach  Theoretiker,  Praktiker  u. 
Politiker,  auch  Gesetzgeber  auf  Abhilfmittel  sinnen  lassen  u.  hier 
u,  da  zu  Gesetzen  oder  zu  Anläufen  dazu  geführt  (Nordamerika, 
Oesterreich  betr.  Kartellen  auf  dem  Gebiet  der  Produktion  steuer- 
pflichtiger Artikel,  also  im  Finanzinteresse).  Befriedigendes  ist  noch 
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nirgends  erreicht,  auch  in  der  Theorie  die  Diskussion  nicht  ab- 
geschlossen. 

Näher  kann  hierauf  hier  nicht  eingegangen  werden,  der  Gegenstand 

fehört  mehr  in  die  Prakt.  Nat.-Oek.,  u.  auch  die  Frage  der  Preispolitik 
ann  nur  im  Zusammenhang  mit  der  ganzen  Kartell-  u.  Trustfrage  er- 
ledigt werden.  Daher  hier  nur  noch  einige  Bemerkungen. 

Mittel  u.  Wege  der  Abhilfe  können  wieder  die  oben 
(S.  266  ft.)  besprochenen  auch  hier  für  das  Preisproblem  in  Betracht 
gezogen  ^ werden.  «)  Eine  gewisse  Selbsthilfe  der  Verbraucher 
gegen  die  Preispolitik  der  Kartelle  mittelst  Bildung  von  Gegen- 
organisationen ist  hier  wohl  leichter  als  bei  den  Privatkonsiimenten, 
Avenn  auch  noch  immer  schwer  genug,  u.  dann  auch  aussichtsvoller 
für  den  Erfolg,  weil  es  sich  hier  um  eine  doch  immerhin  kleinere 
Zahl  von  Interessenten,  auch  um  solche  handelt,  welche  eben  meist 
selbst  Produzenten  sind.  Sogar  in  den  Kreisen  der  grossen  Boh- 
stoff-  u.  Halbfabrikatkartelle  ist  der  Gedanke  angeregt  worden, 
auch  die  Xachfrageseite  müsse  sich  organisieren  u.  kartellieren  u. 
die  Vertretungen  solcher  Organisationen  dann  mit  denen  der 
Angebotsseite  u.  deren  Kartellen  im  Wege  der  Beratung  die 
„richtigen“  Punkte  vereinbaren.  Aber  abgesehen  davon,  ob 
die  Angebots-Kartelle  (u.  Trusts)  wirklich  den  guten  Willen  haben 
würden,  hierzu  die  Hand  zu  bieten  — in  dem  analogen  Fall  der 
Arbeiterverhältnisse  haben  die  Arbeitgeber>  erbände  u.  deren  Führer, 
Avenigstens  in  Deutschland,  ihn  bisher  nicht  gezeigt  — , so  ist  eben 
die  Kartellierung  bisher  vornehmlich  erfolgt  u.  erfolgreich  bei  der 
Produktion  grosser  „relativ“  gleichmässiger,  nicht  viele 
Sorten-  u.  Qualitätsunterschiede  zeigender,  in  grösserer 
Menge  je  in  Einem  V ertragsscliluss  abzusetzender  Massen- 
produkte.^  Die  Organisation  der  Xachfrageseite  bei  diesen  Pro- 
dukten, wie  auch  die  Kartellierung  der  Angebotsseite  der  Ganz- 
fabrikation ist  Auel  schwieriger  Avegen  der  qualitativen  u.  quantitativen 
Zersplittening  des  Bedarfs  dort  u.  noch  mehr  des  Angebots  hier. 
/S)  Vielleicht,  dass  Verhandlungsinstanzen  von  Sachverständigen, 
wie  die  oben  angeregten  kommunalen  (S.  268),  hier  aber  für 
grössere  Gebiete,  selbst  für  das  ganze  VolksAvirtsch.gebiet.  einige 
Aussicht  der  \ erwirklichung  u.  des  Erfolgs  böten,  unter  MitAvirkung 
des  Staats  (u.  grösserer  Gemeinden)  soAvohl  als  , .Fiskus“  für  ihren 
Eigenbedarf  (Kohle!  Eisenbahn-,  Heeres-,  Marine-,  Baubedarf),  als 
auch  als  \ertreter  der  Verbraucherinteressen  überliaupt:  mit  Ver- 
handlungszAvang  für  die  Kartelle  (u.  Trusts)  u.  vollster  Oeffentlich- 
keit  der  \ erhandlungen  u.  ihrer  Ergebnisse,  ohne  dass  bis  zur 
ZAvangSAA^eise  innezuhaltenden  Taxe  geschritten  Avürde.  ;')  Wohl 
vorgeschlagener  Eintritt  von  Staatsbeamten  mit  Teilnahme  au  den 
Beratungen,  selbst  mit  Stimmrecht,  eventuell  sogar  Vetorecht  in  die 
Kartellvei'waltung  selbst,  Festsetzung  von  zAvangSAveise  nach  oben 
zu  innezuhaltenden  Maximaltaxen,  mag  zu  erAvägen,  aber  einstweilen 
doch  kaum  zu  bejahen  sein.  Dafür  ist  die  Sache  noch  nicht  spruch- 
reif. d)  Eine,  vielleicht  doch  teihA^eise  mögliche  u.  mehr  Erfolg 
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auch  für  (las  Preisproblem  versprechende  Massregel  kann  - die 

Verstaatlichung  (Verkommunalisierung)  von  bezüglichen,  dafür 

Ikonomisch-technisch  geeipeten  Produktionsbetrieben 

hier  zum  Schluss  der  I.ebre  vom  Preise  noch  kuiz  eiiioeoangen 

wird.  ,,  -L’- 1 • 

S über  Kartelle,  Trusts  usw.  den  Art.  Kartell  vp 
Wächter  dem  theoret.  Bahnbrecher  auf  dies^  Gebiet  (m.  s.  Sehr. 
Kartelle“’  (ISKl)  H.-W.-B.  St.  V,  39  mit  Lit.  S.  44,  den  Art.  Tms 
’vo^v  Halle  eb  VH.  213.  Lit.  S.  229.  Schriften  des  \ . f.  Sozialpol. 

B «)  61  116  Verhdl.  dies.  Vereins  1S94  u.  1905  u.  6,  Referate  von  Stieda, 

Me^zef ’Äier,  Schmoller,  Kirdorf,  VeiLandhingen  des  Juristenta^  in 
Sn,  Tnnsbrück  mit  traten  dazu  (Kimm' ß‘">‘ 

11.  a.  m.).  Neuere  Schriften  von  Lief  mann  (Kartell  u.  Irusts). 

4 Preisregelung  in  (Zwangs-)  Gemeinwirtschaften 
( Sozialtaxen“)  a)  Die  Heber  nähme  auchmateriellerlroduktmns- 
z;  eige  t ,üSentlidlen  Betrieb“  öffentlicher  Körper,  Staat  GV 
mein^en  grössere  Verbände,  bedingt  nicht  notwendig  den  Uebei 
gang  überhaupt  u.  allgemein  auch  von  „Vertmgsijreisen  zu  Dixen. 
wie  er  denn  in  den  altüblicben  Zweigen  der  Domänen-,  Forst- 
Bergwerkverwaltiing.  einzelner  uffentliclier  pbriken, 
vor&kommen  (VerLuf  von  Holz  zur  Taxe),  doch  weder  früher 
noch  beute  die  Regel  ist.  b)  Aber  ein  solcher  Lebergang  ist  doch 
mehrfach  möglich,  liegt  in  wicbtigmi  Fällen  nahe  u.  der 

Analogie  des  Gebührenwesens  in  der  allgenieiimn  Staats-  u. 
Koramiinalverwaltung,  sowie  in  den  der  materiellen  ^^«‘^'jktion  teils 
nahe  verwandten,  teils  mit  zu  dieser  geliörigen  eiiizeliien  l^esonderen 
Verwaltungszweigen  mit  ihren  „Tarifen  cl.  h eben  ihien  Kt. 
von  Taxen  für  die  Leistungen  (Münz-,  Post-,  1 elegraphen-,  l^^isen- 
Hnwesen  ii.  dgl.  m.).  Daher  wird  auch  mit  Ausdehnung  der 
(Zwangs-)  gemeinwirtscKaftlichen  an  Stelle  der  privatwirtschattlichen 
eine  Ausdel.uung 

vertragsmässigeii  Preisregelung  zu  erwarten  sein  (»■  oben 

S 34,  SchlusLatz  v.  § 9).  c)  Auf  diesem  ep  konnten  wohl 
einio-e  der  Schwierigkeiten,  welche  mit  der  Kartellierung  u.  Ver- 
trnsuing  u.  deren  einseitig  egoistischer  Preispolitik  eingetreten  sind 
beseitigt,  wenigstens  vermindert  werden.  Lml  sei»  st  soweit  In  r 
nur  eine  ,,fiskalische“  Interessenpolitik  von  Staat  u.  GemeintK  an 
Sudle  einer  solchen  der  Kartelle  u.  Trusts  träte  ii.  eine  bezüglich 

Neigung  u.  Gefahr  nach  bisheriger  Jh-fahriing  auch  zukünftig  nicht 

ganz  zu  bestreiten  wäre,  bliebe  die  Sachlage  doch  eine  andre  u. 
dem  allgemeinen  Interesse  günstigere.  Deim  die  ^\irkung  käme 
eben  dort  durch  Vermittlung  des  Fiskus  der  Allgemeinheit  hier 
den  an  den  Kartellen  u.  Trusts  beteiligten  Kapitalisten  Lntp- 
nehmern  u.  bestenfalls  daneben  bestimmten,  m dmsp  Betrieben 
beschäftigten  Arbeitern  zu  Gute  (o.  S.  180  u.  b.  2(  2,  2 (o;. 

d)  Die  Frage  hängt  natürlich  mit  der  der  öffentlichen  Lnter- 
nehmiing  überhaupt  zusammen,  worüber  oben  schon 
würde  (S.  178—183).  «)  Für  das  dort  schon  gestreifte  Preis- 
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Problem  ist  zu  beachten,  dass  man  bei  autoritativer  Preisre"elun<^ 
tur  die  Preise  der  einzelnen  Produkte  nicht  so  streng  an  deren 
Kostenproportionale  gebunden  ist,  sondern  nacli  mancherlei  Kück- 
sichten  davon  abweicheii  kann,  preiserhöhend,  preiserinässigend,  so 
nach  der  Art,  dem  Rang  der  Bedürfnisse,  denen  das  Gut  dient, 
nach  der  Rrwünschtheit  einer  Beschränkung  oder  Ausdehnuii"-  des 
Verbrauchs  des  GiUs,  daher  hier  wieder  nach  Art  von  BediTrfnis 
von  Gut,  nach  sanitären,  ethischen,  kulturellen  Rücksichten  u.  d<>-I.  in.' 
namentlich  aber  auch  nach  Wohlstandsverhältnissen,  *^daher 
nach  Kauf-  u.  Zahlkraft  der  Xachfrager,  Verbraucher. 
Gesichtspunkte  richtiger  Konsunipol  itik  können  hier  mit 
nnanziellen  verbunden  werden,  demnach  mit  solchen  der  vollen  oder 
nur  teihveiser  Kostendeckung,  des  Zurückbleibens  der  Preise  hinter 
den  Kosten,  unter  Zuhilfenahme  von  anderen  „öftentlichen“ 

Jlittel^n  (Lieberschüsse  anderer  Verwaltungen,  Steuern),  anderseits 
des  Lebersteigens  der  Kosten  durch  die  Preise,  damit  der  Erzielun*^ 
von  Uebei-schüssen  steuerartiger  Natur.  Auf  dem  verwandten 
Gebiete  des  Gebührenwesens,  bes.  der  öffentlichen  Verkehrsanstalten, 
auch  der  indirekten  Verbrauchsbesteuerung  (Getränke)  u.  der  Zölle 
(Kolonialwaren),  namentlich  aber  der  fiskalischen  Mononol- 
verwaltuiigen  (labak!)  ivird  hier  schon  mehrfach  mit  nach  solchen 
neben  hskalischen  Gesichtspunkten  verfahren.  Das  kann  noch  im 
p*össeren  Lintang  geschehen.  Das  ist  bei  der  rein  Privatwirtschaft- 
liehen  vertragsmässigen  Regelung  der  Preise  so  gut  wie  aus- 
gesclilo^en,  selbst  beim  d’axwesen  für  Preise  der  privmten  Produ.ktion 
u.  des  Handels  schwierig  ii.  nur  beschränkt  zu  erreichen,  weil  da- 
bei  iiumer  die  Rücksicht  auf  die  „genügende  Rentabilität“,  auf 
möglichst  hohen,  mindestens  „hinlänglich“  hohen  Profit  doch  die 
massgebende  bleibt,  aucli  bei  Taxen. 

A „ . l'esse  sich  bei  einer  „sozialpolitischen“  Auffassung  der 
Aufgaben  in  der  Preisregelung  von  Gemeiiiwirtschaften  sogar  etwas 
eireichen,  das  in  der  privatwirtschaftlicheii  Preisregelung  schliesslich 
doch  die  besondere  Härte  für  die  wirtschaftlich  schwachen  Nach- 
frager u Käufer  bildet:  diese  sind  ihrer  Kaufkraft  nach  vom  An- 
kauf andrer  Güter  wegen  deren  ihnen  zu  hohen  Preises  ganz  aus- 
geschlossen, günstigstenfalls  auf  deren  schlechteste  Sorten  u 
(Qualitäten  angewiesen  oder,  wenn  sie  einen  für  ihre  Kauf-  u.  Zahl- 
kratt  hohen  Preis  entrichten,  werden  sie  von  diesem  wirtschaftlicli 
relativ  viel  schwerer  als  Wohlhabendere  bei  gleichem  Preise  be- 
lastet, weil  ein  solcher  Preis  eine  viel  höhere  Quote  ihres  als  des 
Kinkommens  wohlhabenderer  Käufer  ausniacht.  In  der  privat- 
wirtschaftlichen  Preisregelung  wird  aber  die  wirtscüaftliche 
jeistungsfähigkeit  der  Käufer  nicht  oder  wieder  nur  soweit 
a s es  nn  Interesse  des  \erkaiiters  ii.  seines  Absatzes  Jiegt,  beaclitet 
«)  ln  der  gemeimvirtschaftlichen  wäre,  wie  in  der  Steuerpolitik' 
eine  weitgehende  Berücksichtigung  dieser  Leistungsfähigkeit,  der 
Aaut-  u.  Zahlkraft  der  Käufer  nach  ihrer  wirtschaftlichen  Klassen-  i 

u.  Kinzellage,  möglich,  ß)  Dadurch  eröffnet  sich  in  dieser  Hinsicht  | 
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der  Blick  auf  ein  bedeutsames  Zukunftsbild  für  die  Aera  einer 
gemein wirtschaftl.  (Organisation,  in  welcher  auch  solche  Gesichts- 
punkte bei  der  Preisregelung  methodisch  u.  systematisch  Platz 
greifen,  y)  Das  führte  nicht  notwendig  zu  einer  durchaus  , .anti- 
fiskalischen“ Preis-,  Tarifpolitik  aller  Art  öffentlicher  Betriebe,  aller 
wohl  zur  Forderung,  überall  die  Folgen  einer  mehr  fiskalischen, 
mehr  gemeinnützigen,  den  Verbrauchern  den  Lrwerb  des  Guts  er- 
leichternden Preispolitik  zu  erwägen  u.  danach  die  Kntscheidung 
über  die  eine  u.  die  andre  u.  über  das  Mass  einer  jeden  zu  treffen. 
öj  Dies  führt  dann  freilich  aus  der  wirtschaftliclien  u.  sozialen 
Seite  der  Frage  auch  in  die  politische  Seite  hinüber:  in  diejenige 
einer  Verfassung  u.  Verwaltung,  bei  welcher  die  Bürgschaft  für  eine 
möglichst  objektive,  alle  angedeuteten  Momente  berücksichtigende 
Preispolitik  geboten  Avird.  Dieser  Zusammenhang  auch  dieses  Preis- 
problems mit  den  höchsten  Problemen  A^on  Staat  u.  Gesellschaft,  von 
Wirtschafts-,  Sozial-  u.  allgemeiner  Politik  ist  hier  nur  anzudeuten.  — 
ln  der  rein  privatwirtschaftlicben,  rein  ,, freien  vertragsmässigen“  Preis- 
regelung treten  solche  Rücksichten  ganz  zurück,  die  ältere  u.  neueie 
Taxpreisjiolitik  nimmt  sie  zwar  etwas  Avahr,  aber  ohne  genügende 
Energie  u.  Folgerichtigkeit,  die  Kartell-  u.  Trustpreispolitik  ist  der 
polare  Gegensatz  zu  solchen  Rücksichten,  die  gemeimvirtschaftliche, 
selbst  die  stark  fiskalische,  bildet  schon  eine  Etappe  auf  dem  Wege 
zu  solchen  Rücksichtnahmen  u.  kann  ihnen  noch  viel  me_hr  Rechnung 
tragen,  Kartelle  u.  Trusts  A’ermögen  ihnen  sogar  den  Weg  zu  ebnen, 
Aveil  sie  nicht  nur  auf  die  NotAAendigkeit,  sondern  nach  iler 
ökonomisch-technischen  Seite  auch  auf  die  Ausführbarkeit  einer 
umfassenderen  Verstaatlichung  u.  Verkomiuunalisierung  Avichtiger 
materieller  Produktionsgebiete  liinweisen,  ja  hindräugen.  namentlich 
eben  auch,  um  das  Preisproblem  „gemeinnütziger“,  als  die 
PriA’at AA'irtschaften,  A'ollends  die  Kartelle  u.  1 rusts  zu 
lösen.  Denn:  „Avenn  einmal  Monopole,  dann  lieber  Staatsmonopole 
als  PriA-atmonopole  der  SA'ndikate  u.  Kartelle  u.  gar  der  Trusts!“ 

Das  war  die  Meinung  einzelner  „Katheder-“  u.  „fetaatssozialisten“ 
schon  länger,  auch  die  meine ; jetzt  ist  es  zu^estandenermassen  u.  offen- 
kundig auch  schon  diejenige  „besonnener  Politiker“  in  den  „bürgerlichen 
Parteien“  u.  leitender  Staatsmänner,  selbst  bei  uns  — — . 

Besonders  hervorgehoben  sei  noch  Folgendes:  «)  Es  fehlt  auch 
im  bisherigen  TaxAvesen  (Arzneitaxen  für  Apotheken.  Taxen  für 
ärztliche  Leistungen),  ja  selbst  in  der  privatwirtschaftlichen  Preisregelnng 
nicht  ganz  an  Fällen,  aa'O  die  Preise  nach  der  Leistungsfähigkeit  der 
Konsumenten  (Kunden,  Käufer)  mit  bemessen  AA'erden,  z.  B.  bei 
Honoraren  in  der  ärztlichen  Praxis,  bei  Speise-  u.  bes.  Getränketarifen 
(\Vein!)  der  Gast-  u.  SchankAvirtschaften,  wo  ausser  auf  die  Qualität 
der  Sache  u.  auf  die  notwendige  Mitvergütung  von  anderen  Kosten 
(Miete,  Ausstattung  des  Lokals  u.  dgl.  in.)_  im  Preise,  auch  auf  die  Zahl- 
kraft der  A'erschiedenen  Klassen  u.  Individuen  der  Kundschaft  bei  der 
Preisfeststellung  seitens  der  Anbieter  Rücksicht  genommen  wird.  Auch 
im  Ladenverkehr  für  mancherlei  \\  aren  kommt  das  vor,  selbst  neben 
sogen,  „festen“  Preisen.  Es  gilt  AA^enigstens  im  letzteren  Fall  als  „un- 
reell“, aber  kann  sogar  hier  kaum  unbedingt  verworfen  AA’erden,  vollends 
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nicht,  wo  überhaupt  nicht  nach  festem  Preis  verkauft  wird  Pi« 
solcher  fester.Prei,«  wird  gewSholich  als  ein  l?rcL™LeMb“ 
beweglichen  Preisen  angesehen,  um  deren  Höhe  im  KleinvSfe£  auch 

Er  wird  dabei  seitens  des  Ver- 
,,  P&r  R ^ Kostenberechnungen,  bestimmten  Profitzuschläeen 

A nt  K f f ^ mittleren,  für  die  Aufnahme  eines  bestimmten 

Angeb^s  ausreichenden  Zahlungsfähigkeit  der  gewöhnlichen  Kundschaft 

dem  Einzelkunden  diktiert.  Er  schützt  diesen  wohl  etwas  vor  über- 
massipr  Ausbeutimg  seiner  Unerfahrenheit,  Leichtsinns,  Leidenschaft 
aber  belastet  den  Einzelnen  doch  auch  leicht  zu  sehr  im  Verhältnis  zur 
individuellen  wirtschaftlichen  Lage  u.  Zahlkraft.  Der  „feste  Preis“ 
etwas  vom  Charakter  des  Taxpreises  an,  u.  es  ist  beachtens- 
vvert,  dass  dann  meist  ein  „Fortschritt“  gefunden  wird,  so  in  den 
heutigen  gegen  frühere,  in  west-  u.  mittel-  gegen  süd-  u.  osteuronäische 

orientalische  Verhältnisse.  Aber  dm-  feste 

ZahÄÄ 

dass  eben  derjenige  mit  schwächerer  Zahlkraft  vom  Erwerb  des  Guts’ 
also  von  derBedurlnisbefriedigung  mit  ihm,  ausgeschlossen  wird  zugun^tS 
dessen  mit  stärkerer  Zah  kraft  oder  dass  er  mit  der  geringererSuS 
des  Guts  voi  liebnehmen  oder,  wenn  er  durchaus  das  Gut  in  guter  Oualität 
erwerben  vvill  einen  für  seine  Zahlkraft  unverhältnismässig  hohen  ihn 

Zahtki^*'  f bestenfalls  zu linem  seiner 

Zahlkratt  entsprechenden  Preise  das  Gut  nur  einmal  erwerben  kann  wenn 

^ficbfrager  seinen  Bedarf  bereits  gedeckt  hat 
^°&®bot  noch  nicht  ganz  absorbiert  ist  Das  ffilt 
der  üblichen  Anschauung^  auch  in  der  Theorie,  vollends  bei  fen 
reicheren  Leuten  in  der  Praxis,  als  das  „Natürliche“,  „Selbstverständ- 
hche“  eine  Anschauung,  welche  doch  nur  wieder  der  rJfr  ^ 
wirtschaftlichen  u.  Privateigentumssphäre  entspringt.  Es  wird^ dabei 
ch  ganz  ubersehen,  dass  selbst  im  heutigen  \ erkÄr  noch  manniefach 
ein  andere^s  Prinzip  der  Ueberlassun|  von  Sacher^  SSen 

^ ® dai?  nach  Angebot  u.  Nachfrage“  an  den  Zafler 
des  höchsten  Preises,  daher  an  ’ den  dazu  fähigen  NachSer  an- 

IUY?h?n  Prrii  1" ^ der  \ersorgung  nach  der^E eihenfolfe  zum 
gleichen  Preise  für  alle  (wie  im  Taxw-esen  der  öffentlichen  Verkehrs- 
nstalten,  bis  einschliesslich  des  Droschkenwesens,  bei  öffentlichen 
Schaustellungen,  Theater  usw.  mit  fester  Platzzahl  einer  Platzart 
„Rangs  für  Zuschauer;,  wo  der  Reichere  eben  nicht  als  solcher 

dur?h  T?liP^-h[pt“^'  geniesst,  den  ärmeren  von  der  Bedürfnisbefriedigung 

^ Rreise  auszuschliessen.  Solche  u.  ähnliche  Ver- 

ni’  andres  Regulierungsprinzip  möglich  ist 

alb  das  übliche  (beim  Theater  wird  jenes  durch  den  „Billethanfel“  bei- 
seite  geschoben,  gilt  das  aber  gerade  als  üebelstand!)  Es  ist  nur  zu 

®te4  ^riedm  auf  dif 
^ U-  volkswirtschaftlichen  Organisation  u 
echtsoidnung  hmführen,  was  auch  in  der  heutigen  Wissenschaft  auch 
( er  deutschen,  noch  immer  nicht  genügend  erkannt  wird.  ’ 
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II.  Verteilung  der  Güter  (des  Prodnktionsertrags;  Einkommenlehre). 


Sozialisten:  Rodbertus,  z.  Bedeutung  d.  soz.  Frage,  Kapital.  Marx, 
Kapital.  2.  Aus  der  neueren  engl.  Lit.:  Marshadl,  pnnm,  aus  der 
deutschen  die  Abh.  von  Th.  Mithoff- Schönberg,  \erteilung  im 
Schönbergschen  Handbuch,  4.  A.  B.  1,  auch  für  neuere  Lit.  Dazu  meine 
Grundleg^I,  2.  Abs.  (3.  A.),  Buch  4,  Kap  2,  S.  66b— (bO,  „Bedarf  u.  Ver- 
teilungsproblem oder  die  Einkommenlehre  vom  \ erteilungsstand- 
punktW-achtet“.  3.  Ueher  die  Rechtsgrundlage  der  Verteilung 
das  Privateigentum,  meine  Gi-undlegung,  3.  Aufl.  11  Buch  2 u 
auch  für  Lit.  u.  für  Auseinandersetzung  m.  d.  Sozialismus.  4.  Statistik 
der  Einkommenverteilung.  Einkommensteuer-Statistik,  bes  die 
preussische,  sächsische,  s.  o.  S.  46,  77.  Weitere  Literatur  bei  den 
einzelnen  Lehren. 

S 57.  Einleitung.  A.  Begriff“  u.  Wesen,  Grundlage,  Vor- 
aussetzungeu  einer 

. -TT  1 • X**.. 

C’  Fonuulierung  des  Problems.  D.  Uebersicht  seiner  Losung. 
A 1 Auch  hier  ist  ein  r e i n ö k o n o m i s c h e r Begriff“  der  V erteilung 
n eine  ebensolche  Auffassung  ihres  Wesens  auf-  u.  voranzustellen, 
äiinlich  wie  für  den  Umlauf  (S.  208)  u.  in  Anknüpfung  an  dessen 
Beo-riff“  u.  Wesen.  „Verteilung“  in  diesem  Sinn  ist  danach  der- 
ieiuge  wirtschaftliche  Vorgang,  durch  welchen  ein  von  einer  Arbeits- 
u.  Besitzgemeinschaft  arbeitsteilig  gewonnener  Gesamtertrag  von 
Gütern  ' — n.  zwar  der  betreffende  volkswirtschaftliche  Kein 
ertrag  daher  nach  Abzug  blos  der  Volkswirtschaft!.  Produktions- 
kosten  vom  Rohertrag  — bezw.  der  Wert  dieses  Reinertrags  --  in 
der  einzelnen  Unternehmung  (Betrieb)  wie  in  der  ganzen  Volks- 
wirtschaft — den  mit  Arbeitsleistungen  u.  Besitzrechten  (Eigentums-, 
Forderungsrechten)  an  der  Gewinnung  dieses  Reinertrags  beteiligten 
Personen  zu  deren  Verw-endungszwecken  zur  Verfügung  gestellt 
wird,  a)  Verteilung  in  irgend  einer  Form  hat  daher,  wie  der 
üniläuf  (S.  208,  209^  ibren  letzten  Grund  in  der  Arbeitsteilung. 

b)  Sie  ist  demnach  aucli  nicht  nur  auf  der  Grundlage  der  Privat- 
ei"-entumsordnung  ii.  in  der  privatwirtscliaftl.  Organisation  vor- 
b.anden,  sondern  auch  auf  der  Grundlage  des  Gemeineigentums  u. 
der  allo-eiueinen  genieinw'irtscbaftlicben  Organisation,  so  einer  rem 
sozialisriscben,  findet  notwendig  „Verteilung“  statt.  Sie  würde  hier 
nur  prinzipiell  wie  praktisch  ein  besonders  schwieriges,  weil  em 
sehr  ei<^enartig  liegendes  psychologisches  ii.  soziales  Problem  bilden. 

c)  Anderseits  ist  es  natürlich  ein  völlig  laienhaftes  Missverständnis 
heim  „Verteilungsprohlem“  dem  Sozialismus  gegenüber  an  zwangs- 
w-eise  „Teilerei“  des  bestellenden  Einkommens  ii.  Vermögens  zu 
denken  ii.  schon  im  Ansdruck  „Verteilung“  u.  in  der  Stellung 
eines  „Verteilnngsprobleiiis*^  etwas „CTetcihrliches  ,,,lie^olutionäies 
zu  sehen,  wobei  jede  Einsicht  in  die  wirtscliaftlicheu  Vorgänge  u. 
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Deskription.  Näheres  in  dieser  Hinsicht,  auch  über  Geschichte  ii. 
Statistik  der  Verteilung,  wie  der  Preise,  gehört  wieder  mehr  m die 
spez.  ii.  prakt.  Soc.-Oekon, 

B.  Die  vier  grossen  Einkoinmenzweige  als  Teile  des 
arbeitsteilig'^  «>^ewonnenen  volkswirtschattliclien  Gresamt-  Keiiiertiags. 

1.  In  der  privatwirtschaitlichen  Organisation  sondern  u.  verselb- 
ständigen sich  prinzipiell  mit  entwickelter  Arbeits-  u Besitztheilung, 
auch  immer  reiner  mit  der  Gesamtentwicklung  der  V olkswirtschatt 
vier  Haiipteinkomnieiizweige:  (Arbeits-)  Lohn,  Zins,  (Kapit.il- 
gewinn),  Unteruehiuergewinn,  Difterentialrente,  bes.  Grundrente. 

1.  Praktisch  sind  alle  vier  Zweige  in  Irüheren  Zeiten  u.  in  ein- 
facheren Verhältnissen  in  Einer  Person  vereinigt  gewesen  (ältere  Agrar- 
produktion, auch  noch  die  für  den  Absatz  im  \ erkelir:  der  B^ei  auf 
der  eigenen  Scholle,  zugleich  seine  eigene  Hauptarbeitskratt  bei  der 
ausfahrenden  Arbeit,  der  städtische  Handwerker,  der  kleine  ILmdler). 
'2.  [m  landwirtschaftlichen  Selbstbetrieb  (der  Bauern,  bes.  der  Klein-  u. 
Mittelbauern),  im  Kleingewerbe,  wenn  der  Unternehmer  Boden  m fre- 
bäude  für  den  Betrieb  selbst  besitzt  (hier  u.  da  plattes  Land,  Klein-  u. 
Landstädte),  ähnlich  im  Kleinhandel  findet  sich  diese  Verbindung  aller 
vier  Zweige  noch  heute.  3.  In  der  Landwirtschaft  erfolgt  in  allen 
Arten  von  Pachtverhältnissen  aber  schon  die  Ausscheidung  der  Grund- 
rente u teilweise  der  Kapitalrente  u.  dann  in  Form  vereinigüei 
Grund-  u.  Kapitalrente  ihre  Verselbständigung  als  eigenartiges  Ein- 
kommen beim  verpachtenden  Grundbesitzer,  während  die  drei  anderen 
Zweite  unter  ähnlicflien  Verhältnissen  wie  bei  b noch  vielfach  ni  Einer 
Person  vereini^'t  bleiben.  4.  Mit  der  Entwicklung  des  Mietwesens,  da- 
her meist  in  Städten,  auch  für  Produktions-  u.  Geschäftsräume,  sondert 
sich  auch  die  Mietrente  hierfür,  mit  der  des  Mietwesens_  auch  für 
Wohnungen  auch  diese  Mietrente,  wieder  in  der  Form  einer  ver- 
einio^tcn  Grund-  ii.  Mietrento  immer  mehr  als  selbständiger  hinkommen- 
zweig  von  den  anderen,  etwa  noch  vereinigten  ab.  a.  Allgemeiner  er- 
folgt dieser  Vorgang  mit  der  Entwicklung  des  Kredits  auch  bezüglich 
der  (Darlehens-)  Zinsrente.  6.  Die  Ausscheidung  des  (Arbeits-)  Lohnes 
aus  dem  Kapital-  u.  Unternehinergewinn  — der  prinzipiell  auch  vor  dieser 
Ausscheidung  schon  vorhanden  ist  — u,  seine  \ erselbständigung  er- 
folgt mit  der  „Trennung  des  Arbeiters  von  den  sachlichen  Produktions- 
mitteln'‘  Boden  u.  Kapital  u.  dem  Eintritt  des  Arbeiters  in  den  Dienst 
des  Eigentümers  dieser  Produktionsmittel,  bzw.  des  Unternehmeis, 
welcher  über  sie  verfügt,  daher  am  frühesten  u.  v'ollständigsten,  ^\enu 
der  bäuerliche  Boden  an  eigene  (Privat-)  Herren  (Besitzer  ) übergegangen 
ist  welche  zu  seiner  Benutzung  (Bestellung)  anderer  Arbeitskräfte  be- 
dürfen, also  namentlich  im  Mittel-  u.  Grossbetrieb;  ferner  in  Gewerbe  u. 
Handel,  hier  zuerst  u.  auf  die  Dauer  vornehmlich  in  Städten,  mit  der 
Ausdehnung  der  Unternehmungen  (Betriebe)  über  die  eigene  Arbeits- 
kraft des  Leiters  hinaus,  also  schon  im  gewerblichen  u.  merkantilen 
Kleinbetrieb  mit  mehr  als  einer  (fremden)  Arbeitskraft,  immer  mehr  mit 

Vergrösserung  der  Betriebe.  7.  Im  Eigenbetrieb  des  „kapitalistischen 
L ntern^mers^*,  welche  mit  seinen  eigenen,  oder  mit  entlehnten  sach- 
lichen Produktionsmitteln,  Grundstücken,  Gebäuden,  Kapitalien  produziert, 
bleibt  aber  Kapital-  u.  Unternehmergewinn  stets  verbunden: 
eine  so  universelle  Gestaltung,  dass  sie  auch  für  die  Theorie  zu 
berücksichtigen  ist.  In  dieser,  wie  in  der  Praxis,  wird  daher  auch  vom 
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y)  welche  Renten-,  insbesondere  Grundrentenquote  scheidet 
dabei  noch  aus  dem  gesamten  Reinertrag,  bzw.  dem  Lrlös  dafür 
aus,  also  mit  der  Folge  einer  Verminderung  der  Quoten  aller  sonst 
Beteiligten  oder  speziell  aus  der  Profitquote,  dann  mit  der  Folge 
der  Verminderung  dieser,  bzw.  der  getrennten  Zins-  u.  ünternehmer- 
gewinn-Quote?  Sodann  b)  zweitens,  wie  verteilt  sich  absolut 
weiter  der  Klassenanteil  oder  die  Quote  jeder  Klasse  als  Einzel- 
einkommen an  die  einzelnen  Mitglieder  (Personen)  dieser  Klasse, 
daher  a)  als  Individual-Lohn  an  den  einzelnen  Arbeiter  u,  als 
Ind i vidual profit  an  das  einzelne  im  Betrieb  steckende^  Kapital 
in  der  einzelnen  Unternelimung,  auf  die  Summe  der  Kapitalien  in 
der  Volkswirtschaft;  ß)  wie  stellt  sich  danach  der  Durchsclimtts- 
lolmsatz,  wenn  der  absolute  Betrag  der  Lolmquote  auf  die  absolute 
Arbeiterzahl  und  der  Durclischnitts-Profitsatz,  wenn  der  absolute 
Betrag  der  Profitquote  auf  den  absoluten  \\  ertbetrag  der  Kapitalien 
anfireschla^en  wird? 

Gleiche  Fragen  sind  dann  weiter  zu  stellen,  ^hinsichtlich  speziell 
der  getrennt  betrachteten  Quote  des  Zinses,  des  Lnternehmerge\\inns, 
der  Rente,  bes.  der  Grundrente,  wde  sie  sieb  bzw.  auf  das  indi^aaueile 
Kapital,  Unternehmung,  Grundstück  (Gebäude)  u.  wie  sich  die  Summe 
dieser  Zinsen,  Unternehmergewinne,  Renten,  Grundrenten  aut  die  Summe 
der  Kapitalien,  Unternehmungen,  Grundstücke  (Gebäude)  verteilen  und 
welche  Durschnittszins-,  Gewinn-  u.  Rentensätze  sich  ergeben,  venn 
ebenfalls  die  absoluten  Wertbeträge  zu  gründe  gelegt  werden  bei  den 
betreffenden  Einkommen  u.  den  Objekten,  denen,  bzw.  deren  rechtlich 
über  sie  verfügenden  Subjekten  sie  zufallen? 

3.  Der  erste  Teil  des  Verteilungsproblems  (unter  2,  a)  betrifft 
die  vom  sozialen  u.  allgemeinsten  wirtscliaftUcheii  Standpunkt 
wichtigste  Frage  des  relativen  Anteils  der  Einkommenklasse  am 
(volkswirtschaftlichen)  Reinertrag:  die  grosse,  vornehmlich  Ricardo 
zu  verdankende,  vom  Sozialismus  autgenommene,  besonders  schart 
von  Rodbertus  ins  Auge  gefasste  Grundfrage  im  Verteilungsproblem, 
in  der  Tat  die  wahrhaft  soziale  Seite  dieses,  zugleich  für  die 
ökonomische  Seite  des  ,,Klassenkampfs'‘  der  wichtigste  Punkt:  der 
Klassenkampf  eben  hier  der  Kampf  um  den  Klassenanteil  am 
Reinerträge,  namentlich  zwischen  Arbeit  u.  Kapital,  aber  auch 
zwischen  Unternelimerarbeit  u.  Kapital  ii.  zwischen  Bodenbesitz  u. 
Kapital,  im  gegebenen  Zeitpunkt,  bei  gegebener  absoluter  v\  ert- 
grösse  des  Gesamt-Reinertrags  u.  in  der  Entwicklung,  Steigerung 
dieses  Reinertrags  im  Fortschritt  von  Technik,  Betriebsorgaiusation, 
Produktivität  der  nationalen  Gesamtarbeit,  also  im  dav^on  wesentlich 
mit  bedingten  Fortschritt  von  Wirtschaft  u.  Kultur,  a)  Hier  kann 
immer  nur  eine  Klasse  auf  Kosten  der  anderen  gewinnen,  zugunsten 
der  anderen  einbüssen,  da  ja  alle  in  einen  jeweils  gegebenen  Vv  ert~ 
betrag  sich  zu  teilen  liaben.  b)  „Hoch“  u.  „niedrig“  ist  hier  Lohn, 
Profit  usw.  als  relativer  Klassenanteil,  „steigt“  u.  „sinkt“  Lohn 
Profit  usw.,  wenn  er  als  Quote  vom  Gesamtertrag  grösser  oder 
kleiner  wird,  c)  Unmittelbar  besagen  diese  Klassenquoten,  ihr 
Hoch-  u.  Kiedrigsein,  ihr  Steigen  oder  Fallen  aber  nichts  hinsichtlich 
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der  Avirkliclien  (absoluten)  ökonomischen  Lage  der  Einzelnen  u. 
Avieder  ihrer  Summe,  der  Klasse,  der  Arbeiter,  "der  kapitalist.  Unter- 
nehmer usw.,  nichts  darüber,  welchen  Umfang  der  Bedürfnis- 
befriedigung, der  Reserveanlegung,  der  neuen  Kapitalbildung  u. 
-Verwendung  dem  Einzelnen  u.  seiner  ganzen  Einkommenklasse  durch 
den  Bezug  jener  Quote  ermögdicht  wird,  auch  nichts  darüber,  welche 
Veränderungen  für  sie  in  dieser  Hinsicht  mit  einer  Veränderung 
der  Quoten  eintreten.  d)  Nur  Relationen  der  Klassenlage  u, 
deren  Veränderungen  werden  durch  die  Antwort  auf  die  erste 
Fragestellung  im  Verteilungsproblem  ermittelt.  Aber  das  ist  eben 
doch  das  besonders  Wichtige,  namentlich  für  die  Klarstellung  des 
eigentlichen  Kerns  im  wirtschaftlichen  Verteilungsproblem,  damit 
aber  auch  für  den  ökonomischen  Kern  im  ganzen  sozialen  Klassen- 
problera  und  in  der  Geschichte  der  sozialen  Klassen. 

4.  Der  zAveite  Teil  des  Verteilungsproblems  (No.  2,  b oben) 
knüpft  notAvendig  an  den  ersten  an.  a)  Hier  handelt  es  «ich  erst 
um  die  jeAveilig  Avirkliche  ökonomische  Lage,  Avelche  dem  einzelnen 
Arbeiter,  Beamten,  Unternehmer,  Kapitalisten,  Grund-  (Haus-J  Eio-en- 
tümer'  im  Verteilungsprozess  zu  Teil  Avird  behufs  des  EndzAvecks 
aller  Produktion,  der  Bedürfnisbefriedigung  mit  Produkten,  auch 
behufs  der  etwaigen  Fähigkeit  der  Neubildung  A'on  Kapital  u.  da- 
mit der  Theilnahme  an  der  Ausdehnung  der  Produktion  für  diesen 
Einzelnen.  Das  ist  freilich  Avieder  für  die  Summe  der  Einzelnen  als 
Klasse,  aller  zusammen  als  Volk  das  für  ihre  ökonomische  Lebenslage 
absolut  Entscheidende,  b)  Hier  kommen  einerseits  die  Avirklichen 
^ye^tgrössen  von  Produktion,  Reinertrag,  Erlös  dafür  in  der  einzelnen 
Unternehmung  u.  Volkswirtschaft,  anderse.its  die  wirkliche  Grösse 
der  Zahl  der  Menschen  in  einer  Unternehmung,  der  Zahl  des  Volks  in 
der  VolksAvirtsch.,  in  Betracht,  die  von  dem  Reinertrag  leben, 
daraus  ihre  Bedürfnisse  befriedigen,  die  Mittel  zu  ihrer  persönlichen 


u.  zur  EntAvicklung  der  Unternehmung  u.  ganzen  VolksAvirischeft 


entnehmen  soll;  kommt  ebenso  die  Avirkliche  Wertgrösse  des 
Kapitals  u.  Grund-  (u.  Haus-)  Besitzes  in  Betracht,  für  Avelche  in 
der  gleichfalls  Avirklichen  Wertgrösse  von  Profit,  Zins,  Rente  ein 
Anteil  am  Reinertrag,  nach  der  einmal  bestehenden  Avirtschaftlichen 
Rechtsordnung,  abfällt,  beansprucht  wird,  auch  auf  die  Dauer  nach 


dem  Wert-,  Kosten-,  Preisgesetz  sich  durchsetzen  muss,  Avenn  die 


Produktion  im  erforderlichen  Umfang  des  Bedarfs  fortgehen  soll. 
Durch  die  Vergleichung  der  ersten  Reihe  Avirklicher  Wertgrössen 


mit  der  zAveiten  ergeben  sich  die  Profit-,  Zins-,  Rentenraten  in  be- 
stimmten absoluten  Zahlensätzen  (Prozenten  in  der  üblichen 
BerechnungsAveise  auf  die  feste  Einheit  von  100).  c)  Bei  dem  Ein- 
kommen jedes  Einzelnen,  des  Glieds  jeder  der  Einkommenklassen  u. 
des  BezieJiers  A-ereinigter  Einkommenarten,  in  der  oben  (8.  283, 
Nr.  B)  angegebenen  Weise,  namentlich  auch  des  Profit  be- 
ziehenden kapitalistischen  Unternehmers  ist  daher  der  absolute 
M ertbetrag  des  betreffenden  Einkommens  soAvohl  mit  dem  Last- 

mit 
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dem  Wert  seiner  Leistungen  als  mit  dem  Lustinoment  j»  ^t  u. 
Umfang  seiner  durch  den  Einkommenverbrauch  bedingten  Bedur  u,s- 
befriedigung  u.  der  Wertgrösse  seines  Bedaris  zu  vm-glmcimn 
d)  Danach  ist  hier  von  „hohem“  u.  ,, niedrigem“  Lohn  1 i^ht, 
einem  „Steigen“  u.  „Fallen“  beider  (u.  der  übrigen  Einkommen- 
arten) zu  sprechen,  im  anderen  Sinne  als  oben  bei_  den 
quoteai,  zwar  auch  Avieder  in  Vergleichung,  relativ,  aber  andei-s 
Avie  dort:  nicht  die  Vergleichung  der  Klassenquoten  nnteinander, 
sondern  diejenige  der  wirklichen  Einkommen  bei  den  Ange  lorigen 

der  verschiedenen  Klassen  mit  jenen  Last-  ^ 

hier  statt:  ob  sich  die  Einkommen  danach  günstig  oder  ungünstig 
stellen,  günstiger  oder  ungünstiger  werden.  Das  ist  sicher  ein 
Avichtiges,  für  den  Einzelnen  unmittelbar  selbst  noch  Avichtigeies 
Moment  als  dis  relative  Höhe  des  Klassenanteils,  aber  doch  nicht 
das  sozial  ebenso  bedeutsame  Moment,  Avie  diese  Hohe,  - eine 
für  die  Auffassungen  der  modernen  Arbeiterklasse,  die  eben  „klassen 
bewusst“  geworden,  besonders  beachtenswerte  latsache,  AA’elche 
theoret.  u.  pi-aktische  Gegner  verkennen,  wenn  sie  “it  dem  oft  be- 
gründeten Hinweis  auf  eine  absolut  tatsächlich  orhebhch  besseie 
ökonomische  Lage  der  Arbeiter  (Lohnhöhe,  auch  Hohe  des  eftektiven 
Lohns)  doch  nicht  den  Eindruck  machen,  den  sie  erwarten. 

D.  Vorläufige  kurze  Uebersicht  der  Lösung  des  Vei-teiluiij,s- 
iirobleiiis  unter  den  obigen  \ oraussetzungen : dei  ge  ge 

Höhe  des  volkswirtschattl.  Reinertrags,  bzw.  gegebenen  Hohe 
des  Erlöses  dafür  im  Verkehr  (wofür  auf  die  1 reistheorie 
nehmen  ist),  hier  jetzt  in  Beschränkung  aut  die  \ erteilung  zwischen 
(gedingten)  Arbeitern  u.  kapitalist.  Unternehmern,  also  als  Lohn  u. 
Äofit.  1.  Die  relative  Verteilung,  d.  h.  die  Bestininiung  dei 
Höhe  der  Klassenquoten,  der  Lohn-  u.  Profitquote  ist  iin  ^ystem 
der  freien  Konkurrenz  in  der  privatAvirtsch.  ürganisation  das  Er- 
gebnis von  Kämpfen  auf  dem  Rechtsboden  A'on  persönlicher  Frei- 
heit 11  Privateigentum  an  den  sachlichen  1 roduküonsmitteln,  Boden 
(Gebäude)  und  Kapital,  Kämpfen,  Avelche  durch  \ ertragsschluss, 
speziell  über  den  Arbeitslohn,  zur  Entscheidung  kommen.  ») 
Regelung  des  Inhalts  dieser  Verträge  erfolgt  nach  den  beiden 
Preisgesetzen,  von  Angebot  u.  Nachfrage  u.  von  den  1 roduktions- 
kosten.  b)  Diese  Gesetze  erfahren  aber  wegen  der  Eigentümlichkeit 
der  „Ware“  Arbeit  hier  gewisse  Modifikationen  (u  § 64  tt.). 
c)  Von  entscheidender  Bedeutung  erAveisen  sich  cc)  aut  Arbeiter- 
seite aa)  deren  Zahl  u.  die  Veränderung  darm,  zeitlich  u.  örtlich, 
daher  Avesentlich  die  durch  Geburts-  u.  bterbezifter  bedingte  zei  - 
liehe  Bevölkerungsbewegung,  die  Altersghederiing  der  Bevölkerung, 
die  Wanderungsbewegung,  m.  e.  W.  die  Bevolkerungstrage  rn 
überall  in  ihre  beherrschende  Stellung  (s.  b.  49  Kap.  4)_;  bb)  die 
Organisation  der  Arbeiter  zur  Wahrung  ihrer  Interessen  im  Kampf 
um  den  Lohn,  bes.  bezüglich  der  Regelung  des  Angebots  a_oii 
Arbeitskräften  auf  dem  Ärbeitsmarkte,  der  Nachfrage  gegenüber 
(§  66,  67).  ß)  Auf  Seite  der  kapitalist.  Unternehmer  ist  Amn  ent- 

Ä.  Wagner,  soz.-ökon.  Grundriss,  4.Auü.  19 
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5Cüei(lencler  Bedeutung;  aa)  der  durch  ihre  Produktionsaufgaben  und 
Äjele  bestimmte  u.  durch  ihre  zur  Arbeitrrbeschäftig*ung  vertug’baren 
n^teiiellen  Mittel  beg;renzte  Bedarf  an  fremden  Arbeitskräften 5 
bb)  die  Organisation  dieser  Unternehmer  als  Arbeitgeber  zur  Wahr- 
nehmung ihrer  Interessen  im  Kampf  um  den  Lohn,  der  für  sie  zu- 
gleich der  Kampf  um  den  Profit  ist,  bes.  bezüglich  der  Regeluii«" 
der  Nachfrage  nach  Arbeitskräften  auf  dem  Ai’beitsmarkte  <>*ee;’en- 
über  dem  Arbeitsangebot  (§  66,  67). 

^ 2,  Wenn  nicht  nur  die  Grösse  des  Werts  des  Volkswirtschaft!, 
Reinertrags,  bzw.  des  Erlöses  dafür,  sondern  auch  die  relative  Ver- 
teilung dieses  Ertrags  u,  Erlöses  in  Lohn-  u.  Profitquote  gegeben 
ist,  ist  für  die  absolute  Uurchschnittshöhe  des  Lohns  des  einzelnen 
Arbeiters  die  Zahl  der  von  den  kapitalistischen  Unternehmern 
beschäftigten  Arbeiter  u,  für  die  absolute  Uurchschnittshöhe  des 
Profits  (Kate)  die  W^erthöhe  des  beschäftigten  Kapitals  massgebend; 
wieder  in  der  Einzelunternehmung  u.  in  der  ganzen  Volkswirtschaft, 
a)  Uie  absolute  durchschnittliche  Lohnhöhe  u.  die  dadurch  bestimmte 
jeweilige  wirkliche  ökonomisclie  Lage  des  Arbeiters  — gegebene  feste 
Preise  für  den  Umsatz  von  Geldlöhnen  in  naturale  Güter  zur  Be- 
dürfnisbefriedigung vorausgesetzt  — hängt  daher  dann  von  drei 
Momenten  ab:  a)  von  der  absoluten  W^erthöhe  des  Reinertrags, 

von  der  Höhe  der  Lolinquote  gegenüber  der  Profitquote,  v)  von 
der  Zahl  der  zu  beschäftigenden  Arbeiter. 

Zu  Hierin  besteht  Interessensolidarität  von  Arbeiter  u.  Arbeit- 
geber, von  „Kapital  u.  Arbeit''*.  Daher  auch  das  stärkste  Arbeiter- 
interesse,  dass  die  ^ Produktion  u.  die  sie  ausführende  Unternehmung 
quantitativ  u qualitativ  das  Höchste  leiste,  in  technischer,  betriebs- 
organisatonscher  Hinsicht,  in  Reduktion  der  natürlichen  Kosten,  in 
Arbeitsintensivität,  auch  im  Absatz  in  Erzielung  höchstmöglicher  Preise 
u.  geringster  Kosten,  weil  davon  die  Höhe  des  Erlöses  abhängt.  Zu 
Hier  besteht  Interessengegensatz  zwischen  Arbeiter  u.  Arbeit^j-eber,  als 
„Kämpfern  um  die  Verteilung  des  Reinertrags“  u.  stärkstes ’lnteresse 
üir  die  Arbeiter,  soweit  rein  ökonomische  Rücksichten  entscheiden,  die 
Donnquote  auf  Kosten  der  Profitquote  zu  steigern,  diese  horabzudrücken 
wenigstens  bis  zu  dem^  Punkte,  also  bis  zu  der  Miiiimalrate,  bei 
welcher  der  kapitalist.  Unternehmer  immer  noch  geneigt  bleibt,  event. 
gedieh  nur  die  Umstände  gezwungen,  seine  Arbeitskraft  u.  sein 

Kapital  in  der  Unternehmung  zu  belassen  u.  fortdauernd  Arbeiter  in 
dem  Umfang  zu  beschäftigen,  dass  seine  Nachfrage  nach  Arbeit  das 
Angebot  von  Arbeit  aufnimmt  (deckt).  Anderseits  besteht  stärkstes 
Interesse  des  kapitalistischen  Unternehmers,  die  Profitquote  auf  Kosten 
der  Lohnquote  zu  erhöhen,  diese  herabzudrücken,  wenigstens  bis  zu  dem 
runkte,  also  dem  Minimallolinsatz,  bei  welchem  der  Arbeiter  immer 
noch  geneigt,  eventuell  freilich  seinerseits  nur  gezwungen,  aber  imnier- 
hm  auch  noch  imstande  ist,  ein  dem  Bedarf  der  Kachfrage  entsprechendes 
Arbeisangebot  zu  stellen,  weil  ihm  der  Minimalsatz  wenigstens  noch 
das  Lebra  zu  fristen  11.  genügend  arbeitsfähig  zu  bleiben  gestattet, 
^u  y\  Hier  besteht  ebenfalls  Interessengegensatz  zwischen  beiden 
teilen  u.  das  stärkste  Interesse  des  Arbeiters,  sein  Arbeitsangebot  dem 
Hedart  gegenüber  richtig  zu  regeln  durch  angemessene  Organisation, 
namentlich  em  zu  starke.s  Angebot  durch  zu  grosse  u.  zu  rasche  Volks- 
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Vermehrung,  speziell  in  der  Arbeiterklasse  u.  durch  Wanderungszuzug 
von  Arbeitern  zu  verhüten,  event.  den  W egzug  zu  fördern.  Anderseits 
besteht  das  entgegengesetzte  Interesse  des  kaiiitalist.  Unternehmers  u. 
Arbeitgebers,  sowie  dessen  Interesse,  durch  Organisation  bes.  behuts 
Regelung  der  Nachfrage  nach  Arbeit  die  Bestrebungen  der  Arbeiter 
kreuzen  zu  können,  Zuzug  von  Arbeitern  zu  fördern,  Wegzug  zu 

hemmen. 

E.  Aushedungenes  Einkommen  im  Unterschied  vom 
eigens  selbstäiulig  erworbenen  u.  sogen,  „ursprünglicben“ 
(„natürlichen'-).  1.  Bei  Veraingung  der  Arbeitskraft,  \erleilmng 
des  Kapitals,  speziell  des  beweglichen,  daher  meist  zunächst  des^  in 
Gcldtbrm  erscheinenden  rDarlelien,  doch  auch  Gehi-auchsleilie^  V er- 
inietum^  von  Gebäuden  (u.  Teilen  davon),  Verpaclitung  von  Grund- 
stücken erscheint  Lohn,  Zins,  Kcnte  als  aushedungener  Anteil  am 
Produktions-Reinertrag,  als  Preis,  welchen  der  Ünternelimer  Jur  die 
Ueherlassnng  der  Arbeitskraft,  des  Kapitals,  Grundstücks,  Gebäudes 
zur  Ausnutzung  bezahlt,  regelmässig  mit  der  Verpflichtung,  soweit 
notwendig,  den  aushediingenen  Betrag,  wenn  der  Reinertrag  ihn 
nicht  oder  nicht  voll  deckt,  aus  seinem  Einkommen  oder  V ermogen 
(seinem  Kapital,  auch  mittelst  Verringerung  seines  Untcrneliiner- 
«•ewlnns  bzw.  Profits  oder  mit  Hilfe  von  Kredit,  den  er  autnimmt) 
zu  ergänzen.  2.  Ein  solches  Ausbedingen  entfällt  dagegen  beim 
Profit  u.  Uuteniehmergewinn,  die  eben  nur  eigens  „aut  eigene 

Rechnung“  erworben  Averden  können. 

Doch  kommen  wohl  Analogien  zu  ausbedungenein  Einkommen  auch 
hier  vor,  so  in  den  Direktorengehalten  (u.  etwaigen  Garai^ien  nir 
Minimal-Tantiemen  vom  Reinertrag)  für  die  Leiter  u.  Betnebs- 
orixanisatoren  der  Unternehmung  in  Beaintenstellung,  auch  in  k allen, 
Avo  ein  Dritter,  z.  ß,  der  frühere  Inhaber  einer  Unternelnming  seinem 
Rechtsnachfolger,  für  kürzere  oder  längere  Zeit,  etAva  einen  Munmal- 
Reinertrag  (Profit,  Unternehinergowinn,  — Dividende  für  Aktiengesell- 
schaften) garantiert.  .Mittelst  der  Versicherungsnahme  für  gewisse 
geschäftliche  Gefahren  von  Verlusten,  Avelche  der  Unternehmer  sonst 
selbst  trägt,  wird  ferner  in  der  scliliesslichen  W irkun^  auch  etwas  er- 
reicht das  auf  ein  „Ausbedingen“  von  Kostenbestandleflen  lunauskommt. 
Hier  wird  die  ausbedimgene  Versicherungsprämie  zur  Grenze  der 
etwaigen  Verluste,  wodurch  auch  die  Aufzehrung  desProhts  durch  diese 

Verluste  begrenzt  wird.  • i i • • 

3.  Vom  „ausbedungenen**  Eiiikominenbetrag  lasst  sich  derjenige 

AVertbetrag  unterscheiden,  welclier  der  Mitwirkung  von  Arbeit. 
Kapital,  Boden,  wie  auch  von  ünteinelnnerfunkiionen  an  der  Ge- 

AvinniingdesWerts(les(volkswirtschaftlicben)Reinertragszu/aischmbeii 

ist,  der  wohl  sogenannte  „ursprüngliche“  (auch  wohl  mit  (lern 
Namen  „natürlicher**  bezeielinetei  Einkommenbetrag,  a)  Aber, 
wenn  auch  die  Annahme  einer  solchen  Mitwirkung  der  3 Elemeiye 
für  die  Wertgewinnung  zugestanden  Avird,  so  lassen  sich  doch  die 
Grössen  dieser  Quoten  für  die  betrefienden  „ursprünglichen“  Ein- 
kommen teils  gar  nicht,  teils  nur  ji^tuz  bedingt  zifiernmässig  te.st- 
stellen.  Der  Reinertrag  ist  eben  das  Ergebnis  des  Zusammen- 
wirkens A'on  Unternehmer,  Arbeiter,  Kapital,  Boden,  ein  „Gesamt- 
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Produkt“,  dessen  einzelne  Wertteile  sich  meist  nur  auf  Grund  von 
Fiktionen  u.  nach  Analogien  mit  Verhältnissen  heim  aushedungenen 
Einkommen  grade  auf  das  bestimmte  mitwirkende  Element  zurück- 
fuhren lassen.  (Zweifelhafte  Ergebnisse  der  Versuche  v.  Thülmen’s, 
den  sogen,  „natürlichen“  Arbeitslohn  zu  ermitteln,  dafür  selUst  eine 
k omiel  zu  gewinnen,  wobei  aber  die  ganze  Fragestellung  angefochten 
werden  kann,  s.  meine  Grundlegung.),  b)  Gleichwohl  ist  der  Ge- 
danke des  „ursprünglichen“  Einkonnnens  durchaus  richtig,  er  hat 
auch  für  die  praktische  Gestaltung  des  ,, ausbedungenen“  Einkommens 
Bedeutung:  a)  der  Maximal  betrag  dieses,  des  Lohns,  des  Leih-,  Miet-. 
1 aclitzinses,  der  Keute  wird  durch  die  Ilölie  des  ursprünglichen  auf* 
die  Dauer  nach  oben  zu  begrenzt.  Er  wird  regelmässig  unter  dieser 
Höhe  stehen,  weil  sonst  für  den  ünternehmer  gewöhnlich  — nicht 
ausnahmslos  — kein  Keiz,  weil  kein  Vorteil  bestände,  fremde 
Arbeitskraft  zu  beschäftigen,  fremdes  Kapital,  Grundstück  zu  be- 
nutzen. ß)  Auch  der  Minimalbetrag  des  betreffenden  ausbedungenen 
Einkommens  wird  auf  die  Dauer  zwar  nicht  durch  die  Höhe  des 
ursprünglichen  nach  unten  zu  begrenzt,  vielmehr  regelmässig  aus 
dem  gleichen  eben  angedeuteteu  Grunde  unter  dieser  Höhe  stehen 
Aber  diese  wird  doch  für  jenen  Minimalbetrag  nicht  ohne  Einfluss 
sein,  indem  zwar  der  ausbedungene  Betrag  unter  Umständen,  welclie 
sonst  die  Beschäftigung  fremder  Arbeitskräfte,  Kapitalien  usw.  noch 
rätheh  machen,  Avenigstens  bis  zu  dieser  Höhe  emporsteigen  oder 
darauf  gehalten  werden  kann,  also  nicht  notwendig  stets  niedri«'er 
stehen  muss,  aber  doch  in  der  Kegel  auch  nicht  höher  stehen  kann. 

k • k üi  die  weitere  Behandlung  der  Lehre  von  der  \ erteilun"' 
Avird  im  Folgenden  so  verfahren,  dass  1.  zunächst  im  1.  Abschnitt 
die  EinkommenzAveige  isoliert,  in  ihren  spezifischen  Eigentümlich- 
keiten u.  nach  denjenigen  speziellen  Bestimmgründen,  welche  sich 
bei  einem  jeden  geltend  zu  machen  streben,  erörtert  Averden  (§  58 
bis  63),  2.  sodann  im  2.  Abschnitt  das  volkswirtschaftliche  Verteilungs- 
problem im  Zusammenhang  u.  in  der  gegenseitigen  Ab- 
hängigkeit  der  EinkommenzAveige  von  einander  untersucht 
AA'ird  u.  zwar  vornehmlich  für  den  Avichtigsten  Teil  des  Problems, 
die  Verteilung  des  (volkswirtschaftlichen)  Keinertrags  als  Lohn 
(Lohnquote)  für  die  Arbeiter  u.  als  Profit  (Profitquote)  für  die 
kapitalistischen  Unternehmer  im  Selbstbetieh  u.  bei  eigener  Be- 
schäftigung ihrer  sachlichen  Produktionsmittel  — der  ihnen  gehöri'i’en 
u.  der  von  ihnen  bei  anderen  entlehnten  — . Im  ersten  Abschnitt 
kommt  die  Frage  der  absoluten  J.ohn-  u.  Profithöhe  zur  Er- 
örterung, aber  vornehml.  nur  nach  den  Gesichtspunkten,  Avelche  aus  der 
Betrachtung  der  EinkommenzAveige  in  ihrer  Isolierung  sich  ergeben. 
Im  zAA'eiten  Abschnitt  handelt  es  sich  vornehmlich  um  das  Problem 
der  relativen  Verteilung,  eines  gegebenen  Eeinertrag,  hezAv. 
Erlöses  dafür  u.  um  die  Frage  der  absoluten  Höhe  von  Lohn  u 
Profit  u.  der  davon  abhängigen  ökonomischen  Laire  der  Einkommen- 
bezieher bei  gegebener  Gestaltpg  auch  der  Quoten  von  Lohn 
u.  Profit.  Das  Wichtigste  ist  diese  Untersuchung  im  ZAveiten  Ab- 
Bcnnitt,  weil  hier  alles  zusammenfliesst. 
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A.  Die  Einkorn meiizweige  isoliert  betraehtet. 

1.  Der  Lohn  (Arbeitslohn).  (Theorie;. 

Lit.  s.  schon  oben  bei  „Arbeit“  (S.  137)  u.  der  BevöÜkerun^^^ 
lehre  (S.  41).  1.  Klass.  Theorie,  Smith , Ricardo , bes.  Kap.^^.^^ 

Mill  B Kat)  11— U.  Marsliall,  pnnc.  bes  B Kap. 
m u n Ünteisucl^  Abh.  7.  v.  Thüneu,  Isol.  Staat  T.  2,  (dazu  kritisch 

d.‘Aufs.  von  Helferich,  Tüb.  Ztschr.  s?höS- 

Brentano  v Falck,  Schumacher,  Schmidt,  Pohl).  \ . benon 
hlri  AvL  Arbeitslohn  im  H.-W.-B.  d.  St  A.  Lange,  die  Arbeiter- 
frage’l.  AuH.  lS7it.  Schmoller,  Grundriss,  Herkner.Arbeitei frage 
(L  Aiifl.  190.')).  2.  Die  Literatur  über  Ge  werk  vereine^  Lw 

laiiour,  deutsch  von  Scliramm  1S70.  Brentano, 

Getrenwart  B 1S71  72,  ders.,  Arbaitsverhältnis  gemäss  d.  heut  Recht, 
ts7?  dei  s.\\r^^^^  u.  Arbeitszeit  2.  A..  ders.  zur  Lehre  von  den 

Lohn  Steigerungen  Hildebr.  Jahrb.  B.  IG,  IMTL  ders.,  Art.  (^w  erk\  eieine 
H-W.-B^d.  st.  B.4,  daselbst  Lit.,  d e rs.,  im  Archiv  d.  soz.Geset^^eb^^ 
1890.  Art.  Gewerkvereine  von  verschied.  Autoren  im  ^ ‘ • 
B.  4.  v.  Schulze  - Gävernitz,  zum  sozi^en  Freden  2 
Schmöle,  sozialdem.  Gewerkschaften  E.  Engel,  I reis  ^ 

Arlieit  ISöG.  2.  A.  I.s7.).  3.  Ueber  das  BesoldungSAV'esend.  Beamten. 
Engel,  eb.,  Ä.  Wagner,  Finanzwiss.  .‘5.  A.  1883  B.  1 § 1-^- ff-, 
rissf  Vorles  -R  ff.  Iin  Beaintengehalt  liegt  em  wichtiges  Beispiel  autori- 
?ati  ver  Lolmbestimmung  vor,  prinzipiell  u.  praktisch  bedeutsam  als  eine 
Art,,  r.ohntaxe“  für  A rbeit,  auch  theoretisch  wichtig  gegenüber  der  Annahme 

der  notwendigen“  Lohnregelung  bloss  durch  KonkuiTenzinomente  (,,Ai 

n-iiUnf  n s 0 S W).  4.  Eie  sozialistische  Literatur,  mit 

Lhntheorie  u.S^chiiderungen  der  Arbeitslohnyerhältm^ 

Marx  Engels,  Lage  der  arbeit.  Klassen  m Lngland  ...  Auti. 
Lssalle  Kapital  und  Arbeit.  H.  George,  Fortschl^  und  Armut 
Programme  der  sozialdemokr.  I’aitei  in  Deutschland.  Diese  ^ 
Kriük  bei  Wagner,  das  neue  Progr.  d.  Sozialdemokratie.  Beilin 
Ant  Menger,  das  Recht  auf  den  vollen  Arbeitsertrag,  o.  Ueber 
Lohnsysteme:  Brentano  a.  a.  0.,  v.  Zwiedineck-Si  denhorst. 
Lohnpolitik,  Bernhard,  Akkordarbeit  in  Deutschland  l.KG.  Tfnter- 

suchungen  über  Entlöhnungsmethoden  in  verschiedenen 

mehrere  Hefte,  v.  Bosselmann,  Schulte,  limmeimoum  (l.wj. 

Ueber  Gewinnbeteiligung  der  Arbeiter  der  Art.  von  Ys78 

H.-W.-B.  d.  St.  (Lit.)  V.  Böhmert,  Gewinnbeteiligung  2.  ß.  IbiH, 
Frommer  1886.  H.  Freese.  Weiteres  über  die  Arbeitszeit,  Arbeiter- 
fage  und  Lebensweise,  Lohnstatistik  Arbeiterbud.ets  in  den  Sc^ 
u.  V^orlesiingen  über  prakt.  ISationalokonomie  und  über  die  Ai^iter 
frage.  S.  die  Artikel  unter  den  betreffenden  Schlagcvorten  im  H.-W 
d.  St.  Auch  die  Lit.  bei  den  folgenden  Abschnitten  gehört  z.  T.  mit 

hierher  ^ ^ Allgemeines.  A.  Terminologisclies.  B.  Be- 
trachtuiigs-  u.  Interessenstandpunkte.  C.  Arten  u.  Formen. 
Zu  A i.  Begriff'  des  Lohnes.  Auch  hier  ist  wieder  eine  rem 
ökonomische  u.  eine  historisch- rechtliche  Auffassung  u.  danach  eine 
verschiedene  Begriffsbestimmung  zu  untei-scheiden.  a)  Eolin  im 
ersten  Sinn,  als  rein  Ökonom.  Kategorie  ist  der  Anteil  des  Arbeiters 
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als  solchen  am  Volkswirtschaft!.  Produktions-Reinertrag  fiir  die  bei 
dessen  Gewinnung  beteiligte  Arbeitsleistung,  als  deren  Entgelt  und 
Gegenwert,  b)  Der  Begriif  des  Lohns  im  historisch-rechtlichen 
Sinne  ist  wieder  abhängig  von  der  Rechtsordnung,  speziell  auch 
wieder  von  der  Stellung  des  Arbeiters  in  dieser;  a)  Auch  bei  per- 
sönlicher Unfreiheit  des  Arbeiters  kann  von  „Lohn‘*  gesproclien 
Averden,  er  wird  hier  durch  die  Unterhaltskosten  des  Unfreien 
(Sklaven)  dargestellt,  wird  aber  bei  strenger  Schlussziehung  aus 
dem  Rechtsprinzip  der  Unfreiheit,  daher  bei  Auffassung  des  Sklaven 
als  Sache,  nicht  als  dessen  ,, Einkommen“,  sondern  für  den  Sklaven- 
herren als  Teil  der  volkswirtschaftlichen  Produktionskosten,  wie  die 
Unterhalts-,  Futterkosten  des  Viehs,  anzusehen  sein,  ß)  In  anderen 
Rechtssysteraen  mit  autoritativer  Regelung  der  Verteilung, 
ist  der  Lohn  der  autoritativ  bestimmte  Anteil  am  volks- 
wirtschaftlichen Reinertrag  der  Produktion  (Unternehmung)  für  das 
mitarbeitende  Glied  der  Arbeitsgemeinschaft,  wie  im  Familienverband 
(Verköstigung,  Verpflegung,  Zutaten),  in  }»atriarchal.  Verhältnissen, 
im  öftentlichen  Beamtentum  (Gehalt,  nebst  Ansprüchen  auf  u. 
späterer  Zahlung  von  Pensionen,  Ruhegehalten  u.  dgl.  als  ver- 
schobener Gehaltszahlungen)  u.  iin  sozialistischen  Wirtscliaftssystein, 
w'o  notwendig  der  dem  „Genossen^*  in  der  Arbeitsgemeinschaft  zu- 
tallende  Anteil  eben  aucli  autoritativ  l)estimmt  werden  müsste: 
das  schwierige  „Verteilungsproblem“  liier,  über  Avelches  sich  auch 
die  Sozialist.  Theoretiker,  die  Koryphäen  nicht  ausgenommen,  nicht 
klar  sind  oder  sein  wollen,  jedenfalls  ausschweigen,  y)  In  den 
„Gebundenheitsordnungen“,  wie  der  älteren  Agrar-  u.  bes. 
der  Gewerbeverfassung  (Zunftwesen,  Lohntaxen,  analog  auch  für 
Dienstgewerbe,  in  Resten  noch  heute  in  solchen  Taxen  lür  Boten, 
Dienstmänner,  Fremdenführer  u.  dgl.  m.)  ist  der  Lohn  ein  durcli 
Autorität  u.  Sitte  geregelter  bestimmter  Anteil  am  Reinerträge. 
d)  Iin  freien  Verkehrssystem  (Gewerbefreiheit)  ist  der  Lohn 
der  durcli  Vertrag  zwischen  freiem  Arbeiter  u.  Unternehmer  (Arbeit- 
geber) geregelte  Anteil  an  diesem  Ertrag,  wenn  er  auch  zunächst 
nicht  als  solcher  erscheint  (s.  unten  No.  2).  Dieser  Vertrag  lässt 
sich  hier  unterscheiden  aa)  als  Individualvertrag,  zwischen  dem 
einzelnen  Arbeiter  u.  seinem  Arbeitgeber,  bb)  alsVerbandsvertrag 
zwischen  Gemeinschaften  organisierter  Arbeiter  mit  dem  einzelnen, 
regelmässig  ebenfalls  mit  einer  Gemeinschaft  organisierter  Arbeit- 
geber (Tarifverträge). 

Der  Individualvertrag  ist  im  freien  Verkehr  die  historisch  über- 
kommene Regel,  sein  Ersatz  durch  Verbandsvertrag  das  Ergebnis  der 
neueren  Arbeiter-  u,  Arbeitgeberorganisationen  (Gewerkvereinswesen). 
Herkommen,  Sitte  wirken  beim  Individualvertrag  meistens  mit,  wie 
auf  die  anderen  Bedingungen  (Zeit,  Disziplin  u.  a.  m),  so  auf  die  Lohn- 
höhe, Lohnzahlungszeit  u.  dgl.  m.:  mitunter  zum  Nachteil,  überwiegend 
doch  wohl  zum  Vorteil,  zum  Schutz  des  Arbeiters,  als  des  Schwächeren 
im  Konkurrenzkampf. 

2.  Oekonomisches  Wesen  des  Lohns  in  unserer  Rechts- 
ordnung: der  Lohn  wird  hier  regelmässig  nicht  unmittelbar  aus 
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dem  Produktions-Reinertrag  gezahlt,  noch  nach 

mir  in  Ausnahmetallen,  meist  nur  als  Zuschuss  zu  anders  ge 
llueru  noSrtcm  Lohn  in.  System  d«  Öow 
o S.  136),  sonilcrn  aus  Knliitn  dos  LiiternnliiiMis 

o-'ebers')  speziell  aus  dem  zu  diesem  Kapital  gehörenden  „Lo 
fonds“  cLi  welchem  event.  auch  Nntzungsgewahrungen,  /.  B 
Wötag  Snzmsetzen  sind)  vorschussweise  mit 

^ -Sie  :i5^1m.ssigen 

Forte-in<-  der  Produktion  auch  zutreffenden  — A oraussetziing  eines 
WkderersatzeLlieses  Vorschusses  aus  dem  (volkswirtschattlicheu, 
d hnmer^^^^  alleinigem  Abzug  der  v o 1 k s wxrtschatthchen 

Kosten  vom  Rohertrag  sich  ergebenden)  Reinertrag  bzw.  aus  dem 
FrlS  dato  Daher  ist  schliesslich  auch  der  so  aus  dem  Kapital 

des  Unternehmers  bezahlte  Lohn  ^""vLIhn  Jo^der 

Reinertrag  oder  Erlös  (s.  o.  schon  S.  144,  im  Abschn.  ^on  dei 

ArbtK  ^'j^gYv,^hUuigs-  u.  Interessenstandpunkte.  Hier  sind 
tinlrhe  1 der  \rheiter,  2.  der  Unternehmer  (Arbeitgeber),  3 dei 

uttoneiimung  a^^^  des  volkswirtschaftlichen  .1  roduktions- 

pi«s.  damit  der  Standpunkt  der  Volkswirtschatt  überhaupt  zu 

"nte^yfe^^^l^'irbeiterstandpunkt.  a)  Kur  ein  ganz  einseitiger 

Betrcdlitiings-  u.  Interessen-Klassenstandpunkt  des 

^vo^1e“”ivträ-^dL  \rbeiter  ganz  zuzufallen  hätte,  sein  zu  be- 
ä.Cd,eÄmc;i  k „voll  100  pC.  “ .lieses 
DieW  Auffassung  u.  For.lcmng  .st  < .o  fonual  ‘»f 
Konsequenz  der  sozialistischen  ertlelue  (o.  b.  34), 

Prinzirdie  Arbeit  des  Arbeiters  i.  e.  S.  (was  treihch  dann  selbst 
in  dieLr  Lehre  doch  nur  mit  Modifikationen,  so  mit  Berucksicbtigun 
auch  anderer  hier  mitspielender  Arbeit  festgebalten  wird),  di^^s 
allein  w er tscli affende  Element  ist.  Diese  Konsequenz  steht  u. 

* fällt  mit  ihrer  Prämisse,  die  eben  unrichtig  ist,  wenn  u.  Aveil 
■^rbeit‘‘  iito  Sozialist.  Sinn  viel  zu  eng  interpreüert  wd 

Fo  S 34)  Wie  praktisch  stets,  so  auch  prinzipiell,  nach  «cjitoei 
Thärt  ^ kann  es  sich  auch  für  den  Arbeiter  in  Betreft  des  Lohns 
torer  nur  um  oineu  Anteil  a...  Pro.luktio,,s-Re...ertn.go  m.  bmne 
eines  Teils,  einer  t^uote  davon  handeln,  um  eine  Teilung 
zwischen  Arbeiter  ii.  Unternehmer,  zwischen  Lohn  u.  Pio  . 
h)  Für  die  Vornahme  dieser  Teilung  machen  ^^h  dann  vom  ^ 
trachtunes-  u Interessenstandpunkt  des  Arbeiters  joige« 
Erwägungen  für  seine  Bestrebungen  liinsiclithcli  der  Lohnliolm  an 
fich  ffiolut)  u.  als  Anteil  am  Reinerträge  (re  ativ)  bemerk- 
bar a)  Diese  Momente  üben  auch  auf  die  Regelung  der  o n 

hölie  in  verschiedenen  Beschäftigungen  (§  |9) 
einzeln  u.  vereint,  mehr  oder  weniger,  ß)  Ferner  ist  bei  der  ve 
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als  solchen  am  Volkswirtschaft].  Produktions-Reinertrag  für  die  bei 
dessen  Gewinnung  beteiligte  Arbeitsleistung,  als  deren  Entgelt  und 
Gegenwert,  b)  Der  Begriff  des  Lolms  im  historisch-recbtlichen 
Mnne  ist  wieder  abhängig  von  der  Reditsordnung,  speziell  auch 
wieder  von  der  .Stellung  des  Arbeiters  in  dieser:  a)  Auch  bei  per- 
s<u,hcher  Lnfrei beit  des  Arbeiters  kann  von  „Lohn“  gesproclien 
werden,  er  A\ird  hier  durch  die  Unterhaltskosten  des  Unfreien 
(^Sklaveiv  dargestellt,  wird  aber  bei  strenger  Schlussziehung  aus 
dem  Rwhtspnnzip  der  Unfreiheit,  daher  bei  Auffassung  des  Sklaven 

??aclie.  nicht  als  dessen  „Einkommen“,  sondern  für  den  Sklaven- 
berren  als  l eil  der  volkswirtschaftlichen  Produktionskosten,  wie  die 
Lnterhalts-,  hutterkosten  des  Viehs,  anzusehen  sein.  In  anderen 
Recli^Lssysäenien  mit  autoritativer  Regelung  der  Verteilung, 

i®’’.  bestimmte  Anteil  am  volks- 

wirtscdialthchen  Reinertrag  der  Produktion  (Unternehmung)  für  das 
mitarlx-itende  Glied  d^i-r  Arbeit.sgemeinschaft,  wie  im  Familien  verband 
( \ erkustigung,  ^ erpHegung,  Znt.aten),  in  patriarchal.  Verhältnissen, 
1111  öffentlichen  Beamtentum  (Gehalt,  nebst  Ansprüchen  auf  u! 
Spaterer  >^ljlun<r  von  Pensionen,  Kuliegelmlten  n.  <lgl.  als  ver- 
scholjener  Gehaltszahlungen)  u.  im  sozialistischen  Wirtschaftssystem, 
wo  notwendig  der  dem  „Genossen“  in  der  Arbeitsgemeinsclnift  zu- 
tallende  Anteil  eben  auch  autoritativ  besrimmt  werden  müsste- 
das  schwierige  ,,\  erteihingsprobhm^  hier,  über  welches  sich  auch 
die  Sozialist.  Iheoretiker,  die  Kon-phäen  nicht  ausgenommen,  nicht 
klar  sind  oder  sein  wollen,  jedenfalls  ausschw-eigen.  y)  Inden 
..Geb^undenheitsordnuiigeii“,  wie  der  älteren  Agrar-  u.  bes 
der  GewerU>verfassmiig  (Zunftwesen,  Lohnta.ven,  analog  auch  für 
Dieiistgewerbe,  in  Re.sten  noch  heute  in  solchen  Taxen  für  Boten 
Dienstnianncr,  Freindentührer  n.  dgl.  m.)  ist  der  J.ohn  ein  durch 
Autorität  u.  .-Mtte  geregelter  bestimmter  Anteil  am  Reinerträge. 
O;  Im  freien  ^ erkehrssy stein  (Gewerbefreiheit)  ist  der  Lohn 
der  durch  Vertrag  zw  ischen  freiem  Arbeiter  u.  Unternehmer  (Arbeit- 
ge  jer)  ^regelte  Anteil  an  diesem  Erti-ag,  wenn  er  auch  zunächst 
nicht  als  solcher  erecheint  (s.  unten  No.  2).  Dieser  Vertrag  lässt 
sich  hier  unterscheKlen  aa)  als  Individualvertrag,  zwischen  dem 
einzelnen  Arbeiter  u.  seinem  Arbeitgeber,  bb)  als  Ver  band  svertra- 
zwischen  Gemeiiiwhaften  organisierter  Arbeiter  mit  dem  einzelnen 

n-geliiiassig  ebenfalls  mit  einer  Gemeinschaft  organisierter  Arbeit- 
gc‘ber  (lanfverträge). 

t Individualyertrag  ist  im  freien  Verkehr  die  historisch  über- 

k«anmene  Ift-gel,  sein  Lrsatz  durch  Verbands vei-trag  das  Ergebnis  der 

.'^,’''’^^^p!^^*'9rganisationen  (Gewerkveremswesen). 
Herkommen,  Sitte  wirken  T.eim  Individualvertrag  meistens  mit,  wie 

höhe  Toü^^nH  /Zeit,  Disziplin  u.a.ra),  so  auf  die  Lohn- 

u.  dgl  m.:  mitunter  zum  Nachteil,  überwiegend 

2.  Oekonomisches  ^\esen  des  Lohns  in  unserer  Rechts- 
ordnung: der  Lohn  wird  hier  regelmässig  nicht  unmittelbar  aus 
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dem  Produktions-Reinertrag  gezahlt,  noch  nach  diesem  normiert 
(dies  nur  in  Ausnahmefallen,  meist  nur  als  Zuschuss  zu  anders  ge- 
zahltem u.  normiertem  Lohn  im  System  der  Gew-innbeteihgung, 

0 S.  135\  sondern  aus  dem  Kapital  des  L nternehmers  (Arbeit- 
o-ebers),  speziell  aus  dem  zu  diesem  Kapital  gehörenden  „Lohn- 
fonds“ (bei  Avelchem  event.  auch  Nutzungsgewährungen,  z.  B. 
Wohnung  einzusetzen  sind)  vorschussweise  aift  Rechnung  des 
volkswirtschaftlichen  Reinertrags,  welcher  mit  Hilfe  tles  Arbeiters 
gewonnen  wird,  daher  unter  der  — auf  die  Dauer,  nn  regelmassigen 
Fortgang  der  Produktion  auch  zutreffenden  — Noraupetzung  eines 
Wiederersatzes  dieses  Vorschusses  aus  dem  (volkswirtscbaltlicheu, 
d.  h,  immer  nur  unter  alleinigem  Abzug  der  volkswirtschaftliclien 
kosten  vom  Rohertrag  sich  ergebenden)  Reinertrag  bzw.  aus  dem 
Erlös  dafür.  Daher  ist  schliesslich  auch  der  so  aus  dem  Kapital 
des  Unternehmers  bezahlte  Lohn  doch  eine  (iluote  von  diesem 
Reinertrag  oder  Erlös  (s.  o.  schon  S.  144,  ira  Abschn.  von  der 

Arbeit  unter  No.  6).  ir  ■ i 

B.  Betrachtungs-  u.  Interessenstandpunkte.  Hier  sind 

solche  1 der  Arbeiter,  2.  der  Unternehmer  (Arbeitgeber),  3.  der 

Unternehmung  als  Glieds  des  volkswirtschaftlichen  I roduktiuns- 

prozesses,  damit  der  Standpunkt  der  Volkswirtschaft  überhaupt  zu 

unterscheiden.  . « 

Zu  1.  Arbeiterstandpunkt,  a)  Nur  ein  ganz  einseitiger 

Betrachtungs-  u.  Interessen-Klassenstandpunkt  des  Arbeiters  ist  der- 
ienige  in  der  sozialistischen  Doktrin,  wonach  der  „Produktions- 
ertrag“ nur  „Arbeitsertrag“  i.  e.  S.  sei  u.  demgemäss  dieser 
volle“  Ertrag  dem  Arbeiter  ganz  zuzufallen  hatte,  sein  zu  be- 
änspruchender  Anteil  die  „vollen  100  pCt  “ dieses  Ertrags  betrage. 
Diese  Auffassung  ii.  Forderung  ist  die  formal  richtige 

Konsequenz  der  sozialistischen  Wertlehre  (o.  b.  34),  wonach  im 
Prinzip  die  Arbeit  des  Arbeiters  i.  e.  S.  (was  freilich  dann  selbst 
in  dieser  Lehre  doch  nur  mit  Modifikationen,  so  mit  Berücksichtigung 
auch  anderer  hier  initsjnelender  Arbeit  festgehalten  wu-d),  das 
allein  w- er  t sch  affende  Element  ist.  Diese  Konsequenz  steht  u. 
— fällt  mit  ihrer  Prämisse,  die  eben  unrichtig  ist,  wenn  u.  Aveii 
, Arbeit“  hier  im  Sozialist.  Sinn  viel  zu  eng  interpretiert  wird 
(o  S 34).  Wie  praktisch  stets,  so  auch  prinzipiell,  nach  richtigei 
Theorie,  kann  es  sich  auch  für  den  Arbeiter  in  Betreff  des  L/ins 
immer  nur  um  einen  Anteil  am  Produktions- Reinerträge  mi  Sinne 
eines  Teils,  einer  Quote  davon  handeln,  um  eine 
zwischen  Arbeiter  u.  Unternehmer,  zwischen  Lohn  u.  Eroüt. 
b)  Für  die  Vornahme  dieser  Teilung  machen  sich  dann  vom  Be- 
trachtungs- u.  Interessenstandpunkt  des  Arbeiters  folgende 
Erwägungen  für  seine  Bestrebungen  hinsichtlich  der  Lohnhohe  an 
sich  (absolut)  u.  als  Anteil  am  Reinerträge  (relativ)  bemerk- 
bar. a)  Diese  Momente  üben  auch  auf  die  Regelung  der  Lohn- 
höhe in  verschiedenen  Beschäftigungen  (§  59)  ihren  Einfluss  aus, 
einzeln  u.  vereint,  mehr  oder  weniger,  ß)  Ferner  ist  bei  der  Ver- 
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gleiclmn»:  tles  Lohns  mit  den  einzelnen  Momenten,  seiner  ]\ressun"- 
fl.olmlndie)  n.  jedes  einzelne  Moment,  hb)  der  betreffende  Lohn  n. 


die  Gc  stciltung  jedes  :Moinents  bei  anderen  Arbeitern  in  dei-selben  n 
in  ^er.scll]edenen  ßeschH|ti«iingen,  sowie  der  danacli  liier  erzielte 
Lohn,  cc)  der  betreffende  Lohn  n.  die  Gestaltung  des  eiiSeE 
i loments  ani  .Seite  des  kapitalist.  Ünternelimers  beim  Erwerb  des 

Finkmlif’p^"- ''II  ‘S‘'ite  anderer  Klassen  n.  Personen  beim  Erwerb  ihres 


Einkommens  (bes.  Beamte.  Kentner  aller  Art,  als  Bezieher  von 


T nlli  Aruf  T>  1 -Dcziener  von 
k'm,r  I f ^ '■'»»  Grundrente.  Spekulanten,  Bezieher  von 
onjuiiktuiensewinnen).  Alle  solche  Verfjleichunc-en  fallen  in  das 


p.sycho  ojrische  u.  auch  in  das  soziale  (febiet. 

hs  fehlt  (labci  im  konkreten  Fall  nicht  an  Erwäo-un<^on  u daran«; 
folffendoii  Eia-efrimgen,  welche  sich  auf  „Xeid“  der  Arhoiter  unter  ein- 
«fJin  ’ schlechter  gegen  die  besser  bezahlten  oder  sonst  besser  n-e- 
S™  , 'f  Ilcn.fs-  u.  IJesoilschaL- 

Emzelntn  mit,  ist  emo  allgemein  menschliche  Siüte'^u  Schwäche  nicht 
u kaum  allgemein  in  stärkerem  Masse  eine  solche  gerade  der  Sbeffer 

Se  s“c hllir  l’SKtr''  -■fT?"’'"!"“*™“  aTS 'Tv™l’alich 

ÄreS‘''’d'nnit\,m^ä‘^  Erkenntnis  der 

1 Kntik,  daimt  dann  zur  Anrcfnmo-  zielbewnsstpn 

praktischen  \ orgehens  behufs  Bekänipfung  n.  Abhilfe  von  UebSänSi 

SÄrr'm,l“\rt äe'prinälple 

Ernste  stfitti.  sein  u.  "" 


c)  Von  solchen  Vergleichungen  kommen  besonders  in  Betracht 

? be?r.rsl“i/'f'r  L"'-"''«!;»)  ■»!'  'l™.  Last,nome„r!n 

• L 1 . ’ übornehiucn  gewesenen  oder  zu 

enSr  A“n,“s"n'  ->“26;..  K.nftlungabo,'’,,,,,  ,le„  Lolm  a;, 
eiweibtn.  Aus  solcher  Vergleichung  geht  die  Forderun<>-  einp« 

Sh^r  zwischen  Lohn  u.  Lastnioinent,  an 

Wvor'  Xren  F-'f  Verhältnissen  der  anderen  Klassen 

L^s  nmmeiTsdeln  •"  Verhältnis  zu  diesem 

rSll  T • 'i  Gie  weitere  Vergleichung  des  Lohns  mit  dem 
Lmtang  dei  mit  dem  Lolin  auslösbaren  Lnstmoinente  d.  li  mit 
den  Bedürfnissen,  welche  der  Arbeiter  mit  seinen  auf  ihn  angewiesenen 

T a?r  wif  i“  ^1  • dkononi.  n.  sozialen 

-^e,  IV  eiche  der  Lohn  dem  Arbeiter  gewährt.  Geldlöhne  sind 

dahei  zunächst  mit  den  Preisen  der  Arbeiterkonsumntibilien  zu 

o^ffektivin“  Lohns 

S e i;  T oll  «aturaler  Güter, 

welche  der  Lohn  zu  erlangen  gestattet.  Aus  solcher  Vergleichun- 

O Ö 
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gellt  die  Forderung  von  Löhnen  hervor,  welche  eine  , .menschen- 
würdige hlxisteiiz“.  auch  eine  Teilnahme  an  anderen  immateriellen 
Werten,  an  Kultur,  Bildung  gestatten,  wiederum  an  sich  u.  ini 
Vergleich  mit  der  anderen  Klasse,  deren  Einkommen  eben  hierfür 
ansreiclit.  y)  Vergleichung  des  Lohns  mit  dem  V ert  der  Ai  beits- 
leistung  für  die  Schaffung  des  Werts  des  Keinertrags,  oder  Ver- 
gleichung des  ,,aushedungenen‘‘  mit  dem  oben  sogen.  „ursprünglicbeir‘ 
oder  „natiirliclicn“  Lolin.  Auch  bei  Anerkennnng  der  Tatsaclie, 
dass  der  Wert  dieses  Keinertrags  keineswegs  nur  auf  der  Arbeits- 
leistung des  Lohnarbeiters  beruht,  werden  auch  aus  einer  solchen 
Vergleicbnng  Forderungen  binsicbtlicli  der  Lolinliöbe  abgeleitet, 
praktisch  freilich  ott  mit  Ucberscliätziing  dieser  u.  Unterscliätzung 
der  Unternelinierleistnng.  Diese  Vergleichung  führt  aber  dann 
weiter  d)  zur  Vergleichung  des  Lohns  u.  Werts  der  Arbeitsleistung 
mit  dem  Wert  des  ganzen  volkswirtscliaftlicben 
Produktions-Reinertrags,"  damit  zur  Vergleichung  von  Lohn 
u.  Profit,  daher  zum  eigentlichen  Grundproblem  der  \ erteilung 
des  Reinertrags  unter  Arbeiter  u.  kapitalist.  Unternelinier  als  Lohn 
u.  Profit,  in  dieser  Vergleichung  tliesst  dann  wieder  alles  zu- 
sammen die  Vergleichung  der  Last-  u.  Lnstmoinente,  unter 
Berücksichtigung  des  möglichen  Umfan»s  der  Bedürfnisbefriedigung 
n.  der  Fähigkeit  neuer  Kapitalbildung,  sowie  der  ganzen  Ökonom. 
11.  sozialen  Lage,  der  Art  u.  des  WTrts  der  Leistungen  für  die 
Gewiiinniig  des  Reinertrags  auf  beiden  .Seiten,  welche  in  diesen 
Ertrag  sich  in  Lolin-  u.  Profitforin  teilen.  Und  daraus  folgen 
wieder  beim  Arbeiter  die  allgemeinen  Anschauungen  über  seine 
Stellung  im  Prodiiktions-  u.  Verteilnngsprozess,  seine  Ansin-üclie, 
seine  Eorderiiiigen  betreffs  der  Lolinhölie  (wie  auch  <ler  Arbeitszeit. 
Arbeitsbedingungen,  Bcliandlnng  als  Arbeiters  .Seitens  des  Unter- 
nehmers u.  seiner  Beamten,  sehliesslicli  seiner  ganzen  Stellung  als 
Glied  seiner  Klasse).  Der  Zus.liang  der  prakt.  Be.strel)ungen  der 
Arbeiter  mit  diesen  Vergleichungeii  ist  wichtig. 

2.  Standpunkt  des  ünternelimers  (Arbeitgebers).  Hier 
kommen  überall  die  gleichen  oder  analogen  Erwägungen  in  Betracht, 
wie  beim  Arbeiter,  nur  mit  Umkeliriing  des  Interessengesiclits- 
punkts.  a)  Das  Gegenstück  des  „effektiven“  Lohns  beim  Arbeiter 
(No.  1,  c,  j^)  sind  hier  der  „effektive  Kostensatz“  der  Arbeit, 
die  „effektiven  Arbeitskosten“,  welche  der  Lohn  für  den 
Arbeitgeber  darstellt : das  Quäle  n.  Quantum  wertscliaffender  Arbeits- 
leistungen, welche  mit  der  Lobnzabhing  zur  Verfügung  für  die 
Gewinnung  des  Volkswirtschaft!.  Reinertrags  in  der  Produktion  er- 
langt werden.  Auf  diesen  Kostensatz  sind  hier  die  Geld-  u.  Natural- 
löhne zurückzufübren.  b)  Auf  die  Höbe  dieses  Kostensatzes  üben 
die  Lolinsysteme  (Arten)  ihren  Einfluss  aus,  indem  sie  die  Arbeits- 
lust u.  -Intensivität  fördern  oder  hemmen  (§  38  S.  134ff.).  c)  Auch  die 
Organisationen  der  Arbeiter  (Gevv'erkv'creine)  sind  hier  mit  von  Ein- 
fluss; sie  können  dazu  beitragen,  die  zu  angespannte  Arbeitsleistung 
auf  ein  mit  dauernder  Gesundheit  des  Arbeiters  v’ereinbares  Mass 
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irvtnnifdtn"’  Mass  hinaus  sie 

Dadurch  verteuern  sich  die  effektiven  Kosten  der  Arbeit  7um 
TT^^f  Arbeitgebers,  auch  der  Konsumenten  der  Arbeitsprodukte 

r onscii  itte,  welche  die  natürlichen  Kosten  vermindern  trat  ma.rbpn 
kann  oder  die  Kostenyerteuerung  auf  seinen  Profit  in  Fornf^iner  Ver 

fänl X'lÄe"  der"Ä  oder  genötigt  wird,  wo  dann  andlrn- 

cVo  nf^^-  i • / ■ Punkte  eben  steigen  müssen.  Auch  volksvvirt- 

sdiafthdi  ist  eine  VeiTingerung  der  Leistung  über  das  richtige  freilich 
\echselnde  Mass  hinaus  ein  Nachteil,  wenn  dadurch  der  effektive’ Kosten 

mindert  wird,  dass  eine  regelmässige  Fortdauer  der  Arbeits-  u Kanital 

bleTbraudfdi? w «iclit  mehr  \ erfürgA 

riit  \K  ♦ “ , 1 ® der  Produkte  ungebührlich  für  die  Käufer  verteuert 

dei  Absatz,  zumal  der  internationale,  so  gefährdet  wird.  Die  Fra>ra  bleibt 

,^.?errkn  ist  das  richtige  Mass“  der  Arbeitsleistung  ^^ielfach 

hültnn  ^ der  Arbeitgeber,  ßepliken  der  Arbeiter,  dass  sie  fie  ArbSs- 

GesiShS"  Jud^S'^Edr  fr  “dt  dauernder 

1 ^ A ^ -^escJuiftigima  einer  möglichst  grossen,  die  Zahl  der 

aÄ  ^vermindernden  Arbeitei^ahl  vereinbar  s!i 

|”dis?den  Lnternehmerkreisen  über  die  AVirkune  der 

Aibeits-  u.  Lohmiolitik  der  Irade  unions,  Warnung  deutscher  TTnter- 

nehmer  u ihrer  Presse  vor  diesen  britischen  Erfahrungen.  Uebertrieben 

mochte  hüben  u.  drüben  werden.  Aber  gewisse  Gefahreii  för  d fzf 

Liii  ^Da?  Produktion“  möchten  doch  zuzugeben 

sein,  itas  iuhi  t jedoch  nur  zur  Anerkennung  des  Bedürfnisses  einei-  all- 

f n!üf  P^^i^^don  in  allen  mit  einander  auf  dem  AVeltma'rkt 

konkurrierenden  Kurturländern  u.  der  Schaffung  von  obS  ven  Verein^ 
barungsinstanzen  über  Arbeitsleistung,  Lohnliöfe,  LohnSin  A^bei  ^ 
bedingimgen  usw.  zwischen  Organisationen  der  Arbeiter  wL  d^r  Arbe  t- 
gebei  Eini^ngsämtern  u.  dgl  (Näheres  in  der  nrakt  Nat  "oek  n 
Schriften  u.  Vorlesungen  über  Arbeiterfrage).  ^ u. 

wirt^VlraG^^^wl^^  Ünternehmung  u.  der  ganzeuVolks- 
'ft  11  tschatt.  V 011  diesem  aus  betrachtet  ergibt  sich  ein  berechtio-tes 

grosses  Interesse  an  einer  beide  Teile,  Arbeiter  u.  UnternSlr 

hefriedigeiideii  Losung  des  Verteilungsproblems,  daher  an  aS 

inessener  • Bestimmung  des  Verhältnisses  von  Lohn  u.  Profit  als 

Quoten  des  volksAAurtschaftl.  Produktions-Keinertrags.  a)  Daraus 

gehen  günstige  Kückwirkungen  auf  die  Produktion  selbst  u.  auf  die 

furfeken  hervor:  Steigerung  der  Arbeitslust 

t kapitalist.  Unternehmer,  Fort- 

^hiitte  in  der  ßetnebsorganisation  u.  Funktion  der  Unternehmung 
iringerung  der  natürlichen  Produktionskosten,  Vermehrung-  des 
Reinertrags,  mehr  „sozialer  Frieden“,  mit  allen  seinen  wekeren 
auch  ethischen,  ästhetischen,  politischen  günstigen  Folgen,  b)  Dies 
Ziel  muss  sein : richtiges“  Verliältnis  des  Lohns  zuiii  Profit,  keine 
„zu  hohen  Lohne,  w-elche  keinen  genügenden  Profit  aber  auch 

iX k&ne'’.enügenden"Lrn:%S^^ 

Alles“  FI  TA.  P I>^ngen,  kenn  „Mass  ist  auch  hier 

Alles  . cj  Da  es  aber  kein  „natürliches“  rein  objektives  Mass  gibt, 
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weder  für  Lohn  noch  IVofit,  so  folgt  auch  hier  wieder  das  Be- 
dürfnis, ein  wahres  „soziales'S  nach  Schiedsinstanzen,  welche 
die  möglichste  Bürgschaft  zu  objektiver  Entscheidung  über  Verteilung 
des  Reinertrags  in  Lohn  u.  Protit  im  einzelnen  lall  geben: 
EinigungSiimter.  d)  Bei  der  generellen  Bedcutiing  des  Vor- 
teilungsprohlcms  u.  seiner  befriedigenden  Lösung  für  die  ganze 
Volkswirtschaft  u.  damit  für  die  ganze  bürgerliche  Gesellschaft  u. 
den  Staat  kann  aber  die  j>rinzi])ielle  Berechtigung  auch  einer 
Staatseinmischung  aut  diesem  Gebiete  nicht  von  vornherein,  wie  in 
der  iudividualistiscli-liheralen  Wirtscliaftstheorie  ii.  -Politik,  unbedingt 
abgelehnt  werden.  Es  muss  \delmehr  eine  solche  Berechtigung  vom 
sozialökonomisclien  u.  auch  vom  massvollen  staatssozialistischen  btand- 
punkt  aus  (S.  17)  anerkannt  werden:  wohl  die  wichtigste  sozial- 
politische Aufgabe  der  Zukunft  für  unsere  Kulturvölker  (s.  u.  ^ 67,  69). 

4.  Lohnhöhe.  Sie  wdrd  auf  Zeiteinheiten  zurückgeführt,  iiru 
sie  messbar  u.  vei'gleichhar  zu  machen.  So  direkt  bei  der  i orrn 
des  Zeitlohns,  durch  rmreelmung  bei  anderen  Lolmformen.  a)  llire 
Höhe  bestimmt  sich  dann  im  freien  Verkehr  beim  Vertragslohn 
mehr  oder  weniger  nach  den  angeführten  für  die  Liwvagungen  des 
Arbeiters  u.  Arbeitgebers  massgebenden  ]\tomenten,  praktisch  raejst 
nach  Komhinationen  von  Last*  u.  Lustinonienten,  von  Mühe,  Be- 
dürfnis, Leistungsw^ert.  h)  Auch  bei  autoritativer  Lohnregelung 
werden  diese  Momente  notw'cndig  berücksichtigt  u.  können  es 
förmlich  methodisch  w^erden  durch  passende  Koinhinatioii  von  Last- 
u.  Lustmomeulen,  durch  Vergrösserung  u.  \ erkleinerung  der  Lohn- 
liöhe,  namentlich  auch  ixm  Arbeitslust  u.  -Intensivität,  Fleiss  u. 
tüchtige  Beschaffenheit  der  Leistung  anzuregen,  vom  Gegenteil  ab- 
zuhalten. a)  In  beachtensw^erter  Weise  erfolgt  eine  Regelung  der 
Lohnhölie  im  Besoldungsweseu  des  öffentlichen  Diensts,  im  Ganzen 
unter  Koinhinatioii  der  beiden  Prinzipien  der  Bemessung  der  Be- 
soldungen nach  dem  Bedürfnis,  dem  für  notwendig  (angemessen, 
„standesgemass“)  nach  Dienst-  n.  Rangstellung  des  Arbeitei-s  (Be- 
amten) geltenden  Bedarf  und  nach  dem  ,,gesellschaftlichen‘‘ 
(sozialen)  Wert  der  Arbeitsleistung,  der  wieder  nach  der  Dienst- 
stelle (iu  der  hierarchischen  Aemterordniing)  bestimmt  wird  (s.  lit. 
Einleit.  o.  S.  291).  Praktisch  ist  das  freilich  nur  auf  der  Grundlage 

des  Besteuerungsrechts  ausführbar. 

ß)  Ein  interessantes  Problem  der  Regelung  der  Lohnhöhe  läge  im 
Sozialist.  Wirtschaftsproblem  vor,  wo  sich  die  ungeheueren  namentlich 
psychologischen  Schwierigkeiten  freilich  sofort  zeigen.  Soll  nicht  eine 
völlige  Gleichheit  der  Entlohnung  u.  damit  der  ökonomischen  Lebens- 
lage der  „Genossen“  stattfinden.  — freilich  vielleicht,  \vie  schon  bemerkt, 
die  letzte  Konsequenz!  — so  müsste  der  Genossenanteil  am  gesellschaft- 
lichen Reinerträge  nach  einem  der  angedeuteten  Momente  oder  nach  einer 
Kombination  mehrerer  davon  in  seiner  Höhe  geregelt  werden,  namentlich 
aa)  „nach  Bedürfnis“,  was  auch  nach  Marx  erst  eine  ganz  andere 
Menschheit,  mit  völlig  anderer  Motivation  für  das  wirtschaftliche  Tun 
u.  Lassen  voraussetzt,  also  nur  von  Utopisten  ernstlich  ins  Auge  ge- 
fasst werden  kann;  oder  bb)  „nach  der  Leistung“,  d.  h.  dem 
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Al  beitswert  für  die  Gewinuung  des  zu  verteilenden  Gesamt-Reinertrags, 

itativ  verscliiedener  Arbeit,  ausfülirender, 
a lle  tender,  überwachender,  leitender  Arbeit,  eben  nach  rein  objektiven 
^lerkrnalen  nicht  austührbar  ist;  oder  ec)  nach  Kombination  von 

^^®i®*'"'^swert-rrinzip,  was  auch  nur  nach  sub- 
^ktivem  Rimessen  niog-hch  u.  eine  grösste  Verallgemeiiieruiifr  der 
Regniherungsart  der  Lohnhöhe  im  öffentl.  Dienst  wäre,  auch  an  Intelligenz. 
\ ershlndms,  Lnparteilichkeit  der  leitenden  Autoritiltcm  sowie  - an  deren 
u -^“erkennimg  jener  Eigenschaften  u.  dieser  Macht  im 
ottenthehen  Bewusstsein  des  „Genossenstaats“  kaum  erfüllbare  An- 
forderungen stellen  hiesse.  auch  in  Zukunftsgenerationen,  die  in  o-anz 
aiulrer  l m weit  („Milieu“)  ganz  anders  gelebt  hätten  u.  erzogen  wären, 
als  die  heutigen  u.  die  vergangenen;  oder  endlich  dd)  noch  nach  anderen 
i“  irgendwie  „zweckmässig“  zu  kombinierenden  psycho- 

logischen  Gesichtspunkten,  bei  denen  auf  Anregung  zu  guter  u gisser 
Arbeitsleistung,  zu  Fleiss,  Gewissenhaftigkeit.'’ TirditigSeit  u.  aff  ?b- 
schieckiing  vom  Gegenteil  hinzuzielen  wäre,  d.  h.  eben  auf  \us- 
zeichmmgen  u Strafen,  in  Art  Mass  der  Arbeit,  Arbeitszeit  u.  in 
Lohnhohe,  mittelst  deren  Erhöhung  u.  Verminderung  zurückgeorifion 
\\ei(len  musste.  — damg  auf  die  nämlichen  Momente,  wie  im  heutigen 
„burgei liehen  W irtschaftssystem  u.  mehr  oder  weniger  ähnlich  in  aller 

(hS  df?"ffe‘  tl-Y  ' « Autoritäten  u.  an  ihre  Unterstützung 

liiich  das  offentlicJie  Bewusstsein  wären  aber  selbst  noch  grössere  \n- 

T - So  möchte  es  im 

c formen  des  Lohns.  (S.  schon  oben  38, 

o.  löo  nj. 

1.  Lohiiwähriing  (unter  zulässiger  ii.  passender  Amvcnduii*^ 
eines  technischen  Ausdrucks  aus  dem  Geldwesen):  die  Art  des 
Entgdtguits,  111  welcher  nach  Recht,  Sitte  u Herkoiiinien  ii.  Vertrag 
der  Lolin  entrichtet  wird.  Danach  3 Arten,  die  mehrfach  in 
Kombination  Vorkommen:  Natural-,  Geld-,  Immaterial-Lohn. 

• * Aaturallohn  besteht  in  Sachgütern  aller  Art,  besonders 

in  Gewahrnng  von  Kost,  Kleidung,  Leucht-,  Brennstoffen,  ferner 
von  Nutzungen  von  Sachen  u.  Eiiirichtiingen,  wie  Wohnun- 
auch  Landnutzung  (für  Ackerbau,  Viehhaltung)  u.  dgl.  m. 

der  Naturalwirtschaft  hervorgegangene  Form,  in 
d r Familie,  der  Grossfaniihe,  beim  „Herren“,  bei  Unfreiheit  der  Arbeiter 
Überhaupt  allgemeiner  im  landwirtschaftlichen  Betrieb  als  Produktions-^ 
gememschalt  u.  im  privaten  Haushalt  als  Konsumgemeinschaft  (Dienst- 
boten).  Daher  ist  der  Naturallohn  in  diesen  letzten  beiden  Fällen  auch 

ÜW  "oob  vorherrschend,  wenngleich  auch 

hier  beute  überall  durchlocliert  u.  teilweise  ersetzt  durch  den  Geldlohn 

Kombination  von  Natural-  u.  Geldlolm  in  verschiedenen 
\\  ertquoten,  im  Ganzmi  wohl  mit  immer  mehr  Steigerung  der  Quote 
di>  bei  Dienstboten  „Kostgeld“  für  alle,  nainentl.  für 

die  „Uunen  Mahlzeiten,  Frühstück,  Vesper,  Abends).  Im  Gewerbe  (u 
Handel)  ist  der  ehemals  auch  hier  verbreitete  Naturallohn,  der  in  dW 
Zun  tzeit  der  vorherrschende,  durch  Wohnen  beim  Meister  u.  Teilnahme 
an  dessen  Tisch  die  auch  zunltordnungsmässig  begründete  Regel  war 
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fast  ganz  verschwunden  (Fabrik)  oder  nur  noch  die  Ausnahme  ^and- 
werkT  Reste  von  Arbeiten  auf  der  „Stör“,  des  gelernten  Arbeiters 
im  „Kundenhause“  u.  dgl.).  Doch  kommt  die  neuere  Ausddinung  des 
Arbeiterwohnungswesens  in  Gebäuden  des  Arbeitgebers  (rabrik.^  Berg- 
bau) wieder  auf  Naturallohn-Gewährung,  wenn  auch  meist  in  den 
Formen  des  Geld-Mietsvertrags,  hinaus. 

a)  Aller  Naturallohn  bedingt  gegenseitige,  mehr  oder  lyemger 
nahe  persönliche  Beziehungen  zwisclien  Arbeiter  u.  Arbeitgeber, 
daher  freilich  auch  gegenseitige  Abhängigkeitsverhältnisse,  Kücksicht- 
nahmen,  „Genen“,  Gefahr  von  Konflikten,  weit  mehr,  z.  T.  ganz 
anders  als  der  Gehllohn.  Das  ist  seine  günstige  u.  ungünstige 
Seite,  je  nachdem  die  Dinge,  Sitte,  Herkommen,  sich  gestalten,  in 
wirt.«chaftlicher,  sozialer,  ethischer,  ästhetischer  IHiisicht.  /S)  \ lel- 
facli  möchte  die  günstige  Seite,  auch  heute  noch,  überwiegen,  daher 
es  Tätlich  erscheint,  wo  der  Naturallohn  noch  besteht,  ihn  möglichst 
zu  erhalten,  y)  Aber  der  „individualistischen“  Entwicklung  ent- 
spricht eben  der  Geldlolm  mehr,  er  gewährt  eben  Konsumfreiheit, 

dalier  sein  Vordringen.  , , ..i 

Ueberwiegend  günstige  Seiten  des  Naturallohns  wohl  früher,  w o ei 
allerdings  in  Einklang  mit  allen  Lebens-  u.  Wirtschaftsverhältnissen 
war,  aber  doch  auch  jetzt  noch  manches  Günstige,  weil  die  Menschen 
sich  dabei  näher  rücken:  gemeinsame  Wohnung,  Tisch,  Familienleben, 
Erweiterung  der  wirtschaftlichen  Interessengemeinschaft  zu  persönlicher, 
Ausgleichung  der  wirtschaftl.  Interessengegensätze  durch  persönlidie 
Beziehungen.  Der  Naturallohn  schützt  den  Arbeiter  auch  vor  den 
Preisschwankungen,  bes.  den  Preissteigerungen,  wenn  nicht  unbedingt, 
so  doch  gewöhnlich  in  weitem  Masse.  So  liegt  z.  B.  die  Frage  der  in- 
direkten Verbrauchssteuern  liei  Naturallohn  anders  u.  günsüger  als  hei 
Geldlohn  für  den  Arbeiter.  Gegen  nicht  zu  verkennende  Gefahren  für 
den  Arbeiter  bei  Naturallohn,  so  betreffs  der  Beschaffenheit  der  Kost, 
bes.  der  Woliiiungeii  der  ländlichen  Arbeiter,  städtischen  LHenstboten, 
kann  sich  obrigkeitliche  V ohnungsaufsicht  notw’endig,  freilich  nicht 
immer  erfolgreich  erweisen.  Gegen  Gefahr  schlechter  oder  iiiizui  eichender 
Beköstigung  bieten  doch  Sitte,  Stellungswechsel,  zu  fürchtende  Nor- 
breituiiff  des  schlccliten  Rufs  der  An^eitgeber,  Konkurrenz  dieser 
letzteren  unter  einander  Hilfsinittel.  Im  modernen  Arbeiterwonnungs- 
wesen  dos  industriellen,  montanistischen  Grossbetriebs,  bei  umfassendei 
Einlogierung  von  Arbeitern  als  Mieter  in  dem  Arbeitgeber  gehörenden 
Gebäuden  haben  sich,  so  wünschenswert  sonst  Derartiges  erscheint, 
mehrfach  bedenkliche  soziale  Abhängigkeitsverhältnisse  gezeigt  so  bei 
Mietverträgen,  wonach  die  Arbeiter  sofort  oder  nach  kurzer  rrist  die 
Wohnungen  räumen  müssen,  wenn  sie  aus  der  Arbeit  entlassen  weiden 
oder  die  Arbeit  einstellen  (Streiks).  Hiergegen  scheint  eine  gesetzliche 
Beschränkung  des  Küiidigungsrechts  des  \ ermieters  er\vägensw^ert,  eine 
Beschränkung,  die  als  zwingendes,  also  nicht  durch  \ ertrag  beseitig- 
bares Recht  gelten  müsste.  — Die  ,, individualistische^'  Entwicklung  drän^ 
aber  in  der  Tat  mächtig  vom  Natural-  zum  Geldlohn  hin,  wie^  sich  auch 
in  der  Verwandlung  von  Lohnzutaten,  Remunerationen,  „W  eihnachts- 
g('schenken“  usw.  aus  Sachen  in  Geld  deutlich  zeigt:  — selbst  ja  z.  r. 
bei  eigentlichen  Geschenken,  z.  B.  innerhalb  von  Familie,  Verwandt- 
schaft, Freundschaft:  eine  charakteristische  Entwicklung,  welche  wieder 
zeigt,  wie  sehr  alle  solche  Verhältnisse  etwas  Typisches  für  eine  Zeit 
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eminentest  „sozial ökonomische“  £in- 
^ n zugleich  die  eminentest  „individualistische“  ist-  ein 
scheinbarer  Gegensatz,  in  Wahrheit  etwas,  was  eng  zusamnmnhJn^t  u 

fm  bedingt,  auch  mit  „Konsumfreihei?‘  oder  Wahlfrelheit 

™ Konsum  als  einem  lledürfnis  entwickelter  Völker,  im  Unterschied  zu 
asernen,  Zuchthaus  n.  Sozialist.  Wirtschaftsordnung,  in  deren  letzter 
Konsequenz  in  Verbindung  steht.  Dass  bei  einer  streifg  gewissensaften 
Ka^uralbhnung  der  Arbeher  besser  als  bei  der  GeldlöSnung  stehet 
j*.  iSaturahen  im  Grossen  u.  von  melir  sach- 

K 'T,''  “■  u’'“'«'-'  ""  sind,  als  vom 

ghnchwohl  wahr,  von  den  folgenden  Mängeln  des 
Geldlohns  ganz  abgesehen,  aber  die  „Wahlfreiheit“  im  Konsum  wird 
Bewusstsein  individualistischer  Wirtschaftssubjekte,  wie  die 

Ir  ak  Pmdnkf  H-'*'  ‘r -H  f ^^i'^ickelten  Volkswirtschaft 

f"  li®  , ^ dieser  Lntwicklung,  darstellt,  doch  vorgezogen.  — In 

bnmer  noch  Xaturaüöhnung  einen 
breiteimi  Raum  einnimmt,  u.  der  Geldwert  z.  T.  höher  als  in  stäiitischen 

^eTrirTdem  Arbeiterklasse  auch  heute  noch  bei  uns, 

rein  nach  dem  Gebrauchswert  ihres  Lohns  bemessen  öfters 

tTL?  "stItist'n  V Geldlöhner  in  der  Stadt, 

1"  u.  sozialen  Vergleichungen  zu  beachten  ist.  Aber  — 

Arbeiter  mangelt  eben  mehr  die  dem  städtischen  Arbeiter 
Fabrikarbeiter  auf  dem  Lande,  im  Geldlohii  gewährte  Wahl- 

ihn^fn^Stad^n“Tnd■  "<“^eu  Anderem,  doch  oft  den  Ausschlag, 

lün  in  Stadt  u.  Industrie  hmuberzuzieheii,  da  andere  Vorzüge  des  Land- 

icfc 

b)  Geld  lohn  der  in  Geld  bezahlt  wird,  bestimmter  Währung 
u.  bei  Metallgeld  bestimmten  :\lünzfusses,  regelmässig  u.  eventiiefl 
rechtlich  \mrgescliriebeii  u.  bei  normalem  Zustande  des  (TeldM-esens 
auch  mit  Recht,  in  Landeswährung  u.  -Miinzfuss.  «)  Bei  ibni  liat 
der  Arbeiter  jene  gewünschte  „Koiisii  in  frei  heit“,  aber  auch  mit 
deren  Getahren  welche  eine  iinricLtige  Wahl  des  Ivonsunis,  nach 
Art,  t,iualitat,  Memge  der  Konsumgegenstände  mit  sich  briii-n  u 
iiiit  den  weiteren  Gelahren,  welche  ausserdem  aus  Mängeln  des 
eld-  u.  Arunzw-esens  u.  aus  Dreisscliwankuiigen,  hier 
namentlich  aus  .Steigerung  der  Geldpreise,  hervorgelien. 


^ranntweiii!)  u der  Arbeiterfrauen  (Putz,  auch  Kinderputz).  Aber  diese 

IndädnT'  Geldlohn  zur  Herrkiaft  kommenden 

dm- ”■  ^f'^bstverant Wörtlichkeit  hingenommen  u.  nur 

Beisi.iel,  auch  Seitens  der 
dei  hohei-en  Klassen  (weiblicher  Putz.  Mode!)  Kekäinpft  werden,  freilich 
mit  unsicherem  Lrfolg.  bb)  Die  Gefahren,  welche  aus  Mängeln  des 

u frSbec'^^^p®  Geldlöhrien  entstehen 

dipt,  empfindliche  waren,  sind  mit  den  Verbesserungen 

aut  diesem  Gebiete  gpchwunden  • oder  doch  sehr  vermindert  wortfen 

iV  ^ erhaltnissen,  bei  Einreissen  von  Papiergeldwirtschaft 

u.  taischer  Scheidemuiizpolitik  sind  sie,  immer  noch  zu  fürchten  Daher- 

ist  richtige  Währungs-  u.  Müiizpolitik 
u.  ^itor  Zustand  des  Munzwesens  eine  wichtige  Forderung,  nebst  Vor- 
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Schrift  der  Lohnzahlung  in  gutem  Landesgelde,  deshalb  in  Scheidemünze 
(einschliesslich  aller  leiditeren  Silbermünze  im  System  der  Gold- u.  Doppel- 
währung) nuriiach  den  notwendigen  Vorschriften  über  die  Beschränkung 
der  gesetzlichen  Zahlkraft  dieses  Geldes  u.  mit  wirksamer  Kontrole  darüber, 
insbes.  auch  Verhütung,  dass  den  Arbeitern  schlechtes,  nicht  vollgiltiges, 
auch  etwa  fremdes  Geld  (wie  ehedem  öfters  statt  Silbergelds  beschnittene 
Goldmünzen)  aufgedrängt,  beim  Geldwechsel  (auch  verschiedener  Münz- 
u.  Papiergeldgrösscn  gegen  einander)  sonst  Nachteile  zugefügt  werden, 
cc)  Die  Gefahr  der  Preisschwankungen,  besonders  der  Preis- 
steigerungen ist  unvermeidlich  mit  dem  Geldlohn  (wie  mit  der  Geld- 
besoldung der  Beamten)  einmal  verbunden  u.  für  die  Arbeiter  meist 

frösser  als  für  andre  Klassen,  weil  sie  als  Konsumenten  u.  Geschäfts- 
unden die  schwächeren,  waren-  u.  geschäftsunkundigeren  u.  an  be- 
stimmte Verkaufsstellen  mehr  gebundenen  Käufer  zu  sein  pflegen. 
Folgen  die  Löhne  eventuell  auch  einigermassen  den  Verteuerungen 
wenigstens  wichtiger  Arbeiterkonsuinptibilien  (Iviahrungsmittel,  Wohnunj^ 

— eine  freilich  strittige  Frage  — so  Jedenfalls  nicht  gleichzeitig,  noch 
gleichmässig,  auch  meist  in  längeren  Perioden  erst,  wie  vollends_  festere 
Löhne  (Gehalt),  nur  langsam  u.  teilweise.  Daher  bleibt  hier  der 
„effektive“  Lohn  mehr  oder  weniger  länger  oder  kürzer  zurück  ver- 
minde^-t  sich  die  Kaufkraft  des  Geldlohns  entsprechend,  bes.  bei  (reld- 
wirren,  bei  Entwertung  der  Papierwährung  u.  damit  meist,  wenngleich 
auch  wieder  nicht  genau  gleichzeitig  u.  gleichmässig  verbundener  Preis- 
steigerung dev  Waren,  ferner  bei  ^ erteuerungen  wichtiger  Arbeiter- 
konsumptibilien  ans  (jründen  auf  der  W areuseite,  wie  Missernten,  ge- 
hemmte Zufuhr.  Erhöhung  der  Produktionskosten.  Deswegen  ist  die 
richtige  Preisgestaltung  u.  eine  richtige  Preispolitik,  die 
Bekämpfung  spekulativer  Preistreibereien,  zumal  von  Nahrungsmitteln 
(Korn!  Fleisch!),  der  monopolistischen  Preispolitik  von  \ erbänden  der 
Produzenten  u.  Händler,  auch  eine  richtige  Boden-  u.  Wohnungs- 
politik, welche  die  Ueberteuerung  der  Arbeiterwohnungen  hemmt, 
gerade  wieder  für  den  Arbeiter  im  Geldlohnsystem  von  bes.  vViehtigkeit 
(§  5b,  bes.  S.  '2(>b  ff.). 

b)  Anderseits  verlangt  das  bereclitigte  Interesse  des  Arbeiters 
noch,  dass  er  bei  Gcldlöhneii  auch  wirklicli  in  Geld,  nicht 
in  Waren  gegen  seinen  Willen  oder  infolge  von  Abluingigkeits- 
verbältnissen  u.  Vei’führungen  bezahlt  werde,  d.  h.  es  verlangt  8cliutz 

gegen  das  sogen.  Trucksystem. 

Der  auch  bei  uns  übliche  Name  iür  diese  \ orgänge,  so  wenn  dem 
Arbeiter  nicht  nötige,  nicht  für  ihn  passende  oder  qualitativ  schlechte 
Gebrauchsgegenstände,  auch  zu  grosse  Mengen  davon  oder  zu  zu  hohen 
Preisen  mehr  oder  weniger  an  Stelle  des  Geldlohns,  auf  den  er  rechtlich 
u.  nach  Vertrag  Anspruch  hat,  aufgedrungen  werden,  vielleicht  gar 
Waren,  die  er  garnicht  oder  jetzt  nicht  persönlich  braucht  u.  selbst  erst 
wieder  absetzen  muss,  etwa  vollends  Produkte,  die  er  in  dem  Betrieb,  der 
ihn  beschäftigt,  selbst  mit  hergestcllt  hat,  so  dass  ihm  dadurch  förmlich 
die  Absatzfunktion  mit  aufgezwungen  wird.  Diese  u.  ähnliche  Miss- 
bräuche sind  seit  Alters,  bes.  im  Manufaktur-  u.  Fabrikwesen,  in  Haus- 
industrie vorgekommen  u.  fehlen  hier  u.  da  selbst  heute  in  unseren 
Ländern  nicht  ganz,  wo  sie  durch  Gesetz  verboten  u.  mit  Strafen  be- 
droht sind.  Ihre  Möglichkeit  u.  Verbreitung  zeigen  die  Abhängigkeit 
des  Arbeiters  vom  kapitalist.  Unternehmer  in  bes.  charakteristischer  u. 
odioser  Weise.  Es  gehört  mit  zu  den  Aufgaben  wirksamen  modernen 
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Arbeiterrechts  u.  gut  organisierten  u.  funktionierenden  Ai’beiterschutzes, 
den  Arbeiter  hiergegen  zu  sichern.  Daher  meist  in  neueren  Gewerbe- 
ordnungen 11.  Arbeitsgesetzen  entsprechende  Normen.  — Auch  vielfach 
gut  gemeinte,  ilirem  Ursprung  nach  öfters  dem  Wohlwollen  für  die 
Arbeiter  entsprungene,  von  diesen  gewünschte  u.  dankbar  benutzte  Ein- 
richtungen der  Arbeitgeber  selbst,  wie  Lüden  für  Arbeiterkonsumptibilien, 
mit  Abgoben  der  SacLen  „zum  Selbstkostenpreise“,  können  doch  in  der 
Verwaltung  so  geführt,  namentlich  in  der  \\  eiterentwicklung  auch  wohl 
förmlicli  dazu  benutzt  werden,  dass  sie  für  den  Arbeiter  in  den  Wirkungen 
auf  eine  Art  Trucksystem  hinauskommen.  Auch  hier  sind  Schutz- 
m assregeln  notwendig.  Am  Gesten  ist  wohl  statt  solcher  Einrichtungen 
diejenige  von  (Arbeiter-  oder  allgemeinen)  Konsumvereinen  in 
genossenschaftl.  Weise  u.  unter  Verwaltung  u.  Kontrole  der  Arbeiter  u. 
ihrer  sonstigen  Organisationen  selbst,  wenn  auch  mitunter  in  wohl- 
wollender Beziehung  zum  u.  mit  Unterstützung  durch  den  Arbeitgeber. 

c)  Immateriallolni.  Er  besteht  in  der  Gewährung  von  Vor- 
teilen solcher  Art  an  die  Arbeiter  Seitens  des  Arbeitgebers  (Arbeits- 
herrn).  a)  Es  ist  nicht  üblich,  aber  durchaus  richtig,  liierlier  mit 
zu  stellen  alles  das,  was  ausser  materiellem  Unterlialt  aueli  der 
Arbeitsherr  als  solcher,  nicht  als  wirtschaftlicher  Unternehmer,  in 


Zeiten  persönlicher  Unfreiheit  der  Arbeiter, 


selbst  bei  fonnlicher 


Sklaverei,  geleistet  hat  in  Eorm  von  Schutz-,  Sicherheits- 
gewähr, Vertretung  u.  dgl.  in.  seiner  Arbeiter. 

Auch  seinen  Sklaven,  seinen  Leibeigenen,  Gnmdhörigen.  Guts- 
untertanen in  der  früheren  grund-  u.  gutsherrlichen  Agrarverfassung, 
auch  den  freien  Ansiedlern  auf  seinem  Boden  oder  den  freien  Besitzern, 
welche  ihm  ihr  Gut  übergaben  u.  mit  Dienst-  u.  Abgabepflichten  be- 
lastet es  von  ihm  zurückerhalten  haben  (ältere  Traditionen, 
Kommendationen),  dies  freilich  meist  in  Zeiten,  wo  mangels  ordentlicher 
Staatsgewalt  oder  wegen  ungenügender  Funktion  dieser  der  „Arbeiter,“ 
der  „Landlose“  nur  so  Schutz  fand.  Auch  im  Gilde-  u.  Zunftwesen, 
z.  B.  der  Handwerker-  u.  Handelszunft,  kann  in  solcher  Schutzgewähr  für 
den  Genossen,  auch  den  Gesellen,  Lehrling  eine  Art  Iminateriallohn  mit 
gefunden  werden.  Das  ist  zu  beachten  zum  ökonomischen  Verständnis 
u.  zur  ökonomischen  Würdigung  solcher  älteren  Arbeiterverhältnisse  u. 
wieder  der  Natural-  u.  Geldlöhiie  dabei,  auch  des  Wertgrössenmasses 
dieser,  daher  auch  bei  richtigen  u.  gerechten  Vergleichungen  früherer 
u.  heutiger  Arbeiterzustände  u.  Lohiiverliältnisse.  I)ergleichen  ist  heute 
meist  ganz  verschwunden:  umso  höher  müsste,  ceteris  paribus,  jetzt  für 
gleiche  Arbeitsleistung,  Natural-  u.  Geldlohn  sein,  um  früher  niedrigerem 
solchen  Lohn  wertgleich  zu  sein.  Reste  solcher  Verhältnisse  gibt  es 
übrigens  wohl  noch  bes.  in  persönlichen  Arbeitsdiensten  (höheres  Dienst- 
gesinde vornehmer,  reicher  Dienstherrschaften),  wo  daun  indessen  mehr 
schon  der  folgende  Punkt  auch  in  Privatdienststellen  etwas  mit  her- 


vortritt. 


jÜ)  Eine  auch  nach  den  Konsequenzen  für  die  Höhe  der 
Material  löhne  n icht  unwichtige  Rolle  spielt  der  Immaterial- 
lohn,  z.  T.  seit  Altei'S,  vornehmlich  aber  heute,  in  unseren  Ländern, 
zumal  wohl  in  Deutschland,  im  öffentlichen,  bes.  im  Staats- 
dienst, and)  im  Ilofdienste  der  Moiiai'cluen  u.  ein  wenig  mit  im 
höheren  Gesindedienst  der  vornehmen  Geburts-,  Grund-  u.  reichen 
Geldaristokratie:  die  Gewährung  von  äusseren  Ehren  (Rang, 


Solcher  Immateriallohn  wirkt  hier  auf  Ermässigung  des  Natural- 
lohns ein.  wobei  freilich  hiervon  der  gleiche  Einfluss  anderer  Momente 
wie  Festigkeit  der  Stellung,  dann  im  öffentlichen  u.  Hofdienst  überhaupt 
etwas  vom  Ehrenamtscharakter  auch  beim  besoldeten  Amt,  schwer  zu 
trennen  ist.  Natürlich  kann  der  Materiallohn,  wenn  er  die  notwendige 
wirtschaftliche  Grundlage  der  Beamtenexistenz  ist,  nicht  über  ein  ge- 
wisses Mass  durch  solchen  Immateriallohn  ersetzt  werden,  aber  etwas 
vermag  er  es  u.  wirkt  er  so  wohl  meist  auch : die  rein  ökonomisch,  finanziell 
betrachtet  für  den  Arbeitgeber  günstige  Seite.  Auch  für  den  „Arbeiter  , 
den  Beamten  fehlt  diese  günstige  Seite  notorisch  nicht,  psychologisch, 
sozial  betrachtet,  die  Grundidee  oei  solchen  „Ehrenerteilungen  ist  auch 
zu  rechtfertigen.  Nur  liegt  eben  die  unverkennbare  u.  überall  em- 
getretene  Gefahr  vor,  dass  hier  Eitelkeit  förmlich  methodisch  ent- 
wickelt, dieses  niedere  Motiv  förmlich  gezüchtet  u.  gepflegt  wird,  auch 
ethisch  imd  — ästhetisch  eine  bedenkliche  Sache!  Dazu  kommt, 
dass  die  praktische  Anwendung  dieser  Art  Immateriallohns  sich,  selbst 
beim  besten  Willen  u.  Verständnis  der  die  Auszeichnimgeii  verleihenden 
Autoritäten,  nicht  befriedigend  gestalten  lässt.  Denn  die  i’icbtige  Aus- 
wahl. nach  dem  „Verdienst“,  ist  unmöglich  u.  die  übliche  Schablonen- 
haftigkeit  des  Vorgehens  ist  dem  Zweck  selbst  zuwider.  Die  neuere 
Entwicklung  dieses  Gebiets,  wohl  am  meisten  in  Deutschland,  ist  hier 
in  ein  Extrem  geraten,  bei  welchem  die  Bedenken  wolil  grösser  a^  die 
miten  Seiten  sind.  Aber  — ökonomisch  bleibt  die  Sache  doch  für 
die  Frao-en  von  Arbeitslohn  ii.  Gehalt  von  Bedeutung.  Der  Zusamnien- 
hang  mit  dem  dritten  „egoistischen“  Leitmotiv  wirtschaftlichen  Handels 
ist  beachtenswert  (S.  23  o.,  meine  Grimdleg.  I,  § dfl— 41). 

2.  Lohnformen  lassen  sich  nach  folgenden  verschiedenen 
Merkmalen  unterscheiden,  a)  Nach  der  Beinessungsart,  als 
Zeitlohn  verschiedener  Art,  nach  den  betreffenden  Zeiteinheiten, 
als  Stiicklolm  iisw.,  worüber  schon  oben  in  § 38,  S.  134  fl.  b)  Nach 
der  fehlenden  ii.  stattfindenden  Beziehung  zur  Leistung,  zum 
Arbeitserfolg,  wonach  .,fester“  n.  „wechselnder“  (prekärer)  Lohn, 
in  diesem  ersten  Sinn,  unterschieden  werden  kann,  a)  Dabm 
gehört  wieder  die  Unterscheidung  zwischen  Zeitlohn,  ohne,  u.  Stück- 
lohn mit  solcher  Beziehung;  /H)  ferner  ebenfalls  mit  letzterer  das 
Svstem  der  Gewinnbeteiligung,  der  Tantiemen,  Keniunerationen, 
Gratifikationen,  soweit  diese  nicht  im  Voraus  fest  bestimmt  u.  so 
nur  ein  in  anderer  Form  gezahlter,  wenn  auch  in  der  Höhe 
nach  dem  Geschäftserfolg  mit  weGliselnder,  aber  gleichwohl,  etwa 
niipli  fliirpli  Festsetzung  eines  ^lininuinis,  fester  Lolin  ist  (auch 
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als  Gehalt  im  „Amt“  des  fest  angestellten  „Beamten“  u.  als 
Lohn  gewöhnlicher  Art  für  die  Masse  der  Arbeiter  in  der 
materiell  - Avirtschaftlichen  Produktion,  einschliesslich  des 
Gesindes  im  häuslichen  Dienst. 

a)  Der  Beamte,  welcher  Gehalt  in  fester  Anstellung  bezieht, 
hat  letztere  gewöhnlich  inv  längere  Zeitdauer,  meist  tiir  eine  Reihe 
von  Jahren,  selbst  lebenslänglich,  mit  längeren  Kündigungsterminen, 
sogar  mit  fehlender  Kündbarkeit  des  Dienstverhältnisses  seitens  des 
Dienstherrn  (öffentlicher,  bes.  Staatsdienst),  aa)  Zuerst  hat  in  der 
Regel  diese  Einrichtung  nur  für  höhere  (u,  geAvisse  mittlere) 
Arbeitsdienste  bestanden,  mit  entsprechend  grösserer  absoluter  Höhe 
des  Lohnbetrags,  auch  mit  Pensionswesen  u.  dgl.  A'erbimden  (Fort- 
laufen des  Lohns  Avähnmd  Krankheiten,  wenigstens  für  gewisse, 
auch  längere  Zeit,  luA^aliditäts-  u.  Alterspension,  Ruhegehalt,  als 
„A'erschobene“  Gehaltszahlung,  selbst  Witwen-  u.  Waisenpensionen 
mit  Rechtsanspnxch  darauf  u.  mit  dem  Charakter  einer  einfachen 
Konsequenz  des  Dienstverhältnisses  des  Glitten  u.  Vaters  ipso  iure). 
Auch  der  Sprachgebrauch  erkennt  die  tiefere  Verschiedenheit  dieses 
Lohns  A'om  gewöhnlichen  Arbeitslohn  durch  besondere  technische 
Bezeichnungen  dafür  an  (Gehalt,  Besoldung,  Gage),  ebenso  wie  er 
den  „Arbeiter“  hier  besonders  benennt  (Beamte,  Angestellte), 
bb)  Im  deutschen  öffentlichen,  namentlich  im  Staatsdienst 
mit  seiner  festen  Regelung  auch  der  finanziellen  u.  ökonomischen 
Seiten,  desBesoldungs-,  PensionsAvesens  usw.  u.  mit  seinem  auch 
politisch  Avichtigen  Rechtsgrundsatz  des  Rechtsanspruchs  des  Fest- 
angestellten, meist  für  Lebensdauer  berufenen  Beamten  auf  die  Be- 
lassnng  in  seinem  klaglos  A'erwalteten  Amt  bzAv.  auf  dessen  Gehalt  usav. 
hat  dieses  System  eine  eigenartige,  förmlich  vorbildliche  Aus- 
gestaltung, freilich  nur  als  Ideal,  für  die  Lolinregelung  überhaujxt 
erhalten.  Es  gcAvübii  Sicherung  der  Stellung  u.  eines 
einigermassen  ausreichenden  Einkommens,  beides  in  ganz 
anderem  u.  höherem  Masse  als  in  den  meisten  geAvöhnlichen  Avirt- 
schaftlichen Arbeitsdiensten,  eine  Glanzseite  gemeinwirtschaftlicher 
Organisation  A’-erglichen  mit  der  rein  priA^atwirtschaftlichen.  cc)  In 
der  bei  uns  Avenigstens  dann  meistens  erfolgten  Ausdehnung  A'om 
„höheren“  auf  den  „mittleren“  (Subalternixeamte)  u.  selbst  einen 
grossen  Teil  des  „niederen“  Dienstes  (Unterbeamte),  bei  der  An- 
wendung des  gleichen  Arbeits-  oder  Beamtenrechts  auf  die  grossen 
materiellen  öfientiiehen  Dienstzweige,  nicht  nur  des  VerkehrsAvesens 
(Post,  Telegraph,  Eisenbahn  usw.),  sondern,  teihveise  wenigstens,  auch 
auf  Produktionszweige  Avie  Domänen-,  Porst-,  Bergbau-,  Hütten- 
wesen u.  a.  m.,  bei  der  Einbeziehung  immer  grösserer  Mengen  des 
unteren  Pei-sonals  der  ausführenden  Arbeiter  in  das  Recht  der 

L„etatsmässig  festen  Stellungen“  hat  dieses  Lohnsystem  des  öffentl. 

Dienstesaucheine  wachsende  praktische  Bedeutung  für  die  Arbeiterfrage 
überhaupt  u.  für  die  Lohnfrage  speziell,  dd)  Die  beginnenden 
analogen  Entwicklungan  im  „ P r i v a t b ea  m t e n t u m “ grosser 

Privatunternehmungen  bewegen  sich  in  gleicher  Richtung,  ee)  Aber 


freilich  steht  im  öffentlichen  Dienst  die  Steuergewalt  u.  im 
Prwatdienst  grosser  Unternehmungen  deren  gesicherte  Dauer 
u.  Kapitalkraft  hinter  dieser  EntAvicklung  u.  macht  sie  praktisch 
inöglich.  ff)  In  der  grossen  Masse  der  Fälle  des  gewöhnlichen 
wirtschaftl.  Arbeitsdiensts  u.  des  Gesindediensts  ist  sie 
nicht  möglich.  Hier  kann  höchstens  im  einen  oder  anderen  Punkt 
eine  Annäherung  an  das  System  erfolgen,  Avie  z.  B.  das  Arbeiter- 
A'ersicherungswesen  starke  Analogien  zum  Beamtenpensionswesen 
zeigt.  In  entsclieidenden  anderen  Punkten  Avird  eine  Verschieden- 
heit bleiben  müssen,  zum  Nachteil  der  geAvöhnlichen  Lohnarbeiter- 
stellung u.  der  Lohnregelung  dabei.  Aber  für  die  aufzustellenden 
Ziele  in  beiderlei  Hinsicht  gibt  das  „Beamtenrecht“  u.  „Gehalts- 
recht“ doch  immerhin  einige  Richtpunkte. 

ß)  Der  gewöhnliche  Lohnarbeiter  ermangelt  namentlich 
einer  so  festen  Stellung,  damit  einer  solchen  Sicherung  seiiies  Ein- 
kommens, wie  der  Beamte.  Daher  die  öfteren  Arbeits-  u.  Erwerbs- 
pausen, die  zeitweise  Arbeitslosigkeit,  die  Lohnausfalle  im  Gesamt- 
Lohneinkommen  für  längere  Zeiträume,  z.  B.  das  Jahr,  selbst  bei 
guten,  hohen  Tage-  u.  Wochenlohnsätzeu,  die  in  jeder  Hinsicht  so 
viel  jxrekärere  Ökonomische  u.  soziale  Lage,  Avoraus  AÜel  Schlimmes 
für  den  Arbeiter  folgt,  aa)  Ein  H a up t hi Ifs mittel  ist  hier: 
regelmässige  rer  Gang  der  gesamten  Produktion,  damit  dei 
Arbeitei’beschäftigung,  AA'ie  ihn  eine,  freilich  eben  nur  beschränkt 
mögliche  gemeinwirtschaftl.  Organisation  am  besten  verbürgt  In  der 
privatAvirtschaftlichen  Avird  dieser  Gang  durch  Spekulation  u.  Rück- 
schlag davon,  durch  Schwanken  der  Konjunkturen  (o.  S.  179  bei  3,  a) 
immer  wieder  gestört  u.  unregelmässig.  Kartelle  u.  dgl.  vermögen  hier 
in  gewissen  Grenzen  günstig  einzuwirkeu  (S.  274  bei  c)  u.  liegen  inso- 
weit auch  im  Arbeiterinteresse,  haben  nur  anderseits  die  schweren 
sonstigen  Bedenken  (o.  S.  275).  bb)  Von  Einzelheiten  verdient 
die  Frage  der  Dauer  der  Arbeitskontrakte  u.  der 
Kündigungsfrist  des  Arbeitsverhältnisses,  auf  ^ beiden 
Seiten,  des  Arbeiters  u.  Arbeitgebers,  Beachtung.  Eine  nicht  zu 
kurze  Dauer  ist  im  allgemeinen  vorzuziehen. 

Die  Entwicklung  ist  grösstenteils  bei  der  Masse  der  geAvöhnlichen 
Arbeiter  im  Erwerbe  auf  V^erkürzung  dieser  Frist  im  ^ ertrag  oder  von 
Rechtswegen  (Gewerbeordnung,  14  Tage)  hinausgegaugen,  auch  in  der 
Landwirtschaft  u.  im  häuslichen  Gesindedienst,  wenn  auch  nicht  auf  so 
kurze  Fristen  wie  im  Gewerbe.  In  diesem  ist  selbst  Neigung  auf  Be- 
seitigung jeder  solcher  Frist  hervorgetreteii  u.  bisweilen  schon  der 
Arbeitsvertrag  so  eingerichtet  worden.  Beide  Parteien ‘ haben  auf  solche 
Entwicklung  hingedrängt,  in  einseitig  individualistischer 
Tendenz,  um  möglichst  wenig  lange  u.  fest  aneinander  gebunden  zu 
sein,  um  ohne  Vertragsbruch  sofort  jeden  Moment  Arbeitseinstellungen 
u.  -Aussperrungen  im  Grossen  (Streiks  usw.)  vornehmen  zu  können, 
Im  Ganzen  doä  AA'ohl  eine  sozial  u.  ethisch  bedenkliche 
Wicklung,  welche  meist  auch  volks-  u.  priA’at  wirtschaftlich,  aucn 
gerade  für  das  wahre  dauernde  nationale  Interesse  am  un- 
gestörten Fortgang  der  Produktion  u.  für  das  gleiche  Arb  eit  er  in  teressc 
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nachteilig  ist.  Jede  kleine  Störung  der  persönlichen  Beziehungen,  der 
wirtschaftlichen  Verhältnisse  zwiscnen  beiden  Parteien  führt  dann  eben 
gleich  zum  Auseinandergehen  u.  Bruch.  Längere  Arbeitskontrakte  u. 
Kündigungsfi'isten  nötigen  heilsam,  sich  mehr  in  einander  zu  fügen. 
Aber  — aem  starren  Individualismus  u.  Egoismus,  vulgo  berechtigtem 
Selbstgefühl  auf  beiden  Seiten,  bei  Herren  u.  Diener,  xlrbeitgeber  u. 
-nehmer,  widerspricht  das  eben.  Hier  kann  nur  sittliche  Zucht  u.  bessere 
Sitte  helfen,  das  Recht  höchstens  die  gesetzlichen  Kündigungsfristen 
verlängern  u.  in  einigen  Fällen  (Landwirtsch.,  IJesindedienst,  Lehrlings- 
wesen im  Gewerbe)  auch  aimemessene  Dauer  des  Arbeitsdienstes  als 
bindendes  Recht  festsetzen.  Der  „Herrenstandpunkt“  des  Unternehmers 
(„Herr  im  eigenen  Hause  sein“)  u.  der  Stolz  u.  Trotz  des  Arbeiters 
(„kein  Sklave  sein“,  „sich  nichts  gefallen  lassen“)  leiden  beide  an  Ueber- 
treibung  u.  haben  ilire  Wurzel  beide  in  egoistischem  Individualismus. 


§ 59.  — II.  Lohn  in  verschiedeuuu  Beschäftigungen. 
A,  Scheinbar 6 u.  Merkliche  Verscliiedenheiten  des  Lohns  danach. 
1.  Jene  sind  solche  der  Geldlöline,  welche  auf  Verschiedenheit  des 
Geldwerts,  der  durchschnittlichen  Kaufkraft  des  Geldes  beruhen, 
desjenigen  Geldes,  in  welchem  der  Lohn  gezahlt  wird,  namentlich 
in  Bezug  auf  die  üblichen  Arbeiterkonsumptibilien  und  deren 
Geldpreise. 

Verschiedenheiten  zwischen  den  Geldlölmen  verschiedener  Zeiten, 
früher  niedrigere  bei  höherem,  jetzt  höhere  bei  niedrigerem  Geldwert; 
zwischen  Stadt-  u.  Land-,  Grossstadt-,  Kleinstadtlöhnen,  agi*arischen, 
industriellen,  auch  zwischen  den  Löhnen  ganzer  OTosser  Landgebiete, 
z.  B.  europäischer  und  nordamerikanischer,  englischer  u.  continentaler, 
west-,  mittel-  und  osteuropäischer,  alter  Kulturländer  u.  neuer  Länder 
der  Goldgewinnung. 


2.  Wirkliche  Verschiedenheiten  sind  solche  des  effectiven 
Lohns  (S.  294,  bei  c,  ß).  Nur  von  diesen  ist  hier  zu  handeln.  3.  Auch 
die  Beständigkeit  u.  Unbeständigkeit  der  Bescliäftigung,  deren 
u.  daher  des  Lohnerwerbs  verschiedene  Dauer  in  längeren 
Zeiträumen  (Jahr),  bedingt  Verschiedenlieiten  der  einzelnen 
Lohnsätze  in  kurzen  Zeiträumen,  z.  B,  des  Tag-,  Wochenlohns, 
welche  grossenteils  nur  als  scheinbare  anzus(dien  sind.  Wenn  man 
sie  auf  längere  Zeiträume,  z.  B.  auf  das  Jahr  bezieht,  gleichen  sich 
die  Verschiedenheiten  mehr  oder  weniger  aus. 

Sommei'arbeit  mit  Winterpausen,  Löhne  der  Saisonarbeiter,  ohne 
oder  fast  ohne  Beschäftigung  u.  Lohnerwerb  in  der  „todten  Saison“, 
Verhältnisse  bei  Bau-,  bei  ländlichen  u.  industriellen  Wanderarbeitern, 
in  Gewerben  mit  seltener  und  häufiger  Arbeitsstockung;  Einfluss  auch 
von  Feiertags  wesen,  so  danach  Verschiedenheiten  in  den  Gebieten  der 
drei  grossen  christlichen  Confessionen. 

Der  Lohn  in  der  Erwerbszeit  muss  für  die  Zeit  fehlenden 
Erwerbs  mit  ausreichen.  Für  die  Fragen  des  effectiven  Lohns  in 
verschiedenen  Beschäftigungen  u.  für  Vergleichungen  kommt  daher 
nicht  der  Lohnsatz  in  der  Beschäftigungszeit,  sondern  der  auf  eine 
längere  Periode,  am  besten  auf  das  Jahr,  berechnete  Gesamtlohn- 
bezug  oder  dessen  Durchschnitt  für  eine  kleinere  Zeiteinheit  (Tag, 
Woche,  Monat)  in  Betracht.  4.  Natural-  u.  Geldlöhne  sind  für 
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Verbleichungen  notwendig  auf  eine  Werteinheit  zurückzutiüiren. 
Das  ist  allerdings  schwierig,  auch  wegen  der  verscluedenen  Quote 
vom  Gesamtlohn,  welche  nach  Zeitaltern,  Landessitten,  \\  irtschat  s- 
u.  Betriebsarten,  Arheitszweigcn  auf  die  beiden  Arten 

B.  Der  tiefste  Grund  der  Verschiedenheit  des  eflektiven 
Lohns  in  verschiedenen  Beschäftigungen,  sei  es  innerhalb  einer 
Wirtschafts-  oder  Produktionseinheit,  einer  Unternehmung,  sei  es 
in  verschiedenen  solchen  Einheiten  u.  Unternehmungen,  hegt  m 
dem  verschiedenen  wirtschaftlichen  Wert  der  Arbeits- 
leistung für  die  Gewinnung  des  Arbeitsprodukts.  Daraus  erklären 
sich  zunächst  schon  die  Verschiedenheiten  der  Durchschnitts- 
lohnsätze in  den  drei  grossen  Arbeitskategorien,  der  bloss  aus- 
führenden (meist  Hand-)  Arbeit,  der  anleitenden  u.  überwachenden, 
der  organisierenden  u.  leitenden,  oder  der  eigentlichen  sogen. 
„Arbeitslöhne“  der  „Arbeiter“,  der  „Gehalte“  der  „Beamten  , „An- 
o-estellten“,  der  Bezüge  der  Leiter.  Auch  der  Unternehmergewuun, 
soweit  er  eine  Art,  wenn  auch  nach  einem  anderen  Prinz^i  regu- 
liertes Lohneinkommen  ist  (§  62),  fügt  sich  in  diese  Auffassung. 
Auch  die  Verschiedenheit  der  Durchschnittsbezahlung  „roher  , 
„ungelernter“  und  „qualificirter“,  „gelernter“  Arbeit 
findet  so  ihre  Haupterklärung,  wenn  auch  andre  Momente  zugleich 
mit  einwarken.  besonders  der  verschiedene  Ausbildungsautwand 

(s.  unten  Nr.  4,  a,  d,  310,  311).  i n 

1 Jedenfalls  verhält  es  sich  so  in  unserer  pnvatwirtschattl.  Urgani- 
sation,  auch  weiter  innerhalb  jeder  der  drei  Kategorien  bei  den  emzelnen 
Beschäftigungen,  wo  der  Wert  der  Arbeitsleistung  im  relativen  Lohn- 
satz nach  GeTtung  ringt.  2.  Im  hierarchischen  -imtersystem  des  öffent- 
lichen, bes.  des  Staatsdienstes  mit  seiner  üblichen  ^ erschiedenheit  der 
Durchschnittsgehalte  u.  der  Minima  u.  Maxima  des  Gehalts,  so  ber 

jenen  drei  Arbeitskategorien  einigermassen  entsprechenden  öcneiaimg 
des  Unter-  (Diener-),  Mittel-  (Subaltern-,)  u.  höheren  Dienstes  u.  bei  den 
weiteren  Scheidungen  innerhalb  jeder  dieser  Grappen  trdt  gleichtal  s 
diese  Rücksicht  auf  den  (geselllschaftlichen)  W ert  der  Dienstleistung 
hervor.  3.  Die  Lohnregclung  nach  oder  möglichst  mit  nach  diesem 
Moment  ist  zugleich  psychologisch  begründet,  sie  steht  mit  Rück- 
sichten auf  die  Notwendigkeit  richtiger  Beeinflussimg  der  psychischen 
Motivation  des  Arbeiters  in  Verbindung.  4.  Freilich  bietet  der  Wert 
der  Arbeitsleistung  keinen  genauen  Massstab  für  zahlenniässige  Be- 
stimmung der  absoluten  u.  der  relativen  Höhe  der  Lohnsätze  in  ver- 
schiedenen Beschäftigungen,  weil  sich  bei  Arbeitsteilung  der  \\  ert  des 
Produkts,  als  des  Ergebnisses  der  Gesamtarbeitsleistung,  nicht  m testen 
zahleninässig  bestimmten  Quoten  dieses  Werts  auf  die  einzelnen  Arbexts- 
arten  zurückfüliren  lässt.  In  der  Bemessung  der  relativen  Lohnsätze 
bleibt  also  eine  gewisse  Freiheit.  Aber  gleichwohl  macht  sich  die 
Rücksicht  auf  den  Wert  der  Individualleistimg  doch  im  relativen  Lolm 
geltend  5.  In  einem  sozialistischen  Wirtschaftssystem  würde  dem 
„Lohn“  der  „Genossenanteil“  am  Reinertrag  entsprechen.  Eine  völlige 
Hinwegsetzung  über  den  Wert  der  Individualleistung  bei  der  Be- 
stimmung der  Höhe  dieser  Anteile  hat  man  bisweilen  als  notwendige 
Konsequenz  des  Gleichheitsgedankens  angesehen.  Sie  erscheint  gerade 
aus  psychologischen  Gründen  kaum  möglich,  auch  wenn  „Erziehung  , 
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„andre  Umwelt“  (milieu)  einen  noch  so  grossen  Einfluss  auf  Änderung 
der  psychischen  Motivation  sollten  ausüben  können. 

Der  Wert  der  Arbeitsleistung  übt  aber  seinen  Einfluss  auf  die 
Lohngestaltung  in  den  verschiedenen  Beschäftigungen  nur  in  Kom- 
bination mit  einer  Keihe  von  anderen  Umständen,  die  unter  D 
behandelten,  aus.  Diese  Umstände  wirken  teils  in  der  gleichen,  teils 
auch  in  jenen  Einfluss  kreuzender  Kichtung  ein.  Im  konkreten 
Fall  endlich  wird,  wie  der  Lohn  überhaupt,  so  auch  derjenige  der 
verschiedenen  Beschäftigungen,  bestimmt  nach  dem  Angebot  von 
Arbeit  u.  der  Nachfrage  nach  Arbeit  im  Verkehr,  auf  dem  Arbeits- 
markte. Daher  kommt  es  darauf  an,  wie  diese  beiden  iVIoniente 
sich  auf  den  verschiedenen  Beschäftigungsgebieten  gestalten.  Selbst 
im  Lohnsystem  (Besoldungswesen)  des  öftentl.  Dienstes,  welches 
eine  Art  gemeinwirtschaftlicher  Lohnregelung  darstellt,  machen  sich 
Angebot  u.  Nachfrage  geltend.  Auf  Seite  des  Angebots  wirken 
aber,  wie  die  in  folgenden  besprochenen  Umstände,  so  auch  der 
Wert  der  Arbeitsleistung  u.  zwar  wesentlich  mittelst  Loslösung 
])sychischer  Empfindungen  u.  Vorstellungen  u.  daraus  hervorgehender 
Bestrebungen  wieder  mit  ein. 

D.  Speziell  in  das  psychologische  Gebiet  gehören  die  A'er- 
schiedenen  Last-  u.  Lust  ein  pfindungen,  welche  mit  der  Aus- 
übung der  einzelnen  Arbeitsart  selbst  wie  mit  den  in  der  Lohnhöhe 
mit  zum  Ausdruck  kommenden  Erfolgen  der  Arbeit  in  Verbindung 
stehen.  Diese  Empfindungen  wirken  als  Antriebe  für  den  Arbeiter, 
die  u.  die  Lohngestaltung  zu  erstreben  u.  doch  auch  als  Erwägungs- 
u.  Mitbestimmungsgründe  auf  Seite  des  Arbeitgebers  mit  ein.  Er 
versetzt  sich  in  die  Seele  des  Arbeiters  und  nimmt  auf  dessen 
Empfindungen,  Vorstellungen,  auch  in  seinem  eigenen  Inter- 
esse mit  Rücksicht,  weil  diese  Empfindungen  usw.  des  Arbeiters 
dessen  Arbeitslust  und  damit  den  Nutzeffekt  seiner  Leistungen 
beeinflussen.  Ob  u.  wie  weit  der  Einfluss  von  dem  Allen  sich 
freilich  praktisch  durchsetzt,  hängt  wieder  davon  ab,  ob  u.  wieweit 
andere  Einflüsse  in  derselben  oder  in  kreuzender  Richtung  ein- 
wirken u.  wie  sich  speziell  die  Angebot-  u.  Nachfrageverhältnisse 
gestalten.  Folgende  Fälle  umfassen  nicht  alle  vorkommenden, 
erscheinen  aber  besonders  beachtenswert. 

1.  Fester  gleiclimässigerer  Lohn  in  fester  Stellung,  so  der 
„Gehalt“  der  Beamten  auch  des  „Angestellten“  mittlerer  u.  unterer 
Art.  und  „prekärer“,  schwankenderer  Lohn  (in  diesem 
Sinn),  der  gewöhnlich  allein  sogen.  .,Arbeitslohn“  des  „Arbeiters“ 
i.  e.  S.  Ähnlich  „prekär“,  wde  dieser  Lohn  ist  bei  dem  Unternehmer 
der  in  seinem  Untergewinn  enthaltene  Lohn,  auch  der  das  Ein- 
kommen bei  den  sogen,  „freien“  (liberalen)  Berufen  bildende.  Ab- 
gesehen von  dem  Einfluss  auf  die  Durchsclmittshölie  des  Lohns, 
welchen  gerade  hier  den  Wert  der  Arbeitsleistung  ausübt  und  ab- 
gesehen von  nur  nominellen  (scheinbaren)  Verschiedenheiten  unter 
dem  Einfluss  von  Beständigkeit  u.  Unbeständigkeit  der  Beschäftigung 
ist  der  „feste“  Lohn  im  Durchschnitt,  auf  eine  bestimmte  Zeiteinheit 
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berechnet,  öfters  niedriger  als  der  „prekäre“,  gerade  wohl  mit 
unter  dem  Einfluss  von  Last-  u.  Lustmomenten,  dem  wohltuendem 
Gefühl  der  {grosseren  Sicherung  von  Stellung  u.  Lohn  im  ersten, 
dem  Mangel  dieses  Gefühls  u.  dem  Empfinden  eines  entgegen- 
gesetzten im  zweiten  Fall.  Dies  zeigt  sich  u A.  wohl  bes.  beim 
festen  Gehalt  des  Beamten  einer-  u.  dem  Einkommen  m liberalen 
Berufen  anderseits,  in  gleichen  oder  ganz  ähnlichen  Arbeitszweigen, 
wobei  freilich  mehrere  der  im  Folgenden  besprochenen  Momente  u. 
sonstige,  z.  B.  Pensionsansprucli  beim  Beamten  allem,  mit  einwirken. 

2.  Speziell  nach  ihrem  psychologischen  Charakter  als  Lust-  ii. 
Lastraomente  üben  vielerlei  Eigenschaften  einer  Arbeitsart  und 
sonstige  mit  dieser  verbundene  Umstände  einen  Einfluss  aut  die 
Lohnhöhe  aus,  die  höheren  Last-  u.  geringeren  Lustmoniente  oder 
das  Fehlen  letzterer  einen  lohnsteigernden,  die  schwächeren  Last-  u. 
stärkeren  Lustmomente  einen  lohndrückenden.  Ob  u.  -wieweit  dies 
in  Wirklichkeit  in  der  Lohnhöhe  zum  Ausdruck  kommt,  hängt  dann 
wieder  von  der  Kombination  solcher  Last-  u.  Lustmoniente,  von 
der  gleichen  oder  kreuzenden  Wirkung  anderer  Momente,  u.  stets 
mit  von  den  Angebot-  u.  Nachfrageverhältnissen  (§  66)  ab. 

So  spielen  hier  als  solche  Lust-  u.  Lastmomente  bei  der  Arbeit 
mit:  Annehmlichkeit  u.  Unannehmlichkeit,  Leichtigkeit  u.  Sch\vierigkeit, 
Gefahrlosigkeit  u.  Gefährlichkeit,  geringe  u.  gi'osse  Muhe,  Ehre,  Ansehen 
und  das  Gegenteil  davon,  Freude  an  der  Arbeitsleistung  selbst  u.  an 
ihrem  Ergebniss  (Vorteil  der  technisch  wenig  getei  ten,  ein  „(ganzes 
schaffenden  Arbeit,  des  Landwirts,  des  älteren  Handwerks)  u.  Mangel 
dieser  Empfindung,  selbst  vielleicht  förmliche  Pein,  grade  diese  Arbeit 
zu  leisten  (Nachteü  der  iveitgehend  geteilten,  nichts  „Ganzes  schaffenden 
Arbeit,  der  Manufaktur,  der  Fabrik),  freiere  Bewegung  m der  Aus- 
führung der  Arbeit  (Hausindustrie,  Heimarbeit)  u.  strengere  Gebundenlieit 
u.  Kontrolle  dabei  (Fabrikarbeit)  u.  a.  m. 


3.  Eine  Kreuzung  erfährt  der  praktische  Einfluss  dieser  Lust- 
uiid  Lastmomente  öfters  durch  folgende  zwei  Umstände,  a)  durch 
Zufällen  von  Arbeit  niedrigster  Art  an  tiefste  Arbeiterschichten 
u.  b)  durch  kastenartige  tielbstregulierung  des  Arbeitsangebots 
iii  einzelnen  Arbeitskategorieii.  Dann  treten  bei  a grade 
niedrigste  Löhne  ein,  bei  b Löhne,  welche  von  der  durch  die  Lust- 
u Lastmoniente  bedingten  Riebtung  eventuell  mehr  oder  weniger 

ab  weichen.  , . , , , . , , 

a)  Bei  starkem  allgemeinem  Arbeitsangebot,  zumal  einem  soienen, 

welches  leicht  die  Nachfrage  übersteigt,  daher  bei  Syniptomen  der  all- 
gemeinen und  lokalen  Übervölkerung,  fällt  öfters  grade  die  niedrigste 
Arbeitsart  mit  den  schlechtesten  Löhnen  der  untersten  Arlieiterkategorie 
zu  welche  unter  den  ungelernten  Arbeitern  noch  einen  L berschuss 
darstellt,  dem  tiefststehenden  Proletariat  u.  z.  T.  mehr  oder  weniger 
verlorenen  Existenzen  anderer  Volkschichten.  Hier  kommt  dann  grade 
der  niederste  Lohn  bei  der  mit  einem  Minimum  von  Lust-  ii.  einem 
Maximum  von  Lastmomenten  verbundenen  Arbeit  vor  (schmutzige, 
widerwärtige,  im  Ansehen  tiefst  stehende  mühsame  Arbeit,  b)  Angebot 
und  Nachfrage  regeln  auch  den  Arbeitslohn  (§  GG),  aber  auf  der  beite 
des  Angebots  kommt  die  Arbeiterzahl  nicht  als  einheitliche  Menge  in 
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Betracht,  sondern  nach  Kategorien  für  Gruppen  u.  spezifische 
Arten  von  Arbeit.  Hier  rekrutiert  sich  das  Angebot  in  vielen  Kate- 
gorien nicht  aus  der  Gesamtbevölkerung  und  ist  daher  nicht  deren 
zeitliche  u.  soziale,  von  dem  Verhältniss  der  Geburten  zu  den  Todes- 
fällen u.  der  Zu-  zu  den  Fortwanderungen  abhängige  Zahl,  sondern  die 
Zahl  des  betreffenden  Arbeiterkontingents  jeder  Kategorie  u.  die  spezielle 
Veränderung  nur  dieser  Zahl  massgebend:  es  bilden  sich,  auch  bei 
freier  Berufswahl,  beim  Fehlen  oder  nach  dem  Fortfall  aller  Rechts- 
schranken für  die  Berufswahl,  in  der  Tat  kastenartige  Verhältnisse; 

^^l^der,  bes.  die  Söhne  folgen  gern  dem  Beruf  der  Eltern,  des  Vaters, 
gehen  nicht  so  leicht  in  anare  Berufe  über  u.  die  Nachkommenschaft 
öderer  Berufe  nicht  in  jene  (studierte  Berufe,  ('ivil-  u.  Militärbeamte, 
Offiziere,  Seeleute,  viele  einzelne  Gewerbe,  Landwirte)  Daher  kann 
1 Bevölkerungsbewegung  in  der  betreffenden  Kategorie 

leicht  Iber-  u.  Unterangebot  von  Arbeitskräften  stattfinden,  wodurch 
wiederum  eine  andere,  selbst  entgegengesetzte  Lohnhöhe  bedingt  wird, 
ajs  nach  den  mitspielenden  Lust-  u.  Lastmomenten  zn  erwarten  wäre. 
Namentlich  in  alten  Kulturländern  zeigt  sich  das  (Zudrang  in  öffent- 
lichen, in  Lehrdienst),  generationenalte  Tradition  wirkt  nach,  auch 
gerade  in  Deutschland  und  heute  noch.  Erst  die  auflösende  Wirkung 
des  modernen  Individualismus  u.  wirtschaftl.  Verkehrs,  daraus  folgende 
Änderungen  in  der  öffentlichen  Meinung  betreffs  , Ansehens“  u.  „Nicht- 
Ansehens“  der  einzelnen  Berufsstände,  der  materiellen  wirtschaftl. 

(Industrie,  Handel,  g^enüber  Landwirtsch.,  Staats-, 
Militärdienst)  u.  s.  w.  führen  zur  Sprengung  dieser  kastenartio'en 
Rekrutierung  des  Arbeitsangebots  nach  Berufskategorien,  so  auch  in  3en 
letzten,  bes.  im  letzten  Menschenalter  in  Deutsdiland,  was  nunmehr 
manche  Lohn-  u.  Gehaltsverschiebungen  in  den  verschiedenen  Be- 
schäftigungen erklärt. 


4.  Teils  selbständig  wirkend,  teils  in  Kombination  mit  den  an- 
gedeutelen  Lust-  u.  Lastempfindungen,  je  nachdem  wiederum  deren 
Liinwirkung  verstärkend  oder  kreuzend,  kommen  folgende  Um- 
stände in  dem  Lohn  in  verschiedenen  Beschäftigungen  zur  Geltung: 
a)  die  verschiedenen  Kosten,  welche  aufgewendet  werden  müssen, 
um  zur  Arbeitsleistung  in  der  betreffenden  Beschäftigung  fähig 
zu  werden,  b)  die  verschiedene  Häufigkeit  oder  Seltenheit 
spezifischer  Fähigkeiten  u.  Eigenschaften  in  den  einzelnen 
Fällen,  c)  die  verschiedenen  Aussichten  des  individuellen 
Erfolgs  in  einer  Beschäftigung.  Zu  au.  b:  Die  höheren  vom 

Arbeiter  selbst  (oder  in  der  Generationenf'olge  von  seiner  Familie, 
Eltern)*  zu  tragenden  Kosten,  die  grössere  Seltenheit  spezifisclier 
EigenscJiaften  wirken  lolmsteigernd,  die  geringeren  Kosten  u.  die 
grössere  Häufigkeit  der  Eigenschaften  lolinverinindernd  ein.  Zu  c: 
Die  Verschiedenlieit  der  individuellen  Erfblgchancen  in  einem  Beruf 
(ünternehmerstellung  überhaupt,  freie,  liberale  Berufe,  vergliclien 
mit  festen  Stellen  der  Beamten)  führt  zu  grossen  Lohn-  u.  Ein- 
kommeiivei'schiedenheiten  unter  den  einzelnen  Angehörigen  eines 
Berufs  (Arzte,  Rechtsanwälte,  Künstler,  Schriftsteller  usw.),  weit 
mehr  als  bei  den  Beamten  in  dem  gleichen  oder  ähnlichen  Beruf, 
zu  „grossen  Losen“,  zu  „Nieten“,  zu  mannigfach  verschiedenen,  aber 
die  grosse  Alehrzalil  bildenden  „mittleren  Losen“  zwischen  jenen 


I 


I 


311 


Extremen.  Dagegen  kann  im  Durchschnitt  aller  Einzelfälle  unter 
dem  Einfluss  der  sonstigen  Momente,  welche  den  Lohn  bestimmen, 
namentlich  auch  der  Produktionskosten  der  Arbeit,  -wneder  mehr 
Übereinstimmung  zwischen  dem  Durchschnittslohn  der  verschiedenen 
Kategorien  von  Beruf  u.  Beschäftigung  u.  auch  mit  dem  Beamten- 
einkommen in  analogen  vergleichbaren  Beschäftigungen  bestehen. 
Weiteres  zu  a:  Die  Kosten  für  Auferziehung,  Erziehung,  Ausbildung 
des  Arbeiters,  wenn  dieser,  bezw.  seine  Familie  sie  selbst  u.  allein  u. 
vollständig  aufzubringen  hat,  bilden  überhaupt  auf  die  Dauer  einen  not- 
wendig im  Lohn  zu  deckenden  Bestandteil  der  „Produktionskosten  der 
Arbeit“  selbst,  insbes.  die  Untergrenze  des  sogen.  Lohnminimums,  weil 
nur  dabei  auf  dauernde  Deckung  des  Arbeitsbedarfs,  der  ISachfrage, 
durch  das  Arbeitsangebot,  in  der  Generationenfolge  zu  rechnen  ist  (§  6ö). 
Von  den  verschiedenen  bezüghchen  Kosten  für  die  Arbeit  in  ver- 
schiedenen Beschäftigungen  gilt  unter  den  gleichen  Voraussetzungen 
wieder  das  Nämliche.  Dabei  spielt  hier  neben  der  Höhe  dieser  Kosten 
in  gleichen  Zeiträumen  (Jahresdurchschnitt)  die  sehr  verschiedene 
normale  Dauer  des  Zeitraums,  welcher  bis  zur  vollen  Ausbildung 
u dem  Beginn  des  eigenen  ausreichenden  Lohnerwerbs  verstreicht,  eine 
entscheidende  Rolle.  Denn  davon  hängt  es  ab,  bis  zu  welcher  Höhe 
sich  ein  selbst  gleich  grosser  und  anderseits  ein  verschieden  hoher 
Jahresaufwand  als  „Erziehungs-  u.  Bildungskapital“  aufsammelt,  welches 
dann  in  der  Erwerbsperiode,  wieder  unter  obigen  Voraussetzungen 
betreffs  der  Deckung  des  Arbeitsbedarfs  durch  das  Angebot,  wieder 
getilgt  u.  bis  zur  vollen  Tilgung  für  seinen  jeweiligen  Restbetrag  verzinst 
werden  muss.  Die  dazu  erforderliche  „Amortisationsrente  des  Lr- 
ziehungs-  u.  Bildungskapitals“  muss  aber  in  der  Erwerbsperiode  jährlich 
um  so  liöher  sein,  ]e  kürzer  diese  Periode  ist.  Diese  ist  natürlich  um  so 
kürzer  bei  der  anzunehmenden  annähernden  Gleichheit  des  Zeitpunkts  im 
Leben,’  wo  die  Arbeits-  u.  Erwerbsfähigkeit  aufhört  oder  der  Tod 
eintritt,  je  später  die  Erwerbsueriode  in  verschiedenen  Berufen  u Be- 
schäftiffimgen  beginnt.  Aus  neni  AUen  ergeben  sich  notwendige 
Lohnverscliieclenheiten  in  den  Berufen,  durchschlagende  bes.  zwischen 
uDo-elernten,  gelernten  Arbeitern,  in  Beamtenstellen  verschiedener  Art, 
auch  in  den  Unternehnierberufen,  auch  wegen  dieses  Punktes.  Diese 
Verschiedenheiten  stellen  im  Grunde  nicht,  wie  die  durch  andie  L^“ 
stände  bedingten,  eine  reelle  A erschiedenheit  des  effective^  Lohns  dai, 
sondern  führen  gerade  erst  eine  gewisse  Gleichheit  dieses  Lohns  herbei. 
(S.  E.  Engel,  Preis  der  Arbeit,  dessen  Beispiele).  So  haben  ein  mit 
vollendetem  l.ö.  Jahr  fertig  ausgebildeter  unterer  Arbeiter,  der  dann  zu 
erwerben  beginnt,  ein  junger  Alann  höheren  technischen  Beruts,  der  erst 
mit  25,  ein  junger  Alann  im  Staatsdienst,  der  erst  mit  .10  Jahren  fertig 
ist,  wenn  für  alle  gleiche  Dauer  der  Erwerbsfahigkeit  angenommen  wird 
(bis  zu  G5  Jahren),  eine  Amortisatisationsperiode  von  50,  40,  Jahren. 
Bei  Annahme  eines  Jahresaufwaiids  bis  zur  Erwerbsfähigkeit  von  50, 
210  u.  200  Thl  u.  eines  sich  so  ansammelnden  Erziehungskapitals  von 
750,  5400  u.  c.  7380  Thl.  für  jeden  (nach  Engel,  \yohl  schon  damals  zu 
niedrig  angesetzt),  muss  dann  im  Lohn  (Gehalt)  eine  Annuität,  jährlich 
je  c 41,  315,  451  Thl.  bezogen  werden,  um  diesen  Aufwand  wieffer  zu 
tilgen  (meine  Fin.wiss.  I.  S.  373).  Von  Einfluss  ist  aber  notwendig,  oh 
der  betreffende  Aufwand  vom  Arbeiter  (u.  den  Seinen)  getragen 

oder  ob  er  ev'cnt.  von  Anderen,  namentlich  aus  öffentlichen  Mitteln 
(Schule,  Stipendien  u.  dgl.)  mit  bestritten  wird.  Nur  der  selbst  getragene 
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Aufwand  kann  als  solcher  Bestandteil  den  „Produktionskosten“  der 
intlividueilen  Arbeit  gelten  u.  den  angedeuteten  Einfluss  ausüben.  Daher 
eute  bei  freier  oder  fast  freier  Schule,  auch  gewerblichem  Unterricht 
andre  Lage  als  vordem,  was  sich  auch  wohl  zeigt  in  der  eingetretenen 
Ausgleichung  zwischen  Dihnen  für  ungelernte  u.  für  niedrigere  Arten 

einer  solchen,  die  nur  ElementaAienntnisse 
u.  ähigkeiten  voraussetzt  (Schreiber  u.  dgl.). 

Zu  b:  Bei  besonderer  Seltenheit  der  Eigenschaften,  welche  für 
gewisse  Beschäftigungen  überhaupt  oder  wenigstens  für  grösseren  Erfolo- 
dann  vorausgesetzt  werden  — spezifische  Begabungen.  Talente  u.  Fäliii^ 
keiten,  auch  besondere  V ertrauenswürdigkeit  — treten  im  Lohn  (Ein- 
kommen)  eicht  Monopolpreis -Verhältnisse  ein,  zumal  bei  Leistungen 
P^ri  ^®I™digung  der  Bedürfnisse  eines  sehr  zahlungsfähigen 
Publikums  (Künstler  Sänger!).  Entlohnungen,  welche  auch  ein  Analogen 
von  (Differential-)  Een  teil  bilden,  freilich  mit  starkem  Einfluss  von 
(jeschmackswechstd,  Laune,  Mode,  Eeklame  u.  dgl.  m.  Teilweise  lie<>-en 
dieAhnge  hier  auch  ähnlich  wie  bei  Nr.  c,  den  individuell  verschiedenen 
Lrfolgchancen,  '«’elche  sich  gerade  auch  in  den  hier  unter  b genannten 
hallen  zeigen:  „Glück“,  „Lotteriespielartiges“  wirkt  ein.  Auch  in  der 
Lauthahn  der  „grossen  Unternehmer“  tritt  im  Erwerb  der  Einfluss 
dieser  Momente  unter  b.  u.  c.  stark  mit  hervor. 

5.  Andere  Verschiedenheiten  der  Lohnverhältnisse  hängen 
ebenfalls  mit  Verschiedenheiten  des  Werts  der  Arbeitsleistung  u. 
den  mitspielenden  psychischen  Lust-  u.  Lastempfindungen,  teilweise 
auch  mit  den  unter  No.  4 besprochenen  Einflussmomenten  zusammen. 
Aber  es  kommen  dabei  auch  noch  andere  Phnflüsse  zur  Geltung. 
Einige  solche  F'älle  werden  hier  noch  erwähnt,  da  sich  an  sie  all- 
gemeinere wirtschaftliche,  auch  wirtschafts-  u.  lohnpolitische  Fra<>-en 
anknüpfen.  ° 

a)  Lohn  als  einziges  oder  Haupteinkorainen  u.  nur  als 
Ne  he  neinkommen  zur  Ergänzung  von  anderem.  Arbeiter,  welche 
im  wesentlichen  sonst  für  ihre  Bedürfnisse  gedeckt  sind,  weil  sie 
über  entsprechendes  andres  Einkommen  verfügen,  können  für  ihre 
Leistungen  sich  mit  einem  Lohn  unter,  selbst  stark  unter  dem 
normalen  J.,ohnsatz  begnügen,  weil  die  Nebentätigkeit  ihnen  geringe 
Mühe  macht  u.  der  Erwerb  daraus  ihnen  nur  für  Xebenbedürfnisse 
3Iittel  liefern  soll.  Durch  die  so  entstehende  Ivonknrrenz  werden 
aber  für  gleiche  oder  ähnliclie  Arbeitsleistungen  die  Löhne  solcher 
Arbeiter  herabgedrückt,  welche  allein  auf  den  Erwerb  aus  dieser 
Beschäftigung  angewiesen  sind. 

Frauenarbeit,  Ehefrauen,  Töchter  wohl- 
nabender  Kreise  in  Konkurrenz  mit  Berufsarbeiterinnen,  so  bei  allerlei 
\\eil)hchen  Handarbeiten;  die  schwierige  Lage  d<n*  „Heimarbeit“  über- 
haupt  beruht  mit  auf  solchen  Verheältnissen.  l^eamten- Nebenarbeit, 
z J5.  auf  schnftstellerischem  Gebiet  neben  Berufsschriftstellerii,  Privat- 
lehrern. Getangenenarbeit  in  Konkurrenz  mit  freien  Arbeitern.  Armen- 
unterstützang  geniessende  Arbeiter  neben  reinen  Lohnarbeitern  u.  dgl.  m. 

Kine  Abstellung  oder  auch  nur  eine  wesentliche  Verminderunef 
dieser  misslichen  Verhältnisse  bietet  sehr  grosse  Wchwierigkeit,  Selbst 
\venn  man  sich  über  die  grossen  prinzipiellen  Bedenken  eines  gesetzlichen 
\ erbots  oder  einer  Beschränkung  solcher  Konkurrenz  oder  eines 
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Minimallohns  für  die  geschädigten  Arbeitskräfte,  woran  z.  B.  bei  der 
Heimarbeit  gedacht  wird,  hinwegsetzen  wollte,  — und  erstgenanntes 
Verbot  möchte  die  Voraussetzung  u.  Konsequenz  solchen  Minimallohns 
sein!  - so  würde  ein  solches  Vorgehen  praktisch  kimni  Erfolg  ver- 
sprechen. Denn  die  Durchführung  wäre  zu  sclnver,  die  Kontrolle  hir 
alle  Beteiligten  zu  lästig  u.  doch  kaum  ausreichend  wirksam  zu  machen 
Aufklärung  u.  Beeinflussung  der  öffentlichen  Meinung  zur  Parteinahme 
(bei  Heimarbeit,  Gefangenenarbeitskonkurrenz),  Hinwirken  auf  Süte  u. 
gesellschaftliche  Auffassung  des  anstandigermassen  Zulässigen  (z  B.  be- 
treffs der  Konkurrenz  derliöheren  u.  Mittelstände,  bes.  der  Praueip 
dem  Arbeits-  u.  Absatzmärkte)  sind  auch  kaum  genügend  staiKe  Abhilf- 
mittel  Und  in  allen  Fällen,  namentlich  gegenüber  dem  Elend  der 
Heimarbeit,  droht  wieder  alles  zu  scheitern  an  - der  Bevolkerungs- 
vermehrung.  der  lokalen  Zuwanderung  u.  Konzentration, 
z.  B.  weiblicher  Arbeitskräfte  im  Gebiet^  der  Heimarbeit,  wodurch  dei 
privatkapitalistischen  Ausbeutung  der  ,V  erlegcr‘ , Händler  u.  Zwischen- 
meister immer  wieder  gern  u.  geschickt  gesuchte  u.  benutzte  Gelegen 
heit  zur  Betätigung  gegeben  wird,  weil  stets  eme  „U  eberschuss- 
bevölkerung“  da  sein  wird,  z.  B.  von  solchen  Frauen,  die  schliesslich 
lieber  zu  Hungerlöhneii  arbeiten  u.  im  Notfall  durch  unsittlichen  Neben- 
erwerb (weibliche  Prostitution)  das  Einkomincn  erhöhen,  als  direkt 
Huneers  sterben  oder  sofort  verkommen.  Ob  auch  durch  völlig  ver- 
änderte  Wirtschafts-  u.  Arbeitsorganisation,  wie  in  den  sozmlist. 
Phantasien,  Abhilfe  erzielt  werden  könnte,  muss  billig  bezweifelt 

werden, 

b)  l'raueii-,  auch  Jugendlichen-  u.  Kinderlohii  sind 
regelmässig  erheblich  niedriger  als  Lohn  erwachsener  Männer  auch 
bei  gleicher  oder  ähnliclicr,  vergleichbarer  Arbeit. 

«)  Dies  findet  seine  Erklärung  vielfach,  vielleicht  selbst  meistens  in 
der  geringeren  Leistungsfähigkeit,  dem  kleineren  V\  ert  der  Arbeits- 
leistung, was  oft  vorliegen  wird,  sowie  in  den  geringeren  Bedurtmsse^ 
soweit  sich  das  wirklich  so  verhält,  bei  Frauen  n.  Kindern.  Dann  lie^ 
in  Betreff  des  ersten  Punkts  u.  teilweise  auch  des  zweiten  auch  die 
Rechtfertigung  der  niedrigeren  Löhne,  ß)  Aber  es  spielt  bes.  bei  der 
Frauenarbeit  allgemein,  noch  mehr  bei  der  etwas  höheren  Art  derselben, 
doch  noch  Anderes  mit.  So  alte  Tradition  geringere  t^ähig^^^^ 
schwächerer  Wille  u.  noch  mehr  als  bei  Vjännern  fehlende  oder 
schwächere  Organisation  zur  Vertretung  der  Arbeitcnnteressen,  ferner 
eine  öfters  nach  geschichtlicher  u.  tatsächlicher  Gestaltung  zu  weit 
gehende  Beschränkung  des  Arbeitsgebiets  der  Frauen  zugunsten  einer 
Art  männlichen  Arheitsmonopols,  wodurch  dann  una  so  leichter  u. 
stärker  ein  Ueberangebot  von  weiblicher  Arbeit 

das  Arbeitsgebiet  der  Frauen  passend  auszudehnen  (o.  h.  1dl),  aas  Kecht, 
eventuell  u.  mehr  noch  die  vorurteilsvolle  Sitte  zu  ändern.  Has  ist  um 
so  mehr  geboten,  je  mehr  aus  anderen  Ursachen,  auch  technischen  lu 
ökonomischen,  das  Gebiet  der  Frauenarbeit  innerhalb  der  Familie  sich 
verengt,  Verehelichungsaussichten  der  Frauen  ungünstiger  werden,  wie 
namentlich  in  Kreisen  der  „gebildeten  Klassen“,  wo  erhebliches  \er- 
möeen  fehlt.  Alles  wichtige  nicht  nur  ökonomische  ii.  soziale,  sondern 
auch  ethische  Forderungen.  Auch  die  mannigfach  vorkommende 
schlechtere  Bezahlung  ganz  oder  wesentlich  gleicher  Arbeitsleistung 
des  weiblichen  Geschlechts,  z.B.  in  gewissen  Beamtenstellungen  (Lehr- 
beruf!),  ist  durch  Hinweis  auf  „natürlich  geringeren  Bedarf  der  b rau  u. 
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— notwendig  zu  berücksichtigende  bessere  Heiratsgelegenheit  des  höher 
bezahlten  Mannes  (Gehalte  im  Lehrstand)  meistens  doch  nicht  wohl  in 
dem  üblichen  Masse  zu  rechtfertigen  (s.  Alice  Salomon,  Ursachen 
der  ungleichen  Entlohnung  der  Männer-  u.  Frauenarbeit,  Berl.  Diss.  1906). 

c)  Männer-  u.  Familienvater-  u.  ganzer  Fainilienlolin. 
In  manchen  Arbeitszweigen  liegt  die  Erwerbsarbeit  in  einer  Gegend 
nur  dem  Manne  ob,  während  in  einer  anderen  die  Familie,  bes.  die 
Ehefrau  u.  die  Kinder  mit  erwerben,  teils  in  gleicher,  teils  in 
anderer  Beschäftigung,  z.  B.  in  Hausindustriellcn-,  Heim-,  häuslicher 
Arbeit  bei  Fremden.  Hier  zeigt  sich  wohl,  dass  trotz  dieser  ver- 
mehrten Arbeitsleistung  der  von  der  ganzen  Familie  verdiente  Lohn 
nicht  oder  wenigstens  niclit  wesentlich  u.  nicht  entsprechend  u. 

namentlich  nicht  dauernd  höher  als  andernfalls  der  Ehemannslohn 
allein  ist. 

Die  Erklärung  kann  mit  in  gewisser  lokaler  Ueber völkerung 
u.  daraus  hervorgehendem  Ueberangebot  von  Arbeitskräften  liegen, 
welche  durch  solche  Mitarbeit  der  Familie  begünstigt  w*erden  kann 
(frimere  Fhen,  inehr  Kinder),  zumal  in  der  Generationenfolge  die  daher 
nicht  unbedenkliche  Wirkung  der  gut  gemeinten  Einführung  von  Neben- 
beschäftigungen in  den  genannten  Arbeitsarten  für  die  Familienglieder, 
woraus  auch  eine  Leberlastung  der  Arbeitskraft,  namentlich  der  Frau 
u.  Jüngeren  Kinder,  u.  ein  schädlicher  hygienischer  u.  sittliclier  Einfluss 
auf  das  r ainilienleben  hervorgehen  kann,  auch  die  Entwicklung  von 
proletarischer  Hausindustrie  u,  Heimarbeit  ohne  angemessenen  volks- 
wirtschaftlichen Nutzen, 

d)  Fabrik-  (Manufaktur-)  u.  Hausindustrie-  u.  Heim- 
arbeitsloli n.  Häufig  ist  auch  bei  gleicher,  selbst  bei  geringerer 
Arbeitsleistung  (bes.  nach  Arbeitszeit  bemessen)  jener  in  der  gleichen 
oder  verwandten  Bescliäftigung  höher  als  dieser,  Avelcher  öfters, 
zumal  bei  scharfer  Konkurrenz  der  mit  besserer  Technik  u.  zweck- 
mässigerer  Betriebsorganisation  arbeitenden  Fabrik  (Weberei, 
Metallindustrie)  jämmerlich  niedrig  ist,  selbst  das  als  notwendig 
geltende  Minimum  (§  65)  nicht  einmal  erreicht. 

••  n Tendenzen  lokaler  Ueber- 

völkerui^  in  der  Hausindustrie  ein;  ferner  Gewölinung  an  proletarische 
Existenz,  Ergänzung  des  Lohns  durch  andereren,  rechtlich  zulässigen  u. 
unrechtmässigen  Nebenerwerb,  Almosen  wesen,  aber  — ß)  meist  auch 
etw^as  als  I^ist-  u.  geringeres  Lastmoment  die  relativ  freiere 
Bewegung  u.  Freiheit  von  fortlaufender  Arbeitskontrole,  das  Zusammen- 
sein mit  der  Familie,  verglichen  mit  dem  Zwang  zu  pünktlicher  Inne- 
haltung fester  Arbeitszeit,  mit  der  steten  Kontrolo  in  der  Fabrik.  Da- 
gegen wird  selbst^  die  unvermeidliche,  aber  oft  persönlich  und  für  die 
Empfindung  so  peinliche  u.  leicht,  durch  Abzüge  vom  Lohn,  bzw.  Preis 
ökonomisch  schädigende  Kontrole  des  Arbeitsprodukts  bei  der  Ab- 
lieferung au  den  „Verleger^'  hingenommen  u.  lehnen  die  Hausindustriellen 
u.  Heimarbeiter  den  ihnen  gebotenen  Uebergang  zur  Fabrikarbeit  mit 
besserer  Bezahlung  u.  kürzerer  Arbeitszeit  ab!  „Oekonomische  Rätsel“ 
— menschlich  psychologische  Begreiflichkeiten,  aber  auch  wieder  Belege 
für  die  Komplikationen  wirtschaftlicher  Motivation. 
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Die  weitere  Behandlung  des  Lohnproblems,  auch  betreffs  zeitlicher 
(historischer)  Lohnentwicklung  Lohnausdeichung,  örtliche  wie  zeithche, 
Lohntaxen  erfolgt  unten  in  dem  Abschnitt  2 m § 64  ff.,  wo  die  Lin- 
kommenzweige  in  ihrer  gegenseitigen  Abhängigkeit  von  einander  unter- 

sucht  werden. 

2.  Der  Zins  (Kapitalgewinn).  (Theorie). 

1.  Ausser  der  S.  281  gen.  klass.  Lit.,  bes.  Ricardo,  Hermann 
(Abh  8),  V.  Thünen,  Mill,  Marshall,  Rodbertus,  Marx,  auch  Mit- 
hoff,  Knies,  Kredit,  Wickseil,  Wert,  Kapital,  Rente,  1893  u hnanz-, 
theoret.  Untersuchungen  1896,  Stolzmanii,  soz.  Kategoi.,  Abschn.  4, 
s ‘>  namentlich  von  Böhm-Bawerk,  Kapital  und  Kapitakins,  _.  B. 
1884,  1889,  1.  B (auch  2.  A.  19(X)),  literar-  u.  dogmengeschichthch  sehr 
reich  (s.  daselbst  weitere  LiU,  2.  B.  positive  Theorie  des  Kapitals. 
(Versuch  einer  prinzipiellen  Erklärung  des  Zinzes  als  einer  - 
ökonomischen  Kategorie).  Ders.  Artikel  Zins,  • u* 

S.9r>3.  Ueber  Böhm  meine  Grundleg.  II.  S.  29()  ff.  S.  auch  Hainisch, 
Entstehung  des  Kapitalzinses,  in  Fest^iben  f.  A.  V agner,  IJOo. 
die  rechtliche  Seite  der  Frage  des  Privatkapital^  nhäo 

und  praktische  Berechtigung  gegenüber  den  Angriffen  des  Sozialismus, 
bes.  Marx,  Rodbertus,  überhaupt  für  die  bezügliche  Auseimander- 
setzung  mit  dem  Sozialismus  s.  meine  Grundlegung,  Auti.,  11.  Buch  3, 
Kap.  1,  weitere  Lit.  5?  132-134,  bes.  Antikritik  von  Marx  u.  Rodbertus, 
ferner  v.  Wenkstern,  Marx,  j Ueber  den  neueren  Zinsfus^^^^ 
Geschichte  des  Zinsfusses  m Deutschland  seit  181o.  btuttgait  h884. 

-).  Ueber  Zinsgesetze;  Knies.  Kredit  I,  Abschn  <,  von  Bo^^ 
Bawerk,  1.  Abschn.  2-5.  A.  Vagner,  Abhdl.  Kredit  im  Schon- 
bergschen  Handb.  I,  4.  A.  S.446ff.  Daselbst  weitere  Kit.  Isopescul- 
Grecul,  Wucherstrafrecht,  I.  1906.  Deutsche  Ges  v.  14.  iSov.  186i, 
‘>4  Mai  1880,  19.  .Juni  1893.  Weiteres  in  der  praktischen  Nat.-Üek.  u in 

den  Spezialschriften  u.  -Vorlesungen.  . , . , i,  « 

K 60.  — I.  Allgemeines.  A.  Terminologisches.  B.  Bertand- 

teile  des  Kapitalziiises.  C.  Weiteres  über  die  Risikoprämie.  Frage 
der  (prinzipiellen)  Erklärung,  Begriiiulung  u.  Rechtfertigung  des 

Kapitalgewinns.  . .. , • i „ 

Zu  A.  1.  Ist  der  Kapitalgewinn  auch  eine  rei n-o konomische 

oder  nur  eine  historisch-rechtliche  KategorieV  Frist,  wie  das 
Kapital  selbst,  auch  ersteres.  Dauaeh  lässt  sich  auch  emerem-oko- 
uomische  Begriffsbestimmung  geben.  Darüber  u.  u.  D.  — 2.  Kapital- 
gewimi  als  liistoriscli-reclitliche  Kategorie  in  der  privatvurtsch. 
Organisation  u.  in  unserer  wirtscliaftl.  Rechtsordnung  mit  I nvat- 
ei^eiitum  an  sachlichen  Produktionsmitteln,  daher  auch  an  Kapital 
(Privatkaiiital,  S.  30)  ist,  im  Zusammenhang  des  Kapitals  mit  dem 
Produktionsprozess  betrachtet,  der  Anteil  des  Kapitalisten  als 
solchen,  d.  h.  lediglich  als  Besitzers  (Eigentümers)  des  Kajiitals 
als  seines  Privatkapitals,  am  volkswirtschaftlichen  Reinertrag  der 
l’roduktion.  Diesen  Anteil  erhält  der  Kapitalist  als  sein  Eiiikommeu 
kraft  seines  Eigentumsrechts  am  Kapital  für  die  wirkliche  oder 
mögliche  Mitwirkung  dieses  Kajiitals  an  der  Gewiimung  des  W erts 
der  neuen  Güter  in  der  Produktion  u.  damit  au  der  GeAviiinung 
ienes  Reinertrags  selbst,  indem  er  sonst  fehlende  Bedingungen  für 
diese.  Gewinnung  der  Güter  u.  des  Reinertrags  erfüllt,  a)  In  dieser 
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Mitwiih  .u-  „es  Kapitals  im  Produktionsprozess,  als  der  Grundla<--e 
iier  Gewinnung  von  Reinertrag  überhaupt,  oder  der  Vergrösserun<^ 
dieses  Ertrags,  liegt  die  Erklärung,  aber  auch  die  genügende  Rechr. 
lertigung  des  Kapitalgewinns  als  historisch-rechtliche  Kategorie, 
bj  Auch  die  blos  mögliche  Mitwirkung  ist  dabei  mit  zu  berück- 
sichtigen, um  Kapitalgewinn  (Zins)  auch  ausserhalb  der  Funktion 
des  Kapitals  im  Produktionsprozess  zu  erklären  u.  zu  rechtfertio-en 
(Zins  tür  Koiisumtivkreditgewährung).  c)  Der  Kapitalgewinn“ist 
an  sich  hier  stets  ein  Anteil  am  Produktionsreinertrag,  wie  der 
Lohn  (S.  293),  besteht  insofern  zunächst  in  Produkt  selbst,  wenn 
er  auch  in  den  vei-schiedenen  Formen  des  Kreditverkehrs  ’ in  der 
j Kreditwirtschaft  in  Geldform  zu  erscheinen  pfle»-t 

d)  Wie  der  Lohn  zunächst  regelmässig,  wird  auch  der  Dritten, 
iTiaubigern,  zufallende  Zins  unter  Umständen  und  bei  einer  den 
oder  die  Zinszahlungstennine,  wie  häufig,  an  Länge  überschreitenden 
Lroduktions-  u.  Absatzdauer  notwendig,  ebenfalls  vom  Unternehmer 
aus  dessen  Kapital  vorgeschossen,  in  der  Voraussetzung  des  Rück- 
ersatzes aus^  dein  Ertrage,  bzw.  dem  Erlöse  dafür.  In  diesem  Fall  muss 
daher  das  Kapital  des  Unternehmers  hierfür  einen  „Kapitalzinsfonds“ 
tiir  die  betreffenden  Zinszahlungen  an  Leihkapitalisten  mit  enthalten 

\ „Lohnfonds“.  Das  darüber  oben  Gesao-te 

142)  ist  analog  auf  diesen  Kapitalfonds  anzuwenden.  ” 

3.  Formelle  Terminologie.  a)  Unterscheidung  von 
«;  selbst  erworbenem  („ursprünglichem“)  Kapitalgewinn 
wenn  der  Kapitalist  sein  u.  eventuell  auch  entlehntes  Kapital  selbst 
in  der  Unternehmung  beschäftigt  und  so  den  Gewinn  darauf  selbst 
(Ökonomisch)  verdient,  u.  b)  ausbedungener  Kapitalgewinn 
(„reiner“  Zins),  wenn  zwischen  dem  Kapital  hergehentfen  Kaiiita- 
hsten  als  Fortleiher,  Gläubiger  und  dem  beschäftigenden  Unter- 
nehmer als  Entleiher,  Schuldner  die  Höhe  des  Kapitalgewinns  ('u 
eventuell  weitere  Punkte  betreffs  Benutzung,  Rückgabe  des  Kapitals) 
festgesetzt  wird,  a)  entweder  wieder  rein  vertragsmässig,  im  freien 
\ erkehr,  dann  als(V'ertrags-) Preis  der  Kapitaliiutzung  oderß)  au  tori - 
tativ,  dann  als  Gewinn-  (Zins-)  Taxe  wenigstens  als  Maximum).  In 
der  pojiulären  u.  praktischen  Terminologie  wird  meist  wie  im  Falle  a 
von  „Kapitalgewinn“,  im  Falle  b von  „Zins“  gesprochen.  Doch  lässt 
sicJi  die  Benutzung  beider  Ausdrücke  im  identischen  Sinn  rechtfertigen 
Zu  b:  Der  ausbeduiigene  K.-G.  oder  Zins  pfiegt  Leihzins,  auch  Zins 
schlechtweg  i.  e.  S.,  auch  „Interesse“  bei  \ erleihung  umlaufender 
beweglicher,  insbes.  Kapitals  in  fungiblen  Gütern,  speziell  in  Geld- 
form, unter  yerpflichtung  der  Rückgabe  desselben  Genus  genannt  zu 
werden;  Leihgebühr,  Leihgeld  bei  Verleihung  beweglicher  nicht 
mngibler  Sachen  zur  Benutzung,  unter  Veritfiichtung  zur  Rück«-abe 
derselben  Spezies;  xMietzins  bei  Verleihung  stehenden,  insbes*!^  in 
Gebäuden  bestehenden  Kapitals,  Pachtzins  bei  Verleihung  von  Grund- 
stücken, aut  welchen,  bezw.  aus  welchen  erst  durch  Anwendun»- 
von  Arbeit  u.  anderem  Ka,pital  der  Ertrag  u.  darin  der  Zins  gewonnen 
werden  muss,  wobei  zu  diesen  Grundstücken  als  Zubehör  zum  Wirt- 
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schaftsbetrieb  auch  Gebäude  (Wirtschafts-  u,  Wohngebäude)  gehören 
können.  Bei  Leiligeld,  Mietzins  u.  im  letzten  Fall,  unter  Umständen 
auch  sonst  (bei  gewissen  Meliorationen  und  selbst  bei  natürlichen 
Bodeneigenschaften)  bei  Grundstücken  kann  der  Zins  auch  eine  Ab- 
nutzungsquote mit  enthalten  („roher“  Zins),  c)  Zinsfuss  ist  das 
Verhältniss  zwischen  dem  Kapitalgewinn  (Zins)  u.  dem  Kapital 
selbst,  wenn  beide  auf  denselben  Wert  (Geld)  zurückgeführt  werden, 
wo  dann  der  Zinsfuss  zur  Messung  der  Höhe  des  Zinses  dient.  Er 
wurde  früher  vielfach  in  der  Form  eines  gewöhnlichen  Bruchs  (Vioi 
ausgedrückt;  die  heute  allgemein  übliche  Bezeichnung  in 
Prozenten  hat  sich  in  den  letzten  Jahrhunderten  fest  eingebürgert, 
d)  Landesüblicher  Leihzins  ist  derjenige,  welcher  in  einer  Zeit  u, 
einem  Gebiet  bei  durchschnittlicher  guter  Sicherheit  der  Kapital- 
anlage u.  mit  dem  gewöhnlichen  Mass  der  Bemühung  dabei  erzielt 
zu  werden  pflegt. 

4.  V erbindungen  von  Kapitalgewinn  mit  anderem  Einkommen 
zu  einer  Einheit  kommen  mannigfach  vor  (s.  o.  S.  283).  a)  So 


zu  einer  Einheit  kommen  mannigfach  vor  (s.  o.  S.  283).  a)  So 
ist  namentlicli  in  allen  Betrieben  (Unternehmungen)  der  selbst - 
erworbene  Kapitalgewinn  mit  dem  Unternehniergewinn  ver- 
bunden^ zur  Einheit  des  sogen.  „Profits“  („roher“  Zins  in  diesem 
Sinne)  in  so  enger  Weise,  dass  die  Trennung  beider  nur  auf  einer 
Abstraktion  u.  einer  daran  sich  anschliessenden  gedankeninässigen 
Operation  mit  zwei  fiktiven  Grössen  beruht.  Das  praktisch  vor- 
kommende Vorgehen,  das  auch  in  der  Theorie  öfters  befolgt  wird 
(y.  Böhm),  im  Profit  den  dem  landesüblichen  Zinsfuss  entsprechenden 
Teil  auszuscheiden  und  als  Kapitalgewinn,  den  ganzen  Rest  als 
Unternehmergewinn  anzusehen,  ist  willkürlich  u.  unrichtig.  Auch  in 
der  Theorie  wird  wohl  diese  Einheit  festgehalten  u.  statt  der  .Doppel- 
lelire  von  Kapital-  u.  von  Unternehmergewinn  (kontinentale,  bes. 
deutsche  Behandlungsweise)  eine  einheitliche  Lehre  vom 
Profit  gegeben  (brit.  Nat.ök.;.  Indessen  empfiehlt  sich  doch  das 
erste  Vorgehen  als  das  gedankenmässig  schärfere.  Nur  muss  dabei 
die  praktische  Vereinigung  der  beiden  Gewinn-  u.  Einkommenarten 
stets  im  Sinn  behalten  u.  in  beiden  Einzellehren  darauf  mit  Rück- 
sicht genommen  werden  (§  62).  3Iit  dem  Unternehmergewinn  teilt 
der  selbsterworbene  Kapitalgcwinn  u.  der  ganze  Profit  besonders 
die  wichtige  Eigentümlichkeit,  im  Wesentlichen  nicht  ausbedungen 
werden  zu  können  (o.S.  289  bei  E),  sondern  sich  erst  als  Ueberschuss 
über  alle  Kosten  (volks-  und  andere  einzelwirtschaftliche,  auch 
Löhne,  Dritten  schuldige  ausbedungene  Leih-,  Miet-,  Pachtzinsen) 
zu  ergeben,  b)  Auch  mit  Arbeitslohn,  für  die  eigentlich  aus- 
führende Arbeit,  ist,  bes.  in  Kleinbetrieben,  der  Kapitalgewinn  oft 
zu  einer  Einheit  verbunden.  Das  ist  wiederum  in  beiden  Lehren 
zu  berücksichtigen,  c)  Ferner  besteht  \delfach  eine  solche  Ver- 
bindung zu  einer  Einheit  zwischen  dem  Profit,  dem  davon  getrennt 
gedachten  Kapitalgewinn,  dem  selbsterworbenen , wie  dem  aus- 
bedungenen u.  speziell  dessen  einzelner  Art,  namentlich  dem  Miet- 
u.  dem  Pachtzins,  u,  der  (Differential-)  Rente  überhaupt  (auch 


i 0 


ir 


— 318  — 

in  industriellen  Betrieben,  § 53,  S.  254)  und  der  Grundrente 
insbesondere  (§  54,  S.  261).  Auch  dies  ist  hier  in  der  Lehre  vom 
Kapitalgewinn  zu  beachten,  doch  gestattet  die  Eigenart  der  Diffe- 
rential- u.  auch  grade  der  Bodenrente  leichter,  diese  Einkoinmenart 
nach  ihrem  Auftreten  in  der  Wirklichkeit  aus  ihrer  Verbindung 
mit  Kapitalgewinn  u.  Profit  loszulösen  u.  sie  auch  in  der  Theorie 
nach  ihrer  allerdings  ebenfalls  nur  auf  gedankenmässiger  Abstraktion 
beruhenden  reinen  Erscheinungsform  selbständig  für  sich  zu  ver- 
folgen  (§  63). 

B.  Bestandteile  des  Kapitalgewinns  (auch  des  ausbedungenen) 
u.  des  Profits.  Es  sind  zwei:  1.  die  Kisiko-  oder  Gefahr- 
prämie (Assekurranz-,  Sicherheits-,  mitunter  noch  unterschiedene, 
hier  alle  im  gleichen  Sinn  genommene  Ausdrücke):  die  Entschädigung, 
welche  der  Kapitalgewinn  bei  der  eigenen  Benutzung  wie  bei  der 
Verleihung  des  Kapitals  zur  Deckung  für  vorkommende  Verluste 
(Einbussen)  — an  dem  zweiten  Bestandteil  u.  am  Kapitalwert 
selbst  — enthält;  2.  der  eigentliche  Kapitalgewinn,  das  wirkliche 
(Dauer-)  Einkommen  für  den  Kapitalisten  als  solchen,  der  Anteil 
am  volkswirtschaftlichen  Produktions-Reinertrag,  von  welchem  das 
oben  (bei  A)  in  der  Begriftsbestimmung  darüber  Gesagte  gilt.  Mit 
diesem  eigentlichen  Kapitalgewinn  haben  wir  es  in  der  Folge  allein 
liier  zu  tun,  auch  in  der  Frage  der  prinzipiellen  Erklärung  und 
Rechtfertigung.  Die  Frage  der  Risikoprämie  im  Kapitalgewinn 
wird  an  dieser  Stelle  schon  erledigt. 

C.  Näheres  über  die  Risikoprämie.  1.  Diese  Prämie 
kommt  als  Bestandteil  beim  selbsterworbenen  u.  beim  ausbedungenen 
Kapitalgewinn,  bei  der  eigenen  Benutzung  wie  bei  der  Verleihung 
von  Kapital  vor.  Sie  bildet  aber  als  solcher  Bestandteil  dauernd 
kein  eigentliches  Einkommen,  sondern  wird  hier  durchschnittlich 
eben  durch  Verluste  aufgezehrt.  Aber  bis  solche  eingetreten, 
liat  sie  doch  den  Charakter  von  Einkommen.  Das  spekulative 
Streben  geht  daher  auch  dai*auf  hinaus,  die  Geschäfte  so  zu  führen, 
dass  die  Risikoprämie  möglichst  wirklich  Einkommen  bleibt  u.  dann 
eben  reelle  Zinserhöhung  darstellt,  a)  Die  Einflüsse,  welche  das  Ent- 
stehen der  Ris.pr.  u.  ihre  Höhe  bedingen,  sind  in  beiden  Fällen 
a)  das  Mass  der  Siclierlieit  des  gesammten  durchschnittlichen  all- 
gemeinen Rechtszustands  in  der  Volkswirtschaft,  sowohl  nach  der 
wirklichen  Sachlage,  als  auch  der  darüber  bestehenden  Anschauung, 
dieser  bes.  in  der  öftentlichen  Meinung  u.  im  konkretem  Fall  beim 
Kreditgeber,  insofern  spielt  auch  hier  ein  speziell  psychologisches 
Moment  wieder  mit,  ß)  das  Mass  der  Sicherheit  speziell  der  Kapital- 
anlage, wiederum  nach  dem  -wirklichen  u.  nach  dem  in  der  Meinung 
bestehenden  Zustande.  Soweit  es  sich  hier  um  ausl>edungenen, 
speziell  um  Leihzins  und  somit  um  Kreditverkehr  (§  77)  handelt, 
machen  sich  wieder  psychische  Vertrauensmomente  aller  Art  hier 
geltend,  b)  Speziell  beim  ausbedungenen  Zins  treten  noch  folgende 
Einflüsse  besonders  hervor:  a)  Das  ]\lass  der  wirklichen  u.  glaubens- 
mässig,  namentlich  beim  Kreditgeber,  angenommenen  Vertrauens- 
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Würdigkeit  des  Entleihers  (Schuldners),  hinsichtlich  seines  Wollens, 
Könnens  und  Müssens  in  Bezug  auf  die  Erfüllung  seiner  über- 
nommenen Verbindlichkeiten  dem  Fortleiher  (Gläubiger),  gegenüber; 
über  das,  was  hier  dann  einzeln  in  Betracht  kommt,  Weiteres 
unten  beim  Kredit  (§  77);  ß)  die  Beschaffenheit  aller  derjenigen 
Rechtsnormen  und  Rechtseinrichtungen,  welche  das  fehlende  oder 
unzulängliche  Wollen  u.  — innerhalb  gewisser  Grenzen  — Können 
des  Entleihers  durch  ein  eventuelles  Sollen  u.  Müssen  ergänzen 
oder  ersetzen. 

Daher  kommt  hier  in  Betracht:  das  ganze  formelle  u.  materielle 
Obligationen-,  Forderung^s-,  Schuld-,  Pfandrecht,  das  dazu  gehörige 
Prozess-,  Konkurs-,  Ex^utionsrecht  u.  -Verfahren,  der  Mühe-,  Zeit-, 
Kostenaufwand  des  Fortleihers  bei  der  Verfolgung  seiner  Rechte,  die 
etwaige  Gefahr,  persönlich  Schaden  u.  an  seinem  Eigentum,  seinen 
Forderungen  Verluste  zu  erleiden. 

Mängel  dieses  Rechts,  zu  grosse  Milde  gegen  den  Schuldner 
haben  die  Tendenz,  die  Risikoprämie  überhaupt  zu  steigern,  sind 
daher  einzel- (privat-)  und  volkswirlschaftlich  bedenklich,  y)  Auch 
Zinsgesetze  (Verbote,  Beschränkungen,  zivil-  u.  strafrechtliche  nach- 
teilige Folgen  für  den  Fortleiher  (§61  bei  D)  können  einen  solchen 
Einfluss  ausüben  und  sind  insofern,  nicht  etwas,  was  unbedingt 
gegen  solche  Gesetze  ein  Verdikt  begründet,  aber  wohl  etwas,  was 
in  der  Frage  nach  der  Zweckmässigkeit  und  erwarteten  Wirkung 
solcher  Gesetze,  sowie  bei  ihrer  Einrichtung  mit  zu  berücksichtigen  ist. 

2.  Diese  Einflüsse  wirken  betreffs  der  eigenen  Benutzung  des 
Kapitals  auf  die  Neigung  dazu,  das  Bereithalten  u.  Zurückhalten, 
im  Kreditverkehr  auf  Angebot  u.  Nachfrage  des  Kapitals  ein  u. 
dadurch  auf  das  Ent-  u.  Bestehen  u.  die  Höhe  der  Risikoprämie, 
a)  beim  ausbedungenen  Zins  unmittelbar,  b)  beim  selbsterworbenen 
Kapitalgewinn  reagieren  sie  auf  Kosten  u.  Preis  der  mit  dem 
Kapital  gewonnenen  Produkte,  suchen  sich  darin  durchzusetzen  u. 
setzen  sich  auch  unter  den  früher  in  der  Kosten-  u,  Preislehre  auf- 
gestellten Voraussetzungen,  dass  das  Angebot  der  betreffenden 
Produkte  die  Nachfrage  danach  dauernd  decken  soll  u.  muss,  auf 
die  Dauer  durch  (§  62  bei  II,  B).  Dabei  tritt  die  Risikoprämie  aber 
in  den  Prozess  der  Bildung  von  Profit  u.  selbsterworbenem  Kapital- 
gewinn ein,  auch  sie  ergibt  sicli  wie  der  eigentliche  Kapitalgewinn, 
d.  h.  endgiltig  erst  aus  dem  Ueberschuss  über  die  sonstigen  volks- 
u.  einzelwirtschaftlichen  Kosten  der  Produktion,  — gleich  dem  Unter- 
nehmergewinn (§  62).  Dieselben  Momente,  welche  die  dauernde 
Notwendigkeit  bedingen,  dass  eine  Unternehmung  wenigstens  einen 
gewissen  eigentlichen  Kapitalgewinn  u.  Cnternehmergewinn,  einen 
gewissen  Minimalprofit  dauernd  abwerfen  muss,  wenn  die  Produktion 
ein  die  Nachfrage  deckendes  Angebot  liefern  soll,  wirken  unter 
dieser  Voraussetzung  auch  auf  die  Deckung  der  Risikoprämie  durch 
die  Absatzpreise  hin . 3.  Als  Gegenwirkungen  gegen  die 

Risikoprämie,  als  dauernden  Bestandteil  des  Kapitalgewinns  (Zinses), 
u.  gegen  eine  hohe  Prämie  kommt  in  Betracht  a)  bei  der  eigenen 

A.  Wagner,  soz.-ökon.  Grundriss,  4.  Aufl.  21 
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Kapitalbenutzung  alles,  was  die  Verluste  herbeiführenden  Ereignisse 
beseitigt,  seltener  macht  oder  ihre  nacht(üligen  W irkungen  ver- 
ringert. 

Daher  verschiedenerlei  Präventiv-  u.  Repressivtätigkeit,  rc)  bes. 
technische  Fortschritte  in  der  Verhütung  von  solchen  Ereignissen  u.  in 
der  Beschränkung  ihrer  wertzerstörenden  Wirkung,  im  Bau-,  Maschinen- 
wesen, in  der  Benutzung  von  Wasser,  Feuer,  in  den  technischen 
Verfahrungsarten  u.  dgl.  m.;  ferner  ß)  gesetzliche  u.  administrative, 
polizeiliche  (bau-,  feuer-,  wasser-,  betriebs-,  sanitätspolizeiliche)  Älass- 
regeln  zu  obigem  Zweck.  Soweit  bei  der  Feststellung  der  Höhe  des 
ausbedungenen  Zinses,  daher  namentlich  im  Kreditverkehr,  die  spezielle 
Gefahr,  welche  die  Verwendung  des  Kapitals  Seitens  des  Entleihers  mit 
sich  bringt,  auch  mit  berücksichtigt  wird,  macht  sich  der  Einfluss 
solcher  Prävention  u.  Repression  audi  in  diesem  Zinse  mit  geltend. 

b)  Speziell  beim  ausbedungenen,  namentlich  beim  Leihzins, 
aber  doch  auch  bei  Miet-  u.  Pachtzins,  wirkt  auf  Ermässigung  der 
Versieh. prämie  alles,  was  das  Wollen,  Können  u.  Müssen  in  der 
Erfüllung  von  Verpflichtungen  aus  dem  Kreditverkelir  günstiger 
gestaltet. 

Daher  a)  strengeres  Pflicht-  u.  Rechtsgefühl,  reellere  u.  solidez'e 
Geschäftsführung,  ß)  höherer  Wohlstand,  grössere  Liquidität  der  Ver- 
mögens-, der  Kapitalanlagen,  y)  bessere  Gestaltung  des  materiellen  u. 
formellen  Rechts,  welches  hier  mitspielt,  bessere,  raschere,  sicherere, 
wohlfeilere  Justiz. 


4.  Verschiedenheiten  des  Kapitalgewinns 
Leihzinses  unter  diesen  Einflüssen  treten  zahlreich 


n.  speziell  des 
deutlich  hervor. 


So  a)  im  früher  (Mittelalter)  allgemein  höheren  Zinse  gegen  heute, 
höheren  des  Orients  gegen  niedrigeren  des  Occident,  höheren  in  Ost- 

fegen  niedrigeren  in  Mittel-  u.  Westeuropa,  in  niedrigerem  in  Europa 
isher  noch  immer  meist  gegen  Amei’ika,  jetzt  noch  gegen  Mittel-  u- 
Süd-  u.  Teile  von  Nordamerika,  b)  ferner  höhere  Zinsen  in  unruhigen 
Zeiten  (Krieg,  Revolution)  gegen  niedrigere  in  ruhigen,  c)  Speziell  liefert 
für  die  verschiedene  Höhe  der  Versich.prämie  gute  Belege  u.  Beispiele  der 
verschiedene  Stand  der  Leihzinsen  (u.  Effektenkurse)  von  Obligationen 
verschiedener  Staaten,  Gemeinden  von  grösserem,  geringerer  finanzieller, 
politischer  Sicherheit,  d)  Ein  bes.  illustratives  Beispiel  ist  der  höhere 
Zins  von  Aktien  u.  der  niedrigere  fPrioritäts-)  Obligationenzins  desselben 
Unternehmens,  der  verschiedene  Zins  von  erst<m.  zweiten,  dritten  Hypo- 
theken, von  Wechseln  verschiedener  Güte  nach  den  Ausstellern  u.  sonst 
darauf  Verpflichteten,  von  Aktien  von  Unternehmungen  mehr  oder 
weniger  speculativen  Charakters  (z.  B.  Effektenbanken  einer-  u.  Noten-, 
auch  Hypothekenbanken  anderseits). 

5.  Trennung  von  liisikoprämie  u.  eigentlichem  Kapitalgcwinii 
(Zins)  u.  zifternmässige  Berechmmg  der  ersteren  iin  Versicherungs- 
geschäft in  der  Form  der  „ausbedungenen‘‘  Prämie,  a)  Eine 
solche  Trennung  beruht  zunächst  immer  auf  einer  Vennntmig  u. 
lässt  sich  im  einzelnen  Falle  nicht  genau,  sondern  nur  schätzungs- 
Aveise  vornehmen.  Nur  auf  die  Dauer  resultiert  eben  die  Höhe 


dieser  Prämie  aus  läugenm  Durcbsclinittsergebnissen,  wobei  Verluste 
mit  berücksichtigt  werden,  b)  Die  Höhe  der  Risikoprämie  im  Zinse 
bängt  auch  wieder  von  psychologischen  Momenten,  von  Bescliafleu- 
heit  \i,  Sthmnungen  der  wirtschaftliclien  ,, Volksseele“  mit  ab. 
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So  wird  vom  ganzen  Volkscharakter,  einem  mehr  zaghaften,  in 
erster  Linie  auf ,, Sicherheit  der  Kapitalanlage“  sehenden  u.  einem  mehr 
wagemutigen,  spielliebenden  das  relative  Grössenverhältniss  von  „mehr 
sicliercm^  u.  „weniger  siclierem“  Zinse  u.  von  Kapitahvert  der  bezüg- 
lichen Anlagen  mit  oeeinllusst.  Danach  ist  z.  B.  der  relative  Zinsfuss  u. 
Wertpapierkurs  von  „sicheren“  Anlagen  (Staatsfonds,  gute  Hypotheken, 
Pfandbriefe,  Prioritätsobligationen)  u.  unsicheren,  „spekulativen“  (Aktien, 
andere  Spekulationspapiere,  „exotische“  Fonds)  verschieden.  Bei 
vorsichtigerem  Volkscharakter  stehen  die  „sicheren“  Papiere,  auch  weil 
nach  ihnen  mehr  Nachfrage,  höher,  die  Zinsen  davon  niedriger,  auch 
im  Verhältnis  zu  den  Aktienkursen  u.  demjenigen  ZinsTusse,  zu 
welchem  die  Dividende  auf  den  Paristaml  kapitalisiert  wird,  als  bei 
mehr  wagendem  \"olkscharakter. 

^ c)  Im  Vcrsiclierungsgeschäft  der  sog.  Seliadeii-  u.  Elementar- 
versieherung  (Feuer-,  Transport-,  Hagel-,  Vieh-  u.  dgl.  m.,  § 81) 
wird  gerade  die  Risikopräinie  iin  Kapitalgewinu  der  beti*effenden 
Unternehmungen,  welche  solchen  Gefahren  ausgesetzt  sind,  zu  einer 
aushedungenen  von  ziflernmässiger  Bestimmtheit  (so  endgiltig 
bei  der  sogen.  Erwerbsversicli.  mit  „fester“  Prämie,  nach  Abrechnung 
über  das  Gesebäftsergebnis  in  der  Gegenseiiigkcitsversicliernng  mit 
sogen.  ,, wechselnder“  Prämie).  Aber  nur  bei  strenger  Befolgung 
der  Versicheriingsgrundsätze,  bei  Regelung  der  Prämien  wirklich 
„nach  dem  Risiko“,  bei  Normierung  der  Prämientarife  nach 
sicheren  Beobachtungen  aus  der  Erfahrung  über  die  Avirkliclie  Höhe 
der  Durcbscbnittsverluste  (Schäden),  n Ihm  genauer  Bemessung  dev 
Prämie  nacl»  diesen  Verlusten  kann  freilich  auch  hier  von  genauer 
Richtigkeit  der  zirternmässigen  Bestiniintlieit  der  Risikoprämien  ge- 
sproclien  werden.  Für  den  Versicherungsnehmer  stellt  dann  die 
gezahlte  Ih'ämie  diejenige  Risikojjrämie  dar,  welche  er  auf  seinen 
ganzen  Kapitalgewinn  anzurechnon  hat,  um  daraus  den  eigentliclien 
Ka|».gewinn  auszusebeiden.  Dabei  erscheint  diese  Prämie  deutlich 
als  Kostenbestandteil  seines  Gescliäfts  u.  verliert  damit  Aöllig 
den  (fliarakter  eines  Einkommens  für  ihn. 

D.  Erklärung,  Begründung  u.  Rechtfertigung  des 
Kapitalgewinns  (Zinses).  1.  Es  handelt  sich  hier  um  den 
selbsterworbenen  (ursprünglichen)  Ka|)italgewinn  u.  zwar 
um  den  zweiten  Bestandteil,  den  eigentlichen  Zins,  darin. 

a)  Damit  wird  die  Frage  implizite  für  den  aushedungenen,  speziell 
den  Leihzins  auch  schon  mit  umfasst.  Sie  liegt  aber  hier  noch  etwas 
a)>art , indem  auch  noch  andere  Gesichtspunkte  bei  ihm  mitsphden 
(§  ()1  heil)).  Geschichtlich  ist  gerade  diese  zweite  Frage,  ob  es  u.  wie 
weit  es  sich  rechtfertigen  lasse,  Leihzins,  insbes.  Zins  für  Gelddarlehen 
zu  nehmen,  u.  wie  das  zu  begründen  sei,  die  ältere  u.  die  in  Theorie  u. 
Praxis,  in  Sitte,  Ethik  u.  Recht  viel  umstrittene,  b)  Aber  die  ciste 
Frage  hinsichtlich  des  selbst  erworbenen  Kapitalgewinns  im  eigenen 
Geschäft,  ist  doch  die  allgemeinere,  wichtigere,  im  Grunde  die  primäre. 
Sie  ist  indessen  erst  in  der  neueren  wissenschaftlichen  Nat.ökonoinie 
überhaupt  gestellt  u.  näher  erörtert  worden.  Sie  läuft  auf  die  oben  an 
die  Spitze  gestellte  Frage  hinaus  (hei  A,  1,  S.  .^10),  oh  der  Kapital- 
gewinn als  solcher  eine  rein-ökonomische  oder  stets  nur  eine  historisch- 
rechtliche  Kategorie  sei,  welche  mit  dem  Prinzip  des  Privateigentums 
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an  sachlichen  Produktionsmitteln  stehe  u.  falle.  S.  das  Dogmen- 
geschichtliche bei  V.  Böhm-Bawerk,  dem  Hauptkritiker  u.  be- 
deutendsten Autor  über  die  ganze  Frage  gerade  nach  ihrer  prinzipiellen 
Seite,  auch  für  die  positive  Theorie,  in  seinem  o.  S.  315  gen.  grossen 
Werke  (nebst  mehreren  sich  anschliessenden  Arbeiten),  in  Kürze  im 
Art.  Zins  im  H.  W.  B.  St.  Er  sucht  die  verschiedenen  Theorien  zur 
Erklärung  u.  Begründung  des  Zinsproblems  auf  ihren  leitenden  Gedanken 
zurückzuftihren  u.  unterscheidet  dabei  6 H ai  ipttheorien,  einzelne  mit 
Varianten.  Es  sind,  z.  T.  hier  etwas  abweichend  von  v.  B.  B.  gefasst, 
folgende:  1.  Produ ktivitätsth.,  wo  der  Zins  mit  der  Wirkung  des 
Kapitals,  der  er  entspringt,  auf  die  Produktivität  d.  h.  die  wertschanende 
Kraft  der  Arbeit  begründet  wird,  indem  das  Kapital  produktive  Arbeit 
überhaupt  erst  möglich  macht  oder  ihre  ProduKtivität  steigert ; 
2.  Nutzungsth.,  mit  der  Begründung  des  Zinses  auf  die  produktive 
Wirkung  speziell  der  Nutzung  des  Kapitals,  von  dessen  Substanz  ab- 
gesehen, dann  mit  ähnlicher  Beweisführung  wie  bei  No.  1;  3.  A bstinenzth. 
mit  der  Begründung  des  Zinses  als  Entgelt  für  die  Opfer,  welche  die 
Bildung  u.  Verwendung  des  Kapitals  im  Produktionsprozess  erfordert, 
indem  sie  Enthaltung  vom  unmittelbaren  Genuss  des  Werts  der  Kapital- 
güter erheischt;  4.  Arbeitsth.  (zugleich  eine  modifizierte  Produktivitäts- 
theorie, s,  0.  in  § 39  S.  137  über  Entstehung  des  Kapitals).  Begirindung 
mit  dem  auch  volkswirtschaftlichen  u.  gesellschaftlichen  Wert 
der  spezifischen  Arbeitsleistungen  des  Kapitalisten  als  solchen, 
welche  in  der  Bildung,  Vermehrung  u.  Verwendung  des  Nationalkapitals 
in  der  Form  des  Privatkapitals,  der  einmal  hierfür  t.  unbedingt  ge- 
botenen, t.  zweckmässigsten  u.  produktivsten,  liegen  (wesentlich  meine 
eigene  Theorie,  s.  u.);  5.  (Sozialist.)  Ausbeutungsth.,  Konsequenz  der 
soziahst.  Wertlehre  (Rodbertus,  Marx),  mit  dieser  stehend  u.  fallend; 
(5.  Böhm-B.s  originelle  eigene  Zeitdifferenzth.,  worin  das  Zins- 
problem speziell  als  Wertproblem  aufgefasst  u.  der  Zins  aus  dem 
höheren  Wert  der  gegenwärtig  fertigen,  daher  unmittelbar 
brauchbaren  Güter  gegenüber  dem  niedrigeren  Wert  der  erst  mit  jenen 
Kapitalgütern  herzustellenden  zukünftig  fertigen  u.  dann  erst  brauch- 
baren, also  wesentlich  aus  dem  Moment  der  Zeitdifferenz  abgeleitet 
wird.  Zur  Kritik  s.  u.  a.  Stolzmann,  soz.  Kategorien  S.  314ff.  (viel 
sonst.  Lit.  darüber).  Meine  eigene  Stellung  zu  v.  B.-B.S  Lehre  s.  in  meiner 
Grundleg.  II,  S.  290 ff.  Im  Folgenden  stimme  ich,  wie  a.  a.  0.,  v.  B.-B.s 
Theorie  in  einer  Hinsicht  bei,  aber  vertrete  doch  noch  etwas  mehr,  als 
ich  es  früher  tat.  deren  Ergänzungsbedürftigkeit  durch  die  Kern- 
punkte einiger  der  anderen  Theorien  (Produktivitäts-,  Nutzungs-,  Ab- 
stinenzth.)  u.  halte  für  eine  Seite  des  Problems,  die  sozial- 
ökonomische,  an  der  Arbeitstheorie  fest.  Vgl.  aucli  die  mir  während 
des  Drucks  dieses  Abschnittes  zugegangene  Abh.  v.  v.  Bortkiewicz, 
d.  Kardinalfehler  der  B.-Baw.schen  Zinstheorie,  in  Schmollers  Jahrb., 
1906,  Heft  3. 

2.  Die  zu  erörternde  prinzipielle  Hauptfrage  ist,  genauer  gefasst 
(z.  T.  mit  v.  Böhm-B.’s  Worten):  wie  ist  es  zu  erklären  und  zu 
begründen,  dass  „der  Wert  der  mit  Hilfe  von  Kapital  erzeugten 
Güter  regelmässig  grösser  ist,  als  der  Wert  der  in  ihrer  Er- 
zeugung yerzelirten  Kostengüter,  einschliesslich  der,  gleichfalls  aus 
dem  Kapital  des  Unternehmers  bestrittenen  [Kosten  dei]  Arbeit“; 
dass  sonach  „ein  solcher  ständiger  Wertü  bersc  hnss  oder  ein 
Mehrwert“  existiert“ 


u.  zwar  „bei  produktiver  Verwendung  von 
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Kapital  in  den  Händen  des  Unternehmers  regelmässig  ein  der 
(irösse  des  verwendeten  Kapitals  proportionaler  Ueber- 
sclmss“?  a)  Die  nicht  völlig  ausreichende,  aber  teilweise  richtige 
Antwort,  welche  v.  Bölnn-B.  gegeben,  liegt  in  dem  Hinweis  auf 
das  Moment  der  Zeitdifferenz,  welches  notwendig  seinen  Einfluss 
auf  die  Wertscbätzug  der  Güter  ausübt,  indem  die  gebrauchsfertigen 
(Gegenwarts-)  Güter,  die  betreffenden  Kapitalgüter  höher  bewertet 
werden,  als  die  erst  mit  diesen  Gütern  herzustellenden,  daher  erst 
später  gebrauchsfertigen  (Zukunfts-)  Güter;  in  dieser  Wert- 
differenz  wird  prinzipiell  die  Grundlage  des  Zinses  erkennt, 
b)  Aber  zur  notwendigen  Miterklärung  und  Begründung  und 
zugleich  zur  sozial-ökonomischen  Rechtfertigung  des 
Bezugs  des  Zinses  durch  den  Kapitalisten  wird  doch  auch 
hier,  wie  immer  auf  ökonomischem,  speziell  Wertgebiet,  aut  die  mit- 
spielenden psychologischen  Momente  mit  Bezug  zu  nehmen 
sein,  damit  auch  auf  den  riclitigen  Kern  der  Produktivitäts-, 
Nutzungs-  u.  Abstinenztheorie. 

(()  In  den  beiden  ersten  wird  anerkannt,  dass  das  Kapital  u.  seine 
Nutzungen  die  notwendige  Bedingung  dafür  sei,  dass  die  Arbeit 
überhaupt  Wert  oder  wenigstens  höheren  Wert,  als  ohne  die  Mit- 
benutzung von  Kapital,  schaffen  könne,  dass  es  daher  logisch  folgerichtig 
u.  psychologisch  richtig  u.  der  Billigkeit  ensprechend  sei,  demjenigen, 
welcher  in  der  Bildung  und  dauernden  Verwendung  des  Kapitals  jene 
Bedingung  schaffe,  einen  Anteil  an  dem  Ertrag  bezw.  höheren  Ertrag 
als  Entgelt  im  Kapitalgewinn  zu  gewähren,  um  so  die  Motive  zu  ver- 
stärken, welche  aut  diese  Bildung  u.  Verwendung  des  Kapitals  hinwirken, 
sowohl  im  früheren  Produktionsprozess  als  in  der  Richtung  der  Ver- 
wendung der  zur  Benutzung  auch  als  reine  Genussmittel  fähigen  fertigen 
Güter  (o.  S.  39,  bei  A,  1,  Entstehung  von  Sozialkapital),  ß)  In  der 
Abstinenztheorie  wird  ebenfalls  anerkannt,  dass  diese  Bildung  u.  dauernde 
Verwendung  des  Kapitals  im  u.  für  den  Produktionsprozess  mit  Last- 
momente enthaltenden  Opfern  verbunden  sei,  welche  im  Zinse  die 
psychologisch  notwendige  Kompensation  in  den  durch  den  Zinsbezug 
losgelösten  Lustmomenten  finden  müsse. 

c)  Aber  erst  die  sogen,  Arbeitstheorie  im  obigen  Sinne  liefert 
wieder  die  noch  erforderliche  Vervollständigung  cc)  sowohl  der 
Flrklärung  u.  Begründung  des  Zinses  als  rein-Ökonomische  Kategorie, 
als  ß)  seine  Rechtfertigung  aus  psychologischen  Gründen  und  aus 
sozialökonomischer  u.  sozialpolitischer  Nützlichkeit  u,  damit  doch 
auch  wieder  aus  wenigstens  relativer  Notwendigkeit  als  historiscli- 
reclitliche  Kategorie,  auch  als  eines  Einkommens  für  den  Privat- 
kapitalisten als  solchen.  Zu  a:  aa)  Auch  das  Moment  der  Zeit- 
difterenz  und  des  davon  abliängigen  höheren  Werts  der  fertigen 
gegenwärtigen  Kapitalgüter  gegenüber  dem  Wert  der  erst  zu 
erzeugenden  künftigen  Güter  — die  Richtigkeit  dieses  Moments 
hier  der  Beweisführung  halber  zugegeben,  was  aber  nicht  so 
allgemein,  als  v.  B.-B.  es  annimmt,  geschehen  kann  — erklärt  noch 
nicht  allein  u.  ausreichend,  die  NotAvendigkeit  u.  Zweckmässigkeit, 
dass  dieser  Wertzuwachs,  dieser  „Mehrwert“  grade  demjenigen, 
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^velcher  das  Kapital  bildet  usav.,  u.  nur  ihm  zntalle.  Das  geschieht 
erst  durch  die  Hinweisung  darauf,  dass,  nach  der  Arbeitstheorie, 
eben  in  der  Bildung,  Aerinehriing  u.  Verwendung  von  Sozial-  oder 
Aaiionalkapital  Arbeitsinoinente,  namentlich  auch  Gedankenarbeit, 
(lanii  Disponirarbeit  u.  Leitungsarbeit  zur  Ausführung  dieserGedanken- 
arbeit  un  Kapital  bildxings-  u.  Güterverwenclungsprozess  stecken,  ohne 
welche  Kapital  als  die  Bedingung  für  die  produktive  oder  pro- 
duktivere sonstige  Arheitsleistnng  im  Produktionsprozess  nicht  zur 
Vertilgung  stehen^  würde.  Diese  im  erstmaligen  Kapitalisirune- 
u.  dauernden  Kapitalerhaltuiigsprozess  n.  im  Prozess  der 
produktiven  Kapitalverwendung  enthaltene  „Arbeit“  ver- 
Jjuigt,  Avenn  ilire  dauernde  Vornahme  A’crhürgt  Averden  soll,  — eine 
^ot'vendigkeit  in  jeder  denkharen  Organisation  der  Volkswirtschaft 
— „Lntgelt  , Avie  jede  Avirtschaftliche  Arbeit,  u.  dieser  Entgelt  ist 
eben  der  /ins,  Avenigstens  im  Prinzip,  unbeschadet  der  Frage 
nach  dem  Hass,  der  Hölic  des  Zinses. 

,'^'0 -Gis  dieser  Auffassung  fol^  aucli,  dass  auch  in  reingemein- 

®®2*^^isGscher  Organisation  Avenigstens  etwas 
dem  Kapitalgewinn  Analoges  bestehen  müsste,  nämlich  dass  auch 

f Reinertrag  (nach  Abzug  bloss  der  volks- 
AAiitsdiattl.  Kosten  vom  Rohertrag)  ein  Teil  als  Anteil  fallen  müsste 

an  diejempn  Organe,  menschlichen  Personen,  ohne  deren  mitwirkende 
Arbeit  ehenialls  mit  in  Form  gedankenmässiger,  dispositiver,  den 
K.ipitahsieningsprozess  leitender  Tätigkeit,  auch  hier  nicht  die  Bildung 
V ermehrung  u.  Verwendung  von  Sozialkapital  vor  sich  gehen  könnte’ 
eme  , Arbeit“  welche  daW  den  Reinertrag  m it'^Te  win^^^^^ 
erscheint  und  in  einem  solchen  Anteil  am  ROnertrag  entgolten 
Meiden  muss,  weil  sie  sonst  nicht  ausgeübt  Averden  könnte  Auch  im 
„bozialstaate  Avare  daher  mindestens  ein  solches  Analoo-on  des 
Kapitalgeivinns  in  unserer  Privatwirtschaft!.  Organisation,  wenn  nicht 
seihst  ein  wesentlich  ebenso  geregelter  Kap.gewinn.  allgemein  not- 
Av endig.  Damit  wird  zugleich,  auch  von  dieser  Auffassung  des  Kapital- 
gpvinns.  als  immer  einer  Art“  „Arbeitslohn“,  „Geliaft“  aus  - und 
fnkpl  schon,  Avas  freilich  ausreicht,  als  richtige  Konseiiuenz  einer 

falschen  Prämisse  <ler  Sozialist.  Wertlehre  - di!>  ,. Ausbeutnngs- 
theorie  "’i^erGgt,  Avenigstens  im  Prinzip:  nicht,  dass  Kapital- 
gewinn aus  der  Produktion  überhaupt  abfällt,  sondern  nur,  das  Knn 
eAentuell  bemängelt  Averden.  dass  er  nach  einem  unrichtio-en 
Prinzip  reguliert  Avird  n.  unter  Umständen  zu  hoch,  d.  h.  dass'^die 
Piofit-  oder  OeAvinnquote  auf  Kosten  der  Lohnquote  zu  hoch  ist.  Aber 
ebensogut  kann  dann  auch  umgekehrt  eventuell  bemängelt  werden,  dass 
unter  L mstanden  dm  Lohnquote  auf  Kosten  der  Profitipiote  zu  hoch  ist 
11.  dass  ein  andres  Reguherun^sprinzip  des  KapitalgeAvinns  oder  seines 
Analogons  m einem  anderen  VVirtschaftssystem  noch  grössere  Bedenken 
bieten  kann,  weil  es  unvermaidlich  noch  AvillkürlicKer  ii.  scliAvierige? 
richtig  zu  bestimmen  ii  praktisch  durchzuführen  wäre,  gerade  auch  im 
„Sozialstaate  bei  dem  dann  notAvendigen  autoritativen  Vhjrgehen  hierbei 
wie  im  ganzen  V erteilmigsprozess.  cc)  Diese  prinzipielle  Auffassung  des 
Kapitalpwinns  stimmt  auch  mit  der  früheren  in  der  Wert-,  K^ten- 
11.  f>reisTehre  (S.  ;}4  bei  d,  a,  d)  überein.  Avonach  der  Kapitalgewhm 
im  Prinzip  ein  konstitutives  Wert-,  Kosten-  u.  Preisilemcmt  sef 
ein  Zuwachs  zum  von  der  „sonstigen“  Arbeit  geschaffenen  Rein- 


ertrag, nicht  wie  nach  der  Sozialist.  Wertlehre  u.  der  damit  im  Kern 
identischen  Auffassung  des  Kapitalgewinns  in  der  „Ausbeutungstheorie  , 
ein  Abzug  vom  Reinertrag  auf  Kosten  der  sonstigen,  d.  li.  der 
„Arbeit“  i.  engeren  Sinn,  den  diese,  wie  eben  unriclitig  behauptet  wird, 
allein  geschafi'en  habe. 

Zu  ß (o.  Ö.  323  bei  c).  aa)  Mit  der  Erklärung  u.  Begründung  des 
KapitaDeAvinns  unter  a ist  die  Rechtfertigung^  der  psychologischen 
u sozialökonomischen  u.  sozialpolitischen,  Avenigstens  relatKen  Kot- 
Avendigkeit  indessen  noch  nicht  völlig  ausreichend  geliefert, 
bb)  Dies  geschieht  erst  durch  die  Zurückführung  des  Bildungs- _u. 
VerAvendungsprozesses  des  Sozialkapitals  auf  diesen  Prozess  beim 
Privatkapital,  in  dessen  Form  jener  erste  Prozess,  psychologisch, 
begreiflich  u.  praktisch  erfahrungsmässig,  Avenn  nicht  aUein  inöghch 
ist*  so  am  relativ  besten  von  Statten  geht  (o.  S.  137  bei  A,  1). 
Die  Privatkapitalisten  sind  hier,  auch  wenn  sie  unmittelbar  nur  in 
ihrem  eigenen  Interesse  handeln,  die  volksw'irtscliattlichen 
Funktionäre,  welchen  gerade  im  volkswirtschattliclien  u.  gesell- 
schaftlichen (sozialen)  Interesse  die  Aufgabe  (das  „Amt  ) ybei- 
tra^en  ist,  in  Form  ihres  Priv'fitkapitals  das  Sozialkapital  zu  bilden, 
zu'^'ermehren  u.  zu  verwenden,  weil  sie  voraussetzungsweise  diese 
Aufgabe  besser  zunächst  aut  ihre  eigene  (private)  Rechnung,  als 
Privateigentümer  des  Kapitals,  ertüllen.  Auchgei'ade  dem  Allgemein- 
interesse  der  ganzen  Volkswirtschaft,  der  ganzen  Bevölkerung  mein 
gemäss,  als  es,  Avas  dann  nur  übrig  bliebe,  besondere,  ad  hoc  an- 
gestelltc  Organe,  Spezialbeamte  der  Volkswirtscbaft  txin  w'ürden, 
denen  auf  Rechnung  der  Gesellschaft  diese  Aufgabe  duixlizuführen 
übertrao*en  würde.  Zur  möglichst  guten  Krfüllung  dieser  Aufgabe 
müssen'’  die  Privatkapitalisten  als  solclie  volkswirtschaftliche 
Funktionäre  durch  starke  u.  erfolgreiche  Beeinflussung  ihrer 
psychischen  Motivation  bestimmt  werden  u.  dafür  dient  die  Gewährung 
des  l^rivateigentunis  an  den  Sozialkapitalien  an  die  I^rivatkapitalisten 
u.  die  Vergütung  der  Ijeistungen  dieser  im  Kajntalgewdnn,  der 
ilmeu  zufällt.  Auch  damit  wird  wieder^  nur  das  Prinzip  des 
Privatbezugs  dieses  Gewinns  durch  die  Kapitalisten  begründet  u. 
gerechtfertigt,  noch  nicht  jede  beliebige  Höhe  Iiu  Gegenteil^  ist 
aus  dieser  Auffassung  der  Bildung  des  Sozialkapitals  als  eines 
„Amts“  der  Privatkapitalisten  schon  prinzipiell  das  Recht  der 
Gesellschaft  (des  Staats)  abzuleiten,  die  Höhe  des  Zinses  als  eines 
solchen  Entgelts  für  Funktionen,  die  im  Gesamtinteresse  erfolgen, 
zu  regulieren  — wie  „Gehalte“  („Gehalte  reguliert  man“,  Rod- 
bertu  s). 

3.  Denn  allerdings  ist  mit  allen  diesen  Tlieorien  zur  prinzipiellen 
Erklärung,  Begründung  u.  Rechtfertigung  des  Kapitalgewinns  über- 
haupt noch  nichts  gesagt  u.  noch  nichts  bewiesen  betreffs  der  Höhe, 
des  ]\Iaasses  des  Kapitalgewduns.  Davon  macht  auch  v.  Böhm- 
Buw^erks  Theorie  keine  Ausnahme,  a)  Aber  das  Gleiche  gilt  von 
der  ,, sonstigen“  Arbeit  als  einem  konstitutiven  W ert-,  Kosten-  ii. 
Preiselement  u.  als  dem  den  Reinertrag  mit  schaffenden  Faktor. 
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b)  Das  absolute  u.  relative  (in  Quoten  vom  Reinerträge  be- 
messene) Höhenmaass  von  Lohn  u.  Kapitalgewinn  (Profit)  ist  eben 
immer  wieder  ein  Ergebnis  von  Interessenkämpfen,  welche  ihren 
Ab^hluss  in  vertragsmässiger  Regelung  im  freien  Verkehr  u. 
im  üonkurrenzsystera  der  privatwirtschaftliclien  (wie  auch  der  nach 
deren  Analogie  verfahrenden  gemein  wirtschaftlichen)  Organisation 
fanden  oder  ein  Ergebnis  autoritativer  Regelung  in  „gebundenen“ 
VN^tschaftssystemen,  wie  notwendig  auch  in  einem  rein  gemein- 
wirtschaftlichen,  im  sozialistischen,  c)  In  beiden  Fällen  kommt  es 
iiier  auf  die  Regelung  der  Preise  der  Produkte,  welche  implicite 
eine  solche  des  Einkommens,  des  Lohns  u.  Kapitalgewdnns  u. 
Profits,  darauf  rückwirkend,  mit  ist,  u.  auf  die  Regelung  der 
einzelnen  Einkommenarten  u.  Individualeinkommen  an.  Für  die 
erste  Regelung  ist  auf  die  Theorie  des  Preises  (§  50  ff.,  S.  222  ff.) 
nir  die  zweite  aut  die  untenfolgende  Theorie  der  „Verteilung  iin 

Zusammenhang  der  Einkommenzweige“  (2.  Abschnitt  S 64  ff.,)  Bezu«- 
ZU  nehmen.  o v © 

E.  Die  Entwicklung  des  Kapitalgewinns  im  Furt- 
schritt  der  Volkswirtschaft  zeigt  im  Ganzen  eine  sinkende 
Kichtung  dieses  Gewinns.  Dies  wäre  eigentlich  hier  an  dieser 
stelle  noch  näher  zu  verfolgen,  aber  wird  aus  praktischen  Gründen 
besser  im  nächsten  § 61  beim  Leihzins  u.  seiner  Bewegung  mit  be- 
handelt, M'eil  sich  die  Richtung  der  Bewegung  an  diesem  Zinse 
sicherer  verfolgen  lässt. 

. Einzelnes  über  den  Kapitalgewinn  (in 

isolierter  Betrachtung).  A,  Kapitalgewinn  in  verschiedenen  Unter- 
nehmungen u.  Beschäftigungen  (Kapitalanlagen).  B.  Der  Leihzins 
in  seiner  Bewegung  u.  die  Frage  der  zeitlichen  Entwicklun->-  des 
Kapitalgewinnes  überhaupt  (§  60,  E). 

Scheinbare  u.  wirkliche  Verschiedenheiten  des 
Kapitalgewinns.  Sie  sind  ähnlich  wie  beim  Lohn  (o.  § 59  S.  306) 
zu  iinterecheiden.  a)  Zu  den  scheinbaren  gehört  auch  diejenige 
wo  im  Grunde  nur  Arbeitslohn  vorliegt  (in  Kleinbetriehen,’ 
^ B.  in  extremen  Fällen,  mit  scheinbar  enormer  Gewinnhöhe,  im 
Plockerhandel  u.  verwandten  Kleinsthandel,  im  Apothekenbetrieb) 
oder  Lnternehmergewinn  oder  auch  Differential-,  Grund- 
rente. 

Diese  drei  Einkommen  sind  eben,  wie  schon  oben  bemerkt,  (S.  283 
u.  31 0,  oft  mit  dem  Kap.gewinn  verbunden,  wo  dann  der  betreffende 
Gesamt-Reinertrag  fälschlich  auf  den  im  Geschäft  steckenden  Kapitalwert 
zurmckgefuhrt  u.  als  Zinsrente  davon  berechnet  wird.  Man  muss  dann 
erst  unter  Anwendung  vergleichbarer  Massstäbe  aus  anderen  Fällen 
l-ohn,  Lnternehmergewinn,  Rente  abrechnen,  um  den  Kapitalgewinn 
auszuscheiden,  wie  umgekehrt  auch  nach  solchem  Massstabe  den  Kapital- 
gewann bestimmen,  um  das  mit  ihm  zu  einer  Einheit  verbundene  andere 
Einkommen  zu  ermitteln. 

b)  Auch  die  Verschiedenheit  der  Risikoprämie  im  Gesamt- 
Kapitalgewinn  lasst  diesen  in  einem  Maasse  verschieden  erscheinen  wäe 
es  der  eigentliche  Kap.gewinn  nicht  ist. 
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2.  Dieser  auf  die  Dauer  in  Betracht  kommende  eigen tl. 
Kap.gewinn  liat  unter  dem  Streben  des  Kapitals  nach  der  je- 
weilig, bei  gleicher  Sicherheit  u.  Verwaltungs-Mühewaltung, 
günstigsten,  d.  h.  sich  am  höchsten  verzinsenden  Anlage  in  den 
verschiedenen  Beschäftigungen  die  Tendenz  nach  einer  A us- 
gleichung,  auch  zu  derselben  Zeit  u.  an  demselben  Ort:  das  auch 
wohl  sogen.  „Gesetz“  der  (K apital-)Gewinn- Ausgleichung, 
a)  Das  diesem  Gesetz  zu  Grunde  liegende  Streben  des  Kapitals  ist 
wieder  wirtschaftspsychologisch  bei  dem  Kapitalisten  auf  das  bei  ihm 
vorwaltende,  selbst  ihn  beherrschende  „erste  wirtschaftliche  Leit- 
motiv“ zuriickzuführen.  b)  Es  macht  sich  dieses  Streben  aber  nur 
geltend,  wenn  u.  soweit  dieses  Motiv  nicht  durch  andere  Motive 
gekreuzt  wird;  es  kann  andererseits  durch  einige  davon  auch  noch 
verstärkt  werden.  Das  richtet  sich  wieder  nach  all  den  individuellen 
u.  allgemeinen  Umständen,  welche  die  wirtschaftliche  Motivation 
überhaupt  beeinflussen,  c)  Die  Ausgleichung  vollzieht  sich  durch 
Abströmen  des  Kapitals  aus  den  schlechten  u.  Zuströmen  des 
Kapitals  zu  den  besser  verzinslichen  Anlagen,  praktisch,  zumal 
heute,  unter  starker  Mitwirkung  des  Kredits  u.  seiner  Organisation, 
des  Bankwesens,  in  der  Produktion  daher  durch  deren  Einschränkung 
oder  Ausdehnung  u.  durch  die  daraus  hervorgehende  Veränderung 
im  Angebot  der  Produkte,  von  Preisbewegungen  infolge  dessen  u. 
von  Reaktionen  auf  die  Preise,  welche  wieder  von  der  durch  die 
Preisstellung  jeweilig  mit  beeinflussten  Veränderung  der  Nachfrage 
ausgehen,  d)  Wie  in  allen  diesen  Momenten  kein  Ruhepunkt  ein- 
zutreten pflegt,  so  bleibt  auch  der  Kapitalgewinn  (wie  der  Profit) 
als  Resultante  von  allen  solchen  Einflüssen  beständig  gewissen 
Schwankungen  unterworfen. 

e)  Der  Ausgleichung  stellen  sich  ferner  auch  viele  Hindernisse 
entgegen  u.  sie  ist,  aucli  als  blosse  Tendenz,  vollends  in  ihrer  Ver- 
wirklichung, in  deren  Maass,  Raschheit,  zeitlicher  u.  räumlicher  Ent- 
wicklung an  eine  Reihe  von  Voraussetzungen  geknüpft,  welche 
vorliegen  können,  aber  es  nicht  immer  müssen  u.  tatsächlich  niclit 
immer  tun.  Daraus  ergeben  sich  u.  erklären  sich  zahlreiche  zeit- 
weilige u.  dauernde  Verschiedenheiten  der  Gewinne  der 
einzelnen  Unternehmungen  im  selben  Geschäftszweige  u.  dieser 
Unternehmungen,  einzeln  u.  selbst  im  Durchschnitt,  in  ver- 
schiedenen Zweigen. 

Nur  unter  diesen,  von  der  Theorie  meist  ohne  weiteres  still- 
schweigend als  selbstverständlich  angenommenen  Voraussetzungen  u. 
unter  der  ebenfalls  meist  so  erfolgten  Annahme,  dass  die  etwaigen 
Hindernisse  der  Ausgleichung  eben  überw'unoen  w'erden,  kann  über- 
haupt nur  eine  Verwirklichung  dieser  Ausgleichung  erw’artet  werden. 
Erfolgt  sie,  wie  oftmals,  nicht  oder  nur  teilweise  oder  nur  sehr  all- 
mählich oder  räumlich  in  beschränktem  Masse,  so  wird  damit  aber  nicht 
das  sogen.  „Gesetz“  der  Ausgleichung  der  Kapitalgewinne  „widerlegt“, 
so  w^enig  als  in  gleichem  oder  ähnlichem  Fall  das  Kostengesetz  in  der 
Preistheorie  (o.  § 51  unter  1,  S.  233 — 234).  Sondern  es  sind  dann  eben 
die  Voraussetzungen,  unter  denen  das  Gesetz  aufgestellt  wird,  nicht 
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vorhanden  oder  die  Annahme,  dass  die  möglichen  Hindernisse  der 
Ausgleichung  überwunden  werden,  trifft  nicht  zu.  (Aehnliche  schiefe 
Einwände  unklarer  Polemiker  wie  gegen  das  ganz  verwandte,  zum  Teil 
identische  Kostengesetz). 

(c)  Die  wichtigste  allgemeine  Voraussetzung  ist,  dass  die 
wirtschaftpsychologische  vorhin  angedeutete  Motivation  so  be- 
steht u.  einwirkt,  Avie  angenommen,  also  namentlich  nicht  durch  andere 
Motive  gekreuzt  wird,  ß)  AVeitere  Voraussetzungen  betreffen: 
aa)  Kenntnis  der  Sachlage,  der  CTewinnverschiedenheit,  wodurch 
die  Motivation  erst  in  die  Kichtung  auf  ein  Ausgleichungsstreben  gelenkt 
wird;  bei  der  üblichen  u.  als  notwendig  ja  selbstverständlich  geltenden 
u.  im  Eecht  anerkannten  „Verheimlichung^^  der  Geschäftsergebnisse 
ein  wichtiger  Punkt;  nur  bei  den  Unternehmungen  mit  Pflicht  zur 
öffentlichen  Rechnungslegung,  wie  bei  einem  Teil  der  Erwerbs- 
gescllschaften,  bes.  der  Aktiengesellschaft,  liegt  <liese  Frage  anders,  was 
auch  praktisch  auf  Ab-  u.  Zuströmen  von  Kapital  Einfluss  ausübt. 
bb)  Nicht  entgegenstehende,  den  AVilleii  in  andrer  Richtung  be- 
einflussende Rücksichten,  z.  B.  es  bei  der  geringer  rentierenden  Anlage  des 
Kapitals  aus  anderen  ^ Gründen  doch  zu  belassen;  y)  Rechtliche 
Schranken  für  die  Veränderungen  der  Kapitalanlage  wie  im  Zunft- 
wesen, bei  fehlender  Gewerbefreiheit  überhaupt.  <l)  Oekonomisch- 
technische  Schranken  desgleichen,  so  solche,  aa)  welche  aus  der 
speziellen  Fachfähigkeit  des  Unternehmers  für  die  bisherige  u, 
der  ihm  fehlenden  für  die  günstigere  neue  Anlage  oder  bb)  aus  der 
Schwierigkeit  u.  den  drohenden  Verlusten  folgen,  welche  aus  der 
Herausziehung  des  Kapitals  aus  der  alten  u.  der  Uebertragun’g 
dieses  in  die  neue  Anlage  hervorgehen,  daher  bes.  bei  stehenden, 
einem  bestimmten  Betrieb  spezifisch  angepassten  Kapitalien.  Dies  ist 
mit  der  Entwicklung  der  Produktion  mit  absolut  gi'ossen  u.  als  Quote 
vom  Gesamtkapital  auch  relativ  grossen  stehenden  Kapitalien,  daher 
bes.  im  modernen  industriellen,  montanistischen  Grossbetrieb,  auch  der 
A^erkehrsanlagen  (Eisenbahnen !)  ein  besonders  wichtiges  prak- 
tisches Hindernis  der  Gewinnausgleichung.  Um  so  mehr,  je  be- 
schränkter die  technische  A'erwendbarkeit  und  die  technische  Um- 
wandlungsfähigkeit der  einen  bestimmten  Produktionszweck  dienenden 
ganzen  Einrichtungen,  (Gebäude,  Maschinen,  Ap}>arate  u.  dgl.)  für  einen 
anderen  Zweck  ist  u.  je  grössere  Werte  in  diesen  Einrichtungen  stecken 
u.  so  einigermassen  darin  gebunden  sind.  Auch  in  der  Landwirtschaft, 
bes.  der  mit  Industriebetrieben  (Brennerei,  Rübenzuckcrfabrikation)  ver- 
bundenen, macht  sich  dies  etwas  geltend,  aber  nicht  leicht  in  gleichem 
Masse,  wegen  der  universelleren  Verwendbarkeit  des  Grund  u.  Bodens, 
wenigstens  soweit  nicht  örtliche  Lage  hier  Hindernisse  bietet.  Aehnliches 

gilt  von  den  in  Wohngebäuden  steckenden  Kapitalien.  Dagegen  ist 
.andel,  Geld-  u.  Bankgeschäft  bei  dem  Betrieb  fast  nur  mit  umlaufendem 
Kapital  in  günstigerer  Lage,  die  Kapitalanlagen  nach  Gewinnchancen 
zu  wechseln,  wenngleich  auch  hier  Ausnahmen  Vorkommen,  z.  B.  bei 
grossen  Vorräten  unabsetzbarer  oder  nur  mit  Verlust  realisierbarer 
X\  aren  (im  Gross-,  auch  im  Kleinhandel),  Effektenbeständen  (Banken! 
Staatsfonds,  Aktien),  ^ Vorschüssen  an  unsichere  Schuldner  (auch 
industr.  u.  moiitanist.  Unternehmungen,  an  kreditschwache  Staaten,  so 
Seitens  der  Effekteubanken),  wo  daher  in  allen  Fällen  die  Markt- 
konjunktur stark  ein  wirkt,  h)  Oefters  haben  einzelne  Betriebe  für 
sich  allein  oder  durch  Kartelle  auch  eine  Quasimonopol-Stellung, 
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welche  ihnen  Monopolpreise,  darin  Extragewinne,  Differentialrenten  u. 
in  diesen  wieder  Reserven  verschafft,  um  gegen  neue  oder  schärfere 
Konkurrez  sich  eventuell  mittelst  eigenen  Herabsetzens  der  Preise  zu 
weliren.  Handelt  es  sich  hier  zugleidi  um  grosse  Kapitalanlagen,  um 
schwierige  ökonomisch-technische  u.  betriebsorganisatorische  Aufgaben, 
so  haben  einmal  bestehende,  zumal  gut  rentierende  Unternehmungen 
schon  durch  ihr  Bestehen  noch  mehr  eine  Monopolstellung,  in 
welcher  sie  der  Konkxirrenz  durch  neue  Unternehmungen  gegenüber 
widerstandsfähiger  u.  überhaupt  weniger  angreifbar  sind.  Dann  können 
sie  auch  länger  höheren  Gewinn  behaupten  u.  vermag  eine  Gewinn- 
ausgleichung schwerer  sich  durchzusetzen.  Alles  dies  ist  gerade  wieder 
durch  moderne  Beispiele  zu  belegen. 

f)  So  erklärt  es  sich,  dass  das  „Gesetz^'  der  Gewinnausgleichung 
in  so  zaldreichen  Fällen  sich  nicht  durchsetzen  kann  u.  beider 
beständigen  Beweglichkeit  u.  Veränderung  aller  massgebenden 
Umstände  so  oft  nicht  zuzmtreft’en  scheint;  dass  zahlreiche  und  be- 
deutende n.  aucli  dauernde,  selbst  in  längerem  Durchschnitt  sich 
zeigende  Verschiedenheiten  des  Kapitalgewinns  sowohl  unter  den 
Unternehmungen  desselben  wie  unter  denen  verschiedener  Pro- 
duktions- u.  Geschäftszweige  bestehen.  Damit  verhält  es  sich  aber 
wie  mit  der  Verwirklichung  des  Kostengesetzes  in  der  Preis- 
gestaltung. Beide  Gesetze  werden,  wie  gesagt,  durch  die  .,Aus- 
nabnieirt‘  doch  nicht  „widerlegt“  oder  gar  „uingestossen“ 
u.  behalten  ihre  Bedeutung  für  die  theoretische  Erkläning  der  Vor- 
gänge in  der  Bewegung  der  Kapitalien,  in  der  Richtung  auf  die 
beste,  höchst  rentierende  Anlage  bin,  u.  damit  auch  für  die  Praxis, 
g)  Eine  empirische  Beweisführung  ist  freilich  nur  in  be- 
scliränktem  Masse,  grossenteils  mit  sicheren  zahlenmässigen  Tat- 
sachen überhaupt  nicht  möglich,  weil  es  an  braxicbbarem  Keebnungs- 
material  fehlt. 

Denn  teils  setzt  dies  allgemeine  Buchführung  voraus,  die  vielfach 
fehlt,  vollends  früher,  oder  ei'st  neuerdings  oder  nur  in  einzelnen  Ge- 
schäftszweigen besteht,  aber  wieder  nicht  immer  richtig  u.  gleichmässig 
ist;  teils  werden  die  Daten  geheim  gehalten,  wie  bei  Privatgeschäften 
meistens.  Auch  die,  ohnehin  ebenfalls  für  die  individuellen  Fälle  meist 
geheim  gehaltenen  Daten  der  Steuorstatistik  reichen  nicht  aus.  Die  Unter- 
nehmungen mit  öffentl.  Rechnungsbezug  sind  aber  doch  nicht  zahlreich 
u.  mannigfaltig  genug,  auch  meist  erst  jüngerer  Herkunft,  um  genügend 
brauchbares  Material  zu  liefern,  das  notwendig  auch  lange  Zeiträume 
u.  ein  grosses  Volks  Wirtschaftsgebiet  umfassen  muss,  um  sichere  Schlüsse 
zu  gestatten.  Immerhin  beginnt  die  Aktiengesellscliaftsstatistik 
einiges  solches  Material  zu  liefern,  aus  welchem  sich  die  zeitweilige  u. 
selbst  andauernde  z.  T.  grosse  Verschiedenheit  der  Geschäfts-,  d.  h.  doch 
grossenteils  der  Kapitalgewinne  nach  Km>italgrösse  u.  anderen  Momenten, 
bei  den  Unternehmungen  desselben  Zweigs  u.  verschiedener  ganzer 
Gruppen,  selbst  in  längeren  Durchschnitten  ergiebt.  S.  für  Preussen 
die  Daten  im  Statist.  Jahrb.  B.  2,  1905  S.  242  über  die  Dividenden,  die 
allerdings  nur  den  Hauptteil  des  ganzen  Profits  (nämlich  nur  ab- 
züglich gewisser,  dazu  gehörenden  Tantiemen)  darstellen,  nicht  bloss 
den  Kap.gewinn.  Z.  B.  alle  überhaupt  Divid.  zahlenden  Aktiengesell- 
schaften, 1002,  gaben  danach  1902—03  7.9Wo  Divid.  im  Durchschnitt; 


von  1568  davon  gaben  für  die  Stammaktien  215  bis  3,  455  über  3—5, 
307  über  5—7,  307  über  7 — 10,  284  über  10°/o,  mit  ausserordentlichen 
Verschiedenheiten  des  Diu-chsclmitts  wie  der  hiergenannten  Dividenden 
nach  Grössengruppen  und  nach  den  ünternehmungszwecken.  Die 
Maximaldivid.  betrug  in  den  4 Fällen  höchster  Divid.  23.9  (Ver- 
sicherungsges.),  14.0  (Lederindustrie),  12.4  (chem.  Ind.),  10,2  (Bergbau, 
Hütten  u.  Salinen\  die  Minimaldivid.  in  den  4 Fällen  niedrigster  Divid. 
.5.1  (Verkehrsgew.),  5.3  (Ind.  der  Holz-  u.  Schnitzstoffe),  je  6.6  (Handelsges. 
incl.  Banken,  Textilind.,  „sonstige“  nicht  speziell  gräannte  Gewerbe), 
6.7%  (Beherb.  u.  Erquick.).  Von  70  Versich.ge werben  gaben  bis  3% 
keines,  3-5  5,  5 — 7 6,  7 — 10  10,  über  10  49  für  die  Stammaktien,  bei 
der  Lederind.  von  27  bezw'.  2,  6,  1,  7,  5,  bei  ehern.  Ind.  von  59  bezw. 
2,  7,  6,  21,  23,  bei  Bergb.  Hütten  usw.  von  119  bez.  14,  25,  18,  25,  37. 
S.  auch  Daten  bei  van  der  Borght  Art.  Akt.ges.  im  H.  W.  B.  St.  I 
n.  in  and.  Artikeln  darüber  eb.  Es  muss  aber  für  die  hier  behandelte 
.Frage  noch  viel  mehr  spezialisiert  werden.  Auch  kommt  es  neben  der 
Dividende  auf  Reservelegung,  auch  auf  Deckung  früherer  Verluste  aus 
laufenden  Einnahmen  u.  a.  m.  mit  an.  Die  Statistik  der  Gründungen 
u.  Kapitalerweiterungen,  bes.  in  Aktienform,  bei  Aktiengesellschaften, 
Komm.ges.  auf  Actien,  Ges.  mit  beschränkter  Haft,  Berggewerkschaften 
nach  Unternehmungszwecken  spezialisirt,  zeigt  auch  die  jeweilige  Richtung 
des  Kapitalzuströmens  zu  solchen  Anlagen,  auch  nach  dem  Ziel  der 
höchsten  Verzinsung^  gut  mit  an,  wenn  auch  natürlich  andre  Momente 
mit  einwirken.  — Für  die  grosse  Masse  der  privaten  Einzelunter- 
nehmungen, offenen  Gesellschsften  usw.  liegen  nur  einzelne  sporadische 
Daten  vor.  die  für  diese  Frage  der  Gewinnhöhe  n.  Gewinnausgleichung 
so  w’enig  als  für  die  folgende  der  historischen  Entwicklung  des  KapitaL 
gewinns  ausreichen.  Wie  schon  v.  Thünen  auf  einem  Gebiet  hat 
jüngst  Ehrenberg  verdienstvolle  Einzeluntersuchungen  über  die 
Gewinne  u.  bes.  die  Bildung  grosser  Vermögen  begonnen  (Thünenarchiv, 
eigene  Daten  über  verschiedene  Häuser,  zuletzt  1906  über  Siemens).  Aber 
zu  allgemeineren  Schlüssen  u.  Beweisführungen  bedarf  es  weit  mehr 
Material. 

B.  Der  Leihzins  in  seiner  Bewegung  u.  die  Frage  <ler 
zeitlichen  Entwicklung  des  Kapitalgewinns  überhaupt. 
1.  Diese  Frage  ist  eigentlich  die  primäre  u.  die  wichtigere,  sie  be- 
trifft die  historische  Entwicklung  des  selbsterworbenen  (ursprün«-- 
lichen)  Kapitalgewinns  im  Fortschritt  der  Volkswirtschaft,  eine 
ähnliche  Frage,  wie  betreffs  des  Arbeitslohns  u.  der  Preisentwicklung 
(§  55  S.  262).  a)  Indessen  hängt  diese  Entwicklung  des  Kapital- 
gewinns  eng  mit  derjenigen  des  Unternehmergewinns  (§  62)  u.  des 
Profits  überhaupt  zusammen  u geht  mit  der  analogen  Frage  beim 
Lohne  in  die  allgemeinere  von  der  Entwicklung  der  Verteilung  des 
(yolkswirtschattlichen)  Produktions -Reinertrags  zwischen  Arbeitern 
einer-,  kapitalistischen  Unternehmern  anderseits  (u.  weiter  zwischen 
Kapitalisten  u.  Unternehmern  unter  einander)  über.  Die  bezügliche 
Erörterung  wird  daher  besser  hinsichtlich  ihres  Kernes  in  diese 
Untersuchung  (nächster  Abschnitt  2,  § 64  ff  ) verschoben,  weshalb  sie 
auch  oben  bezüglich  des  Lohns  in  dem  diesen  isoliert  behandelnden 
Abschnitt  (8.  291  ff.,  § 58,  59)  nicht  speziell  mit  erörtert  worden 
ist.  b)  Soweit  sie  mit  der  analogen  Frage  vom  Unternehmer- 
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gewinn  zusammenhängt,  wird  sie  unten  in  Verbindung  mit  diesem 
(§  62  No.  V)  berührt,  c)  Soweit  es  sich  um  isolierte  Betrachtung 
der  Entwicklung  des  Kapitalgewinns  handelt,  bieten  sich  sowohl 
für  die  theoretisch-deduktive,  als  für  die  empirisch-induktive 
Hehandlungsweise  bei  diesem  Problem  besondere  Schwierigkeiten, 
weil  die  Abtrennung  vom  Unternehmergewinn  u.  in  vielen  Be- 
trieben von  der  Grundrente,  hier  u.  da,  in  Kleinbetrieben,  auch 
vom  Arbeitslohn  besonders  schwierig  ist  (S.  283). 

Dies  erklärt  sich  «)  aus  der  erst  allmählichen,  mehrfach  erst 
neueren  grösseren  u.  selbständigeren  Bedeutung  des  Kapitals  als 
Produktionsbedingung  (nicht,  im  strengen  Sinn:  „Faktor“,  §27,  S.  112) 
im  Betriebe  für  die  Arbeiter-  u.  Unternehmerleistung,  während  früher, 
in  natural  Wirtschaft!,  u.  primitivgcldwürtschaftl.  Verhältnissen  die  Ver- 
mengung von  Kapitalgewinn  mit  Lohn,  Unternehmergewinn,  Rente, 
auch  Grundrente  eine  noch  engere  (S.  2K-5),  begrifflich  damals  kaum 
erfasste  war  u nachträglich  heute  dies  Gemenge  schwer  in  die  genannten 
Bestandteile  aufzulösen  ist;  ferner  weil  /#)  genaues  u.  sicheres,  auf 
richtiger,  gleichmässiger  Buchführung  beruhendes,  genügend  vergleich- 
bares rechnungsstatistisches  Material  wieder  wenig  vorhanden, 
dieses  Wenige  auch  nur  sporadisch  durchforscht  u.  bekannt  geworden  ist. 
Die  einzelnen  Daten,  hier  u.  da  von  Kaufmannshäusern,  grossen  Geschäften 
sind  zwar  wirtschafts-,  handeis-,  geldgeschäftsgeschichtlich  wie  kultur- 
geschichtlich interessant  u wertvoll,  aber  doch  viel  zu  vereinzelt  u.  oft 
nur  abnormen  Verhältnissen  (der  Monopol-,  Quasimonopolstellung  des 
Kolonial-,  See-,  korporativen  Gesellschaftshandels  u.  dgl.)  entnommen, 
so  dass  sie  auch  deswegen  für  allgemeinere  Fragen,  wie  die  hier  zu 
erörternde,  sich  nicht  oder  fast  nicht  verwerten  lassen  (Ehrenbergs, 
Stiedas,  Sombarts  u.  a.  Schriften). 

d)  Aus  diesen  Gründen  ist  die  leichter,  auf  deduktivem  wie 

induktivem  Wege,  zu  verfolgende  Frage  der  Be\yegung  des 
Leihzinses  (Zinses  für  Gelddarlehen)  auch  für  die  allgemeine 
Zinstheorie  von  Bedeutung.  Denn  diese  wenigstens  für  die  Neuzeit 
bestimmt  nachweisbare,  auch  für  frühere  Zeiten  wenigstens  nicht 
ganz  unkonstatierbare  Bewegung  gestattet  doch  einige  Rückschlüsse 
auf  diejenige  des  Kapitalgewinns  im  Geschäfte  selbst,  wenn  sie 
auch  von  anderen,  aber  eben  auch  nachweisbaren,  z.  l . auch 
einigermassen  messbaren  Momenten  ausserdem  stark  beeinflusst 
wird.  Die  folgende  Untersuchung  (unter  No.  2)  über  die  Bewegung 
<les  Leihzinses,  bes.  über  die  zweite  u.  mehr  noch  die  dritte  Art 
dieser  Bewegung  (die  ., säkulare“)  kann  daher  zugleich  etwas  mit 
als  Ersatz  einer  eigenen  Untersuchung  dieser  Bewegung  des 
Geschäfts-Zinses  selbst,  teilweise  auch  des  Profits  überhaujit  dienen 
(in  beider  isolierter,  d,  h.  vom  allgemeinen  Verteilungsproblem  ab- 
getrennter Betrachtung). 

e)  Unter  Verweisung  darauf  (bei  No.  2)  u.  auf  die  Berührung 
der  Frage  mit  beim  Unternehmergewinn  (§  62  No.  V)  u.  ihre  weitere 
Verfolgung  heim  ganzen  Verteilungsproblem  (§  64  ft.)  kann  hier  die 
Bemerkung  genügen,  dass  aus  allgemeinen  Erwägungsgründen, 
Analogieschlüssen  u.  auch  immerhin  nach  einigen  tatsächlichen 
ertahrungsmässigen  Anhaltspunkten,  namentlich  nach  — freilich 
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ohne  genaue  ziffernmässige  Begründnng  immer  unsiclm-  u subjektn 
getarbt,  durch  Vorurteile  getrübt  bleibenden  doch  aut  allgemeiner 
Krtahrung-‘  beruhenden  „allgemeinen“  „Ansichten“  in  der  Geschäfts- 
welt selbst,  ein  Sinken  der  Kapitalge wiinie  überhaupt  wie 
es  im  Darlehns-Zinsfuss  nachweisbar  ist,  mit  dem  1 orlschritt  dei 
Volkswirtschaft,  auch  innerhalb  kürzerer  neuei-er  1 erioden  — i»., 
19  20.  Jahrluindert,  Anfang,  Mitte,  Schluss  des  19.  — aiizunehmen 


i\?.,  ^\j,  clUIlMlUinitii  7 , i*  *4. 

sein  möchte.  Manche  allgemeinere  Symptome  deuten  darauf  mit 
hin.  Aber  nach  Zeiträumen,  Ländern,  Geschättszwei; 

. ..  -11  • 1 _ 1 ni 


^eiireu,  Vorkelirs- 

hm.  Alter  nacu tjaii^v;iii,  

richtungen  bestehen  doch  wieder  grosse  Verschiedenheiten^  langu 
11  kürzer  entgegengesetzte  Entwicklungen,  w.e  auch  beim  Darlehns- 
zinse, also  „Ausnahmen“  vom  „Gesetz“  des  Sinkens,  die  sich  tieilich 
dann  aiicli  öfters  wieder  durch  besondere  L mstande  erklären  lassen. 

«)  So  durch  Verschiebungen  zwischen  Angebot  von  u.  Nachfrage 
nach  Kapital:  ß)  durch  ungewöhnliche  Kapitalabsorption,  Kapital- 

fortwandei-ung,  bes.  ins  Ausland;  y)  durch  Aufschluss  von  neuen  \ erkehrs- 

gebieten,  neumi  Märkten,  Auftauchen  neuer  günstigerer  Anlagegele^ 

feiten:  d)  durch  darauf  hinwirkende  technische  Lifindun  en,  neue 

Betriebsorganisationen;  0 durch  Kapitalassoziation ; s)  f 
von  Monopolstellungen,  Kartelle  u.  dgl.,  mit  Uebei\\indu  „ 
Konkurrent^  dabei  usw.,  während  entgegengesetzte  imstande  um- 


iten  dabDi  usw.,  wauruiia  

eekehrt  wirken.  - Bei  dem  schliesslich  doch  bestimmenden  Haiipt- 

^ 'er  Individualität  von  Unternehmung  11.  Lnternehmer,  selbst 

. 11  , . . iirtmpr  RH  VlOle 


Einfluss,  der  null viauauLai  vuu  uutciiiiriiixiviYB  ■ . i 

heute  a auch  gerade  heute  mehr  als  je,  bleiben  auch  immer  so  viele 
Verschiedenheiten  im  Kapitalgewinn  wie  im  Profit,  wie  in  den  Kosten, 
in  den  Differentialrenten,  dass  eine  deutliche  Diirchschnittsrichtung  des 
Kapitalgewinns  sich  schwer  allgemein  u.  halbwegs  gleichmassig  diiich- 
setzt,  jedenfalls  nicht  leicht  sicher  nachzuweisen  ist. 

f)  Festziihalten  ist,  dass  die  Höhe  des  eigentlichen  Zinses  un 
eigenen  Geschäft  ein  Ergebnis  von  drei  Momenten  ist:  a)  der  Hohe 


emeneu  urescnaii  tun  . 

des  volkswirtschaftlichen  Prodiiktions-Keinertrags,  ß)  des  talo.-.es 
für  den  Rohertrag,  eines  Resultats  der  Kämpfe  mit  den  Abnehi 


als  Protit  eineu,  Arbeitern  ais  i.iOun  uiiut^iscn«, 
Verteihinj^sproblein,  iii  dessen  weiterer  Vert'ol^iin^r  es  sich  dann  aiicli 
noch  nm  die  Zerlegung  des  Profits  in  Zins  n.  Unternelnnergewinn 
u.  lim  etwaigen  am  Profit  erfolgenden  Abzug  von  DiÖeiential- 
renten,  zu  eignen  wie  zugunsten  Dritter,  handelt.  Das  ist  vor  dei 
näheren  Erörterung  u.  Begründung,  im  Absclin.  ^ bd  ff.  unten, 
hier  einstweilen  als  zugegeben  anzunehmen.  ^ -t/ 

2.  Zusammenhang  von  selbsterworbenem  (m-sprünglicbcm) 
Kapitalgewinn  mit  dem  Leihzins,  a)  Soweit  es  sich  beim  Leilizins 
um  den  wiclitigsten  Fall,  der  auch  vornelindicb  für  die  vo  ks- 
wirtschaftriche  Untersucliung  in  Betracht  kommt,  handelt,  namlieh 
um  den  Fall  des  Darlehens  für  produktive  Zwecke  an  (private) 
Unternehmer,  hat  der  Leihzins  notwendig  eine  dauernde 


Obergrenze  (Maximum)  im  Kapitalgewinn,  welcher  mit  dem 
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entlehnten  Kapital  erworben  wird,  hängt  also  insofern  von 
diesem  ab.  a)  Er  muss  sich  dabei  auch  noch  etwas  unter  dieser 
Grenze  wenigstens  soweit  halten,  dass  für  der.  Entlohner  ein 
Interesse  bleibt,  das  fremde  Kapital  in  seinen  Betrieli  hinein- 
zuzieheii. 

Doch  können  hier  die  Dinge  so  verwickelt  liegen,  dass,  zwar  kaum 
dauernd,  aber  doch  längere  Zeit,  der  Leilizins  sieb  dieser  Grenze  sehr 
nähert,  sie  auch  wohl  eireicht  u.,  freilich  wohl  nur  ausnahmsweise  u. 
dann  kürzere  Zeit,  sie  selbst  einmal  überschreitet,  z.  B.  weil  u.  wenn 
andere  wirtschaftliche  Interessen,  so  etwa  A ufrecliterhaltimg  des  Betriebs 
in  grösserem  Umfang,  wie  es  nur  die  Benutzung  fremden  Kapitals  er- 
möglicht, eine  so  hohe  Zinsvergütung  rätlicli  machen. 

ß)  Als  Regel  bleibt  doch  anzunehmen,  dass  der  Leihzins  so 
nach  oben  zu  durch  den  selbsterworbeneii  Kajiitalgewiim  be- 
grenzt wird. 

Daraus  folgt,  dass,  wenn  dieser  dauernd  sinkt,  z.  B.  weil  der  Lohn 
als  Quote  vom  Reinertrag  auf  Kosten  des  Profits  steigt,  etwa  infolge 
erfolgreicher  Arbeitcrorgani.sation  (§  (57),  alsdann  auch  der  Leihzins 
nicht  auf  der  alten  Höhe  bleiben  kann,  sondern  sich  der 
sinkenden  Richtung  des  mit  dem  fremden  Kapital  erzielbaren  Gewinns 
anpassen  muss.  (Daher  Irrtum  von  Arbeitgebern,  sich  einer  solchen 
Richtung  dauernd  entziehen  zu  können,  wenn  sie,  wie  sie  gelegentlich 
erwägen  u.  drohen,  „um  die  Scherereien  mit  Arbeitern,  Streiks  usw.  los- 
zuwerden“, ihr  Kapital  realisieren,  das  Geschäft  anfgeben  u.  das  Kapital 
auf  Leihzins  ausleilien  [„in  Konsuls  anlegen“]  würden). 

y)  Der  Leihzins  für  andere  Darlehen,  so  an  öffentliche 
Körper  (Staatsschulden),  an  Konsnnienten  zu  Verbrauchszwecken 
hat  eine  solche  Obergrenze  dagegen  nicht. 

Die  Erklärung  dafür  liegt  darin,  dass  dort  nötigenfalls  auf  die  Be- 
steuerung als  DecKungsmitteT  des  Zinses  (auch  für  produktive  Anleihen, 
z.  B.  für  Eisenbahnen)  zurückgegriffen  oder  durch  Beschränkung  anderer 
Ausgaben  Hilfsmittel  lierboigczogeii  werden  können;^  hier,  beim  ge- 
wühniclien  Konsumtivdarlchen,  auch  in  letzterer  Weise  oder  durch 
Realisierung  von  Verniügensobjekteu  des  Schuldners  Deckungsmittel  zur 
I Zinszahlung  beschafft  werden  können.  Der  Zins  des  produktiven 

j Darlehens  in  der  (privaten)  Unternehmung  kann  dagegen  regelmässig 

auf  die  Dauer  nur  aus  dem  mit  Hilfe  des  geliehenen  u.  sonstigen 
Kapitals  erzeugten  Produkte,  aus  dem  Erlös  dafür  im  Absatz  bestritten 
werden,  weshalb  hier  die  Dauerpreise  dieser  Produkte  entscheiden. 

d)  Ob  sieh  u.  wie  weit  sich  der  Leihzins  auch  für 
produktive  Verwendung  des  Kajiitals  unterhalb  der  genannten 
Maxiinalgrenze  halten,  wie  weit  er  sieh  einer  Minimalgrenze 
nähern  n.  auf  welchen  Punkt  er  sich  schliesslich  stellen 
wird,  hängt,  wie  in  allen  anderen  Fällen,  von  den  sonstigen  selb  - 
ständigen Bestiimngriiiiden  des  Leilizinses  (No.  3 unten  S.  334)  ab. 

h)  Reagiert  im  Falle  a der  selbst  erworbene  Kapitalgewinn  auf 
den  Leihzins,  so  besteht  doch  auch  unter  Lanständen  eine  Wechsel- 
wirkung: der  vom  Unternehmer  verauslagte  Leihzins  kann  auch 
nach  seiner  Höhe  unter  die  Produktionskosten  zu  rechnen  sein, 
^ sein  höherer  Stand  diese  Kosten  erhöhen,  indem  sich  der  ihn  auf 

1 die  Dauer  notwendig  mit  deckende  selbsterworbene  Kapitalgewinn 
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dann  auch  erhöhen  muss  u.  in  dieser  Höhe  sich  in  den  Preisen  der 
Produkte  durchsetzen  kann,  nach  den  allgemeinen  Kegeln  der 
Abhängigkeit  der  Dauerpreise  von  den  Kosten. 

3.  Selbständige  Bestimmgründe  des  Leihzinses.  Zeitweilig 
tritt  der  Zusammenhang  zwischen  Leihzins  u selbsterworbeneni 
Kapitalgewinn  zurück  u.  verschwindet  wohl  auch  ganz,  umgekehrt 
auch  jene  Abhängigkeit  des  ersten  vom  zweiten  es  machen  sich 
andere  Einflüsse  auf  die  jeweilige  Höhe  des  Leihzinses  geltend, 
die  als  selbständige  Bestimmgründe  bezeichnet  werden  können, 
a)  :Massgebend  sind  hier  im  allgemeinen  als  dafür  entscheidende 
Umstände:  Angebot  u.  Nachfrage  nach  Leihkapitalien  n.  wieder 
alles  (las  an  subjektiven,  auch  psychologischen, 

Momenten,  was  auf  Angebot  u.  Nachfrage  einwirkt  („1  sychologie 
des  Kredits“  « 77)  b)  Hier  bildet  die  Höhe  des  Leihzinses  einen 
Spezialfali  der  des  Preises,  die  des  „freien“,  rein  vertragsmässig 
regulierten  einen  solchen  des  Vertragspreises,  die  des  regulierten 
u.  autoritativ  bestimmten  (Zinstaxe)  einen  solchen  des  laxpreises. 
Es  genügt  daher,  auf  die  Preistheorie  zu  verweisen,  bes.  die  Lehre 
von  Angebot  u.  Nachfrage  (§  50  unter  A,  S.  222  ff  ).  Nur  wovon  An- 
gebot u.  Nachfrage  hier  beim  Kapital  ausgehen,  ist  noch  besonders 
zu  verfolgen  (u.  u.  e).  c)  Die  ganze  Sache  verwicke  t sich  in  der 
Geld-  (u  Kredit  ) Wirtschaft  dadurch,  dass  die  Kapitalien  im  Leih- 
verkehr meist  nicht  in  der  Form  von  konkreten  Naturalgütern  be- 
stimmten Gebrauchwerts,  in  welcher  sie  im  Grunde  im  1 roduktions- 
u Konsumtionsprozess  gebraucht  u.  verwendet  werden,  sondern  zu- 
nächst in  Geldform  angeboten  u.  in  dieser  begehrt  oder  nachgetragt 
werden.  Daher  taucht  hier  zugleich  die  frage  der  Bciziehung 
zwischen  Geld  (auch  Kredit)  u.  Kapital  auf  (s.  §§76  u.  80). 

r 1 Aus  dieser  allgemeinen  Frage  sondert  sich  die  spezielle  aus.  pb 
u.  event.  in  welcher  Weise  die  „Geldmenge“  auf  (len  Leihzins  ein- 
wirkt, so  auch  bei  Edelmetall,  als  dem  normalen  Geldstofl,  ob  u.  wie 
dessen  Vermehrung,  namentlich  auch  aus  den  Minen  (Bergbau)  u.  dessen 
Verminderung  die  Höhe  des  Leihzinses  beeinflusst,  so  auch  der  Ldel- 
metallabfluss  in  andere  Volkswirtschaften,  in  entferate  Gebiete  hierhin 
vielleicht  selbst  für  immer  oder  für  unabsehbare  Zeit  (Edelmetallstrom 
in  den  Orient,  nach  Ostasien).  Die  Antwort  lautet  in  beulen  fallen: 


betreffs  der  Geldmenge  u.  der  Edelmetallmenge:  Ja,  ein  solcher  Einfluss 

auf  den  Leihzins  ist  vorhanden,  aber  er  geht  iimht  von  dieser  ^nzen 

Menge,  sondern  nur  von  demjenigen  Teil  dieser  Menge  aus,  welche  als 

Gel^kapitai  fungiert  (§7.0),  als  des  „Kapitals  für  alle  Verwendungs- 
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arten“,  welches  für  die  konkreten  Produktions-  u.  Konsumtionszwecke  m 
die  konkret  bedurften  Naturalkapitalien  dann  erst  noch  umzusetzen  ist. 
Die  jeweilige  Ergiebigkeit  der  Edelmetallprodiiktion  je  pach  den 
\V  ährungsverhältnissen  des  Goldes  oder  des  Silbers  odei  beidei  E(le - 
metalle  zusammen,  ist  hier  sogar  von  besonderer  \ychtigkeit,  zumaHn 
der  neuzeitlichen  Periode  der  ungeheuren  Edehnetallproduktion  seit  der 
Mitte  des  Ifl.  Jahrhunderts,  der  grössten  der  Weltges(;hichte,  bei  welcher 
aber  doch  auch  die  nicht  unbedeutenden  zeitlichen  Schwankungen  sich 
von  Einfluss  zeigen. 
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e)  Das  Angebot  von  u.  die  Nachfrage  nach  Leih- 
kapitalien werden  hier  in  ihrer  Totalität  für  die  Einheit  der 
Volkswirtschaft  betrachtet  u.  zugleich  in  derjenigen  Gestaltung, 
welche  sie  in  der  Geld-  u.  Kreditwirtschaft,  speziell  der 
heutigen,  aniiehmen.  Auch  die  Formulierung  der  einzelnen 
Punkte  erfolgt  hier  gleich  für  diese  Ifliase  der  Verkehi-swirtschaft, 
womit  die  bezüglichen  Punkte  aus  der  Geld-  u.  Kreditlehre  hier 
anticipiert  u.  bis  zu  einem  gewissen  Grade  erledigt  werden  (§76  u.  80). 
Für  die  Verhältnisse  von  Angebot  u.  Nachfrage  in  jedem  Einzcl- 
falle,  wo  diese  beiden  Momente  sich  gegenübersteheii,  genügt  es 
hier,  auf  die  Preistheorie  Bezug  zu  nehmen.  Der  jeweilige  Leih- 
zins stellt  sich,  wie  der  Warenpreis,  auf  den  Punkt,  wo  Angebot 
u.  Nachfrage  zur  Ausgleichung  kommen  (S.  222). 

«)  Seite  des  Angebots.  Dieses  gehl  von  folgenden  Personen- 
kreisen, bzw.  von  folgenden  Kapitalien,  über  welche  diese  Kreise 
verfügen,  aus: 

aa)  Von  den  Besitzern  von  Kapitalien,  welche  aus  Ueber- 
schüssen  des  Werts  der  Produktion  über  den  des  Eigenkonsums  u., 
allgemeiner,  zugleich  mit  Berücksichtigung  der  Nicht-Unternehmer- 
klassen  (Arbeiter,  Beamte,  liberale  Berufe,  Rentner,  speziell  eipntliche 
Leihkapitalisten),’ aus  U eh erschüssen  des  Einkommens  über  den 
persönl.  Verbrauch  herrühren,  in  der  Geld- u.  Kreditwirtschaft  meist 
in  die  Geldform  gebracht  sind  u.  von  ihren  Besitzern  nicht  selbst 
produktiv  (privatwirtschaftlich  rentabel)  in  eigenem  Geschäft  (Unter- 
nehmung) oder  sonst  rentabel  angelegt  u.  verwendet  werden  können  u. 
sollen  (vulgo:  „neu  ersparte“  Kapitalien);  bb)  von  den  Geschäfts- 
(Untern^m'er-)Klassen,  welche  zeitweilig  über  grössere  disponible, 
namentlich  dann  wieder  in  Geldform  gebrachte,  Kapitalien  verfügen, 
als  sie  für  ihre  Geschäfte  verwenden  wollen  u.  können  (grössere  als  zur 
Geschäftsführung  erforderliche  Kass en Vorräte , Reserven  aller  Art, 
auch  in  Baar,  aus  der  produktiven^  Verwendung  zurückgezogene, 
nicht  selbst  wieder  darin  angelegte  Kapitalien,  bei  Realisierung  von 
Aktiven,  Abwicklung  von  Geschäften,  so  allgemein  in  Fällen  vor  u.  in 
Krisen  aller  Art,  auch  für  Spekulationszwecke);  cc)  v(in  den  Rentnijr- 
klassen,  welche  auch  ausser  aus  neu  bei  ihnen  gebiWeten  Kapitalien 
aus  Realisierungen  von  Kapitalien  in  den  bisherigen  Anlagen 
(Grund-  u.  Hausbesitz,  Hypotheken,  Wertpapiere,  Effekten  usw.),  öfters 
bes.  unter  dem  Einfluss  von  Krisen,  von  politischen  IMomenten,  oder  zu 
Spekulationszwecken  Kapitalien  disponibel  gemacht  haben  u.  dafür 
wieder  neue  Anlagen  .suchen;  ddj  von  allen  Gesellschafts-  u.  Berufs- 
klassen, welche  aus  gelegentlichen  ^ erkäufen  von  Gebrauchs-,  bes. 
Nutzvermögensobjekten  disponibles  Kapital  realisieren,  das  sie  eventuell 
nicht  zu  laufender  Bedürfnisbefriedigung,  sondern  zu  Anlagen  als 
(rentierendes)  Kapital  verwenden;  ee)  von  Besitzern  neuer  Edel- 
metallmengen (vielfach  noch  ungeprägt  oder  in  fremden  Münzen)  aus 
(len  Minen,  Beträge,  die  event.  auch  zu  Rubrik  hh  (Horte)  gerechnet 
werden  können;  ff)  von  Besitzern  von  solchen  haaren  Kassenmitteln 
in  Geld-  (oder  Kreditpapier-,  bes.  Banknoten-)  Form,  welche  zwar  zur 
laufenden  Verausgabung  für  die  gewöhnlichen  Konsumtionszwecke  be- 
stimmt sind,  aber  teilweise  zeitweilig  nicht  dazu  verwendet  werden  u. 
pro  tanto  einstweilen  ausgeliehen  werden  können  u.  werden;  gg)  von 
den  Besitzern  von  solchem  Geld,  namentlich  Edelmetallgeld  (auch  in 
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ungemünztei'Form),  welches  zu  Zwecken  internationaler  Zahlungen 
bereitgehalten  wird,  (event.  auch  mit  zur  folgendeu  Rubrik  zu  rechnen); 
hh)  von  den  Besitzern  von  „Horten“  (Hoards,  ein  englischer  bank- 
technischer Ausdruck),  Geldsummen,  welche  zunächst  ohne  einen  be- 
stimmten V erwendungszweck,  auf  diesen  wartend,  bereit  gehalten 
u.  teilweise  auch  zeitweilig,  unter  Sicherung  ihrer  raschen  Verfügbarkeit, 
zu  vorübergehender  Verleihung  verwendet  werden,  ii)  AUe  diese 
Kapitalien,  insbes.  die  bei  bb,  ee,  ff,  gg,  hh  genannten,  aber  öfters 
auch  mehr  oder  weniger  grosse  Beträge  der  übrigen  Kategorien, 
wenigstens  zeit\yeise,  pflegen,  bei  entwickelter  Kreditorgaiiisation  in 
bankmässiger  Weise,  in  Banken  zu  sa  in  menzuströmen,  hier  dann 
konzentriert  u.  teilweise  wieder  ausgeliehen  zu  werden,  unter 
Bereithaltung  eines  gewissen  Baarfonds  zur  Sicherung  der  geforderten 
Rückzahlung,  erscheinen  also  als  Angebot  von  Kapital.  &)  Ebenso 
stellen  diese  Kapitalien  ein  Angebot  auf  dem  Geld-  u.  Kredit- 
markt, auf  den  Börsen,  bes.  zwecks  Ankaufs  von  AVertpapieren 
(Effekten)  dar.  11)  Indem  Banken  ferner,  vornehmlich  in  Banknotenform, 
eigene  als  Umlaufsmittel  an  Geldesstatt  fungierende  Kreditpapiere  aus- 
g^en,  über  den  Betrag  eines  ßaardeckungs-  u.  Einlösungsfonds  hinaus, 
wird  durch  diesen  Ueberschussbetrag  abermals  das  Leihkapital- 
Angebot  vermehrt. 

Alle  diese  Kapitalien  bilden  das  mögliche  Angebot.  Dieses 
bildet  nur  die  äiisserste  Obergrenze  des  wirklichen  Angebots. 
Ob  u.  wieviel  von  ersterem,  wann,  unter  welchen  Umständen  es  zu 
solchem  wirklichen  Angebot  wird,  hängt  natürlich  von  den  unendlich 
verschiedenen  Umständen  in  der  wirtschaftlichen  Lage,  in  den  Er- 
wägnugen,  in  den  Stimmungen  der  zahlreichen  Besitzer  ab.  Von 
besonders  starkem  allgemeinen  Einfluss  sind  die  j e w e i 1 i g e u 
Konjunkturen,  je  nachdem  sie  zur  Anlage  anregen  oder  davon 
abhalten. 

ß)  Seite  der  ^aclifrage.  Diese  geht  von  folgendeu 
Personenkreisen  u.  Kategorien  von  Kapitalbedürfnissen  in  der 
Volkswirtschaft  aus: 

aa)  Von  den  Unternehmern,  welche  fremdes  Kapital  zu  Zwecken 
der  produktiven  A erwendimg  in  ihren  Betrieben,  regelmässig  neben 
ilirem  eigenen  Kapital,  zu  entleihen  wünschen  (Bedürfnis  nach 
Produktivkredit);  auch  hier  sind  bei  aller  ausserordentlichen  A^er- 
schiedenheit  der  Einzelfälle  von  durchschlagend  bestimmendem  Einfluss 
in  unseren  heutigen  A olkswirtschaften,  mit  entwickeltem  Ki'edit,  die 
Konjunkturen  in  der  oben  angedeuteteii  AVeise;  aber  auch,  wie 
individuenweise  persönliche  Anlage,  Xeigung,  Temperament,  zeigen  sich 
völkerweise  A"olk schar akter,  mehr  spekulativer,  wagemutiger  u.  mehr 
Ruhe  liebender,  vorsichtiger  Geist,  Neigung  zum  Rentierleben,  von  Ein- 
fluss; bb)  von  Klassen  u.  Einzelnen,  welche  für  die  laufende 
Bedürfnisbefriedigung  mangels  Einkommens  u.  (entbehrlichen  u. 
realisierbaren)  A'ermögens  oder  beider  überhaupt  Kapital  zu  entleihen 
wünschen  (Bedürfnis  nach  Konsumtivkredit,  wohin  auch  die  Fälle  des 
Schuldigbleibens  von  Zalilungen  für  gekaufte  Güter,  Leistungen  Dritter 
gehören:  Arme,  Notleidende,  Verschwender,  auch  „grosse  Herren“  usw.) 
cc)  Mit  der  Entwicklung  öffentlichen  Schuldenwesens  öffentl. 
Köimer,  bes.  des  Staats,  der  Gemeinde,  zumal  seit  der  Ausbildung  der 
modernen  Formen,  der  Anleihen,  der  AA^ertpapiere  u.  der  Einrichtung 


von  eigenen  Märkten  für  den  Geld-  u.  Kreditverkehr,  Börsen,  geht 
eine  starke  Nachfrage  nach  Kapital  von  diesen  Körpern  aus,  teils 
eine  im  Umfang  schwankende,  aber  oft  grosse  nach  allgemeinen  politischen 
A^erhältnissen  (Kriegs-,  Revolutions-,  Friedenszeit),  teils  eine  meist  kleine, 
aber  nach  der  Finanzlage  ebenfalls  schwankende,  für  Deckungen  von 
Defiziten  im  laufenden  Etat,  teils  mit  der  steigenden  Ausdehnung  der 
öffentlichen  Tätigkeit  auf  verschiedene  u.  immer  mehr,  oft  kostspielige, 
Verwaltungsaufgaben  (Reformen,  Bauten,  Zwecke  der  Heeres-  u.  Hotten- 
verwaltung, ^ubewafthungen,  Festungsbauten,  Schiftsbauten)  u. 
namentlich  auch  mit  üebernahme  u.  Ausdehnung  materiell- wdrtschaftl. 
Zweige,  also  insofern  mit  Entwicklung  der  gemeinwirtschaftl. 
Organisation  verbundene,  zeitlich  auch  schwankende,  aber  im  ganzen 
sehr  grosse  Kapitalnachfr^e  hierfür  (A^'orkehrswesen,  Eisenbahnen, 
Kanäle  u.  vieles  Aehnliche)  (Bedürfnis  nach  Konsumtiv  - u.  Produktiv- 
kredit  speziell  dieser  öffentl.  Körper). 

dd)  In  diese  drei  grossen  Kategorien  der  Nachfrage  gliedern  sich 
andere  Kategorien  teils  ein,  teils  treten  sie  daneben  hervor,  sie  führen 
mehrfach,  wie  auch  meist  schon  ein  Teil  der  Kapitalnachfi*age  unter  aa 
u.  cc  zur  Festlegung  des  Kapitals,  auf  relativ  lange  Zeit,  zur 
Immobilisierung  des  bew^eglichen  u.  Verwandlung  von  um- 
laufendem in  stehendes  Kapital.  Dazu  gehört  in  der  modernen 
A'olkswirtschaft,  zwar  ein  auch  hier  nicht  völlig  neuer,  aber  ein  viel 
stärkerer  Bedarf  als  jemals  friiher,  zumal  ein  auch  oft  auf^  kurze  Zeit- 
räume massenhaft  zusammengedrängter,  nämlich  fca)  der  Kapitalbedarf 
für  AA'ohnungsbauten,  die  Folge  starker  A^olksvermehrung,  des  Zu- 
zugs in  die  Städte,  Industriesitze,  der  qualitativ  besseren  Befriedigung 
des  AA^^ohuungsbedürfnisses,  ßß)  der  Kapitalbedarf  für  Erbschafts- 
reg  ulierungen  bei  Immobiliennachlass,  die  Folge  des  iiidividualist. 
Erbrechts,  ohne  Realteilung,  yy)  der  Kapitalbedan  auch  in  den  nicht- 
geschäftl.  Kreisen  für  Beteiligung  an  Spekulationen  aller  Art  u. 
in  den  geschäftl.  für  ebeusolriie  ausserhalb  des  eigenen  L nternehmeiis 
u.  dessen  Zwecken  (Fonds-,  Effekten-,  Grundstück-,  Haus-,  einzelne  Zweige 
seihst  der  AA'arenspekulation).  ö)f)  Der  wieder  stark  von  den  Koniunkturen 
abhängige  Kapitalbedarf  für  die  Gründung  neuer  u.  die  Aus- 
dehnung bestehender,  oft  bes.  grosser  Unternehmungen 
(Betriebe),  bes.  in  der  Form  der  Erwerbs-,  namentlich  der  Aktien- 
gesellschaft, für  Einzaldung  auf  Aktien,  auf  (Prioritäts-  u.  ^ andere  ) 
Obligationen,  für  Aufnahme  von  sonstigen  Darlehen,  im  Gebiete  des 
Bank-,  A^ersicherungs-,  A'erkehrswesens,  des  Handels,  der  Industrie,  des 
Bergbaues  u.  Hüttenwesens,  (seltener  für  sonstige  Zwecke,  wie  der 
Land-,  Forstwirtschaft),  wobei,  namentlich  bei  A’erkehrswesen.  Industrie, 
Bergbau  usw.,  wiedenim  eine  starke  Immobilisierung  von  Kapital,  die 
A erwandlimg  umlaufenden  in  stehendes,  stattfiiidet:  das  Gebiet  des 
modernen  (AVertpapier-  oder  Effekten-)  Emissionswesens,  hier  für 
solche  Zwecke,  wie  anderseits  iür  die  Anleihezwecke  der  öffentl.  Körper 
(unter  cc)  mit  A'ermittlung  durch  private  Bankhäuser,  neuerdings  da- 
neben u.  jene,  mit  AusnSime  der  grössten,  mehr  verdrängend,  durch 
Banken,  bes.  die  sogen.  Effekt enbanken,  meist  in  Form  von  Aktien-, 
Kommanditaktien-  u.  Goselisch,  mit  beschränkter  Haftung,  wobei  aber 
■ die  Banken  untereinander,  oft  wieder  gruppenweise,  zu  Konsortien 
(„concerns“)  u.  dgl.  verbunden  zu  sein  pflegen.  Da  diese  Banken  zu- 
gleich Sammel-  u.  Konzentratioiispunktc  für  Kapitalien  (viele  der  unter 
((  beim  Angebot  genannten)  in  ihrem  sogen.  Passivgeschäft  sind,  kommt 
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durch  sie  unmittelbar,  innerhalb  ihres  eigenen  Geschäfts,  oder  mittelbar, 
unter  Hereinziehung  der  Börse,  Kapital- Angebot  u.  -Nachfrage  in  Ver- 
bindung. 

Y)  Dieses  Gesamt -Kapi talangebot  u.  diese  Gesamt- 
Kapitalnachfrage  reagieren  in  der  ganzen  VolksAnrtschaf't  auf 
einander  u.  bewirken  io  die  verschiedenen  Bewegungen  des  Leih- 
zinses, bzw.  Zinsfusses.  Aus  der  Ausgleiclmng  zwischen  ihnen  geht 
die  jeweilige  Stellung  des  Zinsfusses  hervor,  in  verschiedener  Weise 
in  den  verschiedenen  Kapitalanlagen,  auch  unter  IMiteiutluss  der 
Risikopräniie.  aa)  Aber  diese  Reaktion  ist  keine  einheitliche, 
was  sie  nur  sein  könnte,  wenn  alles  Angebot  u.  alle  Nachfrage 
sich  in  Einer  Hand  konzentrierte,  bb)  In  dieser  Richtung  ent- 
wickeln sich  die  Dinge  infolge  der  Kapitalkonzentration  auf  der 
Angebotseite  u.  der  Konzentration  der  Kreditbedürfhisse  auf  der 
Nachfrageseite. 

(cct)  Jenes  geschieht  in  der  Form  der  Kapital assoziation  (bes 
in  der  Aktiengesellschaft),  in  der  Entwicklung  der  Bajiken  zu  grossen 
Sammelpunkten  des  beweglichen,  speziell  des  Geldkapitals,  überhaupt  in 
ihren  Passivgeschäften  (Depositen-,  Noten-,  Obligationen-,  Pfandbrief- 
geschäft), der  Entwicklung  des  Versieh  erungs-,  bes.  des  Lebens- 
versicherungswesens zu  Sammelpunkten  der  Konzentration  von  Versich.- 
prämien.  damit  z T.  der  Kapitalbildung,  auch  z.  T.  in  der  Bildung  gi'osser 
Vermögen  bei  einzelnen  Kapital-Rentnern;  ßß)  die  Konzentration  der 
Kreditbedürfnisse  auf  der  Nachfrageseite  vollzieht  sich  auch  im  Schulden- 
(Anleihe-  ) Wesen  der  grossen  öffentl.  Körper,  bes.  der  Gross- 
staaten, der  Grossbetriebe  aller  Art  überhaupt,  bes.  auch  der 
in  Aktiengesellschaftsform,  auch  in  der  Vereinheitlichung  der  Schuld- 
aufnahme, der  ländlichen  u.  städt.  Grund-  u.  Hausbesitzer,  welche  die 
genossenschaftliche  u.  erwerbsgesellschaftliche  Organisation  des  Grund- 
kredits (Pfandbriefausgabe)  darstellt.  Bei  der  Entwicklung  vonKartellen 
in  Industrie,  Bergbau  liegt  die  Konzentration  der  Schuldaufnahme  nahe, 
Tiust  Gifolg't  sic  sclion  in  utnfassGndGin  ^Mussö.  Ini  J^fiiikwGSGn 
mit  Verbindung  von  passivem  u.  aktivem  Kontokorrentgeschäft,  von 
allgemeinem  Depositen-  mit  Wechsel-,  Lombard-,  Reportgeschäft,  im 
Effektenbankwesen  mit  Verbindung  von  Passivgeschäft  (Depositen-, 
Kontokorrent-)  mit  eigenem  u.,  durch  V^erbindung  mit  anderen  solchen 
Banken,  auch  mit  fremdem  Effekten-Emissionsgeschäft  u.  mit  grösserem 
Effektenbesitz,  wo  An-  u.  Verkauf  von  Effekten  im  selben  Bankgeschäft 
(oder  in  deren  Vereinigung),  selbst  ohne  Benutzung  Dritter  u.  der  Börse 
ausgeglichen  werden.  Hier  tritt  die  vorerwähnte  Ausgleichung  von 
Kapital-Angebot  u.  -Nachfrage  innerhalb  derselben  einzelnen  Ünter- 
nehmung  oder  Gruppe  solcher  ein. 

cc)  Aber  gleichwohl,  solange  die  privat  wirtschaftliche  Organisation 
in  ihren  Grundlagen  bestehen  bleibt,  damit  die  Zersplitterung  der 
Produktion  in  zahllose  iudividuelle  private  Unternelnnuugen.  wozu 
die  Erwerbsge.sellschaften  u.  Genossenschaften  immer  noch  gehören, 
damit  auch  der  Verteilung  des  Volkseinkommens  u.  -Vermögens  in 
zahllose  private  Einzeleinkominen  u.  -Vermögen  von  sein-  ver- 
schiedener Art  u.  Grösse,  üb<>r  u.  unter  dem  Normalbedarf  der 
Bezieher  u.  Inhaber,  — solange  Avird  notwendig  das  Angebot  \ on 
u.  die  Nachfrage  nach  Leihkapitalien  in  zahllosen  Einzelfallen  sich 


— 339  — 

speziell,  unter  unvermeidlich  verschiedenen,  vom  persönlichen  Leben 
u.  wirtschaftlichen  Treiben  der  Anbieter  u.  Nachfrager  abh<ängigen 
Umständen  gegenübei-stehen  u.  so  im  individuellen  Fall  zur  Aus- 
gleichung koininen.  Demgemäss  ergiebt  sich  notwendig  die  indi- 
viduell°verschiedene  Höhe  des  Leihzinses,  des  Zinsfusses 
u.  der  Bewegungen  darin. 

dd)  Aber  auch  hier  treten  in  der  Masse  der  Fälle  gewisse 
gleichmässige  Gesamtbewegungen  hervor,  welche  fiir  die 
ganze  Volkswirtschaft  von  Bedeutung  sind,  die  folgenden: 

Vieles  hier  über  die  zweite  u.  dritte  Bewegung  Gesagte  gilt  ähn- 
lich auch  für  die  Bewegung  des  ganzen  Profits  u.  des  Lnter- 
nehmergewinns  (§  62). 

4.  Die  drei  zeitlichen  Hauptbewegungsarten  des  Leih- 
zinses u.  Zinsfusses.  Es  sind  a)  beständige  kleine  Schwankungen, 
auch  im  selben  Ort  (Geldmarkt),  b)  auf-  u.  absteigende  Bewegungen 
im  Ganzen  in  kürzeren  u.  längeren  Perioden,  c)  säkulare  sinkende 
Richtung,  in  langen  Perioden,  mit  dem  dauernden  Fortschritt  der 
Volkswirtschaft. 

a)  Die  erste  Bewegung  ist  besonders  am  Geld-,  Effekten-  u. 
Warenmarkt  des  Grossgeschäfts,  an  der  Börse  zu  beobachten, 
namentlich  am  Zinsfuss  für  kurzfristige  Darlehen,  daher  beim  Diskont 
für  Wechsel  (auch  Lombard-,  Reportgeschäft).  Diese  Bewegung 
erklärt  sich  aus  den  beständigen  Veränderungen  von  Angebot  von 
u.  Nachfrage  nach  Kapital,  speziell  Geldkapital. 

«)  Beide  stehen  mit  Nachfrage  nach  Effekten  (k  onds)  zur  Spekulation, 
um  an  Kursdifferenzen  Gewinne  zu  machen,  u.  zur  Anlage,  auch  mit 
Warenankäufen  u.  anderseits  mit  Angebot  von  Effekten  u,  Waren  zuni 
Verkauf  in  Wechselwirkung.  Von  besonders  grossem  Einfluss  auf 
Häufigkeit  u.  Höhe  der  Schwankungen  des  Zinses  sind  daher  wieder 
die  Bewegungen  u.  Richtungen  der  Konjunkturen,  wonach  sich  die 
Spekulationen  auf  Steigen  u.  Fallen  der  Kursen.  Preise  richtp.  /?)  Hjer 
machen  sich  auch  die  Bewegungen  des  verfügbaren  disponiblen  Geld- 
kapitals geltend,  welche  durch  Zu-  u.  Abströmen  zwischen  den  ver- 
schiedenen Geldplätzen,  namentlich  auch  in-  u.  ausländischer,  durch 
Anlegung  u.  Zurückziehen  von  Baarreserven,  Horten,  insbesond.  auch 
von  neuen  Minenprodukten,  bei  den  heutigen  Währungsyerhältnissen 
vornehmlich  von  Gold,  erfolgen,  y)  Eine  grössere  Stetigkeit  dieses 
Zinses,  speziell  des  Wechseldiskonts,  wird  durch  Konzentration  des 
Depositen-  u.  Wechsel-Diskonto-Geschäfts  in  grossen,  einen  Platz  be- 
herrschenden Banken  bewirkt.  Diese  Banken,  bes.  die  grossen  Zentral- 
Notenbanken,  pflegen  ihren  Diskont-  ii.  Lombardsatz  nur  in  etwas 
längeren  Zeiträumen,  dann  freilich  öfters  gleich  etwas  stärker,  zu  ver- 
ändern. Sie  unterliegen  aber  doch  auch  den  Veränderungen  des  An- 
gebots 11.  der  Nachfrage  der  Kapitalien  u.  den  allgemeinen  Bewe^ngen 
des  Bestands  der  disponiblen  Kapitalien.  Verglichen  mit  diesem 
„Bankdiskont^*  oszilliert  der  „Marktsaiz«  ( Privatdiskont*) 
am  Geld-  u.  Warenmarkt  fast  stets  mehr,  aber  in  Heineren  Sprüngen, 
umsomehr,  je  weniger  eine  grosse  Bank  regulierend  einwirkt  (Hamburger 
Verhältnisse  vor  1876,  vor  der  Ersetzung  der  alten  Hamb.  Girobank  durch 
die  Reichsbank).  ö)  Der  Durchschnittszinssatz  (Diskont  usw.)  für 
Monate,  Jahre  spiegelt  einigermassen  den  Geschäftscharakter  u.  die 
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JnhrSSSnUte  “•  '’“  die 

des  Reichsbankdiskonts  4,099,  3,;521.  ;3,.S-J7,  4,222,  3,817 
und  Pnvatdiskonts  3,00,  2,19,  3,01,  3J4,  2|h5. 

zwischen  1.^'’  zwischen  0 u 3,  der  Privatdisk, 

zwisuien  o,d(o  u.  l,<o  0/„.  Beim  Bankdiskont  der  das  Geldwesen 

einigermassen  regulierenden  grossen  Zentral-Notenbanken  macht  sich 
übrigens  auch  die  spezielle  Aufgabe,  den  Baarvorrat  hoch  genug  zu  er- 

sodass  aus  dem  Stand  dieses  Diskonts  nichf  nur^auf  die 
wifden  des  Leihzinses  für  kurze  Darlehnsfrist  geschlossen 

spezielleren  Fragen  bezüglich  dieser  ersten  Be wegung 
des  Leihzinses  gehören  m die  Lehre  vom  Geld-,  Kredit-  u.  Bankwfsen 

Clo-  Leihzinses  in  sinkender  u! 

steigender  Eichtling  in  kürzeren  u.  längeren  Perioden  lässt  sich 

a)  am  Besten  in  den  Zinsfüssen  für  mehr  dauernde  Kapital- 
Veranlagungen,  guter  Sicherheit,  beobachten  ^ 

Hypotheken-Darlehen  gleichen  Rangs  (1., 
-.Hypothek),  an  dem,  welcher  aus  den  Durchschnittskursen  von  Wert- 
papieren,  bes.  Fonds  mit  festem  Zins  fStaats-  u.  andere  öflbntliche 

Pf^!l<^^riefe),  übrigens  bedingt  immerhin  auch  von 
“He„TbeÄ'’;?S  "■  Charakter.,  (vo,; 

/^)  Auch  dervoreiuvähnteJalires-Durchsclinitts-Diskonto- 

satz  leitender  Banken  u.  des  offenen  Markts  eignet  sich  indessen 

‘^*<’ser  zweiten  Bewegung,  z.  T.  sogar,  da  hier 
d Einfluss  des  vorerwähnten  Moments,  der  Fürsorge  für  den  Baar- 
fonds,  mdir  zurucktritt,  bes.  gut,  weil  jener  doch  das  Resultat  von 

ilSraoe^isf'“^^^'''^®“^  Kapitalangebots  u.  der  Kapital- 

»•  störender  Umstand  ist  dabei  der  Einfluss  der  noli- 

(allerdings  auch  auf  die  fiisikoprämie,  die  ^sich 

Snflncs  3 eigentlichen  Zins  trennen  lässt),  ferner  der 

Einfluss  der  bchwankung  der  internationalen  Geld-Kapitalbewegung  aus 

ooeratw^^^^^Aip  '”fe'ge  grosser  in-  oder  ausländ.^nfeihe- 

bes.  Gold  ’ ^ Schwankung  der  Minenproduktion  von  EdelmetaU, 

r)  Eie  Bewegaing  zeigt  mehrfach  aa)  grossperiodische  Gesamt- 
iichtungen  m im  Ganzen  ab-  u.  aufsteigender  Richtung  des  Leih- 
zinses u.  bb)  daneben,  innerhalb  dieser  Grossperioden,  wieder  ähn- 
liche k leinperiodische,  zeitweilig  daher  den  grossperiodischen  ent- 
gegengesetzte Bewegunpn  u.  cc)  z.  T.  auch  innerhalb  dieser  Klein- 
perioden  wieder  ähnliche,  zeitweilig  gegensätzliche  Richtungen  in 
nocn  kleineren  Perioden.  ® 

Beispiele.  Genauer  u.  zahlenmässig  lässt  sich  das  erst  seit 

lü'^jThrh  o .K^e^iitwii-tschaft,  vornehmlich  daher  erst  im 

f 1 frühesten  m den  entwickelteren  Gebieten,  bes.  in  Ena- 

Fi^flVL  ^ pGcosspenoden“  wirken  hier  freilich  allgemeine 

Einflüsse,  politische,  _ volksvvirtschaftlm^  Gesamtlage,  mit  ein^  Sdt 
.0  Jahren  (IBloff.)  sind  etwa  3 Grossperioden,  jede  etwa  30  Jahre  lang 
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(bis  zur  Gegenwart  die  letzte  gerechnet),  2 sinkender  Richtung  c.  IBlo 
bis  c.  1842  u.  c.  1873  bis  jetzt,  eine  steigender  Richtung,  c.  IH^Pl  bis 
c.  1873,  in  Deutschland  u.,  wenigstens  ähnlich,  in  ganz  Mittel-  u.  )>cst- 
europa  zu  unterscheiden.  Der  Leibzinsfuss  hatte  um  die  Schlusszeit^  der 
napoleonischen  Kriegsära  ziemlich  die  höchste  Höhe,  5 3 ®/„,  eri  eicht. 
Dann  beginnt  eine  lange  Periode  des  Sinkens  des  Zinses,  auf  6,  ü,  4, 
bis  in  den  Beginn  der  1840  er  Jahre,  indem  erst  allmählig  das 
Gelühl  der  politischen  Ruhe  sich  befestigte,  das  irtschaftsleben  die 
Schläge  der  vorausgegangenen  Zeit  allmählich  heilte  u.  sich  langsam 
weiter  zu  entwickeln  annng,  dann  seit  den  1^*0  er  Jahi^n  schon  in 
stärkerem  Masse  (Zollverein,  Eisenbahnen).  Eine  neue  Grossperiode 
des  Steigens  des  Zinses,  von  3Vo — 4 auf  4'/2~ü  0V2— 0 °'o>  setzte  aber 
seit  Anfang  u.  Mitte  der  40er  Jahre  wieder  ein,  unter  dem  Ejunuss 
immer  weiteren,  wenn  auch  nicht  ununterbrochenen  Wirtschattsaut- 
schwungs,  industriestaatlicher  Entwicklung,  mit  grossem  Kapitalbedarf, 
auch  für  bleibende  Anlagen  (Eisenbahnen)  u.  infolge  politischer  Um- 
stände (1848  ff.,  1854  ff.,  1859  ff.,  1860  ff.)  mit  grösserenri  öffentl.  Kredit- 
bedürfniss.  Dies  dauerte  etwa  bis  um  die  Zeit  nach  dem  deutsch- 
französischeii  Kriege,  wo,  nach  Ueberwindung  der  in  verschiedener 
Weise  den  Zinsfuss  beeinflussenden  Umstände,  der  Ueberspekulation,  der 
Krise  u.  lang  dauernder  Erschlaffung  (1871  ff.)  wieder  eine  Gross- 
periode sinkenden  Zinsfusses,  von  5^/q  — 4','a  auf  4,  JVo»  beinahe  3 /o, 
eintrat.  Innerhalb  dieser  3 Grossperiöden  sind  wieder  IHemperioden 
kürzerer  Dauer  einer  der  Hauptrichtiing  des  Zinses  in  der  Grossperiode 
entgegengesetzten  Richtung  nachzuweisen,  bes.  in  der  2.  u.  3 , inehrtach 
unter  nach  weisbarem  Einfluss  bestimmter  konkreter  Umstände  molitischer, 
wirtschaftlicher  ).  So  geht  in  der  letzten  Grossperiode  eine  Kleinperiode 
im  ganzen  sinkenden  Zinsfusses  (steigender  Kurse,  bes.  der  guten 
Anlagepapier©  mit  festem  Zinsfusse)  von  Mitte  der  ^Oer  bis  Ende  der 
SOer  u.  Beginn  der  tH)er  Jahre,  einigermassen  parallel  einer  gewissen 
Lethargie  oder  wenigstens  Verlangsamung  der  gesamtwirtschaftl.  Ent- 
wicklung. Dann  setzt  eine  bald  stärker  werdende  Steigerung  des  Zinses 
gegen  Mitte  der  90  er  Jahre  ein,  parallel  einem  ungewöhnlich  grossen 
wirtschaftl.  Aufschwung  in  Deutschland,  bis  gegen  l900,  IBOL  w’oraut, 
als  Begleiterscheinung  wirtschaftlicher  Rückschläge  u.  ihnen  folgender 
relativer  Stagnation,  wieder  eine,  bisher  im  ganzen  andauernde  sinkende 
Richtung  Platz  greift.  Der  Reichsbankdiskont  von  1S88  bis  1891:  4,  4, 
4.04,  3,17,  3,33,  3,25,  3,50, 4,42, 3,67  (Minim.-Disk.^  1889--1^5(p 
Disk.):  3,676,  4,517,  3.776,  3,203,  4,069,  3,117,  3,139,  3,6o6,  3,^,  L-26i, 
5,036,  5,:53fj  (Max.  in  1900,  Hochpunkt  der  Koniunktur),  4,099,  3,321, 
(in  1902),  3,8:17,  4,222,  3,817  «/V  Auch  innerhalb  dieser  u.  ähnlicher 
früherer  Kleinperioden  sind  aber,  wde  gesagt,  wiederum  melirtach  noch 
kleinere,  von  kurzer  Dauer,  aber  öfters  doch  einige  Jahre  lang,  be- 
merkbar, wo  die  Bewegung  des  Zinsfusses  in  der  der  Periode  entgegen- 
gesetzten Richtung  vor  siiui  geht,  ln  den  einzelnen  grossen  Staats-  u. 
VolkswirtschaftsgÄieten  (Grossbrit.,  Frankreich,  Nordamer.,  Russland 
usw.)  stimmen  die  grossen,  kleinen  u.  kleinsten  Bewogungsrichtungen 
unter  einander  u.  mit  der  deutschen  immer  nur  einigermassen  ü^iein, 
weil  spezifische  politische  u.  wirtschaftliche  Einflüsse  in  jedem  Gebiet 
mitspielen,  aber  in  grossen  Hauptcharakterzügen  u.  in  Konsequenz  w'elt- 
wirtschaftlicher  Zusammenhänge  besteht  doch  mehrfach  ein  Parallehsmus. 
Eine  Tabelle  f.  Diskont  in  Wien,  Petersb.,  Amsterdam,  Paris,  London, 
New  York  für  1896—1905  im  Reichsst.  Jahrb.  f.  1906,  S.  211. 
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Io  1 Ä-  f Beobachtungen  füliren  zur  Bestätigung  des  auch 
deduktiv  ableitbaren  Schlusses,  dass  sich  gerade  in  der  Bewegung 
des  Leihzinses  Bewegungen  der  volkswirtschaftlichen 
(jesamtentwicklung  abspielen  u.  dass  diese  Bewegungen 

in  Wechselwirkung  miteinander  stehen:  die  BewegW  des 

Leihzinses  ist  verursacht  durch  diese  Entwicklung,  begleitet  sie 
toJgt  ihr  u.  wirkt  auch  wieder  auf  sie  anregend,  beeinflussend’ 
fordernd,  hemmend,  als  Ursache  u.  Bedingung  ein.  Xamentlich  der 

Mmlfo,  " Konjunkturen,  psychische  hier  mitspielende 

Momente  die  Bewegung  der  Spekulation,  deren  Ueberschlag  in 
Leberspekulation  u der  letzteren  Rückschlag  in  Krisen,  deren  all- 
mahhches  Sich^mildern  u.  Sich-verziehen,  der  Eintritt  relativer 
Ruhezeit,  die  Erholung  des  Wirtschaftslebens  u.  — der  Bei^inn 
dps  Reigens  von  Xeiiem  stehen  in  solcher  Wechselwirkung  u 
W echselbedingung  mit  der  Bewegung  des  Leihzinses.  ’ 

i'J-  formuliert  diese  Vorgänge  zu  der 

Lehre  „von  der  ( periodischen j Tendenz  des  Kapitalgewinns^  auf  ein 

ininium  zu  sinken“:  es  sammle  sich  nach  einer  Zeit  der  Ruhe  (Flau- 
heit; immer  so  viel  neues  Kapital  an,  dass  es,  Anlage  suchend  zu  den 

siSrSo^Tt^u nicht  ausreiSiend  finde,  daher 
sinke  iJiskont  u.  Zmsfuss,  stiegen  die  Kurse  der  Wertpapiere,  sei  kein 

(■Kanifan''?''^^®'^'’ 1 niife  spekulative  Tendenzen  hervor,  weil’beld 
(Kapital)  leicht  u.  bilhg  zu  entleihen  sei,  diese  gingen  bald  weiter, 


““^nssenderer“Spekulation,  wodurch  wieder  Kapital  absorbiert 
Anlagen  u.  dgl.  festgelegt  werde.  Bald  arte  das  zu 

ste£^%^£i°^,  Kapital  v^ergeudet  u.  zerstört  werde.  Dann 

steige  Diskont  u Zmsfuss,  es  entstehe  Kapitalklemme  auf  dem  rreld- 

sTm  Ge^rise).  Un£r  ^Iissbl  auch  u.'^  dann  t- 

scliuttei  img  des  Kredits  schnelle  der  Diskont  (unpor  u.  in  der  so  ver- 
ursachten Kreditkrise  vollziehe  sich  eine  Liquidation,  die  dann  wieder 
ehi  SchÄ^^^^  hinüberführe,  - worauf  nach  einiger  Zeit 

Haunttheoripn  ^1686  ganze  Lehre  ist  auch  eine  der 

Haupttheonen  zur  Erklärung  der  „wirtschaftlichen  Krise“.  Aus  der 

neueren  W irtschattsgeschichte,  bes.  Englands,  werden  auch  wohl  Daten 

entn^men  um  ^ phlenmässig  genaue  „Periodizität“ 

1H«?  TV  T U fbzuleiten  (1816,  1825.  1837,  1847,  18.Ö7 

IHbb,  18/ot.  Diese  Lehre  enthält  einen  richtigen  Kern  aber  sie  sucht 

zSfüS'Si  alfffeT  eine  einzfge  Hauptursache  zurück- 

Sh  zTb  klaln  Q-  Zmsfusses,  u.  alles  damit  zu  mecha- 

wTrtschah  ^ ubersieht  zwar  nicht  die  Wechselwirkung  zwischen 

untSchätt  d^^  ^plSr  \<?n  Diskont  u Zinsfuss,  aber 

r übeS^hSzt  dtp  A anderweiten  Momente  in  jener  Entwicklung 

^nÄp  AV  ^ Abhängigkeit  dieser  letzteren  vom  Zinsfuss.  Manches 
einzelne  V eitere  gehört  m andere  Lehren,  bes.  von  Geld,  Kredit  Banken 
irtschaftsvorgänge  mit  ihren  Welthandels-  u.Weltwirtsch  - 
knsen  u mit  mehr  schleichenden  als  akuten  Krisen  (1873  ff  u seitdem 
mehrfach  m kürzeren  Zeiträumen,  so  1901  ff.)  fügen  sich  aiich  noch 
wemger  genau  m das  Schema  der  festen  (8— lOjähr.)  Periodizität  wie 

dd  AusscheWunTder^^fo 
fiiss  zn  starker  zeigenden  Risikoprämie  aus  dem  Diskont  u.  Zins- 
uss  zu  \eigleichungen  geboten,  aber  genau  nicht  möglich.  S meinen 
Art..  Krisen  an  Rentzschen  Handwörterb.  d.  Volkswirts^,  u.  Herkners 
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Art.  Krisen  im  H.  W.  B.  St.  V,  daselbst  Lit.  S.  431.  Ueber  Krisen  das 
bevorstehende  Werk  v.  Spithoff. 

c)  Die  dritte  Bewegunj^  des  Leihzinses,  in  fortschreitender 
Volkswirtschaft  u.  Kultur,  ist  allgemein  eine  sinkende  Richtung. 
a)  Soweit  die  Risikoprämie  nicht  vom  eigentlichen  Zins  aus- 
geschieden ist,  übt  speziell  deren  sinkende  Richtung  einen  deutlichen, 
oft  starken  Einfluss  auf  das  Sinken  des  (rohen)  Zinses  aus,  nach 
Massgabe  der  im  volkswirtschaftlichen  u.  Kulturfortscliritt^  ein- 
treteuden  Umstände,  welche  die  Risikopräraie  sinken  lassen  (S.  318 
unter  C).  Die  hohen  Darlehenszinsen  älterer  Zeiten,  auch  die 
hohen  gesetzlichen,  sind  überwiegend  solche  des  Konsumtiv-  u. 
speziell  des  Notkredits  u haben  eine  bes.  hohe  Risikoprämie  in 
sich  enthalten,  ff)  Aber  auch  der  eigentliche  Zins  entwickelt  sich 
mit  allen  den  Schwankungen,  w'elche  die  erste  u.  zweite  Art  seiner 
Bewegung  zeigt,  in  sinkender  Richtung,  auch  für  Darlehen  im 
Produktivkreditverkehr,  unter  Kaufleuteii,  Produzenten,  sowie  im 
öftentlichen  Kredit  der  Städte  u.  Staaten,  der  immer  mehr  an  Stelle 

der  Kreditaufnahme  der  Fürsten  tritt. 

Von  früher  20,  15,  10  noch  in  den  letzten  Jahrhunderten  des 
Mittelalters,  mit  zahlreichen  \ erschiedenheiten  im  Einzelfall  u.  nach 
Geschäften,  Zeit-  u.  Ortsverhältnissen,  wobei  meist  die  Risikoprämie 
indessen  stark  mit  einwirkt,  — in  einzelnen  Geschäften,  z.  B.  Seehandel, 
Seeschiffahrt  auch  das  Fehlen  des  \ ersicherungswesens  — sinkt  der 
normale  Zinsfuss  für  Produktivdarlehen  auf  8,  6,  5,  4,  3 ^/q  u.  darunter 
seitdem,  in  höher  entwickelten  Ländern  (Holland,  England)  schon  im 
18.  Jahrh.  Auch  speziell  der  Staatskredit  zeigt-  das,  mit  Verschieden- 
heiten nach  der  politischen  Zeitla^  u.  den  politischen^  Verhältnissen 
des  einzelnen  Staats  u.  nach  der  Entwicklung  seiner  \ olkswirtschaft. 
auch  seines  Kreditwesens. 

y)  Die  Bedingungen  u.  Ursachen  dieser  säkularen  sinkenden 
Riclitung  des  Zinsfiisses,  welche  zugleich  die  Erklärung  dafür 
gehen,  sind  komplizierter  Natur,  lassen  sich  aber  in  der  Haupt- 
sache auf  zweierlei  Umstände  zurückführen,  aa)  einmiil  aut 
solche,  welche  unmittelbar  auf  den  Darlehenszinsfuss  an  sich 
u.  in  den  verschiedenen  Anlagen  des  Leihkapitals  einwirken.  Das 
sind  aa)  namentlich  Umstände^  welche  die  Konkurrenz  des  Kapital- 
angebots mit  der  Kapitalnachfrage  zu  Zwecken  der  Anlage  von 
Leihkapitalien  u.  die  Ueberholung  dieser  Nachfrage  durch  jenes 
Angebot  betreffen;  ferner  ßß)  solche  Umstände,  welche  sich  aut 
die  Kreditorganisation,  namentlich  die  bankmässige  u.  auch  die 
Organisation  des  Geld-  u.  Kreditmarkts,  bes.  der  Börsen  als  solcher 
Märkte  beziehen.  Sodann  kommen  bb)  Umstände  in  Betracht, 
welche  mittelbar  auf  den  Darlehenszinsfuss  einwirken,  nämlicli 
durch  das  Medium  des  selbstsiukendeu  selbsterworbenen  (ur- 
sprünglichen) Kapitalgewiims.  Das  Sinken  dieses  Gewinns  beruht 
wieder  auf  zwei  Momenten,  aa)  auf  der  geringeren  Ergiebigkeit 
des  Kapitals  bezw.  auf  der  geringeren  priyatwirtschaftlichen 
Produktivität  der  das  Kapital  benutzenden  Arbeit  im  Produktions-  n. 
Absatzprozess,  eine  allgemeinere  Frage  im  Gebiete  von  Produktion, 
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Absatz,  Preis  u.  Erlös,  u.  ßß)  auf  der  für  den  Kapitalisten  sich 
Ungünstiger  gestaltenden^  Verteilung  des  Produktions-Eeinertrags 
zwischen  ihm  u.  den  übrigen  Beteiligten,  bes.  den  Arbeitern.  Hier 
geilt  daher  die  I rage  des  säkularen  Sinkens  des  Leihzinses  in  das 
allgemeine  verteilungsprobiem  über. 

Steigerung  des  Kapitalangebots,  die  Folge  der 
wpfr-hp  “ splchen  Kreisen  (Rentnern  im  weitesten  S.), 

ffir  ^ nur  im  V ege  der  Verleihung  gegen  Zins  nutzbar 

lui  sich  machen  wollen  oder  können,  erklärt  das  Sinken  des  Darlehens- 
zmsfusses  nicht  ausreichend,  weil  ihr  eine  iihnUche  Steigerung  der 

Lei^apital  für  Benutzung  in  der  Produktion  u.  in  der 

V f ^-örper  gegenübersteht.  Aber  eine  Ueber- 

holung  der  Kachfrage  durch  das  Angebot  muss  doch  im  ganzen  statt-' 

.^^H^^-^htung  des  L.nhzinses  eben  nicht  die 
Sdkuläre  sinkende  sein,  wue  die  Tatsachen  sie  erweisen.  Indirekt  macht 
sich  aber  auch  hier  der  Einfluss  der  sinkenden  Richtung  des  Kapital- 
gewmns  im  Geschalt  selbst  (bb)  geltend.  — Zu  aa,  ßä:  Die  Kredit- 
Organisation,  bes.  die  bank-  u.  börsenmässige,  beseitigt  zugunsten  des 
Kreditnehmers,  des  Schuldners,  wie  manche  der  zinssteigernden  Risiko- 

KS"veVpb^ ? • ™ individuellen 

^ 1 e*^^“so  auch  zugunsten  des 

Kreditgebers  Arbeits-,  Muhe-,  Opfermomente,  welche  diesen  zu  höheren 
Zinslorderungen  nötigen  Sie  fungiert  mit  wie  eine  VersicheruS 

de“  Kapitalisten  höhere  individuelle  Risikomomefte 
* f'  u“  ü ® kleineres  Durchschnittsrisiko  setzt,  was 
led^  auf  die  Risikoprämie  im  Leihzins  ermässigend  einwirkt. 

^ Entwicklung  der  Produktion  u.  des  Absatzes, 
p,pl,  f ® f «• 'veltwirtscbaftlichen  Verkehr  verengt 

sich  mehrfach  die  Gelegenheit  zu  bes.  günstigen  Produktionen,  Absatf- 
bedingungen,  fallen  doch  manche  solche  rechtliche  u.  faktische  Monopol- 
fuJZf!"  «der  verlieren  an  Stärke,  unter  denen  produziert  u. 
aigesetzt,  Preise  dabei  (u  z.  T.  auch  beim  pesiproken  Einkauf,  z.  B. 
im  Handel)  bestimmt  werden  und  vermindern  sich  so  die  Gewinne 
So  hoher  Gewinn  im  älteren  Kolonial-,  von  privileo-irten  mächtigen 
Handelsgesellschaften  betriebenen  Handel  [portugies“  span.,  holläfd. 
englischer]  m der  industriellen  Produktion,  solange  diese,  wie  infolge 
vorgeschrittener,  anderswo  noch  nicht  erreichter  Technik  u.  Betriebh- 
organisation  eine  Art  Monopolstellung  besitzt,  im  Inland  gegenüber 
anderen  heimischen  Konkurrenten,  im  internationalen  Verkehr^gegen- 
Produktion  anderer  Länder,  wie  die  englische  seit  dem  Aus- 

fatl  ^ Monopolstellung 

die  Produktion  kann  ^ erteuerung  der  natürlichen  Kostet 
^^«^«"P™dukte!)  aut  den  Reinertrag  u.  damit  auch  auf  den  Kapital- 
p\\mn  nachteilig  einvvirken,  ohne  sichere  Kompensation  durch  techn 
betnebsorganisatonsche  Fortschritte.  Für  den  Absatz,  die  Preise  der 
Aachen,  den  Erlös  daraus  wirkt  wieder  steigende  Konkurrenz  der  Ver- 
kaufer  ungünstig  ein,  wie  auch  Fortschritt  in  Kenntnis,  Intelligenz 
Rührigkeit,  Streben,  seinen  Vorteil  wahrzunehmen,  Unabhängigkeit 
Organisation  auf  der  Seite  der  Käufer  der  Produkte.  Dadurch  SS-den 
® “ damit  der  Profit  u.  in  ihm  der  Kapitalgewinn. 

Kn  dagegen  sind  die  Organisationen  der  Angebotseite,  die 

Prnfiä  ® vornehmlich  auf  Steigerung  u.  lochhalten  des 

Profats  u.  Kapitalgewinns  hmausgehen  (S.  275).  Ob  diese  meist  erst 
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neueren  Einrichtungen  die  säkiiläre  Dauerrichtung  des  Kapitalgewinns 
zum  Sinken  endgiltig  hemmen  können,  muss  abgewartet  werden.  Die 
eanze  Frage  vom  Sinken  von  Zins  u.  Gewinn  geht  hier  aber  wieder 
in  die  Fragen  der  Preistheorie  mit  über.  Im  Wegfall  u.  der  Ermässigung 
früher  höherer  Gewinne  aus  Monopolverhältnissen  hegt  W^all  u.  Br- 
mässigung  von  Renten  u.  rentenartigen  Elementen  wie  im  Preise  so  im 
Profit  u.  Kapitalgewinn  mit  vor.  Reaktionen  auf  die  Dauemchtimg 
auch  des  Leihzinses  stehen  damit  in  Verbindung,  weil  sie  auf  die  Be- 
dingungen ein  wirken,  unter  welchen  die  Nachfrage  nach  Leihkapital 

sich  gütend  macht. 

Zu  b,  ßß:  Das  praktisch  bedeutsamste  u.  für  die  prinzipielle 
Seite  der’ Frage  wichtigste  Moment,  auch  die  eigentlich  soziale 
Seite  des  ganzen  Problems  der  sinkenden  Richtung  des  Zinses 
bleibt  aber  doch  die  für  den  Kapitalisten  ungünstiger 
werdende  Verteilung  des  Produktions-Reinertrags.  Ein- 
mal zugunsten  der  Unternehmer  (auch  Grund-  u.  Haus- 
eigentümer), sodann  aber  nanientlich  zugunsten  der  Arbeiter. 
Im  ersten  Fall  ist  wieder  Kreditorganisation,  dadurch  ver- 
besserte 11.  auch  sonst  sich  hebende  ökonomische  u.  soziale  Macht- 
stellung der  Unternehmer  (Grossbetriebe!)  von  Einfluss,  indem 
sie  diese  Personen  ii.  Klassen  in  die  Lage  setzt,  mehr  dem  Leih- 
kapital die  Bedingungen,  unter  denen  es  zur  Anlage  übernoniineii 
11.  verzinst  wird,  zu  diktieren,  wenn  auch  unter  notwendiger  Be- 
rücksichtigung der  Marktlage,  als,  wie  früher,  sie  von  ihm  diktiert 
zu  bekommen.  Dadurch  steigt  der  Unternehmergewinn  u. 
dessen  Quote  auf  Kosten  des  Zinses  u.  dessen  Quote  nn 
Profit:  eine  besonders  wichtige  Erscheinung  im  Leilizinse  aller  Art 
in  der  neueren  Zeit,  aber  überhaupt  seit  dem  Beginn  grösserer 
Kreditorganisation  u.  stärkerer  Konkurrenz  der  Kreditgeber. 

Anleihen  aufnehmende  Aktiengesellschaften,  „Landschaften  u. 
andere  Hypothekenbanken  mit  Pfandbriefausga.be,  Banken  überhaupt, 
auch  Sparkassen,  Banken,  welche  öffentliche  Anleihen  u.  KredUauthahmen 
von  privaten  u.  Assoziations-Grossbetrieben  vermitteln,  auch  ländliches 
Genossenschaftswesen  u.  dgl.  m. 

Der  zweite  Fall,  das  Sinken  des  Zinses  zugunsten  der 
Arbeiter,  vollzieht  sich  geschichtlich  auf  verschiedene  Weise.  Ganz 
im  allgemeinen  durch  soziale  Hebung  der  Arbeiterklasse,  eventuell 
verbuuden  mit  humanerer  Auffassung  des  Arbeitsverhältnisses  und 
daraus  hervorgehende  Billigkeitserwägungen  Seitens  des  Arbeit- 
gebei-s,  so  schon  beim  Uebergang  der  Sklaverei  in  mildere  Foniien 
der  Abhängigkeit  u.  von  da  zur  persönlichen  Freiheit.  Steht  der 
Arbeitslohn  (auch  der  Betrag  der  Unterhaltskosten  für  iinfreie 
Arbeiter)  etwa  nur  eben  auf  jenem,  annähernd  absoluten  Minimum, 
welches  zum  Unterhalt  notwendig  ist  u.  wenigstens  dauernd  nicht 
wohl  unterschritten  werden  kann  (§  64),  so  muss  jede  Verteuerung 
dieser  Unterhaltskosten,  z.  B.  für  Ernährung  (Getreide-,  Brotpreise) 
den  Lohn  (die  vom  Unternehmer  notwendig  zu  deckenden  minimalen 
Unterhaltskosten  des  Arbeiters)  steigern.  Kann  diese  Steigerung 
nicht  mittelst  Erhöhung  des  Preises  des  Arbeitsprodukts  auf  den 
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Käufer  dieses  den  Konsumenten,  gewälzt  werden,  so  muss  der  Profit  u 
dann  eyentuel  auch  der  Zins  sinken.  Die  allmähliche  Verteuerun  : 
der  Lnterhaltskosten  der  Arbeit  im  Laufe  der  geschichtlichen  Ent” 

auf  Kosten 

on  Profit  u Zins  als  Quote  vom  Reiriej-trag  steigt  aber  der 
Arbeitslohn  als  Quote  von  diesem  bei  erfolgreicher  Organisation 

be  ™oh  r„T  ""i  Kla”sse„a„“'l 

Del  nach  (len  I roduktionsverhältnissen  unmögliclier  oder  nur  teil- 

weise  gelingender  Verminderung  der  natürlichen  Produktionskosten 

ehenSll«  ' dadurch  bedingten  Preisverhältnissen 

ebeaifalls  unnmglicher  oder  nur  teilweise  gelingender  Erhöhung  der 

Melnn  l gelingt,  sie  auch  vou  der  öffentlichen 

du?chdringen,  desto  S 
Wie  ihre  ganze  ökonomische  Lage 
(Arbeitszeit,  usw.)  mehr  oder  weniger  auf  Kosten  ihrer  Arbeit- 

kommt  dann  speziell  den  Kapitalisten 
g gen  über  auf  Ermässigung  des  Zinses,  Unternehmern  gegenüber 

‘^®®,^"^‘'7^®J“"PJ'gewinns,  allen  Arbeiter  (so  auch  Dienst- 
boten) besc^haftigenden  Klassen  u.  Personen  gegenüber  auf  Ei- 
massigung  ihres  Einkommens  bzw.  in  vielen  Fällen,  was  die  gleiche 
\\  irkung  hat,  auf  grössere  Belastung  dieses  Einkommens  mit  Löhnen 
(z  B.  für  Dienstboten)  hinaus.  Alle  diese  Umstände  erklären  wohl 
die  sinkende  Richtung  des  Leihzinses  wie  des  iii-sprünglicheii  Kapital- 
gCAvinns  1111  Laide  der  geschichtlichen  Entwicklung  von  KulturvölLrn 

Kapitalist  und  die  Kapitalisten  als  Klasse  erleiden 
abfoYn/o"^  ^i"®^«sses  notwendig  Nachteil.  Ihr 

gleichem  Masse  zu  sinken  u.  tut  das  auch  gewöhnlich  nicht  ia 
nimmt  noch  zu,  weil  das  Gesamtkapital,  welches  Zinsen  gibt,  wäclist 

u.  ott^  relativ  starker  als  der  Zinsfuss  fällt.  ^ 

, . Y'  Bildung  des  Preises  (Kurses)  von  Zinsrenten- 

GewYu  en  / rf  r W«^*‘P^F^ren,  Häusern,  Grundstücken, 
Geweiben  ii.  dgl.  m.)  mit  festem  oder  wechselndem  Zinserträge 

Auch  hier  ist  1.  die  Gestaltungstendenz  des  .Dauerpreises«”': 

2.  die  Gestaltung  des  jeweiligen  Preises  zu  unterscheiden. 

Preis  (Kurs)  das  Streben,  sich  auf  den 
ßetid  der  Kapitalisierung  des  Ertrags  gemäss  dem  Verliältnis 
zwisclmn  diesem  n.  dem  landesiiblichen”zinsfusse  zu  stellen,  uiYe^ 
Berücksichtigung  aller  Umstände,  welche  die  Sicherheit  u Be- 

F^ÄS'V  ßi«ikoprämie,  die  mutmassliche 

lestie,keit  des  bisheripn  Zinserträgnisses  in  Zukunft,  die  Richtun«- 

al,  ^ zukünftigen  Veränderung  dieses  Erträgnisses  ,” 
des  landesüblichen  Zinsfusses  betreffen.  Für  je  sicherer  u.  je  mehr 
Bll  dauernd  in  derselben  Höhe  bleibend  das  Zinserträgnis  u.  die 

landesub heben  Zinsfusses  gilt,  desto  genauer  wird  nach 
dem  Massstab  des  letzteren,  so  bei  guten  Rentenpapieren,  Häusern 
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stabilen  Ertrags;  je  mehr  unsichere  u.  schwankende  Zinserträgnisse 
in  Betracht  kommen,  zu  desto  höherem  Zinsfuss,  also  mit  nie(lrigercin 
Multiplikator,  wird  kapitalisiert,  so  bei  Aktien.  Bei  Aussicht  aut 
steigende  Zins-  (u.  sonstige,  bes.  Grund-)  Rente  des  Objekts  u.  aut 
Sinken  des  landesüblichen  Zinsfusses,  wird  nach  niedrigerem,  in 
umgekehrtem  Fall  nach  höherem  Zinsfuss  kapitalisiert  so  dort  der 
voraussichtliche  Gewinn,  auch  am  Rentenobjekt  selbst,  hier  der 
voraussichtliche  Verlust  antizipiert.  Die  allgemeine  Richtung  der 
Rentabilitäts-  u.  Zinsfusskonjunkturen  kommt  so  im  Preise  oder 
Kurse  des  Objekts  zur  Geltung.  2.  Diejenigen  Zinsrentenobjekte, 
welche  leicht  u.  oft  ihre  Besitzer  w'echseln,  so  mobilisierte 
V erte  w erden,  wie  die  Masse  der  V ertpapiere,  namentlicb  er 
Börsenpapiere,  vielfach  in  der  neueren  wirtschaftlichen  Entwicklung 
aber  auch  selbst  Immobilien,  wde  städtische  Baustellen,  Zinshäusei, 
einzelne  ländliche  Grundstücke,  selbst  ganze  Landgüter,  erfahren 
eine  häufigere  u.  stärkere  Veränderung  ihres  jeweiligen  Kurses 
ii.  Preises  unter  dem  Einfluss  rascher  wechselnder  Konjunkturen  u. 
davon  bestimmten,  wie  selbständig  einsetzenden  Spekulationen 
auf  Steigen  u.  Fallen  des  Preises  u.  Kurses  selbst.  Da  werden 
dann  wieder  Angebot  u.  Nachfrage  u.  deren  \ erändcningen  zii  je- 
weilip’en  Bestimmgründen  von  Kurs  u.  Preis,  nach  der  allgemeinen 
Preistheorie.  Das  Streben  geht  dabei  nicht  so  sehr  auf  Gewinn  aus 
dem  Ertrag  des  Objekts,  als  auf  solchen  aus  seiner  Preis- 
differenz selbst.  Bleiben  dabei  auch  die  unter  1 angedeuteten 
Umstände  die  dauernd  massgebenden  für  den  Preis  u.  Kure,  so  be- 
wirken solche  Spekulationen  doch  Abweichungen  u.  bei  dem 
starken  ]\Iitspielen  von  Ungewissheitsmomenten,  in  Betreff  zu- 
künftiger Erträge  u.  Preisstellungen,  auch  von  allgemeiner  Lage 
des  Geld-  u.  Kapitalniarkts,  den  Zinssätzen,  für  kurze  Zeit  (Diskonto, 
Lombard,  Report)  auch  Abweichungen  von  mehr  oder  weniger 
Stärke  u.  Dauer.  Aber,  wde  die  Produktionskosten  im  Dauerpreise 
der  Waren,  setzt  sich  das  Verhältnis  vom  Zinsertrag  u.  landes- 
üblichem Zinsfuss  im  analogen  Dauer-Preise  u.  Kurse  der  Zins- 
rentenobjekte  immer  wieder  durch. 

D.  Zur  Zinspofiti k.  Zinsgesetze.  Zinstaxen.  Fragen 

allgemeiner  Gewinnregulierung.  u ju  v.  i « .i  n- ff 

S.  meinen  Aufs.  Kredit  im  Schönbergschen  Handbuch  1,  b.  44b  ö., 

woraus  Folgendes  ein  Auszug.  Lit.  eb.  . , u 

1.  Zinspolitik  betrifft  lediglich  den  Leihzins  (u.  ihm  venvandte 

Fälle),  nicht  den  selbst  erworbenen  Kapitalgcwunn.  Aut  diesen 
wirkt  eventuell  eine  entsprechend  gestaltete  Preispolitik  mit  ein 
(S.  266  ff.).  2.  Zinspolitik  ist  einer  der  ältesten  Fälle  stiwtlicher 

ref^uliereuder  Wirtschattspolitik  überhaupt.  Ihre  Geschichte  durch- 
zieht  die  Jahrtausende  bis  zur  Gegenwart,  auch  bei  den  ersten 
Kulturvölkern;  ein  historischer  Induktioiisbeweis  für  eigenartige 
Sacldage  auf  dem  Gebiet  des  Leihzinses  u.  für  eine  gewisse  innere. 
Berechtigung  u.  Notwendigkeit  einer  solchen  Politik.  3.  Zmspofitik 
fällt  beim  Leihzins  ganz  in  das  Gebiet  des  Kredits.  Die  zu  ihr 
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gehörigen  rechtlichen  Normen,  regelmässig  m lorm  gesetzhcheii 
Rechts“  das  sogen.  Zinsrecht,  Zinsgesetze,  gehören  ziim  Kreditrecht. 
8ie  sind  zunächst  privatrechtlicher  Natur.  Aber  mit  ih^eii  ver- 
binden sich  häufig  strafrechtliche  Normen,  mit  btrafen  bedachte 
Verbote  von  Verletzungen  des  Zinsrechts.  4.  Die  Verletzung  dm- 
bezüglichen  Normen  wird  oft  „Wucher“  genannt,  hier  clann  ein 
Rechtsbegritf  („Zins-  ii.  Wucherrecht“),  welcher  mit  einem 
ethischen  Begriff  Wucher  in  Verbindung  steht,  olme  dass  beide  sich 

5.  Die  wichtigsten  Normen  des  hierher  gehörigen  Ki-editrechts 
sind  a)  Zins  verböte  überhaupt,  in  Sitte,  Religion  (speziell  christl  ) 
aufgestellt,  vom  Recht  (altröm.,  kanon.)  übernommen;  ^ bei  recht- 
licher Zulässigkeit  von  Zinsen  (neueres  Recht,  nach  Aufhebung  oder 
Obsolet-werden  der  Verbote),  gesetzliche  Beschränkungen  der  Vertrags- 
freiheit a)  hinsichtlich  der  Höhe  der  Zinsen:  Zinstaxen,  autoritative 
^gesetzliche)  Festsetzung  eines  unüberschreitbaren  Vaxinmlzinstusses 
für  Darlehen  ii.  andere  kreditierte  Forderungen,  eines  allgemeinen, 
gleich  hohen  (z.  B.  4,  5,  6 pCt.),  oder  auch  eines  für  Darlehen  unter 
gewissen  Personen,  für  gewisse  Gläubiger,  für  gewisse  bchuldnei, 
auch  für  gewisse  Darlehenszwecke  verschieden  hohen  Zinstusses 
(z.  B.  für  kaufmännische  ii.  andere  Darlehen);  ß)  hinsichtlich  etwaiger 
sonstiger  Bedingungen  des  Darlehens  (z.  B.  Verbote  oder  e- 
schränkiingen  von  Konventionalstrafen  des  Schuldners  bei  ^el- 
säiimter  Rückzahlung  des  Kapitals  oder  Zinszahlung  ii.  a.  m.). 
Weiter  gehören  hierher  c)  gesetzliche  Bestimmungen,  event.  oline 
Zinsmaximum,  wonach  ein  Kreditgeschäft  wegen  der  Umstande, 
unter  denen  es  zu  Stande  gekommen,  für  ganz  oder  teilweise 
rechtsungiltig  u.  unklagbar,  event.  auch  für  strafbar  erklärt 
wird,  soweit  es  ein  sogen,  „verhülltes“  oder  „verschleiertes'  l.eili- 
geschäft  sei,  bei  welchem  die  „wucherliclie“  Ausbeutung  des 
Schuldners  diesem  verborgen  bleibt  oder  weil  eine  Ausbeutung  ei 
Notlage,  des  Leichtsinns,  der  Unertährenheit,  auch  der  \ erstandes- 
schwäche  ii.  Gemütsaufregung  des  Kreditnehmers  durch  jDisbedinguiig 
von  Vermögcnsvorteilcn  vorliegt,  ovelche  mit  der  Leistung  des 
Kreditgebers  im  Missverhältnis  stehen  (neuestes  nach  A.iithebiing  \ on 
Zinstaxen  infolge  ungünstiger  Erfahrungen  wieder  erlassenes  Keclit, 
neuestes  deutsches  v.  1880).  d)  Auch  noch  andere  Bestimmungen 
gehören  mit  hierher,  z.  B.  dass  rückständige  Zinsen  einstweilen  nicht 
über  den  Kapitalbetrag  anwachsen  dürfen,  Zins  aut  Zins  nicht  ge- 
nommen werden  darf  u.  a.  m.  e)  Als  eine  schiv^rere  Art  des 
Wuchers,  die  dann  auch  schwerere  Strafen  treffen,  gilt  mitunter  dei 
gewerbs-  ii.  gewohnheitsmässig  betriebene  (so  auch  im  neuen  deiitsclien 
Recht),  f)  Eine  Ausdehnung  über  das  Gebiet  des  sogen.  Kredit- 
wuchers, in  den  vorausgehenden  Fällen,  bildet  die  Einbeziehung 
von  anderen  zweiseitigen  Reclitsgeschäften,  welche  gleichen  omi 
schaftlichen  Zwecken  mit  dienen  sollen,  wie  Dm-lehen,  in  das 
Wucherrecht,  bes.  gewisse  Geschäfte,  im  ländlichen  Verkeil 
(Deutsches  Ges.  v.  1893).  Nicht  zu  diesen  Gesetzen  gehört  die  Be- 


letzten  Schuldners  kann  Anspruch  aut  Ungiltigkeit  des  Geschäfts, 
auf  Rückzahlung  des  überhaupt  oder  gegen  die  Zinstaxe  Znviel- 
gezahlten  gehören  u.  dgl.  m.  Die  Strafen  können  Geld-,  Ehren-, 
auch  Freiheitsstrafen  sein. 

Weiteres  Einzelne,  auch  über  Geschichte  des  Zinsrechts  u.  über 
die  neuesten  „reaktionären“  Gesetze,  über  Verbreitung  von  Wucher,  in 
ländl.  Verhältnissen  u.  sonst  s.  a.  a.  0.  u.  in  der  da  u.  oben  S.  31.5  gen. 
Lit.,  sowie  in  der  Prakt.  Nat.-Oek.  (Kreditwesen,  auch  ländliches.  Buchen- 
berger  Agrarpolitik).  Hier  in  der  allgem.  u.  theor.  Nat.-Oek.  handelt 
es  sich  nur  um  die  prinzipielle  Seite  der  Frage. 

7.  Uebliche  Begründung  von  Zinsgesetzen.  a)  Sie 
treten  öfters  in  primitiven  Wirtschaftsverhältnissen  auf  bei  Gegen- 
satz von  Besitzenden  u.  Nichtbesitzenden,  bei  Notlagen  der 
letzteren,  wo  fast  nur  Kreditbedürfnis  für  Konsumtionszwecke  be- 
steht, u.  erhalten  sich  dann  lange,  auch  wenn  neben  diesen  V^er- 
hältnissen  andere  sich  entwickeln,  wo  es  sich  mit  um  Produktiv- 
kredit-Bedürfnisse handelt,  b)  Ihre  Erklärung  u.  Begründung  liegt 
dort  a)  ökonomisch  in  der  Gelegenheit  zur  Ausbeutung  von  Not  u. 
Armut,  in  der  meist  nicht  produktiven,  sondern  rein  konsumtiven 
Verwendung  von  Darlehen,  wodurch  nicht  neue  Werte  gescliatten 
werden  u.  wobei  schon  die  Rückzahlung  des  Kapitals  meist  schwierig, 
die  Zahlung  von  Zinsen  noch  schwieriger  ist,  weil  sie  aus  unsicherem 
u.  für  die  Konsumtion  gebundenem  sonstigen  Erwerb  erfolgen  muss 
11.  so  meist  die  Notlage  noch  steigert;  (i)  ethisch  (auch  religiös) 
in  der  Auffassung  des  Darlehengebens  an  Arme  als  pllichtniässiges 
Werk  der  Barmherzigkeit,  c)  Eine  relative  psychologische  u. 
jiraktische  Rechtfertigung  von  Zinsgesetzen  wird  (ladurch  in  solchen 
Verhältnissen,  daher  namentlich  bei  Konsumtivkredit,  geliefert, 
d)  Aber,  von  den  unten  behandelten  prinzipiellen  Bedenken  selbst 
abgesehen,  verbleiben  doch  auch  hier  praktische  Bedenken,  dass 
nämlich  der  Erfolg  solcher  Gesetze  unsicher,  ihre  Innelialtung  oft 
sclnvierig  zu  kontrolieren  ist,  soweit  sie  wirken,  sie  selbst  die  Not- 
lagen erschweren  können,  weil  sie  entweder  Darlehengewährung 
hemmen  oder  sie,  wegen  der  zu  befürchtenden  zivilrechtlichen  Nachteile 
u.  der  Strafen  selbst  noch  verteuern  (höhere  Risikoprämie,  S.  319) 
oder  die  Schuldner  noch  zu  schlimmeren  Wucheren  hindrängen, 
welche  sie  noch  mehr  ausbeuten.  Alles  freilich  nicht  immer  durch- 
schlagende Bedenken,  wohl  aber  solche,  welche  bei  der  Feststellung 
der  Normen  des  Zinsrechts  zu  berücksichtigen  sind,  e)  Praktische 
Abhilfraittel  gegen  Wucher  sind  Verbesserungen  der  wirtschaftl. 
Lage  der  Konsumtiv-Kreditnehmer  (u.  kleiner  dürftiger  Produktiv- 
kreditnehmer), gute  Organisation  des  Annenwesens,  auch  des 
Kreditwesens  (selbst  mit  für  Konsumtions-  u.  Notkredit,  so  in  Leih- 
oder Pfandhauseinrichtungen).  f)  Bei  Produktivki-editgescbäften 
ist  eine  auch  nur  relative  Rechtfertigung  der  Zinsgesetze  mit  obigen 
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Gründen  in  viel  beschränkterem  Masse  znzugeben,  wenn  damit  die 
Frage  auch  nicht  immer  völlig  u.  endgiltig  negativ  entschieden  wird. 

8 Uebliche  Begründung  der  Verwerfung  von  Zins- 
<re setzen,  bes.  bei  Darlehen  für  produktive  (privativirtschafthch 
rentable)  Zwecke  (sogen.  Produktivkredit).  Abgesehen  von  dem 
auch  hier  erhooenen  Einwand  der  Erfolglosigkeit  u.  unter  Umstanden 
einer  der  beabsichtigten  entgegengesetzten  Wirkung,  daher  der 
Schädlichkeit  solcher  Gesetze  für  den  Scluildn.u-  wird  Iner,  vornehmlich 
von  gewissen  naturphilosophischen,  liberal-ökonomischen  Gesichts- 
punkten aus,  daher  namentlich  in  der  Rechtspolitik  u.  National- 
ökonomie des  18.  u.  19.  .Jahrhunderts,  eine  prinzipielle  1 oleinik 
aus  verschiedenen,  aber  zusammenhängenden  Gründen  erhoben: 
a)  aus  ökonomischen,  weil  regelmässig  das  durch  das  Darlehen 
übertragene  Kapital  produktivem  Zweck  beim  Schuldner  diene  u. 
produkriven  Erfolg  habe,  d.  h.  bei  ihm  wertbildend,  Kapitalgewinn, 
einkommenschaftend  oder  -erhöhend  wirke,  b)  aus  re^its- 
nolitischen  Gründen,  weil  der  Leihzins,  an  sich  n.  in  seiner  Hohe 
eine  notwendige  Konse([uenz  des  freien  Privateigentums  u.  des 
freien  Vertragsrechts,  der  freien  Konkurrenz  überhaupt  sei,  c)  aus 
wirtschaftspolitischen  Gründen,  weil  solche  Zinsgesetze,  zumal 
Darlehen,  aber  auch  Taxen,  eine  willkürliche,  schädliche  autorit.äre 
Einmischung  des  Gesetzgebers  in  das  Kreditgebiet  mit  wirtschatthch 
nachteiligen  Folgen  sei,  d)  aus  Billigkeits-,  ja  Gerechtigkeits- 
u.  selbst  logischen  Gründen,  weil  die  Regelung  nur  des  Leih- 
zinses mit  der  Freiheit  des  Kapitalgewinns  im  Geschäft  selbst  in 
Widerspruch  stehe  u.  so  der  (Leih-)  Kapitalist  ungünstiger  als  der 
sein  Kapital  selbst  rentabel  beschäftigende  Kapitalist  stehe,  e)  Auch 
der  Hinweis  auf  die  notwendige  Möglichkeit  der  \erzinsving 
von  Leihkapitalien,  auf  die  Berechtigung  u.  Zweckmässigkeit 
höherer  Zinsen  bei  besonders  rentalielen  Kapitalverwendungen  des 
Entleihers,  die  Risikoverschiedenheit,  auch  bei  Produktivdarlelien, 
wird  gegen  Zinstaxen  insbesondere  geltend  gemacht,  f)  Das  Zins- 
verbot  erscheint  bei  dieser  Auttassung  demnach  überhaupt  als  un- 
sinnig, die  Zinstaxe  n.  andere  Beschränkungen  des  Darlehensvertrags 
als  privat-  wie  volkswirtschaftlich  schädlich,  weil  der  Kredit^  erkelir, 
das  Zuströmen  der  Ivapitalien  zur  produktii'Sten  'Verwendung  gestört 
werde,  g)  Schliesslich  sind  es  die  üblichen  allgemeinen  Argumente 
der  Theorie  der  freien  Konkurrenz,  der  Verkehrsfreiheit  u.  speziell 
der  Vertragsfreiheit,  mit  welchen  völlige  Freilieit  der  Darlehens-  u. 
ähnlichen  Verträge,  Wegfall  aller  Zinsgesetze,  „volle  Freihmt“  be- 
gründet u verlangt  wird.  Theoretische  Argumente  der  Rcclits- 
i)hiksophen,  Nationalökonomen,  Staatskundigen,  welchen  sich  dann 
die  Praktiker,  die  Gesetzgeber  angeschlossen  haben  u.  so  ist  die 
mehr  oder  weniger  vollständige  Beseitigung  der  Zinsgesetze,  bes.  im 

19.  Jahrh.  meistens  erfolgt.  , j- 

ln  der  Zeit  der  Zinsverbote  war  der  Renten-  oder  Gultkaul,  die 
Belastung  eines  beim  kreditaufnehmenden  Eigentümer  verbleibenden 
Grundstücks  mit  einer  Rente,  die  rechtsgiltige  Form  für  verzinsliche 


Darlehen.  Die  praktischen  Bedürfnisse  im  Verkehr,  bes.  im  Handel, 
führten  aber  vielfach  zur  Umgehung  dieser  Verbote  u.  seit  dem  IG.  u. 
im  17.  u.  18.  Jahrh.  trat  faktisch  u.  z.  T.  rechtlich  ausdrücklich  an- 
erkannt die  spät- römische,  Justinian.  Gesetzgebung  meist  wieder  in 
Kraft:  Zinstaxen,  deren  Ueberschreitung  verboten  und  mit  Strafe  be- 
droht wird,  bes.  zunächst  in  Protestant.  Landen,  dann  allgemeiner.  Für 
Kaufleute  höherer  Zins-  u.  gewohnheitsrechtl.  Freiheit  für  gewisse  im 
Geld-,  Bank-,  Börsenverkehr  vorkommende  Geschäfte  (Diskonto,  Eeport). 
Aufhebung  der  Zinsgesetze:  im  wesentl,  in  Preussen  18G6,  Norddeutsch. 
Bund  (D.  Eeich)  18G7.  In  anderen  europ.  Ländern  in  den  1850  er  und 
1860er  Jahren.  Ausnahmestellung  in  Frankreich  (s.  meinen  Aufs,  a.  a. 
0.  S.  449). 

9.  Beurteilung  der  Verwerfung  der  Zinsgesetze:  a)  die 
unter  No.  8 angeführten  Gründe  sind  praktisch  grösstenteils  zu- 
treffend, aber  doch  nicht  so  völlig  allgemein,  wie  ihre  Vertreter  an- 
iielnneii,  auch  nicht  bei  jeder  Art  Produktivkredits,  b)  Die  all- 
gemeinen Gründe  für  Verkehrsfreiheit  (unter  No.  8,  g)  haben  in  der 
Frage  von  Darlehen  n,  Zins  allerdings  umfassendere  u.  stärkere 
Bew'eiskraft,  wenigstens  beim  Produktivkredit,  als  sonst,  w^eil  hier 
sehr  vielfach  die  Voraussetzungen  der  Theorie  der  freien  Konkurrenz, 
nämlich  dass  die  Parteien  sich  im  Avesentlichen  in  Kenntnis,  Ver- 
ständnis der  Sachlage  gleichstehen,  zutreffen.  Da  droht  dann 
w'enigstens  nicht  mehr  Ausbeutungsgefahr  als  auf  anderen  Gebieten 
im  freien  Verkehr  (bei  Kauf,  Preisbildung,  Miete,  Pacht,  Arbeits- 
lohn). c)  Indessen  ist  selbst  hier  die  missliche  Folge  der  vollen 
Vertragsfreiheit  im  Leihverkehr  nicht  zu  verkennen,  dass  nämlich 
auch  bei  schlimmeren  Ansbeutnngsgeschäften,  weil  sie  formal  rechtlich 
gütig  n.  unangreifbar  sind,  der  Staat  genötigt  wdrd,  seine  Mittel 
der  Rechtshilfe  (Gerichte,  Exekntioiisorgane)  dem  Ausbeuter  zur 
Verfügung  zu  stellen,  w^as  ethisch  u.  politisch  nicht  unbedenklich  ist. 

d)  In  immerhin  auch  zahlreichen  Fällen  trifft  aber  die  Vor- 
aussetzung, dass  im  Leihverkehr  beide  Parteien  sich  gleich  stehen, 
auch  gegenwärtig  u.  auch  beim  Produktivkredit  nicht  zu,  so  öfters 
bei  kreditbedürftigeu  Klein-Unternehmern,  bes.  in  Landwirtschaft, 
auch  im  Gewerbe  (Handwerk  u.  dgl.).  a)  Hier  ist  die  Sachlage 
nicht  viel  anders  als  früher  u.  als  bei  vielen  Konsumtivkredit- 
nelmiern.  Betriebs-  u.  Notkredit  geht  auch  bei  solchen  Produktiv- 
kreditnehmern leicht  in  einander  über,  sie  sind  in  jeder  Hinsicht, 
geriebenen  Kapitalisten,  Geldmäiinern,  Wucherern  gegenüber,  die 
schwächeren,  die  im  Leih-  u.  verw'andten  Geschäften  leicht  be- 
sonders stark  wucherlich  ausgebeutet  w'erden,  auch  von  gewohnheits- 
u.  förmlich  gew'ei'bsmässigen  Wucherern,  ß)  Sie  bedürfen  des 
Schutzes  von  Gesetz  u.  (jericht  hiergegen.  Dieser  ist  ihnen  mit 
Recht  in  der  neuesten  Gesetzgebung  auf  diesem  Gebiete,  auch  in  den 
deutschen  Gesetzen  von  1880  u.  1893,  in  im  ganzen  w^ohl  richtiger 
Weise  wieder  zu  Teil  geworden.  Eine  solche  partielle  „Rückkehr“ 
zu  den  „veralteten  Zins-  u.  Wucliergesetzen“  war  u.  ist  trotz  der 
oben  angedeuteten  u.  auch  jetzt  nicht  ganz  fehlender  Bedenken 
gegen  solche  Gesetze,  Aveil  sie  doch  nicht  volle  u.  sichere  Hilfe 

A.  AVagner,  soz.-ökon.  Grundriss,  4.  Aufl.  23 
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bieten,  selbst  schädliche  Wirkungen  für  den  Kreditnehmer  haben 
könnten  u.  faktisch  hier  u.  da  hätten,  zu  rechtfertigen,  y)  Kine 
gewisse  wohltätige  präventive  Wirkung  möchte  diesen  neuen  Gesetzen 
auch  trotz  der  relativ  kleinen  Zahl  (irfolgreicher  Wucherprozesse 
nicht  abzustreiten  sein.  Und  jedenfalls  entlasten  sie  den  Staat, 
seine  Gerichte  u.  Exekutionsorgane  von  der  Pflicht  u.  dem  Odium, 
^e  amtlichen  Vollzugsbehörden  („Büttel“)  für  unsaubere  u.  aus- 
beuterische Geschäfte  anrüchiger  Geldgeber  sein  zu  müssen, 
o)  Mit  dem  Fortfall  von  Zinsmaxirais  in  dieser  neuesten  deutschen 
„reaktionären“  Zinsgesetzgebung  ist  ein  nahe  liegender  praktischer 
Einwand  gegen  die  zu  sehr  generalisierende  Behandlung  individuell 
stets  so  verschieden  liegender  Fälle  auch  beseitigt  worden,  ohne 
dass,  wie  die  Erfahrung  gezeigt  hat,  für  richterliche  Entscheidung 
damit  der  Willkür  der  Spielraum  zu  weit  geöffnet  worden  ist. 

S.  die  deutschen  Gesetze  von  1880  u.  1893,  mein  Aufs,  im  Schön- 
berg;schen  Handb.  S.  449  ff.  Xäheres  über  ländl.  Wucher  bes.  in  Ajjrar- 
pohtik,  so  bei  Buchenberger. 

10.  Das  prfiktische  Hauptmittel  zur  Bekämpfung  von 
- Wucherkredit  in  jeder  Form  liegt  freilich  auf  anderem  Gebiete, 

nämlich  a)  auf  dem  der  wirtschaftlichen,  sozialen,  kulturellen 
Hebung  schwacher  Produktivkreditnehmer  in  Landwirtschaft,  Ge- 
weihe. Handel,  allerdings  dann  auch  in  deren  Schutz  gegen  über- 
mässige Konkurrenz  der  stärkeren  Betriebe;  b)  auf  dem  Gebiete 
angemessener  bankmässiger  Kreditorganisation  zur  Be- 
friedigung der  Kreditbedürfnisse  dieser  Kreise,  bes.  nach  Betriebs- 
aber  auch  unter  Umständen  nach  Notkredit.  ’ 

Hier  hat  sich  nicht  die  durch  Private-  u.  Erwerbsgesellschat'ten  als 
eigene  Unternehmung  auf  deren  Rechnung  betriebene,  wohl  aber  die 
genossenschaftliche  Kreditvermittlung,  auf  dem  Lande  bes.  die 
streng  lokalisierte  u.  spezialisierende  nach  dem  System  Raiffeisen 
gerade  auch  zur  Bekämpfung  des  Wuchers  sehr  erfolg-  u.  segensreich 
bewährt,  öfters  förmlich  zur  Unterbindung  der  Geschäftstätigkeit  von 
privatkapitalistischem  Wucher  geführt:  ein  guter  praktischer  Beitrag 
auch  für  die  trage  der  V ahl  der  Unternehinungsform  zwischen  Erwerbs- 
unternehniun^  Erwerbsgesellschaft  u.  Genossenschaft  zugunsten 
letzterer  (o.  S.  174 ff.).  S.  auch  hierfür  Näheres  in  Agrar-,  Gewerbe-, 
Kredit- u Bankpohtik.  Buchenberger,  Eheberg  (Jahrb.  f.  Nat.-Oek 
Jahrb.  f.  Ges.geb.  u.  \ erwalt.  d.  Deutschen  Reiches).  Schriften  des  Vereins 
f.  Soz.pol.  1887,  1888,  1897. 

11.  Zusammenhang  des  Zinsproblems  im  Leihverkehr 
mit  analogen  Problemen  im  Miet-,  Pachtverkehr,  im  Grund- 
besitz-  („T  errain“-)  Geschäft  u.  mit  dem  Problem  der  Höhe 
des  ursprünglichen  Kapitalge winiis  u.  Profits  im  eigenen 
Geschäft  selbst,  a) „Ausbeutungsverhältnisse“  förmlich wucherlicher 
Art,  wo  ebenfalls,  wie  im  Leihverkehr,  der  Miet-,  Pacht-  u.  Grund- 
stückpreis u.  der  Waren-  u.  Leistungspreis,  welcher  überhohen 
selbstverdienten  Kapitalgewinn  u.  Profit  abwirft,  „in  auffälligem 
Missverhältniss“  zum  Wert  der  Leistung  der  Rechte  abtretenden 
1 artei  ist,  kommen  gerade  im  freien  KonkuiTenzsystem,  unter  den 
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hier  obwaltenden  psychologischen  Motiven  u.  bei  der  überlegenen 
Machtstellung  der  Besitzer  in  grossem  Umfang  vor.  a)  Iru  Problem 
der  Preispolitik  (§  56,  S.  263)  läuft  Vieles  zusammen,  ß)  Das 
agrarische  Pachtproblem  gewinnt  besondere  Bedeutung  bei  vor- 
waltendem Grossgrundbesitz  u.  Kleinpachbvesen  u.  hat  in  Irland  zu 
legislativen  Experimenten  der  Regelung  des  Pachtvertrags  gefülirt. 
y)  Das  Mietproblem  bat  überhaupt  kaum  noch  begonnen  im  Punkte 
der  Miethöhe  in  die  theoret.  Erörterung  zu  treten:  in  praktische 
Behandlung  ist  es  bisher  fast  nur  nach  seiner  hygienischen  u. 
sittenpolizeilichen  Seite  genommen,  d)  Bei  Grundstücken,  besoud. 
Baustellen  kommt  vornehmlich  die  Spekulation  u.  die  Tendenz, 
solche  Stücke  aus  dem  Verkehr  zu  halten,  um  sie  später  nach  ein- 
getretener Wertherhöhung  mit  Gewinn  zu  veräussern,  in  der  preis- 
steigernden Wirkung  u.  der  Gewiunei'zielung  damus  in  Betracht. 
Die  Theorie  hat  neuerdings  diesem  Problem  u.  der  etwaigen 
legislativen  u.  administrativen  Bekämpfung  der  bedenklichen  Ge- 
schäfte auf  diesem  Gebiete  u.  der  schädlichen  Folgen  allgemeiner 
Avirtschaftlicher  u.  sozialer  Art,  tür  die  Verteuerung  von  Hausbau 
u.  Wohnung,  sich  umfassender  zu  widmen  begonnen;  die  Praxis, 
theoretischen  Forderungen  gemäss,  bes.  mit  Besteuerungsmassregeln 
einzuschreiten  angefangen  (Steuer  nach  dem  gemeinen  W ert, 
AVertzuwachssteuer,  Besitzwechselabgaben). 

b)  In  allen  diesen  Punkten  beginnt  die  Theorie  aber  wenigstens 
„ P r o b 1 e m e a n z u e r k e n n e n , Fragestellungen  zu  formulieren, 
Ü mersuchungen  zu  fordern,  legislatives  u.  administratives  Ein- 
schreiten u.  Regulieren  Innsicbtlich  ob,  Avie  zu  erwägen,  Aväbrend 
früher  u.  ziemlich  bis  in  die  neueste  Zeit,  in  der  liberal-individualist. 
Theorie  u.  überhaupt  nichts  derart  erörtert  u.  das  Alles  als  ,, selbst- 
verständlich** einfach  bingenomnien  Avurde.  c)  Alle  solche  Probleme 
u.  Fragestellungen  laufen  nun  in  das  letzte  grosse  Hauptproblem 
aus:  ob  u.  wieweit  der  privatAvirtschaftliche  Verteilungs- 
prozess, der  sich  auf  der  Grundlage  der  persönlichen  Freiheit,  des 
Privateigentums  auch  an  sachlichen  Produktionsmitteln,  der  Verti*ags- 
freiheit  im  „freien  Verkehr**,  bei  freier  Konkurrenz  vollzieht,  als 
etwas  einfach  Gegebenes,  mit  allen  seinen  Konsequenzen, 
auch  für  Einkommen-  ii.  Vermögensungleichheit  in  Art  (Arbeits-, 
Besitz-,  Renteneinkommen,  Vermögen  in  sachlichen  Prod.mitteln,  in 
Gebrauchs-  u.  Nutzgegenständen  bestehend)  u.  Höhe  hiugenommeu 
Averden  soll  oder  ob  u.  Avelche  autoritatiA'  regulierende, 
auch  Grenzen  ziehende  Wirtschaftspolitik,  auch  auf  dem  Ver- 
teilungsgehiete,  als  Ziel  aufgestellt  Averden  dürfe,  solle  u.  müsse,  u. 
Avelclie  Wege  dazu  einzuschlagen  seien,  auch  hei  Festhaltung  der 
Privatwirtschaft!.  Organisation,  nur  eben  einer  „regulierten^' , 
nicht  einer  „rein  sich  selbst  überlassenen’',  orj  Das  Leihziusproblem 
ist  nur  ein  alter,  früh  ins  Bewusstsein  getretener  kleiner  'reil  dieses 
Problems;  ß)  ebenso  das  Problem  der  IVeispolitik  bezüglich  Preis- 
taxen; y)  ein  viel  grösserer  u.  Avichtigerer  ist  schon  alles,  was  sonst 
zur  Preispolitik  gehört  (§  56,  S.  263).  d)  Das  im  Preisproblein 
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iinolicite  mit  enthaltene  Problem  des  nrspiüngliclien  Kapitalgewinns 
11  ^Profits  bes  ob  eine  schrankenlose,  nur  von  den  Konkurrenz- 
verb-SseirM^^  Höbe  solchen  Gewinns,  wie  in  unserem 
heutigen  Wirtschaftssystem  u.  -Recht  die  allein  zulässige  notwendige 
Konsequenz  der  privatwirtschattl.  Organisation  sei,  oder  ob_  u. 
welche^  Beschränkungen  geboten,  möglich 

ist  ein  weiterer  Hanptteil  jenes  allgemeinen  1 roblems.  sj  Dies  um 
fasst  aber  schliesslicli  die  analogen  Fragen  tiir  alle  K’"^ommen-  u 
Vermögensarten  n.  -Grössen  jedweder  Berufs-  ‘ 

wird  so  7Aim  universalen  sozialökonomischen  Problem  der  Lehre 
^on  der  Steilung  auch  unter  Festhaltung  der  Grundlagen  der 
privatwürtschaftl.  Oganisation  (u.  Abschn.  2,  ^ 64  ti.j. 

12  In  diesen  Rahmen  gehört  aber  endlich  noch  eine  den  bisher 
betrachteten  Fragen  der  Zinspolitik  scheinbar  ganz  entgegengesetzte, 
iSkh  eL  Wahrnehmring  der  Interessen  der  Leih- 
kanitalisten  an  einem  nicht  gar  zu  niedrigen  Miniinum  des 

Teihziiises.  a)  Kreditorganisationen,  Bank vennittlung,  von  Eiwerbs- 
gesellschaftsbanken,  aber  auch  genossenschattliche,  teimer  «««»thches 
Anleihewesen,  Sparkassenwesen  begünstigen  z.  i einen  Druck  aut 
den  Leihzins,  halten  den  Zins  künstlich  niedrig  (Sparkassen  «be’s), 
erleichtern  Zinsreduktionen  (Obligationen,  öftentliche  Anleihe  , 
Pfandbriefe,  Prioritätsobligationen  bes.  der  Privateisenbahnen)  u. 
greifen  so  in  die  nationale  Einkommenvertheilung  mit  ein,  schädigen 
die  Bezieher  von  Leihzinsen  aus  festen,  nicht  spekulativen  Kajntal- 
a^la^en  zugunsten  der  Gläubiger,  der  Vermittler  der  Lnter- 
nehiner  der  Bezieher  von  Gewinnen  aus  dem  Kapital  im  Gesch.itt. 
h)  Ist  aber  einmal  die  normale  Bildung  von  Sozialkapital  in  1 orni 
von  Privatkapital  geboten,  die  Mitwirkung  der  Leihkapitalisten, 
auch  kleiner  ^u.  mittlerer,  daran  erwünscht,  ja  notwendig,  deren 
Smhalte  ig  vom  sjiekiilativen  Treiben  u Börsenspiel,  die  Erhaltung 
auch  von  Watkkpital  in  ruhiger  fester  Anlage  im  Besitz  von 
solchen  kleinen  u.  mittleren  Kapitalistenkreisen  sozial,  uirtschaftltch, 
ethisch,  im  Familieninteresse  ebenfalls  erwunsclit,  droht  die  zu 
starke  Niedri'dialtung  des  Zinsfusses  u.  die  HeTahsetziuig  der 
Zinsen  bei  Zinsreduktionen  zu  einer  auch  dem  Allgemeinintei-ess^ 
nachteiligen  Schädigung  dieser  Kreise  zu^  werden  deren  starkeie 
Hineinziehung  in  Spekulation,  auswärtige  Kapitalanlagen  zu  tordein, 
TJebrsSltion  zu  begünstigen  u.  dgl.  in.  — . dann  wird  doch 
auch  Iner  die  absolute  Ueberlassung  der  Bestimmung  der 
zur  Regulierung  eintach  u.  ausschliesslich  dem  „treien  \ erkehr, 
Th  tetsächlich  grösstenteils  der  reberinacht  des  Gross- 
kanitals  nicht,  wie  bisher  fast  immer,  als  selbstvei standlich 
ii.en  dann  ,aucht  viehmd.r  «ncl,  Idar  das  rmblem  der 

Reo-ulierung  in  mehr  autoritärer  Weise  aut.  -4. 

® Vor-  u umsichtige  Staats-  u.  Finaiizvorwaltungen  haben  mit  Recht 
die  Frage  der  Zinsreduktion  grosser,  stark  im  Besitz  dermittleien 
u kleiiferen  Kapitalistenkreise  befindlicher  Staatsschulden  «lobt 
Tedi^teh  als  dne  fiskalische  Frage  angesehen,  so  notwendig  das 
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fiskalische  Interesse  stark  mitspricht,  sondern  zugleich  als  eine  allgemein- 
voVswirtschaftliche  von  OTOSser  Tragweite 

u.  wahrscheinlichen  Weiterwirkung  einer  erfolgenden  stärkeren  Zins 
reduktion  (Frankreich). 

3.  Der  Unternehinergewiim. 

oben  bei  S.  144,  281,  291,  915  u unten  vor  § 63.  Von 

ermann,  bchättle, 

Böhm.  Die  oben  S.  112  gen.  Arbeiten 
über  den  Unternehmer  gewinn  von 
~ i<y  zur  Sozialist.  Auf- 

18H4,  Schröder,°1884  (zur  Österreich. 
;haus,  Unternehmen,  Unternehmergewann, 

_ les  Unternehmereinkommens,  1881,  Pier- 

H.-W.-B.  dr’St.  B.  6,  2.  A.  B.  7. 

ffliches.  Rechtfertigung.  A.  U.-G.  als 
1.  Die  Frage,  ob  auch  er  eine  solche 
bejahen,  weil  u.  insoweit  er  ein  stets  not- 

I,  spezifisch  eigenartige  Dienst- 

olchen  in  jeder  historisch  }.e- 
künftig  denkbaren  Organisation  des 
_i  in  der  Volkswirtschaft  ist,  speziell  ein  Entgelt 
für  die  Avkrtbildende  Tätigkeit  des  Unternehmers  als  Betriebs- 
organisators u.  Leiters,  woraus  die  Berechtigung  auf  einen  Anteil 
am  Produktions -Reinertrag  entspringt.  Das  könnte  auch  in  einer 
sozialistischen  Volkswirtschaft  im  Prinzip  nicht  anders  sein.  2.  l ui 
die  weitere  Beweisführung  zugunsten  dieser  ^"^assung  ist  auf  die 
Ausführungen  über  Unternehmer  u.  Unternehmung  in  § 42  (b.  140  tt.J 
und  auf  die  hier  eine  analoge  Anwendung  gestattenden  über  den 
Kapitalgewinn  in  § 60  unter  1)  (S  321  ff.)  Bezug  zu  nehmen 
3 Der  U -G.  lässt  sich  hiernach  auch  als  eine  spezif  ische  Ai  t 
Arbeitslohn  auffassen.  Streitig  kann  ^ nur  seine  übliche 
Regulierungsart  u.  sein  Mass,  seine  Höhe  sein  (s.  u.  bei  D,  4j. 

B.  U.-G.  als  historisch-rechtliche  Kategorie  in  unserer 

Rechts-  u.  Wirtschaftsordnung.  1.  Er  ist  hier:  a.)  dasjenige  Ein- 
kommen, welches  der  Unternehmer  als  solcher  bei  dem  auf  eigene 
Rechnung,  daher  mit  Gewinn-  und  Verlust-  (Einbusse-)  Aussichten, 
geführten  Betrieb  eines  selbständigen  Unternehmens  in  seinen 
beiden  Hauptfiinktionen,  des  Betriebsorganisators  u.  Leiters  wie  des 
Besitzers  und  Einsetzers  des  Werts  der  sachlichen  Produktions- 
mittel u.  seiner  eigenen  Arbeit  (S.  146,  147),  in  demjenig^ 

Schuss-  oder  Rest  wert  erhält,  welcher  vom  Wert  des  Rohertrags, 
bzw  in  der  Verkehrswirtschaft  vom  Erlös  dafür  schliessiicli 
übrig  bleibt,  nachdem  sowohl  der  4Vert  sämtlicher  natürlicher 
oder  volkswirtschaftlicher  Kosten  (für  Verbrauch  von  Sachen,  die 
zum  umlaufenden  u.  für  Abnutzung  von  solchen,  die  zum  stehenc  en 
Kapital  gehören)  als  auch  der  Wert  der  Dritten,  als  Lohn,  Gehalt, 
Zins  jeder  Art,  Rente  für  Mitwirkungen  ihrer  Arbeit  u.  ihres 


Literatur  s.  oben  bei  b.  144,  ‘J8i,  aio  u 
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V.  Mangoldt,  Mithoff,  v.  _ 
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fassung).  Gross,  18>^,  Mataja 
Schule  gehörend),  Wirming! — 
usw.  1887,  Zuns, /ragen 
storff,  im  — . . . - - 

§ 62.  — I.  Begri 
rein  Ökonom.  Kategorie 
ist,  ist  prinzipiell  zu 
wendiger  Entgelt  für  unentbelirliclie, 
leistungen  des  Unternelmiers  als  s 
wesenen,  bestehenden  u 
Produktionsprozesses 
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Eigentums  im  Produktionsprozess  vom  Wert  des  Rohertrags,  bzw. 
Erlös  dafür  abgezogen  ist.  b)  Ob  u.  wieweit  auch  der  dem 
Unternehmer  selbst  zustehende  Kapitalgewinn  für  die  diesem 
eigentümlich  (oder  nach  ihm  zustehenden  Nutzungsrechten)  ge- 
hörenden sachlichen  Produktionsmittel,  welche  privatwirtschaftlich 
sein  Anlage-  u.  Betriebskapital  bilden,  mit  als  Unternehmergewinn 
aus  der  eigenen  Unternehmung  oder  getrennt  davon  gedacht  als 
eigens  erworbener  (ursprüngliclier)  Kapitalgewinn  aufzufassen  ist, 
darüber  besteht  keine  völlige  Uebereinstimmung  in  der  wissen- 
schaftlicuen  Behandlung  des  Ü.-G.s  u.  Kap.gewinns,  Im  ersten 
Fall  wird  das  Ganze  jenes  Uebersclmsswerts  auch  „Profit“  im 
techn.  Sinne  des  Worts  genannt,  c)  Für  diese  Auffassung  und  für 
die  ihr  dann  entsprechende  zusammenfassende  theoretische  Be- 
handlung dieses  Profits  spi'icht  allerdings  der  wichtige  praktische 
Umstand,  dass  dieser  ganze  Profit,  auch  der  davon  auf  die  Mit- 
wirkung des  Unternehmer-Kapitals  ökonomisch  zurückzuführende 
Wertteil,  sich  äusserlich  als  eine  ökonomische  Einheit  darstellt, 
in  allen  seinen  Bestandteilen  nach  einem  gleichen,  der  ganzen 
Profitgewinnung  eigentümlichen  Regulierungsprinzip  vom  Unter- 
nehmer als  sein  einheitliches  Einkommen  und  als  sein  Anteil  am 
T olkswirtschaftlichen  Reinertrag,  bzw.  Erlös  dafür  errworben 
wird;  dass  ferner  auch  die  Trennung  der  beiden  Elemente  im  Profit, 
des  Teils,  welcher  als  selbst  erworbimer  Kapitalgewinn  u.  des 
anderen  Teils,  welcher  eventuell  allein  als  eigentlicher  Unternehmer- 
gCAvinn,  wenigstens  gedankenmässig,  aulzufassen  ist,  immer  auf  einer 
gewissen  Willkür  beruht,  sobald  man  daran  geht,  sie  rechnungs- 
mässig,  also  in  Zahlen  (Quoten  vom  Profit)  festzustellen. 

Das  gilt  auch  von  dem  Verfahren,  im  selbsterworbenen  Kapital- 
gewinn denjenigen  Teil,  welcher  dem  landesüblichen  Zins  entspricht, 
auszuscheiden  u.  den  ganzen  Ueberschuss  darüber  hinaus  als  Ünter- 
nehmergewinn  zu  betrachten.  Denn  eine  ganz  genaue  feste  Grösse  ist 
auch  dieser  landesübliche  Zins  nicht,  ilm  u.  grade  nur  ihn  so  ab- 
zuziehen, nicht  einen  auch  von  ihm  abweichenden,  nach  Geschäfts- 
verhältnissen verschiedenen,  was  das  Richtigere  wäre.  Aber  bei  einem 
solchen  Verfahren  geht  es  *nicht  ohne  Willkür  ab.  Und  immer  lässt 
sich  einwenden,  dass  der  hier  als  Zins  abgezogene  Teil  des  Profits  doch 
unter  denselben  Bedingungen,  eben  in  der  Form  des  Ueberschuss wei'ts, 
wie  der  gesamte  Profit  überhaupt  gewonnen  wird. 

2.  Gleichwohl  möchte  es  den  Vorzug  verdienen,  an  der  Auf- 
fassung u.  Behandlung,  wie  sie  in  der  kontinentalen,  auch  speziell 
der  deutschen  Wissenschaft  üblich  ist,  im  Unterschied  zur 
britischen  u.  wie  hier  auch  schon  oben  im  Abschnitt  vom  Kapital- 
gewinn vertreten  u.  durchgeführt  w orden  ist  (S.  317  ff.),  auch  hier 
festzuhalten,  daher  im  Profit,  wenigstens  in  der  immer  notwendig 
gedankenmässig,  absti'akt  vergehenden  Wissenschaft,  die  beiden 
Elemente  Kapitalgewinn  und  Unternehmergewünn  aus- 
einander zu  halten,  also  hier  jetzt  den  letzteren  für  sich  zu  be- 
handeln. Denn  der  ökonomische  Charakter  dieser  beiden  Elemente 
im  Profit,  als  Anteile  vom  volkswirtschaftlichen  Produktions-Rein- 
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ei-trae;  ii.  als  Entgelte  für  Leistungen  im  Produktionsprozess  daher 
auch  die  dauernden  Bestimmgründe  für  beide  sind  doch  ver- 
schiedene, ihre  Bewegungsgesetze  deshalb  ebenfalls  nicht  die 
nämlichen.  Die  praktische  Verbindung  in  der  Einheit  des  Profits, 
die  bei  der  rechnungs-,  also  zahlenmässigen  Trennung  unvermeidlich 
unterlaufende  Willkür,  die  Gleichheit  des  Regulierungsprinzips, 
dass  beide  als  Ueberschusswert  hervortreten,  der  nicht  ausbedungen 
werden  kann,  wie  die  anderen  Anteile  am  Reinertrag  u.  Einkommen- 
arten,  — das  alles  darf  über  die  Verschiedenheit  der  beiden  1 roM- 
elemente  nicht  hinw^egtäuschen.  3.  Soweit  sie  aber  aut  gleiche 
Weise  gewonnen  werden,  gestatten  u.  verlangen  sie  auch  eine 
gleiche  Behaudlung.  Die  folgenden  Ausführungen  beziehen  sich 
deshalb  mehrfach  auch  auf  den  ganzen  Probt  einschliesslich  des 
darin  enthaltenen  „selbsterworbenen“  (ursprünglichen)  Kapitalgewinns 
mit.  Dadurch  erfährt  die  Lehre  vom  Zins  (Kap.gewinn)  in  § bl 

noch  eine  Vervollständigung.  , . . , , . 

4.  Der  U.-G.  ist  eine  Art  Arbeitslohn,  a)  Dies  konnte  es 

rechtfertigen,  selbst  für  logisch  richtig  erscheinen  lassen,  ihn  als 
Arbeitslohn  mit  dem  übrigen  zusammen  zu  behandeln,  wenn  aneü 
unter  Berücksichtigung  seiner  spezifischen  EigenUimlichkeiten, 
namentlich  des  sein  Her\'ortreten  ii.  seine  Höhe  bestimmenden 
Re2;ulierungsi)rinzips,  nach  welchem  er  sich  mit  als  jener  Ue  ei- 
schusswert  ergibt,  b)  Indessen  sind  die  gerade  hierdurch  bedingten 
spezifischen  Eigentümlichkeiten  des  U.-G.'s  so  bedeutend,  dass  es 
doch  wieder  den  Vorzug  verdient,  den  U.-G.  als  eine  selbständige 
Einkommenart  zu  betrachten  n.  in  der  Theorie  zu  behandeln,  wenn 
auch  unter  Berücksichtigung  seiner  Arbeitslohnnatur  u.  der  aus 
dieser  hervorgehenden  Momente,  w'elche  sein  dauerndes Hervortreten- 
müssen  als  Anteil  vom  volkswirtschaftlichen  Reinertrag  (Profit) 
der  Unternehmung  u.  auch  seine  dauernde  Minimalhöhe  mit- 

hestimmen  (s.  u.  u.  S.  363  bei  Nr.  4).  n i i • i, 

C.  Die  prinzipielle  Rechtfertigung  des  U.-G.s  als  histonsch- 

rechtli’che  Kategorie  in  der  privatwirtschaftlichen  Organisation 
der  Volksinrtschaft  u.  speziell  des  Produktionsprozesses  ist  implicite 
schon  in  der  prinzipiellen  Rechtfertigung  des  Ü.-G.  als  ökonomische 
Kategorie  mit  enthalten  (o.  bei  A,  S,  355).  2.^  Sie  liegt  ^hei  hier 
weiter  sowohl  für  den  U.-G.  als  für  den  mit  ihm  verbundenen 
selbsterworbenen  Kapitalgewinn,  daher  auch  für  den  ganzen  Profit, 
in  der  ganzen  Stellung,  welche  in  dieser  Organisation  Unternehmung 
11.  Unternehmer  eiimehmen  u.  in  der  Funktion,  welche  sie  danach 
hier  ausüben:  die  eigenartige  Arbeits-  u.  Wert-Einsetzungs- 
funktion des  Unternehmers  im  vollen  Sinn,  als  Betriebsorganisators 
u.  Leiters  und  als  Besitzers  der  sachlichen  Produktionsmittel 
(S.  146,  147),  kommt  hier  mit  in  Betracht,  a)  Die  Eigenarügkeit 
dieser  Funktion  ergibt  sich  aus  der  Form  des  ganzen  Profits  u. 
seiner  beiden  Bestandteile  als  Ueberschuss-  oder  Restwert  in 
der  oben  (B,  1)  angegebenen  Weise,  b)  Diese  Form  bedingt  ein 
spezifisches  Risikoelement.  Dies  Element  zeigt  sich  aut 
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zweierlei  Weise  a)  nicht  nur  ökonomisch  in  den  möglichen  Ver- 
lusten am  Wert  des  eingesetzten  Kai)itals  u.  am  Profit,  selbst- 

u.  Unternehmergewinn,  indem  diese 
überhaupt  nicht  oder  wenigstens  nicht  in  ihrer  berechtigtermassen 
zu  erwartenden  Höhe,  sondern  statt  dessen  Einbussen  eintreten: 
dafür  muss  auf  die  Dauer  auch  beim  Profit  u.  U.-G.,  wie  beim 
Kap.-G.  in  der  oben  schon  dargelegten  Weise  (S.  318),  ein  besonderer 
xJestendteil  angesetzt  werden,  eine  Risikoprämie,  ß)  Aber  ein 
solches  Risikoelement  macht  sich  auch  psychisch,  als  «■q- 
steigertes  Lastmoment  in  der  spezifischen  Unternehmerarbeit 
geltend,  u.  zwar  hier  nicht  nur  bei  dem  Unternehmer  als  Betriebs- 
organisator u.  Leiter,  sondern  auch  bei  ihm  als  Einsetzer  seines 
eigenen  Arbeitswerts  u.  des  Werts  seines  Anlage-  u.  Betriebs- 

Nutzungen,  insofern  als  Besitzer  dieses  Kapitals 

(b.  147}. 

XT-  spezifische  Mühen  u.  Sorgen  („schlaflose 

iNacnte  ),  welche  psychisch  als  Lastmomente  empfunden  werden.  Sie 
mu^en  durch  ökonomische  Lustmomente  in  einem  angemessen  sicheren 
rroht  Kap.gewinn  u.  U -G.  ausgeghchen,  vergolten  werden;  jedenfalls 
soweit,  als  sie  nicht  schon  durch  spezifische  psychische  Lustmomente 
genügende  Ausgleichung  erfahren,  welche,  im  Unterschied  zur  Stellung 
des  Arbeiters,  Beamten  im  Dienstverhältnis,  auch  des  reinen  Rentners 

Eigenart  der  Unternehmerarbeit  u.  -Stellung,  in  der 
belbständigkeit,  in  der  Gewährung  von  Macht  u.  Einfluss,  von  spezifischem 
„Ansehen  , also  in  solchen  sozialen  Momenten  liegen  können. 

Danach  ist  ^ auch  prinzipiell  ein  höherer  Profit,  selbst- 
erworbener Kapitalgewinn  verglichen  mit  dem  Zins  des  blossen 
Leihkapitals,  ein  höherer  Unternehmergewinn  verglichen  mit  dem 

Lohn  u.  Gehalt  in  Dienststellungen  vergleichbarer  Arbeitsart  gerecht- 
fertigt. 

Diese  OTössere  Höhe  fällt  nicht  mit  derjenigen  zusammen,  welche 
etwa  ausserdem  — u.  sicher  vielfach,  wenn  auch  wieder  nicht  ganz  all- 
gemein -—aus  dem  höheren  Wert  der  Arbeitsleistung  des  Unternehmers 
u.  der  öelbstbeschäftigung  des  Kapitals  entspringt  u.  auch  ökonomisch 
bep-undet  ist,  verglichen  mit  der  Leistung  des  bloss  Kapital  leihweise 
anlegenden  Leihkapitalisten  (auch  Vermieters,  Verpaciiters)  u des 
Arbeiters  u.  Beamten  im  Dienstverhältnis.  - Für  die  Grundfrage  der 
Verteilung  des  Ertrags  unter  kapitalist.  Unternehmern  u.  Arbeitern 

Fragen,  welche  sich  an  U.-G.  u.  Profit  knüpfen,  ist  es 
acht  psychische  Seite  des  Problems  gebührend  zu  be- 

ll. Bestandteile  des  U.-G.s.  Es  sind,  wie  beim  Kap.gewinn 
(S.  318)  zwei:  1.  Eine  Risiko-  oder  Gefahrprämie,  für  Verluste 
u.  Gewdnneinbussen  ii.  2.  der  eigentliche  U.-G.  Zu  1.  Für  diese 
Prämie  gelten  analog  die  nämlichen  Bestimmgründe,  wie  für  die- 
jenige beim  Kap.gewinn,  weshalb  es  im  ganzen  genügt,  auf  die 
Ausfiihrungen  oben  (unter  C,  S.  318  ff.)  zu  verweisen,  welche  mut. 
mut.  sich  auf  die  Risikoprämie  beim  U.-G.  mit  anw'enden  lassen. 
Was  apart  liegt,  erklärt  sich  namentlich  aus  der  Natur  des  U.-G.s 
(u.  Profits)  als  jenes  Ueberschuss-  oder  Restwerts,  u.  findet*  im 
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Folgenden  bei  den  Erörterungen  über  den  eigentlichen  U.G.  seine 
Erklärung  mit.  Zu  2.  Auf  die  Dauer  ist  wieder  nur  der  eigentliche 
U.-G.,  wie  der  eigentliche  Kap.G.  für  den  Kapitalisten,  wirkliches 
Einkommen  für  den  Unternehmer  als  solchen.  Im  Folgenden 
handelt  es  sich  vornehmlich  um  diesen  eigentlichen  U.-G. 

In  diesem  eigentlichen  U.-G.  bildet  ein  Entgelt  nach  der  vor- 
erwähnten  psychischen  Seite,  für  die  betreffenden  Lastmomente, 
Bestandteil,  welcher  vom  übrigen  Teil  des  U.-G.s  sich  nicht  ausserlich, 
rechnungs-  u.  zahlenmässig  trennen,  nicht  einmal  soweit,  als  Kap.  u. 
U-G  im  Profit,  sondern  sich  nur  gedankenmässig  absondern  lässt. 
Aber  jenes  psychische  Moment  sucht  doch  praktisch  m der  Gestaltung 
des  U.-G.s,  namentlich  betreffs  der  Höhe  dieses,  seinen  Einfluss  zur 
Geltung  zu  bringen  u.  erreicht  das  auf  die  Dauer  auch,  wenn  die 
Produktion  im  bestehenden  Umfang  zur  Deckung  der  Nachfrage  fort- 

gehen  soll  u.  muss.  . l • t-,  ■ 

III.  Bestimmgründe  des  U.-G.  Es  sind  wie  bei  Preis, 

Lohn,  Kap.G.  zweierlei  zu  unterscheiden:  A.  solche  seines 

jeweiligen,  u.  B.  solche  seines  dauernden  Standes,  bür  beide 
kommen  hier  die  technischen  ii.  wirtschaftlichen  Produktionslehren 
sowie  die  Lehren  von  Preis,  Produktionskosten,  Arbeitslohn,^  Kap.- 
gewinn, Rente  zur  Anwendung,  für  beiderlei  Bestimm^ünde  vor- 
nehmlich die  Lehren  von  Lohn  u.  K.-G.,  wie  sie  in  der  yoraus- 
gehenden  Behandlung  dieser  beiden  Einkommenzweige  m sie 
isolirender  Betrachtung  dargelegt  worden  u.  für  die  Rente,  wie  sie 
im  nächsten  § 63  in  gleicher  Weise  entwickelt  werden  wird.  Zur 
Ergänzung  ist  auf  den  Abschnitt  unten  über  das  Verteilungsproblem 
im  Zusammenhang  der  Einkommenzweige  zu  verweisen.  Daher 
können  die  Ausführungen  über  den  U.-G.  in  isoliernder  Betrachtung 

hier  beschränkt  werden.  ^ j j tt  o n 

A Besthnmgründe  des  jeweiligen  Stands  des  L.-tr.s. 
Hervortreten  des  U.-G.s  überhaupt,  d.  h.  sein  tatsächliches  Uebrig- 
bleiben  als  Ueberschuss-  oder  Restwert  in  der  oben  angedeuteten 
Weise  oder  sein  Verschwinden  u.  sein  Uebergang  in  „Einbusse  * 
— als’ technischer  Ausdruck  für  den  „negativen*- U.-(r.  - sowie 
seine  wirkliche  Höhe  als  positive  Grösse,  d.  h.  als  absoluter  VV ert- 
betrag  in  wirtschaftlichen  Gütern  für  den  Unternehmer  u.  als  Anteil, 
Quote,  vom  volkswirtschaftlichen  Reinertrag  (nach  Abzug  blos 
der  natürlichen  oder  volkswirtschaftlichen  Kosten  vom  Rohertrag) 
hängen  von  folgenden  Momenten  ab:  1.  vom  Wert  des  Roh- 
ertrags, in  der  Verkehrs-  u.  Absatz  Wirtschaft  des  Erlöses  dafür. 
Die  Höhe  dieses  Werts  wird  bestimmt  a)  durch  die  quantitative  u. 
Qualitative  Leistung  der  Unternehmung,  aller  darin  tätigen  Personen, 
der  Kapitalien,  insbes.  auch  derjenigen,  welche  in  Werkzeugen  u. 
Maschinen  bestehen,  des  Boiens  u.  aller  Naturkräfte,  weldie  unter 
Vermittlung  menschlicher  Arbeit  u.  Kapitals  mitwirken  Dafür  ist 
hier  namentlich  der  Stand  der  Technik,  der  ArbeitsfähigkeU  u.  Lust, 
der  Betriebsorganisation,  der  Arbeitsteilung  massgebend,  überhaupt 
alles  das,  was  in  der  Lehre  von  der  Produktion  dargelegt  worden 
ist,  worauf  hier  zu  verweisen  genügt;  b)  von  der  Höhe  des  Erlöses, 
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sie  wird  durch  die  Absatzpreise  der  Produkte  bestimmt.  Dafür  kommt 
che  Lehre  vom  Preise  in  Betracht.  2.  Der  volkswirtschaftliche 
Keinertrag  der  Unternehmung  wird  dann  weiter  bestimmt  durch  die 
Hohe  der  natürlichen  oder  volkswirtschaftlichen  Kosten 
bzw  des  dafür  anzusetzenden  Wert betrags,  in  der  Verkehrswirtschaft! 
wo  die  sachlichen  Produktionsmittel  nicht  oder  nur  teilweise  selbst 
produziert,  sondern  eingekauft  (event.  zur  Nutzung  erworben)  werden, 
regelmässig  des  Geldwertbetrags,  mit  dem  sie  erlangt  werden. 
Dafür  sind  wieder  entscheidend  a)  der  Stand  der  Technik  in  der 
erstellung  der  sachliclien  Pioduktionsmitlel  selbst  u.  der  neuen 
1 rodukte  u.  wie  bei  1,  a die  ökonomiscdie  Leistung  der  Unter- 
nehmung;  b)  die  Preise  der  Dritten  abgekauften  Produktionsmittel. 
Dafür  kommt  wieder  der  Preis  u.  die  Theorie  des  Preises  in  Betracht, 
d Der  e 1 nzehyirtschaft liehe  Eeinertrag,  welcher  dem  kapitalist. 
Unternehmer  als  Profit,  dem  Unternehmer  als  solchem  als  U -G. 
verb  eibt  hängt  ausser  von  1 u.  2 von  den  Vergütungen  ab, 
welche  für  die  _ Mitwirkung  anderer  Arbeitskräfte  u.  Dritten  als 
Ligentum  oder  in  h orm  von  Nutzungsrechten  gehörenden,  an  den 
Lnternehmer  für  seine  Zwecke  zur  Benutzung  u.  Nutzung  in  der 
Unternehmung  abgetretenen  sachlichen  Produktionsmittel,  Kapitalien 
Uebäude,  Grundstücke  ausbedungenermassen  zu  entrichten  sind  — 
dehnitiv  regelmässig  aus  dem  Keinertrage  der  Unternehmung,  mit 
eventueller  Ergänzung  aus  dem  Einkommen  oder  Vermögen  des 
Lnternehmers  bis  zur  ausbedungenen  Höhe,  vorschussweise  aus 
seinem  umlaufenden  (Betriebs-)  Kapital  oder  dessen  Ergänzung  aus 
anderen  Mitteln,  auch  aus  Kealisirung  von  Teilen  des  stehenden 
Kapita^Is  u aus  Kredit.  Hier  entscheidet  daher  in  der  Verkehrs- 
wirtschaft die  Hohe  der  zu  zahlenden  Arbeitslöhne,  Beamtengehalte, 
Leib-,  Miet-,  1 achtzinsen,  der  darin  eventuell  mit  enthaltenen 
Kenten,  wofür  wieder  auf  die  Ausführungen  darüber  zu  verweisen 

TT  j-  Rückwirkungen  des  Profits  u. 

^•„•s. auf  diese  drei  massgebenden  Momente,  Rohertrag  u.  Erlös, 
volkswirtschaftliche  u.  Dritten  als  Einkommen  zufallende  einzel- 
wir^tsdiaftliche  Kosten  ein,  indem  eine  sich  tatsächlich  oder  voraus- 
^chthch  ei^ebende  dem  Unternehmer  günstige  Gestaltung  des 
Prohts  u U -G.s,  also  eine  dafür  geltende  Höhe  den  Unternehmer 
weniger  stark  auf  Erhöhung  des  Rohertrags  u.  Erlöses  u.  auf  Er- 
massigung  der  Kosten  hiuzuwirken  nötigt,  daher  auch  öftei-s  sein 
bezügliches  Bestreben  abschwächt,  u.  anderseits  ihm  ermöglicht  u 
ihn  eher  willens  macht,  auch  höhere  Löhne  u.  Zinsen  an  die  be- 
teiligten Dntten  zu  gewähren  wogegen  die  umgekehrte  Gestaltung 
seines  Gewinns  ihn  nötigt,  jedenfalls  ihn  besonders  bestrebt  macht 
den  Rohertrag  zu  steigern,  die  volkswirtschafll.  Kosten  zu  vermindern 
aber  auch  die  den  Dritten  zufallenden  Anteile  vom  Produktions- 
Reinertrag  zu  verkürzen  5.  Es  ergibt  sich  daraus,  dass  doch  auch 
diese  Dritten  an  einem  dem  Unternehmer  günstigen,  relativ  hohen 
Lroht  11.  U.-G.  ebenfalls  ein,  wenigstens  relatives,  Interesse  haben, 
da  bei  solchem  Gewinn  der  Unternehmer  weniger  scharf  darauf 
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angewiesen  ist,  in  seiner  Kampfstellung  diesen  Dritten  gegenüber 
alle  ihm  möglichen  Vorteile  so  stark,  wie  er  es  vermag,  auszunutzen. 

6 Der%weilige  Profit  u.  U.-G.  ist  aber  demnach  in  seinem 
positiven  Hervortreten,  seinem  etwaigen  Negativwerden  (in  Einbusse 
umzuschlagen)  u.  in  seiner  positiven  u.  negativen  Hohe  eme 
Resultante  aller  der  genannten  :\Iouiente,  also  ein  Ergebnis  ^ der 
technischen,  ökonomischen,  betriebsorganisatorischen  Leistuii^g  in  Bezug 
auf  Quantität  u.  Qualität  des  Rohertrags,  /S)  aiif  Gesta  tung 
des  Absatzes,  der  Preise  dabei,  des  Erlöses,  sowie  b)  der  Gestaltung 
der  a)  natürlichen  u.  ß)  Dritten  als  Einkommen  zu  allenden  einzel- 
wirtschaftlichen  Kosten.  7.  Am  Günstigsten,  Hochrten  steht  der 
Profit  ii  U.-d.,  wenn  die  beiden  Momente  >ho.  6,  a sich  dem 
Maximum,  die  No.  6,  b sich  dem  Minimum  nähern;  am  Ungünstigsten, 
Niedrigsten  stehen  Profit  u.  U.-G.  im  entgegengesetzten  lall. 

8.  Daraus  ergibt  sich  a)  das  Interesse  des  Lnternehmers  an  Herbei- 
führung einer  für  ihn  möglichst  günstigen  Gestaltung  der  lechnik, 
der  Betriebs-  u.  Absatzorganisation,  welche  den  Wert  des  Rohertrags 
steigern,  seineGewinnungskosten  herabdrücken,  Absatzpreise  erhoben; 
daraus  aber  auch  b)  die  Aufgaben  des  Unternehmers  in  seiner 
doiipelten  Kampfstellung  a)  gegenüber  der  Natur  u.  ihren  Kräften, 
diese  zu  maximaler  Leistung  mit  minimalen  Kosten  zu  notigen  u. 
ß)  gegenüber  Dritten,  Personen,  sie  unter  einen  gleichen  Zwang  zu 
setzen,  in  der  Produktion  bezüglich  ihrer  Leistungen  u ihrer  dafür 
zu  empfangenden  Entgelte,  bei  einzukaufenden  Verbrauchsmaterialien 
11  sachlichen  Hilfsmitteln  bezüglich  ihrer  Verkaufspreise,  beim  Absatz 
der  erzeugten  Produkte  (u.  Leistungen)  bezüglich  ihrer  Einkaufs- 
preise. Je  besser  der  Unternehmer  diese  Aufgabe  im  Kampf 
niit  der  Natur  löst,  desto  befriedigender  erfüllt  er  seine  Funktion 
in  der  Volkswirtschaft  u.  damit  dient  er  dem  Interesse  Aller,  auch 
der  Arbeiter,  auch  der  Konsumenten;  unbedingt  u.  in  der  Kegel 
auf  die  Dauer  w'ohl  allgemein,  weil  u.  w^enn  die  V ertsteigerung 
des  Rohertrags  u.  die  Wertvenninderung  der  natürlichen  I roduktions- 
kosten  zur  entsprechenden  Preisreduktion  führt,  dann  aucli  meist 
zur  Vergrösserung  von  Produktion,  Arbeiterbeschäftigung,  Absatz; 
bedingt  freilich  nur,  wenn  u.  solange  als  dieser  Erfolg  dank 
faktischer  Monopolstellung  u.  Ausschluss  oder  Beschriinkung  der 
Konkurrenz  nur  in  der  Steigerung  von  Profit  u L.-G.  zum  Aus- 
druck kommt:  die  Gefahr  der  Kartelle  u.  Irusts  (b.  270  «.). 
10.  Auf  der  apriorischen,  auf  genereller  Deduktion  aus  der  wirt- 
schaftlichen Motivation  entnommenen  u.  auf  der  erfahrungsmässigen 
Annahme,  dass  die  Privatunternehmung  (einschliesslich  der 
erwerbsgesellschaftlichen  u.  [frei-]  genossenschaft  heben)  diese 

Funktion  im  Kampf  mit  der  Natur  am  Besten  erfülle,  beruht  die 
Rechtfertigung  des  Privatbezugs  von  Profit  u.  U.-G.  u.  schliesslich 
mit  diejenige  der  privatwirtschaftlichen  Organisation  u.  deren 

Rechtsordnung  überhaupt.  tt  . 

11  Nimmt  man  die  Leistung  von  Unternehmung  u.  Unternehmer 

in  bezug  auf  Rohertrag  u.  dessen  natürliche  Kosten  als  gegeben 


Betriebe)  u.  Dritten  zu  zahlende  Zinsen  u.  Renten  (wucherHche  Leih- 
Snsen,  manche  Mietzinsen  [Geschäftslokale  des  Kleinhandels  .1,  auch  Pacht- 
yinsen  u -Renten  fproletar.  Kleinpächtertum]  zu  hoch  sind,  namenthch 
ieUtiy,  im  \4kältnis  zu  eininder.  b)  Aber  Profite  u^  Unter- 
nehmereewinne  (vollends  bei  Hinzutritt  vonSpekulations- u.  Konjunkturen 
eewinnfn)  können  auch  sein  und  sind  öfters  zu  hoch,  über  massig 
loch  wml  die  Preise  zu  hoch  (Kartell-,  Trust-,  Grossbetnebsartikel  bei 
Ouasimonopolstellung  der  Unternehmungen  [Stahl-,  Maschinenmdustiie, 
Bergbau  Kohle !l)  u.  weil  die  Löhne  (u.  Gehalte)  u.  teilweise  auch  die 
KiSnsen  (Prioritätsobligationen,  Pfandbriefe  der  Hypo  hekenbanken) 
zu  niedrig  sind  u.  so  gehalten  werden  können,  namentlich  wiedeium 
relativ  ^ Die  „freie  Konkurrenz“  ohne  und  mit  Kartellen  tiat  das 
richtige  Mass  nach  oben  u.  unten  nicht  zu  sichern  verstanden  Ob  die 
frühef  besprochenen  Organisationen  der  beiden  Parteien, 

käufer  u.  iäufer,  der  Arbeitgeber  u.  solS 

welche  hinzutreten  müssten  — so  der  ^ ennieter  u.  Mieter  usw . so  ein 
gerichtet  werden  u.  so  fungieren  können,  dass  das  Problem  des  gerechte 
IreSes  u des  der  Billigkeit  entsprechenden  richtigen  Masses  der  einzelnen 
Skommem  der  ganLn  Einkommeiiverteilung  im  Rahmen  der  privat - 

wirtschaftlichen  Organisation  befriedigend  gelost  werden  kann,  ist  erst 
wirtscnamiciie  g ^ entscheiden.  Es%leibt  die  grosse  sozialokonomische 

ucu  hochentwickelten  Kulturvölker,  von  deren 

Zukunft  dieser  Völker  überhaupt  mit  abhängt. 

de  des  dauernden  Stands  des  Profits  und 
■ ^ von  welchen  der  j eweilige  Stand  des 
, können  sich  nach  deni  Dargelegten  unter 
estaltein  dass  diese  Gewinne  zeitweilig  sehr  hoch 
■ ■ ■ keil,  selbst  verschwinden  u.  so- 
2.  Auf  die  Dauer  sind  diese 
unten  nur  in  Ausnahmelallen 
1 nur  auf  eine  beschränkte, 
i-e  Zeit.  3.  Eine  dauernde 
ist  nach  oben  zu  beschränkt 
eiche  bei  den  regelmässig  erzeugten  Waren 
Produkte)  deren  Maxima  n.  bei  den  Löhnen  u. 
■■■  Pachtzinsen)  deren  Minima  bestimmen. 

auf  die  Preistheorie,  für  die  Lohn-  u. 
Ausfiilnnngen  dazu  u.  aut  die  für  den 
aufzustellende  Verteilungs- 


an,  so  hängt  Profit  u.  U.-G, 

Interessenkampfs  des  Unternehmers 
sachlichen  Produktionsmittel  u.  u 
Konsumenten)  der  eigenen  Produkte 
der  Produktion  u.  im  Absatz  besd 
um  die  Lohn-  u.  Gehaltshöhe,  i 
Verpachtern  von  Kapital,  Gebäuder 
und  Pacht-Zinshöhe;  die  soziale 
u des  U.-G.s.  12.  Das  volkswirtschaftliche  « „ 
Ökonomische  Urteil  über  die  Höhe  von  Profit  u I 
u.  im  Vergleich  mit  der  durch  die  Preishöhe  der 
x^roduktionsmittel  u.  der 
ökonomischen 
letzterer,  ferner 


u,  deren  Höhe  ab  vom  Ergebnis  des 
---J  mit  den  Verkäufern  der 
mit  den  Abnehmern  (Käufern, 
‘ die  Preishölle,  mit  den  in 
ichäfti^ten  Arbeitern  u.  Beamten 
mit  den  Verleihern,  Vermietern, 
en,  Boden  um  die  Leih-,  Miet- 
le  Seite  im  Problem  des  Profits 
u.  soziale,  das  sozial- 
*G.,  an  sich 
- eingekaufteu 

^ verkauften  Produkte  bedingten  sozial- 

Lage  der  Produzenten  ersterer  u. 

w-i  J 1 Vergleich  mit  der  Lohn-,  Gehalts- 

Höhe  der  drei  Zinsarteii  hängt  dann  von  dem  richtigen 
den  betreffenden  Leistungen  u 
u.  yerbrauchskräften  der 
ab.  Hier  kommt  man 
er  Wägungen“  in  bezug  auf  Preise  u 

deren  Höhe  nicht  hinweg:  als  letztes  Problem  taucht  wiedemm 
das  „des  gerechten  Preises'  ‘ ' ^ 

Masses  auch  der  Hölien  der 
t all  und  mündet  alles  in  die  Probleme  der  all 
theone  aus  (Abschnitt  2,  § 64  ff). 

13.  Die  Gefahr  besteht  nun,  dass  l1 

System,  anderseits  gerade  bei  dessen  Ausschluss 
betrieben  mittelst  Kartellen  u.  Trusts 
Leistungen  der  Produzenten  u.  (' 
entsprechen  u.  ein  ..richtiges  Mass 
in  den  individuellen  Unternehmerge 
Löhnen  u.  Gehalten,  ein  Zuviel  u. 
ein  Lntermass  nicht  ausreichend  verbür 
möchten  eine  Verwirklichung 

Masse  in  der  modernen  privatwirtschaftlichen  Or 
iliren  starken  Extremen  von  Milliard 
Proletariern  bestätigen,  ll.  I 
Xotwendigkeit  die  oben  öfters 
gemeinwirtschaftlichen,  neben 
wirtschaftlichen  Organisation,  d 
privaten^  üiiternehmmig  (S.  l,o  ii.;,  cier  v 
1 roduktionszweigen,  der  gesetzlichen  u.  administn 
Hreis-,  Lohn-,  Zins-,  Renten-  und  auch  Profit 
gew’innpolitik  auf,  bei  welcher  auch  die  Steuei 
bares  Hdfsmittel  mit  bieten  kann. 

IT  berücksichtigen  ist  hier  bes.  noch  Folgen 
Unternehmergewinne  können  sein  u.  sind  sieht 
niedrig  w-eil  die  Preise  zu  niedrig  (vielfach  and 
Handwerks-,  Hausindustrie-,  Heimarteitsartikel,  ; 
rabnkate)  u.  die  Löhne  (für  affi-arische.  für  klein. 


der  Verbraucher 
u.  mit  der 
Verhältnis 
Einkommenhöhen, 
beteiligten  Klassen  u. 
wieder  über  „Billigkeits- 
bei  den  Eiukommenarten  auf 

_ j auf 

’ ,1*^  Praxis  das  des  richtigen 
Einkommenarten  im  individuellen 

aus  (Absclmitt  2,  ^ 64  ü). ''orteiluugs- 

i einerseits  gerade  im  Konkurrenz- 

bes.  unter  Gross- 

, gerechte  Preise“,  welche  den 
den  Bedürfnissen  der  Konsumenten 
in  der  Höhe  des  Einkommens, 
men,  Kapitalgewinneu,  Zinsen, 

1 Ziiwenig,  ein  Uebermass  u. 
■gt  sind.  Erfahrungstatsachen 
g dieser  Gefahr  vielfacli  u.  in  wachsendem 

^..ganisation  mit 
ären  u.  Millionären  u.  von 
^en,  14.  Insofern  tauchen  aucli  mit  innerer 
schon  berührte  zu  Probleme  der 
u.  teilweise  statt  der  privat- 
r öffentlichen  neben  u.  statt  der 


zwischen 
Bedürfnissen 
Einzelnen 


durch  die  Erfahrung 
Zukunftsfrage  der  modernen 
richtiger  Eriedigung  die  l._ 

B.  Bestimm  grün  de  des  dauern 
U.-G.s.  1.  Die  ßestimmgründe, 

Profits  u.  U.-G.s  abhängt,  — 
Umständen  so  g' 
steigen,  anderseits  auch  sehr  1 
gar  negativ,  zu  Eiiibussen  we 
extremen  Gestaltungen  nach  i 
zu  erwarten  u.  auch  da  gew 
wenn  auch  immer  etwas 
Maximalhöhe  von  Pi 
durch  die  Umstände,  w 
(Industrie-,  Agrar^ 

Leihzinsen  (auch  Miete, 

Für  die  Preismaxima  ist 
Zinsininima  auf  die  früheren 
Zusammenhang  der  Einkommenzweige 
theorie  zu  verweisen. 

4.  Ein  dauernd  nicht  zu  unter 
dagi*gen  der  U.-G,  (u.  damit  z.  1 . 
Kapitalgewinu-Miniinuui  darin  für  die  ; 
noch  Vorbehalten)  aus  selbständigen 
nur  von  Preisen,  Löhnen,  Zinsen  abha 
Unterschied  zur  Sachlage  beim  jeweili; 
lässt  sich  die  Frage,  „unter  welcl 
einer  Ü n t e r n e h m u n g d a u e r ii  d e 
welcher  Durclischiiittshühe  sich 
u.  nach  Erwägungen,  welche  aus  der 
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U.-G.-s  als  (alleiniges)  Einkommen  des  Unternehmers  folgen 
beantworten,  auch  dafür  unter  bestimmten  Voraussetzungen  eine 
±ormel  der  massgebenden  Momente  gewinnen. 

Diese  lautet:  a)  solange  das  Produkt  bestimmter  Art  u Güte 
(borte)  einer  Unternehmung  überhaupt  u.  in  bestimmter  Men<>-e  noch 
begehrt  u.  von  anderswoher  nicht  billiger  zu  erlangen  ist,  also  zur 
Deckung  des  Markthedarfs  erforderlich  bleibt,  muss  eine  Unter- 
nehmung, mindestens  auf  die  Dauer,  wenigstens  soviel  U.-G.  (bzw. 

abwerfen,  um  den  Unternehmer  zu  bestimmen,  seine 
latigkeit  u.  sein  Kapital  noch  ferner  der  betreffenden  Produktion 
zu  widmen.  b)  Dies  hängt  wesentlich  ab  von  der  Höhe  der 
günstigeren  anderweiten  U.-Gewinne,  welche  dem  Unternehmer,  im 
selben  Produktionszweige  am  anderen  Ort  oder  in  anderen 
Produktionszweigen,  erreichbar  sind,  indem  er  dahin  seine  Täti"-keit 
u.  sein  Kapital  verlegt,  c)  Die  Voraussetzungen  tiir  diesen  Wechsel 
in  den  Unternehmungen  sind  die  gleichen  oder  ähnlichen,  welche 

K-M^talgewinne  in  Betracht  kommen  u 
oben  (b.  328)  angegeben  worden  sind.  Besondere  Beachtung  ver- 
dient dabei  noch  folgende  Voraussetzung,  welche  bei  jener  Gewinn- 
ausgleichuiig  auch  mit  zu  berücksichtigen  ist,  hier  aber  beim  U.-G 
noch  besonders  in itspielt:  es  dürfen  nämlich  nicht  anderweite  nicht- 
ökonomische Eücksichten,  der  Berufsliebe,  des  Gefühls-,  Familien- 
lebens, auch  ästhetischer  u.  sonstiger  Art  trotz  des  Fortfalls  von 
Gewinn  oder  des  Bezugs  nur  von  Minimalgewinnen  das  Verbleiben 

des  Unternehmers  in  der  alten  Unternehmung  ii.  Produktion  ver- 
anlassen. 

d)  Nur  wenn  diese  Voraussetzungen  nicht  zutreffen,  also  ein 
Unternehmungswechsel  unterbleiben  muss  u.  tatsächlich 
unterbleibt,  wird  der  Unternehmer  genötigt,  sich  mit  dem  jeweils 
dim  erlangbaren  auch  unter  den  normalen  Sätzen  von  U.-G.  (u. 
x^ront)  dauernd  stehenden  Miniinalgewinnen  zu  begnüf^en. 

praktisch  oftmals  bei  Landwirtschaft,  Forstwirtschaft, 
gewerbhchen  Kleinbetrieben,  Hausindustrie,  gewissen  Handwerken,  in 
solchen  Fabnk-  u.  Montanbetrieben,  aus  denen  sich  das  Kapital  nicht 
oder  nur  mit  zu  grossen  \ erlösten  herausziehen  lässt.  Hier  werden  die 
Gewinne  auf  den  tiefsten  Stand  sinken  u.  dauernd  nicht  erhöht  werden 
können wird  schliesslich  der  ganze  „Profit“,  vollends  der  U.-G.  allein 
nur  noch  einen  kärglichsten  Arbeitslohn  abwerfen,  durch  Konkurrenz  von 
Grossbetrieb  u.  besserer  Technik,  durch  Preisdruck  der  Produkte  so 
tief  herabgedruckt  werden  können  (landwirtschaftliche  Betriebe  z Teil 
mit  infolge  der  Iremden  Konkurrenz  heute). 

e)  Ein  ununterschreitbares  bestimmtes  IMinimum  des  U.-G ’s  u 
Profits  ist  hier  kaum  zu  bestimmen,  es  liegt  so  tief  wie  das  dauernde 
Jmhnmimmum  (§  65).  Da  nun  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  in  der 
i raxis  jene  Voraussetzungen  wirklich  nicht  zutreften,  so  kann 
allerdings  ein  so  tiefes  Sinken  des  U.-G.  (u.  selbst  Profits)  unter 
dauernd  ungünstigen  Umständen,  wie  vielfach  in  den  angeführten 
Beispielen,  beinahe  als  Regel  gelten.  Wichtige  Erscheinungen  in 
niedergehenden  Produktionszweigen,  bes.  in  gewissen  land- 


365 


wirtschaftlichen  u.  industriellen  Betrieben,  bestätigen  das  u.  finden 
so  ihre  theoretische  Erklärung. 

f)  Wo  dagegen  jene  Voraussetzungen  zutretten  u.  die  tsacii- 
lage  die  unter  a angegebene  ist, 

U.-G  (u.  Profit)  in  der  bei  a angegebenen  Hohe  abfallen.  oonst 
würde  eben  das  Unternehmen  aufgegeben,  dann  der  Marktbedaid 
nicht  gedeckt  werden,  infolgedessen  der  Preis  steigen  müssen.  Diese 
Aussicht  kann  aber  nach  den  Gesetzen  des  Preises  u.  der  Kosten, 
selbst  schon  ohne  tatsächlich  sich  zu  verwirklichen,  stark  genug 
dai-auf  hinwirken,  dass  entweder  schon  jetzt,  noch  bevor  das 
Unternehmen  eingestellt  ist,  wenn  das  nur  droht,  die  Preise  sich 
genügend  hoch  stellen,  daher  event.  steigen,  um  einen  nach  den 
Umständen  genügenden  U.-G.  (n.  Profit)  zu  gewähren  oder  die 
Produktionskosten  sinken  (Reduktion  der  natürlichen  Kosten,  so- 
weit möglich,  namentlich  aber  auch  der  tur  Dritte  als  deren  Ein- 
kommen anzusetzenden  Kosten,  für  Löhne,  Leih-,  Miet-,  Pachtzinsen), 
oder  dass  beides,  Preissteigen  u.  Kostensinken,  zugleich  eintritt 
Hier  liegt  daher  der  Fall  einer  AbhänM^eit  der  Preise  u.  der 
Löhne  u.  Zinsen  vom  U.-G.  (u.  Profit)  vor,  welker  in  der  Pra^s  doch 
auch  vorkommt,  so  wenn  Haus-  u.  Grundeigentümer  ^eme  andere  A ei- 
wertungsgelegenheit  ihrer  Objekte,  Arbeiter  kerne  andere  ihiei  Arbei  s 
kraft  haben,  z.  B.  nicht  Beruf  u.  Arbeitsart  wechseln,  nicht  fortziehen 
können  (Beispiele  in  Heimarbeit,  bei  hausindustriellen  Arbeitern  - was 
auch  die  Meister  hier  nur  sind  welche  ganz  aut  durch 

ihren  in  ungünstiger  Lage  befindlichen,  unter  schlechten  Konjunktm  en, 
zu  gedrückten  Preisen  absetzenden  Verleger  angewiesen  sind). 

er)  Die  Höhe  des  in  solchen  Fällen  (unter  f)  dauernd  zu 
erziel4den  Mini  mal- U.G.s  (u.  Profits)  wird  «)  durch  diejenige 
bestimmt,  welche  unter  ähnlichen  Bedingungen  der  Unteniehmer- 
tätigkeit  in  vergleichbaren  u.  bei  einem  Wechsel  erreichbaren 
anderen  Unternehinungen  erzielt  werden.  Daher  wird  er  sich  ver- 
schieden hoch  stellen,  jenachdem  es  sich  um  \ erhältnisse  im  Gross-, 
Mittel-  oder  Kleinbetrieb  handelt.  Auch  die  sozialen  Momente  ii. 
daraus  hervorgehende  Bedürfnisse  (soziale  Stellung,  Bildung  ties 
Unternehmers,  darauf  begründete  Ansprüche),  deren  Kosten  der 
U -G.  decken  muss,  äussern  ihren  Einfluss  mit.  Insofern  muss  der 
U -G.  eine  Höhfe  behaupten,  welche  nicht  nur  ausreicht,  den  absolut 
notwendigen  Bedarf  zu  decken,  sondern  auch  den  über  ihn  hinaus- 
gehenden, d.  h.  einigermassen  den  sogen,  „standesgemässen  y>iter 
ähnlichen  Verhältnissen,  ß)  Es  kann  aber  sein,  dass  der  UyG.  (u. 
Profit)  auch  allgemein  auf  ein  niedrigeres  Minimum  dauernd  sinkt, 
Avozn  eine  gewisse  Tendenz  vorliegt  (s.  unten).  Dann  wird  sich 
auch  im  individuellen  Fall,  wie  er  hier  in  der  Erörterung  voraus- 
gesetzt wird,  das  Minimum  dauernd  nicht  höher  stellen  können 
auch  wenn  das  peinliche  Einschränkungen  der  Bedürfnisse  bedingt. 
Was  hier  einwirkt,  wird  in  der  allgemeinen  Verteilungstheorie  im 

nächsten  Abschnitt  dargclegt  werden. 

In  Unternehinungen,  wie  oftmals  im  Klein-  u.  :Mittelbetneb  m 
Landwirtschaft  u.  Industrie,  Handel,  welche  den  Arbeitern  u.  den  ver- 
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leihenden  vermietenden  u.  verpachtenden  Kapitalisten  gegenüber  einen 
schweren  Stand  haben  auf  dem  Arbeitsmarkte  in  der  Nachfrage  nach 
Arbmtski  äften  u.  im  Warenabsatz  stark  unter  einander  u.  schwer  mit 
den  Lrrossunternehmern  konkurrieren,  wird  der  U.-Gr.  u.  Profit  leicht  dem 
^Minimum  nahekommen,  selbst  darunter  herabgedrückt  werden,  so  auch 
sein  dauerndes  Minimum  noch  sinken  u.  nur  wenig,  wenn  überhaupt 
etwas,  hir  einen  das  notwendige  Verbrauchsminimum  überschreitenden 
„standesgeniassen*  Aufwand  gewähren.  Auch  der  Wechsel  in  der 
Unternehmung  hilft  dem  dann  nicht  ab.  Denn  selbst  wenn  er,  den  oben 
dargelegten  Voraussetzuiigeii  gemäss,  möglich  wäre,  nützte  er  nichts, 
da  eben  m erreichbaren  anderen  Unternehmungen  auch  nicht  mehr 
an  bewinn  abfällt.  Das  ist  nicht  nur  vorübergehend  in  ungünstigen 
Koniunkturen,  sondern  lange  Zeit,  ja,  soweit  absehbar,  dauernd,  die 
Sriäin  agrarischen,  industriellen  u.  merkantilen  Klein- 

Der  Uebergang  des  Unternehmers  in  die  Dienststellung  des 
Lohnarbeiters  ist  dann  vielfach  der  Abschluss  der  Entwicklung 
dm  leidige,  aber  auch  wieder  die  immer  noch  eher  zu  ertragende 
Aotwendigkeit,  weil  dabei  wenigstens  noch  etwas  sicherer  ein  Lohn- 
minimum verbürgt  wird  und  ein  solches,  welches  den  U.-G.  u. 
ganzen  Profit  des  Kleinunternehmers  übersteigt. 

_ U.-G.  (u.  Profit)  in  verschiedenen  Unternehmungen  u 
Beschäftigungen.  A.  Ausgleichungsstreben.  B.  Praktische  Hindernisse 
dabei.  L.  Bildung  von  Rentenverhältnissen.  Für  das  hier  wohl 
aufgestellte  u.  unter  den  notwendigen  Kautelen  auch  aufstellbare 
„Gesetz“  der  Ausgleichung  gilt  gi-ossenteils,  wenn  auch  nicht  durch- 
aus, dasselbe,  wie  für  das  verwandte  „Gesetz“  der  Ausgleichung 
des  Kapitalgewinns.  Daher  genügt  es  vielfach  auf  die  Aus- 
führungen hierüber  (oben  S.  327  ff.)  zu  verweisen  ii.  sind  nur  noch 
einige  Ergänzungen  speziell  für  die  Ausgleichung  des  U -G.s  ii.  des 
diesen  darstellenden  Teils  des  Profits  hier  erforderlich. 

A.  Ein  Streben  des  U.-G.s  u.  Profits  zu  einer  Ausgleichung, 
zwischen  den  verschiedenen  Unternehmungen  des  nämlichen 
Produktionszweigs  u.  zwischen  denen  in  verschiedenen  Zweigen,  ist, 
wie  beim  Kapitalgewinn  allein,  unter  dem  Impuls  des  ersten  wirt- 
schaftlichen Leitmotivs,  des  Strebens  nach  dem  höclistmöglichen 
Vortei  , 1111  allgemeinen  anzunehmen.  1.  Es  vollzieht  sich  durch 
Aiisdelmiing  bestehender  u.  Gründung  neuer  Unternehmungen  in 
(len  Fallen,  wo  dadurch  ein  höherer  Ü.-G.  u.  Profit  zu  erhoft’en  ist. 
Die  so  verstärkte  Konkurrenz  gegen  die  bisher  höheren  U.-G.  u. 
Profit  abwerfenden  Unternehmungen  drückt  in  diesen  die  Preise, 
dadurch  die  Gewinne  herab  u.  lässt  die  erweiterten  alten  u.  die 
neugegründeten  Unternehmungen  an  den  höheren,  wenn  auch  durch 
die  Konkurrenz  schon  wieder  reduzierten  Preisen  u.  Gewinnen  Teil 
nehmen.  Es  trifft  hier  in  der  Tat  Vieles  von  dem  zu,  was  über 
den  Kap.-gewinn  in  verschiedenen  Beschäftigungen  (S.  327  ff.)  und 
oben  hei  den  Bestimmgründen  für  den  dauernden  Stand  des  U.-G.s 
u.  Profits  (bei  B,  S.  363)  aiisgeführt  wurde.  B.  Die  Voraus- 
setzungen eines  solchen  Ausgleichungsprozesses  u.  seiner  Durch- 
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Setzung  sind  a)  wieder  psychologische,  namentlich  starke  geschäftliche 
Energie,  Initiative,  spekulativer  Sinn,  auch  — Rücksichtslosigkeit, 
b)  freie  wirtschaftliche  Rechtsordnung,  welche  die  erforderlichen 
Geschäftsansdehnungen  u.  Neugründnngen  sowie  die  Anwendung 
der  ‘«-eeigneten  Mittel  dazu,  die  Kapitalkonzentrationen,  die  Gross- 
betriebsentwicklungen, die  Einrichtung  der  Unternehmungen,  die 
Kreditbenutzungen,  den  Unternehmungswechsel  für  Unternehmer  u. 
Kaj)ital  in  zweckdienlicher  Weise  gestattet.  3.  Wo  diese  Voraus- 
setzungen fehlen,  unterbleibt  auch  die  Gewinnausgleiclmng,  selbst 

dauernd  oder  doch  sehr  lange  Zeit. 

B.  Hindernisse  der  Ausgleichung.  Sie  sind  so  zahlreich,  so 
stark,  selbst  wenn  die  oben  angedeuteten  Voraussetzungen  zutrefien, 
vollends  wenn  sic,  wie  oftmals  teilweise  oder  ganz  fehlen,  ferner 
weil  noch  manches  Andere  hier  niitspielt,  als  die  kapitalistischen 
Gewinngesichtspunkte  bei  der  Ausgleichung  des  Kapitalgewinns, 
vollends  des  blossen  Ueilizinses  (S.  327  ft.),  dass  von  einer  Aus- 
gleichung höchstens  als  von  einer  Tendenz,  aber  nicht  als  von 
einem  wirklich  sich  völlig  vollziehenden  u.  gar  zu  einem  Abschluss 
kommenden  Vorgang  gesprochen  werden  kann,  wenn  auch  beständig 
Ansätze  in  der  betreffenden  Richtung  hervortreten  u.  eine  gewisse 
tatsächliche  Bedeutung  erlangen.  Es  erklärt  sich  das  1.  aus  der 
eigenartigen  ökonomischen  Natur  gerade  des  U.-G.s  (n.  Profits); 

2.  aus  den  grossen  Schwankungen  der  Höhe,  periodisch,  jährlich; 

3.  aus  Umständen,  welche  gerade  bei  diesem  Einkommen  mehr  als 
bei  fast  allen  anderen,  die  Kenntnis  seiner  absoluten  u.  relativen 
(im  Verhältnis  zum  Geschäftskapital  stehenden)  Höhe  in  andren 
Geschäften  mehr  erschweren,  bis  zur  Verhinderung;  4.  aus  den 
grossen  Schwierigkeiten,  welche  selbst  bei  freier  wirtschaftlicher 
Rechtsordnung  u.  hei  „kapitalistiscliem“  Erwerbsgeist  Einschränkung 
u.  Ausdehnung,  Anfgeben  u.  Neugründung,  W'ecbsel  der  Unter- 
nehmung zwischen  verschiedenen  Arten  im  selben  u.  zwischen  ver- 
schiedenen Produktionszweigen  bieten,  nicht  nur,  wie  in  der  Frage 
der  Ausgleichung  des  Kapitalgewinns,  für  den  Wechsel  der  Anlage 
dieses  Kapitals,  sondern  noch  besonders  für  den  des  Unternehmer- 
herufs  n.  der  ganzen  Unternehmertätigkeit.  Das  alles  ist  aber 
doch  die  Voraussetzung  dafür,  dass  sich  die  Gewinnansgleichung 
vollziehen  kann.  5.  Auch  zeigt  sich  gerade  hier  wieder,  u.  mehr  u. 
stärker,  als  da,  wo  es  sich  nur  um  Wechsel  des  Kapitals  handelt, 
wo  es  doch  auch  nicht  einmal  völlig  zutrifft,  dass  rein 
ökonomische  Erwägungen  betrefts  der  Höhe  des  U.-G.s  einer- 
seits nicht  allein,  anderseits  bei  allen  Angehörigen  des  Unternehmer- 
berufs nicht  gleiclimässig  zutreffen,  wo  es  sich  um  einen  W echsel 
im  Unternehmungsort  oder  gar  in  der  Unternehmnngsart  handelt, 
zumal  zwischen  ökonomisch,  technisch,  in  der  Unternehmertätigkeit, 
social  sehr  verschiedenen  Unternehmungsgebieten.  Hier  machen 
sich  vielmehr  andere  Momente  n.  Erwägungen  wenigstens  mit 
geltend,  ja  sie  entscheiden  selbst,  sie  bewirken  ein  Verweilen  in 
Unternelimungen  u.  Produktionszweigen  sogar  mit  dauernd  n.  im 

Ä.  Wagner,  aoz-ökou.  Grniidriss,  4.  Aull.  24 
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starken  Masse,  verglichen  mit  anderen  Unternehmungen,  niedrigen 
Gewinnen.  Grosse  dauernde  Verschiedenheiten  des  U.-G.s  u.  Profits 
von  Unternehmung  zu  Unternehmung  im  selben  Ih'oduktionszweig 
u.  auch  im  Durchschnitt  zwischen  verschiedenen  Produktioszweigen 
sind  trotz  des  „Gesetzes'*  der  Gewinnausgleichung  die  Folge,  — 
auch  heute  noch  im  Zeitalter  des  Triumphs  des  2)rivatkapitalistischen 
Erwerbsgeists.  Gleichwohl  bleibt  der  Kerngedanke  in  jenem 
„Gesetze“  richtig. 

Eine^  erschöpfende  Beweisführung  ist  hier  nicht  möglich,  aber  auch 
nicht  nötig.  Vieles  von  den  Ausführungen  über  die  Ausgleichung  des 
Kapitalgewinns  (S.  327  ff.)  ist  mut.-mut.  auch  auf  die  des  U.-G.  mit.  an- 
zuwenden. Zur  Ergänzung  jener  Ausführungen  speziell  für  den  U.-G. 
dient  das  Folgende. 

Zu  1 u.  2.  Für  den  U.-G.  u.  Profit  u.  ihre  Höhe  macht  sich  a)  die 
Individualität  des  Unternehmers,  als  Betriebsorganisators  u.Leiters,  wie 
als  Besitzers  der  Produktionsmittel  stärker  geltend,  als  in  den  meisten  Fällen, 
bes.  als  bei  Leihzins,  aber  auch  als  bei  den  anderen  Einkommen,  Miete, 
Pachtzins,  Rente,  im  ganzen  selbst  wohl  als  l>ei  Arbeitslohn  u.  Gehalt.  Das 
bedingt  beständige  individuelle  \ erschiedenheiten  des  Gewinns,  die  sich 
niemals  ausgleichen  werden,  auch  nicht  in  stark  mit  Kapital,  selbst  mit 
absolut  u.  relativ  — als  Quote  vom  Gesarat  kapital  — viel  umlaufendem 
Kapital  arbeitenden  Betrieben,  b)  U.-G.  u.  Profit  hängen  nach  ihrem 
Charakter  als  Ueberschuss-  oder  Restwert  (o.  S.  355)  in  ausserordent- 
lichem Masse  von  allen  den  wechselnden  u.  in  verschiedener  Kombination 
u.  Richtung  zu  einander  stehenden  Umständen  ab,  welche  die  technische 
Produktivität  des  Betriebs,  die  Höhe  des  Rohertrags,  der  Preise  dafür, 
daher  des  Erlöses,  die  Produktionskosten,  die  zu  zahlenden  Arbeitslöhne, 
Zinsen  u.  Renten,  Preise  der  anzukaufendeu  Produktionsmittel  (oder 
Kosten  der  eigenen  Herstellung  dieser)  u.  Absatzpreise  der  Produkte 
betreffen.  (Landwirtschaft!  In  ihr  die  Schwankungen  derErnten,  Produkten- 
preise!  Gewöhnlich  weit  stärker  als  der  Produktionskosten.  Daher  ab- 
weichende Lage  von  der  Industrie,  worin  Rohertrag  u.  Preise  zwar 
auch,  aber  selten  ebenso  stark,  zumal  in  kurzer  Zeit,  schwanken).  Die 
häufig  beständige  Veränderung  dieser  für  den  U.-G.  u.  Profit  mass- 
gebenden Momente,  die  Beeinflussung  der  natürlichen  Produktionskosten 
durch  den  Stand  der  Technik  u.  me  Veiänderungen  in  dieser,  auch 
durch  den  Standort  der  Produktion,  der  einzelwirtschaftlichen  Kosten 
durch  dies  Moment  u.  durch  den  von  den  Konjunkturen  stark  mit  ab- 
hängigen  Stand  der  Löhne,  Zinsen,  vollends  durch  den  von  den 
Konjunkturen  mitbedingten  Stand  der  Ein-  u.  Verkaufspreise,  — das 
Alles  bewirkt  beständige  Verändeningen,  insbes.  in  der  üblichen 
Berechnungsweise  jährliche  Schwankungen  des  als  Reinertrag  für  den 
Unternehmer  u.  sein  Kapital  übrig  bleibenden  U.-G.s  u.  Profits.  Selbst 
bei  mächtigen  Grossbetrieben,  auch  kartellierten,  zeigt  sich  das  mehr 
oder  weniger,  so  in  der  Gewinnstatistik  der  Aktiengesmlschaften.  Sogar 
in  mehrjährigen  Durchschnitten  der  Gewinne  desselben  Unternehmens 
gleicht  sich  das  öfters  nicht  völlig  aus.  Der  auf  höheren  Profit 
dekalierende  Unternehmer  u.  Kapitdist  kann  daher,  auch  wenn  ihm 
die  Gewinndaten  ^anderer  Geschäfte  bekannt  sein  sollten,  sich  nicht 
sicher  in  seinen  Kombinationen  u.  Kapitalbewegungen  hier  nach  festen 
Anhaltspunkten  richten. 

Zu  3.  Bei  der  im  Rechte  gestatteten,  selbst  bei  Deklarations- 
pflichten für  Besteuerungszwecke  durch  die  Pflicht  zum  Amtsgeheimnis 
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ceschützten  u.  allgemein  üblichen  Geheimhaltung  der  Geschafts- 
ersebnisse  kann  nur  etwa  mittelbar  aus  Lebensweise,  Verbraucli,  aus 
notorischer“  Vermügensbihlung  des  Unternehmers,  deren  genaue  Hoüe 
aber  auch  meist  nicht  bekannt  ist,  Einiges  geschlossen  werden  aut 
Gewinnhöhe,  von  Geschäft  zu  Geschäft  im  selben  Zweige,  auch  tur  den 
Durchschnitt  in  verschiedenen  Zweigen.  Aber  sichere  Airlialtspunkte 
eibt  auch  das  selten.  So  fehlt  die  genauere  Kenntnis  der  Sachlage, 
damit  auch  hier,  wie  bei  der  Ausgleichung  der  Kapitalgewmne  .(&•  dph 
eine  Voraussetzung  für  Operationen  von  Lnternehmer  u.  Kapitalisten, 
in  der  Richtung  des  Strebens,  niedrigere  durch  höhere  Gewinne  zu  er- 
setzen. — Zu  1.  Es  genügt  hier,  wieder  auf  die  Ausführungen  über 
den  Kapitalgewinn  (S.  u.  über  U.-G.  u.  Profit  oben  bei  fen 

Bestimmgründen  des  U.-G.,  bei  III,  S.  fü»,  bes  8.  363  zu  verweisen. 
Die  dauernde  Verschiedenheit  der  Gewinne  selbst  in  Unternehmungs- 
zweigen, welche  am  strengsten  nach  kapitalistischen  Erwerbsg|nuid- 
sätzeii  o-eführt  werden,  wie  Aktiengesellschaften  (S.  323  ff-),  auch  solchen, 
bei  welSien  durch  Kreditbenutzung  leichter  starke  Kapital  Verschiebungen 
erfolo-en,  zeigt,  wie  sehr  das  hier  gewiss  meist  vorhandene  Bestreben 
nach  (lewinnausgleichung^  auf  starke,  öfters  unüberwindliche  Hindernisse 
stösst.  Gegen  rentable  Grossbetriebe  mit  aus  eigener  Kraft  oder  unter- 
stützt durch  Kartellierung  erreichter  Qiiasi-Monoiiolstellung  (b.  3_J,  3.3U), 
mit  f^rossem,  oft  auch  in  starker  Quote  ans  stehendem  bestehenden 
Geschäftskapital,  ist  auch  die  Konkurrenz  neuer  Unterndimüngen  häufig 
so  schwierig,  bietet  hier  soviel  Risiko  ii.  so  unsichere  Er^lga,ussichten, 
dass  sie  eben  unterbleibt  u.  so  die  selbst  sehr  hohen  Gewinne  jener 
Betriebe  bestehen  bleiben  können. 

Von  o-rösster  Bedeutung,  auch  für  allgemeinere  Wirtschafts- 
frageii  ist  aber  runkt  5.  — Ganze  Produktionszweige, 

namentlich  auch  im  grossen  Durchschnitt  die  liauptzweige, 
Landwirtschaft,  Forstwirtschaft,  Industrie,  Handel,  vielfach  in  allen 
wieder  Klein-,  Mittel-,  Grossbetrieb,  zeigen  dauernde  Vei- 
scliiedenlieiteii  der  Höhe  des  U.-G.s  u.  Profits,  die  beiden  eist- 
genannten,  vollends  die  Forstwirtschaft,  aber  auch  bei  niedrigem 
Wertaiischlag  des  Boden-  ii.  Gebäudekapitals  die  Landwirtschaft, 
meist  relativ  viel  niedrigere  Höhe  als  die  anderen,  a)  Das 
beweist,  dass  die  auch  hier  nicht  fehlende  Tendenz  der  Gewinn- 
ausgleichung nicht  mächtig  genug  ist  oder  auf  zu  starke  Hindernisse 
siösst  um  sich  tatsächlich  durchzusetzen,  selbst  in  der  heutigen 
freien  Wirtschaftsordnung  u.  bei  verbreitetem  u.  skrupellosem 
kapitalist.  Erwerbs-  u.  Spekulationsgeist,  welcher  auch  in  Kreisen 
der  ländlichen  Grundbesitzer,  bis  zu  Bauern  hinab,  nicht  mein- 
fehlt,  b)  Aber  es  zeigt  auch,  dass  eben  offenbar  auch  heute 
noch  nicht  rein  ökonomische  Erwägungen  hier  ent- 
scheiden, sondern  c)  andere  mehr  oder  weniger  iiutspiele.n, 
ja  selbst  entscheiden,  wie  die  Art  des  Besitzes,  des  Berufes,  der 
Beschäftigung,  der  Lebensstellung  dabei,  die  Sitte,  Tradition,  der 
Familiensinn,  die  Neigung  zu  u.  die  Gewohnheit  an  einen  be- 
stimmten Beruf;  d)  dass  überhaupt,  auch  heute  noch,  vollends 
früher,  alles  hier  weit  gebundener  ist,  als  es  der  lall  sein 
müsste,  w'enn  die  Gewinnausgleichung  sich  völlig  vollziehen  sollte. 
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L^as  ist  namentlich  in  der  klassischen  Nat.-Oek.,  in  der  liberal- 
indivddualistischen  überhaupt,  bei  der  Freihandelstheorie  u.  -Partei,  so 
in  agrarpolitischen  Fragen,  übersehen  worden  (z.  ß.  in  der  Annahme, 
dass  sich  der  Kornzoll  gleich  in  höheren  Kornpreis,  dieser  in  höhere 
Rente,  diese  in  höheren  Kapitahvert  des  Grundbesitzes  umsetze,  dieser 
in  Aussicht  stehende  höhere  Kapitalwert  gleich  allgemein  zu  spekulativem 
Besitz  Wechsel  führe,  um  ihn  zu  realisieren,  wobei  dann  für  den  neuen 
Erwerber  der  momentan  relativ  höhere  Ü.-G.  u.  Profit  wüeder  ver- 
schwinde: als  ob  der  ländliche  Grundbesitz  allgemein  rein  nach 
spekulativen  Erwägungen  umgesetzt  würde,  wie  noch  nicht  einmal  der 
städtische,  sein  Kapitalwert  sich  nur  nach  der  Rente  bestimme,  selbst 
im  Erbgang,  während  hier  eben  die  augedeuteten  Momente  so  stark 
mitspielen  u.  für  die  Bildung  des  Kapitalwerts  des  Gnmdbesitzes 
modifizierend  wirken  (Sering).  xilles  zu  weit  gehende  Ver- 
allgemeinerungen kapitalistischer  Gedankengäiige  u.  Streheziele. 

6)  Machte  sich  das  hier  unter  Xo.  5 u.  vorhin  unter  4 Hervur- 
gehohene  nicht  so  stark  mit  geltend,  sf>  wären  aller  Besitz  noch  weit 
mehr  mobilisiert,  auch  agrarische  u.  industrielle  Gewinne  weit  mehr 
ansgeglichen,  als  sie  es  sind.  Land-  u.  vollends  Forstwirtschaft, 
welcher  letzteren  sich  die  üblichen  mittleren  Gewinne  im  Ge- 
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werbe  gar  nicht  entfernt  erzielen  lassen,  ohne  völlige,  volks- 
wirtschaftlich ruinöse  Umgestaltung,  wären  dann  ökonomisch 
gar  nicht  mehr  zn  erklären.  So  bleibt  es  eine  wichtige  Tatsache,  dass 
in  den  grossen  Hanptzweigen  der  Produktion  allgemein  dauernde 
grosse  Verschiedenheiten  des  U.-G.s  u.  Profits  bestehen  u. 
förmlich  als  selbstverständlich  gelten.  Nebenbei  bemerkt,  auch  ein 
Bew'eis  für  die  Einseitigkeit  der  materialistischen  Geschichts- 
auffassung, selbst  auf  dem  materiell-wirtschaftlichen  Gebiete. 


C.  Bildung  von  Rentenverhältnissen.  Gerade  mit  U.-G. 
n.  Profit  verbinden  sich  leicht  u.  häufig  (Diftereutial-)  Kenten, 
welche  auf  Vorzugsverhältnissen  beruhen,  unter  denen  die 
Unternehmungen  u.  Unternehmer  konkurrieren.  1.  Bei  den 
Unternehmungen  machen  sich  natürliche,  technische,  wirt- 
schaftliche Vorzüge  geltend. 

So  in  der  Bodenbeschaffenheit,  der  örtlichen  Lage,  dem  Standort 
der  Unternehmung,  für  den  Bezug  der  Bearbeitungsc^jekte  u.  für  den 
Absatz,  in  der  Beschaffenheit  u.  den  Leistungspreisen  (Tarifen) 
der  benutzbaren  Kommunikations-  u.  Transportmittel,  in  der  Beschaffen- 
heit der  gesamten  technischen  Grundlagen  u.  Einrichtungen  des  Betriebs, 
in  der  ^ erfügung  über  geeignete  Arbeitskräfte,  in  deren  billigeren 
Lohnsätzen,  in  der  Benutzung  von  Kredit  u.  den  Bedinepmgen  dafür 
(niedriger  Zinssatz),  in  niedrigen  Boden-,  Wohnungs-,  Miet-,  Pacht- 
preisen, z.  B.  auf  dem  Lande  gegenüber  der  Stadt,  in  der  kleinen  gegen- 
über der  Gressstadt. 

2.  Bei  den  Unternehmern  machen  sich  in  gleicher  Weise 
Vorzüge  in  der  Leistungsfähigkeit  für  die  Unternehmer- 
aufgabeu  geltend.  Diese  Vorzüge  können  öfters  von  besonderer 
Bedeutung  für  die  Geschäftsergebnisse,  die  Höhe  der  U.-Gew’inne 
u.  Profite  auch  im  nämlichen  Geschäftszweig  werden.  Die  besonders 
geeigneten  u.  leistungsfähigen  Unternt;hmerpersönlichkeiten  geben 
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diesen  Gewinnen  ein  individuelles  Gepräge,  auch  in  Gross- 
betrieben, w'o  die  Arbeitslünktionen  des  Unternehmers  an  besonders 
qualifizierte  Beamte  (Direktoren,  VerAvaltungsrätej  übertragen 
werden.  Sie  steigern  die  Gewinne  dadurch,  dass  sich  Extra- 
gewinne, „Kenten“,  mit  ihnen  verbinden  a)  Sind  das  auch 
zunächst  pri vatAvirtscliaftliche  Vorteile  für  die  Interessenten,  so 
lieft  hier  doch  auch  ein  volkswirtschaftlicher  Vorteil  vor.  Es 
kann  von  einer  Art  „volkswirtschaftlichen  Mission“,  von  der 
„Prämienfunktion  der  Rente“  des  privateii  Rentenbezugs  im  U.-G. 
u.  Profit  gesprochen  werden  (Schäffle). 

Das  ist  ein  Punkt  von  Bedeutung  auch  wieder  für  die  grossen 
Grundfragen  der  volksw  irtschaftlichen  Organisation,  für  die  Würdigung 
der  privat-  vor  der  gemeinwürtschaftlichen,  vollends  vor  der  rein- 
sozialistischen, der  privaten  vor  der  öff'entl.  Unternehmung. 

Denn  die  besonders  tüchtigen  Elemente  werden  so  angespornt, 
solche  Kenten  zn  gewinnen,  sie  tragen  zum  technischen,  ökonomischen, 
betriebsorganisatorischen  Fortschritt  am  meisten  bei,  werden  die 
Pioniere  u.  Nachahmung  findenden  Vorbilder  hierfür  in  ilmem  ganzen 
Produktionszweig,  in  der  ganzen  Volkswirtschaft  u.  verdienen  so  in 
der  Tat  auch  im  Volkswirtschaft!.  Interesse  diese  Renten  durch  ihre 
Leistungenu. für  sich,  den xVusdruck „verdienen“  im  strengen  ökonomischen 
u.  ethischen  Sinne  genommen,  im  Unterschied  vom  blossen  „gewinnen“,  wie 
bei  so  vielen  Spekulationen  u.  Ausnutzungen  allgemeiner  Konjunkturen. 

b)  Freilich  kann  damit  «)  nur  im  Prinzip  n.  in  den  an- 
gedeuteten Fällen,  wo  es  sich  wirklich  um  ])ersönliche  Leistungen 
handelt,  ferner  auch  hier  nicht  für  jede  beliebige  Höhe 
der  Privatbezug  von  Renten  gerechtfertigt  werden,  was  nicht  über- 
sehen w'crden  darf.  Diese  Fragen  führen  in  das  Rentenproblein 
überhaupt  hinüber  (nächster  § 63). 

3.  Für  die  Frage  der  Ausgleichung  der  Gewinne  ergibt 
sich  aber,  dass  gerade  wiegen  des  Mitspielens  von  Renten  in  U.-G. 
u.  Profit  eine  völlige  Ausgleichung  nicht  möglich  ist,  niemals  ein- 
tritt  u.  auch  — nicht  erwünscht  wäre,  auch  volkswirtschaftlich 
nicht,  ein  Schluss,  welcher  zur  xAnerkennung  der  Zw'eckmässigkeit, 
ja  Notwendigkeit  der  Individualtätigkeit  gerade  des  Unter- 
nehmers führt. 

V.  Der  U.-G.  (u.  Profit)  in  seiner  Bewegung  u.  die 
Frage  der  zeitlichen  Entwicklung  beider  überhaupt. 

Hier  handelt  es  sich  um  dieselben  Erscheinungen  u.  daran  sich 
knüpfenden  Fragen  wie  beim  Leihzins  u.  Kapitalgewinn  (S.  ff.  bei  B). 
Vieles  ist  auch  nier  beim  U.-G.  u.  Profit  ganz  analog,  so  dass  es  genürt, 
auf  die  Ausführungen  dort  u.  auf  die  abschliessende  Betrachtung  in  der  die 
Einkommenzweige  im  Zusammenhang  untersuchenden  \ erteilungstheorie 
($5  64  ff.)  zu  verw'eisen.  Auch  in  den  vorausgehenden  Erörterungen  über 
den  U.-G.  u.  Profit  speziell,  bes.  unter  No.  IV,  ist  Manches  dargelegt 
worden,  was  hier  jetzt  mit  in  Betracht  kommt.  Daher  genügt  es  an 
einigen  Ergänzungen,  bes.  nach  der  Seite  hin,  wo  die  Dinge  bei  U.-G. 
u.  Profit  doch  etwas  anders  als  beim  Leihzins  u.  Kap.gewinn  als  solchem 
u.  bei  der  Frage  der  Ausgleichung  in  verschiedenen  Unternehmungen 


MMM 


r 


— 372  — 


u.  Beschäftigungen  liegen,  wesentlich,  weil  es  sich  hier  jetzt  wieder 
mehr  um  das  persönliche,  subjektive  Moment  handelt. 

Auch  hier  bei  U.-G.  u.  Profit  können  dreierlei  Bewegungen 
unterschieden  w'erden:  A.  beständig<*.  kleinere  Schwankungen, 

B.  Bewegungen  in  bestimmter  Riclitung,  aut-  u.  absteigend  in 
kürzeren  u,  längeren  Perioden,  C.  sinkende  Richtung  in  längeren 
Zeiträumen  mit  Fortscludtten  der  volkswirtschaftlichen  u.  der  sozialen 


Verhältnisse,  etwas  dein  „säkuläreii“  Sinken  des  Leihzinses  Aehnliches. 

1-  Wäre  es  üblich,  ü.-G.  u.  Profit  für  ganz  kleine 
Zeiteinheiten,  kleinere  Teile  des  Jahres  (Quartale,  Monate)  u. 
vollends  woclien-,  tageweise  festzustellen  u.  Hesse  sich  das  praktisch 
reclinungsmässig  durchführen,  so  würden  sich  beständige  Schwankungen 
in  diesen  Gewinnen  ergeben,  den  Oszillationen  des  Leihzinses  ver- 
gleichbar, auch  positive  u.  negative  Gewinne  (Einbussen)  vielfach 
wechseln. 


Ein  solches  Verfahren  wäre  sehr  schwierig  bei  den  oft  längeren 
Terminen  für  die  zu  Grunde  liegenden  Geschäfte  und  die 

damit  verbundenen  Zahlungsempfänge  u.  Zahlungsleistungen  (bei 
Arbeitslöhnen,  Leih-,  Miet-,  Pachtzinsen,  An-  u.  Verkäufen),  sowie 
weil  sich  die  technische  Fertigstellung  der  Produkte  zum  Gebrauch  u. 
Verkauf  durch  die  verschiedenen  Produktionsstadien  hindurch  länger 
hinzieht.  Aber  bei  der  Willkür,  welche  für  die  Feststellung  aller 
Geschäfts-  u.  Rechnungsterinine  besteht,  ist  es  nicht  unwichtig,  daran 
zu  denken,  dass  gerade  beim  ü.-G.  u.  Profit  in  den  üblichen  gi'Össeren 
Abschlussperioden,  meist  Jahren,  eigentlich  immer  schon  aus- 
geglichene Ergebnisse  vorHegen. 


2.  Die  Jahresbeträge  von  U.-G.  u.  Profit,  die  absoluten  wie 
die  relativen,  auf  den  Wert  des  Geschäftskapitals  bezogenen, 
schwanken  auch  in  derselben  Unternehmung,  in  den  verschiedenen 
eines  Produktionszweigs  u.  in  den  verschiedenen  Zweigen  regel- 
mässig mehr,  gewöhnlich  weit  mehr,  als  die  Jahresbeträge  der  aus- 
bedungenen Einkommen.  Das  ist  die  meist  unvermeidliche  Folge 
der  ökonomischen  Natur  von  U.-G.  u.  Profit  als  „Ueberscliuss-“ 
oder  „Restwert^^  (S.  355).  Die  Erklärung  liegt  in  den  schon  oben 
(S,  359  ff)  hervorgehobenen  massgebenden  Slomenten,  die  ja  alle  mehr 
oder  weniger  beweglich  sind. 

a)  Wichtig  sind  dabei  die  ebenfalls  schon  dort  berührten  meist 
bleibenden,  weil  von  bestimmten  Eigentümlichkeiten  abhängigen  Ver- 
schiedenheiten der  grossen  Produktionszweige,  vor  allem 
der  Landwirtschaft  einer-,  der  Industrie  u.  des  Handel  andrer- 
seits. Dort  die  grössere  Abhängigkeit  der  Jahresergebnisse  von  der 
äusseren  Natur,  von  dem  Ernteertrag  u.  den  dadurch  z.  T.  bedingten 
Preisen,  — hier  von  den  Konjunkturen,  auch  Spekulationen,  b)  Grössere 
Verschiedenheiten  bestehen  dabei  wieder  in  der  Landwirtsch.  nach  Kultur- 
arten (Getreide  u.  dessen  AHen,  Kartoff'eln,  Hackfrüchte,  Futterpflanzen, 
Heu,  bes.  Schwankungen  bei  Handelsgewächsen,  Weinbau,  Obstbau, 
woraus  wieder  die  spezifisch  prekäre  ökon.  Lage  der  Betriebe  von 
Spezialkulturen  sich  ergibt).  a)  Wichtig  ist  es  dabei,  dass  die 
Produktionskosten  für  den  Landwirt  stabiler  als  die  Ernteerträge  u.  der 
Erlös  daraus  zu  sein  pflegen:  sie  steigen  schwächer  bei  guten  Ernten, 


bei  schlechten,  wo  dann  der  Ü.-G 
ist  aber  möglich,  das  Risikopräinien- 
/ ersicherung  (Hagel,  Viehkrankheiten 
gleichmässiger  zu  gestalten,  y)  Auel 
tll.  Betriebssvsteme  (Fruchtwechsel 


aber  sie  lallen  auch  nicht  so  stark 
sich  viel  ungünstiger  stellt,  ß)  Es 
Element  im  U.-G.  u.  Profit  durch  \ 
zu  stabilisieren  u.  so  die  Gewinne 

bieten  die  höheren  landwirtsclia....  , ' • j j 

wirtsch.)  durch  Bau  verschiedener  Bodenprodukte  neben  einander  u.  der 
ökonomisch-technisch  fortgeschrittene  Betrieb  durch  grossere  Fähigkeit, 
Folgen  von  Naturschäden  wieder  auszugleiclien,  eine  Art  öelbst- 
assecuvanz,  welche  auf  grössere  jährliche  Stabilität  von  U.-G.  u.  Profat 
hinwirkt,  ß)  Der  beherrschende  Einfluss  der  Weltmarktpreise,  welche, 
von  Spekulationseinflüssen  abgesehen,  von  den  weniger  als  die  lokalen 
schwankenden  Durchschnittsergebnissen  der  Welternte  abhängen,  haben 
heutzutage  dem  Landwirt  den  früheren  Vorteil  verkürzt,  dass  bei  eigenen 
u.  lokalen  Missernten  der  Ausfall  im  Quantum  u.  Quäle  durch 

höhere  Preise  mehr  oder  weniger  ausgeglichen  wurde,  was  heute  nicht 
mehr  genügend  der  Fall  ist,  - zum  Vorteil  der  Konsumenten,  zum 
Nachten  der  Produzenten.  — c)  Den  Einflüssen  der  Konjunkturen- 
schwankungen bes.  auf  Industrie  u.  Handel  u.  auf  die  L.-G.e  u. 
Profite  darin  kann  durch  Kartellierung  etwas  Abbruch  getan 
werden  (S.  274).  Auch  die  längere  Andauer  günstiger  u.  kürzere  un- 
günstiger Konjunkturen  lässt  sich  durch  Masslialten  \yährend  ersterer 
öfAX’Qc  liprhpifiibn^n.  eine  der  ffünsticfen  Seiten  dieser  Ein- 
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G, fette“  u.  „magere“).  Die  gute  Ernte  bei  nicht  zu  tief  fallenden 
r Kaufkraft  der  agrarischen  Bevölkerung  u.  dies  be- 

Iruchtet  die  städtischen  Gewerbe  (die  alte  Regel  vom  „hat  der  Bauer 
Geld,  hat  s die  ganze  eit“),  b)  Im  Industriestaat  sind  cs  die  Perioden 
günstiger  u.  ungünstiger  Absatzkonjunkturen  für  die  Industrie- 
Produkte,  im  In-,  bes.  auch  im  Auslande,  welche  die  Gewinne  steigern 
u.  senken  und  damit  die  unten  angedeuteten  Folgen  haben,  c)  ^Vie- 
weit  solcher  periodischen  Konjunlcturenwechsel  speziell  den  Unter- 
nehmern u,  ihrem  I .-G.  u.  Profit  zu  gute  kommt  oder  zur  Last  fällt, 
ist  im  „Industriestaat  * u.  Zeitalter  der  Kartelle,  der  Arbeiter-  u.  Arbeit- 
geberorganisation indessen  wieder  ein  verwickeltes  Problem.  «)  Die 
Arbeiter  erstreben  u.  erlangen  gewöhnlich  auch  Anteil  an  den  Vorteilen 
m höheren  Löhnen,  aber  nehmen  auch  in  sinkenden  an  den  Xachteilen 
*1  natürlich  die  Gewinne  dort  reduziert,  hier  nicht  so  stark 

sinken  lasst,  ß)  Auch  die  Ausnutzung  günstiger  u.  die  Abschwächuno- 
der  W irkungen  ungünstiger  Konjunkturen  durch  Kartelle  ist  aber  den 
L nternehmern  in  verschiedenenProduktionszweigen,  auch  der  industriellen 
Pioduktion,  nicht  in  gleichem  Grade  möglich.  Daher  sind  auch  die 
Einwirkungen  aut  den  Gewinn  durch  Kartelle  bei  den  Kategorien  der 
Unternehmuiigen  verschieden.  Besonders  die  in  Grossbetrieben  oder 
wenigstens  in  diesen  u.  in  grösseren  Mittelbetrieben  immer  mehr  sich 
konzentrierende  industrielle  u.  montanistische  Produktion  gewiss.T 
wichtiw(>r  Rohstoffe  u.  einiger  Halbfabrikate  eignet  sich  für  die 
Kartdherung,  wenipr  die  Industrie  der  Fertigfabrikate  (u.  der  Halb- 
fabrikate höheren  \ erarbeitungsstadiums).  Dort  gelingt  daher  die  Aus- 
nutzung  der  günstigen  Konjunkturen  zur  Steigerung  (ler  Profite  leichter 
als  hier,  vermag  man  die  Preise  der  Absatzprodnkte  mehr  zu  steigern 
m ungünstigen  JConjunkturen  sie  höher  zu  erKalten,  als  das  den  Ab- 


nehmern,  den  Fertigfabrikanten  betreffs  ihrer  Absatzprodukte  gelino-t, 

Kostou  dui'ch  die  höheren  Einkaufspreise  der  R(>li- 
stoöe  u.  Halbfabrikate,  durch  die  sie  mittreffenden  Lolmsteigerungen 
zu  welchen  die  erstereri  Lnternehmer  sich  in  günstigen  Konjunkturen 
genötigt  sehen,  verteuern.  Daher  können  selbst  periodische  Th'ofit- 
steigerungen  der  einen,  neben  Profitstabilität  u.  sogar  Profitsinken  der 
anderen  Liiternehmungen  gleichzeitig  eintreten.  Hier  liegt  dann  der 
eigentümliche  lall  vor,  dass  die  U.-G.e  u.  Profite  der  einen  Kategorie 
von  Unternehmern  mit  auf  Kosten  derjenigen  einer  anderen  in  der 
^nstigoü  1 enode  steigen,  in  der  ungünstigen  nicht  so  fallen  (z.  B.  beim 
Kohlenbergbau  aut  Kosten  aller  Kohlenverbraucher,  bei  Eisenhalbzeug- 
produkten auf  Kosten  der  Verarbeiter).  Bei  Konjunkturen  u.  sie  aus- 
beutenden Spekulationen  im  Handel  mit  wichtigen  Rohstoffen,  wie 
denen  der  Textilindustrie,  Baumwolle,  Wolle,  Seide,  u.  für  andere*  Ver- 
arbeikmgsmdustnen  (z.  B.  bei  Kupfer)  kann  die  Periode  hoher  Profite 
des  Handels  mit  einer  gerade  dieserhalb  niedriger  Profite  der 
Industrie  zusammenfallen. 

TT  C.  Eine  sinkende  Richtung  von  U.-G.  u.  Profit  mit  der 
Entwicklung  der  Volkswirtschaft  ist  im  allgemeinen  wohl  zu 

Kapitalgewinn  allein  zu  erklären 
(ö.  öiö  It;.  1.  Einige  der  dort  erwähnten  Umstände,  die  Verteuerun»- 
der  Lnterhaltskosten  der  Arbeit  mit  ihrer  möglichen  Rückwirkung 
aut  die  Lohne,  die  Emanzipation  der  arbeitenden  Klassen,  die 
Organisation  der  Arbeit  für  deren  Angebot  auf  dem  Arbeitsrnarkt 
der  Aachfrage  gegenüber,  machen  sich  gerade  für  den  ü.-G.  bes. 
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den  Unterneliinern  nicht 
i mit  Erfolg  eiit- 
die  Absatzpreise  zu 
2 Speziell  fiihren 
U.-G.  u.  Profit,  so 
I in  Produktion 
sie  nicht  durch  Verabredungen,  Kartelle 
wird;  h)  grössere  Verbreitung  von 
-Kenntnissen,  wodurch  f£uasi- 
Verhältnisse  mehr  entfallen  u.  die 
unteV  den  Unternehmern  gesteigert  wird;  c)  grössere 
ihrer  normalen  Produktionskosten  n.  normalen 

Konsumenten,  wodurch  eine 
<>■  der  konkreten  Preise  an  die  Produktionskosten  lierhei- 

über  normale  Kosten  (iiikl.  normalen 
im  Handel  erschwert  werden. 

^ Objekten  in  Produktion  u. 

eiche  selbst  einer  rechtlichen  oder  faktischen  Monopolisierung 
ebenden  höheren  Preisen  unterliegen,  handelt, 
•d  der  U.-G.  u.  Profit  herabgedrückt,  wenn  es  nicht  gelingt,  durch 
der  Produktionskosten,  bes.  auch  in  den  Löhnen  sich 
durch  eigene  höhere  Absatzpreise  an  den 
1,  Fallen  nun  auch  in  der  neueren 
g Rechtsmonopole,  auch  tiskalisclie,  immer  mehr 
fort,  so  entstehen  anderseits  wichtige  neuere  taktische  oder 
guasiinonopole,  so  im  Gebiet  der  Rolistoffgewinnung  u.  Halb- 
fabrikat-Industrie, mittelst  Kartellierung,  aucli  durch  Gross-  u. 
Riesenbetriebsentwicklung  einzelner  Unternelimungen,  wodurch  die 
abnehmenden  u.  Verarbeitungsindustrien  in  die  Lage  kommen,  in 
der  vorhin  angedeuteten  Weise  höhere  Preise  zahlen  zu  müssen, 
ohne  sich  an  ihren  Arbeitern  u.  an  den  Abnehmern  ihrer  Produkte 
schadlos  halten  zu  können.  So  sinken  hier  ihre  Gewinne, 
e)  Namentlich  aber  sind  cs  Griindrentenverliältnisse,  weicht 
auf  U.-G.  u.  Profit  herabdrückend  wirken,  bes.  die  Renten-  u 
W^ertstei^eVung  desjenigen  Bodens,  welchen  die  Unteinehnier  füi 
ihren  BeU-ieb  selbst  oder  welchen  ihre  Arbeiter,  Beamten,  aucli  sie 
persönlich  für  Wohnungszwecke  brauchen. 

Das  steigert  die  Unterhaltskosten  der  Arbeit,  nötigt  zu  Lohn- 
erhöhungen, welche  nicht  sicher  in  höheren  Produktenpreisen,  u.  selbs 
in  diesem  Fall  leicht  nur  unter  Schmälerung  des  Absatzes  für  der 
Unternehmer  gut  zu  machen  sind.  Dann  muss  sein  U .-E.  u 1 ron 
sinken.  Beispiele  bieten  sich  bes.  bei  Läden  für  Detailhandel,  be 
Arbeitsräumen  aller  Art,  bei  Wirtschaftsräumen  der  Gast-  u.  bchank 


u.  drücken  ihn  herab,  soweit  es 
den  Arbeitern  durch  Gegenorganisationen 
■ Lohnsteigerungen  auf  ( 
den  Verbrauchern  zuzu wälzen 
' j zuin  Sinken  von 

a)  vermehrte  Konkurrenz  unter  den  Unternehmern 
u.  Absatz  (Handel),  soweit 
n.  dgl.  gemildert  oder  beseitigt 
Unternehniereigenschaften  und 
monopolistische  persönliche 
Konkurrenz  i 
Kenntnis  der  Waren 
Preise  hei  den  Abnehmern,  Käufern, 

Annäherung 

geführt,  grössere  Gewinne 
Protits)  u.  Spesen  hinaus  heim  Absatz 
d)  Wo  es  sich  um  Benutzung  von 

Handel,  wi 

u.  daraus  hervorg 
wir 

Ermässigung 
an  den  Arbeitern  u 
Verbrauchern  zu  entschädigen 
Wirtschaftsordimn 


geltend 
gelingt, 

gegenzutreten  oder 
schlagen  n.  so  c.— 
noch  besondere  Umstände 
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kompensierender  Vorteil,  weil  er  demnach  von  seinem  auch  für 

pT-  f Kapital  selbsterworbenen  Profit  weniger  ’ an  seinen 

Kompensation  ausreicht, 
den  .^ac^iteil  höherer  Gnindrente,  die  er  Dritten  zahlen  muss  wenn 

ei  nicht  selbst  den  Boden  besitzt,  anszugleichen,  steht  dahin.  ’ g)  Ist 

Vm Besitzer,  so  kommt  ihm  zwar  dieser 
Voitcil  der  steigenden  Grundrente  selbst  zu  gute,  aber  in  dem  sein 

Linkommen  bildenden  Keinertrag  ist  eben  dann  nur  der  davon  auf 
Gnindrente  fallende  Anteil  grösser,  der  U.-G.  u.  Profit  doch  kleiner. 

n«l  ^1-  Arbeitgeberverbände  dienen  vor- 

nehmlich dem  Zweck  die  periodische  u.  dauernde  Verringerung  der 

in  ProdiikL^i?''ir’  '4°}’  "r  B:onkurrenz  unter  den  Unternehmern 
1 -I  rodiiktion  u.  Absatz  zu  ermässigen  u.  zu  reo-eln  Lohn- 

steigorungon,  auch  ilurcli  Arbeiterorganisation  mit  bewukte,  zu  er- 

T'  Sinken  der  Gewinne  emgeVu- 

"irkenden  Momente  zu  stärken,  ilire  Anwendbarkeit  zu  erleiditern 

so  die  bedingungon  tur  Grossbetricb  mit  seiner  Kosten  ermSssigenden 

Wirkung  seiner  besseren  Betriebsorganisntion,  die  ganze  Iwtz 

organisation  zu  verbessern,  sie  einheillicber  zu  gestaC  Wiewdt 

das  A les  danernden  Erfolg  hat,  lässt  sich  noch  nicht  ttbersXn 

. .. . Fragen  der  Kartelle  auf  das  Frühere  fS  -^71  ffV 

(S  lS>5)  "^’’®*^^‘^Seberorganisationen  ebenfalls  auf  Früheres 

(o.  ij.ij  u.  aut  § 67  zu  verweisen.  uncic» 


4.  Die  Rente,  besonders  die  Grundrente  (Differentialrente). 

Rica^rdo'VÄo^fn?-f  V }■  Hauptautoren  der  klass.  Lit.: 

besLd“DiAl7LllL“FzuTl'''KÄ  Ueber  Ricardo 

Abh.X,  bes.  S öoäff.  Bernhardi.\li«k"§  14.“wo”lKff  oXrsm 
iXXe  iXe'' h GiundreutenlC  Z 
gewinn,  Grundriß,  Volk»irtichaltXre)'u!  scSfn!.f  V*dSTlX> 

der  ausschhessenden  Absatzverhältnisse,  Tüb.  1867.  A Dogmengeschichte 
Hogmengesch.  d.  Grundrente.  Leipz.  1868  ^“  sffu  lleT?: 
Schratenhofen,  Bcgr.  u.  Wesen  d.  Grundrente.  Leipri889  Mithoff 

und^  Vm-s  (Lehrb.).  Desgl.  von  Soziidisten,  bes^  Rodbertus 

CoLds  Jahrb.^uTü”  Kufes^reJ  TS  V'“’. 

passim,  bes.  B.  7.  Kan  ^ in  ^ Marshall,  princ. 


fondiaria  1879.  Derselbe: 

6-  Eine^ besondeK  Stellung  nS 

die  städtische  (Wohnungsboden-)  Rente  ein.  Ihre  wissensfhaftlich 
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literar.  Behandlung  hat  sich  erst  neuerdings,  in  A erbindung  mit  der 
Frage  vom  städt.  Grundeigentum  u.  mit  der  „V  ohnungsfrage  mehi 
entwickelt.  Genauer  kann  hier  auf  diese  Rente  nicht  eingegangen 
werden.  S.  meine  Grundleg.  II,  470  ff.,  meinen  Aufsatz  Grundbesitz  im 
H -W  -B.  St.  lY.  802 ff.;  Aufs.  Wohnungsfrage  von  Lehr  u l uchs,  eo. 
VII..  828,  eb.  Lit.,  S.  868  ff.,  P.  Voigt,  Grundrente  u V ohn.-Fr.  in 
Beriin  Die  Schriften  der  Bodeiireformer,  Dam  aschke  u.  a.  v iel 

tatsäciil.  Material  u.  über  die  neueren  Steuerfragen  m der  Zeitschr.  der 
Bodenreformer  „Deutsche  Volksstimme“  u.  im  Jahrb.  d.  Bodemjf.  Die 
praktischen  Folgerungen  aus  den  Verhältmssen  der  stadt.  Bodenrente 
Eir  Bodenreform-PolitDc,  Besteuerungspiobleme  („Konjunkturengewinn  - 
besteuening,  s.  meine  Fiii.wiss.  II,  .076  ff-h  oknungsfi  agen  sind  bes. 
wichtig,  ^er  hier,  wo  es  sich  wesentlich  nur  um  die  Pnnzipienfrage 
der  Stellung  der  Grundrente  im  Verteilungsprozess  bandelt,  mcht  näher 

ZU  erörtern. 

ß 63  _ I.  A.  Begriffliches.  Rente  im  Allgemeinen. 

B.  Charakter  des  Reiitenproblems.  A.  Der  Ausdruck 
Rente“  wird  auch  im  wissenscliaftl.  Sprachgebrauch,  in  Ueber- 
einstimiiiuiig  mit  dem  populären,  1.  in  weiterem  Sinn  für  alles 
Besitzeinkommen“,  aus  Boden,  Häusern,  Kapitalien  aller  Art, 
dann  speziell  für  Leibzinseinkommen  gebraucht.  Dafür  ist  »ut  die 
AusfUlirungen  über  Zins,  Profit,  Unternehmergewnin  (§  60—62)  zu 
verweisen.  Einzelnes  zur  Ergänzung  hierzu  entlialt  auch  das 
FoDende  2.  Rente  im  engeren  Sinne,  im  spczihscli  tachwissen- 
schaftlichen  der  Polit.  Üekoiiomie,  bedeutet  dagegen  kurz  gesagt 
„Differentialreiite“,  d.  li.  eine  solche,  welche  sich  aus 
Produktionskostendifferenzen  für  das  zur  Deckung  eines  gegebenen 
Gesaiiitbedarfs  erforderüclie  Gesamtprodukt  ergiebt.  W esentlicli  nur 
um  diese  Rente  bandelt  es  sich  hier.  Diese  Reute  ist  eine  all- 
gemeine Erscheinung,  welche  sich  notwendig  überall  ergiebt  wo 
die  Voraussetzungen  des  soeben  angegebenen  Falls  vorliegen_  a)  Sie 
gehört  daher  zur  Kategorie  der  rein-ökonomischen  Erscheinungen 
u.  Begriffe,  was  besonders  bervorzuliebeii  ist,  weil  sie  meistens  nur 
in  verkehrsvvirtschaftlichen  Verhältnissen  beachtet  xi.  dafür 
betrachtet  worden  ist,  b)  Auch  in  reiner  Naturalwirtschaft,  schon 
im  Einzelbetrieb,  z.  B.  wenn  zur  Deckung  des  Bedarfs  au  einer 
Bodenfruclit  Grundstücke  verscbiedener  natürlicher  Ergiebigkeit, 
verschiedener  Schwierigkeit  der  Bearbeitung  bebaut  w^den  müssen, 
stellt  der  ersparte  Arbeitsaufwand  auf  den  besseren  Grundstücken 
solche  „Rente“,  bezw.  etwas,  was  dieser  gleiclikommt,  dar. 

Dies  hat  man  frühzeitig  erkannt,  so  schon  in  alten  Agi-arverfassungen, 
z.  B den  alten  germanischen  bei  der  Flureinteilung  u.  der  Zuteilung 
der  Ackerlose  an  die  einzelnen  Berechtigten  nach  Ackei-strciten  von 
verschiedener  Güte  (u.  örtücher  Lage).  Darin  liegt  im  Kern  die  Berück- 
sichtigung  des  Gnindrentenprinzips. 

c)  Auch  aus  der  privatwirtschaftl.  Organisation  u.  dem 
Dri vateigentum,  an  Boden  usw.,  folgt  die  Erscheinung  dieser 
Keilte  nicht  erst,  sondern  nur  deren  Privatbezug  durch  den 
Grundeigentümer.  In  einer  „sozialistischen^^  Organisation  würde 
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Meri!**"'”  mir  eben  ilir  Bezug  sieb 

^Pstzuhalten,  auf  die  Güte-’  und 
Lapdifierenzen  des  Bodens  bei  dessen  Zuteilung  Rücksicht  j;enommen 
dei  Genossenschaft  auf  schlechtem  Boden  mehr  auf  omt^m  PnrJo  ^ 

Sr  Produkte/" ^gekeÄ^^ 

abteilung  dort  weniger,  hier  mehr  Landmass,  um  von  beiden  o-leiclie 
Arbeitsmengen  zu  beanspruchen,  zuerteilt  werden.  ^ 


4 


« 


P 
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rU  ri  alle  anderen  Kentenerscheinungen,  neben  der 

der  Grundrente,  sind  in  jeder  denkbaren  Organisation  der  Volks- 
Awrtscbatt  u.  Gesellschaft  vorhanden,  so  dieienigen,  welche  aus  der 

mir\oTf/"l"  f ^f‘®P»»gs^«Jiigkeit'der  einzelnen  Menschen 

?n  f T «dividiien  wäre  die  Voraussetzung  dafür,  dass 

Sdanke'*  der  iitopistische 

A V ^ ‘ j ’ ’v^e  iiissmass  nach  dem  Bedarf-,  also  Grösseres 
Arbeitsmass  iur  den  Kräftigeren,  im  Verhältnis  seiner  grösLrfn  Si /ft 
gekehrt  bei  dem  Schwächeren,  desgleichen  grösserer  Ertrao-santeil 
^ den,  welcher  stärkere  Bedürfnisse  empfindet  f nach  dem  E 

ScLig  Ti/h  "olc\7Ä\^"  Ge'nügsameren.  Es  5t St  im! 
GlSeit  kkr  z bei  der  Forderung  der  wirtschaftlichen 

zuTrEnen  Grunde  liegt, 

f \ Gie  L niversalität  des  ßentenphänomens  ist  für  das  Ver- 
ständnis der  Eentenlelire  MÜchtig. 

. 3-  In  verkehrswirtschaftlichen  Verhältnissen,  für  welche 

mi  M eiteren  die  Rente  hier  allein  zu  behandeln  ist,  lässt  sich  für 
die  also  gemeinte  Ditf erentialrente  folgende  Fassun<-  ihres 
Bep-iffes  aiitstellen:  1.  Diese  Rente  ist  a)  dasjenige  Einkommeii 

der  /u  5fe7Tem‘°F-  Produktionskosten 

TWl  Jnnheitsprei.se  auf  einem  Marktgebiete  zur 

^‘’^^^bfdarls  abgesetzten  Produkte  ergiebt,  wobei 
unter  diesen  Kosten  schon  ein  gleich  hoher  Kapital-  u.  Unternehmt 
h ivinn  oder  1 roht  (gedanken-  und  rechnungsmässig)  eingesetzt  ist 
b)  Diese  Rente  M daher  ein  Wertbetrag,  Vlcher  dem“  bUli ge r 
Produzierenden  (Unternehmer)  im  Masse  der  Differenz  zwischen 

nn  » u-  jenen  höchsten  Produktionskosten 

des  noch  mit  Erfolg  auf  dem  Markte  im  Absatz  konkurrierenden 
1 roduzenten  zugute  kommt,  — jenen  höchsten  Kosten,  zu  welchen 
in  einem  gepbenen  Zeitraum  u.  Marktgebiet  allein  der  letzte  Tdl 
der  zur  Deckung  des  Marktbedarfs  noch  erforderlichen  Produkten- 
menge  noch  hergestellt  werden  kann  u.  von  welchen  demnach. 


deshalb  auch  in  seinen  Hauptpunkten  schon  in  der  rreistneone 
beliandelt  worden  (Industriereute  ^ 53,  bes.  ti,  254,  Grundrente  § 54, 
bes.  8 261,  analoge  Erscheinungen  in  ^Monopol-  u.  Quasimonopol- 
Verhältnissen,  § 52,  S.  243  ff‘.,  S/270ff.).  Auf  diese  hier  nicht  zu 
wiederholenden,  nur  noch  etwas  zu  erweiternden  ii.  zu  ergänzenden 

Ausführungen  ist  hier  Bezug  zu  nehmen. 

2,  Das  Kentenproblem  ist  ferner  ein  Verteiliingsproblem, 
nicht  ein  reines  Produktionsproblem.  Das  bedeutet:  a)  Die  Kente 
wird  nicht  bezogen,  weil  ihr  Wert  an  sich  eine  Mehrleistung 
des  Produzenten  oder  seiner  Produktionsmittel  darstellt,  wie  z.  B, 
nach  älterer  Grundrentenlehre  der  Boden  überhaupt  iin  \ ergleich 
mit  anderen  Produktionsmitteln  einen  solchen  höheren  Wert  liefere, 

b)  sondern  die  Rente  wird  bezogen,  weil  bei  ihr  eine  solche  Mehr- 
leistung iin  Verhältnis  zu  den  Leistungen  anderer,  die  Deckung 
des  Bedarfs  notwendig  mit  besorgender  Produktionsmittel  yorliegt. 

c)  Daraus  entwickelt  sich  die  Kente  als  Anteil,  welcher  im  \ er- 

teilungsprozess  dem  zu  gute  kommt,  der  über  die  besseren  Leistungen, 
d.  h.  über  die  einen  geringeren  Kostenaufwand  bedingenden,  ver- 
fügt — also:  erst  ii.  allein  nur  dieser  Vorgang,  dass  ein  ge- 
gebener Marktbedarf  an  Produkten  nur  zu  ungleichen  Kosten 
der  Teile  dieses  Bedarfs  gedeckt  werden  kann,  lässt  ein  Ein- 
kommen in  der  spezifischen  Form  der  (Dift'erential-)  Rente  zugunsten 
derer  heiwortreten,  w'elche  Teile  dieses  Bedarfs  zu  geringeien 
Kosten  zu  decken  vermögen,  als  diejenigen  sind,  ^ zu  denen  der 
letzte  erforderliche  Teil  gedeckt  wird.  Diese  Erkenntnis  des 

Rentenprobleins  als  eines  Problems  der  Kostendifferenz  u.  der  Ver- 
teilung ist  die  grosse  wissenschaftliche  Tat  Ricardos  (u.  seiner 
Vorläufer),  während  die  Physiokraten  u.  auch  noch  Smith  u.  seine 
Schüler  im  Rentenproblem  fälschlich  noch  ein  reines  Produktions- 
pi-oblem  sahen. 

3.  In  letzter  Linie  beruhen  diese  Kostendifferenzen  auf  Ver- 
schiedenheiten der  natürlichen  Leistungsfähigkeit,  der 
l^roduktivität,  der  Menschen  als  Arbeitskräfte  aller  Art,  einschliess- 
lich des  Unternehmers  als  „Arbeiter“  (8.  147j,  der  Sachen,  als 
Produktionsmittel.  In  letzter  Linie  goht  mithin  das  Reiitenproblem 

auf  diese  Naturtatsache  zurück. 

II.  Verscliiedene  Kategorien  von  Differentialrenten. 
A.  Renten,  welche  aus  rein  persönlichen,  individuellen,  d.  h. 
direkt  mit  dem  menschlichen  Individuum  verbundenen  Verschieden- 
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Leiten  der  Leistungsfähigkeit  entspringen:  persönliche  Renten 
ü.  Renten,  welche  sich  aus  solchen  Verschiedenheiten  sachlicher 
Objekte  ergeben:  sachliche  Renten. 

V Renten.  Auch  hier  liegen  ini  letzten  Grunde 

iS  atu  runterschiede,  »Jer  körperlichen,  geistigen, Charaktereigenschaften 

11.  Begabung  vor.  1.  A\enn  diese  Eigenschaften  auch  durch  Er- 
ziehung, Entwicklung,  auch  mit  durch  Willensrichtung  u.  Tat  des 
iragers  selbst  noch  weiter  ausgebildet  sind  zu  spezifischer  höherer 
Leistungsfähigkeit,  erfolgt  doch  auch  in  diesem  Falle  die  An- 
knüpfung an„Angeborenes“,  also  an  ^Laturtatsachen.  Art,  Grad, 
Dauer  der  V irksamkeit  dieser  Eigenschaiten  ist  von  Gesundheits- 
zustand, Lebensdauer  ihres  menschlichen  Trägers,  abhängig,  also 
M ieder  etivas  Natürliches“.  2.  Aber  dies.;  Eigenschaften  sind  eben 
mit  dem  Individuum  fest  verknüpft,  wenn  auch  bei  ihm  nicht 
unverlierbar  noch  unabänderlich,  werden  nur  durch  dieses  zur 
11  ksanikeit  gebracht,  wenn  auch  mit  unter  äusserer  Einwirkun»- 
auf  seine  Motivation  a)  Nur  bei  Unfreien,  insbes.  Sklaven 

kann  ein  Dritter,  der  Herr,  der  Eigenlümer,  über  diese  Eigen- 
scJiaiteii  vertilgen.  ® 

Aber  doch  auch  nicht  unbegrenzt,  sondern  nur  soweit  eine  Ein- 
Miikung  von  Aussen  auf  die  Motivation  des  Unfreien,  der  selbst  nicht 

Stattfinden  kann.  Hier  ist  auch  eine 
Kapitalisierung  des  V erts  solcher  Eigenschaften  im  Verkaufswert  (Preis) 
des  Lnfreien  möglich,  ein  Wert,  wefcher  durch  sein  ,,Mehr“  d?e  sS 
ständige  wirtschaftl.  Bedeutung  solcher  Eigenschaften  eines  Sklaven 

fefvortretei'  ifir“  solcher  Eigenschaften  entbehrenden 

nervortieten  lasst.  Sklavenpreise  belegen  da.s,  aus  alter  u.  neuer  Zeit 

scES  A^tf^r^^  Stömgkeit  f Flucht  verdacht!),  Ge- 

i machen  sich  bemerklich.  Die  Preise 

regeln  sich  ehya  wie  bei  ^utzvieh  spezifischer  Eigenschaften  (Pferde') 
immer  mrt  notwendig  starker  Rücksicht  auf  die  Gebundenheit  der 

hSr^ädi  -m?!? V ^ • ^buutzbarkeit  (Alter,  Gesund- 

I Ä ^1  „V'iscii'y'nden  der  Eigenschaften  mit  Gesundlieit  u. 

nfch  Ar?  Wertdifferenzen  von  Anlagen, 

heSvov  verschiedener  Eigenschaften  usw.  charakteristhsch 

b)  Bei  Freien  verbindet  sich  die  Rente  für  persönliche 

Genie-“,  „ Talentrente“),  neben 
dem  niedrigeren  „normalen“  Einkommen  der  Konkurrenten  in  der- 
selbeii  Beschä  tigung  (Beruf),  eng  mit  dem  Arbeitseinkommen  im 
1 oberen  Lohn,  Gehalt,  Untomehmergewinn,  Profit  (besonders 
tüchtige  Arbeiter,  Beamte,  Ausüber  liberaler  Berufe,  Künste  u dgl , 
l echniker  Unternehmer).  Wi^  das  Einkommen  überhaupt  ist  auch 
die  Rente  dann  aber  natürlich  an  das  Lebensschicksal  des  Individums 

Mnnnn  *^^1  (Sänger!)  gebunden.  Seltenheits-,’ 

31onopol-l  reisverhaltnisse  machen  sich  geltend.  Die  individuell  oft 
ungemein  grosse  Einkommendifferenzieruiig  (liberale  Berufe,  Unter- 
Sfcäiemn.“'’'*™  wieder  , eine  Erscheinung  der  Renten- 
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Eine  Kapitalisierbarkeit  dieser  Rentenbezüge  ist  daher  bei  persön- 
licher Freiheit  nur  in  beschränktem  Masse  möglich,  auch  nur  in  diesem 
rechtlich  zulässig  (Verdingen  der  Arbeitsleistung  von  spezifisch  tüchtigen 
Arbeitern,  auch  von  Künstlern,  Beamten  auf  Zeit,  auch  auf  längere  Zeit 
gegen  Kapitalzahlungen),  u.  mit  den  notwendigen  Beschränkungen, 
wmche  die  Abhängigkeit  der  Leistungen  von  Gesundheit,  Lebensdauer, 
auch  gutem  Willen  des  betreffenden  Individuums  bedingt  (Künstler, 
Theaterpersonal).  Ein  Dritter  kami  daher  nur  in  beschränktem  Masse 
über  diese  Leistungen  verfügen. 

Dass  die  spezifischen  u.  Extrabegabungen,  als  Grundlage  iler 
Vorzugsleistungen,  schliesslich  doch  „freie  Gabe  der  NatuF',  der 
Anlage,  wenn  auch  der  ausgebildeten  sind  — was  selbst  tür 
Charaktereigenschaften  in  gewissem  Umfang  anzuerkennen  ist, 
rechtfertigt  a)  für  die  ethische  Betrachtung,  womit  die  der 
tieferen  Religionen  übereinstimmt,  die  Anforderung  der  Anerkennung 
des  fehlenden  oder  nur  geringen  „eigenen  Verdiensts“  beim 
betreffenden  Individuum  selbst  u,  in  der  Allgemeinheit  es  liegt 
eben  doch  nur  die  Erfüllung  der  Pflicht  vor  „mit  dem  an- 
v er  trauten  Pfunde  wuchern“,  wieder  eine  bekannte  biblische, 
christliche,  aber  zugleich  allgemeine  ethische  u.  ästhetische 

Forderung!  — ß')  Es  rechtfertigt  aber  auch  lur  die  wirtschaftliche 

Auffassung  der  Folgen  der  Vorzngsbegabung^  u.  -Leistung  für 
Einkommen  und  Vermögen  des  betreffenden  Individuums,  aa)  dass 
zwar  im  Prinzip  nach  einem  hier  berechtigten  Individualismus  ii. 
auch  aus  ZAveckmässigkeitsgründen,  auch  im  Interesse  des  Ganzen, 
der  Gemeinschaft,  um  das  Individuum  durch  Ansporn  seines  Eigeu- 
interesses  zu  höherer  Leistung  zu  bringen,  diese  ökonomischen 
Folgen  dem  Individuum,  an  dessen  Leistungen  sie  sich  knüpfen, 
speziell  zu  gute  kommen,  bb)  Aber  das  Mass,  in  welchem  das 
geschieht,  wird  damit  nicht  schon  als  ein  „selbstverständlich“  un- 
begrenztes hingestellt  u.  begründet.  i . • 

Denn  nur  innerhalb  der  sozialen  Gemeinschaft,  regelm^sig 
auch  nur  direkt  u.  indirekt  unter  deren  fördernder  Einwirkung  kann 
auch  „Genie“  u.  „Talent“,  u.  sei  es  das  höchste,  seine  Kräfte  ausüben 
u.  vollends  seinen  wirtschaftlichen  Erfolg  erzielen.  Aus  dieser  Auffassung 
ergiebt  sich  als  notwendige  u.  richtige  Folgerung  ein  Recht  (u.  eine 
Pl licht!)  der  Rechtsordnung  der  Gemeinschait,  auch  dem  Einkommeu- 
u.  Vermögenserwerb,  welcher  — voraussetzungsw'eise  auf  sonst  rechtheh 
unantastbare  Weise  — auf  der  Ausnutzung  von  persönlichen  hohen 
Qualitätseigenschaften  beruht,  doch  eine  Grenze  zu  ziehen. 
„Angebot  u.  Nachfrage“  entscheiden  auch  hier  nicht  immer  allein  schon 
richtig  über  das  Mass  (Honorare  liberaler  Berufe,  Aerzte,  Anwälte, 
Künstler,  Unternehmereinkommen  der  „captains  of  industry“).  ^ eun 
nicht  direkt  durch  Erwerbshemmungen,  so  mittelst  der  Besteuerung 
eines  U e berraasses  kann  vorgegangen  werden.  Die  Grenzen  eines  solchen 
Uebermasses  u.  die  bezüglichen  Steuerstufen  lassen  sich  freilich  nicht 
ohne  Willkür,  aber  autoritativ  nicht  mit  mehr  Willkür,  als  im  „freien 
Verkehr“  feststellen  u.  immerhin  ausreichend  nach  Kombination  von 
Zweckmässigkeits-  u.  Billigkeitserwägungen.  Das  sind  wuchtige 
Gesichtspunkte  für  wahrhaft  soziale  Steuerpolitik,  — des  immer  mehr 
schon  in  die  praktische  Erwägung  eindringenden  Problems,  von 
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welchem  die  Besteuerung  des  Konjunkturengewinns  ein  wichtiger  Teil 
aber  doch  nur  ein  Teil  ist.  — Hier  verbinden  sich  theoretisch-sozial- 
okonomische  Aulfassungen  u.  Erkenntnisse  mit  finanzwissenschaftlichen 
u.  ünai^pohtischeu  Auflassungen  u.  Forderungen.  Ich  beziehe  mich  auf 
meine  Fm.wiss.,  lies.  I,  soziale  Finanzwissens(!haft,  §27,28,  II.  Theorie 
der  Besteuerung,  bes.  über  Steuerprinzipien  u.  Steuersystem,  dazu  meine 
oben  S.  ] I bei  G.  gen.  Aufsätze. 

Auch  für  die  ökonomische  Seite  u Rechtspolitik  des  sogen 
geistigen  Eigentums,  bes.  des  Patent-  u.  Autorrechts  gelangt 
man  auf  dem  Boden  dieser  Auffassungen  zu  wichtigen  u.  richtigen 
Konsequenzen,  welche  im  positiven  Recht  in  der  beschränkten 
Bauer  der  betreff.  Rechte  ii.  in  der  Forderung  von  Patentgeb ühren 
bereits  zur  Anerkennung  gelangt  sind.  Im  Verkauf  von  Patent-,  Autor- 
rechten ündet  eine  Kapitalisierung  des  Gewinns  statt.  Die  Verhältnisse 
liegen  bei  diesen  Rechten  nicht  genau  wie  bei  persönlichen  Renten- 
verhaltmssen,  aber  nahe  Analogien  bestehen,  ln  meiner  Grundlo-,  II, 
J3ü  Versuch  einer  sozialökonom.  Würdigung  des  sogen,  geisdgen 

B.  Sachliche  Renten.  Unter  dem  Einfluss  von  Verschieden- 
heiten  der  persönlichen  Begabung  u.  Leistungen  kommen  auf  allen 
\\  irtschaftsgebieteii  Kentenerscheinimgen  vor,  in  der  Urproduktion 
auch  Landwirtschaft,  u.  in  der  Industrie,  in  Erwerb  u.  Handel’ 
wie  in  der  Preistheorie  schon  nachgewiesen  ist.  Hier  spielen  aber 
dann  oft,  mitunter  auch  allein  oder  fast  allein,  die  verschiedenen 
Brauchbarkeiten  u.  daher  Leistungsfähigkeiten  der  in  der  Produktion 
gebrauchten  sachlichen  Objekte  mit. 

1.  Unter  diesen  nimmt  der  Grund  u.  Boden  an  sich  u.  als 
Fund-  u.  Gewinnungsart  beweglicher  Stoffe  eine  ganz  besondere 
Stellung  ein.  Denn  er  allein,  wenigstens  wenn  die  Verhältnisse 
fiir  inenschliche  ökonomische  Gebrauchszwecke  betrachtet  werden 
ist  in  begrenzter  Menge,  Beschaffenheit,  Zugänglichkeit,  Ergiebig- 
keit, daher  Produktionstähigkeit  vorhanden,  a)  Gilt  dies  zw'ar  in 
letzter  Linie  prinzipiell  auch  von  allen  beweglichen  Stoffen,  welche 
aus  dem  Boden  gewannen  werden  u.  hier  nicht  ersetzt  werden 

spontane  Naturtätigkeit  selbst  ersetzen 
(S.  120),  so  macht  sich  das  praktisch  teils  gar  nicht,  teils  in 
viel  geringerem  Masse  bei  einmal  bew'eglich  gewordenen  Stoffen 
den  vom  Boden  abgetrennten,  geltend,  weil  sie  eben  beweglich’ 
transportfähig  sind  u.  so,  technisch  fast  grenzenlos! 
Ökonomisch  wenigstens  in  sehr  weiten  Grenzen  die 
1 roduktion,  die  Weiterverarbeitung  u.  der  Verbrauch  dieser  Stoffe 
von  der  örtlichen  Lage,  der  Gewinnungs-  u.  Verwendungsstelle 
der  rohen  u.  verarbeiteten  beweglichen  Stoffe  fast  unabhäno'i»'  wird 
Die  Benutzung  von  Grundstücken  u.  der  mit  dem  Boden  ganz  oder 
so  gut  wie  ganz  verbundenen  Anlagen  u.  Einrichtungen  (Gebäude 
Meliorationen  usw.)  ist  dagegen  an  den  Ort,  wo  sie  einmal  liegen! 
wesentlich  gebunden.  ® 

Auch  von  den  mit  einem  Gnindstück  verbundenen,  von  diesem  aus 
zu  benutzenden  motorischen  Naturkräften  gilt  dies,  wenigstens 
bei  niedrigem  Stand  der  Technik,  zunächst,  so  von  den  Wasser- 


y 


383 


kräften  (Fall,  Druck).  Erst  durch  die  Weiterleitung  solcher  foafte 
wird  das  anders.  Hier  erweist  sich  als  wahrhaft  fundamentaler  Fort- 
scliritt,  weil  er  auch  von  der  Benutzung  der  Wasserkraft  an  be- 
stimmter örtlicher  Stelle  immer  unabhängiger  macht,  die  Benutzung 
der  Elektrizität  mittelst  Leitungen  in  die  Ferne.  S.  darüber  bes. 
Zöpfl,  Nat.-Oek.  der  techn.  Betriebskraft  I,  sowie  dessen  Schrift  über 
Wasserkraft,  1906.  Es  können  dadurch  Mon^ol-  u.  Rentenverhältnisse 
der  Lage  bei  gewissen  örtlich  bevorzugten  Grundstücken  in  pnnzipiell 
ähnlicher  Weise  überwunden  werden,  wie  durch^  das  Kommunikations- 
u.  Transportwesen  für  Menschen  u.  bewegliche  Sachgüter. 

2.  Aus  dieser  Sonderstellung  des  Grund  u.  Bodens  im 
Wirtschaftsleben  folgt  tür  das  Rentenprobleni,  a)  dass  die  Grund- 
rente, wenn  auch  nicht  die  einzige  Art  Differentialiente,  doch 
weita’us  die  praklisch  wichtigste  ist,  die  begreiflicherweise 
auch  deswegen  zuerst  u.  am  genauesten  theoretisch  erkannte  u. 
untersuchte,  auch  diejenige,  an  welcher  sich  das  ganze  Renten- 
problem, auch  da,  wo  es  sich  mit  dem  Probleiii  von  Monopolpreisen 
näher  berührt  u.  beide  mehr  oder  weniger  in  Eines  (Wert-  u. 
Preisproblem)  übergehen,  am  besten  analysieren  u.  erörtern  lässt. 

b)  Diese  Sonderstellung  des  Grund  u.  Bodens  im  Wirtschafts- 
leben wird  aber  für  das  Verteilungsproblem  u.  das,  was  damit 
als  Begleitei’scheinung  u.  Folge  direkt  u.  indirekt  zusammenhängt, 
erst  dadurch  von  solcher  Bedeutung,  eiiizel-,  privat-  u.  volks- 
wirtschaftlich, dass  die  rechtliche  Verfügung  über  den  Boden 
zur  prinzipiell  ausschliesslichen  Verfügung  auch  über  die  Vorzugs- 
I eigenschaften  des  Bodens  (Grundstücks)  wird,  sowohl  dieses  selbst 

f als  auch  wieder  der  mit  diesem  im  wesentlichen  untrennbar  ver- 

' bundenen  Kapitalverwendungen  (Gebäude,  Meliorationen)  in 

wichtigen  Fällen,  bes.  betreffs  der  örtlichen  Lage,  a)  Auch  dies 
zeigt  sich  schon  in  einer  ge  mein  wirtschaftlichen  Organisation, 
die  ja  ebenfalls  eine  Rechtsordnung  für  den  Grund  u.  Boden  vor- 
aussetzt. ß)  Besonders  scharf  u.  mit  den  wichtigsten  Folgen  für 
den  Verteilungsprozess  tritt  es  aber  in  der  privatwirtschaftlichen 
Organisation  mit  ihrem  Rechtsinstitut  des  privaten  Grund- 
eigentums, als  eine  ihrer  Hauptgrundlagen,  herv'or.  Erst  mit 
Hilfe  dieses  Instituts  wird  der  Besitzer  (Eigentümer)  des  Bodens 
auch  Eigentümer  jener  Vorz  ugs eigenschaften  u.  der  dadurch  be- 
dingten Leistungen  eines  Grundstücks,  wird  er  Bezieher  der  Kenten, 
welche  aus  jenen  Eigenschaften  u.  Leistungen  hervorgehen,  aa)  Auch 
hier  ist  es  nicht  das  Eigentum  am  reinen  Naturobjekt,  welches 
den  Bodenbesitz  zu  etwas  so  völlig  anderem,  als  den  Besitz  beweg- 
licher Sachen  macht,  in  letztem  Grunde  sind  ja  auch  diese  Natur- 
objekte; bb)  ist  es  auch  nicht  das  Eigentum  an  einem  reinen 
Naturobjekt,  welches  das  Grundeigentum  so  ganz  anders  als  das 
Mobileigentum  aufzufassen  nötigte,  ein  reines  Naturobjekt  ist  auch 
der  zu  Wirtschaftszwecken  dienende  Boden  ohnehin  meist  nicht, 
s^mdern  ein  solches,  dem  erst  durch  Arbeit  u.  K.apitalverwendung, 
wie  einem  Mobilobjekt,  diese  Fähigkeit,  zu  solchen  Zwecken  zu 
dienen,  verschafft  ist.  cc)  Vielmehr  das  Eigentum  am  Boden  als  an 

A.  Wagner,  soz.-ökon.  Urundriss,  4.Aufl.  25 
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einem  nur  in_  bef^renzter  Menge  u.  nur  mit  begrenzten 
Brauchbarkeits-Eigenschaften  verschiedenen  Grades  vor- 
handenen Xaturobjekt  ist  das  Eigenartige,  das  dem  Grundeigentum 
eine  so  aparte  Stellung  in  der  Kechtsgeschichte  des  Eigentums  u. 
in  der  jeweilig  bestehenden  Rechtsordnung  u.  der  Grundrente  eine 
so  eigenartige  Stellung  unter  den  Renten  u.  unter  allen  Einkommen- 
arten verleiht:  etwas  Monopolartiges, 

Deswegen  verlangt  auch  die  Grundrente  eine  besondere  Behandlung 

Srade  in  der  Verteilungs-  u.  Einkommenlehre,  kann  sich  aber  auf  die 
etrachtung  in  der  allgemeinen  u.  theoretischen  Sozialökonomik  im  ganzen 
auf  die  „Grundrente  überhaupt“  beschränken.  Die  Beweisführung 
schliesst  sich  dabei  passend  bes.  an  den  agrarischen  Boden  an.  Die 
anderen  Bodenkategorien  werden  nur  mit  berührt.  Näheres  über  die 
Grundrenten  bei  ihnen  gehört  in  die  spezielle  u.  praktische  Soc.-Oek. 

III.  Die  Grundrente.  A.  Allgemeines.  1.  Die  letzte 
Ursache  beruht  auch  bei  ihr  auf  der  natürlichen  Verschiedenheit 
der  Produktions-  u.  Absatzbedingungen  d<T  Produkte  vei-schiedener 
Böden.  2.  Ihr  Vorrang,  ihre  grössere  u.  namentlich  auch  nach- 
haltigere u.  für  den  Verteilungsprozess  durchgreifendere  Bedeutung 
vor  allen  anderen  (Differential-)  Kenten  beruht  auf  den  vox’ausgehend 
dargelegten  Tatsachen.  3.  Üntei'stützend  kommen  aber  noch  zwei 
weitere  wichtige  Punkte  hinzu:  a)  die  weit  dauerhafteren  Vorzüge, 
z.  Teil  — wenigstens  für  lange  Zeiträume,  von  solcher  Dauer,  wie  sie 
für  wii-tschaftliche  Betrachtung,  auch  für  die  Wertbildungen,  allein  in 
Frage  kommen  — die  so  gut  wie  überhaupt  beständigen  Vorzüge 
gewisser  Grundstücke  vor  anderen,  welche  als  solche  u.  für  die  auf 
ihnen  stattfindende  Produktion  zur  Bedarfsdeckung  von  bestimmten 
Produkten  (einschliesslich  Leistungen,  z.  B.  bei  Standort-,  Wohnort- 
boden, Wohnung  gewährende)  noch  gebraucht  werden;  b)  die  alleinige 
oder  leichtere  Möglichkeit,  eben  weil  diese  Vorzüge  wirklich  oder 
einigermassen  dauernde  sind,  u.  sich  an  ein  sachliches 
u.  einigermassen,  selbst  wenn  es  ein  menschliches  Gebilde  (Haus!) 
ist,  dauerhaftes  Objekt  anknüpfen,  die  Rente  vom  Objekt, 
von  dessen  sonstigem  Ertrag  abzutrennen,  sie  so  getrennt 
zum  eigenen  Gegenstand -von  Rechtsgeschäften  (Abtretung 
an  Dritte,  Verpfandung)  zu  machen,  auch  sie  zu  kapitalisieren 
u.  diesen  kapitalisierten  Wert  wiederum  allein  oder  verbunden  mit 
dem  Wert  des  Objekts  selbst,  welcher  kapitalisierter  Zins  ist,  an 
Dritte  abzutreten.  Dadurch  können  diese  Renten,  wie  die  Kapital- 
zinsen u.  ihre  Kapitalisierungen,  selbständige  Verkehrsgüter 
M^erden,  bes.  auch  im  Kreditverkehr. 

4.  Die  Grundrente  lässt  sich  untei'scheiden : a)  als  solche,  welche 
aus  Brauchbarkeitsdifferenzen,  bei  agrarischen  u.  dgl.  Böden 
für  Gewinnung  organischer  Stoffformen  aus  Fruchtbarkeitsclifferenzen 
der  Böden,  auch  aus  Qualitätsdifferenzen  der  darauf  gewonnenen 
Produkte  hervorgeht;  b)  als  Grundrente  der  Lage,  welche  sich 
aus  den  Verschiedenheiten  der  Gunst  u.  Ungunst  der  örtlichen  Lage 
der  Böden  (Grundstücke)  für  Produktions-,  Standorts-,  Bewohnungs- 
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zwecke,  in  Verbindung  hiermit  aus  der  günstigeren  u.  ungünstigeren 
Lage  zum  Arbeitsort,  zum  Bezugs-,  zum  Absatzort  (Markt),  au  sich 
u.  mit  Rücksicht  auf  Fehlen,  Vorhandensein,  Beschaffenheit  der 
Kommunikations-  u,  Transportmittel  u.  die  Kosten  für  deren  Be- 
nutzung ergeben. 

B.  Entstehung,  Entwicklung  u.  Bewegung  (der  Höhe 
nach),  Verbleiben  der  Grundrente.  1.  Die  Bedingungen 
dafür  sind  die  allgemeinen  für  alle  Renten,  welche  sich  aus  dem 
darüber  Dargelegtcn  (unter  II)  u.  aus  der  Kosten-  u.  Preistheorie 
ergeben.  2.  Sie  lassen  sich  für  die  Grundrente  speziell,  insbesondere, 
als  Hauptfall  genommen,  für  die  agrarische,  folgendermassen  fassen: 
Grundrente  entsteht  erst  dann,  entwickelt  sicli  der  Höhe  nach 
in  dem  Masse,  verbleibt  auch  nur  dann  u.  solange,  überhaupt  u.  in 
ihrer  bisherigen  Höhe,  a)  als  schlechtere  (unfruchtbarere,  geringere 
Produktempialität  liefernde)  und  entlegenere,  bzw.  höhere  Transport- 
kosten bedingende  Grundstücke  — der  bedurften  Verarbeitungsstoffe 
vom  Gewinnungs-  u.  Fundort  nach  dem  betreffenden  Grundstück 
(Ort),  wo  sie  verarbeitet,  der  gewonnenen  Produkte  vomProduktionsoi-t 
nach  dem  Absatzort,  wo  sie  gebraucht  werden  — zur  Deckung 
eines  bestimmten  qualitativen  u.  quantitativen  Bedarfs  aufgewendet 
werden  müssen  oder  b)  als  der  bisher  schon  bebaute  Boden  nur 
zu  mehr  als  proportional  wachsenden  Kosten  mehr  (oder  besseres) 
Produkt  liefert.  In  diesem  letzten  Punkte  hängt  die  Grundrenten- 
theorie mit  dem  sogen.  Bodengesetz  zusammen  (§  33,  S.  121),  in 
beiden  wieder  mit  der  Kosten-  u.  Preistheorie  fbes.  § 54,  S.  257). 
Namentlich  die  Ausführungen  über  die  Preise  der  Bodenprodukte 
in  geschlossenem  u.  nicht  geschlossenem  Marktgebiete  (S.  258  ff.) 
finden  ihre  Anwendung  auch  hier  für  die  Rente.  Es  genügt,  darauf 
zu  verweisen. 

Zur  Erläuterung  u.  Begründung  noch  Folgendes:  Grundrente 
entsteht,  wenn  Boden  derjenigen  Qualität,  welcher  nach  dem  jeweiligen 
Stand  der  Technik  der  Bodenbearbeitung,  also  z.  B.  bei  Ackerbau  der 
bezüglichen  a^arischen  Technik,  am  besten  zu  bearbeiten  ist,  nicht  mehr 
in  so  gi*03ser  Menge  u.  in  solcher  örtlichen  Lage  vorhanden  u.  zugänglich 
ist,  dass  man  mit  denselben  Kosten  den  eintretenden  quantitativ 

Srösseren  oder  qualitativ  besseren  Produktenbedarf  zu  den  gleichen 
kosten  wie  bisher  decken  kann  und  wenn  dies  wiegen  der  W irksam- 
keit des  Bodengesetzes  nicht  zu  den  bisherigen  Kosten  auf  dem  alten 
schon  bebauten  Boden  möglich  ist.  Dann  muss  man  «)  entweder 
schlechteren  Boden,  d.  h.  grössere  Bearbeitungskosten  verursachenden 
oder  relativ  weniger  oder  schlechteres  Produkt  liefernden,  also  z.  ß.  im 
Ackerbau  unfruchtbareren  Boden  mit  bebauen  u.  wird  das  vielfach  tun, 
wenn  wenigstens  solcher  Boden  überhaupt,  in  erforderlicher  Menge  u. 
Güte  u.  angemessener  Ortslage  (Entfernung)  noch  vorhanden  u.  zu- 
gänglich ist;  oder  ß)  man  muss  Boden,  wenn  auch  dem  bisherigen 
Qualitativ  an  Güte  gleichen  Boden,  in  grösserer  Entfernung  bebauen,  wo 
dann  voraussetzungsweise  die  Produkte  neben  ihren  eigentlichen 
Herstellungskosten  noch  mit  Transportkosten  oder  mit  grösseren  als  die 
in  der  Nähe  gewonnenen  belastet  werden  u.  wird  das  tun,  wenn  solcher 
Boden  noch  vorhanden  u.  zugänglich  ist;  oder  endlich  y)  man  muss 
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den  bisherigen  Boden  eben  zur  Deckung  des  Mehrbedarfs  mit  grösseren 
Kosten  für  das  Mehrprodukt  bebauen.  In  den  beiden  ersten  Fällen, 
fc  u.  ß,  liegt  räumlich  weitere  Ausdehnung  des  Anbaues  u. 
Extensivität  des  Betriebs  (absolut  u.  relativ  wenig  Arbeits-  u. 
Kapitalaufwand  auf  die  Flächeneinheit),  im  letzten  Fall,  y,  liegt  räumlich 
enger  sich  zusammenschliessende  Bebauung  u.  Intensivität 
des  Betriebs  (absolut  u.  relativ  viel  Arbeits-  u.  Kapitalaufwand  auf  die 
Flächeneinheit)  vor.  Bei  noch  dünner  Btjvölkerung,  wenig  lokal  kon- 
zentrierter (keine  oder  nur  kleine  Städte),  gi'ossen  zugänglichen  Boden- 
flächen, unvollkommener  Verkehrssicherheit  u.  fehlenden  oder  mangel- 
haften u.  teueren  Kommunikationsmitteln  wird  das  erste  Verfahren  («) 
befolgt,  wie  die  ältere  ßesiedlungsgeschichte  zeigt.  Wenn  Rechts- 
sicherheit u.  Kommunikationsmittel  sich  verbessern,  kommt  das  zweite 
(i3)  hinzu.  Wenn  beide  Mittel  versagen  oder  noch  kostspieliger  werden, 
namentlich  solange  die  Kommunikationsmittel  aus  der  u.  in  die  Ferne 
fehlen  oder  zu  mangelhaft  u.  zu  teuer  sind,  tritt  das  dritte  Verfahren  (y) 
ein.  Auch  das  lässt  sich  geschichtlich  btdegen.  Immer  kommen  dann 
Rentenbildungen  für  die  besseren,  fruimtbareren,  näher  gelegenen 
oder  durch  bessere  Kommunikationsmittcl  leichter  u.  wohlfeiler  zu- 

fänglichen  u.  für  die  ersten  Arbeits-  u.  Kapitalverwendungen  auf  den 
isher  bebauten  Grundstücken  vor.  Der  erfolgreiche  Kampf  gegen  das 
Bodengesetz,  Fortschritte  in  Produktions-  u.  Kommunikationstechnik 
wirken  dagegen  den  Rentenbildungen,  wie  dem  Preissteigen  entgegen, 
können  Renten  u.  hohe  Preise  selbst  vers<*-hwinden  lassen. 

Die  einfachste  Beweisführung,  auch  mit  schematischen  Zahlenbei- 
spielen, ist  die,  welche  sich  auf  die  Einwirkung  von  Fruchtbarkeits- 
differenzen des  agrarischen  Bodens  bezieht,  wie  sie  vornehmlich  (nicht 
ausschliesslich)Ricardo  vor  Augen  hat.  So  kann  man  folgende  Formel  auf- 
stellen: ist  p die  Einheit  (1  hl)  der  Produktenmenge  einer  bestimmten 
Qualität,  welche  auf  einem  Boden  erster  Qualität  mit  k Durchschnittskosten 
(Arbeits- u.  Kapitalsaufwand  bestimmter  Art  u.  Höhe  in  kl.  normalem  Profit) 

fewonnen  wird,  so  ist  knach  dem  Kosten- u.Preisgesetz  auch  der  Dauerpreis 
ieser  Mengeneinheit.  Kann  auf  schlechteren  oder  entlegeneren  Feldern 
oder  auf  den  bisherigen  eine  erforderliche  grössere  Produktenmenge  nur  mit 
k-|-  X Kosten  für  die  Mengeneinheit  gewonnen  w'erden,  so  wird  k-j-x  jetzt 
der  Dauerpreis  der  Mengeneinheit  allen  IVodukts,  der  so  auch  für  die 
früheren  Produktenmengen  nuiunehr  gilt,  demnach  für  den  ersten  Boden 
eine  Rente  gewährt,  =x  für  die  Mengeneinheit.  Bei  abermaliger  Steigerung 
des  Bedarfs  steigt  voraussetzungsweise  der  Kostensatz  für  das  Mehrprodukt 
(auf  einem  Boden  dritter  Qualität  usw.)  auf  k-f-2  x,  dann  auf  k-p;3  x usw. 
u.  damit  der  allgemein  geltende  Dauerpreis  auf  diese  Höhe  u.  die  Rente  dem- 
gemäss entsprechend,  auf  2 x,  3 x usw.,  immer  je  für  1 Mengeneinheit;  sie  ist 
am  höchsten  für  den  ersten,  weniger  hoch  für  den  zweiten  Boden  etc.  Der 
jeweilig  höchste  Kostensatz  entscheidet,  enthält  aber  selbst  keine  Rente, 
sondern  nur  Kostendeckung  inkl.  normalen  Lohn  und  Profit.  Daher  hat  der 
jeweilig  schlechteste  Boden  keine  Rente.  Aber  mit  Ausdehnung  der  Pro- 
duktion erlangt  immer  mehr  Boden,  auch  immer  schlechterer  eine  Rente, 
schliesslich  fast  aller  u.auf  den  besseren  Böden  steigt  die  Rente  immer  mehr. 
Nur  In^pothetisch,  nicht  als  historische  Tatsache,  wird  hier  der 
Gang  des  Bodenanbaus  in  der  Richtung  vom  besseren  zum  schlechteren 
Boden  vorausgesetzt.  Carey’s  Einwand  dagegen,  dass  der  historische 
Entwicklungsgang  der  umgekehrte  sei  (vom  schlechteren,  leichteren 
Höhenboden  zum  besseren,  schwereren  reicheren  Niederungsboden), 
generalisirt  ebenso  zu  weit,  wie  Carey  es  fälschlich  den  Gegnern  (Ricardo) 
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als  deren  Annahme  über  den  histor.  Gang  des  Bodenanbaus  'orwn  . 
Für  die  Kosten-,  Preis-  u.  Rentenfrage  ist  es  aber  uberhaupt  gleich- 
giltio-,  wie  man  den,  übrigens  lokal  verschiedenen  historischen  Gan 
des  ifodenanbaus  annimmt.  Es  kommt  hier  vielmehr  nur  auf  das 
Kostendifferenzmoinent  an.  Gegen  Carey 

Fassiimr  des  Problems  ist  ferner  noch  einzuwenden,  dass  ubeihaupt 
ffut“^  „schlecht“  hier  beim  Boden  sich  nicht  auf  die  absolute 
(Qualität  (Fruchtbarkeit,  Bearbeitungsmühe),  sondern  auf  die  relativ  e 
ä'zieht  und  dass  für  niedrige,  pnmitivere^  agrarische  Technik  gerade 
der  leichtere  Boden  der  relativ  beste  oder  bessere  ist. 

3 Entwicklung  der  Grundrente  und  Bewegun„  ihrei 
Höhe  8ie  ergeben  sich  iniplizile  aus  dem  unmittelbar  Vor- 
hergehenden, auch  aus  den  früheren  Austuhrungen  ubm-  das 
Bodengesetz  u.  dessen  Bekämpfung  u.  über  die  . 

Produkte,  a)  Zum  Verständnis  u.  zur  Erklärung  ‘i®’’ /orga^iigt  st 
besonders  die  Art  des  Zusammenhangs  von  Bedarf,  Bedarfs 
deckiing,  deren  and  daher  der  erforderlichen  Produktenmenge 
Kosten,  Preis,  Rente  zu  beachten;  a) 

liegt  im  Bedarf,  wie  er  sich  vornehmlich  aus  den  BevolkeiuiipS- 
verhältnissen  ergiebt  u.  enUdckelt  also  aus  Grösse,  "• 

Umfiing  der  Art  u.  .Menge  der  Bedürfnisbefriedigung  durch  Boden- 
Produkte  und  Bodenleistungeu  (Standortboden,  W olinuugsbode  ) 
örtlicher  Verteilung,  Konzentration  der  Bevölkerung,  btadtegrosse 
iisw.:  ß)  durch  dies  erste  Moment  werden  die  Bedingungen  dei 
Bedarfsdeckung  n.  der  Kosten,  daher  auch  Richtung  der  Bewegung 
u Höhe  der  letzteren  bestimmt,  diese  Kosten  sind  also  das  vom 
Bedarf  abhängige  Moment,  auf  welches  der  btand  der  Iro- 
diiktionstechnik,  der  Verkehrs-  (Koniniumkations-)  l^hnik,  der 
Rechtssicherheit  im  Verkehr  seinen  die  Hohe  der  Kosten  be- 
stimmenden Einfluss  mit  ausiibt;  y)  die  Kosten  u.  ihre  Bewegung, 
speziell  die  Kosten  des  letzten,  zur  Deckung  des  Bedarfs 
erforderlichen  Produktenteils,  sind  wieder  das  kausale,  seine  Holie 
bestimmende  Moment  fiir  den  Preis,  dieser  also  das  von  den 
Kosten  abhängige  Moment;  d)  die  Kosten  u.  ihre  Difterenz  und 
der  Preis  sind  alsdann  auch  das  kausale  Moment  für  die  Rente, 
diese  das  von  jenen  abhängige  Moment;  die  Rente  steigt  <lann 
im  graden  Verhältnis  zur  Steigerung  des  Bedarfs  u.^  zur  Not- 
wendigkeit, diesen  mit  steigenden  Kosten  zu  decken;  sie  tallt  im 
umgekehrten  Verhältnis,  also  bei  Abnahme  des  Bedarfs  u. 
der  Deckungskosten,  wie  die  Erfahrung  auch  durchaus  bestiitigt 
e)  Die  Preise  sind  also  auch  nicht  hoch,  weil  die  Rente  hoch  ist 
und  steigen  nicht  mit  dieser,  sondern  umgekehrt,  die  (Geld-)  Rente 
ist  hoch,  weil  die  Preise  hoch  sind  u.  steigen  mit  dieser,  die  Preise 
aber  sind  hoch  u.  steigen,  weil  die  Produktions-  u.  Herbeischaftuiigs- 
kosten  des  letzten  Teils  der  zur  Bedarfsdeckung  erforderlichen 
Produktenmenge  hoch  sind  u.  die  Preise  steigen,  weil  diese  Kosten 
steigen.  „Konfiskation“  der  (privaten)  Grundrente  wurde  dalier 
zwar  die  Grundeigner  schädigen  n.  dem  Konfiskator  (Staat)  event. 
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Einkommen  geben.  Aber  die  Grundrente  würde  nicht  verschwinden 
sondern  nur  einem  Andern  zufallen  u.  die  Preise  würden  nicht  sinken! 

b)  Hiernach  sind  die  die  Höhe  u.  die  Eichtling  der  Be- 
wegung  der  Grundrente  bestimmenden  einzelnen  Einfluss- 
momente  leicht  festzustelleii  u.  werden  wieder  durch  die  Erfahrun<- 
bestati^t.  a)  Es  besteht  eine  verschiedene  Höhe  der  Heute  bei 
Verschiedenheiten  der  Volksdichte,  der  localen  Konzentration  der 
Bevölkerung,  des  Wohlstandes,  des  Bedarfs  an  Boden  u.  Boden- 
produkten, des  Standes  der  Produktions-,  Verkehrstechnik,  auch  der 
Eei^tssicherheit,  also  überhaupt  auf  verschiedenen  Wirtschaftstufen. 
p)  Haber  steigende  Eichtung,  immer  grössere  Höhe  gewöhnlich 
im  Laufe  der  gesamten  Entwicklung  von  Volk,  Städtewesen,  Volks- 
Wirtschaft  u.  bei  stabiler  oder  nicht  mit  dem  Produktenbedarf 
gJeichmassig  fortschreitender  Entwicklung  der  Produktions-,  bes.  der 
agrarischen  Technik  (bei  der  agrarischen  Eente)  u.  Verkehrstechnik, 
bei  Erweiterung  der  Kostendifferenz  zwischen  dem  schlechtesten, 
ent^gensten  und  den  besseren,  günstiger  gelegenen  Böden. 

f allende  Emhtnng  und  niedrigere  Eentenhöhe,  bis  zum  Ver- 
schwinden der  Eente,  unter  den  entgegengesetzten  Verhältnissen. 

*-'•  wichtigen  Fällen,  namentlich  bei  agrarischen  (auch  forst- 
lichen, montanistischen)  Grundrenten  kann  noch  genauer  zwischen 
der  Bewegung  der  Heute  in  Produktenmengen  und  nach  den 
Freisen  dieser,  oder  nach  „Produktenrente“  (Kornrente)  u 
Geldrente  unterschieden  werden.  1.  Jene  stellt  das  Quantum  der 
Heute  in  Produkteneinheiten  dar,  indem  berechnet  wird,  um  welchen 
Betrag  solcher  Einheiten  das  bessere  Grundstück  für  den  gleichen 
Kostenaufwand  mehr  als  das  oder  die  konkurrierenden  schlechteren 
Grundstücke  liefert.  Dieser  Mehrbetrag  steigt  u.  fällt  mit  der  Aus- 
dehnung u.  Einschränkung  der  Kostendifferenz  in  Folge  der  an- 
gedenteten  Verhältnisse.  2.  Diese,  die  Geldrente,  ist  die  in  den 
1 reisen  dieser  Produktenrente  ausgedrückte.  Diese  Geldrente 
Steigt  u.  tcillt  stärker  als  die  Produktenrente,  denn  der  von  der 
teuersten  letzten  erforderlichen  Produktion  abhängige  Preis  der 
Produkteninenge  in  der  Eente  steigt  und  föllt  ja  selbst  mit  dem 
jeweilig  teuersten  Kostensatz;  der  Grundeigentümer  erhält  also  mit 
Ausdelinung  des  Anbaus  auf  notwendig  teurer  zu  bearbeitenden 
öden  mehr  Produkt  als  Eente  u.  ilieses  hat  zugleich  einen  höheren 
Ih-eis  u.  umgekehrt. 

M 1 ohne  Grundrente.  Der  jeweilig  allein  bebaute 

Boden  der  gleichen  Qualität,  daher  gleicher  Bebauungskosten  u. 
der  jeweilig  aus  Kot  mit  ziu-  Bebauung  neben  besserem  heran- 
gezogene schlechteste  Boden  trägt  keine  Grundrente,  wohl 
aber  muss  er  unter  Voraussetzung  kapitalistischer  Betriebs- 
weise  d.  h.  Willen  und  Kraft  zum  Vorgehen  der  Bebauer  und 
Eigentiimer  nach  dem  höchst  erreichbaren  Vorteil  vorausgesetzt  — 
die  üblichen  unter  gleichen  Umständen  in  zugänglichen  anderen 

Geschäften  bestehenden  Löhne,  Kapital-  und  Unternehmergewinn, 
Froht  abwerfen. 
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Wenn  er  das  tatsächlich  gleichwohl  in  alter  u.  neuerer  Zeit,  auch 
heute  in  Kulturländern,  nicht  oder  nicht  ausreichend  tut,  so  eheii,  weil 
jene  Voraussetzung  vielfach  nicht  zutrifft,  z.  B.  bei  Leuten,  die  keine 
andre  Erwerhsgelegenheit  haben  und  so  auch  ihren  vielleicht  sehr 
reduzierten  Lebensbedarf  nur  unter  sehr  ungünstigen  Bedxngiiiigen 
decken  können  u.  müssen  (Kleinbauern,  Kleinpächter),  oder  in  f allen, 
wo  eben  aus  anderen  Gründen  der  Besitz  behalten  und  mit  genngei<^ 

' Gewinn  absichtlich  vorliebgenommen  wird  (o.  S.  dbb).  Auch  solche 

! Fälle  sind  also  nicht  eine  „Ausnahme“,  eine  „Widerlegung“  der  be- 

1 treffenden  Lehrsätze,  sondern  sind  bei  der  richtigen  vorsichtigen  t assung 
dieser  Sätze  oder  bei  stillschweigend  als  selbstverständlich  angenommenen 
Voraussetzungen,  unter  denen  sie  allein  aufgestellt  werden,  schon  in 

ihnen  mit  enthalten. 
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E.  Boden  mit  Grundrente  oder  einem  dieser  ähnlichen 
„Extragewinne“,  auch  wenn  die  angegebenen  Voraussetzungen 
für  das  Auftreten  von  Grundrente  nicht  vorliegen.  1.  Auch 
solche  Fälle  kommen  notorisch  vor,  besonders  bei  städtischem 
(Wohnungs-)  und  bei  Bergwerks-Boden,  doch  gelegentlich  auch 
sonst,  denkbarer  Weise  selbst  bei  agrarischem  Boden.  2.  Nämlich 
dann,  wenn  die  Eechtsordiiung  es  ermöglicht  u.  gestattet,  den  an 
sich  vorhandenen,  auch  nach  Beschaffenheit  und  örtlicher  Lage 
o-eeifneten  Boden  der  Benutzung  zu  entziehen.  Hier  können  alsdann 

a)  die  anderen,  für  den  Zweck  konkurrierenden  verfügbaren  Böden 
überhaupt  und  höhere  Kenten  abwerfen,  als  ihnen  sonst  zufallen 
würden,  weil  u.  soweit  als  ihre  Monopolstellung  begünstigt  wird 
und  b)  der  bisher  entzogene  Boden,  wenn  er  gleichwohl  später 
mit  in  Benutzung  vom  Eigentümer  genommen  oder  andern  über- 
lassen wird,  z.  B.  pachtweise,  dann  ebenfalls  eine  Rente  abwerfen. 
3.  Diese  Fälle  setzen  daher  voraus  a)  eine  über  den  Boden  ver- 
fügende Herrschaftsgewalt,  welche  den  Boden  der  Benutzung 
zunächst  u.  im  Allgemeinen  vorenthält,  so  etwa  in  Despotieen,  oder 

b)  welche  seine  Benutzung  überhaupt  von  vornherein  nur  gegen 
Abgaben  u.  Dienste  gestattet,  wie  bei  dem  dem  König  und  dem 
Grundherrn  der  Feudalzeit  zur  Verfügung  stehenden,  nur  unter 
dieser  Bedingung  Besiedlern  überlassenen  Boden;  oder  c)  es  muss 
bei  dem  Institut  des  privaten  Grundeigentums  mit  seinen 
verwandten  Anhangsformen  (so  im  Bergrecht)  ein  entsprechendes 
Recht  und  ein  entsprechendes  Verfahren  der  Eigentümer  vorliegen, 
SO  vor  zu  jjehen. 

Die  extreme  Entwicklung  des  Prinzips  des  privaten  Grundeigentums, 
der  spekulative  Erwerbsgeist  und  die  ethische  und  soziale  Rücksichts- 
losigkeit seiner  Eigentümer,  das  passive  Zuschauen  von  Gesetzgebui^ 
und  Verwaltung,  das  mangelhafte  Besteuerungsrecht,  die  schwalche 
Urteilskraft  der  öffentlichen  Meinung  und  der  geringe  Einfluss  ihres 
selbst  verwerfenden  Urteils  über  sol^es  Vorgehen  hat  in  der  Boden- 
spekulation, bes.  mit  städtischen  u.  der  Peripherie  der  Städte 
nahe  liegenden  ländhclien  Grundstücken,  auch  in  der  Bergwerks- 
spekulation mit  auf  Grund  einer  falschen  Gesetzgebung  leicht  und 
kostenlos  zu  erlangenden  ßerggerechtsamen  (preuss.Bergi'echt!)  Zustände 
geschaffen,  wo  solche  Fälle  in  grossem  Umfang  eintreten  und  sozial- 
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ökonomisch,  hygienisch  verhängnisvolle  Folgen  hal)en.  Die  Gegenwart 
ist  erfüllt  mit  solchen  Vorgängen,  in  der  alten  wie  neuen  Wtnt,  auch 
in  Deutschland,  zumal  in  Perioden  rascher  Volkszunahme,  Ein-  u.  Zu- 
wanderung, starken  Städtew'achstums,  wirtschaftlichen  „Aufschwungs“. 

4.  Die  Folgen  sind  allgemeine  Verteuerungen  des  Bodens  u. 
seiner  Benutzung  zu  Gunsten  der  Eigentümer  auf  Kosten  der  neuen 
Erwerber  u.  Benutzer,  ohne  irgendwelche  oder  doch  ohne  genügend 
entsprecliende  Leistungen  der  Eigentümer,  Verteuerungen  um 
Millionen  u.  Milliarden  in  grösseren  Ländern  u.  selbst  in  einzelnen 
Grossstädten  besonders  für  den  Wohnungs-,  teilweise  auch  in 
Deutschland  für  den  Bergwerksboden,  in  der  neuen  Welt  (Nord- 
amerika) auch  für  den  ländlichen,  eine  riesige  „Privatbesteuerung“ 
des  ganzen  Volks  durch  die  Grundeigentümer,  ein  Analogon  der 
ehemaligen  Lasten  des  ländlichen  abhängigen  Grundbesitzes,  wahr- 
scheinlich eine  viel  schwerere  Last  als  diese. 

5.  meine  Ausführungen  in  meiner  Grundig.  II,  470ff,  in  dem  Vor- 
trag „zur  Rechtfertigung  der  Zuwachssteuer“  im  Jahrb.  d.  Bodeii- 
reformer  1900,  die  oben  S.  377  gen.  Sehr.  v.  P.  Voigt.  Abweichende 
Auffassungen  v.  A.  Voigt  u.  v.  Ad.  Weber. 

5.  Indessen  bildet  diese  Rente  nicht  eine  eigentliche  Differential- 
rente, wie  die  hier  behandelte,  wenn  si(*  auch  zugleich  auf  deren 
Steigerung  mit  einwirkt,  sondern  eine  ihr  freilich  sehr  ähnliche, 
welche  auch  Rente  und  Grundrente  genannt  werden  kann,  aber 
eine  reine  Besitzrente  unter  Quasimonopolverhältnissen  ist. 

a)  Ihre  Entwickelung  ist  im  Uebrigen  von  den  gleichen  oder 
sehr  verwandten  Einflüssen  abhängig,  wie  die  eigentliche  Grund- 
rente. b)  Von  ihrer  Höhe  gilt  dasselbe,  c)  Aber  mehr  noch  als 
bei  der  eigentlichen  Grundrente  kommen  bei  ihr  die  Regeln  der 
Mo  nopol])  reise  mit  einigen  meist  für  den  Besitzer  der  Grund- 
stücke noch  günstigeren,  für  Benutzer  u.  Erwerber  noch  ungünstigeren 
Modifikationen  zur  Geltung,  weil  es  sich  eben  um  Immobilien 
dabei  handelt.  Die  allgemein  bedenkliche  soziale  Seite  der  eigent- 
lichen Grundrente  (s.  u.  u.  H.  397),  die  grosse  Abhängigkeit  von  Kon- 
junkturen u.  von  Spekulationen  auf  diese  treten  bei  dieser  Besitz- 
rente ebenfalls  noch  schärfer  hervor. 

F.  Weiteres  über  die  Grundrente  der  Lage  u.  ihre 
Beziehung  zum  Bodenanbau  (was  nach  den  Ausführungen  unter 
E auch  für  die  reine  Besitzrente  im  wesentlichen  mit  zutrift‘t), 
1.  Die  in  irgend  einer  Beziehung  nach  ihrer  örtlichen  Lage  — 
für  Gewinnung  von  Stoffen,  Bezug  solcher  dahin,  Absatz  von  Sachen 
von  da  aus,  für  wirtschaftl.  u.  persönl.  Verkehr,  Wohnungs-  u. 
Aufenthaltszwecke  der  Menschen  selbst  usw.  — günstigeren  Grund- 
stücke, welche  für  die  notwendigen  Benutzungszwecke  aber  nicht 
ausreichen,  daher  durch  andre  in  irgend  einer  dieser  Beziehung 
ungünstigere  ergänzt  werden  müssen,  haben  eine  Grundrente. 
Deren  Höhe  steht  im  Verhältnis  zur  Grösse  des  Vorzugs  vor  solchen 
anderen  Grundstücken,  u.  steigt  und  föllt  daher  mit  der  Grösse 
dieses  Vorzugs.  Das  ist  die  Grundrente  der  Lage,  a)  Sie  setzt 
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zu  ihrem  Entstehen  u.  zu  ihrer  Entwickelung  voraus  a)  bei  gleicher 
Bodenbeschaffenheit  sowie  gleichem  Zustande  der  Kommunikations- 
u.  Transportmittel  u,  gleichem  Preise  der  Leistungen  diesei 
(Transportkosten)  Vorzugs-  u.  Nachteile  der  Entfernung,  dei 
kleineren  u.  grösseren  Entfernung  zwischen  den  Standorten, 
Wirtschafts-,  Wohn-,  Aufenthaltsorten,  welche  für  diese  Benutzungs- 
zwecke konkurrieren,  zu  den  Orten,  mit  welchen  die  Bewohner  u. 
Wirtschaften  die  angedeuteten  Verkehrsbeziehungen  haben  u.  haben 
müssen:  ß)  bei  gleicher  Entfernung  von  konkurrierenden  Grund- 
stücken auch  sonst  gleicher  Beschaffenheit  macht  sich  die  bessere  u. 
wohlfeilere  Kommunikation  zwischen  der  ersten  und  der  zweiten 
Ortskategorie  ähnlich  geltend,  indem  hier  der  Oi't  der  günstigeren 
Kommunikation  für  seine  Grundstücke  Renten  entstehen  u sich  ent- 
wickeln  sieht,  welche  dem  Konkurrenzort  für  die  seinen  fehlen  odci 
hier  kleiner  sind,  h)  die  Folgen  der  günstigeren  Lage,  der  ge- 
ringeren Entfernung  oder  besseren  ii.  billigeren  Kommunikation  eines 
Orts  mit  seinen  Verkehi*sorten  sind  mancherlei  Kosten-,  Zeit- 
ersparungen gegenüber  dem  Ort  mit  ungünstigeren  Verhältnissen 

in  dieser  Hinsicht. 

2.  Hieraus  ergeben  sich  dann  eigentümliche  Beziehungen 
zwischen  Rentenbildung,  Kostenersparung  infolge  günsti- 
f**erer  Lage  u.  dem  ganzen  Gang  des  Bodenanbaus. 
a)  Die  Kostenersparung  ermöglicht  «)  den  Bezug  der  Kenten  der 
Lage,  oder  ß)  eine  billigere  Produktion,  daher  niedrigere  Absatz- 
preise, grösseren  Absatz  u.  höheren  absoluten  Profit,  odci  y)  sie 
gestattet,  unter  sonst  gleichen  Verhältnissen,  einen  grösseren  Auf- 
wand an  lokalen  (eigentlichen)  Produktionskosten,  auch  wenn 
dann  die  Absatzpreise  entsprechend  hoch  genug  zur  Deckung  dieser 
Kosten  sein  müssen.  Denn  der  in  ungünstigerer  örtlicher  Lage  pro- 
duzierende Konkurrent,  auch  wenn  er  an  seinem  Ort  dort  wohl- 
feiler produziert,  muss  dafür  höhere  iransportkosten  für  sein 
Produkt  tragen,  kann  also  auf  die  Dauer  nicht  niedrigeie  Preise 
stellen,  b)  Mancherlei  Einwirkungen  der  örtlichen  Lage,  der  ver- 
schiedenen konkurrierenden  Produktionen  (Unternehmungen)  zu 
einander,  wegen  verschiedener  \ orteile  u.  Nachteile  in  der  örtlichen 
Lage  zu  den  Orten,  mit  welchen  sie  in  Verkehrsbeziehungen  stehen, 
treten  dann  ein.  c)  Auch  die  räumlichen  Bewegungen  der  ]\Ienschen 
selbst,  die  Zu-  u.  Wegzüge,  die  lokalen  Bevölkerimgskonzentratioiien, 
in  Städten,  Industrie-  u.  Montangebieten,  die  Verschiebungen  der 
Volksdichte  werden  beeinflusst,  d)  Rentensteigerungeu  u.  Senkungen, 
Verschiebungen  finden  statt,  e)  Besonders  verdient  die  Entwickelung 
der  Art  u.  die  lokale  Gestaltung  u.  Ausdehnung  des  Boden- 
anbaus Beachtung,  auch  in  ihrer  Rückwirkung  aut  u.  ihren  Wecbsel- 

bezieliungen  mit  der  Grundrente  der  Lage. 

Bei  einer  Behandlung  dieser  Verhältnisse  muss  wieder  vorai^- 
gesetzt  werden,  dass  jeder  Produzent,  auch  der  Landwirt  u.  ländliche 
Besitzer,  obwohl  dies  ja  tatsächlich  überhaupt  u.  vollends  bei  diesen 
nur  teilweise  u.  mitunter  garnicht  oder  nur  sehr  wenig  zutrint,  vom 
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Streben  nach  dem  höchstmöglichen  ökonomischen  Vorteil,  nach  dem 
grössten  Gewinn  bei  den  kleinsten  Kosten  (Kraftfaktoren)  erfüllt  sei,  dass 
er  dadurch  in  der  Wahl  des  Standortes  u.  der  Produktionsorte  bestimmt 
werde.  Man  kann  dann,  in  Anknüpfung  bes.  an  v.  Thünen,  ableiten, 
wie  sich  alsdann  der  Bodenanbau  „rationell“  zu  gestalten  suchen  muss 
m in  der  Tat  auch  gestaltet,  soweit  jene  Voraussetzung  zutrifft. 
Um  so  mehr,  je  mehr  ausserdem  nicht  durch  Verschiedenheit  der  Boden- 
beschaffenheit u.  des  Kommunikationswesens,  wie  natürlich  in  der  Wirk- 
lichkeit stets  mehr  oder  weniger,  Abweichungen  bedingt,  unter  Um- 
ständen für  die  konkrete  Bodenbenutzung  zwingend  bestimmt  werden. 
Im  Wesentlichen  ergibt  sich  für  den  Bodenanbau  u.  die  Renten- 
verhältnisse dann  die  unter  Nr.  3 dargelegte  Entwickelung.  Und  zwar 
genau  so,  wie  v.  Thünen  es  zeigt  u.  wie  sich  nach  seiner  Methode 
weiter  ableiten  lässt,  wenn  seine  sonstigen  Voraussetzungen  genau  zu 
Grunde  gelegt  werden:  eine  einzige  grosse  Stadt  im  Zentrum,  sonst  nur 
Landbevölkerung,  welche  ausser  für  ihren  eigenen  Bedarf  für  die  städtische 
Bevölkerung  die  erforderlichen  Bodenprodukte  produziert,  gleiche  Boden- 
beschaffenheit, gleiche  Kommunikationsmittel  von  der  Stadt  ins  platte 
Land,  abgeschlossenes  gesummtes  Wirtschaftgebiet  nach  Aussen.  Als- 
dann ergeben  sich  konzentrische  Kreise,  Zonen  in  bestimmter  Reihen- 
folge von  der  Stadt  aus  von  den  engeren  zu  den  weiteren  für  die  ver- 
schiedenen Kulturen  u.  Betriebssysteme.  Abweichungen  lassen  sich  durch 
Modifikationen  der  V oraussetzungen  unschwer  anbringen,  wodurch  immer 
weitere  Annäheningen  an  die  Wirklichkeit  entstehen.  Hier  werden 
jetzt  nur  einige  Hauptpunkte,  welche  für  die  Rententheorie  bes.  beachtens- 
wert sind,  verfolgt.  Alles  Weitere,  bes.  für  die  bezüglichen  Agrarfragen, 
(Wahl  der  Betriebssysteme,  Kulturarten)  gehört  in  die  prakt.  Nat.ök., 
bes.  in  Agi’arwesen. 

3.  Art  u.  Gang  des  Bodenanbaues  u.  Grundrente. 
Dreierlei  kann  hier  unterschieden  werden:  a)  die  Gestaltung  des 
Anbaues  u.  der  Renten  im  einzelnen  landwirtschaftlichen 
Betrieb  (bzw.  Landgut)  unter  Einfluss  der  Lage  der  einzelnen  Grund- 
stücke zum  Wirtschaftshof  u.  zu  einander;  praktisch  besteht  natürlich 
mit  entscheidender  Einfluss  der  spezifischen  Geeignetheit  der 
einzelnen  Felder  für  gewisse  Kulturen  u.  der  spezifischen  Bedürfnisse 
der  einzelnen  Pflanzen  in  dieser  Hinsicht,  wovon  hier  abgesehen  Avird; 
b)  die  Gestaltung  des  ganzen  Bodenanbaues  um  einen  mass- 
gebenden Absatzort  herum  für  ländliche  Produkte  u.  die  Rente 
dabei;  c)  die  Gestaltung  des  steädtischen  Anbaus  u.  der  städtischen 
Rente. 

a)  Hier  haben  die  dem  Wirtschaftshof  nächst  gelegenen  Grund- 
stücke Vorzüge  vor  den  entfernteren,  aj  Daraus  entspringen  Er- 
sparungen an  Produktionskosten,  weil  au  Transportkosten  u.  Zeit, 
folgcAveise  auch  Grundrenten  der  Lage,  (i)  Von  einer  gewissen 
Entfernung  vom  Hofe  ab  können  die  Bebauungskosten  so  gross 
werden,  dass  sie  keinen  Reinertrag  übriglassen,  y)  Die  näher  ge- 
legenen Grundstücke  gestatten  eine  lokale  Produktion  zu  höheren 
Kosten,  Aveil  u.  soAveit  als  die  Produktion  hier  mit  geringeren 
Transportkosten  u.  Zeitaufwand  belastet  ist,  ö)  Die  günstigste 
Form  der  Betriebseinheit  (des  Landguts)  ist,  bei  gleicher  Boden- 
u.  Wegebeschaffenheit  in  dieser,  die  kreisförmige,  mit  der  Lage  des 


Hofs  im  Mittelpunkt.  «)  Der  Standort  der  eiiizelnen  Kulturen  ge- 
staltet sich  dann  so,  dass  die  die  höchsten  eigentlichen  (lokalen) 
Produktionskosten  bedingenden  ( in tensi Auster  Betrieb)  u.  auch  die- 
jenigen Kulturen,  deren  Produkte  A\'egen  Voluminosität,  Sclnvere  u. 
relativer  Geringwertigkeit  die  scliAA'erst  transportierbaren  sind,  näher, 
die  anderen  (extensiver  Betrieb)  weiter  entfernt  vom  Hofe  stattfinden. 

Fingerzeige  auch  für  den  praktischen  Landwirtschaftsbetrieb,  für 
die  Richtung  agrarpoUtischer  Reformen  der  Flurverfassung,  Vorzug  des 
„Einzelhofsystems“,  av'o  die  Grundstücke  unmittelbar  am  u.  um  den  Hof 
liegen,  vor  dem  „Iforfsystem“,  avo  um  diesen  nur  etAvas  Gartenland 
lie^,  die  Felder  Aveiter  ab  in  der  Feldmark  (Reform  des  Dorfsystems, 
„Ausbau“).  Voi’zug  der  arrondierten  Feldfläche  eines  Hofes  vor  der 
Zer^litterung  in  kleine,  lokal  zerstreute  Parzellen,  Landstreifen  (Reform 
der  Murverfassung,  Zusammenlegung  der  Grundstücke,  bes.  bei  „Gemenge- 
lage“ im  „GeAvannen.system“  u.  vollends  mit  dem  dabei  notAvendigen 
FlurzAvang).  Die  historisch  überkommene  Ansiedlungs-,  Flurverfassungs- 
form bieten  hier  Hindernisse  für  rationellen,  „rentabelsten“  Betrieb. 
Die  Verschiedenheit  der  Bodenbeschaffenheit,  des  bezüglichen  Er- 
fordernisses der  einzelnen  Kulturen  (Pflanzen),  die  gegebenen  Ver- 
hältnisse der  Gutsform,  der  Hoflage,  der  Eigentumsgrenzen  üben  ihren 
praktisch  meist  entscheidenden  Einfluss.  Aber  der  „ökonomisch 
rationellste“  Gesichtspunkt  sucht  sich  durchzuringen. 

b)  Um  einen  für  den  Absatz  der  Bodenprodukte  massgebenden 
grossen  städtischen  Markt  herum  ist  unter  den  obigen  Voraus- 
setzungen der  rationellste  Standort  für  den  rentabelsten  Betrieb 
a)  für  den  intensivsten  Betrieb  mit  grössten  und  grösseren 
lokalen  Produktionskosten  u.  daher  für  die  bezüglichen 
Kulturen  in  nächster  Nähe  der  Stadt,  in  den  engsten  Kreisen 
um  sie  (Gartenbau  u.  dgl.,  Milchwirtschaft,  FuttergeAvächse  für  die 
Stadt);  ß)  dann  kommt,  bes.  bei  unvollkommenen  Kommunikations- 
u.  Transportmitteln,  der  Standort  für  Holzbau  (WaldAAÜrtschaft); 
y)  darauf  der  Standort  für  regelmässigen  Ackerbau,  bes.  für 
Korn  bau,  u.  für  mit  dem  Ackerbau  (auch  für  DüngergeAvinnung) 
in  nächster  Beziehung  stehende  VieliAAÜrtschaft,  zunächst  der  Stadt 
noch  der  hochintensive  Betrieb  (Fruchtwechselwirtschaft),  dann  der 
mittelintensive  (Koppel-,  geregelte  Feld-GrasAjirtsch.),  endlich  der 
mehr  extensive  (Feldersysteme  mit  eAviger  Weide,  bes.  Dreifelder- 
Avirtsch.);  d)  von  da,  in  den  noch  Aveiteren  Kreisen  erfolgt  rationell 
der  Uebergang  zu  reiner  WeideAAÜrtschaft. 

Auch  daraus  ergeben  sich  Fingerzeige  für  den  praktischen  Land- 
Avirtschaftsbetrieb  in  der  Richtung  der  maximalen  Rentabilität  u.,  soweit 
dies  dabei  mit  in  Betracht  kommen  kann,  für  aCTarpolit.  Reformen,  um. 
den  jeAveilig  wichtigsten  Standort  der  einzelnen  Kultur  u.  das  passendste 
Betriebssystem  zu  AA’ählen.  Auch  hier  sind  die  historischen  EntAvicklungen 
aber  Ergebnisse  von  Herkommen,  Agi-arverfassung  (grundherrl. 
Abhängigkeit,  Flurzwang)  u.  die  Wahl  der  einzelnen  Standorte  der 
Kulturen  u.  des  Betriebssystems  von  Bodenbeschaffenheit.  Rodungsgang 
(Wald !),  KommunikationsAvesen  abhängig.  Die  Entwicklung  des  letzteren, 
die  ]\Iöglichkeit,  geAvisse  Produkte  überhaupt  erst  u.  weiter  zu  trans- 
portieren (Gemüse,  Milch,  lebendes  Vieh,  Fleisch,  Holz,  Korn)  verschiebt 
die  „Zonen“  ungemein  (Wassertransport,  Eisenbahnen,  Konservinmgs- 
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met^oden,  Verkürzung  der  Zeitdauer  des  Transports  für  rasch  ver- 
derbliche Sachen,  technische  Verbesserung  der  Fahrzeuge,  der  technischen 
Transportföhigkeit  der  Produkte,  für  Sich<;rung  ihrer  Qualität  [Milch, 
uemüse,  Blumen,  Fleisch,  lebende  Tiere]).  Die  älteren,  für  damalige 
Verhältnisse  des  Kommunikationswesens  vielleicht  passenden  Kulturen, 
Betriebssysteme  u.  Standorte  dafür  werden  so  durch  Fortschritte  im 
Kommunikationswesen  immer  mehr  verschoben,  die  Reihenfolge  der 
Zonen  wird  verändert,  z.  ß.  die  Waldzone  weiter  hinausgeschoben,  die 
Kornbaukreise  u.  W eidezone  in  weitere  Fernen  verlegt  (in  trans- 
ozeanische Gebiete  heute  vielfach).  Aber  auch  solchen  Verhältnissen 
u.  ihren  beständigen  Veränderungen  muss  der  ökonomisch  rationelle 
Betrieb  sich  wieder  anzupassen  suchen,  um  die  maximale  Rentabilität 
zu  erreichen,  welche  für  ein  Grundstück,  ein  Landgut  zu  erzielen  ist. 
Auch  hier  spielen  also  immer  wieder  Rücksichten  auf  die  Rente  der 
Lage  mit. 

c)  a)  Die  agrarisclie  Rente,  auch  die  bei  Garteiikultur, 
ist  regelinpsi^  niedriger  als  die  Rente  des  Wohnungsbodens, 
als  die  städtische.  Das  erklärt  die  Ausdehnung  der  Wohnorte, 
der  Städte  hi  das  ländliche  Gebiet  um  sie  herum,  ß)  Auch  inner- 
halb der  Stadt  u.  gerade  hier  besonders  stark  treten  dann  sehr 
charakteristische  Entwicklungen  der  Grundrente  der  Lage  hervor, 
aa)  Am  höchsten  ist  diese  Rente  in  dem  für  Wolm-,  Absatz- 
(Läden!), Verkehrs-,  Produktionszwecke  günstigsten  Punkten,  öfters  in 
den  Mittelpunkten,  doch  auch  in  den  besondere  Annehmlichkeiten 
bietenden,  schönsten,  gesündesten,  sichersten  Stadtteilen  („Westend“ 
gegen  „(  Istend“  der  grossen  Städte  in  unseren  Klimaten),  u.  in  den  nach 
der  Bew'ohnerklasse  vornehmsten,  aristokratischen  Teilen,  bb)  Mit 
Verminderung  dieser  Vorzüge  nimmt  die  Höhe  der  Rente  der  Lage 
ab,  daher  im  allgemeinen  (namentlich  solange  die  städtischen 
Kommunikationen,  Strassen  u.  Transportmittel  fehlen  oder  unvoll- 
kommen oder  zu  teuer  sind),  von  der  Mitte  zur  Peripherie,  von  den 
Gegenden  u.  Strassen  der  Läden  zu  den  blossen  W^ohnstrassen 
ohne  oder  mit  wenig  u.  unansehnlichen  Läden,  u.  zu  den  Fabrik- 
gegenden, von  den  aristokratischen,  reichen  zu  den  proletarischen, 
armen  Stadtteilen  hin.  y)  Auch  in  der  Intensivität  u.  Extensivität 
des  Häuserbaues  zeigt  sich  das. 

aa)  Wegen  Teuerheit  des  Bodens,  hoher  Rente  der  Lage,  möglichstes 
Sparen  an  Bodenfläche,  möglichste  Bebauung  des  Grundstücks  mit  Ge- 
bäuden, welche  Rente  geben,  möglichste  Ausdehnung  des  Horizontal- 
baues  auf  dem  Gnmdstück  (wenige,  kleine  Gärten,  enge  Höfe,  „Licht- 
hote‘ ),  aber  verbunden  mit  möglichstem  Vertikalbau  in  die  Höhe,  zahl- 
reiche  Stockwerke  hinauf,  innerhalb  deren  dann  nach  Vorzugsmomenten 
wieder  die  Rente  der  Lage  in  den  angenehmsten,  bequemsten  Stock- 
werken („Beletage“)  am  höchsten,  alles  „hochintensiver  Häuserbau“; 
bb)  in  den  nach  Lage  ungünstigeren  Stadtteilen  dagegen  der  immer 
extensiver  werdende  Bau  mit  niedrigeren  Renten  u.  schliesslich  ohne 
eigentliche  (Differential-)  Rente,  nur  höchstens  mit  Kostenersatz  (ein- 
schliesslich normalen  Kapitalgewinns).  Daher  auch  die  oft  selbst 

Erösseren  Grundstücke  horizontal  nur  teilweise,  aucli  wohl  nur  zum 
leineren  Teil  mit  Gebäuden  bebaut,  grössere  Höfe,  Gärten,  die  Ge- 
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bäude  niedrmer,  w'eniger  Stockwerke,  schliesslich  vielleicht  nur  eines, 
„zu  ebener  Erde“. 

d)  Alle  diese  Verhältnisse  werden  aber  stark  beeinflusst  durch 

lokale  u.  althistorisch  gegebene  Umstände  , r.  j 

So  aa)  durch  natürliche  Beschaffenheit  des  ganzen  Gi'und  u.  Bodens 
der  Stadt  (ebene,  hügelige,  felsige  Fläche,  Untergi-und,  Grundwasser, 
Bewässerungsbedingungen  usw^),  Lage  an  u.  m Bergen,  r lussen , 
bb)  durch  me  ursprüngliche  Anlage  der  ganzen  Stadt,  die  Grosse  des 
verfügbaren  Raumes,  die  gegebenen  Strassenzüge  (auch  nach  Richtung 
zu  den  Himmelsgegenden,  zu  den  anderen  Verkehrswegen  in-  u.  ^sser- 
halb  der  Stadt),  auch  durch  die  Grösse,  Breite  der  Strassen  u.  Platze, 
die  Grösse  u.  geometr.  Form  der  Grundstücke  u.  deren  Lage  zur 

Strasse  u.  dgl.  m.  ■ ■ a 

f)  Auch  die  baupolizeilichen  Vorschriften  sind  von  Einfluss. 

So  über  Horizontal-  u.  Vertikalbau,  Ausnutzungsmaximum^  der 
Grundfläche,  Zahl  u.  Höhe  der  Stockwerke,  Beschaffenheit  der  VV  ohn- 
räume,  Zulassung  von  Fabrikbetrieben  u.  a.  m. 

C)  Das  Gleiche  gilt  vom  Zustand  der  Rechtssicherheit  (Gebäude 
innerhalb  und  aiisserhal'b  der  befestigten  Stadt  der  früheren  Jahr- 
hunderte, Villenanlagen  mehr  ausserhalb),  f/)  Ganz  besonders  hat 
in  der  neueren  uud  neuesten  Zeit  die  Vervollkommnung  und 
Verwohlfeilerung  des  innerstädtischen  und  aussei-städtischen 
Kommunikations-  und  Transportwesens,  namentlich  für  den 
Personenverkehr,  Einfluss  gewonnen.  Das  hat  wie  thi’  die  ganze 
Benutzungsart  der  Stadtteile.  Gebäude,  für  die  Gebaudearten 
(Geschäfts-,  Wohnhäuser)  so  auch  für  die  Verhältnisse  der  Grundrente 
der  Lage  grosse  Bedeutung  u.  gewinnt  sie  immer  mein . 

Weil  es  die  Trennung  und  viel  weitere  Trennung  von  Betriebs-, 
Geschäfts-,  Arbeits-  u.  Tätigkeitsstätten  überhaupt  von  der  VVohnstatte 
ermöglicht  u.  immer  leichter  macht,  worauf  hygienische,  Annehmhchkeits-, 
ästhetische  Rücksichten  ohnedem  hindrängen.  Geschäfte,  Gewerbe  kon- 
zentrieren sich  in  Mittelpunkten  u.  Hauptgegenden  („City  -Bildung)  mit 
der  Folge  hoher  Steigerung  der  Renten  der  Lage  für  Grundstücke  u. 
Gebäude  dieses  Zwecks,  eine  Folge,  w-elcher  nur  etwas  durch  hortzug 
der  festen  Bewohner  entgegengewirkt  wird.  Diese  verlegen  dezen- 
tralistisch  ihre  Wohnungen  in  die  Peripherie,  m die  \ or-  u.  Aussenorte 
u immer  weiter  hinaus  mit  der  Vervollkommnung  der  Kommumkations- 
mittel,  aber  auch  mit  der  Folge  der  Steigerung  der  Rente  der 
Lage  nun  auch  hier  und  mit  der  weiteren  Folge  des  Einsetzens 
derBodenspekulation  zwecks  Antizipierung  u.  Verstärkung  dieser 
zu  erwartenden  Rentensteigerung  u.  zw^ecks  der  Kapitalisierung  dieser 
Steigerung  unter  Vorenthalten  des  Bodens  von  der  Bebauung,  bis  dieser 
sich  genügend  „rentenvoll  gesaugt“  zu  haben  scheint.  Damit  entsteht 
dann  wieder  die  reine  Besitzrente,  immer  schärfer  monopolistischen 
Charakters,  an  die  sich  bei  den  in  irgend  einer  V eise  nach  der  örtlichen 
Lage  bevorzugten  Grundstücken  wüeder  ebenfalls  immer  weiter  (wenn 
au^  nicht  ins  Grenzenlose!)  steigende  Lage-,  Differentialrente  an- 
schliesst.  Es  treten  die  Verhältnissse  u.  Folgen,  wie  sie  oben  (S.  dHÜ 
No.  E)  berührt  worden  sind,  ein. 

&)  Gegen  die  bedenklichen  Extreme  dieser  hhitwicklung  u. 
gegen  die  ’ Steigerung  der  Rente  der  Lage  überhaupt  sind 
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aa)  zunächst  wohnungspolitische  n.  baupolizeiliche  Mass- 
nalmieii  zu  erwägen  u.  öfters  angezeigt. 

So  passende  Enteignungen,  Baubeschränkungen,  bes.  für  die  Aus- 
nutzung  der  Ginndfläche,  passendere  Gestaltungen  der  Grundstückflächen 
(i-oerstadt),^  tirundstückreserven  in  öffentl.  bes.  kommunalem  Besitz. 

T}  • ® • ^®^Aige  u.  scharfe  Besteller  ungsmassregeln 

ües.  in  der  Richtung,  die  ökonomisch  persönlich  meist  ganz  nn- 
\erdienten  Gewinne  aus  der  Besitzrente  u.  aus  der  gi'össtenteils  auch 
nicht  anders  zu  beurteilenden  Lagerente  möglichst  zugunsten  des  Gemein- 
wesens  wegzusteuern  — bei  unbebauten  Baustellen,  wie  bei  mit  Ge- 
bäuden b^etzten  Grundstücken  u.  auch  bei  diesen  Gebäuden  selbst. 

wichtig  i.st  ausserdem  die  Entwicklung  n. 
städtisclieu  u.  in  die  Umgebung  der  Stadt 
lülirendeii  IvoinniuuikationsMH'sens. 

ftiv  technisch,  ökonomisch,  betriebsorganisatorisch 

bel^rnahme  in  öffentlichen,  kommunalen,  z.  T.  auch  staatlichen 
iiesitz  u.  Betri^  u.  kann  oft  nur  als  öffentliches  seinen  für  die  Er- 

Besitzrente  u.  der  Rente  der  Lage  heilsamen  Einfluss 
ausuben  Es  kann  u.  muss  dann  aber  auch  nach  verkehrspolitischeii 

BSjänkimir“^^  unter  völliger  Verdrängung,  aber  unter  passender 
iieschiankung  dei  hnanziellen,  verwaltet  werden.  Da  die  ^te  Ent- 
wicklung solchen  Kommunikationswesens  aber  gerade  die  Besitz-  u. 
eigenthdie  Grundrente  an  der  Peripherie  u.  ausserhalb  der  Stadt,  in 
auch  aufschliesst,  besonders  zu  stei^rn  droht,  so  sind 

angedeuteten  Massregeln  zur  Bekämpfung  dieser 
Rentensteigerung  hier  u.  der  Bodenspekulation  zum  Zweck  dieser 
Steigerung  ganz  besonders  geboten. 

G.  Einfluss  der  Grundrente  auf  die  Preise  der  Grund- 
stücke oder  Kapitalisierung  der  Grundrente.  1.  Privat- 
wirtschaftlich  steht  alle  Grundrente,  die  eigentliche  Differential-, 
bes.  auch  die  Rente  der  Lage  u.  auch  die  reine  Besitzrente,  trotz 
ilires  abweichenden  ökonomischen  u.  rechtlichen  Charakters  u.  ihrer 
vielfach  abweichenden  Bestimingründe  im  wesentlichen  der  Zinsrente 
i Uie  Bildung  des  Kaufpreises  der  Gruridrentenobjekte 
\olzieht  sich  daher  prinzipiell  nach  den  Grundsätzen  der  Zinsre'nten- 
objekte  (G.  346  untCT  C),  sowohl  jeweilig  als  auf  die  Dauer.  3.  In 
Zeiten,  Gegenden,  Orten  (Städten,  Villenorten,  Bergwerksgehieten, 
Nachbarschaft  neuer  Verkehrswege,  Eisenbahnen,  Kanäle)  mit 
eimgermassen  wahrscheinlicher  Aussicht  auf  Steigen  der  Grundrente 
erfolgt  die  Kapitahsierung  der  Rente  eben  zu  einem  sehr  niedrigen 
Zinsfuss,  erreicht  der  Grundstückspreis  also  einen  sehr  hohen  Stand, 

\ ollends  zu  Zeiten  willigen  u.  billigen  Kredits,  w^elcher  Ankaufs-  u 
Verpfandungsoperationen  erleichtert  u.  zumal  bei  allgemein 
sinkender  Richtung  des  Zinsfnsses.  Oefters  gehen  dabei  die  Grund- 
stuckpreise,  zeitw^eilig  u selbst  dauernd,  noch  w^eit  über  jenes 
Mas*’  binaus,  welches  nach  einer  Beziehung  zu  einem  selbst  niedrig 
angesetzten  Zinstuss  bemessen  wird.  4.  Gerade  hier  setzt,  besonders 
für  die  Rente  der  Lage,  die  Ergiebigkeitsrente  bei  Bergbau  u.  die 
reine  Besitzrente,  u.  namentlich  neuerdings  die  Bodenspekulation 
ein,  in  grossen,  ungewöhnlich  in  Aufscliw'ung  von  Bevölkerung  u. 
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Wohlstand  befindlichen  Orten  die  förmlich  bankmässig  organisierte, 
die  grosskapitalistisclie,  die  internationale  (Berlin!  neue  Kanal- 
gegenden! Kalifundstellen!),  feiert  sie  förmliche  Orgien,  verteuert  sie 
den  Boden  für  den  neuen  Erw^erber  — oft  wdeder  nur  ein  Spekulant, 
der  ebenso  zu  verfahren  sucht,  wie  sein  Vorgänger  —,  weiter  für 
die  künftigen  Benutzer,  bei  Wolinungsboden  speziell  für  endlose 
3Iietergenerationen  ausserordentlich  u.  legt  diesen,  scbliesslicb  so  fast 
der  ganzen  Bevölkerung,  jene  Lasten  aut,  welche,  wie  schon  oben 
bemerkt  mit  alten  Feudallasten  verglichen,  vielleicht  ökonomisch 
einen  schwereren  oder  kaum  weniger  sclnveren  Druck  als  ^diese 
ausübeii  möchten,  bei  ihrer  Ausdehnung  auf  immer  weitere  Volks- 
kreise  nur  einen  noch  viel  allgemeineren.  Das  läuft,  mit  der 
nationalen  Produktion  in  Beziehung  gebracht,  auf  eine  starke 
Verteuerung  dieser  hinaus.  5.  Auch  andere  Umstände  können  eine 
für  den  Bezieher  bes.  günstige  Kapitalisierung  der  Grundrente  be- 
dingen, so  die  vielfach  herrschende,  w'enn  auch  nicht  allgemein 
richtige  Ansicht  von  der  besonders  hohen  Sicherheit  der  Vermögens- 
anlage in  Grundstücken  (auch  ländlichen)  u.  in  \\  ohnhäusern,  die 
sozialen  u.  politischen  Voi'rechte,  w'elche  der  Grundbesitz,  bes.  der 
ländliche  grössere,  eventuell  gew'älirt,  die  besondere  Achtung,  in 
welcher  er  in  der  öffentlichen  Meinung  steht.  6.  Auch  in  kleinen 
ökonomischen  Verhältnissen  u.  Volkskreisen,  bei  Kleinbesitz,  kann 
ein  im  Verhältnis  zur  Grundrente  ungewöhnlich  hoher  Kaufpreis 
ent-  u.  bestehen,  bei  der  auch  hier  öfters  nicht  fehlenden  Monopol- 
stellung solchen  Besitzes,  hei  der  Notw^endigkeit,  über  ihn  zu 
Erwerbszw'ecken,  zur  Arbeitsverwertung  zu  verfügen,  bei  der  Ueber- 
schätzung  der  Grundrente,  die  der  neue  Besitzer  zu  erzielen  er- 
hofft, beim  „Landhunger“  der  Kleinwdrte.  Hier  liegt  dann  aber 
w'ieder  nur  eine  fiktive  Höhe  u.  Steigerung  der  Grundrente  auf 
Kosten  des  Arbeitslohns,  Kapital-  u.  Unternehmergewinns,  ganzen 
Profits  vor,  zeitw'eilig  u.  dauernd.  7.  Die  anders,  meist  entgegen- 
gesetzt liegenden  Umstände,  welche  die  Preise  der  Grundrenten- 
objekte, den  Kapitalisierungsfaktor  der  Grundrente  herabdrücken, 
lassen  sich  dann  leicht  feststellen.  Bei  städtischen  Grundstücken 
u.  Gebäuden,  vollends  solchen  eines  beschränkten  Verwendungs- 
zw'ecks  u.  schwieriger  u.  kostspieliger  Umänderung  für  einen  anderen 
Zweck,  bei  sinkender  Bevölkerung  u.  Wohlstand  wird  die  Besitz- 
rente ihres  monopolistischen  Charakters  entkleidet,  die  Grundrente 
kleiner  u.  dann  der  Griindstückspreis  leicht  noch  besonders  stark 
gedrückt,  weil  das  Kapital  nur  schiver  herausgezogen  u.  so  nicht 
anderweit  benutzt  u.  verwertet  werden  kann. 

H.  Allgemein- Volks  Wirtschaft  liehe  Bedeutung  u.  sozial- 
politische Seite  der  Grundrente,  insbesondere  des  Bezugs 
dieser  Rente  als  Private inkom men.  Fragen  der  Grund renteu- 
politik.  Alles  Wesentliche  ergibt  sich  aus  den  ganzen  Ausführungen 
über  die  G.  R.,  bes.  auch  den  letzten  (unter  G).  1.  Grundrente  als 
Differentialrente  ist  ein  allgemeines  Phänomen  inj  eder  Organisation 
von  Produktion  u.-Verteilung  (S.  377).  In  gemeinwirtschaf  tliclier 
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mit  Gremeineigentum  am  Boden  treffen  die  Gemeinschaft, 
in  privatwirtschaftlicher  Organisation  mit  Privateigentum 
am  Boden  treffen  den  Privateigentümer  als  solchen  die  Ver- 
änderungen der  Grundrentenhöhe,  a)  Dadimch  bietet  der  Privat- 
besitz der  Grundrente  eine  breite  Angriffsfläche,  welche  in  allen 
sozialistischen  Kritiken  wahrgenommen  wird,  b)  Es  ist  auch  ein- 
zuräumen, dass,  prinzipiell  betrachtet,  die  Grundrente  als  Privat- 
einkommen ein  eigenartiges  u.  ein  andersartiges  Einkommen, 
als  jedes  der  drei  anderen,  auch  als  der  Kapitalgewiun  ist. 
Denn  nur  bei  ihm  liegt  wirklich,  im  Prinzip  wenigstens,  ein  Ein- 
kommen auf  Kosten  Anderer  vor,  ohne  eigene  persönliche 
Leistung  des  Beziehers,  wie  sie  auch  beim  Kapitalgewinn  an- 
zunehmen ist  (S.321),  insofern  eine  „Ausbeutung“  (im  ökono- 
mischen Sinne,  der  mit  dem  ethischen  u.  rechtlichen  Sinn  nicht 
identisch  ist),  c)  Bei  der  ausserordentlichen  Abhängigkeit  der  Höhe 
der  Grundrente  u.  vollends  ihres  Kapital  wertes  von  den  „wirt- 
schaftlichen Zusammenhängen“,  den  „Konjunkturen“, 
wo  allgemeine  Vorgänge  u.  Entwickelungen  ohne  Zuthun  des  Be- 
ziehers zu  dessen  Gunsten  die  Rente  steigern,  tritt  dieser  Charakter 
der  Grundrente  als  eines  vom  privaten  Bezieher  persönlich  öko- 
nomisch nicht  verdienten  Einkommens  deutlich  hervor,  d)  Auch 
durch  die  Kehrseite,  dass  anderseits  das  Sinken  der  Grundrente 
ebenso  ein  vom  Eigentümer  nicht  persönlich  verschuldeter, 
lediglich  von  den  Konjunkturen  bedingter  Verlust  an  seinem  Ein- 
kommen u.  Vermögen  ist,  der  ihn  gerade  als  Eigentümer  des 
Bodens  trifft,  wird  jener  Charakter  der  (xrundrente  als  Einkommen 
prinzipiell  kein  anderer,  wenn  auch  praktisch  modifiziert,  e)  Die 
Kechtfertigungsgründe  des  Privatbezug  des  Kapitalgewiuns  (S.  321fi'. 
unter  D)  trefien  für  diejenigen  der  Grundrente  t.  überhaupt  nicht 
zu,  t.  reichen  sie  hier  nicht  aus. 

2.  Die  allgemein-volkswirtschaftliche  u.  sozialpolitische  Seite 
der  Grundrentenfrage  führt  so  unvermeidlich  auf  die  volkswirt- 
schaftliche Betrachtung  des  grossen  Rechtsinstituts  des  Privat- 
grundeigentums hin.  a)  Dabei  ergibt  sich  eine  wesentliche  Ver- 
schiedenheit der  Sachlage  von  derjenigen  beim  Privatkapital- 
eigentum: Dieses  erscheint  weit  mehr  denn  jenes  «)  als  eine 
wesentliche,  unbedingt  notwendige  Grundlage  der  privat- 
wirtschaftlichen Organisation,  mit  dem  diese  letztere  in  der  Haupt- 
sache steht  u.  fällt  u.  (i)  soweit  die  volkswirtschaftliche  Organisation 
ohne  mindestens  teilweise  privatwirtschaftliche  nicht  möglich  ist, 
erscheint  privates  Kapitaleigentum  selbst  allgemein  notwendig 
iür  jede  Volkswirtschaft!.  Organisation.  Cfiine  Privatkapital  ist  eben 
überhaupt  schwer  eine  volkswirtschaftliche  Organisation  selbst  nur 
zu  denken,  vollends  durchzuführen,  eine  privatwirtschaftliche  zumal 
überhaupt  nicht,  b)  Alles  was  für  die  jtrivat wirtschaftliche  statt 
<ler  ge  mein  wirtschaftlichen  Organisation  ins  Gewicht  fallt,  kommt 
daher  auch  für  das  Privatkapital,  als  die  hauptsächliche  Rechtsfonn 
des  Sozialkapitals,  in  Betracht,  c)  Dagegen  ohne  privaten  Boden 
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ist  eine  volkswirtschaftliche  Organisation  an  sich  u.  sogar  eine 
privatwirtschaftliche  nicht  nur  viel  leichter  denkbar,  sondern  auch 
geschichtliche  positive  Tatsache  gewesen  u.  in  erheblichem 
Umfang  eine  solche  teils  noch,  teils  gerade  heute,  vielfach  mehr  als 
früher,  d)  Zeuge  des  die  grosse  Ausdehnung  staatlichen,  kom- 
munalen u.  dgl.  Grundeigentums,  zwar  in  den  formalen  Rechts- 
formen  des  öffentlichen  Körpern  als  Rechtssubjekten  gehörenden 
Privateigentums,  aber  doch  mit  der  wichtigen  ökonomischen  u.  so- 
zialen Folge,  dass  gerade  der  private  Grundrentenbezug  (u.  die 
private  Erzielung  u.  der  private  Bezug  von  Spekulations-  u.  Kon- 
junkturengewinnen aus  dem  Grund-  u.  Boden)  hier  fort-  u.  die 
Rente  der  Gemeinschaft  zufällt.  Das  ist  für  die  volkswirt- 
schaftliche Beurteilung  der  privaten  Grundrente  von  entscheidender 
Bedeutung. 

3.  ^tRin  kann  danach  folgende  Schlüsse  ziehen,  a)  Der  Privat- 
bezug der  Grundrente  ist  allerdings  kein  persönlich-ökonomisch  ver- 
dientes Einkommen.  b)  Iin  Prinzip  gebührt  insofern  die  Gruiid- 
1‘ente  nicht  dem  Privateigentümer  als  solchem,  sondern  dem  Gemein- 
schaftskreis, in  u.  aus  welchem  sie  entsteht,  daher  namentlich  der  Ge- 
meinde, dem  Staat,  c)  Dies  Prinzip  lässt  sich  verwirklichen  a)  durch 
Uebergang  des  Eigentums  am  Boden  an  den  Staat  u. 
andre  Gemeinschaftskreise  (Gemeinden)  (Verstaatlichung, 
Vergemeindlichung)  u.  alsdann  aa)  durch  Eigenbenutzung  u. 
Bewirtschaftung  des  Bodens  seitens  der  Vertreter  dieser  Gemein- 
schaften auf  deren  Rechnung  (Eigenbetriebe,  öftentliche  Unter- 
nehmungen) oder  bb)  durch  pachtartige  Ueberlassung  des  Bodens 
an  Private,  avo  dann  mit  Pacht-,  l\Iietrente,  regelmässig  verbunden 
mit  Pacht-,  Mietzins  für  Kapitalanlagen,  der  öffentliche  an  Stelle 
des  Privatbezugs  der  Rente  tritt;  oder  aber  ß)  bei  Belassung  von 
Privatgrundeigentuni  durch  möglichste  Wegsteuerung  der 
Besitzrente  u.  der  Dift'erenzialrente  zu  Gunsten  der  Gemeinschaft 
(Gemeinde,  >taat).  d)  Welcher  dieser  Wege  gangbarer  u.  rätlicli  ist 
u.  vor  dem  anderen  den  Vorzug  verdient,  lässt  sich  nicht  allgemein 
sagen.  Abgesehen  davon,  dass  natürlich  bei  einer  solchen  wesentlich 
])raktischen  Frage  die  geschichtliche  Entwickelung,  der  bestehende 
Rechtszustand  auch  im  höclisten  volksAvirtschaftlichen  Interesse 


zunächst  zu  berücksichtigen  sind,  auch  die  V ermutung,  wenigstens 
prinzipiell  nicht  völlig  unrichtig  zu  sein,  für  sich  haben;  dass 
ferner  Zeit-,  Landes-,  Volksverhältnisse  entscheidend  mitsprechen 
müssen,  verlangt  auch  Avieder  eine  generellere  Berücksichtigung  der 
spezifische  Charakter  derjenigen  Grundrenten,  um  welche  es  sich 
handelt.  e)  Dieser  hängt  vornehnilich  aou  zAvei  Umständen  ab, 
a)  von  der  Kategorie  des  BenutzungszAvecks  des  betreffenden 
Bodens  u.  ß)  von  der  Besit z Verteilung  dieses  Bodens  u.  dimach 
von  der  Konzentration  des  Grundrenteubezugs  in  Avenigen  oder 
ihrer  Dispersion  in  AÜelen  Händen. 

f)  Bei  Aveiterem  Eingehen  auf  dies  l’roblem  ergibt  sich  alsdann: 
a)  Je  umfassendere  Verstaatlichung  oder  Vergemeindlichung  von 

A.  Wajrner,  boz.-ükon.  Grundriss,  -l.Auti.  26 
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Boden  nach  der  geschichtlichen  Entwicklung  schon  (oder  noch) 
besteht,  ökonomisch-technisch  u.  betriebsorganisatorisch  befriedigend 
fungiert  u.  je  mehr  ihre  Ausdehnung  Gleiches  verspricht,  vielleicht 
selbst  die  Voraussetzung  für  solche  Funktion  ist  (Forst-,  Wege-, 
Gewasserboden);  ferner  je  stärker  die  private  Besitzkonzentration 
von  Boden  und  Grundrente  ist  u.  weiter  zu  werden  droht,  desto 
mehr  spricht  iur  üebergang  des  Bodens  selbst  in  Besitz,  damit 
nicht  ohne  weiteres,  aber  doch  öfters  auch  in  Eigenbenutzung 
(»Selbstbewirtschaftung)  des  Bodens  an  die  Gemeinschaft  (Forst-, 
AVege-,  Gewässer-,  Bergwerksbodeu),  mit  der  Folge  des  Ersatzes 
des  privaten  durch  den  öffentlichen  Grundrentenbezug,  ß)  Um- 
gekehrt, je  mehr  die  Dinge  sich  entgegengesetzt  verhalten,  desto 
mehr  empfiehlt  sich  die  Beibehaltung  des  Privateigentums  am 
Boden,  aber  dann  mit  dem  Bestreben  aa)  die  reine  Besitzrente  ii. 
u.  die  Diff'erentialreiite  möglichst  aul*  die  Gemeinschaft  durch 
Besteuening  zu  übertragen  u.  eine  Bodenpolitik  zu  befolgen,  welche 
bbi  die  willkürliche  Zurückhaltung  des  Privatbodens  aus  der  Be- 
nutzung  (Baustellen),  auch  Renten-  u,  Bodenwert  künstlich  steigernde 
Bodenspekulation  möglichst  hindert,  sowie  cc)  Gewinne,  welche 
gleichwold  dabei  u.  bei  Umsatz  u,  dauerndem  Besitz  dem  Eigen- 
tümer als  blosse  Konjunkturengewinne  u.  G rundrentenkapitalisierungen 
zufallen,  ebenfalls  durch  Besteuerung  zugunsten  der  Gemeinschaft 
belastet  (Wertzuwaclissteuer,  Besitzwecliselabgaben,  speziell  tür  den 
aus  solchen  Verhältnissen  resultierenden  Gewinn,  Berücksichtigung 
dieser  dui-ch  angemessene  Zuschläge  bei  Erbschaftssteuer). 

4.  Ein  noch  weiteres  Eingehen  führt  in  die  Einzelheiten  des  Grund- 
eigentumproblems u.  dabei  namentlich  auf  die  Verschiedenheiten  bei 
den  verschiedenen  Z\veckkategorien  des  Bodens,  wofür  ich  mich  auf  die 
Ausführungen  im  B.  II  meiner  Grundlegung  (II,  444  ff.)  u.  in  dem  Aufs. 
Grundbesitz  im  H,-W.-B.  St.  beziehe.  Nur  über  Einiges  von  dem,  was 
gerade  für  die  allgemeine  volkswirtschaftliche  Beurteilung  der  ver- 
schiedenen Grundrenten  von  besonderer  Bedeutung  ist,  iolgen  hier 
noch  einige  Zusätze. 

aj  Bei  Wohiiortsboden  liegt  die  Grundrentenfrage,  zwar  nicht 
prinzipiell,  aber  in  hohem  Masse  praktisch,  verschieden  in  kleineren 
Orten  mit  zahlreichem  Eigenbesitz  u.  Eigenbewohnen  der  Wohnhäuser 
u.  geringer  oder  fehlender  Entwicklung  der  Grundrente  — Ausnahmen 
immer  mehr  in  „schönen  Gegenden“  mit  üebergang  zum  „Adllenbau“ 
der  AVohlhabenden  — einerseits  u.  gi'ossen  Städten  mit  nur  oder  fast 
nur  Mietwohnungswesen  („Zinshäuser")  u.  Beeinflussung  der  Miethohen 
u.  Grundstück-  u.  Gebäudepreise  durch  die  von  der  Gesamtentwicklung 
abhängigen  Konjunkturen  anderseits.  Hiei*,  in  diesem  zweiten  Fall,  trifft 
alles  zu,  was  für  Be-  u.  Wegsteuerung  der  reinen  Besitz-  u.  (Difier.-) 
Grundrente  spricht,  soweit  sich  Bodemeihe  u.  dgl.  (auch  Erbbaurecht) 
nicht  durchfünren  liessen.  b)  Wie  bei  Wohnungsl)oden  letzterer  Art 
hängt  auch  bei  vier  anderen  Bodenkategorien,  Wege-  (Eisenbahn!), 
Forst-,  Bergwerks-,  Gewasserboden  die  Höhe  der  Grundrente 
u,  ihre  Entwicklung  im  starken  Masse  von  der  Entwicklung  des  Gemein- 
wesens u.  der  Ortslage  des  Gnmdstücks,  ferner  von  zufälliger  Natur- 
beschaffenheit,  natürlicher  Ergiebigkeit  des  Bodens  ab.  Deshalb  bietet 
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hier  der  Privatbezug  der  Grundrente  wieder  besondere  Bedenken.  Gerade 
l)ei  diesen  vier  Bodenkategorien  ist  aber  auch  die  Uebertragung  des 
Bodens  an  die  Gemeinschaft  vielfach  besonders  leicht.  Selbst  von  seiner 
Bewirtschaftimg  gilt  das.  Oeffentlicher  Besitz  u.  Betrieb  (bei  Eisen- 
bahnen, Forsten,  vielen  Bergwerken,  zumal  auf  Kohle,  fliessenden  Ge- 
wässern, [elektr.  Anlagen,  Schleppmonopole  auf  Kanälen]),  sind  hier  so- 
gar im  ökonomisch  - technischen  Interesse  oft  besonders  zu  wünschen, 
cj  Sozialpolitisch  am  bedenklichsten  erscheint  der  private  Be- 
zug der  städtischen,  bes.  grossstädtisclien  Wohnungsboden- 
r eilte,  von  der  oft  durchaus  gilt:  ihr  Wert  wird  schwer  von  anderen, 
den  Mietern  erarbeitet  u.  nur  auf  Grund  von  Besitzrechten  bezogen, 
ohne  irgend  wesentliche  persönliche  Leistung  des  Beziehers  dabei. 
Hier  wird  förmliche  Uebertragung  des  Bodens  zu  Eigentum  u.  Benutzung 
an  die  Gemeinschaft  aber  selten  möglich  sein,  um  so  notwendiger  ist  Weg- 
steuerung der  reinen  Besitz-  u.  Differ.- Grundrente  beim  Privateigentüiner. 

d)  Eine  piinzipiell  am  meisten  verschiedene  Stellung  von  dieserGrund- 
rente,  eine  praktisch  u.  graduell  aber  auch  verschiedene  von  den  sonstigen 
Grundrenten  anderer  Bodcnkategorieii.  auch  selbst  von  der  sonst  ver- 
wandten Forstrente  u.  der  Bergbäurente  nimmt  die  agrarische  Grund- 
rente ein;  praktisch  namentlich  bei  vorherrschendem  Klein  - u.  kleinem 
Jlittelbesitz,  aber  selbst  bei  allem  ländlichen  Grundbesitz,  auch  dem 
grossen,  weleber  in  S e 1 b s t b e w i r t s c h a 1 1 u n g steht,  im  Unterschied  zum 
verpachteten.  Zwar  führen  sicher  auch  hier  die  günstigen  Konjunkturen 
(auch  die  durch  Kornzölle  bedingten)  zu  „ökonomisch  persönlich  un- 
verdienten“ Gewinnen,  ist  die  gerade  auch  hier  so  wichtige  Differential- 
rente auch  hier  kein  normales  Arbeits-,  Unternehmer-  u.  Kapitalisten- 
einkommen, sondern  ein  Extragewiiin,  welcher  auch  hier  nicht  den 
normalen  Entgelt^rundsätzen  für  Arbeitsleistungen  entspringt.  Aber  die 
agrarische  Grumirente  verteilt  sich  in  kleinen  Beträgen  unter  zahlreiche 
I^ersouen,  verschwindet  oder  sinkt  auf  ein  Minimum  in  nicht  geschlossenem 
AVirtschaftsgebiete  bei  Konkurrenz  wohlfeiler  ffeinder  Produkte,  ist  beim 
Selbstwirtschafter  bei  dessen  knappem  Arbeitslohn,  Kapitalgewinn, 
Unternehmergewinn  kaum  vorhanden,  muss  mühsam  von  ihm  selbst 
für  sich,  auch  vom  Pächter  für  den  Verpächter  erworben  werden,  bei 
gedrückten  Produktenpreisen  verschwindet  sie  ganz;  eine  völlig  andere 
Sachlage  wie  in  anderen  Fällen.  Daher  liegt  die  Frage  des  Grund- 
eigentums beim  ländlichen,  agrarischen  Boden  selbst  anders,  u.  zwar 
wesentlich  zugunsten  des  Privateigentums,  als  bei  so  ziemlich  allen 
anderen  Bodenkategorien  auch  von  dem  Standpunkt  des  Grund- 
rentenproblems als  eines  A'erteiluiigsproblems  aus  betrachtet, 
ähnlich  wie  das  in  dieser  Frage  für  das  ländliche  Eigentum  vorn 
Standpunkt  des  Produktionsiiitersses  u.  des  allgemeinen  Akolks-  u. 
Kulturinteresses  aus  gilt.  Demnach  ist  auch  selbst  die  Recht- 
fertigung des  Kornzolls,  sogar  eines  hohen,  auch  wenn  er  die 
Durchschuittspreise  der  Produkte  steigert  oder  liölier  hält,  die  (iruiid- 
rente  erhölit,  mit  der  Einräumung  aller  Bedenken  gegen  den  privaten 
Bentenbezug  nicht  in  innerem  logischen  AVidersprueh.  Es  kann  Jemand 
(‘ifriger  Bodenreformer,  Bekämpfer  des  Privatbezugs  städtischer  u. 
anderer  Grundrenten  u.  der  Gewinne  daraus  in  der  Bodenspekulation, 
scharfer  Gegner  der  „Hausagrarier’"  sein,  und  doch,  weil  die  Dinge 
eben  hier  — bei  aller  ]>rinzipiellen  Gleichheit  — praktisch  anders 
liegen,  A'erteidiger  des  Kornzolls  u.  „Laudagrariers“.  (S.  die  Lit,  über 
Agrar-  u.  Industriestaat,  S.  Jh,  bei  § IJ). 


'N: 

> 


iK'"' 


26* 


II 


— 402  — 

IV.  Die  wissenschaftliche  u.  speziell  methodologische 
Bedeutung  der  (Differential-)  Renten-,  bes.  der  Grundrentenlehre. 
Diese  ist  ausserordentlich  gross,  die  Lehre  rein  als  wissen- 
schaftliche Theorie,  wie  nach  ihren  pi-aktischen  Konsequenzen  be- 
trachtet. 

1,  Die  Lehre  ist  auch  durchaus  haltbar  in  ihren  grossen 
elementaren  Grundzügen,  wie  sie  namentlich  Ricardo  nach  der 
einen  Seite,  den  Qualitäts-  u,  Fruchtbarkeitsdifferenzen,  v.  Thünen 
nach  der  anderen  Seite,  nach  den  Lag(',differenzen,  zu  verdanken 
ist.  a)  Die  gelegentlich  vorgekommene  „Widerlegung^  der 
Ricardoschen  Grundrentenlehre  durch  den  Hinweis  auf  die  Fort- 
schritte der  Agrikulturtechnik,  der  Betriebssysteme,  beruht  auf 
völligem  Irrtum  über  Wesen  u.  Kern  der  Grundrentenlehre. 

b)  Auch  durch  v.  Liebigs  berühmte  Bodenerschöpfungstheorie  ist 
die  Ricardosche  Lehre  nicht  umgestossen,  wie  bisweilen  behauptet 
worden,  so  wenig  als  das  Bodengesetz.  Es  ist  nur  eine  etwas 
andere  Fassung  des  Griiudrentenpriuzips  danach  geboten:  man  kann 
auch  beim  agrarischen  Boden  nicht  von  „unzerstörbaren^^  ßoden- 
kniften  mehr  sprechen,  auch  nicht  die  Differenzen  der  Bodengüte, 
soweit  sie  vom  Mineralstoffreichtum  abhängen,  als  gleichbleibende 
ansehen,  muss  vielmehr  nur  die  Aelirilichkeit  u.  Unähnlichkeit 
zwischen  Acker-  u.  Bergbau  anders  als  früher  fassen  (S.  120). 

c)  Die  Bedeutung  der  Lage  für  die  Grundrente  wird  durch  die 
Fortschritte  des  Kommunikations-  u.  Transportwesens  ebenfalls 
nicht  umgestossen,  sondern  nur  veränderlicher  u.  öfters  verschoben. 
Die  Grundrentenlehre  u.  die  konnexe  vom  Preis  der  Bodenprodukte 
umschliessen  die  Wirkungen  solcher  Fortsclu’itte  mit  u.  werden 
durch  diese  ebensowenig  „widerlegt“. 

2.  Die  grosse  methodologische  Bedeutung  der  Renteulehre 
liegt  darin,  dass  diese  ein  Ergebnis  des  streng  deduktiven 
Verfahrens  ist.  a)  Vermittelst  dieses  wird  hier  aus  den  tatsächlichen 
Erscheinungen  u.  Vorgängen  in  der  Praxis,  das,  worauf  es  in 
unserer  Wissenschaft  in  erster  Linie  ankommt,  das  Typische 
u.  Prinzipielle,  getreu  abgeleitet  u.  wiedergegeben,  a)  Damit 
finden  diese  Erscheinungen  u.  Vorgänge  aber  auch  zugleich  ihre 
Erklärung,  eidolgt  die  Aufdeckung  u.  Klarlegung  der  Kansiil- 
zusammenhänge  u.  mitspielenden  Bedingungen,  ß)  Und  dadurch 
Avird  zugleich  wieder  die  Grundlage  für  die  Beurteilung  der 
Erscheinungen  u.  Vorgänge,  für  die  Auistellung  von  Zielen  u.  für 
die  AVegweisung  zu  diesen  Zielen  für  die  ]>raktische  AVirtschafts- 
politik  gewonnen.  Mehr  ist  nicht  wohl  zu  verlangen.  Die 
theoretischen  u.  die  praktischen  Aufgaben  der  AA'issenschnft  in  bezug 
auf  dies  Grundproblem  im  Produktions-  u.  A^erteilungsprozess  werden 
so  gleiclizeitig  gelöst.  b)  Alittelst  rein  induktiven,  vollends 
historischen,  aber  auch  selbst  statistischen  Verfahrens  sind  auch 
hier  kleine  A^erfeinerungen  der  Theorie  gelungen,  im  Avesentlichen 
ist  aber  nur  eine  Bestätigung  der  Ergebnisse  des  deduktiAen  A^er- 
fahrens  geliefert  Avorden.  c)  Kaum  ein  Ergebnis  der  sogen 
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historischen“  Methode  fiir  die  theoretische  Nationalökonomie  ist 
Avichtig  u.  keines  vielfach  so  sicher  begründet,  als  die 
Rentenlehre  mittelst  des  deduktiven  Verfahrens,  — ein  fester 
Grund-  u.  Eckstein  Im  Fundamentalbau  der  gesamten  Sozialökonomie, 
eine  Avissenschaftliche  Leistung  ersten  Rangs  der  mit  Unrecht  als 
veraltet“  u.  des  Untergangs  wert  bezeichneten  Dogmatik  der 


klassischen  Nationalökonomie. 


B*  Das  volksAvirtschaftliclie  Yerteiluiigsproblem 
im  Zusammenhang  und  in  der  gegenseitigen  Abhängigkeit 
der  EinkommenzAveige  von  einander  betrachtet. 

Lit.  s.  oben  S.  281,  201,315,  ;355,  376.  Bes.  Ricardo , Rodbertus, 
V.  Hermann,  GeAverkvereinstheorie,  in  Deutschland  bes.  Brentano. 
Nach  der  eingehenden  Behandlung  der  Einkorainenzweige  eines  jeden 
für  sich,  isoliert,  gilt  es  jetzt,  alles  noch  weiter  in  Zusanimenhang  zu 
bringen,  die  disjecta  inemora  zu  vereinigen.  Im  Arbeitsteilungssystem 
der  Wirklichkeit  ist  diese  Vereinigung  das  Höhere  u.  auch  das  Frühere, 
besteht  auch  hier  „das  Ganze  vor  dem  Teil“,  ein  Gesichtspunkt,  den 
namentlich  Rodbertus  überall  konsequent  innehält  u.  der  auch  für  das 
Folgende  massgebend  ist.  Er  ist  dem  in  der  isolierten  Betrachtung  der 
EiiSommenzweige  u.  in  der  Preistheorie  eingehaltenen  entgegengesetzt. 
Von  beiden  Gesichtspunkten  aus  ist  das  A^erteilungsproblem  zu  be- 
handeln, um  es  genügend  allseitig  zu  betrachten  u.  zu  lösen.  Die 
meisten  in  diesem  zweiten  Abschnitt  vorkommenden  Einzelheiten 
aber  im  vorausgehenden  ersten  Abschnitt  schon  berührt  u.  erledigt 
AA^orden.  Hier  genügen  daher  Rückverweisun^en  u.  einzelne  Ergänzu^en. 
Die  Hauptsache  ist,  zu  zeigen,  wie  die  Einkominenzweige,  als  Teile 
eines  Ganzen,  des  (volksAVirtschaftlichen)  Reinertrags  der  einzelnen 
Unteruehmung  u.  der  ganzen  A^olkswirtschaft,  auf  einander  reagieren  u. 
eben  in  gegenseitiger  Abhängigkeit  von  einander  stehen. 


1.  üebersicht. 

S.  oben  S.  284,  287  unter  D u.  S.  290  unter  F. 

§ 64.  — I.  Voraussetzungen  der  Aufstellung  einer 
Verteilungstheorie  sind  auch  im  Folgenden:  A.  Die  oben  Avieder- 
holt  für  die  Preistheorie  u.  die  Behandlung  des  Verteilungsproblems 
angenommenen  1.  psychischen  (Avesentlich,  ev^entuell  allein,  be- 
stimmt werden  durch  das  erste  egoistische  wirtschaftliche  Leitmotiv , 
ihm  allein  folgen  wollen);  2.  rechtlichen,  bes.  privatwirtschaftliche 
Organisation  mit  allgemein  bestehender  persönlicher  I?  reiheit  u.  mit 
Priv^ateigentum  an  sachlichen  Produktionsmitteln,  Boden,  Gebäuden, 
Kapital,  u.  freie  Avirtschaftliche  Rechtsordnung,  bes.  Vertragstreiheit, 
daher  seinem  A^ orteil  nach  jenem  ersten  Leitmotiv^  innerhalb  der 
Schranken  der  Rechtsordnung  folgen  dürfen,  3.  feittenzustand,  avo- 
nach  dem  Streben  nach  dem  höchstmöglichen  Vorteil  im  allgemeinen 
keine  Hemmungen  in  der  öftentl.  Aleinung  entgegentreten,  dies 
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Vielmehr  im  ganzen  als  selbstverständlich  gilt,  4.  im  wesentlichen 
gleiche  Motn’ation,  gleiche  Kenntnis  n.  Fähigkeit  der  Vertretung 
der  eigenen  Interessen  unter  den  im  Verkehr  stehenden,  oder  durch 
\ ertrage  mit  einander  verbundenen  Personenkreisen  u.  einzelnen 
Personen  (S.  282). 

B,  V eitere  Voraussetzungen  sind  die  Annahme  gegebener 
Verhältnisse  betretis  der  für  die  Gestaltung  der  Verteilung  mass- 
gebenden Momente:  1.  in  einem  bestimmten  Zeitpunkt  u,  Ort 
in  Bezug  a)  auf  die  Wertgrösse  des  volkswirtschaftlichen  Produktions- 
Reinertrags  (also  wieder  nach  Abzug  bloss  des  Werts  der 
natürlichen  Kosten  vom  Wen  des  Rohertrags),  b)  auf  die  Grtisse 
des  Gelderlöses  in  der  geldwirtschaltlichen  Verkehrswirtschaft, 
c)  auf  die  Wertgrösse  des  beschäftigten  Kapitals  u.  dessen  Ver- 
teilung auf  umlaufendes  u.  stehendes,  d)  auf  die  Art  der  konkreten 
Kapitalgüter,  deren  unmittelbare  Gebrauchswertigkeit,  soweit  nicht 
ein  Umsatz  in  solche  anderen  Gebrauchswerts  in  Frage  steht  u.  so- 
fort möglich  ist,  e)  auf  die  Grösse  der  Bevölkerung  u,  speziell  der 
Lohnarbeiterzahl,  welche  in  der  Produktion  aus  deren  Ertrag  be- 
schättigt  werden  will  u.  es  ihrer  ökonomischen  Lage  halber  muss. 
2.  Ebenso  wird  vorausgesetzt,  dass,  der  Wirklichkeit  entsprechend’ 
die  in  den  unter  1 genannten  Monumten  vor  sich  gehenden 
zeitlichen  Veränderungen  (Bewegungen),  bei  allen  oder 
einigen  Momenten,  gleichmässige  oder  verschiedene,  aber  in  gegebenem 
Zeitraum  u.  Ort  bestimmte  seien. 

II.  Beschränkung  der  Untersuchung  im  Folgenden : 
A.  Wesentlich  auf  das  grosse  Haxtptproblem:  die  Verteilung 
eines  gegebenen  Produktions-  (Rein-)  Ertrags  u.  Erlöses  dafür  u. 
eines  in  bestimmter  ^ eise  ei^entuell  sich  verändernden  (grösser, 
kleiner  xverdenden)  unter  1.  die  (besitzlosen)  Arbeiter  i.  e.  S.  als 
Lohn  und  2.  die  die  sachlichen  Produktionsmittel  besitzenden 
kapitalistischen  Unternehmer  als  Profit.  B.  Die  Frage, 
welche  zu  stellen  u.  zu  beantworten  ist,  lautet  dann:  1.  welches  ist 
unter  den  gegebenen  Voraussetzungen  der  Klassenanteil,  die 
Lohnquote  u.  die  Profitquote;  b)  das  Einzeleinkommen, 
iusbes.  des  einzelnen  Arbeiters? 

III.  Voraussetzung  eines  Profitbezugs  durch  Dritte, 
d.  h.  durch  andere  Personen,  als  die  in  der  Produktion  beschäftigten 
Arbeiter  i.  e.  S.  überhaupt  ist:  A.  Genügende  Produktivität  der  Arbeit, 
d.  h.  diese  Arbeiter  müssen  fähig  u.  willens  sein,  einen  Mehrwert 
über  den  Wert  ihres  eigenen  notwendigen  Unterhaltsbedarfs  hinaus 
überhaupt  zu  erzielen.  Dass  sie  das  u.  wieweit  sie  das  tun,  hängt 
von  allen  den  psychischen,  technischen,  ökonomischen,  betriebs- 
organisatorischen Momenten  ab,  welche  den  Grad  der  Produktivität 
der  Arbeit  bestimmen.  Von  besonderer,  auch  in  der  geschichtlichen 
Entwicklung  stark  mit  entscheidender  Bedeutung  ist  hier  der  Stand 
der  Produktionstechnik.  Fortschritte  hierin  u.  in  allen  den  andren 
Momenten  liegen  im  höchsten  Interesse  aller  Beteiligten,  auch  der 
Arbeiter,  sie  entscheiden  wesentlich  über  die  absolute  ökonomische 
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Lage  der  Produzenten,  der  Arbeiter,  der  ganzen  Bevölkerung, 
B.  Die  Verwirklichung  eines  Einkommenbezugs  seitens  Dritter  aus 
der  Mehrwert  schaffenden  Produktivität  der  Arbeit,  ist  1.  bei 
persönlicher  Unfreiheit  der  Arbeiter  die  Beschränkung  dieser  auf 
ihren  notwendigen  Unterhaltsbedarf  u.  eventuell  daneben  auf  einen 
ihnen  freiwillig  vom  Hei’ru  autoiltär  überlassenen  Anteil  an  diesem 
Mehrwert;  2.  bei  persönlicher  Freiheit  der  Arbeiter  das  Rechts- 
institut des  Privateigentums  an  den  sachlichen  Produktionsmitteln, 
die  Beschäftigung  der  Arbeiter  mit  diesen,  ihre  Beschränkung  im 
Arbeits-  u.  Lohnvertrag  aber  auf  einem  Lohnsatz,  welcher  den 
Mehrwert  des  Ertrags  oder  Erlöses  über  den  daraus  entrichteten 
Lohn  hinaus  den  kapitalistischen  Unternehmern  znfallen  lässt.  In 
Rodbertus  knapper  u.  scharfer  Fassung  des  Problems;  1.  das  Prinzip 
der  Rentenproduktion  (der  Kapitalzinsproduktion)  ist  hinlängliche 
Produktivität  der  Arbeit;  2.  das  Prinzip  des  Rentenbezugs  ist 
Privateigentum  an  den  sachlichen  Produktionsmitteln. 

IV.  Zusammenfassung  der  Ergebnisse  der  Verteilungs- 
theorie, unter  den  aufgestellten  Voraussetzungen.  Die  Ausfülurungen 
dazu  finden  sich  in  dem  nächsten  Abschnitt  (bes.  § 65 — 67). 

A.  Der  Ausgangspunkt  liegt  im  notwendigen  Lohnminimum, 
1.  dem  individuellen,  für  den  einzelnen  Arbeiter  u.  mit  ausreichend 
für  seine  Familie  u.  2.  dem  Klassenminiinum,  welches  sich  aus  der 
Multiplikation  des  individuellen  Minimums  mit  der  Zahl  der  auf 
Lohn  aus  dem  Produktionsertrag  angewiesenen  Arbeiter  ergiebt  — 
Lohn  als  Minimal quote  von  diesem  Ertrage.  Diese  Lohnquote 
muss  dauernd  aus  dem  Produktionsertrag  der  Arbeiterklasse  als 
solclier  Zufällen,  wenn  sie  arbeitsfähig  bleiben,  ihre  Zahl  erhalten 
u.  ersetzen  soll,  sie  muss  grösser  werden,  wenn  der  Bedarf  nach 
Arbeitskräften  steigt,  immer  unter  der  Voraussetzung,  dass  die 
Arbeiter  für  Deckung  auch  ihres  notwendigen  Unterhalts  ganz 
auf  solchen  Lohn  angewiesen  sind  (Ausführungen  in  § 65). 

B.  Lohnminimum  u.  Profitmaximum.  1.  Diese  Minimal- 
Lohnquote  des  Einzelnen,  in  der  einzelnen  Unternehmung,  der 
Klasse  in  der  ganzen  Volkswirtschaft  bestimmt  darüber,  was  über- 
haupt höchstenfalls  vom  Produktions-Reinertrag  (Erlös)  dauernd 
für  Andre  an  Wert,  also  auch  für  die  kapitalistischen  Unter- 
nehmer überhaupt  an  Profit,  übrigbleiben  kann.  d.  h.  bei  gegebenem 
Ertrag  u.  Erlös  bestimmt  das  Lohnminimum  das  Profit- 
miiximum  oder  die  maximale  Profitquote  hängt  von  der 
minimalen  Lohnquote  ab,  im  einzelnen  Geschäft  wie  in  der 
ganzen  Volkswirtschaft.  2.  Wird  aus  dem  Profit  der  wirkliche 
Unternehmergewinn  ausgeschieden,  so  ergiebt  sich  hier  auch  bei 
Veranschlagung  des  dann  verbleibenden  Kapitalgewinns  als  (Zins-) 
Rente  auf  das  beschäftigte  Kapital,  wieder  in  der  einzelnen 
Unternehmung  wie  in  der  ganzen  Volkswirtschaft,  welche  Maximal- 
höhe dieser  Gewinn,  als  Zinsfuss  berechnet,  erreichen  kann, 

C.  1.  Die  unter  A.  u,  B.  angegebenen  Momente  sind,  wenn 
Lohn  u,  Profit  als  Quoten,  in  welche  sich  der  Reinertrag  unter 
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Arbeiter  u.  kapitalist.  Unternehmer  verteilt,  aulgetasst  Averden, 
massgebend  für  die  dauernde  Begrenzung  des  Lohns  nach  unten 
zu,  des  Profits  nach  oben  zu.  2,  Zeitweilig,  aber  auch 
dauernd,  kann  sich  indessen  der  Lohn  als  Quote  vom  Ertra«^ 
höher  u,  der  Profit  als  Quote  niedriger  stellen,  die  Quoten 
können  sich  also  verschieben,  günstiger  für  die  Arbeiter,  un- 
günstiger für  die  kapitalist.  Unternehmer  werden. 

D.  Wirkliche  Lohn-  u.  Verteilungsgestaltung  im 
einzelnen  Zeitpunkt.  1,  Dafür,  also  zeit weilig  u.  alsdann,  wenn 
die  massgebenden  Momente  gleich  bleiben,  auch  dauernd,  nur 
eben  immer  innerhalb  jener  Grenzen  (C),  gilt,  wieder  bei  ge- 
gebenem Ertrag  u.  Erlös,  das  sogen.  Lohngesetz,  wonach 
der  Lohn  wie  der  Preis  der  Sachgüter,  der  Warenpreis,  im 
freien  Verkehr  von  Angebot  von  u.  Nachfrage  nach 
Arbeitskräften  in  der  Ausgleichung  dieser  beiden  Momente 
bestimmt  wird,  wie  denn  die  (Lohn-)  Arbeit  hier  als  „Ware“  auf- 
gefasst werden  ^ kann.  Das  allgemeine  Preisgesetz  (§  50,  S.  222) 
findet  daher  hier  auf  die  Arbeit  als  ,,Ware“  Anwendung  im 
allgemeinen  ,, Lohngesetz“.  2.  Dieses  Gesetz  wird  dann  wieder 
zum  allgemeinen  Verteilungsgesetz,  indem  der  Profit  zur  ab- 
hängigen Grösse  ii.  vom  Lohn  beherrschend  bestimmt  wird.  3.  liier 
macht  sich  im  einzelnen  Zeitpunkt  gelUmd;  Art  u.  Höhe  des 
Kapitals,  welches  zur  Produktion  bestimmt  u.  dazu  nach  seiner 
konkreten  Beschaffenheit  (nach  seinem  Gebrauchswert)  unmittelbar  oder, 
soweit  Umsatz  in  den  erforderlichen  Gütern  möglich,  mittelbar 
qualitativ  geeignet  ist  u.  insbes.  im  Gesamtkapital  Höhe  u Art 
des  Lohnfonds. 

. 4-  1 1 aktische  Modifikationen  erlährt  die  Lohngestaltung, 
wie  die  Gestaltung  des  Sachenpreises,  durch  alles  das,  was  die 
Wirksamkeit  der  freien  Konkurrenz  u.  des  bei  den  Kampfparteien, 
Arbeitnehmern  u.  Arbeitgebern , regelmässig  voranstehenden 
btrebens  nach  dem  höchstmöglichen  Vorteil  modifiziert,  daher,  von 
äusseren  autoritativen  Schranken  abgesehen,  Herkommen,  Verzicht 
darauf,  den  eigenen  Vorteil  soweit  zu  verfolgen,  als  es  rechtlich  u. 
faktiscli  möglich  wäre,  mangelnde  Sachkenntnis  auf  einer  Seite,  un- 
gleiche auf  beiden  u.  dgl.  m, 

5.  Indem  das  sogen.  „Lohngesetz“  so  zum  allgemeinen 
yerteilungsgesetz  für  die  Verteilung  des  Ertrags  zwischen  den 
Arbeitern  als  Lohn  u.  den  kapitalist.  Unternehmern  als  Profit  wird, 
erlangt  es  auch  implicite  massgebende  Bedeutung,  wenigstens  für 
gewisse  Grenz  Verhältnisse,  namentlich  für  die  Obergrenze  des  Leih-, 
l^et-,  Pachtzinses,  unter  Lmständen  bedingt  auch  für  Übergrenzen  von 
Grundrenten  (reiner  Besitz-  u.  Differentialrente,  so  bei  Wohnungs- 
boden. somit  für  die  weitere  Verteilung  des  Profits  zwischen  Unter- 
nehmer u.  Kapitalisten)  u.  beider  u.  Grundrentner.  (Ausführunsren 
zu  D in  § 66).  ^ 

E.  Lohnmaximum  u.  Profitminimum.  Eine  besondere 
Frage  ist  noch,  ob  überhaupt,  wann,  wie,  in  welchem  Masse 
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Lolinsteiger ungen  auf  Kosten  des  Profits  (u.  auf  Kosten  des 
Einkommens  der  höheren,  d.  h.  das  gewöhnliche  Arbeitseinkommen 
durchschnittlich  übertreffendes  Einkommen  beziehenden  Klassen 
überhaupt)  zeitweilig  u.  selbst  dauernd  möglich  sind?  1.  Die  Ant- 
wort ist:  Eine  starke  u.  immer  weitere  Ilerabdrückung  des  Profits 
zugunsten  des  Lohns,  der  Profitquote  zugunsten  der  Lohnquote 
lässt  sich  theoretisch  als  möglich  nachweisen  u.  diese  Möglichkeit 
begründen,  indem  die  Voraussetzungen  dafür  sicli  feststellen  lassen. 

2.  Die  alsdann  auftauchende  Frage,  ob  es,  wenigstens  für  die 

Dauer,  ein  notwendiges,  dauernd  nicht  unterschreitbares  P r o fi  t - 
minimum  gebe,  ist  für  die  beiden  Teile  des  Profits  verschieden  zu 
beantworten,  a)  Sie  ist  zu  bejahen,  soweit  es  sich  hu  Profit  um 
den  ünternehmergewinn  darin  handelt  (§  62,  bei  No.  B,  4, 
S.  365);  b)  sie  ist  zu  verneinen,  soweit  es  sich  um  den  Kapital- 
gewinn im  Profit  handelt  (§  67).  3.  Es  gibt  zwei  Methoden 

solcher  Lohnsteigerungen,  a)  durch  Arbeiterorganisation 
(Gewerkvereine)  (§  67),  b)  durch  Staatsmassregeln  (§  68),  in 
beiden  Fällen  a)  direkt  u.  endgiltig  auf  Kosten  des  Profits, 
ß)  indirekt  u.  endgiltig  mittelst  Uebertragung  der  Lohnsteigerungen 
auf  die  Preise  der  Arbeitsprodukte,  also  auf  Kosten  der 
Konsumenten  (Käufer),  daher  mittelst  Preiserhöhung.  4.  Die 
praktische  Mögliclikeit  solcher  Lohnsteigerungen  durch  die  erste 
Methode  ist  a)  zwar  nicht  unerheblich,  aber  doch  beschränkt  in  Mass 
u.  Tragweite,  b)  auch  eben  an  Voraussetzungen  gebunden,  welche 
sich  allerdings  theoretisch  aufstellen  u.  genau  bestimmen  lassen,  aber 
deren  tatsächliche  Erfüllung  schwierig  ist,  weil  den  Arbeiter- 
organisationen leicht  mächtigere  Gegenorganisationen  der  Arbeitgeber 
gegenübertreten,  u.  weil  diese  Organisation  der  Kampfparteien  zu 
„rangierten  Bataillonen“  auch  nicht  unbedenklich  ist,  wegen  allerlei 
sozialer  u.  politischer  Begleiterscheinungen  u.  Folgen.  5.  Das 
praktische  Hauptmittel  reeller  Lohnsteigerungen  liegt  in  der 
Steigerung  der  Produktivität  der  Arbeit,  des  befriedigenden 
Absatzes,  damit  verbunden  u.  daraus  hervorgehend  der  Bescbaftiing 
vermehrter  u.  dauernder  Arbeiterbeschäftigung.  Ausführungen  zu  C 

3,  a in  § 67,  zu  C,  3,  b iu  § 68. 

2.  Ausführungen. 

§ 65.  — I.  Lohnminimum  u.  Profitmaximum,  als 

Quoten  vom  Pi'oductions-  (Rein-)  Ertrage,  bezw.  Erlöse  dafür.  — 
A.  Lohnminimum.  1.  Grenzen  dafür  nach  unten  zu.  a)  Zeit- 
weilig, in  vorübergehenden  Verhältnissen  gibt  es  keine  solche 
Grenzen,  der  Geldlohn  wie  der  effektive  Lohn  kann  unter  Um- 
ständen, welche  für  den  Arbeiter  ungünstig  liegen,  bei  starkem 
Ueberangebot  von  Arbeitskräften,  schwacher  Nachfrage,  weit  unter 
dasjenige  Mass  fallen,  welches  durch  den  selbst  sehr  eingescliränkten, 
nur  zur  Existenzfristung  notwendigen  Unterhaltsbedarf  dargestellt 
wird.  Ein  festes  Lohnminimum  für  den  Einzelnen  u.  für  die 
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Klasse  fehlt  daher  hier,  sowohl  dem  absoluten  Wertbetrag  nach 
wie  als  Quote  vom  Reinertrag. 

Die  Ursachen  solcher  Verhältnisse  u.  die  unvermeidlichen  Not- 
stände, welche  daraus  hervorgehen,  sind  hier  nicht  weiter  zu  verfolgen. 
Die  Erörterung  darüber  führt  auf  das  Gebiet  der  allgemeinen  Politik 
(Einwirkungen  von  Krieg,  Revolution  auf  Produktion,  Absatz,  Bezug 
von  Waren),  auf  Einwirkungen  grosser  stöi’ender  Elementarschäden 
(Erdbeben,  Ueberschwemmungen,  starke  Missernten  der  Hauptnahrungs- 
mittel), auf  Fragen  der  freiwilligen  u.  ölfentlichen  Unterstützung  in 
Notstandszeiten,  ßeschäftirnng  Arbeitsloser,  auf  teuerungspolitische 
Fragen  hinüber.  Hervorgenoben  sei  nur,  dass  bei  zeitlichem  u.  lokalem 
Mangel  an  konkreten  Unterhaltsmitteln  in  den  für  die  Arbeiter  (u.  die 
ganze  Volksmasse)  geeigneten  Gütern,  wie  bei  starken  Missernten  ohne 
Zufuhrmöglichkeit,  selbst  Erhöhung  der  G eld löhne  oder  anderweite 
G e Id  Unterstützung  nicht  nützt,  weil  sie  nur  zur  weiteren  Steigerimg 
der  Warenpreise  führen  kann.  Abhilfe  liegt  bloss  in  Vermehrung  der 
Unterhaltsmittel  selbst.  Ist  diese  rechtzeitig  nach  den  Umständen  nicht 
möglich,  so  gibt  es  kein  Abhilfmittel,  wie  die  früheren  Hungersnöte  u. 
die  noch  gegenwärtigen  in  einigen  Ländern  (Ostasien,  Reisernte)  zeigen. 
Auch  die  „Absorption  des  ganzen  Profits  durch  den  Lohn“,  die  „Kim- 
fiskation  des  Vermögens  der  Besitzenden“  leisten  solche  Abhilfe  nicht. 
Die  neuere  Zeit  zeigt  hier  namentlich  die  segensreichen  Folgen  der 
Entwicklung  der  Kommunikations-  u.  Transportmittel  für  die  Bekämpfung 
von  Wirkungen  der  Missernten  der  ßroth'üchte  auf  die  Verhältnisse 
des  effektiven  Lohns  der  arbeitenden  Klassen. 

b)  Bleibendes  Lohnminimum.  Ein  solches  besteht,  d.  h, 
der  effektive  Lohn  kann  seinem  absoluten  Wertbetrage  nach  u. 
in  Abhängigkeit  von  letzterem  auch  der  Geld  lohn,  in  beiden 
Fällen  der  individuelle  u.  der  der  Klasst^,  dauernd  nicht  unter 
ein  bestimmtes  Minimum  sinken,  liat  also  eine  — nicht  absolute, 
aber  doch  einigennassen  feste  — Grenze  nach  untenzu.  Dem- 
gemäss giebt  es  auch  ein  relatives  Lohnminimum,  als  Quote  des 
Lohns  vom  Produktions-Reinertrag,  welches  dauernd  nicht  unter- 
schritten werden  kann  u.  daher  das  relative  Prolitmaximum,  die 
„Profitcjuote“,  nach  oben  zu  begrenzt.  Nur  dieses  Lolin- 
minimum  ist  das  Moment,  welches  für  die  Lohn-  u.  die  Verteilungs- 
theorie in  Betracht  kommt  u.  auf  die  dauernde  Gestaltung  der 
Verteilung  seinen  Einfluss  ausübt. 

a)  Dieser  Einfluss  setzt  sich  aber  durch  u.  kann  sich  nur 
durchsetzen  unter  folgenden  Voraussetzungen:  aa)  Vorhanden- 
sein eines  bestimmten  notwendigen  Bedarfs  an  Arbeitskräften 
(sj)eziell,  wo  es  sich  um  den  Lohn  handelt,  für  die  ausführenden 
Arbeiten),  in  der  materiellen  Produktion  u.  in  persönlichen  Dienst- 
verhältnissen (häuslicher  Gesindedienst) ; u.  zwar  eines  solchen 
Bedarfs,  welcher  in  seiner  erforderlichen  Höhe  dauernd,  daher  auch 
zeitlich  nachhaltig,  in  der  Generationenfolge,  nur  dann  sicher 
gedeckt  werden  kcinn,  wenn  jenes  Lohnminimum,  für  den  Einzelnen 
u.  für  die  Arbeiterklasse,  mit  Sicherheit  zur  Verfügung  steht,  also 
aus  dem  Reinerträge  für  sie  abfällt;  bb)  Unmöglichkeit,  diesen 
Bedarf  an  Arbeitskräften  dauernd  anderswie  u.  anderswoher  zu 
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decken,  sei  es  aa)  durch  Ersatz  der  Arbeiter  durch  Maschinen, 
Betriebsorganisation  u.  dgl.  oder  insbes.  ßß)  durch  Zuzug  wohl- 
feilerer, an  ein  noch  geringeres  Lohnminimum  gewöhnter  oder  sich 
diesem  fügender  Arbeiter  (daher  die  Bedeutung  des  Umstands  der 
Zuwanderungen  vom  platten  Land  in  Städte,  Industriesitze,  der 
h)inwanderung  von  Arbeitern  anderer,  event  niedrigerer  Rasse, 
Nationalität,  Kulturstufe,  Bedürfnismass);  cc)  fehlende  Möglichkeit, 
den  Lohn,  wenigstens  bis  zur  Höhe  jenes  Minimums,  dauernd  aus- 
reicliend  anderweit  zu  ergänzen  durch  sonst  dem  Arbeiter  zur 
Verfügung  stehende  Büttel  (aus  eigenem,  auch  für  laufende  Be- 
dürfnisbefriedigung realisierbarem  Vermögen,  aus  anderweiten  Ein- 
künften, auch  aus  unehrlichem,  selbst  strafbarem  Erwerb,  aus  Zu- 
schüssen Dritter).  Treffen  diese  Voraussetzungen  nicht  zu,  dann 
kann  und  muss  sogar  auch  der  Lolin  noch  mehr  oder  weniger 

unter  das  Lohnniinimum  dauernd  fallen. 

Gefahr  der  Maschinenkonkurrenz,  des  Grossbetriebes  gegen  Hand- 
arbeitszweige (o.  S.  251  ff),  wenn  kein  Abfluss  der  Arbeitskräfte  aus 
letzteren  oder  kein  Uebergang  in  andere  lohnendere  Arbeit  möglich 
ist  u.  erfolgt;  Gefahr  des  Zuzugs  u.  der  Konkurrenz  fremder  wohlfeiler 
Arbeiter  für  die  besser  bezalilten,  an  höheres  Bedürfnismass  gewöhnten 
heimischen  Arbeiter,  die  dann  entweder  selbst  verdrängt  werden 
(deutsche  im  Osten  durch  slawische)  oder  deren  Arbeitsbedingungen  sich 
verschlechtern,  bis  zum  Sinken  selbst  eines  bisher  schon  nicht  hohen 
Lohnminimums  (slawische,  italien.,  skandinav,  Arbeiterkonkurrenz  in 
Deutschland  u.  Westeuropa  überhaupt,  kontinentale,  irische,  jüdische 
desgl.  in  England,  europäische,  bes.  wieder  slawische,  romanische, 
ungarische,  ferner  chinesische  desgl.  in  Nordamerika  usw.).  Daher  be- 
greiflich: Absperrungstend^nz  der  heimischen,  schon  besser  situierten 
Arbeiter  gegen  solche  Konkurrenz.  Nordamerikan.  abwehrende  Ein- 
wanderungspolitik. 

ß)  Die  dauernden  Bestimmgründe  des  bleibenden 
Lohnniinimums  oder  die  notwendigen,  aut  die  Dauer  im  Lohn 
daher  notwendig  zu  deckenden  sogen.  ., Selbstkosten  der  Arbeit“, 
aa)  Um  die  unter  a,  aa  aufgestellte  Voraussetzung  einer  dauernden 
Deckung  des  Bedarfs  an  Arbeitskräften  zu  erfüllen,  ^ müssen 
mindestens  diejenigen  Kosten  dauernd  aulgewendet,  daher  im  Lohu- 
systein  der  freien  Arbeit  dem  Arbeiter,  dem  Einzelnen  wie  der 
Klasse,  im  Lohnminimum  dauernd  gewährt  werden,  welche  es  dem 
Arbeiter  selbst  möglich  machen,  seine  Arbeitskraft  in  der  bedurften 
Höhe  u.  Beschaffenheit  zur  Verfügung  zu  stellen.  Der  hierfür  er- 
forderliche Wertbetrag  wird  in  seiner  absoluten  Hohe  bestimmt 
durch  den  Wert  des  Unterhaltsbedarfs  des  Arbeiters  für  sich  selbst 
u.,  w'enn  er  allein  der  Lobnerwerber  ist,  also  seine  Familie  nicht 
mit  verdient  (o.  S.  314  bei  c),  für  seine  Familie,  um  sich  u.  die  Seinen 
am  Leben  u.  arbeitsfähig  zu  erhalten  u.  eine  neue  Arbeiter- 
generation in  seinen  Kindern  aufzuziehen.  Dies  ist  das  wohl  auch 
sogen.  „Existenzminimum“.  Ist  der  Bedarf  an  Arbeitskräften 
voraussetzungsweise  in  der  nächsten  Generation  der  gleiche,  so 
muss  dies  Minimum  ausreichen,  um  eine  ebenso  grosse,  ist  er  höher, 
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so  muss  es  selbst  entsprechend  höher  sein,  nin  eine  grössere 
Generation  aufzuziehen. 

Daher  kommen  liier  populationistische,  bevölkerunes- 
s tat  IS  tische  ll^omente  mit  in  Betracht,  eine  minimale  Geburtsziffer 
bei  bestimmter  Sterblichkeit,  auch  minimale  eheliche  Geburtsziffer  bei 
Absehen  von  Lrgänzune  der  durch  den  Tod  in  die  ältere  Generation 
gerissenen  Lücken  durcli  die  uneheliche  Geburtsfrequenz,  der  Abgang, 
welchen  die  nächste  Arbeitergeneration  durch  Uebergang  von^Mit- 
gliedern  m andere  Berufe,  der  Zugang,  welchen  sie  durch  Aufnahme 
von  Personen  aus  solchen  Berufen  ertahrt  u.  dgl.  m.  — Verdient  der 
iMann  nur  allein  u.  ist  er  so  der  Ernährer  der  ganzen  Familie,  so  muss 
sein  Lohnminimiim  hoch  genug  sein,  um  den  ganzen  Familienaufwand 
zu  decken  u.  für  die  ganze  Familie,  auch  die  Ehefrau,  Ersatz  in  der 
nächsten  Generation  zu  schaffen.  Andernfalls  gilt  für  den  Familien- 
ii^lus.  Frauen-,  Kinderlohn  wieder  dasselbe  wie  für  den  Manneslohn 
allem  betr.  des  Minimums. 

bb)  Der  notwendige  Unterbaltsbedarf,  als  Grundlage  des 
dauernden  Lohnminimums,  ist  regelmässig  keine  absolut,  sondern 
nur  eine  relativ  feste  Wertgrösse,  welche  von  physischen 
(physiologischen)  und  sozialen  Momenten  abhäogt. 

Das  gilt  selbst  vom  blossen  Nahrungsbedarf  u.  Bedarf  an  anderen 
materidlen  Gütern  für  die  rein  physis^en  Bedürfnisse  (Erwärmuno-, 
Licht,  Kemigung)  Das  z.  B.  physiologische  quantitative  u.  qualitativ^e 
Nahrungsmittel-Minimum  zur  Lebens-  u.  Kräfteerhaltung  wird  kaum 
auch  nur  bei  rein  nach  ökonomischem  Streben  des  Minimalkosten- 
autwands  betriebener  Sklaverei  tatsächlich  erreicht,  in  der  Regel  selbst 
nier,  vollends  in  anderen  ünfreiheitsverhältnissen  u.  zumal  bei  freien 
Lohnarbeitern  mehr  oder  weniger  überschritten. 

Unter  den  physischen  Bedürfnissen  ist  das  Nahrungs- 
bediirfnis  das  erste,  aut  dessen  Befriedigung  auch  bei  gut  gezahlten 
Lohnarbeitern,  mit  dann  freilich  auch  qualitativ  besserer  u.  genuss- 
reicherer Ernährung,  stets  eine,  starke  Quote  der  Ausgabe  für  den 
notwendigen  ünterhaltsbedarf  u.  auch  noch  für  den  gesamten 
Lebensautwand  fällt,  vom  Lohnminimum  daher  meist  eine  noch 
höhere  Quote  selbst  bei  geringer  Qualität  der  Xahrungsmittel. 
Mit  Art  (Qualität,  M ert,  Preis)  der  Nahrungsmittel,  zumal  des 
ilauptnahrungsstoffs,  kann  dies  Lohnminimum  sinken  bei  geringer 
Art,  niedrigem  Preise,  muss  es  aber  anderseits  steigen  oder  relativ 
höher  bleiben  bei  höherer  Art  u.  Preis. 

Auch  das  Nahrungsbedürfnis  ist,  selbst  nach  seinem  physiologischen 
JMmimum,  nicht  gleich  stark,  sondern  quantitativ  u.  qualitativ  \'er- 
schieden  nach  Klima,  Landesart,  Arbeitsart  (auch  nach  deren  Einfluss 
auf  Kl  äfteverzehrung  u.  notwendigen  Aufwand  von  entsprechendem 
Guantum  u.  m gewissem  Umfang  auch  Quäle  von  Nahnmgsmittehi  für 
Kräftcerneuerung),  nach  Rasse,  Nationalität,  Stammesart.  Auch  Er- 
daher  Kleidungs-  u.  Wohnungsbedürfnis,  auch  Licht- 
bed^urfnis  äussern,  wie  Wechsel  der  Jahreszeiten  (der  auch  für  das 
Nahrungsbedürfnis,  nach  dessen  qualitativer  u.  quantitativer  Befriediguno- 
nicht  bedeutunplos  ist),  Klima,  Landesart  ebenfalls  ihren  Einfluss  aus 
(Art  der  Kleidungsstoffe  usw.).  Speziell  die  Art  des  oder  der  Haupt- 
nahrungsstoffe  (Fleisch,  Milch,  Brot,  Art  des  BrotstoÖs,  Kartoffel)  übt 


— 411  — 


auf  den  Kostenaufwand  für  das  Nahrungsbedürfnis,  dadurch  für  den 
ganzen  Unterhaltsbedarf  u.  dadurch  wieder  für  das  Lohnminimum  einen 
nicht  unwesentlichen  Einfluss  aus:  eine  geringere  Art  dieses  Stoffs  er- 
möglicht — in  gewissen  Grenzen,  wobei  die  Einwirkung  aut  Arbeits- 
fähigkeit nicht  unberücksichtigt  bleiben  darf  — wiegen  ihrer  gi'össeren 
Wohlfeilheit  (Brot  statt  Fleisch,  grobes  schwarzes,  statt  vveisses  Brot, 
Roggen-  statt  Weizenbrot,  Kartoffel  statt  Brot  usw’.)  ein  niediigeies 
dauerndes  Lohnminimum.  Das  ist  aber  — selbst  gleiche  N ährkrart 
der  etwaigen  grösseren  Menge  u.  gleiche  Arbeitsleistung  dabei  an- 
genommen — Icein  sicherer  Vorteil  für  den  Arbeiter,  weil  zeitweilige 


Verteuerungen  dieser  Nahrungsmittel  dann  noch  schw  ei  er  getragen 
werden  können,  während  der  an  sich  regelmässig  teuerere  Nahrungs- 
stoff hl  Notzeiten  eine  Art  Reserve  schafft,  beim  zeitweiligen  Ueber- 
ß-ang  zum  geringeren  Stoff,  — von  anderen  Weiterwirkungen  u.  Begleit- 
erscheinungen (Versuchung  zu  proletarischer  \ olksvermehrung, 
mindestens  extrem  hoher  Geburtsfrequenz)  u.  von  der  bedenklichen 
Gewöhnung  an  den  niedrigeren  Lebensmassstab  abgesehen  (s.  u. /#,S). 
Einführung  billigerer,  ordinärerer  Nahrungsmittel  an  Stelle  besserer, 
Uebergang  von  Brotstoffen  zu  Kartoffeln,  wie  iui  11».  Jahrh..  in  grossen 
Teilen  Europas  ist  daher  nicht  erwünscht,  ausser  aus  anderen  mit- 
spielenden Gründen  (physiolog.  Mängel  der  Kartoffel  als  Nahrungs- 
mittel), auch  wegen  des  möglichen  Einflusses  auf  Herabdrücken  des 
Lohnniinimums.  Nur,  wenn  dieses  schon  erreicht  ii  nicht  weiter 
reduzierbar  ist,  muss  dann  eine  dauernde  Verteuerung  des  L nterhalts- 
bedarfs,  daher  pro  tanto  auch  des  Nahrungsbedarfs,  auch  das  Lohn- 
ininimum  steigern,  unter  den  oben  autgestellten  ^ oraussetzungen, 
insbes.  hinsichflich  der  Deckung  des  Arbeitsbedarfs. 

ß(i)  Einfluss  sozialer  Momente.  Hierher  gehört  alles,  was 
sich  auf  die  Gewöhnung  des  Arbeiters,  des  Einzelnen,  wie 
naiiieiitlich  der  ganzen  Klasse,  an  eine  bestimmte  Lebensweise, 
nach  Art  u.  Umtäng  der  Bedürfnisse  selbst,  wie  nach  (.Qualität  u. 
Quantität  ihrer  Befriedigung  bezieht.  Hinsichtlich  der  physischen, 
materiellen  Bedürfnisse  ist  daher  besonders  die  Art  u.  Qualität 
ihrer  Befriedigung  selbst,  hinsichtlich  feinerer  materieller  Bedürfnisse 
11.  eigentlicher  Kulturbedürfnisse,  daher  auch  geistiger  (Bildung), 
dereif  Vorhandensein  überhaupt,  deren  Art  u.  Umfang  von  Wichtig- 
keit. Llanach  richten  sich  Lebenshaltung,  Lebensmassstab 
(Standard  oflife),  die  Lebensansprüche,  -welche  sich  im  Lohn  geltend 
zu  machen  suchen.  Ein  niedriges*  Lohiiminimum  wird  so  erhöht, 
ein  höheres  am  Sinken  gehindert,  ein  Steigen  des  Lohns  über  das 
Minimum  hinaus  erstrebt  u.  befördert:  qualitative  u.  quantitative 
Ausdehnung  der  Bedürfnisse  ist  daher  hier  auch  ein  wichtiges 
IMittel  zur  Lohnerhöhung,  damit  zur  Verbesserung  der  Lebenslage 
der  Arbeiterklasse,  wie  zur  Verbürgung  eines  nicht  zu^  niedrig-en 
dauernden  Lohnminimums.  So,  wie  stets  in  solchen  !■  lagen,  im 
Prinzip;  streitig  kann  auch  hier  wieder  nur  das  Mass  sein. 
Aber  auch  dies  wenigstens  betreffs  einer  gewissen  Erhöhung 
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l»etriedi**’ung  u.  der  ganzen  Lebenslage  in  der  Arbeiterklasse.  Hier 
kann  daher  freilich  eine  absolute  Lohnerhöhung  zwar  auch  zu 
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nnrichtigen  u übertriebenen  Genüssen  (Getränke!)  führen  u leider 
skif  ebLldclT’  flasdoch  bei  richtiger  Verbranchs- 

ß ™ bekannten  Schlagwort  von  der  verdammten 

Bedur  mslosigkeit  der  Arbeiter-*  (Lassalle),  ,ler  trotz  Sr  CgenfS“  en 
Uebertreibung  der  Fassung  bestehen  bleibt.  „Ein  Mass  is^  in  aflS 

A.  u ''’®der  richtige  Beschränkung 

noch  richtige  Auswahl  der  Mittel  zur  Befriedigung 
noch  mögliche  u.  richtige  Sparsamkeit  der  arbeitenden  Klassen  ^wirft 
indessen  mit  dieser  Auffassung  Preis  gegeben.  SzeL  vX« 
pädagogische  Aufgaben  für  ricltigen  ifonsum  in  der  Arbeiterklasse 
hegen  allerdings  vor,  Aufgaben  der  Selbstzucht,  der  Fürsorge  für  die 
Zukunft,  — auch  Aufgaben  der  höheren,  „gebildeten“  Klassen  in  Ver- 
w endung  von  Geld  u.  Zeit  gute  Beispiele  zu  geben  (Luxusfrage,  Kleiln- 
utz  , rafelluxus,  Tnnksitten !).  Aber  dass  die  arbeitenden  Klassen  an 
bessere  Befriedigung  auch  der  materiellen,  bes.  des  SimmX 
K eidungs-,  \\  ohnungsbedürfnisses  gewöhnt  werden  müssen  ist  eme 
l^emeiim  Kulturtorderung,  die  mit  richtiger  „Einfachheit  der  Sitten“ 
sehr  wohl  vereinbar  ist  u.  jedenfalls  eine  vVi’aussetzun-  damr  d as  s 
rXv.  ^“l.Lohnmimmum  nicht  einen  kulturwidrig  niedri^'en  Stand  er- 
reiche. i\ach  der  Lohnhohe,  aber  auch  nach  der  Höhe”ihres  Kultur- 
stands  rangieren  die  Arbeiter  vom  nordamerikanischen,  englischen^  wUt- 
herX  bis  zum  süd-  u.  osteuropäisclmn  u.  Steren 

Lohnerhöhung  u.  vor  allem  Erhöhung  auch  des  Lohii- 
minimums  (der  Mindestlöline)  heisst  schliesslich  nichts  als-  Ei- 
o fiiung  wenigstens  einer  Möglichkeit  der  Teilnahme 
Überhaupt  u.  grösserer  Teilnahme  an  den  Kultiir.-Ütern 
eines  Zeitalters  für  immer  grössere  Teile  der  G^amt- 
bevolkeriing.  Gas  ist  das  grosse  bewusste  Ziel  der  ganzen 
modernen  „sozialen“  Gesiiiniing  u.  Bewegung,  welclies  siegreich 
auch  gegen  pseudoaristokratische  „Herren“-  u.  ,Herrennioi-d- 
staiidpuiikte'  sich  behaupten  wird.  Es  ist  auch  etwas  im  gesunden 

ink  Xe -"“'XldrT-1  Uebereinstimmung 

airistXitunl^  ^^"burvolker  u.  mit  den  Forderungen  <les 

r)  Die  Bestandteile  der  Selbstkosten  der  Arbeit 
(.>.  bes.  auch  E Engels  o.  S.  291  gen.  Schrift).  Man  kann  deren 

die  Erhaltung  des  Lebens  u.  «ler 
Aibeitskiatt  Avalirencl  der  Arbeitsperiode,  bh)  für  Wieder- 

erstattung  des  iii  der  Jugend  aufgewendeteii  Erziehungs-  u 
Bildungskapitals,  cc)  für  Erhaltung  des  Lebens  "nach 
du-  Arbeitsperiode  ini  Alter  bis  zum  Tode.  Die  Minimal 

LoSinllZ, . Unt<.,g.-,„„edos  blcibcu.le,. 

aa;  Der  Hauptposten,  unter  normalen  Verliältnissen  wohl  ge-eii 

eS,riV'l  ■/ ^ ''T  mini, „„len 

l^edaits.  umfasst  wieder  ««)  als  Hauptteil  die  Kosten  des  regel- 

in-issigen  notwendigen  Uiiterhaltsbedarfs  zur  Erhaltun"  u 
Erueueruiig  der  Kräfte.  «iic.iui.ig  u. 
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Gerade  dafür  ist  der  Nahrungsbedarf  u.  dessen  u.  kosten 
von  besonderer  Bedeutung,  ebenso  ob  u.  wieweit  der  Lohn  lur  die 
Deckung  der  Unterhaltskosten  der  Ehefrau  mit  zu  reicken  hat  (für  die 
der  Kinder  kommt  der  Posten  unter  bb  mit  oder  selbst  allem  in  Betracht). 
Die  Arbeits-  u.  Erwerbsperiode  kann  (mit  Engel)  für  die  Handarbeits- 
klassen  wohl  etwa  vom  IG.  bis  G5.  Jahre  angenommen  werden  (lur 
andere  Berufe  ist  sie  kürzer,  weil  sie  später  beginnt,  s.  o.  b.  811).^ 

ßß)  Aber  es  muss  nun  auch,  wenn  der  Lohn  die  helbstkosten 

der  Arbeit  decken  u.  niclit  gleich  anderweite  Hilfe  in  Anspruch 
genommen  werden  soll  (Armenpflege,  Almosen),  Sicherheit  be- 
stehen, dass  der  Arbeiter  während  seiner  Arbeits-  u.  Lrwerbs- 
periode  stets  das  erforderliche  Hinkommen  für  die  Deckung  dieses 
Bedarfs  hier  unter  aa  habe.  Er  muss  daher  gegen  A^eits-  u. 
ErAverbslosigkeit  ln  Krankheit,  in  Krisen,  Arbeits-  u.  Erwerbs- 
stockungen u.  für  den  Fall  frühzeitiger  Invalidität  (vor  der  an- 
genommenen Altersgrenze,  hei  der  Arbeits-  ii.  Er\verbsuiifälngkeit 
eintritt),  gesichert  sein.  Daher  muss  selbst  der  Minimallolin 
so  hoch  stellen,  dass  der  Arbeiter  aus  seinem  eigenen  Einkommen 
(Lohn)  oder  mittelst  Zuschüssen  seines  Arbeitgeoers  eine  Ver- 
sicherungsprämie von  einer  nacli  yersicherungstechnisclien 
Grundsätzen  bestimmten  Hölie  (Wahrscheinlichkeit  der  Erkrankung, 
ihrer  Dauer,  der  sonstigen  Arbeitslosigkeit  u.  deren  Dauer,  des 
früheren  Eintritts  der  Invalidität)  zahlen  kann,^  um  sich  so  einen 
Ansprucli  auf  ausreichendes  Krankengeld,  „Krisen-  u.  Arbeits- 
losigkeits-Geld“ u.  Invalidenrente  zu  sichern. 

Bei  Engel  Beispiele  in  zahlenmässiger  Durchführung. 

bb)  Auch  der  zweite  Bestandteil  der  Selbstkosten  ist  not- 
wendig durch  das  Lohnminimum  mit  zu  decken,  wenn  der  Arbeits- 
bedarf in  der  Gcnerationenfolge  u.  aus  eigenen  Mitteln  der  Arbeiter- 
klasse selbständig  gedeckt  werden  soll : aa)  Er  muss  die 
Mittel  liefern,  die  ’ neue  Generation  bis  zu  deren  Arbeits- 
u.  Erwerbsfähigkeit  aufzuziehen  u.  in  der  erforderlichen  Weise 
ausziilnlden.  ln  dieser  Form  erstattet  die  eine  Generation  das  von 
der  vorigen  Empfangene  an  die  nächste  zurück.  Machst  der 
Arbeitsbedarf  in  der  nächsten  Generatien,  so  muss  der  betreftende 
Lohnbetrag  auch  grösser  sein,  als  der  ^Vert,  den  gerade  nur  die 
M'iedererslattung  des  Erziehungs-  u,  Bildungskapitals  erheischt, 
ebenso,  wenn  die  Kosten  dieser  Aiiferzielmng  sich  erhölien,  die 
Ausbildung  umfassender,  intensiver  werden  muss. 

Hier  hängt  denn  Vieles  von  dem  Zeitpunkt  ab,  von  welchem  an 
die  Arbeits-"  u.  Erwerbsperiode  beginnt,  ferner  ob  u.  welche  be- 
treffende Kosten  der  Arbeiter  selbst  oder  I.) ritte,  so  namentlich 
öffentliche  Körper  (Schule!),  tragen.  Auch  Kinderarbeit  gegen 
Entgelt,  jugendliche  vor  der  eigenth^en  Erwerbsperiode  können  diesen 
Kostenteil  ?m  Lohn  ermässigen,  zur  Erleichterung  der  Eltern,  auch  des 
Arbeitgebers,  aber  leicht  zum  dauernden  Schaden^  der  nächsten  Arbeiter- 
generation u.  dadurch  des  \ olks  u.  der  ganzen  \ olkswirtschaft.^  Immer 
weitere  Uebernahme  der  Unterrichtskosten,  selbst  für  Lehrmittel,  für 
Ernährung  in  der  Unterrichtszeit  dabei  u.  dgl.  m.  auf  öffentliche  Kosten 
wh-ken  ebenfalls  ermässigend  auf  diesen  Kostenteil  für  die  Arbeiter 
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Aber  sie  sind  doch  quasi- „kommunistische“  Mittel,  die  auch  nicht 
immer  im  Interesse  der  Arbeiterklasse  liegen,  weil  sie  das  Lohn- 
herabzudrucken  gestatten.  Auch  verhindern  sie  die  richtige 
Arbeitgebers  u.  der  gesamten  Produktion  mit  dem  vollen 
Lohnbetrag.  Damit  köpen  sie  auch  auf  die  richtige  Erhöhung  der 
I roduktenpreise  auf  die  Produktionskosten  störend^  einwirken.^  Die 
einzelnen  Berufe  u.  Arbeitszweige  zeigen  hinsichtlich  dieses  ganzen 
I Ostens  unter  bb  erhebliche  Verschiedenheiten,  weil  die  Ausbildungs- 
kosten dabei  sehr  verschieden  hoch  sind  u.  die  Ausbildungszeit  bis 
zur  Erwerbsperiode  sehr  ungleich  lange  ist  (bis  zum  16.— 18  bei Hand- 
ai-beit  meist  bis  weit  in  die  20  er  u.  60  er  Lebensjahre  bei  höheren 
Berufsarten)  (s.  o.  S .ill).  Auch  die  Dauer  der  Erwerbsperiode  ist  nach 
Beiufen  (auch  in  höheren  Arbeitsarten,  z.  B.  der  Offiziere  u.  Zivil- 
beamten.) u.  nach  dem  Zeitpunkt  des  Eintritts  der  teilweisen  u.  vollen 
Arbeits-  u,  Erwerbsunfähigkeit  verschieden.  Danach  stellt  sich  die 
( Amortisations- ) Rente,  durch  welche  das  Erziehungs-  u.  Bildungs- 
kapital in  der  Erwerbsperiode  getilgt  u.  bis  zur  Til<ning  verzinst 
werden  muss  (wie  natürlich  auch  nach  der  Höhe  des  massgebenden 
Zinsfusses)  lerschieden  ii.  danach  das  notwendige  Lohnminimum  nach 
Arbeitsarten  (s.  o.  S.  311  u.  bei  Engel  a.  a.  0.). 
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ßß)  Aber  wie  bei  dem  Hauptposten  aa  muss  nun  auch  hier 
bei  bb  w’ieder  eine  Reihe  von  Zuschlägen  zu  jener  Rente  treten, 
tur  Versicherungsprämien,  mittelst  deren  der  Arbeiter  sich 
gegen  verst-hiedene  auch  hier  vorliegende  Gefahren  decken  muss 
um  diese  Rentcnzahliingeii  stets  ununterbroclien  leisten  zu  können: 
so  gegen  die  Gefahr,  dass  die  Tilgung  des  Erziehungs-  n.  Bilduno-s- 
kapitals  unvollständig  bleibt,  wegen  zu  frühen  Todes  des  Arbeiters 
erne^r  dass  wieder  Krankheit,  Erwerbsstockungen,  zu  frühe 
Invalidität  eintreten.  Auch  dafür  sind  also  wieder  Zuschläge  zu 
jener  Rente  erforderlich,  die  als  notwendig  zu  deckende  Kosten- 
bestandteile  auch  ini  Lolinmininnim  mit  enthalten  sein  müssen 
Die  betreftenden  Beträge  kommen  praktisch  in  ihrer  Verwendung 
mit  auf  Vaisengelder  für  die  Kinder  hinaus. 

cc)  Der  Arbeiter  muss  aber,  mittellos,  wie  er  sonst  meistens  ist 
u.  wenn,  wie  vorauszusehen,  ein  etwaiges  Lohnmininium  ihm  nicht 
ermöglicht  hat,  anderweite,  genügende  Ersj.arnisse  zu  machen,  auch 
iioch  in  seinem  Lohnminimum  wenigstens  soviel  beziehen,  dass  er 
für  seine  Lebensdauer  über  seine  Erwerbszeit  hinaus  bis  zu 
seinem  lode  sich  (ii.  eventuell  seiner  Frau  bzw.  Witwe)  ««)  eine 
Altersversorgung  sichern  kann,  eine  Alters-  (Leib-)  Rente  bis 
zum  Ableben  mittelst  Zahlung  von  betreffenden  Versicherun-s- 
praniien  aus  dem  Lohn.  Sonst  würde  er  verkümmern  oder  sofort 
der  öffentlichen  u.  privaten  Armeiiptlege  anheim  fällen,  ßß)  Auch 
zu  solcher  Prämienzahlung  müssen  weitere  Zuschläge,  die  schon 
pnannten,  noch  hinzutreten,  um  diese  Zahlung  sicher  aufrecht 
lalteii  zu  können,  dd)  Endlich  gehören  aber  auch  die  Begräbnis- 
kosten zu  den  mit  nii  Lohn  zu  deckenden  Selbstkosten  der 
Arbeit,  wenn  nicht  auch  hier  gleich  wieder  Ünterstützung  not- 
wendig werden  soll.  Auch  dafür  ist  wieder  eine  Prämie  mit  den 


1 


angedeuteten  Zuschlägen  zu  den  Selbstkosten,  auch  den  minimalen, 
die  das  Lohnminimum  dauernd  decken  muss,  zu  stellen. 

Bei  der  Veränderlichkeit  der  einzelnen  Posten  im  wirklichen  Leben 
lässt  sich  schw'er  u.  nur  unsicher  eine  zahlenmässige  Berechnung  der 
Arbeits-Selbstkosten,  ihres  notwendigen  Minimalbetrags  u.  danach  des 
dauernd  nicht  zu  unterschreitenden  Lohnminimunis  außtellen.  Versuch 
Engels  für  deutsche  Verhältnisse  in  den  1860  er  Jahren,  doch  mit 
manchen  Conjecturalzahlen.  Er  kommt  zu  einem  Minimalbetrage  von 
187  Thl.  (561  M.),  womit  die  tatsächlichen  Löhne  gewöhnlicher  Hand- 
arbeit ziemlich  übereinstimmen. 

j ee)  Diese  minimalen  Selbstkosten  der  Arbeit  müssen  nun  auf 

i irgend  eine  Weise  gedeckt  werden.  Darum  kommt  keine  Volks- 

i w'irtschaft  hinweg,  wenigstens  in  unserer  Kulturperiode  bei  unseren 

Kulturvölkern.  Denn  hier  ist  der  Rechtsgrundsatz  anerkannt  u. 
entspricht  es  der  sittlichen  Auffassung  u.  der  Sitte,  dass  kein 
menschliches  Individuum  lediglich  aus  Mangel  an  Existenzmitteln 
u.  an  Fähigkeit,  diese  zu  erwerben,  seinem  Schicksal  überlassen 
w'erde  u.  zu  Grunde  gehe. 

Meistens  ist  es  die  öffentliche  Armenpflege,  welche,  mit  oder 
ohne  Unterstützung  durch  private  Wohltätigkeit,  hier  im  Notfall  Hilfe 
gewähren  muss.  Verpflichtung  wüe  bei  uns  für  Ortsarmenverbände, 
diese  Hilfe  in  einem  notwendigen  Minimalmass  zu  leisten,  wozu  der 
Staat  mit  seiner  Gesetzgebung  u.  Administrativaufsicht  solche  Verbände 
ihren  Armen  gegenüber  anhält,  wenn  auch  dem  einzelnen  Bedürftigen 
kein  zivilrechtlicher  Anspruch,  insofern  kein  formales  „Recht“  „auf 
Existenz“,  sondern  nur  ein  Beschwerderecht  an  die  Aufsichtsbehörde 
zusteht,  den  verpflichteten  Verband  zur  Hilfeleistung  anzuhalten. 

aa)  Irgend w'ie  muss  also  dieser  Betrag  der  Selbstkosten  der 
Arbeit  gedeckt  werden.  Das  Normale  u.  Richtige  ist  aber,  dass  er 
eben  im  Lohn  gedeckt  wird,  ßß)  Reicht  der  tatsächliche  Lohn 
nicht  einmal  dazu  aus,  so  muss  die  einzelne  Unternehmung  ent- 
w'eder  die  Produktenpreise  erhöhen,  um  so  dieses  Lohnminimum 
geben  zu  können  oder,  wenn  ihr  das  nicht  möglich  ist,  ihren  Profit 
in  Anspruch  nehmen,  also  auf  dessen  Kosten  das  Lohnminimum 
innehalten  oder,  wenn  auch  das  nicht  durchführbar  ist,  indem  Unter- 
nehmertätigkeit u.  Geschäftskapital  ^onst  in  andere  Unternehmungen 
übertragen  werden,  so  geht  eben  die  betreffende  Unternehmung  ein, 
so  in  Hausindustriezweigen  u.  dgl.  yy)  Würde  in  der  ganzen 
Volkswirtschaft  oder  in  grossen  Teilen  einer  solchen  nicht  ein- 
mal dies  Lohnminimum  für  die  arbeitende  Klasse  oder  grössere 
Schichten  dieser  erreicht  w'erden  können  u.  auch  keine  Abhilfe  der 
angedeuteten  Art  ergänzend  eintreten,  so  bliebe  nichts  Anderes 
übrig,  als  Fortzug,  Auswanderung  eines  Teils  der  arbeitenden 
Klasse  oder  — grössere  Sterblichkeit. 

Irland  seit  Mitte  der  1840er  Jahre!  Kleine  deutsche  Gebiete 
Mitte  des  19.  Jahrhunderts  ebenfalls,  italienische,  slawische,  ungarische 
heute,  oder  — es  tritt  dann  wieder  die  repressive  Tendenz  im  Bevölkerungs- 
wesen in  Kraft. 

ff)  Wichtig  ist  die  Beachtung  der  erwähnten  Versicherungs- 
prämien, welche  der  Lohn,  selbst  sein  .Minimum,  mit  decken  muss. 

A.  Wagner,  soz.-ökon.  Grundriss,  4.  Aufl.  27 
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Dadurcli  wird  die  riditige  prinzipielle  Auffassung  aller  Arbeiter- 
Versicherung  u.  der  Kosten  dafür  gewonnen,  aa)  DieseKosten 
gehören  zu  den  notwendigen  Selbstkosten  der  Arbeit, 
einerlei  wie  sie  fonnal  behandelt,  ob  sie  vom  Arbeiter  allein  (freies 
Kassenwesen,  so  bei  Gewerk  vereinen  der  Arbeiter)  oder  vom  Arbeit- 
geber allein  (deutsclie  Unfallversicherung)  oder  von  beiden  gemeinsam 
(deutsche  Kranken-  u.  Invaliden-  u.  Altersversicherung)  oder  auch  mit 
von  öftentlicben  Körpern  (deutscher  Reichszuscbuss  zu  jeder  Inval, 
u.  Altersrente,  50  M.)  getragen  werden,  ßß)  Beiträge  der  Arbeit- 
geber sind,  wenigstens  bei  Löhnen  auf  der  Höhe  des  Minimums, 
keine  neue  Extrabelastung,  sondern  ein  notwendiger  Lohnbestand- 
teil. Diesen  haben  die  Arbeitgeber  gerade  im  individualistischen 
Arbeits-  u.  Lolmsystem  zu  tragen,  u.  nicht,  wie  mannigfach  vor 
Durchführung  der  Arbeiten  ersicherung,  durch  Abschiebung  auf  die 
Armenpflege  auf  andere  Glieder  der  Volkswirtschaft  (in  formalen 
oder  wenigstens  reellen  Armensteuern)  zu  Avälzen.  Unmittelbar  er- 
folgt durch  solche  direkten  Versicherungsbeiträge  der  Arbeiter 
eventuell  eine  Erhöhung  des  bisherigen  Lohnminimums,  yy)  Beiträge 
der  Arbeiter  für  ihre  Vereicherung  wirken  wenigstens  auf  die  Dauer 
aucli  notwendig  auf  eine  solche  Erhöhung  ein. 

dd)  Beiträge  öffentlicher  Körper,  wie  bei  uns  des  Reichs, 
erleicbtern  die  Aufbrinpmg  der  Versicherungskosten  für  Arbeiter 
u.  Arbeitgeber,  lassen  sich  aber  rein  prinzipiell  vom  Standpunkt 
individualistischer  Wirtschaftstheorie  u.  Praxis  sowenig  wie  ein 
grosser  Teil  der  gewöhnlichen  öffentlichen  Armenlasten  — des- 
jenigen Teils,  der  eben  bei  fehlender  Arbeiterversicberuiig  notwendig 
wird  — rechtfertigen,  ee)  Nur  vom  sozialpolitischen  Standpunkte 
aus  läs.st  sich  eine  solche  partielle  Uebernabme  von  Arbeiter- 
versicberungskosten  auf  den  Staat  (Reich)  rechtfertigen  u.  bedingt 
selbst  verlangen;  weil  es  sich  in  der  Arbeiterversicberung  nicht 
bloss  um  das  Interesse  der  Einzelnen,  sondern  um  ein  grosses  all- 
gemeines gesellschaftliches  Interesse  bandelt,  u.  weil  so  vollends 
Uebergangsentwicklungen  erleichtert  werden  können.  Auch  um  die 
Weiterwälzung  von  Arbeiterversicberungskosten  auf  die  Produkten- 
preise  oder  die  Uebeinalime  auf  die  Geschäftsproflte  im  Interesse 
der  nationalen  u.  internationalen  Absatz-  u.  Konkurrenzverhältnisse 
u.  der  Kapitalzuwendungen  zur  Arbeiterbeschäftigung  nicht  im 
vollen  Mass(;  notwendig  zu  machen,  kann  ein  solcher  Staatsbeitrag’ 
auch  im  gesamten  volkswirtschaftlichen  Interesse  liegen. 

^ Näher  auf  Arbeiterversicherung  ist  hier  nicht  einzugehen.  Nur  der 
Zusammenhang  mit  der  Frage  der  Selbstkosten  der  Arbeit,  des  Lohn- 
minimums war  hier  hervorzuheben.  Damit  wird  auch  eine  übliclie 
Auffassung  in  Unternehmerkreisen,  als  ob  ihnen  durch  die  Kosten  der 
Arbeiterversicherinm,  soweit  sie  sie  direkt  (in  eigenen  Beiträgen)  u. 
indirekt  tragen  (in  Beiträgen  der  Arbeiter,  wenn  diesen  Lolmerhöhungen 
gewährt  werden  müssen,  aus  denen  sie  die  Beiträge  zahlen  können), 
eine  besondere  Last  aufgelegt  würde:  sie  haben  eben  vielfach 
früher  zu  wenig  Lohn  gezahlt  u.  einen  Teil  der  Selbstkosten 
der  Arbeit  nicht  seil) st  getragen,  wozu  sie  durch  die  Arbeiter- 
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Versicherung  genötigt  worden  sind.  Dass  sie  dadurch  in  eine  ungünstigere 
Lage  gegen  Unternehmer  anderer  Länder  ohne  Arbeiter  Versicherung 
oder  mit  geringerer  Belastung  der  Arbeitgeber  durch  solche  Ver- 
sicherung gekommen  sind,  bleibt  deshalb  schon  richtig  u.  ist  bes.  für 
internationale  Konkiu-renzrücksichten  nicht  zu  übersehen,  noch  zu 

unterschätzen.  Durch  Reichsbeitrag  wird  ihnen  diese  Sachlage  aber  ja 
auch  erleichtert  u.  freilich  ist  bei  heutigem  internationalen  Verkehr,  wie 
bci-Arbeiterschutz,  so  auch  hier  auf  einigermassen  gleiche  Einrichtimgen 
mit  Recht  hinzuzielen. 

B.  ID-ofitrnaximum  (o.  S.  407  bei  § 65,  I).  Nach  diesen 
Ausführungen  über  das  Lobnminimum  ergibt  sicli  als  notwendiger 
Schluss  für  den  Profit,  dass  die  Obergrenze  für  ihn.  für  sein 
Maximum  bei  gegebener  Werthöhe  von  Ertrag  u.  Erlös 

durch  dieses  Lohnminimmn  bestimmt  wird:  mindestens  soviel,  wie 
dies  Minimum  beträgt,  muss  dauernd  den  Arbeitern  zufallen, 

höchstens  der  Rest  kann  dem  kapitalist.  Unternehmer  als 
Profit  verbleiben.  - immer  unter  der  Voraussetzung,  dass  die 
minimalen  Selbstkosten  der  Arbeit  durch  den  Lohn,  niclit 
partiell  auf  sonstige  Weise  gedeckt  werden.  Nur,  wenn  u.  soweit 
ah  es  gelingt,  den  Rohertrag,  die  Absatzpreise,  so  den  Erlös  zu 
steigern,  die  anderweiten  Pnaluktionskosten,  ausser  den  Löhnen,  zu 
vermindern,  kann  ein  noch  höherer  Profit  abfallen.  Sieht  man 
von  dieser  Möglichkeit  ab  oder  liegt  sic  tatsächlich  nicht  vor,  so 
bildet  das  Lohnminimura  die  feste  Grenze  für  das  Profitmaxlmuni. 
Das  ist  für  die  Lohn-  u.  die  allgemeine  Verteilungstlieorie  fest- 
zuhalten. 

66.  — II.  Gestaltung  des  Lohns  u.  der  ganzen  Ver- 
teilung im  einzelnen  Zeitpunkte.  Lohngesetz.  All- 
gemeines Verteilungsgesetz.  A.  Die  Vora ussetzungen  der 
Aufstellung  einer  Theorie  hierfür  sind  wieder  1.  die  oben  an- 
genommenen (S.  403).  a)  Es  ist  dabei  aber  für  die  Uebertragung  der 
Theorie  auf  die  Wirklichkeit  auch  hier  besonders  zu  beachten,  dass 
diese  A’oraussetznngen  im  Leben  genau  so,  wie  sie  hier  angenommen 
werden,  selten,  wenn  überhaupt  einmal,  liegen,  sondern  mehr  oder 
weniger  umfänglich  u.  stark  praktische  Modifikationen  erfaln-en. 
b)  Namentlich  macht  sich  auch  für  die  Lohngestahung  das  Ili'r- 
kommen  mit  geltend. 

ü.  a.  haben  auch  die  einmal  „herkömmlich“  bestehenden,  üblichen 
Ijühne,  welche  teils  von  einer,  teils  auch  von  beiden  Seiten  als  „im 
ganzen  richtig“  gelten,  einen  nicht  zu  unterschätzenden  Einfluss  auf  die 
fernere  Lohngestaltuug.  Ihre  Höhe  dient  als  Ausgangspunkt  zu  Ver- 
gleichungen, als  Massstab  für  das  zunächst  ^Mindeste,  was  die  Arbeiter 
verlangen,  für  das  zunächst  Höchste,  was  die  Arbeitgeber  allenfalls  ge- 
währen wollen.  D<>r  Kami)f  dreht  sich  daher  uraktisch  oft  nur  um  ein 
Festhalten  einer  bestimmten  Lohnhöhe  von  beiden  Seiten,  beim  Arbeiter, 
dass  der  Lohn  wenigstens  nicht  unter  den  bisherigen  Satz,  womöglich 
aber  höher,  beim  Arbeitgeber,  dass  er  nicht  über  diesen  Satz,  wo- 
möglich aber  unter  ihn  sich  stelle. 

2.  Für  die  Ableitung,  wie  sich  Löhne  u.  Verteilung  gerade  in 
einem  einzelnen  Zeitpunkte  gestalten,  muss  aber  aueb  von  einem 
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gegebenen  Kapitahvert,  von  dessen  bestimmter  Verteilung  auf 
umlaufendes  u.  stehendes  Kapital  u.  dabei  auch  von  einem 
gegebenen  zu  Lohnzahlungen  verwendbaren  Kapitalteil,  dem 
sogen.  Lohnfonds,  ausgegangen  werden,  u.  zwar  für  die  Ver- 
hältnisse der  einzelnen  Unternehmung,  wie  für  die  der  ganzen 
Volkswirtschaft,  a)  Bei  diesem  Lohnfonds  handelt  es  sich  auch 
nicht  nur  um  seine  Werthöhe,  sondern  um  seine  Zusammensetzung 
aus  Gütern  von  Gebrauchswert  für  die  Arbeiter  zu  deren  regel- 
mässiger Bedürfnisbefriedigung. 

Namentlich  für  die  eigentlich  volkswirtschaftliche  Bestrachtung 
ist  das  festzuhalten.  In  der  G e 1 d Wirtschaft  wird  zwar  nur  oder  über- 
wiegend Geld  lohn  gezahlt  u.  genügt  es  daher  für  den  einzelnen  Unter- 
nehmer, dass  der  Lmmfonds  in  einem  entsprechenden  Geldfonds  besteht. 
Aber  in  der  Volkswirtschaft  muss  dieser  Geldlohn  eben  im  gegebenen 
Zeitpunkt  sofort  in  Gebrauchswerte  für  den  Arbeiter,  in  Arbeiter- 
konsumptibilien  umsetzbar  sein,  überhaupt  u.  zu  denjenigen  Preisen, 
welche  der  Festsetzung  des  Geldlohns  zu  Grunde  li^en.  Der  volks- 
wirtschaftliche Lohnfonds  muss  also  aus  solchen  Gütern  bestehen 
(S.  1-15). 

b)  Die  im  gegebenen  Zeitpunkt  für  die  Lohnhöhe  mit  ent- 
scheidende Bedeutung  des  Lohnfonds,  seiner  Art  u,  Höhe, 
erklärt  sich  daraus,  dass  regelmässig  aus  diesem  Lohnfonds  die 
Löhne  bezahlt  werden  u.  bezahlt  werden  müssen,  wenn  auch  nur 
vorschussweise,  in  der  Voraussetzung  ihres  — wie  der  anderen 
Produktionskosten  — Wiederersatzes  aus  dem  Ertrag  der  Produktion, 
sowie  dem  Erlös  für  die  Produkte  beim  Absatz  (S,  142.  144,  293). 

Entscheidend  ist  hier  die  Tatsache,  dass  bei  ihrer  ökonomischen 
Lage  die  Arbeiter,  zumal  die  Masse  der  gewöhnlichen  Handarbeiter,  in 
kurzen  Terminen,  oftmals  lange,  bevor  das  Produkt,  an  dessen  Her- 
stellung sie  beschäftigt  sind,  Fertig,  gar  abgesetzt  u.  bezahlt  ist,  ihre 
Löhne  erhalten  müssen.  Diese  werden  nicht  u.  können  regelmässig 
nicht  oder  höchstens  ganz  kurz  von  den  Arbeitern  den  Arbeitgebern 
gestundet  werden.  Es  müssen  daher  bare  Mittel  — eben  ein  Geld-, 
Lohnfonds  — beim  Arbeitgeber  dafür  zur  Zeit  der  Lohnzahlungstermine 
in  der  erforderlichen  Höhe  vorhanden  oder  ihm  wenigstens  durch  Kredit 
verschaffbar  sein.  In  der  Volkswirtschaft  aber  muss  zu  derselben 
Zeit  sogleich  ein  Umsatz  in  Arbeiterkonsumptibilien  stattfinden  können, 
also  müssen  hier  die  naturalen  Güter  in  einer  sofortigen  Gebrauch 
gestattenden  Art  u.  Beschaffenheit  vorhanden  sein  (w^as  praktisch  nur 
unter  Einbeziehung  internationalen  Güteraustauschs  kleine  Ein- 
schränkungen erfährt). 

c)  Die  sogen.  „Lohnfoiidstheorie“,  w^onach  der  Lohnfonds 
ein  die  Lohnhöhe  im  einzelnen  Zeitpunkte  mit  bestimmendes 
Moment  ist,  darf  daher  nicht  nur,  sondern  muss  in  ihrem  Kern 
testgehalten  werden. 

S.  darüber  schon  oben  S.  142—144,  auch  über  die  recht  wohl 
mögliche  u.  auch  notw^endige  Vereinigung  der  sogen.  Lohnfondstheorie, 
w’onach  der  Lohn  aus  dem  Kapital  des  Unternehmers  gezahlt  wärd,  mit 
der  Ertragsanteiltheorie,  w'onacn  er  andrerseits  ein  solcher  Anteil  ist. 

B.  Das  Gesetz  von  Angebot  u.  Nachfrage  in  seiner 
Anwendung  auf  den  Arbeitslohn.  1.  Im  freien  Verkehr  er- 


— 419  - 

scheint  die  Arbeit,  genauer  gesagt  die  Arbeitskraft  u.  deren  Aus- 
übung als  eine  (Markt-)  Ware,  welche  der  Arbeiter  nach  den 
Gesetzen  des  Warenmarkts  bestmöglich,  also  möglichst  hoch  im 
Preise  zu  verkaufen,  der  Arbeitgeber  ebenso  bestmöglich,  also 
möglichst  niedrig  im  Preise  zu  kaufen  sucht,  a)  Für  den  Preis, 
d.  h.  eben  den  Lohn  dieser  Arbeit  als  Ware  gilt  das  Gesetz  von 
Angebot  u.  Nachfrage  (o.  S.  222)  wie  für  alle  Waren;  b)  doch  mit 
denjenigen  Modifikationen,  daher  Abweichungen,  welche  sich  aus 
der’  Eigenart  menschlicher  Arbeit  als  Ware  ergeben,  daher  bes. 
daraus,  dass  diese  Ware  nur  in  ihren  Wirkungen,  in  den  Arbeits- 
leistungen. nicht  an  sich  von  ihrem  Anbieter,  dem  Arbeiter,  ge- 
trennt werden  kann,  der  Käufer  der  Arbeit,  der  Arbeitgeber,  also 
mit  dem  Recht,  über  die  Arbeitskraft,  nach  den  Bedingungen  des 
Arbeitsvertrags,  zu  verfügen,  auch  das  Ilerrschaftsrecht  über  die 
Person  des  Arbeiters  in  grossem  Uinfeng  erwirbt  (Brentano), 
c)  Daraus  ergeben  sich  unvermeidlich  bei  Festhaltnng  des  Rechts- 
prinzips der  persönlichen  Freiheit  Konsecinenzen,  welche  im  Arbeits- 
recht überhaupt  n.  auch  bei  der  Regelung  des  Lohns  als  eines 
Preises  für  die  Ware  (Arbeit)  zur  Geltung  kommen  müssen. 

2.  Angebot  u.  Nachfrage.  Massgebende  Umstände 
dabei,  a)  Das  Angebot  von  Arbeit  (Arbeitskraft)  geht  von  den 
Arbeitern  aus,  welche  durch  Arbeitgeber  (Unternehmer)  beschäftigt 
werden  wollen  u.  nach  ihrer  ökonomischen  Lage,  als  im  wesentlichen 
besitzlose,  anderen  Einkommens  entbehrende  Personen,  es  auch 
regelmässig  müssen.  Dies  Angebot  von  Arbeit  stellt  also  andrer- 
seits eine  Nachfrage  nach  Beschäftigung  gegen  Lohn  in  der  Unter- 
nehmung u.  aus  den  Bütteln  des  Arbeitgebers,  daher  in  gegebenem 
Zeitpunkt  meist  aus  dessen  Lohnfonds  d.ar.  b)  Die  Nachfrage  nach 
Arbeit  (Arbeitskraft)  geht  von  den  Arbeitgebern  (Unternehmern) 
ans,  welche  fremde  Arbeitskraft  für  ihre  Zwecke,  zur  Ausfühiung 
der  erforderlichen  Arbeitsleistungen  in  der  Unternehmung,  be- 
schäftigen Avollen,  darüber  aber  auch  verfügen  müssen,  weil  sie 
sonst  ihre  Zwecke,  also  die  der  Produktion,  nicht  erfüllen  können. 
Diese  Nachfrage  nach  Arbeit  (Arbeitskraft)  stellt  also  wieder 
andrerseits  ein  Angebot  von  Beschäftigungsmitteln,  von  Lohn- 
zahlungen dar,  für  dessen  Höhe  im  gegebenen  Zeitpunkt  der  Lohn- 
fonds entscheidend  ist.  Folgende  Umstände  sind  alsdann  mass- 
gebend für  die  Gestaltung  von  Angebot  u.  Nachfrage  nach  Arbeits- 
kraft, daher  für  die  Bedingungen,  unter  denen,  insbesondere  für  die 
Lohnhöhe,  zu  der  die  Arbeitskraft  dem  Arbeitgeber  vom  Arbeiter 
zur  Verfügung  überlassen  u.  vom  Arbeitgeber  diese  Verfügung  er- 
worben wird.  f...  j. 

Es  wird  hier  dabei  im  allgemeinen  die  Frage  des  Lohns  für  die 
Masse  der  gewöhnlichen  Handarbeit  erörtert.  Die  Umstände, 
welche  die  \ erschiedenheit  des  Lohns  nach  Beschäftigungsart  be- 
stimmen, sind  oben  im  Abschnitt  vom  Arbeitslohn  schon  dargelegt 
worden  (S.  3üö  fl’-)- 
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a)  Auf  Arbeiterseite,  also  für  <las  Angebot  von  Arbeit  u. 
für  die  Nachfrage  nach  Beschäftigung  gegen  Lohn,  machen  sich 
geltend:  a)  die  Zahl  der  Arbeitsuchenden,  ß)  die  durchschnittliche 
Arbeitsfähigkeit  u.  Arbeitslust  dieser  Arbeiter,  y)  die 
Dringlichkeit  für  sie,  von  den  Arbeitgebern  bescliäftigt  zu 
werden.  Je  kleiner  die  Zahl,  je  niedriger  — im  gegebenen 
Zeitpunkte,  wo  ein  gewisses  Arbeitspensum  erledigt  werden  soll, 
also  dafür  ein  geAvisses  Quantum  von  Arbeiteffekt  vom  Arbeitgeber 
gebraucht  wird  — die  Momente  bei  ß sich  stellen  u.  je  weniger 
dringlich  dies  Arbeitsangebot  ist,  desto  günstiger  ist  die  Lage  für 
die  Arbeiter  im  Durchschnitt  dem  jVrbeitgeber  gegenüber;  in 
entgegengesetzten  Verhältnissen  desto  ungünstiger.  Umgekehrt  ge- 
staltet sich  Alles  ungünstig  oder  günstig  für  den  Arbeitgeber. 

«)  Auf  die  Zahl  der  Arbeiter  ist  daher  von  Einfluss,  speziell  für 
die  Masse  der  gewöhnlichen  Handarbeit,  die  Grösse  der  Bevölkerung, 
die  Alters-  u.  Berufsverteilung,  die  Quote  der  unteren  Arbeiterklassen 
darin,  die  natürliche  Bewegung  u.  die  durch  Wanderungen  bedingte 
örtliche  Bewegimg,  der  Zu-  u.  Abzug,  die  Ein-  u.  Auswanderung  in 


den  Arbeiterkreisen,  die  lokale  UeberfüUung  u.  der  Mangel  an  Arbeitern, 
die  Menge  u.  Art  der  arbeitsfähigen  Arbeitslosen  (die  „Reservearmee“). 
Daher  besteht  namentlich  wdeder  ein  Interesse  der  Arbeiter  an  einer 
langsamen  natürlichen  Volksvermehrung,  an  schwachem  Zuzug  u. 
geringer  Einwanderung,  an  starkem  Abzug  u.  grosser  Auswanderung 
von  Arbeitern,  an  Verhütung  des  durch  Zuzug  bedingten  Ueberangebots, 
etwa  vollends  von  Arbeitern  niedriger  Lebensansprüche  u.  an  Be- 
seitigung der  UeberfüUung  des  allgemeinem  u.  lokalen  Arbeitsmarkts 
mit  ^ybeitern,  zumal  mit  Arbeitslosen,  welche  um  jeden  Preis  ihre 
Arbeitskraft  zur  Verfügung  stellen. 

iS)  Betreffs  Arbeitsfähigkeit  u.  Arbeitslust  kommt  für  die 
Masse  der  Arbeiter  das  Durchschnittsmass  davon  in  Betracht, 
aa)  Die  Auffassung,  dass  ein  niedriges  — oder,  bedingter  ausgedrückt, 
ein  nicht  zu  hohes  — solches  Mass  im  Arbeiterinteresse  beim  Kampf 
um  die  Lohnhöhe  liege,  erscheint  paradox,  wird,  wenn  sie  von 
Arbeitern  u.  sonst  vertreten  wird,  selbst  als  Unsinn  bezeichnet,  ist  aber 
doch,  richtig  verstanden  u.  begrenzt,  im  Kern  richtig,  bb)  Es  ist  hier 
nur  zu  unterscheiden  na)  zwischen  dem  dauernden  Interesse  der 
Volkswirtschaft,  der  einzelnen  Unternehmung,  der  ganzen  Bevölkerung 
u.  auch  der  Arbeiter,  als  Teils  dieser  Bevölkerung  einerseits  u.  ßß)  dem 
Interesse  speziell  der  Arbeiter  im  gegebenen  Zeitpunkt  andrerseits. 
Zu  an:  Höhere  Durchschnittsleistung  des  Arbeiters  steigert  die 

Produktivität  der  Arbeit,  hebt  den  Reinertrag,  das  Volkseinkommen: 
ein  Dauerinteresse  Aller,  auch  der  Arbeiter.  Zu  ßß:  Aber  wenn  in 
einem  gegtbenen  Zeitpunkt  ein  bestimmtes  Arbeitspensum  vorliegt,  für 
dessen  Ausführung  der  Arbeitgeber  Arbeiter  sucht  — u.  so  verhMt  sich 
die  Sache  doch  meistens  — , so  wirkt  hier  in  der  Tat  ein  kleineres 
Angebot  intensiverer  Durchschnittsarbeitsleistung  ebenso  wie  ein 
grösseres  geringerer  Leistung,  verschärft  jenes  die  Konkurrenz 
unter  den  Arbeitern  ebenso  wie  es  deren  OTössere  Anzahl  tut,  drückt 
daher  auf  die  erreichbare  Lohnhöhe  unter  (len  Beschäftigung  suchenden 
u.  auch  dazu  schliesslich  angeworbenen  Arbeitern  u.  lässt  eine  Anzahl 
Arbeiter  ausser  Beschäftigung  bleiben,  w(jlche  bei  geringerer  Durch- 
schnittsleistung aller  Beschäftigung  suchenden  Arbeiter  zur  Ausfülirung 
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des  betreffenden  Arbeitspensums  mit  beschäftigt  werden  müssten.  (Z.  B. 
wenn  75  Arbeiter  intensiverer  Leistung  soviel  als  1(K)  geringerer  Leistung 
an  Arbeitseffekt  bewirken,  100  ersterer  Art  Arbeit  suchen,  aber  nur  tu 
für  das  Arbeitspensum  gebraucht  werden,  für  die  anderen  2i)  also 
Beschäftigung  fehlt),  cc)  So  löst  sich  das  Paradcjxon  u.  so  erklärt  sich 
auch  mancher  taktische  Punkt  im  Kampf  der  Arbeiter  auf  dem  Arbeits- 
markt z.  B.  die,  ja  auch  aus  anderen  Gründen  erfolgende  Bekämpfung 
des  die  Durchschnittsleistung  steigernden  Stücklohnsystems,  mindestens 
dessen  weiterer  Ausdehnung  auf  neue  Gebiete,  ebensogut,  wm  clie  Be- 
förderung des  Abzugs  bei  lokaler  UeberfüUung  mit  Beschäftigung 
suchenden  Arbeitern,  die  Hemmung  des  Zuzugs,  u.  schliesslich  die  ganze 
gewerkvereinliche  Arbeiterorganisation  u.  deren  laktik  (s.  folg.  Ar.  y u. 

r)  Die  Dringlichkeit  des  Angebots,  Absatz  zu  finden,  von  der 
Nachfrage  aufgenommen  zu  werden,  führt  bei  allen  Waren  :m  einer  un- 
günstigen, preis(lrückenden  Konjunktur,  bei  der  „V  are  Arbeit,  welche 
Beschäftigung  sucht,  meist  noch  in  gesteigertem  Masse,  wegen  der  Ln- 
trennbarkeit  diesei'  „Ware“  vom  Arbeiter,  als  menschliche  Person,  u. 
wegen  der  Tatsache,  dass  ohne  Beschäftigung  u.  Lohn  der  Arbeiter 
meist  nicht  leben  kann.  Daher  ist  es  für  ihn  eine  Hauptsache,  dass 
diese  Dringlichkeit,  Beschäftigung  zu  finden,  möglichst  geschwächt 
werde,  zumal  dringlicher  Nadifrage  nach  Arbeit  beitens  des  Arbeit- 
gebers gegenüber.  aa)  Hier  kommt  daher  zunächst  die  ganze 
ökonomische  Lage  des  Arbeiters,  auch  nach  seinen  bisherigen  Lohn- 
verhältnissen, in  Betracht.  Z.  B.  ein  das  Lohnminiinum  übersteigender 
Lohnsatz,  welcher  dem  Arbeiter  Ersparungen  zu  machen  ermöglichte, 
setzt  ihn  in  die  günstige  Lage,  durch  Rückgriff  darauf  (Sparkassen- 
gelder), durch  Verkauf  oder  \ erpfändung  wertvollerer,  in  guter  Zeit 
erworbener  Nutzvermögensobjekte  Mittel  zu  realisieren,  um  so  die 
Notwendigkeit,  beschäftigt  zu  werden,  weniger  dringlich  zu  machen. 
bblNamentlich  wirkt  aber  hier  für  den  Arbeiter  günstig  (lie  Organisation 
des  ganzen  Arbeitsangebots  mit  den  bezüglichen  Einrichtungen 
dafür  (Koalitionsrecht,  Gewerkvereinswesen,  auch  Arbeitsveimittlung  u. 
deren  spezielle  Organisation).  Solche  Organisation  (Regelung,  des 
Arbeitsangebots  ist  unter  den  heutigen  Betriebsverhältnissen,  zumal  m 
der  Industrie,  eine  notwendige  Voraussetzung  für  die  Stärkung  der 
Arbeiter  im  Lohnkampf  u.  damit  um  die  Verteilung  des  Produktions- 
ertraffs,  mit  dem  Spezialzweck,  eben  die  Arbeiter  in  die  Lage  zu  ver- 
setzen, ihr  Angebot  u.  damit  die  Nachfrage  nach  Beschäftigung  weniger 
dringlich  zu  machen.  Darüber  W eiteres  in  § (57. 

b)  Auf  Unternehmer-  u.  Arbeitgeberseite,  also  tür  die 
Nachfrage  nach  Arbeit  (Arbeitskraft)  zur  Ausführung  von  Arbeits- 
aufgaben u.  für  das  Angebot  von  Unterbaltsmitteln,  Lühnen,  meist 
aus  dem  verfügbaren  Kapital  des  Arbeitgebers  (Lohnfonds)  konimen 
fohlende  Punkte  in  Betracht:  cc)  Die  tj rosse  des  Arbeitsbedaiis, 
wie  sie  durch  die  Aufgaben  des  Untenielimers,  den  erstrebten  u. 
durch  die  Konjunkturen  mit  bedingten  Uintang  der  Produktion 
bei  gegebenem  Stand  der  Technik  u.  der  Betriebs-  u.  Absatz- 
organisation bestimmt  u.  wie  sie  durch  die  Grösse  u.  Art  der  ver- 
fü<»baren  Mittel  des  Unternehmers,  sein  Kapital,  seine  Kredit- 
beiiutzung,  speziell  seinen  Lolnilonds  mittelst  Lohnzahlung  ^ zu 
decken,  ermöglicht  wird;  ß)  die  Höhe  (Stärke)  der  Arbeits- 
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leis tung  der  zu  beschäftigenden  Arbeiter;  y)  die  Dringlichkeit, 
fremde  Arbeitskraft  tiir  die  Aufgaben,  welche  durchgeführt  Averden 
sollen,  zur  Vertügung  zu  erhalten.  Je  kleiner  der  Arbeitsbedarf, 
je  geringer  das  Beschäfti^mg  von  Arbeitern  suchende  Kapital, 
speziell  der  Lohnfonds  darin,  je  höher  der  Effekt  der  Arbeitsleistung 
der  anzuwerbenden  Arbeiter,  je  geringer  die  Dringlichkeit,  sie  zu 
beschäftigen,  ist,  desto  günstiger  die  Lage  des  Arbeitgebers  dem 
Arbeiter  gegenüber,  nur  niedrige  Löhne  geben  zu  müssen,  sich  bei 
einem  dann  treilich  leicht  absolut  niedrigen  Gesamtprofit  doch  vom 
Reinertrag  eine  höhere  Quote  als  Profit quote  sichern  zu  können; 
in  entgegengesetzten  Verhältnissen  wieder,  desto  ungünstiger  seine 
Lage  dem  Arbeiter  gegenüber.  Umgekehrt  gestaltet  sich  daher 
alles  ungünstig  u.  günstig  für  den  Arbeiter  gegenüber  dem  Arbeit- 
geber. 

ff)  Grösse  des  Arbeitsbedarts  u.  deren  Bewegung,  Steigerung, 
Abnahme,  sind  zunächst  das  entscheidende  Moment  auf  dieser  Seite  der 
Nachfrage  nach  fremden  Arbeitskräften,  aa)  Mit  dieser  Grösse  steigt 
u.  sinkt  das  Lohnniveau  absolut  u.  relativ  als  Quote  vom  Produktions- 
ertrag, ceteris  paribus,  bei  gleichem  Arbeitsangebot  u.  gleichen  Absatz- 
verhältnissen u.  Absatzpreisen  der  Produkte.  Nur  weil  grösserer  u. 
kleinerer  Arbeitsbedarf  häufig  gleichzeitig  mit  flotterem,  gi-össerem 
Absatz  n.  höheren  Absatzpreisen  u.  mit  schwächerem  Absatz  u. 
niedrigeren  Preisen  eintritt,  wird  der  absolute  Lohn  u.  der  absolute 
Profit  auch  im  Steigen  u.  Fallen  zeitlich  Zusammentreffen  u.  die  Lohn- 
u.  Profitquoten  sich  nicht  immer  hn  Verliältnis  zu  einander  verschieben 
müssen,  bb)  Für  die  Arbeiter  bleibt  betrefl's  ihrer  absoluten  Lohnhöhe 
stets^  vermehrte  Beschäftigung  die  Hauptsache,  leisten  ihnen 
die  Unternehmer  dadurch,  dass  sie  im  volks-  u.  weltwirtschaftlichen 
Getriebe  die  Gelegenheit  für  diese  vermehrte  Beschäftigung  aufsuchen 
u.  die  Bedingungen  dafür  erfüllen,  den  ökonomisch  wuchtigsten  Dienst, 
cc)  Aber,  wieweit  der  Arbeitgeber  eben,  bei  allem  Willen  u.  Wunsch 
(auch  im  eigenen  Interesse)  dazu,  tatsächlich  im  gegebenen  Zeit- 

gunkte  auch  Arbeite.’  beschäftigen,  daher  ihnen  Lohn  bestimmter 
öhe  zahlen  kann,  hängt  eben  doch  von  dem  Umfang  seines  verfüg- 
baren Kapitals  (inkl.  des  durch  Kredit  beschaffbaren)  u.  speziell  meist 
von  der  Höhe  seines  Lohnfonds  ab.  dd)  Diese  Höhe  ist  allerdings 
keine  absolut  feste  Grösse,  lässt  sich  eventuell,  z.  B.  weil  es  not- 
wendig wird,  für  die  erforderliche  Arbeiterzahl  höhere,  als  die  veran- 
schlagten Löhne  zu  zahlen,  aus  anderen  Teilen  des  dem  Arbeitgeber 
verfügbaren  Kapitals  u.  aus  ihm  eben  selbst  (z.  B.  in  seinem  sonstigen 
Einkommen  u.  Vermögen)  zustehenden  Mitteln  etwas  steigern,  aber 
doch  nur  in  engen  Grenzen,  auch  nur,  wenn  — - was  für  die  volks- 
wurtschaftliche  Betrachtung  wieder  das  Entscheidende  ist  — , ein  recht- 
zQtiger  U msatz  solcher  Kapitalteile  usw.  inAi  beiterkonsumptibilien 
möglich^  ist  u.  wenn  eoen  solche  Teile  nicht  für  die  anderweiten 
Produktionsautgaben  (als  Verarbeitungs-,  Hilfsstoffe,  Werkzeuge, 
Maschinen  usw.)  in  deren  notwendigem  Umfang  unentbehrlich  sind. 
Daher  ist  doch  der  Lohnfonds  nur  in  geringem  Masse  in  gegebener 
Zeit  u.  Ort  auf  diese  V eise  zu  erhöhen  u.  bildet  er  im  wesentlichen 
die  Grenze  der  Arbeiterbeschäftigung  in  bestimmter  Zeit 
(S.  14Ö,  144).  ee)  Auf  seine  Höhe,  seine  Ziisammensetzuiiff  aus  ge- 
eigneten Arbeiterkonsuinptibilion,  — in  welche  eben  die  Geldlöhne  immer 


1 erst  umzusetzen  sind,  wenn  man  wiederum,  wie  notwendig,  den  einzel- 

^ wirtschaftlichen  durch  den  volkswirtschaftlichen  Standpunkt  der  Be- 
trachtung ersetzt  — ist  nun  abei',  wie  auf  Vorhandensein,  Ai't  u.  Menge 
aller  naturalen  Güter,  welche  in  der  Produktion  gebraucht  werden,  die 
frühere,  die  bisherige  Richtung  der  Produktion  u.  darauf 
die  bestehende  Einkommen-  u.  \ ermögensverteilung,  soweit 
sie  die  Nachfrage  nach  bestimmten  Arten  von  Gütern  zur  Folge  hat, 
von  Einfluss.  Eine  bisher  schon  gut  gelohnte  Arbeiterbevölkerung,  welche 
über  eine  grössere  Quote  des  ganzen  Volkseinkommens  vei'fü^,  wirkt 
durch  die  von  ihr  für  ihre  Bedürfnisbefriedigung  ausgehende  ^<achfrage 
nach  gi'össeren  Mengen  geeigneter  Arbeiterkonsumptibilien  darauf  hin, 
dass  eben  auch  solche  Güter  reichlich  produziert  werden.  Im  ent- 
gegengesetzen  Fall,  bei  einer  schlecht  gelohnten  Arbeiterbevolkerung, 
der  nur  eine  kleine  Quote  des  Volkseinkommens  zufällt,  bewegt  sicli 
dagegen  die  Produktion  in  stärkerem  Masse  in  der  Richtung,  Kon- 
suinptibilien  (Genussgüter  im  weitesten  Sinne)  der  übrigen,  ^ durch- 
schnittlich wohlhabenderen  Bevölkerung  herzustellen.  Hier  zeigt  sich 
daher,  dass  die  Arbeiterbevölkeruiig  an  einer  ihr  günstigeren  Verteilung 
von  Volkseinkommen  u.  -V^ermögeu  auch  wegen  der  Rückwirkung 
1 auf  die  Richtung  der  Produktion  u.  damit  auf  die  Bildung  des 
3 volkswirtschaftlichen  Lohnfonds  ein  wesentliches  luteresse  hat. 

S Die  Höhe  der  Arbeitsleistung  der  zu  beschäftigenden  Arbeiter 

, kommt  hier  im  gegebenen  Zeitpunkte  beim  Arbeitgeber  in  um- 

( gekehrtem  Verhältnis  zu  seinen  Gunsten  u.  zu  L'ngunsten  des  Arbeiters 

in  Betracht  wie  beim  Arbeiter  u.  vice  versa,  also  wie  oben  (S.  420  bei  /i) 
dargelegt  worden.  Grössere  Durchschnittsleistung  der  Arbeiter,  also 
höhere  Fähigkeit  u.  stärkere  Arbeitslust,  wirken  ebenso  wie  grössere 
Arbeiterzahl,  die  beschäftigt  werden  will,  als  stärkeres  Angebot, 

! schwächere  Durchschnittsleistung  als  schwächeres  Angebot  bei  eim*m 

1 bestimmten  Arbeitspensum  ein,  im  ersten  Fall  also  zu  Gunsten,  im  zweiten 

zu  Ungunsten  des  Arbeitgebers,  umgekehrt  beim  Arbeiter.  Das  hierin 
liegende  scheinbare  ParacToxon  ist  wie  oben  o-eschehen  zu  erledigen. 

/)  IHe  grössere  u.  geringere  Dringlichkeit  des  Arbeitsbedarfs, 
, die  Notwendigkeit,  wegen  Unaufschiebliclikeit  der  Arbeitsleistung, 
diesen  Bedarf  sofort  zu  decken,  oder  die  Autschiebbarkeit  dieser  Deckung 
‘ spielen  für  die  Lohngestaltung  auf  Seite  des  Arbeitgebers  die  prinzipiell 

I gleiche  Rolle,  nur  in  umgekehrter  Richtung,  wie  auf  Seite  des  Arbeiters, 

j aa)  Praktisch  sind  daher  hier  von  ungünstigem  Einfluss  für  den  Arbeit- 

* geber  u.  von  günstigem  für  den  Arbeiter:  ««)  Abhängigkeit  der 

Produktion  von  Naturereignissen,  indem  Gefahr  im  A erzug  ist,  so  bes. 
in  der  Landwirtschaft  bei  der  Erntoarbeit,  mit  nicht  selten  extrem 
hohen  Löhnen,  welche  eine  Ausbeutung  des  Arbeitgebers  durch  den 
Arbeiter  darstellen  (ähnlich  bei  Rettungsarbeiten,  Ueberschwemmungen, 
Feuer,  Not  auf  See  u.  dgl);  Gebundenheit  des  Unternehmers  an 
j bestimmte  Termine  für  die  Ablieferung  der  fertigen  Produkte,  wodurch 

^ Zwangslagen  für  den  Unternehmer  auch  seinen  Arbeitern  gegenüber 

'i  entstehen,  eine  von  diesen  öfters  ausgenutzte  Sachlage;  yy)  Xot- 

^ Wendigkeit  rascher  Ausnutzung  günstiger,  vielleicht  schon  dem  Al)- 

lauf  naher  Produktions-  u.  Absatz-,  auch  Absatzpreis -Konjunkturen 
mit  ihren  höheren  Gewinnchancen  für  den  Unternelimer,  wodurch  für 
diesen  ähnliche  Zwangslagen  gegenüber  den  Ai’heitern  entstehen  u.  von 
diesen  zu  ihrem  Vorteil  ausgenutzt  werden  können,  bh)  Ein  Haupt- 
j mittel  der  Arbeitgeber  für  die  Stärkung  ihrer  Position  im  Interessen- 

* kampf  um  die  Lohnhöhe  den  Arbeitern  gegenüber  ist  auch  hier  die 

[ 


Organisation  der  Arbeitsnachfrage  mit  den  bezüglichen  Ein- 
richtungen dafür  (Arbeitgeberverbände  u.  dgl.,  Arbeitsvermittlung, 
Kegelung  der  Konkurrenz  unter  den  Unternehmern.  Kartelle  usw ) 
alles  ein  beiten-  u.  Gegenstück  gegen  die  Organisationen  der  Arbeiter 
Auch  darüber  m § 67. 

3.  Ausgleichung  von  Arbeitsangebot  u.  Arbeits- 
nachfrage. Unter  dem  Einfluss  der  dargelegten  auf  beiden  Seiten 
massgebenden  Umstände  reagieren  nun  Angebots-  u.  Nachfrageseite 
aufeinander  u.  kommen  schliesslich  zu  einer  gewissen  Auso-leichun«- 

eine  bestimmte  Lohn- 
wie  beim  allgemeinen 
„Ware“  Arbeit  ist  eben 

im  freien 


mittel,  Genussgüter  der  übrigen,  insbes.  der  wohlhabenderen  Be- 
völkerung  mit  durchschnittlich  das  Lolmeinkommen  in  Höhe  über- 
treffendem u.  z.  T.  — wieder  in  volkswirtschaftlicher  im  Unter- 
schied von  einzelwirtschaftlicher  Betrachtung  — aus  anderen  Gütei*n 
nls  Arbeiterkonsumptibilien  bestehendem  Einkommen);  ß)  die  Grösse 
n,  Art  der  Kapital bildung,  speziell  des  aus  Arbeiterkonsumptibilieu 
in  volkswirtschaftlicher  Betrachtung  bestehenden  volkswii'tscliaft- 
lichen  Lohnfonds;  ;')  die  Bevölkerungsbewegung  (natürliche ^ n. 
Wanderungs-);  d)  ob  u.  wieweit  hier  auch  Organisation  der  Arbeiter 
(Gewerkvereine)  n.  der  Arbeitgeber  (Verbände  solcher)  aut  die 
Lohn-  n.  Profitgestaltung  im  Zeitverlauf  vom  Einfluss  sind,  bleibt 
für  die  Ausführungen  in  § 67  noch  zu  entscheiden  Vorbehalten. 

2.  Was  hiernach  für  die  Arbeiter  betreffs  der  dauernden 
Richtung  der  Lolingestallung  u.  für  die  Unternehmer  betreffs  der  der 
Profitgestaltung  günstig  u.  ungünstig  ist,  ergibt  sieb  ans  den 
früheren  Ausrührungen,  a)  Für  beide  Teile  ist  die  absolute 
Einkommenhöhe  von  günstiger  Gestaltung  der  Produktivität  der 
Arbeit  u.  von  allem,  was  damit  zusammenhängt  (vorige  No.  1,  a),  be- 
dingt. b)  Für  die  Verteilung  eines  gegebenen  Produktions- 
ertrags, daher  wieder  für  die  relative  Lohn-  n.  Profitgestaltnng 
als  (Quoten  dieses  Ertrags,  ist  für  die  Arbeiter  vor  allem  günstig: 
a)  eine  langsame  Bevölkerungsvermehrung,  namentlich  nur  eine 
hinter  der  Vermehrung  des  Produktions-Reinertrags  u.  des  Lohn- 
fonds zurückbleibende,  dann  auch,  ß)  eine  Richtung  der  Produktion 
stark  auf  Arbeiterkonsumptibilieu  hin  (was  eben  in  W echsel- 
wirkung  mit  absoluter  u.  relativer  Lohnhöhe  steht),  ferner  y)  (in 
Antizipation  der  Ergebnisse  der  Erörterung  in  § 67)  eine  starke 
Arbeiterorganisation,  bes.  zur  Regelung  des  Arbeitsangebots  u. 
namentlich  eine  der  analogen  Organisation  der  Arbeitgeber,  hier 
hes.  zur  Regelung  der  Arbeitsnachfrage,  an  Macht  überlegene, 
c)  Für  den  einzelnen  Arbeiter  ist  endlich  günstig  bei  gegebenem 
Produktions- Reinertrag  (u.  Erlös)  u.  gegebener  Verteilung  dieses 
Ertrags  zwischen  Arbeitern  u.  kapitalistischen  Unternehmern  als 
Lohn  u.  Profit,  daher  auch  wieder  für  die  absolute  Höhne  seines 
Lohns,  die  Zahl  der  Arbeiter,  welche  sich  in  diese  Lolmquote  zu 
teilen  haben,  mithin  praktisch  im  Zeitverlauf  wieder  eine  nicht  zu 
starke  Volksvennehrung,  d)  Das  Lohn-  u.  allgemeine  Verteilungs- 
problem hängt  hier  immer  wieder  mit  dem  Bevölkerungsproblem 
zusammen  (S.  72  ff.),  e)  Was  bei  den  Punkten  b u.  c für  den 
Arbeiter  u.  seinen  Lohn  günstig,  ist  für  den  Unternehmer  u.  seinen 
Profit  ungünstig,  f)  Was  umgekehrt  hier  günstig  für  den  Profit, 
dort  ungünstig  für  den  Lohn  die  zeitliche  Entwicklung  beider  be- 
einflusst, ergibt  sich  einfach. 

E.  Das  sogen,  „eherne  Lohngesetz“. 

Bekannter  Ausdruck  Lassalles,  lange  in  der  sozialistischen 
Theorie  u.  Agitation  (Parteiprogramm)  der  deutschen  Sozialdemokratie 
der  springenae  Punkt.  Daraus  abgeleitet  eine  Theorie  der  notwendigen 
„Verelendung“  der  Lage  der  Arbeiter  im  privatkapitalist.  Wirtschalts- 


aus  Avelcher  im  einzelnen  Zeitpunkte 
gestaltung  resultiert.  Das  vollzieht  sich 
(Vertrags-)  Warenpreis.  Der  Lohn  für  die 
hier  ein  Spezialfall  des  Preises,  das  sogen.  „Lohngesetz' 

Verkehr  ein  Spezialfall  des  Preisgesetzes  (S.  222). 

C.  Der  Profit  im  einzelnen  Zeitpunkte, 
übrigen  entscheidenden  Momente  gegeben  — Roliertrag, 
Produktionskos^ten,  eigentlich  volkswirtschaftlicher  i.w.***w  .x«* 
Absatzpreise,  Erlös  — , so  wird  dann  auch  hier  der  Profit  durch 
denjenigen  Ueberschuss  (Eestwert)  gebildet,  welcher  nach 
Zahlung  des  Lohns  übrig  geblieben  ist  u.  in  der  sich  hiernach  er- 
gebenden absoluten  u.,  bei  Veranschlagung  auf  das  Geschäftskapital, 
relativen  Höhe  (Rentahilitätsfiiss,  jenachdem  unter  Einreclinung 
oder  mit  tiktivem  Abzug  des  Uuterneliinergewinns).  Das  den  Profit 
u.  seine  Höhe  bestimmende  kausale  Moment  ist  also,  bei  Annalime 
bestimmter  gegebener  Verhältnisse,  wie  der  genannten,  der  Lolin 
n.  dessen  Höbe.  Die  ganze  Verteilung  des  Produktionsertrags 
regelt  sich  somit  nach  dem  Lohn,  in  der  einzelnen  Unternelimiin'^ 
wie  in  der  ganzen  Volkswirtschaft,  das  Lohngesetz  wird  zum  aU- 
gemeinen  Verteilungsgosetz. 

D.  Dauernde  Eichtung  der  Lohngestaltung  im  Zeit- 
verlaut  (von  den  Fällen  in  §67  hier  zunächst  abgesehen).  1.  Die 
massgebenden  Faktoren  für  diese  Eichtung,  daher  implicite  auch 
tur  diejenige  der  Profitgestaltung,  ergehen  sich  aus  den  voraus- 
gehenden Ausführungen,  a)  Für  die  absolute  (Wert-)  Höhe  von 
Lohn  und  Profit  sind  entscheidend:  a)  die  Produktivität  der 
Arbeit,  daher  auch  ß)  der  Entwicklungsgang  der  Technik,  der 
Eetriehsorganisation,  v)  die  von  diesen  beiden  Momenten  mit.  «h- 
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System.  Das  Gesetz  selbst  ist  neuerdings  auch  von  der  Sozialist.  Theorie 
lallen  gelassen,  auch  im  Erfurter  Programm  der  Sozial-Demokratie 

i 1 auf  Anregungen  von  K.  Marx  Er 

stutzt  seine  Polemik  gegen  das  Gesetz  nicht  sowohl  auf  günstigere  Er- 
lahiungstatsachen,  als  auf  den  Hinweis,  dass  das  „eherne  Lohneesetz“ 
imphcite  auf  der  Malthus’schen  Bevölkerungslehre  beruhe  u.  deshalb 
wie  diese  selbst,  unrichtig  sei.  Letzteres  ist  aber  eine  falscüe  Be- 
haujitung  der  Hinweis  aufMalthus  genügt  also  nicht  zur  Verwerfung 
des  Gesetzes.  Vielmehr  bleibt  gerade  in  diesem  Gesetz  ein  richtiger 
Aern  bestehen,  der  mit  Malthus°  Lehre  zusammenhängt  u.  richtig  ist 
re  Lehre  richtig  ist,  daher,  „weil  Malthus  iin 

(o.  S.H2).  Der  theoretische  u.  praktisch 
agitatorische  Sozialismus  bewegt  sich  hier  dem  Bevölkerungsproblem 
gegenüber  teils^  m optimistischen  Illusionen,  teils  treibt  er  A'ogelstrauss- 
politik.  Der  Kern  Wahrheit  im  ehernen  Lohngesetz  ist  ein  Haupt- 
oew-eismoment  ge^en  die  praktische  Verwirklichung  der  Sozialist.  Ge- 
danken u.  Ihme  als  eines  definitiven  Abhilfmittels  gegen  ökonomische 
u.  soziale  Miss-  u.  Notstände. 

. L.  ^ach  diesem  „ehernen  Lohngesetz‘-  bewegt  sich  der  Lohn 
(eftektiver  Lohn  in  seinem  absoluten  Betrag)  in  unserem  System  der 
wirtschaftlichen  Rechtsordnung,  bes.  in  der  privatwirtschaftlichen 
Urganisation  mit  Privateigentum  an  sachlichen  Produktionsmitteln  u. 
nut  I roht-  u.  Eenteneinkommen  für  die  besitzenden  Klassen,  immer 
11111  um  das  oben  abgeleitete  notwendige  Lohnminimum  herum 
sinkt  zwar  niclit  dauernd  darunter  u.  kann  das,  aus  den  oben  dar- 
gelegten n.  von  den  Vertretern  des  Gesetzes  anerkannten  Gründen 
auch  nicht,  aber  steigt  auch  nur  vorübergehend  darüber,  um  bald 
wieder  aut  das  Minimum  zu  sinken, 

2 Dies  Gesetz  wird  von  seinen  Vertretern,  speziell  von  Lassalle, 
a s allgemein  von  der  klassischen  Xationalökonomie  aufgestellt 
speziell  als  Kern  der  Ricardoschen  Lohnlelire  u.  Verteilungstheorie 
angesehen  u.  als  in  der  „ganzen  wissenschaftlichen  Xat.ökonomie“ 
anerkannt  liezeichnet.  3.  Der  Grund  dieses  Gesetzes  u.  damit  der 
dann  ausgedruekten  hotinungslosen  ökonomischen  u.  sozialen  La<re 
der  ganzen  Lohnarbeiterklasse  wird  in  dem  bestehenden  de^ii 
„privatkapitalistischen“  System  unserer  Volkswirtschaften  gefunden 
weil  dieses  den  „Raub  aus  dem  Arbeitserträge  an  den  Arbeitern“ 


in  Form  des  Profits  n.  der  Rente  ermögliche,  ja  notwendig  mache. 
Daher  denn  auch  hier  die  Konsequenz:  „fort  mit  dem  Privat- 
eigentum' , „Vergesellschaftung  der  Produktionsmittel,  der  Produktion 
selbst,  der  ganzen  V^erteilung  des  Ertrairs  “ 

Hier  tritt  der  Zusammenhang  mit  der  Sozialist.  AVertlehre  hervor 
zeigt  sich  aber  auch  wieder  die  petitio  principii  dieser  Lehre  in  ihrer 
--^nnalnne  der  allem  den  \Vert  des  Ertrags  schaffenden  Arbeit  der 
(ausfuhrenden)  Arbeiter  (o.  S.  ;U,  S.2:i3ff.).  Lassalle  selbst  hat  nicht 
alle  Konsequenzen  gezogen,  seine  Forderung  von  Arbeiterproduktiv- 
Genossenschaften  würde  in  ihrer  — übrigens  auch  nicht  entfernt  all- 
gemein ausführbaren  — ^ erwirklichung  eigentlich  nur  die  Profite  u 

Bezieher  auf  die  Mitgheder  dieser  Genossen- 
schaften übertragen.  Dann  würden  sie  doch  auch  nicht  der  ganzen 


Bevölkerung  zu  Gute  kommen.  Das  Konsequentere  ist  die  volle  Ver- 
gesellschaftung aller  Produktionsmittel. 

4.  Das  „eherne  Lohngesetz“  ist  aber  nicht  die  Lehre  der 
klassischen  Xat.Oekonomie,  sondern  nur  ein  falscher  Schluss  aus 
der  richtigen  Lehre  vom  Weihenden  Lohnininimum.  a)  In  dieser 
Lehre  wird  nicht  behauptet,  dass  der  wirkliche  Lohn  nicht  auch 
über  dies  Minimum  steigen,  noch  dass  er  dauernd  gar  nicht  höher 
stehen  könne,  b)  Es  wird  vielmehr  nur  richtig  darauf  hin "ewiesen, 
dass  ein  solches,  vorübergehendes  wie  sehr  wohl  möglidies  auch 
dauerndes  Höherstehen  das  Lohns  von  gewissen  Bedingungen 
abhängen,  welche  erfüllt  werden  müssen,  wenn  der  Lohn  so 
stehen  u.  so  hoch  bleiben,  auch  weiter  steigen  solle,  aber  von  Be- 
dingungen, welche  auch  erfüllt  werden  können,  auch  von  Seiten 
der  Arbeiterklasse,  c)  Diese  Bedingungen  sind  die  für  günstige 
Lohngestaltung  im  Vorausgehenden  dargelegten,  d)  Besonders  ge- 
hört dazu  nach  der  klassischen  u.  der  gesamten  urteilsfähigen 
wissenschaftlichen  Xat.-ökonomie  auch  eine  entsprechende 
Bevölkerungsbewegung,  namentlich  eine  solche,  welche  sich 
hinter  dem  Fortgang  der  Produktion  u.  ihres  Ertrags,  auch  der 
Kapital-  u.  Lohnfondsbildung,  hält,  e)  Eine  solche  Anpassung 
der  Bevölkerungsbewegung  an  die  Bewegung  des  Volkseinkommens 
— worauf  schliesslich  Alles  hinauskommt  — ist  aber  nach  der  Lehre 
der  wissenschaftlichen  Xat.ökonomie  recht  wohl  möglich  u.  f)  ist 
auch  die  dauernde  Voraussetzung  günstiger  Lohngestaltung,  g)  Nur 
mit  Rücksicht  auf  die  vielfachen  tatsächlichen  Erfahrungen 
hinsichtlich  der  Volksvermehrung,  der  darin  sich  äussernden 
Tendenz  der  Ueberholung  des  Unterhaltsspielraums  durch  die 
Bevölkerungsvermehrung  bleibt  danach  als  Kern  des  ehernen  Lohn- 
gesetzes der  Satz,  dass  eine  gewisse  Tendenz  des  Lohns,  sich 
immer  wieder  dem  Minimum  zu  nähern,  bestehe,  h)  Diese 
„Tendenz“  ist  aber  kein  festes,  gar  Xaturgesetz,  sondern  eben  nur 
eine  Tendenz,  die  sich  unter  Einfluss  menschlichen  Trieblebens  leicht 
verwirklicht,  aber  nicht  notw'endig  verwirklichen  muss,  i)  Daraus 
wird  mit  Recht  eine  Warnung  u.  auch  eine  Mahnung,  diese  gerade 
allerdings  auch  an  die  Arbeiter  selbst,  abgeleitet  u.  begründet,  dass 
nämlich  zu  rasche  V'^olksvermelirung  Gefahren  für  die 
Lohngestaltung  in  sich  schliesse  u.  daher  vermieden  werden 
müsse,  wenn  die  Löhne  günstig  werden  u.  bleiben  sollen,  k)  Gerade 
die  Arbeiterklasse  sollte  das  nicht  verkennen,  wird  aber  auch  hier 
durch  die  optimistische,  antimalthus’sche  Bevölkerungstheorie  des 
Sozialismus  irregeleitet.  Was  sie  von  der  Wanderungsbewegung 
anerkennt,  sieht  sie  fälschlich  bei  der  auf  die  Dauer  noch 
wichtigeren  natürlichen  Bewegung  der  Bevölkerung  nicht  ein. 

5.  Dieser  Zusammenhang  zwischen  der  Bevölkerungs- 
bewegung u.  dem  Arbeitslohn  ist  wieder  der  Punkt  von 
universeller  Bedeutung  für  die  Lohn-  u.  Verteilungstheorie,  in 
Uebereinstimmung  mit  den  Ergebnissen  der  volkswirtschaftlichen 
Bevölkerungstheorie  (§  18,  S.72— 82).  a)  Soweit  demnach  im  „ehernen 
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Lohngesetz“_  ein  richtiger  Kern  verbleibt,  behält  dieses  Gesetz  da- 
her auch  eine  allgeineinste  Bedeutung  für  jede  denkbare 
Organisation  der  Volkswirtschaft  in  Zukunft,  wie  es  sie  für  die 
Vergangenheit  besessen  hat  u.  für  die  Gegen  wart  besitzt,  b)  Namentlich 
für  eine  sozialistische  Organisation,  im  „Sozialstaat“,  muss 
das  immer  wieder  scharf  betont  werden;  das  Durchschnittseinkommen 
der  ganzen  Bevölkerung  würde  hier,  wo  keinerlei  Profit,  Beute 
u.  dgl.  an  Besitzende  abfiele,  doch  ebenfalls,  ganz  Avie  das  in 
Ijohn  allein  bestehende  Durchschnittseinkommen  der  x\rheiter- 
bevölkerung  in  unseren  „privatkapitalistischen“  Volkswirtschaften, 
von  jenen  im  Vorausgehendeii  dargelegteii  Faktoren  abhängeii:  das 
in  der  Bevolkeningslehre  oben  schon  abgeleitete  „Qiiotienten- 
verhaltnis”  entscheidet  eben  unter  allen  Umständen,  wo  der 
(volkswirtschatthche)  Eeinertrag,  der  ganze  im  „Sozialstaat“,  der 
um  den  Profit  usw.  für  die  Arbeiter  verkürzte  Ertrag,  liezw 
der  dafür,  in  unseren  Volkswirtschaften,  der  Dividendiis’ 

die  Zahl  der  l eilnelimer  („Genossen“,  Arbeiter)  der  Divisor,  die 
Hohe  des  liulividiialeinkommens  („Genossenanteiis“,  Konsumptions- 
torulsanteils,  Arbeitslohns)  der  Quotient  aus  der  Division  ist  (o.  S 74 
hei  B).  c)  Darüber  hilft  nichts  hinweg,  auch  nicht  die  „KonfisLation 
des  Privatveriiiögens“,  die  „Expropriation  der  Expropriateure“  im 
Marxschen  Jarpn.  d)  J in  Gegenteil  droht  aus  den  wiederholt  dar- 
gQegten  (.Triinderi  die  ökonomische  Gesamtlage  von  Volk  u.  Volks- 
wirtschaft 11.  die  Durchschiiittslage  jedes  Einzelnen,  jeder  Familie, 
jedes  „Crenossen“  iin  „Sozialstaat“  schlechter  zu  werden,  weil  die 
Leberholiing  der  Unterhaltsmittel- Vermehrung  durch  die  Volks- 
vermehriiiig  bei  mutiiiasslichem  langsameren  Fortschritt  jener  u.  noch 
rascherer  u.  stärkerer  Steigerung  dieser  Avahrscheiulicher  als  das 
txegenteil  ist  ii.  das  „(iuotientenverhältnis“  sich  so  uiiA^ermoidlich 
noch  ungünstiger  stellen  würde,  als  bei  selbst  üblen  Verhältnissen 
in  unseren  heutigen  VolksAvirtschaften. 

F Tendenzen  der  Lohngestaltungu.  tatsächliche  Loliii- 
verhältnisse  auf  verschiedenen  Wirtschafts-  u.  Kultiir- 
stuten.  Hier  zeigen  die  dargelegten  Faktoren  den  angedeuteten 
Hmüiiss,  die  .Schlüsse  des  deduktiven  Verfahrens  finden  ihre 
Bestätigung  durch  die  Beobachtung.  Beherrschend  erweist  sich 
11  herall  das  „Quotientenverhältnis“,  die  BcAmlkeruiigsbeAvegniig  im 
> erliältnis  zur  Ertraiifsbeweji'uiur. 

Uebercinstimmiing  der  Ergebnisse  der  klassischen  Lohn-  u.  Ver- 
teilungstheorie  mit  den  „Forschungen“  der  wirt  schafts-historischen  Schule 
u.  mit  statistischen  Lntersuchungen.  S.  <lic  Hauptschriften  beider 
uiclitungen,  die  Systeme,  Lehrbücher,  Grundrisse,  Monographien  über 
Arbeit  u.  Arbeitsloliu,  Haushaltbudgets  der  Arbeiter  u.  dgl.  in.  Mit 
uanacn  in  kurzer  Zusammenfassung  der  Hauptpunkte  das  Folgende. 

1.  x\.m  Günstigsten  stellen  sich  die  Lohm-erhältnisses  u.  die 
ganze  ökonomische  ii..  soweit  davon  bedingt,  soziale  La«-e  der 
aidieitmidmi  Klassen  in  „jungen“,  rasch  aufblühenden  fruchtbaren 
Koloiiialläiidern,  Avelche  von  den  energischsten  Elenieiiten  tüchtiger 
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Bevölkerung  alter  Kulturländer  besiedelt  Averdeu,  nicht  in  den  schon 
reichsten,  aber  in  den  am  raschesten  sich  bereichernden  Ländern 
(A.  Smith). 

a)  xVlle  Bedingungen  dafür  sind  hier  erfüllt;  «)  genügende  Kechts- 
sicherheit,  freie  AvirtscJiaftliche  BcAvegung;  ß)  vollkommene  Produktions- 
methoden, deren  Fortschritt  gerade  dur^  Arbeitsmangel  u.  hohe  Löhne 
begünstigt  Avird  (Nordamerika);  y)  fruchtbarer  Boden  in  grosser,  einst- 
weilen  meist  den  absehbaren  Bedarf  übersteigender  Ausdehnung  u.  Zu- 
gänglichkeit, so  noch  in  extensivem  Betrieb,  bei  geringer  \\  irksamkeit 
des  Bodengesetzes;  d)  kleine  Volksdichtigkeit,  räumlich  weitere 
Besiedlung,  innere  Wanderung,  sobald  die^  Verhältnisse  des  Erwerbs 
schwieriger  werden  (Zug  nach  Westen  in  Nordamerika);  t)  sozial  freie 
Stellung  der  Arbeiterklasse,  volles  Organisationsrecht,  kein  Ballast  alter 
Tradition,  alter  Vorrechte,  Gerechtsame  (Göthes  Vort:  „Amei'ika,  du 
hast  es  besser^‘  usw\).  b)  Alles  das  ist  lange  genügend  auch  für  Er- 
haltung günstiger  Luge,  selbst  trotz  rascher,  starker  natürlicher 
Volk^vermmirung  u.  Masseneinwanderung,  auch  trotz  hoher  Profite. 
Löhne  u.  Profite  sind  beide  absolut  hoch,  bei  hohem  Reinertrag, 
c)  Als  günstig  kommt  hinzu  rasche  u.  grosse  Zunahme  des  National- 
Jcapitals,  aus  Ersparnissen  der  arbeitenden  Klassen  u.  aus  hohen 
Geschäftsprofiteu,  des  Kapitals,  das  dann  nach  Beschäftigung  sucht  u.  so 
für  die  Arbeiter  die  Nachfrage  mit  steigert,  wälirend  die  hohen  Löhne 
der  arbeitenden  Klassen  der  nationalen  Produktion  stark  die  Richtung 
auf  Arbeiterkonsumptibilien  hin  geben.  Die^  Schilderungen  nord- 
amerikanischer (trotz  so  langer  u.  in  den  Südstaaten  so  starker 
Konkurrenz  der  Negersklaverei),  australischer  Verhältnisse,  bes.  aus  der 
schon  etwas  zurückliegenden  Zeit,  liefern  tatsächliche  Belege,  d)  Al)er 
die  allmähliche  Vermehrung  der  Bevölkerung,  die  Steigerung  der  Volks- 
dichte in  weiten  Gebieten,  die  lokale  Konzentration  in  gi'ossen  Städten, 
die  Beschränkung  des  weiteren  Fortzugs  nach  Ausdehnung  der  Besiedlung, 
die  Notwendigkeit  den  landwirtschaftl.  Betrieb  intensiver  zu  gestalten, 
die  Beschlagnahme  des  Bodens  durch  Spekulanten,  die  Entwicklung  des 
Privateigentums  daran  u.  der  Rente,  die  Belastung  d^s  Bodens  mit 
Kaufrenten  auch  — u.  gerade!  — in  der  neuen  Welt  (Spekulation  in 
Western  lands  and  townlots)  brinijeii  die  Verhältnisse,  im  allgemeinen 
u.  speziell  bei  den  arbeitenden  Klassen  denen  der  alten  Kulturländer 
schon  näher,  e)  Fortdauer  der  Masseneinwanderung,  die  früher  gern 
gesehen  u.  eine  Bedingung  rascherer  volkswirtschaftlicher  Entwicklung 
war,  wird  nun  mehr  u.  mehr  als  lästige  Konkurrenz  empfunden,  vollends 
aus  Ländern  mit  niedriger  Lebenshaltung  u.  niedriger  Kultur  der 
Bevölkerung.  Steigende  Animosität  gegen  die  „bremden'*^,  nicht 
nur  aus  nationalen,  religiösen,  politischen  Gegensätzen,  sondern  aus 
wirtschaftlichem  Interessengegensatz  gegen  die  „Lohndrücker’^  macht 
sich  geltend.  Hemmung  der  Einwanderuugdurch  Gesetze  u.  V erwaltungs- 
massregeln  erfolgt  (Verein.  Staaten),  f)  Die  Fortdauer  günstiger  Lolin- 
verhältiüsse,  vollends  deren  weitere  Verbesserung,  wird  so  immer  mehr 
an  dieselben  Bedingungen  geknüpft,  wie  in  den  alten  Kulturländern 
(Osten,  bes.  atlaiit.  Küstengebiete  der  Verein.  Staaten).^ 

2.  lu  solchen  „alten“  Ländern  können  ebenfalls  die  Lolin- 
verbältnisse  günstig  liegen,  aber  es  ist  das  an  sich  u.  zumal  aut 
die  Dauer  an  viel  schwerere  ii.  verwickeltere  Bedingungen  geknüpft, 
die  zu  erfüllen  u.  vollends  deren  Erfüllung  dauernd  zu  verbürgen, 
eine  Aveit  sclnvierigere  Aufgabe  ist.  Das  belegen  die  im  ganzen 
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günstigen  Entwicklungen  in  Europa,  zuerst  in  England,  dann  auch 
in  est-  u.  Mitteleuropa  ini  19.  Jahrh.,  in  Deutschland  zumal  im 
letzten  Menschenalter. 

a)  Hier  ist  der  Grund  u.  Boden  meist  ganz  besiedelt,  grösstenteils 
in  Privateigentum  übergegangen,  namentlich  deragrarische,  der  städtische, 
die  Bevölkerung  ist  grösser,  die  Dichte,  die  städtische  Konzentration 
stärker.  «)  Da  sind  es  nur  sehr  grosse  technische  Fortschritte 
in  Ackerbau  u,  Industrie  sowie  im  Verkehrswesen  u.  eine  bedeutende 
soziale  Freiheit  auch  der  Arbeiterklassen,  welche  höhere  Löhne,  deren 
1 ortdauer  u.  weitere  Steigerung  ermöglichen,  ß)  Aber  dafür  eben  die 
schwierigen  Bedingungen  dauernd  zu  erfüllen,  ist  der  kritische  Punkt, 
namentlich  bei  starker  weiterer  Volks  Vermehrung,  welche  in  der  alten 
Welt  meist  nur  die  Folge  von  Geburtsüberschüssen,  in  der  neuen  zu- 
gleich mit  die  Folge  von  Masseneinwanderung  ist.  y)  Bei  noch  ganz 
vorherrschender  agrarischer  Beschäftigung  der  Bevölkerung,  im 

ist  bald  eine  Grenze  erreicht,  wo  die  Bevölkerung 
nicht  mehr  uenug  Boden  hat  u.  doch  nur  in  beschränktem  Masse  eine 
Abhilfe  in  verbessertem  Anbau,  in  intensiverer  Landwirtschaft  finden  kann, 
selbst  bei  Vorhandensein  genügender  technischer  Kenntnis  u.  fortschritt- 
lichen Sinnes,  weil  die  Produktion  sich  dabei  zu  sehr  verteuert.  Vor- 
herrschen von  Grossgrundbesitz  kann  die  Lage  erschweren,  aber  auch 
der  Kleinbesitz  nicht  dauernd  abhelfen,  zumal  bei  grosser  Geburtsziffer. 
(Die  übermässig  starke  \ olksvermehrung  im  heutigen  Russland  auf 
dem  Lande  ist  wohl  an  dem  Notstände  der  Bauernschaft  mit  schuld. 
„Neue  Landzuteilung“  wird  da  auch  nur  ein  Palliativ  von  nicht  allzu 
langer  Wirkung  sein). 


b)  Bei  starker  Entwicklung  der  Industrie,  grosser  Beteiligung  am 
auswärtigen  Handel,  im  „Industriestaat“  mit  grösserer,  waäisender 
Einfuhr  von  Nahrungsmitteln  u.  Roh-  u.  Hilfsstoffen  aus  dem  Ausland, 


schliesshch  aus  den  fernsten  Gebieten  u.  mit  Ausfuhr  von  Fabrikaten 
z>ir  Bezahlung,  kann  wohl  mit  dem  hier  oft  stark  steigendem  Volks- 
reichtum auch  die  Lage  der  arbeitenden  Klassen  sich  sehr  heben  u. 
immer  noch  günstiger  werden  u.  so  bleiben,  solange  diese 
Verhältnisse  dauern,  namentlich  solange  ein  Land  u.  seine  Volks- 
wirtschaft hier  eine  gewisse  Monopolstellung  einnehmen.  Diese  führt 
dann  eben  mehr  oder  weniger  zur  wirtschaftlichen  Ausbeutung 
der  Fremde,  der  ihre  Produkte  wohlfeil,  unter  den  vollen  Kosten, 
abgerungen  u.  die  ihr  zu^eführten  teuer,  über  den  normalen  Kosten,  auf- 
gedrungen werden.  Gewinne  am  Zwischenhandel  mit  den  aus  anderen 
Ländern  mit  zum  Absatz  in  der  Fremde  bezogenen  u.  mit  den  nach 
diesen  i.,ändern  aus  der  Fremde  übermittelten  Waren  (Kolonialwaren, 
tropische,  subtropische,  auch  Industrieprodukte,  so  ehemals  des  Orients) 
treten  hinzu.  «)  \\  esentlich  so  erklärt  sich  der  Gewinn  im  älteren  aus- 
wärtigen, auchKolonialhandel,  im  Mittelmeergebiet  früher  seitens  Venedigs 
u.  anderer  italien.  Plätze,  dann  vom  lä.  bis  18.  Jahrh.  im  Verkehr 
Portugals,  Spaniens,  Hollands,  Frankreichs,  Englands  mit  Asien,  Afrika  u. 
der  neuen  Welt.  Oefters  wird  die  Ausbeutung  durch  die  Stellung  der 
nrivilegierten  u.  über  Monopole  verfügenden  llandelsgesellschaften  noch 
besonders  unterstützt,  welche  solche  „zweiseitige“  Ausbeutung  der 
Fremde  (als  Verkäufer  u.  Käufer),  namentlich  der  anderen  Weltteile, 
aber  auch  der  von  ihrem  Zwischenhandel  umfassten  europäischen 
Länder,  noch  besonders  gut  bewerkstelligen  konnten,  ß)  So  erklärt 
sich  aber  auch  noch  der  Gewinn,  welchen  England  bei  seiner  fast 
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monopolistischen  Stellung  in  industrieller  Entwicklung  u.  Welthandel  im 
Vorsprung  vor  fast  ganz  Europa  in  der  1.  Hälfte  des  P».  Jahrh.  u. 
darüber  hinaus  beziehen  konnte,  y)  Seit  der  stärkeren  Emanzipation 
West-  u.  Mitteleuropas,  allmählig  fast  ganz  Europas,  Nordamerikas  u. 
anderer  Länder  vom  Bedarf  britischer  Industrieprodukte  u.  britischen 
Zwischenhandels  für  seinen  Absatz  eigener  u.  Bezug  fremder  Produkte, 
seit  der  grossen  eigenen  Industrieentwicklung  jener  Länder  u.  ihrer 
wachsenden  Teilnahme  am  Welthandel  in  Konkurrenz  mit  Grossbritannien 
nehmen  auch  diese  Gebiete  an  den  sich  hier  ergebenden  Gewinnen  Teil, 
neuerdings  ja  namentlich  Deutschland  u.  Nordamerika  neben  u.  jetzt 
selbst  vor  dem  schon  länger  beteiligten  Frankreich,  aa)  Die  günstigen 
wirtschaftlichen  Folgen,  auch  für  die  arbeitenden  Klassen  in  deren 
Lolinverhältnissen,  zeigen  sich  deutlich  davon,  auch  bei  uns,  wo  eine 
unzweifelhaft  starke  Lohusteigerung  bes.  im  letzten  halben  u. 
vollends  im  letzten  Viorteljahrhundert  eingetreten  u.  die  „zunehmende 
Verelendium“  der  Arbeiterklasse,  nach  der  sozialistischen  Behauptung, 
durch  die  Tatsachen  Lügen  gestraft  wird.  Gerade  bei  uns  ist  in 
neuester  Zeit  diese  Verbesserung  der  Lage  der  Arbeiter  auch  neben, 
also  trotz  der  grossen  Volksvermehrung,  uer  schwachen  Auswanderung 
eingetreten,  vielfach  ja  sogar,  u.  nicht  nur  auf  dem  Lande,  ein  fürmliclxer 
Mangel  an  Arbeitern  vorhanden,  der  durch  slavischen,  italienischen  Zuzug 
gedeckt  werden  muss,  bb)  Aber  — die  steigende  Konkurrenz  auf  dem 
Weltmärkte  drückt  die  Gewinne,  wie  es  England  so  spürt  u.  wird  sie 
trotz  Kartellen  u.  Trusts  wahrscheinlich  weiter  drücken,  cc)  Mit  der 
Hebung  des  übrigen  Amerikas,  dem  Erwachen  u.  gi'üsserer  eigenen 
industriellen  Entwicklung  Ostasiens  steigen  die  Schwierigkeiten,  günstige 
Bezugscpiellen  für  EinUihr  von  Nahrungsmitteln  u.  Rohstoffen  sich 
dauernd  zu  erhalten  u.  einstweilen  mehr  noch  günstige  Absatzgebiete 
für  Industrieprodukte  sich  zu  sichern  u.  sie  noch  zu  erweitern,  noch 
mehr:  die  zweiseitige  „Ausbeutung“  der  Fremde  wird  schwieriger, 
dd)  Der  Exjxort  industrieller  konsumreifer  Produkte  zeigt  das  am 
frühesten  u.  stärksten,  derjenige  von  „sachlichen  Produktionsmitteln“ 
kommt  einstweilen  noch  zu  besonderer  Blüte,  aber  — stärkt  ^die  eigene 
industrielle  Entwicklung  der  bisherigen  Absatzgebiete  u.  ihre  Konkurrenz 
im  eigenen  Land  n.  auf  dritten  Märkten.  d'|  Das  alles  zeigt,  dass  die 
Zukunft  auch  der  „Industrie-  u.  Fabrikaten  -Ausfuhrstaaten“  mit 
wachsenden  Schwierigkeiten  von  Bezug  u.  Absatz  zu  rechnen  hat  u. 
damit  auch  die  Lage  der  arbeitenden  Klassen,  zumal  bei  Andauer 
der  neuerlichen  starken  Volksverraehrung  u.  trotz  aller  technischen, 


betriebsorganisatorischen  u.  Verkehi'sfortschritte,  welche  sich  ohnedem 
für  keine  Volkswirtschaft  mehr  monopolisieren  lassen.  (Dies  zugleich 
zur  Ergänzung  der  Ausführungen  o.  S.  40.  S.  bes.  über  die  prekäre 


Zukunft  des  britischen  Exports  meine  S.  39  gen.  Sehr.  Agrar-  u.  In- 
dustriestaat u.  M.  Schwabs  Chamberlains  Handelspolitik). 

c)  Nicht  zu  übersehen  ist  dabei  auch  noch  folgender  Punkt:  die 
ausserordentliche  Blüte  der  wichtigsten  eiirop.  Vmkswirtschaften  u. 
derjenigen  Nordamerikas  im  19.  Jahrh.  u.  bis  jetzt  beruht  im  starken 
Masse  auf  einem  „Aufzehren  von  Kapital“,  auf  übermässiger,  aber 
eben  darum  nicht  sicher  dauernder  Ausnutzung  von  Natur- 
schätzen, betreffs  deren  es  teils  unmöglich  ist,  sie  anderweit  zu  er- 
setzen, teils  mindestens  ganz  ungewiss  ist,  ob,  wie,  wann,  ob  auch  mit 
ertragbaren  Kosten  durch  technische  Fortschritte  (Chemie,  Physik, 
Mechanik)  sie  sich  einmal  werden  ersetzen  lassen.  Die  privat- 

kapitalistische Gewrinngier  des  Handels  trägt  zu  dieser  über- 

A.  Wagner,  soz.-Ökon*  Grundriss,  4. Aufl,  28 
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massigen  schonungslosen  Ausnutzung  von  Naturschätzen  noch  das  Ihre 
bes.  bei:  Seetiere,  Fischereiplätze,  Pelztiere,  wilde  Tiere  (Büffel,  Ele- 
phanten!),  in  grossen  Waldgebieten,  manche  spezielle  Baum-,  Holz-, 
Pflanzenarten  (Gummibäume !),  Kohlen-,  Erzfelder  (Goldminen !),  Kali- 
lager, Salpeter,  Guano  usw,,  vom  Raubbau  in  russischer,  amerikanischer 
Landwirtschaft  nicht  zu  reden.  Ein  grosser  Teil  unserer 
heutigen  wirtschaftlichen  Blüte  beruht  so  in  der  Tat  mit 
auf  — Raubwirtschaft.  Auch  der  einstweilen  noch  mögliche  immer 
weitere  Aufschluss  von  immer  entlegeneren  Gebieten,  zur  Ausbeutung 
von  Naturschätzen,  welche  sich  grösstenteils  nicht  oder  nicht  ausreichend 
spontan  reproduzieren  (S,  116— 118),  ist  eben  kein  dauerndes  Hilfs- 
mittel. 

«)  Die  Technik  muss  erst  noch  ganz  andere  Probleme  lösen,  als 
bisher,  wenn  das  für  eine  vielleicht  nicht  einmal  ferne  Zukunft  un- 
gefährlich sein  soll;  unsere  Enkel  werden  es  büssen,  wie  man  in  Ländern 
früherer  Waldverwmstung  die  Sünden  der  Väter  heute  schon  büsst. 

Die  politischen  Gefahren  der  gesteigerten  Weltmarktkonkurreiiz, 
welche  augenfällig  genug  sind,  brauchen  dabei  gar  nicht  einmal  mit 
veranschlagt  zu  werden:  es  ist  eben  zu  scliwer,  vielleicht  unmöglich, 
dass  alle,  dass  selbst  nur  eine  grössere  Anzahl  grösserer  Volks- 
wirtschaften gleichzeitig  nebeneinander  u.  dauernd  prosperieren. 
Wie  die  frühere  Handels-  u.  Wirtschafts-  u.  namentlich  Kolonial-  u. 
Welthandelsgeschichte  zei^t,  haben  die  führenden  Staaten  sich  abgelöst  u. 
jede  neu  emporkommende  \ olkswirtschaft  sich  mit  auf  Kosten  der  bisher 
voran  stehenden  entwickelt.  Dass  das  jetzt  u.  in  Zukunft  ganz  anders 
sein  wird,  ist  mindestens  ungewiss,  auch  nicht  eben  wahrscheinlich. 
In  Grossbiitannien  wenigstens  scheint  man  das  zu  fühlen  u.  — danach 
zu  handeln.  Und  wie  erst,  wenn  es  sich  um  den  wirtschaftlichen  Kampf 
zwischen  Europa  u.  Nordamerika  u.  gar  zwischen  diesen  beiden  zu- 
sammen u.  Ostasien  handelt! 

d)  Für  das  Pi'oblera  der  Verteilung  des  Produktionsertrags 
als  Lohn  an  die  Arbeiter  u.  als  Profit  an  die  kapitalist.  Unter- 
nehmer ist  aber  endlich  diese  Entwicklung  noch  von  besonderer, 
für  die  Arbeiter  u.  für  die  ganze  Volkswirtschaft  u.  die  soziale 
Struktur  der  Gesellschaft  nicht  günstiger  Bedeutung,  a)  Diese 
Entwicklung  ist  mehr  oder  weniger  eng  geknüpft  an  gewisse 
Bedingungen  der  Eimdchtung  der  Produktion,  des  Absatzes,  der 
Kreditvermittlung,  teils  ist  sie  nur  so  möglicli,  teils  wenigstens  nur 
so  ordentlich  erfolgreich:  Grossbetrieb,  Kapitalkonzentration,  Aktien- 
gesellschaft, Kartelle,  Trusts,  Arbeitgeberverbände,  m.  E.VV'.  Privat- 
kapitalismus auf  der  höchsten  Potenz,  führende  Stellung  der 
Bank-,  Industrie-  u.  Handelsmagnaten,  Ilinüberführung  der  zer- 
streuten kleineren  Privatkapitalien  zu  den  Banken  u.  Börsen,  von 
da  in  die  leitende  Hand  jener  Wirtschai'tsmagnaten,  das  sind  die 
Bedingungen  dieser  EntAvicklung.  /Sf)  L^ngeheuere  Ein- 
kommen- u.  Vermögensanhäufungen  bei  Einzelnen,  auch 
bei  den  „leitenden  Beamten“  (Direktoren  der  Gesellschaften),  grosse 
Machtkonzentration  bei  diesen  Einzelnen,  die  doch  immer,  wenn 
auch  an  absoluter  Zahl  stark  wachsend,  eine  ganz  kleine  Quote 
der  Bevölkerung  bilden,  Abhängigkeit  u.  wenigstens  diesen 
Magnaten  gegenüber  relativ  knappe  Entlohnung  (massige  Gehalte) 
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des  mittleren  Beaintenpersonals,  relativ  vollends  schwache  Ent- 
lohnung der  Masse  der  Arbeiter,  selbst  bei  absolut  besserer  Lebens- 
lage dieser,  Abliängigkeit  auch  der  ganzen  Bevölkerung  als 
Konsumenten  von  der  egoistischen  Preispolitik  der  Produzenten  u. 
Händler,  immer  grössere  Ungleichheit  der  Einkommen-  u.  Ver- 
möo'ensverteilung,  immer  schwerere,  immer  unüberbrückbarere 
sozfale  Klassengegensätze  in  der  ganzen  Bevölkerung,  schliesslich 
speziell  für  das  Verteilungsproblem:  eine  Profitquote,  an  der  eine 
Minimalzabl  Menschen  teilnimmt,  eine  Lolm([uote,  welche  sieb  unter 
eine  Masse  von  Arbeitern  verteilt,  — das  sind  die  Folgen  dieser 
Entwicklung  im  Zeitalter  der  Avirtschaftliclien  u.  am  Ende  auch 
politischen  Führung  der  „Bankherren“  (G.  Siemens):  nicht  eben 
erfreuliche  Aussicliten  für  die  Kulturinteressen,  aucli  speziell  für 
die  sogen.  Mittelklassen,  'welche  an  Zahl  sich  relativ  eher  ver- 
mindern, am  Anteil  vom  Volkseinkommen  eiubüssen,  von  unten  u. 
von  oben  einem  empfindlichen  Druck  unterliegen  (s.  u.). 

Schutzzoll  u.  Freihandel  sind  Faktoren  von  Einfluss  auf  jene 
Entwicklung  des  Kapitalismus,  aber  nicht  für  das  Prinzip  selbst, 
sondern  nur  für  die  Raschheit  u.  den  Grad  der  Entwicklung,  ent- 
scheidend. Letztere  wird  durch  das  Schutzzollsystem  wohl  er- 
leichtert u.  gefördert,  aber  die  Ursachen  u.  Bedingungen  der  Ent- 
Avicklung  liegen  tiefer,  da.  wo  die  Eimvirkuugen  von  Schutzzoll  u. 
Freihandel  nicht  liinabreicheii. 

Ob  u.  Avieweit  sich  tatsächlich  die  gesamte  Einkommenverteilung 
in  unseren  modernen  Volkswirtschaften  in  der  hier  angedeuteten  Richtung 
bewegt,  wird  unten  in  § 67  mit  erörtert  Averden. 

3.  Ungünstige  Lohnverhältnisse,  auch  eher  nocli  ungünstiger, 
als  besser  Averdende  zeigen  sich  auf  A crschiedeneu  \\  irtschafls-  ii. 
Kulturstufen,  auch  bei  A crscliiedener  Volksdichte,  A’orübergehend  oder 
bleibend:  a)  in  ganz  unkultivirteuGebieten,  gerade  bei  sehr  kleiner 
Bevölkerung  u.  geringer  Dichte,  bes.  bei  niedrigem  Stand  der 
"Wirtscliafts-,  namentlich  auch  der  Agrartechnik,  vollends  bei  un- 
sicherem occupatoriseben  XalirungserAverb,  ungünstigem  Klima  u. 
Boden,  bleibend,  dann  \mrübergeliend  durch  ungünstige  Elemeiitar- 
ereignisse,  schlechte  Witterung  noch  versclilinnnert.  b)  Auch  in 
stark  bevölkerten,  partiell  AAcnigstens  überAÖlkerten  Gebieten, 
mehr  stationärer  Wirtschaftsgestaltung  ii.  Kultur,  liegen  gerade  für 
die  unteren  Volksmassen  die  Verhältnisse  ungünstig  (Ostasien), 
unter  MitAvirknng  der  gesamten  EntAvicklimg  u.  des  ganzen  Kultu?'- 
u.  Rechtszustands,  des  vorherrscliendeu  Agrarstaats-  u.  Kleinindustrie- 
charakters,  der  politischen  Verhältnisse,  aber  stets  ganz  besonders 
doch  auch  der  Tatsache  relativer  u.  bei  Eintritt  von  ungünstigen 
Elementarereignissen,  mit  starkem  Einfluss  auf  die  Ernte  des 
Hauptnahrungsmittels  (Reis),  der  absoluten  Uebervölkerimg  u.  der 
trotzdem  noch  immer  Aveiteren  VolksA'ermehrung.  c)  In  den  neueren 
Verhältnissen  unserer  hochkultivierten  europäischen  u.  der  von 
ihnen  abstammendeu  Völker  anderer  Ei'dteile  gibt  es  a)  mehrfach 
partiell  überA’ölkerte  Gebiete,  in  denen  bleibend  ein  niedriger 
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Lclmstaml,  u.  ß)  vorübergehend  doch  auch  andere  Gebiete,  wo 
in  Zeiten  wirtschaftlicher  Stockungen,  Krisen,  Arbeits-  u,  Erwerbs- 
losigkeit eines  Teils  der  Arbeiterklasse  <ler  Lohnstand  überhaupt 
gedrückt  ist,  unter  dem  Einfluss  eines  die  Nachfrage  übersteigenden 
Arbeitsangebots,  y)  Gerade  in  hochindustriellen  Landern,  hier 
zumal  in  Gegenden,  mit  starker  Abhängigkeit  vom  Export,  zeigt 
sicli  das  nicht  selten,  wenn  auch  gewöbulicli  nur  vorübergehend, 
d)  Technische  Foi*tschritte,  im  Maschinenwesen  usw.,  welche 
menschliche  Arbeitskräfte  entbehrlicher  machen,  Verlust  von  bis- 
herigen Absatzgebieten,  durch  Entwicklung  der  Konkurrenz,  aus- 
ländische Handels-  u.  Zollpolitik  (Nordamerika  gegenüber  Europa!) 
bewirken  Derartiges  auch  für  länger.  €)  Kartelle  mit  der  Folge 
regelmässigeren  Gangs  von  Produktion  u.  Absatz,  damit  von 
Arbeiterbeschäftigung  u.  gleichmässigerer  Lohngestaltung  können 
einige  Abhilfe  gewähren,  ausreichende  kaum,  c)  Fehlende  oder 
unvollkommene  u.  der  gegnerischen  unterlegene  Organisation  der 
Arbeiter  getalmdet  deren  Lage  noch  mehr,  zumal  in  sowieso  un- 
günstigen Perioden  mit  schwächerer  Arbeitsnachfrage.  Aber  auch 
die  beste  Organisation  ist  nur  ein  Hilfsmittel  im  Kampf  um  die 
Verteilung  des  Produktionsertrags,  das  alleinige  nicht  u.  ein 
stets  wirksames  auch  nicht.  »?)  Das  Ueberholen  des  An- 
gebots von  Arbeit  durch  die  Nachfrage  nach  ihr  bleibt  doch 
das  Wichtigste,  aa)  Dafür  ist  von  grösster  Bedeutung  die  Aus- 
dehnung der  Produktion,  des  Absatzes,  der  Gelegenheit,  des 
Interesses,  des  Wunsches  des  Unternehmers  zur  Beschäftigung  von 
Arbeitern,  bb)  Aber  auch  hier  bleibt  die  Verhütung  eines  zu 
raschen  Wachstums  der  natürlichen  Bevölkerungsbewegung  u. 
des  zu  grossen  Wanderimgszuzugs,  notwendig,  weil  daraus  ein 
Ueberangebot  von  Arbeit  hervorzugehen  droht.  Daher  besteht  volle 
Uebereinstimmung  mit  den  Ergebnissen  der  Ausführungen  in  der 
Bevölkerungslehre. 

Von  den  soeben  berührten  Fragen  soll  im  folgenden  § 67  noch 
die  unter  C etwas  genauer  erörtert  werden,  ob  u.  wieweit  u.  wie 
sich  Lohnsteigerungen,  vorübergehend  u.  dauernd,  durch  ziel- 
bewusstes u.  zweckmässiges  Vorgehen  der  organisierten  Arbeiter 
den  kapitalist.  Unternehmern  gegenüber  vollziehen  können.  Das 
Ergebnis  ist  nicht  eine  Umstossung,  nicht  einmal  eine  eigentliche 
Ergänzung  des  Lohn-  u.  Verteilungsgesetz(*.s  von  Angebot  u.  Nach- 
frage, wolil  aber  der  praktisch  nicht  unwichtige  u.  theoretisch 
beachtenswerte  Nachweis,  dass  eben  im  Arbeiterinteresse  auf  das 
Angebot  von  Arbeit  eingewirkt,  dies  reguliert  werden  muss 
u.  in  gewissen  Grenzen  auch  werden  kann,  um,  dem  Lohngesetz 
durchaus  gemäss,  durch  passende  Regelung  dieses  Angebots 
günstig  auf  die  Lohngestaltung  einzuwirken. 

67.  ^ — III.  Lohnmaximum  und  Profitininimum, 
Möglichkeit  von  Lohnsteigerungen  in  der  privat- 
wirtschaftlichen Organisation  im  System  freier 
Konkurrenz.  Mitwirkung  von  Arbeiterorganisationen 
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dabei.  A.  Problemstellung,  1.  Gilt  die  materielle  ökonomische 
Hebung  der  arbeitenden  Klassen,  darunter  nach  dem  üblichen 
Sprachgebrauch  vornehmlich  die  unteren,  überwiegend  hand- 
arbeitenden verstanden,  als  richtiges  u.  notwendiges  Ziel,  wie  es 
in  unserer  Kulturperiode  in  Europa  u.  in  seinen  überseeischen 
Pflaiizstaaten  anerkannt  ist,  so  ist  das  Ilauptmittel  dafür  eine 
Steigerung  des  absoluten  Wertbetrags  des  Individual-  u.  Familien- 
lohns. Diese  Lohnsteigerung  ist  notorisch  auch  eines  der  grossen 
Strebeziele  der  modernen  Arbeiterbewegung  u.  im  Prinzip  vollends 
in  unserem  Zeitalter  mit  wissenschaftlich  fundamentierter  Technik 
als  berechtigt  anzuerkennen  (S-  129). 

2.  Zur  Erreichung  von  solchen  Lolinsteigerungen  bieten  sich 
zwei  Mittel  u.  Wege,  oder,  nach  prinzipieller  Auflassung,  zwei 
Methoden:  a)  erstens,  der  Lohn  bleibt  als  Quote  vom  (volks- 
wirtschaftlichen Produktions- Rein-)  Ertrag  zwar  gleich,  also  die 
Verteilung  dieses  Ertrags  unter  die  Arbeiter,  als  Klasse,  in  Lohn- 
forin  u.  an  die  kapitalist.  Unternehmer,  als  Klasse,  in  Prolitform, 
bleibt  relativ,  als  Quote  dieses  Eintrags,  unverändert,  aber  der 
absolute  Wert  des  zu  verteilerden  Ertrags  selbst,  daher  auch  der 
der  Lohnquote  steigt;  oder  b)  zweitens,  dieser  Ertrag  bleibt  zwar 
im  Werte  gleich,  ist  daher  als  gegebene  Grösse  anzunehmen,  aber 
die  Verteilung  dieses  Ertrags  unter  Arbeitern  u.  kapitalist.  Unter- 
nehmern ändert  sich  zugunsten  jener,  zum  Nachteil  dieser  oder  m. 
a.  W.  die  Lohnquote  steigt  auf  Kosten  der  Profitquote. 

3.  Beide  Methoden  sind  anwendbar,  im  Konkurrenzsystem 
rechtlich  u.  im  Allgemeinen  auch  ethisch  zulässig,  gelangen  auch 
tatsächlich  zur  Anwendung,  a)  Ihre  Anwendbarkeit  ist  aber  an 
verschiedene  Voraussetzungen  gebunden  und  b)  ihr 
praktischer  Erfolg  ist  verschieden,  namentlich  dem  Masse  nach, 
in  welchem  eine  Steigerung  des  absoluten  Werts  des  Individuallohns 
vorübergehend  u.  dauernd  so  erreichbar  ist. 

B.  Anwendung  der  ersten  Methode.  1.  Die  Voraussetzung 
der  Möglichkeit,  auf  diesem  Wege  die  Lage  der  arbeitenden 
Klassen  überhaupt  zu  heben,  den  absoluten  Wert  der  Löhne  zu 
steigern  ist  grössere  Arbeitsproduktivität,  daher  alles  das, 
was  dafür  in  Betracht  kommt,  insbesondere  auch  die  entsprechende 
Mitwirkung  des  kapitalistischen  Unternehmertums  in  seinen 
leitenden,  betriebsorganisatorischen,  technische  Fortschritte  herbei- 
führenden, besseren,  grösseren,  lohnenderen  Absatz  erzielenden, 
durch  das  Alles  vollständige  u.  günstigere  Beschäftigung  der 
Arbeiter  ermöglichenden  Funktionen,  a)  Hier  liegt  die  Interesscn- 
id entität  zwischen  „Kapital  u.  Arbeit“,  Unternehmertum  u. 
Arbeiterklasse  im  Rahmen  der  Privatwirtschaft!.  Organisation, 
b)  Insoweit  besteht  auch  eine  Rechtfertigung  dieser  Organisation 
durch  das  Interesse  der  Arbeiter  selbst,  wenigstens  solange  u.  so- 
weit nicht  ein  erfolgreicher  Ersatz  durch  gemeinwirtschaftliche 
Organisation  möglich  u.  bei  dieser  eine  mindestens  ebenso  starke 
Steigerung  der  ganzen  nationalen  Arbeitsproduktivität  in  der  Volks- 
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Wirtschaft  verbürgt  werden  kann,  Momente,  für  die  auf  die 
frülieren  Ausführungen  zu  verweisen  ist.  2.  Die  Folge  dieser 
ersten  Methode  ist,  dass  die  Arbeiterklasse  gleichzeitig  u.  im  Ganzen 
gleichmässig  ihre  ökonoinisclie  Lage  sich  heben  sieht  mit  der  Lage 
der  besitzenden,  der  höheren  Klassen:  alle,  die  ganze  Bevölkerung 
hat  den  Vorteil  aus  der  gesteigerten  Produktivität  der  nationalen 
Arbeit.  3.  Die  praktische  Bedeutung  des  möglichen  u.  einiger- 
massen  auch  des  tatsächlichen  Umfangs  der  ökonomischen  Hebung 
der  Arbeiterklasse  mittelst  dieser  ersten  Methode  ist  erheblich  u. 
grösser  als  die  praktische  Bedeutung  der  zweiten  Methode:  Die 
Hebung  kann  so  ausgiebiger,  stärker,  nachhaltiger  erfolgen  als 
mittelst  der  zweiten  Methode,  wobei  freilich  von  einer  doch  praktisch 
auch  möglichen  Vei-schiebung  zwischen  Lohnquote  u.  Profitquote 
zu  ungunsten  der  ersten  hier  abgesehen  wird. 

4.  Nicht  zu  übersehen  ist  indessen,  dass  bei  der  Einwirkung 
dieser  ei’sten  Methode  auf  die  absolute  Werthöhe  des  durch- 
schnittlichen Individual-  u. Familienlohns  wieder  die  Bevölkerungs- 
bewegung, speziell  die  Bewegung  der  Zahl  der  Beschäftigung 
suchenden  Arbeiter  in  Betracht  kommt:  nur  wenn  die  Zahl 
der  zu  beschäftigenden  Arbeiter  mindestens  nicht  schneller  relativ 
Avächst,  als  der  der  gesteigerten  nationalen  Arbeitsproduktivität  zu 
verdankende  W ert  des  volkswirtschaftlichen  Reinertrags,  kommt 
diese  Wertsteigerung  dem  einzelnen  Arbeiter  durchschnittlich  eben- 
massig  zu  gute;  die  raschere  Volks-  u.  Arbeiterzahl-Vermehrung 
ist  daher  wieder  für  den  einzelnexi  Arbeiter  im  Durchschnitt  un- 
günstig, die  langsamere  günstig,  — das  ,, Quotientenverhältnis“  be- 
hält stets  seine  ausschlaggebende  Bedeutung  (S.  74  ff.,  S.  428). 

5.  Die  starke  ökonomische  Hebung  der  arbeitenden  Klassen  im 
19.  Jahrh.  in  West-  u.  Mitteleuropa  ist  auf  die  praktische  Einwirkung 
der  gesteigerten  Produktivität  der  Arbeit  sicherlich  vornehmlich  zurück- 
zufünren.  a)  Der  Schluss,  dass  auch  für  absehbare  Zeit  weiterhin 
hierin  die  Haupthilfe  liege,  ist  berechtigt,  b)  Der  weitere  Schluss, 
dass  für  die  Anwendung  dieser  Hilfe  der  ungestörte  Foiigang  der 
Produktion,  des  Absatzes,  sowie  die  Mitwirkung  des  kapitalist. 
Unternehmertums  dabei  Voraussetzung  sei,  ist  ebenfalls  richtig, 
c)  Die  klassische  Nat.ök.,  die  liberai-individualistische  Richtung  der 
Wirtschuftstheorie  u.  -Politik,  die  Manchesterrichtung  speziell  (auch  in 
der  deutschen  Freihandelsschule)  haben  das  immer  betont,  d)  Auf 
„kathedersozialischer“  Seite  — wenn  man  den  „Kathedersozialismus“, 
so  unrichtig  es  ist  (S.  16)  als  eine  „Richtung“  zusammenfassen  will  — 
ist  es  Niemandem  eingefallen,  die  Richtigkeit  u.  Berechtigung  dieser 
Auffassung  zu  bestreiten  (wie  von  Theoretikern  z.  B.  J.  Wolf  in  seiner 
Schrift  gegen  den  Kath.-Soz.  völlig  unrichtig  behauptet  u,  Skribenten 
der  Stumm’schen  „Scharfmacherrichtung“,  des  Fabrikanteninteresses, 
immer  wieder  gegen  die  „Kathedersozialisten“  einwerfen,  als  ob  diese 
die  Unternehmerleistungen  auch  für  Hebung  der  Arbeiterklasse  u.  für 
das  Moment  der  Beschaffung  von  Arbeiterbeschäftigung  unterschätzten!) 
e)  Nur  sehen  die  „Kathedersozialisten“  u.  alle  Freunde  einer  Hebung 
der  Arbeiterklassen,  „bürgerliche  Sozialreformer“  usw.,  in  dieser  ersten 
Methode  nicht  das  einzige  Hilfsmittel,  sondern  sind  sie  auch  An- 
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bänger  der  zweiten  Methode,  vertreten  sie  auch  die  Ansicht,  dass,  um 
mindestens  ein  solches  „Mitsteigen  des  Lohns  (in  dessen  absoluter 
AVerthöhe)  mit  der  steigenden  Produktivität  der  nationalen  Arbeit“ 
(Rodbertus),  wie  es  im  Vorausgehenden  vorausgesetzt  wurde,  zu  er- 
reichen u.  zu  sichern,  eine  Organisation  der  Arbeiter  zur  Regelung 
ihi'es  Angebots,  wenn  nicht  unbedingt  geboten,  so  höchst  zweckmässig 
sei,  da  sonst  gerade  bei  Steigerung  jener  Produktivität  die  Lohnquote 
sinken  könne.  Und  endlich  machen  sie  — wenn  nicht  alle,  so  viele  von 
solchen  Reformern  u.  Theoretikern  — doch  auch  noch  auf  den  folgenden 
Punkt  aufmerksam,  welcher  für  die  Rechtfertigung  der  zweiten  Alethode 
der  Lohnsteigerung  entscheidend  mitspricht.  Um  die  A\  iderlegung  der 
Gegner  der  zweiten  Methode  u.  auch  mit  um  die  theoretisch-prinzipielle 
ßegi-ündung  dieser  Alethode  hat  sich  schon  in  seinen  ersten  bezüglichen 
Arbeiten  unter  den  deutschen  Theoretikern  bes.  L.  Brentano  Ver- 
dienste erworben,  wenn  er  auch  in  der  Betonung  der  prakt.  Bedeutung 
dieser  Methode  m.  E.  zu  weit  gegangen  u.  Bedenken  ihrer  Verwendung 
nicht  ausreichend  gewürdigt  hat.  _ i • 

6.  Es  ist  nämlicli  doch  auch  nicht  zu  übersehen,  dass  die  bei 

der  ersten  Methode  hier  vorausgesetzte  Stabilität  der  Lohn-  u. 
Profitquote  neben  Vorteilen,  Klassenkämpfe  zu  mildern,  doch  auch 
das  Bedenken  hat,  die  relative  Klassen  l äge  der  arbeitenden  u. 
besitzenden  Klassen  festzulegen,  a)  Dies  Bedenken  ist  um  so 
f^rösser,  je  grösser  vielleicht  die  Differenz  der  Klassenlage  ist, 
w(dche  so  festgelegt  wird.  1).  h.  es  fällt  dann  eben  immer  bestenfalls 
den  Arbeitern  als  Klasse  eine,  zwar  absolut  wertvoller  werdende, 
aber  eben  doch  relativ,  als  Anteil  am  Nationaleinkommen, 
niedrig  bleibende  Quote  zu,  den  Besitzenden  eine  hohe  Quote. 

b)  Bei  bedeutender,  der  gesteigerten  Produktivität  der  nationalen 
Arbeit  zu  verdankender  absoluter  Wertsteigeruug  des  Volks- 
eiukommeiis  wird  dann  die  Lohnquote  vielleicht  den  Arbeitern  im 
Durcbsclinitt  — vorbelialtlicli  des  vorhin  wieder  bei  No.  4 kon- 
statierten Einfiusses  der  Bevulkerungsl)ewegung  — bisher  quan- 
titativ u.  qualitativ  niediigc  Befriedigung  selbst  der  notwendigen 
materiellen  (Existenz-)  Bedürfnisse  etwas  zu  ei'höhen  gestatten. 

c)  Aber  die  höheren,  besitzenden  Klassen  sehen  den  Spielraum 
ilirer  bisher  voraussetzungsweise  schon  ausreichenden  Befriedigung 
dieser  Bedürfnisse  noch  viel  mehr  erweitert  u.  auch  bei  gleich- 
gebliebeiier,  d.  li.  hier  namentlich  nicht  gestiegener  Profitquote,  da 
deren  absoluter  Wert  so  gewachsen  ist,  sich  im  Besitz  von  weit 
mehr  ^Mitteln  zur  Luxuskonsumtion  u.  Kapitalbildnng.  d)  Daraus 
geht  aber  trotz  Gleichbleibens  der  Quoten  des  Lohns  u.  Profits 
vom  Reinertrag,  eine  gesteigerte  Differenz  der  ökonomischen 
Lebenslage  u„  wenigstens  bei  erwecktem  ökonomischen  Verständnis 
u.  sozialem  Klassenbewusstsein  der  Arbeiterklasse,  ein  gesteigerter, 
auf  diese  gx'osse  absolute  Differenz  der  Lage  begründeter  Klassen- 
gegensatz hervor,  e)  Gerade  bei  starker  Steigerung  des  gesamten 
Volkseinkommens  erscheint  daher  auch  vom  Interessenstandpunkt 
der  Gesamtheit,  nicht  nur  von  dem  der  Arbeiterklasse  aus 
betrachtet,  eine  Steigerung  auch  der  Lolmquote  auf  Kosten 
der  Profit quote,  allgemeiner  ausgedrückt  der  Einkommen  der 
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Arbeiter  auf  Kosten  derjenigen  der  höheren,  besitzenden  Klassen 
gerechtfertigt.  Damit  eben  die  prinzipielle  Forderung,  dass  auch 
die  zweite  Methode  der  Lohnsteigerungen  in  erhöhtem  Masse 
mit  zur  Anwendung  komme,  — mit  der  nicht  nur  nicht  gescheuten, 
sondern  gewünschten  Folge,  ökonomische  Kraft  zur  Luxuskonsumtion 
u.  zur  privaten  Kapitalbildung  mittelst  Ersparungen  aus  dem  Ein- 
kommen bei  den  besitzenden,  höheren,  wohlhabenderen  Klassen 
etwas  einzuschränken,  etwas  von  dieser  Kraft  hierzu  auf  die 
arbeitenden  Klassen,  bei  denen  es  sich  tatsächlich  ohnehin  grössten- 
teils nur  erst  um  Ermöglichung  etwas  besserer  Befriedigung  der 
notwendigen  materiellen  Bedürfnisse  handelt,  zu  übertragen  u.  so 
diese  Klassen  in  der  Tat  auf  Kosten  Jener  zu  heben,  f)  Ge- 
staltung, Kichtung  der  alsdann  etwas  mehr  für  den  Bedarf  der 
arbeitenden,  etwas  weniger  für  den  der  besitzenden  Klassen 
arbeitenden  nationalen  Produktion  wird  durch  eine  solche 
Entwicklung  der  Dinge  auch  günstiger:  noch  eine  besondere  er- 
freuliche Nebenwirkung  der  Amvendung  der  zweiten  Methode  der 
T^hnsteigerungen  (ähnlich  der  Folge  der  Luxuseinschränkung,  sclion 
oben  S.  142  bei  No.  5)  g)  Auch  die  im  volkswirtschaftlichen  wie 
im  dauernden  Arbeiterinteresse  liegende  genügende  Bildung 
von  National-  oder  Sozialkapital  in  der  Form  von  Privat^ 
kapital  braucht  durch  solche  Lohnsteigerungen  auf  Kosten  der 
1 1 ofitrjuote  (u.  des  Einkommens  der  liöheren  Klassen  übeiiiaupt) 
nicht  zu  leiden:  etw^as,  was  sonst  diese  Klassen  „erspart*^  hätten, 
ersparen  möglicher-  u.  — wie  schon  die  grossen  Vermehrung*en  der 
Sparkasseneinlagen  zeigen  — auch  tatsächlicher  AVeise  die  besser 
bezahlten  arbeitenden  Klassen.  Sie  erlangen  so  an  der  gesamten 
nationalen  Kapitalrente  fz,  T.  auch  Grundrente)  eine  Mitbeteiligung 
ii.  einen  w^achsenden  Anteil:  wieder  wirtschafts-  u.  sozialpolitisch 
nur  etw'as  Erwünsclites. 

C.  Amvendung  der  zw^eiten  Methode.  1.  Ihre  Eichtigkeit 
u.  Berechtig u n g ist  gegen wärtig  woh I fast  allgemein  aner- 
kannt. a)  Die  dargelegien  Gründe  genügen,  b)  Aber  erst  allmählich 
ist  im  Laufe  des  19.  Jahrh.  selbst  in  der  ^Fheorie,  noch  langsamer 
in  der  Praxis,^  in  Gesetzgebung  u.  Veiwvaltung  für  das  Ziel  u.  auch 
heute  noch  nicht  ^ vollständig  für  das  Ilauptmittel  zu  diesem  Ziel, 

Arbeiterorganisation,  diese  Anerkennung  erfolgt,  nachdem  man 
die  Öchw^ache  einer  Reihe  von  Gegenargumenten  erkannt  hat. 

«)  Ganz  liinlälhg  sind  die  vorgekommenen  rechtlichen  u. 
ethischen  Einw'ände,  zumal  vom  Standpunkt  des  Konkurrenzprinziiis 
aus  beurteilt:  dass  ein  Streben  nach  Steigerung  der  Löhne  auf  Kosten 
• Anderer)  „rechtswidrig^^  „ungerechtes  „un- 

^ttlich  , O^anisation  der  Arbeiter  zu  solchem  Zweck  „Ei^jiressung  u. 
Kaub  , I rontverkürzung  auf  diesem  A\ege  etw^as  einer  gewaltsamen 
Zmslierabsetzung  Aehnliches  sei  (vorgekommene  Eimvürfe  gegen  die 
Sozialreformer  der  ISTOer  Jahre  Seitens  A^ertretern  des  Fabnlcanten- 
mteresses  u.  Theoretikern  der  Manchesterrichtung),  aa)  In  dieser 
Polemik  wird  völlig  verkannt  dass  gerade  im  Verteilungsprozess 
des  Konkurrenzsystems  eine  bestimmte  Höhe  der  Lohn-  u.  der 
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Profitquote  u.  ebenso  des  absoluten  AA^ertbetrags  des  Lohns,  wie  die 
etwa  historisch  überkommene,  durch  Herkommen  eingebürgerte,  oder 
w'ie  die  gerade  im  Moment  eines  Lohnstreits  bestehende  Höhe,  nicht 
ohne  Weiteres  als  die  „gerechte“,  rechtlich  u.  sittlich  berechtigte  an- 
gesehen werden  könne,  bb)  Vielmehr  ist  Ja  gerade  nach  der  Theone 
der  Konkun'onz  die  richtige  u.  gerechte  A^erteilung  des  Ertrags,  die 
relative  u.  absolute  Lohn-  u.  Profithöhe  ein  notwendiges  Ergebnis  dieser 
Konkurrenz,  alle  Arbeiter-  (u.  freilich  auch  Arbeitgeber-)  Organisation 
nur  ein  Hilfsmittel  der  Konkurrenz,  dessen  sich  die  sich  gegenuber- 
stehenden Parteien  im  Verteilungskampf  wie  im  Kampf  um  die  Hdhe 
der  Preise  der  AA  aren  u.  Leistungen  im  A erkehr  bedienen,  cc)  Man 
kann  mit  Recht  einwenden,  dass  hier  in  der  AA^^irklichkeit  die  Ergebnisse 
der  Regelung  der  Verteilung  im  Konkurrenwege  viel  zu  optimistisch 
beurteilt  werden,  dass  namentlich  das  Konkurrenzprinzip  für  das 
richtige  Mass  in  der  A^erteilung  keine  genügende  Bürgschaft,  weder 
nach  oben  noch  nach  unten  zu,  leistet.  Aber  man  kann  nicht  ein  folge- 
richtiges notwendiges  Mittel  im  Konkurrenzkampf,  dessen  sich  auch 
die  Arbeiter  zu  bedienen  haben,  w'enn  man  diesen  Kampf  einmal  als 
unentbehrlich  für  die  Durchführung  des  V erteilungsprozesses  ansieht, 
als  „rechtswidrig“,  „ungerecht“,  „unsittlich“  angreifen  u.  verwerfen:  ein 
logischer  AATderspruch. 

ß)  Ebenso  unzutreffend  ist  der  Einwand  gegen  die  Anw'eiidun^  der 
zw’eiten  Alethode  u.  gegen  das  Haupthilfsmittel  dabei,  es  w'erde  damit 
ein  „ sozialistisch  er''  AA'eg  betreten,  der  als  solcher  bedenklich  u. 
volkswirtschaftlich  schädlich  sei.  aa)  Diese  zweite  Methode  beruht 
gerade  völlig  auf  dem  Konkurrenzprinzip,  insofern  auf  einem  durchaus 
antisozialistischen  Gedanken,  bb)  Alles  vollzieht  sich  dabei  auf  dem 
Wege  u.  nach  den  Gesetzen  des  Verkehrs,  die  Lohnregelung 
nach  dem  Gesetz  von  Angebot  u.  Nachfrage,  indem  durch  die 
Arbeiterorganisation  eben  nur  das  Arbeitsangebot  in  ©inm'  für  den 
Arbeiter  günstigen  Weise  zu  regeln  gesucht  wird,  cc)  Die  zweite 
Methode  ist  so  nur  eine  Konsequenz  jenes  Prinzips,  indem  iiisbes. 
durch  Arbeiterorganisation  die  eine  Seite  im  Konkurrenzkampf  erst  in 
die  Lage  versetzt  wird,  die  Bedingungen  eines  richtigen,  auch  für  sie 
aussichssreichen  solchen  Kampfes  zu  erfüllen;  A ereins-(\  erbands-) 
Konkurrenz  tritt  an  die  Stelle  von,  zumal  für  die  Arbeiter  w*enig 
sichtsvoller  Individualkonkurrenz.  ddj  Dadurch  w’erden  erst  die 
prinzipiellen  A^oraussetzungen  dafür,  dass  aus  der  Konkurrenz  wenigstes 
eine  angemessene  Regelung  der  Verteilung,  speziell  zwischen  Besitz  u. 
Arbeit,  überhaupt  hervorgehen  könne,  erfüllt,  welche  bei  der  Stellung 
des  meist  besitzlosen  einzelnen  Arbeiters  dem  kapitaÜst.  Lntcr- 
nehmer  gegenüber  eben  nicht  oder  doch  viel  ungenügender  erfüllt  sind, 
ee)  Im  Koukurrenzsystem  der  privatwirtschaftlichen  Organisation  ist 
die  Anw’enduiig  der  zweiten  Alethode  u.  sind  die  Ergebnisse  dieser  An- 
wendung somit  nicht  zu  bekämpfen,  sondern  erstere  ist  zu  verlangen, 
die  Ergebnisse  sind  liinzimehmen.  ff)  Dass  diese  u.  soweit  als  sie 
eventuml  nicht  befriedigend  sind  u.  einer  Korrektur  bedürfen,  kann  zur 
Begründung  einer  anderweiten,  einer  autoritären  Regelung  der 
Verteilung  u.  w^enn  diese  mit  der  privatw’irtschaftl,  Organitation  un- 
vereinbar erscheint,  zur  Begründung  des  Uebergangs  in  die  gemein- 
wirtschaftliche Organisation  auch  im  Interesse  besserer  \er- 
teilung  mit  dienen,  aber  nicht  gegen  die  Anw’endung  der  zweiten 
Methode  iimerhalb  des  privatwirtschaftlichen  Konkun'cnzsystems,  dessen 
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Er^bnisse  des  Verteilungsprozesses  ohne  Anwendung  dieser  Methode 
^ noch  unbefriedigender  zu  werden  drohen. 

b)  Eine  Abweisung  des  Prinzips,  dass  die  Löhne  auch  auf 
Kosten  des  Profits  (u,  Linkomniens  der  höheren,  der  besitzenden 
Klassen)  unter  Umständen  müssen  steigen  können,  führte  a)  folge- 
richtig zu  der  unhaltbaren  F orderung  von  Lohnmaximis  zu- 
^ ungunsten  der  Arbeiter:  zur  Verhinderung  eines  Steige  ns  des 

' Lohns,  als  Quote  vom  Eeinertrag  wie  nach  dem  absoluten  Wert- 

betrag des  Individuallolins,  über  eine  einmal  bestehende,  als  solche 
für  „angemessen“  geltende  Höbe,  so  unzulänglich  diese  tatsächlich 
sein,  so  sehr  zu  Gunsten  der  dann  überhohen  Profitfjuote  die  Lohn- 
quote niedrig  gehalten  sein  mag.  ß)  Die  letzte  Konsequenz  wäre 

Sklaverei  für  die  arbeitende  Klasse.  Es  ist  eben  nicht  zu 
\ergessen,  dass  gerade  in  einem  System  freier  Lohnarbeit  der 
i*‘  privatwirtschaftlichen  Organisation  aa)  der  Arbeitgeber  keinen 

Rechtsanspruch  darauf  hat,  fremde  Arbeitskraft  stets  zu  einem  ihm 
konvenierenden  Lohnsatz  zur  Verfügung  zu  erhalten  u.  ß)  ebensowenig 
die  Käufer,  die  Konsumenten  von  Arbeitsprodukten  diese  stets  zu 
einem  eine  bestimmte  Höhe  nicht  übersteigenden  Preise  erwerben 
zu  können. 

y)  Vom  ethischen  Gesichtspunkte  aus  wird  zwar  nicht  in 
jedem  Fall  des  Lohnstreits,  w^o  es  sich  um  Fragen  des  Hasses 
handelt,  welche  nach  Lage  der  konkreten  Verhältnisse,  daher  ver- 
schieden, zu  entscheiden  sind,  wmhl  aber  im  ganzen  prinzipiell 
die  Unterstützung  der  Arbeiter  bei  Anwendung  der  zweiten 
Methode  Seitens  der  „öffentlichen  Meinung“,  auch  selbst  Seitens 
der  zunächst  durch  solche  Lohnsteigerangen  geschädigten 
Interessenten,  der  Arbeitgeber  u.  Käufer  der  Arbeitsprodukte,  als 
sittliche  Pflicht  zu  verlangen  sein,  wenn  es  sich  allgemein  um 
Hebung  eines  zu  niedrigen  Standes  der  Löhne  handelt,  auch  um 
Steigerung  von  zu  niedrigen  Preisen  der  Arbeitsprodukte,  bei  denen 
der  Lohn  zu  tief  herabgedrückt  werden  muss  (Verhältnisse  der 
Rausindustrie,  Heimarbeit,  aber  auch  mitunter  solche  der  ländlichen 
u.  h abrikarbeit,  Lohnzahlungen  in  Konfektionsindustrie!). 

2.  Der  Vorteil  der  Steigerung  der  Lohnquote  auf  Kosten  der 
Profitquote  (u.  des  höheren  Einkommens  der  besitzenden,  höheren 
Klasse)  kann  dem  einzelnen  Arbeiter  (oder  der  Arbeiterfamilie) 
im  Durchschnitt  allerdings  nur  dann  in  der  absoluten  Steigerung 
des  Individuallohns  zu  gute  kommen,  wenn  auch  bei  dieser  An- 
wendung der  zweiten  ^lethode  die  Vermehrung  der  Bevölkerung 
bezw.  speziell  der  Zahl  der  zu  beschäftigenden  Arbeiter  relativ 
niebt  rascher  u.  stärker  wächst,  als  diese  Steigerung  der  Lohnquote 
im  Verhältnis  zu  deren  bisherigen  Höhe.  Darüber  darf  man  sich 
auch  hier  nicht  täuschen:  das  „Quotientenverhältnis“  behält  wiederum 

1 seine  durchschlagende  Bedeutung. 

3.  Das  allgemeine  Mittel  zur  Durchsetzung  der  Lohnsteigerungen 
nach  der  zweiten  Methode  ist:  entsprechende  Arbeiterorganisation 
zum  Behuf  einer  angemessenen  Regelung  des  Arbeitsangebots, 
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um  die  Gegenpartei  (s.  bei  4)  in  die  Zwangslage  zu  versetzen 
den  Forderungen  der  Arbeiter  naebgeben  zu  müssen  ^^^raus 
ergeben  sich  dann  die  weiteren  einzelnen  zur  Erzielung  des  Ertolges 
erforderlichen  Mittel.  Aber  nochmals;  nicht  ausserhalb  des  a 1- 
gemeinenen  Lohngesetzes,  sondern  durchaus  nach  dies_em  voll- 
zieht sich  Alles.  Die  Arbeiter  suchen  nur  eine  solche  Lage  tur 
sich  u.  ihre  Arbeitgeber  (bezw.  Käufer  der  Arbeitsprodukte)  herbei- 
zuführen, dass  nach  dem  Lohngesetz  ihr  Lohn  steigen  muss. 

4 Die  Vollziehung  der  hier  behandelten  Lolinsteigerunpn 
kann  ‘innerhalb  des  freien  Verkehrs  in  der  privatwirtschafthchen 
flrganisation  auf  zweierlei  Weise  vor  sich  gehen  u.  pht  tat- 
sächlicli,  wenn  die  Umstände  danach  hegen,  so  vor:  a)  der  Lohn 
steigt  als  Quote  direkt  u.  endgilt ig  auf  Kosten  der  I rofit^uote 
der  kapitalist.  Unternehmer,  ii.  b)  er  steigt,  unter  entsprechender 
Uebertragung  der  Lohnerhöhung  Seitens  dieser  Lnternehmer  auf  die 
Preise  der  Arbeitsprodukte,  endgiltig  auf  Kosteiyler  Kaufei , 
der  Konsumenten  dieser  Produkte.  5.  Die  1 rnizipien  der 
liegelung  solcher  Lohnsteigerungen  sind  zwar  die  nämlichen,  das 
entscheidende  Mittel,  die  Arbeiterorganisation  u.  die  Kegelung  des 
Arbeitsangebots,  ist  ebenfalls  das  gleiche,  aber  die  Einzelheiten  des 
praktischen  Vorgehens,  um  Erfolg  zu  erzielen,  u.  der  Art  u.  \\  eise, 
wie  sich  die  erstrebte  Lohnsteigerung  durchsetzt,  sowie  die  weiteien 
Folgeerscheinungen  nach  gelungener  Durchsetzung  sind  etwas 
verschieden.  Daher  sind  die  beiden  Fälle  auch  tur  die  theoretisch- 
prinzipielle  Erörterung  hier  zu  unterscheiden. 

D.  Steigen  des  Lohns  (der  Lolinquote)  auf  Kosten 
des  Profits  (der  Profitquote).  1.  Allgemeines  hierüber, 
al  Diesen  Fall  haben  die  Arbeiter  meist  zunächst  ii.  vornehmlich 
vor  Augen  in  ihrer  Organisation  für  den  Lohnkampf  scheuen  be- 
greiflich die  kapitalist,  Unternehmer  ihrerseits  besonders,  weil  sie 
eben  voraussetzungsweisc  die  Kosten  tragen.  Daher  richten  sich 
hiergegen  ihre  Gegenbestrebungen,  auch  in  Form  ihrer  eigenen 
Organisation  zur  Regelung  der  Arbeitsnachfrage,  u.  wohl  starker 
als  im  zweiten  Falle,  den  die  Unternehmer  gleichwohl  aucli  nn 
eigenen  Interesse  scheuen,  weil  eine  Preiserhöhung  der  Produk  e 
ihren  Absatz  schwächen  kann,  b)  Von  „Rechtswidrigkeit  •,  oUw- 
f^erechtiffkeit“,  «auch  ganz  im  Allgemeinen  stets  von  ,,UnmlligKej  , 
.unsittlichem“  Vorgehen  kann  auch  in  diesem  ersten  l all  aus  den 
oben  dargelegten  Gründen  vollends  im  freien  V erkehrssystem 
nicht  die  Rede  sein,  c)  Für  die  Arbeiter  bietet  eiiie  Lolinsteigerung 
bloss  11.  endgiltig  auf  Kosten  des  Profits  auch  im  \ ergleich  mit 
dem  zweiten  Fall  noch  den  besonderen  Vorteil,  dass  sie  als 
Konsumenten  von  den  Folgen  einer  Lohnsteigerung  ersterer  Art 
unmittelbar  gar  nicht  u.  auch  mittelbar  nicht  leicht  in  emphndlicher 

Weise  getroffen  werden.  cx  i 

Denn  gerade  hier  wird  die  etwa  wegen  Profityerkurzung  v er- 

minderte  Kauf-,  Konsumtions-  u.  Sparkraft  der  kapitalist. 

(auch  bei  Rückwirkung  der  Rrofitabnahme  auf  Leihzins  der  Zinsientner) 
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durch  die  eben  in  der  Lohnsteigerung  sich  vollziehende  Steigerung 
dieser  Lraft  bei  den  Arbeitern  ausgeglichen.  Im  Allgemeinen  wird 
auch  nicht  eine  Abnahme  der  Nachfrage  nach  Arbeitsprodukten,  damit 
der  rroduktion,_  der  Arbeiterbeschäftigung  eintreten,  weil  die  Unter- 
nehmer  u.  Ky)italisten  ihr  Einkommen  verkürzt  sehen,  sondern  nur 

Nachfrage  u.  der  diese  befriedigenden 
Pioduktion  (S.  14.1,  144,  Lehrsatz  5 u.  (J  vom  Kapital).  ^ 

(1)  Gerade  der  Druck  der  Lolinsteigerung  auf  den  Profit  ruft 
allerdings  beim  kapitalist.  Unternehmer  Bestrebungen  zum  Ersatz 
von  Arbeitskräften  durch  Maschinen  iisw.  hervor,  wodurch  für  den 
Arbeiter  vorübergehend  u.  unter  Umständen  dauernd  Nachteile 
entstehen,  weil  die  Nachfrage  nach  seiner  Arbeit  geschwächt  wird. 

^ audersoits  kann  die  so  erreichte  Verminderung*'  der 
natürlichen  Selbstkosten  dauernd  der  ganzen  Produktion,  dadurch 
auch  den  Arbeitern  als  Konsumenten  wieder  zu  gute  kommen. 
Lventiiell  wird  so  selbst  bei  Lolinsteigeriingen  eine  Preisreduktion 
möglich,  dadurch  der  Absatz  vergrössert  u.  so  indirekt  nach  u. 
nach  den  Arbeitern  gerade  durch  Vermehrung  der  Arbeitsnachfrage 
wieder  ein  Vorteil  verschafft. 

Hier  liegen,  wie  so  oft  in  der  Volkswirtscliaft,  verwickelte  Wechsel- 
wirkunpverhaltnisse  vor.  Zu  technischen  Fortschritten,  neuen,  arbeit- 
sparenden Erfindungen,  \ erfahrungsarten,  rascherer  Verbreitung  solcher 
zu  Verl^sserun^en  der  Betriebs-  u.  Absatzorganisation  eifern  gerade 
solche  Profitverkürzungen  durch  Lohnsteigerungen  besonders  an,  wie 
eiten  u.  Länder  hohen  Lohnstands  u.  starker  Lohnsteigerunffen  zeioren 
(Aufechvmngpenoden,  Nordamerika).  Damit  ist  dann  allerdings  auch 
wieder  der  Anreiz  zu  starker  Entwicklung  von  Grossbetrieb  gegeben 
weil  111  diesem  solche  Fortschritte  relativ  am  leichtesten  u.  am  erfolg- 
reichsten  sind.  ^ 

t}  Praktisch  ist  allerdings  der  Spielraum  für  Lohii- 
steigeningeii  rein  auf  Kosten  des  Profits  vielfach  nur  beschränkt 
u._  iiameiitlich  beschränkter,  als  die  Arbeiter  in  Unkeniitnis  der 
wirklichen  Profitliöfie  u.  falscher  Verallgemeinerung  besonders 
hoher  Profite  in  einzelnen  Unternelmiungen  u.  ganzen  Zwei«^eii  ii. 
vorübergehend  einmal  in  Zeiten  günstiger  Konjunkturen,  mit  etwas  all- 
gemeinerer Pr..fitsteigeriing,  aniielniien.  a)  Die  grosse  zeitweilige  ii. 
bleibeiideV e r s c h i e d e n li e i t derProfithöhen  nachProdiiktioiisz weigen, 
Einzelunternelniiungen,  günstigen  u.  ungünstigen  Perioden  (S.  366  ff) 
er.schwert  ein  allgemeineres  Steigen  der  Löhne  auf  Kosten  der 
irofite  sehr  Was  ein  günstig  stehendes  Unternehmen  ertragen 
kann  oder  könnte,  vermögen  zahlreiclie  ungünstiger  stehende  eben 
nicht  zu  ertragen,  ß)  Die  praktische  Uebenvindung  der  Wider- 
stände, welche  sich  dem  Steigen  der  Löhne  auf  Kosten  der  Profite 
nach  dem  Folgenden  entgegenstellen,  ist  aber  auch  allgemein  so 
schw  leng,  dass  auch  der  yollkommensten  Arbeiterorganisation  unter 
geschicktester  Leitung  hier  oft  in  der  Praxis  Aufgaben  gestellt 
\verden,  welche  sie  nicht  oder  nicht  ausreichend  für  den  Erfob--  zu 
lösen  vermag.  Dadurch  verliert  die  folgende  Untersuchung  nicht 
ihren  ivissenscliaftlichen  Wert,  weil  sie  gute  Einblicke  in  das  sozial- 
okonomische  Gefüge  iviclitiger  Erscheinungen  geivährt.  aber  die 
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praktische  Tragw-eite  darf  nicht  überschätzt  Averden,  wie  es  Geivcrk- 
vereinstheoretikern  ivobl  passiert  ist. 

2.  Die  Bedingungen  für  die  Durchsetzung  (Vollziehung) 
von  Lolinsteigeriingen  auf  Kosten  des  Profits.  Das  liier  vorliegende 
Problem  n.  seine  Lösung  lassen  sich  in  folgenden  tliesenartigen 
Sätzen  in  schematischer  Weise  zusammenfassen.  a)  Der  Lohn 
kann  bei  gegebenem  festen  Wertbetrage  des  (volkswirtschaftlichen 
Rein-)  Ertrags,  bezw'.  Erlöses  dafür  als  Quote  von  diesem  Ertrage 
dann  u.  solange  steigen,  als  der  Profit  als  solche  Quote  sinken 
kann,  in  der  einzelnen  Unternehmung  u.  in  einer  ganzen  Volks- 
wirtschaft. b)  Der  im  Profit  mit  enthaltene  UnternehmergeAvinn  hat 
unter  bestimmten  Umständen  ein  bestimmtes  ^linimum,  unter 
Avelcbes  er  dauernd  nicht  herabsinken  kann,  wie  oben  (S.  363  ff.) 
dargelegt  worden  ist.  c)  Der  im  Profit  mit  enthaltene  Kapital- 
geAvinn  hat  dagegen  kein  solches  festes  Minimum.  d)  Er 
kann  A'ielniehr  solange  sinken,  bezAV.  als  Quote  lierabged rückt 
Averdeii  zugunsten  der  Lolinquote,  a)  als  es  sich  verhindern  lässt, 
dass  andei-swo  u.  andersAA'ie,  bei  gleicher  MüheAvaltung  u.  gleichem 
Geschäftsrisiko  für  den  kapitalist.  Unternehmer  für  Anlage  u. 
Beschäftigung  seines  Kapitals,  ein  höherer  Kapitalgewinn  erzielt 
Avird;  und  ß)  als  eine  unproduktive  Kapitalaufzehrung  Avegen  zu 
kleinen  Profits  u.  speziell  KapitalgeAviniis  darin  nicht  zu  be- 
fürchten ist. 

Dieser  Fall  ß ist  theoretisch  als  möglich  zuzugeben,  kaim  einzeln 
auch  praktisch  Vorkommen  u.  tut  es,  aber  selbst  bei  einem  Kmiital- 
gewinn  von  0 oder  fast  ü ist  er  als  allgemeinere  Folge  von  Lohn- 
steigerungen kaum  praktisch  zu  berücksichtigen  u.  kann  daher  auch 
liier  von  ihm  in  der  Erörtcnmg  abgesehen  werden.  Es  ist  zu  bedenken, 
dass  Kapitalbesitz  selbst  bei  solchem  denkbar  niedrigsten  Gewinn  an  u. 
für  sich  noch  Grundlage  einer  ökonomischen  u.  sozialen  Lage  ist,  an 
deren  Erhaltung  dem  Kapitalbesitzer  viel  liegen  muss,  auch  dass 
konkretes  Naturalkapital  wenigstens  ohne  den  Prozess  beständiger 
Verwendung  u.  Zusetzung  in  der  Produktion  u.  Wiederentstehens  aus 
dieser  in  neuen  Güter-  u.  Wertformen  gar  nicht  dauernd  in  seinem 
Wert  erhalten  AA’erden  kann.  Das  würde  selbst  bei  dauerndem  Profit 
von  0-  oder  fast  0-Höhe  eine  beständige  reproduktive  Beschäftigung  des 
Kapitals,  daher  auch  eine  Arbeiterbeschäftigung  mit  dabei  gebieten 
(S.  139  §40). 

e)  Für  die  Frage  einer  Verhinderung  von  Bezug  höheren 
Profits  andersAvo  u.  anderswie  lässt  sich  folgendes  Schema  von  drei 
typischen  Kategorien  von  Fällen  aufstellen:  noch  erreichbarer 
höherer  Profit  a)  in  demselben  ProduktionszAA^eig  der  heimischen 
Volkswirtschaft,  aber  an  einem  anderen  Ort  dieser;  ß)  zwar  nicht 
mehr  in  dieser  Weise  unter  a,  aber  in  anderen  Produktions- 
(Kapitalanlage-)  ZAveigen  ebenfalls  noch  der  heimischen  Volks- 
wirtschaft; y)  zwar  auch  in  dieser  Weise,  unter  ß nicht  mehr,  aber 
im  Auslande,  sei  es  in  Form  der  persönlichen  Uebersiedlung 
des  Unternehmers  zugleich  mitsamt  seinem,  in  entsprechende  über- 


444 


I 

c 


r i 

r 

t ’ 


siedelbare  Form  g^ebracliten  Kapital,  sei  es  in  Form  der  Kapital- 
übersiedlung allein  (im  internationalen  Kreditverkehr). 

f)  Für  die  Durchsetzung  des  Stei^ens  der  Lohnquote  aul 
Kosten  der  Profitquoie  sind  dann  folgende  Bedingungen  zu  er- 
füllen: a)  ausreichende  Hinderung  des  Zuzugs  wohlfeilerer  andrer 
Arbeitskräfte  aus  andei'en  heimischen  Orten  desselben  Produktions- 
zweigs in  den  betreffenden  Ort,  wo  solche  Lohnsteigerung  sich  voll- 
ziehen soll  oder  ausanderenheimischenProduktions-  u.Beschaftigungs- 
zweigen,  oder  aus  dem  Ausland;  zugleich  bei  Ueberfüllung  des 
Arbeitsmarkts  an  Arbeitskräften,  welche  arbeitslos  sind  u.  Be- 
schäftigung suchen  oder  wenigstens  zu  dem  erstrebten  höheren 
Lohnsatz  nicht  alle  beschäftigt  werden  können,  Beförderung  des 
Fortzugs  dieser  Elemente;  ß)  Hinderung  des  Zuflusses  wohlfeilerer 
Arbeitsprodukte  in  den  nicht  auf  Versorgung  durch  örtliche 
Produktion  angewiesenen  Konsumtionszweigen;  y)  möglichste  Gleich- 
stellung der  Bedingungen  für  Produktion  u.  Arbeiterbeschäftignng, 
bes.  in  Arbeitszeitdauer,  Lohnhöhe,  wiederum  in  demselben 
Produktionszweig  an  demselben  u.  an  verschiedenen  Orten  des 
Inlands,  in  verschiedenen  Produktionszweigen  dieses  u.  zwischen 
Inland  u.  dem  für  die  Konkurrenz  ins  Inland,  in  der  Fremde,  auf 
dem  ganzen  AA  eltmarkt  in  Betracht  kommenden  Ausland,  damit 
auch  die  Ab-  u.  Ausfuhr  der  unter  höhenm  Löhnen  an  einem  Ort, 
in  einem  Zweig  des  Inlands  produzierten  AVaren  andei’swohin,  auch 
ins  Ausland  ermöglicht  bleibe  u.  durch  Preisunterbieten  nicht  ver- 
hindert werde, 

g)  Das  Alittel,  dies  alles  zu  erreichen,  ist  nun  das  genannte: 
eine  starke,  dauernde,  gut  eingerichtete,  zweckmässig  füngierende 
Arbeiterorganisation  in  Gewerkvereiuen,  nach  Produktions- 
zweigen, zunächst  örtlich,  dann  interlokal  im  Inland,  dann  — im 
Prinzip  wenigstens  unter  heutigen  Verkehrs-,  Konkurrenz-  u.  AA^elt- 
marktverhältnissen  — international  unter  den  Arbeiteim  der  für  den 
A\  eltmarkt  massgebenden  Völker,  speziell  zur  liegelimg  des  Arbeits- 
angebots u.  zur  Nötigung  der  Arbeitgeber  (kapitalist,  Unternelimerj, 
die  lorderungen  der  Ai'beiter  nach  Lohnsteigerungen  erfüllen  zu 
müssen  (wie  daneben  meist  nach  angemessener  Regelung,  bezw. 
Beschränkung  der  Arbeitszeit,  insbesondere  der  Länge  des  Arbeits- 
tages u.  nach  Festsetzung  von  arbeitsfreien  Tagen),  weil  den  Unter- 
nehmern zur  Betchäftigung  ihrer  selbst  u.  ihres  Kapitals  kein 
anderei*  günstigerer  Weg  mit  höheren  Profitaussichten  mehr  verbleibt. 

Bei  dieser  Aufstellung  von  Bedingungen  für  erfolgreichen  Kampf 
der  Arbeiter  um  die  Lohnsteigerungen  auf  Kosten  des  Profits  handelt 
es  sich  hier  in  keiner  \\  eise  um  eine  Parteinahme  für  die  Arbeiter  u. 
gegen  die  kapitalist.  Unternehmer,  so  wenig  als  um  das  Umgekehrte 
bei  entsprechender  Aufstellung  der  für  den  Ermlg  der  Gegenbestrebungen 
der  Unternehmer  inassgebemden  Bedingungen.  Es  gilt  vielmehr  lediglich, 
die  Bedingungen  richtig  zu  ermitteln,  welche  für  dies  Problem  der 
Lohnsteigerungen  als  ein  nicht  ntir  praktisches,  sondern  auch  vvissen- 

(theoretisches)  in  Betracht  kommen.  Das  ist  auch 
für  die  weiteren  Ausführungen  festzuhalten. 
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3.  Das  Vorgehen  der  Arbeiter,  um  diese  Bedingungen  erfüllen 
zu  können  u.  um  damit  Erfolg  zu  erzielen  u.  ebenso  umgekelirt 
dasjenige  der  Arbeitgeber,  um  die  bezüglichen  Besti'ebungen  u.  das 
Vorgehen  der  Arbeiter  erfolgreich  zu  kreuzen,  ist  an  gewisse  all- 
gemeine Voraussetzungen  geknü])ft.  Deren  kann  man 
dreierlei  untersclieiden,  a)  psychische  u.  soziale,  b)  rechtliche, 
c)  wirtschaftliche. 

Es  genügt  hier  im  Ganzen,  die  Sachlage  von  dem  Gesichtspunkt 
des  Arbeiterinteresses  aus  zu  betrachten.  AAue  sie  sich  aus  demjenigen 
des  Arbeitgeberinteresses  stellt,  ergibt  sich  daraus  meistens  implicite 
mit,  sodass  das  nur  in  einzelnen  Fällen  noch  nälier  ausgeführt  zu 
werden  braucht, 

a)  a)  An  die  Arbeiter  stellt  die  Erfüllung  jener  Bedingungen 


lust  der  Arbeitsstelle)  übernommen  werden,  wenn  das  letzte  Droh- 
mittel, die  Arbeitseinstellung,  verwirklicht  wird.  Das  bedingt 
psychische  Selbstüberwindung,  Solidaritätsgefühl,  Klassenbewusstsein, 
Zurücktretenlassen  des  Interesses  des  einzelnen  Arbeiters  gegen 
seine  Konkurrenten  auf  dem  Arbeitsmarkte,  stramme  Disziplin 
unter  den  Arbeitern,  A'ertrauen  auf  die  Richtigkeit  u.  Tüchtigkeit 
ihrer  Organisation,  ilires  Gewerkvereins,  auf  die  zweckmässige 
Führung  im  Lohnkampf.  Es  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  die 
organisierte  Arbeiterschaft  der  Kulturvölker  es  verstanden  hat,  sich 
immer  mehr  für  diese  Anforderungen  psychisch  u.  sozial  richtig 
auszubilden  n.  hier  ein  in  seiner  Art  grossartiges  Beispiel  der 
Opferwilligkeit  gibt,  jetzt  auch  in  Deutschland.  In  diesen  Arbeiter- 
kreisen u.  speziell  bei  den  Leitern  der  Gewerkvereine,  deren 
Autorität  man  anerkennt,  ist  auch  das  Verständnis  für  die  Richtig- 
keit der  dargelegten  Bedingungen  u.  für  die  Notwendigkeit,  alles 
zu  tun,  um  diese  mögliclist  vollständig  u.  genau  zu  erfüllen,  weit 
gediehen. 

Dadurch  finden  auch  ihre  Erklärung  u.  wenigstens  z.  T.  eine  diirch 
den  Zweck  bedingte  relative  Rechtfertigung  solche  tatsächlichen  Vor- 
kommnisse, welche  Bedenken  bieten  u.  am  meisten  gegen  die  Arbeiter- 
organisationen geltend  gemacht  werden,  auch  dem  geltenden,  selbst  das 
Koalitionsrecht  sonst  gewährenden  Arbeitsrecht  widersprechen,  wie  die 
Ausübung  eines  Drucks  auf  die  „Arbeitswilligen“,  sich  einem  Ausstand, 
auf  die  Unorganisierten,  sich  einer  betrefienden  Organisation,  einem 
Gewerkverein,  anzuschliessen.  Denn  von  einer  entsprechenden  Aus- 
dehnung der  Organisation,  des  Ausstands  hängt  eben  der  Erfolg  ab. 
Das  Solidaritätsgefühl  ist  bei  den  Arbeitern  hier  fast  immer  stärker  als 
in  anderen  Kreisen,  auch  meist  als  in  denen  der  kapitalist.  Unternehmer 
u.  Arbeitgeber  entwickelt.  Das  erklärt  sich  freilich  auch  wohl  mit 
daraus,  dass  die  Arbeiter  sicli  untereinander,  obgleich  sie  an  sich  es  ja 
auch  sind,  nicht  so  scharf  als  Konkurrenten  fühlen  u.  es  in  der  Tat 
auch  wohl  nicht  so  stark  sind,  als  gewöhnlich  die  Unternehmer  (auch 
diese  übrigens  nicht  immer  in  gleichem  Grade,  z.  B.  doch  im  Ganzen 
die  Landwirte  wemger,  als  die  Industriellen,  auch  als  die  Handwerker 


V 


£ 


446 


I* 


\ I 


u.  Kaufleute,  was  in  dem  verschiedenen  Erfolg  der  luteressenten- 
orgaiüsationen,  auch  des  Genossenschaftswesens  bei  diesen  Wirtschafts- 
gruppen zum  Ausdruck  kommen  möchte). 

ß)  An  die  Arbeitgeber  stellt  die  Erfüllung  der  Bedingungen, 
sich  für  den  Kampf  um  die  Lohnhöhe  n.  damit  eben  irnplicite  um 
die  Höhe  des  Profits  zu  organisieren,  prinzipiell  gleiche  psychische 
n.  soziale  Anforderungen,  wie  auf  der  anderen  Seite  an  die  Arbeiter. 
Die  Eingliederung  des  einzelnen  ünteniehmers  in  gemeinsame 
Organisationen  (Arbeitgeberverbände,  wie  auch  Kartelle  u.  dgl.) 
fordert  von  ihnen  indessen  im  höheren  Masse  ungleiche  u. 
namentlich  vom  einzelnen,  der  in  günstigerer  Stellung,  auch 
vielleicht  seinen  Arbeitern  gegenüber  ist,  eventuell  grössere 
(Jpfer,  als  unter  ähnlichen  Umständen  bei  den  Arbeitern.  Der 
Starke  ist  auch  allein  für  sich  vielleicht  mächtig  genug  u.  bedarf 
des  Anschlusses  an  Organisationen  nicht.  Das  erschwert  Organisationen 
der  Arbeitgeber  mehr  als  solche  der  Arbeiter. 

Die  einzelnen  Unternehmer  sind  sich  in  der  Tat,  wie  gesagt,  auch 
schärfere  Konkurrenten,  mit  grösserer  Interessenverschiedenheit,  wie 
auf  dem  Produktions-  u.  bes.  dem  Absatzgebiet,  so  auch  in  der  Ai'beiter- 
beschäftigung,  namentlich  nach  dem  Umfang  u.  der  davon  abhängigen 
Art  ihres  Betriebs  auch  im  selben  Produktionszweig  (Gross-,  Mittel-, 
Kleinbetrieb).  Dies  hindert  die  Entwicklung  eines  ebenso  starken 
Solidantätsgefühls,  wie  bei  den  Arbeitern,  eines  ebensolchen  Klassen- 
bewusstseins bei  ihnen,  da  sie  eben  doch  blos  als  Arbeitgeber  sich 
nicht  ebenso  als  „Eine  Klasse“  fühlen,  erschwert  so  unvermeidlich 
ihre  Organisationsbestrebungen,  macht  ihre  Verbände  weniger  einheitlich, 
„stramm“,  weniger  leistungsfähig  u.  dauerhaft.  Dies,  obwohl  den 
Arbeitgeber-  u.  Unternehnierverbänden  doch  vor  denen  der  Arbeiter 
zu  gute  kommt,  dass  ihre  Mitglieder  als  die  Höhergebildeten  die  er- 
forderliche Einsicht  in  die  Xotwendigkeit  des  Zusammenhaltens  eigentlich 
noch  mehr  besitzen  müssten  u.  namentlich  weil  es  sich  um  eine  kleinere 
Anzahl,  die,  „unter  einen  Hut  zu  bringen  ist“,  handelt,  als  bei  den 
Arbeitern.  Aber  — die  Unternehmer  sind  eben  mehr  „individualistisch“, 
weniger  „sozial“  ausgebildet  u.  gesinnt,  mehr  auf  den  eigenen  Einzel- 
vorteil erpicht.  Ihre  ganze  Wirtschaftspsy che  neigt  dazu  u.  gerade  darin 
werden  sie  vom  modernen  Arbeiter  psychisch,  ethisch,  sozial  wesentlich 
übeiTagt.  Die  Not,  welche  für  die  Arbeitgeber  aus  den  Lohnkämpfen 
mit  organisierten  Arbeitern  hervorgeht,  muss  erst  sehr  gesteigert  sein, 
um  hier  Wandlungen  bei  jenen  zu  Wege  zu  bringen,  wie  die  aller- 
neuesten  Vorgänge  in  Deutschland  zeigen. 

y)  Nicht  unerheblich  ist  auch,  wie  sich  die  „öffentliche 
Meinung“,  das  „Publikum“  zu  Lohnkämpfen  stellt,  ob  sie  Be- 
strebungen der  Arbeiter  um  Lohnsteigerungen,  auch  speziell  um 
solche,  wie  die  hier  besprochenen  auf  Kosten  des  Profits,  im  All- 
gemeinen u.  dann  wieder  im  konkreten  Fall  eines  Lohnstreits 
sympathisch  beurteilt,  unterstützt  oder  verwarft.  Eine  solche 
Stellungnahme  übt  doch  einen  gewissen  Einfluss  auf  die  streitenden 
Parteien,  auch  auf  die  Arbeitgeber  mit  aus,  bewegt  letztere  eher 
zur  Nachgiebigkeit,  wenn  sie  es  geschäftlich  irgend  vermögen,  hilft 
den  Arbeitern  so  eher  zum  Siege. 
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Hier  macht  sich  immer  mehr  in  weiteren  „neutralen“  Kreisen  oft- 
mals eine  Symf)athie  für  die  Arbeiter  geltend,  einer  allgemeinen,  er- 
freulichen ,, sozialen  Gesinnung“  gemäss,  bes.  in  Fällen,  wo  die 
„öffentliche  Meinung“  ein  Missverhältnis  erkennt  zwischen  Arbeitsleistung 
u.  Lohnhöhe  (u.  Arbeitszeit),  auch  mit  Rücksicht  auf  die  Arbeitsmühe 
u.  Gefahr  bei  jener  verglichen  mit  der  Höhe  der  Profite  der  Unter- 
nehmer (Dividenden  der  Aktiengesellschaften  u.  dgl.,  Gehalte  u.  Tantiemen 
der  Beamten  u.  Aufsichtsräte  usw.),  der  Gewinne  von  im  Grunde  lediglich 
Rentner-  u.  Spekulantenkreisen  (Aktionären,  Kuxenbesitzern,  Börsianern). 
Neuere  deutsche  Fälle  des  Eintretens  der  öffentlichen  Meinung,  speziell 
auch  OTösserer,  eine  gewisse  autoritative  Stellung  einnehmender  Kreise 
der  „Gebildeten“  für  die  Arbeiter,  auch  für  die  in  Strike  getretenen, 
z.  B.  bei  Strikes  im  Kohlenbergbau,  im  Strassenbahndienst,  bei  Not- 
lagen der  Arbeiter  in  Konfektionsindustrie,  Heimarbeit  usw.  sind  zu 
konstatieren  gewesen  u.  haben  bei  Arbeitgebern  bes.  Aerger  bereitet 
(westfäl.  Kohlenstrike  1905).  Gewiss  liegt  hier  eine  Gefahr  vor,  dass 
die  „öffentliche  Meinung“  u.  die  „soziale  Gesinnung“  in  Kreisen  der 
Gebildeten  wieder  zu  sehr  generalisiert,  ohne  genügende  Sachkenntnis 
urteilt,  die  verschiedene  Lage  in  den  konkreten  Fällen  nicht  genügend 
berücksichtigt,  unbei'echtigte  oder  zu  weit  gehende  Forderungen  der 
Arbeiter,  nach  der  wirtschaftlichen  Lage,  den  internationalen  Konkurrenz- 
verhältnissen überhaupt  oder  zur  Zeit  unerfüllbare,  unterstützt,  statt 
sich  hier  mindestens  neutral,  mitunter  richtiger  ablehnend  zu  verhalten; 
dass  sie  sich  über  bedenkliche  Vorkommnisse,  Rechtsverletzungen, 
Gewalttätigkeiten,  Vertragsbruch  (z.  B.  betr.  Kündigung  des  Arbeits- 
verhältnisses) zu  leicht  hinwegsetzt,  sie  zu  mild  beurteilt.  Sicherlich 
ist  das  falsch  u.  möglichst  zu  vermeiden.  Aber  wiederum:  prinzipiell 
ist  ein  Eintreten  der  öffentl.  Meinung  u.  autoritativer  Privatkreise 
berechtigt,  ja  die  Verbreitung  entsprechender  sozialer  Gesinnung 
ein  erfreuliches  Symptom  gesünderer  sozialer  Ent  Wicklung, 
wogegen  der  Spott  u.  Hohn  aus  Arbeitgeberkreisen  u.  von  Seiten 
deren  Presse  (Vorwurf  gegen  Privatkreise,  sie  litten  an  der  „Krankheit 
der  Moralistik“)  ebenso  unberechtigt  als  frivol  ist. 

b)  Rechtliche  Voraussetzung  für  die  Arbeiter  (u.  umgekelirt 
für  die  Arbeitgeber),  die  dargelegten  Bedingungen  für  erfolgreichen 
Kampf  um  Lohn  u.  Profit  erfüllen  zu  können,  ist  das  Recht  der 
Ai'beiter  (u.  der  Arbeitgeber),  sich  hierfür  wie  für  andere  wirt- 
schaftliche Interessen  zu  verbinden,  vorübergehend  für  einen 
einzelnen  Zweck,  dauernd  in  bezüglichen  festen  Vereinen  (Ver- 
bänden, Gewerkvereinen,  Gewerkschaften  der  Arbeiter,  Arbeitgeber- 
verbänden), d.  li.  die  beiden  Parteien  bedürfen  des  Koalitions- 
rechts. Aus  diesem  Recht  folgt  auch  das  Recht  für  die  Arbeiter, 
oline  Verletzung  anderer  Reclite  u.  ihrer  Rechtspflichten  auf  Grund 
massenhafter  Verabredung  die  Arbeit  einzustellen  Seitens  der 
Arbeiter,  bei  einem  einzelnen  Unternehmer,  in  einem  Orte  in 
allen  Unternehmen  eines  Produktionszweiges,  auch  darüber  hinaus 
in  anderen  Orten  u.  Produktionszweigen  („Streikreebt“,  ,, Aus- 
standsrecht“) u.  ebenso  für  die  Arbeitgeber,  in  gleicherweise  u. 
Umfang  die  Arbeitsstätten  zu  schliessen  (^,, Aussperrungsrecht“). 

a)  Dieses  Recht  ist  irn  Prinzij)  im  Laufe  des  19.  Jahrh.  im 
allgemeinen  ein  Bestandteil  tles  Arbeitsrechts,  wenigstens  der 
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industriellen,  auch  montanistischen  Arbeiter  geworden,  doch  in  den 
einzelnen  Ländern  in  etwas  verschiedener  Fassung  u.  Begrenzung 
u.  mit  vei'schiedenen  Kautelen  gegen  Missbrauch  (s,  schon  o,  S.  129). 
ß)  Prinzipiell  mit  vollem  Recht,  weil  es  eine  Konsequenz  des 
freien  Arbeitsvertrags,  durch  die  ökonomisch-technische 
Entwicklung,  namentlich  der  Grossbetriebsrichtung,  ge- 
boten ist,  als  Recht  der  Arbeiter  diese  oft  erst  in  die  Lage  setzt, 
wie  es  der  Grundgedanke  des  freien  Vertragsrechts  überhaupt  ist, 
sich  als  einigermassen  ebenbürtige  Partei  den  Arbeitgebern 
gegenüber  beim  Abschluss  des  Arbeitsvertrags  fühlen  u.  demgemäss 
ihre  berechtigten  Intessen  dabei  vertreten  zu  können;  auch  weil  die 
Arbeitgeber,  selbst  ohne  ausdrückliche  Anerkennung  ihres  korrelativen 
Rechts  zu  Verbänden,  tatsächlich  an  bezüglichen  Vereinbaningen 
kaum  mit  Erfolg  gehindert  werden  können.  Ein  ausdrückliches 
bezügliches  korrelatives  Recht  wird  aber  auch  ihnen  richtigerweise 
gewährt. 

Hinsichtlich  der  Begrenzung  des  Koalitionsrecht  u.  der 
Verhütung  von  Missbrauchen  sind  zwei  Punkte  von  allgemeiner 
Bedeutung  u.  meist  im  positiven  Arbeitsrexht  anei'kannt:  aa)  Das 
Erfordernis  der  Innehaltung  von  Kündigungsfristen,  wenn 
solche  ausdrücklich  im  Arbeitsver+rag  enthalten  sind  oder  auf  Grund 
allgemeiner  gesetzlicher  Vorschriften  bestehen,  bb)  das  mit  ent- 
sprechenden Sh’afen  bei  Verletzung  bedrohte  Verbot,  auf  andere 
(Arbeiter,  bzw.  Arbeitgeber)  direkt  oder  indirekt  einen  Zwang 
auszuüben,  einer  Koalition,  einem  Verein  oder  Verband,  einem 
Ansstand  oder  einer  Aussperrung  beizutreten,  insbesondere  seitens 
der  streikenden  Arbeiter  sogen.  „Arbeitswillige“  zum  Beitritt  zu 
nötigen  u.  zAvangsweise  vom  Rücktritt  zurückzuhalten.  Gerade 
in  betreff  dieses  Punkts  (bb)  sind  indessen  Theorie  u.  Praxis, 
Gesetzgebung  und  Verwaltung  bisher  kaum  irgendwo  zu  ganz  be- 
friedigenden Resultaten  gelangt  u.  liegen  in  der  Tat  auch  grosse 
mdnzipielle  u.  praktische  Schwierigkeiten  vor.  Die  Interessen  der 
Produktion,  auch  der  gesamten  nationalen,  u.  diejenigen  je  der 
anderen  Partei  erheischen  auch  sicher  Berücksichtigung.  Aber  die 
ersten  u.  die  der  Arbeitgeber  werden  vielfach  immer  noch  ohne 
Weiteres  förmlich  präsumtiv  den  Interessen  der  Arbeiter  voran- 
gestellt, nach  Inhalt,  Wortlaut  u,  -Auslegung  der  Normen  des 
Arbeitsrechts.  d)  Auch  die  Stellung  der  Behörden  der 
öffentlichen  Verwaltung  (Polizei)  muss  im  Pinnzip  in  den  Lohn- 
kämpfen eine  beiden  Parteien  gegenüber  neutrale  sein,  namentlich 
nicht  offen  oder  im  Stillen  sich  von  vornherein  mehr  auf  Seite  der 
Arbeitgeber  neigen,  wenn  das  Koalitionsrecht  u.  die  daraus  notwendig 
folgenden  Konsequenzen  diejenige  praktische  Bedeutung  erlangen 
sollen,  welche  dem  Geiste  dieses  Rechts  entsprechen.  Auch  hier 
bleibt  tatsächlich  noch  Manches  unbefriedigend,  gerade  auch  in 
Deutschland. 

Es  muss  hier  an  diesen  Andeutungen  genügen.  Alles  Weitere  ge- 
hört in  die  Prakt.  Nat.ök.,  Gewerbepolitik,  Arbeiterfrage.  Obiges  daher 
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-Buch  nur  eine  knappe  Vervollständigung  der  Ausführungen  schon  im 
1.  Teil  (S.  129).  In  Deutschland  sind  die  massgebenden  Bestimmungen 
in  der  Gewerbeordnung  des  Deutschen  Reiches  enthalten  (S  152,  15:5). 
S.  die  bezü^l.  Artikel  im  H.  W.  B.  St.,  auch  noch  die  Verhandlungen  des 
Vereins  f.  Sozialpolitik  in  Mannheim  1905.  Mein  Standpunkt  populär 
dargelegt  in  meinen  Reden  auf  dem  christl.  ßergarbeitertag  in  Bochum 
über  „Arbeitslohn  u.  Unternehmergewinn“  1897  u.  über  die  „Kartellierung 
der  Grossindustrie  u.  ihren  Einfluss  auf  Arbeiter“  auf  dem  christL 
Gewerkschaftskartellta^e  in  Essen  IIKXJ.  Der  deutsche  Hauptautor  für 
die  ganze  Materie  des  Gewerkvereinsrechts  ist  wiederum  L.  Brentano. 

aa)  Ein  Hauptanklagepunkt  gegen  streikende  Arbeiter  ist 
häufig,  dass  sie  „unter  Kontrakt bruch“,  ohne  Einhaltung  der 
Vertrags-  oder  gesetzmässigen  Kündigungsfrist  (Akkordarbeiter  auch 
vor  Vollendung  ihrer  übernommenen  Arbeit),  die  Arbeit  einstellen. 
a(()  Das  ist  nicht  zu  rechtfertigen,  ßß)  Aber  aus  solchem  Kontraktbruch 
werden  dann  auch  wieder  von  den  Arbeitgebern  u.  Anderen  zu  weit 

gehende  Folgerungen  gegen  die  Arbeiter  u.  gegen  den  Strike  abgeleitet, 
insichtlich  solchen  Bruchs  auch  zu  weitgehende  Forderungen  des  Ein- 
schreitens dagegen  u.  mit  Strafen  ge^en  die  sich  dieser  Verletzung 
des  Vertrags  schuldig  machenden  Arbeiter  aufgestellt,  mildernde  Um- 
stände dabei  zu  wenig  anerkannt.  Auch  wird  zu  wenig  berücksichtigt, 
dass  bei  Innehaltung  der  Kündigungsfrist  von  vornherein  für  die 
Arbeiter  der  Erfolg  ausgeschlossen  sein  kann,  was  zwar  keine  Ent- 
schuldigung, aber  do^  eine  Erklärung  ihres  Vorgehens  ist.  Ein 
Verdikt  gegen  Strikes  überhaupt  u.  gegen  das  ganze  bezügliche  Arbeits- 
recht folgt  natürlich  vollends  nicht  aus  dein  Vorkommen  von  Strikes 
unter  Kontraktbruch,  ganz  abgesehen  von  solchen  Vergehen  doch  auch 
bisweilen  auf  Arbeitgeberseite. 

yy)  Die  spezielle  Forderung,  jedes  Verlassen  der  Arbeit  ohne  Inne- 
haltung der  Kündigungsfrist,  vollends  jeden  Strike  mit  solchem  Kontrakt- 
bruch unter  Strafe  zu  stellen,  mit  der  besonderen  Begründung,  dass  die 
zivilrechtliche  Verfolgung  der  Arbeiter  doch  meist  ergebnislos  sei,  bricht 
mit  einem  allgemeinen  modernen  Rechtsgrundsatz  hinsichtlich  der  Ver- 
letzung von  Verträgen  u.  stellt  so  ein  odiöses  Singularrecht  zu  üngunsten 
der  Arbeiter  dar.  Dieses  büsst  diesen  Charakter  praktisch  nicht  ein, 
weil  dieselbe  Bestimmung  für  den  betreffenden  Kontraktbruch  des 
Arbeitgebers  gelten  soll.  Strafbarkeit  des  Vertragsbruchs  hat  aber 
auch  noch  andere,  wenigstens  für  die  grosse  Masse  der  Industrien  wohl 
ausschlaggebende  Bedenken  gegen  sich:  sie  würde  wohl  zu  der  misslichen 
Konsequenz  führen,  dass  eine  Prüfung  des  Inhalts  der  Verträge  über- 
haupt u.  der  Kündigungsklauseln  speziell  von  Verwaltungs-,  bezw. 
Gerichtswegen  stattfinden  müsste,  um  die  Arbeiter  gegen  Unmlligkeiten 
zu  schützen.  Der  Hinweis  darauf,  dass  die  Arbeiter  ia  „freiwillig“  die 
Bedingungen  des  Arbeitsvertrags  eingingen,  reicht  nach  Lage  der  Dinge, 
bei  der  Stellung  der  Arbeiter,  vollends  des  einzelnen,  nicht  aus,  um 
darauftiin  dieVerletzungjeder Vertragsbestimmung,  auch  betr.  Kündigung, 
unter  Strafe  zu  stellen.  Auch  die  Art  der  Strafe  u.  die  Durchführung 
der  Bestrafung  böte  praktisch  grosse  Schwierigkeiten.  Geldstrafen 
(u.  etwaige  Bussen  zu  Gunsten  des  Verletzten)  würden  ähnlich  wie  zivil- 
rechtliche  Entschädigungen  schwer  richtig  zu  bemessen  u.  zu  vollziehen, 
Freiheitsstrafen  vollends  odiös  u.  bei  jedem  etwas  grösserem  Strike 
unausführbar  sein. 

d'J)  Die  Innehaltung  der  Kündigungsfrist  seitens  zum  Ausstand 
bereiter  Arbeiter  kann  die  Erreichung  des  Ziels,  die  Erfüllung  ihrer 
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r derungen,  insofern  in  der  Tat  erschweren,  als  der  Arbeitgeber  dann 
c hter  Gelegenheit,  weil  mehr  Zeit  hat,  für  Ersatz  der  strikenden 
grbeiter  durch  Heranziehung  anderer  Arbeiter  zu  sorgen.  So  wird  er 
egen  die  Forderungen  seiner  bisherigen  Arbeiter  widerstandsfähiger. 
Gewiss,  wie  gesagt,  keine  Entschuldigung  für  die  kontraktwidrige 
sofortige  Arbeitseinstellung,  aber  doch  eine  Erklärung. 

bb)  Auch  die  Regelung  der  Bestimmungen  über  Verbot  u. 
Bestrafung  jeder  Art  von  Zwang  (Drohung  usw.)  zum  Beitritt 
zu  Koalitionen,  Gewerkvereinen,  Strikes  u.  speziml  die  Regelung  der 
Bestimmungen  betrefl’s  der  Behinderung  Arbeitswilliger  durch  aus- 
ständige Aiheiter  bietet  erhebliche  Schwierigkeiten,  Mit  dem  blossen  Hin- 
weis darauf,  dass  Jeder  hinsichtlich  Beitritts  oder  Nichtbeitritts  zu  Ver- 
bänden usw.  frei  sein  müsse  u.  namentlich  der  Arbeitswillige  unbedingt 
in  der  Durchsetzung  seines  Willens  zu  schützen  sei,  kommt  man  selbst  bei 
rein  individualistischer  Auffassung  des  Arbeiterrechts  nicht  aus,  weil  die 
Grenze  zwischen  erlaubter  u.  unerlaubter,  dann  straffälliger  Einwirkung 
seitens  Koalierter  auf  Aussenstehende  zu  schwer  deutlich  zu  .bestimmen 
u.  praktisch  innezuhalten  ist.  Wiederum  wenigstens  zur  Erklärung, 
wenn  auch  nicht  stets  zur  Entschuldigung  einer  starken  moralischen 
Einwirkung  von  Koalitionen,  Verbänden,  Ausständigen  auf  Aussenstehende 
zum  Beitritt  dient  die  folgende  Erwägung,  welche  |mut.  mut.  auch  auf  die 
Verhältnisse  unter  den  Arbeitgebern  Anwendung  findet.  Die  Rechts- 
ordnung im  privatwirtschaftlichen  System  steht  einmal  auf  dem  Stand- 
punkte, dass  die  Verteilung  des  Produktionsertrags  zwischen  Arbeitern 
u.  kapitalist.  Unternehmern  durch  den  „freien“  Arbeitsvertrag  zu  er- 
folgen habe.  Es  wird  dabei  von  der  Voraussetzung  ausgegangen,  dass 
beide  Teile  in  der  Lage  sind,  bezvv.  in  die  Lage  gebracht  werden 
sollen,  als  Ebenbürtige,  Gleiche  ihre  Interessen  wirksam  geltend  zu 
machen.  Um  diese  Voraussetzung  zu  erfüllen,  wird  das  Koalitionsrecht 
mit  seinen  Konsequenzen  gewährt.  Dies  Recht  kann  aber  in  der  Tat 
nur  seinen  Zweck  erfüllen,  wenn  sich  die  Koalitionen  usw,  auf  Arbeiter- 
seite möglichst  auf  das  ganze,  mindestens  auf  den  gi'össten  Teil  des 
Arbeitsangebots  auf  dem  Arbeitsmarkt  erstrecken.  Daher  haben  die 
Arbeiterverbände,  auch  die  zum  Zweck  von  Strikes,  wie  anderseits  auch 
die  Arbeitgeberverbände,  u.  ebenfalls  die  zum  Zweck  von  Aussperrungen, 
allerdings  ein  berechtigtes  starkes  Interesse,  möglichst  alle  bezügli^en 
Arbeiter  u.  Arbeitgeber  zu  umfassen.  Das  entspricht  einer  „sozialen“ 
Auflassung  des  Ärbeitsrechts,  im  Gegensatz  zu  einer  rein  indiviaualistischen. 
Bislang  ringen  aber  in  Theorie,  Praxis,  Gesetzgebung,  Verwaltung  noch 
diese  beiden  entgegengesetzten  Anschauungen  miteinander, 

cc)  Auch  die  Bestimmung,  dass  ein  Jeder  jederzeit  von  einem 
Ausstand  zu  rück  treten  könne,  entgegengesetzte  Vereinbarungen, 
auch  Konventionalstrafen,  ungiltig  seien,  lässt  sich  schwer  allgemein 
rechtfertigen.  Sie  ist  mit  der  Giltigkeit  von  Konventionalstrafen  wegen 
Verletzung  von  Bestimmungen  in  Kartellverträgen  u.  mit  sonstigen 
Vorkommnissen  auf  Arbeitgeberseite  auch  nicht  in  voller  Harmonie. 
Verstösse  gegen  das  rein-individualistisch  aufgefasste  Prinzip  der 
Gewerbefreiheit  kann  man  sonst  in  dem  Allen  sehen. 

dd)  Dass  wenigstens  die  Sympathien  der  Organe  der  Obrigkeit, 
der  Verwaltungsbehörden,  der  Gerichte  öfters  von  vornherein  auf  Seiten 
der  Arbeitgeber  in  den  heutigen  Lohnstreitigkeiten  stehen,  ist  eine  viel- 
fache Annahme,  auch  ausserhalb  der  Sozialdemokratie  u.  der  Arbeiter- 
kreise. An  der  tatsächlichen  Neutralität  jener  Organe  braucht  man 
deshalb  nicht  gleich  zu  zweifeln.  Brentanos  Wort  vollends  „unsere 
Arbeiter  haben  das  Koalitionsrecht,  aber  wenn  sie  davon  Gebrauch 
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machen,  werden  sie  bestraft“,  geht  sicher  zu  weit.  Es  liegt  in  der  An- 
nahme einer  solchen  Sympathie  jener  öffentlichen  Organe  auch  kein 
Vorwurf  gegen  sie;  diese  Sympathie  ist  vielfach  aus  persönlichen, 
Gesellschafts-,  Klassenverhältnissen  zu  erklären  u.  eben  nur  ein  Beleg 
dafür,  dass  neue  soziale  Anschauungen  sich  nur  langsam  durchringen. 

c)  Wirtschaftliche  Voraussetzungen  für  die  Erfüllung  der 
Bedingungen  erfolgreichen  Kampfs  der  Arbeiter  um  Lolmsteigerungen 
auf  Kosten  der  Profite  sind  a)  zunächst  eine  wirklich  ausreichende 
Höhe  dieser  Profite,  dass  eine  solche  Ennässigung  dieser  erfolgen 
kann.  In  dieser  Hinsicht  ist  auf  das  schon  oben  {jesagte  über  die 
Uebersebätzung  der  Profitluihe  seitens  der  Arbeiter,  über  zu  weit 
gebende  Generalisierung  einzelner  günstiger  Fälle  u.  über  die 
Verschiedenheit  der  Lage  in  den  einzelnen  ünterneliinungen  zu 
verweisen;  ß)  bes.  wichtig  ist  ferner  die  wesentlich  verschiedene 
Sachlage  in  auf-  u.  absteigender  Konjunktur,  ein  gerade  in 
der  modernen  industriestaatliclien  Volkswirtschaft  wichtiges  Moment, 
aa)  Vornehmlich  nur  in  der  aufsteigenden  Konjunktur  können  die 
angedeuteten  Mittel  der  Arbeiterorganisation  eine  wirkliche  Lohn- 
steigerung herbeitühren. 

Einmal  weil  hier  wirklich  Profite  (u.  Absatzpreise)  allgemeiner  in 
die  Höhe  gehen  u.  so  leichter  eine  Reduktion  zugunsten  der  Löhne 
vertragen;  sodann  weil  hier  ohnehin  die  Nachfrage  nach  Arbeitskräften 
seitens  der  kapitalist.  LTnternehmer  mehr  u.  unter  Umständen  grösser 
als  das  Arbeitsangebot  ist,  wo  dann  die  sich  schon  hieraus  ergebende 
Lohnsteigerung  auch  leichter  weiter  getrieben  werden  kann;  endlich 
weil  hier  die  ultima  ratio  der  Arbeiter,  die  Drohung  mit  u.  die  Ver- 
wirklichung des  Massenausstands,  eben  eine  praktische  Bedeutung  ge- 
winnen, das  Gegenmittel  der  Aussperrung  der  Arbeiter  seitens  der 
Arbeitgeber  nicht  oder  nur  sehr  viel  senwieriger  angewendet  werden  kann. 

bb)  In  der  absteigenden  Konjunktur  ist  die  Sachlage  in  allen 
diesen  Verhältnissen  eine  entgegengesetzte. 

Mitunter,  z.  B.  bei  ohnehin  erfolgender  u.  im  Interesse  des  Unter- 
nehmers liegender  Einschränkung  der  Produktion  u,  der  Arbeiter- 
bescliäftiming,  in  solchem  Masse,  oass  namentlich  die  Drohung  mit  Strike 
für  den  Unternehmer  gar  keine  „Drohung“  ist.  (Richtige  Einwände 
u.  a.  von  Fr.  Engels  gegen  die  Gewerkvereintheoretiker,  spez.  gegen 
Brentano). 

Hier  kann  die  Arbeiterorganisation  immerhin  dazu  beitragen, 
eine  Verschlechterung  der  Arbeitsbedingungen,  auch  der  Lohnhöhe, 
etwas  zu  ennässigen.  Aber  weitere  Lohasteigerungen  werden  in 
solcher  Zeit  auch  durch  die  beste  Organisation  nicht  wohl  zu  er- 
reichen sein, 

4.  Vorgehen  der  Arbeiter  bei  der  Erfüllung  der  dargelegten 
Bedingungen  des  Erfolgs  (No.  2,  S.  443  ft\)  u.  Schwierigkeiten, 
welche  sich  dabei  einstellen.  Hier  sind  die  drei  typischen  Fälle 
wie  oben  S.  443  unter  e zu  unterscheiden. 

a)  Eine  Lohnsteigerung  auf  Kosten  des  Profits  können  die 
kapitalist.  Unternehmer  im  selben  Geschäftszweig  dadurch  vereiteln, 
auch  wenn  es  ihnen  nicht  gelingt,  an  ihrem  bisherigen  Ort  sich  mit 
ihrem  bisherigen  Profit  durch  Anstellung  (Zuzug)  billigerer  Arbeits- 
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kräfte  zu  behaupten,  dass  sie  ihr  Unternehmen  festhalten,  aber  es 
an  einen  anderen  Ort  der  heimischen  Volkswirtschaft  mit  für 
sie  günstigeren  Produktionsbedingungen,  namentlich  auch  Lohn- 
Verhältnissen,  übertragen.  Eben  dem  sucht  die  lokale  u.  inter- 
lokale Arbeitei’org’anisatioii  zunächst  desselben  Produktionszweigs 
(Berufs-,  Beschäftigungsart, Fachverein)  entgegenzuwirken,  namentlich 
durch  möglichste  Herstellung  gleicher  Arbeitsbedingungen,  insbes. 
auch  nunmehr  höherer  Löhne  an  möglichen  heimischen  Konkurrenz- 
orten. 

Gelingt  dies  den  Arbeitern  in  genügendem  Masse,  so  ist  den 
Unternehmern  dieser  Ausweg  abgeschnitten  u.  sie  müssen  den 
gewöhnlich  auch  für  sie  schwierigeren  zweiten  ins  Auge  fassen. 
Auch  sonst  bieten  sich  übrigens  auch  bei  diesem  ersten  Fall  für 
Arbeiter  u.  Unternehmer  noch  andere  Schwierigkeiten,  Bedenken, 
Gefahren,  wie  anderseits  auch  Vorteile,  letztere  bes.  unter  Um- 
ständen für  die  Unternehmer  als  Kapital-  u.  Grundeigentümer. 

Arbeitern  kann  die  gelingende  Uebertragung  eines 
Lnternehmens  in  einen  anderen  Ort  endgiltig  am  bisherigen  Ort  Arbeits- 
gelegenheit entziehen,  die  sie  nötigt,  selbst  fortzuziehen  oder  andere 
Arbeit,  in  anderem  Zweige  zu  suchen  (öfters  vorgekommene  tatsächliche 
böigen  von  starken  Lohnsteigerungen):  praktisch  daher  mit  Recht  eine 
V\  arnung  für  die  Arbeiter,  den  Bogen  nicht  zu  überspannen.  Fort- 
ziehende,  selbst  dann  nur  zu  bisherigen  oder  niedrigeren  Löhnen  be- 
-^^^beiter  können  allerdings  auch  anderswo  in  relativ  grösserer 
\\  ohlfeilheit  der  Lebenshaltung  (z.  B.  in  kleineren  Orten)  eine  aus- 
reichende  Kompensation  finden.  8)  Den  Unternehmern  wird  natürlich 
jede  so  erzwungene  örtliche  Verlegung  ihres  Btitriebs,  auch  von  teueren 
in  wohlfeile  Stadtteile,  von  innerstädtischen  in  Vororte  — eine  vielfach 
wahrnehmbare  Entwicklung  des  Wechsels  des  Standorts  der  Industrie 
m Gressstädten  (Berlin)  — manche  leicht  ersichtliche  Schwierigkeiten 
u.  Nachteile  bieten.  Umsomehr,  je  mehr  sie  mit  stehendem  Kapital, 
grossen  Gebäudeanlagen,  nicht  oder  schwer  zu  translozierenden  Apparaten, 
Maswiinen  usw.  arbeiten,  auf  geschulte  Arbeiter  angewiesen  sind, 
welche  ihnen  im  neuen  Ort  wenigstens  zunächst  oft  fehlen  werden. 
Auch  die  Verlegung  des  persönlichen  Wohnorts  kann  Schwierigkeiten 
bereiten.  Doch  wirkt  das  Alles  in  heutigen  Verkehrs-  u.  Lebens- 
verhältnissen weniger  ein  als  ehedem.  Auch  kann  gerade  hier  eine 
örtliche  Verlegung  des  Standorts  des  Betriebs  selbst  noch  spezifische 
Vorteile  bieten,  ja  die  Aussicht  auf  diese  sie  selbst  nahelegen, 
nämlich  wenn  bei  der  ^nstigen  Realisierung  der  bisherigen  Ginindstücke 
(u,  z.  T.  selbst  der  Gebäude)  wegen  der  hier  stark  gestiegenen  Grund- 
rente u.  des  daraus  hervorgehenden  hohen  Grundstückspreises  u.  bei 
der  niedrigen  Grundrente  u.  dem  geringen  Preise  der  Grundstücke  im 
neuen  Standorte  grosse  Gewinne  in  Aussicht  stehen.  Hier  ist  es  also 

Grundrentenbezug,  welcher  trotz  etwaiger  anderer 
Nachteile  die  örtliche  Verle^ng  eines  Unternehmens  begünstigt  u.  die 
bezüglichen  Bestrebungen  der  Arbeiter  um  örtliche  Lohnsteigerungen 
vereitelt  oder  doch  ihre  Verwirklichung  sehr  erschwert.  Auch  wieder 
ein  Beispiel  für  die  Verwickeltheit  wirtschaftlicher  Beziehungen  u. 
Vorgänge, 
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Je  mehr  es  so  den  Arbeitern  eines  nationalen  Produktions- 
zweigs gelingt,  sich  in  festen,  gut  geleiteten  Gewerkvereinen  zu 
organisieren,  bei  jedem  lokalen  Lohnstreit  u.  jeder  drohenden 
Arbeitseinstellung  sich  zu  untei*stützen,  durch  Hemmung  von  Zuzug, 
Förderung  des  Abzugs  von  Arbeitskräften  vom  Streitort,  durch 
Zahlung  von  Geldern  aus  Kassenraitteln  der  Vereine  u.  aus  Um- 
lagen oder  freiwilligen  Beiträgen  der  arbeitenden  Genossen  an  die 
streikenden  oder  ausgesperrten,  durch  Gleichstellung  der  interlokalen 
Produktions-  u.  Arbeiterbeschäftigungs-Bedingungen,  desto  mehr 
werden  die  Unternehmer  zur  Gewährung  der  Loliiierhöhung  aus 
ihrem  Profit  genötigt,  — falls  ihnen  nicht  der  zweite  u.  dritte  Aus- 
weg oflen  bleibt. 

b)  Der  zweite  Ausweg  ist  das  Aufgeben  des  bisherigen 
Produktionszweigs  u.  der  Uebergang  zu  einem  anderen,  am  selben 
Orte  oder  sonstwo  im  Inlaude,  avo  sich  noch  bessere  Profi  taussiebten 
bieten,  a)  Die  Schwierigkeiten  sind  hier  im  allgemeinen  noch 
grössere  als  im  ersten  Fall,  auch  bei  voller  Gewerbefreiheit,  aa)  Es 
bestehen  meist  schon  grössere  praktische  ScliAvierigkeiten,  Aveil  der 
neue  Produktionszweig  eine  andere  Fachfahigkeit  des  Unternehmers 
als  Leiters  u.  Betriebsorganisators  voraussetzt,  selbst  in  A^erwandten 
Zweigen,  A^ollends  in  ökonomisch-technisch  mehr  abweichenden. 
Doch  kommt  hier  zur  Erleichterung  zumal  bei  Grossbetrieben  die 
Möglichkeit  in  Betracht,  die  angedeuteten  Funktionen  des  Unter- 
nehmei's  an  Beamte  zu  übertragen,  bb)  Audi  die  Realisierung  des 
bisherigen  Kapitals  u.  dessen  etwaige  Umgestaltung  für  die  Zwecke 
des  neuen  Produktionszweigs,  zumal  bei  starken  stehenden  Kapital- 
anlagen, bietet  im  allgemeinen  grössere  Schwierigkeit,  unter  den 
Voraussetzungen  des  Falls,  nämlich  wenn  der  Profit  im  alten  Zweige 
so  gesunken  ist,  vollends,  cc)  Aber  je  mehr  es  eben  in  dem 
ersten  Fall  den  Arbeitern  gelungen  ist,  dies  herbeizufübren,  desto 
stärker  werden  bei  den  Unternelimern  die  Impulse,  sich  dem  zweiten 
AusAveg  zuzuweuden.  Die  Entwicklung  des  Kredits  bietet  dabei 
Hilfe,  ß)  Dann  richten  sich  folgerichtig  die  Bestrebungen  der  Lokal- 
arbeiter u.  aller  heimischen  in  den  irgendAvde  beteiligten  Produktions- 
zweigen darauf,  in  jedem  dieser  letzteren  sich  zu  organisieren, 
PaebgewerkA^ereine  hier  zu  bilden,  diese  untereinander  in  Verbindung 
zu  bringen,  bei  Lolmstreiteii  gegenseitige  Unterstützungen  herbei- 
zuführen, die  Produktions-  u.  Arbeitsbedingungen  in  allen  diesen 
Zweigen  möglichst  • — wenigstens  relatiA’^,  mit  Rücksicht  auf  die 
nach  Arbeitsmass,  Mühe,  Anforderungen  berechtigten  absoluten 
Verschiedenheiten  der  Lohnhöhe  u.  Arbeitszeitdauer  — nun  auch 
in  diesen  verschiedenen  Produktionszweigen  gleichzustellen, 
Zuzug  von  Arbeitskräften  aus  anderen  Zweigen  bei  einem  Lohn- 
streit zu  hemmen  usw.  Die  neuere  Arbeiterorganisation  bewegt 
sich  deutlich  in  dieser  Richtung,  Je  mehr  es  gelingt,  sie  erfolg- 
reich zn  gestalten,  , desto  mehr  werden  die  Unternehmer  auch  hier 
zum  Nachgeben  genötigt,  kann  sich  allgemeiner  eine  Lohnsteigerung 
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auf  Kosten  des  Profits  vollziehen,  falls 
gangbar  wird  u.  bleibt. 

c)  Dieser  dritte  ist  die  Uebersiedlung  der  kapitalist.  Unter- 
nelimer  selbst  oder  wenigstens  der  in  der  Produktion  beschäftigten 
Kapitalien  in  das  zugängliche  Ausland  mit  noch  günstigeren 
Produktions-  u.  namentlich  Lohnverhältnisseu  für  Unternelimer  u. 
Kapital.  «)  Die  Schwierigkeiten  sind  an  sich  hier  noch  grössere, 
in  persönlicher  Hinsicht,  wenn  der  Unternehmer  selbst  mit  üher- 
siedelt,  vielleicht  in  ein  fremdes  Sprach-  u.  Kulturgebiet,  aber  doch 
auch  tür  das  Kapital  allein,  auch  nach  den  Verhältnissen  der 
Kechtssicherheit  u.  dgl.  in.  ß)  Aber  bei  der  neueren  grossen  Aus- 
gleichung der  ganzen  Lebens-,  Rechts-  u.  Kulturverhältnisse  in 
ft^bsseren  'leil  der  Welt,  unter  den  grossen  europäischen 
Völkern  u.  ihren  Abkömmlingen  in  anderen  Erdteilen  zumal,  lassen 
^ch  diese  Schwierigkeiten  doch  immer  mehr  überwinden.  Die 
Gleichstellung  von  Einheimischen  u.  Fremden,  im  wirtschaftlichen, 
im  sozialen  Recht,  im  Rechtsschutz,  die  Zulassung  der  Fremden  zu 
fast  allen  Arten  von  Wirtschaftsbetrieben,  selbst  vielfach  zum  Erwerb 

HfUisbesitz,  unter  eleu  ^leiclien  liedingungen  wie 
füi  Einlieinüsclie,  die  leichte  Möglichkeit  der  Naturalisierung  der 
kremden,  die  Beseitigung  von  Mitwirkungsrechten  der  Gemeinden 
bei  der  Zulassung  Fremder  erleichtern  selbst  die  persönliche  Ueber- 
siedluiig  von  Industriellen,  Kaufleuten,  Bankiers  im  hohen  Masse. 

Vollends  flie  Ka])italübersiedlung  allein  vollzieht  sich  bei 
dem  ausreichen ;len  Rechtsschutz,  der  Gewährung  von  Rechtshilfe 
noch  leichter  u,  wird  durch  die  Entwicklung  des  internationalen 
Kredits  u.  der  Erwerbsgesellschaftsformen,  bes.  wieder  der  Aktien- 
gesellscliaft,  zumal  selir  begünstigt,  d)  Notorisch  sind  es  denn  auch 
^mrnehmlich  Aussichten  auf  höheren  Gewinn,  (Profit,  Zins) 
bei  wohlfeileren  Arbeitskräften  u.  bei  häufig  sonst  noch  vor- 
handenen Vorteilen,  welche  die  gewaltige  1\  apitalübertragning  inner- 
halb der  Weltwirtschaft,  aus  den  schon  entwickelteren,  kapital- 
reicheren Ländern  mit  niedrigerem  Profit  u.  Zins,  meist  höheren 
Lohnen,  in  kapitalännere,  entwicklungsfähige  zu  Wege  gebracht 
haben  u.  weiter  herbeiführen  u.  in  Gang  halten,  zeitweise  oder 
bleibend  verbunden  mit  der  Uebersiedlung  d(*-r  Unternehmer  (und 
Beamten)  selbst  (Kautleute,  Industrielle);  im  grössten  Umfan^ 
erfolgt  aber  die  Uebertragung  der  Kapitalien  allein.  Der 
„Kosmopohtismus“  u.  — die  Sucht  nach  höherem  Gewinn  haben 
111^  ungemein  stark  eingewirkt,  fremde  Länder  wirtschaftlich  ge- 
hoben,  ausgleichend  auf  die  Profite  u.  Zinsen  zwischen  verschiedenen 
Ländern  eingewirkt,  zugleich  auf  den  internationalen  Güteraustausch 
einerseits  förderlich,  indem  Massen  neuer  Produkte,  be.s.  Rohstoffe, 
Ealiriingsmittel  für  den  Weltmarkt  produziert  werden,  andrerseits 
hemmend,  indem  durch  Entwicklung  von  Industrie,  Bergbau  in  der 
Fremde  die  auswärtigen  Produkte  (Fabrikate)  dort  entbehrlicher 
werden,  s)  Aber  für  die  einheimischen  Arbeiter  ist  diese  Kapital- 
Übertragung,  soweit  sie  die  Nachfrage  nach  ihnen  vermindert,  in 
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I Bezug^  auf  die  Lage  in  Lohnkämpfen  nachteilig,  umsomehr,  w'enn 

es  gelingt,  bisher  im  Inland  erzeugte  Artikel  durch  wohlfeilere  ans 
dem  Auslande  zu  ersetzen. 

Mancherlei  wirkt  hier  noch  besonders  fördernd  auf  solche  Kapital- 
übertragung in  die  Fremde  ein.  So  aa)  günstige  natürliche  Produktions- 
bedingungen daselbst,  nach  Klima,  Bodenart,  Bodeninhalt,  daher  mit 
geringeren  natürlichen  Prod.kosten  (Landwirtschaft,  Forstwirtschaft, 
Bergbau,  Fischerei);  bb)  Ersparung  an  Transportkosten,  z.  B.  für  die 
Rohstoffe,  wenn  sie  in  der  Fremde  selbst  verarbeitet  werden,  statt  erst 
in  der  Feme  nach  langem  Transport  (Textilstoffe,  Erze,  Metalle,  Holz), 
u.  auch  für  die  Fabrikate,  wenn  sie  nicht  mehr  aus  der  Ferne,  mit 
Fracht-  u Handelskosten  belastet,  sondern  am  Konsumtionsorte  her- 
gestellt werden  (Agrarstaaten,  die  sich  zu  Industriestaaten  entwickeln), 
cc)  Von  besonderer  AVichtigkeit  kann  das  handelspolitische  u. 
Zollsystem  werden.  Schutzzölle  eines  anderen  Landes,  welche  die 
Einfuhr  fremder  Produkte  mehr  oder  weniger  hemmen  u.  die  Aussichten 
für  Profit  u.  Kapitalzins  im  Lande  des  Schutzzolls  verbessern,  sind  oft- 
mals Anlass  gewesen,  aus  entwickelteren  Ländern  ganze  Produktions- 
zweige,  Betriebe  u.  Kapitalien  ins  Schutzzollgebiet  zu  übertragen,  in 
I den  Grenzgebieten,  aber  auch  allgemein  (England  nach  dem  Kontinent. 

I Schweiz  nach  Deutschland  u.  Oesterreich,  Deutschland  nach  seinen 

Nachbargebieten,  bes.  im  Osten  u.  Süden,  Europa  nach  Amerika,  AVest- 
u.  Mitteleuropa  u.  jetzt  auch  Nordamerika  nach  Südamerika,  Afrika  u, 
j bes.  Asien  usw.). 

0 Soweit  die  einheimischen  Arbeiter  unter  den  direkten  u. 
indirekten  Folgen  dieser  Kapitahiuswanderung  leiden,  indem  im 
Lohnkampf  ihr  Erfolg  schwieriger,  der  Absatz  ilirer  Arbeits- 
lU'odukte  Avegen  der  Entwicklung  der  auswärtigen  Produktion  ge- 
schwächt, durch  Zufuhr  billiger  fremder  Produkte  deren  einheimische 
Produktion  erschwert  wird,  gehen  folgerichtig  die  Bestrebungen  der 
Arbeiter  darauf  hinaus,  die  Arbeiterorganisation  international, 
wenigstens  für  den  Bereich  der  in  der  Weltwirtschaft  in  der  an- 
gedeuteten  AV eise  miteinander  konkurrierenden  Länder,  auszu- 
delmen,  so  den  Zuzug  wohlfeiler  fremder  Arbeitskräfte,  die  Einfuhr 
billiger  fremder  Konkurrenzartikel  zu  hemmen  (Umgestaltung  der 
Scliutzzollfrage  zu  einer  ,,sozialen‘‘  im  Arbeiterinteresse),  die  Arbeits- 
bedingungen zwischen  Inland  ii.  Fremde,  bes.  betr.  Lohn-  u.  Arbeits- 
zeit, möglichst  gleichmässig  zu  gestalten  (auch  die  Gesetzgebung 
■ über  Arbeiterscliutz  u.  Arbeiterversicheriing),  in  Lobnstreiten  sich 

gegenseitig  zu  unterstützen,  aa)  Die  hier  zu  überwindenden 
Schwierigkeiten  sind  grösser  als  im  ersten  u.  zweiten  Fall,  nationale 
Interessenverschiedenheiten  wirken  mit  ein,  politische  Bedenken 
treten  mehr  hervor,  aber  im  'vveltwirtscbaftlichen  A’^erkclirssystem 
ist  eine  solche  internationale  Entwicklung  der  Arbeiterorganisation 
schliesslicli  ebenso  folgerichtig  als  die  lokale  u.  interlokale  Ent- 
wicklung innerhalb  einer  Volkswirtschaft  hier,  bb)  Je  melir  sie 
gelingt,  desto  mehr  wird  auch  dieser  dritte  Ausweg  dem  Unternehmer 
in  dem  Kapital  versperrt  u.  kann  somit  die  Lohnsteigerung  auf 
Kosten  der  Profite  durchgesetzt  werden. 
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d)  Dass  ein  solcher  Erfolg  im  Ganzen  auch  für  das  Gemein- 
wesen nicht  allgemein  schädlich,  wenngleich  auch  hier  mit  einigen 
wichtigen  Bedenken  verbunden  ist,  ergiebt  sich  aus  der  Vergleichung 
der  absoluten  ökonomischen  Durchschnittslage  der  Arbeiterklasse 
mit  der  des  Unternehmertums  u.  des  Rentnertums,  wobei  freilich 
erhebliche  Verschiedenheiten  für  die  einzelnen  Teile  dieser  letzteren 
beiden  (Gross-,  Mittel-,  Kleinbetrieb,  Gross-,  Mittel-,  Kleinkapitalisten) 
bestehen.  Dieser  Punkt  hängt  mit  den  allgemeinen  Folgen  solcher 
Lohnsteigerungen  auf  Kosten  des  Profits  zusummen. 

E.  Steigen  des  Lohns  auf  Kosten  der  Konsumenten 
(Käufer)  der  Arbeitsprodukte  durch  Fortwälzung  auf  die  Preise 
dieser.^  1.  Dieser  zweite  Weg,  auf  welchem  Lohnsteigerungen 
auch  bei  gleichbleibender  Produktivität  der  Arbeit  erreicht  werden 
können,  bietet  praktisch  wohl  meistens  einen  grösseren  Spielraum 
tur  den  Erfolg  als  der  erste.  2.  Auf  ihm  ist  im  ganzen  auch  ein 
Erfolg  für  die  Arbeiter  weniger  schwierig  als  auf  dem  erstem  zu 
erzielen,  weil  sich  seiner  Betretung  das  Interesse  der  kapitalist. 
Unternehmer  zwar  ebenfalls,  aber  doch  schwächer  entgegenstemmt, 
da  es  unter  einem  Erfolg  der  Arbeiter  auf  diesem  zweiten  W ege 
meistens  weniger  leiden  wird.  Nur  wenn  die  Preissteigerung  der 
Produkte  den  bisherigen  Absatz  oder  die  sonst  wahi-scheinliche  Aus- 
dehnung dieses  schädigt,  droht  dem  Unternehmerinteresse  eine 
Schädigung  ähnlicher  Art  wie  bei  Lohnsteigerung  auf  Kosten  des 
Profits.  3.  Allerdings  ist  der  Erfolg  auf  diese.m  zw'eiten  Wege  kein 
reiner  Gewinn  für  die  Arbeiter,  denn  a)  als  Konsumenten  ihrer 
eigenen  Produkte  werden  sie  von  den  Preissteigerungen  ja  ebenfalls 
getroÖen  u.  b)  auch  die  Gefahr  einer  Absatzsschädigung  droht  sie 
in  Mitleidenschaft  zu  ziehen.  Zu  a:  Es  ist  jedoch  eine  Ueber- 
treibung,  die  aber  im  Publikum  vielfach  verbreitet  ist,  wegen  dieser 

V irkung  einen  Vorteil  solcher  Lohnsteigerungen,  welche  auf  die 
Preise  überwälzt  werden,  für  die  Arbeiter  überhaupt  zu  bestreiten. 

et)  Denn  bei  der  bestehenden  Verschiedenheit  der  ökonomischen 

V olksklassen  nach  Beruf,  Art  u.  Höhe  des  Einkommens  produzieren  ja 
die  Arbeiter  im  grossen  Umfang  nicht  für  sich  selbst,  sondern  für  An- 
gehörige dieser  anderen  Klassen,  zu  deren  Konsumtionszwecken,  für 
die  Unternehmer  selbst,  für  die  Rentner,  die  Beamten,  die  liberalen 
Berufe  usw.  Soweit  die  Arbeitsprodukte  als  Konsumgüter  dieser  Klassen 
im  Preise  steigen,  bleibt  den  Arbeitern  als  Klasse  ein  reiner  Vorteil, 
/t)  Auch  für  einzelne  Teile  oder  Gruppen  der  Arbeiter,  nämlich  für 
solche,  deren  Löhne  unverhältnismässig  tief  g(;genüber  den  Löhnen 
anderer  Arbeitergruppen  stehen,  absolut  u.  mit  Rücksicht  auf  das  relative 
Last-  u.  Lustmass  bei  der  Arbeit  betrachtet,  kann  eine  Lohnsteigerung, 
welche  zu  Preissteigerungen  führt  u.  zwar  auch  für  Konsumartikel 
anderer,  besser  bezahlter  Arbeiterkategorien,  eine  bessere  Gestaltung 
der  relativen  ökonomischen  Lage  der  verschiedenen  Arbeiterkategorien 
unter  einander  herbeiführen,  was  nur  der  Billigkeit  entspricht. 

Zu  b:  Wegen  der  möglichen  Rückwirkung  der  Preissteigerung 
Hut  den  Absatz  liegt  freilich  auch  für  die  Arbeiter  ein  Interesse 
vor,  in  Lohnkampfen,  welche  zu  preiserhöhenden  Lohnsteigerungen 
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führen  können,  mit  Mass  vorzugehen,  unter  Berücksichtigung  aller 
Umstände,  so  z.  li.  bei  Lxportindustrien  der  Verhältnisse  auf  dem 
Weltmarkt. 

4.  Die  allgemeinen  Einwände  gegen  solche  Lohn-  und  zu- 
gleich Preissteigerungen  sind  schon  oben  (S.  438  ff)  mit  widerlegt 
worden.  Auf  bedenkliche  Seiten  der  allgemeinen  Folgen  auch  vom 
Standpunkt  des  Gesamtinteresses  des  Gemeinwesens,  der  ganzen 
Volkswirtschaft  wird  unten  noch  hingewiesen  werden. 

5.  Die  Bedingungen,  unter  welchen  sich  eine  Lohn- 
steigerung mit  Fortschiebung  auf  die  Preise  durchsetzen  kann,  sind 
sonst  im  wesentlichen  die  nämlichen,  wie  auf  dem  ersten  Wege  bei 
Lohnsteigerungen  auf  Kosten  der  Profite.  Gleiches  gilt  von  den 
\ oraussetzungeu  für  die  Erfüllung  dieser  Bedingungen  u.  von  dem 
preaktischen  Vorgehen  der  Arbeiter,  auch  von  den  zu  überwindenden 
Schwierigkeiten  dabei.  Die  Dinge  liegen  hier  aber  noch  etwas  ver- 
wickelter. 

6.  Man  kann  dafür  wieder  ein  Schema  typischer  Fälle 
aufstellen:  a)  Lokal  durch  die  Konsumtionsverhältnisse  gebundene 

ii.  andere  Produktionen,  b)  Verteuerung  notwendiger  u.  entbehrlicher 
Artikel, 

a)  a)An  den  bestimmten  Ort  des  Bedarfs  der  Produkte 
gebundene  Produktionen  sind  der  Natur  der  Sache,  der  Art 
der  Bedürfnisse  u.  deren  Befriedigung  nach  stets  viele,  auch  bei 
hochentwickelter  Verkehrsteclmik. 

So  namentlich  die  Bauten,  mit  Ausnahme  der  Baubestandteile, 
Gegenstände,  Materialien,  welche  zum  Bau  bedurft  auch  anderswo 
produziert  u.  von  da  bezogen  werden  können;  ferner  mancherlei  Lokal - 
ge w er b e füi  unmittelbaren  persönlichen  Bedarf  der  Konsumenten 
zwar  in  beschränkterem  Masse  bei  entwickeltem,  technisch  ausreichenden 
u.  wohlfeil  zu  benutzenden  Kommunikations-  u.  Transportwesen,  aber 
mehr  oder  weniger  doch  stets,  so  gewisse  Nahrungsgewerbe  (Bäckerei, 
Fleischerei);  Bedarf  an  Kolonial-,  Kurz-,  Schnittwaren  u.  a.  m.  bes.  in 
kleinen  Mengen  u.  jederzeit,  daher  betreffende  Ladengewerbe 
(wo  leichter  rascher,  wohlfeiler  Fernherhezug  die  lokale  Gebundenheit 
der  Bedarfsdeckung  allerdings  auch  einschränkt,  wenigstens  in  den 
Fällen,  wo  auf  einmal  eine  etwas  grössere  Bedarfsdeckung  möglich  ist 
IV  ersandhäuser,  W aren-  u.  Preiskataloge,  Postkollis,  billiges  Stadtportol); 
Gastw^tschafts-,  Scha^ge werbe,  Kleidungsge  werbe  für  individuellen 
Bedari  (Schneiderei,  Schusterei  nach  Mass)j  Reparaturgewerbe;  Dienst- 
leistungsgewerbe  (Lohnfuhrwerk,  Dienstmänner)  u.  persönliche  Dienste 
überhaupt  (Gesindedienst,  auch  z.  T.  Dienste  der  liberalen  Berufe 
Aerzte,  Anwälte,  Lehrer,  gewisse  ßeamtendienste).  ’ 

Bei  diesen  lokal  gebundenen  Produktionen  muss  die 
Arbeiterorganisation  zur  Erzielung  des  Erfolgs  besonders  wieder 
zweierlei  zu  errreichen  suchen;  aa)  Die  Hinderung  des  Zuzugs 
billigerer  Arbeitskräfte  u.  bb)  die  Hemmung  des  Fort/.ugs  wohl- 
habenderer Konsumenten  von  Arbeitsprodukten  u.  Diensten  in  Orte 
mit  wohlfeilerer  Deckung  des  Bedarfs  solcher  Produkte.  Beides 
\Mrd  erreicht  durch  interlokale  (schliesslich  internationale)  Arbeiter- 
oigaiiisation.  Dadurch  werden  auch  im  Falle  bb  bessere  Lohn- 
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Verhältnisse  mit  der  Folge  der  Verteuerung  der  Produkte  u. 
Leistungen  der  lokal  gebundenen  Konsumtionen  u.  Produktionen 
auch  an  solchen  Orten  herbeigeführt,  welche  bisher  wegen  ihrer 
Wohlfeilheit  der  betreffenden  Produkte  bes.  gern  zum  Wohnsitz 
von  gewissen  Personen  u.  Klassen,  welche  wichtige  Konsumenten* 
kreise  darstellen,  aufgesucht  werden. 

Personen  u.  ganze  Klassen,  welche  für  ihre  Berufs-  u.  Lebens- 
zwecke nicht  an  einen  bestimmten  Wohnort  fest  gebunden  sind,  Rentner, 
bes.  mittlere  u.  kleinere,  Pensionäre  haben  dann  keinen  entsprechenden 
Vorteil  mehr,  ihren  Wohnsitz  aus  den  teuereren  in  die  wohlfeileren  Orte 
zu  verlegen,  wenn  die  letzteren  so  selbst  teuerere  werden.  Praktisch 
wird  es  sich  hier  bes.  um  Fortzug  solcher  Klassen  aus  grossen  in  kleine 
Orte  handeln  (so  in  der  „Gründerära“  1X71  fi.  mehrfach).  Z.  T.  erklärt 
sich  die  Wanderung  aus  den  OTösseren  Städten  in  Vororte  mit  so. 
Eine  völlige  Ausgleichung  der  Unterschiede,  so  u.  a.  bes.  betreffs  der 
Aliethöhe,  wird  freilich  nicht  leicht  eintreten. 

ß)  Bei  allen  anderen  Bedarfsdeckungen  u.  Produktionen 
dafür  ist  dagegen  ein  Zusammenfallen  von  Bedarfsort  u.  Produktions- 
ort nicht  geboten,  können  die  Produkte  aus  einem  anderen  Orte 
bezogen  werden.  Hier  handelt  es  sich  daun  bei  der  lokalen 
Produktion,  welche  für  die  Bedarfsdeckung  der  Ortsbevölkerung 
mit  der  wohlfeileren  Produktion  anderer  (heimischer  u.  ausländischer) 
Orte  konkurriert,  um  Lohnsteigerungen  mit  Hilfe  von  Preis- 
steigerungen der  Produkte  durchsetzen  zu  können,  wieder  darum 
aa)  den  Zuzug  billigerer  Arbeitskräfte  zur  Deckung  des  Arbeits- 
bedarts  der  lokalen  Produktion  zu  hemmen,  bb)  die  Produktions- 
u.  Arbeitsbedingungen  auch  in  den  Konkurrenzorten  so  zu  ge- 
stalten, dass  daselbst,  zumal  unter  Finrechnung  der  Transportkosten 
der  Produkte  vom  oder  zum  Bedarfsorte  hin,  auch  nicht  wohlfeiler 
produziert  \x,  abgesetzt  werden  kann;  cc)  wenn  beides  (aa  u,  bb)  nicht 
oder  nicht  ausreichend  zu  erreichen  ist,  die  Zufuhr  der  Produkte 
zum  Bedarfsort  möglichst  zu  erschweren,  was  innerhalb  derselben 
Volkswirtschaft  durch  Ortszölle  auf  in  den  Ort  eingeführte  fremde 
Konkurrenzartikel  (Akzisen,  Oktrois)  sich  bewirken  Hesse  u.  im 
internationalen  Verkehr  allgemein  durch  Schutzzölle.  Das  Alittel, 
um  aa  u.  bb  durchzusetzen,  ist  wieder  interlokale  u.  internationale 
Arbeiterorganisation.  Bei  cc  taucht  wieder  die  Frage  vom  „sozialen“ 
Schutzzoll  im  Arbeiterinteresse  auf. 

b)  Bei  denjenigen  Personen  u.  Klassen,  welche  ihr  Einkommen 
nicht  oder  nicht  entsprechend  der  Preissteigerung  der  Konsumptibilien 
erhöhen  können  (Rentner,  meist  Beamte,  oft  Arbeiter,  auch  manche 
Unternehmer),  verringert  diese  Verteuerung  natürlich  die  gesamte 
durchschnittliche  Konsumtions-  u.  Sparkraft  absolut,  aber  auch  bei 
allen,  welche  diese  Verteuerung  über  sich  ergehen  sehen,  wenigstens 
relativ.  Dadurch  entstehen  unvermeidlich  Reaktionen  auf  die 
Nachtrage  nach  Produkten,  welche  sich  vei’mindert,  soweit  bei 
persönlichen  Diensten  (Dienstboten)  die  Löhne  direkt  aus  dem 
Einkommen  des  Arbeitgebers  gezahlt  werden;  w'eiter  auch 
Reaktionen  aut  die  sich  ebenfalls  vermindernde  Arbeitsnachfrage, 
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soweit  unmittelb^,  wenigstens  zunächst  u.  vorschussweise,  der  Lohn 
aus  dem  in  der  Produktion  beschäftigten  Kapital  bezahlt  wird,  wo 
die  geringere  Neubildung  dieses  bei  der  geschwächten  Sparkraft 
der  Konsumenten  auch  hier  eine  Verringerung  der  Arbeitsnachfrage 
bewirken,  daher  ungünstig  für  die  Arbeiter  sein  kann.  Aber  diese 
ungünstige  Wirkung  wird  regelmässig  nur  eine  vorübergehende 
m U ebergangszeiten  sein.  Denn  gerade  hier  kommt  in  Betracht, 
dass  die  Schwächung  der  Konsumtions-  u.  Sparkraft  der  unter 
yerteuerungen  ihrer  Bedartsdeckung  leidenden  Personen  u.  Klassen 
doph  vollauf  aufgewogen  wird  durch  die  Steigerung  dieser  Kraft 
1 u I^ol”isteigerungen  geniessenden  Arbeitern.  Es  tritt 

daher  bald  eine  vermehrte  Nachfrage  nach  Produkten  u.  Leistungen 
ein,  welche  diese  Arbeiter  von  sich  ausgehen  lassen,  also  nicht 
eine  definitiv  verminderte  Produktion  u.  Arbeiterbeschäftiguiu^ 
sondern  nur  eine  andere  Eichtung  dafür:  es  werden  mehr 
Arbeiterkonsumptibilien,  auch,  wenn  die  Lage  der  Arbeiter  schon 
hinlänglich  hochsteht,  mehr  für  Arbeiter  u.  deren  Familien  geeignete 
reine  Lenussmittel,  Luxusartikel  für  sie,  u.  weniger  Produkte  für 
die  anderen  Klassen  u.  Personen  verlangt,  produziert,  — die 
Arbeiter  als  Klasse  arbeiten  mehr  für  sich,  weniger  für  andere. 
Somit:  Verschiebungen  der  Produktionsrichtung  u im  all- 
gemeinen aus  dem  Gesichtspunkt  des  volkswirtschaftlichen  u. 
nationalen  Gesamtinteresses  betrachtet  günstige,  wenigstens  soweit 
wuklich  wohlhabendere  Klassen  u.  Personen  zu  Konsum- 
einschränkungen genötigt  werden,  sind  die  endgiltige  Folge,  wie 
schon  früher  mehrfach  in  analogen  Fällen  abzuleiten  war  (bes 
S.  14Ö,  bei  No.  5).  Auch  die  verminderte  Sparkraft  der  Konsumenten 
mit  ihren  angedeuteten  Weiterwirkungen  Avird  durch  Steigerung- 

der  Sparkratt  der  besser  bezahlten  Arbeiter  im  Ganzen  aus" 
geglichen. 

• Für  flie  Vollziehung  u.  Durchsetzung  dieser  Vorgän«-e 
sind  nun  hier  notwendige  u.  entbehrliche  Produkte  u.  Leistun<-en 
zu  unterscheiden.  ® 

“)  notwendigen  Produkten,  d.  h.  solchen,  deren  Ge-  u. 
Verbrauch  nicht  oder  schwer  eingeschränkt  werden  kann,  bleibt  die 
Nachfrage  auch  bei  höheren  Preisen  im  wesentlichen  die  gleiche 
daher  auch  die  Eichtung  der  Produktion,  die  Arbeiterbeschäftigun-^ 
dann  unverändert.  Die  voraussetzungsweise  besser  bezahlten  Arbeiter 
steigern  aber  ihren  Bedarf  quantitativ  u.  qualitativ,  Avas  z.  T.  auch 
aut  die  Produktion  solcher  notwendigen  Produkte,  mithin  auf  die 
Arbeiterbeschättigung  dann,  vornehmlich  aber  auf  die  Produktion 
cici  6ntl)Glirliclion  I^roduktG  forderlich  einwirkt. 

/S)  Wegen  der  Verteuerung  der  notwendigen  Produkte  müssen 
^ele  1 ersoiien  u.  ganze  Klassen  mit  im  ganzen  festem  Einkommen 
Ihren  \ erbrauch  von  entbehrlichen  Produkten  vermindern,  d h 
von  solchen,  deren  Konsum  quantitativ  eine  Einschränkung,  auch 
qualitativ  eine  Veränderung  mittelst  Ersatzes  besserer  durch  gerin<-ere 
Arten  u.  Sorten  verträgt.  Dadurch  entsteht  in  den  betreffenden 
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Produktionszweigen  eine  Verringerung  u.Veränderungder  Produktion, 
der  Arbeiterbeschäftigung,  Das  führt  zu  Uebergangsschwierigkeiten 
auch  fiir  die  in  diesen  Zweigen  beschäftigten  Arbeiter.  Aber  die 
Ausgleichung  vollzieht  sich,  indem  nun  die  besser  bezahlten  Arbeiter 
in  den  Produktionszweigen,  wo  eine  Preissteigerung  gelang  u.  eine 
Lohnsteigerung  so  eintreten  konnte,  eine  gesteigerte  Nachfrage 
nach  ihren  Bedürfnissen  entsprechenden  Produkten  von  sich  aus- 
gehen lassen,  wie  bei  a hervorgehoben  wurde.  Es  werden  das 
nicht  gerade  dieselben  Produkte  sein,  welche  die  übrige  konsum- 
kräftigere Bevölkerung  bisher  begehrt  hat  u,  wegen  der  Verteuerung 
der  notwendigen  Produkte  nunmehr  nicht  länger  bezahlen  kann. 
So  treten  Versclüebu  ngen  in  der  Nachfrage,  demgemäss  gewisse 
Aenderungen  in  der  Eichtung  der  Produktion  auch  hier  ein, 
mit  zeitweilig  auch  für  die  betreftenden  Arbeiterkreise  störenden 
Wirkungen.  Aber  das  Endergebnis  der  Entwicklung  ist  auch 
hier  wieder,  dass  die  gesamte  nationale  Produktion  mehr 
f ü r A r b e i t e r b e d ü r f n i s s e , als  für  diejenigen  der  übrigen 
Bevölkerung,  auch  eventuell  etwas  mehr  für  Luxuskonsumtion  der 
Arbeiter,  als  der  sonstigen  Bevölkerung,  bes.  als  der  Mittelklassen 
arbeitet. 

F.  Endgiltige  Folgen  der  Lohnsteigerung  auf  Kosten  des 
Profits  wie  der  Konsumenten  der  Arbeitsprodukte.  Sie  sind  im  Voraus- 
gehenden schon  mehrfach  berührt  u.  lassen  sich  fulgendermassen 
in  den  Hauptpunkten  zusammenfassen,  wobei  zugleich  einige  bisher 
noch  nicht  behandelte  Seiten  des  Problems  mit  berücksichtigt 
werden. 

1.  Die  Arbeiterklasse  als  solche  erlangt  einen  grösseren  Anteil 
am  gesamten  Volkseinkommen.  2.  Dem  einz(dnen  Arbeiter  kommt 
das  durchschnittlich  zu  gute,  Avenn  die  Arbeiterzahl  nicht  A’ei'- 
hältnismässig  stärker  steigt,  als  der  Klassenanteil  am  Ertrage. 
3.  Innerhalb  der  Arbeiterklasse  sind  es  die  organisierten  u. 
unter  diesen  wieder  die  bestorganisierten  Arbeiter,  welche  diese 
Lohnsteigerungen  erreichen.  4.  Zu  solchen  C>rganisationen  eignen 
sich  nach  dem  höheren  Stand  ihrer  Bildung,  ihrer  schon  erreichten 
besseren  ökonomischen  u.  sozialen  Lage  von  allen  am  meisten  die 
gelernten  Arbeiter. 

5.  Es  bedingt  das  allerdings  Gefahren  für  die  übrigen, 
die  unorganisierten,  die  ungelernten  Arbeiter,  — einen 
fünften“  nach  dem  „vierten“  Stand  — , dass  ihnen  vom  selbst 
gesteigerten  Klassenanteil  der  Arbeiterschaft  nur  eine  kleinere 
Quote  übrig  bleibt,  je  mehr  die  organisierten  ihre  Quote  von  diesem 
Anteil  zu  steigern  vermögen.  6.  Tritt,  wie  öfters  u.  bes.  leicht,  bei 
dieser  untersten  Arbeitei’scliicht,  in  welche  ohnehin  die  Deklassierten 
anderer  Klassen  hinabsinken,  eine  besonders  starke  Vermehrung 
ein,  infolge  grosser,  auch  durch  höhere  Sterblichkeit  nicht  ganz 
aufgeAvogener  Geburtsfrequenz  u.  lokal  infolge  von  Zuwanderung, 
so  Avird  die  Lohngestaltung  dieser  untersten  Schicht  u.  die  Durch- 
schnittslage des  Einzelnen  darin  ungünstig  durch  die  Lohnsteigerung 
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der  oberen  Arbeiterschichten  beeinträchtigt  (Einwürfe  u.  a.  von 
J.  Wolf  gegen  die  „Lohntheorie  der  Gewerkvereine“  wie  man  die 

Wahrheit,  aber  mit 

g osser  Uebertreibung  u.  ohne  Berücksichtigung  alles  Weiteren) 
7.  Indessen  können  sich  a)  einmal  auch  die  imgelernten  Arbeiter 

^‘■P’^s^eren  u.  dann  doch  prinzipiell  ähnliche 
Erfolge  wie  die  organisierten  gelernten  auf  Kosten  der  Profite  ii. 

er  Konsumenten  eraielen ; b)  die  Lohnsteigerung  der  organisierten 
Arbeite-,  welche  sich  auf  Kosten  des  Profits  vollzieht,  bfeibt  unter 
a len  Lmstanden  ein  Vorteil  der  ganzen  Arbeiterklasse,  der  auch 
licht  irpndwie  der  einen  Arbeiterschicht,  der  höheren,  auf  Kosten 
der  anderen,  der  niedrigeren,  sondern  lediglich  auf  Kosten  der 
Unternehmer  u.  Kapitalisten  zugute  kommt;  c)  die  Lolinsteigeriiiig 
der  organisierten  Arbeiter,  welche  sich  durch  das  Mittel  der  Preis- 

SS’ü  “-«r  also  auf  Kosten  der  Konsumenten, 

ein  Vorteil  für  jene  Arbeiterschicht,  der 

h'db  üi  Lasten  der  übrigen  Bevölkerung  ausser- 

it;  ^ Arbeiterklasse,  sondern  auch  zu  Lasten  derjenigL  Teile 
dieser  Klasse  fallt  welche  nicht  an  der  so  erzielten  Lohnsteigeriino- 
leil  nehmen,  daher  auch  der  untersten  Arbeiterschicht,  der  un- 

Sifw  \ f am  Konsum  der  verteuerten 

Piodukte  beteiligt  ist,  bzw.  bisher  es  M-ar,  wenn  ihr  dieser 

Konsum  wegen  der  eingetretenen  Verteuerung  nicht  mehr  zugänglich 
ist  oder  jetzt  deshalb  vermindert  werden  muss,  d)  Prinzipiell 
betrachtet  kann  diese  Arbeiterschicht  so  mit  getroffen  werden,^  aber 
p ktisch  wird  sie  es  nach  Lage  der  Konsumverhältnisse  doch 
nur  in  ganz  geringem  Masse.  Vielmehr  sind  es  teils  die  jetzt  Lohn- 

SZif  Konsumenten 

Vprh  ^ T ?•  “’  ''«roelmilich  nach  den  gegebenen 

Verhahnissen  der  historischen  u.  aktuellen  Einkommen-  u.  Vennögens- 

\ertmlung  m unseren  Volkswirtschaften,  die  kapitalist.  Unternehmer 
als  Konsumenten  u.  die  ganze  Bevölkerung  ausserhalb  der  Arbeiter- 

steigenm^'g  fönt  Preissteigerung  ermögliehte  Lohn- 

. der  nationalen  Produktion,  daher  der 
Arbeiterbeschaftigung,  wird  durch  die  hier  besprochenen  Lohn- 
steigerungen verändert,  es  wird  relativ  mehr  für  Jie  Arbeiterklasse 
als  vordem,  relativ  weniger  für  die  gesamte  übrige  Bevölkerung 
piodiiziert:  die  Arbeiter  arbeiten  mehr  für  sich  selbst.  Im  Ganzen 

Vorteir  wie  schon  bemerkt,  ein 

alle  LiföniS  L«l"’«teigerung  auf  Kosten  des  Profits  leiden  zwar 
alle  kapitahst.  Lnternehnieru.  eventuell  Zinsrentner,  aber  die  ver- 
schiedenen  iptegonen  darunter  in  ungleichem  Masse,  a)  Am 
mesteii  die  kleineren  u.  mittleren  Unternehmer,  welche  sich 
der  Mmlk'  schwerer  durch  Betriebsausdehnung  u.  Verbessening 
wäU.fn^  1^  Letriebsorganisation  helfen  können,  auch  die  Fort- 
walzung der  Lohnerhöhung  auf  die  Preise  wegen  Rückwirkuno- 


I 


•ir 


462 


I 

I 

f 

I 


ihres  ohnehin  durch  die  Konknrrenz  der  Grossbetriebe  gefährdeten 
Absatzes  nicht  so  leicht  durchzusetzen  vermögen,  b)  Die  Gross- 
unternehiuer  u.  Grosskapitalisten  (Rentner)  sind  in  dieser  Hinsicht 
m günstigerer  Lage  u.  wenn  selbst  ihre  Profitrate  (Zlnsfuss)  sinkt 
SO  erhält  sich  doch  ihr  Einkommen  auf  gleicher  Höhe  u.  steigt 
selbst  absolut  noch,  weil  es  aus  grösserem  Kapital  fliesst. 

Lohnsteigerungen  auf  Kosten  der  Konsumenten  treffen 
zwar  ebenfalls  diese  alle,  aber  wiederum  die  einzelnen  Kategorien 
davon  in  verschiedenem  Maasse;  a)  stärker  die  Klassen  u.  Personen 
mit  im  ganzen  festem,  schwächer  die  mit  ver/inderlichem,  aber  auch 
steigeiungsfähigem  Einkommen,  wobei  die  ,, Lebensverteuerung“  als 
Ursache  n.  Motiv  mit  auf  solche  Steigerang  hinwirkt;  b)  relativ 
stärker  die  Klassen  n.  Personen  mit  kleinerem  u.  mittlerem  Ein- 
kommen, als  diejenigen  mit  höherem. 

11.  Am  schwierigsten  wird  durch  die  beiden  Arten  solcher 
Lolmsteigerangen  die  ökonomische  u.  soziale  Lage  der  sogenannten 
Mittelstände.  Das  führt  zum  folgenden  bes,  wichtigen  Punkte 
in  diesem  ganzen  Problem  hinüber. 

• Eer  soziale  Charakter  des  Lohn-  u.  Verteilungsproblems 

im  Kampfe  um  den  Klassenanteil.  1.  Dieser  Charakter  tritt  in 
diesem  Kamp!  um  Lohn-  u.  Profitquote  in  besonders  prägnanter 
Weise  heiwor,  weil  eben  Verschiebungen  in  der  ökonomischen 
JjRge  der  Klassen,  vor  allem  zwischen  Arbeiterklasse  u.  der  ge- 
samten  übrigen  Bevölkerung,  namentlich,  aber  nicht  allein,  der 
L lUeinehnier-  u.  Kapitalistenklasse,  aber  auch  unter  den  einzelnen 
Aibeiterschichten  u.  den  einzelnen  Schichten  der  kapitalist.  Unter- 
nehmerin. der  sonstigen  Bevölkerung  mit  deni  verschiedenen  Erfol» 
dieses  Kampfs,  mit  der  hier  erörterten  Lohnsteigerung  unvermeidlich 
\ erblinden  sind.  2.  Xamentlich  bei  erlangter  Einsicht  in  die  Gesetze 
des  volkswirtschaftlichen  Verteilungsprozesses  in  der  privat- 
wirtschaftlichen  Organisation  (Lohngesetz),  dem  Ergebnis  der 
wissenschaftlichen  Sozialökonomie,  mit  der  Verbreitung  dieser  Ein- 
sicht unter  der  Arbeiterklasse,  dem  Ergebnis  ihrer  Aufkläruno- 
unter  Mitwirkung  der  Agitation,  mit  der  allgemeinen  Hebung  del 
Bildungsstands  u Selbstgefühls  dieser  Klasse,  dem  Ergebnis  der 
Knlturentwicklung  unter  Mitwirkung  des  Schulwesens,  der  Literatur 
u.  Presse,  der  „Emanzipation  des  vierten  Standes“,  mit  der  Ge- 
staltung des  ^ 1 roduktionsprozesses,  namentlich  des  Grossbetriebs, 
der  A.1  beitsteilung,  der  quantitativen  u.  qualitativen  Differenzierung'' 
der  Einkommen-  u.  Verraögensverteilung  im  Volke,  mit  der  aus 
dem  allen  hervorgehenden  Entwicklung  des  „ Klasse  n- 
bewusstseins“  der  Arbeiter  wird  der  Kampf  um  die  Lohnquote 
der  Klasse  der  eigentliche  soziale  Streitpunkt,  wird  der  Erfol-'- 
der  Arbeiter  in  diesem  Kampfe  um  Lohnsteigerangen  auf  Kosten  des 
Profits  u.  der  Konsumenten  der  besonders  empfindliche  soziale 
Druckpunkt  für  die  übrige  Bevölkerung:  die  soziale  Signatur 
seit  der  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  auf  diesem  Gebiete 
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vemö^ens)!“”^  Volkseinkommens  (n.  successiv  des  Volks- 

3.  Besondere  Beachtung  verdienen  hier  die  grossen  Ver- 
anderungen  von  weittragender,  auch  sozialer  u.  politische-  Bedeutung 
njlche  sich  in  den  grossen  ökonomischen  Klassenschi-chten 
dei  modernen  Bevölkerung  unserer  Kulturstaaten  u.  auch  in  den 
Hauptabteilungen  dieser  Schichten  unter  den  hier  erörterten 
Einflüssen,  den  Lohn-  u.  Profitverschiebungen  u.  Preissteigeruno-en 

‘ ?"""  weiteren  Einflüssen  des  modenien 

Kai  '^‘'^^^■off’'etrlebs,  des  Privatkapitalismus  u.  der 

Kapitalkonzentration  einstellen.  a)  Nach  dem  wichtigsten  Punkte 
der  Einkommenhohe,  aber  damit  zusammenhängend,  wenn  auch 
nicht  einfach  zusammenfallend,  auch  der  Einkommen-  u.  Vermö-ens- 

toh’l  Berufsstellung  kann  '’man 

nohl  diei  grosse  ökonomische  Hauptklas.sen,  einen  unteren 

mittteren  n oberen  Stand  (oder  Schicht),  in  jedem  wieder 
passend  drei  Abteilungen  unterscheiden. 

S irPfi-  Aufsatz  in  der  Ztschr.  d.  preuss.  statist.  Bureaus  1904 

massen  für^Mittel  u kann  to  einiger- 

massen  lur  Mittel-  u Westeuropa  iiberhaupt,  etwas  anders  für  andere 

Einkommen  (der  Familie)  bis  c.  2000— -^100  M Höhe 

nach  oben  zu  begrenzt  werden.  Dies  Einkommen  rührt  wesZtlich  aus 

^ffeiu  der  arbeitenden  Klasse,  aus  Gehalt  voi  Un  erbea^^^^ 

offratlichem  u.  Pnvatdienst,  aus  dem  Profit,  der  Rente  klSr  knd- 

nirtschatthcher,  gewerblicher,  merkantiler  Unternehmer  her  umfasst  also 

das  dieser  Klassen.  Drei  Abteilungen  in  diese?  ganzerUnto 

'onnen  etwa  als  unterste  mit  Einkommen  bis  ca.  4—500  M mittlere 

<l(Ä  (Ä  Ws  S iTd  höhere  mit  soläem  von 

S“  “'ässig™  Anschluss  an  preLische^E^nTommens^^^^^^^^^ 
stufen)  The  genannten  Bevölkerungsklalsen  lassen  sich  uSchlei  Tn 

\lf« S.  7ti).  ,t)  rfer  zreur  de? 

ca.  JOOOO  (9.JÜ0,  O^OjM.,  die  gesamte  mittlere  Unternehmerschiclit 
Teil  de".  Subalterndienst  r den  Tr«S 

IBenst  f,  "■  “‘ttloren  „höheren“  Beamtentums  im  ölfentlichen 

1 lenst  u in  palqgen  Privatstellungen,  Rentiers  (Leih-  Miet-  Pacht- 
zinsbezieher) in  dieser  Einkommenhöhe.  Von  Arbeitern  Ts  rl^n 
nur  einzelne  in  diesen  Mittelstand  nach  der  EinkomSöhe  hinein  sS 
spezia  istisch  gelernte  Arbeiter,  u.  auch  sie  nur  wX  unterer  kaum 
XtMstaud^'?  mittlere  Abteilung.  Von  solchen  Abteilungen  in  diesem 

m tSe  miX-ifw^^^^  TrJin®''' ' his  HOOO,  eine 

‘S  I 30W--b0(X),  eine  höhere  mit  6000  bis  9-10  000  (9500 

FtnVtf  '®'^®hen.  y)  Endlich  ist  ein  okonomisch-sozialer  Oberstand  mit 
Eii^ommen  von  über  9-10000  (9Ö00,  9600)  M.,  ebenfalls  mirdrW  Ab- 
eilungen  von  ca.  9-10  000  bis  ca.  30  000  M.,  von  da  Ws  cXi(K)Sk}  M 
u.  von  da  aufwärts  zu  bilden.  Das  höchste  Beamtentum  einzelK 
liberalen  Berufen,  grössere  Unternehmer  aller  Art  Gross- 

Rentiers  bilden  diese  dritte  KlasS 
le  meisten  davon  gehören  dann  zur  untersten,  eine  viel  kleinere  Zahl 


A.  'Wagner,  soz.-ökon.  Grundriss,  4.  Aufl. 
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nur  noch  zur  mittleren  u.  eine  noch  kleinere,  im  heutigen  Industrie- 
staat indessen,  so  scheint  es,  relativ  stark  an  Zahl  u.  Einkommen  (auch 
Vermögen)  wachsende  zur  obersten  Abteilung.  In  dieser  kann  passend 
weiter  nach  Einkommenstufen  eingeteilt  werden  (z.  B.  100  (KX)  M.  bis 
Vo  3IilL,  ^ o 1 Mill.,  1 — 2 Mill.  usw.)  bis  zu  Gruppen  des  vorkommenden 
absolut  höchsten  Einkommens,  um  den  Verhältnissen  alten  Grossgrund- 
besitzes, namentlich  aber  neueren  industriellen,  merkantilen  Unternelimer- 
tums,  aus  Spekulation  usw.  hervorgehenden  Grosseinkommens  ßcchnuno' 
zu  tragen.  ^ 

b)  Beachtenswert  ist  nun,  wie  die  dargelegten  Lohnsteigerungen 
aut  Kosten  der  Profite  u.  der  Konsumenten  in  Verbindung  mit 
allen  den  angedeuteten  u.  öfters  oben  näher  erörterten  Entwicklungen 
auf  diese  ökonomische  Klassenschichtung  einwirken. 

a)  Die  Unterschicht  (Unterstand)  hebt  sich. 

In  der  Zahl  ihrer  Angehörigen  (selbsttätig  Erwerbenden  aus  der 
Mittelschicht)  erfährt  sie  Zuwachs  aus  kleineren  Unternehmern,  die  in 
die  Arbeiterstellung  gedrängt  werden  (zumal  in  der  Generationenfolge). 
Aber,  insbes.in  der  Aera  des  Industriestaats,  erfolgt  eine  Hebung  der  Unter- 
schicht, findet  ein  Aufrücken  in  den  Abteilungen  dieser  Schicht  statt,  der  Zahl 
der  dazu  Gehörigen  u.  der  Quote  vom  Volkseinkommen  nach,  welches  die 
ganze  Schicht  u.  die  mittlere  u.  höhere  Abteilung  darin  bezieht. 

fi)  Die  Mittelschicht  aa)  kommt  in  eine  scli  wierigere  Lage, 
namentlicli  ihre  untere  u.  mittlere  Abteilung. 

Die  dazu  gehörigen  Unternehmerkreise  u.  Rentiers  leiden  unter 
den  Profit-  u.  Zinsermässigungen,  Jene  können  das  nicht  so  leicht 
durch  technische  u.  betriebsorganisatorische  Fortschritte  gut  machen, 
wie  die  Grossunternehmer,  sind  auch  in  den  Lohnkäinpfen  scliwächer 
als  diese  den  Arbeitei'ii,  u.  in  den  Preissteigerungen  ihren  Abnehmern 
gegenüber.  Die  mittleren  Rentiers  vermögen  das  sie  treffende  Sinken 
des  Zinses  durch  Steigerung  ihres  Kapitalbesitzes  ebenfalls  nur  scliwer, 
schwerer  als  die  Grosskapitalistcn  in  der  Höhe  ihres  absoluten  Einkommens 
auszugleichen,  weil  ihre  neue  Kapitalbildung,  welche  bei  geringerem 
Zins  erschwert  wird,  dazu  nicht  stark  genug  ist.  Alle  diese  Kreise 
bis  in  die  oberste  Abteilung  des  Mittelstands  hinein,  leiden  ferner  unter 
den  Verteuerungen  ihrer  Bedarfsdeckung,  auch  unter  den  Lohn- 
steigerungen speziell  der  im  häuslichen  Dienst  beschäftigten  Arbeiter 
(Dienstboten).  Die  übrigen  Personen  (Familien),  welche  in  diesen  Mittel- 
stand, bes.  in  dessen  untere  u.  mittlere  Abteilung  gehören,  Beamte 
aller  Art,  können  ihr  Einkommen  schwer  steigern  u.  werden  durch  für 
sie  unabschiebliche  Verteuerungen  bes.  empfindlich  getroffen. 

bb)  Der  Zahl  seiner  selbständig  erwerbenden  Angehörigen  nach 
hält  sich  der  Mittelstand  schon  schwer  in  seiner  bisherigen  Quote 
von  der  Bevölkerung,  sein  Anteil  am  Volkseinkommen  droht 
sich  sogar  zu  vermindern. 

Zwar  in  den  „Angestellten“  (Privatbeamten)  dei  grösseren  Betnebe 
erfährt  diese  ganze  Schicht  eine  Zunahme,  wenigstens  einen  Ersatz  der 
durch  die  wirtschaftliche  Entwicklung  aus  der  selbständigen  Unternehmer- 
Stellung  Verdrängten,  aber  meist  nur  in  der  unteren  u.  höchstens  der 
mittleren,  nur  ausnahmsweise  der  oberen  Abteilung  dieser  Schicht.  Die 
dem  privaten  Erwerbsleben  Angehörigen  des  ganzen  Mittelstands  werden 
aber  von  unten  durch  die  Hebung  der  Arbeiterklasse,  von  oben  durch 
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desGrossbotriebs,  Grossbesitzes,  derKapitalkonzentratioii 
gecfrückt  ^ ^ erteuerungen  ihres  persönlichen  Verbrauchs 

cc)  Die  gesamte  ökonomisclie  u.  dadurch  mit  bedingt  soziale 
Klassenstellung  der  Mittelschicht  wird  so  zu  ihren  Ungunsten 
u.  zu  Gunsten  der  Unterschicht  wie  der  O her  Schicht  verschoben 

AtnfÄ- ® belegen  gerade  das  tatsächlich.  Das  zu  dieser 

.Mittelschicht  n^ehorige  öffentliche  Beamtentum  vermehrt  sich  der  Zahl 
nach  durch  die  moderne  Entwicklung  von  Staat  u.  Gemeinde  zwar 
staik,  sein  Einkommen  steigt  aber  nur  langsam  u.  dann  eben  nach 
unem  anderen  als  dem  privatwirtschaftlichen  Regulierungsprinzin 
(Gehaltserhöhungen  aus  öffentlichen  Einkünften,  aus  Steuern  insofern 
durch  Zwangsbeiträge  der  ganzen  Bevölkerung).  Die  ihm  imabschiebbaren 
\ erteuerungen  ( V ohnungl)  bedrücken  das  Beamtentum  bis  zur  Gewährung 
von  Gehaltserhöhungen  stark  u.  diese  Erhöhungen  sind  nicht  immer  aus- 
reichend 11.  zu  langsam  zur  Ausideichung.  Die  privaten  „Angestellten., 
erfahren  zwar  wohl  auch  Gehartserhöhungen,  sind  aller  im  Vergleich 
mit  den  gewöhnlichen  Lohnarbeitern  meist  in  ungünstigerer  Lage,  weil 
°^[V  5‘^^"'ächer  organisiert  sind  u.  einer  stärkeren  konzentrierten 
Macht  des  Lnternehmertums  gegeuüberstehen  (kaufmännisches  Personal, 
solches  der  grossen  Einzelbetriebe,  Erwerhsgesellschaften,  Bank-,  Privat- 
eisenbahnlieamtentum!).  , 

vv'-  ^'^1  Oberschicht  prosperiert  unter  den  modernen 
\yrtschaftsentwickliingeii  am  meisten  u.  innerhalb  ihrer  wieder 
die  o berste  A.bteilung,  bes.  in  den  industriellen,  merkantilen  Berufen 

Grossbetneb,  Kreditwesen,  Kapitalkouzentration,  KartellierumT 
Leihzinscrmassigung  m ihren  aiifgenomraenen  Krediten  kommen  dieser 
bchicht  am  meisten  zu  gute,  Spekulations-,  Konjunkturengewinne  eben- 
falls, m technischen  u.  betriehsorganisatorischen  Fortschritten  ist  sie  die 
überlegene,  iin  Lolinkampf  mit  den  Arbeitern  durch  Unternehmer-  u. 

' mittlere  u kleinere  Unternehmertum, 

m du  1 reispohtik  bei  Deckung  ihres  Bedarfs  an  Sachen  (Rohstoffe  usw  i 

u U-odukte  die  unabhängigere,  der  Kartellierung  kann 
Sie  sich  am  leichtesten  u.  erfolgreichsten  Tiedienen. 

aa)  Der  absoluten  Zahl  ihrer  Angeliörigen  nach  ist  diese  Ober- 
scJiicht  zwar  immer  ii.  überall  noch  klein.  Aber  diese  Zahl  ver- 
mehrt sich  trotz  der  quasimonopolistischen  Stellung,  welche  die 
einmal  zu  dieser  Schicht  bereits  gehörigen  Personen  als  Unter- 
nehmer eimiehmen,  relativ  stark  durch  Emporkmiimen  bes  o-e- 
sehickter  u.  vom  Glück  begünstigter  Elemente  aus  der  Mittelschicht 
u.  selbst  hier  u.  da  der  LAiterschicht.  Innerhalb  der  Obei-schicht 
erfolgt  cm  Autrücken  in  die  tieideii  höheren,  auch  in  die  liöchste 
Abteilung.  Liiikommen-  u.  Veimögenskonzeiitratiou  zu  sehr 
h oben  M ertbeträgen  finden  statt  bis  ins  Riesenhafte  hinein 
bb)  Der  Anteil  der  ganzen  Oberschicht  u.  gerade  auch  ihrer 
mittleren  u.  oberen  Abteilung  am  Volkseinkommen  u.  -Vermö«’en  v^er- 
grössert  sich  ebentalls.  cc)  Das  ökonomische  ii.  dadiircir bedin<>-t 
das  soziale  Gewicht  dieser  Schiclit  wächst  so  absolut  u.,  was  für 
die  Vertei  ungsfrage  wieder  bes.  wichtig  ist,  auch  relativ,  namentlich 
der  Mittelschicht,  aber  auch  trotz  ihres  ebenfalls  steigenden  Anteils 
am  Volkseinkommen,  auch  der  Unterschicht  gegenüber, 
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d)  Alles  in  Allem:  die  Einkommen-  ii.  Vermögens-„Pyramide“ 
(oder  Kegelfonn)  erfährt  eine  Verstärkung  ihres  unteren  Haupt- 
teils, relativ  noch  mehr  ihrer  Spitze,  welche  in  Kugelform 
übergeht,  eine  Schwächung  dagegen  ihres  Mittelglieds,  das 
sich  zusammenzieht  u.  aus  der  Richtung  der  allmählichen  Ver- 
jüngung, wie  sie  die  Pyramidenform  bedingt,  in  eine  Art  sich  ver- 
engenden Vertikalaufbaus  übergeht,  w^elcher  Unterbau  u.  nunmehr 
kugelförmige  Spitze  verbindet.  Im  Ganzen : die  y r a m i d e n - 

(oder  Kegel-)  Form  geht  in  eine  Art  Flaschenform  über 
(Rodbertus). 

Um  bei  diesem  treffenden  Bilde  (in  gi'aphischer  Darstellung  leicht 
auszuführen)  zu  bleiben:  Vergi'üsserung  des  Flaschenraums:  ökonomische 
Unterschicht,  bes.  Arbeiter;  Verengung  des  Flaschenhalses:  Mittel- 
schicht; relativ  bes.  starke  Vergrösserung  des  Flaschenkopfs:  Ober- 
schicht, u.  darin,  um  das  Bild  festzuhalten  u.  noch  weiter  auszuführen: 
noch  ganz  besondere  Vergi*össerung  des  Flaschenpfropfes:  oberste  Ab- 
teilung der  Oberschicht.  (Bild  der  Weinflasche,  auch  hier  Weisswein- 
u.  Chainpagnerflaschenform  in  Rotweinflaschenform  mit  langem  schmalen 
Hals  übergehend,  — nur  etwa  mit  hinzugedachtem  immer  dickeren 
Champagnerpfropf).  Rodbertus  hat  bezügliche  graphische  Darstellungen 
mit  ganz  unbrauchbarem  englischem  einkommensteuer-statistischem 
Material  versucht  (in  seiner  Schrift  „Zur  Beleuchtung  der  sozialen 
Frage“,  Teil  11  (Bd.  III,  aus  seinem  literarischen  Nachlass,  IHHb] 
s.  darüber  mein  Vorwort  zu  dieser  Schrift).  Aber  das  Bild  bleibt  brauch- 
bar, um  die  Tendenzen  der  Entwicklung  damit  leicht  fasslich  zu 
illustrieren. 

4.  Was  hier  über  die  Gesamtentwicklung  der  Einkommenverteilung 
unter  den  dargelegten  Einflüssen  abgeleitet  wurde,  ist  ein  Ergebnis  des 
deduktiven  Verfahrens,  aber  eines  solchen,  welches  von  bestimmten 
Tatsachen  als  seinen  Prämissen  ausgeht.  Es  kann  nur  mit  anderen 
richtigeren  Tatsachen  oder  unter  Nachweis  falscher  Schlussziehung  aus 
den  benutzten  widerlegt w’ erden.  Seine  Bestätigungfindetesim  allgemeinen 
schon  aus  zahlreichen  Wahrnehmungen  über  die  gesamte  ökonomische 
Lage  der  einzelnen  Volksschichten,  speziell  der  Mittelschicht,  bes.  in 
England,  neuerdings  auch  in  Deutschland  u.  Nordamerika.  Hier  tritt 
in  der  „Industriestaatsperiode“  absolute  u.  relative  Hebung  der  Unter- 
schicht, noch  stärkere  der  Oberschicht,  mindestens  aber  relative 
Schw'ächung  der  Mittelschicht  in  zahlreichen  Symptomen  hervor.  Die 
Tendenz  dieser  Entwicklung,  ihre  angedeutete  Gesamtrichtung 
halte  ich  für  sicher  bewiesen.  Nicht  sowohl  diese  Tendenz  u.  Richtung 
bedarf  danach  noch  eines  besonderen  erfahrungsmässigen  Bew'eises, 
sondern  nur  das  Mass,  in  welchem  sie  sich  tatsächlich  in  einer  ge- 
gebenen Volkswirtschaft  in  bestimmter  Zeit  vollzogen  haben  u.,  unter 
gleichbleibenden  Bedingungen  u.  Ursachen,  dann  mit  \Vahrscheinlichkeit 
weiter  vollziehen  w^erden.  Das  lässt  sich  nur  durch  eine  genaue 
statistische  Ermittlung  der  Einkommen-  (u.  'N'^ermögens-)  V^*rhältnisse 
der  Bevölkerung  feststellen.  Nach  Lage  der  Umstände  muss  man  sich 
dafür  des  Materials  der  Veranlagung  gut  geregelter  u.  korrekt  durch- 
geführter Einkommens-  u.  Vermögenssteuern  bedienen.  S.  darüber 
meinen  Vortrag  auf  dem  Berliner  Kongress  des  internat.  statist.  Instituts 
lÜOö  (im  Bericht  darüber,  mit  Tabellen  für  Preussen)  u.  die  weitere 
Ausführung  dieses  Vortrags  mit  Verarbeitung  des  preussischen  statist. 
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JVlaterials  in  meinen  oben  S.  46  gen.  beiden  Aufsätzen  in  der  Ztschr. 
des  Preuss.  statist.  Bureaus  1ÜÜ4.  Ich  glaube  hier,  abweichend  von 
mehrfacher  anderweiter  (mehr  optimistischer)  Auslegung  des  preussischen 
u.  sonstigen  deutsclien  (bes.  des  sächsischen)  Einkommensteuer-Materials, 
den  Nacnw’eis  geführt  zu  haben,  dass  die  Entwicklung  der  Ver- 
teilung des  preuss.  Volkseinkommens,  insbes.  nach  der  Höhe 
der  Einzel-  (Privat-)  Einkommen  untersucht,  den  deduktiv- 
theoretischen Ergebnissen  entspricht,  welche  im  Voraus- 
gehenden dargelegt  w^orden  sind.  So  schon  einigerrnassen  nach 
dem  mangelhaften  älteren  Material  auf  Grund  der  früheren  unvoll- 
kommenen Veranlagung  der  preuss.  Klassen-  u.  klassifiz.  Einkommen- 
steuer (bes.  1851—1891)  u.  mehr  noch  in  der  Periode  der  früheren 
Phasen  der  industriestaatlichen  Entwicklung,  vollends  aber  noch 
schärfer  u.  zugleich  noch  bew^eiskräftiger  in  der  neuesten  Periode  der 
bereits  hoch  industriestaatlichen  Phase,  auch  der  Lolinkämpfe  u. 
zugleich  des  wesentlich  verbesserten  Verfahrens  der  Einkommensteuer- 
Veranlagung  seit  1892  (in  meiner  Arbeit  bis  1!K)2;  die  seitdem  Ji\r 
weitere  Jahre  vorliegenden  Ergebnisse  w^arten  noch  auf  analoge  Ver- 
arbeitung, sie  möchten  meine  früheren  bestätigen). 

Das  Hauptergebnis  für  Preussen  ist:  nach  der  Zahl  ihrer 
Angehörigen  (Haushaltvorstände,  Zensiten)  u.  ihres  Anteils  am  absolut 
ausserordentlich  gestiegenen  Volkseinkommen  — des  gesamten  (inkl. 
des  schätzungsw'eisc  vei'anschlagten  der  steuerfreien  Bevölkerung,  unter 
900  M.),  u.  speziell  des  veranlagten  Volkseinkommens,  über  ^100  M.  p. 
Zensit  — hat  sich  die  oben  sogen.  Unterschicht,  also  vornehmlich  die 
Arbeiterbevölkerung  (ob  auch  die  Kleinunternehmer?),  gehoben,  mehr  u. 
stärker  als  die  Mittelschicht,  aber  am  meisten  die  Oberschicht 
u.  in  dieser  wieder  die  oberste  Abteilung.  Die  Zahl  der  Personen 
(bezw.  Familien),  welche  zur  ganzen  ObersAicht  u.  vollends  zu  deren 
obersten  Abteilung  gehöi'en,  ist  zwar  immer  noch  eine  absolut  sehr 
kleine,  aber  relativ  stärker  gewachsen  als  bei  den  anderen 
Schichten  u.  namentlich  ihr  Klassenanteil  am  Volkseinkommen 
hat  sich  im  besonderen  Masse  vergrössert.  Nur  eine  Bestätigung 
dessen,  w’as  im  jüngsten  Industriestaats-Zeitalter,  in  der  Aera  der 
Aktiengesellschaften,  des  Börsentreibens,  der  grossen  Banken,  L^nter- 
uehmungsfusionen,  Kumulation  von  Aufsichtsratstellen,  Kartellen, 
steigender  Konzentration  u.  Macht  des  nationalen  u.  internationalen 
Privatkapitalismus  bei  uns  zu  erwarten  war,  wie  es  längst  in  England 
eingetreten  ist  u.  wie  es  am  allerstärksten  in  nordamerikanischer  Tmst- 
wirtschaft  u.  bei  den  dortigen  IMultimillionären  (nach  amerik.  Jargon 
BillionäreiD  sich  zeigt.  In  Summa:  eine  neue  grosse,  die  alte  an 
Zahl  u.  Einkommen-  u,  Vermögenshöhe  weit  überragende 
ökonomische  (Geld-)  Aristokratie  kommt  auf,  neben  einem 

gehobenen  Arbeiterstande  u.  einem  ^drückten  Mittelstände. 

ie  Konsequenzen  daraus  liegen  nahe.  Die  Beweisführung  u.  nähere 
Darlegung  im  Einzelnen  ist  in  den  gen.  Aufsätzen  zu  finden. 

5.  Nach  dem  Allen  hat  gerade  die  zw'eite  Methode  der 
Hebung  der  arbeitenden  Klassen,  mittelst  Lohnsteigerung  auf 
Kosten  der  Profite  u,  der  Konsumenten  der  Arbeitsprodukte,  eine 
grosse  prinzipielle,  allgemeine  volkswirtschaftliche  u. 
soziale  Bedeutung.  Ist  diese  zweite  Methode  für  den  Zweck  auch 
von  geringerer  })raktischer  Bedeutung  als  die  erste,  so  ist  sie 
wegen  ihres  Einflusses  auf  die  veränderte  Relation  der  Klassen- 
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lagen  zum  Verständnis  der  gesamten  modernen  Wirtscliaftsentwieklung 
docli  eigentlich  die  wichtigere  u.  wissenschaftlich  interessantere. 
Auch  psychologisch  hedeutsam  ist  die  nacligewiesene  Ver- 
schiebung der  Klassenlagen.  Bei  erheblicher  absoluter  Verbesserung 
der  Lage  der  Arbeiterklasse  ist  zwar  der  Abstand  zwischen  ihrer 
u.  der  Lage  der  Mittelklasse  absolut  kleiner,  aber  gegen  die 
Lage  der  Oberklasse  u.  zAvischen  dieser  u.  der  ^Mittelklasse 
grösser  geworden,  u.  vergrössert  sich  weiter.  Das  erklärt 
manche  charakteristische  Erscheinungen,  — auch  die  verbleibende 
u.  selbst  steigende  ,,Unzufriedenheit'‘  der  unteren  Klassen  Trotz 
ihrer  verbesserten  Lage  u.  die  eingetretene  u.  steigende  Un- 
zufriedenheit auch  vielfach  im  Mittelstände. 

Wir  vergleichen  eben  alle  unsere  ökonomisch-soziale  Lage  nicht 
nur  oder  auch  überhaupt  nicht  mit  der  unserer  Vorfahren,  sondern  mit  der 
unserer  Zeitgenossen  u.  — finden  da  im  Erwerbsleben  der  rein  privat- 
wirtschaftlichen  Organisation  u.  des  „Industriestaats“  die  ökonomischen 
Verschiedenheiten  der  Lage  vielfach  vergrössert  u.  die  Diskordanz 
zwischen  Last-  u.  Lustmomenten  einer-,  Einkoinnienverhältnissen 
anderseits,  die  wir  Modernen  uns  erst  zum  vollen  Bewusstsein  u.  Ver- 
ständnis gebracht  haben,  erheblicher. 

II.  Praktische  Bedeutung  der  Arbeiterorganisation  für  die 
Lohnsteigerungen  im  konkreten  Fall.  1.  Diese  ist  hier  tat- 
sächlich beschränkter,  als  sie  nach  dem  Vorausgehenden  sein 
könnte,  weil  a)  sich  die  Erfüllung  der  dargelegten  Bedingungen, 
woA'ou  der  Erfolg  abhängt,  eben  meist  nur  um  ollständig  erreiclien 
lässt  — auch  bei  voller  Koalitionsfreiheit,  ferner  weil  b)  die  anta- 
gonistischen Gegen  verbände,  welche  sich  zur  Interessenvertretung 
der  Arbeitgeber  u.  zTir  Stärkung  des  Widerstands  des  einzelnen 
Arbeitgebers  gegen  die  Fordeningen  der  Arbeiter  bilden,  häufig 
stärker  als  die  Gewerkvereine  der  Arbeiter  sind,  namentlich  in 
Arbeitsausständen  u.  Aussperrungen  länger  aushalten  können. 
Ausserdem  spielen  eben  im  konkreten  Fall  die  verschiedenen  oben 
berührten  Umstände  (S.  443  ff.)  mit  u.  entscheiden  über  den  Ausgang, 
namentlich  die  ganze  Zeitlage  (auf-  u.  absteigende  Konjunktur). 
2.  Die  Erfahrung,  speziell  die  neuerdings  mehrfach  (auch  in  Deutsch- 
land) aufgestellte  iStatistik  der  Ausstände  u.  Aussperrungen  zeigt 
denn  auch,  dass  der  Erfolg  im  konkreten  Fall  keineswegs  immer 
auf  .Seiten  der  Arbeiter  ist,  diese  öfters,  selbst  in  der  Mehrzahl  der 
Fälle,  unterliegen,  d.  h.  ihre  Forderungen  nicht  durchsetzen  oder  es 
nur  teilweise,  in  einzelnen  Punkten  tun,  zunächst  abgeAviesenen 
Forderungen  der  Arbeitgeber  schliesslich  doch  ganz  oder  teihveise 
sich  fügen  müssen.  3.  Diese  Verhältnisse,  ferner  die  grossen  Ver- 
luste durch  Lohnentgang  bei  Ausständen  ti.  Aussperrungen  sind 
mitunter  als  BeAveis  für  die  Behauptung  angeführt  werden,  dass 
sogar  für  die  Arbeiter  selbst  das  Koalitionsrecht,  die  Organisation, 
der  Gewerkverein,  A\'eil  so  oft  erfolglos  benutzt,  gar  nicht  die  Vorteile 
selbst  biete,  welche  dabei  gewöhnlich  Amrausgesetzt  würden.  4.  Unter 
HinAveis  auf  die  av eiteren  Avirtschaftlichen  Schäden,  für  die  Unter- 
nehmer der  Profitentgang,  für  die  Produktion  u.  den  Absatz  im 


allgemeinen  die  mancherlei  Störungen,  AA^elche  Ausstände  u.  ^ Aus- 
sperrungen mit  sich  bringen,  für  die  ganze  \ olkswirtschaft  die 
grossen  direkten  u.  indirekten  Verluste;  unter  fernerem  HinAveis 
auf  die  sozialen,  ethischen,  politischen  Nachteile  u.  Gefahren  der 
grossen  Lolmkämpfe  u.  der  zu  ihrer  Durchführung  gebildeten 
Interessenverbände  beider  Teile,  aut  die  Steigerung  des  Klassen- 
bewusstseins u.  der  Klassengegensätze  ist  selbst  ein  allgemeines 
Verdikt  zu  begründen  gesucht  worden  gegen  diese  ganze  Ge- 
staltung der  Dinge,  gegen'alles,  Avas  in  der  dargelegten  Weise  ge- 
schieht, um  Lohnsteigerungen  u.  Hebung  der  arbeitenden  Khissen 
auf  Kosten  der  übrigen  Gesellschaftsklassen,  auf  Kosten  von  1 rotit 

u.  Konsumenten  zu  beAverkstelligeii. 

5.  Damit  wird  aber  das  Ziel  überschossen,  auch  Avenn  manche 
der  angedeuteten  Bedenken  zugegeben  AAerdem  u.  namentlich  nicht 
bestritten  wird,  dass  Koalitions-,  GcAverkvei'eins-  u.  Ausstandsrecht 
der  Arbeiter  ein  zAveisclineidiges  Mittel  ist,  bei  dessen  An- 
Avendung  die  Arbeiter  sich  selbst  stark  schädigen  können  u. 
oft  tatsächlich  tun.  a)  Auch  der  allerdings  häufige  Misserfolg  dei 
Arbeiter  beAveist  nichts  Durchschlagendes  gegen  Arbeiterorganisation. 
Diese  ist  eben  doch  — aauc  in  der  allgemeinen  Politik  die  Heeres- 
or^anisation  in  Friedenszeit  — das  Mittel,  Av'elches  schon  durc  i 
seine  Existenz  darauf  hiiiAvirkt,  die  Lage  der  isolierten  Arbeiter 
zu  verbessern,  Aveil  es  dazu  dienen  kann,  die  ultnna  ratio  dei 
Arbeiter,  die  Arbeitseinstellung,  wenigstens  mit  einiger  Aussicht 
auf  Erfolg  durchzuführen,  b)  Das  wirkt  darauf  hin.  dass  die 
Arbeitgeber  doch  von  vornherein  auch  ein  mächtiges  eigenes  Interesse 
haben,  irgend  ihrerseits  erfüllbare  Forderungen  der  Arbeiter  in 
Bezug  auf  Lohnhöhe,  Lohnfonn,  Lohnsystem  usw.  Avie  auf  Arbeits- 
zeit u.  sonstige  Arbeitsbedingungen  möglichst  zu  erfüllen,  auch 
ihre  eigenen  Forderungen  in  diesen  Punkten  tunlichst  einzuschränken, 
c)  Die  Arbeiterorganisation  stellt  so  allerdings  ein  »System  des  „be- 
Avaftheten  Friedens*^  auf  dem  Arbeitsinarkt  dar,  analog  dem  in  der 
Kriegsmacht  unserer  Staaten,  aber  etwas  durch  ähnliche  Notwendig- 
keiten  Bedingtes  u.  A’on  ähnlichem  Erfolg  Begleitetes,  d)  Das  ist  kein 
idealer  Zustand,  sowenig  Avie  der  des  Militarismus  im  Frieden,  aber 
ein  nach  Lage  der  Dinge,  solange  die  Menschen  sind,  Avie  sie 
sind,  notAvendiger  u.  relativ  heilsamer,  e)  Im  Wirtschafts- 
leben. auf  dem  Arbeitsmarkte  müsste  erst  mit  dem  System  des 
freien  Vertrags,  ja  mit  der  ganzen  privatAvirtscliaftlichen  Organisaton 
gebrochen  u.  Alles  einem  autoritären  System  der  Kegelung 
unterstellt  Averden,  wenn  ohne  Koalitionsrecht,  Gewerkverein,  Aus- 
standsrecht sollte  ausgekommen  Averden  können:  diese  Kechte  der 
Arbeiter  u.  die  analogen  der  Arbeitgeber  sind  in  der  lat  eine 
Konsequenz  unserer  Wirtschaftsordnung  u,  A'ollends  eine  uuA*ermeid- 
liche,  freilich  mit  viel  bedenklichen  Erscheinungen  verbundene 
Konsequenz  in  unserer  heutigen  Gestaltung  des  Produktions-  u, 
Absatzprozesses:  so  auch  etwas  prinzipiell  Berechtigtes. 
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S.  über  Statistik  der  Strikes  usw.  im  Deutschen  Reich  die 
Veröffentlichen  des  reichsstatist.  Amts.  Für  die  prinzipielle  Seite  der 
hier  behandelten  Fragen  folgt  aus  dieser  u.  anderer  Statistik  nicht  viel, 
das  wird  öfters  bei  der  Benutzung  dieser  Statistik,  die  gewiss  sonst 
trotz  ihrer  unvermeidlichen  Mängel  wertvolle  Fingerzeige  gibt,  über-  | 

sehen.  Ebenso  über  Arbeiterorganisation  u.  alles  damit  Zusammen-  | 

hängende  private  u.  amtliche  statistische  Daten,  einige  Hauptpunkte  im  | 

reichsstatist.  Jahrbuch  (Jahrg.  11)06,  S.  J14).  Viel  llaterial  im  Reichs-  | 

arbeitsblatt.  Neben  der  Zahl  der  organisierten  Arbeiter,  der  Zahl  der  ? 

Fachvereine  nach  Berufsgruppen,  der  Höhe  der  Gesamteinnahmen  u.  ; 

-Ausgaben, ^ des  Kapitalbestands  ist  von  besonderem  allgemeinen  Interesse  ^ 

die  Verteilung  der  Ausgaben  auf  die  einzelnen  Hauptzwecke  g 

der  Gewerkvereine.  Die  grösste  deutsche  Organisation,  die  „freien  | 

Gewerkschaften**,  umfasste  1004  in  GJ  Fach-  oder  Berufsgruppen  I 

(„Organisationen**)  1 052  lOS  Vlitglieder  (darunter  4M  694  weil)lich)  mit 
9469  Zweigvereinen,  20.19  Mill.  M.  Jahreseinnahme  für  Vereinszwecke.  s 

17.74  Mill.  M.  Jahresausgabe,  1(J.19  Milk  M.  Kassenbestand,  wovon  l 

12.M1  in  der  Hauptkasse,  von  der  Ausgabe  wurden  verwandt  in  1000  M.  I 

für  das_  Verbandsorgan  1097,  Agitation  962,  Streikunterstützung  im  I 

Beruf  5714,  also  fast  ein  Drittel  der  Gesamtausgabe,  desgl,'  für  andere  k 

Gewerkschaften  l."j6,  Rechtsschutz  207,  Unterstützung  Gemassregelter  647,  ^ 

Arbeitslosenunterstützung  1599,  Krankenunterstützung  1417,  Invaliden- 
unterstützung 214,  Umzugskosten  u Beihilfen  fn  St<?rbe-  u.  Notfällen  622, 
Stellenvermittlung  15,  Bibliotheken  27,  sonstige  Ausgaben  762,  Konferenzen  « 

u.  Generalversammlungen  167,  Beitrag  ;an  Generalkommission  150,  i 

Beitrag  an  Kartelle  u.  Sekretariate  142,  Prozesskosten  25,  Verwaltungs-  | 

kosten  der  Hauptkasse  77M,  desgl.  der  Lokal-  u.  Gaukassen  1315.  Den  | 

Zahlstellen  verblieben  von  den  Beiträgen  1188  (Auszug  ira  reichsstat.  I 

Jahrb.  11M)6,  S.  315  ff.,  aus  dem  Korrespond.-Bl.  der  Gen.kommiss.  der  ^ 

Gewerkschaften  Deutschlands  Jahrg.  1905).  — Die  zweitgrösste  deutsche  ^ 

Arbeiterorganisation  ist  die  der  christlichen  Gewerkschaften  u.  ver-  t 

wandten  Organisationen,  HK)5  in  27  Berufsorganisationen  mit  3145  Orts-  L 

gruppen  mit  265  232  Mitgliedern  (1904  207  484),  davon  waren  dem  ^ 

„Gesamtverband**  angeschlossen  19  Berufsorganisationen,  2:>;-13  Orts-  l 

gruppen,  188  106  Vlit^icder  (1901  107  550).  Die  Einnahme  dieses  Ges.-  I 

Verbands  war  2.44,  die  Ausgabe  2.15,  der  Kassenbestand  1.25  Mill.  M.  I 

Von  den  Ausgaben  kommt  auch  der  Hauptteil  auf  Unterstützung  von  : 

Strikes  u.  Gemassregelten,  1 Milk  M.  (Reichsstat.  Jahrb.  eb.  S.  310ft‘).  ; 

Die  dritte  grosse  deutsche  Organisation  ist  die  der  Hirsch-Dunkerschen  ^ 

Gewei’kvereine  mit  in  1905  19  Fachvereinsgruppen,  2158  Ortsvereinen. 

117  097  Mitgliedern.  Ausserdem  werden  noch  „unabhängige  Vereine** 
in  32  Fachgruppen  mit  125  096  Mitgliedern  in  DK)t  aufgeführt.  — Die 
obligatoriscne  Arbeiterversicherung  bewirkt  in  Deutschland,  dass  die 
Arbeiterorganisationen  im  Unterscliied  zu  denen  anderer  Länder,  bes. 
zu  England,  nur  wenig  u.  nur  zur  Ergänzung  Mittel  verwenden  für  j 

Kranken-.  Invaliden-,  ünfallunterstützung.  | 

J.  Forderungen  bezüglich  der  Arbeiter-  u,  der  Arbeit-  t 

geberorganisationen.  Die  Gefahr  der  Steigerung  der  Klassen-  I 

gegensätze  u,  der  Heftigkeit  u.  Erbitterung  der  Lolmkämpfe  mit  ! 

den  Kampfmitteln  des  Ausstands  u.  der  Aussperrung  zwischen 
organisierten  Arbeitern  u.  Arbeitgebern  führt  zur  Nachforschung  - 

nach  Abhilfs-  u.  Ausgleicliungsmitteln  u.  macht  solche  umso  : 

notwendiger.  2.  Für  bezügliche  Einrichtungen  bilden  aber  beider-  ■ 
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seitige  Organisationen  auch  eine  notwendige  Voraussetzung. 

3.  Namentlich  handelt  es  sich  um  die  Bildung  von  Arheitcr- 
aussschüssen,  von  Schiedsgerichten  für  Streitigkeiten  aus  u, 
über  bestehende  Arheitsverträge,  ganz  besonders  aber  um  Einigungs- 
äinter,  um  drohende  Lolnistreite  (Ausstand,  Aussperrung)  zii  verhüten 
u.  um  Vereinbarungen  über  neue  Arheltsv^erträge  herbeizufüliren. 

4,  Das  Ziel  muss  hierbei  sein,  als  richtige  Folge  der  Entwicklung 
der  Produktions-  u.  Ahsatzverhältnisse  u.  der  ja  mit  aus  diesen 
sich  als  Notwendigkeit  ergebenden  Organisationen  der  Arbeiter  u. 
Ai’beitgel)er,  dass  mehr  u.  mehr  an  Stelle  von  Individual- 
verträgen zwischen  dem  einzelnen  Arbeiter  u.  seinem 
Arbeitgeber  Verbands  vertrage,  auch  mit  nach  Arbeitsart 
spezialisierenden  Lohntarifen  treten. 

Näher  soll  hierauf  hier  nicht  eingegangen  wei'den,  alles  Weitere 
wird  der  prakt.  Nat.-Oekon.  u.  den  Sc*hriften  über  die  Arbeiterfrage 
überlassen. 

K.  Verbleibende  praktische  Schwierigkeiten  u. 
Bedenken,  1.  Auch  v^enn  selbst  alles  das,  was  soeben  unter  J 
angedeutet  wurde,  gut  eingerichtet  ist  u.  gut  füngiert,  verbleiben 
dabei  sclnver  völlig  übcrwindliclie  praktische  Schwierigkeiten.  Deren 
Beseitigung  wird  nur  von  alhnähliclier,  den  ^ erliältnissen  liechnung 
tragender  Entwicklung  des  „sozialen  Geists^*  bei  Arbeitern  u. 
Arbeitgebern  n.  des  Arbeitsrechts  erhofft  werden  können,  — 
wenigstens  innerhalb  der  Grenzen,  welche  menschliche  ünvoll- 
kominenlieit  einmal  stets  der  Erreichung  des  Ideals  zieht.  2.  Die 
prinzipielle  u.  die  iin  grossen  Umfang  doch  aucli  praktische  Be- 
rechtigung der  Arbeiterorganisation  wird  gleichwohl  durch  alle 
verbleibende  Mängel  der  Regelung  der  Beziehungen  zwischen 
„Arbeit  ii.  Besitz  (Kapital)“  nicht  aufgehoben.  Ein  grosser  Fort- 
schritt bleibt  die  Organisation.  3.  Selbst  ein  Bedenken,  welches 
sogar  etwas  von  einem  prinzipiellen,  aus  dem  Interessengesiclitspunkt 
der  ganzen  Volkswirtschaft  betrachtet,  enthält,  führt  doch  zu  keinem 
anderen  Urteil:  das  in.  E.  nicht  völlig  abzulehnende,  dass  allgemeine, 
„stramme**  Arbeiterorganisationen,  wie  sie  für  wichtige  Hauptzweige 
der  gelernten  Arbeiter  namentlich  die  englischen  (Trade  unions) 
darstellen,  auf  diejenige  Bewegungsfreiheit  der  Unterneliiner 
ungünstig  einzuwirken  vermögen,  welche  in  gewissem  Umfang 
nicht  nur  in  deren  Privatinteresse  liegt  u.  deren  Festhaltnng  bei 
ihnen  durch  ihre  altgewohnten  Anschauungen  einmal  begründet  ist, 
sondern  auch  durch  das  allgemeine  volkswirtschaftliche  Interesse 
geboten  erscheint : eine  Bewegungsfreiheit,  welche  namentlich  in 
Technik,  Arbeitsteilung,  Anwendung  von  Arbeitsverfahren  u. 
Hilfsmitteln,  Maschinen  usw.,  Betriebsorganisation  die  jeweilig 
passenden  Veränderungen  eintreten  zu  lassen  vermag.  Auch  liier 
kann  nur  von  richtiger  Kompromisspolitik  zwischen  beiden  Teilen, 
wie  sie  aus  Verhandlungen  mit  Arbeiterausschüssen,  vor  Einigungs- 
ämtern, über  Verbands-,  Tarifverträge  bei  beiderseitigem  guten 
Willen  im  beiderseitigen  Interesse  hervorgehen  kann,  aber  auch 
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\on  riclitipciii  Masshalteii  der  Arbeiter  in  ihren  Forderungen 
u.  von  richtigem  sozialen  Geist“  auch  bei  den  Arbeitgebern 
Abliilfe  erwartet  werden. 

Englische  bezügliche  Klagen  der  Arbeitgeber  über  die  Politik  der 
Trade  unions,  Behauptungen  einer  Verteuerung  der  Produktion  durch 
Hemmungen  im  Betrieb  Seitens  dieser  Verbände,  Befürchtungen,  ja 
schon  eingetretene  Tatsachen,  so  in  der  Konkurrenz  auf  dem  Weltmärkte 
benachteiligt  zu  werden,  sind  neuerdings  öfters  in  England  selbst  auf- 
getaucht in  Unteriiehmerkreisen,  von  kontinentalen,  auch  deutschen 
Arbeitgebern  ül)ernommen,  zur  Erklärung  des  relativen  Rückgangs  u. 
Stillstands  von  Zweigen  der  britischen  Industrie  u.  des  Exports  benutzt 
worden.  Viel  Uebertreibung  u.  tendenziöse  Darstellung  möchte  dabei 
mit  untergelaufen  sein.  Aber  ein  Korn  Wahrheit  in  dem  allen  möchte 
ich  nicht  betreiten.  — Vielfach  handelt  es  sich  freilich  auch  vor  allem 
um  unbedingte  Festhaltung  des  absoluten  Herren-Standpunkts 
im  Arbeitgeberverhältnis  bei  uns,  nicht  einmal  so  sehr  im  wirklichen 
eigenen  wirtschaftlichen  Interesse  der  Arbeitgeber,  als  nach  der  über- 
kommenen teils  patriarchalischen,  teils  rein  autokratischen  Auffassung 
u.  den  Anschauungen  dieser  Kreise,  welche  sie  jede  „konstitutionelle“ 
Arbeitsverfassung  grundsätzlich  a limine  abzulehnen  bewegen.  Die 
britischen  industriellen  Arbeitgeber  sind  darin  weiter  als  die  deutschen 
bes.  die  rheinischen.  Aber  mit  der  hier  zu  Gi’unde  liegenden  Auffassuntx' 
dass  der  Arbeitgeber  der  „Brotgeber“  des  Arbeiters  sei,  dass  dieser 
„das  Brot  seines  Herren  esse“,  also  dessen  Lied  singen  müsse,  — wo 
der  Sozialist  ebenso  falsch  repliziert,  der  kapitalist.  Unternehmer  esse 
„das  Brot  seiner  Arbeiter“  dass  der  kapitalist.  Unternehmer  „Herr 
in  seinem  Hause  sein  u.  bleiben  wolle  u.  müsse“  — als  ob  eine  Fabrik 
mit  hunderten,  tausenden  von  Arbeitern  mit  einer  Haus-  u.  Familien- 
wirtschaft gleichzustellen  wäre  u.  als  ob  nicht  auch  im  häuslichen 
Gesindedienst  der  reine  Dienstherrschaftsstandpunkt  immer  weniger 
sich  aufrechterhalten  Hesse  — , mit  dem  schönen  Schlagwort:  „ich  kann 
mit  meinem  Eigentum  machen,  was  ich  will“,  „mein  Berg^verk,  meine 
Fabrik  schliessen,  wenns  mir  belu'mt“,  stat  pro  ratioue  vohmtas,  car  tel 
est  mon  plaisir  — als  ob  eben  Privateigentum  an  Produktionsmitteln, 
an  Grund  u.  Boden  zumal,  so  ohne  Weiteres  dr-rn  an  Gegenständen 
des  persönlichen  Gebrauchs  gleichgestellt  werden  könnte  u.  es  in  der 
geschichtlichen  Rechtsordnung  nicht  doch  immer  mehr  oder  weniger 
verschieden  behandelt  wäre  — ; mit  solchen  Auffassungen  kommt 
man  eben  nicht  mehr  aus.  Sie  müssen  anderen,  mehr  sozialen 
weichen,  wie  sie  z.  B.  im  Arbeiterschutz,  in  der  Arbeiterversicheruncr 
gewichen  sind,  wie  man  Beschränkungen  des  Eigentumsrechts,  z.  ß! 
durch  Benutzungsvorschriften,  Verbote,  Zwang  zu  Vorkehrungen  im 
rabrik-,  Bergwerksbetrieb,  in  der  Forstwirtschaft  nicht  mehr,  so  oft  es 
immer  noch  versucht  wird,  mit  der  Behauptung  erfolgreich  ablehncn 
kann,  das  sei  alles  mit  dem  „Eigentumsbegriff“  unvereinbar,  eine  „Ver- 
letzung des  verfassungsmässig  garantierten  Eigentumsrechts“,  ein 
„innerer  Widerspruch  mit  dem  Eigentumsrecht“,  dessen  Inhaber  nicht 
zu  einem  „Tun“  u.  „Lmterlassen“  gezwungen,  in  seinem  Gebrauch  oder 
Nichtgebrauch  beschränkt  werden  dürfe.  Gerade  hier  muss  die 
echt  soziale  und  echt  ethische  Auffassung  vielmehr  Platz  greifen 
dass  der  kapitalistische  Unternehmer  u.  Arbeitgeber  Funktionär  der 
Gesellschaft  ist  u.  in  seinem  „Eigentum“  an  Produktionsmitteln  ein 
ihm  „anvertrautes“  Pfund  sehen  muss,  welches  er  mit  im  Ge- 
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sellschaftsinteresse , nicht  nur  in  seinem  Privatinteresse  zu  benutzen 
hat.  Höchste  soziale  und  — echt  christliche  Gedanken,  d.  h.  Gedanken 
der  höchsten  von  Menschen  erreichten  Religiousform,  treffen  hier  wieder 
völlig  zusammen. 

L.  Arbeiterorganisation  in  der  geschilderten  Weise  ist  Arbeiter* 
Selbsthilfe  in  genossenschaftlicher  Form.  Eine  Vergleichung 
dieser  Öelbsthille  mit  der  Staatshilfe  zu  Gunsten  der  Arbeiter  er- 
gibt spezifische  Licht-  u.  Schattenseiten  beider.  Dies  u.  die  Tat- 
sache, dass  eine  jede  sich  für  gewisse  Aufgaben  ganz  oder  fast 
ganz  leistungsunfähig  erweist,  deutet  aut  die  Zweckmässigkeit  u. 
Notwendigkeit  hin,  beide  passend  miteinander  zu  verbinden  u.  sie 
sich  gegenseitig  ergänzen  zu  lassen  (§  68). 

M.  1.  Für  eine  Schlussbetrachtung  über  Verteilung  in  der 
]jrivatwirtschattl.  Organisation  bei  freier  KonkiuTenz  genügt  es.  auf 
die  vorausgehenden  Ausführungen  bes.  in  § 66  (S  417 ft’.),  hinzuweisen. 
Die  dort  behandelten  Faktoren  bedingen  in  ihrer  verschiedenen  Art 
u.  Kombination  die  dauernde  Gestaltung  des  Verteilungsprozesses. 

2.  !Mit  der  britischen  Oekonomik  (bes.  in  trefflicher  Weise  bei 
J.  St.  Mill,  princ.  B.  4,  K.  3)  kann  man  dabei  ein  methodisches 
Verfahren  anwenden,  um  aus  der  Flucht  der  konkreten  Er- 
scheinungen das  Typische,  Prinzipielle  in  den  Entwicklungen 
scharf  bervortreten  zu  lassen,  a)  Man  bildet  nämlicb  ein  Schema 
von  Fällen,  indem  man  eine  bestimmte  Gestaltung  der  tür  die 
Richtung  der  Verteilung  massgebenden  Faktoren  u.  eine  wechselnde 
Kombination  dieser  Faktoren  zum  Ausgangspunkt  nimmt  u.  daun 
ableitet,  wie  sich  unter  dem  Walten  des  ersten  wirtschaftlichen 
Leitmotivs  der  Verteilungsprozess  u.  die  absolute  u.  relative  — als 
Ouoten  vom  Reinertrag  — Höhe  der  grossen  vier  Einkommenarten 
gestaltet,  b)  Die  Faktoren  sind  a)  die  Bevölkerung,  speziell  die  zu 
beschäftigende  Arbeiterbevölkerung  darin  u.  deren  Stabilität.  Zu-, 
Abnahme;  ß)  die  in  Beschäftigung  von  Arbeitern  Profit  erstrebende 
Kapitalmenge  u.  ebenfalls  deren  Gleichbleiben,  Zu-,  Abnahme, 
letztere  beiden  eventuell  ebenso  rasch,  rascher,  langsamer  als  die 
der  Bevölkerung:  y)  die  Produktionsmethoden,  deren  Stillstand, 
Fortschritt,  Rückschritt;  d)  ebenso  diese  Momente  bei  der  Betriebs- 
organisation; f)  die  Unterscheidung  dabei,  ob  die  Fortschritte  dieser 
Methoden  aa)  die  Agrar-  oder  die  industrielle  Ih-oduktion,  bb)  not- 
wendige Hauptartikel  oder  mehr  entbehrliche  Nebenartikel  der 
Konsumtion  betreffen,  endlich  c)  das  Gleichbleiben,  die  Zu-,  die 
Abnahme  des  (volkswirtschaftlichen)  Reinertrags  der  Produktion, 
c)  Durch  Differenzierung  in  der  Gestaltung  dieser  Faktoren  u. 
Wechsel  der  Kombination  so  u.  so  gestalteter  kann  man  dann  den 
verschiedenen  bezüglichen  Entwicklungsstufen  der  Volkswirtschaft, 
w'ie  sie  in  der  Wirklichkeit  vorliegen,  anch  der  gegenwärtigen  der 
Kulturstaaten,  die  Voraussetzutigen  annähern  u.  so  ableiten,  wie 
sich  alsdann  der  Verteilungsprozess  u.  die  Gestaltung  der  Einkommen- 
arten vollzieht,  d)  Man  gewinnt  auf  diese  "Weise  freilich  nur 
Näherungswerte,  aber  dabei  mehr  Einblick  in  die  causalen 
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u.  konditionellen  Momente  der  wirklichen  Gestaltung 
des  Verteilungsprozesses,  als  irgend  eine  konkrete,  historische, 
statistische  Deskription,  mag  sie  noch  so  treu  die  Wirklichkeit 
wiederueben,  ihn  gewähren  kann.  Es  muss  hier  genügen,  aut 
Ausführungen  wie  a.  a.  O.  bei  J.  »St.  Mill  zu  verweisen. 

3.  Als  ein  Hauptergebnis,  übereinstimmend  mit  den 
früheren  Ausführungen,  lässt  sich  gerade  tÜr  fortschreitende,  an 
Bevölkerung,  Kapital,  Produktionsertrag  waclisendeVolkswirtschaften 
u.  unter  Voraussetzungen,  wie  sie  in  der  neueren  Zeit  u.  Gegen- 
wart in  den  entwickelten  Kultiu-gcbieten  im  Ganzen  vorliegen,  ab- 
leiten: a)  vor  allem  die  Vorzugslage  des  privaten  Grundbesitzes, 
u)  selbst  bei  grossen  agrartechnischen  Fortschritten  bei  ländlicliem 
Boden  aa)  in  geschlossenem  u.  bb)  auf  die  Dauer,  wenn  auch 
mit  zeitweiligen  starken  Kückgängen,  selbst  in  nicht  geschlossenem 
^Marktgebiete,  daher  ein  Steigen  der  ländlichen,  ß)  vollends  aber 
hei  Avachsender  städtischer  Konzentration,  trotz  der  Fortschritte  im 
Koranmnikationswesen,  der  städtischen  Grundrente;  ferner  b)  wieder 
die  dauernde  Bedeutung  der  Bevölkerungsbewegung  (ein- 
schliesslich der  Wanderungen),  c)  die  sinkende  Richtung  des 
Zinsfusses,  aber  trotzdem  die  bessere  Lage  der  Kapitalisten 
wegen  noch  mehr  als  diesem  Sinken  entsprechender  Vermehrung 
der  Kapitalinenge,  d)  die  Erhöhung  a)  der  minimalen  Geld- 
löhne bei  steigenden  Unterhaltskosten  der  Arbeit,  ß)  auch  der 
sonstigen  Geldlöhne,  wenn  die  Bevölkerungsvermehrung  nicht 
die  Nachfrage  nach  Arbeit  bei  den  Unternehmern  überholt  u. 
y)  das  geringere  Steigen  des  effektiven  Lohns,  wenn  die 
Geldpreise  der  Arbeiterkonsumptibilieu  steigen,  wodurch^  die  Er- 
höhung des  Geldlolms  mehr  oder  weniger  ausgeglichen  Avird. 

g 08.  — IV.  Verteilung  unter  Staatseinfluss:  Zur 

Lohnpolitik  u.  Arbeiterpolitik  u.  zur  l^*age  allgemeiner 
Verteilungspolitik  überhaupt  (nur  im  Abriss.  8. schon  ob.  S.  129). 

A.  Ein  Eingreifen  des  Staats  (der  Gesetzgebung,  Ver- 
waltung, Obrigkeit)  in  den  Verteilungsprozess  kann  erfolgen: 

1.  Direkt  durch  Taxen  für  Löhne,  Zinsen,  Renten  selbst; 

2.  indirekt  durch  Preistaxen  u.  andere  Massregeln  der  Preis- 
politik (§  56  S.  263),  indem  dann  hierdurch  ein  Einfluss  auf  die 
Löhne,  Profite,  Kapitalgewinne  ausgeübt  wird;  3.  durch  die  all- 
gemeine u.  speziell  durch  die  Finanz-  u.  Steuerpolitik. 
B.  Historisch  hat  bis  auf  die  neueste  Zeit  eine  solche  Ein- 
mischung der  ersten  u.  zweiten  Art  stattgefunden.  Die  dritte  Art 
ist  die  unvermeidliche  Folge  aller  politischen  u.  finanzpolitischen 
Tätigkeit,  beginnt  aber  erst  neuerdings  in  dieser  ihrer  Folge  er- 
kannt u.  in  bewusster  Art  ausgeübt  zu  Averden.  Wir  betrachten 
zunächst  die  erste  Art.  Für  die  zweite  s.  die  Ausführungen  S.  263  ff. 

1.  Reste  bezüglicher  Bestimmungen  sind  aucli  in  der  Gegenwart  in 
unseren  Ländern  noch  zu  finden,  AA'^enn  auch  das  Meiste  davon  dem 
Grundsatz  der  Freiheit  des  Verkehrs  u.  speziell  dem  der  Vertrags- 
freiheit zum  Opfer  gefallen  ist.  2.  Die  ältere  bezügliche  Politik 
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vertrat  mehr,  z.  T.  allein,  den  Interessenstandpunkt  der  Arbeit- 
geber, der  „Dienstherrschaft^S  der  „Lolinherren“  u.  A’er- 
ordnete  Lohn  -Maxi  m altaxen,  welche  nicht  überschritten  AA'erden 
durften. 

a)  Hauptzweck  war,  die  Dienstherrschaft  für  persönliche  u.  häusliche 
Dienste  (Dienstboten)  vor  Ueberteuerung  der  Gesindehaltimg,  den 
Arbeitgeber  für  Produktionsaufgaben  vor  Verteueining  der  Arbeitskosten 
im  Produktionsbetrieb  zu  schützen.  Im  Gesindedienst  (noch  bis  ins 
19.  Jahrhundert  hinein)  u.  z.  T.  auch  überhaupt  bei  allen  solchen  Lohn- 
fragen spielten  patriarchalische  Gesichtspunkte,  auch  Bestrebungen  mit, 
die  Dienstboten  u.  Lohnarbeiter  knapp,  ihi*em  niedrigen  Stande  an- 
gemessen, zu  halten,  sie  nicht  zu  üppig  werden  zu  lassen.  Bei  den  Taxen 
im  Ge  Werbebetrieb  machten  sich  auch  wirtschaftliche  Rücksichten  mit 
geltend  auf  Absatz  der  Produkte,  der  nicht  durch  „zu  hohe  Löhne“ 
erschwert  werden  solle,  b)  Auch  konsumpolitische  Rücksichten  wirkten 
hier  u.  da  dabei  mit  ein,  indem  im  Konsumenteninteresse  die 
Löhne  niedrig  gehalten  werden  sollten,  um  Verteuerung  der  Produkte 
zu  verhüten,  c)  Gegen  Avärtig  haben  sich  im  Arbeitsrecht  der  modernen 
Staaten  derartige  Taxen  meist  nur  noch  in  solchen  besonderen  Fallen 
erhalten  oder  sind  selbst  neu  eingeführt  worden,  wo  man  die  Arbeit- 
geber als  der  fremden  Dienstleistungen  Bedürftige  vor  Ausbeutung 
schützen  Avill  u.  diese  letztere  bemrchtet,  Aveil  die  Dienstbediirftigen 
nicht  sach-,  personal-  u.  ortskundig  genug  sind  oder  leicht  Quasi- 
monopolen u.  Verabredungen  der  betreffenden  Arbeiter  gegenüberstehen. 
Dahin  gehören  die  Fälle  von  Taxen  für  Dienstmänner  u.  dgl,  Boten, 
Fremdenführer,  Bergführer,  öfters  in  Verbindung  mit  dem  Konzessions- 
])rinzip  für  die  gew'erbliche  Ausübung  des  Diensts,  wo  die  Taxe  auch 
den  Dienstbedürftigen  gegen  die  dur^  Konzession  des  Dienstleistenden 
diesem  verschaffte  günstigere  Stellung  für  Verwertung  seiner  Dienste 
schützen,  aiich  wohl  zugleich  allgemeinen  Interessen,  z.  B.  einer  Gegend, 
eines  Orts  für  seine  „Fremdenindustrie“  durch  nicht  zu  hohe  Maximal- 
taxen wahrgenommen  Averden  sollen.  Aehnliche  Behandlung  der  Dienst- 
leistungen erfolgt  noch  bei  dem  dem  öffentlichen  Verkehr  mit  dienenden 
Lolinfunrwerk  (Droschken  usw.).  Ganz  im  Einklang  mit  den  sonstigen 
Grundsätzen  der  Gewerbe-  u.  Vertragsfreiheit  stehen  solche  Taxen 
allerdings  nicht,  sind  aber  doch  durchaus  zweckmässig,  müssen  freilich 
richtige  Abändeningen  nach  den  Umständen  erfahren,  d)  Der  Gesinde-  u. 
übrige  Lohnarbeiterdienst  steht  sonst  jetzt  nicht  mehr  unter  Taxen, 
deren  Erlass  durch  das  neuere  Gewerbe-  u.  Arbeitsrecht  (Gew'erbe- 
ordnung,  aber  auch  in  der  Landwirtschaft)  ausserhalb  der  Kompetenz 
der  Verwaltung  liegt. 

3.  Auch  nur  der  älteren,  jetzt  verlassenen  Politik  gehören 
Lolmtaxen  an,  Avelche  genau  innegehalten  AA^erden  müssen,  d.  h. 
auch  im  Wege  der  Vereinbarung  zAvischen  Arbeiter  u.  Arbeitgeber 
nicht  unterschritten,  noch  überschritten  Averden  dürfen. 

a)  Jenes  nicht  im  Interesse  gleichinässiger  Arbeitsbedingungen  für 
konkurrierende  Unternehmer,  damit  nicht  der  Eine  den  Anderen  durch 
Verwohlfeilung  der  Arbeits-  u.  damit  der  Produktionskosten  u.  so  er- 
mög^lichte  niedrigere  Produktennreise  im  Absatz  schädigen  könne. 
h)  Dieses,  die  Ueberschreitung  der  Taxe,  nicht,  damit  nicht  der  eine 
Arbeitgeber  dem  anderen  die  Arbeilskräfte  abspenstig  machen,  sie 
leichter  zu  sich  heranziehen  u.  so  den  Konkurrenten  schädigen  könne. 
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Daher  auch  Verbote,  durch  Zutaten  u.  dgl.  den  Lohn  zu  erhöhen.  So 
mehrfach  im  zünftlerischen  Handwerkerrecht,  in  Konsequenz  der 
leitenden  Grundsätze  dieses  Rechts,  namentlich  des  Strebens,  die  Arbeits- 
u.  Produktionsbedingungen  für  alle  selbständige  Gewerbetreibende 
eines  Handwerks  f Meister  einer  Zunft)  möglichst  gleichzustellen.  Im 
System  der  Gewerbefreiheit  ist  das  alles  gefallen. 

4.  Erst  die  neuere  u.  neueste  Zeit  hat  sich  in  der  Lolinfrage 
mehr  auf  den  Interessenstandpunkt  des  Arbeiters  gestellt  u, 
danach  die  Spezialfrage  nach  — auch  im  Vereinbarungsfalle  nicht 
unterschreitbaren,  wold  aber  so  ;übersclireitbaren  — M ininimaltaxen 
aufzuwerfen  begonnen:  auch  hier  der  bemerkenswerte  sozial- 
l»ol:tische  AVechsel  u.  Fortschritt  in  den  Anschauungen.  Eine 
Vergleichung  des  effektiven  Lolms  mit  dem  notwendigen  Minimal- 
bedarf des  einzelnen  Arbeitei*s  für  sich  allein  oder  selbst  mit  für 
seine  Familie,  auch  eine  Vergleichung  des  I^ohns  mit  den  Lasten 
u.  Mühen  der  Arbeit  {überlange  tägliche  Arbeitszeit)  liegt  dabei  zu 
Grunde  u.  bei  der  Abschätzung  des  Minirnalb(‘darfs  wird  auch  auf 
eine  das  rein  absolute  Existenzminimum  übersclireitende  Bedürfnis- 
befriedigung mit  Rücksicht  genommen.  Namentlich  in  kümmer- 
lichen Arbeitszweigen,  bes.  der  Heimarbeit  (o-8.  312),  taucht  da- 
her begreiflich  genug  die  Frage  der  Minirnallühne,  die  nicht  unter- 
schritten Averden  dürfen,  auf  u.  ist  wohl  schon  die  Forderung  eines 
gesetzlichen,  bezw.  auf  Grund  gesetzlicher  Ermächtigung  durch 
die  öffentliche  Verwaltung  festzustellenden  Lohnininimuras  auf- 
gestellt  worden. 

a)  Am  ersten  wird  in  öffentlichen  Betrieben  des  Staats,  der 
Gemeinden  eine  solche  Forderung  als  berechtigf  erscheinen  u.  erfüllt 
werden  können,  weil  — solche  Betriebe  eben  niclit  mehr  rein 
privatwirtschaftliche  sind,  sondern  schon  etwas  vom  geinein- 
Avirtschaftlichen  Charakter  an  sich  haben.  Die  Frage  liegt  dann 
hier  ähnlich  M'ie  in  der  öffentlichen,  bes.  der  staatlichen  Besoldungs- 
politik für  allen  n.  speziell  auch  für  den  unteren  (Diener)  öffentliclieu 
Dienst.  Die  erforderlichen  Mittel  muss  eben  im  Notfall  die 
Besteuerung  oder  deren  Erhöhung  geben. 

Für  die  Möglichkeit  u.  Opportunität  der  Durchführung  wird  zu 
unterscheiden  sein:  u)  Wo  es  sich  um  spezifische  Arbeitsdienste 
handelt,  welche  nur  oder  fast  nur  der  betreffende  öffentliche  Körper 
bedarf,  z.  B.  für  öffentliches  ( Strassen-)  Reinigungswesen  der  Gemeinde, 
lässt  sich  die  Sache  nicht  allzuschwer  durchführen.  Es  erfolgt  dann 
eigentlich  nur  eine  Ausdehnung  eines  bereits  anerkannten  u.  in  Aus- 
übung stehenden  Grundsatzes  der  Besoldungspolitik  auf  solche  gewöhn- 
liche Arbeitsdienste:  hier  im  Lohn  wie  dorf  im  Gehalt  ein  für  richtig 
gehaltenes,  nach  dem  notwendigen  u.  für  angemessen  geltenden  Bedarf, 
daher  neuerdings  auch  ein  nicht  gar  zu  niedrig  angesetztes  Lohnminiinuin 
zu  gewähren.  Aber  die  Grenze  liegt  eben  in  den  Einnahmen  des 
öffentlichen  Körpers,  schliesslich  in  der  Steuerfähigkeit  (u.  Steuer- 
willigkeit!) seiner  Angehörigen  u.  Schwierigkeiten  kann  auch  hier  der 
Andrang  von  Arbeitsuchenden,  das  zu  grosse  Arbeitsangebot  machen. 
ß)  Wo  es  sich  um  öffentliche  Betriebe  handelt,  deren  Produkte 
mit  denen  der  Privatbetriebe  konkurrieren  (Laiidwirtschafts- 
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I betnebe  in  Selbstverwaltung,  dgl.  Bergbau-,  Forst-,  Fabrikbetrieb,  Bmi- 

betrieb,  Bauwesen  aller  Art)  oder  wo  der  öffentliche  u.  der  Privatbetrieb 
als  Arbeitgeber  auf  demselben  Arbeitsmarkte  in  der  An- 
werl)ung  von  Arbeitern  konkurrieren  (in  denselben  f^ällen),  liegt  die 
Sache  schon  schwieriger.  Der  etwa  vom  Staate  gebotene  höhere  Lohn 
' braucht  nicht  auf  die  Produkte  überwälzt  zu  werden,  wie  es  eventuell 

im  Privatbetrieb  geschehen  muss,  weil  der  öffentliche  Betrieb  eine 
Profitverkürzung  verträgt  u.  diese  eben  auf  die  steuerzahlende  Be- 
völkerung überträgt,  so  aber  die  Konkurrenzfähigkeit  der  Privatbetriebe 
mit  öffentlfchen  erschwert,  unter  Umständen  unmöglich  gemacht  wird. 
Die  Lohnerhöhung,  zu  der  durch  die  Konkurrenz  aui  dem  Arbeitsmarkte 
die  Privatbetriebe  eventuell  genötigt  werden,  kann  aber  auch  weiter 
die  Konkurrenzfähigkeit  mit  anderen  Privatbetrieben,  z.  B.  des  Inlands 
in  einer  anderen  Gegend  u.  bei  Exportindustrien  bes.  mit  solchen  des 
Auslands  erschweren.  Rücksichten  hierauf  können  also  eine^  solche 
Lohnpolitik  doch  bedenklich  machen,  gerade  weil  die  an  u.  für  sich  von 
höheren  Löhnen  der  öffentlichen  Betriebe  zu  erhoffende  Lohnerhöhung 
auch  in  Privatbetrieben  die  angedeuteten  Folgen  hat.  y)  Auch  in 
rein  ge  mein  Wirtschaft  lieber,  daher  schliesslich  sozialistischer 
j Organisation  hängt  die  Ausführbarkeit  einer  Lohnpolitik,  welche  all- 

I gemein  ein  nicht  zu  niedrig  bemessenes  Lohnminimum  sichern  will, 

' nicht  nur  vom  „guten  Willen“  der  beteiligten  Instanzen,  wie  oftmals 

) gewähnt  wird,  sondern  von  der  Möglichkeit  ab,  die  erforderlichen  Mittel 

ä zu  beschaffen.  Daher  kommt  unter  den  Verhältnissen  unserer  Wirtschafts- 

u.  Staatsordnung  in  Betracht  die  Leistungsfähigkeit  der  Besteuerung, 

' der  technische  u.  betriehsorganisatorisene  Fortschritt,  die  ganze 

; Produktivität  der  nationalen  Arbeit  u.  wiederum  nicht  zum  wenigsten 

] — die  Bevölkerungsbewegung,  in  kurzen  Zwischenräumen  die  von 

«I  den  Wanderungen,  in  langen  die  von  den  Gel)urtenüberschüsseii  al>- 

j hängige.  In  rein  Sozialist.  Organisation,  wo  der  Minimallohn  eben  der 

: „Minimal-Genossenanteil“  wäre,  entscheiden  doch  auch  diese  Momente, 

! wie  oben  wiederholt  dargelegt  worden  ist.  — Auch  Mischsysteme, 

ji  wie  z.  B.  das  s.  Z.  versuchte  Lohnzuschusssystem  in  England  (Ergänzung 

I des  gewöhnlichen,  hinter  einem  Minimum  zurückbleibenden  Arbeitslohns 

j.  auf  dieses  Minimum  aus  öffentlichen  Mitteln,  so  aus  der  durch  Armen- 

I steuern  gespeisten  Armenkasse  eines  Orts)  drohen  an  solchen  Schwierig- 

I keiten  zu  scheitern  (die  speziellen  ungünstigen  Erfahrungen  in  England 

I beweisen  nicht  allein  etwas  gegen  das  System,  weil  hier  ein  wenigstens 

I teilweise  vermeidbarer  Organisationsfehler  mitwirkt). 

i d)  Am  schwierigsten  liegt  die  Frage  des  gesetzlichen  Lobn- 

^ minimums  in  der  rein  privat  wirtschaftlichen  Organisation, 

i selbst  u.  gerade  auch  in  den  trüben  Verhältnissen  der  Heimarbeit 

I (u.  hausindustrieller  Zweige),  aa)  Nicht  nur  bietet  liier  die  praktische 

i Verwirklichung  ganz  besonderer  Schwierigkeiten,  weil  die  Zu- 

I Wanderung  von  Arbeitskräften,  der  Ueberschuss  von  Arbeitsfähigen  u. 

I -Willigen,  welche  noch  unter  dem  Lolminininmm  ihre  Arbeit  anbieten, 

I um  eben  überhaupt  Beschäftigung  zu  finden,  so  schwer  zu  bewältigen 

; ist,  Konkurrenz  aus  anderen  Kreisen  sicli  so  schwer  ausschliessen 

I lässt  (S.  312),  auch  weil  Konkurrenz  im  Absatz  eben  niedrige 

J Preise,  daher  niedrige  Löhne  bedingt.  Diese  Schwierigkeiten 

I wären  zwar  kaum  ganz  zu  überwinden,  aber  doch  zu  ermässigen  durch 

I Vereinbarungen  der  Arbeitgeber  unter  einander  u.  mit  den  Arbeitern, 
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mit  Hilfe  einigungsamtlicher  Instanzen  (woran  auch  gedacht  Avird), 
Einrichtungen,  welche  freilich  selbst  Avieder  sehr  scliA\derig  zu  be- 
schaffen u.  zu  befriedigender  Funktion  zu  bringen  sein  würden,  auch 
Avieder  unter  dem  Bevülkerungsandrang  u.  unter  den  KonkuiTenz- 
A'erhätnissen  im  Absatz,  bes.  dem  im  Ausland,  bb)  Aber  auch  über  ein 
prinzipielles  Bedenken  ist  schAver  hinAvegzukommen:  ob  nämlich 
eine  solche  — voraussetzungsweise  durch  gesetzlichen  Zwang 
durchzuführende  — gesetzliche  Untergrenze  des  Lohns  mit  der 
priA^atwirtschaftlichen  Organisation  noch  A’ereinbar  sei.  Denn  es 
schliesst  doch  implicite  ein  solcher  Zwang  einen  Zwang  der  Arbeit- 
geber, Arbeiter  zu  den  u.  den  Minimallölmen  zu  beschäftigen  in 
sicli,  — AAxnn  man  nicht  Aon  vornherein  die  Eventualität  einer 
grösseren  Bescliäftigungslosigkeit  von  Arbeitskräften  als  Folge 
hinnehmen  und  damit  die  zu  schützenden  Arbeiter  aus  der  Scylla 
von  Hungerlöhnen  in  die  Charybdis  der  vollen  Erwerbslosigkeit 
bringen  Avill. 

Der  Einwand,  dass  eine  gesetzliche  Feststellung  von  Minim allöhnen 
allerdings  auf  ein  gesetzliches  Erfordernis  eines  bestimmten  Miiümal- 
aufvvands  an  Prodiuctionskosten  hinauslaufe,  aber  jede  Anforderung 
hygienischer,  sicherheitlicher  Art  an  die  Einrichtung  von  Arbeitsstätten 
usw.  auch  ein  gleiches  Erfordernis  darstelle,  jene  Forderung  von  Minimal- 
löhnen also  prinzipiell  gar  nicht  weitergehe,  möchte  nicht  ganz  beweis- 
kräftig sein  u.  das  angedeutete  Bedenken  nicht  völlig  Aviderlegen. 
Ueberdies  aber:  praktisch  haben  auch  solche  Anforderungen  an  die 
Einrichtung  der  Betriebe,  der  Fabriken,  Bergwerke,  wenigstens  Avieder 
in  der  privatAvirtschaftl.  O^anisation,  ihre  Grenze  an  — der  Leistungs- 
fähigkeit u.  an  dem  A'om  Eigeninteresse  diktierten  LeistungSAvillen  d^er 
Unternehmung,  ein  "Wille,  welcher  eine  bestimmte  Höhe  des  A'er- 
bleibenden  u.  sonst  noch  anderweit  erreichbaren  Profits  voraussetzt. 

So  möchten  gegen  gesetzliche,  administrative  Lohnminima, 
selbst  in  elenden  Heimarbeits-  u.  HausindustriezAveigen,  Bedenken 
verbleiben,  Avelche  mindestens  die  einfache  Bejahung  der  ZAveck- 
mässigkeit  n.  Zulässigkeit  solcher  Minima  nicht  gestatten.  Hinüber- 
fülirung  in  höhere  13etriebsformen,  Arbeiterorganisation  auch  hier, 
Avelche  aber  gerade  hier  ihre  besonderen  inneren  Sclnvierigkeiten 
bietet  u.  deren  Erfolg  durch  die  Rücksicht  auf  Erhaltung  des  Ab- 
satzes erscliAvert  Avird,  Verbände  der  Arbeitgeber,  um  Absatzpreise 
nicht  zu  sehr  herabgehen  zu  lassen,  daher  hier  einmal  ganz  speziell 
Kartelle  im  Ar  beiter  int  er  esse,  um  bessere  Löhne  zahlen  zu 
können  (S.  272  ff.),  nicht,  Avie  die  geAvöhnlichen  Kartelle  doch  tat- 
sächlich allein  oder  ganz  überwiegend,  um  höhere  Profite  zu  er- 
möglichen, — das  möchten  bessere  u.  eher  noch  ausführbare,  Avenn- 
gleich  ebenfalls  schAvierig  genug  bleibende  Hilfsmittel  sein,  als 
gesetzliche  Lohnminima. 

C.  Von  anderen  Gebieten  der  Arbeiterjmlitik  steht  es  fest, 
dass  sie  ausschliesslich  durch  den  Staat  u.  dessen  G esetzgebung 
überhaupt  geregelt  Averden  können  u.  müssen  — so  das  ganze 
Gebiet  des  Organisations-  u.  Vereinsrechts  — oder  doch 
durch  den  Staat  allein  befriedigend  u.  hinlänglich  Avirksam  geregelt 
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werden  können,  so  das  Gebiet  des  Arbeiterscliutzes  u.  der 
Arbeiterversiclieining. 

1.  Auf  dem  Gebiet  des  Arbeiterscliutzes,  — Bestimmungen 
über  Beschränkung  der  Arbeitszeit,  bes.  der  täglichen,  über  Arbeits- 
pausen (am  Sonntag  usw.),  über  Regelung  der  Nachtarbeit,  mit 
Unterscheidung  nach  Gescbleclit,  Alter  der  Arbeiter,  auch  z.  T.  nach 
Beschäftigungsart,  über  bygieniscbe  u.  sonstige  Siclierheits- 
einrichtungen,  in  den  Betriebsstätten,  Verhütung  von  Gefahren 
darin  u.  an  den  Maschinen,  Ausschluss  von,  Beschränkung  und 
Kautelen  bei  gefährlichen  Betrieben  n.  Verfahren  usw.  — kann 
wohl  a)  Einiges  vom  „Voluntarismus“  geleistet  u.  im  Wege  der 
Vereinbarung  unter  den  Betriebsleitern  u.  Untern ebmungen  lierbei- 
gefülirt  werden,  auch  unter  Mitwirkung  von  Arbeiterorganisationen, 
b)  Aber  gegenüber  dem  Eigeninteresse,  der  Gewinnsucht,  der  Nach- 
lässigkeit der  Betriebsleiter,  der  fehlenden  Einsicht  dieser  u.  der 
Arbeiter  selbst;  auch  bei  der  Macht  der  Konkurrenzverhältnisse, 
wo  jede  Beschränkung  der  Ausnutzung  der  Arbeitskräfte  u.  jeder 
Aufwand  für  Aenderung  der  Einrichtungen  u.  Anbringung  von 
Schutzvorkelirungen  die  Produktionskosten  steigert  u.  die  Profite 
kürzt  oder  die  Preise  zu  erhöben  nötigt,  was  nicht  immer  durcb- 
zusetzeu  ist  oder  den  Absatz  schmälert,  — bei  dieser  Sachlage  ist  vom 
Voluntarismus  n.  der  Verabredung  nichts  Ausreichendes  zu  er- 
warten. c)  Hier  muss  daher  Staat  u.  Gesetzgebung  regelnd  ein- 
greifen,  mit  Zwang,  mit  Ge-  u.  Verbot,  mit  Strafandrohung 
n.  Strafverfügung  vorgelien,  wirksame  Einrichtungen  treffen, 
dass  die  gesetzlichen  Bestimmungen  vollständig  ausgeführt,  die  Ein- 
richtungen demgemäss  getroffen  u,  über  alles  stete  u.  sichere 
Kontrollen  ausgeüht  werden  können  (Gewerlie-,  Fabrik-,  Bergbau- 
inspektion usw.).  Hier  ist  „ Staatsliilfe“  also  der  Selbsthilfe  u. 
Genossenschaftshilfe  prinzipiell  u.  nach  der  Erfährung  auch  praktisch 
überlegen. 

2.  Auf  dem  Gebiete  der  Arheiterversicherung  kann  aj  durch 
Selbsthilfe,  bes.  in  genossenschaftlicher  Form  („freie 
Kassen“,  ad  hoc  sieh  bildende,  für  mehrere  oder  für  einzelne 
Zwecke,  Kranken-,  Invaliden-  n.  Alters-,  Unfall-,  Witwen-  u.  Waisen- 
versiciierung),  namentlich  aber  durch  Aufnahme  bezüglicher  Auf- 
gaben unter  diejenigen  der  Arbeiter-  u.  Arbeitgeherorganisationen 
Einiges  geleistet  werden,  wie  die  Ijänder  vor  u.  noch  jetzt  ohne 
oder  ohne  umfassende  obligatorische  öffentliche  Arheiterversicherung 
zeigen  (England  u.  a.).  a)  Daraus  gehen  die  allgemeinen  Vorteile, 
der  Selbst-,  Genossenschafts-  u.  Organisationshilfe  hervor,  auch 
manche  gegenüber  der  öffentlichen  ohligatoi-ischen  (s.  u.  hei  c). 
Das  schwierigste  Problem,  die  Arbeitslosenversichei-ung,  ist  vielleicht 
in  Verbinung  mit  sonstigen  Organisationen  der  Arbeiter  noch  am 
ersten  praktisch  zu  lösen,  (i)  Aber  Ausreichendes,  bes.  dem  Umfang 
der  Versicherung,  der  Höhe  der  Leistungen  der  Versicherung,  der 
dauernden  Sicherheit  des  Bestands  u.  der  Leistungstahigkeit  der 
Einrichtungen,  der  Zweckmässigkeit  der  letzteren  u.  der  Mässigkeit 

Ä.  Wagner»  soz.-ökon.  Giuudriss,  4.  Aufi.  31 
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der  Verwaltungskosteil  nach,  ist  auf  diesem  Wege  niclit  zu  erzielen. 
Das  zeigt  ein  Vergleich  der  Länder,  auch  der  mit  tüchtigen  u. 
ausgedehnten  Arbeiterorganisationen  (England),  mit  den  Ländern 
mit  obligatorischer  Arbeiter\ersicherung,  bes.  Deutschland,  b)  Auch 
das  p r i V a t e e i g e n 1 1 i c h e Ve  r s i c h e r u n g s w e s e n auf  versicherungs- 
teclmischer  Grundlage  — d.  h.  mit  mehr  oder  weniger  genauer 
Berücksichtigung  der  statistisch  beobachtbaren  u.  wirklich  beobachteten 
erfahrungsmässigen  Wahrscheinlichkeit  des  Eintritts  u.  des  Umfangs 
der  an  die  Veracherten  zu  leistenden  Zahlungen  u.  entsprechender 
liegeluug  der  Versicherungsbeiträge  (Prämien)  dafür  Seitens  der 
Versicherten  selbst  (eventuell  unter  MitW*teiligung  Dritter)  — ist  auf 
die  einzelnen  Zweige  der  Arbeiterversicherung  anwendbar,  in  seinen 
beiden  Hauptformen  der  (genossenschaftlichen)  Versicherung  auf 
Gegenseitigkeit  u.  selbst  der  (spekulativen)  Erwerbsversicherung 
(in  Erwerbs-,  meist  Aktiengesellschaftsform).  Aber  in  umfassendem 
Masse  lässt  sich  die  Arbcitervei-sicherung,  auch  die  an  bestimmte 
Ereignisse  (Schäden)  des  persönlichen  Lebens  sich  anknüpfende, 
auf  diese  V eise  kaum  durchführen,  a)  Einsicht,  Interesse,  verfüg- 
bare Mittel  der  Arbeiterklasse  reichen  für  solche,  alsdann  voraus- 
setzungSM’eisc  fakultative  Versicherung  nicht  aus.  ß)  Der 
genauere  Anschluss  an  die  sonstige  Versicherungstechnik  ist  auch 
nicht  geboten,  nicht  allgemein  passend  u.  nicht  ausführbar  wegen 
der  Unsicherheit  der  llechnungsgrundlagen,  der  Höhe  u.  individuellen 
Ungleicldieit  der  Kosten,  y)  Die  Arbeiterversicherung  zum  Gegen- 
stand von  Profiten  für  Dritte,  wie  bei  den  Erwerbsgesellschaften,  zu 
machen,  hat  hier  noch  mehr  Bedenken  als  bei  der  allgemeinen 
Lebensversicherung  u.  als  bei  Avichtigen  Sacli-  (Elementar-)  Ver- 
sicherungszweigen (bes.  Feuer),  d)  Daher  wird  nur  zur  etwa  er- 
Avünschten  — u.  in  der  Tat  oft  erwünschten  — Ergänzung 
sonstigen  ArbeiterversicherungSAvesens,  auch  des  obligatorischen, 
das  hier  berührte  private  Versicherungswesen  zu  empfehlen  sein, 
unter  Umständen,  mit  richtigen  Kautelen,  auch  selbst  das  erAverbs- 
gesellschaftliche,  so  die  sog.  Volks  Versicherung,  deren  Aus- 
dehnung erAvünscht  ist. 

S.  meinen  Aufs.  Versicherungswesen  im  Schönbergschen  Handb. 
4.  Aufl.,  B.  II,  bes.  S.  404 ff.  3Ianes,  Versicherungswesen  19U4. 

c)  Den  Bedürfnissen  der  grossen  Masse  der  Lohnarbeiter  ent- 
spricht mir  ein  auf  gesetzlichem  Beitritts-  u.  BeitragszAvang 
beruhendes,  möglichst  ausg(^dehntes,  nach  den  oben  erAvähnten 
IlauptzAveigen  gegliedertes,  ein  „obligatorisches‘%  insoA\eit 
.,  ö f f e n 1 1 i c h e s “ ArbeiterversicherungSAvesen,  Avie  im  Prinzip  das 
deutsche,  a)  Xur  ein  solches  erreicht  den  notAvendigen  Umfang 
nach  der  Zahl  der  Versicherten,  nach  den  Arten  der  Gefahren, 
gegen  Avelche  eben  eine  Versicherung  erfolgen  soll,  A^erbürgt 
die  Erreichung  des  Zwecks  Avenigstens  für  gewisse  Minimalhilfen, 
gestattet  so  die  RückAvirkung  der  Versicherungsprämien  auf  die 
Löhne  u,  die  UeberAvälzung  mit  auf  die  Preise  der  Arbeitsprodukte, 
damit  die  richtige  Deckung  der  Arbeitskosten  in  diesen  Preisen 
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(8.  416)  ii.  ermöglicht  die  Regelung  der  Beiti'äge,  auch  unter 
eventueller  Heranziehung  der  Arbeitgeber  u.,  wenn  das  passend 
erscheint,  der  öffentliclien  Körper  (Reich,  »Staat,  Gemeinde  usav.). 
ß)  Die  früher  geltend  gemachten  Bedenken  gegen  einen  Zwang 
zum  Beitritt  u.  Beitragentspringen  nur  einer  extrem  individualistischen, 
auch  der  falschen  Auffassung,  als  ob  es  sich  hier  blos  um  „Wohl- 
taten“ für  das  Individuum  handle,  Avährend  hohe  soziale,  ethische, 
politische  Gemeininteresseu  mitspieleii.  y)  Die  ökonomischen, 
technischen,  administrativen  Mängel  solcher  allgemeinen 
obligatorischen  Arbcitervei-sicherung  brauchen  deshalb  nicht  geleugnet 
zu  Averden,  sie  fehlen  auch  in  Deutschland  u.  in  anderen  Ländern 
dieses  Versicherungsprinzips  nicht,  werden  auch  völlig  von  Reformen, 
Zusammenzug  von  Zweigen,  Aenderung  der  Organisation  u.  dgl.  m., 
nicht  zu  beseitigen  sein.  Aber  sie  Aviegcu  die  eminenten  sozial- 
]»olitischeu  Vorteile  nicht  auf.  d)  Auch  der  allgemeine  Mangel 
der  gesetzlichen  Regelung  solcher  Dinge  lässt  sich  nicht  be- 
sti-eiten  u.  auf  keinerlei  Weise  ganz  abstellen,  dass  nämlich  ein 
Gesetz,  auch  ein  möglichst  A'ollkommenes  u.  durch  gute  Vollzugs- 
verordiumgen  u.  tüclitigc  Verwaltung  möglichst  gut  zur  Anwendung 
gebrachtes  Gesetz,  niemals  genügend  individualisieren  kann, 
sondern  mehr  oder  weniger  schematisieren  muss  u.  so  in  einzelnen 
Fällen  nicht  immer  befriedigend  die  Aufgaben  lösen  Avird.  Das  ist 
hinzuuehmen,  aber  bildet  Avieder  keinen  ausschlaggebenden  Grund 
gegen  obligatorische  Arbeiterversiclierung.  d)  Passend  wird  eben 
hier  bei  vorhanden  bleibenden  Lücken,  auch  zur  oft  erwünschten 
Erliöhung  niedriger,  aber  mit  den  verfügbaren  Mitteln  nicht  höher 
möglicher  Zahlungen  au  die  Versicherten  das  genosseiiscliaftliche 
u.  privfUe  VersicheningsAvesen  sich  ergänzen  danscbliesseii  können. 

Näher  soll  auf  diesen  Gegenstand  auch  hier  nicht  eingegangeii 
Averdeii.  S.  die  Aufs,  über  Arbeiterversiehenmg  von  verschiedenen 
Autoren  im  H.W.B.  St.  B,  L,  auch  für  weitere  Lit.  Ueber  das  positive 
Arbeiterversicherungsrecht  in  Deutschland  u.  im  Ausland  das  Werk  von 
Zacher.  Ueber  die  grossen  Erfolge  der  deutschen  A.-V.  die  Sehr,  des 
Reichsvcrsich.amts  „Die  deutsche  A.-V.  als  soziale  Einrichtung’*  11M)4  u. 
die  Statist.  Veröffentlichungen.  Die  wichtigsten  Daten  daraus  im  reichs- 
statist.  Jahrbuch,  Jhg.  1906  S.  ff.  Hier  interessiert  vornehmlich  die 
Anzahl  der  Versicherten,  woraus  sich  die  erreichte  Ausdehnung  er- 
gibt. Der  obligator.  Krankenversicherung  im  D. Reich  (auf  dem  Gesetz 
V.  15.  Juni  1SS8,  nebst  Novellen  a'.  10.  April  1H92  u.  25.  Mai  1904  be- 
ruhend) gehörten  llf04  10,71  Alill.  Mitglieder  an  (über  ein  Sechstel  der 
Bevölkerung).  lÜe  24  194  Kassen  dafür  liatteu  246,25  Mill.  M.  Einnahmen 
(wovon  2;40, 69  Mill.  M.  Beitrüge  u.  dgl.  der  Vei*pflichteten),  244, OS  Mill.  M. 
ordentliche  Ausgaben.  Der  üeberschuss  der  Aktiva  über  die  Passiva 
(der  mit  dem  Vermögensbestand  nicht  ganz  zusammenfällt)  hat  sich 
bis  inkl.  1904  auf  1VH),94  Mill.  M.  belaufen,  der  Vermögensbestaud 
Ende  1904  auf  212, S4  Mill.  M.  — Die  Unfallversicherung  (nach 
den  Ges.  v.  6.  Juli  1SS4,  5.  Mai  1886,  11.  u.  14.  Juli  1887,  40.  Juni  IIKX)) 
umfasste  in  66  gewerblichen  Berufsgenossenschaften  in  11HJ4  619  419  Be- 
triebe mit  7,85  Mill.  \*ersicherten  Personen,  in  48  landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschatten  4,65  Mill.  Betriebe  mit  11,19  Mill.  versicherten 
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Personen.  Einschliesslich  der  bei  gewissen  staatlichen,  provinz.  u. 
kommunalen  Ausfühmngsbehörden  versicherten  l^ersonen  (1.59  Mill.) 
waren  im  ganzen  20,63  MiTl.,  mehr  als  der  dritte  Teil  der  Reichsbevölkerung, 
versichert.  Die  Einnahmen  der  gewerblichen  B.-G.  betrugen  in  1904 
11S,4  Mill.  31.  (wovon  ITmlagebeiträge  u.  dergl.  110,0  3Iill.),  die  Ausgaben 
116,58,  der  Stand  des  Reservefonds  am  Jahresschluss  186,69  Mill.  M,  Bei 
den  landwirtschaftlichen  B.-G.  waren  diese  vier  Posten  bezw.  35,79  (35,41), 
34,74  u.  10,38  3Iill.  31.  — Zur  Invaliden-  (u.  Alters-)  Versicherung 
(Gesetz  vom  13.  Juli  1899)  gehörten  1904  13,76  3Iill.  Personen,  nahezu 
der  vierte  Teil  der  Bevölkerung.  Die  Beiträge  der  Arbeitgeber  (welche 
hier  allein  beitragspflichtig  sind,  die  versicherten  Arbeiter  sind  frei) 
betrugen  77,04,  der  (hier  allein  vorkommende)  Reichszuschuss  45,28, 
der  Vermögensstand  1160,40  3Iill.  31.  Die  Zahlen  der  Versicherten 
lassen  sich  nicht  addieren,  weil  vielfach  dieselben  Personen  den  3 oder 
wenigstens  2 Versicherungszweigen  angehören.  Die  materielle  Be- 
deutung der  deutschen  obligator.  A.-V.  ergibt  sich  aus  folgenden 
Daten  über  die  ordentlichen  Einnahmen.  In  den  20  Jahren  1885 
bis  1904 (Invalidenvers.  seit  1894)  waren  diese  Einnahmen  der  gesamten 
obligator.  deutschen  A.-V.  auf  der  Grundlage  der  Reichsgesetzgebung 
(bei  der  Krankenvers.  einschliesslich  Knappschaftskassen)  in  nanden 
3lillionen  3Iark; 


Beiträge  der  Arbeit- 

Krankenvers. 

XTnfallvers. 

Jiivalidenvers. 

Arbeiterver^. 
im  ganzen 

geber  

S25 

1318 

s;3() 

2978 

Beiträge  der  Ver- 

sichei'ten  . . . 

l,s‘)4 

— 

S.80 

2723 

Reichszuschuss . . . 

— 

— 

889 

339 

Zinsen  und  sonstige 

Einahinen  . . . 

i:35 

174 

282 

592 

Summe : 

2854 

1498 

2281 

(3628 

An  Umfang  u.  an  Leistungen  reicht  keine  Arbeiterversicherung 
irgend  eines  anderen  Landes  u.  namentlich  kein  .Jreies‘‘  Kassenwesen 
entfernt  an  das  deutsche  heran.  Die  Beiträge  der  Arbeitgeber  sind 
natürlich  eine  Belastung  dieser,  aber  eben  doch  nur  der  notwendige 
Beitrag  zur  Deckung  der  vollen  Arbeitskosten  (o.  S.  416). 

D.  3Veitere  Älassregeln  der  staatlichen  Arbeiterpolitik  liegen 
1.  auf  dem  Gebiete  der  Sozialhygiene,  des  öffentlichen  Gesund- 
heits-  (Sanitäts-  u.  Medizinal-)  AVesens  insofern  mit  vor,  als  es  sich 
liier  zwar  um  Interessen  der  ganzen  Bevölkerung,  aber  dabei  doch 
tatsächlich  in  besonderem  3Iasse  mit  um  die  Intesressen  der  grossen 
Alasse  des  Volks,  der  arbeitenden  Klassen  handelt.  Auch  die 
Bau-  u.  Wohnugspolizei,  zur  Wahrnehmung  hygienischer  u. 
Öiclierheitsintei essen,  gehört  mit  dahin.  2.  Die  ökonomische 
Seite  der  Wohnungsfrage,  die  Herstellung  u.  Bereitstellung  nicht 
zu  teurer  AVohmingen  befriedigender  örtlicher  Lage,  Grösse  u. 
Beschaft'enheit  speziell  für  Arbeiter,  ist  bisher  meist  nur  Gegen- 
stand der  Selbst-  u.  Genossenschaftshilfe  (Baugenossenschaften), 
\)  Doch  beginnt  wenigstens  für  die  Arbeiter  der  Staats-  (u.  Gemeinde-) 
Betriebe  (Domänen,  Forsten,  Bergwerke,  Eisenbahnen  iisw.)  im  Bau 
v'on  Arbeiterwohnungen  u.  in  der  Unterstützung  von  Baugenossen- 
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schatten  u.  selbst  von  Einzelnen  zum  Bau  die  Staatshilte  mehr 
neben  die  reine  Selbsthilfe  zu  treten  (deutsche  Länder,  Preussen). 
b)  Durcli  Gewährung  von  Kredit hilfe  geschieht  das  auch  für 
andere  Arbeitei  kreise  wohl  einmal,  u.  vermittelst  Zuwendung  von 
Baugeldern  aus  dem  Vermögen  der  Arbeiterversicherungsanstalten, 
bezeichnender  W eise  bisweilen  unter  Protest  der  privaten  Interessenten,  ^ 

der  privaten  Besitzer  von  Baustellen  u.  Häusern,  die  sich  durch 
solche  Hilfe  indirekt  geschädigt  glauben.  Auch  hier  ringt  der 
soziale  mit  dem  individualistischen  Gedanken,  c)  Dagegen  ist  die 
Höhe  des  Mietpreises,  wie  aller,  so  auch  der  Arbeiterwohnungen,  ^ 

bisher  noch  fast  durchaus  zur  Regelung  dem  „freien  Verkelu'‘‘ 
überlassen,  ein  noli  me  tangere  für  Staat  u.  Gemeinde,  obwohl  hier  , 

vielfach  schlimme  Uebelstände  bestehen  u.  die  für  kleine  elende 
Wohnungen  öfters  relativ  besonders  hohen  Mietpreise  eine  ausser- 
ordentliche Belastung  des  Arbeiter-  u.  des  Budgets  der  unteren  u.  * 

der  unteren  u.  mittleren  Alittelklassen  bilden.  Soweit  diese  Höhe 
der  Alietpreise  Folge  der  Bodenspekulation  u.  der  durch  sie  be- 
Avirkten  Grundstückverteuerung  ist,  erscheint  eine  erfolgreiche 
Bekämpfung  dieser  Spekulation  u,  überhaupt  der  Kampf  gegen  die  : 

städtische,  gegen  die  Grundrente  des  Wohnungsbodens,  auch  durch  ^ 

geeignete  Besteuerungsmassregeln,  auch  im  hohen  Interesse  der 
Arbeiterklasse  gelegen,  um  die  Wettmachung  von  Geldlohn- 
steigeriingen  durcli  Alietsteigerung  (Frese)  u.  so  das  Niedrigbleiben 
oder  immer  wieder  Niedrigwerden  des  effektiven  Lohnes  zu  hemmen. 

Wiederum  eine  passende  Staatshilte,  welche  die  Arbeiter  weder 
einzeln  nocli  organisiert  u.  genossenschaftlich  vorgebend  durch 
Selbst-  ii.  Vcreinslnlfe  genügend  ersetzen  können.  ^ 

Eine  kleine  Ausnahme  von  der  staatlichen  Passivität  gegenüber 
der  Höhe  der  3Iietpreise  der  Wohnungen  bilden  indessen  neuere  Vor- 
gänge: bedingungsweise  Steuerbefreiungen  oder  Steuererleichterungen, 
speziell  bei  Wohngebäudesteuer  u.  auch  wohl  Kreditunterstützungen  für 
den  Bau  von  AÄeiterwohnungen  zu  gewähren,  wenn  neben  diesem 
Zweck  gewisse  Mietpreise  oder  für  die  \ erzinsung  des  Baukapitals  eine 
mässige  Verzinsung;  nicht  überschritten  werden,  eventuell  unter  Be- 
schränkung dieser  Begünstigungen  auf  Genossenschaften,  gemeinnützige 
Baugesellschaften  nicht-spekulativen  Charakters  (bes.  Österreich.,  auch  T' 

preuss.,  französ.  Gesetzgebung  u.  a.  m.). 

E.  Eine  Staatshilfe  grösster  u.  segensreichster  Art 
gerade  auch  für  die  unteren  ii.  speziell  die  arbeitenden  Klassen  liegt 
aber,  was  doch  auch  hier  wieder  besonders  betont  Averden  soll, 

1.  in  der  allgemeinen  Staats-  u.  Kommunaltätigkeit,  in  den 
grossen  Einrichtungen  des  Rechtsschutzes  u.  der  all- 
gemeinen Kulturförderung  des  Staats  überhaupt  n.  zumal  des 
modernen  Kulturstaats,  a)  Die  Sicherung  des  ErAverbslebens 
durch  den  vom  Staate  in  seinen  grossen  Präventiv-  u.  Kepressi\'- 
anstalten,  auch  mittelst  der  Organisation  des  Wehn\^esens,  gCAvahrten 
Rechtsschutz  (8.  107  ff.)  kommt  sicherlich  der  ganzen  BeA'ölkerung, 
den  besitzenden  Klassen,  den  kapitalist.  Unternehmern,  den  Grund- 
besitzern, aber,  Avas  doch  nur  blinder  Fanatismus  Aberkennen  kann 


5*3 


i! 


}•' 

1 • 


i# 


4 

I 


t 


— 484  — 


mehr  als  allen  anderen  Klassen  den  Arbeitern  zu  gute.  1»)  Das 
Nämliche  gilt  von  der  Sicherung  des  Bezugs  von  Produkten 
aus  u.  des  Absatzes  nach  dem  Auslande,  zumal  in  der  Aera 
dp  Industriestaats,  von  der  Herstellung  der  Verkehrs- 
einrichtungen dafür.  c)  Dazu  kommt  schon  länger  das 
öffentliche  Unterrichtswesen,  speziell  die  Volksschule,  mit 


ihrem  Einfluss  auf  die  Hebnnir  der  Bildung  u.  damit  auch  wieder 


der  Erwerbsfähigkeit,  soAvie  auch  — der  Organisationsfahigkeit  der 
Arbeiterklasse. 

2.  Der  moderne  Staat  hat  schon  durch  Aufnahme  dieses 
Gebiets  in  seine  Tätigkeitssphäre  sich  bewusst  zum  Pfleger  u.  zum 
Förderer  der  Arbeiterinteressen  entwickelt.  Er  tut  es  aber  auch 
immer  weiter  durch  Ausdehnung  der  Staats-  u.  Kommunal- 
:ätigkeit  auf  Spezialgebiete  des  Interesses  der  arbeitenden 
.1.  unteren  Klassen  überhaupt  u.  wird  so  zum  Avahren  Sozial- 
st aat  nach  den  Zielen  moderner  Sozialpolitik. 

Durch  das  Alles  erfolgen  direkt  u.  indirekt  EinAV'irkungen 
luch  auf  die  Arbeitslöhne,  auf  deren  Steigerung  durch  grössere 
Sicherung  des  I^rAverbslebens  u.  des  Produktenbezugs  u.  -Absatzes 
i.  auf  deren  stärkere  VerAvendbarkeit  für  die  pei-sönlichen  Avirtschaft- 
ichaftlichen  Bedürfnisse,  Aveil  Manches  davon  den  unteren  Klassen 
nientgeltlich  (z.  B.  Volksschule)  oder  wohlfeil  (z.  B.  hygienischer 
Ächutz,  Krankenpflege,  Verkehrsleistungen)  geliefert  wird.  Diese 
■^taatshilfe  läuft  also  in  der  Tat  direkt  u.  indirekt  mit  auf  Lohn- 
teigerungen hinaus  (S.  407,  Schluss  von  § 64). 

F.  Soziale  Finanz-  u.  Steuerpolitik.  Die  unter  E ge- 
launten öffentlichen  Einrichtungen  u.  Tätigkeiten  machen  freilich 
jrpse  Kosten,  Avelche  die  Bevölkerung  in  ii'gend  einer  Weise  auf- 
n-ingen  muss.  1.  Gerade  die  ungeheueren  Ausgaben  des 
.Militarismus“  gelten  \delfach  als  besondere  Belastung  der  unteren, 
der  arbeitenden  Klaspn,  Avelche  ausserdem  im  Wehrdienst  auch 
loch  die  Hauptlast  dieser  Einrichtung  trügen,  a)  Aber  in  dem, 
''«'IS  «in  Sicherheitsgarantie  auch  für  das  Ei-Averbsleben  dieser 
..Militarismus“  wie  gesagt  leistet,  Avird,  auch  ökonomisch  be- 
1 rächtet,  ein  gerade  AAesentlich  den  unteren  Klassen  mit  zu  gute 
] lommender  Wert  geschaffen,  b) -Ferner  ist  es  eine  ausserordentliche 
Jebertreibung,  nur  die  Ausgaben  für  die  Wehrkraft  zu  beachten 
1 ..  es  so  darzustellen,  als  ob  unsere  modernen  Staaten  dafür  so  viel 
stark  wachsende  Summen  A-^erAA-endeten,  dass  für  „Kultur- 


so 


Avecke“  i.  e.  S.  nicht  Adel  übrig  bliebe,  c)  Aber  trotz  der 


j rossen 


Steigerung  der  Ausgaben  für  die  Wehrkraft,  auch  m 
J ’riedenszeiten,  sind  diejenigen  für  andere,  für  Kulturaufgaben, 
daninter  in  erheblichem  Maasse  für  solche,  welche  speziell  für 


Bedürfnisse  der  unteren  Klassen  übernommen  sind,  stark  u.  relativ 
s:ärker,  als  die  Militärausgaben,  aber  auch  zu  sehr  bedeutendem 
r bsoluten  Betrage  emimrgestiegen.  Vor  100  Jahren  haben  sie 
i n Staate  vielfach  ganz  gefehlt  oder  sind  hier  u.  in  den  Gemeinden  un- 
ledeutend  geAvesen.  Das  Gleiste  ging  für  Heer  u.  Höfe  darauf. 
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Die  Verwendung  der  öffentlichen  Gelder  eidolgt  somit  jetzt  immer 
melir  in  einer  die  wirtschaftlichen  u.  Kulturinteressen  auch  der 
arbeitenden  Klassen  fordernden  Weise:  eine  Art  der  „Staatshilfe“, 
welche  zur  Hebung  dieser  Klassen  mächtig  beigetragen  hat.  Die 
Finanzpolitik  auf  dem  Ausgabegebiet  ist  also  immer  „arbeiter- 
freundlicher“, günstiger  für  die  unteren  Klassen  geworden. 

2.  Von  der  Finanzpolitik  auf  der  Einnahmeseite  wird 
allerdings  gerade  das  Gegenteil  behauptet:  die  steigenden  grossen 
Ausgaben  seien  grösstenteils  u.  würden  auch  jetzt  nocli,  sogar  in 
stärkerem  blasse  als  früher,  durch  Steuern  gedeckt,  ^yelche 
ganz  allein  oder  weit  überwiegend  u.  gerade  im  Verhältnis  zur 
liCistungsfähigkeit  der  Besteuerten  in  weit  stärkerer  Proportion  auf 
den  unteren  arbeitenden  Klassen  lägen,  als  auf  den  Besitzenden, 
den  Wohlhabenden:  durch  „indirekte  Steuern“,  in  Form  innerer 
Verbrauchssteuern  u.  Einfuhrzöllen  auf  3Iassenkonsumptibilien,  sogar 
auf  die  notwendigsten  Nahrungsmittel,  wie  vollends  wieder  in  den 
neuen  hohen  Agrarzöllen.  Auch  die  zur  Ausgabedeckimg  mit  be- 
nutzten Schulden  wünleii  vornehmlich  durch  solche  Steuern  verzinst 
u.  eventuell  getilgt.  Dadurch  werde  die  ökonomische  Lage  der 
unteren  Klassen  daher  sehr  verschlechtert,  die  endgiltige  Verteilung 
des  Volkseinkommens  (u.  -Vermögens)  für  sie  noch  ungünstiger, 
als  sie  schon  aus  dem  Verteilungsprozess  der  privatwirtschaftlichen 
Organisation  ohnehin  hervorgehe, 

I>ie  nähere  Behandlung  dieser  Probleme  gehört  in  die  Finanz- 
wissenschaft. Ich  beziehe  mich  hier  gerade  für  die  „soziale“ 
Finanz-  u.  Steuerpolitik  auf  mein  bezügliches  Werk  B.  I.  u.  IL  u.  auf 
die  oben  S.  17  gen.  Aufsätze.  Es  muss  an  dieser  Stelle  an  einigen  An- 
deutungen genügen. 

a)  Die  Tatsache  einer  absolut  starken  Entwicklung  der  ge- 
nannten indirekten  Stenern  ist  im  allgemeinen  zuzugeben,  b)  Kelativ 
stärker  als  andere  öffentliche  Einnahmearten,  auch  als  andere,  direkte 
u.  Verkelirsstenern  — welch  letztere  in  diesen  Fragen  nicht  den 
Verbrauchssteuern,  sondern  mehr  den  sogen,  direkten  Steuern 
gleiclizustellen  sind  — haben  sich  die  indirekten  Steuern  indessen 
keineswegs  überall  entwickelt,  mehrfach  umgekehrt,  bes.  in  der 
Kommunalbesteuerung  mancher  Länder  (England,  Deutschland) 
haben  das  gerade  die  direkten  Steuern  besonders  getan,  c)  Durch 
Auswahl  der  Objekte,  Konzentration  der  Besteuerung  auf  auch  für 
die  unteren  Klassen  entbehrlichere  Artikel  n.  auf  solche,  deren 
Konsumeinschränkung  erwünscht  ist  (Branntwein.  Tabak),  durch 
Ermässigung  von  Steuersätzen,  durch  Verbesserung  der  Veranlagungs- 
methoden u.  Ermässigung  der  Erliebungskosten  sind  manche  vom 
Standpunkte  der  Konsumenten  u,  speziell  der  den  unteren  Klassen 
an^ehörigen  erhobene  Bedenken  zwar  nicht  fortgefallen,  aber  erheb- 
licli  verringert  worden.  Wenn  Agi’ar-,  Getreide-,  Fleiscbzölle  Aus- 
nahmen bilden,  so  eben  durch  überwiegende  volkswirtschaftliche 
Gegengründe  gerechtfertigte,  d)  Auch  die  Belastung  der  Konsumenten 
mit  diesen  indirekten  Steuern  ist  nicht  ohne  Weiteres  im  vollen 
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.dasse  zuzugeben,  weil  die  Ueberwälzung  auf  den  Preis  ein  ver- 
nickelter Prozess  ist  u.  vielfach  nicht  vollständig  erfolgt,  e)  Die 
nohlhabenderen  Klassen  tragen  bei  ihrem  meist  gi-össeren  Konsum 
u.  bei  Belastung  ihres  Spezialkonsums  u.  höheren  Steuersätzen  da- 
üir  an  der  Steuerlast  mit.  f)  Bedenken  gerade  vom  sozialpolitischen 
- Jesteueruugsstandpunkte  aus  verbleiben  gleichwohl  gegen  die  iu- 
i irekten  Steuern.  ^ g)  Aber  zur  Deckung  überhaupt  u.  auch  zur 
] elativ  zweckmässigsten  Art  der  Deckuug  eines  einmal  vorhandenen 
grossen  Finanzbedarfs  haben  sich  diese  Steuern  bisher  überall  un- 
<utbehrlich  erwiesen  u.  werden  durcli  die  Notwendigkeit  dieses 
Bedarfs,  der  ihm  zu  Grunde  liegenden  öttentlichen  Einrichtungen 
X.  die  Notwendigkeit  der  Bedarfsdeckung  auch  prinzipfell 
j ei echtfertigt,  h)  Ihr  Uebermass  lässt  sich  beschränken  durch 
lichtige  u.  mögliche  Entwicklung  anderer  öffentlicher  Einnahmen 
1.  ihre  Bedenken  lassen  sicli  weiter  vermindern,  ihre  Leber- 
listungen  nach  unten  zu  ausgleichen  durch  angeu)essene  u. 
11  entsprechender  Weise  mögliche  Einrichtung  der  direkten  (inkl. 
^ ''erkehrs-)  Steuern. 

3.  Gerade  in  dieser  Hinsicht  hat  die  neuere  Finanztheorie  u, 
r lehrfacli,  zunial  in  Deutschland,  auch  die  Finanzpraxis  eine 
5 soziale“  liichtung  emgeschlagen,  welclie  von  grosser  Bedeutung 
gegenüber  den  Bedenken  der  indirekten  Besteuerung  ist  u.  für  den 
ganzen  IVozess  der  \ erteilung  des  Volkseinkommens  den  unteren, 
den  arbeitenden  Klassen  speziell,  wenn  auch  auf  sie  sich  nicht  be- 
s kränkende,  gü  n s t i g e Wirkungen  hat.  Die  betreffende  „ f i n a n z i e 1 1 e 
1 innahmepolitik“  in  ihrer  Verbindung  mit  den  öffentlichen 
I inrichtungen  u.  Tätigkeiten,  welche  gerade  auch  den  untersten 
I lassen  zu  gute  kommen,  wird  so  in  der  Tat  ein  wichtiges  Glied 
u itcr  den  als  „Staatshilfe“  für  diese  Klassen  zu  cliarakterisierenden 
]y  assregeln, 

a)  Einmal  ist  die  neuere  prinzipielle  u.  praktische  Festlialtuii" 
n Ausdehnung  öffentlichen  Grund-  u.  Kapitalbesitzes  lu 
ö tentlicher  Betriebe  ein  wirksames  Hilfsmittel,  Deckungsfonds 
fi  r öffentliche  Ausgaben  zu  beschaffen,  ohne  auf  Besteuerung  über- 
h lupt  zurückgreifen  zu  müssen.  Staat,  Gemeimle  usw.  beziehen 
didurch  Anteile  an  der  nationalen  Grund-  u.  Kapitalrente,  am 
P"ofit,  an  den  Konjunkturengewinnen  usw.,  entzieluyi  diese  Ein- 
k infte  den  Privaten,  verwenden  sie  für  öffentliche  Zwecke  u.  wenden 
d ese  Bezüge  so  in  der  Form  öffentlicher  Dienstleistungen  dem 
V Dike,  dessen  Re])räsentanten  diese  öffentlichen  Körper  sind,  zu. 

Darin  liegt,  neben  dem  verkehrspolitischen,  dem  konsumpolitischen 
u.  a.  der  Vorteil  der  Eisenbahnverstaatlichung  (Preussen!),  der 
E itialtung  u.  Ausdehnung  des  staatlichen  Kommunal-,  Forst-,  Bergbau- 
b<  Sitzes  u.  Betriebs,  der  Kommunalbetriebe:  die  sozial  bedeutsame 
F *Ige  der  ^ erstaatlichungen  von,  was  nicht  zu  übersehen  ist,  wichtigsten 
E nwirkungcn  auf  eine  günstigere,  d.  h.  mehr  den  unteren  u.  Mittel- 
kl  issen  zu  gute  kommenden  Gestaltung  der  Verteilun«'  von  Volks- 
ei ikommen  u.  -Vermögen,  mehr  zu  Ungunsten  der  höheren  Sesitzklassen, 
Iche  so  grösstenteils  solche  Betriebe  besitzen  u.  die  Renten  usw. 
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daraus  beziehen  würden.  (In  Preussen  wären  die  direkten  Steuern  ohne 
die  Ueberschüsse  des  Staatsbesitzes  u.  der  Staatsbetriebe  zu  verzwei- 
bis  dreifachen). 

b)  Teils  mit  Rücksicht  auf  die  indirekten  Steueim,  teils  aus 
steuertechnischen  Gründen,  teils  nach  speziell  sozialen  Gesichts- 
punkten hat  man  die  direkten  Steuern  so  umgestaltet  u.  kann  darin 
noch  weiter  gehen,  dass  die  „kleinen  Leute“  davon  befreit  oder  nur 
massig  getroffen,  die  wohlhabenderen  ihrer  progressiv  steigenden 
Leistungsfähigkeit  gemäss  höher  belastet  werden, 

(c)  Im  Ersatz  der  unvollkommenen  Ertrags-  diu'ch  die  besseren  Per- 
sonal-, Einkommen-,  Vermögenssteuern,  in  der  steuertechnischen  Ver- 
vollkommnung dieser  Steuern,  in  der  Freilassung  kleiner  Einkommen 
u.  Vermögen,  im  progressiven  Stenerfuss  (wenn  auch  nur  bis  zu  einer 

geringen  Höhe  von  Einkommen  u.  Vermögen  steigenden,  den  eigentlichen 
rr OS s besitz  u.  das  Grosseinkommen  noch  nicht  gebührend  belastenden 
solchen  Fuss),  in  der  Verbindung  von  Vermögens-  u.  Erbschaftssteuern, 
auch  gewissen  Verkehrssteuern  (Besitzwechselabgabenj  mit  der  Ein- 
kommensteuer, wodurch  das  Kenteneinkommen  stärker  als  das  Arbeits- 
einkommen belastet  wird,  in  der  Besteuerung  von  Gewinnen  aus  Kon- 
junkturen, Spekulationen  erfolgt  eine  wahrhaft  „soziale“  Steuerpolitik. 
Sie  führt  u.  kann  bei  konsequenter  weiterer  Ausbildung  der  Besteuerung 
in  dieser  Richtung  zu  einer  weitgehenden  Ausgleichung  der  etwaigen 
L^eberlastungen  der  unteren  Klassen  durch  die  indirekten  Steuern  führen. 
ß)  Und,  indem  mit  den  Erträgen  der  indirekten  Steuern  wie  mit  den  Ueber- 
schüssen  der  öffentlichen  Betriebe  ein  grosser  u.  wachsender  Teil  der 
öffentlichen  Ausgaben  gedeckt  wird,  lässt  sich  so  erreichen,  dass  eben 
die  bezüglichen  öffentlichen  Einrichtungen  den  unteren  Klassen  ganz 
oder  grösstenteils  unentgeltlich  zur  Verfügung  gestellt  werden,  y)  Das  ist 
aber,  bei  prinzipieller  Auffassung  der  I>inge  u.  der  ökonomischen 
Zusammenhänge,  nichts  Anderes  als  eine  Mitregulierung  des 
privat  wirtschaftlichen  Verteilungsprozesses  durch  Staats- 
eingriff. Jede  wirkliche  Progression  des  Steuerfusses  — nicht  schon 
diejenige  bei  den  direkten  Steuern,  welche  nur  die  umgekehrte  Pro- 
gression in  den  B(dastungen  durch  indii'ekte  Steuern  aus^eicht  — und 
jede  Höherbelastung  des  Renten-  als  des  Arbeitseinkommens  verschiebt 
überhaupt  die  Relationen  zwischen  den  einzelnen  Privateinkommen  unter 
einander,  sie  ist  insofern  eine  staatliche  Einmischung  in  dem  Verteilungs- 
prozess. Das  hat  die  bisher  zwar  selten  auch  nur  in  der  Theorie  er- 
kannte, meistens  hier  u.  vollends  in  der  Praxis  gar  nicht  gewollte,  aber 
— tatsächlich  eintretende  Folge,  dass  so  auf  diese  Verteilung  in  einer 
den  unteren  Klassen  günstigen,  den  oberen  nachteiligen  Richtung  ein- 
gewirkt wird.  Ob  es  sich  piinzipiell  begründen  u.  rechtfertigen  lasse, 
in  dieser  Richtung  noch  weiter  zu  gehen,  als  in  der  bishei'igen,  hier 
sehr  vorsichtig,  ja  ängstlich  operierenden  Steuerpolitik  selbst  unserer  auf 
diesem  Gebiete  fortschrittlicnsten  Staaten,  soll  zum  Schluss  noch 
erörtert  werden  (u.  u.  J.). 

G.  Bedingungen,  von  welchen  der  dauernde  Erfolg 
arbeiterfreundlicher  Politik  u.  der  Arbeiterorganisation  abhängt. 
1.  Nicht  zu  übersehen  ist  freilich  wieder,  dass  der  Erfolg  aller 
positiven  Sozialpolitik  zu  Gunsten  der  Arbeiter,  auch  der  zuletzt 
dargelegten  sozialen  Finanz-  u.  Steuerpolitik,  auch  wenn  er  zunächst 
erreicht  wird,  ebenso  wie  der  unmittelbare  Erfolg  der  Organisations- 
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bestrebungen  der  Arbeiter  im  Kampf  um  den  Klassenanteil  in  seiner 
Dauer  an  die  öfters  bervorgehobenen  Bedingungeii  geknüpft  ist. 

a)  Namentlicli  bängt  er  in  dieser  Hinsicbt  u.  in  seinem  Um- 
fang wieder  von  der  Bevölkerungsbewegung  ab.  Diese  muss 
den  dargelegten  Voraussetzungen  entsprecben,  sich  daher  in  den 
Grenzen  halten,  welche  die  mögliche  Steigerung  der  nationalen 

|i>  Arbeitsproduktivität  u.  des  Klassenanteils,  der  Lohnquote  am 

l’roduktions-Reinertrage,  einmal  ziehen.  , t-  r i 

«)  Das  ist  u.  a.  bes.  auch  zu  beachten  nicht  nur  für  den  dauernden Lrtolg 
der  gewerkschaftlichen  Arbeiterorganisation,  sondern  auch  für 
die  Durchführbarkeit  des  Arbeiter  Schutzes  u.  für  die  dem  Arbeiter 
se^'ensreichen  V'irkungen  der  Arbeiterversicherung,  nämlich  solche 
w^che  ohne  Rückschläge  auf  die  sonstige  Lohnhöhe  vor  sich  gehen. 
,S)  Gefahren  sind  hier,  auch  für  den  dauernden  Erfolg  der  deutschen 
Arbeiterversicherung,  nicht  zu  verkennen,  bei  unserer  starken  natürlichen 
Volksvermehrung,  der  grossen  inneren  Zuwanderung  aus  dem  Osten 
nach  dem  Westen,  aus  den  agrarischen  in  die  Industrie-  u.  IMoutan- 
gebiete,  aus  der  polnischen  Bevölkerung  in  die  rein  deutschen  Gegei^en 
u.  bei  der  noch  hinzukommenden  fremden  (ital,  slav.)  Zu-  u.  Ein- 
wanderung, welche  jetzt  die  Auswanderung  zu  übertreffen  scheint. 

b)  Praktisch  kann  auch  der  dauernde  Erfolg  der  Arbeiter- 
organisation wie  der  Sozial-  u.  I*  inanzpolitik  durch  AusMaudeiung 
von  kapitalist.  Unternehmern  u.  von  Kapital  allein  in  Länder 
höheren  Profits,  niedrigerer  Löhne,  wohlfeilerer  Preise  gestört 
werden,  so  zumal,  wenn  er  noch  durch  fremde  Schutzzölle,  welche 
die  Produkten  ausführ  in  das  betreffende  Ausland  hemmen  (Industrie- 
übersiedlung aus  diesem  Grunde)  u.  durch  schärfere  u.  höhere 
Besteuerung  von  Unternehmung,  Profit,  Kapitalgewinn,  Einkommen, 
Vermögen  lockender  wird.  (Häufige  Drohungen  „reicher  Leute“, 
welche  diese  indessen  von  Staat  zu  Staat  nicht  so  leicht  aiisführen 
können,  als  innerhalb  eines  Staats  bei  verschiedener  Höhe  der 
Kommuualsteuern  zwischen  verschiedenen  Gemeinden  u.  auch  allen- 
falls innerhalb  eines  eine  einheitliche  Volkswirtschaft  bildenden 
Bundesstaats,  wie  im  Deutschen  Reich,  in  der  Schweiz).  Hiergegen 
gibt  es  indessen  schon  staatliche  Abwehnnittel.  Zu  berücksichtigen 
sind  solche  Möglichkeiten  Seitens  der  Arbeiterorganisationen  u.  der 
Sozial-,  auch  Finanz-  u.  Steuerpolitik  immer,  ernstlich  zu  fürchten 
möchten  sie  nur  ausnahmsweise  sein.  Eine  gewisse  Warnung,  den 
Bogen,  vollends  auf  einmal,  nicht  zu  stark  anzuspannen,  bei  Lohn- 
steigerungen u.  sonstiger  Hebung  der  Arbeiterklasse,  ist  aber  doch 

am  Platze. 

c)  Gerade  im  „Industrie-  u.  Exportstaat“,  der  mi  starken 
u.  wachsenden  Masse,  wohl  oder  übel,  auf  wohlfeilen  Bezug  von 
Rohstoffen,  auch  gewöhnlichen  Nahrungsmitteln  aus  der  Eremde  u. 
Ferne  u.  auf  lohnenden  Absatz  dahin  einmal  angewiesen  ist,  wird 
praktisch  noch  mehr  auf  die  Konkurrenzfähigkeit  der 
heimischen  Produktion,  nach  Lage  der  Dinge  namentlich  der 
imlustriellen,  gegen  die  fremde  Rücksicht  zu  nehmen  sein.  Diese 
Konkurrenzfähigkeit  leidet  unter  Lohnsteigeruugen  u.  sonstigen 
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Zuwendungen  für  die  arbeitenden  Klassen  (wie  im 
Versicherungswesen  u.  mittelst  Verwendung 

Einrichtungen  zu  Gunsten  der  Arbeiter  in  der  oben  dai gelebten 
Weise)  allerdings  nicht  unter  allen  Umständen,  wie  es  aus  den  Unter- 
nehmeTkreisen  u.  seitens  ihrer  Presse  gern  sehr  allgemein  behaupte 
wird  Nämlich  solange  nicht,  als  die  erhöhten  (direkten  u.  indirekten) 
Arbeitskosten  auf  die  Profite  genommen  werden  müssen  'i- 

durchsetzen  lässt,  weil  dem  Unternehmer  u.  nn  bn 

andrer  Ausweg  bleibt  (o.  S.  451  ff.).  Aber  ob  die  bache  eben  im 
konkreten  FaU'  so  liegt,  kann  die  Frage  sein.  Ist  diese  zu  ye™eineii 
vermag  durch  technischen  u.  arbeitsorganisatorisclien  I oitschiitt 
keine  oder  keine  ausreichende  anderweite  Reduktion  der  Kosten, 
hier  also  namentlich  auch  der  natürlichen  Kosten,  zu  erfolgen  so 
müssen  die  höheren  Arbeitskosten  auf  die  Preise  geschlagen  werden. 
Dann  eben  droht  die  Konkurrenzfähigkeit  auf  dem  nicht  duich 
Zölle  etwa  geschützten  einheimischen  u.  aut  dem  fremden,  dem 
Weltmärkte,  zu  leiden.  Umsomehr,  wenn  hier  im  Absatzgebiet  die 
Einfuhr  auch  mit  Schutzzöllen  bekämpft  wird  u.  es  nicht  in  der  früher 
dargelegten  Weise  genügend  gelingt,  durch  internationale  Arbeiter- 
organisation u.  durch  Hindrängen  aut  den  inländischen  gleichen 
Arbeiterscluitz  u.  Versicherungswesen  iin  Ausland  die  Artieits- 
bedingungen  zwischen  In-  u.  Ausland  gleiclizust eilen. 

dl  Mit  dem  allen  wird  Wert  u,  Nutzen  der  Arbeiterorganisation 
u.  des  staatlichen  Eingreifens  zu  Gunsten  der  Arbeiter  nicht 
widerlegt“,  wie  in  Unternehmer-  u.  Kapitalistenkreisen  wob 
behauptet  u.  von  ihrer  Presse  zu  „beweisen“  gesuclit  wird.  M ohl 
aber  ist  danach  der  Schluss  gereclitfertigt,  dass  (rewerkvercins- 
theoretiker  u.  -Praktiker,  Philantropen  ii.  bürgerliche  Sozialreformer, 
Sozialisten  u.  Arbeiter  solche  Momente  in  ihren  Bestrebungeii  ii. 
für  den  Zeitpunkt  ii.  das  Mass  ihres  Vorgehens  nicht  vergessen 
dürfen.  Das  Bessere,  aber  Extremere  kann  auch  hier  in  der  1 raxis 
leicht  ein  Feind  des  ülassvolleii,  aber  Guten  werden. 

H Eine  Vergleichung  von  Selbst-  ii.  Genossenscliafts- 
bilfe  mit  Staatshilfe  ergibt  au  Licht-  ii.Schattenseiten  (s.  o 4<3 
bei  L)  etwa  Folgendes.  1.  Die  erste  kann  sich  den  konkreten  \ er- 
hältnissen  u.  Bedürfnissen  mehr  als  die  zweite,  welche  schematisch 
verfahren  muss,  anpassen.  Was  in  dieser  Hiiisicnt  namentlich  %oii 
den  Aufgaben  im  Gebiet  der  Arbeiterversicherung  gilt,  zeigt 
sich  ähnlich  auch  auf  anderen.  2.  Alle  Staatshilfe  lauft  iiiehi 


oder  weniger  auf  eine  gewisse  Bevormundung  derer,  welchen  sie 
zu  Teil  wird,  hinaus,  hemmt  daher  die  Entwicklung  möglicher  ii. 
wünschenswerter  Selbsttätigkeit,  Selbständigkeit  der  Initiative 

im  Denken,  Streben,  Tun,  Unterlassen,  wahrend  die  helbst  iilfe 
hier  auf  die  Entwicklung  gerade  dieser  Eigenschaften  der  Ejnzelneii 
11  der  Klasse,  zu  der  sie  gehören,  günstig  einwirkt.  Sie  ist  insotern 
am  menschlichen  Ideal  gemessen,  das  Höhere.  3.  Me  entwickelt 


sich  aber  unvermeidlich  langsamer,  gerade  weil  sie  mehr  u.  höhere 
psychische,  moralische,  Charaktereigenschaften  voraussetzt,  hat  melir 
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clnvieri‘--keiten  za  überwinden,  ohne  das  im  gleichen  Masse  wie 
ie  mächtigere  Staatshilfe  zu  vermögen.  4.  Sie  arbeitet  auch  mehr 
poradiscli,  ungleichmässigcr,  wo  die  Staatshilte,  einmal  ein  Ziel  sich 
etzend,  kräftig  u.  rasch  vorgeht,  alles  gleichmässig  umtasst  u-  ihre 
.^äti^keit  systematischer  entfaltet.  5.  Freilich  wird  die  btaatshilte  m 
aren  Zielsetzungen  u.  ihren  Massregeln  zur  Ernnchung  c er  Ziele 
Oll  fremdartigen,  nicht  rein  sachlichen  Gesichtspunkten,  politischen, 
ozialen  Klassenanschauungen  beeinflusst,  aber  sie  kann  doch  zum 
eitenden  Kichtstern  das  wahre  dauernde  Gemeinwohl,  aller- 
lings  nach  dessen  Auffassung  in  den  die  Gesetzgebung  U; 
valuim>-  bestimmenden  Kreisen,  nehmen,  während  die  belbstliilte  in 
1er  Fo'i-m  der  wirklichen  Einzeltätigkeit  vom  Einzelinteresse,  m der 
?orm  der  Genossenschaft,  des  Vereins  vom  Klasseiiinteresse  zunächst 
i daher  leicht  zu  einseitig  bestimmt  wird.  6.  Belege  für  diese 
Licht-  u.  Schattenseiten  sind  leicht  aus  Zeiten,  I-ändern  u. 
rätio-keit.sgebieten,  wo  die  eine  oder  die  andere  Art  der  Hilfe  allem 
)der”  vornehmlich  ausgeübt  wird,  zu  finden.  In  den  oben  be- 
iprochenen  Gebieten,  bes.  im  Arbeiterversicherungswesen,  in  so 
nancherlei  Verschiedenheiten  des  Vorgehens  zwischen  gerinanischen 
i romanischen,  zwischen  angelsächsischen  u.  kontinentaleii  \ olkern, 
zwischen  der  neuen  u.  alten  Welt  tritt  Vieles  von  den  Vorzügen  u. 
Niachteilen  der  beiden  Systeme  deutlich  hervor.  7.  Daher  eben  die 
Berechtigung  der  Forderung,  dass  beide  Systeme  zur  Anwendung 
<'elan<’-en,  jedes,  ivo  es  am  zweckmässigsten  ist  u.  die  passendste 
Entwicklung  hoffen  lässt,  b.  Wo  zu  einseitig  ein  System  vorherrscht, 
wie  auf  dem  Kontinent,  auch  bei  uns,  die  Staatshilfe,  wird  gerade 
auch  mehr  auf  die  Entwicklung  der  Selbsthilfe,  w o,  wie  in  England, 
Nordamerika,  die  Staatshilfe  zu  sehr  zurücktritt,  wird  mehr  aut  tue 
Entwicklung  der  Staatshilfe  hinzuzielen  sein. 

I Zur  Frage  allgemeiner  Verteilungs politik.  1.  Alles 
Preis-,  Lohn-,  Zinstaxwesen  stellt  zugleich  Massregeln  der 
Staats-,  der  Obrigkeitseininischung  in  die  Vorgänge  der  yerteilung 
des  arbeitsteilig  gewonnenen  Volkseinkommens  (u.  weiter  des  \ olksj 
Vermögens)  dar,  wenigstens  dem  letzten  Ziel  nach,  wxnn  dies  auch 
nicht  immer  erreicht  wird  u.  ein  solches  Ziel  dem  Gesetzgeber  ii. 
den  Beteiligten  in  diesen  Bestimmungen  auch  nicht  zum  Bewusst- 
sein kommt.  2.  Auch  alles  öffentliche,  bes.  staatliche,  hnanzielle 
Gebühren-  ii.  Steuer  wesen  übt  nach  dem  Uargelegten  wenigstens 
tatsächlich  eine  Einwirkung  auf  den  Verteilungsprozess  aip,  wenn 
das  auch  ebenfalls  selten  klar  erkannt  u.  erstrebt  worden  ist. 

3.  Die  tieferen  Grundlagen  der  Verteihingsvorgänge  lie-en  mit 
in  den  Besitzverhältnissen,  bes.  des  Grund-  u Kapitalbesitzes, 
in  denjenigen  bezüglichen  Verhältnissen,  welche  nicht  nur  selbst  erst 
das  Ergebnis  der  Verteilung  u.  der  weiteren  Fo  ge  dieses  Ergebnisses 
(neue  Kapitalbilduug,  Neuerwerb  von  Grundbesitz)  sind,  sondern 
ivelche  von  vornherein  dieses  Ergebnis  selbst  mit  be- 
einflussen. a)  Daher  ist  hier  namentlich  u.  seit  Alters  die 
historische  Grundbesitzverteilung,  bes.  des  ländlichen 
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(einschliesslich  forstlichen)  Bodens  von  Einfluss,  b)  lerner  die 
Gestaltung  des  Erbrechts  u.  der  Erbsitten,  wiederuni  name^ 
für  Grundbesitz,  aber  z.  T.  auch  mit  für  den  Is  apitalbesitz  u. 
sonstiges  Vermögen,  hes.  das  P flieh  tteilsr  echt,  das  Anerben - 
recht  in  bäuerlichem  Besitz  mit  Voraus  (Bevorzugung)  für  den 
Anerben,  vollends  der  ausschliessliche  Uebergang  des  Erbes,  speziell 
wieder  des  Grundbesitzes,  an  einen  einzigen  unter  sonst  nach 
Verwandtschaft  sich  gleichstehenden  Erben  auch  schon  ini  gesetz- 
lichen Erbrecht,  das  Fideikommissrecht  u.  verwandte  Keclits- 

bildungmi.^ich^^  Erbrecht  unter  den  Erben  desselben  Ran^s,  hohe 
PHichteile,  entsprechende  Erbsitten  der  gleichmässigen  Bo'handlung  der 
Erben  gleichen  Rangs  wirken  der  Vermö|enskonzentration  entgegen  u. 
dadurcf  auch  wiede^r  auf  die  Ergebnisse  §es  .yolkswirtsc^ 
teilungsprozesses,  auf  gleichmässigere  Verteilung,  daher  ^ ^ , 

samten  Grund-  u.  Kapitalrente  u.  z,  T.  des  Proks  ein  Gerade 

um  dies  mit  zu  bewirken,  wird  eine  bestimmte  Gestaltung  des  Ei  b- 

rechts  wohl  vorwnominen  (franzos.^  Recht,  ^ 

fO  Umgekehrt  wiflet  ein  Erbrecht  mit  niedrigen  Pflichtteilen,  tidei 
komissrecht,  Majorat  u.  IMinorat,  eine  Erbsitte  niit  starken  Bevorzupngen 
eines  einzelnen  Erben  auf  Vermögeuskonzentration  u.  dadurch  auf  un- 
gleichmässigere  Verteilung  der  Grund-  u.  Kapitalrente 
ein  (englisches  Gnmdbesitzrecht,  deutsche  Majorate,  Unteilbarkeit  der 
Bauerngüter  bei  Vererlning).  y)  Die  Entwicklung  u.  Ausgestaltung 
des  Erbrechts  ist  geschichtlich  erfolgt  u.  wfolgtnoä  jetzt  zwar  ^gei- 
mässig  nicht  nach  solchen  allgemeinen  Gesichtspunkten,  naA 
sichten  darauf,  wie  dies  Recht  auf  die  ^obcswirtschatthche  \ erteiluim 
wirkt.  Speziell  agi-arpolitische  Momente  (Erhaltung  leistungsfähigei 
Baueriihüfe,  eines  tüchtigen  selbständigen  Bauernstands)  haben  Ei  brecht 
u.  Erbsitten  für  bäuerlichen  Grundbesitz,  politische  Momente,  bestiipmte 
soziale  Klassenanschauungen  haben  beides  für 

Grundbesitz  hier  beeinflusst.  Ebenso  beim  Erbrecht  mitjleichen  Erbteilen 
hohen  Pflichtteilen,  d)  Aber  die  Rücksicht  auf  die  Wmterwirkung  der 
bestimmten  Gestaltung  von  Erbrecht  u.  Erbsitten  auf  die  Gestaltung  des 
volkswirtschaftlichen  Verteilungsprozesses  von  Einkommen  u.  \ ^i  mögen 
sollte  immerhin  vom  Gesetzgeber  bei  allen  .«ol^n  Massremdn  nicht 
ausser  Acht  gelassen  werden.  So  gegenwärtig  bes  in  der  krage  des 
Fideikommissrechts,  der  Bedingungen  für  Bildung  ne^uer  Fidei- 
kommisse, der  Bedingungen  dabei,  in  Bemndhmg  der  vom  I ideilrommiss 
ausgeschlossenen  anderen  Erben  gleichen  Rangs  (Kinder),  der  Ausdehnung 
mit  auf  Kapital  („Kapitalvermögen“).  Auch  für  die  "rossen  modernen 
Privat  vermögen,  wie  sie  aus  dem  neueren  Erwerbsl^en  hervorgehra^ 
ist  die  Frage  des  Erbrechts,  des  Pflichtteilsrechts  von  Wichtigkeit.  Es 
lässt  sich  durch  entsprechende  Normen  dieses  Rechts  wenigstens  dei 
bleibenden  Konzentration  übermässig  grosser  Vermögen  generationen- 
lang  in  einer  Hand  (Familie)  entgegenwirken. 

c)  Beschränkungen  des  Gruiulbesitzerwerbs,  z.  1.  ues 
Vermögenserwerbs  überhaupt  (auch  durch  testamentarische  Be- 
stimmungen, Erbeinsetzungen,  Legate)  für  die  todte  llaiul, 
mindestens  Vorschriften,  dass  solcher  Erwerb  dm-  Genehmigung 
seitens  des  Staats  bedarf,  sind  ebenfalls  anderen  Rücksichten  ent- 
sprungen. Auf  den  Verteilungsprozess  wirken  auch  sie  ein  u.  diese 
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I inwirkung  verlangt  wiederum  ihre  Berücksichtigung  im  allgemeinen 
V )lks\vii'tschaftlichen  u,  sozialen  Interesse.  Heute  aber  nicht  mehr 
D ir  beim  Erwerb  der  Kirche,  sondern  auch  bei  dem  der  Erwerbs- 
g 3sellscliat*ten,  wie  namentlich  der  Aktiengesellschaften.  Be- 
S'ihränkungen  nur  im  Grundbesitzerwerb  reichen  indessen  bei  der 
g äwaltigen  Entwicklung  des  Mobiliarvermögens,  des  Kreditwesens 
nicht  mehr  aus,  weil  z.  B.  in  den  Formen  des  öffentlichen  AVert- 
ji  xpiers  (Inhaberpaj)ier!)  grosse  Vermögen  beipiem  angelegt  u, 
h ichter  der  Kontrolle  entzogen  werden  können. 


I- 


d)  Die  neuere  Bodenpolitik,  juicli  bei  Wolinnngs- 
( städtischem)  Boden,  welche  der  Beibehaltung  u.  dem  Xenerwerh 
\'  311  Boden  seitens  öffentlicher  Körper  (Staat,  Gemeinde)  wieder 
günstiger  ist,  die  Entwicklung  von  Kechtsinstitnten  wie  das  Erh- 
l anrecht,  die  Anshildnng  von  Erbpacht  für  öffentlichen  Körpern 
gehörenden  Grundbesitz  in  einer  modernen  wirtschaftlichen  Ver- 
1 ältnissen  angepassten  Form  haben  gleichfalls  tiir  den  volkswirt- 
sthaftlichen  Verteilungsprozess  Bedeutimg,  weil  sie  den  Bezug  der 
( rundrente,  der  Konjnnkturengewinne,  wieder  mehr  den  Privaten 
entziehen  u.  der  Gemeinschaft  znführen.  Eine  Wirkung,  welche  in 
cer  Bodenpolitik  auch  mit  liecht  immer  mehr  mit  Bewusstsein  er- 
s;rebt  Avird.  Aehnliches  gilt  von  der  ganzen  Yer Staat lichungs- 
j olitik. 

e)  Das  vielfach  sich  zeigende  Bestreben,  die  im  modernen 
] irwerbsleben,  durch  Grossindustrielle,  Kaulleute,  Bankiers, 
Spekulanten  usw.  erworbenen  Einkommen  im  Grundbesitz  teil- 
A'eise  anzulegen,  um  so  das  Vermögen  besser  zu  sichern,  — eine 
f Ite  EntAvicklnng,  bes.  in  romanischen  Ländern  fitalien) — , auch,  aus 
j usseren  gesellscliaftlichen  Gründen  n.  um  VergnügenszAvecke  willen 
(Jagd,  Park,  Landhäuser),  der  Auskauf  \on  Bauern  dazu,  die 
Bildung  ven  ländlichen  Latifundien,  die  Vergrösserung  der  Gross- 
j ttter  durch  angekauftes  Bauerland,  — ein  ,, Bauernlegen“  in 
1 lodernen  Verkehrsformen,  gegen  das  es  keinen  „Bauernschutz“ 
mehr  Avie  den  der  früheren  Zeit  (18.  Jahrh.)  gibt!  — , der  spekulative 
. Ankauf  von  Baustellen  n.  bald  bebanungsfähigem  Land  in  der  Um- 
gegend von  Städten,  welche  bedeutende  EntAvicklung  versprechen, 

I. .  die  Zurückhaltung  dieses  Lands  von  der  Bebauung  n.  vom  Ver- 
kauf, bis  der  Grundstückpreis  hoch  genug  gestiegen  erscheint,  — 
i lle  diese  Vorgänge  sind  für  das  gesamte  Wirtschafts-  u.  soziale 
; ..eben  von  so  einschneidender  Bedeutung,  dass  ihnen  gegenüber  der 
Gesetzgeber  kaum  mehr  lange  in  seiner  bisherigen  PassiA'ität  Avird 
' erharren  können.  Auch  A'om  Gesichtsjtnnkt  des  \-olksAvirtschaftlichen 

II.  sozialen  Verteilungsinteresses  speziell  ans  wird  aber  Avieder  der 
’ '"'rage  einer  staatlichen  Intervention  näher  zu  treten  sein,  Aveil 
.mch  dies  Interesse  unter  diesen  V’^orgängen  stark  leidet.  Man 
dart  eben  solche  Zusammenhänge  nicht  mehr  übersehen. 

Aehnliches  gilt  für  die  Frage  der  Fideikommisse  für  agrarischen 
auch  forstlichen)  Boden  mindestens  hinsichtlich  der  zu  grossen  Aus- 
dehnung des  so  gebundenen  Besitzes  gegendweise  (nach  Provinzen, 
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Bezirken,  Kreisen,  z.  B.  in  Preussen).  Wie  man  auch  sonst  zu  dieser 
Frage  stehe,  mehr  als  eine  nicht  zu  hohe  Maximalquote  ländlichen 
Bodens  sollte,  z.  B.  kreisweise,  nicht  in  fideikomissarische  Bindung 
übergehen  dürfen  (S.  Sering  zu  diesen  u.  ähnhehen  Fragen).  _ 

4.  Die  ganze  Gestaltung  des  Produktionsbetriebs 
(Grossbetrieb!),  der  Unternehmungsformen  (Erwcrbsgesell- 
schaften,  Genossenschaften),  des  bezüglichen  Hechts  ist  auch  Aon 
grösster  Bedeutung  für  die  Gestaltung  des  Verteilniigsprozesses,  für 
.die  Ermöglichung  der  Konzentration  von  Profit-,  Zins-,  Kenten- 
bezütven  in  Avenigen  Händen,  für  die  Bildung  sehr  grosser  Privat- 
einkommen u.  daher  in  der  Folge  sehr  grosser  Privatvermögen, 
die  daun  als  neue  Grundlage  von  Profit,  Zins,  Heute  förmlich 
automatisch  jn-ogressiv  das  Einkommen  u.  das  Vermögen  ihrer  Be- 
sitzer im  Laufe  der  Zeit  erhöhen.  Eben  deshalb  muss  die  Aus- 
bildung der  bezüglichen  Gesetzgebung,  u.  a.  bes.  über  Aktien- 
gesellschaften, Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung,  Genossen- 
schaften, Börse  u.  Börsengeschäfte  nicht  nur  nach  Gesichtspunkten 
n.  Interessen  der  Produktion,  auch  der  ganzen  nationalen 
Produktion,  erfolgen,  sondern  zugleich  mit  nach  Gesichtspunkten 
n.  Interessen  der  Verteilung  der  Produktionserträge. 

a)  Spekulations-,  Börsengewinne  hohen  Betrags  sind  keine  „reine 
Privatsache“,  nicht  nur  nach  der  Art,  wie  sie,  nach  den  Rückwirkungen 
auf  die  Personen,  auf  deren  Kosten  sie  unmittelbar  geAvonnen  Averden, 
sondern  auch,  weil  ihre  Höhe  Avieder  zu  solcher  Höhe  der  Privat- 
einkommen u.  Vermögen  Einzelner  führt,  Avelche  mti  dem  gesell- 
schaftlichen Gesamtinteresse  in  Widerspruch  steht.  Gleiches  gilt  von  solchen 
Gewinnen  für  Einzelne  aus  der  Mitgliedschaft  von  Kartellen,  Trusts. 
Gleiches  doch  auch  von  Tantiemen  für  Direktoren  u.  Aufsichtsräte,  von 
Gehalten  für  erstere  bei  Aktiengesellschaften  u.  dgl.,  ia  auch  bei 
grossen,  rein  privaten  Einzelunternehmun"en,  Avelche  dem  einzelnen 
Bezieher  ein  sehr  grosses  Einkommen  zuführen.  Auch  die  Spezialfrage 
der  Cumulation  von  Aufsichtratsstellen  u.  Tantiemenbezügen  daraus  in 
Einer  Person  ist  mit  vom  Gesichtspunkt  der  volksAvirtschaftlichen  Ein- 
kommenverteilung zu  bcurieilen.  b)  Das  sind  alles  I ragen,  die  kaum 
erst  im  Gedankenkreise  der  Theoretiker  auftauchen,  in  den  Gesichts- 
kreis der  Legislative  kaum  noch  getreten  sind,  c)  Aber  es  sind  solche, 
welche  Avieder  notwendig  aus  oer  modernen  WirtschaftsentAvicklung 
hervorgehen  u.  eine  prinzipielle  Stellungnahme  der  Gesetzgebung  über 
kurz  oder  lang  nicht  werden  vermeiden  lassen,  d)  Einstweilen  herrscht 
hier  freilich  noch  ganz  das  „laissez  faire“.  Aufgabe  der  sozial- 
ökonomischen Theorie  ist  es,  Avenigstens  darauf  hinzuAA’eisen,  dass 
hier  eben  neue  Probleme  vorliegeii.  e)  Unsere  neueste  deutsche 
Sonderbesteuerung  der  Aufsichtsratstantiemen  ist  immerhin 
bereits  ein  charakteristischer  Schritt  auf  dem  Wege  zur  praktischen 
legislativen  Beschäftigung  mit  solchen  Problemen,  Avenn  auch  als 
Singularität  zu  bemängeln  u.  ohne  dass  die  Gesetzgeber  des  tieferen 
Zusammenhangs  solcher  Massregeln  mit  den  Problemen  u.  Aufgaben  der 
Politik  auf  dem  Verteilungsgebiete  sich  klar  bewusst  geworden.  Das 
führt  uns  zu  dem  letzten  wichtigen  Punkte  in  diesen  Erörteiningen 
hinüber. 

5.  Auf  die  Grundlagen  des  Verteilungsprozesses  wird  somit 
doch  mannigfach  staatlich,  gesetzgeberisch  eingeivirkt,  Avenn  aucli 
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regelmässig  nicht  in  der  bewussten  Absicht,  kaum  mit  dem  Bewusst- 
sein überhaupt,  dass  das  auf  die  Ergebnisse  dieses  Prozesses  von 
hi  nfluss  mit  sein  kann  u.  raebr  oder  weniger  ist,  was  dann  aller- 
diags,  wenn  es  erkannt  wird,  nicht  gescheut  wird.  Dagegen  sind 
diä  Ergebnisse  dieses  Prozesses  im  übrigen  bisher  auch  in  den 
hl  rtgesclirittenen  Kulturstaaten  keiner  weiteren  Regelung  unterzogen 
w )rden,  mit  der  einzigen  Ausnahme  in  der  Armenpflege  bei 
fe  ilendem  oder  ganz  unzureichendem  Privateinkoinmen,  auch  hier 
al  er  meist  mit  weiteren  Beschränkungen,  wie  Erfordernis  des  Nach- 
w iises  der  Erwerbsunfähigkeit,  a)  Bei  dem  in  Theorie  u.  vollends 
in  Praxis  meist  festgehaltenen  Grundsätze  der  Proportional- 
1)  isteuerung  — d.  h.  einer  Besteuerung,  welche  in  allen  regel- 
m issig  kombinierten  Arten  u.  Formen  der  einzelnen  Steuern  doch 
in  ganzen  die  privaten  Einzeleinkommen  verschiedener  Höhe  mit 
d irselben  Quote  Gesamtsteuer  zu  belegen  sucht  u.  meistauch 
n-icb,  wenigstens  bis  vor  kurzem,  die  Einkommen  verschiedener 
Art,  bes.  Renten-  wie  Arbeitseinkommen  ebenfalls  — erfolgt  auch 
k ;ine  Veränderung  derj  enigen  Proportionen  der  Einkommen 
(v.  Vermögen),  welche  sich  aus  dem  Verteilungsprozess  in  der 
pi  ivatwirtschaftl.  Organisation  bei  freiem  Verkehr  ergeben  hat. 
« Selbst  der  Uebergang  zu  grundsätzlicher  (quotativer)  Höher- 
bsteuerung des  Renten-  u.  Besitzeinkommens  ist  nur  ein  erster 
k einer  Schritt  auf  einem  solchen  Wege.  Er  wird  auch  so  vor- 
si-htig,  so  zaghaft  betreten,  z.  B.  in  der  Verbindung  von  Ertrags- 
st  luern  mit  Personaleinkommensteuern  für  dieselben  Personen 
u in  der  neuerdings  wieder  sich  entwickelnden  Verbindung  von 
(s;hr  niedriger)  Vermögenssteuer  (etwa  auch  noch  ohne 
P-ogression  wie  in  Prcussen)  mit  der  allgemeinen  Einkorn  men- 
st iuer,  dass  darin  selbst  praktisch  noch  kaum  ein  regulativer 
E ngrift’  in  die  Einkommenverteilung  gesehen  werden  kann. 
Em  solcher  wird  auch  prinzipiell  nicht  beabsichtigt,  sondern 
meist  abgelehnt, 

Auch  von  der  Erbschaftsbesteuerung,  selbst  derjenigen  neuesten 
des.  britischen),  welche,  ausser  der  Progression  des  Steuerfusses  nach 
dl  r Entfernung  der  Verwandschaft  des  Erben  vom  Beerbten,  auch  nach 
d(  r Höhe  des  Nachlasses,  bezw.  der  Erbportion  einen  sogen,  progressiven 
S euerfuss  hat,  gilt  bisher  hinsichtlich  ihrer  prinzipiellen  Auffassung, 
B ihandhmg  u.  Rechtfertigung  wesentlich  Dasselbe  wie  von  der  Verraögens- 
st  ;uer. 

ß)  Auch  die  schon  in  älteren  Steuerordnungen  vorkommende, 
ni  uerdings  allgemeiner  u.  etwas  schärfer  durchgefülirte  Progression 
d 'S  Steuerfusses  einzelner  Steuern,  bes.  der  allgemeinen 
E nkommensteuer  (neuere  u.  neueste  deutsche  Einkommen- 
b Steuerung)  ist  in  ihren  praktischen  Wirkungen  noch  nicht  ein- 
ni  il  eine  so  weit  gehende  Massregel  als  die  Höherbesteuerung  des 
B 'Sitzeinkommens.  Sie  wird  ebenfalls  gewöhnlich  noch  in  der 
Theorie,  vollends  in  der  Praxis  prinzipiell  nicht  als  Massregel 
d ir  Politik  der  Einkommenregulierung,  sondern,  wie  die  Höher- 
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besteuerung  des  Besitzeinkommens,  nur  als  eine  Forderung  der 
Besteuerung  nach  dem  Grundsatz  der  Leistungsfähigkeit 
angesehen  u.  durchgeführt,  sonst  etwa  nur  als  Ausgleichungs- 
massregel  gegenüber  den  z.  T.  umgekehrt  progressiv  wirkenden 
V erbi-auchssteuern. 

Es  zeigt  sich  dieser  bisher  fast  allein  bestehende  Charakter  der 
Steuerprogression  auch  darin,  dass  aa)  diese  Progression  nicht  über 
eine  durchweg  massige  Höhe  (4— ÖpCt.)  steigt  u.  steigen  soll  (von 
etwaigen  Zuschlägen,  z.  B.  für  Gemeindebesteuerung  neben  Staatssteuer, 
abgesehen);  dass  bb)  diese  sogen.  Steuer  pro  gression  überhaupt 
eigentlich  nicht  eine  Progi’ession  des  Steuerfusses  für  die  höheren, 
sondern  eine  Degression  für  die  niedrigeren  Einkommen  sein,  nicht  die 
höheren  Einkommen  mehr,  sondern  die  kleineren  weniger  (die  kleinsten 
eventuell  gar  nicht)  belastet  werden  sollen,  cc)  Der  höchste  Steuer- 
fu.ss  ist  dann  der  Normalsatz,  der  wegen  geringerer  Leistungs- 
fäh|igkeit  des  kleineren  Einkommens  u.  eventuell  wegen  dessen  ander- 
weiter  schon  höherer  oder  genügender  Belastung  erst  bei  einem  Einkommen 
gewisser  Höhe  voll  eintreten,  alsdann  aber  für  alles  dieses  Einkommen 
beliebiger  weiterer  Höhe  darüber  hinaus  gleich mässig  sein  soll.  Die 
niedrigeren  Sätze  für  kleineres  Einkommen  sind  Abweichungen  von 
diesem  Xormalsatz,  um  die  Bezieher  dieses  Einkommens  zu  entlasten, 
dd)  Bei  eigentlicher  Progression  erscheint  gerade  der  niedrigste 
Steuerfuss  als  Norm  als  atz,  der  für  höheres  Einkommen  grund- 
sätzlich progressiv  steigen  soll,  um  die  Bezieher  dieses  Ein- 
kommens relativ  höher  zu  belasten,  daher  ohne  (oder  aus  praktischen 
Gründen  nur  mit  einer  sehr  fern  liegenden,  d.  h.  erst  bei  tatsächlich 
kaum  noch  vorkominender  Einkommenhöhe  eintretenden)  Grenze  für 
die  Progression. 

b)  Demnach  besteht  a)  in  unseren  Staaten  für  ein  beliebiges 
Wachstum  von  Einkommen  n.  folgeweise  von  Vennögen  eines 
Privaten  (einer  Familie  i.  e.  S.)  in  die  Höhe  keinerlei  Grenze. 
ß)  Auch  für  das  Zusammenhalten  solchen,  seihst  denkbar  grössten 
V^ermögens  durch  dieses  ermöglichende  oder  begünstigende  A nlage 
ist  kaum  noch  irgend  eine  rechtliche  Schranke  vorhanden, 
da  der  Erwerb  von  Grund-,  Hauseigentum  seit  der  Zugänglichkeit 
aller  Art  Grundbesitzes  (auch  des  ehemals  etwa  dem  Adel  vor- 
behaltenen), seit  dem  We^all  aller  Massregeln.  wie  denen  des  ehe- 
maligen Bauernschutzes,  einem  Jeden  (mindestens  Inländer)  durch 
„freien  Vertrag“  in  beliebiger  Art,  Lage,  Menge  freisteht. 
y)  Schranken  des  Gewerberechts,  wie  früher  in  der  Zunft- 
verfassung, fiir  die  Ausdehnung  des  Betriebs,  für  die  Vereinigung 
ökonomisch- technisch  verschiedenartiger  Betriebe,  damit  doch  auch 
für  die  Ausdehnung  der  Erwerhsmöglichkeit,  bestehen  ebenfalls 
nicht,  auch  nicht  für  die  Vereinigung  verschiedenartiger  Einkommen 
u.  Vermögen. 

Möglicherweise  könnte  ein  ganzer  Industriezweig  in  einem 
Ort,  ja  in  einer  ganzen  Volkswirtschaft  u.  selbst  darüber  hmaus,  auch 
der  ganze  private  Grundbesitz  einer  Gegend  f wovon  wir  bei  Forst- 
Imdeii  nicht  immer  mehr  weit  entfernt  sind)  u.  selbst  in  gi-össeren 
Gebieten,  der  ganze  Hausbesitz  einer  Stadt,  damit  der  ganze 

•V  Wagner,  soz.-ökon.  Grundriss,  4. Anfl.  32 
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l’n  nt-  u.  Grumlroiitenbeziig  daraus  in  Einer  Besitzerliaiul 
konientriert  werden.  _ , . . 

d)  Durch  die  Eiitwickluujij  des  Kredits,  des  Kreditpapiei-s, 

des  Aktieiiwesens  ist  eine  scliraukenlose  kolossale  Einkoniineii- 
11.  v’’ermögenskouzentration  noch  in  hohem  Masse  erleichtert, 
f)  Uich  in  der  Generationenfolge  wird  das  Zusammenhalten 
vor  Vermögen  durch  testamentarische  Bestimmungen,  bei  niedrigen 
PH  chtteilen,  möglich  gemacht,  seihst  wenn  das  Intestaterhrecht 
am  ere  Bestimmungen  enthält.  Fideikommisseinrichtungen 
u.  lergl.  ermöglichen  dieses  Zusammenhalten  in  noch  stärkerem 
Gri  de.  C)  So  eben  führt  die  Entwicklung  der  modernen 
Volkswirtschaft  zur  Neubildung  u.  Stärkung  einer  Geld- 
aristokratie, welche  einen  steigenden  Anteil  des  stark 
wachsenden  Nationaleinkommens  u.  Vermögens  besitzt,  wie  oben 
(S.  465)  konstatiert  werden  konnte.  <?)  Daraus  droht  eine  wahre 
PI  itokratie  von  Millionären  u.  Milliardären  (nordamerikanischen 
„B  Ilionären“)  zu  werden.  Diese  Entwicklung  führt  wieder 

aa)  zur  Förderung  des  extremsten  Euxus,  der  aut  alle  Kreise 
ansteckend  einwirkt  (s.  . Bode,  Ueher  den  Luxus,  1904); 

bb)  weiter  auch  zur  Beherrschung  von  Produktion,  \olks- 
wi-tschaft,  sozialem  u.  politischem  Leben  durch  diese  neue 
Ph  tokratie  (Nordamerika,  England,  beginnend  Deutschland),  zur 
Vedegung  des  Schwerpunkts  der  Leitung  der  Volkswirtschaft  in 
„die  Bureaux  der  Svndikate  u.  in  die  Komptors  der  Banken“,  wovor 
maa  selbst  in  den/Lande  der  gewaltigsten  Entwicklung  dieser  Art, 
in  den  Vereinigten  Staaten,  Grauen  u.  Angst  zu  emptinden  beginnt, 
abi  r eine  Entwicklung,  vor  der  man  machtlos  dasteht  (Roosevelt). 

c)  Dem  Allen  gegenüber  wird  man  immer  wieder  a)  aufVer- 
sti  atlichungspoli'tik,  ß)  auf  eine  Politik  der  Einschränkung 
dei  gewerbsmässigen  Ausbeutungsmöglichkeiten  der  modernen 
tec  anfschen  u.  ökonomischen  Errungenschaften  durch  Privatpersonen 
füi  ihre  wirtschaftlichen  Interessen  zurückkonunen  müssen  (Börsen- 


re^  elung  u.  dgl.).  . „ i i 

Aber  es  wird  auch  y)  soweit  trotzdem  u.  vollends  solange 

mt  n*  nicht  systematisch  u.  mit  grösserem  Erfolge  in  dieser 
W sise  vorgeht,"  auch  den  Ergebnissen  der  Einkommen-  u.  Ver- 
mc  ^ensverteilung  gegenüber,  wie  sie  tür  die  reicheren  Klassen  ejn 
1118  r aus  diesen  modernen  Entw  icklungen  hervorgehen,  eine 
sc  lärfere  Besteuerungspolitik  anzuwenden  sein.  Dies  speziell 
au  dem  Gebiete  solcher  Steuern,  welche  diesem  übermässigen  An- 
wachsen  von  Einkommen  u.  Vermögen  in  Einer  Hand  wenigstens 
eb  ’as  Einhalt  tun  können.  Dies  kann  erfolgreich  namentlich  nur 
nii  telst  direkter  u.  verwandter  Steuern,  besonders  mittelst 
alDemeiner  Einkommen-  n.  Vermögenssteuern,  Erbschatfesteuern  u. 
zu  ^ Ergänzung  davon  mittelst  gewisser  Steuern  ant  Konjunkturen- 
11.  Spekulationsgewinne,  Besitz  Wechselabgaben,  Börsensteuern, 
Gl  iindrentensteuern  geschehen  u.  zwar  unter  grundsätzlicher  An- 
wtndung  eines  stärker  progressiven  Steuerfusses  für  Gross- 
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oinkonunen;  ü ross  vermögen,  Grossgewiim,  dalier  uaincnllicli  l>ei 
Einkommen-  und  Vennögenssteuern,  in  Verbindung  mit  richtiger 
allgemeiner  Höh  erbe  Steuerung  des  llesitzeinkoinmens. 

Diese  Progression  muss  aber  dazu  eine  Avahre,  nicht  eine  blosse 
Degression  sein,  also  niclit  mit  einem  testen  Steuersätze,  zumal 
niclit  alsbald  schon  Avieder  bei  einem  nach  denVerhältnissen  schon  nicht 
mehr  besonders  holien  Einkommen  (anöc  in  Preussen  mit  100  000  M.) 
u.  Vennögen  enden,  Avodurcli  gerade  die  höchsten  Einkommen  u. 
Vennögen  Avieder  nur  besonders  begünstigt  AA^erden. 

d)  Damit  Avird  eine  solche  Steuerpolitik  ein  n o t av  e n d i g e r 
integrierender  Bestandteil  einer  zielbeAvussten,  sozialen 
Verteilungspolitik  im  Rahmen  der  priA'atAvirtschaftlichen 
Organisation,  eine  Politik,  Avelche  aus  den  Verhältnissen  des 
modernen  ErAverbslebens  liervorgeht  u.  dadurch  ihre  prinzipielle 
Berechtigung  findet. 

e)  Zu  ihrer  Begründung  kann  auch  darauf  hinge  wiesen 
Averden,  a)  dass  solche  grossen  PrivaterAverbe  doch  nicht  blos  Er- 
gebnisse wirklich  indiA^dueller  Leistungen,  sondern  gesamter 
ökonomisch  - technischer  Entwicklungen  u.  nicht  zum 
Avenigsten  der  Ausnutzung  öffentlicher  Einrichtungen  sind, 
ohne  die  jene  individuellen  Leistungen  gar  nicht  solche  Erfolge 
erzielen  könnten;  ferner  ß)  dass  auch,  selbst  soweit  die  individuelle 
Leistung  hier  fiir  den  Erfolg  mitAvirkt,  doch  es  sich  dabei  um  viel- 
leicht AvertA'olle  u.  auch  allgemein  A’olksw'irtschaftlich  nützliche 
Fähigkeiten  handelt,  Avelche  aber  doch  nur  im  gesellschaftlichen 
Zusammenhang  zur  Geltung  gebracht  Averden  können,  Avie  zur 
Ausnutzung  der  Konjunkturen,  zur  richtigen  Verwertung  aller 
technischen  Fortschritte,  zur  passenden  fTestaltung  der  Betriehs- 
organisation,  zur  Leitung  grosser  Kapitalien  u.  Betriebe; 
endlich  y)  dass  diese  individuellen  Ltdstungen,  so  sehr  man  sie 
schätzen  mag,  doch  für  das  soziale  Leben  u.  die  menschliche,  die 
nationale  Kultur  nicht  die  höchsten,  geschweige  die  einzigen 
u.  nicht  so  wertvoll  sind,  dass  sie  nur  in  so  überhohem  Ein- 
kommen ihren  ausreichenden  Entgelt  finden.  Wie  leer  auszugehen 
oder  dürftig  bezahlt  zu  Averden  pflegen  die  genialen  Forscher  u. 
Erfinder,  '^Gelehrte  u.  Praktiker,  Avelche  solchen  „Kapitänen  der 
Industrie“  erst  die  Bahn  cröflnen,  Avie  knapp  besoldet  die  grossen 
Staatsmänner  u.  Heerführer,  AA*elche  für  den  Erfolg  jener  „Kapitäne“ 
erst  die  unentbehrlichen  })olitischen  Voraussetzungen  herstellen,  Avie 
vollends  knapp  gestellt  pflegen  ei’St  die  geistigen  Arbeiter  zu  sein, 
Avelche  durch  ihre  Arbeit  ci*st  die  das  Leben  auch  reicher  Völker 
Avahrhaft  lebensAverl  machenden  Kulturgüter  schäften. 

f)  Prinzipiell  Avird  gegen  eine  solche  Besteuerungspolitik 
eingewandt,  a) 


grundsätzen  „Fr 


sie  stehe  im  Widerspruch  mit 
•eiheit  n.  Eigentum“.  Aber  sie 


den  Fundainental- 
führt  nur  richtige 
Beschränkungen  des  Inhalts  u,  der  TragAveite  dieser  Grundsätze 
ein,  Avie  sie  aus  sozialer  Auffassung  sich  auf  den  A'erschiedensten 
Gebieten  als  notAvendig  erAveisen.  ß)  Auch  der  Eimvand  der 
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Willkür  in  den  Aust'ülmingsbestiuiimmgcu  solclier  Politik  gellt  zu 
weit  Konkrete  Zalilcnbestinimungen  sind  keine  Prinzipielltragen, 
aber  die  Richtung  der  Zahlen  lässt  sich  auch  ])rinzipiell  be- 
stini  neu,  so  lür  den  progressiven  Steuerfuss  (wie  auf  ganz  anderem 
Geb  et,  iin  Strafrecht,  die  Höhe  der  Strafen)  u.  die  Willkür  eines 
Pro{  ressivsteuerfusses  in  einer  solchen  aus  verteilungspolitischen 
Gesichtspunkten  befolgten  Besteuerungspolitik  ist  nicht  grösser  wie 
in  a 1er  Besteuerungs-  u.  Gebührenpolitik.  Nicht  eine  Zerstörung, 
soncern  ein  besserer  Schutz  gegen  sonst  nicht  unberechtigte  Angriffe 
wid(r  die  privatwirtschaftliche  Organisation  der  Volkswirtschaft  u. 
wid(r  deren  rechtliches  Fundament,  das  Privateigentum  an  sach- 
licln  n Produktionsmitteln,  wäre  die  Folge  solcher  Politik,  y)  Ein 
weiterer  prinzii^ieller  und  praktischer  Grund  gegen  solche  Politik 
ist  lie  behauptete  Gefahr  des  Wegs,  welcher  hiermit  beschritten 
werde,  dass  da  kein  Iiinehalten,  keine  richtige  Grenze  sei  u.  eine 
radi  cale  Gesetzgebung  alles  Umstürzen  könne.  Älit  demselben 
Gru  ide  hebt  mau  aber  schon  jede  Einkommensteuer  (Franki'eich), 
jede  Vermögenssteuer,  Erbschaftssteuer  (Deutschland)  an,  kann  aber 
so  aich  überhaupt  gegen  jede  direkte  Steuer  sich  wenden,  denn  jede 
bieti  t die  mögliche  Gefahr,  „bis  auf  100  pCt.“  gesteigert  werden  zu 
können  u.  so  zur  Konfiskation  zu  führen.  Ohne  Voraussetzung 
ver  lünftigen  Masshaltens  sind  solche  Fragen  nicht  zu  be- 
ham  ein.  Jener  Grund  beweist  also  zu  viel  u.  damit  gar  nichts. 
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Man  fürchtet  immer  die  Steigerung  der  Progression  bis  zu  einer 
i,  wo  die  Aufzehrung  eines  weiteren  Zuwachses  von  Einkommen 
ermögen  durch  die  Steuer  eintreten  würde.  Bei  einer  inassvollen 
ression  ist  dies  nur  bei  einem  sehr  hohen  Betrage  des  Einkommens 
ermögens  zn  erwarten.  Auch  hier  lässt  es  sich  durch  eine  ent- 
;hende  Konstruktion  der  Progression  vermeiden,  würde  aber  bei 
n wirklich  sehr  liohen  Einkommen  u.  Vermögen  kein  durchsclilageiules 
tisches  Bedenken  sein,  da  zu  wenig  Fälle,  wenn  überhaupt  einer, 
n betroffen  würden  u.  kein  prinzipielles  Bedenken,  weil  eine  solche 
esslich  absolute  Grenzsetzung  für  Einkommen  u.  Vermögen  eines 
iten  sich  rechtfertigen  liesse.  Aber  wenn  man  auch  Bedenken 
jegeii  nicht  fallen  lässt,  so  kann  ja  eventuell  schliesslich,  aber 
erst  bei  wirklich  sein*  hohem  Einkommen  u.  Vermögen,  wie  es 
, oder  fast  nicht  vorkoiiimt,  nicht  schon  wie  bei  uns  bei  einer 
iv  So  niedrigen  Ziffer  wie  lOOtMjO  M.  ein  fester  Steuerfuss  eintreten. 

d)  Der  hauptsächliche  praktische  Ein  wand  ist  die  Gefahr, 
h solche  Steuerpolitik  die  „Reiclieu  aus  dem  Laude  zu  treiberP% 
Gefahr,  welche  bei  heutigen  Lebens-  u.  Verkehrsverhältnissen 
rhalb  der  zivilisierten  Welt  u.  bei  dem  internationalen  Kapital- 
h-editverkehr  speziell  eine  grosse  sei.  Letzteres  ist  in  gewissem 
ang  richtig.  Aber  prinzipiell  x\,  praktisch  liegt  die  Sache  auch 
nicht  anders  als  hei  ähnlichen  Einwänden  gegen  Arheiterschntz, 
siterversicherung  u.  gegen  Erfolge  der  Arbeiterorganisation  mit 
iisteigeningen  u.  praktisch  liegt  sie  hier  sogar  günstiger  für  die 
ditiihrung  solcher  Politik.  Denn  letztere  wird  sich  ebensowenig 
die  eben  »enannten  ^Massre<i;eln  auf  ein  Land  der  Kullurwelt, 
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hescliränken,  sie  wird  mit  der  Entwicklung  gleiclieii  Erwerbslebens 
u.  sozialer  Ideen  überall  hervortreten,  erst  in  Gedanken,  dann  in 
Theorien,  dann  in  der  Praxis. 

Und  schon  jetzt:  wenn  z.  B.  Heutschland  hier  so  vurginge.  wo 

..  t 1 1.  ' -r-k  . 1 . . C*.  O 


l^ändern  schon  gegenwärtig  höher  besteuei’t  werden.  Z.  B.  in  England 
durch  Einkommen-  u.  Erbschaftssteuern,  in  Frankreich,  wo  zwar  die 
Einkommensteuer  immer  noch  fehlt,  durch  die  schweren  anderen 
direkten  Steuern,  die  Erbschaftssteuer,  das  Abefahesystem  des  En- 


mit  höheren 


direkten  Steuern,  die  Erbschaftssteuer,  das  Abgahesystem  des  En- 
registrement  usw.,  in  Oesterreich,  Italien  ähnlich,  sell>st  nocli  mit  höheren 
Belastungen. 

f)  Noch  zweier  letzten  Ein  wände  sei  gedacht:  aa)  die  An- 
sammlung sehr  grosser  Einkommen  u.  Vermögen  in  einzelnen 
Händen  gilt  wohl  als  Voraussetzung  tür  die  erforderliche  Aus- 
dehnung der  Grossbetriebe.  Indessen,  soweit  diese  Ausdehiuing 
im  Gesamtinteresse  liegt,  kann  sie  teils  durch  Erwerbs-,  bes.  Aktien- 
gesellschaften auch  im  Rahmen  der  privatwirtschaftlicheil  Organisation, 
teils  ausserhalb  dieses  durch  Verstaatlichungen  erreicht  werden, 
bb)  Es  Avird  auch  wohl  eingewandt,  dass  es  eben  auf  die  richtige 
VerAvendung  des  grossen  Einkommens  u.  Vermögens  ankomme, 
da  müsse  eingewirkt  werden,  durch  Beispiel,  Sitte,  öffentliche  Meinung: 
die  Reichen  müssten,  Avie  seit  Alters  in  einzelnen  Städten,  in  ganzen 
Ländern  (Schweiz),  Avie  jetzt  in  Nordamerika  eben  ihre  Mittel  für 
nützliche  öffentliche  ZAvecke  verwenden  (Carnegie).  Dann 
würde  sogar  für  mancherlei  öfters  besser  gesorgt  als  durch  öffentliche 
Körper  selbst.  Aber  einmal  bleibt  solche  Verwendung  meist 
dauernd  zu  sehr  Ausnahme,  sodann  werden  die  Zwecke  doch  sub- 
jekth',  häufig  sehr  Avillkürlich  bestimmt,  Avird  selbst  mitunter  Reklame 
geübt,  wesentlich  aus  Eitelkeit  geliandelt,  selbst  von  der  Art  des 
Erwerbs  die  Aufmerksamkeit  abzulenkeu,  schmutziger  Erwerb  so  zu 
reinigen  gesucht  u.  bleibt  die  Unabhängigkeit  der  gestifteten  Anstalten, 
dotierten  Einriclitungen  u.  Personen  nicht  gewahrt  (nordamerik. 
Verhältnisse). 

g)  Eine  Verteilungspolitik  in  Form  der  angedeuteten 
Besteueruugspolilik  möchte  so  in  der  'Pat  gerade  eine  NotAvendigkeit 
unter  den  modernen  Erwerbsverhältnisseu  der  privat- 
Avirtschaftlichen  Organisation  mit  sonst  freiem  Verkehr  sein  ii.  es 
immer  mehr  werden,  je  mein*  sich  hier  eine  industriestaatliciie 
Entwicklung  vollzieht. 

Für  die  hier  mit  als  Beleg  der  sich  vollziehenden  Entwicklung  der 
Einkonimeiiverteihmg  dienenden  Tatsachen  sei  hier  wieder  Bezug  ge- 
nommen auf  die  Ergebnisse  der  preussisehen  Einkommensteuerstatistik 
nach  meiner  Bearbeitung  in  den  gen.  Aufsätzen  in  der  Zeitsclir.  des 
preussiseh.  Statist.  Bureaus,  »lahrg.  lilOI.  Einige  Daten  daraus  über  die 
Einkommen  Verteilung;  in  Preussen  s.  ub<Mi  S.  47. 

S.  in  der  giui.  Ztschr.  S.  'ifä)  ff.  die  Entwicklung  <ler  grossen  Ein- 
kommen von  über  KMMMM)  M.  u.  die  Tab.  XXI  S.  lV)!»  über  <liese  Ent- 
wicklung seit  IH.");».  Aueli  wenn  man  dabei  die  Zalilen  vor  isi;7,  weil 
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sie  icli  nur  auf  den  Staat  [iltereren  (vor-lSOtSer)  Uinfanj^s  bezielien, 
ftTiH  r vor  1JS02,  weil  sic  bei  dem  früheren  mangelhafteren  A'eranlaguags- 
vorfi  hren  zu  klein  waren,  schätzungsweise  einer  angemessenen  Erhöhung 
unte  zieht,  ausserdem  die  starke  allgemeine  BeviMkerungszunahme  be- 
i'ück  iichtigt.  sind  die  Zahlen  doch  frappant  u.  geben  zu  denken,  in.  E. 
dieiv  11  sie  zur  Bestätigung  der  Richtung  der  Entwicklung,  welche  im 
Von.usgehenden  angeaeutet  worden  ist.  Danach  ist  z.  B.  im*  ganzen 
pi’eu  ;sischen  Staat  die  Zahl  der  Zensiten  mit  über  100  000  M.  Einkommen 
gcwisen:  Einkommen  von  M.;  (185d  altes,  1807  neues  Staatsgebiet). 


1/ 

h,-l 

1—2 

über 

Summa 

Mill. 

Mill.  ; 

2 Mill. 

I8.VJ 

60 

"h 

0 

62 

1867 

i;5i} 

9 

0 

144 

187:5 

:399 

18~ 

4 

0 

421 

1891 

859 

46 

8 

5 

915 

1892 

1555 

72 

27 

4 

1658 

1902 

2594 

108 

44 

10 

2762 

190.') 

2()99 

10:5 

57 

2859 

\uch  wenn  man  die  Daten  von  185^3  für  das  heutige  Staatsgebiet 
u.  w ^gen  der  schlechteren  früheren  Veranlagung  auf  100,  aus  letzterem 
Grui  de  die  Daten  von  1807,  1873,  1891  um  50  pCt.,  rund  auf  210,  000, 
1400  in  der  Summenzahl  erhöht,  ist  die  Entwicklung  ausserordentlich. 
Und  wie  a.  a.  0.  näher  nachgewiesen,  auch  der  Anteil  am  Volks- 
eink mimen  ist  für  diese  Grosszensiten  relativ  gewachsen,  ln  Indusbrie- 
u.  (.  rossstadtgebieten  (Rheinland)  u.  bes.  in  der  Aufschwuiigperiode 
1896  ff.  ist  diese  Entwicklung  am  stärksten.  Beschränkt  man  sich  in  der 
preu>s.  Statistik  auf  die  früher  wie  jetzt  (nach  der  Steuerreform  von 
1891)  am  zuverlässigsten  veranlagten  Zensiten,  die  mit  über  3000  M. 
Einliommen,  w’elche  also  einen  grossen  Teil  des  ökonomischen  Mittel- 
stan  Is  mit  umfassen,  u.  hebt  aus  diesen  Zensiten  diejenigen  mit  über 
ca.  ]0(XX)  (9500  bzw.  9000)  M.  Einkommen  aus  dem  ganzen  Ökonom. 
„Obt  rstand^^  heraus,  so  hat  sich  dessen  Zensitenzalil  von  1853—1902 
von  11,0  aut  17,94  pCt.  dieser  Zensiten  (mit  über  3(X)0  M.  Einkommen) 
u.  d ^r  Anteil  dieses  Oberstands  vom  sehr  bedeutend  gestiegenen  Gesamt- 
eink )mmen  aller  dieser  Zensiten  von  30,54  auf  57,23  pCt.  erhöht;  bei 
der  obersten  Schicht  (von  über  100000  [96000]  Einkoniinen  an)  ist  die 
Zcns  itenzahl  von  0,14  auf  0,01,  ihr  Einkomnienantcil  von  4,27  auf  10, 8:5  pCt. 
gest  egen.  Wenn  man  auch  hier  die  früheren  Zahlen  etwas  erhöht, 
unte ' der  bis  1891  zutreffenden  Annahme,  dass  die  Zensiten  grösseren 
Einl  ommens  der  Zahl  wie  dem  Einkommen  nach  nocli  weniger  voll- 
stän  lig  veranlagt  worden  sind,  als  diejenigen  kleineren  Einkommens,  so 
bleil  t immer  noch  die  Entwicklung  frappant  u.  bestätigt  alles  liier  Dar- 
gcle  ^te.  Wenn,  was  zu  vermuten  ist,  bei  den  Zensiten  des  Oberstands 
die  r eranlagung  der  Zahl  u Einkommenhöhe  immer  noch  hinter  der 
Wirdichkeit  zurückbleibt,  u.  mehr  als  bei  den  übrigen  Zensiten,  so 
wän  diese  Entwicklung  sogar  in  Wirklichkeit  noch  schärfer  anzunehmen, 
als  iclhst  nach  den  Zeilen  der  Steuerveranlagung. 

Für  die  umfassendere  Rechtfertigung  der  hier  behandelten 
Best -‘uenuigspolitik  beziehe  ich  mich  wied<*r  auf  meine  Fiiianzwiss., 
hi‘S.  H.  ]l  (Theorie  der  Besteuerung)  u.  für  die  ganzen  sozialen  u.  sozial- 
politischen Anschammgen,  welche  dieser  13ehandlung  des  Verteiluiigs- 
prol  leinsu.  speziell  der  Aufstellung  einer  solchen  allgemeinen  Verteiliings- 
I polit  ik  zu  ( Irunde  liegen,  zur  näheren  Begründung  auf  meine  „Grundlegung^*. 
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Uebersieht  des  Inhalts  der  zweiten  Abteilung. 

(Fortsetzung  der  „Ausfülirung“,  s.  oben  S.  lllj. 

Kapitel.  Verkehr  und  Verkehrswesen. 

I.  Kommnnikations-  und  Transportwesen  oder  Verkehrswesen 
im  engeren  Sinn. 

il.  Geld  und  Geldwesen  (Währung,  Münz('). 

III.  Kredit  und  Kreditwesen  (Banken). 

IV.  Versicherung  und  Versicherungswesen. 

4.  Kapitel.  Konsumtion. 

I.  Wirtschaftliche  Konsumtion  (Luxus). 

II.  Verhältnis  von  Produktion  und  Verbrauch  zu  einander. 


I 


S.  -2. 

S.  8. 
S.  12. 

S.  12. 

S.  1.'). 
S.  l(i. 
S.  IG. 


S.  17. 

S.  21. 

S.  G7  ff. 


S.  110. 
S.  127. 


S.  .')00. 


Nachträge, 

Zu  Abschn.  II,  S.  4 zu  Abschn.  III,  Nebenriclitungen,  S.  13, 
Abschn.  V s.  W.  Stieda,  Nationalökonomie  als  Univers.- 
wissensch , Leipz.  RXH3. 

Von  Ruhland's  Werk  1900  Band  2 erschienen. 

Von  G i d e ’ s Werk  deutsche  Uebersetzung,  Gruiidzüge  der 
Nat.ökon.  von  Weiss  von  Wellenstein,  Wien  1905. 

Genanntes  Werk  Loria’s  1889,  nicht  1899  erschienen.  Von 
dems.  Autor  Aufs,  über  die  neueste  Entwicklung  der  Italien. 
Nat.ökon.  im  Arch.  f.  Soz.wiss.  11K)4. 

Von  K,  Bücher’s  Entstehung  der  Volkswirtscli.  eine 
5.  Aufl.  1906. 

Nachgelassene  Schrift  von  Schäffle  Abriss  der  Sozial wiss. 
1900  von  K.  Bücher  herausgegeben. 

Eine  Lanze  gegen  den  Katli.soz.  bricht  jüngst  wieder  Buek, 
Geschäftsführer  des  Centralverbandes  deutscher  Industrieller 
in  d.  Schrift  Kathedersozialismus  (Vortrag)  1900. 

Zu  H.;  Max  Weber,  Aufs,  die  Protestant.  Ethik  u.  der  „Geist“ 
des  Kapitalismus,  Archiv  f.  Soz.wiss.  1905. 

Hinzuzufügen:  v.  Wenckstern’s  Grundriss  (Einleit.)  RK)3. 
Deutsche  Volkszählung  vom  Dez.  1905  ergab  00,0  Mill.  Ein- 
wohner, 112,1  auf  1 Qu.  Kilom.  Zahl  der  Städte  über 
lOOOOOEinw.  4L 

Das  Werk  von  Stammler  RKXi  in  2.  Aufl. 

Hinzuzufügen:  Zöpfl,  Natökon,  d.  techn.  Betriebskraft  B.  1, 
1901.  Ballod,  Statistik  der  Dampfkraft,  Preuss.  Stat. 
Ztschr.  1906. 

Zu  einem  gleichen  Schluss,  notwendige  Besteuerung  der  grossen 
Einkommen  und  Vermögen  durch  progressive  Einkommen- 
u.  Erbschaftssteuern,  kommt  die  Botschaft  des  Präsidenten 
Roosevelt  vom  Dez.  190<>  für  Nordamerika. 
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Druckfehler-  Berichtigungen. 

Nur  sinnstörende  oder  zu  Irrtümern  führende  Druckfehler,  ln  den 
Zahlen  u.  ßuchstaheii  der  Schematisierung  sind  mehrfach  Fehler  stehen 
gel)lieben,  die  sich  leicht  verbessern  lassen  u.  hier  nicht  besonders  be- 
richtigt werden. 

S.  2;').  Der  hier  gen.  Aufs.  voiiLexis,  (iesetz  in  B.  IV  (nicht  14)  des 
H.W.B.St. 

S.  dM.  Mitte  bei  c fehlt  hinter  „neue“  dritte. 

S.  d8.  Zeile  1 von  unten  fehlt  hinter  „zuF‘  vierte. 

S.  4d.  Zeile  5 von  unten  lies  von  dem  des  Rohertrags  statt  „vom 
Rohertrag“. 

S.  4b.  Zeile  9 von  oben  lies  Jg.  1904  statt  BK)') 

S.  r>0.  Zeile  Ib  von  unten  lies  d,2  statt  d ! 

S.  52.  Zeile  15  von  unten  lies  21), 6 statt  20,0. 

S.  58.  Zeile  d von  unten  im  letzten  Abschnitt  lies  Vr>  statt  7^- 
S.  105.  In  §24  Zeile  S von  oben  lies  28  statt  8. 

S.  114.  Zeile  ;>  von  unten  ist  „an  Kosten“  zu  streichen, 
rf.  121.  Zeile  21  von  unten  lies  werden  statt  wurden. 

S.  137.  Zeile  10  von  oben  lies  welchen  statt  welcher. 

S.  Ih).  Zeile  Ib  von  oben  lies  richtigen  statt  wichtigen 
S.  27b.  Zeile  20  von  oben  lies  Preise  statt  Punkte. 

S.  2Kd.  Zeile  5 von  unten  lies  welcher  statt  welche. 

S.  308.  Zeile  4 von  unten  im  1.  Absatz  lies  im  statt  in. 

S.  ;]08.  Zeile  4 von  unten  lies  der  Werth  statt  den  Werth. 

S.  324.  Zeile  3 von  unten  lies  23b  statt  336. 

S.  ;>47.  Zeile  4 von  oben  hat  „werden“  fortzufallen. 

S.  3i50.  Zeile  19  von  oben  in  Abs.  8 lies  Verbote  statt  Darlehen. 

S.  362.  Zeile  8 von  unten  lies  berührten  statt  „berührte  zu“. 

S.  410.  Zeile  4 von  unten  iin  4.  Abs.  lies  Erstrebens  statt  Streben. 

S.  436.  Zeile  1 von  unten  lies  sonst  statt  so. 
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Kroll'*s  Bachdiuckerti,  BeJiii  G., .Scbastiönstr,  76. 
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Theoretische 

oder 

Allgemeine  und  theoretische 
V olkswirtschaftslehre. 

Grundriß 

tunlichst  in  prinzipieller  Behandlungsweise. 

Neu  ausgearbeitete,  stark  erweiterte  Buchhandelsausgabe  seines 
akademischen  Vorlesungsgrundrisses. 

Von 

Adolph  Wagner 

Zweite  Abteilung. 

Erster  Band: 

Kommuiiikations-  und  Transportwesen. 


Leipzig 

C.  F.  Winter’sche  Verlagshandlung 

1909. 


Sozialökonomisehe  Theorie 

des 

Kommunikations-  und 
Transportwesens 

Tunlichst  in  prinzipieller  Behandlungsweise. 

Von 

Adolph  Wagner. 


Leipzig 

C.  F.  Wi.nter’sche. Verlagshandlung 

' ■ 1909. 
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Vorwort. 

Die  zweite  Abteilung  meines  Grundrisses  der  theoretischen 
Sozialökonomik  erscheint  erst  zwei  Jahre  nach  der  Herausgabe 
der  ersten  und  auch  jetzt  noch  nicht  vollständig.  Sehr  gegen 
meinen  eigenen  Wunsch  und  gegen  meine  damalige  Hoffnung 

und  Ankündigung. 

Der  Abschnitt  über  Kommunikations-  und  Transportwesen 
war  damals  schon  fertig  und  selbst  schon  gedruckt.  Auch  ein 
erheblicher  Teil  der  Geldlehre  war  fertig. 

Aber  teils  reichte  meine  Arbeitskraft  und  besonders  meine 
durch  Lehramt  und  Anderes  immer  noch  stark  in  Anspruch 
genommene  Zeit  und  verbleibende  Muße  für  literarische  Arbeit 
nicht  aus,  um  rascher  das  Werk  zu  beenden.  Namentlich  aber 
empfand  ich  das  Bedürfnis,  die  knappe  Behandlung,  welche  ich 
in  der  ersten  Abteilung  und  daselbst  auch  noch  in  den  Aus- 
führungen (S.  111—500)  innegehalten  hatte,  wenigstens  für 
einige  Partien  durch  eine  wesentlich  eingehendere  zu  ersetzen. 

Dies  habe  ich  mich  zu  tun  entschlossen  besonders  in  der 
Lehre  vom  Geld  und  Geldwesen.  Hier  drängte  es  mich 
auch,  langjährige  Studien,  Vorlesungsarbeiten  und  gelegentlich 
über  Einzelnes  aus  diesem  Gebiete  auch  Veröffentlichtes  zu- 
sammenzufassen. Dazu  hat  ein  über  sein  74.  Lebensjahr  ge- 
schrittener Mann  natürlich  nicht  mehr  lange  Zeit.  Ich  glaubte, 
mich  an  diese  Aufgabe  deshalb  noch  alsbald  machen  zu  sollen, 
auch  wenn  dadurch,  wie  ich  nicht  bestreiten  kann,  der  for- 
male Charakter  dieses  Werks  sich  wesentlich  geändert  hat. 
Dies  auch  doch  noch  erheblich  mehr,  als  ohnehin  geboten  ge- 
wesen wäre,  um  dem  schon  am  Schluß  des  Vorworts  zur  ersten 
Abteilung  (S.  VIII)  angedeuteten  Unterschied  in  dem  ganzen 
Gegenstand  dieser  zweiten  Abteilung,  in  der  Lehre  vom  ,, Ver- 
kehrswesen im  weiteren  Sin n“,  von  dem  Gegenstand  der 
ersten  Abteilung  Bechnung  zu  tragen.  Von  vornherein  mußte 
diese  zweite  Abteilung  auch  bei  Festhaltung  des  Ziels  einer 
,, tunlichst  prinzipiellen  Behandlungsweise“  und  bei  mög- 
lichster sich  daraus  ergebender  Beschränkung  auf  solche 
Behandlung  auch  formal  anders  ausfallen  und  das  Einzelne 
eingehender  behandelt  werden  als  in  der  ersten. 

So  ist  schon  der  erste  Abschnitt  (,,Band“)  der  zweiten  Ab- 
teilung, das  Kommunikations-  und  Transport- 
wesen, im  Umfang  von  HO  Seiten  eingehender  gehalten.  Der 
zweite,  Geld  - und  Geldwesen,  aber  ist  ein  starker  Band 
geworden  und  hat,  trotz  der  angedeuteten  Beschränkung  auch 
hier,  fast  den  Charakter  einer  größeren  Monographie  über  den 
Gegenstand  erlangt. 


- VI  — 


Formell  geliört  dieser  Band  damit  eigentlich  nicht  mehr 
recht  in  den  Rahmen  dieses  Grundrisses.  Er  ist  mehr  ein 
eigenes  selbständiges  Werk  geworden.  Dies  noch  fertig  zu 
bringen,  war  mir  allerdings  eine  besondere  Freude. 

Eine  Vereinigung  dieses  Abschnitts  über  Geld  mit  dem 
über  Kommunikationsw-esen  usw.  zu  Einem  Bande  war  geplant. 
Aber  bei  dem  erreichten  Umfang  der  Geldlehre  erschien  eine 
Trennung,  auch  für  den  Absatz  im  Buchhandel,  doch  zweck- 
mäßiger. Beide  Abschnitte  finden  w'ohl  zum  Teil  gerade  in 
verschiedenen  Kreisen  von  Käufern  und  Lesern  ihr  Absatzgebiet 

Deswegen  wwden  beide  Abschnitte  als  eigene  „Bände“ 
ausgegeben,  trotz  der  fortlaufenden  Seitenzahl  im  zweiten. 

Die  dann  noch  fehlenden  Abschnitte,  Kredit  und  Kredit- 
(Bank-) wesen,  Versicherung  und  Versicherungswesen,  Konsum- 
tion usw.  sollen  folgen,  soweit  es  meine  Arbeitskraft  nur 
irgend  möglich  macht.  Ich  möchte  Kredit  und  Banken,  den 
langjährigem  Gegenstand  meiner  Spezialstudien,  gern  auch 
noch  in  ähnlicher  Weise,  wie  jetzt  Geld  und  Geldwesen,  aus- 
führlicher behandeln.  Aber  ich  habe  mich  darüber  noch  nicht 
entschieden,  weil  Lebensdauer  und  genügende  Arbeitskraft  und 
Zeit  dafür  zu  unbestimmbar  sind.  Zudem  verlangen  mehrere 
Bände  meines  großen  Lehrbuchs,  die  Grundlegung  und  Band 
1 und  3 der  Finanzwissenschaft,  welche  vergriffen  sind,  neue 
Auflagen,  an  die  ich  mich  freilich  nur  mit  Zögern  machen  kann. 
Ich  möchte  eigentlich  zunächst  lieber  die  Vollendung  des  Grund- 
risses betreiben,  doch  bin  ich  auch  hierüber  noch  unent- 
schlossen. Mein  geschwächtes  Augenlicht  macht  mir  auch  die 
Stoffansammlung  und  für  neue  Ausgaben  die  Stoffverarbeitung 
und  die  Bewältigung  der  Literatur  dafür  immer  schwieriger 
und  ohne  fremde  Hilfe  dabei  kaum  mehr  möglich.  Ich  muß 
mit  der  Erwähnung  dieser  persönlichen  Verhältnisse  um  mil- 
dernde Umstände  auch  für  die  Verzögerung  im  Erscheinen  der 
zweiten  Abteilung  des  Grundrisses  und  meine  Beurteiler  gewiß 
auch  in  Bezug  auf  die  stoffliclie  Seite  dieses  Werks  bitten.  - 

Der  schon  vor  zwei  Jahren  erfolgte  Abschluß  des  Ab- 
schnitts über  Kommunikations-  und  Transportwesen  erklärt  es, 
daß  ich  die  ungeheuer  wichtigen  Vorgänge  der  neuesten  Zeit, 
die  Lösung  oder  wesentliche  .Annäherung  an  die  Losung  des 
Problems  der  Luftschiffahrt,  nicht  mit  herücksichtigt  und  dies 
ganze  Problem  nur  gelegentlich  gestreift  habe. 


Berlin,  im  Mai  1909. 


Adolph  Wagner. 
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Zweite  Abteilung. 

(Fortsetzung  der  Ausführung.) 

3.  Kapitel. 

♦ 

Verkehr  und  Verkehrswesen. 

(Im  Abriss). 

Unter  diesem  Ausdruck  wird  gewöhnlich  nur  das  K o m m u n i k a t i o n s - 
u Transportwesen  verstanden.  Er  lässt  sich  aber  auch  passend  m 
einem  allgemeineren  Sinne  nehmen  u.  umfasst  dann  Geld  u.  Geld  wesen 
S Sn"en),  Kredit  u.  Kreditwesen  (auch  Bankwesen) 
mit  In  noch  etwas  weiterem  Sinn  kann  man  wohl  auch  Versicherung 
u.  Versicherungswesen  mit  unter  dem  Ausdruck  embeziehen.  So 

D^ieL^^licMi  Gebiete  mit  ihrer  grossen  Reihe  von  Einzelfragen 
gehören  aber  nur  in  ihren  Grundlagen  u.  wichtiger  en 
funkten  in  die  allgemeine  u.  theoretische,  in  der  weiteren  Ausführung, 
mit  dem  grossen  historischen,  statistischen,  technischen,  ökonomischen, 
^SslSe?  SSail  in  die  spezielle  u.  praktische  Nationalökonomie. 
D?mgSss  wird  hier  verfahren.  Die  wicWen  finanziellen  Seiten, 
bes  beim  öffentlichen,  staatlichen,  kommunalen  Verkehrswesen  i-  e.  S^ 
(StmLJn  Sbahnen,  Post,  Telegraphie,  Kanäle),  ferner  auch  Je 
Lehre  vom  öffentlichen  Kredit  u.  vom  Jaatspapiergeld,  bes  von  der 
socen  Papierwährung  sind  Gegenstand  der  Fmanzwi^enschaft. 

^ Aber  ^die  prinzipiellen  Hauptfragen  u.  alles  Weitere,  Aus  Ehrende, 
auch  die  finanziellen  Seiten  hängen  eben  eng  zusammen.  Z.  B.  die 

Fragen  der  Verstaatlichung  (bezw.  j. 

Kommunikations-  u.  Transportmittel  u.  Anstalten  dafür,  des  Münz 
w4“r  von  Zweigen  des  Bank-.  Versicherungswesens  sind  grosse 
Prinzipienfragen  der  volkswirtschaftlichen  Organisation,  zugleich  auch 
SSe  u Verwickelte  Spezialfragen  der  v"o  kswir^^^ 
selbst  der  Sozialpolitik  u.  nach  dem  Kostenpunkt  der  Emrito 
nach  der  Kostendeckung  dafür  auch  der  Finanzpolitik.  Die  Trennu^  der 
Prinzinienpunkte  u.  der  w'eiteren  Einzelheiten  in  der  wissenschjtlichen 
Behandlung  kann  daher  keine  vollstärjige  sein,  so  ® ‘^'Sarfst 

auch  für  die  folgende  Behandlungsweise  m diesem  ^erke  massge Jnd 
gewesen,  worin  sich  nur  „tunlichst“  auf  die  allgememeren  u. 
prinzipiellen  Punkte  beschränkt  wird. 

I.  Kommnnikations-  und  Transportwesen  oder  Verkehrswesen 

im  engeren  Sinn. 

Literatur-  Ausser  den  bezüglichen  Abschnitten  derLehrbüdierusw., 
meist  in  den  die  prakt.  Nat.ökon.  behanddnden  Teilen 
der  leitenden  Gesichtspunkte  mit  bei  Schäffle),  s.  Eng J,  Aufs, 
die  Grenzen  des  Erfindungsgeists  im  Transportwesen,  Ztschr.  d.  preuss. 

A.  Wagner,  soz.fSkon.  Grundriss.  Buchliandeisausgabe.  Abteil.  II.  1 
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I stat.  Bureaus  1864,  S.  113,  mein  Art.  Schifffahrt  in  Rentzsch’s  Hand- 

wörterbuch, Huber  Art.  Transport  u.  Verkehrsmittel  im  H.  W.  B.  St. 
B.  VII  u.  die  Spezialartikel  (Eisenbahnen  usw.)  in  demselben  Werk,  alle 
auch  f.  Liter.  Meine  Fin.wiss.  I,  3.  Aufl.,  S.  640  ff.,  eb.  besond.  über 
Eisenbahnen,  S.  661ff.,  mit  Liter.  S.  663  ff.,  ferner  in  B.  II  über  Wege, 

' Post,  Telegraphie  S.  116 ff.,  in  Kürze  mein  Fin.grundriss  f.  Vorles., 

§60  —62,  70.  Deutsche  theoret.  Hauptautoren:  E.  Sax,  Verkehrsmittel 
1878,  1879,  2 Bände,  ders.  Aufs.  Transport-  u.  Kommunik.wesen  im 
1 I Schönbergschen  Handb.  4.  A.  I,  551,  u.  bes.  G.  Cohn,  in  zahlreichen 

! Zeitschr.aufsätzen,  zusammenfassend  in  s.  System  d.  Nat.-ök.  ß.  III  1898, 

B.  4,  auch  „Zur  Gesch.  u.  Polit.  d.  Verkehrswesens“  1900  u.  in  dem 
Werk:  „Zur  Gesch.  d.  deutschen  Finanz-,  Verkehrswesen  usw.“  1905. 
S.  ferner  Huber,  geschicbtl.  Entwicklung  des  modernen  Verkehrs,  1893. 

' VanderBorght,  Verkehrswesen  1894,  Götz,  Verkehrswege  im 

Dienst  des  Welthandels  1888,  y.  Halle,  Weltwirtschaft!.  Jahrb.  1906. 

! Aus  der  etwas  äteren  Lit.  Knies  über  Eisenbahnen  1853,  über  Tele- 

* graph  1857.  Reichhalt.  Fachzeitschr.  bes.  über  Eisenbahnen,  Geschichte, 

Statistik,  Verwaltung  das  „Archiv  f.  Eisenbahnwesen“,  her.  geg.  v.  preuss. 
Minist,  d.  öffentl.  Arbeiten.  — Im  Folgenden  nur  Abriss  der  für  die  Volks- 
wirtschaft!. Betrachtung  wichtigsten  allgemeinen  Punkte,  bloss  mit 
einigen  Andeutungen  über  die  einzelnen  Verkehrsmittel. 

§ 69.  — I.  Allgemeine  Betrachtung  des  Verkehrswesens 
i.  e.  S.  A.  Universale  Bedeutung.  1.  Es  dient  der  _Orts- 
veränderung,  der  Bewegung  im  Raum,  von  dreierlei 
I Transportobjekten,  vor  allem  der  Menschen  selbst,  dann  der  be- 

, weglichen  Sachen,  Güter,  endlich  der  Nachrichten  (Mit- 

, teilungen).  2.  Es  hat  daher  eine  Bedeutung  weit  über  die 

(materiell-)  volkswirtschaftliche  hinaus,  für  alle  menschlichen  Lebens- 
verhältnisse, für  Wanderungen  u.  Siedlungen,  geistige  wie  materielle 
Kultur,  u.  stellt  so  eine  Einrichtung  von  universaler  Wichtigkeit, 

! eine  wahre  Grundlage  u.  Entwicklungsbedingung  des  menschlichen 

‘ Zusammenlebens  u.  der  Kultur  dar.  3.  Das  ist  notwendig  auch  für 

I seine  ganze  praktische  Behandlung,  auch  dielegislativeu.  administrative, 

] entscheidend.  4.  Als  volkswirtschaftliche  Einrichtung  gehört  das 

Verkehrswesen  (i.  e.  S.)  wie  das  Mass-  u.  Gewichts-,  Geld-,  Kredit-, 
Versicherungsw'esen  deshalb  auch  zu  den  wahrhaft  allgemeinen 
' Angelegenheiten  der  ganzen  Volkswirtschaft,  nicht  nur  zu  den 

r speziellen  einzelner  Produktionszweige,  wie  etwa  des  Handels. 

Es  ist  für  die  Urproduktion  (Agrar-,  Forstwirtschaft,  Bergbau, 
auch  Jagd  u.  Fischerei)  wegen  der  Möglichkeit  u.  der  Bedingungen 
von  Versendung,  Absatz,  bes.  Fernabsatz,  von  Bezug,  bes.  Fernher- 
, bezug,  namentlich  auch  von  Bodenprodukten,  es  ist  für  das  Gewerbe 

1 (Industrie)  wegen  Bezug  von  V erarbeitungsstoffen  u.  Nahrungs- 

' mittein  der  gewerblichen  Bevölkerung  u.  Absatz  der  Gewerbe- 

Srodukte  nicht  weniger  wichtig,  als  für  den  Warenhandel  u.  für 
iese  drei  Hauptzweige  der  materiellen  Produktion  nicht  wichtiger 
als  für  die  Wanderungen  der  Menschen  selbst,  für  die  Ausdehnung 
der  Besiedlung,  für  die  Volksdichte  u.  örtliche  Bevölkerungs- 
’ konzentration  (Städte),  auch  als  für  die  Zusammenschweissung 

kleinerer  territorialer  Wirtschaftslcreise  zur  Volkswirtschaft  u.  der 
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Volkswirtschaften  wieder  zur  Weltwirtschaft  u.  als  schliesslich  für 

allen  geistigen  Verkehr  vermittelst  Nachrichten. 

Das  Verkehrswesen  muss  daher  auch  als  solche  allgemeinste  An- 
gelegenheit in  der  Wissenschaft,  nach  universalen  Gesichtspunkten, 
nicht  nur,  wie  bis  in  die  Gegenwart  meistens  in  der  Fachliteratur,  aus 
dem  Gesichtspunkt  u.  nach  den  Interessen  speziell  des  Handels  be- 
handelt werden. 

B.  Allgemeine  Anforderungen  an  das  Verkehrswesen. 

1.  Ermöglichung  der  Ortsveränderung  überhaupt,  abhängig  von 
technischem  Können  auf  den  Gebieten  der  drei  technischen 
Grundlage-  u.  Bedingungsmomente  (u.  C.),  unter  Ueberwindung  der 
natürlichen  Widerstände  u.  Schwierigkeiten  (welche  z.  B.  bei  der 
Schifffahrt  in  der  Unkenntnis  der  Wasserbenutzung  u.  des  Schiffs- 
baus, bei  Landwegen  in  Flussübergängen,  bei  räumlicher  Bewegung  auf 
dem  festen  Boden  in  der  vertikalen  Konfiguration  des  Bodens  liegen). 

2.  Sicherheit  des  Verkehrs,  in  technischer  Hinsicht  gegen  Gefahren 
im  Verkehr  u.  bei  der  Benutzung  der  Verkehremittel  selbst  u.  in 
rechtlicher  Hinsicht  gegen  menschlichen  Leichtsinn  u.  Gewalttat 

3.  Niedrige  Kosten,  Billigkeit  (Wohlfeilheit),  der  eigentlich 
ökonomische  Punkt,  welcher  mit  dem  technischen  zusammen- 
hängt. Dieser  ist  die  Ueberwindung  der  Hindernisse  u.  Schwierig- 
keiten, welche  sich  der  Ortsveränderung  des  Transportobjekts 
[Ueberwindung  der  Reibungswiderstände])  entgegenstellen.  Wie  weit 
dies  geschehen  kann,  ist  ökonomisch  durch  die  flöhe  u.  die  Deckungsart 
der  Herstellungs-  u.  Betriebskosten  derVerkehrseinrichtungen  bedingt. 

4.  Regelmässigkeit  u.  Pünktlichkeit  des  Verkehrs,  wieder  in 
Zusammenhang  mit  No.  1 u.  2 stehend,  insbes.  vom  Stand  der 
Verkehrstechnik  bei  den  drei  Grundlagemomenten  u.  von  der  mit 
von  diesem  Stand  der  Verkehrstechnik  abhängigen  Entwicklung 
eigentlicher  Verkehrsanstalten  bedingt.  5.  Schnelligkeit  der 
Ortsveränderung,  der  Möglichkeit  u.  dem  Grade  nach  wieder  von 
jenen  drei  Momenten,  aber  auch  vom  Kostenpunkt  abhängig.  — 
Im  ganzen  treten  diese  Anforderungen  auch  in  dieser  Reihenfolge 
historisch  auf,  lassen  sich  erfüllen  u.  werden  auch  mit  Fortschritten 
der  Technik  u.  steigendem  Volkswohlstand  erfüllt,  w'obei  dann 
zwischen  der  Entwicklung  der  Verkehrsmittel,  des  Verkehrs  auf 
ihnen  u.  durch  sie  u.  der  allgemeinen  Entwicklung  von  Volkswirt- 
schaft, Bevölkerungsgrösse,  -Vermehrung,  -Dichte,  die  umfassendste 
Wechselwirkung  besteht. 

C.  Die  technischen  Grundlagen  u.  Bedingungs- 
momente oder  das  technische  Gesetz  des  Koramunikations-  u. 
Transportwesens.  Es  sind  drei:  1.  Der  Weg,  auf  dem  sich  die 
Ortsveränderung  der  drei  Transportobjekte  vollzieht,  2.  das  Mittel, 
Fahrzeug  i.  w.  S.,  das  zur  Beförderung  dient,  3.  diebewegende 
Kraft,  welche  die  Ortsveränderung  des  Objekts,  des  Fahrzeugs 
u.  des  Kraftträgers  selbst  bewirkt.  4.  Aus  der  Kombination 
dieser  drei  Momente  entsteht  dann  die  Verkehrseinrichtung 
zur  Durchführung  der  Ortsveränderung. 
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Technische  und  ökonomische  Umstände  kommen  bei 
iedem  der  3 Grundlageraomente  u.  bei  ihrer  Kombination  in  Betracht. 

Von  den  technischen  hängt  die  Möglichkeit  des  Verkehrs  an 
sich  u.  das  jeweilig  absolute  Mass  ab.  in  welchem  die  vorhin 
aut'o'estellten  Anforderungen  an  das  Verkehrswesen  überhaupt  erfüllt 
werden  können.  Von  den  ökonomischen  Umständen  hängt  die 
relative  Stärke  des  volkswirtschaftlichen,  sozialen,  kulturellen 
Bedürfnisses  nach  Erfüllung  jener  Anforderungen  u.  das  relative 
Mass  ab,  in  welchem  sie  zu  gegebener  Zeit  u.  an  gegebenem 
Ort  sich  erfüllen  lassen  u.  zweckmässigerweise  erfüllt  werden. 

Aus  der  ökonomischen  Betrachtung  der  drei  Momente  u. 
ihrer  Kombination  entspringt  das  ökonomische  Gesetz  der 
Individualisierung  oder  der  Extensivität  u.  Intensivität 
des  Kommunikations-  n.  Transportwesens,  ein  Analogon  des 
züglichen  v.  Thünen’ sehen  Gesetzes  vom  Bodenanbau  (s.  u.  u.  D., 

V.  Webers  Schriften). 

1.  ,,Weg“  ist  im  weitesten  Sinn  zu  verstehen. 

Jede  Art  Land-  u.  Wasserweg,  vom  Fuss-,  Saumpfad  bis  zur 
Eisenbahn,  einschliesslich  Brücken,  Tunnel,  vom  Wasserweg  für  Ireib- 
holz  (Flösserei)  bis  zur  Schifffahrt,  einschliesslich  Schleuse^  Aus- 
weichestellen, auch  die  Drähte  der  elektrischen  Leitungen,  die  Kohren- 
züge der  Rohrpost,  der  Sole-,  Wasser-,  Gas-,  Oelleitungen  (Petroleum), 
der  Luftraum  bei  der  Funkentelegraphie,  bei  der  Luftschiffia^t.  Auch  , 

die  Standorte  der  Fahrzeuge  u.  Fahrkräfte  (Ortsplätze  für  Fuhrwerk, 
Stallungen,  Remisen,  Häfen,  Anlegejilätze,  Bahnhöfe)  gehören  mit  zu  | 

den  Wegen.  . , . i o..  i tvt  j ' 

a)  Der  technisch  bes.  wichtige  Umstand  für  das  Mass  der 

Benutzbarkeit  u.  Leistiingstahigkeit  der  Wege  ist  der  auf  dem  M ege 
für  die  Ortsveränderung  des  Transportobjekts  vom  Fahrzeug  u. 
schliesslich  von  der  bewegenden  Kraft  zu  überwindende  (Reibungs-)  j 

Widerstand.  «)  Der  in  dieser  Hinsicht  das  Mindestmass  des 
M'iderstands  bietende,  daher  die  kleinste  Kraft  zur  Bewirkung  der 
Ortsv^eränderung  der  Fahrzeuge  ii.  Iransportobjekte  bedüitende 

Weg  ist  hier  der  technisch  vollkommenste. 

Vorzug  des  Wasserwegs  bes.  des  fast  horizontalen  wenigstens 
für  den  Verkehr  in  jeder  Richtung  — daher  bes.  des  Kanals,  ^ des 
Flusses  in  ebenem  Gebiet,  der  See  vor  fast  jedem  Landwege,  der  Lisen-  I 
bahnen  vor  jeder  Chaussee,  der  Bahnen  hochintensiven  Systems  vor 
denen  des  extensiven,  der  Chaussee  vor  der  gewöhnlichen  Landstiasse, 
des  Asphaltweges  vor  dem  Pflasterweg  usw. 

jÖ)  Aber  die  technisch  vollkonunenere  Gestaltung  u.  Benutzbar- 
keit einer  Wegekategorie  vor  einer  anderen  u.  innerhalb  jeder  des 
vollkominneren  ^ egs  vor  einem  anderen  ist  regelmässig  bedingt 
durch  die  Verkehrsbedürthisse  und  die  Möglichkeit  u.  Zweckmässig- 
keit eines  grösseren  Kostenaufwands,  öfters  selbst  eines  progressiv 
steigenden.  Solche  vollkommeneren  Wegearten  u.  Wege  sind  mithin 
an  gegebene  ökonomische  Verliältnisse  geknüpft  u.  danacli  nur 
relativ  zu  beurteilen.  Daher  können  eventuell  die  technisch  nnvoll- 
kommeneren  die  ökonoiniscli  vorzuziehenden  sein  (s.  u.  D). 
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b)  Für  die  wirtschaftlichen  u.  die  wirtschaftspolitischen  Fragen, 
namentlich  z.  T.  mit  für  die  Frage  der  Wahl  des  Systems,  des 
Besitzes,  des  Baus,  bei  den  mit  W egen  verbundenen  Verkehrs- 
anstalten des  Betriebs  dieser  Seitens  öffentlicher  Körper  (Staat, 
Gemeinde  u.  a.)  oder  Seitens  Privater,  bes.  Erwerbs-  (Aktien-) 
Gesellschaften  (s.  u.  u.  II)  sind  Unterscheidungen  der  Wege  nach 
verschiedenen  Merkmalen  geboten. 

So  a)  Natur-  u.  Kunstwege. 

aa)  Jene  die  natürlichen  Wasserstrassen,  ohne  Verbesserung  durch 
menschliche  Arbeit  (Kapital),  wo  daher  wesentlich  nur  das  Kennen-  u. 
Benutzenlernen  des  Wegs  wirtschaftliche  Arbeit  erfordert  (See-  u.  Fluss- 
wege, Tiefen-,  Strömungs-,  Wind-,  Eisverhältnisse,  Anlegestellen,  Schiff- 
fahrtskunde, Nautik,  Orientierung  auf  See,  Gestirnkunde,  Benutzung  des 
Kompasses).  Schon  durch  Aufwand  für  Erhaltung  der  erforderlichen 
natürl.  Eigenschaften,  dann  durch  solchen  für  Verbesserung  dieser 
Eigenschaften  wird  der  Naturweg,  auch  der  Wasserweg,  immer  bereits 
mär  oder  weniger  Kunstweg  u.  tritt  damit  auch  unter  andere  wirt- 
schaftliche u.  wirtschaftspolitische,  auch  finanzielle  Gesichtspunkte 
(Gebührenwesen,  ob,  wie  hoch  zu  bemessen  die  Benutzungsgebühren?, 
so  bei  kanalisierten,  regulieiien,  vertieften,  in  erforderlicher  Tiefe  er- 
haltenen Fluss-,  Seeküston-,  Seestellen,  bei  allen  Einrichtungen  für 
Benutzung,  wie  Leuchtfeuer,  Fahrstellen-Zeichen,  Häfen  u.  Lanaestellen 
u.  allen  dazu  unmittelbar  gehörigen  Einrichtungen),  bb)  Von  vornherein 
Kunstwege  sind  die  erst  vom  Menschen  hergestellten  (,, künstlichen“) 
Wasserwege  (Kanäle)  u.  alle  Landwege,  selbst  die  einfachsten,  wie 
Fusspfade,  fast  immer  etwas,  die  daher  „Kosten  machen“,  sobald  be- 
stimmte Bodenstellen  dem  Wegezvveck  dauernd  oder  wenigstens  für 
längere  Zeit  gewidmet  werden,  also  der  Boden  nicht,  wie  in  Steppen. 
Wüsten,  Oed-  u.  Unland,  sonst  unbenutztem  l.and  oder  neben  einer 
(bleibend  oder  zeitweilig)  bestimmten  Art  der  Benutzung  (als  Weide,  Wiese, 
Forst,  Acker)  an  beliebigen  Stellen  als  Weg  dient.  Mit  der  Steigerung 
des  Aufwands  für  die  Gestaltung  des  Wegs  u.  seiner  Benutzbarkeit  für 
Verkehrszwecke,  daher  nach  natürlicher  Bodenbeschaffenheit,  vertikaler 
Konfiguration,  Durchziehung  durch  zu  passierende  Gewässer  usw., 
steigert  sich  dieser  Aufwand  von  fast  Null  zu  ungeheueren  Summen 
(Durchschn.  der  Kosten  der  deutschen  Eisenbahnen  über  Mill.  M.  das 
Kilometer,  das  Doppelte  u.  mehr  für  schwierige  [Strecken,  ähnlich  hoch 
kommen  grössere  Kanäle,  Vio  — Vs  so  hoch  u.  weniger  iin  allgemeinen 
Chausseen;  grosse  Kostenverscliiedenheit  in  den  verschiedenen  Ländern, 
z.  T.  mit  unter  dem  Einfluss  des  intensiveren  u.  extensiveren  Charakters 
der  Anlage.  So  sind  Bahnen  in  England  am  teuersten,  in  Nordamerika 
am  billigsten). 

ß)  Wege  von  (im  wesentlichen)  gleichzeitiger  Benutzbai’- 
keit  für  Fahrzeuge  u.  Transportobjekte  nebeneinander,  bezw. 
mit  geringer  Schwierigkeit  des  Ausweichens,  mittelst  kurzen  Haltens, 
u.  \V ege,  welche  nur  eine  geregelte  Benutzung  nacheinander 
gestatten. 

aa)  Die  meisten  natürlichen  Wasser-  u.  gewöhnlichen  Landwege 
für  den  „allgemeinen  Verkehr“  sind  solche  der  ersteren  Art. 
nähern  sich  aber  dann  der  zweiten  bei  starker  Verkehrssteigerung,  wo 
dann  eine  gewisse  Regelung  der  Benutzung  ebenfalls  nötig  wird  (städt. 
Strassenvencehr,  bes.  für  Fuhrwerk,  zumal  Schnellfuhrwerk  — Fahr- 
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räder,  Automobile  — , Brückenverkohr).  bb)  Zur  zweiten  Kategorie 
gehören  Eisenbahnen,  Telegraphenlinien,  z.  T.  Kanäle,  bes.  in  Schleusen- 
strecken. Bei  Eisenbahnen  ist  dies  Moment  der  Gebundenheit  an  den 
Schienenstrang  von  durchschlagender  Bedeutung  für  das  Betriebssystem 
u.  dessen  Organisation  (v.  Weber).  Daher  der  grosse  Fortschritt 
im  AutomobiL 

y)  Allseitig  oder  doch  vielseitig,  d.  h.  für  alle  oder 
mehrere  Arten  der  Transportleistung  verw^endbare  u.  nur  einseitig 
benutzbare  W ege. 

aa)  Fast  alle  Wege  sind  erster  Art,  darunter  die  natürlichen 
Wasser-  u.  gewöhnlichen  Landwege  für  den  „allgemeinen  Verkehr“,  sie 
u.  z.  T.  auch  die  Kanäle  für  die  drei  Transportobj^te  geeignet,  bb)  Tele- 
graphenlinien, Rohrpostleitungen  geringen  Durchmessers,  dienen  nur 
oder  fast  nur  dem  Nachrichtenverkehr  (Telegramme,  Gespräche;  kleine 
Briefe,  bis  zu  kleinen  Paketen). 

d)  Alte  bestehende  Wege  mit  erfolgter  Festlegung 
bestimmten  Bodens  für  den  Wegezweck,  u.  neue,  erst  au- 
zulegende,  für  welche  der  Boden  erst  einer  anderweiten  Benutzung 
definitiv  entzogen,  also  eventuell  für  diesen  Zweck  erst  erworben 
werden  muss. 

Ein  wichtiger  Punkt  für  neue  Kunststrassen,  Eisenbahnen,  Kanäle, 
mit  der  technisch  bedingten  Folge  der  notwendigen  Entwicklung  des 
Rechts  der  Zwangsenteignung,  weil  es  sich  um  lokal  bestimmte 
Grundstücke  handelt  u.  freie  vertragsmässige  Erwerbung  dafür  nicht 
ausreicht  oder  zu  teuer  kommt  (Wagner,  Grundleg.  II.,  im  Abschnitt 
von  der  Zwangsenteignung,  S.  527  ff.)* 

6)  Auch  nach  dem  Kostenmass  kann  man  billige  u. 
teuere  Wege  bei  den  Kunstwegen  (inkl.  verbesserte  natürliche 
Wasserwege)  unterscheiden,  eim5  mit  der  unter  a erörtei'ten 
zusammenhängende,  aber  sich  nicht  damit  deckende  Unterscheidung. 

Sie  ist  für  die  Frage  des  Systems  (öffentlicher,  privater  Besitz  usw.), 
für  die  Frage  der  Kostenaufbringung  (so  beim  öffentlichen  Körper 
mittelst  Anleihen  oder  aus  laufenden  ordentlichen  Einnahmen),  für  die 
Frage  der  Kostendeckung,  der  unentgeltlichen,  „freien“  oder  gegen 
Gebührenzahlung  erfolgenden  Benutzung  und  der  Einzelheiten  des 
Gebührenwesens  wichtig.  Je  billiger  die  Herstellung  u.  Benutzung  des 
Weges  ist,  je  mehr  er  dem  allgemeinen  Verkehr  dient,  desto  leichter 
durchführbar  u.  zulässiger  ist  die  unentgeltliche  oder  ^ mit  niedrigen 
Gebühren  belastete  Benutzung,  u,  umgekehrt  (Unterschied  von  Eisen- 
bahnen, Kanälen,  teueren  Strom  Verbesserungen  einerseits  u.  aller  Art 
Landstrassen,  städt.  Strassen  andrerseits,  zumal  wenn  u.  solange  als  bei 
ersteren  grosse  Anlagekapitalien  zu  verzinsen  u.  zu  tilgen  sind  u. 
Deckung  dieser  durch  Anleihen  erfolgt  ist. 

2.  „Fahrzeug^*  ist  ebenso  wie  „Weg'*  im  weitesten  Sinne 
zu  verstehen. 

Hierüber  u.  über  No.  3 unten  gute  AusRihrungen  von  Schäffle. 
Der  andere  Menschen,  Sachen,  Nachrichten  (Briefe)  tragende  Mensch 
selbst  (im  letzten  Fall  auch  der  Nachrichten  mündlich  oder  durch 
Zeichen  überbringende)  ist  Fahrzeug,  wie  das  Reit-  u.  Lasttier,  jede 
Art  Beförderungsmittel  oder  „Wagen“  i.  w.  S.,  jede  Art  zum  Wasser- 
transport anderer  Objekte  dienenden  „Schiffs“,  Flosses  usw. 
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a)  Technisch  bes.  wichtig  ist  die  Tragfähigkeit  des 
Fahrzeuges,  auch  der  Grad  der  Schonung,  daher  der  Erhaltung  der 
' Qualität  der  Transportobjekte  beim  Transport  selbst  (Milch,  „frische“ 

IXahrungs-  u.  Genussmittel  u.  dgl.  m.),  ferner  die  Vielseitigkeit 
der  Brauchbarkeit  des  Fahrzeugs  nach  Transportobjekten,  Wegen, 
bewegenden  Kräften,  nach  Verkehrsrichtungen,  Lenksamkeit. 

Vorzug  vbn  Mensch  u.  gezähmtem  Tier  auch  als  „natürlichen 
Fahrzeuge^“  vor  den  vom  Menschen  hergestellten  künstlichen 
„todten“  in  den  letztgenannten  Punkten,  Vorzug  dieser  künstlichen 
(Wagen,  Schiffe)  in  der  Tragfähigkeit  u.  in  Verbindung  mit  der  Be- 
nutzung todter  Naturki’äfte  in  der  Massenleistung  u.  Raschheit  des 
Transports  von  Mensch  u.  Tier. 

b)  Aber  das  technisch  vollkommenere  Fahrzeug  bedingt, 
wie  der  gleiche  AVeg,  nicht  nur  einen  höheren  Stand  technischen, 
naturwissenschaftlich  fundamentierten  Könnens,  sondern  auch  einen 
grösseren  Kostenaufwand  für  Herstellung  (u.  z.  T.  für  Betrieb). 
Hier  gilt  daher  gleichfalls  das  oben  vom  Wege  Gesagte  hinsichtlich 
der  relativen  Beurteilung  des  Fahrzeugs  vom  wirtschaftlichen, 
statt  der  absoluten  vom  technischen  Standpunkte  aus. 

Der  sehr  hohe  Kostenaufwand  für  die  CTOssen  modernen  Fahr- 
zeuge des  Eisenbahnwesens  (Fahrpark),  der  Seeschifffahrt  (Dampfer), 
ist  zugleich  wieder  ein  Punkt  von  Bedeutung,  oft  von  entseneidender, 
in  denfVagen  des  Systems  (öffentlichen,  privaten,  bei  letzterem  namentlich 
erwerbs-,  aktiengesellschaitlicher  Besitz  usw.)  u.  der  Art  der  Kosten- 
aufbringung u.  Kostendeckung  beim  Betriebe,  daher  auch  wieder  in  der 
Frage  des  Gebührenwesens. 

3.  „Bewegende  Kraft“  ist  gleichfalls  im  weitesten  Sinne 
verstanden. 

Menschliche  u.  tierische  Muskelkraft  im  Tragen,  Schieben,  Ziehen, 
wie  sogen,  „todte  Naturkräfte“,  soweit  sie  bisher  nach  dem  Stand  des 
technischen  Wissens  u.  Könnens  u.  des  für  die  Benutzung  wieder  mit- 
spielenden Stands  des  ökonomischen  Könnens  für  Transportleistungen 
benutzbar  sind,  daher  insbes.  Wasser  (zugleich  als  Tragkraft  u.  als 
bewegende,  wie  die  Strömung  in  der  Talfahrt,  die  Welle  in  der  Wege- 
richtung,  bezw.  die  dieser  Bewegung  zu  Grunde  liegenden  Naturkräfte, 
wie  die  Schwerkraft),  Wind,  Dampf,  Elektrizität  usw\ 

a)  Den  vom  technischen  u.  wirtschaftlichen  Standpunkt  zu 
stellenden  Anforderungen  entsprechen  die  verschiedenen  be\vegenden 
Kräfte  in  sehr  verschiedenem  Masse  u.  haben  danach  unter  sich 
verglichen  Vorzüge  u.  Nachteile.  Diese  kommen  für  die  Wahl 
einer  Kraft  u.  für  deren  Kombination  mit  Weg  u.  Fahrzeug  mit 
in  Betracht  u.  entscheiden  mehr  oder  weniger.  Auch  hier  ist  aber 
wieder  der  technische  u.  ökonomische  Gesichtspunkt  verschieden, 
daher  mir  von  ersterem  aus,  wenigstens  für  bestimmte  Transportobjekte 
u.  Transportbedürfnisse,  ein  absolutes,  vom  zweiten  abermals  nur 
ein  relatives  Urteil  über  den  Wert  einer  Kraft  zu  fällen. 

b)  Die  wichtigsten  Anforderungen  an  u.  Leistungen  der  be- 
wegenden Kräfte  sind: 

(S.  bes.  Schäffle). 
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(c)  Vielseitigkeit  der  Anwendbarkeit  der  Kraft,  also  ^össere 
Unabhängigkeit  von  Weg  u.  Fahrzeug  u.  von  deren  Beschaffenheit 
Die  menscBiche  Muskelkraft  hat  hier  einen  bleibenden  Vorzug  vor  der 
tieriscüen,  auch  des  gezähmten,  zweckdienlichsten  Tiers  u.  beider 
Muskelkräfte  vor  denen  der  mechanisch  wirkend^,  sogen,  toten  IN  atur- 
kräfte,  weil  eben,  auch  bei  denkbar  höchster  Entwkklung  der  iier- 
zähmung  (etwa  auch  unter  Voraussetzung  gelingender  RassengesUlt^g) 
das  betreffende  Tier  u.  bei  denkbar  höchster  Entwicklung  der  iechnik 
die  todte  Naturkraft  niemals  dem  Willen  des  Menschen  so  gehorchen, 
dem  Zweck  der  Ortsveränderung  sich  so  anpassen  lassen  wird,  als 
unter  Einfluss  psychischer  Motivation,  Verstand  u.  Vernunft  die 
menschliche  Kraft  dem  menschlichen  zweckbestimmenden  Willen  (ein 
wichtiger  Punkt  für  die  Verkehrstechnik,  aber  auch  für  alle  Produktions- 
technik) Auch  das  Tier  für  Reit-  u.  bedingt  selbst  für  Fahrzwecke  be- 
hauptet Vorzüge  vor  der  Maschine  wegen  seiner  grösseren  Anpassungs- 
fähigkeit an  Weg  u.  menschlichen  Willen, 

ß)  Verwendbarkeit  in  allen  Richtungen,  wo  wiederum 
menschliche  u.  tierische  Muskelkraft,  eventuell  durch  Apparate  u.  Kratt- 
konzentrations-  u.  Uebertragungsmittel  passend  unterstützt,  den  Vorrang 
behauptet  u.  wo  unter  den  todten  Naturkräften  der  ungeheure  Vorzug 
des  Dampfes  u.  der  Elektrizität  vor  Wind  u.  Strömung  hegt:  der  ent- 
scheidende Punkt  für  Wasserverkehr,  y)  Geschwindigkeitsleistung 
namentlich  d)  in  Verbindung  mit  Massentransportleistung.  Hier 
liegt  der  in  beiden  Punkten  entscheidende  \ orzug  des  Dampts  u nun- 
mehr seit  den  neuesten  technischen  Fortschritten  auch  der  Elektrizität 
vor  den  anderen  todten  Naturkräften  u.  allen  Muskelkräften,  im  ersten 
auch  der  Elektrizität  vor  dem  Dampf,  des  Dampfs  vor  dem  \Vind,  im 
zweiten  dieser  drei  Kräfte  vor  den  Muskelkräften.  A Lenksamkeit 
nach  Zeit,  Art,  Mass.  Hier  hatte  lange  die  Muskelkraft,  namentlich  die 
menschliche,  gewisse  Vorzüge  vor  den  todten  Naturkrmten  u.  wird  sie 
wohl  behalten.  Aber  bei  diesen  hat  die  technische  Entwicldung  den 
Vorsprung  mehrfach  nach-  u.  selbst  überholen  lassen.  Dauipf  u. 
Elektrizität  haben  den  Wind  überholt.  Hier  liegt  der  schwache  Punkt 
der  Luftschifffahrt. 

c)  Da  das  Transportbedürfiiis  in  Bezug  auf  die  dargelegteii 
Anforderungen  bei  den  verschiedenen  Transportobjekten  ein  ver- 
schiedenes ist  u.  die  verschiedenen  bewegenden  Kräfte,  fiir  sich  u. 
in  Verbindung  mit  Weg  u.  Fahrzeug,  diesem  Bedürfnis  in  ver- 
schiedenem Klasse  entsprechen,  so  sind  die  einzelnen  Kräfte  schon 
aus  technischen  Gründen  nach  diesem  Bedürfnis  für  das  Transprt- 
obiekt  verschieden  auszuwählen,  d)  Oekonomische  Gründe 
zwingen  dazu  vollends,  weil  die  Benutzung  der  verschiedenen 
Kräfte,  die  Herstellung  der  dafür  erforderlichen  technischen  Ein- 
richtungen (Maschinen)  u.  Wege  u.  Fahrzeuge  sehr  verschiedene 
Kosten  macht,  das  einzelne  Transportobjekt  etwaige  Benutzuiigs- 
«■ebüliren  (Fahr-,  Fracht-,  \ ersendungstarite)  in  sehr  verschiedenem 
Masse  zu  tragen  vermag.  In  Betracht  kommt  daher  wdeder  mit. 
dass  die  grösseren  Kraftträger  absolut  kostspieliger,  doch  relativ 
wohlfeiler  in  Herstellungskosten  u.  Preis,  auch  in  Betriebskosten 
sind,  auf  die  Krafteinheit  berechnet,  erst  grosser  Verkehr,  starke 
Benutzung  der  Einrichtungen  aber  die  Verwendung  solcher  absolut 
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grösseren  Kosten  ermöglicht,  e)  Ei-st  auf  höheren  Stufen  der 
Entwicklung  von  Verkehr  u.  Volkswirtscliatt  kann  daher  die  tur 
iedes  Transportbedürfnis  ii.  jedes  Transportobjekt  geeignetste,  ii, 
relativ  vollkommenste  Kraft  aus  ökonomischen  Gründen  gewählt 
werden  zumal  wegen  Verbindung  einer  bestimmten  Kraftbenutzung 
mit  bestimmten  Arten  von  Wegen  u.  Fahrzeugen.  Der  natur- 
wissenschaftliche Stand  des  Wissens  u.  Könnens  bezüglich  der 
Kenntnis  u.  Anwendung  der  bewegenden  Kräfte  ist  daher  nur  die 
Vorausseizung  der  Wahl  einer  bestimmten  Kraft.  Die 
wirkliche  Vornahme  der  Wahl  muss  nach  ökonomischen  Rück- 
sichten erfolgen  (s.  u,  D.). 

4.  Kombination  von  Weg,  Fahrzeug  u.  bewegender  Kraft 
zur  Bewerkstelligung  der  Transportleistung  u.  Gestaltung  der 
Gesamtentwicklung  des  Kommunikations-  u.  Transportwe^^ens. 
a)  Auch  hier  waltete  ursprünglich  der  Faktor  Natur  vor  (Naturwege, 
Naturfahrzeuge,  Mensch  u.  Tiere  als  solche  Fahrzeuge,  Muskelkraft 
von  Mensch  u.  Tier  als  bewegende  Kraft),  b)  Auch  der  Faktor 
physische,  Muskelarbeit  des  Menschen  selbst  im  Tragen,  Ziehen, 
Rudern  überwiegt  anfänglich,  c)  Im  Laufe  der  Entwicklung  der 
Kommunikations-  u.  Transportteclmik,  im  Wege-  u.  Fahrzeugbau, 
in  der  Anwendung  der  bewegenden  Kräfte,  mit  der  dadurch  er- 
möglichten Vergrösserung  des  Verkehrs,  des  ermöglichten  er- 
leichterten Transports  auch  von  schweren,  voluminösen,  gering- 
wertigen Sachgütern  u.  mit  der  Rückwirkung  dieser  Entwicklung 
auf  Transportbedürfnisse  u.  damit  auf  die  Anwendung  kost- 
spieligerer Technik  bei  Wegen,  Fahrzeugen  u.  Kräften  tritt  immer 
mehr  Kapitalwirtschaft  u.  solche  mit  absolut  u.  relativ  grosser 
Menge  stehenden  Kapitals,  damit  gepaart  höhere  geistige  Arbeit 
hervor.  Das  gibt  der  Transportleistung  eine  andere  Gestaltung  u. 
dem  ganzen  Charakter  des  Kommunikations-  u,  ranspoiäwesens 
ein  anderes  Gej)räge. 

Insbesondere  die  Anwendung  der  grossen  todten  Natur- 
kräfte erheischt  hier  wie  im  Prodiuctionsbetrieb  eine  ausgedehntere  u, 
intensivere  Kapitalwirtschaft,  diese  ist  grösstenteils  wieder  nur  in  i orm 
der  öffentlichen  Unternehmung  u.  von  grossen  Erwerbsgesellschaften 
durchführbar,  namentlich  bei  den  eigentlichen  V erkehrsanstalten  (s.  u.  u.  II ). 

5.  Der  natüliche  Vorzug  des  Wassertransports  vor  dem 
Landtransport  u.  die  wirtschaftlichen  u.  weiteren  Folgen  da- 
von. a)  Dieser  Vorzug  zeigt  sich  darin,  dass  der  V assertransjiort 
die  wirtschaftlich  besondei's  wichtige  Anforderung  der  Massen - 
haftigkeit  der  Leistung  besser,  ja  bei  noch  unentwickelter  Land- 
konmiunikation  überhaupt  allein  ertüllt.  Er  entspiächt  auch  der 
Anforderung  betreffs  einer  relativ  bedeutenden  Schnelligkeit 
der  Leistung  für  Massenbeförderung  von  ^Menschen  u.  Gütern  lang(‘ 
Zeit  besser  als  der  Landtransport  (etwa  mit  Ausnahme  von  Reiterei 
auf  leidlich  ebenem,  genügend  festem  Boden,  was  für  Hecreszüge 
in  Betracht  kommen  kann),  b)  Es  sind  nun  in  letzter  l^inie 
wesentlich  physikalische  Gründe,  welche  diese  Ueberlegenheit 
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der  Wasserkomtnunikation  bedingen,  namentlich  betreffs  der 
Beschaffenheit  des  Wegs  selbst,  aber  auch  betreffs  seiner  Benutzbar- 
keit  durch  tragfähige  Fahrzeuge  u.  der  Anwendbarkeit  starker  be- 
wegender Kräfte. 

(S.  bes.  Engel  a.a.O.).  «)  Der  natürliche  u künstliche  Wasser- 
weg (Kanal)  ist  für  den  Transport  weit  leistungsfähiger  als  der  Land- 
weg wegen  der  Tragkraft  des  Wassers  u.  bietet,  zumal  wenn  er  eben 
ist  ^oder^in  der  Talfahrt  nicht  zu  starkes  Gefalle  h^,  für  den  T^nsport 
auch  grosser  Lasten  viel  weniger  Widerstand,  ß)  Ein  sehr  tragfahiges 
Wasserfahrzeug  genügender  Benutzbarkeit  ist  technisch  u.  ökonomisch 
leichter  als  ein  ebenso  tragföhiges  Landfahrzeug  herzustellen.  Letzteres 
lässt  sich  aber  überhaupt  technisch  meist  gar  nicht  bauen  (belbst  bei 
Verbindung  von  Wagen  zu  Zügen,  wie  imEisenbahnverkehi,  bleibt  ein 
^osses^^^^^^^^^  in  dir  Tragfähigkeit  grossen  Einzelzügen  überleg 
y)  Die  Anwendbarkeit  von  starken  b e w e g e n d e n K r a f t e n auf  \V  asser 
wecren,  bezw.  auf  den  Schiffen  ist  ebenfalls  leichter  u erfolgreicher  als 
auf  den  ohnehin  oft  erst  zur  Erzielung  genügender  Leistungsfähigkeit 
sehr  künstlich  u.  kostspielig  herzustellenden  Landwegen,  sogar  aut 
natürlich  ebenen  u.  tragf^igen,  dem  Transport  nicht  zu  grosse  Wider- 
stände entgegensetzenden  Böden.  So  war  z.  B.  schon  beim  al^n 
(See-  u.  Fluss-)  Ruderschiff,  die  Konzentration  menschlicher  Muskelkraft 
Lr  Fortbewegung  viel  leichter,  als  der  gleiche  Vorgang  bei  menschlichen 
u.  tierischen  Kräften  auf  Landwegen  u.  bei  Wagen;  ebenso  die  An- 
wendung der  Zugkraft  von  Menschen  u.  Tieren  auf  das  Flussschiff  viel 
wirksanfer  als  auf  Waagen.  Der  Wind  hat  sich  fast  nur  für  Wasser- 
transport benutzen  lassen. 

c)  Erst  allmählicb  kommt  die  Landkommunikation  nach,  mit 
der  Entwicklung  der  Technik  im  Wege-  ii.  Fahrzeugbau  u.  m der 
Anwendung  starker  todter  Natiirkräfte,  aber  auch  erst  mit  der 
ökonomischen  Möglichkeit  der  Beschaffung  des  für  die  Herstellung 
von  I.andkommunikationsniitteln  erforderlichen  grossen  Kapital- 
aufwands, auch  der  langdauernden  Festlegung  eines  gossen  ieils 
davon  in  festen  Anlagen  als  stehendes  Kapital.  Dafür  mussten 
aber  auch  erst  entsprechende  Transportbedürfnisse  v’orheg^  oder 
mit  einiger  Sicherheit  zu  erwarten  sein,  um  solchen  grossen  Kosten- 
aufwand ökonomisch  möglich  zu  machen.  Selbst  ini  Zeitalter  v^on 
Dampf  u.  Elektrizität  u.  der  Anwendung  dieser  Kräfte  aut  die 
Landkommunikation  ist  es  dieser  nicht  gelungen  den  natürlichen 
Vorsprung  der  Wasserkommunikation  völlig  einzuholen  oder  gar  zu 
überholen,  wenigstens  nicht  in  Bezug  auf  die  wirtschaftlich  wichtigste 
Anforderung,  diejenige  von  Massenleistung  an  sich  u.  vollends 
eine  solche  von  genügender  Wohlfeilheit. 

«)  Allerdings  ist  in  der  Schnelligkeitsleistung,  auch  in  der- 
ienigen  der  Pünktlichkeit  u.  Regelmässigkeit  die  Land- 
kommunikation mit  Dampf-  u.  elektrischen  Kräften  für  Menschen-,  W a^ 
u .Nachrichtentransport  (vom  Telegraphen  ganz  abgesehen)  der  .W^sei- 
kommunikation  überlegen  geworden,  ß)  Aber  für  Masse nleistungen, 
bes.  solche,  welche  innerhalb  relativ  kurzer  Zeit  zu  bewerkstelhgen  sind, 
gilt  das  wieder  nicht,  umsoweniger,  weil  die  Anwendung  dieser  Kiä  e 
auf  den  Wassertransport  dessen  Leistungsfähigkeit  in  diesem  J^un ' 
u.  auch  in  den  genannten  drei  anderen  wieder  noch  m hohem  Masse 
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. • v,of  Dazu  kommt,  dass  die  für  Wasserkommunikation 
?®?®*^pr^eichte  vollends  die  schon  heute  bald  erreichbar  scheinende  noch 
Sere  LeÄ  auch  in  Bezug  auf  Schnelligkeit, 

mäSkeit  u.  PtoktliSikeit  teils  überhaupt  teils  wenigstens  für  Massen- 
SSort  von  Waren  zur  Befriedigung  des  in  dieser  Hinsicht  be- 
SSden  Transportbedürfnisses  ausreicht,  auch  wenn  sie  hier  hinter 
der  iSstungsfähigkeit  der  Landkommunikation  in  diesem  Punkte 

zui  ück  Massenleistung  an  sich  u.  in  \ erbindung  mit  im 

Ganzen  ausreichender  Leistung  bezüglich  der  drei  anderen  An- 
forderungen wird  der  W^assertransport  so  auch  bei  allen  weiteren 
teebniseben  Fortschritten  im  Verkehrswesen  überlegen  b eiben. 
Der  Grund  liegt  eben  in  der  entscheidenden  Bedeutung  der  mit- 
snielenden  physikalischen  Momente.  Die  Reibunpwiderstände 
bei  Landkommunikation  bleiben  grösser,  ihre  selbst  techniscb 
mögliche  Verringerung  findet  in  dafür  erforderlicher  Kostensteigerung 

ökonomisch  ihre  Grenzen.  ^ , . j a 

«)  Was  in  dieser  Hinsicht  neueste  Erfindungen,  wie  das  Auto- 
mobil, leisten  werden,  ist  abzuwarten,  ß)  In  Massenleistung  und 
Wohlfeilheit  bei  relativer,  meist  genügender  Schnehigkeitsleistung  ist 
wenigstens  der  natürliche  Wasserw  eg,  vollends  der  Seeweg,  schwerheh 
711  übertreffen,  r)  Dies  trotz  der  natürhehen  Hindernisse,  wie  sie  für 
den  Seetransport  in  den  Gefahren  für  Seeschifffahrt,  bei  Flüssen, 
Kanälen,  auch  Seeküsten  in  der  winterlichen  Vereisung  liegen. 

e)  Bei  erst  für  den  )\[assentraiisport  zu  regulierenden  u.  künst- 
lich leistungsfähig  zu  erhaltenden  Flüssen  u.  bei  den  Kanälen, 
auch  beiSeehäfen,  denen  Versandung  droht,  kommt  das  ökonomische 
Moment,  der  Kostenaufwand,  natürlich  auch  starker  in  Betracht 
u ähnelt  die  Wasserkommunikation  alsdann  der  Landkomniunik^ion, 
namentlich  derjenigen  auf  kostspieligen  Wegen,  wie  den  Eisen 
bahnen,  in  diesem  Punkt  mehr.  Der  Bau-,  Erhaltiings-  u.  Betriebs- 
aufwand kann  dann  auch  gegenüber  den  Vorteilen  des  W asser- 
transports zu  hoch  werden.  Aber  die  dargelegte,  aut  festem  Natur- 
gesetz beruhende  Ueberlegenheit  des  Wasserwegs  macht  sich  doch 
auch  hier  immer  geltend.  Sie  kann  für  diesen  Weg  den  Ausscl^g 
geben,  auch  wenn  er  einen  grossen  Kostenaufivand  erfordert.  Das 
ist  auch  für  Fragen  der  Verkehrspolitik  betreffs  teuerer  I liiss- 
regulierungen.  Kanalbauten  (auch  solchen  für  Meeresverbindungen) 

von  Bedeutung.  . • i i 

f)  Mit  der  Entwicklung  der  Landkommunikation  wird  aber 

auch  wieder  der  Fernverkehr  selbst,  teilw^eise  auch  der  Binnenwasser- 
strassen verkehr  einer  neuen  ausserordentlichen  Entwicklung  entgegen- 
fübrt,  daher  allerdings  vornehmlich  erst  im  Dampfzeitalter.  ^ ^ 

cc)  Welte,  bisher  überhaupt  nicht  oder  nur  sehr  schwierig  u. 
kostspielig  zugängliche  Landgebiete  entfernt  von  See  u.  Flüssen, 
welche  bisher  nur  spärlichen  Verkehr  hatten,  werden  nunmehr 
Warenverkehr  u.  z.  T.  auch  dem  Personenverkehr  erst  eigentlich 
erschlossen.  So  wird  ein  Waren-  u.  Menschenaustausch  zwischen 
reinen  Binnen-  u.  entfernten,  nur  zu  W asser  erreichbaren  Gebieten 
11.  den  selbst  weit  entlegenen  Hintergebieten  der  Meeresküsten  erst 
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möf^lich.  ß)  Land-  u.  Seeverkehr  wirken  alsdann  gegenseitig 
förderlich  auf  einander  ein;  nicht  trotz,  sondern  gerade  wegen  der 
Entwicklung  der  Landkomnuinikation  auch  für  Massenleistung, 
auch  M'enn  dadurch  teilweise  der  Wasserkommunikation  eine 
empfindliche  Konkurrenz  erwächst,  wie  durch  Eisenbahnen  gegen 
Flüsse  u.  einzelne  in  Betracht  kommende  Meereswege,  wird 
namentlich  der  Seeverkehr,  teilweise  selbst  der  unmittelbar  mit 
I.andwegen  (Eisenbahnen)  im  Transport  konkumerende  Fluss-  u. 
Ivanalverkehr  absolut  ii.  relativ  — d.  h.  als  Quote  des  (jesamt- 
verkehrs  — wichtiger  als  je. 

S.  die  statistischen  Materialien  für  die  Entwicklung  des  deutschen 
internationalen  Verkehrs  in  den  Denkschriften  des  Deutschen  Reichs- 
inariueamts  über  die  deutschen  Seeinteressen  (v.  Halle),  wo  die  relativ 
stärkere  Entwicklung  des  Seeverkehrs  gegenüber  dem  Landverkehr  iin 
internationalen  Warenverkehr  nachgewiesen  wird.  Auch  im  ßinnen- 
lande  zwischen  Fluss-  u.  Eisenbahnverkehr  lässt  sich  das  mitunter  nach- 
weisen  (Rhein),  wo  freilich  die  Belastung  des  Bahnverkehrs  mit  den 
Zinsen  usw.  des  Baukapitals  u.  die  Abgabefreiheit  selbst  auf  kostspielig 
regulierten  Flüssen  mitspielt. 

g)  Diese  Ueberlegenheit  des  Wasser-,  zumal  des  See- 
transports vor  dem  Landtransport  ist  somit  eine  dauernde,  wenn 
sie  auch  in  Art  u.  Mass  nach  den  angedeuteten  Umständen 
wechselt,  von  Zeiten  niedrigen  Stands  der  Technik,  des  Volks- 
reichtums, des  Verkehrs  bis  in  die  Gegenwart.  Vor  allem  macht^  sich 
die  wohlfeile  Massenleistung  geltend,  a)  Das  hat  wieder 
w’^eittragende  wirtschaftliche  u.  dadurch  auch  kulturelle,  soziale, 
politische  Wirkungen:  die  Wassergegenden'*,  die  Seekiisten- 
gebiete,  die  Gebiete  längs  schiffbarer  Flüsse  entwickeln  sich  trüber, 
leicliter,  stärker  als  die  reinen,  fern  von  See  u.  Flüssen  liegenden 
Binnengebiete.  Sie  erlangen  so  eine  gewisse  Monopolstellung. 
ß)  In  diese  hat  erst  das  Dampfzeitalter  einen  stärkeren  Bruch 
gerissen  u.  wird  vielleicht  das  Zeitalter  der  Elektrizität,  des  Auto- 
mobils einen  noch  grösseren  reissen.  Die  Anwendung  der  Dampt- 
kraft  auf  die  Landkommunikation  u.  speziell  auf  den  Schienenweg, 
war  ein  nach  seiner  gesamten  prinzipiellen  u.  selbst  gradw^eisen 
AVirkung  noch  grösserer  Fortschritt  als  derselbe  Vorgang  bei  der 
Wasserkommunikation,  der  Uebergang  vom  Segel-  zum  Damptschifi. 
Denn  in  der  Schnelligkeitsleistung  ist  dadurch  die  Suprematie  des 
Landwegs  geschaffen  u.  in  der  Massenleistung  wenigstens  der  \ or- 
sprung  des  AVasserw^egs  vermindert  w^orden.  Die  Entwicklungs- 
bedingungen der  reinen  Binnengebiete,  sow^eit  sie  von  Verkehrs- 
verhältnissen abhängen,  sind  so  in  noch  stärkerem  Masse  iim- 
gestaltet,  grösstenteils  — nicht  durchaus  (KonkuiTenz  wohlfeiler 
Fernprodukte  der  Urproduktion  mit  denen  der  heimischen)  — be- 
günstigt Avorden,  als  die  Entwicklungsbedingungen  der  Wasser- 
gebiete. y)  Aber  durch  die  angedeutete  Eückwirkung  der  er- 
möglichten Entwicklung  der  Binnengebiete  auf  die  Entwicklung  der 
AVassergegenden,  bestimmter  Orte,  Plätze  darin,  bes.  der  über 
günstige  Seeverbindung  verfügenden,  ist  die  etwas  zurückgedrängte 
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Suprematie  u.  ]Uonopolstellung  dieser  Gegenden  in  neuem  grossen 
\ufschwun<'  begrififen,  wohl  am  meisten  dann,  wenn  den  betreffenden 

I Seeküstengebieten  u.  einzelnen  Seeplätzen  auch  gute  Binnen- 

wasserstralsen  zur  Verfügung  stehen. 

London,  Newyork,  Hamburg,  Antwerpen,  Rotterdam,  Bremen, 
Genua  Odessa  u.  andere  ähnliche  Plätze  lassen  den  Einfluss  solcher 
Momente  in  ihrer  neuesten  Entwicklung  leicht  erkennen. 

d)  Das  neuere  „Industriestaatssystera“,  die  Einfügung 
der  einzelnen  Volkswirtschaften  in  die  Weltwirtschaft,  die 
Entwicklung  der  letzteren  erfahren  so  eine  gewaltige  Förderung 
u.  sind  in  dem  neuerdings  erreichten  Masse  erst  so  möglich 
o-eworden.  *)  Grosse,  nicht  zur  Ruhe  kommende  Verschiebungen 
m der  Stellung  der  einzelnen  Volkswirtschaften  zu  einander  u.  in 
der  Weltwirtschaft,  in  der  Intensität  der  wirtschaftlichen  Ent- 
wicklung, ebensolche  Verschiebungen  in  der  Stellung  u.  wirtschaft- 
lichen Entwicklung,  der  Provinzialgebiete  n.  kleinerer  Landesteile 
eines  grösseren  Volkswirtschafts-  u.  Staatsgebiets  zu  einander  sind 
die  wichtige  weitere  Folge  von  dem  Allen.  C)  Und  daraus  ergeben 
sich  notwendig  so  mancherlei  Umänderungen  der  sozialen, 
politischen  Verhältnisse  in  den  betreffenden  Gerieten. 

An  diesen  Andeutungen  muss  es  hier  in  der  allgemeinen  u.  theoret. 
Nat.ökonomie  wieder  genügen.  Weiteres  gehört  in  die  prakt.  Nat.ökon., 
Konkretes  in  WOrtsch. geschickte  u.  -Statistik  u.  bes.  in  Wirtsch.geogr^hie, 
eine  immer  wichtiger  werdende,  erst  in  Ausbildung  begriffene  Hilfs- 
wissenschaft der  Pont.  Oekonomie.  Mancherlei  Ausführungen,  Materialien, 
Entfernungs-,  Transportkostenberechnungen  in  Schriften  u.  Aufsätzen 
von  R.  Jannasch,  Schuhmacher,  v.  Halle,  Zöpfl,  s.  z.  B. 
des  letzteren  Schrift  „Ocean  u.  Kontinent  in  der  Weltwirtschaft“  lüOü. 

D.  Das  ökonomische  Gesetz  der  Individualisierung 
des  Verkehrswesens. 

S.  bes.  V.  Web  er.  Schule  d.  Eisenbahnwesens,  3.A.  1873  (v.  Schmitt), 
ders.  Individualis.  usw.  der  Eisenbahnen.  1875.  Schäffle,  Gesellsch. 
Syst.  2.  A.  S.  489  ff.  Sax,  Verkehrsmittel!.  44  ff.,  auch  im  Schön- 
berg’schen  Handb.  Meine  Fin.-wss.  I,  S.  721.  Was  hier  von  Eisen- 
bahnen speziell  ausgefübrt  u.  auch  sonst  meist  nur  darauf  bezogen  wird, 
ist  für  die  Xationalökonomie  allen  Verkehrswesens  entsprechend  an- 
wendbar. 

1.  Terminologie.  Mit  dem  hier  gehraxichten  Ausdruck  wird 
der  im  Folgenden  dargelegte  Sachverhalt  passend  bezeichnet.  Man 
kann  dafür  auch  den  Ausdruck  „Gesetz  der  Extensität  u.  der 
Intensität“  oder  der  „Relativität“  des  Verkehrswesen  anwenden. 
2.  Oekonomischer  Charakter  des  Gesetzes.  Es  ist  ein  Seitenstück, 
im  Grunde  ein  weiterer  Spezialfall  des  allgemeinen  Thünen’schen 
Gesetzes  von  der  .ökonomischen  Relativität  der  Ackerbausystemc. 
Es  tritt  in  ihm,  wie  im  Thünen’schen  Gesetz,  die  wichtige  Unter- 
scheidung des  technischen  u.  ökonomischen  Standpunkts  der  Be- 
trachtung u.  Beurteilung  u.  auf  ökonomischem,  gerade  auf  volks- 
wirtschaftlichem Gebiete  der  Vorrang  des  zweiten  Standpunkts  vor 
dem  ersten  hervor,  ein  Moment  von  gleicher  Bedeutung  für  das 
theoretische  Verständnis  wie  fiir  das  richtige  praktische  Vorgehen. 
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So,  wenn  es  sich  um  ökonomische  Erwägungen  allein  handelt. 
Das  ist  aber  auch  hier  nicht  immer  der  Fall.  Ancmre,  z.  B.  politische, 
militärische,  kriegsmaritime  Interessen  können  mit  in  Betracht  kommen 
u müssen  vielleicht  vergehen,  z.  B.  bei  strategischen  Eisenbahnen, 
Kanälen  (Nordostseekanal).  Dadurch  verliert  das  ökonomische  Gesetz 
der  Individualisierung  nichts  von  seiner  Bedeutung. 

3.  Inhalt  des  Gesetzes.  Es  besagt,  dass  in  der  ökonomischen 
Betrachtung  stets  technische  Leistungsfähigkeit  des  Verkehrs- 
wesens, Transportbedürfnis  und  Kostenaufwand  in  Ver- 
hältnis zu  einander  zu  bringen  sind  u.  nach  Kombination 
dieser  drei  Momente  die  Entscheidung  im  konkreten  Fall  zu  treffen 
ist.  a)  Das  technische  Problem  des  Verkehrswesens  ist  stets, 

' die  natürlichen  Widerstände,  welche  die  Ortsveränderung  u.  Be- 
wegung der  Transportobjekte  ira  Raum  findet,  möglichst  zu  über- 
winden, sie  dem  idealen  Minimum  zu  nähern,  b)  Das  ökonomische 
Problem  ist,  dies  alsdann  u.  in  dem  Masse  zu  tun,  w'o  u.  wie  es 
das  Transportbedürfnis  verlangt  u.  es  sich  ökonomisch  überhaupt 
ausführen  lässt  u.  bezahlt  macht,  c)  Die  historische  Entwicklung 
des  Verkehrswesens  bestätigt  im  ganzen,  dass  sie  durch  die 
ökonomische  ebenso  bedingt  ist  als  durch  die  technische  Seite. 

Eine  Hintenansetzung  der  ersteren  ist  zwar  nicht  unmöglich  u.  ist 
öfters  vorgekommen  (zu  frühe  intensivere  Wegeanlagen,  Verkehrs- 
einrichtungen, Kunsfstrassen,  Kanäle,  hochintensive  Bahnbauten).  Aber 
sie  hat  im  Kapitalmangel  u.  im  Umfang  des  Transportbedürfmsses  wie  der 
Kapitalkraft  der  Unternehmer,  bei  öffentlichen  Unternehmungen  m der 
Steuerkraft,  um  Kosten  mit  zu  decken,  ihre  meist  nicht  sehr  weite 
Grenze,  öo  macht  sich  die  Rücksicht  auf  die  ökonomische  Seite  doch 
zwingend  geltend,  auch  selbst  in  den  spekulativen  Anlagen  des  intei- 
nationalen  Kapitals  auf  diesem  Gebiete. 

4.  Giltigkeit  des  Gesetzes.  Sie  besteht,  soweit  die  Her- 
stellung u.  Benutzung  der  drei  technischen  Grundlageniomente  des 
Verkehrswesens  (unter  C)  Kosten  macht,  a)  Auch  hier  zeigt  sich 
daher  wieder  der  Vorzug  des  natürlichen  Wasserwegs,  bes.  des  See- 
wegs, soweit  ihn  die  Natur  unentgeltlich  oder  für  geringen  Kosten- 
aufwand zur  Verfügung  stellt,  soweit  für  die  Verwendung  von 
bewegenden  Kräften  Gleiches  oder  Aehnliches  gilt,  indem  sie  mit 
Hilfe  wenig  kostspieliger  Einrichtungen  (Apparate)  stattfinden  kann 
(Benutzung  von  Wind,  Strömung)  u.  auch  das^  l abrzeug^  wenig 
Kosten  macht  (schwimmendes  Holz,  Flösse,  einfachste  Schifte), 
b)  Im  allgemeinen  aber  fordert  grosse  technische  Leistungsfähigkeit 
des  Verkehrs ivesens,  bes.  für  Massen-  u.  ischnelligkeitsleistung, 
einen  hohen  Kostenaufwand  u.  einen  stark,  selbst  progressiv 
I steigenden  für  die  Steigerung  dieser  Leistungsfähigkeit,  daher 
einen  grossen,  ivachsenden  Betrag  für  Anlagekapital,  auch  ^r  die 
festen  stehenden  Anlagen  lange  gebundenes  (stehendes  Kapital)  n. 
für  die  Vornahme  des  Transportacts  (Betriebs,  umlaufendes  Kapital) 
u.  zwar  in  Betreff  aller  drei  technischer  Grundlagen  des  Verkehrs- 
wesens. c)  Hier  aber  kommt  dann  die  Frage  der  Möglichkeit  der 
Kapitalbeschaffüiig  überhaupt,  der  Festlegung  einer  grossen 
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Kapitalquote  als  stehendes  in  Betracht,  praktisch  daher  auch  die 
Höhe  des  Ziiisfusses,  der  eigentlichen  Arbeitskosten  (Arbeitslöhne, 
Gehalte)  und  das  Mass  der  Transportbedürfnisse,  Nach  diesen 
Momenten  entscheidet  es  sich,  ob  überhaupt  eine  bestimmte  Art| 
des  Verkehrswesens  u.  ein  bestimmter  Grad  der  technischen 
Leistungsfähigkeit  desselben  ökonomisch  erreicht  werden  kann  u. 
wenn  dies  selbst  zu  bejahen  ist,  ob  sie,  nach  den  gegebenen  Ver- 
hältnissen aus  dem  Gesichtspunkt  ökonomischer  Zweckmässigkeit 
betrachtet,  erreicht  werden  soll  u.  darf.  Hier  ist  also  eben  nur 
eine  relative  Entscheidung  zu  geben. 

rt)  Besonders  wichtig  ist  der  ökonomische  Gesichtspunkt  bei  der 
Herstellung  des  künstlichen  Wegs,  der  Wahl  seiner  Art  u.  Beschaffen- 
heit u,  hier  gewöhnlich  allein  näher  verfolgt  worden.  Aber  er  ist 
gleichfalls  wichtig,  wenn  auch  dem  Grade  nach  eventuell  etwas  weniger 
ausschlaggebend,  beim  Fahrzeug  u.  bei  der  bewegenden  Kraft, 
bezw.  bei  den  Trägern  (Apparaten,  Maschinen)  der  letzteren. 
ß)  Praktisch  fällt  dieser  Gesichtspunkt  für  Erwägung  u.  Entscheidung 
am  meisten  ins  Gewicht  bei  den  besonders  kostspieligen  Wegen, 
Fahrzeugen  u.  Kraftträgern  (oder  Vermittlern),  daher  namentlich  bei 
den  Eisenbahnen,  ziunal  den  Voll  bahnen  hoch  intensiven  Systems. 
Er  lässt  sich  auch  hier  am  leichtesten  u.  dem  Laien  verständlichsten 
verfolgen  (s.  darüber  meine  näheren  Ausführungen  in  meiner  Fin.wiss.l 
a.  a.  0.  u.  bes.  v.  Weber).  Aber  bei  den  anderen  Wegen  u.  Verkehrs- 
einrichtungen liegen  die  Dinge  prinzipiell  ebenso  u.  praktisch  nur  dem 
Grade  nach  verschieden,  bei  den  übrigen  künstlichen  Land-  u.  W^asser- 
wegen,  auch  den  städtischen  Strassen,  bei  den  Einrichtungen  des  Post-, 
Telegraphenwesens,  städtischen  Verkehrswesens.  In  der  Kanalfrage 
tritt  auch  praktisch  im  Kostenpunkt  die  ökonomische  Auffassung  öfters 
so  stark  wie  bei  Vollbahnen  hervor,  y)  Die  Frage  vom  nützlichen 
u.  todten  Gewicht  bezieht  sich  zunächst  auf  das  Fahrzeug  u.  die 
Apparate  (Träger  der  bewegenden  Kraft).  Eine  gleiche,  nur  anders  zu 
formulierende  Frage  taucht  aber  auch  hier  wieder  bei  den  bewegenden 
Kräften  überhaupt  auf. 


5.  Beziehungen  zwischen  Transportbedürfnis  und 
Entwicklung  u.  Individualisierung  des  Verkehrswesens. 
Beide  stehen  naturgeraäss  in  einer  gewissen  Wechselwirkung.  Sie 
hängen  beide  mit  der  allgemeinen  wirtschaftlichen  EnUvicklung  u. 
mit  Bevölkerungsgrösse,  -Dichte,  örtlicher  Verteilung,  sowie  mit  dem 
Volkswohlstand,  was  alles  wieder  in  Wechselwirkung  steht,  zu- 
sammen. Teilweise,  soweit  das  Verkehrswesen  — im  Unterschied 
zu  den  Grundlagen  der  Produktion  — eine  Bedingung  der  Ent- 
wicklung der  Volkswirtschaft  u.  der  Bevölkerungsverhältnisse  ist, 
besteht  eine  solche  W'echselwirkung  auch  wieder  zwischen  dieser 
Entwicklung  u.  derjenigen  des  Verkehrswesens  selbst.  Die  Ver- 
hältnisse der  Rechtssicherheit  im  Verkehr  spielen  daneben  stets  mit. 

a)  In  primitiven  Verhältnissen,  in  früheren  Zeiten  erklärt 
sich  daher  auch  so  ökonomisch,  nicht  nur  technisch  aus  dem 
Tiefstand  der  Technik  des  Verkelirswesens,  in  Bezug  auf  seine 
technischen  Grundlagen,  der  niedrige  Stand  des  Verkehrswesens 
hinsichtlich  dessen  Fähigkeit,  den  verschiedenen  oben  (bei  B) 
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•larjrelegten  Anforderungen  zu  entsprechen:  das  Transportbedürfnis 
stelU  eben  noch  geringe  Ansprüche  bezüglich  der  Erfüllung  solcher 
Anforderungen,  namentlich  betreffs  Massenhaftigkeit  u.  Schnelligkeit, 
der  Mangel  an  Kapital  gestattet  keinen  grossen  Kapitalaufwand  für 
das  Verkehrswesen.  Hoher  Zinsfuss,  wohlfeile  Arbeitskraft  (niedriger 
Lohn,  lange  Arbeitszeit)  nötigen  dazu  oder  wirken  nach  Erwägungen 
ökonomischer  Zweckmässigkeit  darauf  hin,  dass  namentlich  am 
stehenden  Kapital  gespart,  lieber  mehr  umlaufendes  Kapital  (in 
Arbeitslöhnen)  zur  Verwendung  gebracht  wird,  was  ohnehin  das 
geringere  Transportbedürfnis  gestattet  u.  der  niedrigere  Stand  der 
'rechnik  bei  Herstellung  u.  Betrieb  der  Verkehrseinrichtungen  ge- 
bietet. Es  ist  die  Periode  des  noch  durchaus  extensiven  Systems 
des  Verkehrswesens  im  Ganzen  u.  in  seinen  verechiedenen  Zweigen. 
Aeusserlich  verschieden,  ira  Prinzip  gleich  tritt  das  bei  den  ver- 
schiedenen Arten  Wegen  u.  den  mit  diesen  in  Verbindung  stehenden 
V erkehr seinrich  tnngen  hervor. 

Möglichste  Anbequemung  der  Wege,  auch  der  Eisenbahnen,  Kanäle 
an  die  natürliche  Bodengestaltung,  wenn  auch  unter  oft  starkei  v ex- 
letzung  der  für  alles  Verkehrswesen  wichtigen  Sätze,  dass  die  gerade 
Linie  aer  kürzeste  Weg  zwischen  zwei  Punkten  ist,  die  durch  den  ''^eg 
verbunden  werden  sollen,  dass  der  mt^lichst  horizontale  dem  steigenden 
technisch,  der  weitere,  aber  langsam  in  Windungen  steigende^ dem  kürzeren 
steileren  Weg  vorzuziehen  ist.  Daher  kein  oder  wenig  Kostenaufwand 
für  Ausebnungeii,  Vermeidung  von  Umwegen,  natürlichen  Steigungen, 
Brücken,  Benutzung  schlechteren,  aber  wohlfeileren  W^ebaumaterials 
(Holz  statt  Stein,  kein  oder  wenig  Eisen),  keine  für  die  Benutzung  zum 
Transport  technisch  besonders  zweckmässige, ^ aber  wieder  zu  teuere 
Bauweise  des  Wegs  u.  dgl.  m.,  keine  Einschnitte,  Tunnels,  Dämme  u. 
Ausfüllungen,  wenig  Kunstbauten,  wenn  dann  auch  die  bewegende  Kraft, 
z.  B.  bei  starken  Steigungen  schon  von  Landwegen  die  Pferdezahi, 
bei  Bahnen  die  Grösse  der  Lokomotiven  stärker  sein  müssen,  oder  man 
sich  mit  Beförderung  geringerer  Lasten  auf  einmal  begnügen,  auch  mehr 
menschliche  Arbeitskraft  dabei  für  Betrieb,  Aufsicht  verwenden  muss, 
ln  der  technischen  Gestaltung  der  Wege  zeigt  sich  das,  z.  B.  in  hügeligem 
u.  Gebirgsland  (Strassen  u.  steile  Strassen  über  Berge,  Benutzung  der 
Fahrbahn  der  gewöhnlichen  Wege  für  Eisenbahnen,  statt  der  Umgehung 
der  Berge,  der  Ziehung  von  Wegwindungen  hinauf,  der  Herstellung 
eigener  Wege  für  Bahnen  (einst  vielleicht  für  Automobile),  der  Höher- 
le<nmg  der  Eisenbahnen  über  das  Strassenniveau  auf  \ iadukte  usw.). 
So  aber  wird  eben  zunächst  Kapital  u.  Zins  dafür  erspart,  wenn  auch 
mehr  laufender  Betriebsaufwand  für  menschliche  Arbeits-,  1 fei  de-, 
Dampfkrait  notw’endig. 

b)  In  der  entwickelteren  Volkswirtschaft  ändert  sich  alles, 
flie  Vei'kehrstechnik  wird  viel  leistungsfähiger,  das  Transpoid;- 
hedürfnis  viel  grosser,  die  erforderlichen  Kapitalien  stehen  genügend 
u.  verhältnismässig  leicht  u.  wohlfeil  zur  Verfügung,  auch  für 
grosse  Beträge,  für  lange  Festlegungen  in  stehenden  Anlagen,  der 
Zins  ist  niedriger,  die  Arbeitslöhne  sind  hoher.  Man  opfert  mehr 
Zins  für  stehendes  Kapital,  um  an  laufenden  Betriebskosten  zu 
sparen.  Es  ist  die  Periode  intensiven,  schliesslich  hoch  n.  höchst 
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intensiven  Systems  des  Verkehrswesens,  wiederum  im  G^zen  u.  in 
seinen  verschiedenen  Zweigen.  Nunmehr  kann  die  Oekonomik 
der  Technik  in  allen  ihi*en  raschen  Fortschritten  folgen  u.  tut  es 
• auch,  weil  das  Transportbedürfnis  da  ist,  die  Anforderungen  an  die 
Leistungen  des  Transports  sich  steigern,  abermals  bes.  ira  Punkt 
der  Massenhaftigkeit  u.  Schnelligkeit,  aber  auch  der  Sicherheit, 
Pünktlichkeit,  Kegelmässigkeit  u.  weil  seihst  der  sehr  grosse  u. 
steigende  Kapitalaufwand,  den  die  höhere  Technik  fordert,  sich 
decken  lässt  u.  sich  bezahlt  macht. 

Jetzt  erfolgen  die  technischen  Verbesserungen,  die  vorher 
unterbleiben  mussten,  im  Bau  der  Wege  aller  Art,  im  Fahrzeug 
bau  u.  in  der  Anwendung  der  bewegenden  Kräfte.  Die  gewöhiüichen 
Landstrassen  werden  um  die  Berge  herum,  wenn  es  geht,  oder  in 
Windungen  über  sie  geführt,  die  Kanäle  so  angelegt,  dass  möglichst 
wenig  Schleusen  gebraucht  werden,  die  Eisenbahnen  passen  sich  nicht 
mehr  dem  Boden  an,  sondern  der  Bahnkörper  überwindet  die  Boden- 
Schwierigkeiten  durch  Einschnitte,  Ausfüllungen,  Viadukte,  uni  den 
horizontalen  Weg  zu  gewinnen,  Tunnels  beseitigen  die  Hemmungen  durch 
Berge,  Kehrtunnel,  pfropfzieherartige,  grosse  Serpentinen  überwinden  selbst 
gi-osse  Berghöhen  u.  dgl.  m.  Das  Baumaterial  für  die  Wege-,  die  Bahn- 
anlage, die  Brücken  wird  besser,  wenn  auch  teurer.  Stein  verdrängt  das 
Holz,  Eisen  wieder  ihn,  Stahl  wieder  dieses.  Doppel-  u.  noch  mehrfache  Ge- 
leise w^erden  angelegt,  die  Schienen  werden  stärker.  Die  Wegeübergänge 
w^erden  hoch  gelegt,  bes.  in  der  Nähe  der  grösseren  Städte,  die  Bahn- 
höfe grösser,  die  Wagen  grösser,  tragfähiger,  den  konkreten  Transport- 
bedürinissen  mehr  angepasst,  w’^as  tecnnisch  möglich  ist,  zumal  be^  der 
Benutzung  verbesserter  Wege  u.  Bahnen  u.  stärkerer  Betriebskräfte 
u.  Träger  dafür  u.  wiederum  jetzt  ökonomisch  möglich  wird.  Die 
I Lokomotiven  werden  ebenso  immer  gew'altiger.  Derselbe  Vorgang  auf 
den  Binnenwasserstrassen,  die  4Flüsse  w’erden  reguliert,  vertieft,  die 
Kanäle  verbreitert,  vertieft,  die  Schleusen  mehr  vermieden,  mindestens 
vergrössert,  die  Schiffe  des  Binnenverkehrs,  vollends  die  Seeschiff^e 
grösser,  tragfähiger,  mit  immer  stärkeren  u.  besseren  Maschinen  aus- 
gestatteL  für  immer  massenhaftere  u.  immer  schnellere  Leistung  u. 
bessere  Erfüllung  der  übrigen  Anforderungen.  Die  Eisenbahnen  glieaern 
l sich  mehr  u mehr  in  ein  System  verschieden  leistimgsfähiger  Linien, 
j Voll-  u.  Haupt-,  Neben-,  Sekundär-,  Kleinbahnen  in  Anpassung  an  die 
I Verschiedenheit  des  Transportbedürfnisses.  Die  Bedingungen  für  einen 
. ungeheueren  Menschen-  u.  Warentransport,  immer  mehr  unentgeltlich 
J auf  den  an  sich  w’ohlfeilercn  Wegen  des  allgemeinen  Verkehrs,  zu 
I billigen  Preisen  bei  den  teueren  Wegen  werden  so  ökonomisch  wie 
' technisch  erfüllt. 

( E.  Todte  u.  nützliche  Zeit  und  Gewicht.  Ein  besonders 
wichtiger  Punkt  im  Verkehrwesen  ist  hier  noch  das  Verhältnis 
I dieser  Momente,  der  sogen,  todten  zur  nützlichen  Zeit  bei  Weg, 
I Fahrzeug  u.  Kraftträgern  u.  des  sogen,  todten  u.  nützlichen 
j Gewichts  bei  beiden  letzteren.  1.  Dieses  Verhältnis  ist  im 
j extensiven  System  des  Verkehrsw^esens  meist  noch  sehr  ungünstig 
I u.  wird  erst  besser  u.  dann  immer  günstiger  ini  intensiven.  Erst  in 
’ diesem  wird  wieder  das,  was  technisch  erreichbar  ist,  ökonomisch 
I ausführbar,  weil  die  Mittel  zur  Kostendeckung  sich  finden  und  be- 

Ä.  Wagner,  soz.-ökon,  Grundriss,  Buchhandelsausgabe.  Abteil.  II.  2 
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zahlt  machen  u.  es  so  auch  ökonomisch  zweckmässig  wird.  Die 
Technik  strebt  dann  aber  auch  Avieder,  die  auftauchenden  Probleme, 
welche  für  sie  aus  den  Transportbedürfnissen  hervorgehen,  zu  lösen, 
also  so  der  Oekonomik  zu  dienen. 

2.  ,,Todte“  Zeit  ist  diejenige,  wo  Weg,  Fahrzeug  u.  Kraftträger 
tatsächlich  nicht  für  den  Transportdienst  benutzt  werden,  „nützliche“ 

Zeit  diejenige^  wo  sie  dies  tun.  „Todtes“  Gewicht  ist  dasjenige  der 
Fahrzeuge,  Kraftträger,  nebst  den  mit  diesen  zum  Betneb  not- 
wendigen Finrichtungen  u.  Materialien  (z.  B.  Heizstoffe,  Wasser  hir 
die  Lokomotiven,  Schiffsmaschinen)  sowie  das  Gewicht  desBetiiebs- 
personals  selbst,  Avelche  alle  drei  nur  Mittel  zum  Zweck,  dei 
Transportleistung,  sind,  ,, nützliches“  Gewicht  ist^  dasjenige  dei 
Transportobjekte  selbst,  deren  Transport  eben  der  Zweck  ist.  Das 
technische  Avie  das  ökonomische  Ideal  ist  ein  Minimum  todter  Zeit  j 
u.  GeAvüchts,  ein  Maximum  nützlicher. 

a)  Das  technische  Problem  ist  hierbei,  sich  diesem  Ideal 
möglichst  zu  nähern.  Es  besteht  daher  darin,  den  Weg  möglichst 
beständig  zu  grossen  u.  schnellen  Transporten  hohen  Gewichts  tür 
Fahrzeug  u.  Kraftträger  brauchbar  zu  machen,  diesen  beiden 
möglichst  grosse  Leistungsfähigkeit  — Tragfähigkeit,  auch  rasche 
Ein-  u.  Ausladefahigkeit  des  ersteren,  rasche  Benutzbarkeit  beider 
— zu  geben,  das  absolute  Gewicht  von  Fahrzeug  u.  Kraft  als  todtes 
Gewicht,  den  Bedarf  von  mitzulührendem  Betriebspersonal  möglichst 
zu  A^erringem,  ohne  die  Betriebssicherheit  zu  gelährden,  das  Ver- 
hältnis von  Ladefähigkeit  (auf  Gewicht  reduziert)  für  Aufnahme  von 
Material  u.  Transport  nützliclien  Gewichts  u.  totem  Gewicht  zu 
einander  möglichst  günstig  zu  gestalten,  auch  Weg,  Fahrzeug,  Kraft- 
träger  möglichst  so  herzustellen,  dass  sie  wenig  Reparatur  brauchen 
u.  so  zur  Vermeidung  von  todter  Zeit  möglichst  ununterbrochen  be- 
nutzt werden  können,  b)  Das  ökonomische  Problem  ist,  den 
Verkehr  so  zu  gestalten,  dass  die  technisch  mögliche  Leistungsfähigkeit 
des  Verkehrswesens  dann  auch  möglichst  ausgenutzt  wird.  Das  j 
kann  aber  auch  erst  wieder  in  der  Periode  intensiven  Verkehrs 
u.  VerkehrSAA'esens  geschehen,  weil  hier  erst  die  bezüglichen 
Transportbedürfnisse  A’orliegen,  die  hohen  u.  steigenden  Kosten, 
daher  Kapitalverwendungen,  welche  durch  diese  höheren  technischen 
Leistungen  notAvendig  werden,  aufgebracht  werden  können  u.  zweck- 
mässigerweise es  Av^erden  u.  sich  bezahlt  machen. 

Zu  a).  Bei  allen  Arten  Wegen,  Fahpeugen  u.  Krafttragern  liegt  ^ 
das  technische  u.  ökonomische  Problem  in  diesen  Punkten  prinzipiell 
gleich.  Bei  natürlichen  u.  künstlichen  Wasserstrassen  gilt  es  z.  B., 
durch  zweckmässige  Einrichtungen  den  Weg  möglichst  ununterbrochen 
benutzbar  zu  erhalten.  Baggerung  für  Schaffung  u.  Erhaltung  der  i 
nötigen  Fahrwassertiefe,  Beleuchtung,  Fahrstellenbezeichnungeu  (Baken,  I 
Tonnen),  dienen  dazu,  event.  Fahrstrassenordnung,  ebenso  bei  Kanälen, 
hier  auch  um  Schnelligkeit  des^  Transports  zu  sichern,  der  Schleusen- 
dienst. Bei  den  Fahrzeugen  wird  durch  mechanische  Ein-  u.  Au^ade- 
einrichtungen,  Dampfkrflme  an  den  Ladestellen,  auf  den  Schiffen 
selbst,  das  Stillliegen  für  solchen  Zweck,  daher  die  todte  Zeit,  verringert, 
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' iiAd  wichtiger  Punkt.  Im  Eisenbahnverkehr  ist  das  Problem 

träger  u.  Ur  die  der  Technik  die  Notwendigkeit 

ÄhcS  Baumaterial  für  die  Fidirzeuge  u. 

Kvaftträeer  (Eisen,  Stahl,  gewisse  Holzarten)  anzu\\  enden,  der  Sicher 
hJit  welen  u um  den  nö%en  Druck  auf  den  Weg  (Schienen)  aus- 
Lüben  (^technische  Wagenbauprobleme  im 

üeg^n^naloge  Schwierigkeiten  vor 

todtem  GcA^cht  u.  Trag-  oder  Ladefähigkeit  der  Krattträger  (Dampl 
maschinen  usw.)  hängt  von  der  immer  besseren  Lösung  der  bezüglichen 
teXniaehen  Problem!  ab.  Die  Verkehrasysteme  bea  im  ^ 

Kanal-,  Seeschifffahrtswesen  der  einzelnen  Länder 
amerika,  Deutschland  usw.)  haben  dann  verschieden  grosse  Fortschritte 

Zu^’b)  Für  die  Lösung  des  ökonomischen  Problems,  wiedei^n 
bei  allen  Wegen,  Fahrzeugen,  Kraftträgern,  ist  der  Personen-  Güter- 
verkehr zu  unterscheiden,  aber  Manches  u.  Haupteachhehes  stellt  sich 
für  beide  Verkehre  wesentlich  gleich.  Bei  dem  ersten  verlangen  SicAe  - 
heits-,  Annehmlichkeits-  u.,  wie  die  Dinge  einmal  lepn,  gesellschaft- 
liche Verhältnisse  ihre  Berücksichtigung,  so  hinsichtlich  der  Besch^en- 
heit  der  Wege  u.  Fahrzeuge.  Das  Fahrklassensystem,  wesentlich  die 
Folge  der  sozialen  u.  diese  ^össtenteils  wieder  die  P olge  der  w irt- 
schaftlichen  Differenzierung  (in^erufs-,  Einkomraenart  u ^e^ 

z.  B.  eine  viel  schlechtere  Ausnutzung  der  I.adefähigkeit  der  Fahrzeuge, 
damit  ein  viel  ungünstigeres  Verhältnis  von  nützlichem  zu  todtem  Ge- 
^ wicht,  als  bei  einer  einzigen  Fahrklasse  möglich  wäre  (Eisenbahn- 
' verkehr!  Mit  seinen  :5-4  Klassen  u.  weiteren  Unterscheidungen  von 
Abteilen  für  Männer,  Frauen,  Raucher,  Nichtraucher!)  Der  Einffuss  der 
Jahreszeiten  in  der  Verkehrsfrequenz,  des  geschäftlichen  u.  v ergnugens- 
u.  Erholungsverkehrs,  auf  die  Besetzung  der  I^irzeuge  (Bahnzuge, 
Schiffe  u.  a m.),  auf  die  Verkehrsrichtungen  wirkt  ebenso  störend.  Auch 
beim  Güterverkehr  macht  sich  dieser  Umstand  u.  die  Art  der  G ei 
(ihr  Wert,  grösseres  u.  kleineres  Schutzbedürfnis  gegen  ^ssen,  gegen 
Qualitätsgefährdungen)  geltend,  z.  B.  für  Leerfuhren  der  Fahrzeuge  auf 
dem  Rückwege,  wohin  sie  Massengüter  gebracht  haben,  für  das  e- 
dürfnis  des  Transports  in  geschlossenen  statt  offenen  \\  agen.  ln  beiaen 
Verkehren  liegen  hier  naturgegebene  Verhältnisse  (Jahreszeiten Wechsel, 
natürlicher  Standort  der  Prodiitionen)  oder  solche,  Avelcne  durch  fes  e 
wirtschaftliche  u.  soziale  Umstände  gegeben  sind  vor  Sie  machen  eine 
volle  Ausnutzung  der  Leistungsfähigkeit  von  Weg,  lahrzeug  u.  Bratt 
u.  damit  die  En'eichung  eines  technisch  möglichen  Minimums  todter  /»eit 
u.  GcAvichts  praktisch  nicht  möglich.  Um  diesem  Minimum  näliei  zu 
kommen,  ist  ausser  gewissen  technischen  Hilfsmitteln  (z.  B.  ^ahrzeuge 
für  Personen-  u.  Güterverkehr  zusammen,  für  gleichzeitige  Benutzung 
durch  mehrere  Personenklassen  u.  Güterarten)  besonders  eine  passende 
Tarif  Politik,  in  der  Feststellung  der  Höhe  der  Vergütungspreise  für 
die  Leistungen,  wichtig.  Z.  B.  lässt  sich  vielfach  die  Benutzung  steigern, 
damit  die  Tragfähigkeit  mehr  ausnutzen,  das  \ erliältnis  zwschen 
todtem  u.  nützlichem  Gewacht  günstiger  gestalten  durch  mässige  Preise. 
Ein  Satz,  der  freilich  nicht,  wie  oft  gesenieht,  zu  einem  testen 
verallgemeinert  werden  dnrf  (z.  B.  hei  Befürwortung  starker  iaru- 

9* 


1 


I 


I , 


- 20  — 

ermilssigungen  bei  Eisenbaimen  usw.  für  den  Personenverkehr,  Zonen- 
tarif, Einheitstarif  ohne  Rücksicht  auf  Entfernung,  wo  eben  ganz  über- 
sehen wird,  dass  zum  Reisen  nicht  nur  Falirgeld  u.  vor  allem  freie  Zeit 
o-ehört).  Mehrfach  hängt  auch  das  Mass  der  Ausnutzung  der  irag- 
iihiekeit  u.  der  Eraielung  eines  günstigen  Verhältmsses  zwischen  toQter 
u nützlicher  Zeit  u.  Gewicht  von  der  Betriebsorganisation,  namentlich 
von  der  Entwicklung  des  Verkehrswesens  zu  eigentlichen  Verkehrs- 
anstalten  ab,  hängt  daher  mit  dem  folgenden  Punkt  zusammen. 

F.  Freie  und  organisierte  Transportleistungen  oder 
Verkchrsanstalten.  1.  Unter  den  ersten  sind  alle  die  nach  je- 
weili«-em  Bedürfnis  erfolgenden  Transportleistungen  zu  ver- 
stehein  wie  sie  auf  den  gewöhnlichen  Orts-_u.  Landwegen  aller 
Art  u auf  den  Wasserstrassen  in  der  örtlichen  Bewegung  der 
Menschen  u.  Güter  (Waren),  im  Fuss-,  Reit-,  Fährverkehr,  in 
Wagen,  Schiffen  vor  sich  gehen:  der  unter  allen  Umstanden  stets 
ausserordentlich  gross  bleibende,  wenn  auch  im  Umfang  wechselmle 
Verkehr  ii.  derjenige,  welcher  ini  extensiven  Verkehrswesen,^  dahei 
in  primitiveren,  früheren  Verhältnissen,  der  so  gut  wie  allein  \oi- 
komniende,  namentlich  der  alleinige  Fernverkehr  pvisclien  weitei 
entfernt  von  einander  liegenden  (Orten  u.  Ländern  ist. 

Frachtwaffenverkehr  auf  den  Landstrassen,  Kauffahrteischinverkehr 
auf  der  See.  den  Flüssen,  nach  Bedürfnis,  nach  eireichter  voller 
Ladung,  daher  zu  wechselnden,  nicht  genau  im  \oraus  be^immten  u. 
zu  bestimmenden  Zeitpunkten,  mit  Berührung  bestimmter  Orte  auf  dem 
Weg,  selbst  nach  Wahl  des  Wegs,  innerhalb  gewisser  Grenzen,  auch 
nur  nach  Bedürfnis.  Aehnliches  im  Personen-Fernverkehr,  im  Aacli- 
richten-  (Brief-)  Verkehr  durch  gelegentliche  Boten.  , 

2.  Organisierte  Transportleistung  (-l)ienst)  oder  Verkeliis- 
a 11  st  alt  ist  dagegen  eine  solche  Einrichtung,  wo  regelmässig 
zwischen  zwei  Orten,  soweit  angängig  unter  Berührung  bestimmter 
Zwischenorte,  zu  fest  hestiininten  Zeitpunkten,  soweit  angängig  auch 
mit  fest  bestimmten  Fahrzeiten,  eine  bezügliche  örtliche  Bewegung 
.geeigneter  Fahrzeuge  stattfindet,  wodurch  Gelegenheit  zur  Be- 
förderung von  Transportobjekten  gegeben  wird,  ohne  Rücksicht 
auf  die  jeweilig  im  einzelnen  Fall  Murklich  erfolgende  Benutzung 
der  Fahrzeuge  für  diesen  Zweck,  a)  Letztere  legen  daher  den  Weg 
eventuell  selbst  leer  oder  gering  beladen  zurück,  nicht  nur  wie 
auch  bei  den  freien  Transportleistungen,  den  Rückweg  oder  um  zu 
einem  geeigneten  Ladeplatz  zn  gelangen  (Ballastfahrten  dei  bchine), 
sondern  zwar  natürlich  unter  der  Voraussetzung,  dass  ihre  Dienste 
für  den  Transport  in  Anspruch  genommen  werden  ii.  dass  dies 
auch  gewöhnlich  geschieht,  aber  doch  auch,  w'enn  diese  Voraus- 
setzung im  konkreten  Fall  nicht  zutrifft,  b)  Verkehrsanstalten 
können  sich  daher  auch  erst  mit  entsprechenden  bereits  vorhandenen 
oder  sicher  zu  erwartenden  Transporthedürfnissen  entwickeln,  wo- 
bei freilich  oft  Avieder  ein  ^Vechselwirkungsverhaltnis  besteht,  indem 
die  Verkehrsanstalt  Transporthedürfnisse  n.  die  diesen  zu  Grunde 
lie^j^ende  Gestaltung  der  örtlichen  Verteilung  der  Bevölkerung  u. 
der  Standorte  der  Produktionsbetriebe  hervorruft,  weil  sie  die  Be- 
friedigung solcher  Transportbedürfnisse  ermöglicht. 
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^ Dieses  Entsteben  von  Verkelirsaiistalten  u.  deren  Entwicklung 
ist  von  grosser  Bedeutung  für  das  Verkehrswesen,  a)  Erst  jetzt 
können  die  verschiedenen  Anforderungen  an  dies^,  namentlich 
dieienigen  betreffs  Regelmässigkeit  u.  Piiiiktliclikeit,  nach  dem  Maasse, 
welches  die  Technik  des  Kommunikations-  u.  1 rausportwesens 
mö-licb  macht,  erfüllt  werden,  b)  Xamentlicli  die  moderne 
technische  Entwicklung  bat  hier  daher  den  VeTkehrsanstal  en 
o-rossen  Vorschub  geleistet,  sie  grösstenteils  erst  möglich  (Eisenbalin, 
Dampfschiff,  Telegraph),  hei  der  gebotenen  engen  Verbindung 
von  Weg  u.  Transportdienst  (Eisenbalin,  Telegraph)  sie  auch  not- 
wendig gemacht,  weil  die  Technik  für  die  Benutzung  des  Wegs 
für  diesen  Dienst  eine  genaue  Regelung  gebietet.  Eine  Entwicklung, 
welche  dann  wieder  anderen  Verkelirsanstalten  (Rost  in  ihren  ^e^- 
schiedenen  Zweigen,  Nachrichten- Briefpost.  Drucksachen-,  Geld-, 
Paket-,  Personenpost)  zu  Gute  gekommen  ist  oder  den  Anschluss 
von  anderen  herbeigefülirt  hat  (Falirkurse  zu  den  Bahn-,  Lande- 
stationen) c)  Die  bessere  Gestaltung  des  Verhältnisses  zwischen 
todter  u.  nützlicher  Zeit  u.  Gewicht  ist  auch  erst  im  Verkehrsstadium 
der  Verkehrsanstalten,  wie  schon  angedeutet,  erreichbar  geworden. 

4.  Aber  die  höhere  ii.  allgemeinere  Entwicklung  von  Verkelirs- 
aiistalten,  von  nach  Transportobjekten  spezialisierten,  wie  von  den 
den  Transportdienst  für  verschiedene  Objekte  vereinigenden,  ^ ist 
eben  wieder  erst  a)  ökonomisch  möglich  u.  zweckmässig  im  Stadium 
intensiveren  Verkehrsw^esens  u.  b)  hei  dem  oft  grossen  Kapital- 
bedarf u.  dem  rnitspielenden  Risiko  in  der  Periode  grösseren 
Volkswohlstands,  avo  erst  solches  Kapital  A^erfügbar  ^yird,  passend 
einem  solclieu  Zw'eck  zugeführt  Averden  u.  auch  tür  die  Bedürfnisse 
einzelner  Verkehrsanstalten  konzeutriei't  Averden  kann.  5.  V egen 
dieser  Umstände,  Avegen  des  oft  riesigen  Kapitalbedarfs  für  eine 
einzelne  grosse  Verkelirsanstalt  (Eisenbahn,  bchiffahrtsdienst), 
wiegen  der  starken  Avirtschaftlichen  u.  dadurch  selbst  sozialen 
Machtstellung,  Avelche  Besitz  u.  Betrieb  einer  solchen  Anstalt  ge- 
währen, endlich  auch  wegen  der  universalen  Bedeutung  für  die 
ganze  Volkswirtschaft,  welche  die  grossen  Verkehrsanstalteii  erlangen 
(Post,  Telegraphie,  Eisenbahnbetrieb,  Kanalbetrieb,  Gross-Schifffahrts- 
dienst) ist  hier  noch  mehr,  als  bei  den  blossen  kostspieligen  Wegen 
allein  schon  (Eisenbahnen,  Kanälen,  regulierten  Flüssen),  die  ge- 
wöhnliche pri\*ate  Einzeluuteruehmung  einer  physischen,  selbst  sehr 
reichen  Person  u.  der  kleineren  Arten  der  Erwerhsgesellschaften 
Avegen  unzureichender  ökonomischer  Leistungsfähigkeit  oder  a'OU 
ihnen  gescheuten  Risikos  ausgeschlossen.  So  kommt  meistens  nur 
<lie  Aktiengesellschaft  u.  die  öffentliche  Unternehmung  zur  Ueber- 
nahme  in  Betracht.  Daher  tauchen  dann  hier  wieder  die  Fragen 
der  Verstaatlichung  (Vergemeindlichung)  besonders  auf  u.  sind  viel- 
fach prinzipiell  zu  bejahen  u.  in  der  geschichtlichen  EntAvicklung 
der  Praxis  auch  demgemäss  entschieden  worden. 

B^inn  der  Entwicklung  von  Verkehrsanstalten  im  Nachrichtendienst 
durch  B^otenkurse,  dann  Entwicklung  der  Post  mit  früher  Verstaatlichung 
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(nach  Uebe^angseinrichtungen  wie  Postrechtübertragung  an  Private, 
Thurn-  u.  Taxis’sche  Post  in  Deutschland,  in  längerem  Bestehen  bis 
18()6  aus  der  deutschen  Staatszersplitterung  zu  erklären).  Einrichtung 
von  regelmässigeren  Frachtwagenaiensten  zwischen  bestimmten  Orten, 
auch  von  Paket-  u.  Personentransportdiensten,  diese  dann  auch  mit  der 
Post  verbunden.  Aehnliche  Einrichtungen  von  Schiffahrtsdiensten  auf 
Flüssen,  auf  der  See.  Lohnfuhrwerk  für  Personenverkehr  in  den 
Städten  u.  für  ihren  Verkehr  hinaus  ist  noch  keine  Verkehrsanstalt, 
aber  kann  Ausgangspunkt  einer  solchen  werden  u.  ist  es  öfters  ge- 
worden. Droschkenwesen  mit  öffentlichem  Standort  der  Wagen  (ähn- 
lich Miet-,  Reittierwesen),  zu  beliebigem  Dienst  für  das  „Publikum“  ist  ein 
Vorstadium  der  Verkehrsanstalt.  Erst  der  Omnibus  mit  festen  Kursen 
ist  selbst  eine  solche.  Die  Vergrösserung  der  Städte,  die  Verbesserung 
von  Stadt-  u.  Landstrassen,  die  grössere  Sicherheit  vor  Gewalttaten, 
die  Steigerung  der  Transportbedürfnisse  für  Personen  u.  Güter  haben  dann 
die  Entstehung  und  Entwicklung  von  Verkehrsanstalten  in  den 
Städten  u.  zwischen  Stadt  u.  Land,  zumeist  u,  zuerst  hier  zwischen 
verschiedenen  Städten,  auch  entfernteren  (Handelsplätze)  weiter  be- 
günstigt. Aber  wiederum  doch  erst  die  moderne  Technik,  der 
Schienenweg  u.  die  Dampfmaschine,  die  Telegraphenleitung  u.  die 
Elektrizität  haben  die  Entwicklung  förmlicher  V erkehrsanstalten  für 
alle  Arten  Transportobjekte  mißlich  u.  der  moderne  Kapitalreichtum 
hat  sie  ausführbar  gemacht.  Eine  auffallende  Erscheinung  bleibt  die 
durchweg  spätere  Einbürgerung  des  Schienenwegs  für  die  innerstädtische 
Kommunikation,  meist  erst  geraume  Zeit  nach  dem  grossen  Eisenbahn- 
wesen, auch  wenn  erst  wirklich  grosse  Bevölkerungsagglomeration  u. 
Ausdehnung  des  städischen  Weichbilds  dies  Transportbedürfnis  dringender 
gemacht  haben.  Die  neueste  rasche  u.  grossartige  Entwicklung  des 
Kleinbahnwesens  u.  der  elektrischen  Bahnen  für  Orts-  u.  Nahverkehr 
in  Form  von  Verkehrsanstalten  ad  hoc  ist  ein  besonders  charakteristisches 
Bei^)iel  der  ungeheueren  Bedeutung  der  Technik,  aber  auch  der  Aus- 
u.  Umbildung  sporadischer  freier  Transportleistungen  zu  Verkehrs- 
anstalten. Dieser  Vorgang  ist  ein  Analogon  des  Uebergangs  vom 
Repressiv-  zum  Präventivprinzip  im  Gebiet  des  Rechtsschutzes,  des 
Sanitätswesens:  auch  die  Verkenrsanstalt  kommt  gewissermassen  dem 
Transportbedürfnis  schon  zuvor  u.  dient  ihm,  wenn  es  an  sie  herantritt, 
alsdann  mit  ihren  dazu  vorbereiteten  Einrichtungen  in  verstärktem 
Masse. 


II.  Zur  Volkswirtschaftspolitik  des  Verkehrswesens. 

Dieser  umfassende  u.  verwickelte  Gegenstand  kann  mit  seiner  Fülle 
von  Einzelfragen  vollends  nur  in  der  speziellen  u.  praktischen  Nat.ökon. 
näher  behandelt  werden.  Nur  wieder  die  grossen  prinzipiellen  Haupt- 
fragen werden  daher  hier  in  die  allgemeine  u.  theoret.  Nat  ökon. 
mit  hineingezogen,  können  aber  auch  nur  hinsichtlich  einiger  Haupt- 
punkte hier  erörtert  werden.  Das  Nähere  in  Betreff  der  finanziellen 
Seite  gehört  wieder  in  die  Finanzvvissenschaft. 

Die  prinzipiellen  Hauptfragen  sind  die  Eigentuins- 
oder  B e s i t z fr a g e , die  Ve r w a 1 1 u n g s f r ag e u.  die  Frage  der 
finanziellen  Behandlung.  Vieles  in  diesen  drei  Fragen  hängt 


eng 


zusammen,  dass  es 


sich  bei  der  Behandlung  nicht 


so 

trennen  lässt, 

A.  Die  drei  Fragen  im  Zusammenhang  betrachtet  bes. 
die  Eigentums-  oder  Besitzfrage,  1.  Alle  drei  gehen  in  die 
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ii„nr.,P,-Tiprp  Fraee  der  privat-  oder  gemeinwirtschaftlichen 
OrSnisation,  d.  h.^letztereii  Falls  der  üebernahme  durch  öffentliche 
Kffroer  über.  Es  handelt  sich  hier  also  auch  wieder  um  die 
Fra^in’  der  „öffentlichen  Unternehmung“,  der  „Verstaatlichung 
CAbt.  I S.  178h  2.  Die  drei  Fragen  spezialisieren  sich  wneder,  u.  zwar 
nrinzipieli  n.  historisch-praktisch,  a)  je  nachdem  es  sich  um  die 
We»-e  für  sich,  um  die  Transportleistnngen  auf  diesen  u.  insbesondere 
auch  um  die  Verkehrsanstalten  in  Verbindung  mit  ihnen  handelt, 
bei  letzteren  auch  je  nach  den  „höheren“  (Post,  Telegraphie,  Eiseii- 
hahn  bes  Hanptliiiien-,  Landesbahnbetrieb,  grosse  hcliittalirtslinien) 
oder  ’ den  „niederen“  (Kleinbahn-,  Lokalbahnbetriebe,  Omnibus- 
weseii  n.  dgl.,  kleine  SchiffahrtsKnien  mehr  lokaler  Bedeutung), 
b)  Die  Frage  spezialisiert  sich  noch  weiter  nacli  den  Arten  der 
Privatunteri^hmungen,  unter  denen  tiir  die  grossen  Verkehrs- 
anstalten nur  die  Aktiengesellschaft  in  Betracht  kommt  u.  nach  den 
Arten  des  öffentlichen  Körpers  (Reich,  Staat,  Selbstverwaltung 
körper  höherer  Ordnung,  wie  Provinz,  Kreis,  u.  schiesslich  Ge- 
meinden, bes.  Stadtgemeinden).  Bei  dem  z.  T.  engen  Zusanmieu- 
hang  der  Besitz-,  Betriebs-  u.  Finanzfrage  bezüglicli  Weg,  Fahr- 
zeug, bewegender  Kraft  muss  das  Meiste  hierüber  auch  im  Zusammen- 
hang behandelt  -sverden. 

3.  Für  die  Besitzfrage  u.  wiederum  auch  für  die  beiden 
anderen  Fragen,  sind  liinsichtlich  der  Wege  a)  die  gewöhnlichen 
für  den  allgemeinen  Verkehr  bestimmten,  dem  Publikum  für  seine 
Transportbedürfnisse  zur  Selbstbenutzung  dienenden,  die  Orts-, 
Landstrassen,  natürlichen  W^asserstrassen,  b)  von  denjenigen  W egen 
zu  untei'Scheiden,  welche  mit  dem  Transportbetrieb  schon  aus 
technischen  Gründen  enger,  selbst  untrennbar  verbunden  sind,  ^ on 
Eisenbahnen,  Telegraphenlinien,  ode'',  welche  wie  Kanäle,  z.  T. 
auch  künstlich  regulierte  natürliche  Wasserstrassen,  eine  genauere 

Regelung  der  Benutzung  bedürfen.  ^ 

a)  Die  er  st  er  en  Wege  sind  regelmässig  durch  alle  Zeiten 
ganz  oder  fast  ganz  im  öffentlichen  Besitz,  von  Staat, ^ Gemeinde 
oder  anderen  öffentlichen  Körpern,  gewesen  u.  geblieben,  eine 
wichtige  historische  Tatsache  zum  Beleg  auch  für  die  Zweck- 
mässigkeit, ja  Notwendigkeit  einer  solchen  Entscheidung  der 
Besitzfrage,  daher  für  die  Üebernahme  durch  die  Gemein- 
wirtschaft. 

«)  Nur  dabei  lassen  sich  diese  W^e^  auch  dem  Zweck,  dem  sie 
dienen,  genügend  zugänglich  machen.  Die  technisch  - ökonomischen 
Aufgaben  der  Herstellung  u.  Erhaltung  dieser  \Vege,  unter  etwaiger 
Beihilfe  von  Interessenten  (Anwohnern)  zu  Hilfeleistungen  dabei  (W  ege- 
frohnden,  Materiallieferungen)  vermag  der  öffentliche  Körper  befi'iedigend 
zu  lösen,  sobald  das  Transportbedürinis  den  Weg  fordert,  ß)  Die  Mittel 
lassen  sich  durch  Steuern  oder  auf  deren  Grundlage  dui'ch  Schuldauf- 
nahme beschaffen,  y)  Eine  Heranziehung  der  Benutzer  (der  wirklichen, 
bei  jedem  einzelnen  Benutzungsakt  mittest  Gebühren  [W  egegeld],  der 
mutmasslichen  für  die  allgemeine  Gelegenheits^e Währung  der  Benutzung, 
so  der  Anwohner,  der  Besitzer  von  Fuhrwerk,  Zu^räften  mittelst 
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fester  Beiträge)  lässt  sich,  wenn  es  erforderlich  ist  oder  für  zweck- 
mässig befunden  wird,  einrichten  u.  so  die  mitspielenden  Kosten-  u. 
Finanzfrage  lösen  (s.  u.  C).  d)  Auch  von  teuereren  Strassen,  von  ver- 
besserten ürtsstrassen  u.  Kunststrassen  auf  dem  Lande  (Chausseen), 
verbesserten  natürlichen  Wasserstrassen  gilt  das.  f)  Alle  solche  Wege 
gehören  daher  auch  prinzipiell  betrachtet  als  Regel  in  öffentlichen 
Besitz  u.  Verwaltung  u.  zu  Lasten  öffentlicher  Körper,  wie  die  Ge- 
schichte es  praktisch  entschieden  hat.  Nur  selten  sind  Ausnahmen  vor- 
gekommen (Aktienchausseen  hier  u.  da  bei  uns,  mehr  Privatlandstrassen 
in  England).  Auch  von  den  Brücken  gilt  Gleiches.  0 Welcher 
öffentliche  Körper,  ob  Staat,  Gemeinde  oder  auch  Landschaft  (Provinz, 
Bezirk,  Kreis)  Besitzer  u.  Verwalter  ist,  ist  geschichtUch  nicht  allgemein 
gleichmässig  entschieden  worden  u.  lässt  sich  auch  prinzipiell  niät  all- 

gemein  überall  u.  jederzeit  so  entscheiden.  U.  a.  spricht  schon  die 
•rösse  des  Staates  selbst  (Gross-,  Mittel-,  Kleinstaat)  hier  wie  in 
manchen  anderen  Fällen  öffentlicher  Angelegenheiten  mit.  In  einem 
grossen  Staate  wird  eine  Einteilung  nach  grossen  Haupt- (Heer-)  Strassen 
von  Bedeutung  für  die  Kommunikation  im  ganzen  (Gebiete,  auch  mit 
dem  Ausland,  Strassen,  welche  dann  der  Staat,  ferner  nach  Strassen  mehr 
nur  provinzieller  Bedeutung,  welche  die  Provinz,  oder  endlich  nach 
solchen  für  kleinere  Landschaftsgebiete  von  wesentlich  dem  lokalen  u. 
bloss  zum  nachbarschaftlichen  Verkehr  dienenden,  welche  Kreis  u.  Orts- 
gemeinde übernimmt,  passend  sein,  wälirend  in  Mittel-  u.  Kleinstaaten  nicht 
soweit  klassifiziert  zu  werden  braucht.  So  ist  auch  in  der  historischen  Praxis 
gewöhnlich  vorgegangen  worden,  tj)  .iVuch  der  Grundsatz  der  administra- 
tiven u.  finanziellen  Konkurrenz  der  öffentlichen  Körper  untereinander  ist 
oftmals,  bes.  auch  im  neueren  Verwaltungsrecht,  auf  diesem  GeWete 
systematisch  angewandt  worden  u.  gleichfalls  passend.  Hier  leistet  der 

frössere  Körper  für  den  kleineren  (Staat  für  Provinz,  diese  für  den  Kreis, 
ieser  für  die  Ortsgemeinde)  Beihilfen  in  Form  von  festen  Dotationen 
ad  hoc  oder  von  Subventionen,  einmaligen  oder  periodischen,  oder  um- 
gekehrt der  kleinere  Körper  Beiträge  für  die  von  grösseren  hergestellten 
u.  verwalteten  Strassen,  welche  ihm  u.  seinen  Einwohnern  zu  Gute 
kommen.  (Mancherlei  „Wegegesetze“  u.  derartige  Einrichtungen  in 
deutschen  Staaten,  auch  in  Preussen.  Prinzipiell  gleiche  Fragen  wie 
vielfach  sonst  im  inneren  Verwaltungsrecht  fs.  v.  Reitzenstein’s  Lokal- 
finanztheorie, in  Schönberg's  Handbuch.  — Meine  Fin.wiss.  I.  S.  91  ff.. 
II.,  S.  138  ff.]). 

b)  Die  Wege  zweiter  Art,  Eisenbahnen,  Telegraphen- 
leitungen, Kanäle,  daher,  mit  teil  weiser  Ausnahme  der  letzteren, 
ganz  moderne  Wege,  bilden  a)  vielfach  eine  Ausnahme  von 
der  historischen  Regel  des  Wegs  in  Besitz  u.  Verwaltung  u.  zu 
Lasten  öffentlicher  Körper. 

Praktisch  ist  diese  Ausnahme  erklärlich  aus  dem  grossen  Kapital- 
bedarf für  die  Herstellung,  aus  der  Unmöglichkeit  öder  grossen 
Schwierigkeit,  mit  teilweiser  Ausnahme  bei  den  Telegraphen,  diesen 
Bedarf  aus  ordentlichen  Einnahmen  (Steuern)  der  öffentlichen  Körper  zu 
decken,  daher  aus  der  Notwendigkeit,  zu  Anleihen  dafür  zu  greifen,  aus  dem 
grösseren  finanziellen  Risiko  dabei.  So  lag  hier  ein  erwünschtes  Gebiet 
für  die  Beteiligung  des  spekulativen  Privatkapitals  vor.  Auch  doktrinäre, 
„prinzipielle“  Gründe  haben  dabei  mitgewirkt,  nämlich  dass  es  sich 
hier  um  Erwerbsunternehmungen  (wohl  selbst  „Gewerbe“,  „Gewerbe- 
betriebe“ genannt)  handle,  namentlich  bei  der  technisch  bedingten  Ver- 
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bindung  von  Besitz  u.  Betrieb  (bes  bei  den  Eisenbahnen,  Telegraphen) 
ein  Gebiet,  das  für  den  Staat,  die  Gemeinde  prinzipiell  u.  vielfach 
behauptetermassen  erfahrungsmässig  nicht  passe.  .....  . . 

aal  In  Erniangluiig  von  Staats-  u.  Komniunalinitiative  u.^  bei 

fehlender  Finanz-,  Kapital-  u.  Kreditkraft  von  Staat  u.  Gemeinde 
ist  hier  allerdings  auch  praktisch  nichts  Anderes  übrig  geblieben, 
als  das  wichtige  Gebiet  dem  Priv'^atkapital,  namentlich  ^tem  in 
Aktienkapital  assoziierten,  zur  Ausbeutung  zu  überlassen  u.  vieltach 
muss  im  konkreten  Fall,  vollends  für  arme  Volkswirtschatten, 
zugeo-eben  werden,  dass  nur  mit  Hilfe  dieses  in  oder  ausländischen 
Kapitals  namentlich  Eisenbahnen  hergestellt  werden  konnten.  Aber 
es  hat  sich  doch  dann  die  Unmöglichkeit  gezeigt,  die  hier  in  Frage 
stehenden  volkswirtschaftlichen  Verkehi*sinteressen,  z.  T.  auch  speziell 
die  mitspieleuden  sozialen  u.  politischen  Interessen  befiiedigend 
wahrzunehnien  (Belege  aus  allen  Ländern  ausschliesslichen^  odei 
überwiegenden  Privat  - Eisenbahn-,  Telegraphen-,  auch  Kanal- 
wesens). e j.  Ui 

Weder  vorausgehende,  bei  der  Konzessionserteilung  aufgestelite 

Kaiitelen  (im  „Lastenheft^h  noch  fortlaufende  Kontrollen  durch  die 
öffentliche  Verwaltung  u.  Befugnisse  dieser,  die  allgemeinen  \ erkehrs- 
interessen  auch  im  Tarifwesen  den  Gesellschaften  gegenüber  zu  ver- 
treten, haben  sich  so  gestalten  lassen,  dass  sie  die  zu  fordernde  Wahr- 
nehmung jener  Interessen  genügend  zu  sichern  vermochten. 

bb)  DieseErfahrungen  mit  der  Ausnahme  von  der  geschichtlichen 
Kegel  öffentlichen  Besitzes  u.  Verwaltung  der  Wege  bestätigt  also 
die  Richtigkeit  dieser  Kegel,  cc)  Die  mehrfach  von  vornherein  er- 
folgte Staatsübernahnie  der  Eisenbahnen  (Belgien,  deutsche  Staaten) 
oder  spätere  Verstaatlichung  (bes.  Deutschland),  die  gleichen 
Vorgänge  der  Gemeindeübernahme  bei  Strassenbahnen  u.  dgl.,  die 
meist  von  vornherein  ei'folgte  Staatsübernahme  der  Telegraj)hen 
(Ausnahme  bis  jetzt  in  Amerika,  in  Grossbritannien,  wo  später 
Erwerb  der  Telegraphen  durch  den  Staat  erfolgt  ist,  ferner  bei  ge- 
wissen internationalen  Linien  u.  Seekabeln)  hat,  am  meisten  in 
Deutschland,  auch  erfahrungsmässig  den  Beweis  geliefert,  dass  auch 
diese  Wege  dem  öffentlichen  Interesse  am  Besten  im  öffentlichen 
Besitz  u.  die  damit  verbundenen  Verkehrsanstalten  im  öffentlichen 
Betrieb  sich  befinden. 

So  jedenfalls  bei  Landes-Eisen-,  auch  Strassenbahnen  u.  Telegraphen, 
im  ganzen  doch  wohl  auch  bei  Kanälen.  Bei  der  konkreten  Ent- 
scheidung verlangen  freilich  auch  Landes-,  Volks-,  Staats-,  Verwaltungs- 
verhältnisse u.  a.,  bes.  auch  Leistungsfähigkeit  u.  Qualität,  auch  Integrität 
des  öffentlichen  Beamtentums,  der  (unvermeidlichen)  Bureaukratie,  ^ die 

ganze  Organisation  des  Behördenwesens  u.  öffentlichen  Diensts  ihre 
erücksichtigung.  W^en  hier  vorliegender  Mängel  muss  dann  viel- 
leicht auf  ömntlichen  Besitz  u.  Betrieb  verzichtet,  dem  Privathesitz  ii. 
Betrieb  von  Gesellschaften  der  Vorzug  gegeben  werden  (Amerika,  viel- 
leicht England).  Das  beweist  aber  nichts  gegen  das  Prinzip,  sondern 
nur  etwas  gegen  Volk,  Staat,  Verwaltung,  Beamtentum. 

ß)  Gerade  prinzipiell  betrachtet  liegen  die  Dinge  aber  in 
der  Besitz-  u.  der  konuexen  Verwaltungs-  u.  Betriebsfrage  wesent- 
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lieh  zu  Gunsten  der  Entscheidung  für  Ausdehnung  der  gemein- 
wirtschaftlichen Organisation  auf  dieses  Gebiet,  für  Verstaatlichung 
u.  Vergemeindlichung  dieser  zweiten  Art  Wege  u.  der  eben 
technisch  mit  ihnen  so  nahe  verbundenen  Einrichtung  des  Transport- 
dienstes; bes.  der  grossen  hier  in  Betracht  kommenden  eigentlichen 
(„höheren“)  Verkehrsanstalten,  des  Eisenbahn-,  (auch  Telegraphen-), 
des  gesamten  Postwesens,  auch  im  Ganzen  des  Kanalwesens  u. 
des  Schleppdienstes  darauf  (Schleppmonopols).  Auch  tur  die 
Verkehrsanstalten  der  Grossschiffahrt  auf  grossen  Strömen  u.  auf 
See  gilt  vielfach  das  Gleiche,  wimn  die  Gründe  hier  auch  nicht 
immer  so  zwingend  sind  u.  die  Gogengründe  z.  T.  schwerer  wiegen. 

aa)  Die  grosse  Kostspieligkeit,  der  hohe  Kapitalbedarf  u. 
die  stets  unvermeidlich  für  längere  Zeit  gebotene  Festlegung  eines 
grossen  Teils  dieses  Kapitals  in  stehenden  Anlagen  föllt  für  diese 
Entscheidung  von  vornherein  stark  ins  Gewicht.  Einzelne  von  den 
folgenden  Gründen  für  öffentliclien  Besitz  u.  Betrieb  erlangen 
gerade,  weil  es  sich  um  grossen  Kapitalaufwand  handelt,  praktisch 
noch  besondere  Bedeutung. 

bb)  Allgemeine  volkswirtschaftliche,  z.  Teil  auch  soziale 
Gründe  sind  namentlich  folgende: 

aa)  Eine  zeitliche  u.  örtliche  Planmässigkeit  der 
Herstellung,  des  Baues  der  Wege  (Zeit- Bauplan,  Linien-  oder 
Streckenplan)  kann  in  befriedigender  Weise  nur  bei  öffentlichem 
Besitz  stattfinden. 

Durch  richtigen  Zeitplan  wird  die  gleichmässigere  Verwendung  des 
Kapitals  gesichert,  weit  unabhängiger  vom  Stand  des  Geldmarkts,  von 
Spekulations-  u.  Böi*senkonjimkturen  n.  -Manövern,  welche  bei  privat- 
wirtschaftlicher  Organisation  mittelst  des  Privatkapitalismus  die  Kapital- 
verwendung beherrschen  u.  viel  ungleichmässiger  machen,  mit  der  nach- 
teiligen Folge  grosser  Schwankungen  im  Erwerbsleben,  des  noch 
stärkeren  Anschwellens  der  Spekulation  zu  Ueberspekulation  u.  der 
noch  stärkeren  Rückschläge  davon  in  Krisen.  Durch  richtigen  Linien- 
plan wird  der  gleichmässigere  Ausbau  im  ganzen  Staatsgebiet,  bezw. 
Ortsgebiet  gefördert,  z.  T.  erst  möglich  gemacht  (Eisenbahnen,  auch 
Strassenbahnen,  Kanäle,  Telegraphenlinien),  während  der  spekulative 
Privatkapitalismus  sich  möglichst  die  aussichtsreichsten  Linien  aussucht, 
das  übrige  Gebiet  vernachlässigt,  was  sich  nach  Lage  der  Verhältnisse 
selten  bei  der  Konzessionserteilung  durch  Auflegung  entsprechender 
Pflichten  vermeiden,  oder  nur  durch  besondere  Begünstigungen,  Opfer 
für  die  ^ Gemeinschaft  (Zuschüsse,  Zinsgarantien)  verhüten  lässt.  Die 
nachteilige  Folj^  ist  auch,  dass  das  unten  angeführte  Prinzip  der  Aus- 
gleichung der  Streckenergebnisse  durch  Vereinigung  der  Strecken  in 
Einer  Hand  nicht  genügend  angewandt  werden  kann. 

ßß)^  Zulässigkeit  der  Kreditbenutzung  mittelst  Anleihen 
der  öffentlichen  Körper  für  die  Herstellung  bes.  der  kost- 
spieligen Wege, 

Diese  Kreditbenutzung  ist  derjenigen,  welche  bei  Aktiengesell- 
schaften in  der  Aktienausgabe  mit  ihrem  unvermeidlich  stark  spekulativen 
Charakter  liegt,  gerade  aus  allgemeinen  volkswirtschaftlichen  u.  sozialen 
Gründen  vorzuzieben.  Denn  sie  bringt  nicht  den  Spielcharakter  in  die 
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ir  n bänfrt  wieder  nicht,  wIc  die  zwcite,  SO  vou  Konmukturen 

Sr  daf 

a^’v.^^ncr  ist  dabei  bei  sehr  wohl  möglichem  nchügen  \ ergehen  möglich, 
mft  dTr  lolgrder  Profitübertragung  an  Staat,  %tadt  usw.,  daher  an 
v,?iale  Gemeinschaft,  statt  wie  bei  Privatuntern^ehmungen  an  Pri’vat- 
die  boziale  uemem  vollends  wichtig  bei  oft  nicht  zu  ver- 

S JrfaktSer  Monopolstellung.  Selbst  wenn  aber  Verluste  _ein- 
t^PtSzu  niedrige,  ganz  fehlende  Rente,  gar  Zubusse),  so  ist  es  richtiger, 
SrirÄfs  A welche  die  Vorteile  der  Einrichtung  hat,  d.ese 
Lasten  trägt,,  als  zufällige  Pnvatkapitalisten. 

yy)  Teils  alleinige,  teils  bessere  Möglichkeit  einer  volkswirt- 
schattlich  riclitigen,  bestimmten  Zielen  der  ^Ikswirtsclii^s-  u. 
Sozialpolitik  dienenden  Tarifpohtik,  für  Personen-,  Fracht- 
u.  Nrachrichtenverkehr.  Auch  organische  Verbiiidung  dieser  mit 
der  Zollpolitik  im  answärtigen  Handelsverkehr  wird  möglich, 
ferner  mit  der  inneren  Wanderungs-  u.  Aus-  u. 
politik,  zugleich  entsteht  die  Möglichkeit,  durch  die  T arif politik  auf 
!lie  Kosten-,  Preisgestaltung,  damit  aiif  die  Lohn-  ii.  1 rotit- 
gestaltuiig  in  bestimmter,  zielgemässer  Richtung  emzuwirken. 

\lles  dies  ist  bei  Privatunternehmungen  nicht  oder  nur  sehr  schwierig 
ausführliar,  vielmehr  wird  hier  der  Willkür,  der  Begünstigung  von  Speziaf- 
intercssen,  der  Schädigung  anderer  ein  weiter  Spielraum  gegeben. 

öd)  Vermeidung  sonst  etwa  notwendiger  Kechtsmoiiopol- 
verleihunfiren  an  Privatunternehmungen,  um  sie  zur  Ausführung 
der  gewünschten  Wege  u.  Verkehrsanstalten  zu  bewegen,  wobei 
eine  genügende  Sicherung  der  allgemeinen  Interessen  wieder 
besondere  Schwierigkeiten  bietet-  Das  Monopol  der  öffentlichen 
Anstalt  gestattet  eine  solche  Sicherung  m weit  grosserem  Masse. 
6^)  Vermeidung  von  Gefahren  faktischer  MonopolsteUung 

vonPrivatunternehmungenfürdieallgeTneinenlnteressen,  wo  wiederum 

die  etwaige  gleiche  Stellung  öffentlicher  Anstalten  dem  allgemeinen 
Interesse  viel  leichter  unterworfen  w^erden  kann. 

Die  faktische  Monopolstellung  kann  schon  auf  dem  grossen  Kapital- 
bedarf beruhen,  der  für  Konkurrenzunternehmungen  gegen  eme  einmal 
bestehende  Anstalt  nicht  leicht  aufzubringen  ist.  Der  etwaigen  Konkurrenz 
unter  einmal  bestehenden  Privatanstalten  lässt  sich  aber  gerade  aut 
diesem  Verkehrsgebiete,  wie  sonst  so  oft,  durch  Kartelle,  \ ereinbarungen, 
nötigenfalls  durch  Fusionen,  Vertrustung  ein  Ende  bereiten.  Die  grossen 
auf  dem  Spiel  stehendon  Interessen  des  Privatkapitals  (Eisenbannen.) 
dringen  darauf  hin  u.  wiederum  sind  Kautelen  dagegen  im  allgemeinen 
Verkehrsinteresse  gar  nicht  oder  nur  sehr  schwer  anzubringen. 

cc)  Weiter  kommen  aber  fiir  öffentlichen  Besitz  u.  meist 
auch  Betrieb  noch  besonders  gewichtige  speziell  ökonomisch - 
technische  Gründe  in  Betracht.  Sie  haben  meist  auch  wieder 
ebenfalls  allgemein  - volkswirtschaftliche  Bedeutung,  weil  sich 
aus  solchen  ökonomisch-technischen  Gründen  ^ das  beti'eftende 
Verkehrswesen  besser  benutzbar  machen,  seine  Leistungen  steigern, 
seine  Kosten  vermindern,  daher  seine  Dienste  wohlfeiler,  selbst  da 
n.  dort  eher  unentgeltlich  oder  sehr  wohlteil  gewähren  lassen. 


lieh  zu  Gunsten  der  Entscheidung  für  Ausdehnung  der  gemein- 
wirtschaftlichen  Organisation  auf  dieses  Gebiet  für  Verstaatlichung 
u.  Vergemeindlichung  dieser  zweiten  Art  Wege  u.  der  eben 
technisch  mit  ihnen  so  nahe  verbundenen  Einrichtung  des  Transport- 
dienstes; bes.  der  grossen  hier  in  Betracht  kommenden  eigentlichen 
(„höheren“)  Verkehrsanstalten,  des  Eisenbahn-,  (auch  Telegraphen-), 
des  gesamten  Postwesens,  auch  im  Ganzen  des  Kanalwesens  u. 
des  Schleppdienstes  darauf  (Schleppmonopols).  Auch  tiir  die 
Verkehrsanstalten  der  Grossschiffahrt  auf  grossen  Strömen  u.  auf 
See  gilt  vielfach  das  Gleiche,  wenn  die  Gründe  hier  auch  nicht 
immer  so  zwingend  sind  u.  die  Gegengründe  z.  T.  schwerer  wiegen. 

aa)  Die  grosse  Kostspieligkeit,  der  hohe  Kapitalbedarf  u. 
die  stets  unvermeidlich  für  längere  Zeit  gebotene  Festlegung  eines 
grossen  Teils  dieses  Kapitals  in  stehenden  Anlagen  fallt  für  diese 
Entscheidung  von  vornherein  stark  ins  Gewicht.  Einzelne  von  den 
folgenden  Gründen  für  öffentlichen  Besitz  u.  Betrieb  erlangen 
gerade,  weil  es  sich  um  grossen  Kapitalaufwand  handelt,  praktisch 
noch  besondere  Bedeutung. 

bb)  Allgemeine  volkswirtschaftliche,  z.  Teil  auch  soziale 
Gründe  sind  namentlich  folgende: 

aa)  Eine  zeitliche  u.  örtliche  Planmässigkeit  der 
Herstellung,  des  Baues  der  W ege  (Zeit- Bauplan,  Linien-  oder 
Streckenplan)  kann  in  befriedigender  Weise  nur  bei  öffentlichem 
Besitz  stattfinden. 

Durch  richtigen  Zeitplan  wird  die  gleichmässigere  Verwendung  des 
Kapitals  gesichert,  w^eit  unabhängiger  vom  Stand  des  Geldmarkts,  von 
Spekulations-  u.  Börsenkonjunkturen  u.  -Manövern,  w^elche  bei  privat- 
wirtschaftlicher Organisation  mittelst  des  Privatkapitalismus  die  Kapital- 
verwendung beherrschen  u.  viel  ungleichraässiger  machen,  mit  der  nach- 
teiligen Folge  gi'osser  Schw’ankungen  im  Erwerbsleben,  des  noch 
stärkeren  Anschwellens  der  Spekulation  zu  Ueberspekulation  u.  der 
noch  stärkeren  Rückschläge  davon  in  Krisen.  Durch  richtigen  Linien- 
plan wird  der  gleichmässigere  Ausbau  im  ganzen  Staatsgebiet,  bezw, 
Ortsgebiet  geföi'dert,  z.  T.  erst  möglich  gemacht  (Eisenbahnen,  auch 
Strassenbahnen,  Kanäle,  Telegraphenlinien),  während  der  spekulative 
Privatkapitalismus  sich  möglichst  die  aussichtsreichsten  Linien  aussucht, 
das  übrige  Gebiet  vernachlässigt,  was  sich  nach  Lage  der  Verhältnisse 
selten  bei  der  Konzessionserteilung  durch  Auflegung  entsprechender 
Pflichten  vermeiden,  oder  nur  dur(3i  besondere  Begünstigungen,  Opfer 
für  die  ^ Gemeinschaft  (Zuschüsse,  Zinsgarantien)  verhüten  lässt.  Die 
nachteilige  Folge  ist  auch,  dass  das  unten  angeführte  Prinzip  der  Aus- 
gleichung der  Streckenergebnisse  durch  Vereinigung  der  Strecken  in 
Einer  Hand  nicht  genügend  angewandt  werden  kann, 

ßß)^  Zulässigkeit  der  Kreditbenutzung  mittelst  Anleihen 
der  öflentlichen  Körper  für  die  Herstelhing  bes.  der  kost- 
spieligen Wege. 

Diese  Kreditbenutzung  ist  derjenigen,  welche  bei  Aktiengesell- 
schaften in  der  Aktienausgabe  mit  ihrem  unvermeidlich  stark  spekulativen 
Charakter  liegt,  gerade  aus  allgemeinen  volkswirtschaftlichen  u.  sozialen 
Gründen  vorzuzieben.  Denn  sie  bringt  nicht  den  Spielcharakter  in  die 
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Volfowirtschaftu  h^gt  ^eder^ 

ab,  wo  wohl  mögli?henf richtigen  \^rgehen  möglich, 

S^^T;"Votfder^Profitü^  an  Staat,  %tadt  usw.,  daher  an 

mit  der  x g • ctatt  wie  bei  Privatunternehmungen  an  Privat- 

die  soziale  Ge«  bei  oft  nicht  zu  ver- 

kaphahsten  (Börse)^  Monopolstellung.  Selbst  wenn  aber  Verluste  ein- 
meidender  faktischer  M Zubusse),  so  ist  es  richtiger, 

EVirGemeifsÄ,  welche  die  Vorteile  der  Einrichtung  hat,  diese 
Lasten  trägt,  als  zufällige  Privatkapitahsten.  n • . 

yy)  Teils  alleinige,  teils  bessere  Möglichkeit  einer  volksw 
schattheh  richtigen,  bestimmten  Zielen  der  ^Iksw  irtsclijrits-  u. 
Sozklpolitik  dienenden  Tarifpolitik,  für  Personen-  Fraclit- 
u Xachrichtenverkehr.  Auch  organische  Verbindung  dieser  mit 
der"  Zollpolitik  im  auswärtigen  Handelsverkehr  wird  nioglic  , 
trner  mh  der  inneren  Wandenings-  u.  Aus-  ii.  Einwaiide^ngs- 
Dolitik  zugleich  entsteht  die  Möglichkeit,  durch  die  Tanfpolitik  auf 
die  Kosten-,  Preisgestaltung,  damit  aut  die  Lohn-  ii.  l rotit- 
ge  Stal  tun  g in  bestimmter,  zielgemässer  Richtung  einzuwirken. 

Alles  dies  ist  bei  Privatunternehmungen  nicht  oder  nur  sehr  schwierig 
ausführbar  vielmehr  wird  hier  der  Willkür,  der  Begünstigung  von  bpeziaT- 
Sieressen.’  der  Schädigung  anderer  ein  weiter^  Spielraum  gegeben. 

dd)  Vermeidung  sonst  etwa  notwendiger  K echt  sin  onopol- 
verleihungen  an  Privatunteriiehnuiiigen,  um  sie  zur  Aiistuhrimg 
der  gewünschten  Wege  ii.  Verkehrsanstalten  zu  bewegen,  wobei 
eine  genügende  Sicherung  der  allgemeinen  Interessen  wieder 
besondere  Ichwierigkeiten  bietet.  Das  Monopol  der 
Anstalt  gestattet  eine  solche  Sicherung  m weit  grosserem  Masse. 

ff)  Vermeidung  von  Gefahren  faktischer  Monopolstellung 
vonPrivatunteriiehmiingenfür  dieallgemeinen  Interessen,  wo  wiederum 

die  etwaige  gleiche  Stellung  öffentlicher  Anstalten  dem  allgemeinen 
Interesse  viel  leichter  unterworfen  werden  kann. 

Die  faktische  Monopolstellung  kann  schon  auf  dem  grossp 

bedarf  beruhen,  der  für  Konkurrenzunternehmungen  gegen  ^l^e  ein^ 
bestehende  Anstalt  nicht  leicht  aufzubringen  ist  Der  etwaipn  Konkurrenz 
unter  einmal  bestehenden  Privatanstalten  lasst  sich  aber  gerade  aut 
diesem  Verkehrsgebiete,  wie  sonst  so  oft,  durch  Kartelle,  ^ ereinbarungen 
nötigenfalls  durch  Fusionen,  Vertrustung  ein  Ende  bereiten.  ^ 
auf  dem  Spiel  stehendan  Interessen  des  Pnvatkapitals  (Eisenbahnen.) 
dringen  darauf  hin  u.  wiederum  sind  Kautelen  dagegen  im  allgemeinen 
Verkehrsinteresse  gar  nicht  oder  nur  sehr  schwer  anzubnngen. 

cc)  Weiter  kommen  aber  für  öffentlichen  Besitz  u.  meist 
auch  Betrieb  noch  besondei'S  gewichtige  speziell  ökonomisc  i - 
technische  Gründe  in  Betracht.  Sie  haben  meist  auch  wieder 
ebenfalls  allgemein  - volkswirtschaftliche  Bedeutung, 
aus  solchen  ökonomisch-technischen  Gründen  das  betrenende 
Verkehrswesen  besser  benutzbar  machen,  seine  Leistungen  stmgern, 
seine  Kosten  vermindern,  daher  seine  Dienste  Avohlteiler,  selbst  da 
u.  dort  eher  unentgeltlich  oder  sehr  wohlleil  gewähren  lassen. 
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cca)  Wichtig  ist  hier  zunächst  wieder  die  technisch  gebotene 
Vereinigung  von  Weg  u.  damit  verbundener  Verkehrs- 
anstalt in  i^iner  Hand  wie  bei  Eisenbahnen,  Telegraphen,  z.  T. 

solcher  Vereinigung  entspringende 
Gefahr  faküscher  Monopole  wird  vermieden,  ivenn  diese  Hand  die 
der  betreffenden  Dienstbehörde  eines  öffentlichen  Körpers  ist  oder 

sonst  wieder  schwer  mögliche  Kautelen  hier 
verhältnismässig  leicht  anzubringen,  ßß)  Oekonoinische  Ver- 
e in iguiig  mehrerer  Zweige  von  Transportdiensten  in  Einer  Ein- 
nchtung  (Verkehrsanstalt)  mit  günstigen  Folgen  für  Ersparung  an 
Feisonal  u.  Material,  für  bessere  Ausnutzung  beider,  daher  Ver- 
ringerung der  Kosten,  Ermöglichung  von  wohlfeilerer  Bereit- 
^ellnng  der  Iransportdienste;  allerdings  auch  wieder  mit  grösserer 

Kautelen  sind  auch  hier  wieder  gegen 
Gefährdung  von  allgemeineren  Interessen  viel  leichter  bei  öffent- 
licnon  als  boi  1 rivatbetricbcn  anzubringen. 

Verbindung  von  Post  u.  Telegi-aphie  in  einem 
Behordenorganismus  von  oben  his  unten  empfehlen,  wie  sie  neuerdings 

Fällen  auch  'Verbindung  dies!? 
Zweige  mit  dem  Eisenbahndienst.  Ist  es  derselbe  öffentliche  Körper 

ifpf  '^^^spli.iedene  Zweige  des  Transportdiensts,  wie  die  genannten, 
löst  4 andere  Schwierigkeiten  Imchter  ge- 

Khp  ^ bistehende  finanzielle 

Zweigs,  Abrechnungen  zwischen  ihnen,  da  es 
sich  eben  auch  um  den  „Einen  Beutel“  handelt.  Z.  B.  das  Recht 

hemütl  wesentlich  unentgeltlich  die  Eisenbahnen 

Vnr4ä  flp4  R einzelstaatlichen  Eiseiibahnfiskus,  zum 

li?  Reichs-Postfiskus,  hätte  mit  der  Durchführung  des  Reichs- 
eisenbahnprojekts  seine  bedenklichen  Folgen  verloren, 

7'/) /i^>gliche  u bis  zu  einem  gewissen  Grade  zweckmässige,  ia 
notwendige  Betriebsschabionisierung  u.  Vereinfachung  des 
Benutzuiigs-,  Gebührenwesens  (Tarifs)  im  sachlichen  Interesse  der 
gicbteren,  bequemeren  Benutzbarkeit  der  Transportdienste  für  des 
Publikum^  im  ökonomischen  Interi'sse  der  einfacheren,  auch  wnhl- 
feileren  V’^erwaltung. 

der  Post,  teilw'eise  auch  beim  Telegraphen,  der  Eisen- 

kratisch  mngerichtete  Dienst  bei  öffentlichen  Verkehrsänstalten 

geschw^ächt  ein  sonstiges,  öfters 
Gr7ndPn^*!f},  das  übrigens  ohnehin  von  dem  aus  sachlichen 

Unternehmung  eb3n™g)“'°^  S"“"“  Gesellschato- 

dd)  Der  wichtigste  ökonomisch-technische  Beweisgrund,  zu- 
glmch  deiyemge  von  grösster  Tragweite  für  die  allgemein-volks- 
wirtschaftliche Seite  des  Verkehrswesens  u.  für  die  ganze  finanzielle 
Frage  und  ohne  Gefährdung  der  allgemeinen  Interessen  oder  mit 
leicht  anzubringenden  Kautelen  zu  deren  Wahrung  ist  endlich  die 
..lüglichkeit  zw'eckmässiger  Vereinigung  von  sogen.  Aktiv- 
u.  Passiv-Linien  u.  Kursen.  So  namentlich  schon  im  Post- 
w'esen,  aber  auch  im  Telegraphemvesen  u.  vor  allem,  was  hier 
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we-en  der  grossen  Kosten  der  Anlagen  besondei^  _ wichtig  ist,  im 
Eisenbahnwesen,  auch  im  Lokalbahn-  u.  städtischen  Strassen- 
bahn-  desgleichen  hier  im  Omnibuswesen,  ferner  m den  V^kehrs- 
anstalten  auf  Wasserstrassen  u.  einigermassen  auch  im  Vassei- 
strassen-,  bes.  im  Kanalwesen  überhaupt. 

Jedes  Wegenetz  (aller  Arten)  u.  jedes  Svstem  von  Verkehrs- 
anstalten in  Verbindung  mit  den  betreffenden  Wegen  in  mnem  Raum- 
eebiet  dessen  Verkehr  sie  dienen,  ist  stets  aus  Limen  u Kursen  ver- 
fehl e’den  er  Verkehrsintensivität,  von  ganz  schwacher  bis  z«  ausser- 
ordentlicher starker,  zusammengesetzt.  Der 

Transoortbedürfnisses,  wie  er  von  Bevölkerungsdichte,  örtlichei  Vei- 
teilung,  Berufsarten  der  Bevölkerung,  Standorten  u.  Arten  der 
Produ^tionszweige,  natürlicher  Bodenbeschaffenheit  u.  ^len  solchen  m 
Wechselwirkung  untereinander  stehenden  Verhältnissen  abhangt,  bedingt 
das  Daraus  f^gt  notwendig  das  verschiedene  Mass,  m welchem  die 
verschiedenen  Linien  u.  Kurse  der  gegen  Entgelt  überhaupt  ihre  Dienste 
crewährenden  Wege  u.  Verkehrsänstalten  finanziell  günstig  .oder  un- 
^nstig  abschliessen:  höchst  rentable,  Anlage-  u.  Betne'bskapital  hoch 
ferzinfende,  leicht  amortisierende,  darüber  hinaus  selbst  bei  aUea 
Berücksichtigung  des  Verkehrsmteresses  au  wohlfeilen  Tarifen,  noch 
grosse  Ueberschüsse  ab  werfende  Linien  u.  Kurse;  gennger  rentierende, 
knapp  die  Kosten,  einschliesslich  Zins,  deckende;  schliesslich  mcht  ein- 
mal das  vennögende,  selbst  mit  reinem  Defizite  im  laufenden  Betriebe 
abschliessende.  Je  mehr  nun  solche  in  diesem  Punkte  verscluedeiie 
Linien  u.  Kurse  in  Einer  Hand  sind,  auf  Rechnung  Einer  L ntonelmung 
gehen,  desto  mehr  erfolgt  im  Ganzen  durch  Uebertragung  der  Ergebnisse 
eine  Ausgleichung.  Dadurch  kann  die  ganze  Unteraehmung,  wenn 
das  Gesamtresultat  nur  einen  für  Verzinsung,  Amortisation  u,  hinlanglicn 
stark  Kapital  zur  Anlage  heranziehenden  Profit  abwirft,  viel  ausdehnungs- 
fähiger w'erden  ii.  auch  die  Darbietung  von  Transportgelegenheiten  in 
viel  höherem  Masse  möglich  machen.  Selbst  wenn  das  Gesamtresultat 
noch  hinter  den  eben  autgestellten  Grenzen  zurückbleibt,  bleibt  eine 
solche  Entwicklung  bei  Konzentration  der  verschiedenen  Linien  u. 
Kurse  zu  einer  Einheit  leichter  möglich,  weil  die  etwaigen  Zuschüsse 
aus  anderen  Mitteln  (bei  öffentlichen  Anstalten  aus  anderen  Linnahinen 
des  betreffenden  Körpers)  kleiner  sind  u.  sich  so  eher  u.  unbedenkheher 
auf  andere  Weise  decken  lassen,  als  wenn  sonst  die  günstigen  Resultate 
der  „fetten“  Linien  u.  Kurse  in  andere  Kassen  fliessen,  als  die,  ^1 
welchen  die  ungünstigen  der  „mageren“  lasten.  Aber  gerade  eine  solche 
einheitliche  Konzentration  führt  auch  wieder  zur  Schäftung  odei 
Stärkung  einer  faktischen  Monopolstellung  u.  ruft  daher  wiederuna  er- 
hebliche Gefahren  für  die  Allgemeinhsit  hervor,  wenn  sie  durch  PrivM- 
unternehmungen  (Gesellschaften)  bew'erkstelligt  wird,  gerade  umsomehr 
als  es  diese  sonst  wünschenswerte  Entwicklung  dieser  Untern^mungen 
Ökonom. sch,  technisch,  administrativ  herbeizufimren  gelingt.  Das  ist  in 
ausreichendem  Masse  ohnehin  zweifelhaft.  Dann  bleiben  die  angedeuteten 
günstigen  Erfolge  eben  aus,  während,  je  mehr  es  gelingt,  die  ange- 
deuteten Gefahren  eintreten.  Man  steht  also  vor  einem  schwierigen 
Dilemma. 

Hier  erweist  sich  nun  wieder  die  ,,Verstaatlic.huiig“,  die  „Ver- 
kommunalisierung“  der  ganzen  Wegenetze  u.  Systeme  von  Verkebrs- 
anstalten,  der  darin  liegende  Uebergang  von  der  privat-  zur 
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gemeinwirtscliait liehen  Organisation  der  Einrichtungen  des  Verkehrs- 
wesens höchst  günstig:  er  ermöglicht  durcli  umfassendste  Kon- 
zentration die  Vorteile  auf  ein  Maximum  zu  bringen,  die  Aus- 
dehnnngsfähigkeit  u.  Betriebsin tensivität  in  der  Kichtung  auf 
solches  Maximum  zu  steigern,  die  Bedenken  faktischer  Mono- 
polisierung tür  die  allgemeinen  Interessen  des  Verkehrsgebiets  da- 
gegen auf  ein  Minimum  zu  beschrränken,  selbst  sie  ganz  zu  be- 
seitigen. 

Die  Erfahrungen  im  Post-,  Telegraphen  wesen  zeigen  das  seit 
lange  überall.  Eben  wegen  des  besprochenen  Punkts  ist  ein  Regal 
für  gewisse  Postzweige  (ßriefpost)  u.  Telegi-aphie,  welches  die  Ver- 
einigung aller  Kurse  u.  Linien  in  der  öffentlicnen  Anstalt  ermöglicht, 
zweckmässig,  im  sachlichen  wie  im  fiskalischen  Interesse.  Das  historisch 
meist  überkommene  Postregal  ist  auch  so  mit  zu  erklären  u.  zu  recht- 
fertigen,  ebenso  die  jüngst  in  Deutschland  erfolgende  Ausdehnung  dieses 
Regals  (für  Briefe)  auf  den  internen  Ortsverkehr  unter  Beseitigung  der 
„Privatposten“.  Die  Möglichkeit  einer  Ausdehnung  von  Post-  u. 
TeleOTaphenbetrieb  in  entlegenere  Gegenden  schwachen  Verkehrs  u. 
des  Uebergangs  zum  einheitlichen,  niedrigen  Post-  u.  Telegraphentarif, 
ohne  Rücksicht  auf  Entfernung,  hängt  mit  dieser  Vereinigung  der 
Kurse  u.  Linien  zusammen  u.  im  gewissen  Grade  davon  ab. 

Ebenso  zeigen  sich  die  segensreichen  gleichen  Folgen  der  Ver- 
staatlichung der  Eisenbannen,  der  \ erstadtlichung  der 
Lokal-  u.  Strassenbahnen.  Das  ist  hier  praktisch  selbst  noch 
wichtiger,  weil  unrentable  Nebenbahnen  bei  dom  erforderlichen  hohen 
Kostenaufwand  sonst  oft  ökonomisch  u.  finanziell  gar  nicht  herzustellen 
wären.  Durch  das  — freilich  wieder  etwas  „kommunistische“  — Prinzip 
der  üebertragung  der  Betriebsergebnisse  im  ganzen  Netze  wird  dessen 
Ausdehnungsfähigkeit  ausserordentlich  gesteigert.  Da  die 
Nebenlinien  mit  schw^acher  Frequenz  immerhin  dem  Hauptnetz  ver- 
mehrten Verkehr  zuführen,  kann  dieses  Netz  dann  selbst  wieder  besser 
u.  so  abermals  die  Ausdehnung  des  Gesamtnetzes  erleichtert 
werden.  Daher  auch  der  Vorzug  gi  osser  vor  kleinen  Staatsbahnnetzen 
(in  Deutschland  z.  B.  eines  Reichsbiihnnetzes  vor  den  einzelstaatlichen, 
des  preussischen  vor  den  mittelstaatlichen).  Alles  (besagte  gilt  auch 
für  ein  einheitliches,  zumal  grossstädtisches  Strasseubahnnetz  in 
I , städtischem  Besitz  u.  Betrieb. 

#f)  Man  kann  nach  einem  gleichen  Gesichtspunkt  der  Aus- 
gleichung der  Ergebnisse  u.  der  Vereinigung  von  Linien  u.  Kursen 
in  einer  einzigen  einheitlichen  Betriebsgemeinschaft  eine 
solche  Massregel  auch  für  die  verschiedenen  Zweige  des  Ver- 
kehrsw'esens  befürworten.  Sie  ermöglicht  z.  B.  günstige  Post-  für 
ungünstige  Telegraphenergebnissc-  mit  auszunntzen  (w'ie  es  tat- 
sächlich bei  vereinigtem  Post-  u.  Telegraphendienst  schon  geschieht). 
Ebenso  lassen  sich  günstige  Eisenbahnergebnisse  mit  ungünstigen 
von  Wasserstrassen,  von  Kanalbetrieben,  auch  von  Seeschiffahrts- 
I betrieben  kombinieren  u.  so  die  letzteren  Linien  u.  Betriebe  ökono- 

misch u.  finanziell  leichter  hersteilen,  mit  gleichzeitiger  günstiger 
Eückw'irkung  auf  den  Eisenbahnverkelu-. 

Die  „Kanalfragen“,  auch  z.  B.  unserere  deutschen  biunenländischen, 
,t)  ähnlich  die  Fragen  grosser  kostspieliger  Flussregulierungen  für  Schiff- 
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1 ipiVhfpr  eine  ökonomische  u.  finanzielle  Erledigung, 

ganzen  Verkehre«  eaens  he- 

handel  i>agen  der  staatlichen  ^nb- 

vpmtiLi  der  grossen  ozeanischen  von  Erwerbs-,  Akti engesei  - 
betriebmien  Dampferlinien,  Subventionen,  welche  etwas 
Aeh  iliches  wie  Zuschüsse  für  solche  vom  Staat  betriebenen  Limen 
öä  Sie  finden  wie  solche  Zuschüsse  aus  dem  grossen  volks- 
wächaSich^^^  der  Üebertragung  von  Betnebs- 

errebnSsen  im  gesamten!  der  heimischen  \>lkswirischatt  dienenden 
Verkehrswesen  ihre  Rechtfertigung,  praktisch  u.  selbst  prinzipiell. 

B Die  Verw  altungs-  u.  Betriebsfrage  speziell,  nament- 
lich bei  den  Verkehr  saust  alten.  1.  Die  vollen  Vorauge  des 
öffentlichen  Besitzes  von  Wegen,  wne  Eisenbahnen,  lelegraphen, 
bedingt  selbst  von  Kanälen  n.  von  Verkehrsanstalten  in  \ erbindung 
mit  diesen  Wegen,  wie  Eisenbahn-  u.  Telegraphenbetrieb,  bedingt  auch 
"hleppdiensUnf  Kanälen  u.  wie  allgemein  bei  der  Post,  lassen 
sich  nur  erzielen,  wenn  die  Verwaltung  u.  der  Betrieb  dieser  Ein 
richtungen  in  den  Händen  des  öffentlichen  Körpers  selbst  h^t, 
sogen  Eigenverwaltung  u.  Selbstbetrieb  besteht,  a)  Die  Be- 
denken einer  faktischen  Monopolstellung  dieser  Betriebe  fm  die 
Verkehrsiuteressen  fallen  bei  angemessenen  u.  hier  sehr  wohl  an- 
zubringendeii  Kautelen  fort,  b)  Ökonomisch-technisch  u.  admimstrati\ 
vermag,  wie  auch  die  Erfahrung  zeigt,  so  beim  alten  ötaatspost-, 
beim  neuen  Telegraphen-,  Staatseisenbahn-  u.  städtischen  Strassen- 
u.  Lokalbalmbetrieb,  der  öffentliche  Körper,  bez^^  der  von  ihm  ein- 
gerichtete Behördenorganismus  die  hier  vorliegenden  Auigaben 
befriedigend  zu  lösen,  meist  ebensogut  u.  selbst  Resser,  als  eine 
private  Dienstorganisatiou  der  hier  sonst  statt  des  önentlicheu 
Körpers  fast  allein  in  Betracht  kommenden  AktiengesellschaU. 
Diese  ist  allerdings  den  Aufgaben  ebenfalls  gewachsen,  im  bchilt- 
fahrtsbetrieb  vielleicht  in  gewissen  Punkten  bleibend  überlegen. 

2.  Bei  Trennung  von  Besitz  des  Wegs  u.  \erwaltuug 
der  Verkehrsanstalt,  wie  sie  bei  der  Eisenbahn,  bes.  früher, 
öfters  befürwortet  worden  u,  hier  u.  da  auch  praktisch  vorgekommeu 
ist  (holländische,  italienische  Staatsbahnen,  kleine  Teilstrecken,  An- 
schlussstrecken auch  sonst),  bietet  die  richtige  Gestaltung  dei 
Betriebsverträge  zwischen  dem  öffentlichen  Körper  als  Besitzer  u. 
der  dann  auch  meist  nur  in  Betracht  kommenden  Aktiengesellschatt 
als  Verwalter  u.  Betriebsunternehmer,  sehr  grosse  Schwierigkeiten, 
namentlich  für  die  Sicherung  der  allgemeinen  Verkehrsinteresseii, 
auch  bezüglich  des  Tarifwesens  u.  der  finanziellen  Interessen  des 
Körpers  beiui  betreffenden  Pacht-  oder  „delegierten“  Betrieb. 

Umsomehi',  da  solche  Verträge  unvermeidlich  auf  längere  Dauer 
abgeschlossen  werden  müssen  u.  die  Verkehrsvei'hältnisse  zu  mannig- 
fach, zu  wechselnd  sind,  um  bei  Abschluss  alles  übersehen  u.  richtig 
regeln  zu  können.  Erfahi'ungen,  wie  z.  B.  die  italienischen,  ^rechen 
niriit  für  Ueberlassung  des  Petriebs  an  Gesellschaften,  Bei  Post  ist 
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neuerdings  eine  solche  nicht  mehr  vorgekommen  u.  kaum  noch  daran 
gedacht  worden,  dgl.  beim  Telegraphen  nicht,  Selbstbetrieb  ist  hier  so- 
gut  als  selbstverständlich. 

3.  Die  grosse  Steigerung  der  „Staatsklientel“  im 
Betriebsbeamten-  u.  Arbeiterwesen  kann  zwar  politisch  u.  sozial 
bedenkliche  Folgen  haben.  Aber  diesen  ist  in  einem  geordneten 
Staatswesen  wie  in  allen  Verwaltungszweigen  zu  begegnen  durch 
gut  geregeltes  Arbeitsrecht,  einschliesslich  des  Besoldungs-  u. 
Pensionswesens.  So  wird  hier  gerade  die  „Arbeiterfrage“ 
zweckmässig  behandelt  werden  können,  — ein  Vorzug  mehr. 
Andernfalls  bietet  die  Abhängigkeit  grosser  Privatbeamten-  _u. 
Arbeitermasseu  von  den  eminent  privatkapitalistischen  Mächten  in 
den  riesigen  durch  Aktiengeselltchaften  betriebenen  Verkehrs- 
anstalten (Eisenbahnen!  Grossschiffahrtsbetriebe!)  besondere  soziale 
u.  politische  Bedenken  (Ausland,  bes.  Frankreich,  England,  Oesterreich, 
Nordamerika).  Und  in  der  Lohn-  u.  Besoldungspolitik  tritt  notori.sch 
die  Gefahr  von  Extremen,  überhohe  Bezüge  des  höhei*en  leitenden 
Personals,  massige  u.  knappe  des  mittleren  u.  niederen,  hervor,  eine 
Gefahr,  welche  im  Staats-  u.  Kommunalbetrieb  sich  vermeiden  lässt 
u.  vermieden  wird. 

Deutsche  Staatsbahnen.  Gehalt  der  Eisenbahndirektions-Präsidenten 
12000  M.,  verglichen  mit  den  das  Mehrfache  dieser  Summe  betragenden 
Bezügen  von  Direktoren  u.  Aufsichtsräten  bei  den  Privateisenbahnen, 
den  früheren  deutschen  u.  den  fremden  seit  lange  u.  noch  jetzt. 

4.  So  darf  wohl  Eigenverwaltung  u.  Selbstbetrieb 
der  grossen  Verkehrsanstalten  der  Post,  des  Telegraphen,  der 
Eisenbahn  durch  den  öffentlichen  Körper  als  das  regelmässig 
Richtige  bezeichnet  werden. 

C.  Die  ökonomische  u.  finanzielle  Frage  speziell,  nament- 
lich bei  in  öffentlichem  Besitz  u.  Verwaltung  (Betrieb)  stehenden 
Wegen  u.  Verkehrsanstalten.  1.  Für  die  Entscheidung  dieser 
Frage  kommen  zunächst  folgende  Umstände  in  Betracht,  von  denen 
die  Wahl  des  leitenden  Finanzpidnzips  (No.  2)  teils  notwendig 
praktisch,  teils  selbst  prinzipiell  mit  abhängt:  a)  Die  absolute 

Höhe  der  Anlage-  u.  Betriebskosten,  b)  Die  allgemeine 
Finanzlage  des  betreffenden  öffentlichen  Körpers  als  Besitzers  u. 
Verwcalters.  c)  Die  erfolgte  oder  erfolgende  tatsächliche  Art 
der  Deckung  der  Anlagekosten  u.  der  etwa  nicht  aus  eigenen 
Einnahmen  der  Einrichtung  gedeckten  Erhaltungs-,  Verwaltungs- 
u.  Betriebskosten,  insbesondere  ob  aus  ordentlichen  Einnahmen 
des  öffentlichen  Körpers  oder  durch  Schuldaufnahme,  Anleihen 
desselben,  wo  dann  letztei’enfalls  Zinsen  u.  etwaige  Tilgung  wieder 
speziell  zu  decken  sind,  d)  Der  Grad  der  Gemeinnützigkeit 
der  Transportdienste  der  Wege  u.  Verkehrsanstalten,  der  Umfang, 
in  welchem  diese  Dienste  von  den  verschiedenen  Berufs-,  sozialen 
u.  Bevölkerungsklassen  iü  Anspruch  genommen  werden. 

2.  Die  leitenden  Finanzprinzipien.  Es  sind  hier  im 
Verkehrswesen  bei  Wegen  u.  Anstalten  in  öffentlichem  Besitz  u. 
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xr  u .X  rlio  nämlichen,  welche  bei  öffentlichen  Einrichtungen 

yTÄeften  überhaupt  in  Betracht  kommen:  a)  Das  Prinzip  der 

rciMn  Ausgabe  (die  Dienstleistung  als  „allgemeines  Genussgut 
reinen  ^ ^ ^ s Gebuhrenprinzip, 

Tdas^privatwirtschaftliche  (gewerbliche)  Prinzip,  d)  das 
Regalmierungs-  u.  darin  eventuell  enthalten  das  Besteuerungs- 

auch  's fx,  Verkehrsmittel  ü.  ders.,  Grundleg.  d.  theoret.  Staats- 

Be? der  Anwendung  des  ersten  Prinzips  wird  die  Benutz^g 
des  Wees  die  Leistung  (fes  Transportdiensts  ^m  Benutzer  n-  <iem 
Empfänger  dieses  Diensts  unentgeltlich  zu  Teil  u die  sämtlichen 
Kosten  ^der  Anlage,  Erhaltung,  des  Betriebs  werden  daher  von  Besiteer 
u Verwalter  der^  Einrichtung  getragen,  also  aus  den  sonstigen  Ein- 
nahmen des  betreffenden  öffentlichen  Körpers  bestritten,  event.  daher 

auch  aus  allgemeinen  Steuern.  , r>  i. 

b)  Bei  dem  sogen.  Gebührenprinzip  entrichtet  der  Benutzer  u. 
Empfänger  des  Diensts  eine  spezielle,  gesetzlich  oder  administrativ 
vorgeschriebene  u.  nach  Art  u.  Höhe  geregelte  ^ ergutung  eben  die 
.Gebühr“,  als  Gegenleistung,  regelmässig  m jedem  emzelnen  hall  der 
Benutzung  u.  des  Genusses  der  Leistung.  Je  nachdem  kann  diese  Ge- 
bühr so  bemessen  sein,  dass  ihre  Summe  einen  kleineren  oder  ^osseren 
Teil  oder  den  ganzen  Betrag  der  laufenden  Erhaltimgs-  u.  Betriebs 
kosten  deckt,  auch  darüber  hinaus  eine  teilweise  oder  volle  Veransu^ 
u.  eventuell  Amortisation  des  Betriebs-  u.  Anlagekapitals  u.  bedingt  selbst 
noch  weiter  darüber  hinaus  Ueberschüsse  gewährt  tritt  bei  der 

Anwendung  des  Gebührenprinzips  das  finanzielle  (fiskalische)  Interesse 
absichtlich  hinter  das  sachliche,  allgemeinvolkswirtschaftliche,  soaale, 
kulturelle  zurück  u.  wird  daher  „Überschuss Wirtschaft  u.  selbst  Kr- 
zielunff  voller  Deckung  von  Zins-,  Amortisations-  u.  sonstigen  Kosten 
oder  auch  nur  eines  grösseren  Teils  davon  nur  innerhalb  derjenigen  (Grenzen 
in  Aussicht  genommen  u.  tatsächlich  erreicht,  welche  die  beabsientigte 
ausreichende  oder  für  richtig  angenommene  Wahrnehmu^  der  sacn- 
liehen  Interessen  bedingt.  (Eine  Modifikation  des  (jebührenp^zips, 
mitunter  eine  Art  Pauschalierung  der  Gebühr,  kann  in  einem  bj^stem 
fester  Beiträge  von  tatsächlichen  oder  mutmasslichen  Benutzern^er 


Einrichtimg,  Geniessern  des  Diensts  oder  sonst  Vorteil  aus  der  Kin- 
richtung  Beziehenden  liegen,  ein  System,  welches  gerade  auch  im  Wege- 
wesen vorkommt). 

c)  Bei  Anwendung  des  privatwirtschaftlichen  (ge  werblichen) 
Prinzips  wird  die  Einrichtung  verwaltet  unter  Belastung  der  Benutzer 
u.  Geniesser  mit  so  hohen  ßitgeltleistungen,  dass  daraus  ein  höchst- 
möglicher Profit  (im  ökon,-techn.  Sinne)  erzielt  wird,  a^er  imter 
der  gleichen  Rechtsordnung  wie  im  freien  Verkehr,  daher  ohne  Bevor- 
rechtungen für  den  Besitzer  u.  Verwalter.  Mithin  erreichen  die  Ent- 
gelte diejenige  Höhe,  welche  die  Verhältnisse  in  diesem  Verkehr,  die 
Konkurrenz  usw.,  gestatten. 

d)  Bei  dem  Regalisierungsprinzip  wird  unter  HR^gä-lisierung“ 
hier  der  ausschliessliche  Vorbehalt  einer  Einrichtung  für  die 
oberste  öffentliche  Gewalt  verstanden,  mit  der  Rechtsfolge,  dass 

A.  Wagner,  soz.-Ökon.  Grundriss,  Bachbandelsausgabe.  Abteil.  II.  3 
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demnach  ein  Anderer  nur  mit  Zustimmung  dieser  Gewalt  (nach  deren 
Verleihung)  u.  nach  den  dafür  meist  aufgestellten  Bedingungen  die  Ein- 
richtung übernehmen  u.  verwalten  darf  u.  dass  bei  Selbstübernahme  u. 
-Betrieb  die  finanzielle  Regelung  der  Sache  der  öffentlichen  Gewalt 
überlassen  ist,  von  ihr  daher  eventuell  so  erfolgen  kann,  dass  ein  höchst- 
möglicher Profit  bezogen  wird,  a)  Dieser  kann  aber  und  soll  eventuell 
über  das  Maass  bei  c hinausgehen,  indem  die  Vorteile  des  Ausschlusses 
der  Konkurrenz  entsprechend  ausgenutzt  w’erden.  Das  Regal  wird 
dann  bei  Anwendung  auf  gewerbliche,  merkantile  u.  Produktionstätig- 
keiten überhaupt  zum  Monopol  (Finanzmonopol).  Für  die  Entgelt- 
sätze der  Benutzungen  u.  Leistungen  der  Einrichtung  können  daher  die 
Grundsätze  der  Monopolpreise  (s.  Abt.  I S.  2h3ff.)  eintreten.  Der  so 
über  das  Maass  des  üblichen  privatwirtschaftlichen  Profits  hinausgehende 
Gewinn  nimmt  in  diesem  Fall  den  Charakter  der  Steuer  an.  Der  fis- 
kalische Gewinn  besteht  daneben  darin,  dass  dank  Regal  u.  Monopol  der 
gevröhnliche  Profit,  welcher  bei  freiem  Verkelir  den  privaten  Unter- 
nehmern zufällt,  auf  den  Inhaber  u.  Verwalter  des  Monopols  übertragen 
wird,  ß)  Eine  solche  Regalisiening  kann  aber  ausser  oder  neben  diesem 
fiskalischen  auch  dem  rein  sacnlicheD  Zweck  dienen,  dem  Inhaber 
u.  Verwalter  des  Regals  die  volle  Konzentration  einer  Einrichtung 
bei  sich  zu  ermöglichen,  um  letztere  so  sachlich  vollkommener  ge- 
stalten u.  durchführen  zu  können,  auch  um  das  oben  unter  ö'J  S.  28  er- 


Interesse  mit  hervortreten,  damit  so  das  sachliche  Interesse  der  voll- 
kommeneren Ausgestaltung  ökonomisch  überhaupt  oder  besser  ver- 
wirklicht werden  kann.  Namentlich  auf  dem  Gebiete  des  Verkehrswesens 
kommt  eine  Regalisierung  aus  solchen  Gründen  vor  u.  ist  sie  zu  recht- 
fertigen,  selbst  zu  verlangen.  (Post,  Telegraph). 

3.  Die  Wahl  des  leitenden  Finanzprinzips  im  öffentlichen 
Verkehrswesen,  a)  ZMuschen  diesen  verschiedenen  Prinzipien  kann 
nun,  wie  auf  anderen  A^'erwaltungsgebieten,  so  auch  auf  dem  des 
Verkehrswesens  eine  Wahl  stattfinden  u.  ist  sie  in  der  gescliicht- 
lichen  Entwicklung  in  verschiedener  AVeise  erfolgt.  Dabei  sind 
auch  gewisse  Kombinationen  der  Prinzipien  möglich,  b)  Wie 
im  allgemeinen  so  auch  hier  kann  aber  die  Frage  der  richtigen 
Wahl  nicht  absolut,  sondern  nur  relativ  entschieden  werden, 
verschieden  historisch  u.  örtlich,  auch  nach  Fällen. 

Daher  nach  den  gegebenen  Umständen,  nach  Zeitaltern,  Ländern, 
Entwicklungsstufen  der  Volkswirtschaft  u.  der  sozialen  u.  Kultur- 
verhältnisse, auch  mit  Rücksicht  auf  die  konkrete  Finanzlage,  ver- 
schieden nach  den  Arten  der  Wege  u.  Verkehrsanstalten  u.  innerhalb 
der  einzelnen  solchen  wieder  nach  Zweigen,  im  Ganzen  mit  Berück- 
sichtigung der  unter  C,  1 hervorgehobenen  Punkte. 

c)  So  ist  auch  halb  unbewusst  u.  neuerdings  mehr  u.  mehr 
zielbewusst  in  der  geschichtlichen  Entwicklung  im  Ganzen  ent- 
schieden worden,  d)  Für  die  Gegenwart  u.  für  die  Länder 

europäischer  Kultur,  bes.  Deutschland,  auch  hier  im  Einzelnen 
w'ieder  mit  Modifikationen,  u.  a.  nach  lokaler  Volksdichte,  wird 
folgende  Entscheidung  aufgestellt  werden  dürfen. 
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a)  Das  Prinzip  der  reinen  Ausgabe  (allgemeines  Genuss- 
gut) ist  nur  beschränkt  anzu wenden,  wird  aber  unter  gewissen 
Verkehrsverhältnissen  mehr  anwendbar  in  bestimmten  Fällen, 
aa)  Es  ist  nicht  anzu  wenden,  wo  seine  Wirkung  ein  zu  weit- 
gehender „Kommunismus“,  leicht  sogar  zu  Gunsten  wirt- 
schaftlich Stärkerer,  der  Bezug  von  wirtschaftlichen  Vorteilen  aut 
Kosten  der  Allgemeinheit  wäre  (so  auf  kostspielig  regulierten  schiff- 
baren Strömen);  ferner  wo  die  Benutzungen  sich  klassenweise  u. 
individuell  zu  sehr  differenzieren  (Verkehrsanstalten),  auch  durch 
Unentgeltlichkeit  der  Benutzung  diese  letztere  nicht  aut  das  richtige 
Bedürfnis  eingeschränkt,  daher  die  Kosten  unnötig  gesteigert 
werden  (keine  Porto-,  Telegramm-,  Fahrgeld-Freiheiten),  bb)  Die 
Anwendung  des  Prinzips  ist  zulässig,  wird  es  immer  mehr  u. 
■wird  zweckmässig  u.  selbst  geboten,  wenn  die  Benutzung  eine 
immer  allgemeinere  wird,  ihre  Ermöglicliung  u.  Erleichterung  im 
' Gesanitinteresse  liegt,  die  Anlage-,  Betriebs-,  Erhaltungskosten 

massige  oder  schon  getilgte  oder  aus  laufenden  ordentlichen  Ein- 
nahmen des  öffentlichen  Körpers  unbedenklich  gedeckt  sind. 

Daher  bei  gewöhnlichen  Orts-  u.  Landstrassen,  auch  selbst  Kunst- 
strassen (Chausseen),  auch  (meist)  bei  Brücken  berechtige  unentgeltliche 
Benutzung  u.  Wegegeldfreiheit  heute  in  entwickelten  \erkehrs- 
verhältnissen,  meist  allgemein  für  Fussverkehr,  immer  mehr  auch  für 
Fahr-  u.  Reitverkehr.  Doch  immer  ist  diese  Unentgeltlichkeit  nicht  so 
unbedingt  u.  so  ausnahmelos  überall  richtig,  wie  die  vulgäre  Ansicht  will. 
Für  die  praktische  Entscheidung  wird  es  auch  darauf  ankommen,  ob 
verschiedene  Benutzer  u.  Gruppen  von  solchen  doch  eine  nachweisbar 
u,  einigermassen  messbar  verschiedene  Benutzung  vornehmen,  dadurch 
in  verschiedenem  Grade  Abnutzung  bewirken  (Wege)  u.  Erhaltungs- 
kosten nötig  machen;  ferner  ob  u.  wie  man  die  Kostendeckung  ander- 
weit  überhaupt  u.  passend  dui'chführen  kann  (aus  allgemeinen  Mitteln, 
aus  Interessentenbeiträgen  u.  Leistungen,  aus  Spezialsteuern).  U.  A.  wird 
das  neuere  Prinzip  der  unentgeltlichen  Benutzung  der  Wege  gerade  in 
neuester  Zeit  mit  Recht  wieder  modifiziert,  indem  gewisse  besonders  stark 
I den  Weg  benutzende,  eventuell  ihn  dadurch  auch  noch  bes.  stark 

i abnutzende  Interessenten  zu  Sonderbeiträgen  herangezogen  werden 

1 (Forst-,  Bergwerks-,  Fabrikbetriebe  u.  a.  m.,  neuere  preuss.  u.  sonst.  Gesetze). 

Auch  für  Automobilverkehr  lässt  sich  unter  solchem  Gesichtspunkte 
eine  Abgabepflicht  rechtfertigen,  selbst  verlangen  (allerdings  dann  mehr 
I zu  Gunsten  der  Kostenträger  des  Wegewesens,  meist  daher  der  Lokal- 

u.  sonstigen  Selbstverwaltungen,  auch  der  Staaten,  nicht  als  Reichs- 
abgabe, die  höchstens  mit  praktisch-finanztechnischen  Gründen  u.  als 
I eine  Art  Luxussteuer  zu  rechtfertigen  ist). 

} Das  Gebühreuprinzip  ist  im  allgemeinen  da  anzu- 

I wenden,  wo  das  Prinzip  der  reinen  Ausgabe  nicht  oder  noch 

nicht  angängig  ist. 

! Daher  alsdann  u.  solange  bei  den  Wegen  für  den  allgemeinen 

j Verkehr.  Ferner  bei  den  Verkehrsanstalten  niässigeren  Kosten- 

aufwands u.  etwa  bei  solchen,  welche  mit  öffentlichen  Zuschüssen  aus 
laufenden  ordentlichen  Einnahmen,  ohne  oder  ohne  erhebliche  Belastung 
der  Finanzen  mit  Zinsen  u.  Tilgungen  von  Schulden,  hergestellt  worden 
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sind;  heute  bei  uns  im  Ganzen  mit  Reclit  bei  Post,  bes.  ihrem  Haupt- 
zweig,  der  Briefpost,  beim  Telegraphen. 

aa)  Für  das  Maass  der  Gebühren,  die  Hohe  der  Gebührensätze 
kommt  in  Betracht  die  Hölie  des  zu  deckenden  Kostenaufwands, 
im  konkreten  Fall  die  Finanzlage  des  Kostenträgei's,  ferner  wieder 
das  Maass  der  Gemeinnützigkeit,  der  klassen-  u.  individuenweise 
gleichmässigeren  oder  sich  danach  differenzierenden  Benutzung, 
der  Gefahr,  auch  hier  eine  übermässige,  so  unnütz  kostensteigernde 
Benutzung  durch  zu  niedrige  Gebühren  hervorzurufen,  auch  des 
Grads  der  durch  die  verschiedenen  Verkehre  bewirkten  Abnutzung, 
Auch  liier  ist  ein  zu  weit  gehender  „Kommunismus^*  abzuweisen, 
auch  bei  Verkehrsanstalten,  wie  Post,  Telegraph,  Eisenbahn,  Bei 
der  Feststellung  der  Tarife  ist  auch  die  Folge  in  Anschlag  zu 
bringen,  dass  sehr  niedrige  Gebührensätze  den  Grossbetrieb  vor 
Büttel-  u,  Kleinbetrieb  übermässig  begünstigen  können, 

Postporto  für  Drucksachen,  Reklamepapiere,  Warenkataloge, 
Telegrammgebühven,  Packetporto,  niedrige  Eisenbahnfahrpreise.  Der 
Vorteil  davon  für  den  Grossbetrieb  ist  öfters  relativ  viel  grösser  als 
für  den  übrigen  n.  das  ist  das  sozial-polit.  Bedenken,  dem  auch  unsere 
niedrigen  Gebührensätze  nicht  genug  Rechnung  tragen  möchten. 

bb)  Die  Regelung  des  Gebührentarifs  für  Wege  u. 
Verkehrsanstalten  sollte  daher  nach  allen  solchen  Gesichtspunkten 
sehr  vorsichtig  erfolgen,  nicht  nur  einseitig  nach  der  Parole: 
., möglichst  niedrige  Tarife“. 

Dies  umso  weniger,  als  hier  ein  „freihändlerischer“  Satz  viel  zu 
sehr  verallgemeinert  u.  förmlich  wieder  zu  einem  Dogma  erhoben  wird, 
dass  nämlich  stets  möglichste  Niedrigkeit  der  Tarife,  Hei'absetzung  der- 
selben nicht  nur  das  volkswirtschaftlich  immer  Richtige  — auch  eine  zu 
weitgehende  Generalisation  — , sondern  auch  finanziell  das  Beste 
sei,  weil  sich  der  Verkehr  stark  u.  rasch  heben  u.  so  mehr  einbringen 
werde  als  vorher.  Das  ist  aber  keineswegs  stets  so  (englische  Porto- 
reform, Pennyporto),  ganz  abgesehen  davon,  wie  sich  bei  selbst  höherem 
Rohertrag  die  Kosten  u.  daher  wieder  der  Reinertrag  stellen.  Hier 
kann  erst  die  Erfahrung  entscheiden  u.  muss  vorsichtig  experimentiert 
werden. 

cc)  Schwierigkeiten,  finanziell  u.  ökonomisch  angemessene 
Tarifsätze  festzustellen,  festzuhalten  u.  eventuell  zu  erhöhen,  bietet 
allerdings  der  Umstand,  dass  bei  höherem  Gebührensatz  die 
Benutzung  abnehmen  kann  u.  so  ein  bezielter  Reinertrag  noch 
weniger  erreicht  Avird.  Dies  kann  dazu  nötigen,  geAvisse  Gebühren- 
sätze niedriger  anzusetzen,  als  eigentlich  richtig,  d.  h.  dem  Grade 
der  VorteilsgCAA^ährung  u.  Kostenverursachung  nach  angemessen  wäre. 

Z.  B.  beim  Telegraphen,  bei  einzelnen  Postzweigen,  bes.  beim 
Waren-  u.  Personenklassentarif  von  Eisenbahnen,  Schifffahrtsdiensten. 
(So  wohl  sicher  zu  wohlfeile  Tarifsätze  für  zweite,  vollends  erste 
Wagenklasse  im  Personenverkehr  der  Eisenbahnen  bei  uns,  was  die  da- 
von Vorteil  Ziehenden  selten  berücksichtigen).  Auch  für  die  Telegramm- 
gebühren im  Ganzen  gilt  Gleiches,  wüeder  zum  einseitigen  Nutzen  be- 
stimmter Gesellschaits-  u.  Wirtschaftsklassen.  (S.  u.  u.  D.). 
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dd)  Massige  Gebühren,  in  der  Richtung  der  Annäherung 
an  das  Prinzip  des  freien  Genussguts  für  den  Benutzer  u.  mit  dem 
Effekt  verringerten  Reinertrags,  daher  Annäherung  an  u.  selbst 
Uebergang  zu  dem  Prinzip  der  reinen  Ausgabe  für  den  öffentlichen 
Körper  in  den  einen,  höhere  Gebühren,  in  der  Richtung  des  privat- 
Avirtschaftlichen,  selbst  des  Besteuerungsprinzips  u.  mit  dem  Effekte 
der  Ueberscliusswirtschaft  in  den  anderen  Fällen,  sind  dann  auch 
praktisch  Avie  prinzipiell  zu  verlangen  u.  zu  rechtfertigen. 

ee)  Auch  für  das  TarifAvesen  von  regulierten  Strömen, 
Kanälen  und  der  „höheren“  Verkehrsanstalten,  also  für  Verkehrs- 
einrichtimgen  höheren  Kostenaufwands,  sind  diese  Gesichtspunkte 
mit  aufzustellen,  dabei  aber  mit  Unterscheidung  der  einzelnen 
Zweige  einer  jeden.  Unbedingt  ausgeschlossen  zu  Gunsten  des 
Gebülirenprinzips  sind  deshalb  das  dritte  u.  vierte  Prinzip  indessen 
nicht  von  vornherein.  Vornehmlich  erst  nach  starker  Amortisation 
des  Anlagekapitals  A\drd  hier  das  Gebührenprinzip  bei  intensiverer 
Verkebrsentwicklung  eventuell  iimfaßeuder  anzuAA^enden  sein,  also 
nicht  unbedingt,  noch  Aveniger  das  Prinzip  inässiger  Gebührensätze. 

ff)  Unentgeltlichkeit  der  Benutzung  von  für  Schiffahrts- 
zwecke kostspielig  regulierten  Strömen  u.  vollends  von 
Kanälen  ist  demnach  im  Ganzen  aa-oIiI  abzuweisen  (praktisch  tür 
erstere  z.  B.  bei  uns  auf  dem  Rhein).  Bei  der  Post  sind 
niedrigere  Gebühren  im  ^Igeraeinen  mehr  als  bei  der  Telegraphie 
zu  rechtfertigen.  Freilich  bei  jener  unter  besonderer  Rücksicht  auf 
historische  Relativität. 

Früher,  wegen  höherer  Transportkosten,  bei  Tragung  derselben 
durch  die  Post  allein,  beinahe  fast  alleiniger  Benutzung  sogar  der  Brief- 
post; vollends  der  anderen  Zweige  durch  die  wohlhabendere  u.  die 
erwerbsgeschäftliche,  bes.  die  merkantile  Bevölkerung,  w^aren  höhere 
Porti  ganz  angemessen  (ebenso  wie  genauer  nach  Entfernung  abgestufte); 
heute,  bei  in  allen  diesen  Punkten  eingetreteneu  Veränderungen,  bes. 
auch  infolge  von  WanderungsbeAA^egung,  Freizügigkeit,  Gewerbefreilieit, 
Verbreitung  der  Elementarkenntnisse  unter  den  am  Postverkelir  ^auch 
für  Packet-,  Geldsendungen)  stark  mit  interessierten  unteren  \ olks- 
klassen,  auch  bei  der  Entwicklung  gi'oßen  interlokalen  Personen-  und 
Güterverkehrs,  mit  Wirkung  Avie  Ursache  der  industriestaatlichen  Ent- 
wücklung,  liegen  die  Dinge  anders  u.  ist  niedriges  Porto  (u.  gleich- 
mässiges  ohne  oder  fast  ohne  Rücksicht  auf  die  Entfernung)  im  Ganzen 
das  Richtige,  volkswirtschaftlich,  sozialpolitisch,  wie  fiskalisch  betrachtet 
(E.  Sax).  (S.  über  die  Frage  von  Porto  nach  Entfernung  auch  u.u.  D.). 

„Volle  Unentgeltlichkeit  der  Verkehrsanstalten“*  wie  „heute  der 
gewöhnlichen  Strassen“  im  Sozialist.  Zukunftsstaate  ist  eine  der 
sozialistischen  lockenden  Aussichten  (Liebknecht).  „Machen  könnten 
wir  das  heute  auch“,  darf  man  erwidern,  es  kommt  eben  nur  darauf  an, 
ob  es  zweckmässig  A\'äre  u.  wer  die  Kesten  trägt  u.  dies  müsste  eben 
auch  im  „Sozialstaate“  geschehen.  Ob  passender  auf  allgemeine  Kosten 
oder  auf  die  der  Benutzer,  ist  eben  die  Frage  u.  wolü  im  letzteren 
Sinn  zu  beantw'orten  (mein  Aufs,  in  d.  Ztsclir.  Kosmopolis  a.  a.  0.).  Das 
Verlangen  gebührenfreier  Benutzung  kostspielig  regulierter  Ströme,  sehr 
niedriger  Tarifsätze  für  Kanäle,  unter  starken  öffentlichen  Zuschüssen, 
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läuft  auf  ähnliche  Forderung  hinaus,  diesmal  aus  kapitalistischen  Spezial- 
interessentenkreisen mit  Betonung  der  mitspielenden  „allgemeinen  Ver- 
kehrsinteressen“. welche  sich  eben  doch  sehr  verschieden  verteilen. 
„Nicht  zu  viel  Kommunismus“,  muss  auch  hier  die  warnende  Parole  sein. 

y)  Das  privatwirtschaftliche  (geAverbliche)  Prinzip, 
aa)  Ohne  Unterstützung  seiner  Anwendung  durch  Vorrechte  im 
Verkehr,  Avie  sie  dem  Kegal  entspringen,  u.  andererseits  ohne  ab- 
sichtliches Masshalten  in  seiner  AiiAvendung,  wie  es  im  Gebühren- 
Avesen  mit  Kücksicht  auf  die  mitspielenden  öffentlichen  Verkehrs- 
interessen statttindet,  deren  Wahrnehmung  der  tiefere  Grund  der 
Uebernahrae  der  Einrichtung  durch  den  Stajit  oder  einen  anderen 
öffentlichen  Körper  ist,  ist  bei  öffentlichen  Wegen  u.  Verkehrsanstalten 
das  gewerbliche  Prinzip  früher  selten,  Avenn  überhaupt  einmal,  das 
leitende  Finanzprinzip  geAvesem  bb)  Auch  in  der  GegenAvart  Avird 
in  den  Kulturstaaten  dies  Prinzip  auf  diesem  Gebiete  geAvöhnlich 
abgelehnt  zu  Gunsten  des  Gebührenprinzips,  Avenn  überhaupt  eine 
Einnahme  erzielt  Averden  soll,  höchstens  mit  Zulassung  einer 
Gebührenregelung,  Avelche  eine  Annäherung  an  die  Erzielung  einer 
befriedigenden  GeAverbsrente  gestattet. 

cc)  Indessen  lässt  sich  Avohl  beim  Telegrajthen,  bei  der  Post, 
zumal  bei  einzelnen  PostzAveigen,  AAÜe  der  Personen-,  Packet-,  Geld- 
post, auch  für  .Scliiffahrtslinien,  namentlich  aber  bei  kostspielig 
regulierten  Flüssen  u.  Aollends  bei  Kanälen  u.  Eisenbahnen  auch 
die  grundsätzliche  Amvendung  des  geAverblichen  Prinzips  recht- 
fertigen.  Bei  diesen  letzteren  beiden  minde.stens  solange,  als  das 
meist  so  hohe  Anlagekapital  nicht  amortisiert  ist,  u.  zwar  in  allen 
diesen  Fällen,  auch  Avenn  diese  Einrichtungen  im  öffentlichen  Besitz 
u.  Betrieb  stehen. 

aa)  Dass  in  solchem  Fall  die  Anwendung  des  geAvei’blichen 
Prinzips  ein  Widersj)ruch  Aväre,  ist  zu  bestreiten,  sobald  geAvisse 
Bedingungen  erfüllt  u.  allerdings  nötige,  aber  auch  mögliche  u. 
gerade  beim  Prinzip  öffentlichen  Besitzes  n.  Betriebs  auAvendbare 
Kautelen  getroffen  Averden.  Das  ist  allerdings  zu  A'erlangen,  um 
dem  tieferen  Grund  der  öffentlichen  üebernahme  Kechnung  zai 
tragen.  Die  Durchführbaikeit  solcher  Kautelen  bleibt  auch  hier 
der  Vorzug  vor  Privatbesitz  u.  Betrieb.  Stehen  Eisenbahnen, 
Kanäle,  Schiffahrtslinien,  Telegraphenlinien  in  solchem  Besitz  u. 
Betrieb,  so  erfolgt  ohnehin,  ja  gilt  als  selbstverständlich  die  An- 
Avendung  des  geAverblichen  Prinzips,  aber  eben  ohne  solche  Kautelen. 

Die  Bedingungen  u.  Kautelen  für  die  Anwendung  dieses 
Prinzips  auf  öffentliche  Verkehrsanstalten  sind:  ei-stens,  aus 

reichende  Wahrnehmung  der  allgemeinen  AUilksAvirtschaftlichen  u. 
sozialen  Verkehrsinteressen,  auch  unter  Befolgung  einer  dem  ent- 
sprechenden Tarifpolitik;  zAveitens,  Regelung  der  Arbeiter-  u. 
Beamtenverhältnisse,  auch  nach  der  finanziellen  Seite,  in  genügender 
Weise,  daher  namentlich  bezüglich  der  Arbeitszeit,  des  Arbeits- 
maasses  in  dieser  Zeit,  der  Lohn-,  Gehalts-,  Pensionsverhältnisse  usw.; 
drittens,  Vermeidung  einer  Ausnutzung  der  etAvaigen  faktischen 
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Monopolstellung  zur  Fernhaltung  oder  Unterdrückung  der  Konkurrenz 
von  privaten  Verkehrseinrichtungen,  yy)  Wenn  unter  diesen  Vor- 
aussetzungen dann  auch  ein  Ueberschuss  in  einem  Maass  ver- 
bleibt, welches  die  bei  AnAvendung  blossen  Gebübrenprinzips  vor- 
kommende Höhe  überschreitet,  wenn  absichtlich  selbst  auf  einen  so 
hoben  Ueberschuss  in  der  VerAvaltung  hingestrebt  wdrd,  so  ist  das 
als  zulässig  anzusehen,  öö)  Ebenso  dann  auch  die  Verwendung 
solchen  Ueberschusses  nicht  etwa  prinzipiell  nur  zur  weiteren  Ent- 
Avicklung  der  Verkehrseinrichtungen,  zur  Tarifreduktion,  wenn  sich 
das  auch  praktisch  oft  empfehlen  wird,  sondern  auch  zu  den 
sonstigen  Zwecken,  zur  Deckung  anderer  öffentlicher  Ausgaben  des 
öffentlichen  Körpers. 

Darin  kann,  unter  Innehaltung  jener  Bedingungen  u.  Kautelen, 
auch  nicht  eine  eigentliche  „Verkehrsbesteuerung“  gesehen 
werden,  wie  es  interessierte  Praktiker  wohl  tun,  ganz  abgesehen  von 
der  mindestens  nicht  ohne  weiteres  unbedingt  zu  verneinenden  Frage, 
ob  auch  eine  solche  „Besteuerung“  sich  rechtfertigen  Hesse.  Aber  eine 
..Besteuerung“  Hegt  hier,  wenn  A'oraussetzungsAA'eise  nicht  fiskalische 
Politik  mittelst  Regals  noch  mittelst  Ausnutzung  faktischer  Monopol- 
stellung verfolgt  wird,  auch  nicht  vor.  Es  ist  nur  die  gleiche  Politik, 
welche  jede  private,  enA^erbsgesellschaftliche  Verkehrseinrichtung  befolgt, 
nur  ohne  Erfüllung  jener  Bedingungen  u.  Kautelen.  Jeder,  nundestens 
jeder  den  üblichen  Zmsfuss  übersteigende  Gewinn  solcher  Privatunter- 
nehmungen  müsste  dann  folgerichtig  auch  „Steuer“  sein.  Das  lehnen 
gerade  jene  Praktiker,  auch  wohl  die  Interessenvertretungen  des  Handels, 
z.  B.  in  Handelskammern,  ab,  Avelche  solchen  Gewinn  bei  öffentlichen 
Unternehmungen  „Steuer“  nennen  u.  daher  z.  B.  die  preussischen  Staats- 
eisenbahnüberschüsse (jetzt  ungefähr  7 pCt.  Verzinsung)  als  eine  \ erkehrs- 
besteuerung  ansehen.  Das  heisst  mit  zweierlei  iMaass  messen.  Sozialisten 
urteilen  ebenso,  aber  sind  dann  wenigstens  konsequent,  da  sie,  freilich 
an  sich  falsch,  den  Geschäftsprofit  überhaupt  der  Steuer  gleichstellen. 

dd)  Von  dieser  hier  A'ertretenen  Auffassung  aus  sind  solche 
Eisenbahnüberschüsse  p r i v a t av  i r t s c h a f 1 1 i c h e r (geAverbliclier) 

Reinertrag.  Ihn  zu  erstreben,  Verwaltung  u.  Betrieb  danacb  einzu- 
ricbten,  ist  als  statthaft  zu  bezeichnen.  Von  Kanälen,  regulierten 
Strömen,  Telegraphen,  wie  von  der  im  Uebrigen  Avegen  ihrer  uni- 
verselleren Bedentung  doch  etAvas  anders  stehenden  Post  kann  das- 
selbe gesagt  Averden.  Das  ist  keine  verAvertliche  „fiskalische“ 
Politik. 

Postüberschüsse  in  unseren  deutschen  u.  in  der  Praxis  anderer 
Staaten,  bei  welchen  man  ohnehin  eine  Verzinsung  u.  Tilgimg  des  ver- 
wendeten Anlage-  u.  Betriebskapitals  nicht  abzurechnen  pflegt,  die  also 
tatsächlich  niedriger  sind,  als  sie  scheinen,  vollends  Staatseisenbahn- 
überschüsse in  der  Praxis,  selbst  so  hohe  wie  die  neueren  preussischen, 
Averden  daher  mit  Unrecht  als  solche  „fiskalische“  Politik  angegriffen. 
Eine  derartige  Finanzpolitik  lässt  sich  auch  finanztheoretisch  noch  in 
umfassenderem  Masse  rechtfertigen,  als  es  an  dieser  Stelle  möglich  ist, 
S.  für  diese  Fragen  bes.  G.  Cohn’s  Arbeiten. 

d)  Das  Regalisierungspriuzip  aa)  in  fiskalischer  Tendenz 
hat  in  der  früheren  Postpolitik,  im  17. — 18.  Jahrh.  u.  selbst  noch 
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später,  sogar  in  der  Briefpost,  aligeineinere  Anwendung  gefunden, 
im  Widerspruch  mit  dem  tieferen  sachlichen  Grunde  der 
Eegahsierung.  Für  ehemalige  Verkehrs-,  allgemeine  Wirtschafts- 
u.  soziale  Verhältnisse  auch  nicht  ohne  weiteres  verwerflich,  zur 
ökonomisch-finanziellen  Uurchtuhrung  des  Postwesens  öfters  wohl 
auch  geboten,  wird  eine  solche  Regalisierung  zu  rein  fiskalischen 
Zwecken  heute  in  unseren  Ländern  geM^öhnlich  mit  Recht  abzu- 
lehnen u.  in  der  Praxis  zu  vermeiden  sein  u.  so  geht  man  hier 
auch  vor.  Aber  bb)  eine  wenigstens  partielle  Regalisierung  aus 
sachlichen  Gründen,  nämlich  um  das  oben  erwähnte  Prinzip  der 
Vereinigung  von  Aktiv-  u.  Passivkursen  u.  die  Uebertragung  der 
finanziellen  Ergebnisse  zwischen  ihnen  in  Einer  vermögensrechtlich 
einheitliclien  öffentlichen  Anstalt  durchführen  zu  können,  ist  auch 
gegenwärtig  bei  der  Post,  mindestens  bei  der  Nachrichtenpost 
(Briefe, . Postkarten)  durchaus  zweckmässig,  ja  selbst  geboten  im 
Verwaltungs-  u.  im  auch  dessentwegen  mitspielenden  Finanz- 
interesse. Das  Gleiche  gilt  vom  Telegraphen.  Die  Forderung  der 
liberal-individualistischen  Nationalökonomie  „fort  mit  den  Regalen'* 
geht  hier,  wie  in  anderen  Fällen,  zu  weit. 

Deutsches  Gesetz  v.  28.  Okt,  1871,  über  Post-  u.  Posttaxwesen,  mit 
späteren  Abänderungen,^ Reichsges.  v.  20.  Dez.  1899. 

4.  Ergebnis  für  die  finanzielle  Frage  im  öffentlichen 
Verkehrswesen  u.  für  die  einzelnen  Kategorien,  a)  Ein  einziges 
der  vier  leitenden  Finanzprinzipien  ist  nicht  allgemein  anwendbar. 

b)  Wie  es  in  Wirklichkeit  geschehen,  ist  auf  diesem  Gebiete  eine 
historisch  u.  örtlich  relative,  nach  Kategorie  u,  Spezialzweig 
unterscheidende  Entscheidung  auch  das  prinzipiell  Richtige. 

c)  Durch  Modifikationen  der  Finanzprinzipien,  Kombinationen  der- 
selben untereinander  sind  öfters  Annäherungen  der  Prinzipien  an- 
einander bei  deren  praktischer  Anwendung  erfolgt  u.  ist  auch  dies 
das  prinzipiell  Richtige,  d)  Je  weniger  auf  den  Verkehrseinrichtungen 
Kapitalaufwand,  welcher  zu  verzinsen  ii.  zu  tilgen  ist,  von  vorn- 
herein oder  dank  erfolgter  Tilgung  noch  lastet,  desto  günstiger  ist 
auch  volkswirtschaftlich  die  Lage,  weil  man  dann  in  der  Wahl  u. 
im  Maass  der  Durchführung  jedes  Prinzips,  in  ihrer  Kombination  u. 
Annäherung  unter  einander  sich  freier  bewegen  u.  die  Verkehrs- 
interessen angemessen  berücksichtigen  kann,  e)  Aber  grundsätzlich 
kann  die  Verkehrspolitik,  auch  die  Tarifpolitik,  nicht  ausschliess- 
lich nach  Verkehrs-  u,  sozialpolitischen  Interessen  vorgehen,  sondern 
muss,  soll  u.  darf  eigene  ökonomische  u.  finanzielle  Interessen  des 
öffentlichen  Körpers  als  Besitzers  u.  Verwalters  mit  wahrnehmen, 

f)  Die  einzelnen  öffentlichen  Verkelirseinrichtungen  sind 
verschieden  zu  behandeln. 

a)  Die  dem  allgemeinen  Verkehr  des  Publikums  dienenden 
Land-,  Stadt-  u.  natürlichen  Wasserstrassen  sind  in  unseren 
Ländern  in  der  Gegenwart  passend  nach  dem  Prinzip  des  freien  Genuss- 
guts, unter  L mständen  auch  nach  dem  Gebührenprinzip  u.  zwar  massiger, 
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doch  einen  angemessenen  Beitrag  zur  Kostendeckung  liefernder  Ge- 
bühren zu  verwalten,  unter  Umständen  selbst  bis  zur  Annäherung  an 
volle  Verzinsung  u.  an  Gewährung  genügender  Amortisationsmittel  aus 
dem  Reinertrag  über  die  laufenden  Betriebskosten  hinaus.  Gleiches  gilt 
von  den  Einrichtungen  zur  Benutzung  dieser  Wege,  wie  Häfen,  Pack- 
häuser, Docks  u.  dgl.  m.,  wobei  Annäherung  an  u.  selbst  Ueberschreiten 

der  Gewerbsrente  noch  mehr  zulässig  erscheint.  o i 

ß)  Kanäle  u.  teuere  Stromregulierungen  für  die  bchmahrt 
sind  möglichst  nach  dem  Gebührenprinzip  mit  voller  Kostendeckung 
seitens  der  Interessenten  in  Beiträgen  u.  Gebühren  zu  verwalten,  mit 
Annäherung  an  Gewerbsrente  unter  den  genannten  Kautelen,  auch  unter 
besonderer  Berücksichtigung  des  Umstands,  dass  die  ganz  unvermeidliche 
Beschränkung  solcher  Wasserstrassen  auf  gewisse  Gebietsteile  eine  be- 
sondere Begünstigung  dieser  vor  anderen  bedingt  u.  die  „allgemeinen 
Vorteile  solcher  Kanäle  u.  Flüsse  sich  doch  sehr  stark  in  den  V irkungeu 
dieser  Wasserstrassen  auf  die  Benutzer  differenzieren. 

y)  Die  Post  wird  aa)  in  der  Nachrichten-  (Brief-,  Karten-)  Post 
nach  mass vollem,  aber  Kostendeckung,  wieder  inkl.  Verzinsung  u. 
Tilgung  des  Anlage-  u.  Betriebskapitals,  verbürgendem  Gebührenprinzip, 
unter  den  genannten  Kautelen  auch  nach  gewert)lichem  Prinzip,  bb ) die 
Drucksachen-  (inkl.  Zeitungs-)  Post  ähnlich,  aber  mit  noch  mehr  An- 
näherung au  volle  Kostendeckung,  cc)  die  Geld-  u.  dd)  vollends  die 
Pack  et  post  noch  mehr  unter  letzterer  Rücksicht  u.  ee)  die  Personen - 
post  zumal  hiernach,  soweit  bei  dieser  nicht  etwa  Rücksicht  aut  Eisen- 
bahnlosigkeit  der  Gegend  Abweichungen  rechtfertigt  u.  selbst  gebietet, 
zu  verwalten  sein.  (Unser  oOPfennig-Packetporto  für  alle  Entfernungen 
im  Postgebiet  möchte  zu  niedrig,  u.  wie  schon  bemerkt,  neben  allgemeinen 
Vorteilen,  die  es  bietet,  auch  für  Kleingeschäfte,  doch  volkswirt- 
schaftlich u.  sozialpolitisch  bedenklich  sein).  Allgemeine  Post- 
überschüsse sind  innerhalb  der  angedeuteten  u.  durch  die  genannten 
Kautelen  bedingten  Grenzen  statthaft,  aber  anderseits  auch  Deficite, 
die  sich  für  ein  grosses  Postgebiet  (Nordamerika,  Russland)  nicht  immer 
vermeiden  lassen,  sind  wegen  Verkehrs-  u.  politischer  Interessen  zu 

übernehmen.  ^ 

J)  Der  Telegraph  (u.  das  Telephon)  sind  möglichst  nach  dem 

Gebührenprinzip  voller  Kostendeckung,  einschliesslich  Zins  u. 
Amortisation  des  Anlage-  u.  Betriebskapitals,  zu  verwalten.  ^ Auf  Er- 
reichung dieses  Zieles  ist  hinzustreben,  auch  bei  unterseeischen  u. 
ozeanisAen  Kabeln,  mit  Abweichungen  nur  ausnahmsweise,  u.  mehr 
nach  politischen,  als  nach  „allgemeinen  Verkehrsinteressen^‘,  da  diese 

ferade  hier  dafür  doch  meist  zu  sehr  Klasseninteressen  sind.  Doch 
Önnen  internationale  Konkurrenzrücksichten  wohl  auch  solche  Ab- 
weichungen gebieten.  Wenn  praktisch  durchführbar,  ist  im  allgemeinen 
beim  Telegraphen  mehr  als  bei  der  Post  Annäherung  an  Gewerbsrente 

zulässig.  , . 1 r>.  Ul 

ci  Eisenbahnen,  aucliLokal-,  städtische  Strassenbalinen, 

sind  aa)  im  Ganzen  nach  dem  privatwirtschaftlichen  Prinzip,  nur  be- 
dingt, insbes.  meist  erst  nach  genügender  Kapital-  (Schuld-)  Tilgung  nach 
dem  Gebührenprinzip,  aber  ebenfalls  möglichst  unter  voller  Deckung  der 
Kosten  inkl.  Zins  u.  Tilgung,  zu  verwalten,  (unter^  den  genannten 
Kautelen  auch  mit  Hinzielung  auf  Ueberschuss).  bb)  Nach  Aerkehrs- 
objekten  u.  Zweigen  indessen  verschieden,  unter  Rücksicht  aut 
soziale  Momente  im  Personenverkehr  (niedrigere  Tarife  für  die  unteren, 
höhere,  soweit  ausführbar,  für  die  höheren  u.  vollends  die  reichsten 
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Klassen)  u.  auf  volkswirtschaftliche  Momente  im  Güterverkehr  (niedrige 
Tarife  für  Massenprodukte,  höhere  für  die  wertvolleren),  wonach  die 
Entwicklung  in  der  Praxis  auch,  aber,  bes.  im  Personenverkehr,  nicht 
immer  genügend,  verfährt.  (S.  Weiteres  unter  D.) 

C)  Pei  etwaigen  Schiffahrtslinien,  auch  den  grossen  ozeanischen, 
welche  bisher  legelmässig  nicht  im  öffentlichen  Besitz  u.  Betrieb  stehen, 
sondern  in  dem  von  Privaten,  bes.  Erwerbs- Aktiengesellschaften,  eventuell 
unter  Staatssubvention,  sind  die  Fragen  des  leitenden  Finanzprinzips 
im  Ganzen  ähnlich  wie  bei  den  Eisenbahnen  zu  entscheiden. 

>])  Abweichungen  in  der  praktischen  von  dieser  hier  befür- 
worteten grundsätzlichen  Behandlung  der  einzelnen  Verkehrs- 
einrichtungen können  aa)  namentlich  bei  V^ereinigung  verschiedener 
Kategorien  in  Einer  Einrichtung  zulässig  u.  selbst  passend  sein  (so  bei 
Telegraph,  verbunden  mit  Post,  bei  beiden  verbunden  mit  Eisenbahn), 
bb)  Aber  \ orsicht  wird  auch  bezüglich  solcher  Abweichungen  rätlicli 
sein,  so  bei  der  Uebernahme  der  Telephon-,  Tele.graphendefizite  auf  die 
Post  u.  der  Kostenübernahme  für  letztere  durch  die  Eisenbahn  (Deutsches 
Reich). 


g)  In  der  Möglichkeit,  in  der  Wahl  des  leitenden  Fiuanz- 
prinzips.  in  der  Art  der  Durchführung,  in  der  Verbindung  der 
Rücksichten  auf  die  allgemeinen,  die  Verkelirsinteressen  mit  den 
finanziellen  sich  freier  zu  bewegen,  liegt  einer  der  grossen  Vorzüge 
des  öffentlichen  vor  dem  privaten  Verkehrswesen,  welches  immer 
an  das  gewerbliche  Prinzip  gebunden  u.  zur  möglichsten  Ausnutzung 
der  Stellung,  auch  der  faktischen  Mono])olstellung,  für  die  eigenen 
Erwerbszwecke  gedrängt  wird.  Diese  freiere  Stellung  des  öttent- 
licben  Verkehrswesens  ist,  wie  die  gleiche  im  folgenden  Punkte, 

in  der  Tarif  bildung,  auch  von  grosser  Bedeutung  fiir  die  allgemeine 
Preispolitik.  ö n 

D.  Zu  den  Fragen  der  Bestimmung  der  Leistungs- 
preise und  des  ganzen  Tarifwesens,  sowie  der  Tarif- 
politik des  \erkehrswesens,  besonders  der  Verkehrs- 
anstalten. 


Nur  Grundzüge  einer  „allgemeineiP‘  Tariflehre,  blos  mit 
Exemplifikationen  für  die  einzelnen  Zweige  des  Verkehrswesens.  Alles 
Weitere  gehört  in  die  spez.  u,  prakt.  Nat.-ökon.  In  der  Fachliteratur 
werden. die  hezüglichen  Fragen  meistens  nur  für  die  einzelnen  Zweige 
behandelt.  ^ Nur  einige^  Elemente  für  eine  „allgemeine^*  Lehre,  welche 
auch  für  die  theoret,  Xat.ök.  ein  Bedürfnis  ist,  sind  dieser  Literatur  zu 
entnehmen,  bes.  den  Arbeiten  von  Schäffle,  E.  Sax,  G.  Cohn.  Ich 
fol^e  hier  vornehmlich  dem  Abschnitt  über  das  Tarifwesen  der  Eisen- 
bahnen in  der  3.  Aufl.  des  B.  I meiner  Fin.wiss.  S,  759— 7H1.  Das  da- 
selbst Gegebene  gestattet  mit  Modifikationen  eine  Anwendung  auf  die 
anderen  Zweige  und  liefert  dann  die  Grundlagen  für  eine  allgemeine 
Tariftheorie. 

I.  Die  Fragen  der  Bestimmung  der  Preise  für  die 
Leistungen  des  Koinmunikations-  und  Transportwesens  bilden 
bpezial fälle  des  allgemeinen  Problems  von  Wert,  Kosten, 
Preis,  Taxen,  a)  Bei  den  freien,  unorganisierten  Leistungen 
(S.  20)  hängen  die  Preise  vom  Gesetz  von  Angebot  und  Nachfrage 
und  vom  Gesetz  der  Produktionskosten  der  beliebig  vei'inehrbaren 
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Güter  ab,  soweit  die  Leistungen  faktisch  und  rechtlich  beliebig 
vermehrbar  sind  (Abt.  I,  S.  250).  b)  Letztere  Voraussetzung  liegt 
aber  nicht  immer  vor.  Alsdann  treten  Verhältnisse  wie  bei 
Monopolpreisen  ein  (I.  Abt.,  S.  218).  c)  Der  besondere  Umstand, 
dass  auch  bei  den  freien  Transiiortleistungen  öfters  erst  eine 
grössere  Ansammlung  von  Transportobjekten  zur  Beförderung  ab- 
gewartet werden  muss,  bis  die  Fahrzeuge  genügend  beladen  sind, 
wo  sie  alsdann  erst  zur  Abfahrt  kommen,  dass  der  Zeitpunkt  der 
letzteren  also  zunächst  nur  „ungefähr“  bestimmt  wird  dieser 
Umstand  bedingt  aber  schon  gewisse  ]\Iodificationen  in  der  Bildung 
des  Transport])reises,  Annäherungen  an  ein  Tax-  und  Taritweseii 
mit  Einheitssätzen  für  Arten  und  Mengen  der  Transportobjekte 
und  der  Transportleistungen.  Für  die  Regelung  dieser  «ätze 
kommen  dann  schon  ähnliche  Gesichtspunkte  und  Prinzipien  in 
Betracht,  wie  für  die  Leistungspreise  der  Verkehrsanstalten. 

2.  Bei  diesen  letzteren  verlangt  die  Wechselwirkung  zwischen 
Uohe  und  zum  Teil  auch  Bemessungsart  der  Leistungspreise, 
Maass,  in  welchem  mit  danach  die  Transportdienste  in  Anspruch 
genommen  werden,  einer-,  und  Kosten  dieser  Dienste  andererseits 
eine  besondere  Berücksichtigung,  a)  Bei  eventuell  erst  - oder 
— bei  niedrigen  — oder  niedrigeren  — Preisen  ermöglichter 
oder  doch  dabei  erst  in  höherem  Maasse  stattfindender  Beanspruchung 
der  Transportleistung  erfolgt  häufig  erst  eine  vollständige  oder 
wenigstens  grössere  Ausnutzung  von  Personal  und  Material  im  Be- 
trieb, eine  günstigere  Gestaltung  des  Verhältnisses  von  nützlichem 
zu  todtem  Gewicht  (S.  17),  ohne  oder  ohne  entsprechende  Steigerung 
der  Betriebskosten  der  Verkehrsanstalt,  der  Ersatzkosten  für  Ab- 
nutzung der  Wege,  Fahrzeuge  und  Ki'aftträger.  b)  Das  Ver- 
hältnis zwischen  den  Einnahmen  einer  A erkehrsanstalt  und  den 
Kosten  der  Transportleistungen  oder  zwischen  Roh-  und  Rein- 
ertrag wechselt  demgemäss,  c)  Nur  immer  für  eine  bestimmte 
Verkelirsgestaltung,  eine  bestimmte  Art  und  Höhe  der  Beanspruchung 
der  Transportleistlingen  und  eine  bestimmte  Gestaltung  (Höhe, 
Bemessungsart)  der  Leistungspreise  lässt  sich  eine  bestimmte 
absolute  und  relative  — d.  h.  eine  als  Quote  vom  Rohertrag  be- 
messene — Höbe  der  Transportkosten  einer  Verkehrsanstalt  fest- 
stellen. Mit  Veränderung  dieser  Verhältnisse  verändert  sich  auch  diese 
Höhe,  d)  In  welchem  Maasse,  das  kann  meist  erst  die  Erfahrung 
mit  veränderten  Leistnngspreisen  ergeben,  im  voraus  lässt  es  sich 
nur  hypothetisch  ermitteln.  Daher  muss,  wenn  nach  einem  be- 
stimmten Reinertrag,  unter  Anwendung  der  verschiedenen  leitenden 
Finanzprinzipien,  namentlich  des  Gebühren-,  des  privatwirtschaftlichen, 
des  Ueberschussprinzips,  gestrebt  wird,  imTarifwesen  experimentiert 
werden. 

3.  Zwischen  der  p r i vaten , als  Erwerbsunternehmung  be- 
triebenen und  der  öffentlichen,  Staats-,  Gemeinde erkebrs- 
anstalt  ergibt  sich  hier  wieder  ein  wichtiger  üntei'schied  zu  Gunsten 
der  ö f f e n 1 1 i c h e n Anstalt. 


44 


a)  Die  private  wird  ihr  Tarifwesen  so  zu  gestalten  suchen,  dass 
Ihr  der  grösstmügliche  Eeinertrag  zufällt:  ein  möglichst  hoher 
absoluter  Profit,  auch  ein  möglichst  hoher  relativer,  als 
Profitrate  ■\om  Geschäftskapital,  dies  mindestens  bei  einem  kleineren 
Kapital  und  nur  bei  einem  grösseren  ein  etwa  relativ  etwas  kleinerer 
aber  absolut  um  so  grösserer.  Nur  in  dem  Maasse,  wie  die  private 
\ erkehrsanstalt  selbst  in  dieser  Beziehung  Vorteil  hat,  wird  sie  die 
lante  nach  dem  Verkehrsbedürfnis  regeln,  danach  dann  eventuell  auch 
ermassigen  und  auch  das  ganze  Tarifsvstem  nach  diesem  Bedürfnis  mit 
mnn^en,  so  in  der  Klassifikation  und  in  der  Bemessungsart  der  Sätze 
Jfer  Charakter  der  Verkehrsanstalt  als  Privatunternehmung  schliesst 
also  die  Beförderung  einer  Entwicklung  des  Verkehrs  durch  das 
laiitsjsteni  selbst  allerdings  nicht  aus.  Aber  diese  Entwicklung  ist  der 
privaten  Verkehrsanstalt  nicht  Zweck,  sondern  lediglich  Mittel 
zum  Zvveck  höheren  Reinertrags,  b)  Die  öffentliche  Verkehrs- 
anstalt,  bezw.  die  Instanzen,  welche  sie  leiten,  können  dagegen  auch  im 
lanisystem  die  Verkehrs  ent  Wicklung  zum  eigentlichen  oder 
Hauptzweck  nehmen  und  die  bezüglichen  Interessen  mit  dem  eigenen 
hsJ^lischen  Interesse  in  der  für  passend  gehaltenen  Weise  kombinieren. 
Daher  kann  hier  eventuell  auch  in  der  ganzen  Gestaltung  des  Tarif- 
systems und  besonders  in  der  Höhe  der  Tarifsätze  das  fiskalische 
Interesse  zu  Gunsten  des  Verkehrsinteresses  absichtlich  mehr  oder 
weniger,  selbst  gänzlich  zurücktreten  (Verwaltung  nach  Gebühren-, 
statt  nach  piivatwirtschaftlichem  Prinzip,  mit  Verzicht  auf  mögliche 
höhere  üeberschüsse  usw.:  eben  der  volkswirtschaftliche  Vorzu'g 
der  Önentlichen  Anstalt,  c)  In  der  Verkehrsanstalt  jeder  Art,  öffentlicher 
odei  pri\ ater,  besteht  nun  zwar  notwendig  das  prinzipiell  gleiche 
Bestreben,  die  Leistungspreise  und  das  ganze  Tariisystem  so  einzurichten, 
u^s  auch  mit  dadurch  die  tatsächliche  Ausnutzung  der  Leistlings- 
tähigkeit  der  Wege,  Fahrzeuge  und  bewegenden  Kräfte  dem  technisch 
möglichen  Maximum,  das  Verhältnis  zwischen  todtem  und  nützlichem 
Gewicht  der  technisch  möglichen  günstigsten  Gestaltung  möglichst 
nahe  komme.  Das  ist  für  die  Ermässigung  der  Selbstkosten  des  Betriebs 
wichtig  von  welcher  dann  wieder  die  Möglichkeit  und  leichtere  Aus- 
luhrl^rkeit  einer  dem  Verkehrsinteresse  möglichst  vorteilhaften  Gestaltung 
des  lanfsystems  und  die  Vornahme  von  Tarifermässigungen  mit  ab- 
hängt,  ohne  Schädigung,  selbst  neben  Förderung  des  Erwerbs-  oder 
hskalischen  Interesses  der  Anstalt,  d)  Aber  dieses  prinzipiell  gleiche 
Bestreben  wird  bei  der  öffentlichen  Verkehrsanstalt  wieder  nicht 
in  dem  gleichen  Grade  dem  Einfluss  von  Erwerbs-,  Rentabilitäts- 
mteressen  unterliegen  müssen,  wie  mit  Notwendigkeit  bei  der  privaten 
V erkehisanstalt.  Das  kann  dem  \ erkehrsinteresse  wieder  nur  zu  gute 
kommen,  indem  in  diesem  trotz  widerstreitenden  Erwerbs-,  finanziellen 
Bentabilitätsinteresses  auch  Transportdienste  bei  geringerer  Ausnutzung 
des  Materials  u.  ungünstigerem  Verhältnis  zwischen  todtem  u.  nützlichem 
Gewicht  vollzogen  werden  (häufigeres  Fahren,  weniger  stark  ausgenutzte 
r ahrzeuge  u.  Kräfte  im  einzelnen  Fall,  z.  ß.  Eisenbahnzug). 

. Grundlagen  der  Tarif bildung  des  Verkehrswesens, 

insbesondere  die  Bestimmung  der  Höhe  der  l'arifsätze  (Leistungs- 
zweck) sind  auch  bei  den  ^"erkehl*sanstalten  die  allgemeinen  aller 
Preisbildung:  a)  der  (Gebrauchs)-Werth  der  Transportleistung 
für  den  ^ Beansprucher  und  des  letzteren  Leistungsfähigkeit 
(Zahlungsfähigkeit),  bezw.  die  Fähigkeit  eines  Transportobjekts 
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(Person,  Sache  oder  Ware,  Nachricht),  einen  bestimmten,  eventuell 
auch  hohen  Tarifsatz  für  eine  bestimmte  Art  und  Grösse  der 
Transportleistung  tragen  zu  können.  Diese  Momente  bestimmen 
auch  hier  die  Obergrenze  des  Preises,  das  mögliche  Maximum. 
Ferner  b)  die  Selbstkosten  des  Transportdienstes,  unter  diese 
Kosten  wieder  einen  gewissen  Minimal  profit  für  das  gesamte 
Geschäfts-  (Anlage-  und  Betriebs-)  Kapital  und  die  Unternelimer- 
tätigkeit  eingeschlossen,  Momente,  welche  auch  hier  die  Unter- 
grenze des  Preises,  das  mögliche  Minimum,  bestimmen,  a)  Je 
melir  eine  Verkehi-sanstalt  eine  gewisse  faktische  Monopol- 
stellung einnimmt,  wie  es  öfters  sich  ereignet  (Eisenbahnen,  Gross- 
schiffahrtsdienst), je  mehr  sie  vielleicht  noch,  wenigstens  in  gewissem 
Umfang,  eines  Rechtsmonopols  (Regals)  geniesst  (Briefpost, 
Telegraphie),  desto  leichter  ist  sie  imstande,  diese  Stellung  sich  zu 
Nutzen  zu  machen.  Dann  werden,  soweit  es  ihr  eigenes  Erwerbs- 
interesse mit  sich  bringt,  die  Tarifsätze  mehr  jener  Obergrenze 
entgegengetrieben  und  so  ihr  Profit  über  das  in  den  notwendigen 
Selbstkosten  mit  enthaltene  ^Minimum  liinaus  gesteigert.  Das  führt 
also  zu  einer  Ueberteuerung  der  T ransportleistungen  und  zu 
einer  Verletzung  des  Verkehrsinteresses,  b)  Ein  solche  Gefahr 
besteht  Avieder  besonders  bei  der  privaten  Verkelirsanstalt,  ohne 
sich  hier  ausreichend  und  siclier  durch  Gesetzgebung  und  Ver- 
waltungskontrole  beseitigen  zu  lassen,  Avährend  dies  bei  der 
öffentfichen  Anstalt  leicht  geschehen  kann.  Auch  selbst,  Avenn 
es  hier  aber  nicht  gsschiebt  und  die  Verwaltung  und  Tarif  bildung 
stark  fiskalische  Tendenzen  verfolgen,  so  Avenigstens  mit  dem  Er- 
folg, dass  dann  die  finanziellen  Vorteile  der  in  den  betreffenden 
öffentlichen  Körper  zusaimuengefassten  Gemeinschaft  zu  Gute 
kommen,  — der  schon  mehrfach  berührte  Fall. 

5.  Die  den  Preis  der  Transportleistung  bestimmenden  zwei 
Reihen  aou  Umständen  können  und  Averden  bei  den  Verkehrs- 
anstalten regelmässig  auch  als  Grundlagen  für  den  Preis  der 
Einzelleistung,  daher  für  den  einzelnen  Satz  eines  Tarifs  für 
eine  solche  I^eistung,  benutzt,  a)  Dieser  Preis  Avird  hier  dann 
aber  nicht  mehr  im  Einzelfall  durcli  Individualvertrag,  A^Ie  bei  den 
freien,  unorganisierten  Transportdiensten,  festgestellt,  sondern 
nimmt  Form  und  Wesen  eines  festen  Taxpreises  im  Tarif  an. 

Darin  tritt  wieder  der  autoritative  Charakter  einer  Verkehrs- 
anstalt, selbst  einer  priA*aten,  hervor,  — eine  Seite  der  Sache,  welche 
abei’mals  bezeugt,  dass  „Verkehrsanstalten"*  als  solche  auch 
wegen  dieser  ihrer  Taxpreissvste me  schon  auf  Uebergang  in 
öffentlichen  Besitz  und  Betrieb  liinAveisen.  Denn  nur  so  kann  bei 
der  autoritativen  Tarifregelung  allen  Verkehrsinteressen  gebührende 
Berücksichtigung  zu  Teil  werden. 

b)  Die  autoritative  Regelung  des  Tarifwesens  der  V’^erkehrs- 
anstaltcn  angemessen  vorzunehmen,  ist  die  Aufgabe  einer  richtigen 
Tarifpolitik,  a)  Bei  der  Feststellung  der  einzelnen  Tarifsätze 
kann  dabei  regelmässig  nicht  nach  den  Verhältnissen  des 


1 


I 


i' 


I 

I 

I 


A 


I 


I 


46 


einzelnen  Falls  der  Beanspruchung  der  Transportleistung,  wie  bei 
der  Bestimmung  der  Leistungspreise  im  freien  IVansportdieiist,  vor- 
gegangen werden. 


Das  gestattet  auch  meistens  schon  die  Notwendigkeit  nicht,  den 
Tarif  im  ganzen  und  in  seinen  Sätzen  so  einzurichten,  dass  der  an- 
gebotene Transportdienst  im  gegebenen  Fall  der  Vornahme  (Abfertigung 
und  Abgang  von  Fahrzeugen,  Skiffen,  Bahnzügen,  Postfuhren)  möglichst 
sicher  und  vollständig  durch  genügende  rechtzeitige  Ansammlung  von 
Transporte bjekten  in  der  Regel  tatsächlich  in  Anspruch  genommen 
werde. 


f{)  Es  müssen  und  können  vielmehr  regelmässig  nur  Durch- 
schnittsverhältnisse der  Tarifregelung  zu  Grunde  gelegt  werden, 
bei  der  Bemessung  des  Gebrauchswerts  des  Transportdiensts,  der 
Tragfähigkeit  eines  Tarifsatzes  für  eine  Transportleistung  durch  ein 
Transpoi'tobjekt  und  bei  der  Veranschlagung  der  Selbstkosten  des 
Transports.  Das  Einzelne,  wie  diese  Momente  sich  berücksichtigen 
lassen,  richtet  sich  mit  nach  der  Art  der  einzelnen  Verkehrsanstalt 
fauch  noch  technischen  Punkten  dabei)  und  nach  den  Kategorien 
und  deren  Unterarten  wie  der  Transportobjekte  (Personen,  Sachen, 
Nachrichten)  so  der  betreffenden  Beschaffenheit  der  Transport- 
leistungen. Aber  für  alle  Verkelirsanstalten,  Transportobjekte  und 
Transportleistungen  liegen  in  gewissen  Hauptj)unkten  auch  überein- 
stimmende gleiche  Verhältnisse  vor,  welche  bei  der  Tarifregelung 
in  Betracht  kommen,  und  für  eine  „allgemeine“  Tariflehre  besonders 
zu  beachten  sind. 


c)  Wichtig  ist  dabei  auch  die  Berücksichtigung  folgenden 
Punkts.  Die  Leistungen  verschiedenartiger  Verkelu*sanstalten 
(Telegraphie  und  Briefpost,  beide  und  Eisenbahn,  Schiffahrt  neben 
diesen  usw.)  und  qualitativ  verschiedener  Dienste  auch 
derselben  Anstalt  (gewöhnliches  und  Eilte  legramm,  Brief-  und 
Packetpost,  gewöhnlicher  und  Eilbrief,  Express-,  Schnell-,  gewöhnlicher 
Eisenbalmzug,  Beförderung  von  Sachen  als  Eil-  und  als  gewöhnliches 
Frachtgut,  rascheres  und  langsameres  Schiff,  Transport  unter  ver- 
schiedenen Maassen  der  Annehmlichkeit,  Bequemlichkeit,  Sicherheit, 
wie  im  Abteil-,  und  Klassensystem  der  Wagen  im  Post-,  Eisenbahn- 
dienst, der  Schiffe  für  den  Personenverkehr,  der  Wagenklassen- 
systeme für  den  Güterverkehr,  offene,  bedeckte  Wagen  der  Eisen- 
bahn usw.).  Diese  Leistungen  können  sich  mehr  oder  Aveniger 
gegenseitig  vertreten  und  ersetzen,  a)  Ob  und  wie  weit  sie 
es  tatsächlich  tun,  hängt  natürlich  zunächst  von  dem  Neben- 
einanderbestehen verschiedener  Verkehrsanstalten  und  von  Art  und 
Umfang  ilirer  Leistungen  ab,  aber  aucli  von  dem  der  Tarifsysteme 
und  der  Tarifsätze  für  die  konkurrierende  Einzelleistung,  z.  B.  beim 
Nachrichtenverkehr  des  Portos  für  den  Brief  und  der  Gebühr  für 
das  Telegramm,  beim  Personen-  und  Güterverkehr  des  Preises  der 
Benutzung  der  verschiedenen  Fahrzeugklassen  und  Sclmelligkeits- 
und  Sicherheitsmaasse.  fi)  Hier  steht  dann  alles  Avieder  in 
Wechsel  Wirkung:  das  Verhältnis  zwisclien  Gebrauchswert  und 


47 


Kosten  der  Transportleistung  für  den  Beansprucher  letzterer  zu 
einander  wirkt  ein  auf  das  Maass  der  Beanspruchung  der  vei-schiedenen 
Verkehrsanstalten  uud  der  A'erschiedenen  Dienste  jeder  Anstalt; 
dieses  Maass  der  Beanspruchung  wirkt  AAueder  auf  den  Gesamtbetrag 
der  Selbstkosten  des  Diensts  der  Verkehrsanstalt  und  aut  die  Ver- 
teilung der  Selbstkosten  auf  die  verschiedenen  Kategorien  der 
Dienste  und  des  einzelnen  Diensts,  Von  diesen  Selbstkosten 
hängt  dann  aber  wieder  das  mögliche  Minimum  der  Tarifsätze  ab, 
Avenn  die  Verkehrsanstalt  sich  selbst  ökonomisch  und  finanziell  er- 
halten soll  und  muss.  /)  Die  Tarifsysteme  und  insbesondere  die 
Tarifsätze  der  verschiedenen  einzelnen  Verkehrsanstalten  und  für 
die  qualitativ'  verschiedenen  Dienste  derselben  Anstalt  lassen  sich 
daher  nicht  unabhängig  von  einander  gestalten  und  be- 
stimmen. d)  Auch  nicht,  Avenn  die  Anstalten  in  Einer  Hand,  Avie 
z.  B.  als  öffentliche  in  der  des  Staats  sich  befinden  (Post,  Telegraph, 
Eisenbahnbetrieb),  g)  Hier  besteht  eine  geAvisse  „innere“  Konkurrenz 
der  Anstalten  und  ihrer  verschiedenen  Dienste,  welche  bei  der 
Tarifbildung  und  der  Feststellung  der  Tarifsätze  für  Kategorien 
und  Qualitäten  von  Diensten  ebenso  berücksichtigt  werden  muss, 
wie  die  „äussere“  Konkurrenz  zwuschen  Anstalten  und  Betrieben, 
Avelche  auf  Rechnung  verschiedener  Besitzer  und  Verwalter  gehen. 

6.  Bemessung  des  Gebrauchswerts  und  der  Selbstkosten  der 
einzelnen  Transportleistung. 

a)  Die  im  freien  Kommunikations-  und  TransportAV'esen  uud 
auch  bei  den  Verkehrsanstalten  altübliche  und  noch  gegenw^ärtig 
vornehmlich  angewendete  Art  der  Bemessung  dieser  beiden 
Momente  ist  die  Länge  des  Wegs,  AV'elche  das  Transportobjekt 
und  die  benutzten  Fahrzeuge  und  eventuell  Kraftträger  zurück- 
zulegen haben.  Wo  diese  Länge  ausschliesslich  dem  Tarifsatz  zu 
Grunde  gelegt  Avird,  ergibt  sich  der  reine  Entfernungs-  (Distanz)- 
oder  Streckentarif,  d.  h.  ein  Tarif  mit  Einheitssätzen  für  die  Art- 
einheit und  CA  entuell  GeAV'ichtseinheit  jeder  Kategorie  des  Transport- 
objekts und  für  jede  Art  der  Transportleistungen  genau  pro- 
portional der  Wegelänge. 

or)  Ein  solcher  Tarif  ist,  rein  privatökonomisch-technisch  be- 
trachtet, sowohl  aus  dem  Gesichtspunkt  des  Beanspriichers  der 
Transportleistung  als  der  Verkehrsanstalt  selbst,  berechtigt,  soweit 
nach  diesem  Moment  der  Weglänge  Avirklich  richtig 
oder,  was  praktisch  immer  ausreichen  muss,  annähernd  richtig 
auf  die  Höhe  des  GebrauchsAverts  und  auf  die  Kosten  der 
Leistung  in  der  Masse  der  Fälle  geschlossen  Averden  kann. 
Dieser  Tarif  hat  ausserdem  den  praktischen  Vorteil  leichter  An- 
Avendbarkeit  und  Handhabung  für  das  Verkelu'spublikum  wie  für 
die  Verwaltung  der  Anstalt. 

b)  Eine  Verschiedenheit  der  Strecken  - Einheitssätze 
nacli  den  grossen  Kategorien  der  Transport  objekte, 
Personen  (auch  Leichen),  Sachen,  Waren  (auch  lebende  Tiere,  Vieh), 
Nachrichten,  avo  eine  Verkehrsanstalt  dem  Transport  dieser  ver- 
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schiedenen  Objekte  dient,  ist  dabei  insoweit  angemessen  und  auch 
üblich,  als  von  Ai-t  und  Beschaffenheit  jeder  Kategorie  der  Objekte 
die  Einrichtung  des  speziellen  Transportdienstes,  daher  auch  die 
Höhe  der  betreffenden  Transportkosten  notwendig  oder  gewohnheits- 
niässig  (wie  im  Personenverkehr)  mit  abhängen.  y)  Auch  die  Be- 
rücksichtigung der  Qualität  der  Transportleistung  ist  beim 
Streckentarif  nicht  ausgeschlossen  und  auch  iihlich.  Avie  der  Grad, 
in  welchem  die  Anforderungen  der  Dienstbeansprucher  (S.  3)  mehr 
oder  Aveniger  erfüllt  werden,  so  das  Maass  der  für  den  Transport 
A’erbrauchten  Zeit  — je  Aveniger,  desto  besser  — , auch  der  ge- 
währten Sicherheit  und  Annehmlichkeit  der  Beförderung,  Avas 
natürlich  in  verschiedener  Weise  je  nach  der  Kategorie  der  Ver- 
kehrsanstalten und  Transportobjekte  zu  beachten  ist.  Da  diese 
Momente  die  Höhe  des  Gebrauchswerts  der  Transportleistung  iind 
die  Selbstkostenhöhe  mit  bestimmen,  ist  ihre  Berücksichtigung  im 
'l’arif  auch  berechtigt  und  auch  im  Streckentarif  angemessen, 
AA'onigstens  Avieder  insoAv^eit  als  die  Höhe  des  GebrauchsAverts  und 
der  Selbstkosten  im  ganzen  und  im  Durchschnitt  der  Länge  der 
zurückzAilegenden  Wegstrecken  proportional  ist,  Avas  allerdings  nicht 
allgemein  der  Fall  ist. 

c)  Andere  IVIomente  beeinflussen  die  Höhe  des  Gebrauchs- 
Av  erts  und  vollends  der  Selbstkosten  einer  Transportleistung  auch  in 
der  Masse  der  Fälle  allerdings  sicherlich  auch  mit,  öfters  selbst 
übei-Aviegend  (s.  u.  No.  7 u.  8),  aber  sie  lassen  sich  scliAverer  feststellen 
und  ihr  Einfluss  auf  jene  Höhe  noch  sctiAverer  messen,  als  bei  den 
mehr  äusserlichen  Momenten  der  Weglänge,  Art  des  Transport- 
objekts und  Beschaffenheit  der  Transportleistung.  So  erklärt  sich 
die  häutige  und  beliebte  AiiAvendung  eines  reinen  oder  nur  etwas 
mit  nach  Berücksichtigung  solcher  anderen  Momente  moditizierten 
Distanztarifs. 

Er  ist  seit  alters  und  auch  heute  noch  üblich  bei  allen  Arten 
Wegegeldern  (Gebühren)  auf  Landstrassen,  teihveise  auch  auf  Binnen - 
Wasserstrassen  (auch  Kanälen)  für  die  Benutzung  dieser  Wege 
selbst  zu  freien  Transportleistungen  durch  J'ussgänger,  Zug-  und 
Reittiere,  Wagen,  Schiffe,  mit  einzelnen  AbAveichungen  nach  der 
Kostenhöhe  spezieller  Strecken,  der  Stärke  der  Abnutzung  der  Wege  durch 
die  verschiedenen  Fahrzeuge  und  Kraftträger.  Aucb  für  die  Transpo  rt- 
leistungen  der  Fahrzeuge  auf  diesen  Wegen  für  die  Transport- 
objekte, schon  im  freien  Verkehr  und  auch  bei  bezüglichen  Veikehrs- 
anstalteu,  wird  der  Streckentarif  den  Einheitspreisen  meist  zu  Grunde 
gelegt,  nur  etwa  ebenfalls  mit  AbAveichungen  nach  dem  eben  genannten 
Moment  und  nach  A’erwandten  weiteren,  Avie  Maass  der  Abnutzung  der 
Fahrzeuge  und  Kraftträger  auf  einzelnen  Wegestrecken  nach  der  Be- 
schaffenheit dieser,  auch  nach  dem  Maass  des  AufAvands  an  beAvegender 
Kraft  streckenweise  nach  Art  und  Beschaffenheit  von  Wegestrecken 
(GebirgsAA'ege).  Früher  Avar  auch  im  Postdienste  der  Entfernungs- 
tarif für  die  Tarifiruug  die  einzige  oder  die  Hauptgrundlage  ganz  all- 
gemein (auch  nach  den  gegebenen  Verhältnissen  im  ganzen  mit  Recht, 
ein  gutes  Beispiel  der  „liistorischen“  [und  örtlichen]  Relativität  auch  in 
diesen  Dingen  [E.  Sax]).  Auch  heute  noch  Avird  dieser  Tarif  Ln  einzelnen 
Postzweigen  (Personenpost,  teilweise,  stark  modifiziert,  Packetpost 
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besondei-s  für  Packete  größeren  Gewichts  angewandt.  Beim  Telegra- 
phen Avar  es  anfangs,  allerdings  meist  von  vornherein  mit  geAvißen  Mo- 
difikationen (Stufen)  ebenso.  — Bei  den  Eisenbahnen  wurde  ebenfalls 
von  Anfang  an  und  Avird  im  ganzen  noch  heute,  zumal  im  Personen- 
verkehr, aber  auch  im  Güterverkehr,  ganz  überwiegend  der  Ent- 
fernungstarif, selbst  zum  Teil  der  reine,  zugrunde  gelegt.  Größere 
AbAveichungen,  zum  Teil  schon  prinzipieller  Natur,  finden  dabei  in- 
dessen schon  statt,  so  Ermäßigungen  für  AA’eiten  Fernverkehr,  zur 
Anlockung  zu  diesem  und  zu  seiner  Erleichterung,  soAvie  wegen  Un- 
proportionalität zwischen  Selbstkosten  und  zurückzulegenden  Wege- 
längen (Differentialtarife).  Andere  Abweichungen  vom  Distanztarif 
sind  die  Folge  der  notwendigen  Rücksichtnahme  auf  die  erAA'ähnte 
.,innere“  und  vollends  die  „äußere“  Konkurrenz.  — Auch  bei  der 
Seeschiffahrt,  schon  im  Fernverkehr  der  „freien“,  mehr  noch  bei 
der  Ausbildung  zur  Verkehrsanstalt,  kam  und  kommt  noch  ein  modi- 
fizierter Distanztarif  zur  Anwendung.  Diese  Modifikationen  sind  nicht 
bloß  EinAA'irkungen  der  inneren  und  äußeren  Konkurrenz,  sondern 
Folgen  einer  stärkeren  AbAA^eichung  der  Höhe  der  Selbstkosten  von 
der  bloßen  AVeglänge.  So  kommt  die  Beschaffenheit  des  SeeAvegs 
(auch  nach  der  Jahreszeit),  die  größere  und  geringere  Gelegenheit, 
volle  Ladung  zu  erhalten,  ZAvischenplätze  zu  berühren,  Rückladung 
zu  finden,  mit  in  Betracht.  Alles  das  sind  übrigens  Umstände,  welche 
sich  auch  bei  dem  Personen-,  Güter-  und  Nachrichtenverkehr  zu  Lande 
(Frachtwagen verkehr,  Omnibuswesen,  Fluß-  und  Landseeschiffahrt, 
auch  im  Eisenbahnverkehr)  mehr  oder  weniger  geltend  machen  und 
Modifikationen  des  Distanztarifs  beAvirken,  Avenn  auch  selten  so  stark, 
als  bei  Seeschiffahrt.  S.  AVeiteres  u.  u.  Nr.  13. 

7.  Begründung  des  Entfernungstarifs,  des  reinen 
und  des  nach  den  angedeuteten  Umständen  modifizierten. 

a)  Wären  die  Sätze  dieses  Tarifs  wirklich  der  Höhe  des 
durchschnittlichen  Gebrauchswerts  und  der  durchschnittlichen 
Selbstkosten  der  einzelnen  Transportleistung  proportional,  so 
könnte  man  diesen  Tarif  als  den  richtigsten  bezeichnen  und 
seine  ausschließliche  Anwendung  fordern,  — wenigstens  in  rein 
individualistischer  Auffassung  der  einzelnen  A'orgänge  im 
A^erkehr  der  rein  privatwirtschaftlichen  Organisation  der  A^olks- 
Avirtschaft.  Vom  Standpunkt  dieser  Auffassung  aus  ist  das 
auch  wohl  geschehen.  Man  hat  da  diesen  Tarif  wohl  selbst  den 
„natürlichen“,  den  „allein  richtigen“,  sogar  den  „allein  ge- 
rechten“ genannt.  Nur  bei  ihm  werde  jede  einzelne  Transport- 
leistung richtiger  und  gerechterweise  mit  demjenigen  Satz  be- 
legt, der  ihr  „gebühre“  nach  ihrem  durchschnittlichen  indi- 
viduellen Gebrauchswert  für  den  Beansprucher  und  nach  den 
Kosten,  welche  sie  dem  Bewerkstelliger  dieser  Leistung,  der 
A^erkehrsanstalt,  mache. 

b)  Ja,  man  ist  selbst  noch  einen  Schritt  weiter  gegangen 
und  hat  im  wesentlichen  die  Selbstkosten  allein  als  Grund- 

A.  Wagner,  soz  -ökon. Grundriss, BuchhanJelsausgabe.  Abteil.  II.  4 
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läge  für  die  Tarifbildung  benutzen  wollen  und  dabei  in  erster 
Linie  vornehmlich  diejenigen  der  eigentlichen  Beförderung 
auf  dem  Wege  nach  dessen  Länge,  also  den  Entf ernungs- 
tarif,  unter  nebensächlicher  Mitberücksichtigung  anderer  Ele- 
mente der  Selbstkosten;  somit  unter  Beiseiteschiebung  des  Ge- 
brauchswertmoments bei  der  Feststellung  des  einzelnen  Tarifs- 
satzes für  eine  Transportleistung.  Die  Begründung  dafür  ist 
etwa  die  folgende: 

a)  Bei  Yerkehrsanstalten  könne  ja  doch  nicht  der  wirkliche 
Gebrauchswert  der  Leistung  im  konkreten  Fall  festgestellt  und  be- 
rücksichtigt werden,  abweichend  von  der  Sachlage  im  freien  Verkehr. 
Es  fehlten  dafür  die  genügenden  Anhaltspunkte,  ,, durchschnittliche^ 
Gebrauchswerte  der  Transportleistungen  seien  ja  nur  Fiktionen. 
ß)  Die  Selbstkosten  seien  die  richtige  Grundlage,  weil  sie  von  der 
Art  und  dem  Umfang  der  Dienstleistung  bestimmt  würden,  d.  h.  von 
dem  notwendigen  Kostenaufwand,  welchen  es  macht,  ein  Transport- 
objekt von  einem  zum  anderen  Ort  zu  befördern.  Die  Höhe  dieses 
Aufwands  hänge  vornehmlich  ab:  aa)  in  erster  Linie  von  Schwere 
und  Volumen  des  Transportobjekts,  hierin  unabhängig  von 
dessen  Beschaffenheit;  bb)  ferner  von  der  notwendigen  Be- 
schaffenheit der  Hilf  smittel,  des  Wegs,  Fahrzeugs,  Kraftträgers 
und  der  bewegenden  Kraft,  um  die  betreffende  Tj  ansportleistung  in  der 
erforderlichen  Weise  zu  vollziehen,  daher  von  den  bezüglichen  Kosten 
hierfür;  cc)  von  der  Beschaff enheit  des  Transportobjekts  dann 
allerdings  auch  mit,  aber  nur  soweit  diese  eine  bestimmte  Beschaffen- 
heit jener  Hilfsmittel  und  damit  wieder  bestimmte  Kosten  für  letztere 
bedinge,  y)  Diese  sämtlichen  Selbstkosten  hingen  zwar  nicht  ganz 
allein,  aber  doch  vornehmlich  von  der  Länge  des  zurückzulegenden 
Beförderungswegs  für  eine  bestimmte  Transportleistung  ab.  Daher 
sei  eben  der  Distanztarif  im  ganzen  der  richtige.  r>)  Die  ander- 
weiten Selbstkostenelemente  verlangten  allerdings  auch  eine  gewisse 
Mitberücksichtigung,  aber  doch  nur  als  nebensächliche,  was  aber 
nur  zu  einfachen  und  geringen  Modifikationen  jenes  Tarifs  nötige,  um 
dem  Selbstkostenprinzip  die  erforderliche  Anerkennung  im  Tarif  zu 
verschaffen,  e)  Ob  und  welche  solcher  anderweiten  Selbstkosten  in 
Betracht  kämen,  richte  sich  nach  der  verschiedenen  Beschaffenheit 
der  einzelnen  Verkehrsanstalt,  der  Verschiedenheit  der  einzelnen 
Transportleistung  und  des  einzelnen  Transportobjekts,  in  letzterer 
Hinsicht  daher  namentlich  wieder  nach  den  großen  Kategorien 
der  Objekte,  Personen,  Sachen  (Waren),  Nachrichten.  Deshalb 
sei  mit  Hecht  eine  Verschiedenheit  auch  der  Distanztarifsätze 
nach  diesen  Kategorien  und  bei  jeder  wieder  eine  Modifikation 
dieser  Sätze  geboten,  welche  durch  Zu-  oder  Abschläge  an  den  reinen 
Distanztarifsätzen  für  die  von  der  Distanz  nicht  abhängigen  Selbst- 
kostenelemente einfach  bewerkstelligt  werden  könne. 

8.  Einwendungen  gegen  diese  Begründung  des  Distanz- 
tarifs. Sie  lassen  sich  unter  folgende  vier,  unter  sich  eng  zusammen- 
hängende Punkte  reihen:  a)  Die  rein  individualistische  Auf- 
fassung der  einzelnen  Transportleistung  als  etwas  ganz  für  sich 
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Stehendes  und  zu  Behandelndes,  ihr  Herausreißen  aus  dem  Zusam- 
menhang der  Dinge  im  Verkehrswesen  und  aus  demjenigen  mit 
den  anderen  Transportleistungen  in  einer  Verkehrsanstalt  und  in 
einem  gleichzeitigen  gemeinsamen  Beförderungsdienst  (Abgang 
von  Wagen,  Schiff,  Eisenbahnzug,  Postkurs)  ist  auch  im  Ver- 
kehrsleben der  privatwirtschaftlich  organisierter  Volkswirtschaft 
nicht  etwas  so  ohne  weiteres  Selbstverständliches.  Eine  wirk- 
lich volkswirtschaftliche,  sozialökonomische  Auffassung  ist 
vielmehr  auch  hier  möglich,  geboten  und  praktisch  durchführbar, 
wo  dann  jede  einzelne  Transportleistung  in  ihren  Beziehungen  zu 
anderen  betrachtet  wird.  Daraus  folgt  auch  eine  Abhängig- 
keit der  einzelnen  Tarifsätze  voneinander,  b)  Ferner  ist 
die  Ausscheidung  der  Berücksichtigung  des  Gebrauchs- 
werts der  einzelnen  Transportleistung,  der  Leistungsfähig- 
keit eines  einzelnen  Transportobjekts,  einen  bestimmten  Tarif- 
satz für  die  Beförderung  zu  tragen  (Tragfähigkeit)  in  der 
im  Distanztarife  erfolgenden  Weise  nicht  allgemein  richtig 
und  gx’oßenteils  gar  nicht  praktisch  auszuführen.  Viel- 
mehr verlangen  gerade  diese  Momente  prinzipiell  und  praktisch 
eine  ausgedehnte  Berücksichtigung  bei  der  Tarifbildung  und 
in  der  Feststellnng  der  einzelnen  Tarifsätze,  und  zwar  mehr 
oder  weniger,  selbst  völlig  unabhängig  von  Volumen  und  Ge- 
wicht des  Transportobjekts  und  von  der  dadurch  bedingten 
Höhe  der  Transportkosten  für  die  Beförderung  auf  einer  Weg- 
strecke bestimmter  Länge.  Die  ökonomische  Möglichkeit  der 
Herstellung,  des  dauernden  Bestehens  und  Fungierens  der  dem 
Transport  dienenden  Einrichtungen,  besonders  der  bezüglichen 
Verkehrsanstalten  dafür,  die  vom  Verkehrs-  und  vom  all- 
gemeinen volkswirtschaftlichen  Interesse  geforderte  genügende 
Entwicklung  dieser  Einrichtungen  und  Anstalten  hängt  oft  in 
erheblichem  Maße,  mitunter  vollständig  davon  ab,  daß  jene 
anderen  ^Momente  allein  oder  im  starken  Grade  wenigstens  neben 
Volumen  und  Gewicht  des  Transportobjekts  im  Tarif  Berück- 
sichtigung finden,  c)  Weiter  ergibt  sich,  daß  die  Deckung 
der  Gesamtselbstkosten  der  Ti'ansportleistungen,  besonders 
wieder  bei  V erkehrsanstalten , nur  nach  Tarifsätzen , welche 
den  Selbstkosten  der  Einzelleistung  proportional  sind,  gar 
nicht  einmal  sicher  denjenigen  Beanspruchern  von  Transport- 
leistungen, welche  von  diesem  Tarif  relative  V^orteile  vor 
anderen  voi'aus  haben,  auch  wirklich  absolut  günstigere, 
niedrigere  Tarifsätze  verbürgt.  Sie  müssen  sogar  öfters-  gerade 
absolut  höhere  Tarifsätze  zahlen  bei  einem  solchen  Tarif- 
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System,  weil  durch  dieses  andere  Verkehre  zu  sehr  belastet 
werden,  und  so  sich  weniger  entwickeln,  vielleicht  ganz  aus- 
fallen.  Das  hat  die  Folge,  daß  die  Gesamtkosten  von  jenen 
Transportobjekten,  welche  relativ  durch  das  Tarifsystem  mit 
Sätzen  nach  der  Selbstkostenjjropoi’tionale  begünstigt  werden, 
in  größerem  Umfang  allein  gedeckt  werden  müssen.  Die 
betreffenden  Interessenten  riskieren  unter  Umständen  selbst  De- 
förderungsgelegenheiten  einzubüßen,  weil  die  Einrichtung  solcher 
sich  nicht  genügend  bezahlt  macht. 

d)  Gegen  den  Distanztarif  speziell  läßt  sich  auch  noch 
einwenden,  daß  in  ihm  das  Prinzip  der  Tarifsätze  nach  der 
Proportion  der  Selbstkosten  gar  nicht  einmal  genügend  zur 
Geltung  kommt.  Denn  diese  Selbstkosten  sind  vielfach  der 
Länge  der  zurückgelegten  Wegstrecke  nicht  proportional.  Ab- 
■\veichungen  von  dieser  Proportion  werden  durch  andere  Umstände 
bedingt,  auf  welche  selbst  wieder  das  Tarifsj’stem  Einfluß  hat: 
es  treten  hier  eigentümliche  Wechselwirkungsverhält- 
nisse ein,  auf  welche  bei  der  Bildung  des  Tarifs  und  der  Fest- 
stellung seiner  Sätze  Bücksicht  genommen  werden  muß.  Aus 
solchen  Verhältnissen  kann,  gerade  nach  dem  Selbstkosten- 
prinzip allein  betrachtet,  sogar  unter  Umständen  eine 
wenigstens  vom  Standpunkt  des  Interesses  der  Verkehrsanstalt 
selbst  aus  gebotene  tiefgreifende  Abweichung  vom  Distanztarif 
notwendig  werden:  der  Differentialtarif  mit  Tarifsätzen, 

welche  mehr  oder  weniger  der  Weglänge  umgekehrt  propor- 
tional, namentlich  für  längere  Wegstrecken,  für  die  Längen- 
einheit berechnet,  relativ  niedriger  als  für  kürzere  sind. 
Dabei  spielen  dann  aber  wieder  allgemeinere  volkswirtschaft- 
liche Interessen  mit,  welche  gerade  in  der  Frage  des  Differen- 
tialtarifs besonders  ins  Gewicht  fällen  können.  Die  richtige 
ausreichende  Wahrnehmung  solcher  Interessen  ist  wiederum  nur 
von  der  öffentlichen,  öfters  nur  von  der  ein  größeres  Gebiet 
beherrschenden,  daher  der  staatlichen  Verkehrsanstalt  zu 
erwarten. 

9.  Diese  Einwendungen  und  Erwägungen  führen  zur  Auf- 
stellung eines  anderen  Tarifsystems  mit  stark  von  der 
Selbstkostenproportionale  und  vom  bloßen  Distanz- 
tarif abweichenden  Tarifsätzen,  nämlich  mit  solchen, 
welche  in  großem  Umfang  und  Maße  berücksichtigen:  a)  Die 
Leistungsfähigkeit  eines  Transportobjektes,  die  Tragfähig- 
keit desselben  in  bezug  auf  einen  bestimmten  Tarifsatz  für 
eine  Transportleistung,'  b)  den  Gebrauchswert  der  letzteren. 
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soweit  es  möglich  und  zweckmäßig  im  Verkehrsinteresse  wie  in 
dem  der  Verkehrsanstalt  selbst  ist,  nach  diesem  Momente  den 
Tarif  mit  zu  gestalten.  Daraus  geht  namentlich  im  Güterverkehr 
einiger  für  diesen  besonders  wichtigen  Transjiorteinrichtungen 
und  Verkehrsanstalten,  wie  bei  den  Eisenbahnen  xind  mehr  oder 
weniger  noch  bei  der  Schiffahrt,  zumal  der  Seeschiffahrt,  die 
Zweckmäßigkeit,  ja  oftmals  die  Notwendigkeit  hervor,  in  weit- 
gehendem Maße  den  Wert,  d.  h.  den  spezifischen  Tausch- 
wert eines  Sachguts  (Ware)  bei  der  Feststellung  der  Tarif- 
sätze zu  berücksichtigen,  vor  oder  wenigstens  in  erheblichem 
Grade  neben  Volumen,  Gewicht,  Weglänge  und  Selbstkosten 
der  betreffenden  Transportleistung.  Nach  diesem  besonders  wich- 
tigen Merkmal  des  Werts  kann  man  diesen  Tarif  dem  Distanz- 
tarif allgemein  unter  dem  Namen  Werttarif  gegenüberstellen. 

10.  Begründung  dieses  Tarifs  und  vergleichende  Beurtei- 
lung beider  Tarifsvsteme.  Im  Anschluß  an  die  Sätze  unter  Nr.  8. 

O V 

a)  Zu  Nr.  8,  a — c. 

o)  Es  ist  in  der  Tat  nur  bei  rein  individualistischer 
Auffassung  und  Behandlung  dieser  Tarifprobleme  ein  haltbares 
Verlangen,  daß  für  jede  Transportleistung  ein  Tarifsatz  fest- 
gestellt werde,  welcher  ihren  speziellen  Selbstkosten  (darunter 
einen  bestimmten  Beitrag  zur  Deckung  einer  gewissen  Profitrate 
für  das  ganze  Geschäftskapital  der  Anstalt  inbegriffen)  ent- 
spreche. Dabei  soll  hier  von  der  praktischen  Schwierigkeit 
ganz  abgesehen  werden,  diese  Unkosten  bei  der  fast  völligen 
Untrennbarkeit  mancher  Kostenelemente  der  einzelnen  Leistungen 
in  einer  Anstalt  und  in  einer  gemeinsamen  Beförderungsein- 
richtung und  bei  der  Veränderlichkeit  so  vieler  sie  mitbestim- 
menden Faktoren  überhaupt  richtig  zu  ermitteln. 

Eine  bemerkenswerte  Analogie  zu  dieser  rein  individualistischen 
Auffassung  nur  im  volkswirtschaftlichen  und  sozialen  Zusammen- 
hang zu  behandelnder  wirtschaftlicher  Verhältnisse  bietet  im  Ver- 
sicherungswesen die  Forderung,  daß  sich  die  Prämien  genau 
proportional  dem  Individualrisiko  des  einzelnen  Versiclierungsobjekts 
verhalten  sollten.  S.  u.  im  Abschn.  IV  dieses  Kapitels  und  meine 
Abh. : V ersicherungswesen  im  Schönbergschen  Handbuch  II,  S.  38‘2. 

ß)  Mit  dieser  Forderung:  „Tarifsätze  der  Leistungen 
proportional  den  Selbstkosten  der  letzteren“  wird 
implicite  aber  nur  wieder  die  übliche  petitio  principii  des  öko- 
nomischen Individualismus  beweislos  vorgenommen.  Die  einzelnen 
Vorgänge  in  der  Volkswirtschaft,  hier  die  Transportleistungen, 

I werden  unzulässig  voneinander  getrennt  und  so  isoliert.  Nur 

so  kann  man  jede  Solidarität  unter  den  Beanspruchern  und 


54 


Benutzern  der  Leistungen  ausschließen,  nur  so  jede  Über- 
tragung von  Kosten  zwischen  den  einzelnen  Transportleistungen 
(und  im  Versicherungswesen  von  Kosten  für  Entschädigungen 
zwischen  verschiedenen  Objekten)  mittelst  entsprechender  Ab- 
weichung der  Tarifsätze  (und  Prämiensätze)  von  der  Kosten- 
proportionale ablehnen. 

y)  Dieser  rein  individualistischen  (damit  extrem-privatwii't- 
schaftlichen)  Auffassung  ist  jedoch  auch  hier  wieder  die  volks- 
wirtschaftliche, sozialökonomische  gegenüber  zu  stellen,  welche 
zu  anderen  Folgerungen  und  Forderungen  auch  im  Tarifwesen 
der  Verkehrsanstalten  (und  im  Prämientarif  der  Versicherungs- 
anstalten) führt.  Die  Richtigkeit  dieser  Auffassung  mit  ihren 
Konsequenzen  und  Postulaten  für  die  Tarifbildung  ist  gerade 
an  den  Verhältnissen  im  Verkehr  gut  nachzuweisen,  hier  speziell 
aus  den  schädlichen  Folgen  eines  Tarifsystems  mit  Sätzen, 
welche  wesentlich  nur  nach  der  Proportionale  der  Selbstkosten 
der  einzelnen  Transportleistungen  aufgestellt  sind. 

Unter  der  für  die  Beweisführung  hier  erforderlichen  Voraus- 
setzung der  Notwendigkeit  voller  Deckung  der  Gesamtkosten 
einer  Verkehrseinrichtung  (Anstalt)  aus  den  eigenen  (Betriebs-) 
Einnahmen  würde  nämlich  bei  den  den  Selbstkosten  der  ein- 
zelnen Leistungen  genau  proportionalen  Tarifsätzen  die  not- 
wendige Folge  sein,  daß  sich  mitunter  ganze  Verkehre  in  ge- 
wissen Transportobjekten  überhaupt  nicht  entwickeln 
könnten,  jedenfalls  nur  viel  schwächer,  als  volkswirt- 
schaftlich erwünscht  und  bei  einem  andern  Tarifsystem  möglich 
wäre.  Daraus  ginge  die  Unfähigkeit  der  Existenz  oder  wenig- 
stens der  Entwicklung  betreffender  Verkehrsanstalten  oder  be- 
stimmter Dienstzweige  und  Arten  von  Dienstleistungen  hervor, 
aber  auch  ganzer  Produktionszweige  (und  sozialen  Ent- 
wicklungen, wie  sie  vom  Personen-  und  Nachrichtenverkehr 
abhängen).  Im  extremsten  Pall  fehlten  dann  notwendig  die 
bezüglichen  Verkehrseinrichtungen  überhaupt,  im  anderen  Falle 
müßten  wenigstens  die  Tarifsätze  auch  der  im  Tarifsystem  mit 
Sätzen  nach  der  Selbstkostenproportionale  begünstigten  Ver- 
kehrsleistungen unvermeidlich  absolut  höher  sein,  weil  diese 
Leistungen  dann  die  Gesamtkosten  im  größeren  L^mfang  decken 
müßten.  Die  betreffenden  Interessenten  würden  daher  schlechter 
fahren,  als  wenn  sie  im  Werttarifsystem  durch  Übernahme 
eines  ihre  eigenen  Selbstkosten  übersteigenden  Teils  der  Kosten 
anderer  Verkehrszweige  und  -leistungen  zugunsten  mäßigerer 
Sätze  für  diese,  relativ  diesen  anderen  gegenüber,  höhere 
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Sätze  trügen.  Hier  ergibt  sich  somit  deutlich  beim  Selbst- 
kostentarif ein  positiver  Nachteil  für  die  Gesamtheit  der 
Verkehrsinteressen  und  mithin  für  die  von  der  W^ahrnehmung 
dieser  Interessen  mit  abhängige  Gesamtentwicklung  der 
Volkswirtschaft,  aber — auch  eine  Schädigung  der  Interessen 
der  im  Tarife  mit  Sätzen  nach  der  Selbstkostenproportionale 
relativ  günstiger  behandelten  Verkehrszweige  und  -leistungen, 
also  der  Benutzer  dieser.  Es  liegen  hier  eben  volkswirt- 
schaftliche Interessenzusammenhänge,  Rückwirkungen  der  Ent- 
wicklung der  verschiedenen  \ erkehrszweige  aufeinandei’  ^ol, 
welche  vom  Werttarif  teils  allein,  teils  zweckmäßiger  berück- 
sichtigt werden,  als  von  dem  anderen  Tarif. 

So  werden  z.  B.  gewisse  Verkehre  überhaupt  erst  oder  doch  in 
größerem  Umfang  erst  möglich,  erst  Transportleistungen  für  sie  be- 
gehrt bei  einer  bestimmten  Maximalhöhe  der  absoluten  Tarifsätze 
i und  entwickeln  sich  mit  deren  Ermäßigung  erst  stärker,  so  der_>ei- 

kehr  in  Massenprodukten  der  Land-,  Forstwirtschaft,  des  Berg- 
baus, in  agrarischen  und  anderen  Nahrungsmitteln  (Fischen),  in  gewerb- 
lichen Kohstoffen,  in  Brennstoffen  usw.,  namentlich  auf  aller  Art 
Landstraßen  (das  W^ort  hier  im  Unterschied  zu  V asserstraßen  ge- 
braucht). Nur  dabei  können  große  Unternehmungen  und  ganze  Pro- 
duktionszweige für  Absatz  in  die  Ferne  wie  mit  Bezug  aus  der 
Ferne  entstehen,  sich  entwickeln,  gedeihen.  Jene  Artikel  sind  aber 
großenteils  Produkte,  welche  wegen  ihrer  Schwere  und  Voluminosität 
große  Transportkosten  bedingen,  doch  absolut  hohe  Frachtsätze  v egen 
ihres  meist  niedrigen  spezifischen  Tauschwerts  nicht  zu  tragen  \er- 
mögen.  Tarifsätze  nach  der  Selbstkostenproportionale  einer  Verkehrs- 
art müßten  absolut  meist  hohe  für  solche  Produkte  sein.  Einzelne 
Selbstkostenelemente  bei  diesen  stellen  sich  zwar  öfters  niedriger  als 
bei  höherwertigen  Qualitätsgütern,  weil  bei  ersteren  vollere  Ausnutzung 
der  Fahrzeuge,  besseres  Verhältnis  vom  nützlichen  zum  todten  Ge- 
wicht bestehen  kann  und  weil  letztere  Güter  größere  Sorgfalt,  bessere, 
teuerere  Einrichtungen  für  ihren  Transport  erfordern.  Aber  soweit 
Schwere  und  Volumen,  was  in  großem  Umfang  der  Fall  ist,  zumal 
auch  auf  langen  Strecken,  die  Selbstkosten  des  Transports  bestimmen, 
haben  in  der  Tat  die  ordinären  geringwertigen  Massenprodukte 
absolut  und  relativ  höhere  Transport-Selbstkosten.  Diesen  genauer 
entsprechende  Tarifsätze  würden  daher  den  Transport  solcher  Pro- 
dukte unmöglich  machen  oder  wesentlich  beschränken.  Dies  machte 
dann  wieder  die  Deckung  der  Gesamtkosten  schwieriger  und  nötigte 
zu  absolut  höheren  Tarifsätzen  auch  für  alle  anderen  Güter.  Es  bliebe 
dann  aber  auch  fraglich,  ob  so  überhaupt  noch  die  betreffenden 
Verkehrseinrichtungen  und  Verkehrsanstalten  entstehen,  bestehen  und 
umfangreiche  Verkehrsleistungen  ausführen  könnten.^  Auch  im  hohen 
eigenen  Interesse  der  Beansprucher  von  Transportleistungen  füi  alle 
anderen,  für  Qualitätsgüter  und  im  allgemeinsten  Interesse  der  ganzen 
Volkswirtschaft  liegt  es  daher,  daß  solche  Massenprodukte  überhaupt 
\ befördert  werden  können,  also  zu  Tarifsätzen,  welche  dies  im  Uni- 

\ fange  des  Bedarfs  ermöglichen.  Das  nötigt  aber  zum  ^ erlassen, 
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mindestens  zu  starken  Abweichungen  vom  Tarif  nach  der  Selbst- 
kostenproportionale und  zum  Übergang  zum  oder  Annäherung  an 
den  Werttarif.  Massenprodukte  werden  dann  zu  absolut  und  im  Ver- 
hältnis zu  den  Selbstkosten  ihres  Transports  eventuell  auch  relativ 
viel  niedrigeren  Tarifsätzen  befördert  als  Qualitätsgüter.  Das  ist 
aber  ein  Vorteil  nicht  nur  der  an  ihrem  Transporte  Interessierten, 
sondern  auch  derjenigen , welche  Qualitätsgüter  zur  Beförderung 
bringen  und  wieder  der  ganzen  Volkswirtschaft.  Namentlich  beim 
Eisenbahnbetrieb  läßt  sich  das  alles  leicht  weiter  verfolgen. 

Im  obigen  Beispiel  des  Güterverkehrs  wird  eine  Begründung  für 
die  Ermäßigung  des  Tarifs  für  Massen produkte  aus  rein  wirt- 
schaftlichen Gesichtspunkten  geliefert.  Im  Personenverkehr 
läßt  sich  ähnlich  für  gewünschte  Beförderungsgelegenheiten  der 
wirtschaftlich  weniger  leistungsfähigen  Klassen  die  Notwendigkeit  ab- 
solut und  eventuell  auch  hier  relativ  (im  Verhältnis  zu  den  spe- 
ziellen Selbstkosten  der  Beförderung)  niedrigerer  Tarifsätze  begründen. 

Relativ  niedrigere  Tarifsätze,  als  den  Selbstkosten  entspricht, wer- 
den hier  freilich  selten  notwendig  sein, da  gerade  dieBeförderung  dieser 
A olksklassen  schon  niedrigere  Selbstkosten  als  diejenige  der  höheren, 
in  höheren  Wagenklassen  fahrenden  Bevölkerungsteile  macht.  Bei 
jenen  handelt  es  sich  um  einen  massigeren  Verkehr,  bei  welchem  die 
Ladefähigkeit  der  Fahrzeuge,  die  Zugkraft  der  bewegenden  Kräfte 
stärker  ausgenützt,  das  Verhältnis  zwischen  nützlichem  und  todtem 
Gewicht  günstiger  gestaltet  wird  und  wegen  der  geringeren  Be- 
schaffenheit, daher  Kosten  der  Fahrzeuge  (einfachere  Ausstattung  usw.) 
und  der  Transportleistungen  (geringere  Schnelligkeit,  Pünktlichkeit) 
mit  relativ  niedrigei'en  Selbstkosten  zu  rechnen  ist.  Gleiches  gilt 
allerdings  teilweise  auch  von  ordinären  Massengütern  im  Güterver- 
kehr, verglichen  mit  feineren  Produkten  (offene  statt  gedeckter  Wagen, 
eventuell  wohlfeilere  Kraftträger,  geringere  Kosten  für  Aufsicht,  Sicher- 
heit vor  Verlust  und  Qualitätsverschlechterung,  vollere  Ausnutzung 
von  Schilfen,  Wagen,  Zügen,  Zugkraft,  geringeres  Eigengewicht  der 
Wagen,  besseres  Verhältnis  zwischen  nützlichem  und  todtem  Gewicht 
u.  dgl.  m.).  Aber  die  ungeheure  absolute  Massenliaftigkeit,  Gewichts- 
menge und  Voluminosität  der  Massengüter,  zumal  bei  Beförderung 
über  lange  Wegstrecken,  wo  dann  die  absolut  hohen  Anlagekosten 
des  Wegs  mit  ins  Gewicht  fallen,  die  größeren  Manipulationen  mit 
diesen  Gütern  beim  Ein-  und  Ausladen  machen  sich  hier  doch  auch 
wieder  für  die  Steigerung  der  absoluten  und  zum  Teil  auch  der  rela- 
tiven Selbstkosten  geltend. 

Im  Personenverkehr  kann  aber  die  Feststellung  niedrigerer 
Tarifsätze  für  die  unteren  Klassen,  auch  abgesehen  von  geringeren 
Selbstkosten  ihrer  Beförderung , nach  dem  ebenfalls  wirtschaft- 
lichen Moment  geringerer  Leistungsfähigkeit,  woraus  eine  schwä- 
chere Tragfähigkeit  bezüglich  eines  Tarifsatzes  entspringt,  begründet 
werden.  Doch  wenn  eben  auch  erst  ein  solcher  Massenverkehr  eine 
erkehrsanstalt  (Eisenbahn  in  dritter  und  vierter  Wagenklasse,  auch 
Straßenbahn)  und  einzelne  Verkehrsleistungen  derselben  möglich 
und  die  Anstalt  überhaupt  leistungsfähig  macht,  so  liegt  auch 
hier  eine  solche  absolut  (und  eventuell  auch  wieder  noch  gegen 
die  speziellen  Selbstkosten  relativ)  niedrigere  Tarifierung  im  Inter- 
esse der  höheren  Volksklassen,  welche  die  zweite  und  erste  AVagen- 
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klasse  benutzen,  auch  wenn  sie  absolut  höhere  und  unter  der  genann- 
ten Eventualität  selbst  relativ  höhere  Tarifsätze  zahlen.  Und  nicht 
minder  entspricht  eine  solche  Tarifierung  den  allgemeinen  Volkswirt- 
schaftlichen  und  sozialen  Gesamtinteressen. 

Man  kann  an  dem  Beispiel  des  Personenverkehrs  aber  auch  gut 
nachweisen,  wie  hier  unter  Umständen  die  iahrgäste  aus  den  wohl- 
habenderen Klassen  notwendig  und  doch  wieder  mit  im  Gesamt- 
interesse des  Verkehrs  wohlfeiler,  d.  h.  zu  niedrigeren  Tarif- 
sätzen befördert  werden  müssen,  als  den  für  ihre  Beförderung  not- 
wendig aufzuwendenden  Selbstkosten  des  Transports  entspricht,  also 
Avieder  mit  Abweichung  von  der  Proportionale  der  Selbstkosten. 
Und  zwar  hier  jetzt  in  einer  Richtung,  welche  den  Beanspruchern 
der  Transportleistungen  von  höherer  wirtschaftlicher  Ueistungsfähig- 
keit.den  Transportobjekten  \mn  größerer  Tragfähigkeit  zugute  kommt, 
indem  gerade  sie  einen  zwar  absolut  höheren  Satz  als  die  minder 
wohlhabenden  Klassen  zahlen,  aber  einen,  der  oft  nicht  hoch  genug 
ist.  um  die  durch  ihre  Beförderung  bedingten  Selbstkosten  zu  decken 
und  jedenfalls  relativ  niedriger  als  diesen  Selbstkosten  entspricht  und 
als  ihn  verhältnismäßig  die  Klassen  schwächerer  Leistungsfähigkeit 
entrichten.  Diese  Klassen  müssen  vielmehr  hier  nicht  nur  die  durch 
ihre  Beförderung  veranlaßten  Selbstkosten  vollständig  oder  doch  in 
größerem  Maße  decken,  sondern  selbst  noch  die  Selbstkosten 
des  Transports  der  höheren  Klassen  mit  decken  helfen, 
ob‘>'leich  letztere  sogar  qualitativ  viel  besser  im  Transport  b^ieut 
werden.  So  liegt  der  Fall  wenigstens,  wenn  aus  irgend  welchen  Grün- 
den und  Rücksichten  die  Mitbeförderung  (oder  selbst  Alleinbeforderung, 
wie  bei  Eiseubahnzügen  mit  nur  erster  Klasse)  von  höheren  Wagen- 
klassen, auch  die  Leistung  von  ganzen  Beförderungsarten  (Expreß-, 
Schnellzüge)  mit  schwacher  Frequenz  nicht  ganz  eingestellt  wer- 
den kann  und  wenn,  wie  unvermeidlich,  die  Wahl  der  \\  agenklasse 
und  Beförderungsart  (Zugart)  den  Fahrenden  frei  steht.  Darin  be- 
steht wenigstens  teilweise  der  Unterschied  vom  Güterverkehr,  wo  die 
anzuwendende  Tarifklasse  bei  derselben  Beförderungsart  für  ein 
Frachtstück  nach  dessen  Beschaffenheit  von  der  A'erkehrsanst alt  fest- 
gestellt wnrd.  AVürden  sich  hier  die  Tarifsätze^  der  höheren  Wagen- 
klassen und  schnelleren  Züge  über  einen  gewissen  Betrag  erhöhen, 
etwa  auch  nur  auf  den  den  Selbstkosten  entsprechenden,  so  drohte 
eine  A'erminderung  der  Frequenz.  Dadurch  würde  die  Ladefähigkeit 
noch  schw’ächer  ausgenutzt,  das  Verhältnis  zwischen  nützlichem  und 
todtem  Gewicht  noch  ungünstiger,  die  Deckung  der  Selbstkosten 
durch  den  betreffenden  A^erkehr  noch  weniger  erzielt  werden.  Mau 
ist  daher  in  solchen  Fällen  genötigt,  die  Tarifsätze  für  diesen  Aer- 
kehr  niedriger  zu  halten,  trotzdem  dadurch  eine  eben  unter  diesen 
Umständen  unvermeidliche  Begünstigung  der  Benutzer  der  höheren 
AA^ageuklassen  (zweite,  vollends  bei  uns  erste)  in  recht  unerwünschter 
und  sozialpolitisch  angreifbarer  AVeise  erfolgt.  Ist  die  Einstellung 
solcher  teueren,  die  Kosten  nicht  deckenden  Züge  und  AVagenklassen 
nicht  möglich,  w^obei  ersterenfalls  auch  andere  Interessen,  politische, 
postalische  mitspielen  können,  so  müßte  man  nur  experimentell 
öfters  Proben  anstellen,  bei  w^elchem  Tarifsatz  für  den  betreffenden 
Verkehr  die  relativ  beste  Selbstkostendeckung  stattflndet  und  diesen 
Satz  dann  festzuhalten  suchen. 
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b)  Zu  Nr.  8,  d. 

Die  Höhe  der  Selbstkosten  des  Transports  hängt  aber 
nicht  bloß  ab  von  den  angedeuteten,  sondern  noch  von  anderen 
Umständen;  ferner  für  die  Beförderung  eines  Transportobjektes 
bestimmten  Gewichts  und  Volumens  nicht  nur  von  der  Veg- 
länge,  dem  im  Distanztarif  allein  oder  vornehmlich  berücksich- 
tigten Moment,  a)  Wesentlichen  Einfluß  haben  allgemeine 
wirtschaftliche  Verhältnisse,  von  denen  das  Maß  der 
Ausnutzung  der  Ladefähigkeit  der  Fahrzeuge,  das  A erhältnis 
zwischen  todtem  und  nützlichem  Gewicht  stark  mit  bestimmt 
wird.  So  namentlich  die  Verkehrsrichtungen,  d.  h.  Aus- 
und  Rückfahrt,  die  Verkehrszeit  und  die  Gelegenheit  zu 
Transportleistungen  im  Zwischenverkehr  zwischen  Abgangs- 
und Endstation,  ferner  die  jeweiligen  wirtschaftlichen 
Konjunkturen  in  der  ganzen  Volkswirtschaft  und  in  einzelnen 
Produktions-  und  Handelszweigen,  auch  im  sozialen,  poli- 
tischen Leben,  in  kürzeren  Zeiträumen  wie  in  ganzen  Jahren 
und  Jahresreihen.  Bei  erheblichen  Verschiedenheiten  dieser 
Verhältnisse  zwischen  den  einzelnen  Kategorien  der  Transport- 
objekte (wieder  Personen,  Sachgüter,  Nachrichten)  und  zum  Teil 
auch  der  Unterarten  davon  (Geschäfts-,  Vergnügungs-  und  Er- 
holungsverkehr, Wohlstandsgrade  der  Fahrenden  im  Personen- 
verkehr, Ordinär-  und  Qualitätsgüter,  Rohprodukte  und  Fabrikate 
und  manche  weiteren  Unterarten  im  Güterverkehr,  Geschäfts- 
und Privatkorrespondenz  im  Nachrichtenverkehr  usw\):  ferner 
bei  erheblichen  Verschiedenheiten  zwischen  den  einzelnen  \er- 
kehrsanstalten  zeigen  sich  doch  auch  wieder  gewisse  Gleich- 
artigkeiten im  Einfluß  jener  Verhältnisse  in  allem  ^ erkehr. 

ß)  Jahreszeiten  und  mit  davon  abhängige  \ erkehrs- 
richtungen,  dann  letztere  auch  an  und  für  sich  und  Verkehr 
mit  Zwischenstationen  entscheiden  vielfach  stark  über  das  Maß 
der  Transportbedürfnisse  und  des  tatsächlichen  Um- 
fangs der  Transportleistungen.  Nur  in  gewissen  Grenzen 
können  sich  diesem  Maße  die  Einrichtungen  des  Transport- 
dienstes, die  wirklichen  Beförderungen  der  Fahi'zeuge  und  Kraft- 
träger und  die  wirklichen  Beanspruchungen  der  bewegenden 
Kräfte  dabei  anpassen,  sich  einschränken  bei  geringerem,  sich 
ausdehnen  bei  größerem  Maße.  Nur  soweit  dies  geschieht,  läßt 
sich  die  Benutzung  der  Wege,  die  Ausnutzung  der  Ladefähig- 
keit der  Fahrzeuge,  Kraftträger  und  bewegenden  Ki'äfte,  sowie 
das  Verhältnis  zwischen  todtem  und  nützlichem  Gewicht  in 
einigermaßen  relativ  gleichbleibendem  Umfang  halten.  Soweit  es 
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nicht  geschehen  kann,  was  im  großen  Umfang  der  Fall  ist,  und 
tatsächlich  nicht  geschieht,  schwankt  der  Benutzungs-  und  Aus- 
nutzungsgrad und  damit  unvermeidlich  die  Höhe  der  Selbst- 
kosten des  Betriebs.  Diesen  Schwankungen  kann  sich  aber 
der  Tarif  nicht  genau  anpassen,  vollends  nicht  für  die  einzelne 
Transportleistung.  Das  hindert  wieder  eine  genaue  Propor- 
tionalität zwischen  Tarifsätzen  und  Selbstkosten  der  Leistungen 
und  zwischen  ersteren  und  der  zurückzulegenden  Weglänge. 

y)  Auch  eine  Anpassung  der  Tarifsätze,  so  eine  ent- 
sprechende zeitweise  Änderung  dieser  Sätze  und  auch  eine  solche 
nach  Yerkehrsrichtungen  nach  Maßgabe  der  zeitlichen  Schwan- 
kungen des  Umfangs  der  Transportbedürfnisse  und  des  verschie- 
denen Umfangs  dieser  Bedürfnisse  nach  Yerkehrsrichtungen  und 
im  Zwischenverkehr  kann  hier  gegenüber  gegebenen  ziemlich 
festen  Yerhältnissen,  von  welchen  diese  Transportbedürfnisse 
einmal  abhängen,  nicht  allzuviel  nützen.  Z.  B.  wäre  oft  kaum 
von  erheblicherem  Erfolg  eine  etwaige  Ermäßigung  der  Tarif- 
sätze in  verkehrsschwächerer  Zeit  und  Richtung  und  bei 
schwachem  Zwischenverkehr,  um  so  den  Yerkehr  durch  Ver- 
wohlfeilerung der  Transportleistungen  zu  steigern  und  dadurch 
wieder  durch  stärkere  Ausnutzung  der  Ladefähigkeit  und  gün- 
stigere Gestaltung  des  todten  zum  nützlichen  Gewicht  die  Selbst- 
kosten für  die  einzelne  Transportleistung  herabzudrücken. 

Erwünscht  kann  dabei  gleichwohl  sein,  in  diesen  Richtungen 
zu  experimentieren.  Das  vermag  wohl  eine  private  Yerkehrs- 
austalt  leichter  als  eine  in  solchen  Dingen  meist  mehr  gebundene 
öffentliche;  mindestens  müßte  man  einer  solchen  eine  mehr  kauf- 
männische Verwaltung  geben.  Bei  solchen  Experimenten  hegt  aber 
die  Gefahr  vor,  daß  willkürliche  Förderungen  und  Schädigungen 
gewisser  Privatinteressen  erfolgen,  was  wieder  durch  die  wirksamere 
Kontrolle  öffentlicher  Anstalten  seitens  der  öffentlichen  Meinung,  der 
politischen  Vertretungskörperschaften  leichter  verhütet  wird  In  allen 
solchen  Dingen  läßt  sich  so  bei  öffentlichen  Anstalten  auch  die  ''  ahr- 
nehmung  von  Gesamtinteressen,  von  allgemeinen  volkswirtschaft- 
lichen besser  verbürgen. 

d)  Aus  der  natürlichen  wirtschaftlichen,  wenigstens  rela- 
tiven Gebundenheit  der  Transportbedürfnisse  an  die  ge- 
nannten Umstände  folgt  der  Schluß,  daß  die  Tarifsätze 
auch  der  einzelnen  Transportleistungen  wieder  nur  ge- 
regelt werden  können  nach  Durchschnittsverhältnissen 
der  Beanspruchung  von  Transportleistungen  in  verschiedenen 
Jahreszeiten,  Jahren  und  Jahresperioden,  in  beiden  Yerkehrs- 
richtungen (Hin-  und  Rückfahrt),  im  Zwischenverkehr,  in  Zeiten 
günstiger  und  ungünstiger  Konjunkturen.  Daher  kann  es  sich  nur 
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um  Durclisclinitte  von  Selbstkosten  handeln,  welche  als 
Grundlage  der  Tarifsätze  mit  berücksichtigt  werden  können. 

Einige  Beispiele:  Von  der  Jahreszeit  hängt  ein  großer 
Teil  des  Personenverkehrs  der  Verkehrsanstalten  (Eisenbahnen, 
Schiffahrt!)  ab,  der  Zwecken  der  Erholung,  der  Gesundheit,  des  Ver- 
gnügens dienende  sehr  stark  (Sommer,  Winter!),  der  geschäftlichen 
und  Erwerbszwecken  dienende  (Handelsreisende,  \Vanderarbeiter,  auch 
Auswanderer)  gleichfalls  erheblich.  Auch  die  Frequenz  der  Rich- 
tungen (Fort-,  Rückreise)  des  Personenverkehrs  wird  stark  von 
den  Jahreszeiten  beeinflußt  (nach  und  aus  den  Sommerfrischen, 
Bädern  usw.).  Den  Volkssitten  gemäß  richtet  sicli  die  Frequenz  auch 
stark  nach  den  großen  Kirchenfestzeiten.  Vom  Ruhen  der  Erwerbs- 
arbeit hängt  die  hohe  Frequenz  des  Sonntagsverkehrs  ab,  von  der 
Bindung  an  diese  Arbeit  der  schwache  Wochentagsverkehr  und  auch 
für  die  große  Mehrzahl  des  Volks  davon  (und  vom  damit  zusammen- 
hängendem Mangel  an  Mitteln)  die  sehr  begrenzte  Zeit,  welche  die 
Leute  für  „Fahren  und  Reisen“  überhaupt  frei  haben,  selbst  wenn 
sie  frei  oder  sehr  wohlfeil  führen:  der  vor  manchen  anderen,  eben- 
falls dagegen  sprechenden  entscheidende  Gesichtspunkt  für  Ablehnung 
extremer  Tarifprojekte  im  Eisenbahnwesen,  so  eines  wie  bei  der  Brief- 
post von  der  Entfernung  ganz  oder  fast  ganz  absehenden  gleichen 
Tarifsatzes  im  Personenverkehr  (Perrot,  Engel).  Durch  Ermäßi- 
gungen der  Tarifsätze  würde  in  allen  diesen  Fällen  kaum  eine  wesent- 
liche Steigerung  der  Frequenz  bewirkt  w^erden.  — Auch  der  Güter- 
verkehr wird  stark  durch  die  Jahreszeiten  beeinflußt  (Ernten 
der  Agrarprodukte,  Holz,  mineralische  Brennstoffe,  Produktions- 
kampagnen, Saisonzeiten  einzelner  Produktionszweige,  auch  Zeiten 
besonders  starker  Bezugsbedürfnisse  der  Verbraucher  von  verschie- 
denen Artikeln  usw.).  — Der  durch  Post,  Telegraphen  vermittelte 
Nachrichtenverkehr  zeigt  ebenfalls  erhebliche  zeitliche  Schwan- 
kungen schon  als  Begleiterscheinung  derjenigen  des  Personen-  und 
Güterverkehrs.  — Die  Frequenz  in  Verkehrsrichtungen,  Aus-, 
Rückfahrt,  von  den  Seeküsten  ins  Binnenland  und  umgekehrt,  von 
den  Gebirgen,  Forst-,  Bergw^erksgegenden  in  die  übrigen  Landesteile, 
bes,  die  Städte,  vom  platten  Lande,  den  agrarischen  Gegenden  in  die 
Industrie-,  Montangebiete  und  Städte  und  umgekehrt,  hängt  im  Güter- 
\'erkehr,  zum  Teil  auch  im  Personen-,  Nachrichten-,  Geld  verkehr 
Postanweisungen)  ganz  entscheidend  ab  von  fast  durchaus  festen 
Natur  Verhältnissen  (Klima,  Bodenbeschaffenheit)  und  wenigstens 
relativ  festen  wirtschaftlichen  und  sozialen  Verhältnissen 
Standorte  der  Produktionszweige,  auch  der  verschiedenen  indu- 
striellen, Austauschverhältnisse  in  Sachgütern,Waren,  Volksdichte,  Ver- 
:eilung  der  Bevölkerung  auf  Land  und  Stadt  und  Städte  verschie- 
dener Menschenzahl  und  verschiedener  wirtschaftlicher  Zweige).  Diese 
Umstände  beeinflussen  Art  und  Umfang  der  Transportbedürfnisse, 
iuch  die  Ansprüche  an  Wege.  Fahrzeuge,  Kraftträger,  bewegende 
Kräfte  und  wdeder  das  Maß  der  Be-  und  Ausnutzungsmöglichkeit 
iieser  Kommunikations-  und  Transportmittel,  das  Verhältnis  zwischen 
:odtem  und  nützlichem  Gewicht,  mit  dem  Allen  daher  auch  die  ab- 
solute und  relative  (auf  eine  Einheit  der  Transportleistung  und  des 
Frausportobjekts  fallende)  Höhe  der  Selbstkosten  des  Transports.  In 
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der  Regelung  des  ganzen  Tarifwesens  und  der  einzelnen  Tarifsätze 
kann  Hier  regelmäüig  wieder  nur  nach  Durchschnittsvernältnissen 
vorgegangen  werden.  Die  Rückwirkung  der  Höhe  der  Ta,rifsatze  auf 
die  Frequenz  ist  vorhanden,  aber  die  Grenzen  dieser  Rückwirkimg, 
z B wieder  von  Ernaäßigungen.  sind  doch  nicht  immer  Der 

Einfluß  der  erwähnten  Umstände  auf  die  Frequenz  läßt  sich  besten- 
falls durch  eine  bestimmte  Tarifpolitik  einschränken,  aber  nicht  aiit- 
heben  Z.  B.  vermag  dem  Transport  von  Massenartikeln,  Rohprodukten 
überseeischen  Ursprungs  von  den  Seehäfen  ins  Binnenland  ein  ent- 
fernt ähnlicher  Massenverkehr,  von  hier  nach  den  Häfen,  m Bon- 
stoffen, Qualitätsgütern,  Fabrikaten  eben  nicht  zu  entsprechen;  ebei> 
sowenig  dem  ersteren  Verkehr  von  überseeischen  Gebieten  nach 
Europa,  der  von  hier  dorthin  und  umgekehrt  dem  Massenauswan- 
derungsverkehr von  Europa  in  die  neue  Welt  der  Person^verkehr 
von  dort  hierher.  Deswegen  sind  für  die  Feststellung  der  Tanfsatze 
ie  im  Hin-  und  Rückverkehr  beide  Verkehrsfrequenzen  ira  Zu- 
sammenhang zu  berücksichtigen  und  hängen  unvermeidlich  die 
einen  von  den  erreichbaren  anderen  Sätzen  mit  ah.  Die  große  Bedeu- 
tung von  Punkten  wie  den  folgenden  ergibt  sich  somit  leicht:  üb  und 
welche  Rückfracht,  welche  Frequenz  ist  für  diese  vorhanden  oder  zu 
erreichen,  welche  Tarifsätze  sind  für  sie  zu  erzielen,  welche  iaril- 
^ätze  im  Ausgaugsverkehr?  Im  Seeverkehr  zwischen  Europa  und 
Amerika  hat  daher  z.  B.  auch  für  den  Tarif  des  Personenverkehrs 
Maß,  Art  und  Richtung  des  Güterverkehrs  und  umgekehrt  für  den 
Gütertarif  Maß,  Art  und  Richtung  des  Personenverkehrs  Dichtigkeit. 
(„Auswanderer“  als  „Hinfracht“,  „Massenprodukte“,  Baumwolle,  Ge- 
tmde  usw.  als  „Rückfracht“).  Alles  Einzelne  hängt  voneinander  ab 
jeder  Tarifsatz  kann  nur  als  Glied  eines  Tarifsystems  aufgefaßt 
und  behandelt  werden. 

c)  Fehlende  Proportionalität  zwischen  zurückzulegen- 
cler  Wegelänge  eines  Transportobjekts  und  Kosten  dieser  Be- 
förderung auf  dieser  Strecke.  Der  Nachweis  hierfür  ist  bei 
den  verschiedenen  Verkehrsanstalten  und  Transportzweigen  und 
Dienstarten  verschieden  in  den  Einzelheiten  zu  führen.  Aber 
gewisse  Punkte  stellen  sich  auch  wieder  gleich  oder  ganz  ähnlich. 

a)  Die  Kosten  der  Herstellung  und  Erhaltung  eines 
AVeges  (jeder  verschiedenen  Art  eines  solchen  [s.  o.  S.  4 ff.])  bei 
dem  hierfür  erforderlichen  Kapitalaufwand  daher  auch  die  Be- 
träge für  Verzinsung  und  Tilgung  dieses  Kapitals  stellen  sich 
für  die  einzelnen  Strecken  vielfach  wesentlich  verschieden,  sind 
also  von  vornherein  dann  nicht  der  AA  eglänge  proportional. 

Naturverhältnisse,  klimatische  Momente,  Beschaffenheit  desWege- 
bodens,  erforderlichen  Baumaterials,  Kunstbauten,  wirtschaftliche  Um- 
stände  wie  AA^ert  des  Bodens,  Preis  des  zu  anderen  Zwecken  dienenden, 
für  den  Wegezweck  zu  erwerbenden  u.  dgl.  m.  machen  die  Strecken- 
kosten höchst  verschieden. 

ß)  A^on  den  Betriebskosten  sind 

aa)  manche  ganz  oder  großenteils  unabhängig  von  der 
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Weglänge,  welche  ein  Transportobjekt  zurücklegt,  so  die  all- 
gemeinen Verwaltungskosten,  die  Kosten  der  Übernahme 


des  Objekts  zur  Beförderung  bis  einschließlich  zur  Versendung 
am  Abgangspunkt  (Expeditionskosten)  und  die  Kosten  der  Be- 
sorgung der  Entladung  am  Ankunftsorte,  bzw.  der  Zuführung 
in  diesem  an  den  Empfänger  (Abfuhr-,  Austragekosten). 

Post,  bei  dieser  ein  Punkt  von  entscheidender  Bedeutung  zur 
Rechtfertigung  des  Absehens  von  der  Weglänge  unter  gewissen  Ver- 
kehrsverhältnissen; ähnlich  Telegraph;  aber  auch  im  Güterverkehr 
der  Eisenbahn,  der  Schiffahrt,  des  Landfrachtgeschäfts  ist  der  Punkt 
zu  beachten;  selbst  im  Personenverkehr  bestehen  Analogien,  Abfer- 
tigung der  Fahrenden,  Entlassung,  Ausschiffung  bei  Ankunft. 


bb)  Die  eigentlichen  Beförderungskosten  auf  dem 
Wege  sind 

aa)  streckenweise  sehr  verschieden  nach  der  Beschaff  en- 
heit  dieser  Strecken  (Steigungen  usw.),  nach  der  mit  davon 
abhängigen  Beschaffenheit  der  Fahrzeuge,  Kraftträger,  Art  und 
namentlich  Stärke  der  bewegenden  Kräfte,  also  wesentlich  nicht 
proportional  zur  zurückzulegenden  Weglänge. 

fiß)  Diese  Beförderungskosten  sind  aber  auch  vielfach  nach 
Transportobjekten  und  Transportleistungen  nicht  nur 
nicht  proportional  der  Wegelänge  ein  und  derselben  Wege- 
art (Landstraße,  Eisenbahn,  Fluß,  Seeweg),  auf  welcher  ein 
Objekt  befördert  wird.  Teilweise  ist  vielmehr  diese  Wegelänge 
für  die  Beförderungskosten  selbst  ganz  oder  fast  ganz  indifferent 
(^Telegraph,  bedingt  Post)  — nicht  für  die  gesamten  Selbst- 
kosten, weil  diese  mit  von  den  Kosten  des  Weges  selbst  und 
diese  wieder  von  der  Wegelänge  mit  abhängen  — ; teilweise 
bewegen  sich  die  Beförderungskosten  selbst  in  der  Richtung 
der  umgekehrten  Proportionalität  zu  dieser  Wegelänge:  d.  h. 
je  länger  die  Wegestrecke  ist,  welche  zurückgelegt 
wird,  desto  relativ  kleiner  werden  die  Beförderungs- 
kosten für  die  Einheit  einer  Gattung  von  Transport- 
objekten im  Verhältnis  zu  den  Kosten  fm-  eine  Beförderung 
auf  kürzeren  Strecken. 


Dies  ergibt  sich  wieder  aus  der  günstigeren  Gestaltung  der  Aus- 
nutzung der  Ladefähigkeit  der  Fahrzeuge,  des  Verhältnisses  zwischen 
todtem  und  nützlichem  Gewicht,  auch  der  besseren  Ausnutznng  der 
bewegenden  Kräfte  und  Kraftträger,  zum  Teil  des  ganzen  Personals 
und  Materials  der  Verkehrsanstalt  und  des  einzelnen  Transportdienst- 
zweigs. Es  tritt  mehrfach  mit  der  Entwicklung  der  Intensität  des 
Verkehrs  immer  mehr,  zum  Teil  überhaupt  erst  stärker  hervor. 

y)  Alle  diese  Verhältnisse  führen  in  den  betreffenden 
Fällen  zur  Forderung  und  Rechtfertigung  von  Tarifsätzen  für 


die  einzelne  Transportleistung,  wo  mehr  oder  weniger,  selbst 
völlig  oder  fast  völlig  vom  Moment  der  Entfernung,  der 
Weglänge,  welche  ein  Transportobjekt  zurücklegt,  aus  be- 
triebstechnischen und  ökonomischen  Gründen  abge- 
sehen wird.  Dabei  wird  der  Distanztarif  durch  einen  gerade 
nach  dem  Selbstkostenprinzip  zu  rechtfertigenden  Differential- 
tarif oder  durch  einen  gleichmäßigen  (Einheits-)  Tarif 
oder  einen  nur  nach  wenigen  großen  Streckenabschnitten  ab- 
gestuften (Zonen-,  Staffel-)  Tarif  ganz  (Post,  Telegraphie) 

oder  teilweise  (Eisenbahn,  Schiffahrt)  ersetzt. 

Das  sind  Punkte  von  großer  Bedeutung  für  die  Tarifpolitik  des 
A^erkehrswesens.  Der  gleiche  Tarifsatz  für  ein  Telegramin  be- 
stimmten Umfangs  (Wortzahli  für  alle  Entfernungen  eines  einheitlich 
, verwalteten  Telegraphennetzes  ist  insofern  gerechtfertigt.  Ebenfalls 

unter  Voraussetzung  der  unentgeltlichen  oder  sehr  wohlfeilen  Be- 
nutzung anderer  Verkehrsanstalten  und  Transportdienste  für  die  Be- 
förderung der  Transportobjekte  (Eisenbahn,  Schiffskurs)  der  gleiche 
Tarif  für  die  Posttrausporte  einer  Objekteinheit  der  verschie- 
denen Dienstzweige  ohne  Rücksicht  auf  die  Entfernung  (Nachrichten, 
Postanweisungen,  nicht  ganz  in  gleichem  Maße  Drucksachen,  Zei- 
tungen, Geld-  und  Wertpapiere,  vollends  nicht  Packete  und  Personen). 
Nicht  ganz  ebenso,  aber  doch  ähnlich  derselbe  Portosatz  im  Weltver- 
kehr (Weltpost).  Bei  Eisenbahnen  (doch  auch  einschließlich  städti- 
schen, Tramways  u.  dgl.)  und  Schiffahrt  liegen  die  Dinge  nicht 
i ebenso  günstig:  weil  die  eigentlichen  Beförderungskosten  stark  von 

der  AVeglänge,  die  zurückgelegt  werden  muß,  abhängen.  Deshalb  ist 
völliges  Absehen  von  diesem  Umstand,  daher  Gleichheit  des  Tarifsatzes 
I ohne  Rücksicht  auf  die  Entfernung  im  Personen-  und  Güterverkehr, 

wenigstens  aus  rein  betriebstechnischem  und  -ökonomischem  Stand- 
punkte betrachtet,  nicht  oder  nur  selten  und  doch  nur  innerhalb  von 
Bezirken  mit  im  ganzen  geringer  Maximalentfernung  zulässig  (etwa 
im  Straßenbahn  verkehr,  und  hier  doch  nur  kleinerer,  nicht  so  sehr 
ausgedehnter  Großstädte).  Hier  kann  nur  ctw'a  ein  Zonentarif  all- 
gemein zu  rechtfertigen  sein.  Im  weiteren  A erkehr  verstößt  die 
Gleichheit  des  Tarifsatzes  (des  Einheitstarifs)  zu  stark  gegen  die  be- 
rechtigte Mitberücksichtigung  der  Selbstkosten,  hier  auch  der  eigent- 
lichen Beförderungskosten,  im  Tarifwesen.  Ein  Differentialtarif- 
system der  oben  angedeuteten  Art  ist  dagegen  hier  in  der  Tat  öfters 
betriebsökonomisch  richtig.  So  stellen  sich  eben  die  eigentlichen 
Beförderungskosten  für  die  Einheit  des  Transportsobjekts  im  Personen- 
wie  Güterverkehr  günstiger,  wenn  vollbesetzte  und  vollbeladene  Per- 
sonen-, Güterwagen,  Schiffe  lange  Strecken  hindurch  fahren,  als  nur 
kurze  Strecken  bei  wechselnder  Frequenz.  Ein  dies  berücksichti- 
gender Differentialtarif,  welcher  den  Tarifsatz  für  eine  Streckeneinheit 
• auf  weitere  Entfernungen  relativ  niedriger  ansetzt,  ist  insofern  be- 
rechtigt. Es  kann  daraus  selbst  ein  absolut  niedrigerer  Fracht- 
betrag für  dieselbe  Transportobjekteinheit  auf  längeren  als  auf  kürzeren 
Strecken  hervorgehen,  was  rein  betriebsökonomisch  nicht  immer 
j anfechtbar,  sondern  folgerichtig  ist,  wenn  man  von  der  Mitberück- 

1 sichtigung  des  Gebrauchswertmoments  und  von  vielleicht  angreif- 
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baren  volkswirtscbaftlicben  Folgen  absiebt,  wie  es  auf  dem  Stand- 
punkt des  allein  maßgebenden  Betriebsinteresses  der  Verkehrsan- 
stalt geschieht  (s.  u.  die  weiteren  Ausführungen  über  die  Tarife  der 
einzelnen  Anstalten  und  Zweige  unten  Nr.  13). 

11.  Gebrauchswertschätzung  der  Transportleistungen 
für  verschiedene  Entfernungen.  Man  konnte  daran  denken 
und  hat  das  auch  bisweilen  in  Verbindung  gebracht,  es  ließe 
sich  der  Gebrauchswert  einer  Transportleistung  wenigstens  an- 
nähernd nach  der  Entfernung,  über  w'elche  das  Transportobjekt 
befördert  wird,  daher,  da  die  Luftlinie  nicht  maßgebend  sei, 
wieder  nach  der  V'eglänge  bemessen.  Soweit  diese  Länge  der 
Höhe  des  Gebrauchswerts  proportional  ist,  würde  dann  auch 
nach  der  Gebrauchswertschätzung  der  Distanztarif  berechtigt 
erscheinen,  a)  Nun  ist  gewiß  zwischen  der  Länge  des  Weges, 
den  ein  Transportobjekt  zurücklegt,  und  dem  Gebrauchswert  der 
Transportleistung  überhaupt  ein  Zusammenhang  und  auch  ein 
solcher  vorhanden,  welcher  es  rechtfertigt,  einigermaßen  nach 
der  Weglänge  die  Höhe  des  Gebrauchswerts  der  Leistung  zu 
bemessen,  beide  Momente  als  in  gewissem  T;mfang  pi'oportional 
anzusehen:  je  weiter  die  Versendung,  desto  größer  der  Wert 
.der  Leistung,  auch  für  den  Beanspruche!’  dieser  und  umgekehrt, 

— wenigstens  ceteris  paribus,  und  wiederum  auch,  mit  den 
bereits  dargelegten  Einschränkungen,  desto  höher  die  Selbst- 
kosten, namentlich  diejenigen  der  eigentlichen  Beförderung  des 
Transportobjekts.  Damit  erhielten  Tarifsätze  nach  Distanz-  und 
Selbstkostenproportion  allerdings  auch  von  dieser  Seite  betrachtet 
eine  nicht  unwichtige  Unterstützung,  b)  Indessen  trifft  eben 
das  „ceteris  paribus“  vielfach  nicht  zu.  Ob  und  wie  weit  die 
Weglänge  für  den  Gebrauchsw’ert  einer  Transportleistung  ent- 
scheidet, hängt  wieder  mit  vom  gesamten  Zustande  des  Ver- 
kehrswesens ab.  So  davon,  ob  neben  der  für  die  Benutzung 
in  Frage  stehenden  Verkehrsanstalt  und  Beförderungsart  auch 
andere  eventuell  benutzt  werden  können , ferner  wie  deren 
Leistungen  vergleichsweise  beschaffen  sind.  Auch  spielt 
noch  das  Kostenmoment  für  den  Beansprucher  bei  der  Ab- 
wägung des  Gebrauchswerts  verschiedener  Beförderungsarten  mit. 

So  kommt  z.  B.  im  Nachrichtenverkehr  die  Beförderung  durch 
Post,  Telegraphen,  andere  Transporteinrichtung.m,  Selbstbesorgung  in 
Vergleich,  wobei  der  Zustand  des  Wegewesens,  der  Sicherheit  des  • 
Transports,  der  Schnelligkeit,  der  Pünktlichkeit,  der  ^ erschiedenheit 
der  Kosten  sich  mit  geltend  machen.  Je  mehr  in  diesen  Punkten 
die  Qualität  der  Transportleistungen  der  verschiedenen  Verkehrs- 
anstalten und  Beförderungsarten  sich  gleicht,  desto  weniger  über- 
steigt der  Gebrauchswert  einer  wenn  auch  etwas  besseren  Leistung 
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den  einer  anderen,  z.  B.  der  Gebrauchswert  bei  der  Eil-  oder  Rohrpost- 
Brief  beförderung  den  bei  der  gewöhnlichen,  bei  der  telegraphischen 
den  bei  der  Postbeförderung,  bei  der  Eilgut-  den  bei  der  Frachtgut-, 
beim  Expreß,  Schnellzug  den  bei  der  Personenbeförderung. 

c)  Nur  folgende  Umstände  führen  dazu,  die  Höhe  des  Ge- 
brauchswerts der  Transportleistungen  einigermaßen  der  zurück- 
zulegenden Weglänge  proportional  zu  machen:  a)  wo  es  sich 
um  Beförderung  über  weite  Entfernungen  handelt,  leisten  manche 
Verkehrsanstalten  und  Beförderungsarten  qualitativ  so  erheblich 
weniger  oder  mehr  als  andere  — so  je  miteinander  verglichen 
Post  und  Telegraph,  Schiff  und  Eisenbahn,  Dampfkraft,  Schienen- 
weg und  andere  Kräfte  und  andere  Wege  — , daß  wegen  dieser 
Minder-  oder  Mehrleistung  praktisch  die  eine  Beförderungsart 
oft  ganz  ausgeschlossen  ist,  die  andere  allein  in  Frage  kommt, 
.j)  Alsdann  fällt  für  die  Höhe  des  Gebrauchsw’erts  der  Trans- 
portleistung die  Beförderung  auf  einer  weiten  Strecke  stark 
ins  Gewicht,  weil  sie  auf  andere  Weise  nicht  oder  nur  völlig 
ungenügend  zu  erreichen  ist.  y)  Daher,  je  weniger  das  Ver- 
kehrswesen technisch  und  ökonomisch  überhaupt  und  vielseitig 
entwickelt  ist,  je  extensivere  Gestaltung  darin  nur  erst  besteht, 
desto  wichtiger  ist  auch  für  die  Schätzung  der  Höhe  des  Ge- 
brauchswerts der  Transportleistung  die  Weglänge  und  um- 
gekehrt verliert  letztere  ihre  Bedeutung  dafür  bei  entgegen- 
gesetzten Verhältnissen  mehr  oder  weniger. 

Dies  rechtfertigt  in  historischer  Betrachtungsweise  wieder  die 
starke  Berücksichtigung  der  Distanz  zwischen  Abgangs-  und  Ankunftsort 
im  Tarifwesen,  so  besonders  bei  der  Post  (Brief-,  Packetpost)  früher, 
das  Zurücktreten  und  Verschwinden  dieser  Berücksichtigung  später, 
in  der  Gegenwart,  das  gleiche  Ergebnis  aus  der  Betrachtung  des  Ge- 
brauchswertsmoments wie  auf  der  des  Entfernungs- Selbstkosten- 
moments in  der  Tariffrage:  älteres  Entfernungs-,  späteres  Zonen-, 
neueres  Eiuheitsporto  (E.  Sax).  Analog  beim  Telegraphen,  weniger, 
aber  doch  auch  etwas  bei  Eisenbahn,  Schiffahrt.  Weiteres  darüber 
unten  unter  Nr.  13. 

12.  Der  Aufbau  des  Tarifsystems  in  den  Verkehrsanstalten 
auf  der  Grundlage  der  verschiedenen  Momente.  Das  Ergebnis 
der  vorausgehenden  Erörterungen  ist,  daß  in  einem  Tarifsystem 
mancherlei  verschiedene  Momente  bei  der  Feststellung  der 
einzelnen  Tarifsätze  berücksichtigt  werden  müssen,  daher  zweck- 
mäßig miteinander  zu  kombinieren  sind. 

a)  Ausschließlich  ein  Moment  kann  selten  die  Grundlage 
werden:  allein  für  sich  weder  Entfernung  (Weglänge),  noch 
Selbstkosten,  noch  Leistungsfähigkeit  der  Dienstbeansprucher, 
noch  Fähigkeit  eines  Transportobjekts,  einen  bestimmten  Tarif- 
A.  Wagner,  soz.-ökon.  Grundriss,  BucLhandelsausgalie.  Abteil.  II.  5 
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Satz  zu  tragen  (bei  Sachgütern  spezifischer  Tauschwert  einer 
Mengen-  und  Yolumeneinheit,  Volumen  speziell  [Sperrgut]),  noch 
Gebrauchswert  der  Leistungen  für  den  Beansprucher,  Alle  diese 
Momente  kommen  vielmehr  mit-  und  nebeneinander  mehr  oder 
weniger  in  Betracht  und  neben  ihnen  noch  wirtschaftliche,  soziale, 
sich  gegenseitig  wieder  beeinflussende  Momente  verschiedene! 
Art.  Letztere  Momente,  um  einen  bestimmten  Verkehr  zu  er- 
möglichen, zu  fördern,  um  den  einen  Verkehr,  für  das  und 
das”  Transportobjekt  und  die  und  die  Transportleistung  durch 
die  Zahlungen  eines  anderen  Verkehrs  mittragen  zu  lassen  und 
so  ihn  erst  möglich  und  entwicklungsfähig  zu  machen.  Bier 
muß  eben  der  ganze  Verkehr  einer  Anstalt,  die  Summe  aller 
Transportleistungen  als  eine  Einheit  behandelt  werden,  inner- 
halb deren  einigermaßen  Übertragungen  zwischen  den  Selbst- 
kosten der  einzelnen  Transportleistungen  mittels  der  Tarifi  egu- 
lierung  stattfinden,  um  die  Gesamtkosten  überhaupt  und  zweck- 
mäßig zu  decken.  Manche  der  genannten  Momente,  besondeis 
auch  die  wirtschaftlichen,  sind  ferner  sehr  veränderlich,  was 
wieder  mit  zu  berücksichtigen  ist.  Alles  das  macht  das  tarif- 
politische Problem  zu  einem  sehr  verwickelten.  Die  oft  unver- 
meidliche Kreuzung  der  Interessen,  der  finanziellen  der  Verkehrs- 
anstalt, der  Beansprucher  der  Transportleistungen,  der  Gruppen 
von  Einzelwirtschaften,  der  verschiedenen  gesellschaftlichen, 
wirtschaftlichen  Kreise  erschwert  die  Lösung  der  Aufgabe  noch 
mehr,  so  z.  B.  in  der  Frage  des  Einheits-,  des  Differential-, 
des  Distanztarifs,  bei  der  Berücksichtigung  kontrastieren- 
der lokaler  Interessen  und  solcher  der  Produzenten  und  ^ er- 
braucher. 

b)  Aus  dieser  Sachlage  ergibt  sich,  daß  eine  einheitliche 
Gesamtregelung  des  Tarifwesens  für  alle  Verkehrsanstalten 
und  Transportzweige  einer  jeden  und  für  alle  Beförderungsarten 
ein  Bedürfnis  in  der  Volkswirtschaft  ist.  Das  führt  im  Rahmen 
eines  unter  einer  gemeinsamen  Rechts-  und  Wirtschafts- 
ordnung stehenden  Wirtschaftsgebiets,  eben  in  einer  Volkswirt- 
schaft, wieder  zur  Bevorzugung  öffentlicher  vor  privaten 
Verkehrsanstalten  und  soweit  die  privaten  doch  bestehen  und 
eine  allgemeine,  namentlich  interlokale  Bedeutung  haben,  zur 
Forderung  einer  öffentliche  Kontrolle  ihres  Tarifwesens, 
besonders  auch  ihrer  Tarifsätze.  Namentlich  die  großen 
„modernen“  Verkehrsanstalten  sind  auch  mit  im  Interesse 
richtiger  Tarifpolitik  auf  den  Staat  selbst  zu  übernehmen 
und  von  ihm  zu  verwalten,  vollends  wenn  sie  sich  technisch 
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und  betriebsorganisatorisch  dafür  noch  besonders  eignen  und 
wenn  die  Regelung  von  privaten  Verkehrsanstalten  (Eisenbahnen!) 
durch  die  öffentliche  Gewalt  sich  unzureichend  erweist. 

So  Post  in  allen  Zweigen  (mit  eventueller  Ausnahme  des  Per- 
sonenverkehrs), Telegraphie  und  Telephonie,  interlokales 
Eisenbahnwesen,  wenigstens  dasjenige  außerhalb  des  Nachbar- 
schaftsverkehrs von  Wohnorten  und  das  über  den  Umfang  eines  Ver- 
waltungskreises hinausgehende.  Mehr  und  mehr  kann  auch,  w'enu 
er  eine  allgemeine  Wichtigkeit  für  den  Verkehr  erreicht,  selbst  für  den 
Dampfschiffahrtsdienst  auf  Flüssen,  Kanälen,  größeren  Land- 
seen,  bedingt  auch  auf  der  See,  wenigstens  zwischen  den  Inlandhäfen, 
falls  auch  dieser  Verkehr  ein  wichtiges  Glied  im  Gesamtverkehr  der 
Volkswirtschaft  ist,  in  solchen  Fällen  die  Frage  der  Staatsübernahme 
auftauchen.  Es  ist  auch  unverkennbar,  daß  die  geschichtliche  Ge- 
samtentwicklung bei  den  Kulturvölkern  in  dieser  Richtung  sich  voll- 
zieht, bei  Post  ganz,  bei  Telegraphie  fast  ganz,  bei  Eisenbahnen  in 
starkem  Maße,  bei  Schiffahrtsdiensten  noch  am  wenigsten,  aber  auch 
hier  sind  Anläufe  zu  bemerken. 

Dieser  innere  Zusammenhang  der  verschiedenen  Arten  der 
Verkehrsanstalten,  so  auch  der  Staatsanstalten  der  Post  und  Tele- 
graphie mit  dem  Eisenbahnwesen,  ist  noch  zu  wenig  beachtet.  Zumal 
bei  der  Packetpost  ist  er  wichtig  (Passagiergepäck,  Eil-,  Stück- 
frachtgut der  Bahn)  auch  für  die  Bildung  des  Tarifsystems. 

c)  Für  diese  Gestaltung  der  Dinge  spricht  auch  wieder 
noch  folgender  Umstand. 

a)  Nur  eine  öffentliche,  in  größerem  Gebiet  nur  eine 
staatliche  Verkehrsanstalt  vermag  das  Tarifwesen,  die  einzelnen 
Tarifarten  genügend  mit  nach  allgemeinen  volkswirschaft- 
lichen,  sozialen,  politischen  Gesichtspunkten  zu  regeln  unter 
Ausgleichung  der  kontrastierenden  Interessen  der  Beansprucher 
der  Transportleistungen  von  der  höheren  Warte  des  nationalen 
Gesaratinteresses  aus  und  unabhängig  gegenüber  mächtigen 
Privatinteressenten. 

Das  beweist  schon  der  Vergleich  von  Staatspost  und  Staatstele- 
graphie mit  dem  privaten  Eisenbahn-  und  Schiffahrtswesen  so  ziem- 
lich überall,  ebenso  der  Vergleich  von  Staats-  und  Privatbahnwesen 
in  demselben  Lande,  nicht  minder  der  Vergleich  beider  in  Ländern 
des  alleinigen  oder  vorherrschenden  einen  und  anderen  Systems 
(Deutschland  verglichen  mit  Frankreich , Großbritannien  und  ver- 
schiedenen anderen  europäischen  Ländern,  vollends  mit  Nordamerika!). 

Die  private  Verkehrsanstalt  wird  den  Tarif  und  die 
Tarifsätze  wesentlich  immer  nur  nach  den  Gesichtspunkten 
ihres  Erwerbsinteresses  regeln,  volkswirtschaftliche  und 
soziale  Interessen  nur  in  diesen  Grenzen  wahrnehmen,  aber 
auch  unberechtigte  Interessen  Einzelner,  oder  wenigstens  ein- 
seitige Sonderinteressen  von  Orten,  Gegenden,  Produktions-, 
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Handelszweigen,  von  einzelnen  mächtigen  Interessenten  (Trusts!) 
durch  den  Tarif  fördern,  soweit  ihr  eigenes  Erwerbsinteresse 
dadurch  profitiert  oder  — sie  eben  dem  Einfluß,  solcher  Inter- 
essenten unterliegt  (Nordamerika!). 

Namentlich  Differentialtarife  werden  von  einer  privaten 
Verkehrsanstalt  selten  richtig  nach  den  Forderungen  allgemeiner 
Interessen  eingerichtet  werden.  Rabatte  an  den  offiziellen  Tarifen, 
Refaktien  für  einzelne  Transportinteressenten  werden  immer  leicht 
Vorkommen,  unlautere  Konkurrenz  unter  Händlern,  Produzenten  so 
nicht  verhütet,  sondern  gefördert  werden.  Auch  der  Selbstkosten- 
Proportionale  entsprechende  Differentialtarife  werden  dann  nicht 
unter  Berücksichtigung  aller  Umstände,  namentlich  ihrer  Rückwir- 
kung auf  die  wirtschaftlichen  und  sozialen  Verhältnisse,  sondern  nur 
nach  dem  Erwerbsinteresse  der  Anstalt  eingerichtet.  Selbst  bei 
Intervention  von  Gesetzgebung  und  öffentlicher  Verwaltung,  bei 
Konzessionserteilungen  und  Aufsichtsrecht  der  öffentlichen  Gewalt 
läßt  sich  solcher  Mißbräuche  nicht  genügend  Herr  werden. 

d)  Dazu  kommt  noch  die  Rücksicht  auf  den  engen  und 
immer  engeren  Zusammenhang  des  Tarif  Systems,  der  T arif- 
arten  und  Sätze  mit  den  Angelegenheiten  des  Wohnungs- 
wesens, der  Wahl  der  Wohnorte  der  Bevölkerung,  mit  den 
Standorten  der  Produktionszweige  und  einzelnen  Betriebe, 
mit  den  Verhältnissen  der  Preisgestaltung  wichtigster  Pro- 
duktionsmittel und  Genußmittel  (Brennstoffe,  Beleuchtungsstoffe 
[Petroleum!],  agrarische  und  forstliche,  montanistische  Roh- 
stoffe der  Gewerbe,  Nahrungsmittel,  Getreide,  Fleisch  usw.). 
Schließlich  hängt  von  der  Tarifpolitik  im  Verkehrswesen  die 
Preisgestaltung  und  Einkommenverteilung  im  „Zeitalter  des  Ver- 
kehrs“ stark  mit  ab,  gehen  die  tarifpolitischen  Fragen  in  preis- 
und  einkommenpolitische  (Abt.  I S.  263  ff,  und  S.  474  ff.)  mit 
über.  Namentlich  macht  sich  aber  auch  der  enge  Zusammen- 
hang der  Tarifpolitik  der  Verkehrsanstalten  mit  der  inter- 
nationalen Handels-  und  Zollpolitik  geltend.  Eine  För- 
derung der  Ziele  dieser  Politik,  eine  Verhütung  der  absicht- 
lichen oder  zufälligen  Kreuzung  dieser  Ziele  durch  die  Tarif- 
politik der  Verkehrsanstalten  ist  im  hohen  Maße  möglich  und 
kommt  tatsächlich  vielfach  vor. 

e)  Die  richtige  Verkehrstarif politik  kann  wieder  cn)  nur 
durch  die  öffentliche,  die  Staats(Reichs-)gewalt  im  Ge- 
samtinteresse und  im  Einklang  mit  den  Zielen  der  inneren 
Wirtschafts-  und  Sozialpolitik  und  auswärtigen  Handelspolitik 
richtig  geregelt  werden,  ß)  Aber  auch  hier  wieder  wesentlich 
nur  dann,  wenn  die  öffentliche  Gewalt  eben  direkt  über  die 
Verkehrsanstalten  verfügt,  diese  also  öffentliche,  in  Eigen- 
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tum  und  Verwaltung  des  Staats  selbst  sind,  y)  Selbst 
i weite  Machtbefugnisse  der  öffentlichen  Gewalt  über  private 

!:  Verkehrsanstalten  reichen  nicht  aus,  Befugnisse,  welche  ohnehin 

fast  immer  fehlen  und  mit  dem  einmal  gebotenen  privaten, 
d.  h.  hier  Erwerbsinteresse  dieser  Verkehrsanstalten  in  dei 
Tat  auch  schwer  vereinbar  sind.  Das  ist  a priori  zu  schließen, 

I aber  auch  aus  der  Erfahrung  überall  zu  belegen.  Die  an- 

gedeuteten allgemeinen  Interessen  lassen  sich  durch  solche  Ein- 
mischungs-  und  Regulierungsbefugnisse  gerade  gegenüber  dei 
Tarif  Politik  der  privaten,  zumal  oft  so  wichtigen  Verkehranstalten 
nicht  genügend  schützen,  vollends  diese  Befugnisse  nicht  so 
handhaben daß  jene  Interessen  durch  die  Tarifsysteme  der 
privaten  Verkehrsanstalten  in  allgemein  ersprießlicher  Weise 
gefördert  werden.  Es  muß  eben  die  Tarif  politik  der  Verkehrs- 
anstalten zu  einem  richtigen  Glied  der  öffentlichen  volks- 

I wirtschaftlichen  Verwaltungspolitik  werden  neben  Geld-, 

Kredit-,  Versicherungspolitik  und  auch  neben  allgemeiner  Agrar-, 

Gewerbe-  und  Handelspolitik.  Das  wird  ein  dringendes  prak-  i 

tisches  Bedürfnis  „im  Zeitalter  des  Verkehrs“  immer  mehr.  ; 

I Aber  nur  wieder  auf  der  Grundlage  öffentlicher  \ erkehrs- 

anstalten  kann  dies  erreicht  werden,  namentlich  innerhalb 
I eines  einheitlichen  Volkswirtschaftsgebiets. 

f)  Unter  privaten  Verkehrsanstalten  derselben  Gattung 
(je  Eisenbahnen,  Schiffahrtsdiensten)  und  verschiedener  Gat- 
tung (dieser  beiden  Gattungen  untereinander)  führt  a)^rück- 
sichtslose  Konkurrenz,  wie  zu  anderen  Übelständen  (Kapital- 
I Vergeudung,  mangelnde  Konzentration  usw.),  so  auch  zu  einer 

Tarifpolitik,  zu  Tarif  Systemen  und  -Sätzen,  welche  den  allge- 
meinen Interessen  der  Volkswirtschaft  und  der  Bevölkerung  (im 
Personenverkehr)  nicht  entsprechen  (Nordamerika),  ß)  Kartelle, 

Trusts,  Fusionen  helfen  dem  in  einer  Hinsicht  wohl  mit  ab,  aber 
leicht  nur,  um  noch  größere  Übelstände  herauf  zu  beschwören: 

I aa)  nur  erfolgend  im  Erwerbsinteresse  der  Anstalten  und  in 

l|  demjenigen,  oft  noch  bedenklicheren,  mächtiger  Kapitalisten-, 

Produzenten-,  Händlerkreise,  von  welchen  solche  Anstalten  ab- 
hängen,  wird  die  Tarifpolitik  eben  nur  hiernach,  nicht  nach 
allgemeinen  Interessen  geleitet;  bb)  indem  aber  so  mehr  oder 
' weniger  umfassende  und  starke  faktische  Monopolstellungen 

erreicht,  wie  erzielt  werden,  wird  vollends  die  ganze  Tarif  politik 
unter  den  einseitigen  Erwerbsgesichtspunkt  der  einen,  bei 
Fusionen,  bei  Trusts,  der  mehreren,  unter  sich  die  Vorteile 
teilenden  Anstalten,  bei  Kartellen,  gestellt.  Bei  der  Größe  der 
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S^apitalien,  um  welche  es  sich  hier  handelt,  bei  dem  beherrschen- 
len  Einfluß  der  Tarife  auf  den  Verkehr  und  damit  auf  die  ganze 
V'olkswirtschaft  und  auf  die  gesamte  Bevölkerung  und  deren 
persönliche  örtliche  Bewegung,  Wohnungsweise  usw.  sind  die 
Wirkungen  leicht  verhängnisvoll.  Die  großen  Eisenbahn- 
Gesellschaften  — und  die  hinter  ihnen  stehenden 
privatkapitalistischen  Mächte  werden  die  Herren  der 
l’^olkswirtschaft  und  der  bürgerlichen  Gesellschaft 
Nordamerika,  Frankreich).  So  taucht  hier  wieder  das  allge- 
neine Kartell-  und  Trust-  und  Kapitalkonzentrationsproblem 
luf  (Abt.  I,  S.  248  ff.,  271  ff.).  Mindestens  die  Kontrolle  durch 
lie  Staatsgewalt  wird  auf  diesem  Gebiete  das  Bedürfnis. 
\ber  die  richtige  Befriedigung  dieses  Bedürfnisses  steht  bisher 
der  so  wenig  als  auf  anderen  Wirtschaftsgebieten  in  Aussicht. 
)b  sie  überhaupt  möglich  ist? 

g)  Im  internationalen  Verkehr  zwischen  verschiedenen 
daatlich  selbständigen  Volkswirtschaftsgebieten  sind  a)  völker- 
'echtliche  Verträge  wie  über  die  ganze  Einrichtung  der  Be- 
brdening,  so  auch  über  Tarifnormen,  Tarifsätze  möglich.  Sie 
sind  auch  schon  mehrfach  gelungen  bezüglich  derjenigen  Ver- 
iehrsanstalten,  wo  die  volle  Tarifsouveränität  und  Autonomie 
rom  eigenen  finanziellen  Interesse  des  betreffenden  Landes, 
Staats  und  der  bezüglichen  Verkehrsanstalt  nicht  so  dringend 
verlangt  wird,  wo  die  internationale  Konkurnrnz  der  Verkehrs- 
instalten  der  einzelnen  Länder,  Avenn  auch  nicht  fehlt,  so  doch 
iich  weniger  scharf  geltend  macht  und  wo  nationahvirtschaft- 
iche  Interessen,  soweit  notwendig,  leichter  etwas  zurücktreten 
iönnen:  bei  Post  und  Telegraphie  (Weltporto  usw.).  /:?)  Aber 
vo  die  Verhältnisse  in  diesen  Beziehungen  anders  und  nicht 
io  günstig  für  vertragsmäßige  Eegelung  liegen,  so  bei  Eisen- 
pahnen  und  größeren  Schiffahrtsdiensten,  da  wird  auch 
lie  Tarifpolitik  und  in  ihr  der  Tarifaufbau  in  den  Tarifsätzen 
nehr  nur  von  Konkurrenzrücksichten  bestimmt  werden  (so  bisher 
selbst  noch  innerhalb  des  Deutschen  Reiches  zwischen  den 
5taatsbahnverwaltungen).  y)  Vereinbarungen  sind  ja  auch 
lier  nicht  unmöglich,  oft  erwünscht,  aber  sie  bieten  bei  den 
sich  kreuzenden  Erwerbsinteressen  der  einzelnen  selbständigen 
Verwaltungen,  auch  der  Staatsverwaltungen  öffentlicher  Ver- 
cehrsanstalten  und  bei  mitspielenden  kollidierenden  A’olkswirt- 
ichaftlichen  Interessen  der  Verkehrsgebiete  gnpße  SchAvierigkeit. 

Die  Zei-splitterung  der  Staats-  und  danach  der  Volkswirtschafts- 
Gebiete  oder  selbst  der  Teile  eines  sonst  einheitlichen  solchen  Gebiets, 
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wie  in  Bundesstaaten  (Deutschland,  Nordamenka),  wirkt  l^ier  f^ar^ 
hinderlich  für  einheitliche  Tarif  politik  und 

geführtes  Tarifsystem.  Im  Deutschen  Reich  treten  auch  hierin  die  üblen 
Fnlp-en  davon  hervor,  daß  der  große  Bismarcksche  Plan  eines  wirk- 
lichen Reichseisenbahnsystems  an  Stelle  der  mehreren  selbstandipn 
Staatsbahnsysteme  am  mittelstaatlichen 

ist.  — Auch  die  Konkurrenz  der  Eisenbahnen  mit  dei  Binnen 
Schiffahrt  auf  den  Strömen,  Kanälen  und  zum  Teil  mit  der  See- 
küstenschiffahrt  bietet  für  die  Aufstellung  rationeller  Tanfe  SchAA  lerig- 
keit,  vollends  wenn  die  Festlegung  gewisser  Gf-i^dsätze  ^r 
Behandlung  der  Benutzung  der„naturlichen  Strome  wie  bei  uns  in 
mizulässieer  zu  sehr  generalisierender  Weise  und  m nicht  einma 
genauen  ^unzAveideutigen  Ausdrücken  sogar  in  der  Remhsyerfassung 
Llrt.  54)  erfolgt  und  die  Auslegung  der 

wenigstes  nicht  zweifellos  ist.  (S.  preuß.  Ges.  Vc^  d V 

Herstellune  von  Wasserstraßen  u.sw.,  bes.  § 19.,  Peters,  ^cii^  • • 

f.  Soz.pol.  B.  115,  Verhandlung  dieses  Vereins  190o  über  Schiffahrts- 
abgaben, bes.  Schumacher  daselbst.) 

h)  Am  schwierigsten  ist  der  Aul  bau  eines  richtigen,  den 
volkswirtschaftlichen  Interessen  entsprechenden  Tarifsystems  un 
die  Festsetzung  richtiger  Tarifsätze  im  großen  ozeanischen 
Verkehr,  auch  dem  durch  eigentliche  Verkehrsanstalten 
(o.  S.  20)  betriebenen,  a)  Die  Kreuzung  nationaler  Avirtschatt- 
licher  Interessen  verschiedener  I^änder  miteinander,  deren  \ ei- 
kehr  durch  dieselbe  Verkehrsanstalt  vermittelt  Avird,  die  Kreuzung 
des  ErAverbsinteresses  der  Anstalt  mit  den  nationalen  volks- 
wirtschaftlichen und  die  Gleichgültigkeit  des  ersteren  für  die 
speziellen  Interessen  des  einzelnen  Landes  machen  sich  störend 

cGeltend.  ß)  Der  Seeverkehr  wird  bisher  fast  nur  durch  priA’ate 
Unternehmungen,  neuerdings  immer  mehr  durch  große  Verkel^s- 
anstalten  in  Form  von  Aktiengesellschaften  betrieben.  Bei 
diesen  steht  natürlich  das  Erwerbsinteresse  ganz  voran,  ihre 
Tarifpolitik  richtet  sich  regelmäßig  nur  dann  und  nur  soAA’eR 
nach  den  Anforderungen  des  Verkehrsinteresses  selbst,  als  die 
Erfüllung  dieser  Anforderungen  dem  eigenen  ErAverbsinteresse 
dient  und  Konkurrenzverhältnisse  auch  auf  allgemeine  V erkehrs- 

interessen  Rücksicht  zu  nehmen  nötigen. 

y)  Um  den  Erwerbsinteressen  besser  dienen  zu  können, 
verwirklichen  sich  aber  gerade  auf  diesem  Gebiete  Bestrebungen 
nach  Kapitalkonzentration,  Fusion,  Kartell  und  Trust,  mindestens 
nach  Tarifverträgen  immer  mehr,  innerhalb  der  \erkehrs- 
anstalten  (und  mit  den  privaten  größeren  Einzelrhedereien)  eines 
Landes  und  zwischen  den  wichtigeren  Anstalten  der  seefahrenden 
Nationen,  ö)  Den  so  entstehenden  praktischen  Monopolen  steht 
namentlich  im  TarifAvesen  die  öffentliche  GeAvalt  fast  Avehrlos 


, . gegenüber,  e)  Sie  gewinnt  auf  die  Tarife  und  auf  die  ganze 

Einrichtung  des  Verkehrs  nur  etwa  einen  Einfluß  durch  Ver- 
1^1  ti-äge  über  die  Postbeförderung,  mit  Zahlungen  für  diese,  und 

' durch  Gewährung  von  Subventionen,  im  allgemeinen,  auch 

für  bestimmte  Fahrten  und  Dienste  (in  verschiedener  Form,  auch 
in  der  von  Prämien  für  Schiffbau),  für  bestimmte  Reisen,  für  Er- 
füllung bestimmter  Anforderungen  an  die  Bauart,  Leistungsfähig- 
keit, Mitbenutzbarkeit  der  Schiffe  für  kriegsmaritime  Zwecke  u.  dgl. 
Dabei  können  dann  allerdings,  mit  mehr  oder  weniger  großen 
finanziellen  Opfern  des  Staats,  auch  volkswirtschaftliche 
Interessen  im  Tarifwesen  auch  neben  und  vor  dem  Erwerbs- 
interesse der  Verkehrsanstalt  Berücksichtigung  finden.  Meist 
iber  doch  nur  in  beschränktem,  nicht  immer  ausreichendem  Maße. 

i)  An  staatlichen  Schiffahrtsanstalten,  im  Binnenwasser-, 
vvie  im  Seeverkehr  (Bodensee,  Ostsee),  an  Mitbenutzung  von 
Kriegsschiffen  für  Beförderung  von  Privatpersonen  und  Gütern 
Österreich  Gardasee,  Frankreich  Mittelmeer)  hat  es  nicht  ganz 
gefehlt.  Die  „Verstaatlichungsidee“  ist  auch  für  den  See- 
srerkehr  neuerdings  bisweilen  schon  aufgetaucht,  aber  doch 
iber  das  Stadium  des  Gedankens  noch  kaum  hinüber  gelangt. 
Politische,  völkerrechtliche  Schwierigkeiten  und  Bedenken,  auch, 

• iber  doch  weniger  und  wohl  nicht  unüberwindlich,  finanzielle 
ind  betriebstechnische  und  -organisatorische  stemmen  sich  der 
Verwirklichung  auch  hier  mächtiger  entgegen  als  der  „Verstaat- 
ichung“  des  Eisenbahnwesens.  Nur  die  Einführung  staat- 
. icher  Schleppmonopole  auf  neuen  Kanälen  ist  ein  prak- 
'ischer  Schritt  in  dieser  Richtung,  nicht  ohne  prinzipielle  Be- 
deutung für  die  ganze  hier  berührte  Frage  (Preußen,  Ges.  v. 

.April  1905  § 18).  Jedenfalls  kann  durch  ein  solches  Monopol 
den  Gefahren  faktischer  Verkehrsmonopole  Privater  einschließ- 
lich Gesellschaften  entgegen  getreten  und  die  Berücksichtigung 
'•olkswirtschaftlicher  Verkehrsinteressen  im  Tarifwesen  gefördert 
■ Vierden. 

k)  Aber  selbst  wenn  staatliche  Verkehrsanstalten  für  den 
j.Toßen  Seeverkehr  einmal  zustande  kommen  sollten,  böten  die 
internationalen  Konkurrenzverhältnisse  der  Anstalten  verschie- 
i lener  Staaten  untereinander , die  sich  kreuzenden  Interessen 
( er  verschiedenen,  doch  durch  eine  solche  Anstalt  neben  den 
1 leimischen  mit  zu  bedienenden  fremden  Volksv  irtschaften  erheb- 
1 che  Schwierigkeiten  für  den  Aufbau  des  Tarifs.  Es  ließe  sich 
indessen  immerhin  eher  als  von  privaten  Erwerbsanstalten  eine 
\ mfassende  Wahrnehmung  der  volkswirtschaftlichen  Interessen 
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im  Tarifwesen  von  einer  solchen  Staatsanstalt  auch  hier,  ebenso 
wie  im  Staatsbahnbetrieb,  erwarten,  weil  eben  doch  das  Finanz- 
interesse nicht  so  sehr  das  entscheidende  zu  sein  brauchte. 

Vereinbarungen  auch  über  den  Tarif  werden  auch  unter  den 
Konkurrenzanstalten  verschiedener  am  Seeverkehr  beteiligter 
Staatsbetriebe  nicht  nur  nicht  ausgeschlossen  sein,  sondern  not- 
wendig eintreten,  ähnlich  den  Kartellen  der  Privatunterneh- 
mungen. Auch  daraus  könnte  ein  Tarif  mit  stärkerer  Rück- 
sichtnahme auf  die  volkswirtschaftlichen  Interessen  des  eigenen 
Landes  hervorgehen,  nur,  wie  in  Handelsverträgen  mit  Zoll- 
tarifbestimmungen, mit  Kompromissen  zwischen  den  Interessen 
der  einzelnen  Volkswirtschaften.  Die  sich  immer  mehr  not- 
wendig erweisende  Verknüpfung  des  Zolltarifwesens  mit  dem 
Tarifwesen  der  großen  Verkehrsanstalten,  auch  des  Seeverkehrs, 
ließe  sich  auf  diese  Weise  organisch  herbeiführen,  der  wilden 
Seeschiffahrtskonkurrenz  mit  ihren  schädlichen  Folgen  im  Inter- 
esse der  Gesundung  weltwirtschaftlicher  Verhältnisse  entgegen- 
treten, ebenso  erfolgreich  oder  noch  erfolgreicher  als  durch  die 
Kartellierungen  der  privaten  Seeschiffahrt  und  der  von  Er- 
werbsgesellschaften betriebenen  \ erkehrsanstalten,  zugleich  aber 
ohne  die  bedenklichen  Begleiterscheinungen  in  diesen  letzteren 
Fällen. 

13.  Das  Tarifwesen  der  einzelnen  Verkehrswege, 
Transportdienste  und  Verkehrsanstalten. 

a)  Für  die  Benutzung  von  Wegen. 

ö)  Landwege,  insbesondere  Kunststraßen  (Chausseen). 

Soweit  hier  überhaupt  besondere  Gebühren  erhoben  worden  sind  ' 

und  hier  und  da  noch  erhoben  werden  (Chausseen,  Brücken) 

Avird  aa)  regelmäßig  der  Distanztarif,  nach  Raummaßeinheiten 
bemessen  (Meile,  Kilometer),  zugrunde  gelegt  werden,  bemessen  ^ 

für  jede  Einheit  (Zahl)  nach  der  Art  der  Fahrzeuge,  Zugtiere, 

Reittiere,  des  Treibviehs  (unter  Abstufung  nach  seiner  Art), 
der  Fußgänger.  Der  Distanztarif  ist  dabei  meistens  der  gleich- 
mäßige für  die  betreffende  ganze  Weglänge,  d.  h.  ohne  Ab- 
stufung nach  der  Beschaffenheit  der  einzelnen  Wegstrecke  und 
der  mit  davon  abhängigen  Höhe  der  Herstellungs-  und  Er- 
haltungskosten. bb)  Das  Moment  der  Selbstkosten,  nament- 
lich der  durch  Herstellung  genügend  leistungs-,  tragfähiger 
^Vege  bedingten  Herstellungskosten  und  der  durch  Art  und 
Maß  der  Abnutzung  bedingten  Reparaturkosten,  findet  dabei  im 
Tarif  durch  Differentialsätze  nach  Art  und  Beschaffenheit 
der  Fahrzeuge  (Fracht-,  Personenfuhrwerk,  Größe,  Radbreite,  Be- 
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laden-  oder  Leersein,  auch  wohl  Leistungsstärke  der  Fahrzeuge), 
Art  und  Zahl  der  Zugkräfte  Berücksichtigung,  cc)  Das  Wert-, 
Leistungsf ähigkeitsmoment,  die  Fähigkeit  eines  Transport- 
objekts, einen  Tarifsatz  zu  tragen,  der  Gebrauchswert 
der  Transportleistung  für  den  Beanspruchen  wird  in  der  Ab- 
stufung der  Einheitssätze  zur  Geltung  gebracht. 

So  in  der  Unterscheidung  der  Tarifsätze  nach  Personen-  und 
Frachtfuhrwerk,  Luxus-  und  gewerblichem,  etwa  unter  Freilassung 
oder  niedrigerer  Tarifierung  des  ländlichen,  landwirtschaftlichen,  ins- 
besondere des  lokalen  Fuhrwerks  einer  Gegend  für  eine  Wegestrecke; 
ferner  wieder  nach  Beladen-  und  Unbeladensein  der  Fahrzeuge. 

dd)  Auf  die  sonstige  Beschaffenheit  (z.  B.  Personen- 
wagen mit  verschiedenen  Rangabteilungen)  und  auf  den  Inhalt 
der  Ladung  (Zahl  der  Fahrgäste,  Art  und  Wert  der  Güter) 
wird  meistens  keine  weitere  Rücksicht  genommen. 

Man  wird  im  ganzen  ein  solches  Tarifsystem  des  ege- 
wesens  rationell  nennen  können.  Bezeichnend  ist  dann  und 
beachtenswert  für  die  allgemeine  Tariftheorie  des  ^ erkehrs- 
w'esens,  daß  aber  doch  auch  hier  nicht  der  reine,  sondern  der 
nach  den  erwähnten  Momenten  differenzierte  Distanztarif 
zur  Anwendung  gebracht  worden  ist  und  wird. 

aa)  Städtische  Pflasterzölle  wurden  und  werden  gleichfalls 
nach  solchen  Unterscheidungsmerkmalen  abgestuft,  ^ doch  auch  in 
gleichmäßigeren  Sätzen  (für  die  Fahrzeug-,  Zugkrafteinheit)  erhoben. 
Da  dies  gewöhnlich  an  den  Ein-  und  Ausgängen  des  Orts,  an  den 
Toren  geschieht,  womit  dann  die  gebührenfreie  Straßenbenutzung  im 
ganzen  Ortsgebiete  gestattet  ist,  stellt  der  Pflasterzolltarif  im  übrigen 
einen  Distanztarif  dar,  aber  ohne  genauere  Berücksichtigung  der  AVeg- 
länge,  als  in  der  etwaigen  verschiedenen  Gesamthöhe  eines  Satzes 
nach  Ortsgrößen. 

Alles  ältere  Weggeldwesen  stellt  öfters  eine  Mischung 
von  Gebühr,  Zoll,  Steuer  dar  und  hängt  mit  dem  ganzen 
Binnenzoll-(Passierzoll-)  System  der  früheren  Zeit  mehr  oder 
weniger  eng  zusammen,  ähnlich  wie  auch  das  Abgabewesen  auf  den 
Binnen  Wasser  wegen,  Strömen  usw.  (Fluß  Zölle).  Wenn  auch 
seinem  Ursprung  und  der  leitenden  Idee  nach  bei  Wege-  und  Fluß- 
zöllen und  in  den  Tarifen  und  Einzelsätzen  dafür  Gebührengesichts- 
punkte, wie  Rücksicht  auf  Wegelänge,  auf  Kostenersatz  für  Aufwen- 
dungen, welche  der  Wege-,  Stromherr  macht,  mitspielen,  die  Be- 
messung mit  nach  Einheiten  der  Fahrzeuge,  nach  Arten  dieser,  nach 
Zug-,  Lasttieren,  nach  Benutzungsmaßen  erfolgt,  so  wird  doch  auch 
Art,  Beschaffenheit  der  Transportobjekte  selbst  (Stand  der  Per- 
sonen, Gattung,  Wert,  Herkunft,  Ziel  der  AVaren  u.  a.  m.)  dabei  be- 
rücksichtigt und  mit  dem  immer  stärkeren  Hervortreten  der  rein 
fiskalischen  Behandlung  dieser  Abgaben  immer  mehr.  Immerhin: 
soweit  diese  Abgaben  nicht  bloße  fiskalische  Zölle  und  Steuern 
waren  oder  wurden,  ist  es  beachtenswert,  daß  auch  bei  ihnen  nicht 
ausschließlich  AVeglänge,  Schwere,  A^olumen,  Selbstkostenersatz,  son- 
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dem  Tragfähigkeit  eines  Transportobjekts  für  einen  Abgabesatz, 
Wertmomente  der  Leistungen  eine  gewisse  Berücksichtigung  finden; 
d.  h.  solche  Punkte,  welche  zur  besseren  Verteilung  der  Be- 
lastungen der  Transportleistungen  auf  die  verschiedenen  Trans- 
portobjekte führen. 

yy)  Abgaben  auf  Grundstücken,  \velche  nur  nebenbei  mit 
zu  Wegezwecken  dienen,  ohne  daß  für  diese  Benutzung  ein  beson- 
derer Kostenaufwand  des  Grundbesitzers  gemacht  ist,  sind  keine 
Wegegelder,  sondern  eventuell  Gebühren  für  bloße  Passier-  und 
Aufenthaltserlaubnis  auf  den  Grundstücken,  für  Sich erbeitsge währ 
u.  dg],  oder  rein  steuerartige.  Von  Abgaben  für  Benutzung  von 
natürlichen  Gewässern  zum  Verkehr,  bei  denen  ebenfalls  kein 
Kostenaufwand  für  den  Wasserweg  stattgefunden  hat,  gilt  Gleiches, 
insofern  wieder  von  den  älteren  Flußzöllen.  Diese  Abgaben  sind  oft 
ganz  willkürlich  kraft  Herren-  oder  Eigentumrechts,  auch  kraft  Regals 
des  Territorialherren  und  rein  nach  dem  Gesichtspunkt  der  höchst- 
möglichen Ertragserzielung  geregelt  worden,  wenn  auch  hier  und  da 
unter  notwendiger  Rücksicht  auf  die  Benutzbarkeit  andrer  Wege, 
falls  deren  Benutzung  nicht  etwa  durch  den  Zwang,  die  abgabebelastete 
Straße  zu  benutzen,  ausgeschlossen  werden  konnte  (Straßenzwang). 
Soweit  aber  auch  hier  irgendwie  die  Abgabesätze  nach  gewissen 
Grundsätzen  normiert  wurden,  sind  doch  wnederum  die  verschiedenen 
anderen  Momente  neben  solchen  wie  Weglänge,  Transportart,  Fahr- 
zeugart dabei  mit  berücksichtigt  worden. 

ß)  Künstliche  Binuenwasserwege,  Schiffahrtskanäle, 
einschließlich  der  zu  Seeverbindungen  dienenden,  auch  für 
den  Verkehr  erst  benutzbar  oder  in  höherem  Grade  benutzbar 
gemachte  und  in  diesem  Zustande  erhaltene  natürliche  Wasser- 
straßen, also  regulierte  Flüsse.  Abgabeerhebung  überhaupt 
vorausgesetzt,  wie  sie  auch  im  letzteren  Falle  nach  dem 
Früheren  berechtigt  ist,  kommen  hier  Tarife  vor,  in  welchen 
für  die  Einheit  des  Fahrzeugs  (Schiffs)  die  Wegelänge  die 
Hauptgrundlage  ist,  aber  mit  erheblichen  Modifikationen, 
daher  mit  danach  sich  bestimmenden  Differenzen  der  Sätze  nach 
anderen  Merkmalen. 

So  hier  besonders  verschieden  nach  der  Beschaffenheit  des  Wegs, 
hes.  der  Wegstrecke,  namentlich  mit  Gebühren  für  Durchschleusung, 
ferner  nach  der  Größe  der  Fahrzeuge  (Rauminhalt,  Tonnengehalt), 
nach  der  Art,  auch  der  der  Zugkraft  (Segel,  Dampf),  eventuell  nach 
Beladensein  und  Ballastfahrt,  nach  Berg-  oder  Talfahrt.  Dabei  werden 
also  wieder  Selbstkosten,  Abnutzungsmomente,  Ermöglichungen  der 
Benutzung  zum  Verkehr  und  Maße  der  Nutzengewährung,  Tragfähig- 
keitsmomente,  mit  berücksichtigt.  Noch  weiter  in  letzterer  Hinsicht 
zu  gehen,  so  bei  Fahrzeugen  für  den  Personenverkehr,  nach  dem  Ver- 
kehrszweck (geschäftlicher,  Markt-,  Vergnügungs-,  Luxusverkehr,  Lust- 
schiffe), nach  der  Leistungsfähigkeit  der  Fahrenden,  bei  der  Fracht- 
schiffahrt nach  Gattung,  Wert  der  Güter,  auch  nach  Maßen  der  Ge- 
schwindigkeit bei  beiden  Verkehren  die  Tarifsätze  mit  zu  bestimmen, 
ist  nicht  ausgeschlossen,  kommt  auch  wohl  vor  und  führt  so  zu  wei- 
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teren  Modifikationen  der  Tarifsätze.  Diese  werden  sonst  nur  nach  Zahl 
und  etwa  Eangklasse  der  benutzten  Fahrzeugabteilungen  für  die  Per- 
sonen, für  lebendes  Vieh  und  nach  Gewicht  und  Volumen  der  Sachgüter 
("Waren)  im  Rahmen  des  Distanztarifs  geregelt.  Auch  durch  eine 
solche..  Entwicklung  und  Spezialisierung  des  Tarifs  kann  passend 
eine  Übertragung  von  Selbstkostenbeträgen  unter  den  Transport- 
objekten und  Transportleistungen  stattfinden  und  so  mancher  Verkehr 
erst  ermöglicht  oder  seine  Entwicklung  zweckmäßig  gefördert  werden. 
Zur  Erleichterung  kostspieliger  Kanalbauten  und  S^tromregulierungen 
möchte  eine  solche  feinere  Ausbildung  des  bezüglichen  Gebühren- 
wesens dienlich  und  im  Laufe  der  Zeit  immer  mehr  zu  erwarten  sein, 
d.  h.  das  oben  zusammenfassend  sogenannte  Werttarif  System  wie 
anderseits  ein  rationelles  Differentialtarifsystem  nach  Verschieden- 
heit der  Selbstkosten  des  Transports  zu  gröSeren  Abweichungen  vom 
reinen  Distanztarif  führen  möchte.  Rücksichten  auf  „innere“  und 
„äußere“  Konkurrenz,  auch  auf  die  der  Arten  der  Verkehrswege  unter- 
einander (Wasserstraßen,  Landwege,  Eisenbahnen),  werden  öfters  noch 
weitere  Modifikationen  des  Tarifs  und  Abweichungen  vom  Distanz- 
tarif bedingen,  auch  wenn  es  sich  um  Verkehrseinrichtungen  in  Einer 
Hand  (Eisenbahnen,  Schiffahrtskurse,  Schleppdienste)  und  in  der  des 
Staats  selbst  handelt,  also  nicht  die  gewöhnlichen  Konkurrenz- 
verhältnisse zwischen  Unternehmungen  verschiedener  Personen  mit- 
spielen. 

y)  Würden  früher  mehrfach  gehegte  Ideen  und  Pläne  einer 
Trennung  von  Eigentum  am  Schienenwege  und  Benutzung 
dieses  Wegs  zu  Fahr-  und  Transportzwecken  durch  beide, 
ähnlich  wie  auf  den  gewöhnlichen  Landstraßen,  sich  verwirklichen 
lassen,  was  nicht  wahrscheinlich,  aber  doch  bei  einer  bestimmten 
Entwicklung  der  Betriebstechnik  und  -Organisation  vielleicht  einmal 
möglich  werden  könnte,  dann  würde  bei  der  Benutzung  der  Schienen- 
wege überhaupt  durch  Dritte  eine  ähnliche  Reihe  von  Fragen  auf- 
tauchen, nach  welchen  Grundsätzen  ein  Tarif  zweckmäßig  aufzubauen 
sei,  wie  die  für  die  übrige  Benutzung  im  Vorausgehenden  berührten 
Fragen.  Mit  der  möglichen,  fast  schon  wahrscheinlichen  Entwicklung 
des  Automobilverkehrs  auf  Landstraßen,  zumal  bei  der  Ausbildung 
dieses  Verkehrs  zu  Verkehrsanstalten,  für  Personen-  und  Güterbeför- 
derung, steht  man  schon  unmittelbar  von  Neuem  vor  solchen  Fragen 
der  Tarifpolitik  im  Wegewesen.  Durch  die  bisherige,  mehr  gebrauchs- 
und  luxussteuerartige  Gestaltung  der  neuen  Automobilsteuern  (nach 
Art,  Größe,  Zugkraft  der  Fahrzeuge  selbst,  Reichsges.  v.  3.  Juni  1906) 
wird  diese  Frage  noch  nicht  gelöst  Das  kann  nur  nach  Gebühren- 
prinzipien anderer  Art,  im  Anschluß  an  die  Benutzung  des  Wegs 
selbst,  richtig  geschehen. 

b)  Leistungspreise,  Taxen,  Tarife  für  die  Ausführung  von 
Transportleistungen  im  freien  unorganisierten  Verkehr,  im 
regulierten  und  bei  den  einfacheren  kleineren  Verkehrs- 
anstalten. 

a)  Wenn  auch  im  freien  unorganisierten  Verkehr,  im  Boten- 
dienst, bei  Mietfuhrwerk  für  Personenbeförderung,  im  Fracht- 
verkehr, auch  im  Schiffsverkehr  auf  Binnengewässern  und  zur 
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See  Angebot  und  Nachfrage  und  Konkurrenz  unmittelbar  die 
Preise  der  Transportleistungen  im  Einzelfall  bestimmen,  so 
richten  sich  die  bezüglichen  Forderungen  der  Beförderer  und 
die  Preisanerbietungen  der  Leistungsbeansprucher,  auf  Grund 
deren  dann  eine  Preisvereinbarung  erfolgt,  doch  gewöhnlich  im 
Durchschnitt  der  Fälle  wesentlich  mit  nach  den  Momenten, 
welche  die  Grundlage  des  Tarifwesens  der  (höheren)  ^ ei’kehis- 
anstalten  bilden. 

Die  Entfernung,  die  Wegebeschaffenheit,  von  welchen  beiden 
Momenten  wieder  die  Selbstkosten  des  Transports  stark  bestimmt 
werden,  daher  der  Entfernung  einigermaßen  proportionale  Preise,  a^n 
wohl  nach  dem  Zeitverbrauch  mit  bemessen,  treten  hiernach  ein  Die 
Beschaffenheit  der  Fahrzeuge,  der  Zugkraft,  deren  Starke 
zahl)  kommen  weiter  mit  zur  Geltung,  bei  Wagen,  Schiffen  auch  vohl 
das  Maß  der  Beladung,  daher  der  Schwere  der  Belastung  des  \olumeus 
der  Güter.  Stark  spielt  auch  in  diesem  Verkehr  mit  die  Aussicht 
auf  Rückfahrt,  Rückfracht  (Wagen,  Schiffe),  ermäßigt  sich  der 
Preis  bei  gleichzeitiger  Benutzung  zur  Rückfahrt  für  den  Bestelle! 
(Mietwagen).  Ansätze  zur  Mitberücksichtigung  des  Gebrauchswerts 
der  Leistung  (höherer  bei  rascherer  Beförderung)  fehlen  nicht.  Auch 
beeinnt  wohl  im  Frachtverkehr  Berücksichtigung  mit  von  Beschaffen- 
heit daher  Gattung  und  Wert  der  Transportobjekte,  neben  deren 
Gewicht  und  Volumen.  Wo  Sammlung  von  Transportobjekten  zur 
Beförderung  in  Einem  Dienst  in  Frage  kommt  (Boten wesen,  kleinere 
Packet-  und  sogar  größerer  Stückgütertransporte  im  Frachtgeschalt, 
Aufnahme  von  anderen  Fahrgästen  im  Mietfuhrwerk,  im  Schiff ej, 
kommen  schon  mit  diesem  Übergang  zur  Verkehrsanstalt  tarif artige 
Preisregulierungen  vor  auf  der  Grundlage  einer  Kombination  allei 
oder  einiger  der  besprochenen  Momente. 

ß)  Im  Taxwesen  für  zu  bestellendes  Mietfuhrwerk 
des  Personenverkehrs  (Bäder,  Sommerfrischen,  Gebirgsgegenden) 
sind  Entfernung,  Wegebeschaffenheit,  dadurch  bedingte  Zug- 
kraft, Art  und  Beschaffenheit  der  Fahrzeuge,  nach  dem  allen 
bemessene  Selbstkosten  und  Gebrauchswerte  der  Leistungen  dm 
Tarifgrundlage,  meist  für  Maximaltarife.  Dabei  richten  sich  die 
Sätze  außerdem  noch  mit  nach  der  Aussicht  auf  Rückfuhren, 
auch  wohl  nach  Jahreszeiten  und  davon  bedingter  Frequenz. 

y)  Im  Taxwesen  des  Droschkenwesens  (meist  mit 
festem  Standort  der  bespannten  Wagen  auf  öffentlichen  Straßen) 
ist  die  Entfernung,  häufig  der  von  dieser  mit  bestimmte 
Zeitverbrauch  für  die  Leistung,  die  Dauer  der  Fahrt,  neben 
Beschaffenheit  von  Fahrzeug,  Stärke  der  Zugkräfte,  Maß  der 
Besetzung  die  übliche  Grundlage  des  Tarifs.  Dabei  werden  die 
Sätze  also  in  gewisser  Proportion  zu  den  Selbstkosten  und  Ge- 
brauchswerten der  Leistungen  festgestellt. 
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Hier  wie  bei  ß muß  sich  die  absolute  Höhe  der  Tarifsätze 
notwendig  mit  nach  der  Durchschnittsfrequenz  der  Beanspruchung 
der  Dienste  richten,  um  die  volle  Deckung  der  Selbstkosten  zu  er- 
zielen. Daher  z.  B.  mit  Recht  die  höheren  Taxen  in  Orten  kurzen 
Saison  Verkehrs,  in  kleineren  verglichen  mit  großen  Städten. 

6)  Im  Omnibuswesen  (auch  im  Stellwagenverkehr  u.  dgi. 
über  weitere  Entfernungen)  und  im  lokalen  Straßenbahn- 
wesen liegt  schon  eine  eigentliche  Verkehrsanstalt  vor. 
aa;  Deren  frei  vom  Unternehmer  festgestellte  oder  obrigkeitlich 
autoritativ  bestimmte  (oder  bestätigte)  Tarifsätze  werden  ge- 
wöhnlich nach  der  Entfernung,  der  Fahrzeit  geregelt,  was  eben 
als  den  Selbstkosten  proportional  gilt,  xmter  Berücksichtigung 
der  Rückfuhrfrequenz  für  die  Höhe  der  Sätze.  bb)  Aber  bei 
stärkerer  Verkehrsentwicklung,  im  großstädtischen  Verkehr,  er- 
folgen schon  Abweichungen  in  der  Richtung  von  festen  Stufen- 
sätzen für  gewisse  größere  Distanzen  oder  Strecken,  ohne 
Rücksicht  auf  die  genau  vom  Einzelnen  zurückgelegte  Strecke. 
Ja  es  tritt  wohl  selbst  schon  der  Einheitstarif  ein,  der  für 
die  ganze  Strecke  der  Fahrt  oder  für  erhebliche  Teile  davon 
nur  die  bloße  Tatsache  der  benutzten  Transportleistung,  ohne 
Rücksicht  auf  den  Umfang  der  wirklichen  Benutzung,  zur  Grund- 
lage hat.  Diese  Tarifgestaltung  verläßt  damit  den  individua- 
listischen Gesichtspunkt  bei  der  Bemessung  von  AVert  und 
Kosten  der  Einzelleistung  schon  völlig,  sie  beruht  auf  dem  Ge- 
danken der  Ausgleichung  und  Uebertragung  der  Werte 
und  Kosten  in  den  Einzelfällen  untereinander  nach  dem 
Durchschnitt.  Dadurch  erlangt  sie  schon  den  gemein- 
wirtschaftlichen,  „kommunistischen“  Charakter  in  hohem 
3Iaße:  innerhalb  der  Fahrtgrenzen  genießt  der  Einzelne  für  den 
gleichen  Preis  diejenige  Leistung,  welche  seinem  Bedürfnis 
entspricht,  zahlt  nicht  mehr  nach  dem  Wert  der  Leistung  für 
ihn,  nicht  nach  seiner  Leistungsfähigkeit,  nicht  nach  den  Kosten, 
die  er  verursacht.  Bei  dieser  Entwicklung  der  Dinge  liegt  wieder, 
um  alle  zu  berücksichtigenden  Interessen  richtig  wahrzunehmen, 
der  Übergang  solcher  Transportunternehmen  an  die  öffentliche 
Gewalt  (Gemeinde)  nahe,  mindestens  die  eingreifende  Regu- 
lierung des  Tarifwesens  auch  privater  Anstalten  durch  diese 
Gewalt. 

Ähnlich  liegen  die  Tariffragen  im  lokalen  Schiffahrts-Per- 
sonenverkehr auf  Flüssen,  Seen,  in  Häfen. 

6)  Im  freien  unorganisierten  Flußschi  ff  ahrts-  und  be- 
sonders Seeverkehr  für  Personen  und  Güter  macht  sich  die 
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Konkurrenz  dauernd  bei  den  Transportsätzen  unmittelbarei 
geltend.  Dadurch  und  durch  die  Bedeutung  des  wirtschaft- 
lichen Moments  der  Aussicht  auf  Rückfracht  wird  der 
bloß  nach  der  Entfernung,  daneben  nur  unter  Berücksichtigung 
der  Beschaffenheit  des  Wegs  (Seeweg,  Gegend,  Jahreszeit,  Ge- 
fahr usw.)  bemessene  Tarif  wesentlich  modifiziert,  oft  geradezu 
ins  Gegenteil  verwandelt:  billigere  Frachten  nach  entfernteren 
aber  frecpienteren,  daher  für  Rückfracht  günstigeren  Häfen  als 
j nach  nahen  (auch  nach  solchen  selbst  mit  höheren  und  \iel- 

’l  leicht  sehr  hohen  Lokalspesen,  Hafen-,  Tonnengeldern,  aber 

I lohnenderen  Rückfrachten  als  nach  solchen  mit  umgekehrten 

Verhältnissen).  Rücksichten  auf  Leistungsfähigkeit  der  Trans- 
portobjekte  (Personen),  Wert,  daher  Tragfähigkeit  für  einen 
i Transportsatz  (bei  Gütern),  auf  Maß  des  Gebrauchswerts  dei 

j Leistung  (Sicherheit,  Schnelligkeit,  bei  Personen  auch  Komfort 

. der  Beförderung)  kommen  eben  auch  schon  hier  mit  zur  Geltung, 

also  Werttarif  neben  oder  statt  Distanz-  und  den  Selbst- 
kosten proportionalem  Tarif. 

c)  Tarif  wesen  der  höheren  Verkehrsanstalten,  besonders 
der  im  öffentlichen  Besitz  und  Betrieb  (des  Staats)  stehenden, 
Post,  Telegraphie,  Eisenbahn.  Bei  der  ersten  und  dritten 
dieser  Verkehrsanstalten  spezialisieren  sich  die  Tariffragen  mehr 
oder  weniger  nach  den  Dienstzweigen  für  die  Hauptarten  der 
Transportobjekte.  Aber  gewisse  Punkte  liegen  auch  hier  gleichartig. 

* Ci)  Posttaxwesen.  (S.  bes.  E.  Sax  a.  a.  0.)  Zwar  nicht 

I prinzipiell,  aber  im,  teilweise  wenigstens,  besonderen  Maße 

j:  graduell  liegen  bei  der  Post  die  für  das  Tarifwesen  wichtigen 

ji  Grundlagepunkte,  die  Verteilung  der  Selbstkosten  der  Beföi- 

i/  derung  auf  die  einzelnen  Dienstleistungen  bei  einer  Befördeiung 

I'  und  die  Verhältnisse,  welche  den  Wert  der  Leistungen  für  den 

■ Beansprucher  der  Beförderung  bestimmen,  anders  als  bei  den 

l anderen  Transportanstalten  und  bei  den  verschiedenen  Dienst- 

I zweigen  der  Post  auch  wieder  mehrfach  unter  sich  verschieden. 

^ Besonders  beachtenswert  ist  das  in  der  Briefpost.  Die  histo- 

[i  rische  Entwicklung  der  Posttaxsysteme,  zumal  bei  der  Briefpost, 

erklärt  sich  aus  ihrer  Abhängigkeit  von  diesen  Grundlagepunkten 
und  aus  den  Veränderungen,  welche  in  diesen  erfolgen  (s.  schon 
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oben  S.  B7). 

aa)  Die  Kosten  der  Beförderung  zerfallen  in  drei  Kate- 
gorien: aaj  Die  Annahme  des  Transportobjekts  zur  Beförderung 
nebst  Besorgung  der  Geschäfte  dafür,  ßß)  sodann  die  der  eigent- 
lichen Beförderung  vom  Abgangs-  zum  Bestimmungsorte,  yy)  end- 
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lieh  an  diesem  Orte  die  der  Besorgung  der  Übergabe  des  Objekts 
an  seinen  Empfänger. 

Zu  aa  und  yy\  Von  der  Länge  und  der  Art  des  Beför- 
derungswegs und  der  eigentlichen  Beförderung  des  Transport- 
objekts auf  diesem  Wege  selbst  werden  das  erste  und  dritte 
Kostenelement  nicht  oder  fast  nicht  beeinflußt.  (Etwas  z.  B. 
das  erste  bei  weiterer  Versendung  durch  größere  Sicherungs- 
mittel gegen  Beschädigung,  Verlust.)  Das  Gleiche  gilt  im 
wesentlichen  vom  Wert  der  Leistung  des  ersten  und  dritten 
Diensts  für  deren  Beansprucher.  Daher  ist  es  ganz  richtig, 
ohne  Kücksicht  auf  die  Entfernung,  welche  ein  Transportobjekt 
zurücklegen  muß,  den  Tarifsatz  für  Briefe,  Drucksachen,  Geld- 
sendungen, selbst  Personen,  soweit  dieser  Satz  Kosten  zu  ver- 
güten und  für  den  Wert  der  Leistungen  einen  Entgelt  zu 
liefern  hat,  wenigstens  im  allgemeinen  gleichmäßig  anzusetzen. 

Aber  doch  nicht  allzeit  durchaus!  In  der  historischen  Ent- 
wicklung liegen  die  Verhältnisse  in  bezug  auf  diese  Punkte  1 und  3 
bei  den  Kosten  und  Leistungswerten  zwar  wesentlich,  aber  doch  auch 
nicht  völlig  gleich.  Betreffs  der  Kosten  nicht,  weil  bei  geringem 
Verkehr,  extensiver  Gestaltung  dieses  Verkehrs  Personal  und  Material 
nicht  gleich  stark  ausgenutzt  werden,  als  bei  starkem,  intensivem 
Verkehr,  so  daß  die  auf  die  Einheit  der  Leistung  (einen  Brief  usw.) 
fallenden  Kosten  im  ersten  Falle  größer  als  im  zweiten  sind.  Das  recht- 
fertigt und  macht  eventuell  zur  Kostendeckung  notwendig  absolut 
höhere  Tarifsätze  in  der  ersten,  gestattet  niedrigere  in  der  zweiten 
Periode,  wie  sich  in  der  Geschichte  der  Portotarife  auch  zeigt.  Vom 
Wert  der  Leistung  für  den  Beansprucher  gilt  Gleiches,  insofern  in 
früherer  Zeit,  bei  geringerer  Gelegenheit  dazu,  bei  geringerer  Sicher- 
lieit  und  höheren  Kosten  einer  anderweiten  ^'ersendung  die  Post- 
beförderung als  solche  für  die  sie  für  ein  Objekt  beanspruchenden 
Personen  relativ  wertvoller  ist  als  in  späterer  Zeit  entwickelten  Ver- 
kehrs, vermehrter  sonstiger  Beförderungsgelegenheiten. 

Zu  yy\  Der  eigentlich  entscheidende  Punkt  zur  Begründung 
verschieden  hoher  Tarifsätze  und  wenigstens  mehr  oder 
weniger  nach  der  Entfernung,  der  Weglänge  (und  Art)  be- 
messener, weil  ihm  einigermaßen  proportionaler,  ist  das 
dritte  Kostenelement,  um  so  mehr,  da  von  der  Weite  der  Ent- 
fernung, die  ein  Transportobjekt  zurückzulegen  hat,  auch  der 
Wert  der  Dienstleistung  wesentlich  mit  bestimmt  wird.  Ins- 
besondere soweit  als  die  eigentlichen  Beförderungskosten  von 
der  Post  selbst  ganz  allein  oder  großenteils  geti'agen 
werden  müssen,  die  für  die  Beförderung  zu  treffenden  Einrich- 
tungen (eventuell  selbst  einschließlich  der  V'egeherstellung)  der 
Post  zur  Last  fallen,  ist  es  so.  Vollends,  wenn  und  soweit 
als  das  dritte  Kostenelement  in  seiner  Höhe  tatsächlich 
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vornehmlich,  mindestens  stark  von  der  Länge  der  Beförderung, 
von  den  Schwierigkeiten  dabei  (Sicherheit ! Zugkraft  nach  Wege- 
beschaffenheit, daher  z.  B.  auch  nach  Jahreszeit!)  abhängt,  also 
wirklich  in  seiner  Höhe  annähernd  proportional  der  zurück- 
zulegenden Wegelänge  und  dem  Maße  der  zu  überwindenden 
Schwierigkeiten  ist.  Aus  diesen  Verhältnissen  ergibt  sich,  so- 
lange sie  so  liegen,  die  Richtigkeit  des  Distanztarif s, 
des  reinen  bloß  unter  Zuschlag  gleicher  oder  fast  gleicher  Be- 
träge für  die  beiden,  der  Weglänge  und  der  Wertgröße  der 
Leistung  gegenüber  indifferenten  Kostenelemente,  oder  des  wenig 
abgestuften  (Zonen-)  Tarifs.  So  bestand  er  früher  auch  und 
mit  Recht  für  Briefe,  Baargeldsendungen,  vollends  für  Packete, 
Personen.  Zugleich  aber  hatte  ein  solcher  Tarif  absolut 
ziemlich  hohe  Sätze,  weil  er  nur  dabei  die  Deckung  der  Ge- 
samtkosten und  vollends  die  etwa  erstrebten  Überschüsse 
bei  kleiner  Postfrequenz  sichern  konnte.  Auch  volkswirtschaft- 
lich und  sozialpolitisch  betrachtet,  waren  solche  hohe  Tarife 
dadurch  gerechtfertigt,  daß  die  Post  weit  überwiegend  nur  von 
den  Geschäftskreisen  und  gebildeteren,  wohlhabenderen  Volks- 
klassen benutzt  wurde. 

Je  mehr  nun  mit  Verbesserung  des  Expeditions-  und  Aus- 
tragungsdienstes diese  Kostenelemente  sinken  konnten,  je  geringer 
für  die  Einheit  der  Leistung  bei  Massenfrequenz  diese  Kosten 
sich  stellten  und  je  mehr  Umstände  eintraten,  welche  das 
Kostenelement  der  eigentlichen  Beförderung  verwohlfeilerten  und 
für  die  Höhe  dieser  Kosten  das  Moment  der  Entfernung  ganz 
oder  nahezu  indifferent  machten,  desto  weniger  trifft  die  Be- 
gründung hoher  und  der  Wegelänge  einigermaßen  proportionaler 
Posttarife  noch  zu.  Mit  entsprechender  Änderung  der  Verhält- 
nisse konnte  der  bezüglich  der  Entfernung  indifferente  Ein- 
heitstarif postbetriebstechnisch  und  -ökonomisch  richtig 
begründet  erscheinen,  besonders  für  Briefe,  Geldüberweisungen 
(statt  Versendungen  von  Baargeld),  immerhin  auch,  wenn  auch 
in  geringerem  Grade,  für  Drucksachen,  Packete  u.  dgl.,  am 
wenigsten  für  den  Personenverkehr. 

bb)  Ermäßigung  der  absoluten  Selbstkosten  der  Post. 
aa)  Für  diejenige  der  Kosten  für  die  Expedition  und  Aus- 
tragung war  die  Vereinfachung  der  Veranlagungsform  und 
der  Erhebungsform  der  Postgebühren  das  Hauptmittel:  die  An- 
wendung des  Stempels  in  Form  von  Marken  auf  den  Post- 
dienst; speziell  bei  der  Briefpost:  die  Verwendung  der  Brief- 
marke. Eine  so  einfache  Sache,  aber  von  größter  Bedeutung, 
A.  Wagner,  soz.-ökon.  Grundriss,  Bucbhandelsausgabe.  Abteil.  II.  6 
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ja  großenteils  die  Voraussetzung  der  Ermöglichung  eines  Brief- 
postmassenverkehrs und  damit  die  Bedingung  der  weitesttragen- 
den  wirtschaftlichen,  kulturellen,  politischen,  sozialen  Folgen 
(Rowland  Hill  in  England  1839).  ßß)  Für  die  Ermäßigung  der 
absoluten  eigentlichen  Beförderungskosten  der  Post  und  für 
die  Herbeiführung  der  relativen  Indifferenz  auch  dieser  Kosten 
gegenüber  der  Länge  des  Beförderungswegs  ward  die  Voraus- 
setzung die  Mitbenutzung  und  vollends  die  wohlfeile  Mit- 
benutzung andrer  Verkehrsanstalten  und  -Einrichtungen 
seitens  der  Post. 

Die  Möglichkeit  hierzu  wurde  wesentlich  erst  mit  der  Entwick- 
lung der  E isenbahnen  und  Dampf  schiff  ährten,  dann  aber  aller- 
dings gleich  im  ausgedehntesten  Maße  geschaffen.  Auch  wenn  dabei 
nicht,  wie  aus  historischen  Gründen  bei  uns  erklärlich,  die  Eisen- 
bahnen, zunächst  Staats-,  dann  auch  Privatbahnen,  die  Beförderung 
der  Post  ganz  oder  fast  ganz  unentgeltlich  zu  übernehmen  hatten  — 
ein  für  die  deutschen  Staatsbahnen  auf  31  Millionen  Mark  Wert  vei- 
anschlagter  Dienst  — konnte  dies  doch  von  Eisenbahn  und  Dampf- 
schiff im  allgemeinen  wohlfeil  geschehen,  weil  Gewicht  undVolummi 
der  Gesamtmenge  der  Postgüter,  zumal  der  Briefe  allein,  verhältnis- 
mäßig gering  sind,  und  so  die  Selbstkosten  des  Betriebs  dieser  An- 
stalten nicht  wesentlich  steigerten,  falls  nicht,  wie  es  freilich  voi- 
gekommen,  die  Post  betreffs  Häufigkeit  und  Raschheit  der  Beförderung 
besondere  Anforderungen  stellt,  welche  die  Eisenbahnen  nur  der  Post 
wegen  erfüllen  mußten. 

cc)  Die  große  Ermäßigung  der  Posttaxen  ermöglichte 
dann  aber  auch  wieder  erst  den  Massenverkehr  der  Post,  und 
dieser  Verkehr  konnte  erst  so  massenhaft  werden  mit  der 
neueren  volks-  und  weltwirtschaftlichen  Güteraustauschentwick- 
lung  und  mit  der  inneren  und  äußeren  Wanderungsbewegung 
und  den  Wohnortswechseln  der  so  eintretenden  anderen  lokalen 
Verteilung  der  Bevölkerung:  alles  trat  hierbei  dann  wieder  in 
Wechselwirkung.  Je  mehr  sich  in  der  Volkswirtschaft  aus  der 
agrarstaatlichen  die  industrie-  und  handelsstaatliche  Phase  ent- 
wickelte und  die  Volkswirtschaft  selbst  in  die  Weltwirtschaft 
verknüpft  Avurde,  desto  mehr  Bedürfnis  und  des  nur  so  ermög- 
lichten Massenverkehrs  wegen  auch  desto  mehr  betriebstech- 
nische und  -ökonomische  Berechtigung  der  niedrigen  Porti  und 
des  gleichmäßigen,  des  Einheitsportos,  besonders  im  Nachrichten- 
verkehr auch  für  eine  nicht  zu  niedrige  Briefgewichtseinheit 
(10,  15,  20  Grammj.  Die  große  Beteiligung  am  Postverkehr 
nunmehr  auch  seitens  der  unteren  Klassen,  welche  durch  er- 
langte Elementarbildung  dazu  befähigt  geworden  und  durch 
Wanderungen  dazu  das  Bedürfnis  erlangt  hatten,  diese  Be- 
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teiligung  am  Brief-,  Karten-,  auch  Packet-  und  Geldpostverkehr, 
die  steigende  privat-  und  volkswirtschaftliche  Wichtigkeit  der 
geschäftlichen  Postbenutzung  ließen  dabei  jetzt  auch  die  mäßigen 
und  ganz  oder  großenteils  ohne  Rücksicht  auf  die  Entfernung 
gleichmäßigen  Posttaxen  volkswirtschaftlich  und  sozialpolitisch 
richtig,  selbst  notwendig  und  berechtigt  erscheinen.  Dies,  auch 
wenn  dabei  immerhin  starke  Differenzen  in  den  Nutzenziehungen 
unter  Klassen,  Kreisen  und  Einzelnen  in  der  Bevölkerung  und 
im  Geschäftsleben  verblieben  und  neue  hervorgerufen  wurden. 

Diese  Beweisführung  trifft  vor  allem  für  die  Nachrichten- 
post zu  und  hat  sich  bei  dieser  die  dargelegte  Entwicklung  auch  am 
frühesten,  raschesten  und  vollständigsten  (Briefe,  Karten)  vollzogen. 
Aber  sie  gilt  doch  auch,  wenn  auch  etwas  beschränkter,  für  die  Geld- 
post, namentlich  soweit  diese  im  Anweisungsverkehr  besteht, 
eigentlicher  (Baar-)  Geldtransport  vermieden  oder  sehr  beschränkt 
werden  kann.  In  der  Bemessung  der  Tarifsätze  der  Briefpost  nach 
Gewichtseinheiten,  der  Geldpost  nach  Werteinheiten  werden  die  be- 
treffenden die  Selbstkosten  und  die  Werte  der  Dienstleistungeil  mit 
bestimmendem  Momente  wieder  richtig  mit  berücksichtigt.  Bei  der 
Packetpost  treffen  die  dargelegten  Gründe  nicht  so  umfassend, 
wenngleich  doch  ebenfalls  mit  zu.  Das  größere  Gewicht  und  Volumen 
jedes  Packets  verglichen  mit  Brief  und  Karte  ist  aber  eben  unver- 
meidlich, auch  bei  Benutzung  andrer  Verkehrsanstalten,  von  stär- 
kerem Einfluß  auf  die  Selbstkosten  der  Post,  bei  der  eigentlichen 
( Beförderung  vom  Abgangs-  zum  Bestimmungsorte  wie  bei  der  Expe- 

^ ditions-  und  Austragungsarbeit.  Die  Anwendung  der  Marke  ist  nicht 

oder  nur  eingeschränkter  möglich,  die  Länge  und  Beschaffenheit  des 
Transportwegs  ist  auch  nicht  so  indifferent  für  die  Kosten.  Auch 
der  Wert  der  Transportleistung  für  den  Beansprucher,  der  freilich 
' nach  Lage  der  Dinge  auch  bei  Briefen  trotz  der  Konkurrenz  andrer 

Betörderungsraittel.  auch  des  Telegraphen  für  Nachrichten,  von  der 

I Weglänge  nicht  unabhängig  ist,  zeigt  bei  Packeten  starke  Verschieden- 

heiten nach  Maßgabe  dieses  Moments.  Nimmt  man  dazu,  daß  im 
Einheitstarif  für  Packete  eine  besondere  Begünstigung  des  Groß- 
betriebs (Versandgeschäfte)  erfolgt,  so  erscheint  dieser  Tarif  hier  in 
t der  Tat  nicht  so  rationell  begründet  wie  bei  Brief  und  Karte. 

I Von  Einzelheiten  sei  die  Frage  des  wohlfeileren  Ortsporto 

noch  erwähnt,  auch  für  Briefe,  Karten.  Gerade  mit  dem  sonst  be- 
I stehenden  Einheitstarif  ist  es  nicht  wohl  vereinbar  und  eine  Rück- 

kehr zum  Distanztarif,  die  sich  kaum  begründen  läßt.  Die  Kosten 
der  Expedition  und  Austragung  sind  die  gleichen  beim  Ortsbrief, 
die  Beförderungskosten  nicht  allgemein  niedriger,  bei  Ausdehnung 
des  niedrigeren  Ortsportos  auf  die  Nachbarschaft  leicht  selbst  höher. 
Ob  soziale,  volkswirtschaftliche  Gründe  das  niedrigere  Porto  recht- 
fertigen,  ist  eine  andere  Frage,  aber  doch  auch  eine  streitige.  Bei 
Anwendung  auf  Drucksachen,  gar  auf  Packete  und  vollends  im  Nach- 
barverkehr sind  die  Gegengründe  noch  stärker.  Je  mehr  die  Post 
die  eigentlichen  Beförderungskosten  selbst  tragen  miiß,  wie  gerade 
' heute  vielfach  im  Orts-  und  im  Naheverkehr,  bes.  abseits  von  Eisen- 

' bahnen,  desto  mehr  entfallen  mindestens  Gründe  für  Portoermäßigung. 
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Öfters  ließe  sich  hier  Erhöhirng  nach  dem  Kostenprinzip,  und  selbst 
nach  dem  des  Werts  der  Leistung  rechtfertigen,  wenn  auch  wirtschaft- 
liche und  soziale  Rücksichten  dagegen  sprechen  können.  — Höheres 
Porto  für  unfrankierte  Sendungen  rechtfertigt  sich  wegen  der 
Steigerung  der  Selbstkosten  und  um  aus  betriebstechnischen  und 
-ökonomischen  Gründen  Frankatur  zur  Regel  zu  machen,  besondere 
„Einschreibe“-Gebühren  wegen  Steigerung  der  Selbstkosten,  besserer 
Sicherung,  daher  höheren  Werts  der  Transportleistung. 

ß)  Telegraphen taxwesen.  Die  Prinzipien  dafür  sind 
denen  beim  Taxwesen  der  Briefpost  sehr  ähnlich,  doch  nicht 
ganz  gleich.  Auch  die  Entwicklung  des  Taxwesens  ist  tatsäch- 
lich der  bei  Briefen  ähnlich  verlaufen,  doch  ebenfalls  nicht 
ganz  gleich  und  gleichwohl  vielleicht  schon  etwas  zu  weitgehend 
gleich.  Es  genügt,  folgende  zw’ei  Punkte  herauszuheben: 
aa)  AVorttarif  und  Einheitstarif  (in  diesem  Sinne)  und  bb) 
Distanz-  (auch  Zonen-)  Tarif  und  Einheitstarif  (in  einem  zweiten 

Sinne). 

aa)  Worttarif  und  Einheitstarif.  Beim  ersten  wird 
als  Einheit  für  die  Bemessung  des  Preises  (Gebühr)  das  einzelne 
Wort  (maximaler  Länge  nach  der  Buchstabenzahl)  zugrunde 
gelegt  und  nach  der  Wortzahl  die  Länge  des  Telegramms  be- 
rechnet; beim  zweiten  wird  ein  Telegramm  bestimmter  Maximal- 
länge (Wortzahl,  dabei  ebenfalls  Maximalbuchstabenzahl  des 
Wm-ts)  als  feste  Taxeinheit  genommen  und  jedes  Wort  darüber 
hinaus  mit  einem  meist  niedrigeren  festen  Zahlungssatz  belegt. 
Trotz  der  stärkeren  Hinwirkung  der  ersten  Art  auf  möglichste 
Kürze  des  Telegramms,  welche  im  Interesse  der  Ökonomie  für 
die  Verwaltung,  den  A’erkehr  und  den  Dienstbeansprucher  selbst 
liegt,  vei'dient  die  auch  üblichste  zw'eite  Art  den  A orzug. 

Man  leidet  dabei  unter  dem  „Ballast“  unnützer  Worte  bis  zur 
Maximalzahl.  Aber  diese  Berechnungsw^eise  sichert  der  A'erwaltung 
eine  nicht  gar  zu  kleine  Einnahme  für  jedes  Telegramm,  was  bei  der 
vielfach  trotzdem  nicht  vermeidlichen  Passivität  der  Telegraphenbe- 
triebe (im  Deutschen  Reich  auf  17  Millionen  Alark  jährlich  veranschlagt) 
nicht  unwichtig  ist.  Beim  reinen  Worttarif  (folgerichtig  ohne  jede 
Grundtaxe)  läßt  sich  zu  sehr  an  AVorten  sparen,  auch  wieder  fast  nur 
zunWorteil  der  großen  „Massenkonsumenten“  in  Telegraphenleistungen, 
der  Handels-  und  Börsengeschäfte,  Zeitungen,  welche  allein  in  der  Lage 
sind,  durch  eingeführte  Zeichen,  Chiffi’en,  Zahlen  und  A\ ortbedeu- 
tungen  stark  an  orten  zu  sparen.  Das  Telegramm  bestimmten 
Umfangs  als  Taxeinheit  entspricht  dem  Briefe  bis  zu  bestimmter 
Gewichtsgrenze  als  solcher  Einheit  iin  Postwesen.  ^ Im  übrigen  ist 
die  Grundlage  der  Länge  des  Telegramms  für  die  Taxierung  im 
Einklang  mit  dem  Selbstkosten-,  speziell  Betriebskostenprinzip  und 
mit  dem  des  AVerts  der  Leistung.  Höhere  Taxe  für  Eiltelegramme 
entspricht  letzterem  Prinzip  ebenfalls.  Tarifverschiedenheiten  nach 
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Zwecken  der  Telegramme,  daher  nach  Inhalt  und  beteiligten  Per- 
sonen, Absender,  Empfänger,  ließen  sich  aus  wirtschaftlichen,  sozialen 
Gründen  prinzipiell  wmhl  rechtfertigen,  aus  betriebsökonomischeu 
Gründen  auch  für  Massenbenutzer  oder  die  Benutzer  in  bestimmten 
Tagesstunden  (Börse,  Presse)  und  dergleichen  kommt  wohl  vor  (höhere, 
niedrigere  Sätze  danach).  Aber  objektive  Faktoren  zur  Unterscheidung 
sind  doch  schwierig  festzustellen  und  zur  Anw’endung  zu  bringen. 
Jedenfalls  möchten  auch  diese  Aufgaben  besser  von  einer  neutralen 
öffentlichen  als  von  einer  nur  nach  eigenen  Erwerbsinteressen 
verfahrenden  privaten  Anstalt  gelöst  werden,  deren  Zugänglichkeit 
für  unlautere  Einflüsse  von  Kreisen  (Börse,  Presse)  und  Personen 
(Geschäftskonkurrenten,  Politiker)  hier  zu  gefährlich  ist.  — Abonne- 
ments für  Telegraphenbenutzung  sind  auch  möglich  und  kommen 
vor.  Die  richtige  Bemessung  dafür  ist  aber  schwierig.  — Beim 
Telephon  sind  sie  die  Regel  und  dient  sonst  die  Zeitlänge  der  Be- 
nutzung als  Grundlage  der  Gebührenbemessung. 

hb)  Distanztarif  und  Einheitstarif.  Bei  jenem  wird 
die  Taxe  für  die  Einheit  mehr  oder  w^eniger  genau  nach  der 
Länge  der  zu  benutzenden  Linie,  meistens  zonenw’eise  nach 
Streckenlängen  bemessen,  bei  dem  zweiten  ohne  diese  Rück- 
sicht in  gleichen  festen  Einheitssätzen  für  die  ganze  Strecke 
innerhalb  eines  einheitlichen  Telegraphenverwmltungsgebiets,  mit- 
unter zu  gleichem  Satze  auf  Grund  von  Staatsverträgen  auch 
innerhalb  mehrerer  verbundener  Gebiete  (Deutsches  Reich  und 
Österreich-Ungarn)  oder  hier  zu  einem  höheren,  aber  ebenfalls 
festen  Satze.  Da  die  Telegraphie  als  Betriebsverwaltung,  im 
Unterschied  zur  Post,  ihre  eigenen  Betriebseinrichtungen  für 
ihre  Zwecke  regelmäßig  selbst  auf  ihre  Kosten  zu  beschaffen  und 
zu  verw^alten  hat,  entspricht  der  Distanztarif,  soweit  das  Selbst- 
kostenprinzip befolgt  wird,  hinsichtlich  der  Anlagekosten  diesem 
Prinzip  im  ganzen  wohl  richtig.  Aber  hinsichtlich  der  Betriebs- 
kosten liegen  die  Dinge  wieder  ähnlich  wie  bei  der  Post  be- 
treffs der  Kostenelemente,  welche  durch  den  Annahme-  und 
Ausgabedienst  bedingt  sind.  Für  diese  Kosten  ist  die  AVeg- 
länge  indifferent.  Dies  ist  hier  aber  nach  der  Eigentümlichkeit 
des  elektrischen  Betriebs  auch  betreffs  der  eigentlichen  Be- 
förderungskosten der  Fall,  sow’eit  nicht  die  Linieulänge,  das 
Passieren  mehrerer  A^erwaltungsbezirke  u.  dgl.  öfteres  Umtele- 
graphieren bedingt  (internationaler  A'erkehr,  Seekabel,  auch 
im  Binnen-  und  angeschlossenen  Auslandsverkehr  beim  Fehlen  . 
direkter  A’’erbindungen  zwischen  den  Ämtern).  Diese  A^erhält- 
nisse  haben  neben  einem  allgemeinen  Streben  zur  „A^ereinheit- 
lichung“  in  solchen  Dingen  und  neben  der  Analogie  des  neueren 
Briefpostbetriebs  jetzt  gewöhnlich  den  Distanztarif  dem  Ein- 
heitstarif innerhalb  eines  oder  mehrerer  verbundener  Wirtschafts- 
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gebiete  weichen  lassen.  Ob  mit  Recht  so  völlig,  ist  doch  auch 
nach  der  Betrachtung  aus  dem  Selbstkostenprinzip,  namentlich 
bei  Berücksichtigung  der  Anlagekosten  fraglich,  mehr  noch 
nach  dem  Prinzip  des  Werts  der  Leistung  (und  oft  wenigstens 
auch  nach  dem  der  Tragfähigkeit  des  Transportobjekts,  der 
Depesche,  und  nach  der  Leistungsfähigkeit  des  Dienstbean- 
spruchers)  betrachtet.  Denn  gerade  in  der  Überwindung  großer 
Entfernungen  liegt  die  spezifisch  eigenartige  Dienstleistung  des 
elektrischen  Telegraphen  für  den  Nachrichten  verkehr  und  hier 
bemißt  sich  der  Wert  der  Leistung  allerdings  nach  der  Ent- 
fernung, ist  er  dieser  einigermaßen  proportional.  Denn  hier 
kommen  keinerlei  andere  Konkurrenzverkehrseinrichtungen  prak- 
tisch in  Betracht,  weil  sie  nicht  entfernt  so  rasch  den  Dienst 
leisten  können.  Mancherlei  wirtschaftliche,  soziale  Rücksichten, 
allgemeinere  und  lokale  Handels-  und  Verkehrsinteressen  haben 
aber  auf  die  Einbürgerung  des  Einheitstarifs  mit  hingewirkt. 
Er  repräsentiert  ein  starkes  Stück  „Kommunismus“  im  Ver- 
kehrswesen, wohl  oft  zu  einseitig  und  zu  sehr  zugunsten  der 
oberen  Gesellschafts-  und  Geschäftsschichten,  des  Großbetriebs, 
der  Börse,  der  öffentlichen  Presse.  Gewiß  mit  Weiterwirkungen, 
auch  mit  manchen  günstigen,  auf  die  „Allgemeinheit“,  aber 
doch  mit  starken  Differenzierungen  dieser  Wirkungen.  Und 
in  Verbindung  mit  zugleich  erfolgter  bedeutender  Ermäßigung 
der  anfangs  viel  höheren  Tarifsätze  — eine  Maßregel,  die  frei- 
lich schwer  zu  vermeiden  ist,  weil  sich  sonst  der  Verkehr  ver- 
mindern und  die  Deckung  der  Selbstkosten  noch  ungenügender 
erreicht  werden  könnte  — ist  der  Einheitstarif  des  Telegraphen 
wie  der  Post  doch  ein  mächtiges  Hilfsmittel  für  die  Vorherr- 
schaft des  privaten  Großkapitalismus  in  der  modernsten  in- 
dustrie-  und  handelsstaatlichen,  geld-,  kredit-,  bank-,  börsen- 
wirtschaftlichen Phase  der  Volks-  und  Weltwirtschaft.  Die 
gewaltige  Funktion  des  Telegraphen  im  Dienst  der  Staats- 
politik, welche  durch  diese  Gestaltung  des  Tarifwesens  ebenfalls 
sehr  befördert  wird,  darf  freilich  daneben  nicht’  vergessen  werden. 

y)  Eisenbahntarifwesen. 

Wesentlich  auch  hier  nur  die  Punkte  von  prinzipieller  Be- 
deutung für  den  Aufbau  des  Tarifwesens  auf  den  dargelegten  Grund- 
lagen, was  allein  in  den  Rahmen  dieses  Werkes  gehört,  aber  bei  der 
großen,  nicht  nur  praktischen,  sondern  auch  allgemeintheoretischen 
AVichtigkeit  des  Gegenstands  in  etwas  umfassenderer,  mehr  ins  Einzelne 
gehenden  Ausführung  als  hei  den  bisher  behandelten  Verkehrswegen 
und  -Anstalten.  S.  den  zusammenfassenden  Artikel  „Eisenhahntarif- 
wesen“ von  V.  Neumann  im  H.W.  B.  St.  III,  507,  auch  mit  Tarif- 
proben. Lit.  eb.  S.  573.  Meine  Fin.wiss.  I,  770 ff. 
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aa)  Allgemeines,  aa)  Rationell  und  folgerichtig,  unter 
Wahrung  der  allgemeinen  wirtschaftlichen  und  sozialen  Inter- 
essen, auch  gegenüber  den  eigenen  finanziellen  Interessen  der 
Eisenbahn,  vermag  vollends  hier  nur  das  Stastseigentum.s-  und 
Betriebss3’stem  zu  verfahren.  Bei  der  überaus  großen,  vielfach 
geradezu  entscheidenden  volkswirtschaftlichen  und  zum  Teil 
sozialen  Bedeutung  des  Eisenbahnwesens  kommen  bei  diesem 
mehr  noch  als  bei  der  Post  und  Telegraphie  Zusammenhänge 
zwischen  betriebstechnischen  und  -ökonomischen  Momenten  einer- 
und volkswirtschaftlichen  und  sozialen  andrerseits  beim  Auf- 
bau des  Tarifsystems  in  Betracht.  Öfters  sind  dabei  Konflikte 
zwischen  diesen  beiderlei  Momenten  zu  erledigen,  was  wiederum 
von  Staatsbahnen  allein  oder  am  besten  zu  gewärtigen  ist. 
ijß)  Fast  mehr  noch  als  bei  den  anderen  Verkehrsanstalten  und 
-Dienstzweigen,  wegen  der  \veiter  tragenden  Folgen,  ähnlich  nur 
wie,  aber  doch  noch  weit  mehr  als  bei  den  großen  Schiffahrts- 
anstalten, ist  es  bei  den  Eisenbahnen  auch  so  besonders  wichtig, 
daß  überhaupt  auf  Beförderung  seitens  der  Beanspruch  er  der 
Transportleistungen  sicher  zu  rechnen  ist  — daher  eine  ent- 
sprechende Verpflichtung  der  Eisenbahn  besteht  („Trans- 
portzwangsprinzip“); daß  ferner  alle  Dienstbeansprucher  im 
allgemeinen  das  Recht  haben,  Beförderung  unter  gleichen 
Bedingungen,  für  Personen  und  Güter,  daher  namentlich  auch 
zu  den  gleichen,  . für  alle  geltenden  Tarifsätzen  zu  verlangen; 
daß  vorkommende  Verschiedenheiten  hierin,  auch  in  den  Tarif- 
sätzen, so  Abweichungen  von  Normalsätzen,  ebenfalls  für  alle 
gelten,  daher  alles  Erforderliche  darüber  zu  veröffentlichen  ist, 
keine  geheimen,  gegen  die  gleiche  Behandlung  verstoßenden 
Vereinbarungen  erfolgen,  yy)  Der  privatwirtschaftliche  Grund- 
satz der  freien  Konkurrenz:  „zuerst  und  eventuell  nötigenfalls 
allein  wird  der  Meistzahlende  bedient“,  hat  mit  strenger  Inne- 
haltung dem  andern  zu  weichen:  „Bedienung  aller,  nötigenfalls 
nach  der  Reihenfolge  der  Anmeldung“.  Das  gilt  auch  schon  für 
die  anderen  Verkehrsanstalten  (Post,  Telegraphie)  und  einzelne 
dieser  verwandten  Einrichtungen  (Straßenbahn,  Omnibus,  selbst 
Droschkenwesen).  Es  ist  aber  wieder  bei  der  Eisenbahn  von  ganz 
besonderer  Bedeutung,  daß  demgemäß  verfahren  wird.  Auch  hier 
gewährt  die  öffentliche  Anstalt  die  beste  Bürgschaft  dafür,  daß 
dies  richtig  und  allgemein  geschieht.  6ö)  Die  Schwierigkeit 
liegt  dann  darin,  die  Grundsätze  für  den  Aufbau  des  Eisen- 
bahntarif s}"stems  richtig  festzustellen  und  diese  Grundsätze  als- 
dann richtig  durchzuführen.  In  beiden  Punkten  erweist  sich 
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das  Staatsbahnsystem  wieder  überlegen,  weil  es  eben  nicht 
bloß  und  nicht  einmal  zuvörderst  eigene  Erwerbs-,  d.  h.  hier 
schließlich  Reinertragsinteressen  zu  verfolgen  braucht,  sondern 
alle  anderen  erforderlichen  sonstigen  Rücksichten  von  selbst 
nehmen  oder  dies  zu  tun  genötig  werden  kann,  se)  Gerade  im 
Eisenbahntarifwesen  gilt  es  dann,  die  verschiedenen  Prin- 
zipien, welche  zur  Grundlage  des  Tarifs  dienen  können,  für 
die  konkrete  Aufgabe  eines  Tarif  auf  baus  richtig  auszu- 
wählen  und  erforderlichenfalls  in  richtige  Kombination 
miteinander  zu  bringen,  so  besonders  das  Prinzip  der  Selbst- 
kosten , der  Selbstkostenproportionale , das  Prinzip  der  Ent- 
fernung, das  Wert-,  Leistungsfähigkeits-,  Tragfähigkeitsprinzip. 
Auch  Abw’eichungen  der  Tarifsätze  von  den  durch  ein  be- 
stimmtes Prinzip  bedingten,  so  in  den  Differentialtarifen  ver- 
schiedener Art,  sind  dann  prinzipiell  nach  betriebstechnischen 
und  -ökonomischen  wie  nach  volkswirtschaftlichen  und  sozialen 
Rücksichten  richtig  zu  begründen. 

bb)  Fragen  der  Kostendeckung. 

Es  handelt  sich  hier  um  die  Betriebskosten,  dann  weiter 
um  die  Kosten  der  Verzinsung  und  eventuell  auch  der 
Tilgung  des  Anlagekapitals.  Die  Fragen  gehen  dann  weiter 
über  in  die  der  etwaigen  Gewährung  von  Überschüssen 
noch  über  eine  bestimmte  Verzinsung  des  Anlagekapitals,  ins- 
besondere über  diejenige  hinaus,  welche  nach  dem  Zinsfuß  für 
die  im  Wege  des  Kredits  erfolgte  Beschaffung  des  Anlage- 
kapitals, regelmäßig  des  ganzen,  jeweilig  noch  nicht  getilgten 
beim  Staatsbahnsystem,  des  durch  (Prioritäts-)  Obligationen- 
ausgabe gedeckten  und  für  den  Paristand  der  Aktien  zu  be- 
rechnenden beim  Privatbahnsystem  anzusetzen  sind-  Die  Fragen 
der  Kostendeckung  spezialisieren  sich  etwas  nach  den  beiden, 
für  die  weiteren  Fragen  des  Tarif wesens  unten  getrennt  be- 
handelten Zweigen  des  Personen-  und  des  Güterverkehrs, 
werden  aber  hier  zunächst  zusammenfassend  erörtert,  wenn 
dabei  die  beiden  Verkehre  auch  mehrfach  zu  unterscheiden  sind- 

aa)  Kostendeckung  und  absolute  Höhe  der  Tarif- 
sätze im  allgemeinen.  Bei  der  Entstehung  und  in  der  ersten 
Zeit  der  Entwicklung  des  Eisenbahnwesens  (1830  er  und  zum 
Teil  noch  1840er  Jahre)  hat  man  vornehmlich  an  den  Personen- 
verkehr und  an  die  Deckung  der  genannten  Kosten  und  etwaiger 
Überschüsse  darüber  hinaus  vor  allem  aus  diesem  Verkehr  ge- 
dacht. Zum  Teil  wohl  mit  daher  relativ  hohe,  mehrfach  nach 
den  überkommenen  Sätzen  der  Post  und  des  sonstigen  Personen- 
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fuhrwerks  gebildete  Bahntarifsätze.  Die  Entwicklung  im  Eisen- 
bahnwesen ist  aber  im  ganzen  im  Güterverkehr  mehr  als  im 
Personenverkehr  erfolgt  und  hat  jenen  auch  für  die  Rohein- 
nahmen oft,  ja  ziemlich  in  der  Regel,  besonders  bei  frequenten 
Bahnen,  zur  Hauptsache  werden  lassen.  Wie  weit  beide  \ er- 
kehre  für  den  Reinertrag  mitwirken,  läßt  sich  allerdings  selbst 
für  eine  einzelne  Bahnverwaltung  und  Einzelbahn  beim  engen 
Zusammenhang  aller  Kosten  schwer  sicher  feststellen,  zumal 
nicht  leicht  genau  ziffermäßig,  und  ein  generalisierender  Schluß 
ist  vollends  mißlich.  Die  neuere  Annahme,  auch  der  Fach- 
männer, ist  gewöhnlich,  daß  der  Güterverkehr  allein  oder  fast 
allein  die  volle  Kostendeckung  und  die  etwaigen  Reinerträge 
darüber  hinaus  liefere,  der  Personenverkehr  als  Ganzes,  vollends 
einzelne  Teile  davon,  namentlich  der  Verkehr  in  den  höheren 
Wagenklassen,  passiv  sei,  also  vom  Güterverkehr  mit  ge- 
tragen werde. 

Freilich  gibt  es  auch  wohl  umgekehrte  Fälle,  aber  diese  sind 
mehr  Ausnahmen,  im  allgemeinen  möchte  das  Gesagte  zutreffen,  wenn 
es  auch  hier  und  da,  aber  kaum  mit  Recht  und  nicht  von  Kennern, 
darauf  zurückgeführt  wird,  daß  die  Personentarife  allgemein  zu  hoch 
seien  und  geblieben  seien,  weshalb  der  \ erkehr  sich  nicht  so  stark 
entwickelt  habe  und  habe  entwickeln  können,  als  der  Güterverkehr, 
bei  welchem  durchschnittlich  stärkere  Tarifermäßigungen  eingetreteii 
seien.  Allein  es  bestehen  doch  naheliegende  Erklärungsgründe  dafür, 
daß  der  Personenverkehr  eben  nicht  so  entwicklungsfähig  als  der 
Güterverkehr  ist.  U.  a.  schon  deswegen,  weil  der  Mensch  Örtlich  und 
zeitlich  stets  viel  gebundener  bleibt,  zumal  die  große  Masse  der  Be- 
völkerung durch  ihren  Beruf,  und  daß  der  Fahrpreis  eben  nur  ein, 
oft  nur  kleines  Kostenelement  des  Reisens  und  zumal  des  Fernverkehrs 
überhaupt  ist.  Indessen,  selbst  wenn  die  Erträge  des  Personenverkehrs 
bei  stark  gesteigerter  Frequenz  sich  sehr  erhöhen  sollten,  steigt  eben 
auch  mindestens  ein  wichtiger  Teil  der  Selbstkosten  und  wird  der 
Reinertrag  so  nicht  sicher  erheblich,  wenn  auch,  aus  mehrfach  be- 
rührten Gründen,  w^ahrscheinlich  etwas  günstiger.  Bei  der  meist  für 
notorisch  geltenden  Passivität  oder  höchstens  geringen  Rentabilität 
des  Personenverkehrs,  bei  dem  zweifelhaften  Erfolg  wegen  mög- 
lichen Einflusses  allein  in  Betracht  kommender,  darum  unvermeid- 
lich gleich  stärkerer  Ermäßigungen  der  Tarifsätze  auf  Frequenz 
und  vollends  auf  Reinertrag  und  bei  dem  leicht  auch  möglichen 
nachteiligen  Einfluß  solcher  Maßregeln  auf  letzteren  hat  man  daher 
nicht  unbegreiflich  solche  Ermäßigungen  gescheut  und  lieber  an  den 
überkommenen  bestehenden  eventuell  hohen  Sätzen  im  ganzen  fest- 
gehalten, sie  gelegentlich  selbst,  namentlich  durch  Zuschläge  für  ge- 
wisse Extraleistungen  (Schnellzüge),  etwas  erhöht.  Alles  freilich  meist 
routinemäßig.  Eine  mögliche  und  zweckmäßige,  mehr  prinzipielle 
Behandlung  des  Problems  ist  die  folgende. 

ßß)  Das  Problem  der  Deckung  der  Kosten  des  Per- 
sonenverkehrs mit  durch  den  Güterverkehr.  Zunächst 
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müßte  man  sich  doch  die  Frage  stellen,  ob  überhaupt  und  wie 
weit  der  Güterverkehr  nach  einem  auch  hier  anwendbaren  und, 
wie  es  scheint,  öfters  faktisch  angewendeten  „Übertragungs- 
prinzip“ den  Personenverkehr  mehr  oder  weniger  mit  bezahlen 
könne,  dürfe  und  solle.  Denn  darauf  läuft  die  Passivität  des 
Personenverkehrs  doch  hinaus.  Hier  spricht  viel  Für  und 
Wider  mit,  wirtschaftliche,  soziale,  kulturelle,  sanitäre,  selbst 
ethische,  ästhetische  Gesichtspunkte.  Je  nach  Bejahung  oder 
Verneinung  der  Frage  muß  natürlich  auch  die  Gütertarif politik 
verchieden  sein.  Bejaht  man  die  Frage,  wie  stillschweigend 
in  den  Bahnsystemen  mit  passivem  Personenverkehr,  so  wird 
implicite  eine  sonst  vermeidbare  Verteuerung  des  Gütertrans- 
ports, damit  vielfach  von  Produktion  und  Handel  hingenommen, 
wenigstens  nicht  gescheut,  selbst  bewußt  und  absichtlich  vor- 
genommen. Die  Folgen  sind  sehr  bedeutsam,  wenn  man  dabei 
mit  Recht  die  Dinge  aus  einem  Standpunkte  betrachtet,  auf 
welchem  eine  Zusammenfassung  der  volkswirtschaftlichen 
imd  sozialen  Vorgänge,  der  dabei  vor  sich  gehenden  Bedürfnis- 
befriedigungen und  Kostendeckungen  dafür,  vorgenommen  wird. 
Die  fahrenden  und  reisenden  Personen  tragen  hier  eben  einen 
Teil  der  notwendigen  Kostendeckung  dieser  von  ihnen  genossenen 
Leistungen  teils  gar  nicht  selbst,  teils  wenigstens  nicht  direkt. 
Im  ersten  Pall  erhalten  sie  ganz  oder  teilweise  von  anderen 
dafür  Zuschüsse,  im  zweiten  Fall  werden  sie  nur  indirekt  in 
den  höheren  Preisen  der  betreffenden  Produkte  und  Leistungen 
belastet,  welche  die  Folge  der  Verteuerung  der  Produktion  und 
des  Handels  bei  dem  entsprechend  höheren  Gütertarif  eventuell 
sind.  Somit  liegen  hier  Vorgänge  wie  bei  indirekter  verglichen 
mit  direkter  Besteuerung  vor.  Soweit  die  Fahrenden  indessen 
überhaupt,  auch  auf  diese  Weise,  nicht  die  vollen  Kosten  ihrer 
Beförderung  tragen,  kommt  aber  wieder,  sehr  charakteristisch, 
deutlich  das  gemeinwirtschaftliche,  das  „kommunistische“ 
Prinzip  zur  Anwendung  (Abt.  I,  S.  84ff.,  97  ff.).  Dieser  Folge 
muß  man  sich  bewußt  sein,  um  über  das  Gesamtziel  der  Per- 
sonen- und  Gütertarifpolitik  sich  klar  zu  werden  und  danach  im 
Tarifaufbau  vorzugehen. 

yy)  Zulässigkeit  einer  Belastung  des  Güterverkehrs 
zugunsten  des  Personenverkehrs.  Eine  bewußte  und 
unbeabsichtigte  Verschiebung  eines  Teils  der  Selbstkosten 
des  Personenverkehrs  auf  den  Güterverkehr  erscheint  alsdann 
gerechtfertigt,  wenn  man  vom  Standpunkt  des  gesell- 
schaftlichen und  volkswirtschaftlichen  Gesamtinter- 


esses aus  die  Entlastung,  daher  Erleichterung  des  Personen- 
I Verkehrs  für  einen  so  allgemeinen  Vorteil  hält,  daß  man  die 

I dadurch  herbeigeführte  Mehrbelastung  des  Güterverkehrs  und 

( demnach,  soweit  das  wom  Tarif  abhängt,  die  so  immer  mehr 

( oder  weniger  erfolgende  Erschwerung  dieses  Verkehrs  als  das 

kleinere  Übel  ansieht  und  hinnimmt.  Ob  das  mit  Recht  ge- 
schieht, ist  natürlich  eine  allgemein  überhaupt  kaum  zu  beant- 
wortende, auch  im  konkreten  Fall  eine  äußerst  schwierige,  weil 
sehr  verwickelte  Frage.  Aber  jedenfalls  ist  es  eine  Frage,  an 
1 welcher  bei  scharfer  logischer  Erfassung  der  Tarifprobleme  in 

Theorie  und  rationeller  Praxis  und  im  — wie  noch  zu  er- 
örtern sein  wird,  freilich  nicht  immer  vorliegenden  Falle 
der  freien  Wahl  des  Vorgehens  nicht  vorbei  gegangen  werden 
kann  und  werden  sollte. 

öö)  Vermeidung  einer  Belastung  des  Güterverkehrs 
I für  den  Personenverkehr.  Gilt  dagegen  die  dauernde  teil- 

i]  weise  Kostendeckung  des  Personenverkehrs  durch  den  Güter- 

I verkehr  als  ein  möglichst  zu  beseitigender  Zustand  und  Übel- 

! stand,  dann  muß  nach  Abhilfe  versprechenden  Verkehrs-  und 

I Tarifreformen  gestrebt  werden.  Aus  betriebstechnischen  und 

I -ökonomischen  und  organisatorischen  wie  aus  volkswirtschaft- 

lichen und  sozialen  Gründen  kommen  dann  die  zweierlei  mög- 
, liehen  Tarifänderungen  in  Betracht:  zunächst  Ermäßigungen 

der  Sätze,  Verschiebungen  der  Klassensätze  im  Personenverkehr, 
um  höhere  Frequenz,  stärkere  Beladung,  besseres  Verhältnis 
zwischen  todtem  und  nützlichem  Gewicht  u.  dgl.  m.  in  diesem 
Verkehr  herbeizuführen.  W’^enn  das  aber  nicht  hilft,  um  den 
Personenverkehr  weniger  passiv  oder  stärker  aktiv  zu  machen, 

^ sind  indessen  auch  Tariferhöhungen,  und  selbst  dauernde,  zu 

^ erwägen  und  eventuell  zu  erproben,  ob  das  hilft.  Das  ist 

I aber  eben  auch  nicht  sicher.  Ja  vielleicht  verschlechtert 

sich  die  Lage  dabei  noch,  wird  der  Personenverkehr  noch  weniger 
|j  aktiv,  noch  mehr  passiv.  Das  sind  die  schwierigen  Wechsel- 

wirkungsverhältnisse, mit  denen  man  hier,  wie  sonst,  nach  dem 
I Früheren  in  der  Tarif  politik  des  Verkehrswesens  rechnen  muß.  Das 

führt  in  der  ganzen  Frage  auf  den  folgenden  wichtigen  Punkt; 
€e)  Unmöglichkeit  einer  Beseitigung  der  Passivität 
^ des  Personenverkehrs.  Man  hat  es  eben  in  der  Tarifpolitik, 

speziell  betreffs  der  absoluten  (Durchschnitts-)  Höhe  der  Tarif- 
sätze für  den  Personenverkehr  und  der  absoluten  und  relativen 
sowie  zu  ihren  eigenen  Selbstkosten  in  bestimmter  Proportion 
stehenden  Höhe  der  Tarifsätze  für  die  Wagenklassen  wenn 
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diese  einmal  geführt  werden  müssen  oder  sollen  — nicht  aus- 
reichend in  der  Hand,  die  Passivität  des  Personenverkehrs  und 
einzelner  W^agenklassen  zu  beseitigen,  oft  auch  nicht  einmal 
sie  zu  vermindern  und  so  die  Aktivität  zu  erhöhen.  Denn  bei 
Erhöhung  der  Tarifsätze  wie  bei  Ermäßigung  derselben  ist  der 
iTÜnstige  Erfolg  für  die  Eostendeckung  und  den  Reinertrag 
ungewiß  und  oft  eben  nicht  zu  erreichen.  Selbst  das  Gegenteil 
tritt  wohl  ein,  weil  höhere  wie  niedrigere  Sätze  nicht  den  er- 
strebten Erfolg  für  gesteigerte  Frequenz  und  Roheinnahme  haben 
und  dies  nicht,  weil  ihre  Einwirkung  gegenüber  gegebenen 
wirtschaftlichen  und  sozialen,  auch  Herkommens-  und  Sittenver- 
hältnissen, dafür  nicht  stark  genug  ist.  Deshalb  gilt  es  zwar, 
angemessene  Versuche  im  Tarifsysteme  anzustellen,  namentlich 
auch  in  betreff  der  Relation  der  Tarifsätze  der  Wagenklassen  zu 
einander,  besondex’s  auch  nach  dem  Ziel  hin,  die  höheren  W agen- 
klassen  Sätze  zahlen  zu  lassen,  welche  den  höheren  Selbstkosten 
ihres  Transports  und  den  höheren  Gebrauchswerten  der  ihren 
Benutzern  zugute  kommenden  Nutzungen  möglichst  entsprechen. 
Aber  wenn  dies  und  die  erstrebte  Deckung  der  Gesamtkosten 
einmal  nicht  zu  erreichen  ist,  durch  keinerlei  Tarifgestaltung, 
weder  durch  höhere  noch  durch  niedrigere  Sätze,  so  muß  man 
es  eben  als  gegebene  Tatsache  hinnehmen.  Die  Alternative, 
den  Personenverkehr  völlig  umzugestalten,  das  Rlassensystem 
ganz  fallen,  viele  Züge  eingehen  zu  lassen  u.  dgl.  m.  liegt  ge- 
wöhnlich gar  nicht  vor.  Zu  große  und  zu  starke  allgemeine, 
auch  sonstige  politische,  kulturelle,  auch  postalische  Interessen 
knüpfen  sich  an  diesen  Verkehr  und  dessen  intensive  Aus- 
gestaltung an,  doch  im  ganzen  wohl  in  der  Regel  noch  stärkere 
als  an  billigere  Tarife  im  Güterverkehr,  wie  sie  in  diesem  ohne 
Mitbelastung  für  die  Kosten  des  Personenverkehrs  möglich 
sein  würden, 

tL')  Fall  der  allgemeinen  Passivität  des  ganzen 
Eisenbahnwesens  wegen  derjenigen  des  Personenver- 
kehrs. Ja,  selbst  wenn  eine  solche  Übertragung  eines  Teils 
der  Selbstkosten  des  Personenverkehrs  auf  den  Güterverkehr 
gar  nicht  ausführbar  oder  um  der  volkswirtschaftlichen  Inter- 
essen willen  zu  bedenklich  wäre,  daher  die  Passivität  des  Pei'- 
sonenverkehrs  verbliebe  und  dann  sogar  etwa  zu  einer  solchen 
des  ganzen  Eisenbahnverkehrs  würde  oder  wenigstens  zu  einer 
dauernden  und  stärkeren  Verringerung  des  Reinertrags  und 
der  Rente  führte,  so  müßte  eben  unter  Umständen,  bei  ent- 
sprechenden, mit  Recht  für  gewichtig  geltenden  allgemeinen 
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Interessen  am  Eisenbahnverkehr,  auch  dieses  als  gegebene 
Tatsache  angesehen  und  hingenommen  werden,  wie  in  ähn- 
licher Lage  bei  Post  und  Telegraphie:  diese  Verkehrsanstalten 
würden  dann  eben  nur  unter  die  Einrichtungen  treten,  welche 
nach  Gebührenprinzipien  und  nach  dem  mäßiger  Gebühren  ver- 
waltet werden  und  Zuschüsse  aus  anderen  Einnahmen  zur 
Kostendeckung  verlangen. 

In  wenig  entwickelten  Volkswirtschaften , in  verkehrsarmen 
Gegenden  leicht  eine  Eventualität.  Bei  einer  solchen  kann  dann 
meist  wieder,  indirekt  wenigstqps,  nur  mit  öffentlichen,  mit 
Staatsanstalten  gerechnet  werden.  Mit  privaten  nur  unter  Staats- 
unterstützung (Zinsgarantien),  aber  auch  diese  kann  dann  gerecht- 
fertigt sein.  In  Ländern  des  wild  und  rücksichtslos  spekulierenden 
Privatkapitalismus  bietet  sich  allerdings  noch  ein  Abhilfemittel:  man 
läßt  die  Bahnunternehmungen  zusammenbrechen,  kauft  sie  dann  wohl- 
feil auf  und  „saniert“  sie  und  stößt  so  einen  Teil  der  Herstellungs- 
kosten ab,  wo  sich  dann  der  Betrieb  entsprechend  verwohlfeilt,  durch 
Wiederholung  dieser  Vorgänge  selbst  auf  die  Dauer  (Nordamerika). 
Das  gleiche  Hilfsmittel  wie  auf  Gebieten  anderer  kapitalsbedürftiger 
Unternehmungen,  Bauten,  Fabriken  usw.  im  modernen  Wirtschafts- 
system. 

%/ 

r^Tj)  Umgekehrter  Fall  der  Belastung  des  Personen- 
verkehrs zugunsten  des  Güterverkehrs.  Wenn  sie  sich 
überhaupt  erreichen  läßt,  was  wenigstens  unter  besonderen  Um- 
ständen doch  auch  einmal  der  Fall  sein  kann,  wäre  auch  das 
nicht  stets  von  vornherein  grundsätzlich  abzuweisen.  Es 
könnten  z.  B.  so  schwerwiegende  allgemeine  Interessen 
eventuell  dafür  sprechen,  daß  sich  auch  eine  darauf  abzieleude 
Tarifpolitik  rechtfertigen  ließe  oder  auch  ein  solcher  Zustand 
könnte  eben  eventuell  nach  Lage  der  Dinge  hingenommen 
werden  müssen,  ohne  sich  ändern  zu  lassen.  t4, 

Auch  bezüglich  der  Gesamtpassivität  des  Eisen- 
bahnwesens, daher  in  beiden  Verkehren,  kann  wohl  die  Sache 
so  liegen  und  liegt  sie  tatsächlich  nicht  selten  so.  Da  man 
auch  in  diesem  Falle  nicht  auf  das  Eisenbahnwesen  verzichten 
kann,  muß  man  auch  diesen  Zustand  hinnehmen,  auch  selbst 
ihn,  als  vorauszusehen,  ungescheut  ins  Auge  fassen  aus  über- 
wiegenden öffentlichen  .Gesamtinteressen  (auch  politischen,  auch 
aus  großen  allgemeinen  volkswirtschaftlichen,  z.  B.  bei  passiven 
Bahnen  in  noch  verkehrsarmen,  dünn  bevölkerten  Gegenden,  in 
Kolonien).  Die  Einrichtung  rückt  dann  eben  vollends  in  die 
Kategorie  der  öffentlichen,  finanziell,  selbst  stark,  passiven,  wie 
großenteils  das  öffentliche  Land-  und  Stadtstraßenwesen  und 
die  großen  allgemeinen  Staatsinstitutionen.  Die  engen  privat- 
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■wirtschaftlichen  und  auch  fiskalischen  Gesichtspunkte  der  stets 
notwendigen  Kostendeckung,  gar  Überschußlieferung  reichen 
eben  nirgends,  auch  hier  im  \ erkehrswesen  nicht  aus.  Die 
Notwendfgkeit,  unter  Umständen  mit  dauernder  und  selbst 
starker  Passivität  des  ganzen  Eisenbahnwesens,  wie  anderer 
großer  Verkehrsanstalten  (Post,  Telegraphie,  Schiffahrtsdienst) 
rechnen  zu  müssen,  bedingt  es  dann  auch  hier  vollends,  die 
ökonomischen  und  finanziellen  Konsequenzen  der  gemeinwn*t- 
schaftlichen  Organisation  ziehen  zu  müssen:  die  wichtige  prin- 
zipielle Seite  der  hier  behandelten  Tarifprobleme.  Dabei  bleibt 
es  gleichwohl  ein  richtiger  Zielpunkt,  zumal,  wo  die  Benutzungen 
der  Einrichtungen  überwiegend  den  höheren  Klassen  zugute 
kommen  und  die  Kosten  für  sie  gesteigert  werden,  diejenigen, 
welche  den  Nutzen  haben  und  die  Kosten  verursachen,  indi- 
viduell und,  soweit  angängig,  auch  richtig  nach  Maßgabe 
dieses  Nutzens  und  dieser  Kosten  zu  belasten,  um  so  die  ganze 
Verkchrsanstalt  (Bahn)  weniger  passiv  und  eventuell  im  für 

richtig  gehaltenen  Maße  aktiv  zu  machen. 

Für  alle  weiteren  Tariffragen  sind  hier,  ■wenn  auch  Einiges 
den  beiden  Hauptverkehren,  Personen  und  Gütern  (mit  einigen 
Absonderheiten  für  lebende  Tiere)  gemeinsam  ist,  doch  beide 
passend  getrennt  zu  behandeln. 

cc)  Personentarif. 

aa)  Einheit  des  Transportobjekts.  Sie  wird  durch  die 
einzelne  physische  Person  gebildet,  regelmäßig  ohne  Rücksicht 
auf  deren  individuelle  physische  Beschaffenheit  (obwohl  Schveie 
und  Volumen  für  die  Selbstkosten  des  Transports  einen  Untei- 
schied  machen!)  und  auf  soziale  Verschiedenheiten. 

Doch  kommen  allgemeine  und  spezielle  Ausnahmen  vor.  So  nach 
dem  Alter,  indem  kleine  Tragekinder  frei,  größere  Kinder  bis  zu 
einem  gewissen  Alter  (zehn  Jahre)  zu  ermäßigtem  (halben.)  Tarifsatz 
befördert  zu  werden  pflegen.  Es  entspricht  dies  wohl  gewissen  ver- 
breiteten Anschauungen,  Bedürfnissen,  Rücksichten.  Ob  es  ?o  all- 
gemein berechtigt  ist,  ist  gleich^ivohl  nicht  so  zweifellos.  Dem  Selbst- 
kosten-, dem  Leistungswertprinzip  entspricht  es  nicht.  Dem  Prinzip 
der  Leistungsfähigkeit  und  Tragfähigkeit  wenigstens  nicht  stets,  so 
bei  den  Fahrgästen  der  höheren  Wagenklassen  kaum.  Es  liegt  hier 
eben  ein  Zugeständnis  an  das  familienweise  Lebp  vor.  — Rück- 
sichten auf  Kranke  fehlen  nicht  völlig,  aber  sind  selten  (Tarif- 
ermäßigungen;  auch  Erhöhungen  könnten  in  irage  kommen).  Soziale, 
wirtschaftliche  Eüchsichten,  danach  allgemeine  oder  spezielle  Er- 
mäßigungen der  Einheitssätze  (bei  Massenverkehr,  im  Lokalverk^r 
überhaupt,  für  Arbeiter,  Militärs,  soweit  im  Staatsinteresse,  im  Er- 
holungs-  und  Gesundheits-,  auch  gewissem  Vergnügungsverkehr j 
kommen  zwar  öfters  vor,  wenigstens  einigermaßen  in  Einklang  mit  dem 
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Selbstkosten-,  dem  Tragfähigkeitsprinzip.  Aber  doch  ist  nicht  alles, 
■was  hier  besteht,  zweifellos  zu  begründen  und  wird  meist  nur  routine- 
mäßig bestimmt  und  oft  doch  recht  willkürlich. 

ßß)  Das  Wagenklassen-  oder  Abteilsystem  (1,  2,  3,  4, 
mit  Verschiedenheiten  nach  Zugarten)  und  mit  freier  Wahl 
der  Klasse  für  den  Fahrgast  widerspricht  in  hohem  Maße  dem 
berechtigten  Streben  nach  Verminderung  des  todten  Gewichts, 
nach  Vergrößerung  der  Ausnutzung  des  Wagenraums,  nach 
Verbesserung  des  Verhältnisses  vom  todten  zum  nützlichen 
Gew'icht.  Von  seiner  weiteren  Differenzierung  nach  anderen 
Momenten  (Geschlecht,  Raucher,  Nichtraucher)  gilt  dasselbe. 
Tunlichste  Beschränkung  der  Anzahl  dieser  Raumab- 
teilungen ist  daher  zu  erstreben,  um  so  mehr,  da  sich  die 
Tarifsätze  dem  Prinzip  der  Proportionale  der  Selbstkosten,  dem 
W^ert-,  Leistungsfähigkeits-  und  Tragfähigkeitprinzip  teils  gar 
nicht,  teils  nicht  ausreichend  anpassen  lassen.  Denn  bei 
freier  W^ahl  der  Abteilung  ist  von  entsprechend  geregelten, 
daher  eventuell  erhöhten  Sätzen  eine  ungünstige  Rückwirkung 
auf  Frequenz  und  damit  wieder  auf  Selbstkosten  zu  befürchten, 
wie  oben  gezeigt.  Aber  — mehr  oder  weniger  zwingende  soziale 
Rücksichten  nötigen  eben  das  Klassensystem,  w^enigstens  in  ge- 
wissem, gewöhnlich  nicht  geringem  Umfang,  aufrecht  zu  halten. 

Um  so  mehr  sollten  aber  dann  in  der  Feststellung  der  absoluten 
Höhe  der  Tarifsätze  und  in  deren  Proportionen  zueinander  prinzipiell 
richtige  bahntechnische  und  -ökonomische  Grundsätze  zur  Geltung 
gelangen.  Ferner  wenigstens  nur  solche  Abweichungen  vom  Kosten- 
deckungsprinzip, damit  in  der  absoluten  Höhe  der  Tarifsätze  und 
im  Verhältnis  der  letzteren  für  die  Wagenklassen  zueinander, 
welche  sich  schlechterdings  nicht  vermeiden  lassen  oder  aus  be- 
rechtigten sozialen  Rücksichten  auf  die  unteren  und  unteren 
Mittelklassen,  nicht  aber  auch  noch  zugunsten  vermeidbarer  Vor- 
teile der  höheren  Klassen  der  Bevölkerung  eintreten.  Eine  Forderung, 
welche  bei  der  historisch  überkommenen  und  üblich  gebliebenen 
i;  prinziplosen,  nur  routinemäßigen  Regelung  dieser  Dinge,  auch  noch 

i im  Staatsbahnwesen,  bisher  selten  befriedigend  erfüllt  worden  ist  und 

: es  doch  einigermaßen  zu  werden  vermöchte. 

I 

yy)  Klassentarif  (ies  Personenverkehrs.  So^weit  dieser 
Verkehr  seine  Selbstkosten  überhaupt  decken  kann  und  soll 
oder  wenigstens  hohe  Beiträge  zu  dieser  Kostendeckung  zu 
liefern  vermag  und  dies  zu  erstreben  für  richtig  gilt,  wird 
dann  der  Tarif  entsprechend  einzurichten  sein.  Demnach  aus 
sozialen  Gründen  so,  daß  die  unterste  Wagenklasse  mög- 
I liehst  niedrig  und  die  höheren  Wagenklassen  möglichst 

I hoch  tarifiert  werden,  d.  h.  möglichst  ihrer  höheren  Selbst- 
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kostenproportionale  zum  mindesten  gemäß,  soweit  sich  das  eben 
erreichen  läßt  und  bei  solchen  Tarifsätzen  nicht  ein  Abwandern 
in  die  niedrigeren  Wagenklassen  herbeigeführt  wird,  bei  welchem 
dann  wiederum,  wegen  noch  schwächerer  Besetzung  der  höheren 
Wagenklassen,  die  absoluten  und  relativen  Selbstkosten  dieser 
abermals  steigen,  Möglichkeiten,  mit  welchen  immer  zu  rechnen 
ist,  wie  schon  gezeigt.  Daß  alsdann  die  ihnen  nach  dem 
Selbstkostenprinzip  mindestens  gebührende  Belastung  den  Fahr- 
gästen der  höheren  Wagenklassen,  vollends  die  sozialökono- 
misch berechtigte  noch  höhere  Belastung  nicht  zu  erreichen 
ist,  muß  eben  wieder  hingenommen  werden  als  gegebene 
Tatsache,  hier  speziell  auch  noch  als  Folge  des  ganzen  Wagen- 
klassensystems. 

Maneels  genauer  Selbstkostenberechnungen  für  die  verschiedenen 
Wagenklassen  und  bei  der  Veränderlichkeit  dieser  Selbstkosten  unter 
dem  Einfluß  sich  stets  ändernder  Faktoren  und  gerade  auch  mit  unter 
dem  Einfluß  sich  ändernder  Tarifsätze  auf  diese  Faktoren  und  damit 
wieder  auf  die  Selbstkosten  läßt  sich  freilich  eine  solche  prinzipiell 
berechtigte  Tarifierung  der  verschiedenen  Wagenklassen  mmstens 
nur  der  ungefähren  Richtung  nach  durchführen.  Bei  dem 
neueren  Streben  nach  Gleichheit  der  kilometrischen  Tarifsätze  in 
einem  Verwaltungsgebiete  und  bei  der  Vergrößerung  des  letzteren 
(Staatsbahn-,  große  Privatbahnnetze),  verfährt  man  dabei  vollends  im 
Anschluß  an  das  Hergebrachte  gewöhnlich  wieder  nur  routinemäßig. 
Abweichungen  können  und  werden  auch  immer  noch  durch  Ivon- 
kurrenzverMltnisse  herbeigeführt  (der  Linmn  yerschiedener  Bahn- 
unternehmungen untereinander,  mit  der  Schittahrt;  und  konkrete 
Landesverhältnisse  wirken  mit  ein.  Annähernd,  wenn  auch  mit 
diversen  kleinen  Abweichungen,  stehen  in  V est-  und  Mitteleuropa 
die  Tarifsätze  der  dritten,  zweiten  und  ersten  Klasse  gewöhnlich  wie 
1;1‘  .,;2,  einschließlich  der  vierten  (Preußen)  :\/j,  hier  und  da  die  dritte 
Klasse  etwas  relativ  niedriger,  die  erste  (bes.  im  Ausland)  etwas 
höher  (was  in  reicheren  Ländern,  d.  h.  mit  mehr  und  stader  wohl- 
habenden Fahrenden  und  mit  herkömmlicher  stärkerer  Benutzung 
der  ersten  Klasse  ausführbar  ist;  nach  „Dafürhalten  und  Routine, 
nicht  nach  Experiment  und  prinzipiellen  Erwägungen  pflegt  aber  auch 
hier  vorgegangen  zu  werden).  Bei  der  Feststellung  des  Preises  der 
zweiten  Klasse  spielen  bei  uns  wohl  Rücksichten  auf  die  diese  Klasse 
vornehmlich  benutzenden  Volkskreise  (höherer  Mittelstand)  mit,  aber 
auch  Furcht,  bei  sonst  wohl  berechtigter  Preiserhöhung  bei  der  immer 
besseren  Ausstattung  der  dritten  und  selbst  der  vierten  Klasse  Ab- 
wanderung dahin  zu  veranlassen.  Die  vollends  berechtigte  weitere 
Erhöhung  des  Satzes  der  ersten  Klasse  wird  bei  uns  durch  die  so 
besonders  gute  Ausstattung  der  zweiten  erschwert,  mehr  wie  im 
Ausland.  In  dem  bei  uns  DI07  eingetretenen  neuen  Personentarit  sind 
die  Relationen  der  Klassensätze  im  ganzen  geblieben,  nur  allgemeine 
Schnellzugzuschläge,  wohl  dem  Kosten-  und  Leistungsprinzip  gemäß, 
mit  Recht  eingetreten,  auch  wo  sie  nicht  bestanden  haben  (wie  im 
bisherigen  preußischen  Rückfahrtbillet). 
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dö)  Der  Entfernungs-  (Distanz-)  Tarif  im  Personen- 
verkehr und  die  Abweichungen  von  ihm.  Er  bemißt  die 
Tarifsätze  nach  Längeneinheiten  (Meilen,  Kilometer)  der  zu 
durchfahrenden  Wegstrecke  und  ist,  und  zwar  in  ganz  oder 
doch  in  vorwiegend  reiner  Gestalt,  der  von  Anfang  an  übliche 
gewesene  und  im  ganzen  bestehen  gebliebene  fast  allgemein. 
Unter  den  Abweichungen  ist  diejenige  betreffs  Ermäßi- 
gung der  Rückfahrt  derselben  Person  auf  dasselbe  Billet, 
also  mit  gleichzeitiger  Entrichtung  des  Rückfahrtgelds,  die  wich- 
tigste. Sie  ist  auch  von  prinzipieller  Bedeutung,  soweit  der  er- 
mäßigte Hin-  und  Rückfahrtpreis  der  Fahrkarte  tatsächlich  wirk- 
lich der  geringeren  Höhe  der  Selbstkosten  des  Hin-  und  Rück- 
fahrtverkehrs wegen  günstiger  Rückwirkung  auf  die  für  die 
Kosten  entscheidenden  betriebstechnischen  Momente  entspricht. 
Allgemeiner  sind  auch  niedrigere  Sätze  als  die  Normalsätze  für 
näheren  Lokalverkehr  im  Interesse  der  besonderen  Erleich- 
terung und  Beförderung  dieses  Verkehrs,  öfters  mit  Übergang 
zum  Einheits-Distanztarif,  wenigstens  für  gewisse  Strecken 
(Zonen)  innerhalb  der  Grenze  des  Lokalverkehrs,  wo  dann  der 
genaue  Distanztarif  erst  außerhalb  dieses  Verkehrs  eintritt. 
Eine  umfassendere  zum  Teil  auch  prinzipielle  Änderung  hat 
der  Distanztarif  in  einem  allgemeinen  in  einigen  Ländern  in 
verschiedener  Weise  versuchten  (Belgien)  oder  auch  definitiv 
angenommenen  sog.  Zonentarif  erfahren,  mit  relativer  De- 
gression der  Distanzsätze  von  Zone  zu  Zone,  daher  mit  steigen- 
der Entfernung  und  w'ohl  selbst  unter  Wegfall  der  w'eiteren 
Steigerung  des  absoluten  Tarifsatzes  über  eine  gewisse  Maximal- 
entfernung hinaus  (Österreich,  Ungarn,  Rußland  u.  a.  L.  m.,  im 
Einzelnen  mit  kleineren  Verschiedenheiten).  Noch  weiter  gehende 
Pläne  sind  aufgetaucht,  theoretisch  erörtert,  aber  bisher  noch 
nicht  praktisch  versucht  worden,  nämlich  Übergang  zu  einem 
reinen,  von  der  Distanz  ganz  oder  fast  ganz  absehenden 
Einheitstarif  oder  nur  wenige  ganz  große  Zonen  unterschei- 
denden Zonentarif  nach  Analogie  des  Tarifs  bei  der  Post, 
zugleich  mit  absolut  sehr  niedrigen  Sätzen,  nur  mit  ver- 
schieden hohen  nach  dem  Klassensystem. 

Allgemein  zu  begründen  ist  dies  versucht  wmrden  mit  der  Be- 
hauptung der  fast  völligen  Indifferenz  der  Selbstkosten  gegen 
die  Streckenlänge,  welche  ein  Fahrgast  durchfahre.  Jedenfalls  nähmen 
diese  Kosten  bei  Durchfahrung  langer  Strecken  progressiv  ab,  was 
daher  auch  betriebstechnisch  und  -ökonomisch  zu  begünstigen  sei  und 
durch  niedrige  Tarife  und  gleiche  oder  fast  gleiche  Einheitstarife 
stark  begünstigt  wrerde.  Mit  allgemeinen  volkswirtschaftlichen  und 

Wagner , soz.-ökon.  Grundriss,  Buchhandelsausgabe.  Abteil.  II.  7 
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und  sozialen  Gründen  fragwürdiger,  jedenfalls  sehr  subjektiver  Art 
wird  ein  solches  Einheitstarifsystem  dann  noch  weiter  zu  begründen 
gesucht. 

Die  dauernde  Allein-  oder  weit  überwiegende  Vor- 
herrschaft des  Distanztarifs,  im  Staats-  wie  im  Privatbahn- 
system, — wenn  nicht  spezielle  Konkurrenzverhältnisse  zw'ischen 
verschiedenen  Linien  größere  Abweichungen  bedingen , z.  B. 
gleich  hohe  Gesamttarifsätze  für  Linien  verschiedener  Länge 
zwischen  denselben  Endpunkten  — , die  verbreitete,  kaum  Gegnei'- 
schaft  findende  Annahme  auch  im  Publikum,  daß  dieser  Distanz- 
tarif eben  doch  der  richtige,  beinahe  selbstverständliche  sei, 
seine  Festhaltung  bei  den  Verwaltungen  deuten  doch  wohl  schon 
darauf  hin,  daß  er  seinen  guten  Grund  hat. 

Er  entspricht  eben  doch  in  der  Hauptsache  dem  Prinzip  der 
Tarifproportion  nach  der  Selbstkostenproportion,  da  die  eigentlichen 
Beförderungskosten  hier  fast  allein  ins  Gewicht  fallen  und  so  den 
Ausschlag  geben,  während  die  beiden  anderen  Selbstkostenelemente 
(Expedition,  Ausladung),  für  welche  die  zu  durchfahrende  Weglänge 
indifferent  ist,  zu  unbedeutend  sind  — im  Unterschied  zur  Post  und 
zum  Teil  auch  zum  Güterverkehr  der  Eisenbahn,  Der  Distanztarif  ent- 
spricht auch  dem  Prinzip  der  Tarifierung  nach  dem  Nutzen,  nach  dem 
Wert  der  Leistung  für  die  Fahrenden  im  ganzen.  Während  ferner 
eine  absolute  und  vollends  eine  absolut  starke  Ermäßigung  der 
Tarifsätze  überhaupt  verkehrssteigernd  und  volkswirtschaftlich  und 
sozial  günstig  sein  mag,  hat  eine  schwache,  nur  mit  der  zur  durch- 
fahrenden Weglänge  progressiv  etwas  steigende  Ermäßigung  kaum 
allgemein  diesen  Einfluß,  dazu  müßte  sie  mindestens  zugleich  absolut 
sehr  stark  sein  und  selbst  dann  bleibt  ein  erheblicher  Einfluß  fraglich. 
Solche  Kostenermäßigung  kann  dann  aber  finanziell  gefährlich  werden, 
Kostendeckung  und  im  richtigen  Maße  erstrebten  Überschuß  vereiteln, 
und  ist  auch  kaum  so  allgemeines  Bedürfnis.  Die  Ermäßigung  des 
Tarifs  in  den  entfernten  Zonen  wird  auch  nicht  so  wirksam  für  die 
Verkehrssteigerung  sein,  weil  mit  der  Weglänge,  dem  unvermeid- 
lichen und  dem  bei  so  weiter  Fahrt  allein  zweckmäßigen  längeren 
Zeitverbrauch  (für  Geschäfts-,  Erholungs-,  Gesundheits-,  Vergnügungs- 
Gemütszwecke)  die  übrigen  Reisekosten  um  so  mehr  wachsen  und 
dies  dann  notwendig  "wieder  der  Wirkung  der  Ersparung  am  Fahr- 
gelde entgegenwirkt.  Auch  kommt  endlich  auch  hier  wieder  noch 
hinzu,  daß  im  gesamten  nichtgeschäftlichen  Verkehr  es  doch  wesent- 
lich die  oberen  und  obersten,  die  wohlhabendsten  Gesellschaftsschichten 
mit  geringster  Zeitbindung  sind,  welche  den  Hauptvorteil  vom  er- 
mäßigten Zonen-  oder  gar  Einheitstarif  gegenüber  dem  Distanztarif 
haben  und  daß  auch  im  geschäftlichen  Verkehr  Ähnliches  gilt,  die 
Großgeschäfte  am  meisten  profitieren  werden.  Ob  z.  B.  in  Erholungs- 
und \ ergnügungsorten  (Bäder,  Sommerfrischen)  die  Reisenden  über- 
haupt von  solchem  Tarif  dauernde  Vorteile  haben,  steht  auch  dahin, 
da  der  wachsende  \ erkehr  an  diesen  Orten  oft  nur  Verteuerungen 
(Grundrentensteigerungen)  bewirkt. 
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Aus  allen  diesen  Gründen  wird  man  den  Distanztarif 
für  den  richtigsten  erklären  und  in  der  Regel  beibehalten,  die 
allgemeine  Einführung  des  Zonentarifs  als  überwiegend  bedenk- 
lich in  der  Regel  ablehnen,  den  allgemeinen  Einheitstarif  vollends 
als  phantastisch  unbedingt  verwerfen  müssen. 

Ob  der  Zonentarif  ausnahmsweise  unter  gewissen  Verhält- 
nissen, in  bestimmten  Ländern  und  volkswirtschaftlichen  Entwicklungs- 
stufen und  Verhältnissen  der  räumlichen  Bevölkerungsverteilung  und 
Volksdichte  günstiger  beurteilt  zu  werden  verdient,  soll  damit  nicht 
ohne  weiteres  durchaus  verneint  werden.  Aber  die  hier  wohl  an- 
geführten Gründe  sind  doch  nicht  so  unzweifelhaft  richtig,  z.  B.  die 
Vorteilhaftigkeit  leichter  Überwindung  großer  Entfernungen  in  weit- 
räumigen, stellenweise  sehr  dünnbevölkerten  großen  Staats-  und 
Volkswürtschaftsgebieten  (Rußland),  die  Steigerung  der  Frequenz  in 
menschenleeren  Landesteilen,  die  Erleichterung  des  wirtschaftlichen 
und  politischen  Zusammenwachsens  etwa  vollends  national  verschie- 
dener Bevölkerung,  die  Begünstigung  der  Bevölkerungskonzentration  in 
wichtigen  Mittelpunkten,  des  Verkehrs  von  und  nach  der  Hauptstadt, 
die  Beförderung  des  Durchgangsverkehrs  zwischen  Nachbarstaaten 
und  Gebieten  u.  a.  m.  (in  Ungarn  dient  der  Zonentarif  mit  zur 
Magyarisierungstendenz  • und  zur  übermäßigen  Entwicklung  der 
Hauptstadt,  zumal  bei  der  Beendigung  der  Zone  in  Pest,  aber  eben 
alles  auf  Kosten  und  vielfach  zum  Nachteil  der  Provinzialbevölkerung 
und  der  Provinzialstädte).  Man  kann  wohl  meist  auch  hier  jedem 
etwa  zutreffenden  Grund  einen  ebenso  gewichtigen  oder  noch  ge- 
"wüchtigeren  Gegengrund  gegenüberstellen.  Die  Erleichterung  der 
Raumüberwindung  bis  zur  Aufhebung  der  Wirkungen  einer  be- 
stimmten örtlichen  Lage  eines  Wohnsitzes  einer  Person  und  eines 
Wirtschaftsbetriebes  ist  eben  von  zwei  Seiten  zu  betrachten. 

Im  allgemeinen  möchte  daher  doch  nur  derjenige  Strecken- 
Differentialtarif  im  Personenverkehr  eine  gewisse  Berech- 
tigung haben,  welcher  der  Abnahme  der  Selbstkosten  auf  langen, 
in  einer  Tour  durchfahrenen  Strecken,  mit  relativ  besserer 
Gestaltung  der  betriebstechnischen  und  -ökonomischen  Verhält- 
nisse (bessere  Beladung,  besseres  V^erhältnis  zwischen  todtem 
und  nützlichem  Gewicht,  geringere  Expeditionskosten  usw.)  ent- 
spricht, wenigstens  nach  dem  Prinzip  der  Selbstkostenpro- 
portionale beurteilt. 

Auch  er  aber  widerspricht  doch  im  ganzen  dem  Prinzip  der  Tarif- 
regelung nach  dem  Nutzen,  nach  dem  Wert  der  Leistung  und  begünstigt, 
wie  der  Zonentarif,  wenn  auch  maßvoller,  die  höheren  Gesellschafts- 
und Wirtschaftsklassen,  die  eben  meist  allein  über  sehr  weite  Strecken 
in  einer  Tour  fahren  und  reisen.  So  liegt  die  Sache  zumal  bei  einer, 
übrigens  nach  der  Selbstkostendegression  kaum  begründeten  stärkeren 
Degression  der  Tarifsätze  mit  der  steigenden  Entfernung.  Nur  dann 
aber  wird  ein  solcher  Tarif  etwas  mehr  auf  die  Frequenzsteigerung 
einwirken  können.  Bei  geringerer  Ermäßigung  der  Sätze  hat  er  wie 
der  Zonentarif  in  den  ferneren  Zonen  diese  Wirkung  kaum,  wird  wie 
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letzterer  die  Ermäßigung  nur  ein  Geschenk  für  die  ohnehin  leistungs- 
fähigeren Fahrgäste  und  schädigt  die  Finanzen  der  Verkehrsanstalt 
vielleicht  nicht  unbedenklich. 

Ähnlich,  doch  etwas  verwickelter,  liegt  die  Frage  des 
mäßigeren  Tarifs  für  Hin-  und  Rückfahrt  derselben  Person 
(bzw?  auf  dieselbe,  dann  mit  Recht  im  Prinzip  nicht  übertrag- 
bare Fahrkarte).  Hier  sind  wohl  weite  und  nahe  Entfernungen 
zu  unterscheiden,  bei  jenen  spricht  mehr  gegen,  bei  diesen 
immerhin  Einiges  für  die  Einrichtung.  Aber  statt  ihrer  ist 
auch  hier  eine  allgemeine  Tarif ermäßigung  für  einfache 
Fahrt,  wenn  der  Satz  des  ermäßigten  Hin-  und  Rtickfahrttarifs 
einmal  für  angemessen  gilt,  dann  doch  wohl  mindestens  das 
Zweckmäßigere. 

Bei  solchen  Ermäßigungen  für  weite  Entfernungen  kommen 
ziemlich  dieselben  Erwägungen  und  Gründe  für  und  gegen  wohl  mit 
Überwiegen  der  letzteren,  in  Betracht,  wie  beim  Zonentarif  und  dem 
Tarif  mit  Ermäßigungen  für  weite  Entfernungen  wegen  der  Degression 
der  Selbstkosten,  immer  von  Fällen  abgesehen,  wo  äußere  Konkurrenz 
luitspielt  und  derentwegen  die  Personen  zur  Benutzung  derselben 
Ilückfahrtstrecke  bewogen  weiden  sollen.  Hält  man  die  Fahrpreise 
für  Hin-  und  Rückfahrt  für  hoch  genug,  so  ist  es  in  der  lat  hier 
wohl  das  Einfachere  und  Richtigere,  wie  im  deutschen  Reformtarit 
von  1907  für  die  einfache  Karte  die  entsprechende  Ermäßigung,  also 
z.  B.  des’ halben  Betrags  der  Hin-  und  Rückfahrtkarte,  zu  geben  und 
die  willkürliche  Fristbestimmung  dieser  letzteren  Karte  zu  beseitigmi. 
Allerdings  läuft  dabei  ein  finanzieller  Nachteil  mit  unter,  nämlich 
daß  der  fremde  Durchgangsverkehr  (in  Deutstihland  z.  B.  zwischen 
West-  und  Ost-,  Nord-  und  Südeuropa)  so  auch  wohlfeiler  bedient 
wird,  für  den  sonst  Rückfahrkarten,  um  der  freien  Wahl  des  Ruck- 
w^eo-s  willen  und  weil  die  Gültigkeitsfristen  dieser  Karten  so  kurz 
sind  nicht  benutzbar  sind.  Diesem  Nachteil  kann  aber  bei  ermäßigten 
Prei’sen  der  einfachen  Fahrt  der  Vorteil  gegenüberstehen,  daß  der 
Fremde  mindestens  eine  Fahrt  durch  das  Inland  wählt,  wenn  ver- 
v-chiedene  Strecken  zur  Wahl  stehen  und  so  die  Frequenz  steigt. 
Bei  nahen  Entfernungen,  im  Lokal-,  Vorort  verkehr  großer  Städte, 
bis  zu  einer  gewissen  Länge  der  Linie,  kann  dagegen  eine  Ermäßigung 
für  Hin-  und  Rückfahrt  frequenzsteigernd,  freie  Wahl  der  Wohnung 
erleichternd,  so  wohnungspolitisch  günstig,  dem  städtischen  Lage- 
monopol (Rente  der  Lage,  I.  Abteilung  S.  390)  entgegenwirkend  sein 
und  so  im  allgemeinen  Interesse  liegen.  Aber  Gleiches  gilt  dann  auch 
hier  von  ermäßigten  Sätzen  für  einfache  Fahrt.  Mit  der  gerade  hier 
fraglichen  Ermäßigung  der  Selbstkosten  des  Betriebs  bei  stärkerer 
Frequenz  kann  man  indessen  diese  Maßregeln  billigerer  Hin-  und 
Rückfahrtkarten  und  allgemeiner  Tarifermäßigung  im  Lokalverkehr 
auch  für  einfache  Fahrt  kaum  genügend  rechtfertigen,  zumal  manche 
Kostenelemente  (Expedition-,  Ein-  und  Aussteigeeinrichtungen  u.  a.  im) 
sich  eher  steigern.  Im  Lokal-  und  Vorortverkehr  muß  daher  wohl 
überhaupt,  um  dem  Bedürfnis  zu  genügen,  der  große  Eisenbahn- 
betrieb mehr  durch  andere  Einrichtungen  ersetzt  und  ergänzt  werden 
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(Straßenbahnen,  Automobile  usw.).  — Einzelne  besondere  Tarif- 
einrichtungen, Abonnements,  Kilometerhefte,  Rundreise- 
hefte u.  dgl-,  lassen  sich  wohl  unter  Umständen  aus  allgemeineren 
volkswirtscnaftlichen,  sozialen  Gründen  rechtfertigen,  besonders  wie 
Tarifermäßigen  im  Lokalverkehr  zum  Zweck  der  Frequenzsteigerung, 
usw.  Aber  für  den  Verkehr  in  weiterer  Entfernung  wiegen  die  Grunde 
kaum  so  schw^er,  wie  populäre  Auffassungen,  auch  vom  Interessen- 
standpunkt der  Handlungsreisenden  und  der  sie  beschäft^enden 
Geschäfte  vertretene,  es  annehmen.  Die  Abweichungen  vom  Dist^z- 
prinzip,  welche  solche  Einrichtungen  darstellen,  sind  mit  denselben 
überwiegenden  Gegengründen,  wie  die  Zonentarife,  zu  widerlegen 
und  durch  betriebsökonomische  Gründe  und  Hinweis  auf  mögliche 
Frequenzsteigeruug  kaum  allgemein  ausreichend  zu  rechtfertigen. 

Die  Vorteile  kommen  auch  meist  wieder  den  an  sich  leistungsfähigeren 
Fahrgästen  des  Fernverkehrs  (auch  den  Großgeschäften)  ganz  über- 
wiegend zugute. 

ee)  Tarife  für  Zugarten  nach  Schnelligkeitsmaß  und 
Komfort.  Die  übliche  höhere  Tarifierung  der  Expreß-,  Luxus-, 

^ D-“,  Schnellzüge  vor  gew^öhnlichen  Personenzügen,  die  etw^'aige 
etw’as  niedrigere  Tarifierung  andrer  Züge  (Fracht-  mit  Personen- 
beförderung) entspricht  dem  Selbstkosten-  und  dem  Leistungs- 
wertprinzip und  ist  insofern  ganz  richtig.  Wie  weit  sie  durcb- 
geführt  w'erden  kann,  hängt  aber  wieder  vom  Einfluß  des  Tarif- 
satzes auf  Wahl  und  Frequenz  der  Zugart,  wde  weit  sie  durch- 
geführt W’erden  soll,  von  sozialpolitischen  Erw'ägungen  mit  ab. 

In  letzterer  Hinsicht  werden  die  wohlhabenderen  und  höheren 
Bevülkerungsklassen  w’^ohl  vielfach  wieder  zu  sehr  begünstigt,  auch 
mehr  als  es  betriebsökonomisch  geboten  ist;  sie  fahren  in  den  Expreß-, 
Luxus-,  Speisew’agen-,  Schlafw’agenzügen,  auch  im  ganzen  wohl  in  den 
,,D‘*-  und  Schnellzügen  relativ  zu  billig,  wie  allgemein  diePassagmre 
der  ersten  und  zum  Teil  der  zw’eiten  Klasse.  Aber  man  steht  eben 
auch  hier  wieder  vor  dem  Dilemma:  solche  Züge  einstellen,  w’eil  sie  die  # 
Kosten  nicht  decken  (internationale  Luxuszüge!),  w’as  man  (ob  ganz 
mit  Recht?)  nicht  für  angemessen,  ja  nach  den  „Bedürfnissen“  nicht 
für  möglich  hält,  oder  die  Tarife  genügend  hoch  ansetzen,  was  be- 
triebsökonomisch w'egen  der  Rückwirkung  auf  die  Frequei^ 
angeht  oder  nicht  hilft,  vielleicht  sogar  noch  schadet.  Das  Er- 
gebnis ist.  daß  man  eben  die  „Reichen“  durch  die  Tarife  gar  nicht 
gebührend  zur  Bezahlung  der  Selbstkosten  ihrer  Beförderung  vei- 
halten  kann.  Wiederum  eine  gegebene  Tatsache,  w^elche  u.  a. 
unsere  Schlüsse  auf  die  Annahme  einer  einkommenregulierenden 
Finanz-  und  Steuerpolitik  (Abteilung  I,  S.  495  ff.)  rechtfertigen  möchte. 
Genauere  Di stanzzuschläge  bei  den  genannten  qualitativ  bevor- 
zugten Zügen  und  Transportleistungen  möchten  prinzipiell  auch 
hier  den  Vorzug  verdienen  vor  festen  zonenweisen  Stufen- 
zuschlägen. wie  sie  im  deutschen  Personentarif  von  1907  eingeführt 
sind.  Das  Gleiche  gilt  von  „Fahrkartensteuorn“,  wie  denen  von  1M6 
iin  Deutschen  Reich.  Der  unpopuläre  Platzkarteuzuschlag  für 
„D“-Züge  unterliegt  demselben  Bedenken  in  seinem  festen  Einheits- 
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Satz  (bzw.  bloß  zweifachem  Entfernungssatz),  Aber  er  entspringt  eben 
dem  nicht  unrichtigen  betriebstechnischen  und  -ökonomischen  Grunde, 
den  durchgehenden  Großverkehr  und  die  ihm  dienenden  Züge  vom 
Lokalverkehr  zu  entlasten. 

Gewährung  besonders  zu  expedierenden  und  in  be- 
sonderen Wagen  mit  zu  führenden  Freige])äcks,  außer  dem 
von  gewissem  Maximalumfang  und  Gewicht  in  den  Personen- 
wagen selbst,  widerspricht  dem  Selbstkosten-  wie  dem  Nutzen- 
und  Wertprinzip  und  hat  mit  Recht  fortzufallen,  um  so  mehr, 
da  es  wieder  mehr  dem  leistungsfähigeren  Pahrpublikum  und 
überhaupt  dem  einen  Teil  auf  Kosten  des  dann  eben  etwas 
höher  in  Personentarif  belasteten,  ohne  Sondergepäck  fahrenden 
andern  Teils  zugute  kommt. 

Auch  hier  eben  immer  egoistische  Forderungen  aus  dem  Klassen- 
standpunkte der  Begünstigten  heraus ! Auch  Tarife  mit  festen  Sätzen 
für  Einheiten  größerer  Maximalgewichtsmengen  und  Zonentarife  für 
zu  bezahlendes  Gepäck  widersprechen  zwar  nicht  ganz,  weil  gewisse 
Selbstkosten  der  Expedition  und  des  Transports  und  gerade  hier  auf 
langen  Strecken  (ohne  Umladung!)  sich  ermäßigen,  aber  doch  teil- 
weise dem  Selbstkosten-  und  dem  Nutzenprinzip.  Sie  können  aber 
wohl  betriebstechnisch  und  -ökonomisch  im  Interesse  der  rascheren 
und  einfacheren  Expeditions-,  Verrechnungsarbeit  sich  empfehlen. 
Unzuträglichkeiten  und  wieder  Begünstigungen  der  mit  mehr  Gepäck 
und  über  längere  Strecken  reisenden  Personen  .sind  aber  auch  dabei 
unvermeidlich. 

dd)  Gütertarif. 

aa)  Allgemeines.  Die  Probleme  sind  hier  zwar  im  Prinzip 
die  gleichen  wie  beim  Personentarif  und  drehen  sich  vornehm- 
lich 'lim  Wahl  zwischen  oder  Kombination  von  der  Tarifregelung 
nach  den  Selbstkosten  der  einzelnen  Transporte,  nach  dem  Wert 
der  Leistungen  für  den  Dienstbeansprucher  und  nach  der  Trag- 
fähigkeit des  Transportobjekts,  sowie  um  das  Ob  und  Wie  und 
Wieviel  der  Berücksichtigung  privat-  und  volkswirtschaftlicher 
Interessen  in  der  Einrichtung  des  Tarifs  und  der  Höhe  der 
Tarifsätze.  Aber  alles  verwickelt  und  spezialisiert  sich  auch 
in  den  Tarif  fragen  des  Güterverkehrs  mehr  als  in  denen  des 
Personenverkehrs  infolge  der  größeren  Verwickeltheit  der  Dinge, 
des  Zusammenhangs  des  Tarifs  mit  wirtschaftlichen  Interessen 
von  Produktions-  und  Handelszweigen  und  auch  vom  Konsu- 
menten, von  Landesteilen  und  Orten,  infolge  von  in-  und  aus- 
ländischen Beziehungen,  vom  Her-,  Ein-  mit  Weg-  und  Aus- 
fuhrhandel, und  infolge  der  zahlreichen  Interessenkreuzungen 

in  allen  solchen  Verhältnissen. 

U.  a.  sind  besonders  die  Interessengegen.sätze  zwischen  ganzen 
Landesteilen  (agrarischen,  industriellen,  montanistischen,  merkantilen). 
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zwischen  In-  und  Ausland,  zwischen  Rohstoff-,  Nahrungsmittel-, 
agrarischer,  forstlicher  Produktion  und  Verarbeitung  von  und  B®dai 
nich  solchen  Produkten  oft  so  groß,  dabei  von  so  ' 

liehen  Umständen  abhängig,  daß  die  Aufstellung  und  Durchführung 
und  erforderliche  Abänderung  des  Gütertarifs  der  ^senbahnen  etwas 
sehr  Schwieriges  wird,  noch  weit  mehr  als 

wenn  dieser  an  unmittelbar  sozialer  Bedeutung  freilich  doch  wohl 

noch  Aktivität  und  Passivität  des  Güterverkehrs 

für  die  Eisenbahn  als  Unternehmung,  die  Frage  der 
^terkehrs  mit  für  die  Kostendeckung  des  Personenverkehrs  und  den 
ume-ekehrten  Fall,  genügt  es,  auf  das  oben  Gesagte  (S.  90  tt.)  zu  ver 
wSn  Auch  Ls  ^en  übrigen,  sich  zum  Teü  sehr,  und  wmder  mehr 
als  beim  Personenverkehr  spezialisierenden  Tanftragen  können  hier 
' nur  die  wichtigsten  erörtert  werden  und  wieder  tunlichst  nur  nac 

ihrer  prinzipiellen  Seite  und  nach  ihrem  Zusammenhang  mit  den 
i aUgeiLinen  \terkehrsproblemen  und  damit  mit  dem  generellen  V ert- 

problem  (o.  S.  42),  ohne  Eingehen  auf  die  Einzelheiten. 

ßß)  Die  Einheit  des  Transportsobjekts  als  Bemessungs- 
grundlage des  Tarifsatzes.  Stückgut-  und  Massenguttarif. 

Die  Einheit  ist  zwar  an  sich  regelmäßig  eine  bestimmte  kleinere 
Gewichtseinheit  (Zentner,  Tonne  und  Bruchteile),  mit  Unter- 
I Scheidung  von  gewöhnlichem  und  „Sperrgut“,  d.  h.  im  V er- 

hältnis  zum  Gewicht  voluminöserer,  größeren  Raum  im  Fahrzeug 
' und  damit  auch  größere,  schw'erere  Wagen  und  Zugkraft  dafür 

' beanspruchenden,  geringere  W agenausnutzung  bedingenden  Güter. 

Danach  wird,  dem  Selbstkostenprinzip  gemäß,  Sperrgut  als 
' solches  (vom  Wert  noch  abgesehen)  höher  tarifiert.  Bei  solcher 

Einheit  von  Gewicht  und  Volumen  als  Grundlage  kommen  also 
die  an  sich  für  die  Selbstkosten  des  Transports  besonders  ent- 
scheidenden  Momente  zur  Geltung.  Aber  im  Güterverkehr  I 

werden  auch  noch  andere  quantitative  Momente  als  die  Ge- 
wichtseinheit und  als  beim  Sperrgut  das  Volumen  für  die  ganze 
Einrichtung  des  Tarifs  und  die  Tarifsätze  als  Bemessungsgrund- 
lage benutzt,  nämlich  ob  die  Güter  einzeln,  als  sog.  Stückgut 
oder  gleich  in  großen  Massen,  für  ganze  ^Wagenladungen 
und  selbst  für  ganzeZüge,  wie  insbesondere  ordinäre  Massen- 
artikel des  Bergbaus,  der  Forst-  und  Landwirtschaft,  des  Bau- 
w'esens  u.  dgl.  m.,  von  Einem  Verlader  für  Eine  Beförderiings- 
gelegenheit  auf  einmal  aufgegeben  werden,  und  zwar  in  einer 
größeren  Minimalmenge  (z.  B.  5000  oder  10000  Kilo),  für  welche 
> Lnn  auch  ein  absoluter  Minimaltaxbetrag  im  ganzen  berechnet 

1 wird,  sog.  Wagenladungstarif  (Massenguttarif),  mit  grund- 

' sät z lieh  niedrigerem  Tarifsatz  für  die  Gewichtseinheit  und 

‘I  den  Streckensatz  (z.  B.  Tonne  für  1 Kilometer,  tkm)  als  für  Stück- 


l 
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\ gut.  Zur  Begründung  dienen  volkswirtschaftliche  Rücksichten, 

Verhältnisse  der  Tragfähigkeit  eines  Tarifsatzes  durch  ein 
Transportobjekt,  insofern  auch  hier  Wertmomente,  von  denen 
die  Transportfähigkeit  der  Objekte  überhaupt  und  des  Maßes 
dieser  Fähigkeit  nach  der  Streckenlänge  bemessen,  abhängt. 
Aber  in  erheblichem  Umfang  werden  betriebstechnische  und 
-ökonomische  Momente,  Verschiedenheit  der  Selbstkosten  für 
die  Bahnverwaltung  zur  Begründung  solchen  Vorgehens  benutzt, 
im  ganzen  wohl  mit  Recht,  wenn  auch  die  Durchführung  der 
nach  diesen  Gesichtspunkten  angenommenen  Prinzipien  Schwierig- 
keiten macht  und  es  dabei  ohne  eine  gewisse  Willkür  nicht 
nbgeht.  Auch  hier  spielen  wieder  ähnliche  Fragen  der  Kosten- 
übertragung zwischen  Stück-  und  Wagenladungsgütern  (wie 
zwischen  den  weiteren  Untei’scheidungen  innerhalb  beider)  mit, 
wie  die  oben  (s.  S.  90)  berührten.  Öfters  Avird  der  gordische 
Knoten  autoritativ  vom  Inhaber  der  Tarifgewalt  durchhauen 
und  geht  das  auch  kaum  anders.  Das  führt  wieder  zur  For- 
derung des  Staatsbahnsystems,  damit  die  Tarifgewalt  möglichst 
A"on  einer  neutralen  objektiven  Instanz  gehandhabt  Avird,  Aväh- 
rend  die  Privatbahn  eben  Avieder  nur  nach  ihrem  ErAverbs- 
interesse  das  Einzelne  regelt  und  nur  Rücksichten  auf  Kon- 
kurrenz nimmt,  diese  aber  nach  Lage  der  Dinge  nicht  immer 
zu  nehmen  braucht. 

Volkswirtschaftliche  Rücksichten  zugunsten  niedrigerer  Tarife  der 
AV agenladungsgüter  entspringen  Bezugs-  und  Absatzbedürfnissen  beson- 
ders der  Massenprodukte  ordinärer,  relativ  geringwertiger  Art,  Avie  die 
schon  genannten.  Aber  sie  werden  oft  auch  genommen  zugunsten 
in  größeren  Massen  versandter  und  bezogener  Aitikel  des  Großbe- 
triebs in  Industrie  und  Handel,  der  feineren  Rohstoffe,  Nahrungsmittel. 
KolonialAA’aren,  Halb-  und  selbst  Ganzfabrikate.  Hier  liegen  zunächst 
zwar  immer  beti  eff  ende  privat  wirtschaftlich  e Bedürfnisse  und  W ünsche 
der  Interessenten  vor.  Ob  und  wie  weit  diese  zugleich  volksAvirt- 
schaftliche  sind,  AA'elche  im  Tarif  Berücksichtigung  verdienen,  ist  dann 
die  oft  schwierig  zu  entscheidende  Frage.  Im  Rahmen  der  privat- 
AA'irtschaftlichen  Organisation  kann  sie  kaum  anders  als  schematisch , 
nach  allgemeinen  Gütergattungen,  daher  immer  schon  mit  nach 
Wertmomenten  und  nach  Massenh  aftigkeit  der  Verladung  auf  ein- 
mal, wie  eben  in  ganzen  Wagenladungen  und  Zügen,  entschieden 
AA'erden.  Darin  liegt  aber  dann  letzterenfalls  immer  eine  Begünstigung 
des  Großbetriebs,  weil  dieser  allein  oder  überwiegend  solche  Massen- 
A’erladungen  (Versendungen  und  Bezüge)  vornehmen  kann  und  ein 
Interesse  hat.  das  zu  tun.  Den  Großbetrieb  auf  diese  Weise  zu  fördern 
scheut  man  aber  nicht,  Aveil  man  seine  unbestreitbaren  ökonomisch- 
technischen Vorteile  ohnehin  für  allgemein  volksAAÜrtschaftliche,  teil- 
weise, mit  Rücksicht  auf  die  Frage  der  Produktionskosten  (Abteilung  I. 
S.  198ff.)  mit  Recht,  hält  und  Aveil  die  Selbstkosten  des  Betriebs  der 
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Bahnen  sich  für  solche  Massenartikel  und  Wagenladungsversendungen 
in  der  Tat  niedriger  stellen.  Wagen  und  Zugkräfte  werden  )^®sser 
ausgenützt,  zum  Teil  das  todte  Gewicht  überhaupt 

Walen),  die  Kosten  der  Betriebseinrichtungen,  die  Expeditionskosten 

lassen  sich  verringern ; kommt  Durchfahrung  längerer  Strecken  hinzu, 
SU  tritt  auch  daher  Verminderung  der  Beförderungskosten  ein  u.  dgl.  m. 

Allerdings  ist  bei  den  Massen-  oder  Wagenladungsgütern  nach  den 
gegebenen  Verkehrsrichtungen  und  Verkehrszeiten  gerade 
^günstiger:  es  fehlt  oft,  selbst  ganz,  an  Rückfracht  und  muß  deshalb 
oder  weil  die  Wagen  gleich  wieder  gebraucht  werden,  leer  oder  fast 
leer  zurückgefahren  werden  (Kohlenzüge,  Holz,  gewisse  AgrarprodiBtte). 
Die  Aveiteren  Differenzierungen  der  Tarifsätze  innerhalb  des  Stuckgu  - 
und  Massenguttarifs  finden  nach  den  folgenden  Klassifikationsmerk- 

malen  mit  statt. 

yv)  Wagenarten  (Klassen).  Besonders  die  Unterscheidung 
von  offenen  und  geschlossenen  (bedeckten)  Wagen  kommt 
im  Tarif  mit  zur  Geltung  in  niedrigeren  Sätzen  für  jene,  höheren 
für  diese,  eventuell  mit  beschränktem  Recht  der  W ahl  der 
Wagenart  seitens  des  Verfrachters.  Dies  entspricht  dem  Selbst- 
kosrenprinzip  und  dem  Nutzen-  oder  Leistungswertprinzip. 

Geringeres  Gewicht,  oft  relativ  größere  Ladefähigkeit,  stärkere 
Ausnutzung  dieser,  so  besseres  Verhältnis  zwischen  tocRem  und  nütz- 
lichem Gewicht,  geringere  Anschaffungs-  und  zum  Teil  Betriebskosten 
der  offenen,  verglichen  mit  bedeckten  Wagen,  größerer  Schutz  der 
Güter  in  letzteren  vor  Schädigungen,  "V  erlust.  — Ähnliche  \ erhalt- 
nisse  bei  anderen  Wagen  für  Spezialzwecke,  so  für  die  Versendung 
lebenden  A^iehs,  leicht  verderblicher  Produkte  und  Tanfspezialisierungeu 
mit  danach. 

dö)  Klassifikation  der  Güter  (Waren)  für  die  Tarifierung 
mit  nach  dem  Wert.  Gerade  dies  hat  sich  aus  guten  Gründen, 
den  oben  schon  dargelegten,  allgemein  eingebürgert  und^  als 
notwendig  erwiesen,  wenigstens  die  Bildung  von  großen  W ert- 
klassen,  wenn  auch  nur  in  beschränkter  Zahl,  daher  mit  Zu- 
sammenfassung von  Gütern  nach  gewissen  Qualitätsmerkmalen, 
mit  noch  erheblichen  Wertverschiedenheiten  innerhalb  einer 
Klasse.  Indem  die  Werttarifierung  mit  der  Tarifierung  nach 
Gewicht,  Volumen,  Wagenraum  verbunden  wird,  entsteht  so 
das  wohl  sog.  „gemischte“  Tarifsystem,  im  ganzen  das 
richtige.  Es  kann  durch  mehr  oder  weniger  genaue  Anpassung 
des  Tarifs  an  den  Wert  der  Güter,  daher  durch  Bildung  einer 
größeren  oder  geringeren  Zahl  von  Wertklassen  wieder  mehr 
oder  weniger  spezialisiert  werden.  Die  größere  Spezialisierung 
entspricht  dem  Wertprinzip,  hat  aber  praktische  Bedenken  und 
führt  leicht  zu  weit  vom  Selbstkostenprinzip  ab. 

Nur  durch  Berücksichtigung  des  Güterwertes  lassen  sich  die 
Deckung  der  gesamten  Selbstkosten  richtig  herbeiführen,  passend 
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diese  Kosten  der  Tragfähigkeit  der  Objekte  gemäß  auf  diese  verteilen, 
manche  Transporte  durch  Gewährung  niedrigerer  Tarif  satze  namentlic 
auch  für  Massengüter  und  in  Wagenladungen,  erst  ermöglichen.  Durcii 
genauere  Anpasfung  des  Tarifs  an  den  Wert  der  Transportobjekte 
kann  die  Tragfähigkeit  eines  Objektes  für  einen  Tarifsatz,  daher 
besonders  bei  Gütern  höheren  spezifischen  erts  von 
Gewicht  und  Volumen,  auch  im  Erwerbsinteresse  der  Bahn  melir 

ausgenutzt  werden.  Deshalb  neigt  das 
einer  genaueren  Berücksichtigung  des  \\  erts 

Wertklassen.  Das  erschwert  aber  die  Anwendung  des  Tarifs  in  dt 
Praxis  und  geht  nicht  ohne  Willkür  ab,  fuhrt  auch  leicht  zu 
starkem  Fiskalismus  auf  diesen  ^^eb^eten.  Eine  relativ  kl^^ 
Anzahl  Hauptklassen  von  Gütern  nach  Beschaffenheit  und  Wert, 
Anschluß  an  die  anderen  Klassifikationen,  nach  Stückgut,  Massen- 
und  Wagenladungsgut,  nach  Wagenart  (und  der  noch  zu  erwähnenden, 
nach  Schnelligkeit  des  Transports)  erscheint  genügend.  So  entstehen 
die  Abteilungen  der  Haupttarife  für  Stück-,  Massen-,  Wagen- 
ladungsgut, Eil- und  gewöhnliches  Frachtgut,  und  die  „bpezial- 

tarife“  nach  Güterarten  ungefähr  gleichen  Wertes. 

Die  besonderen  volkswirtschaftlichen  Zwecken  oder  den 
herrschenden  Auffassungen  von  solchen  — dienende  besonders  niedrige 
Tarifierung  der  ordinären  Massengüter  läßt  sich  so  am  besten  ei- 

reichen.  . i-  v. 

Gewisse  niedrige  Maximalsätze  für  gewisse  Produkte  gesetzlich 
und  in  den  Konzessionsurkunden  (Lastenheften)  für  Privatbahnen  und 
in  sich  anschließenden  Normen  der  Staatsgewalt  festzulegen,  kann 
bei  einem  reinen  Privatbahnsystem  und  bei  einem  sog.  gemischteii 
aus  Privat-  und  Staatsbahnen  (wie  in  Deutschland  besonders  bis 
und  in  kleinerem  Maße  immer  noch)  bestehenden  zur  Erwägung 
kommen  und  unter  Umständen  passend  sein.  Aber  eine  gesetzliche 
Festlegung  solcher,  unvermeidlich  veränderlicher  Dinge  hat  doch 
auch  ihre  ernsten  Bedenken  und  ist  bei  reinem  oder  start  über- 
wiegendem Staatsbahnsystem  kaum  ein  Bedürfnis.  Nur  die  Un- 
fertTgkeit  unserer  Eisenbahnzustände,  die  Zersplitterung  in  zahlreiche 
selbständige  Staats-  und  Privatverwaltungen  und  — der  staatsrecht- 
lichen Verhältnisse,  der  Mangel  eines  Reichs-  statt  einer  Anzahl 
einzelstaatlicher  Bahnsysteme  erklärt  und  rechtfertigt  daher  einiger- 
maßen die  Aufnahme  entsprechender  Bestimmungen  sogar  in  die 
deutsche  Reichsverfassung  (^t.  45,  Nr.  2):  es  soll  durch  Reichskontrolle 
über  das  Tarifwesen  darauf  hingewirkt  werden,  daß  „bei  größeren 
Entfernungen  für  den  Transport  von  Kohlen,  Koks,  Holz,  Erzen, 
Steinen,  Salz,  Roheisen,  Düngungsmitteln  und  ähnlichen  Gegenständen 
ein  dem  Bedürfnis  der  Landwirtschaft  und  Industrie  ermäßigter 
Tarif,  und  zwar  tunlichst  der  Einpfennig -Tarif  (1  Pfennig  [3^  auf 
1 Taler  für  1 Zentner,  für  1 Meile  = 1,944  Reichspfennige  für  1 Tonne 
und  1 Kilometer)  eingeführt  werde.“  Im  preußischen  Staatsbahnsystem 
ist  sonst  dieser  Satz,  genau  2,2  Reichspfennige  für  1 Tonnenkilometer,seit 
länger  für  die  unterste  Wagenladungsklasse  der  Güter  bei  Entfernungen 
von  über  100  Kilometer  eingeführt.  Weitere  Tarifproben  s.  u.  auch 
meine  Fin.wiss.I,  S.  781,  v.  Neumann,  im  HWBSt.  III,  S.  566.  Auch 
eine  andere  Bestimmung  der  deutschen  Reichsverfassung,  in  Art.  4b, 
ist  beachtenswert.  Danach  sind  die  Eisen  balmverwaltungen  sogar 
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verpflichtet  „bei  eintretenden  Notständen,  insbesondere  bei  un- 
trewöhnlicher  Teuerung  der  Lebensmittel,  für  den  Transport  nament- 
fich  von  Getreide,  Mehl,  Hülsenfrüchten  und  Kartoffeln 

dem  Bedürfnis  entsprechenden  . . . 

(doch  nicht  unter  dem  niedrigsten  auf  der  betreffenden  Ba_hn  fu 
Rohprodukte  geltenden  Satz).  Eine  gut  gemeinte  konsum-  und  preis- 
uolitische  Ma^egel,  aber  praktisch  leicht  nur  ein  Schlag  ms  Wasser 
Li  der  „Freiheit  der  Preisbildung“  und  der  solche  Ermäßigungen 
der  Tarife  für  sich  ausbeutenden  Spekulation. 

6e)  Qualitativ  verschiedene  Leistung  findet  im  Taiif'e, 
vornehmlich  in  entsprechend  verschiedenen  Tarifen  für  verschie- 
dene Schnelligkeitsgrade  der  Beförderung  in  der  Unterscheidung 
von  Eilgut  mit  höherem  und  gewöhnlichem  Frachtgut  mit 
niedrigerem  Tarifsatz,  etwas  auch  in  der  Unterscheidung  von 
Stück-  und  Wagenladungsgut,  ferner  in  Zuschlägen  für  höhere 
Ersatzpflicht,  hier  und  da  für  pünktliche  und  kürzere  Liefer- 
frist und  in  Vergütungen  für  Extraleistungen  (bei  Ein-  und 
Ausladen,  Tränken  von  Tieren  u.  dgl.)  ihre  prinzipiell  richtige 
Berücksichtigung,  wieder  der  Differenz  der  Selbstkosten  und 
des  Werts  der  Transportleistung  für  den  Interessenten  gemäß, 
z B.  bei  uns  (Preußen)  im  allgemeinen  doppelter  Betrag  des 
Frachtsatzes  flir  Stückgut-  und  Wagenladungsgut  (Klasse  A 
und  B). 

Distanztarif  und  Abweichungen  davon.  (Diffe- 
rentialtarife dieser  Art,  auch  Zonentarife,  Staffeltarife. 
Die  Terminologie  steht  nicht  ganz  fest,  die  gleichen  Ausdrucke 
werden  für  nicht  ganz  Gleiches  genommen  und  wechselweise 
an<^ewandt.)  Der  erste  ist  auch  hier  der  altiibliche  und  im 
ganzen  als  Regel  geblieben,  rein  oder  allgemein  oder  in  gewissen 
Fällen  für  gewisse  Beförderungsarten,  als  Stück-  und  Wagen- 
ladungsgut , und  innerhalb  gewisser  Entfernungen  in  Form 
eines  maßvollen  Differentialtarifs.  Hier  ermäßigt  sich  der 
Tarifsatz  für  weitere  Strecken  relativ  (für  die  Längeneinheit) 
etwas,  was  aber  öfters  nur  eine  geringe  Modifikation  des 
Distanztarifs  bewirkt.  Auch  eine  etwas  stäi'kere  Modifikation, 
die  schon  mehr  zu  einem  eigentlichen  Zonentarif  führt, 
d.  h.  einem  solchen  mit  regelmäßig  nach  der  Entfernung  fallen- 
den Sätzen,  an  Stelle  des  ganzen  Distanztarifs,  ist  aber  auch 
mehrfach  in  verschiedenen  Ländern  eingetreten.  Er  gilt  dann 
wohl  als  volle  Konsequenz  der  mit  der  Entfernung,  welche  ein 
Transportobjekt  bei  seiner  Beförderung  durchläuft,  in  der  Tat 
sinkenden  Selbstkosten,  speziell  für  die  eigentliche  Beförderung. 
Auch  in  einem  solchen  eigentlichen  Zonentarif  bleibt  aber  der 
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Hauptpunkt  des  Distanztarifs  doch  regelmäßig  erhalten,  indem 
zwar  zonenweise  für  die  Gewichtseinheit  (Tonne,  Zentner)  und 
die  Längeneinheit  (Kilometer)  die  8ätze  mit  der  steigenden 
Durchschnittszonenentfernung  fallen,  aber  doch  mit  der  abso- 
luten Entfernung  der  absolute  Betrag  des  Frachtsatzes  wächst. 
Dadurch  wird,  auch  mit  um  Inkongruenzen  der  wirtschaft- 
lichen Konkurrenz  zu  vermeiden  und  dem  Entfernungsmoment 
eine  gewisse  absolute  Bedeutung  zu  erhalten,  verhindert,  daß  der 
Frachtbetrag  für  einen  entfernteren  Ort  absolut  niedriger  werden 
kann  als  für  einen  näheren.  Das  ist  mitunter  auch  durch  die 
öffentliche  Gewalt,  wenn  sie  darin  kompetent  war,  als  gemein- 
schädlich verboten  worden.  Eine  noch  etwas  andere  Abart 
des  Differential-  und  des  gewöhnlichen  Zonentarifs  ist  der  sog. 
Staffeltarif,  wo  staffelweise  von  gewissen  weiteren  Entfernnngs- 
grenzen  an  die  Einheitssätze  sich  ermäßigen,  für  die  ganze 
Strecke  oder  je  für  die  weitere  Strecke  innerhalb  bestimmter 
Längen  und  so  Transporte  für  weitere  Entfernungen  relatn- 
wohlfeiler  werden,  im  Interesse  dieser  weiteren  Versendbarkeit, 
mithin  des  Absatzes  in  die  Ferne,  so  z.  B.  zeitweise  in  Preußen 
für  Getreide  aus  dem  Osten  nach  Westen  uml  Südwesten,  hiocli 
weitergehende  Pläne,  ähnlich  wie  für  den  Personenverkehr, 
sind  auch  bisweilen  aufgestellt,  aber  mit  Eecht  nicht  ange- 
nommen worden.  Im  wesentlichen  besteht  so  der  Distanztan 
mit  den  mehr  oder  weniger  starken  Modifikationen,  welche  die 
Differential-,  Zonen-,  Staffeltarife  darstellen. 

Bestimmte  wirtschaftliche  Spezial-  und  Lokalinteressen, 
auch  unlautere  Einflüsse  einzelner  mächtiger  Verfrachter  (nord- 
amerikanische Trusts)  haben  sich  hier  öfters  von  Einfluß  aut 
die  Tarife  gezeigt.  Bei  dem  großen  zweischneidigen  Eintlub 
der  Gütertarife  und  besonders  wieder  der  Differential-,  Zonen-, 
Staffeltarife  auf  die  Konkurrenzverhältnisse  der  Wirtschafts- 
zweige, Einzelbetriebe,  ganzer  Gegenden  und  Ortschaften  unter- 
einander ist  es  aber  deshalb  wieder  so  wichtig,  daß  der  Tari 
der  Staatsgewalt,  auch,  ja  gerade  auch,  im  Privatbahnsystem, 
mit  untersteht  und  die  Tarifpolitik  objektiv  und  gerecht  gehand- 
habt  wird.  Rabatte,  Refaktien  (Rückgewährungen  auf  die 
allgemeinen  Tarifsätze),  vollends  geheim  gehaltene  und  nicht 
allgemein  allen  Frachtgebern  gewährte,  können  hier  durch  Be- 
günstigungen der  einen  und  Schädigungen  der  anderen  ver- 
hängnisvoll wirken,  die  Konkurrenzverhältnisse  ganz  verschieben. 
Mit  Hilfe  von  Differential-,  Zonen-,  Staffeltarifen  einzeln 
wieder  von  mehrfach  verschiedener  Einrichtung,  aber  doch  nach 
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denselben  Prinzipien  — Transporte  über  weitere  Entfernungen 
relativ  wohlfeiler  zu  leisten,  damit  kann  auch  dm  Bahnverwaltung 
selbst  ihr  eigenes  Interesse  fördern  wollen,  indem  sie  so  den 
durchgehenden  Wagen-  und  Zugverkehr  zu  begünstigen,  längere 
Strecken  zu  durchfahren,  die  Frequenz  zu  entwickeln,  auch 
entlegenere  Gegenden  hin,  die  Selbstkosten  so  zu  ermäßigen, 
äußere  Bahnkonkurrenzen  zu  überwinden  sucht  usw.  Aber  bei 


der  Rückwirkung  der  Tarife  auf  Verkehr  und  Produktion  auf 
Bezmr  und  Absatz,  auf  Orte  und  ganze  Gegenden  werden  durc 

eine  "solche  Tarifpolitik  eben  wieder  sehr  "j 

wirtschaftliche  Folgen  herbeigeführt.  Das  zu  bewirken  dar 
mindestens  der  Privatgesellschaft  und  dem  hinter  'bm  stehen 
Privatkapitalismus  nicht  allein  überlassen  werden.  Aber  aucü 
beim  Staltsbahnsystem  liegen  hier  Gefahren  vor,  schon  weil 
die  Verwaltung  die  Folgen  nicht  immer  richtig  ubersieht.  A n - 
gemessene Mitwirkung  der  Volksvertretung  ^«n 

Beiräten  der  Interessenten  und  Sachverständigen  ' 

bahnräte),  um  das  jeweilig  Richtigste  und  heilsamste  auf  de 
Gebiet  der  Tarifpolitik  vorzunehmen,  sind  daher  z^vecknld  g, 

ja  notwendig. 

^iTafpfenireu^a^ch 

(Makseneüter  in  Wagenladungen)  bis  100  Kilometer  2^,  über  , 
nVeSrll  Pfennige,  je  für  die  Gesamtentfernung.  Dazu  treten  dann 
S aTch  nach^Stuiensätzen  nach  den  Entfernun^^^  Ge- 

wichtseinheiten, die  Expeditmnsgebuhren.  Die  Stfelta^ 

treide  (s.  darüber  Ulrich)  sind  der  Jl2,en 

deutschen  Landwirtschaft  gegenüber  wieder 

obwohl  sie  sachlich,  volkswirtschaftlich  und  betriebsokonomiscn  gut 
za  begründen  waren. 


rm)  Expeditionsgebühren.  Sie  werden  im  Güterver- 
kehr der  Eisenbahnen  im  Unterschied  zum  Personenverkehr 
(mit  der  einheitlichen  Fahrkarte),  auch  zu  Post  und  Telegraphie, 
regelmäßig  noch  neben  den  Streckensätzen  berechnet,  in  es  en 
gleichen  oder  in  zonenweise  abgestuften  Sätzen.  Die  eson  eie 
Berechnung  solcher  Gebühren  und  selbst  die  genannte  - 
Stufung  sind  hier  im  ganzen  berechtigt,  weil  diese  Expe  ^Dons 
kosten  sich  von  den  eigenthchen  Beförderungskosten  mehr  ab- 
heben, nicht  unerheblich  sind,  bei  der  Besorgung  der  ganzen 
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Sache,  auch  des  Verladens,  durch  die  Bahnverwaltung  selbst 
und  sich  hei  Transporten  auf  verschiedenen  Strecken  in  der 
Tat  differenzieren,  namentlich  mit  der  Länge  der  Transport- 
strecke relativ  abnehmen.  Bei  ihrer  Bemessung  nicht  nach 
Frachtbrief  noch  nach  Frachtstückeinheit,  sondern  nach  Ge- 
wichtseinheiten des  Transports,  also  wie  bei  den  Streckensätzen, 
erscheinen  diese  abgestuften  Gebühren  als  einigermaßen  diesen 
Streckensätzen  im  Zonentarife  proportionale,  im  gleichen  Distanz- 
tarif degressive  kleine  Zuschläge.  Für  ihre  absolute  Höhe 
kommen  die  allgemeinen  tarifpolitischen  Grundsätze  in  Betracht. 

d)  In  die  Verhältnisse  des  Seeschiffahrtsverkehrs  und 
seiner  Leistungspreise  für  Beförderung  von  Personen  und  Gütern 
weiter  einzugeheu,  als  es  in  den  früheren  kurzen  Andeutungen 
geschehen  ist,  unterbleibt  hier  in  diesem  Werke.  Von  öffent- 
lichen Verkehrsanstalten  ist  auf  diesem  Gebiete  fast  noch  nichts 
vorhanden.  Die  Fragen  der  autoritativ  in  T?ixform  geregelten 
Transportpreise,  auf  deren  Erörterung  es  im  vorausgehenden 
vornehmlich  abgesehen  war,  entfallen  daher  hier.  Wie  fast  nur 
Privatschiffahrt,  neuerdings  immer  stärker  durch  Erwerbsgesell- 
schaften betrieben,  wie  oben  berührt  wurde,  hier  besteht,  so 
folgerichtig  fast  nur  Regelung  der  Transportpreise  nach  den 
privatwirtschaftlichen  Grundsätzen  der  freien  Konkurrenz,  aber 
immer  mehr  allerdings  unter  Modifikation,  fast  Beiseiteschiebung 
dieser  Grundsätze  durch  Kartelle.  Dadurch  gelangen  die  Grund- 
sätze der  Preisregelung  bei  faktischen  Monopolen  mehr  oder 
weniger  zur  Geltung.  (S.  Abt.  I,  S.  248,  271). 

14.  Die  Ausführungen  in  diesem  Abschnitt  D (S.  42  ff.) 
liefern  wohl  den  Beweis,  daß  auch  die  Behandlung  scheinbar 
so  rein  pi'aktischer  Probleme  des  Tarifwesens  der  Verkehrs- 
anstalten durch  eine  Zusammenfassung  zu  und  Zurückführung 
auf  eine  allgemeine  Tariftheorie,  als  eines  Teils  der  Preis- 
theorie, gewinnt  und  die  rationelle  Lösung  der  Probleme  da- 
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Vorwort. 


Im  Vorwort  zu  dem  ersten  gleichzeitig  herausgepbenen 
Bande  (Kommunikations-  und  Transportwesen)  der  zweiten  Ab- 
teilung meines  Grundrisses  der  „Theoretischen  Sozialökonomik 
habe  ich  mich  schon  darüber  ausgesprochen,  daß  ich  mich  bei 
der  Ausarbeitung  entschlossen  habe,  sie  wenigstens  teilweise 
erheblich  zu  erweitern.  Die  sachlichen  und  auch  die  persön- 
lichen Gründe,  welche  mich  dazu  bestimmt  haben,  sind  dort  an- 

gegeben  worden. 

Ich  bemerke  auch  hier,  daß  ich  namentlich  die  Lehre  vom 
„Gelde  und  Geldwesen“  so  stark  erweitert  habe,  um 
äudien  auf  diesem  Gebiete  fast  während  meiner  ganzen  wissen- 
schaftlichen Arbeitszeit,  seit  meinen  ersten  Arbeiten  über  Banken 
(1856),  zusammenzufassen.  Es  drängte  mich  dazu,  und  in 
meinem  Alter  konnte  ich  das  nicht  noch  länger  aufschieben, 
wenn  ich  überhaupt  dazu  noch  imstande  bleiben  wollte.  So 
ist  die  Arbeit  so  ausgedehnt  geworden,  daß  sie  einen  eigenen 
starken  Band  bildet.  Damit  ist  meine  „Geldlehre“,  wie  ich  offen 
bekenne,  über  den  Rahmen  eines  Abschnitts  in  diesem  Grund- 
riß eigentlich  herausgewachsen  und  so  zu  einem  selbständigen 
Spezialwerke  geworden.  Ich  lasse  sie  auch  deshalb  in  einem  be- 
sonderen ,, Bande“  erscheinen  und  habe  sie  vom  Kommunika- 
tions- und  Transportwesen  getrennt.  Mit  diesem  sollte  sie  ur- 
sprünglich in  einem  Bande  zusammengefaßt  werden,  weshalb 
die  Paginierung  von  Seite  111  an  fortläuft.  So  erklärt  sich 
der  jetzige  Anfang  dieses  besonderen  Bands  vom  Gelde  und 

Geldwesen  mit  dieser  Seite  111. 

Wenn  so  dieser  Band  aus  dem  ,, Grundriß“  heraustritt,  so 
wird  dieser  formale  Mangel  hoffentlich  sachlich  durch  den  In- 
halt des  Buchs  etwas  ausgeglichen.  Es  bildet  aber  auch  den- 
noch durchaus  noch  einen  Teil  dessen,  was  ich  ,,  theore- 
tische SozialÖkonomi  k“  nenne  und  darunter  verstehe. 

Denn  nach  den  für  eine  solche  maßgebenden  Gesichts- 
punkten und  tunlichst  nur  nach  diesen  habe  ich  die  Geld- 
lehre auch  in  dieser  Erweiterung  behandelt,  daher  auch  mit 
den  danach  sich  ergebenden  sachlichen  Beschränkungen. 
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Es  ist  eben  nur  das,  was  ich  genau  im  Rahmen  des  sozialökono- 
mischen Grundrisses  prinzipiell  und  sachlich  ganz  ebenso,  bloß 
viel  kürzer  gegeben  haben  würde,  in  diesem  Bande  jetzt  viel 
ausführlicher  entwickelt  worden,  — eben  in  der  Weise  und  in 
dem  Umfang,  wie  es  zur  Darlegung,  aber  gleichzeitig  zur  B e - 
gründung  meiner  Theorie  und  zur  Beweisführung 
dafür  nötig  ist. 

Das  jetzige  Werk  will  daher  im  bewußten  Gegensatz  gegen 
eine  beschreibende  historische  Behandlung  des  Gegenstands 
eine  streng  theoretische,  und  zwar  sozial  ökono- 
misch-theoretische Lehre  vom  Gelde  und  Geldwesen 
geben. 

Es  hat  demgemäß  mit  anderen  Problemen  und  Problem- 
stellungen zu  tun  als  die  wirtschaftsgeschichtliche,  namentlich 
auch  die  münzgeschichtliche  Behandlung,  folgeweise  auch  mit 
anderen  Bew’eisführungen  und  mit  andrer  Methode  in  diesen 
letzteren.  Es  dreht  sich  dabei  vielfach  um  Probleme,  welche  in 
der  historischen  Behandlungsweise  entweder  überhaupt  nicht  ge- 
stellt oder  doch  nicht  näher  berührt  werden  und,  soweit  es  ge- 
schieht. mit  den  Mitteln  dieser  Behandlungsweise  nicht  gelöst  wer- 
den können.  Das  gilt  namentlich  von  den  Punkten,  welche  in  den 
ersten  vier  Abschnitten  dieses  Werks,  in  den  der  ,, allgemeinen 
Geldlehre“,  (,, Geldtheorie“)  gewidmeten , behandelt  werden. 
Aber  es  gilt  doch  auch  von  vielen  Partien  in  den  wei- 
teren Abschnitten  5 und  folgenden,  welche  das  ,, Geld- 
wesen“ (die  ,, Geldpraxis“)  behandeln.  Dahin  gehören  be- 
sonders die  Ausführungen  über  Wertprobleme  im  Gebiet 
des  Edelmetallwesens  und  der  Währungsfragen,  so  vom  Edel- 
metallgeldwert, von  der  Wertrelation  der  Edelmetalle  zu 
einander,  von  der  Doppelwährung  und  von  der  Papierwährung. 
Auch  der  Abschnitt  XIII,  von  der  Bemessung  des  Geldwerts  nach 
.Metall-,  Nenn-  oder  Kurswert,  enthält  Punkte  von  besonderer  Be- 
deutung für  eine  sozialökonomische  ,,T  h e o r i e“  vom 
Geld  und  Geldwesen.  Die  das  ganze  Werk  hindurch  gehende 
Bestrebung,  für  das  ganze  „Geldproblem“,  namentlich  für 
das  wichtigste  ökonomische  Problem  darin,  das  Wert- 
Problem,  den  Zusammenhang  zwischen  Geld-  und  Geldsuiro- 
gaten  zu  verfolgen,  was  die  übliche  nationalökonomische  Be- 
handlung der  Geldlehre  m.  E.  zu  wenig  tut,  entspringt  dem  so- 
zialökonomischen Standpunkt,  von  dem  aus  ich  auch  an  die 
einzelnen  Probleme  der  Geldlehre  herantrete. 

Eine  Geld-  und  Münz  geschichte,  auch  nur  in  Abrissen, 
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a-  rnünzeeschichtlichen  Einzelheiten,  deren  genauer 

".s 

b“  getragen,  ja  die  Lösung  der  tür  diese  Theorie  vorliegenden 
Seme  vielfach  nicht  nur  nicht  gefördert,  sondern  s e ge- 

rmt.  Oftmals  -t  man  auch  hier  ^^ed^^^ 

r dS  gaTnllt  tu;  Beschäftigung  mit  den  e.|e,michen 

s:‘t.::^miruC  - r r"SS”r«ua^der  tvirt. 

schaftshistorischen,  wesentlich  bloß  beschreibenden  Blchtung 
und  „Tatsaclien“  zusaminenslellenden  Beliandlung  der  ' 

Ökonomie  auf  so  vielen  Gebieten  der  T h e o r i e dieser  W issen- 
schaft  zeigt.  Ich  habe  meinen  abweichenden,  ablehnenden  Stand- 
punkl  gelen  diese  Richtung  durch  die 

mit  der  sozialökonomischen  Theorie  des  Geldes  und  Geld 
in  diesem  Werke  in  mir  nur  noch  befestigt  und  bin 
luThier  meiner  Methode  der  Behandlung  treu  geblieben,  wie 
ich  hotte  und  glaube,  nicht  ohne  einigen  Erfolg  für  die  Ausbil- 

rliiTifiT  d&r  T ti  0 o r i 6 dos  GBldBS.  1-»  i 

Mit  dieser  Auffassung  könnte  nun  die  eingehende  Behand- 
lung der  historischen  Statistik  des  Edelmetallwesens  in 
I Widerspruch  erscheinen.  Aber  mit  dieser  Statis  i ^ f f g 

’ eine  andere  Bewandtnis.  Bei  edelnietallischem  Geldwesen 

bildet  einmal  das  Edelmetall  die  Grundlage.  Die 
räte,  die  durch  Neuproduktion  hinzukommenden  durch  Abgang 
fortfallenden  Mengen,  die  alten  Bestände,  das  Gold  und  Silber 
aus  lange  zurückliegenden  Zeiträumen,  aus  der  ganzen  e , 
dem  Charakter  des  Edelmetalls  als  einem  eminent  ”intei'natio- 
nalen“  Produkt,  bilden  in  ihrer  Gesamtmasse  und  in  en 
zu  bestimmten  Zeiten  noch  verbleibenden  Teilen  diese  Grün  - 
läge  des  edelmetallischen  Weltgeldes.  Das  muß  möglichst  zur 
1 Ziffer  gebracht  und  deshalb  gerade  die  Edelmetallstatistik  auc 

' in  ein  rein  theoretisches  Werk  über  Geld  hineingezogen  "'erden. 

Diese  Statistik  ist  trotz  aller  Bemühungen  eine  sehr  mangelhafte 
und  wird  es  bleiben.  Aber  auch  in  dieser  ihr  anhangenden  Be- 
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Es  ist  eben  nur  das,  was  ich  genau  im  Rahmen  des  sozialökono- 
mischen Grundrisses  prinzipiell  und  sachlich  ganz  ebenso,  bloß 
viel  kürzer  gegeben  haben  würde,  in  diesem  Bande  jetzt  viel 
ausführlicher  entwickelt  worden,  — eben  in  der  Weise  und  in 
dem  Umfang,  wie  es  zur  Darlegung,  aber  gleichzeitig  zur  Be- 
gründung meiner  Theorie  und  zur  Beweisführung 
dafür  nötig  ist. 

Das  jetzige  Werk  will  daher  im  bewußten  Gegensatz  gegen 
eine  beschreibende  historische  Behandlung  des  Gegenstands 
eine  streng  theoretische,  und  zwar  sozial  ökono- 
misch-theoretische Lehre  vom  Gelde  und  Geldwesen 
geben. 

Es  hat  demgemäß  mit  anderen  Problemen  und  Problem- 
stellungen zu  tun  als  die  wirtschaftsgeschichtliche,  namentlich 
auch  die  münzgeschichtliche  Behandlung,  folgeweise  auch  mit 
anderen  Beweisführungen  und  mit  andrer  Methode  in  diesen 
letzteren.  Es  dreht  sich  dabei  vielfach  um  Probleme,  welche  in 
der  historischen  Behandlungsweise  entweder  überhaupt  nicht  ge- 
stellt oder  doch  nicht  näher  berührt  werden  und,  soweit  es  ge- 
schieht, mit  den  Mitteln  dieser  Behandlungsweise  nicht  gelöst  wer- 
den können.  Das  gilt  namentlich  von  den  Punkten,  welche  in  den 
ersten  \üer  Abschnitten  dieses  Werks,  in  den  der  ,, allgemeinen 
Geldlehre“,  (,, Geldtheorie“)  gewidmeten , behandelt  werden. 
Aber  es  gilt  doch  auch  von  vielen  Partien  in  den  wei- 
teren Abschnitten  5 und  folgenden,  welche  das  ,, Geld- 
wesen“ (die  „Geldpraxis“)  behandeln.  Dahin  gehören  be- 
sonders die  Ausführungen  über  Wertprobleme  im  Gebiet 
des  Edelmetallwesens  und  der  Währungsfragen,  so  vom  Edel- 
metallgeldwert, von  der  Wertrelation  der  Edelmetalle  zu 
einander,  von  der  Doppelwährung  und  von  der  Papierwährung. 
Auch  der  Abschnitt  XIII,  von  der  Bemessung  des  Geldwerts  nach 
Metall-,  Nenn-  oder  Kurswert,  enthält  Punkte  von  besonderer  Be- 
deutung für  eine  sozialökonomische  ,,Theorie“  vom 
Geld  und  Geldwesen.  Die  das  ganze  Werk  hindurch  gehende 
Bestrebung,  für  das  ganze  „Geldproblem“,  namentlich  für 
das  wichtigste  ökonomische  Problem  darin,  das  Wert- 
Problem,  den  Zusammenhang  zwischen  Geld-  und  Geldsun’o- 
gaten  zu  verfolgen,  was  die  übliche  nationalökonomische  Be- 
handlung der  Geldlehre  m.  E.  zu  wenig  tut,  entspringt  dem  so- 
zialökonomischen Standpunkt,  von  dem  aus  ich  auch  an  die 
einzelnen  Probleme  der  Geldlehre  herantrete. 

Eine  Geld-  und  Münz  geschichte,  auch  nur  in  Abrissen, 
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in  zusammenhängender  Darstellung  will  dieses  Werk  nicht 
geben  Auch  zur  Beweisführung  sind  die  historischen  Tatsachen 

für  soweit  herangezogen,  als  dies  zweckmäßig 
das  Sich-Versenken  — aber  auch  vielfach  das  Sich-Verlieren  in 
die  münzgeschichtlichen  Einzelheiten,  deren  genauere  Er- 
forschung und  Behandlung  für  die  historische  Seite  • 
S-  und  Münzwesens,  für  die  .äulhellung  der  ew.gen  Munz- 
wirren  der  früheren  Zeit  so  viel  Wertvolles  gel.elert  hat,  hat 
zur  Förderung  der  T h e o r i e des  Geld-  und  Munzwesens  wenig 
bdgetragen,  ja  die  Lösung  der  für  diese  Theorie  vorliegenden 
PrS)leme  vielfacli  nicht  nur  nicht  gefördert,  sondern  sie  ge- 
hemmt. Oftmals  hat  man  auch  hier  wieder  vor  lautei  hi^to^  ^ 
sehen  Einzelheiten  „den  Wald  vor  lauter  Baumen  nicht  gesehen 
und  ist  dabei  gar  nicht  zur  Beschäftigung  mit  den  eigentlichen 
prinzipiellen  Problemen  der  Geldlehre  gekommem  Es  ist  die- 
selbe Erscheinung,  wie  sie  sich  unter  dem  Einfluß  ‘ 

schaftshistorischeii,  wesentlich  bloß  beschreibenden 
und  ,Tatsachen“  zusammenstellenden  Behandlung  der  National 
Ökonomie  auf  so  vielen  Gebieten  der  T h e o r ie  dieser  W issen- 
schaft zeigt.  Ich  habe  meinen  abweiclienden,  ablehnenden  Stand 
Punkt  gegen  diese  Richtung  durch  die  genauere  Beschäftigung 
mit  der  sozialokonomischen  Theorie  des  Geldes  und  Geld^ 
Wesens  in  diesem  W^erke  in  mir  nur  noch  befestigt  und  bin 
auch  hier  meiner  Methode  der  Behandlung  treu  geblieben,  wie 
ich  hoffe  und  glaube,  nicht  ohne  einigen  Erfolg  für  die  Ausbi  - 

(\\ins  der  Theorie  des  Geldes.  , ^ . j 

Mit  dieser  Auffassung  könnte  nun  die  eingehende  e an 
lung  der  historischen  Statistik  des  Edelnietallwesens  ini 
Widerspruch  erscheinen.  Aber  mit  dieser  Statistik  hat  es  eben 
eine  andere  Bewandtnis.  Bei  edelmetallischem  Geldwesen 
bildet  einmal  das  Edelmetall  die  Grundlage.  Die  j®"®^Egen  Vor- 
räte, die  durch  Neuproduktion  hinzukomiiienden,  durch  Abgang 
fortfallenden  Mengen,  die  alten  Bestände,  das  Gold  und  Silber 
aus  lange  zurückliegenden  Zeiträumen,  aus  der  ganzen  W eit.  bei 
dem  Charakter  des  Edelmetalls  als  einem  eminent  „internatio- 
nalen“ Produkt,  bilden  in  ihrer  Gesamtmasse  und  in  den  davon 
zu  bestimmten  Zeiten  noch  verbleibenden  Teilen  diese  Grund- 
lage des  edelmetallischen  Weltgeldes.  Das  muß  möglichst  zur 
Ziffer  gebracht  und  deshalb  gerade  die  Edelmetallstatistik  auch 
in  ein  rein  theoretisches  Werk  über  Geld  hineingezogen  werden. 
Diese  Statistik  ist  trotz  aller  Bemühungen  eine  sehr  mangelhafte 
und  wird  es  bleiben.  Aber  auch  in  dieser  ihr  anhangenden  Be- 
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schaffenheit  ist  sie  in  der  Geldlelire  unentbehrlich.  Sie  nimmt 
hier  eine  andre  Stellung  ein,  als  sonst  die  Statistik  wirtschaft- 
licher Verhältnisse  es  meistens  tut.  Daher  die  relativ  umfassende 
und  genaue,  zugleich  möglichst  kritische  Behandlung  der  Edel- 
metallstatistik, namentlich  der  neueren,  seit  1493/1500,  und  mehr 
noch  der  neuesten  Zeit,  seit  1848/1851.  Im  allgemeinen  ist  diese 
Statistik  bis  1905,  in  einigen  Punkten  noch  etwas  weiter  fortge- 
führt woi’den. 

Wo  sonst  Historisches  und  Statistisches  aus  der  Geld-, 
Währungs-  und  Münzgeschichte,  auch  aus  dem  historischen 
Münzrecht,  in  erheblicherem  Maße  auch  in  dieses  Werk  hinein- 
gezogen worden  ist,  war  überall  das  Bestreben,  es  den  Aufgaben 
der  Theorie  vom  Geld  und  Geldwesen  gemäß  auf  seinen 
prinzipiellen  Gehalt  zurückzuführen.  In  dieser 
Weise  ist  es  auch  vielfach  zu  Beweisführungen,  zur  Prüfung  der 
Ergebnisse  des  deduktiven  Verfahrens,  zu  Belegen  und  als  Bei- 
spiel verwendet  worden. 

In  der  Währungs-  und  Münzlehre  werden  die  großen  prak- 
tischen Streitfragen,  so  diejenigen  von  einfacher  und  Doppel- 
währung, Papierw'ährung,  eingehend  mit  l>ehandelt,  aber  aucl» 
sie  tunlichst  nach  ihrer  prinzipiellen  Seite.  Diese  Seite 
ist  in  der  ganzen  ,, praktischen“  Währungsliteratur,  in  der 
goldmonometallistischen,  aber  auch  in  der  bimetallistischen 
zu  kurz  gekommen.  Im  Ergebnis,  aber  eben  erst  auf  Grund 
einer  — mir  wenigstens  hier  notwendig  erscheinenden  — prin- 
zipiellen Untersuchung,  gelange  ich  zur  Verwerfung  der  in- 
ternationalen Doppelwährung. 

Gerade  in  diesen  Fragen  ergibt  sich,  wie  ich  es  für  die 
ganze  Behandlung  der  Gegenstände  der  zweiten  Abteilung  dieses 
Grundrisses  wiederholt  hervorgehoben,  daß  hier  die  Trennung 
zwischen  allgemeiner,  theoretischer  und  spezieller,  praktischer 
Sozialökonomik  sich  nicht  scharf  duchführen  läßt.  Vieles  hier 
Behandelte  geht  daher  unvermeidlich  über  den  Rahmen  der 
ersteren  hinaus  und  würde  das  auch  bei  einer  kürzeren  Behand- 
lung getan  haben  und  in  der  Tat  notwendig  tun  müssen. 

In  meiner  ganzen  Geldlehre  ist  die  Unterscheidung  der 
ökonomischen  und  rechtlichen  Seite  der  Dinge  und 
Probleme  möglichst  scharf  festzuhalten  gesucht  worden.  Im 
Abschnitt  XIII  vom  Inhalt  der  Geldschuld  usw.  habe  ich  weit 
zurückliegende  eigene  Studien  (1862)  zu  einem  Abschluß  zu 
bringen  gesucht  für  ein  spezifisch  juristisches  und 
zwar  zivilrechtliches  Problem,  das  mich  immer  beson- 


ders angezogen  hat.  Es  läßt  sich  an  ihm,  glaube  ich,  gut 
zeigen,  wie  die  volkswirtschaftliche  Behandlung  der 
bezeichnet en  juristischen  Streitfrage  für  deren  Beleuchtung  und 
Entscheidung  einen,  wie  ich  hoffe,  nicht  wertlosen  Beitrag 
liefern  kann:  zugleich  ein  Beispiel  der  nahen  Beziehung  von 
Wirtschafts-  und  Rechtswissenschaft,  hier  speziell  auch  der 

zivilistischen.  -i  + 

Meine  sozialökonomische  Theorie  des  Geldes  berührt  sich 

mit  der  „p  s y c h 0 1 o g i s c h e n“  (Simmel)  mehrfach,  nach  Auf- 
fassungen, welche  ich  seit  lange  vertreten  habe.  Das  „Ver- 
trauensmoment“, welches  im  Geldgebrauch  überhaupt  liegt, 
wird  auch  von  mir  scharf  zur  Geltung  gebracht,  jetzt  auch  in 
die  Begriffsbestimmung  von  Geld  aufgenommen  (S.  121).  Aber 
in  meiner  Behandlung  komme  ich  doch  zur  unbedingten 
Festhaltung  an  der  Notwendigkeit  eines  Real  werts  des 
Geldes.  Der  ,,s  t a a 1 1 i c h e n“  Theorie  des  Geldes  (Knapp)  stehe 
ich  wesentlich  ablehnend  gegenüber.  Sie  übertreibt  ein  mit- 
spielendes Moment  maßlos  und  läßt  in  ihren  Konsequenzen  eigent- 
lich im  Gelde  die  w i r t s c h a f 1 1 i c h e Seite  verschwinden,  das 
ökonomische  Wertproblem  in  jederii  Gelde  nicht  mehr 
zur  Geltung  kommen.  Manche  Spezialprobleme  in  diesem  ökono- 
mischen Problem,  welche  gerade  auch  geschichtlich  wichtig 
sind,  bestehen  für  diese  einseitige  ,, staatliche“  Theorie  gar  nicht 
mehr.  Wichtige,  aber  auch  schon  bisher  nicht  übersehene  Er- 
fahrungen bei  Papierwährung  werden  in  dieser  Theorie  unrich- 
tig verwertet  und  in  ihrer  Bedeutung  für  eine  allgemeine  Geld- 
theorie falsch  gewürdigt  oder  in  übertreibender  Generalisierung 
ausgenutzt.  Grade  am  Gelde  zeigt  sich  die  beschränkte  Macht 
der  Staatsgewalt  und  der  bei  allen  Übertreibungen  der  alteren 
liberal-individualistischen  Doktrin  doch  verbleibende  starke  Kern 
von  Wahrheit  in  Bezug  auf  die  Annahme  „v  o 1 k s wi  r t s c h a f t- 
licher  Gesetze“,  hier  speziell  ,, Wertgesetze“,  welche  sich 
durchsetzen,  — ,, natürlicher“  Kategorien  des  Wirtschaftslebens. 
In  den  Ausführungen  über  Doppelwährungen  wird  das  u.  a. 
hervorgehoben  (S.  657). 

Die  Verwertung  von  Speziallehren  aus  dem  Gebiete  der 
P a p i e r w ä h r u n g für  die  allgemeine  Geldlehre  habe  ich  seit 
lange  vorgenommen.  Sie  tritt  in  diesem  Werk  mehrfach  heryoi 
und  ist  jetzt  darin  genauer  durchgeführt  worden.  Meine  Papier- 
geldwert-Theorie (Agio-Theorie,  Kaufkraft-Bewegungs-Theorie) 
ebenso  wie  mancherlei  eigene  Studien  über  Bankwesen  und 
Geldsurrogate  haben  ebenfalls  jetzt  für  die  allgemeine  Geldlehre 
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eine  Verwertung  gefunden,  durch  welche  sich  Abweichungen 
von  sonstigen  theoretischen  Auffassungen  ergeben. 

Hinsichtlich  der  Literatur  habe  ich  mich  auf  Übersich- 
ten der  Hauptschriften  in  Auswahl  meistens  beschränkt  und 
sonst  nur  wenige  literarische  Spezialzitate  gegeben.  Hierin 
glaubte  ich  den  Charakter  des  „Grundrisses“  beibehalten  zu 
sollen.  — 

In  meinem  größeren  Sammelwerk,  dem  ,, Lehrbuch  der 
Politischen  Ökonomie“  war  für  mich  die  Bearbeitung  des  Ver- 
kehrswesens und  darin  des  Geldwesens  Vorbehalten  worden.  Ich 
habe  einsehen  müssen,  daß  ich  zur  Ausarbeitung  dieses  Teils 
in  der  umfassenden  Art  und  Behandlungsweise  wie  in  meinen 
anderen  Bänden  dieses  Lehrbuchs,  namentlich  mit  Heranziehung 
der  Spezialliteratur  und  polemischen  Auseinandersetzungen  über 
Kontroversen  und  über  abweichende  Doktrinen  andrer  Autoren, 
in  meinem  Lebensalter  und  mit  meiner  Arbeitskraft  nicht  mehr 
gelangen  kann.  Auch  das  war  ein  persönlicher  Grund  mehr, 
wenigstens  soweit  ich  glaubte,  es  noch  leisten  zu  können,  die 
Geldlehre  in  der  Weise,  wie  jetzt  in  diesem  Werke,  noch  zu  be- 
handeln. Däß  mir  dieses  Werk  noch  fertig  zu  bringen  möglich 
geworden,  ist  mir  allerdings  eine  besondere  Freude  gewesen. 

Meine  Methode  der  Behandlung  und  meine  ganze  auch  for- 
male Schreibweise  machen  dieses  Werk  freilich  zu  keiner  leich- 
ten Lektüre.  Es  ist  ein  schwerfälliges,  das  weiß  ich  selbst  am 
besten.  Das  liegt  zwar  mit  in  den  Problemen,  die  ich  hier  be- 
handle, in  der  Methode,  die  ich  einmal  vertrete,  aber  gewiß  auch 
in  Mängeln  des  Autors  an  sich  und  des  alten  Autors  vollends.  Ich 
habe  fast  alle  Zeit,  die  mir  seit  2ya— 3 Jahren  dafür  frei  war, 
verwendet,  obgleich  ich  doch  in  vielen  Abschnitten  nur  eigene 
ältere  Studien,  schriftliche  Vorarbeiten  und  auch  eigenes  Ge- 
drucktes zusammen  zu  arbeiten  hatte.  Manche  Partien  sind 
mehrfach  umgearbeitet  worden.  Aber  die  schwere  Form  ist  ge- 
blieben. 

Zur  leichteren  Orientierung  über  den  Inhalt  ist  eine  ge- 
nauere Inhaltsangabe  beigefügt  worden. 

Für  die  Weiterführung  der  Arbeit  an  diesem  Grundriß  und 
an  meinem  größeren  Lehrbuch  der  Politischen  Ökonomie,  insbe- 
sondere an  neuen  Auflagen  mehrerer  Btmde  beziehe  ich  mich 
auf  das  Vorwort  zu  Band  1 vom  Kommunikationswesen  usw. 

Universität  Berlin,  Mai  1909. 

Adolph  Wagner. 
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Genauere  Inhaltsangabe. 
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Q P k P ra  a t i s c h e r Weise,  mit  Zahlen  und  Bu^staben,  durch- 
LfShrfwordeS,  um  den  losiechen  Aufbau  und  Bez.ehuugeu  de 
Einzelnen  zueinander  so  auch  äußerlich  deutlich  hervortreten  z 

lassen,  und  zwar  folgendermaßen: 

T TI  III  • • 3.1s  Hauptabschnitte, 

A^’  B C . . . . als  S 6 ß ^ e Abschnitte  der  vorigen, 

9 ä als  Abschnitte  von  A,  B usw., 

l'  ?’  c zur  weiteren  Einteilung  des  Stoffs  und  zwar 

’ ■ ■ ■ immer  der  unmittelbar  vorausgehenden  Ein- 

teilung, 

a,  ß,  y ...  . desgleichen, 

aa,  bb,  cc  . . . • desgleichen, 

aa,  ßß,  yy  ....  desgleichen. 

Tn  dieser'genaueren  Inhaltsangabe  sind  die  Überschriften  der  Ab- 
sÄe  I,  ifff  und  A,  B ff  und  der  Inhalt  letzterer  Abschnitte 

enthalten. 
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II.  Geld  und  Geldwesen. 

(Währung,  Münze.) 

Aus  der  umfassenden  und  besonders  wichtigen  bezüglichen  Lehre 
gehört  die  eigentliche  Geldlehre  (Geldtheorie)  wesentlich  in  die 
flle-emeine  und  theoretische,  die  Lehre  vom  Geldwesen  („Geld 
Praxis“)  wesentlich  in  die  spezielle 

was  nach  einer  gleichen  Unterscheidung  der  mehr  theoretischen  und 
mehr  praktischen  Seiten  des  Gegenstandes  freilich  von  den  betreffen- 
den Tmlen  der  Lehre  vom  Verkehrsw^esen  i.  w.  S.  überhaujff  und  von 
ln  einzelnen  dazugehörigen  Gruppen  ^iftschaftimher^rsch^^^^ 

ganfen  Gebiete,  so  auf  dem  des  Gelds  und 

Theoretisches  und  Praktisches  so  eng  zusammen,  daß  sich  keine 
e-enaue  Trennung  in  der  wissenschaftlichen  Behandlung  vornehmen 
hißt.  In  der  allgemeinen  und  theoretischen  Nationalökonomie  muß 
/iciVipr  niif  Praktisches  (rein  Tatsächliches,  Historisches,  Statistisches, 

in  der  speziellen  und  praktischen  auf  Theoretisches 

fmnen  Geldwert  usw.)  zurückgegnffen  werden,  bo  ist  es  aucn  m 

der  monographischen  und  in  der  allgemeinen  f 

vpo-plmäßiff  geschehen.  (S.  meine  Grundleg.  I,  S.  279.)  ^s  wna  nier 
bef  d™r  Menge  des  praktischen  Details,  dem  Charakter  dieses  ^'erks 

0- emäß  nur  Unvermeidlich,  sich  gerade  in  diesem  Abschnitt  in  dei 
Hereinziehung  und  Erörterung  von  Einzelheiten  große 

1- nr.o-PTi  nnfziffegen.  Auch  hier  soll  wieder  „tunlicüst  nur  aas 
Alllemeinere^und  Prinzipielle  behandelt  werden  (S.  1),  aber  das 
iäßt^Sch  hier  erheblich  weniger  als  bei  den  Gegenständen  in  der 
ersten  Abteilung  durchführen.  Die  Behandlungsweise  muß  des- 
halb auth  inanSgfach  eine  andere  und  die  Darstellung  eine  aus- 
gedehXe  werdef  als  in  der  ersten  Abteilung,  wie  schon  im  vorigen 
ibsoSrvrmXkehrswes^  i.  e.  S.  und  noch  mehr  jetzt  in  diesem 
(s  Vorwort  zur  I.  Abt.  S.  VII).  Deshalb  und  weil  doch  \ieles  über- 
gangen w^erden  muß  oder  doch  nur  kurz  behandelt,  öfters  nur  eben 
Sührt  werLn  kann,  ist  zur  Ergänzung  um  so  mehr  auf  die 
Literatur  zu  verweisen  und  ist  die  Übersicht  darüber  selbst  etwas  ein- 

gehender  gehalten.  _ , , . v • a 

Literatur.  Sie  ist  ungemein  groß.  1.  "nd 

Übersichten  A.  Sötbeer,  Literaturnachweis  über  Geld-  und 

Münzwesen  seit  1500,  1892,  mit  f'^^Echen  Ausführungen 
Daten.  Lippert  in  dem  Buche  von  Helfferich,  Ueld,  l9Uö, 
f 1892— 1900  ^S.  532  ff.  Vielerlei  in  Zitaten  bei  Roscher,  Bd.  3,  bei 
K Menger  bes.  im  Artikel  Geld  im  HWBSt.  Bd.  4 und  in  den 
Lit.übersihten  zu  diesem  Artikel  und  den  anderen  einschlägigen 

daselbst.  . , 

2.  Aus  der  allgemeinen  nat.-ökon.  Literatur  bes.  A.  «“ith, 
Ricardo,  J.  St.  Mill,  Schäffje,  Roscher  und  die 
risse,  bes.  von  Philippovich,  G.  Schmoller  (Bd.  II),  name^^^^^ 
Nasse-Lexi  s,  Abh.  Geld-  u.  Münzweseni  m Schonbergschen  Handb.  4. 

A.  I,  327. 
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3 Kürzere  und  umfassendere  Monographien  übw  Ge^^ 

AUgemeinea  u be.  über  Tbeor.e  S 

SscJTbeoret.  Hauptwerk,  au* 

do^ch  lusTangS^  jedes 

nSf  ?Xübersmnnu?g  der  Momente  des  st  aatlichen  Einflusses  auf 

r mittels^  falschlr  Deduktionen  aus  im  übrigen  langst  be- 

Geld  und  mittels  laiscue  papiergeldwirt, Schaft,  eine  neue  sog. 

kannten  \ ^’^S^ugeu  P Geldes  festhaltenden 

_Chartaltheorie  stellen  S unter  den  zahlreichen  Eezensionen 

Theorie  der  Tüb.  Ztsch.  f.  Staatswiss.,  1906  Im 

bes.  die  von  ^ . g ^ ^ der  Frage  vom  st  off  wertlosen  Geld), 

übrigen  unten  bei  der  Erorte  g pd^  IV  Wicksell,  Studien 

K.  äeuger.  “V?«  rall  1895- 

Ät  a”ui  eiueu.  größeren  vornehmlich 

liehen  Werke,  ^ g piethof  f QuantitätsthLrie,  in  Festgaben 

lau  Werke  über  Wirt- 

*■  i^Vt^FSnl’  1 Für  meine  eigene  Geldlehre,  bes,  meine  Auifassung 
schaftskri:,en).  Punktionen  des  Gelds  siehe  schon  meine  weit 

von  Beguftj  » -ffo«.  ■Rpiträp-e  zur  Lehre  von  den  Banken,  18o7, 

Mrückliegenden  Peefschen  Bankakte,  1862,  Abh.  Papier- 

^gSi'ifBlSntSdis  Sma— 

1868,  Staatspapiergeld,  Eeiehsktosenscneine 

M.  Chevalier,  1876.,  Macleods 

monnaie,  1881.  ' i o^on  v 1 Laughlin,  princ.  of  money, 

Bankschriften  u.  dict.  o p A , ; ' ‘ ,,gg  Notenbanken,  über  den 
,903.  D e .D«™  ür  über  Bank^^ 

meTnen  Lefren  von  Geld  wichtig  (s.  meine  obigen  Schriften  u, 
Abschn.  III  vom  Kredit).  j,jg 

gehenii  Ä«  Wicli#  ltes‘'rd  Sra\r, 

■IVil  auch  die  muns^sc  ' “1  Wahrung  Edelmetalle. 

13ge  mTrlacrnlch  meiner  Abh.  über  Münawesen  iin 

Bluntschhsch»»  .„gern.  I.if.  und  m 

der  un.-er  Nr.  8 ct  MSmÄ  1866' 

'"'““b^NLerer  Wahrunjss^reU^  (Mon^^ 

Sr“Är;Sei»c|m^^^^ 

8.  A.,  1881  u. 
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I Neueste  Silberkrisis,  1893.  Deutscher  Hauptautor  auf  Seite  der  Gold- 

] Währung  A.  Sötbeer  in  zahlreichen  Aufsätzen  in  Fachzeitschriften, 

Denkschriften  (Hildebrands  Jahrb.  u.  a.).  Nasse  a.  a.  0.,  neuerdings 

■ bes.  Lexis  in  den  Aufsätzen  im  HWBSt.  u.  im  Schönbergschen 

! Handb.,  4.  aVufl.,  Anhang  zu  Geld,  sowie  in  den  i achzeitscbr.  (Jahrb. 

f.  Ges.^b  , Hildebr.  Jahrb.).  Viel  einseitiger  L.  Bamberger,  Reichs- 
I eold  1876,  Silber  1892,  Stichworte  der  Silberleute,  1893.  Ferner 

Kleser,  Lotz,  Helfferich  (Geschichte  der  deutschen  Geldreform, 

1898  u.  Geld),  Bier mer,  Heyn,  Krit.  d Bimet , 1897.  M eiere 
: Daten,  Erörterungen  u.  Literatur  in  den  Schriftstücken  der  Miinz- 

j konferenzen  (bes.  Paris  1878),  Enqueten  (England),  Deutsche  Silber- 

j eiiquete  1894.  „ , , . . 

; 7.  Ältere  Geldgeschichte  (primitive  Verhältnisse,  Aatur- 

] Völker"  Entstehung  des  Geldes:  K.  Bücher,  Wirtsch.  d.  Natmvölker, 

I 1898:  ders.,  Entstehung  der  Volkswirtsch.,  bes.  Schurtz,  Beitrage 

z Entstehungsgesch.  des  Gelds  (geogr.  Blätter  1897);  ders.  Grundriß 
i d.  Entstehungsgesch.  des  Geldes,  1898.  I^ldgway,  origm  o niet. 

! currency,  1892.  Dazu  Lotz,  Jahrb  f Nat.ök.,  1894  Uber  I^atural-, 

■ Geld-  u.  Rreditwirtschaft  Br.  Hildebrand  in  s.  Jahrb.  18b4,  1876. 

I Berichtigung  dazu  von  mir  Grundleg.  I S.  441  ff.  u.  dieser  Grundriß 

1 I S.  37,  sowie  schon  früher  in  meinen  Bankschriften. 

8.  Münz-  und  Währungsgeschichte.  Aus  der  aflgemeinen 
Literatur  bes.  Roscher.  Schmoller  (Grundriß  II  B.  3,  Ab.schn.  3), 
die  Artikel  über  verschiedene  Geschichtsperioden 

Pick,  Sommerfeld,  Lexis  unter  Münzwesen  un  H\\Bbt.  Ld.  o, 
alle  mit  weiteren  Lit.angaben.  Über  den  alten  Orient  A.  Brandih, 

Münz-  u.  Maßwesen  usw.  in  Vorderasien,  1866.  Alt-Gnechenland 
A Böckh,  metrolog.  Untersuchungen,  1838.  Hultsch,  griech.  ii. 
röm.  Metrologie,  1882.  Alt-Rom  Th.  Mommsen,  Gesch.  d.  rom. 

Münzwesens,  1860.  Alt-Deutschland,  Mittelalter,  Sötbeer  in  den- 
Forsch.  z.  deutsch.  Geschichte,  Bd.  1 ff.  Abschnitte  in  v.  J n am  a - 
Sternegffs  deutscher  Wirtschaftsgeschichte.  Luschin  v.  Eben 
! greuth,  allgem.  Münzkunde  u.  Geldgeschichte  (Mittelalter  und  Neu- 

! zeit),  1904.  Kruse,  köln.  Geldgeschichte,  1888.  Eheberg,  das  ältere 

deutsche  Münzivesen,  1880.  Schmoller,  Scheidemünzpolitik  m s. 

Jahrb.,  1900.  Neuzeit,  die  meisten  Schriften  der  Geld-  und  Mimz- 
lehre.  Allgemein  0.  Haupt,  hist,  monet.  d.  notre  temps,  1^^^*  . 

Deutschland  Sötbeer,  deutsche  Münzverfassung,  1874.  Helfferich, 
deutsche  Geldreform,  1898.  Koch,  deutsches  Münzwesen. 

9 Edelmetalle.  Geschichte.  Statistik.  Zusammenfassend  die 
bezügl  Aufs,  von  Lexis  im  HWBSt.  u.  im  Schönbergschen  Handb. 

Für  Altertum  u.  Mittelalter  bis  ins  14.  u.  15.  Jahrh.  ist  keinerlei  auch 
nur  etwas  sicheres  statistisches  Material  über  Gewinnung,  Verbreitung, 

'■  Verbrauch,  Verlust  vorhanden,  vollends  alle  neueren  Zusammen- 

J Stellungen,  selbst  die  von  Lexis  a.  a.  0.,  für  ganze  Zeitalter,  Peri- 

I öden,  Länder  sind  völlig  hypothetisch,  ja  großenteils  reine  Phantasie- 

1 zahlen.  Kaum  sicher  die  Richtung  der  Produktion  (Steigerung,  Ab- 

i nähme)  ist  festzustellen,  geschweige  zahlenmäßig  die  Produktion  und 

I der  Verbrauch  zu  erfassen.  Besser  wird  das  erst  im  15.  Jahrh.  u. 

I bes.  seit  dem  16.  Jahrh.  Grundlagen  für  die  Zeit  seit  der  Entdeckung 

1 Amerikas  bis  1800  für  die  neue  Welt  Alex.  v.  Humboldt,  im  essai  | 

I sur  la  nou veile  espagne,  1807,  2.  ed.  1827,  deutsch  1809  ff.  ders.  in  | 

I A.  Wagner,  soz.-ökon.  Grandriss,  Buchhandelsaasgabe.  Abteil.  II.  8 ! 
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deutschen  Vietteljahrsschr  1888  Jacob  Mst;  T'dc“ts*  von 

Tooke  u.  Sewmarch.  hist  of  prices,  bes  " 

A«>ipr  1857  Del  Mar,  hist,  of  prec.  met.,  1880.  Vieleiiei  ijateu. 

iiber  die  neue  Pnjdnktion  seit  1848  51 
Tit  Deutscher  u.  allgemeiner  Spezialist.  Hauptautor  A.  ^^t beer  .1 
zahlrSerAufsätzen  seit  Mittendes  19.  Jahrh.  (in  , Gegenwart“,  Tub 
'/fonVir  THldehr  Jahrh  u al  zusammenfassend  u.  kritisch  in  eigenen 
fvesenti.  Statist.  Arbeiten,'  1879,  1886  über  Edelmetallprodu^^^^^^ 

Welt  auch  in  dem  Literaturnachweis.  Daran  sich  anschließend,  ubei 
prüfend  u.  fortführend  ebenfalls  zahlreiche  A^ufsatze  von  ^ 

Ln  deutschen  Fachzeitsch r.),  zusammenfass^nd 

Arbeiten  Neuerdings  Hauptquelle  die  Jahresberichte  über  i^ae 
S prodnwön  vonf  norda^Hk.  Mllnsdirektor  Hanptdaten  fruhet. 

Soth.  Holkalender  (von  Sötbeer),  jetet  in  Anhang  reichs- 

Statist  Jahrbuch.  Selbständig  E.  Biedermann,  Statist,  der  Edel- 
metalle, 1896,  2.  A.  1903.  Tabellen  ^ajirungstatis^ 
hftrausffee.  V.  österr.  Finanzministerium,  l89otf.  — Ubei  die 
Verhreftimgs-  Fund-  u.  Gewinnungsverhältnisse  die  grundlegenden 
Lwten  fL  E Süß,  Zukunft  dis  Goldes,  1877  und  Zukunft  des 

iS  ’eWgc  Tatsachen  der  »enlsten  Edelmetallgewmnnng  bes^^^^^ 
Südafrika  im  Prinzip  unwiderlegt  (Ruhland,  Tub.  1891, 

Futterer.  Schmeißer).  — Geschichte  des  Edelmetall-Geldwerts 
vielfach  in  der  gen.  Literatur  mit  behandelt.  Unsichere  Ergebnisse, 
selbst  für  die  neuste  Zeit,  seit  1848,  vollends  für  die  Zeit  seit  loOO 
Ms  L50  u noch  weit  mehr  für  Mittelalter  u.  Altertum  trotz  aller 
Bemühungen  der  Historiker  u.  histor.  Nat.okononien  (Friedlander, 
Bodbertms  Rogers,  d’Avenel,  s.  bes.  darüber  Schmollers  Grund- 
riß II  2 Abt.  3.  Stärkste  Fragezeichen  bleiben  berechtigt.  Für  die 

Nmizeit  'seit  16.  Jahrh.  Ausgangspunkt  für  die  ErkläruuS  ^ BodVnTs 
Steieens  mit  der  amerik.  Silbervermehrung  im  , „dinus^ 

Helferich  period.  Schwankungen  im  Wert  der  edlen  Metall^  1843. 
Wiebr  Preisrevolut.  im  16.  u^7.  Jahrh.,  1893.  Neueste  Periode 

seit  1848—1850  Sötbeer,  Lexis  a.  a.  O.,  ^aspeyres  in 

Hildebr.  Jahrb.  1864  über  Hamb.  Warenpreise  seit  I80O  (auch  New- 
niarch,  Jevons,  Nasse,  Paasche,  Kral,  Lindsay  u.  a.  m.). 

cfd“''»;®  Pap(e"  n“ht  SiSe“ 

andere  Zahlun^mittel  und  Einrichtungen  des  Kredit- und  Bankwesens, 
worüber  im  Abschn.  III  vom  Kredit)  s.  me  nie  Arbeiten: 
Papiergeld  im  Bluntschlischen  Staatswörterb^  Bd.  7,  desgl.  im  Schon- 
LrSen  Handb.,  Bd.  III,  Abh.  Ordn.  d.  Fmanzwirtsch  u.  offentl. 
Kred  S 839,  desgl.  in  Obsts  Handb.  f.  Kaufleute,  iMb,  S.  494, 
Uvnev  ziii  Gesch.^u.  Kritik  der  österr.  Bankozettelperiode.  Tub. 
Ztschr.  1863,  Russ.  Papierwährung,  18^. 

kassenscheine  usw.,  1874.  Lexis,  Art.  Papiergeld  im  HWBSt.  Bd.  6, 
eb  Lit.  S.  37.  auch  über  die  Papiergeldgeschichte  einzelner  Landei, 
auf  die  hier  im  Grundriß  nicht  eingegang;en  wird.  So  qber  Eng- 
land Ricardo.  Tooke,  über  Frankreich  Stourm,  über  Österreich 
Helferich,  Wagner.  Neuwirth,  Kramaö,  K.  Menger,  i. 
Wieser  Zuckerkandl,  Landesberger,  Gruber,  über  Italien 
Lampertico,  Ferraris,  über  Rußland  Goldmanii,  Wagner,  de 
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Rocca,  Krainarc,  Lexis,  Raff alovitsch,  über  Tsordammka 
V.  Hock,  Bolles.  Hier  handelt  es  sich  nur  um  die  Theorie.  i)azu 
vielfach  Ausführungen  in  der  übrigen  Lit.,  bes.  bei  Ricardo,  in 
Tooke’s  hist,  of  prices,  in  den  Verhandlungen  ^ber  Beseitigung  ^ 
österr.  u.  russ.  Papiervaluta  (österr.  Enquete,  Denkschrift  ^9-, 
Arbeiten  von  K.  Menger,  v.  Wieser,  früher  Helferich,  iub. 
Ztschr.  1855,  1856,  Kramarö,  österr.  \al.,  1886).  Uber  Italien 
ebenf.  Enquete  u.  Sehr.  v.  C.  Ferraris.  Aus  der  neuesten  theor. 
Geldlit.  bes.  das  Werk  von  Knapp,  staatl.  Geldtheone. 

11.  Die  rechtliche  Natur  des  Geldes  speziell,  bes.  die  civilist. 
Frage  vom  „Inhalt  der  Geldschuld“.  S.  darüber  die  bezügl.  Abschnitte 
der  Gesetzbücher  (Bürgerl.  Ges.),  der  Lehrbücher  des  röm.  u.  neueren 
bürgerl.  Rechts  (Pandekten)  u.  bes.  v.  Savigny,  Obligationenrecht 
Bd.  1,  Goldschmidt,  Handelsrecht,  Bd.  I,  Eayit,  Beitr.  zur  Dehre 
vom  Gelde,  1862.  Hartmann,  rechtl.  Begriff  d.  Geldes,  1868. 
K.  Menger,  Geld,  S.  101.  Helfferich,  Geld,  S.  270,  303.  Lit.  über 
die  sog.  österr.  Couponprozesse  nach  der  deutschen  Munzreform 
(Bekker,  Goldschmidt  u.  a.)  S.  auch  meinen  vorgen.  Aufsatz 

über  die  österr.  Bankozettel.  ^ ^ ■ ^e  v. 

Zur  Ergänzung  der  Literatur  über  Geld  dient  vielfach  die  Lite- 
ratur über  Kredit,  auch  Banken,  unten  bei  Abschnitt  III. 

§ 70.  I.  Allgemeine  Geldlehre  (Geldtheorie).  Tei- 
minologisches.  Begriff  und  Wesen.  Funktionen.  Ent- 
stehung des  Geldes.  Geldsurrogate. 

Die  genannten  Punkte  stehen  in  engem  Zusammenhang  unter- 
einander. Eine  völlige  Übereinstimmung  der  Auffassungen  über  sie 
ist  in  der  Wissenschaft  bislang  nicht  erreicht  worden,  wenn  auch 
im  Kern  der  Sache  weniger  Meinungsverschiedenheit  besteh^  al^s  die 
wissenschaftlichen  Kontroversen  und  die  Formulierung  der  Probleme 
und  der  Lösungen  dieser  annehmen  lassen.  Auch  über  das  ganz» 
methodische  Verfahren  bei  der  Ableitung  und  Feststellung  des  Geld- 
begriffs und  bei  der  Behandlung  der  Frage  von  der  Entstehung  des 
Geldes,  ferner  hinsichtlich  der  Beziehungen  zwischen  Begritt  und 
Funktionen  des  Geldes  und  über  Art  und  Zahl  der  letzteren  gehen 
die  Ansichten  auseinander,  wobei  indessen  vielerlei  Wortstreit  mit 
unterläuft.  Auch  über  das  Verhältnis  von  Geld  und  Geldsu^ogaten 
zueinander,  über  das  Wesen  der  letzteren  besteht  keine  Überein- 
stimmung. Gewisse,  unten  hier  als  Geldsurrogate  aufgefaßte  Um- 

laufsmittel  reihen  Andere  mit  unter  das  Geld  selbst.  ai.4.  t 

Im  Anschluß  an  die  kurzen  Ausführungen  über  Geld  in  Abt.  i, 
S.  34—35,  sowie  über  Natural-  und  Verkehrswirtschaft  im  gegensätz- 
lichen Sinn  und  über  Natural-,  Geld-  und  Kreditwirtschaft  im  Sinn 
von  Formen  und  Phasen  der  Verkehrswirtschaft  (ebd.  S.  32)  wird  hier 
folgende  Auffassung  vertreten.  Sie  ist  in  ^ thesenartiger  Form  zu- 
sammengefaßt. Einiges  wird  zur  Verdeutlichung  und  Begründung 
weiter  ausgeführt. 

A.  Thesen  der  Geldtheorie  über  Begriff,  Wesen 

und  Funktionen  des  Gelds. 

1.  Es  ist  Geld  im  ökonomischen  und  im  rechtlichen 
Sinn  zu  unterscheiden.  Danach  ist  auch  ein  ökonomischer 
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und  rechtlicher  Geldbegriff  aufzustelleii.  Eine  bezügliche  Ter- 
minologie schließt  sich  daran  an.  2.  Beide  Geldbegriffe  sine 
aus  den  beobachtungsmäßig  zu  ermittelnden  Funktionen  des 
Geldes  abzuleiten.  3.  Ein  knapper,  einheitlicher,  aus  einer 
einzigen  (Haupt-)  Funktion  abgeleiteter  allgemeiner  Geld- 
beeriff  wie  allgemeines  im  Verkehr  eines  ■W  irtschaftsgebiets 
.gebrauchtes  Tauschmittel  oder  den  Wertverkehr  vermittelndes 
Obiekt,  läßt  sich  nicht  richtig  bilden.  Die  übrigen  tatsachhehen 
Funktionen  folgen  auch  nicht  alle  als  bloße  Konsekutiv-Funk- 
tionen  aus  einem  solchen  vermeintlich  allgemeinen  Geldbegritt. 

4.  Ökonomische  Funktionen,  aus  welchen  der  ökono- 
mische Geldbegriff  abzuleiten  ist,  sind  zw-ei,  und  zwar  nur 
zwei,  aber  auch  wirklich  zwei,  zu  unterscheiden,  nicht  nur 
eine  aus  welcher  die  andere  ohne  iveiteres  folgt,  anzuerkennen. 
Sie  hängen  zwar  zusammen,  treten  in  der  Wirklichkeit,  histo- 
risch meist,  aber  auch  hier  nicht  stets  von  vornherein  gleich- 
zeitig auf,  würken  auch  in  der  Weise  aul einander  ein,  da,ß  die 
eine^„ewas“,  ein  „Ding“  (eben  das  „Geldobjekt“)  auch  für  die 
andere  geeigneter  macht.  Sie  sind  aber  doch  für  die  theore- 
tische und  praktische  Feststellung  von  Wesen  und  Begrilt  vom 
. Gelde“  zu  trennen.  Sie  heben  sich  als  die  primären  oder 
Hauptfunktionen  von  allen  übrigen  ökonomischen  •Funktionen 
ab  welche  nur  sekundäre  oder  Folge- (Konsekutiv-)  Funk- 
tionen von  ihnen  sind.  Eine  solche  Auffassung  ist  richtiger, 
als  diese  letzteren  Funktionen  den  beiden  Hauptfunktionen  ko- 
oi^iniert  zur  Seite  zu  stellen.  Die  beiden  ökonomischen  Haupt- 
funktionen können  in  Kürze  mit  den  Namen  Tauschmittel 
(auch  Umlaufs-,  Zahlungsmittel)  und  Werth-(Preis-)maß 

(-Messer)  benannt  werden.  . 

a)  In  der  Funktion  des  Tauschmittels  ist  Geld  ein 

Objekt  und  zwar  ein  bewegliches  Tauschgut,  dessen  man  sich 
in  einer  wirtschaftlichen  Verkehrsgemeinschaft  unter  den  im 
wirtschaftlichen  Verkehr,  daher  insbesondere  im  Tausch  verkehr 
stehenden  Personen  nach  eingebürgerter  Sitte,  aber  ohne  Rechts- 
zwang, freiwillig  in  Annahme  gegen  Hingabe  von  Gütern  für 
konkrete  Zw^ecke  der  Bedürfnisbefriedigung  und  in  Hingabe 
cre.ren  Empfang  solcher  Güter  als  Tauschgegenwert  (Tausch- 
äquivalent) bedient,  und  zwar  im  Vertrauen  darauf,  das 
als  solcher  Gegenwert  angenommene  Geldgut  von  anderen 
Gliedern  der  Verkehrsgemeinschaft  allgemein  und  in  derselben 
Weise  benutzt  zu  sehen,  daher  überzeugt  sein  zu  können,  daß 
es  wiederum  als  Gegenwert,  statt  anderer,  konkreten 
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Zwecken  der  Bedürfnisbefriedigung  dienender  Güter 
gegen  begehrte  solche  Güter  von  deren  Besitzern  an- 
genommen wird,  wobei  letztere  wiederum  in  bezug  auf  das 
Geldgut  von  dem  gleichen  Vertrauen  bei  seiner  Annahme 
bestimmt  w'erden.  Das  wesentliche,  hier  entscheidende  Moment 
ist  ein  solches  Vertrauensmoment,  daher  ein  individual- 
psychologischer Faktor  bei  dem  Einzelnen  in  jedem  Ver- 
kehrsvorgang, wo  das  Geldobjekt  als  Gegenwert  angenommen 
wird,  ein  massenpsychologischer  in  der  Masse  solcher  Vor- 
gänge in  einer  menschlichen  Verkehrsgemeinschaft. 

a)  Die  Entstehung  und  Entwicklung  eines  solchen  Vertrauens- 
moments knüpft  sich  historisch  und  auch  prinzipiell  und  praktisch 
notwendig  an  gewisse  stoffliche  und  Formeigenschaften 
des  Geldobjekts  selbst  an,  wodurch  dieses  zunächst  zu  anderen 
bestimmten  konkreten  Zwecken  der  Bedürfnisbefriedigung  anerkannt 
brauchbar  ist  (meist  nach  seinem  Stoff,  nach  dessen  Beschaffenheit, 
z.  B.  auch  Schönheit,  zu  Geräten,  Schmuck,  als  Werkzeugma*erial, 
als  Kleidungsstoff,  nach  seiner  Form  eventuell  zu  gleichen  Zwecken). 
Auf  diesen  Eigenschaften  beruht  im  Ausgangspunkt  der  Wert,  der 
Gebi'auchs-  und  Tauschwert  des  Geldobjekts,  welcher  die  \ oraus- 
setzung  seiner  Fähigkeit,  die  Tauschmittelfunktion  des  Geldes  zu 
übernehmen  und  bestimmend  für  die  Werthöhe  des  Tauschmittels 
als  Gegenwert  gegen  andere  Güter  ist. 

ß)  Je  mehr  aber  das  Geldobjekt  sich  als  Tauschmittel  im 
Verkehr  kraft  jenes  Vertrauens,  es  als  solches  Mittel  all- 
gemein benutzt  zu  wissen,  fest  einbürgert,  desto  mehr  tritt  die 
Rücksicht  auf  die  stofflichen  und  Formeigenschaften  bei  den  Be- 
nutzern des  Geldobjekts  in  dessen  Tauschmittelfunktion  zurück,  ja  ver- 
schwindet im  Einzelfall  und  selbst  in  der  Masse  der  Fülle  ganz.  Je 
mehr  sich  ein  solcher  individual-  und  massenpsychologischer  Zustand 
entwickelt,  wobei  es  selbst  aus  dem  Bewußtsein  verschwinden  kann, 
daß  die  stofflichen  und  Formeigenschaften  dem  Geldobjekt  seinen 
Gebrauchs-  und  Tauschwert  zuerst  verliehen  haben  und  immer  noch 
praktische  Bedeutung  dafür  behalten,  auch  wenn  sie  im  konkreten 
Fall  ganz  unbeachtet  bleiben,  desto  mehr  entsteht  ein  Zustand,  wo 
der  Gebrauchswert  des  Geldobjekts  als  solcher,  das  Vorhanden- 
sein und  das  Maß  (die  Höhe)  dieses  Gebrauchswerts,  von  der 
allgemeinen  Tauschmittelfunktion  des  Geldobjekts  abhäugt.  Oder 
wie  man  es  auch  ausdrücken  kann;  der  Tauschwert  des  Geldobjekts 
beruht  auf  diesem  Gebrauchswert,  dieser  aber  wieder  auf  der  Tausch- 
mittelf unktion  und  diese  auf  dem  hervorgehobenen  Vertrauensmoment. 
Dies  psychologische  Moment  ist  die  letzte  Grundlage  für 
den  Gebrauch  eines  Objekts  als  Geld,  als  Tauschmittel. 

y)  Denkbar  ist  es,  daß  dieses  Vertrauen  sich  völlig  von  den 
körperlichen,  stofflichen  und  Formeigenschaften  des  Geldobjekts  los- 
löst und  nur  auf  der  als  sichere  Tatsache  angenommenen  („ge- 
glaubten“) Tauschmittelfunktion  des  Geldobjekts  beruht.  Insofern 
kann  ein  „stoffwertloses“  und  „stoffformwertloses“  Geld  bestehen. 
Dies  ist  bisher  auch  in  bestimmten  konkreten  Verkehrsgemeinschaften 
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(.Staats-  und  VolkswirtschaftsgeWeten“)  und  h^er 

'und  von  da  aus  nach,  ««“f  ^ IschStliob.  schon 

schaftsgebiete)  ^l^te  wie  die  hiusntretende  rechtliche 

vorgekommen.  dienende  Geldobjekt  zwangs- 

Funktion,  wonach  das  als  Geldobiekt,  lautende 

Ta*  sCo% 

gemein  vl^^ending  zu  Zahlungen  seitens  letzterer, 

an  deren  Kassen,  bez.  ' t t „„  "Rücksicbt  auf  dessen 

können  notorisch  einem  0 j®.  ' , on  Tauschmittelfunktion 

gemeine  . Vertrauensmomen^^^^^^^^^  überhaupt 

kehrsgemeinschaft  bei  Wirksamkeit  treten  lassen. 

Nur  s“  lelV'S  sYch  etn'e  rein  „staatliche“ 
aufstellcu,  für  jedes,  auch  für  bto«wertloses  (und  statt f oi 

Erfahrung  nur  unter  gaii^  h t Gebiet  bejaht 

einzelnes  ^ der  Unsicherheit,  praktisch  der  Unmog- 

werden.  Das  muß  aber  bei  prfiillen  und  damit  für  diese 

lichkeit,  diese  Bedingungen  au  „./verbreiten  auch  hier  verneint 

Erfüllung  hmlanghches  Ve.^^^^^^^ 

werden.  Vollends  für  ''»‘S'„'tfLmmei^^  völlige  ümge- 

dingungen  ®^“®.  wirtschaftlichen  Verhältnisse  eben  nicht 

staltune  der  politischen  nncl  wir  TTipv  schwebt  die 

rfüllel  lasset,  muS  die  Frage  ''“f“  “afe  iS^e^ 

;?rfs'!itnHS“FunS^ 

?rT\rch“SfrsÄta^ 

■SÄl"  ^ «f  £ ?.rVeÄ 

fif  ^et‘.^ixr^usrr|g39^/- 

Sdrin  dfr^körpeu|^^^ 

y”‘‘ettnt.“KredÄrfstaf^^^^^^^  un^d  E^richungen  des  Geld-, 

Kredit-  und  Bankwesens  zur  Zahlungsvermittlung). 

Formell  und  begrifflich  wird  aus  dem  typischen  Hauptvor- 
o an-  des  Verkehrs,  dem  Tausch  (und  im  Vertragsrecht  aus  dem 

c? 
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Tauschvertrag)  der  Verkauf  und  Kauf  (venditio,  emtio),  wo 
auf  einer  Serte  immer  eine  Leistung  in  Geld  als  Tauschniittel 
besteht,  ökonomisch  ein  Doppeltausch  nach  der  Formel:  Produkt, 
konkretes  Gut,  Ware,  „i?“  oder  gegen  Tauscbmittel  oder 

Geldgut,  „Geld“,  „fif“,  und  letzteres  gegen  p oder  ic. 

b)  In  der  zweiten  ökonomischen  Funktion,  der  des  Wert- 
maßes, wird  ein  Objekt  dazu  benutzt,  um  in  Einheiten  von 
ihm  den  Tauschwert  und  Preis  aller  anderen  Güter  auszudrücken 
und  ihn  dadurch  mit  dem  Tauschwert  des  als  Wertmaß 
dienenden  Objekts  zu  vergleichen,  ihn  daran  zu  messen 
und  dadurch  wieder  die  Relationen  (Proportionen)  der 
Tauschwerte  und  Preise  dieser  anderen  Güter  untereinander 
auszudrücken  und  zu  messen.  Die  Einheiten  des  als  W ertniaß 
dienenden  Objekts  sind  bei  stoffwertvollem  Geld  regelmäßig 
Gewichtsmengen  bestimmter  Qualität  des  Stoffs  des  Objekts 
(Gewicht  und  Feinheit  bei  Metallen,  speziell  Edelmetallen). 
Bei  als  allgemeines  Tauschmittel  fungierenden  [Geld-]  Objekten, 
wo  sich  das  Geld  in  dieser  Funktion  vom  Stoffwert  losgelöst 
hat,  also  bei  stoffwertlosem  Gelde,  sind  jene  Einheiten  [Kenn-] 

W’erteinheiten  dieses  Geldes. 

Gewöhnlich  hat  ein  und  dasselbe  Objekt  durch  Entwicklung 
entsprechender  Verkehrssitten  beide  ökonomische  Fun^ktionen  über- 
nommen. Doch  ist  es  prinzipiell  nicht  unmöglich,  daß  verschiedene 
Objekte,  das  eine  als  Tauschmittel,  das  andre  als  Wertmaß  fungieren, 
und  scheint  das  historisch  früh  vorgekommen  zu  sein  (altorientahscbe 
Verhältnisse  mit  Benutzung  verschiedener  Metalle),  wie  es  auch  m 
moderner  Entwicklung  vorkommt.  Das  setzt  aber  voraus,  daß  als- 
dann Mengen-(Gewichts-)einheiten  des  als  Tauschmittel  dienenden 
Objekts  selbst  wieder  solchen  Einheiten  des  Wertmaßes  un  Tauschwert 
gleich  gesetzt  (als  Äquivalent  gegeneinander  bestimmt)  werden.  Das 
Tauschmittel  wird  dadurch  nicht  zu  einem  eigenen  selbständigen 
Wertmaß,  sondern  die  aus  seinem  Stoff  bestehenden  Objekte  sind 
nur  Repräsentanten  von  Wertgrößenmengen  dieses  Wertmaßes,  welche 
im  Verkehr  dann  körperlich  als  Tauschmittel  benutzt  w'erden  (Silbei- 
münzen  der  Goldwährung  und  des  Gold-Wertmaßes,  Kupfer-  und 
Nickelmünzen  beider  Edelmetallwährungen  und  Wertmaße). 

5.  Geld  als  ökonomischer  Begriff  ist  alsdann  das  Objekt, 
w'elches  die  beiden  ökonomischen  Funktionen  des  Tausclimittels 
und  des  Wertmaßes  in  einem  Verkehrsgebiet  in  sich  vereinigt. 
Der  ökonomische  Geldbegriff  läßt  sich  danach  so  bestimmen : Geld 
ist  das  durch  Herkommen  und  Sitte  in  einem  Verkehrsgebiete 
als  Tauschmittel  und  Wertmaß  eingebürgerte  Objekt  (Tausch- 
gut), welches  von  den  V’^erkehrenden  auch  im  einzelnen  V er- 
kehrsakt  (insbesondere  Tausch)  als  richtiger  und  voller  Tausch- 
gegenw’ert  (Tauschäquivalent)  für  andere  konkrete  Güter  an- 
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erkannt  und  benutzt,  gegeben  und  genommen  wird,  i“  ye»" 
trauen  darauf,  daß  Andere  (bzw.  wenigstens  die  große  Masse 
Andrer)  regelmäßig  es  ebenso  annebmen.  Das  Entscheidende 
ist  auch  hier  dieses  Vertrauensmoment,  hinsichtlich  dessen 
das  oben  bei  der  Tauschmittelfunktion  Gesagte  gilt.  Wenn 
man  im  zwar  nicht  streng  wissenschaftlichen,  aber  verbreiteten 
populären  Sprachgebrauch  bei  „Kredit“  vornehmlich  an  das  in- 
dispensabel dabei  mitspielende  Vertrauensmoment  denkt,  kann 
man  den  Satz  aufstellen:  alles  Geld  ist  Kreditgedd  wei 
aller  Gebrauch  von  irgend  welchen  Objekten  als  Geld  aut 

Kredit  beruht. 

Dies  gilt  von  solchen  Objekten  stofflichen  (und  eventuGl  mit 
durch  die  Form,  z.  B.  bei  Schmuckstücken,  bedingten)  Eigen.^  eits 
im  Prinzip  ebenso,  nur  im  Maße  verschieden  wie  von  Ob- 
iekten  fehlenden  solchen  Stoff-  und  Formwerts,  dem  dann  wohl  sog. 
reinen  (totalen)  Kreditgeld.  Bei  diesem  kommt  nur 
regelmäßig  in  noch  erheblich  stärkerem  Grade  als  bei  Stoff-  (und 
stfffform-)  wertvollen  Gelde,  bei  welchem  dieses  Monient  aber  eben^^ 
falls  mitspielt,  die  rechtliche  Funktion  des  Geldes,  die  Eigenschaft 
des  gesetzlichen  Zahlungsmittels  mit  zur  (xeitung. 

6.  Die  dritte  oder  rechtliche  Funktion  des  Geldes. 
Geld  nicht  nur  im  ökonomischen,  sondern  zugleich  im  recht- 
lichen Sinne,  damit  erst  im  vollen  Sinn  des  Worts,  setzt 
noch  den  Hinzutritt  einer  dritten  Funktion,  eben  einen  recht- 
lichen, voraus,  a)  Diese  Funktion  knüpft  sich  regelmäßig  an 
das  im  Verkehr  Geld  im  ökonomischen  Sinn  gewordene  Objekt 
an  wirkt  aber  dann  wieder  auf  die  beiden  ökonomischen  Funk- 
tionen zurück,  verbindet  sich  näher  mit  der  Wertmaßfunktion 
und  übernimmt  eventuell  diese  selbst,  b)  Durch  seine  ^'^cht- 
liche  Funktion  wird  Geld  und  das  bezügliche  Objekt,  welches 
als  ökonomisches  Geld,  als  Tauschmittel  und  Wertmaß  benutzt 
wird,  Bestandteil,  Glied  der  Rechtsordnung,  speziell  der  wirt- 
schaftlichen Rechtsordnung.  c)  Diese  rechtliche  Funktion  ist 
die  eines  von  der  Rechtsordnung  als  rechtliches  (gesetz- 
liches) Zahlmittel  anerkannten  Objekts  (wirtschaftlichen, 
Tauschguts)  zur  Erfüllung  von  auf  Geld  lautenden  Ver- 
bindlichkeiten oder  von  solchen,  welche  aut  in  Geld 
lautende  verwandelt  werden.  d)  Diese  Funktion  wird 
die  des  rechtlichen  (gesetzlichen)  Zahlmittels  oder,  in  diesem, 
speziellen  Sinn  des  Worts,  die  der  Währung  genannt,  e)  Ihre 
Bedeutung  liegt  darin,  daß  das  Geld  in  dieser  Funktion  das 
danach  auch  wohl  zur  speziellen  Charakterisierung  sog.  A\ah- 
rungsgeld,  von  Berechtigten  angenommen  werden  muß,  also 
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auf  Grund  einer  Zwangsnorm  der  Rechtsordnung,  als  voll 

befriedigender  Gegenwert  für  verschiedenste  Rechtsansprüche 
auf  Geld,  so  für  solche  Ansprüche  aus  Verträgen,  aus  ein- 

seitigen Willenserklärungen  und  Zahlungsversprechen,  aus  Ent- 
schädigungsforderungen, aus  Bußen,  aus  Strafen,  aus  dem  Be- 
steuerungsrecht. 

Es  verhält  sich  demnach  hier  anders  als  mit  dem  Geld  in  der 
bloßen  ökonomischen  Tauschmittelfunktion,  welches  freiwillig, 
fakultativ  angenommenes  Zahlmittel  ist.  Mit  dessen  Annahme  ist 
allerdings  der  Empfänger  ebenfalls  für  die  Forderungen  aus  seinen 
Wertübertragungen  (in  Form  konkreter  Sachgüter,  auch  in  gewo  m- 
lichen  Dienstleistungen)  endgültig  befriedigt,  weil  er  m diesem  Gelde 
einen  nach  seiner  eigenen  Ansicht  vollen  Gegenwert  erhalten  hat. 

Die  geeignetste  Begriffsbestimmung  der  rechtlichen  Funktion 
des  Geldes  ist:  rechtlich  zw'angsweise,  obligatorisch 

vom  Berechtigten  für  auf  Geld  lautende  Forderungen  anzu- 
nehmendes Schuld-Lösemittel  (Forderungs-Tilgemittel). 

7.  Der  Geldbegriff.  Geld  im  vollen  ökonomischen  und 
rechtlichen  Sinn  ist  dann  dasjenige  Objekt  (Tauschgut),  welches 
herkömmlich  in  einem  Verkehrsgebiet  allgemein  als  Tausch- 
mittel  und  Wertmaß  und  als  rechtliches  Zahl-  und  Schuldlöse- 
mittel unter  den  verkehrenden  Personen  auf  Grund  des  Ver- 
trauens benutzt  wird,  daß  es,  wie  vom  Empfänger  und  Besitzer, 
in  der  gleichen  Weise  von  Anderen  benutzt,  daher  in  Zahlung 
als  voller  Gegenwert  angenommen  wird. 

Dieses  Vertrauensmoment  bleibt  auch  hier  die  Grundlage, 
auch  in  bezug  auf  die  Funktion  des  Geldes  als  rechtliches  Zahl- 
mittel. Diese  dem  Geld  beigelegte  Eigenschaft  wirkt  zwar  mehr 
oder  weniger  auf  das  Vertmuensmoment,  auf  dessen  Stärke  ein.  Aber 
sie  genügt  eben  noch  nicht  immer  sicher,  um  das  V'ertrauensm.nnent 
hinlänglich  zu  stärken,  um  namentlich  so  eine  relative  V ertstabilitat 
des  Geldes  (seiner  Kaufkraft,  seines  „inneren“  Werts)  zu  verbürgen, 
was  eine  Voraussetzung  für  befriedigende  Leistungen  des  Gelds  lu 
seinen  drei  Funktionen  und  unter  Umständen  für  seine  Übernahme 

dieser  Funktionen  überhaupt  ist.  . 

Es  ist  wohl  die  Bezeichnung  „Funktion^  für  die  Dienstleistun^n 
des  Gelds  in  der  hier  so  genannten  Funktion  als  rechtliches  Zahl- 
mittel beanstandet  worden.  Sie  ist  m.  E.  gerade  so  berechtigt  hier 
wie  bei  „Tausch mittel“  und  „Wertmaß“. 

8.  Folge-  oder  Konsekutivfunktionen  des  Geldes. 
Öfters  werden  von  einzelnen  Autoren  der  Geldlehre  und  speziell 
in  der  Darlegung  der  Geldtbeorie  außer  den  drei  besprochenen 
Funktionen  weitere  unterschieden  und  mit  in  die  Begriffs- 
bestimmung des  Geldes  aufgenommen.  Man  braucht  das  nicht 
durchaus  zu  verwerfen  und  kann  mit  solchen  Autoren  über  die 
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Notwendigkeit  der  Unterscheidung  weiterer  Funktionen  uber- 
einstimmen,  aber  es  doch  für  richtiger  halten,  wie  oben  schon 
bemerkt,  solche  weitere  Funktionen  nicht  koordiniert  neben 
die  drei,  sondern  subordiniert  als  aus  ihnen  folgend  zu 
stellen,  daher  den  drei  genannten  in  der  Tat  als  Haupt-  und 
primären  diese  übrigen  als  Neben-  oder  sekundäre  und 
Folge-  oder  Konsekutivfunktionen  anzureihen.  Die  einzelnen 
der  letzteren  folgen  nicht  aus  einer  einzigen  der  drei  Haupt- 
funktionen allein,  sondern  ans  zweien  und  selbst  aus  allen  dreien 
zusammen,  wobei  namentlich  die  rechtliche  und  die  Wertmaß- 
funktion in  näherer  Beziehung  zueinander  stehen  und  Folge- 
funktionell  in  W^irksamkeit  treten  lassen. 

Solche  Folgefunktionen  sind:  a)  Wertaufbewahrungs- 
mittel,  b)  Werttransportmittel,  c)  Mittel  zur  Darstel- 
lung (Repräsentant)  von  Vermögenswert  an  sich  (ni 
abstracto,  abstract  wealth),  d)  infolge  davon  wieder  also 
als  dieser  dritten  Folgefunktion  wieder  subordinierte  weitere 
Folgefunktion  — Mittel  zur  Darstellung  von  Kapital  in 
disponibelster  Form  für  alle  Verwendungszwecke  (ini 
Unterschied  zu  den  konkreten  Zwecken  nach  ihrer  technischen 
Beschaffenheit  dienenden  Gütern),  e)  endlich,  eine  spezielle 
Folge  der  rechtlichen  oder  Währungsfunktion  des  Gelds  und 
zugleich  dieser  letztgenannten  beiden  Folgefunktionen  (c  und  d), 
die  Funktion  als  Objekt  der  auf  Geld  lautenden  Geld-  und 
Kreditverträge,  einseitigen  Zahlungsversprechen  und 
der  in  Geld  ausgedrückten  Entschädigungsleistungen, 
Bußen,  Strafen  und  Steuern,  bei  welchen  es  sich  ebenfalls 
um  Übertragungen  von  abstraktem  Vermögenswert  handelt.  Die 
Aufnahme  dieser  Folgefunktionen  in  die  Begriffsbestimmung 
des  Gelds  ist  wie  gesagt  nicht  selten  geschehen,  sie  ist  nicht 
unrichtig,  aber  unnötig.  Über  die  Bedeutung  dieser  Folgefunk- 

tionen  wird  unter  B mit  gehandelt. 

B.  Die  Leistungen  des  Gelds.  Sie  liegen  in  seinen 

Funktionen.  Aus  diesen  ergeben  sich  zugleich  die  Folgen  für 

den  Verkehr.  i rr>  v, 

1.  Geld  als  Tauschmittel  macht  vielfach  den  lausch, 

damit  dessen  Voraussetzung,  die  Arbeitsteilung  zwischen  Unteij 
nehmungen  und  sonst,  erst  möglich,  fast  stets  viel  leichter  und 
damit  zur  Regel.  Bei  der  entscheidenden  Bedeutung  der  Arbeits- 
teilung für  die  höhere  Entwicklung  der  Volkswirtschaft  wird 
Geld  in  dieser  Eunktion  mithin  ein  wesentlicher  Faktor  dieser 
Entwicklung  selbst.  Und  wenn  auch  Arbeitsteilung  nicht  bloß 
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bei  Geldwirtschaft  Vorkommen  kann  und  vorkommt  (Abt.  I S.  35  , 
sondern  auch  auf  Grund  autoritärer  Regelung,  so  beruht  doch 
die  volkswirtschaftliche  Entwicklung  ganz  "beiliegend  aut  de 
in  der  privatwirtschaftlichen  Organisation  sich  frei  entfaltenden 
Arbeitsteilung,  für  welche  letztere  die  Geldwirtschaft  wiede 

eine  Hauptvoraussetzung  ist.  . , ^ . a 

Insbesondere  die  Vornahme  von  Tauschakt^  wird  trotz  der 
scheinbar  größeren  Komplikation  beim  Ersatz  des  Tauschs  durch  den 
Donneltaus^h  (Verkauf  oder  Kauf),  oft  allem  möglich  und  außerordent- 

sie  muß’  beim  reinen  T-^n^u 
wenn  sich  Angebot  und  Nachfrage  bei  zwei  Produkten  1 

nicht  decken  d h.  ein  Begehrer  und  Nachfrager  eines  nicht 

nur  iemande’n  findet,  welcher  im  Besitz  des  begehrten  Guts  und 
“oUeis“S  es  hinzugeben,  sondern  dies  auch  gegen  Annahme  des 
jenfm’  Begehrer  ®uad  kechfrager  bBSesseeea 
Gegenwert  an|ebotenen  Guts  zu  tun.  Indem  bei  \ erkauf  und  Kam 
eelen  Geld  konkretes  Gut  von  dem  Emen  fo^tgegeben  und  vom 
f'pfdpmnfänffer  mit  dem  Geld  das  von  ihm  begehrte  Gut  von  einem 

die  ausautauschenden  Güter  unteilbar  sind  oder  Xe^^ 

pinp«  hinzue-ebenden  Guts  im  anderen  Gute  den  Bedart  des  cegenreis 

u:rAn'«hTerdi  letzteren  übersteigt.  Auch  ^Jürnußern  ^ 
unterbleiben  oder  kann  sich  wenigstens  nur  mit 
Nachteilen  für  die  eine  oder  die  andere  Tauschpartei  vollziehe  . 
Auch  diese  Schwierigkeit  entfällt  mit  der  Benutzung  des  Gelds  als 

Tauschmittel. 

2 Geld  als  Wert-  und  Preismaß  ermöglicht  fürden\er- 
kehr,  für  den  Austausch  von  Sachgütern  und  Dienstleistnngen 
erst  die  Gewinnung  einer  Übersicht  der  quantitativen  Rela- 
tionen (Proportionen),  nach  welchen  sich  auf  Mengeneinheiten 
zurückgeführt  die  Tauschwerte  und  Preise  der  Güter  und 
Leistungen  zueinander  verhalten  und  m welchen  sich  die  Tausch- 
akte, bez.  Verkäufe  und  Käufe  vollziehen.  Eine  solche  Ubei- 
sicht  ist  wieder  die  Voraussetzung  jedes  umfassenderen  \ er- 
kehrs.  Sie  zu  gewinnen  ist  ohne  allgemeines  W ertmaß  im 
hohen  Grade  erschwert,  praktisch  kaum  zu  erlangen.  Erst 
durch  Geld  als  Wertmaß  kommt  in  alle  Verhältnisse  des  Ver- 
kehrs in  wirtschaftlichen  Werten,  in  alle  Besitz-  und  Erwerbs- 
verhältnisse Klarheit  und  Bestimmtheit.  Insbesondere  wird  die 
Zurückführung  aller  wirtschaftlichen  Werte  auf  feste  zahlen- 
mäßige Quantitäten  möglich.  Das  ist  die  Voraussetzung  des 
Rechnungswesens,  der  Anwendung  der  Rechnung  in  Zahlen 
für  Werteinheiten  auf  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  und 


I 
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Vorgänge.  Solches  Rechnungswesen  aber  ist  wieder  die  ^ oraus- 
setzung  der  Ordnung  im  Wirtschaftsleben,  u.  a.  auch  im  öffent- 
lichen Finanzwesen. 

Wenn  ohne  Wertmaß  jedes  Gut  mit  jedem  andern  Gute  hin- 
sichtlich seines  Tauschwerts  direkt  verglichen  werden  muß,  ergibt 
sich  eine  ungeheuere  Arbeit  für  die  Feststellung  der  Relationen  und 
für  die  Festhaltung  der  letzteren  im  Gedächtnis,  aber  auch  schrift- 
lich. Die  Benutzung  eines  allgemeinen  Wert-  und  Preismaßes  führt 
eine  außerordentliche  Vermindeiung  dieser  Arbeit  herbei.  Indem  der  | 

Tauschwert  und  Preis  für  die  Einheit  jedes  ixuts  mit  dem  Tausch- 
wert der  'Wertmaßeinheit  verglichen  wird,  werden  die  Tauschwerte 
aller  Güter  auf  das  Einfachste  untereinander  verglichen, 

3.  Geld  als  gesetzliches  Zahlungsmittel  oder  Wäh- 
rung bringt  in  alle  Verhältnisse  des  \ erkehrs  in  wiitschaft- 
lichen  Werten  erst  die  genügende  Sicherheit.  Namentlich 
auch  für  die  Entwicklung  des  Kredits  ist  das  von  entscheiden- 
der Bedeutung. 

4.  Die  weiteren  speziellen  Leistungen  des  Gelds  treten  in 
den  Folge funktionen  besonders  hervor,  lassen  sich  aber,  da 
letztere  aus  den  Haupt  funktionen  hervorgehen,  auf  diese  mit 
zurückführen. 

a)  Geld  ist  als  Wertaufbewahrungsmittel  besonders 
geeignet  o)  zur  Sicherung  der  Stabilität  des  ^ eimögens- 
werts  bei  seiner  eiTeichbaren  und  gewöhnlich  tatsächlich  vorhan- 
denen zeitlichen  relativen  W ertstabilität,  d.  h.  bei  dem  lelativen 
Gleichbleiben  der  Kaufkraft  (oder  des  „inneren“  Werts)  des 
Gelds,  wenigstens  für  kürzere,  auch,  mindestens  meist  mehr  als 
bei  anderen  Gütern,  für  längere  Zeiträume  und  bei  der  von  der 
physischen  Beschaffenheit  der  gebräuchlichen  Geldstoffe  (Edel- 
rnemlle!)  abhängigen  großen  Widerstandsfähigkeit  gegen  äußere 
Natureinflüsse ; ferner  bei  der  auch  einigermaßen,  wiederum  gewöhn- 
lich mehr  als  bei  anderen  Sachgütern,  vorhandenen  relativen  rä  um- 
lichen  ^(örtlichen)  Wertstabilität  des  Gelds.  Sodann  ß)  ist  Geld 
als  Wertaufbewahrungsmittel  besonders  geeignet  zur  Sicherung 
von  Vermögenswert  gegen  rechtswidrige  Schädigungen  (Raub, 
Diebstahl  usw.)  wegen  der  Konzentration  von  Wert  in  kleinem 
Volumen  und  Gewicht,  was  die  Verbergbark  eit,  technische  Siche- 
rung gegen  solche  Schädigungen,  auch  Transportabilität  von 
Vermögenswert  (im  Zusammenhang  mit  der  nächsten  Folge- 
funktion), daher  in  Verbindung  mit  Ortswechsel,  sehr  erleichtei't. 
Momente  von  besonderer  Bedeutung  in  rechtsunsicheren  Zeiten 
und  Orten,  welche  mehr  in  Betracht  kommen,  als  die  wegen 
dieser  Wertkonzentration  mit  dem  Gelde  als  Wertaufbewahrungs- 
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mittel  verbundene  größere  Gefahr,  Beute  des  Diebs  und  Räubeis 
zu  werden. 

Stoffwertloses  Geld  kann,  wenn  für  seine  wirtschaftliche  Wert- 
stabilität genügende  Garantien  vorliegen  und  gegen  die  Getabren 
seiner  stofflichen  Beschaffenheit  (Papier!)  ausreichende  Vorkehrungen 
getroffen  sind  und  sorgsame,  sehr  wohl  erreichbare  Behandlung  statt- 
findet, in  dieser  Funktion  des  Wertaufbewahrungsmittels,  wie  in  der 

folgenden  Funktion,  in  besonders  hohem  Grade  wichtig  wer^n  (Papier- 
geld!), ebenso  viele  Geldsurrogate  (Kreditumlaufsmittel,  Banknoten, 
Anweisungen,  Schecks,  Wechsel). 

b)  Geld  als  Werttransportmittel  leistet  für  die  räum- 
liche Bewegung  oder  Versendung  von  Vermögenswert  aus  den 
bei  a,  a angeführten  Gründen  besonders  wichtige  Dienste,  wiederum 
stoffwertloses  Geld  unter  den  angedeuteten  \ oraussetzungen 
und  Kautelen  in  noch  gesteigertem  Maße.  Aber  auch  das  Geld 
aus  wertvollem  Stoff,  namentlich  das  wichtigste,  das  Edel- 
metallgeld, leistet  hier  Bedeutendes. 

Dies  erklärt  sich  aus  der  wesentlichen  Abhängigkeit  der  Trans- 
portabilität, weil  der  Transportkosten  von  Sachgütern  von  dem 
spezifischen  Tauschwert,  von  dem  Wert  im  \ erbäRnis  zu  Volumen 
und  Gewicht,  wobei  auch  das  hohe  spezifische  Gewicht  selbst  mitspielt 
(Gold');  ferner  aus  der  bedeutenden  Höhe  dieses  spezifischen  Tausch- 
werts der  gebräuchlichsten  Geldstoffe  (Edelmetall,  besonders  Gold) 
und  aus  dem  Vorrang  dieser  Stoffe  in  dieser  Hinsicht  vor  fast  allen 
anderen  Gütern  (mit  Ausnahme  vornehmlich  nur  der  Edelsteine); 
weiter  aus  der  so  gut  wie  praktisch  völligen  \ ertretbarkeit  (I  ungi- 
bilität)  der  einzelnen  Stoffpartikeln  dieser  Geldstoffe  untereinander, 
auch  bei  deren  technisch  leichten  und  ökonomisch  nicht  erheblich 
kostspieligen  Teilbarkeit  und  Zusammenfügung  des  Stoffs  ohne  V\  ert- 
veränderung  der  Teile  und  des  Ganzen  (im  Unterschied  von  den 
Edelsteinen).  Bei  der  transporttechnisch  wenn  auch  nicht  -ökonomisch 
möglichen  Anwendung  niedrigster  Tarifsätze  von  Massenprodukt^ 
ini  Eisenbahnwesen  auf  Edelmetalle  und  Geld  daraus  könnte  ^ B. 
Silber  die  18  fache  Entfernung  von  der  Erde  bis  zum  Monde,  Gold 
sogar  eine  solche  von  zwei  Dritteln  des  Wegs  bis  zur  Sonne  (bei 
noch  niedrigeren  Wasserwegtarifen  noch  weitere  Entfernungen) 
zurücklegen,  bis  die  Höhe  der  Transportkosten  dem  V ert  am  Fro- 
duktions-  oder  Veasendungsort  gleich  stände.  Bei  fast  allen  andern 
Sachgütern  ist  das  sogar  der  Fall  bei  Zurücklegung  ganz  kleiner 
Entfernungen,  wie  der  Rohstoffe,  des  Bergbaus,  der  Forstwirtschaft, 
der  Landwirtschaft,  selbst  bei  sehr  niedrigen  Tarifen  öfters  nach 
Zurücklegung  von  Wegen  einiger  Dutzend  oder  höchstens  einiger 
hundert  Kilometer  Länge.  Mit  daher  die  starke  räumliche  Wert- 
ausgleichung des  Geldes,  auch  Edelmetallgelds,  im  Unterschied  von 
den  Tauschwert-  und  Preisdifferenzen  der  übrigen  Sachgüter. 

c)  Geld  als  Repräsentant  von  Vermögenswert  an 
sich.  Überall,  wo  es  bei  Vermögen  und  bei  Übertragung  von 
Vermögenswert  zwischen  verschiedenen  Personen  nicht  auf  be- 
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bestimmte  konkrete  Zwecke  der  Wirtschaft,  der  Produktion, 
der  Bedürfnisbefriedigung  ankommt,  denen  nur  durch  Güter  be- 
stimmter technischer  (physischer)  Beschaffenheit  genügt  werden 
kann,  sondern  wo  es  sich  beim  Vermögen  bloß  um  wirtschaft- 
liche Fähigkeit  handelt,  über  wirtschaftliche  Mittel  zu  be- 
liebigen Wirtschaftszwecken,  zur  Bedürfnisbefriedigung  über- 
haupt, zu  verfügen,  daher  in  der  Verkehrs  Wirtschaft  um  all- 
gemeine Fähigkeit,  konkrete  Güter  im  Wege  des  Tauschs,  des 
Kaufs  zu  erwerben,  um  allgemeine  Kaufkraft  (purchasing 
power),  da  wird  ein  Bedürfnis  nach  einem  Objekt  (Tauschgut), 
entstehen,  welches  als  allgemeiner  Repräsentant  von  Vermögen 
und  Vermögensmacht  im  dargelegten  Sinne  fungiert.  Gleiches  gilt 
in  solchen  Fällen,  wo  ein  bestimmtes  konkretes  Gut  vernichtet, 
verloren  ist,  w'orauf  Jemand  einem  Andern  gegenüber  Rechts- 
ansprüche der  Hergabe,  der  Rückgabe  hat,  oder  wo  in  gleichen 
Fällen  bei  fungiblen  Gütern  die  spezielle  Art  dieser  unbeschaft- 
bar  ist  und  es  sich  daher  nur  um  Ersatz  des  Werts  in  andrer 
Form  handelt  (so  bei  Entschädigungen).  Hier  leistet  Geld  in 
der  genannten  Punktion  die  wesentlichsten,  selbst  unentbehrliche 
Dienste,  sogar  schon  in  sonst  noch  ganz  oder  fast  ganz  natural- 
wirtschaftlichen Zuständen  außerhalb  der  Verkehrswirtschaft, 
vollends  innerhalb  dieser  und  mit  deren  allgemeiner  Einbürgerung 
noch  immer  mehr.  Es  wird  so  volkswirtschaftlich,  auch  indi- 
vidual- und  massenpsychologisch  sehr  wichtig,  daß  Geld  „ab- 
strakte Vermögensmacht“  darstellt,  die  bequemste  Form 
von  Vermögen  wird,  auch  der  Repräsentant  von  Reichtum. 
Das  wirtschaftliche  Streben  im  Erwerb  und  Besitz,  wie  es  sich 
unter  dem  Einfluß  des  mächtigen  ersten  egoistischen  Leitmotivs 
entwickelt  (Abt.  I S.  23),  wird  zum  Streben  nach  Geld  in 
dieser  hier  besprochenen  Funktion  desselben.  Auch  diese  beruht 
übrigens  wieder  auf  dem  Vertrauen,  daß  das  Geld  allgemein 
die  Tauschmittelfunktion  wirksam  übernehmen  könne. 

d)  In  der  Folgefunktion  dieser  Funktion  als  Repräsentant 
von  Vermögenswert  an  sich,  in  der  Punktion  als  Kapital 
in  disponibelster  Form  für  alle  Verwendungsarten, 
sind  die  Leistungen  des  Gelds  noch  in  verstärktem  Maße  die 
gleichen  wie  als  Repräsentant  von  Vermögen  sw er  t.  Namentlich 
im  Produktions-,  Umlaufs-  und  Verteilungsprozeß  der  privat- 
wirtschaftlichen Organisation  der  Volkswirtschaft,  bei  erreichter 
voller  Durchsetzung  der  Geldwirtschaft  und  der  sich  an  diese 
anschließenden  Kreditwirtschaft  wird  Geld  in  dieser  Punktion 
zum  Repräsentanten  von  Kapital  an  sich,  damit  in  der 
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privatkapitalistischen  W^irtschaftsperiode,  unter  der  Herr- 
schaft des  Privatkapitalismus  in  dieser,  selbst  wieder  die 
leitende  Wirtschaftsmacht  und  dadurch  Gesellschaftsmacht.  Das 
Wort  trifft  dann  voll  zu:  „Geld  ist  Macht“.  Die  bedeutungs- 
vollen psychologischen,  ethischen,  auch  politischen  Folgen  hiei 
von  sind  nicht  geringer  als  die  unmittelbar  wirtschaftlichen 

und  sozialen. 

e)  Hiermit  hängt  noch  ein  andrer  Punkt  zusammen.  Im 
Produktions-  und  Absatzprozeß  der  arbeitsteilig  gewonnenen 
Produkte  (Güter,  Sachgüter  von  persönlichen  Leistungen),  welche 
so  zu  „Waren“  werden,  tritt  infolge  dieser  Bedeutung  aller 
dieser  Funktionen,  zumal  aber  der  beiden  letztbesprochenen, 
die  letzte  Hauptaufgabe  hervor:  auch  wenn  alle  technischen 
und  ökonomischen  Aufgaben,  einschließlich  der  der  Zuführung 
der  Produkte  an  den  Ort  des  Bedarfs  und  zu  dem  Zeitpunkte 
der  erforderlichen  Deckung  dieses  Bedarfs,  schon  und  selbst 
ganz  befriedigend  erfüllt  sind : die  letzte  oft  schwerste  und  für 
das  Endergebnis  im  wirtschaftlichen  Erfolg  des  Unternehmers 
entscheidende  Aufgabe,  die  Produkte  gegen  Geld  abzu- 
setzen, in  Geld  uinzuwand ein,  — der  „letzte  Sprung  , 
welchen  das  Produkt  im  privatwirtschaftlichen  Produktions- 
und Absatzprozeß  der  geldwirtschaftlichen  Phase  der  Verkehrs- 
wirtschaft, um  „Ware“  zu  werden,  zu  vollziehen  hat,  um  an 
den  Käufer,  Verbraucher,  Händler  zu  gelangen  und  damit 
seinem  Endzweck  zugeführt  zu  w'erden.  Die  wirtschaftliche 
und  soziale  Herrschaftsstellung  des  Geldes,  damit  seines  Be- 
sitzers, wird  durch  diese  Notwendigkeit  dieses  letzten  Sprungs 
noch  wesentlich  gesteigert. 

f)  Als  rechtliches  Zahlmittel  und  Repräsentant  von  ab- 
strakter Vermögensmacht  und  von  Kapital  in  disponibelste! 
Form  für  alle  Verwendungszwecke  wird  das  Geld  regelmäßig 
das  Objekt  der  Geld-  und  Kreditverträge.  Es  verdrängt  hier 
größtenteils  andre  fungible  Güter  als  Objekt  solcher  \erträgo 
und  ebenso  diese  Güter  wie  auch  nichtfungible  als  Objekte 
von  Entschädigungen,  Bußen,  Strafen,  Steuern.  Das  hat  dm 
wichtige  Folge,  auch  auf  diesen  Gebieten  des  Zivil-,  Straf-, 
Steuerrechts , geldwirtschaftliche  \ erhältnisse , W ertanschläge 
in  Geld  an  Stelle  naturalwirtschaftlicher  treten  zu  lassen.  Die 
drei  Hauptfunktionen  des  Gelds  setzen  sich  dadurch  auch  auf 
Gebieten  durch,  welche  nicht  rein  materiell-wirtschaftliche  sind. 
Namentlich  die  rechtliche  Funktion  des  Gelds  kommt  so  erst 
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zu  ihrer  vollen  folgereichen  Entfaltung.  Die  Herrschaftsstellung 
des  Gelds  und  des  Geldbesitzers  erlangt  durch  diese  Entwick- 
lung der  Funktion  des  Gelds  als  Objekt  der  Verträge  und  der 
andren  genannten  Fälle  abermals  eine  große  Verstärkung. 

g)  Besondere  Bedeutung  gewinnt  die  Währungsfunktion 
des  Gelds  noch  dadurch,  daß  das  Währungsgeld  die  Grund- 
lage des  ganzen  Geldsystems,  insbesondere  regelmäßig  bei 
Metalhvährung,  auch  des  Münzsystems  und  die  allgemeine 
Rechnungseinheit  wird.  Namentlich  in  den  höheren  Ent- 
wicklungsperioden der  Volkswirtschaft,  wo  das  Geld-  und 
Münzwesen  erst  nach  schärfer  erkannten  rationellen  Grund- 
sätzen, unter  Zurück-  und  schließlich  Verdrängung  fiskalischer 
Interessen  des  Münzherrn,  geordnet  wird,  baut  sich  so  alles 
streng  folgerichtig  auf  der  und  im  Anschluß  an  die  V ährungs- 
funktion  des  Geldes  auf. 

h)  In  seinen  in  den  besprochenen  Funktionen  hervor- 

tretenden Gesamtleistungen  des  Geldes  erlangt  a)  das  Geld 
ökonomisch-technisch  für  die  Volkswirtschaft  die  Bedeutung 
eines  ganz  außerordentlichen  Förderungsmittels  der 
volkswirtschaftlichen  Entwicklung,  einer,  wie  keine  andere  Ein- 
richtung, Zeit  und  Arbeit  ersparenden  Maschine  (besser  Ma- 
schinerie), wie  man  es  wohl  bisweilen  genannt  hat,  einer  Voraus- 
setzung und  Grundlage  der  Arbeitsteilung,  von  geradezu  ent- 
scheidender Wichtigkeit.  Durch  die  erwähnte  Machtstellung, 
w-elche  es  seinem  Besitzer  in  der  Verkehrswirtschaft  gewährt, 
übt  es  einen  großen  Einfluß  insbesondere  auf  den  Prozeß  der 
Preisbildung,  der  Verteilung  des  Produktionsertrags,  der  Ge- 
staltung der  Löhne,  Gewinne,  Profite,  Zinsen,  Renten  aus. 
Der  Besitz  überhaupt,  das  Rechtsinstitut  des  Privateigentums 
an  sachlichen  Produktionsmitteln,  an  Boden,  Gebäuden,  be- 
weglichen Kapitalgütern  kommen  erst  im  System  der  Geldwirt- 
schaft und  im  sich  an  sie  anschließenden  der  Kreditwirtschaft 
zur  höchsten  Entfaltung  ihrer  wirtschaftlichen  und  sozialen 
Folgen,  ß)  Aber  gleichwohl:  die  Grundlagen  der  Volks- 

wirtschaft, die  prinzipiellen  Momente  in  den  Vorgängen  der 
Preis-  und  Einkommenbildung,  die  bezüglichen  „Tendenzen“ 
der  Gestaltung  und  sog.  Gesetze  werden  auch  durch  Geld 
und  Geldwirtschaft  nicht  prinzipiell  verändert,  nur  in  der 
äußeren  Erscheinung,  die  Vorgänge  in  der  Form  des  Ver- 
laufs, in  der  Schärfe  der  Entwicklungen,  weil  die  leitenden 
Wirtschaftsmotive  die  gleichen  bleiben,  y)  Bloß  der  Um- 
stand, daß  erst  mit  der  Geld-  und  KreditwirtscWt  die  quanti- 
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tativen  Wertbestimmungen  in  den  festen  Zahlen  der 
Geldrechnung  genau,  scharf  und  deutlich  erfolgen,  bewirkt 
auch  bezüglich  der  Motivation  auf  wirtschaftlichem  Gebiete, 
daß  das  „erste  egoistische  wirtschaftliche  Leitmotiv“,  das 
Streben  nach  dem  wirtschaftlichen  Eigenvorteil,  nach  Ver- 
mögenserwerb und  -Besitz  erst  in  der  Geld-  und  . Kiedit 
Avirtechaft  „seine  volle  Rechnung“,  sein  klares  Ziel,  seine 
deutliche  W’egweisung  zu  diesem  Ziel  findet,  d)  Das  aber 
bewirkt  und  macht  es  auch  praktisch  erst  voll  und  ganz  mög- 
lich, daß  dieses  Motiv  so  sehr  zum  vorherrschenden,  selbst 
zum’  fast  allein  herrschenden  wird  und  dem  volkswirtschaft- 
lichen Getriebe  in  Produktion,  Umlauf,  Verteilung,  Vermögens- 
bildung, in  der  privatwirtschaftlichen  Organisation  sein  deut- 
liches Gepräge  gibt.  Zumal  im  System  voller  freier  wirtschaft- 
licher Konkurrenz  ist  es  so,  welches  entwickelte  Geld-  und 
Kreditwirtschaft  zur  Voraussetzung  hat,  wie  es,  damit  in 
Wechselwirkung  und  Wechselbedingung  stehend,  auch  erst 
wieder  die  Voraussetzung  vollster  Entwicklung  dieser  Wirt- 
Schaft  ist. 

Diese  Rückwirkung  des  Geldes  auf  die  Motivation,  also  auf 
Psychisches  hat,  nebenbei  bemerkt,  auch  für  die  sozialökonomische 
Methode  (Abt.  I,  S.  24)  ihre  Bedeutung:  die  Menschen  in  der  aus- 
und  durchgebildeten  Geld-  und  Kreditwirtschaft  entsprechen  den 
Voraussetzungen,  auf  denen  die  Anwendung  der  Methode  dei* 
Deduktion  aus  dem  ersten  wirtschaftlichen  Leitmotw  beruht,  in  be- 
sonderem Maße:  ein  Verkehrssystem,  in  welchem  die  Menschen  sich 
tatsächlich  vornehmlich  nur  von  diesem  Motiv  bestimmen  l^sen 
und  was  sie  danach  zu  tun  und  zu  lassen  haben,  deutlich,  vie  in 
einer  Rechnung  mit  Zahlen,  erkennen.  (S.  meine  Grundlegung  3.  A. 

I,  S.  83  ff , 172  ff.) 

C.  Die  Entstehung  des  Gelds  an  sich.  1.  Sie  läßt 
sich  nicht  empirisch,  „historisch“  verfolgen,  weil  sie  hinsichtlich 
der  hier  wuchtigsten  ökonomischen  Funktion  des  Gelds,  der  des 
Tauschmittels,  ein  ganz  allmählich  sich  im  Seelenleben 
der  verkehrenden  Menschen  vollziehender  Vorgang  ist:  eben  die 
Entstehung,  Entwicklung,  Befestigung,  allgemeine  Einbürgerung 
und  Verbreitung  jenes  oben  bei  der  Tauschmittelfunktion  in 
seiner  für  diese  entscheidenden  Bedeutung  hervorgehobenen  Ver- 
trauensmoments (S.  llösuba).  Das  tritt  äußerlich  im  Gebrauch 
bestimmter  Objekte  als  Geld  hervor.  Nur  dies  läßt  sich  diiekt 
beobachten.  2.  Wirtschaftlich  zu  erklären  ist  die  Entsteh^g 
des  Geldes  a posteriori  durch  Rückschlüsse  auf  die  Verhältnisse 
eines  „geldlosen“  Zustands  der  Verkehrswirtschaft,  in  der  natural- 

A.  Wagner,  soz.-ökon. Grundriss, Buchhandelsausgabe.  Abteil.  II.  9 
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wirtschaftlichen  Phase  dieser  bei  bloßem  Naturaltausch  (Piodukt, 

(j,  anderes  Produkt,  Gut,  p\  f/'),  daher  aus  den  öko- 

nomisch-technischen Schwierigkeiten  und  daraus  entspringenden 
Yerkehrsbedürfnissen,  welchen  nur  ein  „Geld“  in  den  dargeleg- 
ten Funktionen,  insbesondere  zunächst  in  den  Hauptfunktionen, 
dann  auch  in  den  Folgefunktionen  abhelfen  kann.  as  das 
Geld  in  diesen  Funktionen  leistet,  ergibt,  welchen  Schwierig- 
keiten und  Bedürfnissen  es  abhilft,  welche  Momente  es  daher 
sind,  die  wirtschaftlich  zur  Entstehung  von  Geld  geführt,  d.  h. 
Bedingungen  geschaffen  haben,  aus  denen  dann  die  Entstehung 
und  Entwicklung  jenes  Vertrauensmoments  bei  der  Tausch- 
mittelfunktion entsprungen  ist.  Es  genügt,  auf  die  früheren 
Ausführungen  (S.  116  ff.,  122  ff.)  über  dieses  Moment  und  über 
die  Funktionen  des  Gelds  zu  verweisen. 

3,  Was  sich  historisch  feststellen  und  verfolgen  läßt,  ist 
das  allmähliche  Üblichwerden,  als  Gewohnheit  Sich-Einbürgern 
des  Gebrauchs  von  bestimmten  Geldstoffen  und  bestimm- 
ten Formen  dieser  Stoffe,  auch  von  Münzen,  namentlich 
von  solchen  eines  fremden,  schon  entwickelteren  irtschafts-, 
Verkehrs-  und  Eechtsgebiets,  welche  ein  noch  wenig  verkehrs- 
wirtschaftlich entwickeltes,  überwiegend  noch  in  Naturalwirt- 
schaft (in  beiderlei  Sinn  des  V orts)  steckendes  Land  und  ^ olk, 
insbesondere  zuerst  in  seinem  Verkehr  mit  dem  fremden  ^ olke, 
kennen  gelernt  und  hier  als  Geld  zu  benutzen  sich  gewöhnt 
hat.  Von  da  aus  erfolgt  dann  die  Einbürgerung  des  Gebrauchs 
von  bestimmtem  Geld  in  dem  eigenen  inneren  A erkehr  des 
Volkes.  4.  Dies  geschieht  in  den  beiden  ökonomischen  Funk- 
tionen regelmäßig  gleichzeitig.  Mit  der  Entwicklung  des  Geld- 
verkehrs und  dem  damit  schärfer  hervortretenden  Bedürfnis 
einer  rechtlichen  Eegelung  der  Verhältnisse,  welche  sich  auf 
Geldgebrauch,  besonders  auch  von  Geld  als  Vertragsobjekt  und 
als  Befriedigungsmittel  für  Forderungen  aus  gewährten  Leistungen, 
für  Entschädigungen  usw.  beziehen,  wird  die  rechtliche  Funktion 
im  positiven  gesetzlichen  Eecht  normiert. 

a)  Das  Bedürfnis  nach  einem  Geld  als  Tauschmittel  macht 
sich  bei  der  Entwicklung  von  der  ersten  Verkehrs  wirtschaftlichen 
Phase,  der  des  Naturaltauschs,  zur  zweiten  Phase,  der  geldwirt- 
schaftlichen, besonders  geltend,  b)  Aber  auch  das  Bedürfnis  nach 
Geld  als  Wertmaß  tritt  doch  früh  hervor,  selbst  in  Zeiten  noch 
ganz  überwiegender  Naturalwirtschaft,  im  Sinne  der  Produktion 
wesentlich  nur  für  den  eigenen  Bedarf  des  Produzenten  (und  der  An- 
gehörigen seiner  Hauswirtschaft),  also  bei  noch  wenig  Produktion  für 
den  Absatz  (Abt.  I S.  37,  146ff.).  Sobald  indessen  nur  Naturaltausch 
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in  etwas  größerem  Umfang  üblich  wird,  tritt  ein  solches  Bedürfnis 
nach  einem  Wertmaß  hervor.  So  schon  bei  auch  nurerstnoch  gelegent- 
lichem  Verkehr,  zur  Ausgleichung  von  zufälligen  Überschüssen,  bei 
Nichtbedarf  bestimmter  besessener  Güter,  mit  zufälligem  Bedarf  an 
bestimmten  nicht  besessenen  Gütern,  ferner  mehr  i^och,  wenn  die 
Einen,  oft  die  Bewohner  des  einen  Wohnorts  oder  Lands,  im 
kehr  mit  Anderen,  mit  Wohnortgenossen  und  anderwo  wohnenden 
über  gewisse  Monopolstellungen  für  die  Produktion  verfügen  oder 
sie  entbehren.  Solche  Monopolstellungen  können  in  natürlichen  \ or- 
zügen  des  örtlichen  Bodens,  im  spezifischen  Inhalt  desselben  (^01* 
kommen  von  Steinarten,  Mineralien,  Metallen,  Salz),  in  klimatischen 
Momenten  (Vorkommen  bestimmter  Nutzpflanzen,  Hölzer,  Tiere)  wie 
auch  in  erworbener  Geschicklichkeit  liegen,  Verhältnisse,  welche 
beim  Einen  vorhanden  sind,  dem  Andren  fehlen,  und  so  zwischen 
Ortsgenossen  und  Bew-ohnern  verschiedener  Orte  und  Länder,  zwischen 
einzelnen  Familien, Geschlechtern,  Stämmen,V  ölkern,  zu  Tau^hvero.e  r 
führen.  Hier  wird  ein  Wertmaß  Bedürfnis,  um  die  Tausewerte  im 
Austauschobjekte  daran  zu  vergleichen,  darin  zu  messen,  c)  Eine  wohl 
nicht  allgemein  aber  doch  mehrfach  in  charakteristischen  Beispielen 
vorgekommene  Entwicklung  ist  die  der  Einbürgerung  und  herkömm- 
lichen Anwendung  bestimmter  Wertskalen  für  verschiedene 
Kategorien  wichtiger  Güter,  welche  im  Besitz  und  Tauschyerkehr 
nach  den  gegebenen  Verhältnissen  eine  Eolle  spielen.^  Dabei  bildet 
aber  auch  wieder  ein  bestimmtes  Objekt  das  eigentliche  Wertmaß. 
Von  diesem  geht  die  W^ertskala  aus,  so  etw'a  von  einem  Metall,  Silber, 
auf  dessen  (Gewichts-  und  Qualitäts-)  Einheiten,  Vielfaches  und 
Bruchteile  die  Werte  der  in  die  Skalen  aufgenommenen  Güter- 
einheiten sich  dann  zurückführen  lassen,  auch  wenn  die  Werte  der 
Güter  der  Skala  des  weiteren  nur  in  Proportionen  zu  einander  be- 
stimmt sind  (Sklaven,  Yieh,  Nahrungsmittel,  Kleidungsstoffe,  Schmuck- 
sachen, Geräte,  Werkzeuge,  z.  B.  keltisch-irische  Skalen,  s.  Rldg^TOy. 
Bei  Vieh  als  Geld  dient  wohl  ein  Stück  bestimmter  individueller  Be- 
schaffenheit einer  Yiehart  als  Wertmaß  (bei  den  alten  Germanen, 
scheint  es,  eine  gehörnte,  sehende,  gesunde  Kuh)  und  W ertskalen  für 
andere  Yieharten  in  Einheiten  dieses  Wertmaßes  schließen  sich  an 
(Sötbeer).  d)  Indem  der  Gebrauch  solcher  Wertmaße  und  \V  ertskalen 
sich  allgemeiner  einbürgert,  auch  bei  Entschädigungen,  Ersatz- 
leistungen in  freier  Vereinbarung  üblich  wird,  und  dann  weiter  bei 
gerichtlichen  Entscheidungen  und  in  den  Normen  des  Bußen-,  Straf-, 
Abgabe-,  Steuerrechts  ein  solches  Wertmaß  und  solche  sich  daran  an- 
schließende Wertskalen  zugrunde  gelegt  werden,  entwickeU  sich 
auch  die  rechtliche  Funktion  des  rechtlichen  Zahlungsmittels  bereits. 
Wertskalen  in  diesem  Stadium  werden  damit  zu  autoritativen 
Tausch-  und  Preistaxen. 

5.  Derartige  und  analoge  Verhältnisse  und  Entwicklungen 
lassen  sich  für  einige  Zeitalter,  Völker,  Länder  und  \ erkehrs- 
sj'steme,  auch  bis  in  die  sog.  prähistorischen  Zeiten  der  Kultur- 
völker hinein,  und  für  noch  existierende  Naturvölker  nachweisen. 

So  für  die  älteren  Zeiten  des  Orients,  für  die  Zeiten  der  ger- 
manisch-romanischen Welt  diesseit  der  Alpen,  mit  der  Einbürgerung 
des  römischen  und  griechischen  Geld-  und  Münzwesens,  für  die 
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keltischen  Völker,  noch  gegenwärt'g 

Völker,  welche  zu  ihren  primitiven  heimischen  Geldstoften  und  Gelü 
arten,  wie  Muscheln  (Kauris),  heimischen  ^Naturprodukten  und 
teten  Gegenständen  auch  begehrte  Objekte  europäischen  EinMiih^ 
und  europäische  Münzen  hinzunehmen  und  auch  wohl  in  M ertskalen 
vereinigen  (Maria-Theresiataler).  So  lückenhaft  das  «l^ere  und 
Tatsacfenmaterial  bleibt,  so  viele  Hypothesen  seiner  \ 
unvermeidlich  sind,  so  kann  man  doch  wohl  Einiges  für  die  allgememe 
Geldtheorie  und  die  Fragen  der  Entstehung  und  ^ erbreitung  des  Geld- 
gebrauchs wie  der  Geschichte  der  Geldstoffe  und  Geldstottformen  in 
vorsichtigen  Generalisierungen  benutzen  (s.  Bücher,  Schiirtz). 

6.  Das  Ergebnis  aus  solchen  Beobachtungen  der  Tat- 
sachen stimmt  mit  den  Rückschlüssen  aus  Begriff,  ’W  esen, 
Funktionen  von  Geld  und  mit  den  danach  für  den  Geldgebrauch 
und  dessen  Einbürgerung  aufzustellenden  Bedingungen  überein : 
„Geld“  werden  solche  bewegliche  Sachen,  welche  allgernein 
beliebte,  zunächst  wegen  ihres  Gebrauchswerts  für  andere 
wichtige  Bedürfnisse  den  Gliedern  einer  Yerkehrsgemeinschatt 
dienende  und  deswegen  geschätzte  Objekte  sind,  namentlich 
wenn  sie  zugleich  relativ  selten,  relativ  schwer  herzustelleii,  zu 
beziehen  sind,  in  der  heimischen  Produktion,  im  inneren  V erkehr, 
im  Absatz  nach  außen,  außerhalb  der  heimischen  Verkehrsgemein- 
schaft und  im  Bezug  von  außen.  Indem  solche  Sachen  dann  immer 
mehr  und  allgemeiner  die  Geldfunktionen  übernehmen,  \eibieitet 
sich  und  befestigt  sich  bei  Jedermann  in  der  ^ erkehrsgemein- 
schaft  die  Überzeugung,  der  Glaube  (was  dabei  gar  nicht 
klar  zum  Bewußtsein  zu  kommen  braucht),  daß  sie  von  Jeder- 
mann als  Geld,  und  weil  sie  als  solches  fungieren,  die  be- 
sprochenen Geldfunktionen  übernehmen,  benutzt,  nament- 
lich gegen  im  Tausch  überlassene  konkreten  Bedürfnissen 
dienende  Güter  als  Tauschgegenwert  angenommen  werden. 
Damit  tritt  im  Einzelfall  und  allgemein  bei  der  Annahme  die 
Rücksicht  auf  den  stofflichen  oder  Form -Gebrauchswert  lur 
andere  Zwecke  zurück,  die  Rücksicht  auf  den  Gebrauch  als 
Geld  immer  mehr  und  allgemeiner  entscheidend  hervor  oder 
m.  a.  W.  wird  der  Gebrauchswert  dieser  Sachen  als 
Geld  im  Funktionswert  als  Tausch-  und  Zahlmittel, 
auch  gesetzliches  Zahlmittel  („Schuldlöseinittel“  S.  121)  gefunden. 
Mit  der  Verbreitung,  Einbürgerung  und  Befestigung  eines  ^ er- 
trauens  darauf,  daß  dieser  Funktionswert  besteht,  sind  die  be- 
treffenden Sachen  zu  „Geld“  geivorden,  ist  „Geld  ent- 
standen“. Das  Vertrauensmoment  bleibt  für  die  Entstehung, 
wie  für  Begriff  und  Wesen  von  Geld  das  Maßgebende  und 
Entsclieidende. 
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Auf  die  hier  nun  wieder  auftauchende,  oben  (S.  117)  schon  be- 
rührte Frage,  ob  dies  Vertrauensmoment  notwendig  stets  an  den 
sonstigen  Stoff-  uud  Stoffformwert  des  Geldobjekts,  daher  an  den 
Gebrauchswert  des  letzteren  für  andere  Zwecke  und  Dienste  als  die 
in  den  Geldfunktionen  liegenden,  notwendig  gebunden  sei  und  bleibe 
oder  ob  die  Entwicklung  zu  völlig  stoff-  und  stoffform  wertlosem 
Gelde  fortsclireiten  könne  und  unter  welchen  Bedingungen,  wird 
unten  zurückgekommen. 

D.  Geldersatzmittel  oder  Geldsurrogate.  Hier  ist 
die  Frage  zu  behandeln,  ob  und  wie  in  der  verkehrswdrtschaft- 
lichen  Phase  der  Geld-  (und  Kredit-)  Wirtschaft  Geld  eisetzt 
werde.  Mit  dieser  Frage  hängt  auch  die  andere  zusammen, 
welche  Ausdehnung  (Umfang)  dem  Geldbegriff  zu  geben 
sei,  eine  engere,  hier  festgehaltene,  oder  eine  weitere,  wonach 
dann  von  den  im  folgenden  mit  als  Geldsurrogate,  nicht  als 
Geld  angesehenen  Umlaufsmitteln  (sog.  Kreditumlaufsmitteln, 
auch  Scheidemünze),  einzelne,  allgemein  oder  doch  unter  be- 
sonderen Bedingungen,  mit  zum  Gelde  selbst  gerechnet  werden, 
was  hier  abgelehnt  wird. 

1.  Das  Objekt,  welches  Geld  im  vollen  ökonomischen  und 
rechtlichen  Sinne  ist,  kann  nur  in  einer  der  drei  Hauptfunktionen 
ersetzt  werden,  wenn  es  nicht  aufhören  soll,  eben  „Geld 
zu  sein:  in  der  Funktion  des  Tausch-  oder  Umlaufmittels,  d.  h. 
hier  im  körperlichen  Gebrauch  als  solches.  In  seiner  anderen 
ökonomischen  Funktion,  der  des  Wert-  und  Preismaßes,  und 
in  seiner  rechtlichen  Funktion,  der  des  gesetzlichen  Zahl-  und 
Schuldlösemittels,  wird  es  nicht  ersetzt. 

Auch  daun  nicht,  wenn,  wie  beim  sog.  Legalkurs  von  Papier- 
geld Banknoten  und  bis  zu  einem  bestimmten  Geldwertbetrag  bei 
Sclieidemüüze,  solchen  Umlaufsmitteln  im  ersten  lall  allgemein  für 
Zahlun^^eii  unter  Privaten  und  an  Öffentlichen  Ivassen,  letzterenfall^ 
bis  zu  einer  bestimmten  Wertgrenze,  die  Eigenschaft  des  gesetzlichen 
Zahlmittels  in  der  Rechtsordnung  des  Geld-  und  Münzvvesens  selbst 
beigelegt  ist  Das  „Geld“  bleibt  auch  hier  allein  Wertmaß  und 
allgemeines  gesetzliches  Zahlmittel.  In  diesem  hat  eventuell  der 
Aussteller  von  (einlösbarem)  Papiergeld  und  Banknoten,  der  Schuld- 
ner hierfür,  und,  bei  den  wenigstens  heute  für  richtig  geltenden  und 
mehrfach  im  Recht  und  in  der  Verwaltung  des  Müuzwesens  ver- 
wirklichten Grundsätzen  der  Scheidemünzpolitik,  hat  der  Münzherr 
als  Ausgeber  solcher  Münze  diese  bloßen  Ersatzmittel  des  Gelds 
in  dessen  Umlaufmittelfunktion  in  Geld  einzulösen.  Auch  wenn 
Papiergeld  (ohne  Zwangskurs)  und  Banknoten,  ebenso  Scheidemünze 
über  den  gesetzlichen  Verpflichtungsbetrag  hinaus  freiwillig  in 
Zahlung  genommen  werden,  und  dann  auch  in  beiden  Fällen  recht- 
lich mit  der  Annahme  dieser  Zahlung  in  dieser  Form  eine  Schuld  als 
getilgt  gilt,  wie  es  regelmäßig  Rechtens  ist,  so  ändert  dies  an  deni 
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Sachverhalte  nichts,  daß  auch  hier  das  „Geld“ 

gesetzliches  Zahlmittel  (Währung)  auch  m diesen  Fallen  ^elblelbt. 

2 Diese  eben  genannten  Umlaufsmittel  und  ebenso  alle 
weiteren,  deren  der  Verkehr  sich  an  Stelle  der  körperlichen 
Benutzung  des  Gelds  bedient  (girierte  Anweisungen,  Wechsel, 
Schecks  u.  a.  m.),  ferner  auch  alle  Kredit-  und  Bankorgani- 
sationen und  Einrichtungen  zu  gleichem  Zweck  (Giroverkehr 
Abrechnungs-  und  Ausgleichseinrichtungen  der  Banken  und 
selbständigen  Anstalten,  der  sog.  Clearing-  oder  Ausgleichungs- 
häuser hierfür)  setzen  das  Bestehen  eines  Geldes  als  Wertmaß 
und  gesetzliches  Zahlmittel  voraus,  beziehen  sich  sämtlich  aut 
,Geld“  in  diesen  beiden  Funktionen  und  lauten  darauf  (auch 
die  Scheidemünze  eigenen  Namens,  der  eben  nur  eine  Bezeicli' 
niinf  für  eine  Wertquote  des  „Gelds“  darstellt).  >.ur  m „Geld 
als  der  W'ährung  und  des  Wertmaßes  wird  auch  bei  Benutzung- 
aller  dieser  Ersatzmittel  des  Gelds  in  -dessen  Tauschmittel- 
funktion gerechnet.  In  der  sog.  Kreditwirtschaft  i“  Sinne 
einer  Zahhingseinrichtung,  in  welcher  ein  sehr  großer  Teil  aller 
im  Verkehr  vorkommenden  Zahlungen  nicht  mittels  „Geld  , 
sondern  mittels  (einlösbaren)  Papiergelds,  Banknoten,  Schecks, 
d.  h.  sämtlich  Anweisungen  auf  Geld,  und  Ein- 

schreibens, Kompensierens  usw.  erfolgt,  bleibt  „Geld'  und 
dies  allein  W’ertmaß  und  gesetzliches  Zahlmittel  und  damit 
eben  Geld  im  vollen  Sinne.  Alle  diese  anderen  Zahlungsweisen 
ersetzen  Geld  nur  in  der  Tausch-  wie  Umlaufmittelfiinktion, 
sind  nur  Geldsurrogate,  und  dies  nur  für  Geld  in  dieser 

Funktion. 

3.  Dieser  Sachverhalt  wird  auch  nicht  dadurch  ein  anderer, 
daß  der  tatsächliche  Gebrauch  solcher  Geldsurrogate  neben  und 
statt  Geldes  einen  Einfluß  auf  den  Geldwert,  den  sog.  inneren 
oder  die  Kaufkraft  des  Geldes,  äußert.  In  diesem  Fall  wird 
der  Tauschwert  des  Geldes  als  Tauschmittel  ein  anderer,  voraus- 
setzungsweise ceteris  paribus  ein  niedrigerer,  als  er  ohne  solche 
Surrogierung  dem  Geld  innewohnen  würde.  Dadurch  ertolgen 
Reaktionen  auf  die  Wertmaßfunktion.  Aber  immer  bleibt  auch 
hier  das  Geld  und  dies  allein  das  W^ertmaß,  wenn  auch  von 
anderer  W'ertstabilität  und  mit  anderen  Schwankungen  seines 
Werts,  als  in  einem  Zustande,  wo  eine  solche  Surrogierung 

fehlt. 

Hiermit  wird  eine  besonders  oft  erörterte  Streitfr^e,  ob  ins- 
besondere Banknoten  (auch  einlösbares  Papiergeld)  „Geld  seien, 
verneinend  entschieden.  Auch  in  dem  erwähnten  Fall  des  Lega  - 


irkliche  Banknoten  (legal  tender  der  Noten  der  Bank 
urs  legal  der  Noten  der  von  Frankreich,  ähnliche  Be- 
;h  sonst,  so  in  Österreich,  auch  bei  Staatspapiergeld 

'Verpflichtung  zur  Einlösung 
(W’^ährungs-)  Geld,  daß  diese 
Sonstige  gesetzliche  oder  rein 
Vorschriften  für  die  Annahme  und  Ausgabe  von 

Scheidemünzen)  an  Zahlungsstatt 

Ebensowenig  der 
I von  Banknoten  an 
Man  muß  grade  hier  streng  be- 

Anknüpfung  an  die  Funktionen 

den  sog.  Folgefunktionen  wird  Geld  durch 
ht  als  Währung  und  Wertmaß 

besonders  Banknoten, 
Scheidemünze  wird 
, ein  eigenes  selbständiges  Geld, 
die  Verpflichtung  zur 
"Währungsgelde  fortfällt,  Geld- 
wangskurs für  Zahlungen  unter 

Dritte  für  von 
erfüllende  Verbindlichkeiten  (An- 


hie  und  da)  bedingt  eben  die  rechtliche  V 
der  Noten,  des  genannten  Papiergelds  in  f’ 

Papiere  nicht  selbst  Geld  sind. 

administrative  " •l- 

solchen  Papieren  (desgleichen  von 
an  öffentlichen  Kassen  ändern  daran  auch  nichts 
selbst  sehr  verbreitete  tatsächliche  Gebrauch 
Zahlungsstatt  im  freien  Verkehr, 
grifllich  Vorgehen  und  scheiden  in 
des  Geldes.  — Auch  in  (’  „ 

die  hier  besprochenen  Surrogate  nie 
ersetzt. 

4.  Aus  einzelnen  Geldsurrogaten, 
bisher  einlösbarem  Papiergeld,  auch  aus 
nur  in  dem  Falle  Geld  selbst 
wenn,  wie  häufig  in  der  Geschichte, 

Einlösung  in  dem  bisherigen 
Surrogaten  wie  den  genannten  Z 
Privaten  und  für  solche  öffentlicher  Kassen  an 

diesen  Kassen  in  Geld  zu 
nahmezwang),  ebenso  der  Scheidemünze  solcher  Zwangskurs  für 
unbegrenzte  Beträge  verliehen  wird.  Dieser  Zwangskurs  unter- 
scheidet sich  von  Legalkurs  dadurch,  daß  auf  Grund  desselben 
der  Ausgeber  und  formelle  Schuldner  der  mit  dem  Zwangskurs 
versehenen  Zahlungsmittel  berechtigt  ist,  die  Einlösung  (regel- 
mäßig nicht  die  eigene  Annahme  an  Zahlungsstatt)  zu  ver- 
weigern, was  er  beim  Legalkurs  nicht  tun  darf.  Unter  diesen 
Verhältnissen  übernimmt  ein  solches  Zahlungsmittel  allerdings 
auch  die  Wertmaßfunktion,  wenn  sich  dabei  auch  eigenartige 
Rückwirkungen  der  Wertschwankungen  zwischen  dem  bisherigen 
und  diesem  neuen  Geld  auf  diese  Funktion  ergeben.  Hier  erst 
erfolgt  ein  voller  Ersatz  des  bisherigen  Geldes  durch  dieses 
neue,  letzteres  wird  jetzt  ein  volles  Surrogat  des  alten,  aber  als 
eigene  Geldart  ist  es  nunmehr  eben  nicht  mehr  Surrogat  von 
„Geld  an  sich“,  sondern  selbst  „Geld“.  Der  praktisch  wich- 
tigste Fall  ist  die  sog.  Papierwährung,  un einlösbares  Staats- 
papiergeld mit  Zw^angskurs  und  Banknoten  einer  Bank,  m eiche 
vom  Inhaber  der  legislativen,  bzw.  auch  der  administrativen 
Gewalt  von  der  Einlösungsverpflichtung  ihrer  Noten  entbunden 
ist  unter  Beilegung  des  Zwangskurses  für  diese.  Ein  solches 
„Geld“  stellt  dann  ein  stof fwertloses  dar.  Auch  die  Aus- 
dehnung der  Eigenschaft  des  gesetzlichen  Zahlmittels  auf 
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Scheidemünze  für  Zahlungen  in  beliebiger  Werthöhe,  ohne  eine 
Grenze  darin,  macht  diese  erst  neben  dem  sog.  vollwichtigen 
Geld  zum  „Geld“  im  vollen  Sinne.  Diese  Münze  ist  dann  ein 
partiell  stoffwertloses  Geld. 

Die  konkreten  Verhältnisse  des  Geld-  und  Münzwesens  zeigen 
manche  Fälle,  in  welchen  nicht  immer  einfach  zu  entscheiden  ist, 
ob  ein  Umlaufmittel  nur  ein  Geldsurrogat  eines  bestimmten  Geldes 
in  dessen  Unilaufmittelfunktion  oder  neben  und  an  Stelle  dieses 
Geldes  ein  eigenes  Geld,  eine  besondere  Geldart,  weil  auch  gesetz- 
liches Zahlmittel  und  Wertmaß,  ist.  Doppel-,  Parallelwährungf rage  ? 
Bei  der  gewöhnlichen  Einrichtung  der  sog.  Doppelwährung,  wenn 
Gold  und  Silber  bez.  daraus  hergestellte  Münzen  mit  freier  Prägung 
von  Münzen  in  beliebiger  Menge,  nach  einem  gesetzlich  bestimmten 
Wertverhältnis  und  Annahmezwang  für  Zahlungen  nach  diesem  Ver- 
hältnis Währung  sind,  sind  die  Münzen  beider  Metalle  sich  gegen- 
seitig Ersatzmittel  des  Gelds  in  der  Tauschmittelfunktion,  während 
sie  in  dem  gesetzlichenWertverhältnis  einzeln  gesetzliches  Zahlmittel 
und  Wertmaß  sind.  In  der  sog.  Parallelwährung  von  Gold  und 
Silber  bestehen  zwei  gesetzliche  Zahlmittel  und  Wertmaße  und  Tausch 
mittel  unabhängig  nebeneinander,  wenn  auch  im  Verkehr  nach  üb- 
lichem oder  nach  wechselndem  Wertverhältnis  je<le  Münze  des  einen 
Metalls  die  andre  in  der  Tauschmittelfunktion  ersetzt,  unter  frei- 
williger, nicht  gesetzlich  obligatorischer  Annahme.  Wenn  letztere 
besteht,  geht  der  Fall  in  Doppelwährung  über. 

Weiteres  über  Geldsurrogate  gehört  in  die  Münzlehre,  soweit 
es  sich  um  Scheidemünzen,  in  die  fcedit-  und  Banklehre,  soweit  es 
sich  um  sog.  Kreditumlaufsmittel  und  Giro-  und  Ausgleichungs- 
einrichtungen handelt.  Auch  das  sog.  uneigentliche  (einlösbare, 
zwangskurslose)  Papiergeld  (meist  Staatspapiergold)  gehört  mit^  zu 
dieser  Kategorie  der  Kreditumlaufmittel,  kann  aber  wegen  seiner 
Zugehörigkeit  zu  den  finanziellen  Hilfsmitteln  als  Kategorie  öffent- 
licher Schulden  und  wegen  seiner  Verwandtschaft  in  diesem  Punkte 
mit  dem  eigentlichen  Papiergeld  auch  diesem  angereiht  werden. 
Nur  letzteres  gehört  als  eigentliches  Geld  in  die  Geldlehre. 

§ 71.  — II.  Allgemeine  Geldlehre  (Geldtheorie), 
Fortsetzung.  Geldstof  f e.  Stoff  wert  volles  und  stoff- 
wertloses Geld.  Arten  der  Geldstoffe.  Edelmetall 
als  Geldstoff. 

A.  Die  Entwicklungen  im  Gebrauch  verschiedener 
Geldstoffe.  Sie  spiegeln  die  Entwicklung  des  für  Geld 
entscheidenden,  des  Vertrauensmoments  (S.  116ff.)  ab  und 
zeigen  gewisse  übereinstimmende  Grundzüge,  welche  sich  auf 
folgendes  historisches  Schema  zurückführen  lassen.  1.  Beim 
Übergang  von  Naturalwirtschaft,  im  Doppelsinn  des  Wortes, 
hier  vornehmlich  vom  Naturaltausch  im  Einzelfall  in  die  schon 
etw^as  regelmäßigere  Verkehrswirtschaft  und  in  deren  frühen 
Stadien  w’erden  Objekte  als  Tauschmittel  und  damit  in  der 
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ersten  ökonomischen  Funktion  des  „Geldes“  benutzt,  welche 
wiegen  ihres  ihrer  Beschaffenheit  zu  verdankenden  unmittel- 
baren Gebrauchswertes  für  andere  Bedürfnisse  allgemein  ge- 
kannt, beliebt  und  begehrt  sind.  Sie  übernehmen  alsdann 
auch  die  Wertmaßfunktion  und  treten  selbst  schon  in  die  des 
rechtlichen  Zahlmittels  ein,  w'omit  sie  Geld  im  vollen  Smn 
w'erden.  2.  Damit  beginnt  bereits  das  Mitspielen  des  V er- 
trauens,  solche  Objekte  auch  wieder  als  Geld  bemitzen  zu 
können,  w'^egen  ihrer  allgemeinen  Übernahme  der  genannten, 
insbesondere  der  Tauschmittelfunktion.  3.  Aber  dies  Moment, 
das  „Kreditmoment“  (S.  120)  im  Gelde,  wird  noch  und  muß 
noch  durch  eine  „reale  Sicherheit“  gestärkt  werden,  welche 
im  Gebrauchswert  des  Geldobjekts  als  Stoff  (auch  als  Foim, 
bei  Schmucksachen,  Geräten)  zu  bestimmten  anderen  unmittel- 
baren Nutzzwecken  liegt,  a)  Je  weniger  entwickelt  die  Ver- 
kehrsverhältnisse sind,  je  mehr  das  wirtschaftliche  Leben  noch 
in  der  Naturalwirtschaft  steckt,  also  in  primitiveren  V^erhält- 
nissen,  desto  mehr,  b)  Daher  sind  auch,  dem  entsprechend, 
Objekte  von  Gebrauchsw^ert  für  wichtige  materielle  Hauptbe- 
dürfnisse das  Geld  in  den  frühsten,  solche  für  andere,  feinere 
materielle,  hie  und  da  schon  für  ideelle,  ästhetische  Bedürf- 
nisse (Schmuck)  das  Geld  in  den  späteren  Entwicklungsstufen. 
4.  In  der  VV^eiterentwicklung  tritt  diese  Rücksicht  auf  die  reale 
Garantie  des  anderw^eiten  Gebrauchswerts  des  Geldstoffs  mehr 
zurück,  selbst  hier  und  da  sehr  stark  (z,  B.  bei  Zerteilung  des 
Fellgelds  in  kleine,  anderw'eit  so  nicht  oder  wenig  mehr  brauch- 
bare Stücke).  Die  Realgarantie  w ird  stärker  ersetzt  durch  die  Ent- 
wicklung des  V^ertrauens,  die  üblicherweise  als  Geld  dienenden 
Objekte  stets  in  den  Geldfunktionen  dienen,  als  Geld  be- 
nutzt zu  sehen,  von  Jedermann  im  Verkehrsgebiet,  a)  In  zahl- 
losen Einzelfällen,  selbst  für  gew^öhnlich  im  ganzen  V^erkehr, 
wird  dann  Geld  aus  dem  und  dem  Stoff  unter  normalen  V^er- 
hältnissen,  d.  h.  w^enn  das  Vertrauen  in  den  Gebrauch  dieses 
Stoffs  als  Geld  feststeht  und  keinen  Störungen  unterliegt,  in 
der  Tat  fast  ohne  Rücksicht  auf  den  anderw^eiten  Gebrauchs- 
w'ert  dieses  Stoffs  (bzw.  auch  der  Form  dieses)  benutzt,  b)  Das 
ist  die  höchste  Entwicklung  bei  an  sich  stoffw^ertvollem  (und 
Stoff formwertvollem ) Gelde  (z.  B.  bei  gewissen  Schmucksachen, 


wde  Ringen  aus  Edelmetall). 

B.  Problem  des  stof fw'ertlosen  Gelds.  1.  In  der 
letzt  besprochenen  Entwicklung  scheint  sich  das  Geld  von  dem 
W ert  des  Stoffs,  aus  dem  es  besteht,  als  der  realen  Sicherheit 
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f j!  ind  des  Fundaments  für  jenes  Vertrauensinoment,  ganz  losgelöst 

I zu  haben.  Aber  — es  scheint  doch  nur  so,  wie  sich  bei 

{ ^ törungen,  unter  denen  jenes  Vertrauensmoment  leidet,  im  inneren 

t iO  ■''erkehr  eines  Wirtschafts-,  Staats-  und  Rechtsgebiets  und 

meist  noch  allgemeiner,  dauernder  und  schärfer,  außerhalb  dieses 
( ebiets,  in  der  Annahme  und  dem  Bewertungsgrade  des  Gelds 
i i der  Fremde  und  im  Verkehr  mit  ihr  zeigt,  a)  Daraus  folgt, 
c aß  auch  ohne  Sicherheit  im  Stoffe  selbst  ein  Geld  als  rein 
Stoff  wertloses  zwar  denkbar  ist  und  unter  gewissen  Voraus- 
sätzungen  auch  wirklich  existieren  nnd  fungieren  kann,  ein 
rein  Stoff  wertloses,  mit  bloßem  „Funktionswert“,  wie 
eben  (S.  117)  schon  eingeräumt  wurde.  b)  Aber  nicht  nur 
l leibt  dann  immer  noch  fraglich,  ob  das  ein  wirklicher  Fort- 
schritt im  Geldwesen  wäre,  indem  noch  dahin  stände,  ob  ein 
solches  Geld  die  notwendigen  Geldfunktionen  besser  ausüben 
1 önnte  und  würde,  als  trotz  aller  in  diesem  Punkte  ihm  ver- 
1 leibenden  Mängel  auch  das  notorisch  beste  historische  Stoff- 
■mertgeld,  das  Edelmetallgeld.  Das  kann  zwar  nicht  unbedingt 
1 eweiskräftig  bejaht  werden,  aber  muß  allerdings  auch  nicht 
sus  ps3'chologischen  Gründen  von  vornherein  verneint  werden. 
] )nrch  Erfahrungen  indessen  kann  es  nicht  bewiesen  werden.  Selbst 
A 'enn  sie  vorlägen,  sind  Schlüsse  daraus  auf  die  Zukunft  nicht 
sicher,  weil  solche  Erfahrungen  dafür  nicht  Garantie  geben. 
( ) Wichtiger  jedoch  bleibt  der  Einwand,  daß  eben  ein  stoff- 
wertloses Geld  an  sich  und  vollends  für  seine  befriedigende 
Ihinktion  an  Voraussetzungen  gebunden  ist,  welche  zu  schwierig, 
T renn  überhaupt  und  zumal  in  absehbarer  Zeit  und  dann  für 
( ie  Dauer,  erfüllt  werden  können,  wie  oben  bereits  angedeutet 
i,mrde.  d)  So  liegt  die  Frage  schon  betreffs  eines  Landes- 
geldes für  ein  einzelnes  Volkswirtschafts-  iind  Rechtsgebiet, 
] lehr  noch  betreffs  eines  für  mehrere  solche  Gebiete  gemeinsam 
l'estimmten  Vereins-  oder  Unionsgeldes,  vollends  hinsichtlich 
seines  Weltgeldes  der  Kulturvölker  und  schließlich  wirklich 
( er  ganzen  Welt. 

2.  Eine  prinzipielle  Betrachtung  des  Problems  eines  völlig 
! toffwertlosen  Geldes,  insofern  eines  wirklich  auschließlich 
Mif  dem  besprochenen  Vertrauensmomente  beruhenden  „reinen 
Kreditgeldes“  ohne  jede  Stützung  dieses  Moments  durch  die 
] eale  Sicherheit  des  Stoff-  (und  event.  Stoffform-)  Werts  er- 
gibt wohl  folgendes: 

a)  Ein  solches  Geld  ist,  wie  gesagt,  nach  dem  Früheren 
(S.  117)  nicht  undenkbar  und  praktisch  nicht  unmöglich,  b)  Sei- 
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nen  Ausgangspunkt  kann  und  muß  es  aber  stets  notwendig  in 
einem  stoffwertvollen  Gelde  finden.  Bloß  von  einem  solchen 
kann  es  schon  nur  seinen  Xameii  entlehnen,  der  sich  in  An- 
knüpfung an  eine  stoffwertvolle  Substanz  auf  ein  Gebrauchs- 
und  Tauschwertquantum  einer  solchen  Substanz  beziehen  muß. 
c)  Von  diesem  Ausgangspunkt  kann  ein  Geld  sich  aber  in  der 
Weiterentwicklung  allerdings  loslosen,  nicht  nur  gedankenmäßig 
und  begrifflich,  sondern  auch  tatsächlich  und  praktisch,  d)  Inner- 
halb einer  einzelnen,  staatlich  zusammengefaßten  \ olkwirtschaft 
hat  sich  das  — die  sog.  Papiergeld  Wirtschaft  mit  ,,Papiei  - 
währung‘‘  — für  (relativ)  kürzere  und  längere  Zeitdauer  mög- 
lich erwiesen.  Bei  Kautelen,  welche  sich  dafür  theoretisch 
aufstellen  lassen,  wenn  und  solange  als  diese  Kautelen  prak-^ 
tisch  innegehalten  werden  konnten  und  vrerden,  auch  mit  im 
Ganzen  mindestens  nicht  stets  schädlichem,  selbst  mit  verhält- 
nismäßig unschädlichem,  ja  mit  befriedigendem  Erfolg  hinsicht- 
lich der  Funktionen  des  Gelds,  wenigstens  in  einigermaßen 
normalen  politischen,  finanziellen  und  volkswirtschaftlichen  Zu- 
ständen. e)  Selbst  gewisse  Vorzüge  vor  der  „Hartwähriing“ 
(Edelmetallgeld,  Gold-,  Silbergeld)  können  sich  hier  wohl  zeigen, 
wenn  auch  kaum  solche  v’^on  in  der  Frage  der  Wahl  zwischen 
Papier-  und  Hartwährung  entscheidender  Bedeutung. 

Sogar  in  einigen  physikalischen  Eigenschaften,  welche  für  die 
Funktion  des  Tauschmittels  wichtig  sind  (qualitative  Gleichheit, 
Teilbarkeit,  Fungibilität  der  Stoffpartikel,  dann  Geeignetheit  zur  Dar- 
stellung beliebiger  Wertgrößen),  kommt  Papier  (oder  ein  ähnlichei 
Stoff),  wenn  auch  ohne  Stoffw'ert,  für  die  Geldfunktion  dem  Edel- 
metall gleich  oder  übertrifft  es  selbst  noch.  End  auch  die  Wert- 
stabilität kann  im  konkreten  Fall  bei  Papiergeld  der  des  Edel- 
metallgelds gleich  kommen. 

f)  Aber  selbst  bei  einer  solchen  Landes- Papierwährung 
sind  doch  auch  spezifische  Nachteile  vorhanden,  auch  über  kurz 
oder  lang  regelmäßig  hervorgetreten,  in  freilich  verschiedenem 
Grade.  Solche  Nachteile  sind  auch  kaum  genügend  sicher  zu 
beseitigen. 

Es  handelt  sich  dabei  auch  nicht  nur  um  Nachteile  in  den  und 
aus  den  Beziehungen  mit  dem  Auslande  und  mit  dessen  anderw'eitei 
W’ährung  — ein  auch  von  der  „staatlichen  Geldtheorie'^  (Knapp)  ein- 
geräumter Punkt  — sondern  auch  im  inneren  \erkehr;  und  zwar 
auch  in  diesem  nicht  nur  wegen  störender  Rückwirkungen  des  aus- 
wärtigen Verkehrs  auf  den  inneren,  auf  Produktion,  Ein-  und 
fuhr  von  Waren,  auf  Preis-  und  Einkommenbildung,  sondern  auch 
aus  den  Verhältnissen  des  inneren  Verkehrs  selbst,  wie  sich  dieser  unter 
einer  Papierwährung  gestaltet,  und  aus  der  unmittelbaren  Einwirkung 
dieser  Papierwährung  auf  den  inneren  \erkehr.  Das  ist  auch  er- 
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k ärlich,  weil  die  Voraussetzungen,  an  welche  die  befriedigende 
Fanktiou  der  Landes -Papierwährung  und  zum  Teil  diese  Funktion 
üierhaupt  geknüpft  ist  und  die  dementsprechend  erforderlichen 
Eautelen  sich  auch  in  einer  unter  einheitlicher  Staatsgewalt  und 

I echtsorclnung  stehenden  Volkswirtschaft  praktisch  nicht  ausreichend 

II  ad  dauei'haft  durchführen  lassen,  nämlich  nicht  mit  dem  not- 
"w  endigen  psychischen  Erfolge  bei  den  dies  Greld  benutzenden 
Ä enschen,  das  dem  Geldgebrauch  zugrunde  liegende  Vertrauens-  oder 
I'  reditmoment  genügend  stark  und  unerschütterlich  zu  machen  ohne 
E ückgriff  auf  die  reale  Sicherheit  im  Wert  des  Geldstoffs. 

g)  Bei  einem  stoffwertlosen  Vereinsgeld  steigern  sich 
d'e  Schwierigkeiten  noch  erheblich.  Bei  einem  solchen  elt- 
geld  aber  vollends  in  so  hohem  Maße,  daß  die  Voraussetzungen 
d ieses  Gelds  sich  kaum  denkbar  erfüllen,  die  erforderlichen 
I .autelen  kaum  anbringen  lassen  möchten. 

h)  Eine  notwendige  Vorausetzung  und  Garantie  stoff- 
V ertlosen  Landesgeldes  als  einer  definitiven  Einrichtung, 
snd:  a)  Die  Schaffung  von  Vorkehrungen  gegen  willkürliche 

eränderung  der  Menge,  praktisch  fast  immer  (nicht  aus- 
schließlich übrigens!)  der  Vermehrung  eines  solchen  Geldes. 
Ls  müßte  gelingen,  diese  Vorkehrungen  in  solchem  Grade  zu 
sichern,  daß  eben  das  Vertrauensmoment  im  Geldgebrauch  sich 
c auernd  vollkommen  befestigen  und  erhalten  kann.  Die  prak- 
tische Hauptgefahr  liegt  in  politischen  Verhältnissen  und 
( araus  hervorgehenden  finanziellen  Anforderungen,  die  viel- 
läiclit  wirklich  nur,  jedenfalls  am  Leichtesten  mit  Papiergeld- 
j usgabe  befriedigt  werden  können.  Daher  die  Notwendigkeit 
t ntsprechender  politischer  und  finanzpolitischer  Garan- 
tien. Das  Verlangen  nach  ersteren  kommt  einigermaßen  auf 
».as  nach  dem  „ewigen  Frieden“  im  Sinne  äußeren,  aber  auch 
mneren,  und  auf  stets  richtiges  Handeln  von  Regierungen  und 
Tolksvertretungen  hinaus.  Das  Verlangen  nach  entsprechenden  fi- 
nanziellen Garantien  kommt  auf  das  nach  einer  so  leistungsfähigen 
ind  so  elastischen  Finanz-  und  speziell  Einnahme-,  namentlich 
Steuer-  und  Schuldenverfassung  hinaus,  daß  so  für  alle  denk- 
caren  notwendigen  oder  als  berechtigt  geltenden  Bedürfnisse 
lie  erforderlichen  Vlittel  gesichert  sind.  Es  ist  klar,  daß  man 
iich  mit  solchen  Forderungen  hier  dem  Utopismus  nähert,  {i)  Aber 
selbst  das  Höchstunwahrscheinliche,  das  Utopische  als  gelungen 
aigenommen,  es  taucht  dann  doch  noch  das  weitere  zu  lösende 
t'roblem  auf,  die  Geldmenge,  und  zwar  in  ihren  beiden  unten 
lllj  Bj  unterschiedenen  Bestandteilen,  im  Betrag  des  Konsu- 
tnentengeldes  und  des  Produzentengeldes  (Geschättsgelds;  stets 
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mit  dem  Geldbedarf  in  solcher  Übereinstimmung  zu  halten,  daß 
der  Geldwert,  die  Kaufkraft  des  Geldes  sowohl  wie  der  Zins 
für  Gelddarlehen,  genügend  stabilisiert  werden;  mindestens  in 
demjenigen  Maße,  wie  das  bei  dem  Edelmetallgeld  für  nicht 
allzulange  Zeiträume  — und  gerade  auf  solche,  auf  kurze, 
kommt  es  hier  praktisch  vornehmlich  an  — erreicht  wird. 
Das  setzte  aber  Maßstäbe  für  die  Bemessung  der  Höhe  und 
der  Schwankungen  des  Geldbedarfs,  wieder  des  Konsumenten- 
und  Produzentengelds,  voraus,  woran  es  teils  ganz  fehlt  oder 
welche  wenigstens  nicht  genügend  sicher  zu  gewinnen  und 
praktisch  brauchbar  .sind.  Hier  in  diesem  Punkte  (/9)  we  im 
ersten  (a)  würde  sich  der  Umstand,  daß  es  sich  bei  stoffwert- 
losem  Gelde,  reinem  Papiergelde  (Papierwährung),  um  eine  fast 
kostenlose  Geldbeschaffung  handelt,  störend  erweisen. 

F)ip  Kostsnieliekeit  der  Gewinnung  neuen  Geldstoffs  für  Stoff- 
wert^lies  für  Edelmetalfgeld,  i<t  kein  Mangel  d.ese» 

Geldes  sondern  ein  Vorzug  vor  dem  Papiergeld  welcher  namentlich 
in  dem  Punkte  « schwer  ins  Gewicht  fällt.  Die  kostspielige  Ge- 
winnung neuen  Geldes  wird  hier 

festigung  jenes  dem  Gebrauch  eines  Stoffes  als  Geld  zugrunde  liegen- 
den  Vertrauensmoments.  Dad  «e  Edelmet  Jlgeldvermeh™^^^^  stark 
vom  Gang  des  Bergbaues,  von  den  Zufällen  der 

findung  und  Gewinnungsart  im  Boden,  von  dein  Stand  der  bezüg- 
lichen Erforschung  und  Technik,  von  dem  ökonomischen  Spe.vulations- 
moment  abhängt,  ist  und  bleibt  gewiß  ein  Ubelstand,  der  die^^^ 
barkeit  auch  des  Edelmetalls,  auch  eines  einzelnen  von  beiden,  für 
den  Geldgebrauch  schädigt,  unter  Umstanden  schwer.  Aber  auch 
dieser  Übelstand  möchte  weniger  bedenklich  wirken,  als  die  an^e 
deuteten  Verhältnisse,  welche  naturgemäß  bei  dem  stoffwertlosen 
Gelde  in  Betracht  kommen. 

i)  Ein  stoffwertloses  Vereins-  und  vollends  Weltgeld 
ist  von  noch  schwerer  zu  erfüllenden  politischen  Bedingungen 
abhängig,  a)  Schon  der  Abschluß  bezüglicher  Verträge,  selbst 
unter  wenigen,  sich  vielleicht  sonst  politisch  und  wirtschaftlich 
nahestehenden  Staaten  böte  Schwierigkeiten,  auf  welche  die 
Erfahrungen  mit  Münzverträgen,  bei  den  Versuchen  mit 
nationalen  Doppelwährungsverträgen  bereits  Licht  werfen.  Die 
Haltung  und  Dauer  solcher  Verträge,  selbst  wenn  sie  gelunpn 
wären,  würden  noch  schwieriger  werden.  Bei  einem  förmlichen 
Weltgeld  würden  mit  der  Zahl  und  Bedeutung  der  einzelnen 
beteiligten  Staaten  diese  Schwierigkeiten  noch  stark  wachsen. 
Einfacher  liegt  die  Sache  bei  einem  „Veltstaat“  oder  völliger 
politischer,  finanzieller,  wirtschaftlicher  Ubermaclit  eines  Staats 
über  die  anderen.  Aber  die  Voraussetzungen  solcher  Staats- 
hildungen  führen  wieder  ins  Utopische  hinüber,  ß)  Auch  hier 
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iidessen  würde,  selbst  wenn  die  Einführung  solchen  Vereins- 
<elds  und  sogar  Weltgelds  gelingen  würde,  die  beim  Landes- 
j eld  erwähnte  Aufgabe  vollends  erst  schwierig  und  kaum  lös- 
bar werden,  nämlich  die  Geldmenge  mit  dem  Geldbedarf  behuts 
l enücrender  Stabilität  des  Geldwerts  in  richtige  Übereinstimmung, 
(.aber  in  angemessene  Veränderung  zu  bringen  und  dann  zu 

So  wird  es  wohl  für  unabsehbare  Zeit  beim  Edelmetallgeld 
Meiben  müssen,  trotz  der  zweifellos  vorhandenen  schweren 
dän^el,  welche  auch  diesem  Gelde  seines  Stoffs  wegen  ankleben. 

I3  Exkurs.  Zur  Frage  des  sog.  sozialistischen  Arbeits- 
feldes. a)  Wiederholt  ist  in  diesem  Werke  darauf  hmgewieseii 
Wdeu  daß  die  folgerichtige  Entwicklung  der  sozialistischen  Ge- 
iankengänge  zu  einer  „naturalen“  Verteilung  m einem  sozialistischen 
VVirtschaftssvstem  führen  müßte,  d.  h.  zu  einer  solchen,  in  v eiche 
aicht  nur  die  Wertanteile  jedes  „Genossen  aus  clem 
Lichen  Produktionsreinertrag  (im  Sinne  wie  in  Abt.  i,  b.  4..  n.j  uei 
Arbeitsgemeinschaft  autoritativ  festgestellt,  sondern  dem 
auch  in  bestimmten  konkreten  Gütern  der  und  der  Art  und  Menge 
zum  Behuf  der  Bedürfnisbefriedigung  überwiesen 
Damit  wäre  jede  „Freiheit  des  Konsums“,  jede  freie  Wahl  der  Guter 
hierfür  geopfert.  Um  die  abschreckende  Ungeheuerlichkeit  eines 
solchen  Svstems  zu  vermeiden,  hat  man  indessen  auch  im  Sozialismus 
bisweilen  an  eine  Art  Geld,  ein  sog.  Arb eitsgeld  gedacht,  velc^ 
die«e  Freiheit  des  Konsums,  mindestens  m gewissen  Grenzern  bestehen 
ließe.  Es  sollte  ein  solches  „Arbeitsgeld“  etwa  in  der  Weise  ge- 
schaffen werden,  daß  für  jede,  auf  Qualitäts- und  Quantitatseinheiten 

(Zeiteinheiten  letzterenfalls)  zurückgeführte  ^ 

Uneen  ausgestellt  wurden,  mittels  deren  man  m Gesellschafts- 
maSzinen“,^in  Warenhäusern  der  sozialistischen  Produktionsgemein- 
Ä d' e Verlangten  Waren  nach  deren  „Arbeitswert“  en  sprechen- 
den Taxen  erwerben  könnte.  Gedankenmaßig  laßt  sich  I^rartiges 
wohl  ausführen  (populär  z.  B.  und  anmutig  noch  jungst  von  Bellamy). 
Aber  eine  Reihe  neuer  schwerster  Probleme,  an  welchen  der  konse- 
quente Sozialismus  nicht  vorbei  gehen  darf  .jedoch  das  regelmäßig  Wt, 
milchen  dabei  sofort  wieder  auf.  Deren  Losung  erscheint  nicht  nur 
höchst  schwierig,  sondern  praktisch  kaum  möglich.  Aus  dem  „Uto- 
pismus“ kommt  man  daher  auch  mit  solchem  Arbeitsgeld  nicht  heraus. 
^ Tm  Grunde  stecken  eben  auch  im  Problem  dieses  Geldes  alle 
großen  sozialistischen  Probleme,  der  Produktion, 

bestimmung,  von  denen  keines  auch  nur  ausreichend  gedankenmaß  g, 
geschweige  für  praktische  (auch  psychologische, 

Uihrbarkeit  gelöst  ist.  Mindestens  diese  Losung  mußte  doch  erfolg, 
sein  um  der  Idee  des  Arbeitsgeldes  näher  treten  zu  können. 

b)  Die  Voraussetzungen  eines  solchen  Arbeitsgelcles  waren  \\  oh l 
folgende,  a)  Man  müßte  entweder  alle  qualitativ  verschiedene  Arb^^ 
als^wertgleiche  ansehen  und  ihre  Menge  nach  Zeitmaß  ^bei  der  Arbeit 
verbrauchte  Zeit)  feststellen  und  danach  jeden  „Arbeiter  _ (arbeitenden 
Genossen)  auf  Zeiteinheiten  (Stunden)  lautende  Bescheinigungen  über 
von  ihm  geleistete  Arbeit,  eben  als  „Arbeitsgeld  , ausstellen,  odei 
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man  müßte  in  gleicher  Weise  vergehen,  indem  man  zunächst  die 
qualitativ  verschiedene  Arbeit  nach  einem  unvermeidlich  wiUkuriicheu 
Anschlag  ihrer  Wertverschiedenheit  auf  Werteinheiteu  einer  be- 
stimmten Arbeitsart  (rohe  Handarbeit),  wiederum  nach  Zeitmaß  be- 
rechnet, zurückfnhrte  und  für  dies  nach  solcher  Berechnung  ausge- 
führto  Quantum  von  Arbeitsleistung  Anweisungen  ausgeben.  Beide 
Methoden  erscheinen  ohne  größte  Willkür  unbrauchbar  Aber  selbst 
wenn  ihre  Durchführung  gelungen  wäre,  wäre  erst  das  erste  Stadium 
auf  dem  Wege  zur  Lösung  der  ganzen  Aufgabe  zurückgelegt,  ß)  Mau 
müßte  nun  weiter  gehen  und  für  alle  Güter  („Waren^  auch  hier, 
weil  für  den  Absatz  produziert)  Taxen  feststellen,  nach  dem  aut 
Arbeitsmaßeinheiten  reduzierten  Kostenbetrag  jedes  Guts.  Auch  dies 
schließt  ein  kaum  lösbares  Problem  in  sieb,  y)  Indessen  wiederum 
es  als  gelö.st  angenommen,  so  wären  zu  diesen  Taxen  m den  M areu- 
häusern  die  Produkte  den  „Genossen“  gemäß  ihrem  Bedarf  gegen 
ihre  als  Arbeitsgeld  erhaltenen  Anweisungen  über  geleistete  Arbeit 
zur  Verfügung,  zum  Ankauf  bereit  zu  stellen,  d)  Da  erhebt  sich  aber 
eine  neue  Schwierigkeit:  ob  nämlich  dies  Warenangebot  qualitativ, 
nach  Art.  Sorte,  Güte,  und  quantitativ,  nach  Menge,  sich  jeweilig 
genau  dem  betreffenden  Bedarf  der  daraus  hervorgehenden,  mittels 
der  Verfügung  über  das  „Arbeitsgeld“  kaufkräftigen  Nachfrage  an- 
passen würde?  f)  Das  ist  wiederum  nicht  zu  verbürgen;  selbst  wenn 
das  kaum  lösbare  Problem  befriedigend  gelöst  wäre,  nämlich,  wenn 
auf  Grund  bisheriger  Erfahrungen  aus  einer  vorausgebenden 
Zeit  über  Bedarf  und  Nachfrage  die  Produktion  der  Güter  einge- 
richtet worden  wäre.  Denn  bei  einer  demgemäßen  Bindung  des 
neuen,  des  späteren  Bedarfs  an  die  Leistungen  früherer  Produktion 
würde  eben  wieder  die  „Koiisumfreiheit“  sehr  eingeschränl^  werden, 
teilweise  ganz  fortfallen.  ?)  Die  Konsequenz  wäre  dann:  Den  nach 
Waren  nachfragenden  „Genossen“  werden  die  einmal  produzierten 
Güter  aufgenötigt,  weil  diese  Güter  sonst  nicht  abgesetzt  würden: 
daher  ein  „Zwangsaustausch“  der  Anweisungen  des  Arbeitsgeldes 
gegen  diese  Güter,  die  „Genossen“  müßten  ihr  Geld  begeben  und 
müßten  die  Waren  dafür  nehmen,  sonst  träte  wieder  Disharmonie 
ein.  Also  Schritt  für  Schritt  weiter  auf  dem  Zwangswege,  tj)  \\ollte 
man  davon  abselien,  so  bliebe  nichts  anderes  übrig,  als  die  laxen 
der  einen,  nicht  oder  weniger,  als  zum  vollen  Absatz  nötig  ist, 
gefrngten  Güter  ermäßigen,  um  ihren  Absatz  zu  erzielen,  die  Taxen  der 
stärker  begehrten  Güter  entsprechend  zu  erhöhen,  um  die  Nachfrage 
danach  einzuschränken.  D.  h.:  man  wäre  auch  bei  dem  sozialistisch^en 
Arbeitsgelde  wieder  zum  „Marktgesetz“  des  freien  \ erkehre,  Ang^ot 
und  Nachfrage  und  Regelung  der  Preise  danach,  zurück  gekehrt  Das 
Staude  im  Einklang  mit  der  richtigen  Kritik  des  sozialistischen  vV  ert- 
gesetzes  und  der  alleinigen  Konstituierung  des  Werts  aut  Kostenmaß, 
d.h.  hier  Arbeitsmaß.  Aber  es  wäre  damit  auch  der  Grundgedanke 
des  sozialistischen  Arbeitsgeldes  ad  absurdum  geführt. 

Cj  Arten  der  Geldstoffe  eigenen,  von  der  Geld- 
funktion unabhängigen,  wirtschaftlichen  erts,  also 
bei  Stoff  wert  vollem  Gelde.  1.  Man  kann  hier  für  eine 
historische  wie  für  eine  prinzipielle  Betrachtung  des  Geldes 
diese  Stoffe  unterscheiden  nach  der  Art  der  Bedürfnisse, 
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von  „Vei’mögen“,  „Reichtum“,  in  innerem  psychologischen  Zu- 
sammenhang stehen. 

Je  mehr  ein  Stoff  diese  Eigenschaften  und  in  je  höherem 
Grade  in  sich  vereinigt,  desto  mehr  eignet  er  sich  zum  Geld- 
stoff. Es  ergibt  sich  sofort,  daß  diese  natürlichen  Eigenschaften 
meistens  den  nichtmetallischen  Stoffen  ganz  fehlen  oder  diese  da- 
von nur  einzelne  und  in  unvollkommenem  Grade  besitzen.  Auch  mit 
deshalb  haben  sie  nicht  dauernd  als  Geld  gedient  und  können 
das  nicht.  Die  Metalle  dagegen  vereinigen  meist  mehrere,  zum 
Teil  alle  diese  Eigenschaften  und  mehrfach  in  besonderem  Grade, 
die  Edelmetalle  übertreffen  wieder  die  unedlen  hierin. 

Besonders  wichtig  ist  die  Gleichheit  und  Unveränder- 
lichkeit der  Substanz  in  reinem  (feinem)  Zustande, 
welcher  nicht  allzu  schwer  herzustellen  ist.  Diese  Eigenschaften 
bewirken  es,  daß  bei  einem  derartigen  Stoffe  gleiche  Gewichts- 
lYi  cm  frön  «f.öffl  volliV  oTöTiau  bleiche  Wertmeniren  darstellen:  daß 


türlichen  Bescliair enneix  uuu 
, Gebrauchswert  für  andere  als  Geld- 
und  tatsächlich  dienen,  wie  oben  (S.  136it.) 
j.  Eine  Unterscheidung,  welche  sich 
behandelten  mehrfach  berührt.  2.  Diese 
liehen  und  die  davon  mit  ab- 

diesen  beiden  ab- 
* ' :haftlichen  Eigen- 
Geldfunktionen  und  damit 
oder  höherem  Grade  der 
Davon  hängt  wieder  neben 
die  erste  Wahl  und  nament- 
' '1  Stoffs  als  Geld 

demnach  die  Geldstoffe  in  drei  Kate- 
unedelmetallische, edel- 

sie  in  dieser  Reihenfolge 
der  Wirtschaftsentwick- 
sie  von  Kategorie 
I jeder  gehörigen 
Weil  die  Edelmetalle  in 
Q einen  Geldstoff  am  besten 
öhnlich  frühzeitig  als  Geld 
auch  der  Hauptgeldstoff,  fast  der 
en. 

liehen  (körperlichen)  Eigenschaften 

rächt:  a)  Unveränderlichkeit,  W ider- 

llirhe  äußere  Katureinflüsse,  so  daß 


A, 'eichen  sie  nach  ihrer  na 
i arem  davon  abhängigen 
! wecke  dienen  können  — 
i chon  angedeutet  wurde, 
mit  der  folgenden,  hier  _ 
i.weite  hält  sich  an  die  natur 
längigen  technischen  sowie  an  die  teüs  von 
länt^igen,  teils  davon  unabhängigen  wirtsc 
ichaften  der  Stoffe,  welche  diese  zu 
m Geld  überhaupt  und  in  geringerem 
^Vollkommenheit  geeignet  machen, 
anderen  mitspielenden  Umständen 
lieh  auch  die  Andauer  der  Benutzung  eines 

ab.  Passond.  toilt  man  < 

gorien  ein:  nichtmetallische, 

metallische.  Einigermaßen  treten 
geschichtlich,  auch  in  der  Stufenfolge 
lung  eines  Volkes,  auf.  Dazu  trägt  bei,  daß 
zu  Kateogorie  nach  den  Eigenschaften  der^  zu 
AKiotto  ^11  Gftld  o-eeieneter  werden 


die  Substanz  möglichst  gleich  bleibt; 
nü<^ende  Härte;  anderseits  y)  nicht  zu  s. 
mö“glichst  verlustlose,  technische  Foi 
(Teilbarkeit,  Zusammenfügbarkeit,  bei 

d)  Gewinnbarkeit  in  reiner  und  mög 
.stanz,  so  daß  die  einzelnen  Bestam 
Wert  in  der  Proportion  des  Gewichts 
unbedingt  sich  gegenseitig  vertreten 

e)  nicht  zu  niedriges  spezifisches  Gewn 
St  off  mengen  in  kleinem  Volumen  die 
forderlichen  kleinen  Wertmengen  hers 
t)  auch  „Schönheit“  (Edelmetalle!)  ka 
werden,  da  sie  die  Brauchbarkeit  zu 
dingt,  d.  h.  zu  Verwendungszwecken 
wplehe  mit  der  Funktion  des  Gelds 


von 
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; licht  ins  Grenzenlose,  sondern  bis  zu  einer  Grenze,  welche 
lurch  die  körperliche  Brauchbarkeit  (Handlichkeit)  auch  kleiner 
Partikel  eines  Geldstoffs  zu  Geld  bzw.  zu  Geldstücken  auch 
deiner  Wertgröße  bedingt  ist,  was  sich  bei  Gold  geltend  macht 
— je  höher  der  absolute  und  spezifische  ’S^'ert  (Tauschwert) 
dnes  Geldstoffs,  ferner  je  gleichmäßiger  dieser  Wert  ist,  desto 
aiehr  eignet  er  sich  zum  Geldstoff.  Darin  liegt  wieder  die 
^roße  Überlegenheit  der  Edelmetalle  auch  nach  ihren  wirt- 
schaftlichen Eigenschaften,  vor  allen  anderen  Geldstoffen,  wie 
in  der  Gleichmäßigkeit  und  Unveränderlichkeit  der  Substanz 

nach  den  natürlichen  Eigenschaften. 

Die  Edelsteine  übertreffen  in  der  Höhe  des  absoluten  imd  spezi- 
fischen Tauschwertes  und  zum  Teil  auch  in  der  körperlichen  Un Verän- 
derlichkeit (Härtel  die  Edelmetalle.  Aber  sie  ermangln  der  Glei^he.t 
der  Substanz,  ihr  Wert  ist  individuell  nach  Beschaffenheit  und  Grolle 
der  einzelnen  Stücke  ganz  verschieden,  Teilstücke,  in  wel^e  größere 
Steine  zerlegt  werden,  büßen  stark  an  Wert  ein,  eine  Zusammen- 
füeung  zu  einem  größeren  Ganzen  ist  unmöglich.  Es  fehlt  ihnen  so 
die  Fungibilität.  Sie  haben  ferner  eine  viel  geringere  Wertstabilitat. 
Auch  ist  ihr  Tauschwert,  auch  ihr  spezifischer,  selbst  der  von  kleinen 
Stücken,  zu  hoch  für  die  meisten  Geldfunktionen.  Aus  diesmi  Gründen 
eignen  sie  sich  nicht  zum  Geldstoff  und  bleibt  der  erste  Platz  unter 
den  Geldstoffen  den  Edelmetallen,  in  einigen  — nicht  in  allen  Punkten 
und  auch  nur  unter  bestimmten  wirtschaftlichen  \ oraussetzungen 

dem  Gold  noch  vor  dem  Silber.  , 

Auf  die  Produktions-  und  Konsumtionsverhaltnisse,  welche  den 
Wert  der  Geldstoffe  beeinflussen,  braucht  hier  hinsichtlich  der  ersten 
und  zweiten  Kategorie  nicht  weiter  eingegangen  zu  werden.  Bei 
den  Edelmetallen  wird  dieser  Punkt  unten  weiter  verfolgt. 

Zu  3.  Über  die  einzelnen  Stoffe  der  ersten  und  zweiten 
Kategorie. 

a)  Nichtmetallische  Geldstoffe  finden  sich  vielfach  in 
den  älteren  einfacheren,  noch  mehr  naturalwirtschaftlichen  Wirt- 
schaftszuständen der  Kulturvölker  und  bei  den  sog.  Natur- 
völkern bis  zur  Zeit  und  noch  länger  in  diese  hinein,  wo  diese 
Völker  in  engerem  Verkehr  mit  höher  stehenden  und  deren 
vollkommeneren  Geld  Wirtschaft  mit  Metall-,  meist  schon  Edel- 
metallgeldwesen kommen.  Dies  pflegt  dann  bei  solchen  Völkern 
einzudringen  und  von  ihnen  übernommen  zu  werden,  in  ihi 
eigenes  Geldwesen  sich  einzugliedern,  dann  dies  zu  verdiängen. 

u)  Lebende  Tiere  (Vieh)  selbst  und  animalische  Kohprodukte 
(Felle  und  Teile  davon,  Muscheln,  Kauris,  Perlen),  ß)  vegetabilische 
Kobprodukte  (Agrarprodukte  u.  dgl.),  aber  y)  auch  aus  solchen  erst 
hergestellte  Gegenstände  finden  sich  vielfach  (Geräte,  Werkzeuge, 
Gewebe,  Glasperlen).  Bei  diesen  Objekten  kommt  dann  schon  neben 
dem  Stoffwert  der  Formwert  mit  in  Betracht.  6)  Auch  das  Mineral- 
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reich  ist  in  dem  (wichtigeren)  Salzgeld  vertreten,  f)  Gegenstände 
aus  Metallen,  welche  aber  für  den  Gebrauchszweck,  nicht  unmittel- 
bar für  die  Benutzung  als  Geld  hergestellt  werden,  schließen  sich  an, 
Geräte,  Werkzeuge,  Waffen,  Schmuck  aus  unedlen,  Schmuck  auch 
schon  aus  edlen  Metallen  (Ringe),  p Objekte  der  auswärtigen 
Produktion  und  speziell  der  gewerblichen  Verarbeitung,  welche  im 
Verkehr  bezogen  werden,  treten  ebenfalls  mit  in  die  Geldfunktioii 
(Gewebe,  Waffen,  Genußmittel),  w)  Ebenso  einzelne  heimische 
Produkte,  welche  speziell  wichtig  für  den  Ausfuhrhandel  werden 
(Tee,  Salz,  Elfenbein  u.  a.  m ).  Auch  bei  unzureichendem  Münzumlauf 
in  Kolonien  der  Kulturvölker  (Amerika)  ist  dergleichen  vorgekommen. 

Die  Wahl  der  einzelnen  Objekte  wird  von  Natur-  und 
Kulturtatsachen  bestimmt,  es  entscheiden  Wirtschaftsstufe  und 
spezifische  Tätigkeiten  und  Bedürfnis  darin,  besondere  Fähig- 
keit in  der  Gewinnung  und  Herstellung  anderswo  fehlender 
Gegenstände,  die  daher  dort  begehrt  sind,  und  umgekehrt 
fehlende  heimische  oder  technisch-ökonomische  Fähigkeit  zur 
eigenen  Gewinnung  und  Herstellung  bestimmter  Gegenstände, 
die  daher  von  anderswoher  bezogen  werden  müssen.  Der 
Gebrauch  bestimmter  Geldstoffe  setzt  eben  gewisse  gegebene 
Wirtschafts-,  Produktions-,  Hand  eis  Verhältnisse  geradezu  voraus. 

So  das  in  primitiven  Zeiten  verbreitete  Viehgeld  Weide- 
wirtschaft und  primitive  Landwirtschaft,  wo  es  wenigstens  als 
Tauschmittel  fast  allein  verwendbar  ist,  während  es  sonst  vermutlich 
überhaupt  überwiegend  nur  als  Wertmaß  benutzt  wurde.  Fellgeld 
bei  Jägervölkern,  in  Pelztiergebieten.  (Die  Fortbildung  in  Fell- 
stücke-Geld, wenn  die  einzelnen  Stücke  ihre  Brauchbarkeit  zu 
anderen  Zwecken  verlieren,  stellt  ein  Beispiel  des  Übergangs  von 
der  Sachfunktion  solcher  Geldstoffe  in  die  auf  dem  Vertrauensmoment 
betreffs  des  Geldgebrauchs  beruhende  reine  Geldfunktion  eines  wesent- 
lich dann  nur  noch  stoffwertlosen  Geldes  dar.  Bei  etwaigen  Be- 
stimmungen über  Einlösbarkeit  solcher  Stücke  in  ganzen  Fellen  oder 
in  anderem  Geld  oder  Geldstoff  liegt  ein  „Kreditumlaufsmittel“  vor 
[Altrussische  Verhältnisse].)  Jagd-,  Fischereigeräte,  tech- 
nisch bessere  Werkzeuge,  Waffen,  auch  Patronen  für  Schuß- 
waffen, Gewebe,  einzelne  Genußmittel  und  Gebrauchs- 
objekte, alles  Gegenstände,  welche  Kulturvölkern  entstammen  und 
von  Primitiv-  und  Naturvölkern  nicht  selbst  hergestellt  werden 
können,  bilden  beliebte,  zu  Geldzwecken  mit  dienende  Waren  des 
Einfuhr  handeis,  umgekehrt  heimische  Produkte  einer  Art  Natur- 
oder Kunst monopols.  d.  h.  spezifischer,  anderswo  fehlender  Ge- 
schicklichkeit werden  zu  Geldzwecken  dienende  Objekte  des  Aus- 
fuhrhandels. Die  lokale  Begrenztheit  des  Gewinnungsgebiets,  die 
Entfernung  der  Fundstätte,  vielleicht  weit  in  der  Ferne,  lassen  so 
gewonnene  Produkte  zu  Handelsobjekten  werden  und  dann  wieder 
zu  Geld  (Salz).  Außer  dem  Stoff  und  dessen  Wert  kann  auch  die 
Form,  in  welcher  der  Stoff  von  Natur  erscheint  oder  künstlich  ge- 
bracht’ist,  für  die  Geldfunktion  zur  Bedeutung  gelangen,  z B.  bei 
Muscheln,  Perlen,  Schmuck,  Waffen,  Geräten,  indem  nur  der  Stoff  in 
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mit  von  Einfluß  auf  diese  Wahl  des  Stoffs  im  konkreten  Fall. 
Diese  Momente,  niedriger  Stoffwert,  geringer  Wohlstand,  be- 
dingen in  primitiven  Verhältnissen  auch  den  .Vorzug  von  Un- 
edelmetall als  Geldstoff  vor  Edelmetall.  Erst  eine  gewisse 
höhere  Wirtschaftsentwicklung  macht  den  Übergang  zu  einem 
Stoff  höheren  Werts,  wie  zu  den  Edelmetallen,  zu  einem  Ver- 
kehrsbedürfnis und  zu  einer  wirtschaftlichen  Möglichkeit  und 
Zweckmäßigkeit,  was  auch  im  Übergang  vom  Silber  zu  Gold 
hervortritt. 

D.  Edelmetall  als  Geldstoff.  1.  Allgemeines.  Die 
Gründe,  welche  den  späteren  allgemeinen  Übergang  von  anderen 
Geldstoffen  zu  Edelmetall  und  das  Verbleiben  bei  diesem  er- 
klären, liegen  in  dem  höheren  Grade  der  für  einen  Geldstolf 
in  Betracht  kommenden  natürlichen  und  wirtschaftlichen  Eigen- 
schaften, welcher  den  Edelmetallen  vor  allen  anderen  Geld- 
stoffen zuzuerkennen  ist.  Diese  Eigenschaften  und  die  An- 
forderungen, welche  in  dieser  Hinsicht  an  den  „besten“  Geld- 
stoff zu  stellen  sind,  sind  im  Vorausgehenden  dargelegt  worden. 
Zwar  auch  nicht  in  absolutem,  „idealem“,  aber  im  relativ 
höchstem  Maße  haben  die  Edelmetalle  die  für  einen  Geldstoff 
wünschenswerten  körperlichen  Eigenschaften.  Nicht  in  gleich 
hohem  Maße  als  diese,  aber  doch  auch  in  diesem  Punkte  im 
relativ  höchsten  und  höchst  erreichbaren  Maße  unter  den  in 
Betracht  kommenden  Geldstoffen  haben  sie  auch  die  wünschens- 
werten wirtschaftlichen  Eigenschaften.  Dieser  Sachverhalt 
liefert  wie  die  Erklärung,  so  auch  die  Eechtf ertigung, 
daß  die  Völker  zum  Edelmetall  als  dem  Geldstoff  übergegangen 
und  selbst  in  der  bisher  erreichten  höchsten  Entwicklung  auch 
alle  Kulturvölker  dabei  verblieben  sind. 

Zwei  nur  scheinbar  der  national-  und  speziell  sozialökonomischen 
allgemeinen  Betrachtung  ganz  fremde  Bemerkungen  mögen  hier  an- 
gereiht werden. 

a)  Eine  „mystische“  und  „teleologische“  Auffassung,  wenn 
sie  auch  keine  wissenschaftliche  ist  und  keine  Beweiskraft  hat,  liegt 
hier  nahe  und  ist  oft  vorgekommen:  daß  die  Edelmetalle  „von  der 
Natur,  von  Gott“  zum  Geldstoff  bestimmt  seien.  Berücksichtigt 
man  ihre  natürlichen  Lagerungs-  und  Verteiluugsverhältnisse  im 
Boden  der  Erde,  die  sich  daran  knüpfenden  Bewegungen  und  Ent- 
wicklungen in  den  Wandernngen  der  Menschen  selbst  und  in  den 
Versendungen  ihrer  Güter,  die  Einwirkungen  auf  Handel,  Verkehr, 
Kolonisation,  Krieg,  Kulturverbreitung  (schon  in  der  alten  Welt,  im 
Mittelalter  partiell  ebenfalls  [Harz,  Kursachsen,  Böhmen,  T^l],  im 
größten  Maße  seit  der  Entdeckung  Amerikas  und  jüngst  wieder  in 
Sibirien,  Kalifornien,  Australien,  Südafrika  usw.),  so  ergibt  sich  auch 


der  und  der  bestimmten  Form  als  Geld  benutzt  ward.  Manch^lei 
Beispiele  in  der  oben  genannten  Literatur,  auch  bei  Koscher,  ver- 
mjhrung  des  Materials  und  Erweiterung  der  Einsichten  m die  Be- 
di  ao-un^n  des  Gebrauchs  bestimmter  Objekte  als  Geld  in  der  neueren 
L teratur  der  Forschungsreisen,  in  der  ethnographischen,  besonders 
ie  ;zt  aus  Afrika  Man  kann  hier  auch  wohl  zu  einzelnen  Schematen 
H r eine  prinzipielle  Auffassung  gelangen,  so  für  das,  was  bei  ^wissen 
N iturvölkern  stammesweise  und  lokal  „Geld“  zu  sein  pflegt  (Bücher). 

Die  natürlichen  und  wirtschaftlichen  Eigenschaften  aller 
S(  Icher  nichtmetallischer  Geldstoffe  sind,  was  keiner  näheren 
Ausführung  bedarf,  so  geartet,  daß  diese  Stoffe,  wenn  auch 
e nzeln  in  verschiedenem  Grade , sich  im  Ganzen  wenig  zu 
G }ld  eignen,  die  einzelnen  Funktionen  nur  sehr  mangelhaft  oder 

gi  r nicht  übernehmen  können. 

b)  In  dieser  Hinsicht  stehen  die  unedlen  Metalle  wesent- 
li:h  höher.  Aus  ihnen  kann  man  verhältnismäßig  leicht  eigens 
fiir  den  Geldzweck  einzelne  Stücke  hersteUen,  welche  als 
G sld  vielfach  schon  ziemlich  gut  dienen  können,  a)  Namentlich 
eiaige  der  körperlichen  Eigenschaften,  relative  Unveränder- 
li  :hkeit  und  Widerstandsfähigkeit,  genügende  Härte,  besonders 
S ;hmelzbarkeit,  Fähigkeit  der  technisch  ziemlich  leichten,  öko- 
n>misch  nicht  zu  kostspieligen  Teilung,  Zusammensetzung, 
F ormung  und  Umformung,  wenigstens  für  Geldzwecke,  öfters  aus- 
r<  ichende  relative  Gleichheit  der  Substanz,  besitzen  auch  unedle 
]\  etalle,  besonders  einzelne,  am  meisten  wohl  Kupfer,  in  für 
Geldfunktionen  des  Stoffs  hinlänglichem  Grade.  So  hat  Kupfer, 
Eronze,  Eisen,  auch  Zinn,  Nickel,  rein  oder  in  bestimmten 
ischungen  vielfach  als  Geldstoff  gedient,  vor  und  selbst  noch 
njben  Edelmetall,  und  als  Ersatzmittel  des  letzteren  (in  der 
Scheidemünzfunktion)  tun  es  Kupfer  und  Nickel  ja  heute  noch, 
p)  Auch  die  wirtschaftlichen  Eigenschaften,  welche  für  einen 
C eldstoff  wünschenswert  sind,  haben  solche  Metalle,  zwar  viel 
u Qvollkommener  als  Edelmetalle,  aber  doch  in  einem  für  die 
2 eit  ihres  Gebrauchs  und  in  primitiveren  Verhältnissen  und  für 
d en  Umfang  ihres  Gebrauchs  als  Geld  oder  Geldersatzmittel 

(Scheidemünze)  einigermaßen  ausreichendem  Grade. 

y)  Die  Wahl  des  einzelnen  Objekts  hängt  in  früheren 
T Virtschaftsverhältnissen  von  ähnlichen  Umständen  wie  die  der 
lichtmetallischen  Geldstoffe  ab,  so  vom  Vorkommen  oder  gerade 
l'ehlen  im  eigenen  Gebiet,  von  der  Bedeutung  im  Handel  als 
j.bsatz-  und  Bezugsobjekt,  von  leichterer  oder  schwierigerer 
Gewinnung  und  Verarbeitung  mittels  eigener  Produktion.  Auch 
( er  relative  Volkswohlstand,  die  Werthöhe  des  Stoffs  sind  wohl 
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di<  ungeheure  Bedeutung  der  Edelmetalle  für  die  gesamte  Weltge- 
scl  lichte  nicht  nur  für  die  wirtschaftliche,  sondern  a,uch  für  die 
po  itische,  soziale,  für  Sittengeschichte  und  die  der  sittlichen  Zu- 

Sünde  der  Menschheit.  , . , x / c?  • ;i  u\ 

b'l  Welche  Unsumme  von  menschlicher  Schlechtigkeit  („Sunde  ) 

hat  sich  auch  an  diesen  Stoff  geknüpft,  an  f 

fantiker  Bergbau,  Süd-  und  mittelamerikanischer  durch  die  Spanier, 
\Tr^nfsse^in  d^n  neuesten  Goldländern  wo  überwiegend  ^ 

A: igelsachsen  und  deren  Abkömmlinge  Baub 

Eilangung  bereits  der  Erde  abgewonnenen  Stoffs  (durch 
K-ieefzüge  Eroberung,  ganze  Kriege,  Maßlosigkeiten  national- 
efois^ischer  Handels-  und  Wirtschaftspolitik).  Das  sind 
% ezifische  Folgen  der  Erhebung  des  Edelmetalls  Geldstotf  an 

si  ;h,  nicht  Folgen  der  Benutzung  dieses  Metalles  auch  als  Haupt 
Schmuckstoff  und  auch  nicht  Folgen  des  Geldes  und  Geld- 
wirtschaft  an  sich.  Es  sollte  bei  einer  allgemeinen  national- 
ö]  onomischen  Würdigung  der  Edelmetalle  immerhin  nicht,  wie  bis- 
h -rfS  Stets  ganz  unbeachtet  bleiben.  An  Maßlosigkeiten  und 
elbischen  wie ’äfthetischen  Häßlichkeiten  der 

E atwicklung  gerade  in  der  Geld-  und  Kreditwirtschaft  sind  die  Edel 
H etalle  höchstens  insofern  mit  schuld,  als  dieses  M irtschaftssystem 
e st  in  seiner  Anknüpfung  des  Geldes  an  einen  so  eminent  als  Geld- 
sioff  geeigneten  Stoff  wie  das  Edelmetall  technisch  zu  einer  so  ^ohen» 
n it  Glanzseiten,  aber  auch  mit  tiefen  Schattenseiten  verbundenen 

I ntwicklung  gelangen  konnte. 

2.  Die  Einwirkung  der  Produktions-  und  Kon- 
samtTons-  (Verwendungs-)  Verhältnisse  auf  die  wirt- 
sjhaftlichen  Eigenschaften,  auf  die  bedeutende  Höhe  des  ab- 
s jluten  und  spezifischen  Tauschwerts  und  auf  die  relativ  grobe 
Tauschwertstabilität  des  Edelmetalls  (o.  S.  145). 
a)  Die  Produktionsverhältnisse. 

o)  Der  hohe  Tauschwert  (innere  Eigenwert,  Kaufkraft 
gegenüber  Sachgütern  und  Dienstleistungen)  beruht  im  letzten 
Grunde  bei  den  Edelmetallen  auf  der  relativen  Seltenheit 
( em  Bedarf  (für  andere  als  Geldzweck  und  für  diese)  gegenüber, 
juf  der  geringen  Menge  des  vorhandenen  und  erjang- 
1 aren  und  auf  den  hohen  Produktionskosten  dieses  Stoffs. 
] )as  spärliche  Vorkommen,  in  relativ  geringer  Menge,  die  natür- 
liche  horizontale  und  vertikale  Verbreitung  dieser  geringen 
Menge  des  Edelmetalls  im  Boden,  die  dadurch  bedingte  be- 
schränkte ZugängUchkeit  (Erlangbarkeit)  für  die  Menschheit 
i iberhaupt,  die  besonders  beim  Bergbau  (weniger  und  erst  später 
1,ei  Gold  auch  in  der  Wäscherei)  technisch  schwierige,  öko- 
nomisch kostspielige  Gewinnbarkeit  sind  hier  für  den  hohen 
Vert  des  Edelmetalls  entscheidende  natürliche  Tatsachen.  Die 
1 echniche  Unmöglichkeit,  Edelmetall  künstlich  herzustellen  („Gold 


zu  machen“)  und  das  Naturprodukt  so  zu  vermehren 
dann  freilich  auch  erst  noch  mit  geringeren  Kosten 
Gewinnung  des  Naturstoffs  müßte  geschehen  können!  - 

dabei  mit  in  Betracht. 

ß)  Der  hohe  Tauschwert  führt  dann  aa 

spezifischen  Wert,  d.  h 
Gewicht,  das  hohe  spezifische  Gewicht  (Gold !) 

Wert  auch  in  kleinem  Volumen.  

die  Edelmetalle  in  so 
des  Wertaufbewahrers 
Diese 


,)  zu  einem  hohen 
zu  einem  hohen  Wert  in  kleinem 

' ‘ “l  zu  einem  hohen 
Eben  dadurch  können  wieder 
besonders  günstigem  Maße  die  Punktionen 
und  Werttransporteurs  übernehmen. 
Punktionen  und  der  ihnen  mit  zugrunde  liegende  hohe 
absolute  und  spezifische  Wert  sind  für  die  zeitliche  und  räum- 
liche Tauschwertstabilität  des  Edelmetalls  wichtig,  bb)  Der 
hohe  Tauschwert  bedingt  auch  eine  beschränkte  anderweite 
Verwendbarkeit  des  Stoffs,  außerhalb  der  Geldfunktion,  inner- 
halb der  Verwendungszwecke,  für  welche  Edelmetall  sonst  ver- 
wendbar, weil  technisch  (rein  oder  in  Mischungen)  geeignet  ist. 
Das  führt  zum  folgenden  Punkt  hinüber. 

b)  Die  Verwendungsverhältnisse.  «)  Der  hohe  Tausch- 
wert der  Edelmetalle  schließt  namentlich  Verwendungen,  welche 
einen  starken  eigentlichen  Stof  f verbrauch  mit  sich 
bringen,  aus,  vollends  eine  solche,  welche  einen  reellen  de- 
finitiven Stoffverlust  bewirkt  (Abnutzung),  ß)  So  beschränkt 
sich  großenteils  die  Verwendung  auf  Schmuck-  und  Prunk- 
sachen, dazu  auch  gewisse  Geräte  (Speisewerkzeuge  u.  dgl.) 
gerechnet,  und  auf  weniges  Sonstige:  fast  durchweg  Verwen- 
dungen geringen  reellen  \ erlusts  an  Stoff  durch  den  Gebrauch. 
Selbst  Verwendung  von  Silber  und  Gold  bei  Geweben  u.  dgl., 
Borten,  zum  Versilbern  und  Vergolden  macht  davon  nur  teil- 
weise eine  Ausnahme  (Verwertung  von  Resten),  y)  Der  hohe 
Stoff  wert  bedingt  auch  wieder  für  industrielle  Verwendungen, 
für  Gegenstände  aus  Edelmetall,  daß  der  dabei  hinzutretende 
Pormwert  (selbst  Kunstformwert),  abweichend  von  den  meisten 
sonstigen  industriell  verarbeiteten  Stoffen,  auch  den  unedlen 
Metallen,  im  Verhältnis  zum  Stoffwert  für  den  Gesamt- 
wert des  Gegenstandes  vielfach  nicht  so  stark  ins  Gewicht 
fällt,  als  sonst  in  der  Regel.  Daraus  ergibt  sich  die  relativ 
leichte,  weil  nicht  mit  zu  großem  Verlust  verbundene,  öko- 
nomische neben  der  technisch  leichten  Umformbarkeit  des  Edel- 
metalls aus  Schmuck-  und  Gerätform  in  Geld-,  Barren-  und 
Münzform  und  umgekehrt.  Alle  diese  V erhältnisse  bewirken 
die  leichte  Erffänzune:  des  zu  Geldzwecken  dienenden  Edel- 


ü etalls  aus  dem  bisher  zu  anderen  Verwendungen  dienenden, 
V ie  freilich  wiederum  auch  umgekehrt,  d)  Die  Verwendung 
z i dem  genannten  anderweiten  Hauptzweck  ist  wiederum  der 
z i Geld  psychologisch  verwandt,  wie  schon  mehrfach  oben  be- 
n erkt  wurde:  Schmuck-,  Prunkstoffunktion  und  Funktion  des- 
S'dben  Stoffs  als  Geld,  damit  als  Vermögens-,  Reichtums- 
rspräsentanten,  beeinflussen  sich  gegenseitig. 

c)  Folgen  aus  diesen  Verhältnissen. 

a)  Wegen  des  geringen  Stoffverlusts  in  kürzerer  Zeit, 
s ilbst  des  oft  nicht  bedeutenden  in  längerer  Zeit,  sammelt 
s ch  so  aus  langen  Zeiträumen  eine  große  Edelmetall- 
nasse  an,  in  Geld-,  Geräte-  oder  Schmuckfonn.  Der  leichte 
\ Techsel  zwischen  diesen  Formen,  die  geringen  Kosten  und 
A erluste  bei  der  Umformung,  die  nach  Bedarf  eintretende 
h ichte  Ergänzung  der  Edelmetallgeldmasse  aus  den  anderen 
\ erwendungsformen  bewirkt  auch  in  der  großen  angesammelten 
E delmetallmasse  eine  relativ  große  Stabilität  der  Edel- 
n etallgeldmasse.  Die  so  in  gegebener  Zeit  einmal  vorhandenen 
b nden  Massen  des  gesamten  und  des  als  Geld  fungierenden 
Edelmetalls  sind  dann  so  groß,  daß  ihnen  gegenüber  die 
Vermehrung  durch  neu  gewonnenes  Edelmetall,  selbst 
e ne  sehr  starke,  und  die  Verminderung  durch  reelle 
Verluste  in  kurzer  Zeit  und  selbst  wieder  in  längeren 
Perioden  verhältnismäßig  klein  ist.  So  namentlich  in 
g 'ößeren  V^erkehrsgebieten,  diese  als  Einheiten  genommen,  z.  B, 
ii  den  weltwirtschaftlichen  Gruppen  („Occident“,  „Orient“), 
vdlends  in  der  ganzen  Welt,  soweit  die  Einzelgebiete  in  V^er 
k ihr  stehen.  Selbst  die  V^eränderungen  der  vorhandenen  Stoff- 
n enge,  nicht  durch  ganz  neu  gewonnenes  und  völlig  durch 
r iellen  Stoff  verbrauch  verschwindendes  Metall,  sondern 
a ich  schon  durch  Ein-  und  Ausfuhr,  Zu-  und  Abfluß  zwischen 
S(  Ichen  Gebietsgruppen  sind  wenigstens  in  kurzen  Zeiträumen 
gegenüber  dem  V^orrat  klein. 

Bei  dieser  relativ  großen  Stabilität  der  Metall- 
n enge,  wieder  der  ganzen,  wie  der  in  Geld  bestehenden 
u id  leicht  in  dieses  zu  verwandelnden,  kann  auch  der  Wert 
d iS  Edelmetalls  und,  soweit  er  davon  abhängt,  der  des  Edel- 
netallgelds  relativ  stabil  bleiben,  soweit  die  Menge  für 
d esen  VV  ert  entscheidet.  Ob  und  wie  weit  sie  das  tut,  wird 
s]»äter  erörtert  werden.  Eine  völlige  Verschiedenheit  der  Sach- 
la  ge  von  fast  allen  anderen  Produkten,  auch  den  unedlen 
etallen. 
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Bei  diesen  erfolgt  fast  immer,  vielfach  schon  in  kurzen 
Zeiträumen,  ein  so  großer  reller  Verbrauch  zum  Zweck  der 
Bedürfnisbefriedigung  und,  wo  nicht  dieser,  eine  so  fast  feste 
Bindung  in  einem  bestimmten  V^erwendungszweck,  daß  die 
frei  verfügbaren,  aus  früheren  Produktionen  stammenden  V^or- 
.räte  meist  nur  klein  sind,  mithin  für  neue  Bedarfsdeckung  nur 
wenig  mit  in  Betracht  kommen  (Nahrungsmittel,  Rohstoffe  usw.). 
Daher  entscheidet  für  das  Angebot  und  damit  einem  gegebenen 
Bedarf,  einer  bestimmten  Nachfrage  gegenüber,  vornehmlich  nur 
die  Größe  der  neuen  Produktenmenge  (Ernte  bei  Agrar-,  Fällung 
bei  Holz-,  Ausbeute  bei  Bergw^erksprodukten,  ähnlich  neu  her- 
gestellte Menge  bei  gewerblichen).  Deshalb  mit  den  Schwankungen 
dieser  neuen  Produktenmenge  diejenigen  der  Tauschwerte,  der 
Preise.  Objekte,  wie  die  nichtmetallischen  und  die  unedel- 
metallischen Geldstoffe,  gehören  nach  ihren  Verwendungsverhält- 
nissen im  Ganzen  zu  diesen  Produkten  und  unterliegen  den 
gleichen  Schwankungen  des  eigenen  Tauschwerts.  Sie  sind  des- 
wegen auch  aus  diesem  Grunde,  wie  aus  den  anderen,  welche 
in  ihren  körperlichen  und  wirtschaftlichen  Eigenschaften  und 
Produktionsverhältnissen  liegen,  so  viel  weniger  zum  Geldstoff 
geeignet  als  Edelmetalle. 


Es  läßt  sich  das  Alles  leicht  zur  Ziffer  und  damit  zur  besonderen 
Deutlichkeit  bringen.  Bei  den  angeführten  anderen  Produkten  ist 
das  nicht  nötig,  es  ist  meist  ganz  augenfällig.  Z.  B.  selbst  bei  der 
riesigen  Weltmarktmenge  des  Getreides,  sogar  des  Weizens,  welche 
unter  den  heutigen  Verkehrs-  und  Handels  Verhältnissen  für  die  Ver- 
wendung und  die  Preisbildung  einigermaßen  als  einziges  großes  Ge- 
samtangebot angesehen  werden  kann,  macht  sich  der  jeweilige  Aus- 
fall der  Welternte,  von  allen  willkürlichen  Spekulationsmanövem 
abgesehen,  im  Weltmarktpreise  geltend.  Denn  das  dadurch  bestimmte 
neue  Angebot  ist  demjenigen  aus  Vorräten  früherer  Ernten  gegen- 
über sehr  groß  und  entscheidet  deshalb  für  die  Bedarfsdeckung  über- 
wiegend. Ein  Plus  oder  Minus  des  neuen  Ernteertrags  kommt 
daher  ebenfalls  stark  zur  Geltung  im  Preise.  Ähnlich  bei  anderen 
agrarischen  Nahrungsmitteln  (vollends  nicht  oder  nicht  in  starkem 
Umfang  aufbewahrbaren),  bei  Kolonialwaren,  mineralischen  und  vege- 
tabilischen Rohstoffen,  Kohlen,  andren  Metallen  usw.  Häufig  beträgt 
hier  die  Menge  des  Neuprodukts,  z.  B.  eines  Jahres,  ein  Vielfaches 
vorhandener  oder  verfügbarer  Vorräte  aus  altem  Produkt. 


Wie  anders  bei  Edelmetallen,  daher  heute  namentlich  bei 
Gold,  als  dem  jetzigen  Hauptgeldstoffe!  Sogar  die  große  neuere 
Goldproduktion  eines  Jahres,  die  größte  der  Geschichte,  beträgt 
gegenüber  den  Vorräten  von  Edelmetall  in  jeder  Form  und  in  Geld- 
form in  der  Kulturwelt,  im  Occident  (Europa,  Amerika,  Australien 
und  ihren  Pflanzstaaten  und  Handelsplätzen  in  den  anderen  Welt- 


teilen) doch  nur  eine  kleine  Quote, 


einige 


Prozent  der  Ge- 
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V ichtsmenge  dieser  Vorräte.  Heute,  nachdem  die  reiche  Goldausbeute 
■von  mehr  als  einem  halben  Jahrhundert  (seit  1848,51,  wo  uns  HaJi- 
f »rnien  und  Australien  Gold  in  Masse  zu  liefern  begannen)  auch  die 
1 orräte  sehr  vermehrt  hat,  ist  diese  Quote  natürlich  noch  niedriger 
£ eworden.  Aber  auch  im  Beginn  der  neuen  Goldära  um  1850  war 
s e absolut  und  im  Vergleich  mit  den  Verhältnissen  bei  anderen 
1 rodukten  nur  sehr  niedrig.  Selbst  wenn  man  berücksichtigt,  daß 
auch  bei  den  Edelmetallen,  auch  bei  Gold,  ebenfalls  ein  erheblicher 
^’eil  der  Vorräte  in  Form  von  Schmuck,  Prunkstoffen,  Geräten  tat- 
sächlich durch  den  Gebrauch,  die  Sitte,  die  Kunstform  des  Gegen- 
standes für  solche  Verwendungszwecke  ziemlich  fest,  oft  dauernd 
f ebunden  ist,  also  für  die  Vorräte  am  Markte  und  für  das  Angebot 
( aselbst  sowie  für  die  Verwendung  zu  Geldzwecken  nicht  in  Be- 
tracht kommt,  bleiben  die  Vorräte  immer  noch  so  groß  am  Markt 
1 nd  in  Geldesform  oder  in  wirklich  für  das  Angebot  als  Geld  in  Be- 
1 rächt  kommenden,  weil  leicht  in  die  Geldform  zu  verwandelnden 
] ’ormen,  daß  die  reichste  neue  „Goldernte“  eines  und  selbst  eine  Eeihe 
’ on  Jahren  im  Verhältnis  zu  diesen  Vorräten  klein  ist. 

B.  die  Goldgeldmenge  des  Occidents  um  1850  (ca.  1200000  kg  im 
Vert  von  3848  Mill.  Mark)  hat  sich  durch  die  hohe  einjährige  Durch- 
! chnittsproduktion  von  1850 — 55  (199400  kg  oder  556  Mill.  Mark)  nur 
im  16,6%  vermehrt.  Die  gesamte  Goldmenge  (Geld  und  ver- 
: .rbeitetes  Gold  in  anderen  Formen),  für  welche  freilich  die  Schätzungen 
lOch  viel  unsicherer  sind,  hat  sich,  wenn  man  sie  auf  ca.  3426000  kg 
1 9560  Mill.  Mark)  um  1850  veranschlagt  (Lexis),  vollends  nur  um  ca. 
1,8  ® 0 damals  durch  eine  Jahresproduktion  der  Erde  vermehrt.  Auch 
venn  man  von  den  Vorräten  von  dem  in  Schmuck  und  Gerät  be- 
tehenden  Gold  einen  sehr  großen  Teil  als  für  den  Markt  und  die 
^Preisbildung  nicht  in  Betracht  kommend  abzieht,  bleibt  die  Ver- 
nehrungsquote  des  Geldes  noch  mehr  oder  weniger  unter  den  16,6 «/o 
1er  anfangs  vorhandenen  Goldgeldquote.  Die  noch  viel  größere  Gold- 
Droduktion  der  neuesten  Zeit,  so  1901—1905,  die  höchste  in  der  Welt 
?orgekommene  in  so  kurzer  Zeit  (bes  1904  und  1905),  jährlich  im 
Durchschnitt  ca.  483600  kg  (1383  Mill.  Mark),  reagiert  auch  auf  eme 
nittlerweile,  in  der  Kulturwelt  des  Occidents  zumal,  viel  größer 
j-ewordene  Goldgeldmenge  und  Gesamt  goldmenge.  Schlägt  man  für 
1900  jene  mit  der  neuesten  Statistik  auf  7228200  kg  (20167  Mill.  Mark), 
iiese  auf  12724000  kg  (35,5  Milliarden  Mark,  Lexis)  an,  so  hat  sich 
iie  erste  durch,  die  jährliche  Produktion  von  1901  ff.  an  doch  auch 
Qur  in  einem  Jahr  um  ca.  6,7,  die  zweite  bloß  um  ca.  3,8®, (,  vermehrt. 
Wie  gering!  Solche  Berechnungen  ändern  sich  etwas,  wenn  maig 
mit  Rücksicht  auf  ihr  teilweises  gegenseitiges  Sich -Vertreten,  Gold 
und  Silber  zusammenfaßt,  was,  je  mehr  Goldwährung  vorherrschend 
wird,  aber  nicht  mehr  so  weit  geschehen  kann,  als  ehedem.  Bei 
Silber  allein  wird  die  Wertstabilität  jetzt  durch  verschiedene  Um- 
stände erschwert:  wie  die  geringere  Bedeutung  seiner  Geldfunktion,  da- 
her der  verminderte,  namentlich  mit  der  Produktion  nicht  wie  bei  Gold 
entsprechend  mehr  steigende  Silbergeldbedarf,  die  starke  neue  Produk- 
tion, ferner  auch  der  nicht  entsprechend  steigende  Bedarf  für  in- 
dustrielle Verwendung  von  Silber.  Die  W ertstabilität  des  Silbers  ist  mit 
daher  geringer  geworden.  Die  „Unterkunft“,  welche  ein  Edelmetall 
regelmäßig  in  der  Geldfunktion  findet,  ist  gerade  nach  den  neueren 
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Beobachtungen  bei  Silber  wichtig  für  die  Fragen  seiner  Wertstabilitä,t. 
Nur  dem  Golde  wird  diese  Unterkunft  eben  heute  umfassend  zuteil. 

y)  Erst  durch  die  Summierung  der  Wirkungen  der  Pro- 
duktions- und  Verwendungsverhältnisse  der  Edelmetalle  in 
längeren  Perioden  verändert  sich  die  Größe  der  Gesamtvor- 
räte des  Metalls  und  dann  regelmäßig  auch  diejenige  der  davon 
aus  Geld  bestehenden  in  stärkerem  Maße.  Dadurch  wird,  wie  in 
den  vorausgeschickten  Zahlen  auch  hervortritt,  das  Verhältnis 
zwischen  Vorrat  und  Neugewinnung  verändert.  Selbst  große 
und  steigende  Jahresgewinnung  steigert  dann  einen  größer  ge- 
wordenen Vorrat  relativ  nicht  mehr  so  stark,  einen  etwas  kleiner 
gewordenen  um  so  stärker.  Im  ersten  Fall  wird  dann  die  Wert- 
stabilität, soweit  sie  von  der  Menge  abhängt,  weniger,  im 
zweiten  um  so  mehr  gefährdet.  Eine  kleine  und  abnehmende 
Jahresproduktion  wird  zu  einer  kleineren  Quote  zumal  des 
größer  gewordenen,  immer  noch  zu  einer  größeren  des  kleiner 
gewordenen  Vorrats.  Das  bedingt  andere  Einflüsse  auf  das 
Schwanken  des  Werts,  auf  die  Wertstabilität. 

Geht  aus  der  langen  Andauer  einer  großen  Neuproduktion 
nach  und  nach  eine  allgemeine  starke  Vergrößerung  der  ge- 
samten und  der  Geldvorräte  (wie  in  der  Periode  nach  der  Ent- 
deckung Amerikas,  im  16. — 19.  Jahrhundert  und  wieder  be- 
sonders nach  1848/51  bis  zur  Gegenwart)  und  umgekehrt  aus 
langer  Andauer  großer  Verluste,  schwacher  Neuproduktion  eine 
allmähliche  Verringer'ung  der  Vorräte  hervor  — wie  in  der 
Periode  des  Untergangs  der  antiken  Welt  und  weit  darüber 
hinaus,  einigermaßen,  mit  Schwankungen  im  ganzen  Mittelalter, 
ferner  in  Zeiten  des  besonders  starken  Abflusses,  namentlich  von 
Silber  in  den  fernen  Orient,  nach  Asien,  wiederum  besonders 
stark  seit  der  Entdeckung  Amerikas  und  von  1850  an  — , so 
treten  schließlich  so  bedeutende  Änderungen  der  Gesamt-  und 
Geldvorräte  ein,  daß,  soweit  der  Veränderung  der  Menge,  des 
Angebots,  nicht  eine  gleiche  des  Bedarfs,  der  Nachfrage,  ent- 
spricht, die  Wertstabilität  mehr  oder  weniger  ver- 
loren geht. 

d)  Wesentlich  diese  Verhältnisse  sind  es,  welche  zu 
dem  Schluß  nötigen,  daß  auch  die  Edelmetalle,  auch  Gold, 
idealen  Anforderungen  an  einen  Geldstoff  nicht  entsprechen. 
Denn  ihre  eigene  Tauschwertstabilität  erfährt  störende  Ver- 
änderungen durch  Umstände,  welche  in  ihnen  selbst  liegen, 
bzw.  auf  ihrer  Seite,  d.  h.  nicht  auf  der  der  Waren,  deren 
Tauschwerte  in  Edelmetallgeld  ausgedrückt  werden.  Dies  er- 
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gibt  sich  schon  aus  der  Betrachtung  des  Einflusses  der  bloßen 
Menge  des  Edelmetalls.  Die  Betrachtung  des  Einflusses  der 
Produktionskosten  dieses  Metalls  läßt  das  noch  schärfer  er- 
kennen, auch  wenn  sich  dieser  Einfluß,  wie  unten  gezeigt  wird, 
hier  gerade  wegen  des  mitwirkenden  Einflusses  der  großen 
Vorräte  viel  langsamer  und  wegen  der  Geldfunktion  des 
Stoffs  überhaupt  anders  vollzieht,  als  bei  den  sonstigen 
Produkten.  Geltend  macht  sich  schließlich  die  \ eränderung 
der  Kosten  der  Gewinnung  des  neuen  Produkts  doch.  Auch 
dadurch  wird  die  Eigenwert  Stabilität  der  Edelmetalle  gestört. 
Besonders  für  die  Funktionen  des  Wertmaßes  und  des  gesetz- 
lichen Zahlmittels  als  Schuldlösemittels  über  längere  Zeiten 
hin,  wo  größere  Veränderungen  der  Menge  erst  eintreten  un 
dieL  wie  Veränderungen  der  Produktionskosten  sich  erst  geltend 
machen  können,  zeigen  sich  hier  wesentliche  Mängel  der  Edel- 
metalle, auch  des  Goldes  allein,  als  Geldstoff.  Das  anzuerkennen 
ist  notwendig  und  wichtig,  auch  wegen  der  sich  daraus  er- 
gebenden weiteren  Folgen  und  der  dabei  entstehenden  Frage, 
ob  und  welche  Vorkehrungen  gegen  Nachteile  solcher  Folgen 

etwa  zu  treffen  sind. 

3.  Gerade  diese  inhärenten  Mängel  des  Edelmetalls  als 
Geldstoff  führen  dann  wieder  zu  der  Frage,  ob  es  nicht  doch 
einen  „besseren“  Stoff  namentlich  für  die  Funktion 
des  Wertmaßes,  oder  auch  überhaupt  eine  andere  Wer  - 
einheit  als  Grundlage  für  Geld  in  dieser  Funktion  gebe 
und  auch  die  Frage  stoff wertlosen  Geldes  lassen  jene  Mangel 
des  Edelmetallgeldes  wieder  auftauchen. 

a)  Einen  besseren  Geldstoff  als  die  Edelmetalle  gibt 
es  indessen  nicht,  auch  nicht  für  eine  einzelne  Geldfunktion, 
wie  die  des  Wertmaßes.  Man  hat  hierfür  wohl  an  Getreide, 
an  die  Hauptbrotfrucht  gedacht  und  behauptet,  dies  eigne 
sich  we-en  größerer  Wertstabilität  in  längeren  Perioden  besser 
zum  Wertmaß.  Das  ist  nicht  richtig.  Auch  Getreide  ha 
keine  genügende  eigene  Wertstabilität. 

a)  Einmal  ist  Getreide  gerade  in  kurzen  Zeiträumen  in  besonde- 
rem Maße  unter  dem  Einfluß  der  Ernteschwankungen 

Tausch-  und  Kostenwert  Schwankungen  deJ  Pro- 

Zeiträumen  werden  seine  Produktionskosten  vom  Stand  der  rro 
duktionsausdehnung  im  Produktions-  und  Bezugsgebiet,  vom  „Boden- 

e-esetz“  (I  ^bt  S.  2o7ff.),  vom  Stand  der  Betriebstechnik  des  Getreide- 

SVamten  beeinflußt,  ferner  vom  Bedarf,  der  außer 

von  ^er  Bevölkerungsgröße  auch  von  Nahrungsweise  (Ersatz  von 
Brot  durch  andere  Nahrungsmittel),  also  von  veränderlichen  U . 
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ständen  abhängt,  und  vom  Bezugskreis  für  die  Bedarfsdeckung. 
y)  In  einem  geschlossenen  Volkswirtschaftsgebiete  hat  daher  der 
Tauschwert  von  Getreide  und  Brotfrucht  steigende  Tendenz  bei 
wachsendem  Bedarf,  wenn  die  Wirkung  des  Bodengesetzes  nicht  vom 
Fortschritt  der  Technik  zurnckgedrängt  wird.  Aber  auch  dann  be- 
steht jedenfalls  keine  Sicherheit  der  Wertstabilität,  rf)  In  einem 
offenen  Gebiet  entscheidet  der  Weltmarktpreis  und  die  Bedingungen 
für  diesen,  daher  besonders  der  Aufschluß,  die  Zugänglichkeit  junger 
fruchtbarer  Produktions-  und  Bezugsgebiete  und  die  Entwicklung 
des  Komunikationswesens  für  den  Verkehr  dahin:  alles  veränderliche 
Momente,  welche  wieder  keine  dauernde  Tauschwertstabilität  garan- 
tieren. So  ist’s  mit  dem  Ersatz  der  Edelmetalle  als  Wertmaß  (und 
etwa  als  Objekt  von  Darlehens-  und  anderen  Verträgen  für  lange 
Fristen)  durch  Getreide  nichts. 

b)  Zu  gleichem  Ergebnis  führt  die  Betrachtung  anderer 
Werteinheiten  als  Wertmaß,  so  der  hierfür  erwogenen,  des 
Werts  der  gemeinen  rohen  Handarbeit  (Tagelohn).  Dieser 
Wert  ist  aber  notorisch  auch  kein  gleichbleibender  und  kann 
es  nicht  sein,  noch  jemals  werden. 

Soweit  er  vom  Bedarf  des  Arbeiters  mit  bestimmt  wird,  ver- 
ändert sich  Art,  Größe  und  Wert  der  Bedarfsgüter,  auch  derjenigen 
für  den  notwendigen  Bedarf.  Darauf,  wie  auf  den  w’eiteren  Punkt, 
nämlich  soAveit  Angebot  und  Nachfrage  einwirken,  äußert  soziale 
Stellung,  Organisation  auch  für  gemeine  Arbeit  einen  Einfluß : wieder- 
um veränderliche  Umstände,  welche  keine  Tauschwertstabilität  der 
Arbeit,  des  Lohns  ermöglichen. 

c)  Bliebe  nur:  ein  stoff  wertloses  Geld.  Könnte  man 
ein  solches  befriedigend  hersteUen  und  zu  seinen  erforderlichen 
Funktionen  bringen,  so  ließe  sich  daran  denken,  auch  um  den 
„mangelhaften“  Geldstoff,  das  Edelmetall,  zu  ersetzen.  Das 
hat  sich  aber  als  nicht  genügend  ausführbar  erwiesen  (S.  138  ff.). 
Gerade  eine  Stabilität  des  eigenen  Tauschwerts  eines  solchen 
Geldes  läßt  sich  nicht  sichern. 

Auch  die  „staatliche“  Geldtheorie  zeigt  hier  ihre  besondere 
Schwäche,  die  deswegen  noch  nicht  fehlt,  wenn  man  eben  einfach 
die  Frage  vom  „Geldwert“  ignoriert  oder  in  rein  formalistischer 
Behandlung  diesen  wirtschaftlich  entscheidenden  Punkt  absicht- 
lich oder  unabsichtlich  unberücksichtigt  läßt.  Ein  unhaltbares  Um- 
gehen des  Problems. 

ITT,  Allgemeine  Geldlehre  (Geldtheorie).  Weitere 
Fortsetzung.  Konsumenten-  und  Produzenten-(Ge- 
schäfts-)Geld.  Bedeutung  dieser  Unterscheidung  für 
die  Lehre  von  den  Bestimmgründen  des  Werts  des 
Edelmetallgeldes. 

Die  Unterscheidung  von  Konsumenten-  und  Produ- 
zentengeld ist  in  anderer  Beziehung  („Geld  als  Tauschmittel  und 
als  disponibles  Kapital“)  in  meinem  akademischen  Vorlesungsgrundriß 
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am  Schluß  0»'torrua«heVLM^^ 

bä?  s“?  Eä7s”^uae"c?%?5de”Sir^^ 

iusWhäuTg  äb1  iber’d|  geuannte  ünlerschcdubg 

'^?!däu 

“giirsiierp«ru4auS^^^^ 

für  Papiergeld  (Papierwährung)  " ^er  Geld-  und 

Erst  bei  Edelmet^llgel^u^^^  d zur  ganzen 

weiter  noch  der  doch  allKemein  prak- 

Volkswirtschaft,  wird  die  .f  theoretische  Untersuchung 

tisch  «ichtig.  Daher  knüpft  sich  öeldtheorie, 

passend  an  Edelmetallgeld  an.  ^ teils  gar  nicht,  teils 

Ä«g  rdtä-gUl^nÄh^  Gut,  iusfUhfungen  darüber 

hat  bisher  fast  allgemein  die  angedeutete  Jutersche^  Aufführungen 
zu  wenig  berücksichtigt,  in  der  K.  S ^ snäter  folgenden  über  die 
über  den  Edelmetallgeldwert  ^ Ergänzung. 

Produktionsverhältnisse  der  bilden  aber 

Sie  gehören  vorwiegend  auch  noch  in  die  Geldtheorie, 

den  passenden  Übergang  zur  Geldpraxis.  Produ- 

,kkad.  Grundr.  IJ20  Konsnm^^ 

allgtel?  i^Süch  ist!  so  vollends  die  hier  gebrauchte 

gebraucht.  Aber  diese  Bezeic  j leicht  irreführend, 

5„d  in  anderer  Hinsicht  Ini 

weil  sie  mit  den  früher  für  zwei  der  verschie  ien^^^^ 

die  eine  Hauptfunktion  und  ß ß-  ^'enn  auch  zusammen- 

gehrauchten  übereinstimmt,  ^ne  daü  cue  wen 

hängenden  Dinge  selbst,  die  egri  jgt  zwar  ohne 

Zeichnung  es  aber  genüfend  durch  einfache 

Irtä«ärg  unThebt  las  Hkuptkriterion  der  ünterscheidung  richtig 

hervorß  der  Geldmenge  einer  m 

geld-  (und  kredit-)  wirtschaftlichen  Formen  fungierenden  Volks- 
wirtschaft. Hier  daher  namentlich  in  der  „normalen  Geld- 

beiden  oder  einem  der  Metalle,  mit  Doppel-  oder  mit  einfacher 
Gold-  oder  Silberwährung,  dann  aber  auch  in  reiner  Pyne 
geldwirtschaft  (Papierwährung).  Hier  sind  zwei  Haupt- 
bestandteile der  Geldmenge  einschließlich  des  zu  Geldfunktionen 
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bestimmten  Geldstoffes,  des  Edelmetalls  in  Barrenform  und  in 
Form  fremder  (vollwichtiger)  Münzen,  zu  unterscheiden. 

1.  Einmal  dasjenige  Geld,  welches  zur  Vermittlung  der 
sich  in  Geld  vollziehenden  Einkäufe  und  Zahlungen  der  „Kon- 
sumenten“ — im  „Privat verkehr“  im  Unterschied  zum  „Ge- 
schäftsverkehr — dient:  das  „Konsumentengeld“  oder 

„Konsumenteneinkaufgeld“;  2.  ziveitens  dasjenige  Geld, 
welches  in  den  Kreisen  der  Produzenten-  oder  Geschäfts- 
W'elt  als  Geldkapital  oder  als  Kapital  in  Geldform  zur  Durch- 
führung des  Produktionsprozesses  und  der  Geschäftsführung 
verwendet  wird:  das  „Produzentengeld“  („Unternehmer- 

geld“) oder  „Geschäftsgeld“. 

1.  Das  Konsumenten  geld  besteht  aus  demjenigen  Gelde 
(denjenigen  konkreten  Geldstücken,  also  regelmäßig  Münzen 
des  Währungsmetalls,  der  vollwichtigen  Münzen  [im  Unterschied 
zur  Scheidemünze]),  welches  im  System  der  berufsmäßigen 
Arbeitsteilung  zum  Einkauf  und  zur  Bezahlung  von  Gütern 
(Sachen  und  persönlichen  Diensten)  behufs  der  („privaten“) 
Bedürfnisbefriedigung  benutzt  wird.  Das  Konsumentengeld 
umfaßt  daher  das  Geld,  welches  zu  gegebener  Zeit  (genau:  im 
einzelnen  Zeitpunkt)  tatsächlich  zu  diesen  Einkäufen  und  Be- 
zahlungen Verwendung  findet  nebst  denjenigen  Vorräten  von 
Geld,  in  den  „privaten  Kassen“  („Haushaltkassen“)  aller 
Konsumenten,  der  größten  wie  der  kleinsten,  auch  der  Ge- 
schäftsleute als  Konsumenten,  welche  diese  Personen  zu 
diesem  Zweck  bereit  halten,  mit  der  Bestimmung  sie  erforder- 
lichenfalls so  zu  verwenden. 

a)  Dieses  Konsumentengeld  besteht  hauptsächlich  und  im 
regelmäßigen  Verlauf  der  Dinge  in  dem  in  Geld  eingegangenen 
oder  in  solches  verwandelten  Teil  des  Einkommens  eines 
Haushaltssubjekts  im  System  der  Geld-  (und  Kredit-)  Wirt- 
schaft. Es  fließt  diesem  Subjekt  also  regelmäßig  aus  seiner 
Stellung  im  volkswirtschaftlichen  Produktionsprozeß 
zu.  Ausnahmsweise  können  auch  Gelderlöse  aus  zu  Zwecken 
der  privaten  Konsumtion  realisierten  Vermögensbeständen 
(Kapitalanlagen)  hinzutreten. 

b)  Solches  Konsumentengeld  ist  an  sich  ein  notwendiges 
Bedürfnis  in  der  einmal  arbeitsteilig  und  Verkehrs-,  und  zwar 
geldwirtschaftlich  eingerichteten  Volkswirtschaft.  Hier  bedarf 
es  solchen  Geldes  in  der  Tauschmittel-  und  Tauschäquivalent- 
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»ie  es  eben  Arbeitsteilung  einmal  bedingt. 

i Jesohäftsperioden  der  volkswirtschaftliohen  Entwicklung 
Iah«  soweit  es  überhaupt  umläuft  und  zur  Umsatzvermittlnn 
Ito  iicbr  zur  Sebatzbildung,  dient,  _ gerade  und  eicht  selbst 

.einem  Hauptbetrage  nach,  In!  und  relativ 

c)  Der  Naturalwirtschaft 

t btMe7B*r;ngen  de'stortesl,  diher  -ch  mit  immer 

l^G^rtr  ursäur.  fnteSet^OeM  Cnu«  w«,  da 

-tsctf;ÄSr  sSei 

Umfang  der  Konsumtionen  dieser,  mithin  au  laufe 

Dmla“uts’  /er  tzte/ Sek:;!  wtil  "anj  durch- 
(des  Umia  fipld<;tiick  läneer  in  der  Kasse 

schnittlich  in  gegebener  Zei  ruhie  liegt  und 

und 

‘flS  r-n/en'slh“^ 

rÄTaÄVs.-  »n 

i S; 

Surrogaten  und  Zahlungseinrichtuugen 

Wesens,  Banknoten,  Papiergeld  u.  a.  m auch^b 

Gerade  im  '^on®umeiitenver  , ^ handelt,  ist  für 

Einkäufe  usw,  im  Einzelfa  Währungsfeldes  besonders 

den  Umfang  eines  solchen  Ersatzes  des 

auch  die  Minimalgröße  des  des  Klein - 

münze,  der  vollwichtigen  Silbermunze)  für  den 

Geldstückbedarfs  (Scheidemünze)  und 

große  des  zulässigen  ^es  (einlösbaren ) Papiergeldes, 

LXgenI  ähVis?'auch  die  Höhe  d^  schMlichen  Bedarfs  au 
Geld*  selbst  von  diesen  Umständen  mit  abhang  g. 

d)  Es  ist  hiernach  der  Umfang,  m welchem  Geld  die 

Funkt  on  des  Tauscbmittels  selbst,  körperlich,  ausubt,  für 
iunlition  a Konsumentengeld  mit  bestimmend, 

S r absohfte  Höhe  dieses  Bedarfs,  worauf  die  anderen 


a)  „Konsumentengeld“,  das  Geld,  das  in  dieser  Funktion 
demgemäß  gebunden  ist,  ist  nicht  Geldkapital,  kann  nicht 
als  solches  benutzt  werden.  |d)  Wohl  aber  vermag  es  durch 
Geldsurrogate,  ebenso  wie  allgemein  Geld  als  Tauschmittel 
aus  dieser  Funktion,  so  dieses  Konsumentengeld  aus  der 
Funktion  des  Konsumentengeldes,  ausgelöst  und  dadurch 
zu  Geldkapital  zu  werden,  y)  Dies  geschieht  seitens  der  Aus- 
geber solcher  Geldsurrogate  (Notenbanken,  Staatspapiergeld- 
ausgabe) und  der  Veranstalter  von  Einrichtungen  des  Kredit- 
und  Bankwesens  zur  Zahlungsvermittlung  (bankmäßige  Zahlungs- 
einriebtungen,  Giroverkehr  usw.),  wodurch  eben  die  körper- 
liche Benutzung  von  Geld  (Geldstücken)  unnötig  und  Mittel 
zur  Kreditgewährung,  daher  „Kapital“  flüssig  gemacht  werden. 
Einen  tunlichst  großen  Teil  auch  des  Konsumentengeldes  so  in 
Geldkapital  zu  verwandeln,  ist  eine  Hauptaufgabe  der  genannten 
Operationen  und  einer  ihrer  volkswirtschaftlichen  Vorteile  (s.  u. 
am  Schluß  von  2,  bei  e,  £ und  f). 

2.  Produzenten-  (Geschäfts-)  Geld,  a)  Bei  Geld-  (und 
Kredit-)  Wirtschaft,  je  mehr  diese  in  der  Volkswirtschaft  sich 
durchgesetzt  hat,  desto  mehr,  wird  der  Produktionsbetrieb  auf 
der  Grundlage  von  Geldkapital  und  mit  diesem  als  der 
disponibelsten  Kapitalform,  dem  „Kapital  für  jede  weiter  zu 
bestimmende  beliebige  Verwendungsart“,  geführt. 

«)  Zunächst  wird  der  Produktionsbetrieb  regelmäßig  begonnen 
mit  eigenem  oder  geliehenem  Ge  Id  kapital.  Dies  um  so  mehr  und 
um  so  vollständiger  und  ausschließlicher,  je  weniger  die  erforder- 
lichen sachlichen  Produktionsmittel  (Grundstücke,  Häuser,  bewegliche 
A.  Wagner,  soz.-ökon.  Grandriss,  Buchhandelsausgabe.  Abteil.  TI.  U 
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lonkrete  Kapitalgüter)  bereits  im  Eigentum  und  Besitz  des  Produ- 
2ßnten  (Unternehmers)  sich  befinden  oder  in  dieser  (Natural-) 
l'orm  von  Dritten,  dem  sie  gehören,  im  Wege  des  betreffenden 
] Kreditgeschäfts  (Pacht,  Miete,  Gebrauchsleihe)  den  Produzenten 
i bertragen  oder  schließlich  je  weniger  sie  selbst  direkt  von  diesem 
1 atural  hergestellt  werden,  je  m^r  daher  E i n k a u f auch  dieser 
‘ achlichen  Produktionsmittel  der  Weg  ist,  auf  welchem  der  ^•oduzent 
iie  in  seine  Verfügung  bringt.  Ferner  kommt  in  gleicher  Weise  in 
; Jetracht,  ob  und  wie  weit  Naturallöhnnng  noch  yorkommt  und  je 
'ollständiger  und  ausschließlicher  Geldlöhnung  üblich  ist.  Dann  be- 
stehen auch  die  zum  Betriebskapital  des  Unternehmers  gehörigen 
Jnterhaltsmittel  für  die  in  der  Produktion  beschäftigten  Personen 
Lohnfonds“)  zunächst  in  Geldkapital.  Der  Pro<luktionsbetrieb  be- 
Ungt  daher  Geldkapitalvorr äte  des  Unternehmers,  wo  er 
licht  auf  Kredit  geführt  wird  (wie  bei  Zahlungsfristen  für  ange- 
laufte  sachliche  Produktionsmittel,  für  Ankauf  dieser  auf  Kredit, 
lei  Postnumerandozahlungen  in  längeren  Terminen,  auch  für  Ge- 
aalte, Löhne,  bei  Stundungen  dieser).  Wird  der  Produktionsbetrieb 
nit  Hilfe  von  Gelddarlehen  begonnen,  so  muß  eben  das  be- 
reffende  Geldkapital  im  Besitz  des  Darlehnsgebers  sein,  (Von  der 
Benutzung  von  Geldsurrogaten  aller  Art  statt  Geldes  in  solchen 
Fällen  von  Bankeinrichtungen  wird  hier  zunächst  abgesehen.) 
3)  Auch  zu  der  Durchführung  und  Erweiterung,  sowie  zur 
beständigen  Fortführung  des  Produktionsbetriebes  ist  beim 
Produzenten  (oder  seinem  Darlehnsgeber,  z.  B einer  Bank)  Kapital 
in  Geldform,  Geldkapital  in  der  geld-  und  kreditwirtschaftlichen 
Gestaltung  der  Volkswirtschaft  erforderlich,  in  den  hier  in  Betracht 
kommenden  Fällen;  bei  direktem  Einkauf  gegen  Geld  (sog.  „Bar- 
ankauf“) der  nach  Verbrauch  der  ersten  weiter  benötigten  sach- 
lichen PTOduktionsmittel  jeder  Art  und  namentlich  auch  für  die 
Geldlohn-  und  Geldgehaltszahlungen  an  den  betreffenden  Zahl- 
terminen dieser  (Wochen-,  Monats-,  Quartalstagen);  bei  Ankauf  der 
Produktionsmittel  „auf  Kredit“,  bei  Lohnstundungen  u.  dgl.  zur 
schließlichen  Abtragung  dieser  Kredite,  zu  deren  Verzinsung,  zur 
Berichtigung  der  rückständigen  Löhne;  und  auch  aus  dem  Absatz 
der  Produkte  muß  wiederum  regelmäßig  in  Geldform  das  in 
der  Produktion  steckende,  für  die  Herstellung  der  Produkte  ver- 
wendete konkrete  Kapital  (stehendes  wie  umlaufendes)  verfügbar 
geworden,  aus  der  Form  konkreter  Sachgüter  in  die  des  Geldkapitals 
gebracht  sein,  um  die  Produktion  fortführen  zu  können.  Bei  der 
hier  vorausgesetzten  — und  notwendig  vorauszusetzenden  — Pro- 
duktion auf  Absatz  der  Produkte  an  Dritte  und  zwar  gegen  Geld 
erfolgen,  eben  immer  nur  in  der  Fortdauer  des  Produktionsbetriebs 
und  Absatzes  Umwandlungen  von  Geldkapital  in  konkretes 
Naturalkapital  (bei  Geldlöhnen  unter  Vermittlung  der  Arbeiter 
selbst  in  ihren  Ankäufen  von  Konsumtibilien,  die  dann  vom  Stand- 
punkt des  Unternehmers  aus  doch  zu  dessen  Kapital  gehören,  Abt.  I, 
S.  138),  und  erfolgen  dann  wieder  Umwandlungen  von  Natural- 
kapital  in  der  Form  der  neuen  Produkte  selbst  in  Geld- 
kapital im  Gelderlös  beim  Absatz. 

b)  Auch  dieses  als  Geldkapital  fungierende  Produzenten- 
geld wird  somit,  wie  das  Konsumentengeld,  zu  Einkäufen 


von  Sachen,  zur  Bezahlung  von  persönlichen  Diensten 
verwendet.  Aber  es  bleibt  hierbei  Kapital,  welches,  wie 
eben  gezeigt,  in  der  Verwendung  zu  Produktionszwecken,  in 
Geldform  sich  zeitweilig  in  konkretes  Naturalkapital  verwan- 
delt, im  Absatz  der  Produkte  und  nach  deren  Bezahlung  in 
Geld  in  Geldkapital  zurückverwandelt,  wobei  sich  dann  in  der 
fortgeführten  Produktion  derselbe  Vorgang  immer  wiederholt. 
Geldausgaben  und  Geldeinnahmen  (Geldaus-  und  Geld- 
eingänge) treten  somit  beim  Produzentengeld  wie  beim  Kon- 
sumentengeld in  gleicher  Weise  auf.  Aber  diese  äußerliche 
Gleichheit  der  Vorgänge  darf  über  die  ökonomische  Ver- 
schiedenheit der  Rollen,  welche  das  Produzenten-  und  das 
Konsumentengeld  hier  spielten,  nicht  hinweg  sehen  lassen.  Das 
Konsumentengeld  ist  durch  die  (privaten)  Bedürfnisbefriedigungen 
gebunden,  welche  es  ermöglichen  muß  und  zu  denen  es  ver- 
wendet wird.  Einmal  hierfür  ausgegeben,  kehrt  es  nicht  von 
selbst  zurück,  sondern  muß  durch  andere  neue  Geldeinnahmen 
ersetzt  werden.  Das  Produzentengeld  ist  dagegen  Kapital  und 
kann  als  solches  beliebigen  Verwendungen  zugeführt,  werden, 
aus  denen  es  von  selbst  beim  Absatz  der  Produkte,  wieder  dem 
Produzenten  zufließt. 

Dies  gilt  allerdings  nicht  von  dem  ganzen  Betrag  der  Geld- 
einnahmen des  Produzenten,  welche  dieser  aus  dem  Absatz  der  Pro- 
dukte gegen  Geld  erlöst,  sondern  nur  von  demjenigen  Teil  des 
AVertbetrags  dieser  Geldeinnahmen,  welcher  dem  \\  ert  des  auf  die 
Produkte  verwendeten  („in  sie  hineingesteckten“)  Geldkapitals  ent- 
spricht, also  ein  Ersatz  dafür  ist.  Diese  ganzen  Geldemnahmeu 
enthalten  aber  auch  in  sich  den  Profit,  den  Kapital-  und  Unter- 
nehmergewinn, etwaige  Rente,  (persönliche  und  Grundrente),  welche 
das  Einkommen  des  kapitalistischen  Unternehmers  als  Kapitalist 
Grundeigentümer,  persönlicher  Arbeitsfaktor  (Abt.  I,  S.  147;  bildete. 
Dieses  Einkommen  hat  regelmäßig  seine  Hauptbestimmung,  fast  stets 
wenigstens  seine  Mitbestimmung  in  dem  Zweck,  dem  Produzmiten 
als  privaten  Konsumenten  die  Mittel,  und  zwar  in  der  Geld- 
form, zu  geben,  um  damit  seine  und  der  Seinen  private  Bedürfnisse 
zu  befriedigen,  im  arbeitsteiligen  und  geldwirtschafthchen  System 
also  dafür  die  erforderlichen  Güter  einzukaufen.  Dieser  Geld- 
betrag geht  daher  so  in  die  Kategorie  des  Konsumentengeldes 
über  Nur  was  von  diesem  Einkommen  und  ebenso  was  ganz  allgemein 
aus  konsumentengeld  nicht  dem  privaten  Konsum  und  Ausgaben 
oder  Einkäufen  dafür,  sondern  der  neuen  Kapitalbildung,  zunächst 
in  Geldform,  zugeführt  wird,  ist,  bzw.  bleibt  Geldkapital,  Pro- 


duzentengeld. 

c)  Die  A^'erhüllung  der  Vorgänge  beim  Produzenten- 
geld durch  die  begleitenden  Kreditvorgänge.  Schon 
früh,  selbst  in  den  älteren  einfacheren  Verhältnissen  der  Ge- 


s;altung  und  Durchführung  des  Produktionsbetriebs,  setzt  die 
Mitwirkung  von  Kreditgeschäften  ein.  Später  wird  diese 
i nmer  umfangreicher  und  verwickelter.  Ferner  erfolgt  dann 
die  Mitwirkung  von  kreditwirtschaftlichen  Zahlungsein- 
richtungen,  besonders  im  Bankwesen,  bei  den  an  sich  geld- 
V irtschaftlichen  Vorgängen.  Dadurch  werden  die  Verhältnisse 
letzterer  undurchsichtiger  und  wird  das  prinzipielle  Moment 
darin  verhüllt. 

So  weil  im  großen  Umfang  im  Geschäftsverkehr  auf  Kredit 
g3-  und  verkauft  wird.  Hier  erfolgen  also  nicht  unmittelbar  sofort 
s »nderu  eventuell  erst  bei  der  Abwicklung  der  Kreditgeschäfte  Geld- 
z ihlungen.  Aber  auch  hier  finden  wieder  Vermittlungen  zwischen 
Schuldner  und  Gläubiger  statt,  durch  Banken  und  deren  Zahlungs- 
e nrichtungen  (Giroverkehr,  Scheckwesen,  Clearing-Haus)  oder  bedient 
n an  sich  der  Geldsurrogate,  wie  girierter  Wechsel,  Banknoten,  (ein- 
1(  sbaren)  Papiergelds. 

So  ent-  und  verwickelt  sich  alles  noch  weiter.  Der  direkte, 
körperliche  Gebrauch  von  Geld  auch  als  Geldkapital  zu 
iinkäufen  und  Zahlungen  wird  somit  auch,  wie  beim  Konsu- 

nentengeld,  beim  Geschäftsgeld  relativ  und  selbst  absolut 
g iringer. 

Allerdings  müssen  aber  nun  die  Emittenten  der  Geldsurro- 
g ite  (Banken,  Staat),  die  Banken  als  Kassenhalt«‘,r  der  Geschäfts- 
velt  (Depositengeld)  und  als  Vermittler  der  Zahlungen  selbst 
g -ößere  Geldkapitalbestände  halten,  um  den  Verbindlichkeiten 
a IS  der  Ausgabe  der  Geldsurrogate  und  aus  den  genannten 
u eiteren  Zahlungseinrichtungen  nachkommen  zu  können  und 
dis  Vertrauen  in  die  Benutzbarkeit  dieser  Surrogate  und  Ein- 
richtungen an  Geldesstatt  aufrecht  zu  halten.  Aber  die  für 
d esen  Zweck  erforderlichen  Beträge  von  Geldkajntal  (Währungs- 
gMld)  können  infolge  der  Konzentration  der  Geldkapitalfonds 
b >i  Banken  usw.  kleiner  sein,  als  wenn  diese  Fonds  bei  den 
einzelnen  Geschäftsbetrieben  zersplittert  würden.  Die  genannten 
Z ihlungseinrichtungen  wirken  ferner  darauf  hin  und  machen  es 
möglich,  daß  große  Zahlungen  im  Wege  der  Kompensation 
ol  ne  Benutzung  von  Geld  und  selbst  von  Hauptarten  von  Geld- 


Betrag  ist  hier  auch  wieder  gebunden  und  wird  der  unmittel- 
baren Benutzung  als  Geldkapital  im  Produktionsprozeß  der  Cie- 
schäfte  entzogen.  Dieser  Betrag  kann  somit  auch  nicht,  wo  es 
der  Produktionsprozeß  erfordert,  in  den  Prozeß  der  Umwand- 
lung in  Sachkapital  und  dessen  Rückverwandlung  in  Geldkapital 
eintreten.  Nur  durch  weitere  Entwicklung  der  Technik  im 
Bank-  und  Zahlungswesen  und  durch  Wachstum  des  Vertrauens 
in  die  sichere  Funktion  von  Geldsurrogaten  und  Zahlungsein- 
richtungen der  angedeuteten  Art  kann  an  diesem  gebundenen 
Geldkapital  weiter  gespart  und  dann  noch  ein  Teil  davon  aktiv, 
effektiv  wirksam  gemacht  werden,  d.  h.  in  jenen  Umwandlungs- 
prozeß eintreten. 

d)  Bedarf  der  Volkswirtschaft  au  Produzenten- 
oder Geschäftsgeld.  a)  Er  hängt  in  starkem  Maße  von 
den  eben  besprochenen  Einrichtungen  des  Geldsurrogat-  und 
Zahlungswesens  ab.  Je  mehr  dieses  entwickelt  ist,  je  sicherer 
und  besser  es  funktioniert,  je  ungestörter  das  Vertrauen  zu 
seiner  Funktion  ist,  desto  mehr  kann  an  unmittelbar  körper- 
lich gebrauchtem  Geld  in  den  Geschäften  und  auch  in  den 
Deckungsfonds  der  Banken  usw.  gespart  werden,  ß)  Ceteris 
paribus,  namentlich  auch  betreffs  dieser  Momente  unter  «, 
hängt  der  Bedarf  von  Geschäftsgeld,  von  gleichen  oder  analogen 
Umständen  wie  der  Bedarf  an  Konsumentengeld  ab  (S.  160), 
daher  namentlich  aa)  vom  Umfang  der  durch  Geld  zu  ver- 
mittelnden Geschäfte,  somit  wieder  der  Geldzahlungen  für  Ein- 
käufe sachlicher  Produktionsmittel,  welche  in  Ermangelung 
eignen  Besitzes  und  eigner  Produktion  derselben  erst  Dritten, 
den  Besitzern  und  Produzenten  dieser  Objekte  abgekauft  und 
direkt  mit  Geld  gezahlt  werden  müssen,  sowie  von  den  Geld- 
lohn-  und  Geldgehaltzahlungen.  Dazwischen  tretende  Kredit- 
geschäfte direkt  zwischen  Produzenten  und  Händler  (Kauf  und 
Verkauf  auf  Kredit,  Stundungen,  Postnumerando-Zahlungen  usw.) 
verschieben  eventuell  nur  zeitlich  den  Geschäftsgeldbedarf.  Stei- 
gerung dieses  Umfangs  der  Geschäfte  steigert  daher  auch  den 
Bedarf  an  Geschäftsgeld.  Auf  die  erstere  Steigerung  wirkt  im 
Allgemeinen  die  Entwicklung  der  Volkswirtschaft,  des  Gesamt- 
bedarfs an  Produkten,  den  die  Geschäfte,  die  Produktion  zu 
decken  haben,  ein,  daher  alles,  was  diesen  Produktenbedarf 
steigert,  wie  Volks  Vermehrung , höherer  W’^ohlstand.  Ferner 
wirkt  Spekulation,  besonders  in  der  aufsteigenden  Konjunktur, 
ein,  wo  eine  Steigerung  des  Produktenbedarfs  angenommen  wird. 
Auf  Abnahme  des  Umfangs  der  Geschäfte  wirken  die  ent- 


? 


der  Handels-  und  Zahlungsbilanzen  aus  dem  Waren-, 
und  aus  sonstigen  Verhältnissen  (Rhederei- 
finanziellen Operationen  der  Staaten, 
auf  dem  Gebiete  des  Staatskredits),  Die  tatsächliche 

wenn  der  Stand  der  fremden 
: von  Geld  selbst  (auch 

Barrenmetall,  Bullion)  vorteilhaft  macht. 

Betreiber  internationaler  Arbitragegeschäfte 
» für  ihr  Geschäft  bereit. 

, Ansammlungen 
;^on,  worauf 
, besonders  ein 
n politisches,  in 
•er  Störungen 
Hier  machen  sich 
in  der  regelmäßigen  Funktion  des  Rredit- 
L Geschäftshäusern,  besonders  im 
Handel,  Unsicherheiten  im  Geschäftsgang,  weshalb  die  Kapi- 
talien aus  der  Anlage  in  konkreter  Sachform  herausgezogen, 
in  die  Geldform  gebracht  und  einstweilen  in  dieser  für  alle 
Fälle  bereit  gehalten  und  aus  ihr  nicht,  wie  sonst  gewöhnlich, 
alsbald  wieder  in  die  erforderliche  Sachform  gebracht  werden. 

cc)  Neu  gewonnenes  Edelmetall  aus  den  Bergwerken 
(und  Goldwäschereien,  Bergwerks-,  Minenprodukte).  Es  strömt, 
in  Barrenform,  auch  in  Form  von  Münzen  des  Bergwerkslands 
(spanische,  mexikanische  Piaster,  in  den  Goldländern  selb^  ge- 
prägte Münzen),  regelmäßig  vornehmlich  in  den  Haupt-,  Geld-, 
Bank-,  Börsenplätzen  zusammen,  besonders  hier  in  den  großen 
Zentralbanken  (London)  und  Banksystemen  (New-  York),  indem 
seine  Besitzer  es  als  Guthaben  (Depositen)  hier  einstw-eilen 
hinterlegen.  Hier  wartet  es  dann  auf  Verwendung,  zu  Neu- 
aulagen in  der  Produktion.  Es  verbleibt  dabei  öfters  länger  in 
seiner  bisherigen  Form,  in  ungeprägtem  Zustand  oder  wenigstens 
nicht  in  heimische  Münzen  umgeprägt,  bis  es  in  der  Produktion 
Verwendung  findet  und  etw-a  erst  alsdann  zur  Verausgabung 
in  die  dafür  brauchbare  Geld-  oder  Münzform  gebracht  wird. 
Erst  jetzt  wird  es  daher  eventuell  zur  heimischen  Münze  ge- 
prägt oder  umgeprägt  und  kommt  in  den  Umlauf,  vermehit  so 

die  Geld-  und  Münzzirkulation. 

Es  ist  wichtig,  gerade  fliese  Vorgänge  und  Verhältnisse  zu 
beachten,  welche  prinzipiell  immer  ziemlich  dieselben  waren  und 
sind,  aber  sich  besonders  an  den  neueren  Erfahrungen  mit 


besonders 

Wertpapierverkehr 
geschäft,  Reiseverkehr, 
besonders  i — 

Versendung  tritt  namentlich  ein, 

AVechselkurse  Fortsehdung  oder  Bezi^ 
in  fremden  Münzen,  in 
Banken,  Bankiers, 

halten  solche  Geldbeträge  für  ihr  Geschäft  bereit 
bb)  Reservefonds  im  Großen  in  Geld 
von  Geld  und  zeitw-eiliges  stärkeres  ^ orrathalten  dav 
ein  allgemein  wirksames 
generelles  wirtschaftliches,  in 

Zeiten  zu  befürchtender  oder  ausgebrochener  größer 

der  Sicherheit,  in  Kriegs-,  Revolutionszeiten.  

geltend : Stockungen 
svstems,  Zusammenbrüche  von 


g' igengesetzten  Umstände,  fehlende  Spekulation  in  herabgehender 
Konjunktur  ein.  bb)  Von  besonderer  Bedeutung  ist  für  den 
Bsdarf  an  Geschäftsgeld  ferner  auch  der  Stand  der  Preise 
d'ir  einzukaufenden  sachlichen  Produktionsmittel  und  der  Stand 
dir  zu  zahlenden  Geldlöhne  usw-.  Steigende,  hohe  Preise  und 
Löhne  vermehren,  niedrige,  sinkende  vermindern  ihn  usw.  Ein 
Punkt  von  besonderem  Einfluß  auf  den  „Geldpreis“  in  diesem 
S nne,  d.  h.  auf  die  Höhe  des  Zinses  für  Darlehen  von  Ge- 
sihäftsgeld  (Geldkapital  zu  diesem  Zweck). 

e)  Bestandteile  des  Produzentengeldes.  Es  umfaßt  das 
b 3reits  im  Besitz  der  Geschäftswelt  befindliche,  sowde  dasjenige 
C eldkapital,  welches  den  Geschäften  aus  den  Privatkreisen  zu- 
f ießt,  unmittelbar  oder  durch  Vermittlung  der  Banken  und  der 
I örse.  Es  hat  besondere  Bedeutung  für  die  Bestimmung  des 
I arlehnszinfußes,  war  daher  für  die  Aufstellung  der  Theorie 
d hses  Zinsfußes  schon  früher  mit  zu  erw^ähnen  (Abt.  I,  S.  334). 

ß)  Neu  aus  den  Geldeinnahmen,  regelmäßig  dem  Geld- 
e nkommen  der  Geschäftsleute  wie  der  Privaten  zum  Zweck 
dar  eigenen  Benutzung  oder  der  Ausleihung  reservierte 
C eldbeträge,  welche  nicht  zur  laufenden  Verausgabung  der 
privaten  Konsumtion  bestimmt  sind,  also  nicht  als  „Haushalt- 
kasse“ zum  Konsumentengeld  gehören. 

/^)  In  Geld  bestehende  Kassen  Vorräte  der  Geschäfts- 
1 )ute  zur  Bestreitung  der  laufenden  Ausgaben  im  Geschäft, 
d aher  zur  Durchführung  des  Produktionsprozesses,  einschließlich 
dar  Bezahlung  fälliger  Geldverpflichtungen  aus  dem  Geschäft. 

y)  Reservefonds  in  Geld,  als  dem  gesetzlichen  Zahl- 
mittel, vorrätig  gehalten  zur  Berichtigung  unvorhergesehener 
( eschäftsausgaben  in  Geld. 

d)  „Horte“,  (hoards)  Geldsummen  geprägten  Gelds  (auch 
f emden)  und  Barren  Edelmetalls,  bzw.  des  Währungsmetalls 
( lold  oder  Silber  oder  beides),  w-elche  auf  nicht  genau  im 
Voraus  dem  Zweck  nach  bestimmte  Verwendung  überhaupt  oder 
aaf  eine  der  Zeit  nach  noch  unbestimmte  Verwendung  warten, 
a ber  als  Kapital  benutzt,  in  der  Produktion,  im  Geschäft  ver- 
a ulagt  w'erden  sollen.  Man  kann  von  solchen  Horten  folgende 
I iestandteile  unterscheiden,  von  welchen  eventuell  alle  oder 
wovon  einzelne  auch  selbständig  neben  die  „Horte“  und  die 
anderen  genannten  Bestandteile  des  Produzentengelds  gestellt 
\ 'erden  können  (Abt.  I,  S.  333,  334). 

aa)  Geldbeträge,  welche  zwecks  internationaler  Über- 
sendungen bereit  gehalten  werden,  zu  Zahlungsausgleichungen, 


dam  kalifornisch- australisch -südafrikanisichen,  auch  sibirischen 
C olde  verfolgen  lassen.  Das  neue  Bergwerksprodukt 
(.  dinenprodukt,  Minenhorte)  ist  größtenteils  so  viel  (pro  tanto 
snnes  Betrags)  neues  Geldkapital,  fungiert  als  solches, 
z inächst  daher  als  Produzentengeld,  erst  später  mit  als 
I onsumentengeld. 

So  namentlich  in  den  Importländern.  Nur  in  den  Pro- 
d aktionsländern  selbst  und  auch  nur  teilweise  liegt  die  Sache 
a iders,  besonders  im  bergmännischen  und  Goldwäscherei  kl  einbetrieb, 
d iher  namentlich  in  des  letzteren  Anfängen.  Das  neu  gewonnene 
E lelmetall  ist  nur  hier  sofort  Konsumentengeld.  Für  die  Frage 
d'  tr  volkswirtschaftlichen  Einwirkung  des  neu  gewonnenen  Edel- 
n etalls  auf  erkehr,  Produktion,  Spekulation,  Geschäftsgang,  Preise 
is  j es  besonders  wichtig,  zu  beachten,  daß  man  es  zunächst  wesent- 
lich mit  Geldkapital,  mit  Produzentengeld,  mit  dessen  Ver- 
mehrung zu  tun  hat.  Daher  auch  die  Bedeutung  der  Größe  dieses 
nMU  gewonnenen  Edelmetalls,  der  Schwankungen  der  Produktion 

d.  sselben  für  den  „Geldmarkt“,  den  Leihkapitalmarkt,  die 
Birvorräte  der  Banken,  den  Diskontsatz.  Gegenwärtig  handelt 

e. ‘  sich  bei  der  \ erbreitung  der  Goldwährung,  der  wirklichen  und 
d<r  hinkenden,  hier  bei  solcher  Funktion  als  Geldkapital  und  Pro- 
di zentengeld  vornehmlich  um  Gold,  früher  auch  um  Silber.  Und 
m t Rücksicht  auf  dessen  \ erwendbarkeit  auch  als  Geld  noch  in  den 
Si  berwährungs-  und  Silberzirkulationsgebieten,  daher  auch  eventuell 
in  solchen  der  Doppelwährung  und  als  Scbeidemünzmetall  auch  in 
den  Goldwährungsländeru,  kommt  Silber  auch  in  den  Geldplätzen 
der  Goldwährungsländer  als  Geldkapital  für  Export  zwecke  noch  mit 


auch  für  Banknotenausgabe  wirklich  bereit  gehalten  wird,  erfolgt 
im  letzten  Effekt  die  Umwandlung  eines  Teils  des  Kon- 
sumentengelds in  Geldkapital  zur  Verfügung  (durch  die 
Darlehnsgewährung  daraus)  von  Produzenten  und  erfolgt  weiter 
eine  gesteigerte,  intensivere  Funktion  auch  der  Kassen- 
vorräte der  Produzenten  als  Geldkapital.  Es  wird  auf  die.-e 
Weise  ein  mehr  oder  weniger  starker  Teil  des  umlaufenden 
Gelds  "aus  der  körperlichen  Benutzung  als  Tauschmittel  los- 
gelöst, durch  Geldsurrogate  und  banktechnische  Zahlungs- 
methoden hier  ersetzt,  so  direkt  für  die  Funktion  als  Geld- 
kapital verfügbar  und  zur  Grundlage  von  Notenausgabe  und 
Depositengeschäft  und  dem  damit  verbundenen  Zahlungsw'eseu. 
Dadurch  wird  es  möglich,  die  Mittel  der  Banken  zu  ihren 
Aktivgeschäften,  besonders  zu  kurzfristigen  Darlehen  im  Dis- 
konto- und  Lombardgeschäft,  erheblich  zu  vermehren.  Das  be- 
deutet zugleich  eine  Vermehrung  des  Geldkapitals  in  der  Form 
solcher  Ersatzmittel  und  Ersatzeinrichtungen  der  Tauschmittel- 
funktion des  Gelds  und  seiner  unmittelbaren  körperlichen  Be- 
nutzung. Der  Bedarf  an  eigentlichem  Geldkapital  in  Währungs- 
geld als  Produzentengeld  und  schließlich  auch  an  Konsumenten- 
geld wird  durch  das  alles  ermäßigt.  Das  kommt  auch  noch 
in  anderer  Hinsicht  auf  einen  allgemeinen  volkswirtschaftlichen 
Vorteil  bei  einem  stoffwertvollen  Gelde,  zumal  einem  solchen 
Gelde  hohen  Stoffwerts,  wie  dem  Edelmetallgeld,  vollends  dem 
Goldgeld  hinaus:  die  Volkswirtschaft,  welche  durch  Einrich- 
tungen der  angedeuteten  Art  an  diesem  Geld  spart,  braucht 
weniger  Nationalkapital  in  ihrem  Geldvorrat  festzulegen,  kann 
also  mehr  von  diesem  Kapital  unmittelbar  im  Naturalkapital 
für  produktive  Verwendung  anlegen. 

C.  Die  Beziehungen  zwischen  Produzenten-  und 
Konsumentengeld.  Zwischen  beiden  Arten  erfolgen  beständig 
in  der  Durchführung  des  Produktions-,  Verteilungs-  und  Kon- 
sumtionsprozesses Übergänge,  Verwandlungen  des  einen  in  das 
andere  und  Rückverwandlungen  des  zweiten  in  das  erste. 

1.  Im  Produktionsprozeß  verwandelt  sich  Produzenten- 
geld in  Konsumentengeld,  Geldkapital  ergießt  sich  in  den  Um- 
lauf, zwar  gewöhnlich  nicht  völlig,  aber  zu  einem  großen  Teil. 

Namentlich  bei  der  Verausgabung  zur  Bezahlung  von  Geld- 
löhnen, Geldgehalten,  zum  (Baar-)  Einkäufe  von  sachlichen  Pro- 
duktionsmitteln oder  zur  Berichtigung  fund  Verzinsung)  der  aus  Ein- 
kauf auf  Kredit  entstandenen  Schuldverpflichtungen,  zur  Verzinsung 
und  Abwicklung  anderweiter  Kreditgeschäfte,  bei  Darlehen  zu  deren 


Die  Empfänger  von  Geldeinkommen  kaufen  im  Arbeitsteilun^s- 
svstem  mit  dem  erhaltenen  Gelde,  welches  ihnen  ganz  oder  teilweise 
bestimmungsmäßig  als  Konsumentengeld  dient,  die  ihnen  zur  privaten 
Konsumtion  erforderlichen  Güter  bei  Geschäftsleuten  (vornehmlich 
des  Kleinhandels,  des  Handwerks)  ein.  Diese  Personen  bekommen 
so  ihr  in  den  abgesetzten  konkreten  Gütern  steckendes  Kapital  in 
Geldform,  als  Geldkapital,  wieder  ersetzt  und  verausgaben  es  dann 
in  der  Fortführung  ihrer  Geschäfte  wieder.  Mit  einem  Teil  des  Er- 
löses aus  dem  Absätze  der  Produkte  werden  die  auf  Kredit  ge- 
nommenen Waren  nunmehr  dem  Produzenten  bezahlt  oder  andere 
aus  Kreditgeschäften  entspringende  GeUlzahlungsverpfliclitungen  er- 
ledigt. So  bleibt  das  ursprünglich  vom  Konsumenten  herrührende 
Konsumentengeld  auch  noch  in  diesem  weiteren  Stadium  seiner  Be- 
wegung zwischen  den  Geschäftsleuten  selbst  Produzentengeld  und 
Geldkapital.  Eventuell  verläuft  die  Sache  so  auch  noch  in  weiteren 
Stadien,  daher  auf  dem  Wege  vom  Klein-  zum  Großhändler,  Land- 
wirt, Fabrikanten,  Lieferanten  von  Produktionsmitteln  für  letztere 
beiden,  von  solchen  Lieferanten  an  deren  Vormänner  usw.  In  diesen 
Zwischenstadien  tritt  dann  öfters  wieder  eine  Verwandlung  des 
Produzentengeldes  in  Konsumentengeld,  bei  Lohnzahlungen,  bei 
Empfängern  von  Geldeinkommen  usw.  ein.  Solange  als,  sowie 
in  dem  Betrag,  in  welchem  das  Geld  dann  wirklich  im  Kon- 
sumentenverkehr gebunden  ist,  scheidet  es  aus  der  Funktion  als 
Produzentengeld  und  Geldkapital  aus.  Durch  die  angedeuteten  bank- 
mäßigen Einrichtungen  und  Zahlungsmethoden  wird  nur  immer 
wieder  auch  in  diesem  Stadium  ein  Teil  des  Konsumentengeldes 
zur  Verwendung  als  Geldkapital  bei  Produzenten  verfügbar  gemacht. 
Die  privat-  und  volkswirtschaftliche  Auf  gäbe  ist  daher  auch, 
das  Konsumentengeld  mit  Hilfe  solcher  Einrichtungen 
auf  ein  Minimum  des  nationalen  volkswirtschaftlichen 
Geldfonds  zu  beschränken  und  das  Produzentengeld  auf 


tückzahlung,  also  immer  je  zu  den  betreffenden  Zahlterminen.  Eine 
unächst,  für  eine  bestimmte  Zeit,  vollständige  Verwandlung  des 
^roduzentengeldes  in  Konsumentengeld  erfolgt  mit  demjenigen  Be- 
rage  der  Geldeinnahmen  (Eingänge)  des  Empfängers,  welcher  diesem 
u Zwecken  der  privaten  Konsumtion  dient,  daher  vornehmlich  bei 
höhnen,  Gehalten,  dann  bei  den  diesem  Zwecke  dienenden  Zins-  und 
lenteneinnahmen  und  bei  dem  Eingang  des  Geschäftsprofits  in  Gmd. 
^ur  das  bleibt  oder  wird  wieder  im  Ganzen  Produzenten-  oder  Ge- 
chäftsgeld,  was  aus  solchen  Einnahmen  bloß  ßückersatz  der  in  der 
^^roduktion  verauslagten  Kapitalien  ist  und  was  von  dem  neues  Ein- 
:ommen  der  Empfänger  (Arbeiter,  Unternehmer,  Rentner)  bildenden 
jeldeinnahmen  zu  Kapitalanlagen  der  Privaten  (Nicht-Unternehmer) 
vie  der  Unternehmer,  zu  Geschäftszwecken  der  letzteren  dient.  Es 
vird  alsdann  bei  den  Privaten  meist  ganz,  bei  den  Unternehmern 
eilweise  in  Banken  (auch.  Sparkassen)  eingelegt,  an  der  Börse  zu 
Anlage  in  Effekten  verwendet  oder  die  Kassenvorräte  der  Geschäfts- 
eute  werdensoverstärkt.  Von  dem  zu  Konsumentengeld  gewordenen 
rüheren  Geschäftsgeld  wird  ferner  der  Betrag,  welcher  einstweilen 
licht  wirklich  in  der  privaten  Konsumtion  verwendet  wird,  also  nicht 
n die  Haushaltkasse  fließt,  etwa  zeitweise  auf  eigene  Rechnung,  zu 
produktiven  Zwecken  beim  Entlehner,  ausgeliehen  (z.  B.  gegen 
Wechsel)  oder  ebenfalls  bei  Banken  als  Guthaben  und  auf  Konto- 
iorrent  eingelegt.  Dieser  Betrag  wird  so  auch  in  diesem  Stadium 
vvieder  Produzentengeld  und  Geldkapital.  Darin  tritt  wieder  die  große 
Bedeutung  des  bankmäßigen  Zahlungswesens  auch  auf  diesem  Ge- 

piete  hervor.  ^ • u-  v 

Man  kann  wohl  mit  Lahn  a.  a.  0.  (in  guten  und  vielfach. 

prginellen  Ausführungen,  die  auf  scharfer  Beobachtung  praktischer 
V’orgänge  in  Ländern  hochentwickelten  Bankwesens,  wie  Nord- 
imerikas,  beruhen)  nicht  nur  zwei,  sondern  allenfalls  auch  drei  Be- 
standteile im  Geldfonds  eines  Volkswirtschaftsgebiets  unterscheiden: 
I.  Geld  im  Geldmarkt,  namentlich  bei  den  Banken,  eigentliches 
Geldkapital  im  engsten  Sinne,  2.  Geld  in  Geschäftskreisen,  zur 
jnmittelbaren  geschäftlichen  Verwendung,  das  auch  noch  oft  eine 
Zeitlang  Geldkapital  ist,  aber  unmittelbar  vor  der  Verwandlung  in 
Konsumentengeld,  so  bei  den  Lohnzahlungen,  und  in  konkrete  Sach- 
kapitalien  steht,  Geschäftsgeld  im  engsten  Sinne,  3.  Geld  im 
Konsumentenpublikum  zu  den  Ausgaben  und  Einkäufen  für  die 
privaten  Konsumtionszwecke  bestimmt,  eigentliches  Konsumenten - 
und  privates  Einkaufgeld.  Geldlohnzahlungen  für  Dienstboten 
u.  dgl.  sind  auch  bei  den  Empfängern  größtenteils  Konsumenten-  und 
solches  privates  Einkaufgeld,  nur  etwa  Sparkasseneinlagen  aus  dem 
Dienstlohn  werden  sofort  wieder  Geldkapital. 

2.  Im  Prozeß  der  Verteilung  des  Produktionsertrags 
als  Einkommen  an  die  an  der  Gewinnung  dieses  Ertrags  mit 
Arbeit,  Besitz  (an  sachlichen  Produktionsmitteln)  und  daraus 
entspringenden  Rechten  (auf  Zins,  Rente,  Gewinnanteil)  Be- 
teiligten und  im  sich  anschließenden  Konsumtionsprozeß  trit1 
wieder  ein  Übergang,  eine  Rückverwandlung  von  Konsumenten 
geld  in  Produzentengeld,  in  Geldkapital  ein. 
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sichtigt  worden,  meist  hat  man  davon  nur  in  der  Produktionslehre 
gehandelt. 

Es  sind  dann  Vorgänge  beim  Konsumentengeld,  Produ- 
zentengeld und  Naturalkapital  in  der  geld-  und  kreditwirtschaft- 
lich organisierten  Volkswirtschaft  zu  unterscheiden. 

E.  Veränderungen  (Vermehrung,  Verminderung)  in 
der  Menge  des  Konsumentengelds,  des  Produzenten- 
gelds (Geldkapitals)  und  des  Naturalkapitals,  sowie 
Ursachen  und  irkungen  nebst  Wechselwirkungen 
dieser  Veränderungen. 

1.  Allgemeines  hierüber.  Es  handelt  sich  hier  beim 
Gelde  beiderlei  Art  namentlich  auch  um  die  Beziehungen 
zwischen  diesem  Gelde  und  einerseits  der  P r e i s b e w e gu  n g , 
d.  h.  den  Geldpreisen  von  Sachen  (Waren)  und  Dienstleistungen 
(Geldlöhne),  andrerseits  der  Geldzins bewegung  (für  Geld- 
darlehen verschiedener  Art,  besonders  kurz-  und  langfristige), 
a)  ^ach  Seite  der  Ursachen  wie  der  Wirkungen  sind  hier 
Konsumentengeld  und  Produzentengeld  durchaus  zu  unterscheiden, 
was  bisher  auch  in  der  wissenschaftlichen  Theorie  großenteils 
gar  nicht  oder  nicht  genügend  geschehen  ist,  ein  Mangel,  wel- 
cher die  Quelle  vieler  Irrtümer  ward.  b)  Die  Veränderungen 
der  Menge  des  Konsumenten-  und  des  Produzentengeldes  stehen 
in  eigenartiger  Wechselwirkung,  wie  im  Vorausgehenden, 
besonders  unter  C,  schon  dargelegt  worden  ist,  c)  Sie  haben 
aber  auch  verschiedene  Ursachen  und  Wirkungen,  mit  ein- 
ander verglichen  und  in  Beziehung  zur  Preis-  und  Zins- 
tußbildung  und  -bewegung.  d)  Die  Veränderungen  in  der 
Menge  des  Geldkapitals  stehen  in  anderen  Beziehungen,  als 
Ursache  und  als  Wirkung,  als  die  Veränderungen  der  Menge 
les  Konsumentengelds  mit  den  Mengenbewegungen  des 
\"aturalkapitals.  e)  Für  die  volkswirtschaftliche  Produk- 
:ion  kommt  unmittelbar  nur  das  Naturalkapital  in  Betracht, 

1 essen  Vermehrung  in  den  erforderlichen  Arten  und  Güten 
1er  einzelnen  naturalen  Kapitalgüter  ist  die  Voraussetzung 
quantitativ  und  qualitativ  gesteigerter  Produktionsfähigkeit  und 
gesteigerter  tatsächlicher  Produktion,  f)  Nur  mittelbar  wirkt 
luf  die  Vermehrung  des  Naturalkapitals  und  damit  der  Pro- 
duktion selbst  das 'Geld  und  zwar  zunächst  nur  das  Produ- 
; entengeld,  das  Geldkapital,  daher  dessen  Vermehrung  ein. 
•;)  Erst  noch  mehr  zurückstehend,  noch  weniger  unmittelbar  als 
^on  seiten  des  Produzentengelds  macht  sich  ein  Einfluß  des 
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Konsumentengelds,  regelmäßig  durch  das  Medium  der  Preis- 
bewegung der  Güter  und  die  Lohnbewegung  geltend. 

2.  Einzelnes.  Ausführungen  zu  Nr.  1. 

a)  Verhältnisse  auf  Seite  des  Konsumentengelds. 

a)  Konsumentengeld  und  seine  Menge  als  bewirktes 
Moment.  Hier  kommen  alle  die  Umstände  in  Betracht,  welche 
den  Bedarf  an  solchem  Gelde  bestimmen,  was  oben  (unter  c 
S.  160)  bereits  dargelegt  wurde.  Besonders  hervorzuheben  und 
ein  wichtiger  Satz  der  Geldtheorie  von  Bedeutung  für  Erklärung 
und  Verständnis  praktischer  Vorgänge  ist  hier,  daß  die  Preis- 
und  Lohnsteigerung  das  Primäre,  die  Vermehrung  des 
Geldbedarfs  und  zwar  eben  an  Konsumentengeld,  im 
Verkehr  das  Sekundäre,  das  erste  die  Ursache,  das 
zweite  die  Wirkung,  daher  auch  zeitlich  das  erste  das 
Vorangehende,  das  zweite  das  Nachfolgende  ist.  Es 
vollziehen  sich  diese  Vorgänge,  wenn  nicht  Emission  oder  ver- 
mehrte Emission  von  Geld  Surrogaten  und  Verbesserung  der 
bankmäßigen  Zahlungstechnik  eintritt  und  abhilft,  durch  Fest- 
haltung  eines  größeren  Betrags  des  Produzentengelds 
oder  Geldkapitals  in  der  Funktion  des  Konsumenten- 
gelds, dauernd  oder  wenigstens  längere  Zeit  als  es  sonst  bei 
niedrigerem  Preis-  und  Lohnstand  geschieht. 

Es  läßt  sich  das  auch  einigermaßen  durch  Beobachtung  fest- 
stellen und  bisweilen  selbst  zur  Ziffer  bringen.  So  besonders  auf 
dem  Gebiete  der  Geldsurrogate  (Banknoten,  Papiergeld,  auch 
Scheidemünzen),  schwieriger,  aber  doch  auch  etwas  beim  Gelde  selbst, 
namentlich  beim  eigentlichen  Papiergeld  (Papierwährung)  und  sogar 
beim  Münzgeld,  dem  vollwichtigen  Währungsgeld  und  der  hinzu- 
tretenden Scheidemünze  (Silbermünze  der  Goldwährung,  kleinere  Silber- 
münze als  Scheidemünze  statt  größerer  Währungssilbermünze  der  ^ 
Doppelwährung.)  So  steigen  bei  spekulativem  Aufschwung  und  in 
aufwärts  gehender  Konjunktur  zunächst  die  Großpreise  unter  den 
unten  dargelegten  Einflüssen,  dann  auch  die  Geldlöhne  bei  stär- 
kerer Nachfrage  nach  Arbeitskräften.  Zuerst  vermehren  sich  darauf 
die  großen  Noten-  und  Papiergeldstücke,  teilweise  das  Goldgeld, 
erst  später  die  mittleren  und  zuletzt  die  kleinen  Noten-  und  Papier- 
geldstücke, sowie  das  kleinere  Geld,  die  kleinere  Goldmünze,  die 
kleinere  Silbermünze,  die  Scheidemünze,  schließlich  die  kleineren 
Stücke  dieser,  der  Entwicklung  des  Bedarfs  nach  Noten-  und  Geld- 
sorten gemäß.  Die  Statistik  der  zeitlichen  Bewegung  der  Emission 
der  verschiedenen  Größen  der  Noten-  und  Papiergeldstücke,  zum  Teil 
auch  diejenige  der  Prägungstätigkeit  der  Münzanstalten  zeigt  das. 

ß)  Konsumentengeld  und  seine  Menge  als  kausales,  be- 
wirkendes Moment.  Die  aus  größerem  Geldeinkommen  her- 
vorgehende Steigerung  des  Betrags  des  Konsumentengelds  in 
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den  Händen  der  Konsumenten  (Lohn-,  Gehaltsempfänger,  Ge- 
schäftsleute, Aktionäre  usw.)  und  die  daraus  hervorgehende 
Steigerung  der  Kaufkraft  dieser  einzelnen  Personen  und  ganzer 
Kreise  wirkt  nun  aber  ihrerseits  wieder  mit  auf  die  Preise  der 
Konsumtibilien,  auch  der  von  diesen  Konsumenten  begehrten 
Dienstleistungen  (Dienstboten).  Hier  wird  so  die  Vermehrung 
des  Konsumentengelds  zum  Primären,  zur  Ursache,  zum 
zeitlich  Vorangehenden,  die  Preissteigerung  zum  Sekun- 
dären, zur  Wirkung,  zum  Nachfolgenden.  Aus  diesen 
Vorgängen  ergibt  sich  dann  wieder  weiter  eine  Reaktion  auf 
die  Produzenten  und  auf  das  Produzentengeld,  von  da  noch 
weiter  auf  den  Geldkapitalmarkt  und  auf  die  Gtiterproduktion 
und  deren  Bedarf  an  persönlichen  und  sachlichen  Produktions- 
mitteln. Schließlich  ergeben  sich  auch  hier  Preissteigerungen. 

Und  zwar  so:  die  höheren  Preise  der  Konsumtibilien  gewähren 
höhere  Geschäftsprofite  ceteris  paribus,  und  dieses  „Übrige^*  hat  sich 
zunächst  nicht  geändert.  Besonders  die  zurückliegenden  Pro- 
duktionskosten waren  noch  niedriger,  ihnen  entsprechen  die  früher 
niedrigeren  Absatzpreise.  Die  nunmehr  höheren  ergeben  Extra- 
gewinne. Diese  steigern  wieder  die  Kaufkraft  der  Geschäftswelt  in 
deren  Eigenschaft  als  Konsumentenpublikum  und  locken  zugleich  zu 
vermehrter  Produktion  an,  sowohl  die  bisherigtm  Produzenten  selbst 
als  andere  (Neugründung  von  Unternehmungen).  So  steigt  die  Nach- 
frage nach  Geldkapital,  damit  der  Zinsfuß  für  Darlehen,  und  steigt 
folgeweise  weiter  die  Nachfrage  nach  den  erforderlichen  Natural- 
kapitalgütern. Damit,  wiederum  ceteris  paribus,  gehen  auch  deren 
Preise  in  die  Höhe,  was  wieder  den  Bedarf  an  Geldkapital  bei  den 
betreffenden  Produzenten  steigert,  welche  nunmehr  höhere  Geldpreise 
für  von  ihnen  einzukaufende  sachliche  Produktionsmittel  und  höhere 
Geldlöhne  zahlen  müssen.  Die  Lieferanten,  die  Produzenten  dieser 
Produktionsmittel  haben  dann  ihrerseits  höhere  Profite,  die  Arbeiter 
höhere  Löhne.  Das  steigert  beider  Kaufkraft  als  privater  Kon- 
sumenten, führt  größere  Beträge  Konsumentengeld  in  ihre  Hände 
und  führt  so  abermals  zu  einer  Preissteigerung  der  Konsumtibilien 
usw.,  bis  Rückschläge  eintreten  und  die  Aufwärtsbewegung  stockt. 

b)  Verhältnisse  auf  seiten  des  Produzentengelds,  des 
Geldkapitals.  Hier  sind  mehrere  Fälle  zu  unterscheiden: 
a)  Verhältnisse  bei  einem  zur  Zeit  gegebenen  Geldkapital- 
betrag; ß)  Verhältnisse  bei  Vermehrung  und  Verminderung 
des  Geldes  infolge  neuer  Edelmetallproduktion  und  des 
Abflusses  des  Edelmetalls  in  ferne  Gebiete  (desgleichen  bei 
Papiergeld  infolge  seiner  Vermehrung  durch  Neuemission  und 
seiner  endgültigen  Wiedereinziehung);  y)  im  internationalen 
Geldverkehr  (Ein-  und  Ausfuhr). 

Zu  a).  Hier  sind  wieder  zw^ei  Fälle  zu  unterscheiden: 
aa)  ob  das  Geldkapital  in  den  Händen  der  Produzenten,  der 
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Unternehmer  selbst  sich  befindet,  welche  es  direkt  im  Pro- 
duktionsbetrieb verwenden  oder  bb)  in  den  Händen  von 
Personen,  welche  es  verleihen  wollen,  oder  als  nicht  zu  den 
Unternehmern  gehörend  oder  als  Unternehmer  es  nicht  ver- 
wenden könnend,  es  zu  verleihen  suchen  müssen. 

Zu  aa).  Im  ersten  Fall  gehen  von  diesem  Gelde,  als 
kausalem,  bewirkendem  Moment,  die  nämlichen  Einwirkungen 
aus,  wie  vom  Konsumentengeld,  auf  Preise,  Löhne,  nur  aber 
auf’  andere  Kategorien  von  Sachgütern  und  Arbeitern,  als  beim 
Konsumentengeld;  bei  diesem  auf  Objekte  des  privaten  Kon- 
sumtionsbedarfs und  auf  persönliche  Dienste  Leistende  (Dienst- 
boten usw.);  beim  Produzentengeld  auf  die  konkreten  Objekte 
des  Bedarfs  an  sachlichen  Produktionsmitteln,  welche  der  be- 
treffende Produktionszweig  braucht,  und  auf  in  diesem  beschäf- 
tigte Arbeiter.  Die  Vermehrung  des  Produzentengelds,  des  Geld- 
kapitals in  den  Händen  der  Produzenten  selbst  erhöht  deren 
Kaufkraft  und  steigert  wieder  demgemäß,  ceteris  pribus,  die 
Preise  der  Bedarfsobjekte  und  die  Löhne  der  bedurften  Arbeits- 
kräfte. Das  führt  dann  aber  wieder  für  die  Fortsetzung  der 
Produktion  zu  einem  höheren  Geldkapitalbedarf  und  damit, 
wiederum  ceteris  paribus,  zu  einem  höheren  Leihzins  auf 
dem  Geld-  oder  Leihmarkte. 

Zu  bb)  Die  Vermehrung  oder  Verminderung  des 
Geldkapitals,  welches  im  Wege  der  Verleihung  von  seinen 
Besitzern  zu  verwerten  gesucht  wird,  hat  als  kausales  Moment 
aa)  die  Wirkung,  ceteris  paribus  den  Leihzins  herabzu- 
d rücken  und  zu  steigern,  zunächst  namentlich  denjenipn  für 
kurzfristige  Kreditgewährungen  (Diskontosatz  bei  der  Wechsel- 
diskontierung und  dem  V echselankauf),  durch  das  Medium  des 
Effektengeschäfts  auch  den  von  einem  Wertpapiere  seitens  des 
Käufers  zu  erzielenden  Rentensatz  darauf,  weiter  den  Zinssatz 
für  langfristige  Ausleihungen,  daher  besonders  im  Hyptheken- 
geschäft.  ßß)  Daraus  ergibt  sich  alsdann  die  Weiterwirkung 
auf  den  Geschäftsgang:  die  Ermäßigung  des  Leihzinsfußes 
wirkt  anspornend  auf  diesen  Gang,  animiert  zu  Spekulationen, 
zur  Ausdehnung  der  Betriebe,  zur  Gründung  neuer  und  bewirkt 
so  sukzessiv  wegen  steigender  Nachfrage  nach  sachlichen  Pro- 
duktionsmitteln und  Arbeitskräften  entsprechende  Preis-  und 
Lohnsteigerungen.  Von  diesen  gehen  alsdann  die  angedeuteten 
Weiterwirkungen  aus.  Hier  ist  wiederum  daher  das  Primäre, 
Kausale,  Vorangehende  die  Vermehrung  des  Geld- 
kapitals, das  Sekundäre,  Bewirkte,  Nachfolgende  die 
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Ermäßigung  des  Zinsfußes  und  die  Steigerung  der  Preise 
und  Löhne.  In  der  produktiven  Verausgabung  wird  Geld- 
kapital, Produzentengeld  aber  großenteils  wieder  Konsumenten- 
geld. So  vermindert  sich  im  volkswirtscliaftlichen  Geldfonds 
die  Quote  des  Produzentengelds  allmählig  zugunsten  desjenigen 
des  Konsumentengelds.  Es  steigert  sich  dann  infolge  dieser 
\ orgänge  nach  und  nach  der  Leihzinsfuß,  bis  ein  entsprechender 
Rückfluß  von  Konsumentengeld  und  aus  diesem  der  Ersatz  des 
verauslagten  Geldkapitals  sowie  eine  stärkere  Neubildung  von 
solchem  aus  höheren  Profiten  und  Löhnen  stattfindet.  So 

stehen  die  Vorgänge  in  einer  beständigen  Wechsel- 
wirkung. 

Der  vielfach,  besonders  in  der  Praxis,  an  der  Börse,  am  Geld- 
markt übliche  Ausdruck  „Geldmangel“  und  „Geldüberfluß“  hat 
manche  Irrtümer  veranlaßt.  Es  wird  dabei  nur  an  Geldkapital 
gedacht  und  an  die  Wirkung  des  Mangels  und  Überflusses  auf  den 

den  Wechseldiskontosatz  (bei  Banken  und  im 
„Privatgeschäft“),  an  den  Lombardzinsfuß,  an  den  Reportsatz. 
Al^gel  und  Überfluß  an  Konsumentengeld  oder  kleinerer  oder 
größerer  Gesamtgeldbetrag  im  Lande  steht  dabei  gar  nicht  in  Frage 
Auch  der  Ausdruck  „Geldmarkt“  führt  leicht  irre.  Es  handelt  ^’ch 
auch  dabei  um  den  Geldkapitalmarkt. 

Zu  (“f)  \ erhältnisse  bei  Vermehrung  und  Verminderung  des 
Produzentengeldes  und  Geldkapitals  infolge  neuer  Edelmetall- 
produktion und  Abflusses  von  Edelmetall  in  ferne  Gebiete. 

Analog  liegt  der  Fall  auch  bei  anderem  Stoff  wertvollen 
beide,  so  unedelmetallischem  (als  Währung),  namentlich  aber  bei 
eigentlichem  Papiergeld  (Papierwährung).  Hier  sind  die  Neu- 
emission von  solchen  seitens  des  Emittenten  und  die  endgültige  Ein- 
ziehung von  Beträgen  dieses  Geldes  durch  den  Emittenten  die  gleichen 
orgänge  wie  die  genannten  bei  Edelmetall.  In  derallgemeinenGeldlehre 
kann  auch  dieser  Fall  des  Papiergeldes  der  Erörterung  zugrunde  gelegt 
werden.  Die  Wirkungen  der  Vermehrung  und  Verminderung  dieses 
beides,  insbesondere  auch  auf  den  Geldwert,  sind  bei  Papiergeld  über- 
haupt prinzipiell  dieselben,  wie  bei  Edelmetall geld,  soweit  es  sich 
bei  diesen!  um  die  Wirkungen  der  bloßen  Mengen  Veränderung  allein, 
auch  auf  den  Wert  des  Geldes,  handelt.  Bei  Edelmetallgeld  machen 
sich  außerdem  nur  noch  die  Wirkungen  der  Kosten  und  deren  Ver- 
änderungen geltend,  wodurch  die  Wirkungen  der  Menge  wie  deren 
Veränderung  allem  modifiziert  werden.  Auch  die  Unterscheidung 
von  Produzentengeld,  Geldkapital  und  Konsumentengeld  hat  bei 
Papiergeld  ebenso  wie  bei  Metallgeld  zu  erfolgen.  Die  hier  unter  8 
zu  behandelnde  Frage  hat  daher  dieselbe  Bedeutung  für  Papier-  wie 
für  Metallgeld.  Die  Frage  verdient  auch  bei  Papiergeld  eine  spezielle 
Untersuchung,  welche  hier  durch  Vorhandensein  genaueren  zahlen- 
statistischen  Materials  noch  erleichtert  wird.  Doch  muß  davon  an 
dieser  Stelle  abgesehen  werden.  Auch  für  die  Theorie  ist  eben  doch 
der  wichtigste  Fall  der  normale  praktische  des  Edelmetallgeldes. 
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Analogieschlüsse  auf  Papiergeld  ergeben  sich  daraus  leicht.  - Be- 
sonders für  die  ebenso  praktisch  wie  theoretisch  bedeutsamen  und 
schwierigen  Fragen  der  Einwirkung  starker  Edelmetallvermehrung 
auf  das ‘’Geldwesen  und  auf  die  ganzen  volkswirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse wie  seit  der  Entdeckung  Amerikas  und  wiederum  besonders 
seit  1848/51,  ist  die  folgende  Erörterung  wichtig,  speziell  zur  Losung 
des  Problems  der  Einwirkung  solcher  Vermehrung  auf  den  Geldwert 
und  auf  die  Geldpreise  von  Waren  und  Diensten. 

aa)  Die  neu  im  Bergbau  und  bei  Gold  (Schwemmgold)  in 
der  Wäscherei  gewonnene  Edelmetallmenge  vermehrt  den  ge- 
samten Edelmetall-  und  speziell  auch  den  Edelmetallgeldvorrat 
der  Welt  und  eventuell  eines  einzelnen  Landes.  Umgekehrt 
vermindert  ihn  die  definitive  Festlegung  von  Gold  und  Silber 
in  Geräten,  Schmuckstoffen  usw.,  ferner  der  langsamer  wirkende, 
aber  doch,  durch  Summierung  der  Verluste  in  längeren  Zeit- 
räumen, allmählich  ebenfälls  ins  Gewicht  fallende  reelle  Ab- 
nutzungsverlust bei  solchen  Verwendungen  und  bei  der  Be- 
nutzung als  Geld  (Münze)  selbst,  weiter  der  V^erlust  durch 
V^erlorengehen  (im  Wasser,  bei  V'ergrabungen  usw.).  Namentlich 
aber  ist  von  großer  Bedeutung,  auch  rascher  wirkend,  der  mehr 
oder  weniger  definitive  V erlust,  nicht  für  die  ganze  Welt,  aber 
wohl  für  große  Gebiete  davon,  wie  ihn  der  Abfluß  von  Edel- 
metall aus  dem  „Occident“  (Europa  und  neue  Welt)  nach 
dem  „Orient“,  nach  Asien,  besonders  Ostasien,  der  sogen, 
„asiatische  Silberabfluß“  darstellt,  zu  welchem  besonders  neuer- 
dings auch  ein  ähnlicher  Goldabfluß  gekommen  ist.  Diese  V'or- 
gänge  sind  hier  in  ihrem  Zusammenhang  mit  der  Unterscheidung 
von”Produzentengeld,  Geldkapital  und  Konsumentengeld  zu  be- 
trachten. Diese  V^ermehrung  und  V’^erminderung  des  Edel- 
metalls wirken  auf  diese  Bestandieile  der  Geldmenge  ver- 
schieden ein  und  haben  deshalb  auch  verschiedene  wirtschaft- 
liche Weiterwirkungen  auf  die  Höhe  des  Zinsfußes  und  der 
Geldpreise,  der  Geldlöhne  usw. 

bb)  Das  neue  gewonnene  Edelmetall  stellt,  im  unge- 
inünzten  Zustande  so  gut  wie  vollständig,  auch  geprägt  und 
als  Währungsgeld  fungierend  fast  ganz,  zunächst  eine  V^er- 
mehrung  des  Geldkapitals  dar.  So  schon  in  den  Pro- 
duktionsgebieten selbst,  wo  es  als  im  Bergbau  usw.  gewonnenes 
Produkt,  wie  ein  andres  Produkt,  vom  Produzenten  abgesetzt, 
vom  Abnehmer  aber  nicht  wie  jedes  andere  Produkt  zur  eignen 
Weiterverarbeitung  oder  als  eigentliche  bloße  Handelsware  be- 
handelt wird,  sondern  als  Geldkapital  benutzt  werden  kann 
und  regelmäßig  ganz  oder  teilweise  so  benutzt  wird. 

A.  Wagner,  soz.-ökon.  Grundriss,  Buchhandelsausgabe.  Abteil.  II.  12 
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Eine  wirkliche  Ausnahme  davon  bildet  nur  der  Fall,  daß  der 
Gold  oder  Silber  verarbeitende  Industrielle  im  Produktionsgebiete 
selbst  das  Metall  als  Rohstoff  für  seinen  Betrieb  direkt  vom  Pro- 
duzenten erwirbt  oder  daß  das  Metall  speziell  als  Rohstoff  für  den 
Zweck  der  industriellen  Verarbeitung  aus-  und  alsbald  dem  aus- 
ländischen Industriellen  zugeführt  wird.  Von  letzterem  Falle  abge- 
sehen, ist  im  Einfuhrlande  — der  besonders  seit  de,m  Beginn  der 
amerikanischen  Edelmetellgewinnung  und  ebenso  wieder  seit  der- 
jenigen der  Neuzeit  p!‘aktische  Fall  — das  importierte  Edelmetall 
eben  neues  auf  diese  Weise  hinzutretendes  Geldkapital  im 
Besitz  des  Empfängers,  der  es  gewöhnlich  bei  Banken  einlegt  oder 
es  der  Münzstätte  zuführt.  In  Doppelwährungsländern  mit  freier 
Prägung  beider  Metalle,  eventuell  auch  bei  Parallelwährung  repräsen- 
tieren solche  Zufuhren  beider  Metalle,  bei  einfacher  Währung  un- 
mittelbar zwar  nur  die  Zufuhr  von  Währungsmetall  so  viel  neues 
Geldkapital,  also  jetzt  in  der  Kulturwelt  des  Occidents  meist  nur 
Gold.  Aber  da  auch  hier  Silber  zur  Prägung  von  kleineren  und 
Scheidemünzen  mit  gebraucht  wird,  und  Silber  wieder  als  Export- 
produkt nach  Ländern  der  Silberwährung  benutzt  werden  kann,  so 
ist  auch  ein  großer  Teil  des  neuen  Silbers  noch  als  Geldkapital  an- 
zusehen. Nur  etwa  dasjenige  Silber  stellt  bloß  Ware  dar,  welches 
z.  B.  in  London  zugeführt  und  direkt  für  Verwendung  zu  industriellen 
und  zu  Zwecken  der  Schmuck-  und  Schatzbildung,  wie  nach  Indien, 
ausgeführt  wird 

Besonders  in  den  großen  Zentral-deld-,  Bank-  und 
Börsenplätzen  des  Occidents  bedeutet  so  die  Zufuhr 
neuen  Edelmetalls  aus  den  „Minenländern“  großenteils 
eine  Vermehrung  des  Geldkapitals.  So  voran  in  London, 
Xewyork  und  immer  mehr  auch  mit  in  Amsterdam,  Paris,  Berlin, 
Wien,  Petersburg,  Plätze,  wovon  London  auch  zugleich  der 
Hauptplatz  des  Edelmetallhandels  für  Gold  und  Silber  als  Roh- 
stoff oder  Ware,  Hamburg  dafür  ein  wichtiger  Nebenplatz  ist. 

cc)  Diese  Vermehrung  des  Geldkapitals  wirkt  nun 
prinzipiell  ebenso,  dem  Grade  nach,  weil  sie  massiger  ist, 
freilich  auch  öfters  mehr  sprungweise  sich  vollzieht,  leicht 
noch  stärker  ein,  als  diejenige  Vermehrung,  welche  aus 
der  Neubildung  von  Geldkapital  und  der  Rückverwand- 
lung von  Naturalkapital  in  Geldkapital  im  Produktions- 
und Verteilungsprozeß  vor  sich  geht. 

Selbst  wenn  das  neue  Edelmetall  in  ßarrenform  oder  in  Form 
fremder  Münzen  besteht  und  so  nicht  unmittelbar  als  Konsumenten- 
geld verwendet  werden  kann,  stellt  es  für  seinen  Wertbetrag  Geld- 
kapital dar,  indem  es  die  Grundlage  von  Darlehnsgewährungen  bildet, 
besonders  seitens  der  Banken,  bei  denen  es  hinterlegt  ist.  Dies  gilt 
daher  auch  von  dem  Falle,  wo  die  Besitzer  dieses  neuen  Metalls 
noch  keine  bestimmte  Verwendung  für  dasselbe  haben,  es  als  „Horte“ 
(hoards)  behandeln. 
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dd)  Die  Einwirkung  des  neuen  Edelmetalls  erfolgt  daher 
zumeist  auf  den  Leihzins,  besonders  auf  den  Diskontosatz. 
Dieser  fällt  ceteris  pabibus,  je  stärker  die  Zufuhr,  je  mehr  sie 
die  gewöhnliche  erwartete  Höhe  übersteigt,  um  so  mehr:  „Geld 
wird  billiger“,  der  „Geldmarkt“  wird  „flüssiger“,  „leichter“. 

Geldüberfluß  zeigt  sich.“  Und  umgekehrt,  wenn  diese  Metall- 
zufuhr stockt,  die  bisher  erfahrungsmäßige  länger  ganz  aus- 
bleibt (aus  Südafrika  im  Burenkrieg!),  wenn  eine  sonst  regel- 
raäßi'y  zu  erwartende  wenigstens  momentan  unterbleibt  oder  sich 
starlT  verringert,  so  „wird  Geld  teurer“,  d.  h.  „es  zieht  der 
Zinsfuß  an“,  der  „Geldmarkt  wird  steifer,  schwieriger“,  „Geld- 
mangel zeigt  sich“. 

ee)  Regelmäßig  nicht  sofort  noch  direkt  wirkt  dagegen 
das  neue  Edelmetall  auf  die  Preise  und  Löhne  ein.  Dies 
geschieht  nur  ausnahmsweise  bei  unmittelbarer  Verwendung 
des  neuen  Edelmetalls  als  Produzentengeld  in  der  Produktion, 
auch  dann  voraussetzungsweise  erst  nach  Umwandlung  des 
Metalls  in  heimisches  Währungsgeld  oder  nach  Einlegung  als 
Guthaben  bei  Banken  und  bei  Benutzung  seitens  dieser  als 
Deckungsfonds  für  vermehrte  Banknotenausgabe,  stärkeren  Ge- 
brauch von  Schecks,  regeren  Giroverkehr.  Vielmehr  ist  es 
regelmäßig  die  erste  Einwirkung  des  neuen  Metalls  als  einer 
Vermehrung  des  Geldkapitals  pro  tauto,  welche  dann 
weiter  wirkt  und  so,  auch  zeitlich  erst  später,  Beeinflussungen 

der  Produktion,  der  Preise  und  Löhne  ausübt. 

Der  Verlauf  der  Dinge  ist  folgender.  Der  sinkende,  niedrigere 
Zinsfuß,  der  „willige  Geldmarkt“  regt  zu  Spekulationen,  zu  Geschäften, 
zur  Erweiterung  der  Produktionsbetriebe,  zur  Gründung  neuer  an, 
führt  zu  einer  steigenden  Nachfrage  nach  sachlichen  Produktions- 
mitteln der  betreffenden  Art  des  Bedarfs,  sowie  nach  Arbeitern 
des  betreffenden  Zweigs,  soweit  diese  nicht  ausreichen  auch  aus 
anderen  Zweigen  oder  arbeitsloser,  bisher  unbeschäftigter  Arbeiter 
und  bewirkt  so,  ceteris  paribus,  ein  Steigen  der  Preise  und  Löhne 
in  diesen  Produktionszweigen  und  von  da  weiter  darüber 
hinaus.  Dies,  weil  nun  die  betreffenden  höheren  Preise  größere 
Pi’ofite  abwarfen,  dadurch  jetzt  größere  eigentliche  Neubildung  von 
Kapital  und  Geldkapital  und  vermehrte  Kaufkraft  der  betroffenen 
Geschäftskreise  auch  für  deren  private  Konsumtion  hervorrufen  und 
die  höheren  Löhne  die  Kaufkraft  der  Arbeiterklasse,  auch  deren 
Kapitalbildungskraft  steigern.  Dadurch  wird  zugleich  das  Kon- 
sumentengeld vermehrt  und  von  diesem  aus  eine  neue  Preissteigerung 
ceteris  paribus  bewirkt.  Vom  gesamten  Geldfonds  wird  aber  so  jetzt 
mehr  als  Konsumenteugeld,  in  der  früher  geschilderten  V eise,  ge- 
bunden, so  daß  vom  Geldkapital  und  Produzentengeld  auch  relativ 
mehr  für  diesen  Zweck  absorbiert  wird.  Das  führt  also  zur  Ver- 
minderung des  Geldkapitals,  wwaus  sich  Reaktionen,  hier  Hin- 
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Wirkung  auf  Steigerung  des  Zinsfußes  ergeben,  welchen  erst  wieder 
ein  neuer  Edelmetallzufluß  entgegen  wirkt.  "W  enn  die  von  der  ersten 
Ausdehnung  der  Produktion  ausgehende  Vermehrung  des  Angebots 
von  Produkten,  auf  dem  heimischen  oder  fremden  Markt,  keinen 
ebenmäßig  wachsenden  Absatz  findet,  so  müssen  die  Preise  dieser 
Produkte  sinken.  Das  fährt  zu  Rückschlägen.  Die  betreffende  Pro- 
duktion muß  sich  entweder  wieder  einschränken,  um  ihr  Angebot 
der  kleiner  bleibenden  Nachfrage  anzupassen  oder  auch  umgekehrt, 
um  ihre  Produktionskosten  zu  ermäßigen  und  den  niedrigeren  Preisen 
anzupassen  und  soweit  sie  das  so  zu  erreichen  vermag,  muß  sie  sich 
gerade  ausdehnen.  Im  ersten  Fall  vermindert  sich  ihr  Bedarf  an 
anzukaufenden  sachlichen  Produktionsmitteln  und  an  zu  beschäftigen- 
den Arbeitern,  dadurch  sukzessiv  von  Geldkajutal  und  Produzenten- 
geld zur  unmittelbaren  produktiven  Verwendung.  Das  hat  Reaktionen, 
Senkungen  der  Preise  und  Löhne  in  den  Produktionszweigen,  deren 
Produkte  für  die  erste  Produktion  bedurft  werden,  zur  Folge.  Da- 
durch treten,  wie  Wellenbewegungen,  analoge  Weiterwirkungen  ein. 
Im  anderen  Fall,  wenn  die  Produktion  zwecks  Kostenermäßigung 
ausgedehnt  wird,  was  für  diesen  Zweck  unter  Umständen  dienlich 
sein  kann  (günstigere  Verteilung  allgemeiner  Kosten  auf  eine  größere 
Produktenmenge  usw.),  steigt  der  Bedarf  an  bed reffenden  Produktions- 
mitteln noch,  die  Preise  dieser  bleiben  höher,  bis  sich  auch  hier 
Reaktionen  einstellen. 

ff)  Endergebnis.  Für  den  Zweck  der  theoretischen 
Untersuchung  des  Zusammenhangs  von  Edelmetallvermehrung, 
Geldkapital,  Produzentengeld,  Konsumentengeld  unter  einander 
und  wieder  des  Zusammenhangs  dieser  Momente  mit  Höhe 
und  Bewegung  des  Geldwerts  und  der  Geldpreise  und 
Geldlöhne  muß  man  von  den  eben  berührten  Rückschlägen 
der  Bewegung  absehen.  Diese  stellen  ohnedem  doch  nur  die 
Wellentäler  der  letzteren  dar  und  machen  bald  wieder  Wellen- 
bergen Platz. 

aa)  Dann  stellt  sich  als  zeitliche  Reihenfolge  der  gesamten 
wirtschaftlichen  Entwicklungen  und  der  Wirkungen  und  Weiter- 
wirkungen der  Edelmetallvermehrung  Nachstehendes  heraus:  mehr 
verfügbares  Geldkapital  — sinkender,  niedrigerer  Zinsfuß  — 
flüssiger  Geldmarkt  — leichterer  Kredit  — Spekulationen  — 
Ausdehnung  geeigneter  Produktionszweige  — vermehrte  Nach- 
frage nach  den  in  diesen  Zweigen  bedui'ften  sachbchen  Pro- 
duktionsmitteln und  Arbeitskräften  — Steigen  der  Preise  und 
Löhne  hier  — größerer  Bedarf  an  Konsumentengeld  für  die  ver- 
größerte Privatkonsumtion  dieser  Geschäftskreise  (wegen  höherer 
Gewinne)  und  Arbeiter  — größerer  Bedarf  ^•on  Naturalprodukten 
für  diese  Konsumenten  — Steigen  der  Preise  bei  deren  Kon- 
sumtibilien  — vermehrte  Produktion  letzterer  — dazu  steifende 


Arbeitern  in  den  für  die  Herstellung  dieser  Konsumtibilien  tätigen 
Produktionszweigen  — analoge  Weiterwirkungen  in  immer 
weiteren  Geschäftszweigen  — wenn  die  Edelmetallvermehrung 
andauert  und  so  immer  neue  gleiche  Wirkungen  von  ihr  aus- 
gehen (und  wiederum  ohne  Rücksicht  auf  Rückschläge,  Stockungen 
und  somit  Störungen  der  Entwicklung)  Weiterwirkungen  in 
immer  schwächeren  Wellenbewegungen  „bis  ins  Grenzenlose“, 
in  infinitum. 

ßß)  Für  die  Fragen  von  der  EinAvirkung  der  Edelmetell- 
vermehrung  speziell  auf  das  Geldwesen  und  gerade  hier 
ganz  analog  bei  Papiergeld,  bei  diesem  nur  mit  noch  stärkeren, 
schnelleren  Entwicklungen  wegen  meist  rasch  sich  folgenden 
Massenemissionen)  ist  das  Ergebnis  also:  zuerst  bewürkt  diese 
Vermehrung  eine  solche  des  Geldkapitals,  des  Produzentengeldes, 
dann  erfolgt  regere  Produktionstätigkeit,  Steigen  der  Preise, 
Löhne,  so  Vermehrung  des  Konsumentengeldes.  Von  dieser  Ver- 
mehrung des  letzteren,  als  einer  Wirkung  und  Folge  der 
vorausgehenden  Momente,  geht  darauf  wieder  eine  Einwirkung 
aus,  einmal  auf  weiteres  Preissteigen,  nur  jetzt  bei  anderen 
Objekten,  mit  den  daraus  sich  ergebenden  angedeuteten  Weiter- 
wirkungen, sodann  davon  wdeder  eine  Einwirkung  auf  Geldmarkt, 
Geldkapital,  Zinsfuß  in  der  Richtung  der  „Geldverteuerung“, 


abfließende  Edelmetall  großenteils  festgehalten.  Ein  seit  den  Römer- 
zeiten wahrgenommener,  besonders  seit  der  amerikanischen  Silberaus- 
beute und  wiederum  verstärkt  seit  den  neuen  Gold-  und  Silbergewin- 
nungen 1848 ff.  genauer  nachweisbarer  Vorgang.  Nach  uralten  Sitten 
und  Gewohnheiten  wird  hier  das  Metall,  besonders  Silber,  zur  Schatz- 
und  Schmuckbildung  verwendet,  Schmuck,  der  dann  selbst  wieder  mit 
als  Schatz  dient.  Die  primitive,  hier  bis  zur  Gegenw^art  verbliebene 
Hauptform  der  Reservebildung,  der  „Sparsamkeit“.  Das  betreffende 
Metall  fließt  daher  nur  teilweise  im  Handelsverkehr  oder,  infolge 
finanzieller  Verhältnisse,  wie  neuerdings,  wieder  in  den  Occident 
zurück.  Mit  der  Entwicklung  des  Metallgeldgebrauchs  absorbiert 
auch  die  Benutzung  des  Metalls  zu  diesem  Zweck  steigende  Wert- 
l)eträge  und  bindet  sie  ebenfalls  einigermaßen  in  den  riesigen  Ge- 
bieten (Indien!  China  wohl  demnächst  auch  mehr).  Der  Occident 
verliert  so  definitiv  — wenigstens  seit  langer  und  vermutlich  auch 
noch  in  fernerer  Zeit  — von  seinem  Edelmetallvorrat  erhebliche 
Beträge.  Das  Sammelbecken,  welches  er  für  Edelmetall,  und  beson- 
ders für  das  neu  gewonnene,  aus  der  neuen  Welt  kommende  darstellt, 
füllt  sich  durch  die  Neupi'oduktion,  entleert  sich  aber  auch  wieder 
durch  diesen  Abfluß  von  Metall  nach  Asien  in  dessen  Sammelbecken. 
Ein  gewisser  Gleichgewichtszustand,  vermittelt  durch  den  Verkehr 
wie  durch  ein  System  kommunizierender  Röhren  bei  Flüssigkeiten,  stellt 
sich  so  her.  Aber  das  asiatische  Sammelbecken  hat  einen  viel  großem 
Rauminhalt  und  auch  zahlreiche  Löcher,  aus  welchen  das  Metall  in 
die  Tiefen  niedersickert  und  da  sich  verläuft,  eben  wegen  der  er- 
wähnten Metalh^erweudung  und,  soweit  es  sich  um  Geldgebrauch 
handelt,  wegen  der  Größe  und  Volkszahl  der  Gebiete,  selbst  bei  noch 
vorherrschender  Naturalwirtschaft,  auch  wegen  der  fehlenden  oder 
geringen  Benutzung  von  Geldsurrogaten  und  Geld  sonst  ersetzenden 
Zahlungseinrichtungen.  Daher  der  vermutlich  auch  noch  auf  lange 
hinaus  groß  bleibende  und  mit  Entwicklung  ordentlicher  Geldwirtschaft 
und,  in  China  speziell,  ordentlichen  Münzwesens  wohl  noch  steigende 
Metallbedarf  des  Orients. 

Seit  länger  und  besonders  neuerdings  bei  stark  gestiegener 
Silberproduktion  und  Gleichbleiben  oder  Verringerung  des  Silbergeld- 
bedarfs des  Occidents,  wird  nun  unmittelbar  das  neue  Minensilber 
für  den  „asiatischen  Markt“  als  Rohstoff  und  Handelsware  zur 
Deckung  des  asiatischen  Bedarfs  verwendet.  Hier  findet  eine  Ein- 
wirkung auf  Geldkapitalmarkt  und  Geldumlauf,  auf  Produzenten- 
und  Konsumentengeld  des  Occidents  und,  soweit  die  Verwendung 
in  Asien  die  angedeutete  für  Schatz-  und  Schinuckbildung  ist,  auch 
dort  nicht  statt.  Auch  von  dem  Silber,  welches  aus  den  occiden- 
talischen  Geldvorräten  entnommen  und  bloß  durch  Gold  ersetzt  wird, 
gilt  im  wesentlichen  Gleiches,  so  in  den  Verhältnissen  der  Doppel- 
währungsländer zeitweilig  und  bei  einem  gewissen  für  Gold  zu  un- 
günstigen gesetzlichen  Wertverhältnis  zwischen  beiden  Metallen 
bleibend,  ferner  so  auch  bei  Goldwährung  mit  (relativ)  mäßiger 
Silbermünzmenge  neben  der  Goldmünze  (neueste  europäische  und 
zum  Teil  nordamerikanLsche  Verhältnisse). 

Anders  dagegen  liegen  die  Dinge,  wenn  der  orientalische 
Metallbedarf  aus  den  als  Geldkapital  und  Konsumentengeld  im 
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Occident  fungierenden  Edelmetallmengen  gedeckt  werden  muß 
und  gedeckt  wird. 

Hier  erfolgt  zunäckst  wieder  eine  Einw'irkung  auf  das 
Oeldkapital,  welches  nunmehr  für  den  genannten  asiatischen 
Bedarf  mit  in  Anspruch  genommen  wird.  Daher  cetens  panbus 
Anziehen  des  Leihzinses  mit  den  oben  geschüderten  ^\lr- 
kumren  und  Weiterwirkungen  auf  Spekulation,  Produktion,  Preise, 
Löhne  erst  schließlich  auf  Verringerung  des  Bedarfs  an  Kon- 
sumentengeld. Erst  damit  vollzieht  sich  dann  wieder  eine  Gegen- 
Wirkung.  Mit  aus  dem  so  überflüssig  werdenden  Teil  des  Kon- 
sumentengeldes  kann  dann  auch  hier  wieder  die  Deckung  eines 
solchen  Metallbedarfs  wie  des  asiatischen  stattfinden,  in  diesem 
Fall  ohne  Affektion  des  Geldmarktes.  Es  treten  im  ^*rigen  die 
bei  der  Emwirkung  der  Metallvermehrung  dargelegten  Wechsei- 
wirkungsverhältnisse  ein,  nur  in  umgekehrter  Weise,  Richtung, 
Zeitfolge.  Es  genügt,  auf  das  Frühere  zu  verv  eisen. 

Soweit  der  asiatische  Metallbedarf  aber  aus  dem  neuge- 
wonnenen Metall  gedeckt  wird,  unterbleibt  die  sonst  zu  er- 
wartende Einwirkung  dieses  neuen  Metalls  im  Occidente  ganz 

oder  verhältnismäßig. 

hh)  Diese  Einwirkung  der  Edelmetallvermehrung  ist  durch 
das  Medium  von  Vermehning  des  Geldkapitals,  welche  jene  Ver- 
mehrung des  Metalls  darstellt,  im  ganzen  nach  allem  Dargelegten 
eine  anregende  für  Spekulation,  Produktion,  Arbeiterbeschafti- 
gung,  und  so  eine  Preise  und  Löhne,  zuerst  auf  Spezialgebieten,  dann 
immer  allgemeiner,  in  steigende  Richtung  bringende.  Dadurch 
wird  sie  von  so  großer  Bedeutung  für  die  ganze  wolkswirtschaft- 
liche  Entwicklung.  Historische  Vorgänge  seit  dem  16.  Jahr- 
hundert  und  wiederum  seit  1848/51  erfahren  so  ihre  ^ it- 
erklärung,  ebenso  merkantilistische  Lehren  und  praktische  Grün 
Sätze  und  diese  zugleich  ihre  relative  Rechtfertigung,  bei  allen 
dabei  verbleibenden  Irrtümern  und  Übertreibungen.  Nicht  min  ei 
wird  die  Reaktion  der  modernen  freihändlerischen  National- 
ökonomie gegen  die  merkantilistische  Theorie  und  Praxis  danac  i 
einzuschränken  sein.  Alles  in  allem:  die  Bedeutung  des  Moments 
der  Geldmenge  erfährt  so  in  der  Geldlehre  ihre  lichtige 

Würdigung. 

Die  merkantilistische  Auffassung  blieb  dabei  allerdings  nur  zu 
sehr  an  der  Oberfläche  hängen,  sie  stellte  sich  die  V orgänge  zu  ein- 
fach mechanisch  vor,  wobei  aber  die  Bewegung  unbedingt  eines 
ersten  Anstoßes  und  doch  auch  weiter  einer  gewissen  Regelung 
durch  Staatsmaßregeln,  entsprechende  handelspolitische  insbesondere. 
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bedürfe.  Die  klassischen  Nationalökononaen,  besonders  Ricardo  und 
seine  Schule,  die  Vertreter  der  reinen  „Quantitätstheorie“,  der 
sich  aus  dieser  entwickelnden  „Currency -Doktrin“  (Lord  Overstone 
u.  a.  m.)  erw^arteten  alles  von  der  „freien  Selbstregelung“  itn  „freien 
Verkehr**,  hielten  jenen  ersten  Anstoß  und  jene  Regelung  durch 
Staatsmaßregeln  für  unnötig  und  übertrumpften  noch  die  rein 
mechanische  Auffassung  und  Erklärung  der  Vorgänge.  Dabei 
nahmen  sie  aber  auch  die  Einwirkung  der  Geldmenge  auf  die  Geld- 
preise (und  Geldlöhne)  viel  zu  sehr  als  eine  unmittelbar  direkte 
an.  Das  vornehmlich,  weil  sie  die  fundamentale  Unterscheidung 
zwischen  Geld  als  Geldkapital  und  Produzentengeld  und  als  gewöhn- 
liches Umlaufsmittel  und  Konsumentengeld  meistens  und  großenteils 
gar  nicht  oder  völlig  ungenügend  machten. 

In  gewisser  Weise  mechanisch  vollziehen  sich  die  Vorgänge 
immerhin,  aber  nicht  wie  in  der  äußeren  todten  Naturwelt,  auch 
nicht  einmal  wie  in  physischen  Organismen,  sondern  wie  alle 
wirtschaftlichen  Vorgänge  unter  dem  Einfluß  psychologischer 
Momente,  unter  der  Anregung  von  Motiven  im  Wirtschafts- 
leben. Diese  Momente  machen  sich  beim  (leide  geltend,  aber 
eben  beim  Gelde  als  Kapital  und  Produzentengeld.  Die 
Veränderungen  von  dessen  Menge  beeinflussen  wieder  psycho- 
logisch die  im  Verkehr  stehenden  Personen,  führen  so  zu  ent- 
sprechenden Erv\  ägungen , Stimmungen , H andlungen , Unter- 
lassungen dieser  Personen  und  so  entwickelt  sich  eine  Reihe 
von  w'irtschaftlichen  Vorgängen,  auch  bei  Preisen,  Löhnen,  Kon- 
sumentengeld. Darin  kommen  das  Moment  der  Geldmenge  und 
die  Veränderungen  dieser  Menge,  wie  sie  namentlich  der  Neu- 
produktion und  dem  MetaUabfluß  entspringen,  dann  zu  der- 
jenigen Einwirkung  und  zur  Hervorrufung  derjenigen  Wechsel- 
wirkungsverhältnisse, welche  oben  dargelegt  worden  sind. 

Zu  y)  (oben  S.  174).  V^erhältnisse  im  internationalen 
Geldverkehr,  Ein-  und  Ausfuhr  von  Edelmetall  und  Edel- 
metallgeld. Von  den  unter  ß soeben  behandelten  Verhältnissen, 
namentlich  also  von  der  Einwirkung  der  neu  zum  Weltvorrat 
durch  Bergbau  usw.  hinzutretenden  Edelmetallmenge  und  von 
Abflüssen  wie  dem  asiatischen  wird  hier  jetzt  abgesehen.  Es 
handelt  sich  mithin  um  die  internationale  Bew'egung  des  vor- 
handenen, in  gegebener  Zeit  so  und  so  auf  die  in  Verkehr 
stehenden  Volkswirtschaften  verteilten  Edelmetalls.  Auch  die- 
jenigen Ursachen,  w’elche  diese  Bew^egung  bestimmen,  die  Ver- 
hältnisse der  Produktion,  des  Vorrats  von  Gütern  für  bestimmte 
konkrete  Verw  endungszw^ecke  im  einen  und  des  Bedarfs  danach  im 
anderen  Lande,  sind  an  dieser  Stelle  nicht  darzulegen.  Daher  ist 
hier  auch  nicht  auf  die  Fragen  der  Handels-  und  Zahlungsbilanz 


I 
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nach  deren  letzten  wirtschaftlichen  Ursachen  emzugehen.  Es 
kommt  vielmehr  hier  nur  die  Frage  in  Betracht,  wie  sich  im 
internationalen  Verkehr  die  Geld  Versendungen  und  Bezüge  voll- 
ziehen, was  es  hier  bedeutet,  wenn  „Geld  aus  dem  Lande  geht 

und  Geld  ins  Land  kommt“. 

Für  Verständnis,  Erkenntnis  und  Erklärung  der  bezüglichen 

Vorgänge  und  für  die  Berichtigung  der  hier  in  der  Theorie  und 
Praxis  bestehenden  Irrtümer,  Vorurteile  und  falschen  Ui  teile 
über  die  allgemeinen  Ursachen  und  Wirkungen  dieser  \'or- 
aänge  ist  wiederum  die  Unterscheidung  des  Geldkapitals, 
Produzentengeldes  vom  Konsumentengeld  fundamental. 
Die  im  Vorausgehenden  dargelegten  Wechselbeziehungen 
zwischen  diesen  Bestandteilen  des  nationalen  Geldfonds 
untereinander  und  mit  der  Bewegung  von  Zinsfuß  und 
Preisen  sind  abermals  für  die  Erfassung  und  Lösung  des  ge- 
nannten  Problems  von  entscheidender  Bedeutung.  Es  sind  dabei 
normale  und  anomale  Geld-  (Währungs-,  Münz- 1 Verhältnisse 
im  unten  erläuterten  Sinne  des  W orts  zu  unterscheiden. 

aa)  „Geldeinfuhr“  und  „Geldausfuhr“  (bei  Edelmetallgeld 
inkl.  BaiTenmetalls  und  fremder  Münzen)  berühren  unter  nor- 
malen Verhältnissen  zunächst  wieder  nur  das  Geld  als  Kapital. 
aa)  Zunächst  nur  dieses  wird  durch  Einfuhr  vermehrt,  durch 
Ausfuhr  vermindert.  Daher  treten  dann  die  oben  entwickelten 
Wirkungen  und  Folgen  auf  den  Leihzinsfuß  usw.  und  die 
ebenfalls  schon  entwickelten  Weiterwdrkungen,  auf  Spekulation, 
Produktion,  Arbeiterbeschäftigung,  Preise,  Löhne,  Konsumenten- 
geld und  schließUch  die  erörterten  Rückwirkungen  ein.  Der  Bedarf 
an  Geld  f»r.  die  Ausfuhr,  im  ganzen  einerlei  welchen  Ursprungs, 
ob  aus  dem  Handelsverkehr  in  W’aren,  dem  internationalen 
Effektengeschäft,  auch  aus  finanziellen  Operationen  der  Staaten 
usw.,  wird  zunächst  aus  den  Vorräten  an  Geldkapital,  nament- 
lich aus  den  oben  (S.  166)  vorgeführten  Reserven,  Horten,  bei 
bankmäßiger  Organisation  aus  den  Barvorräten  der  (großen) 
Banken  entnommen.  Von  da  aus  gehen  die  Einwirkungen  un 
Weiterwirkungen  dann  in  der  geschilderten  Weise  vor  sich. 
Die  Einfuhr  von  Geld,  ebenfalls  im  ganzen  einerlei  welchen 
Ursprungs,  vermehrt  zunächst  ebenso  die  vorhandenen  \ oiräte 
von  Geldkapital,  füllt  die  klein  gewordenen  oder  verschwundenen 
wieder  an,  ebenfalls  bei  bankmäßiger  Organisation  vornehmlich 
die  Barfonds  der  Banken,  ßß)  Ob  und  in  welchena  Maße 
solche  internationale  Geldbewegungen  stattfinden,  hängt  in  nor- 
malen Verhältnissen  vom  Stand  der  internationalen  Vechsel- 


wie  z.  B.  in  der  lateinischen  Münzunion,  beschränkten  Doppel- 
währungssystem  wird  es  infolge  einer  hinlänglich  starken  Ab- 
weichung des  für  den  iniernatioualen  oder  Weltgeldverkehr  geltenden 
Wertverhältnisses  von  Gold  und  Silber  zu  einander  von  dem  gesetz- 
lichen lohnend,  das  eine  im  Weltverkehr  höher  bewertete  Metall 
(oder  die  Münzen  daraus)  im  Inlande  durch  das  andere  Metall  ^der 
die  Münzen  daraus)  zu  ersetzen.  So  entwickeln  sie,  genügende  h rei- 
heit  des  Verkehrs  vorausgesetzt,  bezügliche  Operationen,  im  ganzen 
Geldumlauf  und  auch  in  dem  des  Konsuraentengelds,  welche  darauf 
hinausgehen,  die  Münzen  des  wertvoller  gewordenen  Metalls  anzu- 
sammeln und,  eventuell  umgeschmolzen,  dieses  Metall  zu  exportieren, 
mit  dem  Erlös  das  außerhalb  wohlfeiler  erlangbare  Metall  einzu- 
kaufen, es  zu  importieren  und  zu  heimischer  Münze  prägen  zu  lassen : 
der  regelmäßige  Verlauf  der  Dinge,  welcher  von  Doppelzirkulatioii 
eines  Metallgeldes  aus  Münzen  beider  Metalle  zu  vorherrschender 
Zirkulation  von  Münzen  des  — immer  nur  gegen  die  gesetzliche 
Wertrelation  — ininderwerten  Metalls  iin  Inlande  hinführt  (noch 
im  19  Jahrhundert  besonders  am  französischen  Münzumlauf  zu  ver- 
folgen). Das  wird  alsdann  öfters  der  Anlaß  zum  Verlassen  der 
Doppelwährung  und  zum  Übergang  zur  einzigen  Währung,  ^ neuer- 
dings zur  Goldwährung,  wenig-tens  zur  sog.  hinkenden  (Lngland, 
18.  Jahrhundert,  Frankreich  in  neuester  Zeit).  Diese  \ orgänge  be- 
treffen primär  nicht  das  Geldkapital,  sondern  den  Geldumlauf  un 
damit  überwiegend  das  Konsumentengeld.  Das  Geldkapital  wird 
daun  nur  auch  seine  Form  ändern,  es  besteht  eben  späterhin  auch 
wesentlich  aus  dem  im  Inland  vornehmlich  zirkulierenden,  gegen 
das  Ausland  hier  zu  hoch  bewerteten  Metall. 

ßß)  Wenn  Papierwährung  neben  und,  nach  dem  schließ- 
lichen  Effekt,  welcher  sich  bei  genügend  hoher  und  andauernder 
Entwertung  des  Papiergeldes  regelmäßig  zeigt,  statt  Metallwährung 
(„Hartgeld“)  eingeführt  wird,  dessen  Namen  das  Papiergeld  fuhrt 
und  das  es  vorstelleii  soll,  so  zeigen  sich  prinzipiell  die  gleichen  Er- 
scheinungen im  inländischen  Geldwesen  wie  bei  dem  soeben  ange- 
nommenen Falle  der  Metall- Doppelwährung.  Diese  &scheinungeii 
treten  nur  in  einer  anderen  Form  hervmr,  weil  das  Papiergeld  iii 
der  Hauptsache  auf  das  Inland  im  Umlauf  (und  auch  zur  Benutzung 
als  Geldkapital)  beschränkt  ist.  Es  kann  daher  nicht  eine  Ersetzung 
von  verteuertem  Gelde  gegen  wohlfeileres  stattlinden  und 
internationalen  Verkehr  in  der  bei  au  dargelegten  Weise  vollziehen. 
Das  teurer  gewordene,  also  das  Metallgeld,  Hießt  folglich  hier  ab,  ohne 
daß  anderes  Metall  dafür  zurückkomrat,  denn  das  Metallgeld  ist 
im  Verhältnis  zu  dem  Papiergelde  wegen  dessen  Entwertung 
in  der  Tat  für  diese  Zustände  des  Geldwesens  betrachtet,  teurer 
geworden  — , wenn  auch  im  Grunde  eine  Verwohlfeilung  des  Papier- 
gelds gegen  Metallgeld  vorliegt.  Das  Metallgeld,  welches  so  ausge- 
führt und  im  Inland  durch  Papiergeld  ersetzt  wird,  ist  hier  dem  ge- 
gesamten  vorhandenen  Metallgeldvorrat,  der  bisher  als  Geldkapital 
und  als  Konsumentengeld  diente,  entnommen.  Es  wird  m beiden 
Funktionen  durch  Papiergeld  ersetzt,  wie  im  erörterten  Fall  der 
Doppelwährung  das  teurer  gewordene  Metall  durch  das  wohlfeuere. 
Diese  Vorgänge  liegen  somit  anders  und  haben  andere  Lrsachen  und 
Wirkungen  als  im  normalen  Zustande  des  Geldwesens  (unter  aa). 


kurse  ab.  Diese  machen  Yei'sendungen  oder  Bezüge  von  Geld 
iEdelmetall)  mehr  oder  weniger  lohnend  oder  Verlust  bringend, 
wirtschaftlich  betrachtet  gebieten  oder  verbieten  sie  daher  solche 
Operationen.  Dieser  Stand  der  Wechselkurse  hängt  wieder  vom 
Stand  der  Handels-  und  Zahlungsbilanz  ab,  der  speziellen  zwischen 
zwei  Ländern  und  der  allgemeinen,  welche  hervorgeht  aus  dem 
internationalen  Waren-,  Effekten-,  auch  Personenverkehr  (Reise- 
geld), der  Stellung  eines  Landes  als  überwiegend  Gläubiger  (aus 
Kapitalanlagen,  Guthal)en  in  der  Fremde)  oder  überwiegend 
Schuldner  (aus  den  analogen  umgekehrten  Verhältnissen),  atts 
Frachtgewinnen  oder  Zahlungen  für  Frachten  usw. 

yy)  Das  Geld  im  Umlauf,  im  Privat  verkehr,  das  Kon- 
sumentengeld wird  dagegen  unmittell;ar  und  zunächst  von 
solchem  internationalen  Edelmetall  verkehr  nicht  berührt,  weder 
vermehrt  durch  die  Geldeinfuhr,  noch  vermindert  durch  die  Geld- 
ausfuhr. Erst  indem  nun  das  Geldkapital  als  Produzentengeld 
reichlicher  oder  knapper  wird,  der  Leihzinsfuli  sinkt  oder  steigt 
und  allmählich  alle  jene  dargelegten  Einwirkungen  und  sekun- 
dären, tertiären  usw.  Weiterwirkungen  sowie  dann  wiedei-  die 
Rückwirkungen  eintreten  und  in  demjenigen  Maße,  wie  sieh  das 
alles  geltend  macht,  schwillt  auch  das  Konsumentengeld  an  oder 
vermindert  es  sich  und  gehen  dann  von  den  Veränderungen 
dieser  Geldmenge  wieder  die  ebenfalls  schon  entwickelten  Ein- 
wirkungen aus.  Auch  hier  sind  also  dieselbe  zeitliche  Reihen- 
folge und  der  Zusaiuinenhang  der  Vorgänge  als  Ursache  und 
Wirkung  die  oben  dargestellten  (bes.  S.  173  ff.):  namentlich  die 
Vermehrung  des  Geldkapitals  als  das  Primäre,  Voran- 
gehende, Kausale,  diejenige  des  K o n s u m e n t e u g e 1 d e s als 
das  Sekundäre,  Folgende,  Bewirkte  ist  wieder  das,  was 
geldtheoretisch  und  zur  Erklärung  der  pralctischen  Vorgänge 
besonders  zu  beachten  ist.  Es  genügt  auch  hit‘r,  auf  das  Frühere 
zu  verweisen. 

bb)  Das  alles  gilt  aber  nur  für  normale,  nicht  für  ano- 
male Geld-  ( Währungs-,  Münz-)  Verhältnisse.  Anomale  sind 
solche,  welche  aus  einer  unrichtigen  Währungspolitik  und 
aus  damit  zusammenhängenden  Wirren  des  Münzwesens,  auch 
auf  den  Gebieten  des  Scheidemünzwesens,  sich  ergeben.  L^nter 
Verweisung  auf  die  s])äteren  Abschnitte,  welche  von  diesen 
Fragen  handeln,  genügt  es  hier,  nur  die  zwei  Hauptfälle  zu  be- 
trachten, den  bei  D o p e 1 w ä h r u n g s v e r h ä 1 1 n i s s e n un d den 
bei  Einführung  und  Entwertung  von  Papierwährung. 

aa)  In  einem  nationalen  oder  auf  das  Gebiet  weniger  Staaten, 


wieder  für  die  Fragen  nach  den  Ursachen  und  Wirkungen  dieser 
beiden  verschiedenen  Geldbewegungen  die  beiden  Bestandteile, 
einmal  Geldkapital  und  Produzentengeld  und  andrerseits  Kon- 
sumenteugeld,  unterschieden  werden. 

aa)  Geldeinfuhr  berührt  nach  dem  Früheren  zunächst  das 
Geldkai>ital,  sie  wird  bewirkt  durch  höheren  Zinsfuß  im  Inland 
und  verursacht  dann  wieder  einen  Druck  auf  diesen.  Daraus 
entsi)ririgen  die  dargelegten  Weiterwirkungen,  schließlich  auch 
der  steigende  Bedarf  an  Konsunientengeld  und  die  Bindung 
größerer  Mengen  auch  des  anfänglich  aus  der  Geldeinfuhr  her- 
rührenden Geldes  in  dieser  Funktion  des  Ivonsumeutengeldes. 
Die  dabei  voraussetzungsweise  eingetretene  Preis-  und  Lohn- 
steigerung erschw'ert  aber  alsdann  die  arenausfuhr,  begünstigt 
die  Wareneinfuhr  und  wirkt  hierdurch  umgekehrt  auf  die  inter- 
nationale Geldbew^egung,  verringert  die  Geldeinfuhr,  steigert  die 
Geldausfuhr,  vermindert  so  das  Geldkapital  und  Produzenten- 
geld, das  sich  infolge  dessen  wieder  verteuert.  Die  Bewegung 
der  Warenpreise  und  Geldlöhne,  welche  anfänglich  das  durch 
die  Geldmenge  und  deren  Veränderungen  bewirkte,  sekundäre 
nachfolgende  Moment  w'ar,  immer  unter  Einwirkung  speziell  des 
Geldkapitals  und  dessen  Veränderungen,  wird  so  jetzt  zum  be- 
wirkenden, primären,  vorangehenden  Moment  der  internationaler 
Geldbewegung  und  damit  der  Bew'egung  der  Menge  des  Geld- 
kapitals, w'oraus  dann  wieder  die  Bewegung  des  Zinsfußes  her- 
vorgeht. 

ßß)  Demnach  stets  Wechselwirkungsverhältnisse,  w( 
aus  der  bewirkten  Bew'egung  wieder  die  bewirkende  und  au! 
dieser  abermals  die  bewirkte  resultiert.  Aber  die  Bew^egung  dei 
Geldkapitals  und  Produzentengeldes  ist  dabei  doch  das  vor 
herrschende,  das  Anstoß  gebende,  kausale,  aktive,  die  Be 
Wiegung  des  Konsumentengeldes  das  beherrschte,  passiv* 
Moment,  von  w^elchem  indessen  doch  auch  wieder  die  be 
besprochenen  Rückwirkungen  ausgehen. 

ee)  Auch  hier  im  internationalen  Geldverkehr  verbleibt  somit 
wie  in  den  Verhältnissen,  w^elche  mit  Keuproduktion  und  Ab 
fluß  von  Edelmetall  in  den  fernen  Orient  zusammen  hängen,  eii 
bleibender  Einfluß  der  Geldmenge  (Edelmetallmenge,  soweit  dies 
für  Geldfunktionen  in  Betracht  kommt),  und  verbleibt  nich 
minder  ein  Mechanismus  der  Bew'egungen  zwischen  beide; 
Geldbestandteilen  und  zwischen  dem  Gelde  und  den  Preise: 
und  Geldlöhnen.  Aber  auch  hier  ist  alles  viel  verwickelter  um 
vollzieht  sich  durch  viel  mannigfaltigere  Aktionen  und  Reaktioner 


Richtung  der  letzteren  hängt  von  der  vornanaeueu  uu«x  lu 
bestimmter  Zeit  an  bestimmtem  Orte  erlangbaren  Menge 
und  Art  (nach  Kategorien,  Sorten,  Qualitäten)  der  konkreten 
naturalen  Kapitalgüter  unvermeidlich  ab.  Das  Geld,  aucli  das 
als  Kapital  fungierende,  das  Produzentengeld,  auch  das  Ddel- 
metalKeld  — soweit  dies  und  der  Stoff,  aus  dem  es  besteht, 
nicht  unmittelbar  als  Roh-  und  Hilfsstoff  für  industrielle  Ver- 
wendungen in  Betracht  kommt  — fügt  direkt  zu  diesem  Natural- 
kapital  der  Volkswirtschaft  nichts  hinzu.  Zu  Zwecken  der 
wirtschaftlichen  Produktion  selbst  muß  dann  erst  eine  Umsetzung 
von  Geld,  auch  von  Geldkapital,  in  Katuralkapital  erfolgen 

(s.  die  gen.  Stellen  in  Abt.  I). 

fj)  Gleichwmhl  ist  doch  auch  für  die  Gewinnung  von 

Naturalkapital  zu  Produktionszwecken  das  Vorhandensein  von 
Geld  kapital,  von  Produzentengeld,  daher  auch  die  Menge  dieses 
Geldes  und  weiter  auch  das  Vorhandensein  und  die  Menge  des 
Konsumentengeldes  von  entscheidender  Bedeutung,  aa)  Einmal 
läßt  sich  der  Tauschwert,  welcher  im  gesamten  nationalen  volks- 
wirtschaftlichen Geldfonds  stoffwertvollen  Geldes,  also  speziell 
des  Edelmetallgeldes,  steckt,  realisieren  und  in  naturale  Kapital- 
.riiter  für  spezielle  Verwendungszwecke  umwandeln.  Eine  solche 
Realisierung  erfolgt  in  kleinerem  oder  größerem  Umfang  durch 
Geldsurrogate  und  bankmäßige  Zahlungseinrichtungen,  fast  voll- 
ständio-  durch  Übergang  zur  Papierwährung  und  Ersatz  des 
Edelinetallgeldes  in  der  Zirkulation  mittels  solchen  Papiergeldes 
bb)  Sodann,  der  geldtheoretisch  weit  wichtigere  Punkt,  wmd 
im  Rahmen  der  geld-  (und  kredit-)  wirtschaftlichen  Organisation 
vom  Gelde  ein  ungemein  großer  Einfluß  ausgeübt  auch  geiade 
durch  diejenigen  Funktionen,  welche,  nach  den  vorausgehenden 
Ausführungen  über  Geldkapital,  Produzenten-  und  Konsumenten- 
<--eld  vom  Gelde  übernommen  werden  und  durch  die  Ein- 
wirkuncren  und  Weitervvirkungen  und  Rückwirkungen  des  Geldes 
in  diesen  Funktionen  auf  Leihzinsfuß,  Preise  der  Waaren,  Geld- 
löhne. Dadurch  wird  die  Größe  und  Richtung  der  Neubildung 
von  Naturalkapital,  von  einzelnen  Kapitalgütern  nach  Menge, 
Art,  Sorten,  Qualitäten,  nach  Zeit  und  Ort  ihrer  Gewinnung 
oder  Herstellung  selbst  und  schließlich  auch  die  Verwendung 
der  gebrauchsreifen  Kapitalgüter  wesentlich  mit  bestimmt. 

Zu  aa)  Eine  förmliche  Realisierung  des  im  stoffwertvollen 
Gelde  enthaltenen  Tauschwerts  zum  Zweck  unmittelbarer  Er- 
langung von  Naturalkapital  findet  namentlich  im  internationalen 
Verkehr  mit  dem  Auslande  statt,  wenn  dort  vorhandene  oder 


lurcli  Verschiebungen  zwisclien  Geldkapital,  l^roduzenten-  und 
ionsumentengeld,  als  die  ältere  mechanische  (leldlehre  und  die 
schroffe  Quantitätstheorie  angenommen  haben.  Gewisso  Kern- 
punkte dieser  Lehre  und  Theorie  hinsichtlich  der  Ursachen 
ind  Wirkungen  der  ijiternationalen  Geldbewegung  bleiben 
gleichwohl  l>estehen.  Auch  die  (^uantitätstheorie  ist  nicht  ein- 
ach  falsch,  sondern  sie  ist  nur  zu  einseitig  und  ihr  Hauptfehler 
st,  mit  der  ganzen  Geldmenge  zu  operieren,  statt  getrennt 
uit  den  Klengen  der  zwei  Bestandteile  des  Geldes  und  den  Ver- 
Inderungen  dieser  Mengen. 

ff)  Dui'ch  den  Hinziitritt  von  Geldsurrogaten  und 
/on  Benutzung  von  Zahlungsei  nr  ich  tun  gen  des  Bank- 
wesens werden  in  der  hier  entwickelten  G eld theoiie  keine 
prinzipiellen  Umänderungen  geboten.  Die  Vermehrung  und 
Verminderung  dieser  Surrogate  und  der  Benutzung  dieser  Ein- 
dchtungen  wirken  prinzipiell  nur  ebenso  wie  eine  Vermehrung 
pder  Verminderung  des  Geldes  selbst,  dessen  Tausch-  und  Um- 
laufs- und  Zahlmittelfunktion  sie  mit  übernelimen.  Graduell 
potenzieren  sie  häufig  die  Wirkungen  einer  Änderung  der  Geld- 
menge stark.  Auch  bei  ihnen  aber  muß  wieder  streng  zwischen  ihrer 
Funktion  als  Ersatzmittel  von  Geldkapital  und  Produzentengeld 
äiner- und  von  Konsumentengeld  andrerseits  unterschieden  werden. 
Daß  dieses  selten  genügend  und  folgerichtig  geschehen  ist,  hat 
iuch  hier  zur  falschen  Würdigung  des  Mengenmoments  ge- 
führt, ebenso  wie  bei  der  auf  Geld  beschränkten  Anwendung 
der  Quantitätstheorie,  so  u.  a.  besonders  in  der  Theorie  des 
Banknotenwesens,  wo  außerdem,  in  der  Curreiicv- Schule,  die 
falsche  Identifizierung  von  Banknoten  mit  dem  eigentlichen 
Pa})iergelde  ( Papierwährung)  zu  wesentlichen  Irrtümern  den 
Anlaß  gegeben  hat. 

c)  (oben  S.  171)  Verhältnisse  auf  seiten  des  konkreten 
Naturalkapitals.  Auch  auf  diese  Verhältnisse  ist  in  der 
Geldlehre  und  auch  nach  der  mehrfachen  Berührung  des  Gegen- 
standes in  den  vorausgehenden  Ausführungen  über  Konsumenten- 
und  Produzentengeld  noch  speziell  ein  Blick  zu  werfen, 

a)  Was  zur  wirklichen  Güterproduktion  erforderlich  ist, 
ist  ja  schließlich  stets  solches  Naturalkapital,  nicht  Geld,  auch 
nicht  Geldkapital  (Abt.  I,  8.  137  138,  142,  334).  Auch  bei 
voller  Entwicklung  der  Geld-  und  Kreditwirtschaft  liegen  die 
Dinge  hier  nicht  anders  als  bei  der  Naturalwirtschaft.  Die 
Beschäftigung  der  nationalen  Arbeit  im  Produktionsprozeß,  das 
Maß  der  erreichbaren  Ausdehnung  der  Produktion,  die  Art  und 
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in  der  durch  den  Zweck  bestimmten  Zeit  erlangbare  naturale 
Kapitalgüter  mit  Geld  eingekauft,  statt,  wie  im  normalen 
Handelsverkehr,  gegen  einheimische  Waren  ausgetauscht  werden, 
daher  ein  entsprechender  Geldexport  stattiindet. 

au)  Dieser  wird,  wie  in  den  anderen,  oben  besprochenen  Fällen, 
auch  wieder  zunächst  aus  dem  Geldkapital  erfolgen.  Wird  er  hier 
d-urch  Geldsurrogate  geringeren  (minderwertes  Metallgeld,  Scheide- 
münze) oder  ganz  fehlenden  Stoffwerts  (Papierwährungsgeld)  ersetzt, 
so  kann  eine  solche  Umwandlung  von  Geldkapital  in  Naturalkapital 
in  der  Volkswirtschaft  etwas  Dauerndes  werden.  Erfolgt  die  gleiche 
Ersetzung  des  stoffwertvollen  Konsumentengelds,  so  kann  auch  der 
durch  dieses  dargestellte  Tauschwertbetrag  vorübergehend  oder 
dauernd  realisiert  und  in  Naturalkapital  verwandelt  werden.  Der 
Übergang  von  vollwertiger  Hartwährung  ganz  zur  Papierwährung 
hat  solche  Folgen  in  wie  gesagt  besonderem  Maße.  In  schwieriger 
politischer,  ^finanzieller  und  volkswirtschaftlicher  Lage  eines  Landes 
ist  öfters  so  die  Verfügung  über  fremde  Naturalkapitalien  erlangt 
w’orden.  Die  angeführten  Fälle  gleichen  einigermaßen  in  ihren 
Wirkungen  den  Wirkungen  der  direkten  Kreditaufnahme  im  Aus- 
lande, nur  daß  eben  dort  sofort  volle  Zahlung  des  Werts  der  erlangten 
fremden  Naturalgüter  erfolgt,  hier  für  diese  dem  Ausland  gegen  das 

Inland  eine  Forderung  verbleibt. 

ßß)  Es  ergibt  sich,  daß  ein  Land  so  in  einem  Stoff  wertvollen 
nationalen  Geldfonds  auch  einen  nationalen  volksw^irtschaft- 
lichen  Eeservefonds  besitzt.  Von  diesem  befinden  sich  erheb- 
liche Teile  in  der  Zirkulation,  als  ausgegebenes  Geschäftsgeld  und 
als  Konsumentengeld  Z.  B.  stellt  die  gegenwärtige  starke  Gold- 
münzzirkulation in  Deutschland  einen  solchen  Reservefonds  für  alle 
Fälle,  für  kritische  Zeiten  dar.  Es  kann  rätlich  erscheinen,  in 
ruhigen,  normalen  Zeiten  mit  der  Vet  ringer ung  dieser  Reserve  durch 
die  Entwicklung  des  Geldsurrogatwesens  (Banknoten,  bes.  auch  in 
kleinen  Stücken,  einlösbares  Staatspapiergeld)  und  durch  bankmäßige 
Einrichtung  des  Zahlungswesens  (Scheckwesen,  Giroverkehr,  Clearing) 
nicht  zu  w’eit  zu  gehen.  Auch  der  Zuw'achs  des  Geldbedarfs 
sollte  in  normalen  Zeiten  nicht  in  zu  hohem  Maße  mittels  letzterer 
Entwicklungen  „erspart^*,  sondern  wenigstens  in  erheblichem  Maße 
durch  wirkliches  (Edelmetall-)  Geld  gedeckt  w^erden,  um  so  die 
„nationale  Reserve“  zu  erhöhen. 

yy)  Die  gleichen  Wirkungen  wie  eine  Rtsalisierung  des  \\  erts 
des  nationalen  (Metall-)  Geldfonds  und  wie  eine  Ersparung  der  Be- 
schaffung neuen  Edelmetalls  zur  Deckung  des  steigenden  Geldbedarfs 
durch  die  Entwicklung  der  Geldsurrogate  und  bankmäßigen  Zahlungs- 
einrichtungen, sowfie  ähnliche  Wirkungen  wie  eine  eigenliche  Kredit- 
aufnahme im  Auslande,  haben  außerwirtschaftliche,  politische 
u,  dgl.  Vorgänge,  durch  welche  Guthaben,  auch  speziell  auf  Geld- 
zahlungen, im  Ausland  erlangt  werden,  Tribute,  Kontributionen  u.  dgl. 
Ein  auch  für  die  Geldtheorie  besonders  lehrreicher  Vorgang  war  die 
„5-Milliarden-Kontribution“  Frankreichs  an  das  Deutsche 
Reich  1871ff.,  welche  schon  in  Abt.  I,  S.  142  erwähnt  wurde  (dort 
auch  mit  Liter.-Angaben).  Diese  Kontribution  stellte  für  ihren  V ert- 
betrag  eine  Verfügung  des  Deutschen  Reichs  über  ein  betreffendes 
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fremdes  Geldkapital  dar.  (Einen  reinen  Vermögenszuwachs  bildete 
sie  nur  für  denjenigen  Wertbetrag,  welcher  die  direkten  und  in- 
direkten deutschen  Kriegskosten,  einschließlich  Wiederherstellungs- 
ausgaben  für  Heer  usw.  [„Retablissement“]  überstiegen  hat.)  Die 
Kontribution,  welche  zum  kleinen  Teil  in  Geld  selbst,  zum  größeren 
in  Wechseln  u.  dgl.  entrichtet  wmrde,  gab  aber  auch  die  Lehre,  daß, 
volkswirtschaftlich  betrachtet,  eine  solche  Vermehrung  des 
in  und  für  die  heimische  Finanz-  und  Volkswirtschaft  ver- 
fügbaren Geldkapitals  nicht  identisch  ist  mit  einer  ent- 
sprechenden Steigerung  des  Natural kapitals  und  daher 
auch  nicht  der  Produktivkraft  der  Volkswirtschaft.  Erst  die 
Umwandlung  dieses  Geldkapitals  in  Naturalkapital  steigert  diese 
Produktivkraft  selbst.  Daher  kam  in  dem  erwähnten  Fall  die  Mög- 
lichkeit in  Betracht,  welche  sich  auch  verwirklichte,  ausländische 
Kapitalgüter  (Roh-,  Hilfsstoffe,  Maschinen  usw.)  anpkaufen  und  sie, 
statt  mit  einheimischen  Produkten  (Waren)  und  mit  Teilen  des  ein- 
heimischen Geldfonds,  mit  Anweisungen  (Wechseln)  auf  das  Kon- 
tributionsguthaben zu  bezahlen.  So  wurde  unsere  passive 
Handels-  und  Zahlung.sbilanz  reell  verbessert  (nicht  nominell,  wreil 
hei  den  üblichen  Berechnungen  diese  Zahlung  aus  dem  genannten 
Guthaben  nicht  als  ein  damals  für  Deutschland  kostenloser  Gegen- 
posten in  Rechnung  gestellt  ward).  Diese  Verw^endung  erhielt  auch 
ein  Teil  jenes  Guthabens.  Ein  anderer  Teil  desselben  wurde  in 
Metallgeld  gezahlt  oder  zu  Goldankäufen  verwendet,  wodurch  uns 
der  Übergang  zur  Goldzirkulation  und  Goldwährung  erleichtert,  eine 
Beschaffung  und  Verstärkung  des  nationalen  Goldgeldfonds  ermög- 
licht wurde,  ohne  uns  mit  eigenen,  aus  eigens  produzierten  Gütern 
hervorgehenden  Kosten  dafür  zu  belasten.  Derjenige  Teil  des  Gut- 
habens endlich,  welcher  unseren  Geldkapitalbestand  und  das  Pro- 
duzentengeld vermehrte,  fällt  mit  unter  die  folgende  Betrachtung. 

Zu  bb)  Die  Anregung,  welche  die  Geldvermehrung  mit 
ihren  sofortigen  oder  in  baldiger  Aussicht  stehenden  Ein- 
w'irkungen  aul  niedrigen  Leihzinsfuß,  flüssigen  Geldmaikt, 
steigende  Wertpapierkurse  und  Warenpreise  usw'.  in  der  früher  dar- 
gelegten ^^eise  gibt,  macht  sich  nun  eben  auf  dem  Gebiete  dei 
Gewinnung  und  Herstellung  von  Naturalkapital-Gütern  geltend. 
Ja,  um  .sich  in  der  Produktion  konkreter  Güter  durchzusetzen 
und  damit  zu  Gewinnen  und  besonders  erhöhten  Gewinnen  zu 
führen,  muß  jene  Anregung  tatsächlich  in  dieser  Richtung 
wdrken.  Dadurch  wdrd  sie  und  wird  mithin  ihre  Ursache,  die 
Geldvermehrung,  aber  erst  für  die  Volkswirtschaft  selbst,  für 
die  Beschäftigung  der  nationalen  Arbeit  in  der  Produktion  von 
eigentlich  schaffender,  produktiver  Bedeutung.  Zur  Er- 
klärung der  historischen  volkswirtschaftlichen  Entwicklungen 
ist  das  zu  beachten. 

So  haben  die  großen  Edelmetallvermelirungen,  besonders  die 
amerikanischen  seit  dem  16.  Jahrhundert  eingewirkt,  diese  zuerst 
noch  langsamer,  sporadischer,  nach  Lage  der  gesamten  wirtschaft- 
lichen. politischen,  auch  technischen  Verhältnisse,  später,  je  mehr 

A.  Wagner,  soz.-ökon. Grundriss, Buchhandelsausgabe.  Abteil.  II.  13 


— 194  — 

man  sich  der  Neuzeit  und  modernen  Sachlage  in  diesen  Verhältnissen 
näherte,  immer  mehr,  daher  am  meisten  im  19.  Jahrhundert.  Na- 
mentlich aber  in  der  neuesten  weltgeschichtlichen  Edelmetallära 
seit  1848/51  und  bis  zur  Gegen w^art  läßt  sich  deutlich,  auch  statistisch 
unter  Benutzung  der  Statistik  der  Edelmetalle,  besonders  der  Gold- 
ein- und  Ausfuhr,  weiter  der  Produktions-,  der  Handelsstatistik  nach- 
weisen,  so  zuerst  1850ff.  nach  wiederhergestellter  politischer  Kühe 
in  Europa,  w'ie  außerordentlich  anregend  die  Edelmetallver- 
mehrung wegen  der  dargelegten  Wirkungen  und  nach  Maßgabe  und 
Zeitfolge  dieser  Wirkungen  die  Produktion,  den  Handel,  die  Schiff- 
fahrt, die  Wanderungsbew^egung  beeinflußt  hat.  Zuerst  und  zumeist 
in  den  nächst  betroffenen  Ländern,  in  Produktionsgebieten  der  Edel- 
metalle selbst  (Kalifornien  und  Nachbarsschaft,  Erschließung  des 
Stillen  Ozeans,  Australien,  Südafrika),  dann  in  den  Ländern,  w^elche 
mit  diesen  Gebieten  die  Hauptbeziehungen  hatten  und  das  neue  Geld 
von  ihnen  erhielten,  das  atlantische  östliche  Nordamerika,  England, 
später  auch  der  w’estliche  und  mittlere  europäische  Kontinent.  Ein 
großer  Teil  des  riesigen  wirtschaftlichen  Aufschwungs  Nordamerikas, 
Großbritanniens , des  Kontinents  im  letzten  halben  Jahrhundert 
ist  diesen  Einflüssen  des  „neuen  Goldes^*  mit  zu  verdanken.  Selbst 
der  große  Einfluß  der  Entwicklung  und  Verbreitung  moderner 
Technik  in  Produktion  und  Verkehr,  im  Eisenbahn-  und  Dampfschiff- 
fahrtswesen  hätte  sich  nicht  so  rasch  und  nicht  unmittelbar  so  stark 
vollzogen  ohne  das  „neue  Gold  ‘.  Stockungen  in  dieser  Entwicklung, 
wie  besonders  in  den  1880er  Jahren,  sind  mit  auf  die  damalige  Ab- 
nahme der  allerdings  immer  noch  sehr  großen,  die  frühere  der  1830er 
Jahre  noch  7 — 8mal,  aber  eben  nicht  mehr  9 — lOmal  wde  bisher 
übersteigenden  Goldproduktion  zurückzuführen.  Ebenso  ist  die  neue 
Steigerung  der  'weltwirtschaftlichen  Produktion  und  des  Weltverkehrs 
seit  Ende  der  1880er  und  besonders  in  den  1890er  Jahren  auf  den 
neuen  Aufschwung  der  gesamten  und  speziell  der  südafrikanischen 
Goldproduktion  mit  zurückzuführen.  Nicht  minder  haben  die  freilich 
auch  aus  anderen  Ursachen  mit  zu  erklärenden  Rückschläge  1900,  l ff. 
in  der  Stockung  der  gewohnten  südafrikanischen  Goldzufuhr  eine 
mitwirkende  Ursache  gehabt.  Wichtige  Kernpunkte  der  mer- 
kantil istischen  Geldlehre  sind  so  in  der  Tat  wohl  mit  Recht 
(S.  188)  in  ihrer  relativen  (nicht  absoluten)  Richtigkeit  anzu- 
erkennen. 

Nicht  minder  sind  gewisse  Erfahrungen  in  Ländern  starker 
Papiergeldemission  (Papierwährung),  in  Österreich,  Rußland. 
Nordamerika  u.  a.  L,  m.  nur  ein  Beleg  für  die  Richtigkeit  der  hier  ent- 
wickelten Geldtheorie.  Die  übliche  Doktrin  hat  hier  in  den  Lehren 
der  „Inflationisten“  (Nordamerika),  w^elche  in  der  I*apiergeldvermehrung 
etwas  volkswirtschaftlich  Segensreiches  sehen,  mit  demselben  Unrecht 
immer  nur  Irrtümer  und  einseitigen  Interessenstandpunkt  gewisser 
Geschäftskreise  gesehen,  wie  in  den  Lehren  der  Merkantilisten.  Auch 
die  „törichte“,  „rein  egoistische“  Opposition,  w^elche  manche  Ge- 
schäftskreise in  Ländern  länger  eingebürgerter  Papierwährung  mit 
starker  Entwertung  des  Papiergeldes,  häufig  den  Plänen  und  Ver- 
suchen zur  „Herstellung  der  X^aluta“  gemacht  haben,  wird  vom 
Standpunkt  der  oben  dargelegten  Geldtheorie  begreiflicher  und 
relativ  ebenfalls  nicht  völlig  unrichtig  erscheinen.  Denn  die 
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mit  Polcher  Herstelluug  der  Valuta  (so  in  Österreich  1859  und  wieder 
vor  1866  nach  der  Plen ersehen  Bankakte)  notwendig  verbundene 
Verminderung  des  Papiergeldes  mittels  Einziehung  eines  teils, 
mit  Hilfe  starker  Fundirungsoperatiouen,  hat  eben  unvermeidlich  die 
Wirkungen  auf  Verteuerung  des  Leihzinses,  Versteifung  und  Knapp- 
heit  des  Geldmarktes,  auf  Druck  der  Kurse  der  Wertpapiere  und  der 
Preise  der  Waren,  auf  Erschwerung  der  Produktion  usy-  Das  alles 
mag  eine  unvermeidliche  Durchgangsphase  zur  Herbeiführung  „ er 
HeWlung  der  Valuta“,  zur  „Rückkehr  zur  Hartwahrung  sein. 
Aber  eine  schwere  Zeit  für  die  Volkswirtschaft  ist  es  wegen  der 
Begleiterscheinungen  auf  das  ganze  Wirtschaftsleben  immer. 

Der  „Aufschwung  der  Volkswirtschaft“  gerade  m und  nac  i 
großen  Papiergeldemissionen,  sobald  nur  die  politischen  \orbe- 
dinpungen  wieder  Vorlagen,  also  nach  Friedensschluß,  hat  für  die 
übliche  Doktrin,  welche  den  Einfluß  der  Geldmenge  und  Geldver- 
mehrung  verkennt  oder  doch  durchaus  unterschätzt  und  die  Unter- 
scheidung von  Produzenten-  und  Konsumentengeld,  Geldkapital  und 
Geldumlaufsmittel  nicht  kennt,  öfters  etwas  Ratselha.ftes  gehabt. 
Nach  der  hier  dargelegten  Theorie  erklären  diese  Erscheinungen  sich 
leicht  und  richtig.  In  den  unruhigen,  den  Kriegpeiten  der  Pi^iergelc - 
emission  konnte  der  Aufschwung  noch  nicht  eintreten.  Z.  B.  das  in 
Zahlung  an  Lieferanten  und  Staatsgläubiger  ausgegebene  Papier- 
geld fand  keine  dauernde  Verwendung  als  Kapital  und  auch  nicht 
als  Komsumentengeld.  Es  stellte  zum  Teil  zunächst  ein  totes  Geld- 
kapital dar,  das  in  uiiaufgebroclienen  Paketen  Papiergelds  aufbewahrt 
wurde,  wie  es  vorgekommeu  ist.  Erst  mit  dem  Frieden  trat  es  in 
Aktivität,  befruchtete  die  Produktion,  beschäftigte  Arbeit  in  größerem 
Umfang  und  ergoß  sich  nun  in  den  Verkehr,  zu  Konsument engeld 
werdend.  Auch  in  der  Stückeluiigsstatistik  läßt  sich  das  bisweilen 
genauer  nachweisen,  indem  nunmehr  die  großen  Papiergeldstucke 
111  kleine  umgesetzt,  erstere  vermindert,  letztere  vermehrt  w'erden. 
Alles  Bestätigungen  unserer  Geldtheorie. 

IV.  Allgemeine  Geldlehre  (Geldtheorie)  Srhluß. 
Das  (Edelmetall-)  Geldwertproblem. 


' > .-“t  I 


§72.  Bestimmgründe  des  Werts  des  Edelinetall- 
gelds,  d,  h,  seiner  Kaufkraft.  A.  Das  Problem  und 
seine  Behandlung.  1.  Problemstellung.  Es  handelt  sich 
hier  um  die  Frage,  wovon  es  abhängt,  daß  eine  bestimmte 
Menge  Edelmetalls  (im  reinen,  ganz  feinen  Zustande  oder  mit 
einer  bestimmten  Art  und  Stärke  der  „Beschickung  oder 
„Legierung“,  d.  h.  des  Zusatzes  von  Unedelmetall,  meist  von 
Kupfer  zu  beiden  Edelmetallen  oder  auch  von  Silber  zu  Gold), 
im  Barrenzustande,  aber  auch  in  Münzform  die  und  die  Stärke 
der  Fähigkeit  besitzt,  Sachgüter  und  persönliche  Dienste  be- 
stimmter Art,  Güte,  Menge  im  Verkehr  einzutauschen , zu 
„kaufen“,  für  sie  als  Tauschäquivalent  zu  dienen. 


Es  dreht  sich  also  hier  nicht  um  den  „Wert  des  Gelds“  im  Sinne 
des  Leihzinses  von  Geldkapital,  sondern  um  den  in  anderen  Gütern 


und  Edelmetallsgelds,  sowie  die  Richtung  und  das  Maß  dieser 
Veränderungen  ab? 

8.  Charakter  dieses  Greldwert-Problems  und\oraus- 
setzungen  seiner  Behandlung.  Das  Problem  ^ und  seine 
ihm  enthaltenen  Spezialprobleme  sind  Spezialtälle  des 

und  Preisproblems  und  im  Prinzip 
behandeln.  Wie  bei  diesem  wird  daher 
derselben  Voraussetzung  bei  der  Behandlung  des 
s des  Edelmetalls  und  des  Gelds  daraus  aus- 
von  der  Wertstabilität  des  ^\ert-  und 
iusch-  und  Zah lungsmittels,  auch  bei  den 
dann  ausschließlich  zu  verfolgen,  welche  Um- 

, von  denen  eine  be- 
n und  die  Verände- 
und  Maß  abhängen 
roblem,  wird  ebenso, 
wert-,  Preis-)  Sta- 


Waren)  ausgedrückten  Wert,  d.  i.  um  den  Tauschwert  und  Preis 
sines  Edelmetall-  und  Edelmetallgeldquantums.  Hier  wird  demnach 
1er  umgekehrte  Standpunkt  der  Betrachtung  eingenommen,  wie  ge- 
vöhnlich  im  Geldverkehr  in  bezug  auf  Geld  und  Waren.  Man  kann 
las  die  Frage  nach  der  „Kaufkraft“  des  Edelmetalls  und  Gelds 
ils  Tauschmittel  nennen  oder  auch  die  Frage  vom  eigenen 
nneren  Wert  des  Edelmetalls  und  Gelds. 

2.  Teilung  des  Problems  in  zwei  S]»ezialprobleme. 
i)  Wovon  hängt  es  ab,  wie  wird  es  verursacht  und  wie  ist  es 
m erklären,  daß  ein  bestimmtes  Quantum  feinen  Edelmetalls 
ind  die  daraus  hergestellte  Münzmenge  (vollwichtigen  Gelds) 
— z.  B.  1 Pfund  (^/.,  Kilo)  reinen  Silbers  und  die  daraus  her- 
jestellte  Menge  von  30  Talern  (in  Talerstücken,  in  Vielfachem 
lavon,  in  vollwichtigen  Teilstücken,  z.  B.  Talerstücken) 
)der  1 Kilogramm  feinen  Golds  und  die  daraus  hergestellte 
Münzmenge  von  2790  Mark  in  279  sog.  Kronenstücken  zu 
10  Mark,  oder  in  139^/2  Doppelkronenstücken  zu  20  Mark,  bzw. 
;lann  auch  wieder  die  Münzeinheit,  wie  1 Taler  Silber  oder 

Krone  Gold  (1  Mark)  — die  Fähigkeit,  d.  h.  eben  die 
Kaufkraft  besitzt,  die  und  die  Menge  eines  Guts  bestimmter 
irt  und  Güte  ?/,  also  etwa  xy^  oder  auch  die  und  die  Mengen 
verschiedener  Güter,  also  etwa  x (y,  y\  y**  . . . .)  im  Verkehr 
3inzukaufen?  Eine  Frage,  welche  unter  den  bei  3 genannten 
^Voraussetzungen  zu  beantworten  ist.  Es  handelt  sich  dabei 
veiter  a)  um  die  Beantwortung  dieser  Frage  im  konkreten 
Einzelfall  für  einen  bestimmten  Ort  und  eine  bestimmte  Zeit, 
iber  auch  ß)  um  örtliche  und  zeitliche  Durchschnitts ver- 
aältnisse,  daher  um  die  Frage,  wie  es  zu  erklären  ist,  und 
5war  nach  Umständen,  welche  auf  Seite  des  Edelmetalls  bzw*. 
Edelmetallsgelds  (der  Münze)  liegen,  daß  — zwar  niemals  genau, 
sondern  innerhalb  ziemlich  weiter  Schwankungsgrenzen  — ein 
oestimmtes  Edelmetallquantum  und  das  dieses  Quantum  ent- 
aaltende  Geldstück,  z.  B.  der  Taler  oder  die  (deutsche)  Gold- 
irone  und  deren  Münzäquivalente  in  anderen  Währungen  und 
lach  anderen  Münzfüßen  eine  bestimmte  Kaufkraft  von  an- 
aähernd  der  und  der  absoluten  Höhe  und  ungefähr  die 
lokal  und  zeitlich  gleiche  Kaufkraft  besitzen,  wenigstens 
n verschiedenen  einigermaßen  nachbarlichen  oder  jedenfalls 
licht  zu  w^eit  voneinander  entfernten,  unter  sich  im  Verkehr 
stehenden  Gebieten  und  in  nicht  zu  weit  auseinander  liegenden 
Zeiträumen. 

b)  Daran  reiht  sich  das  zweite  Spezialproblem:  wovon 
Gängen  die  Veränderungen  der  Kaufkraft  des  Edelmetalls 


beiden  in 

allgemeinen  (Tausch-)  Wert 

ebenso  wie  dieses  zu  

auch  von 
Kaufkraftproblem 
gegangen:  dort 

Preismaßes,  T i 
Geldpreisen,  um 
stände  es  auf  seiten  de 
stimmte  Höhe  der  Geldpr 
rungen  dieser  Preise,  sowie 
(Abt.  I,  S.  220).  Hier,  b^ 
nur  umgekehrt,  von  der  Wert-  (Tau 
bilität  der  Waren,  d.  h.  also  voi 
gegangen,  daß  Änderungen  der  Geldpreise 
die  Kaufkraft  des  Edelmetalls  und  Edelmetallgelds  bemessen 
wird,  nicht  von  Umständen  auf  der  Warenseite,  sondern  aus- 
schließlich von  solchen  auf  der  Metall-  und  Geldseite  ab- 
hängen, um  so  zu  ermitteln,  welche  Umstände  dies  sind  und 
wie  sie  einwirken  und  danach  die  Kaufkraft  des  Metalls  und 
Gelds  bestimmen. 

4.  Die  methodische  Behandlung  des  Problems,  a)  Sie 
erfolgt  wie  beim  allgemeinen  Wert-  und  Preisproblem  nach  dem 
deduktiven  und  dem  induktiven,  speziell  hier  nach  dem 
beobachtungsmäßigen,  historisch-statistischen  \ erfahren,  b)  Es 
liegen  für  die  Anwendung  beider  Verfahren  hier  aber  die  "V  er- 
hältnisse  etwas  abweichend  und  verwickelter  als  bei  anderen 
Wert-  und  Preisproblemen,  woraus  eigentümliche  Schwierigkeiten 
entspringen,  a)  Es  zeigt  sich  das  schon  etwas  bei  dem  Edel- 
metall ü1)erhaupt,  ohne  Rücksicht  auf  dessen  Geldfunktion,  also 
bei  dem  Edelmetall  als  Rohstoff  für  industrielle  u.  dgl. 
Zwecke,  wegen  der  eigenartigen  Natur,  der  spezifischen  körper- 
lichen und  wirtschaftlichen  Eigenschaften  der  Edelmetalle 
(o.  S.  144)  und  wegen  der  Beschränktheit  der  \erwendung, 
wesentlich  nur  als  Schmuck-  und  Prunkstoff  u.  dgl.,  sowie  auch 
wegen  der  psychologischen  Eigenart  solcher  Verwendungszwecke. 
Dadurch  wird  die  sonst  ohne  weiteres  zulässige  Anwendung 
der  allgemeinen  Wert-,  Preis-  und  Kostengesetze,  desjenigen  von 
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Angebot  und  Nachfrage  und  desjenigen  der  Produktionskosten 
und  zwar  des  Kostengesetzes  der  Bodenprc)dukte,  speziell  der 
montanistischen  (Abt.  I,  S-  257  ff.),  schwieriger  auch  schon  bei 
der  Behandlung  des  Problems  des  bloßen  Stoff-  oder  Sub- 
stanzwerts der  Edelmetalle  als  industrieller  Rohstoffe. 
ß)  Diese  Schwierigkeiten  steigern  sich  aber  noch  wesentlich 
durch  die  Übernahme  der  Geldfunktion  seitens  der  Edel- 
metalle. Es  tritt  dadurch  zum  Substanzwert  noch  ein  „Punk- 
tionswert“  der  Edelmetalle  als  Geldstoff,  welcher  dann  aber, 
bei  der  Verwendbarkeit  allen  Edelmetalls  beliebig  zu  industriellen 
und  zu  Geldzwecken  für  alles  Edelmetall,  auch  für  das  in- 
dustriell verwendete  sich  geltend  macht.  lüe  Anwendung  der 
allgemeinen  Wert-,  Preis-  und  Kostengesetze  auf  das  Problem 
dieses  Eunktionswerts  bleibt  zwar  zuläßich,  aber  bedingt  Ab- 
weichungen von  der  gewöhnlichen  Art  der  Beweisführung  und 
bietet  infolge  dessen  wiederum  besondere  Schwierigkeiten, 
c)  Auch  die  Trennung  der  Funktionen  des  Geldkapitals 
und  Produzentengelds  von  denjenigen  des  Konsumenten- 
gelds steigert  die  Schwierigkeiten  der  Lösung  des  Geldwert- 
problems und  macht  die  Anwendung  der  allgemeinen  Wert-, 
Preis-  und  Kostengesetze  verwickelter,  d)  Und  endlich  ist  auch 
zwischen  der  Kaufkraft  des  rohen,  wenn  auch  mit  zu  Geld- 
zwecken bestimmten,  aber  ungeprägten  Edelmetalls  und  dem- 
jenigen in  Münzform,  speziell  in  der  Form  der  heimischen 
Währungsmünze,  etwas  zu  unterscheiden.  Der  volle  Funk- 
tionswert als  Geldstoff  wird  dem  Edelmetall  regelmäßig  erst 
durch  diese  Formgebung,  durch  die  Prägung  zuteil,  insbesondere 
seine  volle  Rechtsstellung  als  Geld  und  als  im  Verkehr  all- 
gemein gebrauchtes  — und  brauchbares  — Tausch-  und  Zahl- 
mittel. 

B.  Die  Anwendung  des  deduktiven  Verfahrens  und 
der  durch  dieses  ermittelten  Wert-,  Preis-  und  Kosten- 
gesetze auf  Edelmetall-Geldwert. 

1,  Auf  das  Substanz wert-Problem  bei  den  Edelmetallen, 
Avelche  nur  als  industrieller  Rohstoff  dienen,  kann  diese 
Anwendung  unmittelbar  vorgenommen  werden  und  bietet  an 
sich  keine  Besonderheiten. 

a)  Es  liegt  auch  hier  ein  bestimmter  Bedarf  neuen  Metalls 
für  bestimmte  Zeitperioden  und  Bedarfsgebiete  vor,  welchen  der 
Bergbau  und  bei  Gold  eventuell  die  Wäscherei  zu  decken  haben. 
Diese  Produktionszweige  tun  das  wie  andere  und  wie  insbesondere 
Bodenproduktionszweige  und  namentlich  auch  montanistische,  regel- 
mäßig zu  bestimmten,  aber  in  den  einzelnen  Betrieben  verschiedenen 


und  im  allgemeinen  für  das  Mehrprodukt  steigenden  Der 

letzte  mit  den  höchsten  Kosten  zu  gewinnende  Teil  des  Fiodukts, 
welcher  zur  Deckung  des  Bedarfs  noch  erforderlich  ist, 

Uiöv  rlpn  Dauernreis“,  die  „Dauerkaufkraft  des  gesamten 

neuen^Produkts  (Abt.  I,  S.  257).  Jeweilig  entscheiden  ;^°S®^°5krät 
Nachfrage  Daß^  die  Verteuerung  des  Produkts  (steigende 
anderenVaren  gegenüber)  auf  den  Bedarf  an  Metall  herabdruckend, 
auf  die  Produktion  davon  anregend  und  steigerod  einwirken  kann  uii 
eüiWmaßen  es  regelmäßig  tun  wird  und  die  Verwohlfeilerung  des 
Profukts  (vermindfrte  Kaufkraft  anderen  M^en  Segenuberj  iimge 

kehrt  sich  geltend  machen  kann  und  mehr  oder  weniger  es  tun  \Mrd, 

ist  keine  besondere  Eigentümlichkeit  der  Edelmetalle  und  inacht  die 
fnÄng  der  allgeSeinen  Wert-,  Preis-  »nd  Kostengesetze  mcht 
unzulässig  noch  schwieriger  als  sonst  bei  Rohstoffen. 

b)  Aber  die  vorerwähnten  Umstände  kommen  doch  auch 
hier  in  Betracht,  erschweren  die  Anwendung  dieser  allgemeineu 
Gesetze  selbst  auf  den  bloßen  Substanzwert  des  Edelmetalls 
als  industriellen  Rohstoffs  und  verlangen  ^me  besondere  Beruck- 
sichti'ning  bei  der  Behandlung  des  betreffenden  ertproblems 
«)  Enmal  machen  sich  auch  hier,  von  dem  Dienst  als  Ge  d un^ 
in  Münzform  ganz  abgesehen,  bei  dem  "" 

dienenden  Edelmetall  und  zwar  meist  in  höherem  Grade  hei  de  ^ 
viel  wertvolleren  Golde  als  beim  Silber  geltend:  ^o'vohl  manche  de 
natürlichen  (körperlichen)  Eigenschaften  so  die  relative 
Härte  Dauerhaftigkeit,  geringe  Abnutzung,  leichte  Dmformbarkeit 
('S  U-il  als  auch  von  den  wirtschaftlichen  Eigenschaften  de 
hohe  Tauschwert  und  der  hohe  spezifische,  wieder 
Goldes  sowie  die  wesentlich  daraus  entspringende  beschrankte  \ er 
wpiidbarkeit  leichte  Transportierbarkeit  des  Stoffs,  der  gering 

Stoffverbrauch  (S  145).  Der  Formwert  des  Fabrikats  spielt  auch  bei 

IdeLetall  für  Nicht-Geldzwecke  dem  Stoffwert  gegenüW^^ 
abgesehen  von  eigentlichen  Kunstwerken,  nicht  die  große  Rolle  \ 
mmst  bei  ander eif  Fabrikaten,  mit  daher  die  leichte  Umformung  yo 
Schmuck-  einzelnen  Wertsachen  u.  dgl.  So  ergänzt  sich  der  Neu 
bedarf  von  Edelmetall  auch  für  industrielle  Vervmndung 

erheblich  aus  den  vorhandenen  durch  reellen  Stoff  verbrauch  wenig 
sich  verändernden,  wegen  des  hohen  Dbjektwerts  schonsam  und  vo^ 
kchtig  behandelten,  in  verarbeiteter  Form  bestehenden  ^delmeta 
vorräfen,  nicht  nur  aus  dem  °eu  gewonnenen  Minenprodukt.  Dms 
bildet  aiso  nicht  allein  das  für  die  Wertbildung  in  Betracht  kom 
mende  Angebot.  Und  die  Durchsetzung  der  Kosten  des  neuen  Pro- 
dukte und  speziell  der  jeweilig  höchsten  dieser  Kosten  imEuelmetel^^ 
wert  vollzieht  sich  eben  deswegen  viel  sch\yieriger  und  l^ngsa  , 
w^eil  e'roße  alte  Vorräte  in  anderen  Formen,  bei  Geschmack-  und  Mode 
w^echfel  bei  steigendem  Werte  des  Rohstoffs,  bei  vrirtechaftlichera 
Bedarf  der  Eigentümer,  ohne  wesentlichen  Stoffverlust  infolge  früherer 
Abnutzung  und  jetzt  bei  der  Umformung,  realisiert, 
auf  den  Markt  gebracht  werden  und  diese  gerade  den  Marktwert 
stark  ^nd  dauernd  mit  bestimmen.  Das  alles  ist  verschieden  von  den 
Verhältnissen  der  Masse  der  gewöhnlichen  Marktwaren  ^ch  der 
sonstigen  Rohstoffe,  auch  im  Ganzen  der  Unedelmetalle,  wenn 
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diesen  auch  etwas  Ähnlich  es  vorkommt.  Diese  Verschiedenheit  der  Sach- 
lage ist  auch  für  das  Wertproblem  beim  Edelmetall  als  Geldstoff 
nicht  zu  übersehen.  Die  größere  Unabhängigkeit  der  Deckung  des 
industriellen  Edelmetallbedarfs  von  der  neuen,  2.  B.  der  Jahrespro- 
duktion und  von  deren  Sclnvankungen  und  s])eziellen  Gewinnungs- 
kosten infolge  dieser  Verhältnisse  wirkt  aucn  auf  größere  Wert- 
stabilität des  Edelmetalls  als  bloßen  industriellen  Rohstoffs  ein,  was 
wiederum  seine  Bedeutung  für  die  Geldfunktioji  der  Edelmetalle  hat. 

ß)  Sodann  macht  sich  die  spezifische  Verwendung  der  Edel- 
metalle. des  Golds  voran,  für  Schmuck-  und  Prunkzwecke  und  damit 
für  Zwecke  des  äußeren  Repräsentierens  von  Vermögen,  Reichtum, 
wirtschaftlicher  und  zum  Teil. sozialer  Stellung  wie  oben  bemerkt,  darauf- 
hin geltend,  daß  auch  schon  der  bloße  Substanzwert  des  Edelmetalls  als 
industriellen  Rohstoffs  nicht  denselben  Einflüssen  auf  dem  Markte 
unterliegt,  wie  bei  den  meisten  anderen  Waren.  Nur  andre  Schmuck- 
und  Priinkstoffe  ähnlich  psychologischer  Wirkung  ihres  Gebrauchs 
(Edelsteine,  Perlen,  gewisses  Pelzwerk,  einzelne  besonders  kostbare 
Rleidungsstoffe)  zeigen  hier  in  ihrer  Wertbildung,  weil  in  den  diese 
beeinflussenden  menschlichen  Anschauungen  und  auf  diesen  beruhen- 
den Bedürfnissen  Ähnliches.  Für  die  an  gedeuteten  Verwendungszwecke 
ist  nämlich  eine  gewisse  nicht  zu  niedrige  absolute  Werthöhe 
des  Objekts,  deren  Hochbleiben,  ja  deren  Steigerung  eine  Voraus- 
setzung des  Maßes  der  Geeignetheit  für  den  Verwendungszweck,  des 
„Pruiikens^^,  der  Reichtumsrepräsentanz.  Würde  z.B.  Goldso  wohlfeilals 
Silber,  dieses  als  ein  Unedelmetall,  so  würde  es  durch  dieses  Sinken  seines 
Werts  zwar  für  manche  Verwendungen  brauchbarer  und  für  diese 
wie  auch  in  weiteren  Kreisen  für  Schmuckzwecko  wegen  seiner  ästhe- 
tischen Geeignetheit  dafür  einer  stärkeren  Nachfrage  unterliegen,  wie 
in^  solchen  Fällen  gewöhnlich  die  anderen  Waren.  Aber  anderseits 
W'ird  sich  gerade  für  den  angedeuteten  speziellen  Zweck  des  Prunkes 
usw.  weil  seine  Geeignetheit  so  die  Nachfrage  nach  ihm  vermindern. 
Umgekehrt  würde  die  Verteuerung  ihm  in  diesen  Beziehungen  günstig 
sein,  z.  B.  dem  Silber,  wenn  es  sich  im  Wert  dem  Golde  näherte.  Es 
sind  eben  bei  Schmuck-  und  Prunkstoffen  nicht  nur  ästhetische 
Momente,  Sitten  u.  dgl.,  sondern  solche  psychologische,  das 
Streben,  durch  Besitz  und  Zur-Schau-tragen  sich  jjauszuzeichnen^*, 
„hervorzuragen“,  \velche  hier  mitspielen.  Anschauungen,  Urteile, 
auch  Werturteile,  danach  die  Nachfrage,  die  Bedarfsverhältnisse 
und  folgeweise  wdeder  die  Wertbildung  werden  durch  solche  Mo- 
mente mit  beeinflußt.  (Auch  auf  dem  Markt  der  Kunstwerke  tritt 
unter  Miteinfluß  von  Mode,  Geschmackswechsel  u.  dgl.  Ähnliches 
hervor.)  Auch  die  Angebotseite  wird  von  solchen  Momenten  berührt, 
indem  z.  B.  Edelmetallsachen  in  veralteten  Kunstformen  und  bei 
sinkendem  Stoffwert  eher  auf  den  Markt  und  zum  Einschmelzen 
kommen,  Silberschmuck  z.  B.  seine  Geeignetheit  als  Schmuck  und 
Prunk  bei  niedrigem  und  dem  jetzt  sinkendem  Wert  vielfach  ganz 
verliert,  womit  die  Tatsache  des  oft  steigenden  Formwerts  alter,  wegen 
ihrer  Form  und  ihres  Alters  besonders  geschätzter  Objekte,  von 
Liebhaber-,  Sammler-,  auch  — „Renommierw^ert“  für  den  Besitzer 
und  Begehrer,  nicht  in  Widerspruch  steht. 

y)  Für  die  relativ  große  interlokale  und  zeitliche  Wertstabi- 
lität auch  des  Substanzw^erts  des  industriellen  Zwecken 


I 


— 201  — 

dienenden  Edelmetalls  macht  sich  seine  Widerstandsfähigkeit  gegen 
Natureinflüsse  und  seine  dem  hohen  spezifischen  Wert  zu  verdankende 
leichte  Aufbewahrbarkeit  und  Transportfähigkeit  auch  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Geldfunktion  des  Edelmetalls  ebenfalls  schon  stark 
geltend,  wiederum  mehr  als  bei  den  meisten  sonstigen  ßo^stofteu  und 
Fabrikaten.  Auch  dieser  Verhältnisse  wegen  der  geringe  Einfluü 
der  Höhe  der  Neuproduktion  in  kurzen  Zeiträumen  z B.  Pjlres^^  eise, 
und  der  Schwankungen  darin  auf  den  Tauschwert  der  Edelmetalle. 

6)  Endlich  ist  Edelmetall  wegen  der  ganz  verschiedenen 
lokalen  Verteilung  und  Ergiebigkeit  seiner  natürlichen 
stellen  und  der  verschiedenen  Höhe  der  wiederum  wesentlich 
von  natürlichen  Umständen  bedingten  Gewinnungskosten  so^ 
wegen  seiner  leichten  Versendbarkeit,  als  bloßer  Industrie 

RoLtoff  betrachtet,  im  eminenten  Maße,  wie  die  Geschichte  lehrt,  ei 
internationales  Produkt.  Stärkere  interlokale  und  internationale 
Ausgleichung  von  Angebot  und  Nachfrage,  geringere  Bedeutung  m- 

folgfdessen  der  lokalen  Produktionskosten  jewefligen  Produk^^ 

ergiebigkeit  für  die  Wertbildung,  größere  und  raschere  Wertaus- 
eleichung  zeigen  sich  daher  hier  und  machen  wiederum  die  Durch- 
setzung des  Kostengesetzes  schwieriger  und  langsamer. 

c)  Aus  dem  Allen  ergibt  sich,  daß  doch  Edelmetalle  schon 
als  industrieller  Rohstoff  in  den  Bestimmgründen  seines  bloßen 
Substanzwerts  mancherlei  Abweichungen  von  den  meisten 
Waren,  auch  anderen  Rohstoffen,  Metallen  zeigt;  und  zw'ar  im 
allgemeinen  durchweg  solche,  welche  es  auch  für  seine  Geld- 
funktion  noch  geeigneter  machen.  Es  ist  wichtig,  davon 
auch  in  der  Geldlehre  Akt  zu  nehmen. 

Selbst  gewisse  Verhältnisse  des  Geldsurrogativesens  finden 
ihr  Analogon  bei  Edelmetall  als  industriellem  Rohstoff.  Durch 
Legierung  mit  Unedelmetall,  Gebrauch  von  so  ehern  und  andren  Stoffen 
dirfkt,  ausschließlich  oder  mit  Benutzung  leichter  dünner  Vergol- 
dungen und  Versilberungen,  für  die  \ erwendungszwecke  von  Edel- 
metfll  zu  Schmuck,  Prunk,  Geräten  („plattierte“  Sachen  usw.),  ™ 
bedeutenden  Maße  an  Edelmetall  für  I°dustriezwecke  gespart  , d,e 
Nachfrage  danach  vermindert,  das  Surrogat  unmittelbar  körperlich  statt 
des  echten  Stoffs  gebraucht  und  so  auf  dessen  Wertbildung,  weil  auf 
den  Umfang  der  Nachfrage  und  folgeweise  des  Angebots  ^^d  der  Ge- 
winnungskosten ein  Einfluß  mit  ausgeübt,  - wie  bei  den  Geldsurro- 
gaten auf  die  Bildung  des  Geldwerts.  Ähnliches  besteht  ja  vielfach  auch 
bS  Lderen  Waren,  Ober  doch  selten  im  Umfang  wie  bei  Edelmetall. 

d)  Bei  der  Wichtigkeit  des  Substanzwerts  des  Edelmetalls 
für  den  Wert,  die  Kaufkraft  des  Edelmetall  ge  Id  s,  auch  der 
Münze,  wofür  der  Substanzwert  doch  die  Grundlage  bildet, 

sind  die  dargelegten  Verhältnisse  auch  für  das  Geldfunktions- 

w^ert-Problem  bei  Edelmetall  und  für  das  ganze  Edelmetall- 
Geldwertproblem  mit  zu  berücksichtigen. 

2.  Die  Anwendung  des  deduktiven  Verfahrens  und  der  all- 
ü-emeinen  Wert-,  Preis-  und  Kostengesetze  auf  Edelmetall 
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als  Geldstoff,  auch  auf  den  von  dieser  Verwendung  bedingten 
Funktionswert  und  auf  das  ganze  Wert- oder  Kaufkraft- 
problem bei  Edelmetallgeld. 

a)  Methologische  Fragen,  o;)  Gerade  hier  liegen  die 
Dinge  mehrfach  abweichend,  verwickelter  und  ist  die  Anwendung 
jener  Gesetze  schwieriger  als  nicht  nur  bei  den  betreffenden 
Wertproblemen  hinsichtlich  anderer  Waren,  sondern  auch  als 
bei  dem  soeben  erörterten  Problem  des  Substanzwerts  des  nur 
für  industrielle,  nicht  für  Geldzwecke  dienenden  Edelmetalls. 
Gleichwohl  ist  die  Unterstellung  des  jetzt  zu  behandelnden 
Problems,  daher  vornehmlich  der  Bestimmgründe  des  Funk- 
tions  Werts  des  Edelmetalls  und  Edelmetallgelds  unter  die  all- 
gemeinen Wert-,  Preis-  und  Kostengesetze  nicht  nur  zulässig, 
sondern  notwendig.  Ja,  es  ist  im  Grunde  der  allein  mögliche 
Weg  zur  Lösung  dieses  Problems  auf  deduktivem  Wege.  Dieser 
ist  aber  auch  hier  nicht  nur  neben  der  IJenutzung  des  induk- 
tiven Verfahrens,  wie  in  allen  anderen  verwandten  sozialöko- 
nomischen Problemen,  berechtigt,  sondern  führt  auch  zu  min- 
destens ebenso  sicheren,  im  Grunde  zu  sichereren  Ergebnissen 
als  das  induktive  Verfahren. 

Dies  wegen  der  Unüberwindlichkeit  der  Schwierigkeiten,  welche 
der  Anwendung  eines  streng  methodischen,  wirklich  „exakten^* 
solchen  Verfahrens  auf  dem  Gebiete  des  Geldwertproblems  einmal 
entgegenstehen  und  bei  der  geringen  Sicherheit  der  Ergebnisse  dieses 
• Verfahrens  selbst  für  die  Entscheidung  konkreter  Fragen  der  Wert- 
höhe des  Edelmetalls  in  bestimmter  Zeit  und  in  bestimmtem  Gebiete 
(s.  u.»  Ganz  zu  geschweigen  davon,  daß  selbst  sichere  Ergebnisse  in 
dieser  Beziehung  noch  keine  Lösung  des  allgemeinen  Wertproblems 
nach  dessen  kausaler  Seite  sind  (s.  u.). 

ß)  Auch  der  eigene  Tauschwert  oder  die  Kaufkraft  des 
Edelmetalls  als  Geldstoff  und  des  Edelmetullgelds  selbst  hängen 
in  ihrer  jeweiligen  und  dauernden  Höhe  und  in  den  Verände- 
rungen der  letzteren  von  den  beiden  Preisgesetzen  ab. 
Aber  schon  wegen  der  eigenartigen  natürlichen  (körperlichen) 
und  wirtschaftlichen  Eigenschaften,  welche,  wie  gezeigt,  schon 
den  Substanzwert  des  nur  industriell  venvendeten  Edelmetalls 
beeinflussen  und  mehr  noch  wegen  der  Verwendung  des  Edel- 
metalls als  Geldstoff,  wodurch  noch  ein  Funktionswert  wegen 
dieser  Benutzung  in  Betracht  kommt,  sind  die  beiden  Preis- 
gesetze nur  mit  wesentlichen  Modifikationen  und  unter 
Berücksichtigung  bestimmter,  bei  den  übrigen  Wert- 
problemen in  dieser  Weise  nicht  vorliegenden  Voraussetzungen 
auf  den  Wert  des  Edelmetalls  als  Geldstoff  und  auf  Edel- 
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metallgeldwert  anwendbar.  Namentlich  dm 
unter  welchen  die  Wertgesetze  hier  auch  für  den 

wert  des  Edelmetalls  als  Gehlstoff  gelten  verlangen  eiim  gen  , 

hSi^ng^dT  ganzen  Problems  bietet  neben 
SchwWgkeit  der  richtigen  F-tatellnn^  der 
o-ründe  des  Werts  auch  eine  wesentlich  iormale  bc  „ 

feit  So  mnß  in  umfassendem  Maße  bei  der  Anwendung  beider 

Wert-  Preis-  und  Kostengesetae  auf  das  Edelmetall-Geldwer  - 

Problem  von  der  Voraussetzung  des  -“«‘'"Its  uüd  dessen 
der  Feststellung  der  Bestimmgrunde  des  Werts 
fileiohbleiben  und  Veränderungen  Gebrauch  gemacht  "Ojden. 
unter  diese  .cetera“  fällt,  ist  nicht 

bierÄS»"hriÄ 

m.  E.  die  angedeu^^  a/h  in 

über  diese  materiellen  und  formalen  “«thologischen^  S 

keiten  bei  der  Anwendung  der  allgemeinen  ^ ertgesetz^ 
Edelmetall-  und  Geldwert  zu  sehr  r Geldlehre 

zu  weit  gehenden  I^eaktionen  gegen  übertrieben,  oft  allein 

hat  man  den  Warencharakter  des  Gelds  ube™^^ 

diesen  Charakter  dein  J'“^'*Vs’to^f^^ 

Unterschied  zwischen  Geld,  auch  stoll  die  allgemeinen 

Edelmetallgeld,  und  J^^Stengesefz  vief  zu  unbedingt 

Tauschwertgesetze  und  selbst  das  -l^ste  g angewandt, 

und  zu  mcchauisch  ohne  Weiteres  auf  Edelmc  aU  und 

bb)  Über  die  schwierige  Frage,  was  hei  EdeimetYigeia 

Geld  überhaupt  „Angebot“  und  ffeeangen  und  hat 

wohnlich  ohne 

t'iscCtSM  Shfrage  ^ -d  'SS'- 

sollen  Geldtapital  und  6el4nmteuf  Verkeh^^^^^ 

Geldumlauf  hier  sowohl  das  zu  Ankauien  vo  benutzte, 

Lohnzahlungen,  Erfüllung  ij  ig  das  Konsumentengeld 
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auch  des  Edelmetallgelds  im  einzelnen  Zeitpunkt  und  für  die  Ver- 
änderungen dieser  Höhe  entscheidenden  Faktor  gemacht,  ohne  das 
„ceteris  paribus*^  genauer  zu  bestimmen  und  diese  Einschränkung 
immer  streng  festzuhalten.  Die  Unrichtigkeit  dieser  „Quantitäts- 
theorie und  ihrer  Fortbildung  in  der  Currencytheor le  — ließ 
sich  dann  leicht  nachweisen.  Diese  Erkenntnis  hat  aber  vielfach 
neuerdings  zur  völligen  Verwerfung  der  Quantitätstheorie  ge- 
führt, was  wieder  zu  weit  gegangen  ist.  Denn  ein  richtiger 
Kern  dieser  Theorie  bleibt  bestehen.  In  vorsichtigerer,  mehr  ca- 
suistisch  verfahrender,  die  \ oraussetzungen  ihrer  Gültigkeit  genauer 
formulierender  und  verklausulierender  Fassung,  wobei  die  Einschrän- 
kung, welche  in  der  Klausel  des  ceteris  paribus  liegt,  fest  gehalten 
und  dalier  dieses  ceteris  paribus  genau  intei  pretiert  wird,  kann  und 
muß  die  Theorie  selbst  festgehalten  werden,  wie  hier  geschieht.  Das 
heißt  aber  eben  dann  nur:  ikren  Kern  festhalten. 

cci  Bei  der  Anwendung  des  Produktionskostengesetzes 
und  zwar  des  Kostengesetzes  der  Bodenprodukte,  speziell  der  mon- 
tanistischen, auf  Edelmetall  als  Geldstoff  und  auf  Edelmetallgeld  hat 
man  in  der  klassischen  Nationalökonomie  und  bei  deren  Epigonen 
wiederum  den  Warencharakter  des  Edelmetalls  auch  als  Geldstoffs, 
nicht  nur  als  industriellen  Rohstoffs,  und  des  daraus  hergestellten 
Geldes  viel  zu  sehr  dem  Charakter  andrer  W^aren  gleich- 
gesetzt und  folgeweise  dann  jenes  Kostengesetz,  weil  Edelmetall 
doch  ein  Boden-  und  Bergwerksprodukt  sei,  unmittelbar  wörtlich 
mechanisch  genau  auf  Edelmetall  angewandt.  Selbst  für  den  bloßen 
Substanzwert  des  industriell  verwendeten  Edelmetalls  ist  das  aber 
nach  den  obigen  Darlegungen  (S.  199)  nicht  haltbar.  Für  den  durch 
Ubernalime  der  Geldfunktion  beeinflußten  Wert  des  Edelmetalls,  für 
seinen  aus  dieser  Übernahme  entspringenden  Funktionswert  ist  es 
noch  weniger  zulässig. 

d)  Denn  die  Voraussetzung  der  Giltigkeit  des  Kosten- 
gesetzes und  auch  desjenigen  für  Boden-,  Bergwerksprodukte  ist 
ein  quantitativ  gegebener  Bedarf,  welcher  zu  decken  ist, 
und  ZAvar  allein  oder  ganz  wesentlich  aus  neuer  Produktion, 
nicht  aus  alten  Vorräten.  Bei  Edelmetall  als  industriellem  Rohstoff 
liegt  ein  solcher  quantitativ  gegebener  Bedarf  wie  bei  anderen 
Waren,  Rohstoffen  ebenfalls  vor,  aber  seine  mögliche  Mitdeckung 
aus  alten  Vorräten  bedingt  doch  schon,  wie  oben  angedeutet  (S.  20(h 
eigenartige  Schwierigkeiten,  Verzögerungen,  unter  Umständen  die 
Unmöglichkeit  der  Durchsetzung  des  Kostengesetzes.  Bei  Edelmetall 
als  Geldstoff  ist  jedoch  überhaupt  ein  solcher  quantitativ  ge- 
gebener Bedarf  für  Geldzwecke  nur  auf  dem  Niveau  einer 
bestimmten  Geld  Preisgestaltung  und  darin  sich  aus- 
drückenden  bestimmten  Höhe  der  Kaufkraft  des  Metalls 
uud  des  daraus  bestehenden  Gelds  als  Ausgangspunkt  an- 
aunehmen.  Nun  kann,  ja  muß  aber  gerade  durch  Wertsteigerung 
des  Edelmetalls,  welche  m.  a.  W.  eine  Senkung  der  Geldpreise  der 
Waren  ist,  der  bisherige  Bedarf  von  Edelmetall  für  Geld- 
z wecke  sinken.  Bei  Verdopplung  des  Goldwerts  z.  B.  auf  die 
Hältte  reicht  dann  die  halbe  Menge  Edelmetall  aus.  Bei  diesem 
Zusammenhang  zwischen  Kaufkraft  des  Edelmetalls  und  Gelds  und 
Höhe  des  Bedarfs  an  Metall  und  Geld  und  an  Menge  davon  besteht 
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”»Jun|*des‘Kosfen|Lteerm  auf  Edelmetall  als 

®°‘''Di'’Gesete  auch  das  für  Bodenprodukte  und  spetiell  für  Jlon- 

^'■“ETefmai“?l  gS  SÄtXr.  in- 
schließlich  durchsetzt,  jedoch  nur 

auch  ebenfalls  durch  Beein 
0 bei  anderen  Produkten  mit 

B;‘da“rf ■'und  ihm  entsprechender  Nach- 

.:r:  r.ndere  Fassung,  die  Be- 
anderer  Umstände,  die  An- 
Voraussetzungen  und  die 
on  bei  der  Anwendung 
* n für  Montanprodukte  auf 

SsToff  und  auf  Eddmetallgeld  selbst. 

heorie  « auch  in  der  ueuere'n  den' 

„frühen  noch  kaum  ausreichend  gerecht 

tlich  ökonomischen 


wer 

Reaktion  gegen 
gilt  vielmehr  auch  für 
dem  es  sich  zwar  auch 
mählich  und  in  anderer  Weise,  wenn 
hussung  von  Angebot  und  N^hfrage,  wie 
im  Ganzen  fest  gegebenem  E--—-  ' 

frage.  Auch  diese  Sachlage  bedingt  eine  a 
rücksichtigung  verschiedener 
nähme  bestimmter  weiterer 
Vornahme  gewisser  Verklausulierunge 
des  Kostengesetzes  und  speziell  ^sjenige 

Edelmetall  als  < , . n 

Die  Geldtheorie  ist  auch  m der  neueren 

ÄfEhcf  dÄtr^X 

»Ä  Än 

Oeldlöhne  u.  dgl.  wirklich  zugegeben  J^et  “ch  e Auf- 

fifg?’  aref;i^%et^.,\^ocriÄ^  solcher  in- 

duktiven Beweisführung  überhaupt  nicht  geschehen  kan  . 

b)  Die  Anwendung  des  Gesetzes  von  Ange  o un 

beide  bei  Edelmetall  als  Geldstoff  und  bei 
Edelmetallgeld  (weiter:  bei  Geld  überbaupt,  daher  auch  bei 

^^^'TarA^gfbor  Nicht  alles  vorhandene  Geld  eines  Landes, 
sondern  nur  ein  bestimmter,  dem  Betrage  nach  freibch  wech- 
selnder Teil  der  Gesamtgeldmenge  stellt  dieses  Angebot  dar 
Das  Geldkapital  und  Produzentengeld  kommt  als  Angebot  nur 

fn  der  ^rWicben  aktiven,  produktiven  Verausgabung  zu  An- 
käufen von  sachlichen  Produktionsmitteln  (bez.  wenn  auf  Kred  t 
erfolgt  zu  betreffenden  Abzahlungen  dieses),  ferner  zu  Loh 
M n dagegen  nicht  in  ruhendem  Zustande,  als  Reserve, 
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Hort  usw.  (s.  S.  166)  in  Betracht  und  zur  Geltung.  Ebenso  das 


Konsumentengeld  nur  soweit  es,  wenn  auch  im 


Allgemeinen 


zur  fortlaufenden  Verausgabung  behufs  Deckung  des  Privat- 
konsums im  Arbeitsteilungssystem  bestimmt,  auch  wirklich 
tatsächlich  solche  Verwendung  findet,  also  nicht  das  in  den 
„Haushaltkassen“  ruhende.  Das  Angebot  von  Geld  wird 
daher  durch  das  tatsächlich  zur  Verausgabung  für  An- 
käufe von  Waren  und  Bezahlung  von  persönlichen 
Diensten  (wesentlich  zu  Lohnzahlungen)  verwendete  Geld 


dargestellt. 

Mit  voller  Durchsetzung  der  Geldwirtschaft  an  Stelle  der  Natural- 
wirtschaft (letzteren  Ausdruck  in  seinem  doj»pelten  Sinn  genommen 
I.  Abt.  S 37),  daher  mit  entsprechender  völliger  oder  wenigstens 
durchaus  vorherrschender  derartiger  Lage  der  Volkswirtschaft  daß 
die  Produzenten  und  Konsumenten  ihren  Güterbedarf  nicht  selbst 
durch  Eigenproduktion,  auch  nicht  durch  Naturaleintausch,  sondern 
durch  Einkauf  gegen  Geld  bei  Anderen  decken;  ferner  mit  voller 
Einbürgerung  von  Geldlohn  (auch  im  Gehaltssystem)  an  Stelle  von 
Naturallohn,  — mit  der  Durchsetzung  dieser  Entwicklungen  muß  dem- 
nach ein  größeres  Angebot  von  Geld  eintreten,  ergibt  sich  so  auch 
ein  größerer  Bedarf  am  Geld,  der  Menge  nach,  wieder  ceteris  paribus 
namentlich  soweit  nicht  diese  Menge  anderweit  durch  Geldsurrogate’ 
bankmäßige  Zahlungseinricbtungen  u.  dgl.  ersetzt  oder  durch  Be- 
schleunigung des  Umlaufs  der  Geldstücke  wirksamer  gemacht  wird 
(s.  u.)  Steigende  Geldpreise  der  Waren  und  steigende  Geldlühne  er- 
höhen diesen  Bedarf  und  bedingen  daher  ein  größeres  Angebot. 

bb)  Nachfrage.  Sie  geht  aus  vom  Angebot  von  Pro- 
dukten, Waren  für  den  Absatz  gegen  Geld,  von  persönlichen 
Diensten,  „Arbeit  , welche  Beschäftigung  gegen  Geldzahlungen 
(Lohn)  suchen.  Sie  umlaßt  daher  ebenfalls  nicht  dieses  ganze 
Angebot  von  V^aren  und  Diensten,  sondern  nur  denjenigen 
Teil  davon,  welcher  gegen  Geld  Absatz,  bzw.  Beschäftigung 
sucht  und  zwar  mit  sofortiger  Bezahlung  in  Geld,  'ohne 
^ oraussetzung  von  Kreditgewährungen,  Stundungen  usw.  Die 
Nachfrage  nach  Geld  wird  also  durch  diejenige  Geldmenge 
dargestellt,  welche  tatsächlich  für  Üb erlassung  von  Waren 
im  Verkauf  gegen  Geld  und  von  Diensten  gegen  Geld- 
zahlungen begehrt  und  erlangt  wird. 

Die  allgemeinen  Voraussetzungen  einer  solchen  Nachfrage  nach 
Leid  sind  wieder  die  oben  angedeuteten:  Ersetzung  der  Naturalwirt- 
schaft durch  Geldwdrtschaft,  des  Naturaltauschs  durch  Verkauf,  des 
Naturallohnes  durch  Geldlohn  usw.  Mit  der  Steigerung  der  Geld- 
preise und  Geldlöhne  wächst,  mit  ihrer  Verminderung  sinkt  der  Um- 
fang dieser  Nachfrage,  — alles  wieder  unter  Voraussetzung  des  „ceteris 
paribus  , vofür  bezüglich  der  zur  Deckung  der  Nachfrage  erforder~ 
liehen  Geldmenge  das  vorhin  beim  Angebot  von  Geld  Gesagte  eben- 
falls gilt.  Näheres  darüber  unten  noch. 
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Er  w’ird  in  seiner  Höhe,  wie  sich 
von  der  Höhe  des  An- 
Geldzahlungen  für 
.)  erforderlich  ist 
welches  zum  Ab- 

Verkauf  und  zum  Beschäfti- 

persönlichen  Dienste  (Arbeit)  im 
, ) Er  wächst  daher  mit  Ver- 
vollständigerer  Verdrängung  natural- 
- • ; des  Wohlstands,  höheren 

und  sinkt  ^nit  den  umgekehrten  Verhält- 
ibus,  dieses  Wort  im  obigen  Sinne 

• er  Geldbedarf  wäc 
oben  (S.  204)  schon  her 


ß)  Der  Geldbedarf 
aus  dem  Dargelegten  ergibt,  bestimmt 
crebots  von  Geld,  welches  zu  den  genannten 
Einkäufe  und  Dienstleistungen  (Löhne  usw 
und  von  der  Höhe  der  Nachfrage  nach  Geld, 

satz  der  angebotenen  Waren  im  

gungfinden  der  angebotenen 
Geldlohnsystem  erforderlich  ist.  aa 
mehrung  der  Bevölkerung, 
wirtschaftlicher  Verhältnisse,  Steigerung 

Preisen  und  Löhnen,  

nissen,  wiederum  ceteris  par 
genommen.  bb)  D 

nun  auch,  wie  i , . , t-  vi  + 

Sinken  und  Steigen  des  Geldwerts,  der  Kaufkraft  de 

Gelds  selbst.  Somit  genügt  zu  seiner  Deckung  bei  hoheiem 

Geldwert  eine  geringere,  bei  niedrigerem  ist  dagegen  eine 

größere  Geldmenge  erforderlich.  v,  nnH 

y)  Allgemeine  Wirkungen  einer  \ ermehrung 

Verminderung  der  Geldmenge,  jener  daher  namentlich  durch 
Neugewinnung  von  Edelmetall  (bei  Papierwährung  durch  Neu- 
emission), auch  durch  starke  Einschmelzungen  vmn  Schmuc^ 
und  Gerät-Edelmetall  und  Verwendung  desselben  als  Geld 
(Prä<mng),  im  einzelnen  Land  durch  Einfuhr  oder  Mehreintu  ir 
ins  Ausland;  dieser,  der  Verminderung  durch  Abfluß 
Lande  (Orient),  Verwendung  zu  industriellen  Zwecken  im 

einzelnen  Land  durch  Aus-,  bzw. 

die  Ausführungen  über  diese  Wirkungen  oben  (S.  172  ff.)  b 
zuweisen.  Die  Wirkungen  hängen  daher  namentlich  d^von  ab 
welche  Verwendung  das  vermehrte  Metall  und  Geld  fi  , 
in  welche  Bestandteile  des  gesamten  Geldfonds  es  ubergeht, 
in  das  Geldkapital  und  Produzentengeld  und  hier  ob  in  a 
aktiv,  in  Verausgabungen  zu  Einkäufen  von  J 

tionsmitteln,  zu  Lohnzahlungen  usw.  tätige  oder  ob  in  das 
Reserven  u.  dgl.  (als  Horten)  ruhende,  oder  ob  m das  Konsu- 
mentengeld und  auch  hier,  ob  in  das  wirklich  verausgabte  odei 
in  das  in  der  Kasse  (Haushaltkasse)  ruhende.  Ebenso  hangen 
die  Wirkungen  der  Verminderung  davon  ab,  aus  welchem  diesei 
Bestandteile  der  Geldmenge  die  Verminderung  des  Gelds,  seii 

Abfluß  usw.  erfolgt.  . , 

aa)  Stellt,  wie  wenigstens  neuerdings,  — im  halle  aei 

Neugewinnung  von  Edelmetall  durch  Bergbau  und  äschere 
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meist  selbst  bei  Staatsbergbau,  auch  l’rüher  schon  teilweise 
und  vollends  allgemein  jetzt  bei  Privatbergbau  — die  Ver- 
mehrung des  Metalls  und  Gelds  eine  solche  des  Geldkapitals 
dar,  so  kommt  es  darauf  an,  was  mit  diesem  Geldkapital  ge- 
schieht. Wird  es  unmittelbar  oder  doch  sehr  bald  und  in 
seinem  vollen  Betrage  oder  zum  größten  Teile  davon  in  der 
Güterproduktion,  auch  im  Handel  verw'endet,  von  dem  Besitzer 
selbst  oder  von  denen,  welchen  diese  es  leihen,  eventuell  unter 
Vermittlung  von  Banken,  also  aktiv  produktiv  in  der  hier  üb- 
lichen Weise  verwendet,  so  stellt  es  ein  vermehrtes  Geld- 
angebot obiger  Art  dar,  das  für  die  Kaufkraft  des  Gelds  mit 
entscheidet. 

die  Art  des  Edelmetallbergbaus, 
die  Art  der  V erwendung  des  neu  gewonnenen  Metalls  seitens  seiner 
Produzenten  und  deren  Rechtsnachfolgern  von  Einfluß  auf  die  Wir- 
kungen ist,  welche  die  Vermehrung  des  Metalls  ausübt.  So  können 
hier  V erschiede^eiten  vorliegen,  je  nachdem  es  sich  um  staatlichen 
oder  privaten  Bergbau  und  um  die  eine  oder  andere  Art  der  Rechts- 
ordnung für  letzteren  handelt,  z.  B.  ob  etwa,  wie  früher  oft,  Ab- 
hef^unpzwang  an  den  Landesherrn,  den  Staut,  die  Münzanstalt,  oder 
ob  Freihmt  des  Verkaufs  des  Produkts  besteht.  Auch  in  diesem  Fall 
ist  von  Bedeutnng,  ob  regelmäßig  die  staatliche  Münzanstalt  der 
alleinige  oder  Hauptkäufer  ist  oder  Metall  gleich  an  Industrielle  zur 
A erarbeitiing  gelangt.  Ferner  kommt  in  Betracht,  was  der  Produ- 
zent oder  der,  an  welchem  das  Metall  von  diesem  aus  weiter  gelangt, 
mit  dem  neuen  Golde  und  Silber  tut.  ^ ® 

Zur  Erklärung  der  historischen  Einwirkungen  der  Edelmetall- 
Vermehrung  auf  den  Geldwert  ist  eine  derartige  Unterscheidung  wichtig. 
Edelmetall,  welches,  wie  so  vielfach  besonders  in  der  älteren  Zeit 
und  auch  noch  im  spanischen  Amerika,  vom  Staat  gewonnen  oder 
vom  Privatbergbau  ganz  oder  teilweise  lauch  als  Steuern,  Gebühren, 

®%e^iefert  und  von  ihm  dann  unmittelbar 
zu  oftentlichen  und  zu  fürstlichen  Ausgaben  verwendet  wird,  nicht  ein- 
mal  zu  etwas  dauernder  Schatzbildung,  oder  auch  Edelmetall,  welches 
im  Privatbergbau  und  Handel  gewonnen,  von  seinen  Besitzern  nicht 
a s Kapital  zu  produktiven  Zwecken,  sondern  ebenfalls  als  Mittel  zu 
privaten  Ausgaben,  Luxus  usw.  verwendet  wird,  stellt  für  den  Betrag 
solcher  Verwendungen  eine  unmittelbare  Vermehrung  des 
Geldangebots  dar  damit  eine  direkt  gesteigerte  Nachfrage  nach 
den  betreffende  verlangten  Waren  und  auch  persönlichen  Diensten 
(Dienstboten,  Hofpsinde  ii.  dgl.).  Es  äußert  daher  rasch  und  stark 
j einen  Einfluß  auf  Preise  und  führt,  zumal  bei  anhaltender  Ver- 

, mehrung  der  Metallgewinnung  und  gleicher  weiterer  Verwendung, 

^ alsbald  zu  einer  ^ erminderung  der  Kaufkraft  des  Geldwerts  selbst! 

' Die  Einw.rkungen  größerer  Bergwerksergiebigkeit,  auch  des  Raubs, 

i Plünderung  von  Schätzen  der  besiegten  lürsten,  der  Tempel  im 

1 i ™ Mittelalter,  auch  große  Kontributionen 

I und  Tribute,  die  Verhältnisse  nach  der  Eroberung  Amerikas  durch 

die  Spanier,  zuerst  die  V orgänge  bei  der  Beraubung  der  Eingeborenen 
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und  ihrer  Fürsten,  dann  auch  im  Bergbau  und  die  \ orgänge  bei  dei 
Verwendung  des  neu  erlangten  Metalls  durch  die  Staats-  und  r ursten- 
irewalt  und  durch  Private  möchten  sich  so  mit  erklären  Auch  bis  in 
die  neuere  und  neueste  Zeit  war  es  für  die  Gestaltung  des  Geldwerts 
von  Bedeutung,  ob  und  in  welchem  Maße  reines  Edelmetall,  beson- 
ders auch  das  daraus  hergestellte  Münzgeld  alsbald  wie  gewöhnlich, 
zu  Ausgaben,  so  seitens  des  Staats,  mit  verwendet  wurde.  Hier 
mußten  die  angedeuteten  Wirkungen  dann  immer  früher,  rascher  und 
stärker  eintreteu.  Solange  die  Silberproduktion  des  spainscheu 
4merika  die  Hauptquelle  der  Edelmetallvermehrung  war,  also  im 
Allgemeinen  seit  dem  16.  Jahrhundert  und  fast  bis  zur  neuesten  Edel- 
metallära um  Mitte  des  19.  Jahrhunderts,  mußte  sich  so  em  un- 
mittelbarer Einfluß  der  Edelmetallvermehrung  auf  den  Geldvvert 
zeigen,  weil  diese  Vermehrung  eine  Steigerung  des  Geldangebots  dar- 
stellte, namentlich  solange  ihr  nicht  eine  ähnlich  starke,  von  der 
Entwicklung  von  Produktion  und  Verkehr  ausgehende  Steigerung  der 
Nachfrage  entsprach,  daher  namentlich  in  den  ersten  anderthalb  Jahr- 
hunderten, später,  besonders  im  18.  bis  Mitte  des  19.  Jahrhunderts 
weniger.  Die  preisgeschichtlichen  Tatsachen,  soweit  sie  einigermaßen 
zu  Schlüssen  brauchbar  sind,  scheinen  dies  zu  bestätigen  Die  Sach- 
lage wmr  solange  hier  prinzipiell  ähnlich  wie  bei  Papiergeldemissionen, 
besonders  in  Kriegszeiten,  zur  Deckung  öffentlicher  Ausgaben,  wo 
diese  Emissionen  ja  auch  eine  unmittelbare  Steigerung  des  Ge  dan- 
gebots  darstellen.  Erst  mit  der  großen  Entwicklung  des  Priyatberg- 
baues  auf  Edelmetalle  (Goldw'äscherei  eingeschlossen)  und  des  freien 
Absatzes  des  Produkts,  daher  der  Prägung  auf  Privatrechnung  hat 
sich  die  Sachlage  wesentlich  geändert  und  fungiert  das  reine  Jkletall 
seitdem  zunächst  wesentlich  erst  als  Geldkapital.  Auch  wö  der 
Staat  durch  eigenen  Bergbau  und  durch  Heranziehung  des  Produkts 
des  Privatbergbaus  an  sich  über  größere  Massen  Metall,  auch  Gold, 
verfügt  (Rußland),  verwendet  er  dieses  nicht  mehr  oder  doch  nur 
zum  Teil  unmittelbar  in  Ausgaben,  sondern  verwertet  es  als  Kapital. 
Für  solche  Verhältnisse  gilt  das  hier  hinsichtlich  der  Geldkapitals vei- 

mehrung  Gesagte. 

einem  gegebenen  Zustande  der  Volkswirtschaft- 
liehen,  auch  der  geldwirtschaftlichen  (gegenüber  der  natural- 
wirtschaftlichen) Entwicklung  und  bei  einem,  \om  bisherigen 
Geldwert  bedingten  Stand  der  Geldpreise  und  Geldlöhne  und 
wiederum  ceteris  paribus  betreffs  Geldsurrogatwesen,  Umlaufs- 
geschwindigkeit, aber  auch  unter  Voraussetzung  zunächst  gleicb- 
gebliebener,  von  der  bisherigen  Produktionstätigkeit,  Produkten- 
inenge,  Arbeitsangebot,  Preis-  und  Lohnstand  bedingten  Höhe 
der  Nachfrage  nach  Geld,  — kann  eine  solche  Vermehrung  des 
Geldangebots  demnach  voraussetzungsweise  nur  den  bisherigen 
Geldbedarf  für  die  angedeuteten  Zwecke  übersteigen  und 
somit  nur  die  Wirkung  einer  Preis-  und  Lohnsteigerung 
und  zwar  einer  bloß  von  seiten  des  Gelds  verursachten, 
haben.  Eine  solche  Steigerung  ist  in  diesem  Falle  als  eine 

.\.  Wagner  soz.-ökon.  Grundriss,  Bucbliaiidelsausgabe.  Abteil.  II.  14 
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Vermin derung  der  Kaufkraft,  des  Tauschwer ts  des 
Gelds  anzusehen.  Dies  steht  ganz  im  Einklang  mit  dem  all- 
gemeinen Wert-  und  Preisgesetz.  Indem  dann  die  höheren 
Geldpreise  und  Geldlöhne  das  Einkommen  der  Empfänger  (andrer 
Produzenten,  Händler,  Arbeiter)  steigern  und  so  diese  Personen 
als  Produzenten,  Kapitalbildner,  Privatkonsumenten  wieder  kauf- 
fähiger werden,  verbreitet  sich  die  Preis-  und  Lohnsteigerung 
weiter  und  verliert  das  Geld  allgemeiner  in  der  ganzen  Volks- 
wirtschaft an  seiner  Kaufkraft. 

cc)  Umgekehrt  sind  die  Wirkungen  einer  durch  Abfluß  usw. 
entstehenden  dauernden  Verminderung  der  Geldmenge.  Letz- 
tere deckt  dann  den  Geldbedarf  für  den  angedeuteten  Zweck 
— Warenabsatz  der  Produzenten  und  Nachfrage  nach  Beschäftigt- 
werden der  Arbeiter  gegen  Geldlohn  — auf  dem  bisherigen 
Preis-  und  Lohnniveau  nicht  mehr.  Daraus  gehen  not- 
wendig Preis-  and  Lohnreduktionen  wegen  hinter  diesem 
Geldbedarf  jetzt  zurückbleibenden  Geldangebots  hervor.  Sie 
stellen  hier  dann  wieder  eine  Steigerung  der  Kaufkraft 
ries  Gelds  dar.  Auch  dies  entspricht  dem  allgemeinen 
Preisgesetz. 

d)  In  der  Praxis  vollzieht  sich  das  alles  nur  nicht  so 
direkt  mechanisch,  wie  in  den  Vorstellungen  der  Quantitäts- 
theoretiker, sondern,  mindestens  in  der  neueren  Entwicklung 
der  Dinge,  durch  das  Medium  von  Vorgängen  beim  Geldkapital 
und  von  aus  diesen  V^orgängen  folgenden  Weiterwirkungen, 
in  der  oben  dargelegten  Weise.  Unter  den  früher  vorwaltenden 
Verhältnissen  des  Bergbaus,  der  Verfügung  über  das  neu  ge- 
wonnene (oder  sonst  durch  Kaub  nsw.  vermehrte)  Edelmetall 
ist  die  mechanische  Auffassung  der  strengen  Quantitätstheorie 
weniger  unrichtig.  Das  Urteil  über  diese  Theorie  muß  daher 
ein  etwas  historisch-relatives  sein.  Auf  den  Geldwert  im 
Sinne  der  Kaufkraft  des  Gelds  als  Tausch-  und  Zahlungsmittel 
wirkt  sonst,  besonders  neuerdings,  die  Vermehrung  und  Ver- 
minderung des  Gelds,  indem  sie,  ceteris  paribus,  das  Geld  im 
Sinne  des  Geldkapitals  wohlfeiler  oder  teurer  macht,  den  Leih- 
zinsfuß herabdrückt  oder  steigert,  so  zu  vermehrter  oder  ver- 
minderter Produktion,  zu  erleichterter  oder  erschwerter  Lage 
von  Geldmarkt,  Kredit,  Börse  führt.  Dadurch  wird  dann  auf 
Vermehrung  oder  Verminderung  von  Geldangebot  zu  Einkäufen 
iisw.  hingewirkt.  Erst  in  diesem  Stadium  treten  die  dargelegten 
Wirkungen  auf  Preise,  Löhne,  Geldwert  im  Sinne  von  Kauf- 
kraft ein. 
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Diese  sich  somit  erst  nach  und  nach  vollziehenden  Pro- 
zesse übersieht  die  Quantitätstheorie  in  ihrer  älteren  schroffen 
Form,  wonach  jede  Geldvermehrung  und  \erminderung  zur 
Steigerung  und  Senkung  der  Preise  ziemlich  pari  passu  und 
demnach  zur  Verminderung  und  Erhöhung  der  Kaufkraft  in 
umgekehrter  Proportion  führe.  Sie  faßt,  wie  gesagt,  alles  zu 
mechanisch  auf.  Sie  ist  aber  trotzdem  auch  für  die  Verhält- 
nisse, wo  Einwirkungen  der  Vermehrung  der  Geldmenge  sich 
zunächst  durch  das  Medium  des  Geldkapitals  in  der  dargelegten 
Weise  vollziehen,  nicht  ohne  weiteres  und  nicht  völlig  falsch, 
sondern  nur  zu  einseitig  formuliert.  Diese  Formulierung  muß 
also  berichtigt  werden:  die  Aufgabe  im  Folgenden. 

_^nwendung  des  Gesetzes  von  Angebot  und  Nachfrage 
auf  den  Wert  des  Edelmetalls  als  Geldstoff  und  auf  den  Geld- 
wert, sowie  auf  das  ganze  Wert-  oder  Kaufkraftproblem.  Man 
kann  hier  unmittelbar  die  allgemeine  Formulierung  dieses  Ge- 
setzes anwenden  (Abt.  I,  S.  222),  aber  passend  auch  die 
Formulierung  in  der  Quantitätstheorie  zugrunde  legen,  welche 
nur  das  Moment  der  Geldmenge  und  deren  Bewegung  als 
entscheidend  ansieht  und  heraushebt.  Nur  muß  in  dieser  For- 
mulierung dann  dasjenige  Geld,  welches  für  diese  Geldmenge 
hier  allein  in  Betracht  kommt,  nach  den  obigen  Bemerkungen 
darüber  genauer  bestimmt  und  an  die  Formulierung  auch  sofort 
eine  genauere  Analyse  des  ceteris  paribus,  d.  h.  dei 
Voraussetzungen,  unter  welchen  das  Moment  der  Geldmenge 
allein  entscheidet,  angeknüpft  werden.  Aus  diesen  Voraus- 
setzungen folgen  dann  auch  die  Momente,  welche  neben  dei 
Geldmenge  den  Geldwert,  die  Kaufkraft  des  Gelds  beeinflussen 
und  folgt,  wie  sie  es  tun,  daher  u.  a.  auch,  welche  Voraus- 
setzungen vorliegen  müssen,  wenn  trotz  einer  Veränderung  der 
Geldmenge  keine  Wertveränderung  des  Gelds  erfolgen  soll  und 
auch,  welche  Veränderungen  der  Geldmenge  notwendig  sind, 
wenn  die  und  die  Voraussetzung  sich  ändert,  um  eine  Ver- 
änderung des  Geldwerts  zu  verhüten.  In  der  Berücksichtigung 
dieser  Punkte  in  der  Formulierung  liegt  die  richtige,  aber  auch 
die  genügende  Berichtigung  der  Formel  der  schroffen  Quanti- 
tätstheorie. Die  Formulierung  mit  den  angedeuteten  Zusätzen 
und  Ausführungen  kann  dann  folgendermaßen  lauten: 

aa)  Die  Formel:  Die  Geldmenge  und  zwar  die  vom  ge- 
samten Geldfonds  tatsächlich  zu  Einkäufen  und  Dienstbe- 
zahlungen zur  Verwendung  als  Produzenten-  wie  als  Konsu- 
mentengeld  gelangende  Menge  und  die  V eränderungen  dieser 
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Menge  sind  entscheidend  für  den  Cieldwert  und  für  dessen 
Veränderungen  nach  Eichtung  und  Maß  in  der  Weise,  daß 
aa)  im  einzelnen  Zeitpunkt,  jeweilig,  der  Geldwert  sich 
auf  denjenigen  Punkt  stellt,  wo  das  Angebot  der  angegebenen 
Geldmenge  mit  der  tatsächlichen  Nachfrage  nach  Geld  seitens 
der  Verkäufer  von  Waren  und  Diensten  zur  Ausgleichung 
kommt,  {{[i)  die  Veränderungen  dieses  Geldw^erts  erfolgen  ferner 
in  umgekehrter  Eichtung,  wie  sich  die  genannte  Geldmenge 
verändert  und  der  Tendenz  nach  dabei  auch  im  Maße,  in  der 
umgekehrten  Proportion  der  Veränderung  dieser  Menge, 
wenn  und  sow^eit  als  alle  übrigen  Umstände  gleich- 
bleiben, also  „ceteris  paribus“. 

bb)  Die  Analyse  dieses  „ceteris  paribus“  oder  der  Vor- 
aussetzungen, unter  denen  die  Formel  gilt. 

aa)  Auf  der  Geldseite; 

(1.)  Die  zirkulierende,  zu  Einkäufen  und  Dienstbezahlungen 
tatsächlich  verwendete  Geldmenge  entscheidet,  wie  gesagt. 
In  dieser  Geldmenge  dürfen  daher,  wenn  der  Geldwert  stabil 
bleiben  soll,  keine  Veränderungen  eingetreten  sein,  wenn  nicht 
gleichzeitig  kompensierende  V eränderungen  in  den  anderen 
hier  unter  2 — 5 angegebenen  Momenten  erfolgt  sind. 

Daher  darf  bei  dieser  Forderung  nicht  ein  Teil  jener  Geldmenge 
zur  Euhe  in  die  Haushaltkassen,  in  die  Geschäftskassen  gelangt,  zu 
Geldkapital  gebildet  und  als  solches  in  Eeserven  usw.  gelegt  sein. 
Andrerseits  aber  darf  auch  keine  Vermehrung  der  in  angedeuteter 
Weise  zirkulierenden  Menge  aus  dem  Geldkapital  stattgefunden  haben. 
Die  Vermehrung  des  Edelmetalls  durch  Neuproduktion,  in  einem  ein- 
zelnen Volkswirtschaftsgebiet  und  in  der  ganzen  Verkehrswelt,  durch 
Einfuhr  in  einem  einzmnen  Land  und  umgekehrt  der  Abfluß  in  die 
Ferne  und  die  Ausfuhr  darf  mithin  nicht  die  genannte  zirkulierende 
Geldmenge,  sondern  nur  das  als  Eeserve  (Horte)  usw'.  fungierende 
Geld  betroffen  haben.  Indem  dann  aber  das  so  vermehrte  Geldkapital 
sich  in  produktiver  Verwendung,  bei  Einkäufen  und  in  Arbeiterbe- 
schäftigungen „in  den  Verkehr  ergießt^*,  wurd  die  für  den  Geldwert 
entscheidende  Geldmenge  vermehrt  und  damit  wieder  unter  im 
Übrigen  gleichbleibenden  Umständen,  eine  Preis-  und  Lohn- 
steigerung, also,  der  Formel  gemäß,  eine  Verminderung  der  Kaufkraft 
des  Geldes  herbeigeführt. 

(2.)  Sind  aber  in  den  andren,  mit  in  Betracht  kommenden 
Momenten  (3 — 5)  Änderungen  eingetreten,  dann  müssen,  um 
den  Geldwert  stabil  zu  erhalten,  gerade  in  der  Geldmenge  eben- 
falls und  zwar  hier  nur  kompensierende  Änderungen,  daher 
je  nachdem  eine  Vermehrung  oder  Verminderung  erfolgen,  diese 
auch  in  dem  Maße  (Proportion)  daß  die  Wirkungen  jener  in 
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(4.)  Im  Geldsurrogatwesen  darf  keine  Änderung  ein- 
getreten sein.  Dies  Geldsurrogatwesen  schließt  hier  die  bank- 
mäßigen Zahlungseinrichtungen  ein,  besteht  daher  im  Gebrauch 
von  Banknoten,  (einlösbarem)  Papiergelde,  girierten  Anweisungen, 
Wechseln  u.  dgl.  m.  (z.  B.  auch  von  Marken,  Brief-  und  Stempel- 
marken), ferner  von  Schecks,  Girierungen,  Kompensationseinrich- 
tungen (Clearing)  an  Stelle  des  körperlichen  Gebrauchs  von 
Geld  als  Umlauf-  oder  Tauschmittel  bei  den  Zahlungen,  für 
welche  sonst  Geld  selbst  benutzt  wird.  Das  tatsächliche  Be- 
stehen und  Fungieren  dieser  Geldsurrogate  neben  Geld,  auf  das 
sie,  in  dessen  Eigenschaft  als  Wertmaß  und  gesetzliches  Zahlmittel, 
alle  lauten,  hindert  nicht  die  Anwendung  der  obigen  Formel 
für  die  Bestimmgründe  des  Geldwerts  und  nötigt  auch  nicht, 
die  Formel  anders  zu  fassen.  Aber  wohl  bildet  ein  bestimmt 
gegebener,  der  Annahme  nach  unverändert  bleibender  Zu- 
stand dieses  Geldsurrogatwesens  und  seiner  Funktion  an  Geldes- 
statt wieder  die  Voraussetzung  der  Gültigkeit  der  Formel,  Von 
diesen  Surrogaten  gilt  aber  auch  wieder  dasselbe  wie  von  der 
Umlautsgeschwindigkeit:  ihre  Vermehrung,  ihre  stärkere  Funk- 
tion an  Geldesstatt  (daher  bei  Banknoten,  Papiergeld,  girierten 
Anweisungen  und  Wechseln,  Girierungen  hinsichtlich  desselben 
Geldbetrags  auch  die  größere  oder  geringere  Häufigkeit  des 
Umsatzes  selbst  in  gegebener  Zeit  zu  Zahlungen)  und  umge- 
kehrt, ihre  Verminderung,  ihre  schwächere  Funktion  an  Geldes- 
statt wirkt  prinzipiell  wieder  auf  den  Geldwert  ebenso  ein 
wie  die  entsprechende  Änderung,  Vermehrung,  Verminderung 
der  Geldmenge.  Wie  weit  auch  dem  Grade  nach  ebenso, 
das  hängt  von  den  Proportionen  der  Veränderungen  bei  den 
Geldsurrogaten  einer-  und  dem  Gelde  andrerseits  ab. 

Daher  kann  also  der  Geldwert  auch  bei^^Vermehrung  und  Ver- 
minderung der  Geldmenge,  die  anderen  maßgebenden  Umstände  (Um- 
laufsgeschwindigkeit, Geldnachfrage)  als  gleich  geblieben.angenommen, 
stabil  bleiben,  wenn  die  umgekehrte  proportionale  Änderung  im 
Umfang  des  Gebrauchs  von  Geldsurrogaten  an  Geldesstatt  erfolgt. 
Ebenso  kann  ohne  Veränderung  der  Geldmenge  und  wiederum  ceteris 
paribus  (in  betreff  der  vorgenannten  Momente)  der  Geldwert  sich 
dennoch  ändern,  wenn  die  entsprechende  Änderung,  vermehrter,  ver- 
minderter Gebrauch  von  Geldsurrogaten,  stattgefunden  hat,  der  Geld- 
wert demnach  dann  sinken  und  proportional  sinken  bei  Vermehrung 
dieses  Gebrauchs  (einschließlich  intensiverer  Punktion,  wie  bei 
rascherem  Umlauf  zum  Beispiel  der  Banknoten)  und  steieren  im  um- 
gekehrten Falle. 

Es  ist  nicht  nur  für  die  Geldtheorie,  sondern  auch  für  die 
Kredit-  und  Banktheorie  und  für  praktische  Fragen,  z.  B.  über  Bank- 
notenwesen, Depositen-,  Scheck-,  Giro-,  Cleartngwesen  wichtig,  diese 


nachdem  Steigerung  oder  Kompensation  der  Wirkungen  von  \ er- 
fndpmnten  der  Geldmenge  und  Ls  Gebrauchs  von  Geldsurrogaten 
auf  den  Geldwert  zu  erkennen.  Die  besonders  häufig  Frage 

ob^SnSotenvermehrung,  bzw.  solche  von  sog,  unjdeckten 
Xoten  füber  den  Betrag  der  Bardeckung  hinaus  emitierten),  ceteris 
narUius  einen  Einfluß  luf  den  Geldwert  selbst  habe,  ist  im  Prinzip 
ebenso  zu  bejahen,  wie  hinsichtlich  der  Vermehrung  der  (^Idmeng  . 
iich  die  vermehrte  Umlaufsgeschwindigkeit  wirkt 
nririzimell  ebenso  auf  den  Geldwert  ein,  wie  bei  Geld  selbst  (prak 
t^^ch  ^kommt  es  bei  dieser  Umlaufsgeschwindigkeit  namentlich  auf 
die  Wertgröße  der  Banknotenstücke  an,  kleinere  ^^o^en  laufen  regel- 
■ fl*  ale  «yrößftre  uml  Wenn  gleichwohl  die  Banknoteii- 

vlfmlhr'S^^^  oft,  selbst  regelmäßig  nicht  den  Geldwert 

verringert  ^so  erklärt  sich  dies  daraus,  daß  eben  bei  den  Hauptformen 
der  Notenemission,  gegen  bares  Geld,  das  somit  im  \ erkehr  sic 
vSmiÄ  und  gelef  Darlehen  (Wechseldiskontierung)  im  ersten 
FaTkeire  Vermehf ulg  der  Umlaufsmittel  (hier  Geld  und  Noten)  im 
zweiten  Fall  eine  solche  stattgefunden  hat,  bei  der  „die  übrigen  Um 
stände“  eben  nicht  gleich  geblieben  sind,  sondern  sich  hier  vor- 

Sf  ÄlTaf.  de“5oM: 

wert  nach  der  Formel  maßgebenden  Voraussetzungen. 

i'i)  Auf  der  Waren-  (und  Dienstleistungs-)Seite,  also 
wo  es  sich  um  Absatz  (Verkauf)  gegen  Geld  und  um  B^escliät- 
tigung  von  Arbeit  gegen  Geld  handelt,  kommt  nämlich  in 

Betracht : 

(5)  Die  Gestaltung  derNachfrage  nach  Geld.  Diest 
Nachfrage  muß,  ceteris  paribus  (Nr.  3,  4 und  1),  daher  aucl 
bei  gleichgebliebener  Geldmenge  dem  Wertumfang  der  Umsatzi 
nach,  gleich  geblieben  sein,  wenn  der  Geldwert  stabil  sein  soll 
Sie  muß  sich  in  gleicher  Richtung  und  in  gleicher  Proportior 
verändert,  vermehrt,,  vermindert  haben,  wenn  und  wie  es  du 
Geldmenge  (auch  die  Umlaufsgeschwindigkeit)  getan  hat,  dami 
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sich  Avieder  historische  Erscheinungen  auf 
dem  Gebiete  des  Geldwerts.  Wenn  und  weil  V^erniehrungen  der  Geld- 
men^,  wie  besonders  bei  Edelmetallgeld  durch  größere  Neuproduktion, 
bei  Papi^geld  (W’^ährung)  durch  Neuemission,  namentlich  wenn 
sie  zunächst  das  Geldkapital  vermehren,  eine  produktive  Wirkung 
haben,  zu  vermehrter  Produktion,  höheren  Preisen,  Löhnen  führen 
und  in  dem  Maße,  Avie  sie  so  Avirken,  steigt  eben  auch  die  Geldnach- 
trage, der  zur  Umsatzvermittlung  benötigte  Geldbedarf.  Alsdann, 
desAA^egen  und  wieder  in  dem  betreffenden  Maße  sinkt  der  Geldwert 
durch  die  Geldvermehrung  nicht,  wie  es  nach  dieser  und  nach  ihrer 
Hohe  allem  zu  erwarten  Aväre.  Soweit  Preis-  und  Lohngeschichte, 
so  im  16.  bis  19.  Jahrhundert  und  wieder  seit  1850  bei  Edelmetall- 
geld und  in  einzelnen  Ländern  mit  (maßvoll  gebliebener)  Papiergeld- 

Unsicherheit  und  statistisch  ungenügenden  Masssn- 
haftigkeit  der  Daten  und  der  Schwierigkeit  der  Entwirrung  des 
Kausalzusammenhangs  überhaupt  Schlüsse  gestatten,  möchte  sich 
die  hier  entwuckelte  Deduktion  tatsächlich  bestätigen. 

T praktische  Fragen,  so  der  Währungs-,  Münz-  und  Bank- 

pohtik,  für  die  Leitung  der  Bankgeschäfte,  so  der  Notenausgabe,  ergeben 
sich  aus  dem  Dargelegten  Fingerzeige.  Um  den  Geldwert  möglichst 

j halten,  müßten  die  Geldmenge  und  die  Ersatzmittel  dafür 
sich  den  zeitlichen,  so  den  periodischen  Schwankungen  der  Geldnach- 
trage. des  bezüglichen  Geldbedarfs  im  Laufe  des  Jahres,  anpassen, 
also  je  nachdem  sich  vermehren  (oder  in  rascheren  Umlauf  gebracht 
werden),  sich  vermindern.  Dies  gilt  von  dem  Geldwert  im  hier  be- 
sprochenen Sinne,  der  Kaufkraft  gegenüber  Waren  und  Dienst- 
leistungen, wie  es  in  diesem  Falle  auch  vom  Geldwert  im  Sinne  des 
Leihzinses  vom  Zinsfüße  gilt. 

Aus  allen  diesen  Ausführungen  ergibt  sich,  daß  die  An- 
wendung des  Gesetzes  von  Angebot  und  Nachfrage  auf  den 
Geldwert  und  die  Anw’endung  der  Formel  der  Quantitätstheorie 
(lafür  etw'as  sehr  Kompliziertes  werden  muß,  weit  mehr  als  die 
frühere  Geldtheorie  gewöhnlich  annahm.  Aber  es  ergibt  sich 
j doch  auch,  daß  so  vorgegangen  werden  kann  und  daß,  wenn 

, das  ge.''chieht,  in  der  dargelegten  W eise,  das  genannte  Gesetz 

j anwendbar  ist  und  angewendet  werden  muß,  ja,  daß  die  hier 

' besprochene  Formel  dann  auch  haltbar,  in  ihr  dann  aber,  wie 

oben  gesagt,  der  Kern  der  Quantitätstheorie  festgehalten 
bleibt. 

-)  Anwendung  des  Produktionskostengesetzes  auf 
Edelmetall  und  Geld  daraus. 

aa)  Die  unmittelbare  Anwendung  dieses  Gesetzes  ist,  nach 
dem  Erüheren  (S.  204),  nicht  zulässig,  weil  die  entscheidende 
^ , Voraussetzung  dafür  gerade  bei  Edelmetall  als  Geldstoff 

fehlt^  im  Unterschied  von  dem  Fall,  wenn  das  Metall  aus- 
schließlich als  industrieller  Rohstoff  benutzt  wüirde,  nämlich 
weil  der  quantitative  Metallbedarf  hier  ke  in  fest  bestimmter, 
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sondern  ein  nur  von  der  AVerthöhe  des  Metalls  selbst  ab- 
hängi.^er  ist.  Da  diese  Werthöhe  nicht  etwas  Feststehendes 
ist,  sondern  wechselt  und  wechseln  kann  und  muß,  höher  oder 
niedriger  sein  kann,  ohne  daß  darunter  — wenigstens  innerhalb 
w^eiter  Grenzen,  wie  sie  praktisch  nicht  in  Betracht  kommen 
<ler  Dienst  des  Metalls  als  Geldstoff  zu  leiden  braucht,  so  wird 
dann  auch  der  Geldbedarf  quantitativ  ein  kleinerer  oder  größerer 
werden.  Nach  Überwindung  verschiedener  Schwierigkeiten  dei 
entsprechenden  Umänderung  der  Geldpreise  usw^  in  den  Zwuschen- 
stadien,  ist  eine  Ausgleichung  erfolgt  ohne  Nachteil  für  le 
Volkswirtschaft  und  für  ihre  in  A^erkehr  stehenden,  auch  ihre 
in  der  Produktion  beschäftigten  Glieder.  Man  rechnet  eben 
mit  höheren  oder  niedrigeren,  dem  niedriger  oder  hoher  ge- 
wordenen Geldwert  entsprechenden  Preisen,  Löhnen,  hat  höhere 
oder  niedrigere  Geldeinnahmen,  aber  auch  in  geiciem  ^ ^ ® 
Geldausgaben,  befindet  sich  somit  wirtschaftlich  in  keiner  anderen 

^"^^^bb)  Trotz  dieser  unmittelbaren  Unanwendbarkeit  des  Kosten- 
cresetzes  ist  jedoch,  wie  auch  schon  oben  bemerkt  (8.  20o), 
dieses  Gesetz  mittelbar,  in  bestimmter  Fassung,  und  unter 
bestimmten  Voraussetzungen  auch  hier  anwendbar  und 
beherrscht  schließlich  den  wirklichen  Metallwert  und  Metallge 
wert  auf  die  Dauer,  wie  den  Tauschwert  der  rege^lmäßig  er- 
zeugten Waren  sonst.  Die  Fassung  der  Anwendung  des  Kosten- 
gesetzes muß  nur  allen  maßgebenden  Umständen  Rechnung 
trao-en.  Hier  kommt  besonders  Folgendes  in  Betracht:  «le 
ditktion  des  Edelmetalls  als  eines  Boden-  und  Montanprodukts 
unterliegt  dem  Bodengesetz  (I.  Abt.,  S.  116,  121ff.)  und  o ge- 
weise  die  Wertbildung  dem  Gesetz  der  steigenden  Kosten  (S.  2o7). 
Dieses  Gesetz  kann  sich  aber  nach  der  Natur  des  Edelmetalls 
überhaupt  und  speziell  wieder  als  Geldstoffs  nur  viel  lang- 
samer und  schwieriger  durchsetzen,  einmal  weil  immer  die 
quantitativen  Beziehungen  zwischen  der  Größe  der  Menge  alten 
für  Geldzwecke  bereits  verwendeten  oder  leicht  dazu  verwen 
bar  zu  machenden  Metalls  und  der  Größe  der  Menge  des  Neu- 
produkts für  die  Wertbildung  sich  geltend  machen;  ferner  weil 
Edelmetall  im  eminenten  Grade  internationales  Produ 
ist,  bei  dem  es  sich  um  Bildung  eines  Weltwerts  wenigstens 
für  die  im  A^erkehr  stehende  Welt,  handelt.  Lokale  Produk- 
tionskosten gewisser  Teile  der  Menge  des  Neuprodukts  kommen 
deswegen  wieder  schwerer  schon  im  Tauschwert  des  Ede  metalls 
überhaupt  und  speziell  wieder  in  dem  des  Edelmetalls  als  Gel  - 
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Stoffs  zur  Geltung.  In  der  Fassung  der  Anwendung  des  Kosten-  E 

gesetzes  auf  Edelmetall  ist  auf  diese  Umstände  Rücksicht  zu  i 

nehmen.  Das  bietet  wiederum  auch  formale  Schwierigkeiten,  E 

die  sich  zum  Teil  nur  durch  Erläuterungen  zu  einer  knapperen,  E 

für  die  Anwendung  des  Gesetzes  aufgestellten  Formel  über-  E 

winden  lassen.  Aus  solchen  ergeben  sich  dann  auch  hier  erst  die  E 

Voraussetzungen  genauer,  unter  denen  das  Gesetz  für  Edel-  | 

metall  gilt.  ■ 

cc)  Die  Formel:  Der  Wert  (die  Kaufkraft)  des  Edel-  I 

metalls  als  Geldstoff,  danach  der  Wert  des  Edelmetallgelds  E 

hängt  von  den  jeweiligen  Produktionskosten  des  neuen  Edel-  I 

metalls  nur  insofern  ab,  als  sich,  und  in  dem  Maße,  in  ■ 

welchem  sich  die  Menge  des  Edelmetalls,  speziell  des  zirku-  I 

lierenden  Edelmetallgelds  verändert  (steigt,  fällt)  unter  dem  E 

Einfluß  des  Verhältnisses  zwischen  dem  zunächst  auch  für  das  I 

neue  Produkt  geltenden  bestehenden  Geldwert  und  den 
Kosten  dieses  neuen  Produkts,  wiederum  alles  Andere,  wie 
bei  der  Formulierung  der  Anwendung  des  Gesetzes  von  Angebot 
und  Nachfrage  auf  Edelmetall,  als  gleichbleibend  angenommen. 

dd)  Ausführungen  und  Erläuterungen  hierzu  und 
Feststellung  der  Voraussetzungen  für  die  Giltigkeit 
der  Formel. 

aa)  Die  Veränderung,  welche  die  Geldmenge  in  verschie- 
denem absoluten  Maße  nach  der  jeweiligen  Ergiebigkeit 
des  Edelmetallbergbaus  (und  der  Goldwäscherei)  und  in  ver- 
schiedenem relativen  Maße  nach  dem  Verhältnis  der  neu  hinzu- 
tretenden Metallmenge  zur  vorhandenen  ei-fährt,  macht  sich  in 
der  oben  bei  der  Behandlung  des  Gesetzes  von  Angebot  und 
Nachfrage  (S.  212)  dargelegten  Weise  und  gemäß  der  dort  auf- 
gestellten Voraussetzungen  im  Metall- und  Geldwert  geltend.  Ist 
die  Zunahme  des  vorhandenen  Metalls  un<l  Gelds  absolut  und 
relativ  gegenüber  der  bisherigen  Menge  groß  und  rasch,  wie 
bei  Aufschluß  sehr  ergiebiger  neuer  Bergwerke  und  Wäsche- 
reien, bei  starker  Verbesserung  der  montanistischen  und  metal 
lurgischen  Technik  der  Gewinnung,  eventuell  zugleich  mit  einer 
Ermäßigung  der  Kosten  verbunden,  so  steigt  die  Gesamtmenge 
durch  die  Neugewinnung  rasch  und  stark  und  tritt  folgeweise 
eine  raschere  und  stärkere  Verminderung  des  Gesamtmetall- 
und  Geldwerts  ein,  wiederum  unter  Vorausetzung  des  ceteris 
paribus,  also  daß  Umlaufsgeschwindigkeit,  Geldsurrogatwesen,  I 

Geldnachfrage  gleichgeblieben  sind,  für  welche  Umstände  es  ] 

auf  die  frühere  Darlegung  zu  verweisen  genügt.  j 
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88)  Um  zu  ermitteln,  wie  nun  ein  solches  Sinken  des 
Metalls  und  Metallgeldwerts  auf  den  Bergbau  usw.  selbst  ein- 
wirkt, muß  von  der  Voraussetzung  ausgegangen 
diese  Edelmetallgewinnung  nach  , 

Grundsätzen  erfolgt,  daher  nach  entsprechenden 
hinsichtlich  des  vollen  Ersatzes  des  Werts  der  bei 
winnung  erfolgenden  Kapital-  und  Arbeitsverwendung  und  eines 
ausreichenden  Profits  und  Lohns,  wie  er  unter  übrigens  gleichen 

Umständen  sonst  zu  erzielen  ^ 

wie  unten '(S.  223  ff.)  dargelegt  wird,  gerade  bei  der  EdelmetaU 

Crewinnung  nicht  genau  zu,  auch  machen  sich  &ch^v  leri^keite 
der  Herausziehung  des  Kapitals  besonders  f 
Umstände  spielen  auch  mit.  Danach  sind  dann  die 
Schlüsse,  welche  unter  der  genannten  Voraussetzung  gezoge 
werden,  mehr  oder  weniger  zu  modifizieren,  verlieren  aber  nie 

völlii?  ihre  Richtigkeit.  i 

yy)  Bei  dem  als  Ausgangspunkt  der  Erörterung  anzune  - 

menden  bestehenden  Geldwert  können  neben  den 

rentableren  Werken  der  Edelmetallgewinnung  auch  alle  wem  ei 

ergiebigen  noch  betrieben  werden,  welche  regelmäßig  im  Durc 

schnitt  noch  den  Wert  der  verwendeten 

die  Produktionskosten  ersetzen  und  genügenden  Pro  ^ 

Lohn  abwerfen  in  der  Höhe,  wie  sie  für  gleiche  E^^^ukt^ 
betriebe  erzielt  werden.  Sinkt  nun  wegen  der 

des  Metalls,  bzw.  des  bei  dem  f f 

davon  der  Metall-  und  Geldwert,  so  scheidet  das  Produkt  des 

ungünstigsten  Minenbetriebs , das  demnach  am  Teuersten  ge 
Wonnen  wurde,  aus  der  Vermehrung  aus,  letztere  wird  dahe 
voraussetzungsweise  entsprechend  langsamer  und 
Damit  wird  ceteris  paribus  auch  das  Wertsinken  des  Metalls 
langsamer  und  schwächer.  Bei  gleichwohl  noch  andauernder 
Vermehrung  aus  den  ergiebigeren  und  mit  geringeren  Koste 
arbeitenden  Werken  erfolgt  aber  wiederum  ceteris  paribus  noch 
ein  weiteres  Sinken  des  Metallwerts.  Dann  scheiden  auch  die 
nunmehr  die  ungünstigst  gewordenen  Produktionsbetriebe  au  , 
wodurch  von  da  an  die  Metallvermehrung  und  das  V ert- 
sinken  wiederum  langsamer  und  schwächer  werden.  So  pht 
der  Verlauf  weiter,  bis  die  Vermehrung  nur  ^och  ^nsreicht 
den  natürlichen  Verlust,  aus  Abnutzungen  den  ^^arf  zu 
industrieller  Verwendung,  den  eventuellen  Abfluß  des  Metalls 
in  weite  Fernen,  aus  denen  es  nicht  zuruckkehrt,  zu  decke  . 
dd)  In  jedem  Stadium  dieser  Entwicklung,  vom  ersten  hier 
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als  Ausgangspunkt  angenommenen  an  durch  alle  weiteren,  stellt 
sich  der  Metall-  und  Geldwert  auf  den  Punkt,  wo  Angebot 
und  Nachfrage  sich  ausgleichen,  dem  ersten  Wertgesetz  ge- 
mäß. Die  Höhe  des  Angebots  hängt  nun  außer  von  den 
alten  V orräten  von  der  Größe  des  Neuprodukts  und  diese 
Größe  von  demjenigen  Umfang  des  Bergbau-  und  AVäscherei- 
betnebes  ab,  welcher  bei  einer  bestimmten  AVerthöhe  des  Metalls, 
bestimmte  Technik  vorausgesetzt,  ökonomisch , privatwirt- 
schaftlich noch  möglich  ist.  Der  auf  dieser  Grenze 
liegende,  eben  noch  die  Hosten  deckende  und  die  normal  zu 
verlangenden  Profite  und  Höhne  abwerfende,  also  in  dieser 
Beziehung  ungünstigte  Betrieb  ist  es  dann,  der  ceteris 
paribus  die  Metall-  und  Geldmenge  so  hoch  hält,  daß  die  vor- 
erwähnten Abgänge  gedeckt  werden,  die  Metall-  und  Geldmenge 
also  stabil  bleibt.  Dies  ist,  wie  immer  ceteris  paribus,  die  Voraus- 
setzung des  Stabilbleibens,  des  Stehenbleibens  des  Werts  auf 
seine!  bestehenden  Höhe.  Insofern  sind  es  doch  auch  hier  bei 
Edelmetall,  wie  bei  anderen  Bodenprodukten,  die  Kosten  des 
unter  den  ungünstigsten  Bedingungen  gewonnenen,  also  teuersten 
Teils  der  das  Angebot  bildenden  Metall-  und  Geldmenge,  welche 
mit  dem  jeweiligen  Metall-  und  Geldwert  übereinstiramen,  weil 
sie  einschließlich  der  notwendigen  Profite  usw.  gerade  bei 
diesem  Wert  gedeckt  werden.  Die  günstigeren  Betriebe 
genießen  daher  hier  wieder  entsprechende  (Differential-) 
Renten.  Diese  zeigen  gerade  im  Bergbau  überhaupt  und 
in  besonderem  Maße  auch  im  Edelmetallbergbau  (nebst  Gold- 
wäscherei) wegen  der  großen  Verschiedenlieit  der  natürlichen 
und  technischen  Gewinnungsbedingungen  des  Produkts  zahlreiche 
und  große  Verschiedenheiten  ihrer  Höhe. 

ff)  Auch  bei  der  Fortführung  der  Betrachtung  des  Ver- 
laufs der  Dinge  über  das  Stadium  hinaus,  wo  wegen  eingetre- 
tener \ erminderung  der  Metall-  und  Geldvermehrung  die  Menge 
nicht  mehr  steigt,  ihr  A\  ert  aber  auch  nicht  mehr  sinkt  und 
nur  der  Abgang  von  Metall  gerade  noch  ersetzt  wird  (unter  yy 
am  Schluß),  ergibt  sich,  wie  die  nunmehr  einsetzende  Entwick- 
lung,  nicht,  wie  die  bisher  vorausgesetzte,  hemmend,  sondern 
förderlich  auf  die  Metallgewinnung  ein  wirkt.  Dabei  treten 
aber  wiederum  dieselben  Beziehungen  zwischen  Metall-  und 
Geldmenge,  Kosten  der  Gewinnung  und  Metall-  und  Goldnach- 
frage hervor,  nur  jetzt  in  umgekehrter  Richtung. 

Wenn  infolge  verminderter  Neugewinnung  von  Edelmetall,  in 
dem  vorhin  angenommenen  Verlauf  der  Dinge,  der  Abgang  von  Metall 
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nicht  .ehr  gedeckt  ^ sich  also  d^>e 

’’°dle'i"" Ät  tri«  eiSe  Mue  Ausdehnung  des  Bergbaus  auf  d^ 
r^glrO^renSiU  veSa“  sensu  oder  uuge#  au  g»™?- 

^n-rsl'  “aS‘Ser.ief:n  ÄuTÄ?  dÄu- 

Po^ldangebot  auf  Höhe  der  ^^ach 

dem  Geldbedarf  bei  Rieder  eruo  Produktionskosten  dieser 

!;rrkruercL“rd«.:hrigen  Metall-  und  Geldwert  übere.n- 

Stimmen.  ^ tt  i i 

Lt)  Der  Zusammenhang  zwischen  den  Kosten  des  Edel- 
metalls und  dem  Wert  desselben  und  folgeweise  des  E e- 
inetallgelds  läßt  sich  hiernach  folgendermaßen  darlegen:  nicht 
die  Produktionskosten  des  Metalls,  auch  nicht  die  jeweih^g  zur 
Deckung  des  Bedarfs  bei  gegebenem  Geldwert  höchsten  Kosten 
des  ungünstigsten  Betriebs  bestimmen  direkt  diesen  ^\ert, 
sondern  dieser  hängt  von  Angebot  und  Nachfrage, 
entwickelten  Weise  ab.  Der  so  bestimmte  jeweilige  Weit  ent- 
scheidet dann  darüber,  zu  welchen  Produktionskosten 

noch  Bergwerke  behufs  G;ewinnung  neuen  Produkts 

betrieben  werden  können  und,  soweit  die  privatwirtschaft- 
lichen Rücksichten  allein  entscheiden,  es  auch  replmäßig  werden. 
Von  diesem  so  bestimmten  Umfang  des  Bergbaus  hangt  aber 
dann  die  neu  gewonnene  Menge  Metalls  ab.  Diese  reagier 
nunmehr  wieder  auf  den  Metall-  und  Geldumrt  in  dem  Maße 
wie  sich  durch  Hinzutritt  des  neuen  Meta  Is  das  Angebot  in 
seiner  absoluten  Größe  und  in  seinem ’N  erhaltms  zur  ^achtiage 

gestaltet. 

rtpniiirt  das  Neuprodukt  gerade,  ceteris  paribus,  daher  nament- 
lich Sich  ?ei  gleichgebliebener  Nachfrage,  den  Abgang  von  Metal 
In  decken  so  daß  dal  Metall-  und  Geldangebot  an  Große  der  Nach- 

äldweTgewoZe^  MefalhSnirg^^öSer,  MaUung 

fchon  des  Produkts  des  bisher  z'^^itunguns^gsten  Betriebs 
" * A l^ipr  stimmen  dann  die  Kosten  dieses  Betriebs  mit  dem  Metall 
Td  Geldwert  Xrein  Reicht  umgekehrt  der  neue  Zuwachs  an 
Atprall  nicht  mehr  aus,  den  größeren  Bedarf  bei  diesem  niedrigeien 
Wert  zu  decken,  so  erfolgt  wegen  Zurückbleibens  des  Angebots  wie  er 
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ein  ^ ertsteigen  und  zwar  bis  zu  dem  Punktj  wo  auch  unergiebigere 
Betriebe  wieder  mit  produzieren  und  so  das  Angebot  steigern,  bis  es 
dem  bei  einem  bestimmten  Wert  bestehenden  Metall-  und  Geldbedarf 
gleichkommt.  Hier  stimmen  denn  abermals  die  Kosten  dieses  Be- 
triebs mit  diesem  Geldwert  überein. 

Aus  allen  diesen  Ausführungen  ergibt  sich,  daß,  wie  die 
Anwendung  des  Gesetzes  von  Angebot  und  Nachfrage  und  der 
dafür  in  der  modifizierten  Quantitätstheorie  aufgestellten  Formel 
(S.  211,216),  ebenso  die  Anwendung  des  Gesetzes  der  Produktions- 
kosten und  der  jeweilig  höchsten  Kosten  des  für  die  Metall- 
und  Geldmenge  bei  bestimmtem  Wert  mit  arbeitenden  ungünstig- 
sen  Betriebs  sehr  kompliziert  ist  und  eine  Formel  für  diese 
Vorgänge  im  Einzelnen  sehr  verklausuliert  w'erden  muß,  wiederum 
weit  mehr  als  die  Anhänger  der  einfachen  Anwendung  dieses 
Gesetzes  auf  Edelmetall  und  Geld  daraus  angenommen  haben. 
Aber  gleichwohl  ergibt  sich  doch  auch  hier,  daß  das  Gesetz  in 
einer  entsprechend  verklausulierten  Formulierung  anwendbar  ist. 

Namentlich  nach  und  nach  in  längeren  Perioden,  in  der 
säkularen  Bewegung  und  Gestaltung  hängt  der  Edelmetall-  und 
Geldwert  auf  die  Dauer  doch  wesentlich  \*on  den  Produktions- 
kosten massenhafterer  und  in  solchen  längeren  Perioden  durch 
Summierung  eben  massenhafter  werdender  Neuproduktion  ab, 

welche  dadurch  für  die  Gesamtmenge  des  Angebots  entschei- 
dender wird. 

Sind  diese  Kosten  gegenüber  dem  Metall-  und  Geldwert  niedrig 
und  sinken  sie  durch  Aufschluß  ergiebigeren  Betriebs  und  Verbesse- 
rung der  Produktionstechnik  noch,  wie  im  16,  Jahrhundert  bei  Silber, 

* seit  den  1860er  Jahren  auch  bei  ihm  wieder,  wie  im  18.  Jahr- 

hundert bei  (brasilischem)  Gold  und  besonders  seit  1850  bei  Gold  und 
wiederam  bei  diesem  in  der  jüngsten  Zeit  (Südafrika),  so  vermehrt 
sich  eben  die  Menge  stark  und  rasch  und  sinkt  der  Metall-  und  Geld- 
I vollends  wenn  gleichzeitig  die  Umlaufsgeschwindigkeit  steigt 

und  das  Geldsurrogatwesen  sich  entwickelt,  (2.  Hälfte  des  19.  Jahr- 
hunderts), vorausgesetzt,  daß  im  Übrigen  die  Nachfrage  nicht  oder 
nur  in  geringerem  Grade  steigt.  Aber  tiefer  kann  der  AVert  doch 
auch  un^r  diesen  Voraussetzungen  auf  die  Dauer  nicht  fallen,  als 
auf  die  Kosten  der  ungünstigsten  Minenbetriebe,  welche  bei  einem 
gegebenen  niedrigeren  Metall-  und  Geldwert  noch  zur  Deckung  des 
dabei  bestehenden  Geldbedarfs  ihr  Produkt  mit  liefern  müssen.  Höher 
kann  er  bei  umgekehrter  Entwicklung  der  Dinge  auch  nicht  steigen, 

^ als  diese  Kosten  (inkl.  normalen  Profits),  weil  dann  immer  noch  un- 

|i  günstigere  Betriebe  erschlossen  werden  und  produzieren  und  die 

, . letzteren  noch  reichlicher  produzieren  werden,  in  den  Grenzen,  welche 

j I enangbare  Naturvorrat  und  die  Produktioiistechnik  bedingen. 

bei  einer  völligen  Erschöpfung,  wie  sie  ja  bei  Gold  in  Zu- 
I*  ' kimft  nicht  unmöglich  ist  (E.  Süß),  und  bei  einer  annähernden  Er- 

; Schöpfung  oder  doch  sehr  bedeutenden  Kostensteigerung  (bei  Gold 
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und  Silber)  könnte  der  Wert  von  Metall  und 

mphr  eine  durch  die  Produktionskosten  begrenzte  Hohe  hatte,  so  senr 
steieen  daß  die  körperliche  Brauchbarkeit  für  Geldzwecke 

•f^’anSörte  indem  selbst  für  größere  Wertbeträge  die  Geldstücke 
ÄÄ  Geldsurrogatwesen  al- 

Sfen  werdär  Und  umgekehrt,  erst  eine  wohlfeile  Messenpre- 
fiitfinn  riesigen  Umfangs  und  voraussichtlicher  Andauer  konnte  den 
Metall-  und  Geldwert  so  herabdrücken,  daß  wiederum  die  korperlic  e 
Brauchbarkeit  zu  Geldzwecken  litte  oder  verschw-ande  (bei  ^Iber 
S unS  indem  selbst  für  kleinere  Wertbetrage  die  Geld- 
stücke (Münzen)  zu  groß  würden.  Dem  könnte  beschrankt  mi 
starke  Einschränkung  des  Geldsurrogatwesens  abgebolfen  werden,  um 
dadurch  den  Geldwert  zu  steigern. 

ee)  So  verlaufen  die  Dinge  unter  Voraussetzung  des  Be- 
triebs des  Edelmetallbergbaus  (und  der  Goldwäscherei)  nach  den 
Grundsätzen  des  privatwirtschaftlichen  Systems,  8®' 

nügende  Rentabilität  Voraussetzung  der  Dauer  der  Produktio 
ist  ^ Nun  erfolgt  aber  gerade,  teils  mehrfach  der  Bergbaubetrieb 
überhaupt,  teils  der  auf  EdelmetaU  seit  alters  und  auch  gegen- 
wärtig unter  dem  Obwalten  mehr  oder  weniger  abw^ei- 
chende  Rücksichten.  Darnach  sind  die  vorausgehenden 
Schlüsse  zu  modifizieren. 

aa)  Die  Edelmetallproduktion  . hat  einen  stark  speku- 
lativen, vielfach  einen  förmlichen  Spielcharakter  wegen 
der  natürlich  begründeten  Unsicherheit  ihres  Erfolges,  in 
höherem  Maße  als  der  Landwirtschafts-  und  der  Industrie-  u 
selbst  der  Handelsbetrieb. 

Das  lieet  in  der  Tat  in  ihrer  ganzen  Natur  begründet,  in  der 
unsicheren  Kenntnis  der  horizontalen  und  vertikalen  \ erteilung  ^ ^ 
Produkte  im  Boden,  in  unsicherer  Schützbarkeit  der  ^^^al  vorhandene 
und  erlangbaren  Produktenmasse  und  -quahtät,  daher  m d r g 
w“Ln  Andrer  der  Produktion,  in  der 

jeweiligen  Reinertrags  in  eigentliche  Rente  und  in  g- 

So  muß  und  wird  auch  vielfach  Bergbau,  zumal  aut  Edelmetall 
Iflup-e  auf  Hoffnung“  betrieben,  ohne  oder  ohne  ausremhende 
Äe  selbst  ohne  od?r  ohne  volle  Deckung  der  sonstigen  Kosten. 
So  Staätsbergbau  und  auch,  zumal  unter  Einfluß  organisierter  Speku 
fation  der  Kapitalassoziation  und  des  Börsentreibens  m den  Minen- 
^ nlSares der  private  Bergbau  (Südafrika !) , so  auch 

Lhon  im  alten  Zubußesystem  der  Berggewerkschaft.  Die  Menge  des 
Produkt“  Sst  also  gleichwohl,  solange  solcher  auch  uurentabele 
oder  ungenügend  rentable  Betrieb  andauert,  was  eben  sehr  lang 
wÄreT  k^nn  Das  bezeugt  die  Geschichte  des  Bergbaus  vielfach^ 
Der  Umfan  ff,  die  erfolgende  oder  unterbleibende  weitere  Ausdehnung 
des  Bergbaus  (und  der  Goldwäscherei),  die  Fortführung  oder  Em- 
Slung^™tUer  Betriebe  werden  freilich  doch  meist  von  den 
SLtabilitätsverhältnissen  auf  die  Dailer  mit  beeinflußt 
Teilung  manches  europäischen  Silberbergbaubetnebs  seit  der  W ert- 
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handeiie  Edelmetall,  auch  das  zu  Geldfunktionen  tat- 
der  zirkulierende  Teil  davon,  sowie  die 
' 11s  heimisches  oder  aus  dem 

t ist.  Bei  der  historisch  zwar 
stimmten,  oft  langen  Perioden 
gstens  des  jeweiligen  Haupt- 
i^ewisse  Gebiete,  so  schon 
dem  16.  Jahrhunderts, 
Süd  - und  Mittelamerika, 
en,  Kalifornien 
Südafrika  — , ist  für 
Ganzen  für 


Lande  vor 
sächlich  veiwenc 
weitere  Vermehr 
Ausland  einge 

wechselnden,  aber  meist  in  bes 
stattfindenden  Konzentration  weni 
teils  der  Edelmetallproduktion  auf  g- 
im  Altertum,  im  Mittelalter,  vollends  seit 

i des  Silbers  in 
[des  in  den  vier  Hauptgebiet 
Australien,  Sibirien, 

len  europäischen  Länder  und  im  ^ 

500)  das  ihnen  zu  industriellen  wie  zu  Geld- 
neue  Edelmetall  ein  ausländisches  ein- 
t.  Zumal  beim  Golde  und  vollends  seit  Mitte 
das  die  entscheidende  Sachlage, 
ra  dies  Produkt  nicht  mehr  oder  weniger 
n Wegen,  daher  mehr  oder  weniger 
igen  Kosten,  mittelst  Raubs,  Kontri- 
erfügung  gestellt  worden  ist  und  wird, 
ihm  wirtschaftlich,  also  mit  ent- 
erworben werden  mußte  und  muß, 
fuhrländerii  auch  für  den  Metall-  und 
littelbaren  Produktionskosten  des  Metalls 
jeischaffiiiigskosteii  des  Metalls  aus 
dit.  Sie  sind  es,  die  den  Metall-  und 
Q Geldpreisen  und  Geldlöhne.n  als  Kauf- 
bestimmen oder  doch  mehr  oder  weniger  be- 

für  diese  Herbeischaffuiigs- 
gigen  Wert  zweierlei  geltend, 
Produkte  (Waren)  mit  denen 
eh  und  regelmäßig  l)ezahlt  wird 
imit,  zum  Teil  noch  apart  die 

wenn- 


wie  uBi  iiiien  joeLiieueii  mit  grouen  jvapitalveraniaguiigen 
in  I omi  stehenden  Kapitals,  kommt  für  die  Fortdauer  auch 
unrentabler  Betriebe  auch  im  Bergbau  und  öfters  in  besonderem 
Maße  die  große  Schwierigkeit,  nicht  selten  auch  die  Unmöglichkeit 
in  Betracht,  dies  Kapital  überhaupt  und  vollends  ohne  große  Ver- 
luste herauszuziehen.  Bei  Edelmetallbergbau  (in  teilweisem  Unter- 
schiede zu  mehr  primitiver  Goldwäscherei,  die  eben  mit  wenig 
stehendem  Kapital  erfolgt)  zeigt  sich  das  öfters  besonders  stark 
und  die  Rücksicht  auf  „Fortlietrieb  auf  Hoffnung“  spielt  außer- 
dem wieder  mit.  So  findet  wiederum  langdauernd  eine  Auf- 
rechterhaltuiig  ungünstiger  Betriebe  und  daraus  eine 
Weitervermehrung  von  Metall  statt,  hier  und  da,  so  bei 
Staatsbergbau,  wohl  auch  mit  im  Interesse  der  Arbeiterbeschäf- 
tigung (Harz,  Sachsen). 

yy)  Gerade  bei  Gold  und  Silber  haben  sich  auch  bisweilen 
m e rk  a 11  tilis  tische  Anschauungen  (auch  hier  und  da  bei 
deutschen  Kameralisten)  geltend  gemacht,  nach  welchen  selbst 
prinziifiell  ein  Bergwerksbetrieb  mit  dauerndem  Zuschuß 
gerechtfertigt  wurde,  weil  eben  doch  so  „Geld  vermehrt  werde“. 
Und  darnach  ist  in  der  Praxis  bisweilen  verfahren  worden. 

dd)  Bei  der  öfters  doch  starken  lokalen  Differenzierung 
des  Weltgeldwerts  kann  auch  wohl  in  Gebieten  hohen  Geldwerts 
eine  Produktion  aufrecht  erhalten  werden,  welche  in  solchen 
niedrigen  Werts  eingestellt  werden  würde,  aber  eben  doch  zur 
Vermehrung  der  Weltvorräte  von  Metall  beiträgt  und  sich  dann 
auch  im  Weltgeldwert  geltend  macht. 

Katürlicli  werden  durch  alle  solche  Umstände  die  Beziehungen 
zwischen  Produktionkosten  und  Metall-  und  Geldwert  nach  ver- 
wickelter und  die  auch  nur  mittelbare  Anwendung  des  Kosten- 
gesetzes auf  den  Geldwert  in  der  oben  formulierten  und  erläu- 
terten Weise  noch  schwieriger.  Sie  bleibt  nur  unter  wei- 
teren Voraussetzungen  und  mit  entsprechenden  neuen 
Verklausulierungen  zulässig,  aber  das  tut  sie  unter  Berück- 
sichtigung der  unter  aa—dö  (S.  218ff.)  erwähnten  Punkte  gleichwohl. 

ff)  Für  das  Edelmetall-  und  Geldwertproblem  kommt  aber 
endlich  auch  in  der  Geldtheorie  die  praktische  Sachlage  in 
Betracht,  wo  das  Edelmetall  überhaupt  gewonnen  wird.  Davon 
hängt  es  natürlich  ab,  ob  und  in  welchem  Umfang  das  in  einem 


kostenlos  oder  zu  gern 
bution,  Ausbeutung  zur  t 
sondern  immerhin  von 
sprechenden  Kosten, 
kommen  bei  diesen  Eil 
Geldwert  nicht  die  uni 
selbst,  sondern  die  Hei 
dem  Auslande  in  Betn 
Geldwert,  wie  er  in  de 
kraft  hervortritt, 
einflussen. 

aa)  Hier  macht  si 
kosten  und  den  davon  a 
einmal  die  Art  der  heimisc 
das  eingeführte  Metall  vorne 
und  zum  Teil  in  ^ erbindun 
Höhe  der  Transportkosten  dieser 
schon  bei  ihrer  Geringfügigkeit  in  geringerem  Man 
portkosten  des  Metalls  selbst,  daher  vornehmlich  di 
heit  der  Kommunikations-  und  Transportmittel. 
Einfluß  dieser  Momente  geht,  hängt  mit  von  der  ge 
Lage  und  Art  des  Landes,  vom  Wasser-  (See-)  und 
von  der  örtlichen  Lage  des  Metallproduktions-  zuin 
auch  von  Sicherheitsverhältnissen  bezüglich  des  \ 

\ WaEner.soz.-ökon.  Grundriss,  Buchhandelsausgabe.  Abteil.  II 


9 

\ 

i 


I 


1 

4 


Handels  ab.  Von  durchschlagender  Bedeutung  sind  aber  doch 
die  beiden  angegebenen  Umstände.  Darnach  haben,  -wiedenini 
ceteris  jiaribus,  Länder  vorherrschender  Ur-,  auch  Agrar- 
produktion und  Exports  betreffender  Produkte,  sog. 
„ Agrarstaaten‘‘,  vollends  bei  gegebener  Hauptbenutzung  von 
Landwegen  und  bei  unentwickelter  Komniuuikations-  und  Trans- 
porttechnik, hohen  Frachttarifen  für  Ur-  und  Agrarprodukte, 
größere  Herbeischaffungskosten  fremden  Metalls,  Länder  vor- 
herrschender industrieller  Produktion  und  Exports 
betreffender  Produkte,  zumal  feinerer,  sog.  „Industrie- 
staaten“, geringere  solche  Kosten.  Dem  entspricht  ein 
höherer  Metall-  und  Geldwert  dort,  ein  geringerer  hier, 
niedrigere  Geldpreise  (und  Löhne)  dort,  höhere  hier.  Damit 
sind  die  Tatsachen  im  Ganzen  in  Einklang.  Diese  hängen  dabei 
freilich  nicht  nur  von  den  angedeuteteu  Verhältnissen  auf  der 
Seite  der  Geldbeschaffung,  sondern  überwiegend  von  denen  auf 
der  W aren-Produktionsseite  ab,  wie  sie  aus  der  ganzen  Struktur 
des  „Agrarstaats“  und  „Industriestaats“  und  ihrer  spezifischen 
Produktion  sich  ergeben.  Aber  immerhin  wirken  die  Ver- 
hältnisse auf  der  Seite  der  Geldbeschaffung  in  der  gleichen 
Richtung. 

[iß)  Die  Kosten  der  heimischen  Edelmetallproduktion 
werden  natürlich  immer  wesentlich  mit  von  der  Größe  der  über- 
haupt erlangbaren  Vorräte  der  Metalle  Im  heimischen  Boden, 
der  reichlicheren  und  sjiärlicheren,  der  horizontalen’  und  verti- 
kalen ^ erbreitung  in  diesem  Boden,  vom  Stand  der  monta- 
nistischen und  sonstigen  Gewinnungstechnik  bestimmt.  Abei- 
auch  rechtliche,  betriebsorganisatorische  und  soziale 
Verhältnisse  wirken  mit  ein. 

So  ob  Privat-,  ob  Staatsbergbau,  wie  das  private  Bergrecht  ge- 
staltet ist,  so  das  Schürf-,  Mutungs-,  Enteignungs-,Entschädigungsrecbt 
betreffs  verursachter  Schädigungen,  z.  B.  durch  Wasser-Eortleitung 
und  -Durchbruch;  ob  Klein-  (primitive  Goldwäscherei),  Mittel-,  Groß- 
betrieb (privatkapitalistische  Kapitalassoziation)  besteht,  wie  es  sich 
mit  den  Kosten  der  Beschaffung  der  Produktionsmittel  (auch  Spreng- 
mittel! Südafrika)  und  Arbeitskräfte  verhält.  In  letzterer  Hinsicht 
sind  wieder  der  ganze  Rechtszustand  (Unfreiheit,  Zwangsarbeit,  freie 
Arbeit),  die  rechtliche  und  soziale  Lage  der  Bergwerksarbeiter,  ihre 
davon  bedingten  Erhaltungs-  Entlohnungskosten  von  Bedeutung  für 
die  Höhe  der  Produktionskosten  und  den  M^ert  des  Edelmetalls  und 
des  Geldes  daraus. 

Es  ist  daher  die  historische  Tatsache  wichtig,  daß  durch 
die  ganze  überblickbare  Geschichte  hindurch  der  Edelmetallbergbau 
in  besonderem  Maße  unfreie  Arbeiter,  Sklaven,  Sträflinge  (antike 


fangene,  unterworfene  Ureinvyohner, 
auch  andrer  Ras.se  und  Nation  als 
Arbeiter,  die  schlecht  gehalten,  spär- 
solchen  freien  Arbeitern, 

I, 

ihren  späteren  Stadien  ge- 

.1 i,  betrieben  worden,  Arbeiter, 

[ Ergiebigkeit  der  Gewinnung  noch 
Daraus  folgt,  daß  ein  großer  Teil  des  Edel- 
einzelnen Produktions-  undGeldverkehrs- 
_ ” . worden  ist  und 

wird  (Sibirien,  Südafrika')  und  daß  davon  auch  der 
- • ~ . • . n ■ j wirkt 

über  die  Zeiten  der  Gewinnung  selbst  hinaus,  weil 
• ■ den  Wert  der  alten  Vorräte  auch  späterhin 

erade  bei  Edelmetall  ja  diese  alten  Vorräte  neben 
für  die  Wertbestimmung,  weil  für  die 
Betracht  kommen.  Auch 
wieder  die  ganz  außerordentliche  \ei- 
£mkreten  Problems  des  Edelmetall-  und  Geld- 

vollends  die  noch 
der  Geldtheorie 


sozial  bedrückte  Arbeiter,  etwa 
die  „Herren“,  beschäftigt  hat, 

lieh  entlohnt  wurden.  Er  ist  auch  von  « . i, 

welche  nach  Rasse,  Gewohnheit  einen  niedrigen  Lebensmaßstab  hatten 
wie  z.  B.  die  neuere  Goldwäscherei  in 
ringerer  Ergiebigkeit  von  Chinesen 
welche  auch  bei  solcher  geringen 
zufrieden  zu  stellen  waren, 
inetalls  seit  Urzeiten  in  einem 

gebiet  zu  anormal  niedrigen  Kosten  gewonnen 

es  zum  Teil  noch  ^ : j j ■ a 

Weltmetall-  und  Geld-wert  beeinflußt  -worden  ist  und  wird 

aber  noch  weit - 

es  mehr  oder  weniger 
beeinflußt  und  gL--I_ 
dem  jeweiligen  Neuprodukt  _ 

Geldmenge  und  das  Geldangebot  mR  in 
solche  Erwägungen  zeigen  w. 

wickeltheit  schon  jedes  1. — 

Werts  für  bestimmte  Gebiete  und  Perioden, 
gesteigerte  dieses  allgemeinen  Problems,  wie  es  in 

vorliegt. 

3 Wie  oben  bemerkt  (S.  198)  ist  in  der  vorausgelienden 
wesentlich  deduktiven  Untersuchung  des  Metall-  und  Geldwert- 
Problems  von  der  Voraussetzung  der  Identität  des  Werts  des 
Edelmetalls  und  des  daraus  hergestellten  (vollwichtigen)  Gelds 
ausvegangen  worden.  Diese  Identität  besteht  auch  in  der  Haupt- 
sache und  als  Regel.  Aber  nicht  immer  und  nicht  vollständig 
Die  spezifische  Geldfunktionsform,  welche  das  Edelmetallgeld 
durch  den  Fabrikationsprozeß  der  Prägung  zu  Münzen  und  durch 
die  Beilegung  der  Eigenschaft  des  gesetzHchen  Zahlmittels  in 
einem  Geldverkehrsgebiete  erlangt,  kann,  meist  freilich  nur  inner- 
halb bestimmter  mäßiger  Grenzen,  dem  Edelmetall  m dieser 
Form  einen  etwas  höheren  Wert,  als  in  andrer  Form  und  als 
in  ungeprägtem  Zustande  verleihen;  ebenso  dem  einheimischen 
Geld  daselbst.  Dadurch  werden  aber  die  vorausgehenden  Aus- 
führungen in  ihrem  Kern  nicht  berührt.  Weiteres  darüber 
unten  in  der  Währungs-  und  Münzlehre. 

C Das  Wertproblem  des  Edelmetalls  und  des  Edel- 
metallgelds in  induktiver,  historisch-statistischer  Be- 
handlungsweise (0.  S.  197).  Für  diese  liegt  eine  dreifache 
Aufgabe  vor.  Von  ihnen  gehört  nur  die  zweite  und  dritte  in 
die  theoretische  Sozialökonomik.  Aber  auch  die  erste  ist  hier 
doch  mit  und  sogar  allein  genauer  zu  erörtern,  weil  sich^  schon 
rl.PAi  welche  unlösbare  Schwierigkeiten  bei  Aut- 
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Stellung  strenger  Anforderungen  wenigstens,  für  die  Erledigung 
der  beiden  anderen  Aufgaben  vorliegeu. 

1.  Die  erste  Aufgabe  betrifft  die  Lösung  eines  konkreten 
Wertproblems,  d.  h.  die  Feststellung  der  tatsächlichen 
Höhe  der  Kaufkraft  des  (Edelmetall-)  Gelds  in  einem  bestimmten 
Lande  (Volkswirtschaft,  Verkehrsgebiet),  auch  in  der  ganzen 
Verkehrswelt  (Weltwirtschaft)  und  in  größeren  und  kleineren 
Teilgebieten  zu  bestimmter  Zeit  und  in  längeren  und  kürzeren 
bestimmten  Perioden,  sowie  die  Feststellung  der  örtlichen  und 
zeitlichen  Veränderungen  dieser  Kaufkraft  nebst  der  Auf- 
deckung und  Erklärung  des  kausalen  und  konditionellen 
Zusammenhangs  der  Erscheinungen  und  Vorgänge.  Also  m.  a.W. 
die  Lösung  der  drei  theoretischen  Aufgaben,  welche  in  der 
Sozialökonomik  überhaupt  vorliegen  (Abt.  I,  § 3,  S.  24),  wobei 
die  Ermittlung  etwaiger  Regelmäßigkeiten  im  Verlauf  der  Er- 
scheinungen zu  den  folgenden  Aufgaben  hinüberführt. 

2.  Die  zweite  hier  speziell  in  die  theoretische  Sozial- 
ökonomik gehörige  Aufgabe  ist  die  Prüfung  der  Schlüsse 
des  deduktiven  Verfahrens,  wie  es  im  Vorausgehenden  an- 
gewandt worden  ist,  auf  ihre  Richtigkeit  und  auf  die  Bedingungen 
ihrer  Anwendbarkeit  auf  die  wirklichen  Erscheinungen  und  Vor- 
gänge an  den  durch  Beobachtung  ermittelten  Tatsachen  selbst 
(Preis-,  Lohnstatistik  usw.). 

3.  Die  dritte  Aiifgabe  ist  — nach  der  Ansicht  von  ein- 
seitigen Anhängern  des  induktiven  Verfahrens,  auch  auf  dem 
Gebiete  der  Sozialökonomik  — der  selbständige  Aufbau 
einer  Geldwertheorie  auf  historisch-statistischer  Grundlage. 

Es  läßt  sich  nun  zeigen,  daß  man  schon  bei  der  ersten 
Aufgabe  auf  Schwierigkeiten  stößt,  welche  sich  weder  praktisch, 
noch  prinzipiell  befriedigend  überwinden  lassen.  Diese  Sach- 
lage bewirkt  auch  die  absolut  und  relativ  geringe  Brauchbar- 
keit der  „Ergebnisse“  des  historisch-statistischen  Verfahrens  für 
die  Erledigung  der  zweiten  und  die  fast  völlige  Unbrauchbarkeit 
für  die  Erledigung  der  dritten  Aufgabe.  Die  Beweisführung  für 
diese  Sätze  knüpft  sich  großenteils  an  die  Erörterung  der  ersten 
Aufgabe  an.  Es  genügt,  diese  allein  hier  eingehender  zu  er- 
örtern. 

1.  Die  historisch-statistische  Behandlung  eines  konkreten 
(Metall-)  Geldwertproblems. 

a)  Die  Erfordernisse  hierfür  sind  bezüglich  des  betreffen- 
den konkreten  Verkehrsgebiets  und  Zeitraums  auf  der  Gelds  eite 
und  auf  der  Güterseite  (Waren,  Arbeitsdienste)  zu  unter- 
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scheiden.  a)  Auf  erster  er  ist  erforderlich  eine  genaue 
Statistik  aa)  der  Edelmetallmenge,  des  davon  als  Geld 
fungierenden,  des  von  letzterem  als  Geldangebot  zu  Ein- 
käufen, Dienstbezahlungen  usw.  verwendeten,  dafür  zirkulieren- 
den Betrags,  sowie  der  örtlichen  (auch  für  Teile  fies  betreffen- 
den Gebiets)  und  zeitlichen  Veränderungen  in  diesen  drei 
quantitativen  Momenten,  bb)  Eine  genaue  Feststellung,  womög- 
lich auch  statistische  zahlenmäßige  Erfas.sung  der  Tatsachen, 
welche  neben  diesen  Momenten  unter  a einen  Einfluß  auf  den 
Geldwert  mit  ausüben,  daher  der  oben  (S.  213  ff.)  erwähnten,  der 
Uinlaufsgeschwindigkeit,  der  Verhältnisse  des  gesamten 
Geldsurrogatwesens  in  allen  seinen  Einzelheiten  und  wiederum 
der  örtlichen  und  zeitlichen  Veränderungen  darin.  Dazu  muß 
aber  treten  cc)  auch  noch  eine  statistische  Erfassung  des  Um- 
fangs, welchen  der  geldwirtschaftliche  \erkehr  überhaupt  in 
.lern  betreffenden  Gebiete  gegenüber  den  iiaturalwirtschaftlichen 
Zuständen,  daher  in  neuerer  Zeit  gegenüber  den  Resten  solcher 
Zustände  erreicht  hat,  und  der  örtlichen  Verschiedenheiten  in 
diesem  Punkte  innerhalb  des  Gebiets,  sowie  der  zeitlichen  \ ei- 
ändeningen,  welche  hierin  eingetreten  sind. 

b)  Es  ist  leicht  zu  beweisen,  aber  auch  wohl  ohne  Weiteres 
völlig  begreiflich  und  offenkundig,  so  daß  es  eines  besonderen 
Beweises  eigentlich  gar  nicht  bedarf:  die  Statistik  läßt  hier 
für  frühere  Zeiten  so  gut  wie  ganz,  selbst  für  die  Gegen- 
wart, im  wörtlichen  und  in  etwas  die  jüngste  \ ergangenheit 
mit  umfassenden  Sinne,  und  für  die  meisten  Gebiete  ebenfaUs 
noch  größtenteils  im  Stich.  Ja,  was  noch  wichtiger  ist,  es  wird 
auch  in  Zukunft  im  wesentlichen  ebenso  sein.  Das,  was  man 
genau  und  auf  den  bestimmten  Zahlenausdnick  zurückgeführt, 
wissen  müßte,  ist  früher  und  bis  jüngst  in  den  meisten  Lan- 
dern überhaupt  nicht  einmal  versuchsweise  ermittelt  und  läßt 
sich  auch  jetzt  und  in  Zukunft  für  solche  ältere  Zeiten  und 
Länder,  auch  aus  Archiven  u.  dgl.  nicht  oder  nur  ganz  schätzungs- 
weise und  unsicher  ermitteln.  Bestenfalls  können  Schätzungen 
für  die  Zeiten,  die  nur  wenig  zurückliegen,  hier  und  da  gewagt 
werden,  vielfach  auch  dann  nur  ganz  ins  Ungefähre  quantitativ 
und  der  Richtung  der  Entwicklung  nach.  Dies  gilt  selbst 
gegenwärtig  noch  von  einem  wichtigen  Teil  der  unter  Nr.  a,  aa 
unterschiedenen  Tatsachen,  in  noch  höherem  Grade  von  den 
Tatsachen  unter  bb  und  die  statistische  Erfassung  der  Tatsachen 
unter  cc  entzieht  sich  der  quantitativen  Messung  gleichfalls  großen- 
teils und  wird  es  ferner  tun.  • 
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Zu  a.  ß,  aa.  Für  das  ganze  Altertum  und  das  Mittelalter 
einschließlich  des  14.  Jahrhunderts,  sind  die  spärlichen,  unsicheren 
* historisch-statistischen  Daten  der  Edelmetallgewinnung,  eines  ein- 

! zelnen  Betriebs,  eines  Staatsgebiets,  eines  Zeitraumes,  auch  die 

[ Daten  über  Fürsten-  und  Tempelschätze,  über  Tribute  u.  dgl. 

j (Geräte,  Schmuck,  Münzen)  in  Edelmetall  höchstens  geeignet,  als 

Anhaltspunkte  zu  dienen  für  Produktions-  und  Vorratsmengen  (auch 
hier  meist  nicht  in  feinem  Gehalt  und  Gewicht,  z.  B.  bei  silberhaltigem 
Golde),  da  und  da,  dann  und  dann  und  mitunter  einigermaßen  für 
die  quantitative  Richtung  der  Gewinnung,  Steigerung,  Abnahme, 
Gleichbleiben,  für  jedes  der  beiden  Edelmetalle.  Aber  ganz  unmög- 
lich ist  es,  aus  solchen  Daten  für  Perioden  und  Verkehrsgebiete, 
Durchschnitts-und  Summenzahlen  der  Produktion  und  der  Vor- 
räte abzuleiten.  Die  Verluste,  die  Verteilung  von  Land  zu  Land,  nach 
^ erwendungszwecken,  und  nach  den  weiteren  unterschiedenen  Teilen 
der  Edelmetallmengen  sind  auch  nicht  einmal  ins  Ungefähre  zahlen- 
mäßig zu  schätzen  Die  aufgestellten  Zahlen  (sogar  noch  bei  Lexis 
t a.  a 0.)  sind  nicht  einmal  als  Konjekturalzahlen  gelten  zu  lassen, 

sondern  eigentlich  reines  Phantasiewerk.  Man  muß  zufrieden  sein, 

' \venn  man  so  Quantitätsbestimmüngen,  wie  „viel“,  „wenig“  „Zu-,  Ab- 

nahme“, „Gleichbleiben“,  „Ausdehnung“,  „Einschränkung“,  der  Pro- 
duktion, des  Schatzsammelns,  Münzens,  Münzenlaufs,  Festliegens  in 
Gerät,  Schmuck,  an  wenden  kann.  Auch  wo  man  vereinzelt  über 
j einen  Bergwerksbetrieb,  über  Prägungen  in  Münzanstalten  etwas 

i Genaueres  und  Sichereres  weiß  (wo  z.  B.  bei  Münzstätten,  dann  wieder 

altes  und  neues  Metall,  Barren,  bloße  Umprägung  von  Münzen  selten 
sich  unterscheiden  läßt),  reicht  es  nicht  im  Entferntsten  aus,  um  darauf 
hin  Generalisierungen  für  etwas  längere  Zeiträume  und  auf  andere 
j Betriebe  und  Gebiete  hin  zu  wagen,  oft  kaum,  so  für  den  ungefährsten 

j Verlauf  der  Richtung  des  Gangs  der  Produktion,  der  Verwendung,  der 

j Prägung,  des  Geldumlaufs  einigermaßen  sicliere  Anhaltspunkte  zu 

I gewinnen.  Zeitgenössische  „Quellen“,  Historiker  und  Politiker  und 

i die  aus  ihnen  schöpfenden  späteren  Historiker  bis  fast  in  die  Gegen- 

wart hinein  haben  hier  öfters,  wie  auch  sonst  gewöhnlich,  mit  viel 
zu  großen  „runden“  Zalilen  operiert. 

Besser  wiid  das  im  15.  Jahrhundert  (sächs.  Bergbau)  und  in 
Amerika.  Aber  selbst  die  sorgfältigsten  neuesten  zahlenmäßigen 
Aufstellungen  der  Edelmetallproduktiou  (Sütbeer,  Lexis  u.  v.  a.)  für 
' die  Zeit  vom  16.  bis  w’eit  ins  19.  Jahrhundert  hinein,  können  keinen 

. Anspruch  machen,  mehr  denn  als  gewissenhafte  Schätzungen  zu  gelten, 

I ' vollends  die  (an  sich  erforderlichen)  Aufstellungen  für  die  ganze  Ver- 

; * kehrsw^elt.  Von  den  Aufstellungen  der  Verluste,  Abnutzungen,  Ab- 

strömungen, der  mit  darnach  bestimmten  jeweiligen  Vorräte,  derenVer- 
i teilung  auf  Staatsgebiete,  auf  Verwendungszwecke  und  auf  dieein- 

' I zelnen  Kategorien  der  Geldzwecke  gilt  das  wieder  in  noch  sehr  er- 

! ^ höhtem  Maße.  Auch  die  Ergänzung  des  Materials  aus  der  umfaßenden 

i und  in  sichereren  Zahlen,  w enigstens  für  einigeStaaten  und  Münzstätten 

und  längere  Zeiträume  zurück,  vorliegenden  Prägungsstatistik 
reicht  nicht  aus,  um  seihst  nur  für  bestimmte  Länder  und  Zeitpunkte, 
geschweige  für  große  Gebiete  und  die  Welt  den  gesamten  Metallgeld- 
fonds zahlenmäßig  genau  festzustellen.  Denn  dazu  sind  sichere  Daten 
\ nicht  lang  und  ununterbrochen  genug  und  nicht  für  Länder  genu«* 

[ vorhanden,  Verluste,  Einschmelzungen,  Ab-  und  Zuströmung  (Ein-  und 
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Ausfuhr)  zu  wenig  und  zu  unsicher  bekannt  und  auch  meistens  noch 
bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  ist  dies  die  Sachlage.  ^ 

Die  Zusammensetzung  des  Prägemetalls  aus 
fremden  Münzen,  Gerätemetall  u.  dgl.  ist  ebenfalls  nicht  bekannt. 

In  den  letzten  Menschenaltern,  besonders  seit. 

Goldära  Mitte  des  19.  Jahrhundert  wird  alles  statistische  Maten 

der  Produktion,  Verwendung,  Prägung,  . „„.i 

Staatskassen),  Ein-  und  Ausfuhr  sicherlich  viel  vollständiger  uml 
niverlässiger.  Aber  wer  vermöchte  auch  hier  die  statistisch  zu 
fordernd'e  Genauigkeit  der  Zahlen,  Daten  zu  verbürgen?  „^"jLJeii 
die  Fehlergrenzen,  nach  oben  und  unten , fehlt  es  an  sicheren 
Maßhestimmungen.  Deicht  man  mit  10 «/o  z.  B.  aus.  \on  der  \ei- 
teilung  der  Vorräte  und  des  Neuprodukts  auf  die  Verwendungszwecke 
und  speziell  hei  Geld  wieder  auf  dessen  verschiedene  Yr'vendungs- 
zwecke  Kilt  das  vorhin  Gesagte  doch  auch  einigermaßen  noch  tin 
die  Gegenwart,  wenn  auch  die  bankmäßige  Organisation  ^eW- 
und  Kreditwesens  manche  leidlich  sichere  und  brauchbaie  Inhalte 
punkte  gibt.  Bleibt  doch  z.  B.  die  Unterkunft  der  M^senproduktion 
des  Silbers  in  der  neuesten  Zeit  nicht  recht  erklärlich 

Einige  statistische  Daten  der  neueren  Edelmetallproduktiou 

folgei^unten  statistische  Feststellung  der  hier  erivähi.ten 

Punkte  ist  mehrfach  noch  schwieriger,  wo  sie  möglich,  auch  fast  bis 
zur  neusten  Zeit,  noch  weniger  erfolgt  oder  das  Material  nicht  ver- 
arbeitet. Zum  Teil  ist  die  statistische  Feststellung  aber  auch  gai 
nicht  durchführbar,  z.  B.  hinsichtlich  der  XJmlaufsgesch wiiidigkeit 
des  Gelds,  des  Wechselverkehrs  (Zahl  der  Girosi.  der  Bauknote  i. 
Einige  brauchbare  Anhaltspunkte  gewähren  wohl 
neueste  Daten  der  Bank-,  Emissions-,  Finanz-,  Steuer-,  Borsenstat  >t  k 
(bei  Papierwährung  mehr  wie  bei  Metallwahrung,  auch  für  Geld 
selbst  hinsichtlich  seiner  quantitativen  \ erhaltii.ssej.  Aber  es  reicht 
auch  dies  Material  nicht  aus  und  wird  auch  zukünftig  nicht  aus- 
reichen  können,  um  eine  vollständige  zahlenmäßige  Erfassung  allei 
der  Momente.  Welche  für  die  Frage  des  Geldwerts  mit  m Be  rächt 
kommen,  zu  ermöglichen  i ümlaufshauligkeit  der  Banknoten,  Schecks, 
,Ue  Girozahl  der  Wechsel,  das  Maß  des  Ersatzes  des  Gelds  durch 
diese  und  andere  Surrogate  u.  a.  m.).  Bei  der  Benutzung  des  .Mate- 
rials im  historisch-statistischen  Verfahren  müssen  daher 
noch  und  auch  in  Zukunft  noch  zahlreiche  hypothetische  \ ervollstan- 
diKungen  undVoi  aussetzungen  gemacht  werden,  wie  beim  deduktiven 
’\’frfahren.  Das  haben  sich  die  „Forscher“  nicht  immer  klar  gemacht. 

Zu  a «.  cc.  In  welchem  Maße  endlich  Naturalvrirtschaft  (im 
Sinne  der  Produktion  für  den  Eigenbedarf,  nicht  für  den  Absatz  und 
etwas  selbst  im  Sinne  des  Naturaltauschs)  in  bestimmten  früheren 
Perioden  und  Gebieten  besteht  und  auch  noch  in  unsere  \ e^ehrs- 
uiid  Geld-  (und  Kredit-)  Wirtschaft  hineinragt,  in  welche  örtlichen 
Produktionsgebiete,  Betriebe  ist  wiederum  statistisch  an  sich  und 
in  den  erfolgenden  Veränderungen  nicht  oder  nur  ganz  unsicher  und 
schätzungsw’eise  auf  einen  Zahlenausdruck  zu  bringen,  selbst  nicht 
für  ein  einzelnes,  auch  hochentwickeltes  Gebiet,  geschweige  ' 

\ber  daraus  folgt,  daß  auch  die  Große  des  Gebiets,  dei  Bevölkerung, 
der  Umsätze,  für  welche  eine  bestimmte  Geldmenge  zur  Umsatz- 


veimittluDg  fungiert,  sich  gar  nicht  genau  zur  Ziffer  bringen  laßt, 
auch  wenn  man  die  Geldmenge  kennte. 

Alles  in  Allem:  schon  auf  der  Geldseite  fehlen  großen- 
teils die  historischen  und  statistischen  Zahlendaten, 
welche  genau  bekannt  und  richtig  sein  müßten,  um  sie  von 
dieser  Seite  aus  zur  „induktiven“  Lösung  selbst  nur  eines 
konkreten  Geldwert problems  zu  benutzen. 

ß)  Nicht  minder  bedarf  es  aber  nun  auf  der  Seite  der  Sach- 
güter und  Arbeitsdienste,  welche  gegen  Geld  (und  dessen 
Ersatzmittel)  umgesetzt  werden,  einer  genauen  Statistik  der 
Geldpreise,  Geldlöhne  (und  Geldveigütungen  für  andere 
Dienste).  Einiges  hier  Erforderliche  ist  sicherer  und  leichter 
festzustellen,  als  auf  der  Geldseite,  aber  vieles  kaum  weniger 
schwierig  und  unsicher  und  recht  vieles  überhaupt  nicht.  Aixch 
treten  vielfach  besondere  neue  Scliwierigkeiten  auf,  welche  in 
gegebenen  Verhältnissen  der  Wirtschaftsentwicklung  und  -Organi- 
sation liegen,  sich  daher  für  gegebene  Gebiete  und  Zeiten  nicht 
l)eheben  lassen.  Auch  räumliche  und  zeitliche  Vergleichungen 
sind  deswegen  so  mißlich,  weil  jene  Entwicklungen  und  Organi- 
sationen räumlich  und  zeitlich  so  vei'schieden  sind  und  im  selben 
Gebiete  sich  mit  der  Zeit  verändern.  Was  sich  als  „historische 
Preis-  und  (Geld-)  Lohnstatistik“  bietet,  gewährt  wenig  wirklich 
brauchbares  Material  für  „Beweisführung  mittelst  der  Er- 
fahrung“, wenigstens  für  unser  Geldwertproblem.  In  je  ent- 
legenere Zeiten  und  wenig  bekannte  Gebiete  es  zurückgeht,  um 
so  weniger  und  unsicherer.  Aber  bei  der  außerordentlichen 
Verwickeltheit  der  Preis-  und  Lohngestaltungen  nach  deren 
kausaler  und  konditioneller  Abhängigkeit  von  einer  Menge  selbst 
\'erwickelter  und  in  veränderlicher  Weise  sich  kombinierender, 
als  Ursachen  und  Bedingungen  mitspielender  Momente  auch  in 
neuerer  und  neuester  Zeit  und  in  bekannteren  Ländern,  ja  wegen 
der  wachsenden  Verwdckeltheit  der  Dinge,  so  unter  Einfluß  von 
Kreditverkehr,  Spekulation,  Börsenbetrieben  (Preisen  gewisser 
Artikel),  zum  Teil  gerade  hier. 

Wenn  daher  die  „historische  Statistik“  auch  hier  nur  bestenfalls 
den  Wert  von  Konjekturalstatistik,  öfters  aber  auch  hier  nur  den 
Charakter  der  Phantasiestatistik  hat,  so  liegt  darin  kein  Vorwurf 
für  die  fleißigen  und  gewissenhaften  Forscher  in  bezug  auf  ihre 
Leistungen,  sondern  nur  eine  Kritik  bezüglich  des  Herangehens  an 
Aufgaben,  die  eben  in  dieser  Weise  nicht  oder  nicht  irgend  genügend 
lösbar  sind. 

aa)  Wissen  müßte  man,  was  hier  voranzustellen  sein  möchte, 
in  welchem  Umfang  Naturalwirtschaft  je  räumlich  und 


zeitlich  durch  Geldwirtschaft  ersetzt  ist,  in  welchem  Umfang 

es  sich  daher  um  Geldpreisbildung  tmd 

haupt  handelt,  für  ein  bestimmtes  Gebiet  niid  eine  besti 

Zeit  und  weiter,  welche  Veränderungen  hier  eingetreten  sind. 

Münze  gezahlte  Löhne  mit  dem  ieingehalt  dei  Münze  anceiii^^  ais 

Br  stS  elf 

genTef  KeniS'S  Art"  QuaStä'l'ull  iHSnquote 

I?„d Tv.  ;ichieae„er  KichUmg  und  Ma6  vertaderl.cU  smd 

rufsgruppen  und  Einzelberufen  Gleiches  gilt,  so  ist  ® 

SS!  Äf  “irrsSeü“ 

fer  Lohn-  und  anSog  der  Preisgestaltung  und -Bewegung  statistisch 

z^hlmmäsig  genauer' festgestellt  werden  kann  so  '»'tt^en  die  fol 
tuenden  drei  neuen  Probleme  und  Schwierigkeiten  auftauchen. 

“ bb)  Wenn  selbst  völlig  sicheres  und  genügend  umfassendes 
zahlenstatistisches  Material  vorläge,  also  auf  wenigstens  alle  oder 
doch  sehr  viele  wichtigeren  Sachgüter  und  ^'beitsdienste  sich 
beziehendes,  nach  Warenqualität,  örtlicher  und  zei^ 

Gestaltung  - für  möglichst  zahlreiche  Orte  und 
spezialisiertes  - so  gestattete  dies  noch  keine  genügende  \ ei 
Wertung  für  das  Geldwertproblem,  selbst  nur  für  das  kon 
krete.  Denn  dazu  müßte  auch  die  Größe  der  Umsätze 
titativ  also  nach  Gewichts-,  Volumeneinheiteii  u.  dgl.  fui  die 
nach  Zahl  und  Boachäftigungs-  und  Moh-u^ 
dauef  lilr  die  Arbeitsdienste  und  die  diese 

bekannt  sein.  Das  setzte  eine  genaue  Produktions-  und  Absat 
(Markt-)  und  Umsatzstatistik  für  alle  Güter  und  Dienste  voraus 
deren  Preise  und  Geldvergütungen  (Löhne)  ermittelt  wei  em  i 
Voraussetzung  ist  für  die  frühere  Zeit  nirgends 
für  die  Gegenwart  in  Ländern  sorgfältiger  preis-  (und  lohn-)  sta- 

tistiseher  Aulnahmen,  z.  B.  in  -ä” 

geren  agrarischen  Nahmngsmittel,  nicht  oder  fast  nicht.  bolche  .Aut- 
fahmen  bieten  anch  größte,  genügend  wieder  n ieht  " 

rigkeiten.  Die  Prodnktionsstatistik  fehlt  ebenfalls  für  fruhei  ui 
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ist  noch  heute  in  unseren  Ländern  mangtdhaft  (agrarische  Ernte- 
statistik!,) oder  fehlt  noch  und  läßt  sich  nicht  ausreichend  liefern 
(industrielle  Produktion  mit  teilweiser  Ausnahme  der  monta- 
nistischen). Das  macht  nicht  nur  die  „historische“  Preis-  und 
Lohnstatistik  für  frühere  Zeiten,  auch  wenn  sie  sicherer  und 
vollständiger  wäre,  sondern  selbst  die  „aktuelle“  aus  der  Gegen - 
wai’t  für  die  Lösung  des  Geldwertproblems  fast  unbi'auchbar. 

Die  sog.  Indexzahlen  der  neueren  Preisstatistik,  wo  man  nach 
Daten  der  Markt-,  der  Handels-,  der  Ein-  und  Ausfuhrstatistik  die 
zeitliche  Bewegung  der  Preise  verschiedener  Artikel  verfolgt,  indem 
man  einen  Zeitpunkt  (Jahr  oder  mehrjährigen  Durchschnitt,  natür- 
licli  wieder  willkürlich)  zum  Ausgangspunkt  nimmt  und  die  Zahl 
dafür  als  100  ansetzend  die  prozentweise  Verimderung  verfolgt,  leiden 
an  diesem  Kardinalfehler  der  Nichtberücksichtigung  der  Mengen.  Ein 
Fehler,  der  praktisch  nur  in  solchen  Fällen  sich  vermindert  oder  selbst 
nahezu  fortfällt,  wo  die  Markt-  oder  Einfuhrmenge  eines  Objekts  in 
der  verglichenen  Zeit  wiederum  annähernd  gleichbleibt. 

cc)  Aber  selbst  wenn  die  Preis-  und  Lohnstatistik  zu  einei- 
Mengenstatistik  ausgebildet  werden  könnte  und  in  allen  Be- 
ziehungen den  Anforderungen  der  Wissenschaft  bezüglich  Zu- 
verlässigkeit, Genauigkeit,  Spezialisierung  genügte,  also  damit 
die  erste  der  theoretischen  Aufgaben  der  Sozialökonomik,  die 
Feststellung  der  Tatsachen  der  Erscheinung  und  der  Veränderung 
dieser  Tatsachen,  erfüllt  wäre;  sogar,  wenn  das  Material  äus- 
reichte,  um  der  Frage,  ob  und  eventuell  welche  Regelmäßigkeiten 
der  Gestaltung  und  Entwicklung  der  Tatsachen  sich  feststellen 
ließen,  näher  zu  treten  und  sie  bejaht  und  genauer  beantwortet 
werden  könnte:  auch  dann  wäre  das  Geldwertproblem  noch 
nicht  auf  diesem  Wege  gelöst.  Es  tauchte  dann  erst  das  weitere 
Problem  auf,  ob  und,  im  Bejahungsfälle,  in  w^elcher  Richtung 
und  in  welchem  Maße  auf  die  Gestaltung  der  Geldpreise  und 
Geldlöhne  von  der  Geldseite  allein,  oder  von  der  Güter-  und 
Dienstseite  allein  oder  ob  und  in  w’elchen  Kombinationen,  in 
gleicher,  in  sich  kreuzender  Richtung  auf  die  Preise  und  Dienstbe- 
zahlungen (Löhne)  eingewirkt  wird.  Die  häulig  vertretene  Annahme, 
daß  es  wenigstens  w’ahrscheinlich  sei,  wenn  in  der  Gestal- 
tung und  Entwicklung  (Bew^egung)  der  Preise  und  Löhne  nach 
Objekten,  Zeiten,  Gebieten  eine  schärfere  Gleichmäßigkeit  her- 
vortrete, daß  dieses  von  Verhältnissen  auf  der  Geldseite  herrühre, 
ist  zwmr  nicht  ganz  von  der  Hand  zu  weisen,  aber  doch  auch 
nicht  sicher.  Es  können  gewisse  gleichmäßige  Gestaltungen  und 
Bewegungen  auch  unter  dem  Einfluß  von  gleichen  Vorgängen  in 
der  Technik  auf  dem  Produktions-  und  Verkehrsgebiete,  auch  bei 
Arbeitslöhnen  unter  diesem  und  unter  dem  Einfluß  von  gleichen 
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Vor£äu-en  auf  dem  Gebiete  der  Sozialpolitik  eintreten.  Jedenfalls 
) ^ -n  bei  Gestaltiingen  und  Veränderungen,  welche 

"^!?^vSnlen  I;)  “rofutaeite  zu«oh.  eibt,  Mer  mitwirkeu 
rae  Imäe  Men*  e “versehiedeneter  Momente,  welche  Anphot  und 
K X«  hXchgütern  und  Diensten  Produkt  onskoste^^^  he. 

jenen  hei  der  Arbeit  die  Selb—  irt'e:;em  vi 

kX“s  und  MarkVgrb  vollends  in  längeren  Zeiträumen  und 

- Xe^Ä  r SrpS  und 

setzten  Warenmengen  und  die  Za  berücksichtio-t 

CaUUhu  vergüteten  Arbeitsdienste  genau  mit  bei  iicksicnti,.! 

™d  deren  SrtlMhe  und  seitliche  Veränderungen  durch  Uinstande 
anf  der  Waren-  und  Arhei.sdienstseite  bestimmt  sm.^^,  hefern 

das  Geldwertproblem  zunächst  Aber 

Tatsachen  Diese  müssen  nun  zusammeug  Wpo-a 

wie  ist  dazu  zu  verfahren?  Man  hat  hier  verschiedene  We 

lipi  der  Verwertung  der  sog.  Indexzahlen,  (tji) 

Xgörief  ’ Fred“-’  nud  SumtnsprezT  Eechn  J 

ZU  tragen,  bildet  man  Summen  und  Diircbschnitte  nur 
zu  , Waren“  iiiid  aus  verschiedenen  Bedarfs- 

koXuonsvefhältoisse“  z.  B.  des  .Einzelnen“,  der  .Fanuhe 
als  Inc^ehöriger  verschiedener  Einkommen-,  ^ ermogens-,  > 

“S  ^uÄt  r« 

prinzipiell  Ist  es  nicht  unrichtig,  so  vomigehen,  nni 
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das  eben  auch  prinzipiell  betrachtet  nicht  aus!  Eine  ausreichende 
Verbesserung  methodischen  Vorgehens  oder  ein  völlig  korrekter 
andrer  Weg  läßt  sich  aber  nicht  linden. 

V I 1 ersten  Wege  gewinnt  man  zwar  vergleichbare 

Zahlen  in  den  Relativsätzen,  d.  h,  den  prozentweisen  Änderungen 
gegenüber  einer,  wie  schon  bemerkt,  doch  immer  schon  willkürlich 
zum  Ausgangspunkt  genommenen  festen  Zahl.  Man  kann  auf  diese 
V\eise  zeitliche  Veränderungen  der  Warenpreise  und  Dienstlöhne 
ebenso  zeitliche  V erschiedenheiten  darin  verfolgen.  Aber  zu  richtigen 
Durchschnitten  kommt  man  so  nicht,  denn  bei  der  Sammlung 
der  Prozentzahlen  und  der  Ziehung  des  Durchschnitts  daraus  bleibt 
die  ganz  verschiedene  absolute  Bedeutung,  welche  die  einzelne 
Uaren-  und  Dienstart  im  geldwirtschaftlichen  Verkehr  auf  dem 
Konsuniations-  und  Produktionsgebiete  besitzt,  ganz  unberücksichtigt. 
Die  wichtigste  und  die  unwichtigste  Ware,  welche  in  die  Berechnung 
ein  bezogen  wird,  hat  auf  das  Summen-  und  Durchschnittsergebnis  ja 
den  gleichen  Einfluß.  Dieser  Umstand  bildet  den  nicht  zu  he- 
seitigenden  störenden  Punkt  bei  der  Benutzung  von  „Indexziffern“ 
zur  Verfolgung  allgemeiner  Preisbewegungen,  zumal  für  die  Frage 
der  ^wegung  des  Geldwerts  .selbst.  Durcli  eine  Ausdehnung  der 
betreffenden  Eiste  auf  eine  größere  und  S'hließlich  vielleicht  auch 
eine  sehr  große  Anzahl  Waren  kann  man  hier  nichts  verbessern. 
Deicht  und  wahrscheinlich  wird  dabei  das  Endergebnis  noch  weniger 
brauchbar,  weil  mit  der  Ausdehnung  der  Liste  auch  immer  mehr 
unwichtige  Waren  einbezogen  werden. 

Zu  Eine  Verbesserung  erfolgt  durch  Beschränkung  der  Waren- 
list^  auf  eine  Anzahl  wichtigerer,  passend  ausgewählter  Waren,  wie 
m den  Indexziffern  des  englischen  „Economist“  und  Sauerbecks.  Aber 
die  B^chrankung  macht  das  Ergebnis  doch  andererseits  wieder  weniger 
brauchbar  zu  allgemeinen  Schlüssen  auf  „durchschnittliche“  PreLs- 
bewegungen  und  vollends  auf  die  allgemeine  Geldwertbewegung, 
welche  aus  solchen  Preisbewegungen  abgeleitet  werden  soll.  Und 
die  Auswahl  b eibt  immer  willkürlich,  während,  je  kleiner  die  Anzahl 
der  balle  d.h.  luer  der  berücksichtigten  Waren  ist,  um  so  mehr  wieder 
dns'  zufällige  Ein-  oder  Nichtmiteinbeziehen  einer  Ware  und  der 
und  der  bestimmten  das  Endergebnis  beeinflußt.  „Richtige“  Durch- 
schnitte,  vollends  solche,  welche  man  für  die  Höhe  des  Geldwerts 

und  deren  Bewegung  und  Verschiedenheit  benutzen  könnte,  sind 
also  nicht  zu  gewinnen. 

, , dritten  Wege  lassen  sich  zwar  für  einkommen-, 

lohnpolitische  u dgl.  Fragen  wertvolle  statistische  Berechnungen 
anstellen.  Aber  für  das  Geldwertproblem  bleibt  der  Gewinn  wieder 
aus  oder  ist  doch  nur  gering  und  von  zweifelhaftem  Werte.  Für 
untere  Schichten  der  handarbeitenden  Klasse  kann  auf  Grund  der 
Beobachtung  wohl  noch  am  ersten  etwas  festgestellt  werden,  das  sich 
als  „typischer  Normalbedarf“  bezeichnen  läßt,  so  für  eine  Arbeiter- 
familie jener  Schichten.  Indem  man  ihren  notwendigen  und  üblichen 
Bedaif  an  Konsumtibilien  (einschließlich  Diensten)  nach  den  Geld- 
preisen ur  ^gehene  Zeit  und  Ort  in  einer  Geldsumme  berechnet, 
den  gleichen  Bedarf  dann  für  andere  Zeiten  und  Orte  ebenso,  ergibt 
das  V erhaltnis  der  absoluten  Zahlen  der  erforderlichen  Geldbeträge 
zueinander  eine  Vergleichbarkeit  der  Kaufkraft,  welche  ein  bestimmter 


Geldbetrag  besitzt  und  welche  Veränderungen  etwa  in  der  Hohe  der 
Kaufkraft  erfolgen.  Aber  auch  hier  muß  dann  immer  erst,  um  auf 
Gleichbleibe^  Richtuag  und  Maß  der  Veränderungen  des  Geldwerts 

schUeßen  zu’  können,^  ermitteR  werden,  ob  und  welche  V er 

änderungen  der  Geldpreise  aus  Umständen  auf  der  Varenseite  zu 
erSären  sind.  Selbst  wenn  das  gelänge,  wurde  .das  Beispiel  des 

Lwähnten  Arbeiterbedarfs  aber  doch  nur  ein  f 

dem  für  das  allgemeine  Geldwertproblem  noch  nicht  viel  zu  ge 

"■'”°Miä‘estens  muBte  man  daher  eine 

Normalbudgets“  für  Einzel-  und  Familienbedarf  und  für  dessen 
oSsten  für  verschiedene  ökonomische  und  soziale  Klassen  auf- 
stellen Aber  von  den  großen  praktischen  Schwierigkeiten  abgesehen, 
^uch  das  prYnzipielle  VorgeLn  dabei  macht  hier  Schwierigkeiten. 
S namenSa  d?e  Bestimm?ns  der  Zahl  solcher  r«,ter  su  unter- 
suchenden  Fälle,  die  Auswahl  derselben  als  einigermaßen  „t^ischer 
und  dTFeststellung  dessen,  was  man  in  jedem  einzelnen  Fall 
hier  als  den  typischen  „Normalumfang“  des  Bedarfs  anzusehen  hat, 
also  weiche  Art  und  Menge  der  Sachgüter  und  Dienste  m jedem 
ärzel^en  Falte  ala  .normal"  gelten  soll, 

'Rerechnune  zuerrunde  zu  legen.  Ohne  störende  Willkuhr  g 
hier  bei  der  Entscheidung  nicht  ab.  Das  Material  etwa  aus  Rech - 
iiungsbüchern  von  Haushalten  verschiedenen  Wohlstands,  ohnehin 
für  mittlere  und  höhere  Klassen  kaum  vorhanden  oder  unzugänglich, 
trä^r  ein  zu  individuelles  Gepräge,  um  für  den  hier  besprochenen 

^"HbTrTäng?'  es  selbst,  den  Geldwertbetrag,  welcher  für 
den  quantitEv  und  iiualitativ  gleichartigen  Einzel-  und  Familien 
bedarf  verschiedener  Gesellschaftsklassen  aufzuwenden  ist,  für 
eine  hinlSiche  Anzahl  von  Fällen  in  verschiedener  Zeit  und 
von  verschiedenen  Orten  richtig  zu  ermitteln,  so 
wiederum  ein  solches  statistisches  Material  in  dieser  Bearbeitungs- 
weise für  wichtige  soziale  und  ökonomische  Fragen  wertvoll  sein, 
aber  für  die  Lösung  des  Geldwertproblems  noch  nicht  viel  leisten. 
Es  wären  doch  nur  Einzelfälle,  aus  denen  man  wiederum  keine 
für  unser  Problem  brauchbare  Durchschnitte  ableiten  konnte. 
Denn  einL  Summierung  etwa  der  Prozente  der  Veränderungen, 
welche  die  Geldbeträge  der  verschiedenen  „Normalbedarfe  darstellen, 
und  der  Ziehung  von  Durchschnitten  aus  den  Summen  stehen  ähn- 
liche Bedenken  gegenüber,  wie  dem  gleichen  \ erfahren  bei  den 
Indexzahlen.  Die^  verschiedene  Bedeutung  des  Konsums  jeder  Ge- 
sellschaftsklasse für  den  Gesamtkonsum  der 

für  die  voraussetzungsweise  in  der  Geldwirtschaft  ge^n  Geld  e 
folgenden  Umsätze  käme  bei  solcher  Summierung  ^r 
Vefänderungen  nicht  richtig  zur  Geltung.  Für  eine  Korrektur  fehlte 

aber  wieder  der  Schlüssel. 

So  ist  das  Ergebnis,  daß  selbst  ein  konkretes  Geldwert- 
problem auf  diesem  Wege  des  ,, historisch-statistischen“  und  , räum- 
lich-statistischen“ Verfahrens  — „induktiv“  — nicht  befriedigen 
zu  lösen  ist.  Auch  hier  müßten  ebenso  wie  beim  deduktiven 
Verfahren  zahlreiche  „Voraussetzungen“,  Annahmen  des  „cetens 
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,ur  Prüfuu«  der  Ergebnisse  des  deduktiven  veiium.xxo 
•irhtlicb  der  Lösung  des  Geldwertproblems.  Nach  den  voraus- 
«tnde..  Ausführungen  ist  es  klar,  daß  dies  Material  tasemer 
ünvollständigkeit  und  rnsicherbeit  und  bei 

.eiiügendbeit  zur  Erklärung  der  Kausa  zusammenhange  nur  in 
“eringem  Maße  brauchbar  zu  einer  solchen  Piufung  i • 
überhaupt  und  wie  weit,  ergibt  sich  aus  jenen 
Soweit  als  möglich  wird  man  es  naturhch  benutzen.  Aber  es 

ist  eben  weit  weniger  möglich,  als  öfters 

3 Für  den  Aufbau  einer  selbständigen  GeldNs erttheorie 

auf  historisch-statistischer  Grundlage  — die  dritte  ^nfg^e 
ist  das  erlangbave  Material  vollends  unzureichend  Abei 
mit  dem  denkbar  vollständigsten  und  besten  laßt  sich  ein  solcüe 
“ufbau  nicht  ausführen.  Dazu  sind  die  in  Betracht  kommenden 
L . • das  Ergebnis  verwickelter  Komplexe 


Die  Ergebnisse  derpreis-undlohngeschichtlichen  und -statistischen 
üntersuchungen  möchten  diese  Schlüsse  betätigen.  Für  ältere  Ge- 
sichtsperioden  und  zwar  niclit  nui’,  was  ja  bsi  dem  ganz  unzuläng- 
lichen Material  ohnehin  begreiflich  ist,  für  Altertum  und  Mittelalter, 
sondern  auch  für  die  wichtigste  Periode,  die  Zeit  seit  der  Entdeckung 
Amerikas  und  des  Zustroms  amerik.  Edelmetalls  nach  Europa  bis 
ins  19.  Jahrhundert,  gilt  das  Gesagte  doch  durchaus.  Die  Tatsache 
der  verminderten  Kaufkraft  des  Edelmetalls,  speziell  des  Silbers,  bis 
zum  zweiten  Drittel  des  17.  Jahrhunderts,  das  relative  Gleichbleiben 
des  Geldwerts  seitdem  kann  vielleicht  als  hinlänglich  sicher  angesehen 
werden.  Sie  war  aber  deduktiv  ebenso  sicher  abzuleiten.  Das  MaÜ 
der  „Entwertung“  (richtiger:  Wertverminderung)  ist  aber  auch  auf 
historisch-statistischem  Wege  doch  nur  recht  unsicher  „festgestellt“ 
worden  und  wie  verschieden  von  den  einzelnen  „Forschern“,  wenn  sich 
auch  die  Schätzungen  genähert  haben  und  frühere  Übertreibungen 
als  solche  erkannt  worden  sind.  Aber  selbst  für  die  uns  nächst- 
liegende  jüngste  Periode,  seit  Mitte  des  19.  Jahrhunderts,  sind  die 
Ergebnisse  der  statistischen  Erforschung  der  Gestaltung  der  Geld- 
preise und  Geldlöhne  nicht  nur  an  sich  nicht  sicher,  sondern  für  das 
konkrete  Geldwertproblem  kaum  irgend  verwertbar  trotz  sorgfältigster 
Untersuchungen  und  trotz  eines  so  guten  und  reichen  Massenmaterials 


— 240  — 

wie  den  im  Vorausgehenden  (unter  C,  8.  227  ff.)  erörterten.  Ob 
eine  allgemeine  Verteuening  stattgefunden  hat,  kann  auf  diese 
Weise  immerhin  wohl  meist  genügend  sicher  ermittelt  werden; 
auch  ob  die  eine  oder  die  andere  oder  ob  beide  Ursachen  dabei 
mitgewirkt  haben,  läßt  sich  so  auch  wohl  noch,  wenn  nicht 
genau  feststellen,  so  wahrscheinlich  machen  und  durch  Tat- 
sachen belegen.  In  welchem  Maße  eine  kombinierte  Wirkung 
beider  Ursachen  vorliegt  und  wie  weit  eine  jede  zu  einer 
bestimmten  Verteuerung  beigetragen  hat,  bleibt  die  Frage, 
welche  so  schwer,  hinsichtlich  der  Ursachen  auf  der  Geldseite 
überhaupt  kaum  lösbar  ist,  wie  oben  gezeigt  wurde. 

2.  Seit  dem  16.  Jahrhundert,  wo  sich  das  überhaupt  nur 
geschichtlich-statistisch  etwas  sicherer  verfolgen  läßt,  sind,  wie 
schon  hervorgehoben,  die  beiden  Perioden  für  die  „Verteuerungs- 
frage“, diese  auch  als  wirtschafts-wissenschaftliches  Problem  be- 
trachtet, besonders  wichtig,  einmal  die  Periode  des  16.  und 
eines  Teils  des  17.  Jahrhunderts,  wo  die  mögliche  Einwirkung 
der  amerikanischen  Edelmetallbeute  und  Ausbeute  in  Betracht 
kommt,  und  ferner  die  neueste  Zeit  seit  Mitte  des  19.  Jahr- 
hunderts, wo  sich  die  riesig  vermehrte  Goldproduktion,  der  bald 
eine  gewaltige  Steigerung  auch  der  Silberproduktion  zur  Seite 
trat,  auf  der  Geldseite  für  eine  Verteuerung  geltend  machen 
konnte.  Xach  der  deduktiven  Geldtheorie  w'ar  hier  eine  Ver- 
teuerung von  der  Geldseite,  also  als  Folge  der  vermehrten  Menge, 
auch  verminderten  Beschaffungskosten,  dadurch  der  verminderten 
Kaufkraft  des  Gelds,  von  vornherein  wahrscheinlich  und  auch 
trotz  der  absolut  viel  geringeren  Edelmetall  Vermehrung  in  der 
ei-sten  Periode  eine  weit  stärkere  als  in  der  zweiten  anzu- 
nehmen. Beide  Schlüsse  möchten  durch  die  Tatsachen  ihre 
Bestätigung  linden. 

Bei  noch  in  weitem  Umfang  vorherrschender  Naturalwirtschaft 
auch  in  West-  und  Mitteleuropa,  bei  geringerer  Entwicklung  der 
Produktion,  bei  erst  mehr  beginnendem  größeren  Fern-  und  Welthandel, 
noch  fehlendem  oder  geringem  Kreditverkehr  und  Geldsurrogatwesen, 
auch  unter  dem  Einfluß  des  obenbesprochenen  Umstands,  daß  das 
neue  Edelmetall  damals,  soweit  es  nicht  dauernd  als  (unproduktiver) 
Schatz  aufgesammelt  wurde,  in  öffentlichen  und  Privatausgaben  als 
Konsumentengeld  alsbald  in  starkem  Betrage  in  Zirkulation  kam, 
aber  langsam  umlief,  endlich  bei  dem  politischen  Charakter  der  da- 
maligen Zeit  als  einer  solchen  wirtschaftlichen  und  kulturellen 
Niedergangs  großer  Gebiete,  — unter  allen  diesen  Umständen  war  im 
16.  und  17.  .Jahrhundert  zu  erwarten,  daß  die  relativ  so  starke 
Metallgeldvermehrung  aus  dem  neuen  amerikanischen  Produkt  als 
quantitatives  Moment  stark  ins  Gewicht  falle  und  eine  große 
Verminderung  der  Kaufkraft  des  Gelds  bewirken  werde.  Und  da.s 


möchte  in  der  Tat  bei  aller  Unsicherheit  der  Daten  der  Preis- 
geschichte und  des  Maßes  der  allgemeinen  Preissteigerungen  doch  aus 

diesen  Daten  sich  bestätigen  lassen.  j , i t 

Auch  in  der  neuesten  Edelmetallära  war  nach  der  deduktiven 

Geldtheorie  Ähnliches,  aber  in  geringerem  Maße,  zu  ervvartem 
Letzteres  deswegen,  weil  alle  die  angedeuteten  Umstande,  wekhe  auf 
stärkeren  Einfluß  der  Geldvermehrung  im  16.  und  17.  Jahrhundert 
hinwirkten,  sich  jetzt  geändert  hatten.  Neben  der  Geldvermehrung 
mußten  allerdings  in  derselben  Richtung  auf  die  \ermindernng  des 
Geldwerts  jetzt  die  starke  Entwicklung  des  gesamten  Geldsurrogat- 
Wesens  und  die  raschere  Umlaufsgeschwindigkeit  des  Gelds  und 
wenigstens  eines  Teils  dieser  Surrogate  einwirken.  Aber  das  neue 
Edelmetall  nahm  nunmehr  zum  größten  Teil  erst  die  Gestalt  des 
Geldkapitals  au,  vermehrte  nicht  sofort  gleichmäßig  mit  seiner  Ver- 
mehrung die  zirkulierende  Geldmenge.  Vor  allem  jedoch  trat  jetzt 
dem  gestiegenen  Angebot  an  Geld  eine  ebenfalls  rasch  star 

steigende  Nachfrage  gegenüber,  infolge  des  ungeheueren  Aufschwungs 
des  Verkehrs,  der  Produktion,  der  Volkszahl,  der  Entwicklung  ganz 
neuer  großer  Wirtschaftsgebiete  und  demnach  infolge  eines  viel 
größer  werdenden  Geldbedarfs.  Eine  viel  geringere  \ erminderung 
der  Kaufkraft  des  Gelds  im  letzten  halben  Jahrhundert  als  im  16. 
und  17.  möchte  sich  wiederum  aus  der  Preisstatistik  bestätigen. 

3.  Im  Laufe  langer  Zeiträume  wird  überhaupt  eine  starke 
Verteuerung  des  Lebens“  nach  den  gestiegenen  Geldpreisen 
von  Sachgütern  und  Diensten  (Löhne)  gew'öhiilich  allgemein  an- 
genommen. Dies  sowohl  durch  ganze  Jahrhunderte,  ja  Jahr- 
tausende hindurch,  besonders  seit  dem  europäischen  Mittelalter 
bis  in  die  Neuzeit  und  die  Gegenwart!  hin,  als  auch  im  Gang 
der  Entwicklung  der  Volkswirtschaften  überhaupt,  so  zum  Teil 
in  der  antiken  Welt  (Rom)  und  besonders  in  der  neueren 
europäischen  Welt.  Das  ist  w’ohl  auch  richtig,  so  wenig  sicher 
das  Maß  dieser  Verteuerung  festzustellen  ist  und  so  starke  Über- 
treibungen dabei  auch  üblich  sind.  Diese  ^ eiteuerung  wird 
auch  meistens  als  Verminderung  des  Geldwerts  im  Lauf 
der  Jahrhunderte  und  Jahrtausende  aufgefaßt,  wie  schon  früher, 
besonders  im  16.  Jahrhundert,  so  auch  jetzt  in  den  letzten 
Menschenaltern,  besonders  in  der  unmittelbaren  Gegenw'art  wieder. 
Auch  wohl  im  Ganzen  mit  Recht,  w^enigstens  betreffs  eines 
Teils  dieser  Verteuerung.  Dabei  darf  nur  wieder  nicht  über- 
trieben, die  Mitwirkung  von  Umständen  auf  der  Warenseite 
nicht  übersehen  und  muß  die  I ninöglichkeit  zugestanden  weiden, 
das  Maß  der  Verteuerung,  welches  auf  V erminderung  des  Geld- 
werts zurückzuführen  ist,  genau  zu  beziffern.  Auch  eine  fort- 
schreitende Lebensverteuerung  in  geld-  und  kreditwirt- 
wirtschaftlicher Organisation,  wird  vielfach  als  Tatsache  anzii= 
nehmen  sein.  Sie  tritt  in  steigenden  Geldpreisen,  wie  auch 
A.  Waguer,  soz.-ökon.  Grundriss,  Buchhandelsausgabe.  Abteil.  II.  16 


Preissteigerung  ott  übertrieoen,  aucn  im 

kommende  Verbilligungen,  z.  B.  in  so  manchen  Industrie- 
produkten, bleiben  unbeachtet.  Nur  genaue  Statistik  der  Preise 

kann  das  f'eststellen. 

Selbst  eine  umfassende  und  zuverlässige  Großpreisstatistik 
reicht  nicht  aus.  Die  Kleinpreise  unterliegen  mancherlei  anderen 
Einflüssen  oder  den  gleichen  in  ungleichem  Maße  als  die  Großpreise, 
hängen  zwar  mit  diesen  zusammen  und  von  ihnen  mit  ab,  aber  nicht 
allein  ab,  können  übrigens  bisweilen  auch  auf  diese  Preise  zuruck- 
wirken.  Die  allgemeinen  Wert-,  Preis-  und  Kostengesetze  sind  zwar 
auch  auf  die  Kleinpreise  anwendbar,  aber  nicht  so  emfach  und  nicht 
ebenso,  wie  auf  die  Großpreise,  weil  dabei  andere  \oraussetrangen, 
besonders  auch  andere  psychische,  in  Betracht  kommen  und  hmsicht- 
lich  der  Motivation,  hinsichtlich  der  sozialen  Stellung  auf  dem  Gebiete 
der  Preisbildung,  auch  hinsichtlich  der  Kenntms  der  Kosten,  der 
Marktlage,  der  Verhältnisse  von  Angebot  und  Nachfrage  bestehen 
Eine  an  sich  erforderliche  brauchbare  Statistik  der  Kleinpreise  bietet 
auch  noch  viel  größere  Schwierigkeiten,  als  eine  solche  der  Groß- 
nreise  Die  Kleinpreise  sind  verschiedenener,  unterstehen  vielen  ver- 
schiedenen Bedingungen,  z.  B.  betreffs  der  örtlichen  Lage  Ver- 
kaufsorts (Ladens),  der  Ausstattung  der  Geschäftsräume,  der  ^t  der 
Kimdenbedienune.  der  wirtschaftlichen  und  sozialen  Lage  der  Haupt- 


Geldlöhneii  hervor,  und  einerlei  wie  sie  verursacht  wird,  wdrd 
sie,  wenigstens  äußerlich  allgemein  als  „'Verminderung  des  Geld- 
Averts“  von  den  Geldbesitzern  und  mit  Geld  Einkaufenden 
empfunden.  Große  und  wichtige  Verschiebungen  der  ökono- 
mischen und  sozialen  Klassenlage  sind  die  Folge  davon.  Diese 
Verhältnisse  eben  bilden  auch  ein  Problem  der  Geldtheorie. 
Nur  als  solches  sollen  sie  hier,  mit  speziellem  Bezug  auf  die 
Gegenwart,  noch  etwas  näher  betrachtet  werden. 

4,  Die  „Verteuerung  des  Lebens,,  macht  sich,  wie  gesagt, 
besonders  im  Konsumentenverkehr,  daher  auf  dem  Gebiete 
der  Kleinpreise  geltend.  Hier  wird  sie  öfters  am  schwersten 
empfunden,  einerlei,  ob  sie  von  V^erminderung  des  Geldwerts 
oder  von  reeller  Steigerung  der  Geldpreise  und  Geldlöhne  von 
der  Waren-  und  Dienstseite  her  herrührt  und  einerlei  zunächst, 
ob  und  wie  weit  sie  eine  bloße  Eeflexersclieinung  der  Bewegung 
(Steigerung)  der  Großpreise  im  Produzenten-  und  Händler- 
verkehr ist.  Namentlich  leiden  hier  empfindlich  die  Klassen 
und  Einzelnen  mit  festem  Geldeinkommen,  so  Beamte,  Pensio- 
näre, Zinsrentner,  und  mit  schwer  und  langsam  steigerungs- 
fähigem, wie  im  Ganzen  die  Lohnarbeiter,  aber  auch  zahlreiche,, 
namentlich  kleinere  und  mittlere  Unternehmer,  wie  besonders 
landwirtschaftliche  und  solche  gewerbliche  und  merkantile 
(^Kleinhändler),  welche  sich  für  die  Verteuerung  ihrer  sachlichen 
und  persönlichen  Produktionsmittel  nicht  in  Preissteigerungen 
ihrer  eigenen  Leistungen  und  Produkte  schadlos  halten  können, 
etwa  auch  durch  die  Konkurrenz  des  Großbetriebs  noch  beson- 
ders gedrückt  werden.  Sie  alle  leiden  so  auch  als  private 
Konsumenten  unter  der  Verteuerung  ihres  persönlichen  und 
Familienbedarfs.  So  liegen  die  Dinge  auch  in  der  Gegenwart 
bei  uns,  zumal  seit  der  stärkeren  „industriestaatlichen“  Ent- 
wicklung. Wie  ist  nun,  soweit  sie  tatsächlich  vorliegt,  eine 
selche  Verteuerung  zu  erklären?  Reichen  hier  die  gewöhnlichen 
Erklärungsgründe,  wirkliche  Verminderung  des  Geldwerts,  er- 
höhte Produktions-  und  Herbeischaffungskosten,  bloßer  Hinweis 
auf  das  Gesetz  von  Angebot  und  Nachfrage  aus?  Kaum.  Es 
möchte  noch  Andres  mitspielen.  Das  eben  ist  das  wissenschaft- 
liche geldtheoretische  Problem. 

5.  Aufgaben  bezüglich  dieses  Problems. 

a)  Die  erste  ist  eine  genauere  Feststellung  der  Tat- 
sachen, speziell  der  Preise  (Kleinpreise)  im  Konsumenten- 
verkehr. Sicherlich  wird  meistens  die  Behauptung  der  Lebens- 
verteuerung zu  sehr  verallgemeinert,  auch  das  Maß  der 


liehe  Preissteigerung  bietet  so  ganz 
Das  gilt  namentlich  auch  von  der 
und  mehr  noch,  im  Bejahungsfälle, 
teuerung  für  die  Konsumenten  in  ( 
minderung  des  Geldwerts  beruht.  I 
Buchung  der  von  der  AVaren-  und 
die  Kleinpreise  einwirkenden  Einflüi 
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zunehmeii,  freilich  aus  den  angedeuteten  Gründen  auch  wieder 
sehr  schwierig  und  mit  unsicheren  Ergebnissen  dem  Maße  nach. 
Aber  doch  lassen  sich  so  zahlreiche  allgemeine  Verteuerungen 
erklären. 

U.  a.  macht  sich  gerade  im  letzten  halben  Jahrhundert,  in  wel- 
ches die  neue  Massenproduktion  der  Edelmetalle  fällt,  auch  für  die 
Preisbildung  im  Konsumentenverkehr  der  Einfluß  des  neueren  Kom- 
munikations-  und  Transportwesens  geltend  auf  Ausgleichung  der 
Preise  zwischen  früher  noch  wohlfeileren  und  teureren  Gegenden. 
Ein  Teil  der  „Verteuerungen“  in  Deutschland,  dann  wieder  in  einzelnen 
Gebieten  ist  auf  diesen  Ausgleichungsprozeß  mit  .'^.urückzuführen.  Die 
Entwicklung  der  Städte,  der  Industrie  hat  auch  mit  zur  Lohnsteigerung 
für  Dienstboten  geführt.  Verteuerungen  infolge  von  Monopolverhält- 
nissen, wie  besonders  der  Wohnungs-,  Ladenmieten,  auch  bei  kartel- 
lierten Produktions-  und  Handelszweigen  wirken,  soweit  es  sich  um 
Genußmittel  (z.B.  Wohnung,  Kohle,  Petroleum,  Spiritus,  Zucker  u.a.m.i 
direkt,  soweit  es  sich  um  Produktionsmittel  ( Lüden,  Wirtschaftslokale, 
Kohle,  andre  Eohstoffe)  handelt,  indirekt  auf  die  Konsumenten  mit  ein. 

d)  Bei  diesen  und  anderen  einzelnen  Verteuerungen  und 
bei  der  Erscheinung  einer  wirklich  allgemeinen  „Verteuerung  des 
Lebens,  wie  sie  am  Ersten  auch  als  Verminderung  des  Geld- 
Averts  aufgefaßt  wird  und  möglicherweiser  etwas  Derartiges  sein 
kann,  bleibt  aber  immer  noch  Manches  unerklärt,  wenn  man  sich 
mit  der  Erklärung  verminderten  Geldwerts  nicht  zufrieden  gibt. 
Das  ist  bei  der  großen  Schwierigkeit  eines  wirklichen  Nach- 
weises einer  solchen  Wertverminderung  gerade  bei  den  Klein- 
preisen aber  kaum  zulässig.  Die  allmähliche,  wenn  auch  bald 
raschere  und  stärkere,  bald  langsamere  und  schwächere  Preis- 
steigerung der  Bedarfsartikel  der  privaten  Konsumenten  (und 
auch  der  Produzenten,  Händler  als  Konsumenten)  hat  zu  Zeiten 
beinahe  den  Charakter  einer  festen  Tendenz,  die  sich  allen 
Widerständen  gegenüber  allgemeiner  durchsetzt.  Sie  zeigt  sich 
mit  allen  ihren  Schwankungen  selbst  (unigermaßen  als  die 
säkulare  Preisbewegung,  was  gerade  mit  zu  ihrer  Zurück- 
führung auf  Verminderung  des  Geldwerts  dann  geführt  hat. 
Sie  tritt  besonders  deutlich  in  der  großen  neueren  volkswirt- 
schaftlichen Entwicklung  in  „industriestaatlicher“  Eichtung  her- 
vor und  dann  etwa  noch  in  gesteigertem  Maße  in  den  „Auf- 
schwungperioden“, bei  „steigender  Koniunktur“.  Gerade 
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die  Erscheinung  in  ihrer  Allgemeinheit  und  Stärke  durch  dies 

\lles  ausreichend  zu  erklären? 

Man  darf  sie  wohl  auch  in  Verbindung  bringen  mit 
den  Verhältnissen  im  privatwirtschat tlichen  bystem 
der  freien  Konkurrenz,  im  System  der  Ge^werbefrei- 
heit.  Hier  tritt  sie  auch  überhaupt  am  deutlichsten  hervoi 
und  setzt  sich  leichter  und  stärker  durch.  Die  Erklärung  dafür 
liegt  wohl  in  Folgendem.  Die  Seite  des  Angebots  ist  eben 
hier  doch  ziemlich  durchweg  die  stärkere,  die,  welche  ihie 
Erwerbsinteressen  mehr  verfolgen  kann,  nach  der  wirtschatt- 
lichen  Einsicht  und  Stellung  der  Verkäufer,  es  will  nach 
deren  Vorteil,  und  es  muß,  damit  die  Beteiligten  wirtschaftli 
bestehen  und  gedeihen  können.  Auch  von  eigentlichen  Kai- 
tellen,  Ringen,  Verbindungen  selbst  abgesehen  und  trotz  aller 

Konkurrenz  der  einzelnen  Verkäufer  untereinander  tritt  die 

Angebotsseite  einheitlicher  auf,  als  die  Gegenseite  c ei  ^ ac 
frage  Die  auf  Absatz  im  Konsumentenverkehr  angewiesenen 
Geschäftsleute  sind  auch  mehr  an  den  Preissteigerungen  als  die 
Abnehmer  am  Festhalten  alter  Preise  und  an  Preisermäßigungen 
interessiert.  Denn  für  sie  hängt  die  Höhe  ihres  Erwerbs,  dami 
ihre  «^anze  wirtschaftliche  und  soziale  Lage,  wesentlich  davo 
mit  ab,  bei  den  Abnehmern  dreht  es  sich  doch  regelmäßig  nur 
um  ein  kleineres  Spezialinteresse  von  geringerer  Bedeutung  tur 
ihre  Gesamtlage.  Daher  bildet  sich  eben  die  Tendenz  zum 
Hochhalten  und  Erhöhen  der  Preise  auf  der  AngeRotsseite  und 
wirkt  als  eine  Art  beständiger  Druck  in  der  Richtung  ei 
Preiserhöhung,  energischer,  allgemeiner  als  ^ ® 

Widerstand  auf  der  Nachfrageseite.  Absichtliches  N lednghalten 
und  Ermäßigen  der  Preise  kommt  im  Kleinverkehr  zur  Erha  - 
tung  und  Erweiterung  des  Absatzes  und  zur  Erhöhung  des  G - 
Samtgewinns  gewiß  auch  vor  und  die  Konkurrenz  kann  mit 
dazu  nötigen  und  tut  es  vielfach.  Aber 

die  Dauer  nicht  so  allgemein  und  stark  geltend,  als  In 
esse  an  und  das  Streben  nach  höheren  Preisen  und  weiß  eben 
auch  im  Konkurrenzsystem  die  Widerstände  zu  überwunden. 
Wenigstens  ein  Teil  „allgemeiner  Verteuerung-,  „allgemein 
sinkenden  Geldwerts“,  wie  man  die  Erscheinungen  dann  wohl, 
freilich  hier  mit  Unrecht,  nennt,  möchte  so  auf  dauern  e 
Übermacht  der  Angebotsseite  über  die  Nachfrageseite 

zurückzuführen  sein.  . „ 

Insoweit  hinge  auch  dies  Problem  wieder  mit  den  großen 

Grundfragen  der  volkswirtschaftlichen  Organisation  und  der 
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Müuzgewicht  (Mark,  besonderes  Pfund  Dnsa).  2.  Ebenso  ist  es 
lieh  und  „assend,  die  Angaben  für  (eines 
Silber  zu  machen,  das  betreffende  neu  gewonnene,  et%va 
eStende^so  Silber  bei  Gold,  und  das  in  Mna»  Gerate 

„sw.  enthaltene,  beschickte  oder  legierte  ‘ 

Metall  auf  feines  Metall  zurückzufuhren.  Fui  (rewicht,  re^ 
heitsfvrade  besonders  auch  bei  Münzen,  werden  dabei  gleic 
falls  "üblicher  und  passender  Weise  nicht  ”®^r  die  alten  heu  e^ 
veralteten  technischen  Bezeichnungen  (Schrot,  Kom,  \mhalt 
;:thrn  bSden)  angewendet,  sondern  der 

brttchen  reeelmalüg  in  Tausendteilen,  vom  Gev  icht  ausgedruck  . 

S Die  BerecMinngen  der  Edelmetallinengen  nach  Geld- 
werten kümien  natürlich  nach  jeder  Landeswährung  und  Miinr- 
tuß  gemacht  werden,  was  in  amtlichen  und 
Arbeiten  auch  noch  jetst  für  Xbe^^^ 

dem  in  den  «JSen»  »f^TnTeirct“  auch 

S''r“ü;i"fzeit”Taher  in  unserem  Keich.GoWmüns^ 

4 Bei  Zusammenfassung  des  ^^/erts  von  Gold  und  Silbei 
wird  nach  dem  Wertverhältnis  beider  Metalle  zueinander  en  - 
weder  die  GoUmenge  auf  Silberwert,  wie  früher  meist  oder 

die  Silbermenge  «af  Goldwert 

ÄvÄtltisttscrLftiellungen  inid.^ 

liehe  V^ileichungen  aus  dem  Wechsel  des  Wertver- 
hältnisses oon  Gold  zu  Silber  19.  Jahrhundert  bis  zur 

wichtigen  französischen  ja  jeweiligen”  mehr 

gebung  angenommene  von  1 1 ™f;;tnrliA  die  betreffenden 

Perioden  der  Abweichung  so  zuungunst^^  des 

zuungunsten  des  einen  n c 5eg  18.  Jahrhunderts  bei  zu 

Silbers  früher  und  bis  geg  Silbers  in  Gold  oder  zugunsten 

niedrigem  ^ns^g  de«  ^ des 

des  Silbers  seit  Mitte  der  Wertrelation  zugrunde, 

frL“di?frecÄng  des  werk  ^ 

SO  hängt  das  Ergebnis  vra  die  Berechnung  durchgeführt 

der  Perioden,  welche 
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Preisregeluiig  zusammen.  Ältere  allgemeinere  Preistaxsysteine 
boten  auch  nicht  unbedingte  Abhilfe,  weil  die  Taxen  eben  doch 
auch  bei  steigenden  Kosten  erhöht  w'erden  mußten  und  wurden. 
Aber  sie  leisteten  doch  einen  größeren  M'iderstand,  als  ihn  das 
Angebotsinteresse  heute  im  freien  Verkehr  auf  der  Seite  der 
zersplitterten,  unorganisierten  Nachfrage  findet. 

Pür  das  Geldwertproblem  aber  folgt  aus  dem  Allen,  daß 
bei  seiner  Erörterung  doch  auch  solche  Umstände,  wie  die  hier 
besprochenen,  nicht  übersehen  werden'  dürfen.  Das,  wms  sich 
äußerlich  in  der  Preisbewegung  als  Geldwertverminderung  au.s- 
gibt  und  eine  solche  sein  könnte,  kann  auch,  wenigstens  mehr 
oder  weniger,  aus  Umständen,  wie  den  dargelegten,  sich  er- 
klären und  ist  daun  in  W irklichkeit  doch  nicht  Geldw’ertver- 
minderung,  auch  in  diesem  Palle  nicht  oder  nur  partiell  Kosten- 
erhöhuug  von  der  Warenseite  her.  Es  ist  vielmehr  eine  Folge 
volkswirtschaftlich-organisatorischer  Verhältnisse  und  darin  sich 
geltend  machender  Machtstellungen. 

V.  Geldwesen  (Geldpraxis).  Edelmetall  wesen. 
M ü n z w e s e n . W ä h r u n g s w e s e n . 

Dieser  Gegenstand  gehört  im  Ganzen  und  in  seinen  Teilen  mehr 
in  die  spezielle  und  praktische  Sozialökonomik  Er  wird  hier  in  diesem 
Werke  jetzt  wiederum  vornehmlich  nach  seinen  allgemeinen  und 
pmnzipiellen  Seiten  behandelt,  Historisches,  Statistisches,  Tech- 
nisches, Legislatives  und  Geldpolitisches  („Währungs-  und  Münz- 
pol itifc*'),  wesentlich  nach  dieser  Seite  hereingezogen,  Einzelnes 
daher  absichtlich  möglichst  mit  der  Beschränkung,  welche  sich  nach 
diesem  Zielpunkt  ergibt.  Aber  auch  bei  diesem  Streben  ist  hier  doch 
vielfach  ein  genaueres  Eingehen  auf  Spezielles  unvermeidlich  auch 
für  die  Behandlung  der  allgemeinen  und  Prinzipienfragen. 

Edelmetallw'esen  seit  der  Entdeckung  Amerikas. 
(Akad.  Grundriß  § 73). 

A.  Maß-  und  Gewichtsverhältnisse  und  Mengeii- 
und  Wertberechnungen.  1.  Mit  der  Einbürgerung  und  Ver- 
breitung des  metrischen  Systems  ist  es  neuerdings  immer  all- 
gemeiner üblich  gew'orden,  dieses  System  nicht  nur  für  die 
Gegenwart  und  für  Länder  dieses  Systems,  sondern  auch  für 
die  Vergangenheit  und  für  Länder  noch  anderen  Systems,  wie 
gerade  noch  hnmer  die  wichtigsten  neueren  Gebiete  der  Edel- 
metallproduktion, allgemein  den  statistischen  Aufstellungen  über 
Edelmetall  Verhältnisse  zugrunde  zu  legen.  Das  ist  durchaus 
zweckmäßig  und  geschieht  auch  hier.  Die  Gewichtsangaben 
beziehen  sich  daher  auf  das  allgemeine  Landesgewicht,  das 
Kilogramm,  nicht  mehr  auf  ein  spezielles  Edelmetall-  oder 
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I^urchschnittsrelation  für  das  Produkt  jeder  einzelnen  Periode 
berechnet  ^nd,  so  ergeben  sich  abermals  Inkongruenzen,  da  die 
Mengen,  z.  B der  ^ orräte,  des  Münzumlaufs  doch  in  anderen  Zeiten 
eigentlich  nicht  mehr  nach  ihrem  früheren  jeweiligen,  z.  B.  dem 

vorVMi  nach  günstigeren  oder  ungünstigeren  "Wert- 

IvemiSf  angeschlagen  werden  müßten,  sondern  nach  demjenigen 

dLETa  auch lür  sfe  “Jt.  “ >>«‘«1“  “”<1 

Beide  Methoden  der  Berechnung  sind  also  mit  Mängeln 
behaltet,  welche  sich  nicht  völlig  beseitigen  lassen.  Man  kann 
sie  nebeneinander  in  der  Statistik  anwenden,  muß  bei  Schlüssen 
aus  den  betreffenden  Zahlen  dann  sich  nur  bewußt  bleiben, 
welche  Vorbehalte  bei  Vergleichungen  zu  machen  sind.  Für 
mancherlei  Zwecke  auch  der  theoretischen  Untersuchung  ver- 
dient die  Benutzung  nur  der  Gewichtsmengen  feinen  Metalls 

^ Zugrundelegung  einer  stabilen  Wertrelation 

nir  Geldwertberechnuugen  bezüglich  beider  Edelmetalle  erfofc^t 
ja  auch  im  Grunde  keine  andere  Berechnung  als  in  Gewicht,  da 
die  Geld-  oder  Münzeinheiten  hier  eben  nur  feste  Gewichtsteile 
bedeuten.  Die  betreffenden  Zahlen  in  solchem  Geldwerte 
sind  indessen  leichter  in  ihrer  Bedeutung  erfaßbar  und  ver- 
ständlich, als  die  bloßen  Gewichtsmengen.  Für  ungefähre 
Wertvergleichungen,  wenigstens  für  Zeiten  nicht  allzuverschie- 
dener Wertrelation,  reicht  die  Berechnung  nach  stabiler 

\V  ertrelation  aus  und  kann  die  erwähnte  von  1 : 15  5 wohl  be- 
nutzt werden.  ’ 

B.  Die  W’ertrelation  der  beiden  Edelmetalle  zueinander 
ist  im  Edelmetallwesen  und  für  Währungs-  und  Münzwesen  ein 
besonders  wichtiger  Punkt.  Sporadische,  aber  immerhin  doch 
einigermaßen  ausreichende  Daten  darüber  liegen  aus  dem  Alter- 
Uim  und  Mittelalter  vor,  jedenfalls  mehr  und  sicherer  als  über 
Produktion,  Vorräte,  Münzumlauf.  Mit  der  Entwicklung  der 
Munzordnungen  kommen  auch  gesetzliche  und  administra- 
tive Bestimmungen  über  diese  Relation  mannigfach  vor  wo- 
bei allerdings  mehr  oder  weniger  Abweichungen  von  der  Relation 
im  \ erkehr  (Handel)  stattfinden.  Aber  eine  gewisse  Anpassung 
solcher  Bestimmungen  an  die  Verkehrspreise  erfolgt  doch  u-e- 
wohnhch  wie  freilich  auch  diese  Preise  etwas  durch  jene 
Aormen  beeinflußt  werden  können.  Erst  seit  dem  15.  und  be- 
sonders dem  16.  Jahrhundert  werden  die  Daten  über  die  ’Wert- 
relation  mehr  und  mehr  auch  aus  dem  Verkehr  selbst  zahlreicher 
und  sicherer,  wenn  auch  schätzungsweises  Vorgehen  bei  der 
Feststellung  in  der  Edelmetallgeschichte  und  -Statistik  zur  Er- 


Notizen  sind  zum  Teil  erhalten  (,±iamDurg,  i.onuouj, 
für  Gold  in  Silberwährung  und  umgekehrt.  Für  die  neuere  Zeit 
ist  bei  der  Bedeutung  seines  Silbermarkts  dm  Notiz  des  Goldkuises 
des  Silbers  in  London  die  wichtigste,  ziemlich  für  die  \\  e - 
relation  maßgebende.  Nach  dieser  erfolgen  ge- 

wöhnlich und^  mit  Recht,  die  Berechnungen  in  der  Edelmetall- 
statistik. Kleine  Abweichungen  in  der  Relation  bestehen  au 
anderen  Märkten  unter  Einfluß  von  Handel  und  \ erkehr,  des 
Wechselkursstands,  auch  von  Münznormen,  gleichen  sich  aber 
vollends  in  der  Gegenwart  rasch  aus  (Edelmetall-Arbitrage). 

Als  Anhaltspunkte  für  statistische  Aufstellungen  dienen  folpnde 
Angaben.  Das  kg^f eines  Gold  wird  nach  dem  ^«"tschen  Munzges^etz  von 
1871  zu  2790  M.  in  Goldmünze  geprägt.  Das  ist  sein 
/^hei  freier  Präeunsr)  annähernd  sein  Verkehrswert.  Bei  eine 

Silber  von  1 Jet  der  Wert 

1 övjilöTt  \rnn  r l!ll  C.  2o4  M.*  Del  C.  1.1^  uni 
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“'/40  Feinheit  — in  Pence  (d.)  des  Goldmünzfußes,  der  hier  in  sog. 
rauhem  oder  legiertem  Metall  fein)  bestimmt  ist,  8 Pf.  17  Sh. 
10‘,'2  d.  auf  die  Unze  solchen  Golds.  Danach  ist  dann  die  Wertrelation 
zu  berechnen.  Der  von  1 : 15,5  entspricht  ein  Silberpreis  von  ziem- 
lich genau  61  d.  Bei  dem  neueren  starken  Sinken  des  Silbers  ist 
dieser  Preis  natürlich  viel  niedriger,  in  neuester  Zeit  (1906—1907)  um 
30—31  d.  herum  (Herbst  1907  wieder  darunter). 

B.  Statistik.  Für  die  Aufstellung  einer  wirklich  genauen  und 
vollständigen  Statistik  (und  historischen  Statistik,  daher  auch  einer 
allein  auf  statistischer  Grundlage  für  die  volkswirtschaftliche 
Betrachtung  genügenden  Geschichte)  der  Edelmetalle  und  des 
Edelmetallgeldwesens  (Münze  und  ungeprägtes  Metall,  das  für 
Geldzwecke  fungiert,  auch  mit  als  Grundlage  von  Geldsurrogaten 
und  bankmäßigen  Zahlungseinrichtungen  dient),  sowie  für  die 
geldtheoretischen  und  praktischen  Fragen,  welche  sich  anschließen, 
müßte  man  genaue  Zahlen  haben  a)  über  die  Produktion 
beider  Metalle  für  die  Gewichtsinenge  nach  Zeiträumen  und 
Gebieten,  b)  ebenso  für  die  Mengen  nach  Verwendungs- 
zwecken, besonders  je  zu  industrieller  und  zu  monetärer 
Verwendung,  ci  ebenso  für  die  Mengen  der  reellen  Verluste 
und  der  in  die  Ferne  (Orient,  Asien  i meist  definitiv  ab  ge- 
strömten Metalle;  desgleichen  weiter  d)  für  die  in  bestimmten 
Zeitpunkten,  am  Anfang  und  Endpunkt  bestimmter  nach  Er- 
fordernis gebildeten  Perioden  und  in  bestimmten  Ländern  vor- 
handenen Vorräte  von  jedem  Metall  in  diesen  Hauptverwen- 
dungsarten (und  eventuell  in  weiteren  speziellen  Arten  beider, 
so  bei  Geldzwecken  dienendem  Metall  nach  Mengen  der  ver- 
schiedenen Münzarten,  auch  nach  ungcprägten  Mengen),  sowie 
nach  den  großen  Sammelpunkten  (Banken,  Staatskassen);  endlich 
e)  für  die  jeweilige  und  periodenweise  durchschnittliche  Wert- 
relation. 2.  Wie  mehrfach  schon  berührt,  fehlt  einigermaßen 
sicheres  statistisches  Mateidal  betreffs  der  Punkte  1 a,  b,  c,  d 
für  die  Zeit  des  Altertums  und  Mittelalters  fast  durchaus, 
auch  für  den  Punkt  e ist  es  sehr  lückenhaft  und  vielfach  un- 
sicher. Man  kann  höchstens  den  Gang  der  Gestaltung  der 
Gesamtproduktion  und  danach  die  Entwicklung  des  Geld- 
umlaufs im  Großen  und  Ganzen  ermitteln,  zahlenmäßig  aber 
eigentlich  niemals.  Auch  die  sich  vorlindenden  gelegentlichen 
Zahlenangaben  über  Vorräte  in  Sammelpunkten  (Tempel, 
Fürstenschätze,  Staatskassen),  ohnehin  meist  wenig  zuverlässig, 
und  die  Mitteilungen  über  Art,  Anzahl,  Gewdcht  von  Kunst- 
und  Schmuckobjekten  aus  Gold  und  Silber  und  über  Umfang 
der  Verwendung  dieser  Metalle  für  derartige  Zwecke  überhaupt 
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reichen  in  keiner  Weise  hin,  um  mittelst  ihrer  die  Metallmen^en 
überhaupt,  die  Geldmengen  speziell  für  einen  Zeitpunkt  und 
ein  GebLt  zu  beziffern.  Von  Zahlenangaben  für  die  altere 
Zeit  über  die  Punkte  a-d  wird  daher  besser  ganz  abg 
sehen,  da  sie,  bei  allen  Vorbehalten  dabei,  zu  leicht  dazu  Aei- 
führen  sie  als  etwas  wirklich  wenigstens  einigermaßen  Sicheres 
anzusehen,  was  sie  eben  durchaus  nicht  sind  noch  sein  konen. 

Siehe  oben  die  lit.  Angaben  S.  113,  zur  Übersicht  ^Sefdenen 
frroßen  Zügen  besonders  die  genannten  Artikel  von  Lexis,  bei  aene 
Iben  nur  fie  Skepsis  hinsichtlich  der  Statistik  veibleiht. 

3 Erst  in  der  neueren  Zeit,  seit  der  Entdeckung  Amerikas, 
kommt  man  wenigstens  für  die  Produktions  Statistik  auf, 
zwar  nicht  sicheren,  aber  doch  wesentlich  besseren  Boden,  ebenso 
für  die  Statistik  der  Wertrelation.  Aber  in  den  drei  anderen 
Punkten  1 b c,  d wird  die  Giundlage  der  Statistik  z\\ar  auch 
rt^ir  ahei  ’doch  durchaus  nicht  in  dem  ^-de  sicherer  wie 
man  es  zur  Benutzung  der  Daten  für  eine  wirklich  «e^akt  ^ 

Edelmetallgeschichte  und  zu  strenger  für 

führung  und  Schlußziehungen  verlangen  mußte.  4 Selbst  tur 

die  neueste  Zeit  des  19.  Jahrhunderts  und  sogar  ^«1  dm  ne 
Edelmetallära  seit  1848/51  müssen  in  betrett  der  |ahlenau- 
gaben  und  .statistischen  Zusammenstellungen  über  die  Punkte  1, 
b_d  noch  manche  Vorbehalte  gemacht  werden,  ünmerlun 
kann  man  mit  solchen  Vorbehalten  die  neuere  bezügliche  Statistik 
und  die  grundlegenden  Arbeiten  von  Sotbeer  und  anderen 
Autoren  und  Ämtern,  die  sich  an  ihn  anschließen  und  seine  Er- 
gebnisse überprüft  und  fortgeführt  haben  (u.  a.  Lexis,  Bie_ 
mann,  amerik.  Münzamt,  österr.  Finanzministerium)  mit  einigem 
Vertrauen  auf  relativ  genügende  Richtigkeit  benutze^  Bui 
auf  diese  „Periode  der  Neuzeit“,  also  rund  seit  1500,  uird  hier 

^in*"e|a”pgj.f^(fei, Bildung,  insbe.sondere  für  die  neuere  Edel- 
metallgeschichte.  a)  Wie  überall,  so  auch  hier,  beruht  die  Bil- 
dung wn  „Perioden“  in  Dingen,  welche  einigermaßen  in  un- 
unterbrochenem geschichtlichen  Verlauf  sind,  -^^ssen 

Willkür  und  Abstraktion,  ist  indessen  ein  Bedürfnis^  dei  Wissen- 
schaft b)  In  der  Edelmetallgeschichte  verschiebt  sich  nur,  \v_ie 
es  ja  auch  sonst  in  der  Geschichte  geschieh^  mit  dem  Zeit- 
punkt, von  welchem  aus  man  die  zurückliegende  Zeit  betrachtet 

und  mit  dem  Hinzutritt  neuer  Momente  nach  welchen  ^ , 

Perioden  bildet,  der  Standpunkt  hierfür  selbst,  hier  in  der  E e 
inetallgeschichte  in  besonders  deutlichem  Maße,  c)  Schaif  bil 


i.i 
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die  Entdeckung  Amerikas  in  der  Geschichte  der  Edelmetalle 
einen  Einschnitt,  wie  vermutlich  kein  Ereignis  vorher,  so  sehr 
nach  dem  Gesamtgang  der  allgemeinen  geschichtlichen  Verhält- 
nisse etwa  auch  für  die  ältere  Edelmetallgeschichte  die  Zeit  des 
Untergangs  des  römischen  Weltreichs  der  folgenden  Zeit  des 
Mittelalters  gegenüber  sich  abhebt.  Kleinere  Perioden  kann 
man  in  der  Hauptperiode  von  1492/1500  an  auch  wieder 
mehrfach  bilden,  nicht  nur  äußerlich  nach  runden  Jahrhunderten 
und  deren  Teilen  (runden  Jahrzehnten  etwa  mit  der  Jahreszahl 
3 wie  es  für  statistische  Zwecke  üblich  und  auch  zulässig 

ist,  sondern  nach  Momenten  wie  der  Art  der  Erlangung,  so  ob 
wesentlich  reine  Beute  und  Raub  schon  vorhandenen  Edelmetalls 
durch  Eroberer  von  den  Besiegten  usw.  erfolgt,  wie  in  der  ersten 
Zeit  der  spanischen  Herrschaft  in  Amerika,  oder  eigene  berg- 
männische und 'Wäscherei-Keugewinnung;  ferner  nach  Zeitpunkten, 
wo  neue  Methoden  der  Montan-  und  Hüttentechnik  aufkommen, 
wo  Aufschluß  besonders  ergiebiger  Gebiete  und  Erschöpfung 
statthndet,  wo  große  I,  mgestaltungen  der  Menge  des  neuen  Ge- 
samtprodukts, auch  seiner  Verteilung  auf  Länder  usw\  eintreten, 
wo  politische^  Ereignisse,  wie  Abfall  der  spanischen  Kolonien’ 
einwirken.  Nach  solchen  Momenten  haben  die  früheren  Edel- 
metallstatistiker, Historiker  und  Kationalökonomen  bis  um  die 
Mitte  des  19.  Jahrhunderts  auch  in  der  neueren  Edelmetall- 
geschichte kleinere  Perioden  gebildet.  Für  eine  genaue  ins 
Einzelne  gehende  Behandlung  des  Edelmetallwesens  ist  das  noch 
jetzt  zweckmäßig  und  selbst  notwendig. 

c)  Aber  seitdem  wir  in  die  große  neueste  Produktions- 
ara der  Edelmetalle  eingetreten  sind,  also  seit  Mitte  des  19.  Jahr- 
hunderts, genau  seit  1848,  schiebt  sich  sozusagen  die  ganze 
rund  350  jährige  Periode  seit  der  Entdeckung  Amerikas  bis  um 
ISoOzu  einer  einzigen  großen  Hau].tperiode,  nach  Mittel- 
alter  und  Altertum,  zusammen.  Von  dieser  hebt  sich  dann 
als  neueste  Hauptperiode  die  Zeit  seit  Mitte  des  19.  Jahr- 
hunderts deutlich  ab.  Es  erscheint  zulässig  und  für  manche 
Probleme  des  Edelmetall-  und  Geldw^esens  zweckmäßig,  diese 
bisher  so  verschieden  langen  Zeiträume  anderen  gegenüber  zu 
stellen.  Die  neueste  Periode  ist  freilich  noch  nicht  abge- 
schlossen, solange  die  Massenhaftigkeit  der  Edelmetallproduktion 
annähernd  wie  bisher  fortdauert,  was  einstweilen  wenigstens  nach 
Allem  wahrscheinlich  ist.  Man  muß  sie  daher  vorläufig  etwa 
mit  einem  Zeitpunkt  der  Gegenwart  (im  relativen  Sinne) 
abschließen,  dabei  aber  für  Vergleichungen  und  Schlußziehunffen 


hevücksichsigen,  daß  sie  eben  noch  weitergeht,  d)  So  ergibt 
sich  ein  freilch  zufälliges,  aber  doch  beachtenswertes 
ztammentreffen  der  großen  Einschnitte  in  der  Geschtohte 
der  neueren  Edelmetallproduktion  mit  anderen  Imdeutsamen 
sozial  technisch-  und  wirtschaftsgeschichtlichen  Ere.gn.ssen 
Die  erste  neuere  Periode  beginnt  ungefähr  .mt  dem  Kefor- 
mationszeitalter,  .nlt  der  Entwicklung  der  terr.tor.alw..l8ohaft- 
Men  Phase  des  Wirtschaftslebens  (Abt.  I,  S.  38),  der  .mmer 
l-rSen  \“rdräng..ng  der  Naturalwirtschaft  ..nd  ...it  der  Ze.t 
des  im  großen  Stvl  einsetzenden  auswarttgen  Handels-  und  . 
dernen  Kolonialwesens;  die  zweite  Periode  setzt  e.n  ....t  de. 

politischen  Bewegung  von  18«  und  ^rkeren  \ 
der  neuesten  Produktions-  und  A erkehrstechnik  und  der  mtei 
siveren  industriestaatlichen  Entwicklung  immer 
b?el  An  Wechselwirkungen  fehlt  es  nicht  gan^  Daß  n 
der  jüngsten  Periode  die  neue  Massenproduktion  von  Edelineta  , 
blE  Gold,  auf  die  oben  angedeuteten  En.w »n  bst 

förderlich  mit  eingewirkt  hat,  wurde  schon  oben  hervoige 
hoben  und  möchte  unbestreitbar  sein.  Aber  auch 
IrwThrungs-,  Münz-,  Kreditverhältnisse  und  deren 
eigenartige  verschiedene  Entwicklung  in  den  beiden  großen 
neuen  Perioden  haben  die  so  verschiedenen 

uisse  von  Gold  und  Silber  ihren  stark  mit  entscheidenden  Ein- 
fluß ausgeübt.  Davon  ist  besonders  für  die  wahrungspolitischen 

Streitfragen  Akt  zu  nehmen. 

Genau  geuommeu  wird  man 

r^fnÄ"  W^amtuS  d:;Sstliegendef.  heben  sich  dann 

sssiiigisslii 

eigiebffrn  Gold  sind,  und  anderseis  seit  stärkeren  Auf schw^^^^^^ 
der  russisch-sibirischen  Goldproduktion  . ^ch  bis  1847 

^tn  .reÄnTat  ka^n 

dMulVn'dm^ 

«^aSÄÜnd  di:  Etafl&se^daranf  muß  natürlich  mehr 


15.  Jahrhundert,  wenigstens  in 
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einzelnen  Jahre  und  bisweilen  noch  kleinere 
Zeiträume  zurückgegangen  werden.  ^mmeie 

('.Gang  und  Größe  der  neueren  Edelmetallproduktion. 

1.  Blick  auf  das  Altertum.  a)  Die  Goldproduktion' 

T fler  Wäscherei  technisch  viel  leichter  als 

die  Silberproduktion  ist,  scheint  früher  als  letztere  eingesetzt 
die  Verwendung  von  Gold  zu  Schmuck,  Gerät,  auch  zu  Geld- 
zwecken  (Wertmaß,  Münze,  zum  Teil  neben  Kupfer,  Bronze), 
früher  als  die  von  Silber  stattgefunden  zu  haben,  b)  Im  rö- 
mischen Weltreich  darf  vielleicht  die  Erreichung  eines  Maxi- 
Edelmetallmasse  in  jeder  Eorm,  auch  in  Geldform 
(Münze)  um  den  Höhepunkt  der  politisch-wirtschaftlichen,  auch 
Ff  ^^tschaftlichen  Entwicklung  des  Kaisertums,  etwa  um  150 
bis  _o0  unserer  Zeitrechnung,  angenommen  werden.  Um  diese 
Zeit  etwa  scheint  der  Bergbau  die  größte  Ausdehnung  und  Er- 
giebigkeit  erlangt  zu  haben  (Gold  in  den  Alpen,  Zufluß  davon 
aus  *^frika,  Asien,  Silber  in  Griechenland,  ^■ornehmlich  in  Spanien). 
Die  Metallschatze  der  Welt  strömten  damals  noch  mehr  nach  als 
aus  Italmn  und  den  Hauptkulturgebieten  des  römischen  Eeichs 
.so  daß  die  Vorräte  sich  eher  vermehrten  als  verminderten,  trotz 
des  wue  es  scheint  schon  beständigen  und  nicht  unerheblichen 
Abflusses  von  Metall  (Silber)  in  den  ferneren  asiatischen  Orient 

beginnend  schon  in  die  nordischen  Gebiete, 
c)  Mit  der  beginnenden  Zerrüttimg  der  römischen  Weltmacht, 
dem  Emporkommen  von  Ostrom,  der  Erschöpfung  einzelner  Pro- 
duktionsstatten oder  der  Betriebseinschränkung  oder  -Einstellung 
von  Bergbauten  infolge  politischer  Wirren,  mit  dem  stärkeren 
Abstromen  nach  und  Eestgehaltenwerden  in  den  Grenz-  und 
Nachbargebieten  des  römischen  Eeichs,  zu  Schmuckzwecken,  zum 
Schatzsammeln  nimmt  die  Gesamtmenge  seit  dem  dritten  und  in 
den  folgenden  Jahrhunderten  immer  mehr  ab,  wenigstens  im 
ostromischen  Eeiche.  Die  Verluste  durch  die  verschiedensten 
Ursachen  werden  durch  die  schwächere  Neuproduktion  und 
sonstige  Zuflusse  von  außen  her  nicht  mehr  ersetzt.  Auch  der 
Geldumlauf  wird  schwächer,  d)  Die  Ereignisse  in  den  Stürmen 
der  Völkerwanderung  und  in  der  unmittelbar  folgenden  Zeit 
wirken  in  dieser  Eichtung  w^eiter,  nur  noch  stärker.  Der  Eück- 
foll  in  naturalwirtschaftliche  Verhältnisse,  selbst  in  Italien,  der 
Euckgang  der  Städte  vermindert  auch  den  Geldbedarf  Ost- 
rom, spater  die  arabischen  Herrschaftsgebiete  ziehen  an  sich 
und  erhalten  mehr  Metall  bei  sich.  So  möchte  wohl  rund  um 
500,  vielleicht  auch  bis  600  und  700,  wenigstens  im  west- 


• V-  nnrl  vanz  West-  und  Mitteleuropa  ein  Mini- 

irrt;  r«n.ge,d  ..nd 

„,hmen  sein.  e.  Eine  sahlenmäMgeScbiitzung  der  Produkt  on^ 
Verlust-,  Vorrats-,  Geldmengen  für  eine  der  eburt 

der  für  iroeud  eine  andere  Zeit,  wie  etwa  um  Lhnstr  Gebwt. 
Ime  mehrfaä  geschehen,  unterbleibt,  nach  dem  Gesagten,  besser 

- tlSt  rnrtetXt^  ;;;  a^tch  a..  dm  vo^^e 

L Ä r ;a^Sf  Se-Ä 

A Pf^räfVipdavf  zwar  nicht  ebenso  ermäßigt,  abe 

irr  Sbtat  r ssr 

als  Quote  der  f Mittelalters 

;rt  ttndfr;  irnm;  der  MeiaUbergbau  wieder  m 

SÄ  -5 

in  verschiedenen  Gebieten,  Silber  wieder  m 

deutschen  Alpenländern,  Mitteldeutschland,  ® 

richr  in  letzten  beiden  Gebieten  besonders  m den  letzten 

if  aXÄSÄ  JÄ- 

la+tz  nflpr  iranz  wenig).  Mitteleuropa,  besonders  Deutseflianü, 
"wat  z ma\  1“  S^er!' lange  das  Hmrptproduktionsgebiet  ^ 
der  ersten  Hälfte  des  Mittelalters,  bis  um  etwa 
^rd  das  neue  Produkt  und  etwas  ZuHnh  aus  anderen 
teilen  noch  nicht  genügt  haben,  um  Verluste,  Vergraben,  ^ 
Streuung  Abfluß  in  die  Ferne  zu  decken.  Erst  spater, 

Hch  erS  im  15.  Jahrhundert,  namentlich  seit  dessen  zweiter 
mlfte  'Lchsen)  ist  wohl  wieder  eine  Gesamtvermehrung^  d^^ 

Edelmetalle,  besonders  zuletzt  auch  des  Si  bers  i Gesamt- 

MHiplP.iirona  eineetreten.  Immerhin  mochte  die  t^esam 


i 
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erster  Zeit,  recht  niedrig  gewesen  sein,  auch  gegenüber  dei 
dxirch  Entwicklung  des  Wirtschaftswesens  in  geldwirtschaftliche 
Richtung,  des  Städtewesens  und  demnach  des  Handels  und  Vei 
kehrs  wieder  gestiegenen  Geld-  und  Mfinzbedarf.  Von  der  a 
sich  nicht  hohen  Metallmenge  absorbierte  zudem  die  Verwenduu 
für  Schmuck.  Prunk,  Gerät  (Kirchen  usw.)  eine  erhebliche  Quot< 
Eine  Bezifferung  der  Produktion,  der  Verluste  und  Abtiü.sst 
der  orräte  und  deren  Verteilung  auf  die  monetären  und  di 
anderen  Verwendungszwecke,  auf  die  Länder  und  auch  ein 
genauere  Scheidung  der  beiden  Metalle,  in  Jahren,  Jahresreihei 
und  Endsummen  erscheint  für  jeden  Zeitraum  des  Mittelalter 
und  auch  noch  für  das  15.  Jalu’hundert  zu  gewagt.  Eine  einiger 
maßen  wahrscheinliche  Zahlenangabe  über  die  mutmaßliche  Edel 
metallmenge  im  „Occident“  und  über  deren  Verteilung  auf  Geld  um 
andere  Verwendungen,  wäre  für  den  Schluß  der  ganzen  Periode 
etwa  für  das  Ende  des  15.  Jahrhunderts,  allerdings  besonder; 
erwünscht,  um  Vergleichungen  mit  der  nun  beginnenden  ..ameri 
kanischen“  Periode  vornehmen  zu  können.  Bezügliche  Schätzungei 
sind  verschiedentlich  versucht  worden,  gehen  aber  ziemlich  weil 
auseinander.  Feststehen  möchte  indessen  doch,  daß  die  Ge- 
samt\ orräte  des  Occidents  an  Edelmetall  um  15uo 
mehr  noch  vor  dem  letzten  Aufschwung  der  deutschen  Silber- 
produktion (Sachsen,  Böhmen),  um  1450  etwa,  absolut  und 
relativ  klein  gewesen  sind,  namentlich  gegenüber  dem 
bald  einsetzenden  Zustrom,  zumal  seit  Mitte  des  16.  Jahr- 
hunders,  von  Silber,  aus  Amerika.  Wenn,  wofür  verschiedene 
Sy  mptome  .sprechen,  die  deutsche  Silbervermehrung  in  der  zweiten 
Hälfte  des  15.  Jahrhunderts  gewisse  von  einer  quantitativ  stär- 
keren Vermehrung  des  Edelmetalls  zu  erwartende  EinHüsse  geübt 
haben  sollte,  so  beweist  das  nur,  wie  gering  die  Vorräte*vor- 
her  gewesen  sein  müssen. 

S.  besonders  die  genannten  Artikel  von  Lexis  im  HWBSt.  mit 
mancherlei  Schätzungen  wie  der  Produktien  so  auch  der  Vorräte  in 
früheren  Perioden  und  um  1500.  Neuere  Schätzungen  für  letztere 
/Seit  schwanken  für  Gold  zwischen  90—100000  kg  (M.  Chevalier) 
und  ooO— 0^000  kg  (Wiebe,  Lexis).  Man  wird  die  höheren  Ziffern 
immerhin  für  die  der  Wirklichkeit  wahrscheinlich  näher  kommenden 
annehmen  dürfen.  Für  die  Silbervorräte  um  15(X)  schwanken  die 
Schatzungen  zwischen  und  über  7 Mill.  (7,2)  kg. 

Vorsichtigerweise  wird  man  eigentlich  von  einer  Beziffe- 
rung der  Mengenverhältnisse  absehen  mü.ssen.  Wagt  man  eine 
solche  indessen  doch,  so  mag  man  etwa  6500(10  kg  für  Gold  und 
7 Millionen  kg  für  Silber  iGeld.  Münze 
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Wendungen  dienendes  Metall  zusammengefaßt),  als  Ge.samtvorrat 
annehmen.  Vom  Gesamtgewicht  von  7,65  Millionen  kg  Murde 

daun  c.  8,5  auf  Gold,  c.  91,5  «/o  auf  «über 

Beim  gesamten  Werte  dieser  Vorräte,  wenn  er  auch  für  Silbei 
in  Gold  berechnet  wird,  hängt  natürlich  die  Verteilung  der 
Quoten  beider  Metalle  von  der  der  Berechnung  zugriin^e  ge- 
lebten Wertrelation  ab.  Nimmt  man  dafür  die  um  loOO  an- 
nähernd geltende  von  1:11,  so  fiele 

sehen  Goldmark  i2790  Mk.  auf  1 kg  fein  Go  d)  .^.1813, 

Silber  c.  1778  Mill.  Mk.,  zusammen  ergäbe  sich  ein  Betiag 
3501  Mill  Mk.,  also  rund  etwas  über  3^  .,  Milliarden  und  in 
Quoleft  Gold  c.  50.6,  für  Silber  c.  40,5“,.,  also  fast  genau 
die  Hälfte.  Legt  man  auch  schon  für  diese  Zeit  le  neuei 
Relation  von  1 : 15,5  zugrunde,  welche  im  18.  Jahrhunder 
nähernd,  im  19.  bis  um  1870  fast  genau  bestanden  hat,  so 
erbäbe  sich  um  1500  ein  Goldwert  der  Silbervonate 
c'’l260  Mill.  Mk.,  und  der  gesamten  Edelmetallvorrate  ^on 
c 3073  Mill.  Mk.,  also  rund  etwas  über  3 Milliarden  Mk  ^Ii 
dieser  Summe  verteilte  sich  Gold  und  Silber  zu  c.  o9  und  41 
also  rund  zu  V'  und  “ Nach  der  Berechnung  auf  der  Basis 
t Mation  vSn  1 . ll  hütte  also  ein  Gleicbgervicht  des 

Golds  und  Silbers,  nach  der  von  ^ Wenn 

des  Golds  über  das  Silber  dem  Werte  nach  bestanden.  Wen 

das  auch  nur  einigermaßen  der  VWrklichkeit 

sollte,  so  würde  sich  in  dieser  V crteilung  der  lieiden  Metalle 
in  dmi  Vorräten  von  1500  ein  großer  Untm’schied  von  de 
Sachlage  in  der  ersten  großen  Periode  der  Neuzeit,  der  von 
1500-^1850  (mehr  noch,  wenn  sie  mit  1840  abgeschlossen^ 
darin  ergeben,  daß  Silber  dem  Gewicht  und  auch  dem  W eite 
nach  in  der  Produktion  in  dieser  neuen  Periode  weit  inehi  c s 
in  den  Vorräten  der  Zeit  um  1500,  welche  doch  vornehmlich  das 

Erbebiiis  der  vorausgehenden  Produktionsverhältnisse  waren,  ubei- 

woben  hätte.  Das  ist  für  die  Frage  der  Wahrung^s\^rhaltnisse  un 
des  Münzumlaufs  der  Zeit  zuletzt  vor  und  nach  der  Entdeckung 
Amerikas  nicht  unwichtig.  Die  hier  angenominenen 
V^orratszahlen  sind  wohl  maximale.  Die  V eitei  ung  c 
^Münze)  und  auf  andere  Verwendungen  in  diesen  V orraten  ist  noch 
bewagter.  Bei  Silber  glaubt  man  aunehmeii  zu  dürfen,  daß  de 
bvüßete  Teil  auf  Geschirr  und  Gerät  falle  (so  auch  Lexis)  Abei  \sie 
bei  Gold  — V ? Wäre  es  hier  etwa  umgekehrt,  so  hatte  im  Munzu  esen 
Gold  noch  mehr  als  nach  obigen  Quoten  uberwogen. 

.\.  Wagner,  soz.-ökoii. Grundriss, Buchhaudelsausgabe.  Abteil.  H.  17 
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3-  Die  Ed el ni e t al  1 p r 0 du k t io  11  in  der  Neuzeit  seit 
1492/1500,  als  Masseiierscheinung  betrachtet. 

In  dieser  Deiiode  tritt  inan,  M'ie  schon  bemerkt,  immerhin,  und 
zwar  einigermaßen  schon  ziemlich  vom  Anfang  an,  in  der  Statistik 
der  Edelmetallproduktion  auf  festeren  und  sichereren  Boden. 
Allmählich,  jemehr  man  sich  der  neuesten  Zeit  und  der  Gegenwart 
näheit,  verbessert  sich  das  statistische  IMaterial  immer  mehr, 
ohne  freilich  jemals,  auch  heute  noch  nicht,  ein  völlig  zuver- 
lässiges zu  werden,  wie  ja  leicht  zu  begreifen  ist.  Die  Edel- 
metallgewiiinung  im  Occident,  ganz  überwiegend  in  der  neuen 
Welt,  nebst  den  Zuflüssen  aus  Afrika,  Asien  in  dieser  Periode 
seit  rund  1500  ist  die  Grundlage  des  neueren  und  auch  des 
gegenwärtigen  Metallgeldwesens. 

Die  bezügliche  Statistik  hat  daher  eine  be.sondere  und  bleibende 
Bedeutung  und  findet  deshalb  auch  in  einer  wesentlich  prinzipiellen 
Behandlung  des  Geldwesens,  wie  die  in  diesem  Werke  erstrebte 
hier  in  etwas  umfaßenderem  Maße  Aufnahme  und  Besprechung  trotz 
ihrer  angedeuteten  Mängel.  Ob  und  wieweit  durch  weitere  Unter- 
suchungen Berichtigungen  der  Daten  noch  stattfinden  werden,  steht 
dahin.  Völlige  Umgestaltung  wird  die  Statistik  kaum  mehr  erfahren. 

a)  Summierte  Massenergebnisse  der  Produktion. 
Für  die  hier  verfolgten  Zwecke  ist  es  besonders  wichtig,  einen 
statistischen  Überblick  über  die  Gesamtproduktion 
als  große  wirtschaftshistorische  Massenerscheinung  in  den 
beiden  oben  in  der  Zeit  seit  der  Entdeckung  Amerikas  unter- 
schiedenen Hauptperioden  vor  und  nach  1850/51,  zu  gewinnen. 
Dadurch  sollen  die  ([iiantitati ven,  absoluten  und  relativen 
und  die  qualitativen  Verschiedenheiten,  d.  h.  Gold  und 
Silber  getrennt  betrachtet,  deutlich  zur  Erkenntnis  gebracht 
werden.  Daher  erfolgt  hier  zunächst  eine  Zusammenfassung 
der  Produktionszahlen  für  jede  der  beiden  Hauptperioden 
und  für  die  ganze  Zeit  (bis  1905V  Darnn 
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reichsstatist.  Jahrbuch  (1907  S.  24  des  Anhangs).  Nach  dieser  rabelle 
Daten  sind  die  folgenden  Berechnungen  in  Tabelle  I und  II 
unten  ausgeführt  werden.  Kleinere  Abweichungen,  auch  für  die 
neueste  Periode  seit  1850—51,  finden  sich  in  den  Zusammenstellungen 
von  verschiedenen  Seiten  immer  noch,  können  aber  bei  dem  stets  nur 
approximativen  W^ert  der  Zahlen  hier  unbeachtet  bleiben.  Die  mir 
sonst  bekannt  gewordenen,  zum  Teil  auch  von  mir  selbst  über- 
prüften Zahlen  stimmen  für  die  zwoite  Periode  soweit  überein,  daß 
das  Gesamtergebnis  kein  irgend  erheblich  andres  wird,  ob  man  die 
einen  oder  andren  Zahlen  zugrunde  legt.  Auch  für  die  Zeit  von 
1492/ 15(X)— 1850  besteht  genügende  Uebereinstimmung  in  den  Daten, 
wobei  freilich  die  Arbeiten  Sötbeers,  mit  einzelnen  kleinen  Korrekturen, 
und  für  die  jüngste  Zeit  die  Aufstellungen  der  nordamerik.  Münz- 
direktion neuerdings  meist  aller  Statistik  zugrunde  liegen.  Ob  die 
wirkliche  Produktion  wenigstens  annähernd  genau  so  wie  nach 
diesen  Zahlen  war,  wird  sich  kaum  mehr  sicher  feststellen  lassen. 
Schwerlich  werden  aber  weitere  Forschungen  das  Gesamtergebnis 
noch  wesentlich  umändern  und  auch  ihre  Ergebnisse  werden  selbst 
immer  wieder  des  nur  hypothetischen  Werts  nicht  ganz  entkleidet 
w’erden können.  Namentlich  möchte  der  Gesamtcharakter  der  beiden 
großen  neuzeitlichen  Perioden,  wie  er  in  der  bisherigen  Statistik 
hervortritt,  kaum  mehr  durch  neue  Forschungen  eine  Umgestaltung 
erfahren. 

In  der  folgenden  Tabelle  I bedeuten  die  absoluten  Zahlen 
beim  Gewicht  je  1000  kg,  bei  den  Jahresdurchschnitten  mit  Deci- 
malen  davon,  beim  Wert  je  1 Mül.  M.  in  Goldwert,  auch  beim 
Silber.  Die  Berechnung  des  Goldwerts  des  Silbers  ^ist  eine  zwei- 
fache, einmal  nach  der  stabilen  Relation  von  1:15,5,  ein  zweites 
Mal  nach  der  jeweiligen  Relation,  d.  h.  nach  derjenigen,  welche  in 
kleineren  Produktionsperioden  (20-,  10-,  5jährigen)  für  deren  Pro- 
duktion jeweilig  wirklich  gegolten  hat;  eine  Berechnung,  welche, 
wie  oben  schon  bemerkt,  für  die  danach  gebildeten  Summazahlen 
der  größeren  Perioden  freilich  niemals  ein  ganz  korrektes  Resultat 
ergibt.  Eigentlich  müsste  ja  der  Goldwert  desjenigen  Silbers,  welches 
aus  einer  früheren  Periode  in  eine  neue  und  in  die  Endperiode  als 
Vorrat  übergeht,  in  dieser  späteren  Zeit  nach  dem  dann  auch 
dafür  geltenden  Goldwert  eingestellt  werden.  Aber  zur  Vergleichung 
mit  den  Daten  der  ersten  Berechnung  können  die  so  berechneten 
Daten  doch  mit  benutzt  werden.  (Tabelle  I s.  S.  260.) 

Zur  Erläuterung  der  Tabelle  I.  In  den  Durchsclinitts- 
zahlen  für  die  beiden  so  langen  und  so  verschieden  langen 
Perioden  von  358  und  55  Jahren  gleichen  sich  die  Schwankungen 
der  Jahresproduktion  und  auch  der  Durchschnitte  der  kleineren 
Perioden  natürlich  aus,  aber  nach  der  Länge  der  Perioden  in 
verschiedenem  Maße. 

Die  Schwankungen  dieser  Durchschnitte  in  der  er  st  en  Haupt- 
periode (für  1561—1800  von  20jährigen,  1801—1850  von  lOjährigen 
Perioden,  dann  speziell  für  die  drei  Perioden  von  1493  151.0, 

1521—1544,  1545-1560)  sind  bei  Gold,  abgesehen  von  der  ersten 
(1493 — 1520)  und  letzten  Periode  (1841 — 1850),  für  den  Jahresdurch- 

17* 
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Tabelle  I. 

Gesamtproduktion  von  Edelmetall  1493  1906  und  von  1493  - 1860, 

1861—1905. 


1 Erste 
Periode 

Zweite 

Periode 

Ganze  ^ 
Periode  i 

Durchschnitte  jährlich 

1493 
bis  i 

1851 

bis 

1493 

bis 

i 

1493 

1851 

1493 

1850  j 

1905 

1905 

1 bis 

bis 

bis 

I Gesamtbetrag  d.  Perioden 

1850 

1905 

1905 

A.  Absolute  Zahlen. 

Gewichtsmenge  Gold 
„ Silber 

« Summa 


Erste  Berechnung: 
Wert-  / \ Relation 

Zweite  Berechnung: 

WoT^f  /Gold  ’i  Relation, 

wert-  Jcnup^  I wiikliche  aus 

betrag  | o I kleineren 

^ ^Summai  Perioden 

B.  Relative  Zahlen. 

Gold  nach  Gewicht 
Silber  „ „ 

Erste  Berechnung: 

Gold  nach  Wert  (1:15,5) 
Süber  „ 

Zweite  Berechnung: 

Gold  nach  Wert  fl;wechsel- 
Silber  - „ | dem  x 


C.  Quoten  der  Perioden. 

Gewicht  Gold 
„ Silber 

Wert  Gold 

nach  1:15,5  Silber 
„ 1:  wechs.  x Silber 

beide  Metalle  nach 
erster  Berechnung 
beide  Metalle  nach 
zweiter  Berechnung 


r 

n 


1000  kg 


4 7521 


1000  kg  mit  1 Dezim 


I 

12  846 
1150  506 
163  352 

17  598 
300  333l 

317  93li 

1 

13,2 

419,8 

432,3 

233,6 

2736,5 

2970,0 

42,6 

728,2 

770,8 


Millionen  Mark  GoM 


Millionen  mit  1 Dezim, 


13  258 

35  843 

49  101 

37,0 

651,6 

118,9 

26  969 

27  091 

54  060 

75,4 

492,6 

130,9 

40  227 

62  934 

103  161 

112,4 

1144,2 

i 

249,8 

13  258 

35  843 

49  101 

37,0 

651.6 

118,9 

29  430 

18  721 

48  151 

82,2 

340,4 

116,6 

‘ 42  688 

54  564 

97  252 

119,2 

992,0 

235,5 

1 

Quoten  in 

% 

1 

3,07 

7,86 

0.53 

96,93 

92,14 

94,47 

32,9 

57,0 

47,6 

67,1 

43,0 

52,4 

31,1 

65,7 

50,r. 

68,9 

34,3 

49,5 

1 

Jährl.  Produktion 

% 

der  ersten  Periode  wie 

l:x  in  der  zweiten 

27,0 

73,0 

100, 0 

1 

17,5 

49,9 

50,1 

lOO.o 

1 

6,5 

27,0 

73,0 

100,o 

1 

17,6 

49,9 

50,1 

100, 0 

1 

6,5 

61,1 

i 

38,9 

100, 0 

1 

bl 

39,0 

61,0 

100, 0 

1 

10,2 

44,0 

56,0  1 

100,o 

1 

8,3 
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schnitt  der  Minimal-  und  Maximalproduktion,  etwa  ^ = 

(1561—1580  6840,  1521—1544  7160,  1581-1600  7380  kg  sind  die  drei 
Sma  H41-1760  24610,  1761-^80  20705,  1831-1840  20289  kg 
sind  die  drei  Maxima).  Das  stärkste  Maximum  des  Jahresdurch- 
schnitts fällt  unter  dem  Miteinfluß  der  kalifornischen 
1848—1850  und  der  stärkeren  russisch-sibirischen  1841  tt.  aut  aas 
Jahrzehnt  1841-1850  mit  54759  kg  Selbst  dadurch  wird  aber  für 
die  ganze  lange  erste  Periode  der  Jahresdurchschnitt  nur  um  c.  180 
erhöht.  Das  wird  mehr  als  ausgeglichen  durch  die  kleinen  Z^len 
der  Produktion  in  den  ersten  188  Jahren,  bis  1680,  die  im  Jahres- 
durchschnitt der  genannten  Perioden  meist  7—9000  kg,  nur  einmal 
etwas  höher  war.  Rechnet  man  die  neue  kalifornische  Produktion  von 
1848-1850  mit  zusammen  c.  150000  kg  ab  so  vermindert  sich  die 
Durchschnittsproduktion  von  1493— 18o0  dadurch  Raubs 

jährlich.  Bei  Silber  stehen  nur  in  der 

und  der  Plünderung  durch  die  Spanier  die  Jahresdurchschnitte  der 
Gewinnung  (mit  47000  kg  1493-1500  und  90200  kg  lo00-lo4D  sehr 
erheblich  unter  dem  Gesamtdurchschnitt  der  ersten 
neriode.  Mit  stärker  einsetzendem  eigenen  Bergbau  (lo4o  tt.)  sina 
die  Schwankungen  der  Jahresdurchschnitte  der  ge^a^mten  kleineren 
Perioden  zwischen  Minimum  und  Maximuna  etwa  ^ 
drei  Minima  1561—1580  299500,  lo4o— lo60  311600,  1661—1680 
337000  nicht  viel  höher  1581—1660  und  1681— 1740,  _(fle  drei  j.  ax - 
ma  18Ö1— 1810  894150,  1781-1800  879060,  1841-18o0  78041o  kg). 

Für  die  zweite  Hauptperiode  seit  1851  sind  bei  Gold 
die  Schwankungen  der  Jahresdurchschnitte  5 jähriger  Perioden 
bis  1890,  fast  bis  1895  nicht  eben  groß,  zwischen  1 ; 1,3— 1,8. 
Erst  dann  setzt  die  neueste  große  Steigerung  der  Goldproduktion 
mit  einem  kleinen  Rückschläge  während  des  Burenkriegs  (Aus- 
fall  in  Südafrika)  ein,  wodurch  die  Differenz  zwischen  Minimum 
und  Maximum  5 jähriger  Durchschnitte  auf  c.  1 : 2,7  steigt  (in 
einzeljährigen  selbst  auf  1 : 3,7).  Der  Gesamtdurchschnitt  der 
ganzen  zweiten  Hauptperiode  wird  so  durch  die  Produktion  seit 
1891  zumal  seit  1895  noch  erheblich  erhöht,  wenn  er  auch 
schon  für  die  Zeit  von  1851—1890  gegen  früher  ungeheuer 

gestiegen  war. 

Möelich,  daß  die  neueste  starke  Zunahme,  besonders  seit  dem 
Anfang  fer  1890er  Jahre,  etwas  mit  auf  der  Vervollständigung 
der  sfatistik,  namentlich  auch  in  den  an  sich  einzeln  unbedeuten- 
deren, in  ihrer  Gesamtproduktion  indeßen  doch  ins  Gewicht  fallenden 
Ländern,  außerhalb  der  vier  Hauptgoldländer,  beruht. 

Bei  Silber  ist  in  der  zweiten  Hauptperiode  die  Produktion 
bis  zum  Beginn  der  1860  er  Jahre  gegen  früher,  speziell  gegen 
die  unmittelbar  vorangehende  Zeit,  schon  etwas  gestiegen,  aber 
doch  nur  mäßig.  Dann  setzt  auch  hier  eine  gi'oße,  wachsende 
Steigening  der  Produktion  ein,  worauf  seit  Beginn  der  1890  er 
Jahre  die  Jahresproduktion  zu  einem  gewissen  Beharrungszu 

• 


Absolute  Zahlen 


Länge 

der 

Perioden  Perio- 
den 


Silber  viel  günstigeren 


Staude  kommt.  Erst  durch  diese  gesteigerte  Produktion  wird 
der  Durchschnitt  der  ganzen  Periode  von  1851 — 1905  so  außer- 
ordentlich hoch  auch  bei  Silber,  Das  jälirliche  Minimum  zum 
Maximum  (aus  5 jährigen  und  annähernd  ähnlich  aus  einzel- 
jährigen Durchschnitten)  verhält  sich  wie  c.  1 ; 5,7,  zeigt  also 
noch  eine  erheblich  größere  Differenz  als  bei  Gold. 

b)  In  der  beigefügten  weiteren  Tabelle  II  erfolgt  noch 
eine  Zerlegung  der  beiden  Hauptperioden  der  Neuzeit 
in  kleinere,  aber  zum  Teil  auch  noch  längere  und  sonst  ver- 
schiedene, als  die  in  der  historischen  Edelmetallstatistik  üblichen 
20-,  10-  oder  5 jährigen.  Solche  Perioden  werden  hier  vornehm- 
lich nach  dem  ungefähr  gleichen  oder  doch  sehr  ähn- 
lichem quantitativen  Gesamt  Charakter  der  Perioden,  den  stär- 
keren Durchschnittsverschiedenheiten  der  Produktions  mengen 
gebildet,  unter  Mitberücksichtigung  von  Ereignissen,  welche  den 
Umfang  und  die  Art  der  Produktion,  damit  eben  diese  Mengen 
des  Produkts,  mit  beeinflußt  haben. 

Bei  der  vorherrschenden  Bedeutung  der  amerikanischen  und 
überhaupt  der  außereuropäischen  Gewinnung  in  der  ganzen  Neu- 
zeit seit  1493  1500  sind  es  überwiegend  Ereignisse,  welche  diese 
Gebiete  betreffen  oder  technische  und  betriebsorganisatorische  Er- 
eignisse in  Bergbau  und  Verhüttung  (Änderungen,  Fortschritte),  welche 
hier  am  meisten  zur  Geltung  kamen,  wonach  hier  die  kleinen 
Perioden  voneinander  geschieden  werden.  Der  Einfluß  dieser  Er- 
eignisse äußert  sich  aber  eben  in  der  Menge  der  Produktion,  in 
stärkeren  und  schwächeren  Durchschnittszahlen  der  Perioden. 

Tabelle  II. 

Edclmetallprodiiktion  der  Neuzeit  1493—1905 
in  kleineren  Perioden, 


Längei 

der 

Perioden  |Perio- 
1 den 


Gewicht 
Summe 
1000  kg 


Absolute  Zahlen 

Wert,  Summe  Wert, Summe  Gewicht, 

1.  Berechnung  2.  Berechnung  jährl. Durch 


(1:15,5) 

Millionen  Gold-Mk. 


(1:  jeweilis»)  schnitt 
Will.  Gold-Mk.  1000  kg  m.  Dez. 


Jahre  Gold  Silber  Gold  Silber  Summe  Silber  | Summe  Gold  Silber 


-1544  52 
-1680  136 
■1720  40 
-1810  90 
■1840  30 
■1850  10 
■1870  20 
1890  20 
1905  15 


334  3 
1118  49 
472  13 
1821  58 
460  15 
548  7 
'3906  21 
3356!  53 
5584  76 


481  932 

750  3118 
950  1316 
864  5 082 
928!  1282 
804'  1528 
157  10  893 
078;  9 3631 
273  15  580 


627 

8 955 
2 511 

10  595 

2 867 
1 405 

3 808 

9 554 
13  728 


1 559 
12  073 

3 827 
15  677 
4149 

2 933 
14  701 
18  917 
29  308 


879 
10  817 
2 572 
10  944 

2 844 
1 374 

3 821 
7 977 
6 923 


1811 

13  935 
3 888 

16  026 
4126 
2 902 

14  714 
17  340 
22  503 


6)43 

6)23 

H)92 

^0,24 

^^)32 

^‘^)76 

195,30 

167)79 
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Erläuterung  der  Tabelle  II  nebst  kurzem  Überblick 
les  Gangs  der  Produktion  in  den  kleineren  Perioden  der 

Neuzeit. 

Ein  solcher  TIeberblick  läßt  sich  gleich  mit  der  Angabe  der 
ionkreten  Umstände  verbinden,  nach  welchen,  den  \orhin  au 
gedeuteten  Gesichtspunkten  gemäß  die  kleineren  Perioden  m 
Tabelle  II  gebildet  worden  sind.  Auf  ein  noch  näheres  Eingehen  m 
die  zeitliche  Entwicklung  der  Produktion  in  der 
1493—1850  muß  hier  verzichtet  werden,  daher  auch  auf  die  Zer- 
legLg  dm  Perioden  der  Tabelle  II  für  diesen  Zeitraum  in  noch 
kleinere  Zeiträume  und  einzelne  Jahre,  sowie  in  die  Zerlegung  der 
SSion  nach  Produktionsländern,  was  füj.unsern 

nicht  geboten  ist.  Bei  Sötbeer,  Lexis  u.  a.  m.  ist  dies  Detail  zu  finden. 
Auf  dfe  lokale  Verteilung  der  Gewinnung  wird  hier  nur  mit 
kurzen  Bemerkungen  über  das  Hauptsächliche  in  der  ersten  Haup 

Periode  bis  1850  eingegangen. 

c)  Der  Verlauf  der  Produktion  in  der  ersten  Haupt- 
iieriode  1493  — 1850.  Das  dem  Occident  seit  Ende  des  15.  Jahr- 
hundert zugeflossene  Edelmetall  rührt  in  der  ersten  Periode  bis 
1850  (1847)  zum  größten  Teil  aus  Amerika  (Mittel-  und  ..ud-) 
her,  bei  Silber  annähernd  wohl  zu  «/,„  im  Ganzen  bei  Gold 
ebenfalls  wohl  zu  "-j,  und  mehr.  Daher  ist  der  Gang  der 
amerikanischen  Produktion  auch  am _ wichtigsten  Das 
Edelmetall,  welches  den  Spaniern  in  Amerika  zuerst  und  bis 
gegen  die  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  allein  oder  ganz  über- 
wiegend in  die  Hände  fiel,  war  bereits  von  den  Eingeborenen 
gewonnen  worden  und  wurde  ihnen  nur  durch  Raub,  Pluii  e- 
rung,  Lösegelder,  Tausch  abgenommen.  Es  überwog  dabei  Gold 
über  Silber  dem  Wert  nach  selbst  bei  der  damaligen  noch  dem 


Relative  Zahlen 


Jahre] 

1544!  52 
■1680,  136 


Jährlicher  Wert  Mill.  Gold  Mk.  Quote  von  Gold  u.  Silber  in  % 

Summa  vom  vomWert  vomWert 

feS'  erste  ““weite  Qewichtl  (1  = 15,5)  |(J:xwirkl.) 

®fürsn”ber®  1 Gold' Silh.'GoldSilb., Gold.  SilK 


51.4 

22.4 

33, „ 
31  „ 

31.4 
52., 
74„, 
54.A 


—1905  15 
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C-resamtmenge  war  aber  doch,  besonders  bei  Silber,  noch  absolut 
klein  und  konnte  nur  gegenüber  den  geringen  Edelmetallvor- 
riiten  des  Occidents  für  den  (leidwert  ins  Cfewicht  fallen.  Mit 
f o44  45  kann  man  diese  erste  Periode  schließen.  1545  wurden 
die  besonders  wichtigen  Silberminen  von  Potosi  entdeckt,  denen 
geringere  schon  voran  gegangen  waren  und  bald  weitere  folgten. 

So  kann  man  mit  diesem  Jahre  wohl  eine  zweite  Periode 
beginnen,  mit  welcher  die  Vorherrschaft  des  Silbers  vor 
dem  Golde  für  etwa  300  Jahre  in  der  occidentalischen  Welt- 
wirtschaft, auch  als  Geld-  und  Währungsmetall  einsetzt  und  sich 
in  zwar  etwas,  aber  nicht  stark  wechselndem  Maße,  doch  im 
Ganzen  bis  zum  Schluß  der  ersten  Hauptperiode  behauptet. 
J6  der  Gewichtsmasse,  65 — 70 — 75®  ^ der  Wertmenge 

(rund  bis  fast  ■*  ^’),  nach  beiden  Wertberechnungen,  wenn 
auch  mit,  übrigens  nicht  sehr  bedeutenden  Abweichungen,  wie 
die  Quotendateu  der  Tabelle  II  zeigen,  kommen  auf  Silber  in 
diesem  ganzen  Zeitraum,  d.  h.  von  c.  1545—1847  fast  immer. 
Eine  absolute  Vermehrung  erfolgt  in  dieser  Zeit  auch  beim 
Golde,  aber  eine  relativ  nicht  so  große  als  beim  Silber, 
sowohl  gegen  die  frühere  Zeit  vor  1493  und  noch  gegen  die 
erste  spanische  bloße  Raubperiode  als  auch  mit  größeren  Schwan- 
kungen in  den  kleineren  Perioden  der  Tabelle  II  und  noch  mehr 
in  noch  kleineren  Zeiträumen.  Das  weist  auf  den  Einfluß  der 
Verschiedenheit  der  Hauptproduktionsarten  bei  Gold 
und  Silber,  dort  auf  W äscherei,  hier  auf  eigentlichen  Bergbau 
^Silbererz,  Bleierze  usw.)  mit  hin.  Goldwäscherei  u.  dgl.  ist 
weniger  nachhaltig  und  sprunghafter  in  den  Ergebnissen, 
bergmännische  Gold-  und  Silbergewinnung  stetiger  und 
gleichmäßiger,  wenn  auch  nach  zufälligem  Reichtum  der  Adern 
und  Erze  und  nach  Gestaltung  der  Produktionstechnik  im  Er- 
gebnis ebenfalls  wechselnd. 

Die  Perioden,  welche  in  Tabelle  II  von  1 545  an  gebildet 
sind,  scheiden  sich  namentlich  nach  dem  oben  hervorgehobenem 
Momente  der  durchschnittlichen  Größe  des  Produkten- 
quantums,  im  Ganzen  einigermaßen,  doch  nicht  völlig  gleich 
bei  beiden  Metallen. 

In  der  zweiten  der  kleineren  Perioden  in  Tabelle  II,  der 
136jährigen  von  lo45 — 1680,  bleibt  die  Goldproduktion  ziemlich  gleich, 
mit  kleiner  Durchschnittssteigerung  zuletzt,  soAvie  mit  zeitweise 
kleinen  Erhöhungen  und  Senkungen  je  nach  Aufschluß  meist  bald 
erschöpfter  Wäschereigebiete  für  Schwemmgold.  Gegen  die  erste 
Periode  nach  der  amerikanischen  Eroberung  nimmt  auch  die  Gold- 
gewinnung in  dieser  ganzen  zweiten  Periode  von  1545—1680  bis  zu- 
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letzt  nicht  stark  zu.  Dagegen  setzt  sofort  prade  auch  gegen  jene 
erste  Zeit  mit  der  Aufnahme  des  Bergbaus  eine  starke  Ver 
mehrung  der  Silber  Produktion  ein,  um  das  Drei-  bis 
nimmt  noch  zu  mit  der  Verbesserung  der  Gewinnungstechnik  (Amal- 
gamieren  mit  Quecksilber,  auch  ^«f?®hluß  amerik.  Quecksilber-Mi^^^^^ 

Auch  die  deutsche  Silberproduktion  ist  im  16.  Jahrhun^dert  noch  relativ 
stark,  nimmt  aber  bald  aus  technischen,  wirtschaftlichen  Gründen  und 
snäter  auch  mit  wegen  der  politischen  Störungen  ab  und  auch  die 
amerikanische  hält  sRh,  nach  Erreichung  eines  zeitweili^^^^^^^ 
um  1600  (gesamte  Gewinnung  lo80-16^0  jährlich  c.  4_0000  ^g)  " c 
auf  der  Höhe,  die  gesamte  sinkt  von  diesem  Maximum  auf  U da\^on. 

In  der  dritten  der  kleineren  Perioden  in  Tabelle  II,  1681— 1720, 
nimmt  die  Goldgewinnung  einen  ersten  etwas  stärkeren  Aufschwung 
gegen  bisher,  besonders  in  Brasilien  mit  Wäscherei gold,  wo  altere 
Gewinnung  schon  seit  Ende  des  16.  Jahrhunderts  in  geringem  - 
fange  statfgefunden  hatte.  Dadurch  erreicht  Gold  Amn  der  »eAvichts- 
menge  beider  Metalle  um  1700  ff.  3,4  %,  gegen  2 2 in  der  zweiten 
Periode  von  1545—1680  und  dem  Wert  nach  fast  ^/,j  (etAvas  AAeniger 
nach  dem,  mittlerweile  größeren  Goldwert  des  Silber^  gegen  etwa 
1'  in  der  zweiten  Periode.  Diese  Verschiebung  der  Gewichts-  und 
Wertquoten  zugunsten  des  Silbers  wird  aber  zugleich  durch 
nähernden  Stillstand  der  Silberproduktion  m d>es®r  ^ 

Periode  auf  dem  etwas  niedrigerem  Betrage 

der  zweiten  Periode  (von  1641,  mehr  noch  von  1661  an)  herbeigefuhrt. 

In  der  vierten  Periode  (1721-1810)  nimmt  bald  stärker 

von  1741  an,  mit  AbschAvächung  wieder  bis  gegen  1<80,  die  Gol  - 
Produktion  den  in  der  dritten  Periode  begonnenen 
Lch  in  höherem  Maße,  so  daß  die  Goldquote  vom 
Metalle  auf  über  4 in  der  Maximalzeit  (im  20  jährigen  Durchschnitt 
von  1721-1740  auf  4,2,  von  1741-1760  auf  4,4  %h  vom  Wert  auf  / 
bei  Berechnung  nach  der  Wertrelation  von  l :lo,o,  auch 
weniger  nach  der  damals  schon  nicht  mehr  stark  zugunsten  des  S Ibers 
hiervon  abweichenden  wirklichen  (fast  1:15).  ^on  >hrer 
(mit  24610  kg  jährlich  im  Jahrzwanzig  J 

Geldproduktion  zwar  schon  im  nächsten  Jahrzwanzig  (l<bl  \(^ü) 
um  L und  um  ein  weiteres  Achtel  gegen  jenes  ^^ximum  in  den 
folgenden  Jahrzehnten  bis  zum  Schluß  der  Periode,  ® 

ablr  mit  fast  18000  kg  jährlich,  auf  « 4 der  Maximalproduktion  um 
die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  und  mehr  als  doppelt  so  stark  als 
während  der  ersten  180-190  Jahre  n/ch  der  Entdeckung  Amerikas^ 

Der  relativ  bedeutende  Aufschwung  der  Goldproduktion  in  der  Mitte 
des  18.  Jahrhunderts  ist  vornehmlich  dem  brasilischen  Golde, 

Schwemmgold,  zu  verdanken,  eine  Gewinnung  die  aber  nach  .steter 
Erfahrung  nicht  lange  auf  der  Höhe  blieb.  Imi^rhin  ein  Ereignis 
von  Bedeutung  für  die  europäische  Geld-  und  Wahrungsgeschichto 
und  für  die  Zunahme  des  Goldumlaufs,  besonders  m England  auch 
etwas  sonst  in  Westeuropa,  und  für  den  Uebergang  Englands  zur 
Goldwährung,  der  so  praktisch  Avenn  nicht  erst  ermog^licht,  so  er- 
leichtert wurde.  Wenn  die  Goldproduktion  nach  dem  Gewicht  die 
Proportion  von  3— 4»,o  nicht  behauptete,  sondern  wieder  ß'»  ^u 
2 “'0  und  darunter  und  auf  unter  ^ 4 (c.  23,o®/o)  dem  V ert  nach  san  , ^ 

so  lag  das  an  der  gleichzeitigen  starken  Wiederzunahme  der 
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Silber  Produktion  in  der  Periode  von  1720—1810.  Diese  stieg  schon 
bald,  erreichte  eine  größere  Höhe  als  je  früher  und  namentlich  um 
die  Mitte  die  doppelte,  später,  in  den  letzten  Jahrzehnten  des  18.  und 
in  dem  ersten  des  19.  Jahrhunderts  fast  die  2V2f^^che  Höhe  der  voraus- 
gehenden Perioden  im  17.  und  16.  Jahrhundert,  indem  die  im  17.  Jahr- 
hundert zu  erschöpfen  beginnenden  Silberminen  des  spanischen  Ameri- 
ka, auch  mit  durch  Aufschluß  und  große  Ergiebigkeit  neuer,  eine 
letzte  große  Glanzperiode  unter  der  spanischen  Herrschaft  durch- 
machten. So  wuchs  die  Proportion  des  Silbers  vom  Gewicht  beider 
Metalle  zuletzt  wieder  auf  über  98  (98,1)  und  vom  Wert,  wo 
die  wirkliche  Relation  zu  Gold  die  dann  länger  annähernd  stabil 
werdende  von  1:15,5,  jetzt  erreichte,  auf  über  \ (76,4  %)■ 

In  der  fünften  Periode,  von  1811 — 1841,  machen  sich  dann  bald 
und  zeitweise  stark  und  für  länger  die  politischen  Ereignisse  im 
spanischen  Mittel-  und  Südamerika,  die  Loslösung  der  Kolonien  von 
Spanien  in  der  Abnahme  der  Silberproduktion  geltend.  Diese  sank 

1820er  Jahren  auf  unter  die  Hälfte  der  großen  Pro- 
duktion um  1800  und  hob  sich  nur  langsam  und  nicht  wieder  auf 
ihre  frühere  Höhe.  Und  auch  die  Goldproduktion  nahm  zuerst  ab, 
um  sich  dann  schon  in  den  1830er  Jahren  auf  eine  bedeutendere 
Höhe,  bis  zu  der  der  1760er  bis  1780er  Jahre,  zu  steigern  (c.  20000  kg). 
Dazu  trugen  verschiedene  Gebiete  bei.  U.  a.  machte  sich  auch  schon 
die  russisch-sibirische  Goldproduktion  etwas  mit  geltend,  d.  h. 
eines,  allerdings  des  bisher  im  Quantum  der  Produktion  schwächsten, 
der  vier  großen  modernen  Goldgebiete.  Jene  Produktion  hatte  um 
1754  begonnen,  war  aber  bis  um  1810 — 1820  schwach  geblieben,  dann 
nahm  sie  1821  ff.  einen  etwas  stärkeren  Aufschwung  und  vermehrte 
sich  weiter  fortwährend  langsam,  aber  stetig  bis  1841,  worauf  sie  in 
der  folgenden  Zeit,  in  der  letzten  Periode  1841—1847,  eine  starke  Zu- 
nahme erfuhr  und  damit  ihr  damaliges  Maximum  erreichte. 

In  dieser  sechsten  Periode,  von  1841—1850,  nahm  die  Gold- 
gewinnung zunächst  hierdurch,  dann  von  1848—1850  durch  die  be- 
ginnende und  rasch  steigende  kalifornische  Goldproduktion  (Gold- 
w^äscherei)  den  bedeutenden  Aufschwung,  welcher  in  den  Zahlen  der 
Tabelle  hervortritt.  Fast  eine  Verdreifachung  der  Goldgewinnung 

fegen  das  vorausgehende  (1831 — 1840),  fast  eijie  Vervierfachung  gegen 
as  vorletzte  Jahrzehnt  (1821 — 1830),  mehr  als  eine  Verdoppelung  der 
Produktion  verglichen  mit  der  maximalen  um  die  Mitte  des  18.  Jahr- 
hunderts, eine  \ervierfachung  gegen  die  Durchschnittsproduktion  in 
der  ganzen  ersten  Hauptperiode,  von  1493 — 1850.  Auch  wenn  man 
das  1848—1850  gewonnene  neue  kalifornische  Gold  (c.  150000  kg) 
indessen  in  dieser  Periode  von  1841 — 1850  noch  abrechnet,  bleibt  noch 
eine  Durchschnittsproduktion  von  fast  40000  kg,  d.  h.  immer  noch  das 
Doppelte  des  vorausgehenden  Jahrzehnts,  das  fast  Dreifache  des 
Jahrzehnts  1821 — 1830  und  nicht  viel  weniger  als  das  Doppelte  in 
der  reichsten  Goldperiode  des  18.  Jahrhunderts  (1741—1780,  mit 
c.  22600  kg  jährlich).  ' 

Obgleich  nun  auch  die  Silbergewinnung  sich  wieder  hob  und 
der  Höhe  um  den  Ausgang  des  18.  Jahrhunderts  wieder  näher  ge- 
kommen w'ar,  stieg  doch  in  der  Gewichtsproportion  Gold  bereits  auf 
über  6®/o,  in  der  Wertproportion  auf  über  die  Hälfte,  somit  auf  höhere 
Quoten  als  seit  Anfang  des  16.  Jahrhunderts. 
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Damit  ward  iu  dieser  „Übergangsperiode“  von  1H41- 1850, 
freilich  mit  durch  Einreihung  der  beginnenden  kalifornischen 
Massenproduktion  das  Ende  der  Vorherrschaft  ^ 

die  Signatur  der  langen  ersten  Hauptpenode  seit  loOO,  der 
„Sturz  des  Silbers  vom  Geld-  (und  ahrungs-)throne 
der  Anfang  der  Vorherrschaft  des  Goldes  und  Er- 

hebung dieses  Metalls  auf  den  Welt- 

rungsthron  eingeleitet.  Ereignisse,  welche  sich  in  der  folge^deji 
zweiten  Hauptperiode  der  Neuzeit  im  dritten  Drittel  des  19.  Jahr 

hunderts  dann  vollzogen  haben. 

ssissÄssssjii 

zumal  in  den  Perioden  besonders  ergiebigen  amerikanischen  S 
bergbaus  vollends  ganz  in  den  Hintergrund. 

di  Vergleichung  der  beiden  Hauptperioden  dei 
Neuzeit,  U93-1850  mit  1851-1905.  Der  völlig  ver- 
schiedene Charakter  der  beiden  Hauptperioden  vor  und  nach 
1850/51  (genauer  von  1848  an)  sowohl  nach  der  Gesamtmen 
des  neu  gewonnenen  Edelmetalls  als  nach  dessen  Verteilung 
auf  Gold  und  Silber  tritt  in  den  massigen  Summenzahlen  der 
Tabelle  I (S.  2G0i  am  deutlichsten  hervor.  Bei  der  ^ ergleichung 
der  bezüglichen  Ergelmisse  der  beiden  Perioden  darf  nicht  ver- 
sessen werden,  daß  die  Produktionsverhältnisse  in  der  zv  eiten 
finstweilen  wie  in  jüngster  Zeit  fortdauern  daher 
weiteren  Jahre  die  Verschiedenheiten  der  Perioden  sich 

schal fen^vei^^e  Produktion^  übertrifft  die 

zweite  so  viel  kürzere  (55  Jahre  lange)  die  erste  (358  Jahre  lange) 
nach  dem  Gewicht  beider  Metalle 

rogVscho.:  ein  Anig  hoher,  bei  Gold  abein  ^ 

das  2‘^/.,fache.  Dem  Wert  nach,  d.  h.  dem  Goldweit  (auch 
des  Silbers)  nach,  zeigt  die  Steigerung  des  Goldes  unter  An- 
nahme der  stabilen  Wertrelation  von  1:15,5  m der  ganzen 
Zeit  auch  für  Silber,  natürlich  dieselbe  Proportion  vie  beim 
Gewicht;  für  beide  Metalle  zusammen  auf  Grund  dei  nai 
liehen  Relation,  um  mehr  als  die  Hälfte  in  der  zvei  en 
Periode  mehr,  sie  beträgt  mehr  als  das  Jache  in  der  ers  en 
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Periode.  Auch  nach  der  im  Anfang  der  ersten  Periode  dem 
Silber  noch  so  viel  günstigeren,  in  der  zweiten  Hälfte  der 
zweiten  Periode  so  außerordentlich  viel  ungünstigeren  wirklichen 
jeweiligen  ertrelation  von  Gold  zu  Silber  hat  der  Geldwert 
des  Silbers  sich  immerhin  in  der  zweiten  Periode  noch  auf  fast 
■ g des  Betrags  der  ersten  Periode  belaufen.  Das  Alles  sind 
ungemein  starke  Veränderungen  und  Vermehrungen  des 
Edelmetalls,  welche,  zumal  sie  in  einen  so  kurzen  Zeitraum,  wie 
den  der  zweiten  Periode,  wenig  über  ein  halbes  Jahrhundert, 
fallen,  eine  kolossale  Veränderung  in  den  Verhält- 
nissen des  Angebots  des  Edelmetalls  darstellen.  Erscheint 
das  neu  hinzuwachsende  Edelmetall  schon  im  16.  Jahrhundert 
und  vollends  in  der  ganzen  ersten  Periode  gegenüber  der  mut- 
maßlichen Höhe  der  Produktion  in  einzelnen  vorausgehenden 
Perioden  und  zumal  gegenüber  den  Vorräten  von  Edelmetall 
um  1500  überaus  hoch,  so  in  noch  stärkerem  Maße  die  Zu- 
nahme der  Produktion  in  der  zweiten  Periode. 

In  den  Zahlen  der  jährlichen  Durchschnittsproduktion 
in  Tabelle  I treten  die  quantitativen  Verschiedenheiten  der  Ge- 
samtproduktion und  derjenigen  beider  einzelnen  Metalle,  nach 
Gewicht,  wie  nach  Wert  (bei  diesem  nach  beiden  Berechnungs- 
weisen) natürlich  noch  schärfer  hervor,  weil  hier  die  ganz 
verschiedene  Länge  der  beiden  Perioden  (1  : 6,5)  sich  geltend 
macht. 

ß)  Neben  dieser  quantitativen  ist  aber  die  qualitative 
\ eränderung,  der  Zusammensetzung  der  neuen  Edelmetallmenge 
aus  jedem  der  beiden  Metalle  nicht  minder  auffällig.  Statt  wenig 
über  in  der  ersten  beträgt  der  prozentuale  Anteil  vom  Ge- 
wicht bei  Gold  fast  8 in  der  zweiten  Periode.  Und  dem 
V'  erte  nach  schlagen  die  Quoten,  nach  der  wirklichen  Wert- 
relation bemessen,  fast  genau,  nach  der  stabilen  von  1 ; 15,5 
ebenfalls  annähernd,  völlig  um:  ein  Drittel  Silber,  zwei  Drittel 
Gold  in  der  ersten,  umgekehrte  Proportionen  in  der  zweiten 
Periode.  Die  erste  Periode  erscheint  demnach  in  der  Tat  als 
überwiegend  Silberzeitalter,  die  zweite  ebenso  entschieden 
als  überwiegend  Goldzeitalter.  Daraus  erklärt  sich  schließlich 
doch  im  Geldwesen  das  Überwiegen  des  Silbei’umlaufs  und  der 
Silbemvährung,  zum  Teil  die  Rückkehr  zu  dieser  in  der  ersten, 
das  Überwiegen  des  Goldumlaufs  und  der  allgemeinere  Über- 
gang zur  Goldwährung  in  der  Occidental ischen  Kulturwelt  in 
der  zweiten  Periode.  Die  Abhängigkeit  aiich  des  Geldwesens 
und  der  V ährungsverhältnisse  von  den  Produktionsverhältnissen 


der  Edelmetalle  ist  auch  geldtheoretisch  von  besonderer  Be- 
deutung. 

y)  Wie  die  ungemein  starke  Edelmetallvermehrung  schon 
in  der  ersten  Periode  und  gleich  in  deren  erster  Zeit  den  wei- 
teren und  bald  rascheren  Fortschritt  in  der  RichUing  von  der 
Naturalwirtschaft  zur  Geldwirtschaft  in  großen  Teilen  des  euro- 
päischen Occidents  geldtechnisch  erst  möglich  machte  und  die  Pio- 
duktionsverhältnisse  Silberumlauf  und  Silberwährung  begünstigt 
haben  so  hat  die  neueste  riesenhafte  Steigerung  der  Produktion 
noch  'mehr  die  vollste  Entfaltung  der  Geld-  und  auch  der 
Kreditwirtschaft  ermöglicht,  auch  mit  dazu  angeregt  und  das  ^ or- 
walten  des  Golds  den  Geldumlauf  und  den  Übergang  zur  Gold- 
währung in  der  Tat  begünstigt,  im  Grunde  auch  erst  möglich 
gemacht.  Auch  die  moderne  Entwicklung  des  Privatkapitalis- 
mus, die  industriestaatliche  und  die  weltwirtschaftliche  Ent- 
wicklung steht  mit  diesen  Verhältnissen  auf  dem  Gebiete  der 
Edelmetallproduktion  in  einem  unverkennbaren  Wechselwirkungs- 
verhältnis, wde  schon  oben  hervorgehoben  wuirde. 

d)  Die  Alihängigkeit  der  Geld-  und  auch  der  Wälmings- 
verhältnisse  auf  der  Edelmetallbasis  von  den  zeitlichen  und  ört- 
lichen Zufälligkeiten  der  Edelmetallproduktion  tritt  in  dem 
Allen  in  schlagender  Weise  hervor.  Sie  deutet  aber  alleidings 
auch  eine  wesentliche  innere  Schwäche  des  Edelmetall- 
geldwesens überhaupt  an.  Damit  ließe  sich  wieder  Stellung 
nehmen  gegen  diese  ganze  Basis  des  Geldwesens.  Und  die 
weiteren  Umstände  und  Begleiterscheinungen,  unter  welchen  sich 
die  Edelmetallproduktion  vollzieht,  in  ganz  besonderem  Maße  m 
der  Neuzeit  und  zumal  in  der  zweiten  Periode  seit  184  q'oU 
und  immer  stärker  noch  in  der  unmittelbaren  Gegenwart  wurden 
eine  solche  Stellungnahme  noch  mehr  rechtfertigen,  — W'eiin 
eben  ein  gesichertes  Geldwesen  auf  ganz  anderer  Basis,  sei 
es  auf  der  eines  anderen  Sachguts  oder  auf  der  stoffwertlosen 
Gelds  (reinen  Kreditgelds  oder  nur  auf  staatlicher  Sanktion  be- 
nihendeii)  mit  dem  Edelmetallgeldwesen  zur  Wahl  stünde,  was 
nach  dem  Früheren  tS.  127  ff.,  156  ff.)  zu  bezweifeln  ist. 

e)  Der  Verlauf  der  Edelmetallproduktion  in  der 
zweiten  Periode  (1848/50— 1905  ff.).  Hier  erfolgt  eine  Zer- 
legung der  in  Tabelle  II  (S.  262 ) gebüdeten  _ drei  kleineren 
Perioden  in  noch  kleinere  in  Tabelle  III,  zugleich  mit  Unter- 
scheidung der  wichtigsten  Produktionsgebiete. 
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Tabelle  III. 

Edclmetallprodiiktion  in  der  neuesten  Zeit,  1851—1905.  Gewicht. 

Jahresdurchschnitte  aus  fünfjährigen  Perioden,  in  1000  kg. 
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Zur  Erläuterung  und  Vervollständigung  der  Tabelle  III. 
Dieser  Tabelle,  wie  gewöhnlich  den  Tabellen  aller  neueren  Edelmetall- 
statistik, liegen  wieder  vornehmlich  die  Aufstellungen  Sötbeer  s 
und  für  die  neueste  Zeit  des  nordamerik.  Münzdirektors  zugrunde. 
An  sich  mit  Recht  wird  von  letzterer  Seite  die  Statistik  nach  der 
örtlichen  Herkunft  der  Erze  usw.  aufgestellt,  wonach  sich  die 
Zahlen  der  Metallgewinnung  für  die  Exportländer  solcher  Erze  ent- 
sprechend erhöhen,  für  die  Import-  und  Verhüttungsländer  er- 
mäßigen, gegenüber  Aufstellungen  nach  der  Menge  des  in  einem  Lande 
schließlich  gewonnenen  feinen  Metalls.  Gold-  und  Silbergeivinnung 
aus  alten  Rückständen  und  Abfällen  bleibt  bei  jener  ersten  Methode 
unberücksichtigt,  au  sich,  wenn  nur  das  neugewonnene  Edelmetall- 
quantum  festgestellt  werden  soll,  mit  Recht.  Aber  diese  Statisti^k 
nach  der  lokalen  Herkunft  des  Stoffs  selbst  ist  doch  mehrfach  nicht 
ganz  sicher  durchzuführen.  Mit  daraus  und  aus  andren  kleinen  Ver- 
schiedenheiten der  Aufnahme  der  Statistik  und  der  Berechnungen 
ergeben  sich  auch  in  den  Zahlen  für  die  Edelmetallproduktion  selbst 
hier  und  da  kleine  Verschiedenheiten,  welche  indessen  die  Haupt- 
resultate nicht  irgend  wesentlich  verändern. 

Die  in  der  Tabelle  III  aufgeführten  Gebiete  der  Gold-  und 
Silberproduktion  sind  die  hauptsächlichen,  w^elche  in  der  ganzen 
55jährigen  Periode  etwas  über  Vo  neuen  Goldes  und  fast  5 des 
neuen  Silbers  geliefert  haben.  Aber  die  Quoten  der  vier  Haupt- 
gebiete der  Goldproduktion  und  der  drei  Hauptsilbergebiete  ver- 
schieben sich  in  den  einzelnen  in  der  Tabelle  III  unter- 
schiedenen kleineren,  fünfjährigen,  Perioden  untereinander 
und  zur  Quote  der  in  der  Tabelle  zusammengefaßten  „anderen 
Länder“  erheblich,  wie  bei  der  Vergleichung  an  den  absoluten 
Zahlen  der  Tabelle  leicht  zu  verfolgen  ist. 

Speziell  Gold  anlangend,  so  zeigt  sich  in  dem  neuesten  Auf- 
schwung der  Goldproduktion  im  letzten  Jahrzehnt,  1896 — 1905,  und 
besonders  im  letzten  Jahrfünf,  1901—1905,  in  den  Vereinigten 
Staaten  und  Australien  der  Einfluß  der  immer  weiteren  Aus- 
dehnung der  in  Angriff  genommenen  Goldfelder  und  Gold- 
bergbauorte und  der  Einfluß  der  sehr  verbesserten  monta- 
nistischen und  mehr  noch  metallurgischen  Gewflnnungs- 
methoden,  auf  deren  Bedeutung  in  der  Frage  unten  (S.  280  ff.)  noch 
eingegangen  wird.  In  Südafrika  würde  die  Steigerung  der  Goldpro- 
duktion in  den  zwei  letzten  Jahrfünfen  noch  größer,  daher  auch  die  Quote, 
welche  auf  dies  Gebiet  in  der  ganzen  neuzeitlichen  Periode  seit  I80I 
vom  Golde  fällt,  noch  etwas  größer  gewesen  sein,  wenn  nicht  der 
Burenkrieg  statt  einer  sonst  zu  erw'artenden  weiteren  Zunnahme  vor- 
übergehend in  1900  gegen  1898  eine  Abnahme  von  c.  107000  kg,  m 
1901  etwa  ebensoviel,  in  1902  noch  um  c.  62000  kg  mit  sich  gebracht 
hätte.  Auch  die  Gesamtproduktion  an  Gold  ist  dadurch  beein- 
flußt worden,  aber  viel  schwächer,  sie  zeigt  in  1900  gegen  1898  nur 
c.  48000  kg,  in  1901  c.  39000  kg  Abnahme.  Der  starke  Ersatz  dieses 
südafrikanischen  Ausfalls  ist  der  überhaupt  seit  länger  und  besonders 
im  letzten  Jahrzehnt  (1896—1906)  absolut  und  mehr  noch  relativ  sehr 
starken  Zunahme  der  Goldgewinnung  in  den  „übrigen  Landern 
außer  den  vier  Hauptgebieten  mit  zu  verdanken.  Diese  Lander 
sind  für  die  Gesamt  Versorgung  der  Welt  mit  Gold  in 
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neuester  Zeit  neben  den  Hauptgebieten  dadurch  absolut 
und  relativ  wichtiger  geworden.  Sie  lieferten  früher  Mitte  des 
19.  Jahrhunderts  nur  c.  8.  später,  bei  Abnahme  der  Produktion  in  den 
Hauptgebieten  schon  c.  16,  in  neuester  Zeit  c.  20 — 25  des  gesamten 

Goldes.  Doch  kann  ein  Teil  gerade  daher  in  der  Statistik  sich 
zeigender  Zunahme,  wie  schon  oben  angedeutet,  vielleicht  auf  Ver- 
vollständigung und  Verbesserung  der  statistischen  Auf- 
nahme zurückgeführt  werden,  wäre  also  dann  keine  reelle  eben- 
so große  Zunahme.  S.  außer  Tabelle  III  auch  die  Tabelle  auf 
S.  22  des  Anhangs  zum  deutschen  reichsstatist.  Jahrbuch  1907,  wo 
nach  einzelnen  Jahren,  seit  1896,  und  nach  einzelnen  Ländern  der 
Produktion  unterschieden  wdrd.  Soweit  die  ziffermäßige  Zunahme 
aber  eine  reelle  ist,  ist  die  Tatsache  nicht  ohne  Bedeutung  für  Geld- 
und  Währungsfragen.  Aber  wird  die  jetzige  Lage  der  Dinge  lange 
andauern?  Die  rasche  Steigerung  und  baldige  starke  Wiederabnahme 
in  einer  Reihe  einzelner  Gebiete  in  der  Gruppe  der  „andern  Länder“, 
wie  in  den  Hauptgoldländern,  läßt  das  kaum  sicher  bejahen. 

Um  noch  einige  Einzelheiten  von  allgemeinerer  Bedeutung  auch 
für  Geld-  und  Währungswesen  aus  der  Goldproduktion  dieser  „andren 
Länder“  im  letzten  Jahrzehnt  (nach  der  'l'abelle  a.  a.  O.  und  nach 
Durchschnittsberechnungen  darnach)  anzuführen , so  zeigt  sich  die, 
mit  der  kleinen  Ausnahme  von  Österreich-Ungarn,  auch  jetzt  immer 
noch  (historisch  aufgefaßt  vielleicht;  nur  noch)  so  ganz  gering- 
fügige Goldgewinnung  in  Europa,  Rußland  und  Sibirien  hier 
ganz  ausgeschlossen.  Im  Deutschen  Reich  wurden  aus  neuen 
einheimischen  Erzen  in  den  zehn  Jahren  1896—1905  nur  1007  kg 
Gold,  jährlich  100,7  gewonnen  (im  ganzen,  auch  aus  ausländischen 
Erzen  und  aus  in-  und  ausländischen  Rückständen  und  Abfällen  doch 
auch  nur  28435  kg  oder  2844  kg  jährlich).  Im  übrigen  Europa, 
aber  auch  ausschließlich  Österreich-LTngarn,  wäre  die  Goldproduktion 
aus  heimischen  Erzen  1896 — 1905  im  ganzen  auch  nur  3749  kg  ge- 
wesen, jährlich  375  kg,  mit  stark  schwankenden  Zahlen  in  den 
einzelnen  Jahren  in  den  einzelnen  Ländern,  im  ganzen  eher  ab- 
nehmend (1896 — 1900  2268,  1901 — 1905  1481  kg).  Dagegen  heben  sich 
die  Zahlen  von  Österreich-Ungarn  immerhin  nach  oben  zu  er- 
heblich ab  (im  ganzen  1896 — 1900  15549,  1901 — 1905  16744,  zusammen 
32293,  jährlich  3229  kg).  Aber  auch  damit  erreicht  die  europäische 
neue  Goldgewinnung  jährlich  nur  3705  kg,  noch  nicht  einmal  1% 
der  Weltproduktion,  Daraus  ergibt  sich,  in  welchem  Maße,  zu 
über  99\,  die  Versorgu  ng  mit  neuem  Golde  für  Europa 
(außerhalb Rußlands)  von  der  außereuropäischen  Goldgewinnung 
abhängt,  Gold  für  uns  ein  „fremdes  Importprodukt“  ist,  das 
wir  nur  durch  aktive  Zahlungsbilanz  im  V^aren-,  Effektengeschäft 
und  sonstigen  Verkehr  (Frachtgeschäft,  Reiseverkehr),  eventuell  au- 
lehensweise  erhalten  können,  — wieder  ein  geldtheoretisch  und 
währungspolitisch  nicht  unwichtiger  Umstand. 

Außerhalb  Europas  ist  es  wiederum  in  erster  Linie 
Amerika,  wo  auch  außerhalb  des  Gebiets  der  Vereinigten 
Staaten  (Kalifornien,  Nachbarschaft,  andei'e  Landesteile)  in  der 
Gruppe  der  übrigen  Länder  die  Goldproduktion  in  neuester  Zeit 
einen  bemerkenswerten  Aufschwung  genommen  hat,  freilich  auch 
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hier  wieder  mehrfach  in  den  einzelnen  Ländern  mit  baldiger 
Erreichung  eines  Maximums  und  rascher,  erheblicher  Wieder- 
abnahme, was  in  den  folgenden  Durchschnittszahlen  nur  teil- 
weise hervortritt.  Eine  Berechnung  nach  fünfjährigen  Durch- 
schnitten ergibt  folgende  Daten  (Tabelle  I\). 

Tabelle  IV. 

Jährliche  Goldgewinnung  im  übrigen  Amerika  in  jüngster  Zeit  in  kg 

(außerhalb  der  Vereinigten  Staaten). 


Nordamerika,  Kanada  ....  Tom- 

„ Mexico  ....  12037  I8OO0  15021 

Mittelamerika , I o - - - 9 

Südamerika,  Brit.  Guyana  . . 3137  2 ooo  2 83b 

Holländ  . 781  boo  ^lo 

: Franzos::  ...  2 575  ; 3050  2812 

Venezuela  ...  1 207  ^ 4o0  832 

Kolumbia  ...  2 896  3 794  3 34o 

Ecuador  ....  139  273  216 

: Men.  . . . 2 622  3 383  3 TO2 

: Peru 999  1594  1 296 

Bolivia  ....  361  51  127 

” Chile 1 436  1 190  1 1 313 

: Argentinien  und 

Uruguay  . . . 282  | .16  18.) 

Summa,  ganz  Amerika  (außer  i -qq,  , 

• Vereinigte  Staaten)  . . • ! oO  8o0  60  942  08  314 

Das  „übrige  Amerika“,  außerhalb  der  Vereinigten  Staaten, 
bat  hiernach  in  neuester  Zeit  auch  als  Goldlieferant,  wie  seit  Jahr- 
hunderten als  Silberlieferant,  eine  nicht  unerhebliche  Be- 
deutung erlangt  und  in  neuester  Zeit  schon  mehr  als  die  Haltte 
soviel  Gold  als  die  Vereinigten  Staaten,  die  Hälfte  soviel  als  Austra- 
lien und  über  ein  Drittel  soviel  als  Südafrika  Gold  produziert.  Aus 
Kanada  und  Mexiko  kommt  unter  diesen  kleineren  Goldgebieten  jetzt 
der  hei  weitem  größte  Teil  des  Golds,  Kanada  ist  momentan  das 
fünfte  große  Goldland  geworden.  Aber  gerade  seine  Produktion  7.eigt 
die  charakteristischen  Züge  der  Goldgewinnung  besonders  scharf. 
Von  einer  Jahresproduktion  von  weni-gen  Tausend 

Mitte  der  1890er  Jahre  an  rasch  die  Steigerung  auf  fast  42(^0  kg 
in  1900  e^efolfft.  aber  auch  die  Wiederabnahme  auf  nahezu  die  Haltte, 


1 1896—1900 

1901—1905 

kg 

kg  i 

21  652 

28  645 

12  037 

18  005 

726 

2 192 

3137 

2 555 

781 

655 

2 575 

3 050 

1 207  i 

459 

2 896 

3 794  ! 

139 

273 

2 622 

3 383 

999 

1594 

361 

51 

1436 

1 190  1 

282 

96 
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Gebieten  erheblich  verstärkt,  aber  aus  China  bald  auch  wieder  stark 
vermindert,  — wenn  die  Daten  richtig  sind,  was  gerade  von  dieser 
asiatischen  Produktion  und  diesem  Zustrom  besonders  unsicher  ist. 
Die  folgende  Tabelle  V zeigt  die  Gestaltung  auch  hier  zahlenmäßig, 
das  eben  erwähnte  Bedenken  Vorbehalten.  Für  die  Frage  der  „Zu- 
kunft des  Golds“  ist  es  erwünscht,  das  Tatsachenmaterial  für  Schlüsse 
etwas  vollständiger  zu  übersehen. 

Tabelle  V. 

Jährliche  Ooldprodiiktion  in  Asien  in  jüngster  Zeit  in  kg 

(außerhalb  Sibiriens). 


liO 


Britisch-Indien  . . 

Sonstiges  Ostindien  . 
Holländisch-Ostindien 

China 

Korea 

Japan  


1896—1900 

kg 

1901—1905 

kg 

1896-1905 

kg 

1 t 

11813 

16119 

13  960 

845  : 

1867 

1407 

251 

1568 

909 

9 261 

9 457 

9 359 

2 669 

4 288 

3 479 

1 277 

3716 

2 496 

Summa; 


26  116 


37  015 


34  616 


Besonders  die  Zahlen  für  China  zeigen  erhebliche  Schw^ankungen 
(Maximum  1901  13680,  Minimum  1905  2673  kg).  Diese  asiatische  Ge- 
samtproduktion bleibt  hinter  der  amerikanischen  (auch  unter  Ab- 
rechnung derjenigen  aus  den  Vereinigten  Staaten)  bisher  erheblich 
zurück,  ist  aber  neuestens  doch  für  die  Goldversorgung  des  Occidents 
nicht  unwichtig  geworden. 

Die  russisch -sibirische  Goldproduktion  ist  von  derjenigen 
der  vier  Hauptgebiete  bei  weitem  die  kleinste,  seit  lange  aber  die 
stetigste,  mit  viel  geringeren  zeitlichen  Schwankungen,  als  in  den 
neuesten  Goldländern.  Freilich  auch  ohne  wesentliche  Zunahme, 
eher  mit  etwas  Abnahme  im  Ganzen.  Die  Erklärung  liegt  nicht  so- 
wohl in  natürlichen  Momenten,  wenn  aucli  Klima  und  allgemeine 
geringe  Kultur  hemmend  einwirken,  und  auch  nicht  in  erster 
Linie  in  technischen  Momenten,  als  im  Mangel  des  industriell- 
kapitalistischen Charakters  der  ganzen  Produktion,  eine  Folge 
der  ganzen  politischen  und  volkswirtschaftlichen  Verhältnisse.  Aber 
eben  deswegen  hat  diese  Produktion  etwas  weniger  Forciertes,  werden 
Naturschätze  langsamer  und  spärlicher  ausgebeutet,  aber  voraussicht- 
lich halten  sie  so  auch  länger  vor.  Das  könnte  für  die  „Zukunft  des 
Golds“  später  wichtig  w^erden. 

Die  Silbergewinnung  der  Neuzeit  seit  1851  ergibt,  wie  bei 
Gold,  nach  Tabelle  III  die  schon  hervorgehobene  starke  Ver- 
mehrung, besonders  seit  den  letzten  20  Jahren  der  Periode.  Dazu 
hat  vor  allem  die  große  und  rasche  Silberproduktion  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Nordamerika  beigetragen,  welche  erst  in 
den  letzten  15  Jahren  ins  Stocken,  aber  nur  in  geringem  Maße  in  eine 
rückläufige  Bewegung  gekommen  ist.  Das  Jahresmaximum  fällt  in 


den  Vereinigten  Staaten  in  1896  mit  1,88  Mill.  kg,  das  Minimum 
in  1902  mit  1,69  Mül.,  darnach  wieder  kleine  Steigerung.  Da,s  alte 
Hauptsilberland  Mexiko,  das  zeitweise  von  ^ 

citnaten  überflügelt  worden  war,  ist  jungst  wueder  an  die  Spitze  ge 
S ffier  tS  L Maximum  'auf  iW  mit  2.19  Mill.  kg,  das  Mmu 
mum  aut  1896  mit  1,42.  Aber  in  der  ganzen  6o  jährigen  Periode  ^ 
die  Vereinigten  Staaten  und  Mexiko  etwa  gleichviel  Silber  geliefert, 
iedesbeinalfe  Va  der  gesamten  Silberproduktion.  Und  m annähernd  dem 
iieuerL  Umfang  wird  sich  hier,  selbst  bei  dem  gedruckten  ^^oj^wert 
des  Silbers,  die  Produktion  noch  länger  erhalten  können,  w as  fui  die 
Zukunft  des  Silbers“  zu  beachten  ist.  Das  m ^er  Tabelle  III  m 
üblicher  Weise  als  drittes  Hauptgebiet  der 

sammengefaßte  der  drei  südam erikaniscben  Staaten  \on  Peru, 
Bolivia,  Chile,  zeigt  zwar  auch  eine  Zunahme  seiner  Produktion, 
in  den  1880er  und  Anfang  der  90er  Jahre  in  bedeutenderem  Maße, 
worauf  aber  in  allen  dreien  eine  starke  Wiederabnah  me  erfolgt  is  . 

Die  Produktion  zeigt  hier  überhaupt  starke  “Du^rclT 

Jahrzehnt  1896-1905  wie  vorher.  Es  war  die  jährliche  Durc 

Schnittsproduktion  in  1000  kg; 

Tabelle  VI. 

I 1896—1900  1901—1905  I 1896—1905 


1000  kg 


Peru 

Bolivia 

Chile 


117,0  1 

Bolivia 
in  1898 
342,1 
in  1905 
88,2 


1000  kg 


110.5 

215.5 
81- 


1000  kg 

136.9 

255„ 


Chile 
in  1901 
287.9 
in  1905 


Peru  Bolivia  ksnue 

in  1900  in  1898  in  1901 
Jahres-Maximum  227,ß  342,i  287.g 

in  1903  in  1905  in  1905 
Jahres-Minimum  54, 3 88,2  12,4 

4nf  die  Produktion  der  drei  Staaten  zusammp  fällt  von  der 
gesamten  Silherproduktion  knapp  i;,  und  noch  nicht^/.,  von  derjenigu 
fpr  beiden  Hauptgebiete,  Vereinigte  Staaten  und  Mexiko.  Diese  G 
SSte“usinmS;‘iue  .meJkaBixche  vo»  der 

Cxesamt-Silberproduktion  in  der  Periode  seit  I80I  fast  5,  so  da“ 
vor  dL  kleiLren  amerikanischen  Silberländern,  welche  unter  der 
PrnTinp  der  andern  Länder“  inbegriffen  sind,  selbst  abgesehen, 

ÄikaseineTalten,  seit  seiner^ Entdeckung  errungenen  kolos- 
salen Vorrang  vor  allen  andern  Gebieten  der  Erde  behauptet 

ist  auch  in  den  „andern“  Ländern,  die  Silbe  - 

uroduktion  absolut  im  Ganzen  sehr  gestiegen,  besonders  seit 
S^n  ?8?0er,  noch  weit  mehr  seit  den  1890er  Jahren  also  wahrend 
des  starken  Sinkens  und  dauernd  niedrigen  Alandes  des 
Goldwerts  des  Silbers.  Die  kleineren  amerikanischen  Silbe 
gebiete  zeigen  im  Laufe  des  letzten  Jahrzehnts  allerdings  ebenfal  , 
fvle  Chile  Peru  Bolivia,  mehrfach  eine  ziemlich  stavke  rnck- 
Uufi ge  Bewegung.  An’ der  Steigerung  in  der  ganzen  Periode  seit 
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1896— 1900  1901— 1905  i 1896—1905 


Deutsches  Reich 

„ „ im  Ganzen 

Österreich-Ungarn 

Spanien 

Griechenland 

Italien 

Frankreich 

Andere  europäische  Länder  , . 
Summa  Europa  (gen.  Gebiet) 

Kanada 

Mittelamerika 

Kolumbia 

Sonstiges  Amerika  (außer  den 
Hauptgebieten  in  Tab.  III  u.  VI) 
Summa  Amerika  . . , . 

Asien  (Japan,  HolL-Ostindien)  . 

Australien 

Summa  dieser  Länder  . . . 


1000  kg  1 

1000  kg  1 

1000  kg 

178,0 

178,5 

178,3 

[G8,J 

[401„] 

[431, J 

59,3 

^8,3 

58,3 

100,o 

128,1 

114,8 

35,0 

27,0 

31,9 

26,4 

25,0 

15,2 

15,4 

15,3 

26,3 

30,5 

28,4 

440,0 

465,3 

452„ 

131,1 

138,3 

135,0 

26,3 

37., 

31,0 

120,3 

39,9 

80,4 

9,7 

^?6 

6,4 

00 

218,5 

253,4 

57,7 

66,0 

61,0 

377, g 

342,0 

360.4 

1162,0 

1092,4 

1027.3 

1851  hat  aber  auch  Europa,  besonders  die  beiden  europäischen 
Hauptsilberländer,  Deutschland  (Deutsches  Reich)  und  Spanien, 
einen  relativ  erheblichen  Anteil,  ferner  Australien,  freilich  alle 
mit  Produktionsmengen,  welche  gegen  die  amerikanischen  Haupt- 
silberländer doch  sehr  abfallen.  In  der  jüngsten  Zeit  ist  auch  in 
Europa,  jedoch  nicht  ausnahmslos  überall  (so  nicht  in  Spanien),  ein 
gewisser  Stillstand  und  zum  Teil  eine  rückläufige  Bewegung  in  der 
Silberproduktion  eingetreten,  auch,  übrigens  hier  mit  starken  jähr- 
lichen Schwankungen,  in  Australien,  also  ähnlich  wie  in  Amerika. 
Das  ist  wohl  nur  durch  den  anhaltend  niedrigen  Goldwert  des  Silbers 
bedingt  gewesen.  Aber  es  bleibt  doch,  auch  für  Geld-  und  Währungs- 
fragen und  für  die  Frage  der  „Zukunft  des  Silbers“  (die  Silber- 
produktion) bemerkenswert,  daß  wie  Mexiko,  in  geringerem  Grade  Süd- 
amerika, so  auch  Europa,  selbst  ein  so  uraltes  Silberland  wie  Spanien 
immer  noch  erhebliche  Silberlieferanten  sind.  Die  Dinge 
liegen  also  hier  anders  als  bei  Gold.  Die  europäische, 
namentlich  auch  die  deutsche  Silberproduktion,  zeigt  im  Ganzen, 
wenn  das  aus  ausländischen  (meist  amerikanischen)  Erzen  und  aus 
Rückständen  und  Abfällen  gewonnene  Silber  mit  eingerechnet  wird, 
viel  höhere  Zahlen,  als  die  folgenden.  Einige  Einzelheiten  für  die 
jüngste  Periode  1896  — 1905,  wieder  in  fünfjährigen  Durch- 
schnitten berechnet,  sind  in  der  folgenden  Tabelle  VII  zusammen - 
gestellt.  Weitere  Einzelheiten  für  europäische  und  amerik.  Staaten 
und  für  die  einzelnen  Jahre  a.  a.  O.  in  der  Tabelle  des  reichsstat. 
Jahrbuchs. 

Tabelle  VII. 

Silberproduklion  aus  einheimischen  Erzen  von  1896—1905  in  den 
kleineren  Silbergebieten,  außer  den  Hauptländern, 
in  1000  kg,  in  Jahresdurchschnitten. 
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Beim  Deutschen  Eeich  beziehen  sich  die  Zahlm  der  ersten 
Reihe  auf  die  Neuproduktion  aus  heimischen  Erzen,  die  auch  m der 
für  Europa  und  in  der  Gesamtsumme  allein  eingerechnet  sind, 

/lip  Ainp-eklammerten  Zahlen  der  zweiten  Reihe  auf  die  ganze  Pro- 
duktion^  einschließlich  derjenigen  aus  ausländischen  Erzen  ^us 

Abfällen  u dgl.  Die  anderen  „europäischen  Lai^er  , 
ä?e  S“  äÄroduktion,  sind  RnUland  nebst  Fmn- 

1 A *4-  ^ ßnon  ker  Türkei  mit  stark  wechselnder  Produktion 
4-17-i  TauseSg  ) Schweden  mit  1-3000,  Norwegen  mit  4 -8 WO, 
Großbritannien  mit  8—5000  kg),  Portugal  mit  einer  Kleinigkeit  jahr 
S Das  TsonsSge  Amerika“^1n  TabeUe  VII  ist  ganz  allem  Argen- 
tinien Die  Zahl  für  Asien  gilt  fast  ganz  für  Japan. 

' Die  Summentahlen  in  Tabelle  VII  stimmen  »esenU  ^ 

aber  nicht  völlig,  mit  denen  um 

oben  auf  S.  270.  Die  Summe  in  Tabelle  VII  ist  für 

köbpr  ('1162  6 eeeen  1104  Tausend  kg),  lur  1901  lyuo  um 
*8000  ke  niedriger  (1092,2  gegen  1100  Tausend  kg).  Letztere  kleine 
Xg^ich  ausAfrundungen  ergeben, 
mir  nicht  gelungen,  aufzuklären.  Sie  kann  auch  auf  P™cHehlern  u.  dgl. 
im  benutzten  Zahlenmaterial  beruhen.  Das  Gesamtergebnis  wir 

nirbt  erheblich  von  diesen  Differenzen  berührt. 

Aus  Tabelle  VI  ergibt  sich  genauer,  welche  relativ  bedeutende 

Stellun^dre  europäische^  und  unter  dieser  die  deutsche  uf  |pani- 
sche  Produktion  in  der  Silberproduktion  dieser  kleineren  Silber- 
- 400/0  - nÄ  selbst  in  ^er  Wtprod^ktion^^^^^^ 

der  neuerdings  so  sehr  vergrößerten  — mit  ■ süber 

noch  einnimmt,  im  großen  Unterschied  zur 
ist  daher  auch  heute  noch  für  Europa  nicht  in 

nrodukt  ans  fremden  Weltteilen.  Der  Vorrang  Amerikas  als  Silber- 
Fand  auch  noch  in  der  Gegenwart  tritt  durch  Einbeziehung 
Silberproduktion  der  kleinen  „Silbergebiete“, 

Hauptlebieten  in  Tabelle  III  noch  etwas  scharfer  hervor,  es  fallen 
vom  gesamten  neuen  Silber  in  neuester  Zeit  (189b— 190o)  e,  83  84  o 

aurimerTkl  Die  rasch  entwickelte  Silberproduktion  Australiens 
(188ß  noch  29000  kg)  ist  bald  wieder  ins  Stocken 

kch  auch  einigermaßen  auf  der  erreichten  Hohe  gehalten  hat.  Hier, 
wie  S in  Deutschland,  dem  übrigen  Europa  und  Nordamerika 
(Vereinigte  Staaten,  Kanada)  macht  sich  für  die  Stockung,  neben 
ErseSung  einiget  Werke,  auch  wohl  der  unten  erwähnte  Umstand 
geltend!  die^Erschwerung  der  Silbergewinnung  mit  steigenden  Koste  , 
zumal  in  Ländern  der  Goldwährung. 

Hauptergebnisse  der  zweiten  neuzeitlichen  Perio  e, 
von  1851  — 1905  ff.  «)  Die  Goldproduktion.  Zuerst  aus- 
schließUcli  und  länger  weit  überwiegend,  fand,  wie  auch  “«^ens 
früher,  Gewinnung  von  Schwemm-  oder  ^^aschgold  durch 
Wäschereiprozesse  verschiedener  Art  in  den  neuen  Goldlandern 
statt.  Sie  zeigt  die  charakteristischen  Züge  dieser  Ge\«nniings- 
art  besonders  in  Kalifornien  und  Nachbarschaft  seit  1848,  m 
Australien  seit  1851  und  in  den  meisten  der  kleineren  Gold- 
•rebiete:  rasche,  große  Zunahme,  auf  denselben  Fundstätten  jedoch 
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bald  Abnahme,  dann  Erychüpfung,  aber  Ersatz  dafür  in  Xacbbar- 
stelleii  und  nach  deren  Erschöpfung  in  weiter  entlegenen  Ge- 
bieten verwandter  gesgnostischer  Beschaffenheit.  So  blieb  die 
Gesamtproduktion  der  ganzen  Länder  (Kalifornien  mit  den  an- 
grenzenden und  weiteren  Unionsstaaten,  die  verschiedenen  austi’a- 
lischen  Kolonien  neben  dem  ersten  Goldgebiet  in  Viktoria  und 
Neusüdwales)  zwar  gewöhnlich  nicht  auf  der  Höhe  eines  bald 
erreichten  früheren  Maximums,  sank  zeitweise  auf  nur  einen  Teil, 
- ^ davon,  aber  nahm  doch  auch  wieder  neuen  Aufschwung 

und  behauptete,  absolut  und  zumal  im  Vergleich  mit  der  Zeit 
vor  1848,  immerhin  eine  bedeutende  Höhe.  Durch  Übergang 
von  der  einfachen  Wäscherei  zu  künstlichen  Vorar- 
beiten für  diese,  dann  von  ihr  zum  Erzbergbau,  durch 
Verbesserung  der  metallurgischen  Technik,  auch  durch 
weiteres  erstes  Aufkommen  oder  neuen  Aufschwung  schon 
früherer  Goldgewinnung  in  anderen  als  den  großen  modernen 
Goldläudern,  in  verschiedenen  für  die  ( loldgewinnung  einzeln 
weniger,  in  Summa  doch  ziemlich  bedeutenden,  namentlich 
aber  in  dem  dritten  großen  neueren  Goldgebiet,  in  Südafrika, 
hier  besonders  seit  den  1890  er  Jahren,  ist  dann  die  gesamte 
Goldgewinnung  der  Welt,  soweit  nachweisbar,  in  den  letzten 
Jahren,  namentlich  seit  Mitte  der  1890er,  auf  eine  Höhe  ge- 
langt, welche  selbst  diejenige  der  ersten  Jahre,  1847, 
1851  bis  Ende  der  1860  er  noch  stark,  zuletzt  sogar  um  das 
Doppelte  bis  Dreifache  übersteigt.  Und  für  eine,  freilich 
nicht  genau  bestimmbare,  weitere  Zeit,  ist  immerhin  noch  auf 
Andauer  der  Goldgewinnung  in  ähnlicher  Höhe,  wie  in 
jüngster  Zeit,  zeitweilig  wohl  noch  auf  Steigerung  dieser 
Höhe  zu  rechnen.  Daß  diese  Periode  allerdings  nicht  so  lange 
währen  wird,  als  heute  noch  verbreiteter  Optimismus  öfters  an- 
nimmt, wird  sich  aus  den  unten  folgenden  Ausführungen  über 
die  natürlichen  Entwicklungsbedingungen  der  Goldgewinnung 
ergeben.  Vorläufig  indessen,  aber  eben  nur  vorläufig,  ist  ein 
„GoldmangeP'  nicht  zu  befürchten.  Die  Zukunft  des  Goldes 
für  weiter  hinaus  erscheint  dagegen  hinsichtlich  der  Menge 
seiner  Produktion  weniger  gesichert  zu  sein  (s.  u.  S.  280  fg.). 

ß)  Die  Silberproduktion  hat  bei  annähernd  noch  gleich- 
gebliebener, zeitweise,  1850  ff.  bis  gegen  Ende  der  1860  er  Jahre 
dem  Silber  sogar  etwas  günstiger  gewordener  Wertrelation  zum 
Golde  (C.  15,5  und  weniger  zu  1),  erst  vom  Anfang  der 
1860er  Jahre  an  einen  stärkeren  Aufschwung  genommen. 
Dieser  ist  größtenteils  auf  die  jetzt  erst  einsetzende  bedeutende 


Silber.6wm.iunK  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika, 
Sn  Xe?eaa  und  ^--.hb— . 

Comstockgang  Gewiunuug  von,  ca.  z ; 3,  ^ an  die 

"'"l  "''jTelbr^exIko  mrafe' neuere  Silberproduktion  an  Be- 
xiahernd  in  den  kleineren  amen- 

deutiing  g eic  . t..  , asiatischen  Silberproduktiousländern, 

drSilber„rodnkticn.  seH  den  IStiber 

Jahren  «nd  besondere  seit  'jIaL  ’in  die 

mit  Schwankungen,  aber  .ne 

dauernd  für  Silber  ungünstig  bleiben  weide,  ^ g 
fs90  er  Jahre,  ist  die  “scW 

der  bddrHatptländer<ier  Vereinigten  ^^aatey  on 
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Steigen  des  (xoldpreises  des  Silbers,  wo  eine  Steigerung  auclx 
der  Produktionskosten  des  Silbers,  wie  besonders  in  Ländern 
der  Goldwährung  (Nordamerika)  (s.  unter  Nr.  4)  dann  keine  zu 
großen  Hindernisse  bereiten  möchte.  Die  „Zukunft  des  Sil- 
bers“ bezüglich  seiner  Produktionsmenge,  selbst  bei  stark  wieder 
steigendem  Silberbedarf,  'ist  so  wohl  für  absehbare  Zeit 
gerade  nach  den  neueren  Erfahrungen  mit  der  Produktionsver- 
mehrung keine  ungünstige  und  auch  für  lange  hinaus 
nicht. 

4.  Die  „Zu  kunft“  des  Goldes  und  des  Silbers  nach 
den  natürlichen  und  technischen  Produktionsbeding- 
ungen betrachtet,  a)  Diese  im  Vorau.sgehenden  schon  be- 
rührte und  auf  Grund  der  neueren  Produktionsverhältnisse  kurz 
beantwortete  Frage  betrifft  nicht  die  Währungsfrage,  die  Wahl 
des  einen  oder  des  anderen  Metalls  als  Grundlage  der  Währung 
(einfache  Edelmetallwährung)  oder  die  Frage  der  Kombination 
beider  Metalle  als  ^ ährungsstoff  in  einem  ^Währungssvstem 
I Doppelwähning).  Doch  ist  die  hier  zu  behandelnde  Frage  auch 
für  diese  W ährungsfrage  wichtig,  wenn  auch  ihre  Beantwortung 
nicht  allein  für  letztere  Frage  entscheidend  ist.  In  jener  Frage 
handelt  es  sich  um  die  Zukunft  der  Gewinnung  beider  Metalle 
nach  ihrer  Masse  und  nach  den  aufzu wendenden  Produktions- 
kosten. Die  Antwort  auf  diese  Frage  hängt  von  der  Sachlage 
bezüglich  der  natürlichen  und  technischen  Produktions- 
bedingungen  ab,  soweit  diese  bekannt  sind  und  sich  mit 
einiger  \\  ahrscheinlichkeit  für  die,  wenigstens  absehbare,  Zu- 
kunft feststellen  lassen.  Dies  führt  einerseits  in  geologische 
und  mineralogische  Fragen  hinein  betreffs  des  Vorhandenseins 
ülxerhaupt,  der  horizontalen  und  vertikalen  Verbreitung  der 
beiden  Metalle  in  der  Erdoberfläche  und  dem  dem  Menschen 
erreichbaren  Erdinnern,  des  Vorkommens  der  Metalle  in  größerer 
Mengenkonzentration  und  in  kleineren  Partikeln,  im  reinen  oder 
unreinen  Zustande,  in  Gold-  und  Silbererzen,  mit  Gesteinen  und 
anderen  Metallen  und  Gold  und  Silber  unter  sich  verbunden,  in 
bestimmter  Form,  Gestaltung,  Art.  Die  Fragen  der  Gewinnung 
des  reinen  wie  des  an  Gestein  gebundenen  und  mit  weiteren 
Metallen  verbxiudenen  Stoffes,  der  Gewinnung  der  Erze  u.sw. 
siiid  solche  der  Bergbautechnik  (event.  bei  Gold  auch  der 
V äschereitechnik Daran  schließen  sich  andrerseits  weitere 
Fragen  der  Technik  der  Ausscheidung  der  Metalle,  einmal 
aus  ihren  ^ erb  in  düngen  mit  Gestein,  Erz,  dann  auch  aus 
der  Verbindung  mit  anderen  Metallen,  auch  wieder  von  Gold 


bei-  voneinander,  und  endbch  der  Gewinnung  ganz 
(feinen)  Golds  und  Silbers  oder  solchen  eines  bestimmten 
sgrades,  den  man  für  Prägemetall  zur  Her-stellung  von 
flarans  wie  für  zu  industriellen  Zwecken  bestimmtes 


Auf  diese  ganz  anderen  Fachwissenschaften  und  Gebieten  prak- 
tischer Kenntnisse  und  Verfahrensarten  augehörenden  Fragen  als 
solche  ist  hier  in  der  Sozialökonomik  nicht  einzugehen.  Aber  einige 
Hauptergebnisse  dessen,  was  darüber  feststeht  (oder  lur  fest- 
stehend gilt,  da  Hypothesen  noch  hier  mitspielen!),  siml  hier  doch 
herüber  zu  nehmen,  namentlich  bezüglich  der  natürlichen  Gewinnungs- 
bedingungen  der  Edelmetalle  und  der  hier  vorliegenden  \ erscliieden- 
heiten  hei  Gold  und  Silber.  Denn  diese  Tatsachmi  sind  für  die  Ent- 
scheidung über  die  angedeuteten  wirtschaftlichen  Fragen  von  ic  ig 
keit  Das  Fundament  bilden  neuerdings  die  beiden  \\  erke  von 
E.  Süß  über  die  Zukunft  von  Gold  und  Silber.  Süß’  Hauptsatze  sind 
auch  durch  neueste  Erfahrungen  und  durch  „Transvaal“  und  neuere 
wissenschaftliche  Forschungen  nicht  umgestoßen,  sondern  höchstens 
modifiziert  worden  hinsichtlich  ihrer  unmittelbar  praktischen 
Bedeutung.  Danach  ist  wohl  Süß’  für  Gold  ungüiistigje  Prognose 
allerdings  für  die  nähere  Zukunft,  schwerlich  für  die  spatere  einzu- 
schränken. aber  nicht  aufzugeben.  Wesentlich  nach  Suß  das  fol- 
gende, mit  tunlichster  Beschränkung  auf  das  für  u.nsere  Zwecke 
hier  in  der  Lehre  vom  Geldwesen  besonders  V ichtige.  S.  über 
die  von  den  meisten  sonstigen  bisher  bekannten  Vorkommensarten  von 
Gold  etwas  abweichenden  neueren  südaf rikanischen  \ erhaltnisse 
auch  die  Arbeiten  von  Schmeißer,  Futterer,  Ruhland,  auch 
Sauer  (Mineralkunde).  Über  Vorkommen,  montanistische  und 
Wäscherei gewinnung,  Aus.scheidnng.  Verarbeitung  der  Edelmetalle 
und  die  bezüglichen  technischen  Verfahrungsarten,  s.  die  Artikel  Gold 
lind  Silber  ini  Meverschen  Konversationlexikon  (neueste  Ausgabe), 


( 


ßerer  Tiefe,  daher  mit  steigeuae 
taiiistischen  Materialgewinnung 
rbau  und  ülierhaupt  beim  Bergbau 


massen  aus  grn 
der  rein  inon 
Oanggoldberj 

y)  Folgerungen  und  Schlüsse.  Der  bei  M 
grrö&te  Teil  des  von  den  Menschen  gewonnenen  Dolds 
ist  bis  vor  Kurzem  Schwemnigold  gewesen,  vielleicht 
90  Prozent  und  mehr.  Diese  Art  der  Cxewinnuiig  hat  in  be- 
sonderem Grade  den  schon  oben  hervorgehobenen  Charakter 
des  Sprunghaften,  Lotteriespielmäßigen,  erst  rasche  Zu- 
nahme, baldige  Erreichung  eines  Maximums  dann  Abnahme  un 
Erschöpfung  auf  den  bisherigen  Stellen.  \ on  ^\lchtlg'el 
Maß  und  Andauer  der  Produktion,  für  die  Gewinnung  einer  mög- 
lichst großen  Quote  des  überhaupt  im  Geschwemme,  Sand,  Geröll, 
Schotter  vorhandenen  Golds  und  für  die  Kosten  der  Gewinnung 
ist  auch  hier  der  Stand  der  Technik,  der  Wäscherei  selbst 
und  der  ihr  das  goldhaltige  Material  (Gestein,  Geröll,  Sand)  zur 

Aiislieutung  Vieschaffenden  G e w i n n u n g s ni  e Ui  o d e n die  s e s 

Materials.  Ferner  ist  in  der  Kostenfrage  die  Gestaltung 
der  Arbeitsverhältnisse,  dabei  auch  der  Stand  der  Preise 
der  Kahrungs-  und  sonstigen  Lebens-  und  Unterhaltsindtel  von  Ein- 
fluß. Das  zeigt  namentlich,  wie  in  einem  Experiment  die  Geschic  e 
der  wichtigsten  neueren  Goldländer  (Kalifornien,  Australien,  * in- 
nen). Besonders  die  Wasserbeschaff ung,  deren  Möglichkeit  un 

Kosten  (Zuleitungen,  Ableitungen),  die  unschädliche  Beseitigung 
der  Schottermassen,  die  herab  und  weiter  geschwemmt  werden, 
auch  der  Stand  der  Bergwerksgesetzgebung,  der  Erlangung 
der  Berechtigung  zum  Goldgewinuen,  sind  von  wesentlichen 
Einfluß.  Weiter  machen  sich  für  die  Kosten  geltend  von 
Anfang  an  und  in  der  späteren  Fortdauer,  die  Beschaftung 
der  Arbeitskräfte,  deren  notwendiger  Verdienst,  bei  Arbeitei 
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Kalifornien  1848  ff.,  sind  auch  sozialökonomisch  als  ein  Beispiel  des 
Übergangs  der  Produktion  unter  Vereinigung  von  „Arbeit  und  Kapital“ 
in  derselben  Person,  vom  Produktionsbetrieb  des  „die  sachlichen 
Produktionsmittel  auch  selbst  besitzenden  Arbeiters“  in  den  ersten 
Stadien  der  Goldwäscherei  zum  „(privat-)kapitalistischen  Produktions- 
betrieb“, der  mit  großem  Kapital,  starken  Quoten  stehenden,  fest- 
zulegenden, lange  voraus  vor  Erreichung  einer  Kentabilität  vor- 
zuschießenden Anlagekapitals  und  mit  Lohnarbeitern  arbeitet,  auch 
großer  technischer  Hilfseinrichtungen,  wie  für  Wasserzufuhr,  bedarf, 
wofür  wieder  eigene  kapitalistische  Bildungen  (Wassergesellschafteu) 
notwendig  werden.  So  wird  eben  unvermeidlich  „der  Arbeiter  von 
seinen  Produktionsmitteln  (nach  dem  Eigentumsrecht)  getrennt.“ 
Gute  Schilderung  der  Technik  in  Kalifornien  im  Anfang  und  bis 
Mitte  der  1850er  Jahre  durch  F.  v.  Bichthofen  (Petermanns  geogr. 
MitteiL).  ln  Kalifornien  und  Nachbarschaft,  auch  in  Australien,  hat 
die  wohlfeilere  Arbeitskraft  der  genügsamen  Chinesen  es  möglich 
gemacht,  Arbeit  auf  weniger  ergiebigen  Feldern  und  nachträgliche 
Verarbeitung  schon  von  Weißen  ausgebeuteter  Sandmassen  vorzu- 
nehmen, so  die  Goldgewinnung  länger  im  Gang  zu  erhalten,  als  es  die 
teuere  Arbeitskraft  der  Weißen  ermöglicht  hätte,  und  so  die  Geld- 
menge nachhaltiger  zu  vermehren.  Im  Goldbergbau  Südafrikas  spielt 
die  Frage  der  Arbeitskosten  (Eingeborene,  Kulis,  Asiaten)  ebenfalls 
eine  erhebliche  Bolle. 

d)  Spiel-  und  Spekulationscharakter  der  Goldpro- 
duktion. Für  die  Goldgewinnung  ergibt  sich  so  das  Erfor- 
dernis großer  dauernder  Kapitalanlagen,  schwierigerer 
kostspieligerer  Technik  in  den  späteren  Stadien  des  Wäscherei- 
betriebs (Wasserleitungen,  Sprengung  von  Sedimentwänden, 
Stollentrieb  in  diese,  Anwendung  großer  hydraulischer  Prozesse 
zur  Durchführung  der  Schwemmgoldgewinnung)  und  auch  im 
Gang-  und  Konglomeratbergbau  (eigentlicher  Berglmu  unter 
seinen  schwierigen  und  kostspieligen  Bedingungen,  seinem  Tief- 
und  immer  tieferen  Tiefbau  usw.).  Das  bedingt  den  aller  Gold- 
gewinnung, auch  dem  Gang-  und  Konglomeratbergbau,  wie  dem 
südafrikanischen,  beiwohnenden  Spiel-  und  Spekulation s- 
charakter,  besonders  auch  in  den  Aufgaben  der  Kapital- 
beschaffung. Man  wird  mehr  oder  weniger  dazu  genötigt, 
die  Rechtsformen  der  Aktiengesellschaft  oder  ihr  ähnliche 
anzuwenden,  eventuell  kleine  Aktien  als  geeignete  Papiere  für 
das  Spiel  darin  auszugeben,  das  Börsengetriebe  anzufachen,  um 
das  erforderliche  Kapital  überhaupt  zusammen  zu  be- 
kommen (südafrikanische  Minenwerte,  gold  shares). 

e)  Technische  Bedingungen  der  weiteren  günstigen 
Fortdauer  der  Goldgewinnung.  Je  mehr  bei  abnehmendem, 
schließlich  ganz  gering  werdendem  Goldgehalt  der  Sand-  und 
Gesteininassen  ixnd  bei  wachsenden  Schwierigkeiten , dieses 


Material  zu  beschaffen,  die  Kosten  dafür  steigen,  desto  wich- 
ticrer  wird  es,  die  Kosten  der  Heransziehn ng  und  der 
Reinigung  des  Goldes  beim  Ganggoldbergbau  zu  vermindern. 
Hier  hat  schon  früher  im  Laufe  der  Zeit  der  Fortschritt  ei 
Technik  Großes  geleistet  bei  Gold  und  bei  Silber,  und  jruigst 
in  der  Periode  der  neuesten  Goldära,  besonders  in  den  letzten 
zwei  Jahrzehnten  der  südafrikanischen  Goldgewinnung  mittel.st 
verfeinerter  Extraktions-  und  Ausscheidungsmethodeu  noch 
mehr  (ehemaliges  Schmelz-,  dann  Amalgamierungs-  Chlorations-, 
Cvanidverfahren,  Anwendung  der  Elektrizität  usw.).  Mit  diesen 
technischen  Fortschritten,  welche  immer  goldärmere  Gesteiii- 
und  Erzmassen,  auch  erneute  Bearbeitung  älterer  schon  aus- 
gebeuteter  Massen  auf  Goldgewinnung  technisch  zu  bearbeiten 
ökonomisch  möglich,  weil  auch  lohnend  genug  gemacht  haben 
ist  die  Goldgewinnung  in  den  letzten  Jahren  so  gewachsen  und  hat 
sich  dadurch  auch  in  dem  neuen  Produkt  die  Quote  des  Gang-  un 
Konglomeratgolds  gegenüber  dem  Schwemmgold  sehr  gehoben. 

n Zukunft  des  Goldes  für  die  nächste  Zeit.  Die 
eben 'angedeutete  Entwicklung  wird  wohl  noch  länger  so  weiter 
gehen.  Mit  immer  noch  möglichen  neuen  Fortschritteu  der 
Technik  ergeben  sich  so  für  die  Vermehrung  des  Golds  und  das 
AVachsen  der  Quote  des  Ganggolds  bei  der  immerhin  großen 
Ausdehnung  von  goldhaltigen  Feldern  und  Gebirgszügen,  sowie 
für  die  Kosteureduktiou  nicht  ungünstige  Aussichten  bezu^ch 
der  nächsten  „Zukunft  des  Golds“.  Trotz  yiefacher  Ent- 
täuschungen der  Goldmineuspekulation,  großen  A eidusten  dabei 
für  Viele,  neben  riesigen  Gewinnen  Einzelner,  wird  es  dann 
auch  nicht  an  der  erforderlichen  Zufühirnng  und  Festlegung  von 
Kapital  in  der  Minenindustrie  fehlen  und  auch  die  Arbeiterfrage 
kein  unüberwindliches  Hindernhs  bieten.  Aber  ob  auf  lange 
hinaus  — das  bleibt  die  Frage.  Auch  für  die  Gegenwart, 
wie  für  die  A'ergangenheit,  aber  jetzt  weit  stärker  aL  ehemals, 
seitdem  die  Goldininenindustrie  in  so  hohmn  Grade  ein  speku- 
latives privatkapitalistisches  Geschäft  geworden  ist,  laßt 
sich  dabei  der  Nachteil  für  das  Geldwesen  nicht  verkennen, 
daß  die  A^ermehruug  des  Hauptgeldstoffs  selbst  so 
wesentlich  zum  Speknlationsgegenstand  geworden  ist. 
Soweit  der  Geldwert  von  der  Geldmenge  abhängt,  ist  er  selbst 
demnach  stark  unter  den  Einfluß  des  von  der  kapitalistischen 
Spekulation  abhängigen  Gangs  der  Minenindustrie  getreten.  Das 
ist  die  Kehrseite  der  Zunahme  der  Ganggoldgewiunung.  Und 
nun  die  weitere  Frage: 


rj)  Wie  stellt  es  mit  der  Zukunft  des  Golds  etwas 
weiter  hinaus?  Sie  erscheint  trotz  dem  Allen  als  keine 
günstige.  Auch  -die  gi'ößten  montanistischen  und  sonstigen 
technischen  Portschiitte  im  Bergbau  und  in  der  Goldgewinnung 
haben  ihre  Grenze  in  der  überhaupt  in  erreichbaren  Schichten 
der  Bodenobeidäche  vorhandenen  Goldmengen.  Von  diesen  steht 
die  relative  Spärlichkeit  fest;  eine  Erschöpfung  auch  guter 
Fundstätten  erfolgt  gerade  bei  der  raschen  Zunahme  der  Ge- 
winnung in  der  neuesten  Zeit  natürlich  nur  noch  früher.  Die 
aus  der  neuen  Ausbeutung  alter  Gesteins-  und  Erzmassen  ge- 
winnbaren Goldmengen  bewirken  auch  nur  eine  einmalige 
Goldvermehrung.  Die  höchsten  und  feinsten  Extrahirmethoden 
haben  immer  geringeren  und  in  kleinsten  Partikeln  sich  ver- 
teilenden Goldmengen  gegenüber  ebenfalls  eine  Grenze  ihrer 
Wirksamkeit , vor  der  absoluten  Grenze  schon  im  Kosten- 
punkte. Je  mehr  die  Erde  bekannt,  auf  Gold  Vorkommen 
untersucht,  bei  sich  findenden  betreffenden  Fundstätten  diese 
auf  Goldgewinnung  in  Wäscherei  und  Bergbau  mit  heutigen 
und  noch  weiter  verbesserten  Methoden  in  Betrieb  genommen 
werden,  desto  mehr  mag  vorül) ergehend  die  Goldpro- 
duktion noch  zunehnien,  aber  desto  stärker  und  rascher 
ist  auch  die  Erschöpfung  und  desto  unwahrschein- 
licher, schließlich  desto  weniger  möglich  wird  es,  neue 
Fundstätten  von  Bedeutung,  wie  in  der  Goldära  seit  1848,  neuer- 
dings in  Südafrika,  noch  zu  erschließen,  — weil  eben  keine 
in  der  Natur  mehr  vorhanden  sind.  Dann  steigen  die 
Produktionskosten  d es  noch  zu  gewinnenden  Golds  trotz 
aller  technischen  Fortschritte;  dann  hört  die  massenhafte  neue 
Goldgewinnung  auf;  dann  machen  sich  für  Gold  als  Geldstoff 
die  Tatsache  der  starken  und  steigenden  industriellen  Goldver- 
wendung, die  Verbreitung  von  Goldumlauf  und  Goldwährung  in 
immer  größeren  Teilen  des  W eltverkehrs,  die  allmählich  sich 
summierenden  reellen  Verluste  durch  Abnutzung  u.  dgl,  in  immer 
höherem  Maße  geltend.  Dann  hat  eben,  nach  der  Süß'schen 
Hv]>othese  und  deren  Formulierung  „Gold  keine  Zukunft  mehr^ 
in  l)etreff  seiner  Produktion  und  tritt  nach  den  Wert-, 
Preis-  und  Kostengesetzen  und  unter  den  alsdann  obwaltenden 
Verhältnissen  eine  Tendenz  zur  Steigerung  seines  Tausch- 
werts und  seiner  Kaufkraft  ein:  die  mißliche  Zukunft, 
zumal  der  reinen  Goldwährung.  Ein  Schluß,  mit  dem  Wissen- 
schaft, rationelle  Praxis  und  Währungspolitik  doch  schon  gegen- 
wärtig rechnen  müssen  wegen  der  aus  solchen  Verhältnissen  sich 
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ergebenden  schweren  und  bedenklichen 

sozialen  Foleeu.  Ob  und  wie  und  wieweit  dieser  r^ttKuntt 
des  Golds  und  diesen  Folgen  durch  Maßregeln  auf  dem  Gebiete 
des  Geldsurrogatswesens  vorgebeugt  und  abgeholfen  werden  , 

bleiben  dann  weitere  schwierige  Fragen. 

"Fs  e-ibt  Schätzungen  Sachverständiger  der  his  zu  bestimm 
Tiefe^mn  Goldf undstätfen  überhaupt  gewdnnbaren  Goldmengen  z.  R 
für  Transvaal  rwitwatersrand  nach  Schmeißer  um  1893  c.  4, ö bs 
807  m Tiefe  c.  7 2 Milliarden  Mark  bis  1200  m Tiefe,  nach  Anderen 
14  Milliarden  Mark  mit  4 Milliarden  Gevnnn  davon.)  Aber  die  An- 
s“d “4  bei  ähnlichen  Schätzungen  für  anderen  Berg- 

Wert  beanspruchen  können.  o-iUrur 

c)  Vorkommen  und  Gewinnung  von  bilbei.  _ 

a)  Natürliche  Verbreitung.  Im  schon  erwähnten  wich- 
tigen Unterschied  von  Gold  fehlt  hier  das  SchwT,mmsi  ber  m 
Schwemmland.  Silber  hat  so  nur  f 

(1)  in  der  Zone  des  Huts  und  (2)  der  Sulfide  in  der  Tiefe. 
Hier  ist  das  wichtigste  Silbererz  silberreiches  Schwef elblen  Blei 
glanzt,  dann  auch  silberreiches  Schwefelkupfer.  Für  dm  bilber- 
gewinknng  kommt  daher  die  Verbreitung  von  bilber  in  diesen 
Verbindungen,  für  die  Frage  der  Produktionsmenge  und  der 
Produktionskosten  die  I^eichhaltigkeit  ^der  Eize  die  ^ 
schaffenheit  des  Bergbaus  (Tiefe  usw.),  dm 

der  montanistischen,  der  Verhüttungs- und  der  Extrahii - 
und  Ausscheidungstechnik  in  Betracht. 

Frage  der  Deckung  der  Produktionskosten  und  für  dm  Irag 
des  Silberwerts  ist  ferner  wichtig  das  Verhältnis,  m welchem 
in  solchen  Verbindungen  Silber  zu  den  anderen  Metallen,  auch 
zu  Gold  steht,  mit  denen  es  etwa  verbunden  ist  und 
dieser  anderen,  gleichzeitig  mit  dem  Silber  gewonnenen  Metalle, 
deren  Beiprodukt  Silber  Ist.  Das  natürliche  \orkonimen  von 
Silber  in  der  einen  und  anderen  Verbindung  und  in  Silbererzen 
ist  zwar  ein  sehr  ungleichmäßiges  auf  der  Erde,  nach 
taler  und  vertikaler  Ausdehnung  und  Reichtum  der  Fundstellen 
und  Adern,  aber  sehr  ausgedehnt  ist  seine  Verbreitung  in 
der  einen  oder  anderen  Form  des  Vorkommens  ^ ^ 

zelne  Länder  übertreffen  hier  andere  dauernd,  wie  seit  40U  Jahren 
Mittel-  und  Südamerika  und  besonders  Mexiko,  bm  auf  dm  neus  e 
Zeit.  Erst  in  dieser  ist,  wie  die  Daten  der  obigen  Tabelle  I 
näher  zeigen,  die  Silberprodnktion  in  den 

von  Nordamerika  neben  der  mexikanischen  mit  an  dm  . pit 


Methoden  nud  Phasen  einzelner,  namentlich  die  Kosten  des 
ßrennstoffs,  des  Quecksilbers,  der  Arbeitskräfte  von  entscheidender 
Bedeutung,  Ein  großer  technischer  Fortschritt  war  so  der  l^ber- 
gang  vom  Schmelzpi’ozeß  zum  Amalgamierungsverfahreu  mit 
(Quecksilber,  neuerdings  vom  (Quickmühlen-  zum  Flammofen- 
betrieb, zur  gemeinsamen  Verhüttung  von  Dürrerzen  i Silbererze, 
bes.  mit  erdigen  Substanzen  gemengte)  mit  bleiischen  Erzen. 
Andere  montanistische  und  metallurgische  technische  Fortschritte 
sind  auch  l^ei  der  Silbergewinnung  eingetreten,  namentlich  neuer- 
dings bei  Silber  als  Beiprodukt.  In  günstigen  Fällen  hat  man 
schon  in  den  1880  er  Jahren  in  nordamerikanischen  Werken 
Silber  zum  dritten  Teil  und  weniger  seines  einmaligen  normalen 
(loldi>reises  (so  aus  Silbererzen,  etwas  teurer  aus  Bleierzen),  in 
exzeptionellen  Fällen,  aber  nicht  nachhaltig,  selbst  noch  viel 
Idlliger  gewinnen  können;  allerdings  nicht  in  denjenigen  großen 
Mengen,  welche  allein  auf  die  Dauer  für  den  Wert  des  Silbers 
als  (reldstoff  und  für  die  Wertrelation  von  Silber  zu  Gold  als 
starke  Bestimmgründe  ins  Gewicht  fallen.  Aber  auch  eine 
.Massenproduktion  von  Silber  zu  '/g  — und  weniger  des  ehe- 
maligen normalen  Goldpreises  des  Silbers  (1  : 15,5)  ist  seit  länger 
wohl  als  fortdauernd  möglich,  wenigstens  noch  für  lange,  anzu- 
«oViPn  nnd  Pin  noch  weiteres  Sinken  der  Kosten  ebenfalls  nicht 


getreten.  Aber  Abnahme  und  Erschöpfung  der  Bergwei’ke  ist 
auch  in  den  reichsten  Gebieten  öfters  erfolgt,  wie  schon  lange 
in  Spanien,  wie  auch  in  amerikanischen  Gruben,  oder  die  Schwierig- 
keiten, damit  die  Kosten  der  Gewinnung  sind  mehrfach  zu  groß 
geworden.  Auch  steigende  relative  und  schließlich  absolute 
Schwierigkeiten  im  Tiefbau  für  die  Bearbeitung  durch  mensch- 
liche Arbeiter  (Conistockgang)  sind  bisweilen  zu  groß  geworden. 
Immerhin  ist  Silber  nach  seiner  natürlichen  Verbreitung  und 
Menge  im  Boden  in  für  die  Menschen  erreichbarer  Zugänglich- 
keit und  durch  sein  Vorkommen  in  Verbindung  mit  anderen 
Metallen,  — Blei,  neuerdings  Kupfer,  Verbindungen,  aus  welchen 
die  verbesserte  Technik  der  Gegenwart  auch  sehr  kleine  Silber- 
mengen noch  lohnend  ausscheiden  kann  — in  so  großem  Um- 
fange vorhanden,  daß  die  „Zukunft  des  Silbers“  nach 
seiner  Menge  als  montanistisches  Produkt  betrachtet,  auch 
für  viel  weitere  Zeiten  hinaus  keine  ungünstige  ist. 
Das  ist  neben  seinem  Nichtvorkommen  als  Schwemmprodukt  der 
zw'eite  wichtige,  auch  für  Geld-  und  Währungspolitik  iramei’- 
hin  mit  in  Betracht  kommende,  wenigstens  in  einer  Hinsicht 
günstige  Unterschied  vom  Golde. 

ß)  Der  Schwerpunkt  der  Frage  über  die  Zukunft 
des  Silbers  als  neu  zu  gewinnendes  Produkt  liegt  daher  hier 
in  den  technischen  Bedingungen  der  Verhüttungsprozesse 
der  Erze,  der  Trennungsprozesse  des  Silbers  von  anderen 
Metallen  und  den  Kosten  dafür.  Hier  spielt,  wie  allerdings, 
aber  doch  in  geringerem  Maße,  auch  bei  Golderzen,  die  weitere 
Frage  eine  Rolle,  ob  nach  der  Beschaffenheit  der  ört- 
lichen Lage  der  Bergwerke  (im  Gebirge,  Hochgebirge)  und  nach 


tion,  die  auch  bei  dieser,  zumal  in  der  heutigen  Gestaltung  des 
Privatbergbaus,  zwar  nicht  fehlende,  aber  doch  im  Vergleich  mit 
der  Goldproduktion  geringere  Abhängigkeit  von  Speku- 
lation, Aktienwesen,  Börse  bleiben  entschiedene,  für  die 
Geeignetheit  als  Geldstoff  nicht  entscheidende,  aber  immer 
doch  mit  zu  berücksichtigende  Vorzüge  des  Silbers  als 
Geldstoff  vor  Gold. 

d)  Einfluß  der  Landeswährung  auf  die  Produktion 
der  Edelmetalle.  Für  die  Fragen  sowohl  der  Höhe  der 
Produktionskosten  jedes  der  beiden  Metalle,  als  auch  der 
Deckung  dieser  Kosten  durch  den  Wert  (Preis,  Erlös) 
beim  Absatz  und  bei  der  Verwendung  ist  noch  ein  besonderer 
Umstand  von  Bedeutung,  nämlich  welches  das  Währungs- 
metall (und  weiter,  bei  Hereinziehung  von  Papierwährung,  über- 
haupt die  Währung)  in  dem  Gebiete  der  montanistischen  und 
metallurgischen  Gewinnung  des  neuen  Metalls  ist,  die  Währung, 
in  der  die  Löhne,  Gehalte  der  Arbeitskräfte,  die  Preise  der 
Konsumtibilien  und  der  in  und  für  den  Betrieb  gebrauchten 
sachlichen  Produktionsmittel  berechnet  werden.  Hier  spielt 
die  Wertrelation  von  Gold  zu  Silber  eine  nicht  un- 
wichtige Rolle. 

a)  Ist  sie,  wie  nenei'dings  seit  Mitte  der  1870er  Jahre, 
im  Allgemeinen,  eine  rasch  und  stark  veränderliche,  im 
Ganzen,  mit  zeitweilig  entgegengesetzten  Schwankungen,  dem 
Silber  ungünstiger  werdende,  so  hat  das  nicht  unerhebliche 
Folgen  für  die  Gewinnungskosten  und  deren  Deckung.  Dies 
wenigstens  solange,  als  eine  genau  entsprechende  Ausgleichung 
in  Arbeitslöhnen  und  Warenpreisen  in  dem  Lande  mit  Silber- 
währung (ähnlich  mit  entwerteter  Papierwährung),  also  bei 
sinkendem  Goldpreise  des  Silbers  eine  entsprechende  Steigerung, 
darin  nicht  erfolgt  ist.  Das  dauert  stets  einige  Zeit,  wenn  auch 
heute,  bei  starkem  internationalen  Handels-  und  Börsenverkehr 
und  besonders  bei  raschem  Nachriclitenverkehr,  meist  eine 
kürzere  Zeit  als  früher  vor  der  neuen  Post-  und  Telegraphen- 
entwicklung. 
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d)  Wird  im  Verkehr  im  Verhältnis  zum  Golde  im  ert  sinken- 
des Silber  in  Ländern  der  Goldwährung  produziert,  so  stellen 
sich  die  Kosten  höher,  während  beim  Absatz  gegen  Gold,  im 
In-  oder  Auslande,  verloren  wird.  Die  Silberproduktio  ii 
wird  also  erschwert  (in  Europa,  Nordamerika,  Australien,  bei 
Übergang  zu  Goldwährung  von  Silber-  und  Papierwährung  auch 
in  Mexiko  und  Südamerika).  Wird  Silber  unter  diesen  Um- 
ständen in  Ländern  der  Silberwähruug  gewonnen,  so  findet 
eine  solche  Erhöhung  der  Kosten  nicht  statt  und  beim  Absatz 
des  wohlfeiler  produzierten  Silbers  gegen  Gold  wird  wenigstens 
nicht  so  viel  eingebüßt.  Wird  Gold  in  Goldwährungshindern 
gewonnen,  so  entfällt  der  Einfluß  solcher  Momente  bei  den 
Kosten,  während  beim  Absatz  gegen  Silber,  im  In-  und  Aus- 
lande am  Gold  gewonnen  wird.  Am  Lohnendsten  ist  die  Gold- 
gewiimung  in  Ländern  wertsinkender  Silber-  und  Papierwährung 
solange  die  Löhne  und  Preise  sich  nicht  entsprechend 
der  Währuugsentwertung  erhöht  haben,  da  hier  die  Ge- 
winnun o-  mit  n i e d r i g e r e n K o s t e n erfolgt  und  b e i in  A b s a t z d e s 
Goldes  gegen  Silber  (oder  gegen  nicht  entsprechend  gestiegene 
Preise  der  Waren  und  Dienste)  entsprechend  gewonnen  wird. 

y)  Bei  Gold  ist  es  wichtig,  daß  die  Hauptmasse  des  gegen- 
wärtig produzierten  in  Ländern  der  Goldwährung  (bzw.  festen 
Goldwerts),  bei  Silber,  daß  die  Hauptmasse  bisher  immer  noch 
in  Ländern  gewonnen  worden  ist,  welche  bisher  meist 
oder  Papierwährung  hatten  (Mexiko,  übriges  Mittel-  und  Süd- 
amerika) Die  neuere  Hauptausnahme  hiervon  ist  die  große  nord- 
amerikanische  (und  fast  die  gesamte  europäische,  namentlich 
auch  deutsche)  Silberproduktion.  Änderungen  in  der  Wahrung, 
Übergang  von  einer  festen  zu  einer  schwankenden  und  um- 
gekehrt %on  Silber-  zu  Goldwährung  vermindern  auch,  soweit 
sich  dabei  die  Lohn-  und  Preisstellungen  nicht  ebenmäßig  ver- 
ändern, die  Kosten-  und  Kostendeckungsbedingungen  der  beiden 
Edelmetalle.  Es  ergibt  sich  u.  a.,  daß  die  Länder  der  bilber- 
währung,  ceteris  parilius,  gegen  Länder  der  Goldwährung  in  der 
Silber-  und  besonders  der  Goldproduktion  im  orteil,  die  Lanaei 
der  Goldwährung  in  der  Gold-  und  besonders  in  der  Silber- 
produktion  im  Nachteil  sind.  Auf  den  bisherigen  neueren  A er- 
lauf  des  Gangs  der  Produktion  der  Edeliiieialle  war  das  und 
für  den  weiteren  Verlauf  ist  das  nicht  ohne  Einfluß.  In  Ländern 
der  Goldwährung  wird  die  Silbergewinnung  bei  niedrigem  uml 
und  weiter  sinkendem  Goldpreise  des  Silbers  rascher  und  starker 
unrentabel  oder  wenig  rentabel  und  muß  deshalb  eventuell, 
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natüi'lich  zuerst  in  den  ungünstigsten  Werken,  aufgegeben  werden, 
wie  Deutschland  (Sachsen),  Nordamerika  auch  zeigen. 

VI.  Geldwesen  (Geldpraxis),  Dortsetzung.  Edel- 
metallwesen, Fortsetzung.  Wert  Verhältnis  von  Gold 
und  Silber  zueinander. 

Dieser  Gegenstand  ist  zugleich  für  die  Metallwährungsfragen 
besonders  wichtig  und  wird  mit  für  diese  schon  an  dieser  Stelle  ge- 
nauer behandelt. 

A.  Bedeutung  dieses  Verhältnisses  und  seiner  Ver- 
änderlichkeit für  das  Geldwesen. 

1.  Die  \ erbindung  von  Gold  und  Silber  in  irgend  einer 
Weise  im  Edelmetall-Geldwesen  eines  A'erkehrsgebiets  erscheint 
von  vorherein  wegen  der  großen  Verschiedenheit  der  Werthöhe 
beider  Metalle  im  V erhältnis  zu  ihrem  Gewicht  zweckmäßig 
und  selbst  geboten,  wenn  man  nicht  auf  stoffwertloses  Geld  oder 
auf  einen  Geldstoff  viel  geringeren  Werts  aus  den  Unedelmetallen 
(Kupfer , Bronze,  Nickel  usw.)  allein  angewiesen  bleiben  soll, 
auch  für  nicht  ganz  kleine  Geldwertgrößen  (Münzen).  Für  die 
Herstellung  höherer  Geldwertgrößen  ist  Gold,  für  diejenige 
kleinerei  ist  Silber  das  nach  dem  eigenen  Wert  geeignetere 
Metall.  Die  Geldgeschichte  ziemlich  von  den  ersten  An- 
fängen des  Edelmetallgeldwesens  und  Münzwesens  an  durch  alle 
Zeiten  hindurch  bis  zur  Gegenwart  bestätigt  das  in  der  Be- 
nutzung beider  Metalle  in  demselben  Geldwesen,  sei  es  in 
Kombinationen  im  Währungssystem  selbst,  sei  es  in  solchen 
wenigstens  im  Geldumlauf. 

2.  Der  ideale  Zustand  wäre  dabei  eine  dauernd  feste 
Stabilität  der  V\  ertrelation.  Bei  einer  solchen  hätte  die  Auf- 
gabe einer  Verbindung  beider  Metalle  im  Geldwesen  keine  be- 
sondere Schwierigkeiten. 

3.  Eine  solche  Stabilität  ist  aber  bei  Freiheit  der  Pro- 
duktion von  und  des  Verkehrs  in  beiden  Edelmetallen  nicht 
möglich,  w^eil  die  auch  hier  in  Wirksamkeit  tretenden  wirtschaft- 
lichen Wert-,  Preis-  und  Kostengesetze  sie  ausschließen.  Sie 
steht  auch  im  Widerspruch  mit  aller  geschichtlicher  Erfahrung, 
aus  welcher  sich  mehr  oder  weniger  häufige  und  bedeutendere 
zeitliche  und  lokale  Schwankungen  der  V\^ertrelation  von  Gold 
und  Silber  zu  einander  ergeben. 

a)  Ob  überhaupt  eine  dauernde,  genau  feste  oder  wenigstens 
einigermaßen  feste  Stabilität  der  Wertrelation  sich  in  einem 
Verkehrsgebiete  (Volkswirtschafts-  und  Staatsgebiete)  durch  Aus- 
schließung der  freien  Produktion  und  Übernahme  derselben  auf 
den  Staat  (Eegalisierung,  Monopolisierung)  unter  Feststellung 
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einer  gesetzlichen  Wertrelation  erzielen  ließe , steht  dahin . 
l)ie  Frage  wird  unten  noch  erörtert. 

1))  Bei  dem  Cliarakter  des  Edelmetalls  als  „internationalen 
V>rkebrsi>rodukts,  ein  Charakter,  w^elcher  auf  der  V erbreitung  der 
natürlichen  Fund-  und  Gewiimungsstätten  von  Gold  und  Silber  auf 
der  Erde  beruht,  würde  eine  Regalisierung  und  Monopolisieiung  dei 
Edelmetallgewinnung  in  einem  einzelnen,  selbst  großen  Lande 
ohne  Ausdehnung  einer  ähnlichen  Rechtsordnung  auf  den  intei- 
nationalen  Edelmetallverkehr  oder  ohne  völkerrechtliche  V ertiäge 
über  Regalisierung  der  Edelnietallproduktion  in  allen  Produktion>- 
ländern  von  Bedeutung  aber  nicht  einmal  zur  vollen  Stal)ilisierung 
der  Wertrelation  ausreichen,  wenn  auch  vielleicht  eine  größere 
Stabilisierung  herbeiführen  können.  Ob  eine  solche  \\  eltregalisie- 
riing  möglich  w'äre  oder  einmal  es  würde,  steht  wieder  dahin.  Es 
wäi^  jedenfalls  an  politische  Entwicklungen  gebunden,  jnit 
welchen  für  unalisehbare  Zeiten  nicht  w’ohl  zu  rechnen  ist.  Ubei 
das.  w'as  in  dieser  Hinsicht  wenigstens  für  Annäherung  an  eine 
Stabilisierung  der  Wertrelation  vielleicht  auf  völkerrechtlichem 
und  gesetzlichem  Wege  erreicht  w^erden  könnte,  wdid  unten 
noch  gehandelt  w^erden.  Bei  dem  Fehlen  oder  der  Gerinfügig- 
keit  eigener  Edelmetallproduktion  sind  die  meisten  Länder,  wie 
die  oben  dargelegte  Edelmetallstatistik  zeigt,  kaum  einmal  mit 
Ausnahme  der  Hauptgebiete,  auf  Edelmetallbezüge  aus 
anderen  Ländern  für  ihr  Geldwesen  doch  angewiesen.  Selbst 
von  den  Hauptgebieten  vereinigt  neuerdings  nur  das  dei  V ei- 
einigten  Staaten  von  Nordamerika  eine  hinlänglich  massenhafte 
Produktion  beider  Metalle,  wenn  diese  einmal  im  Geldwesen 
kombiniert  w'erden  sollen. 

4,  Mit  einer  mehr  oder  weniger  häutigen,  raschen  und 
starken  Veränderung  der  Wertrelation  von  Gold  und  Silber 
w'ar  bisher  immer  zu  rechnen  und  wird  es  somit  auch  wohl  für 
die  Zukunft  zu  geschehen  haben.  Daraus  haben  sich  bisher 
stets  Schwierigkeiten  im  Geldwesen  ergeben,  wenn  in 
diesem  irgendwie  eine  Verbindung  von  beiden  Metallen  und 
nicht  ein  „rein  moiiometallistisches^'  Geldsysteui  auf  dei 
Grundlage  des  einen  oder  des  anderen  Metalls  bestanden  hat. 

a)  Ein  solches  Geldsystem  auf  der  Grundlage  des  Golds  allein 
ist  abei  technisch  nicht  möglich,  weil  bei  dem  hohen  speziiischen 
Wert  des  Golds  Wertgrößen  (Stücke,  Münzen),  welche  unter  einen 
gewissen,  nicht  sehr  niedrigen  Wert  herabgehen,  sich  nicht  aus  Gold 
brauchbar  für  das  Bedürfnis  (Hantierung)  herstellen  lassen.  Man 
muß  also  mindestens  solche  kleine  Wertgrößen,  wenn  auch  wieder 
von  den  allerkleinsten  abgesehen;  aus  dem  gegen  Gold  gering- 
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•wertigeren  Silber  herstellen.  Gerade  für  kleine  Wertgrößen  eignet 
sich  die  Herstellung  von  Stücken  aus  Papier,  aus  anderen  Gründen, 
nicht  und  aus  Unedelmetall  kann  inan  nui-  ganz  kleine  Wertgrößen 
herstellen,  weil  bei  etwas  größeren  die  Stücke  daraus  bald  zu  un- 
handlich werden,  in  diesen  Umständen  liegt  eine  Schwäche  der 
,.reinen  Goldwährung“,  welche  letztere  eben  niemals  eine  wirklich 
,,ganz  reine“  sein  kann  und  liegt  der  Grund,  daß  die  V eränderungen 
der  Wertrelation  von  Gold  und  Silber  sich  gerade  bei  dieser  Währung 
immer  str>rend  erweisen,  wie  wir  auch  gegenwärtig  wieder  wahr- 
nehmen. — b)  Ein  Geldsystem  auf  der  Grundlage  von  Silber  allein 
ist  möglich  und  hat  vielfach  bestanden,  nur  daß  man  es  wegen  des 
meist  immer  dafür  noch  zu  hohen  Werts  des  Silbers,  welcher  die 
Darstellung  kleiner  Wertgrößen  (Münzen)  unterhalb  eines  freilich 
niedrigen  Minimums  verbietet,  auch  nicht  „ganz  rein“  durch- 
führen kann,  sondern  es  mit  Hinzuziehung  von  Unedelmetall  erheblich 
geringeren  Werts  als  Silber  ergänzen  muß.  Aber  abgesehen  von  ge- 
wissen sonstigen  Mängeln  eines  solchen  reinen  Silbergeldsystems  (reiner 
Silberwährung)  liegt  doch  auch  hier  ein  Verkehrsbedürfnis  nach 
Eepräsentanten  größerer  Wertgrößen  vor,  das  nicht  wohl  durch 
ganz  große,  wieder  zu  unhandliche  Silberstücke  befriedigt  werden 
kann.  Kann  oder  soll  dieses  denn  nicht  durch  Geldsurrogate  reinen 
Kreditcharakters  (Banknoten,  einlösbares  Papiergeld  u.  dgl.  m.)  be- 
friedigt werden,  so  muß  es  durch  Gold  geschehen,  -was  vollends  für 
internationale  V erkehrsbeziehungen  geboten  ist.  Dann  ergeben 
sich  aber  auch  hier  Schwierigkeiten  der  Kombination  von  Silber  und 
Gold  in  irgend  einer  Weise  im  Geldwesen  mit  der  Veränderlichkeit 
der  Wertrelation. 

5.  East  jedes  Blatt  der  Geldgeschichte  (AVährungs-,  Münz- 
geschichte) bestätigt,  welche  große  Schwierigkeiten  dies  hier  sind, 
wie  es  aus  der  Sache  selbst  mit  Notwen-ligkeit  folgt.  Auch  die 
gegemvärtigen  Geldsysteme,  -welche  geld-,  wähnings-  und  münz- 
])olitisch  und  -technisch  sonst  jetzt  meist  gnindsätzlich  richtig 
geordnet  sind  und  diesen  Grundsätzen  gemäß  richtig  durch- 
geführt w^erden,  zeigen  diese  Schwierigkeiten  von  Neuem.  Die 
Veränderlichkeit  der  Wertrelation  von  Gold  und  Silber 
ist  so  ein  bleibend  störendes  Moment  im  Geldwessn  ge- 
wesen,  ist  es  noch  jetzt  und  wird  es  w’^ohl  bleiben.  Sie  hat 
Wirren  im  Geldwesen  herbeigeführt  mid  zu  legislativen  und 
administrativen  Änderungen  der  Geld-fMfmz-jordnungen  genötigt, 
auch  zu  Maßregeln  einer  rechtlichen  Feststellung  des  Wert- 
relationsbetrags, gelegentlich  auch  zu  solchen  Änderungen  und 
Maßregeln  Vorwand,  besonders  im  fiskalischen  Interesse  der 
öffentlichen  Verwaltung,  gegeben.  Das  Wertverhältnis  von  Gold 
und  Silber  zueinander  und  die  Veränderungen  darin  sind  daher 
in  der  Tat  von  großer  Bedeutung  für  das  Geldwesen. 

B.  Verkehrsmäßige  (oder  wirkliche)  und  rechtliche 
Wertrelation  und  ihre  Feststellung.  Diese  beiden  Arten 


der  Relation  sind  hier  zu  unterscheiden.  ^ 

herrschende  ist  die  erste,  nach  der  sich  auch  die  zveite  im 
Ganzen  richtet  und  auf  die  Dauer  richten  muß.  Aber  die  zweite 
kann  immerhin,  wenigstens  zeitweise  und  ortsweise  (nach  Aei- 
kehrsgebieten),  etwas  von  der  ersten  abweicben  iiml,  wenn  sie 
in  einem  wichtigeren  Verkehrsgebiete  gilt  auch  aut  die  eis  e 
rückwirken,  so  daß  eine  gewisse  Wechselwirkung  anzu- 
erkennen ist.  Aus  der  Verschiedenheit^  beider 
aber  wieder  Störungen,  welche  zu  Wirren  im  Geldwesen  fuhren 
und  zu  gesetzlichen  oder  administrativen  Änderungen  in  der 
Geldordnung  (Münzordnung)  nötigen  oder  doch  An  a ge 
können  und  öfters  tatsächlich  solche  WTrren  und  Änderungen 

berbeieefülirt  haben.  . n.  i- 

1.  Die  verkehrsmäßige  Wertrelation  ist  die  aus  ireieii 

Verkehrs^eschäfteii  sieb  ergebende.  ^ ..  ^ \ ’a 

a')  Ihre  Feststellung  beruht  daher  auf  Umsätzen  der  beiden 
Metalle  a™  rohen,  im  verarbeiteten,  auch  iiii  3Iünzzimtaiide  iii 
feinem  und  in  legiertem  Metall),  in  Tausch-,  Kant-  und  A erkauf-, 
Fmwechselgeschäfteii,  auch  auf  Berechnungen  iii  Kreditgeschäften 
besonders  in  Gelddarlehensgeschäften,  bei  deren  Emgehung  und 
in  Bestimmungen  über  die  Verzinsung,  Abwicklung,  Rückzahlung 
wahlweise  in  einem  oder  anderen  Metall. 

So  kommen  schon  in  Betracht  Absatzgeschäfte  der  Edelmetalb 
uroduzenten  CBergwerksbesitzer,  auch  der  Staatsverwaltung  als  solcher) 

^ MtrCSf,  ludustrielW  Händle^^^^ 

vv  plohp  Prä^estoff  erwerben.  Mit  Ausbildung  von  Handel  > er 

kehr  Geldwirtschaft,  Vermittlungstätigkeit  zwischen  verschiedenen 
Ortl;  und  GebiLn  verschiedene?  Geldsysteme  smd  es  dm  bernfs- 

größere  Zahlungen  bewerkstelligt  werden  (Mittelalter),  spater,  nament 
/pU  dem  17  von  da  bis  in  die  Gegenwart  auf 

den  Börsen,  besonders  in  Plätzen  großen  Edelmetallverkehrs,  wo 
J^ondon  seit  lange  alle  überragt. 

b)  Die  Feststellung  der  Wertrelation,  des  Kurses  des  anderen 
Metalls  und  der  Münzen  daraus  im  AVährungsmeta  1 er  olgt  in 
allen  solchen  Geschäften  nach  dem  Preisgesetz  von  Angehot  und 
Nachfrage.  Bei  der  großen  Transportfahigkeit  des  Edelmeta  s 
fanden  schon  früher  selbst  bei  schlechtem  Zustand  der  Kom- 
mnnikations-  und  Transportmittel  und  pringer 
des  Verkehrs  Ausgleichungen  lokaler  und  zeitlicher  A erschieden- 
heiten  der  Relation  bez.  der  Kurse  rascher  und  leichter  und 


vollständiger  als  bei  den  Preisen  der  meisten  Waren  statt. 
(Tegenwärtig  machen  sich  Post  und  Telegraph  in  dieser  Hinsicht 
noch  mehr  geltend.  Der  Absatz  an  die  Münzstätten  zur  Prägung 
auf  deren  Eechnung  oder  an  Geschäftsleute,  welche  in  diesen 
Stätten  sich  Münzen  auf  eigene  Rechnung  prägen  lassen,  hat 
meistens  seiner  absoluten  und  relativen  Größe  wegen  eine  be- 
sondere Bedeutung.  Daher  wird  die  ^ erkehrsmäßige  W^ertrelation 
hier  auch  von  der  gesetzlichen  im  Münzwesen  und  von  den 
Präge  bedingungen  bezüglich  der  Prägekosten,  Schlagschatzes 
und  der  etwaigen  ^^rschiedenheiten  dabei  für  Gold-  und  Silber- 
prägung beeinflußt. 

Über  die  tieferen  Bestimmgründe  der  dauernden  Gestaltung 
der  Wertrelation,  wonach  bei  allen  Schwankungen  doch  Gold  durch 
alle  Zeisen  hindurch,  scheint  es,  so  viel  wertvoller  als  Silber  ist,  aber 
das  Vielfache  des  Goldwerts  in  Silber  doch  bis  vor  der  neuesten 
Zeit  relativ  enge  Grenzen  nicht  überschritten  hat,  unten  Weiteres. 

2.  Eine  rechtliche  (gesetzliche)  Wertrelation,  d.  h.  eine 
durch  die  Rechtsordnung  festgestellte,  liegt  in  folgender  Weise 
vor,  einmal  eventuell  im  allgemeinen  Zivil-,  Straf-,  öffent- 
lichen Abgaberecht,  sodann  im  eigentlichen  Geld- 
(Währungs-,  Münz-)  Recht. 

ai  Im  ersten  Palle,  wohl  auch,  einer  förmlichen  recht- 
lichen, namentlich  gesetzlichen  Regelung  vorangehend,  nach  Her- 
kommen und  Sitte,  wird  bestimmt,  in  welchen  Mengenver- 
hältnissen sich  Gold  und  Silber  als  Äquivalent  bei  Zahlungs- 
pflichten vertreten  können.  Dies  geschieht  namentlich  in  der 
Form,  daß  bei  Silberwährung  die  Gewichtsquote  Gold  oder  die 
Stückzahl  bestimmter  Goldmünzen  festgeslellt  wird,  in  welcher 
eine  auf  Silber  lautende  Zahlungsverpflichtung  und  umgekehrt 
das  \ ielfache  des  Goldgewichts  in  Silber  oder  die  Anzahl  be- 
stimmter Silberstücke  angegeben  wird,  in  welcher  in  Silber  eine 
auf  Gold  lautende  Verpflichtung  rechtsgiltig  erfüllt  werden  kann. 

Gewöhnlich  wird  dabei  nur  etwa  mit  kleinen  Abweichungen 
zwecks  Abrundung  der  Proportionalzahlen  das  verkehrsmäßige  Wert- 
Verhältnis,  welches  zur  Zeit  und  am  Orte  des  Erlasses  der  Bestim- 
mung  gilt,  zugrunde  gelegt,  so  daß  man  daraus  auf  Verkehrs  mäßige 
Kelation  schließen  kann,  was  mangels  anderer  Daten  öfters  für  frühere 
Zeiten  geschehen  muß.  Oder  es  wird  auch  die  Relation  in  der 
Munzordnung  zugrunde  gelegt.  In  Fällen  von  Entschädigungen, 
Ersatzpflichten,  Bußen,  Strafen,  Steuern,  Gebühren  u.  dgl.  m.  kommen 
solche  Feststellungen  der  Wertrelation  vor. 

b)  Die  rechtliche  Wertrelation  im  eigentlichen  Geldrecht, 
insbesondere  im  Währungs-  und  Münzrecht,  erfolgt  in  den  be- 
züglichen „ Münzordnungen ‘‘  und  in  etwaigen  Gesetzen  und 
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administrativen  Normen,  welche  diese  Änderungen  in  dieseni 
l'unkte  rechtsgiltig  ersetzen  oder  abänderii.  \\  as  hier  nach 
richtio-en  Grundsätzen  rationeller  Geld-,  \V  ährungs-  und  Münz- 
politik  hinsichtlich  der  Feststellung  der  Wertrelation  zu  ge- 
schehen hat,  hängt  mit  von  den  Währungssystemen  ab.  In 
der  älteren  bezüglichen  Politik  — des  Altertums.  Mittelalteis 
und  ziemlich  bis  zum  19.  Jahrhundert  — hat  man  aber  solche 
Grundsätze  vielfach,  fast  kann  man  sagen,  in  der  Regel,  teils 
nicht  gekannt,  teils  nicht  befolgt.  Daraus  sind  dann  gewöhn- 
lich Geld-  und  Münzwirren  hervorgegangen.  Namentlich  zieht 
sich  fast  stets  und  überall  durch  die  ältere  Münzgeschichte  eine 
fiskalische  Ausnutzung  des  Münzregals  und  der  Münzprägung 
hin  um  Gewinne,  über  und  oft  weit  über  den  etwaigen  Ersatz 
der’Präo-ekosten  hinaus,  zu  erzielen.  Dazu  hat  auch  die  Normic- 
riiiio-  de”  rechtlichen  Wertrelatioii  in  absichtlicher  Abweichung 
von”  der  wirklichen  in  einer  fiskalisch  günstigen,  aber  sachlich 
unrichtigen  Weise  die  häufig  gern  benutzte  Gelegenheit  gegeben. 
Diese  fiskalische  gewinnsüchtige  Absicht  ist  von  den  etwaigen 
bloß  fiskalisch  günstigen  Folgen  zu  unterscheiden,  welche 
eine  währungs-  und  münzi.oliti.sch  etwa  gebotene,  von  der  wirk- 
lichen verkelirsmäßigeu  Wertrelatioii  abweichende  Feststellung 
der  o-esetzlichen  Wertrelation  im  Geldwesen  mit  sich  lirinpu 
kann”  Dieser  wie  auch  anderer  aus  Abweichungen  der  gesetzlichen 
von  der  wirklichen  Wertrelation  hervorgehenden  Folgen  wegen 
kann  dann  ein  Geldsystem,  welches  solche  Abweichungen  be- 
dingt oder  zuläßt,  als  ein  wenigstens  in  diesem  Punkte  maugel- 
hartes bezeichnet  werden  müssen.  Damit  braucht  noch  kein 
entscheidendes  Verdikt  über  ein  solches  System  gespi^chen  zu 
werden,  aber  wohl  weist  der  Mangel  darauf  hm,  daß  ihm  durch 
besondere  weitere  Bestimmungen  und  Maßregeln  möglichst  ab- 
geholfeii  werden  muß,  z.  B.  durch  Beschränkung  der  gesetzlichen 
Zahlkraft  eines  minderwerteii  Metallgelds  und  durch  Zusagen 
uud  Einrichtungen  der  Einlösbarkeit  dessellien  in  vollwertigem 
Geld.  Bei  der  Währungs-  und  Münzfrage,  besonders  bei  der 
mindei  werten  Silbermünze  der  Goldwährung  wird  das  unten 
weiter  dargelegt  werden. 

Lediglich  um  fiskalischen  oder  münzherrlichen  Gewinns  willen  ist 
z B öfters,  u.  a.  schon  in  Alt-Rom  gelegentlich  in  der  Kaiserzeit, 
liehen  Silberwährung  oder  Silbergeldumlanf  eine  Ausprägung  von 
(Goldmünzen  zu  einem  erheblich  höheren  Wert,  als  der  wirklichen 

Weitrelatioii  entsprach,  vorgekomraeu.  Oder  um 
ira  Innern  neben  t>ilbergeld  zu  erhalten  und  den  Abfluß  \on  Gold- 
münze ins  Ausland  zu  verhüten,  hat  man  den  gesetzlichen  Kuis,  dci 
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Goldmünze  in  Landessilbergeld  oder  wenigstens  etwa  den  Annahme- 
kurs dieser  Münze  au  öffentliclien  Kassen  etwas  höher  angesetzt, 
als  der  wirklichen  Wertrelation  entsprach,  was  dann  einen  ent- 
sprechenden Prägegewinn  über  die  Prägekosten  hinaus  bei  Münz- 
prägungen zur  Folge  hatte.  Im  umfaßenden  Maße  hat  man  bei  Gold- 
währung die  die  größeren  Teilstücke  der  Goldmünze  darstellenden 
Münzen  nicht  aus  Gold,  weil  sie  zu  klein  werden,  sondern  aus  Silber 
zu  einer  diesem  gegenüber  der  wirklichen  Relation  günstigeren  Re- 
lation hergestellt,  um  so  auch,  bei  einer  etwaigen,  dem  Silber  günstiger 
werdenden  wirklichen  (Welt-)Relation  den  Abfluß  solchen  Silbergelds 
ins  Ausland  und  daraus  hervorgehende  St*>rungen  des  inländischen 
Münzumlaufs  zu  verhüten.  Z.  B.  sind  im  neuen  deutschen  Reichs- 
münzwesen Silbermünzen  zu  einer  um  gegenüber  der  normalen 
Relation  von  15,5:1  günstigeren  Relation  geschaffen  (100  statt  90  Mark 
aus  dem  halben  Kilogramm  f.  S.).  Das  hat  wieder  erhebliche  fiskalische 
Gewinne  zur  Folge,  welche  wegen  der  mittlerweile  eingetretenen 
starken  Veränderung  der  Wertrelation  auf  hO— 40:1  zuungunsten  des 
Silbers  sich  außerordentlich  vergrößert  haben. 

Natürlich  darf  man  solche  absichtliche  münzpolitische  oder  rein 
fiskalisclie  Abweichungen  der  gesetzlichen  V'ertrelation  von  der  wirk- 
lichen nicht  dazu  benutzen,  um  aus  dieser  gesetzlichen  auf  die  wirk- 
liche Relation  zu  schließen.  Dazu  liegt  die  Versuchung,  jedenfalls 
die  Möglichkeit  leicht  vor,  wenn,  wie  z.  B.  häufig  bei  Prägungen  und 
daraus  Jiervorgegangenen,  etwa  noch  vorhandenen  Münzstücken  der  an- 
tiken Welt  und  des  Mittelalters,  nur  die  Tatsache  eines  des  und  des- 
artigen gesetzlichen  Wertverhältnisses  feststeht,  olme  nähere  Kennt- 
nis der  begleitenden  Umstände,  unter  denen  so  geprägt  worden  ist. 
Auch  technische  Untersuchungen  des  Gold-  und  Silbergehalts  von 
Gold-  und  Silbermünzen  gleichzeitigen  Gepräges  und  bekannten  be- 
stimmten Geldwerts  (Nennwerts),  öfters  das  einzige  Mittel,  um  die 
sonst  unbekannte,  gesetzliche  wie  wirkliche  AVertrelation  zu  ermitteln, 
führen  daher  auch  leicht  zu  Irrtümern,  wenn,  wie  nicht  selten,  die 
untersuchten  Münzen  nach  einer  von  der  wirklichen  absichtlich  oder 
tatsächlich  abweichenden  Wertrelation  geprägt  worden  sind.  Solche 
Verhältnisse  machen  es  erklärlich,  daß  mangels  sicherer  urkundlicher 
Belege  und  mangels  der  Kenntnis  des  praktischen  Vorgehens  im 
Prägewesen,  sowie  bei  der  tatsächlichen  vielfachen  zeitlichen  und 
lokalen  Verschiedenheit  imd  Veränderlichkeit  der  Münznormen  und 
Prägungsverfahrensarten,  die  rechtliche  und  die  wirkliche  Wertrelation 
in  früheren  Zeiträumen,  fast  in  der  ganzen  antiken  und  mehr  noch 
in  der  mittelalterlichen  Periode,  sich  heute  trotz  aller  emsigen  Forscher- 
arbeit vielfach  nicht  mehr  genügend  sicher  feststellen  läßt  und  Fehl- 
schlüsse so  leicht  sind. 

Man  stelle  sich  z.  B.  einmal  vor,  so  undenkbar  es  uns  heute 
erscheint,  daß  in  einer  sehr  fernen  Zukunft  alles  urkundliche  Quellen- 
und  weitere  literarische  Material  über  das  gegenwärtige  deutsche 
Geldwesen  ebenso  verschwunden  sei,  wie  es  uns  für  die  antike  Welt 
und  das  Mittelalter  größtenteils  fehlt;  es  hätten  sich  nur  einige  deutsche 
Silberstücke  „Markstücke“  mit  der  Bezeichnung  „1  Mark“  und  Gold- 
stücke, Doppelkronen,  mit  der  Bezeichnung  „20  Mark“  aus  dieser 
Zeit  erhalten.  Aus  der  Untersuchung  ihres  Feingehalts  ermittelt 
man  eine  Wertrelation  von  13,95:1,  nach  welcher  unsere  Münzen  ja 
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Geschichte  der  Wertrelation  muß  man  sich  mit  dei 

von  mutmaßlich  zutreffenden  in 

nicht  ausnahmsweise  einmal  feste 

Mün.ordnu„gen  u dgL  genau 

te?eh!Ln“\vÄn"Lurn'uud  vurdeu  und  askalpo.i.ieoh  es 

werden  wollten  und  sollten. 

C.  Die  historische  Gestaltung  und  Entwicklung  des 
Wertverhältnisses  von  Gold  und  Silber  zueinander. 

S.  unter  den  gen.  Artikeln  im  HWBSt.  von  Lexis  bes.  den 
über  Edelmetalle  in  Bd.  3,  eh.  Lit.  S.  2bo. 

1.  Ältere  Zeit,  antike  Welt  und  Mittelalter  bis 

um  1500.  Zwischen  der  verkehrsmäßigen  und  der  rechtlichen, 
bei  letzterer  auch  der  im  Geldwesen  (nach  Einbürgerung  von 
Miinzprä.ning,  im  3Iünzwesen)  bestehenden,  ist  nicht  immer  genau 
::3er:che1den  und  genaue  Schlüsse  von  der  rechthchen  auf 
die  verkehrsmäßige  sind  fast  in  diesem  ganzen  Zeitraum  von 

Jahrtausenden  unsicher. 

a)  In  dieser  langen  Periode,  von  den  Uranfängen  der  sog. 
liistorischen“  Zeit  an,  sobald  die  Edelmetalle  als  Schmuckstolt 
' Gerätestoff,  später  als  Geldstoff  zu  fungieren  beginnen,  scheint 
ein  höherer  und  ein  erheblich  höherer,  ein  starkes  ^lel- 
f ach  es  des  Silberwerts  betragender  M ert  des  Goldes  im  ^ ei 
gleich  zum  Silber  stets  obgewaltet  zu  haben.  Ein  hoheiei  \\  ei  t 
Ls  Silbers  als  des  Goldes,  wenn  überhaupt  wirklich  einmal 
vorgekommen,  was  unsicher  ist,  war  jedenfalls  eine  völlige  zeit- 
liche und  namentlich  auch  örtliche,  rasch  vorübergehende  Ano- 
malie. b)  Als  Grenzziffern  für  das  Maximiim  und  Minunum 
des  Silberwerts  zum  Goldwert  — daher  auch  umgeke  i ^ ur 
das  Minimum  und  Maximum  des  Goldwerts  znm  bilberwert  - 

lassen  sich  wohl  für  normale  Verhältnisse  bezüglich  der  yerkehrs- 

mäßigen  wie  der  rechtlichen,  auch  im  Geld-  und  Miinzvesen 
geltenden  Relation  in  der  ganzen  Periode  die  von  Gold  zu  Silber 
wie  etwa  1 : 10— 12— und  wie  etwa  von  1 : 14— lo  und 
vieUeicht  noch  ein  Weniges  darüber  hinstellen,  wenigstens  in 
der  occidentalischen  Welt,  Europas  mit  den  Gebieten  des 
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Mittelmeerbeckens,  einschließlich  namentlich  des  östlichen  Teils 
davon,  Kleiuasieus  nebst  den  daran  stoßenden  östlichen  nächsten 
Nachbargebieten  und  Nordafrikas  Küstengebieten  (besondeis 
Ägypten).  Daraus  ergibt  sich  eine  relativ  sehr  große 
Stabilität  der  W ertrel atioii  etwa  um  1:12  herum,  mit 
Abweichungen  nach  unten  und  oben  von  kaum  über  10 — 
Wieder  ein  Charakteristikum  der  ganzen  älteren  Zeit 
im  wesentlichen  L nterschied  zu  den  Verhältnissen  der  Ge- 
staltung der  W ertrelation  in  der  so  viel  kürzeren  Neuzeit  seit 
der  Entdeckung  Amerikas  und  vollends  in  der  neuesten 
Periode  seit  dem  letzten  Viertel  des  10.  Jahrhunderts. 

Als  einigermaßen  normales  rechtliches  und  verkehrsmäßiges 
Wert  Verhältnis  im  Altertum,  für  den  östlichen  Teil  des  genannten 
Gebiets  ist  nach  neueren  Forschungen  für  nie  ältere  Zeit  der  ganzen 
Periode  1 : 131  .f  genau  oder  annähernd,  anzunehmen  (zweites,  I.  Hälfte 
des  1.  Jahrtausends  vor  Chi-.);  in  anderen  Teilen  wohl  etwa  1 : 12—12  5, 

in  Griechenland  später  ähnlich,  mit  Schwankungen  zwischen  1 : 10 12 

und  1 : 13—14,  ebenso  in  Korn  (1:12  bis  1 : 14),  mit  kleineren 
Schwankungen  innerhalb  dieser  Grenzen,  immer  normale,  nicht  rein 
singuläre  oder  münzpolitische  Verhältnisse,  welche  größere  Ab- 
weichungen zeigen,  darunter  verstanden. 

Noch  weniger  sicher  zu  konstatieren  ist  die  quasi-normale  Wert- 
relation fast  in  der  ganzen  Periode  des  Mittelalters,  vollends  in 
den  langen  Zeiträumen  der  großen  Münzwirren.  Aber  die  Grenz- 
ziffern von  1:10^2 — 11—12  und  aufwärts  von  1:14  scheinen  auch 
von  den  gleich  zu  erwähnenden  Ausnahmefälleu  abgesehen,  kaum 
nach  unten  und  oben,  und  wenn  zeitlich  und  lokal  einmal,  so  nur 
wenig  überschritten  zu  sein.  Eine  Norm  von  1:12,  genau  oder  an- 
nähernd, läßt  sich  so  vielleicht  für  lange  Zeit  auch  im  sog.  Mittel- 
alter  annehmen.  Gegen  Ende  der  Periode,  jrn  15.  Jahrhundert  und 
zumal  gegen  dessen  Schluß  war  die  Kelation  wohl  dem  Silber,  trotz 
der  damals  stärker  werdenden  deutschen  (sächsischen,  böhmischen) 
Silbei Produktion,  eher  noch  etwas  günstiger,  übrigens  auch  mit 
lokalen  Verschiedenheiten,  etwa  10,5-11-115,  — Selbst  wo  aus  der 
antiken  Welt  und  aus  dem  Mittelalter  Zahlendaten  vorlie<--en  ver- 
bleiben übrigens  Unsicherheiten,  nicht  nur  ob  die  Zahlen  richtig 
waren,  sondern  auch,  ob  sie  sich  auf  reines  Silber  und  Gold  (auch 
auf  silberhaltiges  Gold,  Elektron,  von  i erschiedenem  Silberzusatz) 
beziehen  im  Mittelalter  auch,  ob  Verschiedenheit  der  Prägekosten,  des 
Schlagschatzes  suf  die  Berechnung  mit  einwirken.  ' 

c)  Abw’eichuugen  der  Eelation  außerhalb  jener  Greuz- 
ziffern  sind  wenigstens  in  der  occideutalischen  Welt  (im  obigen 
Sinne),  soweit  sie  überhaupt  sicher  sind,  nur  singulär,  zeitlich 
und  örtlich  vorübergehend  vorgekommen.  Sie  erklären  sich  dann 
einmal  aus  gelegentlichen  anomalen  Vorkommnissen  in  der 
Edelmetallproduktion,  so  aus  liesonderer  temporärer  oder  lokaler 
Ergiebigkeit  des  Bei'gbaus  auf  das  eine  oder  andere  Metall, 
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namentlich  der  Goldwäscherei;  ferner  in  anderen  Fällen  mehr 
aus  politischen  als  aus  wirtschaftlichen  Ereignissen,  so  aus  Er- 
oberungen, Plünderungen  von  Staats-,  Fürsten-,  Tempelschatzen, 
Krieo-sbeute;  endlich  und  vornehmlich  aber  aus  fiskalischer 
Geld-  und  speziell  Münzpolitik.  Wie  weit  und  besonders  wie 
lange  solche  aus  fiskalischen  Gründen  zugunsten  des  einen  oder 
anderen  Metalls  festgesetzte  (rechtliche)  \\  ertrelation  sich  be- 
haupten und  auch  auf  die  verkehrsmäßige  ehiwirken  und  dmse 
bestimmen  konnte,  steht  dahin.  Gewöhnlich  hat  sach  diese 
Politik  und  die  in  ihr  normierte  Wertrelation,  außer  für  kleine 
Münzen,  selbst  nicht  lange  behaupten  können.  Sie  hat  viel- 
mehr gerade  wegen  der  Abweichung  der  Relation  von  der  ver- 
kehrsmäßigen zugunsten  dieser  oder  wenigstens  einer  starken 
Wiederannäherung  an  sie  aufgegeben  werden  müssen. 

So  sind  schon  in  Alt-Rom  Wertrelationen  von  1:  14—17-18—20, 
weit  über  die  wirkliche  hinaus,  zugunsten  des  ’ 

anderseits  vorübergehend,  besonders  m 

auch  zugunsten  des  Silbers  viel  zu  hohe  Relationen,  ^ ^ 

.selbst  5-6  (schlechte  Denare).  Ähnlich  hat  die  mittelalterliche 
Münzpolitik  in  verschiedenen  Ländern  mehrfach , besonders  die  der 
mittleren  und  späteren  Zeit,  starke  fiskalische 

normalen  Grenzwerte,  zugunsten  bald  des  einen,  bald  des  andern 
Metalls,  mit  mancherlei  Schwankungen  sich  erlaubt. 

d)  Eine  einigennaßen  bestimmte  Richtung  m der  Ge- 
staltung und  Entwicklung  der  Wertrelation,  so  die  ininiiiter 
wohl  angenommene  zugunsten  des  Golds  mit  der  Entwicklung 
von  Volkswirtschaft,  Geldwirtschaft,  Kultur,  möchte  sich  weder 
für  das  Altertum  im  Ganzen,  noch  für  einzelne  Gebiete  (Griechen- 
land R un,  Italien),  noch  für  das  Mittelalter  feststellen  ^lassen. 
Viicii  darin  liegt  ein  wesentlicher  Unterschied  von  der  Neuzeit. 

2 Neuere  Zeit,  seit  Ende  des  15.  Jahrhunderts 
(1493/1500)  bis  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  und  darüber 
hinaus  (neueste  Zeit). 

a)  Allo-emeiner  Gang  der  Entwicklung.  Hier  sind, 
wie  mehrfadi  schon  oben  bemerkt,  wie  alle  Verhältnisse  der 
Edelmetallproduktion,  so  zumal  auch  diejenigen  der  Wertrelation 
zwischen  Gold  und  Silber  sicherer  zu  verfolgen  und  werden  die 
Daten  zahlreicher  und  zuverlässiger.  Dadurch  wird  es  möglich, 
der  soeben  berührten  Frage  nach  einer  bestimmten  Dichtung 
der  Entwicklung  der  Relation  auf  Grund  besseren  Materials 
näher  zu  treten,  mit  dem  Ergebnis  einer  Bejahung,  und  zwar 
einer  deutlichen  Entwicklung  zuungunsten  des  Silbers,  zugunsten 
des  Golds  im  16.  und  besonders  im  17.  Jahrhundert,  von  1 : 10  11 


bis  auf  1 : c.  15.  Darauf  tritt  seit  Ende  des  17,  Jalirhuiiderts 
und  mit  Schwankungen  iin  18.  Jahrhundert  und  bis  zum  Schluß 
des  dritten  \ iertels  des  19.  Jahrhunderts  eine  ziemlich  feste  Stabi- 
lität (zwischen  1 : 15  und  1 : 15,5  bis  fast  1(5)  ein,  bis  dann  im 
letzten  \ iertel  des  19.  Jahrhunderts  luid  bis  zur  Gegenwart, 
mit  Schwankungen  und  gelegentlich  rückläufiger  Bewegung,  der 
„Sturz  des  Silbers^  (oder,  wenigstens  im  Effekt,  wenn  nur 
die  beiden  Metalle  miteinander  verglichen  werden,  die  „Hausse 
des  Golds“)  erfolgt,  in  einem  geschichtlich  bis  dahin  nach 
Allem  unbekannten  Maße,  auch  in  noch  nicht  vorgekommener 
Raschheit  und  Allgemeinheit.  Im  wahren  Sinne:  die  Wel t- 
wert-Relation  wird,  wie  es  einstweilen  scheint,  für  die  Dauer, 
jedenfalls  wohl  noch  für  einen  langen  Zeitraum  von  unbestimm- 
barer Dauer,  eine  dem  Golde  außerordentlich  viel  günstigere, 
dem  Silber  ebenso  viel  ungünstigere,  etwa  1 : — 35  bis  fast  40. 

Kleinere  Schwankungen  der  Relation  siud  zahlreich  und  treten 
vollends  in  der  neuesten  Zeit  fast  wie  bei  den  Preisen  auf 
dem  Warenmärkte  ein,  seitdem  Silber  mehr  und  mehr  eine 
Handelsware  wie  andere  geworden  ist.  Die  ehemalige  relativ 
große  Stabilität  der  Wertrelation,  das  Schwanken 
innerhalb  mäßiger  Grenzen  ist  also  verschwunden,  in 
der  ganzen  Periode  seit  1493/1500,  vollends  in  der  neuesten 
seit  1848/50.  Das  Vielfache  des  Höherwerts  des  Golds,  in 
Silber  gemessen,  ist  geblieben,  aber  auf  das  Dopj)elte  und 
Dreifache  des  ehemaligen  annähernd  normalen  Multiplums, 
vom  12fachen  auf  das  24-,  30-  bis  36 fache  und  selbst  darüber 
hinaus  gestiegen,  mit  der  nicht  unw’ahrsc-heinlichen  Aussicht  für 
die  Zukunft,  daß  es  noch  weiter  steigen  kann.  Die  Verhältnisse 
liegen  dabei  so,  daß  wenigstens  ein  gewißer  Einblick  in  die  Ur- 
sachen und  Bedingungen,  damit  eine  Erklärung  der  Ent- 
wicklung und  Umgestaltung  der  Wertrelation  möglich  wird, 
namentlich  für  die  neueste  Periode,  wenn  auch  selbst  in  dieser 
und  gerade  in  dieser  Manches  unsicher  bleibt  und  die  Meinungen 
auch  der  Kenner  auseinandergehen.  Die  Tabellen  VIII — X ge- 
statten, die  Veränderungen  und  den  jeweiligen  Stand  der  Wert- 
relation genauer  zu  verfolgen.  Eine  nähere  Betrachtung  und 
Erörterung  wird  hier  nur  der  neuesten  Periode  seit  1848/50 
gewidmet  (unter  Xr.  3). 

b)  Einzelnes.  S.  die  Materialien  in  der  oben  gen.  Lit.,  bes. 
bei  Sötbeer,  Lexis,  amerik.  Münzbericht,  österr.  Währungsstatistik, 
Tabelle  im  reichsstatist.  Jahrb.  Anhang.  Daselbst  weiteres  Einzelne. 
Hier  kann  nicht  so  weit  ins  Einzelne  gegangen  werden,  für  den 
Zw^eck  dieses  Werks  genügt  die  Verfolgung  der  Entwicklung  der 


Wertrelation  in  großen  Zügen,  daher  in  Durchschnitten  V 
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Berechnungsart  der  Durchschnitte. 

Tabelle  TIII. 

Wertrelatiou  von  (iold  zu  Silber  wie  l;x,  in  den  angegebenen 

Perioden  im  Durchschnitt. 


Hiernach  ist  um  die  Wenae  aes  iü.  zum  xu. 
bald  2ne  kleine  Änderung  der  Wertrelation  zuungun^^^^^^^^^ 
LKetreten.  Aber  noch  im  ganzen  \ erlauf  des 
diefe  Änderung  nur  eine  langsame  ItSÄ 

tir  die  pSode  des  lojahrigee  Kriegs  und  semer  wirtec 
flnanziellen  begleitendeu  und 
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JSlicheii  Gründen;  Gold  das  .Kriegsmetall“  m 
^ \m  Schluß  des  17.  Jahrhunderts  und  ms  18.  Jahrnunu 
tritt  dann  die  relative  Stabilisierung  der  Relation  um  l.lo 
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metallproduktion,  1879,  S.  131),  Lexis,  cU 
reichsstat.  Jahrbuch,  gegeben  Kieme,  ab 
schiedenheiten  in  den  Zahlen  kommen  m 
Schriften  vor,  in  der  zweiten,  kaum  in  der 
da  Druckfehler  oder  Rechenfehler. 

Tabelle  IX. 

Wertrelation  von  Gold  zu  Silber  wie  l ;x  in 

in  mehr- (meist  fünf-)  jährigen 


mehrung  der  Goldproduktion  und  Stabilität  der  Silberproduktion 
(o.  S.  265)  vor  (brasilische  Goldwäscherei),  eine  Parallelismus,  welcher 
auf  den  Kausalzusammenhang  hindeuten  möchte.  Das  ändert  sich 
aber,  wiederum  einigermaßen  parallel  dem  Gang  der  Produktion,  mit 
der  stärkeren  Wiederzunahme  der  Silberproduktion  seit  Mitte  und  mit 
deren  hoher  Steigerung  gegen  Ende  des  18.  Jahrhunderts  und  der 
starken  Wiederabnahme  der  Goldproduktion,  gegen  Ende  des  18.  Jahr- 
hunderts, wo  die  Relation  wieder  1:15  erreicht  und.  übersteigt,  eine 
Bewegung,  welche  verstärkt,  im  19.  Jahrhundert  weiter  geht  (napo- 
leonische  Kriegszeit).  Die  neuere  „Normalrelation‘‘  1 : 15,5  wird  schon 
im  18.  Jahrhundert  zeitw’eise  erreicht,  so  daß  sie  wohl  schon  im 
Münzw’esen  adoptiert  wird  (Frankreich),  sie  wird  später  gelegentlich 
überschritten,  selbst  mitunter  1:16  erreicht  und  vorübergehend  um 
Weniges  überschritten  — in  der  französischen  Kriegszeit  w’ohl  mit 
unter  dem  Einfluß  des  Bedarfes  gerade  nach  Gold  — , trotz  der  teil- 
weisen Verdrängung  des  Golds  aus  dem  Umlauf  durch  Papiergeld- 
wirtschaft (England). 

In  der  Höhe  von  1:15,5  und  darüber  (15,6,  15,7,  15,8,  gelegentlich 
noch  etwas  höher,  aber  kaum  daß  1:16  erreicht  wird)  hält  sich  dann 
die  Relation  annähernd  stabil  bis  zur  neuesten  Edelmetallära  um 
1848/1850.  Einigermaßen  zeigt  sich  auch  in  dieser  Zeit,  nach  den 
französischen  Kriegen  und  bis  Mitte  des  19.  Jahrhunderts,  ein  Paral- 
lelismus mit  dem  Gang  der  Produktion,  welcher  auf  eine  gewisse  Ab- 
hängigkeit der  Relation  von  diesem  Gang  schließen  läßt:  starker 
absoluter  Rückgang  der  Silberproduktion,  scliw^ächste  neuere  Gold- 
produktion überhaupt  (1811—1840),  w’enn  auch  die  Proportion  im 
Gewicht  für  Gold  etwas  anzieht.  Die  Rückkehr  einzelner  Länder 
von  der  Papierwährung  zum  Hartgeld,  besonders  in  England  zum 
Golde,  hat  gleichzeitig  die  Nachfrage  nach  Gold  gesteigert. 

Eine  ungemein  große  Stabilität,  wenigstens  der  ganzen  Jahres- 
durchschnitts-Relation, speziell  berechnet  nach  dem  Goldpreise  für 
Silber  auf  dem  Londoner  Markt,  also  allerdings  die  Durchschnitts- 
Relation,  etwa  nach  einjährigen  Durchschnitten,  ist  in  den  letzten 
Jahrzehnten  der  Periode  bis  1850,  ein  Charakterikum,  etwas  über 
1:15,5,  meist  1:15,7 — 15,8.  Aber  auch  die  Abweichungen  vom  Durch- 
schnitt innerhalb  eines  Jahres  sind  in  dieser  Zeit  gering.  Ein  etwa 
zu  vermutender  Einfluß  der  größer  werdenden  russischen  Gold- 
produktion, besonders  seit  den  1840er  Jahren,  auf  Veränderung  der 
Wertrelation  etw’as  zu  ungunsten  des  Golds,  zeigt  sich  nicht. 

Das  Ideal  einer  fast  völligen  Stabilität  der  Relation 
war  damals  erreicht,  was  auch  die  gegenseitige  Ver- 
tretung beider  Metalle  in  der  Cleldf unktion,  von  allen 
speziellen  Währungsverhältnissen  in  den  einzelnen  Ländern  ab- 
gesehen, im  Weltverkehr  erleichtern  mußte  und  erleich- 
tert hat.  Eine  nicht  unwichtige  Tatsache. 

3.  Neueste  Zeit  seit  Mitte  des  19.  Jahrhunderts 
(1848/50)  (jüngste  Edelmetallära  seit  den  kalifornisch -austra- 
lischen Goldfunden). 

Es  wird  hier  eine  etw’as  mehr  ins  Einzelne  gehende  tabellarische 
Übersicht  der  Wertrelation,  wdeder  nach  Sötbeer  (s.  bes.  dessen  Edel- 


der  neuesten  Zeit,  seit  1840, 

Durchschnitten. 


Relation 


Periode 


Relation 


Periode 


Tabelle  X 


Wertrelation  in  Jahresdurchschnitten  1846 


Relation 


Relation 


Relation 


a.  Ein  unmittelbarer  EinilntS  der  1«4H  Deginne 
nischen  Goldgewinnung,  — die  in  dieser  Zeit  und  U 

*)  Nach  andrer  Berechnung  15,5  (?). 

\ Waener  soz.-ökon.  Grundriss,  Buchhandelsausgabe.  Abteil.  II 
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bekannt  wurde  und  deren  Goldfunde  inunei'hin  inmitten  der  poli- 
tischen Erregung  Europas  Aufsehen  machten  und  auch  wie  gewöhn- 
lich unter  Verallgemeinerung  einzelner  Glücksfälle  bisweilen  schon 
ins  Fabelhafte  übertrieben  wurden  — zeigt  sich  bemerkenswerter 
Weise,  namentlich  auf  dem  mahgebenden  Londoner  Markte,  nicht. 

Der  Goldpreis  des  Silbers  in  London,  wonach  jetzt  die  Wert- 
relation in  der  Statistik  allein  oder  vorzugsweise  berechnet  zu  werden 
pflegt,  sinkt  nicht  sofort,  schwankt  auch  nicht  mehr,  als  in  den  Vor- 
jahren. Die  Durchschnittszahlen  von  1848,  1849  sind  denen  der  vor- 
ausgehenden Jahre  fast  gleich,  die  Maxima  des  Silberpreises  (ent- 
sprechend den  Minimis  des  Goldpreises  in  Silber  berechnet)  nicht 
höher,  auch  die  gelegentlichen  Minima  in  diesen  Jahren  kaum  weniger 
tief,  als  vorher.  Die  Schwankungen  bleiben  wie  bisher.  Auch  im 
Jahre  1850  bleibt  es  bis  zum  Herbst  ebenso. 

b)  Erst  da,  im  September  1850,  setzt  eine  kleine,  aber 
deutliche  Erhöhung  des  Silberpreises,  also  eine  Änderung  der 
Wertrelation  zugunsten  des  Silbers  ein.  Diese  wird  1851  etwas 
stärker,  geht  zwar  nicht  sehr  weit,  zeigt  auch  mehrfach  eine 
kleine  rückläufige  Bewegung,  aber  doch  nicht  bis  auf  den 
früheren  niedrigeren  Stand  für  Silber.  Vielmehr  tritt  im  Ganzen, 
mit  geringen  Schwankungen,  wieder  eine  Stabilität  der  Eelation 
auf  einem  etwas  höheren  Niveau  für  Silber  während  des  ganzen 
sechsten  Jahrzehnts,  bis  1859,  1860,  ein.  Die  neuere  normale 
Eelation  von  1 ; 15,5  wird  so  länger  zugunsten  des  Silbers  etwas 
unterschnitten. 


Am  Stärksten  im  Jahre  1859, -mit  15,19  im  Durchschnitt,  15,03 
(nach  anderen  Berechnungen  15,07  und  15,09)  gelegentlich  im  Maxi- 
mum (d.  h.  bei  dieser  Berechnungsweise  für  Silber  mit  der  niedrigsten 
Zahl  des  Vielfachen  für  Gold,  in  der  Eelation  l:x).  Eine  Steigerung 
des  Werts  des  Silbers  gegen  Gold  im  Vergleich  mit  der  Eelation 
1:15,5  um  c.  2,07,  mit  der  von  1841 — 1847  (15,85)  um  c.  4, 03*^  0* 
Richtung  nach  verlief  dies  parallel  mit  der  großen  Steigerung  der 
Gold  Produktion  seit  den  ersten  1840  er  Jahren  (bis  1847)  und  der 
starken  Vergrößerung  der  Proportion  des  Golds  in  der  gesamten 
Edelmetallproduktion,  während  in  dieser  Zeit  die  Silberproduktion  nur 
4 . schwach  gestiegen,  annähernd  stabil  geblieben  war  (s.  die  früheren 

Tabellen).  Dem  Maße  nach  war  die  Steigeiung  des  Silberwerts  und 
umgekehrt  die  Verminderung  des  Goldwerts  recht  klein,  verglichen  mit 
der  riesigen  Zunahme  der  Goldproduktion  um  das  Vierfache.  Das  neu 
gewonnene  meist  amerikanische,  besonders  mexikanische  Silber  fand  in 
dieser  Periode  in  den  Münzstätten  der  Länder  der  Silberwährung  und 
größeren  Silberumlaufs,  fär  den  ostasiatischen  Markt  und  in  der  In- 
dustrie glatten  Absatz,  obwohl  es  durch  Abstoßung  von  Silbergeld 
aus  einzelnen  Ländern,  besonders  aus  dem  bimetallistischen  Geld- 
system Frankreichs,  und  aus  Papierwährungsländem,  wie  Österreich, 
noch  ziemlich  erheblich  vermehrt  wurde. 

c)  Im  7.  Jahrzehnt  von  1861  an  blieb  zwar  der  Silberpreis 
und  die  Wertrelation  ziemlich  auf  dem  erreichten  Stande  stehen 


ii 

i'  . 
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aber  sie  begaunen  doch  wieder  ein  wenig  ungünstiger  zu  werden, 
zuerst  nur  gering,  in  der  zweiten  Hälfte  der  1860  er  Jahre  schon 
etwas  mehr\ei  im  Ganzen  verbleibender  ziemlicher  Stabilität,  Inne- 
hrunreiies  günstigeren  Stands  für  Silber  immer  noch  vor  dem 
in  den  1840er  Jahren,  aber  doch  seit  1867 

als  nach  1 : 15,5.  Annähernd  behauptet  sich  diese  Eelatio 
dessen  doch  bis  1872  einschließlich  auf  diesem  Stande,  also  in 
rbereinstimmung  mit  der  gesetzlichen  im  bimetallistischen  Muuz- 
svstem  Frankreichs  und  des  lateinischen  Munzbunds.  ^ 

.aäe  vo  "Bedeutung  ftif  das  eeldu  esen,  da  sie  tnit  den  Aulal, 

gab  1871  ff.  beim  Übergang  des  Deutschen  Re.ohs  ^ ^twer, 
zxir  Goldwährung,  diese  französische,  damals  für  den  ^\eltMert 
ziemlich  genau  geltende  Relation  der  Umrechnung  der  voll- 
wichtigen Silbeimünzen  auf  Gold  (1  Taler  Silber  = 3 Mark  Gold) 
und  der  auf  Silberwährung  lautenden  Geldverbindlichkeiten  a er 

Art  auf  Goldwährung  zugrunde  zu  legen. 

Dip  fioldnroduktion  war  in  dieser  Zeit  annähernd,  aber  (^ch 
nicht  gan^auf  der  in  den  1850  er  Jahren  erreichten  Höhe 

die^Silberproduktion  hatte  sich,  zuerst  schwacher,  dann  ^ 

und  gegen  Ende  der  1860er  Jahre  und  hinüber  in 

SÄf  iU?  tsoudets  in  den 

bimetallistischen  und  Goldwährungsgebieten 

d)  Ein  deutlicher,  anfangs  zwar  noch  schwacher  aber  doc 
schon  nicht  ganz  unbedeutender  Rückgang  des  Silberiireises, 
bzw.  des  Goldpreises  des  Silbers  setzte  Ende  1872  ein  ward  in 
der  zweiten  Hälfte  von  1873  stärker  und  gestaltete  so  die 
Wertrelation  für  Silber  im  Jahresdurchschnitt  schon  nicht  un- 
wesentlich ungünstiger  als  zu  1 ; 15,o,  wenn  auch  mit  1 . o,  - 
nur  etwa  so,  wie  sie  schon  in  einzelnen  Jahren  vor  d-  C-1^ 
ära  von  1848  ff.  gestanden  hatte.  Aber  im  Jahre  1874  un 
dann  bis  1878  79  wurde  Silber  gegen  Gold  in  stärkerem  Giade 
und  dauernd  wohlfeiler,  der  Silberpreis  häufiger  und  starkei 
schwankend:  der  Sturz  des  Silbers  gegen  Gold  und  das 
Verbleiben  der  Relation  auf  einem  dem  Silber  viel  un- 
günstigeren, dem  Golde  viel  günstigeren  Stande  i\ar, 
& » 20* 
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wie  es  von  da  an  erscheinen  mußte  und  ziemlich  allgemein  von 
Theoretikern  und  vollends  Praktikern  angesehen  wurde,  eine 
Tatsache  von  Dauer,  die  entscheidende  Wendung  in 
diesem  wichtigen  Punkte.  Ein  Faktum  von  allgemeinster 
nicht  nur  geld-  sondern  wirtschaftsgeschichtlicher  und  -politischer 
Bedeutung  mit  weittragenden  Folgen.  Welthistorisch  betrachtet 
ist  es  ein  Faktum,  welches  wahrscheinlh^h  noch  niemals,  jeden- 
falls nachweisbar  seit  3 — 4000  Jahren  im  Occident  noch  nicht 
vorgekommen  ist,  von  den  oben  erwähnten  ganz  singulären, 
meist  fiskalpolitischen,  rasch  vorübergehenden  Fällen  abgesehen. 

e)  Die  seit  Mitte  der  1870  er  Jahre  eingetretene  sog. 
„Silberentwertung^,  am  Gold  gemessen,  hat  seitdem  im  ver- 
stärkten, wenn  auch  wechselndem  Maße  angedauert  und  sich 
somit  bis  heute  dauernd  erwiesen,  mit  der  Wahrscheinlichkeit 
ihrer  noch  längeren  Fortdauer  und  vielleicht  noch  Steigerung 
für  weitere  Zeit  hinaus.  Ihr  Verlauf  ist  aus  den  Zahlen  der 
beiden  letzten  Tabellen  zu  ersehen.  Auf  ihn  und  auf  die  in 
ihm  sich  zeigenden  Einflüsse  wird  im  Folgenden  bei  der  auch 
geld-,  speziell  währungspolitisch  wichtigen  Frage  nach  der  Er- 
klärung des  ganzen  Vorgangs  mit  eingegangen.  Diese  Frage 
ist  ein  Spezialteil  der  folgenden  allgemeineren  Frage,  welche 
hier  jetzt  zu  erörtern  ist. 

D.  Zur  Erklärung  der  Ursachen  und  Bedingungen, 
welche  die  Wertrelation  der  beiden  Edelmetalle  be- 
stimmen. 

1.  Den  Ausgangspunkt  der  Betrachtung  bilden  die  drei,  im 
Vorausgehenden  konstatierten  Tatsachen:  erstens  der,  soweit 

Ijekannt,  von  Anfang  an  durch  alle  Zeiten  in  der  occidentalischen 
lund  ähnlich  doch  auch  in  der  orientalischen)  Kulturwelt  soviel 
höhere  Wert  des  Goldes  als  des  Silbers;  zweitens  die 
relativ  in  so  geringem  Maße  erfolgte  Veränderung  der 
Wertrelation  und  deren  geringes  Schwanken  zwischen  den 
Grenzen  von  1:10 — 12 — 14 — 16,  durch  die  Jahrtausende  hin- 
durch, bis  um  1500  unserer  Zeitreichnung  und  im  Ganzen  doch 
selbst  noch  darüber  hinaus  bis  in  die  Neuzeit  seit  der  Ent- 
deckung Amerikas  und  seinen  Metallzuflussen  bis  um  Mitte  des 
19.  Jahrhundert;  drittens  die  gegen  diese  zweite  um  so  mehr 
abstehende  Tatsache  einer  sehr  starken  Veränderung  der 
Wertrelation  zuungunsten  des  Silbers  seit  dem  letzten  Viertel 
des  19.  Jahrhunderts  auf  nunmehr  1:30,  zeitweise  selbst  schon 
zu  35,  sogar  fast  zu  40,  mit  starken  Schwankungen.  Diese 
drei  Tatsachen  gilt  es  zu  erklären. 


I 


— B09  — 

0 Die  Erklärung  kann  nur  erfolgen  mittelst  Anwen düng 
der  allgemeinen  Wert-  und  Kostengesetze  auf  das  Problem 
in  derjenigen  Modifikation  dieser  Gesetze,  welche  nach  dem 
Früheren  ihre  Anwendung  auf  das  Wertproblem  teds  schon  ^ 
Edelmetall  überhaupt,  teils  von  Edelmetall  als  Geldstotf  speziell 

bedingeme^^  soviel  höhere  Dauerwert  des  Golds  gegen- 
über dem  Silber  und  das  so  lange  in  relativ  engen  Grenzen 
mch  haltende  Schwanken  der  Wertrelation  und  deren  sich 
so  ergebende  relative  Stabilität  benihen,  gerade  als  historische 
Dauererscheinungen  betrachtet,  auf  der  Tatsache  der  entsprechen- 
den bei  allen  zeitlichen  und  lokalen  Schwankungen  dauernden 
Stellung  der  relativen  Produktionskosten  beider  Metalle  zuein 
ander  micl  der  analogen,  bei  allen  Schwankiuigmi  dauerndmi  (Ge- 
staltung der  Verhältnisse  von  Angebot  und  AachKage  Auf  dei 
An<rebotsseite  machen  sich  auch  hier  die  neuen  Produktions- 
mengen als  des  Hauptteils  des  Angebots  (neben,  aber  \oi  alten 
Vorräten)  und  deren  Kosten,  auf  der  Nachfrageseite  die  \er- 
lendungrzwecke  und  der  Umfang  des  Bedarfs  dafür  geltend. 

SLi  gerade  in  ihrer  Andauer  nur  auf  durchschnittlich  ^ vi^ 
höheren  Gewinnungskosten  des  Golds  als  des  bübers  c i c 
Sache  des  Maßes  dieses  Höherwerts  und  des  relativen  Gleichblei- 

bens  dieses  Maßes  bis  zu  den  neuesten  Zeiten 

Gleichbleiben  der  Kostenproportionen  benihen.  ® 

bots  und  Bedarfs-  und  Nachfrageverhältnisse  müssen  smh  a^^  die 
Dauer  so  gestaltet  haben,  daß  aus  ihnen  die  tatsächliche  eit- 
rektion  und  deren  Gestaltung  sich  ergeben  hat._  Änderungen 
5u  den  Kostenproportionen  und  in  den  VerhHtnissen  von  An- 
gebot und  Nachfrage  zueinander  erklären,  erstere  die  mehi  an- 
dauernde Richtung  der  Änderung  der  \\  ertrelation  und  das  m 
andauernde  Maß  dieser  Änderung,  die  zweiten  die^  zeitweiligen 

und  lokalen  Änderungen  der  Relation  und 

b)  Unter  den  beiden  Hauptverwendungen  von  Gold  und  bilber 

als  inciustrieller  Rohstoff  für  Schmuck,  Pmnk,  mnige_  Gerate  und 
als  Geldstoff  spielt  gerade  die  letztere  hier  eine  w^mhtige  mit- 
unter entscheidende  Rolle  für  die  Bestimmung  der  ertrelatmn, 
auch  für  die  Richtung  und  das  Maß  der  A eranderungen  dann. 

a)  Dies  tritt  zunächst  allgemein  auf  der  Bedarfs-  und  ISach- 
fraeeseite  hervor,  dann  aber  zeitweise  und  lokal  bei  gewussen 
AVährungsverhältnissen  wegen  deren  Eigentümlichkeiten  auch  au 

der  Angebotsseite. 
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Es  erfolgt  nämlich,  und  zwar  nach  den  Wertgesetzen  mit  Not- 
wendigkeit, eine  Abstoßung  des  im  Verkehr  gegenüber  der  gesetz- 
lichen Wertrelation  teuereren  Metalls  ins  Ausland,  wodurch  hier,  im 
Weltverkehr,  das  Angebot  dieses  Metalls  steigt.  Umgekehrt  wird 
eine  Nachfrage  im  Inland  nach  dem  hier  gegenüber  der  Relation  im 
Weltverkehr  wohlfeileren  Metalle  hervorgerufen.  Auch  Veränderungen 
in  den  Währungssystemen  wirken  so  ein,  der  Übergang  von  einfacher 
Silber-  zu  Goldwährung  und  umgekehrt,  von  Doppel-  zu  einfacher 
Währung  und  ebenfalls  umgekehrt,  von  Hart-  zu  Papierwährung  und 
wieder  umgekehrt,  indem  dadurch  die  Bedarfs-,  wie  die  Angebotsver- 
Jiältnisse  der  beiden  Metalle  in  verschiedener  Weise  beeintlußt  werden. 

f{)  Bei  der  großen  praktischen  Bedeutung  der  Verwendung 
der  Edelmetalle  als  Geldstoff  zu  Präge-  oder  Münzungszwecken 
erlangt  auch  die  bei  den  Ankäufen  von  Gold  und  Silber  seitens 
der  Münzverwaltung  zugrunde  gelegte  Wertrelation,  wenigstens 
zeit-  und  ortsweise,  einen  Einfluß  auf  Angebot  und  Nachfrage 
betreffend  Gold  und  Silber,  mehr  oder  weniger  itnabhängig  von 
den  Produktionsverhältnissen  und  von  dem  Bedarf  für  industrielle 
Verwendung  und  vom  Angebot  von  Edelmetall  in  Schmuck-  und 
Gerätformen  behufs  Einschmelzung. 

y)  Unmittelbar  hängt  der  absolute  und  relative  Bedarf  des 
einen  und  anderen  Metalls  vom  speziellen  Währungssystem  (ein- 
fache Silber-  oder  Goldwährung,  Doppelwährung)  mit  ab,  wodurch 
jedes  System  auch  auf  die  verkehrsmäßige.  Wertrelation  einwirkt, 

d)  Unabhängig  von  der  Geldfunlction  der  Edelmetalle 
äußern  auch  bei  letzteren  als  industriellem  Stoff  alle  Umstände 
auf  eine  V^erändernng  der  Wertrelation  einen  Einfluß  aus, 
welche  Bedarf  einer-  und  Angebot  andrerseit  bei  beiden  Metallen 
in  verschiedenem  Maße  berühren. 

So  machen  sich  z.  B.  rein  wirtschaftliche  und  technische  Um- 
stände geltend,  welche  die  Verwendung  des  einen  oder  anderen 
Metalls  in  der  Industrie,  im  Gold-  und  Silberschmiedgewerhe,  in 
verschiedener  Weise,  abweichend  von  bisher,  gestalten;  ebenso  Ge- 
schmacks- und  Moderichtungen  u.  dgl.  m. 

e)  Ferner  wirken  Geldmarktverhältnisse,  Bezugs-  und  Vei'- 
sendungsbedürfnisse  ein  — wo  Gold  einen  allgemeinen  Vorzug, 
auch  unabhängig  von  dem  Währungssysteme  hat,  daher  unter 
betreffenden  Umständen  mehr  begehrt  wird  (^Zustande  der  Rechts- 
unsicherheit!, Kriegs-,  Revolutionszeiten  mit  besonderer  Nachfrage 
nach  Gold).  Lokale  wie  temporäre  Vers(;hiedenh eiten  der  Wert- 
relation erklären  sich  so  mitunter.  Gerade  in  allen  solchen 
Fällen  zeigt  sich  aber  auch  in  baldigen  Ausgleichungen 
momentan  verschiedener  lokaler  Wertrelationen  der  Charakter 
des  Edelmetalls,  zumal  des  Golds,  als  „internationales^^  Produkt 
in  deutlicher  Weise. 
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Soeziell  die  Frage  der  Erklärung  der  Gestaltung 
d Entwicklung  der  Wertrelation  nach  Richtung  und 
Maß  in  2eit,  seit  1848.50  und  besonders  seit 

1872/74  in  der  Periode  der  großen  sog.  „Silberent^s  ei  tuu». 

A laPiueines  Würde  um  Mitte  der  1840er  Jahre, 
unmittelbar  Vor  der  neuen  Goldära,  ein  natioiialökonomischer 
SoreÄer  und  Spezialist  im  Geldwesen  und  auch  ein  unter- 
richteter gebildeter  und  mit  diesem  Gebiete  vertrautei 
lieber  Praktiker  gefragt  worden  sein,  welches  werden  le 
kungen  einer  rasfhen  und  sehr  starken  } Jon  Gol  , 

zmn!l  von  etwa  wohlfeil  gewonnenem  bchwenmigold,  bei 
Lherndem  Gleichbleiben  der  Silberproduktion  sein,  er  hatte 
naueriiae  ta  sicherlich  geantwortet:  mutmaßlich  eine  starke 

\4-schiebiing  der  Wertrelation  zugunsten  des  Silbers,  zuiingunsteu 
Is  Golt  efne  starke  „Geldentwertung^ 

minderung)  wenigstens  des  Goldgeldwerts,  der  Raiifkiaft  de 
,“ues.  eine  »U.ke  Steigerung  der  in  Gold  1^— 

Sue  irh"de„”"”^^  und  ,rak- 

koken  Kreieen.  ^ '“S«  «.Tnd'  soTr  Ivfei'/e 

fuch  Sttrs^yhillt  worden.  " Sind  sie  durch  die  Tatsachen  be- 
oder  widerlegt  worden? 

V Im  ersten  Punkte,  in  dem  der  Veränderung  de 

Werti-elation,  hat  eine  Bestätigung,  aber  in  viel 
Maße  als  man  früher  es  vermutet  hätte,  bis  in  die  lb60er 
Jahre  hinein  stattgefuuden,  wie  die  Tabellen  zeigen  und  oben 
ehon  erörrt  wurde.  Der  spätere  Verlauf  der  Dinge,  die  starke 
SüWentwertung“  seit  den  1870  er  Jahren  (1874  ff.),  entspricht 
;ai  Te2eiteter"  Ansicht  der  angedeuteten  Theorie  und  auch 

im  Maße  der  Entwertung  des  ^aD^'die^  tV 

der  Edelmetall-,  besonders  der  gtoeJ  Lhre^i 

Sachen  der  kleinen  Geldentwertung  es  m den  l8o Oer  Jahre 
TI  \ber  bei  näherer  Betrachtung  zeigen  sich  doch 

wesentliche  Inkongruenzen  im  Gang  der  Produktion  bei  ei 
Metalle  und  in  der  Entwicklung  der  Wertrelation  gerade  in  dei 

Periode  seit  den  1870er  Jahren. 

4)  Ob  und  wieweit  die  Tatsachen  der  vorerwahnteii  Ant 

wort  in  dem  zweiten  Punkte  entsprechen  ^etrerfs  der  Pr^ 

zeiune  einer  starken  Verminderung  der  Kaufkraft  zuerst 

Tes  Goldes  und  Goldgelds,  dann,  nach  Eintritt  der  starke^^ 

Steigerung  auch  der  Silberproduktion,  ebenfalls  der  Kaufkraft 


J 
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des  Silbers  und  Silbergelds  iu  Ländern  der  Silbenvährnng,  ist 
eine  viel  verwickeltere,  zeitlich  und  lokal  verschieden  liegende  und 
strittigere,  auch  verschieden  beantwortete  Frage,  auf  die  an 
dieser  Stelle  nicht  näher  eingegangen  werden  soll.  Es  genüge 
hierüber  das  Folgende: 

Eine  allgemeinere  „Geldentwertung“,  in  diesem  Sinne  all- 
gemein verminderter  Kaufkraft  des  Edelmetalls  und  Edelmetallgelds, 
in  der  neueren  Zeit  seit  1850,  möchte  anzunehmen  sein.  Ihr  Maß 
ist  aber  in  der  zeitlichen  und  lokalen  Entvdcklung  und  nach  Kate- 
gorien von  Waren  (Sachgütern)  und  Arbeitsdiensten  betrachtet,  soweit 
aus  Geldpreisen  und  Geld  löhnen  geschlossen  werden  kann,  jedenfalls 
vielfach  verschieden,  zum  Teil  auch  nach  Groß-  und  Kleinpreisen. 
Auch  wirken  notorisch  so  viele  nnd  so  mannigfaltige  andere  Ein- 
flüsse mit  ein,  oft  entscheidend  — absolut  und,  bei  den  verschiedenen 
Gütern,  relativ  verschiedene  Kostenveränderungen  unter  Einfluß  von 
Technik  und  Betriebsorganisation , Preisverschiebungen  und  Aus- 
gleichungen unter  Einfluß  von  Entwicklung  des  Kommunikations- 
und Transportwesens  und  der  Frachtsätze,  auch  der  Wirtschafts- und 
bes.  der  auswärtigen  Handelspolitik,  fernerSpekulations-, Organisations- 
momente (Börsen-,  Kartellwesen  u.  dgl.  m.,  Kredit-  und  Bankwesen, 
Geldsurrogatwesen)  — , daß  eine  Trennung  etwaiger  Einflüsse  eben 
kaum  zu  erzielen  ist,  zwischen  denen  von  der  Geldseite  her,  soweit 
es  sich  dabei  um  das  quantitative  Moment  des  größeren,  von  der 
gesteigerten  Edelmetallproduktion  bewirkten  Angebots  handelt,  und 
denen  von  der  Waren-  und  Arbeitsdienstseite  her.  Auch  wenn  gewisse 
wenigstens  nach  Eichtung  und  etwas  selbst  nach  Maß  gleichmäßige 
Bewegungen  der  Preise  der  Waren  auf  eine  generelle  gemein- 
same Ursache,  wie  die  Edelmetallvermehrung,  hinweisen  können, 
so  bleibt  doch  auch  hier  ein  bestimmter  solchei*  Schluß  überhaupt 
und  vollends  hinsichtlich  des  Maßes  dieses  Einflusses  prekär.  Denn  es 
ist  leicht  zu  zeigen,  mindestens  wahrscheinlich  zu  machen,  daß  andere 
gleichzeitige  und  verbreitete  Einflüsse  ähnliche  gleichmäßige  Preis- 
und  Lohnbewegungen  in  Richtung  und  selbst  Maß  bewirkt  haben, 
jedenfalls  dabei  stark  mit  gewirkt  haben  können.  Das  gilt  von 
mehreren  unter  den  vorgenannten  (Kredit-,  Geldsurrogatwesen)  und 
von  anderen  Momenten,  wie  von  Volksvermehrung,  Wohlstands- 
steigerung, Hebung  der  Arbeiterklasse,  Organisation  dieser,  sowie 
der  Produzenten  und  Händler. 

bl  Als  Erklärungsversuche  der  Gestaltung  und  Entwicklung 
der  Wertrelation  seit  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  und  be- 
sonders seit  den  1874er  Jahren,  lassen  sich  folgende  unter- 
scheiden: a)  die  Produktionsverhältnisse  und  deren  Ent- 
wicklung erklären  sie  im  Wesentlichen  allein  und  zur  Genüge, 
wenn  auch  unter  Berücksichtigung  der  Einflüsse  der  Währungs- 
Verhältnisse  und  der  in  diesen  erfolgten  Veränderungen  auf 
Bedarf  und  Nachfrage  nach  jedem  Metall,  ß)  Die  Währungs- 
verhältnisse und  deren  Änderungen  in  wichtigen  Staats- 
und \\  irtschaftsgebieten  allein  genügen  zur  Erklärung,  y i Weder 
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die  Erklärung  unter  « noch  unter  ß für  sich  ist  richtig,  wenn 
auch  beide  Momente  initspielen.  Diese  haben  aber  iiui 
folgender  Weise  die  Wertrelation  bestimmt;  Die 
Verhältnisse  und  deren  Veränderungen  sind  zw^ar 
Ursache  der  Veränderung  und  Bewegung  der  W ertrelation 
nach  Richtung  und  Maß  dieser  Veränderung  wohl  aliei  sind 
sfe  difBedingung  dafür  gewesen,  daß  die  so  stark  veränderten 
neuen  Produktionsverhältnisse  jeweilig  und  dauernd  so  als  Ur- 
«rhe  elvirken  konnten,  ja  nach  dem  Wertgesetz,  das  sich 
auch  hier  geltend  machte,  so  einwirken  inußten  wiys  l^w  ei  ig 
die  Gestaltung  und  dauernd  die  Entwicklung  der  W ertrelatmn 
gezeigt  hat.  Dieser  dritte  Erklärungsversuch  mochte  der  iic  ig 

sein  wie  hier  zu  bew^eiseu  gesucht  wdrd. 

’Rpvnr  auf  eine  Prüfung  dieser  Erklärungsversuche  ^nge- 

Seite  erfolgten  Erörterung,  der  .Entwertung  des 

wa“ vou,  Silber  für  sieb 
Silber^  in  uei  betreffende  Wertvermmderung  gegen  in 

heriuhi  i ctabiles  Gold  — implizite  überhaupt,  auch  allgemein, 

seinem  Weit  staDiies  für  die  frühere  Zeit  seit 

in  seiner  Kaufkraft  gegen  Se^bst^  'a^ch  nicht  so  allgemein, 

der  Entdeckung  Amerika  qilberwerts  in  der  Veränderung  der 

angenommen,  15  5 i6;l  von  1500-1800-1850 

Wertrelation  von  ^ und  allLeSeiner  hat  diese  Auffassung 

gesehen  worden  Noch  meh  Sinkens  dieser  Relation  auf 

M 38  und  boch  t'iefer  zu  1.  Höchstens  da«  man  fur 
Z ei t e n not o r i s o ^ ^ f '’waTsendel  lilbe'rproduktion , 

L“  V.Sn“"etwl  n 

zugunsten  des  Silbers  anch  X joch  mit\on  seiM 

wlrtung“  (Wertverm-ndernngb  als  allem  “ä«  doou^^^ 

des  Golds  verursacht,  ^ ^ S 1850er  und  zum  Teil  noch 

Nun  ist  es  Täuschungen  und  zur  Annahme  un- 

beweist,  wohl  aber  le  Silber  gerechnet  wird,  nach 

bewiesener  Behauptnngtn  fuhrt,  m SdbM 

der  Währung  und  Gewohnlie  , Qilbemreis  des  Golds,  als  das 

und  der  Gol'iP««^ä.h  hier  eben  d^^^ 

Veränderliche,  vo  j*f  rflnee  bei  Papierwährung). 

&fneÄ>r& 

fmd'lSfÄesaäfts^^^^^^  Edelmetallhandel  und  fnr  d.e 
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Notierung  des  Goldpreises  des  Silbers,  bei  den  eigentümlichen  Folgen 
der  „Silberentwertung“  auf  Handel  und  Verkehr  zwischen  Gold- 
währungs-  und  Silberwährungsländern  (s.  u.),  auch  bei  der  Gewohn- 
heit, wenigstens  in  der  neueren  literarischen  Behandlung  der  Wert- 
relations-  und  der  Währungsprobleme  vom  Standpunkt  der  Gold- 
basis aus,  begreift  es  sich  vollends,  daß  man  immer  nur  „Silber- 
entwertung gegen  Gold“  (stets  korrekter  als  Silberwertverminderung 
gegen  Gold  zu  bezeichnen)  und  nicht  auch,  eventuell  mehr  oder 
weniger,  mindestens  mit,  „Goldwertsteigerung  gegen  Silber“  erblickt. 

Was  wirklich  vorliegt,  oh  allein  Silberwertverminderung  oder 
allein  Goldw'ertsteigerung  oder  beides  gleichzeitig,  wenn  auch  in 
verschiedenem  wechselnden  Maße  verbunden,  ist  bloß  aus  den  Silber- 
preisen des  Golds  und  den  Goldpreisen  des  Silbers  und  der  darnach, 
wie  üblich,  berechneten  Wertrelation  nicht  ersichtlich.  Es  ist  auch 
ungemein  schwer  festzustellen,  weil  ein  von  sehr  mannigfaltigen 
Momenten  abhängiger  Vorgang  vorliegt.  Dessen  Bedingungen  und 
Ursachen,  so  schon  betre&  der  Produktion»  der  Kosten  dafür  und 
hinsichtlich  des  Ob  und  Wie  und  Wieweit  des  Einflusses,  sind  selbst 
sehr  schwer  festzustellen.  Dies  u.  a.  um  so  mehr,  weil  hier  auch 
wieder  auf  dem  Geldmärkte,  so  im  Edelmetallhandel  für  den  Preis 
des  anderen  Metalls,  in  London  daher,  jetzt  auch  in  Hamburg,  für 
den  Goldpreis  des  Silbers  (früher  in  Hamburg  umgekehrt  für  den 
Silberpreis  des  Golds)  noch  ein  anderer  Umstand  in  Betracht  kommt. 

Das  Währungsmetall,  in  welchem  der  Preis  des  anderen  Metalls  und 
darnach  dieWertrelation  bestimmt  wird, fungiert  hier  alsGeldkapital, 
das  andere  Metall,  wenn  nicht  allein,  so  doch  größtenteils,  nur  als 
Handelsware  und  Rohstoff.  Dies  gilt  beides  vollends  vom 
neuen  Minenprodukt  auf  dem  Markte.  Daher  äußern  Geld- 
kapitalverhältnisse, Kreditverhältnisse,  Höhe  des  Zinsfußes  (Dis- 
konts), allgemeine  Wirtschafts-,  besonders  Handelskonjunkturen,  einen 
Einfluß  auf  die  Preisbestimmung  des  anderen  Metalls  mit  aus.  In 
Zeiten  der  „Geldknappheit“  auf  dem  „Geldmärkte“,  und,  soweit  diese 
von  geringerer  Zufuhr  und  Produktion  des  Währungsmetalls  mit  ab- 
hängt (1880er  Jahre,  Zeit  des  Burenkriegs),  in  solchen  Zeiten,  ist 
daher  auch  ein  Druck  auf  den  Preis  (Kurs)  des  anderen  Metalls  zu 
erwarten,  wie  auf  den  Preis  anderer  Waren.  — Ob  und  wieweit  er 
sich  wirklich  zeigt,  hängt  mit  davon  ab,  ob  nicht  andere  kom- 
pensierende Momente  gerade  mitspielen.  - Ein  Druck,  welcher  hier 
jedenfalls  nicht  notwendig  und  vollends  nicht  allein  von  dem  neueren 
Metall,  welches  sinkendenen  W^ert  zeigt,  auszugehen  braucht. 

Das  Alles  ist  gerade  für  das  Folgende  mit  zu  beachten.  Wenn 
dabei  auch  in  üblicher  W^eise  in  dem  wichtigsten  Falle,  in  der  starken 
Veränderung  der  Wertrelation,  seit  1874,  zuungunsten  des  Silbers, 
eine  „Silberentwertung“  (Silberwertverminderung  gegen  Gold)  ge- 
sehen und  der  Vorgang  als  eine  solche  aufgefaßt  wird,  so  soll  doch 
damit  die  eigentliche  Frage  nach  der  Ursache,  ob  diese  „Silber- 
entwertung“ überhaupt  vom  Silber  und  insbesondere  ausschließ- 
lich von  diesem  verursacht  sei,  nicht  ohne  Weiteres  entschieden  sein. 
Ob  und  wieweit  umgekehrt  in  dem  Vorgang  allein  oder  wenigstens 
zu  Zeiten  mit  eine  Goldwertsteigerung  vorliege,  ist  allerdings  kaum 
streng  zu  beweisen,  sondern  nur  als  mehr  oder  Aveniger  wahrschein- 
lich zu  bejahen  oder  zu  verneinen.  In  welchen  Fällen,  das  läßt  sich 
im  Folgenden  immerhin  mit  andeuten. 
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Ganz  in  der  schroffen  Fassung,  wie  oben  angegeben,  sind 
den  Miteinfluß  des  anderen  Moments,  also  m 

fassun*^  der  Einflüsse  und  Zusammenhänge  'on  dei 

E7kl.r„„g  meWeos  so  weit  ab,  aa  a.e  let^e  a ^ 
selbständige  und  eigenartige  den  beiden  andeien  e „ , 

Wer  beheodelte  Problem  der 

itidtyn'tlr^abrtsrt™;;  ^ au  umgehe...  Es  wird 
hier  dafür  gleich  mit  erörtert,  deshalb  genauei. 

Zu  a Erste  Erklärung.  Sie  wird  vornehmlich  von  „go  - 

anonometallistischer“  Seite  veidreten, 

den  Lehren  früherer  Richtungen  m der  W issenscnai  , 

Inl  und  gerade  auch  des  ökonomischen 

Ter  klassische.  Nationalökoimmie^nd  ^ 

Sequenz  der  Quantitätstlieoi  e.  Waren“  gleich 

auch  in  der  Geldfunktioii , wesentlich  ^Me  „AVaien  , gie 

anderen  Waren,  angesehen.  , ^ 

aa)  Demnach  werden  sie  auch  in  ihrem  \\  ertverhältn  s 

zueinander  unmittelbar  den  Wert-  und  Kostengesetzen  untei- 
stellt  Demgemäß“  werden  allein  oder  vornehmlich  aus  den 
Produktionsverhältnissen“,  aus  deren  absoluter  und  re 
iativer  Mengenbewegung,  eben  im  Geiste  der  reinen  Quaiititäts- 
ttorO  dO'veränderOngeh  der  Wertrelation  als  etwas  „ganz 
Natürliches“  angesehen  und  „erklärt  . 

Der  relativ  v i^e  1 m a B s i g» 

entspricht  nach  dieser  Au  ^ Pold  herrührt  5so  hier  in  der 

nicht  ausreichend  angcpaBt.  dies,  be- 
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sonders  in  den  letzten  Jahrzehnten  für  Silber  auch  gar  nicht  zu  tun 
vermocht.  Daher  „naturgemäß“,  nach  den  „volkswirtschaftlichen  Ge- 
setzen“, welche  eben  auch  hier  wieder  sich  unüberwindlich  gezeigt 
hätten,  die  Vorgänge  auf  dem  Gebiet  der  W(*rtrelation. 

bb)  Ein  größerer  oder  kleinerer  Miteinfluß  der  Währungs- 
verhältnisse wird  dabei  nicht  bestritten,  sondern  zur  Erklärung 
der  Vorgänge  auf  der  Bedarfs-  und  Nachfrageseite  mit 
herangezogen. 

Der  großen  Menge  des  neuen  Golds  sei  1848  ff.  zuerst  genügend 
Unterkunft  gewährt,  steigender  Bedarf  und  Nachfrage  gegenüber  ge- 
treten durch  Aufnahme  in  den  Goldwährungsgebieten,  England 
voran,  aber  allerdings  auch  durch  das  biinetallistische  Währungs- 
system  mit  einem  dem  Golde  damals  zu  günstig,  dem  Silber  zu  un- 
günstig gewordenen  gesetzlichen  Wertverhältnis,  so  namentlich  in 
Frankreich  bei  der  gesetzlichen  Relation  zu  1:15.5.  In  der  späteren 
Zeit,  seit  den  1870er  Jahren,  durch  Ausdehnung  der  Goldwährungs- 
gebiete mit  mehr  oder  weniger  starker  Goldzirkulation  oder  Gold- 
deckung der  Geldsurrogate,  besonders  der  Banknoten,  im  Deutschen 
Reich  voran,  habe  das  neue  Gold  ebenfalls  leicht  Unterkunft  ge- 
funden. Dagegen  habe  allerdings  der  Bedarf,  demnach  die  Nach- 
frage nach  Silber  für  Münzzwecke  in  diesen  Zeiten  mehr  oder 
weniger  abgenominen,  infolge  derselben  wuhrungspolitischen  Vor- 
gänge, ferner  auch  durch  die  Änderung  der  Währungspolitik  in  den 
bimetallistischen  Gebieten  (Beschränkung,  dann  Einstellung  der  freien 
Silberprägung  zur  alten  Relation,  im  lateinischen  Münzbund,  1875, 
1878,  in  Nordamerika  1893),  sowie  durch  die  Einstellung  der  Silber- 
prägung in  Indien  (1893)  und  durch  die  Vorbereitungen  des  Über- 
gangs zur  Goldwährung  in  diesem  wichtigen  Gebiete.  Jedenfalls 
sei  dieser  Bedarf  entfernt  nicht  groß  genug  gewesen  und  nicht  stark 
genug  mehr  gewachsen,  selbst  nicht  in  den  Ländern,  welche  noch  bei 
Silberwährung  verblieben  sind,  um  vollends  die  riesig  vermehrte  Pro- 
duktion neuen,  zum  Teil  auch  sehr  viel  wohlfeiler  gewonnenen  Silbers 
aufnehmen  zu  können.  Auf  Kosten  vermin  derung,  hier  des  Sil- 
bers — hier  und  da  auch  des  Golds,  wie  in  den  ersten  Wäscherei- 
stadien, so  1848  ff.  in  Kalifornien  usw.  — wird  in  dieser  Erklärung 
auch  wohl  mit  Rücksicht  genommen,  um,  den  allgemeinen  Wertge- 
setzen gemäß,  die  jeweiligen  Vorgänge,  1852  ff.  das  Steigen,  1874  ff. 
das  starke  Sinken  des  Silberwerts,  bzw.  den  umgekehrten  Vorgang 
beim  Golde  etwas  mit  zu  erklären. 

Hiermit  erfolgt  in  diesem  ersten  Erklärungsversuch  ein 
Zugeständnis  gegen  den  zw^eiten  und  dritten.  Aber  das  reicht 
noch  nicht  aus.  Es  wird  der  Kausalzusammenhang  nicht  be- 
friedigend aufgedeckt,  die  Währungsänderungen  erscheinen  doch 
nur  als  ein  sekundäres  Moment,  nicht  als  ein  primäres  und 
nicht  deutlich  als  Bedingung  dafür,  daß  die  Produktionsver- 
hältnisse 1874  ff.  so  stark  auf  Änderung  der  Wertrelation  ein- 
wirken konnten.  Das  Maß  der  Veränderung  der  Wertrelation, 
in  so  geringem  Grade  zuungunsten  von  Gold  1852  ff.  und  in 
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so  außerordentlich  starkem  Grade  und  dauernd  zuungunsten 
des  Silbers  1874  ff.,  findet  sich  insbesondere  nicht  befriedige 

erklärt. 

Wenn  die  Goldverinehrung  von  1848, 'ol  bis 
eegen  die  Zeit  vor  1848  und  vollends  gegen  die  wenig  zürne 

Hebende  Zeit  so  außerordentlich  stark  vrar,  absolut  und  relativ,  be 
dSrvveni  wachsender  Silberproduktion  - damals  eine  so  gemrg- 
?Se  Äderung  der  Wertrelation  ---gunsten  des  Golds  und  zu- 

Äer“Ä  etLzSetucTS  Srk  iva'EurKlberproduktion, 
Se  S dStu^h  jetzt  relativ  nicht  so  stark  als  tu  de„  V 

ffcrh^rde^rdet‘\«t= 

,n  dieser  Richtung,  die  Goldprodukt.on  n.cht  ^ ^ 

SchÄÄ 

iä^kS  s£  ider  aSft hS?  ÄeÄ^^ 

duktion  auch  auf  der  erreichten  Hohe  hielt. 

Diesen  Vergleich  der  beiden  Perioden 
und  1874 ff.  bis  1905 ft.  legt  den  Schluß  uahe.  daß  die  Pro- 
duktionsverhältnisse die  Veränderung  derW ertrelatio 
nicht  so  entscheidend  bestimmen,  wie  m diesei  ersten 
Erklärung  angenommen  wird  und  daß  das  m dieser  gemachte 
Zugeständnis  an  die  Mitwirkung  der  Währnngsverhal  nisse  auf 
der  Bednrfsseite  nicht  weit  genug  geht.  Ist  das  rieht, 
muß  damit  der  Einfluß  der  Währungsverhältn.sse  u 
volleren  Maße  und  in  der  Weise,  wie  es  m der  dritten  Ei- 
klärung  geschieht,  anerkannt  werden. 

Alsdann  ist  freilich  auch  der  Schluß  nicht  abzuweisen 
daß  eine  Wiederveränderung  der  Währungsverhältnisse  m der 
KichtiinG-  einer  Rückkehr  zu  den  früheren  Zustanden,  nainent 
Wiedereinsetzung  des  Silbers  als  Währungsmetall,  zur 

Wiederherstellung,  jedenfalls  zu  einer 

an  die  frühere  Relation  führen  konnte,  selbst  fuhren  muhte, 
auch  bei  Fortdauer  der  neuesten  Produktionsverhältnisse , der 
großen  Silberproduktion,  zumal  neben 

Diesen  Schluß  haben  die  Vertreter  der  ersten  Erklärung,  meist 
einseiti-e  „CToldmonometallisten“,  gescheut.  Außerdem  haben 
eine”  sü’rke  Wiederannäherung  an  die  frühere  VVer.-l««on 
für  Silber  wegen  der  Rückwirkung  auf  neue  maßlose 
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mehrung  der  Silberproduktion,  besonders  auch  in  Nordamerika, 
um  jeden  Preis  vermeiden  wollen.  Dabei  wäre  nacb  ihrer  An- 
sicht ohnehin  Silber  als  Währungsmetall  vollends  unhaltbar 
geworden,  weil  die  Silberproduktion  bei  alsdann  erhöhter  Een- 
tabilität  nur  noch  viel  stäiker  gewachsen  wäre,  lediglich  im 
Interesse  der  Minenbesitzer  und  Spekulanten.  In  welchem 
Grade  die  Goldminenspekulation  die  Zunahme  des  Golds  heute 
beherrscht,  wird  dabei  nicht  berücksichtigt.  Ist  das  etwas  so 
ganz  Verschiedenes? 

Zu  ß.  Die  zweite  Erklärung  ist  vornehmlich  von  „Sil- 
bermonometallisten“, soweit  deren  vorhanden  waren,  und  von 
Bimetallisten,  welche  Gegner  des  Ausschlusses  des  Silbers  als 
Währungsmetall  sind,  vertreten  worden.  Dabei  hat  es  aber 
auch  nicht  an  Einseitigkeiten  der  Auffassung  und  an  zu  weit- 
gehenden Schlüssen  aus  an  sich  richtigen  Tatsachen  betreffs 
des  Einflusses  der  Währungsverhältnisse  auf  die  Gestaltung 
der  Wertrelation  gefehlt. 

aa)  Danach  sind  es  die  Veränderungen  der  Währungs- 
verhältnisse allein  oder  nahezu  allein,  welche  den  „Wert- 
sturz“ des  Silbers  seit  1873  ff.  herbeigeführt  haben.  Gerade 
die  relativ  große  Stabilität  der  Wertrelation,  wie  überhaupt 
früher,  so  besonders  unter  den  Produktionsverhältnissen  von 
1848  an  bis  zum  Beginn  der  1870er  .Fahre,  vor  den  großen 
Veränderungen  der  Währungsverhältnisse  im  Occident,  in 
Europa,  Amerika,  im  britisch-indischen  Eeiche,  — gerade  diese 
relative  Stabilität  der  Eelation  beweise  den  entscheidenden  und 
dauernd  entscheidenden  Einfluß  der  Wä hrungs Verhältnisse 
überhaupt  und  speziell  diesen  Einfluß  und  einen,  wie  hier  an- 
genommen wird,  segensreichen,  der  Währungszustände  vor  den 
1870er  Jahren. 

Ganz  besonderes  Gewicht  wird  dabei  auf  die  Erfahrungen 
mit  Doppelwährungssystemen  gelegt,  schon  auf  frühere 
in  verschiedenen  Ländern  (England,  Nordamerika),  namentlich 
aber  auf  die  französischen  seit  1850.  Ein  gesetzliches  Wert- 
verhältnis zwischen  Gold  und  Silber,  wie  das  in  Frankreich 
seit  dem  Münzgesetz  von  1803  (ähnlich  zum  Teil  schon  etwas 
früher)  bestehende,  1 ; 15,5,  habe  hier  erfolgreich  und  günstig 
für  größere  Stabilität  der  Wertrelation  gewirkt  und  die  an- 
nähernde Behauptung  der  Weltverkehrsrelation  auf  jenem  Stande 
ermöglicht.  Es  fungiere  wie  eine  Kompensations-  oder  Aus- 
gleichungseinrichtung, gerade  gegenüber  Schwankungen 
des  Wertverhältnisses  im  Verkehr,  auch  im  Weltverkehr 
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(L  Wolowski).  Auch  gegenüber  solchen  Schwankungen  plte 
das  welche  eventuell  aus  veränderten  Produktionsverhältnissen 
(nach  Menge,  auch  nach  relativen  Kosten),  daher  veränderten 
Angebotsverhältnissen  der  beiden  Metalle  und  aus  veränderten 
Bedarfs-  und  Nachfrageverhältnissen  hervorgehen. 

Die  Beweisführung  ist  die  folgende.  Das  gegenüber  der  gesetz- 
lichen Relation  im  Verkehr  biUiger  gegen  das  andere  Metall  werdende 
Metall  finde  einen  lohnenden  Absatz  in  dem  Gebiete,  wo  diese  ge^etz- 
Uche  Relation  gelte,  ströme  daher  ^"^in,  ver^^^^ 
von  ihm  außerhalb,  vermehre  dasselbe 

An.a  wipt^Ar  Sein  Wert  ereeren  das  andere  Metall  mnaut,  nie 

herab^gehe,  in  beiden  Fällen  sich  der  gesetzlmhen  Relation  a^ch  im 
A'erkebr  nähere,  nach  dieser  Relation  hinstrebe  und  nur  , 

oben,  aXhalb  und  nach  unten,  innerhalb  des  b|reffenden 
crfihiets  herumpendeln.  So  sei  es  eben  1848  18o2  It.  m j^ranKreicu 

mit  dem  neuen  kalifornisch-australischen  Golde  gegangen,  das  &o 
Sesem  Mtozgebiete  eine  bereitwillige  und  erwünschte  Unterkunft 

gefunden  habe.  Diese  Wirkung  werde  erzeugt  durch  den  ^ge 

kehrten  Verlauf  der  Dinge  bei  dem  anderen  Metalle,  bei  dem  im 
Verkehr  insbesondere  auch  außerhalb  des  betreffenden  Wahrung^- 
Ibtets  teuererwS^  Metalle,  so  1848/52  ff.  bei  dem  Silber. 
Dieses  Metall  werde  in  dem  betreffenden  Gebiete  durch  das  em- 
drinß'eude  andere  Metall  ersetzt  und  verdrängt,  es  stronie  aus,  ver 
Sfe  so  das  AngSiot  von  ihm  auf  dem  Weltmarkt  und  befriedige 
einen  hier  etwa  vorhandenen  Bedarf,  finde  an  diesem  eine  ^ach 
frage  werde  daher  hier  dem  andern  Metall  gegenüber  ^ 

Wert’ steigen  müssen,  auch  wenn  etwa  sonst  relativer  Mangel,  bei  nm 

p-enü^endem  Wachstum  der  Neuproduktion,  vorliege.  Daher  auch 

hier  wieder  eine  Ausgleichung  in  der  Richtung  nach  und  einiger- 
maßen nahekommend  der  gesetzlichen  Relation^  Ge^^^^^^  - 

£ X.  Silbpr  und  der  Wertrelation  von  lo4o/0^  bo  oe 

weise^fas  Daher  das  Lob  der  französischen  Einrichtung  als  ^er 
bewährten  zur  Stabilisierung  ^er  Wertrelation  beider  M^^ 
mnn  snäter  gegen  die  notwendige  Voraussetzung  der  wirksamen 
Funktion  ein^  ^solchen  Kompensationsreinrichtung  und  gegen  die 
f?Mp°en  Fpaukreich  iand  dem 

MOneb'uDa),  in  den ‘lOer  Jah«n,  die  freie  wlg™  sei 

Prägung  beschränkt  (1875)  und  dann  sogar  eingestellt  habe  (187^  ^ 

dies!  Sicherheitseinrichtung  gegen  größere 

relation  überhaupt  nicht  in  Funktion  ^^J'^EnttKLu^ 

auch  in  Verbindung  mit  andern  analogen  Maßregeln  der  „Entthronung 
rips  Silbers  als  wÄruugsmetall  in  andern  Doppelwahrungs-  und  ui 
SfiberwSunLS  besonders  in  Nordamerika  unJ  Britisch- 

indien der  Be^wf,  die  Nachfrage  nach  Silber  „künstlich  unterbunden  . 
Nun  erst  hätte  Silber,  vollends  das  vermehrte,  keine  genügende 
ÄrWt  mehr  g^^^^  Daher  eben  der  Wertsturz“  gegen 

Pold  seit  Mitte  dw  1870er  Jahre  und  in  so  hohem  Grade  spater, 

Ss  zurGegenwarr  der  Schluß:  Wiederherstellung  der 

früheren^Gesetzgebung,  insbesondere  auch  in  den  bimetallisti- 
«^chen  Gebieten  Ausdehnung  dieses  Doppelwährungssystems, 
mit  seiner  Kompensationsfunktion  werde  die  Wiederherstellung  der 
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alten  Wertrelation  oder  wenigstens  die  starke  Wiederannäherung 
daran  zur  Folge  haben. 

bb)  In  dieser  Beweisführung  sind  ganz  richtige  Punkte 
enthalten,  was  auch  von  maßvollen  Goldmonometallisten  zum 
Teil  anerkannt  wird.  Daß  bei  einem  solchen  Währungssystem 
in  einem  einzelnen  Lande,  auch  in  einer  Gruppe  von  Ländern 
(wie  im  lateinischen  Münzbund)  kein  umfassendes  beständiges 
Nebeneinander-Zirkulieren  von  Münzen  beider  Metalle  ver- 
bürgt werden  kann,  wie  es  wohl  bei  diesem  System  mit  als  Ziel 
vorgeschwebt  hat,  wird  zwar  auch  von  seinen  Anhängern  nicht 
bestritten.  Vielmehr  wird  der  Münzumlauf  vorherrschend  aus 
den  Münzen  des  im  Weltverkehr  gegenüber  der  gesetzlichen 
Relation  jeweilig  etwas  wohlfeileren  Metall  bestehen,  da- 
her nach  den  Schwankungen  der  Weltverkehrsrelation  aus  den 
Münzen  bald  des  einen,  bald  des  anderen,  stets  des  relativ 
wohlfeileren.  Das  wird  als  geringerer  Nachteil  hingenommen, 
einschließlich  der  Kosten  der  jedesmaligen  Umänderung  des 
Münzumlaufs  (Um-  und  Neuprägung,  Ehischmelzung,  Transport 
usw.),  als  das  stärkere  Schwanken  der  Wertrelation,  zumal  es 
sich  doch  bei  der  so  erreichten  nunmehr  geringeren  Schwankung 
der  Relation  um  keine  großen  Schäden  und  Kosten  handle. 

cc)  Gegen  die  Tragweite,  welche  diese  Beweisführung 
der  Vertreter  dieser  zweiten  Erklärung  des  „Silbersturzes“  1874€f. 
hat,  sind  indessen  doch  Ein  wände  zu  erheben.  Diese  richten 
sich  implizite  auch  gegen  die  Schlüsse  aus  dieser  Beweisführung 
zugunsten  eines  Systems  internationaler  Doppelwährung  (Bi- 
metallismus'). Das  kann  an  dieser  Stelle  nur  angedeutet  werden. 

Ein  solches  bimetallistisches  Kompensationsspiel  hat  sicher- 
lich prinzipiell  die  Fähigkeit,  in  der  dargelegten  Weise 
zu  wirken,  die  Wertrelation  mehr  zu  stabilisieren.  Es 
hat  auch  tatsächlich  praktisch  in  der  genannten  Periode  1848  52 
bis  1870/74,  wie  in  anderen  Fällen,  einigermaßen  so  gewirkt. 
Aber  es  vermag  das  nur  unter  bestimmten  Umständen 
eine  gewisse  Zeit  lang  zu  tun;  nämlich  nicht  länger,  als 
in  dem  betreffenden  Gebiet  von  dem  im  Weltverkehr  gegen- 
über der  gesetzlichen  Relation  teuerer  gewordenen  Metall,  so 
damals  1850 ff.  dem  Silber,  noch  genügende,  d.  h.  hinläng- 
lich große  Mengen  — im  Münzumlaufe,  in  Reserve,  eventuell 
auch  in  anderen  Verwendungsformen  — vorräthig  sind, 
welche  gegen  das  wohlfeilere  Metall  umgetauscht  und  aus- 
geführt werden  können.  Sind  diese  erlangbaren  Mengen  er- 
schöpft, so  fungiert  auch  das  Kompensationsspiel 
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praktisch  nicht  mehr.  Das  betreffende  Gebiet  hatte  dann 
iben  tatsächlich  wesentlich  nur  noch  Geld  und  Geldumlauf  aus 
dem  Metall  sinkender  Werttendenz  (in  der  Rektion 
dem  anderen  Metall),  träte  tatsächlich  in  die  Reihe  c er  mon 
metallistischen  Gebiete  des  jeweilig  wohlteileren  Metalls. 

So  würde  es  vermutlich  auch  in  Frankmch  1874  k 
sein  nur  daß  hier  das  inzwischen  m seinem  ert  staiker  im  w ei 

verkehr  wieder  gSade""  durch  darKompensations- 

Wieder  geworden  wai.  wurae  geiaut: 

Jahre  n?ch  größere  ^0^"  Älandi. 

Tr^eine  Reihe  von  «Xw.tfn  dlsebraneösis^ 

„och  weiter  wie  bis  dahin  zum  Umtausch  und  f 

SrdlfnX'i:'luraWder|[lipÄ^ 

fsx/e  “irooirrMr 

feSl  he-“  rÄ  Ä 

nicht  noch  größer  göy»5?“  ““^^Sjößer 

S&S&'S&t.aaÄ*! 

brachen. 

Zuzugeben  ist  somit,  daß  das  Kompensatio.isspiel  nu 
nationalen  Dopi>elwalirungssystem,  selbst  eines  w.chtige  , 
A.  Waguer,  soz.-ökon.  Oran.lriss,  Buchhandelsausgabe.  Abteil.  II.  21 
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großen  Münzgebiets,  doch  keine  dauernde  Sicherheit  gegen 
stärkere  Verschiebungen  der  Wertrelation  unter  dem  Einfluß 
von  großen  Änderungen  der  relativen  Verhältnisse  der  Pro- 
duktion und  des  Bedarfs  bietet. 

Anders  würde  möglicherweise  der  I’all  liegen,  wenn  in  der 
ganzen  Welt  oder  wenigstens  wenn  in  den  großen  maß- 
gebenden Staats-  und  Volkswirtsch af tsgebieten  Europas 
und  Amerikas,  womöglich  dann  freilich  auch  Ostasiens,  durch 
völkerrechtliche  Verträge  eine  feste  gesetzliche  Wertrelation, 
wie  in  Frankreich  (und  dem  lateinischen  Münbund),  international 
festgestellt  würde.  Diesen  Schluß  ziehen  folgerichtig  die  Ver- 
treter dieser  zweiten  Erklärung  des  in  neuester  Zeit  eingetretenen 
Silbersturzes,  d.  h.  sie  verlangen  ein  internationales  bimetal- 
listisches  Währungssystem,  mit  freier  Prägung  beider  Metalle 
zu  dieser  Wertrelation.  Darüber  unten  bei  der  Währungsfrage. 
Ob  sich  durch  solche  Verträge,  ihr  Zustandekommen  und  ihren 
dauernden  Bestand  selbst  vorausgesetzt,  die  Wertrelation  im 
Verkehr  dauernd  auf  dem  Stand  einer  solchen  international 
normierten  genau  oder  doch  ziemlich  genau  halten  ließe,  welche 
weiteren  Voraussetzungen  dafür  aufzustellen  wären  und  welche 
weiteren  Maßregeln  zur  Sicherung  getroffen  werden  müßten, 
darüber  ebenfalls  erst  später. 

Zu  y.  Der  dritte  Erklärungsversuch  (hier  wegen  des 
engen  Zusammenhangs  der  Dinge  gleich  mit  Berücksichtigung 
einiger  währungspolitischer  Konsequenzen).  Er  stimmt,  wie  oben 
schon  bemerkt,  mit  dem  zweiten  in  der  Anerkennung  der  ent- 
scheidenden Bedeutung  der  Veränderungen  der  Währungs- 
verhältnisse seit  den  1870er  Jahren  für  den  „Silbersturz“ 
überein , aber  nicht  in  allen  Einzelheiten  der  Beweisführung 
und  unter  zum  Teil  anderer  Auffassung  der  mitspielenden  Be- 
dingungen und  Ursachen.  Auch  zieht  er  nicht  alle  und  nicht 
die  ganz  gleichen  Folgerungen  hinsichtlich  des  Mittels  zur 
Stabilisierung  der  Wertrelation  und  für  die  Währungspolitik 
überhaupt.  Er  weicht  danach  von  dem  ersten  Erklärungs- 
versuch, in  welchem  rein  aus  der  Änderung  der  Produktions- 
verhältnisse der  Silbersturz  abgeleitet  wird,  ab.  Aber  er  er- 
kennt doch  diesen  Verhältnissen  einen  mächtigeren  Einfluß  zu, 
als  es  im  zweiten  geschieht.  Daraus  wird  jedoch  dann  nicht 
ohne  Weiteres  gefolgert  daß  man  eben  „zwingenden  ökono- 
mischen (Natur-)  Gesetzen“  gegenüberstehe  und  deshalb  alle 
Versuche  zur  Stabilisierung  der  Wertrelation  und  zur  Ver- 
bindung beider  Metalle  als  ebenbürtige  Geldstoffe  im  Währungs- 


i, 


— 323  — 

svstem  für  fruchtlos  halten  müsse.  Ebensowenig  wird  der 
fernere  Schluß  ohne  Weiteres  gebilligt,  daß,  man  möge  wo  leu 
oder  nicht,  nichts  übrig  bleibe,  als  der  reine  Monometallis- 
mus und  zwar  unter  heutigen  Verhältnissen  der  Produktion  und 
der  Geldbedürfnisse  der  Kulturwelt  der  reine  Goldmono 
metallismus,  in  welchem  eben  nicht  das  „allem  na turlic  e , 
„allein  wissenschaftlich  richtige“  und  praktisch  haltbare  und 
bewährteste“  Währungssystem  gesehen  wird.  Das  fuhrt  dann 
also  gleich  wieder  in  die  Währungsfragen  hinein. 

Hinsichtlich  dieser  an  dieser  Stelle  nur  soviel  daß  dem 
reinem  Geldwährungssystem  weit  mehr  und  stärkere  Schwächen 
beizumessen  sind,  als  seine  einseitigen  Vertreter  zugesteheu 
wollen;  daß  ferner  insbesondere  auch  — der  eben  hier  in  dm 
Ausführungen  über  Edelmetall  speziell  gehörige  Punkt  — dm 
naturgegebenen  Produktionsverhältnisse  des  Golds  dm 
.reine  Goldwährung“  bedenklicher  erscheinen  lassen,  als  dm 
optimistischen  Vertreter  derselben  anerkennen,  falls  sie  ubei- 
haupt  dieser  Seite  der  Sache  eine  Bedeutung  einräumen. 

Gerade  aus  der  ganzen  Richtung  der  Bewegung  der  Wert- 
relation seit  1873  ff.,  aus  dem  großen  UntersAied  in  dieser 
Beziehung  von  den  Verhältnissen  von  1848— 73  und  aus  den 
charakteristischen  Hauptphasen  der  jeweiligen  Gestaltung  der 
Relation  seit  1873  wird,  in  Übereinstimmung  mR  der  zweiten 
Erklärung,  der  wahrhaft  entscheidei^e  ^^nflu  er 
Währungsverhältnisse  hier  abgeleitet.  Es  wird  dabei  nie 
nur  auf  das  sozusagen  mechanische  Moment  der  Änderung  der 
Verhältnisse  von  Angebot  und  Nachfrage  bezüglich  jedes  er 
beiden  Metalle  als  einer  unmittelbaren  Folge  der  Änderungen 
der  Währungspolitik  Gewicht  gelegt.  Vielmehr  wird  auf  as 
psvchologische  Moment  hingewiesen,  welches  infolp  dieser 
Änderungen  sich  geltend  gemacht  hat:  „Silber  ist  eben  vom 
(Währungs-)  Throne  gestoßen“  (L.  Bamberger),  dadurch 
hat  es  seine  Funktion  als  allgemein  verwendbarer  Geldstoft 
größtenteils  verloren,  deshalb  psychologisch  seinen  Kredit 
eingebüßt,  — wie  auch  sonst  ein  „entthronter  Monarch  , und 
damit  ist  erst  die  Bedingung  geschaffen,  daß  das  wesentlic 
letzt  weit  mehr  als  früher  zur  bloßen  Handelsware  gewordene 
Silber  den  mechanisch  wirkenden  Wert-  und  Kostengesetzen, 
speziell  dem  Gesetz  von  Angebot  und  Nachfrage  ganz  wm 
andere  Waren  unterworfen  worden  ist.  Da  es  jetzt  nicht  me  r 
wie  im  Ganzen  früher  und  wie  auch  jetzt  noch  das  Gold  un- 
beschränkte Unterkunft  als  Geldstoff  finden  konnte;  da  das 
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namentlich  von  dem  seit  den  1860er  Jahren  rasch  und  später 
in  so  starkem  Maße  neugewonnene  Silber  galt,  und  da  das 
bei  dieser  Sachlage  im  Währungswesen  der  wichtigsten  Wirt- 
schaftsgebiete dauernd  so  bleiben  oder  selbst  noch  ungünstiger 
werden  mußte,  so  war  auch  die  psychologische  Bedingung 
für  eine  dauernd  ungünstige  Weltkonjunktur  des  Silbers 
erst  geschaffen.  Damit  rechnete  und  mußte  auch  die  Speku- 
lation rechnen.  In  diesen  Umständen  liegt  die  eigentliche 
Erklärung  des  „Silbersturzes“. 

Die  jeweilige  Gestaltung  des  Goldpreises  des  Silbers  und 
der  Wertrelation  ist  gewiß  von  Angebot  und  Nachfrage  be- 
stimmt worden,  aber  die  Gestaltung  der  Nachfrage  ward 
von  den  Währungsverhältnissen  bestimmt  und  wurde 
durch  diese  ungünstig  beeinflußt.  Daher  mußte,  zumal 
bei  steigendem  Angebot  infolge  der  vermehrten  Silberproduktion 
— unter  zeitweiser  Mitwirkung  von  Silberverkäufen  seitens  der 
bisherigen  Silberwährungsländer,  welche  zur  Goldwährung  über- 
gingen, Deutschland  voran  — der  Goldpreis  des  Silbers  so 
weichen.  Nur  bei  Aussichten  auf  eine  dem  Silber  wieder 
günstiger  werdende  Währungspolitik  wichtiger  Staaten,  so  bei 
Münzverträgen  und  bei  einzelnen  positiven  Maßregeln  in  dieser 
Richtung  (besonders  in  Nordamerika)  trat  ein  Stillstand  und 
auch  eine  rückläufige  Bewegung  des  Silberpreises  (d.  h.  des 
Goldpreises  des  Silbers)  ein.  Ebenso  wirkten  Aussichten  auf 
gesteigerten  Silberbedarf,  namentlich  Ostasiens,  und  auch  zeit- 
weise wirklich  vermehrter  Bedarf  infolge  politischer  Ereignisse 
(China).  Aber  mit  dem  Aufhören  solcher  Aussichten  und  Maß- 
regeln trat  auch  die  weichende  Bewegung  des  Silberpreises 
■wieder  ein  und  dann  natürlich  um  so  stitrker,  je  mehr  Silber 
an  den  Markt  kam.  Im  Ganzen  sind  die  Stadien  der  Wäh- 
rungsgesetzgebung auch  diejenigen  der  Springpunkte 
der  Wertrelation. 

Das  läßt  sich  leicht  im  Einzelnen  nachweisen  und  an  den  Re- 
lationen oben  in  der  Tabelle  S.  305,  genauer  am  Silberpreis  in  London 
verfolgen.  Hier  kann  die  Hervorhebung  der  Hauptmomente  ge- 
nügen. Erstes  AVeichen  gerade  1878  und  1874  nach  dem  Abschluß 
der  deutschen  Gesetzgebung  über  AVährung  und  Münze,  daher  be- 
sonders nach  dem  zweiten  Münzgesetz  vom  8.  Juli  1873,  den  be- 
ginnenden und  dann  stärker  werdenden  deutschen  Silbermünz-Ein- 
ziehungen  und  Silberverkäufen.  Auf  letztere  hat  mau  bimetallistischer- 
uiid  silbermonometallistischerseits  zur  Erklärung  des  Weichens  des 
Silberpreises  öfters  zu  viel  Gewicht  gelegt.  Katürlicli  wirkten  sie 
im  einzelnen  Zeitpunkt  auch  etwas  ein,  aber  von  entscheidender 
Bedeutung  aucli  nur  als  mechanisches  Moment  waren  sie  bei  ihrem 
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doch  nur  mäßigen  Gesamtbetrag  und  neben  der  steigenden  Silber- 
produktion nicht,  sondern  auch  nur  als  Vsyc\io\og^chesUomen^^^ 
sie  Symptome  der  nicht  nur  beabsichtigten  und  gesetzlich  festgelegtei  , 
sondern  auch  alsbald  praktisch  in  Angriff  genommenen  neuen  deut^^^^^^ 
Währungspolitik,  des  Übergangs  von  der  reinen  Silber-  zur  reinen 

^‘"^%S“flS^davon,  aber  doch  mehr  oder  ^niger  miYükT/ 
ffing  ein  Anstoß  aus  zur  gleichen  Änderung  der  Währungspolitik  i . 
fndlren  Süberwährungsländern  (Skandinavien,  Holland)  Joiipel- 

währungsländern  (Frankreich  und  lateinischer  Munzbund  1878;. 

später  in  Papierwährungsländern  (Nordamerika,  Haben,  Österreich- 
Ungarn,  Ru^and,  dann  auch  in  Bntisch-Indien  18J3,  u.  a.  m.). 

Von  einzebien  Maßregeln  in  diesen  Ländern  in  dieser  Zeit  waren 
dem  Silber  zuerst  besonders  ungünstig  und  zum  Teil  bald  mit 
deutlichem  Einfluß  auf  plötzliches  neues  und  starkes  und  auf  an- 
haltendes Weichen  des  Silberpreises  die 
und  Einstellung  der  freien  Silberprägung  besonders 
Stellung  der  dem  Silber  günstigen  nordarnerikanischen  biLber 
ankäufe  1893  1891,  die  Einstellung  der  britisch-indischen  freien 
Silberprägung  1893,  auch  die  Einstellung  der  freien  Silberpragung  in 
öher^refchf  als  die  Silbergulden  im  Goldkurse  unter  die  Papier- 
gulden  gleichen  Nennwerts  fielen.  Dem  Silber  günstig,  aber  nicht 
so  stark  und  namentlich  nicht  so  dauernd  wirksam  waren  die  nord- 
amerikanisch en  Silberbills  von  1878  (Blandbill,  wonach  nao^at- 
lich  mindestens  2,  höchstens  4 Mül.  Doll.  Silber  geprägt  wwden  sollten 
und  1878-90  388  Mül.  Doll.,  9,33  Miü.  Kilogramm  Süber  geprag 
worden  sind),  dann  1890  (Shermannhill  wonach  an  S^eUe  dieser 
Prägungen  der  Blandbill  monatlich  4,o  Mül.  Unzen,  jährlich  o4-l,68 
Mül.  Kilogramm  f.  S.  — gekauft,  auf  bewahrt  und  dafür  Schatznoten 
mit  Eigenschaft  des  gesetzlichen  Zahlmittels  ai^gegeben  werden 
sollten).^  Mit  der  erwähnten  britisch-indischen  Maßregel  von  1893, 
die  den  Süberpreis  nach  ihrem  Bekanntwerden  sofort  von  38  auf  34  A 
warf,  mit  der  ihr  bald  folgenden  EmsteUung  der  Silber  ankaufe  in 
Nordamerika  waren  die  Chancen  des  Silbers  einstweilen  endgültig 
noch  viel  ungünstiger  geworden.  Damit  schien  zunächst  jede  Aus- 
sicht auf  Wiederemporhebung  des  Silbers  auf  den  ahrungsthron 
entschwunden.  Jetzt  trat  der  Silberpreis  in  die  Periode  seines  tiefsten 
Stands,  ohne  sichere  Grenze  seines  weiteren  Sinkens. 


Die  gelegentlichen  Ideen,  Pläne  über  internationale  Ver- 
einbarungen zugunsten  des  Silbers  und  die  in  Gang  gebrachten 
Verhandlungen  auf  Münzkonferenzen  hierüber,  auch  Erörterungen 
der  Münzfrage  wie  in  der  deutschen  Süberenquete  waren  zu  aussichts- 
los und  zu  ergebnislos,  um  anders  als  höchstens  vorübergehend  etwas 
entgegengesetzt  auf  die  Wertrelation  einzu wirken  um  so  mehr,  da 
sie  von  wichtiger  beteiligter  Seite  (England,  Deutschland)  keiM  ernste 
Unterstützung  fanden.  So  war  Silber  seinem  Schicksal  als  Hpdels- 
ware  überlassen  und  das  Schicksal  konnte  kein  günstiges  sein  und 
werden.  Dies  um  so  weniger  bei  der  stark  gesteigerten  und  an- 
haltend hoch  bleibenden  Produktion,  auch  noch  in  die  Zeit  ganz 
niedrigen  Süberpreises  hinein,  bei  somit  gesteigertem  Angebot. 
Natürlich  zumal  bei  der  unzureichenden  Nachfrage  nach 
Silber  infolge  der  Währungspolitik  so  wichtiger  Gebiete,  bei  dem 
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für  Asien  nicht  mehr  so  wachsenden,  für  industrielle  Verwendung 
sich  auch  nicht  genügend  ausdelinenden  Silberbedarf,  während  andrer- 
seits der  Goldbedarf  sehr  wuchs  mit  Ausdehnung  der  Goldwährung 
Goldzirkulation,  mit  dem  Übeigang  von  Papierwährungsgebieten,  die 
eigentlich  früher  Silb^rwährung  besessen  hatten,  wie  Österreichs  und 
Rußlands,  zur  Goldwährung,  mit  Rückkehr  Italiens  zur  Hart-  und 
Goldwährung. 

So  kann  das  Ergebnis  für  die  Wertrelation  nicht  über- 
raschen, die  hier  dargelegte  Erklärung  aber  auch  nicht  wohl 
abgelehnt  werden. 

Unter  den  Einzelheiten,  welche  gerade  im  letzten  Menschen- 
alter der  Silberentwertung,  auf  diese  selbst  und  auf  deren  wechseln- 
des Maß  nach  dem  jeweiligen  Silberpreise  in  Gold  bemessen,  einen 
speziellen  Einfluß  ausgeübt  haben,  sind  die  Verhältnisse  der  Zahlungs- 
bilanz zwischen  europäisch-amerikanischem  Occident  utid 
o st  asiatischem  Orient,  namentlich  Britisch-Indien,  hervorzu- 
heben. Abgesehen  von  den  eigentlichen  Warenhandelsverhältnissen 
und  von  deren  Beeinflussung  gerade  auch  durch  die  Wertrelation  der 
beiden  Metalle  — seit  1893  daher  auch  abgesehen  von  der  auf  diese 
V erhältnisse  und  auf  diese  Relation  mit  einwirkenden  neuen  indischen 
Währungspolitik,  dem  Übergang  zur  (hinkenden)  Goldwährung  unter 
Festlegung  des  Goldpreises  der  Silber-Rupien  — machen  sich  hier 
auch  die  politischen  und  speziell  die  finanziellen  Verhältnisse 
mit  geltend.  Der  Metallbedarf  und  früher  besonders,  auch  in 
nicht  unbedeutendem  Grade  noch  heute,  speziell  der  Silber  bedarf 
für  Asien  und  besonders  für  Britisch-Indien  wird  durch  die  finanziellen 
Beziehungen  Indiens  zu  England  beeinflußt.  Je  mehr  Hinauszahlungen 
von  Geld  und  Geldeswert  auf  britisch-indische  Regierungsrechnung, 
wie  beständig  und  zeitweise  sehr  stark  in  dieser  ganzen  Periode  seit 
1850  und  seit  1893  zu  leisten  waren  und  daher  „Regierungswechsel 
auf  Indien“  (India  Conncil  Bills)  in  London  zum  Verkaufe  angeboten 
wurden  und  werden,  zu  den  weichenden  Kursen  des  Silbers,  worauf 
sie  bis  1893  lauteten,  desto  geringer  ist  jeweilig  der  Silberbedarf  für 
die  Ausfuhr  nach  Indien  selbst.  Dies  Moment  hat  zeitweilig  den  Silber- 
preis in  London  mit  bestimmt,  dessen  Schwankungen  und  im  Allge- 
meinen dessen  Weichen  mit  zuwege  gebracht.  Umgekehrt  wirkten  und 
wirken  englische  Kapitalanlagen,  Avelche  in  Geld,  nicht  in  Sachen 
selbst  (Import  von  Produktionsmitteln),  in  Indien  und  ganz  Ostasien 
erfolgen,  besonders  bis  1893  und  politischen  Ursachen  entspringende 
Zahlungen  dahin  (asiatische  Anleihen,  Kriegsereignisse  usw.).  Sie 
steigern  den  Silberbedarf  und  hemmen  folgegemäß  das  Sinken  des 
Silberpreises. 

Man  hat  allerdings  bisweilen  "wohl  unter  Hinweis  darauf, 
daß  nach  der  neueren  Prägestatistik  die  Summe  der  Silber- 
prägungen in  der  Verkehrswelt  eigentlich  trotz  der  Änderungen 
im  Währungsw^esen  vieler  Länder  kaum  abgenommen  habe,  den 
Schluß  gezogen,  es  sei  demgemäß  eben  doch  die  ungeheuere 
Steigerung  der  Silberproduktion  die  entscheidende 
Ursache  des  starken  Sinkens  und  Niedrigbleibens  des  Silber- 
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werte  ,Lexis).  Aber  damit  möchte  obige  Erklärung  doch  nicht 
Aviderlefft  sein.  Denn  das  bleibt  bestehen,  daß  eben  erst 

durch  die  eingetretene  Beseitigung  oder  Beschränkung 

der  Funktion  des  Silbers  als  Geldstoff  und  speziell 
als  Währungsgeldstoff  dem  vermehrten  Si  ber  die  Unter- 
kunft im  Geldwesen  so  stark  unterbunden  worden 

Dieser  Auffassung  gegenüber  wird  dann  wohl  erwidert,  da 
eben  we<ren  der  großen  Steigerung  der  Silberproduktion  wahrungs- 
politisch” unter  allen  Umständen  eine  Beseitigung  oder  doch  eine 
Starke  Beschränkung  der  Verwendung  des  Silbers  als  Geldstoft 
hätte  eintreteu  müssen.  Sonst  hätte,  so  heißt  es,  das  entwertete 
, wertverminderte)  Silber  ganz  die  Vorherrschaft  gewonnen  d.  s 
Gold  la-  verdrängt,  was  eben  unbedingt  hätte  veimiiedeii 

das  kein  schlagender  Beweis,  er  kommt  et^ 

auf  eine  petitio  principii  hinaus.  Denn  bei  besserer 

des  Silbei-s  im  Geldwesen  wäre  eben  auch  nicht  eine  so  gr 

Silberentwertung  erfolgt.  . 

Wenn  alsdann  weiter  repliziert  wird,  man  könne  eben  e 

aus  privatwirtschaftlichen,  aus  Spekulationsgründen  so  ^ 

verinehrtes  Produkt,  wie  neuerdings  Silber,  als  Geldstoft  mcht 
unbe-reiizt  zulassen,  weil  man  kein  solides  Geldwesen  aut  eine 

unter  solchen  Konjunkturen  unvermeidlich  im\V  ert  " 

Stoff  begründen  könne,  so  ist  darauf  zu  erwidern,  man  tut  da. 
dolohL  Scheu  mit  dem  unter  denselben  wirtschaftlich 
Bedingungen  gewonnenen  neueren  Massengold,  \\urde 
Lsem  die  Geldfunktion  so  beschränkt,  wie  dem  Silber  so  wurde 
er  Minütlich  auch  eine  .starke  Veränderung  der  W ertrelatioii 
zu  seinen  Ungunsten  erfahren  und  einem  W ertvermmderungs- 
prozeß  unterliegen.  Erhebt  man  den  eben  "^^^nt^n  Em^ 
gegen  Silber  als  Geldstoff  wegen  seiner  neuesten  . 

?e?mehrung  und  der  daraus  folgenden  Entwertung,  so  gilt  doch 

der  gleiche  Einwand  gegen  Gold,  solange  man  c le 
noch  zunehmende  Goldproduktion  hat  un  e a ^ 

aber  wie  wahrscheinlich,  in  nicht  allzuferner  Zeit  die  Gold 

,,rod’aktion  sich  stark  vermindert,  so  wird  wegen  ^ ^ 

erwartenden  Goldwertsteigeruog  eine  awar  umgekel  r , 
ab«  wirtsehaftlich  und  soaialpolitisek  „och  t.ede.  k- 

iiehere  Folge  eintreten.  Denn  es  würde  dann  bei 

Steigerung  drohen,  welche  einen  dauernden  f ^'^“e 

preise  und  Geldlöhne  und  eine  Erschwerung  der  Last  fni  alle 
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Geldschuldner,  zumal  aus  bleibenden,  nicht  oder  nicht  in  kurzer 
Zeit  zu  kündigenden  Schulden  (Rentenschulden)  ausüben  würde. 

E.  Folgen  einer  Veränderung  der  Wertrelation 
von  Gold  und  Silber  zueinander,  insl>esondere  des  Sinkens 
des  heimischen  Geldwerts,  nach  dieser  Relation  gegen  fremde 
AVähnmgen  und  weiter  an  sich  gegen  Waren  und  Dienste. 

Es  treten  hier  prinzipiell  betrachtet  dieselben  Erscheinungen 
hervor,  wie  bei  Verschlechterung  des  Währungsgelds  durch 
Herabsetzung  seines  Gehalts  an  feinem  Metall  mit  der  Folge  eines 
Sinkens  seines  \ erkehrs-(Kurs-)werts  unter  seinen  Nennwert,  worüber 
unten  Weiteres  in  der  Münzlehre;  ferner  wie  namentlich  auch  bei 
Papierwährung  im  Fall  der  Entwertung  und  Verminderung  der- 
selben gegen  Hart-t  Edelmetall-) Währung,  Nur  sind  hier  die  Vor- 
g^ge  meist  noch  schroffer,  die  Folgen  noch  störender  im  Maße. 
Sie  lassen  sich  daher  im  Allgemeinen  auch  leichter  verfolgen.  Ein 
Blick  in  die  spezifischen  Verhältnisse  bei  Papierwährung  wird  weiter 
unten  geworfen.  Die  Ergebnisse  meiner  Papiergeldstudien  habe 
ich  durch  die  Erfahrungen  mit  der  Silberentwertung  bestätigt  -ge- 
funden. 

Lnter  den  Folgen  einer  Veränderung  der  Wertrelatiou,  wie 
sie  sich  in  der  neuesten  Zeit  im  Sinken  des  Goldwerts  des 
Silbers  zeigen,  sind  diejenigen  für  den  inländischen  und  für 
den  auswärtigen,  den  internationalen  Verkehr,  bei  diesem 
wieder  die  Folgen  für  das  Inland  und  für  das  Ausland  mit 
verschiedenen  Geldverhältnissen  zu  unterscheiden.  Besonders 
diese  Folgen  für  den  internationalen  Verkehr  zwischen  Ländern 
der  Gold-  und  Silberwährung,  wie  sie  hei  dem  großen  Silber- 
sturz hervorgeti’eten  sind,  eiweisen  sich  allgemein  praktisch, 
wirtschafts-,  namentlich  handelspolitisch,  von  gi’oßer  Bedeutung 
und  sie  sind  auch  geldtheoretisch  wichtig.  Auch  hier  hängt 
\ ieles  mit  der  Lehre  von  den  Währungssystemen  zusammen 
und  findet  erst  bei  der  Behandlung  dieser  Lehre  unten  seine 
Ergänzung.  Im  Folgenden  werden  die  Probleme,  welche  die 
Folgen  einer  Veränderung  der  Wertrelation  darstellen,  an  dem 
neuerdings  vorliegenden  konkreten  Fall  ])ehandelt,  also  an  der 
hier  eingetretenen  Veränderung  der  Wertrelation  von  einem  bis- 
herigen ziemlich  festen  Stande  (1  ; 15,5)  zuungunsten  des  Silbers, 
au  der  „Silberentwertung“  und  an  dem  schwankenden  Maße 
dieser,  daher  auch  mit  den  vorgekommenen  rückläufigen  Be- 
wegungen zugunsten  des  Silbers.  An  diesem  Fall  läßt  sich  alles 
erläutern,  was  für  die  geldtlieoretische  Untersuchung  in  Betracht 
kommt. 

1.  Unmittelbare  Folgen  für  den  inländischen  Geld- 
umlauf und  teils  von  da  aus  weiter  wirkend,  teils  selbständig^ 
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hervortretend  für  die  inländische  Volkswirtschaft.  J^iese 
Folgen  gestalten  sich  verschieden  nach  dem  in  Rechtskraft  und 
in  tatsächlicher  folgerichtiger  Durchführung  stehenden  \\ah- 

rungssvstem.  _ , j 

a)  Bei  reiner  Silberwährung,  wie  z.  B.  in  Deutschland 

vor  1871/73,  finden  Störungen  des  inneren,  vornehmlich  eben  h 

aus  Silbergeld  bestehenden  Geldumlaufs  in  bezug  auf  dieses 
Silbergeld  nicht  statt.  Es  droht  ihm,  bei  vorauszusetzender 
freier  unbegrenzter  Zulassung  von  Silber  zur  Prägung  in  heiinisc  le 
Münze,  nur  etwa  leichter,  rascher  und  stärker  eine  Vermehrung 
durch  Zustrom  fremden  Silbers;  mit  der  möglichen  Folge,  wenn 
der  Geldbedarf  nicht  ebenmäßig  steigt,  einer  Geldwertverinin- 
derung.  Diese  führt  dann  zu  Preissteigerungen  im  Inlande, 
zu  „Verteuerungen“,  woraus  auch  wieder  Reaktionen  auf  den 
auswärtigen  Warenhandelsverkehr  bei  Ein-  und  Ausfuhr  her- 
vorgehen. 

Laufen  im  Inland  Goldmünzen  um,  ohne  Währungseigenschaft 
wie  hier  für  die  Erörterung  vorauszusetzen  ist  aber  eventuell  mit 
festem  Kurs  an  öffentlichen  Kassen  (z.  B.  ehedem 
richsd’or’s  zu  5^-.,  TL  Silber)  oder  mit 

stens  bisher  ziemlich  festem  Kurse  im  allgemeinen  \erkehr  oder  fui 
bestimmte  Verkehrsgeschäfte,  wie  es  vorgekommen  mt  (z.  B „Pistolen 
der  Goldmünzen  prägenden  deutschen  Staaten  früher,  ^ 

auch  ausländische  Goldmünzen),  so  muß  nunmehr  der  Kurs  ^1^ 

Goldmünzen  sich  entsprechend  der  Veränderung 

ändern  und  schwankend  werden,  was  immerhin  kleine  Stoi  unge^^  für 
den  Geldumlauf  im  Inland  bewirkt.  So  gingen  z.  B.  die  ^ ‘Stokn  be 
der  kleinen  Steigerung  des  Silberwerts  in  den  1850  er  Jahren  im 
Silberkurs  etwas  herab.  Träte  eine  solche  Veränderung  nicht  ei^ 
so  würden  die  Goldmünzen,  eventuell  fremden  Gep^ages,  aus  dem 
Ausland  einströmen  bei  Ermäßigung  und  ms  Ausland 
Erhöhung  des  Weltverkehrswerts  oder  Silberkurses  dieser  Münzen  Wird 
an  einem  amtlichen  Kassenkurs  der  Goldmünze  ohne  Rücksicht  auf 

die  verkehrsmäßige  Wertrelation  und  deren  Veränderung  festgehalten 

(preuß.  Friedrichfd’or),  so  kann  sich  eine  S 

starker  Beschränkung  ihrer  Menge  und  großem  Bedarf 
Zahlungen  im  Inland  halten,  wenn  ihr  Kurs  über  dem  Weltpreise 
steht  so  in  den  1850er  Jahren  die  genannten  preuß.  Goldmünzen, 
und  strömt  ebenfalls  ab,  wenn  der  Weltkurs  hoher  wird. 

b)  Bei  Doppelwährung  von  Gold  und  Silber  auf  der 
Grundlage  einer  festen  gesetzlichen  Wertrelation  und  bei  un- 
begrenzter Zulassung  beider  Metalle  zur  Prägung  in  heimische 
Münze  verschwindet  das  im  Weltverkehr  gegen  diese  Relation 
wertvollere  Metallgeld  aus  dem  Umlauf,  wird  eingeschmolzen, 
strömt  großenteils  ins  Ausland  und  wird  umgekehrt  das  andere 
Metall  eingefühlt,  geprägt  und  im  Geldumlauf  das  herrschende. 
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Der  inländische  Geldumlauf  besteht  daher  alsdann  überwiegend 
aus  Münzen  des  jeweilig  im  Weltverkehr  gegen  die  gesetzliche 
Wertrelation  minderwertigen  Metalls,  so  in  dem  wichtigsten 
neueren  Fall  in  Frankreich  bis  um  1850  aus  Silbergeld,  dann 
aus  Goldgeld,  Dieses  würde  wieder  dem  Silbergeld  von  1874 
an  Platz  gemacht  haben,  wenn  man  die  unbegrenzte  freie  Prägung 
aufrecht  erhalten  hätte.  Gewisse  Störungen  im  Geldumlauf,  wenn 
auch  erträgliche,  große,  unnütze  Geschäftsspesen  und  Umwand- 
lungskosten des  heimischen  Gelds  immer  in  das  jeweilig  nach 
der  gesetzlichen  Relation  im  Wert  zu  hoch  gestellte  Metall  sind 
die  Folge.  Auch  auf  den  Stand  der  Geldpreise,  der  Waren  und 
Dienste  kann  das  einwirken.  Sie  werden  sich  nach  dem  Wert 
des  inländischen  Gelds  richten,  was  dann  wieder  auf  den  inter- 
nationalen Warenverkehr  einwirkt. 

c)  Bei  reiner  Goldwährung  bleibt  für  den  inländischen 
Geldumlauf  und  Verkehr  zw^ar  eine  Veränderung  der  Weltwert- 
Relation  der  beiden  Metalle  in  bezug  auf  die  Goldmünzen  gleich- 
gütig.  Aber  da  man  hier  doch  auch  Silbermünzen  für  solche 
kleinere  Werteinheiten,  w^elche  sich  nicht  Avohl  in  Goldmünze 
selbst  herstellen  lassen,  braucht,  so  maß  den  Prägungen  von 
Silbermünze  für  diesen  Zweck  ebenfalls  ein  bestimmtes  gesetz- 
liches Wertverhältnis  zugrunde  gelegt  werden,  wie  es  jetzt  auch 
allgemein  geschieht.  Um  der  Gefahr  (dnes  dann  leicht  recht 
störenden  Ausscheidens  solcher  Silbermünzen  aus  dem  Umlauf, 
ihrer  Einschmelzung  und  ihres  Abströmens  ins  Ausland,  im  Falle 
einer  stärkeren  Veränderung  der  Wertrelation  im  Verkehr  zu- 
gunsten des  Silbers,  vorzubeugen,  wird  jenes  gesetzliche  Wert- 
verhältnis von  Silber  zu  Gold  für  die  Silbermünzen  von  A'orn- 
herein  etwas  abw'eichend  von  der  zur  Zeit  des  Erlasses  der  ge- 
setzlichen Bestimmung  bestehenden  Relation  zugunsten  des  Silbers 
bestimmt  (im  Deutschen  Reich  1873  zu  1 : 13,95  statt  1 : 15,5, 
100  statt  90  Mark  Süber  aus  einem  halben  Kilogramm).  Steigt 
Silber  aber  später  noch  mehr  im  Verkehrswert,  so  droht  auch 
solche  Silbermünze  aus  dem  Umlauf  zu  treten.  Sinkt  es  dagegen, 
wie  im  konkreten  Fall  des  neueren  Sübersturzes,  so  hat  diese 
Silbermünze  einen  entsprechend  kleiner  werdenden  reellen  Gold- 
w^ert,  wie  gegenwärtig  (1908)  unsere  deutschen  Silbermarkstücke 
nicht  90  Goldpfennig,  sondern  nur  je  nachdem  einige  40.  Da- 
durch kommt  ein  störendes  Element  in  das  heimische  Geldw'esen. 
Das  birgt,  zumal  bei  großen  Massen  solchen  Silbergelds  (im 
Deutschen  Reich  bald  fast  1 Milliarde  Mark)  immer  Gefahren 
in  sich,  w^elche  in  politisch  und  finanziell  kritischen  Zeiten  ver- 
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hänenisvoll  werden  können.  Auch  willkürliche  private  Nach- 
machung in  gewinnsüchtiger  Absicht,  - nicht  einmal  notwendig 
eine  mit  Verschlechterung  verbundene  "T 

befürchten  sein.  Gleichgiltig  ist 

wegen  die  Veränderung  der  Wertrelation  auch  für  dm  reine 
wStige^^  hier  unter  1 dargelegten  Folgen  sind 

aber  einer  solchen  Veränderung  der 

Wertrelation,  namentlich  für  den  internationalen  \erkehr 

zwischen  Gebieten  verschiedener  Währiing,  besonders  daher 

zwischen  Gebieten  der  Silber-  und  ^er  Goldwährung  Auch  das 

ist  hier  vornehmUch,  wenn  auch  nicht  auschließlich,  für  de 

konkreten  Fall  des  neueren  Silbersturzes  zu  betrübten  un  an 

diesem  zu  untersuchen.  Ganz  analog  liegen  die  Ding 

Entwertung  der  Papierwährung.  i,.  j 

a')  Beide  im  Verkehr  stehenden  Gebiete  verschiedener 

Währung,  alle  auf  jeder  Seite,  leiden  unvermeidlich  unter  den 

steten,  zumal  den  starken  Schwankungen  des  Silbe^^^ 

id  h,  wie  hier  stets,  des  Goldpreises  des  Si  bers).  An  Ste 

der  früheren  minimalen,  selten  mehr  als  kleine 

eines  Pence  (d.)  betragenden,  sind  in  der  Periode  ^ 

Sturzes  häufige,  rasche,  große,  meist  ganz  unberechenbare^  Schwam 
kungen  des  Londoner  Silberpreises  getreten,  um  2-4-b  und 
mehr  d.  für  die  Unze  Silber,  bisweilen  in  kurzer  Zeit  D^ 
durch  wird  in  jedes  auswärtige  Waren-  und 

Einfuhr-  und  im  Ausfuhrhandel,  ein  neues  aleatorisches 
Moment  gebracht,  das  sich  sehr  störend  und  nicht  nur  privat- 
sondern auch  volkswirtschaftlich  schädlich  erweist.  Es  nötigt 
auch  den  besonnensten,  unsicherer  Spekulation  abgeneigten 
schäftsmann  — ja  gerade  ihn  — zu  Spekulationsgeschäften  in 
der  Valuta,  Termingeschäften  darin  u.  dgl.  neben  seinem 
eigentlich  beabsichtigten  Geschäft.  Der  auswärtige  Hand 
bekommt  dadurch  unvermeidlich  einen  gesteigerten  Spekii- 
lations-  und  Spielcharakter.  Auch,  zwar  noch  kaum  im 
selben  Grade,  aber  doch  sehr  ähnliche  üble  Einwirkungen,  jie 
sie  sonst  nur  bei  den  Wertschwankungen 

Wirtschaft  wahrgenommen  werden,  zeigen  sich  jetzt  ahnbch  be 
Hartwährungsverhältnissen  infolge  dieser  der 

Wertrelation.  Auch  die  Goldwährungsgebiete  leiden  im  ^ erkehr 
mit  Ländern  der  Silberwährung  darunter.  Auch  für  sie  sind 
also  in  dieser  Hinsicht  jene  Schwankungen  der  V/ ertrelation 
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nicht  gleichgültig.  Ebensowenig,  zum  Teil  freilich  noch  viel 
weniger  wegen  der  folgenden  Umstände. 

b)  Einwirkungen  der  Veränderung  der  Wertrelation,  spe- 
ziell des  Sinkens  des  Silbers  gegen  Gold,  auf  die  Gebiete  der 
Silberwährung  in  ihrem  Verkehr  mit  den  Gebieten  der  Gold- 
währung und  vice  versa.  Analog  liegen  wieder  die  Dinge  in 
Ländern  mit  entwerteter  Papierwährung  gegenüber  den  Ländern 
mit  fester,  mit  Hartwährung.  Hier  sind  folgende  vier  Fälle  zu 
unterscheiden,  die  Einwirkungen  a)  auf  die  Ausfuhr  hei- 
mischer Produkte,  auf  die  Preise  der  letzteren,  auf  die  Produk- 
tion dieser  Artikel,  dann  ß)  auf  die  Einfuhr  ausländischer 
Produkte,  von  da  weiterwirkend  auf  die  Preise  und  die  Pro- 
duktion inländischer  Konkurrenzartikel;  weiter  y)  die  Einwir- 
kungen auf  die  übrigen  heimischen  Artikel,  welche  nicht 
oder  nur  in  geringerem  Maße  ausgeführt  und  nicht  unmittelbar 
von  der  Konkurrenz  der  Einfuhrartikel  berührt  werden;  endlich 
ö)  Einwirkungen  auf  Geldschulden  und  andere  Geldverbind- 
lichkeiten, welche  auf  das  wertsinkende,  bzw.  schwankende 
heimische  Geld  lauten. 

Zu  a).  Wirkungen  auf  die  Ausfuhr  im  Gebiete  des 
im  Werte  sinkenden  heimischen  Gelds.  aa)  So  lange 
die  einheimischen,  zur  Ausfuhr  gelangenden  Produkte  sich  auf 
ihrem  bisherigen  Preisstand,  genau  oder  annähernd,  er- 
halten, z.  B.  auf  dem  Silber-  {'und  Papierwährungs-)  Preiststand, 
welchen  sie  vor  dem  Sinken  des  Silbers  (und  Papiergelds)  ein- 
genommen haben,  wirkt  der  niedrigere  Wert  des  heimischen 
Gelds  wie  eine  Exportprämie  ein.  Dem  Ausland  können  sie 
daher  einstweilen  billiger  — gegen  dessen  höherwertige  Valuta 
berechnet  — geliefert  werden.  Dadurch  wird  die  Ausfuhr  dieser 
Artikel  gesteigert,  die  Produktion  davon  begünstigt,  privatwirt- 
schaftlich rentabler  werden,  zumal,  wenn  dann  die  Preise  all- 
mählich steigen,  aber  die  Produktionskosten  noch  nicht  oder 
nicht  so  stark.  Auch  das  Bezugsgebiet,  aus  welchem  im  Inlande 
solche  Artikel  zur  Ausfuhr  gelangen  können,  dehnt  sich  aus  und 
der  Ausfuhrhandel,  die  ihm  dienenden  Geschäfte  und  Betriebe 
„blühen“. 

bb)  Diese  Sachlage  dauert  aber  nur  so  lange,  als  die 
Preise  der  Ausfuhrartikel  sich  nicht  völlig  dem  sin- 
kenden Wert  der  Valuta  gemäß  erhöhen.  Es  vermindert 
sich  die  Wirkung  der  Valutadifferenz  in  dem  Maße,  wie  diese 
Preise  steigen  und  wie  außerdem  die  Produktionskosten,  durch 
das  Steigen  der  Preise  der  sachlichen  Produktionsmittel  und  der 
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Löhne,  sich  erhöhen.  Dazu  liegt  aber  eine  Tendenz  vor,  indem 
die  verstärkte  Nachfrage  nach  den  Artikeln  für  die  Ausfuhr 
und  nach  den  Produktionsmitteln  und  Arbeitskräften,  um  diese 
Artikel  herzustellen  und  auf  den  auswärtigen  Markt  zu  bringen, 
auf  Preise  davon  und  Löhne  dabei  steigernd  einwirkt.  So  ent- 
steht und  entwickelt  sich  weiter  ein  Prozeß  einer  solchen 
Preis-  und  Lohnsteigerung,  besonders  zunächst  auf  dem 
Gebiete  der  für  den  Export  arbeitenden  Produktions-,  Verkehrs- 

und  Handelszweige.  ^ 

cc)  In  welcher  Art,  Ausdehnung,  Maß,  Raschheit 

sich  dieser  Prozeß  entwickelt  und  durchsetzt,  hängt  mit  ab  von 
der  Art  der  Produkte,  vom  Mengenverhältnis  der  Ausfuhr  zur 
heimischen  Produktion,  vom  Zustand  der  Kommunikations-  und 
Transportmittel  im  Inlande,  vom  ganzen  Charakter  und  der  Ent- 
wicklung der  heimischen  Volkswirtschaft,  von  der  Gebietsgröße 
und  der  Beteiligung  einer  Volkswirtschaft  am  internationalen 
Verkehr  überhaupt.  In  einem  großen  wesentlich  dünn  bevöl- 
kerten, vornehmlich  agrarischen,  mit  ungenügenden  äußeren  und 
namentlich  auch  inneren  Kommunikationsmitteln  ausgestatteten 
Lande  vollzieht  sich  jener  Prozeß  langsam,  ungleichmäßig,  un- 
vollständig, vornehmlich  in  den  Exportplätzen  und  in  den  Gegenden 
der  Wege  dahin  (Rußland,  Indien,  früher  Österreich -Ungarn, 
Nordamerika).  In  einem  kleinen  Lande  stark  industriell-mer- 
kantiler Entwicklung,  großer  Teilnahme  am  \\  eltverkehr,  gutei 
äußerer  und  innerer  Konimunikationsmittel  verläuft  der  Piozeß 

rascher,  gleichmäßiger  im  ganzen  Gebiete.  . 

Von  besonderer  Bedeutung  erweist  sich  die  neuere  Entwicklung 
des  Nachrichtenverkehrs,  der  Post,  des  Telegraphen,  beson- 
ders des  über  weite  Fernen  und  Meere  fungierenden,  zuinal  bei  wicli- 
tigen  Exportartikeln,  Stapelprodukten  eines  Landes,  welche  eine  er- 
hebliche Rolle  für  die  Versorgung  des  Weltmarkts  spielen,  wie  Ge- 
treide, gewisse  Rohstoffe,  Baumwolle,  Wolle,  Seide  u.  a.  m.  Man 
hat  daraufhin,  unter  Benutzung  dafür  indessen  nicht  ausreichenden 
preisstatistischen  Materials  aus  Silber-  und  Papierwährungslandern 
(Indien,  Südamerika,  Rußland),  die  Wirkung  des  sinkenden  inlän- 
dischen Geldwerts,  wenn  nicht  ganz  bestreiten,  so  auf  eine  ganz 
kurze  Zeit  und  auf  ein  ganz  geringes  Maß  beschränken  wollen. 
U.  a.  auch  wohl  mit  dem  Hinweis  darauf,  daß  von  wichtigen  Export- 
artikeln,  wie  die  genaimteuj  die  Preise  in  den  Exportplätzen  m Gold 
notiert,  daraus  einfach  auf  das  inländische  Gold  umgerechnet  wm- 
den  nach  dessen  jeweiligem  Kurs  in  Gold  und  die  Goldpreise  in  jenen 
Plätzen  selbst  durch  die  Preise  des  Weltmarkts,  speziell  der  maß- 
gebenden Importländer  und  deren  bezügliche  Handelsplätze,  London 
voran,  bestimmt  würden.  So  einfach  verlaufen  die  Dinge  aber  doch 
nicht  und  die  Bestreitung  der  Wirkung  des  sinkenden  inländischen 
Geldwerts  oder  die  angedeutete  Herabdrückung  der  praktischen  Be- 
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* deutung  dieser  Wirkung  geschieht  mit  Unrecht,  auch  wenn  aner- 

kannt werden  muß,  daß  sich  beim  gegenwärtigen  Zustande  des 
Nachrichtenverkehrs  Alles  rascher  und  vollständiger  vollzieht. 

Namentlich  mehr  ins  Inland  hinein  verläuft  der  Prozeß  der 
Preisausgleichung  bei  den  Exportartikeln  selbst  und  vollends  bei 
den  Produktionsmitteln,  mit  denen  sie  hergestellt  werden,  langsam 
und  allmählich  und  unvollständig.  Der  Inlandspreis,  im  heimischen  Geld 
berechnet,  wird  allerdings  an  den  Exportplätzen  selbst,  den  Häfen  usw. 
jetzt  rascher  steigen.  Giade  dadurch  wird  es  dann  ermöglicht,  das 
inländische  Zufuhrgebiet  zu  erweitern,  in  verschiedenem 
Maße  je  nach  dem  Stand  der  inneren  Kommunikationsmittel,  daher 
der  Frachtsätze.  So  gehen  hier  die  Preise  auch  in  die  Höhe.  Aber 
das  Alles  verlangt  auch  jetzt  noeh  Zeit  und  vollends  außerhalb  des 
Bereichs  des  Zufuhrgebiets,  daher  eben  in  einem  großen  Lande,  mit 
schweren,  voluminösen,  relativ  geringwertigen  Exportartikeln,  voll- 
zieht sich  der  Ausgleichungsprozeß  langsam  und  unvollständig.  — 
Daß  grade  in  solchen  Artikeln  mehr  oder  weniger  lange  und  räum- 
lich ausgedehnt  im  Inland  der  sinkende  Geldwert,  des  Silbers,  Papier- 
gelds, so  bei  Getreide,  animalischen  Massen  Produkten,  Holz,  andern 
Rohstoffen,  in  Ländern  wie  Rußland,  Indien,  Südamerika,  auch  in 
der  neueren  Zeit  entwickelten  Nachrichtenverkehrs  seine  Wirkung 
als  Exportprämie  bewährt  hat,  halte  ich  fiir  praktisch  nach  der  Er- 
fahrung wie  prinzipiell  unbestreitbar.  Nur  die  Zeitdauer  und 
daher  das  Maß  dieser  Wirkung  haben  sich  vermindert. 

dd)  Hat  sich  der  Ausgieiehm^sprozeß  vollzogen,  so  muß 
dann  erst  wieder  ein  weiteres  Sinken  des  inländischen  Geld- 
werts eingetreten  sein,  damit  die  Wirkung  als  Exportprämie 
andauert,  bzw.  von  Neuem  einsetzt.  Demnach  hat  sich  hier  dem 
im  Ganzen,  ungeachtet  vorübergehenden  Stillstands  und  Rück- 
läufigkeit der  Bewegung,  andauernden  Niedergang  des  Silber- 
werts gegen  Gold  in  der  Zeit  seit  1874  diese  Wirkung  immer 
wieder  eingestellt.  Ähnlich  in  Papiergeldländern  mit  stetig 
sinkender  Valuta. 

ee)  Auf  die  wirtschaftliche  Lage  der  einheimischen 
Bevölkerung  wirkt  der  Prozeß  der  Pnüsausgleichung  mit  dem 
Stand  des  Geldwerts  ungleich  nach  der  Stellung  der  Klassen, 
Berufskreise,  Einzelnen  im  Wirtschaftsleben  ein.  Diejenigen 
mit  festen  und  schwer  zu  steigernden  <xeldeinnahmen  (Beamte, 
Zinsrentner,  Arbeiter),  von  den  Unternehmern  die  wirtschaftlich 
schwächeren  und  überwiegend  mit  stehendem  Kapital  arbeitenden 
sind  in  ungünstigerer  Lage  als  die  anderen, 

ff)  Bei  wieder  steigendem  Wert  des  Silbers  gegen 
Gold,  des  Papiergelds  gegen  Metallgeld,  beginnt  dann  ein  Prozeß 
der  Preisausgleichung  in  entgegengesetzter  Richtung,  daher 
der  sinkenden  Preise  einzusetzen.  Bevor  er  sich  vollzogen 
hat,  wird  die  Ausfuhr  nunmehr  erschwert,  leiden  die  an  ihr 


beteiligten  Produzenten  und  Händler,  „flaut  der  Ausiuhrliandel 
ab“,  stagniert  er,  wird  er  auch  in  höherem  Maße  durch  die  Kon- 
kurrenz anderer  Exportländer  in  denselben  Artikeln  auf  dem 
Weltmärkte  gedrückt.  Und  alles  Weitere  verläuft  nunmehr  in 
der  umgekehrten  Richtung. 

gg)  Für  die  Beurteilung  dieser  Wirkung  sinkendem 
Geldwerts  als  Exportprämie  ist  wieder  der  privat-  und  volks- 
wirtschaftliche Gesichtspunkt  zu  unterscheiden.  Vom  ersten  aus 
ergeben  sich  Vorteile  für  die  Beteiligten,  Händler,  Produzenten, 
solange  und  in  dem  Maße,  als  diese  Kreise  nicht  durch  Preis- 
steigerungen ihrer  Bedarfsartikel  (einschließlich  sachlicher  und 
pei-sönlicher  Produktionsmittel,  auch  zu  dingender  Arbeitskräfte) 
solche  Vorteile  kompensierende  Nachteile  erleiden.  Vom  volks- 
wirtschaftlichen Gesichtspunkte  aus  führt  jene  Wirkung  zu 
Werteinbußen  und  damit  zu  Schädigungen.  Die  Export- 
produkte als  Produkte  heimischer  Arbeit  werden  eben  gegen 
einen  entsprechend  geringeren  Gegenwert,  in  Gold  und  in  anderen 
konkreten  Gütern  bemessen,  hingegeben,  für  das  betreffende  Minus 
werden  sie  verschenkt.  Je  größer  und  dauernder  die  aus  der 
besprochenen  Wirkung  hervorgehende  (privatwirtschaftliche)  „Blüte 

Evnorts“  ist.  z.  B.  in  Ländern  der  Getreide-  und  Rohstoff- 
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mittel  wie  Kolonialwaren,  Produktionsmittel,  wie  gewisse  Roh- 
stoffe, z.  B.  Spinn-  und  Webstoffe,  wie  Baumwolle,  Seide,  zum  Teil 
Schafwolle,  in  industriell  weniger  entwickelten  Ländern  aiich  mehr 
oder  weniger  unentbehrliche  fremde  Ganzfabrikate,  auch  Werk- 
zeuge, Maschinen.  Je  unentbehrlicher  diese  Artikel  dem  Inlande 
sind,  je  rascher  und  vollständiger  steigen  die  Preise  im  Maße 
des  Betrags  des  Wertsinkens  des  heimisclien  Geldes.  Diese  Ver- 
teuerung drückt  aber  immerhin  auf  Bedarf  und  Nachfrage,  vei'- 
mindert  so  eventuell  die  Einfuhr  und  wirkt  demgemäß  störend 
auf  den  Einfuhrhandel.  Ist  dem  Auslande,  von  welchem  her 
die  Waren  bezogen  werden,  der  Absatz  in  das  betreffende  Land 
sehr  wichtig  für  seine  Produktion,  so  kann  wohl,  wie  in  anderen 
Fällen  beim  Einfuhrzoll,  das  Exportland,  bzw\  dessen  Produzenten, 
freiwillig  oder  durch  Rücksichten  auf  Erhaltung  des  Absatzes 
genötigt,  etw'as  von  der  Valuta-Differenz  auf  sich  nehmen,  d.  h. 
seine  in  Gold  berechneten  Absatzpreise  selbst  etwas  ermäßigen. 
Hier  schlagen  also  die  Folgen  auf  das  Exportland  etwas  mit 
zurück. 

Die  Folgen  der  Verteuerung  der  fremden  Waren  treffen 
deren  Konsumenten,  diese  daher  nach  Maßgabe  ihres  Konsums 
und  nach  ihrer  wirtschaftlichen  Lage  bezüglich  ihrer  Fähigkeit 
zu  eigener  Einkommensteigerung,  in  vei’schiedener  Weise  und 
Stärke,  wde  es  oben  bei  den  Folgen  der  Wirkung  des  sinkenden 
Geldwerts  als  Exportprämie  angedeutet  wmrde. 

Soweit  es  sich  um  ausländische  notw^endige  Produktions- 
mittel, daher  besonders  Roh-  und  Hilfsstoffe  handelt,  belasten 
deren  höhere  Preise  die  inländische  Produktion,  steigern  so  die 
Kosten  der  betreffenden  Produkte,  erschweren  die  Konkurrenz- 
fähigkeit der  Betriebe  auch,  und  vollends  im  Absatz  nach  außen, 
und  belasten  wdeder  die  Konsumenten  auf  diese  so  verteuerten 
heimischen  Produkte  dieser  Betriebe. 

bb)  Gegenüber  schon  vorhandenen  inländischen  Produktions- 
zw^eigen,  deren  Produkte  im  Inlande  der  Konkurrenz  der  fremden 
Einfuhrw'aren  unterliegen,  wirkt  der  sinkende  inländische  Geld- 
w^ert  als  Schutzzoll,  mit  allen  gewöhnlichen  Folgen  eines 
solchen.  Namentlich  wird  dann  unter  Umständen  auch  wegen 
dieser  Wirkung  eine  bisher  schon  bestehende  schw^ache  inlän- 
dische Produktion  gestärkt  wörden  und  sich  ausdehnen,  auch 
wöhl  eine  solche  jetzt  erst  entstehen,  wöil  die  Bedingungen  dafür 
günstig  sind,  vielleicht  durch  Verlegung  fremder  Produktions- 
zweige ins  Inland.  Dies,  soweit  nicht  die  Verteuerung  der  etwe 
benötigten  ausländischen  Produktionsmittel  hemmend  eingreift 
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oder  ähnliche  Wirkungen  von  Preisteigerungen  heimischer  sacli- 
licher  und  persönlicher  Produktionsmittel  (Arbeitskräfte,  Lohn- 
steigerungen) ausgehen,  welche  durch  verstärkte  Nachfrage  her 
vorgerufen  werden.  Im  Allgemeinen  „blüht  die  heimische 
Produktion  wegen  Erschwerung  der  fremden  Konkurrenz  auf“*. 
Daher  das  Interesse  der  bezüglichen  inländischen  Produzenten 
am  sinkenden  Geldwert,  das  entgegengesetzte  Interesse  der  Ein- 
fuhrhändler und  fremden  Produzenten. 

ccj  Auch  hier  entwickelt  sich  daher  ein  Prozeß  der 
Preissteigerung,  der  sich  erst  nach  und  nach  allgemeinei  und 
gleichmäßiger  durchsetzt.  Je  mehr  er  es  tut,  de.sto  mehr  ver- 
mindert sich  und  verschwindet  schließlich  die  Wirkung  des 
sinkenden  heimischen  Geldwerts  hier  als  Einfuhrzoll,  wie  oben 
als  Ausfuhrprämie.  Immer  erst  ein  neues  weiteres  Sinken  de.s 
heimischen  Geldwerts  führt  die  besprochenen  Wirkungen  aber- 
mals herbei. 

dd)  Auch  hier  hat  dann  das  Wiedersteigen  des  hei- 
mischen Geldwerts  des  Silbers  gegen  Gold,  der  Papierwährung 
gegen  Metallwährung,  die  entgegengesetzten  Wirkungen,  vermin- 
dert die  Wirkung  als  Einfuhr-,  Schutzzoll,  führt  zu  Stockungen 
der  heimischen  Konkurrenzproduktioii,  zu  Krisen  für  sie.  Dies 
um  so  mehr,  wenn  die  sachlichen  und  persönlichen  Produktions- 
mittel sich  verteuert  haben,  nunmehr  nur  langsam  billiger  werden 
und  die  Fertigfabrikate  den  bisher  aus  der  \ alutadifferenz  her- 
vorgegangenen Schutzzoll  verlieren.  Der  Einfuhrhandel  lebt 
dagegen  jetzt  wieder  auf. 

eej  Für  die  Beurteilung  der  Wirkungen  des  sinkenden 
heimischen  Geldwerts  ist  auch  hier  wieder  der  privat-  und 
volkswirtschaftliche  Gesichtspunkt  zu  unterscheiden.^  Wer 
nach  dem  ersten  profitiert  und  Schaden  erleidet,  ergibt  sich  aus 
dem  Vorausgehenden.  Der  Einfuhrhandel  wird  regelmäßig  ge- 
schädigt, auch  durch  die  Geldwert-Schwankungen  in  besonderem 
Maße  riskanter,  spielartiger.  Die  inländischen  Konsumenten  fauch 
die  von  fremden  Produktionsmitteln)  leiden  durch  die  Verteuerung 
bis  zur  Ausgleichung  ihrer  Einkommensverhältnisse  (im  heimischen 
Geldwert  gemessen)  ebenfalls.  Die  heimischen  Produzenten  haben, 
so  lange  die  Wirkung  als  Schutzzoll  dauert,  V orteile.  Aber  die 
ganze  Volkswirtschaft  hat,  wie  in  dem  anderen  Fall,  bei  dei 
Wirkung  als  Exportprämie,  Schädigungen:  sie  kauft,  vor  der 
inländischen  Preisausgleichung,  die  fremden  Einfuhrprodukte 
reell  teuerer,  gegen  ein  höheres  Quantum  von  Arbeitsaufwand 
und  muß  sie  mit  einem  höheren  Betrage  einheimischer  Produkte 

A.  Wagner,  soz.-ökon. Grundriss, Buchhandelsausgabe.  Abteil.  II.  22 
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erwerben.  Daher  wiedei'  vom  Gesichtspunkt  des  volkswirtschaft- 
lichen Interesses  das  richtige  Streben  nach  Beseitigung 
solchen  sinkenden  Geldwerts,  seiner  ihn  bedingenden  und  ver- 
ur.sachenden  Umstände,  nach  Herstellung  vollwichtiger  und  mit 
der  fremden  gleichwertigen  Valuta. 

ff)  Eine  wohl  erörterte,  nicht  gleichmäßig  beantwortete 
Spezialfrage  ist  die  nach  der  Einwirkung  sinkenden  heimischen 
Geldwerts  auf  die  internationale  Kapital-,  auch  Geldkapital- 
Bewegung  für  das  betreffende  Land  und  andererseits  für  das 
Ausland. 

Der  Kapitalexport,  speziell  in  heimischem  Gelde,  aber  auch 
der  Export  von  Wertpapieren  und  Eoi'derungen,  welche  auf 
dies  Geld  lauten,  zur  Hereinziehung  ausländischen  Kapitals,  wird 
erschwert,  weil  bei  der  Umrechnung  in  das  höher  bewertete 
fremde  Geld  sofort  ein  entsprechender  Verlust  idealisiert  werden 
muß.  Trotzdem  kann,  so  lange  etwa  die  Gefahr  noch  weiter 
sinkenden  Geldwerts  (Sillier!)  liesteht,  ein  solcher  Kapital-  und 
Wertpapierexport  erfolgen,  um  wenigstens  noch  größere  Verluste 
in  der  Zukunft  zu  vermeiden. 

Für  Wertpapiere,  mittelst  deren  ausländisches  Kapital  herein- 
gezogen werden  soll,  liegt  dann  leicht  die  Notwendigkeit  oder  Zweck- 
mäßigkeit vor,  welche  oftmals  für  vorhanden  angesehen  werden,  in 
dom  höher  wertigen  und  festen  Geld  (Gold  statt  Silber.  Edelmetall 
überhaupt  statt  Papierwährung)  die  Effekten  nach  Kapital  und 
Zinsen  auszustellen.  Dadurch  wird  dann  das  Risiko  der  heimischen 
Geld  Wertschwankungen  und  weiteren  Senkungen  vom  inländischen 
Schuldner  (auch  der  Unternehmung,  z.  B.  bei  Aktien  von  Aktien- 
gesellschaften) übernommen  und  diesem  der  Kredit  verteuert. 

Soweit  Kapitalexport  und  -Import  nicht  in  Geld  und  geld- 
werten  Effekten,  sondern  in  konkreten  (Natural-)  Kapitalgütern 
statttindet,  unterliegt  er  den  Bedingungen  des  Warenexports 
und  -Imports,  welche  sich  für  diesen  aus  den  dargelegten  Wir- 
kungen des  .sinkenden  Geldwerts  ergeben. 

Speziell  die  Anlage  von  Geldkapital  aus  Ländern  höheren 
und  festen  Geldwerts,  daher  des  Golds,  in  Ländern  niedrigeren 
und  sinkenden  Geldwerts,  daher  des  Silbers  (ähnlich  wieder  aus 
Hartgeldgebieten  in  die  Gebiete  schwankender  entwerteter  Papier- 
Währung  hiueint  wird  einerseits  begünstigt,  andrerseits 
erschwert.  Von  der  Abwägung  zwischen  den  möglichen  Vor- 
teilen und  Nachteilen  wird  es  abhängen,  ob,  in  welchem  Um- 
fang und  wann  solche  Kapitalanlagen  eidolgen. 

Begünstigt  wird  die  Anlage,  weil  man  bei  ihr  in  dem  Lande 
des  Silbergelds,  mindestens  verglichen  mit  der  Sachlage  bei  einer 
früheren  dem  Golde  ungünstigeren  Wertrelation,  sofort  einen  oft  bc- 
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deutenden  Gewinn  macht,  auch  mit  Aussicht  auf  hohe  Rente.  Irei- 
lich  wieder  nur  solange,  als  die  Inlandspreise  und  Löhne  sich  noch 
auf  dem  früheren  Stande  des  höheren  Goldpreises  des  Silbers  halten 
oder  wenigstens  nicht  völlig  ^mäß  dem  Stand  des  nunmehr  nied- 
rigeren Silberpreises  gestiegen  sind.  Anderseits  bedingt  diese  Kapital- 

aulage  eine  Umrechnung  und  Festlegung  des  Goldwerts  derselben  ui  5j 

Silberwert  nach  dessen  momentanem  Stand  und  damit  eine  Ubernaime 
der  Schwankungen  des  späteren  Stands  dieses  Silberv-erts. 
fremde  Kapitalist  trägt  also  das  Risiko  des  weiteren  Sinkens  des 
letzteren,  wenn  auch  zugleich  mit  der  Chance  seines  Steigens.  da- 
durch wird  solche  Kapitalanlage  gewagter,  was  immerhin  vielfach 
hemmend  wirkt,  zumal  wenn  weiteres  Silbersinken  wahrscheinlicher 

als  Steigen  ist.  ^ a 

Es  wird  für  die  Entscheidung  daher  auf  Abwägungen  der 

sofort  zu  erzielenden  Vorteile  und  dieses  Risikos  ankommen. 
auch  sonst  bei  solchen  Kapitalanlagen  werden  niedrigere  Preise  der 
Produktionsmittel  und  Löhne  schon  für  sich  dazu  anlocken,  der  sofoit 
aus  der  Valutadifferenz  zu  erzielende  Vorteil  dabei  um  so  mehr  ins 
Gewicht  fallen.  Mit  Steigerung  von  Preisen  und  Löhnen  muß  m 
solchen  Fällen  auch  sonst  gerechnet  werden,  ohne  daß  das  von  der 
Kapitalanlage  in  der  Fremde  abschi'eckt.  Im  übrigen  wird  es,  wie 
immer  in  solchen  Fällen,  auf  die  psychische  Beschaff enlieit  des 
Kapitalistenpublikums  Vorkommen.  Der  wagemutigere  Teil,  der  Kapi- 
talist-Spekulant, der  Aktionär  wird  durch  die  erzielbaren  \ orteile 
mehr  angelockt,  als  durch  die  Gefahren  des  schwankenden  und  selbst 
vielleicht  noch  sinkenden  Geldwerts  abgeschreckt  werden.  Beim 
vorsichtigeren,  auf  feste  Rente,  dauernde  Kapitalanlage  rechnenden 
Kapitalisten  wird  es  umgekehrt  sein.  Manche  Erfahrungstatsachen 
bezüglich  der  „Kapitaleinlagen  in  der  Fremde“  möchten  das  bestätigen. 

gg)  Weiterwirkungen  der  V'irkuiig  eines  sinken- 
den Geldwerts  (Silber,  Papiergeld)  im  Ausfuhrlande 
als  Exportprämie  auf  Exportartikel  auf  das  betreffende 
Einfuhrland  mit  festem,  höherem  Geldwert  (Gold,  Edel- 
metall gegenüber  Papiergeld).  Dieses  Land  hat  den  ^ orteil, 
die  Exportartikel  des  anderen  Landes  billiger  zu  erwerben,  so 
lange  als  sich  im  Ausfuhrlande  die  Preise  der  Exportartikel  mit 
dem  Stande  des  Geldwerts  nicht  ausgeglichen  und  in  dern^  Maße, 
in  welchem  sie  es  noch  nicht  getan  haben.  Wie  diese  'S  orteile 
privat-  und  volkswirtschaftlich  wirken  und  danach  zu  beurteilen 
sind,  hängt  von  der  Art  der  bezüglichen  Artikel  ab. 

aa)  Sind  dies  Waren,  welche  nur  oder  größenteils  nur  aus 
dem  betreffenden  Auslande  kommen,  im  Inlande  nicht  produ- 
ziert \verden  und  es  nicht  können,  einerlei  ob  Genußmittel 
oder  Produktionsmittel,  so  haben  deren  Konsumenten  und 
hat  die  ganze  Volkswirtschaft  davon  bleibende  ^ orteile. 

ßß)  Sind  es  aber  Artikel,  welche  im  Inlande  in  Konkur- 
renz mit  der  heimischen  Produktion  treten,  wie  meist 
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die  gewühnliclien  agrarischen  Produkte,  Holz,  Montanprodukte, 
in  entwickelteren  Ländern  auch  Industrieprodukte,  Ganzfabrikate 
zum  Genuß,  Produktionsmittel,  wie  Maschinen,  so  steigert 
die  Einfuhr  solcher  durch  die  Exportprämien  und  Wirkung  des 
niedrigen  sinkenden  Geldwerts  wohlfeiler  importierten  Artikel 
die  fremde  Konkurrenz  für  die  heimische  Produktion 
des  Einfuhrlands.  Daraus  können  sich  mehr  oder  weniger 
schwere,  unter  Umständen  recht  schwere  privatwürtschaftliche 
Nachteüe  für  die  betroffenen  heimischen  Produktionszweige  und 
deren  Betriebe  ergeben.  Diese  Nachteile  können  so  weite 
Kreise  treffen,  die  sowieso  schon  bestehende  Konkurrenz  des 
Auslandes  kann  dadurch  noch  so  verschärft  werden,  Abhilfs- 
mittel können  so  schwierig  oder  auch  gar  nicht  anzuwenden 
sein,  daß  durch  solche  Weiterwirkungen  der  Wirkung  als  Export- 
prämie im  Ausland  doch  auch  allgemeinere  volkswirtschaft- 
liche Schädigungen  entstehen  können  trotz  der  Vorteile  für  die 
Konsumenten  des  Einfuhrlandes.  Dann  ergibt  sich  doch  auch 
hier  wieder  ein  starkes  Interesse  der  Volkswirtschaft  dieses 
Landes  an  einer  Beseitigung  dieser  Geldverhältnisse  im  Aus- 
fuhrlande. 

So  liegt  die  Sache  in  dem  besonders  wichtigen  Falle,  der  Kon- 
kurrenz ausländischer  Massenagrarprodukte,  besonders  Getreide,  ani- 
malische Artikel,  Vieh,  Fleisch-,  Fettwareu  gegen  die  heimische 
Agrarproduktion.  In  den  letzten  Jahrzehnten,  so  in  West-  und 
Mitteleuropa  gegenüber  der  bezüglichen  Einfuhr  aus  Ländern  Ost- 
europas, Indien,  Südamerikas  (Argentinien)  mit  Silber-  oder  ent- 
werteter Papierwährung.  Mindestens  zeitweise  ist  die  Konkurrenz 
solcher  Länder  gegen  die  europäische  Landwirtschaft  auch  durch 
dies  Moment  der  Valutadifferenz  nicht  unerheblich  gesteigert  und 
empfindlicher  gemacht  werden. 

hh)  Weiterwärkungen  der  Wirkung  eines  sinkenden 
Geldw^erts  im  Einfuhrlande  als  Einfuhr-  (auch  Schutz-) 
zoll  auf  Importartikel  im  Ausfuhrlande  dieser.  Es  sind  die 
nämlichen  Wirkungen  in  diesem  Falle,  wie  sonst  bei  Einfuhr- 
zöllen, zumal  solchen,  welche  wiegen  Konkurrenz  der  Import- 
artikel mit  den  Produkten  der  eigenen  Produktion  des  Einfuhr- 
landes als  Schutzzölle  würken.  Die  Einfuhr  wird  er  sch  w^  er  t, 
w^enn  die  Preise  in  der  minderwertigen  Valuta  des  Einfuhrlandes 
gleich  entsprechend  steigen,  sie  wdrd  weniger  rentabel,  vielleicht 
verlustbringend  oder  muß  sich  verringern,  selbst  aufhören,  wenn 
diese  Preisteigerung  nicht  durchzusetzen  ist  oder  etw^a  im  Inter- 
esse der  Aufrechthaltung  des  Absatzes  vom  Importeur,  daher 
folgew^eise  vom  Produzenten  (eventuell  auch  Arbeiter)  teilweise 
auf  sich  genommen  w^erden  muß.  Das  sind  auch  zunächst  privat- 
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wirtschaftliche  Schädigungen  der  Betroffenen.  Sie  müssen  aber 
unter  Umständen  nach  Schwere  und  Umfang  wie  in  dem  vorhin 
erläuterten  Fall  (Exportprämien-Wirkung;)  auch  als  solche  der 
Volkswirtschaft  anerkannt  werden.  Sie  werden  leicht  zu 
dauernden,  wie  fremde  Einfuhrzölle  und  besonders  Schutzzölle, 
für  das  dadurch  in  seinem  Export  geschädigte  Land  überhaupt, 
wenn  diese  Wirkungen  im  bisherigen  Absatzlande  wiederum  zur 
Entwicklung  bestehender  oder  Entstehung  neuer  einheimischer 
Konkurrenz-Produktionszweige  auf  dem  Gebiete  der  bisherigen 
Importwaren  führen.  Dazu  liegt  auch  hier  die  lendenz  vor, 
für  deren  Verwirklichung  es  nicht  an  tatsächlichen  Belepn  iii 
Ländern  sinkenden  Silber-  und  Papiergeldwerts  (Rußland,  Indien 
— Baumwollspinnerei  — , Südamerika)  fehlt. 

Aus  diesen  unter  gg  und  hh  erörterten  Wirkungen  ergibt 
sich  eine  prinzipiell  richtige,  wenn  auch  praktisch  schwer  durch- 
zusetzende - bisher  m.  W.  noch  nicht  durchgesetzte  und  mangels 
Verständnisses  dieser  Dinge  seitens  der  Unterhändler  kaum 
auch  nur  aufgestellte  — Forderung  bezüglich  der  Handels- 
politik, namentlich  bei  Handelsverträgen  mit  Konven- 
tionaltarif en.  Diese  müßten  eigentlich  auf  der  Grundlage 
bestimmter  fester  Währung  und  eines  festen  \ erha  t- 
nisses  der  verschiedenen  Währungen  zueinander,  Gold- 
zu  Silber-,  Edelmetall-  zu  Papierwährung,  in  der  Weise  normiert 
werden,  daß  bei  späteren  Abweichungen  dieses  Verhältnisses 
(Relation  von  Gold  zu  Silber)  Ab-  und  Zuschläge  an  und  zu 
den  Zöllen  eintreten  müßten.  Sonst  wird  im  Einf uhrlande  die 
Höhe  des  Einfuhrzolls  mit  solchen  Änderungen  der  Relation 
immer  eine  andere,  daher  mit  anderen  als  den  beabsichtigten, 
auch  etwa  zugestandenen  Wirkungen  verbunden  bezüglich  der 
finanziellen  W^irkung  des  Zolls  und  seiner  Wirkung  als  Schute- 
zoll für  die  heimische  Produktion.  Und  nicht  minder  tritt  tur 
das  Ausfuhrland  eine  andere  Wirkung,  bei  Änderung  der  Wert- 
relation zuungunsten  des  fremden  Geldwerts  (Silbers)  eine  weitere 
Erschwerung  der  Einfuhr  ein,  gegen  die  Erwartungen  aus  den 

Geht  man  nicht  so  vor,  so  werden  auch  Tarifverträge 
zwischen  Ländern  mit  verschiedener,  gegeneinander  schwanken- 
der Währung  in  ihren  Wirkungen  unberechenbar.  Das  ist  u.  a. 
eine  weitere  allseitig  mißliche  Folge  des  sinkenden  und  schwan- 
kenden Silbeinverts  seit  den  1870er  Jahren,  eine  Folge,  welche 
auch  wieder  die  Goldwähruugsländer  ebenso,  eigentlich  noch 
schlimmer  trifft  als  die  Silberwährungsländer.  Koch  schlimmer. 
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weil  bei  jenen  die  Veränderungen  der  Wertrelation  sofort  im 
ganzen  Verkehr  und  in  der  inländischen  Produktion  im  vollen 
Maße  hervortreten,  während  in  den  Ländern  mit  Silbergeld  durch 
die  Preisausgleichung  bei  Waren  und  Löhnen  Kompensationen 
eintreten. 

Zu  y (oben  S.  332).  Weitere  Einwirkungen  auf  die 
übrigen  heimischen  Artikel  außerlialb  der  Export-  und 
Importartikel.  Ihre  Preise  unterliegen  den  Einflüssen,  welche 
bei  sinkendem  inländischen  Geldwert  von  den  sofortigen  und 
allmählichen  Preissteigerungen  der  sachlichen  und  persönlichen 
Produktionsmittel  (Arbeitskräften  mit  steigenden  Löhnen)  für  die 
Herstellung  der  Export-  und  Verwendung  der  Importartikel  aus- 
gehen. Daher  steigen  auch  die  Preise  dieser  Artikel  allmählich,  aber 
zeit-  und  ortsweise  und  nach  Arten  der  Produkte,  sowie  auch  der 
speziell  nur  bei  ihrer  Herstellung  beschäftigten  Arbeitskräfte  in 
verschiedenem  Maße.  Immerhin  vollzieht  sich  auch  hier  ein 
Prozeß  der  Preisausgleichung  mit  dem  Stande  des  hei- 
mischen Geldwerts  nach  und  nach  und  verallgemeinert  sich  so 
die  V erteuerung , welche  ein  Sinken  des  Geldwerts  darstellt. 
Die  Weiterwirkungen  für  die  wirtschaftliche  Lage  der  Klassen, 
Berufe,  Einzelnen  sind  analog  den  im  "\"orausgehenden  geschil- 
derten. Daher  sind  sie  namentlich  verschieden,  je  nachdem  die 
von  den  Preis-  und  Lohnsteigerungen  als  Konsumenten  der  be- 
treffenden Waren  und  Beansprucher  der  betreffenden  Arbeits- 
dienste Betroffenen  imstande  sind,  ihr  Einkommen  ebenfalls  oder 
nicht,  mehr  oder  weniger,  leichter  oder  schwerer  zu  steigern. 
Das  richtet  sich  danach,  ob  sie  selbst  Waren  oder  Arbeitsdienste 
anzubieten  haben  oder  auf  feste  Rentenbezüge,  auf  festes  Arbeits- 
einkommen, wie  Beamte  im  Gehalt,  angewiesen  sind.  Bei  wieder 
steigendem  inländischem  Geldwert  entstehen  dann  Entwicklungen 
in  umgekehrter  Richtung, 

Zu  ö (S.  332).  Einwirkungen  eines  im  Wert  sinkenden  hei- 
mischen Gelds,  wie  im  Falle  des  Silbers  gegenüber  Gold  bei  einer 
dem  ersten  ungünstiger  werdenden  Relation,  auf  Geldschulden 
und  andere  Geldverbindlichkeiten,  welche  auf  solches  Geld 
lauten  und  in  ihm  rechtlich  bezahlt  oder  erfüllt  werden  können. 
Diese  Einwirkungen  sind  besonders  wichtig.  Sie  sind  verschieden, 
nachteilig  für  die  Einen,  die  Gläubiger  und  zu  Geldzahlungen 
an  sie  Berechtigten  und  meist  vorteilhaft  für  die  Andern, 
die  Schuldner  und  Verpflichteten,  aber,  was  besonders  zu  be- 
achten ist,  in  verschiedener  Art  und  besonders  Maß,  je  nachdem 
es  sich  um  Verhältnisse  handelt,  welche  im  Inlande  allein 
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und  vollständig  abgewickelt  werden,  oder  um  solche,  ^^elc 
zwischen  dem  Inlande  mit  wertsinkendem,  geringwertigem  und 
dem  Auslande  mit  höherwertigem  Gelde  spielen.  ^ 

aa,  Im  In  lau  de  leidet  der  Gläubiger  und  prohtiert  der 
Schuldner  zunächst  nur  nominell,  bei  Umrechnung  des  Gelds 
mit  sinkendem  in  das  mit  höherem  Wert;  reell  erst  dann  und 
in  dem  Maße,  als  die  Kaufkraft  des  heimischen  im  Wert  ge- 
sunkenen Gelds,  gemäß  der  unter  «-y  dargelegten  ^ 
ebenfalls  gesunken,  d.  h.  der  Preis-  und  Geldlohn-Ausgleichungs- 
prozeß  sich  in  entsprechend  gestiegenen  Preisen  und  Lohnen 

durchgesetzt  hat.  i -.  i • 

bb)  Im  Auslande  dagegen  leidet  der  Glaubigei  so- 
fort reell,  und  zwar  um  den  vollen  Betrag  der  Differenz 
zwischen  dem  für  ihn  fremden  minderwertigen  und  seinem  hohei- 
wertigen  Gelde,  daher  im  Fall  der  ungünstigen  Veränderung  der 
Wertrelation  von  Silber  gegen  Gold  genau  im  Maße  dieser  \ei- 
änderung.  Er  muß  sich  in  einem  Gelde  zahlen  lassen,  welches 
im  Ausland,  daher  bei  ihm  nicht  nur  gegen  das  daselbst  ge- 
brauchte höherwertige  Geld,  das  Gold  (gegenüber  Painerwähruug 
dort  das  Edelmetall  bei  ihm),  sondern  auch  im  gleichen  Maüe 
in  seiner  Kaufkraft  gegen  Waren  und  Dienste,  welche  m >^einem 
Land  damit  gekauft  und  liezahlt  werden  sollen,  A erlust  erleidet. 
Daher  die  empfindlichen  und  sofort  empfundenen  Schädigungen, 
z.  B.  von  im  Ausland  lebenden,  zu  Geldforderungen  an  das 
andere  Land  in  dessen  Geld  Berechtigten,  wie  1874  ft.  seitens 
Besitzern  auf  Silbergeld  lautender  österreichischen  Obligationen  in 

Deutschland,  ähnlich  von  im  Ausland  wohnenden  Besitzern  zwar 

auf  Metallgeld  lautender,  aber  in  entwerteter  Papierwährung 

o-leichen  Nennbetrags  erfüllten  Obligationen.  ...  ■, 

^ cc)  Verwickelter  sind  die  Verhältnisse  aut  Seite  des 
Schuldners,  welcher  in  heimsichem  Geld  im  Ausland  mit 
diesem  Gelde  Verbindlichkeiten  rechtskräftig  erfüllen  kann.  Seme 
Lage  bleibt  zunäch.st  gleich,  er  bezahlt  denselben  Geldwert- 
betrag wie  bisher;  zwar  in  dem  nunmehr  höherwertigen  fremden 
Gelde  nach  Maßgabe  der  heimischen  minderwertigen  nominell 
und  reell  weniger  als  bisher,  aber  ohne  Vorteil  für  sich.  Erst 
wenn  dann  im  Inland  die  Rückwirkung  des  niedrigeren  heimi- 
schen Geldwerts  auf  Preise  und  Löhne  eingetreten  ist,  ändert 
sich  die  Lage  des  Schuldners  im  Inland.  Er  erledigt  dann  \ er- 
bindlichkeiten  mit  dem  nominell  gleichen  Betrage  heimisc  leii 
Gelds  das  an  seiner  inländischen  Kaufkraft_  eingebüßt  hat. 
Daraus  geht  für  ihn  eventuell  jetzt  ein  \orteil  hervor. 
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dd)  Bei  einer  Wiederliebung  des  Werts  des  inländischen 
gegen  das  ausländische  Geld,  Silber  gegen  Gold  in  unserem 

Hauptfall,  Papierwährung  gegen  Metallwährung,  schlagen  die 
Einwirkungen  in  den  Beziehungen  zum  Auslande  in  die  um- 
gekehrte Richtung  um,  profitieren  daher  die  im  Ausland  lebenden 
Gläubiger. 

Aus  dem  Allen  ergibt  sich  aber  auch  wieder,  was  für  die 
Einwirkungen  schwankenden  Geldwerts,  wie  des  Silbers  bei  der 
neuerlichen  starken  Veränderung  der  Wertrelation  zu  Gold, 

wichtig  zu  beachten  ist,  in  welchem  Grade  namentlich  die  inter- 
nationale Geldkapitalbewegung  und  d er  sich  anknüpfende 

Kreditverkehr  in  Urkunden,  welche  auf  solches  wertschwankende 
Geld  lauten,  beeinffußt  wird.  Sie  erlangen  ebenfalls  einen  viel 
stärkeren  spekulativen  und  Sj)iel Charakter.  Zahlreiche  Tat- 
sachen belegen  das  auch.  Darin  liegt  ein  schwerer  Mißstand, 
vom  allgemeinen  volkswirtschaftlichen  Standpunkte,  auch  von 
dem  der  Goldwährung  aus  betrachtet. 


VII.  Geldwesen  (Geldpraxis),  Fortsetzung.  Edel- 
metallwesen, Fortsetzung.  Verwendung,  Abgänge,  Vor- 
räte von  Edelmetall. 

Die  vorausgehenden  Ausführungen  über  die  Produktion 
und  über  das  Wert  Verhältnis  der  beiden  Edelmetalle  haben 
die  wichtigsten  Tatsachen  festzustellen  gesucht,  welche  für  das 
Edelmetall-Geldwesen  in  betreff  der  Edelmetalle  selbst  in  Be- 
tracht kommen.  Diese  Tatsachen  ließen  sich  zwar  vielfach  auch 
nur  mit  annähernder  Sicherheit  feststellen,  vollends  für  die  alte 
Zeit,  aber  doch  noch  sicherer  als  die  im  Folgenden  zu  betrach- 
tenden. Diese  beziehen  sich  auf  die  Verwendungszwecke 
und  die  tatsächliche  Verwendung,  die  Abgänge  oder  Ver- 
luste und  die  jcAv^eiligen  Vorräte  (S.  1250,  251).  Die  be- 
treffenden Tatsachen  lassen  sich  auch  nur  noch  viel  unvollstän- 


diger ermitteln.  Sie  brauchen  für  unsere  Zwecke  hier  zwar 
nicht  soweit  in  Einzelheiten  hinein  verfolgt  zu  werden,  als  die- 
jenigen der  Produktion  und  Wertrelation,  aber  verlangen  doch 
auch  eine  genauere  Betrachtung. 


A.  Verwendungszwecke,  Verfügbarkeit  dafür  und 
tatsächliche  Verwendung. 

1.  Die  beiden  hier  zu  unterscheidenden  Verwendungszwecke 
sind  die  für  industrielle  Verwendung  — i.  w.  S.,  also  für 
Schmuck,  Prunkstücke,  Geräte,  Kunstsachen,  Vergoldungen  und 
A'ersilberungen,  sonstige  Verwendung  als  Haupt-  und  Hilfsstoff 
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iu  den  Gewerben  usw.  und  die  für  Geldfunktionen,  die 

monetäre  Verwendung.  . . u,-ir7Pi- 

a)  Die  erste  Verwendung  geht  voran,  sie  nimmt  fui  kurzei 

oder  lioger  oder  selbst  endgültig  vom  vorhandenen  und  auch 

vom  neugewonnenen  Edelmetall  einen  Teil  in  Beschlag,  nach 

dessen  Abzng  sieh  erst  ergibt,  was  vom  Edelmetall  für  C.e  d- 

funktionen  endgültig  oder  doch  für  länger  '’f  “f  “ 

Gerade  das  festzustellen,  ist  wichtig,  aber  bestenfalls  »md« 

recht  unsicher  und  nur  durchaus  annähernd  mogheh^ 

derer  Mangel  des  Tatsachenmaterials.  Der  ; 

zwischen  den  beiden  Verwendungszwecken  bewirkt  w er  teie 

Schwierigkeiten,  selbst  wenn  z.  B.  für  das  Neuprodukt  eine  eist 

UntLoheiduug  nach  der  tatsächlichen  Verwendung  e.mgcrmafleil 

“festgesfellt  wäre.  Ein  groüer  Teil  des  RohstoÄs  zur 

industriellen  Verwendung  wird  unmittelbar, 
neueren  Zeit,  . aus  den  Münzen  selbst  entnommen.  Die  Indiistiie 
verarbeitet  ferner  erhebliche  Beträge  alten  Materials,  ei”ge^ 
schmolzenem  Schmuck  usw.  neu  und  Einiges  davon  kommt 

auch  wohl  wieder  in  die  Münzung. 

b)  Das  von  der  Industrie,  nicht  beanspmehte  Edelmetall 

ist  dann  zwar  eventuell  für  Geldfunktionen  verfügbar  wird  aber 
doch  nicht  stets  und  namentlich,  so  beim  Neuprodukt,  nicht 
hier  vollständig  dazu  verwendet.  Es  bleibt  oft  davon  mehr 
oder  weniger  überschüssig  und  dieser  Teil  sucht  eret  eine 
Verwendung,  drückt  daher  eventuell  auf  den  Maikt.  Aus 
diesem  Übersohußbetrage,  besonders  und  zumal  in  neuester  Zei 
von  Silber,  erfolgt  vornehmlich  mit  die  Deckung  Ab- 

flusses von  Edelmetall  aus  dem  Occident  in  die  übrige  V el  , 
besolei-s  in  den  fernen  ostasiatisehen  Orient,  nameutheh 

nach  Indien  und  China. 

c)  Der  Umfang,  in  welchem  speziell  das  Neuprodukt  von 
Gold  und  Silber  wirklich  in  die  Geldfnnktionen  alsbald  übergeh 
daher  auch  zur  Münzprägung  verwendet  wird,  hangt  weaentlm 
"rden  Währungssystemen  ab.  Für  die  neueren  I erhalt- 
„Le  war  es  daher  wichtig,  ob  und  wie  wmt  dem  neugewonnenen 
Masseiigold  und  bald  auch  dem  neuen  Massensilber  durch  die 
WähruLsvsteme  eine  Aufnahme  im  Geldwesen  ermöglicht  war. 
Indem  di^  Goldwährung  in  ehemaligen  Silberwährungslandorn 
angenommen,  in  Doppelwährungsländern  die  freie  Silberpiagmig 

beschränkt  oder  eingestellt  wurde,  ohne  d»“  J'«  Ta'^Lnih  nur 
Wendung  von  Silber  und  der  asiatische  Silberabfloß  auch  iii 

einigermaßen  ebenso  wie  die  Silberprodnktion  wuchs,  mußte  not- 
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\vendig  das  neue  Massensilber  um  so  mehr  auf  den  Markt  als 
Überangebot  drücken  und  die  Wertrelation  zuungunsten  des 
Silbers  und  zugunsten  des  Golds  um  so  stärker  verschieben. 

Zur  Frage  der  Statistik.  Eine  zahlenmäßige  statistisclie 
Feststellung  derjenigen  absoluten  und  relativen  Gewichts-  und  Wert- 
mengen jedes  der  beiden'Edelmetalle;  welche  davon  für  die  verschie- 
denen Verwendungen  benutzt  werden,  vom  Neuprodukt  und  von  den 
vorhandenen  Gesamtvorräten,  ist  für  Altertum,  Mittelalter,  Neuzeit 
und  hier  bis  in  die  allerjüngste  Zeit  hinein  schlechterdings  unmög- 
lich. Auch  für  alle  noch  so  vage  Schätzungen  fehlt  es  an  brauch- 
baren Anhaltspunkten  fast  ganz.  Die  dafür  gleichwohl  gelegentlich 
^^%6stellten  Zahlen  sind  wieder  nicht  einmal  konjekturalstatistische, 
sondern  phantasiestatistische.  Man  sieht  besser  ganz  von  ihnen  ab. 
Die  Statistik  der  Münzprägungen  fehlt  für  etwas  zurückliegende 
Zeiten  auch  großenteils  oder  ist  ganz  lückenhaft.  Man  kann  daher 
auch  aus  ihr  wenig  oder  nichts  für  die  Verteilung  des  Neuprodukts 
und  der  Vorräte  auf  die  beiden  Verwendungen  ableiten.  Um  so 
weniger,  da  die  Umschmelzungen  heimischer  und  fremder  Münzen 
und  die  Neuprägungen  dieses  Münzstoffs  in  der  älteren  Münzgeschicljte 
förmlich  ein  regelmäßiger  Vorgang  im  Zusammenhang  mit  der  ganzen 
Münzpolitik  der  Zeit  war.  Solche  Umprägungen  heimischer  und 
fremder  Münzen  sind  bis  in  die  Gegenwart  hinein  tatsächlich  iin 
großen  Umfang  vorgekommen  und  erfolgen  beständig  noch,  ohne 
daß  irgend  vollständiges  Tatsachenmaterial  über  den  Umfang  davon 
für  etwas  längere  Zeiten  zurück  vorliegt.  Selbst  vollständiges  Material 
würde  aber  wieder  nicht  ausreichen,  weil  gerade  die  neue  vollwichtige, 
noch  nicht  abgenutzte  Münze  am  liebsten  in  den  Schmelztiegel  der 
Industriellen  wandert.  Neuerdings  erst  hat  man  begonnen,  duich 
spezielle  Nachforschungen  in  der  Industrie  die  Metallmengen  zu  er- 
mitteln, womöglich  mit  Unterscheidung  der  Herkunft,  ob  aus  Barreu- 
metall,  ob  und  aus  welchen  Münzen,  ob  und  aus  welchen  bisherigen 
Industrieprodukten,  welche  die  verarbeitende  Industrie  in  An.'^pruch 
nimmt.  Aber  auch  diese  Daten  sind  vielfach  unsicher  und  nament- 
lich zu  unvollständig,  um  selbst  für  die  neueste  Zeit  mit  ihnen  zur 
sicheren  Feststellung  der  Mengen  der  verschiedenen  Verwendungen 
zu  gelangen. 

Unter  Verweisung  für  Näheres  auf  die  oben  zitierte  Literatur 
und  Statistik,  bes.  wieder  Sötbeer,  Lexis,  österreichische  und  nord- 
amerikanische Statistik,  wird  hier,  im  Anschluß  an  die  beiden  ge- 
nannten Autoren  und  nach  eigenem  Schätzungsversuch  nur  eine 
schätzungsweise  Veranschlagung  der  Verteilung  des  Neu- 
produkts auf  die  industrielle  und  die  sonstige  Verwendung  in 
neuerer  Zeit  gegeben.  Die  Daten  letzterer  stellen  daher  dar,  was 
für  Geldfunktionen,  für  die  sog.  „monetären“  Zwecke  wirklich 
verwendet  und  eventuell  verfügbar  war.  Soweit  es  so  nicht 
wirklich  verwendet  wurde,  konnte  der  Abfluß  aus  dem  Occident 
daraus  mit  gedeckt  werden,  ohne  den  Geldvorrat  desselben  zu  ver- 
mindern. Wenn  das  nicht  industriell  verwendete  Metall  so  nicht  voll- 
ständig Verwendung  fand,  muß  es  als  Überschuß  in  irgend  welclien 
Reserven  und  auf  dem  Markte  geblieben  sein. 

Die  im  Occident  wirklich  geprägte  Münzmenge  kann  man 
hier  nicht  ohne  Weiteres  abziehen,  weil  sie  doch  nur  unvollständig 
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bekannt  ist  namentlich  aber,  weil  man  dabei  die  bloßen  üm- 
nräeungen  von  alter  in  neue  Münze  nicht  m Abzug  brmgen 
Den  Ausgangspunkt  in  folgender  Tabelle  bildet  die  f 

iÄie!le%erwendu^g,  die  ^^r  fonsti^ 

ist  durch  Abzug  jener  Ziffer  von  der  Produktionsziffer  (s.  Tabelle 

S.  262  und  270)  gewonnen  worden. 

Tabelle  XI. 

JJhrllcbe  indurtrielle  .üd  ks 

von  Gold  nnd  Silber  seit  1830  in  lUUU  bg. 


Gold 


Silber 


absolute  Zahlen 


relative 
Zahlen  “ 


absolute  Zahlen 


1831—1810 

1841—1850 

1851—1860 

1861—1870 

1871—1890 

1891—1895 

1896-1905 


3 

35 

178 

133 

83 

155 

336 


20 

55 

206 

190 

168 

245 

436 


200 

220 

270 

310 

500 

700 

1000 


396 

570 

625 


596 

780 

895 


910  1220 
2154  2654 
4201  4901 
4199  5199 


1 

^ 1 

X 

0 

^ 1 

o 

ect 

1 

relative 

Zahlen 

34 

66 

28 

72 

33 

67 

25 

75 

19 

81 

14 

86 

19 

81 

- 

Zur  Erläuterung  der  Tabelle.  Auch  wenn  man  nach  ab- 

n-eiebiden  Sebätzungef  die  fü" 

Mitte  des  Zeitraumes,  welchen  diese  Tabelle  umfaßt  so  e^t^ 
1861—1890,  etwas  niedriger,  für  die  neueste  Zeit  1896  ff.  ^ 
.oSw,  »ks  besonders  ?n  den  leWen  Jahren  viellercht 
industrielle  Silberverwendung  ebenfalls  m . . 

unschlägt,  so  ändert  das  an  dem  Gesamtergebnis  nicht  \ie  . 

2.  Die  industrielle  Verwendung.  Au  Erwägungen  be- 
züglich der  mutmaßlichen  Gesamtrichtung  und  ungefähren 
Höhe  der  industriellen  Verwendung  kommen  folpnde  in  Betracht. 

a)  Die  Zunahme  der  Bevölkerung  im  Occident,  der  erhöhte 
Wohlstand  und  die  Steigerung  des  Privatreichtums  sich  aus- 
dehnender reicherer  Klassen  mußte  den  Bedarf  an  Gold  (Ehe- 
ringe, Schmuck),  auch  im  Ganzen  wohl  noch  an  Silber  (L 
«Geräte,  Prunkstückei  steigern  und  hat  es  wohl  auch  getan.  le 
umfänglichere  Verwendung  von  Gold  und  Silber  zu  einigen  neuer- 
dings sich  besonders  entwickelnden  industriellen  \ erwendungen 
,Gold  für  Gebis.se,  Zähne!)  hat  in  gleicher  V eise  gewirkt.  Die 
Vei-wendung  für  Vergoldungen  nnd  Versilberungen  hat  trotz 
geringerer  Anwendung  in  Kleidung,  V ohnung,  Geschirr  gegen 
früher  doch  auch  wohl  eher  noch  zugenommen,  weil  die  bezug- 
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liehen  Objekte  einen  umfassenderen  Absatz  fanden.  Die  wesent- 
lich zum  reellen  Stoffverbrauch  führenden  Verwendungen  in  der 
Industrie  haben  ebenfalls  zugenommen.  Rückstände  in  und  an 
alten  Objekten  blieben  dabei  weniger  übrig,  wenn  sich  auch 
die  technischen  Extrahiermethoden,  sie  zu  gewinnen,  sehr  vex'- 
bessert  haben.  Das  Alles  hat  den  industriellen  Bedarf 
gesteigert,  obige  Schätzungen  in  der  Tabelle  entsprechen  dem. 

b)  Doch  würde  aus  manchen  Gfründen  noch  eine  stärkere 
Zunahme  aus  den  angedeuteten  Verhältnissen  zu  erwarten  ge- 
wesen sein,  wenn  nicht  andrerseits  Umstände  von  starker  Gegen- 
wirkung eingetreten  wären.  Bei  den  reicheren  Klassen  wirkt 
selbst  dem  Goldschmuckbedürfnis  die  Verwendung  von  Juwelen 
entgegen.  Ebenso  bei  der  wohlhabenderen  Bevölkerung  und 
auch  selbst  bei  der  Masse  der  sparenden  mittleren  und  unteren 
die  „ kapitalistische  “ Tendenz  zu  rentabler  Zinsen  bringender 
Anlage.  Erwägungen  der  Art,  ferner  auch  verbesserte,  ver- 
feinerte industrielle  Technik,  besonderers  in  der  Gold-  und 
Silberschmiedarbeit,  auch  Geschmackswechsel  haben  bei  den 
Kulturvölkern  leichtere  mehr  an  die  Stelle  schwererer  Waren, 
Schmucks,  zum  Teil  auch  Geschirrs,  Geräts  treten  lassen.  Nament' 
lieh  hat  die  ungemeine  technische  Entwicklung  der  Nach- 
ahmungsgewerbe, in  der  Herstellung  leichter  und  „un- 
echter“ Waren,  wenn  auch  begleitet  von  immer  größerem 
\ erbrauch  von  Edelmetall  im  Ganzen  dabei,  doch  die  „unechten“ 
Waren  in  immer  größerem  Umfang  an  die  Stelle  von  „echten“ 
treten  lassen.  Das  hat  besonders  wohl  auch  den  Silberbedarf 
nicht  so  zunehmen  lassen,  als  es  sonst  zu  erwarten  gewesen  wäre. 

c)  Ob  auch  eine  Zu-  oder  Abnahme  speziell  des  in- 
dustriellen Silberbedarfs  für  eigentliche  echte  Silberwaren 
infolge  des  „Silbersturzes“  zu  erwarten  gewesen  sei  und  noch 
sei,  kann  zweifelhaft  sein.  Ob  und  wieweit  eine  Zu-  oder  Ab- 
nahme und  auch  die  eine  und  zugleich  die  andere,  weil  auf 
verschiedenen  ökonomischen  Erwägungen  beruhend,  erfolgt  sei, 
ist  auch  unsicher.  Und  zwar  gerade  auch  in  Ländern  der  Gold- 
währung, wo  sich  die  Änderung  der  Wertrelation  zuungunsten 
des  Silbers  als  Verbilligung  dieses  Stoffs  fühlbar  machen 
müßte.  Im  Allgemeinen  mußte  eine  Verbilligung  des  Silbers 
wohl  auf  vermehrte  Nachfrage  hinw irken , namentlich  bei 
schwereren  W^aren  von  geringerem  Form-  und  Kunstwert.  Aber 
gerade  bei  allen  solchen  Waren,  wie  selbst  bei  Goldwaren, 
kommt  es  auf  das  Verhältnis  zwischen  Stoff-  und  Formwert 
an.  Eben  in  letzterer  Hinsicht  tritt  „unechte“  Ware  (Neu- 
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Silber  \lfenide  usw.)  in  starke  Konkurrenz  mit  der  eckten  in-  | 

fo\ge  ’ der  Fortschritte  auf  diesem  Gebiete  So  wird  vielfac 
schwere  echte  Ware  verdrängt  und  selbst  bei  sinkendem  . 
wert  der  industrielle  Silberbedarf  nicht  so  gesteigert,  , 

711  erwarten  wäre,  wenn  er  für  spezielle  ^ erwendungen  nicht  gai 
abnimmt.  Die  Steigerung  des  Bedarfs  für 

echter,  leichterer  Ware  wird  diesen  Mmderliedarf  bei  Sil  i , 
aiicb  wohl  bei  Gold,  nicht  immer  ausgleichen. 

dT  Dazu  kommt  daun  noch  ein  weiterer  Umstand  Gerade 
für  schwere  echte  Silberware,  bei  der  der  StoÄwert  neben  nn 
selbst  vor  dem  Formwert  seine  Bedeutung  behauptet  "■“d  bei 
uMerrichteten  und  überlegenden  Personen  die  ^ 

„eiteren  Sinkens  des  Silberwerts  die  Neigung  zum  Eruerb^^d 
dauernden  Besitz  solcher  Ware  vmrmindern,^^^^ 

SStn^S^rtr^  beklT  und  ä,s\ndauernd  angesehen 
wird  Das  möchte  für  die  allgemeine  ,Silberfiage  auc  i na 
ihrer  währungspolitischen  Seite  zu  berücksichtigen  se.iK  «s  " “rde 
au  einer  AbLhme  des  Silberbedarfs  auch  jndus  rielle 

Zwecke  führen  gerade  bei  starker  Zunahme  der  Silberproduktion 
und  ä tamer  größerer  Ausschließung  aus  der  Verrvendung  des 
Silbers  für  Geldfunktionen  und  bei  aus  beiden  ' 

vorcrehender  Tendenz  immer  weiteren  hinkens  des  Silberwert 
d)  Ergebnisse  bezüglich  der  industriellen  ^ erwendung  und 

erg^sich  aus  der  Tabelle  XI,  auch  wenn  ihre  Zalden 
durchaus  nur  den  Verhältnissen  der  Wirklichkeit  gegenüber 
Näherungswerte  darstellen,  daß  im  Ganzen  wohl  bei  beiden 

Metallen^mit  einem  ziemlich  stabilen,  unter  den  heutigen  \ ei- 
bältnissen  welche  die  industrielle  Verwendung  bestimmen,  wach- 
seudL  Bedarf  zu  rechnen  ist.  Der  Einguß  auf-  und  absteigender 
Wrrtschaftskoniiiiikturen  gleicht  sich  dabei  woh  in  längeren 
Perioden  und  in  den  Durchschnitten  danach  bezug  ich  dei 
Menge  des  zu  industriellen  Ver^vendung  dienenden  Metalls  aus 
Die  iteigerung  der  Neuproduktion  beeinflußt  diesen  Bedarf  \vohl 
etwas,?ber  dieser  wächst  doch  durchaus  nicht  parallel  mit  der 

Zunahme  des  Neuprodukts. 

R)  Daraus  folgt,  daß  die  Schwankungen  der  ^eupro- 

diiktdon  sich  stärker  für  die  nichtindustrielle,  auch  die 
monetäre  als  für  die  industrielle \ erwendung  dei  Edel- 
metalle geltend  machen.  Das  hat  für  die  erstere ^ erwendung 
wieder  besondere  Folgen,  aa;  In  Zeiten  besonders  starker 
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Neuproduktion,  wie  bei  Gold  1847/51—70  und  wieder  1890  ft’., 
bei  Silber  1865  ff.  und  besonders  iS91  ff.  fließt  dem  Geldmarkt 
für  \ erwendung  zu  Geldfunktionen  und  auch  zur  sonstigen 
nichtindustriellen  \ erwendung,  eventuell  zur  Vorratsbildung,  eine 
erheblich  stärkere  Quote  und  ein  absolut  erheblich 
größerer  Betrag  zu.  Dadurch  wird  daher  auf  den  Zinsfuß 
des  Leihkapitals,  auf  die  Kaufkraft  des  Geldes  ein  Druck 
ausgeübt,  bb)  In  Zeiten  einer  besonders  starken  Abnahme 
oder  doch  Stillstands  der  Produktion  gegen  die  bisherige,  so  bei 
Gold  18^1  90,  namentlich  in  den  1880  er  Jahren,  bei  Silber 

bis  Mitte  der  1860er  Jahre  ermäßigt  sich  imigekehrt  die  Quote 
und  der  absolute  Betrag  des  betreffenden  Metalls,  welche  die 
industrielle  Verwendung  übrig  läßt,  besonders  stark.  Daraus 
ergeben  sich  den  angedeuteten  entgegengesetzteEinwirkungen 
auf  Zinsfuß  und  Kaufkraft. 

y)  Auch  die  Einwirkung  auf  die  Wertrelation  tritt  als- 
dann stärker  ein,  wenn  gleichzeitig  bei  beiden  Metallen  die 
betreffenden  \ erhältnisse  sich  in  umgekehrter  Richtung  ent- 
wickeln, so  wenn  die  Quote  des  nichtindustriell  gebundenen 
Golds  bei  zugleich  kleinerer  Gesamtproduktion  von  Gold  kleiner, 
die  Quote  des  nichtindustriell  gebundenen  (und  nicht  für  deii 
Orient  bedurften)  Silbers  bei  zugleich  größerer  Gesamtproduktion 
von  Silber  größer  wird.  Das  Herabgehen  der  Goldquote  für 
das  nichtindustriell  verwendete  Gold  in  den  1870  er  und  be- 
sonders 1880  er  Jahren  im  Durchschnitt  dieser  ganzen  Periode 
auf  etwa  bei  damals  stark  verkleinerbu'  Goldproduktion,  die 
Steigerung  der  Quoten  auf  -/.^  und  *7t  vorher  (1851  — 70)  und 

1891  ff.  möchte  manche  Vorgänge  auf  dem  Geld- 
und  Warenmarkt,  in  der  industriellen  und  merkantilen  Entwick- 
lung  des  Occidents,  in  den  einzelnen  Ländern,  auch  unter  Mit- 
einfluß der  Währungssysteme,  freilich  in  verschiedenem  Maße, 
mit  beeinflußt  haben  und  erklären.  In  geldknappen  oder  wenig- 
stens geldknapperen  Zeiten  möchte  das  auch  auf  die  Wertrelation 
zugunsten  des  Golds  dem  Silber  gegenüber  immerhin  mit  haben 
einwirken  können  ud  tatsächlich  etwas  eingewirkt  haben  (1880  er 
Jahre).  In  den  neuesten  Zeiten  einer  wahren  Plethora  in  der 
Silbei  Produktion  mußte  sich  die  Wertrelation  zuungunsten  des 
Silbers  noch  stärker  verschieben,  als  es  unter  den  sonstigen  Um- 
ständen — die  immer  größere  Ausschließung  des  Silbers  aus  der 
Geld-  und  besonders  der  Währungsfunktion  und  die  Zunahme 
der  auch  noch  wohlfeiler  gewordenen  Silberproduktion  — ohne- 
hin geschehen  mußte,  weil  von  der  riesig  gesteigerten  Produktion 
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ietzt  ^ - bis  und  mehr  keine  Aufnahme  in  der  Industrie 
fanden, "während  früher  die  viel  kleinere  Silberproduktion  doch 
bis  zu  1 von  der  Industrie  aufgenommen  wurde.  Diese  Zu- 
sammenhänge der  Dinge  und  Erscheinungen  möchten  größere 
Beachtung  verdienen,  als  ihnen  gewöhnlich  zuteil  geworden  ist. 

8.  Die  monetäre  Verwendung. 

a)  Der  c^rößte  Teil  des  nichtindustriell  verwendeten  Doldes 
„ud  ein  immerinn  aucli  gegeinvärtig  noch  bedeutender  Teil  de» 
betreffenden  Silbers  ist  auch  in  der  neueren  Zeit  seit  1S4S 
zunächst  wenigstens  in  den  Münzstätten  des  Occidents  ausgeprägt 
worden  Auch  von  dem  industriell  verwendeten  Golde,  m 

Ländern  der  Silberwähruiig  auch  von  dem  industriell  verwen- 
deten Silber,  rührt  ebenfalls  ein  erheblicher  Teil  aus  Miinzen 
her  und  gerade  besonders  aus  neu  geprägten,  noch  nicht  ab- 
genutzten, zu  denen  das  neu  gewonnene  Metall  zunächst  ver- 
wendet worden  war.  Wegen  dieser  Verhältnisse,  dann  aber 
wohl  noch  mehr  wegen  umfangreicher,  selbst  mehrfacher  Lm- 
prägung  heimischer  und  fremder  Münzen  könnte  auch  eine 
vollständige  internationale  Munzungsstatistik  über  den  Unfang 
der  Verwendung  von  Edelmetall,  auch  z.  B.  des  in  bestimmten 
Perioden,  wie  seit  1851  neu  gewonnenen,  zu  Prägezwecken  und 
bleibend  für  Geldfunktionen  dienenden,  keine  richtigen  Zahlen 

liefern. 

Dies  um  so  weniger,  wenn  nicht  zugleich  eine  ins 
srehende  Zerlegung  der  Prägemenge  in  den  Umprägungen  heimischei 
und  fremder  Münzen,  nach  Jahrgängen  dieser  und 

von  Ländern  und  Sorten  vorliegt,  bur  so  konnten  die  erforderlmhen 
Abzüo-e  von  der  Gesaintprägung  zur  Feststellung  der  eigentliche 
Umprägungen  aus  neuem  Material  ermittelt  werden.  Das  is  a 

k^auln  einnfal  für  ein  Land,  geschweige  7e^^^ 

oder  “-ar  für  alle  occidentalischen,  zumal  m betreff  langer^  Zeit 
räumender  Fall.  Bei  der  Silberprägung  °^^ßte  außerdem  zur  Erm^^^^^^^ 
lang  des  Gewichts  fein  Silbers  genau  der  Munzfuß  jeder  Silbei- 
mübzsorte  für  jede  Prägemenge  berücksichtigt  werden,  was  auch  nur 
Seise  durchführbar"  ist.  Namentlich  die  in  Ländern  der  Gold- 
währung neuerdings  absichtlich  vorgenommene  Erleichterung  des 
Münzfußes  aller  Siloermünzen  gegenüber  der  wirklichen  (und  even- 
t'uell  auch  der  früher  bestehenden  gesetzlichen)  Mertrelatio^  beräc^ 
der  Umrechnung  des  Nennwerts  des  Silbers  auf  Gewicht  f.  S.  beiuc 
sichtigt  werdet;  — so  im  Deutschen  Reich  die  Erleichterung  um 
1 hei  Prägung  von  200  statt  180  M.  aus  1 kg  f.  S.,  m England  um 
c”’>  bei  PrägMg  von  66  statt  61  Pence  aus  einer  Unze  Standarcl- 
silber.  - Desgleichen  ist  in  Doppelwährungslandern  v;ie  ^ 
Frankreich  und  dem  lateinischen  Münzbund,  die  hier  jetzt  übliche 
Stere  Ausprägung  der  kleinen  Silbermünzen,  von  2 Frks.  und 
darunter,  zu^Sö^statt  zu  ‘MX)  Taiisendteilen  f.  S.,  zu  beachten.  Sind. 
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wie  öfters  nur  die  Nennwertbeträge  der  Silberprägungen  bekannt,  so 
kann  man  nur  unsicher  annähernd  die  Gewichtsmenge  Silber,  die 
die  Münzmenge  enthält,  feststellen.  Für  die  allerneueste  Zeit  ist  zwar 
das  münzstatistische  Material  vollständiger  und  spezialisierter  ge- 
worden, aber  auch  jetzt  noch  nicht  für  alle  Länder  und  auch  nur 
für  einen  Teil  selbst  bloß  betreffs  der  kurzen  Periode  seit  1851  ge- 
nügend spezialisiert  vorhanden. 

b)  Auch  eine  vollständige  und  genaue  Statistik  derGewichts- 
inengen  Golds  und  Silbers,  welche  zu  Münze  in  l)estimmten 
Perioden  und  in  allen  (mindestens  allen  etwas  wichtigeren) 
Ländern  des  Occidents  geprägt  worden  sind,  gibt  aber  noch 
kein  richtiges  Bild  von  dem  in  Geldfunktionen  tätigen  Edel- 
metall. Denn  auch  Barrenmetall  dient  durch  Vermittlung 
des  Bankwesens  als  Bestandteil  des  Dfickiingsfonds  für  Giro- 
zahlungen und  für  Banknoten,  hier  also  durch  das  Medium  von 
Geldsiirrogaten,  in  diesen  Funktionen. 

c)  Endlich  erfolgt  ein  Teil  des  Abflusses  von  Edelmetall, 
auch  von  neu  gewonnenem,  aus  dem  Occident  in  andere  Gebiete, 
nach  außerhalb,  besonders  auch  in  den  ostasiatischen  Orient, 
wenigstens  zunächst  in  der  Form  occidentalischer  Münze.  Dies 
geschieht  teils,  besonders  bei  Gold,  in  eigentlich  zum  Umlauf 
im  Occident  bestimmten,  teils  auch  etwas  bei  Silber  in  solchen 
Münzen,  namentlich  bei  Währungs- und  Münzgleichheit  zwischen 
Mutterland  und  Kolonien,  teils  geschieht  es  aber  auch  in  Münzen, 
Avelche  gleich  für  Ausfuhrzwecke  geprägt  werden  (mexikanische 
Piaster,  Handelsmünzen,  Maria  Theresientaler,  Kolonialgeld).  Mit 
dem  Übergang  zur  Goldwährung  fungiert  in  großem  Umfang  in 
Britisch-Indien  namentlich  englische  Goldmünze  in  diesem  zum 
ostasiatischen  Orient  gehörigen  Gebiete. 

Alles  das  läßt  sich  in  der  ohnehin  unvermeidlich  immer  stark 
unvollständigen  Statistik  des  auswärtigen  Handels  nicht  sicher  und 
vielfach  nicht  einmal  annähernd  verfolgen,  da  diese  Statistik  nicht 
so  weitgehend  Münzsorten  und  Arten  unterscheiden  kann. 

d)  Aus  dem  hier  unter  a — c Dargelegten  folgt,  daß  auch 
gegenwärtig  noch  und  selbst  für  die  neue  Edelmetall- 
ära die  monetäre  Verwendung  von  Gold  und  Silber 
sich  nicht  genau  fest  stellen  läßt.  Dies  weder  für  den 
Occident,  Avas  gerade  für  unsere  Zwecke  in  diesem  Werke  er- 
forderlich wäre,  noch  für  einzelne  Länfler,  bei  diesen  um  so 
\veniger,  je  mehr  sie  im  auswärtigen  Verkehr  auch  gemünztes 
Gold  und  Silber  an  sich  ziehen  und  abgeben  und  je  mehr  eine 
umfangreiche  Einschmelzung  von  Gold-  und  Silbermünzen, 
heimischen  und  fremden,  für  industrielle  Zwecke  stattfindet. 
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In  Gold-  und  Doppelwährungsländern,  wo  Silbermünze  nach 
einem  gegen  die  verkehrsmäßige  Wertrelation  leichteren  Münzfüße 
ausgeprägt  wird,  ferner  auch  bei  aller,  regelmäßig  leichter  geprägten 
Silberscheidemünze  in  Silberw’ährungsländern  verbietet  sich  aller- 
dings solches  Einschmelzen  von  Silbermünze  für  die  Industrie  und 
zum  Export,  sowie  die  Ausfuhr  dieser  Münze  selbst,  weil  dabei  am 
Nenn-  und  voraussetzungsweise  vollen  Umlaufsw'ert  (Kurswert)  gemäß 
dem  geringeren  Feingehalt  verloren  wird.  Dafür  ist  also  von  der 
Summe  des  betreffenden  geprägten  Geldes  nichts  abzusetzen. 

e)  Man  kann  demnach  den  Umfang  der  monetären  Ver- 
wendung im  absoluten  Betrage  und  als  Quote  des  gesamten 
und  des  nichtindustriell  verwendeten  Edelmetalls  ebenso  wenig 
genau,  ja  eigentlich  selbst  bloß  schätzungsw^eise  noch  weniger 
genau  feststellen  als  denjenigen  der  industriellen  Ver- 
wendung. Das  macht  es  weniger  nachteilig,  daß  die  Prägungs- 
statistik unvollständig  ist.  Man  müßte  sich  auch  bei  vollstän- 
digerer doch  damit  begnügen,  ein  Verfahren  wie  mit  Stich- 
proben anzuwenden,  um  zu  einigen  Schlüssen  über  den  Umfang 
der  monetären  Verwendung  des  Edelmetalls  zu  gelangen.  So 
wird  hier  bei  der  Zusammenstellung  und  Verwertung  einigen 
statistischen  Materials  aus  der  neuen  Ära  seit  1851  vorgegangen. 

f)  Zur  Statistik  der  monetären  Verwendung  von  Edel- 
metall. 


'•i 
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Mancherlei  einzelne  und  summierte  Daten  in  der  angegebenen 
Literatur.  Hier  Einiges  nach  Sötbeer  (Materialien  usw.,  2.  Auf!., 
S.  30)  für  1851—85  und  Biedermann  (Statistik  der  Edelmetalle, 
2.  Aufl.,  S.  80)  für  1895—1900,  sowie  nach  der  früheren  Tabelle  der 
Produktionsstatistik  und  der  Zusammenstellung  im  reichsstat.  Jahrb. 
Jahrg.  1907,  Anhang  S.  22  für  einige  Hauptländer  und  für  die  Zeit 
von  1896—1905  und  speziell  für  das  Deutsche  Eeich  seit  der  Münz- 
reform von  1871.  Daten  auch  aus  Großbritannien  über  Prägung  und 
Einziehung  von  Münzen  nach  dem  amtlichen  Münzbericht  in  der 
österr.  Währungsstatistik,  Heft  2,  S.  169. 

ß)  Monetäre  Verw'endung  von  Gold  iind  Silber  in  der 
Zeit  von  1851 — 85,  getrennt  betrachtet  nach  den  zwei  Perioden 
von  1851 — 70  und  1871 — 85,  in  Europa  (fast  dem  ganzen, 
nur  Südosteuropa,  d.  h.  Türkei,  Griechenland  ausgeschlossen)  und 
in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  also  u.  A. 
ausschließlich  der  mexikanischen  und  südamerikanischen  Prä- 
gungen, die  aber  wesentlich  nur  als  Ware,  in  Piasterform  usw’., 
anzusehen  sind  (Sötbeei'). 

Die  beiden  genannten  kleinen  Perioden  werden  hier  ziemlich 
genau  nach  dem  Zeitpunkt  1870  71  getrennt,  wo  die  monetäre  Ver- 
wendung von  Silber  unter  den  Einfluß  des  Währungswechsels 
wichtiger  Staaten,  wie  Deutschlands,  Frankreichs  tritt.  Bei  der  Um- 
rechnung der  Silbermünzprägungen  auf  Gewicht  f.  S.  ist  mit  Eück- 
A.  Wagner,  soz.-ökon. Grundriss,  Bueb!)aiidelsausgalie.  Abteil.  11.  23 
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sicht  auf  allgemeine  Scheidemünzprägung  und  auf  Prägung  von 
Silbermünze  nach  leichtereni  Münzfuß  in  den  Goldwährungsländeru 
in  der  ersten  Periode  von  1851—70  5o,'o,  in  der  zweiten  von  1871—85 
7^/55 7o  schätzungsweise  vom  Nennwert  abgerechnet  worden,  was 
freilich  nur  annähernd  zutreffen  wird.  Der  Nennwert  ist  in  deutschen 
Goldmark,  auch  für  Silber  angegeben. 

Tabelle  XII. 

Münzprägung  1851-85  in  Vergleichung  mit  Neiiproduktiou 

von  Edelmetall. 


Prägung  Nennw-ert  Mill.  Mk.  1851 — 70 

„ „ 1871-85 

1851  — 85 

r?  71 

Präeruiie  Gewicht  1000  kg  1851 — 70 

7 7-  . 

„ ,,  >1  1851-80 

Neues  Produkt,  Gewicht  1000  kg  1851 — 70 

„ » n n 1871-85 

„ „ « « 1801-80 

Prägung  ist  des  Neuprodukts  18  )1 — 70 

„ « 77  1871-85 

77  »1  0 17  17  _ ^ 

„ „ 1851—80 


I)  0 n 

0 

n 10  n 


Gold 

Silber 

12  628- 

3 259 

10  477 

4 247 

23  104 , 

7.506 

4 526i 

17  152 

3 755 

21  825 

8 28L 

38  973 

3 906 

21  157 

2 507 

36  140 

6 413 

57  297 

115,9 

81,1 

149,8 

60,4 

129,1 

68,0 

3 056 

15  357 

1 247 

29  140 

4 303 

44  497 

148,1 

119,9 

301,1 

74,9 

192,4 

87,8 

Gold 

Silber 

Quote 

in  ^0 

79,5  1 

20,5 

70.7  ! 

29,3 

75,5 

24,5 

20.9 

79,1 

14.6 

85,4 

17,5 

82,5  { 

15,6 

84.4 

6,6 

93,4 

10,1 

89,9  ' 

16,0  83,4 

4.1  95.0 

8,8  i|  91.2 


Neues  Produkt,  abzüglich  industr. Ver- 
wendung Gewicht  1000  kg  1851 — 70 
„ „ « 1871-85 

„ „ r 1851—80 

Prägung  ist  o/i.  dieses  Produkts  1851 — 70 
„ n T,  « 18ol-bo 


aa)  Bei  Schlüssen  aus  dieser  Tabelle  auf  den  Umfang  der 
monetären  Verwendung  des  in  den  angegebenen  Peiioden  neu 
gew'onnenen  Edelmetalls  muß  mau  von  einigen  Annahmen  aus- 
gehen, welche  von  der  Wirklichkeit  mehr  oder  weniger,  in  nicht 
genau  bestimmbarem  Maße,  ab  weichen.  Nämlich:  daß  kein  aus 
früherer  Zeit,  vor  1851,  herrührendes  Metall  in  Münz-  wde  in 
anderer  Form,  sondern  nur  das  neu  gewonnene  geprägt 
worden  sei;  ferner,  daß  in  jeder  der  beiden  unterschiedenen 
Perioden  1851 — 70  und  1871 — 85  gerade  das  in  einer  jeden 
produzierte  Metall  und  dieses  auch  vollständig  zur  Prägung 
wenigstens  verfügbar  gewesen  sei,  was  natürlich  genau  auch 
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nicht  zutreffen  kann,  da  das  jeweilig  neu  gewonnene  nicht  voll- 
ständig sofort'  für  die  Münzung  bereit  stand;  endlich,  daß  keine 
Umprägung  von  neuem  in  diesen  Perioden  gewonnenen  und 
darin  geprägten  Metall  vorgekommen  sei,  was  notorisch  eben- 
falls nicht  zutrifft.  Trotz  dieser  Fiktionen  gestatten  die  Daten 
der  Tabelle,  speziell  diejenigen  der  Kolonnen,  welche  das  Ver- 
hältnis der  Gewichtsmenge  des  geprägten  zum  neu  pwonnenen 
und  namentlich  zu  dem  davon  nach  Abzug  der  industriellen 
Verwendung  verfügbaren  Metall  darstellen,  einige  Schlüsse. 
Diese  sind  für  hier  auftauchende,  praktische  und  theoretische 
Fragen  des  Geldwesens  nicht  unrichtig  und  auch  nicht  unwichtig, 
nur  dürfen  dabei  die  Vorbehalte  nicht  vergessen  werden,  welche 
die  Aufstellung  jener  Annahmen  nötig  machen. 

bb)  Betrachtung  des  Golds,  aa)  Es  ergibt  sich,  daß  in  den 
von  der  Tabelle  umfaßten  Ländergebieten,  welche  fast  das  ganze 
in  der  occidentalischen  Weltwirtschaft  für  deren  Metallgeld  wesen 
in  Betracht  kommende  Gebiet  darstellen,  das  neue  Gold  in  der 
ganzen  Periode  von  1851 — 1885  trotz  seiner  gegen  früher  un- 
geheuren Zunahme  nicht  ausgereicht  haben  würde,  um  den 
Münzbedarf,  wie  ihn  die  Münzstatistik  darstellt,  zu  decken; 
natürlich  um  so  weniger,  wenn  die  industrielle  Verwendung  (in 
den  sechs  letzten  Reihen  der  Tabelle)  vom  verfügbaren  Betrage 
abgezogen  wird.  Es  mußte  daher  zu  dieser  Goldprägung  älteres 
Material  mit  verwendet  werden  oder  Umprägung  von  neuen 
Münzen  oder  auch  dies  beides  zugleich  stattfinden,  wie  es  auch 

geschehen  ist. 

ßß)  Beachtenswert  ist  aber  die  Verschiedenheit  der 
Sachlage  in  den  beiden  kleineren  Perioden  von  1851  — 70 
und  von  1871  — 85.  Auch  in  der  ersten,  wo  doch  in  Deutsch- 
land, Skandinavien,  Holland  usw.  noch  Silberwährung  bestand,  in 
anderen  Ländern  mehrfach  Papiergeld,  hat  die  Neuproduktion  von 
Gold  und  zumal  die  davon  verfügbare  Menge  den  Prägebetrag  nicht 
erreicht,  dieser  mußte  also  schon  hier  noch  anderweit  gedeckt 
werden,  bzw.  er  stellt  zum  Teil  nur  Umprägung  dar.  In  der 
zweiten  Periode  von  1871—85  tritt  aber  das  Übergewicht  der 
Prägungen  über  die  Neuproduktion  und  wiederum  vollends  über 
die  ”davon  nach  Abzug  des  industriellen  Bedarfes  verfügbare 
Menge  noch  viel  schärfer  hervor.  Hier  zeigt  sich  der  Einfluß 
der  Verbreitung  der  Goldwährung  und  des  Goldumlaufs,  der  des 
Goldbedarfs  auch  für  die  Papiergeldländer,  welche  zu  Hartgeld 
zurückkehrten.  Hier  haben  eben  auch  umfassende  Umprägungen, 
namentlich  fremder  Goldmünzen  im  Deutschen  Reich,  aber  auch 
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sonst  tatsächlich  stattgefunden.  Es  ergibt  sich  aber  auch,  wie 
dieser  neue  Goldbedarf  für  Prägung,  welcher  gerade  in  die  Zeit 
einer  nicht  unerheblichen  Abnahme  der  Goldproduktion  fiel, 
auf  Geldwesen,  Geldkapital  und  Geldumlauf  anderer  Länder 
drückte  und  Goldknappbeit  hervorufen  mußte.  Die  Bestätigung 
des  Bismarckschen  Worts  von  der  zu  „knappen  Golddecke“  für 
alle.  Daß  dies  Alles  auch  von  der  Seite  des  Golds  her  mit 
auf  die  Veränderung  der  Wertrelation  von  Gold  zu  Silber  zu- 
ungunsten des  Silbers  eingewirkt  und  so  die  Wirkung  auf  diese 
Veränderung  von  Seite  des  Silbers  her  noch  verstärkt  haben 
wird,  ist  wenigstens  möglich  und  nicht  unwahrscheinlich. 

cc)  Beim  Silber  liegen  die  Verhältnisse  ganz  anders.  Im 
Durchschnitt  der  ganzen  Periode  von  1851 — 85  hat  die  Prägung 
nicht  »einmal  das  Neuprodukt  abzüglich  der  industriellen  Ver- 
wendung absorbiert;  nur  in  der  ersten  Zeit  von  1851  70  hat 

sie  es  etwas  überschritten;  in  der  zweiten  Periode  von  1871  85 

hat  sie  nur  davon  an  sich  gezogen.  Hinter  der  gesamten 
Neuproduktion  ist  die  Silberprägung  sogar  schon  in  der  ersten 
Periode  um  in  der  zw^eiten  um  in  der  ganzen  Zeit  um 
fast  zurückgeblieben;  tatsächlich  natürlich  noch  weit  mehr, 
da  eben  auch  hier  Mitverwendung  älteren  Silbers  und  Lm- 
prägung  auch  von  Münzen  neuen  Silbers  stattgefunden  haben. 
Die  Beschränkung  der  Silberprägungen  in  der  zweiten  Periode 
infolge  der  vom  Silber  sich  abwendenden  W^ährungspolitik  und 
der  gleichzeitigen  Zunahme  der  Silber] >roduktion  mußte  so  auf 
den  Silberwert  an  sich  und  im  Verhältnis  zum  Golde  notwendig 
ungünstig  einwirken,  zumal  neben  der  erwähnten  Goldknappheit. 

ß)  Monetäre  Verwendung  von  Gold  und  Silber  in  der 
Zeit  von  1896  — 1900,  unter  Mitberücksichtigung  der 
W^iedereinziehungen  von  heimischer  gleicher  Münze,  bzw. 
der  bloßen  Umprägungen  im  Occident  (ganz  Europa,  ganz 
Amerika),  auch  mit  in  und  für  Afrika,  Australien)  und  im 
Orient  (Asien,  auch  Ostasien), 

Die  Übersicht  hat  wegen  der  Feststellung  der  eigentlichen  Neu- 
P'ägung,  welche  sich  nach  Abzug  der  Einziehungen  und  Umprägui^en 
von  der  gesamten  Prägung  ergibt,  besondern  Wert.  Bei  der  Ein- 
beziehung des  (vornehmlich  ostasiatischen)  Orients  müßte  freilich  das 
dort  mit  für  Prägung  verwandte,  schon  vorher  in  diesem  Gebiet  befind- 
liche alte  Metall  und  das  in  der  Periode  von  1896—1900  dort  gewonnene 
neue,  von  welchem  in  der  Produktionsstatistik  des  Occidents^  jeden- 
falls nicht  alles  eingerechnet  ist,  abgez(»gen  werden,  was  sich  mit 
dem  vorhandenen  Material  nicht  durchführen  läßt.  Auch  so  behält 
die  Übersicht  indessen  als  eine  Probe  der  Ergebnisse  bei  möglichster 
Ausdehnung  der  Statistik  monetärer  Verwendung  auf  den  Orient. 
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ihren  besonderen  Wert.  Für  die  Einzelheiten,  welche  in  der  folgenden 
Tabelle  zusammengefaßt  sind  und  für  die  von  ihm  angegebenen 
Quellen  seines  Materials  s.  Biedermann  a.  a.  O.  (Tabelle  b.  öl). 

Tabelle  XIII. 

Prägung,  Einziehung,  eigentliche  Neuprägung  in  der  ganzen  Welt  in 
Yerlleichung  mit  der  gleichzeitigen  Neuproduktion  von  Edelmetall 

Ton  1896 — 1900. 


i Gold  li  Silber 

L _ 

Gesamte  Prägung  Mill.  Mk.  7767 

Davon  Wiedereinziehung  ...  « 1 

Rest,  eigentliche  Neuprägung  . „ 6060 

Gewicht  dieses  Restes  . . lOOO  kg  fein 
Neue  Produktion  ....  100 ) „ ||  1936 

Die  Neuprägung  ist  dieser  Neuproduk-  ' 

tion J 

■( 

Neuprägung  von  Silber  abzügl.  der  mexi-  ’ 

kanischen  und  südamerikanischen  . . — 

Gewicht  dieser  Neuprägung  . . 1000  kg  — 

Rest  der  Neuproduktion  von  Silber  ahzüg-  ; 
lieh  des  für  mexikanische  und  süd- 
amerikanische Silberprägung  verwen-  I 
deten  Silbers  ....  1000  kg  fein  , — 

Die  übrige  Silberprägung  der  Welt,  abzüg- 
lich dieser  mexikanischen  und  süd- 
amerikanischen, ist  ‘*/o  dieses  Restes  | 
der  Neuproduktion I 

Die  Umrechnung  der  Silberprägungen  aus  dem  Nennwert  in 
Gewicht  sind  etwas  unsicher,  da  • hier  der  Münzfuß  nach  Ländern 
und  Währungssj^stemen  nicht  der  gleiche  ist.  Es  sind  dabei  auch 
hier,  wie  in  der  Tabelle XII,  für  die  gesamte  Prägung  aller  E^der 
Abzug  gemacht,  vielleicht  ein  etwas  zu  starker  Abzug. 
diesen  wäre  das  Gewicht  der  eigentlichen  Neuprägung  16535000  kg 
und  demnach  das  Verhältnis  zur  Neuproduktion  64,2  « o-  Bei  der 
Umrechnung  aus  dem  Handelswert,  d.  i.  nach  der  damaligen  wmk- 
lichen  Wertrelation  von  Gold  zu  Silber  (1376  Mill.  Mk.  nach  Bieder- 
mann), 1 kg  f.  S.  zu  80,3  Mk.  berechnet,  wäre  das  Gewicht  der  Neu- 
nräeung  17,2  Mill.  kg  und  das  Verhältnis  zur  Neuproduktion  bb,7  “(o. 
— In  den  drei  letzten  Reihen  der  Tabelle  ist  für  Silber  allem 
die  Prägung  von  Mexiko  (361,4  Mill,  deutsche  Mk.),  Zentralamenka, 
Bolivia,  Peru,  Chile,  ebenfalls  abzüglich  Einziehungen,  von  der  ge- 
samten Prägung  der  Welt  abgezogen,  das  Gewichtsquantum  genannter 
amerikanischer  Prägung  dann  auch  von  dem  Quantum  der  Neupro- 
duktion abgerechnet  und  so  das  Verhältnis  der  Neuprägung  der 
übrigen  Welt  zur  Neuproduktion  berechnet  worden. 
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Diese  Tabelle  zeigt,  daß  bei  Gold  die  Neuproduktioii  in 
diesen  5 Jahren,  1896—1900,  nicht  ansgereicht  hat,  um  die 
Neuprägung,  auch  nach  Abzug  der  bloßen  Umprägungen,  zu 
decken.  Über  10  (11,7)  mußten  aus  älterem  Golde  hinzu- 

genommen werden.  Bei  Silber  ist  dagegen  knapp  des  neu 
gewonnenen  zur  Prägung  gekommen,  und  dies  nur  bei  Ein- 
rechnung der  Prägungen  in  und  für  Asien,  unter  Abrechnung 
der  mexikanischen  und  zentral-  und  südamerikanischen  Prägung 
(in  den  genannten  Ländern)  noch  weniger  (55,3 ^/q).  Ein  starker 
Silberbetrag,  “ ^ und  mehr  der  Neuproduktion,  blieb  also  über- 
schüssig für  die  industrielle  Verwendung,  die  ihn  aber  bei  Weitem 
nicht  aufnahm,  für  Ostasien,  noch  außer  für  die  dortigen  Prä- 
gungen, verfügbar  oder  er  belastete  in  einstweilen  nicht  ver- 
wendbaren Vorräten  den  Markt.  Der  bleibend  niedrige  Stand 
von  Silber  in  der  Wertrelation  zu  Gold  — im  Durchschnitt  von 
1896 — 1900  33,5:1  — und  das  baldige  noch  weitere  Sinken 
1900  ff.,  wo  die  Verhältnisse  im  ganzen  andauerten,  kann  daher 
nicht  auffallen. 

In  den  Summen  der  Neuprägungen  von  1896  — 1900  von  2980 
Mill.  Mk.  im  Nennwert,  15295000  kg  annähernd  im  Gewicht,  sind 
asiatische  Gebiete  stark  beteiligt,  Britisch-Indien  mit  431,1,  Strait 
Settlements  mit  10,4,  China  mit  81,1.  Hongkong  mit  314,7,  Indo-China 
mit  168,7,  Siam  mit  54,5,  Japan  mit  131,6,  zusammen  (mit  Ceylon) 
mit  1139  Mill.  Mk.,  — über  44%  der  Silberprägung  der  ganzen  Welt, 
abzüglich  der  Silberprägungen  Mexikos  und  der  genaniitoii  anderen 
amerikanischen  Gebiete.  Vom  Rest  von  1421  Mill.  Mk.  kominoii 
allein  auf  die  Vereinigten  Staaten  mit  ihrer  „hinkenden’'  Gold- 
währung 417,5  und  auf  Rußland  461,4  Mill.  Mk,  zusammen  über  HI^/q. 
Die  Silberprägung  der  übrigen  Länder  der  Welt  (wieder  abzüglich 
Mexikos  usw.),  welche  meist  teils  der  wirklichen,  teils  und  über- 
wiegend nur  der  hinkenden  Goldwährung  (Deutsches  Reich,  Frankreich, 
lateinischerMünzbundjü.sterreicli-Ungarn,  Holland,  Skandinavien  usw.) 

: ngeliören.  ist  also,  trotz  der  relativ  noch  starken  Verwendung  von 
Silber  in  den  Gebieten  dieser  bloß  hinkenden  Goldwährung,  der  Neu- 
produktion von  Silber  gegenüber  sehr  gering. 

y)  Monetäre  Verwendung  von  Gold  und  Silber  in  lünf* 
europäisch en  Hauptgebieten  und  in  den  V^er einigten 
Staaten  von  Nordamerika  von  1891 — 95  und  1896 — 1905, 
in  Vergleichung  mit  der  gleichzeitigen  Produktion  von  Edel- 
metall. 

Berechnet  nach  Tabelle  34  im  Anhang  des  reichsstati^t.  Jahrb. 
1907,  S.  63.  Hier  sind  die  Einziehungen  und  Umprägungen  nicht 
abgerechnet,  welche  in  dieser  Zeit  wegen  der  Münzret'ormeii  in 
Großbritannien,  ^storreich-Ungarn.  Rußland,  in  beiden  letzteren  auch 
in  Silber,  bedeutend  waren.  (Bei  Österreich-Ungarn  die  Neuprägung 
ven  1892  an,  bei  Rußland  Goldprägung  ohne  1905,  wofür  die  Zahl 
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Um  zu  Schlüssen  aus  den  Daten  dieser  Tabelle  zu  gelangen, 
muß  man  bei  Gold  abselien  von  der  Umprägnng  adUr^r 
heimischer  Münzen,  welche  allerdings  gerade 
in  erheblichem  Umfange  in  einigen  dieser  Staaten  erfolgt  ist 
(Großbritannien,  Eußland,  Österreich)  und  eben  so  von  dei  Um- 
prägnng von  Münzen  eines  dieser  Staaten  im  anderen,  solcher 
Münzen^  welche  ans  älterem  und  ans  in  der  Periode  selbst  ge- 
wonnenem neuen  Golde  herrühren.  Unter 
welche  sich  aus  diesem  Absehen  von  der  W irkbchkeE  eigeb  , 

- •!..  i_o  in  Hot*  iTfinZfiU 


gelangt  man  zu 

Periode  und  in  ihren  beiden  kleineren  Zeiträumen,  welche  sie 
umfaßt,  neu  gewonnenen  Golde  doch  schon  allem  ^lo 

von  der  Prägung  dieser  sechs,  allerdings  wichtigsten  Staats- 
nud  Wirtschaftsgebiete  des  Occidents,  in  Anspruch  genommen 

1 rr  • j 


dem  Eesnltate,  daß  von  dem  in  der  ganzen 

m-m  ..  ..  


worden  sind,  sogar  in 


dem  Zeitraum  ungemein  gesteigerter 


Goldprodnktion  von  1896-1905.  Eeclmet  man  aber  das  zu 
industrieller  Verwendung  gebrauchte  Gold  ab,  wieder  nni  in 
,1er  — natürlich  nicht  genau  zntreffemlen  — V oraussetzung, 
daß  das  dafür  benutzte  Gold  ganz  aus  dem  Produkt  diesei 
Zeit  herrühre,  so  hat  sogar  die  reiche  Goldproduktion  ^on 
1896-1905  nicht  zur  Deckung  des  Prägebedarfs  dieser  sechs 
Staaten  gereicht,  in  der  Zeit  der  durchschnittlich  nur  wenig 


über  halb  so  großen  Produktion  von 


1891  — 95  bei  Weitem 


nuer  naiu  ^ — 

nicht.  Nur  durch  Mitbenutzung  älteren,  vor  1891  gewonnenen 
Metalls  und  durch  starke  Münzeinziehniigen  heimischer  oder 
fremder  Goldmünzen  ist  so  der  verwendete  Pragestoff  beschaftt 
worden.  Auch  nur  auf  diese  Weise  waren  der  Übergang  Öster- 
reich-Ungarns und  Rußlands  zur  Goldwährung  und  die 
Reformen  im  britischen  Münzwesen  möglich.  Bei  der  gleicli- 
zeitigen  starken  Goldansprägung  von  englischer  Goldmünze  m 
Australien  (1892-1905  allein  für  2416  Mill.  Mk.J  und  in 
den  Vereinigten  Staaten  blieb  für  die  beiden  anderen  Ge- 
biete, Deutsches  Reich  und  Frankreich,  selbst  m der  Zeit 
von  1896— 1905  und  vollends  für  das  übrige  Gebiet  des  Occidents 
und  für  den  ganzen  Orient  nicht  allzuviel  neues,  in  der  ler 
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Tabelle  XIV. 

Prägungen  in  sechs  Hauptstaaten  1891  — 1905,  im  Vergleich  mit  der  gleichzeitigen  Neuproduktion 

von  Edelmetall. 
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behandelten  Zeit  gewonnenes  Gold  übrig.  Diese  Gebiete  mußten 
auf  älteres  Gold  und  auf  das  neue,  aber  erst  durch  Umpragung 
der  Goldmünzen  aus  den  anderen  vier  Ländern  in  der  Tab^le 
zu  gewinnende  Gold  zurückgreifen  für  ihren  Münzbedarf.  Die 
letzte  Reihe  der  Tabelle  zeigt,  was  für  die  erfolgte  Prägung 
von  Goldmünzen  an  der  für  Münzprägung  verfügbaren  neu  ge- 
wonnenen Goldmenge  fehlte.  Die  Verdrängung  des  Silbers^  aus 
der  Geldfunktion  machte  sich  so  doch  fühlbar,  selbst  in  dieser 
Zeit  so  reicher  Goldproduktion,  wde  seit  Mitte  der  1890  er  Jahre. 
Sie  hätte  es  natürlich  noch  viel  mehr  getan,  wäre  nicht  der 
Prägestoff  der  sechs  Hauptgebiete  in  sehr  erheblichem  Maße 
durch  Umprägungen  mit  gedeckt  worden. 

Auch  bei  Silber  haben  solche  Umprägungen  älterer 
Münzen  außerhalb  Nordamerikas  in  den  anderen  Staaten  in  der 
Tabelle,  namentlich  in  dem  zweiten  Zeitraum,  stattpfunden, 
ja  tatsächlich  ist  daraus,  nicht  aus  neu  gewonnenem  Silber,  der 
Prägestoff  größtenteils  genommen  worden.  Selbst  wenn^  man 
davon  auch  hier  absieht,  also  den  Tatsachen  entgegen  annimmt, 
daß  allein  das  neu  gewonnene  Silber  zur  Prägung  benutzt 
worden  sei,  ergibt  sich  aus  den  Daten  der  Tabelle,  wie  gering 
gegenüber  der  Neuproduktion  von  Silber  der  Prägebedarf  war, 
nodi  nicht  in  der  ganzen  Zeit,  etwas  über  in  der  Zeit 
von  1896  — 1905  und  wenig  über  Vio  1891  — 95. 

Hierbei  fällt  die  Silberprägung  der  Vereinigten  Staaten  am 
Stärksten  ins  Gewicht.  Selbst  von  der  nach  Abzug  der  in- 
dustriellen Verwendung  übrig  bleibenden  Neuproduktion  von 
Silber  macht  der  Prägebedarf  nicht  viel  höhere  Quoten  aus; 
auch  1896 — 1905  beträgt  er  wiederum  vornehmlich  wegen  der 
starken  nordamerikanischen  Silberprägung  nur  etwas  über  j 
Daher  der  große  Überschuß  von  Silber  aus  der  Neupro- 
duktion, auch  nach  Abzug  der  gesamten  industridlen  und  der 
in  den  genannten  sechs  Gebieten  erfolgten  monetären  \ erwen- 
dung,  im  Unterschied  zu  dem  Fehlbeträge  bei  Gold,  wie  die 
letzte  Reihe  in  der  Tabelle  zeigt.  Dieser  Überschuß  stand  den 
übrigen  Staats-  und  Wirtschaftsgebieten  zur  Prägung  zur  Ver- 
fügung und  wurde  hier  auch  zum  Teil  dazu  venvendet.  Er  gab 
darüber  hinaus  die  Mittel  zur  Deckung  des  sonstigen  Silber- 
bedarfs für  0 Stasi en,  wie  er  hier  vornehmlich  aus  der  Zahlungs- 
bilanz und  aus  der  Verwendung  für  Schatzsammeln  u.  dgl.^  her- 
vorgeht (s.  11.).  Während  dieser  Silberbedarf  dank  dieser  reichen 
Silberprodiiktion  leicht  gedeckt  werden  konnte,  war  das  bei 
dem  schwächeren,  aber  doch  zeitweise  bemerklichen  ostasiatischen 
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(xoldbedarf  nicht  der  Fall.  Das  drückte  notwendig  etwas  mit 
auf  den  Goldbestand,  auch  den  Goldgeld -K  a p it al  bestand  des 
Occidents. 

d)  Monetäre  Verwendung  von  Gold  und  Silber  in  den 
sechs  Hauptgebieten  der  Tabelle  XIV  in  längeren  Perioden. 

Die  Prägungsstatistik  liegt  aus  den  verschiedenen  Staaten  für 
verschieden  weit  zurückgehende  Perioden  ^'or.  Sie  unterscheidet 
nicht  überall  und  nicht  gleichmäßig  eigentliche  Neuprägung  und 
bloße  Umprägung  (Einziehung  heimischer  Münze  dafür),  bei  dieser 
nicht  immer  genau  solche  einheimischer  und  fremder  Münzen.  Bei 
der  Silberprägung  wird  nicht  stets  Prägung  vollwichtiger,  etwa 
auch  nach  einem  bestimmten  Wertverhältnis  zur  Goldmünze  als  ge- 
setzliches Zahlmittel  dienender  und  anderseits  nach  leichterem  Münz- 
fuß geprägter  Münze  (Scheidemünze)  in  der  Statistik  (soweit  sie  vor- 
liegt)  getrennt,  so  daß  bei  Keduktion  auf  Gewicht  Unsicherheiten 
bleiben  und  die  verwendeten  Gewichtsmengen  mehrfach  nur  an- 
nähernd ermittelt  werden  können.  Das  wird  in  der  folgenden 
Tabelle  XV  mit  c.  (circa)  angedeutet.  Die  Daten  in  dieser  Tabelle 
sind  dem  reichsstatist.  Jahrb  , a.  a.  O.  Biedermanns  gen.  Arbeit  und 
der  österr.  Währungsstatistik  entnommen.  (Tabelle  siehe  S.  363.) 

Im  Deutschen  Reiche  wäre,  von  der  tatsächlichen  erheblichen 
Mitverwendung  älteren  Golds  aus  der  Zeit  vor  1871  abgesehen,  nach  der 
Tabelle  XV  etwa  der  neuen  Goldproduktion  aus  der  Periode  von 
1871 — 1905  in  Anspruch  genommen  worden.  Da  indessen  von  dieser 
Prägemenge  starke  Beträge  zur  industriellen  Verwendung  und  im  Aus- 
lande auch  zurPj  ägung  wieder  eingeschmolzen  worden  sind  — für  öfters 
versuchte  zahlenmäßige  Schätzungen  fehlen  die  Unterlagen  — so  ist 
nicht  diese  ganze  Summe  im  Verkehr  und  vollends  nicht  im  deutschen 
Verkehr,  weil  auch  im  Auslande,  in  Banken  usw.  sich  Summen  davon 
befinden,  wohl  größere,  als  von  fremden  Goldmünzen  im  Deutschen 
Reich.  Tatsächlich  ist  für  die  deutsche  Goldpiägung  Gold  aus  älteren 
deutschen  Goldmünzen  und  in  starkem  Umfang  auch  aus  älteren 
und  der  Periode  vor  1871  an  entstammenden  fremden  Goldmünzen 
mit  verwendet  worden.  Was  so  den  fremden  Ländern  entzogen, 
zogen  diese  jedoch  meist  wieder  von  der  neuen  Guldproduktion  an 
sich,  so  daß  der  Übergang  Deutschlands  zur  Goldwährung  doch  einen 
zwar  unter  der  Neuproduktion  (von  1871 — 1905)  bleibenden,  aber 
doch  immerhin  erheblichen  neuen  Bedarf  von  Gold  darstellt,  ^yelchen 
die  Goldproduktion  im  letzten  Menschenalter  mit  zu  befriedigen 
hatte.  — Die  neue  deutsche  Silberprägung  ist  an  sich  und  gegen- 
über der  Massenproduktion  von  Silber  seit  1871  ganz  geringfügig. 
Sie  hat  dem  neuen  Silber  aber  nicht  einmal  in  dem  kleinen  hier  be- 
rechneten Umfang  (3,1  ®/o)  Unterkunft  ge’währt,  da  sie  tatsächlich  so 
gut  wie  vollständig  aus  dem  Umprägen  der  alten  deutschen  Silber- 
inünzen  des  Taler-  und  Guldenfußes  erfolgt  ist.  Die  deutsche  Silber- 
produktioii  selbst  aus  inländischen  Erzen  allem,  hätte  übrigens  allein 
gerade  etwa  genügt,  das  für  diese  Prägung  erforderliche  Silber  zu 
liefern,  wenn  das  alte  Silbergeld  nicht  verwendet  worden  wäre.  Die 
gesamte  deutsche  Produktion,  einschließlich  derjenigen  aus  fremden 
Erzen,  hätte  etwa  den  doppelten  Bedarf  der  Neuprägung  deutscher 
Silbermünzen  in  der  Reichszeit  decken  können.  Tatsächlich  hat  das 
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Tabelle  XV. 

rrägunjf  und  Edelmetall -Produktion  in  längeren  Perioden. 
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in  dieser  Weise  nicht  verwendete  alte  deutsche  Münzsilber  und  das 
neu  gewonnene  deutsche  Silber  noch  eine  Steigerung  des  Angebots 
über  die  sonstige  Neuproduktion  hinaus  auf  dem  Welt-Silbermarkte 
bewirkt  und  insofern  etwas  zum  Weichen  des  Silberwerts,  speziell  der 
Wertrelation  gegen  Gold,  beigetragen. 

Frankreich  hat,  von  (nur  kleinen)  Wiedereinziehungen  hei- 
mischer Goldmünzen  abgesehen,  über  der  gesamten  Goldproduktion 
der  Welt  zur  Prägung  von  Goldmünzen  im  Frankenfuße  während  der 
in  der  Tabelle  XV  angegebenen  Zeit  herangezogen,  vornehmlich  in 
der  Periode  sinkenden  Goldwerts  seit  1851 — 70,  unter  dem  Einfluß 
seines  bimetallistischen  Systems  nach  der  Relation  von  1 : 15,5.  Auch 
diese  Quote  vermindert  sich  indessen  noch  um  den  Betrag  der  um- 
geprägten alten  Goldmünzen  aus  der  Königszeit  vor  der  ersten  Revo- 
lution. — Die  Silberprägung  erreicht  fast  der  Silberproduktion, 
rührt  aber  größtenteils  aus  der  Zeit  vor  1850  her,  als  Silber  im  Ver- 
kehr ungünstiger  als  nach  der  gesetzlichen  Relation  stand,  daher  mehr 
eingeführt  und  geprägt  wurde,  vornehmlich  in  vollwichtiger  (Kurant-) 
Münze,  5 Franks-Stücken.  Von  diesen  wurde  während  der  Zeit  der 
Aufrechterhaltung  des  bimetallistischen  Systems  bis  1875/78  *^/jo  obiger 
Quote  von  für  nicht  weniger  als  4091  Mill.  Mark,  geprägt,  das 
übrige  meist  in  etwas  leichterer,  kleinerer  Münze.  Nur  noch  einmal 
nahm  die  französische  Silberprägung  etwas  zu,  besonders  1873,  als 
die  Münzung  von  Silber  zur  Relation  von  1 : 15,5  noch  offengehalten 
wurde  und  bei  der  damaligen  für  Silber  schon  ungünstigen  Verkehrs- 
relation Silber  zur  Münzstätte  in  größerem  Maße  strömte.  Das  war 
der  praktische  Hauptanlaß  zur  Beschränkung  (1875),  dann  zur  Ein- 
stellung (1878)  der  freien  Silberprägung.  Seitdem  ist  die  französische 
Silberprägung  unbedeutend,  von  der  Weltproduktion  nicht  1^2  ®/o  und 
erfolgt  nicht  mehr  in  (nach  der  alten  gesetzlichen  Relation)  vollwich- 
tigen 5 Franks-Stücken. 

Bei  der  besonderen,  auch  für  WäLrungsfragen  prinzipiellen  Be- 
deutung der  französischen  Prägungsstatistik  im  19.  Jahrhundert  und 
des  französichen  Münzumlaufs  werden  hier  (nach  Sötbeer  und  anderen 
der  oben  genannten  Quellen)  noch  einige  weitere  Daten  eingereiht. 


Tabelle  XVI. 
Französische  Prägung. 


Gold 

Silbe 

Mill.  Fr. 

Mill.  Fr. 

1795—1825 

918 

1610 

1825—1830 

53 

631 

1830—1848 

216 

1750 

1848—1850 

132 

412 

1850—1870 

6435 

589 

1871—1878 

876 

366 

Die  immerhin  absolut  und  relativ  starke  Goldprägung  unter 
Napoleon  I.  zuerst,  die  schwache  unter  Karl  X.,  Louis  Philipp,  die 
riesige  unter  Napoleon  III.,  umgekehrt  die  sehr  starke  Silberprägung 
unter  Karl  X.  und  Louis  Philipp,  die  schwache  unter  Napoleon  III. 
treten  frappant  hervor.  Sie  erklären  im  französischen  Münzumlauf 
die  Verbreitung  der  5 Franks-Stücke  mit  dem  Birnenkopf  des  Bürger- 
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königs  und  der  „Napoleon  d’ors“  mit  den 

und  dritten  Napoleon  und  mit  des  letzteren  Yp,rrrddumS  nur 
den  1830er  Jahren  schätzte  man  m Frankreich  den  Goldumlaut  nur 

In  Großbritannien  ist  in  der  Tabelle  XV  ,'^'1 
Goklnräo-uue  zur  einheimischen  hmzugerechnet  {18oo— lJUo  rnu 
?806  MilL  x\lfrk)  und  zugleich  die  Einziehung  bnttsc^  Go  dmunzen 
abgerechnet.  Auch  mit  diesem  Abzug  ergibt  sich,  daß  ^ 

und  ^1  des  seit  1816  neu  gewonnenen  Golds  durch  deu  britischen 
Prägestempel  gegan^^  isf.  Die  Bedeutung  des  eigentlich  (unter 
den^großeu)  einzigeii  wirklichen  Goldwährungslandes  und  der  wirt- 
schafüichcii  Welt^ellung  dieses  tritt  dann  hervon  \ on  dem  eigenen 
Kolonialgold“  aus  Australien  und  Südafrika  (das  Transvaalgold  scho 
fiU-  die  Zeit  des  Burenstaats  dazugeschlagen)  ist  ^ 

britische  Münze  verwandelt  worden.  Auch  bei  diesen  Q 

nungen  ist  freilich  von  Mitverwendung  älteren  Golds  abgesehen.  ^De^ 

Umlauf  dieser  britischen  Münze  erstreckt  sich  ferner  t • j„_ 
da“  Mutterland  hinaus,  mit  auf  die  Kolonien  und  f feinden  Lander 
und  ist  teilweise  hier  und  für  industrielle  \ erwendung  davon 

viel  eingeschmolzen  und  umgeprägt  worden  - ^ “ ®7füf  dil 

war  in  dieser  ganzen  Zeit  seit  1816  unbedeutend  und  kommt  tur  die 

Verwendung  des  neu  gewonnenen  Silbers  fast  nicht  m e ra  , 
Englands  Charakter  als  reinen  Goldwährungslands  - ij. 

^ In  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  hat  de 

gewinnung,  doch  ohne  Abzug  für  ^lünzeinziehungen  dieselbe^ 
wie  in  Großbritannien  nach  solchem  Abzug  und  danach 
von  der  gleichzeitigen  Goldproduktion  der  Welt  fast  die  gleiche  Quote 
w°e  Tn  Wrem  Lande  erreicht,  wiederum  von 
älteren  Golds  (auch  aus  fremden  Goldmünzen)  abgesehen.  Ebenfalls 
unter  die^ier  Voraussetzung  würde  die  Goldprägung,  einschließlich  de  - 

TnTgen  vo“  Beginn  der  kalifornischen  Goldgewinnung  den  ganzen 

Sg  dieser  und  der  übrigen  Goldgewinnung  im  Gebiete  der  \ er- 
eSgten  Staaten  erreicht  haben.  Von  diesem  Prägebetrage  ist  aber 
auch  wieder  viel  zur  industriellen  Verwendung  und  zur  Gmprasu  | 
im  Auslande  in  den  Schmelztiegel  gevmndert  und  sonst  ^ 

im  inländischen  Umlauf  geblieben.  - Die  Silberpragung  ist  m den 
Vereini“-teii  Staaten  nach  der  französischen  von  den  hier  aufgcfuhrtcii 
LSern  die  größte  und  auch  bis  iu  die  Gegenwart  hochgeWiebeu 
Sie  hat  immerhin  etwa  der  V\  eltproduktion  und  . 

eigenen  neuerlich  so  bedeutenden  Produktion  des  Landes  in  Anspi.^^^^ 
genommen.  Mehr  noch  mit  Hinzurechnung  der  J"’: 

Staats  erfolgten  Ankäufe  ungeprägt  gebliebenen  Silbers,  -^ber  zu 
Hochhaltung  des  Silberwerts  und  der  Relation  von  Silber  zum  Golde 

hat  doch  auch  diese  Verwendung  nicht  entfernt 

Die  Goldprägung  Rußlands,  welche  ira  ganzen  IH.  Jahihunclert 
bedeutend  warf  hat  der  Wkltproduktion  und  noch  etwas  mehr  als 
die  gesamte  russisch -sibirische  beansprucht.  Davon  ist  aber  eben- 
falls^ein  großer  Betrag  ins  Ausland  abgellossen.  - Silb er  irait 

unsicheren  Zahlen)  ist,  unter  dem  Miteiutluß  der  1 apiergeldwirtscha  , 
die  Prägung  seit  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  (186Ü)  doch  nur  gi^’r'ug 
und  ohne  Bedeutung  für  die  Unterkunft  der  groben  neuen  Nlhei- 
produktioii  gewesen.  Tatsächlich  wegen  Umpragungen  heiini^cliii 

Münze  noch  geringer  als  nach  der  Quote  in  der  labeile  A\  . 
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In  Üsterreicli-Ungarn  hat  die  Münzreform  der  neuesten 
Zeit,  der  Übergang  zur  Goldwährung  (bzw.  die  Vorbereitung  dazu) 
vom  neuen  Golde  der  Periode  nur  c.  6®  o be^ansprucht,  tatsächlich 
wegen  Mitverwendung  älteren  Golds  noch  weniger,  kaum  */a  der 
deutschen  gleichen  Maßregel.  Im  Lande  ist  freilich  der  Geldumlauf 
bei  Weitem  nicht  in  dem  Maße  wie  im  Deutschen  Reiche  mit  Gold 
gesättigt.  Die  heimische  Goldproduktion,  obwohl  die  bei  Weitem 
größte  in  Europa,  hat  zum  Prägebetrage  doch  nur  wenig  beigetragen, 
noch  nicht  Vs?  Siuch  Oesterreich-Ungarn  mußte  das  weitere  Gold 
zum  größten  Teil  erst  aus  der  übrigen  Welt  zu  seiner  Reform  heran- 
ziehen. Den  Silberbedarf  für  seine  neuere  kleine  Silberprägung 
hätte  es  aus  seiner  gleichzeitigen  heimischen  Produktion  zu  über  ^ 4 
decken  können.  Das  alte  Silbergeld  ist  aber  zum  Teil  mit  bloßer 
Änderung  seines  Nennwerts  in  Umlauf  gebliel)eu. 

Eine  Zusammenfassung  der  Ergebnisse  für  die  sechs  Gebiete 
der  Tabelle  XV  ist  wegen  der  ungleichen  Länge  der  Perioden, 
auf  w'elche  sich  die  Prägungsstatistik  bezieht,  nur  begrenzt  und 
bedingt  möglich;  dies  auch  noch  mehr,  weil  gerade  die  Münzen 
dieser  Staaten  vielfach  zu  industrieller  Verwendung  und  nament- 
lich zur  Umprägung  in  Münzen  eines  der  anderen  eingeschmolzen 
worden  sind.  Sieht  man  hiervon  ab,  so  kann  man  indessen 
allenfalls  das  Gesamtgewicht  der  Prägungsmengen  dieser  sechs 
Gebiete  mit  dem  Gesamtgewicht  des  neu  gewonnenen  Golds 
und  Silbers,  etwa  von  1801 — 1905,  vergleichen  und  danach 
berechnen,  wdeviel  von  diesem  Gewicht  durch  die  in  der  Tabelle 
XV  zusammengestellte  Prägung  der  sechs  Staaten  in  den  Zeit- 
räumen, in  welchen  diese  Prägung  bei  jedem  einzelnen  statt- 
gefunden hat,  in  Anspruch  genommen  ist.  Das  gibt  w^enigstens 
ein  ungefähres  Bild  der  monetären  Verwendung  der  neu  ge- 
wonnenen Edelmetalle  im  19.  Jahrhundert  bis  1905.  Soweit 
dabei  industriell  und  monetär  verwendetes  Edelmetall  anderer 
als  dieser  sechs  Länder,  wolches  aber  aus  Produkt  aus  der  Zeit 
nach  1801  herrührt,  mit  zur  Prägung  in  den  sechs  Staaten  ge- 
langt ist,  stört  das  die  Berechnung  nicht.  Nur  dasjenige  in 
diesen  sechs  Staaten  geprägte  Edelmetall,  welches  aus  anderen 
Ländern  und  zugleich  aus  früherer  Produktion  vor  1801  her- 
rührt und  sich  nicht  mit  in  Anschlag  bringen  läßt,  bildet  wieder 
einen  Betrag,  von  dem  hier  abgesehen  werden  muß.  Um  diesen 
würde  sich  aber  tatsächlich  die  monetäre  Verwendung  von 
neuem,  aus  1801  — 1905  herstammenden  Produkt  in  den  sechs 
Ländern  gegen  den  aus  den  folgenden  absoluten  und  relativen 
Zahlen  (Quoten)  sich  ergebenden  Betrag  vermindern.  So  gewinnt 
man  folgende  Übersicht. 
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Tabelle  XVI. 


Summe  der  Prägung  in  (len  sechs  Staaten,  wesentlich  im  19.  Jahr- 
hundert, in  Vergleichung  mit  der  Produktion. 


Gold  1 

Silber 

j 

Gewicht  fein,  in  IGX)  kg  der  Prägemengen  ' 
in  den  .sechs  Staaten  in  den  Perioden 

der  Tabelle  XV 

Neue  Produktion  von  1801 — 1905,  1000  kg  1 
Prägung  ist  »/„  hiervon 

1 

f 15505  1 
\ 14910  ) 
13781  1 

, 1 112,2  \ 

1 108,6  1 

i c.  58  600 
183183 
32,0 

'1 

Bei  Gold  bedeutet  die  erste  Zahl  die  gesamte,  die  zweite  die- 
ienige  Neuprägung,  welche  nach  Abzug  der  heimischen  amtlichen 
Wie^ereinziehung  im  Deutschen  Reich  und  m Großbritannien  von 
der  gesamten  Prägung  in  den  sechs  Staaten  sich  ergib  . 


Hiernach  hätte,  unter  all  den  angegebenen  Vorbehalten, 
die  Goldprägung  dieser  sechs  Hauptgebiete  allein  und  selbst  nur 
in  denjenigen  Zeiträumen,  auf  w’elche  sich  die  Statistik  in  dei 
Eabelle  XV  bezieht,  immer  schon  die  gesamte  Xeupro- 
duktion  von  Gold  etwas  übertroffen,  vom  Silber  dagegen 
nur  knapp  der  Xeuproduktion  umfaßt.  Doch  ist  in  letzterer 
Hinsicht  zu  bedenken,  daß  die  deutsche  und  österreichische 
Silberprägung  vor  dem  Übergang  zur  Goldwährung  und  die 
russische  vor  1800  nicht  mit  einbegriffen  sind.  Zur  industriellen 
Verwendung  in  diesen  sechs  Staaten  und  anderswo,  ferner  zur 
Goldyirägung  in  der  übrigen  eit  w'äre  also  von  dem  neu  ge 
wonnenen  Golde  nichts  übrig  geblieben.  Dafür  mußte  das  in 
den  sechs  Staaten  gemünzte  Gold  mit  verwendet,  der  erforder- 
liche Betrag  davon  wieder  eingeschmolzen  w'erden.  Das  neu 
gewonnene  Massensilber  stand  dagegen  zu  für  alle  solche 
anderweite  Verwendung  ^einschließlich  derjenigen  für  Silber- 
prägungen  früher  in  Deutschland,  Österreich,  Rußland)  noch  zui 
Verfügung.  Was  eventuell  von  diesen  Verwendungen  nicht 
beansprucht  wurde,  belastete  den  W eltmarkt  und  drückte  auf 
den  Silberwert  und  die  Wertrelation  zuungunsten  des  Silbers 
dann  um  so  mehr,  — soweit  es  nicht  Verwendung  im  Orient, 
besonders  im  ostasiatischen,  fand  und  da  dauernd  festgehalten 

wurde. 

4.  Dritte  Verwendung  von  Edelmetall  des  Occidents. 
Als  eine  solche  kann  vom  Standpunkt  des  Occidents,  seiner 


I 
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Edelmetallproduktion  und  seines  Metallgeld wesens  aus  betrachtet, 
neben  der  industriellen  und  monetären  Verwendung  des  im 
Occident  gewonnenen  und  aus  dem  Orient  dorthin  gelangenden 
und  verbleibenden  Edelmetalls  angesehen  werden:  Die  Abströ- 
mung occidentalischen  Edelmetalls,  besonders  Silbers, 
aber  doch  auch,  zumal  neuerdings,  Golds,  nach  dem  fernen 
Orient,  speziell  dem  ostasiatischen,  namentlich  Indien,  China, 
zum  dauernden  Verbleiben  dieses  Metalls  daselbst. 
Diese  Verwendung  stellt  sich  aber  im  Unterschied  zu  den  beiden 
anderen  als  ein  im  Wesentlichen  definitiver  Verlust  des  be- 
treffenden Metallbedarfs  für  den  Occident  dar.  Dieses  abströ- 
mende und  im  Ganzen  im  Orient  verbleibende  Metall  ist  von 
demjenigen  zu  unterscheiden,  welches  außerdem  vorübergehend 
etwa  im  interoccidentalisch-orientalischen  Verkehr  abfließt,  aber 
auch  in  diesem  Verkehr  wieder  zurückfließt.  Eür  dieses  Metall 
und  seine  internationale  Bewegung  machen  sich  dieselben  Ein- 
flüsse zwischen  Occident  und  Orient,  wie  innerhalb  des  ersteren 
zwischen  seinen  verschiedenen  Wirtschafts-  und  Staatsgebieten 
geltend.  Der  „ostasiatische  Edehnetallabflnß“  aus  dem  Occident 
hat  einen  anderen  Charakter,  weil  andere  dauernde  Ursachen. 
Deshalb  ist  es  richtiger,  ihn  danach,  daher  als  Abgang,  Ver- 
lust, nicht  als  Verwendung,  wie  die  für  Industrie  und  Geld- 
wesen des  Occidents  selbst,  aufzufassen  und  im  folgenden  Ab- 
schnitte mit  zu  betrachten. 

B.  Abzüge  oder  Verluste  von  Edelmetall  im  Occi- 
dent und  für  ihn.  Sie  sind  dreierlei  Art:  1.  zufällige  durch 
I Verlorengehen,  Vergraben,  2.  notw^endige,  wenigstens  im  Prinzip, 

wenn  auch  nicht  dem  Maße  nach,  durch  Abnutzung  sowohl  von 
Gerät  u.  dgl.  als  von  Münzen  und  durch  reellen  Stoffverbrauch 
in  den  Gewerben,  ohne  verbleibende  oder  wieder  verwexdbare 
Beste,  3.  Abgang  von  Edelmetall  aus  dem  Occident  in  den 
Orient,  vornehmlich  den  ostasiatischen,  mit  der  Zweckbestimmung 
oder  wenigstens  der  Folge  des  in  diesem  Gebiete  dann  dauernden 
Verbleibens. 

1.  a)  Zufälliges  Verlorengehen,  besonders  durch  Un- 
fälle  zur  See,  auch  im  Seekriege,  in  Bränden  u.  dgl.  findet 
natürlich  immer  etwas  statt,  oft  dann  mit  der  Unmöglichkeit 
des  Wiedererlangens  oder  doch  wieder  nur  eines  Zufällen  zu 
verdankenden.  Für  eine  auch  noch  so  vage  Schätzung  des 
Umfangs  solcher  Verluste  und  Wiedererlangungen  in  Zahlen  fehlt 
es  an  Unterlagen,  zumal  für  längere  Perioden,  auch  für  An- 
schläge von  Quoten  dafür  von  Produktionsmengen. 
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Namentlich  Seeverluste  haben  zu  allen  Zeiten,  auch  besonders 
seit  der  Entdeckung  Amerikas  und  seiner  Metällsendungen  nach 
Europa,  eine  gewisse  auch  quantitativ  nicht  ganz  geringe  Bedeutung 
gehabt  und  sind  selten  alsbald  oder  später  durch  Auffindung  des  Ver- 
lorenen wieder  wett  gemacht  worden.  Ob  solche  Verluste  heute  größer 
oder  kleiner  als  ehedem  sind,  bei  viel  regerem  Metalltransporte, 
auch  über  See,  aus  den  fernen  Gold-  und  Sübergebieten,  nach  Europa, 
Nordamerika,  Asien,  Afrika  oder  anderseits  bei  Verringerung  der  See- 
o-efahr  durch  Verbesserungen  der  Schiffahrt,  läßt  sich  kaum  bestimmen. 
Kleine  sonstige  Verluste,  z.  B.  von  Geldstücken,  Schmucksachen  lassen 
sich  natürlich  noch  weniger  dem  Umfang  nach  schätzen,  bilden  aber 
großenteils  keine  reellen,  weil  das  Verlorene  oft  von  Andern  wieder 
gefunden  wird. 


b)  Verstecken,  besonders  Vergraben  von  Münzen,  Schmuck- 
sachen, Geräten,  hat  notorisch  in  ganzen  Zeitaltern  eine  nicht 
unerhebliche  Bolle  gespielt,  besonders  in  unruhigen  Kriegszeiten 
u.  dgl.  Das  kommt  immer  wieder,  auch  heute  noch  in  solchen  i 

Zeiten  v'or,  wenn  auch  im  Allgemeinen  seltener  und  nicht  so 
unifangi’eich.  Vieles  davon  ist  wenigstens  kein  bleibender,  v enn 
auch  oft  erst  durch  viel  spätere  Wiederaufrindung  sich  ausglei- 
chender Verlust  („Schatzsuchen“,  Schatzgraben,  Schatzfinden).  Als 
allgemeinere  Sitte  kommt  das  Ansammeln  von  Edelmetall,  Münzen 
als  Vermögensanlage,  das  etwaige  Verstecken  davon,  woraus 
dann  leicht,  bei  Todesfällen  usw.,  ein  Verlorengehen  hervorgeht, 
in  unseren  Kulturländern  wohl  zwar  gelegentlich  immer  noch 
etwas,  aber  mit  der  Entwicklung  der  Bechtssicherheit  und  des 
Kreditwesens  immer  weniger  vor,  im  Unterschied  zu  Ostasien. 
Geldansammlungen,  immer  mehr  auch  bei  kleinen  Leuten,  Land- 
leuten nehmen  eben  den  Charakter  der  Kapitalbildung  an  und 
verlieren  den  der  bloßen  Vermögensbildung.  Eine  zahlenmäßige 
Schätzung  von  wirklichen  Verlusten  von  Edelmetall  für  irgend 
eine  Geschichtsperiode,  irgend  welche  Länder  und  längere  Zeit- 
räume ist  unmöglich.  Im  Laufe  der  Jahrhunderte  und  Jahr- 
tausende mögen  aber  immerhin  auch  im  Occident,  wie  durch 
die  Umstände  unter  a,  nicht  ganz  unerhebliche  Wei’tbeträge  ver- 
loren gegangen  sein,  für  kürzer  oder  länger,  auch  für  immer. 

2.  Verlust  durch  Abnutzung,  reellen  Stof fverbrauch. 

Er  ist  mehr  oder  w^eniger  unvermeidlich. 

a)  Insbesondere  gilt  dies  von  der  Abnutzung  von  Münzen, 
welche  viele  Hände  durchlaufen,  auch  von  Gebrauchs-  und 
Schmuck  gegenständen,  Geräten  u.  dgl.,  welche  stark  benutzt 
werden  (Eßbestecke,  Löffel,  Binge,  Ketten,  Uhren,  weniger  Andres). 

Im  reinen  -Zustande  sind  Gold  und  Silber  relativ  weich  und 
solcher  Abnutzung  dann  stärker  unterworfen.  Die  Vennischung 
A.  Wagner,  soz.-Ökon.  Grundriss,  Buchhandelsausgabe.  Abteil.  II.  24 
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mit  einem  anderen  Metall,  besonders  mit  Kupfer,  in  gewissen 
Proportionen,  bei  Münzen,  auch  Geräten,  Schmuck,  hat  den 
Erfolg  und  dient  zum  Teil  absichtlich,  neben  anderen  noch  mit- 
spielenden Zwecken,  dem  Zweck,  das  Metall  zu  härten  und 
so  widerstandsfähiger  zu  machen  (Legierung,  Beschickung  der 
Münzen).  Die  allgemeine  sonstige  große  Widerstandsfähigkeit 
gerade  der  Edelmetalle  gegen  Einflüsse  der  Natur  kommt  auch 
hier  in  Betracht.  Aber  eine  gewis.se  Abnutzung  bleibt  unver- 
meidlich. Bei  Gegenständen  im  beständigen  Gebrauch  in  längeren 
Zeiträumen,  wie  vielfach  Münzen,  auch  einzelne  Geräte  und 
Schmucksachen,  wo  auch  die  Reinigungsarbeiten  mit  einwürken, 
summieren  sich  allmählich  die  minimalen  Abnutzungsquoten  im 
einzelnen  kurzen  Zeitraum  doch  zu  größeren  Beträgen  auf  die 
Länge.  Zahlenmäßige  Schätzungen  sind  aber  auch  hier  weder 
für  die  absoluten  Wertbeträge  der  Verluste,  noch  für  die  relativen, 
als  Quoten  von  Produktionsmengen  (und  Vorräten)  bei  Gerät- 
und  Schmucksachen  u.  dgl.  so  gut  wie  unmöglich  und  bei  Münzen 
nur  sehr  bedingt  statthaft. 

b)  Speziell  für  die  Abnutzung  von  Münzen  (Verschleiß) 
lassen  sich  einige  deduktive  Schlüsse  als  Regeln  aufstellen,  welche 
durch  Erfahrung,  Münzproben,  bestätigt  werden,  a)  Je  kleiner  die 
Wertbeträge  der  Münzen  sind  und  je  häufiger  sie  daher  tatsäch- 
lich körperlich  gebraucht  werden  im  Zahlen,  Zählen,  Tragen 
unter  gegenseitiger  Reibung  der  Stücke  in  Geldbeuteln  usw., 
desto  stärker  ist  ceteris  paribus  die  Abnutzung.  Daher  stärker 
bei  Silber-  als  bei  Goldmünzen,  bei  kleinen  als  bei  großen,  groben, 
bei  Scheide-  als  bei  Kurantmünzen.  ß)  Neue,  namentlich  mit 
scharfem  Gepräge  versehene  Münzen  nutzen  sich  etwas  stärker 
als  ältere  bereits  abgeschliffene  ab.  y)  Bei  reiner  Geld-  und 
Münzwirtschaft  erfolgt  im  Llnterschied  von  Kreditwirtschaft  mit 
zahlreichen  Surrogaten  der  Münze,  Papiergeld,  Banknoten,  Schecks 
usw.  und  Zahlungseinrichtungen  des  Bankwesens  u.  dgl.  eine 
stärkere  Abnutzung,  weil  der  unmittelbare  körperliche  Gebrauch 
der  Münzen  dort  mehr,  hier  weniger  stattfindet.  Es  kommt 
daher  hier  auch  mit  auf  die  Größe  der  Surrogate  an,  kleine 
Papiergeld-,  Banknotenstücke  neben  oder  statt  größerer,  d)  Da- 
her wohl  im  Allgemeinen  früher  stärkere,  heute  schwächere  Münz- 
abnutzung, wo  die  Münze  jetzt  oft  lange  ruhig  in  den  Kassen, 
als  Baarfonds  für  Geldsurrogate,  unberührt  liegt.  Insofern  eine 
günstige  Einwirkung  der  Kredit-  und  Bankorganisation  auf  ^ er- 
minclerang  der  Verluste  im  Metallgeldwesen.  £)  Eine  Bezifferung 
des  Abnutzungskoefficienten  von  Münzen  im  Durchschnitte  von 
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Zeiträumen  ist  nicht  unmöglich,  immerhin  im  Ergebnis  nur  bei 
nicht  immer  ausführbaren  Massenproben  sicherer  (am  besten  bei 
größeren  Einziehungen,  wie  sie  zwecks  Umprägungen  und  Münz- 
reformen erfolgen,  wie  in  den  1870  er  Jahren  in  Deutschland, 
in  den  1890  er  in  England).  Aber  ein  Schluß  daraus  auf  lauge 
Zeiträume  zurück  oder  für  lange  w^eiter  hinaus  selbst  im  selben 
Lande  und  auf  andere  Länder  ist  gewagt,  weil  eben  die  maß- 
gebenden Momente,  körperlicher  Münzgebrauch,  Abreibungs- 
verhältnisse, Münzsurrogatwesen,  immer  wieder  andere  waren  und 
sind.  Daher  können  Schätzungen  der  Gesamtverluste  von  Edel- 
metall durch  Abnutzung  der  Münzen  für  lange  Perioden  doch 
nur  ganz  unsicher  vorgenommen  werden.  Bestimmte  Z'.hlen  dafür 
in  die  Statistik  der  Abgänge  einzusetzen,  bleibt  gewagt. 

Sötbeer,  Materialien  über  Edelmetalle.  2.  Aufl.,  S.  31.  Früher 
wurde  die  Stärke  der  Münzabnutzung  w'ohl  überschätzt,  aber  sie  war 
doch  auch  wohl  etwas  größer  als  später.  Annahmen  nach  neueren 
Proben  sind  für  größere  Goldmünzen  0,15 — 0,2 — 0,3  und  etwas  darüber, 
bei  kleineren  0,8—1  pro  Mille,  bei  größeren  ^oben  Silbermünzen 
0,2— 0,3  und  mehr,  bei  kleineren  1—1,6  pro  Mille  im  jährlichen  Durch- 
schnitte. Für  die  Proben  kommt  auch  in  Betracht,  daß  die  etwas  über 
dem  gesetzlichen  Fuß  (mit  „Remedium“  im  Plus)  ausgegebenen  Münzen 
mehr  aus  dem  Verkehr  gezogen  werden,  daher  der  wirkliche  Münz- 
umlauf mehr  aus  etwas  mindergewichtigen  Münzen  (mit  dem  Remedium 
im  Minus)  besteht,  die  später  geprüften  Münzen  also  oft  von  Anfang 
an  nicht  ganz  den  vollen  Gehalt  hatten.  Einschließlich  zufälliger 
Verluste,  wofür  Schätzungen  natürlich  ganz  in  der  Luft  schweben, 
schätzte  Sötbeer  den  Abnutzungsverlust  an  Gold  für  1851 — 85  auf 
24000  kg.,  jährlich  auf  c.  700  kg  oder  von  der  Neuproduktion  dieser 
Periode  auf  etwa  4 Promille  jährlich.  Vom  Münzvorrat  in  der 
Kulturwelt,  um  1885  mit  c.  13  Milliarden  Mark  oder  c.  U/g  Mül.  kg, 
schätzt  er  die  Münzabnutzung  auf  höchstens  7 — 800  kg  jährlich  oder 
etwa  ®“/oo  her  Münzmenge,  bei  Silber  auf  30000  kg,  noch  nicht 
2%  der  damaligen  Silberproduktion  und  etwa  Silbergelds. 

Für  kiirze  Zeiträume  eines  und  mehrerer  Jahre  kann  man 
diese  Verluste  bei  ihrer  Kleinheit  unberücksichtigt  lassen,  für 
längere  und  ganz  lange,  Jahrhimderte  umfassende  nicht  wohl, 
weil  sie  sich  im  Lauf  solcher  Zeit  doch  zu  nicht  unerheblichen 
Beträgen  summieren.  Bei  der  großen  Unsicherheit  jedes  zahlen- 
mäßigen Anschlags  dafür  kommt  aber  leider  in  jede  Statistik 
der  Vorräte,  von  Edelmetall  überhaupt  und  nach  seinen  beiden 
Hauptverwendungen,  unvermeidlich  ein  Element  der  Unsicherheit, 
wenn  man  den  sonst  naheliegenden  Weg  einer  Ermittlung  von 
Vorräten  in  bestimmten  Zeitpunkten  durch  Abzug  dieser  Ver- 
luste vom  Produktionsquantum  einschlägt. 

24* 
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c)  Reeller  Stoffverhraucli  in  der  Industrie.  Darunter 
ist  hier,  im  Unterschied  zur  Herstellung  A'on  Schmuck-,  Gerät- 
sachen u.  dgl.  m.  zum  andauernden  Gebrauch,  wo  nur  die  er- 
wähnte Abnutzung  als  Verlust  in  Betracht  kommt,  eine  solche 
Verwendung  von  Edelmetall  zu  verstehen,  welche  unmittelbar 
den  Stoff  desselben  vernichtet  oder  in  solchen  Verwendungen 
gebraucht,  in  denen  er  sich  verflüchtigt,  in  zu  kleine  Teile  auf- 
lüst, um  eine  "Wiederverwendung  zu  gestatten,  wenn  diese  in 
manchen  Fällen  bei  entwickelter  Extrahiertechnik  auch  nicht  ganz 
fehlt.  Es  gehört  daher  besonders  mit  dahin,  was  zu  Vergol- 
dungen und  Versilberungen,  als  Blattgold  u.  dgl.  dient.  Ein 
Teil  des  gesamten  industriell  verwendeten  Edelmetalls  wird  so 
alsbald  reell  verbraucht  und  stellt  einen  eigentlichen  Verlust 
an  der  vorhandenen  Metallnienge  dar.  Wie  groß  dieser  Teil 
gegenwärtig  wenigstens  ungefähr  ist,  hat  man  erst  in  neuester 
Zeit  zu  ermitteln  gesucht,  aber  doch  nur  unsicher  und  für  wenige 
Gebiete  ermitteln  können.  Die  betreffende  Quote  auf  frühere, 
vollends  weiter  zurückliegende  Perioden  zu  übei-ragen,  ist  bei 
vielfacher  Verschiedenheit  der  bezügliclien  Verhältnisse  nicht 
wohl  ziüässig.  Es  fehlt  daher  wieder  ein  für  längere  Zeiträume 
dem  Betrage  nach  nicht  unwichtiger  Posten,  den  man  kennen 
müßte,  um  ihn  in  die  Schätzungen  der  reellen  Abgänge  und 
von  da  wieder  der  Vorräte  einsetzen  zu  können.  Jede  Beziffe- 
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rung  beruht  auf  zu  unsicherer  Grundlage. 

Lexis  glaubt  auf  Grund  neuerer  Erfahrungen  in  Amerika, 
Deutschland  u.  a.  L.  20%  des  industriell  v.irwendeten  Golds  für  die 
Gegenwart  für  derartige  reelle  Verluste  annehmen  zu  können,  ^'700 
oder  50  Mill.  Mark,  das  wäre  fast  18000  kg  f.  G.  der  mutmaßlichen 
Gesamtvorräte  von  Gold  in  jeder  Form  jährlich.  Das  wäre  immerhin 
selbst  von  der  großen  neuesten  Goldproduktion  (1890er  Jahre)  6«  o- 

Bei  der  auch  für  heute,  vollends  für  frühere  Zeit,  auch  in 
der  Periode  seit  1500  anzuerkennenden  Unsicherheit  der  Statistik 
der  Edelmetallproduktion  ist  es  wiedermn  für  kürzere  Zeiträume 
allenfalls  zulässig,  von  der  Berücksichtigung  auch  dieser  Ver- 
luste abzusehen.  Denn  es  ist  ja  ungewiß  genug,  ob  nicht  die 
Produktionsstatistik  Fehler  solcher  Größe  enthält.  Dabei  würde 
dann  freilich,  wenn  die  wirkliche  Produktion  um  eine  solche 
Ziffer  schon  überschätzt,  also  reell  kleiner  sein  sollte,  der  Fehler 
sich  verdoppeln,  nur  im  andern  Fall  sich  ausgleichen.  Für 
längere  und  ganz  lange  Perioden  sind  diese  Verluste  doch  zu 
groß,  um  sie  zu  ignorieren,  aber  leider  eben  so  ganz  unsicher 
zur  Ziffer  zu  bringen.  Ein  abermaliger  Mangel  aller  auf  die 
vorhin  angedeutete  Weise  operierende  Vorratsstatistik. 
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3.  Der  definitive  Verlust  des  Occidents  an  Edel- 
metall durch  den  Abfluß  von  Edelmetall,  besonders 
Silber,  aus  dem  Occident,  namentlich  in  den  fernen  r>rient, 
vornehmlich  nach  Ostasien  und  das  dauernde  Verbleiben 
dieses  Metalls  daselbst  („ostasiatischer  Metallabfluß'*). 

Dieser  Vorgang  ist  von  besonderer  Bedeutung  für  die  Ver- 
hältnisse des  Edelmetallwesens  und  auch  des  Edelmetallgeld- 
wesens des  Occidents.  Er  steht  aber  mit  allgemeinen  AVirt- 
schafts-  und  Kulturverhältnissen  im  Zusammenhang.  Er  ist  auch, 
wenigstens  an  sich,  wenn  auch  nicht  dem  Maße  nach,  anderen 
gleichen  historischen  Vorgängen  zur  Seite  zu  stellen. 

a)  Die  Ursachen  des  eigentümlichen  Charakters  des  Metall- 
abllusses  aus  dem  Occident  nach  Ostasien  wie  analoger  anderer 
solcher  wirtschaftshistorischen  A orgäuge,  verlangen  auch  für  die 
theoretische  Erkenntnis  und  die  prinziiUelle  Würdigung  des 
Edelmetallgeldwesens  zunächst  eine  etwas  nähere  Betrachtung, 
die  hier  jedoch  nicht  bis  in  alle  Einzelheiten  hinein  gehen  kann. 
Die  Ursachen  liegen  vornehmlich  in  drei  Umständen,  a)  in  der 
die  orientalische  (im  hier  gemeinten  Sinne)  erheblich  an 
Größe  überschreitenden  Edelmetallproduktion  im  Occi- 
dent; ß)  in  dem  großen  Extrabedarf  an  Edelmetall,  lange 
und  auch  heute  noch  vornehmlich  an  Silber,  im  Orient,  ein 
Bedarf,  welcher  über  den  gewöhnlichen  im  Orient,  besonders  in 
China,  bei  ungenügender  Entwicklung  des  Geldwesens  noch  relativ 
kleinen  eigentlichen  Geldbedarf  und  auch  über  den  nach  occi- 
dentalischen  Verhältnissen  normalen  industriellen  Bedarf  hinaus- 
geht. — der  Extrabedarf  speziell  für  „Schatz  “ sammeln  und 
Verwandtes:  y)  in  der  im  Ganzen  seit  lange,  wohl  seit  Jahr- 
tausenden andauernden  aktiven  V arenhandelsbilanz  des 
Orients  gegen  den  Occident  oder  umgekehrt  der  passiven 
Bilanz  des  letzteren  gegen  jenen.  Von  der  Ausdauer  und  der 
jeweiligen  konkreten  Gestaltung  dieser  dreierlei  Verhält- 
nisse, sowie  anderseits  von  der  Entwicklung  und  der  Stärke 
mehr  oder  weniger  kompensierender  Gegen einflüsse  hängt 
auch  die  weitere  Dauer  des  genannten  Metallabliusses  ab.  Hier 
liegen  verschiedene  verwickelte  wichtige  V irtschaftsprobleme 
vor,  welche  auch  geldtheoretisch  wichtig  sind.  Nur  in 
letzterer  Hinsicht  gehören  sie  hierher. 

Zu  ö.  aa)  Die  Scheidung  der  Welt  in  große  „Wirt- 
schafts-Ganze“ verschiedenen  Wirtschafts-  und  Kultur- 
charakters.Man  kann  die  jeweiligenHauptwirtschafts-undKultur- 
gebiete,  über  die  Grenzen  der  einzelnen  Staats-  und  V olkswirt- 
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schaftsgebiete  hinaus,  als  ein  „Ganzes“  ansehen  und  diesem  die 
„Aiißengebiete“  als  ein  anderes  „Ganzes“  gegenüberstellen 
und  zwar  dies  gerade  auch  für  die  Betrachtung  der  \ erhältnisse 
der  Produktion  und  der  Bewegung  des  Edelmetalls  zwischen 
solchen  „Ganzen“  als  großen  Hauptteilen  der  „Welt“,  soweit 
diese  Teile  jeweilig  irgendwie  in  Verkehrsbeziehungen  stehen, 
sowie  namentlich  auch  für  das  Festhalten  von  Edelmetall  in 
jedem  solchen  „Ganzen“.  Im  Laufe  der  geschichtlichen  Ent- 
wicklung treten  hier  dann  Verschiebungen  in  den  Gebieten 
dieser  „Ganzen“  ein. 

So  läßt  sich  in  welthistorischer  Betrachtung  schon  etwa  für  die 
vorgriechisch-römische  Zeit  der  „westliche  Orient  Elein- 
asien  und  asiatische  und  afrikanische  Nachbarscliaft  davon  als  ein 
solches  Wirtschafts-  und  Kultur-Ganzes  zusammenfassen,  dem  dainals 
schon  der  „östliche  Orient“  — jenseits  Persiens  etwa,  das  mittlere 
und  südliche  Afrika,  soweit  es  vom  Verkehr  schon  berührt  wurde,  aber 
auch  fast  ganz  Europa,  auch  Griechenland  und  Italien,  das  westliche 
und  mittlere  und  nördliche  Europa  — als  eine  Art  „zweites  Ganze“ 
von  Außengebieten  gegenüber  gestellt  werden  kann.  Später  — 
— mit  der  Entwicklung  Griechenlands  und  namentlich  Borns  und 
dessen  Herrschaft  so  ziemlich  über  alle  Mittelmeer  gebiete  und  nach 
dem  mittleren  und  westlichen  europäischen  Kontinent  hinein  und 
selbst  noch  etwas  über  die  Zeit  des  römischen  Weltreichs  hinaus  — 
bildete  das  „Mittelmeergebiet“  (Rom,  West-Rom,  Ost-Rom)  das 
eine  greße  Wirtschafts-  und  Kultur-„Ganze“,  die  übrigen  mit  diesem 
irgendwie  in  Verkehr  stehenden  Gebiete  — die  teilweise  auch  zu 
jenem  Ganzen  gehörenden  Grenzgebiete  und  die  sich  anschließenden 
fremden  in  Mittel-  und  Osteuropa  — bildeten  hier  wieder  ein  zweites 
Ganze“  der  „Außengebiete“.  Nach  verschiedenen  Weiterbildungen 
dieser  Art  im  kleineren  Maße  bereitet  sich  mit  der  Entdeckung 
Amerikas  und  zumal  der  Erschließung  seiner  Edelmetallstätten  eine 
neue  weltwirtschaftliche  Gestaltung  der  angedeuteten  Art  vor,  die 
moderne“.  Es  bildet  sich  durch  die_  sich  anknüpfende  Ver- 
kehrsentwicklung der  nunmehrige  „Occident“  zu  einem  solchen 
Ganzen“  aus  — der  Occident  im  hier  mehrfach  angedeuteten  Sinne, 
daher  wesentlich  Europa,  Mittelmeerbecken,  hier  etwas  weiter  in 
Afrika  und  Vorderasien  hinein,  Amerika,  Australien,  neuerdings  auch 
Süd-  und  Mittelafrika,  mit  umfassend,  dem  nunmehr  das  (mittlere 
und)  östliche  Asien  als  „Orient“  und  als  ein  andres  „Ganzes“ 
gegenübertritt. 

bb)  Edelnietallbewegung  zwischen  diesen  beiden 
Ganzen.  In  dem  jeweilig  wirtschaftlich  und  kulturell  besonders 
entwickelten  einen  „Wirtschafts-Ganzen^*  führt  Schmuck-  und 
Prunkbedürfnis,  Ausbildung  der  Geldwirtschaft,  eventuell  auch, 
wie  besonders  im  modernen  Occident,  privatkapitalistische  Ent- 
wicklung — mit  Anklängen  daran  übrigens  schon  in  den  beiden 
anderen,  besonders  der  zweiten,  vorangehenden  Gestaltungen 
solcher  „ Wirtschafts-Ganzen  **  — zu  steigendem  und  großem  Edel- 
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metallbedarf.  Daraus  entwickelt  sich  das  Streben  zur  möglichsten 
Erschließung  aller  zugänglichen  Fundstellen  im  eigenen  Gebiete, 
ein  Streben,  welchem  die  höhere  Technik  Erfolg  gewährt.  So 
schon  etwas  in  der  vorerwähnten  ersten  vorgriechisch-römischen 
Zeit,  in  Ägypten,  Kleinasien,  im  phönikischen  Spanien,  gesteigert 
in  der  römischen  und  vollends  in  der  modernen  Zeit  seit  dem 
16.  Jahrhundert.  Damit  sammelt  sich  allmählich  in  dem  be- 
treffenden Gebiets-Ganzen  viel  Edelmetall  zu  den  beiden  Haupt- 
verwendungszwecken  an.  ^A/^irtschaftliche  wie  politische  Macht- 
entwicklung  ziehen  auch  aus  dem  anderen  „Außengebiets-Ganzen 
dort  gewonnenes  Edelmetall  mit  herein.  Auf  diese  Weise  ird 
das  eine  große  Gebiets-Ganze,  wie  einst  das  römische  elti eich, 

wie  neuerdings  der  moderne  Occident,  das  eine  große  Sammel- 
becken des  Edelmetalls;  um  so  mehr,  je  ergiebiger  seine 
Goldwäscherei  und  sein  Gold-  und  Silberbergbau  wurden  und 
bleiben  und  darin  das  andere  große  Ganze  der  Außengebiete 
übertroffen  wird.  Aber  mit  diesem,  namentlich  mit  dessen  Gienz- 
teilen  und  mit  solchen  auch  abgelegeneren  anderen  Teilen,  deren 
(meist  Katur-')  Produkte  es  besonders  bedarf  und  in  die  hinein 
es  auch  eigene  Waren,  einer  entwickelteren  Technik  und  Kultur 
entstammende  (stoffveredelte  Artikel  aller  Art)  absetzt,  mit 
diesem  anderen  „Ganzen**  steht  das  erste  „Ganze"  doch 
etwas  im  Verkehr  und  auch  bezüglich  des  Edelmetalls.  Hier 
wie  in  einem  System  kommunizierender  Köhren,  nach  einer  Alt 
hydrostatischen  Gesetzes  fließt  dann  Edelmetall  aus  dem  ersten 
volleren  in  das  andere  leerere  Sammelbecken,  ehemals  aus  dem 
römischen  in  die  Grenz-  und  Außengebiete,  heute  aus  dem  Occi- 
dent in  den  Orient. 

cc)  Wegen  der  unter  ß und  y genannten  hier  mitspielenden 
Verhältnisse  wird  aber  dieses  zufließende  Edelmetall  aus  dem 
„ vollen  **  Sammelbecken  des  wirtschaftlich  und  kulturell  ent- 
wickelteren ersten  „Ganzen*',  namentlich  bei  dessen  reichlicher 
und  derjenigen  des  anderen  ,, Ganzen*'  überlegenen  Edelmetall- 
produktion in  demSammelb ecken  dieses  anderen  „Ganzen** 
festgehalten.  Dieses  füllt  sich  allmählich  an,  und  das  erste 
wird  entsprechend  leerer  und  bleibt  leerer,  wenn  es  nicht  immer 
wieder  durch  Neuproduktion  den  Abfluß  ausgleichende  neue  Zu- 
flüsse erhält.  Aber  wegen  der  Verhältnisse  unter/?  und  bei  An- 
dauern der  Verhältnisse  unter  y fließt  nicht  nur  dann  wieder  von 
dem  Edelmetall  des  ersten  Sammelbeckens  des  entwickelteren 
Gebiets-Ganzen  viel  in  dasjenige  des  zweiten  Ganzen  ab,  sondern 
das  Sammelbecken  dieses  letzteren  wird  auch,  zumal  bei  steigender 
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Bevölkerung,  immer  größer  an  Raum,  damit  an  Fassungskraft 
und  an  Metallbedarf  zu  seiner  Stillung,  wegen  des  Einflusses  der 
eigenartigen  Sachlage  in  betreff  des  Punkts  ß.  Lnd  es  wii'd  dann 
in  dem  zweiten  Gebiets-Ganzen  auch  dieses  neu  zufließende  Metall 
immer  wieder  festgehalten.  Dies  solange  dies  betreffende  andere 
Gebiets-Ganze,  wie  ehemals  die  römischen  Grenz-  und  nachbar- 
lichen Außengebiete  und  heute  der  ostasiatische  Orient,  nicht 
selbst  in  gleichem  Maße  geldwirtschaftlich  und  geldkapitalistisch 
entwickelt  ist,  als  das  Gebiet  des  ersten  großen  Sammelbeckens. 
Tritt  diese  Entwicklung  ein,  so  erwächst  und  steigert  sich  zwar 
auch  hier  Metallbedarf  für  Geld-  und  Geldkapitalfunktionen 
daselltst.  Aber  dieser  Bedarf  wirkt  anders  ein  und  das  be- 
treffende Gebiet  gibt  auch  regelmäßig  mit  daun  eher  eintretender 
Änderung  seiner  Handels-  und  Zahlungsbilanz,  wenigstens  zeit- 
weise auch  aus  einer  aktiven  zu  einer  ]>assiven,  Metall  wieder 
mit  ab.  Jedenfalls  entsteht  nun  auch  zwischen  den  beiden  Ge- 
bietsgruppen, wie  innerhalb  besonders  der  ei'sten  zwischen  deren 
einzelnen  Volkswirtschaftsgebieten,  ein  öfteres  Hin-  und  Her- 
strömen  von  Edelmetall  zur  Ausgleichung  von  Handels-  und 
Zahlungsbilanzen,  wie  neuester  Zeit  in  immer  größerem  Maße 
zwischen  Occident  und  Orient. 

dd)  Aber  so  lange  die  unter  ß zu  schildernden  Ver- 
hältnisse doch  im  großen  Umfang  bestehen  bleiben, 
wird  immer  in  dem  weniger  wirtschaftlich  entwickelten  „Ge- 
biets-Ganzen“ ein  Extrabedarf  zu  einer  anderen  als  der 
normalen  Geld-,  Geldkapital-  und  industriellen  Verwendung  hinzu- 
treten, das  hierfür  verwendete  Metall  in  dem  Gebiete,  heute 
dem  Orient,  verbleiben.  Das  betreffende  Edelmetall  bildet 
daher  einen  wenigstens  für  lange  Zeit,  ohne  absehbare  Grenzen, 
positiven  Verlust  oder  Abgang  in  dem  ersten  Ganzen,  in 
dem  heutigen  Occident,  — gerade  der  geldtheoretisch  und  geld- 
praktisch wichtige  Punkt. 

So  kam  in  der  vorgriechisch-römischen  Zeit,  durch  Phönikier 
i;nd  andere  damalige  Kulturvölker,  deren  Händler  usw.,  Edelmetall 
in  die  „Außengebiete“  der  unteren  und  mittleren  Donau,  des  Nord- 
ufeis  des  Schwarzen  Meeres,  in  die  vom  südlichen  Standpunkte  aus 
„transalpinische“  Welt  des  mittleren,  westlichen,  nördlichen  Europa, 
in  Schmucksachen,  Prunkgeräten,  später  zum  Teil  schon  in  Münzen, 
und  gelangte  wohl  auch  schon  in  diesen  verschiedenen  Formen  nach 
Mittel-  und  Ostasien.  Und  in  diesen  Gebieten  verblieb  es.  So  ging 
es  auch  in  der  griechisch-römischen  Periode,  wo  vom  Mittelmeer- 
gebiete aus  in  dieselben  westlichen  europäischen  Länder  und  nach 
Mittelasien,  nach  Zerfall  des  römischen  Reichs  aus  dessen  cisalpinischen 
Gebieten  und  aus  Ostrom  Edelmetall  in  die  nördliche,  vornehmlich 
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crermanische  Welt  gelangte,  auch  als  Raub,  Kriegsbeute.  In  ver- 
stärktem Maße  entwickelt  sich  derselbe  Vorgang  mit  dem  Autschwung 
der  amerikanischen  Metallgewinnung  vom  modernen  Occident  aus  in 
dessen  östliche  eigene  Grenzgebiete  und  in  die  angrenzenden  Außen- 
gebiete und  besonders  nach  Ostasien,  einschließlich  Indien,  him  Der 
eerade  in  diesen  letzteren  Gebieten  so  starke  und  andauernde  Extr^ 
bedarf  für  Schatzansammeln  in  Edelmetallform  hält  das  Metall  auch 
hier  definitiv  fest  und  entzieht  es  dem  occidentalischen  Verkehr  ganz, 
dem  eigenen  heimischen  wenigstens  großenteils  gerade  wegen  dieser 
Schatzfunktion  des  Metalls. 

Zu  ß.  aa'i  Die  Ursachen  des  „Schatzsammelns“  in 
dieser  Weise,  daher  die  letzten  Ursachen  dieses  Extrabedarfs 
.sind  psychologische  und  hängen  mit  den  gegebenen  Zuständen 
der  volkswirtschaftlichen  Entwicklung,  der  Rechtsoid- 
nung  und  besonders  der  Rechtssicherheit  zusammen.  Über- 
schüsse der  kleineren  und  gi-ößereu  privaten  Einzelwirtschaften 
in  allen  Volkskreisen,  einschließlich  der  höchsten,  der  Pürsten 
und  Herrscher  selbst,  kommen  auch  hier  vor,  werden  erstrebt, 
aber  nicht  als  werbendes  Kapital,  sondern  als  leicht  ver- 
fügbares bloßes  „Vermögen“  benutzt.  Eben  deshalb  werden 
sie  in  die  bekannteste,  sicherste,  leicht  verbergbarste  und  trans- 
portfähigste Form  der  Wertaufbewahrung,  in  diejenige  eben  des 
Edelmetalles  gebracht.  Auch  die  Bestandteile  eines  solchen 
Schatzes,  welche  nach  ihrer  Form  als  Schmuck,  Geiät,  Pmnk- 
stück  für  die  Befriedigung  von  ästhetischen  und  von  Auszeich- 
nungsbedürfnissen dienen  sollen  und  tatsächlich  dienen,  erfüllen 
doch  zugleich  die  Aufgabe  eines  solchen  Metallschatzes.  Bei 
der  Masse  der  „kleinen“  Leute  fuugiert  der  Schatz  und  in  ihm 
auch  diese  Bestandteile,  mit  als  Sparkasse  für  Kotlagen,  Teuerungs- 
zeiten, zur  Sicherung  der  Existenz,  — wie  die  Sparschätze  in 
Münzen  in  w^eiten  Kreisen  unserer  eigenen  occidentalischen  Be- 
völkerung vor  der  Entwicklung  des  Kapitalismus.  Bei  den 
Reicheren,  Großen,  Fürsten  kommt  der  Schatz  mit  als  soziales 
und  politisches  Machtmittel  in  Betracht,  um  Geschenke  zu  machen, 
Dienste  zu  belohnen,  Dienstleute  zu  halten,  Kriege  zu  führen, 
Tribute  zu  zahlen  u.  dgl.  m. 

Solange  die  Wirtschafts-,  Rechts-  und  Sicherheitsverhält- 
ni.sse  sich  nicht  von  Grund  aus  ändern,  Geld-  und  Geldkapital- 
wirtschaft nicht  zu  anderen  „produktiven“  Verwendungen  der 
Schätze  führen,  bleibt  auch  das  Anlegen  und  Ausammeln  solcher 
..Schätze“  eine  verbreitete  Sitte,  zumal  in  Ostasieu,  vor  Allem  in 
Indien,  bei  dem  Charakter  der  dortigen  Völker.  Solange  w'ird 
auch  der  so  entspringende  Extrabedarf  dem  Occident  Edelmetall 
definitiv,  auf  Ximmerwfledersehen,  entführen.  Bisher  und  bis 
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vor  Kurzem  ganz  überwiegend  Silber,  mit  der  Verbreitung  von 
Goldwährung  und  Goldmünzumlauf,  auch  speziell  von  Geldrech- 
nung, auch,  wie  in  neuester  Zeit,  daneben  etwas  Gold. 

bb)  Die  Zukunft,  die  Andauer,  die  Stärke  dieses  ost- 
asiatischen Metallabflusses  aus  dem  Occident  wird  daher  von 
der  dortigen  Entwicklung  der  Rechts-  und  Rechtsicherheitsver- 
hältnisse, von  der  Einbürgerung  des  privatkapitalistischen  occiden- 
talischen  Wirtschaftssystems  auch  in  Ostasien,  in  Indien,  in 
China  insbesondere,  und  von  der  psychologischen  Reaktion 
dieser  Entwicklung  auf  die  dortigen  Völker  und  ihre  Konsum- 
tionssitten abhängen.  Daß  dieser  Abfluß  damit  immer  noch 
geraume  Zeit  dauern  wird,  ist  wahrscheinlich.  Die  große  wirt- 
schaftliche Frage  des  y, Aufschlusses“  Ostasiens,  besonders  auch 
Chinas,  hat  hier  auch  für  diese  Frage  des  Edelmetallwesens  ihre 
Bedeutung.  Wie  rasch  immerhin  unter  besonderen  Umständen 
jene  Entwicklungen  auch  in  Ostasien  vor  sich  gehen  können, 
zeigt  Japan  und  teilweise  doch  auch  Britisch -Indien.  Der 
Occident,  sein  Handel,  sein  profitsüchtiges  Privatkapital  tun  ja 
auch  alles,  um  moderne“  Wirtschaft  in  Ostasien  einzuführen 
und  zu  verbreiten,  durch  Eisenbahnbau,  Anlegung  von  Fabriken 
usw.  Der  „Geist  des  Privatkapitalismus“  wird  so  auch  hier 
möglichst  heraufbeschworen.  Das  wird  auch  dem  Schatzsammeln 
{ und  dem  Extrabedarf  dafür  an  Edelmetall  in  Ostasien  allmählich 

I entgegenwurken.  Aber  ob  und  wie  weit  auf  den  riesigen  Gebieten 

■ und  in  den  ungeheueren  Volksmassen  Ostasiens  steht  freilich 

} dahin.  So  wird  im  Occident  für  absehbare  Zeit  doch  noch  mit 

^ diesem  ostasiatischen  Extrabedarf  an  Edelmetall  und  nunmehr 

auch  an  Gold,  für  Schatzsammeln  u.  dgl.  zu  rechnen  sein. 

cc)  Ja,  es  ist  wahrscheinlich,  auch  in  dem  folgenden  zweiten 
Punkte  mindestens  möglich,  daß  der  ostasiatische  Metallbedarf 
dem  Occident  gegenüber  gerade  infolge  der  angedeuteten  Ent- 
wicklung der  geldwirtschaftlichen  und  kapitalistischen  Richtung 
noch  wachsen  mrd,  mindestens  zunächst  und  eine  Zeitlang  auch 
wegen  des  folgenden  ersten  Punkts,  vielleicht  dauernd  wegen 
des  zweiten  Punkts. 

ad)  Einmal  nämlich  werden  diese  Entwicklungen  den  Metall- 
bedarf für  eigentliche  monetäre  Zwecke  steigern.  An  sich  und 
weil  dann  doch  unvermeidlich  eine  befriedigende  Einrichtung 


des  Geld-  und  Münzwesens,  über  kurz  oder  lang,  namentlich 
auch  in  China,  wird  eintreten  müssen.  Bei  den  Dimensionen 
Asiens  und  seiner  Bevölkerungsgröße  wird  dieser  Metallbedarf 
ein  sehr  großer  sein.  Mag  er  auch  durch  gleichzeitige  Ent- 
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Wicklung  des  Geldsurrogat-  und  Kreditwesens  sich  beschränken 
lassen,  so  ist  doch  dafür  auch  Bardeckung  erforderlich  und  ein 
großer  Bedarf  für  eigentlichen  Münzumlauf  im  Verkehr  kann 
daneben  gerade  bei  dem  Charakter  von  Land  und  Leuten  nicht 
ausbleiben.  Die  Herbeiführung  solcher  Verhältnisse  des  Geld- 
wesens wird  daher  dem  Occident  liei  der  gerüigen  eigenen 
Metallproduktion  Ostasiens  erhebliche  Summen  wenigstens  längere 
Zeit  hindurch  entziehen.  Ist  da.s  ostasiatische  Geldwesen  einmal 
durchgeführt  und  mit  Metall  gesättigt,  so  kann  dann  der  ganze 
occidentalisch-ostasiatische  Verkehr  allerdings  sich  mehr  in  den 
Formen  wie  der  Verkehr  innerhalb  des  Occidents  zwischen 
dessen  einzelnen  Volkswirtschaften  vollziehen.  Demgemäß  wird 
Ostasien,  wie  heute  schon  Indien,  Japan,  auch  wieder  Metall 
dem  Occident  abgeben.  Aber  ob  tatsächlich,  in  welchem  Um- 
fang, auf  welche  Dauer,  das  hängt  mit  dem  folgenden  Punkte  unter 
.;iß  und  mit  der  unter  y unten  zu  erörternden  Frage  zusammen. 

ßß)  Der  immer  erfolgreichere  und  ausgedehntere  Aufschluß 
Ostasiens,  auch  Chinas,  und  die  Verbreitung  und  Einbürgerung 
des  occidentalischen  kapitalistischen  ’W  irtschaftsst'stems  fühien 
notwendig,  wie  sich  bisher  schon  etwas  zeigt,  zunächst  zu  einer 
gewissen  Änderung  und  Verbesserung  der  Zahlungsbilanz  des 
Occidents  gegen  Ostasien.  Besonders  durch  Einfuhr  von  mancher- 
lei sachlichen  Produktionsmitteln,  Maschinen  u.  dgl.,  von  Eisen- 
bahnbau-, Fabrikeinriehtungsmaterial  und  von  Roh-  und  Hilfs- 
stoffen, welche  Ostasien  selbst  nicht  oder  nicht  ausreichend 
produziert  und  solange  es  dies  nicht  tut  und  nicht  vermag. 
Solange  wird  der  Metallbedarf  für  Ostasien  entsprechend 
kleiner  werden,  wenn  das  nicht  sofort  gleichzeitig  durch  ge- 
steigerte Produktenausfuhr  aus  Ostasien,  infolge  des  „Aufschlusses“, 
ausgeglichen  werden  sollte.  Aber  wenn  dann  erst  einmal  Ost- 
asien, auch  China,  recht  ,. aufgeschlossen“,  modern  privatkapita- 
listisch „industriestaatlich“  entwickelt  sein  sollte,  so  frägt  sich 
eben,  wie  diese  Entwicklung  auf  die  Handels-  und  Zah- 
lungsbilanz einwirken  wird.  Wenn  ganz  Ostasien,  wie 
heute  schon  stark  beginnend  Japan,  schwächer,  aber  ebenfalls 
deutlich  Britisch-Indien,  mehr  und  mehr  alsdann  seine  eigene 
Industrie,  Bergbau,  Straßen-,  Bahn-,  Bau-,  Schiffahrtswesen  ent- 
wickelt haben,  der  fremden  Produktionsmittel,  Ingenieure,  A\  erk- 
führer,  technischer  Verfahrangsarten,  auch  mancher  bisher  aus 
dem  Occident  bezogener  Genußmittel  (^Fabrikate)  entbehren 
kann,  manche  davon  vielleicht  selbst  jetzt  in  den  Occident  mit 
Erfolg  einzuführen  versuchen  sollte,  — dann  wird  die  Bilanz 
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des  Orients  wieder  aktiver  gegen  <len  Occident  und  — 
dieser  muß  abermals  dorthin  Metall  liefern.  Wenn  Gold,  — so 
wird  dies  trotz  aller  zeitweiser  Massenjjroduktion  im  Occident 
hier  auch  um  dieser  Verhältnisse  willen  knapper,  die  „Zukunft 
des  Golds,  zumal  bei  späterer,  im  Ganzen  nach  den  früheren 
Ausführungen  wahrscheinlicher  Wiederabnahme  der  Produktion, 
auch  von  dieser  Seite  her  prekärer.  Wenn  Silber  dem  Orient 
dann  noch  mehr  zufiösse,  so  wäre  die  „Silberfrage"  wieder  in 
ein  für  Silber  günstigeres  Stadium  getreten. 

Es  ergibt  sich,  daß  hier  die  Edelmetallfrage  in  die  große  all- 
gemeine von  der  industriestaatlichen  Entwicklung  übergeht.  Manche 
Ausführungen  in  meiner  Schrift  „Agrar-  und  Industriestaat“,  (2.  Aufl., 
1902)  könnten  zur  weiteren  Begründung  des  Obigen  hier  heran- 
gezogen werden. 

Man  sieht  aus  dem  Allen,  daß  die  Frage  der  Handels-  und 
Zahlungsbilanz  Ostasiens  auch  mit  der  Frage  nach  der  Dauer 
und  dem  Umfang  des  hier  besprochenen  Extrabedarfs  für  Schatz- 
sammeln u.  dgl.  zusammenhängt; 

Zu  '/  i;S.  373).  aa)  Die  aktive  Handelsbilanz  Ost- 
asiens, besonders  Indiens,  im  eigentlichen  Warenhandel  mit  dem 
Occident  scheint  eine  uralte  Sache  zu  sein,  so  ziemlich  durch  die 
ganzen  einigermaßen  bekannten  historischen  Zeiten,  Jahrtausende 
hindurch,  jedenfalls  schon  im  klassischen  Altertum,  im  römischen 
Reiche,  auch  im  Mittelalter  und  vollends  in  der  ganzen  Xeuzeit 
seit  1500.  Der  Occident  hat  immer  mehr  dem  Wert  nach  von 
Natur-  und  zum  Teil  auch  von  Kunstprodukten  des  Orients  be- 
gehrt, jedenfalls  aufgenommen,  als  dei-  Orient  von  denen  des 
Occidents.  Das  hat  sicherlich  lange  mit  an  den  schwierigen 
Verkehrsbeziehi;ngen,  mangelnden  und  mangelhaften  Kommuni- 
kationen, in  politischen,  Rechts-,  Rechtssicherheits-,  handels- 
politischen Verhältnissen  gelegen.  Das  Überwiegen  der  Metall- 
produktion im  Occident  über  diejenige  im  Orient,  zeitweise  auch 
schon  früher,  in  starkem  und  steigendem  Maße,  seitdem  Amerika 
dem  Occident  politisch  und  wirtschaftlich  angegliedert  war,  hat 
auch  mit  dazu  beigetragen:  das  volle  occidentalische  Sammel- 
becken gab  an  das  leerere  orientalische  ab.  Der  als  wirtschaft- 
liche Autarkie  sich  geltend  machende  Abschluß  Ostasiens,  bis 
in  neueste  Zeit  Chinas  und  Japans,  hat  ebenfalls  eingewirkt. 
Aber  die  uralte,  andauernde  und  bis  heute  im  gewissen  Umfang 
verbleibende  Ursache  lag  und  liegt  doch  in  dem  ganzen  recht- 
lichen und  wirtschaftlichen  Charakter  Ostasiens,  in 
der  ganzen  Gestaltung  der  Technik  und  Ökonomik  seiner 
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Produktion  und  namentlich  auch  in  den  daraus  mit  hervor- 
gehenden Konsumsitten  seiner  Bevölkerung. 

bb)  Diese  waren  und  sind  stabiler,  die  Konsumtion  ist 
nicht  so  ausdehnungs-  und  veränderung.ssüchtig,  ähnlich  wie  in 
allen  „wirtschaftlichen  Mittelaltern“,  als  im  Occident  im  Ganzen 
und  zumal  im  modernen.  Das  „Schatzsammeln“  steht  mit  diesen 
Verhältnissen  in  Wechselwirkung.  So  hat  Ostasien  für  den 
Gegenwei’t,  welchen  es  für  seine  vom  Occident  so  gern  auf- 
genommene Warenausfuhr  erhielt,  keine  genügende  \eivendung 
in  occidentalischen  Waren.  Es  nahm  lange  Zeit  nicht  in  der 
Art  und  dem  Umfang  occidentalischer  ^ erhältnisse  occidentalische 
Güter,  weder  Genußmittel  noch  Produktionsmittel  auf.  Es  bezog 
lieber'  Edelmetall  für  sein  Schatzsammeln  und  Schmuckbedürfnis 
dafür.  Das  galt  für  Genußmittel  (Kleidungsstücke  u.  dgl.)  nament- 
lich, solange  als  die  europäische  industrielle  Massenproduktion 
(Bauniwollwaren !)  die  iii’wüchsigen  ostasiatischen  Industriepio- 
dukte  selbst  in  deren  Heimat  noch  nicht  verdrängt  und  die 
bezügliche  Industrie,  auch  die  mit  Landwirtschaftsbetrieb  ver- 
l)undene,  lahmgelegt  hatte.  Ei’st  nachdem  dieser  „zersetzende" 
Einfluß  des  occidentalischen,  europäischen,  vornehmlich  britischen 
Industrie-  und  Exportstaatssystems  sich  in  Indien  mehr  durch- 
gesetzt hatte,  nahm  dieses  mehr  occidentalische  Fabrikate  der 
Genußmittelbranche  auf.  Erst  mit  der  Ausdehnung  dieses  Ein- 
flusses auf  andere  ostasiatische  Gebiete,  wie  China,  gilt  das  auch 
für  diese,  aber  in  einstweilen  noch  viel  geringerem  Maße.  Auch 
selbst  bis  zur  Gegenwart  ist  die  Aufnahmefähigkeit  dieser  Ge- 
biete für  occidentalische  Waren  dieser  Art  eine  beschränkte 
geblieben  und  hat  mancherlei  Enttäuschungen  bereitet.  Ei-st 
mit  dem  Eindringen  des  kapitalistischen  S3\stems  in  die  Pro- 
duktion Ostasiens  selbst,  Japans,  Indiens,  beginnend  Chinas,  unter 
der  Profitsucht  des  occidentalischen  Kapitals  entwickelt  sich  in 
diesen  Ländern  größerer  Bedarf  und  Aufnahmefähigkeit  auch 
für  solche  occidentalische  Güter,  welche  als  sachliche  Produktions- 
mittel dienen. 

cc)  Dadurch  ge.staltet  sich  die  reine  Warenhandelsbilanz 
zwischen  Ostasieu  und  dem  Occident  für  letzteren  günstiger,  so- 
lange diese  Einfuhr  von  occidentalischen  konkreten 
Kapitalgütern  dauert,  sich  steigert  und  die  vorhin  an- 
gedeuteten Gegenwirkungen  dieser  Entwicklung  Ost- 
asiens in  den  modern  industriestaatlichen  Bahnen  sich 
noch  nicht  scharf  geltend  machen:  Ostasiens  eigene  in- 
dustrielle Emanzipation,  die  Entwicklung  seiner  eigenen  Pi*oduktion 
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zxir  Deckung  seines  Bedarfs  an  sachlirhen  Produktionsmitteln 
(Maschinen,  Motoren,  Werkzeugmaschinen,  Eisenbahn-,  Bergbau-, 
Eabrikmaterial  u.  dgl.  m.)  und  etwa  sogar  seine  Entwicklung 
zur  Exportfähigkeit  auch  in  solchen  Produkten  noch  nicht  er- 

reicht  sind. 

dd)  Aber,  wenn  es  einmal  dahin  gekommen  sein  wird? 
Wie  wird  es  dann  mit  der  Warenhandelsbilanz  zwischen  Occident 
und  Orient  werden?  ^\'ie  mit  dem  Metallabfluß  nach  Ostasien? 
Wenn  auch  anzunehmen  ist,  daß  alsdann  die  Überschußanjegnng 
der  Privatwirtschaften  in  Metallschätzen  derjenigen  in  Kapital, 
wie  es  im  Occident  sich  ereignet  hat,  mehr  Platz  machen  und 
so  der  besprochene  „Extrabedarf“  Ostasiens  nach  Edelmetall 
für  ersteren  Fall  fortfallen  oder  doch  sich  ermäßigen  wird,  so 
wird  doch  der  Warenhandel  Ostasiens  wieder  weniger 
passiv,  wenn  er  das  zeitweise  gerade  sein  sollte,  oder  wieder 
stärker  aktiv  werden.  Das  führte  dann  abermals  zu  größeren 
Ansprüchen  an  das  occidentalische  Edelmetall  iind  nunmehr  in 
der  Tat  auch  an  das  Grold.  Die  vorhin  in  dieser  Beziehung 
schon  gezogenen  Schlüsse  werden  daher  durch  diese  Betiachtung 
der  Bilanzfrage  bestätigt. 

ee)  Eine  völlige  Umgestaltung  der  inneren  Produktions- 
verhältnisse so  riesiger  Gebiete  und  Y.  dkermassen,  wie  Indiens 
und  Chinas,  in  modern-industriestaatlicher  Richtung  und  der 
Konsumtions-,  wie  der  Sitten  bezüglich  der  Y ermögensbildung 
und  Anlage  statt  in  Metallschätzen  in  werbendem  Kapital  und 
in  Geldkapital  wird,  wie  schon  bemerkt,  natürlich  unter  allen 
Umständen  nur  allmählich  vor  .sich  gehen  können,  nicht  im 
Maße  der  viel  kleineren  Yolkswirtschaft  und  des  singulären  Yolks- 
charakters  Japans.  Auf  lange  hinaus  wir  daher  auch  mit  dem 
Schatzbedarf  0.stasiens,  besonders  Indiens,  noch  zu  rechnen  sein, 
— ein  zu  beachtendes  Ergebnis  dieser  Erörterungen  auch  für 
das  occidentalische  Edelmetallwesen.  Aber  die  angeknüpften  Er- 
wägungen ergeben,  daß  auch  für  die  weitere  Zukunft  die  Aus- 
sichten für  den  Occident  in  dieser  Frage  des  ostasiatischen 
Metallbedarfs  ebensowenig  so  l)esonders  günstig  liegen,  wie  die 
allein  wirtschaftlichen  und  — politischen  Zukunftsfragen,  welche 
zwischen  „weißer“  und  „gelber“  Rasse  spielen. 

Im  Vordergründe  in  allen  diesen  Verhältnissen  Ostasiens  steht 
Britisch-Indien.  Seine  Industrialisierung,  wie  sie  in  der  Bai^- 
wollspinnerei  sich  besonders  zeigt,  seine  Emanzipation,  vom  Be- 
darf an  occidentalischen,  britischen  Produkten,  seine  eigene  Export- 
fähigkeit, wie  in  Baumwollgarn,  Jutewaren,  sind  charakteristische 
Symptome  der  angedeuteten  wirtschaftlichen,  industriestaatlichen 
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Entwicklung.  Zwischen  den  einzelnen  großen  Gebieten  Ostasiens 
wirken  die  Verhältnisse  des  Warenhandels  und  seiner  Bilanz  zum 
Teil  auch  auf  die  Edelmetallbewegung  zwischen  Orient  und  Occident 
mit  ein,  so  der  Handel  in  Opium.  Die  Ausfuhr  dieses  Artikels  aus 
Britisch-Indien,  seine  Einfuhr  in  China  beeinflußt  die  Whrenhandels- 
bilanz  dieser  beiden  Gebiete  und  zwischen  ihnen  und  bewirkt,  daß 
mehr  Edelmetall,  auch  für  die  Bezahlung  dieses  Opiums,  nach  Indien, 
weniger  nach  China  geht,  als  es  sonst  der  Fall  sein  wmrde.  Die 
neueren  Staatsschuldenverhältnisse  der  ostasiatischen  Länder,  die 
Aufnahme  von  Anleihen  im  Occident,  die  Verzinsung  dieser  und  die 
Rimessen  dafür  nach  dem  Occident  modifizieren  die  Ergebnisse  der 
bloßen  Warenhandelsbilanz,  wirken  freilich  selbst  wieder,  die  erste 
Operation  auf  Steigerung  der  Occidental.  Wareneinfuhr  nach  Ostasien, 
die  zweite  auf  Steigerung  der  oriental. Warenausfuhr  nach  Europa  ein 
und  beeinflussen  so  auch  die  Edelmetalibewegung.  Ähnliches  gilt 
von  Kriegskostenauslagen  des  Occidents  in  Ostasien  und  von  Zahlungen 
dieses  dafür  (China).  Bei  Britisch-Indien  spielen  außerdem  die  finan- 
ziellen Beziehungen  zwischen  diesem  Lande  und  seinem  Herrenlande 
mit,  wie  oben  schon  berührt  wurde.  Auch  für  die  zukünftigen  Ge- 
staltungen wird  sich  das  Alles  geltend  machen.  Verbleiben  Indiens 
unter  britischer  Herrschaft  oder  Loslösung  desselben  davon  sind 
politische  Momente,  welche  auch  auf  die  orientalisch-occidentalische 
Edelmetallbewegung  einen  nicht  unerheblichen  Einfluß  haben  werden. 
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b;  Der  Umfang  des  ostasiatisclien  Metallabflusses  aus  dem 
Occident. 

Schätzungen  selbst  für  ältere  Zeit,  dann  namentlich  von  1500 
an,  fehlen  nicht,  bleiben  aber  für  die  Zeit  vor  dem  19.  Jahrhundert 
und  eigentlich  vor  dessen  Mitte  mangels  genügender  Anhaltspunkte 
für  statistische  Aufstellungen  doch  sehr  gewagt.  Erst  für  die  neueste 
Zeit  werden  sie  sicherer.  S.  die  früher  zitierten  Quellen,  von  Sötbeer 
auch  die  zwei  Aufsätze  in  den  Jahrb.  f.  Nat.ök.,  Neue  Folge,  Bd.  III, 
1881  (ganze  Reihe,  B.  37)  und  3.  Folge  Bd.  I (B.  56),  1891. 

a)  Die  Tatsache  des  Abflusses  steht,  wie  schon  bemerkt, 
seit  Uralters,  diejenige  eines  nach  den  Verhältnissen  der  ein- 
zelnen Zeiti'äume  nicht  unerheblichen  Umfangs  dieses 
Abflusses,  wenigstens  seit  der  Zeit  Altroms,  auch  das  Mittel- 
alter  hindurch,  wohl  ebenfalls  fest.  Das  Gleiche  gilt  betreffs 
der  Steigerung  dieses  Umfangs  seit  der  Zeit  des  Einströmens 
amerikanischen  Metalls,  besonders  Silbers,  in  den  Occident  und 
von  da,  von  Europa  speziell,  etwas  auch  direkt  von  Mittel- 
und Südamerika  aus,  nach  Ostasien.  AVahrhaft  kolossal, 
absolut  und  selbst  relativ  im  Verhältnis  zur  Xeuproduktion,  ist 
dieser  Umfang  des  Abflusses  notorisch  im  19.  Jahrhundert  und 
besonders  seit  1850  geworden.  So  stark,  daß  er  sogar  neben 
der  riesigen  neuesten  Massenproduktion  von  Gold  und  Silber, 
aus  der  er  freilich  selbst  als  deren  Wirkung  mit  hervorgegangen 
ist,  für  die  Verhältnisse  des  Edelmetallwesens  und  besonders 
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für  die  Größe  der  Vorräte  stark  mit  ins  Gewicht  fällt:  das 
occidentalisclie  Sammelbecken  hat  von  seinem  Zufluß  aus  der 
Neuproduktion  und  bei  Silber  selbst  aus  seinen  alten  Beständen 
in  das  occidmitalische  Becken  eben  einen  erheblichen  Teil  wieder 
abfließen  lassen.  Im  immer  ausgedehnteren  neueren  Verkehr 
ist  davon  zwar  relativ  mehr  als  frühe]'  wieder  zurückgefiossen 
und  fließt  weiter  zurück.  Es  bewegt  sich  Edelmetall  zwischen 
Occident  und  Orient  überhaupt  stärker,  als  ehedem,  hin  und 
her.  Aber  ein  großer  Betrag  wird  doch  auch  jetzt  noch  in 
Ostasien,  namentlich  in  Indien,  auf  längere  Dauer  und  für  iin- 
begrenzte  Zeit  durch  das  starke  Schmuck-  und  Prunkbedürfnis 
und  durch  die  Schatz-  und  Sparkassen -Punktion  des  Metalls 
gebunden.  Dieser’  Betrag  erscheint  so  als  definitiver  Ab- 
gang oder  Verlust  für  den  Occident.  Einigermaßen  läßt 
sich  seine  Größe  auch  zur  Ziffer  bringen. 

Für  diese  neueste  Zeit  liegen  sichere  Zahlendaten  für  Schätzungen 
und  selbst  für  Berechnungen,  vornehmlich  in  der  amtlichen  Han- 
delstatistik, besonders  der  britischen  und  britisch-indischen, 
vor,  teilweise  auch  in  privaten  Aufstellungen  gewisser  Geschäfts- 
häuser im  Edelmetallhandel.  Bei  der  durchaus  voranstehenden  Be- 
deutung Britisch-Indiens  als  wichtigsten  ostasiatischen  Gebiets 
für  den  Edelmetallverkehr  ganz  Ostasiens  mit  dem  Occident,  nament- 
lich auch  als  Empfängers  und  Festhalters  von  Edelmetall  und  bei  der 
gleichen  Bedeutung  Großbritanniens  als  wichtigsten  Vermittlers 
auch  dieses  Verkehrs  des  Occidents  mit  Ostasien  und  speziell  mit 
Britisch-Indien,  kommt  die  bezügliche  Handelsstatistik  dieser  Länder 
vor  Allem  in  Betracht.  Der  direkte  Edebnetallverkehr  des  übrigen 
Europas  mit  Ostasien  und  auch  mit  Indien  ist  unbedeutend,  soweit 
er  nicht  vom  Mittelmeer  aus  mit  den  englischen  Dampfern,  wesent- 
lich auf  englische  Rechnung,  mit  erfolgt.  Nur  direkt  von  Amerika 
aus  geht  sonst  auch  Edelmetall  in  größerer  Menge  nach  Ostasien. 

ß)  Von  den  mancherlei  Schätzungen  der  Größe  des  Edel- 
metallabflusses aus  dem  Occident  in  den  ostasiatischen  Orient, 
namentlich  nach  Indien  und  China,  sei  hier  nur  für  frühere 
Zeit  diejenige  von  Sötbeer  nach  Schätzungen  Andrer  mitgeteilte 
für  Silber  für  1551—1809  erwähnt,  als  eine  auf  relativ  etwas 
sichererer  Grundlage  beruhende:  53,25  IMill.  kg  Silber  oder  44,8 
der  gleichzeitigen  Silberproduktion,  wie  .sich  diese  nach  Schätzung 
derselben  Quelle  stellt.  (Jahrb.  f.  Nat.ök.  Bd.  37,  S.  191.) 

y)  Genauere  Schätzungen  lind  Berechnungen  für  die  neuere 
Zeit  nach  der  britisch-indischen  Handelsstatistik,  wesentlich 
für  den  Verkehr  seewärts  mit  Indien  — der  indische  Land- 
verkehr ist  gering  und  nur  unvollständig  kontrolliert  — ergeben 
für  Indien  folgende  in  Tabelle  XVIII  zusammengestellte  Daten, 
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welche  die  Mehreinfuhr  von  Edelmetall,  d.  h.  die  Einfuhr  ab- 
züglich der  gleichzeitigen  Ausfuhr  darstellen. 

S.  Sötbeer,  Jahrbücher  Bd.  37  S.  168,  193,  Bd.  56  S.  560),  Mate- 
rialien, 2.  Auf!.,  S.  38  ff.  Sonst  auch  österr.  Währ.  Stat.  Heft  6.  S.  336, 

Biedermann,  2.  Aufl.,  S.  106,  britisch-indische  Statistik. 

M 

Tabelle  XVIII. 

Mehreinfuhr  von  Edelmetall  in  Britiseh-Indien. 


! 

Gold 

Silbei 

1850/51-1859/80  .... 

. . . 1000  kg 

157 

6969 

1860  61—1869  70  .... 

. . . 1000  „ 

' 439 

11008 

1870'71— 1879/80  .... 

. . . 1000  „ 

108 

5756 

1880  81—1889/90  .... 

. . . 1000  „ 

200 

9516 

Summe  1850  51 — 1889/90  . 

. . . 1000  „ 

904 

33249 

= in  Millionen  Mark  . . 

1 2522 

5984 

^ ® 0 von  der  gleichzeitigen 

Neuproduktion  . ; 

i 12,4 

44,7 

1890/91—1899,1900  . . . 

. . . . 1000  kg 

c.  187 

c.  8890 

in  Millionen  Mark  . . 

i c.  522  : 

c.  1600 

— ^.Q  von  der  gleichzeitigen 

Produktion  * . . 1 

c.  6,2 
* 1 

c.  30j0 

Die  Daten  in  Gewicht  für  1850 — 1890  rühren  von  Sötbeer 
(a.  a.  0.)  her  und  sind  von  ihm  aus  den  indischen  Rupien,  in  denen 
sie  in  der  Handelsstatistik  stehen,  in  kg  umgerechnet  worden.  Die 
Daten  in  Gewicht  für  1890—1900  habe  ich  selbst  nach  den  Rupien- 
zahlen bei  Biedermann  (a.  a.  0.)  umgerechnet. 


Diese  Umrechnungen  sind  seit  dem  Sinken  des  Goldwerts 
der  Silber- Ru])ie  mit  dem  Sinken  des  Silbers  selbst  und  später, 

■ seit  dem  Auseinandergehen  des  Goldkurses  der  Rupie,  d.  h.  des 

* zur  indischen  Münze  geprägten  Silbere  und  des  Goldpreises  des 

j Barren-Silbers  selbst,  schwieriger  und  unsicherer  geworden.  Das 

' gemünzte  Silbergeld  sank,  wie  auch  in  Österreich  und  Rußland, 

nicht  im  gleichen  Maße  gegen  Gold,  als  das  ungemünzte  Silber. 

Die  Stabilisierung  der  Rupie  auf  16  d.  Sterling  Gold  wurde  seit 
1893,  nach  der  Einstellung  der  freien  Prägung  von  Silber  in  Indien, 
versucht,  gelang  aber  nicht  sofort,  sondern  erst  seit  1898.  Im  Jahre 
1899  ist  dann  diesem  Goldpreise  der  Rupie  mit  16  d.  entsprechend 
der  englische  Souvereign  als  gesetzliches  Zahlmittel  eingeführt  und 
auf  15  Rupien  fest  normiert  worden. 

I In  1900/01  war  die  Mehreinfuhr  von  Gold  in  Britisch-Indien  nur 

i c.  10,7  Mül.  Mk.  oder  c.  3900  kg  Gold  und  die  von  Silber  c.  200  Mül.  Mk. 

■ (nach  1 : 15,5  Gold  zu  Silber  gerechnet)  oder  c.  1,1  Mül.  kg.  Der  Wert 

‘ der  indischen  Mehreinfuhr  von  Gold  und  Silber  zusammen  betrug 

I A.  Wagner,  soz.-ökon.  Grundriss,  BuchhandelsJLUSgabe.  Abteil.  II.  25 
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1901; 02—1 905. 06  in  Summa  58,4  Mül.  Pfund  Sterling  (1191  Mül.  Mk.), 
also  jährlich  c.  238  Mül.  Mk. 

d)  Eine  Bestätigung  und  Ergänzung  ünden  diese  Daten 
durch  diejenigen  der  Edelmetallbewegung  im  britischen 
Handel  speziell. 

So  war  nach  Berechnungen  eines  englischen  Geschäftshauses  die 
Ausfuhr  nach  Ostasien  mit  den  Dampfern  der  Gesellschaft,  welche 
diesen  Verkehr  vermittelt,  direkt  von  Großbritannien  und  von  Mittel- 
meerhäfen aus  1853 — 1885  die  folgende: 


Tabelle  XIX. 

In  1000  Pfund  Sterling. 


, Gold 

Silber 

Zusammen 

Von  England  aus 

43  313 

209  515 

252  828 

Vom  Mittelmeer  aus 

48167 

68  933 

117  100 

Zusammen 

' 91480 

278  448 

389  928 

— 1000  kg 

c.  670 

c.  33  400 

= ® Q der  gleichzeitigen  Produktion 

c.  11,1 

; c.  60,1 

Siehe  Sötbeer,  Materialien,  S.  40.  Eine  völlige  Übereinstimmung 
zeigen  übrigens  diese  „privatstatistischen“  Aufstellungen  auch  nicht. 
So  wäre  (Sötbeer,  Jahrb.  Bd.  56  S.  563)  die  Silberausfuhr  von  euro- 
päischen Häfen  nach  Ostasien  von  1881 — 90  nach  einer  Aufstellung 
75,80,  nach  einer  anderen  73,71  Mül.  Pfd.  Sterl.  gewesen,  mit  bedeu- 
tenden Verschiedenheiten  in  den  einzelnen  Jahren.  Die  gleichzeitige 
Ausfuhr  von  Silber  aus  San  Francisco  nach  Ostasien  wird  auf  90,6  Mül. 
Dollars  angegeben. 

Für  die  Zeit  von  1886  — 1906  liefert  die  folgende  TabeUeXX 
eine  Übersicht  des  Edelmetallverkehrs  direkt  zwischen  Groß- 
britannien und  Ostasien. 


Tabelle  XX. 

Britische  Edelmetallbewegung  mit  Ostasien  1885—1906 

in  1000  Pfund  Sterling. 


Periode 


Silber  Gold  iSilbeil’  Gold  Silber 


Aus- 

fuhr 


Mehrausfuhr 

(Mehreiufuhr) 


Mehrausfuhr 
(Mehreinfuhr)  ist 
c.  Oq  Produktion 


1886—1890 

1891—1895 


1901—1905 
Sa.  1886— 1905 


6027  6331 
18463  4 454 


1896—19001203011682 


2897015129 

6549037596 


1906  3623  4682 


197|  33298 
446!  41876 
107!  36728 
1779!  43314 
2529455216 
501  15675 


304 

j(140(»9) 
(348) 
,(13841) 
1(20894) 
! 1059 


33191'  c.  0,26  c.  30 

41430  c.  34 

3662lj>  c.  35 

41535  c.  43 

152687  c.  (3.3)  ! c.  36 

15174  c.  65 
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Ostasien  umfaßt  hier  Britisch-Indien,  Ceylon,  Straits  Settlements, 
Hongkong,  China,  absichtlich  hier  ohne  Japan.  Eigene  Berechnungen 
von  mir  nach  den  Dat^n  im  brit.  Statistical  abstrakt.  Eine  genaue 
Umrechnung  des  Silbers  auf  Gewicht  kann  nur  stattfinden,  wenn 
der  jeweilige  Goldwert  des  aus-  und  eingeführten  Silbers  in  eng- 
lischer Währung  richtig  deklariert  ist  und  auch  dann  nur,  wenn  der 
betreffende  Betrag  Silbers  immer  zu  dem  Goldkurse,  der  zur  Zeit 
seiner  Ein-  und  Ausfuhr  wirklich  besteht,  umgerechnet  wird.  Dazu 
ist  das  handelsstatistische  Material  nicht  spezialisiert  genug.  Obige 
Berechnung  in  der  letzten  Spalte  der  Tabelle  XX  ist  nach  dem  Gold- 
wert des  Silbers  im  Jahresdurchschnitt  und  im  fünfjährigen  Durch- 
.schnitt  erfolgt,  welche  letztere  Berechnung  nur  bei  starker  Ver- 
schiedenheit der  Mengen  der  Ein-  und  Ausfuhr  in  den  einzelnen 
Jahren  etwas  erheblicher  verschiedene  Rechnungsergebnisse  von 
denen  nach  der  ersten  Berechnung  liefert.  Die  Daten  in  der  letzten 
Spalte  möchten  so  wenigstens  ungefähr  in  Wirklichkeit  zutretfen. 

Danach  wäre  also  meist  etw^a  ein  Drittel  der  gleich- 
zeitigen Silber])roduktion  auf  diesem  Wege  über  Großbritannien 
nach  Ostasien  abgefiossen,  wobei  die  eingetretene  Steigerung 
der  Süberproduktion  zu  beachten  ist.  Die  Silberausfuhr  er- 
folgt zum  bei  Weitem  größten  Teil,  neuerdings  meist  zu  und 
mehr  nach  Indien,  nur  in  einzelnen  Jahren  vorübergehend  auch 
in  stärkeren  Quoten  direkt  nach  den  Straits  und  China.  Die 
direkte  Silbereinfuhr  nach  Großbritannien  ist  aus  allen  Teilen 
Ostasiens,  namentlich  aus  Indien,  fast  immer  ganz  unbedeutend. 
Die  Gold  aus  fuhr  nach  Ostasien  erfolgt  bis  auf  eine  Kleinig- 
keit nach  Indien.  Auch  von  der  Goldeinfuhr  nach  Groß- 

britannien kommt  das  Meiste  ebenfalls  direkt  aus  Indien,  doch 
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Einiges  auch  von  den  Straits  und  von  Hongkong. 

Neben  der  britischen  Ausfuhr  von  Gold  nach  Ostasien  kommt 
in  der  neuesten  Periode  zeitweise  doch  auch  diejenige  nach  Bri- 
tisch-Südafrika  (und  Hinterländern)  in  Betracht,  so  während  des 
Burenkriegs.  1899  — 1902  betrug  diese  Ausfuhr  fast  ‘ .j  der  gleich- 
zeitigen Goldeinfuhr  aus  Südafrika  nach  England,  7,59  Mill.  Pfd. 
Sterl.  gegen  25,30. 

Man  bekommt  durch  alle  diese  Daten  wenigstens  ein  un- 
gefähres Zahlen l)ild  von  dem  Umfang  des  ostasiatischen 
Metallaljflusses  aus  dem  Occident.  Dieser  ist  demnach  in  der 
Tat  ein  kolossaler. 

t)  Auf  allgemeine  Ursachen  des  Abfinsses  von  Edelmetall 
aus  dem  Occident  ist  oben  schon  hingewiesen  worden.  Zur 
Ergänzung  und  zugleich  zur  Erklärung  der  starken  Schwan- 
kungen dieses  Abflusses,  ein  auch  für  das  occidentalische  Geld- 
und  Kreditwesen  nicht  unwichtiger  Punkt,  sei  hier  noch  Fol- 
gendes hinzugefügt. 
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Im  Ganzen  geht  die  Mehreinfuhr  purallel,  wenn  auch  nicht 
Jahr  für  Jahr,  den  Schwankungen  naehr  oder  weniger  aktiver 
Warenhandelsbilanz  Indiens  und  Ostasiens  überhaupt  gegen  den 
Occident.  Auf  diese  Bilanz  üben  zunächst  wirtschaftliche  Ver- 
hältnisse, wie  die  indischen  Ernteverhältnisse  der  Nahrungsmittel 
und  agrarischen  Rohstoffe,  einen  Einfluß  aus,  ferner  die  allgemeinen 
Handelskonjunkturen,  namentlich  in  den  indischen  und  überhaupt 
ostasiatischen  Stapelcxportartikeln,  daher  auch  die  besonderen  Um- 
stände, welche  auf  diese  Konjunkturen  einwirken,  z.  B.  bei  Baum- 
wolle in  der  Zeit  der  1860er  Jahre  während  des  nordainerikanischen 
Bürgerkriegs,  ebenso  bei  europäischer  Seideiimißernte.  Die  Waren^n- 
delsbilanz  selbst,  mehr  noch  die  ganze  Zahlungsbilanz  Indiens  und  Us  - 
asiens  überhaupt  wird  aber  auch  von  politischen  und  staats- 
finanziellen Verhältnissen  stark  beeinflußt,  wonach  dann  wieder 
die  Mehreinfuhr  von  Edelmetall  schwankt.  So  haben  sich  der  indische 
Aufstand  in  den  1860er  Jahren,  die  neueren  chinesischen  Wirren 
geltend  gemacht.  Die  schon  oben  erwähnte  finanzielle  Ab- 
hängigkeitindiens von  England  tritt  in  den  Zahlungen  Indiens 
für  Schuldzinsen,  Pensionen  u.  a.  m.  hervor,  wofür  die  britisch-indische 
Regierung  auf  die  indischen  Kassen  Wechsel  zieht  und  verkauft. 
Sehr  große  Beträge  werden  auf  diese  Weise  beglichen.  Sie  machen 
so  teils  vermehrte  indische  Warenausfuhr  ohne  kompensierende 
Wareneinfuhr  nötig,  teils  vermindert  sich  ihretwegen  die  \V  arenein- 
fuhr  und  vor  Allem  auch  die  Metalleinfuhr  nach  Indien.  Diese  würde 
ohne  diese  sog.  „Coucil  bills“  noch  viel  größer  gewesen  sein.  So 
sind  z.  B.  von  1860; 61— 1884/85  für  nicht  weniger  als  2o2,4  Mill. 
Pfd  Sterl.  aus  solchen  Bills  gelöst  worden.  Wohl  3 4 Amliarden 
Mark  oder  ca.  20  Mill.  kg  Silber  und  mehr,  für  die  ganze  Zeit  von 
IgOl— 1905  vielleicht  50  Mill.  kg  Silber  wären  wohl  mehr  nach  Indien 
zu  schicken  gewesen  und  großenteils  da  geblieben  — ein  entsprechen- 
der Teil  davon  etwa  zu  Geldzwecken  — , wenn  die  Bezahlung  der 
indischen  Forderungen  an  den  Occident  nicht  in  so  großem  Umfang 
durch  jene  Bills  hätte  erfolgen  können.  Eine  Schätzung,  die  freilich 
nur  unter  der  dabei  nicht  sicher  zutreffenden  Voraussetzung  erfolgt 
ist.  daß  der  Goldpreis  des  Silbers  in  diesem  Falle  auch  so  tief  ge- 
fallen sein  würde,  wie  er  es  jetzt  in  Wirklichkeit  getan  hat.  Weiter 
wirken  die  großen  Anlagen  europäischen,  namentlich  eng- 
lischen Kapitals  in  indischen,  neuerdings  allgemeiner  in  ost- 
asiatischen Schulden,  Eisenbahnen  steigernd  auf  die  Mehreinfuhr  von 
Edelmetall  in  den  Osten  ein.  Dies  allerdings  nur,  sow’eit  sie  nicht 
teilweise  in  konkreten  Kapitalgütern  (Eisenbahnmaterial  u.  dgi.  xn.j 
erfolgt  sind.  In  diesem  Falle  steigerten  sie  den  Wert 
einfuhr  und  verringerten  sie  entsprechend  die  ^I®talleinfuhr.  Endli^^^^ 
haben  die  neueren  indischen  Währungsänderungen  (1893,  1899) 
auf  die  Schwankungen  der  Metall-Ein-  und  Ausfuhr  und  der  Mehr- 
einfuhr davon,  besonders  von  Silber,  aber  auch  der  gelegentlichen 
Mehreinfuhr  von  Gold  mit  eingewirkt. 

Unter  allen  Schwankungeia  hat  die  Metall-Mehreinfuhr  nach 
Indien,  auch  in  der  Neuzeit,  noch  zugenommen.  Das  heißt  vom 
neu  gewonnenen  Metall  des  Occidents  kommt  Indien 
ein  absolut,  wenn  auch  gegenüber  der  steigenden  Neu- 
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Produktion  nicht  relativ  waclisender  Teil  zugute  und 
verbleibt  daselbst. 

S.  bei  Sötbeer.  a.  a.  O.,  Biedermann  S.  107  Näheres.  Der  in 
den  Daten  der  Tabelle  XVIII  schon  abgerechnete  RückÜuß  des  Metalls 
aus  Indien  übertrifft  nur  bei  Gold  mitunter  die  Einfuhr.  In  ganz 
Ostasien  ist  er  nur  aus  China  zeitweilig  bedeutender  gewesen.  Aber 
eine  Mehreinfuhr  nach  Ostasien,  speziell  nach  Indien,  ergibt  sich  doch 
auch  für  Gold.  Die  Silbereinfuhr  dahin  hat  sich  in  den  1890er  Jahren 
noch  gesteigert.  Sötbeer  schätzte  1881 — 85  den  Mehrabfluß  aus  dem 
Occident  nach  Asien  (und  Afrika)  jährlich  auf  30000  kg  Gold  oder 
fast  20**, 0 der  damaligen  Neuproduktion  und  auf  1,5  Mill.  kg  Silber 
oder  c.  53^  o dieser  Produktion.  Biedermann  für  1896 — 1900  den  jähr- 
lichen Goldmehrabfluß  nur  auf  loOCO  kg  oder  nicht  ganz  den 

Silbermehrabfluß  auf  2,4  Mill,  kg  oder  c.  46,5**/o  der  Keuproduktion. 

C.  Die  Vorräte  von  Edelmetall  im  Occident  im 
Ganzen  und  von  solchem,  welches  zu  Geldfunktionen 
hier  dient. 

1 . Fehler  und  31  ä n g e 1 in  dem  statistischen 
Material.  Eine  zahlenmäßig  genaue  Feststellung  dieser  Vor- 
räte ist  unter  den  wichtigen  Punkten  der  Edelmetallstatistik 
sowohl  für  praktische  Fragen  des  Geldwesens  als  für  theoretisch- 
prinzipielle  der  Geldlehre  von  besonderer  Bedeutung.  Leider 
versagt  aber  gerade  hier  das  erforderliche  historisch-statistische 
3Iaterial  für  die  Schätzung  der  jeweilig  in  einzelnen  Zeitpunkten 
im  Occident  (und  ähnlich,  wenn  auch  nicht  im  gleichen  Grade 
in  bestimmten  Staats-  und  Wirtschaftsgebieten)  vorhandenen 
Geldvorräte  großenteils,  für  die  Schätzung  der  Gesamt- 
vorräte  fast  ganz  und  zwar  hier  wohl  noch  mehr  beim  Silber 
als  beim  Golde  und  selbst  bis  in  die  neueste  Zeit.  3 on  genauen 
rechnungsmäßigen  Ermittlungen  der  Vorräte  ganz  abgesehen,  ist 
das  Material  selbst  für  ungefähre  Schätzungen  zu  lücken- 
haft und  zu  unsicher.  Alle  solche  Schätzungen  haben  daher 
einen  bloß  konjektural.statistischen  Charakter.  Nicht  selten 
geht  ihnen  sell)st  <lieser  ab,  besonders  für  die  Zeit  nicht  nur  vor 
1500,  sondern  auch  vor  180<),  ja  selbst  vor  1850  und  im  Grunde, 
trotz  einiger  Verbesserungen  de.s  3Iaterials,  auch  noch  für  die 
Gegenwart.  Man  kommt  beinahe  in  das  Gebiet  bloßer  Phantasie- 
statistik. 

Es  i.st  richtiger,  dies  offen  zu  gestehen,  als  sich  und  Andere 
durch  vermeintliche  Exaktheit  der  Zahlen,  auch  für  die  Vorrats- 
mengen, über  diese  Tatsachen  hinweg  zu  täuschen.  Für  Schluß- 
ziehungen  aus  vorratsstatistischen  Daten  ist  daher  die  höchste 
Vorsicht  geboten.  Diese  Daten  reichen  wegen  ihrer  Unsicher- 
heit für  Lösiing  }>raktischer  Fragen  des  Geldwesens  nicht  aus, 
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aber  ebensowenig  für  die  Lösung  geldi  heoretischer,  weder  für 
die  Prüfung  deduktiv  gewonnener  Sätze  der  Geldtheorie  an  und 
mit  den  Daten,  noch  gar,  etwa  in  Verbindung  mit  Preis-,  Lohn-, 
Zinsfußstatistik,  für  den  Aufbau  einer  „induktiven“  Geld-  und 
auch  Metallgeldtheorie. 

Zu  diesem,  wenn  man  will,  ,,j)essimistischem“  Schluß  haben 
mich  meine  einschlägigen  Studien  auf  diesem  Gebiete  schon  früher 
geführt.  Eine  erneute  umfassende  Durchprüfung  de.s  Materials,  auch 
der  neuesten  statistischen  Arbeiten,  hat  mich  in  dieser  Auffassung 
noch  mehr  bestärkt.  Wiederholte  eigene  Versuche,  zu  einer  mehr  ins 
Einzelne  gehenden  tabellarischen  Zusammenstellung  der  Edelmetall- 
und  der  Geldvorräte  im  Occident  wenigstens  für  die  Zeit  seit 
1493  1500  und  für  die  neueste  Zeit  zu  gelangen,  habe  ich  schließlich 
aufgegeben,  weil  die  Ergebnisse  zu  unsicher  blieben.  Ich  beschränke 
mich  daher  auf  einige  wenige,  noch  etwas  fortgeführte  neuere  An- 
gaben, besonders  der  Meister  auf  diesem  Gebiete,  Sötbeers  und  Lexis, 
deren  Schätzungen  sich  freilich  auch  nicht  alle  in  Einklang  bringen 
lassen.  Nur  teilweise  möchte  es  diesen  und  anderen  neueren  Sta- 
tistikern und  statistischen  Ämtern,  so  der  nordamerikanischen  Münz- 
direktion, gelungen  sein,  sogar  die  leichtere  Aufgabe,  die  Feststellung 
der  Geldvorräte,  mit  allen  Hilfsmitteln  neuerer  historischer  Forschung 
und  Statistik  zu  lösen  und  Zahlen  zu  gewinnen,  welche  wenigstens 
mit  einiger  W^ahrscheinlichkeit  als  weder  nach  oben  noch  nach  unten 
gar  zu  sehr  von  der  Wirklichkeit  abweichende  anerkannt  werden 
können.  Noch  weniger  gesichert  erscheinen  die  zahlenmäßigen 
Schätzungen  von  Gesamtvorräten  im  Occident,  wofür  unten  ein 
charakteristisches  Beispiel  gezeigt  werden  wird.  Mit  diesem  Urteil 
wird  wieder  keineswegs  das  Verdienst  der  Edelmetall-Statistiker,  ihre 
Mühe,  ihr  Scharfsinn  unterschätzt,  Sötbeers  Spürsinn  und  Kombi- 
nationsgabe sind  bewundernswert.  Aber  die  erlangbaren  Hilfsmittel 
zur  Lösung  der  Aufgabe  reichen  eben  nicht  aus.  Das  zu  erkennen, 
sich  damit  vor  Illusionen  zu  hüten,  bleibt  immerhin  auch  ein  wissen- 
schaftlicher Gewinn,  wenn  damit  auch  das  Resultat  alles  Mühens 
vielfach  nur  als  ein  negatives  angesehen  werden  kann.  Auch 
diese  Auffassung  verlangt  eine  genauere  Begründung,  welche  unter 
Nr.  2 zu  geben  gesucht  wird. 

2.  Die  beiden  methodischen  V ege  zur  Feststellung 
der  Vorräte.  Es  sind  ein  indirekter  und  ein  direkter. 
Methodisch  betrachtet  sind  beide  richtig  und  zur  gegenseitigen 
Kontrolle  der  mit  ihnen  gewonnenen  Ergebnisse  geeignet,  daher 
auch  beide  nebeneinander  zu  beschreiten.  Leider  führen  aber 
beide  nicht  zum  Ziele. 

a)  Auf  dem  ersten,  dem  indirekten,  geht  man  von  dem 
Vorrat  eines  Anfangszeitpunkts  einer  Periode  aus.  Dieser  Vor- 
rat müßte  bekannt  sein,  aber  er  ist  es  eben  nicht.  Man  muß 
ihn  ganz  h^’pothetisch  beziffern,  sowohl  in  seiner  Gesamtgröße 
als  in  seiner  Verteilung  auf  Geld  und  anderes  Edelmetall.  Auf 
dem  direkten  \Vege  kann  man  das  regelmäßig  nicht,  was  eigentlich 


die  Voraussetzung  wäre.  So  ist  die  notwendige  Anfangsziffer 
eine  ganz  unsichere.  Zu  dieser  fügt  man  dann  die  Ziffer  für 
die  Neuproduktion  in  der  betreffenden  Periode  bis  zu  deren 
Endzeitpunkt,  für  welchen  der  Vorrat  ermittelt  werden  soll. 
Diese  Ziffer  schwebt  in  allen  Schätzungen  für  alle  früheien 
Perioden  vor  1493  15U0  großenteils  in  der  Luft.  Von  da  an  wird 
sie  zugestandenermaßen  sicherer,  je  mehr  man  sich  der  Gegen- 
wart nähert  im  Allgemeinen  desto  vertrauenswürdiger.  Gleich- 
wohl, absolut  betrachtet,  bleibt  sie  unsicher  genug.  Dennoch 
ist  sie  in  dem  ganzen  indirekten  Verfahren  zur  Ermittlung  der 
Gesamtvorräte  an  Edelmetall  zu  einem  oder  mehreren  bestimmten 
Zeitpunkten  seit  1500  noch  der  relativ  sicherste  Posten  bei 
der  ganzen  Schätzung.  Bei  Edelmetallgeld  gibt  die  Prägungs- 
statistik, besonders  für  die  neueste  Zeit,  ebenfalls  einige  brauch- 
barere Anhaltspunkte,  aber  sie  reicht  nicht  aus  ('s.  u.).  Das  Ver- 
fahren ist  ja  dann  das  denkbar  einfachste,  man  addiert  den 
früheren  Vorrat  und  den  Produktions-  und  Prägungszuwachs  und 
hat  dann  nur  die  Abgänge  abzuziehen.  Aber  gerade  deren 
Bezifferung  ist  das  Schwierigste  und  Unsicherste  nach  dem 
oben  Dargelegten,  bei  den  eigentlichen  Stoffverlusten,  dem  Ab- 
strömen und  Verbleiben  von  Metall  in  jeder  Form  in  der  Ferne, 
so  für  unseren  Fall  außerhalb  des  Occidents,  bei  den  ümschmel- 
zungen  und  Münzumprägungen  usw.  Man  gewinnt  vielleicht 
einige  etwas  sicherere  Resultate  für  einige  Abgangsposten  und 
für  bestimmte  Zeiträume.  Aber  selbst  für  die  neueste  Zeit  bleibt 
es  gewagt,  danach  sogar  innerhalb  von  Zehnern  von  Prozenten 
Grenzen  der  Abweichungen  der  gefundenen  Zahlenwerte  von  den 
wirklichen  abzumessen.  So  führt  das  an  sich  ganz  richtige  in- 
direkte Ermittlungsverfahren  in  der  Tat  nicht  zum  Ziele.  Wegen 
der  Llnsicherheit  der  ersten  Vorratsziffer  und  der  Abgangsziffeni 
kommt  man  selbst  mit  richtiger  Produktions-  und  Prägungs- 
statistik nicht  auf  sicheren  Boden. 

b)  Auf  dem  zweiten,  dem  direkten  Wege  kommt  man 
leider  auch  nicht  weiter.  Hier  müssen  die  zu  einem  oder  mehreren 
bestimmten  Zeitpunkten  vorhandenen  Metallvorräte  und  Geld- 
vorräte im  Occident  (oder  auch  in  einem  bestimmten  Gebietsteil  da- 
von) durch  unmittelbare  Beobachtungen  und  statistische 
Aufnahmen  ermittelt  werden.  Es  ist  aber  leicht  einzusehen, 
daß  das  teils  gar  nicht  möglich,  der  direkte  Weg  also  überhaupt 
gar  nicht  gangbar  ist,  teils,  daß  man,  so  weit  er  beschritten 
werden  kann,  zwar  zu  brauchbaren  Zahlen  für  gewisse  Bestand- 
teile der  Geldvorräte  gelangen  kann,  aber  doch  nicht  für  die 
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I ganzen  CTcldvorräte.  Man  kommt  daher  auch  auf  diesem  Wege 

I nicht  sicher  zu  wesentlich  besseren  Kesultaten  als  auf  dem 

I ersten  Wege. 

! , a)  Nicht  gangbar  ist  der  zweite  Weg  zur  Ermittlung  der 

I Vorräte  von  Edelmetall  in  Schmuck  und  Gerätform  u.  dgl.  m. 

und  von  Geld  im  zersplitterten  Privatbe^sitz  und  im  Umlauf  der 
bezüglichen  Produzenten-  und  Konsumentenkreise  im  System  der 
Geldwirtschaft, 


fr 
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aa)  Der  Vorrat  an  Schmuck  und  Gerät,  daher  im  Besitz 
einzelner  Personen  und  Kreise  in  bestimmtem  Zeitpunkt  und 
Orte  (Gebiet)  entzieht  sich  direkter  Beobachtung  und  Aufnahme 
großenteils,  ja  meist  ganz. 

Selbst  für  Schätzungen  nach  Durchschnittsverhältnissen  (z.  B. 
bei  Besitz  von  Eheringen,  Speisegerätli  wie  silbernen  Löffeln)  in  der 
Masse  der  Bevölkerung  fehlen  sichere  Anhaltspunkte,  man  kommt 
auf  das  bloße  Erraten  und  Ausdenken  einigermaßen  glaubhafter 
Zahlen  hinaus.  Eine  eigentliche  direkte  Aufnahme  solchen  Besitzes 
ist  so  gut  wie  ausgeschlossen.  Kaum  weniger  gilt  das  vom  Besitz 
der  „Reichen“,  auch  der  Fürsten.  Öffentlicher,  kirchlicher  Besitz 
läßt  sich  allenfalls  amtlich  aufnehmen,  aber  nur  um  des  statistischen 
Wissens  willen  ebenfalls  kaum.  Die  häufigen  Annahmen  „großen 
Reichtums“  an  goldenen  und  silbernen  Gegenständen  im  kirchlichen, 
fürstlichen  Besitz  haben  gewöhnlich  aucli  keine  irgendwie  sichere 
Grundlage.  Nicht  fehlende  schätzungsweise  Bezifferungen  des  Werts 
solchen  Besitzes  schweben  meist  in  der  Luft  und  beruhen  bestenfalls 
auf  übertreibender  Generalisierung  einzelner  sicherer  Tatsachen,  auf 
Einschätzungen  nach  dem  „Augenschein“  und  dem  „Man  sagt“,  sie 
sind  daher  für  die  Statistik  wertlos. 
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bb)  Der  zersplitterte  Besitz  von  Metallgeld  bei  Privaten 
und  Geschäftsleuten  entzieht  sich  der  direkten  Feststellung 
ebenso  wie  solcher  Besitz  von  Schmuck  und  Gerät.  Unmittel- 
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bare  Aufnahmen  sind  natürlich  auch  hier  ausgeschlossen.  Nur 
ganz  ausnahmsweise  und  zufällig  wird  einmal  etwas  bekannt, 
was  man  aber  nicht  generalisieren  kann. 

Schätzungen  „Sachverständiger“,  auch  wissenschaftlicher  Spezia- 
listen, haben  mangels  festerer  Anhaltspunkte  wenig  Wert,  sind  ge- 
wöhnlich auch  nur  „Annahmen“  über  das,  „was  wohl  zutreffen 
könnte“,  wobei  oft  nur  Einer  dem  Andern,  etwa  mit  einigen,  mehr 
oder  weniger  plausiblen  Abänderungen  der  Zahlen  des  Vorgängers 
(„Vorerfindens“),  folgt.  Schätzungen  auf  Grund  der  Annahme  eines 
bestimmten  Kopfbetrags  von  Münzgeld  auf  die  Bevölkerung  nehmen 
eben  doch  nur  einen  solchen  Betrag  als  bekannt  an,  während  er  ja 
erst  aus  der  Vorratsziffer  etwa  abgeleitet  werden  könnte.  Dazu 
kommt,  daß  auch  solche  Kopfbeträge  an  Münzgeld  nach  Entwicldung 
des  Geldsurrogatwesens  und  der  ganzen  Kreditwirtschaft  verschieden 
sein  müssen  und  das  hier  besprochene  Geld,  überwiegend  Konsu- 
mentengeld und  Geld  in  den  Händen  der  Klein-  und  Mittelgeschäfte. 


!. 
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welche  den  Konsumentenverkehr  vermitteln,  doch  mit  dem  Produ- 
zentengeld in  den  größeren  Geschäftskassen  und  bei  Banken  in 
beständiger  Hin-  und  Herbewegung  steht.  Die  Prägungsstatistik 
gibt  auch  keine  genügenden  Anhaltspunkte  der  Schätzung  der  Geld- 
menge in  dem  hier  besprochenen  Besitze,  da  sie  das  Geld,  das 
wesentlich  in  Geschäften,  Banken  als  „Geldkapital“  fungiert,  mit 
umfaßt. 

ß)  Nur  die  • Metallgeldvorräte  öffentlicher  Kassen  und 
der  Banken  und  einiger  verwandten  Institute  lassen  sich  sicher 
und  genau  ermitteln,  ordentliche  Geschäftsführung  und  Herr- 
schaft des  Grundsatzes  der  Öffentlichkeit  in  solchen  Dingen 
vorausgesetzt,  was  allerdings  für  die  neuere  Zeit  immer  allge- 
meiner zutrifft.  Die  bezügliche,  neuerdings  besonders  entwickelte 
Statistik  dieses  „konzentrierten“  Geldbesitzes  ist  daher  auch 
der  wertvollste  Teil  aller  Geldvorrats-.  Geldmengen-  und  selbst 
aller  Edelmetallvorratsstatistik.  Diese  Statistik  entspricht  meistens 
auch  dem  praktischen  und  wissenschaftlichen  Bedürfnis,  zu 
wissen,  wie  sich  die  Geldvorräte  TMünze  und  auch  Barren)  auf 
die  beiden  Metalle,  zum  Teil  auch  wie  sie  sich  auf  V ährungs- 
geld  mit  unbeschränkter  gesetzlicher  Zahlmitteleigenschaft  und 
auf  anderes  Geld,  auch  Scheidemünze,  verteilen,  mitunter  selbst, 
aus  welchen  Münzsorten  sie  bestehen.  Diese  Statistik  der 
(edelmetallischen)  „Barvorräte“  ist  daher,  wie  für  vielerlei 
praktische  und  theoretische  Punkte  des  Geld-,  Kredit-,  Bank- 
w’esens,  so  auch,  w'eil  sie  dafür  feste  zahlenmäßige  Anhalts- 
punkte gibt,  für  die  Schätzungen  der  Geldvorräte  sehr  er- 
wünscht. Aber  das  Problem  einer  vollen  zahlenmäßigen  Er- 
mittelung und  auch  nur  befriedigend  sicheren  Schätzung  der 
gesamten  Geldvorräte  in  einem  Gebiete  (Staate),  vollends  im 
ganzen  Occident,  löst  doch  auch  diese  Statistik  noch  nicht, 
noch  viel  w'eniger  das  der  sicheren  Schätzung  der  gesamten 
Edelmetallmenge. 

aa)  Denn  aus  der  bekannten  Zahl  der  in  diesen  Barfonds  kon- 
zentrierten Metallgeldmenge  eines  und  vieler  Gebiete  läßt  sich 
eben  kein  fester  Schluß  auf  die  Größe  des  daneben  im  Verkehr  um- 
laufenden und  in  den  Privat-  und  Geschäftskreisen  zersplitterten 
Geldbetrags  ziehen.  Je  mehr  das  Kassehalten  dieser  Kreise  bei 
Banken,  das  Einlegen  von  Geld  im  Depositen-,  Kontokorrrent-,  Giro- 
und  Scheckgeschäft  üblich  wird,  je  mehr  Banknoten  im  Verkehr  an 
Stelle  von  Münze  treten,  w^oruf  namentlich  auch  die  Stückgröße  der 
Noten  von  Einfluß  ist  (Ausgabe  kleiner  Noten),  je  mehr  Ähnliches 
mit  einlösbarem  Staatspapiergelde  der  Fall  ist,  desto  größer  wird  die 
Quote  der  Metallgeldmenge,  w^elche  in  den  genannten  Barvorräten 
konzentriert  wird,  desto  kleiner  die  Quote  Geld,  w^elche  wirklich  im 
Verkehr  und  im  zerstreuten  Besitz  ist.  Aber  ein  bestimmtes  Ver- 
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hältnis  zwischen  diesen  beiden  Quoten  besteht  nicht,  es  schwankt 
auch  beständig.  Man  kann  wohl  aus  einigen  sich  an  diese  Verhält- 
nisse anknüpfenden  Beobachtungen  und  aus  weiteren  allgemeinen 
Wahrnehmungen  im  Verkehr,  im  Zahlungswesen  schließen,  ob  der 
unmittelbare  körperliche  G-ebrauch  von  Metallgeld  als  Umlaufsmittel 
im  Verkehr  stark  oder  schwach  verbreitet  ist,  z.  B.  der  Gebrauch  von 
Goldmünze,  von  Silbermünze,  von  einzelnen  bestimmten  Münzsorten, 
wie  etwa  gegenwärtig  eine  reichliche  Verwendung  von  Goldmünze  im 
deutschen  Verkehr,  eine  schwache  im  österreichischen,  italienischen, 
russischen  sich  leicht  konstatieren  läßt.  Aber  mehr  als  zu  allgemeinen 
Quantitätsbestimmungen , „viel“,  „wenig“,  „mehr“,  „weniger“  ge- 
langt man  damit  nicht. 

bb)  Für  die  uns  hier  beschäftigende  Frage  kommt  aber  hinsicht- 
lich jener  bei  Banken  usw.  konzentrierten  Metallgeldmengen  auch 
noch  als  störender  Umstand  das  zeitliche  Schwanken  dieser  Bar- 
fonds in  Betracht,  nicht  nur  zwischen  den  Banken  und  öffentlichen 
Kassen  einer-,  dem  eigentlichen  Verkehr  und  den  zerstreuten  kleinen 
Kassen  der  Privaten  und  Geschäftsleute  anderseits,  wo  es  sich  viel- 
fach um  den  früher  dargelegten  Übergang  von  Geldkapital  in  bloßes 
Geld-Umlaufsmittel  und  vice  versa  handelt,  sondern  auch  zwischen 
den  Banken  untereinander,  namentlich  auch  denjenigen  verschiedener 
Länder.  Letzteres  hängt  von  der  internationalen  Geldbewegung, 
von  Handelskonjunkturen,  Verhältnissen  im  Wechsel  der  Zahlungs- 
bilanz u.  dgl.  m.  ab,  gleiclat  sich  freilich  in  einem  größeren,  mehrere 
Länder  umfassenden  Gebiete,  vollends  im  ganzen  Occident  aus. 
Aber  in  einem  einzelnen  Staats-  und  Wirtschaftsgebiet  schwankt 
dann  doch  wieder  die  Geldquote  in  den  Konzentrationsstellen  und 
im  Verkehr. 

cc)  Die  dauernd  stark  verschiedene  Höhe,  namentlich 
von  Bankbarfonds  und,  bei  Ausgabe  von  Staatspapiergeld,  von 
Staatskassen-Barfonds,  in  verschiedenen  Ländern,  z.  B.  die  viel  stärkere 
Höhe  des  Barfonds  Gold  und  Silber)  der  Bank  von  Frankreich  ver- 
glichen mit  dem  der  Englischen  Bank  und  der  Deutschen  Reichsbank 
gestattet  auch  nicht  ohne  Weiteres  den  Schluß,  daß  in  Frankreich 
die  überhaupt  vorhandene  Metallgeldmenge  viel  höher  sei  als  in  den 
beiden  andern  Ländern,  absolut  oder  gar  relativ,  eben  entsprechend 
dem  höheren  Bankbarfonds,  obgleich  dies  zufällig  hier  einigermaßen 
zutrifft.  Aber  der  höhere  Barfonds  der  einen  Bank,  überhaupt  einer 
Notenbank,  hängt  auch  von  der  Größe  der  kleinsten  Banknoten- 
stücke mit  ab.  Gehen  diese  Stücke  auf  kleinere  Wertbeträge  herab, 
so  kann  dadurch  die  Note  mehr,  an  Stelle  des  Metallgelds,  auch  Gold- 
gelds eindringen  und  so  die  Konzentration  dieses  Gelds  bei  der  Bank 
steigern.  Bei  der  Größe  des  Gesamtbetrags  des  Gelds  in  einem  Lande 
läßt  sich  also  daraus  nicht  viel  ableiten. 

dd)  Speziell  die  Prägungsstatistik,  selbst  wenn  sie  voll- 
ständig und  genügend  nach  Münzsorten  spezialisiert  vorliegt,  ge- 
stattet, wie  schon  bemerkt,  wegen  der  Umschmelzungen  und  Neu- 
prägungen, im  In-  und  besonders  im  Auslande  und  wegen  des  Ab- 
flusses von  Münzen  in  andere  Gebiete,  auch  aus  dem  ganzen  Occident 
in  den  Orient,  keine  sicheren  Schlüsse  auf  die  jeweilig  vorhandene 
Münzmenge  im  Prägungsgebiete  und  überhaupt  im  ganzen  Occident. 
Die  Abzüge,  welche  man  schätzungsweise  von  der  Prägesumme 
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macht,  beruhen,  auch  wenn  Einziehungen  und  Lmpragungen  teil- 
weise bekannt  sind,  doch  wieder  nur  auf  „Annahmen“,  deren  Zu- 
treffen dahin  steht.  Nur  der  Betrag  des  vorhandenen  minderwertig 
ausgeprägten  Scheidemünzgelds.  Silbergeld  bei  Goldwährung  u.  dgl., 
läßt  sich  mit  einiger  Sicherheit  aus  der  Prägungsstatistik  ableiten. 
Denn  dieses  Geld  kann,  w^eil  das  Verlust  brächte,  regelmäßig  weder 
vom  Besitzer  eingeschmolzen  noch  exportiert  worden,  und  sein  Ab- 
gang durch  Abnutzung  und  Verlorengehen  ist  nicht  so  bedeutend. 
Aber  gerade  das  eigentliche  Geld,  das  vollwichtige  Währungs- 
geld, wie  das  Goldgeld  bei  Goldwährung,  das  grobe  (Courant-) 
Silbergeld  bei  Silberwährung,  beides  bei  Doppelwährung,  unterliegt 
eben  der  Einschmelzung,  dem  Umprägen  auch  im  Ausland,  dem  Ab- 
strömen  dahin.  Sein  jeweilig  vorhandener  Betrag  ist  aus  der 
Prägestatistik  daher  nicht  genau  festzustellen. 

c'  Die  dargelegteii  Schwierigkeiten  der  \ oiTatsschätzungeii 
auf  beiden  Wegen  treffen  im  Prinzip  bei  beiden  Metallen  in 
gleicherweise,  aber  nicht  durchaus  in  gleichem  Maße  zu,  weder 
füi*  alle  Zeiträume  noch  für  alle  Gebiete,  cc^  Bis  zur  neuesten 
Goldära  um  1850  möchte  die  Goldstatistik  überhaupt  noch 
mangelhafter  als  die  Silberstatistik  gewesen  sein  und  dies  auch 
von  der  Vorratsstatistik  speziell  gelten,  soweit  diese  in  der 
Produktions-  und  in  der  Statistik  früherer  \ orräte  ihre  Grund- 
lage hat.  Neuerdings  möchte  es  sich  eher  umgekehrt  verhalten. 
Die  Statistik  der  Abgänge  ist  bei  beiden  Metallen  immer  der 
schwächste  Punkt  in  der  Voi’ratsstatistik  gewesen,  auch  dies 
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besonders  nachgewiesen  werden  muß.  Diese  Aufgabe  zu  erfüllen, 
begegnet  leider  wieder  den  angedeuteten  unvermeidlichen  und  nicht 
genügend  zu  beseitigenden  Schwierigkeiten. 

3.  Ergebnis,  a)  Alles  in  Allem  ergibt  sich  so  wohl  die 
Richtigkeit  der  früheren  Behauptung,  daß  eine  Statistik  der  Vor- 
räte von  Edelmetall  überhaupt  und,  wenn  das  dafür  auch  etwas 
weniger  streng  gilt,  eine  solche  der  Edelmetall- Geldvorräte  für 
den  ganzen  Occident  und  selbst  für  einzelne  Gebietsteile  davon 
doch  auf  den  beiden  besprochenen  methodischen  Wegen 
nicht  irgend  genügend  zn  gewinnen  ist.  Es  ist  nur  ein 
geringer  Trost,  daß  die  auf  jedem  dieser  Wege  erzielten  Resul- 
tate sich  doch  gegenseitig  etwas  kontrollieren  könnten;  denn  die 
beiderlei  Resultate  sind  durchaus  unsicher,  ohne  daß  man  sagen 
kann,  welches  in  höherem  Maße,  und  ohne  daß  man  ausreichende 
Anhaltspunkte  hat,  um  das  Maß  der  Abweichung]  jedes  Resultats  von 
der  Wirklichkeit  auch  nur  mit  einiger  Wahrscheinlichkeit  und  etwa 
innerhalb  gewisser  zahlenmäßig  feststellbarer  Eehlergrenzen  zu 
bestimmen.  Daher,  wie  gesagt,  ein  im  Ganzen  negatives  Er- 
gebnis dieser  Ausführungen.  b)  Xur  in  drei  Punkten  möchte 
dabei  auch  ein  positives  Ergebnis  hervortreten,  einmal,  daß 
jede  Vorratsstatistik  noch  mangelhafter  als  andere  Teile  der 
Edelmetallstatistik,  namentlich  der  Produktion  und  selbst  der 
Abscänsre  ist,  w’eil  sie  die  Fehler  beider  letzterer  Statistiken 
an  sich  trägt,  ohne  irgend  Sicherheit,  daß  diese  Fehler  sich 
kompensieren;  sodann,  daß  die  Schätzungen  der  Vorräte  für  Zeit- 
punkte der  neueren,  seit  1500  und  bis  1850,  und  vollends  der 
neuesten  Zeit,  seit  1850,  immerhin  etwas  mehr  Vertrauen,  als 
alle  für  frühere  Zeitpunkte  verdienen;  endlich  daß  dies  auch 
von  den  Schätzungen  der  Geldvorräte  gegenüber  denen  der 
Edelmetallvorräte  überhaupt  gilt.  Aber  das  Alles  sind  magere 
positive  Ergebnisse. 

4.  Neuere  Schätzungsversuche. 

a)  Für  die  Edelmetallvorräte  im  Occiden't  über- 
haupt. 

ct  Für  Gold, 

Nach  den  Schätzungen  von  Lexis  würden  sich  folgende 
Goldvorräte  ergeben.  Für  1905  ist  eine  den  übrigen  ent- 
sprechende eigene  Schätzung  hinzugefügt. 


Tabelle  XXI. 

Oecidentalischer  Goldvorrat  seit  1500 


Kleine  Abweichungen  der  Summenziffer  von  1500—1905  in  Spalte  4 
und  5 von  der  Summierung  der  Daten  der  kleineren  Perioden  sind 
Folgen  von  kleinen  Abrundungen. 

S.  Lexis,  H.W.B.St.  IV,  762.  Auch  wenn  man  den  Goldvorrat 
um  1500  höher  — in  allen  Fällen  ja  völlig  unsicher  — z.  B.  auf 
650000  kg,  wie  oben  (S.  256)  schätzt,  ändert  sich  selbst  in  den  ersten 
Jahrhunderten,  vollends  in  der  neuesten  Zeit  danach  das  Gesamt- 
resultat nicht  viel.  Ob  diese  Schätzungen  für  die  Zeit  von  1500 — 1800 
und  bis  1848  aber  auch  nur  annähernd  zutreffen?  Schon  die  sich 
sehr  verschieden  danach  stellenden  Abgangs-Quoten  erwecken  Zweifel. 
Sind  diese  auch  bis  1800  wesentlich  höher  angenommen  als  später, 
— sind  sie  nicht  auch  vor  1800  noch  zu  niedrig  angeschlagen,  so  daß 
der  Gold  Vorrat  um  1800  größer  angenommen  wird,  als  er  wirklich 
war?  Er  wäre  dann  mit  6 — 8 Milliarden  Mark  um  1800  w'ohl  beinahe 
vier  mal  so  stark  als  nach  Sötbeer’s  Schätzungen  das  Goldgeld  im 
Occident  um  diese  Zeit  gewesen  sein  möchte  (um  1830  2232  Mill.  Mk.). 
Lexis  nimmt  für  Abgang  0,2®,o  jährlich,  in  einem  Jahrhundert  20^  ^ 
des  Anfangsbestands  an.  Bei  der  Unsicherheit  der  Ziffer  für  diesen 
Bestand  und  bei  dem  nach  Jahren  und  kleineren  Perioden  von  Jahren 
ungleichmäßigen  Gang  der  Neuproduktion  doch  immer  eine  recht 
unsichere  Berechnungsgrundlage,  auch  wenn  sie  für  bestimmte  Zeit- 
räume genauer  zutreffen  mag.  Alles  in  Allem  aber:  man  gelangt  so 
doch  nur  zu  Ergebnissen  von  stark  konjektural  statistiscnem 
Charakter. 

Auch  die  Schätzungsziffer  für  den  Vorrat  um  Ende  1905  trägt 
natürlich  diesen  Charakter,  da  sie  aus  den  Schätzungen  für  die 
früheren  Vorräte  mit  abgeleitet  ist.  Mit  Rücksicht  auf  den  Gold- 
rückfluß aus  Ostasien  in  der  Periode  von  1901 — 05  und  auf  den  Um- 
stand, daß  in  dieser  Zeit  nach  Ostasien  sonst  abfließendes  Gold  dem 
Occident  nur.  als  noch  nicht  definitiv  entzogenes  Geld  angesehen  zu 
werden  braucht,  ist  der  Abgang  hier  nur  so  niedrig  geschätzt  und 
danach  die  Vorratsziffer  veranschlagt  worden. 


Um 

das  Jahr 

V orrat 

Vlill.Mk.i  1000  kg 

Neu- 

produktion 

zwischen  den  zwei 
' sich  folgenden 
1 Jahren 

Mill.Mk.  1000  kg 

1 

Anfan  gsvor- 
rat  un  d Neu- 
produktion 
seitdem 

1000  kg 

Von  letztrer 
Zahl  ist  der 
Vorrat  in 

hc 

V sS  ^ 

ce  " 

C - 

S<  p 

P o 

1500 

10(X)  358 

1 

358 

— 1 

— 

1550 

1710  613 

1060 

380 

738 

' 83,1 

16,9 

1600 

2 720  975 

1060 

380 

993 

98,2 

1,8 

1700 

4410  1581 

2544 

912 

1 883 

> 84,0 

16,0 

1800 

; 7940  2846  i 

5301 

1900 

3481 

81,0 

19,0 

1848 

i 9560  3427 

2553 

915 

3761 

91,0 

9,0 

1890 

! 28560  10237 

21014 

7532 

10959 

93,4 

6,6 

1900 

135500  12724 

8822 

3162 

13399 

95,0 

5,0 

1905  ; 

41850  15000 

6757 

2422 

15146 

99,0 

. 1,0 

1500—1905 

1 

49101 

17598 

17956 

1 83.5 

1 t 1 

1 16.5 

ll 

II 
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Auch  die  Schätzungen  der  Goldgeldmenge  können  zur  Koiitrolle 
der  Gesamtvorratsmengen  etwas  mit  herbeigezogen  werden,  obwohl 
sie  ja  freilich  selbst  wieder  unsicher  genug  sind.  Es  wurde  sich  er- 
geben. daß  der  jetzige  Goldvorrat  etwa  je  zur  Hälfte  zu  Geld  und 
zu  Schmuck  und  Gerät  usw.  dient,  was  l.exis  als  ungefähr  richtig 
annehmen  zu  dürfen  glaubt.  Müßte  dann  aber  nicht  die  Quote, 
welche  vom  neugewonnenen  Massengold  zur  industriellen  Verwendung 
übergeht,  sehr  viel  höher  veranschlagt  w^orden?  Daß  vor  der  neuen 
Goldära  und  der  Verbreitung  der  Goldwährung  vom  Gesamtvorrat 
an  Gold  eine  wesentlich  höhere  Quote  auf  nicht-monetäre  Ver- 
wendung gefallen  ist,  und  daß  das  neue  Massengold  zunächst 
wenigstens  überwiegend  als  Geld  benutzt  wird,  mag  richtig 
sein.  Aber  ob  die  angenommenen  Quoten  irgend  zutreften^  Man 
sieht,  man  stößt  Schritt  für  Schritt  auf  Zweifel,  wie  oben  hervor- 
gehoben wurde,  und  man  könnte  noch  manche  weiteren  Bedenken,  als 
die  angedeuteten,  geltend  machen.  Gleichwohl  sind  diese  Schätzungen 
des  Goldvorrats  vielleicht  noch  die  best  begründeten  auf  dem  ganzen 
Gebiet  der  Vorratsstatistik. 

Nimmt  man  die  Zahlen  der  Tabelle  XXI  als  wenigstens 
einigermaßen  zutreffend  an,  trotz  aller  Bedenken,  so  wäre  also 
etwa  des  neu  gewonnenen  Golds  dem  Occideiit  verblieben. 
Die  ungeheure  Zunahme  der  Geldvorräte,  nicht  nur  des  neu 
produzierten  Golds,  seit  1500  bis  1800  und  1848,  auf  das 

^ 10  fache  und  wieder  in  der  kurzen  Spanne  Zeit  seitdem  auf 

das  4— 5 fache  wäre  das  definitive  Ergebnis  der  gesteigerten 
Goldproduktion  für  den  Occident.  Ein  Ergebnis,  welches  auch 
auf  das  occidentalische  Geldwesen  und  auf  den^  ert,  die  Kauf- 
kraft des  Gelds  einen  entscheidenden  und  dauernden  Mit- 
eintluß  ausüben  konnte.  Und  an  dieser  Bedeutung  der  Vorrats- 
vermehrung änderte  sich  auch  nicht  gar  so  viel,  wenn  man  bei 
dem  konjekturalen  Charakter  dieser  Statistik  für  die  angegebenen 
Zahlen  den  wirklich  zutreffenden  gegenüber  selbst  mit  Schwan- 
kungsgrenzeu  von  20  ^ q nach  oben  und  unten  würde  rechnen 


müssen. 


Tabelle  XXII. 

Silbervorrat  seit  1500. 


Um 

das  Jahr 

Vorrat 

Mill.  Mk.|  1000  kg 

Neu- 
produktion 1 

zwischen  den  zwei  | 
sich  folgenden 

Jahren  1 

Mill.  Mk.  1000  kg 

Anfangsvor- 
rat  und  Neu-  i 
Produktion 
seitdem 

1000  kg 

Von  letztrer 
Zahl  ist  der 
Vorrat  in 

Demnach 
der  Abgang 
in  ®/o 

15(X)  1 

1260 

7000 

. ^ 

7000 

i j 

1 _ i 

1800 

7500 

41667 

21124 

117303 

124303 

' 33,5 

66,5 

1850  1 

c.  11340 

c.  63000 

60543 

32524 

74167 

c.  85,0' 

15,0 

1890 

c.  17820 

c.  99000 

: 13362 

74235 

137235 

c.  73, U 

27,0 

1905 

c.  27000 

c.  150000 

13728 

j 76273 

175273 

i c.  86,9 

14,0 
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ß)  Schätzung  des  SilVjervorrats.  Auch  hier  den 
Schätzungen  von  Lexis  für  1500  und  1800  folgend  und  sie  daun 
bis  zur  Gegenwart  fortführend,  gelangt  man  zu  den  Daten  in 
Tabelle  XXII.  (Tabelle  s.  vorige  Seite.) 

S.  Lexis,  H.W.B.St.  VI,  732.  Nur  um  übliche  Geldwerte, 
welche  leichter  verständlich  sind,  mit  anzugeben,  sind  diese  in  Gold- 
mark nach  der  festen  Relation  von  1 : 15,5  in  der  ganzen  Periode 
beigefügt.  Von  Lexis  rühren  in  der  Tabelle  XXII  nur  die  Vorrats- 
Schätzung  für  1500  und  1800  her.  Die  erste  ist,  wie  mehrfach  be- 
merkt, völlig  unsicher,  oben  S.  256  aber  ebenso  angenommen  worden. 
Die  zweite,  für  1800,  kommt  mir  zu  niedrig,  daher  die  danach  berech- 
nete Abgangsquote  zu  hoch  vor.  Wenn  nach  Sötbeer  (Jahrb.  f. 
Nat.ök.,  Bd.  37  S.  200)  allein  der  monetäre  Vorrat  von  Silber  des  Occi- 
dents  46  Mill.  kg  um  1830  31  gewesen  sein  soll  und  von  1800—1830 
immerhin  18955000  kg  durch  Neuproduktion  hinzugekommen  sind, 
danach  also  selbst  nach  vollem  Abzug  dieser  Summe  ohne  jede  Ab- 
rechnung für  Abnutzung,  Verlust,  ostasiatischen  Abfluß  c.  25  Mill.  kg 
Silber,  wahrscheinlich  erheblich  mehr,  um  1800  für  monetäres  Silber 
übrig  bleiben,  so  ergäbe  sich  doch  ein  zu  kleiner  Betrag  für  Silber- 
gerät usw.  Aber  für  die  Fortführung  der  Vorratszahlen  in  der 
Tabelle  XXII  im  19.  Jahrhundert  und  bis  1905  ist  diese  Lexis'sche 
Zahl  belassen  worden,  da  ich  nicht  imstande  bin,  eine  andre  positive, 
die  mutmaßlich  erheblich  höher  sein  müßte,  dafür  einzusetzen. 

Die  Vorratszahlen  um  1850,  1890  sind  mit  nach  Sötbeers  a.  a.  0. 
geschätzten  Abgangszahlen  für  Verlust,  Abnutzung,  Mehrabfluß  von 
Silber  nach  Ostasien  berechnet  worden.  Die  Vorratsziffer  für  1905 
beruht  mit  auf  der  Annahme,  daß  von  1890 — 1900  rund  ^/.j  der  Neu- 
produktion dieser  Periode  als  Abgang,  einschließlich  des  ostasiatischen 
Abflusses,  angesetzt  werden  dürfe:  alles,  trotz  der  mehrfachen  Be- 
nutzung relativ  sichererer  Zahlen,  wieder  nur  und  wohl  selbst  in 
höherem  Maße  als  bei  Gold,  „konjektural-statistische“  Daten, 
für  die  hier  kein  anderer  Charakter  beansprucht  wird. 

aaj  Stimmen  die  Schätzungen  in  der  Tabelle  XXII  auch 
nur  innerhalb  sehr  weiter  Fehlergrenzen  mit  den  Tatsachen  der 
Wirklichkeit  überein,  so  ergeben  sie  doch  wohl  mit  genügender 
Sicherheit,  daß  die  Silbervori'äte  von  1500 — 1800,  auch  wenn 
man  die  Ziffer  für  letzteres  Jahr  gegen  die  Lexis'sche  erheblich 
erhöht,  und  bis  1850  sich  nicht  stärker,  sondern  eher 
schwächer  als  die  Goldvorräte,  aber  damit  allerdings  doch 
auch  sehr  stark  gesteigert  haben.  Für  die  Fragen  vom 
Geldwesen  und  speziell  vom  Geldw^ert  in  dieser  Zeit  noch 
relativ  maßvoller  Silberproduktion,  vor  dem  Einsetzen  der  neueren 
Steigerung  derselben  in  den  1860  er  und  in  den  späteren  Jahren, 
und  daher  in  der  Zeit,  als  die  Silberwährung  noch  die  vor- 
herrschende im  Occident  war,  speziell  auch  für  die  Frage  des 
Wertverhältnisses  der  beiden  Edelmetalle  zueinander  sind  das 
wichtige  Tatsachen.  Seit  1850,  genauer  seit  Mitte  der  1860  er 


I-  t.  r 


— 400  — 

und  zumal  seit  Mitte  der  1870  er  und  in  noch  größerem  Maß- 
stabe seit  den  1890  er  Jahren  nimmt  dann  die  Silberproduktion 
so  stark  zu,  daß  trotz  des  großen  ost  asiatischen  Abflusses  die 
Silbervorräte  im  Occident  immer  mehr  wachsen.  Da 
sie  nicht  in  steigendem  Maße  wie  die  größer  gewordenen  Geld- 
vorräte als  Geld  Unterkunft  fanden,  drückten  sie  unvermeid- 
lich auf  den  Markt  und  haben  sie  so  den  Goldpreis  des  Silbers 
so  stark  ins  Weichen  gebracht. 

bb)  Aber  immerhin  bleibt  es  doch  beachtenswert,  daß  die 
Silbervorräte  seit  1800  (auch  wenn  man  sie  damals  höher  als 
nach  Le.xis  anschlägt'  und  seit  1848/50  — für  1850  stellt  sich 
der  Geldvorrat,  der  in  Tabelle  XXI  für  1848  auf  3427  Tausend 
Kilo  veranschlagt  war,  etwa  auf  3650  Tausend  — sich  bis 
zur  neuesten  Zeit  nicht  nur  nicht  stärker,  sondern  er- 
heblich schwächer  vermehrt  haben  als  die  Geldvorräte; 
jene  seit  1850—1890  um  etwa  60  (wahrscheinlich  noch  wenigen, 
bis  1905  um  etwa  140®  „ (oder  weniger),  die  Geldvorräte  da- 
gegen um  bzw.  etwa  180  und  310®/q.  ^Vären  selbst  die  Zahlen 
für  die  Silbervorräte  zu  niedrig,  für  die  Geldvorräte  zu  hoch 
angesetzt,  im  Wesentlichen  blieben  diese  Unterschiede  doch 
wohl  bestehen.  Ein  häufiger  Einwand  gegen  „Unmöglichkeit“ 
oder  doch  hohe  Bedenklichkeit  der  Silberwährung  und  der  Ein- 
fügung von  Silber  in  ein  Doppelwährungssystem,  daß  nämlich 
die  neuere  große  Vermehrung  das  Silber  ganz  un- 
geeignet zum  Geld-  und  W ährungsstoff  macht,  würde 
so  doch  auch  gegen  Gold  zu  erheben  sein. 

b)  Schätzungsversuche  für  die  Metallgeldvorräte 
im  Occident. 

Man  bewegt  sich  hier,  wenigstens  im  19.  Jahrhundert,  wohl 
auf  etwas  sichererem  Boden  als  hinsichtlich  der  Gesamtvorräte, 
zumal  neuerdings  für  Gold,  aber  doch  auch  für  Silber.  Indessen 
manche  Zweifel  verbleiben  gleichwohl  auch  hier. 

In  der  folgenden  Tabelle  XXIII  wird  Mne  Übersicht  der 
Geldmenge  im  Occident  nach  den  Schätzungen  von  Lexis 
für  1500  und  1800,  nach  Sötbeer  für  1830 — 1885,  nach  sich 
an  letztere  Schätzungen  anknüpfenden  eigenen  und  sonstigen 
Schätzungen  für  1890  — 1905  gegeben,  für  Gold  und  Silber 
zugleich. 

Soweit  die  Jahreszahlen  mit  denen  der  letzten  beiden  Tabellen 
korrespondieren,  sind  unter  Benutzung  der  in  diesen  Tabellen  ent- 
haltenen, wenn  auch  unsicheren  Schätzungszahlen  für  die  Gesamt- 
vnrräte  Quotenberechnungen  ausgeführt,  wie  viel  von  dem  ganzen 
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Gold-  und  Silbervorrat  auf  Geld-  (Münz-,  Barren-)  und  auf  Metall  in 
anderen  Formen  (industrielle  Gegenstände)  fällt;  natürlich  bei  dei 
Unsicherheit  der  Grundlagen  vollends  nur 

gewissen  Wahrscheinlichkeitswerts.  S.  Lexis  a.  a.  O.  Sotbeer  a.  a ü 
Ls.  in  den  2 Aufsätzen  in  den  Jahrbüchern,  Biedermann  a.  a.  0 
S 88  ff.,  bei  ihm  weitere  liter.  Angaben,  die  Zusammenstellungen  d 
amerik.  Münzdirektors  (aufgenommen  mehrfach  in  die  Literatur,  ^o 
in  der  volkswirtsch.  Chronik  der  Jahrb  f.  Nat.ok.,  in  Mark  berechnet). 
Die  Umrechnung  des  Silbers  in  Goldmark  nach  der  Relation  von 
1 ; 15,5  für  das  vollwichtige  Silbergeld,  durchschnittlich  7 ,,  /o  niedriger 
für  leichtere  Scheidemünze). 

Die  Daten  von  1900  an  nach  der  Umrechnung  der  Statistik  des 
amerikanischen  Münzdirektors  auf  deutsches  Geld  in  der  Chronik  d. 
Jahrb.  f.  Nat.ök.  Silber  ist  auf  Gewicht  für  J 

der  Tabelle  nach  1:15,5  umgerechnet,  d.  h.  1 kg  Silber  zu  180  Mk., 
was  für  1500  zu  kleine,  für  1800-1870  ziemlich  korrekte,  spater  und 
seit  dem  leichteren  Silbergehalt  aller  Silbermünzen  ^r  Goldw^rung 
und  auch  der  Mittelstücke  aus  Silber  (unterhalb  des  Werts  der  Haupt- 
stücke, welche  gesetzliches  Zahlmittel  sind,  auch  in  Doppelwährung  - 
ländern  wie  im^  lateinischen  Münzbund)  zu  große  Gewichtsmengen 
gibt  Da  auch  diese  Silbermünze  indiissen  im  Gewicht  nicht  viel 
Vermindert  ist,  so  ist  der  in  der  Tabelle  berechnete  Gewichtsbetrag 
doch  nicht  sehr  viel  höher  als  der  korrekt  anzusetzende  Dieser 
stellt  sich  z B unter  Zugrundelegung  der  nord amerikanischen 
SternaSäalen  Münzstatistik^  iü^  1900  luf  c.  48,34,  für  1905  auf 
c.  45  80  Mül.  kg.  Nach  diesen  Zahlen  .sind  die  Quoten  ^om  Gesamt 
Silberwert  in  Tabelle  XXIII  berechnet. 

Auch  diese  jetzt  meist  benutzte  und  als  autoritativ  geltende 
amerikanische  Statistik  ist,  auch  wenn  sie  auf  amtlichen,  «diplomatisch 
eingeholten“  Mitteilungen  aus  den  betreffenden  einzelnen  Staaten 
beruht,  nicht  minder  bloße,  wenn  auch  teilweise  etwas  sicherere 
Konjekturalstatistik,  als  alle  sonstige  (auch  die  von  Foyille  «•  ^ “.). 
Denn  auch  die  be.sten  amtlichen  Autoritäten,  die  i inanzverwal- 
tungen,  Münzdirektionen,  Bankverwaltungen  u.  dgl.  in.  können  nui 
Schätzungen  vornehmen,  für  welche  sie  vielfach  eben  keine  sicheren 
Anhaltspunkte  haben.  Darüber  darf  die  scheinbare  Genauigkeit  dei 
Zahlen  nicht  täuschen.  Vielleicht  mochte  die  Gesamtzahl  für 
den  ganzen  Occident  der  Wirklichkeit  näher  kommen,  als  die 
Schätzungen  für  die  einzelnen  Staatsgebiete,  welche  in  vielen  Falle, 
namentlich  auch  bei  den  kleineren  Gebieten,  zweifellos  ganz  will- 
kürlich sind.  Auch  die  großen  Schwankungen 
der  einzelnen  Staaten  binnen  weniger  Jahre  erregen  Bedenken  und 
linden  in  Verkehrsvorgängen,  auch  im  Geld-  ui^  Munzv  esen,  nicht 
immer  ausreichende  Erklärung,  wenn  sich  auch  Einiges  der  inte  - 
nationalen  Edelmetallbewegung  zwischen  den  einzelnen  Staats-  und 
Wirtschaftsgebieten  des  Occidents  und  zwischen  diesem  und  dem 
Orient  erklärt.  Die  Bewegung  innerhalb  der  Geldbestande  der  einzel- 
nen Länder  zwischen  deren  „sichtbaren“,  in  den  bekannten  Bar\ or- 
räten  der  Banken  usw.  konzentrierten  und  den  „unsichtbaren  , 
in  den  kleinen  Privat-  und  Geschäftskassen  prstreuten,  im  Ver- 
kehr befindlichen  Vorräten  läßt  sich  eben  nicht  genau  zahlenmäßig 
verfolgen,  nicht  einmal  soweit  als  die  internationale  Metallbewegung. 


403 


„Offizielle“  Schätzungen  dieses  zweiten  Teils  der  nationalen  Geld- 
bestände haben  keinen  größeren  Wert  als  private  von  sorgfältigen 
Spezialisten  vorgenommene. 

Die  genannte  Statistik  enthält  auch  für  einige  Gebiete  des 
ostasiatischen  Orients  einige,  aber  ganz  unvollständige  und 
zum  Teil  auch  unsichere  Angaben  und  zwar  für  Japan  (das  in 
der  obigen  Betrachtung  der  ostasiatischen  Verhältnisse  absichtlich 
meistens  ausgeschlossen  worden  ist),  Britisch-Indien,  Straits  Settle- 
ments und  andere  kleine  Gebiete,  dann  China,  Siam.  Darnach  sind 
1900  und  1903  hier  ein  Goldvorrat  von  441  und  563  Mill.  Mk.  (fast 
ganz  nur  sichtbare  Vorräte)  und  ein  Silbervorrat  von  7072  und 
4753  Mill.  Mk.,  davon  in  Indien  1973  und  2295,  vorhanden  gewesen. 

Auch  hier  können  wieder  nur  unter  all  den  angedeuteten 
Vorbehalten  ]>eziiglich  der  Unsicherheit,  daher  vielleicht  der 
Tmrichtigkeit  der  Schätzungszahlen  in  Tabelle  XXIII  aus  diesen 
Zahlen  folgende  Ergebnisse  abgeleitet  w^erden: 

aa)  Gold-  und  Silbergeld  haben  sich  in  der  ganzen  Periode, 
bei  aller  Verschiedenheit  in  Währungen  und  Münzfuß  im  Occident 
stets  mehr  oder  weniger  gegenseitig  als  Geld  vertreten.  Sie 
können  so  daher  als  Geld  und  einigermaßen  auf  Grund  der 
neueren  „normalen“  Relation  von  1 : 15,5  zusammen  gerechnet 
werden. 

Für  1500  M^äre  Silbergeld  in  Gold  nur  etwa  um  * g höher  an- 
zusetzen, demnach  dann  der  Wert  des  Silbergelds  auf  ca.  750  statt 
560  Mk.  in  Gold,  die  Summe  Gold-  und  Silbergeld  zusammen  auf 
1250  statt  1060  Mill.  Mk.  Auch  für  die  Zeit  des  neuesten  starken 
Sinkens  des  Goldwerts  des  Silbers,  also  nach  1870,  kann  man  nach 
der  Relation  von  1 : 15,5  summieren,  weil  hier  infolge  verschiedener 
Vorkehrungen  der  Geldordnungen  das  gegen  Gold  entwertete  Silber- 
geld doch  ungefähr  nach  dieser  Relation  gegen  Gold  im  Verkehre 
benutzt  wurde  und  noch  wird. 


Dann  wäre  also  die  gesamte  Geldmenge  von  1500 — 1800 
auf  das  5 — 6 fache,  bis  1850  auf  das  10 — 12  fache,  zwischen 
1800  land  1850  auf  das  2 fache  gestiegen.  Darauf  macht  sich 
rasch  der  Einfluß  des  neuen  Massengolds  geltend  und  steigt  die 
Gesamtgeldmenge,  welche  um  1850  gegen  früher  schon  eine  so 
viel  bedeutendere  absolute  Höhe  erreicht  hatte,  bis  Ende  des 
19.  Jahrhunderts  und  in  die  ersten  Jahre  des  20.  hinein  auf 
das  2 — 2^/.,  fache,  seit  1800  auf  das  5 fache,  seit  1500  auf  das 
25 — 30  fache.  Ein  Vorgang,  welcher  mit  der  Ausdehnung  und 
Entwicklung  der  Geld  Wirtschaft  in  immer  weiteren  Gebieten  des 
Occidents  in  Wechselwirkung  steht,  aber  natürlich  in  letzter  Linie 
durch  die  gesteigerte  Produktion  bedingt  und  verursacht  war. 

bb)  Trennt  man  Goldgeld  und  Silbergekl,  so  scheiden  sich 
die  l)eiden  oben  schon  in  der  Geschichte  und  Statistik  der 
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Edelmetalle  unterschiedenen  Perioden,  1500 — 1848  50  und 
1848  50  bis  zur  Gegenwart,  deutlicher. 

cta)  Bei  Goldgeld  wie  bei  Silbergeld  war  der  Verlauf  in 
den  ersten  Jahrhunderten  der  Neuzeit  von  1500 — 1800  und 
noch  bis  1840 '50  zwar  nicht  ganz  gleich,  aber  doch  nicht  so 
verschieden.  Bis  1800  eine  Vermehrung  des  Goldgelds  um  das 
4 fache  (wenn  man,  vielleicht  richtig,  die  Goldgeldmenge  um 
1500  höher  anschlägt,  etwa  auf  das  3 fache),  dann,  schwächer 
von  da  an  bis  1840  auf  das  4— 5 fache  (bzw.  3 fache) : bis  1850, 
schon  unter  dem  beginnenden  Miteinfiuß  der  neuen  Goldära,  auf 
(Jas  6 — 7 fache  (4 — 5 fache),  zwischen  1800  und  1840  und  1850 
auf  das  1 ^5  facEe  und  nicht  ganz  2 fache.  Bei  Silbergeld  ist 
die  Vermehrung  bis  1800  stärker  als  bei  Goldgeld,  auf  das 
7 fache,  bis  1840  50  auf  das  14— 10  fache,  zwischen  1800  und 
1840  50  auf  das  2 fache  und  mehr  (bei  Annahme  einer  pößeren 
Silbergeldmenge  um  1800  etwas  schwächer).  Bei  aller  Unsicher- 
heit der  geschätzten  Zahlen  wird  man  seit  1500  in  der  Gesamt- 
menge des  Gelds  des  Occidents  die  Quote  des  Silbergelds  als 
steigende  von  vielleicht  ^ und  - ^ auf  ^ von  1500  bis  1800 
und  1850  annehmen  dürfen.  Das  entspricht  der  Vorherrschaft 
des  Silbers  in  der  Produktion  und  im  Währungswesen  bis  dahin. 
Vom  Gesamtvorrat  an  Gold,  allerdings  zuerst  auf  der  Grund- 
lage sehr  unsicherer  und  auch  später,  wenngleich  besserer  so 
nicht  sicherer  Zahlen,  macht  das  Goldgeld  zuerst  wohl  eine 
größere,  vielleicht  bis  ^2  gehende,  später  eine  kleinere  Quote 

1 i;.  aus  (1800,  1850)'  Bei  Silbergeld  steigt  die  Quote  vom 

Gesamtsilbervorrat,  wohl  auch  erheblich  über  ^ (die  Prozent- 
berechnung für  1850  ist  wegen  des  Fehlers  der  Grundzahl  um 
1800,  auf  welchen  Fehler  sie  mit  hinweist,  viel  zu  hoch  in  der 

Tabellel. 

ßß)  Seit  1848  50  steigt  die  Goldgeldmenge  absolut  beständig, 
vollends  in  der  aller  jüngsten  Zeit,  unter  dem  in  gleicher  Eich- 
tling wirkenden  Einfluß  der  steigenden  Goldproduktion  und  der 
Aus^dehnung  der  Goldwährung.  Dagegen  sinkt  die  Silbergeld- 
menge etwas  und  bleibt  dann  annähernd  stabil.  Die  Quote  des 
Goldgelcls  in  der  ganzen  Geldmenge  steigert,  diejenige  des 
Silbergelds  verringert  sich,  ungefähr  wie  bei  der  Produktion, 
so  daß  die  Quoten  die  umgekehrten  werden,  bei  Goldgeld  auf 
- und  mehr  steigen,  bei  Silbergelcl  auf  i '.,  und  weniger  sinken. 
Auch  dies  entspricht  der  Veränderung  der  Produktionsverhält- 
nisse und  der  immer  mehr  sich  ausdehnenden  Vorherrschaft  der 


'1  Goldwährung.  In  Wirklichkeit  überwiegt  dem  reellen  Wert 


nach  in  der  ganzen  Geldmenge  das  Goldgeld  noch  mehr,  weil 
das  yilbergeld,  in  Goldwert  berechnet,  nicht  mehr  den  halben 
Wert  von  ehedem  hat  und  zudem  ein  Teil  davon  noch  geringeren, 
weil  er  mit  geringerem  Silbergehalt  geprägt  ist  (alles  Silbergeld 
der  Goldwährung  und  ein  Teil  auch  desjenigen  der  Doppel- 
währung). Berücksichtigt  man  dies,  so  beträgt  das  Silbergeld 
des  Occidents  in  neuester  Zeit  nicht  7 — 9,  sondern  kaum  4 Mil- 
liarden Mark,  und  die  Goldquote  im  gesamten  Geld  ist  über 


^ 0 


0? 


die  Silberquote  unter  15^  Auch  von  dem 
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Geldvorrat  macht  das  Goldgeld  jetzt  an 


5’ 


vom 


gesamten 

gesamten 


Silbervorrat  nur  etwa  rund  aus,  daher  die  Gold(^uote  von 


Schmuck,  Gerät  nur  die  Silberquote  von  solchen  Objekten 
aber  nur  rund  - Alles,  wenn  in  der  Schätzungsziffer  auch 
immer  nur  annähernd  richtig  wieder  gegebene,  im  Ganzen 
doch  sicherer  zuti'effende  Tatsachen  anerkannt  werden.  Diese 
erklären  die  Verschiebung  der  Wertrelation  zwischen  Gold 
und  Silber  zuungunsten  des  letzteren,  auch  von  dieser  Seite  be- 
trachtet, mit. 

c)  Metallgeldmengeii  in  den  einzelnen  Gebieten 
des  Occidents. 

a)  Metallgeld -Benutzung  und  sonstige  Einrichtung 
des  Zahlungswesens.  Bei  der  oben  (S.  391)  besprochenen 
direkten  Methode  der  Ermittelung  der  Geldvorräte  im  Occident 
l)enutzt  man  zur  Feststellung  der  in  einem  bestimmten  Zeitpunkt 
im  Occident  vorhandenen  Geldmengen  die  Schätzungen  der 
Geldmenge  in  den  einzelnen  Gebieten  ^Staaten).  Auf  Grund  der 
genannten  amerikanischen  Statistik  über  letztere  Geldmengen 
sind  die  Schätzungszahlen  in  deii  letzten  Jahren  in  Tabelle  XXIII 
für  den  Occident  gewonnen  worden.  Auch  jene  Zahlen  für 
einzelne  Länder  gehen  aber  über  den  Wert  vorsichtiger  und 
sorgfältiger  Schätzungen  nicht  hinaus.  Deswegen  dürfen  auch 
aus  ihnen  für  andere  praktische  und  theoretische  Fragen  nur 
mit  Vorsicht  Schlüsse  gezogen  werden. 

So  u.  A.  aus  der  gefundenen  verschiedenen  Höhe  der  Geld- 
menge in  einem  Lande,  der  Verteilung  dieser  Menge  auf  Gold-  und 
Silbergeld,  Z.  B.  der  nicht  seltene  Schluß  ist  hinfällig,  Avonach  ein 
Land  mit  absolut  und  relativ  — etwa  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 
veranschlagter  — hoher  Geldmenge  deswegen  auch  aus  dem  Ge- 
sichtspunkt des  Geldwesens,  der  Währungs Verhältnisse  betrachtet, 
ohne  Weiteres  günstiger  beurteilt  wird,  als  ein  andres  Land  mit 
absolut  und  relativ  geringerer  Menge;  ebenso  ist  der  Schluß  zu  be- 
anstanden, daß  bei  gleicher  Währung  (Gold,  Silber)  ein  an  Währungs- 
geld reicheres  als  ein  daran  ärmeres,  so  Frankreich  als  das  in  dieser 
Hinsicht  reichere  günstiger  als  England  oder  Deutschland  stehe. 
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Der  Metallgeldbedarf  überhaupt  und  der  Goldgeld-  und 
Silbergeldbedarf  speziell  hängt  in  einem  Lande  vom  ganzen  Zu- 
stande seines  Geld-,  Währungs-,  Münzwesens  sowie  seines  Kredit-, 
Bank-,  Zahlungswesens  ab.  Von  diesem  Zustande,  um  Einzel- 
heiten zu  nennen  z.  B.  davon,  ob  und  in  welchem  Lmfange 
Banknoten-  und  Papiergeldstücke,  auch  kleiner  Wertgrößen, 
daher  mit  der  Fähigkeit,  Münze  unmittelbar  im  Verkehr  zu  er- 
setzen, vorhanden  sind,  hiervon  wird  die  größere  oder  geringere 
Münzmenge  im  Verkehr  und  in  den  Barvorräten  der  Banken 
und  Emissionsstellen  des  Papiergelds  und  in  gewissem  Grade 
auch  die  in  einem  Lande  überhau])b  vorhandene  Edelmetall- 
Geldmenge  mit  bestimmt.  Wo  vollends  eigentliche  Papiergeld- 
wirtschaft besteht,  d.  h.  Papiergeld  mit  Zwangskurs  und  ohne 
Verpflichtung  des  Ausgebers,  es  gegen  Metallgeld  einzulösen,  da 
wird  Münze  regelmäßig  im  Verkehre  noch  in  viel  weiterem 
Maße  verdrängt  und  ceteris  paribus  die  Metallgeldmenge  im 
Lande  kleiner.  Auch  die  Verbreitung  des  Scheckverkehrs  und 
der  Girierungen  im  Bankwesen  wirkt  auf  Verminderung  des 
Metallgeldbedarfs  im  Verkehr  eines  Landes,  wie  in  den  Bar- 
vorräten der  Banken,  daher  auch  auf  die  Größe  der  Geldmenge 
wesentlich  mit  ein.  Das  ist  für  alle  Vergleichungen  der  Geld- 
menge verschiedener  Länder  und  für  alle  Schlüsse  daraus  zu 
beachten. 

ß)  Sogenanntes  „ungedecktes“  Papiergeld.  Diese  Dinge 
lassen  sich  aber  nicht  alle  einfach  zu  solcher  zahlenmäßiger 
Feststellung  bringen,  daß  man  unmittelbare  Zusammenrechnungen 
mit  der  Geldmenge  selbst  vornehmen  kann.  Dies  kann  nur  mit 
Banknoten  und  Papiergeld  geschehen.  Daher  wird  gewöhnlich 
auch  in  der  Statistik  des  Geldwesens  und  speziell  der  Geld- 
menge neben  dem  Metallgeld  die  Banknote  und  das  Papiergeld 
l)erücksichtigt,  öfters,  wie  auch  in  der  neueren  nordamerikanischeii 
Statistik,  so,  daß  neben  das  Metallgeld  das  sog.  „ungedeckte“ 
Papiergeld  gestellt  und  mit  jenem  zusammengerechnet  wird,  wie 
im  Metallgeld  das  Goldgeld  und  Silbergeld.  „Ungedeckt“  wird 
dabei  derjenige  Betrag  an  Banknoten  und  Papiergeld  genannt, 
um  welchen  der  Gesamtbetrag  davon  die  im  Besitz  des  be- 
treffenden Ausgebei’s  und  Schuldnern  (Bank,  Staatsbehörde)  be- 
findliche Metallgeldmenge  übersteigt.  Bei  Banknoten  und  bei 
einlösbarem  (Staats-)  Papiergeld  hat  dieser  Metallgeldvorrat  regel- 
mäßig die  Bestimmung,  als  barer  Deckungsfonds  und  als  Ein- 
lösungsfonds zu  dienen.  Bei  eigentlichem  Papiergeld  (Papier- 
währung), wo  die  Einlösbarkeit  gegen  Metallgeld  gesetzlich 
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aufgehoben  und  tatsächlich  eingestellt  worden  ist,  dient  der 
Metallgeldvorrat  wenigstens  als  allgemeiner  Deckuugsfonds  mit. 

y)  Sichtbare  und  unsichtbare  Metallgeldvorräte.  Bei 
starker  Entwicklung  des  Banknoten-,  Papiergeld-  und  sonstigen 
l)ankmäßigen  Zahlungswesens  geht  dann  ein  mehr  oder  weniger 
erheblicher  Teil  der  Metallgeldmenge,  namentlich  auch  des 
Währungs-Metallgelds  eines  Landes  in  den  Besitz  der  Ausgeber, 
der  Banken  und  Kassenverwaltungen  über  und  bildet  den  in  der 
neueren  Statistik  wohl  sogenannten  „sichtbaren“,  an  den  ge- 
nannten Stellen  konzentrierten  Teil  des  Metallgelds  eines 
Landes,  die  „sichtbaren  Vorräte“,  im  Unterschied  zu  dem  im 
Verkehr,  im  Umlauf,  in  den  isolierten  Privat-  und  Geschäfts- 
kassen zerstreuten  Teil,  den  „unsichtbaren“  Vorräten.  Die 
neuere  Statistik  hat  den  sichtbaren  Vorräten,  die  sich  bei  Ver- 
breitung des  Grundsatzes  der  Öffentlichkeit  in  diesen  Dingen 
ja  leicht  konstatieren  lassen,  ihre  besondere  Aufmerksamkeit 
gewidmet.  Allein,  wie  zum  Teil  schon  oben  ausgeführt,  weder 
die  Statistik  des  ungedeckten  Papiergelds,  noch  diejenige  der 
sichtbaren  Geldvorräte  reicht  für  die  Bedürfnisse  der  Geldvorrats- 
statistik aus,  die  Daten  jener  beiden  sind  für  letztere  Statistik 
auch  nicht  unmittelbar  zu  brauchen.  Das  gilt  vornehmlich  von 
der  auch  in  der  nordamerikanischen  Statistik  erfolgenden 
Summierung  der  Menge  des  „ungedeckten“  Papiergelds  mit  dem 
Metallgeld  und  ist  Benutzungen  gegenüber  hervorzuheben,  welche 
dann  mit  diesen  Summenzahlen  zu  Vergleichungen  u.  a.  m.  ge- 
macht werden. 

Zu  „Ungedecktes“  Papiergeld  ist  eigentlich  kein  zu- 
lässiger und  für  die  hier  vorliegenden  statistischen  — und  die 
sich  anschließenden  praktischen  und  theoretischen,  das  Geld- 
wesen betreffenden  — Aufgaben  brauchbarer  Sammelbegriff. 
Denn  es  werden  darin  ganz  heterogene  und  in  ihrer  Be- 
wegung von  verschiedenartigen  LTrsachen  abhhängige 
Dinge  zusammengefaßt. 

aa)  Namentlich  müssen  bei  diesem  ungedeckten  Papiergeld 
die  Arten  desselben  unterschieden  werden.  So,  ob  darunter 
eigentliche,  rechtlich  und  tatsächlich  gegen  Metallgeld  ( Währungs- 
geld i einlösbare  Banknoten,  einlösbares  Papiergeld,  auch  Staats- 
papiergeld oder  eigentliches  Papiergeld  (Papierwährung)  ohne 
solche  Einlösbarkeit  verstanden  wird.  Diese  beiden  Kategorien 
haben  nicht  nur  rechtlich  und  faktisch  als  Umlaufs-  und  Zah- 
lungsmittel verschiedenen  Charakter  und  Funktion,  sondern  auch 
in  ihren  Mengenbewegungen  und  in  ihrem  Verhältnisse 
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zu  ihrer  Metalldeckung  ein  ganz  verschiedenes  Ver- 
halten. 

Der  Metallvorrat  im  Besitz  der  Ausgabestelle  eigentlichen  Papier- 
gelds ist  eine  feste  Größe,  außer  Beziehungen  zu  der  Metallgeld- 
menge im  Verkehr,  er  erfährt  in  dieser  Größe  nur  durch  selbständige 
Akte  seines  Besitzers  Veränderungen.  Als  Teil  der  „sichtbaren“ 
Geldvorräte  eines  Landes  oder  als  vielleicht  einziger  solcher  sicht- 
bare Vorrat  ist  er  mit  den  Metallgeld  Vorräten  und  sichtbaren  Vor- 
räten, welche  als  Deckungs-  und  tatsächliche  Einlösungsfonds  von 
Banknoten,  einlösbarem  Papiergeld  und  anderen  (nicht  bankmäßigen) 
Zahlungsverpflichtungen  dienen,  nicht  zusammen  zu  werfen.  Die 
Bank-Barvorräte  u.  dgl.  sind  beständig  in  ihrem  Betrage  in 
Bewegung,  veränderlich,  ziehen  Metallgeld  aus  dem  in-  und 
ausländischen  V^erkehr  an  sich  und  geben  es  an  diesen  wieder  ab. 
Als  sichtbare  Geldvorräte  stehen  sie  zu  den  nicht-sichtbaren  in  be- 
ständigen Wechselbeziehungen. 

bb ) Speziell  Bank-  Metallvorrät«?  sind  aber  regelmäßig 
Deckungs-  und  Einlösungsfonds  nicht  nur  von  Banknoten^ 
sondern  auch  für  andere  Bankschulden,  besonders  für  Depositen-, 
Xontokorrent-,  Giroverbindlichkeiten.  Sie  vollständig  von  den 
ausgegebenen  und  umlaufenden  Banknoten  abzuziehen,  ist  recht- 
lich und  tatsächlich  nach  ihrer  Zweckbestimmung  und  Funktion 
unrichtig.  Es  ergeben  sich  so  ein  falscher  Begriff  und  un- 
richtige Größenbeträge  „ungedeckten  Papiergelds“.  Die 
beständige,  oft  auch  binnen  kurzer  Zeit  recht  bedeutende  und 
gar  nicht  einmal  von  der  Bewegung  des  Gesamtbetrags  der 
Banknoten  allein  abhängige  Veränderung  der  Höhe  des  Metall- 
vorrats und  demnach  des  „ ungedeckten  “ N otenbetrags  bildet 
auch  noch  einen  besonderen  störenden  Umstand,  welcher  es  ver- 
bietet, auch  in  und  für  einen  einzelnen  Zeitpunkt,  die  Menge 
des  Metallgelds  und  des  „ungedeckten  Papiergelds  einfach  zu 
summieren. 

Zu  y.  Speziell  die  Metallgeldvorräte  der  Banken  (und 
eventuell  gewisser  Staatskassen)  als  Deckungs-  und  Einlösungs- 
fonds für  Banknoten  werden,  wie  bemerkt,  in  der  neueren 
Statistik  gern  als  die  „sichtbaren“  Geldvorräte  (oder  die 
Hauptteile  dieser)  den  nicht-sichtbaren  gegenüber  gestellt. 
Die  bezüglichen  Zahlen  haben  auch  erhebliches  Interesse  nach 
verschiedenen  Seiten,  wie  schon  früher  bemerkt.  Sie  sind  ja 
namentlich  die  Hauptvorräte  von  Geldkapital  lauch  in  ihrer 
Funktion  als  Deckungsfonds  für  kreditmäßige  Geldsurrogate). 
Aber  bei  ihrer  innigen  Beziehung  zum  Gelde  im  V^erkehr,  zu 
den  nicht-sichtbaren  Geldvorräten  eines  Landes,  bei  der  steten 
Veränderung,  welche  sie  als  Quote  vom  Gesamtgeldvorrat  und 
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gegenüber  der  Quote  der  nicht-sichtbai'en  V’orräte  in  diesem 
erfahren,  kann  man  aus  ihrer  Höhe  eben  wieder  nur  sehr  be- 
dingt, auch  in  jedem  einzelnen  Zeitpunkt,  auf  die  Höhe  der 
Gesamtgeldinenge  im  Lande  — und  schließlich  bei  Summierungen 
im  ganzen  Occident  — schließen.  Das  darf  auch  der  Statistiker 
nicht  vergessen. 

8)  Wieder  nur  unter  den  Vorbehalten,  'W'elche  sich  aus 
diesen  Bemerkungen  über  „ungedecktes“  Papiergeld  und  „sicht- 
bare“ Geldvorräte  ergeben,  kann  man  in  einer  Vorratsstatistik 
des  Gelds  die  bezüglichen  Daten  dieses  Papiergelds  und  dieser 
sichtbaren  Vorräte  mit  heranziehen  und  bei  Vergleichungen  be- 
nutzen. Eine  einfache  Summierung  des  Papiergelds  mit  dem 
Metallgeld  unterbleibt  besser.  Zur  Beurteilung  der  Geld  Ver- 
hältnisse der  einzelnen  Länder  bieten  die  beiden  genannten 
Reihen  statistischer  Tatsachen  gleichwohl  einiges  Interesse.  Des- 
halb sind  sie  auf  Grund  der  amerikanischen  Statistik  in  der 
folgenden  Tabelle  XXIV  mit  angegeben  worden  tS.  412). 

Q Auch  eine  Summierung  von  Goldgeld  und  allem  Siiber- 
geld  kann  Einwänden  begegnen.  aa)  Soweit  letzteres  Geld 
eigentliche  Scheidemünze,  regelmäßig  nur  bis  zu  niedrigem  Wert- 
betrage, ist,  mit  beschränkter  gesetzlicher  Zahlkraft  — wenigstens 
nach  den  neueren  Normen  der  Geldordnungen  — für  gewöhnlich 
nur  ganz  niedrige  Geldbeträge,  sollte  es  eigentlich  wie  Nickel- 
und Kupfermünzen  hier  aus  der  Summierung  ausgeschlossen 
werden.  Silbergeld  höheren  Wertbetrags,  aber  gleichfalls  mit 
beschränkter  gesetzlicher  Zahlkraft,  wäre  ebenso  auszuschließeu, 
daher  in  den  neuen  Goldwährungs-  und  Doppelwährungsystemen. 
Streng  genommen  dürfte  nur  in  letzteren  dem  Goldgeld  nach  einer 
bestimmten  Wertrelation  in  der  Zahlkraft  gleich  gestelltes  Silber- 
geld mit  dem  Golde  summiert  w^erden,  in  Goldwälirungssystemen 
Silbergeld  demgemäß  überhaupt  nicht.  Umgekehrt  wäre  dann 
allerdings  auch  in  Silberwährungss}'stemen  nicht  Goldgeld*  mit 
dem  Silberwährungsgeld  zu  summieren.  bb)  Indessen  kommt 
hier  die  fast  überall  im  inländischen  und  vollends  allgemein  im 
internationalen  Verkehr  des  Occidents  (und  darüber  hinaus  auch 
im  Orient)  übliche,  wenn  auch  nicht  auf  gesetzlichem  Zwang, 
sondern  bloß  auf  gegenseitiger  Vereinbarung  beruhende  gegen- 
seitige Vertretbarkeit  von  Gold  und  Silber  und  Münzen 
daraus  in  Betracht.  Diese  rechtfertigt  doch  eine  Summierung. 
Zugleich  deuten  auch  die  Mengenverhältnisse  von  Goldgeld  und 
Silbergeld  in  einem  Lande  darauf  hin,  wie  weit  die  vielleicht 
gesetzlich  bestehende  einfache  Währung,  so  jetzt  namentlich  die 
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einfache  Geldwährung  eine  wirkliche  oder  nur  eine  ^ hinkende 
fiktive  ist  und  welche  Bedeutung  jedes  dieser  Gelder  besitzt. 
Angaben  hierüber  sind  daher  doch  wichtig  und  in  der  folgenden 
Tabelle  XXIV  auf  S.  412  mit  aufgenommen  worden. 

Über  die  Art  der  Aufstellung  der  Tabelle  XXIV.  Die 
Zahlendaten  dieser  Tabelle  sind  die  für  1903i  Ende)  als  ein  mittleres  Jahr 
zwischen  Hoch-  und  Tiefkonjunktur,  welches  sich  für  unsere  Zwecke 
mehr  eignet,  als  ein  solches  letzterer  Art.  Ein  einzelnes  neuestes 
Jahr  kann  hier  genügen.  Es  ist  dabei  die  nordamerikanische  Statistik 
in  der  Umrechnung  nach  Mark  und  gruppiert  nach 
der  Bearbeitung  in  den  Jahrb.  f.  Nat.ök.  (Chronik  f.  1^06 
nutzt  worden.  Einige  Berechnungen  sind  nachgeprüft  und  mit  denen 
von  Biedermann  verglichen,  dabei  im  Wesentlichen  damit  in  Lber- 

einstimmung  befunden  worden.  i i,  a 

Die  kleineren  Staatsgebiete  sind  nach  nachbarschaftlicnen  und 

sonstigen  Wirtschaftsverhältnissen  zusamjnengezogen  worden,  so  in 
Europa  als  westdeutsche  Nachbargebiete  Niederlande  Belgien 
und  Schweiz,  als  Skandinavien  Schweden,  Norwegen,  Dänemark 
und  Finnland,  als  Südosteuropa  Türkei,  Griechenland,  Bulgarien, 
Rumänien,  Serbien ; ebenso  sind  Spanien  und  Portugal  und  in  Amerika 
das  „übrige“  Amerika  zusammengefaßt  w’orden.  • a- 

In  einem  Falle  (Australien)  teilt  die  genannte  Statistik  die  Goia- 
vorräte  nicht  nach  Bank-  usw.  -Vorräten  und  umlaufenden  (sicht- 
baren und  unsichtbaren  Vorräten),  sondern  gibt  nur 
betrao-  an.  In  vielen  Fällen  hat  sie,  mit  Recht,  weil  offenbar  halb- 
wegs^zuverlässige  Schätzungen  unmöglich  erscheinen,  keine  Angaben 
für  die  Goldmenge  „im  Umlauf“,  so  in  Europa  bei  Norwegen,  Däne- 
mark, Finnland,  Rumänien,  Serbien,  Bulgarien,  Spanien,  in  ganz 
Amerika  (außer  den  Vereinigten  Staaten),  in  ganz  Ostasien.  Dei 
„sichtbare“  Vorrat  ist  dann  als  Gesamtvorrat  mit  eingestellt  worden. 
In  einigen  anderen  Fällen  sind  die  Mengen  im  Umlauf  so  kl^n  an- 
gegeben, daß  sie  auch  nicht  Vertrauen  erwecken.  Auch  einige  Ziffern 
für  die  Bank  Vorräte  erregen  Zweifel.  Im  Ganzen  möchten  daher 
insofern  die  Gesamtzahlen  für  Gold  im  Occident  minimale  sein, 
wenn  nicht  in  anderen  Fällen,  so  gerade  bei  den  Hauptländern,  die 
Schätzungen  für  das  Gold  „im  Umlauf“  zu  hoch  sein  sollten. 

Bei  den  Zahlen  der  Bankvorräte  von  Gold  kommen  gerade  m 
den  wichtigsten  Staaten  mit  gut  geordnetem  und  fungierendem  Geld- 
und  Bankwesen,  voran  in  England  und  im  Deutschen  Reiche,  die 
obigen  Bemerkungen  in  Betracht,  daß  die  Höhe  des  Bankvorrats, 
sehr  nach  Wirtschaftskonjunkturen  schwankt  und  darnach  auch  das 
Verhältnis  zwischen  den  sichtbaren  und  unsichtbaren  V orräten  und 
die  Größe  des  Betrags  „ungedeckten“  Papiergelds.  Unter  den 
Bank  Vorräten  sind  übrigens  in  den  meisten  Staaten  nur  diejeiugeu 
der  Notenbanken  eingerechnet  'im  Deutschen  Reich  Reichsbank 
und  andere  Nebenbanken,  nebst  Reichskriegsschatz  von  120  Milk  Mk. 
Gold).  Durch  Einrechnung  der  übrigen  Banken  w’ürden  sich  die 
Beträge  dieser  Barfonds  erhöhen,  wenn  auch  die  meisten  dieser 
Banken  geringe  eigene  Metallvorräte  zu  halten  und  ihre  „Kasse“  in 
Banknoten  und  etwa  auch  in  Guthaben  bei  den  Notenbanken,  be- 
sonders den  großen  Centralbanken  (Englische,  Deutsche  Reichsbank) 
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zu  halten  pflegen.  Die  Metallgeldvorräte  in  „öffentlichen  Kassen“ 
sind  fast  nirgends  genau  bekannt  und  veröffentlicht,  fehlen  daher  auch 
in  der  gen.  Statistik,  die  wichtigste  Ausnahme  bildet  die  Kasse  des 

nordamerikanischen  Schatzamtes. 

Beim  Silbergeld  ist  nur  nicht  ganz  unzweifelhaft,  ob  die 
genannte  Statistik  überall  ganz  richtig  zwischen  demjenigen  mit 
voller  und  beschränkter  gesetzlicher  Zahlkraft  unterscheidet.  In 
Deutschland  w’ar  1903  nur  noch  ein  Rest  der  alten  Taler  Silbergeld 
erster  Kategorie.  Seit  1.  Oktober  1907  haben  die  Taler  diese  Eigen- 
schaft verloien,  sind  aber  fast  ganz  aus  dem  Verkehr  gezogen. 

Die  Daten  für  Ostasien  sind  bei  Gold  und  Silber  ganz  unvoll- 
ständig, umfassen  das  Geld  „im  Umlauf“  gar  nicht  mit  (kleine  Aus- 
nahme bei  Siam).  Sie  sind  hier  nur  am  Schluß  der  Tabelle  in  Summa 
mit  angegeben. 

Die  Statistik  des  „ungedeckten  Papiergelds“  hat  nach  allem 
Gesagten  nur  einen  ganz  bedingten  Wert  und  nach  der  konkreten 
Lage  der  Geld-,  Kredit-,  Bankverhältnisse  für  jedes  Land  einen  ganz 
verschiedenen  und  überhaupt  eine  verschiedene  Bedeutung.  Die 
Hauptdateu  sind  gleichwohl  in  der  Tabelle  mit  angegeben,  aber  aus 
den  dargelegten  Gründen  nicht  mit  dem  Metallgeld  summiert  worden. 

Die  Kopf  berechnungen  sind  auch  aus  der  genannten  Statistik 
übernommen  w’orden.  Sie  haben  bei  der  Unsicherheit  und  teilweisen 
Unvollständigkeit  der  Grundzahlen  für  die  Geldmenge  vollends 
nur  einen  bedingten  Wert  und  gestatten  namentlich  keine  genauere 
Vergleichung  zwischen  den  verschiedenen  Ländern.  Dies  nicht  nur 
aus  den  Gründen,  welche  aus  dem  verschiedenen  Charakter  des 
Geldwesens  und  der  danach  notwendig  mit  verschiedenen  Höhe  des 
Geldbedarfs  jedes  Landes  folgen,  sondern  auch  weil  speziell  auf 
letztere  Höhe  der  ganze  Charakter  der  betreffenden  Volkswirtschaft 
und  ihrer  Entwicklungstufe,  auch  in  der  geldwirtschaftlichen  Ent- 
wicklung gegenüber  naturalwirtschaftlicher  und  in  der  kreditwirt- 
schaftlichen gegenüber  der  geldwirtschaftlichen  einwirkt.  Freilich 
tut  dies  auch  die  Höhe  des  Nationalwohlstands,  der  Umfang  des 
Verkehrs.  Schlüsse  aus  der  Verschiedenheit  der  Kopfzahlen  ver- 
langen demnach  immer  große  Vorsicht.  Sie  sind  aber  nicht  durch- 
aus unzulässig,  auch  nicht  aus  den  Zahlen,  welche  die  Papier- 
geld- und  die  Metallgeldmenge  und  bei  letzterer  w'ieder  die  Verteilung 
auf  beide  Metalle  betreffen.  Auf  die  Lage  der  ganzen  Volkswirt- 
schaften der  einzelnen  Staatsgebiete,  auch  auf  die  Finanzlage  iiad 
auf  die  Beschaffenheit  des  Geldwesens  der  einzelnen  Länder  sind 
immerhin  einige  Schlüsse  zu  ziehen;  letzteres  der  hierher  gehörige 
Punkt.  Kopfberechnungen  für  Länder,  für  Avelche  die  Daten  der 
Geldmenge  ganz  unvollständig  sind,  wde  Asien,  können  natürlich 
nicht  vorgenommen  werden.  In  Durchschnittszahlen  mehrerer 
Länder  werden  wie  immer  die  Unterschiede  der  einzelnen  verstrichen, 
so  in  den  Zahlen  für  die  Weltteile,  im  ganzen  Occident  und  für  die 
zusaminengefaßten  Einzelstaaten,  z.  B.  der  drei  deutschen  Nachbar- 
gebiete. Aber  die  Kopfzahlen  dieser  und  der  andern  Gruppen  be- 
halten doch  einiges,  w^as  die  Gruppe  im  Ganzen  charakterisiert. 
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luinderts  territorial  verteilen.  ‘ Etwa  allen  Metallgelds, 
etwas  mehr  noch  des  Goldgelds,  eine  etwas,  aber  doch  nicht 
sehr  viel  geringere  Quote  des  Silbergelds  würden  demnach  auch 

,.alte  Europa*^,  der  Rest  auf  die 
We  1 1 1 e i 1 e , ohne  Ostasien,  kommen.  U nter  diesen 

Die  Golddaten  für  Ostasien  sind 
unvollständig,  an  Silbergeld  besitzt  es 
Europa,  aber  auch  diese  Schätzung 
egenwärtig  das  Goldgeld 
zu  des  Gesamt- 
Verhältnis  von  zu 
Australien  und  (Süd-)  Afrika. 

Lücken- 


iu  der  Gegenwart  auf  das 
anderen 

steht  Amerika  w'eitaus  voran 
unvergleichbar,  weil  ganz 
mehr  als  des  Betrags  von 
ist  unsicher.  In  Europa  überwiegt  g' 
das  Silbergeld  im  Verhältnis  von  rund 
betrags  an  Geld,  in  Amerika  nur  im 
weit  stärker  in  den  Goldländern 

Vergleichungen  nach  den  Kopfbeträgen  sind  wegen 
haftigkeit  der  Daten,  besonders  für  Amerika  außer  den  Vereinigten 
Staaten,  und  wegen  des  zu  starken  Mitspielens  des  ungedeckten 
Papiergelds,  besonders  in  Südamerika,  zwischen  Europa  und  den 
anderen  Weltteilen  und  diesen  untereinander  nicht  wohl  an- 
zustellen. Solche  sind  nur  etwa  zwischen  Europa  und  den 
Vereinigten  Staaten  zu  machen.  Sie  ergeben  hier  in  letz- 
terem Lande  eine  bedeutend  stärkere  Metallgeldmenge,  im  Ganzen 
mehr  als  das  Doppelte  und  auch  bei  Gold  allein  fast  das  Doppelte, 
sowie  bei  Silbergeld  das  Dreifache,  ebenso  auch  bei  ungedecktem 
Papiergeld  reichlich  das  Doppelte  des  europäischen  Durchschnitts. 
Mit  dieser  großen  Silbergeldmasse,  von  welcher  der  Hauptbetrag 
auch  noch  volle  gesetzliche  Zahlkraft  hat,  erscheint  das  Metall- 
geldwesen der  Vereinigten  Staaten  noch  erheblich  weiter  als  das- 
jenige Europas  von  der  reinen  Goldwähmng  und  dem  vor- 
heiTSchenden  Geldumlauf  abgerückt.  Und  mit  dem  starken 
Betrag  ungedeckten  Papiergelds  ist  auch  das  ganze  Metallgeld- 
wesen der  Vereinigten  Staaten  weniger  gesichert  als  im  Durch- 
schnitt das  europäische.  Sieht  man  im  Metallgeldwesen  und 
innerlialb  desselben  in  Goldwährung  und  durchaus  vorherrschen- 
dem Goldumlauf  das  Richtige  und  zugleich  das,  was  auf  größere 
wirtschaftliche  Entwicklung  und  Kraft  hinweist  — nach  der 
von  mir  nicht  durchaus  geteilten,  aber  verbreiteten  und  von 
der  Goldwährungspartei  vertretenen  Ansicht  ■ — , so  wäre  nach 
diesen  Vergleichungen  das  ,,alte  Europa'*,  als  Ganzes  zusammen- 
gefaßt, immer  noch  der  neuen  Welt  und  sogar  deren  weitaus 
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wichtigstem  Gebiet,  den  Vereinigten  Staaten,  überlegen.  Vollends 
gilt  das  gegenüber  Südamerika,  dessen  Schwäche  in  der  Un- 
menge Papiergelds  und  dem  kleinen  Goldbesitz  besonders  scharf 
hervortritt.  In  Europa  kommen  diesem  wesentlich  romanischen 
Südamerika  am  nächsten,  aber  immerhin  in  einem  weiten  gün- 
stigen Abstande  davon,  die  ebenfalls  romanischen  Länder  Spanien 
und  Portugal  und  in  abermaligem  noch  günstigeren  Abstande 
Italien,  dann  Südosteuropa.  Aber  auch  die  „westdeutschen  Xach- 
bargebiete"*  und  Skandinavien  rücken  etwas  in  diese  Xähe,  soweit 
die  Daten  vergleichbar  sind.  Immerhin  ergeben  sich  hier  aus 
der  Geldvorratsstatistik  einige  bemerkenswerte  Schlüsse  auf  die 
wirtschaftliche  (und  politisch-finanzielle)  Gesamtlage  der  be- 
treffenden Länder. 

bbf  Geeigneter,  weil  vollständiger  und  sicherer  zuVergleichungen 
und  Schlüssen  verwendbar  sind  die  Daten  der  Tabelle  für  die 
einzelnen  Haupt-,  Staats-  und  Wirtschaftsgebiete  Eu- 
ropas, zu  Vergleichungen  sowohl  untereinander  als  mit  den 
Vereinigten  Staaten.  .Den  sechs  europäischen  Hauptge- 
bieten, welche  zugleich  ein  jedes  eine  einheitliche  große 
Volkswirtschaft  darstellen,  kann  man  die  vier  aus  der  Ver- 
einigung mehrerer  selbständiger  kleiner  Staats-  und  Wirt- 
schaftsgebiete in  der  Tabelle  gebildeten  Gruppen  gegenüber- 
stellen. Letztere  zeigen  beinahe  durchweg  eine  schw'ächere 
Geld-  und  namentlich  Goldgeldverfassung  als  die  Hauptstaaten, 
vollends,  wenn  das  ungedeckte  Papiergeld  mit  in  die  Ver- 
gleichung gezogen  und  speziell  die  relativ  große  Masse  des 
Silbergelds  im  sonstigen  Goldwährungsysten  beachtet  wird.  Auch 
die  wirtschaftlich  so  hoch  entwickelten  drei  westdeutschen 
Nachbargebiete  machen  darin  keine  Ausnahme  und  zeigen, 
daß  ihre  Goldwährung  oder,  wie  in  Belgien  und  der  Schweiz,  ihr 
zwischen  Goldwährung  und  Doppelwährung  noch  etw'as  in  der 
Mitte  stehendes  Währungssysem  nicht  eben  stark  fundiert  sind. 
Noch  erheblich  ungünstiger  — vom  Standpunkte  der  Gold- 
währung aus  betrachtet  — ist  die  Lage  der  Dinge  in  Spanien 
und  Portugal  und  wenigstens  nicht  viel  besser  als  in  der 
ersten  Gruppe  in  Skandinavien.  Südosteuropa,  mit  ohne- 
hin unvollständigeren  Daten,  kann  in  die  Vergleichung  nicht 
ganz  einbezogen  werden,  zeigt  aber  in  den  geringen  Kopfbeträgen 
von  Geld  jeder  Art,  auch  selbst,  mit  Ausnahme  Griechenlands, 
von  Papiergeld,  die  schwache  geldwii  tschaftliche  Entwicklung 
überhaupt,  die  für  diese  Länder  noch  zu  konstatieren  ist.  Bei 
weiteren  Vergleichungen  und  Schlüssen  müßte  auf  die  einzelnen 
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Staaten  in  jeder  der  vier  Gruppen  eiugegangen  werden,  was 
hier  zu  weit  führen  würde. 

Es  ist  dabei,  wie  bei  allen  statistischen  Vergleichungen,  nicht  zu 
übersehen,  daß  kleinere  homogenere  mit  größeren, in  ihren  leilen 
heterogeneren  Gebieten,  z.  B.  jedes  einzelne  der  westdeutschen 
Nachbargebiete  mit  den  Großstaatsgebieten,  überhaupt  nicht  ohne 
Weiteres  verglichen  werden  können.  Z.  B.  Belgien,  Holland  snid 
eben  nur  spezifisch  hoch,  industriell,  merkantil  entwickelte  Wirt- 
schaftsgebiete, auch  mit  spezifischem  Geldbedarf,  welche  sich  wohl 
untereinander  und  mit  einem  analogen,  deutschen,  französischen, 
britischen  Provinzial-Wirtschaftsgebiete,  aber  nicht  mit  ganz 
Deutschland,  Frankreich,  Großbritannien  vergleichen  lassen,  auch 
nicht  in  diesen  Mengenverhältnissen  des  Gelds. 


cc)  Am  Wichtigsten  ist  die  Vergleichung  der  Geldmenge 
in  den  sechs  europäischen  Hauptstaatsgebieten  und  in 
den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  zugleich  auch 
die  meist  zulässige,  weil  die  Daten  hier  wmhl  die  vollständigsten 
und  sichersten  sein  möchten.  Dies  sind  sie  freilich  nicht  gleich- 
mäßig, wohl,  besonders  betreffs  des  Golds  „im  Umlauf‘-  und 
des  Silbergelds,  weniger  in  Rußland  als  in  den  anderen  Ge- 
bieten und  doch  auch  unter  diesen  nicht  gleichmäßig  und  bei 
allen  nicht  in  jedem  Teil  des  Geldwesens.  So  auch  hier  nament- 
lich nicht  betreffs  des  Golds  „im  Umlauf“  und  betreffs  des 
Silbergelds  mit  voller  Zahlkraft,  wde  in  letzterer  Hinsicht  nament- 
lich in  Frankreich.  Da  ist  man  eben  immer  wieder  auf  nur 
mehr  oder  minder  zutreffende  Schätzungen  angewiesen. 

Nach  den  Daten  der  Tabelle  würde  z.  B.  der  deutsche  Uold- 
besitz  von  3Ö66  Mill.  Mk.,  von  welchem  auch  noch  etwas  auf  Gold- 
barren  und  fremde  Goldmünzen  in  der  Reichsbank  und  ^n  Umlaut 
fällt,  von  dem  bis  Ende  1903  geprägten  Betrag  deutscher  Goldmünzen 
von  ca.  3900  Mül.  Mk.  86,4«  « ausmachen,  also  durch  Abfluß  ms  Aus- 
land, Einschmelzen  usw.  ein  Abgang  von  ca.  534  Mill.  Mk.  oder  lo,o  o 
anzunehmen  sein.  Ob  dies  zutrifft,  steht  dahin.  Aus  der  teilweise 
vorhandenen  Statistik  der  Einziehung  und  Umprä^ng  deutscher 
Goldmünzen  in  ausländischen  Münzstätten  und  aus  der  doch  immer 
mangelhaften  Statistik  des  auswärtigen  deutschen  Verkehrs  in  Gold 
läßt  es  sich  nicht  sicher  bestätigen,  wenn  danach  die  Schätzung  der 
Größe  des  Abgangs  auch  nicht  unwahrscheinlich  ist.  Es  könnte  aber 
diese  Größe  doch  auch  höher  — was  ich  eher  als  das  Gegenteil  an- 
nehmen möchte  — oder  niedriger  sein.  Von  den  anderen  Staaten, 
besonders  wohl  auch  von  England,  Frankreich,  gilt  Gleiches, 


Nimmt  man  die  Zahlen  als  wenigstens  einigermaßen  zu- 
treffende an,  so  heben  sich  bei  Gold  schon  nach  den  absoluten 
Zahlen,  mit  Ausnahme  Rußlands,  namentlich  aber  nach  den  hier 
noch  maßgebenderen  relativen,  den  Kopfbeträgen,  die^el- 
hältnisse  der  drei  wirtschaftlich,  finanziell,  politisch  entwickeltsten 


( 
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lind  kräftigsten  Staatsgebiete,  des  Deutschen  Reichs,  Groß- 
britanniens und  Frankreichs,  von  denen  der  drei  anderen 
Österreich- Ungarns,  Italiens  und  Rußlands,  deutlich  ab: 
jene  haben  den  absolut  bei  Weitem  stärksten  und  allgemein 
relativ  viel  stärkeren  Goldbesitz  als,  mit  Ausnahme  Rußlands, 
die  Staaten  der  zweiten  Gruppe.  Sie  haben  auch  alle  drei  einen 
absolut  und  relativ  stärkeren  Silberbesitz  und  so  Metallgeldbesitz 
überhaupt,  auch  Deutschland  und  Großbritannien  einen  mehr  als 
doppelt  so  starken  als  die  drei  anderen.  Dies  entspricht  ihrer 
höheren  wirtschaftlichen  Entwicklung  und  dem  daraus  hervor- 
gehenden höheren  Geldbedarf,  trotz  der  gleichzeitig  so  viel  be- 
deutenderen Entwicklung  des  kreditmäßigen  Zahlungswesens, 
zumal  in  Großbritannien  und  doch  auch  im  Deutschen  Reich. 
Dabei  ist  aber  auch  das  Verhältnis  der  Goldgeldmenge 
zur  Silbergeldmenge  in  jenen  beiden  Ländern  ein  für  das 
Gold  günstigeres,  etwa  zu  als  "wenigstens  in 

Italien,  wo  auch  der  ungedeckte  Papiergeldbetrag  unter  den 
sechs  Großstaaten  der  relativ  größte  ist,  — alles  für  jene  beiden 
Staatswesen  ein  Vorteil  vom  Standpunkte  der  Goldwährung  aus 
betrachtet.  In  Rußland  verdankt  man  es  nur  der  großen  Gold- 
ansammlung, vor  dem  japanischen  Kriege,  daß  dadurch  das 
Papiergeld  völlig  gedeckt  war.  Das  ungedeckte  Papiergeld  in 
Deutschland,  Großbritannien,  Frankreich  war,  mit  Ausnahme 
von  120  Mill.  Mk.  Reichskassenscheintm  in  Deutschland,  durch- 
weg Banknote,  die  eben  außer  durch  Metall  auch  durch  Wechsel 
u.  dgl.  eine  genügende  Deckung  hat.  Die  etwas  größeren  Be- 
träge dieses  Papiergelds  in  den  drei  letztgenannten  Staaten  sind 
deswegen  auch  für  das  Metallgeldwesen  nicht  bedenklich. 

aa)  Eine  Sonderstellung  nehmen  durch  ihre  großen 
Silbergeldmengen  unter  den  Hauptstaaten  Frankreich  und  die 
Vereinigten  Staaten  ein.  Sie  haben  auch  für  einen  großen 
Teil  ihres  Silbergelds  noch  die  unbeschränkte  gesetzliche 
Zahlkraft  neben  dem  Golde,  zu  einem  festen  Wert  Verhältnis  — 
in  Frankreich  nach  der  alten  Norm  von  1 : 15,5,  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  1:15,98.  Sie  stehen  infolgedessen  einem 
wirklichen  Goldgeldwesen,  der  Goldwährung  wie  dem  ganz 
vorwaltenden  Goldumlauf,  erheblich  ferner  als  die  anderen  fünf 
Hauptstaaten,  selbst  als  Italien  mit  seinem  sonst  dem  französischen 
gleichen  Geldsystem.  Und  trotzdem  ihr  Goldbesitz  absolut  und 
relativ  so  besonders  hoch  ist,  in  Frankreich  doppelt  so  hoch 
als  selbst  im  Deutschen  Reich  und  in  Großbritannien,  in  den 
Vereinigten  Staaten  um  ^ „ höher,  ist  dank  ihren  großen 
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Silbergeldvorräte  in  Frankreich  die  Silbergeldmenge  fast  ^ der 
ganzen  Metallgeldmenge,  fast  der  Goldgeldmenge,  und  nicht 
viel  anders  gestalten  sich  diese  Verhältnisse  in  den  Vereinigten 
Staaten.  Aber  die  höhere  Goldgeld-  und  Silbergeldmenge  führt 
nun  auch  in  diesen  beiden  Ländern  zu  einem  so  ^iel  stärkeren 
Gesamtmetallgeldbesitz,  in  Frankreich  einem  doppelt  so  hohen 
als  in  Deutschland,  einem  in  noch  stärkerem  Maße  höheren  als 
in  Großbritannien  und  auch  in  den  Vereinigten  Staaten  zu  einem 
um  die  Hälfte  höheren. 

Die  Erklärung  hierfür  liegt  in  diesen  beiden  Ländern 
gegenüber  den  beiden  anderen  in  der  stärkerem  Ausgabe  von 
gedecktem  und  ungedecktem  Papiergeld,  in  Frankreich  in  der 
größeren  Ausgabe  von  Banknoten,  auch  in  kleineren  Wert- 
größen (bis  50  Fr.),  durch  welche  Münze  im  Umlauf  mehr  er- 
setzt und  in  der  Bank  konzentriert  wird,  in  den  Vereinigten 
Staaten  in  der  größeren  Papiergeldausgabe  des  Staates.  Ein 
Vorteil  und  ein  Nachteil  vom  Standpunkte  des  Geldwesens  und 
auch  des  Metallgeldwesens  aus  betrachtet,  je  nachdem.  Eine 
weitere  Erklärung  liegt  wohl  in  französischen  V erkehi’ssitten 
und  in  geringerer  Entwicklung  des  sonstigen  bankmäßigen 
Zahlungswesens,  in  den  Vereinigten  Staaten  auch  mit  in  terri- 
torialen Verhältnissen,  in  der  großen  Ausdehnung  und  dünnen 
Bevölkerung  des  Lands,  wo  Geld  mehr  gebraucht  wird,  trotz 
der  hohen  Entwicklung  des  sonstigen  Zahlungswesens. 

ee)  Das  Verhältnis  zwischen  dem  ».sichtbaren^^,  kon- 
zentrierten und  dem  „unsichtbaren^  im  eigentlichen 
Umlauf  begriffenen  Geldvorrat,  aa)  Es  ist  speziell  beim  Gold- 
vorrat, in  den  einzelnen  Staats-  und  Wirtschaftsgebieten  und 
zwar  im  Ganzen  nach  Gruppen  dieser,  wesentlich  verschieden. 
Und  wenn  auch  die  Schätzungen  des  „im  tlmlauf“  befindlichen 
Goldgelds  irrig  und  dies  dann  vielleicht  bei  den  einzelnen  Staaten 
auch  wieder  in  verschiedenem  Grade  sein  sollten,  so  können  sie 
es  nicht  wohl  in  dem  Maße  sein,  um  danach  die  Verhältnis- 
zahlen zwischen  den  zwei  Geldbeträgen,  wie  sie  aus  den  Zahlen 
der  Tabelle  sich  ergeben,  erheblich  umändern  zu  müssen.  So 
ist  in  der  durch  das  Deutsche  Reich  und  Großbritannien  ge- 
bildeten Gebietsgruppe  der  sichtbare  konzentrierte  Goldvorrat 
weit  kleiner,  als  der  im  L^mlauf  befindliche,  dort  nur  ^ hier 
sogar  nicht  viel  über  In  der  anderen  Gruppe,  zu  welcher 

die  fünf  anderen  Hauptstaatsgebiete  und  drei  der  Gruppe  der 
kleineren  europäischen  Staaten  gehören,  ist  es  umgekehrt.  In 
den  Vereinigten  Staaten  und  in  der  Gruppe  der  Deutschen  Nach- 

A.  Wagner  soz.-ökon.  Grundriss,  Buclihandelsausgabe.  Abteil.  II.  27 
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barataaten  ist  der  sichtbare  Geldvorrat  fast  doppelt,  in  Öster- 
reich-Ungarn, Italien  sogar  viermal,  in  Rußland  (wenn  die  Zahlen 
hier  ganz  vergleichbar  sind)  und  in  T rankreich  ebenso  hoch  als 
der  in  Umlauf  befindliche,  und  in  Skandinavien  und  Spanien  und 
Portugal  ist  überhaupt  fast  alles  vorhandene  Goldgeld  in  den 
Banken,  fast  nichts  im  eigentlichen  Umlauf.  Die  Zahlen  Südost- 
europas sind  zu  unvergleichbar.  Soweit  die  konzentrierten  Bar- 
vorräte als  Deckung  und  bei  einlösbaren  Noten,  Papiergeld, 
Silbergeld  als  Einlösungsfonds  dienen,  kann  in  den  Ländern 
mit  relativ  stärkerem  solchen  Vorrat  eine  gewisse  Stärkung  der 
auf  ihn  basierten  Kreditpapier-  und  Krediteinrichtungen  ge- 
funden werden,  aber  auch  — eine  größere  Künstlichkeit  des 
ganzen  Geldwesens.  Auch  bildet  der  absolut  oder  relativ  ge- 
ringere Vorrat  von  Gold  im  Umlauf  eine  schwächere  Reserve 
für  Rückgriffe  darauf  in  wirtschaftlichen,  finanziellen,  politischen 
Notzeiten.  Neben  großen  „ungedeckten“  Noten-,  Papiergeld- 
massen und,  wie  in  Frankreich  und  Nordamerika,  zugleich  großen 
Massen  stark  gegen  Gold  entwerteten  Silbergelds  erscheint  die 
Künstlichkeit  des  Geldsystems  noch  gesteigert  und  mindestens 
das  Goldpari  mit  Papier-  und  Silbergeld  noch  unsicherer  ver- 
bürgt, wenigstens  in  kritischen  Zeiten.  Der  reinen  wirklichen 
Goldwährung  steht  man  jedenfalls  ferner,  einer  bloß  fiktiven, 
„hinkenden“  näher,  was  in  Frankreich  und  Nordamerika  ja 
auch  nicht  gescheut,  beinahe  ausdrücklich  gewollt  wird. 

ßß)  Bei  Silbergeld  sind  in  der  Tabelle  die  „sichtbaren“ 
Vorräte  in  Banken  usw.  und  „im  Umlauf“  nicht  getrennt.  Etwas 
■ von  der  Gesamtmenge  des  Silbergelds  ist  überall  auch  in  den 
Banken  usw.  konzentriert,  bedeutende  Beträge  nur  in  Frankreich, 
in  Nordamerika  (Schatzamt)  und  in  einigen  Banken  der  anderen 
Länder,  auch  in  drei  Gruppen  der  kleineren  Staaten,  in  jenen 
beiden  großen  Staaten  und  einigen  dieser  kleinen  entsprechend 
der  Beilegung  voller  gesetzlicher  Zahlkraft  für  grobe  Silber- 
münze. Erheblich  weniger  Silbergeld,  zumal  leichteres  Reichs- 
geld (mehr  bis  vor  Kurzem  von  den  als  gesetzliches  Zahlmittel 
unbeschränkt  mit  geltenden  Talern)  hat  die  Deutsche  Reichsbank, 
noch  weniger,  nur  für  die  laufenden  Kassengeschäfte,  die  Eng- 
lische BanU  Aber  wo,  wie  insbesondere  im  Deutschen  Reich, 
das  leichtere  Silbergeld  in  gewissen  größeren  Beträgen  (über 
200  Mk.)  auf  Verlangen  in  Gold  einlösbar  ist,  müßte  man  auch 
dafür,  wie  ähnlich  für  das  einlösbare  Staatspapiergeld  (in  Deutsch- 
land die  Reichskassenscheine  von  120  Mill.  Mk.)  wenigstens  Geld- 
vorräte bereit  halten.  Daran  fehlt  es  in  Deutschland  gänzlich 
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— ein  schwacher  Punkt  unseres  Geldwesens  und  zumal  unserer 
Goldwährung,  vollends  bei  den  immerhin  nicht  unerheblichen 
Silbergeldmengen,  welche  neuerdings  sogar  noch  wesentlich  ver- 
mehrt worden  sind  und  es  weiter  werden  sollen. 

ff)  Die  in  den  einzelnen  Staats-  und  Wirtschaftsgebieten 
verschiedenartige,  mit  Ausnahme  von  England  eigentlich  überall 
noch  unbefriedigende  Eingliederung  des  Silbergelds  in  die 
Geldsysteme,  welche  doch  einmal  als  auf  Gold  als  Währung 
basiert  gelten  und  fungieren  sollen,  zeigt,  daß  hier  kaum  bereits 
endgültige,  abgeschlossene  Entwicklungen  erreicht  sein  können. 
Jedenfalls  sind  es  Gestaltungen,  welche  dem  „Ideal“,  der  Gold- 
währung, sich  nur  mehr  oder  weniger  nähern.  Sie  würden  den 
früheren  Theoretikern  wde  Praktikern  des  Goldmonometallismus 
auch  den  deutschen  der  1870  er  Jahren,  selbst  ungenügend  er- 
scheinen. Wenn  sie  von  den  jetzigen  vielfach  nicht  nur  hin- 
genommen, sondern  selbst  als  genügend  und  berechtigt  und 
gut  fungierend  bezeichnet  werden,  als  „Abschluß“  der  Geld- 
reform in  den  Ländern,  welche  neuerdings  von  Silber-  und 
Papierwährung  zur  Goldwährung  übergegangen,  von  Doppel- 
währung wesentlich  auch  zu  dieser  Währung  gelangt  sind,  so 
vmrhehlen  diese  Geldpolitiker  sich  und  andern  den  hier  von 
ihnen  vorgenommenen  Bruch  mit  ihren  Prinzipien  oder  — er- 
kennen implicite  an,  daß,  es  mit  der  „reinen  Goldwährung“ 
im  eigentlichen  Sinne  eben  doch  nicht  so  leicht  geht.  Das 
Alles  läßt  sich  aus  den  Zahlen  der  Tabelle  XXIV  ableiten,  ist 
eines  ihrer  wichtigeren  Ergebnisse. 

5.  Speziell  die  sichtbaren,  konzentrierten  Metall- 
geldvorräte,  insbesondere  von  Gold. 

.a)  Bildung  und  allgemeine  Bedeutving  dieser  Vor- 
räte. Die  Bildung  dieser  Vorräte  und  damit  des  Übergangs 
eines  erheblichen  Teils  des  Metall-,  namentlich  Goldgelds  aus 
dem  gewöhnlichen  Umlauf  im  Verkehr  und  aus  den  kleinen 
Privat-  und  Geschäftskassen  in  diese  großen  Vorräte  ist  wesent- 
lich das  Ergebnis  einer  entsprechenden  kreditwirtschaftlichen, 
zur  bankmäßigen  Organisation  des  Zahlungswesens  führenden 
Entwicklung.  Das  ist  an  dieser  Stelle  nur  zu  konstatieren,  nicht 
weiter  zu  verfolgen,  was  eine  Aufgabe  der  Kredit-  und  Bank- 
3 lehre  ist.  Vom  Standpunkt  der  Geldtheorie  und  des  praktischen 

;■  Geldwesens  aus  betrachtet  ist  hier  nur  wdeder  auf  Folgendes 

hinzuweisen.  Durch  diese  Entwicklung  wird  das  Metallgeld, 
namentlich  das  Goldgeld  in  wirklichen  oder  hinkenden  Gold- 
währungssystemen in  erheblichem  Maße  aus  der  Funktion  des 
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• ; eigentlichen,  unmittelbar  körperlich  gebrauchten  Tauschmitte Is 

und  damit  zum  Teil  gleichzeitig  aus  der  Funktion  des  bloßen 
Konsumentengelds  und  Kleingeschäftsgelds  herausgelöst  und 
in  die  Funktion  des  Geldkapitals  und  Produzentengelds 
(S.  157, 161  ff.)  hinübergeführt.  Dies  in  doppelter  Weise,  indem 
einmal  dieses  Metallgeld  unmittelbar  in  dieser  seiner  Kon- 
zentration bei  den  Banken  als  Geld  kapital  verwendet  werden 
kann  und  wird  und  sodann,  indem  es  hier  als  Deckungs-  und 
Einlösungsfonds  für  andere  von  den  Banken  aufgenommene 

I Kredite  in  Banknotenform  und  in  Fc>rm  von  Verbindlichkeiten 

* 3in  Depositen-,  Scheck-,  Girogeschäft  dient  und  dadurch  die 

Banken  in  die  Lage  setzt,  mit  diesen  von  ihnen  aufgenommenen 
Krediten  selbst  wieder  Kredite  in  i hren  sog.  Aktivgeschäften 
zu  gewähren.  So  entwickelt  sich  eben  auf  der  Grundlage  dieser 

, Metallgeldvorräte  das  kreditmäßige  Geldsurrogatwesen, 

welches  eine  gegebene  Geldmenge  wirksamer,  dadurch 
eine  größ ere  Geldmenge  entbehrlicher,  den  eigentlichen 
Metallgeldbedarf  so  kleiner  macht.  Die  Konzentration 
des  Metallgelds  in  den  Banken,  besonders  den  großen  Noten- 
umd  Depositen-)  Banken  (und  staatlichen  Schatzämtern,  welche 
Papiergeld  ausgeben),  hat  daher  auch  für  das  Metallgeldwesen 
die  allgemeine  Folge  und  Wirkung,  den  quantitativen  Ein- 
fluß der  aus  reichlicherer  Metall-,  namentlich  neuerdings  Gold- 
produktion hervorgehenden  Metall-,  besonders  Goldgeldvermehi'ung 
noch  zu  steigern.  Ein  wichtiger  Erkenntnispunkt  betreffs  der 
Bedeutung  dieser  Geldkonzentration  auch  für  das  Geldwesen 
und  für  die  Geldtheorie. 

b)  Die  Statistik  der  „ sichtbaren konzentrierten  Metall- 
geldvorräte in  Banken  (und  Schatzämtern)  ist  daher  von  Wichtig- 
keit für  unsern  Gegenstand.  Sie  läßt  sich  nach  den  amtlichen 
. veröffentlichten  Ausweisen  leicht  aufstellen  und  ist  neuerdings 

oft  aufgestellt  und  auch  fortgeführt  worden,  so  von  den  oft  er- 
wähnten Autoren,  von  0.  Haupt  u.  a.  m.  Sie  ist  im  Laufe  der 
neueren  Zeit  auch  durch  Ausdehnung  auf  immer  mehr  Kon- 
zentrationsstellen im  Occident  (und  teilweise  auch  im  Orient) 
noch  vollständiger  geworden,  wodurch  die  volle  Vergleichbarkeit 
der  etwas  älteren  und  neueren  Summenzahlen  ein  wenig  leidet. 
Vornehmlich  umfaßt  diese  Statistik  die  auch  an  sich  praktisch 
und  für  die  theoretischen  Fragen  wichtigsten  Fälle,  die  Metall- 
geldvorräte der  großen  europäischen  Zentral-Notenbanken,  des 
Newyorker  dezentralisierten  Banksystems  in  dessen  Zusammen- 
fassung als  ein  Ganzes,  von  Schatzämtern  die  Vorräte  des  nord- 


amerikanischen und  etwa  des  russischen,  ferner  des  deutschen 
baren  Reichskriegsschatzes,  außerdem,  aber  nicht  in  gleicher 
und  nicht  in  systematischer  Vollständigkeit  die  Vorräte  der  Noten- 
banken, welche  in  einem  Lande  neben  einer  Zentralbank  be- 
stehen, so  im  Deutschen  Reich  und  in  einem  ganz  dezentrali- 
sierten Banksystem,  wie  dem  nordamerikanischen,  bisweilen,  aV>er 
selten  auch  Metallvorräte  anderer  Banken,  so  zum  Teil  der 
Depositenbanken  (Nationalbanken  u.  a.)  in  Nordamerika.  Am  A\  ich- 
tigsten  und  in  den  statistischen  Zusammenstellungen  öfters  allein 
enthalten  sind  die  Vorräte  von  Gold.  Aber  auch  die  Silber- 
vorräte haben  doch  ihre  Bedeutung,  nicht  nur  in  Silberwährungs- 
und Doppelwähriingsländern,  sondern  immerhin  auch  in  Gold- 
währungsländern, vollends,  wenn  das  betreffende  Silbergeld,  wie 
bis  vor  Kurzem  der  Taler  im  Deutschen  Reiche,  noch  unbe- 
schränkte gesetzliche  Zahlkraft  neben  oder  statt  Goldmünze 
hat,  aber  auch,  wenn  das  Silbergeld,  wie  bei  uns,  allgemein 
als  gesetzlicher  Bardeckungsfonds  für  Banknoten  mit  zugelassen 
ist  (wie  bei  uns  sogar  die  Reichskassenscheine  und  die  Noten 
anderer  deutscher  Banken  im  Besitz  einer  Bank),  also  insofern 
die  Höhe  der  Banknotenausgabe  mit  beeinüusseii.  Diese  Silber- 
geldvorräte sind  aber  nicht  immer  oder  wenigstens  nicht  für 
jeden  Zeitpunkt  bekannt,  für  welchen  die  Goldvorräte  bekannt 
sind,  so  bei  den  deutschen  Notenbanken  einschließlich  Reichs- 
l)ank.  Einer  Goldvorratsstatistik  sollte  daher  immer  eine  Silber- 
vorratsstatistik in  der  Statistik  der  sichtbaren  konzentrierten 
Vorräte  zur  Seite  stehen.  Das  bezügliche  Material  fehlt  aber 
zum  Teil  dafür  oder  die  betreffenden  amtlichen  und  privaten 
Zusammenstellungen  beziehen  sich  nicht  oder  nicht  vollständig 


o)  Die  Ansammlung  der  großen  Barvorräte  m den 
Banken  ist  keine  ganz  neue  Erscheinung.  Sie  tritt  seit  der 
Entwicklung  des  modernen  (Kredit-)  Bankwesens,  daher  schon 
im  18.  Jahrhundert  und  in  der  ersten  Hälfte  des  19.,  hervor 
auch  in  den  Silbervorräten  der  Silberwährungs-  und  Doppel- 
w'ährungsländer. 

la  diesen  wurde  sie  gerade  durch  diese  Währung  begünstigt, 
insbesondere  wenn  Banknoten  auf  relativ  kleine  Wertbeträge  aus- 
gegeben wurden,  wo  solche  Noten  dann  mehrfach  gern  an  die  Stelle 
des  zum  Teil  unhandlicheren  Silbergelds  traten,  daher  auch  in  Deutsch- 
land in  der  Periode  von  1850 — 74  noch. 

ß)  Die  neue  Goldära  seit  1848,50  hat  dann  aber  doch 
eine  noch  stärkerere  Entwicklung  dieser  Ivonzentratiou  und  nun- 
mehr gerade  auch  des  neu  gewonnenen  Massengolds  herbei- 
geführt, wie  alsbald  in  der  Bank  von  England  und  unter  Mit- 
wirkung der  Doppelwährungsverhältnisse  in  Frankreich,  wo  das 
neue  Gold  bei  zunächst  etwas  gegen  Silber  gesunkenem  Kurse 
willige*  Aufnahme  im  Geldverkehr  und  bei  der  Bank  fand.  So 
sind  auch  schon  in  den  ersten  Jahrzehnten  der  neuen  Ara 
absolut  lind  gegen  die  früheren  auch  relativ  sehr  große  Geld- 
beträge bei  den  Banken,  voran  damals  bei  denen  von  England 
und  Frankreich,  konzentriert  worden,  bei  der  letzteren  auch 
Silbergeld. 

Sie  trat  mit  einem  damals  noch  nie  anderswo  erreichten  und 
auch  bei  ihr  noch  nicht  vorgekommenen  Barvorrat  von  1300  Mül.  Fr. 
Mitte  1870  in  die  Kriegszeit  ein,  ein  Vorrat,  der  dann  während  und 
infolge  des  Kriegs  sich  auf  weniger  als  ein  Drittel  zeitweilig  vermin- 
derte (400  Mül.  Fr.  im  Jahre  1871).  Er  ist  dann  aber  wieder  bald  an- 
gewachsen und  hat  schon  1874  1400  Mül.  Fr.  wieder  überschritten. 

y)  Je  mehr  die  Goldproduktion  in  der  zweiten  Hälfte  und 
zumal  in  den  letzten  10 — 15  Jahren  der  Periode  seit  Mitte  des 
19.  Jahrhunderts  zunahm  und  je  mehr  sich  das  Kredit-  und 
Bankwesen  mit  seinen  Einrichtungen  für  den  Geldverkehr  und 
für  Metallgeldersatz  durch  sein  Geldsurrogatwesen  entwickelte, 
zugleich  in  immer  mehr  occidentalischen  Kulturstaaten  in  ähn- 
licher Weise,  desto  riesiger  wurde  dann  die  Konzentration  der 
Geldvorräte  in  den  Banken  (und  im  nordamerikanischeii  und 
russischen  Schatzamt). 

ö)  Mehr  als  die  Hälfte  des  Goldgelds  des  Occidents 
ist  so  allmählich  in  diesen  Vorräten  angesammelt 
worden,  und  diese  Bewegung  geht  weiter,  wenn  sie  nicht  durch 
politisch -finanzielle  Ereignisse,  wie  zeitweise  in  Rußland  im 
iananischen  Krieere  — auch  da  viel  geringer  als  man  vermutet 


5 Fr. -Stücke  — noch  bestehenden  Doppelwährung  entsprechend,  die 
regelmäßige  Publikation  auch  _des  Silbervorrats.  Sie  erfolgt  übrigens 
noch  sonst  mehrfach, so  bei  derÖsterreich-ungarischen  Bankundin  Nord- 
amerika. Aus  den  vorliegenden  statistischen  Materialien  in  der  oben  ge- 
nannten Literatur  und  amtlichen  Berichten  folgen  hier  einige  Angaben, 
und  zwar  für  die  Goldvorräte  mit  nach  den  Zusammenstellungen  in 
der  Chronik  f.  Nat.ök.  für  die  neuere  Zeit  seit  1890  (J.  1902  S.  608, 
J.  1905  S.  828).  Auch  im  internat.  stat.  Anhang  des  reichsstat.  Jahrb. 
sind  hier  mit  benutzte  Übersichten  über  die  sechs  europäischen 
Hauptnotenbanken  enthalten.  — In  einzelnen  der  ersten  Jahre  in  der 
Tabelle  XXV  sind  die  Summenzahlen,  wenn  ein  Ausweis  einer  einzelnen 
Bank  fehlte,  entsprechend  nach  anderen  Jahren  ergänzt  worden,  was 
hier  ohne  Bedenkon  zulässig  war.  — Vollends  die  Geldvorräte  der 
Banken  und  namentlich  der  großen  Zentralnotenbanken  (und  des  Neu- 
yorker Banksystems),  welche  zugleich  die  Hauptbehälter  (Reservoirs  i 
des  konzentrierten  Geldes  sind,  schwanken  übrigens,  wie  schon  be- 
merkt, nach  den  wirtschaftlichen  Konjunkturen,  so  daß  ihr  Stand  in 
einem  einzelnen  Jahre  deshalb  bisweilen  ein  etwas  allgemeiner 
anderer  ist,  als  der  sonstigen  Richtung  der  Bewegung  entspricht. 

c)  Die  Entwicklung  der  sichtbaren  konzentrierten 
Geld-,  besonders  Goldvorräte.  Sie  ergibt  sich  in  Zahlen 
aus  der  folgenden  Tabelle  XXV. 


Tabelle  XXV. 

Sichtbare  konzentrierte  Goldvorräte  im  Occident  seit  1890 

(am  Jahresschluß)  in  Millionen  Mark 
(abgerundet  auf  je  100  Millionen  Mark). 


Die  Zahlen  von  1890 — 1895  sind,  nach  Haupts  und  anderen 
Schätzungen,  im  Vergleich  zu  den  Zahlen  der  folgenden  Jahre, 
welche  der  genannten  Chronik  entnommen  sind,  vielleicht  etwas  zu 
hoch.  Z.  B.  würde  sich  für  1890  nach  dieser  Chronik,  nach  Ergänzung 
einiger  fehlender  Zahlen,  nur  c.  5900  Mül.  Mk.  ergeben.  Aber  da 
ohnehin  die  Vorräte  mancher  anderen  Banken  fehlen,  wenn  auch  nur 
kleinerer,  und  von  den  Vorräten  der  Staatskassen  nur  diejenigen  des 
nordamerikanischen  Schatzamts  und  der  russischen  Reichsrentei  in 
diesen  Zusammenstellungen  inbegriffen  sind,  können  eben  auch  diese 
Zahlen  nur  einen  Annäherungswert  haben.  Sie  sind  Minimal- 
zahlen. Die  Abrundung  auf  volle  100  Mül.  Mk.  ist  auch  deswegen 
angemessen. 


Jahr 

1 ' 

1 

j Mill.  Mk. 

1 

1 Jahr 

Mill.  Mk. 

1 

Jahr 

1 

1 Mül.  Mk. 

i 

1890 

6300 

1896 

1 1 ' 

8400 

1902 

11700 

1891 

7000 

1897 

9200 

1903 

12200 

1892 

7500 

1898 

9 400 

1904 

13500 

1893 

8000 

1899 

9500  1 

1905 

14200 

1894 

8600 

1900 

10300 

1906 

15400 

1895 

8800 

1901 

11100 

i, 
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hatte  — gehemmt  und  auch  einmal  in  die  entgegengesetzte 
Kichtung  gebracht  wird.  aa)  Letztej’es  kann  in  geringerem 
Maße  auch  durch  währungs-  und  münzpolitische  Maßregeln 
geschehen,  welche  z.  B.  Münze  wieder  mehr  in  Umlauf  bringen, 
so  -wenn  Papiergeld,  Banknoten,  namentlich  in  kleinen  Wert- 
beträgen, eingezogen  oder  vermindert  werden,  wie  etwa  in  Ländern, 
welche  von  Papierwährung  wieder  zu  Hartwährung  übergehen, 
Österreich,  ßußland,  Italien,  Nordamerika,  auch  Frankreich  seit 
Ende  der  1870er  Jahre;  auch  im  Deutschen  Reich  geschah  Ähn- 
liches, als  es  in  seiner  Papiergeld-  und  Notenbankreform  1874  ff. 
die  ganz  kleinen  Stücke  beseitigte).  — bb)  Aber  auch  um- 
gekehrt kann  die  Ausgabe  kleinerer  Banknoten-  und  Papier- 
stücke, wie  jüngst  in  Deutschland  (1900  ff.),  der  Konzentration 
des  Golds  bei  den  Banken  Vorschub  leisten  und  so  einen  Teil 
des  «im  Umlauf"'  befindlichen  zugleich  für  Kreditzwecke 
der  Banken  verfügbar  machen.  — cc)  Rein  wirtschaft- 
liche Ursachen  endlich,  besonders  Störungen  des  ^allge- 
meinen Vertrauens  in  das  Bankwesen,  wie  in  wirtschaftlichen 
Krisen,  können  ebenfalls  bisweilen,  -vs'enigstens  vorübergehend, 
die  Konzentrationsbewegung  etwas  in  eine  rückläufige  Richtung, 
das  Metallgeld,  gerade  auch  das  Goldgeld,  wieder  mehr  an  die 
Stelle  von  Noten,  Schecks  u.  dgl.  in  Umlauf  bringen.  Dies  ge- 
schieht besonders  dann,  wenn  allgemein  gut  akkreditierte  Bank- 
noten, daher  besonders  diejenigen  einer  großen,  fest  und  sicher 
stehenden  Zentralbank , fehlen.  Nordamerikanische  V orgänge 
im  Herbst  1907  haben  dafür  jüngst  neue  Belege  geliefert. 

a)  Alles  in  Allem  stellt  auch  die  Konzentration  des  sonst 
\unlaufenden  Metallgelds  in  den  Banken  eine  deutliche  Etappe 
auf  dem  Wege,  wie  zu  immer  intensiverer  ki’editwirtschaftlicher, 
so  zu  immer  stärkerer  privatkapitalistischer  Entwicklung 
und  Gestaltung  der  modernen  Weltwirtschaft  dar:  auch  der 
nationale  Geldfon ds,  das  „ Geld  des  kleinen  Mannes , tritt 
in  den  Dienst  des  Privatkapitalismus  als  „Kapital“  und  als 
Grundlage  für  Kreditgew'ährungen  mittels  Geldsurrogaten  (Bank- 
noten) oder  ähnlich  fungierender  Einrichtungen  (Depositen-, 
Girogeschäft,  Schecks).  Zum  Teil  gerade  erst  durch  diese  Kon- 
zentration des  Golds  in  den  Banken  hat  die  neue  Massengold- 
ära seit  1848^50  ihre  starke  wirtschaftliche  Wirkung  ausgeübt 
und  so  in  Verbindung  mit  der  neuen  Produktions- und  Verkehrs- 
technik und  -Ökonomik,  damit  in  Wechselwirkung  stehend,  die 
immer  stärkere  und  raschere  privatkapitalistische  Entwicklung 
der  modernen  Volkswirtschaft  herbeigeführt.  Die  Fortdauer 


großer  Goldproduktion  wird  auf  diese  Konzentration  weiter  hin- 
wirken und  sich  gerade  dadurch  für  den  Gang  des  allgemeinen 
Wirtschaftslebens  geltend  machen.  Stockungen  des  gewohnten 
Zuströmens  von  Gold  wirken  durch  schw’ächere  Konzentration 
von  Gold  in  den  Banken  ein,  ungewöhnlich  starke  Goldproduk- 
tion durch  Steigei'ung  dieser  Konzentration:  Gold  fungiert  dann 
eben  unmittelbar  als  Kapital. 

In  Ländern  der  Silber  Währung  und  der  Doppelwährung  gilt 
dies  Alles  natürlich  ebenso  von  den  Silbervorräten  der  Banken.  So 
z.  B.  in  Frankreich,  wo  neben  dem  Goldvorrat  der  Bank  von  neuer- 
dings 2— 2,5— 3 Milliarden  Franks  und  darüber  (1908)  noch  ein  Silber- 
vorrat von  rund  1 Milliarde  Franks  konzentriert  ist,  mit  als  Deckung 
der  Noten  dient  und,  soweit  dies  Silbergeld  nicht  unmittelbar  gegen 
Ausgabe  von  Noten  aus  dem  Verkehr  in  die  Bank  gelangt  ist,  durch 
Kreditgew’ährungen  in  Notenform  in  diese  kommt,  indem  diese  Kredite 
später  eventuell  auch  mit  in  Silbergeld  zurückgezahlt  werden. 

d)  Metall-,  besonders  Geldvorräte  einzelner  Banken 
und  öffentlicher  fiskalischer  Sammelstelleii,  Am  stärk- 
sten erfolgt  die  Goldkonzentration  in  den  großen  europäischen 
Zentral-Notenbanken  der  Hauptstaaten,  im  Newyorker  Bank- 
system (Clearing-house-Banken)  und  im  nordainerikanischen  und 
russischen  Schatzamte. 

a)  In  Rußland  kommt  bei  der  engen  Beziehung  zwischen  der 
Staatsbank,  einer  eigentlichen  Staatsbank,  und  der  Reichsrentei 
mehrfach  der  Gesamtvorrat  dieser  beiden  Institute  in  Betracht.  In 
den  Vereinigten  Staaten  hat  die  eigentümliche  Stellung,  welche 
im  Geldsystem  dem  Silber  dort  gegeben  ist,  auch  große  Silbervorräte 
ansammeln  lassen,  wie  desgleichen,  wie  schon  erwähnt,  in  Frankreich 
in  der  Bank  von  Frankreich. 

ß)  Gerade  die  neben  dieser  Bank  bedeutendsten  europäischen 
Zentralbanken,  die  Englische  und  die  Deutsche  Reichsbank, 
haben  dabei  gew^öhnlich  absolut  und  häufig  auch  relativ  schwächere 
Metall-,  bzw’.  Goldvorräte,  relativ  — im  Verhältnis  zu  ihren  stets 
fälligen  Verbindlichkeiten,  Banknoten  und  Depositen  (Girokapitalien 
usw.)  — , schwächere  Vorräte,  als  nicht  nur  die  Französische,  sondern 
auch  als  die  Russische  Reichsbank  und  neuerdings  selbst  als  die 
r>esterreich-Ungarische  Bank.  Bei  der  Deutschen  Reichsbank  erklärt 
sich  das  teihveise  mit  aus  dem  Zustrom  des  bis  in  die  neueste  Zeit 
als  gesetzliches  Zahlmittel  in  bedeutenderem  Betrage  noch  umlaufen- 
den alten  Silbergelds,  der  Taler,  in  die  Bank,  ferner  aus  dem  Zustrom 
und  Verbleiben  von  größeren  Mengen  Reichssilbergeld  und  Reichs- 
kassenscheinen in  dieser  Bank.  Dadurch  ward  eine  Schwächung 
des  Geldvorrats  herbeigeführt.  Die  Stückelungsgröße  der  Bank- 
noten, der  Ausschluß  kleiner  Noten,  w’elche  leichter  unmittelbar  im 
Umlauf  Metallgeld,  auch  Goldgeld,  ersetzen,  daher  in  Deutschland  bis- 
her und  in  England  noch  jetzt  der  Ausschluß  von  Noten  unter  100  Mk. 
(5  Pfd.  Sterl.,  kleinere  Noten  zu  1 Pfd.  gibt  es  nur  in  Schottland  und 
Irland)  hat,  wie  bemerkt,  auch  den  Einfluß,  nicht  in  gleichem  Maße 
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die  Münze  im  Umlauf  zu  ersetzen  und  in  den  Bankvorräten  zu  kon- 
zentrieren, wie  bei  Banken,  welche  kleinere  Noten  ausgeben,  wie  in 
Frankreich  die  Französische  Bank  mit  iliren  50  Franks-Scheinen. 

y)  Eine  hohe  Entwicklung  des  bankmäßigen  Zahlungswesens 
im  Scheck-  und  Giroverkehr  wirkt  ferner  nicht  nur  darauf  hin,  daß 
man  ceteris  paribus  mit  w^eniger  Münze,  gerade  auch  Goldmünze, 
„im  Umlauft  auskommt,  sondern  daß  auch  eine  kleinere  Metall- 
geldbasis in  den  Banken  selbst,  kleinere  Goldvorräte  in  ihnen, 
für  den  Aufbau  des  kreditmäßigen  Zahlungswesens  genügt.  Alles 
das  erklärt  mit  das  Vorhandensein  eines  regelmäßig  geringeren 
Goldvorrats  in  der  En  glischen  und  auch,  besonders  neuerdings,  in 
der  Deutschen  Reichsbank,  namentlich  verglichen  mit  der  Franzö- 
sischen Bank. 

d)  Die  Schw’ankungen  der  Bankbarvorräte  hängen  im  Übrigen 
in  Ländern  besonders  stark  entwickelten  Industrie-  und  Exportstaats- 
charakters von  den  Schw'ankungen  der  gesamten  wirtschaftlichen 
Lage  und  der  Handels-  und  allgemeinen  Zahlungsbilanz  ab.  Daher 
vor  allem  in  England,  mehr  und  mehr  auch  in  Deutschland,  schwächer 
in  Frankreich,  w^as  hier  nicht  nur  auf  die  Währungsverhältnisse, 
sondern  auf  den  soeben  angedeuteten  Umstand  mit  zurückzuführen 
sein  möchte. 

Statistische  Daten  über  die  Barvorräte  der  einzelnen  Haupt- 
banken in  den  oben  genannten  Zusammenstellungen,  Chronik  usw. 
Über  die  sechs  großen  Zentralbanken  in  Europa  gibt  eine  Übersicht 
über  die  Haupt- Aktiv-  und  Passivposten  in  1890 — 1907  für  den  Schluß 
jedes  einzelnen  Jahres  der  Anhang  zum  reich sstat ist.  Jahrbuch 
(Jg.  1908  S.74ff.),  Unter  Benutzung  einiger  dieser  Daten  für  einige  Jahre, 
mit  Umrechnungen,  w'elche  unseren  speziellen  Zwecken  entsprechen, 
ist  die  folgende  Tabelle  XXVI  gebildet  worden,  mit  Umrechnung 
auf  deutsches  Geld,  Mark  Gold,  das  Silbcrgeld,  auch  das  der  fremden 
Banken,  nach  dem  gesetzlichen  Pari  mit  Gold,  wie  in  Deutschland 
und  Frankreich,  also  1 : 15,5.  Die  Silberbcstände  enthalten  die  kleinen 
etw’aigen  Kupfer-  und  Nickelbestände  mit.  Bei  der  Bank  von  Eng- 
land, welche  Silbergeld  auch  in  ihrer  kleinen  „Handkasse“  im  Bank- 
departement nicht  vom  Golde  trennt,  sind  4 Mül.  Mk.  (200000  Pfd.) 
stehend  dafür  gerechnet.  Alle  Daten  sind  abgerundet  auf  Millionen 
Mark  mit  einer  Dezimale,  also  auf  lOOOOO  Mk. 

(Tabelle  XXVI  siehe  S.  427.) 

Die  Zahlen  gelten  im  Allgemeinen  für  den  Jahresschluß.  Bei 
der  Italienischen  Bank  sind  für  1895  die  für  1896,  bei  der  Russischen 
Staatsbank  die  für  1897,  bei  dieser  Bank  und  der  Reichsrentei  zu- 
sammen die  für  1896  eingesetzt.  Die  Metallvorräte  zu  Ende  des  Jahres 
sind  mehrfach,  so  auch  meist  bei  der  Deutschen  Reicnsbank,  kleiner 
als  zu  anderen  Jahreszeiten  oder  auch  als  im  Jahresdurchschnitt, 
was  aus  Geschäftsverhältnissen  zu  erklären  ist.  Siehe  speziellere 
Daten  für  die  Deutsche  Reichsbank  im  reichsstat.  Jahrbuch  1908, 
S.  231  ff.  Im  Jahresdurchschnitt  war  z.  B.  1905  bei  der  Reichs- 
bank der  Goldvorrat  745.3  Mill.  Mk.  oder  76,6  ^lo  des  Metall  Vorrats, 
der  Silbervorrat  226,6  Mill.  Mk.  oder  23,3°  q,  wovon  9,6®/q  auf  Taler, 
13,7  auf  Reichssilbermünzen  fielen,  der  Nickel-  und  Kupfermünzen- 
vorrat 1,1  Mill.  Mk.  oder  0,1  °/o  des  gesamten  Metall  Vorrats,  dieser 
Betrag  973,0  Mill.  Mk.  Der  Geldvorrat  der  Reichsbank  war  in  der 


Tabelle  XXVI. 

Metall  Vorräte  der  Hauptbanken  1900—1907  in  Millionen  Mark. 
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ersten  Zeit,  1876—85,  nur  etwa  241  Mill.  Mk.  oder  44**/o  Metall- 
vorrats, stieg  dann  allmählich,  1896—1900,  auf  584  Mill.  oder  68,5^/o, 
1905  war  er  in  den  letzten  Jahren  durchschnittlich  absolut  und  relativ 
am  Höchsten,  der  Talervorrat,  zuerst  über  ^ 4 Milliarde  Mk.,  258  Mill.  Mk. 
odfi*  47%  des  Metalles  ist  bis  1900  nur  auf  167  Mill.  Mk.  oder  18,4 
gesunken,  erst  seitdem  infolge  Einziehens  und  Einschmelzens  und 
Umprägens  der  Taler  in  ßeichssilbergeld  auf  erheblich  weniger,  E.  1907 
auf  25,4  Mill.  oder  3,6%  ganzen  Mctallvorrats.  Dafür  hat  aber  der 
Vorrat  von  (noch  um  IO^  'q  leichterm!)  Reichssilbergeld  sich  stark  er- 
höht, früher  meist  9 — 10,  ist  er  1906  17, 6^  0?  1^0*^  22,3%  des  Metallvor- 
rats gewesen ! So  spielt  eben  auch  in  der  Deckung  der  Reich sb anknoten 
und  der  Giroguthaben  tatsächlich  das  zu  größeren  Zahlungen  nicht 
verwendbare  Sübergeld  bei  uns  eine  ziemlich  erhebliche  Rolle. 

Die  Verschiedenheit  der  Metall-  und  speziell  der  Gold- 
und  Silbervorräte  bei  den  einzelnen  Banken  ist  oben  erklärt 
worden.  Bei  den  Banken  mit  besonders  großem  Vorrat  stehen 
diesen  eben  auch  größere  Verbindlichkeiten,  besonders  auch  aus 
Banknoten,  gegenüber,  so  bei  der  Französischen  und  Russischen, 
auch  bei  der  Österreichischen  und  Italienischen  Bank  und  bei 
dem  nordamerikanischen  Schatzamt  verglichen  mit  der  Englischen 
und  Deutschen  Bank.  Aber  bei  letzteren  beiden  ist  doch  auch 
die  relative  Höhe  des  Metall-  und  bei  der  Deutschen  Reichs- 
bank auch  speziell  des  Gold  Vorrats  im  Verhältnis  zu  den  Ver- 
])indlichkeiten  der  Banken  aus  Noten  und  Depositen  kleiner 
als  bei  den  anderen.  Vom  Gesamtvorrat  an  Gold  im  Occident 
überhaupt,  au  Goldgeld  und  an  „sichtbaren  konzentrierten 
Goldbeständen,  auch  an  der  Zunahme  der  Goldproduktion  seit 
1895,  der  Goldgeldmenge  und  der  sichtbaren  Vorräte  seitdem 
haben  diese  beiden  Banken  den  schwächsten  Anteil, 

Die  Verhältnisse  der  Russischen  Bank  sind  zu  eigenartig,  um 
einen  direkten  Vergleich  zu  gestatten.  Für  die  fünf  anderen  euro- 
päischen Hauptbanken  ergibt  sich  die  Lage  aus  den  Daten  folgender 
Tabelle  XXVII  (S.  429)  in  1905  (Ende).  1907  war  die  Lage  noch  viel 
gespannter,  besonders  bei  der  Deutschen  Reichsbank. 

Die  Golddeckung  der  Deutschen  Reichsbank  ist  hiernach  die 
schwächste  und  nicht  viel  anders  ist  es  in  den  anderen  Jahren. 
Dabei  sind  hier  die  120  Mill.  Mk.  metallisch  überhaupt  völlig  un- 
gedeckter Reichskassenscheine  gar  nicht  berücksichtigt.  Die  120  Mill. 
bares  Gold  im  Reichskriegsschatz  sind  keine  Deckung  dafür,  da  sie 
ganz  andere  Funktionen  haben.  Sie  dienen  nur  für  Mobilmackungs- 
und  Kriegszwecke. 

Von  dem  gesamten  Goldgeld  des  Occidents  ist  neuerdings, 
um  1905,  sonach  mehr  als  die  Hälfte  allein  in  den  sieben  großen 
Konzentrationsstellen,  welche  in  der  Tabelle  XXVI  zusammen- 
gestellt sind.  Die  Deutsche  und  Englische  Bank  haben  davon 
aber  zusammen  nur  etwa  dieses  Gasamtvorrates  Gold  in 
diesen  sieben  Stellen.  Von  der  reichlichen  Goldproduktion  von 


Deutsche 

leichsbank 

Englische 

Bank 

ranzösische 

Bank 

)sterreich.- 
ngar.  Bank 

talienische 

Bank 

1 i-M 

' 

1-^ 

Gold 

596,4 

578,9 

2331,5 

913,0 

504.1 

Silber 

, 207,2 

4,0 

' 870,7 

247,3 

79.1 

Zusammen  .... 

803,6 

582,9 

1 3202,2 

1160,3 

583,2 

Notenumlauf 

1656,7 

' 599,6 

i 3536,4 

1570,0 

814,5 

Depositen,  Girogeld  usw. 

630,8 

1063,1 

917,0 

149,2 

362,7 

Zusammen  täglich  fällig 

2287,5 

1662,7 

4453,4 

1719,2 

1177,2 

Von  diesen  ist  Gold  ^ ^ . 

26,1 

34,8 

52.4 

53,1 

42,8 

Ganzer  Metallvorrat  . 

35,1 

34,9 

1 71,9 

1 67,5 

49,5 

1890 — 1905,  14,6  Milliarden  Mark,  haben  die  sieben  Stellen 
fast  die  Hälfte,  über  7 Milliarden,  die  beiden  genannten  Banken 
davon  aber  nur  200  Mill.  Mk,  an  sich  gezogen,  nur  dessen, 
was  die  Österreichisch-Ungarische  Bank,  nur  dessen,  was  die 
Französische  Bank  an  Goldvorrat  in  dieser  Zeit  gewonnen  hat. 
Noch  ungünstiger  ging  es  der  Englischen  und  Deutschen  Bank 
bis  1907.  Auch  das  sind  Tatsachen,  welche  nicht  nur  für 
Bankfragen,  sondern  auch  für  Geld-  und  Währungsf ragen  be- 
achtenswert sind,  derentw'egen  sie  auch  allein  hier  in  der  Lehre 
vom  Geldwesen  hervorgehoben  werden. 

VIII.  Geldwesen  (Geldpraxisi,  Fortsetzung.  Edel- 
metallgeldwesen, Schluß.  Die  Gestaltung  und  Be- 
wegung der  rMetall-)Geldpreise  der  Sachgüter  (Waren), 
der  Geldlöhne,  sowie  des  Leihzinsfußes  für  Geldkapital, 
als  von  der  Geldseite  her  bestimmte  Erscheinungen  und 
Vorgänge  und  als  Mittel  zur  Bemessung  der  Höhe  des 
Geldwertes. 

A.  Die  Unsicherheit,  streng  genommen  die  Unmög- 
lichkeit einer  bezüglichen  wirklichen  Beweisführung. 

Es  handelt  sich  hier  um  die  schon  oben  (S.  227  ff.  bes. 
S.  232  — 239,  namentlich  auf  S.  238)  erörterte  Frage  der  Behand- 
lung des  Geldwertproblems  auf  historisch-statistischer 
Grundlage  mittelst  der  Preis-,  Lohn-  und  Zinsfußstatistik.  Unter 
V erweisung  auf  diese  früheren  Ausführungen  wird  hier  dai'aus 
Folgendes  für  den  jetzigen  speziellen  Zweck  noch  einmal  zu- 
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f sammengefaßt  und  dies  noch  etwas  in  betreff  einiger  Punkte 

erweitert. 

' 1.  Das  historisch-statistische  Tatsachen-Material,  welches  für 

‘ eine  Beweisführung  der  angedeuteten  Art  erforderlich  ist,  fehlt 

I für  Altertum  und  Mittelalter  so  gut  wie  ganz,  sowohl  hinsichtlich 

! der  Verhältnisse  auf  der  Geldseite,  als  fast  ebenso  hinsichtlich 

j derer  auf  der  anderen  Seite,  der  Preise,  Zinsfüße  und  ihrer 

lokalen  und  zeitlichen  Veränderungen.  Für  die  um  1500,  mit 
j der  Einströmung  amerikanischen  Edelmetalls  beginnende  Neuzeit 

‘ bis  zum  und  in  das  19.  Jahrhundert  hinein  steht  es  ja  mit  dem 

j edelmetall-  und  geldstatistischen,  auch  mit  dem  andern  genannten 

Material  besser,  aber  in  letzterer  Hinsicht  doch  nur  wenig.  Sogar 
für  die  neueste  Zeit,  das  19.  Jahrhundert,  auch  noch  für  dessen 
zweite  Hälfte  und  für  die  Gegenwai't,  wo  das  geldstatLstische 
i . Material  erheblich  besser,  deshalb,  wie  sich  ergeben  hat,  freilich 

noch  immer  nicht  gut  noch  ausreichend  wird,  vermindern  sich 
die  Mängel  des  anderen  Materials,  der  Preise  usw.,  zwar  eben- 
falls, aber  wieder  bei  Weitem  nicht  in  genügender  Weise.  Auch 
^ eine  sich  bloß  auf  Darstellung  der  Tatsachen  beschränkende 

’ ' „Geschichte  — und  Statistik  — der  Preise“,  Löhne,  Zinsfüße 

für  diese  neuere  und  neueste  Zeit  läßt  sich  daher  mit  genügender 
Vollständigkeit  und  Genauigkeit  kaum  geben.  Für  die  Er- 
klärung, die  kausale  und  konditionelle,  bleibt  hinsichtlich  des 
Tatsachenmaterials  jedoch  noch  viel  mehr  zu  wünschen  übrig. 
Vollends  für  eine  solche,  welche  die  von  der  Geldseite  her  ein- 
einwirkenden Einflüsse  von  den  von  der  andern  Seite  her  ein- 
würkenden  genau  scheidet  und  Art  und  Umfang  (Maß)  dieser 
beiderlei  Einflüsse  genauer  feststellt,  ist  wenig  sicherer  Boden 
zu  gewinnen.  Eine  Preis-,  Lohn-  und  Leihzinsfuß-Geschichte 
und  -Statistik,  welche  bloße  Tatsachen  zusammenstellt,  zu  geben, 
. ist  nicht  Aufgabe  dieses  Werks,  auch  nicht  der  in  dieses  auf- 

genommenen Lehre  vom  Gelde  und  Geldwesen. 

2.  Auch  reichliches,  spezialisiertes  und  sicheres  Tatsachen- 
material, selbst  auf  Zahlen  zurückgeführtes  und  einer  methodisch- 
statistischen Bearbeitung  fähiges,  wäre  für  die  Lösung  des 
Geldwertproblems  indessen  nur  brauchbar,  wenn  es  mit  einiger 
Sicherheit  diese  Trennung  der  Einflüsse  auf  Preise,  Löhne,  Zins- 
füße von  der  Geldseite  von  derjenigen  von  der  Seite  der  Waren 
usw.  selbst  her  gestattete.  Das  ist  aber  fast  nicht  möglich. 

a)  Die  nach  Richtung  und  Maß  einigermaßen  gleich- 
mäßige Bewegung  der  Preise  und  Löhne,  z.  B.  eine  „allgemeine“ 
Steigerung  derselben  in  Geld,  wie  vielleicht  im  16.  und  in 
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das  17.  Jahrhundert  hinein,  eine  Erscheinung,  welche  man  dann 
gern  als  „Geldentwertung“  (Geldwertverminderung)  und  „Preis- 
revolution“ auffaßt  und  bezeichnet,  ist  dies  gar  nicht  notwendig, 
sondern  kann  auch  bei  einer  eigenen  Stabilität  des  Geldwerts 
Vorkommen,  wenn  von  der  Waren-  und  Dienstseite  aus  gleich- 
mäßige preis-  und  lohnsteigernde  Ursachen  eingewirkt  haben.  Ob 
und  wie  weit  das  zutrifft,  setzt  die  speziellsten  Untersuchungen 
auf  der  Seite  der  Waren  und  der  Arbeitsdienste  und  wieder  bei 
jeder  einzelnen  Art  beider  letzteren  voraus.  Dafür  aber  fehlt 
eben  das  Material.  Xur  ein  einigermaßen  allgemeines  Ergeb- 
nis aus  der  Statistik  der  Preise,  Löhne,  Zinsfüße  wäre  auch 
dazu  benutzbar,  um  wenigstens  mit  einiger  Wahrscheinlichkeit 
eine  bestimmte  Richtung  und  Stärke  der  Bewegung  dieser 
Erscheinungsreihen  als  Wirkungen  von  der  Geldseite  her 
annehmen  zu  können.  Ein  solches  Ergebnis  ist  aber,  wenn 
überhaupt,  so  doch  nur  sehr  unsicher  zu  erlangen, 

b)  Dies  trifft  um  so  mehr  zu,  je  mannigfachere,  verwickeltere, 
in  derselben  Richtung  sich  geltend  machende  Einflüsse  von  der 
Waren-  und  Dienstseite  selbst  her  einwirken,  daher  doch  im 
Ganzen  am  Meisten  mit  steigender  Verwickeltheit  des  gesamten 
Wirtschaftslebens,  in  neuerer  Zeit  mehr  noch  als  früher,  in  der 
«modernen“  zumal.  Aber  auch  von  der  Geldseite  her  werden 
die  Einflüsse  verwickelter,  wirkt  z.  B.  eine  Edelmetall-  und  Geld- 
vermehrung, welche  vom  „Konsumentengeld“  ausgeht,  anders, 
unmittelbarer,  als  eine  solche  ein,  welche  vom  „Produzenten- 
geld“ und  Geldkapital  her  die  Preise  und  Löhne,  mehr  indirekt, 
beeinflußt.  Die  Verbesserung  des  neueren  historisch-statistischen 
Tatsachenmaterials  hilft  eben  deshalb  bei  immer  komplizierter 
werdenden  Kausalzusammenhängen  zur  Lösung  des  Geldwert- 
problems nicht  viel.  Die  Vorgänge  in  der  jüngsten  edelmetall- 
geschichtlichen Periode  seit  1848/50  bieten  in  dieser  Hinsicht 
größere  Schwierigkeiten  als  diejenigen  des  IG.  und  17.  Jahr- 
hunderts. 

3.  Notgedrungen  hat  man  sich  gewöhnlich  damit  begnügt, 
die  Geldpreise  einiger  besonders  wichtiger  Waren,  Sachgüter, 
die  Geldlöhne  weniger  Hauptarbeitsarten,  Zinsfüße  für 
wenige  Kapitalanlagearten  zu  LTntersuchungen  über  das 
Problem  der  Bewegung  der  Preise,  Löhne,  Zinsfüße  an  sich  und 
über  das  Geldwertproblem  zu  benutzen.  Die  Gründe  dafür  sind 
das  fast  völlige  Fehlen  anderen  Materials,  auch  weil  mit  der 
Ausdehnung  der  Untersuchung  auf  immer  weitere  Tatsachen- 
reihen (Preise  noch  anderer  Waren,  Löhne  noch  anderer  Arbeits- 
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arten,  Zinsfüße  noch  sonstiger  Kapitalanlagen)  die  zu  lösende 
Aufgabe  nur  noch  immer  verwickelter  und  auch  weil  die  Stoff- 
bewältigung zu  schwierig  würde.  So  sind  die  Preise  des  Ge- 
treides, namentlich  der  Hauptbrotfrüchte  eines  Landes,  des 
Roggens,  Weizens,  mitunter  des  Brots  selbst,  bisweilen  auch 
des  Fleisches  zur  Untersuchung  benutzt  worden,  seltener  die- 
jenigen andrer  Nahrungs-  und  Genußmittel  oder  von  gewerblichen 
Rohstoffen,  wie  Webstoffen,  Metallen,  Brennstoffen,  noch  seltener 
von  fertigen  Gewerbsartikeln,  Handels-,  Kolonialwaren.  Erst  die 
neueste  Entwicklung  der  Preisstatistik  hat  das  bezügliche  Material 
für  letztere  Warenreihen  mehr  zur  Untersuchung  der  Frage  der 
Preisbewegung  und  der  sich  etwa  darin  ausdrückenden  Gestal- 
tung und  Bewegung  des  Geldwerts  mit  heran  zu  ziehen  ermög- 
licht. Ähnlich  hat  man  bei  den  Creldlöhnen  den  Lohnsatz 
für  gemeine  Handarbeit  und  für  bestimmte  niedere  Berufs- 
zweige (Handwerker,  z.  B.  Maurer,  Zimmei'leute)  mit  herangezogen. 
Beim  Leihzins  ist  derjenige  für  „normale  gute  Sicherheit“  der 
Kapitalanlage,  in  guten  Wertpapieren,  Hypotheken,  neuerdings 
namentlich  der  Zinsfuß  für  gute  kurzfristige  Geldkapitalanlagen 
(Diskontsatz  für  Wechsel,  Privatsatz  „im  offenen  Markt“,  „Bank- 
satz“) zur  Untersuchung  benutzt  worden,  welcher  auch,  weil 
notorisch  am  meisten  und  unmittelbarsten  von  der  Bewegung 
des  disponiblen  Geldkapitals,  speziell  dieses  in  Bargeldform,  ab- 
hängig, für  den  Zweck  der  Untersuchung  des  Einflusses^  der 
Geldkapitalanlage  auf  den  Zinsfuß  der  geeignetste  ist. 

a)  Bei  der  Benutzung  solchen  Materials  für  den  hier  in 
Frage  stehenden  Zweck  treten  nun  alle  die  Schwierigkeiten 
hervor  und  ihr  entgegen,  welche  oben  (S.  232  ff.)  schon  angedeutet 
worden  sind.  So  überall,  und  vollends  bei  dem  statistischen 
Material  aus  früherer  Zeit,  die  Vermischung  von  natural-  und 
geldwirtschaftlichen  Zuständen  der  Volkswirtschaft,  bei  Waren- 
preisen, besonders  denen  der  Hauptagrarprodukte,  bei  Geldlöhnen 
neben  Naturallohn,  Kost,  Nahrung  usw.  So  ferner  für  die  genauen 
Feststellungen  der  Währungen  und  Münzfüße,  auch  des  tatsäch- 
lichen Feingehalts  der  Münzen,  in  welchen  Preise  und  Löhne 
ausgedrückt  und  gezahlt  sind. 

In  letzterem  Punkte  handelt  es  sich,  nebenbei  bemerkt,  auch 
um  die  weitere  Frage,  ob  und  wie  weit  und  eventuell  wie  rasch  sich 
die  Geldpreise  und  Geldlöhne  überhaupt  immer  dem  Feingehalte 
der  Münzen  angepaßt  haben.  In  der  bei  historischen  Statistikern 
öfters  beliebten  Weise,  die  Geldpreise  und  Geldlöhne  auf  feines  Metall 
(Silber  früher)  umzurechnen  und  dann  die  Preis-  und  Lohnbewegung 
nach  Gewichtsmengen  dieses  Metalls  zu  bemessen,  wird  in  unzulässiger 
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Weise  angenommen,  daß  in  den  in  bestimmter  Münze  ausgedrückten 
Preisen  und  Löhnen  jene  Anpassung  sich  .stets  genau  vollzogen  habe. 
Zu  welchen  falschen  Schlüssen  das  führen  kann,  ergibt  sich,  wenn 
man  im  analogen  Fall  die  in  Scheidemünze,  z.  B.  später  bei  der  Gold- 
währung in  Silbergeld  gezahlten  Preise  auf  feines  Silber  umrechnen 

würde. 

b)  Man  muß,  wenn  man  aus  Preisen  und  Löhnen  auf  den 
Geldwert,  die  Kaufkraft  des  Gelds  schließen  will,  voraussetzen, 
was  bestenfalls  nur  annähernd  zutrifft,  daß  die  hier  angedeuteten 
und  andere  Schwierigkeiten  mehr  befriedigend  gelüst  seien.  Aber 
auch  dann  sind  sichere  Schlüsse  gerade  bei  solchen  „ausgelesenen“ 
Gruppen  von  Waren  und  Arbeitsdiensten  doch  recht  prekäie, 
wegen  der  speziflschen  Einflüsse  auf  die  Preise  und  Löhne  jeder 

Gruppe. 

Einfluß  der  jeweiligen  Ernte  auf  den  Getreidepreis,  früher 
geradezu  entscheidend,  selbst  heute  noch  im  Weltmarktpreis  erkenn- 
bar ähnlich  Einfluß  politischer  Umstände,  der  Kommumkation.s- 
und  Transportverhältnisse,  der  von  letzteren  abhängigen  Frachtkosten, 
der  Spekulation.  In  ähnlicher  Weise  auf  Preise  anderer  Boden-,  Agrar-, 
Forst-,  Montanprodukte,  Rohstoffe,  Kolonial-  und  allgemeine  Handels- 
waren des  Genußmittel-  wie  des  Produktionsmittelzweigs.  Fmduß  von 
technischen  und  betriebsorganisatorischen  Fortschritten  auf  die  Preise 
der  Industrieprodukte,  auf  diese  wie  auf  die  Preise  der  vorgenannten 
Artikel.  Einflüsse  der  Handels-  und  Zollpolitik,  des  Monopol-,  Priti- 
iieueidiiigs  des  Kartell-,  Trustwesens.  Bei  Preisen  von  Giuiid- 
stücken,  zumal  städtischen,  von  Häusern,  bei  Lohnsätzen  Einflüsse 
der  Yolksdichtigkeit,  der  lokalen  Bevölkerungskonzentration!  Und 
wie  vieles  Sonstiges  spielt  hier  noch  mit. 

c)  Diese  Einflüsse  sind  die  mächtigeren,  die  wechseln- 
deren, namentlich  die  unmittelbareren  auf  Preise  und  Löhne 
überhaupt  und  gerade  auch  bei  den  genannten  Arten  \ on  V aren 
und  Diensten.  Daneben  aus  der  Preis-  und  Lohnbewegung  den 
Einfluß  von  der  Geldseite  her  überhaupt  nur  zu  konstatieren, 
vollends  ihn  zu  messen,  — eine  jedenfalls  in  sicherer  und  genauer 
Weise  unlösbare  Aufgabe! 

So  auch,  wenn  selbst  alle  Tatsachen,  welche  auf  der  Edel- 
metall- und  Geldseite  in  Betracht  kommen,  genau  bekannt  wären: 
Menge  der  Produktion,  der  Voriäte,  der  Verteilung  auf  Metall 
zu  monetären  und  zu  anderen  Zwecken;  Menge,  ^ erteil ung  des 
Geldes  auf  Konsumenten-  und  auf  Produzentengeld,  auf  in 
aktiver  Zirkulation  und  in  Ruhe  befindliches  Geld,  Umlaufs- 
geschwindigkeit des  Metallgelds  usw. 

4.  Bei  den  Einflüssen  von  der  Geldseite  her  auf  Geldpreise, 
Geldlöhne  und  Leihzinsfuß,  auch  auf  Wechseldiscontosatz  kommen 
aber  nicht  nur  die  eben  genannten  Momente  in  betreff  des  Gelds 
.\.  Wagner,  .soz.-okoii.  Grumhis«,  Puchliaiulelsaiisgabe.  Abteil.  II.  28 


434 


selbst  in  Betracht,  sondern  zugleich  ein  großer  Teil  der  Verhält- 
nisse des  Geld  Surrogat  Wesens,  der  Einrichtungen  des  auf 
Kredit  beruhenden  Zahlungswesens  (wie  oben  schon  bemerkt), 
jenes  großen  Kredit-  und  Bankaufbaus,  welcher  sich  auf  dem  Fun- 
dament des  Metallgelds  selV)st  erhebt.  Der  etwaige  Einfluß  einer 
gegebenen,  einer  zu  \md  abnehmenden  Metallgeldmenge,  ja  auch 
gegebener  Verteilung  auf  Konsumenten-,  Produzentengeld,  Geld- 
kapital,  potenziert  sich  durch  Hinzutritt  des  Einflusses  dieser 
Einrichtungen  und  durch  die  quantitativen  Bewegungen  der 
Bestandteile  darin,  der  Banknoten,  girierten  Wechsel,  Schecks, 
Giroübertraguiigen  usw.  Bezügliche  statistische  Feststellungen 
sind  bestenfalls  ganz  unvollständig,  großenteils  fehlen  sie  auch 
in  der  Gegenwart.  Und  eine  Zusammenfassung  zu  einheitlicher 
Kategorie  mit  dem  Gelde  selbst  ist  fast  ganz  ausgeschlossen, 
selbst  eine  Summierung  von  Metallgeldmenge  und  Menge  der 
Banknoten,  des  einlösbaren  Papiergelds  großenteils  unzulässig. 
In  früherer  Zeit,  wo  Metallgeld  (Münze)  fast  allein  hier  als 
Tauschmittel  und  Geldkapital  fungierte,  kann  man  auf  der  Geld- 
seite wohl  von  dem  Allen,  zwar  prinzi]»iell  auch  nicht  mit  Recht, 
aber  doch  nach  der  praktischen  Sachlage  eher  absehen,  ein  Vor- 
zug in  diesem  Punkte  im  Ifl.  und  17,  Jahrhundert  und  vollends 
früher  und  noch  bis  zur  Zeit  des  19.  Jahrhunderts.  In  diesem 
und  in  der  neuesten  Zeit  hoch  entwickelter  Kreditwirtschaft  im 
Zahlungswesen  ist  ein  solches  Absehen  ja  auch  fast  unvermeid- 
lich, aber  auch  praktisch  ein  großer  Fehler  gerade  bei  Be- 
nutzung des  geldstatistischen  Materials  für  die  Behandlung  des 
Geldwertproblems. 

5.  Bei  der  Benutzung  der  Warenj)reise  und  Arl)eitslöhne 
für  letzeren  Zweck  ist  auch  noch  zu  berücksichtigen,  daß  die 
Preis-  und  Lohnbewegungen  der  Waren  und  Dienste 
aufeinander  unter  sich  und  auf  diejenigen  anderer 
Waren  und  Arbeitsarten  mit  einwirken,  weil  die  einen 
Waren  und  Dienste  vielfach  nach  ihren  Preisen  und  Lohnsätzen 
als  Kostenelemente  andrer  Waren  und  Dienste  aiif  dex'en 
Preise  und  Lohnsätze  einwirken. 

Steigt  oder  sinkt  z.  B.  der  Preis  eines  Rohstoffs,  so  überträgt 
sich  das  anteilsweise  leicht  auf  den  Preis  der  damit  hergestellten 
Ware,  bei  wichtigen  Nahrungsmitteln  unter  Umständen  auch  auf  die 
Löhne;  so  steigen  diese  etwa,  wenn  sie  bisher  auf  einem  Minimum 
standen,  bei  Verteuerung  der  Lebensmittel  eventuell.  Eine  Preis- 
bewegung, welche  aus  sachlichen,  von  der  Waren-  und  Dienstseite 
her  sich  geltend  machenden  Ursachen  bei  einer  Ware  eintritt,  wirkt 
daher  weiter  und  zeigt  sich  dann,  wenn  nicht  dem  Maße,  so  doch 
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der  Richtung  nach  ähnlich  bei  den  Preisen  anderer  V arcn  und 
leicht  auch  etwas  mit  in  der  Lohnbewegung.  Auf  eine  entsprechende 
Einwirkung  von  der  Geldseite  her  ist  daraus  nicht  ohne  Weiteres  zu 
schließen.  Auch  das  ist  von  Historikern  und  Statistikern  nicht  immer 
beachtet  worden.  Waren  und  deren  Preise,  welche  im  Gang  des 
Produktionsprozesses  Kostenelemente  für  Produkte  eines  weiteren 
Produktionsstadiums  sind,  können  daher  mit  diesen  Produkten  und 
deren  Preisen  nicht  ohne  Weiteres  für  das  Problem  des  Geldwerts 
in  der  zu  benutzenden  Preisstatistik  zusammengezogen  werden.  So 
nicht  Preise  von  Rohstoffen  und  von  mit  daraus  hergestellteu  Halb- 
fabrikaten und  Fabrikaten,  Preise  von  Halbfabrikaten  und  von  Fertig- 
fabrikaten, z.  B.  Preise  von  Spinnstoffen,  Gespinst,  rohen,  gefärbten, 
fertig  gestellten  Geweben,  Kleidung  oder  von  Preisen  von  Roheisen, 
Stahl,  Halbzeug,  weiteren  Eisenfabrikaten. 

Hier  liegt  el>en  eigenlich  nur  eine  Preisl>ewegung  bei 
einer  Ware,  dem  Rohstoffe,  vor,  welche  den  Anstoß  zu  analogen 
bei  den  betreffenden  Halbfabrikaten  und  Fabrikaten  gegelxen 
liat.  Auch  gegen  die  Bildung  von  Summen  der  prozent- 
weisen Veränderungen  der  Preise  solcher  Waren  gegenüber 
einer  bestimmten  absoluten  Grundzahl,  wie  l)ei  der  Benutzung 
der  sog.  Indexziffern,  ist  diese  Erwägung  geltend  zu  machen, 
wenn  dabei  die  Zahlen  von  Preisen  von  W aren,  deren  Preise 
durch  die  der  anderen  AVai’en,  wie  bei  Rohstoffen  und  HalMabri- 
katen  daraus,  mit  bestimmt  worden  sind,  summiert  werden.  Bei  der 
innigen  Verbindung  so  vieler  Waren,  welche  ProduktionsmUtel 
sind,  und  deren  Preise  Kostenelemente  für  die  W aren  der  weiteren 
Verarlreitungsstufen  bilden  — was  selbst  von  W aren,  welche  Genuß- 
mittel  sind,  eventuell  durch  das  Medium  der  Löhne  gilt, 
kann  man  freilich  meistens  nicht  Preise  von  W^aren,  welche  im 
Verhältnis  von  Rohstoff,  Halbfabrikat  und  Fabrikat  zueinander 
stehen,  aus  der  Preisstatistik  auch  bei  der  Benutzung  dieser  für 
den  angegebenen  Zweck  ganz  ausschließen.  Aber  in  besonders 
frappanten  Fällen  muß  man  es  doch  möglichst  tun,  z.  B.  Preise 
von  Spinn-  und  W'ebstoffen  nicht  mit  denen  von  ans  diesen 
Stoffen  hergestellten  Garnen  und  iroheni  Geweben  miteinander 
verbinden,  auch  nicht  in  Indexzahlen,  vollends  dann  nicht,  wenn 
der  Preis  des  Rohstoffs  besonders  stark  den  Preis  der  Produkte  in 
den  Folgestufen  beeinflußt  (Baumwolle,  Roheisen  bei  rohen  Halb- 
mid  Ganzfabrikaten).  Dagegen  ist  öfters  verstoßen  worden.  Das 
ist  auch  nicht  ganz  zu  vermeiden,  auch  nicht  in  der  unten 
folirenden  Tabelle.  Aber  man  muß  dann  eben  der  Beschränkt- 
heit  der  Beweiskraft  der  Zahlen  sich  l)ewußt  bleiben.  Der  Ein- 
fluß der  Preisbewegung  einer  AVare,  so  des  Rohstoffs,  wird 
dann  für  das  Gesamtergel>nis  auch  in  der  Summierung  der 
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infolge  der  Zuströmung  des  amerikanischen  Edelmetalls,  be- 
sonders Silbers. 

S.  namentlich  die  gute  Zusammenfassung  des  Materials  und  der 
einzelnen  Punkte  in  der  Frage  bei  Wiebe,  bes.  Abschnitt  III. 

1.  Tatsachen.  a)  Warenpreise.  u)  Allgemein e 
Steigerung.  Immerhin  ziemlich  zahlreiche  preisstatistische 
Daten  aus  dem  16.  und  17.  Jahrhundert  und  deren  Vei'gleichung 
mit  den  freilich  viel  spärlicheren  und  noch  unsichereren  aus  der 
unmittelbar  vorausgehenden  Zeit,  besonders  der  zweiten  Hälfte 
des  15.  Jahrhunderts,  scheinen,  neben  auch  stärkeren  und 
häufigeren  Schwankungen  vieler  Preise,  zu  ergelten,  daß  in  Süd- 
west-, West-,  Nordwest-,  Mitteleuropa  im  16.  und  wenigstens  in 

in  lind  in  dessen  /.weites 
e ziemlich  allgemeine 
preise  der  W aren  stat t- 
e schwanken  zwar  immer 
— 20(»  Jaliren  der  Neuzeit 
so  arg  wie  früher. 

ir  ist  vielfach  und  bis  in 
auch  die  A 1 1 g e m e i n h e i t 
fr  sind  früher  meist  als 
angesehen  worden.  Fortschreitende 
des  historisch- statistischen  Materials 
zu  wesentlichen  Einschränkungen 
s hinsichtlich  der  Stärke 
r ül)ertrieben  erkennen  lassen. 

großen  Preissteigerungen, 
, aber  mehrfacli  auch 
fgestellt  worden  sind, 
wohl  seit  Ende  des  15.  Jalir- 
und  ähnlich  von  ersterer  Zeit  au  bis  in 
dann  noch  wenigstens  auf 
auf  Grund  bloßer  „Annahmen^ 
exceptionelle  Fälle  darstellenden 


Prozente  der  Preissteigerungen  oder  Senkungen  zu  groß,  das 
..allgemeine^  Ergel)iiis  so  wiederum  unrichtig.  Der  Schluß  auf 
eine  den  Preisen  ensprechende,  bzw.  umgekehrte  Bewegung  des 
Geldwerts,  der  Kaufkraft  des  Geldes  als  entscheidendes  kausales 
Moment  wird  bei  solchem  Verfahren  unhaltbar.  Auch  hier  liegen 
also  wieder  schwere,  wenn  überhaupt  zu  überwindende  Hinder- 
nisse einer  Verwertung  des  preisstatistischen  Materials  für  das 
Geldwertproblem  vor.  Namentlich  hinsichtlich  der  Benutzung 
von  summierten  Indexzahlen  und  Prozenten  gilt  das  in  liesou- 
dercm  Maße. 

Dieser  Auffassung  gemäß  wii'd  hier  preis-  und  lohustatistisches 
]\Iaterial  nicht  in  größerem  Umfang  zur  Verwertung  für  das  Geld- 
wertproblem, auch  für  das  konkrete  historische  herangezogeii. 
Nur  zur  Exemplifikation  und  als  Probe  wird  auf  einige  der  „Er- 
gebnisse^^, auch  Indexziffern,  der  historisch-statistischen  Unter- 
suchungen über  die  Periode  des  16.  und  1 7.  Jahrhunderts  und 
über  die  neueste  Periode  seit  Mitte  des  1!_).  Jahrhunderts  etwas 
eiiigegangen. 

S.  für  Literatur  die  Artikel  selbst  und  die  literarischen  Nach- 
weisungen darin  im  H.  W B.  St.  VI,  von  Zuckerkandl,  Preis 
(historiscli-statist.  Bestimmung  des  Preisniveaus)  und  zur  Geschichte 
der  Preise  von  Lexis  (auch  Art.  Preis  in  der  1.  Aud.  d.  H.W.B.8t.), 
iSommerland.  Aus  der  allgemeinen  nat.-ök.  Literatur:  Koscher. 
Schmoller  (Grundriß  II  § 18'2a),  Conrad  (Grundriß  I,  6.  A.,  lüOT, 
^ 45 — 48,  mit  vielen  statist.  Daten).  Für  die  ältere  Periode  (letzte 
Jahrhunderte  des  Mittelalters)  und  die  erste  neuzeitliche  Periode,  bes. 
KJ.  und  17.  Jahrhunderts,  (Preisrevolution)  u.  A.  J.  Helfcrich.  von 
den  periodischen  Schwankungen  im  Wert  der  Edelmetalle  usw.  1843, 
Viebe,  zur  Geschichte  der  Preisrevolution  im  KJ.  u 17.  Jahrhundert, 
1845,  ferner  die  Arbeiten  von  Hanauer,  d'Aveuel,  Levasseur, 
Kogers.  Für  die  neueste  Zeit,  19.  Jahrhundert,  bes.  für  die  neue  Gold- 
ära seit  1848  Tooke  andNewmarch,  histoiy  of  prices  (Deutsch  von 
Asher,  Auszug),  Jevous,  Sötbcer’s  Materialen  (bes.  2.  Aufl.  S.  81ff.), 
Laspeyres  (bes.  Hamburger  Preise  1851 — 63  in  Hildebrand's  Jahr- 
büchern Jahrg.  1864,  Bd.  III,  8.  81  ff,  209  ff.),  Paasche,  Kral,  Lind- 
sav  u.  a m.  Amtliche  Preisstatistik  in  der  deutschen  Reichsstatistik, 
auch  im  Jahrbuch.  Auch  Privatstatistik  im  Economist,  Journ.  of 
Statist,  society,  verschiedene  Jahrgänge  mit  den  Berechnungen 
Sauerbecks.  Es  handelt  sich  auch  bei  diesen  literarischen  Hinweisen 
wie  in  diesem  ganzen  Abschnitt  nicht  um  Preis-  und  Lohn-,  aucli 
nicht  um  Zinsfußgeschichte  und  -vStatistik  als  Teil  der  Wirtscliafts- 
geschichte  und  Statistik,  sondern  lediglich  um  die  Benutzung  der 
Jiistorisch-statistischen  Daten  für  die  Lösung  des  (Metall-)  Geldwcrt- 
ju’oblems,  also  wesentlich  um  einen  methologischen  Gesichtspunkt. 

B.  Die  sogeiian  nte  Preisrevolution  im  KJ.  und  1 7.  Jahr- 
hundert, als  Symptom  und  in  der  Preissteigerung  als  Maß 
der  damaligen  „Geldentwertung^'  (Geldwert Verminderung) 


einem  ieu  aes  i Janrnunuern 
Drittel  oder  in  seine  Mitte  him 
bedeutende  Steigerung  der 
gefunden  hat.  Auch  die  Getrei 
noch  sehr  stark,  aller  in  diese 
in  kurzen  Zeiträumen  doch  schon  kaum  mehr 

fj)  Das  Maß  dieser  Preissteigerung 
die  neueste  Zeit  sehr  überschätzt, 
und  Gleichmäßigkeit  der  Erscheinung 
zu  umfassende  und  starke 
Forschung,  V erbesserung 
hallen  in  betreff  dieser  Punkte 
oreführt  und  frühere  Annahmen  besonder 
der  Preissteigerung  als  seh 

So  ist  man  von  der  Annahme  von  so 
wie  sie  schon  in  der  betreffenden  Zeit  selbst 
noch  in  neuerer  Zeit,  im  19.  Jalirhundert,  aufges^tellt 
zurückgekomtnen.  Man  schätzte  sie 
hunderts  bis  Mitte  des  17 
das  19.  Jahrhundert  auf  das  6 — 10 fache 
das  3—4 — ofache.  Meist  freilich  nur 
oder  nach  sporadischen  und  nur 
Notizen. 

Neuerdings  glaubt  man  die  allgemeine  Preissteigerung  vom 
Ende  bzw.  der  zweiten  Hälfte  des  15.  bis  Mitte  des  17.  Jalirhun- 
derts  auf  100 — 150^  ^ und  vielleicht  noch  etwas  mehr,  aber  kaum 
noch  auf  200*^ schätzen  zu  dürfen,  also  von  100  auf  200  und 
250  und  darüber.  Übrigens  mit  zeitlichen  und  nach  Ländern 
mit  lokalen  Verschiedenheiten.  Das  wäre  eine  „allgemeine*^  Ver- 
minderung der  Kaufkraft  des  Gelds  auf  ^ . 


l:>escliäftigt  haben,  sehen  diese  Erklärung  als  richtig  au,  aucii 
wenn  sie  die  Mitwirkung  anderer  Umstände,  Produktions-  und 
Konsuintions-,  Handelsverhältnisse  aixf  Seite  der  Waren  selbst,  auch 
allgemeiner  anderer  wirtschaftlicher  Momente,  nicht  bestreiten. 
Die  Hauptsache  bleibt  ihnen  doch  die  Edelmetall-  und  Geldver- 
mehrung. Dabei  denken  die  meisten  nur  an  die  mechanische 
Wirkung  des  Gelds  als  Tauschmittel.  Doch  ist  der  indirekte  Ein- 
flxiß  der  Metallvermehrung  auf  den  Aufschwung  des  Wirtschafts- 
lebens insofern  implicite  — ohne  daß  das  klar  erfaßt  wird  , 
d.  h.  die  Wirkung  des  Metalls  und  Gelds  als  Kapital,  nicht  immer 
verkannt  worden.  Danach  wird  in  der  „allgemeineiP^  Preis- 
steigerung also  vornehmlich  eine  von  der  Metall-  und  Geld- 
seite her  bedingte  und  bewirkte  Erscheinung  gesehen  und  sie 
folgexichtig  auch  wesentlich  als  wirkliche  Geld  wert  Vermin- 
derung Geldentwertung“)  aufgefaßt.  Darin  liegt  auch 
das  AiieiUenntnis  des  Giaxndgedankens  und  Kerns  der  sog.  ,,Quan- 
titätstheorie^,  namentlich  dieser  gemäß  eines  wenigstens  an- 
nähernden Parallelismus  zwischen  der  Bewegung  der  Metall-  und 
Geldmenge  als  dem  kausalen  und  der  Preissteigerung  als  dem 


y')  Von  etwa  der  Mitte  des  17.  Jahrhixnderts  1)is  Anfang 
und  vielleicht  Mitte  des  II).,  also  bis  beinahe  zur  Zeit  des 
Beginns  der  neuen  Goldära,  scheint  eine  solche  weitei^e  ,. all- 
gemeine'^ Preissteigei’ung  wie  in  den  voraixsgehemlen  1 50  bis 
20Ö  Jahren  nicht  mehr  eingetreten  zix  sein.  Vielleicht  hat 
innerhallx  dieses  zweiten  Zeiti'aumes  gleicher  Länge  aber  perioden- 
weise und  zwar  in  kleineren  Peidoden  von  mehrei'en  Jahrzelinten 
ein  „allgemeines"  Steigen  und  Fallen  der  Pi'eise,  so  letztei'es 
vor  und  um  die  Mitte  des  18.  Jahi'hunderts,  stattgefunden,  aber 
in  geringerer  StäiUe. 

Ix)  Die  „allgemeine"  Bewegung  der  Geldlöhne  ist  jeden- 
falls noch  viel  ixnsicherer,  als  diejenige  der  Geldpi'eise  der 
Waren  festzustellen.  Sie  scheint  im  Ganzen  in  den  ersten 
15»)  — 200  Jahren  keine  so  stark  aufwärts  steigende  gewesen  zu 
sein,  als  die  der  Preise. 

Mit  Rücksiclit  auf  die  stärkere  Preissteigerung,  namentlicli  zeit- 
weise, aber  doch  auch  wohl  etwas  dauernd  der  Hauptnahrungsmittel 
(Getreide),  liätte  sich  dann  die  wirtschaftliche  Lage  der  ganz  oder 
wesentlich  mit  auf  Geldlohn  stehenden  Arbeiter  verschlechtert.  Das 
stimmte  mit  sonstigen  Wahrnehmungen,  z.  B.  aus  Papierwährungs- 
gebieten, überein,  wonach  die  Arbeitslöhne  regelmäßig  den  Preis- 
steigerungen nur  langsam  folgen,  zumal  bei  gedrückter  sozialer 
Stellung  der  Arbeiter  und  bex  dem  „Gebundenheitscharakter“  der 
Arbeitsverfassung  als  einem  Teil  der  älteren  Agrar-  und  Gewerbe- 
verfassungen (Zunftwesen).  Auch  mit  der  deduktiven  Theorie  der 
Bestimmgründe  des  Arbeitslohnes  stände  es  im  Einklang. 

2.  Auslegung  ixnd  Erklärung  der  Tatsachen  der 
Preisteigerung,  a)  Haixpterklärxxng  in  der  starken  Zu- 
nahme des  Edelmetalls  xxnd  Metallgelds.  Der  allgemeinen, 
seit  lange  kaum  mehr  ernstlich  bestrittenen  Annahme  nach  ist 
die  „allgemeine"  Preissteigerung  vom  Ende  des  15.  bis  Mitte 
des  17.  Jahrhunderts  wesentlich,  wenn  auch  nicht  allein,  die 
Ixegleitende  Folge  und  die  tatsächliche  Wirkung  der  großen 
Zunahme  des  Edelmetalls,  speziell  des  Silbers  ixnd  des  Edel- 
metallgelds seit  der  Entdeckung  Ameiäkas  xxnd  dem  Einströmen 
des  Metalls  von  da  nach  Europa.  Am  Frühsten  und  Stärksten 
schiene  sie  aixch  in  den  Gebieten,  wohin  dies  Metall  zunächst 
gelangte,  in  Spanien  und  in  den  Ländern,  in  welche  es  sich  von 
da  aus  am  Leichtesten  und  Stärksten  verbreitete,  in  West-,  dann 
Mitteleuropa  eingetreten  zu  sein.  Ini  15.  und  10.  Jahrhundert 
hätte  axxch  die  europäische  Silberproduktion  in  ihren  Fund- 
gebieten in  dei’selbeu  Richtung  gewirkt.  Seit  Bodin  (zweite 
Hälfte  des  l(i.  Jahrhunders)  gilt  diese  Erklärung  der  Preis- 
steicreruno:  als  sicher.  Fast  alle,  welche  sich  mit  der  Fra^e 


b)  Über  das  Maß  der  Geldwertverminderung  hat  lange  auch 
unter  den  Vertretern  dieser  Erklärung  der  Erscheinung  selbst 
keine  Übereinstimmung  geherrscht,  a)  Aber  sie  ist  neuerdings, 
in  Deutschland  besonders  unter  dem  Einfluß  der  Arbeiten  von 
Helferich  und  neuerdings  von  Wiebe,  in  der  vorhin  angegebenen 
Verhältniszahl  erreicht  worden.  Soweit  diese  Zahl  hier  und 
andre  solche  Zahlen  für  andre  Perioden  mit  der  Bewegung,  regel- 
mäßig ja  der  Zunahme  der  Edelmetallmenge  weniger  in  Einklang 
stehen  xxnd  somit  daher  von  einem  wirklichen  genauen  oder  auch 
nur  genaueren  Parallelismus  der  Metall  Vermehrung,  Preissteigerung 
und  Geldwertverminderung  nicht  eigentlich  gesprochen  werden 
kann,  hat  mau  dies  durch  andere  mitspielende  Umstände,  nament- 
lich auch  solche  aixf  der  Geldbedarfsseite,  zu  erklären  ge- 
sucht. So  ist  insbesondere  das  Zurückleiben  der  „allgemeinen" 
Preissteigerung  liinter  der  Metallvermehrung  schon  in  der  ersten 
Periode  von  1450/1500  bis  1050/1700  und  vollends  die  relative 
Stabilität  des  Geldwerts  in  den  folgenden  — 2 Jahrhunderten 

erklärt  worden.  Ein  genauerer  Beweis  ist  dafür  freilich  nicht 
ireführt  worden  und  auch  kaum  zu  führen.  Es  lassen  sich  aber 
immerhin  einige  Tatsachen  heranziehen,  welche  zur  Erklärung 
des  keineswegs  ganz  genaixen  Parallelismus  der  beiden  Erschei- 
nunsrsreihexi  dienen  können.  So  Tatsachen  teils  hinsichtlich  der 
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Verhältnisse  des  Geldbedarfs,  teils  hinsiclitlilch  des  Mitspielens 
von  Momenten  auch  auf  der  Geldseite,  wie  Umlaufsgeschwindig- 
keit, Geldsurrogate,  und  auch  l)etreffs  Vorgängen  auf  der  Waren- 
seite, z.  B.  in  der  ersten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts,  noch  vor 
stärkerer  Einwirkung  amerikanischen  Metalls,  und  seit  der 
zweiten  Hälfte  des  1 7.  Jahrhunderts. 

ij)  Gerade  in  diesem  letzteren  Zeitraum  1)leibt  freilich  das 
Auf  hören  allgemeiner  Preissteigerung  immer  schwer  befriedigend 
zu  erklären.  Denn  wenn  auch,  trotz  der  Xachwirkiingen  z.  B. 
der  Kriegszeiten  des  17.  Jahrhunderts  in  Deutschland  und  im 
kontinentalen  Westeuropa  überhaupt,  auch  der  Revolution  in 
England,  der  Geldbedarf  wirklich  stark  gestiegen  sein  sollte, 
und  wenn  auch  die  sehr  starke  weitere  absolute  Zunahme  des 
Edelmetalls  bei  allgemeiner  Preissteigerung  gegenüber  einem  durch 
die  angesammelte  Metallmenge  aus  der  Produktion  seit  1500  so 
gewachsenen  Vorrat  relativ  kleiner  und  somit  weniger  wirksam 
wurde,  so  hätte  man  doch  eine  wesentliche  weitere  Geldwertver- 
minderung, auch  unter  Mitwirkung  von  Geldsurrogatwesen  und 
Kredit,  erwarten  können.  Bei  der  Unsicherheit  speziell  der 
Statistik  der  Metall-  und  Geldvorräte  bleibt  allerdings  jede  Be- 
weisführung mit  Einflüssen  von  der  Seite  des  Mengenmomentes 
von  Metall-  und  Geld  her  stets  prekär  Und  doch,  wie  schon  be- 
merkt, nur  im  Zusammenhang  mit  Metall-  und  Geldmenge  ist 
hier  in  der  Geldlehre  die  Frage  der  Preissteigerung  iind  der 
eventuell  darin  hervortretenden  Geldwertverminderung  zu  l)ehan- 
deln,  um  zu  prüfen,  ob  und  wie  weit  wenigstens  ein  annähern- 
der Parallelismus  zwischen  diesen  beiden  Erscheinungen  bestehe. 

y)  Dies  ist  auch  mit  der  Grund,  warum  hier  die  frühere 
Zeit  vor  1500  (bzw.  1450/1500)  nicht  weiter  in  die  Betrach- 
tung hinein  gezogen  wird.  Denn  dafür  fehlen  auch  metall-  und 
geldstatistische  Grundlagen  eben  fast  ganz,  so  daß  eine  Prüfung 
auf  einen  solchen  Parallelismus  von  vornherein  ausgeschlossen 
ist.  Soweit  nach  Ergebnissen  einiger  Forscher,  freilich  auf  Grund- 
lage vollends  sehr  ungenügenden  preisstatistischen  Materials,  eine 
starke  allgemeine  Preissteigerung  schoji  das  Mittelalter  hindurch, 
namentlich  seit  den  Karolingern  stattgefunden  hat,  kann  bei 
notorisch  so  viel  kleinerer  Edelmetallproduktion  und  doch  erfol- 
gender allmählicher  Ausdehnung  der  Geldwirtschaft  und  des 
Geldbedarfs  diese  Erscheinung  nicht  wohl  von  der  Geldseite 
her  beeinflußt  worden  sein.  Auch  die  mehrfach  angenommene 
Senkung  des  Preisniveaus  in  der  zweiten  Hälfte  des  15.  Jahr- 
hunderts, also  gerade  zur  Zeit  der  steigenden  ungewöhnlich  starken 
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Ergiebigkeit  besonders  des  deutschen  Silberbergbaus,  kann  durch 
Vorgänge  auf  der  Geldbedarfsseite,  wie  auch  auf  der  Warenseite 
schwer  genügend  erklärt  werden. 

8.  Der  Parallelismus  zwischen  der  Bewegung  der 
Edelmetallmenge  und  der  Warenpreise  in  der  Zeit  von 
1450/1500— 170U. 

S.  oben  die  Tabelle  S.  2iV2  über  die  Edelmetallproduktion  und 
die  Vorräte  (S.  397ff.i  und  Wiebe's  a.  a.  0.  Preistabellen  mit  Berech- 
iiungen  von  Indexzahlen,  S.  369ff.,  dazu  S.  163ff.,  sowie  Berechnungen 
der  Unterhaltskosten  der  Arbeiter,  S.  178  ff.,  und  seine  Schätzungen 
von  Metallvorräten,  S.  281,  die  hier  in  der  Tabelle  benutzt  und  mit 
dem  anderen  früher  mitgeteilten  Material  fortgeführt  sind.  Bei  den 
Preisen  sind  die  Durchschnittszahlen  für  die  in  AViebe's  Tabellen 
angeführten  Waren  gemeint.  Bei  der  Zufälligkeit  der  Auswahl  dieser 
und  bei  der  wirtschaftlich  ganz  verschiedenen  Bedeutung  der  einzelnen 
Waren  verbleiben  gegen  die  Benutzung  solcher  Zahlen,  auch  der  Index- 
ziffern, zur  Prüfung  jenes  Parallelismus  natürlich  alle  die  oben  hervor- 
gehobenen Bedenken  prinzipiell  durchaus  und  praktisch  ira  großen 
Umfang  bestehen.  Alle  Schlüsse,  welche  sich  aus  den  Zahlen,  aus 
dem  daraus  folgenden  größeren  oder  geringeren  Zusammenstimmen 
mit  oder  Abweichen  der  Bewegung  der  Reihen  der  Relativzahlen 
der  Preise  von  der  Bewegung  der  Metallmengen  ableiten  lasseu,  haben 
daher  nur  einen  durchaus  bedingten  Wert. 

Die  folgende  Tabelle  XXVIII  gibt  die  Entwicklung  der  Metall- 
mengen in  doppelter  Berechnung,  einmal  für  die  Zunahme, 
welche  die  um  1493  1500  vorhandenen  Vorräte  — nach  der  freilich  völlig 
unsicheren  Schätzung  dafür  s.  o.  S.  256  — durch  die  gesamte  Xeu- 
gewinnung  von  Metall  im  Occident  in  den  folgenden  200  Jahren 
und  weiter  bis  in  das  19.  Jahrhundert  erfahren  haben,  wesentlich  nach 
den  auch  in  den  früheren  Tabellen  für  diese  Zeit  benutzten  Sötbeer- 
schen  Schätzungen;  sodann  für  die  Zunahme,  welche  die  Vorräte 
allein  durch  vermehrte  Produktion  unter  Abzug  des  Abgangs 
(auch  Abflusses)  in  den  Jahren  von  1500 — 1700  schätzungsweise  er- 
fahren liaben  (Wiehe).  Man  muß  notwendig  eine,  wenn  auch  noch 
so  unsichere  erste  Vorratszahl  zum  Ausgangspunkte  nehmen,  um  die 
Proportion  der  Zimahine  berechnen  zu  können.  Bei  der  ersten  Be- 
rechnung sind  Beträge  für  Abgänge  (Verluste,  Abnutzung,  Ab- 
strömen in  ferne  Gebiete),  wofür  die  Schätzungen  ja  nocli  viel  un- 
sicherer sind,  also  nicht  abgerechnet  worden,  daher  die  Zahlen 
erheblich  größer  als  diejenigen  der  Vorräte.  Man  kann  diese  erste 
Berechnung  jedoch  für  unseren  Zweck  mit  benutzen,  die  Zahlen  er- 
geben doch,  welche  Anstöße,  soweit  sie  von  der  Metallmenge 
ausgehen,  gerade  für  Preisbewegungen  von  der  Xeuproduktion  nach 
deren  Stärke  ausgegangen  sein  können.  Dabei  bleiben  freilich  wiederum 
alle  anderen  mitspielenden  Momente  (Verwendung  für  Geld,  für  In- 
dustrie usw.)  unberücksichtigt.  Die  zweite  Berechnung  der  Vorräte 
findet  so  durch  die  erste  ihre  Ergänzung.  In  beiden  Berechnungen 
liat  man  es  freilich  mit  der  Gesamtmenge  des  Metalls,  nicht  bloß 
mit  der  Geldmenge  zu  tun,  deren  Ausscheidung  aus  jener  noch  un- 
sicherer ist.  Dadurch  wird  allerdings  die  Vergleichung  der  Bewegungen 
der  Mengenverhältnisse  auf  der  Geldseite  mit  der  Preisbewegung 
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Tabelle  XXIX.  Parallelismus  von  Bewegung  der  Metallmenge  und  der  Warenpreise  in  Relativzahleii. 


für  müßten  weit  zahlreichei’e  Perioden,  (.Tebiete,  aren  hinsicbt- 
lic'h  der  Bewegung  von  Edelmetallmenge  und  Warenpreisen  ver- 
glichen werden,  k)  Aber  selbst  ein  sich  alsdann  noch  zeigender 
annähernder  Parallelismus  hätte  keine  so  sichere  Beweiskraft  für 
eine  bestimmte  Lösung  des  (xeldwertjjroblems,  wie  ein  Schluß 
nach  methodisch-wissenschaftlichem  deduktiven  Verfahren,  weil 
sich  zu  wenig  sicher  ermitteln  läßt,  oli  und  wie  weit  solchei 
Parallelismus  wirklich  ein  Ergebnis  gleichmäßigen  Einflusses  der 
Bewegung  der  Metallmenge  ist. 

G.  Die  Preisbewegung  in  der  neuesten  Edelmetall- 
ära seit  Mitte  des  11*.  Jahrhunderts  in  ihrer  etwaigen 
Abhängigkeit  von  der  Bewegung  der  Edelmetallmenge 
betrachtet. 

1.  Unmöglichkeit  des  Nachweises  einer  solchen 
Abhängigkeit.  Aus  den  schon  angedeuteten  Gründen  ist  die 
Preisbewegung  in  dieser  Periode  auf  eine  solche  Abhängigkeit 
hin  noch  außerordentlich  viel  schwieriger  zu  untersuchen,  als 


wieder  nur  in  noch  bedingterem  Maße  möglich  gemacht.  — Die  ab- 
soluten Zahlen  sind  in  die  Tabelle  mit  aufgenommen  worden,  wo- 
durch die  Daten  in  den  früheren  (besonders  Tabelle  II  S.  2fi2)  noch 
ergänzt  werden.  Für  den  jetzigen  Zweck  kommen  die  relativen 
Zaiilen  in  Betracht.  (Tabelle  XXVIII  und  XXIX  s.  S.  442  und  443). 

Ergebnis,  a)  Ein  gewisser  Paralleli.smus  in  der  Steigerung 
der  Metallmenge  und  derjenigen  der  Preise  ist  in  dieser  Periode 
von  etwa  1500 — 1700  nicht  zu  verkennen.  Das  läßt  immerhin 
den  Einfluß  des  ersten  Moments  auf  das  zw’eite  nicht  nur  für 
möglich,  sondern  auch  für  wahrscheinlich  erklären  und  einiger- 
maßen auch  die  Stärke  dieses  Einflusses  bemessen.  b)  Dies 
selbst,  obwohl  zuzugeben  ist,  daß  die  Durchschnitte  der 
Zahlen  der  Preisbewegung  Resultate  sehr  starker  Zufälligkeiten 
sind,  auch  wenn  man  die  absoluten  Grundzahlen  als  genügend 
sicher  und  vergleichbar  ansehen  dürfte,  was  natürlich  auch  nur 
sehr  bedingt  statthaft  ist.  c)  Der  Jiervortreteude  Parallelismus 
ist  freilich  durchaus  nur  ein  annähernder,  wodurch  sich  schon 
ergibt,  wie  sehr  die  Preisbewegung  von  anderen  Emständen, 
welche  unmittelbar  von  der  Warens(dte  her  einwirken,  auch  in 
ihrem  Gesamtgang  bestimmt  worden  ist,  auch  damals,  d)  Wenn 
man  die  einzelnen  Warengattungen  diu'chnimmt,  so  zeigt  sich 
das  natürlich  noch  mehr,  e)  Ebenso,  wenn  man  die  einzelnen 
Wirtschaftsgebiete  unterscheidet.  In  diesen  haben  sich  aller- 
dings auch  die  Verhältnisse  der  Metall-  und  Geldmengen,  die 
jeweiligen  Vermehrungen  \md  die  A^orräte  zeitlich  verschieden 
gestaltet.  Das  erforderliche  statistische  Material  fehlt  aber,  um 
dies  genauer  zu  verfolgen  und  so  zu  prüfen,  ob  und  wie  weit, 
stärker  oder  schwächer,  hier  gebietsweise  der  Parallelismus 
zwischen  den  beiden  Erscheinungsreihen  hervortritt,  i)  Immer- 
hin ist  es  doch  l>eachtenswert,  daß  ein  solcher  annähernder 
Parallelismus  der  Metallmengen-  und  der  Preisbewegung  sich 
zeigt,  woraus  der  Schluß  zu  ziehen  ist,  daß  sich  der  Einlluß  des 
ersten  Moments,  des  Metallmoments,  nach  seiner  quantitativen 
Seite  betrachtet,  auf  das  zweite  M oment,  die  Preisbewegung, 
durchsetzt.  Darin  liegt  doch  auch  eine  gewisse  Bestätigung  des 
Kerns  der  sog.  Quantitätstheorie,  g)  Mehr  läßt  sich  freilich  aus 
diesem  historisch-statistischen  Material  nicht  ableiten.  Und  auch 
dies  nur  für  den  V>etrachteten  Zeitraum,  die  berücksichtigten 
Gebiete  und  Waren,  unter  den  konkreten  Verhältnissen,  welche 
bestanden  haben,  h)  Ein  allgemeiner  Schluß,  wie  er  für  das 
Geldwertproblem  oder  ein  allgemeines  geldtheoretisches  in 
Betracht  käme,  so  zur  Stützung  der  Quantitätstheorie  als  einer 
einigermaßen  gemeingiltigen,  ist  keineswegs  gerechtfertigt,  i)  Da- 
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Metall  und  Metallgeld  im  Wesentlichen  beschränkenden  Statistik 
der  Bewegung  auf  der  Metall-  und  Geldseite  überhaupt  mit 
noch  viel  weniger  Recht  in  unmittelbare  Parallele  zur  Preis- 
bewegung stellen.  Soweit  dies  trotzdem  geschieht,  ergibt  sich, 
daß  der  Parallelismus  hier  ein  noch  viel  weniger  deutlicher,  kaum 
einmal  zeitweise  ganz  entfernt  annähernder  ist,  als  in  der  vorhin 
betrachteten  Periode,  Namentlich  die  Beobachtung  der  Bewegung 
der  Groß-  und  Weltmarktpreise  gewisser  wichtiger  Waren  scheint 
das  zu  ergeben. 

c)  Auch  die  Verhältnisse  auf  der  Geldbedarfsseite  haben 
durch  die  Entwicklung  der  Bevölkerung,  des  Wohlstands,  des 
Verkehrs  in  dieser  jüngsten  Periode  ungeheuere  Veränderungen, 
im  Ganzen  in  der  Richtung  einer  starken  Zunahme  dieses  Be- 
darfs, erfahren.  Aber  die  gleichzeitige  außerordentliche  Entwick- 
lung der  Zahlungstechnik,  der  Kreditwirtschaft,  des  Geldsurrogat- 
wesens hat  es  mit  sich  gebracht,  daß  der  gestiegene  Geldbedarf 
in  sehr  bedeutendem  Maße  nicht  durch  Metallgeld  selbst  gedeckt 
zu  werden  brauchte,  sondern  durch  Geldsurrogate  aller  Art  ge- 
deckt werden  konnte  und  wurde.  Soweit  eine  ^allgemeine“ 
Preissteigerung  sich  sollte  konstatieren  lassen,  ist  sie  eben  dieser 
Verhältnisse  wegen  nicht  sicher  gerade  auf  die  notorische  starke 
Metall-  und  Metallgeldzunahme  zurückzuführen  und  noch  weniger 
sicher  mit  dieser  in  Parallele  zu  bringen  oder  an  ihr  zu  messen. 
Selbst  wenn  daher  die  Statistik  der  Warenpreise  ausreichend 
und  die  Bildung  von  Indexziffern,  zumal  von  Prozentsuminen, 
einwandfrei  wäre,  würde  ein  in  den  Zahlenreihen  der  Bewegung 
der  Metall-  und  Geldmengen  und  der  Warenpreise  sogar  genauer 
hervortretender  Parallelismus  wenig  dafür  beweisen,  daß  in  ihm 
sich  eine  bestimmte  Abhängigkeit  der  Preisbewegung  als  be- 
wirktem Moment  von  der  Metall-  und  Geldbewegung  als  kausalem 
Moment  und  in  den  bestimmten  Zahlensätzen  ein  Maß  für  den 
Grad  dieser  Abhängigkeit  ergäbe.  IJber  dieses  Bedenken  gegen 
die  Benutzung  der  Preisstatistik  für  die  Behandlung  des  Geld- 
wertproblems kommt  man  nicht  hinweg  und  in  den  jüngsten 
wirtschaftlichen  Verhältnissen  weniger  als  jemals.  Nur  unter 
den  sich  aus  diesen  Bemerkungen  ergebenden  Reserven  kann 
überhaupt  die  neuere  Warenpreisstatistik  und  die  nach  ihr  be- 
rechnete Gestaltung  von  Indexziffern  für  die  Behandlung  des 
Problems  des  Geldwerts,  der  Kaufkraft  des  Geldes  benutzt 
werden.  Aber  die  angegebenen  Erwägungen  ergeben,  daß  dabei 
kaum  irgend  etwas  Positives  erzielt  wird.  Das  Ergebnis  ist 
vielmehr  ein  so  gut  wie  negatives. 
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d)  Das  trifft  auch  noch  wegen  spezieller  Umstände  auf  der 
Geld-  und  auf  der  Waren  seit  e zu. 

a)  Auf  jener  macht  sich  aa)  als  ein  weiterer  störender 
Faktor  das  starke  Sinken  des  Goldwerts  des  Silbers  in  seinem 
Einfluß  auf  die  Preisgestaltung  geltend. 

Wenn  in  Silberwährungslänclern  mit  Berechnung  der  Waren- 
preise in  Silber,  wie  anzunehmen  ist,  nicht  sofort  und  nicht  gleich- 
mäßig eine  Anpassung  dieser  Preise  an  den  gesunkenen  Goldwert  des 
Silbers  eintritt.  so  wirkt  hier  dieser  besondere  Umstand  auf  eine 
Preisermäßigung  der  in  Gold  umgerechneten  Preise  der  betreffenden 
Waren  ein,  z.  B.  der  Exportartikel  aus  jenen  Ländern  in  Goldwähtungs- 
gebieten  (S.  3Ö1  ff.),  also  eventuell  auf  eine  Preisbewegung,  welche  der 
vom  Einfluß  vermehrter  Metall-  und  Geldmenge  ausgehenden  ent- 
gegenwirkt. Auch  die  Goldpreise  von  Importartikeln,  welche  aus 
Goldwährungsgebieten  in  Silberwährungsgebiete  gehen,  können  wegen 
Erschwerung  ilires  Absatzes  in  Silbergebieten  gedrückt  sein.  Handelt 
es  sich  um  wichtige  Artikel,  so  übt  das  auch  auf  die  durchschnitt- 
liche Preisbewegung  einen  gewissen,  unter  Umständen  auch  größeren 
Einfluß  aus. 

bb)  Aufschwungs-  und  Spekulationszeiten  können  von 
der  Geldseite  her  und  dann  gerade  durch  Zunahme  von  Metall 
und  Geld  mit  hervorgerufen  und  mehr  noch  besonders  gefördert 
sein.  Die  in  solchen  Zeiten  vorkommende  Preissteigerung  steht 
dann  zwar  in  Abhängigkeit  vom  Metall,  vom  Geld  und  seiner 
Zunahme,  aber  wesentlich  vom  Geld  als  vermehrtem  disponiblen 
Kapital,  nicht  vom  Geld  als  vermehrtem  Tauschmittel,  die  uns 
hier  beschäftigende  Frage.  cc)  Die  Flutwelle  und  die  ihr 
folgende  abebbende  Bewegung,  welche  das  neuere  Wirtschafts- 
leben periodenweise  mehrfach  zeigt,  die  steigende,  hochstehende 
und  wieder  sinkende,  tief  stehende  „Konjunktur“  sind  regel- 
mäßig von  mehr  oder  weniger  allgemeiner  Preissteigerung  und 
hohem  Preisstand  und  Preissenkung  und  niedrigem  Pi'eisstand 
begleitet  und  eines  der  Hauptsymptome  dieser  Konjunkturen- 
verhältnisse.  Auch  soweit  Zunahme  und  starke  Zunahme  und 
— heute  gewöhnlich  nicht  reelle  Abnahme,  sondern  nur  lang- 
samere Zunahme  der  Edelmetall-,  besonders  der  Goldproduktion 
und  der  Geldmenge  mit  diesen  Schwankungen  und  veränderten 
Richtungen  der  Konjunkturen  in  Verbindung  stehen,  was  in 
gewissen  Grenzen  der  Fall  ist,  läßt  sich  wenigstens  das  Maß 
dieses  demnach  von  der  Metall-  und  Geldseite  her  ausgehenden 
Einflusses  nicht  aus  den  sonst  einwirkenden  Momenten  heraus- 
lösen. Ein  irgend  deutlicher  Parallelismus  zwischen  Metall-  und 
Geld-  und  anderseits  Preisbewegung  ist  jedenfalls  wieder  nicht 
nachweisbar. 
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ß)  Von  der  Warenseite  her  wirken  aa)  die  großen 
modernen  produktionstechnischen  und  verkehrstechuischen  Fort- 
schritte, letztere  auch  mit  ihren  Frachtermäßigungen  und  durch 
die  Ermöglichung  größerer  lokaler  Preisausgleichung,  zwar  auf 
die  Warenkategorien  und  vollends  auf  die  einzelnen  ^\areii 
verschieden  ein,  wenn  auch  im  Allgemeinen  kosten-  und  preis- 
ennäßigend.  Kategorienweise,  auch  l)ei  Gruppen  von  Waren  mit 
annähernd  gleichen  Verhältnissen  der  Kostenbeeinflussung  und 
des  spezifischen  Tauschwerts  (Verhältnis  der  Höhe  des  letzteren 
zu  Volumen  und  Gewicht)  entwickeln  sich  aber  doch  die  Preise 
der  zu  einem  solchen  Ganzen  gehörigen  Artikel  dann  einiger- 
maßen wenigstens  in  gleicher  Richtung,  der  sinkenden,  wenn 
auch  immer  unter  Mitwirkung  anderer  Umstände  nicht  in  gleichem 
Maße,  so  z.  B.  die  Preise  gewisser  Rohstoffe,  Halb-,  Ganzfabri- 
kate, roher  Agrarprodukte  (Getreide).  Auch  in  dem  etwaigen 
zeitlichen  Zusammentreffen  einer  Prcriode  des  durch  diese  Um- 
stände bedingten  und  bewirkten  Preissinkens  mit  einer  V er- 
ringerung der  bisherigen  Edelmetallproduktion  und  Bewegung 
der  Vorräte  von  Metall  und  Geld  ist  dann  doch  nicht  auf  die 
Al)hängigkeit  dieser  Preisbewegung  von  letzterem  Moment  zu 
schließen,  jedenfalls  nicht,  selbst  wenn  es  mitgewirkt  haben 
sollte,  auf  einen  entscheidenden  Einfluß  davon  oder  gar  auf  das 
Maß  dieses  Einflusses.  Umgekehrt,  die  Kreuzung,  welcher  der 
etwaige  Einfluß  der  vermehrten  Metall-  und  Geldmenge  auf 
Preissteigerung  durch  den  entgegengesetzt  wirkenden  Einfluß  der 
genannten  Momente  begegnen  mag,  macht  wieder  alle  Schlüsse 
aus  der  Preisbewegung  auf  ihre  etwaige  Abhängigkeit  von  der 
Metall-  und  Geldbewegung  völlig  unsicher. 

bb)  Endlich  zeigen  gerade  die  periodischen  großen 
Wellenbewegungen  der  allgemeinen  Preisgestaltung  mit  den 
großen  periodischen  Konjunkturschwankungen  jedenfalls  wieder 
die  Unabhängigkeit  von,  höchstens  den  ganz  entfernten  Zusammen- 
hang der  Preisbew'egung  mit  der  Metall-  und  Geldbew'egung  und 
bew^eisen  von  Neuem  die  Unmöglichkeit,  aus  der  Preisbew^egung 
das  GekHvert-  und  Kaufkraftproblem  zu  lösen. 

Eine  mehr  oder  w^eniger  allgemeinere  Preissteigerung  zeigt  sich 
gew^ühnlich  in  den  Zeiten  steigender  Konjunktur,  Spekulation,  auf  den 
Warenmärkten  und  auf  diese  eventuell  mit  hinüber  spielend,  in  Zeiten 
der  Effektenspekulation,  und  sow^eit  sie  nicht  allgemein  ist,  sondern 
sich  auf  einige  wuchtige  Artikel,  wie  mitunter,  w’esentlich  beschränkt, 
bei  diesen  Artikeln  aber  um  so  schärfer  hervortritt,  üben  die 
Preise  dieser  Artikel  selbst  auf  Durchschnitte  aus  den  Preisen  vieler 
Waren  einen  sichtbaren  Einfluß  aus,  treiben  den  Durchschnitt  empor. 
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1 So  seit  Mitte  des  19.  Jahrhunderts,  um  nur  einige  besonders  signi- 

fikante Fälle  zu  nennen,  um  1854 — 57,  namentlich  1871 — 74, 1897 — 1900, 
1905  ff.  Und  umgekehrt  geht  diese  Bewegung  der  Preise  in  den  nach 
diesen  Haussezeiten  folgenden  Zeiten  der  Krise  und  Flauheit.  Eine 
etwaige  Abhängigkeit  der  Preisbew^egung  von  der  Bewegung  der 
Metall-  und  Geldmenge,  ein  etwaiger  Parallelismus  zAvischen  beiden 
' Tatsachenreihen  verschwunden,  selbst  wenn  sie  beständen,  unter  diesen 

allgemeinen  Preisbew’egungen  ganz. 

cc)  Nur  w'enn  nach  jeder  Welleubew'egung  der  Preise,  von 
hohem  Stand  wueder  herab  auf  niedrigeren,  'wenigstens  das 
durchschnittliche  Preisniveau  ein  höheres  als  vor  dem 
Einsetzen  der  vorausgehenden  Steigerung  bliebe  oder,  nach 
vorübergehendem  stärkeren  Weichen,  wüeder  würde  und  dann 
eine  neue  periodische  Steigerung  immer  wüeder  von  einem  solchen 
höheren  Niveau  an  einsetzte,  könnte  man  gegenüber  der  fort- 
! dauernden  Zunahme  von  Metall-  und  Geldmenge,  von  Produktion 

und  Vorräten  einen  gewissen  Parallelismus  der  Vorgänge,  eine 
gewisse  Abhängigkeit  der  Preisgestaltung  von  der  Metall-  und 
Geldzunahme  annehmen.  Vielleicht  war  es  so  in  der  ersten 
Hälfte  der  neuesten  Zeit,  von  etw'a  1850  bis  Mitte  der  1880  er 
Jahre,  seitdem  zeigt  es  sich  kaum  mehr,  auch  nicht  in  der 
jüngsten  Zeit  so  besonders  starker  Edelmetall-,  namentlich  auch 
I Goldgewinnung.  Umgekehrt,  nach  der  Bewegung  der  Indexziffern 

zu  schließen,  soweit  diese  vorliegen,  speziell  nach  den  Sauer- 
beck*schen,  hat  sich  das  Preisniveau,  unter  periodischen  Schwan- 
kungen aufw'ärts  und  wüeder  nbwärts,  im  Ganzen  gegen  die  Zeit 
der  lSGOer  und  1870er  Jahre  eher  ermäßigt,  also  in  um- 
gekehrter Richtung  als  die  Metall-  und  Geldmenge,  w^elche  so 
stark  gestiegen  sind,  bew^egt  und  dann  einigermaßen  stabilisiert. 
Auch  dies  bew’eist,  wüe  wenig  das  bloße  Mengenmoment  auf 
I der  Geldseite  die  Preisbew'egung  beheri'scht,  mindestens  unter 

I heutigen  Verhältnissen.  Aber  unter  allen  Umständen  bleibt  der 

[ Parallelismus  auch  zuerst  ein  so  entfernter,  im  Einzelnen  fehlt 

j er  oft  so  völlig,  daß  man  wüeder  zu  dem  Schluß  genötigt  würd: 

1 auf  diese  Weise  läßt  sich  für  die  Lösung  des  konkreten  Geld- 

wertproblems seit  1850  nichts  Sicheres  gewünneu.  Für  die 
Lösung  des  allgemeinen  so  gut  wüe  gar  nichts. 

Deshalb  lohnt  es  für  unseren  Zweck  nicht,  w'as  nach  dem 
1 vorliegenden  Material  nicht  sclnver  w'äre,  statistisch  genauer 

die  Frage  des  Ob  und  Wie  w'eit  eines  Parallelismus  zwischen 
Preisbew^egimg  und  Bew'egung  der  Metall-,  Geld-,  der  Produktions- 
und Vorratsmenge  hier  zu  behandeln.  Die  bezüglichen  nicht 
I A.  Wagner,  soz.-ökon.  Urumiriss,  BiicLban lelsdusgabe.  Abteil.  11.  29 
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fehlenden  Untersuchungen  sind  für  unser  Problem  resultatlos 
geblieben  und  müssen  es  bleiben.  Sie  gelangen  wohl  zu  Resul- 
taten^  welche  für  die  Geschichte  der  Preise  wertvoll  sein  können, 
aber  sie  sind  unbrauchbar  für  die  Entscheidung  der  hier  allein 
hergehörigen  Frage,  ob  und  wie  weit  die  Preisbewegung  eben 
vom  Metall  und  Geld  ausgegangen  ist,  also  auf  eine  Änderung 
des  Geldwerts  selbst,  d.  h.  der  Kaufkraft  des  Gelds,  und 
auf  ein  bestimmtes  Maß  dieser  Änderung  beweiskräftig  hin- 
deute. Daher  hier  nur  eine  kurze,  nicht  genauer  spezialisierende 
statistische  Behandlung  der  Frage  unter  Verwertung  einiger 
neuerer  Arbeiten  und  Zusammenstellungen. 

2.  Statistische  Tatsachen  der  Preisbewegung  und 
Schlüsse  suf  die  Veränderung  der  Kaufkraft  des  Gelds 
daraus. 

a)  E.  Laspeyres  kommt  in  seinen  Untersuchungen  von  Ham- 
burger und  (mit  nach  Jevons't  von  engüschen  Preisen  von  1818  50 
bis  1851  63  zu  dem  Ergebnis,  daß  in  Hamburg  bei  dem  Durchschnitt 
der  untersuchten  Waren  eine  Preissteigerung  um  etwa  ^ \ (27,83*^  ^,), 
in  England  um  etwa  (11,9^  daher  eine  danach  bemessene  Geld- 
verbilligung („Geldentwertung^^)  um  etwa  (21,7 in  Hamburg 
und  um  etwa  * g (11,4 in  England  in  jenem  Zeitraum  eingetreten 
sei;  um  entsprechend  mehr,  soweit  unter  den  untersuchten  Waren 
sich  solche  befanden,  welche  aus  Gründen  von  der  Warenseite  her 
gleichzeitig  billiger  geworden  wären.  Diese  Preissteigerung  bleibt 
hinter  der  Vermehrung  erheblich  zurück,  welche  die  Geldvorräte  des 
Occidents  zwischen  1850  und  1860  durch  die  gesamte  Xeugewinnung 
von  Edelmetall  erfahren  haben,  wenn  diese,  natürlich  nicht  richtig, 
als  voller  Zuwachs  zu  den  Geldvorräten  angesehen  würde.  Da^  Gold- 
geld hätte  sich  (nach  den  früheren  Tabellen  didurch  um  c.  167,  das 
Silbergeld  um  c.  17®  n,  das  gesamte  Geld  (bei  der  damils  annähernd 
bestehenden  Relation  von  Gold  zu  Silber  wie  1 : 15,5)  um  c.  56^/o  ver- 
mehren können.  Dagegen  bleibt  jene  Preissteigerung  zwar  auch 
hinter  der  Vermehrung  der  occidentalischen  Geldvorräte  allein,  welche 
zwischen  1830  und  1860  stattgefunden,  zurück,  aber  doch,  besonders 
nach  den  Hamburger  Daten,  nicht  eben  bedeutend:  die  Goldgeld- 
menge allein  ist  in  dieser  Zeit  zwar  um  136®  o gestiegen,  die  Silber- 
geldmenge aber  um  8 — gesunken,  die  gesamte  Geldmenge  um 
c.  29®;),  gestiegen.  Wie  weit  hier  freilich  zur  V’^ergleichung  der  Preis- 
bewegung und  der  Geldmengenbewegung  Goligeld  und  Silbergeld 
zusammengerechnet  werden  dürfen,  steht  dahin.  Hamburg  notierte 
ja  in  Silber,  England  in  Gold.  Irgend  ein  sicherer  kausaler  Zu- 
sammenhang zwischen  der  Preissteigerung  überhaupt  und  vollends 
ihrer  Stärke  als  Wirkung  und  der  Metall-  und  Geldvermehrung  als 
Ursache  ist  aber  doch  nicht  festzustellen. 

b)  A.  Sötbeer  hat  zu  seinen  Berechnungen  über  die  Hamburger 
Warenpreise  im  Großhandel  zwischen  1817/50  und  1883  immerhin 
100  Artikel  zugrunde  gelegt,  zu  7 Kategorien  vereinigt  (Ackerbau- 
produkte usw.,  Produkte  der  Viehzucht  usw.,  Südfrüchte  usw.,  Kolonial- 


waren usw.,  Eergwerksprodukte  usw.,  Textilstoffe,  Diverses),  auch 
für  jede  dieser  Gruppen  unter  Ansetzung  der  Durchschnittspreise  von 
1847/50  mit  100  die  prozentweisen  Jahres-  und  Quinquenmal-Durch- 
schnitte  der  Steigerung  oder  Senkung  berechnet:  dazu  hat  er  auch 
noch  14  wichtige  britische  Exportartikel  hinzugelugt  und  daun  auch 
noch  die  prozentweise  PreisbewegUDg  aller  dieser  W^'aren  und  Waren- 
gruppen im  Durchschnitt  berechnet.  Ein  wertvolles  und  interessantes 
preisstatistisches  Material,  namentlich  für  den  Einblick  in  die  Ver- 
schiedenheit der  Preisbewegung  der  einzelnen  Waren  und  der 
Waren  gruppen.  Man  kann  daraus  auch  wieder  gut  erkennen,  wie 
die  Durchschnittspreise  der  Gesamtheit  der  Artikel  durch  diejenigen 
der  Preise  einer  Gruppe,  unseren  früheren  Ausführungen  gemäß,  be- 
einflußt werden.  Das  ist  zur  Würdigung  des  nur  bedingten  Werts 
solcher  Durchschnittszahlen  wichtig.  So  üben  z.  B.  in  der  ersten 
Hälfte  der  1860er  Jahre  die  hohen  Preise  der  Textilstoffe,  besonders 
der  Baumwolle,  infolge  des  Ausfalls  in  der  Bauuivvollaustühr  Nord- 
amerikas während  des  Bürgerkriegs,  einen  starken  Einfluß  direkt 
und  durch  die  Weiterwirkuiig  dieser  hohen  Preise  auf  Baumwollgarn 
und  -waren  und  auf  andere  Textilwaren  einen  sichtbaren  Einfluß  auf 
allgemein  höhere  Durchschnittspreise  aus.  Aber  eben  solche  und 
ähnliche  Momente  sind  es,  welche  die  Preisstatistik  und  auch  alle 
Durchschnittsberechnungen  für  die  Frage  des  Geldwerts  so  wenig 
brauchbar  machen,  von  den  inneren  Mängeln  der  Durchschnittsberech- 
nungen, wie  der  ganz  verschiedenen  wirtschaftlichen  Bedeutung  der 
einzelnen  Waren,  ganz  abgesehen. 

Unter  Ver\veisung  auf  die  Sötbeer’schen  Tabellen,  besonders  die 
zusammenfassende  Schlußtabelle  (Materialien,  2.  Aull.,  S.  114^  sei  hier 
über  die  Preisbewegung  nach  den  Jahres-  und  Qain([uennialdurch- 
.schnitten  der  Gesamtheit  der  untersuchten  114  Waren  nur  Folgendes 
hervorgehoben.  Die  besprochenen  Flutwellen  und  Ebbenstände  der 
Preise  unter -dem  Einfluß  der  Spekulation  und  Hochkonjunktur  und 
der  Krise  und  Tiefkonjunktur  treten  deutlich  hervor.  Die  Durch- 
schnittspreise aller  114  Artikel  steigen,  wenn  diejenigen  von  1847  50 
mit  100  angesetzt  werden,  1857  bis  auf  130,  im  tünljährigen  Durch- 
schnitt 1856/60  auf  120,9,  sinken  1858  auf  113,5,  steigen  1864  auf  129.3, 
im  fünfjährigen  Durchschnitt  von  1861/65,  unter  Miteinfluß  besonders 
der  hohen  Textilstoffpreise,  auf  123,6,  sie  halten  sich  mit  kleineren 
Schwankungen  so  bis  um  1870  und  erreichen,  dann  rasch  steigend, 
ihr  Maximum  in  der  weltwirtschaftlichen  Hochkonjunktur  nach  dem 
deutsch-französischen  Kriege,  in  1873  mit  138,3,  im  fünfjährigen 
Durchschnitt  1871,75  mit  133,2.  Nach  1873  sinken  sie  ziemlich  stetig, 
schwächer  bis  1877,  stärker  dann,  ihr  Minimum  erreichen  sie  mit 
117,7  in  1879,  im  fünfjährigen  Durchschnitt  1876,80  mit  123,1.  Von 
1880  82  an  folgt  wieder  eine  aufsteigende  Bewegung,  aber  schwächer, 
bis  auf  122,2  in  1883,  darauf  1884,  1885  ein  starkes  Sinken,  auf  das 
Minimum  von  108,8  in  1885,  auf  117,7  im  fünfährigen  Durchschnitt 
1881/85.  In  diesen  beiden  Zeitpunkten  1885  und  1881  85  stellten 
sich,  vergliclien  mit  den  Preisen  von  4847  50  (=  100),  die  Preise  der 
W aren  gruppen : 
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Tabelle  XXX. 

Bowegiinsr  von  Ilamhurger  und  englischen  Warenpreisen  ISS5  und 
1SSI/S5  verglichen  mit  1S47  50,  diese  --  100  angesetzt. 


1885  1881  85 

Ackerbaiiprodukte 100,7  1H0,8 

Viebzuchi  Produkte 140.4  150,0 

Südfrüchte 123,8  134.4 

Kolonialwaren 110,4  1194J 

Bergwerksprodukte 74,2  81,0 

Textilstoffe 95/3  90,0 

Diverse 81,3  91,1 

Britische  Exportartikel  . . . I0O,;>  103,3 

Alle  zusammen 108,7  117,7 


Danach  wären  die  Preise  in  1885  iin  Ganzen  wieder  auf 
ihren  Anfangsstand  zwar  nicht  völlig,  aber  doch  nahezu  zurück- 
gekoinmen,  mit  großen  Verschiedenheiten  freilich  gruppenweise.  Der 
damalige  Tiefstand  fällt  allerdings  in  die  Periode  des  starken  Rück- 
gangs der  Goldproduktion,  seit  dem  Maximum  der  1850er  Jahre  mit 
c.  2ÜOOOO  kg  jährlich  auf  etwa  % davon,  c.  154000  kg  und  in^di3 
Zeit  des  immer  größeieii  Aussclilusses  des  Silbers  aus  der  vollen  \\  äh- 
rungsfunktion  in  wichtigen  Wirtschaftsgebieten  des  Occidents.  ^ Der 
niedrigere  Preisstand  einzelner  Waren,  welcher  dann  auch  auf  den 
Durchschnittssatz  der  Gruppe  und  auf  den  allgemeinen  Durchschnitt 
etwas  mit  eingewirkt  hat,  liängt  auch  wohl  hier  und  da  etwas  mit 
dem  niedrigeren  Goldwert  des  Silbers  zusammen,  so  bei  einzelnen 
Exportartikeln  aus  Silbergebieten.  Aber  von  einem  direkten  allge- 
meinen Einfluß  der  Bewegung  der  Metall-  und  Geldmenge,  der  Pro- 
duktionsmenge und  der  V orräte  auf  die  Preisbewegung  läßt  sich  aus 
dieser  Preisbewegung  doch  nicht  schließen.  Ob  in  Aufschwung- 
perioden,  z.  B.  Mitte  der  1850er  Jahre  ein  indirekter  Einfluß  auf 
Spekulation  durch  das  Medium  vermehrten  disponiblen  Geldkapitals 
infolge  der  Metall-(Geld-)vermehiung  steh  zeigt,  bleibt  doch  auch 
nicht  sicher.  Jedenfalls  fällt  die  größte  Aufschwungperiode,  Anfang 
der  1870er  Jahre,  in  die  Zeit  einer  abnehmenden  Goldproduktion, 
allerdings  einer  stark  steigenden  Silberproduktion.  Den  Tiefstand  der 
Preise  Mitte  der  1880er  Jahre  begleitete  ein  Vorgang  letzterer  Art 
allerdings  auch,  wodurch  dem  etwaigen  Einfluß  der  damaligen  ^ er- 
minderuiig  der  Goldproduktion  hätte  entgegengewirkt  werden  können. 
Aber  Silber  war  eben  in  dieser  Zeit  zum  Teil  schon  mehr  aus  der 
Währungsfunktion  gedrängt,  so  daß  von  ihm  eine  solche  Gegen- 
wirkung nicht  so  stark,  als  es  früher  möglich  gewesen,  ausgeübt 
werden  konnte. 

Soweit  die  Preise  im  Ganzen  hölier  blieben,  könnte  mau  darin 
■ein  Symptotn  der  Verminderung  des  G*ddwerts  selbst  selicn.  Aber 
irgend  sicher  doch  entschieden  nicht.  Auch  nicht,  wenn  man  zugibt, 
daß  die  Preissenkungen,  welche  bei  einzelnen  Wai’en  und  Waren- 
gruppen infolge  technischer  Produktions-  und  \ erkehrslortscliritte  und 
hier  und  da  auch  wegen  Steigerung  des  Weltangebots  durch  dauernd 
vermeinte  Produktion  eingetreteii  sind,  eigentlich  die  etwaige  Geld- 
wertverminrlerung  in  der  allgemeinen  durchschnittlichen  Preisgestal- 
tung nicht  soweit  zur  Erscheinung  kommen  lassen  können,  als  sie 
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eventuell  wirklich  erfolgt  ist.  Man  kann  nicht  mehr  als  die  Mög- 
lichkeit zugeben,  daß  ein  durchschnittlich  höherer  Stand  der  Waren- 
preise eine  Geldwertverminderung  ausdrückt,  welche  von  der  Metall- 
und  Geldseite  her  bewirkt  worden  ist. 

Auch  eine  Ausdehnung  speziell  der  Untersuchung  der  Hamburger 
Warenpreise  auf  die  neueste  Zeit  (s.  Conrad  in  s.  Jahrbüchern  f. 
Xat.ök.  Bd.  72,  1899,  Bd.  79,  1902)  führt  in  unsrer  Frage  nicht  weiter. 

c)  Auch  Sauerbeck’s  Indexziffern  (im  Journal  of  the  Royal 
Statist.  Society  seit  längeren  Jahren,  so  Jg.  1886,  1902  und  von  da  viel- 
fach in  die  Literatur  übernommen,  z.  B.  in  Conrads  Grundriß  I.  6.  A., 
S.  153),  wo  45  Waren,  gruppenwei.se  ähnlich  wie  von  Sötbeer  in  der  vor- 
erwähnten Arbeit,  in  ihrer  Preisbewegung  und  dann  auch  im  Gesamt- 
durchschnitt  dieserBewegung  verfolgt  werden,  gewähren  zwar  Einblicke 
in  die  relative  Bewegung  der  Preise  dieser  Waren  und  in  den  einzelnen 
Zeiträumen,  in  Jahren,  Quartalen,  Reihen  von  Jahren,  aber  sind  doch 
für  un.ser  Problem  nicht  weiter  als  die  Sötbeer’schen  Zahlen  verwend- 
bar. Sie  zeigen  in  den  Jahresdurchschnitten  und  in  denjenigen  von 
Jahresreiben  wohl  den  allgemeinen  Gang  der  Preisbewegung  unter 
dem  Einfluß  der  wirtschaftlichen  Konjunkturen,  der  aufsteigenden 
und  abfallenden  Richtung  dieser,  daher  des  Gangs  der  Spekulation, 
Soweit  diese  Konjunkturen  und  diese  Spekulation  von  A'orgängen  auf 
dem  Gebiete  des  Geldwesen.«,  auch  auf  dem  der  Edelmetall-,  jetzt  vor- 
nehmlich der  Goldproduktion,  von  Veränderungen  im  Betrage  des 
mit  durch  diese  Produktion  bedingten  disponiblen  Geldkapitals  ab- 
hängig sind,  könnte  sich  in  den  Indexziffern  (z.  B.  um  1900  beim 
Rückgang  der  südafrikanischen  Goldproduhtion)  wohl  auch  etwas  der 
Einfluß  von  der  Metall-  und  Geldseite  her  auf  die  allgemeine  Preis- 
bewegung abspiegeln.  Aber  das  tritt  nicht  hervor  (gerade  auch 
um  1900  nicht)  und  die  Ausscheidung  dieses  Einflusses  aus  den. 
anderen,  in  der  gleichen  und  in  entgegengesetzter  Richtung  wirken- 
den Einflüssen  ist  unmöglich  und  selbst  durch  die  speziellsten  Unter- 
suchungen doch  nur  völlig  unsicher  zu  ermitteln. 

Ein  Beispiel  von  Sauerheck’s  Ziffern,  auch  für  Durchschnitte 
von  Jahresreihen  und  immer  für  die  gesamten  45  Waren,  ist 
folgendes  (J.  of  st.  soc.  Jg.  1901,  S.  91).  Die  Durchschnittszahl  von 
1868  77  ist  hier  gleich  100  gesetzt. 


Tabelle  XXXI. 

Bewegung  der  Diirchsehnittspreise  nach  Sauerheck. 


1818  21 

111 

1878  87 

79 

1886  95 

68 

1828,  :-57 

93 

1881  90 

75 

1887  96 

68 

1888  47 

93 

1882/91 

74 

1888  97 

67 

1848/57 

89 

1883  92 

72 

1889  98 

66 

1858,67 

99 

1884  93 

71 

1890  99 

66 

1S68  77 

100 

1885/94 

69 

1891/1900 

66 

Hier  würde  also  gegen  die  Preise  vor  1857-  bes.  seit  1828,  eine- 
deutliche  Erhöhung  erfolgt  sein  bis  1868  77,  in  Übereinstimmung  mit 
der  starken  Edelmetall-,  speziell  Goldvennehrung  seit  1848  und  der 
Steigerung  der  Geldvorräte,  aber  in  viel  geringerem  Maße  als  diese 
Vermehrung.  Seitdem  hätte  sich  das  allgemeine  Preisniveau  bedeutend 


ermäßigt,  sich  auf  etu*a  -j.{  der  Holie  der  Maximalpreise  m 1868  auf 
noch  niclit  der  Preishöhe  in  den  Jahren  1828  57  gestellt  und  sicli 
auf  diesem  Stande  ziemlich  stabilisiert.  Dies  trotz  der  fortschreiten- 
den starken  Zunahme  der  Produktion  von  Edelmetall,  speziell  auch 
von  Gold.  Das  wäre  also  sogar  eine  „vermehrte  Kaufkraft“  des 
Gelds,  in  der  üblichen,  aber  unrichtigen  Auffassung  und  Ausdrucks- 
weise, und  damit  eine  völlige  Widerlegung  jedes  preissteigernden 
Einflusses  der  Metall-  und  Geldvermehrung,  welche  in  so  starkem 
Maße  in  dieser  neuesten  Zeit  stattgefunden  hat.  Ein  Schluß,  der  sich 
aber  eben  auf  diese  Art  nicht  beerründen  läßt.  Es  müßten  vielmehr 


Symptome  der  Konjunkturenschwankungen,  aber  wieder  olme 
sichtbaren  Einfluß  der  Mengenverhältnisse  in  der  Metallproduktion 
und  den  Geldvorräten.  Die  hohen  Preise  von  1900  und  1901  fallen 
mit  der  kleinen  Abnahme  der  Goldproduktion,  wegen  des  Burenkriegs 
in  Südafrika,  zeitlich  zusammen,  die  neueste  Preissteigerung  1905  ff. 
allerdings  auch  mit  der  in  diese  Jahre  fallenden  neuen  starken 
Steigerung  der  Goldproduktion,  bei  stabil,  aber  damit  lioch  bleibender 
Silberproduktion  und  zeitweiliger  Steigerung  des  Goldpreises  des 
Silbers,  was  auf  eine  Verteuerung  der  Produkte  aus  Silberländern, 
soweit  die  Silberpreise  dieser  Produkte  sich  nicht  schon  mit  dem 
niedrigeren  Goldpreise  des  Silbers  vorher  ausgeglichen  hatten,  ein- 
wirken mußte. 

Ähnliche,  aber  nocli  geringere  Bedeutung  haben  die  Indexziffern 
aus  dem  Durchschnitt  von  27  Artikeln,  welche  im  englischen  Fconomist 
bereclinet  werden.  Sie  zeigen  1904  ff.  auch  eine  starke  Aufwärts- 
bewegung. S.  diese  Zahlen  z.  B.  bei  Conrad,  Grundriß  a.  a.  0.  S.  15H. 

D.  Leihzinsfuß,  insbesondere  Diskontosatz  für 
kurzfristige  Ka])italdarlehen  und  die  Frage  der  Be- 
einflussung seiner  Höhe  von  der  Geldseite  her. 

S.  oben,  Abt.  I.  S.  380,  334.  "Übersicht  der  Diskontosätze  der  vier 
leitenden  Hauptbanken  Europas  und  des  Hamburger  Privatdiskonts 
von  1851—85  bei  Sötbeer,  Materialien,  S.  78,  der  Sätze  dieser  und 
anderer  Hauptbanken  und  in  Newyork  in  den  internationalen  Über- 
sichten des  reidisstatist.  Jahrbuchs  seit  Jg.  1903  jährlich,  für  länger 
zurück. 


■ 
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1.  Die  Frage  nach  dieser  Beeinflussung  und  Abhängigkeit 
der  Höhe  des  Leihzinses  und  speziell  derjenigen  des  Diskonto- 
satzes von  der  Größe  und  Bewegung  der  Edelmetall-  und  Geld- 
menge — also  die  Frage  nach  dieser  Abhängigkeit  des  Geld- 

wertes in  diesem  Sinne,  d.  h.  im  Sinne  des  Preises  der 
Geldkapital-Nutzung  — ist  mehr  als  diejenige  nach  der 

Kaufkraft  des  Gelds  als  Tauschinittel  einer  statistischen  Behand- 
lung und  Prüfung  zugänglich.  Doch  bietet  auch  hier  die  Fest- 
stellung aller  auf  die  Höhe  des  Leihzinses  und  auch  des  Diskonto- 
satzes mit  einwirkenden  sonstigen  Einflüsse  und  die  Ausscheidung 
dieser  von  denjenigen  von  der  Seite  der  Geldmenge,  d.  h.  hier 
der  Geld  kapitalmenge  her,  ihre  völlig  wieder  nicht  zu  lösenden 
Schwierigkeiten. 

a)  Der  Leihzins  für  Kapitaldarlehen,  welche  für  längere 
Dauer  aufgenommen  werden , wie  im  Hypothekengeschäfte 
und  bei  öffentlichen  und  anderen  in  Form  nicht-rückzahlbarer 
— Rentenschuldpapiere  — oder  nur  nach  längerer  Frist  rück- 
zahlbarer, meist  für  den  Börsenverkehr  bestimmter  Wertpapiere, 
endlich  wie  im  gewöhnlichen  privaten  und  geschäftlichen  Dar- 
lehensverkehr, wird  von  dem  etwas  größeren  oder  geringeren 
Angebot  von  G eldkapital  zwar  auch  berührt,  aber  meist  schwächer, 
langsamer  imd  nicht  nachhaltig.  Dieser  Zinssatz  hängt  vom 
Angebot  von  und  Nachfrage  nach  Kapital  überhaupt  ab. 

b)  Der  Leihziusfuß  für  kurzfristige  Geldkapitaldarlehen, 
daher  namentlich  der  Diskontosatz  für  Wechsel  und  der  Zins- 
fuß in  verwandten  Fällen  (Lombard,  Report),  unterliegt  dagegen, 
zwar  auch  nicht  in  seiner  dauernden  Höhe,  aber  doch  unmittel- 
barer, stärker  und  auch  etwas  länger  hinaus,  — immerhin  mit- 
unter einige  Jahre  hindurch  während  einer  besonders  starken  oder 
geringen  Höhe  des  Geldleihkapitals  — dem  Einfluß  der  Größe  und 
Bewegung  des  jew'eilig  für  solche  Anlagen  disponiblen  Geldkapitals. 
Damit  macht  sich  bei  Edelmetallgeld  auch  die  Größe  und  Bewegung 
der  jeweiligen  Edelmetall-,  jetzt  in  unseren  Ländern  besonders 
der  Goldproduktion  und  des  daraus  hervorgehenden  stärkeren 
oder  schwächeren  Zustroms  von  Edelmetall,  besonders  Gold 
geltend.  Dies  namentlich,  weil  und  soweit  als  das  neu  ge- 
wonnene Produkt  Gelclfunktionen  übernimmt  und  dann  regel- 
mäßig zunächst  Geldkapital  darstellt.  Der  diese  Kapitalmenge 
wieder  vermindernde  Abstrom  von  Edelmetall,  so  vom  Occident 
in  den  Orient,  übt  den  entgegengesetzten  Einfluß.  Ceteris  paidbus, 
bei  gleichbleibender  Nachfrage,  wdrkt  alsdann  dies  also  veränderte 
Angebot  zinsdrückend  oder  steigernd,  um  so  mehr,  je  stärker 
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und  intensiver,  dringlich  Anlage  suchend,  je  schwächer  und 
weniger  intensiv  es  ist.  Die  jeweilige  Größe  der  Edelmetall- 
produktioD  ist  daher  hier  doch  auch  von  Bedeutung,  auch  ihre 
in  kurzen  Zeiträumen  sich  zusammemlrängeude,  besonders  starke 
Zunahme,  vollends  die  plötzlich  eintretende,  und  umgekehrt  die 
Abnahme,  namentlich  eine  wider  Erwarten  und  bisherige  Er- 
fahrungen eintretende,  machen  sich  hier  in  entsprechenden  Schwan- 
kungen des  Diskontosatzes  bemerkbar.  Dies  wieder  um  so  mehr, 
wenn  eine  plötzliche  große  Zunahme,  daher  Zuströmung  in  den 
großen  Geldplätzen,  wie  etwa  1848  ff.,  zugleich  in  eine  haue 
Geschäftszeit  geringer  Geldkapitalansprüche  fällt,  wo  der  Dis- 
kontosatz und  Satz  für  täglich  fälliges  Geld  stark  herabgeht 
und  wieder  umgekehrt  in  Zeiten,  wo  bei  lebhaftem  Geschäfts- 
gang und  starker  Geldkapitalnachfrage  eine  plötzliche  Abnahme 
der  gewohnten  und  erwarteten  Produktion  und  Zuströmung 
von  Metall  (Gold)  eintritt,  wde  z.  B.  1899  ff.  beim  Sinken  der 
südafrikanischen  Goldgewinnung.  Das  läßt  sich  an  der  Dis- 
kontostatistik prüfen. 

c)  Ein  dauernder  Einfluß  der  angedeuteten  Geldkapital- 
bewegungen macht  sich  aber  deshalb  öfters,  ja  der  Regel  nach, 
nicht  geltend,  w’eil  gerade  auf  diesem  Gebiete  eine  von  ver- 
mehrtem Geldangebot  ausgehende  „Verbilligung^*  des  Gelds  ge- 
w'öhnlich  rasch  zu  neu  eintretender  oder  bei  schon  vorhandener 
zu  steigender  Nachfrage  führt  und  eine  „Verteuerung  des  Gelds** 
ähnlich  rasch  auf  Abnahme  der  Nachfrage  hinwirkt.  Damit  er- 
langt aber  eben  auch  der  ganze  Gang  des  Wirtschaftslebens 
hier  entscheidenden  Einfluß  und  läßt  sich  neben  diesem  derjenige 
der  Geldkapital-Mengenbewegung  überhaupt  und  auch  zu  einem 
einzelnen  Zeitpunkte,  zumal  aber  auf  einige  Zeitdauer,  schwer 
ausscheiden.  Die  historisch-statistische  Untersuchung  stößt  hier 
wieder  auf  kaum  lösbare  Schwierigkeiten. 

2.  Diesen  fügen  sich  noch  weitere  Schwierigkeiten  an. 
So  bei  der  Bewegung  des  Geldkapitalangebots  die  Scheidung 
desjenigen  Teils  des  letzteren,  welcher  vom  neu  gewonnenen, 
von  demjenigen,  welcher  vom  bereits  vorhanden  gewesenen  Edel- 
metall herrührt,  z.  B.  auch  bei  den  internationalen  Bewegungen 
von  Edelmetall  zwischen  verschiedenen  Ländern;  ferner  die 
Scheidung  von  Produzentengeld  und  Konsumentengeld  im  Betrage 
des  aus  neu  gewonnenem  Metall  herrührenden  Geldes;  endlich  auch 
noch  die  aus  dem  Folgenden  (Nr.  3)  sich  ergebenden  Schwierigkeiten. 

3.  Privatdiskontosatz  im  „offenen  Markte •*  und  Bank- 
diskontosatz. 
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a)  Der  erste  wird  unmittelbar  und  stärker  als  der  zweite  von 
den  Bewegungen  der  Menge  des  als  Leichtkapital  fungierenden 
Edelmetallgelds  beeinflußt,  in  vei'schiedenem  Maße,  je  nachdem 
das  Privatdiskontogeschäft  auf  einem  Geldplatz  vorherrscht  (Ham- 
burg bis  1875)  oder  mehr  oder  weniger  stark  durch  das  bankmäßige 
Diskontogeschäft  eingeschränkt  wird.  Ferner  kommt  es  darauf 
mit  an,  wie  wieder  dieses  letztere  Geschäft  nach  der  Stellung 
und  Bedeutung  der  Banken,  welche  es  betreiben,  und  nach  der 
Verfassung  dieser  Banken  betrieben  wird,  so  besonders,  ob  eine 
große  Zentralbank  besteht  oder  nicht  und  wie  sie  eingerichtet  ist. 

b)  Privat-  und  Banksatz  beeinflussen  sich  gegenseitig,  auf 
die  Dauer  ist  der  erste  mehr  für  diesen,  vorübergehend,  in 
einzelnen  Zeitpunkten,  umgekehrt  dieser  mehr  für  jenen  ent- 
scheidend, indessen  bei  beständigen  Wechselwirkungen  beider 
aufeinander  in  kleinerem  Maße.  Das  läßt  sich  alles  auch  statistisch 
beobachten  und  feststellen.  Beim  Privatdiskontosatz,  vollends 
wenn  keine  maßgebende  Bank  besteht,  wie  früher  in  Hamburg, 
sind  auch  die  Schwankungen  viel  häutiger,  stärker  und  die 
Differenzen  der  Höhe  gewöhnlich  viel  bedeutender  als  beim 
Banksatz.  Dies,  weil  in  den  entscheidenden  Verhältnissen,  in 
Angebot  von  und  Nachfrage  nach  Geldkapitalien  häutigere  und 
stärkere  Änderungen  eintreten.  Und  gerade  die  ^ eränderungen, 
welche  von  der  Bewegung  des  Geldkapitalangebots  ausgehen, 
dabei  auch  diejenigen,  welche  von  Ein-  und  Ausfuhr  von  Edel- 
metall und  Geld  und  von  der  Stärke  der  Neugewinnung  ab- 
hängen,  machen  sich  hier  unmittelbarer  und  stärker  geltend. 
Statistisch  läßt  sich  auch  die  Bew'egung  des  Privatdiskonto- 
satzes verfolgen,  nur  bleibt  eben  wdeder  fraglich,  wie  weit  die 
Verhältnisse  auf  der  Nachfrageseite  eingewirkt  haben  und  welchen 
Ursprungs  die  Veränderungen  auf  der  Angeljotseite  bezüglich 
des  Geldkapitals  waren. 

c)  Der  Banksatz,  besonders  derjenige  der  großen  leitenden 
Zentralnotenbankeu,  und  einigermaßen  auch  von  ganzen  Bank- 
systemen kleinerer  Banken  (Nordamerika,  Newyork)  gewinnt 
seine  große  weitwirkende  Bedeutung  einerseits  durch  die  Kon- 
zentrationen eines  großen  Teils  des  Wechsel-  und  Loinbard- 
geschäfts  bei  diesen  Banken  und  anderseits  durch  die  Kon- 
zentration des  Notenausgabe-  und  Depositengeschäfts  bei  ihnen. 
Durch  letzteren  Vorgang  werden  diese  Banken  auch  die  Haupt- 
sammelpunkte des  disponiblen  Geldkapitals  und  Edel- 
metallgelds überhaui»t.  So  sind  es  auch  überAviegend  diese 
Banken,  in  welchen  das  neu  gewonnene  einströmende  Edelmetall 


sich  ansammelt  und  aus  welchen  es  wieder  nach  verschiedenen 
Seiten  abströmt,  teils  in  den  inländischen  Verkehr,  wo  Geld- 
kapital vielfach  zu  bloßem  Umlaufsmittel  (Konsumentengeld  vor- 
nehmlich) wird,  teils  ins  Ausland,  wo  es  eventuell  Geldkapital 
zunächst  bleibt.  Durch  Xoten-  und  Depositengeschäfte  wird 
das  Produzenten-  und  Konsumentengeld  aus  dem  Verkehr  in 
erheblichem  Maße  in  die  Banken  geleitet,  so  bei  ihnen  für  Geld- 
kapitalfunktionen verfügbar  und  im  Verkehr  durch  Geldsurrogate 
ersetzt.  Diese  ^ orgänge  erschweren  aber  die  beobachtungsmäßige 
^ erfolgung  des  Einflusses  speziell  der  Bewegung  der  Geldkaj)ital- 
menge  und  namentlich  des  von  letzterer  aus  neu  gewonnenem 
Edelmetall  bestehenden  Gelds  auf  die  Höhe  des  Diskontosatzes. 
Dieser  hängt  hier  zu  sehr  vom  Gaiige  der  allgemeinen  Bank- 
geschäfte und  daraus  resultierend  von  der  Menge  der  verfüg- 
baren Ausleihmittel  und  von  der  Höhe  der  seitens  der  Kapital- 
nachfrage beanspruchten  Bankkredite  ab. 

d)  Soweit  aber  der  Barvorrat  in  Edelmetall  i Münze,  heimische, 
fremde,  Barren)  als  Deckungsfonds  für  Bankverbindlich- 
k eiten  dient,  ist  auch  die  Bankverfassung,  die  gesetzliche  und 
satzungsmäßige,  besonders  in  den  Bestimmungen  über  die  Deckung 
der  Xoten  und  Depositen  mit  Metallgeld  (Währungsgeld  insbe- 
sondere} wichtig,  bie  entscheidet  durch  diese  Bestimmungen 
mit  darüber,  in  welchem  Maße  die  Mengenbewegung  des  Bar- 
vorrats auf  eine  Veränderung  des  Geldkapitalangebots  einwirken 
kann  und  einwirkt.  Beschränkende  ^"orschriften  üben  hier  auf 
die  Feststellung  des  Diskontosatzes  einen  Einfluß  mit  aus. 

Z.  B.  .solche  über  eine  Minimal-Metalldeckung  der  Xoten  (etwa  V;d 
und  über  den  Umfang  der  Zulässigkeit  einer  metallisch  ungedeckten 
Xotenausgabe  überhaupt  (und  eventuell  auch  von  Depositenbeständenk 
z.  B.  die  starre  der  Peerschen  Bankakte  bei  der  Bank  von  England, 
wonach  nur  ein  bestimmter  absoluter  Banknotenbetrag  überhaupt 
ohne^  metallische  Deckung  ausgegeben  werden  darf  (früher  14,  jetzt 
c.  18,5  Mill.  Pfd.  Sterl.  ) oder  die  weniger  starre  „Kontigentierung“  eines 
metallisch  (bzw.  bar)  ungedeckten  Banknotenbetrages,  bei  dessen  Über- 
schreitung eine  Steuer  auf  den  Betrag  davon  eintritt,  wie  bei  der 
Deutschen  Eeichsbank  („steuerfreie  Notenreserve“). 

Die  notwendige  Fürsorge,  solche  Vorschriften  seitens  der 
Bankverwaltung  einzuhalten,  veranlaßt  etwa  Maßregeln,  wie  eine 
Erhöhung  der  Bankdiskontosätze,  um  die  Darlehnsgesuche  an 
die  Bank  einzuschränken  und  3Ietall  aus  dem  Verkehr  oder  aus 
dem  Auslande  herbeizuziehen,  dazu  auf  die  fremden  Wechsel- 
kurse einzuwirken.  In  den  jeweiligen  Bankdiskontosätzen  spiegelt 
sich  dann  der  Miteinfluß  solcher  Vorschriften  ab,  ist  aber  das 
Maß,  in  welchem  er  es  tut,  wieder  kaum  festzustellen. 


Das  Alles  ist  zu  berücksichtigen,  wenn  mau  die  Daten  der 
Statistik  der  Diskontosätze,  der  privaten  und  der  Banksätze, 
heranzieht  und  Schlüsse  aus  ihnen  auf  kausale  Momente  ziehen 
will,  wie  die  Bewegung  der  Menge  des  als  Kapital  dienenden 
Gelds  als  Kapitalangebot  eines  sein  kann. 

4.  Statistik. 

a)  Jahresdurchschnitte  des  Diskontosatzes. 

Bei  der  Berechnung  von  Durchschnittssätzen,  z.  B.  für  die 
einzelnen  Jahre,  hängt  das  Ergebnis  natürlich  sehr  von  der  dabei  be- 
folgten Methode  ab.  Es  ist  z.  B.  weniger  genau  und  fällt  anders 
aus,  wenn  etwa  nur  aus  dem  im  ganzen  Jahre  yorgekoinmenen 
Maximum  und  Minimum  oder  aus  zahlreichen  Xotizen  ein  Durch- 
schnitt (arithmetisches  Mittel)  gezogen  wird.  Letztere  Berechnung 
verdient  den  Vorzug,  ganz  genaue  Ergebnisse  liefert  auch  sie  nicht. 
Die  Summe  der  Geschäfte,  z.  B.  derUmfang  der  erfolgten  Wechsel- 
diskontierungen zu  einem  bestimmten  Zinsfüße,  lassen  sich  mangms 
der  erforderlichen  Daten  meist  nicht  berücksichtigen,  wodurch  Durch- 
Schnittsberechnungen  wieder  fehlerhaft  werden. 

Leicht  schon  in  den  Durchschnitten  erster,  mehr  noch  in 
denen  zweiter  Art,  kommen  die  allgemeinen  Vorgänge  auf 
dem  Geldmärkte  und  in  der  volkswirtschaftlichen  Be- 
wegung Zinn  Ausdruck  und  verschwindet  der  etw^aige  spezielle 
Einduß  des  Mengenmoments  im  Geldkapital,  wie  auch  des  Moments 
stärkerer  und  schwächerer  Dringlichkeit  des  Kapitalangebots  ganz 
oder  diese  Einflüsse  lassen  sich  wenigstens  aus  den  Zahlen  gar 
nicht  oder  wieder  nur  ganz  un.siclier  ableiten.  Irgend  ein  auch 
nur  annähernder  Parallelismixs  zwischen  einerseits  den  Jahres- 
durchschnitten der  Diskontosätze  und  vollends  den  Durchseknitteu 
von  Ja hresp eri 0 den,  der  privaten  wie  der  Banksätze  und 
andrerseits  dem  Gang  der  Edelmetallproduktion  und  speziell  der 
Goldproduktion  sowie  der  daraxis  und  aus  anderen  Umständen 
liervorgehenden  Bewegung  der  Höhe  der  Geldvorräte,  auch  derer 
in  den  Banken,  läßt  sich  kaum  oder  gar  nicht  oder  nur  ge- 
legentlich einmal  und  auch  alsdann  nicht  recht  sicher  nacli- 
weisen.  Der  etwaige  Einfluß  des  letzteren  Moments  auf  die 
Bewegung  des  Diskontosatzes,  welcher  innerhalb  eines  Jahres 
hier  und  da  deutlicher  hervortritt,  verschwindet  aber  auf  die 
Dauer  leicht  unter  den  Einflüssen,  welche  von  anderen  mäch- 
tigeren Faktoren  auf  der  Angebotseite  und  namentlich  auf  der 
Nachfrageseite  ausgeheu  und  die  Stellung  und  Bewegung  der 
Diskontosätze  bestimmen. 

Am  Ersten  wäre  bei  dem  Banksatz  der  Englischen  Bank,  nach 
deren  Verfassung  in  der  Peelschen  Akte,  das  deutlichere  Hervortreteu 
eines  Einflusses  der  Hohe  des  Barvorrats  zu  erwarten,  auch  noch 
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für  die  Jahresdurchschnittszahlen  (welche  in  den  verschiedenen  Be- 
lechnungen  nicht  ganz  genau  übereinstimmen).  Vielleicht,  daß  die 
Alinimalsätze  bei  dieser  Bank  und  auf  dem  offenen  Markt  (London) 
hier  stärker  mit  von  einer  großen  Geldplethora,  welche  von  starker 
Metall-(Geld)zufuhr  abhängt,  beeinflußt  werden,  besonders  früher.  Bei 
längerem  Andauern  solchen  niedrigeren  Satzes  macht  sich  das  dann 
auch  im  Jahresduichschnitte  in  der  Herabdrückung  dieses  Durch- 
schnittssatzes mit  geltend.  Ebenso  steigert  umgekehrt  eine  mit  auf 
geringere  Zufuhr  zurückzuführende  „Geldknappheit^*  das  Maximum, 
führt  auch  für  länger  hohe  Sätze  herbei,  so  daß  der  Jahresdurch- 
schnitt dann  höher  ausfällt.  So  bei  der  Englischen  Bank  und  iiu 
Privatdiskontogeschäft  1848  ff.  bis  1852  ein  niedriger  Durchnittssatz 
und  niedrigeres  Minimum  bis  zu  der,  mit  durch  solche  niedrige  Sätze 
begünstigten  Aufschwungsperiode  1853  ff.,  worauf  dann  hohe  Sätze 
1854  ff.  und  bis  zu  der  und  mit  durch  die  Krise  von  1857  hervor- 
treten. Aber  auch  hier  ist  eben  doch  der  Gang  des  Wirtschafts- 
lebens, auch  des  politischen  (Krimkrieg)  von  entscheidenderem  Ein- 
fluß. In  der  Periode  der  neuerdings  niedrigsten  Goldproduktion,  in 
der  zweiten  Hälfte  der  1870er  und  bis  gegen  Ende  der  1880er  Jahre, 
wo  man  danach  dauernd  höhere  Diskontosätze  erwarten  möchte,  i&t 
gerade  mehrfach  das  Minimum  auf  dem  Markte  und  bei  der  Bank  in 
England  besonders  niedrig,  zwar  das  Maximum  bisweilen  ziemlich 
hoch,  der  Durchschnitt  aber  niedriger  als  in  anderen  Perioden  stär- 
kerer Goldproduktion  und  Goldzustroms.  — Bei  den  anderen  großen 
Banken  hat  deren  Politik,  an  stabileren  Banksätzen  möglichst  fest- 
zuhaltcn,  die  Einflüsse  der  Geldbewegung  noch  weniger  deutlich  in 
den  Jahresdurchschnitten  der  Diskontosätze  zum  Vorschein  kommen 
lassen  (Preuß.,  Franzos.,  Österr.  Bank).  Im  Hamburger  Privatdiskoiit 
sind  die  Jahresdurchschnitte  doch  aucli  von  der  allgemeinen  Wirt- 
schaftslage vorwiegend  bedingt,  in  den  Minimums  und  Maximums  im 
Jahre  macht  sich  der  Einfluß  der  Höhe  der  als  Kapital  verfügbaren 
Geldvorräte  mehr  geltend.  Das  gilt  wohl  für  die  erste  Periode  des 
Übergangs  von  der  Silber-  zur  Goldwährung  auch  von  den  Sätzen 
der  Deutschen  Eeichsbank,  bes.  den  Höchstsätzen,  s.  die  Tabelle  bei 
Sötbeer  a.  a.  0.  für  1851 — 85. 

In  der  jüngsten  Periode,  seit  1895  macht  sich  vielleicht  auch  iin 
Jahresdurchschnitt  des  Diskontosatzes  um  1900  der  Einfluß  der  Ab- 
nahme der  südafrikanischen  Goldproduktion  in  England  etw'as  geltend. 
Aber  hier  und  vollends  in  den  anderen  Ländern  (Deutschland,  Amerika) 
ist  doch  wieder  der  Gang  des  Wirtschaftslebens,  wenn  dieser 
auch  wieder  etwas  mit  der  Bewegung  der  Goldproduktion  und  Gold- 
zufuhr zusammenhängt,  der  entscheidende  Faktor,  neben  dem  nur 
etwa  Politisches,  auch  Finanzielles,  stärker  mitspielt  (Rußland)  (s.  die 
Tabelle  im  reichstat.  Jahrb.), 

Vollends  in  mehrjährigen  Perioden  ist  ein  Parallelismus 
zwischen  durchschnittlicher  Höhe  der  Diskontosätze  und  Bewegung 
der  Edelmetall-,  der  Goldproduktion  und  der  Goldvorräte  meist  nicht 
deutlich  erkennbar.  Eine  allgemein  sinkende  Bewegung  der 
Sätze  in  neuerer  Zeit  der  andauernden  großen  Edelmetall-  und  auch 
Goldproduktion  und  der  steigenden  Geldvorräte  tritt  nicht  herv’or. 

b)  Gestaltung  und  Bewegung  des  Diskontosatzes 
innerhalb  des  Jahres  und  überhaupt  in  kurzen  Zeit- 
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abschnitten.  cc)  Auch  hier  und  mehrfach  gerade  hier  m 
einzelnen  Zeitpunkten,  machen  sich  allgemeine  Verhältnisse 
in  der  Lage  des  Geldmarkts,  spezielle  Vorgänge  im  Gang 
des  Wirtschaftslebens,  politische,  iinanzielle  Momente  ganz  über- 
wiegend geltend,  aber  der  Einfluß  der  Höhe  der  verfügbaieii 
Edelmetall-,  besonders  neuerdings  der  Goldvorräte  und,  darauf 
einwirkend,  der  jeweilige  Gang  der  Edelmetall-,  besonders  Gold- 
gewinnung und  des  stärkeren  und  schwächeren  Zustroms  dieses 
Metalls  aus  den  Minengebieten  in  die  großen  Geldplätze  und 
hier  besonders  in  die  Banken  und  umgekehrt  der  Einfluß^  des 
stärkeren  und  schwächeren  AbstrÖmens  von  Metall  aus  diesen 
Sammelbecken  tritt  doch  daneben  öfters  deutlicher  hervor.  Nur 
daß  beide  Vorgänge  und  ihr  Einfluß  dann  meist  bald  wiedei  ge- 
kreuzt werden  durch  die  Rückwirkungen  sinkenden  und  niediigen 
und  steigenden  und  hohen  Diskontosatzes  auf  Geldmarkt  und  V irt- 
schaftsleben,  auf  die  Steigerung  und  Abschwächung  der  Nachfrage 
nach  Geldkapital.  Ferner  zeigt  sich  hier  beim  Banksatz  wieder 
die  Bankverfassung,  namentlich  der  Notenbanken,  vomEinfluß, 
so  das  vorgeschriebene  nnd  befolgte  Deckungssystem,  auch  die 
von  den  Banken  V)efolgte  Methode  der  Diskontopolitik  (Stabili- 
.^ierung,  leichte  Beweglichkeit  der  Diskontosätze,  absichtliches 
Festhalten  eines  nicht  zu  niedrigen  Minimums,  tunlichste  Ver- 
meidung sehr  hoher  Sätze,  namentlich  längere  Zeit  hindurch), 
in  der  schon  vorhin  angedeuteten  V eise.  Aber  in  bisweilen 
auch  bei  den  Banken  besonders  niedrigen  und  sehr  hohen  Sätzen 
und  vollends  in  solchen  extremen  Privatdiskontosätzen  tritt  doch 
eine  größere  direkte  Einwirkung  der  jew' eiligen  Höhe 
der  verfügbaren  Geldvorräte  hervor,  auch  der  unter  Einfluß  der 
stärkeren  und  schwächeren  Edelmetallproduktion  und  Zufuhi 
w4e  anderseits  des  Abstroms  stehenden  Höhe  dieser  ^ oriäte. 
Bei  den  Banken  macht  sich  der  Einfluß  dieser  Höhe  der  (Metall-) 
Barvorräte  auch  deswegen  stärker  auf  den  Diskontosatz  geltend, 
w'eil  die  Grüße  der  Notenemission  und  der  von  den  Depositen 
verwendbaren  Beträge,  m.  a.  A\ . der  I nifang  des  mit  auf  dem 
Barvorrat  aufgebauten  Geldsurrogatsystems  von  der  Höhe  des 
Barvorrats  mit  abhängt.  Erscheinungen  sehr  niedrigen  und 
sehr  hohen  Diskontosatzes  sind  so  mit  zu  erklären. 

Am  stärksten  zeigen  sich  Extreme  nach  oben  und  nach  unten 
unter  dem  Einfluß  der  jeweilig  verfügbaren  Metall-üeldkapitalmenge, 
in  unseren  heutigen  Veihältnissen  bei  Goldwährung  freilich  meist 
nur  der  betreffenden  Goldgeldmenge,  in  Ländern  und  Plätzen,  wo 
große  leitende,  das  Diskontogeschäft  beherrschende  Banken  fehlen, 
nur  reines  Privatdiskontogeschält  besteht  (Hamburg  bis  m die 
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1850er  Jahre,  zum  Teil  bis  1875)  und  wo  das  Bankwesen,  auch  das 
Notenhankwesen,  stark  dezentralisiert  ist,  ohne  Rückhalt  an  einer 
großen  Zentralbank  (Newyork  und  andere  nordamerikanische  Plätze, 
noch  gegenwärtig,  so  noch  in  starkem  Maße  jüngst  1907).  Treten 
hier  panikartige  V^erhältnisse  dazu,  wo  die  üblichen,  sonst  statt  und 
neben  dem  metallenen  Währungsgeld  gebrauchten  Geldsurrogate  (Noten 
kleiner  Banken,  Schecks)  den  Bienst  mit  deshalb  versagen,  wie  in 
Nordamerika  oder  fehlen  Geldsurrogato  fast  ganz,  wie  unter  dem 
System  seiner  alten  Girobank  in  Hamburg  1857,  so  steigert  sich  die 
Nachfrage  nach  „barem  (Metall-)  Gelde“  so  stark,  daß  exorbitant 
hohe  Diskonto-  und  verwandte  Zinssätze  Vorkommen  (Newyork  1899, 
1902,  1905,  1907);  um  so  höher,  je  geringer  die  verfügbaren  Geld- 
kapitalvorräte sind  und  je  schwerer  sie  sich  rasch  ergänzen  lassen, 
je  mehr  vollends  auch  das  Angebot  davon  sich  zurückzieht.  Aber  in 
Hauen  Geschäftszeiten  kommen  dann  hier,  oft  recht  bald,  selbst  nach 
wieder  hergestelltem  Vertrauen,  aber  bei  noch  fehlender  Geschäfts- 
lust, ebenso  exorbitant  niedrige  Sätze  vor.  Zumal  bei  rasch  sich 
steigernder  Geldkapitalmenge,  welche  dem  Zustrom  aus  der  Ferne, 
dem  Herausziehen  von  Metallgeld  aus  dem  Umlauf  und  dessen 
Hinüberführung  in  die  Geldkapitalfunktion  zu  verdanken  ist,  und  je 
schwächer  die  Geldkapital-Nachfrage  wird,  sinken  die  Sätze  auf  einen 
sehr  niedrigen  Stand.  Nordamerika,  Newyork  liefern  für  solche  Ver- 
hältnisse und  für  den  Nachweis  des  starken  Einflusses  der  Höhe  ver- 
fügbarer Geldkapitalvorräte  neuerdings  wie  früher  schon  die  besten 
Belege.  Für  die  Verhütung  maßlos  hoher  Zinssätze  fehlt  eben  hier, 
wie  ehemals  in  Hamburg,  die  Funktion  der  Notenausgabe  einer  großen 
gut  akkreditierten  Zentralbank.  Nur  eine  solche  kann  die  aus  dem 
Versagen  anderer  Kredithilfsmittel  und  Geldsurrogate  entspringenden 
Störungen  und  Lücken  im  Zahlungswesen  ausgleichen,  einer  der  Haupt- 
vorteile der  großen  Zentralbanken. 

Auch  Banken  mit  Beschränkung  ihrer  Leistungsfähigkeit  durch 
starre  Deckungsvorschriften  für  Noten,  wfle  die  Bank  von  England, 
und  durch  immerhin  auch  hemmende,  wie  die  Vorschrift  der  Drittel- 
bardeckung und  die  Kontingentierung  des  „steuerfreien“  Notenbetrags, 
wie  die  Deutsche  Reichsbank,  können  in  Zeiten  starker  Nschfrage 
3 ach  Darlehen,  nach  Geldkapital  bei  kleinen  und  sich  vermindernden 
Metallvorräten  zu  zeitweise  hohen  Diskontosätzen  genötigt  sein.  In 
flauen  Zeiten  großer  Ansammlung  von  Bargeldvorräten  und  bei  Be- 
schränkung der  Aktivgeschäfte  können  solche  Banken  aber  auch  zu 
sehr  niedrigen  Diskontosätzen  gelangen,  so  die  Bank  von  England, 
besonders  früher,  Aveim  sie  nicht  absichtlich  aus  allgemeinen  kredit- 
politischen Gründen  auf  Sätze  unter  einem  nicht  zu  niedrigen  Mini- 
mum einzugehen  vermeiden. 

ß)  Hier  zeigt  sich  daher  immer  ein  näherer  Zusammen- 
hang zwischen  Höhe  und  Bewegung  der  Geldvorräte 
und  den  Diskontosätzen.  Statistisch  läßt  sich  das  näher 
uachAveisen;  wenn  auch  bei  dem  auch  hier  stattfindenden  Mit- 
spielen entscheidender  andrer  Momente  wie  solcher,  welche  von 
der  von  der  Geschäftslage  abhängigen  Nachfrageseite  her  und 
durch  das  Geldsurrogatwesen  einwirken,  ein  eigentlicher  zumal 
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genauerer  Parallelismus  zwischen  der  Bewegung  der  Bank- 
nnd  Privatdiskontosätze  und  der  Höhe  und  Bewegung  der  Geld- 
kapitalvorräte meist  nicht  hervortreten  kann.  Immerhin  ergibt 
sich  ein  deutlicher  Zusammenhang  zwischen  den  beiden  Er- 
scheinungen und  die  Tatsache,  daß  die  zweite  die  erste  beeinflußt 
und  docli  eine  gew  isse  Korrespondenz  in  der  umgekehrten  Rich- 
tung der  Bew'egung  beider  besteht.  Die  Maxima  und  Minima 
jener  Sätze  fallen  zeitlich  einigermaßen  mit  den  Minimis  nnd 
Maximis  der  verfügbaren  Geldkapitalvorräte,  be.sonders  auch  der 
sichtbaren  in  den  Banken,  zusammen. 

b)  Andauernd  hohe  nnd  Avachsende  solche  Vorräte  bei 
schw'achem  Geschäftsgang  haben  dann  auch  andauernd  niedrigere 
und  etwa  Aveiter  sinkende  Diskontosätze  und  umgekehrt  an- 
dauernd niedrigere  und  sinkende  Vorräte  andauernd  höhere  und 
steigende  Sätze  im  Gefolge.  Dadurch  kann  dann  auch  der 
Charakter  des  Jahresdurchschnittssatzes  und  selbst  des  Satzes 
A’on  Jahresreihen  etw'as  beeinflußt  Averden.  Aben  eben  Avegen 
der  möglichen  und  öfters  tatsächlichen  Einwirkung  etAvas  dauernd 
niedriger  und  hoher  Sätze  auf  Stärkung  und  SchAvächung  der  Nach- 
frage nach  Geldkapital  nnd  so  auf  den  Geschäftsgang  Avird  auch 
ein  solcher  niedriger  oder  hoher  Stand  der  Diskontosätze  doch  bald 
Avieder  in  die  andere  Richtung  übergehen.  Das  macht  es  auch 
verständlich,  daß  einer  unter  Schwankungen  doch  so  bestän- 
digen Edelmetall-  und  Geldzunahme,  wie  derjenigen  der 
neueren  Zeit,  doch  keine  dauernd  sinkende  Richtung  des 
Diskontosatzes  entspricht. 

Weitere,  noch  mehr  ins  Einzelne  gehende  Ausführungen  über 
die  BeAvegung  der  Diskontosätze  und  der  Leihzinssätze  überhaupt, 
Avürden  zu  sehr  in  die  Fragen  des  Kredit-  und  BankAvesens,  seine 
Organisation  und  selbst  in  die  allgemeinen  Fragen  der  Entwicklung 
des  Geschäftsgangs  und  der  ganzen  AAdrtschaftliclien  BeAA'egung  und 
bis  in  die  großen  Fragen  der  A’oiksAvirtschaftlichen  Organisation  (Abt.I, 
S.  83  ff.)  hineinführen.  Hier  handelt  es  sich  mir  um  die  Betrachtung 
der  Beziehungen  zwischen  (Metall-)  Geld-  und  Geldkapitalmenge  und 
den  Diskontosätzen. 

S.  im  reichsstatist.  Jahrb.  a.  a.  0.  die  Tabellen  der  Banksätze 
und  der  Sätze  des  PriA^atdiskonts.  Die  Verschiedenheiten  der  ersteren 
bei  den  einzelnen  großen  Banken,  im  Jahresdurchschnitt,  im  Maximum 
und  Minimum  zeigen  doch  sofort  den  stark  mit  bestimmenden  Ein- 
fluß der  Bankverfassung  auf  diese  Sätze,  freilich  auch  den  Einfluß 
der  konkreten  Wirtschaftslage  und  deren  EntAvicklung,  daher  des 
Gangs  des  Geschäftslebens.  Aus  den  Zahlen  dieser  Sätze  selbst  ist 
deshalb  für  die  hier  behandelten  Fragen  nicht  Avohl  Weiteres  abzu- 
leiten,  als  das,  w’as  im  Vorausgehenden  dai'über  gesagt  Avurde. 

In  der  ganzen  Periode  A'on  1871 — 1907  hat  bei  der  Bank  A’on 
England  der  in  einem  Jahre  A’orgekommene  Maximalsatz  zw’iscluMi 
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und  der  gleiche  Miaiinalsatz  zwischen  4 und  (einem  häufigen 
Satzes  im  Jahresdurchschnittssatze  zwischen  4,98  und  ge- 

schwankt. Bei  der  Bank  von  Fiankreich  waren  diese  drei  Sät:?e 
7 und  2 — 5 und  2 — 5 und  2,  bei  der  (Pi’euß.  und)  Deutschen  Reichs- 
bauk  7,5  und  4 — 5,5  und  8 — 6,08  und  3,12 Die  Marktsätze 
waren  zwischen  1887  und  1906  in  London  im  überhaupt  einmal  vor- 
gekommenen Maximum  und  Minimum  7 und  0,50,  in  Baris  4,50  und 
0,75,  in  Berlin  6.38  und  l,13*^/(,,  dagegen  in  Newyork  (Geld  on  call) 
zwischen  1896  und  1906  62,50  und  0,88*^  In  dem  abnormen  Jahre 
1907  sind  noch  höhere  Maxima  — 100^, „ — vorgekommen. 

5.  Eine  allgemeine  Folgerung.  „Geldpsychologisch“ 
bleibt  es  beachtenswert,  daß  in  hoch  kritischen  Zeitpunkten,  wie 
im  Herbst  1907  in  Amerika,  nur  Metallgeld,  insl)esondere 
Goldgeld  „seinen  Kredit  behält“,  der  „Glaube“  an  seine  Geld- 
funktionen allein  unerschüttert  bleibt,  während  alles  auf  dem  Kredit 
aufgebautes,  zumal  privates  Geldsurrogatwesen  seine  Dienste  an 
Geldesstatt  mehr  oder  weniger  versagt.  Ob  das  nur  in  Amerika  so 
ist  oder  sich  auch  unter  Umständen  bei  dem  Zentralnotenbank- 
system Europas  und  hier  selbst  in  den  Ländern  mit  gefestigtstem 
Wirtschaftsleben  und  geordneten  Finanzen,  wie  in  England, 
Frankreich,  Deutschland,  und  mit  gefestigtsten  politischen  Ver- 
hältnissen, wie  in  England  und  Deutschland,  zeigen  würde,  käme 
auf  die  Pi'obe  an.  Sie  liegt  aus  der  Geschichte  der  neueren 
Zeit  nicht  vor.  Immerhin  hat  sich  die  Note  der  Bank  von 
Frankreich,  sogar  nach  ihrer  Uneinlösbarkeit,  selbst  in  den  Jahren 
1870  und  1871  in  ihrem  Kredit  tj'efflich  gehalten.  Für  das 
Festhalten  an  der  „Metallbasis“  des  Geldsystems  auch 
in  den  Kulturstaaten,  spricht  gleichwohl  offenbar  Alles;  ein  nicht 
unwichtiger  Schluß  auch  aus  dem  in  diesem  Abschnitt  behan- 
delten Verhältnissen  für  alle  Geldtheorie  und  alles  Geldwesen 
und  alle  Währungsprobleme. 

IX.  Geldwesen  (^Geldpraxis),  Fortsetzung.  Münze 
und  Währung.  Speziell  Münze  und  Münzwesen  („im 
engeren  Sinne“). 

S.  die  betreffenden  Aufsätze  im  H.W.B.St.,  bes.  von  Lexis, 
auch  für  die  weitere  Spezialliteratur. 

Vollends  von  diesem  Gegenstände  der  Geldlehre  gehören  nur  die 
allgemeinen  und  ]>rinzipiellen  Punkte  in  die  allgemeine  und 
theoretische  Sozial-  oder  Nationalökonomie  und  damit  in  dieses  Werk, 
alles  Weitere,  Spezielle,  das  große  historische,  praktische,  technische, 
rechtliche  (legislative)  Detail  nur  in  die  spezielle  und  praktische 
Nationalökonomie.  Aber  der  Zusammenhang  des  Allgemeinen  und 
Prinzipiellen  mit  dem  Speziellen  ist  doch  auch  gerade  hier  ein  so 
enger,  daß  eine  gänzliche  Trennung  der  Behandlung  des  Gegenstands 
nach  diesen  Gesichtspunkten  nicht  völlig  durchführbar  ist.  Daher 
wild  sich  hier  wieder  nur  tunlichst  auf  die  prinzipielle  Seite  be- 
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schränkt,  demnach  u.  A.  „Münzgeschichte  als  solche“  hier  ab- 
sichtlich ausgeschlossen  und  nur  in  Beispielen  herangezogen.  Doch 
läßt  sich  in  dieser  Materie  auch  das  Prinzipielle  nicht  ohne  Eingehen 
auf  mancherlei  Einzelheiten  erledigen.  Münze  und  Währung,  Münz- 
wesen und  Währungs wesen,  Münzpolitik  und  Währungspolitik  hängen 
ebenfalls  auf  das  Engste  zusammen  und  ist  deshalb  Alles  hier  mit 
zu  behandeln.  Das  wichtigere,  gerade  für  die  prinzipielle  Behand- 
lung ist  Währung  usw.,  aber  auch  Münze  usw.  hat  ihre  wichtigen 
prinzipiellen  Seiten,  muß  deshalb  auch  hier  nach  diesen  mit  einbezogen 
werden,  selbst  rein  Technisches,  ohne  dessen  Kenntnis  sich  manches 
Wirtschaftliche  nicht  verstehen  und  nicht  verständlich  behandeln  läßt. 

Bei  dem  engen  Zusammenhang  von  Münze  und  Währung  und 
von  Münzrecht  muß  auch  in  der  Behandlung  öfters  vom  einen  auf 
das  andere  ühergegangen  werden,  was  Wiederholungen  nicht  ganz 
vermeiden  läßt.  Man  kann  dabei  die  Ausführungen  über  Münze, 
Münzrecht  und  Währung  eigentlich  ziemlich  beliebig  in  diese  Reihen- 
folge oder  auch  in  eine  andere,  auch  die  umgekehrte,  stellen,  Münz- 
recht auch  vorangehen  lassen.  Jedes  bietet  Vorteile  und  Nachteile. 
Hier  wird  die  Münzlehre  der  Währungslehre  vorangeschickt  und  Münz- 
rechtslehre zwischen  beide  geschoben,  was  vor  einer  anderen  Reihen- 
folge doch  aus  verschiedenen  Gründen  gewisse  Vorzüge  hat.  ^ Einiges 
über  Münzrecht  muß  des  Zusammenhangs  wegen  schon  in  die  Münz- 
lehre hineingezogen  werden. 

A.  Münze.  \Lehre  vom  Münzwesen  hn  engeren  8imie.) 

1.  Entstehung  der  Jfünze. 

ct)  Auch  sie  ist,  wie  diejenige  des  Geldes  selbst  (S.  129),  am 
Einfachsten,  Besten  und  Verständlichsten  aus  den  Schwierig- 
keiten zu  erklären,  welche  aller  Benutzung  von  Geld,  insbe- 
sondere als  Tauschmittel , auch  dem  metallischen  und  edel- 
metallischen Geldverkehr  unvermeidlich  solange  ankleben,  als 
Geld  nicht  in  Münzform  gebracht  ist.  Erst  dadurch,  daß  dies 
geschieht,  wird  auch  Metallgeld  völlig  befähigt,  die  Geldfunktionen, 
besonders  diejenigen  des  Tausch-  und  Zahlungsmittels,  ordentlich 
zu  übernehmen,  bei  nicht  ganz  leichter,  aber  doch  in  genügendem 
Maße  erreichbarer  guter  Ordnung  des  Münzwesens  nahezu  in  voll- 
kommener Weise.  Die  Münzung  oder  Prägung,  d.  h.  der  tech- 
nische Herstellungsprozeß  von  Münzen  aus  dem  in  andrer  Form 
(auch  in  andrer  Münzform)  vorhandenem  Metall,  stellt  daher  einen 
wichtigen  und  wertvollen  Dienst  für  den  wirtschaft- 
lichen Verkehr  dar.  Erst  so  wird  auch  die  volle  Entwicklung 
der  Volkswirtschaft  aus  Natural-  zu  Geldwirtschaft  möglich. 

b)  Die  Benutzung  von  Geld,  auch  von  Metallgeld  in  uu- 
gemÜDztem  Zustande  leidet  in  vieler  Hinsicht  noch  an  denselben 
Schwierigkeiten,  wie  der  reine  Tauschverkehr.  Wie  in  diesem 
und  wie  auch  im  Geldverkehr  stets  auf  der  Wareiiseite,  müßen 
bei  jedem  einzelnen  Kauf-  und  Verkaufakte,  solange  das  Geld 
A.  Wagner,  soz.-Ökon.  Grundriss,  Buchhandelsausgabe.  Abteil.  II.  30 


I : 

I:  . 


— 4<i6  — 

nicht  gemünzt  ist,  die  beiden  Operationen,  die  Feststellung  der 
(Qualität  und  der  Quantität  vorgenommen  werden . Beim 
Edelmetallgeld  muß  daher  eine  Prüfung  (Probe)  des  Fein- 
gehalts und  eine  Ermittlung  des  ( r e w i c h t s des  Geldstück s 
statttinden.  Diese  Operationen  sind  lästige,  umständliche,  zeit- 
raubende überhaupt,  aber  auch  gerade  bei  Edelmetall  technisch 
schwierige,  gewöhnlich  mehr  als  auf  der  Warenseite.  Ihre  ^ or- 
n ahme  setzt  Sach kenntnis , Übung  bezüglich  der  V erf ahrens- 
arteu,  besonders  für  die  Feststellung  des  Feingehalts,  auch  die 
jederzeitige  Verfügung  über  die  Prüfungsmittel,  Apparate,  V/ aagen 
voraus.  Sie  ist  schon  deswegen  nicht  einem  Jeden  bei  jedem 
Verkehrsakt  möglich,  so  daß  wieder  mit  deswegen  dieser  leicht 
unterbleiben  muß,  auch  erst  die  Veimittlung  Dritter,  Sachver- 
ständig nötig  wird  (Prüfer,  Wäger).  Fs  kommt  noch  hinzu,  daß 
eine  völlig  genaue  Feststellung  von  Feingehalt  und  Gewicht 
noch  ihre  besonderen  Schwierigkeiten  bietet,  Fehler  sich  also 
schwer  ganz  vermeiden  lassen.  Diese,  selbst  geringe,  sind  aber 
für  die  Beteiligten  bei  dem  hohen  Wert  des  Stoffs  mit  empfind- 
lichen Schädigungen  verbunden,  weit  mehr  wenigstens  gewöhnlich 
als  Fehler  derselben  Art,  welche  auf  der  Warenseite  Vorkommen. 

c)  Daß  diese  Schwierigkeiten  auf  der  Geldseite  beim  Geld- 
gebrauch fortfallen,  ist  daher  ein  allgemeines  Bedürfnis  im  gehl- 
wirtschaftlichen Verkehr.  Dazu  kommt,  ähnlich  wirkend,  noch 
Weiteres,  so  das  Bedürfnis,  Geldstücke,  gerade  auch  Metallgeld- 
stücke in  solchen  geeigneten  körperlichen  Größen  (Schwere, 
Umfang)  und  Formen,  zu  besitzen,  welche  das  körperliche  Um- 
gehen mit  den  Geldstücken,  das  Hantieren,  Aufbewahren,  Trans- 
portieren, auch  das  Zählen  mit  ihnen  bequem  und  leicht  aus- 
führbar machen.  Zugleich  müssen  diese  Geldstücke  in  solchen 
Wertgrößen  hergestellt  werden,  wie  sie  den  Umsatzbedürfnissen 
im  durch  Geld  vermittelten  Verkehr,  in  Kauf  und  Verkauf  ent- 
sprechen. 

d)  Das  Alles  hat  fast  überall  mit  der  Einbürgerung  des 
Metalls  als  Geldstoff  über  lang  oder  kurz  — von  Land  zu  Land 
häufig  durch  Erlangung  der  Kenntnis  und  der  Benutzung  zu- 
nächst von  fremden  Münzen  — zu  eigenartigen  Einrich- 
tungen geführt:  nämlich  zu  Vorkehrungen,  durch  welche  den 
Metallgeldstücken  ein  für  allemal  für  den  Zweck  der  Benutzung 
als  Geld  eine  bestimmte  Form  und  eventuell  auch  Be- 
zeichnung gegeben  wurde,  woraus  der  Feingehalt  und  das  Ge- 
wicht des  einzelnen  Stückes  allgemein  leicht  und  sicher  ent- 
nommen werden  kann.  Dadurch  würde  die  Feststellung  dieser 


— 4G7  — 


beiden  Momente  im  Einzelfall  des  Gebrauchs  des  Metallstücks 
unnötig. 

e)  Die  bezüglichen  Einrichtungen  für  diesen  Zweck  um- 
fassen überall  und,  wenn  nicht  von  Anfang  an,  so  gewöhnlich 
doch  früh,  zweierlei,  a)  einmal  die  Übernahme  der  erforder- 
lichen Prüflings-  und  Messungsfunktion  von  Feingehalt  und 
Gewicht  durch  eine  anerkannte  Autorität,  meist  durch  die 
höchste  öffentliche  Gewalt  eines  Verkehrsgebiets,  oder  durch 
deren  Träger  und  Ausüber  (Obrigkeit,  Staatsgewalt,  Stadtgewalt, 
Herrscher,  Fürst  und  deren  mit  dieser  Funktion  von  ihnen  Be- 
auftragte). Imd  ß)  sodann  wird  zweitens  die  wirkliche  Her- 
stellung, der  technische  Prozeß  eingerichtet,  Metallgeldstücke 
in  bestimmte  Form  und  mit  bestimmten  Bezeichnungen,  eben  in 
der  sog.  Münz  form,  welche  als  Geld  gelten  sollen,  anzufertigen 
oder  anfertigen  zu  lassen.  Diese  Einrichtung  wird  dann  regel- 
mäßig ebenfalls  von  der  anerkannten  Autorität,  von  der  öffent- 
lichen Gewalt  getroffen  und  übernommen. 

Zu  a.  In  der  ersten  Funktion  liegt  ein  Akt  der  Be- 
glaubigung vor,  ein  Akt,  dem  allgemeines  ^ ertrauen,  ein 
„Glaube“  daran,  eine  Überzeugung  davon  zugrunde  liegt,  daß 
er  richtig  vorgenommen  wird.  Psychologisch  ist  das  zur  Wirk- 
samkeit dieses  Akts  im  Geldverkehr  notwendig.  Die  öffentliche 
Gewalt  erscheint  zu  dieser  Funktion  schon  in  Verbindung  mit 
anderen  ähnlichen,  welche  sie  ausübt,  am  Besten  geeignet,  was 
früh  hervortritt.  Diese  Geeignetheit  wird  selbst  durch  alle  zahl- 
reichen historischen  Tatsachen  des  Mißbrauchs  in  der  Ausübung 
dieser  Funktion,  deren  sich  die  öffentliche  Gewalt  in  fiska- 
lischer Tendenz  schuldig  gemacht  hat,  nicht  widerlegt.  W enn 
auch  im  konkreten  Fall  meist  unter  starkem  Mitspielen  dieses 
fiskalischen  Interesses  entwickelt  sich  so  fast  allgemein  bei  den 
Kulturvölkern,  und  selbst  über  sie  hinaus,  die  Idee,  daß  diese 
Funktion  der  Obrigkeit,  speziell  der  Staatsgewalt  „ge- 
bühre“ und  im  öffentlichen  Recht  bürgert  sich  demgemäß 
der  Rechtssatz  ein,  daß  diese  Funktion  ein  Hoheitsrecht  sei, 
daß  der  Staat  oder  sein  Vertreter  die  „Münzhoheit“  besitze. 
Danach  hat  er  insbesondere  das  Recht  (und  implicite  die  Pflicht), 
die  näheren  Bestimmungen  zu  treffen  über  die  Art  und  W’eise 
der  Ausübung  dieser  Beglaubigungsfunktion,  über  die  Herstellung 
von  Metallstücken  in  bestimmter  Form  und  mit  bestimmter  Be- 
zeichnung, aus  welcher  sich  Feingehalt  und  Gewicht  ergibt,  von 
Metallstücken,  „Münzen“,  welche  als  Geld  gelten  sollen. 

Zu  ß.  In  Verbindung  hiermit  übernimmt  dann  diese  höchste 


\'-i 


t 


5 


i .. 


I 

!■* 


• t 

»;r  • 

I - 

1 


1*^ 

I 

I 


l ***  < 


i 


! 1'- 


■ r 


— 468  — 

Gewalt  auch  die  Funktion,  solche  „Münzen'^  durch  ihre  Organe 
selbst  herstellen  zu  lassen,  zu  „münzen ‘b  nMünzen  zu  prägen 
und  entwickelt  sich  ein  ausschließliches  Recht  hierauf,  das 
sog.  Münzregal.  Kraft  dessen  hat  jene  Gewalt  das  ausschließ- 
liche Recht,  diese  Funktion  selbst  und  allein  auszuüben  oder 
unter  von  ihr  getroffenen  Bestimmungen  und  xinter  ihrer  Auf- 
sicht die  Ausübung  dieses  Rechts,  ganz  oder  teilweise,  Dritten 
zu  übertragen.  Mit  diesem  Münzregal  ist  auch  das  Recht  auf 
den  Bezug  der  Erträgnisse,  welche  bei  der  Herstellung  von 
Münzen  erzielt  werden  können,  der  „MünzgewMnne‘‘,  „Präge - 
gebühren^*,  des  „Schlagschatzes“  (s.  u.)  verbunden. 

y)  Das  ist  in  aller  Verschiedenheit  der  rechtsgeschichtlichen 
Entwicklung  von  Münzhoheit  und  Münzregal  und  der  konkreten 
Ausgestaltung  des  Inhalts  und  der  Form  der  Ausübung  dieser 
„Hoheitsrechte“  das  leitende  Prinzip  in  den  geschichtlichen 
Entwicklungen  und  jew^eiligen  Gestaltungen  des  Münzrechts  und 
des  Münzwesens,  schon  in  der  alten  Welt,  das  Mittelalter,  auch 
bei  aller  Zersplitterung  des  Münzreclits  und  Münzwesens,  hin- 
durch, und  noch  bis  in  die  Gegenwart,  bei  den  Kulturvölkern 
insbesondere. 

d)  Die  Übernahme  der  Beglaubigungsfunktion  für  Feinheit 
und  Gewicht  der  als  Geld  dienenden  Metallstücke,  der  Münzen, 
durch  eine  anerkannte  Autorität,  wie  die  öffentliche  Gewalt, 
äußert  ihren  Einfluß  regelmäßig  bloß  soweit  in  der  Praxis  darauf 
aus,  daß  eine  indniduelle  (Nach-)  Prüfung  einer  Münze  im  einzelnen 
Gebrauchsfalle  im  Verkehr  nur  unterbleibt,  als  das  Vertrauen,  der 
„Glaube“  besteht,  daß  die  betreffende  Instanz  ihre  Funktion  der 
Beglaubigung  wirklich  richtig  ausübt  oder  den  vorhandenen 
Münzen  gegenüber  ausgeübt  hat.  Dieser  Glaube  besteht  vielfach 
nicht  gegenüber  „ fremden“  Münzen,  und  w^enn  der  Verdacht 
erwacht,  vollends  sich  bestätigt,  daß  auch  die  heimischen  Münzen 
eines  Verkehrsgebiets  nicht  dem  „gesetzlichen  Feingehalte  und 
Gewicht  entsprechen,  somit  „minderwertig“  sind.  Es  ergibt 
sich  so,  daß  so  auch  in  der  Münze  wieder,  wie  bei  allem  Gelde, 
das  „Kreditmoment“  beim  Gebrauche  mitspielt.  Vielfach  seit 
Uralters,  wieder  durch  alle  Zeiten  und  Gebiete  hindurch,  fast 
bis  in  die  Gegenw^art,  w^enigstens  bis  in  das  19.  Jahrhundert 
hinein  sogar  bei  den  europäischen  Kulturvölkern,  hat  insbe- 
sondere die  fiskalische  Ausnutzung  des  Münzregals  das 
Vertrauen  in  die  richtige  Ausübung  der  Beglaubigungsfunktion 
durch  die  „anerkannte  Autorität“,  die  Staatsgew^alt,  erschüttert. 
Alsdann  kann  auch  die  Prägung  nicht  genügend  den  Zw'eck 


erfüllen,  zu  dem  sie,  auch  w^enn  das  erst  spät  richtig  erkannt  ist, 
doch  prinzipiell  aufgefaßt,  allein  erfolgt. 

f)  Diejenige  Form,  w'elche  früh  und  allgemein  bei  Edel- 
metallgeld, aber  auch  bei  Geld  aus  unedlem  Metall  (Kupfer, 
Bronze)  für  Metallstücke,  w^elche  als  Geld  fungieren  sollen,  üblich 
geworden  ist,  ist  die  bekannte  einer  dünnen,  runden  scheiben- 
förmigen Platte  oder  eines  sehr  niedi'igen  Zylinders,  eine  Form, 
in  w^elcher  die  Münze  dann  regelmäßig  gewisse  Bezeichnungen 
und  Bilder  an  sich  trägt.  Sie  ist  als  Münzform  so  sehr  im 
Volksbew'ußtsein  eingebürgert,  daß  auch  im  Sprachgebrauch  unter 
„Münze“  ein  Geldstück  in  dieser  Form  verstanden,  beim  Ge- 
brauch des  Worts  „Münze“  ohne  Weiteres  an  diese  Form  mit 
diesen  Bezeichnungen  usw\  gedacht  wird.  Zum  „Wesen“,  auch 
zum  volkswirtschaftlichen  Wesen  der  Münze  gehört  diese  Form 
gleiclnvohl  nicht.  Sie  ist,  wenn  auch  seit  alters  und  überall 
W'eitaus  die  Regel,  doch  nicht  die  ausnahmslose.  Andere  Formen 
als  die  runde  sind  vorgekommen  und  kommen  auch  heute  noch 
oder  wieder  vor,  eckige,  besonders  vieleckige,  w^enigstens  für 
einzelne  Münzarten  (Sorten).  Die  übliche  Form  ist  aus  tech- 
nischen Zweckmäßigkeitsgründen  aufgekommen  und  beibehalt en 
worden.  Die  körperliche  Benutzung  des  Gelds  in  dieser  Form 
ist  bei  allen  verkommenden  Operationen,  Hantieren,  Aufbew'ahren, 
Verpacken,  Transportieren,  auch  Zählen  am  Bequemsten.  Nach- 
ahmung von  fremdem  Geld  in  dieser  Form  hat  die  Wahl  dieser 
Form  für  heimisches  Geld  öfters,  in  der  geschichtlichen  Ent- 
wicklung von  Land  zu  Land  w’ohl  regelmäßig,  mit  veranlaßt. 

2.  Begriff  der  Münze. 

Münzen  sind  sonach  Metall-,  besonders  Edelmetallstücke, 
w^elche  als  Geld  dienen.  Diese  Stücke  sind  zu  diesem  Zw'eck 
von  einer  anerkannten  Autorität,  meistens  der  Staatsgewalt, 
nach  bestimmten  Normen  in  eine  bestimmte,  gewisse  Bezeich- 
nungen, Bilder  an  sich  tragende  Form  gebracht,  aus  w^elcher 
Feingehalt  und  Gewicht  des  Stückes  hervorgeht.  Sie  führen 
dabei  regelmäßig  bestimmte  (amtliche)  Namen,  welche  einen 
Geldwertbetrag  bedeuten  (^Nennwert).  Die  einzelnen  Stücke  der- 
selben Wertgröße  sind  dabei  so  gleichartig  beschaffen,  daß  sie 
sich  gegenseitig  vollkommen  als  Geld  vertreten  können  und  regel- 
mäßig auch  wirklich  so  vertreten  (eminent  fungibel  sind). 

Kurz  zusammengefaßt:  dem  wirtschaftlichen  Wesen  und 
ihrer  technischen  Beschaffenheit  nach  sind  Münzen:  nach  Fein- 
gehalt und  Gewicht  durch  bestimmte,  von  einer  anerkannten 
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Autorität  ilineu  gegebene  Foi'm  erkennbare  Metall-,  insbesondere 
Edelinetallstücke,  welche  als  Geld  dienen. 

Streng  genommen  müßte  man  sagen  oder  eventuell  an  Geldes- 
statt dienen,  um  nach  dem  Früheren  (S.  133)  auch  Scheidemünze  u.  dgl. 
mit  unter  den  Münzbegriff  ganz  mit  einreihen  zu  können. 

Mit  der  Münze  erfolgt  der  wirtschaftlich  und  technisch  sehr 
wichtige  Übergang  vom  Wägen  und  Feingehalt-Bestimmen 
des  Metallgelds  ini  Einzelfall  zum  Zählen  und  damit  auch  zum 
Aveit  bequemeren  Rechnen,  um  so  vollständiger,  je  mehr  sich 
die  Münze  im  Verkehr  akkreditiert.  Erst  so  wird  eigentlich  der 
volle  Übergang  von  Natural-  zu  Verkehrswirtschaft, 
von  tauschwirtschaftlichem  zu  geldwirtschaftlichein 
Verkehre  vollzogen.  Daher  doch  die  „Münzung“  eine  Maß- 
regel von  größter  wirtschaftsgeschichl  lieber  und  von  prinzi])ieller 

Bedeutung. 

3.  Geschichtliches. 

Feststeht,  daß  in  Alt-Mittelasien,  Indien,  in  der  alten  Welt  der 
Mittelmeergebiete,  besonders  im  kleinasiatischen  Orient  und  Nachbar- 
schaft in  der  vorgriechischen  Zeit,  in  d(^r  ältesten  Zeit  Griechenlands 
selbst  und  Italiens  (Roms)  teils  IJnedelmetall,  Kupfer,  Bronze,  teils 
Edelmetall,  Gold  wohl  früher  als  das  technisch  schwerer  zu  ge- 
winnende Silber,  bereits  als  Geld  gebraucht  worden  ist,  in  mancherlei 
Formen,  welche  teilweise  zugleich  als  Schmuck  u.  dgl.  dienten,  bevor 
man  das  Geldmetall  in  die  Münzform  gebracht  hat.  Der  Gebrauch 
von  Metallstücken  als  Geld  in  gewissen  Formen,  wie  länglich  vier- 
eckige Stücke,  Würfel  und  zugleich  von  gewissen,  ungefähr  sich 
gleichenden  Feinheits-,  Größen-  und  Schwereverhältnissen  war  dabei 
wohl  schon  das  Übliche.  Im  Einzelfall  hatte  dann  nur  noch  eine  Fest- 
stellung von  Feingehalt  und  Gewicht  des  konkreten  einzelnen  Stückes 
stattzuünden.  Auch  eine  Stempelung  der  als  Geld  dienenden 
Metallstücke  ist  dabei  wohl  öfters  schon  erfolgt.  Das  Wägen  des 
Gelds  statt  des  Zählens  desselben,  die  Benutzung  der  Goldwaage  als 
mit  des  frühe.sten  Waageapparats  schloß  sich  an  eine  solche  Benutzung 
des  Metalls  als  Geld  an.  Das  ist  geschichtlich  vielfach  nachweisbar, 
wird  auch  durch  Hinweis  von  späteren  Münznamen  auf  Gewichts- 
verhältnisse und  durch  Rechtsformeln  bei  Geldgeschäften,  auch  rioch 
in  der  späteren  Zeit  des  Münzgebrauchs  (Rom),  beglaubigt.  (Siehe 
Mommsen,  Geschichte  des  röm.  Münzwesen,  mancherlei  Notizen  in 
den  Noten  bei  Roscher.)  Wägen  statt  Zählen  des  Metallgelds 
ist  ein  besonderes  charakteristisches  Moment  vor  der  Einbürgerung 
der  Münzform.  Aber  auch  mit  Münzen  selbst,  welche  nicht  genügend 
bekannt  waren  oder  nicht  volles  Vertrauen  genossen,  fand  dieses  \ er- 
fahren statt,  so  in  der  frühgermanischen  W eit  mit  Münzen  aus  der 
römischen  Welt.  Es  ist  dergleichen  deswegen  auch  für  die  prinzipielle 
Auffassung  dieser  Dinge  besonders  beachtenswert,  weil  daraus  hervor- 
geht, wie  entscheidend  auch  für  den  Gebrauch  des  Geldes  in  Münz- 
form das  oben  hervorgehobene  Vertrauensmoment  ist.  — Der  bis- 
her üblichen  Annahme  nach  soll  die  Münzform  für  Geld,  Gold  und 


Silber,  im  7.  Jahrhundert  v.  Chr.  in  Lydien  angenommen  unu  sun 
dann  von  da  aus  verbreitet  und  allgemein  eingebürgert  halben,  üb 
dieser  einfache  Vorgang  nicht  schon  wesentlich  älter  ist,  bleibe  dahin 
gestellt.  Neuere  Forschungen  in  den  altorientalischen  Dingen  können 
auch  hier  vielleicht  noch  neue  Kenntnisse  über  die  erste  Entstehung 
von  Münzen  als  Geld  bringen. 

In  der  mittel-  und  ostasiatischen  Welt  ist  bis  in  unsere  Zeit 
hinein  der  Gebrauch  uiigeprägten  Metalls  als  Geld  üblich  geblieben, 
daher  das  Wägen,  Zu  wägen,  Abschlagen  und  Abstoßen  und  dann 
Wägen  kleiner  Teile  von  größeren  Stücken  im  Verkehr.  So  auch  un 
Großverkehr  in  China  (kleine  Goldblätter  [mit  Feinheitbeglaubiguiig 
durch  Goldschmiede],  Gold-  und  Silberstangen  oder  Barren,  jene  von 
fast  voller,  aber  nicht  ganz  genauer  Feinheit,  92 
von  üblicher,  aber  geringerer  Feinheit,  80 — 100,  meist  88  'o? 

sog.  Syceesilber,  kleine  abgestumpfte  Kegel  verschiedener  Größe, 
c.  96%).  Auch  die  in  China  umlaufenden  mexikanischen  und  anderen 
Piaster,  Dollars  werden  im  Innern  gewöhnlich  noch  gewogen,  nicht 
gezählt,  wenigstens  noch  neuerdings  vielfach. 

B.  Münzwesen  und  Münzpolitik  im  Allgemeinen. 

1 , Die  Bedürfnisse  des  G e 1 d v e r k e h r s , die  daraus 
e n t s p 1* i n g e n d e n Anforderungen  an  das  IM ü n z e s e n und 

die  Aufgaben  der  Münzpolitik. 

Ci)  Der  Geld  verkehr,  welcher  sich  in  ]Münzen  vollzieht, 
liat  zwei  uiünztechnische  und  zwei  volkswirtschaftliche 
Bedürfnisse.  Die  beiden  ersten  sind  aa)  einmal  mit  Sicherheit, 


\ 
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gaben  der  Müiizpolitik.  Von  der  geringeren  oder  größeren  Voll- 
kommenheit, wie  diesen  Bedürfnissen  entsprochen  und  wie  diese 
Aufgaben  gelöst  werden , hängt  die  volkswirtschaftliche 
Funktion  und  der  Wert  des  Münzwesens  im  konkreten  Fall 
und  das  Resultat  der  in  diesem  Münzwesen  befolgten  Münzpolitik 
ab  und  danach  richtet  sich  auch  das  Urteil  über  das  Münz- 
wesen und  die  Münzpolitik.  Die  verschiedenen  Vorkommnisse 
in  der  Münzgeschichte  selbst  sind  demgemäß  zu  beurteilen. 

d)  ZuzugeVjen  ist,  daß  untergeordnete  Einzelheiten  im  Münz- 
w'esen  nach  historisch  und  lokal  wuichselnden  wirtschaftlichen 
und  kulturellen  Verhältnissen  auch  hier  eine  etw'as  verschiedene 
und  doch  befriedigende  Regelung  zulassen.  In  soweit  ist  auch 
hier  in  den  Bedürfnissen  des  Verkehrs  bezüglich  der  Einrichtung 
des  Münzw^esen  und  in  den  Anforderungen  an  dieses  und  an  die 
es  regelnde  Münzpolitik  Einiges  „relativ“,  historisch  und 
örtlich  w'andelbar  und  veränderungsfähig,  selbst  veränderungs- 
bedürftig. Aber  es  ergibt  sich  doch  gerade  auf  diesem  Gebiete 
des  Geld-  und  Münzw'esens,  daß  Manches  und  gerade  das  Haupt- 
sächliche, unabhängig  von  Zeit  und  Ort,  einen  nahezu 
völlig  absoluten  Charakter  hat,  d.  h.  es  muß  so  und  so  und 
darf  nicht  anders  beschaffen  sein,  wenn  das  Münzw^esen  seine 
Aufgaben  im  Verkehr  technisch  gut  erfüllen  soll. 

e)  Im  letzten  Grunde  ist  das  so,  weil  hier  unter  dem 
Einfluß  des  ersten  w'irtschaftlichen  Leitmotivs  i Abt. 1,23), 
des  Strebens  nach  höchst  möglichem  Vorteil  und  nach  Ver- 
meidung von  Nachteilen,  die  auftauchenden  Wertprobleme 
in  der  Wirklichkeit  nach  einer  diesem  3Iotiv  ent- 
sprechenden Entscheidung  hindrängen.  Daraus  folgt,  daß 
die  Anforderungen  an  das  Münzw^esen  und  die  Aufgaben  der 
Münzpolitik  hier  wieder  mittelst  der  Methode  der  De- 
duktion am  Besten  und  Schärfsten  behandelt,  ja  im 
Einzelnen  zu  fast  absoluten  Sätzen  und  Postulaten  formu- 
liert werden  können.  Die  münzgeschichtlichen  Vorgänge  dienen 
daher  wohl  mit  zur  Prüfung  dieser  Sätze,  aber  überwiegend 
ist  das  Verhältnis  das  umgekehrte.  Die  münzgeschichtlichen 
Vorgänge,  namentlich  die  Störungen  und  Wirren  darin  finden 
ihre  Erklärung  in  der  Zurückfühnxng  auf  Verstöße  gegen  jene 
deduktiv  gewonnenen  Sätze  und  Postulate. 

Dazu  dienen  auch  münzgeschichtliche  Studien  als  wirtschafts- 
geschichtliche mehr,  als  daß  man  erst  aus  ihren  unmittelbaren  Ergeb- 
nissen richtige  münzpolitische  Grundsät  ze  gewännen  könnte.  Der 
hier  zu  behandelnde  Gegenstand  ist  daher  auch  wieder  von  besonderer 
prinzipieller  Bedeutung  für  die  nationalökonomische  Methodologie. 
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f ) Alles  hiernach  hierher  Gehönge  wird  hier  unter  den  bei- 
den Aufgaben  zusammengefaßt:  Herstellung  und  Erhaltung 
guter  Münzen;  bezügliche  Bedürfnisse  des  Geldverkehrs  und 
bezügliche  Aufgaben  der  Münzpolitik  nach  diesen  beiden  Seiten. 

Es  ward  dabei  hier  zunächst  in  der  Lehre  vom  „Münzwesen  im 
engeren  Sinn“  von  dem  Zusammenhang  dieser  Bedürfnisse  und  An- 
forderungen mit  Währungs wesen  und  Währungspolitik  möglichst  ab- 
gesehen. Die  erforderliche  Ergänzung  nach  dieser  Seite  erfolgt  unten 
in  den  Abschnitten  von  der  Währung. 

2.  Die  Bestimmungen  über  Herstellung  und  Erhal- 
tung der  Münzen. 

Sie  liefern  das  Material  für  das  Folgende  und  sind  vor- 
nehmlich in  der  Gesetzgebung  über  Münzw'esen  enthalten, 
in  den  bezüglichen  Bestimmungen  der  Münzordnungen,  in  Aus- 
führungsverordnungen dazu,  in  speziellen  Vorschriften  für  die 
Münzstätten  und  die  Inhaber  und  Beamten  dieser.  Auch  über 
die  einzelnen  im  Folgenden  behandelten  technischen  Punkte 
w'ie  über  die  volkswirtschaftlichen  finden  sich  hier  Be- 
stimmungen, sobald  der  Gesetzgeber,  der  „Münzherr“,  richtige 
Grundsätze  hier  erkannt  hatte  und  wenigstens  als  Zielpunkte 
für  die  Einrichtung  des  Münzwesens  aufstellte. 

a)  Allerdings  ist  die  Durchführung  solcher  Grundsätze  lange 
Zeit  schon  durch  technische  Schwierigkeiten,  in  der  Her- 
stellung des  richtigen  Münzstotfs  und  im  eigentlichen  Präge- 
prozeß, mehr  oder  w^eniger  gehemmt  worden.  Daher  entsprachen 
die  Münzen  nicht  genau  dem  Betrag  in  Feingehalt  und  Gewicht, 
welchen  sie  gesetzlich  haben  sollten  und  erlitten  auch  wiegen  ihrer 
unvollkommenen  äußeren  Form  und  Beschaffenheit  im  \erkehr 
leicht,  unabsichtlich  und  absichtlich,  Veränderungen,  Verschlech- 
terungen. b)  Stärker  wirkten  noch,  ziemlich  durch  alle  historischen 
Perioden  von  Anfang  an  bis  fast  zur  Gegen w^art,  w^enigstens 
sell)St  bis  zum  Beginn  des  19.  Jahrhunderts,  immer  wieder 
fiskalische  Tendenzen  ein,  bei  der  Prägung  von  Münzen  und 
bei  deren  Einziehung  Gewinne  zu  erzielen,  auch  auf  Kosten  von 
Feingehalt  und  Gewicht  der  einzelnen  Stücke.  Tendenzen,  w'elche 
in  verschiedenen  Zeiten  zwnr  verschieden  stark  und  auch  sonst 
verschieden  hervorgetreten  sind,  peiiodenw^eise  schwächer  und 
mächtiger,  letzteres  in  Zeiten  größeren  Finanzbedarfs,  aber  auf 
einige  Dauer  selten  ganz  gefehlt  haben.  Jedoch  ganz  gefehlt  haben 
nicht  und  einigermaßen  befolgt  sind  doch  auch  gewisse  richtige 
Grundsätze,  wenigstens  im  Prinzip,  frühzeitig,  wie  im  Alteiium, 
so  im  Mittelalter  und  in  den  folgenden  Jahrhunderten  der  Neu- 
zeit im  staatlichen,  städtischen,  territorialen  Münzwesen. 
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Besonders  ist  bei  Übergang  des  Münzregals  oder  wenigstens 
seiner  Ausübung  an  die  „kleinen  autonomen  Gewalten“,  an 
Provinzial-  und  Stadtverwaltungen  u.  dgl.,  an  einzelne  mit  dem  Münz- 
prägerecht beliehene  Münzherren  ziemlich  überall  und  stets  über  kurz 
oder  lang  ein  Verstoß  gegen  die  Grundsätze  richtiger  Münz- 
politik auch  in  bezug  auf  Herstellung  und  Erhaltung  der  Münzen 
erfolgt,  so  besonders  vielfach  im  europäischen  Mittelalter,  namentlich 
auch  im  Deutschen  Reiche.  Der  fiskalische  Gewinn  war  für  solche 
kleinere  Gewalten  und  einzelne  Münzherren  gewöhnlich  ein  Haupt- 
grund des  Strebens  nach  der  Erlangung  des  Münzregals  selbst  oder 
doch  seiner  Ausübung  durch  Übertragung  vom  Inhaber  dieses  Regals. 
Aber  an  dieser  „Zersplitterung“  des  Münzrechts  und  folgeweise 
des  Münzwesens  hat  doch  auch  der  ganze  Charakter  des  älteren 
Wirtschaftslebens  seinen  Anteil:  nämlich  die  „Lokalisierung“ 
des  Münzumlaufs  und  das  Bedürfnis  wesentlich  nach  Münzen  für 
solchen  „lokalisierten“  Umlauf,  so  in  der  älteren  und  noch  der 
späteren  stadtwirtschaftlichen  und  in  den  Anfängen  der  territorial- 
wirtschaftlichen Perioden.  Die  Schwächung  der  Reichsgewalt  hat 
dabei  in  Deutschland  noch  besonders  schädlich  eingewirkt,  weil  eine 
wirksame  Oberaufsicht  über  die  lokalen  Münzgewalten  fehlte.  Die 
bedeutenderen  Anläufe  zur  Verbesserung  des  deutschen  Münzwesens 
auch  seitens  des  Reiches  selbst  im  KJ.  Jahrhundert  kamen  zu  spät, 
um  noch  durchzugreifen.  Die  ihnen  folgenden  „Münz Verträge“ 
zwischen  einzelnen  Territorien,  besonders  benachbarten,  haben  auch 
auf  dem  Gebiete  der  technischen  und  volkswirtschaftlichen  grund- 
sätzlichen Anforderungen  an  die  Herstellung  und  Erhaltung  der 
Münzen  zwar  Einiges  gebessert,  namentlich  als  wenigstens  etwas 
größere  zusammenhängende  Territorien  sich  gebildet  und  ihre  Regie- 
rungen hinlängliche  Einsicht,  guten  AVillen  und  Macht  erlangt  hatten, 
Ordnung  zu  schaffen.  Hier  macht  sich  dann  zu  diesem  Zweck  auch 
das  wirtschaftliche  Bedürfnis  nach  allgemeinem  Landesgeld, 
mit  weiterer  lokaler  Umlaufsfähigkeit  statt  des  Angewiesen- 
seins auf  Lokal-,  Stadt-  und  Kleinterritorialmünzen  scliärfer  geltend. 

Aber  doch  wesentlich  nur  in  Staaten  mit  stark  gebliebener  oder 
wieder  stark  gewordener  Staatsgewalt  und  mit  Konzentration  von 
Münzhoheit  und  Münzregal  in  Einheitsstaaten,  wie  England,  Frank- 
reich, oder  doch  in  festeren  Bundesstaaten  an  einheitlicher  Stelle, 
daher  mehrfach  erst  im  PJ.  Jahrhundert  (Schweiz,  Deutsches  Reich) 
wurde  im  Münzregal  ein  volkswirtschaftliches,  dem  Verkehrs- 
interesse dienendes  Regal  anerkannt  und  der  Charakter  dieses  Regals 
als  eines  Finanzregals,  soweit  das  münzpolitisch  geboten  war,  ab- 
gestreift, wenn  es  auch  im  positiven  Staatsrecht  öfters  noch  zu  den 
(niederen)  „nutzbaren“  Regalien  gerechnet  wird.  Damit  ist  es  auch 
erst  vollständig  zur  Anerkennung  richtiger  technischer  und  volks- 
wirtschaftlicher Grundsätze  für  die  Herstellung  und  Erhaltung 
der  Münzen  und,  was  fast  noch  wichtiger  war,  zur  tunlichsten 
Befolgung  dieser  Grundsätze  in  der  Praxis  gekommen.  U.  A.  nament- 
lich auch  in  der  wichtigen  Scheide münzpolitik,  in  welcher  die 
Versuchung  zu  fiskalischer  Behandlung  besonders  groß  ist,  die  Schädi- 
gung der  Verkehrsinteressen  dadurch  nicht  immer,  zumal  nicht  immer 
sofort,  noch  so  stark  hervortrat  und  auch  deshalb  Manches,  was  bei 
„grober  Münze“  schon  früher  als  unzulässig  erkannt  worden,  noch  länger 
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als  erlaubt  gegolten  hat.  Richtige  Grundsätze  der  Scheidemunzpolitik 
haben  sich  so  erst  in  einem  langen  historischen  Prozeß  allmählich 
in  der  Erkenntnis  und  dann  noch  langsamer  m der  Praxis  durch- 
gerungen. (Um  so  mehr  ist,  nebenbei  bemerkt,  vor  neuesten  btro- 
muno-en,  die  in  diesem  Gebiete  wieder  zu  laxeren  Auffassungen 
fuhren  zu  wollen  scheinen  und  es  zum  Teil  schon  getan  haben,  m 
der  Silbermünze  der  Goldwährung,  zu  warnen.  Es  sollte  auch  hier 
heißen:  principiis  obsta.)  (s.  u.) 

Die  Anerkennung  des  Münzregals  als  volkswirt- 
schaftliches, statt  als  Finanzregal,  sowie  die  auschiießliche 
Übernahme  der  Münzhoheit  auf  die  Staatsgewalt  und  die 
alleinige  Ausübung  des  Münzregals  durch  diese  oder  wenigstens 
die  wirksame  Oberaufsicht  durch  die  einheitliche  Staatsgewalt 
über  die  sonstigen  zur  Münzprägung  berechtigten  Gewalten  ist 
die  unbedingte  Voraussetzung  für  richtige  Münzpolitik  auch 
in  Beziehung  auf  Herstellung  und  Erhaltung  der  Münzen  Eine 
praktisch  wichtige  Voraussetzung  der  Möglichkeit  ^ dieser  Ent- 
wicklung war  daljei,  wie  nicht  zu  übersehen  ist,  insofern  eine 
finanzpolitische,  als  erst  eine  Einrichtung  der  Finanzen  ein- 
getreten tlein  mußte,  welche  die  flskalische  Ausnutzung  des 
Münzregals,  die  Verschlechterung  auch  der  groben  Münzen,  die 

falsche  Scheidemünzpolitik  entbehrlich  machte. 

Soweit  „Münzgewinne“  wirkliche  Eeinerträgnisse  der  Münzver- 
waltung für  die  gewöhnlichen  laufenden  ordentlichen  und  nament- 
lich audi  für  die  Geld einnahmen,  früher  in  Betracht  gekommen  waren, 
mußte  es  daher  erst  gelungen  sein,  ausreichende  andere  ordent- 
liche Einnahmen  zu  entwickeln,  besonders  Geld  steuern.  Soweit 
zur  momentanen  Abhilfe  von  akuten  Einanznöten,  wie  in  Kriegs- 
zeiten u.  dgl.  Münzverschlechterung  gedient  hatte,  war  diese  rinanz- 
maßregel  schon  im  Grunde  teilweise  wenigstens  eine  „kredit- 
politische“ in  der  Zeit  noch  unausgebildeter  anderer  Formen  des 
öffentlichen  Kredits.  Erst  mit  dessen  Ausbildung  und  — allerdings 
praktisch  namentlich  auch  erst  mit  der  Erkenntnis,  in  der  Ausgabe 
von  eigentlichem  Papiergelde  ein  noch  viel  wirksamere.s  Hilfs- 
mittel zu  besitzen  und  mindestens  für  einige  Zeit  erfolgreich  be- 
nutzen zu  können,  als  in  fiskalischer  Münzverschlechterung  — hat  man 
auf  fiskalische  Münzpolitik  verzichten  können.  Damit  verschwinden 
denn  auch  großenteils  die  früheren  Münz-  und  Metallwährungswirren, 
um  den  oft  noch  weit  schlimmeren  Papiergeldwirren,  welche  freilich 
dann  auch  leicht  wieder  zu  Münzwirreii  führen,  Platz  zu  machen. 

So  erklärt  es  sich,  daß  zwar  manche  Bestimmungen  auch 
schon  in  den  IMünzgesetzen  und  Münzordnungen,  besonders  aus  den 
letzten  Jahrhunderten  und  schon  vor  1800,  für  die  Fragen  einer 
richtigen  IMünzpolitik  hinsichtlich  Herstellung  und  Erhaltung  der 
Münzen  in  Betracht  kommen,  so  in  Deutschland  in  Eeichsmünz- 
ordnungen  im  l(i.  Jahrhundert.  Aber  doch  im  V esentlichen 
und  immer  mehr  auch  in  allen  Einzelheiten  hat  erst  die  Gesetz- 
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1873,  ferner  vom  1.  Juni  19ÜO  und  vom  19.  Mai  1908.  Von  früheren 
deutschen  s.  z.  B.  das  preußische  vom  30.  September  1821,  auch  Gesecz 
vom  28.  Juni  1842,  Münzkonvention  im  Zollverein  vom  30.  Juli  1838, 
die  süddeutsche  Münzkonvention  vom  25.  August  1837.  27.  März 
1845.  Von  fremden  Gesetzen  s.  bes.  das  französische  Hauptgesetz 
vom  28. März  1803,  den  lateinischenMünzvertrag  (Frankreich,  Italien, 
Belgien,  Schweiz,  später  Griechenland  beigetreten)  vom  23.  Dezember 
1865,  5.  Januar  1878.  6.  November  1883,  das  englische  vom  22.  Juni 
1816,  30.  August  1889,  das  österreichische  vom  2.  August  1892, 
2.  September  1899;  auch  die  neuesten  russischen  skandinavischen,  nord- 
amerikanischen Münzgesetze.  S.  über  die  Prägungsverhältnisse  des 
neueren  Münzwesens  das  reichhaltige  Münz-,  Maß-  und  Gewichtsbuch 
von  Noback  (zuerst  1858),  leider  nicht  in  neueren  Auflagen  aus  der 
neuesten  Zeit  vorhanden,  wozu  wohl  die  Vereinfachungen  des  Maß-,  Ge- 
wichts- und  auch  Münzwesens  in  der  Welt  und  bes.  in  Deutschland 
das  Bedürfnis  verringert  haben.  Kommentare  zu  der  deutschen 
Reichsmünzgesetzgebung  von  Sötbeer,  Koch.  Auch  für  die  hier 
behandelten  technischen  und  sonstigen  Punkte  des  älteren  deutschen 
Münzwesens  ist  das  Werk  von  Luschin  von  Ebengreuth  wertvoll. 
Manche  Daten  in  der  allgemeinen  Münzliteratur,  auch  in  den  bezüg- 
lichen Aufsätzen  von  Lexis  u.  A.  im  H.W.B. St.,  bes.  im  Artikel 
Scheidemünze,  Münzbund,  mit  literarischen  Nachweisen. 

C.  Herstellung  der  Münzen. 

Die  hierauf  bezüglichen  Aufgaben  der  Münzpolitik  sind 
die  oben  tS.  471  ff.)  angegebenen.  Sie  gliedern  sich  wieder  in 
folgende  einzelne.  Jede  davon  verlangt  ihre  Regelung  im  3Iünz- 
recht  und  einige  davon  erfordern  besondere  w'eitere  Vorkehrungen 
und  Einrichtungen.  Einiges  hiervon  hängt  wieder  näher  mit 
dem  Währungswesen  zusammen.  Es  wird  hier  gleich  mit  im 
Ganzen  und  unter  Voraussetzung  verschiedener  Währungssysteme 
behandelt  und  ini  Wesentlichen  erledigt,  vorbehaltlich  einiger 
Ergänzungen  unten  in  der  Lehre  von  der  Währung. 

1.  Münztechnische  Aufgaben,  hinsichtlich  der  tech- 
nischen Grundlagen  des  Münzwesens.  Diese  Aufgaben  lassen 


gebung  des  19.  Jahrhunderts  hier  alles  richtig  geregelt  und  die 
Münzpraxis  es  dann  richtig  durchgeführt.  Die  bezüglichen  Grund- 
sätze sind  dabei,  was  beachtensweit  ist,  großenteils  nicht  ein 
Ergebnis  der  „Erfahrung“,  sondern  des  Nachdenkens  über 
das,  was  hier  einmal  „rationeller  Weise“  ein  gut  geordnetes 
Münzwesen  förmlich  mit  zwingender  Logik  von  einzelnen  be- 
treffenden münzrechtlichen  Bestimmungen  für  die  Herstellung 
und  Erhaltung  „guter“  Münze  notwendig  verlangt,  daher  auch 
Ergebnisse  deduktiver  Schlüsse.  Auch  wieder  ein  methodisch 
wirtschaftswissenschaftlicher  wichtiger  Gesichtspunkt  in  diesen 
Dingen. 

Unter  den  neueren  Münzgesetzen  nimmt  gerade  bezüglich 
aller  der  hierher  gehörigen  Punkte  die  neuere  deutsche  eine 
hervorragende  Stellung  ein,  wenn  sie  auch  in  Manchem  aus- 
wärtige Gesetze,  besonders  französische  und  englische,  mit  als 
Muster  benutzen  konnte.  In  Deutschland  hatten  hier  die  Einzel- 
staaten übrigens  schon  mehrfach  gut  vorgebaut,  so  wieder  be- 
sonders Preußen  und  auch  noch  vor  der  Periode  .des  neuen 
Reichs  ist  hier  einmal  ausnahmsweise,  im  Wiener  Müuzver- 
trag  der  deutschen  Staaten  von  1857,  eine  treffliche  Regelung 
gerade  dieser  Punkte  erfolgt  und  dann  zum  Teil  durch  einzel- 
staatliche Gesetze  zur  Durchführung  gebracht.  Daran  haben  die 
Reichsgesetze,  besonders  das  von  1878  angeknüpft.  Erst  mit 
dem  auch  hier  erreichten  großen  staatsrechtlichen  Fort- 
schritte, die  Münzgesetzgebung  wieder  zur  Reichssache  zu 
machen,  die  Kompetenz  in  der  Gesetzgebung  über  diesen  Gegen- 
stand allein  dem  Reiche  vorzubehalten  — die  Gründung 
einer  „Reichs-Münzhoheit“  — und  die  den  Einzelstaaten  be- 
lassene Herstellung  der  Münzen  unter  wirksame  Reichsaufsicht 
zu  stellen,  ist  dann  auch  bei  uns  die  genügende  Bürgschaft 
geschaffen  worden,  daß  das  neue  Reichsgeld  in  inünz- 
poli tische r Hinsicht  — von  der  Frage  der  Währung  und  der 
durch  das  Sinken  des  Goldwerts  des  Silbers  kritisch  gewordenen 
Lage  des  Silbergelds  im  Goldwährungssystem  hier  noch  abge- 
sehen — in  bezug  auf  Herstellung  und  Erhaltung  der  Münzen, 
zumal  in  technischer  Hinsicht,  allen  rationellen  Anforderungen 
entspricht.  Es  genügt  für  die  hier  erfolgten  Zwecke  auf  diese 
deutsche  Gesetzgebung  und  einige  andere  neue  Münzgesetze  zur 
Erläuterung,  zur  Beweisführung  und  zum  Belege  Bezug  zu  nehmen. 

S.  Wiener  Münzvertrag  vom  24.  Januar  1857,  u.  A.  preuß.  Gesetz 
darüber  vom  4.  Mai  1857,  deutsche  Reichsverfassung  Art  4 Nr.  3, 
deutsche  Reichsmünzgesetze  vom  4.  Dezember  1871,  bes.  vom  9.  Juli 
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f)  Audere  Formpunkte  betreffs  der  Münzstücke,  einschließlich 
Bezeichnungen,  Bilder. 

2.  Volkswirtschaftliche  Aufgaben  der  Münzpolitik  be- 
züglich volkswirtschaftlicher  Anforderungen  an  die 
IMünzen.  Diese  Aufgaben  betreffen  folgende  drei  Punkte: 

a)  Die  Bestimmung  der  Münzeinheit  oder  die  AVahl  des 
Münzfußes  als  volkswirtschaftliche  Angelegenheit. 

b)  Die  ßechnungseinteilung  der  Münzeinheit. 

c)  Die  Herstellung  von  Münzen  (Münzstücken)  verschiedener 
AVertgrößen  und  die  A'orkehrungen  und  Einrichtungen  zur  Her- 
stellung und  Erhaltung  eines  festen  AVertverhältnisses  zwischen 
den  Stücken. 

1.  Münztechnische  Aufgaben. 

a)  Münzgrundgewicht  als  Gewichtseinheit. 

Das  AA'esen  der  Münzung  (Prägung),  d.  h.  der  technischen 
Herstellung  der  Münzstücke,  besteht  in  einer  Hinsicht  in  A"or- 
nahmen  des  Probierens,  Messens  undAVägens,  In  letztrer 
Beziehung  wird  daher  notwendig  an  ein  bestimmtes  Ge- 
wichtssystem angekntipf t.  Münzung  und  Münzwesen  stehen 
so  prinzipiell  und  erfahrungsmäßig  historisch  mit  dem  Maß-  und 
Gewichtswesen  eines  A'erkehrsgebiets  im  Zusammen- 
hang. Für  den  Zweck  der  Gewichtsbestimmung  so  wertvoller 
Stoffe,  wie  der  Edelmetalle,  eignen  sich  allein  oder  doch  am 
B esten  die  kleineren  Einheiten  dnes  allgemeinen  Ge wichts- 
svstems,  wie  z.  B.  die  Größen  der  altüblichen  Pfunde.  Teils 
solche  Größen,  teils  Teile  davon  werden  dann  als  sog.  Münz- 
griindge wicht  (Münzgewicht)  angenommen,  d.  h.  als  Gewichts- 
einheit für  die  Gewichtsbestimmungen  auf  dem  Gebiete  des  Münz- 
wesens. Mehrfach  ist  dieses  Grundgewicht  mehr  oder  weniger 
abweichend  vom  allgemeinen  Gewichtssystem  für  Münzangelegen- 
heiten, speziell  des  Edelmetallmünzwesens,  und  daneben  etwa 
für  Edelmetallwesen  überhaupt,  unter  besonderem  Namen  und 
mit  weiteren  Spezialeinteilungen  zu  einem  speziellen  Ge- 
wichts- und  Maßsystem  für  dieses  Gebiet  entwickelt 
worden,  wie  z.  B.  im  System  der  „Mark“,  der  „Cölner  Mark“ 
in  Deutschland.  Das  hatte  leicht  die  nachteilige  Folge,  die 
einfachen  Dinge  verwickelter  zu  machen  und  die  Operationen 
des  AA^ägens  und  Messens  im  Münzwesen  als  etwas  ganz  Beson- 
deres erscheinen  zu  lassen,  selbst  das  technische  und  ökonomische 
AVesen  des  Münziingsprozesses  zu  verdunkeln,  jedenfalls  seine 
A^erständlichkeit  zu  erschweren.  Die  Annahme  oder  das  Fest- 
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halten  au  der  Einheit  des  allgemeinen  landesüblichen  Maß-  und 
Gewichtssystems  auch  für  Münzwesen  oder  die  Rückkehr  zu 
diesem  System  und  seinen  Einteilungen  und  Benennungen  auch 
hierfür,  wie  im  metrischen  System,  und  die  Beseitigung  eines 
aparten,  wenn  auch  noch  so  alten  und  historisch  eingebürgerten 
eigenen  Münzgewichtssystems  mit  seinen  besonderen  Eintei- 
lungen und  Namen  war  daher  das  Richtigere,  das  Rationellere. 
Es  ist  bedauerlich,  daß  dies  immer  noch  nicht  allgemein,  wenigstens 
in  der  Kulturwelt  europäischer  Zivilisation,  erreicht  worden  ist. 

In  Deutschland  erfolgte  die  Annahme  des  metrischen  Gewichts 
für  das  Münzwesen  und  die  Bestimmung  des  sog.  Zollpfunds  von 
500  gr.  als  Mündgrundgewicht  im  AViener  Münzvertrag  von  1857. 
Auch  in  den  Reichsmünzgesetzen  von  1871  und  1873  ist  dies  noch  so 
verblieben.  Jüngst  ist  auch  hier,  folgerichtig,  das  Kilogramm  selbst 
zum  Alünzgrundgewicht  geworden.  Einiges  AVeitere  und  Zahlenangaben 
s.  schon  oben  S.  246ff.,  249.  Näheres  über  ältere  geschichtliche  A^er- 
hältnisse  in  bezug  auf  diesen  und  andere  münztechnische  Punkte  in 
den  älteren  Münzordnungen  und  in  der  münzgeschichtlichen  Literatur 
und  für  die  neuere  Zeit  und  Gegenwart  in  den  betreffenden  Münz-, 
Maß-  und  Gewichtsbüchem. 

b)  Mischung,  Beschickung  (Legierung)  des  Präge- 
stoffs. Die  Edelmetalle  werden  gewöhnlich  nicht  in  ganz  reinem 
(absolut  feinem)  Zustande  gewonnen.  Für  Münzungszwecke  müssen 
sie  unter  allen  Umständen  möglichst  auf  einen  bestimmten 
gleichen  Feinheitsgrad  gebracht  werden.  Dies  könnte,  dem 
AA'^esen  des  Edelmetallgelds  und  der  Edelmetallmünze  ent- 
sprechend, der  ganz  feine  (lOÜ j sein,  welcher  übrigens 
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dieses  gegen  gewisse  äußere  Einflüsse,  namentlicli  die  Münzen 
selbst  gegen  zu  starke  Abnutzung  im  Gebrauch  widerstands- 
fähiger. Die  Mischung  hat  diesen  Erfolg.  Rein  nach  technischen 
Rücksichten  würde  daher  diejenige  Art  und  derjenige  Grad  der 
^lischung  zu  empfehlen  und  gesetzlich  anzuordnen  sein,  welche 
technisch  die  zweckmäßigsten  in  dieser  Hinsicht  sind.  Da  aber 
bei  den  in  Betracht  kommenden  Mischungsverhältnissen  die 
Unterschiede  im  technischen  Erfolg  für  die  Härtung  geringfügig 
sind,  ist  es  unbedenklich,  eine  solche  Mischung  zu  wählen,  welche 
sich  auch  aus  anderen  Gründen  mit  empfiehlt  und  sich  dem  Maß- 
und  Währungssystem  bequem  anschließt. 

So  hat  man  aus  Sparsamkeitsgründen  die  früher  vorgekommene 
und  auch  technisch  empfohlene  Legierung  des  Prägemetalls  der  Gold- 
münzen mit  Silber  oder  mit  Silber  und  Kupfer,  dann  je  zur  Hälfte, 
zu  gunsten  derjenigen  mit  letzterem  Metall  allein  aufgegeben  und 
die  Legierungsquoten,  soweit  nicht  der  zweite  Zweck  mitspielt,  dem 
üblichen  Maß-  und  Rechnungssystem  angepaßt,  so  beim  Duodezimal- 
system diesem,  z.B.^  i2  2^satz,  beim  Dezimalsystem,  wie  dem  metrischen, 
diesem,  z.B.  ^j^Q.  Das  ist  das  jetzt  auch  sonst  öfters  befolgte  Mischungs- 
verhältnis bei  Gold  und  Silber  als  Prägestoff,  das  aber  insbesondere 
den  englischen  Münzen  abgeht.  Die  englischen  Goldmünzen  sind  f. 
(916,66 ^/Qo),  die  Silbermünzen  (925*'/oo) 

Auch  für  Münzen  aus  Unedelmetallen,  wie  Kupfer,  Nickel  pflegt 
aus  ähnlichen  Gründen  nicht  reines,  sondern  gemischtes  Metall  ge- 
nommen zu  werden,  bei  den  deutschen  Nickelmünzen  bisher  eine 
Mischung  von  25  Nickel  und  75  ^/o  Kupfer  (wohl  dies  zu  stark,  wo- 
durch die  Farbe  leidet,  bei  einigen  fremden  Nickelmünzen  weniger), 
bei  Kupfer  95®/o  Kupfer,  4^/^  Zinn,  Zink. 

ij)  Münzen  \verden  unter  einer  gewissen  Grüße  (Tolumen, 
Schwere)  zu  unhandlich  für  den  Gebrauch.  Bei  Edelmetall- 
münzen kann  man  aus  diesem  Grunde  nicht  gut  unter  eine 
gewisse  Größe  herabgehen.  Würde  man  ihnen  genau  nur  die 
dem  Werte  entsprechende  Menge  feinen  Edelmetalls  oder  selbst 
die  legierte  Menge  bloß  in  dem  allgemeinen  Maße  der  sonstigen 
Legierung,  also  z.  B.  geben,  so  würden  die  Münzen 

kleineren  Werts  zu  klein  und  selbst  bei  Münzen  höheren  (mitt- 
leren) Werts  kann  eine  et^was  bedeutendere  körperliche  Grüße 
die  Braiichbarkeit  erwünscht  erhöhen.  Was  in  dieser  Beziehung 
gerade  die  passendste  Größe  ist,  läßt  sich  in  Zahlenmaßen  nicht 
absolut  genau  bestimmen,  hängt  mit  von  Gewohnheiten  ab,  ist 
in  verschiedenen  Volksklassen  etwas  verschieden.  Aber  in  letzter 
Linie  entscheiden  hier  doch  unsere  menschlichen  Körper-  und 
Gliedmaßenverhältnisse  (Hände!)  selbst.  Daher  kann  wenig- 
stens in  manchen  Fällen  eine  höhere  als  die  sonst  übliche  allge- 
meine Legierung  ratsam  sein,  besonders  bei  bestimmten  Silber- 
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münzsorten  (Wertgrüßenarten).  Sie  findet  nur  etwa  wieder  ihre 
notwendigen  oder  doch  wünschenswerten  Grenzen  in  sonstigen 
Folgen  einer  starken  Legierung  der  Münzen,  so  etwa  in  ver- 
größerter Gefahr  der  Fälschung  und  in  Erlangung  einer  solchen 
äußeren  Beschaffenheit  der  Münzen,  welche  ästhetisch  und  sonst 
Bedenken  bietet,  z.  B.  wenn  bei  starker  Kupferlegierung  die  Farbe 
zu  dunkel  und  häßlich  wird,  das  Kupfer  zu  stark  hervortritt. 

Größere  Legierungen  aus  diesem  zweiten  Zwecke  sind  bei  Silber- 
münzen öfters  vorgekommen,  z.  B.  noch  bei  den  preußischen  Talern 
bis  1857  (nach  Münzgesetz  von  1821),  wie  schon  vorher,  Legierung 
mit  25  Kupfer,  bei  den  Talern  oder  5 Groschenstücken  mit 
479,167  Kupfer,  bei  diesen  auch  noch  nach  dem  Münzgesetz  von  1857 
mit  4807ooj  hei  2^/.^  Silbergroschenstücken  (Gesetz  von  1843)  bis  1857, 
ebenso  seitdem,  mit  625'^;oir  hei  Silbergroschen  und  halben  mit  780, 
ebenso  seit  1857.  Solche  Stücke  mit  stärkerer  Legierung  sind  also 
entsprechend  schwerer  und  voluminöser,  was  allerdings  für  einige 
Zwecke  ihre  Brauchbarkeit  auch  wieder  benachteiligen  kann,  so 
für  den  Transport  in  größeren  Summen.  Bei  den  leichter,  d.  h.  mit 
geringerem  Gewichtsbetrag  des  feinen  Metalls,  als  dem  allgemeinen 
Münzfuß  entspricht,  geprägten  (Scheidemünzen  u.  dgl)  wird  dies  etwas 
durch  diese  Erleichterung  an  feinem  Edelmetall  wieder  ausgeglichen. 

Eine  Schädigung  der  Funktion  der  Münzen  liegt  in  der 
Legierung  des  feinen  mit  einem  geringerwertigen  Metall  (Silber 
und  Kupfer  bei  Goldmünzen,  letzteres  bei  Silbermünzen)  an  sich 
nicht,  wenn,  wie  wenigstens  regelmäßig  im  modernen,  besonders 
dem  neuesten  Münzwesen,  bei  den  sog.  vollwichtigen  Münzen 
das  münzfußmäßige  Edelmetall,  welches  die  Münzen  enthalten 
sollen,  und  auch  bei  den  unterwertig  geprägten,  Scheidemünzen, 
dasjenige  Edelmetall,  welches  sie  nach  dem  für  sie  speziell 
geltenden  Münzfüße  zu  enthalten  haben  (s.  u.),  nicht  verringert 
wird.  Die  Münzen  haben  dann  eigentlich  um  den  V/ert  des 
zur  Legierung  verwendeten  Metalls,  welches  sie  mit  in  sich  ent- 
halten, höheren  Wert.  Dieser  Wert  des  Zusatzmetalls  wird 
aber  im  Wert  des  einzelnen  Münzstückes,  wenigstens  nach  den 
neueren  Grundsätzen  der  Münzpolitik,  nicht  eingerechnet.  Er 
bildet  nur  einen  Kostenbetrag  für  die  Münzverwaltung,  den 
entweder  diese  allein  endgültig  trägt  oder  der  ihr  vergütet  wird 
in  den  Münzgebühreii  oder  in  speziellen  Kostensätzen  für  Kupfer- 
zusatz von  denjenigen  Dritten,  Privaten,  für  welche  sie  auf 
ihren  Münzstätten  Münzen  prägt. 

c)  Münzgrundgewicht  aus  feinem  oder  legiertem, 
sog.  rauhem  Metall. 

Es  ist  an  und  für  sich  einerlei,  ob  man  das  Münzgrund- 
o^ewicht,  wie  bei  uns  üblich,  nur  in  feinem  Metall  selbst  ansetzt 

A.  Wagner,  soz.-ökon. Grundriss, BuchbaiiJelsausgabe.  Abteil.  II.  31 
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Zufällige  tatsächlich  entschieden  hat.  Aber  technische  Rück- 
sichten spielen  aus  Zweckinäßigkeitsgründen  bei  dieser  Wahl 
doch  passend  auch  mit  und  selbst  notwendig  mit,  wenn  die 
Münzeinheit  durch  eine  wirkliche  Münze  dai-gestellt  wird. 
Das  ist  zwar  nicht  unbedingt  notwendig,  aber  doch  im  Ganzen 
erwünscht. 

Die  Dinge  liegen  bei  Gold-  und  Silbermünzen  ähnlich,  aber 
nicht  ganz  gleich.  Eine  Münzeinheit  sehr  großen  Werts  läßt  sich 
in  einem  Münzstück  selbst  aus  Gold,  vollends  aus  Silber  nicht  brauch- 
bar herstellen,  weil  sie  zu  schwer  und  zu  voluminös  für  den  körper- 
lichen Gebrauch  wird,  eine  Münzeinheit  selir  kleinen  Werts  leidet 
als  Münzstück  an  demselben  Mangel  aus  dem  umgekehrten  Grunde. 
Die  Maximal-  und  Minimalgrenze  der  technisch  passenden  Größe, 
iSchvvere  und  des  Volumens  eines  Münzstücks  — wie  jeder  Münze, 
welche  ein  Vielfaches  einer  kleinen  (und  vollends  einer  großen)  Münz- 
einheit und  eine  Wert»[uote  einer  großen  (und  vollends  einer  kleinen) 
Münzeinheit  darsteilt  — hängt  in  letzer  Linie  wieder,  wie  schon  vor- 
hin bemerkt,  von  den  Dimensionen  des  menschlichen  Körpers,  speziell 
der  Hände,  Finger  ab  und  ist  demnach  eine  ziemlich  fest  gegebene. 
Goldstücke,  wie  ungefähr  die  deutsche  Doppelkrone,  das  20  Mark- 
stück, der  englische  Sovereign,  das  französische  20  Frks. -Stück,  haben 
sich  nach  aller  Erfahrung,  schon  seit  dem  Altertum,  als  die  noch 
zulässigen  praktisch  brauchbaren  Maximalgoldmünzen,  Goldstücke 
etwa  des  halben  Betrags  hiervon,  10  Mk.-,  10  Frks.-,  10  sh. -Stück, 
ebenso  als  die  noch  zulässigen  praktisch  brauchbaren  Minimalgold- 
münzen ke währt,  kleinere  nirgends  (5  Mk. -Stücke,  5 Frks. -Stücke, 
Dollarstücke).  Größere  Goldstücke  als  jene  maximalen  sind  bisher 
kein  Bedürfnis  und,  zwar  mitunter  geprägt,  doch  als  Geld  selten 
beliebt  gewesen.  Silbermünzstücke  erreichen  ähnlich  ungefähr  bei 
der  Größe  unserer  neueren  deutschen  Taler  oder  etwas  darüber  — 
— die  Taler  von  1857  hatten  33  mm  Durchmesser  — , kaum  noch  Stücke 
von  der  Größe  der  französischen  5 Frks. -Stücke  ihre  passende  Maximal- 
größe, größere,  so  die  deutschen  2 Taler-  (41  mm  Durchmesser), 
5 Mark-  und  ähnliche  Stücke  sind  zu  groß.  Silbermünzen  ohne  be- 
sonders starke  Legierung  von  einem  Wert  bis  herab  auf  20  Pf.,  wie 
sie  nach  dem  deutschen  Münzgesetz  von  1873  geprägt  wurden,  werden 
für  den  praktischen  Gebrauch  zu  klein,  wie  sich  gerade  bei  diesen 
Münzen  gezeigt  hat.  Selbst  eine  nicht  übernormal,  also  nur  mit  lO^/^j 
legierte  Münze,  wie  unser  50  Pf. -Stück,  möchte  die  passende  Minimal- 
grenze der  Silbermünze  fast  schon  unterschreiten.  Gerade  hier  kann 
man  durch  stärkere  Legierung  des  Stückes  indessen  abhelfen  (s.  o.). 

Solche  technische  Gesichtspunkte  werden  daher  doch  passend 
tunlichst  mit  berücksichtigt,  sowohl  bei  der  Bestimmung  der 
Münzeinheit,  Avenn  diese  durch  ein  Münzstück  selbst  dargestellt 
werden  soll,  als  auch  bei  der  Herstellung  von  Münzstücken, 
w^elche  ein  Mehrfaches  oder  Teile  dieser  Münzeinheit  und  eines 
ihr  entsprechenden  Münzstücks  darstellen.  Geschieht  das  nicht 
genügend,  so  werden  leicht  Umänderungen  in  der  Münzprägung 
notwendig,  immer  mit  Kosten  verbundene  Einziehungen  von 
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und  dann  die  Legierung  hinterher  hinzurechnet  oder  gleich 
diese  Legierung  mit  einschließt  und  so  das  Münzgrundgewicht 
selbst  aus  dem  (normalen)  sog.  rauhen  oder  Prägemetall  bildet. 
Hier  ergibt  sich  dann  die  Feinheit  erst  aus  dem  Abzug  dieser 
Legierung,  wde  vielfach,  so  in  England,  im  französischen  Münz- 
w^esen.  Die  für  die  Praxis  erforderlichen  Berechnungen,  die 
Lbnrechnungen  von  Gewdeht,  Feingehalt,  Münze  aufeinander 
sind  bei  beiden  Yerfahrungsarten  ja  einfach,  wenn  auch  bei  der 
zAveiten  noch  etw'as  einfacher  als  bei  der  ersten. 

Beispiele:  In  Deutschland  war  das  alte  Münzgrundgewicht  Cölner 
Mark  feines  Metall,  aus  dem  so  und  soviel  Münzeinheiten,  Taler, 
Gulden  geprägt  wmrden  (14  Taler,  24bi>  fl.  rhein.,  20  fl.  Konvention 
„eineM.  f.  S.“),  das  neuere  W’ar  seit  1857  das  (Zoll-)Pfund  von  500  gr. 
ebenfalls  feines  Metall  (zu  30  Taler,  52*  . fl.  rhein.,  45  fl.  ö.sterr. 
„ein  Pfd.  f.  S.“).  Ebenso  ist  jetzt  hei  den  Reichs-Gold-  und  Silber- 
münzen das  Pfund  hzw.  Kilogramm  feines  Metall  das  Münzgrund- 
gewicht (1395  Mk.  bzw.  2790  Mk.  Gold  oder  139*  .,  „Kronen“  oder 
69^/4  „Doppelkronen“,  100  bzw.  200  Mk.  Silber  daraus).  In  Frankreich 
ist  das  **10  feine  Prägemetall  bei  Gold  und  Silber,  also  das  rauhe 
Metall  Münzgrundgewicht  (aus  dem  Kilogramm  dieser  Goldmischung 
3100  Franks,  d.  h.  z.  B.  155  20  Frks.-Stücke  Gold,  Napoleonsd’or,  aus 
dem  Kilo  dieser  Silbermischung  200  Frks.,  z.  B.  40  5 Frks.-Stücke). 
In  England  ist  das  rauhe  Grundgewicht  die  Troyunze  feinen 
Golds,  woraus  3 Pfd.  Sterl.  17  sh.  10^  o d.  Goldmünze  und  die  Troy- 
unze feinen  Silbers,  w’oraus  66  d.  geprägt  werden. 

d)  Einteilung  des  Münzgrundgewichts,  Münzfuß, 
Münzeinheiten,  Münzstücke  verschiedener  Wertgröße 
als  münztechnische  Angelegenheiten, 

Als  solche  sind  sie  weniger  wichtig  denn  als  volkswirt- 
schaftliche. Aber  auch  als  technische  haben  diese  Dinge  doch 
eine  gewisse  Bedeutung  und  erheischen  eine  Erörterung.  Die 
Ergebnisse  der  letzteren  sind  dann  auch  wieder  für  die  Be- 
trachtung dieser  Dinge  als  volkswirtschaftliche  Angelegenheiten 
zu  benutzen. 

a\  „Münzfuß“  ist  eine  Einteilung  des  Münzgrundgewichts 
in  Münzeinheiten,  d.  h.  in  solche  Einheiten  und  eventuell 
auch  Haupt  münzstücke,  w^elche  dem  betreffenden  Münzsj^stem 
gewöhnlich  den  Kamen  geben  und  als  Hauptgrundlage  des 
Rechnens  in  Münze  als  Geld  dienen.  Gerade  die  Wahl  des 
Münzfußes  und  der  Münzeinheit  ist  in  der  Hauptsache  eine 
volkswirtschaftliche  Angelegenheit,  indem  für  diejenige  Geld- 
wertgröße, w^elche  am  passendsten  als  Münzeinheit  gewählt  wird, 
eigentlich  Rücksichten  auf  die  Bedürfnisse  des  Verkehrs  ent- 
scheiden müßten,  so  sehr  gew^öhnlich  das  geschichtlich  Über- 
kommene und  daher  im  konkreten  Fall  mehr  oder  weniger 
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Münzstückeii,  welche  sicli  als  unbequem  erwiesen  und  daher 
nicht  recht  eingebürgert  haben  und  Ersatzpriigungeu  passenderer 
neuerer  Münzstücke,  desselben  oder  anderen  Werts. 

Das  hat  sich  noch  neuerdings  in  einigen  Fällen  im  neuen 
deutschen  E eichsmünz  wesen  gezeigt  in  der  Wiedereinziehung  der 
goldenen  5 Markstücke,  silbernen  20  und  eines  Teils  der  50  Pfennig- 
stücke, vielleicht  demnächst  auch  der  silbernen  5 Markstücke,  der 
20  Pfennig-Nickelstücke. 

Schwerer  und  leichter  Münzfuß.  Mit  Rücksicht 
auf  das  Verhältnis  des  Münzgrundgewichts  zur  Münzeinheit 
ergibt  sich  der  Begriff  des  schweren  und  leichten,  des 
schwereren  und  1 eichteren  Müuztußes,  relative  Ausdrücke. 
Bei  gleichem  Münzgrundgewicht  (Pfund,  Mark,  Kilogramm)  ist 
der  Münzfuß  schwer  und  schwerer,  wenn  -wenige  und  w'eniger, 
derjenige  leicht  und  leichtei',  wenn  viele  und  mehr  Münzein- 
heiten auf  ihn  gerechnet,  diesen  entsprechende  Münzstücke 
daraus  geprägt  werden.  Also  ist  z.  B.  der  Pfund-Stei'lingfuß  ein 
schw^erer  im  Vergleich  zum  Taler-,  dulden-,  ]\Iark-,  Frankfuß, 
der  Taler-  ein  schwererer  als  der  (Tulden-,  dieser  wieder  als  der 
Mark-,  dieser  als  der  Frankfuß. 

y)  Eine  wuchtige  münz- und  geldgeschichtliche  Tat- 
sache ist  seit  alters,  durch  die  antike,  mittelalterliche  und  neu- 
zeitliche Welt,  bis  fast  auf  unsere  Tage  hin  zu  verfolgen,  die 
stete  periodische  Erleichterung  des  Münzfußes,  auch  in  dem- 
selben von  Einer  Münzordnung  beherrschten  Münz-  und  Ver- 
kehrsgebiete. Sie  fand  regelmäßig  in  der  Weise  statt,  daß  auf 
das  gleiche  Münzgrundgewdcht  eine  immer  größere  Anzahl  Münz- 
einheiten desselben  Namens  gerechnet  und  dieser  entsprechende 
Münzstücke  desselben  Namens  (,.Nennw'erts“)  geprägt,  d.  h. 
also  diesen  Stücken  ein  geringerer  Feingehalt  oder  Gewdcht  oder 
beides  zugleich  gegeben  wuirde.  Diese  Münzstücke  sind  also 
dann  so  an  feinem  Edelmetallgehalt  immer  leichter  geworden. 
Der  nicht  ganz  ausschließliche,  aber  l)ei  Weitem  vorw^altende, 
meist  allein  hierauf  hinwirkende  Grund  w'ar  der  fiskalische, 
auf  diese  Weise  seitens  der  Münzherren  und  der  Münzverw'al- 
tungen  Gewunn  zu  machen.  Das  w'urde  auf  verschiedene  Weise 
dabei  bewerkstelligt.  Es  geschah  u.  a.  auch  so,  daß  auf  Münz- 
einheiten lautende  Geldverbindlichkeiten  des  Münzherrn  selbst 
in  leichteren  Münzen  desselben  Namens  (Nennwerts)  berichtigt 
w’urden.  Auch  gingen,  solange  solche  Münzerleichterungen,  d.  h, 
Verschlechterungen  geheim  blieben,  die  Geldpreise  der  Waren 
und  Dienstleistungen  nicht  ohne  Weiteres,  selbst  W'enn  die  Vor- 
gänge bekannt  und  offenkundig  w'urden,  nicht  immer  sofort  und 
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allgemein  und  im  vollen  entsprechenden  Betrage  in  die  dlöhe, 
wms  Aviederum  die  Maßregel  gewinnbringend  machte.  Gewöhn- 
lich haben  solche  Vorgänge  der  Erleichterung  des  Münzfußes  zu 
Wirren  im  Münzwesen,  oft  mit  großen  wirtschaftlichen  Störungen, 
geführt.  Diese  sind  dann  durch  neue  Festsetzung  des  gesetz- 
lichen ^Münzfußes,  zw'ar  eines  neuen  festen,  aber  meistens  eines 
leichteren,  und  durch  Begründung  des  Münzw^esens  auf  diesen 
zu  beseitigen  gesucht  worden,  — bis  auch  dieser  Fuß  abermals 
im  Geheimen  oder  offen  wieder  erleichtert  ward.  Auch  Wieder- 
erhöhungen eines  leichter  gewordenen,  Rückkelir  zu  einem 
früheren  schwereren,  selV)st  darüber  hinaus,  sind  vorgekommen, 
aber  weit  seltener  und  auch  nicht  immer  mit  dauerndem  Ver- 
l)leiben. 

Änderungen,  überwiegend  ebenfalls  Erleichterungen  des  Münz- 
fußes, sind  zw'ar  auch  ohne  so  starke  und  gelegentlich  wirklich 
ohne  fiskalische  Tendenz  erfolgt,  um  Verbesserungen  im  Münz- 
w'esen,  Ausgleichungen  von  Schwierigkeiten  infolge  einer  Ände- 
rung der  Wertrelation  der  beiden  Edelmetalle,  wenn  diese  im 
Münzsystem  kombiniert  Avaren,  ferner  um  t bereinstimraungen 
mit  anderen  Münzsvstemen  herbeizuführen,  auch  um  der  Ab- 
nutzung  alter  Münzen  Rechnung  zu  tragen,  so  bis  in  die  neueste 
Zeit.  Aber  sie  spielen  doch  gegenüber  den  aus  fiskalischen 
Gründen  erfolgten  eine  untergeordnete  Rolle. 

Die  Haupterklärung  der  allgemeinen  und  großen  histo- 
rischen Erleichterungen  der  Münzfüße,  daher  auch  der 
Münzstücke  desselben  Namens  liegt  somit  doch  in  der  fiska- 
lischen Auffassung  und  Ausnutzung  des  Münz  reg  als 
und  hat  erst  mit  der  Erkenntnis  des  lediglich  A^olksAvirt- 
schaftlichen  Charakters  dieses  Regals  aufgehört.  Das  ist  Avieder 
der  Punkt,  Avelcher  für  eine  prinzipielle  Behandlung  dieses 
Gegenstandes,  die  allein  hierher  gehörige,  in  Betracht  kommt. 

Nur  ein  Beispiel  und  zwar  einer  immer  noch  relativ  maßvollen 
Erleichterung  ist  das  des  Silbermünzfußes  in  Deutschland  seit  Ende 
des  15.  Jahrhunderts,  wo  dieser  Fuß  zunächst  aus  der  Darstellung 
des  Goldguldens  in  Silber  hervorgegangen  war.  Von  8 Stück  auf 
1 M.  f.  S.  (P'.j  des  14  Taler  preuß.-Fußes)  Avurde  er  bald  erleichtert 
durch  Verringerung  der  Feinheit  und  dann  durch  woitere  Emwond* 
lungen.  1517  wdrd  der  Joachims-Taler  (daher  der  Name)  zu 
auf  1 f.  M.  geprägt.  Nach  verschiedenen,  das  ganze  Jahrhundert 
sich  hinziehenden,  alle  mehr  oder  Aveniger  mißlungenen  Reform- 
versuchen, auch  in  Reichsmünzordnungen  (z.  B.  1559,  1567)  und  unter 
Miteingreifen  \on  einzelnen  Reichsständen  für  sich,  dann  nach  den 
Wirren,  besonders  auf  dem  Scheidemünzgebiete  kurz  \or  und  im 
Beginn  des  80  jährigen  Krieges  (,. Kipper-  und  Wipperzeit“)  Avar  man 
vertragSAveise  (zAvischen  Brandenburg  und  Kursachsen)  1667  im 
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Fehler  für  gesetzliches  Geld  und  die  einzelnen,  wenn  auch  dem- 
gemäß in  Feinheit,  im  Gewicht  oder  in  Beidem  etwas  ver- 
schiedenen Stücke  derselben  Art  (Sorte,  Xennwertgröße)  als 
gleichwertig  und  nach  dem  Gesetz  untereinander  als  unbe- 
dingt vertretbar.  In  diesen  Bestimmungen  über  Remedium  liegt 
daher  eine  notgedrungene,  aber  volkswirtschaftlich  unbedenk- 
liche Konzession  an  technische  Schwierigkeiten,  ein  Kompromiß 
zwischen  diesen  und  dem  Ideal. 

li)  Kautelen.  Aus  dem  Gesichtspunkt  und  nach  den  An- 
forderungen rationeller  Münzpolitik  müssen  aber,  können  jedoch 
auch  eine  Reihe  von  Kautelen  in  bezug  auf  das  Remedium  auf- 
gestellt  und  genügend  zur  praktischen  Geltung  gebracht  werden. 
Die  neuere  3Iünzpolitik  tut  das  allgemein,  die  frühere  hat  es 
nicht  immer  getan,  namentlich  mitunter  auch  hier  wieder  fis- 
kalische Politik  absichtlich  mit  betrieben  oder  doch  unbedenk- 
lich zugelassen,  d.  h.  als  unschädlich  für  die  Geldfunktion  der 
Münzen  angesehen.  Das  ist  falsch,  \ erstöße  gegen  einige  dei 
hier  als  Grundsätze  aufzustellenden  Kautelen  erschw'eren  u.  a. 
auch  die  Lösung  der  Aufgaben  richtiger  Erhaltung  des  Münz- 
wesens in  gutem  Zustande. 

aa)  Das  Remedium  ist  lediglich  nach  technischen  Rück- 
sichten, daher  ist  so  klein  als  nur  möglich  eine  zulässige  Ab- 
weichung in  Feingehalt  und  Gewicht  zu  bestimmen.  Da  die  Dinge 
hier  bei  den  einzelnen  Münzstücken, namentlich  nach  deren ert- 
größe,  etwas  verschieden  liegen,  ist  es  richtig  und  zulässig,  die 
erlaubte  Fehlergrenze  etwas  verschieden  zu  bestimmen,  nament- 
lich im  Allgemeinen  bei  weniger  wertvollen  und  bei  kleineren 
Münzen  etwas  weiter  als  bei  wertvolleren  und  größeren,  daher 
bei  Silbei'-  als  bei  Goldmünzen,  bei  kleinen  als  bei  größeren 
Stücken,  bei  Scheidemünze  als  bei  groben  Münzen. 

Jedem  etwaigen  Fortschritt  der  Technik  können  indessen  die 
Bestimmungen  über  das  Remedium  nicht  folgen,  wenn  auch  mit 
Eecht  die  Abweichungsgrenzen  mit  dem  Fortschritt  der  Technik  ver- 
kleinert worden  sind.  Aber  wenn  in  ein  Münzwesen,  welches  Münzen 
mit  einem  etwas  größeren  Remedium  in  Umlauf  hat,  neue  Münz- 
mengen derselben  Sorten  mit  einem  geringeren  aus  den  Münzstätten 
einströmen,  entstehen  neue  Inkongruenzen,  welche  störend  wirken 
können.  Man  müßte  dann  eventuell  die  alten  Münzen  erst  wieder 
umprägen,  was  bei  einem  schon  bisher  mäßigen  Remedium  doch  nicht 
notwendig  erscheint  und  erhebliche  Kosten  machen  \vürde.  Nur  bei 
einer  allgemeinen  Münzreform,  welche  ohnehin  mit  umfangreichen 
Um-  und  Neuprägungen  verbunden  ist,  wird  eine  technisch  mögliche 
und  nicht  zu  kostspielige  weitere  Einengung  der  Fehlergrenzen  sich 
empfehlen. 
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bb)  Die  kleinen  Fehler  der  einzelnen  Münzstücke  in  Fein- 
gehalt und  Gewicht  dürfen  nur  ein  Ergebnis  des  Zufalls 
sein,  so  daß  sich  auch  diejenigen  im  Gewicht  in  der  Masse  der 
Münzstücke  jeder  Sorte  nach  Wahrscheinlichkeit  ausgleichen, 
indem  bei  ebenso  vielen  Stücken  das  llemedium  im  Plus  als  im 
Minus  vorkommt.  Alsdann  ist  die  Gesamtheit  der  Stücke  doch 
mit  dem  richtigen  Edelmetallgehalt  versehen.  Daher  darf  nament- 
lich nicht,  wie  es  früher  vorgekommen,  seitens  der  Münzver- 
waltung und  der  Münzstätten  selbst  auf  für  sie  günstige 
Fehler  der  Münzstücke,  auf  solche  mit  dem  Remedium  im 
Minus,  künstlich  hinzuwirken  gesucht  werden.  Das  wäre  eine 
unzulässige  Erleichterung  des  Münzfußes. 

cc)  In  der  Masse  der  Münzen  muß  vielmehr,  was  tech- 
nisch erreichbar  ist,  der  gesetzmäßige  Münzfuß  in  Feingehalt 
und  Gewicht  der  Münzen  wirklich  innegehalten  werden,  also 
genauer  und  voller  Feingehalt  und  Gewicht  bestehen. 

Die  Münzstücke,  welche  diesen  Grundsätzen  entsprechen, 
gelten  dann  als  gesetzlich  geprägte,  richtige  und  gleichwertige. 
Die  Münzordnungen  oder  Gesetze  regeln  die  Einzelheiten,  die 
heutigen  meist  ziemlich,  auch  in  den  Zahlensätzen,  überein- 
stimmend und  diesen  Grundsätzen  gemäß,  sie  werden  auch  richtig 
und  genau  durchgeführt  und  es  wird  hierüber  wirksam  Kontrolle 
geübt. 

Beispiele  aus  der  neueren  deutschen  Gesetzgebung.  Im 
Wiener  Münzvertrag  von  1857  und  den  ihn  ausführenden  deutschm 
einzelstaatlichen  Gesetzen  war  bei  den  damaligen  Goldkronen  Pfund 
f.  G.)  und  deren  Hälften  das  Remedium  in  der  Feinheit  2,  im  Ge- 
wicht 2^.,^,, bei  den  silbernen  2 Tlr.-Stücken  je  3,  den  Eintalerstücken 
3 und  4,  den  ^ 6 Talerstücken  5 und  Bei  den  neuen  deutschen 

Reichsmünzen  ist  das  Remedium  bei  den  Goldmünzen  zu  20  und 
10  Mk.  2 im  Feingehalt,  2\.2^oo  Gewicht,  bei  den  Silbermünzen 
bzw.  3 und  10^  ^,0  (ausschließlich  der  ehemaligen  silbernen  20  Pfennig- 
stücke). Bei  den  französischen  Goldmünzen  ist  das  Remedium 
(Tolerance)  für  Feinheit  und  Gewicht  bei  den  Silbermünzen 

3 für  Feinheit,  ebenso  bei  den  5 Franks-Stücken  für  Gewicht,  bei 
den  1 und  2 Franks-Stücken  5,  bei  den  Franks-Stücken  7,  den 
20  Cent.-Stücken  lO^^^). 

{)  Andere  Formpunkte.  Auch  sie  sind  münztechnisch, 
inünzpolitisch  und  wirtschaftspolitisch  nicht  gleichgültig,  selbst 
die  ästhetischen,  künstlerischen  Momente  dabei  nicht,  weil  davon 
wenigstens  mehrfach  mit  die  praktische  Brauchbarkeit  der 
Münzen  im  \ erkehr,  das  Maß  der  Abnutzung,  die  größere  oder 
kleinere  Schwierigkeit  der  Xachahmung  und  Fälschung,  auch 
der  Täuschung  abhängt.  Nach  ihrer  ästhetischen,  künstlerischen 


seit  jeher  eine  kunstgeschichtliche  und 
sowie  eine  Bedeutung  als  historische  Doku- 
eigener Zweig  der  ,,  Münzwissenschaft " 
Aber  auch  eine  v olkswirt  sch  aft- 
hat  diese  Seite  der  Münzen,  sofern  ihre  schöne 
■zieheriscli  auf  den  Kunstsinn  mit  einwirken  kann 

von  Nutzen  auch  nach  andrer 
Im  einzelnen  handelt  es  sich  um  folgende 


Seite  haben  die  Münzen 
kulturhistorische 
mente,  womit  sich  ein 
1 Numismatik  I beschäftigt 
liehe  Bedeutun 
Gestaltung  er 

und  kunstgewerbliche  Aufgaben 
Eichtung  hin  stellt 
Punkte : 

a)  Von  der  Größe,  dem  ü mfang  und  der  Ausdehnung  (Durch- 
schnittsmaße), der  Dicke,  Schwere  der  Münze  hängt  die  Brauch- 
barkeit. die  Hantierung  mit  ihr  im  Verkehr  wesentlich  mit  ab.  Das 
oben  darüber  Gesagte  kommt  auch  hier  wieder  in  Betracht.  Größerer 
Umfang  der  Oberfläche  bedeutet  größere  Abreibungsfläche,  damit  Ab- 
nutzung. Man  prägt  in  neuerer  Zeit  mit  deshalb  Münzen  gleichen 
Gewichts  lieber  etwas  dicker  und  dafür  mit  kleinerem  Durchmesser 
und  Oberfläche,  wobei  aber  wieder  enge  Grenzen  gezogen  sind,  weil 
dickere  Münzen  in  andrer  Hinsicht  unbequem  sind.  Scharfes  Ge- 
präge, auch  der  Bildnisse,  Inschriften  ist  erwünscht,  um  Fälschungen 
zu  erschweren,  aber  bedingt  leicht  wieder,  besonders  wenn  die 
Bilder  usw.  etwas  erhaben  sind,  stärkere  Abnutzung.  Wichtig  ist 
besonders  gute  scharfe  Randprägung  (im  Ringi,  früher  ein  wesent- 


bei  den  * ^ H. -Stücken).  Bloße  Zahlzeichen,  ohne  Beifügung  des  be- 
treffenden Namens  auf  der  Münze  anzugeben,  wie  bisweilen  bei 
kleinen  Scheidemünzen,  ist  auch  nicht  ganz  unbedenklich.  Auch  die 
Sprache  auf  den  Münzen  ist  ein  Punkt  von  Bedeutung.  Die  ältere 
Benutzung  des  Lateinischen  ist  mit  Kecht  meistens  derjenigen  der 
Landessprache  gewichen,  im  Einklang  mit  der  allgemeinen  modernen 
Entwicklung.  Aber  Schwierigkeiten  liegen  hier  in  polyglotten 
Staaten  (Österreich,  Lmgaim,  Schweiz  usw.)  vor.  Bei  der  technischen 
L nmöglichkeit  der  Verwendung  mehrerer  Sprachen  nebeneinander 
auf  den  Münzen,  aus  Raummangel,  wie  etwa  auf  Banknoten  und 
Papiergeld,  wird  das  neutrale  Lateinisch  (zum  Teil  in  der  Schweiz) 
noch  ein  passendes  Hilfsmittel  sein  können  oder  es  muß  eben  eine 
„herr.schende“  Sprache  hier  ausschließlich  zur  Anwendung  kommen, 
— dann  mit  einigen  mißlichen,  aber  unvermeidlichen  Konsequenzen 
für  die  anderssprachlichen Bevölkerung.steile  (Russisch,  gar  Magyarisch 
auf  den  russischen  und  ungarischen  Münzen).  — Auch  für  „inter- 
nationale“ Münzen  im  Umlauf  verschiedener  Staaten  liegt  hier  eine 
nicht  ganz  zu  beseitigende  Schwierigkeit  vor,  wenn  man  sich  nicht 
mit  Chift'ern  hilft.  — Auch  die  Angabe  der  Verhältniszahl,  z.  B. 
bei  Teilstücken  der  Münzeinheit  zu  dieser,  kann  wenigstens  für  einige 
Münzen  in  Erwägung  kommen. 

bb)  Eine  andere  Frage  ist,  ob  auch  eine  Bezeichnung  auf  die 
Münze  gehört,  welche  sich  auf  ihren  Metallgehalt,  daher  auch  ihr 
Verhältnis  zum  Münzgrundgewicht,  damit  auf  den  Münzfuß 
bezieht,  z.  B.  wie  früher  auf  unseren  Talern:  „14  eine  Mark  f.  S.^ 
oder  „HO  ein  Pfund  f.  S.“  Das  ist  jetzt  bei  unseren  Münzen  fort- 
gefallen. ^Ob  ganz  mit  Recht?  Wenigstens  die  sog.  vollwichtige 
Münze  (Kourantmünze,  mit  voller  gesetzlicher  Zahlkraft)  soll  eben 
doch  eine  bestimmte  Gew'ichtsmenge  feinen  Metalls  nicht  nur  repräsen- 
tieren, sondern  sein.  Das  auf  ihr  anzugeben,  ist  auch  heute  noch 
passend.  Es  dient  auch  dazu,  den  Charakter  des  reinen  Metall- 
geldsystems mit  vollem  Realwert  der  Münze  in  dieser  deutlich 
hervortreten  und  die  einzelne  Münze  deutlich  als  das  erscheinen  zu 
lassen,  was  sie  sein  soll,  sein  will  und  tatsächlich,  vom  Remedium 
abgesehen,  auch  ist:  eben  eine  bestimmte  Gewichts  menge 
feinen  Edelmetalls,  Golds  oder  Silbers.  Dadurch  wird  auch  einer 
Übertreibung  der  Bedeutung  des  „staatlichen  Stempels“  leichter  vor- 
gebeugt, zugleich  erwünschtermaßen  schiefen  Konsequenzen  aus  der 
„Nennwerttheorie“  für  Begriff,  Wesen,  Wertbemessung  von  Geld  und 
Münze  und  ebenso  unhaltbaren  Konsequenzen  einer  „staatlichen“ 
Geldtheorie. 

cc)  Auch  die  altüblichen  sonstigen  Bezeichnungen  der  Münzen 
verlangen  noch  eine  Betrachtung,  die  Angaben  der  Jahreszahl  der 
Prägung,  des  Namens  des  Staats,  der  die  Münze  ausgibt,  die  An- 
bringung von  Wappen,  sonstigen  Symbolen,  Bildnissen  des  Landes- 
herrn u.  dgl.  m.  in  monarchischen  Staaten.  Die  Angabe  der  Jahres- 
zahl und  des  Staats  ist  geboten,  des  letzteren  mit  Namen  am  Besten. 
Avas  genügen  kann.  Die  Beifügung  des  Wappens  u.  dgl.  und  von  Bild- 
nissen erscheint  auch  heute  noch  selbst  im  Zeitalter  der  Photographie 
zulässig  und  als  ehrwürdiger  alter  Brauch  passend.  Aber  alle  solche 
Bezeichnungen,  Bilder  usw.  dürfen  den  Raum  auf  der  Münze  für 
die  angeführten  wesentlichen  Punkte,  welche  auf  die  Münze  gehören, 
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um  sie  genau  als  die  und  die  Münze  erkenntlich  zu  machen,  nicht 
zu  sehr  beschränken.  In  Einheitsstaaten  mit  einheitlicher  Staat>- 
münzprägung  bietet  die  Sache  daun  weiter  keine  Schwierigl^iten. 
Die  etwa  bestehenden  verschiedenen  Münzstätten  desselben  btaats 
können  durch  Buchstaben  u.  dgl.  passend  kenntlich  gemach ^verden, 
um  die  Herkunft  einer  Münze  feststelleu  zu  könnej,  was  zur 
erwünscht  bleiben  kann.  Etwas  schwieriger  liegt  die  Frage  der  ^ 
nisse  Wappen  u.  dgl.  in  komplizierten  staatsrechtlichen  Gebilden, 
wie  Bundesstaaten  u.  dgl.  Eine  einheitliche,  gleichmäßige  1 e- 
zcichnung,  wie  in  republikanischen  Bundesstaaten  üblich  (bchweiz. 
Vereinigte  Staaten),  ist  ein  Vorzug  und  nähert  so  deren  Münzwesen 
erwünschtermaßen  dem  des  Einheitsstaats.  In  bloß  personal- 
unierten  Staaten  oder  in  so  eigenartigen  Staatsgebilden  wie  heute 
Österreich-Ungarn,  ist  die  Sache  auch  noch  immer  einfacher  zu 
lösen,  da  es  sich  wenigstens  nur  um  Ein  monarchisches  Bildms 
handelt.  Aber  in  „monarchischen  Bundesstaaten  oder  Gebilden 
wie  dem  heutigen  Deutschen  Reich?  Die  historisclm  Traditmn, 
das  dynastische  Selbstgefühl  hat  hier  bei  uns  im  neuen  Reichsmunz- 
wesen  eine  zwar  münzpolitisch  und  münztechnisch  kaum  ganz  be- 
friedigende, aber  doch  nach  Lage  der  politischen  Verhältnisse  annehm- 
bare Lösung  der  Frage  herbeigeführt.  Sie  k^nn  durch  Bismarcks 
Autorität  gestützt  werden,  der  die  getroffene  ^Entscheidung 
tio-eii  Ausdruck  der  bestehenden  neuen  staats-  und  bundesrechtlicheii 
Verhältnisse  ansah.  Danach  ist  die  eine  Seite  der  Münze  gewisser- 
maßen für  den  Bundescharakter  des  Reichs  und  seiner  Münzen  ge- 
wonnen und  reserviert  worden,  sie  trägt  das  Reichswappen  und  sie 
oder  die  andere  Seite  (bei  den  kleineren  Münzen)  auch  die  Bezeich- 
nung „Deutsches  Reich“,  die  andere  Seite  ist  dagegen  dem  Bildnis 
der  Landesherren  (und  Hoheitszeichen  der  freien  Städte)  Vorbehalten 
worden,  in  deren  Münzstätten  oder  (auch  auf  andren  Münzstätten 
für  sie)  die  Münzen  geprägt  iverden.  In  dieser  Weise  werden  aber  nur 
die  Goldmünzen  und  die  Silbermünzen  im  Werte  von  2 Mk.  und  ^ar'iber 
geprägt,  während  die  kleineren  Münzen  aller  Art  nur  mit  Reichs- 
ivappen  und  Reichsnamen  versehen  sind.  Da  einmal  die  Prägung  der 
Reichsmünzen  nicht  auf  Reichsmünzstätten,  sondern  auf  Landes- 
münzstätten  erfolgt,  lag  eine  solche  Entscheidung  auch  bei  den 
größeren  Münzstücken  nahe.  Aber  sie  hat  münzpolitisch  und  munz- 
technisch  doch  die  mißliche  Folge,  eine  ziemUche  Anzahl  von  Münzen 
mit  verschiedenen  Bildnissen  usw.  dem  \ erkehr  zuzuführen,  da  ci^G 
Reihe  von  Einzelstaaten  noch  eigene  Münzstätten  hat  und  betreibt 
und  sogar  auf  diesen  für  Staaten  ohne  eigene  Münzstätten  geprägt 
wird,  was  gerade  neuerdings  auch  für  Kleinstaaten  wieder  mehr 
geschieht.  Eine  gewisse  Münzzersplitterung  und  ünemheitiichkeit 
' der  Goldmünzen  und  größeren  Silbermünzen  ist  so  immer  noch 
bei  uns  verblieben,  was  Nachahmungen,  Fälschungen  erleichtern 
könnte  und  den  Mangel  strafferer  politischer  Einheit,  hier  im  nach- 
teiligen Unterschied  zum  Münzwesen  republikanischer  Bundess^aten, 
auch  hier  nicht  erwünscht  Jedermann  vor  Augen  führt,  auch  dem 
Ausländer;  nicht  nur  ein  „rein  politisches“,  sondern  auch  ein  „Aolk;?- 
Avirtscbaft-politisches“  Bedenken.  Für  den  Umlauf  im  ganzen  Reiche 
und  selbst  darüber  hinaus  bestimmte  Münzen,  wie  Goldmünzen, 
müssen  auch  durch  allgemeine  Vertrautheit  mit  deren  Aussehen  dazu 
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trachtenden  Abweichungen  abgesehen  — ausschließlich  die 
Menge  feinen  Metalls,  welche  die  Münze  enthält,  ohne  Zuhilfe- 
nahme eines  speziellen  Rreditmoments,  wie  bei  der  Scheidemünze 
(^einschließlich  der  Silbermüuze  der  Goldwährung  und  zum  Teil 
auch  der  Doppelwährung!. 

aa)  Daher  kommen  bei  großen  und  kleinen  Münzeinheiten  und 
andrerseits  auch  bei  Vielfachen  und  Wertteilen  dieser  Münzeinheiten, 
welche  in  eigenen  Münzstücken  dargestellt  werden,  jene  Maximal- 
und  Minimalgrenzen  mit  in  Betracht,  welche  nacji  dem  Früheren 
hier  aus  technischen  Gründen  zu  ziehen  sind.  Uber  eine  Wert- 
einheit von  etwa  20  Mark  bei  Goldwährung  und  etwa  3—4  Mark  bei 
Silberwährung  hinaus  verbieten  sich  also  Münzemhmten  aus  Gold 
dort  und  aus  Silber  hier,  wenn  sie  aus  Gold  und  Silber  selbst  m 
ei<-enen  Münzstücken,  wie  erwünscht,  dargestellt  werden  sollen  Und 
andrerseits  verbieten  sich  ebenso  unter  eine  'Werteinheit  von  10  Mä. 
und  bzw.  ' Mk.  hinab  Münzeinheiten  aus  Gold  und  bzw.  aus  Silber, 
welche  als  “eigene  Münzstücke  geprägt  werden  sollen,  namentlmb, 
wenn  ihre  Legierung  nicht  über  die  normale  (10'', „)  hinausgeht.  Das 
würden  demgemäß  die  etwaigen  Grenzziffern  für  als  Munzstucke 
selbst  geprägte  Münzeinheiten  sein,  soweit  technische  Grunde 
in  Frage  kommen.  Einigermaßen  stimmen  damit  die  historischen 
Vorkommnisse  auf  dem  Münzgebiete  überein. 

bb)  Größere  und  kleinere  Münzeinheiten  bei  Gold-  und  Silber- 
währung ober-  und  unterhalb  dieser  Grenzen  können  nicht  wohl  als 
eigene  Münzstücke  aus  dexn  betreffenden  Metall  selbst  hergestellt 
werden.  Will  man  sie  dennoch  haben,  so  wird  es  sich  regelmäßig 
nur  um  kleinere  Münzeinheiten,  als  durch  Goldstücke,  bei  Gold- 
währung, um  größere  Münzeinheiten,  als  durch  Silber  dargestellt 
werden  können,  bei  Silberwährung  handeln  können. 

cc)  Das  schließt  dann  die  Notwendigkeit  ein,  die  Münz- 
einheit selbst  bei  Goldwährung  aus  Silber,  das  nach  einem 
festen  Goldwert  angesetzt  wird,  bei  Silberwährung  aus  Gold, 
das  nach  einem  festen  Silberwert  berechnet  wird,  in  Münz- 
stücken darziistellen.  Daraus  folgt  aber  notwendig  die  miß- 
liche und  schwierige  Aufgabe,  die  beiden  Metalle  und  die  aus 
ihnen  geprägten  Münzen  in  Einem  Geld-  und  A\  ährungssystem 

nnd  hiprhei  den  e^roßen  Schwierigkeiten  zu  be- 


fähig sein.  Das  kann  mit  Münzen,  welche  nur  in  geringem  Betrage 
z.  B.  das  Bildnis  eines  der  deutschen  Kleinfürsten  tragen,  doch  nicht 
immer  der  Fall  sein.  Wenn  die  Weiterentwicklung  dahin  führte, 
daß  man  einmal  auch  hier  „dem  Kaiser  gäbe,  was  des  Kaisers  ist“, 
wenigstens  betreffs  der  Goldmünzen,  so  läge  das  wohl  auch  im 
Interesse  des  deutschen  Münzwesens  und  seiner  befriedigenden 
Funktion  selbst. 

2.  Volkswirtschaftliche  Anforderungen  an  das 
VI ü n z w e s e n und  an  die  einzelnen  Münzen  sowie  bezüg- 
liche Aufgaben  der  Münzpolitik. 

ai  Münzeinheit  und  Münzfuß  als  volkswirtschaft- 
liche Angelegenheiten. 

Diese  Seite  ist  die  wichtigere  des  Problems,  aber  die  Er- 
gebnisse der  oben  vorausgehenden  Behandlung  der  technischen 
Seite  sind  bei  der  Lösung  zu  berücksichtigen  (S.  471).  Die 
ganze  Frage  hängt  auch  mit  dem  Währungsproblem  zusammen, 
speziell  mit  der  Wahl  der  Währung,  des  Währungsstoffs,  bei 
Edelmetallw’ährung  daher  mit  der  Entscheidung  über  Gold-  oder 
Silberwährung  und  auch  über  einfache  und  Doppelwährung.  Sie 
läßt  sich  hier  jedoch  so  behandeln,  daß  mau  die  eine  oder  andere 
dieser  Währungen  als  bestehend  voraussetzt.  Aber  die  Erörterung 
darüber,  was  hinsichtlich  der  Münzeinheit  zweckmäßig  und  er- 
wünscht ist  und  welche  Folgen  die  W^ahl  einer  Münzeinheit 
verschiedener  Wertgröße  mit  sich  bringt,  führt  auch  wieder  zu 
Ergebnissen,  welche  in  der  Frage  der  Währungswahl  mit  zur 
Berücksichtigung  kommen  können,  unter  Dmständen  selbst  mehr 
oder  weniger  sollten  und  müßten  und  jedenfalls  zu  gewissen 
Forderungen  betreffs  der  Einrichtung  des  Münzwesens  einer  be- 
stimmten Währung,  so  der  Goldwälaung  führen. 

Cfi  Größere  und  kleinere  M ünzeinh eiten  überhaupt  und 
ihre  Folgen  als  volkswirtschaftliche  Angelegenheiten  be- 
trachtet, aber  unter  näherer  Berücksichtigung  des  technischen 
Moments.  „Größer“  und  „kleiner“  wird  hier  auf  die  Wert- 
größe bezogen,  genauer  gesagt  auf  die  Geldw^ertgröße.  Bei  einem 
Gelde,  wie  dem  Edelmetallgelde,  von  realem  Stoffwert  hat 
die  Wahl  der  Münzeinheit  verschiedener  solcher  Werte  aber 
gewisse  notwendige  Folgen  für  die  körperliche  Größe  der 
Münzen,  welche  die  Münzeinheit  und  deren  etwaige  Vielfache 
und  Teile  darstellen.  Denn  wenn  die  Höhe  dieses  Stoffwerts 
auch  mit  auf  der  Geldfunktion  dieses  Stoffs  beruht,  den  Wert 
des  aus  dem  Stoff  hergestellten  Münzstücks  bestimmt  doch, 
wenigstens  bei  den  hier  zunächst  allein  in  Betracht  kommenden 
sog.  vollwichtigen  Münzen  — von  kleinen,  später  zu  be- 
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lassend,  etwaige  Landesgoldmüuze,  elienso  wie  fremde,  neben 
der  Silbermünze  zu  einem  wechselnden  Wertverhältnis  von  Gold 
zu  Silber  (Kurs)  im  Umlauf  anzuwenden. 

ßß)  Bei  einer  kleinen  Münzeinheit  in  der  Goldwährung  hat 
mau  deren  Darstellung  in  Silberstücken  nicht  vermeiden  können. 
Um  den  Schwankungen  der  Wertrelation  Rechnung  zu  tragen, 
hat  man  alsdann  diesen  Silbermünzen,  d.  h.  den  Münzeinheits- 
stücken, sowie  deren  kleineren  Vielheiten  lunter  der  Grenze  des 
kleinsten  Goldmünzstücks),  den  Charakter  der  Scheidemünze 
oder  eines  Analogons  zu  dieser  verliehen.  Zum  Zweck  der 
Sicherung  eines  festen  Geldwerts  dieser  Silbermünzen  sind  dabei 
die  nämlichen  grundsätzlichen  Kautelen  zur  praktischen 
Anwendung  gelangt,  wie  zur  Sicherung  eines  festen  Gleichwerts 
(„Pari“)  zwischen  vollwichtiger  und  Scheidemünze  überhaupt. 
So  vorzugehen  ist  auch  notwendig  und  bei  strenger  Durchführung 
der  Grundsätze  auch  erfolgreich.  Aber  bei  solchen  Silbermünzen 
der  Goldwährung  ist  es  doch  eine  erheblich  schwierigere  Auf- 
gabe, als  bei  der  sonstigen  Scheidemünze.  Darüber  unten  mehr. 

yy)  Jedenfalls  bleibt  es  doch  auch  etwas  Anomales  und 
Xichterwünschtes,  eine  Münzeinheit  zu  besitzen,  welche  im  Prä<re- 
Stoff,  auf  den  sie  sich  bezieht,  gar  nicht  hergestellt  wird  und 
werden  kann,  eine  Quote  Gold  bedeutet,  aber  in  Gestalt  von 
Silberstücken  selbst  allein  sichtbar  wird,  wie  die  kleine 
Münzeinheit  der  Goldwährung  z.  B.  unsere  Mark,  der  Frank,  wenn 
als  Münzeinheit  bei  Goldwährung  aufgefaßt,  was  er  allerdings 
ursprünglich  nicht  war  und  in  Doppelwährungssystemen  nicht 
völlig  ist,  ähnlich  Dollar,  Rubel,  österreichische  Krone  und  andere 
kleine  Goldmünzeinheiten.  Von  vornherein  kommen  so  in  das 
Geld-,  Münz-  und  Währungswesen  Fiktionen  hinein,  welche 
immer  ihr  Bedenkliches  haben.  Tiotz  etwaiger  sonstiger  un- 
liebsamer Konsequenzen,  welche  große  Münzeinheiten  nach 
den  folgenden  Ausführungen  mit  sich  bringen,  wäre  es  doch 
richtiger,  bei  Goldwährung  eine  solche  große  Münzeinheit  zu 
wählen,  welche  in  Gold  selbst  noch  als  Münzstück  prak- 
tisch brauchbar  dargestellt  werden  kann,  also  wenigstens  in  der 
Minimalgröße  eines  derartigen  Goldstücks,  bei  uns  der  deutschen 
„Krone“,  des  10  Mk. -Stücks,  im  Frankensystem  des  10  Franks- 
Stücks,  dann  auch  notwendig  mit  einem  geeigneten  Namen  für 
ein  solches  Stück. 

ß)  Weiteres  über  Vorzüge  und  Nachteile  größerer 
und  kleinerer  Münzeinheiten.  Einiges  davon  hängt  auch  mit 
der  Frage  der  Rechnungseinteilung  und  des  Teilstück- 
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Wesens  (Stückelung)  im  Münzwesen  zusammen.  Eine  große 
Münzeinheit  vermindert,  eine  kleine  vermehrt  den  „Zahlen- 
ballast“ für  Kopf-  und  Schriftrechnen,  was  sich  wieder,  privat- 
und  volkswirtschaftlich,  in  Verringerung  und  Erhöhung  des 
Mühe-,  Arbeits-,  Kostenaufwands  ausdrückt. 

Vorteile  und  Nachteile,  welche  durch  umgekehrte  in  der  Verein- 
fachung der  Rechen-  und  Schreibarbeit,  wie  einerseits  Ausreichen  mit 
2 Spalten  (Kolonnen)  in  der  Rechnung,  unter  Anwendung  des  Dezimal- 
systems und  der  Centesimaleinteilung  selbst  mit  einer  Spalte  bei  der 
kleinen,  so  anderseits  durch  die  Notwendigkeit  z.  B.  3 Spalten  in  der 
Rechnung,  zumal  der  beim  Duodezimalsystem  bei  einer  großen  Münzein- 
heit, allerdings  mehr  oder  weniger  ausgeglichen  und  aufgewogen  werden 
können.  (Es  zeigt  sich  leicht  in  Vergleichungen,  z.B.  von  Pfund  Sterling, 
ehemaligen  deutschen  Talern  mit  Franks,  Mark.)  Die  Anwendung  auch 
der  Dezimalrechnung  mit  Centesimaleinteilung  hei  größeren  Münz- 
einheiten (Dollars,  Rubel,  Gulden  Österreich.,  holländ.  Währung] 
mindert  zwar  auch  bei  solchen  einige  Lnbef|uemlichkeiten.  Aber 
bei  ganz  großen  Münzeinheiten  kann  man  diese  Rechnung  und  Ein- 
teilung  kaum  anwenden,  weil  die  Hundertteile  noch  zu  groß  bleiben 
(20  Pfennig  beim  Pfund  Sterling!)  und  die  Tausendteile,  selbst  wenn 
sie  noch  brauchbare  Werteinheiten  darstellen  (2  Pfennig  in  eben  ge- 
nanntem Fall),  wieder  den  Zahlenballast  sehr  steigern. 

y\  Schwieriger  und  wichtiger  ist  ein  spezifisch  wirt- 
schaftlicher Punkt,  wie  der  folgende:  der  Nachweis  eines  Ein- 
flusses der  Größe  der  Münzeinheit  und  gewisser  Vielfacher 
und  üblicher  Quoten  (i;.,,  i/,,,  " ^o)  ‘^avon  auf  die  Preis-  und 

besonders  die  Taxbildung  für  W aren  und  Dienstleistungen,  auch 
auf  gewisse  Arbeitslöhne  und  auf  teils  damit  zusammenhängende, 
teils  auch  davon  unabhängige  wirtschaftliche  V ertvorstel- 
lungen,  aiich  über  „ Werteinheiten“,  aa)  Besonders  für  den 
Kleinverkehr,  den  Konsumentenverkehr,  dann  im  Verkehr, 
wo  es  sich  um  „Honorierung“,  wenn  auch  mit  ökonomischen 
Werten,  handelt,  macht  sich  ein  solcher  Einfluß  geltend,  wobei 
dann  u.  a.  auch  die  Größe  der  Münzeinheit  selbst,  ferner  der 
kleinsten  Münzstücke  überhaupt  und  wieder  diejenige  der  wich- 
tigeren Teilstücke,  Sorten,  Kupfer-,  Nickel-,  Silber-,  Goldmünzen 

eine  gewisse  Bedeutung  gewinnt. 

In  diesem  Verkehr  wirken  eben  „freie  Konkurrenz“  und  „Ver- 
folgung des  höchst  möglichen  Vorteils  auch  in  jedem  Einzelfall“ 
nicht  so  allgemein,  direkt  und  stark,  wie  im  Großverkehr  (Großhandel), 
wo  sich  alle  Preisfestsetzungen  bis  in  kleine  Werteinheiten  genau 
nach  diesem  Motiv  im  Konkurrenzsystem  zu  vollziehen  streben.  In 
jenem  anderen  Verkehr  spielen  dagegen  Sitte,  Herkommen,  „Ehreu- 
gesichtspunkte“  ein  große  Rolle  neben  und  selbst  statt  der  rein  öko- 
nomischen Momente.  Man  bevorzugt  hier  auch  „runde“  Preis-, 
„Honorarsätze“  (bis  mit  zum  „Trinkgeld“  hin).  Hier  richtet  sich 
dannVieles  nach  der  Wertgröße  der  Münzeinheit  und  nach  he- 
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Stimmten  festen  Quoten  und  Vielfachen  dieser  runden  sich  Preise,  Taxen, 
Löhne,  Honorare  danach  mit  ab,  regulieren  sich  aber  auch  Neubildungen 
von  Preis-  und  Lohnsätzen  und  Taxen  hierfür  nach  den  Münzeinheiten, 
deren  Quoten  und  Vielfachen.  Unter  dem  meist  übermächtigen  Ein- 
fluß der  Produzenten,  Händler,  Wirte,  auch  unter  der  Nachgiebigkeit 
der  Betroffenen,  aus  Rücksichten  auf  Eitelkeit,  soziale  Stellung  führen 
dann  namentlich  sonstige  Preissteigei  ungen  usw,  im  Groß verkeh  r 
infolge  Verteuerung  der  Produktion  selbst,  regelmäßig  im  Kleinver- 
kehr zu  „Abrundungen  nach  oben  zu^*.  Die  Betroffenen  sind  also 
die  höher  Belasteten,  mit  geringer  Aussicht,  einmal  wieder  weniger 
belastet  zu  w^erden,  weil  sich  eben  die  neuen  Sätze  taxartig  einbür- 
gern, bei  Honorar-  und  ähnlichen  Zahlungen  auch  in  der  Sitte.  Eben 
deswegen  machen  sich  auch  allgemeine  Preisermäßigungen  im  Groß- 
verkehr, in  der  Produktion  überhaupt  nicht  oder  schwächer  und 
langsamer  und  für  die  Konsumenetn  usw.  nicht  so  leicht  im  „Ab- 
runden nach  unten  zu“  geltend.  Wo,  wie  z.  B.  in  vielen  Teilen 
Deutschlands,  namentlich  Norddeutschlaads  Pfennigrechnung,  Kupfer- 
gcldgebrauch  nicht  üblich,  wird  daher  auch  die  Größe  des  kleinsten 
und  zweitkleinsten  nächsten  Teilstücks  von  Bedeutung  für  die  Ge- 
staltung der  Preissätze  und  andrer  solcher  Zahlungssätze  werden. 

bb)  Namentlich  nicht  allzu  starke  Verschiedenheiten 
der  Wertgröße  der  Münzeinheiten  — wie  z.  B.  diejenigen  zwischen 
skandinavischer  Krone,  deutscher  Mark,  österreichischer  Krone, 
Frank  — werden  daher  die  angedeuteten  Wirkungen  für  Preis-, 
Dienstlohn-,  Trinkgeld-,  Honorarsätze  haben,  wie  auch  Vergleich- 
ungen und  Erfahrung  zeigen.  Da  richtet  sich  auf  diesem  Ge- 
biete Vieles  nicht  nach  dem  eigentlichen  Geldwert  der 
Münze,  sondern  wenigstens  mit,  und  in  der  dargelegten  Weise, 
nach  den  Münzeinheiten  und  den  Münzstücken  selbst. 
Diese  Einheit,  deren  bestimmte  Quote  und  deren  Vielfaches 
i n bestimmten  Zahlensätzen  wird  Entgeltseinheit  und  lebt 
man  danach  daher  dann  „billiger“  oder  „teuerer“,  gewiß  nicht 
allein,  aber  mit  wegen  des  hier  einmal  Üblichen. 

Für  die  Masse  der  sozial  und  ökonomisch  schwächeren  Bevöl- 
kerung, auch  der  unteren  Mittelklassen  als  Konsumenten,  Käufern, 
Vergütern  von  Dienstleistungen  u.  dgl.  liegt  darin  der  Vorteil  einer 
kleineren  Münzeinheit,  freilich  für  Teile  davon  (z.  B.  die  mit  Trink- 
geld bezahlten,  gewisse  Dienstgewerbe  u.  dgl.)  auch  wieder  ein  Nach- 
teil als  Produzenten,  als  Dienstleistungen  Ausübende.  Auch  bei 
größeren  Wertunterschieden  der  Münzeinheit  (Taler,  Gulden,  diese 
und  Mark  oder  Frank,  kontinentale  Münzeinheilen  verglichen  mit 
Souvereign,  Dollars)  macht  sich  das  (besagte  wohl  auch  etwas  mit 
geltend,  aber  doch  weniger,  Andres  übt  hier  mehr  Einfluß.  Über- 
treibungen wie  „in  Amerika  ein  Dollars  wie  eine  Mark“  laufen  unter. 

cc)  Zumal  bei  Münzänderungen,  welche  mit  Übergang 
von  einer  kleineren  zu  einer  größeren  Münzeinheit  verbunden 
sind  und  eventuell  dann  auch  andere  Quotenberechnungen  und 
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^lünzstücke  dafiu*  einführen,  di’ohen  daher  au.s  solchen  ^ ei  hält- 
nissei)  und  ..  Abruuduugsbestrebungeu  nach  oben  zu" 
Störungen  hervorzugehen  und  dadurch  leicht  Benachteiligungen 
der  kleinen  Leute,  der  Kreise  mit  festen  Einnahmen. 

So  wohl  1871  73  ff.  etwas  in  Süddeutschland,  als  die  Mark  igleich 
35  Kreuzer)  tatsächlich  vielfach  an  die  Stelle  des  halben  Gulden  von 
30  Kreuzer  trat.  Auch  nicht  genügendes  Aufgeheii  der  einen  Münz- 
Sorte  in  die  andeie.  wie  in  diesem  Fall,  wirkt  so.  Umgekehrt  ist 
in  England  ein  charakteristisches  Beispiel  das  Festhalten  an  21  sh. 
oder  1 Pf.  Sterl.  1 sh.  in  Honorar-,  Preissätzen  (z.  B.  rni  Buchhandel) 
statt  des  Pfunds.  Beim  Übergang  von  der  größeren  zu  einer  selbst 
nur  so  wenig  kleineren  Münze,  wie  von  der  Guinee  (21  sh.)  zum 
Sovereign  (20  sh.),  wurden  die  Interessenten  durch  die  Festhaltung 
des  alten  Satzes  vor  nachtheiligen  Wirkungen  für  sie  auf  diese  M eise 
bewahrt:  die  „Abrundung  nach  unten“  gelang,  gegen  das  Interesse 
der  Zahlenden,  dem  Publikum  nicht. 

d)  Endlich  spielt  auch  eine  Art  psychologisches  Moment 
iii  dieser  Frage  der  Größe  der  Münzeinheit  mit.  Auch  daraus 
können  sich  gewisse  wirtschaftliche  Rückwirkungen  ei'geben.  Eine 
größere  ifünzeinheit  wird  in  den  AVertvorstellungen  überhaupt 
höher  gewürdigt  als  eine  kleine,  sie  führt  dadurch  zu  größerer 
Si.arsamkeit,  AVirtscliaftlichkeit  im  Ibngehen^  mit  Geld  im  All- 
gemeinen und  in  den  unteren  Klassen  speziell.  Sie  veranlaßt 
Ldrerseits  nicht  so  leicht  „Prahlerei  mit  großen  Zahlen“,  in 
Eiukommeii,  A'ermögen,  weil  sich  diese  in  großen  Münzeinheiten 

viel  schwieriger  gewinnen  lassen. 

Das  Herumwerfen  mit  „Millionen“,  gar  „Milliarden“,  das  Protzen 
des  Millionärs“  und  „Milliardärs“  sind  Parvenuerscheinungen,  welche 
mit  manchem  Anderen,  aber  — etwas  auch  mit  dem  Gebrauch  kleiner 
Münzeinheiten  Zusammenhängen,  eine  „Million  in  Mark,  in  krank 
ist  leichter  erworben,  kommt  öfter  als  eine  in  Talern,  Dollars  oder 
i^ar  in  Pfund  Sterling  vor,  — eine  schwere  große  Münzeinheit  gibt 
auch  dem  Reichtum  ein  solideres  Gepräge.  Auch  hier  gibt  es  charak- 
teristische „volkspsvchologische“  Differenzen,  welche  sozialethisch 
und  damit  auch  wirtschaftlich  bemerkenswert  sind. 

g)  Die  wirkliche  Bestimmung  der  Alünzeinheit  t ollzieht  sich 
regelmäßig  im  Anschluß  au  das  geschichtlich  Überkommene  und 
Bestehende.  Man  steht  keiner  tabula  rasa  gegenüber,  die  ein- 
mal historisch  überkommene  Münzeinheit  ist  freilich  oft  das 
zufällige  Ergebnis  zahlreicher  Erleichterungen  des  Münzfußes, 
wie  in  den  meisten  älteren  und  modernen  Münzsystemeu , an 
welchen  man  aber  nun  festhielt.  Selbst  bei  gröißereii  „Münz- 
reformen“ wenigstens  im  Wesentlichen,  auch  wenn  dabei  wieder 
kleinere  Änderungen  eintraten.  Das  ist  auch  begreiflich  und 
berechtigt.  Wo,  in  neuerer  Zeit  wenigstens,  größere  Reformen 
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erfolgt  siud,  wie  besonders  im  Deutschen  Reich  1871  ff.,  in  der 
Schweiz,  in  Skandinavien,  in  Ländern,  welche  den  Erank  an- 
nahmen,  hat  dann  nur  das  Hinzielen  auf  Münzgleichheit, 
um  aus  der  Verschiedenheit  der  Systeme  herauszukommen  und 
diese  so  zu  vereinheitlichen,  den  Weg  zur  Wahl  der  Münz- 
einheit mit  gewiesen.  Dabei  kömu'n  dann  wohl  eher  gewisse 
allgemeine  prinzipielle  Gesichtspunkte,  wie  die  im  Vorausgehenden 
behandelten,  eine  gewisse  Berücksichtigung  mit  finden.  In  dieser 
Hinsicht  lä,ßt  sich  auch  wohl  noch  darauf  hinweisen,  daß  die 
jeweilig  passendste  Wertgröße  einer  Münzeinheit  auf 
verschiedenen  Stufen  der  volkswirtschaftlichen  Entwicklung,  des 
Nationalwohlstands,  der  Umsatzverhältnisse  und  Preisstellungen 
eine  verschiedene  ist,  bei  ärmeren  Völkern  eine  kleinere,  bei 
reicheren  eine  größere,  ebenso  in  niedriger  und  höherer  Ent- 
wicklung, so  im  vorwaltenden  „ Agrarstaat’^  und  im  hoch  ent- 
wickelten „Industriestaat“,  wie  Ähnliches  auch  von  der  V'ahl 


die  Teil^tücke  der  Münzeinheit  Ikü  al]<*n  \Vert^?rußen  der  letzteren, 
hei  (^old-  wie  hei  >?ill)er\vährung,  bezielieii,  und  darunter  noch 
hesoiiders  diejenigen,  welclie  speziell  die  größeren,  aiis  Silber 
hergestellten  Teilstücke  der  Goldwährung  betreffen. 

a.  Größere  Münzstücke  als  diese  Münzeinheit,  Stücke  vom 
Mehrfachen  leventuell  auch  in  Brüchen,  z.  B.  dem  fachen) 
der  Blünzeinheit.  Ol)  solche  ein  v irkliches  Verkehrsbedürfnis 
sind  und  oh  sie,  auch  in  diesem  Fall,  nach  den  oben  dargelegten 
technischen  Grundsätzen,  als  ])raktisch  l)rauchbare  Münzen  her- 
gestellt werden  können,  hängt  von  der  Größe  der  Münzeinheit 
und  des  diese  darstellenden  Hauptmnnzstücks  ab. 

aa)  Bei  großen  Silber-  wie  Goldmünzeinheiten  und 
Münzstücken  dafür  bis  zur  zulässigen  Maximalgröße  solcher 
Stücke  besteht  im  Allgemeinen  kaum  ein  solches  Bedürfnis  und 
würden  die  Münzstücke  eines  Vielfachen  der  Münzeinheit  für 
den  praktischen  Gebrauch  leicht  zu  groß,  indem  sie  die  früher 
besprochenen  Maximalgrenzen  der  Größe  überschreiten  (z.  B. 
2-Talei’stücke,  silberne  5-Mark-,  5-Frankstücke,  Goldstücke  von 
in  Mark-,  Schilling-,  Frankwert,  wie  sie  vorgekommen  sind,  und 
noch  größere).  Ein  Mehrfaches  einer  solchen  Silbermünzeinheit 
kann  daher  evenüxell  als  Münze  nur  in  Gold  hergestellt  werden, 
dann  aber  mit  den  TJnzuträglickeiteii,  welche  aus  der  Schwankung 
der  Wertrelation  zwischen  beiden  IMetalleu  entspringen.  Statt 
mittelst  solcher  zu  großer  Silber-  und  Goldmünzen  kann  hier 
dem  Bedürfnis  durch  ein  System  oiiilüsbaren  Papiergelds 
und  Banknoten,  bei  genügenden  Kautelen  für  den  steten 
Gleichwert  mit  dem  Silber-  und  Goldgeld,  daher  mit  erforder- 
licher liquider  Deckung  dieser  auf  dem  Kredit  beruhenden  Geld- 
surrogate,  entsprochen  werden. 

bb)  Bei  kleinen  Silbermün/einheiteii  wie  z.  B.  Mark, 
Frank,  eventuell  noch  Gulden,  und  auch  kleinen  Goldmüuz- 
einheiten,  wie  etwa  10-Mark-,  -Frank-,  -Schillingstücke  sie  sein 
könnten,  lassen  sich  Münzstücke  vcmi  Vielfachen  dieser  Münz- 
einheit bis  zu  der  zulässigen  maximalen  Wertgröße  eines  solchen 
Silber-  oder  Goldstücks  leicht  und  einfach  aus  Silber  (z.  B. 
2-,  3-,  allenfalls  auch  noch  4-Mark-,  Frankenstücke)  und  wenig- 
stens Stücke  des  Zweifachen  solchei  kleiner  Goldmünzeinheiten 
auch  noch  aus  Gold  (2h-Mark,  -Frank)  herstellen.  Bezüglich 
noch  größerer  Vielfachen  von  kleinen  Silber-  und  Goldmünz- 
einheiten liegt  die  Sache  wie  im  vorigen  Fall  bei  aa.  Gutfun- 
diertes Papiergeld  und  Banknoten  können  auch  hier  abhelfen. 


Münzeinheit  ab.  Bei  einer  großen  ]Müiizfdnheit,  sei  es  eine 
silberne  oder  eine  goldene,  sind  gewölnilich  Hauptteilstücke  in 
verschiedener  Größe,  besonders  zu  ^ Vp  V-jj 

^ erforderlich,  bei  einer  kleinen  meist  wenigstens  solche  zu 
Hier  liegen  die  Dinge  nun  wesentlich  verschieden  bei  Silber- 
und l)ei  Goldwälirung,  und  zwar  erheblich  einfacher  und  in- 
sofern günstiger  bei  der  ersten.  Ein  Punkt  von  Bedeutung 
auch  für  die  Währungsfrage  und  füi*  die  Wahl  zwischen  Silber- 
nnd  Goldwährung,  welcher  hier  gleich  vorweg  erledigt  wird. 

aai  Die  Hauptteilstücke  der  Silberwülhrung  können 
ohne  Schwierigkeit,  bei  einer  kleinen  wie  bei  einer  großen 
Silbermünzeinheit,  aus  demselben  Metall,  wie  diese  Münzein- 
heit, also  aus  Silber  hergestellt  werden,  wie  das  auch  stets  ge- 
schieht, und  sell)st  zu  dem  pro]>ortinnal  gleichen  Gehalt  an 
feinem  Silber.  Dies  gilt  auch  sellxst  von  den  kleinen  Haupt- 
teilstücken, wenn  diese,  um  ihr  Gewicht  und  Volumen  etwas  zu 
vergrößern  und  sie  so  handlicher  zu  machen,  auch  eventuell, 
nach  dem  Frülieren  bisweilen  passend,  mit  stärkerer  Kupfer- 
legierung als  die  normale  bei  den  Münzeinheitsstücken  versehen 
werden.  M,  a.  W.  alle  solche  Hauj)tteilstücke  der  Silberwähnuig 
können  und  werden  jetzt  regelmäßig  el)enso  vollwichtig  ans 
Silber  hergestellt,  als  die  Münzeinheitsstücke  selbst,  nicht  als 
unvollwichtige  sog.  Scheidemünze.  So  onfallen  alle  Schwierig- 
keiten, welche  bei  der  Scheidemünze  deren  leichterer  Münzfuß 
und  bei  den  silbe)*nen  Haui>tteilstücken  der  Goldwährung  die 
Kombination  der  beiden,  gegeneinander  nicht  wertstabiler 
Metalle  im  Münzsystem  bieten:  ein  großer  münzi>olitischer 
Vorteil  und  in  der  Tat  ein,  wenn  auch  nicht  den  Anssclilag 
gebender,  doch  immerhin  mit  ins  Gewiclit  fallender  Vorzug 
der  Silberwährung  vor  der  Goldwährung.  Denn  so  sind 
die  künstlichen  Vorkehivingen  für  die  Erhaltung  des  Gleichwerts 
der  Teilstücke  und  der  Münzeinheit  von  vornherein  entbehrlich. 
Auch  die  Hauptteilstücke  der  Sillxerwälirung  können  dalier  die 
xinlxedingte  gesetzliche  Zahlkraft  gleich  den  Münzeinheiten  bei- 
gelegt bekommen,  wie  es  auch  regelmäßig  geschielit. 

In  dieser  Hinsicht  kann  nur  etwa  eine,  aber  immerhin  auf  erheb- 
lich höhere  Beträge  hinauf  als  bei  aller  Scheidemünze  und  bei  der 
Silbermünze  der  Goldwährung  gehende  Beschränkung  der  gesetz- 
lichen Zahlkraft  in  Frage  kommen  für  gewisse  Kategorien  von  Fällen, 
nämlich  bei  einer  gewisse  Wertbeträge  übersteigenden  Einheitssummen- 
Zahlung.  Und  zwar  einmal  bei  Hauptteilstücken  oder  deren  kleineren 
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Stücken,  welche  mit  überuormaler  liegierung  versehen  sind,  weil  I 

die  größere  Schwere  dieser  Stücke  gerade  bei  größeren  Summen,  für  ■ 

Transport  usw.,  lästig  werden  kann;  sodann,  weil  die  unbegrenzte  P 

Zahlkraft  auch  der  Haupteilstücke  und  zumal  der  kleinen  davon.  I 

wenngleich  diese  Stücke  vollwichtig  sind,  seitens  der  Zahlungs- 
verpflichteten zu  chikanöser  Ausdehnung  der  Zeitdauer  des  Aus- 
zahlungsvorgangs bei  größeren  Summen  ausgenutzt  werden  kann.  | 

Derartiges  droht  z.  B.  bei  Bankauszahlungen  für  zur  Einlösung  in 
größerer  Menge  auf  einmal  präsentierte  Banknoten,  wie  es  vor- 
gekommen sein  soll,  und  für  herausgezogene  Depositengelder.  Hier 
kann  sich  auch  bei  vollwichtigen  Haupt  teilstücken  der  Silberwährung 
unter  Umständen  eine  Beschränkung  der  Zahlkraft  bis  zu  immerhin 
ziemlich  erheblichem  Betrage,  auch  die  Vorschrift  empfehlen,  daß  in 
solchen  Fällen  bei  Banken  usw.  unter  Garantie  der  Richtigkeit  der 
Verpackung  das  Silbergeld,  namentlich  auch  das  aus  vollwichtigen 
Teilstücken  bestehende,  bei  größeren  Summen  in  Rollen  und  Beuteln 
verpackt  sein  muß,  wenn  es  der  zum  Fiinpfang  der  Zahlung  Berech- 
tigte verlangt.  Solche  Notwendigkeiten  verringern  wohl  den  Vorzug 
der  vollwichtigen  Hauptteilstücke  der  Silberwährung  etwas,  heben 
ihn  aber  doch  nicht  aut. 

bb'  Bei  den  Haiq»tteilstücken  der  Goldwährung  liegen 
für  die  münzj)olitisclie  Regelung  viel  größere  Schwierigkeiten 
vor.  E.s  sind  dieselben,  welche  sich  bei  dieser  Währung  schon 
für  kleine  Münzeinheiten  ergeben.  Diese  letzteren,  an  sich  ja 
stets  gewisse  Teile  feinen  Golds,  lassen  sich  eben  nicht  ans  Gold 
selb.st  als  Münzen  herstellen;  ebensowenig  oder  eigentlich,  weil 
sie  noch  kleiner  würden,  noch  weniger  die  Hauptteilstücke  auch 
selbst  einer  großen  Goldmünzeinheit,  von  den  Fällen  abgesehen, 
wo  diese  Einheit  so  groß  ist,  daß  wenigstens  ein  größtes  Haupt- 
teilstück noch  praktisch  brauchbar  aus  Gold  gefertigt  werden 
kann  (wie  z.  B.  die  ^ ..-Stücke  von  Sovereigns  und  ähnlich  großen 
Goldmünzen,!.  Demnach  können  die  betreffenden  Münzstücke  bei 
(xoldwährung  nur  aus  Silber  hergestellt  werden. 

Man  kann  daher  bei  der  Regelung  des  Münzw'e.sens  dein 
schwierigen  Problem  einer  Kombination  von  Gold  und  Silber 
und  Münzen  aus  beiden  nicht  mehr  aus  dem  Wege  gehen. 

Dai’in  liegt  eine  ihr  notwendig  anklebende  innere  Schwäche 
der  Goldwährung,  an  sich  stets,  weil  die  Wertrelation  von 
Gold  zu  Silber  keine  stabile  ist  \md  praktisch  um  so  mehr,  je 
stärker  sie  schwankt  und  auch  in  einer  bestimmten  Richtung 
ein  anhaltendes  starkes  Steigen  oder  Sinken  von  Gold  gegen 
Silber  und  umgekehrt  stattfindet.  Auch  die  „reine'*  Gold- 
währung leidet  hier,  soweit  sie  Silbermünzen  zur  Ergänzung 
braucht,  und  das  tut  sie  unvermeidlich  in  großem  Umfange, 
unter  denselben  Schwierigkeiten  wie  die  sog.  Doppelwährung,  j 


was  einseitige  Vertreter  der  ersten  nicht  immer  gebührend  be- 
achtet haben,  namentlich  in  ihrer  Kritik  der  Do})pel Währung. 

Abgesehen  von  der  Frage  eines  allgemeinen  Do j)pel- 
währungssystems.  welches  hier  Abhilfe  schaffen  könnte,  eine 
Frage,  welche  aber  an  dieser  Stelle  nicht  zu  behandeln  ist,  ver- 
mag man  diese  Schwierigkeiten  bei  der  Silbermünze  der  Gold- 
währuug  nur  durch  Anwendung  der  rationellen  münz- 
politisch eii  Grundsätze  für  Kleinteilstücke,  für  Scheidemünzen, 
mit  kleinen  Abweichungen  in  der  Durchführung,  zu  lösen.  So 
ist  mail  in  der  neueren  rationellen  Münzpolitik  und  Gesetzgebung 
auch  vorgegaiigen.  Die  Frage  liegt  also  hier  bei  dieser  Silber- 
münze prinzipiell  ebenso  wie  bei  der  Scheidemünze  aller 
Metallwährungen.  Sie  kann  so  hier  für  beide  solche  Münzstücke 
im  Zusammenhang  behandelt  werden.  Aber  der  Umstand,  daß 
die  Silberinünze  der  Goldwährung  eben  bei  einer  kleinen  Müuz- 
einheit  die  diese  selbst  mit  darstellenden  Münzstücke  und  alle 
HauptteiLstücke  umfaßt,  daher  sich  im  einzelnen  Stück  auf 
höhere  W'erte  und  in  der  Summe  auf  viel  größere  Münzmeugen 
ausdehnt,  als  bei  der  Scheidemünze  der  Kleiuteilstücke  in  Be- 
tracht kommen,  bedingt  eine  ungünstigere  Sachlage  für 
diese  Silbermünze,  als  bei  dieser  nur  aus  Münzstücken  geiiugei'eu 
Werts  des  einzelnen  Stücks  und  in  geringerer  Gesamtmenge  be- 
stehenden eigentlichen  Scheidemünze  der  verschiedenen  AVäh- 
rungssysteme. 

Insbesondere  setzt  die  Lösung  der  Aufgaben,  einen  festen 
Gleichwert  zwischen  den  Silbermünzen  der  Goldwährung  und 
die  stete  leichte  LTmtauschbarkeit  zwischen  Silber-  und  Gold- 
münzen zu  diesem  Wert  zu  verbürgen,  viel  umfassendere,  auch 
kospieligere  Vorkehrungen  nnd  Einrichtungen  voraus,  als  die 
Lösung  der  gleichen  Aufgabe  bei  der  Scheidemünze  in  deren 
Verliältnis  zum  vollwichtigen  Gelde. 

y)  Kleinteilstücke  aller  Währungen. 

aa)  Bedürfnis  danach.  Solcher  Stücke  bedarf  man  überall. 
In  welchem  Maße  und  Umfang  hängt  mit  von  der  Größe  des 
kleinsten  Hauptteilstückes  und  dessen  Menge  im  Umlauf  ab,  der 
Bedarf  an  Haupt-  und  Kleinteilstücken  auch  von  der  Größe  der 
Münzeinheit  und  wieder  der  Bedarf  an  letzteren  von  der  Ent- 
wicklung der  Volkswirtschaft,  der  Geldwirtschaft,  der  Höhe  des 
Geldwerts,  den  Preis-  und  Lohnverhältnissen  u.  dgl.  m.  Solche 
Umstände  bestimmen  auch  die  Wertgröße  der  kleinsten  Teil- 
stücke sowie  die  Wertgrößenverhältnisse  der  verschiedenen  Klein- 
teilstücke überhaupt  mit,  damit  auch,  ob  noch  und  wie  weit 
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liiiiab  noch  Kl  einteilstücke  aus  Silber,  wenn  auch  geringeren 
Betrags  als  der  münzfußmäßigen  ]\Ienge  feinen  Silbers,  und  da- 
neben oder  allein  Münze  aus  unedlen  Metallen,  wie  Kujtfer, 
Nickel,  bestehen  können.  Pie  Herstellung  selbst  kleiner  Klein- 
teilstücke aus  Silber  und  zu  münzfußmäßigein  Betrag  desselben, 
also  insofern  „vollwichtig“,  ist  technisch  möglich,  von  nicht  ganz 
kleiner  Wertgröße  schon  mit  der  normalen  Legierung,  allgemein 
aber  wenn  solchen  Münzen  zu  dem  Silber  noch  eine  stärkere 
Legierung,  ein  größerer  Zusatz  in  Kupfer,  zum  Zwecke  einer 
Vergrößerung  der  Schwere  und  des  Volumens  der  ]\Iünzstäcke 
gegeben  wird  (sog.  Billonmünzen,  Silbermünzen  mit  starker, 
50  übersteigender  Legierung).  Es  sind  andere  Gründe,  die 
von  der  Herstellung  solcher  Kleinteilstücke  ab  und  zu  derjenigen 
von  Silberstück en  leichteren  Münzfußes  bis  zu  LTnedel- 
metall münzen  hingeführt  haben.  Solche  Münzen  werden  viel- 
fach „Scheidemünzen“  genannt,  indessen  nicht  ganz  korrekt, 
ila  die  unterwichtige  Prägung  zwar  die  Regel  und  ein  wich- 
tiges Moment  bei  der  sog.  Scheidemünze  ist,  aber  noch  ein  andres 
[Moment  im  Begriff  dieser  liegt.  Diese  Gründe  haben  zu  den 
von  sonstiger  Münz])olitik  abweichenden  Grundsätzen  für  diese 
Kleinstücke  geführt.  Solche  werden  auch  in  der  modernen 
^lünzpolitik  festgehalten  und  sind  genauer  ausgebildet  worden, 
haben  sich  aber  schon  seit  länger  in  *len  Münzordnnngen  durch- 
zuringen versucht. 

bbj  Begriff  der  Scheidemünze. 

Unter  „Scheidemünze“  versteht  man  danach  Müiizstücke, 
welche  aa)  meistens,  wenn  auch  nicht  ausnahmslos,  kleinere 
Wertgrößen  als  das  kleinste  vollwichtige,  nach  dem  normalen 
Münzfuß  geprägte  Münzstück  darstellend,  zu  einem  leichteren 
Münzfuß  als  diesem  normalen  aus  Silber  (auch  zu  einem  höhei'en 
als  dem  Marktwert  des  Grundgewichts  aus  LTnedelmetallen,  wie 
Nickel,  Kupfer)  hergestellt  werden,  mithin  nicht  vollwichtig  sind. 

Dazu  kommt  aber  regelmäßig  im  Münzwesen  der  modernen 
Kulturwelt  noch  ein  weiteres  Begriffsmoment,  nämlich  eine  der 
Währungspolitik  angehörende  Bestimmung,  welche  man  jetzt  zu 
den  Essentialien  des  Scheidemünzbegriffs  hinzuzunehmen  pdegt 
oder  selbst  als  das  alleinige  Essentiale  ansieht,  nämlich  daß 
solche  „Scheidemünze“  nur  eine  auf  einen  bestimmten  mäßigen 
Maximalbetrag  beschränkte  gesetzliche  Zahlkraft,  eventuell  auch 
noch  in  verschiedenem  Maße  nach  ihi’er  speziellen  Art  (Silber-, 
Unedelmetallmünze  I und  Wertgröße  der  Stücke  eine  etwas  ver- 
schieden hoch  bemessene  solche  Zahlkraft  hat.  Demgemäß  braucht 
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sie  ohne  Einwilligung  des  zum  Zahlungsempfang  Berechtigten 
von  diesem  nicht  in  höherem  Betrage  in  Zahlungen  angenommen 
zu  werden,  sondern  kann  normales  Währungsgeld  von  un1)e- 
grenzter  Zahlkraft  von  ihm  verlangt  werden. 

cc)  Zu  den  Gründen,  solche  Scheidemünze  etwas  unter- 
wertig, zu  einem  leichteren  [Münzfuß  auszuj)rägen,  gehört  aa  auch 
der  fiskalische,  daß  im  Allgemeinen  mit  der  Kleinheit  der 
Wertgröße,  daher  mit  der  Anzahl  der  aus  dem  [Münzgrund- 
gewicht geprägten  Münzstücke  die  eigentlichen  Herstellungs- 
kosten der  Münzen  etwas  steigen.  Indessen  ist  diese  Kosten- 
erhöhnng  doch  nicht  bedeutend,  wird  etwas  durch  das  geringere 
Bedürfnis  der  Genauigkeit  der  Prägung  der  einzelnen  Stücke, 
die  Zulässigkeit  eines  größeren  Remediinns  bei  kleinen  als  bei 
großen  Münzstücken  aufgewogen  und  würde  durch  eine  gering- 
fügige Erleichterung  des  31ünzfußes  gedeckt  werden. 

ßß)  Der  praktisch  wichtigste  historische  Grund  war  die 
Erzielung  eines  die  Präge  kosten  übersteigenden  Gewinns, 
also  mittelst  einer  direkt  erzielten  Münzverschlechternng.  Das 
ist  nach  i'ationeller  [Münzpolitik  unzulässig. 

yy)  Der  wichtigere  und  berechtigte  Grund  für  eine 
immerhin  etwas  stärkere  Erleichterung  des  Münzfußes  der  Scheide- 
münze , als  bloß  zur  Deckung  etwas  höherer  Prägekosten 
ausreichen  würde,  liegt  darin,  daß  dadurch  das  Ab  st  r öm  e n 
i ns  Ausland,  wenigstens  für  größere  Mengen,  von  kleinen 
Beträgen  im  Grenzverkehr  abgesehen,  verhütet,  weil  nn- 
1 ebnend  gemacht  werden  soll,  da  in  der  Fremde  die  [Münze 
nach  ihrem  Gehalt  an  feinem  Metall  gewertet  wird,  wenigstens 
wo  sie  in  etwas  größerer  [Menge  erscheint.  Ein  solche.s  Ab- 
strömen erfolgt  zwar  au  sich  nicht  so  leicht,  weil  die  größere 
^lünze  sich  riafür  besser  eignet  und  weil  die  kleine  gewöhnlich 
mehr  als  diese  abgenutzt  ist,  aber  es  ist  doch  möglich  und  führt 
dann  zu  besonders  unliebsamen  lästigen  Störungen  im  Verkehr, 
namentlich  auch  im  Kleinverkehr,  für  die  „kleinen  Leute“.  Auch 
hierfür  genügt  jedoch  eine  mäßige  Erleichterung  des  Scheide- 
münzfußes. 

dd)  Wesen,  Funktion  der  Scheidemünze.  Soweit  eine 
solche  Erleichterung  erfolgt,  z.  B.  um  10  oder  um  11,11 
ist  die  Scheidemünze  ..Kreditgeld“,  nicht  .,Stoffwertgeld“ 
oder  Realgeld,  und  im  Grunde,  auch  nach  ihrer  beschränkten 
gesetzlichen  Zahlkraft,  ül)erhaupt  nicht  „Geld”,  sondeni  Geld- 
surrogat  (S.  1H3).  Ihre  befriedigende  Funktion  als  51ünze,  als 
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Kreditgeld  und  (xeldsurrogat  macht  die  hernach  behandelten 
Kauteleii  und  die  damit  zum  Teil  verl^undenen  Vorkehrungen 
ibesondei>?  Eiulösbarkeit  gegen  eigentliches,  vollwichtiges  und 
volles  Währungsgeld  t notwendig.  Werden  diese  Kautelen  ertüllr, 
so  läßt  sich  a priori  die  befriedigende  I’unktion  auch  der  Scheide- 
münze als  möglich  und  sicher  ableiten  und  wird  hier  von  der  Er- 
fahrung bestätigt.  Im  älteren  Münzwesen  hat  man  die  Kautelen 
gar  nicht  getroffen,  oder  nicht  alle,  oder  nicht  ausreichend, 
woraus  schädliche,  auch  das  ganze  Münzwesen  in  sie  hineinziehende 
Wirren  oftmals  hervorgegangen  sind.  Daß  man  diese  hier  vollends 
nötigen  gleichen  Kautelen  bei  der  Silbermünze  der  Goldwährung 
nur  viel  schwerer  treffen  kann,  bildet  die  üble  Seite  dieser 
Münze  im  Vergleich  mit  der  gewöhnlichen  Scheidemünze. 

ee)  Silber  münze  der  Goldwährung  als  Scheidemünze. 

aa'  Prinzipiell  ist  diese  Münze  der  Scheidemünze  gleich 
und  fungiert  sie  als  solche.  Aljer  weil  sie  eben  notwendig 
Stücke  viel  größerer  Werthöhe  umfaßt  — die  kleineren  ]\Iünz- 
einheiten  der  Goldwährung  selbst,  alle  Hauptteilstücke  und 
wenigstens  auch  die  noch  etwas  größeren  Kleinteilstücke  — 
nimmt  sie  unvermeidlich  eine  viel  bedeutendere  Stellung  im 
Münzwesen  ein.  Gerade  des'wegen  erheischt  sie  umfassendere 
und  wirksamere  Kautelen  und  größere  Sicherungen  zu  deren 
Durchführung.  ßß)  Dies  noch  in  selir  erhöhtem  Maße  wegen 
der  unabwendbaren  Stellungnahme  zur  Wertrelation  zwischen 
Gold  und  Silber.  Es  muß  zunächst  unvermeidlich  der  Piägung 
der  Silbermünze  ein  bestimmtes  festes  Wertverhältnis  von 
Silber  zu  Gold  zugrunde  gelegt  wei’den.  Dies  geschieht 
aus  denselben  Gründen,  wie  die  Bestimmung  eines  leichteren 
Scheidemünzfußes  gegenüber  dem  nornialen  Münzfuß  und  analog 
dazu,  mittelst  Zugrundelegung  eines  für  die  Silbermü n zeit 
günstigeren  Wertverhältnisses  von  Silber  zu  Gold  als  dem  zur 
Zeit  der  Normierung  dieser  Dinge  im  Verkehr  bestehenden,  so 
daß  auch  hier  die  Silhermünze  entsprechend  lei ch ter  an 
Silber  wird. 

Z.  B.  wie  jetzt  im  Deutschen  Reich.  Statt  daß  hier  aus  dem 
Kilogramm  feinen  Silbers,  wie  es  der  Relation  von  Silber  zu  Gold 
wie  lo,5:l,  der  um  1871  75  tatsächlich  im  Verkehr  bestandenen,  ent- 
spräche, 180  Mk.  Silhermünzen  zu  prägen,  werden  200  Mk.  daraus 
hergestellt. 

yy)  Die  eintreteiiden  Schwankungen  der  wirklichen  Relation 
bewirken  dann  aber,  daß  diese  Erleichterung  des  Silbermünz- 
bißes  solcher  Silbermünze  der  Goldwährung  sich  entweder  ver- 


ringert uml  fortfällt,  beim  Steigen  des  Silbers  gegen  Gold,  oder  bis 
ins  Maßlose  sich  steigert,  im  entgegengesetzten  Fall,  beim  Sinken 
des  Silbers  gegen  Gold.  Beides  hat  verhängnisvolle  Folgen. 

aaa)  Im  ersten  Fall,  wenn  die  Relation  zugunsten  des  Silbers 
.'^teigt  und  schließlich  die  der  Prägung  zu  gründe  gelegte  erreicht 
und  gar  übersteigt,  ist  die  Silbermünze  niclit  mehr  minderwertig  an 
Metallgehalt.  Dann  wird  sie  so  auch  nicht  mehr  am  Abstromen  ins 
Ausland  gehindert,  es  treten  mithin  danach  die  oben  angedeuteten 
Störungen  des  Münzumlaufs,  nur  in  viel  bedeutenderem  Umfang  und 
Maße,  als  bei  Silberscheidemünze  der  Silherwährung,  ein.  Die  Er- 
leichterung des  Münzfußes  als  Kautel  hiergegen  versagt  also  ihren 
Dienst.  Es  muß  eine  vollständige  Um-  und  Neugestaltung  der  Silber- 
münze,  eine  weitere  Ermäßigung  ihres  Münzfußes,  ihres  Silbergewichts 
erfolgen,  ohne  Sicherung  dagegen,  daß  dies  endgültig  hilft,  wenn 
eine  abermalige  Veränderung  der  Wertrelation  des  Silbers  gegen  Gold 
zugunsten  des  ersteren  eintritt.  Unter  den  gegenwärtigen  Konjunk- 
turen des  Silbermarkts  ist  ja  das  Gegenteil  der  Fall,  eine  solche 
Gefahr  für  die  Sübermünze  der  Goldwährung  also  nicht  zu  erwarten. 
Aber  zur  Würdigung  der  Sachlage  bei  einer  solchen  Münze  ist  doch 
auch  diese  Seite  der  Frage  in  einer  prinzipiellen  Behandlung  des 
ganzen  Problems  nicht  zu  überselien. 

bbl);  Praktisch  unter  den  gegenwärtigen  Verhältuissen  viel 
wichtiger  ist  der  zweite  Fall.  Bei  einem  w'eiteren,  vollends 
starken  Sinken  des  Goldw'erts  des  Silbers,  wie  es  seit  Anfang 
und  Mitte  der  l870er  Jahre  eingetreten  ist  — von  1:15,5  auf 
1 :20 — ^80 — 35  und  mehr!  — wird  eben  im  Effekt  der  Münz- 
fuß, zu  welchem  die  Silbennünze  der  Goldw'ährang  ausgeprägt 
ist  — bei  uns  2u0  Mk.  aus  1 Kilogramm  f.  S.,  nach  Relation 
von  13,95:1  Silber  zu  Gold  — ein  immer  leichterer,  der 
Goldw’ert  des  Silberstoffs  der  Münze  ein  immer  kleinerer,  der 
reelle  Wert  dieser  Münze  in  Gold  gleich  schlecht  und  selbst 
weit  schlechter  als  derjenige  der  gewöhnlichen  und  selbst  der 
älteren,  oft  so  schlechten  Scheidemünze,  die  Silbermünze  wird 
so  immer  mehr  Kreditgeld.  Diese  Entwicklung  ist  infolge 
des  ..Silbersturzes“  schon  eingetreten  und  nimmt  mit  weiterer 
Veränderung  der  Wertrelation  zuungunsten  des  Silbers  noch  zxi. 

1 deutsche  Mark  z.  ß.  ist  nicht  wie  um  1873  90  Goldpfennige, 
statt  100,  sondern  bei  der  Relation  31,0  ; 1 nur  nach  45,  mehrfacli 
schon  kaum  noch  40  Goldpfennige  wert  gewesen  und  kann  leicht  noch 
weiter  sinken.  Auf  diese  Weise  besteht  ein  sehr  bedeutender  Teil 
des  Münzumlaufs  in  Goldwährungsgebieten  aus  ganz  minderwerten 
Münzstücken,  im  Deutschen  Reich  schon  etwa  918  Millionen  Mark 
(1.  April  1908),  in  einigen  Jahren,  auf  Grund  der  neuesten  Gesetz- 
gebung vielleicht  noch  300  Millionen  Mark  mehr,  d.  h.  wohl  V \ 
des  noch  vorhandenen  Betrags  deutschen  Goldgelds. 

Ein  solcher  Zustand  bedingt  eine  außerordentliche  Er- 
schwerung der  dritten  der  untengenannten  Kautelen  der 
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Scheideniüiizpolitik  und  der  Einriclitungeii  zu  ihrer  Durchführung, 
weit  schwierigere  und  umfänglichere  Maßregeln  als  bei  der  ge- 
wöhnlichen Scheidemünze.  Sieht  man  gleichwohl  von 
solchen  Maßregeln  ab,  so  schädigt  man  die  Sicherung 
des  Geld-  und  Münz  wese  ns  in  bedenklichem  Grade.  Es 
könnten  sich  im  modernen  Münzwesen  schlimmste  \ oi'gänge  aus 
frülierer  Zeit  wiederholen.  Auch  die  starke  A ersuchung,  aus 
der  Ausprägung  solcher  Silbermünze  erhebliche,  sogar,  wie  gegen- 


w^ärtiiT  bei  uns 


möglich, 


sehr  erhebliche  G e w' i n n e für  de n 


Fiskus  zu  erzielen,  würde  vielleicht  nicht  ausbleiben  und  man 
ihr  erliegen,  — d.  h,  abermals  würde  das  Müuzprägerecht 
fiskalisch  ausgenutzt,  das  Münzregal  zu  einem 
entarten. 


Fiskalregal 


Dieser  mitunter  zu  pessimistisch  genannten  Auffassung  dieser 
Dinge  steht  allerdings  in  praktischen  und  bisw'eilen  selbst  in  theo- 
retischen Kreisen  eine  „optimistische^^  gegenüber,  welche  solche  Ge- 
fahren bei  der  Silbermünze  der  Goldwährung  bestreitet  und  bei 
dieser,  wie  auch  in  dem  verwandten  Fall  der  Papiergeldausgabe, 
glaubt,  selbst  die  in  der  dritten  Kautel  unten  mit  behandelten  Vor- 
kehrungen als  ganz  oder  doch  großenteils  entbehrlich  ansehen  zu 
dürfen.  Auch  bei  der  gewöhnlichen  Scheidemünze  sind  ähnliche  Auf- 
fassungen bezüglich  der  Kautelen  vertreten  wmrden,  immerhin  noch 
mit  etwas  besseren,  w’enngleich  auch  nicht  richtigen  Gründen  wie 
bei  der  Silbermünze  der  Goldwährung.  Bei  dieser  Münze  sind  die 
Kautelen  noch  dringender  als  bei  der  gewöhnlichen  Scheidemünze, 
In  Verbindung  mit  der  Darlegung  und  Begründung  der  dritten 
Kautel  unten  werden  diese  Einw^ände  behandelt  und  widerlegt  werden. 
Sie  gehen  neuerdings  von  Anhängern  der  Goldwährung  aus,  welche 
damit  aber  mit  sich  selbst  in  Widerspruch  kommen  und  den  letzten 
Konse(|uenzen  ihres  Währungssystems  ausweichen,  w^eil  sie,^  die 
praktischen  Schwierigkeiten,  es  zu  erreichen,  scheuen.  Auch  Über- 
schätzer der  Zulässigkeit  des  Kreditgeld-Charakters  des  Münzwesens 
hegen  wohl  ähnliche  Anschauungen,  sie  unterschätzen  die  Notwendig- 
keit der  Kautelen  gerade  bei  einem  solchen  Charakter  des  Münz- 
w^esens  und  die  Schwierigkeiten  der  Schaffung  ausreichender  solcher 
Kautelen,  w^eil  sie  nicht  genügend  würdigen,  worauf  der  Kredit - 
Charakter  der  Scheidemünze  und  vollends  des  Silbergelds  der  Gold- 
währung eben  beruht. 


d)  Kautelen  für  alle  Scheidemünze,  einschließlich  Silber- 
münze der  Goldwährung  und  Vorkehrungen  zur  Sicherung 
dieser  Kautelen.  Nicht  der  einzige,  aber  ein  besonders  wich- 
tiger Zielpunkt  dabei  ist  die  Siclierung  des  steten  festen  Gleich- 
werts (.,Pari‘s“)  aller  dieser  Münze  mit  demjenigen  vollwichtiger, 
der  Währungsmünze,  welche  sie  eigentlicli  nur  vertreten  soll, 
deren  »Gel d surrogat^‘  sie  im  Grunde  nur  ist. 
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In  den  folgenden  Ausführungen  über  diese  Kautelen  handelt  es 
sicli  zunächst  und  vornehmlich  um  die  eigentliche,  aus  Klein- 
teilstücken bestehende  Scheidemünze.  Die  Verhältnisse  der  ganzen 
Silbermünze  der  Goldwährung  werden  dabei  aber  gleich  mit  behandelt 
und  die  Besonderheiten  bei  dieser  Münze  mit  berücksichtigt.  Wie 
schon  angedeutet,  nicht  sow^ohl  prinzipielle  als  graduelle  Unter- 
schiede zwu’schen  dieser  Münze  und  der  sonstigen  Scheidemünze 
kommen  hier  in  Betracht. 

Die  Kautelen  w'erden  hier  als  Grundsätze  und  Eorde- 
rungen  der  Münzpolitik  gefaßt  und  begründet.  3Iaii  kann  sie 
in  folgende  vier  Abteilungen  bringen.  Beispiele  dafür  werden 
hie]'  aus  der  neueren  Gesetzgebung,  besonders  der  deutschen, 
zum  Beleg  und  zur  Erläuterung  beigefügt. 

(1.)  Maßvolle  Erleichterung  des  Scheidemünzfußes. 

^2.)  Beschränkiiug  des  Scheidemünzstücks  auf  eine  mäßige 
Werthöhe  und  Hinabführung  des  niedrigsten  vollwichtigen  (Wäh- 
rungs-i  Münzstücks  möglichst  t>is  ebenfalls  auf  eine  niedrige 
Werthöhe. 

(3.)  Beschränkung  der  Gesamtmasse  der  Scheidemünze  (und 
der  einzelnen  TeiLstückmünzen)  auf  eine  den  Verkehrsbedart 
nicht  überschreitende  Menge  und  wirksame  Vorkehrungen  zur 
Sicherung  der  Innehaltung  dieser  Schranke,  sowie  zur  Aufrecht- 
haltung  des  festen  Gleichw^erts  der  Scheidemünze  mit  der  voll- 
wichtigen Münze. 

(4.)  Beschränkung  der  gesetzlichen  Zahlmittel eigenschaft 
der  Scheidemünze  in  Zahlungen  an  Private  auf  ein  mäßiges 
Geldwertmaximum,  auch  auf  ein  verschiedenes  der  verschiedenen 
Kategorien  (Stücke  von  verschiedenem  Geldw'ert,  bzw.  Nennweiff 
dieser  Münze,  im  Verhältnis  zur  Münzeinheit  und  zum  vollwich- 
tigen Hauptinünzstück). 

Diese  Sätze  gelten  für  die  gesamte  SilV»ennünze  der  Gold- 
währung mit,  können  aber  auch  für  diese  ebenso  oder  mit 
kleinen  Abweichungen  a]>art  formuliert  werden. 

Erste  Kautel. 

Sie  bezweckt,  den  Kreditgeldcharakter  der  Scheidemünze 
gegenüber  dem  Real-  oder  Stoffwertcharakter  der  Münze  in 
engen  Schranken  7a\  halten  und  sie  so  von  der  vollwichtigen 
Münze  nicht  zu  sehr  alnveichen  zu  lassen,  dem  Wesen  des  Edel- 
metallgeldsystems gemäß.  Damit  wdrd  auch  im  Klein  verkehr 
und  unter  den  unteren  Klassen  ein  Geld  von  möglichst  völligem 
Realwert  festgelialten.  Die  Versuchung  des  Fiskus,  aus  dein 
Münzregal  Gewinn  herauszuschlagen,  auch  riie  Versuchung  zu 
Nachahmungen  — die  hier  nicht  einmal  Verschlechterungen  und 


wichtige,  mit  hülierem  Nennwert  mul  in  gleichem  KuiiSAvert  zu 
diesem  fungierende  Münzstück  eben  doch  in  sich  schließt.  Daher: 
so  weit  es  irgend  geht,  auch  im  Kleinverkehr,  soll  die  Münze 
vollwichtig  sein,  ihr  Nenn-  und  Kurswert  ihrem  Metallgehalt 
(3Ietallwert‘t  entsprechen;  nur  \interhalb  einer  danach  bestimmten 
(xrenze  der  Werthöhe  also  soll  nicht-vollwichtiges  Geld  existieren 
und  zugelassen  werden.  Demnach  wird  das  höchste  Sill)erscheide- 
münzstück  möglichst  niedrig,  das  kleinste  vollwichtige  Stück 
ebenfalls  möglichst  niedrig,  das  kleinste  Silberscheidemünzstück 
wiederum  möglichst  tief  herab,  das  grüßte  Nickel-  und  Kupfer- 
sclieidemünzstück  nur  unterhalb  des  kleinsten  Silberscheidemünz- 
>tücks  für  die  Pi’ägung  festgestellt.  Dadurch  wird  auch  wieder 
die  von  jeder  kleineren,  stärker  mindei'wertigeii  Scheidemünze 
eiforderliche  Münzmenge  eine  beschränktere.  Wiederum  liegt 
daher  hier  ein  unvermeidlicher  Ubelstand  bei  der  Goldwährung 
darin  vor,  daß  man  l>ei  dieser  mit  Goldmünze  in  der  Wertgröße 
nicht  weit  herabgehen  kann,  mit  der  als  Scheidemünze  geprägten 
Silbermünze  so  weit  hinaufgehen  muß.  Abermals:  umso  wich- 
tiger, aber  auch  schwieriger  wird  die  dritte  Kautel  und  alles, 
was  zu  deren  Sichening  und  Durchführung  an  Vorkelirungen 
getroffen  werden  muß. 

Beispiele.  Deutschland.  Nach  dem  preußischen  Münz- 
gesetz von  1821  kleinste  vollwichtige  Silbermünze  das  Taler-  oder 
5 Sgr.-Stück,  grüßte  Silberscheidemünze  das  1 Sgr.-Stück,  kleinste  das 
^ Sgr.-Stück,  seit  Gesetz  vom  28.  Juni  1843  größtes  Silberscheide- 
münzstück das  ^ i.>  oder  2>  Sgr.-Stück.  In  Süddeutschland  nach 
Münzkonvention  vom  25.  Aug.  1837  (ini  24^  ..  fl.-Fuß)  kleinstes  voll- 
wichtiges Silberstück  der  * fl.,  größte  Silberscheidemünze  (im  27  tl.- 
Fuß)  das  V ioil*"  oder  0 Kreuzer-Stück,  kleinste  das  1 Kr. -Stück  (im 
2S  il.-Fuß).  Nach  dem  Wiener  Münzvertrag  von  1857  in  den  nord- 
deutschen Talerstaaten  und  nach  den  sich  ihm  anschließenden  preu- 
ßischen und  anderenEinzelstaatsgesetzen  verblieb  es  in  Preußen  usw.  bei 
den  genannten  kleinsten  vollwichtigen  und  größten  und  kleinsten  Silber- 
scheidemünzen wie  bisher  (im  Königr.  Sachsen  größte  Münze  letzterer 
Art  ^ Tlr.  oder  2 Neugroschen).  Solche  Bestimmungen  haben  die 
Menge  der  Silberscheidemünze  sehr  eingeschränkt.  --  In  Österreich 
nach  dem  Wiener  Münzvertrag  und  Patent  vom  19.  Sept.  1857  kleinste 
vollwichtige  Silbermünze  * fl.  ö.  W.  oder  25  Neukreuzer,  größte  Silber- 
scheidemünze ^ fl.  oder  10  Kr.,  kleinste  ^ fl.  oder  5 Kr.  Zeitweise 
18()8ff.  wieder  leichtere  Silberscheidemünze  wegen  der  Valutawirren. 
Im  Wiener  Münzvertrag  war  auch  die  Bestimmung  enthalten,  daß 
die  Scheidemünze  ausdrücklich  diese  Bezeichnung  als  solche  auf  den 
Stücken  zu  tragen  habe.  Die  größte  Silberscheidemünze  durfte  nicht 
höher  als  ^ der  kleinsten  vollwichtigen  (Kourant-)  Münze,  also  z.  B. 
nicht  über  2*  , Sgr.,  die  größte  Kupfermünze  nicht  über  V,  Sgr.,  in 
Österreich  nicht  über  4 Neukreuzer  sein.  — In  Frankreich  (xind 
latein.  Münzbund)  ist  bei  dem  früheren  völligen  Doppelwährungs- 


Fäl.schungen  zu  sein  l)rauchten  — werden  vermindert.  Bezüg- 
liche Vorschriften  in  Münzordnungen  sind  gegenüber  früheren 
Mißständen  ein  Fortschritt  gewesen  und  jetzt  allgemein  üblich 
in  die  Müiizgesetzgebung  der  Kulturwelt  aufgenommen. 

Bei  der  Silbermünze  der  Goldwährung  liegt  aber  hier  wieder 
die  hier  mittelst  der  ersten  Kautel  ni<;ht  zu  lösende  Schwierig- 
keit vor,  daß  eine  weitere  Veränderung  der  Wertrelation  zuun- 
gunsten des  Silbers  eben  das  zunächst,  auf  Grund  der  bestehen- 
den Relation  \delleicht  ganz  passend  fest  gestellte  Maß  der 
Erleichterung  des  Münzfußes  dieser  Silbermünze  sehr  steigert. 
Will  man  nicht  eine  beständige  Umprägung  dieser  Münze  nach 
einem  entsprechend  schwereren  Fuße  voimehmen,  was  leicht  auch 
zu  viel  zu  schweren  Münzstückeii  führen,  große  Lasten  bedingen 
iinrl  flnf»h  iiifht  dniiernd  abhelfen  würde,  so  muh  man  die  Koii- 


System  und  auch  unter  dem  seit  Bescliränkuug.  dann  Einstellung  der 
freien  Silberjjragung  (1874  78i  selbst  nur  noch  teilweise  bestehen- 
den Doppehvährungssystem  ein  höchstes  vollwichtiges  .Silbermünz- 
stück (nach  der  Wertrelation  von  Gold  zu  Silber  wie  1 : 15,5)  von 
5 Fr.  vorhanden,  das  höchste  Silberscheidemünzstück  ist  2 Fr.,  das 
niedrigste  \ Fr.  oder  20  Cent.,  sonst  V.>  Fr.  — In  England  war 
früher  kleinste  Goldmünze  und  * .j  Guinee  zu  21  sh.  Sterl.  also 
10*  2 ' sh.  Sterl.,  neuerdings  nach  dem  Münzgesetz  vom  22.  Juni 

1816  der  halbe  Sovereign,  10  sh.  Alles  Silbergeld  daneben  ist  Scheide- 
münze, größtes  Stück  das  2\.,  sh.,  bes.  das  2 sh.-Stück,  kleinstes  ' 
und  oder  6 und  4 d.  (kleinere  noch  für  Kolonialgebiete). 

Mit  dem  Übergang  zur  Goldwährung  war  auch  im  Deutschen 
Keich  die  Degradation  aller  Reichssilbermünze  zu  Scheidemünze 
verbunden,  mit  dem  klobigen  5Mk.-Stück,  dem  1908  eingeführten 
neuen  3 Mk.-Stück  als  größter,  dem  wieder  eingezogenen  20  Pf.-Stück, 
nunmehr  dem  * o Mk.-  oder  50  Pf.-Stück  als  kleinster  Silberscheide- 
münze, dem  neu  jetzt  hinzukommenden  ^ Mk.  oder  25  Pf.-Stück, 
dem  ebenfalls  wieder  eingezogenen  20  Pf.-Stück  und  sonst  dem  10  Pf.- 
Stück  als  größter,  dem  5 Pf.-Stück  als  kleinster  Nickelscheidemünze 
und  den  2-  und  1-Pf,-Stücken  als  Kujjferscheidemünzen.  Da  nach 
Wiedereinziehung  des  goldenen  * 2-Kronen-  oder  5Mk,-Stückes,  das  sich 
nicht  einbürgerte,  die  Krone  von  10  Mk.  die  kleinste  neue  deutsche 
Goldmünze  ist,  ergibt  sich  aus  den  deutschen  Geldverkehrsverhält- 
nissen  ein  sehr  bedeutender  Gesamtbedarf  an  Hauptteil-  und 
Teilstücken  der  Krone  aus  Silber  und  unedlem  Metall,  ein  Bedarf, 
welcher  also  nur  durch  minderwertige  Scheidemünze  gedeckt  wird. 
Um  so  wichtiger,  aber  auch  schwieriger  ist  auch  bei  uns,  ja  zumal 
bei  uns,  die  dritte  Kautel  und  ihre  genügende  Sicherung. 

Dritte  Kautel. 

Die,  wie  gesagt,  wichtigste  ist  diese.  Sind  die  Vorkehrungen 
zu  ihrer  wirksamen  Sicherung  gut  getroffen,  so  veriiiindern  sich 
die  Bedenken  wegen  zu  starker  Erleichterung  des  Scheidemünz- 
fußes und  zu  weitem  Hinaufgehen  der  Scheidemünze  auf  größere 
Wertbeträge,  wesentlich,  wenn  sie  auch  kaum  ganz  fortfallen. 
Daher  aber  auch  umgekehrt:  je  schwerer  diese  Bedenken  wiegen, 
wie  zumal  bei  der  in  großen  Massen  ausgegebenen  Silbermünze 
der  Goldwährung,  desto  wuchtiger  wdrd  diese  dritte  Kautel.  Er- 
füllt man  in  der  Münzordnung  und  in  den  bezüglichen  Einrich- 
tungen zur  Sicherung  dieser  dritten  Kautel  gleichw^olil  das  Er- 
forderliche nicht  oder  nicht  genügend,  so  wird  dadurch  der 
ganze  Zustand  des  Münzwesens  ungünstig  beeinflußt.  Das  ist 
der  Sachverhalt  in  so  ziemlich  allen  Ländern  der  „reineiP‘  Gold- 
währung, vornehmlich,  aber  auch  nicht  ganz,  nur  mit  Ausnahme 
Englands,  namentlich  auch  der  Zustand  im  Deutschen  Reich, 
ebenso  aber  auch  in  den  Ländern,  welche  gewissen  groben  Silber- 
münzen noch  neben  dem  Golde  die  volle  oder  doch  die 
weit  über  den  Betrag  bei  gewdJiidicher  Scheidemünze  hinaus 


o-ehende  gesetzliche  Zahlkraft  erteilt  oder  belassen  haben,  wie 
besonders  Frankreich  und  auch  die  Vereinigten  Staaten. 

Um  die  Scheidemünze  und  die  Silbermüuze  der  Gold- 
währung insbesondere  auf  den  Betrag  des  jeweiligen  Verkelirs- 
1)edarfs  sicher  zu  beschränken  und  ihr  ihren  vollen  Gleichw'ert 
mit  vollwichtiger  Münze  möglichst  sicher  zu  verbürgen,  hat  man 
in  der  neueren  rationellen  Münzpolitik,  daher  in  neueren  bezüg- 
lichen Gesetzen  mid  Münzordnungen  folgende  Mittel  angew'andt: 

(ö)  Man  stellte  für  die  ganze  betreffende  Münzmenge,  eventuell 
auch  für  den  Betrag  einzelner  Größensorten  davon,  ein  un- 
ü1)  er  schreit  bares  Maximum  fest,  etwa  in  einer  festen  abso- 
luten Summe  oder  und  meistens  in  einer  bestimmten  Zahl  auf 
den  Kopf  der  Bevölkerung. 

Z.  B.  ist  im  Wiener  Münzvertrag  von  1857  von  jedem  Staate 
die  Verpflichtung  übernommen  w'orden,  von  Silber-  und  Kupferscheide- 
münze nicht  mehr  in  Umlauf  zu  setzen,  „als  für  das  Bedürfnis  des 
eigenen  Landes  zu  Zahlungen  im  kleinen  Verkehr  und  zur  Aus- 
gleichung erforderlich  ist“.  Die  in  Umlauf  befindliche,  über  dies 
Bedürfnis  hinausgehende  Münze  sollte  auf  dieses  Maß  zurückgeführt 
w’erden.  Eine  Zahlengrenze  dafür  fehlte.  ^ q Tlr.  auf  den  Kopf  soll 
dafür  in  Betracht  gekommen  sein.  — • Im  lateinischen  Münzbund 
wmrde  für  die  leichtere,  zu  moo  statt  zu  hh,o  geprägte  Silber- 

münze ein  Betrag  von  6 Fr.,  seit  1897  von  7 Fr.  auf  den  Kopf  der 
Bevölkerung  vereinbart.  Die  Nickel-  und  Kupfer-(Bronze-)münzen 
sind  Sache  des  einzelnen  Staats;  so  ist  z.  B.  in  Frankreich  der  Betrag 
der  letztem  auf  80  Mill.  Fr.  in  maximo  festgesetzt.  — In  Ländern 
der  eigentlichen  Goldwährung  ist  die  Beschränkung  der  Menge 
der  Silbermünze  besonders  wuchtig.  Sie  würd  in  England  inne- 
gehalten ohne  Fixierung  in  einer  bestimmten  Zahl.  In  Frank- 
reich und  dem  lateinischen  Münzbund  besteht  in  der  vollen  Zahl- 
kraft der  5 Fr.-Stücke  eine  Abweichung  von  der  reinen  Goldwährung, 
aber  nach  Einstellung  der  freien  Prägung  solcher  Stücke  für  Private 
(1874/78)  ist  tatsächlich  die  Menge  dieser  Stücke  auf  den  damals 
vorhandenen  Betrag  im  Wesentlichen  beschränkt  geblieben  (in  Um- 
lauf noch  ca.  2000  Millionen  Fr.)  und  w'eitere  Prägung  seitens  der 
Regierung  unterlassen.  — Im  Deutschen  Reich  sind  in  der 
Münzgesetzgebung  genaue  Beträge  eines  Maximums  auf  1 Kopf  fest- 
gestellt, für  Silbermünze  der  Reichswährung  zuerst,  1873,  10  Mk., 
im  Gesetz  von  1900  15,  in  dem  von  1908  sogar  20  Mk.  Geprägt,  nach 
Abzug  der  wieder  eingezogenen  und  außer  Kurs  gesetzten  Stücke, 
w^aren  bis  Ende  1907  906,2  Mill.  Mk.  Dazu  sind  lange  Jahre  hindurch 
die  Reste  der  im  Verkehr  noch  betlndlichen  Silbertaler,  mit  voller 
gesetzlicher  Zahlkraft  wie  bei  Gold,  zu  3 Mk.  Gold,  getreten,  einige 
100  Mill.  Mk.  früher.  Seit  Ende  1907  sind  sie  großenteils  eingezogen 
und  seit  1.  Oktober  1907  haben  sie  die  Eigenschaft  des  gesetzlichen 
Zahlmittels  überhaupt  verloren.  Die  Beträge  der  einzelnen  silbernen 
Wertgrößenstücke  sind  nicht  gesetzlich  fixiert,  sie  werden  nach  Be- 
dürfnis vom  Bundesrat  bestimmt.  Für  Nickel-  und  Kupfermünze  ist 
im  Deutschen  Reich  ein  Betrag  von  2*;2  Mk.  auf  den  Kopf  als  Höchst- 
A.  Wagner,  soz.-Ökon. Grundriss,  Buchhandelsausgabe.  Abteil.  II.  33 
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Die  Erfüllung  dieses  Bedürfnisses  führt  zur  Aufstellung 
einer  münzpolitisclien  Eoi’derung,  welcher  bisher  nur  ausnahms- 
weise nachgekommen  ist,  nämlich  zur  Forderung  des  Be- 
reithaltens eines  Barvorrats  vollwichtigen  gemünzten 
Gelds  als  Einlösungsfonds  für  diese  Scheidemünze. 
Diese  Einrichtung  ist  im  Allgemeinen  um  so  wichtiger,  je 
iiröher  der  Gesamtbetrag  der  Scheidemünze  absolut  und  im  Ver- 
liältuis  zum  vollwichtigen  Münzgeld  im  Lande  und  je  größer 
die  AVerthöhe  der  größeren  Scheidemünzstücke  und  deren  Masse 
ist.  Daher  l)edürfeu  gerade  die  Silbermünzen  der  Goldwährung, 
zumal  die  größeren  davon  (unsere  o-Markstücke!),  eines  selbst 
größeren  sokdien  Deckungs-  und  Einlösungsfonds,  als  die  ge- 
wöhnlichen kleineren  Scheidemünzen,  wie  die  kleinen  silbernen 
und  die  Nickel-  und  Kupfermünze.  Obgleich  diese  einen  noch 
geringeren  Realwert  als  die  Silberscheidemünze  haben,  sind  sie  doch 
ihrei'seits  stärker  „verkehrsgebunden“  und  gewöhnlich  nicht 
in  so  großen  Summen  in  einzelnen  Händen.  Im  Besonderen 
hängt  aber  die  Höhe  eines  solchen  Einlösungsfonds  von  den 
konkreten  Zeitverhältnissen,  von  deren  Einfluß  auf  Kredit- 
momente und  von  Land  zu  Land  von  den  konkreten  Landes- 
verhältnissen ab , wiederum  nach  deren  Einfluß  auf  Kredit- 
momente. Alles  dies  macht  die  Forderung  eines  solchen  Ein- 
lösungsfonds gerade  für  das  Geld- und  Münzwesen  des  Deutschen 
Reichs  zu  einer  besonders  wichtigen  und  dringenden.  Die  ganze 
Forderung  ist  aber  überhaupt  eine  notwendige  Konsequenz  des 
Kreditgeld-  (bzw^  Geldsurrogat-)  Charakters  des  Scheide- 
münzwesens und  damit  namentlich  auch  alles  Silbergelds  der 
Goldwährung.  AAue  für  reines  Kreditgeld  oder  auf  dem  bloßen 
Kredit  beruhendes  Geldsurrogatwesen,  Banknoten,  einlösbares 
Staatspapiergeld,  ist  auch  für  die  in  diesem  Punkte  teilw^eise 
ähnliche  Scheidemünze  die  Forderung  eines  solchen  baren  Ein- 
lösungsfonds zu  stellen  und  zu  begründen.  Im  Grunde  sogar 
noch  in  höherem  Maße,  weil  außer  diesem  Fonds  gewöhnlich 
keine  andren  Spezial deckungen  für  Scheidemünze,  wie  sie  z.  B. 
die  Banknote  in  der  AVechseldeckung  hat,  bestehen, 

Einwände  gegen  diese  Forderung  solcher  spezieller  Deckungs- 
fonds für  Scheidemünze  lassen  sich  erheben,  sie  sind  aljer  un- 
schwer zu  widerlegen , wie  hernach  geschieht.  Ohne  solche 
Fonds  bleibt  die  dritte  Kautel  und  ihre  beiden  Sicherungsmittel, 
das  zweite,  die  A^erpflichtung  zur  Einlösung,  aber  auch  das  erste, 
die  Annahme  der  Scheidemünze,  eventuell  in  unbegrenzter  Menge, 
in  Zahlung  an  öffentlichen  Kassen,  ohne  sicheren  Erfolg,  weil 


betrag  festgestellt,  der  bei  c.  i.  i,  • v 

1908  bisher  nicht  erreicht  worden  ist,  also  wohl  als  zu  hoch  sich  er- 
wiesen hat.  Gerade  der  Bedarf  auch  an  kleinsten  Münzen,  wie  der 
Pfennige,  hängt,  wie  schon  bemerkt,  staik  von  Verkehrssitten,  Pfennig- 
rechnen und  -zahlen  im  Verkehr  oder  in  minimalen  Stücken  höheren 
AVerts  (5  Pf  .-Nickelmünze)  ab.  In  Österreich-Ungarn  in  Gesetzen 
von  1892  und  1894  absolute  Maximalsummen  der  Silber-  und  anderer 
Scheidemünze. 

(ß)  Jede  solche  Zahlengrenze  unter  a beruht  natürlich  auf 
unsicheren  Annahmen.  Der  A^erkehrsbedarf  von  solcher  Münze 
schwankt  auch  zeitlich  nach  dem  Gang  der  AA^irtschaftsverhält- 
nisse  usw.  Der  zulässige  Maximalbetrag  kann  also  tatsächlich 
zu  hoch  sein.  Eine  Ausgleichung  durch  Abfluß  ins  Ausland  ist 
unter  normalen  A^erhältnissen  in  gr*')ßerer  Menge  nicht  möglich, 
weil  die  Münze  nicht  vollwichtig  ist.  Es  muß  daher  für  Erhal- 
tung des  festen  Gleichwerts  der  JMünze  mit  der  vollwichtigen 
und  für  Beseitigung  eines  zu  großen  Umlaufs  der  Scheidemünze 
besonders  vorgesorgt  werden.  Dies  geschieht  durch  zw'ei  Mittel, 
einmal  durch  die  ganz  allgemeine  oder  nur  maßvoll  beschränkte 
A^erpflichtung  der  öffentlichen  Kassen,  insbesondere  des  Staats 
selbst,  jeden  Betrag  solcher  Münze,  auch  über  diejenige  Summe 
hinaus,  welche  nach  der  vierten  Kautel  von  Privaten  in  Zah- 
lung noch  angenommen  zu  wmrden  braucht,  im  Gleichwert  mit 
der  vollwichtigen  Münze  (nach  dem  Nennwert)  anzunehmen 
(Beilegung  des  sog.  „Kassenkurses“),  und  zweitens  durch  die 
A'erpflichtung  des  die  Münze  ausgebenden  Staats,  auf  A^erlangen 
des  Besitzers  und  Einlieferers  Scheidemünze  von  bestimmter 
Minimalsumme,  welche  auf  einmal  eingeliefert  wird,  gegen  voll- 
wichtiges gesetzliches  Landesgeld  einzulösen.  Diese  zweite  Be- 
stimmung ist  im  Prinzip  und  kann  auch  praktisch  um  so  wich- 
tiger, ja  unentbehrlich  für  sichere  Erhaltung  des  Gleichwerts 
der  Scheidemünze,  zumal  in  kritischen  Zeiten,  werden,  weil  die 
erste  diesen  Zweck  nicht  immer  erfüllen  kann.  Dies  namentlich 
deswegen  nicht,  w'eil  die  öffentliclien  Kassen  doch  gewöhnlich 
genötigt  sind,  die  eingenommene  Scheidemünze  auch  wieder  als- 
bald in  Zahlungen  ihrerseits  auszugeben.  Die  Zahlungsannahme 
dieser  Münze  können  sie  aber  wegen  des  Grundsatzes  der  vierten 
Kautel  nicht  rechtlich  erzwungen.  Soweit  sie  es  aber  tatsächlich 
vermöchten,  trotzdem  die  Münze  so  zu  verw^enden,  würde  eben 
dann  wueder  der  A^erkehrsbedarf  davon  überstiegen,  daraus  könnte 
so  ein  Sinken  des  AVerts  der  Scheidemünze  unter  ihren  Gleich- 
w^ert  mit  der  vollwichtigen  Münze  eintreten.  Das  zu  verhüten, 
ist  ein  dringendes  Bedürfnis  eines  gut  geordneten  Münzwesens. 
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auch  das  erste  Mittel  die  Wirksamkeit  des  zweiten  voraussetzt. 
Selbst  die  Theorie  hat  diesen  Punkt  bisher  vernachlässigt,  die 
Praxis  in  zu  -weitgehendem  Optimismus  ihn  ebenfalls  kaum  er- 
wogen, nur  selten  befolgt.  Dies  Unterlassen  hat  zumal  jetzt 
bei  der  Silbermüuze  der  Goldwährung  bedenkliche  Folgen  mög- 
lich gemacht,  welche  sich  in  kritischen  Zeiten  und  in  auch 
politisch  gefährdeteren  Ländern  auch  praktisch  einstellen  möchten. 
Zu  diesen  Ländern  gehört  nach  seiner  ganzen  geographisch- 
historisch-politischen  Lage  gerade  auch  das  Deutsche  Reich. 

Die  beiden  Sicherungsmittel  sind  ein  ziemlich  regelmäßiger  Be- 
.staiidteil  des  neueren  Münzrechtes  der  Kulturstaaten  geworden,  im 
Einzelnen  mit  kleinen  Modifikationen  und  in  etwas  verschiedenem 
Maße  der  Durchfühning.  Z.  B.  wurde  nach  dem  preußischen 
Mtiuzgesetz  von  1821  die  Silberscheidemünze  unbeschränkt  von  den 
öffentlichen  Kassen  angenommen  und  war  nur  bis  zum  Betrage  des 
kleinsten  vollwichtigen  Stücks,  5 Sgr.,  von  Privaten  zwangsweise 
in  Zahlung  zu  nehmen.  Letztere  Bestimmung  enthält  auch  der 
Wiener  Münzvertrag  von  1857,  die  erstere  implicite  auch,  und 
außerdem  verpflichtete  er  jeden  der  \ ereinsstaaten,  seine  sämtliche 
Scheidemünze  bei  zu  bezeichnenden  Kassen  auf  Verlangen  gegen 
grobe,  kursfähige  Münze  umzuwecbseln  (Silberscheidemünze  in  Be- 
trägen nicht  unter  20  Tlr.  oder  40  fl.,  Kupfermünze  nicht  unter  5 Tlr. 
oder  10  fl.).  — In  England  fehlen  solche  Bestimmungen,  ist  aber 
auch  die  Silbermünze  auf  einem  mäßigen  Gesamtbetrag  gehalten.  — 
In  Frankreich  und  im  lateinischen  Münzbund  erfolgt  Annahme  der 
leichtern  Silbermünze  des  eigenen  Staats  an  dessen  öffentlichen  Kassen 
unbeschränkt,  in  den  Kassen  des  andren  Vertragsstaats  bis  zu  100  Fr. 
(Hier  haben  sich  vor  einiger  Zeit  infolge  der  italienischen  Valuta- 
■wirren,  die  eine  starke  Abströmung  des  italienischen  betreffenden 
Geldes  nach  der  Schweiz  und  Frankreich  bewirkten,  Störungen  er- 
geben, die  zum  zeitweisen  Ausschluß  der  italienischen  Scheidemünze 
in  den  anderen  Staaten  führte).  Eine  Einlösungspflicht  gegen  voll- 
wichtiges Geld  besteht  für  jeden  Staat  des  Bunds  für  seine  Silber- 
scheidemüuze  für  Beträge  von  100  Fr.  und  darüber.  — Im  Deutschen 
Reich  sind  Reichssilbermünzen  in  jedem  Betrage  von  Reichs-  und 
Landeskassen  in  Zahlung  anzunehmen,  Nickel-  und  Kupfermünzen 
nur  im  Betrage  von  1 Mk.,  wie  von  ]^*rivaten,  auch  tatsächlich  wird 
davon  nur  bedingt  mehr  angenommen.  Dagegen  besteht  die  ^ er- 
pflichtung,  implicite  auf  Reichsrechnung,  durch  vom  Bundesrat  be- 
stimmte Kassen  — es  sind  Bankkassen  in  Berlin,  Königsberg,  Frank- 
furt a.  M.  und  München  damit  beauftragt  worden  — auf  Verlangen 
des  Überbringers  Beträge  von  wenigstens  200  Mk.  in  Silbermünze  und 
50  Mk.  in  Nickel-  und  Kupfermünze  gegen  Reichsgoldmünzen  ein- 
zulösen, wofür  aber  eben  Spezialbarfonds  oder  Spezialguthaben  des 
Reichs  ad  hoc  fehlen.  Analoge  Vorschriften  auch  in  anderen  neuen 
Gesetzen,  so  den  neuen  österreichischen  von  1892  und  1899.  — 

Gegen  die  Forderung,  alle  sohhe  Bestimmungen  erst  durch 
die  Einrichtung  von  speziellen  baren  Einlösungsfonds 
von  Währungsgeld  ad  hoc  praktisch  sicher  wirksam  zu  machen, 
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läßt  sich  einwendeuj  ist  gelegentlich  bei  der  seltenen  Erörterung 
dieses  Planes  eingewandt  worden  und  wird  V)ei  ihrer  schärferen 
Betonung,  gerade  auch  wegen  unsrer  besonderen  Lage  in  Deutsch- 
land, eiugewandt  werden,  sie  sei  unbegründet  und  werde  „durch 
die  Erfahrung^*  widerlegt.  Es  sei  kaum  irgendwo  und  wann 
einmal  ein  Bedürfnis  der  Art  hervorgetreten. 

Die  Begründung  ist  folgende:  Das  „Verkehrsbedürf nis“  halte 
diese  Münzen,  bei  Anwendung  der  anderen  Kautelen,  ohnehin  ge- 
bunden und  damit  im  vollen  Gleichwert  mit  der  vollwichtigen  Münze, 
die  vorhandenen  Einlösungskassen,  wie  im  Deutschen  Reich,  würden 
ganz  schwach  in  Anspruch  genommen  — dafür  liegen  statistische 
Daten  vor,  auch  neueste,  welche  das  allerdings  bestätigen  — , die  An- 
nahme an  öffentlichen  Kassen,  der  „Kassenkurs“,  die  „Steuer- 
fun dation“,  analog  der  beim  Staatspapiergeld  (L.  Stein),  tue  ein 
Übriges,  um  auch  ohne  größere  Einlösungsfonds  die  Scheidemünze 
und  gerade  auch  die  Silbermünzo  der  Goldwährung  dauernd  sicher 
im  Gleichwert  mit  dem  Währungsgeld  zu  halten.  Es  würde  eine 
törichte  Verschwendung  und  unnötige  finanzielle  Belastung  des  Staats, 
hei  uns  des  Reichs  sein,  für  solche  in  Masse  gar  nicht  verlangte  tat- 
sächliche Einlösung  der  genannten  Münze  unverzinsliche  Barfonds 
in  Gold  zu  halten,  die  doch  nur  mit  verzinslichen  Anleihen  dotiert 
werden  könnten.  Kurz,  solche  Forderung  entspringe  „theoretischen“ 
Bedenken,  die  „praktisch“  ganz  hinfällig  seien.  Man  beruft  sich  in 
deutschen  Verhältnissen  wohl  noch  auf  die  analoge  Erfahrung  mit 
den  Reichskassenscheinen  (120  Mül.  Mk.,  Gesetz  von  1874),  die  auch 
nominell  auf  Verlangen  einlösbar  gegen  Währungsgeld  seien,  ein 
Recht,  von  dem  auch  fast  nicht  Gebrauch  gemacht  werde,  das  „bin- 
dende Verkehrsbedürfnis“  und  die  Annahme  an  den  öffentlichen 
Kassen,  der  allgemeine,  wenn  auch  nicht  durch  Spezial-Einlösungs- 
fonds gestützte  Kredit  des  Reichs  genüge  auch  hier  für  den  ungestörten 
Umlauf  dieser  Scheine  im  Gleichwert  mit  der  Goldmünze.  Bei  der 
Scheidemünze,  auch  der  Reichsilbermünze,  genüge  das  alles  auch  des- 
halb noch  mehr,  weil  diese  Münze  auf  kleinere  Wertbeträge  laute  als 
solches  Papiergeld  und  dadurch  vollends  ira  Verkehr  gebunden  werde. 

Diese  Einwände  sind  zu  optimistisch,  sie  berücksichtigen  zu 
wenig  die  Tatsache,  daß  wirklich  beweisende  „Erfahrungen“ 
aus  neuerer  Zeit  und  aus  unseren  Verhältnissen,  besonders  be- 
treffs der  Massen-Silbermünze  der  Goldwährung,  wie  in  Deutsch- 
land, nicht  vorliegen.  Hier,  wie  in  allen  Kreditangelegenheiten 
müssen  die  wahrscheinlichen  Entwicklungen  der  Verhältnisse 
in  kritischen  Zeiten  zum  Ausgangspunkte  für  eine  richtige 
Präventivpolitik  genommen  werden.  Dabei  ergibt  sich  dann, 
daß  Kreditgeld  vom  Charakter  der  Scheidemünze  und  zumal 
das  im  Werte  gegen  Gold  so  stark  gesunkene  Sill)ergeld,  welches 
doch  bestimmte  Goldwerteinheiten  darstellt,  ebenso  wie  einlös- 
bares Papiergeld  und  Banknoten  spezieller  Deckungen  bedarf. 
Diese  müssen  in  einer  Quote  der  Scheidemünz-  und  Silbergeld- 
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menge,  deren  Hohe  sich  nach  den  Umständen  zu  richten  hat, 
in  Gold  bestehen.  Ob  daneben  noch  in  anderen,  in  gewissen, 
leicht  realisierbaren  verzinslichen  Deckungen,  wie  Wechseln  und 
Wertpapieren,  kann  in  Frage  kommen. 

Es  ließe  sich  daran  denken,  aus  den  großen  Gewinnen,  w'elche 
die  Silbergeldprägung  zu  der  früheren  oder  einer  für  Silber  noch 
günstigeren  Wertrelation  in  den  modernen  Münzsystemen  gegenüber 
der  jetzigen  Relation  ergibt,  einen  entsprechenden  Deckungsfonds  zu 
bilden,  z.  B.  soweit  dafür  nicht  Silber  aus  den  eingezogenen  Talern 
mit  einem  dann  immerhin  auch  c,  lü  pvozentigen  Gewinn  bei  der  Um- 
prägung in  Reichssilbermünze  verwendet  wird,  den  c.  60’*/o  ergebenden 
Gewinn  aus  neu  anzukaufendem  Silber  in  Deutschland  für  die  letzt- 
beschlossene Vermehrung  des  Silbergelds  um  c.  315  Mül.  Mk.  bei  uns 
für  die  Bildung  eines  solchen  Fonds  zu  bestimmen.  Das  entspräclie 
richtiger  Münzpolitik  und  solider  Finanzpolitik  zugleich.  In  solchem 
Falle  ließe  sich  etwa  auch,  um  Zinsen  zu  ersparen,  ein  Teil  eine.s 
solchen  Fonds  verzinslich  anlegen,  in  guten,  leicht  realisierbaren, 
vielleicht  selbst  in  sich  periodisch,  abwickelnden  und  erneuernden 
Deckungen  wie  Wechseln  (etwa  durch  Vermittlung  der  Reichsbank). 
Ähnliches  empfiehlt  sich  dringend  bei  unseren  Reichskassenscheineu. 
(Die  geringe  Beanspruchung  der  Bareinlösung  der  Reichskassen- 
scheine erklärt  sich  aus  deren  Annahme  auch  an  den  Reichsbank- 
kassen, gleich  den  Banknoten,  läßt  sich  übrigens  nicht  genau  fest- 
stellen, und  ^ j — t'.,  und  mehr  dieser  Scheine  ruhen  meist  in  der 
Reichsbank  und  belasten  diese.  Der  Barfonds  der  Reichsbank  wird 
eben  tatsächlich  so  mit  für  diese  Scheine  haftbar.  — ein  bedenklicher 
Zustand).  Diese  wie  die  Silbermünze  (und  die  übrige  Scheidemünze)  er- 
hielten so  erwünschtermaßen,  ihrem  Kniditgeldcharakter  entsprechend, 
auch  etwas  vom  AVesen  der  Banknote  (Rückströmung  infolge  der 
Einzahlungen  auf  verfallene  AVechsel  usw.).  — 

Gerade  das  Silbergeld,  zumal  das  große,  wie  die  5-Mark-Stücke, 
deren  wir  fast  * ^ Milliarde  (1908  244  Mül.  Mark,  neben  noch  mehr 
2-Mark-Stücken,  292  Mill.  Mark)  im  Umlauf  haben,  bietet  bei  seiner 
kolossalen  Unterwertigkeit  ernste  Bedenken  in  großen  politischen 
Krisen.  Solche  Stücke  ließen  sich  leicht  aufsammeln  durch  die  Speku- 
lation und  zur  Einlösung  präsentieren,  um  Gold  dafür  zu  erhalten, 
dem  Gesetz  gemäß.  Aber  Fonds  dafür  fehlen  eben.  Wiederum 
würde  die  Reichsbank  vor  dem  Riß  zu  stehen  und  dann  mit  ihrem 
(ohnehin  schwachen)  Geldvorrat  einzutreten  haben  (wie  auch  bei  den 
Reichskassenscheinen).  Würde  die  versprochene  Einlösung  in  Gold 
aufgehoben,  — so  wäre  eben  der  Zusammenbruch  der  Goldwährung 
begonnen.  — Die  Annahme  des  Silbergelds  wie  der  Reichskassen- 
scheine an  den  öffentlichen  Kassen  genügt  eben  nicht,  weil  diese 
Ka.ssen  doch  das  in  Zahlung  eingenommene  Geld  notwendig  alsbald 
wieder  ausgeben  oder  es  selbst  bei  den  Einlösungsstellen  gegen  Gold- 
münze Umsetzen  müssen.  Der  innere  Mangel  dieser  ganzen  Theorie 
von  der  „Steuerfundation“  des  Kreditgelds.  — Durch  solche  Behänd^ 
lung  des  Silbergelds  als  Kreditgeld  mit  entsprechenden  Spezial- 
deckungen entfielen  auch  die  Bedenken  wenigstens  zu  einem  Teil, 
solches  Geld,  wie  bei  uns,  zu  den  gesetzlichen  Bardeckungsmitteln 
der  Banknoten,  bei  der  Reichsbank  und  den  übrigen  Notenbanken, 
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zuzulassen,  eine  in  der  jetzigen  Sachlage  betreffs  des  Silbergelds  und 
dieser  Scheine  wenig  angemessene  Erlaubnis. 

Vierte  Kautel. 

Die  Beschränkung  der  gesetzlichen  Zahlkraft  des 
Silbergelds  der  Goldwährung  (und  bedingt  auch  größerer 
Teile  dieses  Gelds  bei  der  Doppelwährung)  und  der  sonstigen 
Scheidemünze  ist  die  in  der  neueren  rationellen  Müuzgesetz- 
gelnuig  mit  Recht  allgemein  üblich  gewordene  weitere  Kautel. 
Man  will  so  eben  dem  Geldzahlungs-Empfänger  die  Garantie 
geben,  daß  er  zur  Erledigung  von  Geldverbindlichkeiten  gegen 
ihn  doch  in  der  Hauptsache  mit  Geld  von  wirklich  voll- 
ständigem Realwerte  Befriedigung  verlangen  kann.  Aber 
auch  diese  Kantel  erfüllt  nur  im  Zusammenhang  mit  den  Siche- 
i’ungsniittelu  für  die  dritte  Kautel  ihren  Zweck. 

Beispiele.  Im  preußischen  Gesetz  von  1821  Beschränkung 
der  Annahmepflicht  der  Silberscheidemünze  für  Zahlungen  im  Privat- 
verkehr nur  bis  zur  Höhe  der  kleinsten  vollwichtigen  Münze,  b«  Tlr. 
Im  Wiener  Münzvertrag  dieselbe  Beschränkung  für  alle  Scheide- 
münze auf  den  Betrag  der  kleinsten  groben  Münze,  * « Tlr.,  ‘ ^ fl. 
österreichisch  und  süddeutsch.  — Im  lateinischen  Münzband  ist 
die  Zahlkraft  der  leichten  Silbermünze  auf  50  Fr.,  in  Frankreich  bei 
der  Bronzescheidemünze  auf  5 Fr.  beschränkt.  — In  Englands  Gold- 
währung hat  Silbergeld  bis  40  sh.,  Bronzegeld  bis  1 sh.  Zahlkraft.  — 
Im  Deutschen  Reiche  ist  diese  nach  dem  Gesetz  von  1873  bei 
Silbergeld  auf  20  Mk.,  bei  Nickel-  und  Kupfergeld  auf  1 Mk.  gesetzt. 
Ersterer  Betrag  könnte  vielleicht  etwas  erhöht  (50  Mk.),  aber  doch 
nicht  gut  auf  eine  erheblich  höhere  Ziffer  gesetzt  werden,  wie  100 
oder  gar  500  oder  1000  Mk.  Dadurch  wuürde  der  Charakter  unseres 
Geldwesens  als  eines  Goldwährungssj^stems  noch  mehr  beeinträchtigt. 
Jedenfalls  setzte  jede  weitere  Erhöhung  der  Zahlkraft  des  Silbergelds 
vollends  erst  die  Schaffung  eines  genügenden  Einlösungsfonds  in  Gold 
dafür  voraus.  Sonst  wäre  eine  solche  Erhöhung  der  Zahlkraft  des 
Silbers  eine  Annäherung  an  ein  bimetallistisches  System.  Von  diesen 
könnte  aber  doch  nur  die  Rede  sein,  wenn  die  prinzipielle  Entschei- 
dung dafür  getroffen  und  die  praktische  Durchführung  eines  natio- 
nalen oder  internationalen  „Bimetallismus“  sich  erreichbar  erwiese. 
Das  steht  hier  nicht  zur  Diskussion.  — In  Österreich  hat  man  im 
Gesetz  von  1899  die  Verpflichtung  zur  Annahme  der  neuen  5 Kronen- 
Stücke  in  Silber  unter  Privaten  bis  auf  250  Kr.  erhöht,  während 
sie  bei  Kronenstückeu  50  Kr.,  bei  Nickelmünze  10,  bei  Bronzemünze 
1 Kr.  beträgt.  — 

Als  Beispiel  der  Stückelung  eines  modernen  Münzsystems 
kann  folgende  statistische  Übersicht  des  neuen  deutschen  Reichs- 
münzwesens in  Tabelle  XXXIII  dienen.  Sie  gibt  den  Stand  der 
Prägung  für  die  ganze  Reichsperiode  seit  1871  73  bis  1.  April  1908 
an,  nach  Abzug  des  wieder  Eingezogenen  bei  jeder  Sorte.  Die  ganz 
wieder  eingezogenen  oder  für  den  nicht  zurückgekommenen  Teil 
außer  Kurs  gesetzten  Sorten  (5  Mk.-Goldstücke,  20  Pfennig-Silber-  und 
Nickelstücke)  fehlen  also  dabei,  gehören  aber  auch  im  etwa  noch 


I 
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vorhandenen  Rest  nicht  mehr  zum  deutschen  „Geld  im  Umlauf“^  Da 
die  Taler  seit  1.  Oktober  1907  auch  nicht  mehr  gesetzliches  Zahl- 
mittel und  großenteils  aus  dem  Umlauf  gezogen  sind  und  im  Rest- 
bestand in  der  Reichsbank  (31.  Dezember  1907  c.  25,45  Mül.  Alk.)  der 
Einschmelzung  und  Umprägung  in  Reichsgeld  entgegensehen,  und 
da  das  ältere  deutsche  Silber-  und  Kupfer-,  wie  auch  Goldgeld  eben- 
falls fast  ganz  eingezogen,  außer  Kurs  gesetzt  ist  und  so  keine  Geld- 
funktion mehr  ausübt,  kann  man  die  Gesamtmenge  von  Reichsgeld 
in  der  Übersicht  als  den  möglichen  maximalen  Gesamtbetrag 
deutschen  Gelds  und  deutscher  Scheidemünze  ansehen.  Dazu  kommen 
nur  kleine  Beträge  fremden  Gelds,  auch  etwas  Scheidemünze  im  Grenz- 
verkehr und  sonst  in  Kassenbeständen  für  den  internationalen  Aus- 
tauschverkehr, denen  ähnliche  Beträge  deutschen  Gelds  und  deutscher 
Scheidemünze  im  Ausland  ausgleichend  gegenüberstehen  werden.  A"om 
Gesamtbeträge  gehen  aber  verlorene  und  eingeschmolzene  oder  im 
Ausland  als  größere  Kassenbestände  gehaltene  deutsche  Münzen  ab. 
Silber-,  Nickel-  und  Kupfermünze  kommt  dafür  nicht  in  Betracht, 
wohl  aber  erhebliche  Beträge  deutscher  Goldmünze,  wohl 
500 — 800  MÜL  Mk.,  vielleicht  noch  erheblich  mehr,  denen  nicht  ent- 
fernt so  große  Summen  fremder,  noch  nicht  zu  deutschen  Münzen  um- 
geprägter Goldmünzen  und  Barren  gegenüberstehen  (im  Besitz  der 
Reichsbank  Ende  1907  c.  96,41  Mül.  Alk.).  Um  einen  Betrag  von 
500—800  Mül.  Alk.  wird  man  also  die  gesamte  deutsche  Münzmenge 
niedriger  anschlagen  müssen,  selbst  noch  um  mehr,  wenn,  was  nicht 
unwahrscheinlich,  ist,  die  deutsche  Goldindustrie  noch  wesentlich  grö- 
ßere Summen  deutscher  Reichsgoldmünzen  eingeschmolzen  und  ver- 
arbeitet haben  sollte,  als  man  bisher  annahm  (Aussagen  in  der  Bank- 
enquete 1908). 

Tabelle  XXNIII. 

Stückeliingsstatistik  der  deutschen  Beichsmünze 

(1.  Aprü  19(>8j. 


Stückzahl 

Prozent 

Wertbeträge 

Prozent 

Mül.  Stück 

Nennwert,  MÜl.Mk. 

Doppelkronen 

185,89 

5,08 

3717,81 

68,47 

Kronen  .... 

68,99 

1,88 

689,93 

12,71 

zusammen  Gold  . 

254,88 

6,96 

4407,74 

81,18 

5-AIark-Stücke  , 

48,83 

1,33 

244,16 

4,50 

0 

146.20 

3,99 

292.41 

5,39 

1 „ • 

272,27 

7,44 

272,27 

5,00 

1 

, 2 n 

218,90 

5,98 

109,45 

2,02 

zusammen  Silber 

686,20 

18,74 

918,29 

16,91 

10-Pfennig-Stücke 

563,66 

15,40 

56,37 

1,04 

^ n n 

556,00 

15,19 

27,80 

0,51 

zusammen  Nickel 

1119,66 

30,59 

84.17 

1,55 

2-Pfennig-Stücke 

370,44 

10,12 

7,41 

0,14 

f :>  n 

1229,52 

33,59 

12,30 

0,23 

zusammen  Kupfer 

1599,96 

43,71 

19,70 

0,37 

Gesamtbetrag  3660,70 

100,00 

5429,90 

100,00 
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Nach  reichsstatist.  Jahrb.  1908  S,  229  die  absoluten  Wertzahlen. 

Also  etwas  über  ^ ^ (81,18‘V'J  Goldgeld,  fast  ^ 5 (18,82^/J  Silber- 
und andere  Scheidemünze.  Nimmt  man  aber  den  noch  im  Deutschen 
Reich  vorhandenen  Goldmünzbetrag  auch  nur  um  600  Alill.  Alk. 
niedriger  an,  so  vermindert  sich  die  Quote  des  Golds  auf  70,1  und 
steigt  die  der  Silber-  und  Scheidemünze  auf  29,9 Vermutlich  ist 
die  Goldquote  noch  kleiner.  Kann  man  da  vom  „Abschluß“  unserer 
Geld-  und  Währungreform’*'  und  von  „gesicherter  reiner  Goldwährung“ 
sprechen? 

D.  Erhaltung  der  Alünzen  und  des  Alünzwesens  in 
gutem  Zustande. 


i 


1 


Diese  zweite  Aufgabe  der  Alünzpolitik  i.  e.  S.  (S.  473) 
liegt  einfacher,  als  die  erste,  aber  sie  verlangt  doch  immerhin 
auch  eine  pi'inzipielle  Erörterung.  Früher  waren  die  Mißstände 
auch  bezüglich  der  Erhaltung  der  Alünzen  und  des  Alünzwesens 
in  gutem  Zustande  größer,  als  sie  bei  dem  rationellen  Vorgehen 
in  der  modernen,  zumal  neuesten  Zeit  sind.  Völlig  fehlen  sie 
aber  auch  jetzt  nicht  und  bei  ungenügenden  gesetzlichen  A"or- 
schriften  und  unzureichendem  praktisch-administrativen  A'orgehen 
können  sie  immer  wieder  störender  werden.  Das  hat  noch  in 
neuester  Zeit  wieder  die  britische  Alünzgeschichte  gezeigt.  Auch 
läßt  die  notwendige  stete  Durchführung  an  sich  richtiger  Vor- 
schriften mehrfach  auch  sonst  noch  zu  wünschen  übrig,  teils 
, aus  einer  gewissen  administrativen  Nachlässigkeit  und  Unter- 

! Schätzung  der  Bedeutung,  das  Alünzwesen  in  gutem  Zustande 

* zu  erhalten,  teils  wegen  mitspielender  Kostenpunkte,  daher 

j fiskalischer  Interessen.  Letztere  dürfen  aber  hier  nicht  hem- 

I mend  wirken.  Die  bezüglichen  Staatsausgaben  zum  Zw^eck  der 

Erhaltung  des  Münzwesens  in  gutem  Zustande  sind  eine  not- 
wendige Folge  der  Aufassung  und  Behandlung  des  Alünzregals 
als  eines  volkswirtschaftlichen  Hoheitsrechts,  woraus  eben 
hier  Pflichten  hervorgehen. 

Es  handelt  sich  hier  um  zweierlei.  1.  Einmal  um  Fest- 
i Stellung  der  Umstände,  Ursachen,  welche  A’erschlechte- 

' rungen  der  einzelnen  Alünzstücke  und  Schädigung  des  Zu- 

stands des  ganzen  Alünzwesens  herbeiführen.  2.  Sodann  um 
1 gesetzliche  Vorschriften  und  administative  Alaßregeln 

^ und  Einrichtungen  zur  Ausführung  und  Sicherung  dieser 

^ Vorschriften,  um  solche  V^erschlechterungen  und  Schädigung  zu 

I verhüten  und,  soweit  das  nicht  völlig  gelingt,  sie  wieder  gut 

i zu  machen.  In  beiden  Fällen  sind  sowohl  die  einzelnen 

Alünzstücke  als  das  ganze  Alünzwesen  ins  Auge  zu  fassen, 
j Aus  der  Beschaffenheit  der  einzelnen  Alünzstücke  geht  der 
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Zustand  des  ganzen  Münzweseus  mit  hervor,  aber  dieser  Zu- 
stand wird  durch  diese  Münzbeschaft'enheit  nicht  allein  bestimmt. 

Es  wird  bei  der  folgenden  Behandlung  des  Problems  der 
Erhaltuns  der  Münzen  und  des  Münzwesens  im  Allgemeinen 
angenommen,  wie  es  für  die  Gegenwart  der  Xulturstaaten  auch 
im  Ganzen  zutrifft,  daß  das  Münzwesen  in  den  Zustand  mög- 
lichster Vollkommenheit  gebracht  sei,  welcher  den  im  voraus- 
gehenden Abschnitt  C über  die  Herstellung  der  Münzen  (S.  477  ff.) 
aufgestellten  Grundsätzen  und  Forderungen  entspricht.  Dann 
ist  die  Aufgabe  in  diesem  Abschnitt  D zunächst,  wie  gesagt, 
darzulegen,  welche  Umstände  ein  in  guten  Zustand  gebrachtes 
Münzwesen  schädigen  und  was  zur  Vermeidung  dieser  Schädi- 
gungen oder,  soweit  diese  nicht  völlig  möglich  ist,  zur  Wieder- 
abstellung derselben  geschehen  muß.  Dabei  wird  sich  dann 
aber  wieder  ergel)en,  daß  einige  (Gefährdungen  des  guten  Zu- 
stands des  Münzwesens  von  immer  wieder  leicht  auftauchenden 
fiskalischen  Tendenzen,  wenn  auch  nicht  so  groben,  wie  den  ehe- 
maligen , andere  Gefährdungen  von  währungspolitischen  und 
scheidemünzpolitischen  Umständen  herrühren.  Der  bezügliche 
Nachweis  dient  daher  zur  Ergänzung  dessen,  was  über  diese 
Umstände  im  vorigen  Abschnitt  schon  dargelegt  worden  ist  und 
zur  Beleuchtung  einiger  mit  diesen  Umständen  in  Zusammen- 
hang stehenden  Punkte  des  Währungsproblems  (Abschnitt  XI). 

L Umstände,  Ursachen,  welche  die  einzelnen  Münz- 
stücke und  den  Zustand  des  Münzwesens  schädigen 
oder  gefährden. 

Die  Bedeutung,  welche  diese  Momente  auch  noch  gegenwärtig 
erlangen,  beweist  nebenbei,  daß  nicht  einmal  hier,  wo  es  sich  regel- 
mäßig um  relativ  kleine  Mängel  handelt,  der  „Kreditcharakter^  des 
Gelds  in  Münzfonn,  die  „staatliche  Autorität^^,  welche  hinter  der 
Münze  steht,  völlig  ausreichen,  um  den  etwas  beschädigten  oder  fehler- 
haften Münzstücken  den  vollen  Gleichwert  mit  den  korrekten  stets 
zu  sichern.  Wieder  ein  Punkt,  welcher  für  die  allgemeine  Geld- 
theorie zu  beachten  ist.  Der  „Realwert“  des  Münzgelds  macht  sich 
eben  immer  wieder  geltend  und  verlangt  Berücksichtigung  und  ent- 
sprechende Maßnahmen  in  der  Münzpolitik. 

Man  kann  viererlei  Umstände  unterscheiden,  a)  solche, 
welche  die  einzelnen  Münzstück e schädigen,  besonders  die 
„natürliche“  Abnutzung,  b)  Münzfälschungen,  c)  Nach- 
ahmungen von  Münzen  ohne  Verschlechterung  ihres  gesetz- 
lichen Münzfußes:  der  für  währungs-  und  scheidemünzpolitische 
Fragen  wichtigste  Punkt , d)  Eindringen  fremder  Münze, 
besonders  Scheidemünze,  in  den  inländischen  Umlauf. 


a)  Nach  dem  Früheren  lassen  sich  die  Münzstücke  nicht 
wohl  absolut  genau,  wie  es  dem  Münzfuß  entspricht,  herstellen 
(oben  s.  S.  48(i  über  Remedium).  Deshall)  gestattet  das  Münz- 
recht, auch  noch  das  rationelle  moderne,  kleine  Abweichungen 
in  Feinheit  und  Gewicht  bei  einzelnen  Stücken,  aber  in  der 
Masse  sollen  die  Münzen  doch  die  richtige  normale  Feinheit  und 
Gewicht  besitzen. 

a)  Dagegen  kann  nun  aber  praktisch  dadurch  verstoßen 
werden,  daß  die  Münz  Verwaltung  selbst  mehr  Münzen  mit 
einem  Fehler  in  Feinheit  und  Gewicht  im  Minus,  also  zu  ihren 
fiskalischen  Gunsten,  als  mit  diesem  Fehler  im  Plus  lier- 
zustelleii  sucht.  Dann  wird  von  vornherein  eben  das  !Münz- 
wesen  auch  im  Durchschnitt  der  Münzstücke  eine  gewisse  Vei-- 
schlechterung  zeigen.  Daher  mit  Recht  in  den  neueren  Münz- 
gesetzen  und  in  bezüglichen  Münzverträgen  Vorschriften  darül)er, 
daß  von  jedem  solchen  absichtlichen  Vorgehen  der  Münz- 
verwaltung selbst  abzusehen  ist,  worüber  dann  Kontrolle 
auszuüben  ist. 

Noch  im  Wiener  Münzvertrag  von  1857  Art.  6 wird  z.  B.  ver- 
einbart, daß  „auch  die  einzelnen  Stücke  (grober  Silberkurrantmünzei 
durchaus  vollhaltig  und  vollwichtig  ausgemünzt  werden“,  daß  daher 
Grundsatz  sein  solle,  „daß  unter  dem  Vorwände  des  sogenannten 
Remediums  an  dem  Gehalte  oder  dem  Gewichte  der  Münzen  nichts 

! gekürzt,  vielmehr  eine  Abweichung  von  dem  den  letzteren  zukommen- 

den Gehalte  oder  Gewichte  nur  insoweit  nachgesehen  werden  dürfe, 
I als  eine  absolute  Genauigkeit  nicht  eingehalten  werden  könne.“ 

ß)  Aber  indem  nun  doch  Münzen  mit  einem  Remedium  im 
Plus  in  den  Verkehr  gelangen,  tritt  die  Gefahr  hervor,  nament- 
lich gegenüber  den  großen,  soeben  neu  aus  der  Münzanstalt 
^ herausgekommenen  Münzen,  welche  daher  noch  keinerlei  Al)- 

] nutzung  erfahren  haben,  daß  eine  private  gewinnsüchtige 

j Spekulation  auf  Aussuch uiig  und  Ausscheidung  dieser 

i Münzstücke  mit  etwas  über  dem  gesetzlichen  Metallgehalt  zu 

I operieren  beginnt.  Soweit  diese  Praktiken  das  Ziel  in  größerem 

I Umfang  erreichen,  die  etwas  überwerten  Münzen  allgemeiner 

i herauszuscheiden,  besteht  dann  der  Rest  der  Münzen  im  Verkehr 

I aus  Stücken  mit  etwas  Unterwertigkeit  im  Metallgehalt.  Darin 

j liegt  eine  pro  tanto  Verschlechterung  des  wirklichen 

i Durchschnittsgehalts  im  Verkehr  befindlicher  Münzen. 

' Mittel  hiergegen  sind  Verbote  solcher  Operationen  und 

1 Strafandrohungen  gegen  sie,  was  aber  nicht  sicher  ausreicht,  sie 

; zu  verhüten ; ferner  Reaktion  anständiger  Verkehrssitten,  be- 

|i  sonders  in  den  Geschäftskreisen,  gegen  derartige  Praktiken,  was 


iiu  Verkehr,  ihren  wirklichen  „Umlaufs  von  Hand  zu  Hand, 
ihre  Zusammenhäufiing  in  Geldbeuteln,  Taschen  usw.,  ganz  oder 
teilweise  entbehrlich  und  vermindern  so  die  Abreibung  der 
Münzen.  Solche  Einrichtungen  sind  aber  bei  Goldmünze  mehr 
als  bei  Silbennünze,  bei  grober  großer  Silbermünze  allein  oder 
mehr  als  bei  kleiner  (Scheidemünze)  anwendbar.  Münzen  größeren 
Werts  nützen  sich  aus  diesem  Grunde  weniger  als  solche  ge- 
ringeren Werts  ab.  Der  raschere  und  stärkere  Verschleiß  der 
Scheidemünze  (der  Kupfer-,  Nickel-,  auch  der  silbernen)  und  der 
vollwichtigen  silbernen  Kleinteilstücke  läßt  sich  auch  in  der 
Gegenwart,  z.  B.  bei  unseren  neueren  deutschen  Keichsmünzen 
im  Vergleich  mit  den  größeren  Silberstücken  und  mit  den  Gold- 
münzen, ebenso  der  stärkere  Verschleiß  der  Kronen  als  der 
Doppelkronen  beobachten.  Die  Statistik  der  Außerkurssetzungen 
und  Einziehungen  der  verschiedenen  Münzsorten  zeigt  es  zahlen- 
mäßig. 

Z.  B.  waren  mit  wegen  Überschreitung  der  zulässigen  Ab- 
nutzungsgrenze bis  1908  von  3744,3  Millionen  Mark  Doppelkronen 
26,51  Millionen  Mark  oder  0,71  732,2  Millionen  Mark  Kronen 

42,3  Millionen  Mark  oder  wieder  eingezogen  worden. 

Bei  den  Münzen  höheren  Werts  erklärt  sich  die  ehemalige 
raschere  und  stärkere  Abnutzung  und  die  jetzige  langsamere  und 
geringere  vornehmlich  aus  der  Entwicklung  des  auf  dem  Kredit 
beruhenden  Geldsurrogatwesens,  eine  günstige  Folge  dieses. 

Die  erwähnten  vier  Umstände  (a — d)  haVjen  zur  Folge, 
daß  die  im  Verkehr  befindlichen  Münzstücke,  im  Allgemeinen, 
je  länger  sie  im  Umlauf  sind,  desto  mehr,  auch  durchschnittlich, 
einen  geringeren  Betrag  feinen  Golds  und  Silbers  in  sich  ent- 
halten, als  sie  nach  dem  3Iünzfuß,  unter  Berücksichtigung  der 
zulässigen  Fehlergrenzen,  haben  sollen.  Das  kommt  bei  den 
Währungsmünzen  im  Inlande  zwar  nicht  regelmäßig  oder  nur 
l)ei  stärkerer  Verschlechterung  der  Münzstücke  zum  Ausdruck 
im  Verkehrswert  (Kurswert),  aber  es  macht  sich  doch  hier  und 
vollends  allgemeiner  im  Verkehr  mit  dem  Auslande  geltend  in 
den  Umwechselungspreisen  (Kursen)  der  leichter  gewordenen 
Münzstücke  gegen  vollwichtiges,  z.  B.  neugeprägtes  heimisches 
und  gegen  gutes  fremdes  Geld.  Für  eine  Gewichtseinheit  feinen 
Metalls,  ungeprägten  wie  in  vollwichtigen  Münzen  bestehenden, 
muß  dann  von  den  durchschnittlich  kursierenden  abgenutzten 
Münzstücken  ein  höherer  Betrag,  nach  Maßgabe  der  Uuter- 
wertigkeit  der  letzteren,  im  Verkehr,  „auf  dem  Markte“  gegeben 
werden,  als  dem  Münzfuß  entspricht,  oder  wie  man  das  auch 


ebenfalls  oft  nicht  wirksam  genug  ist.  Als  Hauptmitt el  kann 
eine  möglichst  knappe  Begrenzung  der  Fehler  gelten, 
so  daß  auch  bei  den  Stücken  mit  etwas  höherem  Metallgehalt 
die  Operation,  sie  auszuscheiden  und  als  Metall  zu  verwerten, 
nicht  genügend  lohnend  wird.  Technische  Fortschritte  in 
der  Münzprägung  sind  daher  das  Wichtigste. 

y)  Absichtliche  Verletzung  der  einzelnen  Münzstücke, 
Abfeilen,  Abschneiden  u,  dgl.  m.,  in  gewinnsüchtiger  Absicht 
ist  eine  weitere  Ursache  für  Verschlechterung  der  einzelnen 
Jlünzstücke  und  für  Schädigung  des  Zustands  des  ganzen  Münz- 
wesens, wo  diese  Praktik  massenhafter  vorkommt.  Sie  lohnt 
allein  oder  am  meisten  bei  Goldmünzen  und  groben  (gewissen) 
Silbermünzen,  sie  war  früher  in  größerem  Umfang  zu  befürchten, 
als  sie  es  heute  noch  ist,  wenn  sie  auch  kaum  völlig  fehlt, 

Verbote,  Strafandrohungen,  auch  gegen  den  wissentlichen 
Gebrauch  solcher  absichtlich  geschädigter  Münzstücke  durch 
Dritte  im  Geldverkehr,  Bestimmungen,  daß  solche  Münzstücke 
die  Eigenschaft  als  gesetzliches  Geld,  die  Verwendbarkeit  als 
gesetzliches  Zahlmittel  verlieren,  ferner  Eeaktion  der  öffent- 
lichen Meinung  und  speziell  der  Anschauungen  in  den  Geschäfts- 
kreisen gegen  solche  Praktiken  sind  auch  hier  die  freilich  wieder 
nicht  immer  ausreichenden  Hilfsmittel.  Amtliche  Untersuchungen, 
Bekanntmachungen,  Verwiegen  vor  dem  Gebrauch,  Mahnung  zur 
Vorsicht  l>ei  Annahme  des  Gelds  im  Verkehr,  Aufmerksamkeit 
dabei  in  der  Geschäftswelt  kommen  hinzu.  Am  Wichtigsten  ist 
wohl  ein  gutes  scharfes  Gepräge,  besonders  auch  im  Rand 
i Kerbung),  so  daß  die  Verletzungen  leicht  sichtbar  werden. 
Auch  hier  hat  der  Fortschritt  der  iVägetechnik  günstig  gewirkt. 

ö)  Wichtiger  als  die  vorausgehend  besprochenen  Umstände 
ist  die  Abnutzung  (Verschleiß)  der  Münzen  im  Gebrauch  im 
Verkehr  selbst,  wodurch  sie  am  Gewicht  des  Metalls  etwas  ein- 
büßen. Völlig  ist  diese  Abnutzung  nicht  zu  vermeiden.  Über 
sie  und  ihre  Größe  und  die  Mittel  zu  ihrer  Bekämpfung  (Legie- 
rung des  Prägemetalls)  ist  oben  schon  (8.  47 9 ff.)  gehandelt  worden. 

Das  wichtigste  Mittel  zur  Verminderung  der  Münzabnutzung 
liegt  in  den  ebenfalls  schon  früher  berührten  Einrichtungen  im 
Geld-  und  Kreditverkehr,  in  der  Einbürgerung  von  Geld- 
surrogaten, Ersatz  des  Münzgelds  durch  Papiergeld,  Bank- 
noten, Schecks,  Giroverkehr  usw.  der  Banken.  Diese  Einrich- 
tungen machen  die  unmittelbare,  stetige  oder  doch  häufige 
körperliche  Benutzung  der  Münzstücke  zu  Zahlungsleistungen 


werden,  zumal  wenn  die  Abnutzung  stärker  ist  und  die  be- 
treffenden Münzen  lange  das  allgemeine  Zahlmittel  bilden,  durch 
Preiserhöhung  geltend  zu  machen.  Daraus  können  wieder  ver- 
schiedene Nachteile,  Verkehrsstörungen,  auch  im  internationalen 
Verkehr  zwischen  Gebieten  verschiedener  Währung  entspringen. 
Aus  dem  Allen  ergibt  sich  die  Notwendigkeit,  im  Interesse 
der  Erhaltung  des  Münzwesens  in  gutem  Zustande,  rechtzeitig 
und  wirksam  Vorkehrungen  gegen  eine  durch  Abnutzung  und 
die  besprochenen  Praktiken  herbeigeführte  Verschlechterung  der 
Münzstücke  zu  treffen,  die  unten  dargelegtem 

Zum  möglichst  vollkommenen  Zustande  des  3Iünzwesens 
gehört,  daß  der  vorgenannte  Marktwert  des  feinen  Metalls  und 
der  münzfußmäßige  Münzpreis  möglichst  übereinstimmen  und 
letztrer  den  ersten  nur  etwa  um  angerechnete  Prägekosten  bei 
Prägung  für  Private  auf  deren  Rechnung  und  um  einen  ähn- 
lichen Betrag  bei  Prägung  auf  Staatsrechnung  übersteigt;  ferner 
daß  die  einzelnen  Münzstücke  desselben  Wertbetrags  (Nennwerts) 
nur  um  die  zulässigen  Fehlergrenzen  (Remedium)  voneinander 
abweichen.  Um  das  zu  erreichen  — auch  um  ein  sonstiges 
Steigen,  zumal  ein  stärkeres,  des  münzfußmäßigen  Münzpreises 
über  den  Marktpreis  zu  verhüten,  was  bei  schwieriger  Zugäng- 


ausdrückt,  der  sog.  „Marktpreis*"  des  feinen  Metalls  steigt 
über  den  sog.  „Münzpreis,  d.  h.  über  den  durch  den  Münz- 
fuß bestimmten  und  mehr  noch  über  den  eventuell  etwas  niedri- 
geren, zu  welchem  die  Münz  Verwaltung  das  Metall  zu  Präge- 
zwecken  einkauferi  kann.  Dadurch  können  Störungen  in  der 
^lünzprägung,  erschwerte  Beschaffung  von  Metall  dazu  und,  bei 
Zulassung  von  Prägung  für  Private,  erschwerte  Zuströmung  von 
^fetall  zur  Prägung  entstehen.  Im  Verkehr  mit  dem  Auslande 
wird  die  Währung  Waluta)  eine  etwas  minderw'ertige,  was  sich 
im  Stand  der  Wechselkurse  ausdrücken  kann. 

Z.  B.  beim  frühem  Talerfuß  war  der  Münzfuß  und  danach  be- 
messene Münzpreis  30  Tlr.,  der  von  der  Münzverwaltung  angelegte 
öfters  einige  Groschen  weniger,  29  Tlr.  23 — 25 — 26  Sgr.,  während  die 
abgenutzten  Taler  eben  nicht  ganz  soviel  feines  Metall  enthielten, 
daher  in  ihnen,  und  wenn  sie  die  große  Masse  der  umlaufenden 
Talerstücke  ausmachten,  in  „Talern  überhaupt“,  etwas  mehr  als 
30  Tlr.  für  ‘ ein  Pfund  fein  Silber  gezahlt  werden  mußte.  Im  Preise 
der  preußischen  Taler  auf  dem  Hamburger  Geldmärkte,  wo  in  der 
ungeprägten  Silbereinheit  der  Mark  Banco  (27^/4  = 1 Cöln.  M.  f.  S.) 
eine  absolut  im  Feingehalt  feste  Silberwährung  bestand,  machte  sich 
dies  bemerkbar,  die  Durchschnittstaler  -wurden  etwas  geringer  in 
M.  B.  bewertet,  als  ihrem  Münzfußgehalte  entsprach.  In  diesem  wie 
in  anderen  Fällen  verbirgt  sich  das  in  den  Bewegungen  der  inter- 
lokalen und  internationalen  Wechselkurse  und  dem  davon  mit  be- 
dingten Kurse  (Preise)  der  fremden  Münzen  im  Großverkehr,  weil 
hier  außer  dem  Metallgehalt  der  Münzen,  deren  Preis  (Kurs)  in  andren 
Münzen  bemessen  wird,  noch  die  Schwankungen  in  den  interlokalen 
und  internationalen  Zahlungsverhältnissen  und  in  den  dadurch  be- 
dingten Verhältnissen  von  Angebot  und  Nachfrage  mit  einwirken. 
Aber  der  wirkliche  Metallgehalt  der  Münzen  im  Verkehr  ist  doch 
immer  ein  Faktor,  welcher  deren  Pnds  in  anderen  Münzen  mit  be- 
stimmt. 

Sind  die  umlaufenden,  namentlich  die  Währungsmünzen  im 
großen  Umfang  durch  die  besprochenen  Umstände,  namentlich 
durch  Abnutzung  etwas  unterwertig,  so  entsteht  auch  die 
Schwierigkeit,  die  neugeprägten  guten  Stücke,  welche  von  der 
Münz  Verwaltung  in  den  Verkehr  gebracht  werden,  in  diesem  zu 
erhalten.  Denn  sie  werden  dann,  so  lange  sie  hier,  wie  regel- 
mäßig zunächst,  mit  den  alten  minderwertigen  gleichw^ertig  be- 
handelt werden,  leicht  von  Spekulanten  ausgesucht  und  aus- 
geschieden, eventuell  eingeschmolzen  oder  ins  Ausland  ausgeführt. 
So  herrscht  daun  wieder  das  abgenutzte  Geld  vor.  Der  Zustand 
des  ganzen  Münzwesens  bleibt  also  trotz  korrekter  Neuprägung 
ein  unvollkommener. 

Etwas  vermag  sich  das  selb.st  im  allgemeinen  Stand  der 
Warenpreise , w'elche  in  diesem  abgenutzten  Geld  bemessen 


gekommenen  amtlichen  (geheimen)  Fälschungen  heimischer  und 
fremder  Münzen  durch  die  staatliche  Münzverwaltung 
selbst,  um  fiskalischen  Gewinn  dadurch  zu  erzielen,  dem  Feinde 
zu  schaden  u.  dgl.  m.  Das  mag  grundsätzlich  vei^orfen  werden, 
aber  „Not  kennt  kein  Gebot“  und  das  Völkerrecht  hat  hier 
keine  Bestimmungen  oder  deren  Innehaltung  entbehrt  der  wirk- 
samen Kontrolle,  ß)  Es  handelt  sich  daher  hier  nur  um  private 
Fälschungen,  d.  h.  um  Herstellung  von  Münzen,  welche  ab- 
sichtlich in  orewinnsüchtigem  Strelien  mehr  oder  wenigei', 


Allgemeinen,  welche  hier  ein  solidarisches  Interesse  an  Reinhaltung 
des  Münzwesens  hat,  sind  erforderlicli.  Aber  die  Anwendung 
dieser  Kontrollen  ist  schwierig,  wenn  auch  heute  in  Kultur- 
staaten von  weit  größerem  Erfolge  als  ehemals  und  als  in  Län- 
dern mit  einem  an  sich  schlechten  Münzwesen  überhaupt.  Die 
ehemalige  große  Verbreitung  von  FaLschmünzen  in  solchen  Ländern 
steigerte  die  Übelstände  hier  noch  erheblich, 

d)  Ist  einmal  im  größeren  Lbnfang  Falschmünze  verbreitet, 
so  kann  deren  völlige  Wiederbeseitigung  selbst  die  vollwertige 
Annahme  der  Falschstücke  seitens  der  Münz  Verwaltung  und  die 
Herausziehung  dieser  Stücke  zu  diesem  Wert  aus  dem  Verkehr, 
(laher  auch  ihre  Al)nahme  dazu  bei  demjenigen,  der  gutgläubig 
unwissentlich  in  Besitz  gekommen  ist,  notwendig  machen.  Diesen 
zufälligen  letzten  Empfänger  der  Falschmünze  den  Verlust  tragen 
zu  lassen,  ist  nicht  nur  unbillig  und  hart,  sondern  auch  münz- 
politisch unzweckmäßig,  weil  es  die  Versuchung,  die  Falschstücke 
vollwertig  im  Verkehr  weiter  zu  benutzen,  zu  sehr  steigern  kann. 

e)  Eine  größere  Verbreitung  von  Falschmünze  im  Verkehr 
stört  natürlich  den  Geldverkehr  erheblich,  hat  deshalb  manche 
weitere  Nachteile  im  Gefolge  und  kann  das  ganze  Münzwesen 
eines  Verkehrsgebiets  in  seinen  Funktionen  lähmen  und  es,  be- 
sonders im  Auslande,  diskreditieren.  Der  letzte  Zweck  der 
Münzprägung,  die  sichere  Garantie  eines  bestimmten  Feingehalts 
und  Gewichts  der  Münzen,  wird  so  vereitelt.  Es  liegt  also  im 
hohen  volkswirtschaftlichen  und  speziell  geld-  und  münzpolitischeu 
Interesse,  daß  die  Falschmünzerei  streng  und  wirksam  verfolgt, 
möglichst  verhütet  und  ihre  Folgen  für  den  Münzumlauf  be- 
kämpft w'ei*den.  Die  bezüglichen  Kosten  auf  die  Staatskasse  zu 
nehmen,  ist  wieder  eine  Folge  der  Pflichten,  welche  das  Münz- 
regal als  volkswirtschaftliches  Hoheitsrecht  bedingt. 

c)  Münznachahmungen  sind  nicht  wohl  als  Münz- 
fälschungen anzusehen  und  zu  behandeln,  wenn  sie  den  Münz- 
stücken den  gleichen  — möglicherweise  selbst  einen  höheren 
— Feingehalt  und  Gewicht  geben,  welchen  die  echten,  die  amt- 
lichen Münzen  besitzen.  Derartige  Nachahmungen  kommen  bei 
den  vollwichtigen  Münzen  eines  Münzsystems  praktisch  nicht  in 
Betracht,  denn  der  Gewinn  aus  einem  mäßigen  Remedium  im 
Minus  bei  solchen  Münzstücken  und  aus  einem  auf  die  einzel- 
nen Stücke  geschlagenen  mäßigen  Schlagschätz  ist  gegenüber 
den  Kosten  der  sonst  korrekten  Nachahmung  der  Münzen  zu 
unbedeutend,  um  die  Gewinngier  von  Münznachahmern  an- 
zulocken. Anders  liegt  der  Fall  bei  allen  minderwertig  aus- 
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gegen  den  Münzfuß  der  amtlichen  richtigen  Münzen  zurückstehen 
und  doch  möglichst  mit  diesen  in  gleichem  Wert  in  den  ^ erkehr 
gebracht  w'erden  sollen,  indem  sie  hier  als  falsche  Münzen  nicht 
erkannt  werden  und  somit  als  echte  gelten.  Diese  Operation 
und  die  mit  ihr  verwandte  des  wissentlichen  Gebrauchs  und 
der  wissentlichen  Verbreitung  solcher  Falschmünzen  als  echter 
war  und  ist  nach  allen  Strafgesetzen  verboten  und  mit  Strafen, 
immer  auch  heute  noch  erheblichen,  früher  oft  mit  außerordent- 
lich schweren,  bedroht.  Um  diese  Seite  der  Frage  handelt  es 
sich  hier  indessen  nicht.  Hier  kommt  vielmehr  nur  in  Betracht, 
wie  diese  Praktiken  zu  verhüten,  aufzudeckeii  und  in 
ihren  nachteiligen  Folgen  für  den  Zustand  des  Münzwesens 
wieder  gut  zu  machen  sind,  zumal  wenn  sie  einen  bedeuten- 
deren Umfang  erreicht  und  Erfolg  gehabt  haben. 

y)  Als  Mittel  dagegen  kommen  die  oben  schon  bei  den 
Münzverschlechterungen  der  amtlichen  Münzen  erwähnten  Maß- 
regeln der  öffentlichen  V erwaltung,  der  Geschäftswelt  in  Be- 
tracht. Diese  sind  hier  auch  wii’ksamer,  wenngleich  dadurch 
Falschmünzung  und  wissentlicher,  vollends  unwissentlicher  Ge- 
brauch von  Falschmünzen  niemals  ganz  verhütet  werden  kann. 
Ein  technisches  Gegenmittel  ist  die  möglichst  gute, 
scharfe  Prägung  der  amtlichen  IMünzen,  so  daß  nachahmende 
Fälschung  schwierig  auszuführen  und  gefälschte  Stücke  leichter 
zu  erkennen  sind.  Falschmünzung  lohnt  im  Allgemeinen  am 
meisten  beim  einzelnen  Stück  der  Goldmünze  und  der  gi’oben 
Silbermünzen,  ist  da  aber  technisch  schwieriger  und  leichter  zu 
entdecken,  kommt  daher,  w^eil  die  Bedingungen  in  letzterer  Hin- 
sicht, besonders  auch  betreffs  der  ^"erbreitung  der  Falschmünzen, 
für  den  Falschmünzer  günstiger  liegen,  auch  bei  kleinen  Münzen, 
selbst  bei  Scheidemünzen  vor.  Scharfe  Kontrollen  der  Staats- 
verwaltung, besonders  der  Kassenverw^altungen,  auch  derjeuigeu 
der  privaten  Kreditinstitute,  Banken  und  der  Geschäftsw'elt  im 
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geprägten  Scheideiuiinzen  aller  Währungen,  namentlich  aber 
wieder  bei  den  Silliermünzen  der  Goldwährung  und  zum 
Teil  auch  der  Doppelwährung,  wie  im  lateinischen  INrünzbunde 
bei  den  leichter  geprägten  Silbe nnünzen.  Hier  wird  diese 
Münze  nach  dem  Früheren  absichtlich  von  vornherein  zu  einem 
zu  hohen  Goldwert  des  Silbers,  also  insofern  überwertig  ge- 
prägt (S.  500,  500).  Bei  einem  starken  Sinken  des  Goldwerts  des 
Silbers,  wie  dem  neuerdings  eingetretenen,  wird  diese  Silber- 
münze vollends  stark  überwertig,  d.  h.  sie  wird  zu  einem  den 
Goldwert  des  Silbers,  welches  sie  enthält,  weit  übersteigenden 
Geld-Nennwert  ausgegeben.  Dies(;r  Sachverhalt  ist  schon  bei 
der  Scheidemünze,  vollends  bei  dies<ir  Silbermünze,  ein  Übelstand, 
welcher  zu  einer  schweren  Gefahr  des  Münzwesens  werden  kann. 
Denn  die  korrekte  Nachahmung  der  amtlichen  Münzen,  selbst  unter 
'\’’0]*seliuiig  der  Stücke  mit  höherem  Metallwert,  als  diese  amt- 
lichen Münzen  haben,  wird  so  ein  sehr  gewinnbringendes 
Geschäft  der  Spekulation.  Ein  Punkt  von  Bedeutung  in  der 

allseitigen  Würdigung  der  Goldwährung. 

a\  Bei  der  Scheidemünze  spricht  auch  diese  Rücksicht 
auf  notwendige  Beschränkung  des  Lohnendmachens  der  Nach- 
ahmung dafür,  der  früher  aufgestellten  ersten  Kautel  gemäü 
(S.  509),  die  Erleichterung  des  Münzfußes  in  mäßigen 
Schranken  zu  halten,  bei  der  silbernen  laucli  bei  der  aus 
Nickel  und  Kupfer)  um  so  mehr,  da  die  wirklich  korrekte  Nach- 
ahmung der  Scheidemünze  sich  leichter  der  Kontrolle  entzieht, 
Avie  ja  selbst  die  Falschmünzung  hier  das  mehr  tut. 

ß)  Bei  der  Silbermünze  der  Goldwährung  ist  die  \er- 
suchung  viel  stärker  und  wird  es  beim  weiteren  Sinken  des 
Goldwerts  des  Silbers  immer  mehr.  Es  stehen  da  z.  B.  gegen- 
wärtig bei  der  Wertrelation  von  Gold  zu  Silber  wie  1 : 30  3.) 

und  mehr  und  bei  einer  Prägung  der  Silbermünzen  nach  der 
Relation  von  1 : 13,95,  wie  bei  uns,  und  ähnlich  in  anderen 
Ländern,  sehr  große  Gewinne  in  Aussicht.  Es  kommt  das 
psychologische  Moment  hinzu,  daß  die  Geschäftswelt,  nach 
der  gerade  heute  im  „freien  Erwerbsleben“  bei  ihr  herrschenden 
„Geschäftsmoral“  in  der  hier  in  Frage  stehenden  Nachahmung 
der  staatlichen  Münze  keine  „Münzfälschung“  sehen  wird,  die 
sie  ja  auch  nicht  ist,  da*her  etwa  auch  nicht,  wie  vor  dieser, 
sich  scheuen  wird,  zumal  die  ausländische  Geschäftswelt,  auf 
solche  Nachahmung  fremden  Gelds  sich  zu  legen.  Es  wäre 
daher  in  unserer  Zeit  fast  ein  Wunder,  wenn  diese  Nachahmung 
von  Silbermünze  in  und  für  Goldwährungsgebiete  ganz  untei- 
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bliebe,  ja,  wenn  .sie  nicht  große  Dimensionen  anzunehmen  ver- 
suchte. 

aa)  Denn  ausreichendeGegenmittel  sind  kaum  zu  finden. 

Auch  eine  solche  „korrekte“  Nachahmung  der  Scheidemünze 
und  dieser  Silbermünze  ist  zwar  regelmäßig  verboten  und  strafbar 
und  muß  es  münzpolitisch  sein.  Denn  die  durch  sie  erfolgende  Ver- 
mehrung dieser  Münze  steht  mit  der  notwendigen  Mengenbeschrän- 
kung  letzterer,  der  oben  erörterten  dritten  Kautel  gemäß  (S.  512),  in 
Widerspruch.  Aber  immerhin  ist  eben  „solche  Nachahmung“,  wie 
gesagt,  „keine  Münzfälschung“  und  kann  daher  auch  strafrechtlich 
ihr  nicht  wohl  ganz  gleich  gestellt,  also  auch  nicht  mit  ebenso 
scharfen  Strafen  bedroht  werden.  Das  Strafrecht  wirkt  in  diesem 
Punkte  weniger  abschreckend  (so  weit  es  das,  wenigstens  nach  der 
Idee  des  Gesetzgebers,  überhaupt  tut).  Dazu  kommt  jenes  p.sycho- 
logische  Moment,  wonach  die  Geschäftswelt,  zumal  die  moderne  und 
die  von  anderen  Anschauungen  beeinflußte  öffentliche  Meinung  gegen 
solche  Praktiken  weniger  scharf,  vielleicht  gar  nicht  reagieren  wird, 
unter  dem  beliebten  modernen  Gesichtspunkte  des  „freien  Erwerbs- 
lebens“: „Geschäft  ist  Geschäft“.  Da  es  dann  bei  den  großen  in  Aus- 
sicht stehenden  Gewinnen  sich  nicht  um  etwas  größere  Kosten,  welche 
die  technisch  vollkommene  Nachahmung  der  Müuzen  etwa  bedingt, 
handelt,  und  da  die  Mittel  moderner  Prägetechnik  dem  privaten 
Kapital  nicht  mehr  unerreichbar  sind,  kann  die  „nacbgeahmte“  Münze 
so  vollkommen  ausfallen,  daß  ihre  Unterscheidung  von  der  echten, 
originalen  schwierig  wird,  selbst  den  amtlichen  sachverständigen 
Organen.  Dem  Publikum  vollends  ist  die  Unterscheidung  unmöglich 
und  von  ihm  deshalb  auch  nicht  zu  verlangen.  So  kann  es  sich  nur 
um  die  sonstigen  polizeilichen  Kontrollen  im  Inland  über  private 
Münzfabrikationsstellen  und  um  die  Kontrollen  im  V^erkehr  mit  dem 
Auslande  an  den  Grenzen  handeln.  Einschmuggeln  solcher  Münze 
ist  bei  deren  Gewicht  und  Volumen  und  bei  den  heutigen  Grenz- 
kontrollen des  Warenverkehrs  zwar  schwierig,  aber  doch  nicht  mehr 
als  bei  manchen  andern  Waren  und  der  große  Gewinn  hei  diesen 
nachgeahmten  Silbermünzen  kann  große  Schmuggelprämien  tragen. 
Im  Personenverkehr  ist  die  Kontrolle  für  nicht  ganz  kleine  Beträge 
fast  unmöglich.  Sollten  sich  das  private  Geschäftsleute,  zumal  im 
Auslande,  wirklich  nicht  zu  Nutzen  machen? 

bb)  Nach  bisheriger  „Annahme“  der  Münz  Verwaltungen  und 
sonstigen  Behörden,  auch  in  Deutschland,  soll  trotzdem  eine  irgend 
umfangreiche  einheimische  oder  ausländische  Nachahmung  von  Süber- 
münzen  in  den  Goldwährungsländem  bisher  nicht  vorgekommen  sein. 
Doch  wird,  namentlich  neuerdings,  von  stärkerer  Nachahmung  von 
5-Frank-Stücken  und  analogen,  besonders  in  Spanien,  berichtet.  Jeden- 
falls ist  die  bezügliche  Gefahr  unbestreitbar. 

cci  Andere  münzpolitische  Hilfsmittel  dagegen  fehlen. 

Die  amtliche  Einlösungspflicht  bei  Scheide-  und  bei  den  ge- 
nannten Silbermünzen  mag  bei  dem  auf  den  Bedarf  beschränkten 
Betrag  solcher  Münze  ausreichen,  wenn  sie  nicht  bloß  auf  dem  Papier 
steht,  sondern  durch  Einlösungsfonds  gestützt  wird  (S.  515  ff.).  Aber 
gerade  diese  Pflicht  wird  schwieriger,  wenn  sie,  was  übrigens 
kaum  zu  vermeiden,  auf  das  privatim  nachgeahmte  Geld  ausgedehnt, 
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oder  dieses  — wie  dem  Vernehmen  nach  jetzt  in  Spanien  — auf 
Staatsrechnung  einzuziehen  gesucht  wird,  — vielleicht  eine  Danaiden- 
arbeit. Ein  Hilfsmittel  wäre  die  TJmprägung  der  Silbermünzen  und 
die  Ausstattung  neuer  mit  einem  dem  Goldnennwert  wirklich  ent- 
sprechenden schwereren  Silbergehalt,  um  die  „Nachahmung“  unlohnend 
zu  machen.  Aber  das  führte,  von  den  Kosten  abgesehen,  zu  prak- 
tisch unbrauchbaren,  weil  unhandlichen,  zu  großen  und  zu  schweren 
Münzstücken  (ein  2-Mark-Stück  müßte  etwa  schon  so  groß  wie  ein 
jetziges  5-Mark-Stück  werden!)  Und  zudem  böte  dies  Verfahren  bei 
weiterem  Sinken  des  Goldwerts  des  Silbers  doch  nur  vorübergehend 
eine  Hilfe. 

dd)  So  ist  das  Ergebnis:  wirksame  Abhilfe  gibt  es 
nicht,  der  bestehende  Zustand  ist  ein  der  Goldwährung 
mit  minderwerten  Silbermünzen  einmal  anklebender 
Mangel  dieses  S}'stems.  Dies  Ergebnis  ist  für  die  Goldwäh- 
rungsfrage und  für  die  Beurteilung  des  Systems  der  „reinen 
Goldwährung“  zumal  nicht  unwichtig  und  darf  im  Gesamturteil 
über  dieses  System  jedenfalls  nicht  unbeachtet  bleiben.  Selbst 
wenn  man  die  angedeutete  Gefahi*  praktisch  glaubt  leichter 
nehmen  zu  dürfen,  als  sie  nach  dem  Dargelegten  ist,  für  eine 
prinzipielle  Betrachtung,  wie  die  hier  in  diesem  Werke  stets 
erstrebte,  ist  das  Ergebnis  auch  allgemein  geldtheoretisch  wichtig. 

d)  Endlich  kann  der  Zustand  des  inländischen  Münzwesens 
durch  das  Eindringen  fremden,  teils  selbst  vollwichtigen, 
namentlich  aber  an  Gehalt  schlechteren  Geldes  aus  dem 
Auslande  gefährdet  werden.  Auch  hier  handelt  es  sich  daher 
besonders  um  fremde  Scheidemünze  und  darunter  auch  wieder 
um  die  besprochene  Silbermünze  der  Goldwährung. 

a)  Wirren  im  fremden  Geldwesen,  in  der  neueren  Geld- 
geschichte namentlich  solche,  welche  durch  entwertete  dortige 
Papierwährung  verursacht  sind,  können  hier  für  ein  Land  sehr 
störend  werden,  in  welches  dann  das  fremde  Metallgeld  und,  bei 
einem  den  Betrag  der  Unterprägung  der  Scheidemünze  noch  über- 
steigenden Grade  der  Papiergeldentwertung,  selbst  die  fremde 
Scheidemünze  einströmt.  Daher  namentlich  im  Nachbarverkehr 
und  bei  Währungs-  und  Münzsystemen  des  In-  und  Auslands, 
welche  sich  näher  stehen,  auch  in  den  Münzstücken. 

Deutschland  hat  so  wiederholt  stark  unter  dem  Einfluß  der 
österreichischen  Geldwirren  mit  gestanden.  Ein  großer  Teil  des 
österreichischen  Silbergelds  ist  zeitweise  nach  Deutschland  abgeflossen, 
vollends  nach  der  Verbindung  der  beiderseitigen  Münzsy.steme  im 
Wiener  Münzvertrag  von  1857,  wo  die  österreichischen  Doppeltaler, 
Taler,  Gulden  und  Viertelgulden,  letztere  beiden  mit  einer  sehr  ein- 
fachen Umrechnung,  im  deutschen  Münzwesen  bequem  aufgenommen 
werden  konnten.  Eine  der  mißlichen  Folgen  von  solchen  Münzver- 
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trägen  unter  mehreren  Staaten,  wie  sie  auch  in  neuester  Zeit  bei  den 
italienischen  Valutawirren  die  Verbündeten  der  lateinischen  Münz- 
union, besonders  die  Schweiz  und  Frankreich,  hinsichtlich  der  ita- 
lienischen Scheidemünze  und  der  leichteren  Silberraünze  (bes.  der 
Frankenstücke  und  deren  Teilstücke)  erfahren  haben. 

Ein  Hilfsmittel  gegen  solche  Folgen  fremder  Geldwirren  für 
das  eigene  Land  liegt  in  der  schärferen  Trennung  der  Münz- 
systeme, besonders  des  Münzfußes  und  der  Münzeinheiten,  damit 
das  fremde  Geld  rechnungsmäßig  nicht  so  leicht  im  heimischen 
aufgeht.  Im  Übrigen  kommen  die  Verbote  der  regelmäßigen 
Benutzung  fremden  Gelds  zur  Zahlungleistung  im  inländischen 
Verkehr  wie  im  folgenden  Falle  in  Betracht. 

ß)  Im  nachbarlichen  Grenzverkehr  von  Münzgebieten 
verschiedener  Münzsysteme  ist  eine  gegenseitige  Annahme  des 
fremden  Gelds,  auch  der  Scheidemünze,  ein  gewisses  Bedürfnis 
und  auch  kaum  zu  verhüten.  Hier  ist  daher  durch  Verbote  mit 
Strafandrohungen  und  durch  etwaige  Verwaltungsmaßregeln  auch 
nur  dafür  zu  sorgen,  daß  die  etwa  unliebsame  fremde  Münze 
nicht  im  Grenzuinlauf  zu  stark  vorherrscht  und  nicht  weit  ins 
inländische  Gebiet  dringt,  daher  auch  namentlich  nicht  fremde 
Scheidemünze  (und  das  besprochene  Silbergeld)  ein  bleibender 
und  größerer  Bestandteil  des  einheimischen  Münzunilaufs  wird 
und  das  gute,  vollwichtige  heimische  Münzgeld  teilweise  selbst 
verdrängt.  Die  neue  Münzpolitik  ist  hier  im  Allgemeinen  mit 
richtigen,  doch  maßvoll  bleibenden  Vorschriften  und  Vorkehrungen 
vorgegangen  und  hat  damit  ausgereicht.  Früher  haben  sich 
bei  den  zersplitterten , lokalisierten  und  auf  kleine  Gebiete 
beschränkten  Münzsystemen  auch  in  diesen  Verhältnissen  mehr 
Ubelstände  gezeigt. 

y)  Andersartig,  als  diese  Fälle,  sind  diejenigen,  wo  infolge 
von  Doppelwährung  zwischen  Gold  und  Silber  und  auch  in 
Systemen  der  einfachen  Währung  infolge  von  festen  Kursen, 
so  für  die  Annahme  an  öffentlichen  Kassen,  sog.  „Kassenkursen“, 
der  IMünzen  des  anderen  als  des  Währuugsmetalls,  so  auch  von 
fremder  Silbermünze  in  Goldwährungsgebieten  und  fremder 
Goldmünze  in  Silbervvährungsgebieten,  eine  gewisse  Zuströmung 
fremden  Gelds  des  andern  Metalls  aus  dem  und  Abströmung  hei- 
mischen Währungsgelds  in  das  Ausland  eintritt.  Im  heutigen  regen 
internationalen  Personen-  und  Güterverkehr,  auch  im  Zollwesen, 
ist  die  Annahme  fremder  Münzen,  z.  B.  an  den  Eisenbahn-) 
Zollkassen,  ein  gewisses  Bedürfnis  und  auch  allgemein  üblich! 

aa)  Soll  die  Zuströmung  fremden  Gelds  zu  solchen  Kassen  be- 
günstigt werden,  etwa  um  überhaupt  „Hartgeld“,  wie  in  Papier- 
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währungsländern,  oder  um  speziell  <xold  in  diesen  und  in  Silber- 
währungsländern  zu  erlangen,  für  oder  mit  für  andere  wirtschaftliche, 
finanzielle,  auch  währungs-  und  münz])olitische  Zwecke,  so  kann  dazu 
die  Bestimmung  dienen,  daß  solche  Zahlungen,  z.  B.  für  Zölle,  in 
Gold  oder  in  bestimmten,  auch  fremden,  Goldmünzen  geleistet  werden 
können  oder  selbst  müssen  (wie  es  Österreich,  Rußland,  Nordamerika 
getan  haben  und  noch  tun).  Auch  ohne  bezüglichen  Zwang  kann 
dies  Ziel  dadurch  erreicht  werden,  daß  man  den  fremden  Münzen, 
dem  Golde  auch  gegenüber  dem  Silber,  einen  gegen  den  wirklichen 
Metallgehalt  und  gegen  den  Kurswert  etwas  günstigeren  Kassen 
kurs  erteilt. 

bb)  Soll  dagegen  umgekehrt,  wie  es  bei  normalen,  befriedigenden 
Verhältnissen  des  inländischen  Geld-  und  Münzwesens  nahe  liegt  und 
zu  geschehen  pflegt,  die  Zuströmung  fremden  Gelds  zu  Zahlungen 
im  Inland,  auch  an  öffentlichen  Kassen,  wie  den  genannten,  zwar  auch 
aus  Verkehrsrücksichten  gestattet,  aber  doch  nicht  gefördert  wer- 
den, so  wird  der  Annahmekurs  des  fremden  Gelds  etwas  niedriger 

— mit  Recht  im  Verkehrsinteresse  aber  doch  nur  mäßig  niedriger 

— angesetzt  und  für  Teilstücke,  auch  für  die  Silbermünze  der  Gold- 
währung, noch  etwas  niedriger  als  für  Goldgeld  und  für  Scheide- 
münze am  Niedrigsten.  So  lassen  sich  mißliche  Einwirkungen  un- 
erw’ünschten  fremden  Gelds  auf  den  einheimischen  Münzumlauf  ver- 
meiden. Durch  Vereinbarungen  der  beteiligten  Staaten  über  den 
Austausch  der  eingenommenen  fremden  Münzen  zwischen  den  beider- 
seitigen Kassenverwaltungen  sind  etwaige  Mißstände  für  diese  selbst 
unschwer  zu  beseitigen. 

2.  Allgemeine  gesetzliche  V^orschriften  und  Einrich- 
tungen zur  Erhaltung  der  Münzen  und  des  Münzwesens 
in  gutem  Zustande. 

Solche  fehlten  ganz  oder  großenteils  im  älteren  ^lünzrecht 
und  in  der  Münzverwaltung,  wodurch  sich  erhebliche  Mängel 
des  damaligen  Münzzustands  erklären.  Sie  sind  allgemein  im 
modernen  rationell  geordneten  Münzwesen  getroffen,  aber  doch 
auch  noch  nicht  stets  und  überall  vollständig  und  folgerichtig 
durchgeführt.  Daraus  erklären  sich  einzelne,  wenn  auch  gegen 
früher  meist  nur  kleinere  Mängel  im  Münzzustand  einzelner 
Länder  auch  heute  noch.  Da  es  sich  bei  den  betreffenden  Ein- 
richtungen namentlich  wieder  um  Kosten,  also  um  Mitspielen 
fiskalischer  Interessen  handelt,  ist  auch  hier  von  vornherein 
hervorzuheben,  daß  letztere  nicht  wieder  hemmend  dazwischen 
treten  dürfen. 

Einzeln  lassen  sich  folgende  Vorschriften  und  Einrichtungen 
unterscheiden.  Sie  erscheinen  wieder  als  „Kautel en“,  die  zur 
Erhaltung  eines  guten  Zustands  des  Münzwesens  notwendig 
sind,  wde  die  früheren  iS.  508ff.)  solche  für  die  Herstellung 
eines  solchen  Zustands  waren. 
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a:  Es  wirel  insbesondere  für  durcli  den  ^fewöLulicheu  Ge- 
brauch abgeniitzte  Münzen  eine  Maximal  verlustgrenze, 
daher  für  die  Münze  selbst  eine  Miniinalgehalts-  (speziell 
Gewichts-)  grenze  festgestellt.  Bei  deren  Über-  bzw.  Unter- 
schreitung  gilt  das  einzelne  Münzstück  nicht  mehr  als  „voll- 
wichtig und  büßt  damit  seine  Eigenschaft,  gesetzliches  Geld 
zu  sein,  ein:  die  Feststellung  des  sog.  Passiergewichts  — in 
diesem  Sinne  des  Worts,  s.  u.  — welches  die  Münzstücke 
mindestens  noch  haben  müssen.  Dies  ist  eine  richtige  K.onse- 
(juenz  aus  dem  festgehaltenen  Realwert-Charakter  der  Münzen, 
des  möglichst  (vom  Remedium  im  Minus  abgesehen)  vollstän- 
digen, dem  Münzfuß  entsprechenden  Metallgehalts  der  Wäh- 
rungs- oder  vollwichtigen  Münzen.  Nur  lür  diese  wird  wohl 
eine  solche  Grenze  festgestellt,  so  im  Deutschen  Reich  nur  für 
die  Goldmünzen,  nicht  für  die  anderen.  Da  diese,  also  die 
Scheidemünze  und  die  Silbermünze  der  Goldwährung,  ohnehin 
unterwertig  ausgeprägt  werden,  gilt  ein  weiterer,  doch  regel- 
mäßig immer  nur  kleinerer  Gewichtsverlust  durch  .\bnutzung 
nicht  als  bedenklich.  Bei  den  größeren  Silbermünzen  der  Gold- 
währung (5  Mk.),  vollends  wo  sie  gesetzliche  Zahlkraft  haben, 
wde  die  5 Fr.-Stücke  im  lateinischen  Münzbund,  kann  doch  auch 
für  diese  die  Festsetzung  eines  minimalen  Passiergewichts  passend 
sein.  Das  Passiergewicht  sollte  sich  ülmigens  immerhin  nicht 
erheblich  unter  dem  Normalgewiclit  und  dem  unter  Einschluß 
des  Verlustes  bei  Münzen  mit  einem  Remedium  im  Minus  be- 
stimmten Gewicht  halten.  Diese  Abweichung  vom  Normalgewicht 
überhaupt  zuzulassen,  ist  wie  die  Gestattung  eines  Remediums, 
auch  eines  solchen  im  Minus  bei  den  einzelnen  Münzstücken, 
I)riiizipiell  aufgefaßt,  ja  immer  ein  Verstoß  gegen  den  vollen 
Realwertcharakter  des  Währungsgelds,  aber  ein  solcher,  welcher 
sich  aus  praktischen  Gründen  als  Zugeständnis  an  einmal  vorhan- 
dene praktische  Schwierigkeiten  rechtfertigen  läßt,  wenn  mäßige 
Abweichungsgrenzen,  wde  beim  Remedium,  innegehalten  werden, 
Gewdchtsverminderungen,  welche  Münzstücken  durch  gewaltsame 
und  gesetzwidrige  Beschädigung  erfahren  haben,  fallen  übrigens 
nicht  unter  die  Bestimmungen  des  zulässigen  Passiergewdchts 
(s.  deutsches  Gesetzt. 

Die  neueren  Münzgesetze  haben  die  Zulassung  eines  solchen 
Passiergewichts  zumeist  richtig  geregelt.  Nach  deutschem  Gesetz 
(vom  4.  Dez.  1871  § 9)  z.  B.  ist  eine  Differenz  bis  5 Promille  (ein- 
schließlich des  etw'aigen  Remediums  im  Minus!  für  die  neuen 
Reichsgoldmünzen,  gleichhoch  für  Doppelkronen  und  Kronen,  gestattet. 
Hei  den  wdeder  eingezogenen  goldenen  5-Mark-Stücken  war  sie  8® 


Bei  den  Reichs-Silber-,  Nickel-,  Kupfermünzen  fehlt  eine  Bestimmung 
über  Passiergewicht,  mit  der  Konsecjuenz,  daß  sie  stärker  abgenutzt 
werden  können,  ohne  aufzuhören,  gesetzliches  Geld,  innerhalb  ihrer 
Zahlkraftgrenze,  zu  sein.  Sie  erlangen  so  freilich  wieder  in  etwas 
stärkerem  Grade  Kreditgeld-Charaktei  . Von  deutschen  Kronen  gehen 
auf  das  Rauhmünzpfund  legierten  Golds  125,55,  von  Doppelkronen 
62,775  Stück.  Eine  Krone  hat  daher  ein  Gewicht  von  3,98248  (noch 
genauer  3,9824771)  Gramm,  eine  Doppelkrone  von  7,96495  (genauer 
7,9649542)  Gramm,  Stücke  mit  dem  vollen  Gewichtsverluste  von 
also  im  Passiergewicht,  wiegen  bzw  3,9626  und  7,9251  Gramm.  — 
Bei  den  groben  Sil  her  münzen  der  Silberwährung  sind  etwas  größere 
Gewichtsverluste  für  die  Bestimmung  des  Passiergewichts  unbedenk- 
lich, so  bei  Münzen  von  Taler-  und  Doppeltalergröße  2 und  l’/a^oj 
bei  kleineren  Währungs-Silbermünzen  selbst  noch  höher,  bis  8^/^ 
kommt  vor.  — Der  Ausdruck  „Passiergewicht^  wird  übrigens  mit- 
unter auch  für  das  Minimum  in  Feinheit  und  Gewicht,  welches  die 
Münzstücke  mit  Remedium  im  Minus  mindestens  noch  haben  müssen, 
gebraucht.  (Wiener  Münzvertrag.) 

Die  .Vorschriften  über  das  Passiergewicht  erlangen  ihre 
praktische  Bedeutung  als  Kautel  für  die  Erhaltung  des  Münz- 
weseiis  in  gutem  Zustande  indessen  nur,  wenn  für  ihre  Befol- 
gung genügend  gesorgt  wird.  Daher  in  Verbindung  mit  dem 
Folgenden. 

b ) Erforderlich  ist  eine  w i r Ic  s a m e Kontrolle  darüber, 
daß  die  im  Verkehr  befindlichen  Münzen  nicht  unter  das  Passier- 
gewicht gefallen  sind.  Diese  Kontrolle  bietet  nicht  unerhebliche 
Bchw'ierigkeiten.  Man  hat  sie  in  der  Praxis  verschieden  ein- 
geiichtet,  einigermaßen  mit  Erfolg  nur  dann,  wenn 

a)  der  Eechtssatz  gilt,  daß  Münzstücke,  welche  lediglich 
durch  Abnutzung  unter  das  Passiergewicht  gefallen  sind,  auf 
Rechnung  des  Staats  aus  dem  Verkehr  gezogen,  daher  dem 
Besitzer  unter  voller  Vergütung  des  Nennwerts  abgenouimen 
werden,  wie  jetzt  vielfach,  namentlich  nach  den  Reichsmünz- 
gesetzen auch  im  Deiitschen  Reich. 

Gesetz  von  1871  §9:  Einziehung  zum  Einschmelzen  „auf  Rech- 
nung des  Reichs“.  Solche  abgenützte  Geldstücke  werden  auch  bei 
allen  Kassen  des  Reichs  und  der  einzelnen  Bundesstaaten  zum  Nenn- 
wert angenommen. 

ß)  Läßt  man  dagegen  den  letzten  Besitzer,  wie  bis  vor 
Kurzem  in  England,  den  Verlust  tragen,  so  ist  das  einmal  un- 
billig, da  dieser  die  Al)niitzung  ja  nicht  verschuldet  hat,  und 
widerspricht  es  der  Tatsache,  daß  die  Abnutzung  eben  aus  der 
volkswürtschaftlichen  Punktion  der  Münze  im  Verkehr  hervor- 
gegaugen  ist;  es  ist  aber  weiter  auch  unzweckmäßig,  weil 
dann  die  Befürchtung,  solchen  Verlust  ti-agen  zu  müssen,  bei 


den  Besitzern  aller  abgenutzten  Münzen,  welche  verdächtig  sind, 
sich  dem  Passiergewicht  zu  nähern  oder  es  zu  unterschreiten, 
das  Bestreben  hervorruft,  diese  Münzen  weiter  im  Verkehr  zu 
verwenden.  Dadurch  droht  sich  dieser  gerade  dauernd  mit  ab- 
genutzten Münzen  anziifüllen,  wie  England  es  noch  neuerdings 
erlebt  hat. 

Hier  hat  die  bei  der  Bank  von  England  bestehende  Einrichtung 
sich  nicht  ausreichend  gezeigt,  wonach  nämlich  jedes  die  Bank 
passierende  Goldstück  gewogen  und  bei  Sinken  unter  das  Passier- 
gewicht dem  Überbringer  mit  einem  Einschnitt  versehen  zurück- 
gegeben wird.  Dadurch  war  das  Stück  seiner  gesetzlichen  Geld- 
eigenschaft entkleidet  und  der  Überbringer  konnte  es  nur  als  Metall 
verwerten.  Die  Folge  war,  daß  die  Geschäftswelt  die  stark  ab- 
genutzten Münzen  möglichst  von  der  Prüfung  der  Bank  zurückhielt, 
diese  Stücke  daher  im  Umlauf  blieben,  noch  stärker  abgenutzt  wurden, 
bis  der  Zustand  immer  störender  wurde.  England  hat  daher  in  neuester 
Zeit  (1889  ff.)  doch  Einziehungen  und  Umprägungen  solcher  Gold- 
münzen ebenfalls  auf  Staatsrechnung  mit  erheblichen  Kosten  vor- 
nehmen müssen.  Ein  Drittel  der  britischen  Goldmünzen  galt  jeweilig 
als  imterwertig.  — Nur  bei  gewaltsam  beschädigten  Münzen  liegt 
die  Sache  anders.  Hier  muß  eben  Jedermann  bei  der  Annahme  sich 
vorsehen.  Auch  bei  uns  werden  solche  Stücke,  selbst  wenn  sie  voll- 
wichtig geblieben  sind,  von  den  öffentlichen  Kassen  angehalten,  durch 
Zerschlagen  oder  Einschneiden  für  den  Umlauf  unbrauchbar  gemacht 
und  dem  Einzahler  zurückgegeben  (Bundesratsbeschluß). 

Die  Tragung  des  Verlusts  aus  der  Abnutzung  der  Münzen 
durch  den  Staat  als  Münzherrn  ist  wieder  eine  Pflicht  und  Last, 
welche  folgerichtig  aus  der  Auffassung  des  Müuzregals  als 
volkswirtschaftlichen  Hoheitsrechts  entsi)ringt. 

y)  Die  vollständige  und  rechtzeitige  Durchführung 
dieser  Einziehung  der  abgenutzten  Münzen  durch  den 
Staat  auf  dessen  Rechnung  bleibt  aber  eine  Schwierigkeit.  Be- 
stimmungen, wie  iiu  deutschen  Münzgesetz  (von  1871  § 9),  daß 
die  öffentlichen  Kassen  und  auch  diejenigen  von  Geld- und  Kredit- 
anstalten und  Banken  Münzen  mit  nicht  erreichtem  Passiergewicht, 
welche  sie  in  Zahlung  angenommen  haben,  nicht  wieder  aus- 
geben dürfen,  sind  an  sich  richtig,  aber  reichen  nicht  aus.  Denn 
sie  setzen  voraus,  daß  alle  solche  Kassen  verpflichtet,  und  wenn 
schon  das,  auch  in  der  Lage  und  fähig  sind,  jedes  einzelne 
Münzstück  auf  sein  wirkliches  Gewicht  hin  zu  prüfen.  Das  ist 
nicht  allgemein,  höchstens  bei  großen  Zeiitralkassen,  durchführ- 
bar und  M'äre  es  kaum,  wenn  mit  Strafandrohungen  bei  Unter- 
lassung verbundene  Bestimmungen  eine  solche  Kontrolle  an- 
ordneten, was  im  Deutschen  Gesetz  nicht  der  Fall  ist.  Hier 
liegt  also  eine  Lücke  vor. 
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d)  Spezielle  Kontrollen  in  Verdacbtsfällen,  periodieehe 
Kontrollen  im  größeren  Maßstabe,  etwa  auch  Jahrgängen  für 
ältere  länger  umlaufende  Münzen,  auch  stichprobenweise,  werden 
aushelfen  müssen,  können  aber  nicht  sicher  ausreichen, 

e)  Ein  letztes  wirksames,  aber  natürlich  kostspieliges 
Hilfsmittel  ist  die  Einrufung  ganzer  bestimmter  Arten  (Sorten) 
von  Münzstücken  zur  Einziehung.  Eine  solche  Maßregel 
erfolgt  auch  sonst,  z.  B.  um  bei  allgemeinen  oder  speziellen 
Münzreformen  etwa  eine  Münzsorte,  aus  welchen  Gründen  immer, 
ganz  zu  beseitigen.  Mit  solchen  Maßregeln  hat  man  früher 
vielfach  Mißbrauch  im  fiskalischen  Interesse  getrieben,  nament- 
lich bei  der  Einziehung  von  Scheidemünze.  Man  ist  hier  oft 
plötzlich  vorgegangen,  hat  die  Münzen  unter  ihrem  bisherigen 
Nennwert  zu  einem  niedrigeren  Wert,  eventiiell  nur  zu  dem 
ihres  wirklichen  Metallgehalts,  eingezogen  oder  sie  ohne  Weiteres 
oder  nach  kurzer  Frist  „verrufen“  und  sie  „außer  Kurs^^  ge- 
setzt“, d.  h.  ihrer  Geldeigenschaft  entkleidet.  Dadurch  sind  die 
zufälligen  letzten  Besitzer  geschädigt  und  nur  sie  zu  Trägern 
der  etwaigen  Abnutzungs  Verluste  unbilliger  Weise  gemacht 
worden.  Dergleichen  gilt  mit  Recht  in  der  neueren  Zeit  ratio- 
neller Münzpolitik  und  bei  gesunderen  Rechtsanschauungen  als 
verwerflich.  In  neueren  Münzgeselzen,  auch  in  Münzverträgen, 
wird  daher  w'ohl  ausdrücklich  jedes  derartige  Vorgehen  verboten 
und  ausgeschlossen  und  werden  für  Einziehung  und  Außer- Ivurs- 
setzen  von  Münzen  folgende  richtige  Grundsätze  festgestellt  und 
strenge  innegehalten. 

aa)  Jede  Einziehung  einer  Münzsorte  ist  öffentlich  eine 
genügende  Zeit  vorher  bekannt  zu  machen  und  eine  aus- 
reichend lange  Minimalfrist  für  den  Einziehungsvorgang 
selbst  zu  bestimmen. 

bb)  Erst  nach  Ablauf  dieser  Frist  verlieren  die  Münzen 
ihre  Eigenschaft  als  gesetzliches  Zahlmittel  im  Privatverkehr, 
werden  aber  noch  bis  zum  Ablauf  einer  av eiteren  Frist  an  den 
öffentlichen  Kassen  in  Zahlung  angenommen,  von  diesen  Kassen 
jedoch  nicht  mehr  ausgegeben.  Erst  nach  Ablauf  auch  dieser 
Frist  erfolgt  die  völlige  Außer-Kurssetzung,  wodurch  die 
Stücke  die  Geldeigenschaft  vollständig  verlieren  und  zu  bloßen 
Metallstücken  werden. 

cc)  Die  Einrufung,  Einziehung  und  Zahlungsannahme,  nach 
Nr.  bb,  an  den  öffentlichen  Kassen  erfolgt  genau  zu  dem- 
jenigen (Nenn-)  Wert  in  vollwichtigem  Währungsgeld, 
zu  welchem  die  Münzen  zuerst  ausgegeben  und  bisher  in  Umlauf 
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waren,  so  daß  jede  Wertherabsetzung  und  damit  jeder  Verlust 
für  den  Besitzer  ausgeschlossen  wird.  Der  etwaige  Verlust, 
daher  die  Kosten  bei  der  Einziehung  unter  solchen  Bedingungen, 
welcher  bei  aller  Scheidemünze  und  vollends  bei  Silbermünze 
der  Goldwährung,  zumal  gegenwärtig,  sehr  bedeutend  sein  kann, 
wird  mithin  auch  hier  mit  Recht  auf  die  Kasse  des  Münz- 
herrn, des  Staats  genommen.  Der  Gewinn,  welcher  bei  der 
Prägung  und  ersten  Ausgabe  solcher  Münze  sich  ergab,  ver- 
schwindet daher  jetzt  wieder.  Er  stellt  sich  demnach  auch 
eigentlich  nur  als  ein  unentgeltlicher  Kredit  dar,  welcher 
nunmehr  zurückgezahlt  wird:  was  zur  prinzipiellen  Auffassung 
der  Münzgewinne  aus  Scheidemünze  und  aus  der  besprochenen 
Silbermünze  beachtenswert  ist. 

Eingehende  und  gute  bezügliche  Bestimmungen  über  Einrufung, 
Einziehung  und  Außer-Kurssetzen  von  Münzen,  nach  manchen  früheren 
üblen  Vorgängen  gerade  in  Deutschland,  im  Wiener  Münzvertrag  von 
1857,  Art.  13,  15  (Einlösungsfrist  von  mindestens  4 Wochen,  Bekannt- 
machung darüber  mindestens  3 Monate  vor  dem  Ablauf  ).  Nach  solchen 
Grundsätzen  ist  auch  die  deutsche  Münzreform  von  1871  73  durch- 
geführt und  bei  der  Einziehung  aller  älteren  Münzen  verfahren  worden. 
Ebenso  geschieht  es  bei  der  Einziehung,  Außer-Kurssetzung  und  end- 
gültigen Beseitigung,  wie  sie  auch  mit  einzelnen,  nicht  bewährten, 
sich  nicht  einbürgernden  oder  sonst  als  mangelhaft  ausgestattet  er- 
kannten neuen  Reichsmünzen  bereits  mehrfach  erfolgt  sind  (goldne 
5- Mark-Stücke,  silberne  und  Nickel-20-Pfennig-Stücke,  gewisse  silberne 
50- Pfennig-Stücke.  Und  Gesetzgebung  und  Praxis  andrer  moderner 
Kulturstaaten  stimmen  damit  überein. 

Alles  das  erscheint  uns  Heutigen  als  selbstverständlich  und 
Icaum  einer  näheren  Ausführung,  vollends  nicht  erst  noch  einer 
besonderen  Begründung  bedürftig.  Aber  es  hat  nicht  Jahr- 
hunderte nur,  sondern  Jahrtausende  und  auch  bei  „den  ersten 
Kulturvölkern“  gedauert,  bis  die  hier  dargelegteii  Sätze  Imzüg- 
licli  der  „Erhaltung“  des  Münzwesens  in  gutem  Zustande  und 
des  Vorgehens  bei  Einziehung  und  Beseitigung  von  Münzen  klar 
erkannt,  als  Grundsätze  anerkannt,  in  das  Recht  aufgenommen 
und  richtig  durchgefülirt  worden  sind.  Ein  gutes  Beispiel  dafür, 
wie  langsam  sich  Derartiges  entwickelt  und  einbürgert.  — 

Mit  der  Annahme  und  strengen  Durchführung  dieser  Grund- 
sätze für  die  Erhaltung  wie  der  oben  erörterten  Grundsätze  für 
die  Herstellung  der  Münzen  hat  auch  das  Müuzwesen  in  den 
öffentlichen  Haushalten  immer  mehr  seine  Bedeutung  als  finan- 
zieller Einnahmezweig  verloren,  und  es  ist  unter  Umständen, 
zumal  zeitweise,  selbst  ein  passiver,  ein  reiner  AusgabezAveig 
oder  wenigstens  ein  Finanzzweig  mit  nur  geringen  Uber- 
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schlissen  geworden.  Nur  die  Scheidemünze  und  neuerdings  die 
Silbermünze  der  Goldwähi’ung  bildet  davon  eine  Ausnahme,  aber 
gerade  diese  Silbermünze,  wie  sich  gezeigt  hat,  eine  bedenkliche. 
Durch  Einrichtung  barer  Einlösiingsfonds  aus  vollwichtigem 
Währungsgelde  für  die  Scheidemünze  und  namentlich  auch  für 
diese  Silbermünze  würde  der  hnanzielle  Vorteil  aus  der  Präffuiur 
solcher  unterwertiger  Münze  geschmälert,  — ein  finanzieller 
Nachteil,  welchen  die  Staatsverwaltung  eben  gern  vermeidet, 
aber  nur  auf  Ko.sten  der  Solidität  des  Münzwesens.  Es  bleilit 
vielmehr  gerade  ein  Vorteil,  daß  solche  Einlö.sungsfonds  den 
Gewinn  aus  der  Prägung  dieser  unterwertigen  Münzen  wieder 
vermindern  und  so  die  auch  jetzt  wieder  sich  zeigende  Ver- 
suchung abschwächen,  auf  Kosten  der  Solidität  des  Münzwesens 
solchen  Gewinn  zu  erzielen,  welcher  bei  der  Silberprägung  im 
Goldwährungssj'stem  so  groß  sein  kann.  Die  Frage  der  aucli 
heute  noch  zulässigen  Münzgewinne  aus  der  Prägung  wird  im 
folgenden  Abschnitt  mit  behandelt. 

X.  Geldwesen  (Geldpraxis).  Fortsetzung.  Münze 
und  Währung.  Speziell  Münzrecht:  Münzhoheit  und 
Münzregal.  — Münzstrafrecht  und  Münzeigentums-  und 
Verkehrsrecht.  — Münzgewinne,  Prägekosten  und  deren 
Deckung,  Münzgebühren , Schlagschatz.  — Prägung  auf 
münz  herrliche  (Staats-)  Rechnung  und  auf  Privatrech- 
nung („Prägefreiheit“  in  diesem  Sinne). 

Diese  hier  angedeuteten  Punkte  .sind  alle  solche  des  Münzrechts, 
sie  stehen  untereinander  in  näherer  Beziehung.  Die  bestimmte  Rege- 
lung des  einen  Punkts  schließt  als  notwendige  Folge  die  und  die  be- 
stimmte Regelung  eines  anderen  Punkts  mehrfach  in  sich  ein.  Alle 
münzrechtlichen  Bestimmungen  betreffen  schließlich  die  im  letzten 
Abschnitt  IX  näher  erörterten  Fragen  der  Herstellung  und  Erhaltung 
der  Münzen  und  des  Münzwesens.  Vieles  Münzrechtliche  war  daher 
in  diesem  Abschnitt  schon  mit  zu  berühren.  Im  Folgenden  ist  das 
noch  etwas  zu  ergänzen  und  systematisch  übersichtlich  zusammen 
zu  fassen.  Auch  dabei  handelt  es  sich  hier  für  unsere  Zwecke  um 
die  Heraushebung  des  Prinzipiellen  aus  dem  Konkreten, 
nicht  um  letzteres  als  solches,  daher  nicht  um  rechtsgeschichtliche 
Entwicklung  des  Müuzrechts,  speziell  auch  nicht  des  Münzregals, 
noch  um  positives  Münzrecht  eines  bestimmten  Staats  und  eines  be- 
stimmten Zeitraumes.  Konkrete  historische  und  lokale  Verhältnisse 
sind  hier  nur  als  Beispiele  herein  zu  ziehen.  Auch  die  national- 
ökonomische Geld-  und  Münzlehre  in  der  Literatur,  namentlich 
seit  dem  Eindringen  der  wirtschaf ts-historischen  Richtung,  hat  hier 
in  ihrer  an  sich  w'ertvollen  und  dankenswerten  Hineinziehung  von 
historischen,  auch  rechtshisorischen  Tatsachen  doch  das  Prinzipielle; 
oft  zu  sehr  zurücktreten,  selbst  mehr  oder  weniger  verschwinden 
lassen.  Das  ist  unrichtig  und  war  für  die  national-ökonomische 
Seite  nachteilig. 
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A.  Münzreclit  im  Allgemeinen,  Münzhoheit  und 
Münzregal. 

1.  Bedeutung  und  Wesen  der  Unterscheidung  von 
Münzhoheit  und  Münzregal.  Gerade  für  die  hier  erstrebte 
prinzipielle  Behandlung  des  Gegenstandes  ist  es  ein  Funda- 
mentalsatz, in  der  oben  schon  dargelegten  Weise  (S.  4r>7  ff.) 
zwischen  Münzhoheit  und  Münzregal  begrifflich  und 
prinzipiell  zu  unterscheiden.  Alles  sich  auf  Geld-  und 
Münzwesen  beziehende  Rechtliche  kann  unter  den  höheren  Be- 
griff des  Geld-  und  „Münzrechts“  zusammengefaßt  werden. 
Darunter  werden  dann  die  Rechtsnormen  verstanden,  welche  das 
gesamte  Geld-  und  Münzwesen  in  ein  ein  Staats-  und  Verkehrs- 
gebiet betreffen  und  hier  einen  Bestandteil  des  allgemeinen 
öffentlichen  Verfassungs-,  Veiwaltungs-,  auch  Strafrechts  und 
zugleich,  in  den  betreffenden  Punkten,  einen  Bestandteil  des 
Privatrechts  bilden. 

a)  Münzhoheit  (besser  wäre  der,  aber  ungebräuchliche, 
Ausdruck,  „Geldhoheit“  oder  „Geld-  und  Münzhoheit“) 
ist  dann  das  Recht  der  öffentlichen  Gewalt,  insbesondere  der 
Staatsgewalt  selbst,  in  oberster,  entscheidender  Instanz,  die 
Rechtsnormen  für  das  Geld-  und  Münzwesen,  namentlich  über 
die  Eigenschaft  des  Gelds  und  der  Münzen,  gesetzliches  Zahl- 
mittel zu  sein,  zu  treffen  und  zugleich  speziell  die  Anord- 
nungen über  die  ganze  Einrichtung  des  Münzw'esens, 
damit  über  alle  Punkte,  welche  sich  auf  die  rechtliche  Nor- 
mierung und  auf  die  dieser  entsprechende  Ausführung  der  Maß- 
nahmen zur  Herstellung  und  Erhaltung  der  Münzen  und  des 
ganzen  Münzwesens  beziehen.  „Münzhoheit“  ist  dem  „Münz- 
regal, diesen  Begriff,  in  seiner  engeren  Bedeutung  genommen, 
gegenüber  das  allgemeinere  und  höhere,  das  primäre 
Recht.  Über  die  Gründe  wirtschafts-  und  speziell  münzpolitischer 
Art,  welche  sich  auf  die  Schaffung  einer  solchen  „Münzhoheit“ 
und  deren  Übernahme  seitens  der  Staatsgewalt  beziehen,  ist 
oben  (S.  466  ff.)  schon  gehandelt  worden. 

b)  „Münzregal“  hat  begrifflich  und  doch  auch  rechts- 
historisch zwei  Bedeutungen,  eine  engere,  die  gleich  zu  be- 
handelnde, und  eine  w^eitere,  in  welcher  es  „31ünzhoheit“ 
mit  umfaßt.  Im  engeren  Sinne  ist  es  das  ausschließliche 
Recht  seines  Inhabers,  nach  dem  vom  Inhaber  der  IMünzhoheit 
getroffenen  Rechtsnormen  die  Prägung  der  3Iünzen  selbst  vor- 
zunehmen oder  vornehmen  zu  lassen  und  die  etwaigen  finan- 
ziellen Gewinne,  welche  sich  dabei  ergeben,  zu  beziehen  (S.  468  . 
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2,  \''e r b i ii d u n g , aber  dadurch  auch  begriffliche  Ve r - 
menguiig  von  „Münzhoheit^*  und  „Münzregal“  in  diesem  engeren 
Sinne  in  der  geschichtlichen  Entwicklung  und  infolgedessen  auch 
in  der  i'echtlichen  und  historischen  Münzlehre. 

a)  In  der  geschichtlichen  Entwicklung  sind  nun  allerdings 
vielfach^  ja  in  der  Regel,  wenn  nicht  von  Anfang  an,  so  im 
weiteren  Verlauf  Münzhoheit  und  Münzregal  iin  engeren  Sinne, 
dann  öfters  unter  dem  Xamen  „Münzregal“  (im  weiteren  Sinne), 
in  derselben  Instanz,  beim  Inhaber  der  Staatsgewalt,  verbunden. 

So  in  größeren  und  kleineren  monarchischen  und  auch  in  republi- 
kanischen Stadtstaaten  im  Altertum  und  Mittelalter  und  darüber 
hinaus.  Hier  erscheint  Münzhoheit  und  Münzregal  als  ein  einheit- 
liches, eben  als  Münzregal  im  weiteren  Sinne. 

fi)  Aber  gerade  die  geschichtliche  Entwicklung  hat  doch 
vielfach  zu  einer  Trennung  geführt. 

Aus  der  Übertragung  der  Prägung  in  größeren  Staaten  an  Ver- 
waltungsorgane, Ämter  und  Beamte,  besonders  auch  in  den  Provinzen, 
ferner  aus  der  Überlassung  der  Prägung  an  halbautonome  Körper- 
schaften, wie  Städte,  an  „Große“,  Stände,  Stifter,  wie  im  Mittelalter, 
hat  sich  mit  der  A'erselbständigung  solcher  Verwaltungsorgane  und 
solcher  Körperschaften  usw.  eine  solche  Trennung  entwick^elt.  Be- 
auftragt oder  ermächtigt  oder  mit  der  Befugnis  belieben  vom  obersten 
Münzherren  auf  Grund  seines  die  „Münzhoheit“  mit  umfassenden 
Münzregals  im  weitern  Sinne,  nach  den  von  ihm  ausgehenden  Nonnen 
zu  prägen,  erlangen  diese  unteren  Instanzen,  die  „kleineren“  Müuz- 
herren,  wie  man  sie  nennen  kann,  mit  ihrer  eigenen  größeren 
politischen  Selbständigkeit  gegenüber  der  Staatsgewalt  auch  auf  dem 
Gebiete  des  Münzrechts  größere  Rechte.  Das  Prägerecht  würd  ihr 
dauerndes,  wenn  auch  ursprünglich  auf  Auftrag,  Ermächtigung  und 
Verleihung  des  „obersten“  Münzherrn  beruhendes  Recht,  zuerst  immer 
noch  im  Sinne  seiner  Ausübung  nach  den  Normen  dieses  obersten 
Münzherrn.  Solange  das  so  bleibt,  ei'schelut  dann  gerade  Münzhoheit 
und  Münzregal  i.  e.  S.  getrennt,  jene  noch  ganz  beim  obersten  Münz- 
herrn, dieses  bei  den  „kleineren“  von  ihm  abhängigen  Münzherrn. 

y)  Aber  indem  — wie  im  typischen  Falle  des  alten  Deutschen 
Reichs  in  Deutschland  und  in  Italien  und  auch  ähnlich  vielfach 
in  anderen  europäischen  Staaten,  am  Wenigsten  in  England  — die 
eigentliche  oberste  Staatsgewalt  schwach,  die  Gewalt  der  kleineren 
autonomen  Gewalten  stärker  wird,  schwächt  sich  auch  das 
Oberaufsichtsrecht  des  obersten  Münzherrn  ab,  die  ihm  kraft 
seiner  Münzhoheit  zustehenden  Normierungsbefugnisse  werden 
von  ihm  selbst  nicht  festgehalten  oder  von  den  kleineren  Münz- 
herren beiseite  geschoben.  So  entwickelt  sich  das  diesen  eigent- 
lich allein  zustehende  Münzregal  im  engeren  Sinne  bei  diesen 
Münzherrn  selbst  wieder  zu  dem  w'enigstens  materiell,  wenn  auch 
nicht  immer  völlig  formell  die  Münzhoheit  mit  umfassenden 


Müiizregal  im  weiteren  Sinne.  Damit  ist  eine  Wiederverei  i- 
gung  von  Münzhoheit  und  Münzregal  i.  e.  S.  herbeigeführt 
aber  nunmehr  für  die  öffentliche  Gewalt  in  kleineren  Gebieten. 

Die  Folge  ist  die  lokale  und  (klein-)  territoriale 
Zersplitterung  des  Münzrechts  und  damit  dann  folgeweise 
auch  des  Münzwesens  selbst,  indem  jetzt  die  im  Besitz  des 
vollen,  die  Münzhoheit  wenigstens  mehr  oder  weniger  mit  um- 
fassenden Münzregals  befindlichen  kleinen  Münzherren  ihre  eigenen 
Normen  für  das  Münzwesen  geben  und  befolgen. 

s)  Die  mehr  oder  weniger  große  lokale  V^erschiedenheit 
der  Münzfüße,  Münzgehalte  (an  Feinheit  und  Gewicht),  Münz- 
einheiten, wenn  das  Alles  auch  auf  gemeinsame  Typen  zurück- 
geht, ist  die  notwendige  weitere  Folge,  wie  sich  namentlich 
wieder  im  alten  Deutschen  Reich  zeigt.  Die  fiskalischen 
Tendenzen,  welche  sich  bei  den  kleineren  3Iünzherren  oft  noch 
besonders  stark  geltend  machten,  haben  dazu  mit  beigetragen. 
Die  besondere  Schwäche  der  zentralen  Staatsgewalt,  bei  uns 
in  Deutschland  der  Reichsgewalt,  ihre  Gleichgiltigkeit,  ihre 
Konnivenz,  ihr  mangelndes  Verständnis  in  Geld-  und  Münzsachen 
haben  den  Reichsständen,  Städten  und  anderen  kleinen  Münz- 
herren die  immer  vollständigere  Erlangung  auch  der  ]\Iünzhoheit 
in  ihren  Münzregalen  ermöglicht.  Selbst  die  bloße  Usurpation 
des  Münzrechts  als  Prägerechts,  aber  mehr  oder  w^eniger  nach 
eigenen  Bestimmungen,  konnte  so  eintreten.  Dadurch  ist  die 
lokale  Zersplitterung  noch  gesteigert  worden. 

t)  Nicht  zu  übersehen  ist  dabei  abei*  auch,  daß  eine 
„Lokalisierung“  des  Münzwesens  dem  ganzen  Charakter  des 
Wirtschaftslebens,  besonders  in  der  stadtwirtschaftlichen  und  klein- 
territorial-wirtschaftlichen  Epoche,  entsprachen,  dieser  Charakter 
selbst  darauf  mit  hingedrängt  hat.  Er  war  mit  eine  Voraus- 
setzung dieser  Entwicklung  des  Münzrechts. 

ri)  Diese  tatsächliche,  wenn  auch  fast  immer  nur  mehr  oder 
oder  weniger  in  der  allgemeinen  Rechtsordnung  wirklich  formell 
anerkannte  Ausdehnung  des  ihnen  zustehenden  Münzregals  im 
engeren  Sinn  auf  münzhoheitliche  Befugnisse  bei  den 
kleineren  Münzherrn  ist  aber  nun  auch  wieder  daran  schuld,  daß 
eine  begriffliche  Vermengung  von  Münzhoheit  und  Münz- 
regal stattgefunden  hat,  beides  selbst  als  ganz  dasselbe  angesehen 
worden  ist,  so  auch  vielfach  und  bis  in  die  neueste  Zeit  hinein 
bei  Historikern,  auch  Wirtschafts-  und  Rechtshistorikern,  selbst 
bei  Juristen,  auch  bei  den  Nationalökonomen.  Und  doch  boten 
selbst  die  Verhältnisse  im  alten  Deutschen  Reich  Anhaltspunkte 


dings  für  diese  älteren  Staatsgebilde  hier  wie  in  anderen  Fällen 
bei  dem  ganzen  (,’harakter  des  Staatsrechts  dieser  Gebilde  nur 
bedingt  zulässig  — , so  fügt  sich  der  jetzige  Rechtszustand  auf 
diesem  Gebiete  im  Deutschen  Reich  formal  und  sachlich 
genau  in  die  Schablone  auch  der  staatsrechtlichen  Trennung 
zwischen  ^lünzhoheit  und  ]\IünzregaL  Dieser  Rechtszustand  ist 
ohne  Zugrundelegung  dieser  Schablone  überhaupt  gar  nicht  ver- 
ständlich zu  machen  und  darzustellen. 

1))  Er  läßt  sich  so  präzisieren:  im  Norddeutschen  Bund  und 
im  neuen  Deutschen  Reich  steht  dem  Bund  bzw.  Reich  aus- 
drücklich ausschließlich  die  Münzhoheit,  den  Gliederstaaten 
nur  noch  unter  den  vom  Reich  bestimmten  Normen  und  unter 
dessen  Oberaufsichtsrecht  das  Münzregal  im  Sinne  des  Präge- 
rechts (und,  auch  unter  reichsrechtlicher  Mitregelung,  des  Bezugs 
der  linanziellen  Erträgnisse  aus  der  Prägung)  zu. 

So  nach  der  Verfassung  (Art.  4 Nr.  3)  „Ordnung  des  ...  . Münz- 
systems“)  und  nach  den  danach  erlassenen  Münzgesetzen,  speziell 
dem  vom  4.  Dez.  1871  § ü,  7 und  dem  vom  9.  Juli  1873  Art.  3,  § 4. 

Das  Reich  hat  in  Konsequenz  dieser  Bestimmungen  auch 
bptrpffpndft  Pflicliten.  auch  solche,  welche  finanzielle  Kosten  be- 


noch bis  zuletzt,  den  Unterschied  selbst  als  einen  rechts- 
historischen und  daher  wenigstens  zeitweise  im  positiven  Recht 
sich  findenden  zu  erkennen. 

Das  Münzregal  im  weiteren  Sinne  war  im  alten  Reich  ein 
kaiserliches  Reservatrecht,  das  regelmäßig  und  normal  eigent- 
lich nur  im  Wege  besonderer  Verleihung  von  Reichsständen,  Städten, 
auch  andren  Personen,  sonst  nur  durcli  besonderes  Reichsgesetz,  wie 
durch  die  Goldene  Bulle  mit  ihrer  Bestätigung  des  Goldmünzungs- 
lechts  für  die  Kurfürsten,  erworben  werden  konnte.  Nun  ist  aber 
unter  den  deutschen  politischen  Verhältnissen  andrer  Erwerb,  Hin- 
weis auf  unvordenkliches  Herkommen,  selbst  bloße  tatsächliche 
Usurpation  und  deren  Ausübung  hinzugekommen.  Mindestens  in 
der  früheren  Zeit  noch  stärkerer  kaiserlicher  Macht  war  auch  nach 
den  Reichsnormen,  die  eben  auf  Grund  der  Münzhoheit  des  Reichs 
erlassen  waren,  zu  prägen.  Ein  kaiserliches  Oberaufsichtsrecht,  das 
Recht  der  Entziehung  des  Münzpräg<irechts  wegen  Mißbrauchs  be- 
standen wenigstens  im  Prinzip.  Und  so  blieb  es  doch  nach  formellem 
Recht  bis  zum  Schluß  der  Reichszeit.  In  dem  Allen  liegt  wohl 
implicite  eine  Verschiedenheit  von  Alünzhoheit  und  Münzregal  im 
engeren  Sinne  anerkannt,  jene  beim  Kaiser,  diese  bei  den  unter 
Kaiserlicher  Oberhoheit  stehenden  kleineren  Münzherrn,  wenn  das 
auch  nirgends  klar  zum  Ausdruck  gebracht  oder  gar  formuliert  wird. 
Erst  als  die  ehemaligen  deutschen  reichsständischen  Territorien  — oder 
der  Rest,  welcher  von  ihnen  übrig  geblieben  war  — infolge  der 
]>olitischen  Ereignisse  im  ersten  Jahrzehnt  des  19.  Jahrhunderts  zu 
„souveränen“  Einzelstaaten  geworden  und  es  dann  im  Deutschen 
Bunde  von  1815  geblieben  w'aren,  umfaßte  das  jedem  dieser  Staaten 
zustehende  „Münzregal^  die  volle  Münzhoheit  mit  und  \var  damit 
eben  zum  Münzregal  im  weiteren  Sinne  geworden. 

3.  Die  Trennung  von  Münzhoheit  und  Münzregal 
im  engeren  Sinne  in  staatsrechtlicher  Hinsicht. 

a)  ln  Einheitsstaaten,  wo  das  ganze  Münzwesen  einheitlich 
normiert  und  auch  in  seiner  Durchführung  völlig  ,.verstaatlicht“ 
ist,  hat  die  Trennung  von  Münzhoheit  und  Münzregal  i.  e.  8. 
staatsrechtlich  keine  weitere  Bedeutung.  Begrifflich  und 
prinzipiell  ist  sie  gleichwohl  zum  Verständnis  und  zur  rich- 
tigen Behandlung  der  Dinge  auch  hier  richtig  und  zw^eckmäßig. 
In  komplizierten  Staatsbildungen,  wde  namentlich  den 
modernen  eigentlichen  „Bundesstaaten“,  kann  die  Unter- 
scheidung aber  auch  politisch  und  staatsrechtlich  wichtig  werden. 
Und  dafür  liefert  gerade  das  neue  deutsche  Reichsverfassungs- 
und das  Landesstaatsrecht  der  Gliederstaaten  einen  wichtigen 
Beleg  und  ein  bedeutsames  Beispiel.  Mag  die  förmliche  staats- 
rechtliche Trennung  von  Münzhoheit  und  Münzregal  i.  e.  8.  für 
das  alte  Deutsche  Reich  und  überhaupt  für  die  mittelalterlichen 
(und  antiken)  Staaten  sich  anfechteu  lassen  — und  derartige 
scharfe  .staatsrechtliche  begriffliche  Auffassungen  sind  ja  aller- 


faßt, haben  die  Einzelstaaten  also  nicht  mehr,  — auch  hier  der 
große  Fortschritt,  w' eichen  wir  gegenüber  den  tatsächlichen  Zu- 
ständen seit  langen  Jahrhunderten  ini  alten  Deutschen  Reich 
und  auch  gegenüber  dem  formellen  Recht  seit  18U<>  und  im 
ehemaligen  Deutschen  Bunde  den  Ereignissen  von  1 866  und 
1871  verdanken. 

a)  Das  neue  Deutsche  Reich  hat  mit  dem  Münzregal  der 
Gliederstaaten,  in  dem  beschränkten  Sinne  eines  Münzprägerechts 
nach  den  Normen  der  Reichsmünzhoheit,  also  nicht  völlig  ge- 
brochen. Das  folgt  nicht  ohne  Weiteres  aus  seinem  Bundes- 
staatscharakter und  dessen  Abw'eichung  vom  Charakter  des  Einzel- 
staats. Denn  auch  der  wirkliche  Bundesstaat  kann  recht  wohl  und 
im  Ganzen  sicher  aus  guten  wirtschafts-  und  münzpolitischen  Gründen 
das  volle  Münzregal  i.  w.  S.  ausschließlich  an  sich  ziehen  und  es 
den  Einzelstaaten  ganz  entziehen,  wie  es  die  Schw^eiz  und  Nord- 
amerika und  andere  neuere  Bundesstaaten  der  überseeischen  V eit 
zeigen.  Im  Deutschen  Reich  \var  auf  die  jetzige  Gestaltung  des  Münz- 
rechts wohl  sein  Charakter  als  eines  überwiegend  aus  Monarchien 
bestehenden  Bundestaates  von  Einfluß.  Die  jetzige  Gestaltung  ist,  wie 
die  manches  anderen  Satzes  unseres  Staatsrechtes,  eben  ein  Produkt 
des  Kompromisses,  hier  der  Rücksicht  auf  die  einmal  eingetretene 
geschichtliche  Entwicklung  im  deutschen  partikularen  Münzrecht. 

A,  Wagner,  soz.-ökon.  Grundriss,  Buchhandelsausgabe,  Abteil.  II,  35 
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auf  die  Gefühle  der  Dynastien,  auch  der  Bevölkerungen  in  den  Einzel- 
staaten,  und  entspidcht  dem  „in  necessariis  unitas,  in  dubiis  libertas‘*. 

Unsere  sogenannten  Reichsmünzen  zeigen  das  ja  auch  und  sind  im 
Grunde  Reichs-  und  Landesmünze  zugleich  (o.  S.  491).  Das  Reich 
hat  auch  keine  eigene  Münzstätte,  solche  bestehen  auch  jetzt  noch 
nur  als  Landesmünzstätten  in  denjenigen  Staaten  (tatsächlich  nur 
in  den  größeren  Staaten  und  Hamburg),  welche  sich  dazu  bereit  erklärt 
haben.  Reichsmünzen  zu  prägen.  Aber  eigene  reine  Landesmünzen 
gibt  es  eben  nicht  mehr.  — y)  Erwünschter  wäre  immerhin  die  Über- 
tragung des  vollen  Münzregals  i.  w,  S.  ausschließlich  auf  das  Reich. 

Aber  der  bestehende  Zustand  ist  hinzunehmen  und  befriedigend,  wenn 
das  neue  Reich  im  Unterschied  zum  alten  an  seinen  Befugnissen, 
welche  aus  seiner  Münzhoheit  folgen  und  in  der  Reichsverfassung  und 
in  den  Münzgesetzen  genau  präzisiert  sind,  streng  festhält  und  sie 
ordentlich  ausübt.  Die  Einzelstaaten  haben  dabei  nur  innerhalb  der 
verfassungsmäßigen  Kompetenz,  weh‘.he  nach  der  Zusammensetzung 
und  nach  den  Befugnissen  des  Bundesrats  besteht,  mitzuwirken. 

Auf  die  staatsrechtlichen  Kontroversen  bezüglich  Münzrecht, 
Münzhoheit,  Münzregal  überhaupt  und  auch  nach  dem  positiven 
früheren  und  gegenwärtigen  Recht  in  einzelnen  Staaten,  speziell  auch 
im  neuen  Deutschen  Reich,  ist  hier  nicht  einzugehen.  S.  bes.  Lab  and, 
Deutsches  Staatsrecht,  1.  AuH.  1878,  II,  411  ff.,  welcher  ebenfalls  die 
notwendige  Unterscheidung  der  zwei  Begriffe  betont:  Münzhoheit, 
das  in  der  Staatsgewalt  enthaltene  Recht,  das  Münzsystem  zu  regeln, 
und  Münzprägung,  d.  h.  Herstellung  der  Münzen,  die  einem  gewissen 
Münzsystem  entsprechen.  Beide  Begriffe  seien  von  der  älteren  Theorie 
unter  dem  Namen  „Münzregal“  durcheinandergeworfen. 

4.  Der  klare  Rechtsziistand  im  neuen  Deutschen 
Reich  ist  at  zur  Bestätigung  der  hier  vertretenen  prinzipiellen 
und  begriffsmäßigen  Auffassung  von  der  Richtigkeit  einer 
Trennung  zwischen  Münzhoheit  und  Münzregal  i.  w.  S. 
auch  deswegen  von  Wert,  weil  er  an  einem  wichtigen  prak- 
tischen Beispiel  zeigt,  daß  solche  Unterscheidungen  nicht  „bloße 
Begriffsspielereieii“  sind,  sondern  eine  reale  praktische  und 
wahrlich  nicht  unwesentliche  Bedeutung  haben.  Der  heutige 
deutsche  Rechtszustand  beweist  sogar  die  praktische  Möglichkeit 
einer  solchen  Trennung,  damit  auch  die  Notwendigkeit  einer  ; 
prinzipiellen  und  begriffsmäßigen,  b)  Auch  zur  Erklärung  und  I 
Beurteilung  münzgeschichtlicher  Vorgänge  ist  dieser 
Beweis  deshalb  beachtenswert.  Es  folgt  aus  ihm,  daß  an  den 
ehemaligen  Wirren,  w^elche  die  Zersplitterung  der  Münzregale  ' 
und  des  Münzwesens  mit  sich  brachte,  nicht  die  Überlassung 
des  Münzregals  im  e.  S.,  des  Prägerechts  zur  Ausübung  und  des 
Bezugs  der  finanziellen  Erträgnisse,  auch  nicht  einmal  die  volle 
Übertragung  des  Münzregals  im  engeren  Sinne  an  Stände,  Körper- 
schaften, einzelne  Herren  die  Schuld  hatte.  Diese  hat  viel- 
mehr in  dem  Umstand  gelegen,  daß  der  oberste  Münzherr,  die 


Zentralinstanz,  nicht  an  ihrer  ^Münzhoheit  und  den  aus  dieser 
tolgenden  Befugnissen  festgehalten  und  diese  Befugnisse  nicht 
wirksam  und  pHichtmäßig  ausgeübt  hat. 

5.  Prägung  in  eigenen  Münzstätten  des  Staats  oder 
in  privaten  als  Fabrikationsstätten. 

Diese  Frage  ist  hier,  wie  in  anderen  ähnliclien  Fällen,  z.  B. 
bei  staatlichen  Verkehrsanstalten  \md  sonstigen  „privatwirtschaft- 
lichen“ Betriebszweigen,  nicht  schon  durch  die  Sanktionierung 
der  staatlichen  Münzhoheit  und  des  ]\Iünzregals  ohne  Weiteres 
bejahend  zugunsten  der  Staatsmünzstätten  entschieden,  a)  Der 
eigentliche  Prägungsprozeß  ist  ein  ökonomisch -technisch  er, 
l>ei  wel(diem  die  Frage  mit  zur  Erwägung  steht,  ob  ihn  der 
Staat  selbst,  mit  seinen  Behörden,  Ämtern,  Beamten  überhaupt 
und  besser  — auch  ökonomisch  wohlfeiler  — als  Private  aus- 
führen kann.  Das  ist  natürlich  wieder  mehr  eine  historiscli  und 
örtlich  verschieden  zu  beantwortende  Frage,  b)  Grade  die  Unfähig- 
keit oder  tatsächliche  wie  angenommene  geringere  Fähigkeit  des 
Staats  und  seiner  Organe  hat  früher  mit  zur  Übertragung  des 
Prägeju'ozesses  an  Private,  Münzerliausgenossenschaften  in  den 
Städten,  and»  später  nocli  an  Pächter  u.  dgl.  beigetragen.  Der 
ri>ergang  des  Münzregals  an  Körperschaften  usw.  steht  mit 
dieser  Sachlage  zum  Teil  in  Verbindung.  Und  l)is  in  die  neueste 
Zeit  ist  Prägung  in  Privatanstalten , unter  der  erforderlichen 
Staatsaufsicht,  vorgekommen  (Frankreich).  c)  Etwas  immerhin 
Ähnliches  ist,  daß  manche  Staaten  mit  fehlenden  eigenen  ]Münz- 
stätten,  so  fremde,  besonders  Halbkulturstaaten,  auch  kleine,  auf 
den  ^lünzstätten  andrer,  großer,  mit  leistungsfähigen  Münzstätten 
sich  Jlünzen  prägen  lassen  (auch  die  deutschen  Kleinstaaten), 
d)  Al>er  die  Entwicklung  hat  doch  fast  allgemein  und  schon 
länger  und  ausschließlich  zu  eigenen  Staatsmünzstätten  geführt, 
und  diese  sind  jetzt  vollends  die  fast  ausnahmslose  Regel.  Die 
ökonomischen  und  technischen  Aufgaben,  unter  ersteren  auch  die 
der  Beschaffung  des  Prägestoffs,  der  Bedingungen  für  möglichst 
wohlfeile  und  doch  technisch  vollkommene  Münzprägung,  sind 
der  Art,  daß  „Staatsmünzfal)riken“  als  wirtschaftliche  Unter- 
nehmungen, Betriebe  und  Herstellungsstellen  allen  Aufgaben, 
welche  hier  in  Betracht  kommen,  ganz  gewachsen  sind.  Die 
„Privatindustrie“  ist  hierin  nicht  überlegen.  Die  erforderlichen 
Betriebskontrollen  und  die  Kontrollen  über  die  Erfüllung  aller  der 
Anforderungen,  welchen  die  3Iünzen  nacli  den  richtigen  Grund- 
sätzen für  ihre  Herstellung  entsprechen  müssen,  können  bei  Staats- 
anstalten auch  am  Einfachsten  und  Wirksamsten  eingerichtet  werden. 


Einlusuiig  gegen  ein  anderes  (Metall-)  Wälirungsgeld  für  den 
Emittenten,  anszngeben  oder  die  Ausgabe  solcher  PapierAvälming 
andern,  z.  B.  Banken,  zu  gestatten;  ferner  hat  er  ebenfalls  das 
Recht,  Banknoten  und  uneigentliches  Papiergeld,  d.  h.  solches, 
welches  jederzeit  auf  Verlangen  des  Besitzers  vom  Emittenten 
gegen  Wälirungsgeld  eingelöst  werden  muß,  mit  dem  Zwangs- 
kurs — dem  hier  wohl  besonders  sogenannten  Legalkurs  — 
für  Zahlungen  unter  Privaten  zu  versehen,  ein  Legalkurs,  welchen 
mehrfach  Banknoten  großer  Zentralnotenbanken  (Englische, 
Französische,  Österreichische,  Italienische,  bisher  niclit  Deutsche 
ReicJisbank;  führen. 

C'  Aus  der  Münzhoheit  und  aus  dem  ganzen  Münzregal 
i.  w,  S.  folgt  aber  a)  nicht  ohne  Weiteres  das  ausschließliche 
Recht  des  Staats  zur  Ausgabe  von  Geld-  und  Münzsurrogaten 
ohne  diese  Eigenschaft  des  gesetzlichen  Zahlmittels,  wie  der 
Banknoten,  einlösbaren  Privatpapiergelds  ohne  Zwangskurs  und 
auch  nicht  die  Befugnis,  anzuordnen,  daß  die  Ausgabe  von 
Banknoten  und  solchen  Papiergelds  von  Privaten,  Körperschaften 
> Städte  , Banken  usw.  nur  mit  Erlaubnis  des  Staats  gestattet 
sein  soll.  Ob  und  unter  welchen  Bedingungen  Privaten  usw. 
die  Befugnis  zusteht , Banknoten  und  einlösbares  Papiergeld, 
diese  besonders  wichtigen  Geld-  und  Münzsurrogate,  auszugeben, 
ist  eine  besondere  wirtschaftspolitische  Frage,  welche  sicher  auch 
geld-  und  münzpolitische  Interessen  berührt.  Es  kann  selbst 
allgemein,  jedenfalls  unter  Umständen,  zweckmäßig,  selbst  wirt- 
schafts-,  geld-,  münz-  und  kreditpolitisch  notwendig  sein,  diese 
Erlaubnis  zur  Noten-  und  Papiergeldausgabe  durch  Private  an 
staatliche  Genehmigung  zu  binden,  sie  vielleicht  bei  einer  einzigen 
Bank  — Zentralnotenbank  — ganz  oder  großenteils  zu  kon- 
zentrieren oder  sie  seitens  des  Staats  einer  eigenen  Staatsbank 
vorzubeh alten.  So  ist  vielfach  im  modernen  Staat  in  den  letzten 
Jahrhunderten  seit  der  Entwicklung  dieses  Bankgeschäftszweigs 
— was  dann  die  Banknotenausgabe  immer  ist  — verfahren 
und  oft  mit  Recht  und  gutem  Grunde  verfahren  worden. 

ß)  AI)  er  aus  dem  Münz  regal,  im  weiteren  wie  im 
engeren  Sinne,  folgt  das  Recht  des  Staats  zu  einem  solchen 
Vorgehen  in  diesen  Fällen  nicht  ohne  Weiteres.  Das  wider- 
streitet der  notwendigen  strikten  Interpretation  dieses  Regals, 
auch  der  Münzhoheit.  Es  ließe  sich  mit  demselben  Recht  die 
Konsequenz  aus  dem  Münzregal  ableiten,  daß  die  Ausstellung 
von  Schecks,  zumal  auf  den  Inhaber  lautenden,  sogar  von 
Wechseln,  zumal  der  leicht  formlos  girierbaren,  von  Anweisungen, 


e)  So  ist  das  ganze  Münzwesen,  auch  in  diesem  technischen 
Fabrikationsprozeß  der  Münzen,  voll  und  ganz  ,, verstaatlicht^. 
Es  ist  charakteristisch,  daß  das  eigentlich  als  selbstverständlich 
gilt  und  keinerlei  Streit  ül>er  das  ,.ob  und  wie?**  besteht,  wie 
auf  immerhin  verwandten  Gebieten,  z.  B.  des  Kredit-  und  Bank- 
wesens, noch  in  so  bedeutendem  Maße.  Nur  etwa  das  Post- 
wesen,  nicht  in  gleichem  Maße  das  Telegraphenwesen,  bietet 
ein  ähnliches,  aber  doch  viel  jüngeres  Beispiel.  Die  Eigen- 
artigkeit des  Gebiets  des  Geld-  und  Münzwesens  tritt  auch  in 
dieser  streitlosen  Selbstverständlichkeit  seiner  vollen  „Verstaat- 
lichung‘‘  hervor.  Es  zeigt  sich,  daß  doch  besonders  zwingende 
Gründe  für  diese  Behandlung  dieses  Gebiets  obwalten,  und  daß 
der  Staat  hier,  wie  sonst  etwa  nur  auf  den  großen  allgemeinen 
Verwaltungsgebieten  zur  Verwirklichung  des  Rechts-  und  Macht- 
zwecks, im  Heer-,  Gerichts-,  obersten  Polizeiwesen  f Abt.  1,  S.  Ptd), 
als  das  Organ  erscheint,  dem  die  Fbernahme  und  Pflege  dieses 
Gebiets  des  Wirtschaftslebens  zusteht. 

(j.  Auslegung  und  Umfang  des  Münzregals  i.  w.  S. 
und  der  Münzhoheit  insbesondere. 

Dieses  Recht,  als  ein  immerhin  singuläres,  muß  „strikt 
interpretiert“  werden.  Nur  dadurch  ist  zu  verhüten,  daß 
sein  Umfang  zu  sehr  auf  andere,  wenn  auch  vielleicht  verwandte 
Fälle  ohne  Weiteres  in  unter  Umständen  bedenklicher  Weise 
ausgedehnt  wird.  Daraus  folgt: 

ai  Das  Münzregal  auch  i.  w.  S.  umfaßt  die  Befugnisse  des 
Staats,  allein  die  Normen  für  das  gesamte  Geld-  und  Münzwesen, 
für  die  Erteilung  und  Beschränkung  der  gesetzlichen  Zahlmittel- 
eigenschaft der  Münzen,  für  deren  Herstellung  und  Ei'haltung  zu 
erlassen,  allein  die  Prägung  vorzunehmen  oder  durch  andere 
vornehmen  zu  lassen,  die  Einziehung  und  Außer-Kurssetzung  der 
Münzen  zu  regeln  in  der  oben  (S.  477 — 540)  dargelegten  Weise. 

b)  In  diesen  Befugnissen  ist  in  notwendiger,  aus  ihnen  ohne 
Weiteres,  d.  h.  ohne  neue  ausdrückliche  Gesetzesbestimmung 
hervorgehenden  Folge  das  alleinige  staatliche  Recht,  Geld-  und 
Münzsurrogate,  Papiergeld  mit  der  Eigenschaft  eines  allgemeinen 
oder  auf  spezielle  Wertbeträge  beschränkten  Zwangszahlungs- 
mittels unter  Privaten,  „im  Privatverkehr“  zu  versehen  oder  selbst 
auszugeben,  enthalten.  Diese  Folge  ist  speziell  aus  der  Münzhoheit 
abzuleiten.  Demgemäß  hat  der  Staat  kraft  seiner  Münzhoheit 
allein  das  Recht  (wie  ja  auch  allein  seinen  Gerichten  gegen- 
über die  Macht),  eigentliche  Papierwährung,  d.  h.  Papier- 
geld mit  Zwangskurs  und  zugleich  ohne  Verpflichtung  der 


sind  positiver  und  negativer  Art,  sie  Iiezeiclinen  das,  was 
vom  genannten  Standpunkt  aus  geschehen  muß  und  was  nicht 
damit  vei'einbar  ist.  In  letztrer  Hinsicht  sind  daher  gewisse 
frühere  Eechtssätze  des  Strafrechts  und  der  Beschränkung  des 
Eigentumsrechts  an  Münzen  zu  verwerfen,  weil  sie  mit  richtigen 
wirtschaftlichen  C4rundsätzen  und  Forderungen  in  Widerspruch 
stehen.  Die  neuere  Bechtsentwicklung  stimmt  damit  auch  im 
(ranzen  überein.  Im  Vorausgehendeu,  namentlich  bei  der  Be- 
handlung der  Münzfälschung  und  der  Münznachahmung,  war 
Einiges  von  dem,  was  sonach  hierher  gehört,  schon  zu  berühren. 

1.  Unbedingt  verboten,  strafbar  und,  freilich  nach  dem  je- 
weiligen ganzen  Strafensystem  verschiedenartig,  doch  stets 
schwer  strafbar  muß  die  absichtliche  Falschmünzerei  und 
der  eigentliche  Gebrauch  von  Falschmünze  im  Ver- 
kehr, zu  Zahlungen  und  überhaupt  sein.  So  war  und  ist  es 
auch  allgemein  im  Strafrecht,  selbst  niedrig  stehender  Völker. 

Hier  liegt  unbedingt  Dolus  und  unerlaubtes  Bereicherungs- 
streben vor,  die  Handlung  gehört  in  die  Kategorie  von  Betrug  und 
Bereicherungsverbrechen.  Sie  ist  volkswirtschaftlich  so  bedenklich, 
weil  sie  gegen  Treu  und  Glauben  im  Verkehr  und  gegen  jenes  Ver- 
trauen zu  der  zuverlässigen  Beglaubigung  des  gesetzlichen  Real- 
werts der  Münzen  verstößt,  das  zu  verbreiten  gerade  der  Zweck  der 
Prägung  des  Metalls  in  Münzform  ist. 

2.  Dieselben  Grundsätze  sind  im  Strafrecht  auf  Xach- 
ahmung  von  Papiergeld  aller  Art,  Papierwährung  und 
sonstigem  Papiergeld,  Banknoten  und  der  sonst  etwa  im 
Verkehr  bedeutsamen,  auf  dem  Kredit  beruhenden  Geld-  und 
Müuzsurrogate  anzuwenden,  wenn  auch  mit  einzelnen  zu- 
lässigen Verschiedenheiten  des  Strafmaßes. 

Volkswirtschaftlich  ist  dies  unter  Umständen  ein  Gebiet,  wel- 
ches selbst  eines  noch  wirksameren  Verbots  und  strafrechtlichen 
Schutzes  bedarf  als  das  Münzgebiet.  Dies,  weil  es  sich  vollends  um 
Verletzung  von  Treu  und  Glauben,  um  .spezielle  Schädigungen  der 
Emittenten  solcher  Zahlmittel  und  Geldsurrogate,  um  große  Störungen 
der  Funktion  der  echten  Zahlmittel,  um  starke  Versuchung  wegen 
der  öfters  noch  in  größerem  Maße  in  Aussicht  stehenden  Gewinne  des 
Fälschers  handelt.  Namentlich  in  der  Epoche  der  Kreditwirt- 
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unbeschädigter  Münzey  eine  Behandlung  solcher  Fälle,  welche  freilich 
praktisch  wegen  der  Schwierigkeit  des  Nachweises  der  Wissentlich- 
keit des  ^lünzbenutzers  besonders  mißlich  ist.  Namentlich  die 
Täuschung  „kleiner  Leute“  und  Abhängiger,  z.  B.  Arbeiter  in  der 
Lohnzahlung,  kann  eine  besondere  Berücksichtigung  und  Behand- 
lung verlangen,  auch  ini  Lohnrecht,  und  selbst  wohl  mit  Strafen  zu 
bedrohen  sein. 


4,  Die  Nachahmung  von  Münze,  selbst  unter  Inne- 
lialtung,  sogar  unter  Überschreitung  des  gesetzlichen  Feingehalts 
und  Gewichts,  daher,  w^as  praktisch  dann  fast  allein  in  Betracht 
kommt,  der  Scheidemünze,  einschließlich  der  leichten  Silber- 
münze der  Goldwährung,  muß  ebenfalls  verboten  und 
strafbar  sein  und  ist  es  auch  im  jiositiven  Recht  regelmäßig. 

Die  entscheidenden  und  wichtigem  volkswirtschaftlichen  Gründe 
hierfür  sind  die  oben  dargelegten,  namentlich  die  münzpolitisch  un- 
bedingt notwendige  Beschränkung  dieser  Münze  auf  einen  Maximal- 
betrag und  der  Vorbehalt  der  Gewinnerzielung  aus  der  Prägung 
allein  für  den  Münzherrn.  Strafrechtlich  und  für  das  Strafmaß,  eventuell 
auch  für  die  Strafart,  wird  nur  immer  zu  berücksichtigen  sein,  daß 
hier  zwar  eine  unerlaubte  Bereicherungsabsicht,  aber  doch  nicht 
wahre  Falschmünzerei  vorliegt.  Und  mildernd  kann  in  Betracht 
kommen,  daß  hier  eine  Versuchung  gegeben  wird,  woran  die  Münz- 
verfassung schuld  ist,  und  daß  solche  Praktiken  der  Bereicherung 
durch  Nachahmung  der  echten  Münzen  von  den  „herrschenden  Wirt- 
schafts- und  Erwerbsanschauungen“  nicht  so  streng  beurteilt  werden. 
Strafrechtlich  ist  der  Fall  unter  die  Bereicherungsverbrechen  zu  reihen. 

5.  Das  Eigentums-  und  Verkehrsrecht  bezüglich  der 
heimischen  Münzen  hat  in  der  Geschichte  mehrfach,  bis  nahe 
an  unsere  Zeit  heran,  charakteristische  Beschränkungen  erfahren. 
Es  war  öfters  verboten  und  selbst  mit  schw^eren  Strafen  belegt, 
solche  Münzen  einzuschmelzen,  in  die  Fremde  auszuführen,  Ver- 
bote und  Strafandrohungen,  welche  sich  dann  auch  auf  das 
unge})rägte  Edelmetall  wohl  mit  ausgedehnt  haben.  Auch  Auf- 
kauf, bzw.  Aufsammlung  von  Münze,  speziell  von  Scheidemünze, 
zu  gewissen  Spekulations-  und  Agiotagezwecken  mit  ihr,  unter- 
lag wohl  solchen  Verboten  und  Strafandrohungen.  Solche  Ver- 
l)ote  waren  teils  allgemein  und  zeitlich  unbegrenzte,  teils  traten 
sie  namentlich  in  Zeiten  von  allgemeinen  Münzwirren,  auch  in 
Finanz-  und  Papiergeld-Krisen  ein.  In  der  neueren  Zeit  des 
..freien  Verkehrsrechts“  und  freilich  auch  geordneter  Münz- 
zustände sind  solche  Bestimmungen  meistens  verschwunden.  Und 
im  Ganzen  und  in  der  Regel  mit  Recht. 

Denn  a)  waren  sie  inbezug  auf  den  Verkehr  mit  dem  Aus- 
land unrichtigen  merkantilistischen  Anschauungen  über  die  Schäd- 
lichkeit der  Münz-  und  Metallausfuhr  entsprungen;  b)  war  das, 


was  man  durch  solche  Verbote  und  Strafandrohungen  bekämpfen 
und  verhüten  wollte,  wesentlich  die  Folge  von  Mißständen  und 
Wirren  im  Geld-  und  Münzwesen,  nicht  deren  Ursache:  c)  eben 
deswegen  waren  solche  Maßregeln  auch  ganz  oder  großenteils 
unwirksam.  Nötigenfalls,  durch  Münzreformen  und  überhaupt 
durch  Befolgung  richtiger  Grundsätze  der  Münzpolitik  in  Bezug 
auf  Herstellung  und  Erhaltung  der  Münzen  und  des  Münzwesens 
in  gutem  Zustande,  sowie  mit  richtiger  Währungspolitik  lassen 
sich  die  etwaigen  ^lißstände  bekämpfen,  welche  zu  Aufkäuferei, 
Agiotage,  verkehrstörendem  Abfluß  von  kleiner  und  Scheide- 
münze (wie  bei  großer  Papiergeldentwei'tung)  führen.  Es  ist 
daher  im  Ganzen  mit  Recht  in  neuerer  Zeit  und  Gegenwart  das 
I Privat- j Eigentumsrecht  und  Verkehrsrecht  an  den  heimischen 
3Iünzeii  ein  unbeschränktes  freies  geworden. 


Gleichwohl  können  abnorme  Zeiten  und  abnorme  Ver- 
hältnisse des  Geld-  und  Münzwesens  zeitweise  ein  regulierendes 
Eingreifen  der  Staatsgewalt  zur  Verhütung  starker  Störungen  im 
Geld-  und  Münzverkehr  doch  auch  heute  noch  mitunter  unvermeidlich 
machen,  z.  B.  ein  Einschreiten  mit  Verboten  und  Strafandrohungen 
gegen  gewisse  Aufkäuferei-  und  Aufsammlungsoperationen  gerade  bei 
Scheidemünze,  um  den  Bedarf  des  Kleinverkehrs  daran  durch  Abgabe 
nur  gegen  Umwechslungsgebühren  auszubeuten.  Liegt  auch  hier  die 
Ursache  von  solchen  Praktiken  in  Mängeln  der  Münzordnung  und 
des  Münzwesens  xmd  ist  diese  endgiltig  wirksam  nur  durch  richtige 
Reformen  zu  bekämpfen,  so  ist  dergleichen  doch  nicht  sofort  immer 
möglich  vorzunehmen  und  verlangen  akute  momentane  Notstände  ein 
Einschreiten.  In  großen  politischen,  auf  das  Geldwesen  rückwirkenden 
Krisen,  schweren  Kriegszeiten  wird  immer  noch  mit  solchen  Ver- 
hältnissen zu  rechnen  sein.  Die  Unvollkommenheiten  orientalischen 
(Türkeil,  asiatischen  Münzwesens  geben  noch  leichter  Anlaß  zu  einem 
Einschreiten  auf  diesem  Gebiete.  — 

Nicht  übersehen  darf  auch  wohl  die  Gefahr  werden,  welche  hier 
wieder  die  größere  Silbermünze  der  Goldwährung  bietet.  Sie  ist  stark 
minderwertig,  droht  in  schweren  politisch-wirtschaftlichen  Krisen 
ihren  Kredit,  damit  ihren  dem  Nennwert  gleichen  Kurswert  zu  ver- 
lieren, kann  aber  dann  gerade  zu  Aufsammeln  und  Herausziehen  an- 
locken, um  sie,  dem  für  sie  geltenden  Recht  gemäß,  an  den  Ein- 
lösungsstellen gegen  Gold  einzu wechseln  und  so  Gold  herauszuziehen. 
Daraus  könnten  sich  Mißstände  ergeben,  die  in  solchen  Zeiten  doch 
wieder  zu  Einschränkungen  der  „Münzverkehrsfreiheit“  Anlaß  bieten 
könnten.  Es  ist  der  übliche  Optimismus  in  diesen  Dingen,  welcher 
mit  solchen  Verhältnissen  „in  unsrer  Zeit“  gar  nicht  mehr  glaubt 
reclinen  zu  müssen. 


b.  Beschränkungen  im  Verkehr  für  fremde  3Iünzen  im 
Inlande,  a)  Zur  Rein-  und  Freihaltung  des  inländischen  Münz- 
wesens von  unliebsamer,  namentlich,  aber  nicht  einmal  immer 
allein,  von  schlechter  fremder  Münze,  daher  besonders  von  Scheide* 
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münze,  sind  aucdi  gegenwärtig  Verbote,  auch  mit  Strafandrohungen 
verbundene,  noch  mehrfach  zu  finden  und  auch  bereclitigt  und 
selbst  unter  Umständen  notwendig.  Sie  betreffen  besonders  die 
regelmäßige  Benutzung  solcher  Münzen  zu  Zahlungsleistungen 
im  Inlande,  im  Anbieten,  Geben  und  Nehmen. 

Dergleichen  kommt  u.  a.  in  Betracht  bei  Münzreformen,  beim 
Übergang  zu  einem  neuen  Müuzsystem  in  einem  Verkehrsgebiete,  in 
welchem  etwa  bisher  fremde  Münze  in  größerem  Umfang  verbreitet 
war,  so  im  deutschen  in  bezug  auf  österreichische,  im  Beichslaiid 
auf  französische  Münzen;  und  ähnlich  auch  in  Fällen,  wo  in  ein 
be>tehendes  Münzsystem  fremde  Münzen,  etwa  wegen  gewisser  Ver- 
wandtschaft mit  den  heimischen,  wegen  leichten  Aufgehens  und  1 m- 
rechnens  in  diese,  auch  wegen  fremder  Währungs-  und  Münz  wirren, 
stärker  eindringen.  Hier  sind  auch  hei  uns,  besonders  in  den  Jahren 
1873 — 75,  aber  auch  später  noch,  auf  Grund  der  im  Art.  13  des  Reichs- 
münzgesetzes  vom  9.  Juli  1873  dem  Bundesrat  erteilten  Befugnisse, 
von  diesem  Verbote  gegen  den  Umlauf  fremder  Münzen  im  Reichs- 
gebiete erlassen  worden  (namentlich  gegen  österreichische  Münzern. 
Gewohnheitsmäßige  und  gewerbsmäßige  Zuwiderhandlungen  gegen 
solche  Verbote  sind  strafbar  (Geldstrafe  bis  150  Mark  oder  Haft  bis 
6 Wochen). 

b)  Der  Ausschluß  von  fremder  Scheidemünze  wird  aus 
münzpolitischen  Gründen  auch  gegenwärtig  noch  in  den  Kultur- 
staaten schärfer  festgehalten.  Daher  wohl  das  Verbot  der 
t handelsmäßigen)  Einfuhr  von  solcher  Münze.  Anderseits  ist 
gerade  solche  fremde  Scheidemünze  wenigstens  im  Grenz  ver- 
kehr nicht  p*anz  entbehrlich,  weshalb  sie  von  allgemeinen 
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iyt:  und  endlich  d)  ob  und  wie  weit  auch  bei  der  Anerkennung 
und  strengen  Befolgung  der  oben  dargelegten  rationellen  Grund- 
sätze der  Münzpolitik  in  Bezug  auf  Herstellung  und  Erhaltung 
der  Münzen  und  des  ganzen  Münzwesens  im  guten  Zustande 
überhaupt  noch  Gewinne,  reine  Überschüsse  oder  doch  wenig- 
stens Einnahmen  zur  teilweisen  und  vollen  Kostendeckung  mög- 
lich und  statthaft  sind. 

Bei  der  Erörterung  dieser  Aufgaben  ist  mehrfach  zu  unter- 
scheiden, ob  es  sich  um  Prägung  der  Münzen  auf  Rechnung 
des  Münzherrn  oder  auf  Rechnung  von  Privaten  handelt, 
letzternfalls  also  um  Zulassung  solcher  Prägung  überhaupt,  um 
sogenannte  „Prägefreiheit“  in  diesem  Sinne.  Das  besagt 
nicht  notwendig:  unentgeltliche  Prägung,  so  daß  der  IMünz- 
herr  die  ganzen  Kosten  trägt,  was  „Prägefreiheit“  in  einem 
anderen  zweiten  Sinne  bedeutet.  Gänzliche  oder  teilweise 
inDernahme  der  Prägekosten  durcli  den  Privaten,  welchem  die 
3Iünzstätte  Münzen  prägt,  selbst  einschließlich  großer  Gewinne 
aus  der  Prägung  für  den  Münzherrn,  ist  an  sich  mit  Prägefreiheit 
im  ersten  Sinne  vereinbar  und  oft  vorgekommen,  auch  gegen- 
wärtig noch.  Gerade  die  Analyse  der  Umstände,  durch  welche 
Münzgewinne,  Reinerträgnisse  für  den  Münzherrn,  bei  Prägung 
auf  seine  wie  auf  Privatrechnung,  möglich  werden,  erklärt  auch, 
wie  das  Sti'eben  nach  solchen  Gewinnen,  also  die  Auffassung 
und  Behandlung  des  Münzregals  als  Finanzregal,  mit  innerer 
Notwendigkeit  zu  Verstößen  gegen  die  Grundsätze  richtiger 
Münzpolitik  in  bezug  auf  Herstellung  und  Erhaltung  der  Münzen 
führen  mußte  und  tatsächlich  geführt  hat.  Die  aus  diesen  Ver- 
.stüßen  notwendig  folgenden  Mißslände  des  Münzwesens  in  der 
Münzgeschichte  finden  daher  so  in  der  Tat  auch  wieder  ihre 
beste  Erklärung. 

aj  Die  Herstellung  der  Münzen  und  des  Münzwesens  durch 
den  Prägungsprozeß  und  wegen  der  Voraussetzungen,  an 
welche  dieser  gebunden  ist,  macht  an  sich  notwendig  Kosten, 
an  und  für  sich  dieselben,  wie  jeder  ökonomisch-technische  Pro- 
duktions- oder  Fabrikationsprozeß.  Es  handelt  sich  daher  auch 
bei  ihm  um  die  Frage,  wie  lassen  sich  diese  Kosten  decken 
und  wie  dabei  noch  Reinerträge  darüber  hinaus  erzielen.  Unter 
der  hier  für  unsere  Zwecke  zulässigen  Beschränkung  der  Unter- 
suchung auf  die  Edelmetallmünzen  genügt  es,  als  die  beiden 
Hauptposten  der  Kosten,  welche  z\i  decken  sind  und  nach 
deren  Deckung  noch  etwaige  Gewinne  abfallen  können,  die  der 
Beschaffung  des  wertvollen  Rohstoffs,  des  Golds  und 
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des  Silbers  selbst,  und  die  der  Herstellung  der  Münzen  aus 
diesem  Stoffe  zu  unterscheiden. 

a)  Beschaffung  des  R ohstoffs,  Kostendeckung,  Ge- 
winne dabei. 

aa)  Bei  Prägung  auf  Staats-  oder  ni  ii  n z h e r i*  1 i c h e 
Rechnun  g. 

aa)  Hat  der  ^lünzherr  als  Landesherr  oder  auch  sonst  als 
Bergherr  eigene  Gold-  und  Silberbergwerke  und  Hütten,  wie 
vielfach,  namentlich  auch  in  Deutschland  früher,  so  kann  er  hier 
den  erforderlichen  Rohstoff,  ganz  oder  teilweise,  gewinnen. 

Gerade  um  Münzen  j)rägen  zu  können,  wurde  der  Besitz  solcher 
Bergwerke  im  eigenen  Lande  erstrebt,  wurden  solche  erschlossen,  und 
umgekehrt,  um  deren  Produkt  am  Besten  verwerten  zu  können,  wurde 
das  Münzi’egal  erstrebt  und  ausgeübt.  Die  falsche  oder  Überschätzung 
der  Bedeutung  des  Edelmetalls  und  Gelds  daraus  nach  merkanti- 
listischen  Anschauungen  hat  dabei  oft  mitgespielt. 

Wie  sich  bei  dieser  Art  der  Beschaffung  des  Prägestoffs 
selbst  die  Beschaffungskosten  des  letzteren  stellen , und  ob 
dabei  für  den  Münzherrn  Gewinne  abfallen  können,  hängt  natür- 
lich von  der  Ergiebigkeit  des  eigenen  Bergbaus  und  von  der 
Höhe  der  Produktionskosten  des  gewonnenen  Golds  und  Silbers 
in  den  Bergwerken  und  Hütten  selbst  ab.  Es  kann  sich  unter 
Umständen  auch  nach  den  Abrechnungsverhältnissen  zwischen 
den  alle  im  Besitz  desselben  Eigentümers  befindlichen  Berg- 
werken, Hütten  einerseits  und  den  Münzstätten  anderseits  über 
die  Abgabe-  und  Übernahmepreise  der  Erze  und  Rohmetalle 
unter  ihnen  richten.  Ein  höherer  oder  geringerer  Gewinn  nach 
diesen  Verhältnissen  bei  der  einen  Art  von  Werken  wird  durch 
diese  Preise  bestimmt  und  kann  sich  so  eventuell  bei  den  einen 
Werken  vielleicht  nur  auf  Kosten  oder  zum  Vorteil  der  anderen 
Werke,  auch  der  Münzstätten  ergeben.  Gefährdungen  für  die 
Prägung  korrekter,  münzfußmäßiger,  vollwichtiger  Münzen  er- 
geben sich  aus  solchen  Verhältnissen  nicht  notwendig,  sind  aber 
doch  möglich,  indem  etwa  durch  Verschlechterung  der  Münzen 
der  zu  teuer,  in  der  eigenen  bergmännischen  und  Hüttenproduk- 
tion gewonnene  oder  rechnungsmäßig  in  den  Bergwerken  und 
Hütten  durch  die  Münzverwaltung  übernommene  Rohstoff 
mittelst  schlechterer  Münzprägung  noch  gewinnbringend  ver- 
wertet werden  soll. 

^iß)  Hat  der  Münzherr  keine  eigenen  Bergwerke  und 
Hütten,  die  ihm  den  Prägestoff  liefern  oder  bedarf  er  für 
seine  Prägungen  mehr  Stoff,  erstrebt  er  vielleicht  gerade  aus 
finanziellen  Gewinnrücksichten  oder  auch  aus  Volkswirtschaft- 
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liehen  behufs  Deckung  des  Münzljedarfs  in  seinem  Gebiete  eine 
umfangreichere  Prägung  von  Münzen^  so  steht  ihm  und  stand 
ihm  auch  früher  zur  Deckung  dieses  Bedarfs  an  Prägestoff 

aaa)  einmal  der  Weg  des  -Ankaufs  des  Edelmetalls  im 
freien  A^erkehr,  im  In-  wie  im  Auslände,  offen,  daher  zu  den- 
jenigen Bedingungen  und  Kosten,  welche  sich  hier  ergeben. 

Alünzherren  ohne  eigenen  Edelmetallbergbau  (oder  Gold  Wäscherei) 
waren  auch  früher  vielfach  auf  diesen  AVeg,  wenn  auch  neben  dem 
andern  noch  zu  erwähnenden,  angewiesen,  zumal,  wenn  sie  nicht 
Privatbergwerke  in  ihrem  eigenen  (i-ebiete  und  einigermaßen  unter 
ihrer  Botmäßigkeit  hatten.  Je  mehr  die  Edelmetallproduktion  sich 
außerhalb  und  vielleicht  entfernt  vom  eigenen  Gebiete  konzentrierte, 
wie  im  Mittelalter  und  noch  im  15.  und  16.  Jahrhundert  besonders 
die  Silberproduktion  im  deutschen  Reichsgebiet  in  einigen  Haupt- 
stellen, desto  mehr  mußten  die  Münzherren  außerhalb  und  entfernt 
von  diesen  Gebieten  sich  so  im  Verkehr  den  Prägestoff  zu  verschaffen 
suchen.  Seit  der  Entwicklung  der  amerikanischen  Produktion  und 
vollends  seit  der  neueren  Goldära  und  bei  den  heutigen  wirtschafts- 
rechtlichen A^erhältnissen  ist  dieser  Ankauf  von  Edelmetall  bei  den 
Produzenten  und  Edelmetallhändlern  immer  mehr  die  weitaus  wich- 
tigste, selbst  alleinige  Beschaffungsart  des  Rohstoffs  geworden. 

Zu  welchen  Kosten  diese  Beschaffung  des  Rohstoffs  er- 
folgen kann,  hängt  von  den  Mark  t- und  Marktpreis verhä  It- 
nissen,  im  freien  Verkehr  von  Angebot  und  Nachfrage  ab. 
Ein  Gewinn  kann  hiev  füi*  den  Älünzherrn  nur  erzielt  werden, 
wenn  er  den  Prägestoff  unter  dem  münzfußmäßigen  M ünz- 
]n*  e i s und  zwar  soviel  darunter  erwerben  kann , daß  aus 
der  Differenz  zwischen  Markt]>reis  und  Münzpreis  die  eigent- 
lichen Präge-,  d.  h.  Fabrikationskosten,  die  der  Münzherr  bei 
Prägung  auf  eigene  Rechnung  selbst  zu  tragen  hat,  voll  gedeckt 
werden  können  und  dann  noch  ein  Überschuß  bleibt.  Ein 
solcher  Gewinn  pflegt  freilicli , auch  wenn  er  vorkommt,  nur 
klein  zu  sein,  auch  nicht  stetig,  da  er  von  wechselnder  Höhe 
des  Marktpreises  abhängt.  Aber  seine  Erzielung  stellt  mit  der 
jMöglichkeit  vollwichtiger  richtigei-  Münzprägung,  genauer  Ein- 
haltung des  Münzfußes  nicht  in  Widerspruch.  Durch  geschäft- 
liche Geschicklichkeit,  namentlich  etwa  im  Abschluß  bezüglicher 
Lieferungsverträge  mit  den  Produzenten  und  Händlern, 
durch  Ausnutzung  günstiger  Kursverhältnisse,  auch  im 
internationalen  Verkehr,  kann  so  ein  berechtigter  Gewinn 
erzielt  werden.  Doch  handelt  es  sich  hier  um  Geschäfte  und 
Operationen,  welchen  eine  Münzverwaltung  technisch,  fachmäßig 
nicht  immer  genügend  gewachsen  ist.  Dann  wird  die  Hilfe 
der  Banken,  reiner  Staatsbanken  oder  großer  sonstiger  Zentral- 
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banken,  wie  der  modernen  Zentraliiotenbankeu,  passend  und 
erfolgreich  in  Anspruch  genommen  werden.  Hier  liegt,  nainent- 
^ lieh  in  der  hentigen  Zeit  der  Gnldära  und  Goldwährung,  wieder 
' einer  der  Fälle,  wo  die  Münzangelegenheiteu  mit  dem 

Kredit-  und  Bankwesen  in  naher  Beziehung  stehen. 

, aacc)  Lieferuugs vertrage  mit  privaten  einheimischen  und 

I fremden  und  eventuell  auch  mit  staatlichen  Bei’gwetks-  und  Ilütten- 

, Verwaltungen  sind  seit  alters  ein  Hilfsmittel  seitens  der  Münzherren 

und  ihrer  Münzämter  ohne  oder  ohne  ausreichende  eigene  Gold- 
; und  Silbergewinnung,  sich  Prägestoff  und  auch  „unter  dem 

j Münzpreis'^  zu  verschaffen.  Da  solche  AVerke  an  regelmäßigem 

I fe.sten  Absatz  au  zahlungsfähige  Abnehmer  ein  erhebliches  eigenes 

I Interesse  haben  können,  werden  sie  auch  zu  Lieferungen  etwas 

unter  dem  Münzpreis  gewöhnlich  bereit  sein.  In  solcher  AVeise  ist 
auch  seitens  deutscher,  speziell  der  preußischen  Münzverwaltung 
' unter  der  Herrschaft  der  Süberwährung  noch  im  19.  Jahrhundert  bis 

zuletzt  der  Bedarf  von  Prägestoff  gedeckt  worden. 

! ßßß)Jet7Ä  handelt  es  sich  vornehmlich  um  die  Goldbesch  aff  uiig 

aus  den  großen  Hauptgebieten  der  Goldproduktion.  Hier  kommen 
internationale  Transaktionen  in  Betracht  für  die  staatliche 
Münzverwaltung,  welche  auf  eigene  Rechnung  prägt,  im  Ganzen 
I nicht  anders,  als  für  die  meist  doch  nur  großen  Gescliäfts-,  Geld-  und 

I Bankhäuser,  Avelche  auf  ihre  Privatrechnung  prägen  lassen.  Be- 

sonders sind  dies  jetzt  die  großen  Zentralnotenbanken,  mit  der 
1 gesetzlichen  und  statutenmäßigen  Pflicht  oder  wenigstens  der  frei 

j übernommenen  Aufgabe,  „den  Geldumlauf  zu  regulieren^,  und  in  der 

Notwendigkeit,  für  eine  genügende  Bar-(Gold-)deckung  ihrer  Verbind- 
I lichkeiten  (namentlich  Banknoten,  Giro- und  Depositenverpflichtungen) 

j zu  sorgen.  Dies  macht  ihnen  die  Beschaffung  von  Edelmetall,  be- 

[ sonders  von  Gold,  zur  speziellen  Aufgabe.  Sie  und  auch  die  Münz- 

I Verwaltungen  selbst  können  hier  durch  Ausnutzung  günstiger  Kurs- 

Verhältnisse  zum  Bezug  und  Ankauf  von  Metall  aus  den  Produktions- 
r gebieten,  aber  auch  aus  dem  Goldkapitalbestand  und  Goldumlauf 

I anderer  Länder,  auch  zum  Bezug  von  fremden  Münzen  behufs  Um- 

j P^’ä-gting,  die  Metallbeschaffung  eventuell  mehr  oder  weniger  unter 

I dem  Münzpreise,  also  mit  entsprechendem  Gewinn,  bewerkstelligen. 

Sie  haben  aber  in  der  Stellung  des  Ankaufspreises,  zu  welchem 
sie  Metall,  besonders  Gold,  in  Barrenform  oder  in  Form  fremder 
; Alünzen,  abnehmen,  auch  ein  mehr  oder  weniger  wirksames  Mittel 

zur  Heranziehung  von  Metall,  auch  für  heimische  Prägezw’ecke. 

I Z.  B.  während  in  England  der  „Münzpreis^*,  d.  h.  hier  dem  Münzfuß 

gemäß,  für  1 Unze  Standard  Gold  3 Pfd-  17  sh.  10^ d.  ist 

und  die  Bank  von  England  zu  3 Pfd.  17  sh.  9 d.  regelmäßig  jeden 
Goldbetrag  übernimmt,  stellt  sie  bei  besonderem  Goldbedarf  den  Ab- 
uahmepreis  höher,  auf  3 Pfd.  17  sh.  9V,,  10  d.,  unter  Umständen  kann 
I selbst  10^  d.  einmal  überstiegen  werden.  Natürlich  wird  dann  der 

Gewinn  bei  der  Prägung  entsprechend  kleiner  und  verschwindet  viel- 
',j  leicht  ganz,  geht  selbst  bei  dieser  „Beschaffung  des  Prägestoffs“  schon 

j in  einen  kleinen  ents]n'echenden  Verlust  über.  Ähnlich  hat  die 

Deutsche  Reichsbank  nach  dem  Bankgesetz  von  1875  Art.  14  die 
I A^erpflichtung,  Barrengold  zum  festen  Satz  von  1392  Mk.  für  das 
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liehen,  mit  völliger  Abstreifung  des  fiskalischen  Xoments, 
entsprechen.  Damit  stellt  sich  die  moderne  Münzpolitik  in  den 
schärfsten  Cxegensatz  zur  früheren.  Eine  bedeutsame  historische 
Entwicklung  hatte  sich  mit  dem  Münzregal  vollzogen;  bei  ver- 
bleibender Rechtsform  war  sein  Inhalt  ein,  teilweise  wenigstens, 
wesentlich  anderer  geworden. 

bbb)  Es  sind  al>er  in  der  Geschichte  des  Münzwesens  auch 
noch  andere  Mittel  und  Wege  außer  dem  freien  Ankauf  von 
Edelmetall  benutzt  worden,  um  den  Münzherrn,  die  Münzstätte 
in  den  Besitz  des  erforderlichen  Prägestoffs  zu  setzen.  Einzelnes 
von  diesen  Mitteln  ragt  noch  in  unsere  Zeit,  oder  wenigstens 
bis  vor  Kurzem,  hinein  und  fehlt  in  Staaten  niedrigen  Kultur- 
stands auch  heute  noch  nicht  immer  völlig.  Manches,  aber 
nicht  alles  davon,  ist  münzpolitisch  durchaus  verwerflich,  weil 
mit  den  rationellen  Grundsätzen  der  Münzpolitik  unvereinbar, 
doch  'Wenigstens  in  den  meisten  Ländern)  würden  solche  älteren 
Mittel  ohnedies  praktisch  nicht  genügend  wirksam  sein,  jeden- 
falls aber  widerstreiten  sie  dem  neueren  Rechtsbewußtsein  und 
anerkannten  Grundsätzen  des  öffentlichen  und  Privatrechts, 
speziell  auch  des  Wirtschafts-,  des  Steuer-  und  Gebtihrenrechts. 
Deshalb  wird  jetzt  und  muß  auch  von  ihnen  abgesehen  werden. 
Zur  Charakteristik  älterer  Rechts-  und  Wirtschafts\'erhältnisse 
und  der  Behandlung  des  Geld-  und  Münzw^esens  sind  aber 
mehrere  dieser  Mittel  besonders  beachtenswert.  Einige  Miß- 
stände des  Münzwesens  w^erden  ebenfalls  durch  diese  Mittel  be- 
sonders scharf  beleuchtet  und  erklärt.  Solche  Mittel  gehöiren 
daher  zu  denjenigen,  oben  angedeuteten,  l)ei  welchen  der  tinan- 
zielle  Zweck  mit  den  Grundsätzen  gut  geordneten  Münzwesens 
in  unlösbaren  Widerspruch  tritt.  Es  gehören  hierher  namentlich: 

oracfi  Die  zwangsweise  Ablieferung  seines  Produkts 
seitens  des  privaten  inländischen  Edelmetallbergbaus,  und  zwai* 
zu  einer  Taxe  unter  dem  Münzpreise,  zu  welchem  das  Metall 
nach  dem  Münzfuß  geprägt  wird.  Dadurch  konnte,  bei  ent- 
sprechender Ergiebigkeit  dieses  Bergbaus,  der  Bedarf  an  Präge- 
stoff eventuell  erfolgreich  und  zugleich  so  gedeckt  werden,  daß 
sich  für  die  Münzverwaltung  ein  Reingewinn,  wenn  die  Ab- 
nahmetaxe niedrig  genug  war,  auch  über  die  sonstigen  Präge- 
kosten hinaus,  ergab.  Im  Allgemeinen  gilt,  wohl  mit  Recht, 
wenn  nicht  diese  ganze  verkappte  Besteuerung  oder  Gebühren- 
erhebung, welche  der  Ablieferungszwaug  zu  einer  unter  deiu 
— vielleicht  auch  den  Kosten  — stehenden  Taxe  dar- 
stellt, so  doch  diese  Form  einer  solchen  Abgabe  als  uuj)assend,  je 
A.  Wagner,  soz.-ökon. Grundriss,  Buchhandelsausffabe.  Abteil.  II.  afi 
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nachdem  selbst  als  ungerecht  und  dem  Grundsatz  der  Gleich- 
mäßigkeit der  Besteuerung  widersj*rechend.  Die  Einrichtung 
belastet  unvermeidlich  die  einzelnen  Werke  nach  deren  Betriebs- 
verhältnissen sehr  ungleich.  Sie  kann  auch  die  Entwicklung 
des  Privatbergbaus  schädlich  hemmen.  In  unseren  Ländeim 
]>fiegt  daher  von  ihr  abgesehen  zu  werden. 

Dergleichen  ist  im  ausländischen  Bergbau,  aber  auch  im  deutschen, 
z.  B.  im  sächsischen,  bis  ins  19.  Jahrhundert  weit  hinein  vorgekommen. 
Eine  derartige  Einrichtung  konnte  ein  Bestandteil  des  ganzen  Berg- 
rechts, so  bei  der  Verleihung  von  Berggerechtsamen  an  Private,  auf 
Grund  eines  Bergregals  und  auch  nach  anderen  bergrechtlichen 
Svstemen,  sein.  Formell  war  dann  nichts  einzuwenden  und  selbst 
materiell  nicht  unbedingt  etwas,  wenn  die  Taxe  nicht  gar  zu  niedrig 
war.  Ihre  Unterschreitung  des  wirklichen  Werts  des  Produkts  stellte 
dann  eben  eine  der  Gegenleistungen  dar,  wie  Konzessionsgebühren, 
Bergzehnten  u,  dgl.  m.,  welche  der  Leistung,  der  Gewährung  des 
Bergbau-  und  Betriebsrechts,  gegenüber  standen.  Aber  diese  Form 
der  Gebühr  oder  Steuer  hat  eben  docli  erhebliche  Bedenken.  — Bei 
einer  wirklich  „weltwirtschaftlichen“  einheitlichen  Regelung  der  Edel- 
metallgewinnung, verbunden  mit  einer  allgemeinen  Regalisierung  der- 
-selben.  als  einem  möglichen  Bedürfnis  einer  „Universalwährungs-  und 
Münzunion“,  könnte  an  solchen  Ablieferungszwang  bei  verbleibendem 
Privatbergbau  vielleicht  einmal  gedacht  werden.  Richtige,  den  Kosten 
entsprechende,  einen  gewissen  Gewinn  verbürgende  Taxe  wäre  aber 
auch  hier  die  Voraussetzung. 

Ablieferung  von  Gold-  und  Silbersachen,  Geräten, 
Schmuck  usw,  im  Besitz  von  Privaten,  freiwillig  und  auch  zwangs- 
weise, unentgeltlich  oder  zu  einer  uni, er  dem  Metallwert  stehenden 
T'axe,  ist  zu  Zeiten  da  und  dort  auch  eingerichtet  worden,  um 
3Iünzstoff  zu  beschaffen,  kann  aber  natürlich  kein  regelmäßiger 
Weg  hierzu  sein.  Als  Zwangsmaßregel  fällt  er  mit  unter  steuer- 
politische  Gesichtspunkte,  als  solche  stellt  diese  eine  Spezial- 
Naturalsteuer  auf  gewisse  Besitzobjekte  dar,  widerspricht  aber 
modernen  steuerpolitischen  Grundsätzen  und  zum  Teil  Rechts- 
sätzen überhaupt  und  ist  ohnedem  praktisch  nicht  von  bedeu- 
tendem Erfolg. 

Noch  andere,  geschichtliche  Zeitalter  lang  sogar  regelmäßig 
beschrittene  Wege  zu  Gewinn  ül>rig  lassender  Beschaffung  von 
Prägestoff  stehen  zugleich  mit  den  neueren  münzpolitischen  Grund- 
sätzen selbst  in  Widerspruch,  wenn  auch  nicht  stets  unbedingt 
mit  Aufrechthaltung  des  Münzfußes.  Dahin  gehören: 

yyy)  Ablieferungszwang  für  fremde  Münze,  welche 
in  ein  Münzgebiet  von  ihren  Besitzern,  namentlich  auch  fremden 
Kaufleuten,  eingeführt  und  dann  imter  ihrem  Wert  abgenommen 
wurde  (z.  B.  in  England,  15.  Jahrhundert).  Die  Maßregel 


selbst  konnte  mit  dem  Zwecke  dienen,  namentlich  in  der  Periode 
lokalisierten  und  territorialisierten  Münzumlaufs,  das  Geld- 
verkehrsgebiet der  heimischen  Münze  vorzubehalten.  Die  Ab- 
nahme unter  dem  Wert  war  eine  Art  Besteuerung  des  fremden 
Handels.  Sie  widerspricht,  wie  der  Ablieferungszwaug  über- 
haupt, neueren  verkelu’srechtlichen  und  wirtschaftlichen,  sowie 
aucli  Besteuerungsgrundsätzen. 

Gleiches  gilt  von  der  verwandten  Maßregel , solches  fremdes 
Geld  abzunehmen  und  es  sofort  gegen  schon  vorhandenes  heimisches 
Geld,  aber  mit  Wertabschlag  bei  jenem  oder  Wertzuschlag  bei  diesem, 
zwangsweise  umzutauschen.  An  sich  sind  auch  solche  Maßregeln 
übrigens  mit  Aufrechterhaltung  des  Münzfußes  und  vollwichtiger 
Prägung  vereinbar. 

dVyd)  A b 1 i e f e r n n g s z w a n g für  heimische  ]Münze,  Ein  - 
zieliung  zu  einem  Wert  unter  ihrem  Vjisherigen  Nennwert  und 
eventuell  atudi  unter  ilirem  wirklichen  Metalhvert  und  Ver- 
rufung*' der  bislierigen  Münze  zum  Zweck  der  Umprägung  in 
neue  Münze,  Eventuell  auch  in  der  Weise,  daß  letztere  vom 
Einlieferer  der  alten  Münze  ül>er  ihren  Metall-  und  selbst  Nenn- 
wert als  A(iuivalent  angenommen  werden  miißte.  Teils  in  be- 
stimmten Zeitpunkten,  z.B.  bei  RegeiitenwechseL  teils  in  größeren 
und  kleineren  bestimmten  Perioden,  seilest  jährlich  und  sogar 
melirmals  im  Jahre,  auch  zu  gewissen  3Ieß-  ixnd  ]\Iarktzeiten, 
ist  gerade  in  der  Epoche  des  lokalisierten  Münzwesens  aus 
spezifisch  finanziellen  Gründen  eine  dei’artige  Maßregel 
förmlich  ein  Bestandteil  der  Münz  Verfassung  gewesen 
(DeutschlandV  Das  Münzregal,  welches  die  rechtliche  Voraus- 
setzung einer  solclien  Finanzpolitik  war,  tritt  hier  in  beinalie 
reiner  Gestalt  als  Finaiizregal  liervor.  Indem  sich  weitere  Maß- 
regeln anschlossen,  kixrze  Einzieh urigstermine,  Verrufungen  der 
rückständig  gebliebenen  3Iünzen  mit  der  Rechtsfolge  des  Ver- 
lusts  der  Geldeigenschaft,  indem  die  Abzüge  am  Nennwert  an 
den  alten  oder  die  Zuschläge  an  dem  der  neuen  Münzen  erheb- 
liche waren,  konnten  so  freilich  relativ  bedeutende  Gewinne 
erzielt,  das  Münzregal  gerade  in  dieser  Weise  zu  einer  regel- 
mäßigen und  wichtigeren  Einnahmequelle  gemaclit  werden. 
Störungen,  Wirren  aller  Art  waren  die  Folge,  die  Belastungen 
und  Verluste  verteilten  sich  auch  auf  die  Bevölkerung  sehr  un- 
gleicli,  die  „kleinen  Leute“  litten  wohl  wieder  am  meisten.  Aber 
Münzstoif  zu  regelmäßiger  Beschäftigung  der  Münzstätte,  \venn 
auch  nicht  zu  ausgedehnterer  als  bisher,  wurde  so  beschafft 
und  aucli  der  gewünschte  Gewinn.  Über  diese  ^Maßregel  ist 
indessen  auch  die  frühere  Münzpolitik  im  Prinzijt  und  doch  auch 
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in  der  Praxis  bereits  hinausgekoimnen.  Die  moderne  steht 
natürlich  Derartigem  ganz  al)lehnend  gegenüber. 

Auch  hier  ist  jedoch  zu  beachten,  daß  selbst  eine  solche 
Reihe  von  tiskalischen  Praktiken  nicht  notwendig  stets  mit 
Münzverschlechterung,  auch  nicht  mit  Erleichterung  des  [Münz- 
fußes verbunden  ist.  Es  kommt  und  kam  darauf  an,  wie  sie 
ausgeführt  wurden. 

Ein  zweifaches  Vorgehen  ist  hier  möglich  und  vorgekommen. 
Einmal  so,  daß  die  bisherige  Münze  höheren  Metallgehalts  zwangs- 
weise eingezogen  und  dafür  neue  Münze  gleichen  Nennwerts  von 
geringerem  Gehalt  gegeben  wird.  Dies  läuft  allerdings  auf  Miinz- 
verschlechterung  und  Erleichterung  des  Münzfußes  und 
zugleich  auf  Belastung  des  Ablief  erers  und  Erzielung  eines 
entsprechenden  Gewinns  für  den  Münzherrn  hinaus.  Zweitens  kann 
aber  die  alte  Münze  eingezogen  und  dem  Ablieferer  in  neuer  Münze 
gleichen  Metallgehalts  dafür  nur  an  der  ganzen  Summe  ein  geringerer 
Nenn-  und  somit  Metallwertbetrag  gegeben  werden.  Dann  ergibt  das 
zwar  für  den  Einlieferer  den  gleichen  Verlust  und  für  den  Münzherrn 
den  gleichen  Gewinn  wie  bei  der  Anwendung  der  ersten  Form  der  Maß- 
regel. Aber  die  Münze  selbst  verschlechtert  sich  nicht,  der  Münzfuß 
erleichtert  sich  nicht.  Der  allgemeine  Verkehr  leidet  also  bei  dieser 
zweiten  Form  der  Maßregel  nur  durch  die  unvermeidlichen  Störungen 
und  Unsicherheiten,  welche  die  ganze  Operation  mit  sich  führt.  Bei 
der  ersten  Form  leidet  er  in  doppelter  Hinsicht,  aber  zugleich  mit 
durch  die  Verschlechterung  der  einzelnen  Münzstücke  selbst  und  durch 
die  Änderung  bzw.  Erleichterung  des  Münzfußes.  Es  ist  nicht  un- 
wesentlich, diesen  Unterschied  zu  beachten.  Es  verhält  sich  damit 
ähnlich  wie  mit  der  verschiedenen  Art,  wie  sich  ein  eigentlicher 
sog.  „Schlagschatz^^  erheben  läßt  (s.  u.).  Unter  den  Begriff  der 
Schlagschaizerhebung  läßt  sich  auch  die  hier  besprochene  Maßregel 
in  ihren  beiden  Formen  mit  einbeziehen. 

bb)  Die  Beschaffung  des  Rohstoffs,  die  Kostendeckung  und 
die  Gewinne  dabei  bei  Prägung  auf  Privat  rech  iiung  sind 
natürlich  Angelegenheiten,  welche  diesen  Privaten  selbst  obliegen. 
In  der  neuesten  Entwicklung  sind  es  namentlich  die  großen 
Zentralnotenbanken,  besonders  die  Englische,  Französische, 
Deutsche,  welche  auf  ihre  Rechnung  von  den  Staatsmünzstätten 
sich  [Münzen  prägen  lassen,  soweit  diese  eine  solche  Prägung 
überhaupt  übernehmen  dürfen  und  tatsächlich  ilbernehmen,  daher 
nur  für  vollwichtiges  Währungsgeld,  bei  der  Goldwährung  nur 
für  Gold-,  nicht  für  Silbennünze,  und  bei  allen  Währungen  nicht 
für  Scheidemünze.  Die  Frage,  ob  und  wieweit  überhaupt  die 
staatliche  Münzverwaltung  für  Private  prägen  dürfen  soll,  wird 
für  das  Folgende  hier  einstweilen  als  allgemein  für  Währungs- 
geld oder  für  bestimmte  Sorten  davon  als  bejaht  angenommen. 


Im  Deutschen  Reich  ist  in  der  neuen  Reichsinünzverfassung 
durch  das  Münzgesetz  von  1873  Art.  12  eine  Prägung  von  20-Mark- 
stücken  in  Gold  für  Private  zugelasseii  worden,  zunächst  gegen  eine 
Prägegebühr  bis  7 Mark  für  ein  halbes  Kilogramm  f.  Gold.  Tatsäch- 
lich ist  bisher  eine  solche  Prägung  für  Privatrechnung  fast  nur  für 
die  Deutsche  Reichsbank  erfolgt,  und  seit  länger  ist  das  überhaupt 
die  einzige  Goldprägung,  welche  im  Reiche  stattfindet. 

Inbezug  auf  die  Beschaffung  des  Prägestoffs,  welchen 
die  Privaten  der  Münzanstalt  zur  Prägung  überliefern,  kommen 
dann  die  beiden  Wege  in  Betracht,  welche  für  die  staatliche 
Verwaltung  offen  stehen  und  vorhin  besprochen  worden  sind: 
aa)  Die  Produktion  des  Rohstoffs  selbst  in  eigenen  Bergwerken 
und  Hütten  und  sonstigen  Fabrikationsbetrieben  (Auscheide-, 
Affinipranstalfen^  und  R!T\  der  Erwerb  im  Verkehr  mittelst 


Ankaufs  und  Bezugs  von  Barren  und  auch  von  fremden  Alünzen 
behufs  deren  Umprägnng.  Die  anderen  Wege  und  Mittel,  \ er- 
gehen mit  Zwang  nsw.,  sind  und  waren  aucli  früher  natürlich 
den  Privaten  verschlossen. 

aa)  Für  Private,  auch  für  Erwerbs- (Aktien-)  Gesellschaften, 
welche  eigene  Gold-  und  Silberbe^g^verke,  Hütten  und  Aus- 
.scheideanstalten  l>esitzen,  kann  die  Verwertung  ihres  Produkts 
durch  Hinüberführung  in  die  heimische  Münzform  wichtig  und 
nach  den  Gewinnchancen  dabei  vorteilhafter  als  die  anderweite 
Verwertung  sein.  Ob  und  wieweit  sie  dabei  volle  Kosten- 
deckung und  Gewinne  darül)er  hinaus  beziehen,  hängt  von  der 
Hölie  der  eigenen  Produktionskosten  und  den  etwaigen  Präge- 
gebühren, welche  sie  zu  entrichten  haben,  ab.  Zu  den  Pro- 
duktionskosten gehiiren  bei  Hütten  und  Ausscheideanstalten  auch 
die  Kosten  des  Erwerbs  von  Erzen  und  gold-  und  sill>erhaltigen 
Stoffen  von  Dritten,  von  Anderen  gehörigen  Bergwerken.  Über 
die  Frage  der  Prägegebühren  hernach. 

ßß)  Bei  dem  Ankauf  von  Gold  und  Silber,  um  es  auf 
ihre  Rechnung  prägen  zu  lassen,  handelt  es  sich  für  Private, 
Banken  usw.  um  dieselbe  Aufgabe  wie  für  die  Münzverwaltung. 
Es  genügt,  auf  das  oben  darüber  Gesagte  zu  verweisen. 

In  der  heutigen  Sachlage  bei  Goldwährung  und  bei  der  Kon- 
zentration der  Goldgewinnung  auf  die  großen  Hauptgebiete  kommt 
es  also  auf  die  Verhältnisse  und  Markt-  und  Preis-(Kurs-)Bedingungen 
an,  zu  welchen  das  neu  gewonnene  Metall  herangezogeu  werden 
kann,  und  wo  die  .staatlichen  Prägeanstalten  liegen.  Nahe,  leicht  zu- 
gängliche derartige  Anstalten  zur  Verfügung  zu  haben,  so  solche, 
welche  in  den  Produktionsgebieten  selbst  liegen  (für  britische  Prägung 
in  Australien,  für  nordamerikanische  in  Kalifornien),  ist  daher  von 
Wichtigkeit,  auch  für  die  Goldproduzenten  selbst,  welche  ihr  Produkt 
in  Münze  umgeformt  liaben  wollen.  Als  Geld  ist  es  ja  meistens  nur 
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in  dieser  Form  brauchbar,  namentlich  solange  Kredit-  und  Bank- 
einriclitungen  eine  Verwertung  in  anderer  Weise,  so  in  Barrenforiu 
als  Deckungsmittel  von  Bankverbindlichkeiteu,  nicht  gestatten.  Die 
Differenz  zwischen  ungeprägtem  und  in  heimischer  Münze  bestehen- 
dem Metall  kann  bei  Erschwerung  dieser  Prägung  unter  Umständen 
eine  wesentliche  sein.  So  war  sie  z.  B.  in  Australien  vor  der  Er- 
richtung eigner  Münzstätten  in  der  Kolonie  selbst  wiegen  der  Not- 
wendigkeit, das  Gold  erst  nach  England  zu  schicken,  in  den  1850er 
Jahren  bis  17 — 18  sh.  auf  die  Unze  Standard  Gold,  über  25  zu- 
gunsten des  Golds  in  britischer  Münzform.  — Gerade  bei  der  Prägung 
auf  Privatrechnung  handelt  es  sich  aber  auch  in  starkem  Maße  um 
die  Umprägung  fremder  Münzen  in  heimische.  Neben  den  bezüg- 
lichen Gebühren  hierfür  sind  daher  hier  die  internationalen 
Kursverhältnisse,  der  Stand  der  Wechselkurse  insbesondere 
maßgebend  für  die  Möglichkeit  überhaupt  und  für  die  speziellen  Be- 
dingungen, daher  auch  für  den  etwaigen  Gewinn  bei  Bezug  fremder 
Goldmünze  aus  dem  Auslande.  Die  Frage  der  Goldbeschaffuiig  für 
Prägezwecke  und  auch  diejenige  der  Beschaffung  von  Geldvorräten 
in  den  Banken  zu  Deckungszwecken  geht  hier  in  die  Frage  der  Ver- 
hältnisse der  internationalen  Zahlungsbilanz  über. 

ß)  Prägung  der  Münzen  selbst,  deren  Kosten  („eigent- 
liche Prägekosten“),  die  Deckung  derselben  und  die  Erzielung 
etwaiger  Crewinne  dabei. 

Solche  Kosten  sind  natürlich  unvermeidlich  und  prinzipiell 
und  praktisch  dieselben,  wie  bei  jedem  Fabrikationsl)etriebe, 
hier  der  Hinüberführung  eines  Grundstoffs  wie  des  Golds  und 
Silbers  und  des  Unedelmetalls  in  die  Form  des  Fabrikats,  hier 
der  Münze.  Ihre  Höhe  genau  zu  berechnen,  ist  schwierig, 
eigentlich  für  die  einzelnen  Münzsorten  ganz  genau  nicht  möglich. 

Denn  die  Münzprägung,  welche,  .wie  regelmäßig,  verschiedene 
Münzsorten,  nach  Stoff,  Größe.  Form,  Äußerem,  umfaßt,  stellt  einen 
Fabrikationsprozeß  dar,  welcher  verschiedene  Fabrikate  mit  denselben 
sachlichen  und  persönlichen  Hilfsmitteln  liefert.  Die  Verteilung  des 
allein  festzustellenden  Hauptteils  der  Gesamtkosten  der  Prägung  auf 
die  einzelnen  Münzsorten  ist  ohne  Fiktionen  nicht  wohl  durchführbar. 
Selbst  die  Feststellung  der  Gesamtkosten  z.  B.  einer  Jabresprägung 
ist  wegen  der  Schwierigkeit,  die  Zins-  und  Tilgungskosten  des 
stehenden  oder  Anlagekapitals  (in  diesem  Sinne)  richtig  zu  veran- 
schlagen, keine  leichte  und  eine  genau  wieder  kaum  zu  lösende  Aufgabe. 
Die  übliche  Annahme  und  die  zu  ihrer  Stützung  dienenden  Kosten- 
berechnungen ergeben,  was  von  vornherein  einigermaßen  feststeht, 
daß  der  Stand  der  Prägetechnik  auf  die  Gesamtprägekosten  und  auf 
die  Kosten  der  Prägung  der  einzelnen  Sorten  von  Einfluß  ist,  ferner 
daß  genaue  und  schöne  Prägung,  wie  bei  wertvolleren  und  größeren 
Münzen,  kostspieliger  ist,  daß  deswegen  letztere  Münzen  etwas  höhere 
Prägekosteii  machen,  dann  aber  doch  auch,  daß  das  mehr  als,  that- 
sächlich  sogar  weit,  aufgewogen  würd  bei  kleineren  Münzen  durch 
den  Umstand,  daß  aus  einer  gegebenen  Gewichtsmenge,  wie  dem 
Münzgrundgewicht,  mehr  Stücke  als  von  großen  Münzen  geprägt 
werden.  Wie  weit  das  Alles  zutrifft  und  genau  in  welchen  Ziffern, 
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ist  der  angedeuteteu  Schwierigkeiten  halber  doch  nicht  sicher  zu  be- 
stimmen. Es  ist  im  Übrigen  eine  rein  technisch-ökonomische 
Frage,  welche  für  die  hier  zu  behandelnde  mürizpoh tische  einer 
Verfolgung  und  Beantwortung  nicht  bedarf. 

Für  die  auch  müuzpolitisch  wichtige  Frage  der  Kosten- 
deckung und  der  Erzielung  etwaigen  Gewinns  darüber  hinaus 
aus  der  Prägung  selbst  ist  auch  hier  wieder  Prägung  auf  Staats- 
rechnung (oder  auf  Prägung  des  Münzherrn)  und  auf  Privat- 
rechiiung  zu  unterscheiden.  Bei  ersterer  fließen  nur  schließ- 
lich die  etwaigen  Kosten  und  Gewinne  aus  der  Beschaffung 
des  Rohstoffs  und  aus  der  Prägung  zusammen.  Hier  sind  sie 
auseinander  zu  halten.  Es  handelt  sich  daher  jetzt  hiei  um 
um  die  Frage  der  Deckung  der  eigentlichen  Prägelasten  und 
etwaiger  Gewinne  bei  der  Prägung  selbst. 

S.  für  die  historischen  Vorgänge,  besonders  im  Mittelalter,  in 
Deutschland,  Frankreich  u.  a.  die  Notizen  im  Art.  Münzwesen  von 
Lexis  im  H.W.B.St.  V,  900 ff.  Er  führt  die  Gewinnerzielung  aus 
dem  Münzregal  auf  zwei  Methoden  zurück,  einmal  auf  die  künstliche 
Herabdrückung  des  Verkehrswerts  des  Barrensilbers  durch  mancherlei 
Beschränkungen  des  Handels  damit,  eine  Art  Ankaufmonopol,  unter 
gleichzeitiger  möglichst  ausschließlicher  \ erwendbarkeit  der  Örtlichen 
(territorialen)  Münzen  für  den  lokalen  Verkehr,  das  sei  die  normale 
Erhebungsart  des  Schlagschatzes  gewesen;  sodann  die  zweite  Methode, 
unterwertige  Münzausprägung  unter  Rückbeziehang  auf  eine  höhere 
Werteinheit,  — das  wäre  also  Nennwerterhöhung. 

aa)  Fall  der  Prägung  auf  Staatsrechnung.  Hier  kann  eine 
Kostendeckung  und  ein  Gewinn  dabei  überhaupt  nicht  statt- 
finden, wenn  der  Münzfuß  streng  aufrecht  erhalten  und 
die  Münzen  richtig  danach  geprägt  werden.  Eine 
Kostendeckung,  selbst  eine  bloß  teilweise,  eine  vollständige  und 
eine  Gewinnerzielung  bei  der  eigentlichen  Prägung  ist  daher 
nur  möglich  in  folgenden  Fällen: 

aa'  wenn  der  Prägestoff  entsprechend  wohlfeiler 
beschafft  werden  kann,  d.  h.  zu  einem  Marktpreise  oder  Kurse 
(z.  B.  für  fremde  umzuprägende  Münzen)  unter  dem  münzfuß- 
mäßigen Münzpreise.  Wovon  das  abhäiigt,  ist  oben  dargelegt 
worden. 

Einlieferungs-,  Verwechslungszwang  zu  niedrigerer  Taxe,  An- 
kaufmonopole für  Edelmetall,  Beschränkung  der  Ver'wendung  \ou 
Gold  und  Silber  zu  Gerät-  und  Schmuckverarbeitung,  Verbote  für  aen 
Privatverkehr,  für  Gold-  und  Silberschmiede,  höhere  Preise  für  das 
Metall  anzulegen  als  die  Müuzverwaltung,  ip  dgl.  m.  waren  die  ein- 
zelnen Hilfsmittel  der  Münzpolitik  in  der  Mitte  des  Mittelalters,  um 
billigeres  Prägemetall  zu  beschaffen. 

Alles  Maßregeln,  welche  in  der  neueren  freien  Verkehrs- 
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politik  und  in  der  mit  ihr  in  Einklang  stehenden  Müuzpolitik 
fortgefallen  sind; 

wenn  das  Remedium  bei  den  einzelnen  Mtinzstücken 
zugunsten  des  Münzprägers  ausfällt.  Das  ist  aber  nach  den 
CTrundsätzeu  der  neueren  Münzpolitik  al)sichtlich  zu  erzielen  ver- 
boteUj  das  Remedium  ergibt  in  der  Masse  der  Fälle  überhaupt 
keinen  Gewinn  mehr.  Früher  sind  derartige  Gewinne  erzielt 
worden ; 

yy)  wenn  bei.  den  Währungsmünzen , welche  an  sich, 
vorbehaltlich  des  R emediums  im  einzelnen  Stück , genau 
vollwertig  in  Feinheit  und  Gewicht  sein  sollen,  gleichwohl, 
unter  dem  Titel  eines  „Prägegewinns“,  eines  „Schlag- 
schatzes“ absichtlich  eine  Verminderung  am  Feingehalt  und 
Gewicht  der  einzelnen  Münzstücke  oder  an  beiden  stattfindet. 
Dann  liegt  aber  eben  eine  Münzverschlechterung  und  eine 
Erleichterung  des  Münzfußes  vor. 

Die  frühere  Münzpolitik  hat  nur  auf  diese  Weise  bedeutenderen 
Gewinn  für  die  auf  eigene  Rechnung  prägenden  Münzverwaltungen 
aus  der  Prägung  selbst  erlangen  können.  Eine  solche  Maßregel  kann 
auch  in  der  Weise  vorgenommen  werden,  daß  der  Nennwert  der 
neuen  Münzen  erhöht,  d.  h.  auf  einen  höheren  Betrag  in  Münz- 
einheiten und  deren  Vielfachem  oder  (Quoten  gestellt  wird,  als  dem 
um  den  Abzug  als  Schlagschatz  oder  dergl.  verringerten  feinen 
Metallgehalt  der  Münzen  entspricht,  Lexis’  zweite  Methode  der  Gewinn- 
erzielung. Es  sind  so  früher  bis  ins  14.,  15.,  16.  Jahrhundert  in  Frank- 
reich, Deutschland,  England  Schlagschatzgewinne  von  2 — 5 — 10 — 15^'.,, 
und  zeitweise  noch  erheblich  höhere  erreicht  worden.  Dabei  stand  freilich 
immer  dahin,  ob  und  wieweit  und  wie  lange  der  den  Münzen  so  künst- 
lich beigelegte  höhere  Kreditwert  sich  behaupten  konnte  und  nicht 
durch  Preissteigerung  bei  Zahlung  in  diesen  Münzen  im  Verkehr  eine 
Ausgleichung  erfolgte.  Die  Prägung  auch  der  groben  Münze  mit 
Schlagschatz,  der  bei  den  einzelnen  Münzstücken  in  geringerem, 
als  dem  münzfußmäßigen  Feingehalt  und  Gewicht  zum  Ausdruck 
kam  (s.  u.),  war  aber  im  Grunde  nichts  anderes  als  die  Prägung  auch 
dieser  Münzen  nach  den  Grundsätzen  der  neueren  Scheidemünz- 
politik. nur  daß  dabei  die  Kautelen  dieser  letzteren  fehlten. 

Alle  derartige  Maßregeln  widersprechen  den  Grundsätzen 
rationeller  moderner  Münzpolitik  und  sind  jetzt  regelmäßig  ganz 
fortgefallen,  damit  aber  auch  die  Kostendeckung  beim  Präge- 
prozeß selbst  und  die  Gewinnerzielung  darüber  hinaus  bei  der 
Prägung  auf  Rechnung  des  Münzherrn.  Dadurch  ist  auch  in 
diesem  Punkte  das  3Iünzregal  aus  einem  fiskalischen  Ein- 
nahme- und  Überschußzweig  ein  reiner  Ausgabezweig 
der  Staatsverwaltung  geworden; 

(Vd)  wenn  Scheidemünze,  einschließlich  der  Silb  ermünze 
bei  Goldwährung,  geprägt  wird.  Hier  ergil)t  sich  im  Maße 


der  Erleichterung  des  Münzfußes  für  diese  Münze  die  volle 
Deckung  der  eigentlichen  Prägekosten,  eventuell  auch  der  Be- 
schaffungskosten des  Metalls,  und  fallen  entsprechende  Gewinne 
darüber  hinaus  ab.  Aber  die  Grundsätze  der  neueren  Scheide- 
münzpolitik (S.  504  ff.)  schränken  auch  diesen  Gewinn  wesentlich 
ein,  namentlich,  weil  die  Masse  der  Scheidemünze  l)eschi'änkt 
und  die  Erleichterung  des  3Iünzfußes  dieser  Münze  in  einer 
mäßigen  Grenze  gehalten  wird. 

Weil  beides  früher  oft  nicht  geschah,  konnte  diese  Scheidemünz- 
prägung eine  bedeutendere  Gewinnquelle  und  für  den  Münzherrn  zu 
einer  starken  Versuchung,  viele  schlechte,  d.  h.  sehr  leichte  Scheide- 
münze zu  prägen,  werden.  Viele  Mißstände  und  Wirren  des  älteren 
Münzwesens  erklären  sich  daraus.  Indem  dann  bei  dieser  Münze 
(wie  freilich  auch  bei  grober,  mit  Schlagschatz  unterwertig,  d.  h.  mit 
zu  geringem  Feingehalt  und  Gewicht  geprägter  Münze)  jene  oben 
schon  berührten  Praktiken  hinzukamen,  wie  Einziehung  unter  dem 
Nennwert,  Verrufung,  Außerkurssetzung  usw.,  steigerten  sich  die  Ge- 
winne für  den  Münzherrn  und  die  Wirren  für  den  Verkehr  wie  die 
Verluste  für  einzelne  Münzbesitzer  noch  mehr. 

Durch  alles  Derartige  wurde  gerade  die  S c h e i d e m ü n z - 
prägung  eine  starke  Einnahmequelle.  In  der  neueren 
Jlünzpolitik  ist  sie  eine  solche  nicht  mehr  oder  nur  noch  in 
viel  geringerem  Maße  wegen  der  Annahme  und  Befolgung  der 
rationellen  Präguugsgrundsätze  und  wegen  der  Pflicht,  Scheide- 
münze gegen  vollwichtiges  Währiingsgeld  einzulösen  (S.  514)  und 
eventuell  die  Münze  zum  vollen  Nennwert  ganz  einzuziehen. 
Es  ist  eben,  wie  oben  schon  entwickelt  wurde,  die  moderne 
Scheidemünzprägung,  als  Finanzoperation  aufgefaßt , nur 
noch  als  eine  kredit politische  Maßregel  anzusehen,  durch 
welche  der  Staat  als  Inhaber  und  Ausüber  des  Münzregals  bis 
zur  Wiedereinziehung  der  Scheidemünze  zum  N ennwert 
über  einen  unverzinslichen  Kredit  im  Betrag  der  den  der  etwaigen 
l)aren  Einlösungsfonds  übersteigenden  Scheidemünzmenge  verfügt. 

Prinzipiell  betrachtet,  liegt  die  Sache  bei  der  Silb  ermünze 
der  Goldwährung  ebenso.  Praktisch  ist  die  Prägung  solcher 
Münze  bei  einem  höher  angesetzten  Goldwert  des  Prägesilbers 
eine  Gewinnquelle  im  Maße  dieser  Höheransetzung,  ebenso 
wie  bei  der  sonstigen  Scheidemünze  im  Maße  der  Erleichterung 
ilu'es  Münzfußes  gegen  den  nonnalen.  Wenn  aber,  wie  in  der 
neuesten  Zeit  bei  der  Sill^erprägung  im  Goldwährungssystem, 
regelmäßig  an  diesem  höheren  Anschlag  des  Goldwerts  des  Sill)ers 
festgehalten  wird,  auch  falls  der  wirkliche  Goldwert  dieses  Metalls 
immer  weiter  und  stark  sinkt,  so  werden  eben  auch  recht 
große  Gewinne,  jetzt  100^  q und  mehr,  abfallen,  — die  schon 
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erwähnte  neue  Versuchung  des  Fiskus.  t:>olange  vollends  keine 
ordentlichen  Einlüsungsfonds  (S.  für  solche  Silbennünze  ge- 

halten werden,  sind  die  Gewinne  aus  dieser  Münze  und  ist  die 
Versuchung,  sie  zu  prägen,  noch  größer.  Der  schwache  Punkt  des 
Goldwährungssysteins  (S.  5ÜGff  '.  Auch  in  diesem  Falle  bleibt  es 
also  wahr,  daß  Gewinne  aus  solcher  Silberprägung,  wie  ehemals 
die  Anlegung  eines  hohen  Schlagschatzes,  nur  um  den  Preis 
mindestens  einer  Gefährdung  des  ganzen  Münzwesens  er- 
langt werden  können. 

bb)  Fall  der  Prägung  auf  Privatrechnung.  Bei  der  Fest- 
haltung an  richtigen  Grundsätzen  der  Scheidemünzpolitik,  nament- 
lich an  der  Beschränkung  des  Gesamtbetrags,  ist  Prägung  solcher 
Münze  auf  Privatrechnung  ausgeschlossen  und  handelt  es  sich 
also  nur  um  solche  Prägung  vollwichtiger  ährungsmünzen. 
Eine  solche  ist  wenigstens  neuerdings  auch  regelmäßig  zugelassen 
und  gilt  als  im  Verkehrsinteresse  gelegen,  selbst  davon  verlangt. 
Hier  steht  jetzt  noch  nicht  in  Frage,  ob  Prägung  auf  Privat- 
rechnung richtiger  Weise  zugelassen  wird,  wovon  hernach,  sondern 
nur  der  eine  Punkt,  wenn  sie  zugelassen  wird,  ob  alsdann  diese 
Prägung  unentgeltlich  erfolgt  und  zu  erfolgen  hat  oder  gegen 
eine  Gebühr,  eine  „Präge-"  oder  „Münzgebühr^*.  Diese  ist 
einem  eigentlichen  ,,Schlagschatz‘'  verwandt,  sie  geht  in  einen 
solchen  bei  einem  die  wirklichen  Prägekosten  (einschließlich 
mäßigen  Gewerbsgewinn)  übersteigenden  Betrag  über  und  wird 
auch  begrifflich  und  terminologisch  nicht  immer  scharf  von  ihm 
unterschieden.  Das  geschieht  indessen  besser  doch,  und  zwar 
dann  in  der  Weise,  daß  eine  von  Privaten,  die  sich  auf  den 
öffentlichen  Münzstätten  Münzen  prägen  lassen,  dafür  zu  zahlende 
Abgabe,  welche  in  der  Tat  eine  hnanzwirtschaftliche  „Gebühr" 
ist,  ,,Münz gebühr"  genannt  wird,  wenn  sie  sich  in  der  Grenze 
der  bloßen  Deckung  der  wirklichen  Prägekosten,  etwa  einen 
üblichen  mäßigen  Gewerbsgewinn  mit  eingerechnet,  hält ; daß 
dagegen  unter  „Schlagschatz"  nur  eine  über  diese  Müiizgebühr 
hinausgehende  Abgabe  an  die  Münzverwaltung,  den  Münherrn, 
verstanden  wird, 

aa)  Eine  solche  Münzgebühr  wie  ein  solcher  Schlagschatz 
haben  nun  münzpolitsch  als  Abgabe  einen  wesentlich  verschie- 
denen Charakter  je  nach  der  Art,  in  welcher  sie  erhoben  werden. 
Es  kann  aaa)  entweder  ein  betreffender  Abzug  vom  Feingehalt 
und  Gewicht  des  einzelnen  Münzstückes  stattfinden,  wie  im 
älteren  Schlagschatzsystem,  und  so  dem  privaten  Einlieferer  von 
Prägemetall  in  den  für  ihn  geprägten  neuen  Münzen  selbst 
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ein  geringerer  Peingehaltsbetrag  zurückgegeben  werden:  dann 
liegt  hierin  gleichzeitig  nur  wieder  eine  Erleichterung  des  Münz- 
fußes vor.  Diese  Art  der  Erhebung  von  Münzgebühren  für 
Prägung  auf  Privatrechnung  ist  mit  den  neueren  rationellen 
münzpolitischen  Grundsätzen  unvereinbar  und  erfolgt  daher  auch 
nicht.  Oder  bbb)  es  kann  zwar  die  neue  Münze  genau  nach  dem 
gesetzlichen  Münzfuß  geprägt  und  dem  Privaten  übergeben 
werden,  aber  mit  einem  entsprechenden  Abzug  an  dem- 
jenigen Gesamtbetrag  der  Münzen,  der  seinem  eingelieferten 
Feinmetall  nach  dem  Münzfuß  entspricht.  Hier  erfolgt  also  keine 
Veränderung,  keine  Erleichterung  des  Münzfußes  selbst.  Nur 
die  erste  Art  der  Erhebung  einer  Münzgebühr  und  selbst  eines 
darüber  hinausgehenden  Schlagschatzes  ist  mithin  münzpolithsch 
im  Interesse  der  Festhaltung  des  Münzfußes  zu  beanstanden, 
die  zweite  an  sich  nicht.  Es  ist  ein  Vorteil  der  Prägung  auf 
Privatrechnung,  daß,  wenn  einmal  im  fiskalischen  Interesse  eine 
Münzgebühr  oder  gar  ein  Schlagschatz  erhoben  werden  soll,  dies 
hier  auf  die  zweite  Art  geschehen  kann,  während  dem  Staate 
oder  dem  Münzherrn  bei  der  Prägung  von  Währungsmünzen  auf 
seine  Rechnung  nach  dem  vorhin  Dargelegten  nur  der  erste  Weg 
offen  steht  oder  jene  Zwangsmaßregeln  der  wohlfeileren  Metall- 
beschaffung angewendet  werden  müssen. 

Zu  bbb).  Frage  der  ganz  unentgeltlichen  oder  nur  mit 
Münzgebühren,  welche  unter  der  Deckung  der  eigenen  wirk- 
lichen Prägekosten  verbleiben,  verbundenen  Prägung  auf  Privat- 
rechnung  oder  Erhe1:)ung  von  Münzgebühren  in  der  Höhe 
voller  Kostendeckung,  auch  einesGewinns  dabei,  für  dieMünzverwal- 
tung.  Je  nach  der  Größe  dieses  Gewinns  kann  hier  die  Erhebung 
von  Münzgebühren  eine  weniger  oder  mehr  fiskalische  Tendenz 
haben,  sich  dadurch  der  älteren  mit  hohem  Schlagschatz  arbeiten- 
den nähern.  Bei  der  vollen  Aufrechthaltung  des  Münzfußes  in 
den  einzelnen  Münzstücken  sind  diese  Fragen  nicht  sowohl 
solche  der  Münzpolitik,  als  der  Geld-  und  Müiizverfassung.  Da 
ihre  verschiedene  Entscheidung  aber  gewisse  finanzielle  Folgen 
für  die  Münzverwaltung  hat,  hängt  diese  Entscheidung  doch 
wieder  mit  der  ganzen  Auffassung  und  Behandlung  des  Münz- 
regals zusammen.  Die  Erhebung  von  Münzgebühren  und  zumal 
hohen  Gewinn  abwerfender  entspricht  der  älteren  Auffas.sung 
des  Münzregals  als  eines  Finanzregals,  die  unentgeltliche  Prägung 
oder  die  Erhebung  niedriger,  höchstens  die  eigentlichen  Präge- 
kosten deckender  Münzgebühren  entspricht  der  neueren  Auf- 
fassung des  Münzregals  als  eines  volkswirtschaftlichen.  Auch 
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bedingt  nicht  notwendig  eine  andere  Auffassung.  Rein  privat- 
wirtschaftlich  und  ähnlich  rein  fiskalisch  aufgefaßt,  würde 
diejenige  Höhe  der  Münzgebühreu  für  Prägung  auf  Pri\'atrech- 
miiig  sich  rechtfertigen  lassen,  bei  welcher  die  ^fünzverwaltung 
am  Besten  ihre  Rechnung  findet.  Das  würde  sich  nach  rein 
privatwirtschaftlichen  Grundsätzen  entscheiden.  Eine  Über- 
spannung der  Gebühren  würde  dalier  auch  hier  nicht  richtig 
und  auch  nicht  zu  erwarten  sein.  Veränderung  der  Höhe  der 
^lünzgebühren  nach  Marktkonjunkturen  wäre  die  richtige  Kon- 
sequenz. Aber  allerdings  stellt  man  sich  bei  dieser  Entscheidung 
der  Frage  der  Münzgebühren  ganz  auf  den  Standpunkt,  im  3Iünz- 
regal  ein  reines  Finanzregal,  in  der  öffentlichen  Münzanstalt  eine 
rein  gewerbliche  zu  sehen,  wobei  nur  das  Regal  so  gehandhabt, 
die  Münzanstalt  so  verwaltet  wird,  daß  der  Münzfuß  streng  ge- 
wahrt l)leil)t. 

(2)  Dieser  Standpunkt  ist  aber  eben  unhaltbar  und  seitens 
der  neueren  Münzpolitik  auch  verlassen.  Sobald  man  im  ]\Iünz- 
regal  auch  ein  volkswirtschaftliches  sieht  und  in  der  3Iüiiz- 
anstalt  eine  Einrichtung  für  wichtige  vo lkswirtschaftliche,  nicht 
nur  für  privatwirtschaftliche  und  fiskalische  Zwecke,  tritt  auch 
die  Frage  der  Münzgebühren  bei  Prägung  auf  Privatreclmung 
und  auch  diese  ganze  letztere  Frage  unter  einen  andern  Gesichts- 
punkt. Damit  entfällt  noch  nicht  notwendig  dui'chaus  die  Be- 
rechtigung, Münzgelnlhren  dem  Privaten  aufzulegen,  aber  wohl 
folgen  Schlüsse  darül>er,  wie  hoch  diese  Gebühren  nur  etwa 
sein  dürfen.  Ja,  es  tritt  selbst  die  Eventualität  ganz  niedriger, 
die  Prägekosten  vielleicht  nicht  einmal  deckender , jedenfalls 
keinen  Gewinnüberschuß  ergebender  3Iünzgebühren  und  selbst 
die  Frage  des  völligen  Wegfalls  der  Gebühren,  des  Übergangs 
zu  unentgeltlicher  Prägung,  sogar  bei  Prägung  auf  Privat- 
rechnung, hervor.  Und  es  läßt  sich  unter  Umständen,  aus 
gewissen  Gründen  des  allgemeinen  volkswirtschaflichen  Interesses, 
ein  derartiges  Vorgehen  billigen. 

(3)  So  ist  es  auch  historisch,  unter  Mitspielen  merkanti- 
listischer  Auffassungen  des  Edelmetallgelds,  geschehen  (17.  Jahr- 
hundert) und  so  hat  sich  auch  die  neuere  Theorie  mehrfach  zur 
Frage  gestellt,  wenn  auch  die  Praxis  oft,  l)isher  in  der  Regel, 
an  mäßigen  Münzgebühren  festgehalten  hat.  Hier  wird  eben  in 
der  leichteren  Vermehrung  der  heimischen  Münze  und  des  ]\fünz- 
umlaufs  durch  Hinüberführung  von  Barren  und  fremden  ^lünzeii 
ein  geld verfassungsmäßig  erwünschter  Vorgang  und  in 
der  Zulassung  der  Prägung  auf  Privatrechnung  und  unentgelt- 


bei  dieser  Auffassung,  daher  bei  der  jetzt  vorwaltenden,  fragt 
sich  aber  dann  wieder,  ob  und  wie  weit  das  Zurücktreten  jedes 
finanziellen  Intei’esses  bei  der  Prägung  auf  Privatrechnung  richtig 
und  zweckmäßig  sei  oder  sich  Münzgebühren  hier  rechtfertigen, 
vielleicht  selbst  verlangen  lassen  ? Diese  Fragen  hängen  in 
ihrer  Entscheidung  wieder  von  der  Entscheidung  darüber  ab, 
ob  überliaupt  Prägung  auf  Privatrechnung  oder  nur  auf  Staats- 
rechnung zu  erfolgen  habe,  auch  bei  vollwichtigen  Währungs- 
münzen. Darüber,  wie  schon  bemerkt,  hernach  noch.  Hier  wird 
jetzt  zunächst  angenommen,  solche  I'rägung  auf  Privatrechnung 
solle  stattfinden.  Die  Erledigung  der  Frage  der  Münzgebühren 
und  deren  Höhe  wird  sich  alsdann  auch  nach  den  Gründen 
bestimmen  müssen,  aus  welchen  Prägung  auf  Privatrechnung 
überhaupt  zugelassen  wird.  Damit  werden  Prinzipienfragen  der 
Geldverfassung  berührt  und  schließlich  wieder  selbst  solche  der 
]>rivatwirtschaftlichen  Organisation  der  geldwirtschaftlich  ein- 
gerichteten Volkswirtschaft.  Es  ist  beachtenswert,  daß  sich  auch 
hier  wieder  ein  solcher  Zusammenhang  scheinbar  untergeordneter 
praktischer  Spezialfragen,  wie  der  der  3Iünzgebühren,  mit  den 
großen  volkswirtschaftlichen  Grund])roblemen  nachweisen  läßt. 

Für  die  Entscheidung  der  Frage  der  ]Münzgebühren  kommt 
Folgendes  in  Betracht: 

(1)  Bei  der  zutreffenden  Voraussetzung,  daß  auf  den  privaten 
Besitzer  von  Prägemetall  (in  Barren  oder  in  fremden  Münzen) 
keinerlei  Zwang,  wie  in  der  neueren  3Iünzpolitik  im  Unterschied 
zur  früheren,  ausgeübt  wird,  sich  heimische  Münzen  prägen  zu 
lassen,  ist  im  allgemeinen  anzunehmen,  daß  der  Vjetreffende  Private 
dabei  private  wirtschaftliche  Vorteile  für  sich  bezweckt 
und  erzielt,  wenn  er  solche  ^Münzen  geprägt  erhält.  Es  wird 
ihm  also  ein  Dienst  geleistet.  Dieser  Dienst  macht  Kosten  und 
kann  nur  von  der  Jlünzverwaltung  auf  Grund  ihrer  fabrikativen, 
Kapital  erheischenden  technischen  Betriebseinrichtungen  geleistet 
werden,  wird  freiwillig  beansprucht  und  besteht  ja  auch  in  einer 
wertsteigernden  Leistung,  der  Hinüberführung  eines  Rohstoffs  in 
die  Form  des  Fabrikats,  der  Münze.  Rein  privatwirtschaft- 
lich aufgefaßt,  ist  also  die  Erhebung  von  Münzgebühren 
bei  Prägung  auf  Privatrechnung  berechtigt.  Auch  Gebühren 
von  einer  solchen  Höhe,  welche  einen  Gewerbsgewinn  für  die 
Münzanstalt,  als  Erwerbseinrichtung,  abwerfen,  sind  an  sich  zu- 
lässig, sogar  solche  Gebühren,  welche,  unter  den  dargelegten 
Voraussetzungen,  größere  Gewinne,  in  der  Weise  des  alten  Schlag- 
schatzes, bringen.  Der  ^Monopol Charakter  der  Münzanstalt 
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liclier  Prä^^ung  oder  solcher  mit  niedrigen  3Iünzgebüliren  ein 
besonders  geeignetes  Büttel  gesehen,  diesen  erw ünsch teu 
Vorgang  herbeizuführen.  ]\Jan  hält  sich  nicht  oder  nicht  nur 
oder  nicht  in  erster  Linie  an  das  3foment  einer  Dienstleistung 
zugunsten  des  Privaten,  der  Metall  sich  prägen  läßt.  Vielmehr 
anerkennt  man  hier  das  Mitspielen  und  selbst  Voranstehen  eines 
öffentlichen,  volksAvirtschaftlichen  Interesses.  Dieses  rechtfertige 
es,  verlange  *es  vielleicht  selbst,  he\  einer  einmal  auf  Edelmetall, 
heute  namentlich  bei  Gold,  als  internationales,  fast  ganz  nur 
in  der  Fremde  gewonnenes  Produkt  begründeten  Geldverfassung 
die  Prägekosten  im  gesamten  vol kswirtschaflichen  Inter- 
esse ganz,  bei  unentgeltlicher  Prägung,  wenigstens  teilweise,  bei 
niedrigen  Münzgebühren,  auf  die  Gt^samtheit  zu  nehmen.  Da- 
durch soll  auch  die  Funktion  der  Privaten  (Metallhändler, 
Banken  usw.j,  das  Land  mit  PrägesToff  zu  versehen,  erleichtert, 
in  der  Prägung  ihres  Metalls  nicht  oder  nicht  nur  ein  ihnen 
geleisteter  Dienst,  sondern  umgekehrt  in  ihrer  Bereitstellung  ein 
von  ihnen  der  Volkswirtschaft,  dem  Lande,  dem  Staate  geleisteter 
Dienst  wenigstens  mit  gesehen  werden.  Mit  dieser  Auffassung 
steht  man  wieder  auf  dem  Standjmnkt,  im  Münzregal  und  in 
der  staatlichen  Münzprägung  volkswirtschaftliche  Einrich- 
tungen und  Funktionen  zu  erkennen.  Ganz  niedrige  Münz- 
gebühren, die  keinen  Gewinn  übrig  lassen,  selbst  die  eigent- 
lichen Prägekosten  nicht  völlig  decken,  sogar  Unentgeltlichkeit 
der  Prägung  sind  hier  in  der  Tat  wieder  das  folgerichtige  Vor- 
gehen. Je  mehr  man  auf  auswärtigen  Prägestoff  angewiesen 
ist,  je  umfassender  der  2>rivate  internationale  Handels-  und  Geld- 
verkehr ist,  je  mehr  die  private  der  staatlichen  Beschaffung  des 
Prägestoffs  sich  überlegen  zeigt,  desto  mehr  wird  daher  sowohl 
Prägung  auf  private  Rechnung  vorwalten,  als  LTnentgeltlichkeit 
dieser  Prägung  oder  Erhebung  nur  niedriger  Münzgebühren  im 
volkswirtschaftlichen  Interesse  berechtigt  erscheinen  und  tat- 
sächlich eiiitreten.  Letzteres  zeigt  aiich  die  neue  Entwicklung 
der  Dinge.  Damit  verliert  also  das  Münzregal  wieder  etwas 
oder  selbst  alles,  was  ihm  auch  in  der  neueren  Zeit  noch  an 
fiskalischen  Resten  anklebte,  wird  aus  einem  Er^verbs-  und  Über- 
schußzweig ein  reiner  Ausgabezweig  der  Finanzverwaltung,  aus 
einem  Finanz-  ein  reines  volkswirtschaftliches  Regal. 

S.  Einzelheiten  in  Lexis’  gen.  Artik.  Unentgeltliche  Prägung 
hat  England  schon  1666  für  Gold  und  Silber  eingeführt  und  für 
ersteres  beibehalten.  Auch  in  Rußland  unentgeltliche  Prägung  von 
Gold.  Frankreich  hat  mäßige  Münzgebühren  beibehalten.  So  lange 
die  freie  Sdberprägung  nach  dem  Gesetz  von  1806  bestand,  wurde  für 
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1 Kilo  Silber  zuerst  3 Fr.  oder  1*  seit  1835  2 Fr.,  seit  184Ü  P/a  I r- 
Münzgebühr,  für  1 Kilo  Gold  wurde  früher  9 Fr.  oder  2,9'^  „„i  seit  183o 
6 Fr.,  seit  1854  wird  6,7  Fr.  oder  2,16*>  der  Höhe  der  wirklichen  Präge- 
kosten der  Annahme  nach  entsprechend,  erhoben  (für  1 Kilo  fein  Gold 
wird  von  der  Münzverwaltung  3437  Fr.  bezahlt  und  daraus  3444,44  I r. 
geprägt,  aus  dem  Kilo  lo  feinen  Prägegolds  3100  Fr.).  In  Folge  der 
verschiedenen  Höhe  der  Münzgebühren  bei  Gold  und  Silber  stellte 
sich  so  auch  zur  Zeit  der  freien  Silberprägung  in  Frankreich  da& 
Wertverhältnis  von  (iold  zu  Silber  nicht  ganz  genau  auf  1 : 15,5, 
sondern  zuerst  wie  1 : 15,69,  dann  wie  15,62,  seit  1854  wie  1 : 15,58. 

Im  Deutschen  Reich  ist  die  Münzgebühr  für  Gojdprägung  bisher  noch 
beibehalten  worden,  nacli  dem  Gesetz  von  1871  ist  sie  für  2ü-Mark- 
stücke  7 Mk.  für  Kilo  Feingold  oder  fast  5,U3%h,,  im  Maximum;  zu 
hoch,  um  Gold  leicht  zur  Prägung  zu  bringen.  Durch  die  Vorschrift 
für  die  Englische  und  Deutsche  Bank,  jederzeit  Barrengold  zu  3Pfd. 
17  sh.  9 d.  für  die  Standardunze  und  zu  1392  Mk.  für  Kilo  f.  G.  an- 
zukaufen. ist  diese  Gebühr  für  Private,  welche  durch  \ermittlying 
dieser  Banken  ihr  Gold  zur  Prägung  bringen,  in  England  aus  einer 
ganz  unentgeltlichen  zu  einer  solchen  mit  d,  für  1 Lnze  oder 
c.  1,605^  0^,  geworden  und  in  Deutschland  auf  3 Mk.  oder  2,147®,q^, 

I ungefähr  so  hoch  wie  in  Frankreich)  herabgesetzt  worden.  Der  finan- 
zielle Ertrag  ist  für  das  Reich  unbedeutend,  da  die  eigentliche  Präge- 
gebühr den  Einzelstaaten  zufiießt.  Im  Interesse  der  Goldversorgung 
des  Verkehrs  und  der  Bank  ist  die  Aufhebung  der  Gebühr  in  Bank- 
kreisen angeregt  worden,  man  glaubt,  so  den  Zufluß  fremden  Golds 
zur  deutschen  Prägung  stärker  machen  zu  können. 

In  Deutschland  ist  die  den  Bundesmünzstätten  für  Prägung 
von  Reichsmünzen  von  der  Reichskasse  zu  gewährende  Vergütung 
bei  der  Prägung  auf  Reichsrechnung  zuerst  1871  ff.  für  Doppelkronen 
auf  4,  für  Kronen  auf  6 Mk.  für  1 Pfd.  f.  G.  angesetzt,  187o  auf  2, /5 
und  4,75  Mk.  herab-,  1878  für  Kronen  wieder  auf  6 Mk.  heraufgesetzt 
worden.  Bei  Goldprägungen  für  Privatrechnung  fließt  die  Differenz 
zwischen  den  zulässigen  Prägegebühren  und  der  von  der  Münzstätte 
wirklich  erhobenen  in  die  Reichskasse.  In  diesem  Posten  wird  eine 
Entschädigung  der  Reichskasse  für  die  Verpflichtung  der  Einziehung 
abgenutzter  Goldmünzen  zum  vollen  Kennwert  gefunden.  Sie  betrug 
im  Ganzen  bis  März  1903  c.  469  OOO  Mk.  Die  Münzstätte  erhebt  für 
sich  nur  die  Selbstkosten  der  Prägung.  (S.  darüber  weitere  Details 
in  den  dem  Reichstag  gegebenen  Denkschriften  und  Übersichten  und 
danach  Notizen  in  Koch ’s  Kommentar,  so  5.  Aufl.  S.  87).  Uber  die 
Prägung  von  Reichsgoldmünzen  auf  Privatrechnung  eine  Bekannt- 
machung V.  8.  Juni  1875  (u.  a.  bei  Koch,  S.  101).  lür  die  ebenfalls 
von  der  Reichskasse  den  Landesmünzanstalten  zu  vergütenden  Präge- 
kosten der  übrigen  Reichsmünzen  sind  1875  Sätze  festgestellt  von 
für  silberne  5-Markstücke,  V für  2-Markstücke,  für 

1 -Markstücke,  2P,^o  50-Pfennigstücke,  4%  für  20-Pfennigstücke, 
3^0  fdi'  10-Pfennigstücke,  für  5-Pfennigstücke,  15'»'o  für  2-Pfennig- 
stücke,  30^0  1-Pfennigstücke  vom  Nennwert  der  Prägesumme. 
Die  Übernahme  dieser  Kosten  der  gesamten  Scheidemünze  und 
der  bei  der  Prägung  auf  Reichsrechnung  den  Landesmünzanstalten 
zu  gewährenden  V^ergütung  für  die  Goldmünzprägung  auf  die  Reichs- 
kasse nebst  den  Kosten  der  Verluste  aus  der  Münzabnutzung  bedingt 
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es,  daß  das  Reichsmünzwesen  laufende  Ausgaben  macht,  welche  nur 
durch  den  Gewinn  aus  der  billigeren  Gold-  und  Silber-,  Nickel-  und 
Kupferbeschaffung  gedeckt  werden  können.  Diese  Gewinne  sind  seit 
dem  Sinken  des  Silberpreises  bei  Silberaakäufen  'wesentliche.  Solange 
altes  deutsches  Münzsilber,  so  besonders  noch  zuletzt  aus  Talern, 
umgeprägt  wird,  fällt  aber  ein  Gewinn  aus  der  Silberprägung  fort, 
bis  auf  die  10  " q wegen  der  ünterprägung  der  Reichsmünzen  (gegen 
die  Relation  von  15,5:  Ij,  weil  das  alte  Silbergeld  zur  AVertrelation 
von  15,5:1  zu  Gold  eingezogen  wurde. 

3.  Frage  der  Prägung  auf  Staats-  und  auf  Privat- 
rechnung überhaupt.  a)  Erst  er  e.  In  früherer  Zeit  war  auch 
für  voll-wdchtige  Währungsmünzen  die  Prägung  auf  Staatsrechnung 
die  alleinige  oder  ganz  vorwaltende.  Sie  war  eine  Konsequenz 
der  Ausübung  des  Münzregals.  Sie,  erfolgte  zwar  wesentlich 
aus  finanziellen  Gründen  und  wurde  durch  die  dargelegten  Mittel 
gewinnbringend  gemacht,  aber  sie  entsprach  doch  auch  einer 
aus  dem  Münzregal  zugleich  entspringenden  volkswirtschaftlichen, 
geldverkehrspolitischen  Aufgabe.  Auch  diese  löste  der  Münz- 
lierr,  seit  der  erneuten  Konzentration  der  Münz  Verwaltung,  nacli 
Beseitigung  oder  wesentlicher  Beschränkung  der  kleineren  Münz- 
herrlichkeiten, der  Staat  selbst  ebenfalls  mit  den  besprochenen 
Mitteln,  die  ihm  zur  Beschaffung  von  Prägemetall  zur  Verfügung 
standen.  So  blieb  es  zumal  bei  der  Silberwährung  Ins  in  unsere 
Zeit  hinein,  als  das  Münzregal  von  seinen  fiskalischen  Tendenzen 
bereits  im  Wesentlichen  befreit  war.  Die  staatliche  Münz- 
vei'waltung  suchte  den  Verkehr  mit  der  notwendigen  Münz- 
menge im  Ganzen  und  in  den  einzelnen  erforderlichen  Sorten 
t Wertgröüen  1 zu  versorgen,  auf  Grund  von  Beobachtungen,  welche 
sie  selbst,  sowie  die  allgemeine  innere,  die  wirtschaftliche  und 
namentlich  auch  die  Finanzverwaltung  über  das  obwaltende  Be- 
dürfnis im  Verkehr  anstellten.  Die  Aufgabe  der  Beschaffung 
des  Prägestoffs  fiel  damit  der  Münzverwaltung  selbst  zu  und 
konnte  in  neuerer  Zeit,  nach  Fortfall  der  alten  Zwangsmittel, 
nur  durch  eigene  Produktion  und  auf  Verkehrs-  und  vertrags- 
mäßigem Wege  in  der  oben  geschilderten  Weise  erfüllt  werden. 
Bei  Silberwährung  und  in  denjenigen  Staaten,  welche,  wie  einige 
deutsche  und  andere  europäische  und  amerikanische,  über  hin- 
länglich ergiebige  eigene  Staats-  und  in  ihrem  Gebiete  liegende 
Privat-Silberwerke  verfügten,  war  diese  Beschaffung  des  Präge- 
stoffs nicht  allzu  schwierig.  Erwerb  amerikanischen  Silbers  war 
freilich  für  die  meisten  europäischen  Staaten,  außer  Spanien 
bis  zum  Verlust  seiner  Silberkolonien,  daneben  im  Verkehrs- 
wege geboten,  aber  für  den  üblichen  und  den  Bedarf  deckenden 
Imifang  der  Prägungen  von  Silbermünze  doch  auch  ausführbar. 
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Die  Scheidemünzjjrägung  erfolgte  aus  fiskalischen  und  verkehrs- 
politischen Gründen  allgemein  nur  auf  Staatsrechnung. 

Bei  Münzreformen,  Übergang  zu  einem  anderen  Münzfuß  lieferte 
das  eingezogene  ältere  Münzgeld  oft  schon  den  ausreichenden  Präge- 
stoff auch  bei  der  Prägung  auf  Staatsrechnung,  wie  auch  heute  noch 
(deutsche  Prägung  der  Silbermünzen),  Bei  Münzverträgen  zwischen 
verschiedenen  Gebieten  und  Münzherren  konnten  wohl  Vereinbarungen 
über  den  Umfang  von  Neuprägungen,  namentlich  betreffs  der  be- 
stimmten Münzsorten,  getroffen  werden.  So  wurde  noch  im  Wiener 
Münzvertrag  von  1857  vereinbart,  daß  zwar  die  Höhe  der  Ausniün- 
zungen  in  Zweitalerstücken  dem  Ermessen  jedes  einzelnen  der  Ver- 
tragsstaaten überlassen  bleiben,  dagegen  von  den  neuen  Ein-Vereins- 
talerstücken  jeder  Staat  in  der  Zeit  von  Anfang  1857  bis  Ende  1862 
mindestens  24  Stück,  in  den  folgenden  je  4 Jahren  mindestens  16  Stück 
auf  100  Seelen  seiner  Bevölkrung  prägen  solle  (Art.  12).  Für  andere 
vollwichtige  Silbermünzen,  für  die  neue  Goldmünze  des  Wiener  Ver- 
trags und  für  alle  Scheidemünze  fehlte  eine  analoge  Bestimmung. 
Für  letztere  Münze  war  umgekehrt  nur  die  Verpflichtung  übernommen, 
die  den  Verkehrsbedarf  etwa  übersteigende  schon  vorhandene  Scheide- 
münze auf  das  Bedürfnis  zurückzuführen  und  keine  größere  Münze, 
als  diesem  Bedürfnis  entsprach,  neu  in  den  Umlauf  zu  bringen. 
Das  Gold  zur  Prägung  der  neuen  Reichsgoldmünzen  1871  ff',  entnahm 
das  Deutsche  Reich  in  geringem  Maße  zuerst  auch  aus  den  alten 
jetzt  eingezogenen  heimischen  Goldmünzen,  etwas  auch  aus  Gold- 
ankäufen für  Silberverkäufe,  größtenteils  aus  den  Goldzahluugen  bei 
der  französischen  Kontribution  und  aus  denjenigen  Guthaben,  welche 
auf  Grund  dieser  Kontribution  im  Auslande  und  Inland  (meist  in 
Wechselform)  dem  Reiche  zustanden.  Goldprägungen  direkt  auf 
Reichsrechnung  haben  nur  zuerst,  von  187L72  an  bis  1876  statt- 
gefunden, im  Ganzen  für  906  000  Pfd.  f.  G.  (1264,1  Millionen  Mk.  Aus- 
münzungswert).  Seitdem  sind  alle  deutschen  Goldprägungen  solche  auf 
Privatrechnung,  d.  h.  fast  ausschließlich  auf  Rechnung  der  Reichsbank. 

a)  Ob  die  Prägung  auf  Staatsrechnung  allein  immer 
ausreicht,  namentlich  den  Verkehrsbedarf  an  vollwichtigen  Münzen 
genügend  und  sicher  zu  decken,  steht  natürlich  dahin  und  war 
auch  früher  nicht  sicher.  Zumal  bei  strengerem  Festhalten  am 
^lünzfuße,  Fortfall  von  Schlagschatz,  beschränktem  Remedium, 
also  im  Allgemeinen  bei  Befolgung  der  rationellen  Grundsätze 
der  Müuzpolitik  und  bei  Fortfall  oder  unzureichendem  Erfolg 
jener  älteren  Zwangsmittel  zur  Beschaffung  von  Prägestoff  unter 
seinem  Münzwei’t  ist  eine  Prägung  vollwichtiger  Münzen  kost- 
spielig und  leicht  Verlust  bringend.  Scheut  das  die  staatliche  Münz- 
verwaltung, so  wird  der  Verkehrsbedarf  dann  nicht  sicher  durch 
Neuprägung  gedeckt  werden.  Mit  diese  Umstände  sind  es  auch 
gewesen,  welche  die  ältere  fiskalische  Ausnutzung  des  Münzregals 
mit  ihren  mancherlei  ausbeuterischen  Praktiken  mit  erklärlich, 
ja  sie  in  gewissem  Maße  selbst  im  Bedürfnis  und  im  Interesse 
A,  Wagner,  soz.-ökon. Grundriss,  ßuchhandelsausgabe.  Abteil.  II.  37 
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des  Geldverkelirs  gelegen  erscheinen  lieheUj  weil  dieser  nur  so 
genügend  mit  neuer  Münze  versehen  würde,  Prägung  auf  Staats- 
rechnung allein  setzt  also  hinlängliche  Finanzkraft  des  Staats 
und  volle  Anerkennung  des  Münzregals  als  ein  volkswirtschaft- 
lichen Aufgaben  dienendes  voi‘aus.  Trifft  das  za,  so  kann  diese 
Prägung  genügen. 

ß)  Ja,  man  könnte  selbst  aus  dieser  Auffassung  des  Münz- 
regals die  Folgerung  ziehen,  allgemein  nur  Prägung  auf 
Staatsrechnung  zuzulassen,  auch  bei  vollwichtigen  AVäh- 
rungsmünzen.  Nur  dabei  könne  die  Aufgabe  des  Staats,  in  Kon- 
sequenz der  „vollen  Verstaatlichung“  des  Münzwesens,  richtig 
erfüllt  werden,  nämlich  nun  auch  seinerseits  von  sich  aus  den 
Münzbedarf  festzustellen,  dem  Münzumlauf  genügend,  aber  auch 
nicht  zu  viel  und  zu  sprungweise  neue  Münze,  auch  vollwichtige 
Währungsmünze,  zuzuführen,  um  alles  im  richtigen  Gleichgewicht, 
auch  den  Geldwert,  die  Kaufkraft  des  Edelmetallgelds,  in  rich- 
tigem Verhältnis  zu  erhalten.  Durch  die  Zulassung  von  Prägung 
der  AVährungsmünzen  auf  Privatrechnung  werde  hier  den 
Privaten  ein  Einfluß,  eine  Macht  eingeräumt,  belieVjig  die  Münz- 
menge in  der  Volkswirtschaft  zu  vermehren,  dadurch  dem  etwa 
im  Übermaß  gewonnenen  neuen  Edelmetall  einen  schrankenlosen 
Zugang  zum  inneren  Geldumlauf  und  zu  beliebiger  Zeit  und 
Stärke,  nach  ihrem  privaten  Vorteil,  zu  eröffnen  und  so  den 
Geldwert  stark  zu  beeinflussen,  namentlich  so  die  Stabilität  des 
Tauschwerts  des  Münzgelds  zu  gefährden. 

b)  Frage  der  Prägung  von  vollwichtigen  Wäli- 
rungsmünzen  auch  auf  Privatrechnung. 

Gesichtspunkte , wie  die  eben  angedeuteten , liegen  der 
modernen  Auffassung,  welche  auch  hier  die  Konsequenzen  der 
internationalen  Verkehrsfreiheit  auf  den  Geldstoff  anwendet, 
völlig  fern.  Hier  werden  vielmehr  gerade  die  entgegengesetzten 
vertreten,  daß  es  darauf  anhomme,  jeder  Volkswirtschaft  von  der 
gesteigerten  Produktionsmenge  des  Währungsstoffs,  heute  also 
meist  des  Goldes,  einen  möglichst  großen,  mindestens  einen  „an- 
gemessenen“ Anteil  zuzuführen.  Das  könne  nur  geschehen  durch 
freien  Verkehr  in  dem  betreffenden  Metall,  auch  über  die 
Grenzen  der  einzelnen  Volkswirtschaft  hinüber,  und  das  führe 
dann  auch  zu  der  notwendigen  Foi'derung  der  „Prägefreiheit“ 
in  diesem  Sinne,  d.  h.  der  Prägung  der  Währungsmünzen  auf 
Privatrechnung,  (wenn  auch  eventuell  unter  Erhebung  von 
Münzgebühren,  nicht  unbedingt  notwendig  unentgeltlich,  letzteres 
die  „Prägefreiheit“  in  diesem  zweiten  Sinni. 


a)  Es  ist  einziu'äumen,  daß,  wie  dieser  Auffassung  gemäß, 
namentlich  mit  der  Einführung  der  Goldwährung,  die  Zulassung 
der  Prägung  auf  Privatrechming  tatsächlich  sich  verbreitet  hat, 
diese  Maßregel  auch  der  „Internationalität-  des  Währungsstoffes 
und  in  den  Ländern  der  Goldproduktion  dem  Absatzbedürfnis 
der  Goldwerke  entspricht.  Nur  wenn  sich  das  neu  gewonnene 
Währungsmetall  im  internationalen  Verkehr  frei  verbreiten  und, 
was  die  Voraussetzung  seiner  universellen  Verwendbarkeit  als 
Landesgeld  ist,  in  die  Form  der  inländischen  Währungsmünze 
jederzeit  und  in  jeder  Menge  leicht  übergehen  kann,  was  Prägung 
auf  Privatrechnung  voraussetzt,  könne  atich  der  Geldwert  zwischen 
den  verschiedenen  Volkswirtschaften  des  Weltverkehrs  in  rich- 
tigem Gleichgewicht  bleiben  und  sich  richtig  ausgleichen;  — 
freilich  soweit  er  überhaupt  von  der  ]\Iünzgeldmenge  selbst,  nicht, 
wie  allerdings  tatsächlich,  auch  mit  von  dem  auf  dem  Kredit  be- 
ruhenden Geldsurrogatwesen  abhängt.  Aber  es  ist  doch  andrer- 
seits nicht  zu  leugnen,  daß  erst  dadurch,  daß  dem  Prägestoff, 
jetzt  in  den  wichtigsten  Gebieten  meist  dem  Golde,  diese  volle 
Zugänglichkeit  zum  Münzumlauf  gewährt  wird,  den  Ver- 
fügern über  neues  Gold  die  volle  Ausnutzung  der  Geldfunktion 
dieses  Stoffs  zu  ihren  privaten  Wirtschaftszwecken  und  ihrem 
privaten  Vorteil  ganz  frei  gegeben  wird,  ohne  Rücksicht  auf 
etwa  entgegenstehende  volkswirtschaftliche  Interessen.  Das 
wirkt  natürlich  auf  die  Goldproduktion  selbst  ziunick.  Kur  weil 
das  neu  gewonnene  Edelmetall,  jetzt  speziell  das  Gold,  überall 
bei  freier  Prägung  auf  Privatrechnung  in  die  gewünschte  Münz- 
form des  vollwichtigen  Währungsgelds  gebracht  und  damit  in 
die  volle  Geldfunktion  hinübergeführt  werden  kann,  wird  die 
Metall-,  die  Goldproduktion  so  rentabel,  unterliegt  sie  so  der 
rein  spekulativen,  „privatkapitalistischen“  Ausnutzung  (Südafrika!), 
wird  sie  selbst  wieder  so  fieberhaft  zu  steigern  gesucht. 

ß)  Das  ist  ein  schwacher  Punkt  des  ganzen  Edel- 
metall-Geldwesens, wiederum  in  der  heutigen  konkreten  Lage 
der  Goldwährung.  Und  zwar  ist  es,  wie  sich  zeigt,  ein  Punkt, 
welcher  erst  durch  den  Grundsatz  der  Prägung  auf 
P r i V a t r e c h n u n g zu  seiner  vollen  Wirksamkeit  kommt.  Es 
ergibt  sich  hier  ein  Widerspruch  zwischen  dem,  was  das  Ideal 
eines  Geldwesens  verlangen  würde:  die  Neuzuführung  vermehrter 
Münzmenge  dem  Bedarf  anzu passen,  womit  die  jetzige  tat- 
sächliche Aufnahme  jeder  beliebigen  neu  gewonnenen  oder  aus 
der  Fremde  (eventuell  auch  aus  Gerätschaften  und  Sclimuck- 
metall  des  Inlands)  herl)eigezogenen  Metallmenge  zur  heimischen 
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internationalen  Geldwertausgleichung,  für  notwendig  ansieht,  so 
hliebe  dieser  Mangel  eben  doch  bestehen.  Wollte  mau,  um  ihn 
wenigstens  einzuschränken,  nur  beschränkte  Mengen  neuen  Präge- 
stoffs, damit  auch  zur  Prägung  auf  Privatrechnung,  zulasseu, 
was  ja  in  Erwägung  kommen  könnte,  so  stände  man  wieder  vor 
dieser  Aufgabe,  einen  ^laßstal)  für  diese  Beschränkung  zu 
Hnden,  was  auf  das  Problem  der  Feststellung  des  Bedarfs 
zurückführt, 

(5)  So  ist  das  Ergebnis  dieser  Betrachtung  doch:  aa)  Zu- 
lassung der  Prägung  der  Währungsmünzen  i allerdings  nur  be- 
stimmter Sorten,  namentlich  der  Hauptstücke)  für  Privat- 
rechnung und  zwar  in  unbeschränktem  Maße,  gerade  zumal 
bei  Goldwährung,  unter  Hinnahme  der  angedeuteten  mißlichen 
Folgen  und  der  Abhängigkeit  von  rein  privatwirtschaftlichen 
Gesichtspunkten,  bb)  Diese  Privatprägung  kann  sogar,  wie  seit 
länger  (1877)  die  deutsche  (auf  Rechnung  der  Reichsbank),  die 
alleinige  oder  ganz  voranstehende  werden.  Dafür  spricht  wiedei’ 
die  schon  oben  berührte  größere  ökonomisch-technische  Leistungs- 
fähigkeit der  Privattätigkeit  vor  den  staatlichen  öffentlichen  Be- 
hörden und  Organen  in  Bezug  auf  die  Beschaffung  des  Präge- 
stoffs, welcher  für  viele  Staaten  ja  fast  ganz  aus  dem  Auslande 
Ijezogen  werden  muß.  Die  Prägung  auf  Staatsrechnung  kann 
dann  eventuell  in  der  Tat  unbedenklich  ganz  zurücktreten  oder 
in  eine  bloße  Lbiterstellung  rücken.  Aber  prinzipiell  und  unter 
Umständen  auch  ])raktisch  wird  sie  doch  nicht  völlig  auf- 
gegeben werden  dürfen,  da  doch  die  Prägung  auf  Privatrech- 
nung nach  ihrem  inneren  wirtschaftlichen  Beweggrund  nicht 
unbedingt  sicher  stets  für  den  notwendigen  Prägestoff  sorgen 
wird.  Dann  muß  der  Staat  wieder  in  der  Konsequenz  der  Auf- 
fassung des  Münzregals  als  eines  volkswirtschaftlichen  eintreten, 
wenngleich  vielleicht  mit  Zuschüssen,  cc)  Bei  der  Übertragung 
der  Regulierung  des  Geld-  und  Münzumlaufs  an  große  Zentral- 
notenbanken (Deutsche  Reichsbank)  kann  aber  auch  eine  solche 
Bank  diese  Funktion,  eventuell  mit  eigenen  Opfern  (in  ge- 
wissen Grenzen)  Prägestoff  zu  beschaffen  und  dann  auf  ihre 
(Privat-)Rechnung  prägen  zu  lassen,  hier  mit  übernehmen  müssen, 
was  seine  besonderen  Vorteile  zu  bieten  vennag.  Dann  über- 
nimmt eben  kraft  dieser  ihrer  Aufgabe  eine  solche  Bank  auch 
die  finanziellen  Lasten,  welche  hier  eigentlich  der  l\[ünzverwaltung, 
dem  Staate  zufallen.  Eine  solche  Bank  tritt  damit,  wie  zum 
Teil  auch  sonst,  unter  die  „öffentlich en  Einrich tungen^', 
welclie  das  Bedürfnis  der  modernen  Verkehrs-  und  speziell  der 
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31ünzung  nicht  vereinbar  ist.  Hier  wird  eben  der  Prägestoff 
ganz  wie  jedes  andere  Produkt,  wie  jede  andere  Ware  und  wie 
im  Falle  der  Verwendung  des  Edelmetalls  für  Gerät-  und  Schmuck- 
zwecke behandelt.  Für  ein  höheres  Stadium  des  ganzen  Metall- 
geldwesens taucht  hier  das  Problem  auf,  nicht  nach  dem  Interesse 
der  3Ietall-,  der  Goldproduzenten  und  Zuführer,  daher  ohne  jede 
Rücksicht  auf  den  Bedarf,  sondern  nach  dem  volkswirtschaft- 
lichen Interesse,  diesem  Bedarf  gemäß,  neues  Metall,  Gold  in  die 
3Iünzform  zu  bringen  und  damit  in  die  Geldfunktion  aufzunehmen. 
Ein  Problem,  welches  namentlich  auch  für  eine  allgemeine  volks- 
wirtschaftliche Regelung  des  Metallgeldwesens  heranträte  und 
damit  für  die  Frage  nicht  nur,  wenngleich  ebenfalls,  eines  inter- 
nationalen Bimetallismus,  als  auch  eines  internationalen  (Gold-) 
3Ionometallismus.  Auf  einer  weit  höheren  Stufe  der  politischen 
und  Kiüturentwicklung,  als  wir  sie  bisher  auch  in  der  ,, zivi- 
lisiertenWelt  erreicht  haben,  kann  das  wohl  einmal  ein  prak- 
tisch anzugreifendes  Problem  werden.  Dann  würde,  wenn  nicht 
Prägung  auf  Staatsrechnung  oder  auf  Rechnung  der  „Weltunion“ 
allein,  so  jedenfalls  nur  bestimmt  beschränkte  Prägung  auch 
der  vollwichtigen  Währungsmünzen  auf  Privatreclinung  zur  Er- 
wägung kommen  dürfen. 

y)  Es  ergibt  sich  so,  daß  man  bei  aller  Er()rterung  der 
mißlichen  Folgen  der  heutigen  Zulassung  der  Prägefreiheit  für 
Private,  hier  aber  eben  wieder  auf  denselben  kritischen  Punkt, 
wie  bei  Einrichtung  eines  rein  stoff wertlosen  Geldes  stößt:  den 
Bedarf  an  Geld,  hier  von  3Iünze,  festzustellen  und  demnacli 
die  Geldmenge,  hier  mittelst  Zulassung  nur  von  Prägung  auf 
Staatsrechnung  (oder  auch  nur  für  ])estimmt  beschränkte  Privat- 
prägung i zu  regeln:  einer  der  entscheidenden  Punkte  gegen  stoft- 
wertloses  Geld  (S.138ff.j,  aber  — damit  auch  für  absehbare  Zeit  gegen 
Beschränkung  nur  auf  Prägung  auf  Staatsrechnung  bei  Edel- 
metallgeld.  Kur  wird  durch  dieses  Zugeständnis  das  Dargelegte 
nicht  zurückgenommen:  es  bleibt  ein  innerer  Mangel  des 
Metall  ge  Id  Wesens,  zumal  der  Goldwährung,  daß  bei 
der  Zulassung  und  bei  der  zugestandenermaßen  not- 
wendigen Zulassung  der  Prägung  vollwichtiger  Wäh- 
rungsmünze auf  Privatrechnung  eben  dem  Privat- 
belieben und  dem  Privat  vor  teil  die  Regelung  der 
Münzmenge  überlassen  ist.  Auch  wenn  man  die  Aufnahme 
jeder  beliebigen  neuen  Produktionsmenge  durch  Prägung  in  die 
Münzform  als  notwendige  Folge  des  Edelmetallgeldwesens,  wegen 
der  Internationalität  des  Geldstoffs  und  zur  erforderliclien 
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(xeld-  und  Ivreditverhältnisrse  verlangt.  Eine  wirtschafts-gescbicht- 
licli  prinzipiell  bedeutsame  neue  Entwicklungspbase  der  ganzen 
privatw  irtscliaftlicli  organisierten  A^olkswirtscdiaft,  welche  aus 
dieser  eine  mehr  gemeiuwirtscliaftliche,  öffentliche,  rechtlich 
regulierte  macht.  Uinerkennbare  Spuren  zeigen  sich  hiervon. 

XL  Geldwesen  (Geldpraxisj.  Fortsetzung.  Münze 
und  ährung.  Fortsetzung,  Speziell  Währung  und 
\\  äh  rungswesen , besonders  edelmetallisches.  Wahl 
der  Währung. 

Der  in  diesem  Abschnitt  XI  zu  behandelnde  Gegenstand  ist  für 
das  Geldwesen,  auch  Edelmetallgeldwesen  und  die  Lehre  davon  der 
prinzipiell  und  praktisch  wichtigste.  Er  ist  im  Vorausgehenden  schon 
oft  berührt  worden,  muß  aber  hier  jetzt  noch  zusammenfassend  und 
abschließend  erörtert  worden.  Wiederum,  der  Aufgabe  dieses  Werks 
gemäß,  vornehmlich  nach  seiner  prinzipiellen  Seite  und  in  seiner 
Bedeutung  für  die  allgemeine  Geldlehre  (Geldtheorie\  damit  in  der 
sich  hieraus  ergebenden  Beschränkung.  Aber  die  prinzipielle  Seite 
hängt  eben  doch  mit  der  praktischen  auch  hier  so  eng  zusammen, 
daß  auch  diese  vielfach  mit  in  die  Behandlung  hineingezogen  wer- 
den muß. 

S.  oben  S.  112  ft.  über  Literatur.  Im  Folgenden  ist  zunächst  an 
den  Abschnitt  I der  allgemeinen  Geldlehre,  S.  115  ff.,  und  an  die 
dortigen  kurzen  Ausführungen  über  Begriff,  Wesen  und  Funktionen 
des  Gelds,  speziell  über  die  rechtliche  Funktion  (S.  120)  anzuknüpferi. 

A.  Währung  im  Allgemeinen.  Begriffliches,  Ter- 
minologisches. 

1.  Begriff.  Unter  „Währung”  wird  nach  dem  Früheren 
verstanden  das  Geld  in  seiner  Eigenschaft  des  rechtlichen 
igesetzli eben I Zahlinittels  oder  das  Geld  als  versehen  mit 
rechtlicher  und  zwar  voller  rechtlicher  Zahlkraft  zur  Befi'iedigung 
und  endgültigen  Lösung  von  auf  Geld  lautenden  oder  in  Geld 
umgewandelten  Schuldverbindlichkeiten  aller  Art  und  bis  zu 
beliebiger  Geldwerthöhe,  ohne  Begnmzung  nach  oben  zu. 

a)  Scheidemünze,  welcher  in  diesem  letzten  Punkte  die  Eigen- 
schaft der  vollen  rechtlichen  Zahlkraft  fehlt,  ist  demnach  nicht  „Wäh- 
rung^^  (S.  120)  und  nicht  im  vollen  Sinne  „Geld“,  sondern,  soweit  sie  statt 
Währungsgeld  bis  zu  einem  bestimmten  Wertbetrag  der  Zahlung  recht- 
liches Zahlmittel  ist,  ist  sie  nur  Stellvertreter  oder  Ersatzmitte  1 
(Surrogat)  jenes  Gelds,  b)  Bei  Metallgeld,  speziell  Edelraetallgeld,  ist 
regelmäßig  nur  die  vollwichtig  geprägte  Münze  „Währung“.  Aber 
bei  diesem  Gelde  ist  ebenfalls  regelmäßig  auch  nur  das  geprägte 
Geld,  die  Münze,  Währung,  nicht  Barremnetall  — Ausnahmen  sind 
vorgekommeii.  so  bei  der  Hamburger  „Mark  Banko“  (27^ Mk.  auf 
eine  Cölner  Mk.  f.  S.)  — c)  Auch  nur  diejenige  Münze  bestimmter 
Art  (Wertgröße}  und  Form  ist  Währung,  welche  von  der  Rechts- 
ordnung (dem  Gesetzgeber,  eventuell,  bei  entsprechender  rechtlicher 
Befugnis,  aucli  von  einer  Verwaltungsinstanz)  als  Währungmünze 


anerkannt  ist.  d)  Daher  ist  regelmäßig  wieder  nur  „Währungsgeld“ 
die  heimische  Münze  bestimmter  Art  und  Form,  welcher  die  Rechts- 
ordnung die  Eigenschaft  voller  Zahlkraft  ausdrücklich  beigelegt  hat, 
mitunter,  aber  nur  ausnahmsweise,  auch  bestimmte  fremde  (aus- 
ländische) Münze,  bei  welcher  Gleiches  geschehen  ist,  einerlei,  ob 
ganz  autonom  oder  nach  staatsvertragsmäßiger  Vereinbarung. 

2.  Zwangskurs.  Wird  neben  dem  normalen  vollwichtigen 
Wälmings-Münzgeld  oder  statt  dieses  auch  größerer  nicht  voll- 
wichtiger IHünze  oder  aucli  neben  und  statt  der  Münze  aus  dem 
einen  Metall,  auch  aus  dem  einen  der  l^eiden  Edelmetalle  Gold 
und  Silber,  auch  der  IMünze  aus  einem  anderen  Metall  die  volle 
Zahlkraft  nach  einem  anderen,  regelmäßig  dann  höh eren  Weite, 
als  dem  wirklichen  Wertverhältnis  entspricht,  von  der  Rechts- 
<irclnnng  beigelegt,  so  wird  auch  diese  anders-  und  minderwertige 
Münze  „ Währuijgsgeld“.  Man  braucht  in  diesem  Falle  aber 
meist  den  Ausdruck:  die  betreffende  Münze  erhält  „Zwangs- 
kurs”;  implicite  neben  und  statt  des  normalen  Währungsgeldes. 

8.  Legalkurs.  Mit  diesem  Zwangskurs,  im  Sinne  der  vollen 
rechtlichen  Zahlkraft,  ist  nicht  identisch  der  sog.  Legalkurs, 
d.  h.  die  Beilegung  dieser  Zahlkraft  für  solche  Geldsurrogate 
des  Kredit  Verkehrs,  namentlich  Banknoten,  Staatspapier- 
geld, Avelche  auf  Verlangen  des  Besitzers  stets  sofort  gegen 
normales  Währungsgeld  vom  Aussteller  (emittierende  Bank, 
Staatskasse)  gegen  Währuiigsgeld  einzulösen  sind.  Für  solche 
Fälle  hat  sich  neuerdings  der  Ausdruck  „Legalkurs ‘‘  ein- 
gebürgert, welchen  z.  B.  die  Banknoten  großer  Zentralbanken 
I Englische,  Französische  u.  a.  ni.)  führen. 

Auch  bei  Scheidemünze  mit  nach  der  Geldwerthöhe  beschränkter 
Zahlkraft,  daher  auch  bei  der  Silbermünze  der  Goldwährung,  könnte 
wohl  von  „Legalkurs“  bis  zu  der  Höhe,  in  Avelcher  sie  statt  des 
Währungsgelds  in  Zahlung  angenommen  werden  muß,  gesprochen 
werden.  Ist  diese  Münze  normaler  Weise  (S.  514)  auf  Verlangen  gegen 
Währungsgeld  einlösbar,  so  paßt  dieser  Ausdruck  „Legalkurs“  ganz 
gut.  In  anderen  Fällen  liegt  auch  bei  Scheidemünze  Zwangskurs  vor. 

4.  Metall-  und  Papierwährung.  In  der  geschichtlichen 
Entwicklung,  welche  lange  Zeit  nur  Metallgeld,  von  bestimmten 
Entwicklungsstufen  an  nur  Edeliuetallgeld  und  Münze  daraus  auf- 
Aveist,  hat  sich  die  Eigenschaft  des  gesetzlichen  Zahlmittels  oder 
der  Wäliruug  lange  Zeit,  bis  in  die  letzten  Jahrhunderte  hinein, 
nur  auf  solches  „Stoff Avertiges“,  auch  regelmäßig  münzfuß- 
mäßig  volhvichtiges  Geld  und  auf  bestimmte  Arten  und  Formen 
(Sorten)  der  Münze,  in  Avelchen  dieses  Geld  im  Verkehr  gebraucht 
Avurde,  bezogen.  Die  Verleihung  der  rechtlichen  Zahlkraft  oder  des 
ZAvangskurses  (bzAV.  Legalkurses)  an  Scheidemünze  oder  Avenigstens 
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an  nicht  *>-anz  vollwichtige,  z.  B.  mit  Schlagschatz  geprägte 
3Iünze  war  schon  eine  Abweichung  vom  normalen  Zustande, 
namentlich  wenn  solche  Münze  nicht  gegen  vollwichtiges  Wäh- 
rungsgeld eiiilösbar  war.  Eine  prinzipiell  und  praktisch  noch 
bedeutendere  Abweichung  stellt  di(^  Verleihung  der  vollen 
gesetzlichen  Zahlkraft  an  völlig  stoff wertloses,  nicht 
oder  nicht  mehr  auf  Verlangen  sofort  gegen  normales  Währungs- 
münzgeld eihlösl)ares  Geld  dar,  — der  Fall  des  eigentlichen 
Papiergelds  mit  Zwangskurs  auch  bei  solcher  Uneinlösbarkeit 
oder  der  sog.  ..Papierwährung'^.  Von  dieser  wird  im  Folgen- 
den zunächst  abgesehen,  also  nur  Met  all  Währung  und  zwar 
nach  der  Sachlage,  wie  sie  fast  allgemein  seit  lauge  bei  Kultur- 
völkern allein  vorliegt,  nur  Edelmetall  Währung  behandelt  — 
wenn  auch  z.  B.  eine  Art  Kupferwährung  nicht  nur  in  der 
antiken  Welt  vorgekommen  ist,  sondern  selbst  noch  etwas  Der- 
artiges in  neuerer  Zeit  gelegentlich  nicht  völlig  gefehlt  hat 
(Rußland,  Schweden). 

Zu  eng  ist  die  vorgekommene  Auffassung  der  „Währungs- 
frage“  als  der  Frage  nach  der  Wahl  des  Geldstofis,  gegenüber 
der  „Münzfrage“  als  der  Frage  nach  der  Einteilung  dieses  Stoffes 
in  Münzeinheiten  oder  nach  der  Bestimmung  des  Münzfußes  für  den 
Währungsstoff^,  wobei  bei  Stoff  an  einen  inneren  Eigenwert  besitzen- 
den gedacht  wird,  im  Unterschied  von  dem  für  die  Geldfunktion 
wertlosen  Stoff  des  Papiers  bei  eigentlichem  Papiergeld.  Einmal  paßt 
diese  Auffassung  nicht  auf  letzteren  Fall.  Aber  auch  bei  Metall- 
und  Edelmetallgeld  knüpft  sich  die  Währungseigenschaft,  wie  schon 
bemerkt,  nicht  an  den  Stoff  als  solchen,  Gold,  Silber,  sondern  an  eine 
bestimmte  Form  und  zwar  Münzform  des  betreffenden  Stoffs. 

B.  (Ed el-iMetall währungsarten  (W ährungssyst eme). 
Es  sind  zwei  Hauptsysteme  zu  unterscheiden,  einfache  und 
Doppel-  (bei  Hinzutritt  von  unedlem  Metall,  z.  B.  Kupfer,  al.s 
V ährungsstoff,  auch  mehrfache)  W ährung.  Außerdem  kommen 
gewisse  Nebensysteme  in  Betracht. 

1.  Einfache  Währung.  al  flegriff.  Sie  ist  dasjenige 
Geld-  und  Münzsystem,  bei  welchem  nur  ein  einziger  Stoff*, 
also  Gold  oder  Silber  (oder  eventuell  ein  Unedelmetall,  wie 
Kupfer,  denkbarer  Weise  auch  ein  drittes  Edelmetall,  wie  Platin», 
und  die  daraus  geprägten  Münzen  bestimmter  Art  und  Form, 
insbesondere  die  sog.  vollwichtigen,  münzfußmäßig  geprägten,  all- 
gemeine volle  Zahlkraft  haben,  b)  Münzen  aus  dem  andern 
Metall,  auch  vollwichtige,  einheimische,  haben  gesetzliche  Zahl- 
kraft bei  solcher  einfacher  Währung  überhaupt  nicht  oder,  wie 
Scheidemünze,  nur  bis  zu  einem  bestimmten  (mäßigen)  Wert- 
l>etrag  (S.  519).  Dahin  geliören  mitliin  bei  der  dann  sogenannten 
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..reiuen"  Silberwälirung  Goldmüuzen  oder  bei  der  „reinen" 
Goldwälirimg  vollwichtige  Silbermüuzen,  aber  auch  andere,  mög- 
licherweise ebenfalls  volhvichtige  aus  demselben  Metall,  also  bei 
Silberwährung  aus  diesem  geprägte.  Solche  Münzen  .sind  also 
idcht  Bestandteil  des  einfachen  Währungssystems  oder  sind,  wie 
die  eigentliche  Scheidemünze  aus  Silber  und  unedlem  IMetall  bei 
beiden  Metallwähi’ungen  und  wie  die  als  Scheidemünze  mit 
fungierende  auch  dem  Wertbetrag  nach  größere  Silbermüuze  der 
einfachen  Goldwährung,  nur  Surrogate  (Repräsentanten)  des 
Währuiigsmetalls  und  der  daraus  geprägten  Währuugsmünzeu. 

c)  .,Freie*‘  Prägung,  im  Sinne  der  prinzipiell-rechtlichen 
und  praktisch-tatsächlichen,  unbeschränkten  oder  beschränkten 
Zulassung  der  Prägung  vollwichtiger  Währungsmünzen  auf 
Pri vatrechnuug  (S.  578),  gehört  nicht  zum  Wesen  der  eiu- 
fachen  Währung,  der  „reinen“  Silber-  oder  Goldwährung.  Aber 
sie  ist  damit  vereinbar,  kann  auch  zweckmäßig  damit  ver- 
Ijunden  sein. 

Darüber  und  wie  sie  dann  einzurichten  ist,  ist  oben  bereits  ge- 
handelt worden.  Bei  möglicher  und  nicht  durchaus  ausgeschlossener 
Beschränkung  auf  Prägung  der  Währungsmünzen  nur  auf  Staatsrech- 
nung (oder  auf  Rechnung  des  Münzherrn)  liegt  dem  Staate  die  Auf- 
gabe ob,  für  richtige  Deckung  des  Verkehrsbedarfs  an  Währungs- 
münzen bei  der  einfachen  Währung  Fürsorge  zu  treffen  (oben  S.  576). 

d)  Die  Erhebung  von  Münzgebühreu  für  die  Prägung 
vollwichtiger  Währungsmünzeu  auf  Privatrechnung  ist  eben- 
falls mit  einfacher  Währung  vereinbar.  Solche  Gebühren  im 
Maße  der  Deckung  der  Prägekosten  (eventuell  mit  normalem 
(teschäftsgewinn  dabei)  oder  die  Erhebung  eines  darüber  hinaus- 
gehenden Schlagschatzes  dürfen  aber  bei  der  Prägung  voll- 
wichtiger Währungsmünzen  auf  Pri vatrechnung  nicht,  wie  auch 
ein  etwaiger  Schlagschatz  nicht  bei  der  Prägung  auf  Staats- 
rechnung, von  dem  einzelnen  Münzstück  selbst  mittelst  Ver- 
mindenuig  seines  münzfußmäßigeii  Gewüclits  und  Feingehalts  er- 
hoben w'erden. 

In  Betreff  der  Frage  der  unentgeltlichen  („freien“  in  diesem 
.Sinne)  Prägung  und  der  Erhebung  von  Münzgebühreu  und  Schlag- 
schatz, sowie  hinsichtlich  der  früheren  Mißbräuche  in  der  Münzpolitik 
ist  oben  (S.  554  ff.  t alles  Erforderliche  bereits  erörtert  worden,  sowohl 
für  den  Fall  der  einfachen,  als  für  den  folgenden  der  Doppelwährung. 
Das  Gleiche  gilt  für  die  Verhältnisse  der  Scheidemünze  beider  Wäh- 
rungssysteme (8.  504  ff’.). 

2.  Doppelwährung. 

a ) Sie  ist  dasjenige  Währungssystein,  in  welchem  (Haupt- oder 
volhvichtige)  Münzen  aus  beiden  Metallen.  Gold  und  Silber  (bei 
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noch  mehrfacherer  Währung  eventuell  auch  noch  aus  eiiieui 
dritten  Metall),  volle  gesetzliche  Zalilkraft  auch  im  Privatverkelir 
haben  und  zugleich  folgende  zwei  Bedingungen  inuegehalten 
werden:  a)  Die  Münzen  sind  in  ein  bestinxmtes  Wertverhält- 
nis zueinander  gesetzt  und  haben  demnach  gleichmäßig gesetz- 
liche  Zahlkraft,  und  ß)  zugleich  hat  Jedermann,  jeder  Private 
das  Recht,  sich  in  beliebiger  Menge  aus  beiden  Metallen  solche 
Währungsmünzen  auf  seine  Privatrechnung  von  den  öffentlichen 
Münzanstalten  prägen  zu  lassen,  — wiederum  sei  es  unentgelt- 
lich oder  gegen  bestimmte  Münzgebühren.  b)  Doppelwährung 
im  vollen  Sinne  setzt  daher  prinzipiell  freie  Prägung  auf 
Privatrechnung,  in  diesem  Sinne  der  unl^eschränkten  Zu- 
lassung beider  Metalle  zur  Prägung  auf  Privatrechnung,  voraus. 
Wo  diese  zweite  Bedingung  {unter  ß)  nicht  oder  nicht  völlig 
erfüllt  ist,  liegt  keine  volle  (oder  wahre)  Doppelwährung  vor. 
Diese  Bedingung  gehört  also  zu  den  Essentialien  im  Begriff 
der  vollen  Doppelwährung,  die  erste  allein  erschöpft  diesen 
Begriff  und  das  Wesen  der  Dot^pel  Währung  nicht. 

Die  oben  (S.  554  ff.)  behandelten  Fragen  über  Prägefreiheit  im 
Sinne  der  Prägung  für  Private  auf  de.ren  Rechnung  erlangen  daher 
bei  der  Doppelwährung  ihre  besondere  Bedeutung  auch  für  die  prinzi- 
pielle Seite  dieses  Währungssystems.  Für  dessen  praktische  Seite 
wird  außerdem  dann  auch  die  Frage  der  Prägefreiheit  im  Sinne  un- 
entgeltlicher Prägung  und  die  Frage  der  Münzgebühren  wichtig. 

c)  Das  Doppelwährungssystem  wird  neuerdings  auch  mit 
dem  international  geläufigen  Namen  des  „Bimetallismus“  be- 
zeichnet, ein  aber  auch  in  besonderem  Sinne  gel^rauchter  Aus- 
druck (s.  u.). 

Zu  a,  a.  Die  Wertrelation  der  beiden  Metalle  im 
D 0 p p e 1 w ä h r u n g s s y s t e m.  Ihre  Besti mmung  kann  auf  ver- 

schiedene  Weise  stattfinden,  doch  ist  bisher  praktisch  fast  nur 
die  erste  der  im  Folgenden  genannten  Methoden  vorgekommen 
und  auch  nur  diese  als  ernste  praktische  Möglichkeit  hier  näher 
zu  betrachten. 

aai  Hier  wird  vom  Gesetzgeber  ein  bestimmtes  festes  W'ert- 
verhältnis  zwischen  Gold  und  Silber  ein  für  allemal,  bzw. 
wenigstens  für  unbegrenzte  Zeit,  angeorduet,  wenn  ihm  auch  die 
Aloänderung  dieses  Verhältnisses  immer  freisteht. 

Z.  B.  das  in  der  neueren  Zeit  besonders  wichtig  gewordene,  der 
französischen  Münzgesetzgebung  (1803)  zugrunde  liegende  und’  von 
da  aus  verbreitete  von  Gold  zu  Silber  wie  1 : 15,5,  sonst  auch  im 
19.  Jahrhundert  mehrfach  ein  ähnliches,  so  in  den  Vereinigten  Staaten 


voll  Nordamerika  annähernd  1 : 16,  zeitweise  eine  Kleinigkeit  darüber 
oder  darunter,  jetzt  1 : 15,98. 

bb)  Ein  zweiter  Fall  ist  der,  daß  zwar  der  eine  Stoff,  das 
eine  Metall,  Gold  oder  Silber,  als  Hauptwälirungsstof f be- 
handelt wird,  aber  auch  gewissen  Münzen  aus  dem  andern  Stofi* 
nach  einem  wechselnden  Wertverliältnis  gesetzliche  Zahlkraft 
gegeben  wird.  Dies  kann  wieder  auf  zweierlei  verschiedene 
Weise  geschehen: 

aa)  so,  daß  periodisch  autoritativ,  etwa  nach  Berech- 
nungen auf  Grund  des  wirklichen  im  Verkehr  geltenden 
AVertverhältnisses,  dieses  gesetzlich  für  die  Währungsfuuktion 
festgestellt  wird.  Es  liegt  dann  eine  Art  Doppelwährung  mit 
p e ri  0 d i s c h (nach  einem  mittleren  oder  nach  einem  in  be- 
stimmten einzelnen  Zeit}>unkten  bestehenden  Kurse)  festgestellten 
Zwangskurs  der  Münzen  des  andern  Metalls  vor. 

8o  für  gewisse  Goldmünzen  neben  der  Silberwähruug  oder  für 
gewisse  Silbermünzen  neben  der  Goldwährung;  ferner  ähnlich  für 
eigentliches  Papiergeld  (Papierwährung)  neben  Metallgeld 
und  umgekehrt,  nach  wohl  in  Ländern  stärker  entwerteter  und  stark 
schwankender  Papierwährung  aufgetauchten,  aber  kaum  praktisch 
verwirklichten  Plänen. 

Man  kann  dies  System  das  eines  periodisch  festgestellten 
Kurswert-Zwangskurses  für  die  Münze  aus  anderem  als  dem 
Hauptwährungsmetall  und  von  Papiergeld  neben  Hartgeld  oder 
von  diesem  neben  jenem,  e1>en  der  Papierwährung,  nennen. 

Nicht  dasselbe  wie  ein  solcher  Zwangskurs  für  das  andere 
Metall  oder  für  Papiergeld,  aber  doch  etwas  Analoges  ist  eine 
solche  periodische  Festsetzung  eines  sog.  „Kasseukurses^*  für  die 
Annahme  an  öffentlichen  Kassen,  an  allen  oder  bestimmten,  z.  B. 
des  Staats,  für  die  Münzen  des  anderen  als  des  eigentlichen  Währungs- 
metalls. Praktisch  ist  das  namentlich  für  Goldmünzen  bezüglich  von 
auf  Silberwährung  lautenden  Zahlungsverpflichtungen  in  Frage  ge- 
kommen und  versucht  worden.  Das  kann  dann  bewirken,  daß  ein 
solcher  Kurs  einigermaßen  auch  für  den  Privatverkehr  sich  mit  geltend 
macht,  es  kann  auch  wenigstens  ein  Moment  bilden,  welches  auf  das 
Avirkliche  Wertverhältnis  von  Gold  zu  Silber  einen  gewissen  Einfluß 
mit  ausübt  (S.  295  ff.).  Auch  für  Zahlungen  aus  öffentlichen  Kassen 
kann  ein  solcher  Kassenkurs  Bedeutung  und  eine  gewisse  praktische 
Anerkennung  gewinnen.  Wird  er  hier  zwangsweise  durchgeführt,  so 
entsteht  zu  diesem  Kurse  ein  wirklicher  Doppelwährungszustand. 
Ähnlich  läßt  sich  wieder  ein  periodisch  festg:estellter  solcher  Kassen- 
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In  den  Bestunmungen  des  Wiener  Münz  Vertrags  betreffs  der 
durch  diesen  geschaffenen  damaligen  ^Goldkrone^  (zu  ^ f*  &•) 
hat  etwas  wie  der  hier  besprochene  Fall  eines  periodisch  festgestellten 
Kurswert-Zwangskurses  für  diese  Münze  an  Silbersstatt  wohl  mit 
vorgeschwebt.  Doch  hat  man  die  volle  Konsequenz  nicht  zu  ziehen 
gewagt,  w’elche  dann  von  der  reinen  Silberwährung  in  eine  Doppel- 
währung (wenigstens  periodisch  zeitweise)  hätte  führen  können.  Man 
hat  dann  vielmehr  Vorschriften  getroffen,  eine  solche  Konsequenz  zu 
verhüten.  So  ist  die  ganze  Einrichtung  freilich  ohne  jiraktische  Be- 
deutung geblieben.  Die  allerdings  nuj*  „zur  Erleichterung  des  gegen- 
seitigen Verkehrs  und  zur  Förderung  des  Handels  mit  dem 
Ausland^‘  bestimmte  Goldmünze  'Art.  18  d.  W.  V.)  sollte  in  ihrem 
..Silberwert  im  gemeinen  V^erkehr  lediglich  durch  das  Verhältnis  des 
Angebots  zur  Nachfrage  bestimmt“  werden.  „Die  Eigenschaft  eines 
die  gesetzliche  Silberwährung  vertretenden  Zahlmittels  durfte  ihr 
nicht  beigelegt“,  „zu  ihrer  Annahme  in  dieser  Eigenschaft  Niemand 
gesetzlich  verpflichtet  werden“  (Art.  18,  21).  Dagegen  war  jedem 
Staate  unbenommen,  für  die  Vereinsgoldmünze  nach  einem  im  Voraus 
festgestellten  Kurse,  doch  immer  nur  für  höchstens  6 Monate,  einen 
sog.  Kassenkurs  an  Zahlungsstatt  für  Silbergeld  zu  bestimmen.  Ein 
solcher  Kurs  durfte  aber  nicht  unter  demjenigen  Wert  stehen,  w’elcher 
sich  aus  dem  Durchschnitt  der  amtlichen  Börsenkurse  der  Goldmünze 
in  den  vorhergegangenen  B Monaten  ergab  (Art.  21,  unter  a— d,  worin 
Näheres).  Es  war  damals  die  Zeit  des  steigenden  Goldw’erts  de.s 
Silbers,  also  sinkenden  Kurses  der  Goldmünze  (18o0er  Jahre),  der  Ver- 
werfung der  Goldwährung  bes.  in  Preußen,  als  diese  Bestimmungen 
vereinbart  wurden. 

Die  ganze  Einrichtung  einer  solchen  Art  Doppelwährung 
mit  periodisch  festgestelltem  Zwangskurs  des  anderen  Metalls 
erscheint  praktisch  unzulänglich.  Sie  kann  hier  nicht  weiter 
verfolgt  werden. 

ßß)  Die  zweite  Weise  des  Vorgehens  auf  der  Grundlage 
einer  veränderlichen  Wertrelation  führt  zu  einem  System 
einer  Art  Doppelwährung  mit  Zwangskurs  der  Münze  des 
anderen  Metalls  (oder  wiederum  der  Papierwährung  neben  Hart- 
geld oder  dieses  neben  jener)  nach  dem  jeweiligen  wirk- 
lichen Kurswert.  Das  eine  Metall  bleibt  auch  hier  Hauptwährung, 
aber  die  oder  gewisse  Münzen  aus  dem  andern  Metall  werden 
nach  ihrem  jeAveiligeii  wirklichen  Werte  (Kurs)  mit  ge- 
setzlicher Zahlkraft  für  Zahlungen,  welche  auf  die  Hauptwährung 
hinten,  ausgestattet. 

Die  Eolge  einer  solchen  Einrichtung  wäre  eine  Übertragung 
aller  beständigen,  selbst  täglichen  Schwankungen  des  Wertverhält- 
nisses zwischen  Gold  und  Silber  auf  alle  Zahlungsverpflichtungen  in 
Geld  und  auf  die  Preise  von  Waren  und  Dienstleistungen,  welche 
zwar  in  dem  einen  Metall  berechnet  werden,  aber  in  dem  andern 
Metall  zu  dessen  Kurs  bezahlt  w^erden  dürfen.  Die  gleiche  Folge 
träte  ein  bei  Papierwährung  neben  Hartgeld  für  die  Kursschwankungen 
zwischen  diesen.  Gerade  bei  Papiergeld  ist  bisweilen  an  Derartiges 


gedacht  worden  und  auch  an  praktischen  Versuchen  hat  es  nicht 
ganz  gefehlt  (I^reußen  1807  u.  ff.).  Diese  Folge  wäre  bei  den  häufig 
so  viel  zahlreicheren  und  stärkeren  Schwankungen  zwischen  Papier- 
w^ährung  und  Hartgeld  hier  noch  viel  störender  als  hei  einer  der- 
artigen X’erbindung  der  beiden  Edelmetalle  in  einem  Wähi'ungssystein. 
Für  den  Kleinverkehr  könnte  sie  unerträglich  werden.  Sie  hätte 
außerdem  für  den  Papiergeldausgeber,  so  für  die  staatliche  Finanz- 
verwaltung, den  Nachteil,  daß  sie  ihm  ganz  oder  teilweise  einen  Vor- 
teil entzieht.  Dieser  besteht  beim  Neunwert-Zw'angskurs  des  Papier- 
gelds darin,  daß  die  im  Sinken  dieses  Papiergelds,  der  Papierw'ährung, 
gegen  Hartgeld  liegende  Entw’ertung  nicht  sofort,  namentlich  nicht 
sofort  in  ihrem  vollen  Betrage,  eine  entsprechende  Veränderung  der 
Kaufkraft  des  1‘apiergelds  in  sich  schließt.  Beim  Kursw'ert-Zwangs- 
kurs  w’ürde  jene  Entwertung  und  jede  Kursbewegung  eine  eben- 
solche Verminderung  und  Bewegung  der  Kaufkraft  des  Papiergeldes 
im  Verkehr  mit  sich  führen.  — Ähnliches  kann  sich,  wie  vor- 
gekommen (österr.  Venetien  vorübergehend;,  zeigen,  wenn  bei  einem 
starken  Widerstand  im  Privat-,  im  Geschäfts-,  Ladenverkehr  der  zuin 
Zahlungsempfang  Berechtigte  das  Papiergeld  nicht  nach  seinem  Nenn- 
wert für  Hartgeld,  zu  dem  es  Zwang.skurs  hat,  sondern  nur  nach 
seinem  jew^eiligen  Kurswert  annimmt.  Für  den  in  solchem  Papier- 
geld Zahlenden  schwanken  dann  die  Zahlungsverpflichtungen,  die 
Warenpreise  usw\  wüeder  genau  nach  dem  Kurswert  des  Papiergelds, 
w'enn  sie  auf  dieses  umgerechnet  w’erden.  (ß.  über  diese  Verhältnisse 
unten  in  Abschnitt  XII  vom  Papiergeld.) 

Auch  dies  Svstem  mit  Zw^angskurs  für  Münzen  aus  dem 
andern  Metall  nach  dem  jeweiligen  Kursw^ert  neben  den  Münzen 
aus  dem  Hauptmetall  ist  praktisch  unzulänglich.  Es  kann  eben- 
falls hier  nicht  weiter  verfolgt  werden. 

Die  beiden  Systeme  des  Zwangskurses  nach  periodisch  fest- 
gestelltem Kurswert  und  nach  jeweilig  wdrklich  bestehendem 
Kurswert  für  ]\Iünzen  des  einen  statt  solcher  des  andern  Metalls 
sind  zugleich  Spielarten  der  im  Folgenden  mit  berührten  sog. 
Alternativw’ährung. 

3.  Nebensvsteme.  In  verschiedener  Weise  denkbar  und 
dann  und  wann  auch  praktisch  vorgekommen  sind  gewisse  Ab- 
weichungen von  den  beiden  Hauptsystemeu  der  einfachen  Wäh- 
rung und  der  normalen  Hauptart  der  Doppelwährung,  derjenigen 
mit  für  unbegrenzte  Zeit  autoritativ  vom  Münzherrn  festgestelltem 
Wertverhältnis  zwischen  den  beiden  Edelmetallen.  Hierhin  ge- 
hören namentlich  die  oben  genannte  Alternativwährung  und 
die  Parallelwährung,  jene  wieder  in  etwas  verschiedener  Weise 
denkbar  und  hier  und  da  versucht,  insofern  mit  gewissen  Unter- 
oder Spielarten. 

a)  Alternati vwährung  kann  a)  auch  die  Doppelwährung 
in  ihren  verschiedenen  erwähnten  Formen  genannt  werden,  und 
sie  wird  mitunter  auch  so  genannt.  Diese  Benennung  ist  wort- 
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lieh  .i^’enomineii  dafür  auch  nichl  iiupasseiul,  der  Zahluii^s- 
verj»riiclitete  kann  hier  „alternativ"  wählen,  ob  er  in  Münzen 
des  einen  oder  des  aiideni  Metalls  zahlen  will,  welche  l)eide 
hier  eben  zugleich  Währung  sind  Der  Ausdruck  kann  aber 
^i)  auch  für  dasjenige  Währungssysteni  gebraucht  werden,  in 
welchem  ein  Metall  (bzw.  die  oder  bestimmte  einzelne  Münzen 
I Münzsorten]  daraus)  Hauptwährungsmetall  ist,  doch  das  andere 
Metall  oder  Münzen  daraus  allgemein,  auch  unter  Privaten,  in 
Zahlung  gegeben  werden  dürfen  und  mit  der  Rechtsfolge  der 
rechtlichen  Lösung  der  Zahlungsverpflichtung  vom  Zahlungs- 
bei’echtigten  angenommen  werden  müssen. 

Eine  solche  Einrichtung  ist  wieder  in  zweierlei  Weise  mög- 
lich, aa)  einmal  so,  daß  ihr  eine  bezügliche  allgemeine  Ge- 
stattung der  Münzordnung  zugrunde  liegt,  infolge  deren  ohne 
Weiteres  jeder  Zahlungsverpflichtete  auch  in  dem  andern  Metall 
rechtsgiltig  Zahlung  leisten  kann. 

Dieser  Fall  gleicht  im  Effekt  der  Doppelwährung,  der  normalen 
und  ihrer  beiden  dargestellten  Abarten,  wenn  die  Münzrechtsordnung 
zugleich  die  bezüglichen  Bestimmunge  n über  das  Wertverhältnis  ge- 
troffen hat,  zu  welchem  die  Münzen  aus  dem  andern  Metall  in  Zahlung 
anzunehmen  sind,  ob  also  nach  festem  Wertverhältnis  oder  nacli 
periodisch  festgestelltem  oder  jeweiligem  Kurswert.  Der  Unterscliied 
liegt  nur  darin,  daß  bei  der  normalen  Doppelwährung  von  vornherein 
beide  Metalle,  bzw.  Münzen  daraus,  ganz  ebenbürtig  nebeneinander 
Währung  sind,  während  hier  bei  der  Alternativwährung  ein  Metall 
doch  als  das  Hauptwährungsmetall,  das  andere  als  das  sekundäre, 
als  das  ErsatzmetaJl  fungiert.  In  den  beiden  andern  Systemen,  mit 
Zwangskurs  zum  periodisch  festgestellten  und  zum  jeweiligen  Kurswert, 
kann  man,  wie  oben  geschehen,  Abarten  der  Doppelwährung,  aber 
auch  solche  eines  Wäbrungssystems  mit  einem  Metall  als  Haupt- 
Währungsstoff  und  dem  andern  als  Neben-Währungsstoff  und  damit 
eben  „Alternativwälirung''*  im  hier  besprochenen  Sinne  sehen. 

bb)  Zweitens  kann  eine  Alteriiativwährnng  auch  in  der  Art 
eingerichtet  werden,  daß  die  Rechtsordnung  es  für  zulässig 
erklärt , im  Privatverkehr  vertragsmäßig  B estiinmungen  zu 
treffen,  wonach  eine  auf  die  Hauptwährung  lautende  Zahlungs- 
verpflichtung auch  in  den  Münzen  des  anderen  Metalls  rechts- 
kräftig erfüllt  wird.  Das  hierfür  zugrunde  zu  legende  Wert- 
verhältnis kann  dabei  im  Voraus  vertragsmäßig  festgesetzt 
werden,  entweder  als  ein  fest  l^estimmtes  oder  als  ein  sich  nach 
einem  bestimmten  Kursverhältnis  dei'  Münzen  aus  beiden  Metallen 
zueinander  richtendes,  z.  B.  nach  dem  zur  Zeit  der  Eingehung  des 
Rechtsgeschäfts  oder  zur  Zeit  der  Erfüllung  desselben  bestehen- 
den oder  nach  einem  noch  in  irgend  einer  anderen  Weise  sicli 
bestimmenden , ebenfalls  unter  Zulassung  der  Rechtsgiltigkeit 


solcher  Vereinbarungen  seitens  der  Rechtsordnung.  Hier  bildet 
dann  eine  solche  Einrichtung  wieder  ein  System  der  Alternativ- 
währung, eventuell  mit  den  weiteren  Verschiedenheiten  danach, 
welcher  von  beiden  Parteien,  dem  Zahlungsberechtigteu  oder 
dem  Zahlungsverpflichteten,  die  Wahl  zwischen  beiden  i\Ietallen 
zur  Zahlungsleistung  zu  dem  betreffenden  Wertverhältnis  (Kursi 
freisteht  mit  der  Rechtsfolge,  daß  daun  die  andere  Partei  sich 
dieser  Wahl  fügen  muß.  Verwandtschaft  bieten  diese  und  ähn- 
liche Einrichtungen  einer  Vereinigung  der  beiden  Metalle  in 
einem  Währungssystem  mit  der  normalen  Doppelwährung  immer- 
hin mehrfach.  Genauer  können  auch  sie  indessen  hier  nicht 
verfolgt  werden. 

bj  Parallel  Währung.  Der  Ausdruck  läßt  sich  ebenfalls 
in  etwas  verschiedenem  Sinne  brauchen,  am  Besten  wohl  so, 
daß  darunter  ein  auch  praktisch  in  bedeutenderem  Umfang  (so 
in  Hannover  im  19.  Jahrhundert)  vorgekommenes  System  ver- 
standen wird,  bei  welchem  beide  Metalle,  bzw.  bestimmte  Münzen 
daraus,  Währung  je  für  verschiedene  Zahlungsverhältnisse 
und  ihnen  zugrunde  liegende  Rechtsgeschäfte  sind,  für  welche 
sie  dann  das  gesetzliche  Zahlmittel  bilden,  ohne  sich  zwangsweise 
zu  irgend  einem  früher  l)estimmten  Wertverhältnis  gegenseitig 
zu  vertreten.  Jedes  der  l>eiden  3Ietalle  lund  die  Münze  daraus) 
ist  dann  eigentlich  eine  ein  fache  Währung  für  sich,  aber  jedes 
gilt  zu  dei selben  Zeit  und  in  demselben  Verkehrsgebiete  nur 
für  die  ihm  zugewiesenen  Spezialfälle. 

Diese  Zuweisung  kann  auf  Sitte  und  Herkommen,  auf  besonderem 
Vertrag,  eventuell  aber  auch  auf  der  Währungs-  und  Münzordnung 
selbst  beruhen.  Die  Folge  wird  dann  auch  sein,  daß  Münzen  aus 
beiden  Metallen  auch  bei  Änderungen  der  Wertrelation  dauernd  neben- 
einander umlaufen  können.  Eine  Verdrängung  des  einen  durch  das 
andere  Metall  im  Verkehr  braucht  hier  nicht  in  der  AVeise  wie  bei 
der  normalen  Doppelwährung  einzutreten.  Die  Größe  des  von  jedem 
Metall  vorhandenen  Münzvorrats  und  Münzumlaufs  im  Lande  wird 
sich  nach  dem  Umfang  des  bezüglichen  Bedarfs  an  Münzen  aus  den 
beiden  Metallen  und  dieser  Umfang  nach  demjenigen  des  Geschäfts- 
bereichs richten,  in  welchem, Jedes  Metall  als  Zahlungsmittel  tatsäch- 
lich benutzt  wird.  Durch  Änderung  der  Verkehrssitten  hierin  wird 
sich  also  der  Umfang  des  Bedarfs  an  dem  einen  und  anderen  Metall 
für  Zahlungszwecke  verändern.  Eine  tatsächliche  Vertretung  des 
einen  Metalls  bei  Zahlungen,  w”elche  auf  das  andere  lauten,  kann 
üabei  und  wird  öfters  im  Zeitpunkte  der  Erfüllung  immerhin 
eintreten,  aber  nur  nach  besonderem  Vertrag  darüber  alsdann  und 
zu  jeweilig  vereinbartem  Wertverhältnis,  nicht  zum  im  Voraus  be- 
stimmten. fm  letzteren  Fall  käme  man  sonst  von  solcher  „ParalleP- 
währung  ab  und  zu  einer  „Alternativ^ Währung  hinüber.  Für  die  im 
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Spezialfall  vereinbarte  Wertrelation  wird  natürlich  die  jeweilig  wirk- 
lich bestehende  maßgebend  sein. 

Derartiges  kam  in  Ländern  der  Silberwährung,  auch  in  Deutsch- 
land, früher  und  noch  bis  in  die  neueste  Zeit,  mehrfach  vor,  z.  B.  mit 
deutschen  Goldmünzen  (Friedrichsd’ors,  Louisd'ors,  besonders  im  nord- 
westlichen Deutschland,  so  in  Hannover),  auf  welche  gewisse  Geld- 
zablungsverpflichtungen,  Kontrakte,  Honorare,  Mieten,  lauteten.  Eben 
deswegen  konnten  hier  auch  Gold-  und  Silbermünzen  unabhängig  von 
den  Schwankungen  der  Wertrelation  nebeneinander  im  Umlauf  bleiben. 
Da  indessen  hier  immer  leicht  gewiss<3  Unbequemlichkeiten  eintreten, 
Störungen  infolge  der  Veränderung  der  Wertrelation  bei  der  heutigen 
Notwenigkeit,  für  eigene  Zahlungen  des  Empfängers  das  eingegangene 
Geld  in  das  andere  Metall  umzuwechseln,  so  namentlich  das  Gold 
in  Silber,  wenn  letzteres  einmal  das  Hauptzahlmittel  im  Verkehr 
ist,  wird  doch  die  Verdrängung  des  andern  Metalls,  hier  des  Golds, 
aus  der  Sphäre  seiner  Benutzung  zu  Geldgeschäften  von  der  Ver- 
kehrssitte herbeizuführen  gesucht.  Übrigens  kann  eine  solche  Parallel- 
währung auch  auf  der  Grundlage  eines  kleinen  wirklichen  Bestands 
von  Münzen  aus  dem  zweiten  Metall  (Gold  oder  Silber)  stattfinden, 
wenn  dieses  zweite  Metall  eben  im  Zahlungsfalle  nicht  selbst  ver- 
wendet, sondern,  gewöhnlich  nach  dem  Kurse,  in  das  Hauptmetall 
umgerechnet  und  in  diesem  dann  die  wirkliche  Zahlung  geleistet 
wird.  (S.  Weiteres  in  Lexis’  Art.  Parallelwährung  im  H.W.B.St. 
VI,  38). 

Die  Gefahr,  daß  eine  solche  Parallelwährung  aus  der  einfachen 
Währung  in  die  Doppelwährung  hineinführen  könne,  wenn  im 
Voraus  eine  Zahlungsverpflichtung  zu  einem  bestimmten  Wert- 
verhältnis nach  Wahl  in  jedem  der  beiden  Metalle  geleistet  oder  ge- 
fordert werden  könne,  hat  noch  der  Wiener  Münzvertrag  (Art.  21,  d) 
in  einer  besonderen  Bestimmung  ahwenden  wollen.  Danach  sollte 
den  Staatskassen  und  den  unter  Autorität  des  Staats  stehenden 
Banken  usw.  nicht  mehr  gestattet  sein,  sich  für  die  von  ihnen  zu 
leistenden  Zahlungen  die  Wahl  des  Zahlmittels  in  Silber  oder  Gold 
alternativ  in  der  Weise  vorzubehalten,  daß  dabei  für  Gold  ein  im 
Voraus  bestimmtes  Wertverhältnis  zu  Sübergeld  festgesetzt  werde. 

4.  Nationale  oder  eigentliche  Landeswährung  und  inter- 
nationale Währung, 

a)  Der  normale  und  historisch  regelmäßige  Fall  ist  der  der 
ersten,  in  Konsequenz  der  Einheitlichkeit  des  Münzrechts  und 
der  Verknüpfung  desselben  mit  der  Staatsgew^alt  als  Münz- 
hoheitsrecht, Münzregal  (S.  542  ff).  Aber  bei  der  Zersplitterung 
der  Münzrechte  und  der  „Lokalisierung^*  des  Münzw^esens  in 
kleineren  Gebietsteilen  eines  größeren  Verkehrs-  und  Staatsgebiets, 
wie  in  langen  Zeiträumen  in  der  mittelalterlichen  Periode  und 
darüber  hinaus,  in  Deutschland  gerade  noch  mit  steigender 
Selbständigkeit  der  TerritorialgeAvalten  als  Münzherreii  vom 
16.  bis  10.  Jahrhundert,  sind  „Münzverträge‘‘  über  gewisse 
gemeinsame  Grundsätze  des  W ährungs-  und  Münzwesens  und 
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über  die  gegenseitige  Zulassung  von  Münzen  des  einen  im  Ge- 
})iete  anderer  Münzherren  vielfach  vorgekommen.  Auch  auf  diese 
Weise  ist  man  so  von  rein  lokalem  oder  territorialem  zu  inter- 
lokalem  und  interterritorialem  Währungs-  und  Müuzwesen 
gelangt,  welches  von  einem  internationalen  unter  ganz  selb- 
ständigen Staaten  und  Verkehrsgebieten  doch  eigentlich  nur  dem 
Grade  nach,  nicht  prinzipiell  verschieden  ist. 

Solche  Vereinbarungen  schon  im  Mittelalter  bei  zunehmender 
Zersplitterung  des  Münzwesens  unter  Fürsten,  Städten,  dann  besonders 
unter  Territorialgewalten  im  17.  und  18.  Jahrhundert.  Münzverträge 
deutscher  Einzelstaaten  im  19.,  noch  zuletzt  Wiener  Münzvertrag  von 
1857  (S.  542  ff.). 

b)  Internationale  Währung  ist  die  eben  erwähnte,  welche 
zwischen  selbständigen  (soixveränen)  Staaten  vertrags- 
mäßig festgesetzt  wird.  Dies  kann  an  sich  sogut  eine  einfache 
als  eine  Doppelwährung,  diese  in  deren  verschiedenen  oben  ge- 
nannten Formen,  sein.  Vornehmlich  hat  man  dabei  in  neuester 
Zeit  den  Fall  der  „internationalen“  vertragsmäßigen  Doppel- 
währung zwischen  Gold  und  Silber  auf  Grund  eines  festen  Wert- 
Verhältnisses  zwischen  beiden  Metallen  im  Sinne,  den  speziell 
wohl  .sogenannten  internationalen  „Bimetallismus“.  Nament- 
lich soll  dieser  mit  dazu  dienen,  dem  Silber  neben  dem  Gold 
die  ihm  in  der  reinen  Goldwährung  entzogene  volle  Währungs- 
eigenschaft wieder  zu  verleihen,  das  Wertverhältnis  zwischen 
Gold  und  Silber  auch  im  freien  Verkehr,  allen  Schwankungen 
der  Produktion  und  des  Bedarfs,  des  Angebots  und  der  Nach- 
frage gegenüber,  zu  stabilisieren  und  es  im  Metallgeldwesen 
selbst  auf  dem  vereinbarten  Satze  im  internationalen  und  in- 
ländischen Währungs-  und  Münzsystem  festzulegen,  der  an  sich 
einmal  gegebenen  ,Internationalität‘  des  Edelmetalls  gemäß.  Ein 
theoretisch  wie  praktisch  gleich  wichtiges  Problem,  auch  falls 
seine  Lösung  im  Sinne  des  allgemeinen  internationalen  Bimetallis- 
mus sich,  wenn  nicht  für  immer,  so  für  unabsehbare  Zeit  unter 
unseren  bestehenden  volks-  und  weltwirtschaftlichen  und  nament- 
lich auch  politischen  V^erhältnissen  bei  der  Freigabe  der  Edel- 
metallgewinmmg  an  die  Pi’ivatwirtschaft  als  unmöglich  erweisen 
sollte. 

5.  „Hinkende“  Währung.  Dieser  Ausdruck  ist  neuer- 
dings aus  einer  ironischen  fast  zu  einer  technischen  Fachbezeich- 
nung für  gewisse  Zustände  eines  Währungsystems  geworden. 
Unter  spezieller  Anwendung  auf  den  Fall  der  einfachen 
(reinen)  Goldwährung  versteht  man  darunter  gewöhnlich  den 
A.  Wagner,  soz.-ökon.  Grundriss,  Buchhandelsausgabe.  Abteil.  II.  38 


— 594  — 

Zustand  dieser  Währung,  in  welclier  diese  nicht  ihrem  eigent- 
lichen Prinzip  und  Wesen  gemäß  vollständig  und  folgerichtig 
zur  Durchführung  gelaugt  ist,  weder  in  der  ausschließlichen 
Währungsfunktion  der  Goldmünze  als  volles  gesetzliches  Zahl- 
mittel, noch  in  der  Verbreitung  der  Goldmünze  als  Umlaufs- 
mittel im  Geldverkehr.  Vielmehr  ist  neben  der  Goldmünze  auch 
Silbermünze  in  bestimmten  Sorten,  namentlich  diejenige  etwas 
höheren  Wertbetrags  und  stärkeren  Silbergehalts  als  die  Silber- 
scheidemünze, in  unbeschränktem  Betrage  gesetzliches  Zahlmittel 
und  auch  in  größerem  Gesamtbeträge  im  Umlauf.  Nur  ist 
dieser  Gesamtbetrag  ein  festbeschränkter,  er  wdrd  nicht  und 
kann  regelmäßig  nach  der  Gesetzgebung  auch  nicht,  auch  nicht 
durch  Prägung  auf  Staatsrechnung,  weiter  vermehrt  werden. 
In  dieser  Beschränkung  der  Silbermünze  liegt  der  Unter- 
schied der  „hinkenden“  Währung  von  der  Doppelwährung  mit 
ihrem  Grundsatz  der  in  der  Menge  nicht  beschränkten  Prägung 
beider  Metalle,  also  auch  des  Silbers  neben  dem  Golde.  In 
ähnlicher  Weise  kann  statt  der  Sillbermünze  (einlösbares)  Papier- 
geld (auch  Banknoten)  als  Währungsgeld  in  fest  beschränktem 
Betrage  fungieren  und  so  eine  derartige  „hinkende“  ährung 
entstehen. 

a)  Die  Erklärung  für  solche  Verhältnisse  einer  hinkenden 
Währung  liegt  a)  beim  Übergang  aus  früherer  einfacher  Silber- 
w'ährung  zur  Goldw^ährung  darin,  daß  das  ältere  vollwichtige 
Silbergeld  nicht  vollständig  eingezogen  oder  zur  Scheidemünze 
im  System  der  Goldwährung  gemacht  wmrden,  sondern  in  einem 
^meist  größeren)  Restbetrag  noch  in  Umlauf  belassen  ist.  Dies 
geschieht  eventuell  notgedrungen,  weil  sich  die  volle  Einziehung 
dieses  Silbergelds  und  sein  Ersatz  durch  Goldmünze  im  Verkehr 
zu  schwierig,  zu  kostspielig,  namentlich  wegen  sinkenden  Gold- 
werts des  Silbers  zu  verlustbringend  erwies,  w^ährend  die  Masse 
dieses  noch  im  Verkehr  vorhandenen  Silbergelds  für  seine  Be- 
handlung als  bloße  Scheidemünze  der  Goldw^ährung,  daher  mit 
bloß  beschränkter  Zahlkraft,  noch  für  zu  groß  galt. 

Dies  war  die  Sachlage  im  Deutschen  Reich  mit  dem  starken 
Rest  von  Talern  seit  der  Einstellung  von  deren  Ein7iehung  (1879) 
bis  zur  später  wieder  aufgenommeneu  völligen  Einziehung  und  der 
Entkleidung  der  Taler  von  ihrer  gesetzlichen  Zahlmitteleigenscliaft 
an  Geldesstatt  (1.  Oktober  1907). 

ß)  Auch  bei  dem  Übergang  aus  Doppelwährung  zu  ein- 
facher Goldwährung  — oder  w^enigstens  zu  einer  Münzpolitik  in 
der  Richtung  zu  dieser  hin  — kann  das  Vorhandensein  eines 


gewissen  Betrags  normalen  Silbergelds,  d.  h.  vollwichtigen,  nach 
der  gesetzlichen  Wertrelation,  bei  nunmehriger  Einstellung  der 
weiteren  freien  Silberprägung  die  gleiche  Notwendigkeit  mit  sich 
bringen,  diesem  Silbergeld  noch  die  volle  gesetzliche  Zahlkraft 
und  den  Umlauf  des  noch  vorhandenen  im  Verkehr  zu  belassen, 
\\  eil  man  es  nicht  ubstoßen  kann  oder  will.  Letzteres  deswegen 
nicht,  weil  man  selbst  im  definitiven  Verbleiben  eines  solchen, 
auch  noch  größeren,  aber  doch  nicht  weiter  vermehrbaren  Betrags 
dieses  Silbergelds  keinen  ernstlichen  Vorstoß  gegen  die  „ reine 
Goldwährung  und  in  seinem  Vorhandensein  einen  währungs- 
politischen und  währungstechnischen  Vorteil  sieht. 

Dies  w'ar  und  ist  die  Sachlage  in  Frankreich  seit  der  dortigen  Ein- 
stellung der  freien  Silberprägung (1874-78)  bezüglich  der  Fünf-Frankeii- 
stücke  und  in  den  nordamerikanischen  Vereinigten  Staaten  seit  1893. 

b)  Sind  die  Gesamtbeträge  solchen  Silbergelds  mit  voller 
gesetzlicher  Zahlkraft  nicht  gar  zu  groß,  absolut  und  relativ, 
d.  h.  im  \ erhältnis  zum  vorhandenen  Goldgeld  im  Umlauf  und 
in  den  Staatskassen-  und  Bankvorräten,  wo  sie  dann  eAs  bare 
Deckungsmittel  und  Einlösungsfonds  dienen,  und  werden  die 
notwendigen  Kautel en  und  Vorkelirungen  hinlänglich  wii'ksani 
getroffen,  in  einigen  Punkten  ähnlich  wie  bei  Scheidemünze  — 
besonders  allgemeine  Annahme  jedes  Betrags  solcher  Silbermünze 
(bzw.  auch  des  statt  dieser  neben  dei'  Goldmünze  vorhandenen 
1 apiergeldsi  in  Zahlungen  an  Öffentliche  Kassen,  womöglich  Ein- 
lösbarkeit auf  Verlangen  gegen  Gold  und  Bereithaltung  aus- 
leichender  Geldfonds  zu  diesem  Zwecke  — , dann  kann  auch 
eine  solche  „hinkende“  Währung  wohl,  wenigstens  für  gewöhn- 
liche Zeitläufte,  wie  eine  Goldwährung  fungieren,  d.  h.  auch 
das  Silbergeld  (Papiergeld)  fest  auf  seiner  gesetzlichen  Goldparität 
gehalten  werden.  Immerhin  können  sich  auch  hier  doch  Schwierig- 
keiten im  Geld-  und  Kredit-  und  Bankwesen  ergeben,  nament- 
lich, wenn  das  Silber-  oder  Papiergeld  auch  als  gesetzliche  Bar- 
deckung der  Bankverbindlichkeiten,  — besonders  der  Noten- 
deckung  der  leitenden  Zentralbanken,  mehr  noch  bei  einem 
dezentralisierten  Bankwesen  (Nordamerika)  — verwendet  werden 
darf  und  die  Banknoten  (oder  etwaiges  Staatspapiergeld  statt 
ihrer  oder  neben  ihnen)  in  diesem  Silbergeld  mit  eingelöst 
werden  dürfen  und  es  tatsächlich  werden.  In  kritischen  Zeit- 
läuften, bei  starken  Störungen  der  internationalen  Zahlungsbilanz, 
gioßem  Goldbedarf  für  den  Export,  in  schweren  politischen  Ver- 
hältnissen, Kriegszeiten,  kann  und  wird  sehr  leicht  tatsächlich 
eine  solche  „hinkende“  Währung  aber  größere  Bedenken  bieten 
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werden.  Natürlich  um  so  mehr,  wenn  die  genannten  Kautelen 
fehlen  oder  nicht  ausreichend  getroffen  werden,  namentlich  die 
stete  Einlösbarkeit  des  Silbergelds  in  Gold  nicht  besteht  oder 
nicht  aufrecht  erhalten  werden  kann.  Hier  verbleibt  eine 
.innere  Schwäche  der  „hinkenden^  Währung. 

An  und  für  sich  kann  ähnlich  von  hinkender  Silberwährung 
und  überhaupt  von  hinkender  Metallwährung  gesprochen  werden,  so 
in  Ländern,  welche  aus  der  Papierwährung  wieder  zu  einer  festen 
Hartwährung  gelangen  wollen,  ohne  ausreichend  starke  Metallmengen 
für  den  Münzumlauf  im  Verkehr  und  als  Barfonds  für  die  Einlösbar- 
keit gewisser  verbleibender  Papiergeldmassen  zu  beschaffen  (früher 
Österreich). 

ci  Dem  Zustand  solcher  hinkenden  Währung  ähnlich,  können 
sich  indessen  auch  die  Verhältnisse  bei  Goldwährung  mit  großer 
Masse  von  Silbersclieidemünze,  wie  sie  das  System  der  Goldwährung 
meistens  notwendig  macht,  gestalten,  auch  trotz  der  Behandlung 
dieser  Münze  als  Scheidemünze,  also  mit  beschränkter 
gesetzlicher  Zahlkraft.  Wenn  hier  nicht  die  Kautelen  der  Scheide- 
münzpolitik (S.  508  ff.)  streng  und  ausreichend  durchgeführt 
werden,  so  droht  auch  hier  eine  Gefährdung  der  Goldparität 
dieses  Silbergelds.  Daraus  können  bei  dessen  großer  Masse 
Störungen  des  ganzen  Währungssystems  der  „reinen“  Goldwährung 
hervorgehen  (S.  506ff.j.  Einigermaßen  zu  einer  „hinkenden“  zu 
werden,  ist  so  eine  Gefahr,  mit  welcher  bei  jedem  Goldwährungs- 
system, wenn  es  und  weil  es  mit  großen  Massen  Silbergelds  ini 
Umlauf  verbunden  ist,  gerechnet  werden  muß. 

6.  ..Hinkende”  Gold-  und  M etallwährung  überhaupt 
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gelds  aufrecht  zu  halten,  und  daß  sich  das  durch  Einlösungsvor- 
richtungen und  andere  Maßregeln  erreichen  lasse,  hat  man  solche 
Pläne  zu  stützen  gesucht.  Die  Praxis  selbst  aber  ist,  freilich 
eigentlich  überall  nur,  weil  sie  die  Bedingungen  einer  wirklichen 
vollen  Goldwährung  und  einer  genügenden  Anfüllung  des  Ver- 
kehrs mit  ]\Iünze,  bzw.  Goldmünze,  nicht  erfüllen  konnte,  mehr- 
fach so  vorgegangen. 

Die  „Goldwährung“  vieler  Staaten  ist  nichts  Anderes  als  eine 
solche  „hinkende“  auf  schwacher  Goldbasis.  So  in  den  Vereinigten 
Staaten  seit  IStKl,  in  Britisch-Indien  1893  ft',  (fester  Eupeekurs  des 
Sovereigns  und  fester  Goldwert  der  Rupee  in  englischer  Münze).  In 
anderen  amerikanischen  Staaten  liegen  die  Dinge  ähnlich.  Auch  mit 
der  „Goldwährung“  eines  großen  Teils  von  Europa,  eigentlich  des  ganzen 
Europas,  außer  Großbritannien,  dem  Deutschen  Reich  und  allenfalls 
außer  Frankreich  und  dem  lateinischen  Münzbund  (hier  wieder  Italien 
und  zum  Teil  Belgien  ausgenommen),  auch  in  Japan,  steht  es  nicht  viel 
anders.  Nirgends  besteht  hier  ein  starker  Umlauf  von  Goldmünzen 
im  Verkehr  und  nur  teilweise  ein  größerer  Goldbesitz  in  den  Noten- 
banken. Silbergeld,  Papiergeld,  Banknoten  mit  Legalkurs  sind  das 
übliche,  verbreitetste  Umlaufs-  und  Zablmittel.  Auch  sind  das  nicht 
nur  Stadien  eines  Übergangsverhältnisses  von  Silber-,  Doppel-,  Papier- 
währung zur  realen  Goldwährung,  sondern  der  erreichte  Zustand  einer 
solchen  „hinkenden“  Währung  würd  als  etw^as  Endgültiges  hin- 
genommen, so  daß  man  wirklich  w’ohl  von  dieser  V ährung  hier  als 
von  einem  dauernden  eigenen  Währungssystem  sprechen  kann. 

a)  Die  theoretische  und  praktische  Begründung  dafür  ist  ähn- 
lich derjenigen  der  Zulässigkeit  der  Scheidemünze,  namentlich 
auch  der  als  solche  mit  behandelten  größeren  IMengen  von  Silber- 
münzen höheren  Wertbetrags  als  Repräsentanten  der  Goldmünze 
im  System  der  „reinen“  Goldw'ährung.  Ferner  ist  die  Begründung 
eines  Dauerzustands  solcher  hinkenden  ährung  auch  ähnlich  der 
eines  ganz  auf  dem  Kredit  beruhenden  Geldsurrogatsystems, 
wie  eines  aus  Banknoten,  einlösbarem  Papiergeld  bestehenden, 
gegeben  worden.  Mittelst  einiger  dergleichen  Kautelen,  wie 
bei  Scheidemünze,  und  mittelst  Vorkehrungen  zu  wirksamer 
Sicherung  dieser  Kautelen,  namentlich  durch  vollen  „Kassenkurs“ 
der  dem  Gold  gleichgestellten  Silbermünze  und  durch  die  Zusage 
der  Einlüsbarkeit  dieser  Münze  in  Gold,  wozu  dann  die  Bereit- 
haltung von  Einlösungsfonds  in  Gold  diene,  aber  auch  ausreiche, 
wird  die  Goldparität  aufrecht  zu  halten  gesucht.  Diese  Siche- 
rung der  Goldparität  genüge,  um  dem  Währungssystem  den 
Charakter  der  Goldwährung,  wenigstens  für  alle  Fälle,  in  welchen 
das  geboten  sei,  namentlich  im  internationalen  Verkehr,  zu  ver- 
leihen. Der  irroße  volkswirtschaftliche  Vorteil  sei  dabei  die 
Ersparung  an  Goldbesitz  überhaupt  und  an  — ganz  entbehr- 


licher  großer  Cxoidmiiuzzirkulation  im  Verkehrj  die  Entbindung 
des  Golds  aus  dieser  Funktion  und  seine  Hinüberführung  in  die 
des  Geldkapitals. 

b)  Solches  Vorgehen  ist  theoretisch  betrachtet  möglich  und 
]>raktisch  nach  der  bisherigen  Erfahrung  auch  im  Allgemeinen 
gelungen^  in  Wirtschafts-  und  Staatsgebieten  verschiedener  Ent- 
wicklungy  besonders  bei  gutem  öffentlichen  Ivredit,  genügender 
Ünanzkraft  des  Staatswesens  sowie  — in  2)olitisclier  und  wirt- 
schaftlicher Ruhe  Oller  bei  nicht  zu  tief  greifenden  und  nament- 
lich nicht  zu  lange  dauernden  Störungen  dieser  Ruhe  und  bei 
aktivier  oder  doch  nicht  zu  starker  und  mehr  nur  vorüber- 
gehender passiver  Zahlungsbilanz. 

Rußland  hat  in  der  schweren  Zeit  des  japanischen  Kriegs  und 
der  inneren  Unruhen  seine  Valuta  fast  ganz  auf  der  Goldparität  zu 
halten  gewußt,  kaum  ein  Sinken  um  und  auch  das  nur 

vorübergehend  gesehen,  aber  allerdings  auch  auf  der  Grundlage  eines 


was  in  die  öffentlichen  Kassen  in  Zahlung  oder  zum  Zweck,  gegen 
Gold  eingelöst  zu  werden,  zurückkommt,  muß  sofort  wieder  zu 
Zahlungen  der  Kassen  ausgegeben  werden,  läßt  sich  nicht  wie  die 
Banknote,  selbst  nicht  einmal  zeitweilig,  zurückziehen,  und  andere 
Spezialdeckungen,  wie  sie  bei  der  Banknote  für  deren  nicht  bar  ge- 
deckten Teil  die  leicht  liquiden  Wecheldeckungen  bilden,  fehlen. 
y)  Die  Lage  ist  in  dieser  Hinsicht  wieder  ähnlich,  wie  bei  der  ein- 
lösbaren Scheidemünze  und  bei  der  als  solche  mit  fungierenden  ge- 
samten Silbermünze  der  Goldwährung  (S.  506  ff,),  aber  noch  wesentlich 
ungünstiger.  Denn  es  handelt  sich  um  absolut  und  relativ  noch 
viel  größere  Beträge  solchen  Silbergelds  dieser  „hinkenden^  Gold- 
währungen auf  der  Basis  geringen  Goldbesitzes.  S.  im  folgenden 
Abschnitt  über  Staatspapiergeld  Weiteres. 

d)  Gewiß  kann  eine  Volkswirtschaft  bei  solcher  „hinkenden 
Dauerwährung^^  an  Gold  im  Umlauf  und,  bei  kleinen  Gold-Eiu- 
lösefonds, auch  in  den  „sichtbaren  Vorräten“  (S.  419  ff.)  sjmren, 
braucht  weniger  Nationalkapital  in  dieser  Geldfunktion  au- 
zulegen,  vermag  einen  größeren  Teil  des  als  bloßes  Uinlaufs- 
mittel  dienenden  Goldgelds  in  die  Funktion  des  Geldkapitals 
hinüberzuführen,  ähnlich  wie  bei  voller  Entwicklung  von  auf 
dem  Kredit  beruhenden  Geldsurrogatwesens.  Aber  die  Währung, 
das  ganze  Geldsj’stem  und  der  weitere  Aufbau  des  kreditmäßigeil 
Geldsurrogatwesens  und  Zahlungswesens  nunmehr  auf  dieser 
Basis  einer  so  innerlich  schwachen  Währung,  eben  dieser  hinken- 
den, ist  doch  kein  sicheres,  solides  Fundament  für  die 
Geld-  und  Kveditwirtschaft  der  betreffenden  Volkswirtschaft, 
welche  darauf  aufgebaut  wird.  Jene  Vorteile  werden  mit  diesem 
Mangel  teuer,  wohl  zu  teuer  erkauft. 

e)  Auch  muß  man  schließlich  doch  die  weiteren  und 
letzten  Folgen  eines  solchen  Vorgehens  berücksichtigen.  Das 
(juantitative  iMoment,  welches  doch  für  den  jeweiligen  Geld- 
wert (Kaufkraft  des  Geldes)  stark  ins  Gewicht  fällt  (S.  205  ff.), 
wird  schon  durch  das  auf  der  soliden,  festen  Realwährung 
aufgel)aute  kreditmäßige  Geldsurrogat-  und  Zahlungswesen  in 
seiner  Wirkung  stark  gesteigert.  Das  ist  noch  mehr  der  Fall, 
wenn  nun  auch  durch  solche  Gestaltungen  der  hinkenden  Wäh- 
rung als  Dauerzustand  des  Geldsystems  eine  immer  größere  Masse 
des  Metallgelds,  speziell  bei  der  hinkenden  Goldwährung  des 
Goldgelds,  aus  seiner  Uinlaufsmittelfunktion  entbunden  wird. 
Auch  auf  den  Weltgoldwert  muß  das  schon  einen  Einfluß  aus- 
üben, selbst  wenn  solche  hinkende  Währung  auf  wenige  Gebiete 
beschränkt  bleibt.  Je  mehr  sie  sich  verbreitet  — und  warum 
nicht,  wenn  sie  für  zulässig  und  bewährt  gilt?  — desto  stärker  muß 
eine  derartige  Wirkung  w'erden.  Die  Wirkung  einer  großen 


c)  Die  entscheidende  Frage  ist  aber  eben  stets,  ob  solche 
Währung  sich  in  ernsten  kritischen  Zeiten  von  längerer  Dauer 
hält,  ol:)  die  Ivautelen  da  ausreichen  und  die  Vorkehrungen  zu  ihrer 
Durchführung  stark  genug  sind  und  erforderlichenfalls  gemacht 
werden  können.  Das  bleibt  durchaus  zw^eifel haft.  Das 
ganze  System  beruht  eben  doch  auf  Fi  ktiouen,  auf  dem  Schein, 
schwebt  in  der  Luft  und  ist  nicht  ,, sturmsicher“.  Fehlen  Ein- 
lösuiigsfonds  in  Gold  oder  sind  sie  nur  klein,  so  wird  die  Lao-e 
noch  prekärer.  Aber  seilest  große  Barfonds  in  Gold  geben  keine 
ausreichende  Sicherung.  Es  kommt  hier  doch  noch  Folgendes 
in  Betracht. 

n)  Solche  Fonds  sind  eben  eventuell  die  einzige  Spezial- 
deckung des  Silbergelds  (oder  des  mit  ihm  oder  allein  als  Vertreter 
der  Goldmünze  mit  dienenden  Papiergelds  u.  dgh).  ß)  Die  behaupteter- 
maßen daneben  etwa  mit  in  Betracht  kommende  „Deckung“  durch 
den  „allgemeinen  Kredit  des  Staats“,  durch  die  „Fundation“ 
(„Steuerfundation“)  in  der  Annahme  an  Zahlungsstatt  an  den 
öffentlichen  Kassen,  al«Jo  der  volle  „Kasseukurs“  helfen,  die  letztere 
Fundation  schon  in  ruhigen,  gewöhnUchen  Zeiten,  beide  „Deckungen“ 
vollends  in  kritischen  Zeiten  nicht  sicher  Die  Lage  bezüglich  solchen 
Silbergelds  ist  viel  ungünstiger  als  bezüglicli  der  Banknoten.  Denn 
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Goldproduktion  zumal  wird  so  noch  stark  potenziert.  Im  letzten 
Effekt  wird  durch  solche  Entwicklungen  Gold  selbst  ein  immer 
ungeeigneterer  Währungssto ff, — ^ hier,  wegen  der  Aussicht 
auf  Verminderung  seines  Werts,  seiner  Kaufkraft,  also  wegen 
einer  entgegengesetzten,  wie  sie  sonst  für  Gold  in  fernerer  Zu- 
kunft zu  prognostieren  ist  (8.255  ff).  Kann  das  ein  richtiges 
Währungssystem  mit  solcher  Prognose  sein? 

Das  Ergebnis  der  vorausgehenden  Betrachtung  ist  die 
Verwerfung  der  „hinkenden^‘  AVährung,  schon  als  eines  zwar 
dem  Plane  nach  vorübergehenden,  aber  doch  länger  dauernden 
„Übergangsstadiums“  zur  Goldwährung,  vollends  als  eines  prinzipiell 
als  Dauerzustand  gedachten,  wodurch  in  der  Tat  eigentlich  ein 
besonderes  Währungssystem  entsteht.  Ein  solches  ist  eine 
theoretische  und  praktische  Künstelei,  mit  welcher  man  sich  von 
soliden  wirtschaftlichen  Grundlagen  entfernt.  Im  Grunde 
gibt  mau  damit  die  Goldwährung  auf  und  begnügt  sich  wirklich 
nur  mit  ihrem  Schein.  Störungen,  mit  welchen  im  ]>olitischen 
und  wirtschaftlichen  Leben  für  ein  solides  und  gut  fundamen- 
tiertes  Geld-,  Währungs-  und  auch  Kreditsystem  eben  als  einer 
immer  wieder  sich  von  Zeit  zu  Zeit  verwirklichenden  Möglich- 
keit gerechnet  werden  muß,  bleiben  bei  jeder  Art  solcher 
hinkender  Währung  unberücksichtigt.  Das  ist  und  bleibt  die 
Schwäche  jeder  Geldtheorie,  welche  die  wirtschaftliche  Seite  des 
Geldproblems  vernachlässigt  oder  geringschätzt  und  in  den  Nebel 
hinauftaut,  — ganz  ähnlich  wie  in  der  sog.  „staatlichen“ 
Geldtheorie. 

Ganz  ebenso  ist  im  Prinzip,  nur  noch  übler,  nach  seiner  prak- 
tischen Seite  und  Wirkung  ein  Währungssystem  zu  beurteilen  und 
somit  zu  verurteilen,  welches  ein  solches  von  Hartwährung  (Edel- 
metall) vorstellen  will,  aber  auf  einer  schmalen  Metallbasis  in  kleinem 
Einlösungsfonds  und  einer  kleinen  Münzmenge  im  Verkehr  beruht. 
Wenn  hier  die  Münze  großenteils  durch  Papiergeld  ersetzt  ist,  falls 
auch  nicht  durch  solches  mit  eigentlichem  Zwangskurs  bei  Uneinlös- 
barkeit, sondern  mit  solchem  Legalkurs  und  Einlosbarkeit  gegen 
Münze,  so  entsteht  eben  doch  auch  nur  wieder  eine  „hinkende“  Metall- 
währung, im  Grunde  eine  Papierwährung  mit  zeitweiliger  fester 
Parität  mit  Metall.  Alles  über  hinkende  Goldwährung  Gesagte  gilt 
auch  von  dieser  hinkenden  Metall  Währung, 

C.  Vergleichende  Beurteilung  der  einfachen  (reinen) 
Silber-  und  Goldw^ährung  und  Wahl  zwischen  beiden, 

1.  Vorzüge  und  Mängel  jedes  der  zwei  Metalle  als 
alleiniger  Währungsstoff. 

In  dieser  Hinsicht  sind  folgende  drei  Momente  von  Be- 
deutung. a)  Die  früher  dargelegten  Produktions-  und  Verw'endungs- 


verhältnisse  (S.  25Ü,  280  ff.,  344  ff.)  jedes  Metalls,  sowie  in  be- 
stimmtem Lande  und  Zeitalter  die  Beschaffungsverhältnisse  über- 
haxipt;  b)  die  Bedürfnisse  der  konkreten  Volkswirtschaft  und 
Zeit;  c)  die  Bedingungen  der  technischen  Durchführung  jedes 
der  beiden  einfachen  Währungssysteme. 

Kein  vom  abstrakten  Standpunkt  rationeller  Theorie  und 
Praxis  aus,  ohne  Rücksicht  auf  den  oft  und  mit  Recht  zwingen- 
den, mindestens  für  die  Entscheidung  stark  ins  Gewicht  fallenden 
historischen  und  lokalen  (territorialen)  Zusammenhang  der  Dinge 
verdiente  dasjenige  Metall  im  Ganzen  den  Vorzug  und  wäre  zu 
wählen,  welches  in  diesen  drei  Punkten  die  meisten  speziellen 
Vorzüge  und  die  geringsten  Mängel  böte.  Auch  eine  solche 
mehr  abstrakte  Behandlung  des  Problems  gehört  gerade  hier  in 
eine  allgemeine  prinzipielle  Behandlung  der  Geldlehre  und  er- 
öffnet doch  auch  für  die  konkrete  Entscheidung  einige  beachtens- 
werte Gesichtspunkte, 

Zu  a).  Cf)  Betrachtung  nach  den  Produktions-  und 
Beschaffungsverhältnissen  der  Edelmetalle,  aa)  Ganz  all- 
gemein hat  Silber  nach  seinen  natürlichen  Produktionsverhältnissen 
den  Vorzug  einer  stetigeren,  weniger  sprunghaften  Ge- 
winnung vor  dem  Golde,  weil  es  nicht  wie  dieses  als  Schw'emm- 
und  Wasch])rodukt  vorkommt  (S.  281,  288),  Freilich  war  es 
infolge  dessen  in  primitiven  Verhältnissen  schwerer  vom  Menschen 
zu  erlangen,  w'odurch  Gold,  auch  abgesehen  von  mitspielenden 
ästhetischen  Momenten,  auch  als  Schmuckstoff  usw.  einen  Vor- 
sprung erzielte.  Auch  die  Produktionskosten  von  Silber  sind 
beim  Fehlen  des  Vorkommens  als  Schweminprodukt  stetiger. 
Dies  alles  bedingt  eine  größere  Gleichmäßigkeitseiner  Produktions- 
menge und  damit  seines  Werts,  soweit  dieser  von  diesen  quan- 
titativen Momenten  abhängt,  ein  nicht  unwichtiger  Punkt  auch 
für  die  Geldfunktion  dieses  Metalls,  bb)  Doch  entscheiden  im 
Übrigen  für  die  Wertkonstanz  jedes  der  beiden  3Ietalle  alle  die 
Verhältnisse,  welche  die  Entwicklung  und  jeweilige  wie  je  ört- 
liche Ergiebigkeit  der  Gewinnung,  die  davon  w^esentlich  mit 
abhängige  verfügbare  Menge  des  Metalls  und  die  Kosten  der 
Gewinnung  jeweilig  bestimmen,  also  die  montanistischen,  tech- 
nischen, metallurgischen  Verhältnisse.  Hier  kann  nicht  wohl  von 
einem  allgemeinen  Vorzug  des  einen  vor  dem  anderen  Metall 
gesprochen  werden,  cc)  Nur  der  Umstand,  daß  aus  allgemeinen 
geologischen  Gründen  die  weiter  hinausliegende  „ Zukunft “ 
des  Goldes  weniger  günstig  als  diejenige  des  Silbers  sein  möchte 
(S.  285,  288),  kann  immerhin  im  Hinblick  auf  diese  Zukunft 
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schon  in  einem  früheren  Zeitpunkte  mit  bei  der  Wahl  zwischen 
den  beiden  Metallen  zum  alleinigen  Geldstoff  einer  einfachen 
Hartwährung  zur  Erwägung  kommen.  Alsdann  zugunsten  des 
Silbers  mit  Rücksicht  auf  die  großen^  Gefahr  eines  zukünftigen 
Goldmangels  und  daraus  hervorgehenden  steigenden  Goldwerts. 
Gleichwohl  wird  auch  dieser  Punkt  für  die  Entscheidung  in  der 
Gegenwart  nicht  den  Ausschlag  geben  können.  Auch  um- 
gekehrt wird  indessen  mit  der  zeitweilig,  so  heute,  „viel  zu 
massenhaften“  und,  wie  ebenfalls  heute  und  in  absehbarer 
weiterer  Zukunft,  „viel  zu  wohlfeilen“  Silberproduktion  kein  so 
unbedingtes  Verdikt,  wie  üblich,  gegen  die  einfache  Silberwährung 
begründet  werden  können.  Denn  bei  einer  stark  ausgedehnten 
^ erwendung  von  Silber  als  Geldstoff  würde  der  Silberwert  sich 
auch  ganz  anders  in  der  Höhe  halten  können,  als  er  es  bei  der 
V erdrängung  des  Silbers  aus  der  Währungsfunktion  im  System 
der  einfachen  Goldwährung  neuerdings  zu  tun  vermocht  hat. 
Ob  und  wieweit  die  Rücksicht  auf  die  jeweilig  obwaltenden 
Produktionsverhältnisse  xmd  die  dadurch  bedingte  schwächere 
oder  stärkere  Vermehrung  des  einen  und  des  anderen  Metalls 
für  oder  gegen  dessen  Wahl  als  Währungsstoff  mit  zu  ent- 
scheiden haben,  wird  unten  bei  der  Bedürfnisfrage  unter  b^  mit 
erörtert. 

dd)  Vom  Standpunkte  des  Interesses  einer  einzelnen  kon- 
kreten olkswirtschaft,  auch  zu  bestimmter  Zeit,  kann  es  zwar 
auch  nicht  wohl  bei  dem  einmal  vorhandenen  Charakter  des 
Edelmetalls  als  „internationalen“  Verkehrsprodukts  entscheidend 
für  die  Wahl  sein,  ob  das  eine  od(!r  das  audei^e  der  beiden 
Metalle  und  in  welchem  absoluten  und  relativen  Umfang  im 
Inland  gewonnen  wird.  Aber  wegen  der  größeren  Unabhängig- 
keit hinsichtlich  der  Beschaffung  des  Geld-  und  Währungsstoffs 
vom  Auslande  ist  es  doch  ein  Vorteil,  wenn  man  ihn  im  Inland 
in  einigermaßen  beträchtlicher,  dem  industriellen  und  dem  Geld- 
bedarf entsprechender  Menge  gewinnt.  Für  Länder  absolut 
starker  und  gegenüber  der  Goldproduktion  bedeutend  vorherrschen- 
der Silberproduktion,  wie  im  Mittelalt(T  und  später  in  Deutsch- 
land, seit  dem  16.  Jahrhundert  in  der  spanisch-amerikanischen 
Kolonialwelt,  lag  so  die  Wahl  der  Silbei'währung,  dagegen  für  die 
neuen  Länder  der  Massenproduktion  von  Gold  und  für  diejenigen, 
welche  durch  ihren  Kolonialbesitz  und  Handel  von  diesem 
Produkt  leichter  größere  Mengen  an  sich  ziehen  können,  liegt 
die  Wahl  der  Goldwährung  doch  auch  dieses  Umstands  wegen 
näher  und  bietet  Vorteile.  Auch  in  der  Gegenwart,  wo  bei  der 
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geringen  Eigenproduktion  Gold  fürEuroim  fast  ganz  ein  „fremdes“, 
ein  von  weither  herbei  zu  führendes  Produkt  ist,  dagegen  Silber, 
wenn  auch  nur  in  absolut  und  relativ  geringen  Mengen,  doch 
noch  in  einigen  Ländern,  namentlich  auch  in  Deutschland,  in  nicht 
ganz  unerheblichem  Betrage  gewonnen  wird,  böte  Silber  wenig- 
stens für  diese  Länder  einen  gewissen  Vorzug  in  diesem  Punkte. 
Aber  irgend  entscheidend  kann  er  doch  nicht  bei  der  Wahl 
der  W’ährung  ins  Gewicht  fallen. 

Geschichtlich  hat  die  größere  oder  geringere  Pi'oduktion  im 
heimischen  Gebiete  und  die  davon  und  von  Verkehrs-  und  Macht- 
verhältnissen mit  bedingte  Verfügbarkeit  des  einen  oder  anderen 
Metalls,  neben  anderen  Umständen,  wie  besonders  dem  Bedarf  nach 
einem  wohlfeileren  oder  teureren  Geldstoff,  auf  die  Wahl  zwischen 
Silber  und  Gold  mit  eingewirkt,  so  ini  späteren  altrömischen  Reich, 
in  den  letzten  Jalirhunderten  des  Mittelalters  in  Mitteleuropa  und 
vollends  deutlich  im  Zeitalter  der  neuesten  großen  Goldära  mit  zur 
Wahl  des  Golds,  in  andren  Zeiten,  wie  schon  im  früheren  Altertum 
und  im  16.  und  den  folgenden  Jahrhunderten  bis  zur  zweiten  Hälfte 
des  19.  in  Europa  und  Amerika  mit  zur  Wahl  des  Silbers  als  Wälirungs- 
stoff  geführt  oder  bewirkt,  daß  der  betreffende  Stoff  allgemeiner  sich 
als  Währung  eingebürgert  hat.  Die  Produktionsvorgänge  haben  dazu 
auch  wohl  erst  die  Möglichkeit  gegeben,  wie  zur  allgemeinen  Silber- 
währung im  16.  und  allgemeineren  Goldwährung  im  Laufe  des  19.  Jahr- 
hunderts. Die  Wahl  des  Währungsstoffs  und  des  Stoffs  für  die  große 
Masse  vollwichtiger  Münzen  ist  durch  die  Produktions  Vorgänge  selbst 
einigermaßen  beherrscht,  weil  dadurch  erst  ernstlich  ermöglicht 
worden. 

Darin  tritt  eine  Ähnlichkeit  der  Wirkung  der  Produktionsvor- 
gänge und  Beschaffungsverhältnisse  jedes  der  beiden  Metalle  für  dessen 
Wahl  zum  Währungsstoft*  hervor,  wie  beim  Übergang  von  Natural- 
wirtschaft zur  Geldwirtschaft  überhaupt.  Auch  dieser  Vorgang  ist, 
zwar  nicht  verursacht,  aber  erst  allgemeiner  möglich  gemacht  und 
veranlaßt  worden  durch  Produktionsvorgänge  auf  dem  Edelmetall- 
gebiet (antike  Welt,  neuere  seit  15.  und  16.  Jahrhundert).  Ähnlich 
hat  umg*ekehrt  der  Mangel  an  Edelmetall  die  Rückkehr  in  natural- 
wirtschaftliche  Verhältnisse  mit  veranlaßt,  in  der  Zeit  des  Untergangs 
von  Altrom,  auch  das  längere  Verbleiben  bei  Naturalwirtschaft  in 
vielen  Gebieten.  Auch  das  Verbleiben  bei  oder  die  Annahme  von 
anderen  Geldstoffen  als  Edelmetall  und  das  Einreißen  von  Papier- 
währung in  neueren  Kolonialgebieten  (so  in  Britisch-Nordamerika  im 
17.  und  18.  Jahrhundert)  erklärt  sich  mit  durch  diese  Verhältnisse. 

Das  Ergebnis  dieser  Betrachtungen  über  die  Bedeutung 
der  Produktions-  und  Beschaffungsverhältnisse  für  die  Wahl  der 
Währnng  ist  somit,  daß,  wenn  nicht  ganz  extreme  Verhältnisse 
vorliegen,  ein  absoluter  Mangel  des  einen  oder  des  andern  Metalls 
oder  eine  absolut  und  dem  andern  Metall  gegenüber  relativ  ganz 
übermäßig  große  Produktion,  man  in  der  Wahl  des  Metalls  für 
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eine  einfache  Währung  im  Ganzen  frei  ist.  Die  anderen  Rück- 
sichten können  also  um  so  mehr  entscheiden. 

ß)  Betrachtung  nach  den  Verwendungsverhältnissen. 
Hier  handelt  es  sich  um  die  Verwendung  zu  anderen  als  zu 
Geldzwecken,  um  die  industrielle  Verwendung  usw.  iS.  344  ff.). 
Diese  kann  für  die  Wahl  des  Währungsstoffs  insofern  nicht  un- 
wichtig sein,  als  sie  darüber  bestimmt,  wie  viel  von  dem  Neu- 
produkt jedes  Metalls  durch  den  Übergang  in  die  und  die  ganz 
oder  großenteils  dauernde  Bindung  in  der  industriellen  \ erwendung 
in  Anspruch  genommen  wird,  also  von  der  Verwendung  zu  Geld- 
zwecken (Münzung)  abgeht.  Selbst  eine  hohe  Neuproduktion, 
z.  B.  in  einer  längeren  Periode  im  jährlichen  Durchschnitt,  kann 
durch  solche  Verwendung  bemerklich  in  Anspruch  genommen 
werden,  so  daß  für  Geldzwecke  nicht  so  viel,  als  an  sich  möglich 
wäre,  übrig  bleibt.  Dann  ist  die  Gold-  oder  Silberplethora 
nicht  so  groß  und  wirkt  nicht  so  stark  auf  Geldwesen,  Geld- 
wert ein,  als  es  sonst  der  Pall  wäre.  Es  scheint  fast,  nach 
neuesten  Aufschlüssen,  als  gelte  das  gerade  wegen  der  stark 
gestiegenen  neueren  industriellen  Verwendung  von  Gold  sogar 
für  die  jüngste  Zeit  der  so  außerordentlich  gestiegenen  Gold- 
produktion.  Umgekehrt  wird  selbst  eine  kleine  industrielle  Ver- 
wendung bei  einer  mäßigen  Neuproduktion  von  Metall  nur  eine 
noch  erheblich  kleinere  Metallmenge,  als  angenommen  wird,  für 
Geldzwecke  verfügbar  lassen.  So  war  es  wohl,  als  um  Mitte  der 
188Üer  Jahre  die  Goldproduktion  der  neuen  Ara  erheblich  ziirück- 
ging  (S.  347).  Das  sind  Umstände,  welche  zwar  nicht  leicht  die 
Wahl  des  Währungsstoffs  entscheidend  bestimmen  werden  und 
zu  bestimmen  brauchen.  Aber  sie  werden  immerhin  gewisse 
Erwartungen , Hoffnungen  wie  Befürchtungen , einzuschränken 
oder  zu  steigern  veranlassen  müssen,  welche  man  an  die  Wahl 
eines  Währungssystems  knüpft. 

Zur  Ergänzung  der  früheren  (S.  347,  Tabelle  XI)  Ausführungen 
über  die  industrielle  Verwendung,  besonders  von  Gold,  sei  hier 
Folgendes  beigefügt.  Nach  Mitteilungen  über  die  Höhe  und  Zunahme 
der  industriellen  Goldverwendung  in  Deutschland  (bes.  Pforzheim  usw.) 
und  im  Auslande  seitens  Sachverständiger  (in  der  deutschen  Bank- 
enquete 1908)  müssen  wahrscheinlich  die  bisherigen  Schätzungen  der 
industriellen  Verwendung  von  Gold  in  neuerer  und  neuester  Zeit  zu 
niedrig,  selbst  erheblich  zu  niedrig  gewiesen  sein.  Sie  dürften 
vielleicht  um  50000—100000  kg  f.  G.,  und  selbst  noch  mehr  im  Jahre 
zu  erhöhen  sein.  Danach  würde  sich  die  Verteilung  des  neugewon- 
nenen Golds  auf  industrielle  und  monetäre  A^erwendung  und  die 
Verw^endbarkeit  für  letztem  Zw’^eck  in  den  Daten  der  Tabelle  XI  nicht 
unwesentlich  zu  Ungunsten  des  monetären  Teils  ändern.  Ein 


Punkt  von  einer  gewissen  Bedeutung  für  die  Frage  der  reinen  Gold- 
währung, zumal  in  Ländern  wie  Deutschland  und  im  sonstigen  Mittel- 
und Osteuropa,  auch  andrer  Weltteile,  wo  die  Beschaffung  und  dauernde 
Bewahrung  eines  stärkeren  Anteils  an  dem  neu  gewonnenen  GoM 
ohnehin  schon  erhebliche  Schwierigkeiten  macht  (S.  405  ff.,  419  u., 
427  ff.  und  die  dort  eingereihten  Tabellen). 

Das  Maß  der  A'erwendung  und  dauernden  Bindung 
des  neu  produzierten  und  gewonnenen  Edelmetalls  zu  Schmuck, 
Gerät  usw.  ist  daher  doch  auch  ein  Punkt  von  Bedeutung  zur 
Beurteilung  historischer  und  lokaler  Verhältnis.se  des  Edelmetall- 
wesens und  der  Deckung  der  Geldbedürfnlsse.  Sehr  starke  der- 
artige Verwendung,  wie  zu  Zeiten  in  der  antiken  Welt,  wie 
dauernd  im  Orient,  namentlich  auch  im  mittel-  und  ostasiatischen, 
kann  manche  Schwierigkeiten  der  Entwicklung  der  Geldwirtschaft 
und  in  dieser  auch  manche  A orgänge  in  der  Richtung  mehr  zui 
Silber-  oder  zur  Goldwähung  und  in  der  bezüglichen  Münz- 
zirkulation erklären.  Auch  die  neuere  privatkapitalistische,  stark 
plutokratische,  doch  mit  wesentlicher  absoluter  wirtschaftlicher 
Hebung  der  unteren  A^olksklassen  in  AVest-  und  Mitteleuropa 
und  Nordamerika  verbundene  volkswirtschaftliche  Entwicklung 
scheint  zu  einem  sich  steigernden  industriellen  Bedarf  an  Gold 
zu  führen  und  so  die  „ Golddecke die  Alenge  des  für  Geld- 
funktionen verfügbaren  Golds,  knapper  zu  machen. 

Zu  b.  Die  Bedürfnisse  der  konkretenA  olksw'irtschaf  t 
und  Zeit  nach  einem  der  beiden  Edelmetalle  als  Wäh- 
rungsstoff. Die  Wahl  der  einfachen  Währung  mit  danach  ist 
eine  nahe  liegende  Annahme,  w^elche  auch  durch  einzelne  histo- 
rische A^orgänge  bestätigt  wird.  Es  lassen  sich  für  eine  prinzipielle 
Betrachtung  cc)  die  A^erhältnisse  im  Inland  für  sich,  im  Rahmen 
der  heimischen  A^olkswirtschaft,  und  ß)  die  A^erhältnisse  dieser 
A^olkswirtschaft  im  A^erkehr  mit  dem  Ausland,  ihre  »Stellung 
als  Glied  der  AVeltwdrtschaft,  unterscheiden.  Gerade  bei  neueren 
AVährungsw^echseln,  besonders  beim  Übergang  von  reiner  Silbei- 
zu  reiner  Goldwährung  — übrigens  auch  von  Papierwährung 
zu  Hart-,  namentlich  Goldw^ährung  und  von  Doppehvährung  zu 
letzterer  — haben  Argumente  mit  solchen  nationalen  und  inter- 
nationalen Bedürfnissen  der  Volkswirtschaft  stark  mitgesprochen, 
selbst  entschieden  und  jedenfalls  ihr  Gewicht  in  die  AA'agschale, 
die  vielleicht  auch  sonst  schon  zugunsten  der  Goldwährung  stand, 
mit  gelegt. 

a)  Für  den  inneren  A^erkehr  aa)  eignet  sich  in  w'eniger 
entwickelten,  ärmeren  A'olkswirtschaften,  bei  geringerem  Wohl- 
stand, allgemein  niedrigerem  Preisstand  der  AVaren  und  Dienste 
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(Löhue)  ein  weniger  kostbares  Metall  besser  als  ein  wertvolleres 
zum  Währungsstoff,  so  Silber  vor  Gold,  selbst  ein  Unedelmetall 
(Kupfer)  vor  Silber.  Dem  entspriitht  die  geschichtliche  Ent- 
wicklung einigermaßen.  Erst  in  höherer  Entwicklung  der  Volks- 
wirtschaft, des  Wohlstands  und  Preisstands,  des  Handels  und 
der  Geldkapitalwirtschaft  wird  der  weniger  Avertvolle  Stoff,  das 
Silber,  in  Münzstücken  zu  unberpiein,  solche  Stücke  über  eine 
mäßige  Werthöhe  hinaus  werden  zu  unhandlich,  der  Transport 
von  Geld  wird  zu  lästig  \ind  schwierig. 

bb)  Mit  Hinweis  darauf  ist  auch  in  der  neuesten  Zeit,  im 
19.  Jahrhundert,  in  Silberwährungsländern,  wie  Deutschland,  der 
Übergang  zur  Goldwährung  empfohlen  und  selbst  als  mehr  oder 
weniger  notwendig  hingestellt  worden. 

cc)  Indeß  ist  diese  Begründung  nicht  durchschlagend.  Denn 
dem  Bedürfnis  nach  Umlaufsmitteln  in  Stücken  höheren  Werts 
kann  gerade  hier  durch  Geld-  und  Münzsurrogate  kredit- 
wirtschaftlicher Natur,  durch  Banknoten,  einlösbares 
Staatspapiergeld,  Münzzertifikate,  leicht  und  völlig  be- 
friedigend abgeholfen  werden.  Auch  voll  bar  gedecktes 
Papiergeld  („Goldscheine‘‘,  „Silberscheine",  „Silberzertifikate“) 
kann  in  Betracht  kommen,  ohne  daß  man  genötigt  würde,  neben 
der  Silbermünze  Goldmünzen  zu  haben  und  diese  in  irgend  einer 
der  vorhin  besprochenen  Kombinationen  mit  der  Silberwährung 
zu  verbinden.  So  bleibt  der  V'orteil,  daß  man  für  ganz  kleine 
Wertgrößen  und  daher  in  einem  nicht  hohen  Gesamtbeträge  auf 
der  Basis  der  einfachen  Silberwährnng  Scheidemünze  aus  einem 
Unedelmetall  und  eventuell  aus  minderwertig  geprägter  Silber- 
münze bedarf. 

dd)  Gerade  für  den  inländischen  Verkehr  ist  das  Be- 
dürfnis nach  Goldmünzen  und  Goldwährung  so  kein  zwingen- 
des, selbst  in  einer  hoch  entwickelten,  reicheren  Volkswirtschaft. 
Die  ungeheure  große  Masse  der  Geldumsätze  im  Konsumenten- 
verkehr vollzieht  sich  doch  auch  hier  in  mäßiger  Werthöhe  im 
Einzelfall,  wofür  Silbermünze  überhaupt  allein  oder  besser  als 
selbst  kleine  Goldmünze  brauchbai-  ist.  Die  unvermeidliche 
Eingliederung  solcher  Silbermünze  bis  zu  mittleren  Werthöhen 
hinauf  und  die  sehr  große  Gesamtmenge  dieser  Münze  im  Gold- 
währungssystem beweist  das  ja.  Fehlt  es  an  solcher  Münze,  so 
bietet  die  Goldmünze,  auch  die  noch  brauchbare  kleinere 
(10  Mk.,  10  Fr.),  die  immer  erst  gleich  in  kleineres  Geld  um- 
gewechselt werden  muß,  keinen  befriedigenden  Ersatz.  Und  für 
größere  Umsätze  wird  die  Goldmünze  und  die  zu  schwere  Silber- 


ee) Aus  den  Bedurinissen  des  inneren  verkeiirs  ist  aiso 
die  Notwendigkeit  oder  auch  nur  die  überwiegende  Zweckmäßig- 
keit der  Goldwährung  und  des  Goldmünzumlaufs  nicht  abzuleiten 
und  zu  begründen.  Hier  behält  Silber  den  Vorzug. 

Das  gilt  doch  auch  für  die  Lage  in  Deutschland  und  in  andern 
europäischen  und  sonstigen  Ländern  um  die  zweite  Hälfte  des  19.  Jahr- 
hunderts und  auch  jetzt  noch.  Anschauungen  und  wirkliche  (großen- 
teils auch  nur  vermeintliche)  Bedürfnisse  der  „oberen  Zehntausend" 
sind  hier  zu  sehr  zu  solchen  des  ganzen  Volks  gemacht  worden.  Auch 
nationale  .Eitelkeitsrücksichten“,  Hinneigung  zu  dem  „vornehmeren“ 
Golde  und  Wunsch  zur  Gleichstellung  mit  Ländern  der  umfangreichen 
Zirkulation  von  Goldmünzen  haben  hier  einen  gewissen  Einfluß  auf 
die  Vorliebe  zu  Gold  und  auf  die  Abwendung  von  Silber  mit  aus- 
geübt. 

ji)  Bedürfnisse  in  Bezug  auf  den  auswärtigen  Verkehr. 

aa)  Dieser  wird  in  geld-  und  kreditwirtschaftlicher  Entwick- 
lung auf  der  Grundlage  wenigstens  desselben  V'ährungstoffs 
im  In-  uud  Auslande  erleichtert,  weil  dann  die  immer  störenden 
Kursschwankungen  zwischen  Gold  und  Silber  nicht  einwirken. 
Allerdings  bleiben  auch  bei  demselben  Währungsstoff  ohne  völlige 
Gleichheit  des  Münzfußes  immer  noch  die  Kursschwankungen 
der  Münzen  (und  mit  danach  der  Wechselkurse).  Dem  Bedürf- 
nis nach  Gleichheit  des  Währungsstoffes  im  internationalen  Ver- 
kehr tritt  also  folgerichtig  dasjenige  nach  gleichem  Münzfuß  zur 
Seite.  Aber  bei  der  noch  größeren  Schwierigkeit,  einen  solchen 
zu  erreichen,  weil  hier  so  viel  Anderes  noch  entgegenwirkend 
mitspielt,  wird  darauf  verzichtet,  nur  die  Erreichung  eines 
gleichen  Währungsstoffs  um  so  mehr  erstrebt.  Denn  die  Schwan- 
kungen des  Kurses  zwischen  (vollwichtigen)  Münzen  de.sselben 
Metalls  halten  sich  regelmäßig  in  nur  engen  Grenzen,  wenigstens 
bei  vorauszusetzender  sonst  richtiger  Münzpolitik  (Prägefrei- 
heit), jedenfalls  in  weit  engeren  als  die  Schwankungen  zwischen 
Silber  und  Gold.  Unabhängig  von  diesen  zu  werden,  erscheint 
also  als  das  wichtigere  Bedürfnis.  Mit  absolut  und  relativ 
immer  größerer  Wichtigkeit  des  auswärtigen  Verkehrs,  im 
Warenhandel  und  im  Geldkapitalien  verkehr,  wird  dies  Be- 
dürfnis auch  immer  stärker  empfunden.  Streben  nach  Gleich- 
heit wenigstens  des  AVährungsstoffs  in  den  Hauptländern  des 
weltw'irtschaftlichen  Verkehrs  und  zumal,  auch  aus  Rücksichten 
der  internationalen  Konkurrenzfähigkeit,  in  schwächeren,  noch 
weniger  entwickelten  Volkswirtschaften,  wie  den  mittel-  und  ost- 
euronäischen.  mittel-  und  südamerikanischen,  segenüber  stärkeren, 
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hochentwickelten,  wie  namentlich  der  britischen,  macht  sich  daher 
geltend.  In  der  neueren  Goldwäbrungsäi’a  hat  dies  Moment 
einen  starken  Einfluß  zugunsten  der  Einführung  von  Goldwährung 
in  Ländern  der  Silberwährung,  der  l'apierwährung,  etwas  auch 
in  solchen  der  Dop])elwährung  mit  ausgeübt. 

bb)  An  und  für  sich  wird  mit  diesem  Argumente  indessen 
nicht  schon  zugunsten  des  Golds,  sondern  eben  nur  des  gleichen 
Währungsstoffs  allgemein  (oder  allgemeiner,  d.  h.  räumlich  in 
der  Weltwirtschaft  ausgedehnter),  des  Goldes  oder  des  Silbers, 
etwas  bewiesen,  aber  noch  nichts  für  die  Wahl  zwischen 
ihnen  als  Grundlage  einer  einfaclnm  Währung.  Für  letztere 
Frage  kommen  andere  Ge.sichtspunkte  in  Betracht,  namentlich 
die  Geeignetheit  jedes  Metalls  als  internationalen  Währungs- 
stoffs und  die  Möglichkeit  und  Aussichten  seiner  Wahl  hierzu. 
Die  neuere  Entscheidung  der  Theorie  und  Praxis  meist  ohne 
Weiteres  und  unbedingt  für  Gold  beruht  allerdings  mit  und 
selbst  in  höherem  Maße  auf  anderen  Gründen.  Aber  auch  weil 
man  Gold  allein  oder  wesentlich  besser  als  Silber  für  geeignet 
allgemeinen  internationalen  Währungsstoff  hielt  und  nur 


zum 


die  Goldwährung  als  durchführbar  in  den  wichtigsten  Ge- 
bieten der  Weltwirtschaft  ansah,  hat  man  sich  gewöhnlich  für 
Gold  entschieden.  Die  jeweilig  gegebene  Lage  der  Pi'oduktions- 
verhältnisse  und  der  durch  diese  mit  bedingten  schwächeren  und 
stärkeren  gegenwärtigen  und  für  absehbare  Zukunft  in  Aussicht 
stehenden  Vermehrung  der  Menge  des  Neuprodukts  hat  bei  dieser 
Entscheidung  auch  mit  gespielt.  Dieser  Punkt  wdrd  hier  noch 
mit  in  die  Betrachtung  gezogen,  wie  oben  Vorbehalten  w'urde. 

aa)  Allgemein  und  stets  mehr  als  das  andere  geeignet  zum 
gleichen  Währungsstoff  für  internationalen  Verkehr  mehrerer 
Länder  und  zum  w^eltwirtschaftlichen  überhaupt  kann  man  wdeder 
doch  kaum  das  eine  vor  dem  anderen  Edelmetall  nennen,  auch 
nicht  das  Gold  vor  dem  Silber.  Die  im  inländischen  Verkehr 
mögliche  Ersetzung  der  Silbermünze  für  größere  Wertumsätze 
durch  Geldsurrogate,  wodurch  dem  bezüglichen  Bedürfnis  über- 
haupt und  namentlich  in  höher  entwickelten  Volkswirtschaften 
genügend  abgeholfen  wmrden  kann,  liegt  allerdings  mangels  ent- 
sprechender Surrogate  im  inteimationalen  Verkehr  nicht  vor. 
Dieser  Mangel  ist  aus  politischen  Gründen  und  wegen  der 
Schwierigkeit,  internationale  kreditwirtschaftliche  Einrichtungen 
zu  schaffen,  auch  kaum  zu  beseitigen.  Aber  im  internationalen 
Verkehr  erfolgen  ohnehin  die  Zahlungen  im  einzelnen  Geschäft 
regelmäßig  nicht  mittelst  Versendung  von  Metallgeld,  sondern 
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mittelst  Wechseln  und  ähnlichen  Wertpapieren.  Ob  diese  auf 
Silber  oder  Gold  lauten,  ist  an  sich  einerlei.  Auf  der  Basis  all- 
gemeiner Silberwährung  lassen  sich  die  internationalen  Zahlungen 
zwd.schen  verschiedenen  Ländern,  welche  dieses  Metall  als  ein- 
fache Währung  haben,  ebensogut  wde  auf  der  Basis  der  all- 
gemeinen Goldwährung  bewerkstelligen.  Für  die  wirkliche  Ver- 
Lnduug  gleicher  Wertbeträge  in  Metall  (^Münze)  bedingt  aller- 
dings das  so  viel  weniger  w'ertvolle  Silber  den  Transport  einer 
w'eit  größeren  Gewichtsmenge  als  das  Gold,  damit  an  sich,  soweit 
das  Gewdcht  und  Volumen  des  Transport  ob  jekts  hierfür  ent- 
scheidet, höhere  Transportkosten.  Dadurch  wird  die  interlokale 
und  internationale  Bewegung  von  Geld  selbst  erschweit.  Soweit 
diese  im  Interesse  der  lokalen  Wertausgleichung  und  des  ganzen 
wirtschaftlichen  Verkehrs  liegt,  ist  das  ein  Nachteil  des  Silbers. 
Das  ist  so  durch  seine  körperliche  Beschaffenheit  und  seinen 
niedrigeren  spezifischen  Wert  lokal  mehr  gebunden.  Gold  fließt 
leichter  zu  und  ab.  Aber  das  ist  nicht  durchaus  stets  zu  jeder 
Zeit  und  in  jeder  Volkswirtschaft  noch  in  jeder  Lage  einer 
solchen  ein  Vorteil,  die  größere  lokale  Gebundenheit  des  Silbers 
nicht  durchaus  stets  ein  Nachteil,  namentlich  soweit  es  sich  bei 
Gold  und  Silber  um  die  Funktion  von  Geldkapital  handelt.  Es 
kommt  aber  außerdem  in  Betracht,  daß  Gewicht  und  Volumen 
nicht  notwendig  allein  die  Transportkosten  bestimmen,  sondern 
der  spezifische  W^ert  dies  mit  tun  kann  und  eigentlich  auch  tun 
muß  und  tatsächlich  tut,  gerade  bei  Edelmetall,  so  beim  Werttarif 
(Abteil.  II,  B.  1 S.  52).  Auch  ist  mit  zu  beachten,  daß  bei  einer 
stärkeren  Verbreitung  internationaler  Silberw'ährung  und  dem- 
gemäß Silbermünzzirkulation,  ebenso  wde  jetzt  bei  Gold  sich  zeigt, 
ein  stärkerer  Silbergeldbedarf,  also  ein  Moment  auf  der  Nach- 
frageseite eintreten  würde,  w'elches  ceteris  paribus  den  Silber- 
w’ert  selbst,  gegen  Gold,  aber  auch  überhaupt,  in  betreff  seiner 
Kaufkraft,  erhöhen  müßte.  Damit  stiege  auch  seine  Transport- 
fähigkeit selbst  bei  reinem  Gewichts-  und  Volumen-Transporttarif. 

'^Das  Ergebnis  dieser  Betrachtung  ist,  daß  rein  wegen 
dieses  Moments  seines  geringeren  spezifischen  Werts 
das  Silber  selbst  als  Stoff  internationaler  einfacher  Währung 
nicht  iinbedingt  in  geringerem  Maße  als  Gold  geeignet  ist. 
Die  prinzipielle  Entscheidung  in  der  Wahl  des  Stoffs  der  ein- 
fachen Währung  fällt  demnach  nicht  notwendig  für  Gold  und 
gegen  Silber  aus.  Es  kommen  für  die  konkrete  Entscheidung 
daher  mit  die  folgenden  Umstände  in  Betracht. 

A.  Wagner,  soz.-ökon.  Grundriss,  Buchhandelsausgabe.  Abteil.  II.  39 
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ßß)  Das  sind  die  gegebenen  und  für  absehbare  Zeit 
einigermaßen  schätzbaren  zeitlichen  Produktions-,  Ver- 
wendungs-  und  Mengenverhältnisse  beider  Metalle.  Diese 
können  so  verschieden  liegen,  daß  daraus  sich  einmal  hin- 
sichtlich der  mutmaßlichen  Wertkonstanz  jedes  Metalls  Schlüsse 
ergeben,  welche  mehr  das  eine  als  das  andere  Metall  als  Währungs- 
stoff geeignet  erscheinen  lassen,  etwa  auch  zugleich  wünschens- 
werter, weil  zweckmäßig,  um  eine  stärkere  Wertkonstanz  des 
gewählten  Währungstoffs  durch  Steigerung  der  Nachfrage  nach 
ihm  bei  großer  Produktion  zu  bewirken;  und  daß  zw'eitens 
die  Durchführbarkeit  einer  einfachen  Edelmetallwährung  in 
ausgedehnterem  internationalen  Gebiet  auf  der  Basis  des  einen 
Metalls  leichter  und  gesicherter  ist,  etwm  auch  wieder  gleich- 
zeitig wünschenswerter,  um  größere  Wertkonstanz  des  Währungs- 
stoffs durch  Steigerung  der  Nachfrage  nach  ihm  zu  verbürgen. 
Hier  hängt  die  Frage  der  Geeignetheit  jedes  Metalls  als  inter- 
nationaler Stoff  einfacher  Währung  also  mit  derjenigen  der 
Durchführbarkeit  allgemeinerer  Silber-  oder  Goldwährung  zu- 
sammen. Und  die  wirkliche  internationale  — damit  nicht  not- 
wendig durch  Staatsverträge  sich  vollziehende,  sondern  auf 
freier  eigener  Entscheidung  eines  jeden  Staats  beruhende  — 
Durchführung  jeder  der  beiden  einfachen  Währungen  ist  wieder 
mit  unter  dem  Gesichtspunkt  zu  betrachten,  ob  sie  und  vde  weit 
sie  die  sonst  nach  den  Produktions-,  Verwendungs-  und  Mengen- 
verhältnissen etwa  gefährdete  Wertkonstanz  jedes  Metalles  günstig 
oder  ungünstig  zu  beeinflussen  geeignet  erscheint. 

yy)  Die  Verhältnisse  der  neuen  Edelmetallära  seit  Mitte  des 
19.  Jahrhunderts  sind  nicht  nur  als  die  praktisch  wichtigsten 
ein  besonders  geeignetes  Objekt,  die  hier  nach  dem  Voraus- 
gehenden erforderlichen  Untersuchungen  an  sie  anzuknüpfen  und 
mit  ihnen  Beweis  zu  führen.  Sie  sind  auch  deswegen  dafür 
am  geeignetsten,  w'eil  in  dieser  Periode  doch  eigentlich  zum 
ersten  Male  in  der  Geschichte  wenigstens  mit  nach  rationellen 
Erwägungen  über  die  Produktions-  und  Mengenverhältnisse  und 
über  Zweckmäßigkeit  gleichen  internationalen  Währungstoffs  die 
Währungsfragen  in  Theorie  und  Praxis  behandelt  und  zum  Teil 
entschieden  worden  sind.  Man  kann  daher  die  konkrete  Sach- 
lage in  der  occidentalischen  Kulturwelt  in  der  zweiten  Hälfte 
des  19.  Jahrhunderts  unmittelbar  zum  Ausgangspunkt  auch  der 
hier  in  Frage  stehenden  prinzipiellen  Erörterung  des  Problems 
nehmen. 

aaa'  Fall  absolut  und  relativ  schwacher  Produktion  des 


pinen  gegenüber  dem  andern  Metall.  Unter  relativ  „schwacher** 
wird  hier  diejenige  verstanden,  welche  dem  konkreten  Bedarf 
für  monetäre  und  industrielle  Zwecke  gegenüber  sich  so  charak- 
terisieren läßt,  und  zwar  für  monetäre  Zwecke  gerade  betreffs 
des  Metalls  als  Stoffs  einer  einfachen  Währujig.  Hier  droht, 
wenn  das  Metall  der  schwächeren,  hinter  dem  Bedarf  zurück- 
bleibenden  Produktion  Währung  ist,  eine  Störung  seiner  Wert- 
konstanz, und  zwar  in  steigender  Richtung  seiner  Kaufkraft  und 
in  einer  Veränderung  seiner  Wertrelation  zu  dem  andern  Metall 
zu  seinen  Gunsten.  Das  l\Ietall  der  stärkeren,  sich  dem  Bedarf 
für  industrielle  und  monetäre  Zwecke  mehr  anpassenden  Pro- 
duktion erscheint  denn  auch  als  das  geeignetere  für  die  Funktion 
der  einfachen  Währung.  Freilich,  wenn  seine  Produktion  und 
die  daraus  hervorgehende  Vermehrung  den  Bedarf  nach  ihm 
übersteigt  und  zumal  stärker  übersteigt,  so  droht  auch  ihm  eine 
Störung  seiner  Wertkonstanz,  und  zwar  hier  in  sinkender  Rich- 
tung seiner  Kaufkraft  und  im  Weichen  seiner  Wertrelation  zu 
seinen  Ungunsten  gegen  das  andere  Metall.  Aber  immerhin 
nicht  so  stark,  als  w'enn  durch  (räumliche)  Beschränkung  seiner 
W^ährungsfunktion  und  seiner  Verwendung  zur  ISIünzprägung  der 
Bedarf  nach  ihm  noch  schw’ächer  wäre. 

Für  die  Entscheidung  im  konkreten  Fall,  w’enn  sie  rein  nach 
rationellen  geld-  und  münztheoretischen  und^  -politischen  Gimncl- 
sätzen  erfolgt,  wird  in  Betracht  kommen,  einmal,  ob  die  Wert- 
.steigenmg  des  in  schwacher  Produktion  begriffenen  Metalls 
stärker  als  die  Wertsenkung  des  in  starker  Produktion  begriffenen 
ist  und  wahrscheinlich  weiter  sein  wird;  das  so  vergleichsweise 
wenigstens  wmrtstabilere  Metall  verdient  im  Allgemeinen  den 
Vorzug.  Sodann  wird  es  bei  der  Entscheidung  auch  darauf  an- 
kommen, ob  man,  eben  einmal  vor  die  Wahl  des  einen  oder 
des  anderen  zum  Stoff  der  einfachen  Währung  gestellt,  eine 
Währung  sinkenden  oder  steigenden  Werts  für  das  relativ  weniger 
Nachteilige  in  volkswirtschaftlicher  Hinsicht  hält.  Wegen  der 
allgemeinen  Einwirkung  auf  Produktion,  Preise  und  auf  die 
Schwere  der  Last  der  auf  die  Währung  lautenden  Geldverbind- 
lichkeiten möchte  hier  der  Währung  sinkenden  der  Vorzug  vor 
derjenigen  steigenden  Werts  zu  geben  sein,  immer  vorausgesetzt, 
daß  eben  wertstabile  Währung  nicht  zu  erlangen  ist. 

So  war  meistens  früher  die  konkrete  Sachlage  für  Gold,  mit 
an  sich  und  gegenüber  Silber  dem  Bedarf  gegenüber  schwächerer 
Produktion,  eine  ungünstigere  als  für  Silber  in  der  Frage  der 
Geeignetheit  für  die  Währungsfunktion  bei  einfacher  Währung; 
namentlich  wohl  schon  in  wichtigen  Gebieten  der  älteren  Periode  der 
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antiken  Welt,  dann  den  größeren  Teil  des  Mittelalters  hindurch  und  be- 
sonders seit  dem  15.  und  im  16.  Jahrhundert  infolge  des  Aufschwungs 
der  deutschen  und  seit  Mitte  des  16.  Jahrhunderts  infolge  desjenigen 
der  amerikanischen  Silberproduktion  bis  zur  Mitte  des  19.  Jahrhunderts. 
TJnterbrecliungen  zugunsten  des  Golds  fand  diese  Sachlage  zu  Zeiten 
in  der  antiken  Welt  (Orient,  spätere  römische  Zeit),  etwas  im  späteren 
Mittelalter,  auch  etwas  in  der  allerersten  Zeit  nach  der  Entdeckung 
von  Amerika,  stärker  während  der  brasilianischen  Goldära  im  18.  Jahr- 
hundert, allenfalls  auch  während  des  Ansteigens  der  russisch-sibi- 
rischen Goldproduktion  um  die  1840er  Jahre,  noch  vor  der  kalifor- 
nischen Ära.  Wesentlich  die  bessere  Anpassung  der  Silberproduktion 
an  den  Bedarf,  wenn  auch  nicht  allein  dies  Moment,  hat  mit  zur  Ver- 
breitung der  einfachen  Silberwährung,  zum  Eintritt  dieser,  wo  einmal 
Goldwährung  entstanden  war,  zum  dauernden  Festhalten  an  ihr  geführt 
und  dieses  Vorgehen  notwendig  gemacht.  Die  einzige  wichtigere 
Ausnahme  bildet  England,  unter  entscheidender  Mitwirkung  einer 
Art  Doppelwährung  nach  einem  für  Silber  zu  ungünstigen  Wert- 
verhältnis Ende  des  17.  und  im  18.  Jahrhundert,  wodurch  Goldzirku- 
lation sich  in  England  verbreitete,  Silber  verdrängt  wurde.  Der 
absolut  und  relativ  starken  Silberppduktion  gegenüber  — relativ: 
hier  im  Verhältnis  zur  bisherigen  Silbergeldmenge  und  Silbermenge 
überhaupt  und  im  Verhältnis  zur  Goldmünzmenge  und  gesamten  Gold- 
menge — diente  die  Silberwährung,  die  starke  Silberprägung  und 
Silberzirkulation  als  Bedarfs-  und  Nachfragemoment  zur  Erhaltung 
oder  Herbeiführung  einer  immerhin  größeren  Wertkonstanz  des  Silbers, 
sowohl  seiner  Kaufkraft  wie  seiner  doch  vom  16. — 19.  Jahrhundert, 
im  Vergleich  zur  neuesten  Zeit,  nur  wenig  weichenden  Relation  zum 
Golde.  Nur  auf  der  Basis  des  Silbers  war  auch  unter  diesen  \er- 
hältnissen  allgemeinere  einfache  Währung  in  einem  großen  Länder- 
gebiet wie  dem  Europas  und  Amerikas  durchführbar.  Größere  Aus- 
dehnung der  Goldwährung,  selbst  nur  umfassendere  Anwendung  von 
Einrichtungen  wie  Alternativ-  und  Parallelwährungen,  auch  Doppel- 
währung nach  einem  dem  Golde  günstigeren  Wertverhältnisse,  woraus 
Zustrom  von  Gold  in  Länder  dieser  Währung  hätte  hervorgehen 
müssen,  war  undurchführbar.  Denn  dafür  war  viel  zu  wenig  Gold 
für  monetäre  Zwecke,  zumal  neben  relativ  starkem  Bedarf  für  andere 
Verwendungen,  vorhanden.  Damalige  weitere  Verbreitung  der  Gold- 
währung hätte  auch  nur  das  Gold  in  seiner  Kaufkraft  stark  steigen 
und  in  seiner  Wertrelation  zu  Silber  noch  stärker,  als  ohnehin,  wenn 
auch  im  Vergleich  mit  der  Gegenwart  immer  noch  gering,  geschehen, 
emportreiben  müssen.  Es  war  daht^r  im  Ganzen  auch  richtig,  daß 
man  in  der  Kulturwelt  mit  wenigen  Ausnahmen  an  Silberwährung 
festgehalten  hat.  Ohne  sich  der  Gründe  freilich  klar  bewußt  zu  sein, 
waren  Theorie  und  Praxis  überwiegend  für  Silberwährung.  Den  Be- 
dürfnissen der  meisten  Volkswirtschaften  entsprach  das,  nicht  nur 
nach  ihrer  speziellen  inneren  Entwicklung,  der  meist  noch  vorherr- 
schend agrarstaatlichen,  sondern  auch  nach  ihrem  Interesse  an  leid- 
licher Wertkonstanz  des  Währungsmetalls  und  an  genügender  Be- 
schaffbarkeit  des  Silbers  für  ihre  monetären  Zwecke,  für  ihren  langsam 
wachsenden  Geld-  und  Münzbedarf.  Silber  besaß  in  der  Tat  damals 
den  Vorzug  höherer  Geeignetheit  für  die  Währungsfunktion 
vor  dem  Golde,  nach  den  wirtschaftlichen  Bedürfnissen  der  Länder 
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und  nach  den  Produktionsverhältnissen  der  beiden  Edelmetalle.  Wären 
diese  Verhältnisse  so  geblieben,  wie  bis  Mitte  des  19.  Jahrhund^t>, 
so  hätte  sich  in  dieser  Beziehung  die  Lage  zugunsten  der  Silber- 
Währung  nicht  geändert. 

bbb)  Fall  starker  Veränderung  der  Produktionsverhält- 
nisse, namentlich  starker  absoluter  und  dem  anderen  Metall 
gegenüber  auch  relativer  Vermehrung  des  einen  MetalLs.  Da- 
durch kann  die  Deckung  des  vorhandenen  und  vielleicht  noch 
aus  allgemeinen  Gründen  der  volkswirtschaftlichen  Entwicklung 
steigenden  Bedarfs  nach  dem  in  der  Produktion  zurückbleibenden 
Metall  erschwert  werden  und  für  weiterhin  gefährdet  erscheinen. 
Ist  dieses  :Metall  bisher  dasjenige  der  einfachen  Währung,  so 
droht  eine  Steigerung  der  Kaufkraft  dieser  Währung  und  ein 
Steigen  ihres  Werts  gegenüber  dem  anderen  Metall  und  der  auf 
dessen  Grundlage  beruhenden  einfachen  Währung.  Doch  wenn 
die  Produktion  des  betreffenden  iSIetalls  zwar  hinter  derjenigen 
des  andern  stark  zurückbleibt,  indessen  nicht  absolut  zurück- 
geht, sondern  selbst  steigt,  und  so  im  Ganzen  relativ  stabiler 
ist  und  den  vorhandenen  und  weiter  zu  erwartenden  Bedarf  für 
industrielle  und  monetäre  Zwecke  einigermaßen  zu  decken  ver- 
mag, so  bietet  dieses  Metall  gegenüber  dem  anderen,  in  viel 
stärkerer  Vermehrung  begriffenen  die  Aussicht  auf  größere  V ert- 
konstanz,  speziell  hinsichtlich  seiner  Kaufkraft.  Die  etwaige 
Veränderung  der  W^ertrelatiou  zu  seinen  Gunsten  gegen  das 
andere  Metall  ist  dann  auch  nicht  als  ein  Steigen  seines  Werts 
gegen  dieses,  sondern  als  ein  Sinken  des  W^erts  des  letzteren 
gegen  es  selbst  aufzufassen.  Bei  einem  Zurückbleiben  der  Pro- 
duktion des  absolut  und  relativ  jetzt  schwächer  produzierten 
Metalls  hinter  dem  vorhandenen  und  mutmaßlich  für  absehbare 
Zeit  sich  so  und  so  entwickelnden  Bedarfs  kann  dann  auch  die 
Möglichkeit  und  Zweckmäßigkeit,  an  diesem  Metall  alsVährungs- 
metall  festzuhalten,  fraglich  werden,  weil  seine  Menge  zu  knapp 
wird,  vollends  wenn  etwa  noch  besondere  Umstände  den  Bedarf 
steigern  imd  das  verfügbare  Metall  noch  mehr  einschränken 
(Steigende  industrielle  Verwendung,  größerer  Abfluß  in  die  Ferne, 
aus  der  occidentalischen  Welt  herausi. 

Umgekehrt  wird  unter  solchen  Bedarfs-  und  Produktions- 
verhältnissen für  das  andere  absolut  und  relativ  besonders  stark 
gewonnene  Metall  die  Chance  seiner  Geeignetheit,  als  Währungs- 
stoff einer  einfachen  Währung  sich  steigern.  Einmal,  w'eil  es 
einen  wachsenden  monetären  Bedarf  sicher  und  leichter  zu  decken 
vermag;  ferner,  weil  es  bei  seiner  Menge  sich  mehr  zum  iuter- 
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natioiialeu  Währuugsstoft'  in  ausgedehnterem  Gebiete  der  Welt- 
wirt^ichaft  eignet  und  es  damit  dem  Interesse  auch  der  ein- 
zelnen Volkswirtschaft  für  ihren  auswärtigen  Verkehr  so  besser 
entspricht  und  eher  gestattet,  auf  seiner  Basis  eine  inter- 
nationale Gleichheit  des  'Währungsstoffs  in  großen  Teilen  der 
Weltwirtschaft  zu  erreichen;  endlich,  weil  eben  nur  eine 
ausgedehntere  Verwendung  als  Währungsstoff  und  zu  Prägungen 
vollwichtiger  Münze  diesem  sich  so  rasch  vermehrenden  Metall 
mehr  Wertkonstanz  verleihen  kann.  Dies  liegt  im  Gesamtinter- 
esse der  dies  Metall  zum  Währungsstoff  wählenden  Volkswirt- 
schaften. Unter  solchen  Verhältnissen  kann  daher  auch  ein 
W ä h r u n g s w e c hs e 1 , dev  Übergang  von  der  einen  einfachen 
]\Ietallwährung  zur  anderen,  wegen  der  vorhandenen  Bedarfs-  wie 
Produktionsverhältnisse,  also  von  der  Währung  des  schwach 
produzierten  zu  der  Währung  des  stark  produzierten  Metalls 
Tätlich  werden,  zumal  wenn  derartige  Gründe  zu  etwa  sonst  noch 
auf  einen  solchen  Wechsel  hindrängenden  hinzutreten. 

So  war  um  die  Mitte  des  19,  Jahrhunderts,  mit  dem  Eintritt  in 
die  neue  Goldära  und  zumal  vor  der  erst  später  einsetzenden  starken 
Steigerung  der  Silberproduktion  die  konkrete  Sachlage  in  der  occi- 
dentalischen  Wirtschafts-  und  Kultur  weit,  auch  gerade  in  den  Ländern 
der  reinen  Silberwährung,  wie  voran  in  Deutschland  und  im  übrigen 
Mittel-  und  zum  Teil  (Nord-)  Osteuropa.  Silberwährung  und  Umlauf 
großer  Mengen  vollwichtiger  Silbermünzen,  auch  in  größeren  Stücken 
(deutsche  Taler-,  gar  Zweitalerstücke),  l>oten  immerhin  ja  auch  einige 
Unbequemlichkeiten  für  den  innern  Verkehr,  obwohl  sich  diese  durch 
Banknoten  und  (einlösbare'?  oder  wejiigsteus  mit  Kassenkurs  ver- 
sehenes) Staatspapiergeld  leicht  beseitigen  ließen  und  auch  in  Deutsch- 
land zwischen  1850  und  1870  so  beseitigt  worden  sind.  Die  vorwärts 
schreitende  Entwicklung  der  Volkswirtschaft  über  die  agrarstaatliche 
Stufe  mehr  hinaus,  der  wachsende  Wohlstand  ließen  einen  wertvolleren 
Währungsstoff  als  Silber,  in  einiger  Hinsicht  wenigstens,  ebenfalls 
wünschenswerter  als  bisher  erscheinen.  Die  stärkere  Beteiligung  am 
Weltverkehr,  nicht  minder  die  Annäherung  an  das  AVährungssystein, 
wenigstens  im  Währungsstoff  selbst,  au  die  den  Welt-,  Geld-  uud 
Kapitalverkehr  beherrschende  Goldwährung  des  wichtigsten  Gebiets 
der  Weltwirtschaft,  Großbritanniens,  legte  auch  den  Gedanken,  zur  Gold- 
währung überzugehen,  näher.  So  war  die  Geeignetheit  des  Silbers 
als  Grundlage  einfacher  Währung,  soweit  diese  Geeignetheit  von 
wirtschaftlichen  Bedürfnissen  abhing,  zwar  noch  keineswegs  dem 
Golde  gegenüber  verschwunden,  aber  doch  allmählich  nicht  mehr  im 
gleichen  Grade  vorhanden  wie  bisher  und  wie  seit  langem.  Anderseits 
war  die  Silberbeschaffung  für  monetiire  Zwecke  bei  der  relativen 
Stabilität  der  Silberproduktion  der  Welt,  auch  in  Amerika,  schwieriger, 
bei  steigendem  monetären  Bedarf  vollends.  Dies  um  so  mehr,  weil 
gerade  damals  der  Silberbedarf  für  Ostasien  stark  wuchs  und  weiter 
zu  wachsen  schien,  ohne  selbst  durch  das  aus  Doppelwährungsge- 
bieten, wie  namentlich  dem  französisclien,  beim  Steigen  seines  Gold- 
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Preises  auf  dem  Weltmärkte  abfließende  Silber  sicher  genügende 
Deckung  zu  Anden.  Silber  drohte  knapp  zu  werden,  die  Emission 
kleinen  Papiergelds  und  Banknoten  sich  noch  leichter  auszudehnen, 
worin  man  damals  vielfach  eine  Gefährdung  der  Metall  Währung  sah. 
So  stieg  in  dieser  Sachlage  bei  Theoretikern  und  Praktikern  die  Hin- 
neigung zur  Goldwährung,  da  die  Idee  der  Doppelwährung,  bei  welcher 
damals  fast  nur  an  eine  nationale  gedacht  wurde,  nur  wenig  Anhänger 
hatte.  Nur  die  gerade  nach  den  Produktionsverhältnissen  zwischen 
1848  uud  1865,  70  noch  angenommene  größere  Wertkonstanz  des  Silbers 
fiel  für  dieses  Metall  als  Währungsmetall  ins  Gewicht.  Sie  hat 
damals  selbst  in  Doppelwährungsländern,  wie  Frankreich,  das  V er- 
lassen dieser  Doppelwährung  zugunsten  der  einfachen  Silberwährung 
mehrfach  als  rätlich  erscheinen  lassen,  als  in  Frankreich  das  im 
Kurse  gegen  Gold  etwas  gestiegene  Silber  durch  das  einströmende 
Gold  verdrängt  zu  werden  begann  (1850er,  1860er  Jahre). 

Aber  gerade  in  dieser  Sachlage,  bei  der  relativen  damaligen  und 
leicht  sich  noch  steigernden  Knapphe' 
des  Golds  erschien  nun  auch  der  Übergang 


it  des  Silbers  und  der  Plethora 
_ ■ zur  Goldwährung  leichter 

und  zweckmäßiger  und  namentlich  "durch  das  allgemeine  Interesse 
der  Welt  besonders  der  occidentalischen,  an  größerer  Wertkonstanz 
des  Golds  mit  geboten  zu  sein.  In  den  Doppehvährungsgebieten  mit 
einer  dem  Golde  etwas  zu  günstigen  gesetzlichen  vV^^ertrelation  über- 
wog ohnedem  in  der  Zirkulation  die  Goldmünze  die  Silbermünze  schon 
immer  mehr,  vollzog  sich  so  eine  der  Voraussetzungen  eines  leichteren 
Übergangs  zu  Goldwährung  selbst  (Frankreich  und  Länder  seines 
Systems).  In  den  Silberwährungsländern  (Deutschland  yiud  andere 
mittel-  und  nordeuropäische,  zum  Teil  auch  die  in  Papiergeld wirt- 
‘ichaft  steckenden)  war  damals  Silber  nur  noch  schwerer,  Gold  jetzt 
leichter  zu  beschaffen,  wenn  auch  erst  mittelst  besonderer  Operationen, 
nicht  so  fast  automatisch  wie  in  den  Doppelwährungsgebieten.  Ähn- 
lich lag  die  Sache  in  Papierwährungsgebieten,  die  wieder  auf  ^feste 
Valuta“  lossteuerten  (Österreich,  Rußland).  Die  Abstoßung  von  Silber 
half  den  ostasiatischen  Bedarf  erwünscütermaßen  leichter  decken,  so 
die  von  hier  aus  wirkende  Ursache  einer  Steigerung  des  W^rts,  der 
Kaufkraft  des  Silbers  und  seines  Gohlkurses  schwächen.  Die  Golcl- 
plethora  in  neuen  Goldländern  lieferte,  der  Annahme  nach,  Gold  genug, 
um  in  Ländern  der  bisherigen  Silber-  und  Papier-  uud  der  Doppel- 
währuno-  den  Ersatz  für  Silbermünzen  durch  Goldmünzen  im  Umlaut 
und  den  Übergang  zur  Goldwährung  zu  ermöglichen.  Dieser  wurde 
so  aber  auch  wegen  der  sonst  zu  befürchtenden  Verminderung  des 
Goldwerts,  in  Kaufkraft  und  gegen  Silber,  unbedenklich.  Denn  durch 
die  Aufnahme  des  neuen  Mas.seugolds  in  das  bisher  diesem 
schlüssene  oder  höchstens  in  geringem  Maße  erschlossene  Münz-  und 
AVährungssystem  vieler  und  wichtiger  andrer  Gebiete  wurde  die  not- 
wendige Bedingung  erfüllt,  auch  bei  lange  andauernder  und  selbst 
noch  steigender  Goldgewinnung  in  der  Folge  dem  gelben  Metall  leid- 
liche Wertkonstanz  und  auch  ziemliche  Erhaltung  seines  bisherigen 
Silberwerts  zu  sichern.  So  und  nur  so  konnte  man  auch  in  den  maß- 
gebenden Gebieten  der  Weltwirtschaft,  mindestens  im  Hauptteil  des 
Occidents,  wenigstens  die  internationale  Gleichheit  des  Währungs- 
Stoffs  erreichen.  Dazu  schien  jetzt,  von  allen  anderen  Gründen 
seiner  üngeeignetheit  abgesehen,  ja  auch  schon  wegen  seiner  geringen 
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Produktion  Silber  ungeeignet,  Gold  allein  wegen  seiner  so  stark  ge- 
stiegenen Produktion  geeignet.  Daß  so  „Goldwährung“  damals  die 
Losung  zu  werden  begann,  ist  somit  ganz  begreiflich. 

ccc)  Pall  der  in  gleicher  Weise  sich  gestaltenden  Pro- 
duktionsverhältnisse beider  Metalle,  namentlich  in  der  Richtung 
starker  Vermehrung  des  Produkts.  Hier  kann  selbst  ein  großer 
und  steigender  industrieller  und  monetärer  Bedarf,  sowohl  einer 
einzelnen  Volkswirtschaft,  wie  eines  kleineren  und  selbst  gi'ößeren 
Teils,  vielleicht  selbst  der  ganzen  Weltwirtschaft,  vorausichtlich 
gedeckt  werden.  Soweit  also  von  diesem  Umstand  die  Durch- 
führung und  Aufrechthaltung  eines  einfachen  Währungssystems 
jedes  Metalls  abhängt,  sind  keine  Schwierigkeiten  zu  erwarten 
und  liegt  keine  Notwendigkeit,  auch  keine  allgemeinere  Zweck- 
mäßigkeit vor,  einen  Wechsel  der  einfachen  Silber-  mit  der  ein- 
fachen Goldwährung  oder  umgekehrt  vorzunehmen.  Die  Wert- 
konstanz jeder  Wähimng  kann  zwar  hier  gefährdet  sein,  aber, 
bei  im  Ganzen  annähernd  relativ  gleicher  Vermehrung  jedes 
Metalls,  nicht  ohne  Weitei'es  bei  dem  einen  mehr  als  bei  dem 
andern.  Bei  einem  Wechsel  der  Währung  in  solcher  Lage  würde 
zwar  die  Wertkonstanz  und  auch  der  in  dem  andern  Metall  be- 
rechnete Kurs  des  neu  gewählten  Währungsmetalls  besser  ge- 
sichert sein,  weil  der  monetäre  Bedarf,  die  Nachfrage  danach 
gesteigert  und  so  dem  gestiegenen  Produktionsquantum,  dem 
größeren  Vorrat  und  dem  größeren  Angebot  davon  mehr  angepaßt 
würde.  Aber  dafür  würde  um  so  mehr  die  Wertkonstanz  und 
der  Kurs  des  in  dem  andern  Metall  berechneten,  als  Währungs- 
stoff verlassenen  Metalls  gefährdet  werden,  sein  Wert  und  Kurs 
weichen,  weil  ja  dem  gestiegenen  und  weiter  steigenden  Pro- 
duktenquantum,  Vorrat  und  Angebot  dieses  Metalls  nunmehr  ein 
kleiner  gewordener  und  weiter  sicli  verringernder  Bedarf  und 
Nachfrage  für  monetäre  Zwecke  gegenüber  ständen.  Ja,  da  die 
Metallmenge  aus  den  abgestoßenen  Münzen  des  aufgegebenen 
Währungsmetalls  das  größere  neue  Produktenquantum  und  dessen 
Angebot  auf  dem  Markte  selbst  noch  erhöhen  würde,  würde  ein 
noch  stärkeres  Sinken  seines  Werts  (der  Kaufkraft)  und  seines 
Kurses  gegen  das  andere  Metall  zu  erwarten  sein. 

Ist  in  einer  solchen  Lage  der  Dinge  die  Ausdehnung  des 
WährungsAvechsels  so  groß,  daß  sie  <len  Bedarf  des  aufgegebenen 
Währungsmetalls  für  monetäre  Zwecke  stark  vermindert,  nicht 
nur  unter  den  Betrag  der  sonst  normal  zu  erwartenden  Zunahme, 
sondern  selbst  unter  den  Betrag  der  bisherigen  gewöhnlichen 
Verwendung,  und  daß  folgeweise  timgekehrt  ein  Währungs- 


Wechsel  von  solcher  Ausdehnung  den  Bedarf  für  monetäre  Zwecke 
des  neu  gewählten  Währungsstoffs  stark  steigert,  bis  zu  und 
selbst  über  den  Betrag  des  neuen  bisher  schon  vergrößerten  und 
weiter  zunehmenden  Produktenquantums  dieses  ]\Ietalls  hinaus, 
so  ergeben  sich,  ceteris  paribus 
lassene  Währungsmetall  si 
o-eeen  das  andere  Äletall  noch  mehr  und 
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dem  Reste  der  Weltwirtschaft 
ist,  ungeeigneter,  zumal  bei  starken  Schwankun 
und  Kurses,  hier  noch  länger  Währungsstoff 
Verhältnisse  ähneln  dann  hier 
Währung  unter  beständiger  Vermeh 
seits  erlangt  das  a 
seiner  Produktion, 
monetäre  Bedarf  n 

einti’etende  günstigere  Gestaltung  seiner 
andern  Metall  kann  hier  mit  von  ihm  selbst  ausgehen,  wird  über- 
wiegend aber  Folge  des  Sinkens  des  andern  Metalls  im  Kurse 
sein.  Ja,  wenn  sein  Bedarf  zu  monetären  Zwecken  wegen  der 
Ausdehnung  seiner  Benutzung  als  Währungsstoff  dem  steigenden 
Produktionsquantum  gleichkommt  oder  es  gar  übersteigt,  so  wird 
seine  Wertkonstanz  sich  zunächst  befestigen,  so  lange  Bedarf 
und  Produktion  sich  nunmehr  im  Gleichgewicht  halten,  dann 


, folgende  Wirkungen:  das  ver- 
nkt  im  Wert  (Kaufkraft)  und  Kurs 

wird  dadurch  auch  in 
wo  es  noch  Währung  geblieben 

gen  seines  Werts 
zu  bleil)en.  Die 
immer  mehr  denen  bei  Papier- 
'irung  des  Papiergelds.  Ander- 
sel1)st  bei  starker  Steigerung 
rößere  Wertkonstanz,  weil  auch  der 

en  ist.  Die  zugleich 
Wertrelation  zu  dem 
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zu  decken  \md  zwar  nicht  bloß  für  die  Funktion  der  Scheide- 
münze, bei  welcher  die  Durchführung  genügender  Kautelen  bo 
manche  Schwierigkeiten  bietet  und  Bedenken  übrig  bleiben, 
sondern  als  vollwichtige  Münze,  dalier  auch  als  volle  Währung. 
Dies  kann  dann  nur  durch  Erhaltung  dieses  anderen  Metalls  als 
einfache  Währung  wenigstens  in  anderen  großen  Gebietsteilen 
der  Weltwirtschaft  oder  durch  Einfügung  dieses  Metalls  als  voll- 
wichtiges Währungsmetall  neben  <lem  anderen  in  einem  all- 
gemeineren ausgedehnten  internationalen  Dop})elwährungssystem 
geschehen. 

Diese  hier  zunächst  absichtlich  abstrakt,  ohne  Anwendung 
auf  ein  bestimmtes  der  beiden  Edelmetalle  gehaltene,  nur  in 
deduktiver  Weise  vorgenommene  Ausführung  über  das  theoretisch- 
prinzipiell wie  praktisch-konkret  glei(*E  bedeutsame  hier  behandelte 
Problem  findet  in  der  konkreten  Sachlage  in  der  neusten  Zeit 
seit  den  1870er  Jahren  ihre  induktive  Bestätigung.  Diese  Sach- 
lage wurde  herbeigeführt  durch  die  seit  Mitte  der  1860  er  Jahre 
eingetretene  und  derjenigen  des  Goldes  sogar  Ijald  überlegen 
werdende  Steigerung  nunmehr  auch  der  neuen  Silberproduktion 
sowie  durch  die  währungspolitischen  Vorgänge  mit  ihi-en  Folgen 
in  diesem  letzten  Menschenalter.  Diese  konkrete  Sachlage  aber 
erlangt  gerade  durch  die  theoretisch-deduktive  Behandlung  des 
Problems  ihre  Erklärung. 

Als  seit  Mitte  der  1860er  Jahre  und  in  stärkerem  Maße  bald 
darauf  die  Silberknappheit  aufhörte,  zugleich  die  Goldproduktiou  zwar 
gegen  kurze  Zeit  vorher  immer  noch  sehr  groß  blieb,  aber  doch  eine 
nicht  unerhebliche  Verminderung  in  den  1870er  und  1880er  Jahren 
gegen  die  1850er  und  1860er  Jahre  erfuhr,  Gold  in  der  Wertrelation 
gegen  Silber  sich  wieder  hob  und  ja  bald  sehr  stark,  entfielen  einige 
Gründe  für  die  und  Bedingungen  der  bisherigen  Vorzüge  der  bisherigen 
einfachen  Silberwährung  und  andrerseits  auch  einige  Befürchtungen 
betreffs  der  einfachen  Goldwährung.  Silber  schien  bald  eher  zu  viel 
als  zu  wenig  vorhanden,  seine  Wertkonstanz  jetzt  von  seiner  Seite 
selbst  aus  gefährdet,  nunmehr  in  der  Richtung  eines  Sinkens  seines 
Werts,  seiner  Kaufkraft  wie  seines  Kurses  gegen  Gold.  Eher  schien 
jetzt  ein  relativer  Goldmangel  zu  drohen,  wenn  mit  einem  Mal  oder 
bald  nacheinander  immer  mehr  Länder  des  Occidents  aus  Silber-, 
Papier-,  Doppelwährung  zu  Goldwährung  und  stark  vermehrter  Zirku- 
lation von  Goldmünzen  übergingen.  Solche  Änderungen  der  Währungs- 
politik waren  mit  durch  die  vorausgegangenen  und  gleichzeitigen 
Veränderungen  der  Produktionsverhältnisse  möglich  und  dadurch  ver- 
anlaßt worden.  Sie  bedeuteten  eine  Herabstoßung  des  Silbers  vom 
„Währungsthron e^^  und  eine  Erhebung  des  Goldes  in  größerem  Maße 
zum  alleinigen  Währungsstoff  in  immer  weiteren  Gebieten  der  Welt. 

Aber  gerade  diese  Währungspolitik  wirkte  dann  auch  wieder 
darauf  ein,  daß  der  steigenden  Silberpruduktion  statt  eines  steigenden 
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nur  ein  bestenfalls  gleichbleibender  Bedarf  für  monetäre  Zwecke,  wie 
er  sonst  zu  erwarten  gewesen  wäre,  eher  sogar  eine  wenigstei . 
relative  Abnahme  des  Bedarfs  - im  Verhältnis  zur  Zunahme  dei 
Silberproduktion  - gegenübertrat.  Daher  das  Sinken 
und  der  Wertrelation  des  Silbers  gegen  Gold,  dem  von  der  Ooldseite 
her  durch  den  gesteigerten  Bedarf  für  monetäre  Zwecke  noch  V or- 
schub geleistet  wurde,  bei  der  relativen  Stabilität  und  selbst  der  Ab- 
nahme ^der  Goldproduktion  statt  des  bisher  (1850-  lO)  erfolgten  und 
weiter  erwarteten  Hocbbleibens  oder  ferneren  Steigens  dieser  Pro- 
duktion.  So  hat  gerade  die  Verbreitung  der  Gleichheit  des  Wahiungs- 
Stoffs  in  größeren  und  wichtigeren  Gebieten  der  Weltwirt^baft  neue 
Störungen  veranlaßt  und  mußte  das  auch  notwendig  tun.  Denn  wenn 
diese  Gleichheit  des  Währungsstoffes  für  die  Länder,  welche 
raehr  besaßen,  gewisse  Vorteile  für  den  internationalen  Handel,  tur 
die  Waren-  und^ie  Kapitalbewegung  mit  sich  brachte,  so  doch  auch 
vermehrte  Spannungen  im  „Kampf  um  das  Goiy.-  D'?«  ^umal  in  der 
Periode  von  etwa  1870-90,  als  die  Goldproduktion  ^ ^^rrmg^ 
Und  zwischen  den  Ländern  der  Goldwährung  und 

und  Papierwährung  verbliebenen  traten  für  ihren  \ eikehr  unterem 
ander  ^nd  mit  den  Ländern  der  Goldwährung  besonders  schwere 
Störungen  ein,  — wegen  der  jetzigen  geringeren  V ertkonstanz  der 
beiden^Metalle,  der  sinkenden  Richtung  des  Silberwerts,  ^er  eher 
steigenden  des  Goldwerts  und  wegen  der  starken,  dabei  noch  erheb- 
lich schwankenden  Veränderung  der  \\  ertrelation  von  Silber 
im  ganzen  zu  uugunsten  des  Silbers.  Dieses  Schicksal  des  Silbers 
wurde  dann  wieder  als  Grund  und  Beweis  dafür  genomnien,  daß 
Silber  als  Währungsstoff  für  einfache  Währung  wie  auch  nebmi  Gold 
zum  festen  Wertverhältnis  als  zweites  Wahrungsmetall  für  Doppel- 
währung nicht  mehr  geeignet  sei. 

Als  seine  Produktion  in  den  1870  er  Jahren  und  vollends  spater 
noch  mehr  zunahm  trotz  seines  sinkenden  Werts,  schien  das  eben- 
erwähnte  Urteil  noch  sicherer  begründet  zu  sein.  ^ 

Rehabilitation  des  Silbers,  der  Steigerung  seines  \\  erts  und  Gold- 
kurses  durch  währung.^politische  Maßregeln,  galt  vollends  als  v erfehlt 
da  alsdann  ja  noch  stärkere  Massenproduktion  des  Silbers  zu  er\^rten 
sein  würde '(in  Amerika,  auch  Nordamerika  und  in  der  übrigen  Welt). 
Man  übersah  dabei  nur,  daß  man  sich  hier  in  der  Argumentation  im 
Kreise  drehte.  Denn  gerade  aus  der  Verdrängung  des  Silbers 
aus  der  Wälirungsfuiiktion  und  mit  der  Lintiihrung  der 
Goldwährung  und  Zunahme  der  Goldmünzzirkulation  in 
immer  weiteren  Gebieten  schuf  man  ja  selbst  erst  wieder 
die  Bedingungen  mit,  welche  dem  Wert  des  iSilbers,  zumal 
ireeenüber  dessen  Massenproduktion,  ungünstig  waren, 
veinen  Wert,  seine  Kaufkraft  und  seinen  Kurs  gegen  GoW  drucken, 
dao-eeen  dem  Golde,  zumal  in  der  Periode  knapperer  Produktion, 
günstig  sein,  dessen  Kaufkraft  und  Kurs  gegen  Silber  heben  mußten. 
Diese  jedenfalls  stark  mit  durch  die  eingeschlagene  Währungspolitik 
herbeigeführte  Sachlage  nahm  man  dann  wieder  zum  Grund  und  Be- 
weis für  die  immer  mehr  schwindende  Geeignetheit  des  Silbers  zum 
Währungsstoff  in  irgend  einem  Währungssystem,  für  einfache  Silber- 
währung wie  für  Doppelwährung  mit  festgelegter  Wertrelation  der 

beiden  Metalle. 
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Gerade  die  Silberplethora  neben  der  Goldknappheit  ist 
daher  umgekehrt  in  den  187Uer  und  zumal  den  1880er  Jahren  von 
anderer  Seite,  so  der  des  internationalen  Bimetallismus,  ganz  mit 
Recht  als  Grund  angenommen  worden  zugunsten  von  Maßregeln  zur 
Rehabilitation  des  Silbers  und  zur  Fahigmachung  desselben,  wieder, 
hier  als  einfache  Währung,  dort  im  Bimetallismus  neben  dem  Golde, 
mit  in  der  Welt  als  Währungsstoff  zu  dienen  und  so  auch  der  Gold- 
knappheit abzuhelfen.  An  sich  eine  unanfechtbare,  logisch  richtige 
Argumentation  und  ein  praktisch  rationelles  Vorgehen.  Wenn  auch 
dabei  noch  nicht  die  Beweisführung  zugunsten  einer  Wiederaus- 
dehnung der  einfachen  Silberwährung  oder  vollends  der  Rückkehr 
zu  dieser  als  völlig  schlüssig  gelten  niag,  so  um  so  mehr  die  Beweis- 
führung zuungunsten  einfacher  Goldwährung  und  großer  Goldmünz- 
zirkulation in  der  eingetretenen  und  weiter  zu  erwartenden  Aus- 
dehnung in  der  Weltwirtschaft.  Erst  mit  der  unerwarteten  neuen 
und  bald  so  überaus  starken  Vermehrung  der  Goldproduktion  in  den 
18yüer  Jahren  und  seitdem  wachsend,  hat  sich  die  konkrete  Sachlage 
in  den  Produktionsverhältnissen  abermals  so  verändert,  daß  jetzt 
Avenigstens  die  einfache  Goldwährung  und  vermehrte  Goldmünz- 
zirkulation in  größerem  Umfang  in  der  Weltwirtschaft  möglich  ge- 
worden ist,  ohne  die  begleitenden  Folgen  einer  abermaligen  Gold- 
knappheit oder  letztere  doch  nicht  in  zu  empfindlichem  Maße  mit 
sich  zu  führen,  so  lange  diese  Produktionsverhältnisse  an- 
dauern. Das  Bedürfnis  einer  Ergänzung  des  Golds  als  Währungsstoff 
in  der  Welt  durch  Silber  als  Währungsstoff  ist  so  einstweilen  fortge- 
fallen, jedenfalls  weniger  dringlich  geworden.  Die  unerwartet  erfolgte 
und  in  den  1870 — 90er  Jahren  auch  nicht  zu  erwartende,  doch  auch 
durchaus  zufällige  neue  starke  Vermehrung  der  Goldproduktion  hat 
die  Goldwährungssysteme  in  vielen,  Avenn  auch  nicht  allen  Ländern, 
vor  einem  sonst  sehr  wahrscheinlichen  Fiasko  bewahrt  und  den  einsei- 
tigen \ ertretern  dieser  Systeme  eine  augenfällige  Widerlegung  erspart. 

Aber  mit  der  immer  Aveiteren  Verbreitung  des  Golds  als  Währung 
und  als  Umlaufsmittel  kann  doch  selbst  bei  Fortdauer  großer  Gold- 
produktion eine  relative  Knappheit  von  Gold  wieder  eintreten.  Durch 
die  Einführung  großer  Massen  Silberscheidemünze  in  das  System  der 
„reinen“  Goldwährung,  eine  ja  durch  den  hohen  spezifischen  Tausch- 
wert des  Goldes  notwendig  gewordene  Maßregel,  ferner  durch  Be- 
lassung  großer  Silbermünzmengen  in  grober  Münze  (auch  höheren 
Nominalwerts)  als  gesetzliches  Zahlmittel  in  einigen  Ländern,  durch 
Maßregeln  eines  künstlich  erhaltenen  Stands  der  aus  Silber,  Bank- 
noten, Papiergeld  bestehenden  Umlaufs-  und  Zahlmittel  auf  dem 
Goldpari  mittelst  kreditwirtschaftlicher  Einrichtungen  auf  der  Basis 
eines  Golddeckungsfonds,  freilich  dann  eines  solchen  von  möglichst 
relativ  niedriger  Höhe,  kurz  durch  Übergang  zur  „hinkenden*^  Gold- 
währung als  einem  Dauerzustand  wird  die  Goldknappheit  selbst  zu 
^ erhüten  gesucht.  Die  einfache  reine  Goldwährung  wird  dadurch 
zum  Schein  allgemein,  reell  aber  nur  so  lange  aufrecht  erhalten,  als 
alle  solche  Mittel  sich  als  ausreichend  erweisen. 

Eigentlich  wird  doch  durch  alles  Derartige  nur  die  innere 
Schwäche  der  einfachen  Goldwährung  beAviesen,  ein  künst- 
liches und  A’erkünsteltes  Geldsystem  geschaffen  und  im  Grunde  an- 
erkannt, daß  die  einfache  Goldwährung  ernstlich,  ihrem  Wesen 


nrht  durchführbar  sei.  Jede  stärkere  Störung  der  künstlichen 
unL  weläi^e^  ihrer  Aufrechthaltung  in  einem  einzelnen 
hier  zu  ihrem  Zusammenbruch  und  zur  Papier 
r zu  führen.  Jede  stärkere  Wiederabnahme  der  GoWproduktion 

i"  der  Welt  eine  Geldknappheit  hervorzurufen.  Bei  dieser  %Mrd 

L Aufrelthaltung  der  'e'infachen  Goldwährung  ^ -eiteren 
1 gefährdet,  die  Notwendigkeit 

mgswerkeii,  wie  den  genannten,  wieder  dringlicher,  dadurch 

uibrriife'mrn  sich  nicht  täuschen.  Die  .Zukunft“  dei 

m Goldwährung  möchte  also  lange  nicht  so 
; gSig,  als  die  heute  in  der  Theorie  und  vollends  in  dei 

herrschende  Ansicht  annimmt. 

Id)  Lage  bei  Produktionsverhältnissen  mit  starker  Zu- 
1 beider  Edelmetalle  (bzw.,  bei  Silber,  Möglichkeit 

Das  ist  die  gegenwärtige  Lage  im  Occident.  Kie 
t die  Aussicht  auf  eine  zunächst  und  langer^  Zeit  mi 
,..^„..1.  Produktion  sowohl  des  Golds  als  de 
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eigentlich  in  einer  und  zwar  in  einer  entscheidenden  Beziehung 
ebenso  liegt.  Hier  wie  bei  der  Doppelwährung  bringt  die  Ab- 
hängigkeit der  Gestaltung  des  Geld-,  Währungs-  und 
3Iünzweseus  von  der  freien  privat  wirtschaftlichen  Edel- 
inetallproduktion,  bei  voraussetzungsweise  zu  gewährender 
und  als  notwendig  anerkannter  freier  Zulassung  alles  neu 
gewonnenen  Metalls  zur  Prägung  und  damit  zui  Über- 
nahme der  Währungsfunktion,  es  mit  sich,  daß  eine  \\eitkon- 
stanz  desWährungsstofts  nicht  verbürgt  werden  kann, 
soweit  diese  Konstanz  von  der  Mengenbewegung  dieses 
Stoffes  abhängt.  Bei  der  Doppelwährung  wie  bei  der  ein- 
fachen liegt  die  Sache  hier  ganz  gleich.  Mau  muß  das  als 
Folge  der  aus  anderen  Gründen  unvermeidlichen  Anknüpfung 
der  Währungsfunktion  an  einen  Stoff  hinnehmen,  als  etwas  mit 
stoffwertigem  Gelde  eben  Gegebenes.  Dieser  Stoff  erhält  wie 
das  aus  ihm  hergestellte  Geld  seinen  Wert  gewiß  mit  aus  seiner 
Geldfunktiou,  aber  eben  nicht  allein  aus  ihr. 

Gegen  einfache  Währung  läßt  sich  mit  dieser  Tatsache  au 
sich  kein  Beweis  führen,  gegen  Doppelwährung  aber  auch  nicht, 
sondern  nur  gegen  Edelmetall  Währung  überhaupt;  aber  eben 
auch  gegen  Silberwährung  nicht  mehr  als  gegen  Goldwährung, 
zumal  so  lange  die  Goldproduktion  Avenigstens  eine  massenhafte, 
stark  spekulative  ist  wie  in  der  Gegenwart.  Ob  die  Sach- 
lage dem  Grade  nach  bei  Silber-  oder  Goldwährung  ungünstiger 
liegt,  hängt  von  den  jeweiligen  konkreten  Verhältnissen  bei  der 
Produktion  jedes  Metalls  nach  Menge  und  Kosten  ab.  Ist  die 
neue  Produktionsmenge  des  einen  Metalls  so  groß,  daß  sie  vom 
(monetären  wie  sonstigen)  Bedarf  nach  ihm  schw’erer  als  die- 
jenige des  anderen  Metalls  vom  Bedarf  nach  diesem  aufgenommen 
wird,  so  erscheint  in  diesem  Fall  bei  dem  ersten  die  Wert- 
konstanz mehr  als  beim  zweiten  bedroht.  Das  spricht  dann  für 
die  Wahl  des  zweiten  Metalls  als  Grundlage  der  einfachen 
Währung.  Kommt  beim  ersten  noch  eine  größere  Reduktion 
der  Produktionskosten  als  beim  zw^eiten  hinzu,  so  fällt  das  ebenso 
ins  Gewicht  zugunsten  der  Wahl  des  zweiten  Metalls  zum  Wäh- 
rungsstoff. So  liegt  Avohl  gegeiiAvärtig  und  wohl  noch  länger 
die  Sache  in  Bezug  auf  Silber  und  Gold.  Danach  ist  das 
Gold  jetzt  als  Grundlage  einfacher  W’ährung  vor- 
zuziehen.  Dies  um  so  mehr,  wenn  der  Bedarf  nach  ihm  durch 
Ausdehnung  der  GoldAA'ährung  und  der  Goldmünzzirkulation  soAA’ie 
für  industrielle  ZAvmcke  sich  noch  mehr  steigert,  als  dies  bei 
Silber  zu  erAvarten  steht.  Denn  so  AAÜrd  auch  eine  Massen - 
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Nur  die  Emanzipation  vom  Edelmetall  als  ^Vährungsgrund- 
lage  könnte  dagegen  Abhilfe  bieten,  - wenn  sie  möglich  wäre 
und  nicht  aus  anderen  zwingenden  Gründen  an  dieser  Basis  fest- 
gehalten werden  müßte,  wie  oben  (S.  137  ff.)  nachgewiesen  wurde. 

Edelmetall  die  Grundlage  bleiben,  so  könnte  nur  Ab- 
hilfe gegenüber  sehr  großer  Edelmetallproduktion  getroffen  werden 
durch  Regalisierung  der  Edelmetallproduktion,  die  aber 
international  sein,  in  der  ganzen  WVlt,  Avenigstens  in  allen  A\  ich- 
tigeren  Produktionsländern  stattßnden  müßte,  und  durch  Be- 
^hränkung  der  Prägefreiheit  auch  für  vollwichtige  Münzen  im 
Rahmen  einer  einfachen  Währung,  also  durch  Verschließung  des 
Zugangs  oder  durch  genaue  Regelung  des  ümfangs  des  letzteren 
für  neu  gewonnenes  Metall  zur  Prägung  und  damit  zur  Währungs- 
funktion. Dazu  müßte  auch  noch  kommen  die  Beschränkuno- 
oder  der  Ausschluß  der  Benutzung  von  Edelmetallbarren  aus  der 
rechtlich  ^ statthaften  Bankdeckung,  namentlich  für  Noten-,  Depo- 
siten-, Girokapitalien,  um  den  Folgen  einer  übermäßigen  Metall- 
produktion für  das  Geld-  und  speziell  das  Währungswesen  ent- 
gegen zuAvirken.  Ob  solche  Einrichtungen  und  Bestimmungen  bei 
der  unvermeidlichen  NotAv^endigkeit  einer  internationalen 
staatsv ertragsmäßigen  Regelung  dieser  Punkte  in  absehbarer 
Zeit  ausführbar  wären,  muß  völlig  bezweifelt  werden.  Das  Vor- 
gehen mit  solcher  Regelung  eines  einzelnen,  selbst  volkswirt- 
schaftlich sehr  starken  Staats  für  sein  Wirtschaftsgebiet  würde 
gerade  bei^  der  Internationalität  des  Edelmetalls  nicht  ausreichen 
KO  schwierig  es  ja  ebenfalls  schon  wai’e. 

Man  könnte  auch  noch  an  Einschränkung  des  kredit- 
wirtschaftlichen  GeldsurrogatAvesens  denken,  gerade  in 
Perioden  sehr  starker  Metall  Vermehrung,  um  so  Avenigstens  nicht 
auch  durch  diese  Surrogate  den  Einfluß  des  Mengenmoments  auf 
den  Geldwert  noch  zu  steigern,  vielmehr  so  den  vom  vermehrten 
Metallgeld  ausgehenden  zu  schwächen.  Aber  auch  solche  Maß- 
regeln würden  nur  international  vorgenommen  solche  Wir- 
kungen haben,  sie  sind  als  internationale  ebenso,  vielleicht  noch 
schwieriger  als  analoge  bezüglich  der  Edelmetallgewinnung  und 
-Prägang  selbst. 

Danach  erscheint  eine  Abhilfe  gegen  die  Folgen  sehr 
starker  Edelmetallproduktion  für  Geld  und  Währung  über- 
haupt  ausgeschlossen.  Das  ist  ein  Hauptargument  auch  gegen 
internationale  vertragsmäßige  Doppelwährung.'  Aus  dem  Voraus- 
gehenden  ergibt  sich  aber,  daß  bei  einfacher  Edelmetallwährung 
indessen  bei  Gold-  ebenso  Avie  liei  Silberwährung,  hier  die  Sache 


I 

T 
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in  diesem  ganzen  Abschnitt  C (S.  600  ff.)  ist  kein  absolutes 
durchaus  zugunsten  des  einen  oder  des  anderen.  Es  ist  ein 
relatives,  aber  damit  doch  ein  objektiveres  als  das  übliche 
der  neueren  Theorie  und  Praxis,  welches  viel  zu  absolut  und 
zu  optimistisch  lautet  zugunsten  der  reinen  Goldwährung.  Diese 
gilt  hier  als  etwas  „heutzutage"*  eigentlich  Selbstverständliches, 
als  durch  die  wirtschaftliche  Entwicklung  notwendig  Herbei- 
geführtes. Die  Vorzüge  der  reinen  Goldwährung  sind  aber 
geringer,  ihre  Mängel  größer,  die  Gründe  für  die  Annahme  dieser 
Währung  von  viel  relativerer  Bedeutung  als  nach  der  üblichen 
Auffassung.  Das  Umgekehrte  ist  von  den  Mängeln  und  Vor- 
zügen der  Silberwährung  und  von  den  Gründen,  daß  man  sie 
neuerdings  so  vielfach  verlassen  hat,  zu  sagen.  Die  einfache 
Goldwährung  überragt  als  Geldsystem  gar  nicht  so  unbedingt 
an  geldpolitischem  und  volkswirtschaftlichem  Wert  die  Silber- 
währung, und  diese  ist  auch,  selbst  heute  und  im  Occident  und 
bei  den  gegenwärtigen  Produktionsverhältnissen  des  Silbers,  nicht 
so  „unmöglich"*  und  so  schädlich,  wie  die  einseitigen  Anhänger 
der  "Goldwährung  behaupten.  Wenn  diese  letztere  auch  für  uns 
und  jetzt  gewisse  Vorzüge  besitzt,  so  sind  das  in  der  Tat  nur 
relative,  örtlich  und  zeitlich  bedingte.  Dies  Ergebnis  der  voraus- 
gehenden Untersuchung  ist  für  eine  allgemeine  Geldlehre,  welche 
nach  prinzipieller  Auffassung  strebt  und  das  Geld,  auch  das 
Metallgeld,  im  Rahmen  einer  theoretischen  Sozialökonomik  be- 
handelt, ein  immerhin  wichtiges. 

D.  Vergleichende  Beurteilung  der  einfachen  und 

der  Doppelwährung  und  Wahl  zwischen  beiden. 

Es  handelt  sich  hier  jetzt  allein  um  Edelmetallwährung  und 
um  Doppelwährung  der  normalen  Art  (S.  585)  mit  endgiltig 
bzw.  auf  unbegrenzte  Zeit  gesetzlich  festgestellter  Wertrelation 
zwischen  Gold  und  Silber  unter  unbeschränkter  Zulassung  beider 
Metalle  zu  dieser  Relation  zur  Prägung,  also  mit  „freier“  Prägung 
in  diesem  Sinn  (S.  576  ff.)  und  auch  mit  solcher  Prägung  auf 
Privatrechnung.  Bei  der  Doppelwährung  kommt  dabei  sowohl 
nationale,  auf  dem  autonomen  Recht  des  einzelnen  Staats  be- 
ruhende und  sich  auf  dieses  Gebiet  beschränkende,  als  inter- 
nationale, auf  Grund  von  Staatsverträgen  auf  mehrere  Staats- 
und Wirtschaftsgebiete  sich  ausdehnende,  in  Betracht. 

Bevor  auf  das  Problem  der  Doppelwährung  eingegangen 
wird,  soll  hier  unter  Voraussetzung  der  Möglichkeit  der  Durch- 
führbarkeit der  Doppelwährung  überhaui)t  und  einer  befriedi- 
genden Durchführung  eine  Vergleichung  beider  Systeme  bezüglich 
A.  Wagner,  soz.-ökon.  GrandrUs,  Buchhandelsausgabe.  Abteil.  II.  40 
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Produktion  von  Gold  eher  absorbiert  als  die  von  Silber  und 
läßt  sich  alsdann  die  Wertkonstanz  des  Goldes  eher  aufrecht 
erhalten.  Aber  das  alles  kann  sich  leicht  verändern,  so  z.  B. 
der  industrielle  und  jetzt  auch  vollends  der  monetäre  Bedarf  an 
Silber  für  Ostasien  (China  usw.)  sich  sehr  steigern.  Dann  wird 
die  Sachlage  für  Silber  wieder  günstiger. 

Ob  bei  dieser  Abhängigkeit  der  Sachlage  vom  Gang  der 
Edelmetallproduktion  und  bei  jedem  der  beiden  Metalle  von 
dessen  speziellen  Produktionsverhältnissen  mach  Menge  und  Kosten) 
diese  Sachlage  noch  ungünstiger  bei  Doppelwährung  als  bei  ein- 
facher Währung  wdrd,  ist  hernach  bei  der  Vergleichung  der 
beiden  Währungssysteme  mit  zu  untersuchen. 

c)  Der  dritte  Punkt,  welcher  für  die  Entscheidung  in 
der  "Wahl  zwischen  Gold  und  Silber  als  Grundlage  der  einfachen 
Edelmetall  Währung  in  Betracht  kommt , betrifft  die  Be- 
dingungen der  technischen  Durchführung  jedes  der  beiden 
einfachen  Währungssysteme  (S.  60U. 

Diese  Bedingungen  sind,  prinzipiell  und  praktisch  betrachtet, 
günstiger  für  die  Silber-  als  die  Goldwährung.  Der 
Hauptgrund  dafür  ist,  daß  sich  eine  einfache  Silberwährung  ohne 
Hilfe  von  Gold,  eine  einfache  Goldw^ährung  aber  nicht  ohne 
Hilfe  von  Silber  durchführen  läßt,  wegen  der  Untunlichkeit, 
kleine  Wertgrößen  durch  Goldmünze  darzustellen.  Man  muß 
eben  in  der  Goldwährung  hierfür  Silber  heranziehen,  Münzen 
daraus  prägen,  diese  in  weit  größerem  Maße  als  Scheidemünze 
behandeln,  als  es  bei  der  einfachen  Silberw'ährung  geboten  ist. 
So  kommt  man  aber  bei  Goldwährung  unvermeidlich  in  alle  die 
oben  dargelegten  Schwierigkeiten,  welche  aus  dem  Wechsel  der 
Wertrelation  der  Metalle  entspringen.  Insofern  ist  die  Lage  für 
einen  erheblichen  Teil  des  Münzumlaufs  hier  ähnlich  wie  bei 
Doppelwährung.  Außerdem  tauchen  hier  die  weiteren  Schwierig- 
keiten auf,  für  einen  großen  Münzbetrag,  d.  h.  für  die  Masse  der 
Silbermünze  der  Goldwährung,  die  Kautelen  zu  erfüllen,  wie  es 
bei  der  Silberwährung  nur  für  den  kleinen  Betrag  von  eigent- 
licher Scheidemünze  geboten  ist.  Eine  gute  und  dauerhafte 
Ordnung  aller  \erhältnisse  einer  einfachen  Währung  ist  also 
w’esentlich  leichter  bei  Silber-  als  bei  Goldwährung.  Diese  ist 
stets  und  viel  mehr  von  vornherein  ein  künstliches  Gebilde  als 
die  einfache  Silberw'ährung,  Letztere  ist  mit  deshalb  kritischen 
Zeitläuften  auch  besser  gew^achsen  als  die  Goldwährung. 

Das  Ergebnis  dieser  Untersuchung,  der  vergleichenden 
Beurteilung  zwischen  den  beiden  einfachen  Edelmetallwährungen 


Die  einfache  Währung  wird  wesentlich  nur  von  den  AVechsel- 
fällen  berührt,  welche  die  Abhängigkeit  ihres  Währungstoffs  von 
diesen  Produktions-  und  Venvendungsverhältnissen,  auch  außer 
der  monetären  Verwendiang,  mit  sich  bringt.  Die  Doppelwährung 
wird  von  den  Wechsel  fällen  in  der  Produktion  beider  Metalle 
berührt.  Gerade  daraus  erklären  sich  einige  der  Hauptschwieng- 
keiten  der  Doppelwährung,  welche  einen  Hauptmangel  dieser  im 
Vergleich  mit  der  einfachen  bilden.  Al>er  es  können  sich  aus 
der  verschiedenen  Sachlage  doch  auch  Vorzüge  der  Doppel- 
währung vor  der  einfachen  und  sjjezifische  Mängel  dieser  ergeben. 

a)  Bei  der  einfachen  Währung  wirken  alle  Veränderungen 
der  Produktionsmenge,  der  Produktionskosten  und  der  \ erwen- 
dung  ihres  Währungsstoffs  mit  vollem  Gewicht  auf  den  W ert 
dieses  Stoffs  und  damit  auf  denjenigen  der  Währung  selbst 
daraus  ein.  Tm  einfachen  Währungssystem  gibt  es  hiergegen  keine 
Gegenwirkungen  wie  im  Doppelwährungssystem  wenigstens  unter 
Um.ständen.  Mangel  an  Währungsstoff  infolge  der  Produktions- 
und Verwendungsverhältnisse  macht  sich  daher  liei  der  einfachen 
Währung  in  steigendem  W^ert  (Kaufkraft)  und  in  Druck  auf  den 
Geldkapitalmarkt,  umgekehrt  t^berfluß  an  Währungsstoff  in  sinken- 
dem Geldwert  und  großer  Flüssigkeit  dieses  Marktes  geltend.  Dies 
Ivann  vielleicht  in  beiden  Fällen  volkswirtschaftlich  recht  störend 
und  nachteilig  sein.  Den  Wirkungen  des  Mangels  an  W’^ährungs- 
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zu  behandelndeu,  auch  früher  i S.  818  ft.)  schon  berührten  „Ko m- 
pensationsspiels‘‘  eigentümlich  eingreifen,  welches  die  Ver- 
änderung der  wirklichen  Wertrelation  gegenüber  der  stabilen 
gesetzlichen  in  Funktion  treten  läßt.  Diese  Wirkungen  sind 
teils  günstig,  teils  ungünstig  für  den  Einfluß  des  Meugenmoments 
auf  Geldwert  und  auf  Funktion  des  Gelds  als  Kapital.  Es  sind 
dabei  verschiedene  Fälle  zu  unterscheiden,  von  denen  folgende 
hier  betrachtet  werden  sollen. 

aa)  Erster  Fall.  Stabilität  der  wirklichen  Relation  iin 
Verkehr.  Hier  wird  angenommen,  die  gesetzliche  Wertrelation 
zwischen  beiden  Metallen  stimme  mit  der  wirklichen  wesentlich 
überein  und  letztere  ändere  sich  auch  infolge  von  Veränderungen 
der  Produktions-  und  Vei'wendungsverhältnisse  der  beiden  Metalle 
nicht,  so  etwa,  weil  diese  Veränderungen  (bei  der  Produktion 
einschließlich  der  Produktionskosten)  bei  beiden  Metallen  gleich- 
zeitig, gleichmäßig  und  in  gleicher  Richtung  eintreten,  also  weil 
die  absoluten  Veränderungen  bei  btdden  Metallen  relativ  die 
gleichen  sind.  So  z.  B.  in  Bezug  auf  Ab-  und  Zunahme  der 
Produktion. 

aa)  Bei  der  Abnahme  der  Produktion  werden  hier  die 
Wirkungen  auf  Steigerung  des  Wei’ts  (der  Kaufkraft;  des  Geldes 
und  auf  Knappheit  im  Geldkapitalmarkt  bei  der  Doppelwährung 
im  Vergleich  zur  einfachen  Währung  abgeschwächt.  Denn 
hier  wird  Gold  und  Silber  weiter  nebeneinander  als  Währung 
fungieren,  als  TJmlaufsmittel  kursieren  und  zur  Prägung  gelangen 
können.  Bei  beiden  Metallen  zusammen  ist  die  Al)nahme  natür- 
lich nicht  so  stark  wie  bei  einem  allein.  Hieraus  ergibt  sich 
eine  günstigere  Sachlage  bei  der  Doppelwährung  als  bei  der 
einfachen. 

ßß)  Bei  der  Zunahme  der  Produktion  beider  Metalle, 
daher  bei  ihrem  beiderseitigen  vermehrten  Zuströmen  zur  Prägung 
werden  die  Wirkungen  davon  auf  den  Geldwert  und  die  Flüs.sig- 
keit  des  Geldmarkts  bei  Doppelwährung  noch  gesteigert.  Denn 
hier  wird  die  Geldmenge  als  Umlaufsmittel  und  als  Geldkapital 
bei  hier  vorauszusetzendem  Gleichbleiben  der  Wertrelation  noch 
rascher  und  stärker  als  im  System  der  einfachen  Währung  bei 
einem  Metall  vermehrt.  Hier  ist  die  Sachlage  bei  der  ein- 
fachen Währung  insofern  günstiger  als  bei  der  Doppelwährung. 
Würde  die  hier  gemachte  Voraussetzung  zutreffen,  daß  die  an- 
genommenen Veränderungen  in  den  absoluten  Produktions-  und 
Verwendungsverhältnissen  der  beiden  Metalle,  eventuell  eben  weil 


relativ  die  gleichen,  keine  Veränderung  der  wirklichen  Wert- 
relation im  Verkehr  bewirkten  und  die  Doppelwährung  für  die 
Prägungen  in  voller  Funktion  bliebe,  so  ergäbe  sich  hier  also 
in  der  Tat  das  erste  Mal  ein  Vorzug  der  Doppelwährung,  das 
zweite  l\Ial  ein  solcher  der  einfachen  Währungen.  Jedes  der 
beiden  Systeme  hätte  aber  eben  unvermeidlich  neben  dem  Vor- 
zug im  einen  den  Nachteil  oder  Mangel  im  andern  Fall.  Die 
Entscheidung  für  jedes  würde  davon  abhängen,  ob  man  den  Vor- 
teil, bei  abnehmender  Produktion  nur  eine  geringere  Steigerung 

haben,  dafür  aber  den  Nachteil  mit  hinnehmen 
bei  zunehmender  Produktion  eine  noch  stärkere  Ver- 
des Geldwerts  eintreten  zu  sehen,  ob  man  dies  für 
e Übel  im  ganzen  hält  als  die  umgekehrte  Sachlage, 
eerung  des  Geldwerts  verbunden  mit  einer 
dieses  Werts  je  nach  dem  Gang,  der 


des  Geldwerts  zu 
zu  müssen, 
minderung 
das  geringer 

eine  noch  größere  Steig:: 
geringeren  Vei’minderung 
Zu-  oder  AV)nahme  der  Produktion  des  oder  der  \\  ährungsstoffe. 
Urteilt  man  in  der  ersten  Weise,  so  wird  man  der  Doppel- 
währung, wenn  in  der  zweiten  Weise,  so  wird  man  der  einfachen 
Währung  den  Vorzug  geben.  Allgemein  zusammenfassend  be- 
trachtet, möchte  die  erste  Eventualität  volkswirtschaftlich  weniger 
nachteilig  als  die  zweite  sein.  Das  spricht  dann  mehr  für  Doppel- 
als  für  einfache  Währung,  — immer  unter  der  Voraussetzung, 
von  der  bei  dieser  ganzen  Betrachtung  ausgegangen  wird,  der 
Stabilität  der  wirklichen  Wertrelation.  Das  wirkliche  Vorliegen 
dieser  Voraussetzung  ist  aber  freilich  das  Unsichere,  ja  selbst 
das  X’^nwahrscheinliche.  Für  die  weitere  Betrachtung  muß  dahei 
der  Eintritt  einer  Veränderung  der  wirklichen  Wertrelation  und 
damit  des  Verhältnisses  dieser  zur  gesetzlichen  berücksichtigt 
werden. 

bb)  Zweiter  Fall.  Änderung  der  wirklichen  Wert- 
relation.  Hier  sind  wieder  verschiedene  Möglichkeiten,  welche  sich 
realisieren  können,  als  Spezialfälle  zu  unterscheiden.  So  aot')  ein- 
mal der  Fall:  die  Produktion  des  einen  Metalls,  z.  B.  des  Silbers, 
nimmt  ab  (eventuell  gleichzeitig  bei  steigendem  nicht-monetären 
Bedarf)  oder  verbleibt  wenigstens  in  ihrer  Menge  hinter  der  des 
anderen,  z.  B.  des  Goldes,  zurück,  und  der  Wert  des  erster 
Metalls  steigt  gegen  dieses  andere,  hier  des  Silbers  gegen  Gold 
oder  ßß)  der  andere  Spezialfall:  die  Produktion  des  einen  Metalls 
des  Silbers,  vermehrt  sich,  absolut  und  dem  anderen,  dem  Golc 
gegenüber,  relativ,  und  sein  Wert  .sinkt  gegen  den  des  anderen 
des  Silbers  gegen  Gold.  Wechselweise  gilt  dann  das  Umgekehrt» 
von  dem  andern  Metall. 


Diese  beiden  Spezialfälle  eines  Steigens  und  Sinkens  des  ersten 
Metalls  gegen  das  andere  sind  unter  den  hier  angenommenen  Ver- 
hältnissen die  wahrscheinlichen  und  auch  die  in  der  Erfahrung 
nachweisbaren.  Der  erste  Spezialfall  gleicht  der  konkreten  Sach- 
lage zwischen  1848/üO — 70,  der  zweite  derjenigen  nach  1871  ff.,  be- 
sonders nach  den  Verhältnissen,  welche  sich  damals  in  Doppel- 
währungsgebieten, wie  dem  französischen,  zeigten.  Aber  es  lassen 
sich  auch  noch  andere  Möglichkeiten  denken  und  mitunter  nach- 
weisen,  so  bei  «cc,  daß  der  Wert  des  ersten  gegen  das  zweite  Metall, 
Silbers  gegen  Gold,  sinke,  und  bei  daß  dieser  Wert  hier  steige. 

In  allen  diesen  Fällen  tritt  imnter  das  „Kompensations- 
spiel“ zwischen  den  beiden  Metallen  bei  der  Doppelwährung 
praktisch  in  Funktion.  Es  fragt  sich,  wie  dies  alsdann  auf 
Geldmenge  und  Geldwert,  auf  Kaufkraft  des  Gelds  als  Umlaufs- 
niittel  und  auf  Geld  als  Kapital  eiinvirkt. 

Zu  aa.  Erster  Spezialfall  des  Wertsteigens  des  in 
schwächerer  Produktion  befindlichen  Metalls  gegen  das  andere  (Vie 
Silber  gegen  Gold  1848/50 — 1865/70).  aaaj  Erste  Phase  der  Ein- 
wirkungen. Hier  kann  bei  Doppelwährung  das  im  wirklichen  Wert 
gegen  das  andere  Metall  gestiegene  und  der  gesetzlichen  Wert- 
relation  gegenüber  teurer  gewordene  l^fetall  fSilber)  nicht  mehr  für 
monetäre  Zwecke  aus  in-  und  ausländischen  Gewinnungsstätten 
und  aus  Vorräten  zufließen  und  nicht  mehr  zur  Prägung  ge- 
langen. Umgekehrt  wird  von  dem  betreffenden  Metall,  welches 
in  Münzform  in  dem  Doppelwährungsgebiete  vorhanden  ist,  noch 
mehr  oder  weniger  abfließen  oder  eingeschmolzen  werden,  wenn 
es  anderswo  zu  monetären  oder  industriellen  Zwecken  gebraucht 
wird.  Im  Doppelwährungsgebiet  wird  daher  dies  Metall  in  Münz- 
form selbst  abnehmen,  nicht  bloß  keine  Vermehrung  mehr  er- 
fahren, als  Umlaufsmittel  also  immer  mehr  fehlen,  als  Geldkajfital 
knapp  werden.  Damit  unterliegt  sein  Wert,  seine  Kaufkraft, 
eventuell  auch  der  Leihzins  des  aus  ihm  bestehenden  Geld- 
kapitals einer  Steigerung,  in  stärkerem  Maße,  als  wenn  es  die 
Grundlage  der  einfachen  Währung  ist.  Als  Währungsstoff  dieser 
letzteren  erfolgt  dann  bei  Abnahme  seiner  Produktion  zwar  auch 
eine  schwächere  und  langsamere  Vermehrung  seiner  V^erwendung 
zu  Geld  (Münze),  aber  doch  immer  einige  Vermehrung.  Im 
Fall  der  Doppelwährung  aber  findet  gar  keine  Mitverwendung  des 
neu  gewonnenen  im  Wert  gegen  das  andere  gestiegenen  Metalls 
zu  Geld,  gar  keine  Keuprägung  zu  Münze  daraus  mehr  statt. 
Vielmehr  vermindert  sich  hier  gleichzeitig  selbst  noch  der  bis- 
herige Bestand  an  Münze  aus  diesem  Metall.  Soweit  ist  die 
Sachlage,  unter  den  hier  angenommenen  Voi'raussetzungen,  für 
dies  in  geringerer  Menge  produzierte  Metall  steigenden  Werts, 


im  anderen  Metall  gemessen,  günstiger  bei  einfacher  als  bei 
Doppelwährung. 

bbb)  Zweite  Phase  der  Einwirkungen.  In  dieser  ver- 
ändert sich  aber  nun  die  Sachlage  günstig  bei  der  Doppel- 
währung und  günstiger  als  bei  der  einfachen,  wenn  hier  das 
andere  Metall  (Gold)  stärker  produziert  wird  und,  im  Wert  des 
anderen,  des  Silbers,  gemessen,  sinkt.  Bei  der  einfachen  Währung 
ist  man,  unter  den  Voraussetzungen  des  Falls,  auf  die  vor- 
handenen Münzbestände  (die  sich  allerdings,  wie  gesagt,  hier 
nicht,  wie  bei  der  Doppelwährung,  notwendig  zu  vermindern 
brauchen)  und  auf  deren  schw^ache  Vermehrung  aus  der  schw'achen 
Neuproduktion  des  Währungsstoffs  (Silbers)  allein  angewiesen. 
Dadurch  kann  zwischen  der  Geldmenge  und  dem  steigenden 
Bedarf  an  Währungsstoff  ein  Mißverhältnis,  ein  Mangel  an  diesem 
Stoff  eintreten.  Das  wirkt  wieder  als  Druck,  eventuell  auch  auf 
dem  Geldkapitalmarkt.  Bei  der  Doppelwährung  tritt  dagegen 
nunmehr  das  Kompensationsspiel  in  Funktion:  die  allerdings 

vielleicht  noch  durch  Abfiießen  und  Einschmelzen  hier  ver- 
minderte Geldmenge,  welche  aus  dem  einen  Metall  (Silber)  besteht, 
w'ird  nun  gerade  hier  rasch  ersetzt  und  selbst  wieder  die  ge- 
samte Geldmenge  (Münze)  vermehrt  durch  das  zufließende  stärker 
produzierte  zur  Prägung  gelangende  andere  Metall,  das  Gold. 
So  w'ird  der  Geldmangel  im  ganzen  behoben,  bald  vielleicht  in 
Geldüberfluß  übergehen  mit  den  Wirkungen  eines  solchen  Zu- 
stands auf  Kaufkraft  des  Gelds  und  auf  Geldkapitalmarkt, 
die  Kehrseite  dieser  Entwicklung.  Aber  hier  ergeben  sich  aus 
der  Doppelwährung  dann  doch  jetzt  erst  nur  ähnliche  Wir- 
kungen wie  bei  einer  einfachen  Währung  aus  dem  in  steigender 
Menge  produzierten  Metall  (Gold)  sofort.  Es  ist  eben,  solange 
diese  Verhältnisse  dauern,  d.  h.  solange  der  wirkliche  Wert  des 
in  größerer  Menge  produzierten  Metalls  gegen  das  andere  Metall 
tiefer  steht  als  nach  der  gesetzlichen  Relation,  die  Doppel- 
w^ährung  in  ihrer  Wirkung  auf  die  Münzprägung  hinsichtlich  des 
relativ  teureren  Metalls  außer  Funktion  gesetzt  und  ein  Zustand 
wie  bei  der  einfachen  W^ährung  aus  diesem  Währungsstoff  allein 
herbeigeführt.  Damit  tritt  man  in  die  folgende  w^eitere  Phase. 

ccc)  Dritte  Phase  der  Einwirkungen.  Denn  sobald  unter 
der  Funktion  des  Kompensationsspiels  das  teurer  gewordene 
Metall  als  Münze  im  Umlauf  von  dem  relativ  wohlfeileren  großen- 
teils oder  völlig  verdrängt  oder  ersetzt  worden  ist  (Silber  durch 
Gold,  1850  er  bis  1870er  Jahre),  kommt  eben  nur  noch  das  .„sieg- 
reiche“, in  vermehrter  Menge  gewonnene  Metall,  welches  gegen 


das  andere  im  Wert  gesunken  ist,  in  Betracht,  auch  für  die 
Funktion  der  Währung,  des  Umlaufsniittels  und  Preismaßes,  aucli 
des  Geldkapitals,  wenngleich  am  Währungsrechte,  insbesondere 
an  der  rechtlichen  Funktion  beider  Metalle,  zum  gesetzlichen 
Wertverhältnis  als  gesetzliches  Zahlniittel  zu  gelten,  nichts  ge- 
ändert ist.  So  entsteht  jetzt  ein  Zustand  wie  bei  einfacher 
Währung  des  betreffenden  relativ  wohlfeileren  Stoffs,  des  Goldes 
im  angenommenen  Fall.  Dieser  Zustand  gleicht  einigermaßen 
dem  französischen  um  18G0/65  70.  Freilich  dauert  dieser  Zustand 
nur  solange,  wie  die  wirkliche  Relation  iin  Verkehr  für  das 
verdrängte  Metall,  Silber,  günstiger  als  die  gesetzliche  bleibt. 
Sobald  die  Relation  sich  zu  ungunsten  dieses  Metalls  verändert, 
wie  damals  von  Anfang  der  1870  er  Jahre  an,  schlägt  die  Be- 
wegung wieder  um.  Das  längere  Zeit  verdrängte  Metall  strömt 
jetzt  wieder  ein,  gelangt  zur  Prägung  und  beginnt  das  vorher 
siegreich  eingedrungene  wieder  zu  verdrängen,  so  nach  1870  das 
Silber  im  französischen  Münzumlauf  wieder  das  Gold  (s.  u.  S.  040). 
Dann  ist  man  für  die  Deckung  des  Geldbedarfs  also  auf  das  erstere 
Metall  (Silber)  angewiesen.  In  welchem  Maße  dies  dazu  ausreicht, 
hinter  diesem  Bedarf  zurückbleibt  oder  ihn  übersteigt,  hängt 
von  der  Größe  der  Neuproduktion  und  von  dem  etwaigen  Zufluß 
aus  einheimischem  Geräte-  und  Schmiuksilber  und  aus  den  Silber- 
vorräten anderer  Länder  ab.  Die  Sachlage  bleibt  aber  auch 
hier  bei  der  Doppelwährung  günstiger  als  bei  der  einfachen  aus 
diesem  Metalle,  solange  im  Doppelwährungsgebiet  von  dem  in 
der  ersten  und  zum  Teil  in  der  zweiten  Phase  siej^reich  ge- 
wordenen Metall  noch  Vorräte  vorlianden  sind,  welche  jetzt 
wieder  verdrängt  werden  können.  Hinterher  gleicht  die  Sach- 
lage wieder  der  bei  einfacher  Währung  des  siegreichen  Metalls. 

Zu  Zweiter  Spezialfali  (S.  029).  Bei  der  hier  ange- 
nommenen absolut  und  dem  anderen  Metall  (Gold)  gegenüber  relativ 
stärkeren  Vermehrung  der  Produktion  des  einen  Doppelwährungs- 
metalls (Silber)  und  dem  Sinken  dieses  Metalls  in  seinem  Wert 
gegen  dieses  andere  (Silbers  gegen  Goldj  und  unter  seinen  Wert 
nach  der  gesetzlichen  Relation  liegt  derselbe  Fall  vor,  wie  ihn 
die  Sachlage  in  der  eben  behandelten  dritten  Phase  (ccc,  S.  081) 
darstellt.  Es  verdrängt  also  im  Doppelwährungssystem  nunmehr 
das  so  vermehrte  und  iin  Wert  gegen  das  andere  Metall 
sinkende  Metall,  das  Silber,  dieses  andere,  das  Gold,  wieder 
aus  dem  Verkehr.  Ist  das  geschehen  und  so  das  betreffende 
Metall  (Silber)  tatsächlich  zum  einzigen  geworden,  welches  Wäh- 
rungsfunktion ausübt  und  im  Verkelir  als  Geld  benutzt  wird, 


— G33  — 


so  sind  die  weiteren  Wirkungen  der  Vermehrung  dieses  ]\Ietalls 
auf  Geldwert  ^Kaufkraft)  und  Geldkapitalmarkt  die  nämlichen  wie 
bei  der  einfachen  Währung  aus  diesem  Metall  allein.  Aber 
immer  treten  diese  Wirkungen  im  Doppelwährungssystem  doch 
eben  erst  später,  erst  nach  der  Verdrängung  des  anderen  ,A[e- 
talls  ein,  nicht,  wie  bei  der  einfachen  Währung  aus  diesem 
Stoff,  sofort.  Das  ist  zwar  nicht  immer  ein  Vorzug,  kann  aber 
recht  wohl  einer  sein. 

Es  ergiljt  sich  so,  daß  die  Doppelwährung  doch  immer,  ver- 
glichen mit  der  einfachen  Währung,  für  die  Versorgung  des 
Geldwesens  mit  Währungsstoff  in  der  Tat  unter Dmständen 
und  unter  den  oben  (aa,  S.  029)  angenommenen  Voraussetzungen, 
welche  in  der  Wirklichkeit  vorliegen  können,  einige  Vorzüge 
hat.  Sie  mögen  in  der  Wahl  zwischen  einfacher  und  Doppel- 
währung nicht  den  Ausschlag  zugunsten  letzterer  geben,  aber 
sie  sind  doch  dabei  mit  zu  berücksichtigen.  Die  Ge^er  der 
Doppelwährung  übersehen  solche  günstigen  Seiten  und  W irkungen 

des  Svstems. 

in  den  folgenden  Ausführungen  unter  2 wird  der  Mecha- 
nismus des  Kompeusationsspiels,  welches  im  Doppelwährungs- 
system bei  Veränderung  der  wirklichen  Wertrelation  in  Funktion 
tritt,  genauer  dargelegt.  Dadurch  erfahren  die  vorausgehenden 
Ausführungen  noch  ihre  Vervollständigung,  werden  auch  wohl 
leichter  verständlich,  erhalten  aber  ihre  Bestätigung. 

c)  Vergleichung  der  einfachen  und  Doppelwährung  nach  den 
Einwirkungen  auf  größere  Stabilität  der  wirklichen 
Wertrelation  im  Verkehr.  Solche  Einwirkungen  kann  unmittel- 
bar nur  die  Doppelwährung  ausüben.  Darin  liegt  ihr  prinzipieller 
Vorzug  vor  der  einfachen  Währung.  Das  wird  im  folgenden  Ab- 
schnitt 2 mit  nachgewiesen. 

2.  Das  Doppelwährungssystem,  insbesondere  die 

nationale  Doppelwährung. 

Siebe  schon  oben  Abschnitt  6 vom  Wertverhältnis  der  Edel- 
metalle zueinander,  worin  die  Doppelwährungsfrage  mit  berührt  wird 
(S.  292  ff.).  Währungsliteratur  oben  S.  112  (^Wolowski).  Die  Währungs- 
artikel von  Lexis  im  H.  W.  St.,  auch  für  Spezialliteratur.  ^ Die  Ver- 
handlungen, Berichte  usw.  der  Münzkonferenzen,  Münzenqueten  usw  ; 
die  Titel  der  betr.  Veröffentlichungen  in  Lexis’  Artikel  „Doppel- 
währung“ im  H.  W.  St.  III  251. 

a)  Allgemeines.  «)  In  der  Untersuchung  dieses  Problems 
hat  man  früher,  im  wesentlichen  bis  zu  Wolowskis  Auftreten 
(um  1 862  ff.),  aus  der  Tatsache,  daß  bei  einem  Abweichen  der 
wirklichen  Wertrelation  von  der  gesetzlichen  ein  dauerndes 
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Nebeneiiianderzirkulieren  von  Münzen  und  eine  dauernde 
gleichzeitige  Prägung  von  Münzen  aus  beiden  Metallen  im 
Gebiet  der  Doppelwährung  nicht  oder  nur  ganz  beschränkt  statt- 
finde und  nicht  stattfinden  könne,  die  praktische  Unmög- 
lichkeit dieses  Währungssystems  und  seine  theoretische  und 
praktische  Uuhaltbarkeit  abgeleitet  und  durch  diese  Tatsachen 
als  begründet  angesehen.  Es  war  das  Verdienst  Wolowski's 
nachzuweisen,  daß  dieser  Schluß  nicht  ohne  weiteres  richtig  ist: 
aus  der  Unmöglichkeit  des  Nebeneinanderzirkulierens  und  des 
Prägens  von  Münzen  aus  beiden  Metallen  bei  von  der  gesetz- 
lichen abweichender  wirklicher  Werlrelation  folge  auch  nicht, 
daß  die  nationale  Doppelwährung  nicht  doch  gewisse  günstige 
Wirkungen,  namentlich  für  größere  Stabilität  der  Wertrelation, 
ausübe,  was  sich  vielmehr  zeigen  lasse.  Gerade  der  Umstand, 
daß  bei  Doppelwährung  immer  das  jeweilig  im  Verkehr  gegen 
die  gesetzliche  Wertrelation  billigere  Metall  eine  besondere 
Nachfrage  finde,  führe  eine  solche  größere  Stabilität  der  Wert- 
relation herbei. 

ß)  Wolowski  hat  dabei  nur  übersehen,  daß  solche  günstige 
Wirkungen  nur  solange  dauern  können,  als  von  dem  Metall, 
welches  dem  anderen  gegenüber  einen  relativ  höheren  Wert, 
verglichen  mit  der  gesetzlichen  Relation,  besitzt,  noch  ge- 
nügende Vorräte  (in  Münzform)  im  Doppelwährungsgebiete 
vorhanden  sind  und  durch  das  andei'e  Metall  ersetzt  werden 
können.  Sind  sie  erschöpft,  so  tritt  das  Kompensationsspiel  einst- 
weilen außer  Wirksamkeit.  Die  Sachlage  wird  dieselbe  wie  bei  ein- 
facher Währung  desjenigen  Metalls,  welches  im  Wert  gegen  das 
andere  und  im  ^ erhältnis  zur  bisherigen  Relation  gesunken 
ist.  Dies  dauert  wieder  so  lange,  wie  das  eingedrungene  sieg- 
reiche Metall  das  relativ  wohlfeilere  bleibt.  Erst  wenn  es,  aus 
welchen  Ursachen  immer,  wieder  im  relativen  Wert  gegem  das 
andere  und  gegen  die  gesetzliche  Relation  steigt,  also  wenn  die 
Richtung  der  Gestaltung  der  Wertrelation  die  gerade  und  hin- 
länglich stark  entgegengesetzte  wird,  tritt  die  Wirksamkeit  des 
Kompensationsspiels  bei  Doppelwährung  wieder  ein,  nunmehr  für 
die  Ersetzung  des  eiugedrungenen  „siegreichen“  durch  das  bis- 
her durch  dieses  verdrängte  „besiegte“  Metall.  Erst  damit 
kommt  auch  die  günstige  Einwirkung  auf  größere  Stabilisierung 
der  Wertrelation  zur  Geltung. 

_ o 

y)  So  im  nationalen  Doppelwährungssystem.  Ob  und  wie 
die  Dinge  sich  bei  einem  allgemeinenj  wenigstens  auf  Hauptgebiete 
der  W^eltwirtschaft  sich  ausdehnendeii  internationalen  solchen 
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System  ebenso  oder  ähnlich,  noch  günstiger  oder  nicht  so  günstig 
gestalten,  verlangt  dann  noch  eine  besondere  I.'ntersuchung. 
Namentlich  fragt  sich,  ob  und  inwieweit  hier  eine  noch  größere 
oder  nahezu  vollständige  Stabilität  der  Wertrelation  im  Vei'kehr 
erreicht  werden  könnte.  Dies  würde  für  solche  Doppelwährung 
stark  ins  Gewicht  fallen.  Bei  der  internationalen  Doppelwährung 
liegt  indessen  Manches  anders  und  wesentlich  schwieriger  als 
bei  der  nationalen.  Dies  gilt  sowohl  von  den  Folgen  und 
Wirkungen  eines  solchen  Systems  für  die  Gestaltung  der  Wert- 
relation im  Verkehr  als  von  den  viel  schwieriger  zu  erfüllenden 
Bedingungen  der  praktischen  Durchführbarkeit  der  internationalen 
Doppelwährung. 

Die  theoretische  und  praktische  Literatur,  welche  sich  spater 
an  Wolowski's  Doktrin  anschloß,  auch  die  Behandlung  der  angedeuteten 
Probleme  auf  den  bezüglichen  Münzkongressen  (Paris,  Brüssel)  und 
in  den  Verhandlungen,  in  Enqueten  über  die  Währungsfrage  (in 
Amerika,  England,  Frankreich,  Deutschland)  haben  -wohl  manches 
Material  auch  zur  Frage  der  internationalen  Doppelwährung  zu- 
sammengetragen. Manche  theoretisch -prinzipielle  und  praktische 
Punkte  für  und  (überwiegend)  wider  ein  solches  System  wurde  da- 
durch aufgehellt.  Aber  weder  von  diesem  System  günstiger  bimetal- 
listischer  noch  ihm  gegnerischer,  meistens  goldmonometallistischer 
Seite,  ist  alles  befriedigend  erledigt.  Die  bedeutendsten  wissenschaft- 
lichen Autoren  auch  letzterer  Richtung,  in  Deutschland  besonders 
A.  Soetbeer,  E.  Nasse,  W.  Lexis.  sind  übrigens  objektiv  genug  ge- 
wesen, der  international-bimetallistischen  Richtung  manches  theo- 
retisch-prinzipielle Zugeständnis  zu  machen. 

Wie  man  auch  zu  der  Frage  der  Do])pelwährung  stehe, 
ein  der  wissenschaftlichen  Behandlung  wertes  Problem  liegt  hier 
jedenfalls  vor,  bei  der  nationalen  wie  der  internationalen.  Eine 
bezügliche  Untersuchung,  welches  auch  immer  ihre  Ergebnisse 
seien,  ist  namentlich  für  die  allgemeine  Theorie  von  Geld  und 
Geldwesen  lehrreich  und  gewinnbringend.  Sie  ist  aber  auch 
für  die  Praxis  des  Geldwesens  nicht  wertlos. 

blDie  nationale  Doppel  Währung.  «jUbliche,  nament- 
lich ältere  Beweisführung  gegen  sie.  Die  ökonomische 
Unmöglichkeit,  daß  (vollwichtige)  Münzen  aus  Gold  und  Silber 
dauernd  — und  namentlich  in  größerer  Menge  — nebenein- 
ander im  Doppelwähriingssystem  zirkulieren  und  fortgesetzt  ge- 
prägt werden,  wenn  die  wirkliche  Wertrelation  im  Verkehr  von 
der  gesetzlichen  abweicht,  ist  leicht  deduktiv  nachzuweisen  und 
zu  begründen.  Sie  wird  auch  durch  zahlreiche  Erfahrungstat- 
sachen der  Geld-  und  Münzgeschichte,  von  alten  Zeiten  her  bis 
in  die  Gegenwart,  bestätigt.  Die  Folgen,  welche  sich  aus  dieser 
Sachlage  für  die  praktische  Funktion  der  Doppelwährung  und 
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egoistischen  Leitmotivs^,  dem  selten  genügend  starke  Gegen- 
motive  eutgegenwirken,  geltend.  Dieser  Umsetzungs-  und  Ver- 
drängungsprozeß  vollzieht  sich  nach  verschiedenen  mit  einwirken- 
rascher und  langsamer,  vollständiger  oder  nur 
vollzieht  sich  schließlich  stets.  Sein  Endergeb- 
s im  Verkehr  relati\',  gegen  die 
Metalls  ganz  oder  fast  ganz  auf- 
mehr nur 
ohlfeileren  Metall  besteht. 


danach  für  die  Prägung  ergeben,  lassen  sich  ebenfalls  leicht 
ableiten  und  begründen  mittels  Deduktion  aus  dem  Wirken  des 
Strebens  nach  dem  erreichbaren  höclisten  Vorteil  bei  Zahlungen 
in  dem  gesetzlichen  Geld,  sowie  wiederum  ohne  besondere  Mühe 
aus  der  Statistik  der  Ein-  und  Ausfuhr  der  Edelmetalle,  auch  in 
Münzfonn,  aus  der  Prägungsstatistik  und  aus  Beobachtungen  des 
Münzumlaufs.  Daß  dabei  die  erstgenannte  Statistik  immer  lücken- 
haft und  mit  starken  Fehlern  behaftet  bleibt  und  die  Beobach- 
tungen des  Münzumlaufs  zu  keiner  zahlenmäßigen  Genauigkeit 
führen,  macht  zwar  eine  völlig  genügende  exakte  Beweisführung 
in  Zahlen  nicht  möglich.  Aber  diesei*  Mangel  ist  hier  von  keiner 
großen  Bedeutung.  Die  Beweisführung  in  der  Sache  ist  die 
folgende. 

aai  Ein  wirkliches  Nebeneinanderzirkulieren  und  fortdauern- 
des gleichzeitiges  Geprägtwerden  von  Gold-  und  Silbermünze  nach 
einer  bestimmten  gesetzlichen  Wertrelation  und  ein  wirkliches 
Zuströmen  beider  Metalle  zur  Prägung  im  Doppelwährungsgebiet, 
wenn  der  Grundsatz  der  Prägefreiheit  gilt,  kann  nur  solange 
stattfindeu,  als  die  wirkliche  Wertrelation  im  Verkehr  mit  der 
gesetzlichen  genau  oder  fast  genau  übereinstimmt.  Auch  in 
diesem  Falle  wird  allerdings  nicht  von  jedem  Metall  gleichviel 
geprägt  werden  und  der  Münzumlauf  nicht  gerade  zur  Hälfte 
aus  Münze  beider  Metalle  bestehen.  Der  Prägebetrag  wird  sich 
vielmehr  nach  den  relativen  Produktionsverhältnissen,  dem  rela- 
tiven Zustrom  und  nach  dem  Münzbedarf  an  Münzen  verschie- 
dener Wertgröße  richten.  Dabei  bleibt  die  Funktion  des  Doppel- 
währungssystems in  Wirksamkeit. 

bb)  Auf  die  Übereinstimmung  der  wirklichen  mit  der  ge- 
setzlichen Wertrelation  kann  allerdings  die  Doppelwährung  durch 
ihre  Rückwirkung  auf  die  inländische  und  die  internationale 
Bewegung  der  Edelmetalle  und  auf  die  Zuströmung  derselben 
zur  Prägung  und  auf  ihr  Fernbleiben  von  dieser  einen  gewissen 
Einfluß  ausüben,  aber  regelmäßig  k<dnen  entscheidenden  noch 
dauernden.  Sobald  die  wirkliche  Relation  von  der  gesetzlichen 
abweicht  — im  Prinzip  selbst  nur  um  ein  ganz  Geringes,  in 
der  Praxis  meist  auch  nur  um  ein  Weniges  — , so  wird  es  für 
Jedermann  vorteilhaft,  möglichst  seine  Geldverpflichtungen  in 
den  Münzen  des  im  Verkehr  gegen  das  gesetzliche  wohlfeileren 
Metalls  zu  entrichten,  auch  nur  dieses  zur  Prägung  zu  bringen, 
es  dazu  herbeizuziehen,  dagegen  die  Münzen  des  anderen 
Metalls  anzusammeln,  einzuschmelzen,  mit  Gewinn  auszuführen. 
Das  macht  sich  auch  alsbald  unter  dem  Imjmls  des  „ersten 


den  Umständen 
partiell,  aber  er 
nis  ist,  daß  die  Prägung  de 
gesetzliche  Relation,  teureren 

hört,  der  ]Münzumlauf  im  Doppelwährungsgebiet  immer 
noch  aus  Münzen  aus  dem  relativ  w 
So  übernimmt  dies  Metall  tatsächlich  allein  oder  fast  allein  die 
Geldfunktionen,  wird  im  Grunde  so  das  Währungssystein  ein 
einfaches  aus  diesem  Metall. 

cc)  Damit  aber  ist  eine  Verschlechterung  der  Währung 
verbunden,  stets  zum  Vorteil  des  zur  Leistung  von  Geldzahlungen 
in  der  Landeswährung  Verpflichteten,  des  Schuldners,  zum  Nach- 
teil des  zum  Empfang  solcher  Zahlungen  Berechtigten,  des 
Gläubigers.  Das  sei  ein  Verstoß  gegen  die  Billigkeit,  welchen 
jedes  Währungssystem  möglichst  vermeiden  müsse.  Die  \ olks- 
wirtschaft werde  so  auch  mit  den  Kosten  der  Umsetzung  des 
Währungsstüffs,  der  Umschmelzung  usw.  nachteilig  belastet.  Das 
Geld-  und  Münzwesen  käme  bei  den  Schwankungen,  welche 
auch  in  der  Richtung  der  Veränderung  der  W^ertrelation  ein- 
träten, in  einen  Zustand  dei*  Unruhe.  Es  offenbare  sich  in  dem 
allen  die  Wirksamkeit  des  sogenannten^  „Grashamschen"  Gesetzes, 
„daß  das  schlechte  Geld  das  gute  verdränge“,  genauer  ausgedrückt, 
das  dasjenige  schlechtere  Geld  (Münze  aus  dem  wohlfeileren 
Metall),  welches  gesetzlich  zum  gleichen  Nennwert  mit  dem  Geld 
(Münze  aus  dem  teureren  Metall),  daher  zu  einem  reell  zu  hohen 
Wert  Zahlmittel  (Währung)  sei,  dies  bessere  Geld  verdränge. 

dd)  Bei  Beschränkungen  im  Geldverkehr,  l^ei  mit  ent- 
sprechenden Strafandrohungen  verbundenen  V erboten  der  An- 
sammlung, Einschmelzung,  Ausfuhr  in  Bezug  auf  das  relativ 
gegen  das  gesetzliche  Verhältnis  teurer  gewordene  Metall  und 
die  Münzen  daraus,  also  Ijei  Maßregeln  wie  in  der  älteren  Münz- 
politik , könne  zwar  ein  solcher  V erdrängungsprozeß  einige 
Hemmung  erfahren,  ähnlich  bei  Verkehrserschwerungen  infolge 
mangelhafter  Kommuuikationsmittel  und  geringer  Rechtssicherheit. 

Auch  die  Prägekosten  spielen  mit  und  üben  einige  Hemmung 
aus.  Sind  sie  verschieden  für  Gold  und  Silber  (wie  in  Frankreich 
im  19.  Jahrhundert),  so  wird  nicht  lediglich  die  Abweichung  der  wirk- 
lichen von  der  gesetzlichen,  sondern  von  derjenigen  Relation  maß- 
gebend, welche  sich  unter  Mitberücksichtigung  dieser  Verschiedenheit 
der  Prägekosten  als  gesetzliche  ergibt.  Erst  bei  dieser  kommt  der 
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Prozeß  des  Ersatzes  des  einen  Metalls  durch  das  andere  in  Gang  (in 
Frankreich  daher  nicht  bei  1:15,5,  sondern  bei  1:15,69). 

Aber  der  Prozeß  setzt  sich  doch  unter  dem  starken  Impuls 
des  Yorteilsmotivs  durch,  nur  etwas  langsamer  und  erst  bei 
et'was  größerer,  indessen  immer  doch  schon  bei  recht  kleiner 
bezüglicher  Abweichung  der  wirklichen  von  der  gesetzlichen 
Relation.  In  unserer  heutigen  Zeit  genügt  bei  dem  hohen  Stand 
des  Kommunikations-  und  Transportwesens,  der  Rechtssicherheit 
und  bei  der  meistens  völligen  Verkehrsfreiheit  schon  eine  sehr 
kleine  Abweichung  der  wirklichen  Wertrelation  auf  dem  Welt- 
markt von  der  gesetzlichen,  um  das  „KompensationsspieP*  im 
System  der  Doppelwährung  in  AVirksamkeit  treten  zu  lassen. 

ee)  Aus  diesen  A^erhältnissen  wird  die  regelmäßige  geschicht- 
liche Erfahrung  erklärt,  daß  so  in  Ländern  einer  eigentlichen 
Doppelw'ährung  oder  eines  ihr  doch  nahe  verwandten  Systems 
mit  Bestimmungen  über  gesetzliche  Wertrelationen  für  die  Gold- 
Tind  Silbermünzen,  wonach  diese  von  der  wirklichen  abweichen,  daß 
so  das  überwertige  Metall  und  die  (vollwichtige)  Münze  daraus 
durch  das  minderwertige  und  die  Münzen  aus  diesem  verdrängt 
worden  sei.  Damit  erschien  der  Schluß  vollends  richtig,  daß 
„Doppelwährung  praktisch  undurchführbar,  theoretisch 
falsch  sei.“  Sie  habe  immer  höchstens  so  lange  wirklich  be- 
standen, Münze  aus  beiden  Metallen  habe  nebeneinander  zur 
gesetzlichen  Relation  nur  so  lange  zirkuliert  und  sei  dazu  geprägt 
worden,  als  einmal  zufällig  die  wirkliche  Relation  mit  der  gesetz- 
lichen wenigstens  im  wesentlichen  länger  übereingestimmt  habe. 
Aus  solchem  Verdikt  gegen  die  Doppelwährung  wurde  dann  auch 
der  Schluß  zugunsten  „der  allein  richtigen  und  prak- 
tisch sich  allein  bewährenden  einfachen  Währung“  ge- 
zogen, früher  meist  des  Silbers  vom  15./ 16. — 19.  Jahrhundert, 
neuerdings,  seit  der  neuen  Goldära  Mitte  des  19.  Jahrhunderts, 
gewöhnlich  für  einfache  Goldwährung,  mindestens  im  Occident, 
zumal  in  Europa  und  Nordamerika. 

Diese  Auffassung  galt  öfters  auch  noch  sowohl  für  eine  Kon- 
sequenz als  für  eine  Bestätigung  der  Lehre,  daß  sich  die  „volkswirt- 
schaftlichen Naturgesetze“  doch  allen  willkürlichen  Eingriffen  des 
Staats  und  seiner  Gesetzgebung  gegenüber,  wie  auch  die  gesetzliche 
Feststellung  der  Wertrelation  der  beiden  Metalle  einer  sei,  doch  stets 
durchsetzten.  — Für  die  neuere  Zeit  liefert  die  britische  Münz- 
geschichte seit  dem  17.  Jahrhundert  und  im  18.,  namentlich  aber  die 
französische  im  19.  Jahrhundert  besonders  gern  auch  von  der 
Theorie  herangezogene  tatsächliche,  erfahrungsmäßige  Belege  für  die 
Richtigkeit  obiger  Beweisführung  (s.  schon  oben  S.  315  ff.). 
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ß)  Einw’ände  gegen  die  Tragweite  dieser  Beweis- 
führung für  die  negative  Entscheidung  des  Doppel- 
währungsproblems. 

S.  darüber  schon  oben  S.  318  ff. 

Hier  setzt  die  Auffassung  Wolowski  s ein.  Daß  beim  Ein- 
tritt einer  Abweichung  der  wirklichen  Wertrelation  A^on  der  ge- 
setzlichen die  dargelegten  Folgen  sich  zeigen,  wird  hier  nicht 
bestritten.  Wohl  aber  wird  eingewandt,  daß  diese  Folgen  nicht 
nur  Nachteile  brächten,  derentwegen  das  A'erdikt  gegen  die 
Doppelwährung  auszusprechen  sei.  Weil  vielmehr  das  im  Wert 
gegen  das  andere  gesunkene  Metall  im  Doppelwährungsgebiete 
einen  vermehrten  Absatz,  eine  steigende  Nachfrage  finde,  werde 
das  Sinken  seines  Werts  gehemmt.  Das  im  Wert  gestiegene  ströme 
auf  den  Weltmarkt  ab  und  werde  so  hier  stärker  angeboten, 
dadurch  aber  in  seinem  weiteren  Wertsteigen  gehemmt.  Daher 
ergebe  sich  im  ganzen  eine  geringere  Schwankung  der  Relation, 
eine  A^erringerung  der  Grenzen  dieses  Schwankens,  des  Steigens 
und  Sinkens  des  AVerts  des  einen  gegen  das  andere  Metall,  im 
Inland  und  weiter  selbst  einigermaßen  auf  dem  AVeltmarkt.  Das 
sei  ein  allgemeiner  Vorteil,  welcher  eben  der  Doppelwährung 
zu  verdanken  sei.  Diese  wirke  hier  als  Kompensationseinrich- 
tung. Es  genügt  hierfür,  auf  die  Ausführungen  oben  am  an- 
geführten Ort  zu  verweisen. 

y)  Tragweite  dieser  Einwände.  Wie  hier  bereits  gezeigt 
worden  (S.  319  ),  kann  indessen  eine  solche  AVirkung  der  Doppel- 
währung nur  so  lange  dauern,  als  im  Inland,  im  Gebiet  dieser 
Währung,  von  dem  nach  der  AVeltmarktrelation  teureren  Aletall 
noch  Münz-  und  sonstige  verdrängbare  A^orräte  genug  voxhanden 
sind,  welche  durch  das  andere  minderwerte  Metall  ei'setzt  werden 
und  abfließen  können,  und  ferner  als  die  wirkliche  AVertrelation 
für  dieses  letztere  Metall  im  Weltverkehr  günstiger  bleibt  als 
die  gesetzliche  im  Doppelwährungsgebiete.  Sobald  jene  A’orräte 
erschöpft  oder  anderweit  gebunden  sind  — dies  z.  B.  auch  durch 
Aufsammeln  und  absichtliches  Zurückhalten  im  Inland,  eventuell 
auch  in  Gerätform  — , und  sobald  die  Weltwertrelation  zum 
Nachteil  des  Metalls  umschlägt,  tiätt  die  bisherige  Kompensation 
außer  Funktion.  Aber  allerdings,  bei  dieser  Änderung  der  AVert- 
relation würd  sie  nunmehr  in  der  Weise  wii'ksam,  das  jetzt  das 
bisher  verdrängte  und  abströmende,  im  A^erkehr  teurer  gewesene, 
nunmehr  billiger  gewordene  Metall  wieder  einströmt,  geprägt 
wird,  das  andere  Metall  verdrängt  und  den  Münzumlauf  anfüllt. 
Dadurch  wird  jetzt  wieder,  wiegen  Eröffnung  eines  besonderen 
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Absatzgebiets  und  Abströmung  des  ersten  Metalls  dahin  nun- 
mehr auf  die  Wertrelation  zugunsten  des  zweiten  Metalls  ein- 
gewirkt. Dies  jedoch  abeimals  nur  so  lange,  als  der  nun 
umgekehrte  Ersetzungsprozeß  im  Inland  dauern  kann  und  nicht 
wieder  eine  neue  Änderung  der  Wertrelation  in  entgegengesetzter 
Richtung  eintritt.  Dann  fungiert  das  Kompensationsspiel  der 
Doppelwährung  wieder  in  entgegengesetzter  Richtung,  und  so 
geht  es  weiter.  Dadurch  aber  wird  eben  eine  günstige  Wirkung 
auf  die  größere  Stabilisierung  der  Wertrelation  und  auf  engere 
Begrenzung  der  Schwankung  derselben  ausgeübt. 

ö)  Indessen  diese  Wirkung  macht  sich  doch  immer  nur 
geltend,  wenn  die  Wertrelation  zugunsten  des  bisher  wohlfeileren 
und  abströmenden  Metalls  umschlägt  und  diesem  nun  günstiger 
wird,  als  sie  es  nach  der  gesetzlichen  Bestimmung  ist.  Dieses 
Umschlagen  kann  zwar  durch  das  l^isherige  Wirken  des  Kom- 
pensationsspiels der  Doppelwährung  mit  gefördert  worden  sein. 
Aber  eigentlich,  und  gar  notwendig  stets,  herbeigeführt  wird 
es  doch  dadurch  nicht.  Gewöhnlich  werden  vielmehr  allgemeinere, 
mächtigere  Vorgänge  in  der  Produktion  und  Verwendung  diese 
Wirkung  gehabt  haben.  Insofern  kann  man  dem  Kompensations- 
spiel der  Doppelwährung  doch  nur  eine  beschränktere  Bedeutung 
für  die  größere  Stabilisierung  der  W ertrelation  beimessen.  Im 
Falle,  daß  die  Wertrelation  nicht  umschlägt,  nur  für  so  lange, 
als  die  Ersetzung  des  jeweilig  im  Weltverkehr  im  Vergleich  zur 
gesetzlichen  Wertrelation  teureren  Mfdalls  dauert. 

An  den  französischen  Verhältnissen  im  dritten  Viertel  des 
19.  Jahrhunderts  läßt  sich  das  alles  am  besten  zeigen  (s.  schon  oben, 
besonders  S.  321).  Als  1874  ff.  die  Wertrc.lation  für  Silber  ungünstiger 
als  die  gesetzliche,  Silber  also  relativ  wohlfeiler  wurde,  setzte  sofort 
das  Kompensationsspiel  ein,  nahm  die  lange  fast  verschwundene  Neu- 
prägung von  nach  der  gesetzlichen  Relation  vollwichtiger  Silbermünze 
(5-Fr.-Stücke)  wieder  zu  (siehe  Tabelle  XVI,  S.  364).  Die  Prägung, 
w'elche  in  Frankreich  von  1857  an  jahrelang  immer  kleiner  geworden, 
1865  auf  486000,  1866  auf  189000  Fr.  gesunken  war,  stieg  in  den 
Jahren  1867/70  wieder  auf  54052000— 93621000— 58264000— 53648000, 
sank  1871  auf  4711000, 1872  auf  389000,  stieg  aber  1873  auf  154649000, 
war  1874  59996000  Fr.,  1875  75000000  Fr.  Ähnlichen  Verlauf  zeigt 
die  Prägung  von  Silberkixrant  in  Belgien,  die  z.  B.  von  10225000  Fr. 
in  1872  auf  111705000  Fr.  in  1873  stieg.  Seit  1877  hat  sie  hier,  seit 
1879  in  Frankreich,  seit  1880  in  Italien  aufgehört.  Hätte  man  diese 
Silberprägung  nicht  alsbald  beschränkt  und  dann  ganz  eingestellt 
(1874j  78j.  so  hätte  das  Silber  im  französischen  und  im  ganzen  latei- 
nischen Alünzbundgebiet  einen  erheblichen  Absatzmarkt  erhalten.  Das 
würde  immerhin  wahrscheinlich  auf  ein  w^eiteres  Sinken  des  Gold- 
preises des  Silbers,  selbst  bei  der  großen  und  steigenden  Produktion, 
etwas  hemmend  und  abschwächend  eingewirkt  haben.  Aber  eben  doch 


auch  nur  bis  zur  Vollendung  des  Prozesses  der 
nunmehrigen  Ersetzung  des  vorher  eiugedrun- 
g e n e n Goldes  durch  Silber.  Alsdann  wäre  eben  Silber 
tatsächlich,  trotz  formeller  Doppelwährung,  im  wesentlichen  das 
einzige  Metall  im  Umlauf  und  bei  den  Zahlungen  geblieben.  Eine 
Wiederumschlagung  der  Wertrelatioii  zugunsten  des  Silbers  im 
Weltverkehr  war  nicht  zu  erwarten.  Damit  konnte  auch  das 
Kompensationsspiel  nicht  von  neuem  zugunsten  des  Eindringens 
von  Gold  im  lateinischen  Alüuzgebiet  einsetzen.  — Auch  die  auf 
eine  Art  Doppelwährungspolitik  ausgehenden  uordamerikauischeii 
Alaßregeln,  die  Silberankäufe  (S.  325  oben),  konnten  Avohl  vorüber- 
gehend mechanisch  durch  eine  Steigerung  der  Nachfrage  nach 
Silber  und  durch  psychologische  Einwirkungen  auf  die  Auffassun- 
gen von  der  Zukunft  des  Silbers  den  Goldpreis  des  Silbers  etwas 
heben  oder  sein  Aveiteres  Sinken  etAvas  hemmen  und  abschAvächen. 
Eine  stärkere  und  anhaltendere  EinAvirkung  in  dieser  Richtung 
hätten  sie  Avohl  gehabt,  Avenn  sie  bis  zur  Freigebung  der  Silber- 
präguüg,  Avenigstens  in  den  Vereinigten  Staaten,  nach  der  alten 
(ca.  1 ; 16)  oder  nach  einer  wenigstens  dem  Silber,  im  Vergleich 
mit  der  erreichten  verkehrsmäßigen,  erheblich  günstigeren  ge- 
setzlichen Relation  gegangen  Avären.  Aber  nach  der  dann  zu  er- 
Avartenden  Verdrängung  des  Goldgelds  im  Inland  und  bei  ver- 
bleibender niedriger  Wertrelation  für  Silber  auf  dem  Weltmärkte, 
verglichen  mit  der  gesetzlichen,  Avürde  auch  hier  eine  solche  Ein- 
wirkung einer  zu  Recht  bestehenden  Doppehvährung  aufgehört 
haben.  Nur  der  Umstand,  daß  dann  eben  Nordamerika  tatsäch- 
lich ein  SilberAvährungsj:ebiet  geworden  Aväre,  konnte  von  da  an, 
psychologisch  und  mechanisch,  dem  SilberAvert  zugute  kommen. 
Aber  das  wäre  dann  eben  keine  andere  Sachlage  als  bei  über- 
haupt bestehender  rechtlicher  einfaclier  SilberAvährung  gewesen. 
Eine  Einwirkung  der  ursprünglichen  Doppelwährung  Aväre  hier 
nicht  melir  hervorgetreten. 

Ergebnis.  Sonach  beschränkt  sich  der  Einfluß  eines 
internationalen  Doppehvährungssystems  auf  größere  Stabilisie- 
rung der  Wertrelation  von  Gold  und  Silber  zueinander  immer 
nur  auf  die  Zeitdauer,  bis  das  im  Weltverkehr  gegen  das  ge- 
setzliche Aveniger  wertvolle  Metall  im  Doppelw^äh  rungsgebiet 
das  andere  Metall  verdrängt  hat,  und  macht  sich  von  neuem 
erst  wieder  geltend,  wenn  die  Wertrelation  zugunsten  dieses 
letzteren  wieder  umgeschlagen  und  dieses  relativ  teurer  als 
nach  der  gesetzliclien  geworden  ist. 

aa)  In  dieser  Wirkung  liegt  ein  Vorteil  auch  der 
nationalen  Doppelwährung  \^or  der  einfachen  und  ZAvar 
nicht  bloß  für  das  Gebiet  der  Doppelw^ährung,  sondern  auch 
für  die  Gebiete  einfacher  Währung,  sowohl  der  Silber-  als  der 
Goldwährung,  damit  für  die  ganze  Weltwirtschaft. 

bb)  Diesem  Vorteil  steht  der  Nachteil  gegenüber,  daß 
im  Doppehvährungsgebiet,  w^enn  jene  günstige  Einwirkung  der 
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Doppelwährung  auf  die  Stabilisierung  der  Wertrelation  wirk- 
sam werden  soll,  immer  ein  Ersetzungs-  und  Verdrängungs- 
prozeß eintreten  muß,  in  welchem  das  im  Weltverkehr  jeweilig 
gegen  die  gesetzliche  Wertrelation  weniger  wertvolle  Metall 
tatsächlich  die  Stelle  des  inländischen  Umlaufmittels  im  Münz- 
umlauf und  des  als  Zahlmittel  allein  benutzten  Geldes  im  • 
Doppelwährungsgebiet  übernimmt.  Dieser  Prozeß  bedingt  volks- 
und  weltwirtschaftlich  Kosten,  welche  teils  das  Doppelwäh- 
rungsgebiet allein  (bei  Prägung  ohne  Erhebung  von  Münz- 
gebühren oder  Schlagschatz  auch  dessen  Finanzwirtschaft),  teils 
in  den  lietr.  Bezugs-  und  Versendungskosten  des  Metalls,  den 
Arbeitskosten,  welche  die  erforderlichen  geschäftlichen  Opera- 
tionen darstellen,  die  Volkswirtschaften  auch  anderer  Länder 
und  so  die  ganze  Weltwirtschaft  mittragen. 

cc)  Die  wenigstens  teilweise  größere,  wenn 
auch  nicht  völlige  Stabilisierung  der  Wertrelation 
Is  ist  indessen  ein  so  bedeutender  Vorteil,  daß  er  diesen  Nachteil 

wohl  auf  wiegt.  Er  fällt  um  so  schwerer  ins  Gewicht,  weil  er 
sich  vornehmlich  in  Zeiten  starker  Veränderung  der  relativen 
Produktionsverhältnisse  der  edlen  Metalle  zeigen  wird.  Denn 
hier  sind  Verschiebungen  in  Angebot  und  Nachfrage  zu  er- 
warten, welche,  zumal  wenn  auch  die  relativen  Produktions- 
kosten der  beiden  Metalle  sich  verändern,  die  Wertrelation 
stärker  verschieben  werden.  Dem  wirkt  dann  die  Doppel- 
währung, wenn  sie  wenigstens  in  einigermaßen  bedeutenden 
Gebieten  besteht,  dadurch  entgegen,  daß  sie  das  Kompensations- 
spiel in  Funktion  treten  läßt.  Das  Land  eines  solchen  Wäh- 
rungssystems leistet  hier  der  ganzen  übrigen  Welt  mit  ihren 
einfachen  Währungen  einen  nicht  unwesentlichen  Dienst.  Dies 
hat  Frankreich  schon  in  der  ersten  Hälfte,  vollends  im  dritten 
Viertel  des  19.  Jahrhunderts  entschieden  getan.  Das  Gleiche  hätte 
es  in  Verbindung  mit  seinen  lateinischen  Münzverbündeten  seit 
1873/74  ebenfalls  wieder  längere  Zeit  hindurch  tun  können, 
wenn  es  nicht  die  freie  Silberprägung  bald  eingestellt  hätte, 
sobald  die  Wertrelation  wieder  zugunsten  von  Gold  umschlug 
und  das  relativ  wohlfeiler  werdende  Silber  das  vorher  ein- 
gedrungene Gold  wieder  zu  verdrängen  drohte. 

Das  Ergebnis  dieser  Untersuchungen  ist  daher  doch 
ein  günstiges  für  die  nationale  Doppelwährung,  nach 
der  richtigen  Theorie  Wolowski’s  und  seiner  Anhänger;  nur 
mit  der  Einschränkung,  welche  sich  aus  dem  Dargelegten  er- 
gibt, d.  h.  für  eine  bestimmte  Zeitdauer  und  unter  der  Vor- 
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aussetzung  eines  Gleichbleibens  der  Richtung,  in  welcher  sich 
die  wirkliche  Wertrelation  bewegt,  sowie  eines  Verbleibens  des 
wirklichen,  in  dem  anderen  Metall  gemessenen  Werts  des  einen 
Doppelwährungsmetalls  unter  seinem  gesetzlichen  Wert. 

Hieraus  folgt:  im  Interesse  auch  der  einfachen 
Wälirungssysteme  der  Gebiete  mit  einfacher 
Gold-  und  S i 1 b e r w ä h r u n g und  somit  im  Gesamt- 
interesse des  auf  Edelmetall  beruhenden  Geld- 
wesens der  gesamten  Weltwirtschaft  liegt  es, 
daß  ein  oder  mehrere  wichtigere  Verkehrs- 
gebiete Doppelwährung  haben.  Die  ihnen  dabei 
speziell  zufallenden  Kosten  eines  solciien  Geldsystems  könnten 
ein  Gegenstand  internationaler  Regelung  werden,  indem  sie 
von  den  Gebieten  der  einfachen  Währung  mit  bestritten 
würden.  Keine  ganz  leichte  Aufgabe  einer  völkerrechtlichen 
vertragsmäßigen  Behandlung  des  Geldproblems,  aber  immerhin 
eine  viel  leichtere  als  die  Einrichtung  voller  internationaler 
Doppelwährung  durch  ein  solches  Vorgehen.  — 

Die  liier  gezogenen  Schlüsse  aus  der  vorausgehenden  Unter- 
suchung sind  für  die  allgemeine  Geldlehre  von  Wert  und  geben 
auch  Riclituugsziele  für  die  Welt-Geld-  und  Münzpolitik.  Auch 
für  das  nunmehr  zu  betrachtende  Problem  der  internatio- 
nalen Doppelwährung  folgt  aus  der  Untersuchung  des 
nationalen  Doppelwährungsproblems  und  den  hier  gezogenen 
Schlüssen  schon  manches,  was  dann  im  Folgenden  nicht  mehr 
besonders  behandelt  zu  werden  braucht,  sondern  als  bereits 
festgestellt  und  bewiesen  angenommen  werden  darf. 

3.  Das  Doppelwährungsproblem,  besonders 
das  internationale. 

a)  Das  Bedürfnis  nach  möglichst  großer  Stabilität 
der  Wertrelation  der  edlen  Metalle  im  internationalen  Ver- 
kehr und  in  der  ganzen  Weltwirtschaft  ist  nicht  zu  verkennen. 
Es  geht  aus  der  immer  weiteren  räumlichen  Ausdehnung  des 
gesamten  wirtschaftlichen  Verkehrs  hervor  und  wird  mit  der 
Verkettung  der  Volkswirtschaften  untereinander  und  der  größe- 
ren Entwicklung  der  Weltwirtschaft  immer  stärker. 

b)  Allerdings  entspringt  aus  dieser  Entwicklung  das  noch 
weiter  gehende  Bedürfnis  nach  Gleichheit  der  Wäh- 
rung und  eigentlich  dann  auch  des  Münzfußes  und  des 
ganzen  Münzwesens  in  der  Weltwirtschaft.  Diesem 
Bedürfnis  könnte  an  sich  auch  durch  ein  System  einer  ein- 
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fachen  Edelmetallwälirung  abgeholfen  werden,  reiner  Gold-  oder 
Silberwährung.  Unter  heutigen  Verhältnissen  käme  wohl 
vornehmlich  oder  allein  reine  Goldwährung  in  Betracht.  Da- 
mit, aber  auch  mit  reiner  Silberwährung  in  der  ganzen  Well, 
wäre  man  im  Geldwesen  den  Störungen  aus  der  Verände- 
rung der  Wertrelation  entrückt  und  bedürfte  keiner  besonderen 
Vorkehrungen  dagegen. 

o)  Aber  dem  stehen  nicht  nur  alle  Schwierigkeiten,  vor- 
nehmlich politischer  Art,  wüe  allen  internationalen  Regelungen 
von  Geld-  und  Münzangelegenheiten  unter  selbständigen  Staaten 
gegenüber:  selbst  wenn  sich  diese  überwinden  ließen,  wäre 
aus  wirtschaftlichen  Gründen  eine  reine  Gold-  oder 
Silberwährung  der  ganzen  Welt  als  einfache  M ährung  als  Ziel 
nicht  einmal  erwünscht.  Denn  die  Erreichung  dieses  Zieles 
wäre  nicht  bloß  mit  noch  ganz  besonderen  Schwierigkeiten  ver- 
bunden, sondern  hätte  wenigstens  unter  gewissen  Umständen 
eher  bedenkliclie  Folgen. 

aa)  Ohne  eine  ungeheure  Erschütterung  aller  Geldverhält- 
nisse  würde  es  in  der  Übergangszeit,  von  dem  jetzigen  Zustand, 
wo  doch  beide  Metalle  in  verschiedenen  Teilen  der  Welt  als 
Währung  fungieren,  nicht  abgelien  (hinkende  Goldwährung  als 
Dauerzustand  behielte  eben  ilire  Bedenken),  bb)  Die  Begründung 
des  Währungswesens  der  Welt  auf  bloß  ein  Edelmetall  würde 
dieses  Währungswesen  ganz  vom  Schicksal  dieses  Metalls, 
daher  namentlich  von  dessen  zukünftigen  Produktionsverliält- 
nissen  abhängig  machen. 

aa)Bei  starker  Verminderung  der  Produktion,  vollends 
bei  gleichzeitiger  Zunahme  der  industriellen  Verwendung,  wäre 
Geldmangel  an  Geld  als  Umlaufsmittel  und  als  Geldkapital  mit 
seinen  Wirkungen  auf  den  Geldwert  und  dessen  Steigerung  die 
Folge.  Im  nationalen  Währungss.vstem  könnte  dem  durch 
Entw’ickelung  des  Geldsurrogatwesens  auf  Kreditgrundlage  noch 
einigermaßen  abgeholfen  werden,  und  doch  auch  nicht  ohne  er- 
hebliche Bedenken;  im  internationalen  Währungswesen 
würde  dies  erst  die  Überwindung  einer  Reihe  von  grüßten 
Schwierigkeiten  voraussetzen,  ßß)  Umgekehrt,  bei  starker  Zu- 
nahme der  Produktion  des  Stoffs  der  einfachen  Weltwährung  wäre 
es  allerdings  ein  Vorteil,  daß  dieser  Metallvermehrung  der  stär- 
kere Geldbedarf  eines  viel  größeren  Gebiets  als  bloß  bei  der  ein- 
fachen Währung  desselben  Metalls,  selbst  in  einem  großen  ein- 
zelnen Gebiet,  gegenüber  stände.  Das  wüirde  auf  die  grüßen? 
Wertkonstanz  mit  hinwirken.  Aber  ob  wenigstens  bei  Gold  in 
Zukunft  auf  eine  solche  Zunahme  und  deren  Andauer  zu  rechueji 
ist,  steht  doch  dahin,  wie  oben  gezeigt  wurde  (S.  28,ö  ff.).  Die 
andere  Eventualität  ist  nach  allem  wahrscheinlicher. 
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ß)  So  Ideibt  der  bislierige  Zustand  walirsclieinliclier,  aber 
auch  im  gesamten  Weltinteresse  wünsclienswerter,  also  daß 
in  der  Welt  in  verschiedenen  Gebieten  wenigstens  die  beiden 
Edelmetalle,  hier  das  eine,  dort  das  andere,  Grundlage  der  ein- 
fachen  Währung  bleiben  — was  bei  dem  System  der  hinkenden 
Goldwährung  nur  vermittelst  Fiktionen  sclieinbar  anders  wird. 
Damit  wird  auch  auf  der  Seite  des  Bedarfs  nach  jedem  Edelmetall 
ein  Moment  eingefügt,  welches  den  Schwankungen  der  Produk- 
tion gegenüber  einen  moderierenden  Einfluß  auf  den  Me- 
tall- und  Geldwert  ausühen  kann.  Namentlich  vermag  sich  dies 
INIoment  auch  auf  die  Schwankungen  der  Wertrelationen 
mit  geltend  zu  machen.  Bei  Verbleiben  von  verschiedenen 
einfaclien  Währungen  in  der  Weltwirtschaft  sind  diese  Schwan- 
kungen dann  immer  ein  störender  Umstand,  mit  dem  man 
dabei  stets  rechnen  muß.  Sie  möglichst  zu  verringern,  einzu- 
engen, sie  wenigstens  mehr  zu  beseitigen,  bleibt  die  Aufgabe. 

c)  Wie  ist  diese  zu  lösen?  Durch  internatio- 
nale 1)  o p p e 1 w ä h r u n g ? 

n)  Gerade  als  ein  Hilfsmittel  liierzu  taucht  nun  be- 
greiflicher Weise  der  Gedanke  an  internationale  Rege- 
lungen und  unter  diesen  an  ein  System  internatio- 
naler D o p p e 1 w'  ä h r u n g auf.  So  große  Schwierigkeiten, 
auch  wieder  neben  allen  anderen  politische,  einem  solchen 
System  gegenüherstehen  mögen,  es  sind  doch  nicht  die  gleichen, 
w'elche  l)ei  vollständigem  Verlassen  der  nationalen  Wäh- 
rungssysteme hervortreten  würden.  Diese  Systeme  sind  einmal 
geschichtlich  überkommen,  mit  allen  politischen,  wirtschaft- 
lichen, finanziellen  Verhältnissen  und  mit  den  wirklichen  und 
vermeintlichen  Interessen  jedes  Landes  eng  verwachsen.  Sie 
gelten  auch  als  aus  dem  Wesen  der  selbständigen  Volks- 
und Staatswirtschaft  und  der  Staatssouveränetät  notw'endig  fol- 
gend. ?tlit  diesen  Seiten  der  nationalen  Währungs-  und  Münz- 
systeme braucht  bei  fiir  nützlich  gehaltener  entsprechender  Ein- 
richtung der  internationalen  Doppehvährung  nicht  gebrochen 
zu  w erden.  Man  könnte  sich,  der  Annahme  nach,  zwischen  den 
einzelnen  Staaten  mit  eigenem  Münzsystem  auf  Vereinbarungen 
über  eine  g 1 e i c li  e gesetzliche  W e r t r e 1 a t i o n beider 
Edelmetalle  und  über  einige  Maßregeln  d e r Münz- 
politik zur  A u f r e c h t e r h a 1 1 u n g d i e s-e  r Relation 
beschränken.  Das  entspricht,  meint  man,  dem  allgemeinen 
großen  und  einem  in  den  Staaten  und  Verkehrsgebieten  der 
verschiedenen  einfachen  Edelmetall  Währungen  und  nationalen 


Die  Frage  liegt  doch  anders  als  diejenige  der  Vereinbarungen 
über  „Weltfrieden^  über  „Beschränkung  der  Rüstungen'^  und  „Ab- 
rüstungen‘\  selbst  als  diejenige  über  internationale  Handels-  und 
Zollunionen  u.  dergl.  — Fragen,  mit  denen  sie  mitunter  verglichen 
worden  ist.  Diese  Fragen  berühren  Lebensinteressen  des  ein- 
zelnen Staates  und  seiner  Volkswirtschaft. 

Um  Derartiges  handelt  es  sich  hier  im  internationalen 
Doppelwährungsproblem  nicht.  Entscheidende  politische  und 
finanzwirtschaftliche  Interessen  würden  solche  internationale  Ab- 
niachungen  über  eine  feste  gleiche  gesetzliche  Wertrelation  von 
Edelmetallen  und  über  Prägungen  in  jedem  Staate  zu  dieser  Rela- 
tion nur  verbieten,  wenn  darin  gleichzeitig  ein  unbedingter  \ er- 
zieht auf  etwaige  Einstellung  der  Barzahlungen  bei  Einlösung  von 
Papiergeld  und  Banknoten,  auf  Ausgabe  uneinlösbaren  Papier- 
geldes und  auf  Übergang  zu  Papierwährung  _ enthalten  _ sein 
müßte.  Solchen  Verzicht  kann  und  darf  kein  Staat  leisten, 
weil  es  sich  dabei  um  ein  möglicherweise  einziges  und  letztes 
finanzielles  Hilfsmittel  im  Kampf  um  seine  Existenz  handeln 
könnte.  Aber  ein  solcher  Verzicht  ist  kein  notwendiger  Bestand- 
teil eines  Doppelwährungs Vertrags.  Die  Einstellung  der  Prägung 
in  einem  Vertragsstaate  und  dessen  Übergang  zur  Papierwährung 
ist  vielmehr,  wie  schon  bemerkt,  gleich  anderen  Umständen, 
welche  die  Nachfrage  und  das  Angebot  von  Edelmetall  betreffen, 
als  mögliches  Vorkommnis  bei  dieser  Doppelwährungsfrage  mit 
in  Berücksichtigung  zu  nehmen. 

Zum  Zwecke  der  Beantwortung  der  an  die  Spitze  bei  ß 

gestellten  Fragen  werden  diese  hier  in  folgende  Unterfragen 
zerlegt: 

aa)  \\’elclies  wären  die  Ilauptbedingungen  für  inter- 
nationale Doppelwährung,  welche  in  bezügliche  Staatsverträge 


Müuzsysteme  iiu  ganzen  gleichmäßigen  Interesse  aller 
Gebiete.  Denn  alle  litten  in  der  einen  oder  anderen  Weise  an 
den  Schwankungen  der  Wertrelation,  au  dem  dauernden 
Sinken  des  einen  Metalls  gegen  das  andere,  wie  neuerdings  des 
Silbers  gegen  Gold.  Eine  vertragsmäßige  Bindung  schädige 
keinen  Teil.  Das  ist  in  der  Tat  zuzugeben  und  oben  (S.  328  ff. ) 
schon  dargelegt  worden. 

Selbst  die  Rücksicht  auf  den  möglichen  Eintritt  schwerer 
Staatsnotlagen  wie  von  Kriegen  u.  dergl.,  welche  zur  Ausgabe  von 
Papiergeld  und  zura  Übergang  zur  Papierwährung  zwingen, 
brauche  von  den  Verträgen  über  die  gesetzliche  Wertrelation  der 
beiden  Metalle  nicht  abzuhalten.  Solche  Notlagen  seien  doch 
kein  bleibender  Zustand.  Die  Papiergeldausgabe  verdränge  dann 
eben  die  Münzen  beider  Metalle  aus  dem  Umlaufe,  die  nun  in 
das  übrige  Gebiet  der  Weltwirtschaft  mit  verbleibender  Ilart- 
währung  abflössen.  Das  mache  die  Aufrechthaltung  ^ der  ver- 
einbarten Wertrelation  nicht  unmöglich  und  bedinge  keine  andere 
Sachlage,  als  sie  die  Schwankungen  der  Neuproduktion  von  Metall 
überhaupt  mit  sich  brächten.  Das  Land  der  Papierwährung  sei 
nicht  genötigt,  habe  auch  kein  Interesse  daran,  die  Wertrelation 
zu  ändern.  Es  werde  zeitweilig  nicht  viel  neues  Edelmetall  für 
monetäre  Zwecke  bei  sich  aufnehmen,  das  wirke  aber  auch  nicht 
anders  ein  als  eine  aus  andern  Gründen  eintretende  Beschrän- 
kung der  Verwendung,  sei  es  für  industriellen,  sei  es  auch  für 
monetären  Bedarf,  z.  B.  letzternfalls  wie  bei  einer  Ausdehnung  des 
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der  wirklichen  mit  der  gesetzliclien  Kelation  vereinbar  ist  mit 
der  ganz  freien  Prägung  für  alles  Edelmetall, 
welches  aus  neuer  Produktion,  aus  in  jedem  Gebiete  und 
schließlich  in  der  ganzen  Welt  voi’handenen  Vorräten  von  seinen 
Besitzern  zur  Umwandlung  in  Münze  nach  der  festen  Relation 
zur  Prägung  gestellt  wird?  Daher  ferner,  ob  eine  völlig  un- 
beschränkte Gewinnung  der  Edelmetalle  in 
Staats-  wie  in  Privatwerken,  ob  insl)esondere  das  Prinzip 
des  Privatbergbaus  mit  beliebiger  Ausdehnung 
seiner  Produktion  mit  den  Bedingungen  internationaler 
Doppelwährung  auf  der  Grundlage  stabiler  Wertrelation  ver- 
einbar sein  würde?  Oder  ob  in  Gewinnung  und  Prägung 
Bescliränkungen  sich  nötig  erweisen  würden?  Würde 
dies  zu  bejahen  sein,  so  daß  bezügliche  Bestimmungen  einen 
Teil  der  Bedingungen  internationaler  Doppelwährungsverträge 
bilden  müßten,  so  ergäbe  sich  eine  große  weitere  Schwierigkeit 
für  den  Abschluß  solcher  Verträge.  Aber  selbst  für  einen  wah- 
ren ,,Welt  Staat“  mit  einem  einheitlichen  Währungssystem 
würde  sich  die  Konsequenz  ergeben,  daß  auch  ein  solcher 
nur  durch  Regelung,  daher  eventuell  durch  Beschrän- 
kung der  Prägung  und  der  Produktion  selbst,  letztern- 
falls  etw'a  mittelst  Regalisierung,  hier  die  Bedingungen 
erfüllen  könnte,  unter  welchen  sich  ein  Doppelwährungssystem 
durchführen  und  aufrecht  erhalten  ließe. 

Mit  der  Erkenntis  der  Notw'endigkeit  solcher  Konsequenzen 
und  der  sich  so  ergebenden  immer  größeren  Schwierigkeit  rückt 
natürlich  auch  die  .Aussicht  auf  Durchführbarkeit  internatio- 
naler Doppelw'ährung  in  immer  weitere  Ferne. 

Die  zweite  und  dritte  Unterfrage  (bb  und  cc)  sind  die  un- 
m i 1 1 e 1 ba  r praktischen.  Ganz  besonders  die  zweite  (bb) 
ist  .schon  bei  der  Erörterung  der  ersten  (aa)  nicht  zu  umgelien. 
Mit  der  steigenden  Schwierigkeit  der  Durcliführung  der  in 
dieser  ersten  Unterfrage  aufzustellenden  Bedingungen  und  mit 
der  Notwendigkeit,  weitere  Bedingungen  hinzuzufügen,  um  die 
Frage  der  Durchführbarkeit  der  internationalen  Doppelwährung 
auf  der  Grundlage  stabiler  gesetzlicher  Wertrelation  theore- 
tisch zu  beantworten,  würden  dann  auch  immer  größere 
Schwierigkeiten  in  der  Praxis  hervortreten.  Man 
müßte  immer  mehr  Staaten  in  das  Vertragssystem  einbeziehen, 
und  die  Aussicht,  solche  Währungsverträge  zustande  zu  bringen, 
würde  immer  ungünstiger. 

Zu  aa.  Die  notwendigen  Bedingungen  für  inter- 
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natinnale  Doppelwährung  mit  fester  gesetzliclier  Wertrelation 
der  Edelmetalle.  Hier  kommen  folgende  Punkte  für  die  Er- 
örtei’ung  in  Betracht: 

aa)  Erstens,  die  Walil  der  Ziffer  für  diese  Wert- 
rehition. 

ßß)  Zweitens,  die  Zulassung  der  beiden  Metalle  nach 
dieser  Relation  in  den  Münzstätten  des  ganzen  Vertragsgebiets 
zur  Prägung  in  unbe.schränktem  ‘ Maße. 

yy ) Drittens,  die  Regelung  der  Prägung,  w^enn  die 
unJieschränkte  Zulassung  der  Metalle  zur  Prägung  sich  als 
unausführbar  ergeben  sollte. 

^(5)  Viertens,  die  Regelung  der  Neu  Produktion 
der  Edelmetalle,  wenn  dies  die  Durchführung  der  internatio- 
nalen Doppelwährung  fordern  sollte. 

aa)  a h 1 der  R e 1 a t i o n s z i f f e r. 

Stimmt  die  in  wichtigen  nationalen  Währungsgebieten 
liisher  etwa  l)estehende  gesetzliche  Relation  einigermaßen  mit 
der  wirklichen  zur  Zeit  des  Vertragsabschlusses  überein,  so 
würfle  wa)lil  diese  erstere  passend  zu  w'ählen  sein.  Weichen  beide 
voneinander  al),  so  fragt  sich,  w ie  lange  schon?  Möglichst 
an  der  bisherigen  gesetzlichen  festzuhalten,  w^eil  nach  ihr 
voraussetzungsweise  in  großem  Umfang  geprägt  und  sie  im 
Geldverkelir  in  Reclitsgeschäften  allgemeiner  eingeführt  worden 
ist.  wird  sich  aucli  dann  empfehlen,  selbst  bei  stärkerer  Ab- 
weichung diesei-  Relation  von  der  jetzigen  wirklichen,  zumal 
wenn  diese  .Abweichung  erst  relativ  kürzere  Zeit  besteht, 
wenn  sie  starken  Schwankungen  unterlegen  war.  Dann 
wird  die  bisherige  gesetzliche  Relation  doch  als  die 
..normale“  gelten  können.  Die  jeweilig  gerade  bestehende 
wirkliche  zur  international  vertragsmäßigen  zu  wählen,  nur 
weil  sie  gerade  jetzt  die  wirkliclie  ist,  wäre  nicht  an- 
gebracht, weil  sie  nur  ein  rein  zufälliges  Ergebnis  der 
momentanen  Produktions-  und  Verwendungs-  und  Marktver- 
hältnisse sein  wird.  Für  internationale  Doppelwährung  der 
Gegenw'art  und  überhaupt  der  Zeit  seit  dem  ,, Silbersturz“  im 
letzten  Viertel  des  19.  Jahrhunderts  wäre  daher  die  doch  so  ver- 
breitete von  1 : 15,5  festzuhalten.  Die  Bedenken  gegen  eine 
solche,  dem  Silber,  verglichen  mit  dessen  neuster  wirklicher, 
so  viel  günstigere  Wertrelation  zu  Gold  schlagen  nicht 
durch.  Die  Gründe  gerade  für  diese  gesetzliche  Relation 
wiegen  schwerer  als  diejenigen  für  jede  andre,  auch  für  eine 
dem  Silber  viel  ungünstigere. 
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Auch  bimetallistischerscits  ist  wolil  mit  als  Konzession  au 
die  (iegucr,  und  um  den  Bel'iirchtungen  vor  einer  vollends  „maß- 
losen*' Steigerung  der  Silberproduktion  bei  einer  solchen  Wert- 
relation, welche  dem  Silber  so  viel  günstiger  ist  als  die  jetzige, 
Kechnung  zu  tragen,  mitunter  an  dem  Silber  viel  ungünstigere, 
der  neueren  wirklichen  sich  mehr  nähernde  Relationen  gedacht 
worden,  z.  B.  1 : 20  oder  ähnliche,  als  Silber  zu  Gold  noch  nicht 
viel  schlechter  stand  als  zu  solcher  Relation.  Aber  der  Anschluß 
au  die  so  lange  quasi-normale  Relation  von  15,5  : 1,  nach  welcher 
oder  nach  einer  ganz  ähnliclien  neuerdings  meist  geprägt  worden 
ist,  liegt  doch  näher.  Auch  die  neuere  Silberinünzprägung  der 
Goldwährungen  schließt  sich  an  diese  Relation,  selbst  unter  einem 
mäßigen  Zuschlag  zugunsten  des  Silbers,  z.  B.  10% - wie  im 
Deutschen  Reich  (1  ; 13,95),  an.  Die  Wieder-Emporhebung  des 
Goldpreises  des  Silbers  ist  ja  auch  ein  integrierender  Bestand- 
teil des  sogen.  Doppelwähruiigssystems  und  wäre  im  Grunde  doch 
nur  eine  Wiederherstellung  des  früheren  Zustands,  welcher  so 
lange,  vor  IbüO  noch  günstiger  für  Silber  bestanden  hatte  und 
erst  in  der  kurzen  Spanne  Zeit  seit  Mitte  der  1870er  Jahre  unter- 
brochen worden  ist.  Mit  den  Schwierigkeiten  des  Problems, 
welche  aus  besonders  großer  (und  wohlfeilerer)  Produktion  des 
Silbers  hervorgehen,  muß  unter  allen  Umständen  gerechnet 
werden,  auch  bei  einer  viel  geringeren  Emporhebung  der  gesetz- 
lichen Relation  für  Silber.  Da  kommt  das  Folgende  mit  in  Be- 
tracht. Jede  andere  Relation  Aväre  viel  willkürlicher  als  diese 
von  1 : 15,5,  nach  welcher  (oder  einer  fast  gleichen)  die  alten 
Silberwährungs-Verbindlichkeiteu  ja  meist  auch  in  Goldschulden 
beim  Übergang  von  Silber-  und  Doppelwährung  zur  Goldwährung 
umgerechnet  worden  sind. 

ßß)  Zulassung  der  beiden  Metalle  zu  der 
festgelegte  11  Wertrelation  zur  freien  Prägung 
in  unbeschränktem  Maße. 

aaa)  Hier  muß  unter  einstweiliger  Voraussetzung  völlig 
freier  Edelmetallproduktion,  also  unt(;r  dem  im  allgemeinen 
gegenwärtig  bestehenden  Rechtszustande,  beim  Plan  der  inter- 
nationalen Doppelwährung  gerechnet  werden  mit  den  j e - 
wellig  gegebenen  konkreten  Produktionsverhältnissen, 
mit  deren  mutmaßlichem  Andauern  und  mit  deren  Beeinflussung 
durch  eine  dem  einen  Metall  vergliclien  mit  der  wirklichen 
Relation  günstigere,  dem  anderen  ungünstigere  gesetzliche 
Wertrelation.  Namentlich  letzteres  ist  ein  besonders  schwie- 
riger Punkt  für  die  Durchführung  der  Doppelwährung.  Es 
genügt  hier  für  unsern  Zweck,  die  in  neuester  Zeit  bestehende 
konkrete  Sachlage  für  die  Untersuchung  zum  Ausgangspunkte 
zu  nehmen,  — diejenige  Sachlage,  welche  auch  gegenwärtig 
immer  den  Ausgangspunkt  für  das  Vorgehen  in  internationaler 
Doppelwährungspolitik  bilden  würde.  Danach  ist  die  wirk- 
liche Wertrelation  dem  Silber  ja  außerordentlich  viel  ungünsti- 
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ger  als  nach  15,5 : 1.  Sclioa  bei  dem  so  stark  gesunkenen  Gold- 
preise des  Silbers  ist  die  Silberproduktion,  wenn  auch  in  neues- 
ter Zeit  annähernd  stabil,  doch  auf  ihrer  neuen  großen  Höbe 
geblieben.  Bei  einer  Verbesserung  der  Relation  zugunsten  des 
Silbers,  infolge  der  Rückwirkung  der  weit  günstigeren  gesetz- 
lichen Relation  für  Silber  auf  die  wirkliche,  würde,  unter  den 
gegenwärtig  gegebenen  montanistisclien  und  sonstigen  tecb- 
nisclien  Bedingungen  der  Silberproduktion  diese  wahrschein- 
lich wohl  von  neuem  sich  stark  vermehren;  relativ  leicht  noch 
mehr  als  die  ebenfalls  so  stark  wieder  gestiegene  Goldproduk- 
tion, obwohl  auch  diese  unter  so  günstigen  Bedingungen  in  der 
jüngsten  Zeit  vor  sich  geht.  Es  ist  daher  mit  einer  Plethora 
von  Silber  wie  der  neueren,  vermutlich  noch  mit  einer 
stärkeren  als  bisher  zu  rechnen,  und  mit  einer  relativ 
noch  größeren  als  hei  Gold;  daher,  trotz  dieser 
Goldvermehrung,  dem  Silber  gegenüber  und  dem  ge- 
samten Geldbedarf  gegenüber,  doch  auch  vielleicht  selbst  mit 
einer  relativen  Goldknappheit. 

bbb)  Unter  solchen  Umständen  wäre,  um  den  Goldpreis  des 
Silbers  vor  weiterem  Sinken  zu  schützen  und  selbst  emporzu- 
treiben und  so  die  Durchführung  der  Doppelwährung  auf  der 
Basis  einer  dem  Silber  so  viel  günstigeren  Wertrelation  von 
1 : 15,5  zu  erleichtern,  zunächst  geboten,  für  eine  Steigerung 
des  Silberbedarfs,  auch  und  namentlich  des  mone- 
tären, und  für  ein  Gleichbleiben,  jedenfalls  Nicht- 
oder Nichtsogleich-Steigen,  womöglich  für  eine  Ab- 
nahme des  Goldbedarfs,  wiederum  namentlich  auch  des  mone- 
tären, zu  sorgen. 

naa)  Auf  dem  Gebiete  der  industriellen  Verwendung 
ist  hier  durch  die  Gesetzgebung  nicht  wohl  etwas  zu 
tun.  Erwünscht  wäre  nur  auch  hier  eine  Bedarfssteigerung 
für  Silber,  eine  Bedarfsverminderung  für  Gold.  Gerade  die 
Hebung  des  Goldpreises  des  Silbers,  also  vice  versa  die  Senkung 
des  Silberpreises  des  Golds  würde  aber  — zwar  nicht  unbedingt 
durchaus,  indessen  doch  leicht  und  wahrscheinlich  ü b e i - 
wiegend  die  entgegengesetzte  W irkung  haben.  Und 
das  würde  notwendig  wieder  die  Durchführung  der  Doppel- 
währung erschweren,  — eine  wohl  zu  beachtende  Folge  aller 
solcher  Pläne! 

ßßß)  Auf  dem  Gebiete  der  monetären  Verwendung  hätte 
dagegen  auch  die  Gesetzgebung  die  Möglichkeit  der  direk- 
ten Einwirkung  auf  die  Gestaltung  des  Bedarfs  an  beiden  Me- 
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tallen.  Bezügliche  Punkte  müßten  daher  Bestand- 
teile internationaler  Doppelwährungsverträge 
bilden,  um  die  Durchführung  des  ganzen  Plans  zu  ermög- 
lichen, jedenfalls  zu  erleichtern.  Solche  Punkte  sind  auch 
mehrfach  in  betreffenden  Plänen  aufgestellt  worden  und  kämen 
hei  jedem  ernstlichen  Plane  auch  praktisch  in  Betracht.  Für 
internationale  Vereinbarungen  böten  auch  sie  zwar  sicherlicli 
einige,  indessen  kaum  sehr  große,  geschweige  unüberwindliche 
Scliwierigkeiten.  Dies  nicht,  da  sie  durch  den  Zweck,  die  Ein- 
richtung  internationaler  Doppelwährung,  zu  sehr  bedingt  sind 
und  keine  staatlichen  Lebensinteressen,  wie  der  Verzicht  auf 
Papiergeldausgabe  in  Staatsnotlagen  es  wäre , betreffen. 
Wie  sie  zu  fassen  wären,  hängt  wieder  mit  vom  Gang  und  der 
Lage  der  absoluten  und  relativen  Produktionsverhältnisse  der 
Edelmetalle  ab.  Wird  eine  sehr  starke  und  steigende  Silber- 
produktion von  einer  gleichzeitigen  starken  und  steigenden 
Goldproduktion  begleitet,  so  liegen  die  Dinge  anders,  als  wenn 
die  letztere  Produktion  gleichzeitig  scliwacli  und  sinke’nd  ist. 
In  diesem  Fall  ist  zur  Erreichung  des  Zwecks  eine  gleichzeitige 
Einschränkung  des  monetären  Goldbedarfs  wichtiger  als  im 
ersten,  vielleicht  durchaus  geboten.  Neben  der  Ausdehnung  des 
monetären  Silberbedarfs  würde  also  dann  wohl  eine  Einschrän- 
kung des  monetären  Goldbedarfs  zu  erstreben  sein. 

ccc)  Die  bezüglichen  Punkte,  übei'  welche  Vereinbarungen 
stattfinden  müßten,  hätten  besonders  die  Prägungen  zu  be- 
treffen und  wären  folgende: 

(1. ) Keine  Prägung  kleiner  Goldmünzen,  Einziehung 
der  umlaufenden,  um  den  Bedarf  an  Silbermünze  zu  steigern. 
Daher  Bestimmung  einer  nicht  zu  kleinen  minimalen 
Goldmünze,  im  Anschluß  an  das  nationale  Münzsystem,  unge- 
fähr im  Betrage  von  16 — 20 — 25  Mark  (20  Fr.,  20  Mk.,  Sovereign, 
5 Dollars,  20  Kronen  öst.,  10  Rubel  russ.  usw\). 

(2.)  Prägung  auch  kleiner  und  anderseits  großer 
Silber  münze,  soweit  es  irgend  geht,  daher  auch  möglichst 
kleiner  Silbermünze  (auch  silberner  Scheidemünze)  an  Stelle 
von  Münzen  aus  Unedelmetall,  und  möglichst  großer, 
etwa  bis  zu  % des  kleinsten  Goldstücks  (4 — 5 — 6 Mk. ),  um  so 
den  Silber  g e 1 d bedarf  zu  steigern. 

(3.)UnterlassungderAusg{ibekleinenPapier- 
g e 1 d s (einlösbaren  Staatspapiergelds)  und  von  Banknoten 
in  Stücken  von  der  Wertgröße  des  größten  Silbermünzstücks  und 
seines  Doppelten  und  Vierfachen  und  vollends  in  noch  kleineren 
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Silberbedarf  zu  steigern,  aber  uni  bei  der  noch  nicht  zu  über- 
sehenden endgültigen  Entwicklung  der  Dinge  auch  nicht  zu 
viel  Silber  in  den  Banken  sich  anhäufen  zu  lassen. 

Natürlich  sind  solche  Zahlen  sicher  immer  mehr  oder  weniger 
willkürlich  und  können  nur  nach  allgemeinen  Erwägungen  als 
etwa  passende  in  Vorschlag  gebracht  werden. 

Vereinbarungen  über  diese  Punkte  in  dieser  oder  ähnlicher 
Weise,  verbunden  mit  Abmachungen  über  Silberankäufe,  Silber- 
prägungen, über  Festhaltung  der  Silberwährung  und  Offenhaltung 
der  Silberprägung  in  bestimmten  Ländern,  namentlich  in  Britisch- 
indien, sind  als  Mittel  zur  Hebung  des  Goldpreises 
des  Silbers  seit  dem  Sinken  dieses  Preises  in  den  1870er 
Jahren  öfters  vorgeschlagen,  auch  ähnlich  formuliert,  auch  in 
Deutschland  (z.  B.  von  v.  Dechend)  und  auch  von  Anhängern  der 
Goldwährung  erwogen  worden  (Soetbeer),  ohne  hier  immer  gleich 
unbedingte  Ablehnung  zu  finden.  Auch  den  nordamerikanischen 
Maßregeln  zugunsten  des  Silbers  (Blandbill,  Shermannbill)  liegen 
derartige  Gedanken  mit  zu  Grunde. 

ddd)  Würden  nun  internationale  Verträge  über  Prägungen 

unter  den  durch  die  genannten  Punkte  bezeichneten  Bedingun- 
gen, wenn  sie  in  der  vorausgehenden  Periode  des  Silbersturzes 
gelungen  wären,  Erfolg  gehabt,  die  wirkliche  Wertrelation  der 
vertragsmäßig  festgestellten  gleichgestellt,  wenigstens  genähert, 
sie  stabilisiert  haben?  Auch  bei  der  ja  im  ganzen  tatsächlich 
starken  und  steigenden  Edelmetall-  und  speziell  Silberproduk- 
tion? Bei  Freiheit  der  letzteren  und  bei  Prägefreiheit  für  beide 
Metalle  in  unbeschränktem  Maße?  ()der  würde  alsbald  das 
einmal  im  Weltverkehr  gegen  das  andre  weniger  wertvoll  ge- 
wordene Metall,  das  Silber,  auch  wenn  sich  sein  Kurs  durch  die 
eingeschlagene  Politik  gegen  Gold  gehoben,  aber  eben  doch 
nicht  bis  zur  Höhe  der  gesetzlichen  Relation  gehoben  hätte, 
allein  massenhaft  zur  Prägung  gelangt,  das  Gold  aus  dem  Um- 
lauf vertrieben,  in  heimische  Verstecke  und  in  andere  Welt- 
gebiete außerhalb  des  Kreises  des  internationalen  Währungs- 
bundes getrieben  worden  sein?  Würde  so  nicht,  wie  im  Fall 
der  nationalen  Doppelwährung,  tatsächlich  in  diesem  Bundes- 
gebiete eben  nur  Silber  als  Währungsmetall  geherrscht  haben? 
Jedenfalls  solange,  bis  etwa  wieder  allgemeine  Veränderungen 
infolge  der  Produktions-  und  Verwendungsverhältnisse  der  Edel- 
metalle, aber  ohne  oder  doch  ohne  entscheidende  Mitwirkung 
der  Währungspolitik  eingetreten  wären  und  dadurch  ein  ge- 
nügend starker  Umschlag  der  Wertrelation  zugunsten  des  Sil- 
bers bewirkt  worden  wäre?  Alsdann  würde  allerdings  auch  im 
internationalen  System  das  Kompensationsspiel  in  umgekehrter 
Richtung  wieder  in  Wirksamkeit  getreten  sein,  aber  mit  der 
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Doppelwälirung  und  der  Stabilisierung  der  Wertrelation  wäre 
es  doch  niclits  gewesen?  Wie  wird  man  auf  diese  Fragen  ant- 
worten müssen?  Wohl  in  folgender  Weise: 

eee)  Erfahrungen  liegen  nicht  vor,  weil  eben  keine 
solche  internationalen  Vereinbarungen  erfolgt  sind.  Ana- 
logieschlüsse aus  partiell  ähnlichen  Verhältnissen,  welche 
im  Rahmen  der  nationalen  Währungs-  und  Münzpolitik  nicht 
fehlen,  auch  gerade  aus  der  Periode  des  Silbersturzes,  sind  aber 
nicht  unzulässig.  Sie  bestätigen  die  deduktiven  A-priori-Schlüsse 
liinsichtlich  des  Einflusses,  welchen  Vorgänge  im  Geldwesen 
auch  auf  die  Wertrelation  ausüben,  wenn  sie  und  weil  sie  und 
einigermaßen  in  dem  Umfange,  in  welchem  sie  die  Nachfrage 
nach  Silber  für  monetäre  Zwecke  vermindern  oder  vermehren, 
umgekehrt  das  Angebot  von  Silber  berühren.  Das  ist  schon 
oben  mehrfach  hervorgehoben  worden, 

(S.  318  ff.).  Psychologisch  und  mechanisch  wirkend,  haben  Ein- 
stellungen der  Silberprägungen  und  Abschaffungen  ihres  alten 
Silbergeldes  in  den  Ländern,  welche  von  der  Silber-  zur  Goldwäh- 
rung übergingen  (Deutschland  u.  a.  in.).  Einstellung  der  freien 
Silberprägung  in  Ländern  der  Doppelwährung  (Frankreich,  Nord- 
amerika), Einstellung  der  freien  Silberprägung  in  Britisch-Indien 
1893  auf  Gestaltung  der  Wertrelation  zu  üngunsten  des  Sil- 
bers deutlich  mit  eingewirkt.  Entgegengesetzte  Maßregeln,  wie 
die  nordamerikanischen  der  größeren  Silberprägungen  und  An- 
käufe (Bland-  und  Shermannbill),  haben  einen  umgekehrten  Ein- 
fluß, freilich  viel  schwächer  und  nicht  nachhaltig  ausgeübt.  Wären 
sie  in  ähnlicher  Weise  von  anderen  wichtigeren  Staaten  aus- 
geführt worden,  so  würde  dieser  Einfluß  auf  Steigerung  und 
Höherhaltung  des  Goldpreises  des  Silbers  wahrscheinlich  stärker 
und  dauernder  gewesen  sein. 

Aus  dem  allen  läßt  sich  schließen:  eine  starke  Ausdehnung 
währungs-  und  münzpolitischer  Maßregeln  zugunsten  des  Sil- 
bers, wie  der  in  den  obigen  Punkten  enthaltenen,  würde  wohl 
einen  günstigeren  und  nachhaltigeren  Einfluß  zugunsten  des 
Silbers  auf  dessen  Wertrelation  zu  Gold  ausüben.  Aber  ob  einen, 
welcher  zur  Stabilisierung  dieser  Relation,  zur  Herbei- 
führung und  Aufrechterhaltung  ihrer  we  s e n 1 1 i c h e n Uber- 
e i n s t i m m u ng  mit  der  gesetzlichen  ausgereicht  hätte?  Das 
eben  bleibt  fraglich,  und  diese  Frage  ist  bei  freier  Zu- 
lassung beider  Metalle  zur  Prägung  und  bei  freier  Metall-, 
auch  Silberproduktion  schwerlich  zu  bejahen, 
muß  vielmehr  so  gut  wde  sicher  verneint  werden.  Das  folgt, 
auch  ohne  gemeingültigen  Erfahrungsbeweis,  aus  Schlüssen  aus 
unbestreitbaren  Sätzen  der  Geldtheorie  und  Geldpraxis  und  der 
Wert-  und  Preislehre. 


Der  Beweis  li  i e r f ü r ist  folgendermaßen  zu  füliren. 
Gewiß  hängt  die  Wertrelation  der  Edelmetalle  stark  mit  von 
deren  Währungsfunktion  ab,  um  so  stärker,  je  ausgedehnter 
ein  internationales  bimetallistisches  System  die  gesetzliche  Re- 
lation festlegen  würde.  Aber  solange  nicht  wirklich  die  ganze 
Verkehrswelt  auf  der  Erde,  namentlich  neben  dem  gesamten 
Occident  auch  der  asiatische  Orient,  so  zu  einem  Währungs- 
bunde vereint  wären,  würde  zwischen  dem  Bundesgebiete  und 
dem  Außengebiet  jede  selbst  nur  geringe  Abweichung  der 
Wertrelation  von  der  gesetzlichen  und  vereinbarten  dieselben 
Vorgänge,  jenes  Kompensationsspiel,  hervorrufen,  wie  zwischen 
den  Gebieten  nationaler  Doppelwährung  und  denen  einfacher 
Währung.  Eben  deswegen  die  dringende  Notwendigkeit,  einen 
solchen  Währungsbund  auf  die  ganze  Welt  auszu- 
dehnen,  namentlich  vom  Occident  auf  den  Orient, 
— natürlich  eine  Vergrößerung  der  praktischen  Schwierigkeiten 
der  ganzen  Maßregel.  Selbst  wenn  Derartiges  aber  gelänge, 
bliebe  bei  unbeschränkter  Zulassung  beider  Metalle  zur 
Prägung  nach  der  gesetzlichen  Relation  und  bei  freier  (zumal 
privatwirtschaftlich  - spekulativer)  Produktion  der  Edelmetalle 
die  Stabilisierung  der  Relation  auf  die  gesetzliche  kaum  mög- 
lich, man  darf  wohl  selbst  sagen  unmöglich,  weil  eben  die  wirk- 
liche Relation  auch  von  den  Produktions-  und  Verwendungs- 
verhältnissen, den  relativen  Produktionskosten  und  dem  in- 
dustriellen Bedarf  immer  mit  abhängt.  Diese  Abhängigkeit 
ist  bei  freier  Produktion  und  bei  M i t a n w e n d u n g des 
Geldstoffs  für  industrielle  Zwecke  schlechterdings  gar  nicht 
auszuschließen,  nicht  einmal  in  einem  selbst  unter  einer  ein- 
heitlichen politischen  Gewalt  stehenden  Weltgebiete.  Hier  macht 
es  sich  eben  stets  bemerklich,  daß  die  Währungsfunktion  und 
das  ganze  Geldsystem  bei  Edelmetallgeld  an  einen  Stoff  von 
eigenem  Realwert  gebunden  ist.  Dieser  Stoff  hat  eigene 
Verhältnisse  der  Produktion,  der  Gewinnungskosten  und  dient 
eben  nicht  nur  als  Geldstoff,  sondern  auch  für  andere  Zwecke 
mit.  Bei  freier  Metallproduktion  läßt  sich  der  Einfluß  der 
Produktionsverhältnisse  auf  die  Weiärelation  so  niemals  be- 
seitigen. Diese  freie  Produktion  ist  eben  deshalb  nicht  mit 
Doppelwährung,  auch  nicht  mit  internationaler,  zu  vereinigen. 

Sie  zu  beseitigen  und  durch  eine  allgemein  in  der  ganzen 
Welt  autoritativ  geregelte  zu  ersetzen,  wäre  daher  notwendig. 
Aber  eine  neue  ungeheure  Schwierigkeit  tauchte  so  auf,  welche 
praktisch  vollends  unüberwindlich  erscheint  und  auch  eine  theo- 
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retisch  kaum  zu  lösende  Aufgabe  in  sich  schließt.  Diese  wäre 
nämlich  ähnlich  derjenigen  bei  stoffwertlosem  Weltpapiergeld. 
Sie  beträfe  die  richtige  RegelungderMenge.  Dafür  wären 
Maßstäbe  zu  finden  und  Grundsätze  aufzustellen  und  anzu- 
wenden, wofür  Anhaltspunkte  fehlen,  in  Theorie  wie  in  Praxis. 

Selbst  wenn  dies  aber  gelänge,  würde  immer  noch,  auch 
in  einem  die  ganze  Welt  umfassenden  Währungsbunde,  sogar 
in  einem  wahren  Weltstaate  eine  Reaktion  der  indus- 
triellen Verwendung  und  der  Schwankungen  des  Bedarfs 
dieser  von  dem  einen  und  dem  andern  Metall  auf  die  \\  ert- 
relation  nicht  ausbleiben.  Man  müßte  daher  diese  abermals 
auftauchende  neue  Schwierigkeit  überwinden  und  die  neue 
Aufgabe  lösen,  auch  innerhalb  dieser  Verwendung 
die  Wertrelation  zu  regeln,  eventuell  selbst  die  industrielle  Ver- 
wendung ganz  zu  beseitigen.  — Utopien! 

Zu  diesen  Schlüssen  gelangt  man  aber  mit  innerer  Not- 
wendigkeit. Hier  steht  man  an  der  Grenze  des  Staat s- 
einflusses.  Es  erweisen  sich,  wenn  man  nicht  das  Gebiet 
freier  Wirtschaftsverfassung  eben  völlig,  bis  zur  letzten  Konse- 
quenz verläßt,  die  ,,W  e r t g e s e t z e“  als  ,,natürliche 
Kategorien  des  Wirtschaftslebens  doch  unüberwindlich.  Das 
muß  man  offen  anerkennen.  Ein  Schluß  von  prinzi- 
pieller Bedeutung  gerade  auch  für  eine  ,,s  o z i a 1 ökono- 
mische“ Geld  theorie  und  — für  eine  „Theorie  der  Sozial- 
ökonomie“  überhaupt,  welche  bei  aller  Rechtfertigung  dei  Ein- 
schränkung des  privatwirtschaftlichen  Systems  eben  doch  dieses 
nicht  glaubt  ganz  aufgeben  zu  dürfen  und  — das  auch  gar  nicht 
für  möglich  hält. 

So  lange  freie  Prägung  beider  Metalle  und  freie 
Metallproduktion  bleibt,  wird  die  wirkliche  Wertrela- 
tion stets  von  der  gesetzlich,  auch  international  vertragsmäßig 
festgelegten  mehr  oder  weniger  abweichen.  Dadurch  wird  dann 
freilich  bewirkt  werden,  daß  das  jeweilig  relativ  wertvollere 
Metall  der  Prägung  fern  bleibt,  das  weniger  wertvolle  ihr  zu- 
strömt und  diese  Sachlage  wird  wieder  gewisse  Kompensierun- 
gen herbeiführen:  das  letztere  Metall  findet  vermehrte  monetäre 
Verwendung  und  kann  sich  dadurch  die  wirkliche  Relation  zu 
seinen  Gunsten  mit  wenden,  das  erstere  wird  weniger  zu  mone- 
tären Zwecken  verwendet  werden,  so  mehr  zu  nicht-monetärer 
Verwendung  zur  Verfügung  stehen  und  vielleicht  wegen  des 
ersten  Umstands  deshalb  im  Verkehr  in  seiner  Relation  zu  dem 
andern  Metall  herabgehen.  Beide  Wirkungen  nähern  die  wirk- 

A.  Wagner,  soc.-ökon.  Grundriss,  Buchhandelsausgabe.  Abteil.ll.  ^2 
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liehe  Relation  der  gesetzlichen  dann  etwas  mehr.  Insoweit 
trägt  die  Doppelwährung  auf  der  Grundlage  fester  Wertrelation 
allerdings  auch  hier  etwas  zu  größerer  Stabilisierung  der  wirk- 
lichen Relation  bei.  Aber  eben  doch  nur  etwas.  Jede  neue, 
bei  beiden  Metallen  verschiedene  Veränderung  der  Produktions- 
und Verwendungsverhältnisse  führt  wieder  zu  einer  Abweichung 
der  wirklichen  von  der  gesetzlichen  Relation.  So  ist  der  Sacli- 
verhalt  im  internationalen  derselbe  wie  im  nationalen  Bime- 
tallismus, prinzipiell  betrachtet,  vielleicht  — nicht  sicher!  s.  u. 
dem  Grade  nach  nur  etwas  günstiger  für  die  Stabilisierung  der 
Relation. 

-Man  darf  auch  nicht  übersehen,  daß  bei  einer  Verände- 
rung der  Verhältnisse  der  Produktion  (und  Verwendung)  der 
Edelmetalle  die  international  zu  vereinbarenden  Punkte  selbst 
zumal  erst  wieder  verändert  werden  müßten,  damit  eine  etwa 
erwünschte  Riclitung  der  Gegenwirkungen  der  Doppelwährung 
auf  die  Relation  eintreten  könnte. 

Wenn  z.  B.  bei  der  gegenwärtigen,  oben  für  ilie  Argumenta- 
tion zu  Grunde  gelegten  Sachlage  eine  Ausdehnung  der  monetären 
Verwendung  von  Silber  und  eine  Beschränkung  derjenigen  von 
Gold  erstrebt  wird  und  werden  muß,  so  müßte  bei  starkem  Rück- 
gang der  Silberproduktion  und  gleichzeitiger  starker  Zunahme 
der  Goldproduktion  nunmehr  umgekehrt  durch  entsprechende 
Veränderung  der  Prägungsbestiminungen  der  Bedarf  an  Silber 
zur  Prägung  eingeschränkt,  der  an  Gold  ausgedehnt  werden. 

Mit  der  Annäherung  an  oder  gar  mit  der  vollständigen 

Erreichung  des  Ziels,  welches  an  und  für  sich  nach  der  leiten- 
den Idee  in  einem  internationalen  Doppelwährungssystem  auf- 
zustellen wäre,  des  Ziels  eines  möglichst  die  ganze  Welt  um- 
fassenden solchen  Systems,  wird  ferner  die  Wirksamkeit  jenes 
Kompensationsspiels  des  Zuströmens  des  im  Verkehr  wohl- 
feileren und  des  Abströmens  des  hier  teureren  Metalls,  an  der 
gesetzlichen  Relation  gemessen,  immer  mehr,  schließlich  völlig 
außer  Funktion  gesetzt.  Hier  wird  beim  internationalen  System 
die  Sachlage  daher  ungünstiger  als  beim  nationalen,  welchem 
andere  Gebiete  mit  einfacher  Währung  gegenüberstehen,  so  daß 
zwischen  dem  Gebiete  jenes  Systems  und  den  Gebieten  dieser 
eben  jenes  Kompensationsspiel  fungieren  kann.  Im  Interesse 
eines  ausgedehnten  internationalen  Bimetallismus  liegt  es  des- 
halb mit  Rücksicht  auf  diesen  Umstand,  daß  diese 
.\usdehnung  gerade  nicht  zu  groß  werde,  daß  es  noch  außer- 
halb der  bimetallistischen  auch  Verkehrsgebiete  mit  einfacher 
Währung  gebe,  um  das  Kompensationsspiel  immer  in  wirksamer 
Weise  in  Funktion  zu  setzen  und  darin  zu  erhalten.  Damit  ge- 
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langt  man  hier  zu  derselben  Konsequenz  wie  oben  beim  natio- 
nalen Bimetallismus. 

Das  Ergebnis  dieser  ganzen  Betrachtung  (S.  650  unter 
ßß)  über  die  Zulassung  beider  Metalle  auf  Grund  einer  festen 
Wertrelation  zur  Prägung  in  einem  internationalen  Doppel- 
währungssystem bei  freier  Prägung  in  unbeschränk- 
tem Maße  für  jedes  Metall  und  bei  unbeschränkter 
freier  Edelmetallproduktion  ist  daher  wesentlich  ein 
negatives.  Diese  Zulassung  ist  dabei  nicht  möglich  und 
garantiert  auch  keine  völlige  Stabilität  der  Relation. 

Damit  wird  die  internationale  Doppelwährung  als  Wäh- 
rungssystem mit  unbeschränkt  freier  Prägung  beider 
Metalle  abgelehnt. 

yy)  Regelung  der  Prägung  in  einem  inter- 
nationalen bimetallistischen  System.  Be- 
schränkung der  Menge  des  einen  Metalls  in  der 
Zulassung  zur  Prägung. 

Bei  dem  soeben  formulierten  Ergebnis  kann  somit  nur  etwa 
noch  an  ein  solches  Währungssystem  mit  beschränkter 
Zulassung  wenigstens  des  einen  von  beiden  Metallen  zur  Prä- 
gung gedacht  werden.  Auf  die  Notwendigkeit  einer  derartigen 
Maßregel  hat  die  Untersuchung  schon  im  Vorausgehenden  ge- 
führt. Der  eigentliche  Bimetallismus  wird  dabei  allerdings 
bereits  aufgegeben.  Das  Währungssystem  würde  bei  einer  sol- 
chen Beschränkung  für  ein  Metall  schon  auf  dasjenige  einer  ein- 
fachen Wälirung  mit  beschränkter  Mitverwendung  des  andren 
Metalls  herauskommen.  Ein  solches  System  könnte  unter  Um- 
ständen allerdings  auch  etwas  auf  die  wirkliche  Wertrelation 
einwirken,  wenn  und  soweit  es  dem,  etwa  wegen  starker  Pro- 
duktionsvermehrung in  sinkender  Richtung  seines  Wertes  zu 
dem  andern  Metall  sich  bewegenden  Metall  eine  größere  ver- 
mehrte Verwendung,  damit  eine  eben  ihm  sonst  fehlende 
größere  Nachfrage  zuführte.  Aber  eine  bedeutsame  Einwirkung 
dieser  Art  der  Regelung  der  Dinge  könnte  doch  nur  bei 
starker  Mitanwendung  des  betreffenden  Metalls  im  Wäh- 
rungssystem erfolgen.  Dieser  stehen  auch  wieder  wesentliche 
Bedenken  entgegen  und  für  die  Bestimmung  des  richtigen 
Maßes  der  Mit  Verwendung  fehlten  die  Anhaltspunkte. 
Für  internationale  Vereinbarungen  liegt  darin  wieder  eine  be- 
sondere Schwierigkeit. 

Beim  Übergang  von  einfacher  zu  Doppelwährung  mit  einer 
gegenüber  der  wirklichen  für  das  eine  Metall  viel  günstigeren 
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Kelation  — also  in  der  neueren  Sacdilage  für  Silber  — könnte 
an  sofortijre  unbeschränkte  Zulassung  des  minderwertigen  Metalls 
zur  Prägung  von  vornherein  nicht  gedacht  werden.  Denn  dabei 
würde  eben  sofort  dies  Metall  allein  und  massenhaft  geprägt  — 
das  Silber  — und  das  andere  aus  der  Geldverwendung  verdrängt 
werden  — - das  Gold.  Gewöhnlich  hat  man  bei  den  Befürwortern 
des  Bimetallismus  das  selbst  eingesehen.  Auch  hier  hat  man  dann 
wohl  nur  an  Festhaltung  der  Silberwährung  in  wichtigen  Ge- 
bieten (Ostasien,  besonders  Britisch-Indien,  Süd-  und  Mittel- 
amerika. und  wohl  auch  in  Osteuropa)  gedacht,  dabei  an  be- 
schränkte Zulassung  des  Silbers  zur  Prägung  in  den  anderen  Ge- 
bieten, wenn  auch  an  größere  als  im  System  der  reinen  Gold- 
währung (England,  Deutschland)  und  auch  da,  wo  die  Doppel- 
währung, wie  besonders  im  lateinischen  Münzbund,  einmal  bestand, 
sowie  endlich  auch  an  Ausdehnung  der  gesetzlichen  Zahlkraft  des 
Silbers  in  den  Goldwährungsländern.  Von  solchen  Maßregeln 
wurde  — wohl  nicht  mit  Unrecht  — , wenn  sie  in  einem  hinläng- 
lich großen  und  wichtige  Länder  umfassenden  internationalen 
Gebiete  erfolgten,  dann  schon  ein  günstiger  psychologischer  und 
mechanischer  Einfluß  auf  den  Silberpreis  erwartet.  Je  mehr  sich 
das  durch  die  Erfahrung  bestätigen  würde,  desto  mehr  hätte  man 
dann  schrittweise  weitergehen  und  den  Umfang  der  Zulassung 
des  Silbers  zur  Prägung  erweitern  dürfen  — wobei  aber  freilich  die 
eher  zu  bejahende  Frage  mitspricht,  ob  nicht  durch  ein  derartiges 
Vorgehen  der  etw'a  durch  das  frühere  bereits  erreichte  Erfolg 
zur  Hebung  des  Silberpreises  wieder  gefährdet  worden  wäre. 

Zur  Bestimmung  des  Maßes,  bis  zu  dem  die  Mitver- 
wendung des  andern  Metalls,  des  Silbers,  zur  Prägung  sich 
mit  der  Festhaltung  einer  bestimmten  wirklichen  Wertrelation 
vereinbar  erweise,  ließen  sich  vielleicht  erfahrungsmäßig  einige 
tatsächliche  Anhaltspunkte  gewinnen.  Aber  ob  bei  Innehaltung 
dieses  Maßes  die  wirkliche  Relation  sich  auf  der  Ziffer  der  ge- 
setzlichen, der  vereinbarten  stelle  und  erhalte,  wäre  durchaus 
fraglich.  Dies  um  so  mehr,  wenn  die  zur  Prägung  zuge- 
lassene Menge  Silber  gegenüber  der  Produktionsmenge,  welche 
sich  etwa  wegen  der  für  Silber  verbesserten  Wertrelation  noch 
gesteigert  hätte  und  gegenüber  dem  sonstigen  Silberbedarf  für 
andere  Zwecke  relativ  nur  klein  geblieben  wäre.  Dann  konnte 
weder  ein  Erfolg  einer  größeren,  geschweige  völligen  Annähe- 
rung der  wirklichen  an  die  gesetzliche  Wertrelation  noch  eine 
größere  Stabilisierung,  ein  geringeres  Schwanken  der  ersteren, 
erwartet  werden. 

Das  Ergebnis  ist:  selbst  wenn  es  gelungen  wäre,  für 
den  zulässigen  Umfang  des  andern  Metalls  — des  Silbers  — zur 
Prägung  einige  brauchbare  Anhaltspunkte  zu  gewinnen  und 
sich  über  diesen  Umfang,  über  die  Verteilung  der  (Silber-) 
Prägungen  auf  die  verschiedenen  Staaten  eines  Währungs- 
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bundes  zu  vereinbaren,  so  würde  der  Erfolg  für  die  Stabilisierung 
der  wirklichen  Wertrelation  und  für  ihre  Annäherung  an  die  oder 
gar  ihre  Übereinstimmung  mit  der  gesetzlichen  Relation  dahin- 
stehen — bei  freier  Edelmetall  Produktion  vollends. 
Damit  kommt  der  letzte  erforderliche  Schritt  zur  Erwägung. 

dö)  Die  Regelung  der  Edelmetallproduktion. 

Diese  Regelung  würde  eine  auf  die  Dauer  indispensable 
Bedingung  sein,  um  wenigstens  einen  der  besonders  in  Betracht 
kommenden  Faktoren  zur  Durchführung  eines  internationalen 
bimetallistischen  Systems  so  zu  gestalten,  daß  alsdann  diese 
Durchführung,  immer  noch  keineswegs  gesichert,  aber  doch  von 
einer  Seite  her.  von  der  Bewegung  der  Menge  des  Neu- 
pr  o d u k t s beider  Metalle  lier,  nicht  mehr  stets  mit  Not- 
wendigkeit gestört  und  selbst  ganz  unmöglich  gemacht  würde. 
Dazu  gehörte  die  Ausschaltung  des  Einflusses  der  freien, 
zumal  der  privatwirtschaftlich-spekulativen  Produktion  der 
Edelmetalle.  Namentlich  müßte  so  verhindert  werden,  daß  nicht 
durch  besonders  starke  Produktion  des  gegenüber  dem  ge- 
setzlichen minderwertigen  Metalls  (jetzt  des  Silbers)  und  durch 
eine  Steigerung  dieser  Produktion  gerade  mit  Rücksicht  auf 
deren  größere  Rentabilität  bei  höherem  Werte  jeder  Versuch 
zur  Hebung  dieses  Werts  durch  die  Währungspolitik  von  vorn- 
herein  noch  sehr  erschwert,  jeder  Erfolg  darin  wieder  alsbald 
rückgängig  gemacht  zu  werden  droht.  Zu  diesem  Zweck  müßte 
mindestens  die  private  und  auch  die  einzelstaatliche  Metallpro- 
duktion, namentlich  — aber  kaum  allein  — die  des  minder- 
werten Metalls,  des  Silbers,  bestimmt  geregelt  („kon- 
tingentiert“) werden,  vielleicht  selbst  allgemein  re- 
galisiert,  verstaatlicht  und  auch  hier  vertragsmäßig 
für  jeden  Staat  auf  einen  bestimmten  Betrag  (im  Maximum)  be- 
schränkt; ferner  im  Verkehr  mit  Gebieten  außerhalb  des  Wäh- 
rungsbundes die  Ein-  und  Ausfuhr  geregelt,  namentlich  die  freie 
Zufuhr  des  minderwerten  Metalls  (des  Silbers)  auf  ein  Maximum 
beschränkt,  zum  mindesten  — was  aber  kaum  ausreichen 
würde  — einem  angemessenen  Zoll  (wie  jetzt  in  Britisch-Indien 
das  Silber)  bei  unbeschränkter  Zufuhr  unterstellt  werden. 

Lauter  schon  für  ein  einzelnes  Land  außerordentlich  schwie- 
rige Maßregeln  bei  autonomer  Gesetzgebung!  Wie  erst  bei  einer 
Regelung  dieser  Punkte  in  internationalen  Verträgen  unter 
selbständigen,  souveränen  Staaten!  Damit  kommt  man,  wie 
es  oben  schon  für  derartige,  aber  unvermeidliche  Konsequenzen 
bezeichnet  wurde,  in  die  — Utopie.  Und  könnte  man  für 


662 


\’ersiidie  in  dieser  Richtung  etwa  auch  das  allgemeine  Interesse 
aller  Länder  an  Stabilisierung  der  Wertrelation  geltend  machen, 
so  bliebe  doch  das  Schlimme,  daß  selbst  einer  solchen  Reihe  von 
Maßregeln  — welche  für  einen  wirklichen  Weltstaat  als  e 1 1 - 
staats-Sozialismus“  bezeichnet  werden  könnte  — die 
Bürgschaft  des  Erfolgs  immer  noch  fehlen  würde,  wegen  der 
a n d e r w e i t e n Verwendung  des  Edelmetalls,  allgemein 
zu  industriellen  Zwecken,  speziell  aucli  zu  sonstigen  monetären 
in  den  Gebieten  außerhalb  des  internationalen  Währungs- 
bundes. 

Man  müßte  daher,  wie  schon  oben  angedeutet,  sogar 
noch  einen  Schritt  weiter  gehen,  zur  Regelung 
auch  der  industriellen  Verwendung  der  Edel- 
metalle und  der  sonstigen  monetären  außerhalb  des  Währungs- 
bundes in  der  ganzen  Welt!  Das  braucht  jetzt  wohl  nicht 
w'eiter  verfolgt  zu  werden. 

Das  Ergebnis  ist  hiernach:  auch  ein  modifizier- 
ter internationaler  Bimetallismus,  w^elcher  mit 
einer  Beschränkung  der  Zulassung  des  einen,  des  jeweilig 
gegenüber  der  gesetzlichen  Relation  minderwertigen  Metalls 
zur  Prägung  verbunden  wäre,  ist  so  gut  wie  unmöglich 
ohne  die  angedeutete  Regelung  der  Welt  Pro- 
duktion der  Edelmetalle.  Diese  Regelung  selbst  er- 
scheint aber  ebenfalls  unmöglich  und  sogar  sie  genügte  nur  bei 
gleichzeitiger  Regelung  der  industriellen  Ver- 
w’endung,  damit  namentlicli  der  Funktion  des  Edelmetalls  für 
technische  und  Prunkzw'ecke.  Eine  solche  Maßregel  ist  noch  uto- 
pischer als  die  angeführten,  welche  ihr  vorauszugehen  hätten. 

Sonach  ist  der  internationale  Bimetallismus  als  Welt- 
w’ährungssystem  a b z u 1 e h n e n. 

Die  beiden  oben  S.  647  unter  bb)  und  cc)  gestellten  wesentlich 
praktischen  Fragen  können  für  unsere  Zwecke  hier 
rascher  erledigt  werden: 

Zu  bb)  Die  Staats-  und  Volkswirtschaftsgebiete,  welclie  bei 
jedem  ernstlichen  Versuche,  mittelst  internationaler  Verträge 
auf  die  Wertrelation  der  edlen  Metalle  einzuwirken,  dafür  zu- 
sammentreten müßten,  wären  nach  der  gegenwärtigen  Sachlage 
notwendig  die  größeren  west-  und  mitteleuropäischen,  ein- 
schließlich Großbritanniens,  und  die  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika.  Großbritannien  hätte  aber  auch  für  seine  Ko- 
lonien beizutreten  und  für  Britisch-Indien  mindestens  Zusiche- 
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rungen  der  Aufreclithaltung  der  Silherwährung  (bzw.  der  Rück- 
kehr zu  ihr)  und  der  Offenhaltung  der  freien  Silberprägung 
daselbst  zu  machen.  Auch  Cliina’s  Verbleiben  beim  Silber  und 
überliaupt  die  Einfülirung  eines  ordentliclien  Münzsystems  liiei 
wäre  wohl  geboten.  Bei  den  süd-  und  mittelamerikanisclien 
Silberproduktionsländern  wäre  das  Festhalten  an  Silberw;ih- 
rung  im  allgemeinen  Interesse.  Die  Stellung  des  Russisclien 
Reiches,  das  nominell  Goldwährung  besitzt,  aber  von  den  euro- 
päischen Hauptstaaten  sich  noch  am  meisten  für  Silberw  ährung 
eignen  dürfte,  würde  besondrer  Prüfung  bedürfen,  wenn  auch 
sein  Anschluß  an  Mittel-  und  Westeuropa  im  Währungswesen 

das  Beste  sein  möchte. 

Bei  dem  Gedanken  an  und  bei  Plänen  von  internationalem 
Bimetallismus  hat  man  auch  an  die  genannten  Staats-  und 
Volkswirtschaftsgebiete  für  Vereinbarungen  und  an  letztere  in 
der  angedeuteten  Weise  gedacht.  Namentlich  der  Anscliluß 
Großbritanniens  und  seiner  Kolonien  galt  wolil  mit  Recht  als 
conditio  sine  qua  non.  Frankreich  mit  dem  übrigen  lateini- 
schen Münzlnmd  und  auch  die  Vereinigten  Staaten  hätten  als 
Grundlage  niclit  ausgereicht.  In  diesen  Ländern  bestand  die 
meiste  Neigung  zu  internationalen  Vereinbarungen  über  Wäh- 
rung und  Wertrelation.  Aber  bei  ihnen  war  wegen  ihrer  großen 
Masse  Silbergeids  auch  das  stärkste  Bedürfnis,  mehr  Stabili- 
tät in  die  Wertrelation  zu  bringen  und  den  Silberpreis  (Gold- 
preis des  Silbers)  wieder  zu  erhöhen.  Jedenfalls  hatten  sie  nach 
dem  Zustande  ihres  eigenen  Geldwesens  mehr  Bedürfnis  als 
Großbritannien  und  auch  als  das  Deutsche  Reich  nach  deren 
Geld-  und  Münzverhältnissen  nach  internationaler  Regelung 
der  Wertrelation,  wenngleich  sicher  auch  diese  beiden  Gebiete, 
wie  alle  in  der  Weltwirtschaft  verbundenen  Länder,  ein  sehr 
lebhaftes  Interesse  an  der  Beseitigung  dieser  Übelstände  gehabt 
hätten,  wegen  der  sehr  störenden  Rückwirkungen  der  Schwan- 
kungen der  Wertrelation  und  des  sinkenden  Silberwerts  auf 
ihren  gesamten  auswärtigen  Verkehr,  in  Waren  wie  Kapitalien, 
Zu  cc.  aa)  Die  A ii  s s i c li  t e n auf  Gelingen  von  inter- 
nationalen Vereinbarungen  der  angedeuteten  Art  fehlten  in  den 
1x80  er  Jahren  nicht  durchaus.  Die  sympathische  Stellung 
Frankreichs  und  Nordamerikas,  die  damalige  relative  (mld- 
knappheit  bei  dem  Rückgang  der  Goldproduktion,  wovon  auch 
die  Goldwährungsländer  nachteilig  mit  berührt  wurden,  die 
Schädigung  auch  des  britischen  Ausfuhrhandels  und  desjenigen 
andrer  Länder  der  Goldwährung  nach  Indien  und  nach  anderen 
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Silberwährimgsländern , die  empfindliche  Schädigung  der 
britisch-indischen  Finanzen  und  der  an  Einkünften  aus  Indien 
intei’essierten  Kreise,  gerade  auch  in  Großbritannien,  durch  den 
Rückgang  des  Silberpreises,  die  sich  zeigende  Schutzzoll-  und 
Exportprämien-Wirkung  der  Silberwährung  in  Indien  steigerte 
die  Aussichten  internationaler,  auf  Besserung  des  Silberpreises 
und  größere  Stabilisierung  der  Wertrelation  abzielenden  Ver- 
einbarungen. Dies  selbst  in  den  Ländern  der  wirklich  durch- 
geführten Goldwährung,  wie  England  und  der  angebahnten, 
wie  im  Deutschen  Reich,  Skandinavien.  In  den  Ländern,  welche 
vor  der  Aufgabe  standen,  aus  Papierwährung  wieder  zur  Hart- 
währung zu  gelangen,  wie  Italien,  Österreich-Ungarn,  Ruß- 
land, konnte  ein  Gelingen  bimetallistischer  Pläne  auch  nur  er- 
wünscht erscheinen.  Objektive  Theoretiker  selbst  auf  monome- 
tallistischer,  auf  Goldwährungsseite  gaben  zu,  daß  die  bimetal- 
listische  Theorie  nicht  so  falsch  sei,  wie  der  große  Haufe  der 
praktischen  und  theoretischen,  vielfach  nicht  sachverständigen 
und  nicht  objektiven  Gegner  lange  angenommen  hatte.  Die 
bimetallistische  Theorie  war  von  ihren  Vertretern  vertieft  und 
besser  begründet  worden. 

ßß)  Aber  an  der  oben  schon  hervorgehobenen  ablehnenden 
Haltung  Englands  und  auch  des  Deutschen  Reichs  ist  die  Ver- 
wirklichung dieser  früher  nicht  so  ungünstigen  Aussichten  von 
vornherein  gescheitert,  wenigstens  einmal  einen  ernstlichen 
Versuch  zu  machen,  durch  internationale  Vereinbarungen 
die  Wertrelation  zu  stabilisieren  und  dem  Sinken  des  Silbers 
entgegen  zu  arbeiten.  Das  bleibt  zu  bedauern,  denn  eines 
Versuchs  war  die  Sache  wert.  Von  dessen  mehr  oder  weni- 
ger Gelingen  oder  Nichtgelingen  konnte  dann  die  endgültige 
Entscheidung  abhängen.  Dann  hätte  man  immerhin  einen 
sichereren  Erfahrungsbeweis  gehabt,  als  ihn  die  amerikanischen 
Experimente  allein  haben  liefern  können. 

yy)  Ein  solcher  Erfahrungsbeweis  hätte  doch  auch  noch 
mehr  überzeugende  Kraft  gehabt  als  alle  rein  theoretische  und 
immer  unvermeidlich  wesentlich  deduktive  Beweisführung,  wie 
unsere  eigene  vorangehende  gegen  die  Durchführbarkeit  inter- 
nationaler bimetallistischer  Währungsi)olitik.  ,, Probieren  geht 
vor  Studieren“  bleibt  in  solchen  Dingen  immer  wahr. 

Das  sei  hier  wieder  offen  eingeräumt  gerade  von  mir  als 
einem  Nationalökonomen,  welcher  sich  erst  durch  immer  weitere 
Studien  und  gerade  auch  unter  Anwendung  der  deduktiven 
Methode  zu  dem  oben  dargelegten  ablehnenden  Standpunkte 


gegen  internationalen  ßimetallismus  hindurch  gerungen  hat.  Ich 
hielt  die  Durchführbarkeit  früher  doch  für  möglich  und  erfolg- 
reich und  hatte  mich  durch  die  Beweisführung  der  L.  Bamberger 
und  seiner  wenig  selbständigen  Anhänger  nicht  vom  Gegen- 
teil überzeugen  lassen.  Auf  bimetallistischer  Seite  sind  sehr 
scharfsinnige  Theoretiker  tätig  gewesen,  welche  das  Problem 
wesentlich  gefördert  und  seine  Lösung  plausibler  gemacht  haben. 
In  Deutschland  namentlich  O.  Arendt,  dem  auf  der  anderen 
Seite  kein  dialektisch  ebenbürtiger  Gegner  gegenüber  gestanden 
hat,  auch  A.  Soetbeer  ist  das  nicht.  L.  Bamberger  gewiß  nicht, 
am  ersten  noch  W.  Lexis,  welcher  aber  selbst  objektiv  zu  gewissen 
Zugeständnissen  an  die  bimetallistische  Theorie  gelangt  war. 

dd)  Zurücktreten  des  Problems  des  inter- 
nationalen Bimetallismus.  Seitdem , seit  dem 
Scheitern  der  Währungskonferenzen  und  seit  dem  dem 
Bimetallismus  im  ganzen  gegnerischen  Ergebnisse  der  Wäh- 
rungsenciueten  sind  die  Aussichten  auch  nur  zu  Versuchen 
in  inteniational-  und  selbst  in  national  - bimetallistischer 
Richtung  immer  mehr  zurückgetreten , gegenwärtig  fast 
vei-schwunden.  Aber,  wie  oben  schon  einmal  bemerkt  und  wie 
nanientlich  0.  Arendt  mit  Recht  immer  hervorhebt,  ist  das 
ganze  Problem  nicht  sowohl  durch  theoretische 
Widerlegung  seiner  theoretischen  Grundlage 
noch  durch  eben  nicht  zur  völligen  Beweisfüh- 
rung ausreichende  ,,E  r f a h r u n g e n“  jetzt  zurück- 
getreten, als  vielniehr  durch  den  unerwarteten 
Gang  der  Produktionsverhältnisse,  namentlicli 
durch  den  neuesten  großen  Aufschwung  der  Goldproduktion, 
womit  die  ,, Goldknappheit“  für  jetzt  und  voraussichtlich  noch 
für  weitere  Zeit  beseitigt  worden  ist.  Daß  durch  diese  Tatsache 
die  ungün.stige  Prognose  für  die  ,, Zukunft  des  Golds“,  daß 
die  Süß’sche  Lehre  damit  nicht  widerlegt  worden  ist,  wmrde 
oben  (S.  281  ff.)  schon  nachzuweisen  gesucht.  Jeder  neue  Um- 
schwung der  Produktionsverhältnisse  der  Edelmetalle,  jeder 
dauernde  stärkere  Rückgang  der  Goldproduktion  kann  die 
Saclilage  der  1880  er  Jahre  wieder  herbeiführen,  um  so  mehr, 
je  mehr  Länder  zur  Goldwährung  übergehen  und  ,, hinkende“ 
Goldwährung  mit  ihren  Künsteleien  nicht  endgültig  Hilfe  ge- 
währt, auch  die  auf  dem  reinen  Kredit  beruhende  Geldsurrogat- 
wirtschaft ihre  unüberschrittenen  Grenzen  bezüglich  der  Er- 
möglichung, arn  Gold  zu  sparen,  zeigen  wird.  Die  Verhält- 
nisse während  der  Stockung  der  südafrikanischen  Goldproduk- 
tion in  der  Zeit  des  Burenkrieges  sind  dafür  belehrend  genug. 

££)  Eine  eingehendere  Prüfung  des  bimetallistischen  Pro- 
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blems  ist  dalier  aucli  gegenwärtig  niclits  Unnötiges.  Wenn  sie 
auch  nach  unserer  Untersuchung  zu  einem  negativen  Er- 
gebnis führt,  so  folgt  aus  allem  Dargelegten  doch  auch  ein 
wichtiges  sehr  positives  Ergebnis:  nämlich  das,  daß  im 
liöchsten  Interesse  der  wenigstens  größeren  Stabilisierung  der 
Wertrelation  und  des  Verhinderns  eines  immer  tieferen  Gold- 
preises des  Silbers  die  Beschränkung  der  immer  weiteren 
Ausdehnung  der  Goldwährung  und  die  Festhaltung  nicht  zu 
weniger  und  liinlänglich  bedeutender  Staats-  und  Volkswirt- 
schaftsgebiete an  Silberwährung  liegt.  So  in  den  heutigen  Vei'- 
liältnissen.  ln  sicli  umkehrenden  könnte  ebensogut  einmal  ein 
zu  niedriger  Silberpreis  des  Goldes  drohen.  In  jetziger  Be- 
schränkung der  Ausdehnung  der  Goldwährung  und  in  Erhal- 
tung der  Silberwährung  in  wichtigen  Ciebieten  liegt  eine  gewisse 
unentbehrliche  Sicherung  gegen  allzugroße  Schwankungen 
der  Wertrelation  und  gegen  einen  allzutiefen  Stand  des  einen, 
jetzt  des  Silbers,  und  allzuhohen  Stand  des  andern  Metalls, 
jetzt  des  Goldes,  im  Verhältnis  zu  dem  zweiten  Metall. 

Seit  dem  Verbleiben  Großbritanniens  und  des  Deutschen  I 

Beiclis  und  anderer  Staaten  bei  der  Goldwährung,  seit  dem  zeit-  ( 

lieh  unbegrenzten  Festhalten  des  lateinischen  Münzbunds  an 
der  Einstellung  der  Silberprägung  von  Währungsgeld,  seit  der 
gleichen  Maßregel  in  den  Vereinigten  Staaten  und  dem  — einst- 
weilen — • für  ziemlich  gelungen  geltenden  Versuch  der  Fixie-  I 

rung  des  Goldpreises  der  indischen  Münzen  und  des  S Über- 
preises des  Sovereign  in  Britisch-Indien,  seit  dem  damit  eben- 
falls für  gelungen  geltenden  Versuch  der  Festhaltung  der  ,, Gold- 
parität“ der  Valuta,  unter  der  Annahme,  man  habe  darin  alles 
Wesentliche,  was  für  den  Besitz  der  eigentlichen  Goldwährung 
selbst  in  Betracht  komme,  — seit  diesen  neuesten  Versuchen  in 
der  Geldgeschichte  ist  rein  theoretische  Beschäftigung  mit  dem 
nationalen  oder  internationalen  Doppelwährungsproblem  und 
die  praktische  Agitation  für  dies  System  wie  dessen  agitato- 
rische Bekämpfung  durch  die  Goldwährungspartei  eingestellt 
worden.  Ob  ganz  mit  Recht,  bezweifeln  wir  auch  in  der  Gegen- 
wart selbst  für  die  theoretische  Seite  des  Problems,  welche  ; 

nach  dem  Obigen  doch  große  Schwierigkeiten,  aber  auch  großes  ! 

Interesse  bietet.  Und  ob  mit  Recht  für  die  Praxis,  das  wird 
sich  zeigen,  es  möclite  aber  ebenfalls  zu  bezweifeln  sein. 

Auch  diese  Auffassung  war  ein  Grund  für  die  vorausgehende 
genauere  Erörterung  des  Problems,  die  vielleicht  dem  und  jenem 
als  ein  Aufschlagen  offener  Türen  erscheint.  Mir  schien  sie  ge- 
rade in  dieses  Werk  seinem  Zweck  nach  zu  gehören. 
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4.  Berücksichtigung  des  allgemeinen  v o 1 k s- 
u n d weltwirtschaftlichen  Interesses  an  e r - 
Wendung  der  beiden  Edelmetalle  zusammen 
oder  speziell  des  einen  oder  des  anderen  im  ein- 
zeln en  nationalen  Münzsystem.  Eventualität 
von  internationalen  Verträgen  darüber. 

a)  Aus  den  wirtschaftlichen  Verknüpfungen  im  internatio- 
nalen Verkehr  folgt  mit  Notwendigkeit,  daß  das  Geldwesen, 
speziell  das  Währungssystem  jedes  Landes  auf  dasjenige  an- 
derer Länder  mit  reagiert,  also  sein  Zustand  nichts  Gleiciigülli- 
ges  für  das  andere  Land  ist.  Dies  gilt  für  jedes  nationale  Geld- 
wesen, auch  und  in  einiger  Hinsicht  sogar  in  ganz  besonderem 
Maße  für  ein  solches  der  Papierwährung.  Beim  Edel- 
metall-Geldwesen macht  sich  der  Charakter  des  Edelmetalls  als 
gemeinsamen  ,, internationalen“  Geldstoffs  dann  noch  besondeis 
geltend.  Auch  für  das  Verhältnis  beider  Metalle,  für  ihre  Wert- 
relation zu  einander  im  Weltverkehr  ist  es  nicht  gleichgültig, 
wie  ein  jedes  Land  sein  Metallgeld  wesen  einrichtet.  Mit  der 
immer  engeren  Verknüpfung  der  einzelnen  Länder  und  \ olks- 
wirtschaften untereinander  in  der  Weltwirtschaft,  daher  in  der 
modernen,  vollends  in  der  neuesten  Zeit  wird  das  noch  wich- 
tiger, als  es  früher  war. 

b)  Im  internationalen  weltwirtschaftlichen,  aber  auch  im 
nationalen  volkswirtschaftlichen  Interesse  liegt  es  daher,  daß 
jedes  Land  mit  eigenem  Geldsystem  bei  dessen  Einrichtung 
auf  die  Rückwirkungen  der  ganzen  Art  dieser  Einrichtung  auf 
die  gesamten  Geldverhältnisse  der  Welt  Rücksicht  nimmt.  Zu 
diesen  Verhältnissen  gehört  namentlich  auch  die  relativ  stär- 
kere und  schwächere  Verwendung  jedes  der  beiden  Metalle  und 
die  Rückwirkung  davon  auf  die  Wertrelation.  Kenntnis  und 
Verständnis  dieser  Reaktionen  der  nationalen  Geldsysteme  auf- 
einander ist  erst  allmählich  gewonnen  worden.  In  der  Geld- 
theorie ist  auf  die  Bedeutung  dieses  Punkts  hinzuweisen.  In 
der  rationellen  Geldpraxis,  in  der  Gesetzgebung  der  einzelnen 
Länder  ist  demgemäß  bei  der  Einrichtung  des  Geld-  und 
Münzwesens  vorzugehen.  Diese  Einrichtung  müßte  daher 
nicht  a US  schließlich  nach  nationalen,  inner- 
volkswirtschaftlichen  Bedürfnissen  und  Rücksichten,  sondern 
mit  nach  Rücksichten  auf  die  Bedingtheit  der 
spezifischen  Art  der  Einrichtung  auch  des 
nationalen  Geld-  und  Münzwesens  durch  die 
internationalen  Geldverhältnisse  und  anderseits 
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auf  die  Rückwirkung  dieser  spezifischen  Art  der 
Einrichtung  auf  diese  letzteren  Geldverhält- 
nisse erfolgen.  Ein  derartiges  Vorgehen  wird  mit  der  Ent- 
wicklung des  weltwirtschaftlichen  Verkehrs  natürlich  wieder 
immer  wichtiger.  Auch  die  Theorie  hat  übrigens  derartige 
Zusammenhänge  kaum  erst  zu  beachten  begonnen. 

c)  Hierfür  in  Betracht  kommende  Verhält- 
nisse. Es  handelt  sich  dabei  schon  a)  um  die  Wahl  auch 
der  nationalen  ä h r u n g selbst.  Hier  kommt  eben 
in  Betracht,  daß  die  zu  treffende  oder  getroffene  Wahl  alle 
andern  Länder  und  deren  Geldwesen  mit  berührt,  Reaktionen 
hervorruft,  welche  dann  wieder  auf  das  eigene  Land  zurück- 
wirken. Maßregeln,  wie  die  öfters  erwähnten,  haben  das  deut- 
lich gezeigt,  so  in  neuerer  Zeit  der  t'bergang  des  Deutschen 
Reichs  zur  Goldwährung,  die  Einstellung  der  freien  Silber- 
prägung im  lateinischen  Münzbund,  die  nordamerikanischen 
Maßregeln  auf  dem  Gebiete  des  Silbers,  die  britisch-indische 
Einstellung  der  freien  Silberprägung,  der  Übergang  von  Papier- 
währungsgebieten zur  Hart-,  zur  Goldwährung  (Österreich, 
Italien,  Rußland).  — ß)  Es  handelt  sich  weiter  um  die  Rege- 
lung einzelner  Punkte  des  Geld-  und  Münzwesens,  auch 
des  Geldsurrogatwesens,  speziell  um  alle  die  oben  schon 
aufgeführten  Punkte,  welche  für  internationale  Doppelwäh- 
rungs-Verträge in  Betracht  kommen,  so  über  die  Wertgröße  der 
Münz-  und  Münzsurrogatstücke,  die  davon  mit  abhängige  Her- 
stellung dieser  Münzstücke  aus  Gold  oder  aus  Silber,  um  die 
Bestimmungen  über  die  Zahlkraft  usw.  Alles  wiederum  Punkte, 
deren  Regelung  im  einzelnen  Land  auf  den  Umfang  der  Ver- 
wendung von  Gold  und  Silber  daselbst  einwirkt,  dadurch  aber 
auch  von  internationaler  Bedeutung  wird. 

rl)  Autonomes  und  international  vertrags- 
mäßiges Vorgehen  in  solchen  Punkten.  Eine  be- 
wußte folgerichtige  Berücksichtigung  dieser  Verhältnisse  des 
Zusammenhangs  auch  der  selbständigen  nationalen  Geld-  und 
Münzsysfeme  in  der  Art  der  Einrichtung  auch  jedes  nationalen 
Systems  ist  daher  in  der  Tat  eine  berechtigte  Forderung.  Sie 
kann  a)  erfüllt  werden  bei  völlig  autonomem  Vorgehen  der 
Gesetzgebung  jedes  Staats  für  sich,  ß)  Auch  hier  aber  kann 
wieder  der  Gedanke  an  internationales  vertragsmäßiges 
Vorgehen,  das  dann  durch  die  nationale  Gesetzgebung  dem- 
gemäß durchgeführt  wird,  auftauchen.  Aulf  diesem  zweiten 
Wege  würde  es  sicli  nicht  um  Festsetzung  einer  gesetzlichen 
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hinaus.  Deswegen  darf  sie  wolil  mit  zur  Erwägung  gestellt 
werden.  Auch  für  die  Verbesserung  der  Sachlage  in  Ländern 
der  ..hinkenden“  (Gold-)  Währung,  der  (Gold-)  Währung  mit 
bloßer  Festhaltung  eines  bestimmten  (-ioldpari’s  der  einheimi- 
schen Valuta,  der  Goldwährung  mit  gewissem,  wenn  auch  in 
bescliränktem  Betrage  gehaltenen  Silbergeld  in  immerhin 
größerer  Menge  mit  voller  gesetzlicher  Zahlkraft  an  Goldesstatt, 
könnte  eine  solche  ,, internationale“  Regelung  wohl  Einiges 
leisten.  Bezügliche  Bedürfnisse  liegen  doch  in  recht  vielen 
Ländern  vor,  in  der  einen  oder  anderen  Weise  fast  in  jedem, 
in  Großbritanniens  z.  B.  speziell  zur  leichteren  Aufrechterhal- 
tung seiner  neuesten  indischen  Währungspolitik,  welcher  an 
Verhütung  einer  immer  weiteren  Abnahme  und  an  Herbeifüh- 
rung einer  Wiederzunahme  des  monetären  Silberbedarfs  in 
der  übrigen  Welt  viel  gelegen  sein  muß.  Diese  unleugbaren 
internationalen  Interessenverkettungen  lassen  doch  internatio- 
nale Regelungen  der  angedeuteten  Weise  als  ein  immer  fühl- 
barer werdendes  Bedürfnis  empfinden  und  deswegen  nicht  so 
aussichtslos  erscheinen. 

Alles  das  wären  Schritte  zu  einer  zukünftig  vielleicht  ein- 
mal noch  weitergehenden  internationalen  Regelung  der  Wäh- 
rungspolitik, auch  ohne  die  Voraussetzung  eines  ,, Weltstaats“ 
bei  verbleibender  politischer  Selbständigkeit  von  Einzelstaaten, 
wenigstens  im  Occident.  Das  Bedürfnis,  den  asiatischen  Orient 
mit  in  solche  Verbindungen  hineinzuziehen,  ergibt  sich  aus  der 
Wichtigkeit  der  asiatischen  Silberfrage  auch  für  den  Occident. 
Die  Ausbildung  und  Festhaltung  solider  Silberwährungen  in 
Osta.'^ien,  seihst  abgesehen  von  dem  Interesse  des  Verkehrs  des 
<Iccidents  mit  dem  Orient,  und  eine  solide  Währungsgrundlage 
hierfür,  ist  auch  wegen  der  Rückwirkung  solclier  Währungen 
auf  bessere  Stabilisierung  der  Wertrelation  und  auf  Höherbleiben 
des  Goldpreises  des  Silbers  ein  wichtiges  occidentalisches  Inter- 
esse. Und  derartige  Interessensolidaritäten  sind  auch  wieder 
ein  Kulturinteresse  der  ganzen  Welt.  — 


.■).  Anhang.  W ä h r u n g s p o 1 i t i s c h e Maßregeln  zur 
Erhöhung  des  Kurswerts  v o n Älii  n z e n aus  minder- 
w e !■  t i g e 111  Metall  und  von  Papiergeld. 

I'ür  das  Problem  einer  Beeinflussung  der  Wert- 
relation der  Edelmetalle  durch  die  Währungs- 
und Münz  Politik  sind  auch  gewisse  Vorgänge  hei  „hinken- 
der“ Goldwährung  von  Interesse.  Hier  gelang  es,  den  Kurswert 
der  Silbermiinze  durch  Be  Schränkung  der  Silberprä- 
gung über  ihren  Metallwert  hinaus  -zu  steigern,  daher  über 
den  Goldpreis  des  ungeprägten  Silbers  (Barren),  und  ihn  auf 
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einem  festen  Staml  in  Goldmünze  zu  halten.  Das  ist  eben  die 
Anwendung  des  llauptgrundsatzes  der  Scheidemünzpolitik,  wo 
dieser  selbe  Zweck  verfolgt  wird  (S.  512  ff.).  Hier  liefert 
die  neueste  b r i t i s c h - i n d i s c h e Währungspolitik  beachtens- 
werte Tatsachen  (s.  o.  S.  385).  Ihre  einstweiligen  Erfolge  zeigen, 
daß  es  auf  diesem  Wege  möglich  ist,  eine  starke  Differenz  zwischen 
dem  weit  höheren  Goldwert  der  Münze,  der  Rupee,  und  dem 
weit  niedrigeren,  des  Barrensilbers,  herbeizuführen  und  aufrecht 
zu  halten.  Auf  die  Dauer  wird  das  aber  nur  zu  erreichen  sein, 
wenn  passende  Maßregeln  hinzukommen,  wie  die  Hingabe  von 
Goldmünze  gegen  Silbermünze  auf  Verlangen  des  Besitzers 
dieser  zu  dem  festen  Kurse  (Rupee  gegen  Sovereign).  (16  d. 
engl.,  der  Sovereign  zu  15  R.).  Die  bloße  Hingabe  von  Silber- 
münze gegen  eiugelieferte  Goldmünze  zu  diesem  Kurse  reicht 
nicht  aus,  ein  solches  Pari  dauernd  zu  sichern.  Bei  der  iipt- 
wendigen  Beschränkung  der  bezüglichen  Silberprägung  kann 
dieser  höhere  Goldkurs  der  Silbermünze,  auch  wenn  er  sich 
dauernd  aufrecht  erhalten  lassen  sollte,  auf  den  wirklichen  Gold- 
preis des  Silbers  im  betreffenden  Lande  einer  solchen  Währungs- 
und Miinzpolitik,  vollends  auf  dem  Weltmärkte  keinen  erheb- 
lichen Einfluß  ausüben.  Das  neueste  Wiedersinken  des  Silbers  im 
J.  19U8  (von  30—31  d.  ist  der  Londoner  Preis  wieder  pf  unter  25 
herabgegangen),  zeigt  das  abermals.  Jedes  solches  weitere  Sinken 
des  Barrensilbers  erschwert  aber  dann  auch  wieder  die  Aufrecht- 
haltung eines  soviel  höheren  Goldwerts  des  gemünzten  Silbers, 
wenn  nicht  für  stete  Einlösung  in  Goldmünze  zu  diesem  Kurse 
gesorgt  wird.  Das  kann  sicher  und  dauerhaft  wieder  nur  durch 
angemessen  mit  Goldmünze  dotierte  Einlösungsfonds  geschehen, 
wo  jederzeit  auch  für  die  Silbermünze  zu  ihrem  ihren  wirk- 
lichen Goldwert  nach  ihrem  Metallgehalt  so  stark  übersteigenden 
Goldkurs  Goldmünze  erhalten  werden  kann.  Bei  solcher  hinken- 
den (ioldwährun.g  fehlen  eben  die  übrigen  Garantien  (Kautelen) 
der  Scheidemünzpolitik  (o.  S.  504  ff.)  _ S.  die  Darlegungen  der 
neueren  indischen  Verhältnisse  in  L e x i s’  Artikeln  über  die  (3eld- 
verhältnisse  im  H.  W.  B.  St.,  so  im  Art.  Gold,  IV.,  760,  Art.  Silber. 
VI..  735,  ferner  die  neueste  Liter,  über  das  indische  Geldwesen 
(E  1 s t ä 1 1 e r,  1904,  B o t h e,  1904.  bes.  A r n o 1 d,  1906),  sowie  die 
mir  beim  Abschluß  dieses  Abschnitts  zugehende  Schrift,  welche 
die  ganze  Frage  der  neueren  Silberentwertung  _behandelt.  von 
George,  die  Bewegung  des  Silberpreises  seit  1873,  1908,  daselbst 
über  die  brit.-ind.  Währungspolitik  S.  47  ff. 

Auch  auf  dem  Gebiete  der  P a p i e r\y  ä h r u n g s Verhältnisse 
liegen  analoge  Vorgänge  vor.  So  bietet  die  in  Österreich  und 
Rußland  in  der  neueren  Zeit  vorgekommene  Loslösung  des 
Kurswerts  des  gemünzten  Silbers  (11.  R.)  vom  Wert  iles  Barren- 
silbers und  die  Steigerung  des  Werts  der  Münze  über  ihren 
Metallwert,  sowie  auch  die  Steigerung  des  Kurswerts  des  unein- 
lösbaren Papiergelds  über  den  Metallwert  der  Silbermünze,  auf 
welches  es  lautet,  hinaus,  beachtenswerte  Beispiele.  Es  ist  hier 
immer  die  B e s c li  r ä n k u n g der  Silberprägung  und  die  G e I d - 
funktion  des  gemünzten  Silbers,  ^yelche  der  Münze  eine 
spezielle  Verwendbarkeit  des  Silbers  in  dieser  lorm  verschafft. 
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wüdurcli  die  Silbermünze  den  liöliereu  Kurswert  erlangt  und 
behauptet.  Auch  das  uiieinlösbare  Papiergeld  kann  so  einen 
Gleichwert  mit  der  Silbermünze  selbst  erlangen,  wenn  seine 
Menge  angemessen,  dem  Verkehrsbedarf  nach  ihr  entsprechend 
beschränkt  gehalten  wird.  Sein  Kurswert  kann  unter  Umstän- 
den sogar  den  der  Silbermünze,  auf  die  es  lautet,  übersteigen, 
wenn  es  genügend  in  der  Menge  beschränkt  bleibt  und  nach  Ge- 
wohnheiten im  Verkehr  in  der  Benutzung  als  Umlaufsmittel  der 
Münze,  welche  gesetzliches  Zahlmittel  mit  dem  Papiergeld  zu- 
sammen ist,  vorgezogen  wird.  Auch  hier  ist  es  dann  die  Geld- 
funktion des  Papiergelds  als  Umlaufsmittel  und  zugleich  als 
gesetzliches  Zahlmittel,  welche  seinen  Kurswert  so  hochhält. 
Aber  ein  solcher  Zustand  bietet  eben  keine  Sicherheit 
seiner  Andauer,  weil  er  nur  auf  der  genügenden  Stärke 
des  Kredits  dieses  Papiergeldes  beruht.  Für  die  dauernd  unge- 
störte Erhaltung  dieses  Kredits  fehlen  aber  Garantien.  Die  be- 
züglichen Erscheinungen  bieten  immer  Interesse^  für  das  ganze 
Geld-  und  Währungsproblem  und  für  die  in  diesem  Abschnitt 
behandelten  Fragen  der  Metallwährung.  In  den  folgenden  Ab- 
schnitten vom  Papiergeld  und  dem  Nenn-,  Kurs-  und  Metallwert 
sind  sie  wieder  zu  berühren.  Für  die  spezielle  Frage  nach  dem 
Maßstab  der  Konversion  beim  Währungswechsel  (von  Silber-  zu 
Goldwährung,  von  Papierwährung  zu  Goldwährung)  sind  sie  be- 
sonders beachtens-wert.  S.  über  die  österr.  und  russ.  Verhältnisse 
meine  Abh.  im  Schönbergschen  Handb.  III  über  öffentl.  Kredit 
usw.,  S.  828  ff.,  Lexis’  Art.  Papiergeld  im  H.  W.  B.  St.  VL,  36, 
ders.  eb.  II,  300  Art.  Banken  Rußlands,  Zucker  kandl,  Art. 
Währungsreform  in  Österreich  eb.  Supplem.  B.  I zur  l.  .\ufl., 
S.  957  ff.  u.  Art.  österr.  Bank  in  II  in  2.  Aufl.  S.  222  ff. 

XIL  Geldwesen  (G  e 1 d p r a x i s).  Fortsetzung. 
Papiergeld,  insbesondere  Papierwährung. 

Dieser  Gegenstand  gehört  in  die  Gcldlehre  und  in  die  Kredit- 
lehre zugleich.  Er  steht  in  letzterer  Hinsicht  in  besonders  naher 
Beziehung  zu  dem  kreditwirtschaftlichen  Geldsurrogatwesen, 
namentlich  zum  einlösbaren  (Staats-)  Papiergeld  und  zu  den 
Banknoten.  Aber,  wie  auch  für  die  nationalökonomische,  nicht 
nur  für  die  juristische  Behandlung  festgehalten  w'erden  muß: 
Papierwährung  und  diese  eben  genannten  Geldsurrogate  haben 
eine  spezifische  und  wichtige  prinzipielle  Verschieden- 
heit, Papierwährung  ist  eben  ein  wirkliches  „Geld“.  Des- 
wegen wird  sie  hier  in  der  Geldlehre  mit  behandelt,  wenn  auch 
nur  in  bezug  auf  diejenigen  Hauptpunkte  näher,  welche  gerade 
für  die  Geldlehre  in  Betracht  kommen.  Auch  das  uneigentliche 
feinlösbare,  sogen.  zAvangskurslose)  Papiergeld  wird  in  Kürze  mit 
liereingezogen,  weil  es  in  einigen  Punkten  dem  eigentlichen  Gelde 
iiähersteht  und  sich  von  den  Banknoten  unterscheidet.  Letztere 
dagegen,  wie  auch  andere  Kreditpapiere  des  Zahlungsverkehrs, 
Schecks,  Wechsel,  Anweisungen,  und  wie  sonstige  Einrichtungen 
des  bankmäßig  organisierten  Zahlungswesens , Girierungen 
Abrechnungen  und  Ausgleichungen  und  Anstalten  dafür  (Liquida- 
tions-,  Clearinghäuser)  werden  hier  nicht  mit  behandelt.  Ihre 
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Durstellung  wird  besser  mit  der  Kredit-  und  Buuklehre  ver- 
bunden. Gelegentliche  Bezugnahme  auf  Banknutenwesen  und 
die  oben  genannten  A^erhältnisse  findet  hier  in  diesem  innl  in 
den  weiteren  Abschnitten  nur  soweit  statt,  als  es  iler  Zusamineii- 
liang  mit  sich  bringt. 

Durch  einige  der  folgenden  Ausführungen  über  Painerwäh- 
rung  werden  auch  manche  Punkte  der  allgemeinen  Metallgeld- 
lelire  und  speziell  der  Edelmetall- AVährungslehre  nocli  ergänzt, 
manche  besonders  scharf  beleuchtet,  zum  Nutzen  für  das  \ erstand- 
uis  und  für  die  Klärung  von  Einzelheiten.  ^lan  hat  bei  der  Papier- 
währung  den  Vorteil,  das  quantitative  Moment  genauer  und 
sicherer  beziffern  zu  können  als  beim  Edelmetall,  beim 
Metallgeld  und  bei  der  Münze.  Denn  bei  diesen  weiß  man  uie- 
ijials  sicher,  wieviel  davon  eingeschmolzen,  ins  Ausland  abge- 
fiossen  ist  und  noch  im  Inlande  im  Verkehr  steht.  Die  Theorie  der 
Geldpreise  von  Waren  und  Dienstleistungen  läßt  sich  mehrtäcli 
an  den  eigenartigen  Erscheinungen  in  der  Papiergeld  Wirtschaft, 
speziell  in  den  Vorgängen  bei  gegen  gleichnamiges  Edelmetal}- 
geld  entwerteter  Papierwährung  besonders  gut  verfolgen.  Die 
Erscheinungen  iii  der  Preisbildung  bei  Silberontwertung  im  heimi- 
schen und  im  internationalen  Verkehr  finden  in  den  analogen 
bei  Papiergeldentw'ertung  ihr  Seitenstück,  treten  aber  bei  dieser 
noch  deutlicher  hervor  und  lassen  sich  daher  bei  ihr  auch  wieder 
genauer  verfolgen.  Deshalb  wurde  oben  in  dem  betroffendtm  Ab- 
schnitt (S.  331  ff.)  schon  auf  diese  Verhältnisse  mit  Rücksicht  ge- 
nommen. Auch  für  die  Fragen  von  der  Begründung  des  Geld- 
werts auf  den  Nenn-  oder  Kurswert  und  vom  Inhalt  der  Geld- 
schuld (folg.  Abschnitt  XIII)  bieten  die  Vorgänge  im  Gebiet  der 
Wert-  und  Preisbildungen  in  der  Papiergeldwirtschaft  ebenfalls 
besonders  wichtiges  Material.  — 

Die  folgende  Behandlung  des  Gegenstandes  schließt  sich 
uuMiien  bezügliclien  Arbeiten,  besonders  den  knapperen  Zusammen- 
fassungen meiner  Papiergeidtheorie  in  der  Abhandlung  über 
Pai>ierwährung  im  Schönbergschen  Handbuch  (4.  Auf!.,  III,  S.  832' 
und  in  dem  Obsfschen  Sanimehverke  an  und  ist.  zum  Teil  un- 
mittelbar aus  meinem  Grundriß  der  Finanzwissenschaft  herüber- 
ffcimmmen.  liier  jetzt  aber  weiter  ausgeführt,  über  die  all- 
gemeine Literatur  s.  o.  18.  114  unter  Nr.  10.  Weitere  Literatnr- 
angaben  in  meinem  Aufs,  im  Schönbergschen  Handh.  TU,  832  n.  in 
Lexis’  .\rt.  Papiergeld  im  IL  W.  R.  St.  \’L  37. 

.A.  T e r m i n n 1 n g i e,  B e g r i f f s h e s f i m mn  n g.  Klas- 
sifikation. 

1.  Populärer  und  wissenschaftlicher  Sprach- 
gebraucli.  a)  Im  erster  en  und  danach  doch  vielfach  auch 
im  laxeren  wissenschaftlichen  Sinn  werden  unter  Papier- 
geld (im  weitesten  Sinn)  alle  „papiernen“,  d.  h.  aus 
Papier  bestellenden  und  darauf  durch  bestimmte  auf  einen 
Geklwerthetrag  sich  bezieliende  Bezeichnungen  charakterisierte 
Umlaufs-,  Tausch-  und  Zahlmittel  verstanden,  welche  an 

A.  Wagner,  soc.-ökon.  Grundriss,  Biidihandelsausgabe.  .■tbteil  II.  “13 


stelle  von  Münze  im  Verkehr  benutzt  werden  sollen  und 
im  allgemeinen  auch  tatsächlich  benutzt  werden.  Papiergeld 
ist  demnach  insbesondere  Staatspapiergeld  jeder  Art 
und  Banknote.  Das  rein  äußerliche  Moment  des  Stoffs, 
des  Papiers,  mit  den  angegebenen  bestimmten  Bezeichnungen 
und  der  angegebenen  Funktion  ist  hier  das  Kriterien  für  die 
Begriffsbildung.  Das  genügt  nicht,  b)  Im  zweiten,  im  | 

wissenschaftlichen  Sinn  sind  unter  Papiergeld  nur  b e-  | 

stimmte  Arten  dieses  Begriffs  im  populären  Sinne  zu  ver-  | 

stehen , unter  Mitbenutzung  von  andren  Kriterien.  Dies  t 

führt  zur  Aufstellung  eines  Schemas  von  Fällen  oder  zu  einer  I 

Klassifikation  der  Arten  der  Umlaufs-  und  Zahlmittel,  j 

welche  unter  Papiergeld  im  weitesten,  im  populären  Sinn  zu-  i 

sammengefaßt  werden. 

2.  Klassifikation.  Eine  solche  unterscheidet  nacli  ^ 

rechtlichen  Merkmalen  und  mittelst  Spezialisierung 
der  wirtschaftlichen  Funktion  wie  der  reclitlichen  und 
wirtschaftlichen  Wirkungen  die  einzelnen  Arten  ,, Papier- 
gelds“. Je  nach  dem  Maße  der  Spezialisierung  der 
Kriterien  gelangt  man  dann  zu  einem  entwickelten,  ge- 
naueren, auf  alle,  aucli  kleinere  Verschiedenheiten  eingehenden  ^ 

und  zu  einem  sich  auf  die  hauptsächlichen  Unterschiede  J 

beschränkenden  Schema,  welches  aus  dem  spezialisierteren 
herausgehoben  werden  kann.  Ein  genaueres  Scliema  ist  das 
folgende,  in  welchem  die  betreffenden  Begriffsbestim- 
mungen gleich  mit  gegeben  werden.  Welches  die  prinzi- 
piellen Hauptunterschiede  sind,  folgt  aus  der  Dar- 
legung. 

Das  Scliema  ist  z.  T.  wörtlich  meiner  Abhandlung  im  Scliön- 
bergschen  Handbuch  entnommen.  Daselbst  finden  sich  historische 
Beispiele  für  jede  Art. 

I.  Papiergeld,  ,,e  ig  e n 1 1 i c h e s*'  oder  Papier- 
geld im  wissenschaftlichen,  damit  im  engeren 
und  strengeren  Sinne,  oder,  damit  gleichbedeutend,  | 

,,P  a p i e r w ä h r u n g“.  I 

Es  m u ß zwei  Momente  (Kriterien,  Merkmale)  gleich- 
zeitig in  sich  vereinigen,  1.  einmal  U n e i n 1 ö s b a r - 
keit  gegen  ein  anderes  Geld,  regelmäßig  die  gesetzliche 
Münze  des  Staats,  d.  h.  der  Aussteller  ist  rechtlich  von  der 
Verpflichtung  befreit  (eventuell  nur  zeitweilig),  auf  Verlangen 
des  Inhabers  des  Papiergelds  dasselbe  gegen  Geld  einzulösen: 

2.  sodann:  die  Eigenschaft  des  gesetzlichen  Zah  Imittels, 
d.  h.  die  Währungseigoiischaft  oder  der  hier  sogenannte 
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Z w a 11  g s k u r s (iiii  eigeiitru-liPii  iSiiiiie  dieses  Worts,  nicht  Idoß 
ein  Legalkurs)  muß  diesem  Papiergelde  rechtsgültig  von  der 
kompetenten  staatlichen  Autorität  beigelegt  sein. 

In  die.sem  Papiergelde  lassen  sich  folgende  Arten  nach 
verschiedenen  Merkmalen  unterscheiden,  begriffliche  Unter- 
scheidungen, welche  mit  historisch  vorgekommenen  Fällen  be- 
legt werden  können. 

A.  Nach  der  Person  des  Verpflichteten,  des 
Schuldners  oder  Ausgebers  (.\usstellers  Emittenteni: 

I.  Staats  Papiergeld,  vom  Staate  bezw.  Fiskus  direkt 
ausgegeben. 

Bank  papiergeld,  von  einer  oder  mehreren  Noten- 
banken. insbesondere  von  einer  Zentral  bank,  ausgegeben. 

Hier  hat  der  Staat  — historisch  regelmäßig,  weil  er  Forde- 
rungen der  Bank  an  ihn  nicht  zahlen  konnte  oder  wollte  oder  ein 
Itarleheii,  sei  es  aus  dem  Barvorrat,  sei  es  in  Banknoten  von 
der  Bank  bedurfte  — die  Suspension  der  Barzahlungen  für  die 
sonst  stets  auf  Verlangen  einlösbaren  Banknoten  gestattet  oder 
dekretiert  und  für  diese  Zeit  den  Banknoten  eigentliclien 
Zwangskurs  erteilt.  Dieses  Papiergeld  besteht  also  aus  ent- 
artete n Banknoten,  vielleicht  aus  solchen,  welche  früher  schon 
den  Legalkurs  führten,  der  nunmehr  durdi  Beseitigung  der 
Einlösungsverpfliclitung  der  Bank  zum  eigentlichen  Zwangs- 
knr.«  wird. 

B.  Nach  dem  Werte,  auf  welclien  sich  dieser  Zwangs- 
kurs bezieht,  kann  weiter  unterschieden  werden: 

1.  Papiergeld  mit  Nennwert  zwangskurs,  der  n o r ' 
male,  geschichtlich  weitaus  die  Regel  bildende,  auch  prak- 
tisch. speziell  finanziell  allein  genügend  anszunützende  Fall. 

?.  Papiergeld  mit  Kurs  w e r t zwangskurs. 

a)  mit  periodisch  autoritativ  festgestelltem, 

b)  mit  jeweilig  nach  dem  wirklichen  Kurse  des 
Papiergelds  gegen  ein  Metallgeld  sich  richtendem. 

II.  Papiergeld.  ,,u  n e i g e n 1 1 i c h e s“,  Papierzirkula- 
tionsmittel oder  Kreditumlaufsmittel  aus  Papier  (oder  einem 
ähnlichen,  realwertlosen  Stoffe),  d.  h.  lediglich  auf  dem 
Kredit  beruhende  (worin  ihr  Unterschied  zur  Scheidemünze 
liegt),  welche  als  solche  Geld-  oder  Münzsurro- 
gate sind. 

Sie  haben  keinen  Zwangskurs,  sind  somit  nicht  Währung, 
nicht  Geld  im  vollen  rechtlichen  Sinn,  auch  wenn  sie  et\va  Legal- 
kurs besitzen,  aber  dann  eben  unter  steter  Einlösbarkeit  seitens 
des  Ausstellers  auf  Yerlangen  des  Inhabers.  Sie  sind  daher  auch 
n i (•  h t P a p i e r w ä h r u n g , wie  Nr.  I.  übernehmen  in  keiner 
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WViso,  wio  Nr.  1,  die  selbstämlin'e  Funktion  d(‘s  und 

Ib'oisinasses,  wohl  aber  gleich  dem  eigentlichen  Panievgelde, 
jedoch  eben  nach  oinem  anderen  K e c h t s g r u n d e , die  des 
rndaufs-  oder  Tauschmittels,  alst)  nur  die  eine  der  beiden 
tikonoinischen  und  nicht  die  rechtliche  Funktion  des  Geldes. 
Sie  sind  somit  nur  ein  G 1 i e der  K r o d i t w i r t s c h a f t,  und 
ihre  volkswirtschaftlichen  W i r k ii  n g e n — nicht 
durcliaus,  aber  teilweise  doch  auch,  wie  speziell  bei  den  Bank- 
noten, die  volkswirtschaftlichen  und  etwaigen  finanziellen 
Voraussetzungen  und  ü r s a c h e n ihrer  Ausgabe  — sind 
prinzipiell  verschieden  von  denen  der  Papierwährung. 

Nach  der  Person  des  Ausgebers  läßt  sich  auch  hier,  zu- 
gleicli  unter  Mitheranziehung  einiger  andrer  Merkmale,  bei 
diesem  u n e i g e n 1 1 i c h e n Papiergeld  unterscheiden; 

A.  S t a a t s - (R  e i c h s -)  P a p i e r g e 1 d.  uneigentliches, 
regelmäßig  im  Nennwert  umlaufendes. 

1.  NI  i t K a s s e n k u r s. 

Das  heißt  mit  der  allgtunein  durch  die  rechtschaffende 
oder  auch  im  administrativen  Wege  vorgehende  und  dazu 
berechtigte  Autorität  bestimmten  Verpllichtung  für  alle  öffent- 
lichen, insbesondere  Staatskassen,  bei  allen  oder  bei  bestimm- 
ten Zahlungen,  dies  Papiergeld  in  Zalilung  (regelmäßig  auch 
im  Nennwert)  anzunehmen;  vielleicht,  in  geschichtlich  vor  ge- 
kommenen Fällen  (Preußen  u.  a.  L.),  mit  der  Verpflichtung 
des  Publikums,  alle  oder  bestimmte  Zahlungen  oder  Quoten 
davon,  welclie  es  an  Staatskassen  zu  leisten  hat,  in  diesem 
Papiergeld  statt  in  dom  normalen  gesetzlichen  Geld  (Münze)  zu 
leisten,  z.  B.  bei  Steuerzahlungen,  und  im  Fall  der  Unterlassung 
der  Zahlung  in  dieser  Weise  dafür  einen  kleinen  Strafzuschlag 
(..Strafagio'')  leisten  zu  müssen  (sogen.  „S  t c u e r f u n d a t i o n'‘ 
des  Papiergelds,  L.  Stein). 

2.  Ohne  oder  (gewölmlich)  neben  dem  Kassenkurs  auf 
Verlangen  vom  Aussteller  e i n 1 ö s b a r e s Papiergeld,  d.  h. 
solches,  welches  auf  Verlangen  des  1 nhabers  vom  Aussteller 
stets  in  Geld  (Münze,  Währung)  eingelöst  werden  muß,  aber 
keinen  Legalkurs  für  Zahlungen  unter  Privaten  hat. 

Die  meisten  deutschen  einzelstaatlichen  Papiergelder  im 
PJ.  Jahrhundert,  die  jetzigen  Reichskassenscheine  gehören  dahin, 

3.  Einlösbares  solclies  Papiergeld,  alier  mit  T.  egal- 
k u r s. 

i.  Zwar  u n e i 11 1 ö s 1)  a r e s Papiergeld,  aber  ohne 
Zwangskurs,  nur  mit  Kassenkurs. 

B.  K o m m u n a 1 papiergeld. 

Tu  ähnlichen  verschiedenen  Arten  wie  in  den  unter  A auf- 
geführten des  Staatspapiergelds.  Namentlich  einlöshares.  ohne 
Legal kurs,  mit  Ivnssenkurs  bei  den  Kassen  der  es  ausgebendeii 
Gemeinde. 
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C.  P r i V a t papiergeld.  von  nicht  bankinäUigen  l ntev- 
nelimnngen  ausgegehen. 

Einlöshar.  oluie  Legalkurs,  etwa  mit  aUgemeiner  Zalilungs- 
amiiihme  für  alle  Zalilimgen  an  die  betreffende  Unternelimuug. 

D.  Banknoten  der  Zettel-  oder  Noten  banken. 

Dem  Wesen  dieses  kreditmäßigen  Zahlmittels  gemäß  stets 
auf  Sicht  auf  Verlangen  des  Inhabers  vom  Ausgeber  einzulüseii, 
gewöhnlich  ohne  Legalkurs,  doch  auch,  besonders  neuerdings  tur 
die  Noten  der  leitenden  Zentralbank  eines  Landes,  mit  solchem 
Kurs  auch  für  Zahlungen  an  Private,  ein  Legalkurs,  der  dann 
nur  aiisilrücklich  nicht  für  Zahliingsverptlichtiingen  seitens  der 
Bank  seihst  gilt:  auch  wohl  mit  allgemeiiKMii  oder  beschränktem 
La.ssenkurs  an  den  öffentlichen,  speziell  den  Staatskassen  des 
1 leimatstaats  der  Bank.  Die  Banknote  ist  das  weitaus  ^^lc!ltlg^te 
üehlsnrrogat  in  der  ganzen  Kategorie  IT. 

Alles  solches  ii  n e i g e n 1 1 i c h e Papiergeld  lautet,  ebenso 

wie  die  Papiervvälirung,  regelmäßig  auf  runde  Beträge  der 
festen  Geld-  oder  Münzeinheit  (1,  2,  3,  5,  10,  20,  25,  50,  100,  500, 
1000  sind  die  meist  vorkoininenden  Beträge).  Für  die  Betrach- 
tung hier  in  der  Geldlebre  bandelt  es  sicli  namentlich  um 
die  Papierwährung,  sowohl  diejenige,  welche  direkt 
Staatspapiergeld  ist,  als  diejenige,  welche  in  unein- 
lösbaren  Banknoten  mit  Z w a n g s k ii  r s liesteht.  Aus 
den  verschiedenen  Arten  des  u n e i g e n 1 1 i c h e n Papiergelds 
ist  das  einlüsbare  S t a a t s p a p i e r g e 1 d , mit  oder  ohne 
Legalkurs,  regelmäßig  mit  Kassenkurs,  wie  in  dem  Haupthei- 
spiel  des  deutschen  früheren  Staats-  und  nuninehv  Beiths- 
papiergelds  (B  e i c h s k a s s e n s c h e i n e),  hier  etwas  mit  m 
die  Besprechung  zu  ziehen,  dies  namentlich  wegen  seiner  Be 
deutung  für  den  Zustand  des  ganzen  Geld-  und  Münzw’esens; 
außerdem  auch  wegen  seiner  Gleichartigkeit  einerseits  mit  und 
Verschiedenheit  anderseits  von  der  Papierwährung  und  in 
anderer  Hinsicht  auch  mit  und  von  den  Banknoten.  Diese 
letzteren  sind  hier  nur  für  den  Zweck,  und  soweit  dieser  es 
nötig  macht,  mit  zu  behandeln,  um  sie  mit  allem  Papiergeld, 
auch  anderem  uneigentlichen,  namentlich  auch  einlösbarem 
Staatspapiergeld,  vor  allem  aber  mit  dem  eigentlichen  Papier- 
geld. mit  der  Papierwährung,  zu  vergleichen.  Daraus  folgen 
wichtige  Schlüsse  für  die  Beurteilung  des  Papiergelds  jeder 
Art.  auch  des  uneigentlicheii,  als  Umlaufs-  und  Zahlmittels  im 
\'erkelir,  wie  im  Folgenden  gezeigt  wird. 

B.  P a p i e r g e 1 d i m A 1 1 g e m e i n e n.  Vergleichung 
zwischen  allem  S t a a t s p a p i e r g e 1 d und  Bank- 
note n. 


l 
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Bei  aller  prinzipiellen  Verschiedenheit  der  Papierwährung 
von  uneigentlichein  Staatspapiergeld  jeder  Art,  insbesondere 
aucli  von  einlösbarem  mit  und  ohne  Legalkurs  und  mit  Kassen- 
kurs, eine  Verschiedenheit,  welche  im  Moment  der  Uneinlös- 
harkeit  und  Einlösbarkeit  liegt,  und  hei  aller  prinzipiellen 
Gleichartigkeit  solchen  uneigentlichen  Staatspapiergelds  mit 
Banknoten,  die  eben  im  Punkt  der  gleichen  steten  Einlösbarkeit 
gegen  Geld  (Währungsgeld)  auf  Verlangen  des  Besitzers  liegt, 
besitzt  alles  Staatspapiergeld  (und  das  übrige  im  Schema 
aufgeführte  uneigentiiche)  eine  wesentliclie  Verschieden- 
heit von  den  Banknoten.  Diese  besteht  in  der  verscliie- 
denen  Art  der  Ausgabe  (bzw.  Haupt  art  der  Ausgabe) 
und  in  der  dadurch  bedingten  v e r s c li  i e d e n e n Art  der 
R ü c k s t r ö m u n g zu  den  Kassen  der  Ausgabestelle. 

1.  Alles  Staatspapiergeld  wird  regelmäßig  und  haupt- 
sächlich in  den  Verkehr  durch  Ausgabe  als  Zahlung  ge- 
bracht, um  eine  schwebende  (Geld-)  Zahlungsverpflichtung  des 
Ausgebers  (Staats)  zu  erfüllen,  z.  B.  für  Besoldungen,  für 
Zinsen  und  Tilgung  der  Staatsscliuld,  für  Verpflichtungen  aus 
Lieferungen,  oder  um  Ankäufe  vorzunehmen.  Es  verbleibt  daher 
eventuell  dem  Ausgeber  nur  eine  Quittung  über  die  Er- 
ledigung einer  Zahlung,  die  ihm  obgelegen  h a 1 1 e.  Das  ein- 
mal so  ausgegebene  Papiergeld  kommt  datier  auch  n u r in 
Zahlungen  an  den  Ausgeber  zurück,  so  für  Steuerzahlun- 
gen, für  Bezalilung  von  Sachen  und  Diensten,  welche  Staats- 
verwaltungen an  das  Publikum  abgesetzt  oder  geleistet  halien, 
wie  in  den  Betriebs-,  Monopolverwaltungen  (in  den  privatwirt- 
schaftlichen Erwerbszweigen)  und  in  der  allgemeinen  Staats- 
verwaltung (Gebührenwesen).  Das  e i n 1 ö s 1)  a r e Staats- 
jiapiergeld  kann  außerdem  zum  Zwecke  seiner  Einlösung  gegen 
Geld  (Währung)  zurückströmen,  wo  es  dann  für  diesen  Betrag 
die  Kassenbestände  des  Staats  an  Währungsgeld,  eventuell  des 
besonders  gehaltenen  Einlösungsfonds  vermindert,  wie  es  ander- 
seits auch  auf  Wunsch  gegen  Einzahlung  solchen  Gelds  in  den 
Verkehr  gelangen  kann,  wodurch  so  die  Barkassenbestände 
vermehrt  werden  können. 

Die  Ausgabe  allen  Staatspapiergelds  bildet  daher  nicht 
nur  eine  einmalige  vorübergehende  Vermehrung  der  Umlaufs- 
mittel, sondern  eine  b 1 e i 1)  e n d e.  Denn  wenn  es  auch  in  Zah- 
lungen an  die  Staatskasse  zurückgelangt,  das  einlösbare  even- 
tuell auch  zum  Zweck  der  Einlösung,  muß  es  regelmäßig  sofort 
zu  den  die.ser  Kasse  obliegenden  Zahlungsverpflichtungen 


4 


- 679  — 

wieder  liinausgegeben  werden.  Der  alleinige  oder  der  haupt- 
sächliche Grund  seiner  Schaffung  überliaupt  und  seiner  Aus- 
gabe ist  ja  ein  finanzieller,  wenn  auch  bisweilen  ein 
geldpolitischer  mitspielen  kann,  nämlich  mehr  oder,  z.  B.  zum 
Ersatz  der  Silbermünze,  ein  bequemeres  Umlaufsmittel  zu 
scliaffen.  Und  dieser  finanzielle  Ursprung  macht  sich  weiter 
geltend.  Eine  völlige  oder  teilweise  endgültige  Einziehung  kann 
nur  mittelst  Anleihen  (fundierten  Schulden)  oder  aus  Cber- 
schüssen  aus  ordentlichen  Staatseinnalimen  erfolgen.  Sie 
unterbleibt,  weil  die  mit  diesem  Wege  verbundenen  finanziellen 
Opfer  gescheut  werden.  Die  Wirkungen  der  Ausgabe  sol- 
chen Papiergelds  sind  dalier  denjenigen  einer  V e r m e h r u n g 
des  Gelds,  der  Münze  selbst,  wesentlich  gleich  oder 
doch  sehr  ähnlich.  Bei  gleichgebliebenein  Bedarf  an  Geld 
als  Umlaufsmittel  und  als  Geldkapital  wird  der  Geldwert,  die 
Kaufkraft  wie  der  Zinsfuß,  der  Tendenz  nach  stets,  praktisch 

meist  mehr  oder  weniger  gedrückt  werden. 

Durch  die  Ausgabe  von  Staatspapiergeld  wird  also  nicht 
eine  eigene  spezielle  Deckung  dieses  Gelds  herbei- 
gefübrt,  von  dem  praktisch  meist  nicht  viel  bedeutenden  Falle 
abgesehen,  der  gewöhnlich  nur  beim  einlösbaren  vorliegen 
wird,  daß  solches  gegen  Einzahlung  von  eigentlichem  Geld 
(Metallgeld,  Währung)  ausgegeben  wird.  Die  Hückstro- 
m u n g solchen  Papiergelds  behufs  Einlösung  ist  auch  ge- 
wöhnlich nur  eine  sporadische,  ,,u  n r e g e 1 m ä ß i g e . 

■2.  Ganz  anders  liegt  alles  bei  der  Banknotenausgabe. 
Bei  dieser  pflegt  schon  der  letzterwähnte  Fall,  daß  es  gegen 
Geldeinzahlungen  ausgegeben  wird,  eine  erheblich  größere  Be- 
deutung zu  haben  als  bei  Staatspapiergeld.  Dadurch  wird  also 
auch  eine  größere  Bardeckung  beschafft,  oder,  wenn  diese  für 
die  Noteneinlösung  in  Anspruch  genommen  war,  wieder  ergänzt. 
Die  wichtigste  Art  der  Ausgai)e  von  Banknoten  seitens  der 
emittierenden  Notenbank  ist  aber  diejenige  zur  Gewährung  von 
Darlehen  in  Notenform,  ausschließlich  oder  überwiegend 
meist  nur  gegen  gute  Wechsel  nicht  langer  Lauffrist  (gewöhn- 
liches Maximum  etwa  3 Monate).  Die  Bank  bekommt  also  für 
solche  Notenausgal>e  Schuldsclieine  in  Wechselform, 
F 0 r d e r u n g s r e c h t e.  Durch  deren  Eiwverb  und  Besitz  be- 
kommt die  ganze  Banknotenausgalje,  auch  soweit  sie  nicht 
in  Währungsgeld  bar  gedeckt  ist,  eine  gute  spezielle, 
aus  kurzfristigen  Werten  („Sicherheiten“)  bestehende  Dek- 
k u n g.  Bei  der  baldigen  Abzahlung  dieser  von  der  Bank  ge- 
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währten  Kredite  strömt  datier  immer  wieder  rasch  und  ganz 
regelmäßig  die  Banknote  an  die  Bankkasse  zurück  wie 
statt  ilirer  bares  Geld.  Die  Banknotenausgabe  bildet  daher 
nur  eine  vorübergellende,  keine  bleibende  Vermehrung 
der  Umlaufsmittel  oder,  wenn  dies,  so  nur  eine  solche  zum  Er- 
satz von  Metallgeld  im  Verkehr,  welclies  dafür  in  der  Bank 
liegt.  Die  Ursache  wie  die  Wirkung  der  Banknotenaus- 
gabe ist  demnach  eine  ganz  andere  als  hei  allem  Staats- 
papiergeld. Nicht  zur  Deckung  von  Finanzausgaben,  sondern 
wegen  wirtschaftlichen  Bedürfnisses  nach  Kredit  im  wirtschaft- 
liclien  Produktions-  und  besonders  im  Absatz-  und  Zahlungs- 
prozeß kommt  die  Banknote  regelmäßig  überhaupt  nur  in  den 
Verkehr  und  bleibt  in  demselben  nur  dann  und  solange,  als 
nach  ihr,  als  einem  eigenartigen  Umlaufsmittel,  ein  Bedarf  an 
Stelle  von  Münze  im  V erkehr  besteht.  Ilire  Wirkung 
nach  dieser  Art  der  Ausgabe  und  nach  der  dadurch  bedingten 
Art  der  ,,r  e g e 1 m ä ß i g e n“  Rückströmung  an  die  Bank 
zur  Erfüllung  von  Zahlungsverpflichtungen  Dritter  an  die  Bank 
ist  eiten  so  auf  das  ganze  Geldwesen  eine  andere  als  die  der 
Ausgabe  des  Papiergelds.  In  der  Ausgabe  als  Darlehen  und 
in  der  R-ückströmung  von  Münze  statt  Banknote  zur  emittieren- 
den Bank  wird  immer  schon  ein  brauchbarer  liquider  Spe- 
zial deckungsfonds  geschaffen  und  immer  wieder  ergänzt. 
Ein  solcher  Fonds  wird  bei  Papiergeldausgabe  nicht  geschaffen 
und  muß  erst  durch  eigene  Finanzoperationen  bereit  gestellt 
und  wieder  ergänzt  werden. 

3.  Auf  diesem  inneren  wesensartigen  Unterschied 
beruht  prinzipiell  und  praktisch  der  technische  Vorzug 
der  Banknote,  auch  der  nur  teilweise  durch  Bargeld  (Münze) 
gedeckten,  vor  jeder  Art  Staatspapiergeld,  auch  dem  einlös- 
baren, wenn  dieses,  wie  gewöhnlich,  gar  nicht  oder  nur  in  ge- 
ringem Maße  eine  spezielle  Bardeckung  besitzt.  Andere  spe- 
zielle Deckungen  pflegt  es  regelmäßig  niclit  zu  haben.  Es  be- 
ruht eben  nur  auf  dem  allgemeinen  Staatskredit  und  unter 
Umständen  auf  einem  gewissen  Verkehnsbedürfnis  nach  ihm 
als  Umlaufsmittel.  Ob  und  in  welchem  Maße,  das  hängt  mit 
von  seiner  Stückelung  nacli  Wertbeträgen  ab.  Der  bloße 
,,K  a s s e n k u r s“,  die  ,,S  t e u e r f u n d a t i o n“,  d.  h.  die  Ver- 
wendbarkeit zu  Steuerzal düngen  usw.,  sind  keine  genügenden 
Sicherungsmittel,  eben  weil  das  bei  den  öffentlichen  Kassen  ein- 
geiiende  Papiergeld  immer  sofort  für  Zahlungsverpflichtungen 
der  .Staatskasse  und  zu  Ankäufen  usw.  in  den  Verkehr  wieder 


hineingegeben  werden  muß.  Aus  dem  allen  folgt,  daß  j e d e s 
Staatspapiergeld,  als  Bestandteil  der  Umlaufsmittel  und  Geld- 
surrogate — das  uneigentlicl le  — und  als  eigentliches  Geld, 
Währung  - das  eigentliche,  die  Papierwährung  — einen 
tiefen  inneren  Mangel  hat.  Auch  deswegen  ist  alles 
Papiergeld  besser  zu  vermeiden.  Eventuell  sollte  auch  das  un- 
eigentliche lieber  durch  normale  Banknoten  ersetzt  werden,  wie 
sich  aus  dem  Folgenden  (unter  C)  nocli  weiter  ergibt. 

C.  U n e i g e n 1 1 i c h e s S t a a t s p a p i e r g e 1 d , einlös- 
bares, ohne  Zwangskurs,  eventuell  aber  mit  Legalkurs  und 
regelmäßig  mit  Kassenkurs. 

Früheres  deutsches  einzelstaatiiches , neueres  deutsches 
Heichspapiergeld  (Reichskasseuscheiiie,  nach  Ges.  v.  30.  April 
1874);  darüber  mein  System  der  Zettelbankpolitik,  2.  Ausgabe,  s. 
Index  unter  dem  Wort,  mein  Aufs,  in  dem  Jahrb.  f.  Mat.-Ukon.  1874 
über  das  gen.  Reichsgesetz.  Niederländische,  öster.-ungar.,  itali- 
enische, nordamerikanische  („Greenbacks“)  Staatsnoteu.  l her 
die  ganze  Gattung  meine  eigene  kleine  Schrift  ..Staatspapiergeld, 
Reichskassenscheine.  Banknoten“  (1873),  ferner  Abh.  im  Schön- 
bergschen  Ilandb.  4.  A.  III,  S.  836—839.  Mehrfache  Berührung  der 
Frage  der  Reichskassenscheine,  auch  ihrer  Bedeutung  für  die 
Reichsbank  und  für  deren  Liquidität,  in  den  ^ erhandlungen  der 
deutschen  Bankenquete  1908,  s.  bes.  die  (allein  veröffentlichten) 
Verhandlungen  der  Gesamtkommission. 

1.  Zweck.  Dieser  ist  a)  gerade  hier  wesentlich  ein 
finanzieller,  nämlich  mittelst  der  Ausgabe  solchen  Papier- 
gelds dem  Staate  ein  unverzinsliches  Darlehen  zu  ver- 
schaffen, für  den  Betrag  der  Emission,  eventuell  für  den  davon 
nicht  durch  einen  speziellen  baren  Einlösungsfonds  gedeckten 
Teil.  Dieser  Zweck  fällt  aber  gegenüber  den  Bedenken  solchen 
Papiergelds  nicht  entscheidend  ins  Gewicht,  b)  Der  etwaige 
Nebenzweck,  dem  Verkehr  ein  bequemeres  Umlaufsmittel  als 
Münze  zu  verschaffen,  kann  allenfalls  bei  Silberwährung  etwas 
mitspielen.  Bei  Goldwährung,  bei  gut  entwickeltem  Banknoten- 
wesen. bei  Postanweisungsverkehr  bestellt  kaum  ein  bezüg- 
liches Bedürfnis,  c)  Der  etwaige  weitere  Nebenzweck,  der 
ganzen  Volkswirtschaft  die  sonst  gebotene  Beschaffung  und 
Festlegung  von  Edelmetall  zu  ersparen,  wird,  soweit  er  über- 
liaupt  berechtigt  ist,  geldpolitisch  viel  besser  und  geldtechnisch 
viel  sicherer  durch  Banknoten  als  durch  solches  Staatspapier- 
geld  erreicht. 

2.  Besch  affe  nti  eit  und  F o r lu  p u n k t e.  Beides  hangt 
mit  den  Kautelen  (Nr.  3)  zusammen.  Das  Papiergeld  wird 
ausgegeben  allein  oder  vornehmlich  nur  in  kleinen  Stücken, 
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mit  oder  ohne  Legalkurs,  mit  Kassen  kurs,  eventuell  mit  der 
oben  schon  erwähnten  Pflicht  des  Publikums,  gewisse  Zahlun- 
gen an  öffentliche,  speziell  Staatskassen  darin  zu  leisten,  regel- 
mäßig mit  dem  Versprechen,  daß  es  dem  Inhaber  auf  Ver- 
langen sofort  auf  Sicht  in  (Wälirungs-)  Geld  eingelöst  wird.  Es 
ist  also  wie  die  Banknote  ein  Inhaberpapier  auf  Siclit  zahlbar. 

3.  Bedingungen  der  Ausgabe  und  des  Um- 
laufs, Kau  tele  n. 

a)  Ein  mäßiger  Gesamtbetrag.  An  sich  richtig, 
aber  für  die  Bestimmung  der  Größe  dieses  Betrags  fehlen  aus- 
reichende Anhaltspunkte.  Zufälligkeiten,  wiederum  leicht  linan- 
zielle  Rücksichten  entscheiden.  Aus  der  Versehung  mit  dem 
Kassenkurs  und  aus  der  sogen.  Steuerfundation  folgen  keine 
Schlüsse  zur  Bemessung  der  richtigen,  bezw.  der  zulässigen 
Höhe  des  Betrags.  Auch  das  ,, Verkehrsbedürfnis“  nach  dem 
Papiergeld  gibt  zu  wenig  sichei'e  Anhaltspunkte  zur  Bemessung 
der  zulässigen  Höhe  des  Gesamtbetrags.  Es  wird  durch  die 
Wälirungs-  und  Münz  Verhältnisse,  durch  das  sonstige  Geld- 
surrogatwesen, besonders  durch  die  Banknotenzirkulation  und 
durch  die  Stückeluiigsverhältnisse  des  Papiergelds  sellist  mit 
bestimmt  und  schwankt  nach  Zeitumständen.  Auch  in  diesen 
Punkten  ist  die  Sachlage  bei  solchem  Papiergelde  ungünstiger 
als  bei  den  Banknoten. 

Der  endgültige  Gesamtbetrag  an  deutschen  Heichskassen- 
scheinen  von  120  Mül.  M.  ist  das  Ergebnis  zufälliger  voraugogange- 
ner  Entwicklungen  des  deutschen  Einzelstaatspapiergeldes,  an 
dessen  Stelle  diese  Scheine  traten.  Dieses  Staatspapiergeld  hatten 
fast  alle  Einzelstaaten,  relativ  in  mäßigem  Betrage,  auf  den  Kopf 
der  Bevölkerung  berechnet,  und  absolut  in  solchem  auch  Preußen, 
relativ  mehr  die  Mittelstaateu,  relativ  am  meisten  die  Klein- 
staaten (niclit  alle),  ausgegeben.  Beim  Eintritt  der  reiohs ver- 
fassungsmäßigen Regelung  durch  das  Reich  bestand  ein  Gesamt- 
betrag von  ca.  184  Milk  M.  Dieser  wurde  durch  alsbaldige  kleine 
Einziehungen  seitens  einiger  Einzelstaaten  auf  174,74  Milk  M.  ge- 
bracht und  war  durch  jährliche  bestimmte  Zahlungen  bis  Ende  1890 
auf  120  Milk  M.  seitens  der  Staaten  mit  überdiirchsclmittliclier 
Emission  von  durch  die  Eeichskassenscheine  ersetztem  Einzel- 
staatspapiergeld zu  vermindern,  was  auch  geschehen  ist.  Diese 
Summe  von  120  Mill.  M.  ist  dann  die  definitive  geblieben.  Ihre 
ganz  zufällige  Übereinstimmung  mit  der  Summe  des  baren 
Reichskriegsschatzes  und  irrige  sonstige  Annahmen  haben  mit- 
unter die  völlig  hinfällige  Ansicht  entstehen  lassen,  als  ob  dieser 
Kriegsschatz  ein  barer  Deckungsfoiids  der  Reichskassenscheine 
sei.  Er  hat  damit  gar  nichts  zu  tun  und  dient  gesetzlich  ganz 
anderen  Zwecken,  der  Mobilmachung  des  Heeres.  Die  Summe  der 
Keichskassenscheine,  knai)|»  jetzt  2 M.  auf  den  Kopf  der  Roiclis- 


I, 


— G83  — 

bovölkenmg:,  gilt  violfach  als  sehr  niedrig  und  „unbedenklich“, 
\ollends  bei  den  übrigen  Kautelen.  Aber  eben  diese  fehlen  teils 
ganz,  teils  versagen  sie.  Die  Keichskassenscheine  treten  auch  zu 
der  großen  8uiniue  von  jetzt  schon  über  1 Milliarde  Scheidemünze 
(einschließlich  der  Silbermünze  der  Goldwährung),  welche  sich 
demnächst  noch  um  etwa  200  Mill.  M.  vermehrt.  Der  Umstand, 
daß  die  Keichskassenscheine  fast  immer  zu  in  der  Keichs- 

bank  lagern,  in  neuester  Zeit  zu  Vä  und  mehr,  beweist  auch,  daß 
kein  bezügliches  Verkehrsbedürfnis  besteht  und  weder  dies  noch 

Ider  Kassenkurs  dieses  Papiergeld  genügend  „bindet“.  Die  Reichs- 
bank wird  in  ihren  Barmitteln  nur  durch  diesen  Bestand  von 
Kassenscheinen  bei  ihr  geschwächt.  Diese  bilden  einen  bloßen 
Ballast  für  sie. 

b)  Verschiedene  Kautelen  in  Bezug  auf  da.s 
Papiergeld,  besonders  auch  zu  dem  Zweck,  seinen  steten  Gleich- 
wert {Paristand)  mit  der  Währungsmünze,  auf  welclie  es  lautet, 

: zu  sichern.  Hierhin  gehören  die  im  Folgenden  aufgeführten 

Kautelen.  Sie  sind  alle  an  sich  richtig,  erfüllen  aber  den  Zweck 
: nicht  sicher,  namentlich  in  kritischen  Zeiten  nicht.  Selbst 

\ wenn  sie  daher  bestehen  und  relativ  gut  getroffen  und  duich- 

I geführt  sind,  wird  durch  sie  das  Papiergeld  nicht  zu  einem 

1;  wünschenswerten  Bestandteil  der  Umlaufs-  und  Zahlungsmittel. 

i a)  Richtige  Stückelung,  insbesondere  Ausgabe 

I allein  oder  vornelimlich  in  kleinen  Stücken,  in  angemessener 

i Anpassung  an  Währung  und  Münzfuß,  eventuell  hei  Silbei- 

l wälirung  in  Stücken  vom  Werthetrag  der  großen  Silbermünze 

Iund  eines  geringen  Vielfachen  davon,  bei  Goldwährung  in 
Stücken  vom  Wertbetrag  der  Hauptgoldmünze  und  Teilen  da\on. 
Ein  solches  Vorgehen  ist  an  sich  ganz  richtig,  weil  dieses 
I kleine  Papiergeld  sich  länger  im  Umlauf  als  großes  erhält. 

unmittelbarer  Münze  ersetzt,  im  Verkehr  dann  mehr  gebunden 
ist , und  weil  es  als  Konsumentengeld , im  Kleinverkehr, 
zu  Lohnzahlungen  dient.  Alles  Verhältnisse,  welche  seinen 
I Paristand  mit  der  Münze  leicliter  und  siclierer  aufrecht  er- 

' halten  lassen.  ,\ber  eben  mit  der  allgemeinen  Folge,  Metall- 

geld mehr  zu  verdrängen,  in  Kreisen  Ijesessen  und  benutzt  zu 
werden,  welche  in  ihrem  eigenen  und  im  allgemeinen  Inter- 
esse vollends  vor  Verlusten  bewahrt  werden  müssen,  Befürcli- 
tungen,  Paniks  in  kritischen  Zeiten  leichter  und  stärker  aus- 
gesetzt sind.  In  solclien  Zeiten  kann  daher  aucli  Papiergeld  i)i 
kleinen  Stücken  ein  hedenkliclier  Bestandteil  der  Umlaufsmittel 
werden,  vollends  ohne  genügende  andere  Kautelen,  wie  nament- 
lich ohne  genügende  Bardeckungsfonds  für  die  sichere  Einlös- 
harkeit.  Auch  solche  kleinen  Stücke  sind  daher  kein  gesunder 


He^iiaiidteil  der  Umlaufsiiiittel,  auch  sind  sie  bei  den  lieutigea 
luni'iclituugen  (Goldwährung,  Postanweisungen)  kein  wirkliches 
Verkehrsbedürfnis.  Große  Stücke  haben  noch  mehr  Bedenken, 
sind  vollends  neben  den  an  sich  viel  besseren  Banknoten  kein 
Verkehrsbedürfnis  und  verlangen  jedenfalls  noch  stärkere 
andere  Sicherungsmittel.  besonders  an  baren  Einlösungsfonds, 
Alles  in  allem  ist  deslialh  besser  von  solchem  Papiergeld  ganz 
ai)zusehen. 

Das  frühere  deutsclie  einzelstaatiirlie  IhipieiKeld  bestand 
meistens  aus  IStückeu  von  1,  5,  10  Thl.  oder  fl.,  die  Keicliskassen- 
scheine  bisher  aus  solchen  zu  5,  20  und  50  M.,  und  zwar  in  neuerer 
Zeit  ini  Gesamtbeträge  zu  20,  dO  und  70  Milk  M.  jeder  dieser  Kate- 
gorien; namentlich  letzteres  ein  bedenklich  hoher  Betrag  in  so 
großen  Stücken,  der  um  so  mehr  ein  mißlicher  Ballastposten  in 
der  Kasse  der  Keichsbank  und  ein  unerwünschter  Posten  in  den 
rdfentlichen  Kassiui  werden  mußte.  Seitdem  die  Reichsbank 
durch  Ges.  v.  20.  Kebr.  1900  zur  Ausgabe  von  Banknoten  unter 
inu  M..  zu  50  und  selbst  zu  20  M.  (ein  niedriger  Betrag,  der  wohl 
besser  zu  vermeiden  gewesen  wäre!)  ermächtigt  wurde,  werden 
die  sämtlichen  Reicliskassenscheine  in  Stücke  von  5 und  10  M. 
umgewandelt,  eine  Anfang  1909  noch  in  Durchführung  begriffene 
Maßregel.  Wie  diese  endgültig  auf  die  Verteilung  des  Gesamt- 
betrags dieses  Keichspapiergelds  im  Verkehr  und  im  Bestand  der 
Keichsbank  wirkt,  ist  noch  nicht  ganz  zu  übersehen.  Einstweilen 
befindet  sich  die  Hälfte  und  mehr  regelmäßig  im  Besitz  der 
Keichsbank  — eine  unerfreuliche  Lage  für  diese  Bank,  die  da- 
durch in  der  Tat  in  ihrer  Leistungsfähigkeit  geschwächt  wird. 
Das  Richtigere  wäre  von  vornherein  statt  der  an  sich  ja  er- 
wünschten Unifikation  des  einzelstaatlichen  Papiergelds  im 
Ktdche  dessen  völlige  Einziehung  1874,  etwa  aus  den 
Mitteln  iler  französischen  Kontribution,  gewesen.  Auch  hätte 
sich  empfohlen,  bei  der  jüngsten  Maßregel,  der  Gewährung  des 
Rechts  der  Kotenausgabe  in  Stücken  unter  100  M.  an  die  Reichs- 
bank.  dieses  Reclit  auf  50-M.-Noten  zu  beschränken  und,  wie  nacli 
einer  analogen  Maßregel  mit  der  Hälfte  des  preußischen  Staats- 
papiergeldos im  J.  1850,  jetzt  das  Reichspapiergeld  von  120  Milk 
M.  durch  eine  Anleihe  ganz  einzuziehen,  welche  durch  die  Reichs- 
bank, auf  Grund  des  ihr  verliehenen  Rechts  zur  Ausgabe  von 
50-M.-Xoten,  zu  verzinsen  und  zu  tilgen  gewesen  wäre,  wie  die 
betreifende  von  1850  durch  die  Preußische  Bank.  Das  kostete 
freilich  finanzielle  Opfer,  Avelche  mit  solcher  wesentlicher  Ver- 
besserung des  Zustands  unseres  Umlaiifsmittel-  und  Zahlungs- 
v esens  und  der  Lage  der  Reichsbank,  aber  völlig  zu  rechtfertigen 
gewesen  wären.  Auch  hier  sind  wieder  wichtige  und  wahrlich  zu- 
gleich volkwirtschaftlich  bedeutungsvolle  Interessen  des  Geld- 
und  Kreditwesens  finanziellen  Rücksicht en  geopfert  worden.  — 
Auch  im  Ausland  liestehen  die  „Staats noten“  meist  in  kleinen 
Stücken. 

ß)  Verleihung  des  L e g a 1 k u r s e s an  das  Papier- 
geld. Sie  macht  dieses  zwar  einerseits  verwendungsfähiger  für 


alle  Besitzer  im  Verkelir,  steigert  insofern  die  Nachfrage  nach 
ihm  und  stützt  so  seinen  Kurswert.  Aber  die  Bedenken  gegen 
das  Papiergeld  wachsen  dann  nocli,  wenn  nicht  um  so  mein' 
die  stete  Einlösharkeit  gesicliert  wird.  Insofern  ist  der  Legal- 
kurs l)ei  solcliein  Papiergeld  mißlicher  als  bei  gut  fundierten 
(Zentral-)  Banknoten. 

y)  Die  Verleiliung  des  K a s s e n k u r s e s , eventuell  ver- 
Imnden  mit  dem  Zwang  des  Publikums,  unter  Androhung 
sonst  eintretender  kleiner  Zuschläge  (., Strafagio  ),  ge\^is^e 
Zalilungen  an  Staatskassen  in  solcliem  Papiergelde  zu  leisten. 
Dieser  regelmäßig  beigelegte  Kassenkurs,  ohnehin  eine  Kon- 
sequenz wenigstens  für  Staatskassen  bei  Staats  papiergeld. 
liat  in  einer  Hinsicht  noch  stärker  die  Wirkungen  wie  der 
Legalkurs,  da  er  die  Verwendbarkeit  des  Papiergeldes  durch 
flie  Geeignetheit,  es  im  Pariwert  mit  Münze  benutzen  zu 
können,  so  steigert.  Aber  anderseits  kommt  hier  eben 
alles  oben  schon  Hervorgehobene  in  Betracht,  namentlich  daß 
das  Papiergeld  von  den  öffentlichen  Kassen  sofort  wieder  in 
ihren  Zahlungen  ausgegeben  werden  muß.  Vollends  in  kriti- 
schen Zeiten  bietet  auch  der  Kassenkurs  kaum  immer  ge- 
nügende Bürgscliaft  dafür,  das  Papiergeld  stets  sicher  im  Pari- 
wert zu  erhalten,  dasjenige  in  kleinen  Stücken  nicht,  weil  seine 
Besitzer  Angsteinflüssen  besonders  leicht  ausgesetzt  sind,  das- 
jenige in  großen  Stücken  nicht,  weil  seine  Besitzer  es  öfters 
anderweit  verwenden  oder  es  einlösen  können  müssen. 

d)  Von  der  mit  der  vorigen  in  einer  Beziehung  zusammen- 
fallenden Kautel,  der  sog.  S t e ii  e r f u n d a t i o n,  d.  h.  der  Ver- 
wendung zu  Steuer-  und  andei'en  ähnlichen  Zahlungen  an  die 
öffentlichen  Kassen,  gilt  das  unter  y Gesagte  ebenfalls. 

e)  Die  Zusicherung  der  steten  Einlösbarkeit  auf 
Verlangen  des  Besitzers  auf  Sicht  bleibt  die  richtigste  und 
wichtigste  Kautel,  — wenn  sie  wirklich  streng  erfüllt  wird 
und  zu  diesem  Zweck  hinlänglich  starke  Einrichtungen  ge- 
troffen sind,  sie  zu  erfüllen.  Gerade  in  dieser  Beziehung  aber 
lassen  die  Bestimmungen  der  Gesetze  und  die  Vorkehrungen 
regelmäßig  viel,  unter  Umständen,  wie  gerade  in  Deutschland, 
eigentlich  alles  zu  wünschen  übrig.  Die  Verhältnisse  sind  hier 
ganz  ähnlich  wie  in  der  verwandten  Sachlage  bei  der  Scheide- 
münze und  namentlich  bei  der  massenhaft  ausgegebenen  Silber- 
münze der  Goldwährung  (S.  506).  Die  Einlösbarkeit  schwebt 
in  der  Luft,  wenn  nicht  für  genügend  gi’oße  liquide  Deckung 
gesorgt  ist.  Diese  kniinte  in  der  Bereithaltung  des  vollen 
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Betrags  in  Währungsgeld,  wie  bei  ,, Goldzertifikaten“,  aucli 
einer  solchen  Papiergeldart,  bestehen.  Dagegen  stemmen  sich 
al)er  die  finanziellen  Interessen,  welche  für  gewölmlich  der 
entscheidende  Grund  der  Ausgabe  des  hier  in  Rede  stehenden 
Papiergelds  sind.  Auch  eine  bestimmte  Quote  Bar- 
deckung kann,  um  diesen  finanziellen  Interessen  Rechnung  zu 
tragen,  in  Betraclit  kommen.  Sie  ist  auch  mitunter  angeordnet 
worden. 

Z.  B.  seinerzeit  in  Württemberg,  % einer  Emission  von 
3 Milk  tl.  In  Nordamerika  besteht  eine  gesetzliclie  Goldreserve 
von  150  Milk  Doll,  des  Papiergelds  der  Union,  der  sogen.  „Green- 
backs“,  im  Betrage  von  .346,7  Milk  D.,  die  übrigens  nicht  aus- 
schließlich diesem  Zwecke  dient.  (Ges.  v.  1900.) 

Aber  die  Bestimmung  einer  solchen  Quote  ist  immer  will- 
kürlich, sie  mag  in  gewöhnlichen  Zeiten  ganz  ausreichen, 
psychologisch  und  mechanisch,  wo  Einlösung  überhaupt  viel- 
leicht nur  wenig  beansprucht  wird.  Aber  wie  es  sich  hiermit 
eben  in  kritisclien  Zeiten  verhält,  ist  die  Frage  und  dafür 
muß  mit  gesorgt  werden.  Eine  mechanische  Selbstergänzung 
des  Barvorrats,  wie  bei  den  Notenbanken,  findet  nicht  statt, 
weil  das  nicht  bar  gedeckte  Staatspapiergeld  keine  weitere 
Spezialdeckimg  in  liquiden  Forderungsrechten  hat.  Daher 
findet  auch  keine  regelmäßige  Rückströmung  des  Papiergelds 
zur  Ausgabestelle  statt.  So  steht  auch  in  diesem  Punkte  in 
jeder  Hinsicht  die  technische  Qualität  dieses  Umlaufs-  und 
Zahlmittels  wesentlich  hinter  der  der  Banknote  zurück.  Mit 
dem  Einwand,  daß  das  nichts  schade,  seine  Einlö.sbarkeit  sei 
gar  nicht  geboten,  fast  niemand  mache  davon  Gebrauch,  da 
jedermann  dies  Papiergeld  doch  gern  zum  Pariwert  annehme 
und  verwenden  könne,  beweist  man  nichts  für  kritische 
Zeiten  und  überhaupt  zu  viel;  ebenso  wie  mit  gleichen  Argu- 
menten bei  der  Scheidemünze  und  der  Silbermünze  der  Gold- 
währung. Im  Vergleich  mit  denen  fällt  der  reine  Kreditwert 
des  Papiergelds  erschwerend  ins  Gewicht.  Mit  denselben  Argu- 
menten könnte  man  auch  die  Einlösbarkeit  der  Banknoten  und 
deren  Sicherung  durch  spezielle  Deckungen  nach  Normen  da- 
rüber für  unnötig  erklären.  Auch  Banknoten  kommen  oft 
länger  nicht  und  dann  nur  teilweise  zur  wirklichen  Einlösung. 
Sie  haben  aber  dafür  in  der  Verwendung  zu  Abzahlungen  der 
Kredite,  für  deren  Gewährung  sie  von  der  Bank  ausgegeben 
sind,  eine  große  Sicherung,  welche  beim  Papiergeld  fehlt. 

Das  deutsche  Reichspapiergeld  ist  auf  Verlangen  des  In- 
habers in  Reiehsgeld  einlösbar,  hat  Kassenkurs,  bisher  nicht 
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Legalkurs.  Das  Reich  hat  aber  gar  keine  spezielle  Bar- 
deckung noch  sonstige  Deckung,  etwa  in  liquiden  Forderungen, 
dafür.  Die  Reichsbank  niranit  es  mit  in  Zahlung  an,  hat 
aber  deswegen  auch  so  große  Bestände  davon,  die  sie 
> nicht  wie  die  öffentlichen  Kassen  gleich  wieder  in  Ausgabe  ver- 

\ wenden  kann.  Die  Reichsbank  fungiert  mit  als  Reichskasse,  ver- 

[ fügt  über  Reichsguthaben,  ilie  bei  ihr  eingehen,  aber  kann 

! doch  daraus  nicht  eine  wirkliche  Einziehung  der  Kassenscheine 

bewerkstelligen,  da  das  Reich  diese  seine  Guthaben  anderweit  zu 
i Zahlungen  verwenden  muß.  Die  Einlösbarkeit  der  Reichskassen- 

: scheine  schwebt  also  eigentlich  ganz  in  der  Luft.  ^ Nur  ^yeun 

^ man  verbürgen  könnte,  daß  kritische  Zeiten  der  Politik,  des  Geld- 

I marktes  nicht  eintreten,  könnte  eine  solche  Sachlage  hingehen. 

ln  diesem  Falle  würden  aber  überhaupt  eine  Menge  sonst  er- 
forderlicher Kautelen  im  Geld-,  Münz-,  Kredit-,  Bankwesen  fehlen 
können.  Gerade  in  der  Lage  der  Dinge  in  Deutschland  bildet 
flas  Reichspapiergeld  eine  Sch  w ä c h u n g unseres  Geld-  und 
Bankwesens. 

i.  Ergebnis.  Aus  allen  diesen  Gründen  ist  auch  ein 
solches  Papiergeld  prinzipiell  ahzu  lehnen  und  auch 
praktisch  jedenfalls  besser  ganz  zu  vermeiden, 
vollends,  wenn  nicht  die  Kautel  eines  genügenden  Spezialbar- 
fonds für  Einlösung  erfüllt  ist.  Der  Übergang  von  diesem 
Papiergeld  zur  Papierwährung  liegt  nahe,  vollzieht  sich  bei 
solchem  Papiergeld  mit  Legalkurs  ohne  weiteres  durch  Ein- 
stellung der  Einlösung  und  durch  Beseitigung  der  Einlösungs- 
Verpflichtung  (auch  geschichtlich  vorgekommen,  österr.  Banko- 
zettel,  russisches  Staatspapiergeld  vor  Errichtung  der  Reichs- 
bank, noch  jüngst  1890er  Jahre  in  Italien).  Das  ist  einerseits  prin- 
zipiell und  doch  auch  praktisch  ein  weiteres  Bedenken  gegen 
dieses  Papiergeld.  Anderseits  kann  man  darin  von  dem  Stand- 
punkt aus,  daß  unter  gewissen  Umständen  Papier- 
währung politisch  und  finanzpolitisch  doch  nicht  zu  vermeiden 
ist  und  die  Erleichterung,  zu  ihm  überzugehen,  erwünscht  sein 
kann,  auch  einen  Vorteil  sehen.  Aber  dieser  wiegt  doch  kaum 
schwer  genug,  um  für  gewöhnlich,  also  auch  für  normale 
Zeiten,  welche  länger  als  kritische  Zeiten  dauern,  das  uneigent- 
liche Staatspapiergeld  zu  einer  stehenden  Einrichtung  zu 
machen.  Als  solche  schädigt  es  den  Zustand  des  Geld-, 
Kredit-  und  Bankwesens.  Es  führt  daher  doch,  wenn  sich 
das  sonst  vielleicht  erwünschtermaßen  vermeiden  ließe,  leicti- 
ter  zur  Papierwährung;  das  ist  ein  gewichtiger  g eld- 
p o 1 i t i s c h e r Grund,  auch  uneigenliches  Papiergeld  zu  vei*- 
meiden.  Speziell  im  Deutschen  Reich  ist  das  die  Sachlage. 
Denn  ein  großes  Übel  bleibt  die  Papierwährung,  welche 
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an  Stelle  der  Hartwährung  tritt,  fast  iininer.  Sie,  solange 
es  irgend  g e i 1 1 , zu  vermeiden  und  nicht  schon 
durch  den  dem  u n e i g e n 1 1 i c h e n Papiergeld  mit 
zu  verdankenden  S c h w ä c h e z u s t a n d des  Geld- 
wesens seihst  auf  den  Z w a n g s k u r s h i n g e d r ä n g t 
zu  werden,  sollte  stets  das  Strebeziel  sein.  Das  wird  sich  aus 
dem  Folgenden  mit  ergeben. 

D.  P a p i e r w ä h v u n g. 

Ö.  die  Lit.  o.  S.  114.  Kurze  liistorisclie  Ain^:aueu  iu  meiner 
Abli.  im  Scliüiibergscheii  II.  B.  u.  iu  den  Artikeln  über  Papiergeld 
(Lexis)  und  Banken  von  verscliieilenen  Autoren  ini  11.  W.  B.  St. 
11  li.  VI,  auch  Supplemb.  1 zu  Aufl.  1,  üluu  Österreich  Art. 
\ on  Z n c k 0 r k a n d 1.  Auch  in  diesem  Abschnitt  wesentlidi 
Beschränkung  auf  die  mehr  |t  r i a z i r»  i e 1 1 e ii  Punkte,  welche 
in  eine  Theorie  der  Papierwährung  gtdiören,  wieder  iu  nähe- 
rem, hier  und  da  wörtlichem  Anschluß  an  meine  Abh.  im  Schön- 
bergsciien  Handb.  (111,  839 — 852)  und  an  meinen  Finanzgruiulriß. 
Besonders  wichtig  ist  die  Agiotheorie  und  die  Theorie 
fl  er  B 0 w e g u n g der  Kaufkraft  für  die  allgemeine 
Geldlehre,  ferner  die  Beeinflussung  des  auswärtigen  Handels 
durch  die  Wirkungen  der  Entwertung  und  der  Wertverminde- 
ning  der  Papierwährung  (Reduktion  ihrer  Kaufkraft)  für  die 
analogen  Verhältnisse  bei  Doppehvährung  der  Edelmetalle  und 
l)ei  Abweichungen  der  wirklichen  Wertrelation  von  Gold  und 
tsilber  von  der  gesetzlichen.  Deshalb  war  oben  in  den  Ab- 
schnitten von  der  Wertrelation  schon  auf  Papiergeld  mehrfach 
mit  Bezug  zu  nehmen  (bes.  S.  328  ff.).  Darauf  ist  für  die  be- 
trelTendeii  Ausführungen  unten  über  Papierwährung  zurückzn- 
verweisen.  Doch  war  hier  jetzt  manches  zu  ergänzen  und  noch 
näher  auszuführen.  Auch  für  die  allgemeineren  Fragen  bezüg- 
lich Nenn-  und  Kurswert,  Inhalt  der  Geldschuld,  Vorgehen  bei 
Währungsweclisfd  (folg.  Abschnitt  XHI)  sind  gerade  die  Ver- 
hältnisse bei  Papierwährung  liesonders  wichtig.  Es  läßt  sich 
dai'aii  manches  leichter  und  deutlicher  als  an  der  Metallwährung 
verfolgen. 

1.  Entstehung.  Nacl)  vielfachen,  wenn  auch  nicht 
ganz  gleichmäßigen  und  and)  nicht  absolut  unter  allen  Um- 
ständen wahrgenommenen  Erfahrungen  ist  die  Ausgabe  von 
eigentlichem  Papiergeld,  also  als  Papierwährung,  welche  nicht 
auf  Verlangen  gegen  Metallgeld  einlösbar  ist  und  Zwangskurs 
hat,  mit  vielerlei,  oft  sehr  schlimmen  Folgen  verbunden  ge- 
wesen. Dennoch  ist  dieses  bedenkliche  Mittel  der  Staatsflnanz- 
und  Kreditpolitik  seit  dem  Ende  des  18.  Jalirhunderts  immer 
wieder  fast  allgemein  in  großen  Staatsnöten  als  letztes  oder 
einziges  finanzielles  Hilfsmittel  angewendet  worden.  Selbst  von 
den  bedeutendsten,  wirtscliaftlich  und  in  normaler  Lage  auch 
finanziell  kräftigsten  und  kreditfähigsten  Staaten.  Es  stellt 
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sich  so  die  Papiergeldausgabe  als  eine  Fortsetzung  der 
frülieren  fiskalisclien  Politik  der  Münzver- 
schlecliterung  dar,  aber  sie  ist  in  akuten  Finanznöten 
in  viel  stärkerem  Maße  benutzt  worden  und  dann  freilich 
aucli  von  viel  drastischeren  Wirkungen  begleitet  gewesen. 
Diese  sind  indessen  im  Grunde  nur  dem  Grade  nach, 
nicht  im  Prinzip  von  denjenigen  der  :\lünzversclilecl»- 
terung  verschieden.  Dalier  die  Analogie  der  Erschei- 
nungen, was  für  die  allgemeine  Geldlelire  besonders  be- 
achtenswert ist. 

a)  Die  erste  U r s a c h e der  Entstehung  von  Papierwäh- 
rung ist  in  der  Geschichte  auch  gewöhnlicli  die  finanzielle 
Notlage  des  Staats,  namentlich  in  Kriegen  (Revolutionen), 
gewesen.  Das  betreffende  Papiergeld  wurde  dabei  entweder 
gleich  in  dieser  Form  bei  der  ersten  Einführung  und  dann  bei 
der  starken  Vermehrung  ausgegeben,  oder  es  wurde  die  Ein- 
stellung (Suspension)  der  Bareinlösung  gegen  vollwichtiges 
Metall-Währungsgeld  für  schon  vorhandenes,  bisher  einlösbares, 
vielleicht  bereits  mit  dem  Legalkurse  versehenes  Staatspapier- 
geld und  Banknoten  ausgesprochen  und  aus  diesen  solche, s 
Papiergeld,  bei  Papiergeld  und  Noten  mit  Legalkurs  ohne 
weiteres,  bei  solchen,  welche  bisher  ohne  diesen  Kurs  aus- 
gegeben waren,  durch  gleichzeitige  Verfügung  des  Zwangs- 
kursea. 

Geschichtliche  Hauptbeispiele  sind  die  Assignaten  Irank- 
reichs  in  der  ersten  Revolution,  die  (früher  einlösbaren)  Banko- 
zettel  Österreichs  in  den  Revolutionskriegen  der  179üer  Jahre, 
(las  damalige  Staatspapiergeld  Rußlands,  die  Noten  der^Bank  von 
England  seit  der  Einstellung  der  Bareinlösung  (1797,  Periode 
der  sogen.  „Bankrestriktion“).  Ähnliche  Vorgänge  in  anderen 
europäischen  Staaten  in  der  französischen  Kriegszeit,  schon  vor- 
her in  Skandinavien,  auch  in  den  englisch-nordamerikanischeu 
Kolonien,  namentlich  im  Befreiungskriege.  Die  übermäßige 
Banknotenmisere  in  der  Zeit  Law’s  ist  zwar  namentlich  aus  der 
wilden  Spekulation,  der  sie  diente,  mit  hervorgegangen,  hängt 
aber  mit  Finanznöten  des  Staats  doch  auch  zusammen.  — Auch 
in  der  neueren  Zeit  ist  die  Papierwährungswirtschaft  über- 
wiegend aus  akuten  und  chronischen  Finanznöten  liervorgegangen, 
so  in  Österreich  1848  ff.,  1854  ff.,  1866,  in  Rußland  1854  ff., 
1877  ff.,  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  im  Bürger- 
krieg 1862  ff.,  in  Italien  1866  ff.,  (in  den  1890  er  Jahren  spielte  die 
schlechte  Zahlungsbilanz  mehr  mit,  s.  u.  bei  b),  in  Frankreich 
1870  ff.  und  in  anderen  europäischen  Ländern  (Portugal,  Spanien, 
Balkaiistaaten) ; in  südaraerikanischen  sind  ebenso  finanzielle 
Nöte  neben  den  unter  b)  genannten  Umständen  die  stark  mit- 
wirkenden. 

A.  Wagner,  soe.-ökon.  Grundriss,  Buchhandeisausgabe.  Abteil.  II.  44 
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a)  Eine  Vermeidung  solcher  allein  oder  wesentlich 
zur  Beschaffung  von  Finanzmitteln  dienenden  Papiergeldaus- 
gabe ist  nur  möglicli  gewesen,  und  hat  sich  namentlich  nur 
dann  die  Papiergeldausgabe  in  mäßigeren  Grenzen  halten  lassen 
und  weniger  schlimme  Wirkungen  gehabt,  wenn  rechtzeitig 
ausreichende  andere  Finanzmittel  zur  Verfügung  standen  und 
normaler  Anleihekredit  benutzt  werden  konnte.  Auch  i m 
geldpolitischen  Interesse  liegen  daher  angemessene 
finanzielle  Vorkehrungen  für  die  Deckung  des  Finanzbedarfs 
in  kritischen  Zeiten.  Endgültig  entscheidet  natürlich  der  Er- 
folg in  der  Kriegsführung  und  in  der  Überwindung  innerer 
Unruhen  auch  für  die  Gestaltung  und  Wirkung  der  Papiergeld- 
wirtschaft. 

Für  die  finanzielle  Seite  kommt  das  System  des  baren 
Staatsschatzes  (Reichskriegsschatzes),  wie  in  der  preußisch- 
deutschen Einrichtung  (jetzt  geltendes  Reichsgesetz  v.  11.  Nov. 
1871,  120  Mill.  in  gemünztem  Gold,  für  Mobilmachungszwecke) 
und  ein  ordentliches  (Extra-)  Steuersystem  für  Notzeiten  in 
Betracht,  — eine  wichtige  finanzpolitische  Frage,  s.  darüber  meine 
Finanzwissensch.,  B.  I,  3.  A.  § 75  und  im  Schönbergschen  Handb. 
III,  797.  Den  raschen  und  großen  Erfolgen  im  Kriege  verdankte  es 
Preußen  1866  und  Preußen-Deutschland  1870/71,  daß  sie  ohne 
Zwangskurs  auskamen.  Eine  starke  Fundation  der  Haupt- 
bank, auch  mit  Barfonds  für  die  Sicherung  der  Ein- 
lösung der  Banknoten  und  S p e z i a 1 f o n d s für  die  Aufrecht- 
haltung der  Einlösbarkeit  des  etwaigen  Staatspapiergelds 
(der  deutschen  Reichskassenscheine)  sowie  der  Scheidemünze, 
namentlich  der  großen  Masse  der  Silbermünzen  der  Goldwährung, 
sind  gegenwärtig  besonders  wichtige  Punkte,  um  nicht  schon 
durch  den  Zustand  des  Geld-  und  Kreditwesens  selbst  zum 
Zwangskurs  genötigt  zu  werden.  In  den  beiden  letzteren  Punkten 
lassen  die  deutschen  Verhältnisse  alles,  im  ersten,  betreffend  den 
Goldvorrat  der  Reichsbank  (S.  426  ff.),  vieles  zu  wünschen  übrig. 
Daß  aber  auch  ein  absolut  und  relativ  (im  Verhältnis  zur  Noten- 
emission) sehr  lioher  Barfonds  einer  großen  Notenbank  nicht 
vor  der  Einstellung  der  Bareinlösung  und  dem  Zwangskur.s 
schützt,  zeigte  die  Bank  von  Frankreich  im  Kriege  von  1871. 

ß)  Eine  Steigerung  der  Übel,  welche  solche  Ausgabe  von 
uneinlösbarem  Papiergeld  mit  Zw'angskurs  mit  sich  zu  führen 
pflegt,  geht  regelmäßig  aus  ungünstiger  Zahlungs- 
bilanz, aus  dem  Waren-  und  dem  Wertpapierverkehr  und 
aus  starker  Verschuldung  an  das  Ausland,  auch  in  Form 
großen  Besitzes  von  Staatspapieren  des  Papierwährungslands 
daselbst,  hervor.  Dieses  Moment  steht  aber  doch  im  ganzen 
in  zweiter  Linie. 

• b)  In  mehr  selbständiger  Weise,  als  zweite  eigent- 
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liehe  Ursache,  kann  dieses  Moment  der  stark  passi- 

!ven  Zahlungsbilanz  aber  unter  Umständen  auch  zur 
Einstellung  der  Bareinlösung  von  Papiergeld  und  Banknoten, 
zur  Verleihung  des  Zwangskurses  an  diese  führen,  wie  es 
neuerdings  wohl  vorgekommen  ist.  Gewöhnlich  spielen  jedoch 
auch  hier  Finanznöte  des  Staats,  so  etwa  auch  solche, 
welclie  aus  dem  auswärtigen  Schuldendienst  mit  liervor- 
^ gellen,  mit.  Dieses  Moment  ist  indessen  dann,  umgekehrt  wie 

1 im  ersten  Fall,  mehr  das  sekundäre. 

t In  neueren  Papiergeldverliältnissen  .südamerikanischer  Staaten 

■ (Argentinien,  Brasilien,  Chile),  auch  in  südeuropäischen,  speziell 

i aucli  in  den  1890  er  Jahren  bei  der  erneuten  Suspension  der  Bar- 

i Zahlungen  in  Italien,  liegt  wohl  dieser  Sachverhalt  vor. 

I c)  R e i n w i r t s c h a f 1 1 i c h e Ursachen,  Handels-,  Bör- 

I sen-,  Geld-,  Bankkrisen,  führen  wohl  einmal  zur  Zahlungssus- 

f Pension  von  Banken,  auch  von  Notenbanken,  zur  Entwertung 

I der  Noten  derselben  (Umlauf  nur  mit  Disagio),  aber  damit  nicht 

' notwendig  und  auch  regelmäßig  nicht  zum  Zwangskurs  und 

■ zur  Papierwährung. 

Frühere  und  noch  neuere  und  neueste  (1907)  nordamerika- 
nische Verhältnisse,  besonders  in  Verbindung  mit  der  weitgehen- 
den Decentralisation  des  Bank-,  namentlich  des  Depositen-  und 
auch  des  Notenbankwesens,  sind  Beispiele. 

Wenn  im  Folgenden  der  Ausdruck  ,, Papiergeld“  gebraucht 
wird,  ist  regelmäßig  Papierwährung  im  genannten  Sinn  dar- 
unter zu  verstehen. 

2.  Papiergeld  in  der  Geldfunktion, 
a)  Es  ersetzt  das  Metallgeld,  die  Münze,  ebenso,  wie  dies 
einlösbares  Papiergeld  und  Banknote  tun,  als  Umlaufs-  oder 
I Tauschmittel  im  Verkehr,  damit  als  Konsumentengeld  wie  als 

Produzentengeld  und  Geldkapital;  und  zwar  hier  in  um  so 
größerem  Maße,  je  mehr  es  auf  kleine  Wertbeträge  in  der  Höhe 
der  Münzen  selbst  lautet. 

b)  Es  ersetzt  das  Metallgeld,  die  Münze  aber  auch  als 
Wert-  oder  P r e i s m a ß.  Gerade  das  ist  die  weitere  wich- 
tige Folge  seiner  Funktion  als  Währung. 

c)  Dies  gilt  speziell  von  dem  Fall,  welcher  weitaus  die 
Regel  in  der  geschichtlichen  Praxis  bildet,  daß  das  Papiergeld 
den  Zwangskurs  im  Nennwert  hat.  Nur  dieses  Papier- 
geld hat  die  große  verhängnisvolle  RoUe  in  der  Geld-  und 
Finanzgeschichte  gespielt,  weil  nur  dieses  die  hernach  dar- 
gelegten eigentümlichen  schlimmen  Wirkungen  mit  sich  führt, 

d)  Ein  gelegentlich  in  der  Theorie  befürworteter,  hier  und 

44* 
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da,  aber  selten,  aucli  in  der  Praxis  vorgekoniinener  Zwangskurs 
des  Papiergelds  ini  Kurswert  würde  diese  Wirkungen 
in  dieser  Weise  nicht  haben. 

Jedoch  a)  er  würde  praktisch  auf  die  Dauer,  wenn  das 
Papiergeld  das  allgemeine  Umlaufsmittel  bildete,  aber  Münze 
Währung  und  Preismaß  bliebe,  unausführbar  \md  u n er- 
träglich. 

Denn  beim  „Kurswert-Zwangskurs"  übertrügen  sich  alle 
Öcliwankuugeii  des  Kurses  gegen  Münze  (Agio  der  Münze,  Dis- 
agio des  Papiergelds)  sofort  und  im  vollen  Betrage  auf 
die  sämtlichen,  in  Münze  berechneten,  aber  in  Papiergeld  ge- 
zahlten Preise  der  Waren  (Sachen)  und  Dienstleistungen,  auch 
im  Kleinverkehr,  oder  in  den  Ausdrücken  der  hernach  gebrauchten 
Terminologie  und  die  Sache  für  den  Fall  sinkenden  wie  steigen- 
den Werts  des  Papiergelds  formuliert:  Die  „E  n t w e r t u n g“  des 
Pai)iergelds  gegen  die  Münze  (im  allgemeinen  gegen  das  Edel- 
metall) und  der  jeweilige  Grad  dieser  Entwertung  einer-,  die 
W e r t V e r m i n d e r u n g (verminderte  Kaufkraft)  und  deren 
ji'woiliger  Grad  anderseits  wären  identisch. 

ß)  Außerdem  hätte  der  Zwangskurs  des  Papiergelds  im 
Kurswert  den  finanziellen  Nachteil,  daß  in  Papiergeld 
alles,  was  die  Finanzverwaltung  des  Staats  damit  kauft,  sich 
sofort  entsprechend  nach  Maßgabe  des  Kursstands  des  Papier- 
gelds verteuerte,  was  eben  beim  Nennwertzwangskurs  nicht 
oder  doch  nicht  allgemein  und  erst  allmählich  und  auch  dann 
nicht  immer  im  vollen  Betrage  eintritt.  Die  Erklärung  hierfür 
liegt  in  der  hernach  erörterten  Unterscheidung  zwischen  der 
Bewegung  des  Agios  und  der  Preise.  Es  müßte  daher  von 
vornherein  und  im  weiteren  Verlaufe  auch  um  so  mehr  Papier- 
geld ausgegeben  werden,  um  über  dieselbe  Menge  Kaufkraft 
wie  beim  Nennwert-Zwangskurse  zu  verfügen.  Damit  würde 
aber  selbst  wieder  eine  stärkere  Entwertungsursache  geschaffen 
und  so  die  Störung  noch  größer  werden.  Es  ist  also  im  Folgen- 
den nur  der  Fall  des  Nennwert-Zwangskurses  zu  erörtern. 

Theoretische  Vorschläge  für  den  Kurswert-Zwangskurs  z.  B. 
von  Strache,  Valuta  in  Österreich,  1861.  Praktischer  Versuch 
in  Preußen  1807  (V.  v.  29.  Okt.).  Es  gab  seinen  damaligen  sog. 
Tresorscheinen  für  Zahlungen  von  5 Thl.  aufwärts  (mit  Ausnahmen) 
Zwangskurs  nach  dem  Kurswert,  auch  als  Kassenkurs  bei  den 
Staatskassen,  was  Anfang  1809  wieder  aufhörte  (s.  u.  a.  Lexis, 
Art.  Papiergeld  im  H.  W.  B.  St.  VI,  130). 

3.  Bedingungen  für  Erhaltung  des  Gleich- 
werts (des  Pari’s)  von  Papiergeld  mit  dem  Metallgeld  (Münze), 
auf  welche  es  lautet,  und  für  Beschränkungen  der  Ab- 
weichung vom  Pari  auf  eine  nur  geringe  Differenz.  Ein 


solcher  Paristand  und  ein  nur  ganz  geringes  Abweichen  davon 
sind  nicht  ganz  unmöglich  und  hier  und  da,  unter  besonders 
günstigen  Verhältnissen,  auch  vorgekoinmen,  selbst  länger  hin 
durch  (Frankreich  1870  ff.).  Die  Bedingungen  dafür  sind  zu- 
nächst vornehmlich  zwei:  a)  Erhaltung  guten  Kredits 

des  Emittenten,  Feststehen  dieses  Kredits,  daher  nament- 
lich nach  der  ganzen  politischen  und  finanziellen  Lage  des 
Staats  und  eventuell  der  betreffenden  Bank,  und  b)  Be- 
schränkung der  Menge  des  Papiergelds  auf  den  wirk- 
lichen Geldbedarf  der  Volkswirtschaft  an  bezüglichen  Um- 
laufsmitteln, welche  das  Papiergeld  vertritt,  daher  namentlich 
auf  den  bei  bisherigen  Metallgeldpreisen  der  Waren  usw.  er- 
forderlichen Bedarf  an  Umlaufsmitteln.  Dazu  kommt  als  eine 
weitere  Bedingung,  welche  mitspielt,  drittens  c)  das  Fehlen 
eines  besonders  dringlichen  und  großen  Bedarfs  speziell 
nach  Edelmetall,  in  Münzform  und  in  sonstiger,  sei  es 
für  industrielle  Zwecke  im  Inland,  sei  es,  was  besonders  wichtig 
ist,  für  Zahlungen  im  auswärtigen  Verkehr  hinaus  aus  der 
Volkswirtschaft  zur  Begleichung  auswärtiger  Metallgeld-Ver- 
b'indliclikeiten  und  der  etwaigen  passiven  Handels-  und  Zah- 
lungsbilanz. 

Solange  diese  Bedingungen  erfüllt  werden,  k a n ir  der 
Paristand  bestehen  und  verl)leil)eii.  .\l>er  es  ist  eben  regelmäßig 
nach  Lage  der  Dinge  und  gerade  nach  den  finanziellen  und 


politischen  Entstehungsursachen  der  Papiergeldwirtschaft  sowie 
nach  den  Entwicklungsverhältnissen  dieser  letzteren  nicht 
möglich,  diese  Bedingungen  dauernd  zu  erfüllen.  Mit  dem 
Fortfall  einer  oder  wie  gewöhnlich  der  beiden  ersten  und  oft- 
mals aucli  nocli  der  dritten  Bedingung  läßt  sich  der  Paristand 
nicht  aufrecht  erhalten,  die  Papierwährung  sinkt  im  Wert, 
schwankt  nach  wechselnden  Umständen  im  Wert,  fällt  weiter, 
steigt  wieder,  und  so  geht  es  fort.  Damit  treten  die  im  Folgen- 
den dargelegten  Wi  r k u n g e n hervor. 

4.  a)  Die  Möglichkeit  dieser  Entwicklung,  also  des 
.V  b w e i c h e n s des  Papiergeldwerts  nach  unten  vom 
G 1 e i c h w e r t mit  der  Münze,  liegt  in  letzter  Linie  im 
Fortfall  der  steten  Einlösbarkeit  des  Papiergelds 
gegen  Edelmetallgeld  (Münze).  Stets  wirklich  einlösbares 
Papiergeld  des  Staats  wie  ebensolche  Banknoten  können  ihren 
Gleichwert  mit  der  Münze  nacli  unten  zu  nicht  oder  nur  einmal 
ausnahmsweise  um  ein  ganz  Weniges  verlieren.  Auch  von  dem 
Wert  der  fremden  (Metall-)  Währungen  kann  solches  Papier 


geld,  z.  B.  nach  dem  Stand  der  fremden  wecnseiKurse,  nur  m 
den  Grenzen  desselben  gleichen,  bekanntlich  ganz  geringer 
Höchstmaßes  abweichen,  wie  dies  reine  Metallwährungen  un- 
gleichen Münzfußes  untereinander  zu  tun  vermögen,  b)  DU 
Voraussetzung  jeder  nachteiligen  Abweichung  des  Papier- 
geldwerts  von  dem  des  Metallgelds,  der  Münze,  auf  die  es  lautet 
iet  oicn  cfpfs  fiip  TTnflinlösbarkeit  des  Paniereelds  beim  Aus- 


den  S c h w a n ku  n g e n der  Ansichten  über  die  Kreaiiwuraig- 
keit  des  Emittenten,  worauf  politische,  finanzielle  Momente  ihren 
besonderen  Einfluß  ausüben,  und  in  den  Schwankungen  des 
Verhältnisses  zwischen  Geldbedarf  und  Papiergeldmenge  unter 
Mitspielen  anderer  Umstände,  wie  besonders  des  Maßes  des 
reellen  Bedarfs  nach  Münze  und  Edelmetall  überhaupt  für  in- 
dustrielle Zwecke  im  Inlande  und  für  Geldfunktionen  im  In-  und 
Auslande.  Letzternfalls  wirkt  die  jeweilige  Lage  der  internatio- 
nalen Zahlungsbilanz  besonders  mit  ein.  Wie  das  alles  im  ein- 
zelnen zur  Geltung  kommt,  und  was  sonst  daneben  noch  mit- 
spielt, wird  im  Folgenden  bei  der  Darstellung  der  ökonomi- 
schen Wirkungen  des  Papiergelds  und  seiner  Unter- 
wertigkeit gegen  Münze  mit  behandelt,  e)  Was  der  Ausdiuck 
,,Unter  Wertigkeit“  bedeutet,  namentlich  was  dabei  prak- 
tisch und  theoretisch  unterschieden  werden  muß,  wird  ebenfalls 
unter  Nr.  5 mit  dargelegt. 

5.  Die  Wirkungen  der  Papierwährung,  sowie 
die  Theorie  der  Unter  Wertigkeit  des  Papier- 
gelds und  ihres  schwankenden  Maßes  (Theorie 
der  Wertschwankungen  des  Papiergelds). 

a)  Der  entscheidende  Hauptpunkt  für  eine  solche 
Theorie  und  für  die  Erklärung  der  Kausalverhältnisse,  welche 
in  den  verschiedenen  Wirkungen  des  Papiergelds  hervortreten, 
ist  die  scharfe  begriffliche  Unterscheidung  zwischen  ,,Ent- 
Wertung“  und  We  rtverminderung  des  Papiergelds. 

a)  Entwertung  des  Papiergelds  ist  die  W e r t d i f f e - 
renz  ziim  Nachteil  des  Papiergelds  zwischen  diesem  und 
der  Münze,  auf  welche  es  lautet,  welche  es  ersetzt,  oder  das 
Sinken  seines  Kurswerts,  in  der  Münze  bemessen,  unter  seinen 
mit  öRr  Münze  eleichen  Nennwert.  Das  Maß  der  Entwertung 
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ist  der  Mehrwert,  das  sog.  Agio  der  Münze,  folgeweise 
ziemlich  ebenso  auch  des  Edelmetalls  in  Barren  und  in  fremden 
Münzen  und  der  fremden  Wecliselkurse,  welche  auf  feste  Metall- 
währung lauten,  mit  etwaigen  kleinen  Differenzen  zwischen 
diesen  verschiedenen  Agios;  umgekehrt  kann  auch  das  Maß  der 
Entwertung  am  M i n d e r w e r t oder  D i s agio  des  Papiergelds 
gegen  Münze  usw.  berechnet  werden.  Der  Kurswert  der  Münze 
und  des  Metalls  steht  liöher,  im  Papiergeld  ausgedrückt,  also 
darin  über  dem  gleichen  Nennwert  von  Münze  und  Papier- 
geld, der  Kurswert  des  Papiergelds  steht  tiefer,  in  Münze  und 
Metall  ausgedrückt,  also  darin  unter  beider  Nennwert. 

ß)  W e r t V e r m i n d e r u n g des  Papiergelds  ist  die  dem 
letzteren  ungünstige  Gestaltung  seiner  Kaufkraft  auch  im  In- 
lande gegenüber  inländischen  Waren  (Sachen,  Arbeitsdiensten). 
Das  M a ß dieser  M'ertverminderung  ist  die  Preisstellung  dieser 
Waren  bzw.  die  Preissteigerung  im  Nennwert  des 
Papiergelds,  also  die  sich  so  ergebende  nominelle  ,,Verteue- 
r u n g“  der  Waren. 


Mau  braucht  auch  wohl  für  die  unter  a be.si)rochene 
Erscheiuuug  den  Ausdruck  „Außeiiwert“,  für  die  unter  ß den 
„Binuenwert“,  — nicht  ganz  passend,  da  sich  die  Entwertung  des 
Papiergeldes  auch  ini  lulande  und  der  verminderte  Binnenwert 
auch  im  Auslande  geltend  macht.  Falsch  ist  auch  die  Ausdrucks- 
weise „Agio  des  Papiergeldes“  (L.  Stein),  statt  D i s a g i o,  das 
regelmäßig  dann  hier  gemeint  ist.  Agio  hat  hier  nur  die  Münze. 
S.  die  Artikel  von  Lexis  (Papiergeld),  K.  Meuger  (Geld)  im 
II.  W.  B.  St. 

b)  Entwertung  und  Wertverminderung  sind  nicht  iden- 
tisch, stehen  aber  in  Wechselwirkung  untereinander.  Nament- 
lich wirkt  die  Entwertung  und  ihr  Maß  auf  die  Wertverminde- 
rung und  deren  Maß  ein.  .Aber  auch  letztere  reagiert  auf  die 
Entwertung.  Die  Unterscheidung  ist  von  fundamentaler  Be- 
deutung für  die  ganze  Lehre,  die  Theorie  vom  Papiergeld,  für 
die  Erklärung  von  dessen  Wirkungen  in  der  Wirklichkeit,  auch 
für  die  rechtliche  Seite,  so  für  die  Frage  vom  Inhalt  der  Geld- 


schuld (Abschnitt  XIII)  und  für  die  an  Nenn-  und  Kurswert 
sich  anknüpfenden  Rechtsfragen,  weiter  auch  für  das  Heil- 
verfahren, d.  h.  für  die  bei  Rückkehr  zu  Festwährung  zu  be- 
folgende Methode.  Eine  richtige  Papiergeldtheorie  läßt  sich 
ohne  die  genannte  Unterscheidung  nicht  gewinnen,  die  Er- 
scheinungen und  Vorgänge  in  der  Volkswirtschaft  sind  ohne 
sie  gar  nicht  zu  verstehen.  Deswegen  ist  die  Lehre  vom  Papier- 
geld auch  für  die  allgemeine  Geldlehre  wichtig.  Namentlicli 
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gewisse  Vorgänge  bei  Doppelwährung,  hei  Sinken  des  Werts 
des  einen  Metalls  gegen  das  andere  und  gegen  die  gesetzliche 
Relation  vollziehen  sich  analog  wie  in  der  Papiergeldwirtschaft, 
treten  bei  dieser,  wie  schon  oben  bemerkt,  nur  schärfer  und 
schroffer  hervor  und  lassen  sich  hier  deshalb  deutlicher  ver- 
folgen. Dadurch  werden  solche  Vorgänge  so  auch  im  Metall- 
geldwesen mit  aufgeklärt. 

Die  ältere  Behandlung  des  Papiergeldes  auch  in  der 
Wissenschaft  hat  meist  gar  keine  Unterscheidung  zwischen  Ent- 
wertung und  Wertverminderung  im  hier  gemeinten  Sinn  des 
Worts  gemacht,  höchstens  einiges  Bezügliche  nicht  ganz  über- 
sehen. Das  gilt  auch  von  der  britischen  Ökonomik  im  ganzen. 
Soweit  man  hier  aber  die  Unterscheidung  kennt,  so  in  den  spe- 
ziellen Untersuchungen  über  die  Vorgänge  während  der  britischen 
Bankrestriktion  (1797 — 1816),  sieht  man  das  hier  Beobachtete 
als  etwas  Singuläres,  den  damaligen  britischen  Verhältnissen 
Eigentümliches  an,  was  im  ganzen  auch  von  Th.  T o o k e (history 
of  prices)  gilt.  Das  war  es  aber  nicht.  Nur  etwas  dem  (Ir  ade 
nach,  aber  nicht  prinzipiell  Verschiedenes  zeigt  sich  in 
den  Papiergeldwirtschaftsverhältnissen  verschiedener  Länder  und 
Zeiten.  Das  glaube  ich  wesentlich  zuerst  in  meinen  Papiergeld- 
studien über  Österreich,  Rußland  und  in  den  Arbeiten,  worin  ich 
meine  Papiergeldtheorie  entwickelt  habe,  nachgewiesen  zu  haben. 
S.  schon  meinen  Aufs,  zur  Geschichte  der  österr.  Banko- 
zettelperiode,  Tüb.  Ztschr.  f.  Staatsw.  2,  17  u.  19  (1861 — 1863). 
Geld-  und  Kredittheorie  der  Peelschen  Akte  (1862),  Aufs.  Papier- 
geld im  Bluntschli-Braterschen  Staatswörterbuch  1864,  bes.  Russ. 
Papierwährung  (1868)  S.  77  ff.  und  danach  in  den  oben  genannten 
späteren  bezüglichen  Arbeiten.  Auch  die  Analogie  der  Vorgänge 
bei  Silberentwertimg  mit  der  Papiergeldentwertung  habe  ich 
schon  früher  nicht  verkannt  und  hervorgehoben.  Die  reine 
Quantitätstheorie  ließ  sich  auch  als  viel  zu  schroff  und  ein- 
seitig gerade  am  Papiergeld  besonders  gut  zeigen.  S.  darüber 
u.  a.  meine  Theorie  der  Peelschen  Bankakte. 

Eine  „Widerlegung“  meiner  Papiergeldtheorie  hat  nicht 
stattgefunden.  Man  hat.  wie  auch  betreffs  der  Silberentwertung, 
nur  etwa  ihre  praktische  Tragweite  namentlich  betreffs 
der  Unterscheidung  zwischen  Entwertung  und  Wertverminderung 
und  der  Dauer  der  Verschiedenheit  der  Agiobewegung  und  der 
Preisbewegung  bestritten.  Die  Berechtigung  und  die  Not- 
wendigkeit hierzu  hat  man  auch  aus  kurs-  und  preisstatisti- 
schen Untersuchungen  und  Vergleichungen  nachzuweisen  ge- 
sucht, u.  a.  auch  aus  der  Preisstatistik  in  Britisch-Indien,  Ruß- 
land, Argentinien.  Solche  Untersuchungen  konnten  das  Mitspielen 
noch  anderer  Momente,  z.  B.  der  Valutaspekulation  — deren 
PTinktion  sich  in  die  allgemeine  Theorie  ohnehin  sehr  wohl  einfügt 
— feststellen.  Sie  zeigten  auch  eine  tatsächlich  verschiedene  Ge- 
staltung des  Prozesses  der  Bewegung  von  Kursen  und  Waren- 
preisen nach  Landes-  und  Zeitverhältnissen,  nach  der  Entwicklung 
und  dem  ganzen  Charakter  der  verschiedenen  Volkswirtschaften, 
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ie  nach  mehr  agrar-,  mehr  Industrie-  und  merkantilstaatli^ 

Gestaltung  der  Volkswirtschaften  des  Papierwahrungs-  und  S^  , 

Währungslandes,  namentlich  auch  nach  dem  Stande  der  Tran^^^^  ^ 

technik  der  Ausdehnung  des  Staats-  und  W irtschaftsg^iets. 

Aber  durch  das  alles  blieb  die  Theorie  des  Agio-  und  Preis- 
Sltungsprozesses  nicht  erschüttert  sondern,  wie  iminer  von 
sozialen  speziell  sozialökonomischen  Theorien  gilt.  bei_  der  An- 
w^dung  auf  die  wirklichen  Verhältnisse  sind  eben  gewisse  prak- 
tische Alodifikationen  geboten.  Es  gilt  das  hier  speziell  ebens  > 
wie  bei  der  analogen  Theorie  des  Silberentwertungsprozesses 
und  den  Erscheinungen  im  Doppelwahrungssyst^m.  Auch  bm 
dem  mehr  in  die  Einzelheiten  hineingehenden  deduktiven  A er- 
fahren können  alle  solche  Punkte  für  die  Ausbildung  der  Theorie 
schon  recht  wohl  mit  berücksichtigt  werden. 

6.  A g i o t h e o r i e. 

a)  Falsche  Anwendung  der  Quantitäts- 
theorie auf  Papiergeld.  Diese  Theorie  ist  ^^^her  be- 
sonders von  den  sogen.  ,, Bullionisten“  in  England  ( . ), 

auch  von  Ricardo  und  seinen  Nachfolgern  in  der  Geldlehre,  und 
sogar  nach  der  schroffsten  Fassung  der  Quantitätstheorie,  gern 
auf  Papiergeld  und  auf  die  Kursbewegung  seines  AVerts,  wie 
sie  im  Agio  (bezw.  Disagio)  hervortritt,  angewendet  worden 
Bei  der  ühlichen  Identifizierung  von  Entwertung  und  AVert- 
verminderung  (im  obigen  Sinne  des  AA'orts)  hat  man  dann  auch 
selbst  die  Preisbewegung  der  AVaren  genau  geld- 
quantitätstheoretisch  erklärt.  Aber  auch  von  diesem  Fehler 
abgesehen,  ist  die  Anwendung  der  strikten  Quantitätstheorie  auf 
den  Entwertungsprozeß  und  auf  die  am  Metallgeld  gemessene 
Kursbewegung  des  Papiergelds  unrichtig.  Man  stellte  den  Satz 
auf,  daß  die  Bewegung  des  Agios  (Disagios)  direkt  von  der- 
jenigen der  Papiergeldmenge  abhänge,  das  Agio  mit  deren 
Zunahme  steige,  mit  deren  .Abnahme  falle;  und  nicht  einmal 
bloß  der  Richtung  nach,  sondern  sogar  ziemlich,  ja  wesent- 
lich genau  proportional  der  Bewegung  der  Papiergeld- 
menge. In  dieser  schroffen  AA'eise  ist  die  Quantitätsth^orie  auch 
für  Aletallgeld  wohl  aufgestellt  worden,  aber  auch  hier  ist  sie 
in  dieser  Form  unhaltbar.  Oh  sie  und  wie  weit  sie  hier  richtig 
ist,  und  daß  sie  hier  doch  nur  ganz  beschränkt  zutrifft,  ist 
oben  (S.  205 ff.)  dargelegt  worden.  Bei  Papiergeld  zeigt  sich 
ebenso,  ja  noch  mehr  der  Fehler  der  viel  zu  mechanischen 
fassung  der  Quantitätstheorie.  Leicht  läßt  sich  auch  tatsäch- 
lich das  Fehlen  jedes  genaueren,  das  Vorhandensein  kaum 
auch  nur  eines  gewissen  Parallelismus  zwischen  Papiergeld- 
menge und  Agiobewegung,  noch  w’eniger  zwischen  jener  und 
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Warenpreisbevvegung  nachweisen.  Andere  Momente,  nament- 
lich Kreditmomente  und  die  auf  solche  einen  Einfluß  übenden 
Umstände  (politische,  flnanizelle),  ferner  Verhältnisse  der  inter- 
nationalen Zahlungsbilanz,  des  Metallbedarfs  dafür  sind  weit 
mehr  von  Bedeutung.  Das  läßt  sich  ebenso  leicht  deduktiv 
nachweisen  als  erfahrungsmäßig  bestätigen. 

b)  Die  Bedeutung  des  Q u a n t i t ä t s m o m e n t s , 
d.  h.  der  Menge  des  Papiergelds  und  ihrer  Veränderung  für 
die  Höhe  und  Bewegung  des  Agios. 

a)  U n m i 1 1 e 1 b a r übt  die  Menge  des  Papiergelds  nur  im 
großen  und  ganzen  psychologisch  und  auch  nur  unter 
Mitwirkung  andrer  Umstände  mechanisch  einen  gewissen 
Einfluß  auf  das  Agio  aus.  Eine  sehr  große  Menge,  namentlich 
eine  im  Nominalbetrag  die  ersetzte  Münzmenge  stark  über- 
schreitende Papiergeldmenge  stellt  nämlich  einen  über- 
schüssigen Betrag  dar,  welcher  keine  rechte  Unterkunft 
findet,  weder  als  Umlaufsmittel  noch  als  Kapital.  Dieser 
Uberschuß  drückt  dann  auf  den  Wert,  was  sich  auch  im  Dis- 
agio zeigen  kann.  Die  unten  bei  der  Theorie  der  Preisbewegung 
unterschiedene  ,,primäre“  Preisbewegung  kommt  auch  beim 
.\gio  eventuell  zur  Erscheinung. 

Viel  wichtiger  ist  aber 

ß)  die  mittelbare  .Abhängigkeit  des  Agios  von  der 
Papiergeldmenge,  wenn,  weil  und  insoweit  als  diese  Menge  auf 
folgende  Momente  einwirkt,  welche  die  eigentlichen  unmittel- 
baren Hauptbestimmgründe  der  Höhe  und  der  Bewegung  des 
Agios  sind: 

aa)  Der  Panik-  und  .A  n g s t b e d a r f nach  Münze  usw. 
Maßgebend  ist  zunächst  der  Wunsch  der  Besitzer  des 
Papiergelds,  dieses  in  heimische  oder  fremde  Münze,  in  Edel- 
metall, in  Kapitalanlagen,  besonders  in  Wertpapieren,  welche 
auf  feste  Edelmetallwährung  lauten,  umzusetzen,  weil  sie  von 
.Mißtrauen  gegen  den  \Vert  des  Paitiergelds  erfüllt  sind, 
namentlich  ein  weiteres  Sinken  dieses  Werts,  ein  Steigen  seines 
Disagios  befürchten.  Die  notorische  oder  aus  den  Umständen 
zu  schließende  weitere  starke  und  rasche  Vermehrung  der 
Menge  des  Papiergelds,  in  kritischen  politischen  und  finanziellen 
Zeiten,  wirkt  hier  auf  einen  solchen  ,,A  n g s t b e d a r f“  nach 
-Münze  usw.  ein.  Bei  Beruhigung  in  dieser  Hinsicht  nimmt  er 
ab  und  verschwindet  vielleicht  ganz.  Danach  steigt  und  fällt 
das  Agio.  Psychologische  Momente  führen  hier  zu  einem 
mechanischen  Einfluß  auf  Angebot  und  Nachfrage  von 


und  nach  Papiergeld  und  vice  versa  nach  und  von  Münze  und 

auf  bezügliche  Spekulationen  ein. 

bb)  Der  reelle  Bedarf  nach  Münze,  Edelmetall,  auch  un- 
geprägtes,  heimisches  wie  fremdes,  für  anderweite,  industrielle 
inländische  Verwendungszwecke  wirkt  weiter  ein. 

cc)  Der  gleiche  reelle  Bedarf  nach  Münze  usw.,  nach 
Zahlungsmitteln,  welche  im  Ausland  brauchbar  sind,  daher  be- 
sonders nach  Wechseln  in  fremder  fester  Metallwährung,  aufs 
Ausland,  womit  auswärtige  Zahlungsverpflichtungen  aus 
Warenhandels-,  aus  Kreditoperationen,  auch  staatsflnanzieller 
Art,  berichtigt  werden  können.  Der  jeweilige  Stand  der  inter- 
nationalen Zahlungsbilanz  zwischen  dem  Papiergeldlande  und 
den  Ländern  mit  fester  Metallwährung  ist  hier  von  besonderem 

Einfluß  auf  Höhe  und  Bewegung  des  Agios. 

dd)  Spekulationen  in  den  Papiervaluten,  in  Münzen 

und  Edelmetall,  in  fremden  Wechseln  auf  Hartwährung,  auf 
Steigen  und  Fallen  des  Kurswerts  schließen  sich  an  die  unter 
aa,  bb  und  cc  genannten  Momente  an  und  üben  so  einen 

.sekundären  Einfluß  auf  das  Agio  aus. 

y)  Die  Menge  des  Papiergelds  und  deren  Veränderung 
wirkt  hier  nun  mittelbar  auf  das  Agio  und  dessen  Be- 
wegung ein,  weil  sie  und  soweit  als  sie 

aa)  eine  Verschlechterung  oder  Verbesserung  der  ganzen 
Lage  erwarten  läßt  und  danach  sich  dann  die  unter  a und  ß 
genannten  Momente  so  gestalten  und  wirksam  werden,  daß  sie 
auf  eine  Steigerung  oder  Verringerung  des  Agios  einwirken. 
Hier  macht  sich  der  psychologische  Faktor  mit  odei 
selbst  allein  geltend,  welcher  besonders  bei  ß,  aa  und  dd  mäch- 
tig wird,  nicht  sowohl  ein  direkt  von  der  Papiergeld  menge 
bestimmter  mechanischer  Faktor.  Die  Papierwährung 
ist  in  ihrem  Werte,  wie  er  sich  im  Agio  bezw.  Disagio  zeigt,  bei 
ihrem  Kreditgeld  - Charakter  dem  Einfluß  dieses  psycho- 
logischen Faktors  eben  besonders  unterworfen  im  Unterschied 
zu  dem  B e a 1 w e r t - Charakter  des  (vollwichtigen)  Metallgelds. 

bb)  Ein  mehr,  zwar  wohl  seltener,  aber  doch  möglicher- 
weise einmal  ganz  allein  mechanischer  Faktor  kommt 
indessen  in  der  Höhe  und  Bewegung  des  Agios  doch  auch  zur 
Geltung,  namentlich  in  folgender  zweifacher  Weise: 

aa)  Von  der  Menge  (daneben  auch  von  der  Stücke- 
lung) des  Papiergelds  hängt  es  ab,  ob  ein  kleinerer  odei 
größerer  Betrag  dieser  Menge  noch  übrig  bleibt  nach 
Abzug  derjenigen,  welche  für  die  Bewältigung  der  in  Papier- 
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geld  zu  leistenden  Zahlungen  im  Verkehr  erforderlich  ist  und 
als  Umlaufsmittel,  besonders  im  Konsumentenverkehr,  zu  Lohn- 
zahlungen u.  dergl.  m.  dient.  Dieser  sonach  kleinere  oder  größere 
Rest  dieser  Papiergeldmenge  fungiert  dann  pro  tanto  als 
soviel  disponibles  Geld  kapital.  Er  ruht  viel- 
leicht eine  Zeit  lang,  nach  Lage  der  maßgebenden  politischen, 
finanziellen,  wirtschaftlichen  Umstände,  ganz  oder  teilweise 
müßig.  Solange  übt  er  auf  Agio  und  Warenpreise  keinen 
direkten  Einfluß  aus.  Er  drückt  nur  vielleicht  auf  den  Leih- 
Zinsfuß,  auf  den  Diskontosatz.  Gelangt  er  wieder  zu 
aktiver  Verwendung  im  Geschäft,  so  wird  das  anders.  Der 
Gang  des  wirtschaftlichen  Lebens,  der  Produktion,  der  Speku- 
lation wird  dann  von  diesem  disponiblen  Geldkapital  in 
Papiergeldform  beeinflußt.  Dadurch  werden  dann  wieder 
Waren-  und  Arbeitsdienstpreise,  auch  internationale  Aus-  und 
Einfuhr  von  Waren  beeinflußt,  woraus  Rückwirkungen  nun- 
mehr in  der  Tat  wesentlich  mechanischer  Art  auf 
das  Agio  hervorgehen.  In  diesen  Rückwirkungen  kommt  auch 
der  mechanische  Einfluß  der  bloßen  Papiergeldmenge  mit 
zur  Geltung. 

ßß)  Jedes  hohe  und  steigende  Agio  hat  auch  wieder 
eine  Art  S e 1 b s t k o r r e k t i v in  sich.  Soweit  es  näinlicli 
Steigerungen  der  Warenpreise,  Löhne  usw.  bewirkt,  braucht 
man  von  dem  vorhandenen  Papiergeld  eine  große  und  steigende 
Menge,  speziell  für  die  Umlaufsmittel-Funktion  im  Konsu- 
menten- und  teilweise  auch  im  Produzentenverkehr  (für  Lohn- 
zahlungen usw.).  Der  betreffende  Bedarf  hierfür  tritt  daher  als 
steigende  Nachfrage  dem  Angebot  von  Papiergeld  gegenüber. 
Dadurch  wird  mehr  Papiergeld  in  dieser  Funktion  als 
Umlaufsmittel  im  Verkehr  gebunden,  bleibt  weniger  davon 
überschüssig  und  kann  so  eine  wertsteigernde  Wirkung  auf  das 
Papiergeld  ausgeübt  werden.  Diese  kann  auch  im  Agio,  oder 
gerade  hier  besser  gesagt,  im  Disagio  in  dessen  Ermäßigung 
zum  Ausdruck  kommen:  einer  der  Fälle,  wo  sich  der  immerhin 
richtige  Kern  in  der  vorsichtig  gefaßten  Quantitätstheorie  zeigt 
(o.  S.  205 ff.). 

Ich  verweise  für  das  alles  auf  meine  Agiotheerie  in  meiner 
Russ.  Panierwcährung  (S.  85  ff.),  aus  der  neueren  Literatur  auf  die 
bezüglichen  Schriften  von  Hertzka,  Kramarz,  Spiet- 
h 0 f f. 

cc)  Ergebnis.  Die  Menge  des  Papiergelds  und  ilire 
Vermehrung  wirkt  also  vornehmlich  mittelbar  auf  eine 
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Steigerung  des  Agios,  auch  der  Grad  der  Vermehrung  einiger- 
maßen auf  die  steigende  Höhe  des  Agios  ein,  weil  diese  Mo- 
mente psychologisch  den  Wert  des  Papiergelds  ungünstig 
beeinflussen,  das  Papiergeld  diskreditieren.  Die  Menge  und  ihre 
Vermehrung  wirkt  aber  auch  unmittelbar  mechanisch 
ein,  weil  sie  ein  hohes  und  steigendes  Agio  erst  ermög- 
lichen und  auf  die  Entwicklung  desselben  in  dieser  Rich- 
tung hindrängen.  Menge  und  Vermehrung  des  Papiergeldes 
bestimmen  so  auch  immerhin  etwas  die  Höhe  des  Agios  mit. 

dd)  Diese  Höhe  wird  direkt  gemessen  zunächst  an 
den  inländischen  in  Papiergeld  ausgedrückten  Kursen  oder 
Preisen  der  (vollwichtigen)  heimischen  Münze  und  auch 
fremden  Metallgelds,  auch  eventuell  am  Preis  des 
B a r r e n rn  e t a 1 1 s , oder  umgekehrt,  die  Höhe  des  Disagios 
wird  am  in  Münze  ausgedrückten  Kurse  des  Papiergelds  ge- 
messen. Praktisch  und  weiterhin  erfolgt  die  Messung  der  Höhe 
des  Agios  namentlich  am  - unter  Pari  stehenden,  fallenden 
Kurse  der  in  heimischem  Papiergeld  notierten  fremden, 
auf  Metallgeld  lautenden  Wechsel,  oder  umgekehrt  die 
Messung  der  Höhe  des  Disagios  am  — über  Pari  stehenden, 
steigenden  — Kurse  der  in  der  fremden  Festwährung  aus- 
gedrückten Wechselkurse.  Diese  letzteren  stimmen  ja  im 
ganzen  mit  den  inländischen  Münzkursen  überein,  beide  be- 
einflussen sich  wechselseitig.  Aber  die  internationalen  Wechsel- 
kurse werden  auch  bei  Papierwährung  durch  alle  die  Um- 
stände mit  bestimmt,  von  welchen  die  Wechselkurse  überhaupt 
beeinflußt  werden,  daher  durch  die  Zahlungsbilanz,  durch  spe- 
ziellen Metallbedarf  für  Ausfuhr  oder  Einfuhr.  Da  inländische 
Panikmomente  doch  meist  nur  vorübergehend  sich  geltend 
machen,  auch  der  inländische  Industriebedarf  an  Edelmetall 
gewöhnlich  nur  sekundär  einwirkt  und  nicht  so  stark  schwankt, 
hängt  die  Höhe  und  die  Richtung  der  Bewegung  des  Agios, 
die  Stärke  seines  Steigens  und  Fallens  vornehmlich  von 
der  internationalen  Zahlungsbilanz  ab.  Diese 
wird  aber,  namentlich  soweit  sie  durch  die  Warenhandelsbilanz 
bestimmt  wird,  wieder  vom  Stand  der  Warenpreise 
mit  beeinflußt,  daher  von  all  den  Umständen,  welche  bei 
Papierwährung  die  Bewegung  der  Warenpreise  in  dem  be- 
treffenden Lande  bestimmen.  Hier  hängt  das  Agio  daher  mit 
dem  folgenden  Problem  zusammen,  die  Agiotheorie  mit  der 
Theorie  der  in  den  Warenpreisen  sich  zeigenden  Bewegung  der 
Kaufkraft  des  Papiergelds.  Diese  Bewegung  reagiert  auf  die- 


Stoffe,  der  spezifischen  meist  vom  Produzenten  zu  beschaffenden 
Arbeitsgeräte  usw.  (Werkzeuge,  Maschinen),  mit  welchen  jene 
Bedarfsartikel  hergestellt  werden.  So  wird  z.  B.  in  Kriegszeiten 
usw.,  dem  Hauptzeitpunkte  großer  Papiergeldausgabe,  eine 
Preissteigerung  der  Artikel  des  Kriegsbedarfs  und  der  Produk- 
tionsmittel dafür  stattflnden.  Die  spekulative  Preissteigerung 
dieser  Objekte  tritt  hinzu.  Von  da  aus  gellt  die  Bewegung 
auf  andere  Produktionsgebiete  verwandten  Bedarfs 


jenige  des  Agios  wie,  nur  in  stärkerer  und  deutlicher  zu  ver- 
folgender Weise,  letztere  Bewegung  auf  die  der  Kaufkraft  des 
Papiergelds.  Diese  Wechselwirkungsverhältnisse  dürfen  für 
eine  korrekte  Agiotheorie  nicht  übersehen  werden. 

7.  Theorie  der  Preisbewegung  bei  Papiergeld 
oder  der  Bewegung  der  Kaufkraft  des  letzteren. 

Hier  wird  als  Gegenstück  zum  Disagio  die  in  der  Preis- 
steigerung hervortretende,  als  ahnehmende  Kaufkraft  des 
Papiergelds  sich  darstellende,  oder  auch  vom  Papiergeld  aus- 
gehende ,,W  e r t V e r m i n d e r u n g“  des  letzteren  behandelt. 
Diese  Wertverminderung  bedeutet  ebenfalls  ein  Sinken  des 
Papiergelds  unter  seinen  Gleichwert  mit  der  Münze,  deren 
Namen  es  führt,  die  Zunahme  dieser  Verminderung  ein  weiteres 
Sinken  unter  diesen  Gleichwert.  Zum  Teil  umgekehrt  ist  die 
Sachlage  und  Entwicklung  bei  wieder  größerer  Annäherung  des 
Papiergeldwerts  an  den  Gleichwert  mit  der  Münze.  Es  genügt, 
vornehmlich  den  Fall  der  Wertverminderung  und  deren  weiterer 
Zunahme  zu  betrachten.  Was  von  letzterer  gilt,  gilt  dann 
wieder  umgekehrt  von  der  Abnahme  dieser  Wertverminderung, 
vom  steigenden  Wert  der  Papiervaluta.  Einige  der  ökono- 
mische n Wirkungen,  welche  hernach  noch  speziell  dar- 
zulegen sind,  müssen  dabei  schon  hier  mit  angedeutet  werden. 

Auch  hier  sind,  wie  in  der  Agiotheorie,  zwei  Haupt- 
fälle zu  unterscheiden,  derjenige  des  unmittelbaren 
Einflusses  des  Papiei’gelds,  insbesonden;  seiner  Menge  und 
deren  Zu-  und  Abnahme  auf  die  Stellung  und  Bewegung  der 
Wai’en-  und  Dienstpreise  und  derjenige  des  mittelbaren 
Einflus.ses,  welcher  sich  durch  das  Medium  des  Agios 
vollzieht.  Im  ersten  Fall  ergibt  sich  eine  primäre,  im 
zweiten  Fall  eine  sekundäre  Preissteigerung  l)ei  sinkendem 
Papiergeldwert. 

a)  Primäre  Preissteigerung. 

a)  Sie  tritt  als  unmittelbare  Wirkung  der  Emis.sion 
des  Papiergelds  und  der  Zunahme  dieser  Emission  ein  und  ist 
wesentlich  ein  mechanisches  Ergelmis  dieser  Vorgänge. 
Es  sind  daher  zuerst  und  zumeist  die  speziellen  Bedarfsartikel 
(Waren)  und  Dienste,  soweit  letztere  nicht,  wie  im  Militär  auf 
Zwangsbeschaffung  und,  wie  bei  Offizieren,  auf  Dienstbedin- 
gungen mit  festem  Gehaltssystem  beruhen  — welche  stark  und 
stärker  als  bisher  nachgefragt  werden  und  deshalb  im  Preise 
steigen.  Daher  steigen  dann  alsbald  weiter  die  Preise  der 
sachlichen  Produktionsmittel,  besonders  der  Roh-  und  Hilfs- 


schäfte, Unternehmungen)  handelt,  so  brauclit  nicht  immer 
eine  starke,  namentlich  nicht  etwa  eine  der  Papiergeldmenge 
und  deren  Vermehrung  entspreciiende  Preissteigerung  einzu- 
treten. Die  ,, reine  Quantitätstheorie“  für  den  Geldwert  gilt  also 
aucli  liier  nicht.  Die  erfolgende  Preissteigerung  der  einen 
Waren  kann  auch  leicht  zu  einer  Einschränkung  der  Nacfi- 
frage,  des  Bedarfs  nach  andern  führen,  dann  hier  von  Preis- 
ermäßigung, auch  der  in  Papiergeld  ausgedrückten  Preise,  be- 
gleitet sein.  Ürtliclie  und  zeitliclie  Verschiedenheiten  der  Preise 
kommen  ebenso  vor.  Eine  gleichmäßige  Gestaltung  der 
Preise,  aus  der  eine  gleichmäßige  Wertverminderung  oder 
Sinken  der  Kaufkraft  des  Papiergelds  abzuleiten  wäre,  fehlt 
also  aucli  hier.  Aber  die  eintretenden  Preissteigerungen  und 
überhaupt  Preisveränderungen  reagieren  nun  wieder  auf  den 
Handelsverkehr  mit  den  Ländern  fester  Valuten,  auf  die  Höhe 
der  Ausfuhr  dahin,  der  Einfuhr  von  da  und  damit  auf  die 
Gestaltung  des  Agios,  soweit  dieses  von  der  auswärtigen 
Handelsbilanz,  als  einem  Teil  der  Zahlungsbilanz,  abhängt.  Das 
ist  der  vorhin  erwähnte  Fall,  wo  eine  Rückwirkung  der  Waren- 
preis-Bewegung des  Papiergeldlands  auf  die  Agiobewegung 
eintritt,  was  für  die  Agiotheorie  mit  beachtet  werden  muß. 

ß)  Das  Höhe  n m a ß der  Preissteigerung  gewisser  Waren- 
arten und  der  daraus  in  Weiterwirkungen  hervorgelienden  all- 
gemeinen Preissteigerung  hängt  hier  auch  von  der  Menge 
und  Vermehrung  des  Papiergelds  mit  ab.  Eine  starke 
Vermehrung  ist  gewöhnlich  in  den  Zeitumständen,  unter  denen 
die  Papiergeldemission  erfolgt,  durch  die  Steigerung  und  An- 
dauer des  betreffenden  sachlichen  Staatsbedarfs  (Kriegssachen 
usw.)  bedingt.  Insofern  erweist  sich  hier  wieder  das  quan- 
titative Moment  von  einem  gewissen  Einfluß  auf  den 
Geldwert. 
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y)  Anderseits  sind  gerade  jene  Zeitumstände  — Krieg,  Revo- 
lution, unsichere  Zustände  auch  hinterher  — auch  von  allge- 
meinem Einfluß  auf  den  Gang  des  Wirtschaftslebens,  die 
Geschäfte,  den  Handel,  die  Unternehmungslust,  die  Spekula- 
tionsneigung, zumal  im  ,, Industrie-  und  Merkantilstaat  “:  Stok- 
kungen,  Lethargie  in  der  Produktion  bedingen  eine  Abnahme 
auch  des  Bedarfs  an  Geld  als  Umlaufsmittel,  im  Konsunienten- 
verkehr,  und  an  Geld  als  Kapital  zur  Beschäftigung.  Das  wirkt 
alles  wieder  auf  Preis-  und  Lohnermäßigungen  hin,  namentlich, 
wenn  die  ,, Heere  nach  Friedensschluß  wieder  heimkehren“  und 
starke  Entlassungen  an  Mannschaft  erfolgen.  Viel  Papiergeld 
wird  so  müßig,  sammelt  sich  in  den  kapitalistischen  Kreisen 
an,  drückt  auf  den  Darlehnszinsfuß,  den  Diskontosatz,  bis  m i t 
dadurch  bei  wieder  Platz  greifender  und  neue  psychische 
Empfindungen  erweckender  Ruhe  die  wirtschaftliche  Aufwärts- 
bewegung einsetzt.  Dies  wird  dann  gerade  durch  die  große 
Papiergeldmenge  begünstigt,  die  Bewegung  dadurch  gesteigert, 
und  nunmehr  kommt  auch  in  den  Preisbewegungen  stei- 
gender Richtung  wieder  die  Menge  des  Papiergelds  zu  ihrer 
Geltung,  wirkt  auch  mechanisch,  nur  nicht  genau  propor- 
tional, auf  Preissteigerung  ein.  Sie  wirkt  überhaupt  zunächst 
nur  vom  Geldkapitalmarkte  aus,  erst  später  und  allmählich 
vom  Geld  als  Umlaufsmittel,  auch  als  Konsumeutengeld  aus 
(o.  Abschnitt  III,  S.  157  ff.,  bes.  164  ff.). 

d)  Ergebnis.  Im  ganzen  ist  so  der  Prozeß  der  Preis- 
steigerung bei  steigender  Papiergeldmenge  und  bei  der  Tendenz 
zur  wachsenden  Wertverminderung  des  Papiergelds  ein  lang- 
samer, lokal  und  nach  Warenarten  mannig- 
fach verschiedener,  von  Rückschlägen  nicht  freier,  wel- 
cher sich  nach  dem  ganzen  Charakter  der  Volkswirtschaft, 
namentlich  wieder  im  agrarstaatlichen  und  industriestaatlichen 
Zustand  verschieden  rasch,  örtlich  und  nach  Warenarten  an 
sich  und  im  Maße  verschieden  vollzieht.  Je  bedeutender  auch  für 
den  inneren  Verkehr  die  Verkehrsmittel  des  Personen-,  Sachen- 
und  Nachrichtenverkehrs  entwickelt  sind,  desto  rascher  und  all- 
gemeiner dringt  auch  die  primäre  Preissteigerung  durch,  daher 
heute  weit  mehr  als  früher.  Das  sind  aber  doch  alles  wieder 
nur  Verschiedenheiten  in  der  Entwickelung  im  Grade,  nicht  im 
Prinzip. 

Umgekehrt  ist  der  Gang  der  Bewegung,  aber  im  Prinzip 
und  Verlauf  ebenso  bei  Wiederabnahme  der  Papiergeldmenge 
und  bei  Sinken  der  Preise  gewisser  Waren  wegen  geringeren 
Bedarfs  danach. 
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I b)  Die  sekundäre  Preissteigerung,  unter  dem  Einfluß 

! des  Agios  des  Metallgelds  (Münze,  Edelmetall).  Sie  voll- 

[ zieht  sich  hier  prinzipiell  und  praktisch  ebenso  wie  im  Gebiete 

1 sinkenden  Werts  der  einen  Edelnietallwährung,  neuerdings 

j des  Silbers,  gegen  die  andere,  neuerdings  des  Golds,  und  wie 

! in  den  ehemaligen  Zeiten  starker  Versclilechterung  der  ein- 

i b.eimischen  Münze  gegen  vollwichtige  und  gegen  gute  fremde. 

I Nur  dem  Grade  nach  sind  die  Entwicklungen  meist  stärker  und 

I sprunghafter,  weil  die  Bewegung  des  Agios  im  Vergleich  zu 

I den  Änderungen  der  M ertrelation  des  einen  zum  andei'n  Edel- 

( metall  sich  entsprechend  rascher  und  schroffer  ändert. 

I Daher  ist  hier  auf  die  früheren  Ausführungen,  besonders  über 

I die  Wirkungen  der  Silberentwertung,  zu  verweisen  (S.  331  ff., 

t auch  sonst  oben  mehrfach).  Das  dort  Dargelegte  gilt  mutatis 

I mutandis  auch  hier  und  Ijraucht  daher  jetzt  nicht  genauer  wie- 

derholt zu  werden. 

Namentlich  wirkt  danach  das  Agio  a)  als  Exportprämie 
für  die  Ausfuhrartikel,  ß)  als  Zoll  (S  c h u t z z o 1 1),  bei 
Zahlung  der  Zölle  in  Münze  als  erhöhter  Zoll,  füz‘  die  Ein- 
fuhr artikel;  in  beiden  Fällen  so  lange,  bis  die  (in  Papiergeld  aus- 
gedrückten)  Inlandspreise  entsizrecheiid  gestiegen  sind,  und  in  dem 
Maße,  wie  sie  sich  noch  nicht  mit  dem  Agio  ausgeglichen  haben, 
also  noch  nicht  Metallgeldpreisen  gleichgekommen  sind,  y)  Das 
^ Agio  wirkt  so  auch  als  Element  der  Verteuerung  derPro- 

d u k t i 0 n s k 0 s t e n,  soweit  die  Preissteigerung  der  Artikel  unter 
a und  ß und  deren  Weiterwirkuiig  auf  andere  Artikel  (auch 
Arbeitsdienste)  bei  der  Produktion  anderer  Artikel  sich  not- 
wendig mit  geltend  macht  (z.  B.  Verteuerung  inländischer  Roh- 
stoffe, Nahrungsmittel  wegen  stärkeren  Exports  unter  Einfluß 
I des  Agios  für  die  sonstige  inländische  Produktion  und  Konsum- 

} tion,  z.  B.  russisches  Getreide.  Flachs;  ebenso  Verteuerung  der 

• ausländischen  Rohstoffe,  z.  B.  der  Baumwolle).  Die  Einflüsse 

^ vollziehen  sich  ähnlich  wie  diejenigen  von  Ausfuhrprämien  und  von 

i Einfuhr-,  speziell  Schutzzöllen  überhaupt.  Hier  entwickeln  sich 

I besonders  wichtige  und  interessante  Vorgänge,  namentlich  starke 

I Beeinflussungen  des  Verkehrs  zwischen  In-  und  Ausland  nach 

I dem  Verhältnis  von  „B  i n n e n w e r t“,  wie  dieser  von  der  inlän- 

I dischen  Kaufkraft  des  Papiergelds  nach  dem  Stand  der  heimischen 

j Preise,  und  „A  u ß e ii  w e r t“  zueinander,  wie  er  vom  Disagio  des 

? Papiergelds,  welches  sofort  im  Ausland  voll  und  ganz  zur  Geltung 

5 kommt,  abhängt.  Nach  Zeiten,  Orten,  Gegenden,  Waren-  und 

! .Arbeitsdienstarten  vollzieht  sich  bei  steigendem  Agio  der  Prozeß 

I der  Preissteigerung,  wie  umgekehrt  bei  sinkendem  Agio  der  Pro- 

zess cler  Preisverringerung,  sehr  verschiedenartig.  Verschiedene 
Gestaltungen  ergeben  sich  namentlich  bei  den  Ausfuhr-  und  Ein- 
fuhrartikeln nach  dem  verschiedenen  Stärkeverhältnisse  zwischen 
I dem  Absatz  ersterer  im  In-  und  Auslande  und  zwischen  dem  Be- 

zug der  zweiten  aus  dem  Auslande  und  der  Menge  der  inländi- 
schen Produktion  desselben  Artikels  für  den  heimischen  Markt. 

A.  W’agner,  soc.-ökon.  Grundriss,  Buchhandelsausgabe.  Abteil.  II.  45 


J 


Je  starker  der  ausländische  Absatz  zur  heimischen  Konsumtion 
und  der  inländische  Bezug  zur  heimischen  Produktion  relativ 
ist,  desto  rascher  und  vollständiger  erfolgt  Preissteigerung  und 
damit  die  Ausgleichung  der  in  Papiergeld  bestimmten  Preise  mit 
deni  Metallgeld.  Die  Ausgleichung  zwischen  „Außenwert“  und 
„Binnemvert“  daher  wieder  in  kleinen  Ländern  rascher,  voll- 
ständiger, allgemeiner  als  in  großen,  in  den  Grenzgebieten,  in  den 


c)  Weitere  Folgen,  a)  In  der  Periode  des  steigenden 
und  hohen  Agios  profitieren  die  Unternehmer  so  lange  und  in 
dem  Maße,  als  ihre  Absatzpreise  steigen  und  mehr  als  die  Preise 
ihrer  sachlichen  und  persönlichen  Produktionsmittel  (zu  zahlen- 
den Löhne!)  und  als  ihre  eigenen  Verbrauchsinittel.  Gleiches 
gilt  von  allen  Klassen  mit  Einkommen,  welches  infolge  der 
Papiergeldentwertung  und  Preissteigerung  ihrer  Bedarfsartikel 
mehr  als  die  Preise  dieser  letztem  steigt  (bezogene  Arbeitslöhne!). 
In  der  Periode  sinkenden  Agios  und  fallender  Preise  und  Löhne 
wird  aber  umgekehrt  die  Lage  der  Unternehmer  und  Arbeiter 
schwieriger,  wenn  nach  eingetretener  allgemeiner  Preissteige- 
rung die  Wirkung  des  Agios  als  Ausfuhrprämie  und  Einfuhr- 
zoll (Schutzzoll)  sich  verringert  und  schließlich  ganz  fortfällt. 
Dies  zumal,  wenn  bei  sinkendem  oder  gar  verschwindendem  Agio 
die  Preise  der  fertigen  Ahsatzartikel  sinken,  die  sachlichen  und 
persönlichen  Produktionskosten  (zu  zahlende  Löhne)  noch 
hoch  bleiben  oder  weniger  und  langsamer  sinken.  Die  Arbeiter 
speziell  leiden  hier,  w’enn  ihre  Löhne  wieder  herabgehen,  die 
Preise  ihrer  Verbrauchsartikel  aber  noch  nicht  oder  nicht 
ebenso  stark. 

ß)  So  treten  auch  bei  W’ieder  Verbesserung  der 
Papiergeldvex'hältnisse  schwere  Krisen  ein,  welche  die 
Opposition  in  Produzentenkreisen  gegen  solche  „W^iederher- 
stellung  der  Valuta“  erklären. 

Es  sind  so  auch  förmliche  ,,I  n f 1 a t i o n s t h e o r i e n“ 
unter  Betonung  der  Vorteile  der  Papiergeldwirtschaft  und 
selbst  gerade  steigenden  Disagios  wie  abnehmender  Kaufkraft 
des  Papiergelds  gelegentlich  in  Papierwährungsländern  ent- 
standen und  haben  sich  auch  unter  gewissen  Interessenten- 
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die  allgemeine  Vorteilliaftigkeit  des  Eintritts  in  die 
und  der  Andauer  von  Papiergeldwirtschaft , der  immer 
weiteren  Vermehrung  des  Papiergelds  ist  so  mitunter  prak- 
tischer- und  theoretischerseits  behauptet  woi’den.  Der  ,,Flor“ 
des  Exports,  die  günstige  Entwicklung  der  heimischen  Pro- 
duktion, besonders  der  Industrie,  als  Folge-  und  Begleiterschei- 
nungen der  Vermehrung  des  Papiergelds,  seines  sinkenden 
W’erts  (Kaufkraft),  des  höheren  Agios,  umgekehrt  der  ,, Nieder- 
gang“ des  Exports,  die  steigende  W'areneinfuhr,  die  vermehrte 
fremde  Konkurrenz,  der  Rückgang  der  Produktion,  der  Indus- 
trie bei  Verminderung  des  Papiergelds,  bei  Steigen  seines 
W erts,  bei  Sinken  des  Agios,  sind  so  wohl  auch  als  allgemeine 
volkswirtschaftliche  Vorteile  und  Nachteile  angesehen 
\\  (irden. 

Österreich  1863  ff.  bis  1866.  Rußland  mehrfach,  Nordainerik.i 
im  und  einige  Zeit  na(di  dem  Bürgerkrieg  u.  a.  L.  m. 

d)  Nur  scheinbare  v o 1 k s w'  i r t s c h a f 1 1 i c h e Vor- 
teile, in  Wahrheit  Nachteile  der  behaupte- 
ten günstigen  Folgen  der  Papiergeld  Wirtschaft. 
Man  darf  sich  indessen  nicht  darüber  täuschen,  daß  liier  wieder 
einmal  die  Verwechslung  des  privat-  und  einzel- 
wirtschaftlichen  und  d e s v o 1 k s w i r t s c h a f 1 1 i c h e n 
Standpunkts  in  der  Beurteilung  stattfindet. 

a)  Was  ,, Blüte“,  V'orteil  einer-  und  ,, Niedergang“,  Nachteil 
anderseits  vom  ersten  aus  betrachtet  ist,  ist  hier  keineswegs 
ebenso  Vorteil  und  Nachteil  vom  zweiten  Standpunkte  aus, 
sondern  verhält  sich,  von  diesem  aus  ange.sehen,  großenteils 
umgekehrt.  Dies  trifft  zu. 

ß)  Gleichwohl  kann  zugestanden  werden,  daß  einige  der 
privatwirtschaftlichen  Vorteile  der  Wirkungen  der  sich  ent- 
wickelnden, in  Wahrheit  sich  verschlimmernden  Papiergeldwirt- 
scliaft  bei  steigendem  Disagio  und  Abnahme  der  Kaufkraft  auch 
volkswirtschaftlich  Vorteile  und  einige  der  privatwirtschaft- 
lichen Nachteile  in  der  wieder  abnehmenden,  in  Wahrheit 
sich  verbe.ssernden  Papiergeldwirtschaft  bei  sinkendem  Dis- 
agio und  zunehmender  Kaufkraft  auch  volkwirtschaftliche  Nacli- 
teile  sein  können.  Dies  nämlich  alsdann,  wenn  und  soweit  als 
eine  regere  Entwicklung  der  Produktion  und  der  Arbeiter- 
beschäftigung im  ersten  Fall  gewisse  allgemeine  Vorteile  für  die 
ganze  Volkswirtschaft  und  eine  mehr  stockende  Gestaltung  der 
Produktion  und  der  Arbeiterbeschäftigung  im  zweiten  Falle 
gewi.sse  allgemeine  Nachteile  für  die  Volkswirtschaft  mit  sich 
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fuhrt.  Aber  das  trifft  nicht  immer  zu  und  in  der  Hauptsaclie 
liegt  hier  eine  Selbsttäuschung  vor. 

y)  Denn  gerade  Volks  wirtschaftlich  betrachtet  sind  viele 
privatwirtschaftliche  Vorteile  Illusion  oder  direkte 
Nachteile,  viele  solche  Nachteile  dagegen  reelle  Vorteile. 

Dies  ergibt  sich  besonders  ini  auswärtigen  Handel, 
in  Wirkungen  des  Agios  als  E x p o r t ])  r ä m i e und  als  Ver- 
teile r u n g des  Imports. 

In  erster  Hinsicht  werden  die  Produkte  der  nationalen  Ar- 
beit dem  Ausland  zu  billig  überlassen,  d.  h.  unter  ihrem  Wert, 
welchen  sie  nach  Maßgabe  der  auf  ihre  Gewinnung  verwandten 
Menge  nationaler  Arbeit,  der  unmittelbar  verwandten  und  der 
in  den  verbrauchten  sachlichen  Produktionsmitteln  enthal- 
tenen, darstellen.  Der  Export  wird  so  teilweise  dem  Aus- 
lande geschenkt.  Das  zeigt  sich  dann  weiter  in  dem 
zweiten  Punkte  bei  der  Einfuhr  fremder  Waren  von  Bedeutung. 
Hier  muß  für  die  Bezalilung  des  nominell  in  inländischer 
entwerteter  Papierwährung  bemessenen  höheren  Geldwerts 
der  fremden  Einfulirprodukte  eine  größere  reelle  Menge 
inländischer  Waren,  daher  dafür  ein  größere)- 
B e 1 1"  a g nationaler  Arbeit  verwendet  werden. 
Diese  Waren  werden  so  dem  A u s 1 a n d e überzahlt.  Die 
lieimische  Volkswirtschaft,  die  Bevölkerung  als  Ganzes  ge- 
nommen, erleidet  so  wesentlichen  und  dauernden  Schaden. 
Dies  so  lange  und  in  dem  Maße,  als  sich  die  Preise  der 
lieimischen  Exportwaren  nicht  um  das  volle  Agio  der  Münze 
erhöht  haben  und  die  Wirkung  des  Agios  als  Exportprämie 
fortgefallen  ist.  Tritt  bei  immer  neuer  Vermehrung  des  Papiei-- 
gelds  und  neuer  Steigerung  des  Agios  die  Wirkung  des  letz- 
teren als  Exportprämie  immer  von  neuem  hervoi*,  so  wieder- 
holen sich  die  volkswirtschaftlichen  Vei-luste,  müs.sen  die  Ein- 
fuhrwaren abermals  mit  einem  größeren  Betrag  inländischer 
W aren  reell  bezahlt,  die  Ausfuhrwaren  gegen  einen  zu  kleinen 
reellen  Gegenwert  abgegeben  werden.  Eine  Schraube  ohne 
Ende,  wenn  die  Entwicklung  der  Papiergeldverhältnisse  in  dieser 
Richtung  weiter  geht.  Es  muß  dann  immer  wieder  mehr  in- 
ländisches Realprodukt  beschafft  werden,  um  damit  einen  ge- 
nügenden Gegenwert  für  die  Wareneinfuhr  zu  liefern.  Darin 
liegt  die  reelle  Verteuerung  der  fremden  Produkte  für  die 
einheimische  Volkswirtschaft  durch  gesteigerte  Warenausfuhr 
der  Menge  nach  und  verminderte  Wareneinfuhr  ebenfalls 
der  Menge  nach.  .\n  diesem  Prozeß  der  Ausgleichung  do 
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Handelsbilanz  droht  die  Volkswirtschaft  des  Papiergeldlands 
sich  zu  verbluten. 

Dies  ist  näher  dargclej^t  uiul  beiu-iindet  worden  in  meiner 
„Kuss.  Papierwährung“,  in  speziellem  Bezug  auf  den  russischen 
Handel,  auch  auf  die  Getreideausfuhr  (u.  a.  8.  109  ff.).  Es  zeigt 
sich  von  besonderer  Bedeutung  in  solchen  „Agrarstaaten“  mit 
einem  durch  steigendes  Disagio  des  Papiergelds  geförderten 
..florierenden“  Getreideexport  (neuerdings  z.  B.  in  Argen- 
tinien!). Ein  selten  beachteter  Punkt  auch  von  Bedetitung  für  die 
allgemeine  Geldlehre  und  liandelsbilanzlehre. 

e)  Vergleichung  von  Disagio-  und  Preis- 
b e w e g u n g. 

Die  Bewegung  des  Agios  bezw.  Disagios  ist  eine  stärkere, 
unruhigere  als  unter  dem  doppelten  Einfluß  beim  Papiergelde, 
dem  unmittelbaren  und  dem  durch  das  Agio  bewirkten  mittel- 
baren, die  Bew  egung  der  inländischen  Waren-  und  Dienstpreise, 
oder  m.  a.  W.  die  inländische  Kaufkraft  des  Papier- 
gelds bleibt  relativ  stabiler  als  der  Grad  derEnt- 
w e r t u n g.  Das  spricht  wieder  gegen  den  Zwangskurs  des 
Papiergelds  nach  dem  Kurswert  und  für  denjenigen  nach  dem 
Nennwert.  Es  ist  auch  wichtig  für  die  im  Folgenden  noch  zu 
berührenden  Punkte,  für  die  Beurteilung  der  Funktion  des 
Papiergelds  im  Inland,  für  die  Wirkungen  desselben  als  Gegen- 
stand der  auf  Papiergeld  lautenden  Geldverhindlichkeiten  und 
für  die  Wahl  der  Methode  des  Heilverfahrens  der  Papiergeld- 
wirtschaft. 

8.  Weitere  allgemeine  Einwirkungen  der 
P a p i e r g e 1 d w i r t s c li  a f t , der  Entwertung  und 
W e r t V e r m i n d e r u n g des  Papiergelds.  Es  sind  auch 
hier  prinzipiell  die  gleichen,  w-ie  bei  Münzverschlechterung,  nur 
1-apidere,  krassere. 

a)  Einwirkungen  auf  den  bisherigen  Geld-  und 
M ü n z u m lauf.  Es  sind  die  meist  sofort  am  deutlichsten 
sichtbar  w-erdenden,  mit  mancliei'lei  Störungen  verbundenen, 
gleichwohl  nicht  die  schlimmsten. 

a)  Sobald  die  volhvichtige  Münze  ein  Agio  gegen  Papier- 
geld ei'hält,  verschwindet  sie  nach  den  Regeln  der  nationalen 
Doppelwährung  aus  dem  Umlaufe,  wird  im  Inlande  aufge- 
sammelt, aus  dem  Verkehr  gezogen,  bei  unsicheren  Rechts- 
\ erhältnissen  versteckt , vergraben , auch  eingeschmolzen, 
und  namentlich  fließt  sie  ins  Ausland  ab,  um  da,  wenn  die 
Münzsysteme  es  gestatten,  in  den  Umlauf  zu  kommen,  nament- 
lich aber,  um  hier  eingeschmolzen,  umgeprägt  zu  werden. 
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Verbote,  wie  in  früherer  Zeit,  hiergegen  helfen  wenig  oder 
nichts. 

ß)  Das  Verschwinden  der  Münze  im  Inland  ist  hier 
Symptom,  Wirkung  der  Papiergeldwirtschaft,  nicht  deren 
Ursache.  Es  kann  nur  etwa  notwendig  werden,  wenn  man 
bisher  kleine,  den  Münzeinheiten  gleiche  Papiergeldstücke  ver- 
mieden und  nur  etwa  Stücke  im  Vielfachen  der  Münzeinheit 
ausgegeben  hat,  um  die  Münze  im  Umlauf  zu  erhalten,  daß 
man  wegen  dieses  Verschwindens  der  Münze  jetzt 
auch  kleine  Papiergeldstücke  ausgeben  muß.  Diese  sind 
aber  denn  auch  nicht  Ursache,  sondern  Wirkung  des  Agios, 
der  Entwertung.  Bald  wird  so  aller  Geldumlauf  an  Stelle 
der  vollwichtigen  Münze  Papiergeldumluuf. 

y)  Wenn  in  der  Weiterentwicklung  das  .Agio  höher  steigt 
und  das  Disagio  des  Papiergelds  den  Grad  der  Unterprägung 
der  Scheidemünze  überschreitet,  so  verschwindet  auch 
diese  in  derselben  Weise  wie  die  vollwichtige.  Dies  bewirkt 
dann  noch  spezifische  Störungen  im  Klein-  und  Konsumenten- 
verkehr, in  den  Markt-,  Lohnzahlungsverhältnissen.  Man  muß 
dann  notwendig  zur  .Ausgabe  von  noch  kleineren,  die  Scheide- 
münze ersetzenden  Papiergeldstücken  oder  zur  Herstellung  von 
noch  schlechterer  Scheidemünze  von  noch  geringerem  Metall- 
gehalt, zu  Nickel,  Kupfer-  statt  Silberscheidemünze  schreiten. 
Geschieht  das  nicht,  so  hilft  sich  der  Verkehr  selbst  durch 
Teilung  der  Papiergeldstücke  größeren  Wertbetrags,  ein  Vor- 
gang, w^elcher  bei  der  Münze  noch  Sinn  hat,  hier  bei  Papiergeld 
niclit,  oder  es  wird  von  Gemeindeverwaltungen,  selbst  von  Pri- 
vaten, wie  Kleinhändlern,  AATrten  usw.,  kleines  Papier-  oder  sons- 
tiges Zeichengeld  ausgegeben.  Das  stört  wegen  dessen  lokal  und 
sonst  beschränkten  Umlaufsgebiets,  bei  unsicherer  Annahme 
an  Zahlungsstatt  noch  mehr,  leicht  unerträglich.  Staatspapier- 
geld, kleinste  Notenstücke  der  betreffenden,  mit  der  Sache  be- 
trauten Bank,  schlechtere  Scheidemünzen  werden  so  ein  zwingen- 
des Bedürfnis.  Auch  das  sind  Wirkungen,  Symptome,  nicht 
Ursachen  immer  weiter  gehender  Papiergeldwirtschaft. 

.Auch  die  neuere  und  neueste  Geschichte  von  Ländern  mit 
starkem  Disagio  seines  Papiergelds,  selbst  wenn  sich  die  Verluält- 
nisse  immer  noch  einigermaßen  geordnet  lialten  (Österreich,  Italien, 
Rußland),  liefert  manche  Beispiele  für  all  dergleichen,  auch  für 
Ausprägung  schlechterer  Scheidemünze. 

(5)  Heimische  und  fremde  Münze  hören  so  faktisch  mehr 

oder  weniger,  selbst  völlig  auf,  ,,Geld“  zu  sein,  sie  w'erden 
„Ware“.  Nur  die  Zulässigkeit,  solange  sie  bleibt  (s.  u.),  auf 
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bestimmte  Münzen  lautende  Verträge,  namentlich  Darlehnsver- 
träge, zu  schließen,  erhält  noch  einen  gewissen  Umlauf  an  Münze 
im  Inland  auch  außer  den  Kassenvorräten  des  Staats,  der 
Banken,  gewisser  Geld-  und  flandelskreise  und  einzelner  Pri- 
vaten. 

b)  AAMchtiger,  eingreifender,  störender  sind  im  all- 
gemeinen die  AA'irkungen  der  Entw^ertung  und  Wertverminde- 
rung des  Papiergelds  auf  die  auf  Münzgeld  — später  auch  auf 
die  auf  Papiergeld  — lautenden  Zahlungsverbindlich- 
keiten (Geldschulden  und  andre  Forderungen).  Hier 
sind  die  Verhältnisse  bei  den  im  Moment  des  Eintritts 
des  Zwangskurses,  der  LIneinlösbarkeit  und  des  Disagios  des 
Papiergelds  bestehenden  und  diejenigen  bei  nunmehr 
neu  entstehenden  auf  Papiergeld  wie  auf  Metallgeld 
lautenden  Verbindlichkeiten  sowie  die  Verhältnisse  im  Inland 
und  im  .Ausland  zu  unterscheiden. 

a)  Die  aus  der  Zeit  der  M e t a 1 1 w ä h r u n g her- 
rührenden  Geld  Verbindlichkeiten  können  mit  dem 
Eintritt  des  Zwangskurses  nach  dem  Willen  der  Zahlungs- 
l)flichtigen  auch  in  Papiergeld,  bei  dem  Nennwert-Zwangskurse 
nach  dem  Nennwert  des  Papiergelds  erfüllt  werden.  Der  zum 
Zahlungsempfang  Berechtigte  muß  sich  das  gefallen  lassen, 
wenn  der  Zwangskurs  ein  allgemeiner,  namentlich  ein 
solcher  ist,  welcher  für  alle  auf  das  Währungsgeld  schlechthin 
lautende  Zahlungsverpflichtungen  gilt.  Davon  bilden  eventuell, 
und  tatsächlich  öfters,  die  auf  bestimmte  Münzsorten, 
einheimische  wie  fremde,  lautenden  eine  .Ausnahme. 

aa)  Die  AA'irkungen  für  den  Empfänger  sind  hier  beim  all- 
gemein gültigen  Zwangskurs  des  Papiergeldes  dieselben  wie 
bei  Doppelwährung,  wenn  das  eine  Metall  gegen  das  andere 
im  AA^erte  gesunken  ist,  und  in  der  Tat  wie  bei  den  älteren 
Münzverschlechterungen,  wenn  an  Stelle  besserer  Münzen  andre 
mit  geringerem  Metallgehalt,  aber  in  gleichem  Nennwert,  traten. 

bb)  Die  Empfangsberechtigten  (die  Gläubiger)  werden  hier 
nominell  (formell)  im  Betrage  der  Höhe  des 
D i s a g i o s des  Papiergelds  zugunsten  der  A^erpflichteteu 
(Schuldner)  geschädigt.  Das  aber  erscheint  so  hart  und  un- 
gerecht. 

cc)  Ob  im  gleichen  Maße  auch  ma  teriell  (reell)  ge- 
schädigt, ist  damit  indessen  noch  nicht  gesagt.  Hier  sind 
einmal  aa)  inländische,  im  Inland  lebende,  hier 
ihr  empfangenes  Geld  verausgebende  einer-  und  aus- 
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ländische,  im  Ausland  lebende,  das  Papiergeld  oder  seinen 
Metallwert  nach  dem  Kurse  herausziehende  und  hier  es  veraus- 
gabende Zahlungsempfänger  anderseits  zu  unterscheiden.  Ferner 
ßß)  kommt  es  bei  ersteren  darauf  an,  wie  sich  die  im  Dis- 
agio liervortretende  Entwertung  des  Papiergelds  gegen 
Münze  zu  der  in  den  etwaigen  höheren  inländischen  Preisen 
von  W aren  und  Diensten  hervortretenden  Verminderung 
der  Kaufkraft  des  Papiergelds  im  Inlande  stellt. 

Um  den  vollen  Betrag  des  Disagios  verliert  der  Empfänger 
im  Ausland  bepv.  der.  welcher  im  Auslande  Zahlungen  zu 
machen  hat.  Js  i c h t u n b e d i n g t um  diesen  Betrag,  sondern 

“ meistens  (zumal  zunächst)  kleineren  Betrag  der 
inländischen  \ ermmderung  der  Kaufkraft  des  Papiergelds  (seines 
„Binnenwerts  ) verliert  der  inländische  Empfänger,  der  das  (leid 
im  Irland  verwendet.  Hier  zeigt  sich  daher  für  das  Maß  der 
reellen  Schädigung  und  die  darin  liegende  „Ungerechtigkeit“ 
die  Imterscheidung  von  „Entwertung“  und  „Wertverniinderung“ 
des  1 apiergelds  von  wesentlicher  Bedeutung.  Erst  wenn  sich 
diese  beiden  Momente  infolge  der  entsprechenden  Bewegung  der 
Waren-  und  Dienstpreise  ganz  ins  Gleichgewicht  gesetzt  haben, 
fallt  der  Lnterschied  in  der  Schädigung  zwischen  In-  und  Ausland 
fort.  Auch  diese  Verhältnisse  sind  für  die  Fragen  der  Eegeliing  der 
ueldverbindlichkeiten  und  der  Rückkehr  von  der  Papierwährung 
zur  Hartwährung  und  für  die  Wahl  der  Methode  bei  letzterer  Maß- 
regel mit  zu  beachten. 

ß^  Bei  neu  entstehenden  Geldverbindlichkeiten  er- 
geben sich  unter  allen  Umständen  im  Inland  wie  im  Verkehr 
mit  dem  Ausland,  wie  man  auch  Vorgehen  möge,  lauter  störende 
Unsicherheiten  und  Schwankungen  in  «len  Verhältnissen  des 
,,\  e r s c h r i e b e n e n“  Vermögens,  im  gesamten  Kreditverkehr, 
welcher  mit  Geldwertbeträgen  rechnet.  Die  Dinge  gestalten 
sich  etwms  verschieden  je  nach  der  Währung,  welche  dem  be- 
tieffenden  Geschäft  zu  Grunde  liegt,  das  neue  entwertete 
Papiergeld  oder  das  alte  vollwichtige  Metallgeld  (heimisches  wie 
fremdes).  Aber  bei  keiner  Währung  und  Münze  kann  man  den 
Störungen  entgehen.  Am  Hauptfall,  dem  Darlehen  in  Geld, 
läßt  sich  das  am  besten  zeigen. 

dieses  im  Tnlamde  während  der  Papierwahrunffszeit 

Va— I ^ Bestimmung:,  daß  es  in  dieser 

Uiihrunff  verzinst  und  znriickgezahlt  wird,  so  tragen  Gläubiger 
und  hcliuldner  doch  eben  das  Risiko,  welches  aus  den  Schwan- 
kungen desDisagios  und  der  Kaufkraft  sich  ergibt,  auch  aus  beider 
verschiedener  Bewegung,  aus  der  Verschiedenheit  der  Stellung 
beider  Momente  an  sich  und  im  Verhältnis  zueinander  und  zu  den 
eitpunkten  der  Gewährung  des  Darlehns,  seiner  Verzinsung  und 
Kuckzahlung.  Venn  die  Rechtsordnung  etwa  nur  solche  und 
andere  v erträge  und  sonstige  auf  Geld  sich  beziehende  Geschäfte, 
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i auch  einseitige  Geldversprechen  in  Papiergeld  rechtlich  voll  aner- 

jg  kennt,  namentlich  etwa  nur  sie  für  klagbar  erklärt  (Österreich 

I 1856),  so  ist  man  genötigt,  Papierwährung  in  den  Vorträgen  usw. 

j zu  Grunde  zu  legen.  Aber  auch  ohne  solchen  allgemeinen  Zwmng 

] wird  dies  gewöhnlich  auch  freiwillig  geschehen,  wenigstens  in 

Zeiten,  wo  die  Bewegung  des  Agios  der  Münze  und  des  Disagios 
des  Papiergelds  und  das  Sinken  seiner  Kaufkraft  nicht  eine 
ganz  unruhige,  stark  schwankende  ist,  also  in  relativ  „normalen“. 

I ruhigen  Zeiten.  Edelmetall geld,  Goldmünze  auch  etwa  in  bis- 

herigen Silberwährungsgebieten,  bestimmte  inländische  oder  aus- 
ländische Silbermünzsorten  als  Objekt  solcher  Geschäfte,  speziell 
des  Darlehns,  auch  bei  öffentlichen  V^'ortpapieren,  Staats-  und 
anderen  Obligationen,  können  für  den  Ausländer  im  Ausland 
zwar  die  Sicherheit  bieten,  keine  Schädigungen  durch  das  Pai)ier- 
geld  direkt  in  bezug  auf  die  Darlehnsvaluta  zu  erleiden.  Aber 
riskanter  w'erden  solche  Geschäfte  auch  diesem  Gläubiger, 
weil  sein  Schuldner  im  Papiergeldland  beim  Steigen  des  Dis- 
agios und  Sinken  auch  der  iidändischen  Kaufkraft  des  Papiergelds 
leicht  in  größere  Sclnvierigkeiten  bezüglich  seiner  auf  Hartgeld 
lautenden  Verbindlichkeiten  geraten  kann.  Tm  Inland  bleiben 
unter  der  Herrschaft  des  Papiergelds  Kreditgeschäfte  auf  der 
Basis  von  Edelmetallgeld  das  Riskantere,  auch  wenn  sie  die 
Rechtsordnung  zuläßt,  namentlich  für  klagbar  anerkennt.  Der 
Grund  ist  der  sclion  angedentete,  daß  die  Papierwährung  hier 
jetzt  die  relativ  stabilere  Kaufkraft  besitzt.  Darin 
besteht  ihr  Vorzug  vor  dem  Metallgeld. 

y)  Den  Störungen  des  Schwankens  des  Agios  und  Dis- 
agios kann  man  sich  nur  durch  bezügliche  Valutaspeku- 
lations-Geschäfte (,, Devisenspekulation“  in  fremden 
I Wechseln,  für  den  Verkehr  mit  dem  Auslande,  Agiotage  im  In- 

land, in  Bezug  auf  Münze)  entziehen.  Damit  kommt  aber  ein 
weiteres  bedenkliches  Moment  zur  Geltung;  der  solideste  Ge- 
schäftsmann wird  genötigt,  sich  für  seine  eigenen  Geschäfte, 
zumal  für  die  mit  dem  Auslande,  in  Valutaspekulationen  ein- 
zulassen, um  sicli  gegen  ihm  nachteilige  Bewegung  des  Agios, 
des  Wechselkurses  bei  der  zukünftigen  Erfüllung  seiner  Ver- 
bindlichkeiten und  Einziehung  seiner  Forderungen  zu  decken, 
zu  sichern.  Solche  Darlehns-  und  Devisenspekulationen  werden, 
wegen  dieses  wirklichen  Geschäftsbedürfnisses,  dann  bald 
zu  einem  regelmäßigen  eigenen  neuen  Geschäftszweig  der 
Banquiers  und  Banken,  der  Börse,  in  den  üblichen  Formen  des 
Börsengeschäfts,  auch  in  der  der  Termingeschäfte.  Auch  im 
Ausland  beteiligt  man  sich  daran,  fremdes  Papiergeld  (russi- 
sches s.  Z.  in  Berlin!)  wird  Gegenstand  des  Börsenspiels.  Da- 
mit kommt  in  die  Gestaltung  und  Bew’egung  des  Agios,  dev 
fremden  Wechselkurse,  der  Münze  auch  der  Einfluß  rein 
spekulativer  Momente.  Wie  auch  sonst  kann  dadurcli 


geldvvirtschaftlichen  und  kreditwirtschaftlichen  Beziehungen  er- 
langen einen  ihnen  ohnehin  auch  auf  der  Grundlage  fester 
Währung  nicht  ganz  fehlenden  Charakter  des  Spiels  in 
gesteigertem  Maße,  wenn  nun  diese  Grundlage,  das  Papier- 
geld selbst,  beständig  so  in  seinem  Wert  schwankt.  In- 
dem die  ganze  Bevölkerung  so  vom  Spielgeiste  infiziert  wird, 
erleiden  die  wirtschaftlich  und  sozial  schwächeren,  die  ge- 
schäftsunkundigeren Elemente  natürlich  besonders  Schaden, 
gerade  je  mehr  sie  sich  am  Spiel  beteiligen,  während  sie  auch 
bei  passivem  Verhalten  doch  ebenfalls  geschädigt  werden. 
Schlimme  wirtschaftliche  Folgen,  Unwirtschaftlichkeit,  Ver- 
schwendung, schlimme  soziale,  ethische  Folgen  bleiben  so  nicht 
aus.  Das  ganze  Gefüge  der  Volkswirtschaft,  das  Tun  und 
Treiben,  Dichten  und  Trachten  der  Bevölkerung  wird  un- 
solider. Vergleichungen  von  Ländern  andauernder  Papiergeld- 
wirtschaft mit  solchen  fester  Metallwährung  bestätigen  das. 
Sie  fallen  durchaus  zum  Nachteil  der  ersteren  aus  (Österreich 
— Deutsches  Reich). 

d)  Einwirkungen  auf  die  ökonomische  und 
soziale  Klassenlage,  die  Lage  der  verschiede- 
nen Berufs-,  Einkommen-  und  Besitzkreise. 

Sie  sind,  wie  ebenfalls  aus  dem  Dargelegten  folgt,  sehr 
verschiedene  auf  diese  einzelnen  Klassen  und  Gruppen.  Am 
meisten  leiden  unter  der  Verteuerung  die  Kreise  mit  festem 
und  schwer  zu  steigerndem  Einkommen  (Beamte,  Arbeiter, 
Rentner),  am  wenigsten  unter  den  Procluktions-  und  Geschäfts- 
zweigen diejenigen,  welche  leichter  imstande  sind,  die  Rein- 
erträge ihrer  Betriebe  gleich  hoch  zu  halten  oder  zu  steigern, 
weil  sie  ihre  Absatzpreise  ihren  höheren  Einkaufspreisen  folgen 
zu  lassen  oder  noch  rascher  und  stärker  zu  steigern  vermögen 
und  überhaupt  anpassungsfähiger  sind;  datier  die  mehr  mit 
umlaufendem  als  mit  stehendem  Kapital  arbeitenden,  Handel 
melir  als  Industrie,  diese  mehr  als  Landwh’tschaft.  Es  ergibt 
sich  so  bei  der  Verschlechterung  wie  hinterher  auch  bei  der 
Verbesserung  der  Papiergeldwirtschaft  mit  einer  gewissen  Not- 
wendigkeit eine  starke  Umgestaltung,  eine  Revo- 
lution aller  Einkommens-  und  Besitzverhält- 
nis se,  eine  starke  Veränderung  in  der  ganzen 
Verteilung  von  Nationaleinkommen  und  Na- 
tionalvermögen, und  zwar  im  ganzen  eine  ungüns- 
tigere. Auch  die  Klassengegensätze  von  Besitz  und  Arbeit 
steisrern  und  verschärfen  sich,  wenn,  wie  leicht,  die  Löhne  den 


zwar  eine  gewisse  Moderation  in  die  Bewegung  des  Agios 
kommen  und  tut  das  auch  öfters.  Aber  überwiegend  macht 
sich  die  Valutenspekulation  doch  in  entgegengesetzter  Richtung 
geltend,  zumal  in  bewegten  Zeiten,  wo  sie  jedes  Ereignis  und 
jede  wahre  und  falsche  Nachricht  über  Vorgänge  des  politischen 
Lebens,  der  wirtschaftlichen,  finanziellen  Verhältnisse  auszu- 
beuten sucht,  oft  auch  rein  zu  ihren  Zwecken  Nachrichten  er- 
findet. Die  Bewegung  des  Agios  usw.  wird  dann  gerade  eine 
noch  unstetere,  sprunghafte.  Die  Gewinnsucht  der  Spekulanten 
bewirkt  so  noch  größere  Störungen,  in  ungünstiger  Zeit  einen 
noch  höheren  Stand  des  Agios,  bei  Besserung  der  Einfluß  üben- 
den Verhältnisse  auch  eine  sich  überstürzende  Erniedrigung  des 
Agios,  welche  mit  der  Gesamtlage  in  Widerspruch  steht,  so  daß 
Rückschläge  eintreten.  Die  Herrschaft,  welche  auf  diese  Weise 
die  Valuten-  und  Devisenspekulation  über  den  im  Disagio  her- 
vortretenden Wert  des  Papiergelds  erlangt,  wird  so  zu  einem 
neuen  bedenklichen  Faktor  für  den  Wert  der  Papierwährung. 
Soweit  der  Wert  dieses  Geldes  auf  die  Geschäfte  der  Privat- 
wirtschaften überhaupt,  so  schließlich  auf  die  ganze  Volks- 
wirtschaft einwirkt  und  dieser  Wert  von  der  Spekulation  mit 
dem  Gelde  selbst  beeinflußt  wird,  ergeben  sich  schwere  Ubel- 
stände.  Der  ,, Spielcharakter“  des  wirtschaftlichen  Getriebes 
wird  stark  gesteigert,  was  eine  Menge  wirtschaftliche,  soziale, 
auch  ethische  schlimme  Folgen  mit  sich  bringt.  Die  Lage  ist 
noch  eine  viel  üblere,  als  in  Volkswirtschaften  mit  einem  Geld- 
system doch  im  ganzen  stabilen  Geldwerts.  Hier  wird  wenig- 
stens nur  auf  der  Warenseite  spekuliert  und  gespielt.  In  Volks- 
wirtschaften mit  Papiergeld  auf  beiden  Seiten,  der  Waren-  und 
Geldseife,  und  weil  auch  auf  letzterer,  auf  der  ersten  noch 
stärker.  Begreiflich,  daß  Länder  der  Papiergeldwirtschaft 
vollends  volkswirtschaftlich  degenerieren,  die  ganze  Bevölke- 
rung zu  Spielern  wird. 

Selbst  die  Papiergeldprescliichte  von  Ländern,  in  welchen 
sich  die  Papiergeldwirtschaft  in  neuerer  Zeit  immer  noch  in  ge- 
wissen Grenzen  gehalten  hat.  wde  in  Österreich,  Italien,  Rußland, 
aucli  in  den  Vereinigten  Staaten  (1862  ff.),  hat  das  gezeigt, 
auch  hier  hat  unter  Umständen  die  Valutaspekulation  wildeste 
Formen  angenommen.  Tn  völlig  dissohiten  Verhältnissen,  in  süd- 
amerikanischen  Staaten,  auf  der  Seite  der  Siidstaaten  in  Nord- 
amerika, war  das  noch  ärger. 

c)  Allgemeine  Einwirkungen  auf  die  Volks- 
wirtschaft überhaupt.  Sie  ergeben  sich  aus  dem  Vor- 
ausgehenden, überwiegend  als  schädliche,  zur  Genüge.  Alle 
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Preisen  der  Arbeiterkonsumptibilien  im  Steigen  langsamer 
folgen  und  dahinter  Zurückbleiben.  Auch  unter  den  Kreisen  der 
Besitzenden,  der  Privatkapitalisten  finden  Verschiebungen  der 
ökonomischen  Lage  statt,  die  Besitzer  von  Objekten  mit  festen 
Renten  (Hypotheken,  festverzinslichen  Wertpapieren),  die  nicht 
spekulierenden  leiden  mehr  als  die  andertm  besitzenden  Kreise. 

e)  Finanzielle  Einwirkungen.  Diese  erweisen 
sich,  auf  die  Dauer  zumal,  für  die  Finanzen  im  allge- 
m einen  und  für  den  Staat.skredit  speziell  noch  ganz 
besonders  bedenklich. 

.,Papiergeld Wirtschaft  und  Defizit  stehen  in  Wechsel wirkunsi. 
Dem  a k u t e 11  Defizit  in  Staatskatastrophen  entsprungen,  führt 
die  Papierwährung  nunmehr  leicht  zum  chronischen  Defizit, 
denn  die  Ausgaben  steigen  unter  ihrem  Einfluß,  der  Staatskredit 
verteuert  sich,  die  Einnahmen  sinken  wohl  gar  unter  der  Ver- 
kehrslähmung, Lebensverteuerung  (Zölle!  auch  andere  indirekte 
Steuern).  Der  Zinsfuß  geht  in  die  Höhe,  die  Kurse  der  Staats- 
papiere fallen.  Man  hat  die  Papierwährung  als  eine  Besteuerung 
aufgefaßt  (Gentz),  mit  Eecht,  sie  ist  aber  die  ungleichmäßigste 
und  störendste,  welche  sich  denken  läßt.  Finanzpolitisch  und 
volkswirtschaftspolitisch  erscheint  es  daher  geboten,  wenn  einmal 
die  Papierwährung  im  Drange  der  Not  nicht  zu  vermeiden  war, 
wenigstens  sobald  als  möglich  sie  wieder  zu  beseitigen.  Sie  ist 
ein  fressender  Krebsschaden  für  Finanzen  und  Volkswirtschaft 
und  auf  die  Dauer  schwerer  zu  ertragen,  als  ein  länger  währendes 
Defizit,  welches  mit  normalen  fundierten  Schulden  gedeckt  wird.“ 
(Aus  meiner  Abhandl.  im  Schönbergschen  Handbuch  111,  84.Ö.) 

9.  Papiergeldausgabe  direkt  durch  den  Staat, 
als  S t a a t s p a p i e r g e 1 d , oder  durch  Vermittlung 
einer  B a k als  uneinlösbare  Banknote  mit  Zwangskurs  oder 
als  Bankpapiergeld. 

Beides  ist  in  der  Geschichte  öfters  vorgekommen,  ausschlioß- 
licli  ersteres  (österreichisches,  russisches  Staatspapiergeld  in  der 
großen  französischen  Kriegszeit,  neuerdings  russisches  bis  zur 
Gründung  der  Keichsbank,  in  Nordamerika),  beides  neben  ein- 
ander (neuere  Zeit  in  Österreich,  in  Italien),  nur  Banknoten  mit 
Zwangskurs  (Englische  Bank  in  der  Bankrestriktionszeit  1797  ff., 
Frankreich  1870/71,  wesentlich  auch  so,  wenn  auch  neben  Staats- 
l)apiergeld,  in  Österreich  seit  1848). 

Reines  Staatspapiergeld  hat  finanziell  den  Vorteil,  keine 
weiteren  Zinsen  und  Spesen  als  die  geringen  seiner  Herstellungs- 
kosten zu  kosten.  Aber  dieser  Vorteil  und  der  in  einer  Hin- 
sicht auch  hier  mit  vorliegende,  daß  die  Finanzverwaltung  nach 
ihrem  Bedarf  unmittelbar  über  die  Papiergeldpresse  verfügt, 
werden,  und  zwar  speziell  auch  dieser  zweite,  durch  den  Nachteil 
aufgewogen,  daß  ge  r ade  so  jede  Schranke  der 
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Papiergeldausgabe  entfällt.  Die  Zwischeninstanz 
einer  selbständigen  Bankverwaltung  möchte  den  Vorzug  ver- 
dienen. 

Mit  dieser  ist  doch  immer  erst  über  die  Papiergeldausgabe 
und  über  deren  weitere  Vermehrung  zu  verhandeln.  Diese  Ver- 
waltung wird  auch  auf  Beschränkung  der  Ausgabe,  auf  Finanz- 
operationen zur  Beschaffung  anderer  Finanzmittel  und  behufs 
Einziehung  von  Papiergeld  hindrängen.  Keine  oder  nur  niedrige 
Zinsen  für  Darlehen,  welche  eine  Bank  dem  Staate  in  Form  von 
Banknoten  mit  Zwangskurs  gibt,  zahlen  zu  müssen,  ist  natürlich 
ein  finanzielles  Interesse  und  an  sich  berechtigt.  Das  läßt  sich  aber 
auch  in  Verhandlungen  mit  Bankverwaltungen  unter  solchen  Um- 
ständen durchsetzen.  Selbst  Darlehen  aus  dem  Metallbarfonds 
der  Bank  können  zinsfrei  oder  zu  niedrigem  Zinsfuß  verlangt 
werden,  da  die  Bank  ja  nur  durch  die  ihr  gestattete  Elinstellung 
der  Bareinlösung  über  diesen  E^onds  verfügen  kann.  Die  im 
Grunde  für  den  Staat  ausgegebenen  Banknoten  treten  dann  aber 
auch  nur  zu  den  im  Bankgeschäft  emittierten  hinzu  und  erlangen 
dadurch,  im  vorteilhaften  Unterschied  vom  reinen  Staatspapier- 
geld, etwas  vom  Charakter  der  wirklichen  Banknoten,  welchen 
selbst  die  uneinlösbar  gewordenen  ira  Bankgeschäft  als  Darlehen 
ausgegebenen  etwas  behalten.  Auch  sie  strömen  nach  wie  vor 
der  Aufhebung  der  Einlösbarkeit  und  der  Einführung  des  Zwangs- 
kurses regelmäßig  in  den  Geschäften  der  Bank  für  Zahlungen  an 
diese  zurück.  Die  neuere  Praxis  der  Papiergeldausgabe  allein  oder 
vorwiegend  durch  Vermittlung  großer  Zentralbanken  möchte  sich 
l)ewährt  liaben. 

10.  Die  Beseitigung  der  Papierwährung  und 
die  Wiederherstellung  der  Edelmetallwährung. 

a)  Bisher  ist  ernstlich  doch  kaum  irgendwo  daran  gedacht 
worden,  ,,P  a p i e r w ä h r u n g“  als  definitive  Einrichtung 
des  Geldwesens  anzusehen.  Man  hat  sie  als  etwas  Vorüber- 
gehendes, als  einen  Notzustand  hingenommen,  dem  baldmög- 
lichst durch  Rückkehr  zur  ,,H  a r t w ä h r u n g‘‘  wieder  ein  Ende 
zu  machen  sei.  Und  mit  Recht,  nach  allem  Dargelegten,  auch 
doch  baldigst,  bevor  durch  langen  Bestand  der  Papierwährung 
alle  schlimmen  Folgen  sich  vollzogen  haben. 

h)  Aber  freilich  bedingt  das  große  finanzielle 
(3  p f e r und  neue  große  Störungen  des  ganzen  volks- 
wirtschaftliclien  Getriebes  im  Inlande  und  im  Verkehr  mit 
dem  Auslande,  nur  jetzt  in  umgekehrter  Richtung.  Eine  be- 
sonders schwierige  Lage  im  Papierwährungswesen.  Gleich- 
wohl darf  man  nicht  vor  diesen  Opfern  und  Störungen  zurück- 
scheuen, muß  nur  suchen,  sie  möglichst  zu  lindern. 

Die  finanzielle  Seite  in  der  Rückkehr  zur  festen  Wäh- 
rung: ist  hier  nicht  näher  zu  verfolgen.  Die  Höhe  der  erforder- 
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liehen  finanziellen  Opfer  hängt  auch  von  der  Wahl  der  Methoden 
der  Währungsreform  mit  ab.  Die  sogen,  legale  Devalvation 
(s.  u.)  hat  den  finanziellen  Vorteil,  weniger,  unter  Umständen  er- 
heblich weniger  kostspielig  zu  sein.  Sie  besteht  eben  in  einer 
teilweisen  einfachen  Streichung  der  vom  Papiergeld  dargestellten 
Staatsschuld.  Doch  darf  dieser  finanzielle  Vorteil  nicht  für  die 
Wahl  dieser  Methode  den  Ausschlag  geben.  Bei  der  Beseitigung 
der  Papierwährung  handelt  es  sich,  finanziell  betrachtet,  um  die 
Ersetzung  der  ganzen  oder  eines  großen  Teiles  der  unverzins- 
lichen Papiergeldschuld  durch  verzinsliche  Anleihen  oder  um 
Einziehung  des  Papiergelds  aus  ordentlichen  Staatseinnahmen, 
insbesondere  aus  Steuern.  Deren  notwendige  Vermehrung  zu 
diesem  Zweck  ist  natürlich  auch  ein  volkswirtschaftliches  Opfer 
und  ein  solches  der  steuerzahlenden  Bevölkerung.  Diese  und  der 
Staat  mit  seinen  Finanzen  haben  damit  jetzt  erst  die  eigent- 
lichen Lasten  voll  zu  tragen,  welche  die  mit  Hilfe  des 
Papiergelds  seinerzeit  gedeckten  Ausgaben  für  Kriegskosten  usw, 
mit  sich  brachten,  Lasten,  welche  man  durch  die  Papiergeldaus- 
gabe hatte  von  sich  zu  schieben  gesucht  Natürlich,  daß  das  im 
Urunde  genominen  auf  diese  Weise  überhaupt  teils  gar  nicht,  teils 
nur  dadurch  geht,  daß  man  mit  der  Papiergeldausgabe  das  damit 
ersetzte  Edelmotallgeld  und  das  von  diesem  dargestellte  Kapital 
mobilisiert  und  realisiert  hatte.  Jetzt  gilt  es  bei  der  Rückkehr 
zur  Edelmetallwährung,  dieses  Kapital  in  neu  zu  beschaffenden 
Edelmetallfonds  wieder  zu  immobilisieren,  neu  an-  und  so  fest- 
zulegon. 

c)  Zwei  Methoden  prinzipiell  verschiedener  Art 
kommen  für  die  Beseitigung  der  Papierwährung  in  Betracht. 
Sie  sind,  mit  kleineren  Verschiedenheiten  in  der  Art  der  Durch- 
führung, auch  in  der  Praxis  befolgt  worden  und  halien  beide 
theoretische  und  praktische  Vertreter  gefunden,  a)  Die  eine 
Methode  ist  die  sogen,  legale  Devalvation  (Herab- 
setzung), d.  h.  die  Reduktion  des  Nennwerts  des 
entwerteten  Papiergelds,  auch  des  einzelnen  Stücks  jedes  Nenn- 
wertbetrags, auf  seinen  Kurswert,  nicht  notwendig  genau 
auf  diesen,  ohnehin  so  wechselnden  zwar,  aber  doch  annähernd 
darauf  oder  in  der  Riclitung  darauf  hin.  ß)  Die  zweite  Methode 
ist  die  W i e d e r e m p o r h e b u n g des  gesunkenen 
Kurswerts  des  Papiergelds  auf  seinen  vollen 
Nennwert  durch  entsprechende  geld-,  kredit-  und  finanztech- 
nisclie  Maßregeln. 

Die  folgenden  Ausführungen  sind  auch  für  die  Fragen  iin 
nächsten  Abschnitt  XIII  vom  Nennwert,  Kurswert  usw.  wiclitig 
und  mit  dafür  bestimmt,  deswegen  etwas  eingehender  gehalten. 

a)  Die  erste  Methode,  die  legale  Devalvation, 
aa)  Sie  ist  z.  T.  früher  von  der  Theorie  (Jacob,  Nebenius, 
Rau,  später  auch  von  H e 1 f e r i c h)  als  richtig  angesehen 
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worden,  besonders  bei  stärkerer  Entwertung  des  Papiergelds 
und  längerem  Bestand  desselben  auch  in  einigermaßen 
stabil  gewordenem  Maße,  wo  in  der  Tat  aucli  noch  am 
meisten  für  sie  spriciit.  Auch  die  Praxis  hat  wiederholt  sie 
vorgenommen,  wiederum  namentlich  in  ähnlicher  J.age  der 
Dinge.  Freilicli  aber  auch  öfters  mit  aus  Gründen  fiiianziellen 
Interesses. 

Außer  uordaiiierikaiiischen.  skandiuavisclieu  Beispielen  sind 
die  beiden  wichtigsten  J^älle  die  betreffenden  Maßregeln  in 
Usterreich,  1811.  die  Herabsetzung  des  A'ennwerts  der  sein- 
stark  (auf  % — ihres  Kennwerts)  iru  Kurswert  herabgesunkeneii 
Bankozettel  auf  % und  wiederum  die  Herabsetzung  des  an  Stelle 
dieser  Bankozettel  getretenen  sogen.  Wiener  Währungspapier- 
gelds 1820  auf  -A;  ferner  die  Herabsetzung  seines  alten  Papier- 
gelds auf  1839  in  Rußland. 

bb)  Die  Begründung  ist  folgende,  aa)  Es  werde  so 
doch  nur  legalisiert,  was  sich  eben  nach  Ausweis  des  gesun- 
kenen Kurswerts  des  Papiergelds  einmal  vollzogen  habe.  Letz- 
teres habe  freilich  viele  und  schwere  wirtschaftliclie  Störungen 
und  Rechtsverletzungen  mit  sich  gebracht.  Aber  das  lasse  sicli 
nicht  mehr  gut  maclien  und  werde  durch  die  Befolgung  der 
zweiten  Methode  auch  niclit  gutgemacht.  Die  Vorteile  bei  Vor- 
gehen nach  dieser  kämen  nur  Anderen,  nicht  den  ehemals  Ge- 
schädigten, willkürlich  und  ungerecht  und  auf  Kosten  der  Ge- 
samtheit, welche  die  größeren  finanziellen  Opfer  bei  dieser 
zweiten  Methode  tragen  muß,  zugute.  Die  Wiederemporhebung 
des  niedrigen  Kurswerts  des  Papiergelds  auf  seinen  vollen  Nenn- 
wert bringe  auch  nur  wieder  neue  große  wirtschaftliche  Störun- 
gen mit  sich,  nur  jetzt  in  umgekehrter  Richtung,  verletze  wieder 
eine  Menge  Interessen  und  Rechte.  Neben  dem  finanziellen 
Vorteil  der  größeren  Wohlfeilheit  der  Devalvation  für  die  Finan- 
zen, der  in  der  Wahl  zwischen  den  beiden  Methoden  auch  für 
die  Devalvation  bereclitigtermaßen  mit  ins  Gewicht  falle,  sei  die 
Sache  auch  überhaupt  auf  diese  Weise  viel  leichter  und  rascher 
durchzuführen,  die  feste  Metallwährung  eher  zu  erreichen  und 
sicherer  zu  erhalten,  was  auch  ein  Vorteil  sei.  — ß[i)  Unver- 
meidlich sei  namentlich  die  gesetzliche  Regelung  der 
älteren,  auf  Geld  lairteuden  Zahlungsverbindlichkeiten,  sowohl 
derjenigen  aus  der  Zeit  der  Metallwährung  vor  dem  Eintritt 
der  Papierwährung,  welche  auf  Metallgeld,  Münze  lauteten, 
als  der  auf  Papiergeld  lautenden,  aber  zur  Zeit  eines  sehr 
wechselnden  Kurswei’ts  des  Papiergelds  entstandenen.  Hier 
könne,  ohne  in  noch  schwerere  Rechtsverletzungen  zu  verfallen. 


iin  Inlande  (nach  seinem  „Binnenwert“)  identisch  wäre. 
Das  ist  jedoch,  wie  nachgewiesen,  nicht  der  Fall.  Eben  des- 
wegen wird  durch  die  Devalvation  eben  nicht  ,,  nur  das  sank- 
tioniert, was  sich  faktisch  vollzogen  hat“,  sondern  etwas 
anderes.  Ebensowenig  ist  die  Regelung  der  Geldzahlungs- 
verbindlichkeiten nach  dem  Kurswert  des  Geldes,  worauf 
sie  lauten,  die  richtige,  da  nach  diesem  Maßstab  sich  die  Kauf- 
kraft nicht  genau  bestimmen  läßt.  Vollends  die  Schwankun- 
gen und  der  jeweilige  Stand  des  Kurswerts  der  Papierwährung 
sind  denjenigen  in  der  Bewegung  der  Kaufkraft  des  Geldes,  wie 
sie  in  der  Preisbewegung  und  jeweiligen  Preisstellung  hervor- 
treten, nicht  genau  entsprechend.  Das  sind  wichtige  Ergeb- 
nisse auch  für  die  allgemeine  Frage  vom  Nenn-,  Kurswert  usw. 
und  vom  ,, Inhalt  der  Geldschuld“  (Abschnitt  XIII). 

dd)  Endurteil  über  die  Devalvationsmethode 
(und  über  die  Regulierung  der  Zahlungsverpflichtungen  in 
Metall-  und  Papiergeld  nach  dem  Kurswert). 

aa)  Der  Anwendung  der  Methode  und  ihrer  angegebenen 
Konsequenz  für  die  Regulierung  der  Geldverbindlichkeiten  steht 
an  sich  das  prinzipielle  und  praktische  Bedenken 
gegenüber,  daß  aus  dem  Kurswert  (Kursstand)  des  Papier- 
gelds und  der  Münze  während  der  Periode  der  Papierwährung 
nicht  irgend  genau  und  gleichmäßig  auf  die  innere  Kaufkraft 
des  Papiergelds,  nach  Zeitpunkten,  Orten,  Warenkategorien,  ge- 
schlossen werden  kann,  ßß)  Nur  bedingt  praktisch  zulässig 
ist  die  Anwendung  der  Devalvationsmethode  usw.  und  erfährt 
auch  das  prinzipielle  Bedenken,  ohne  zu  verschwinden,  eine 
Abschwächung  bei  langem  Bestand  der  Papiergeldwirt- 
schaft, einigermaßen  stabil  gewordenem  Kurs- 
w e r t des  Papiergelds  und  annähernd  erfolgter  Aus- 
gleichung der  Preise  der  Waren  und  Dienste 
mit  dem  Kurswert  und  untereinander,  yy)  Aber 
auch  praktische  Bedenken  verbleiben  hier  immer  für  die  Re- 
duktion der  in  der  Papiergeldära  entstandenen  Geldverbindlich- 
keiten nach  dem  jeweiligen  Kursstand  des  Papiergelds.  — Das 
w'eitere  Verfahren  für  die  Durchführung  der  Devalvations- 
methode behufs  Stabilisierung  der  Währung  auf  dem  für  die 
Devalvation  angenommenen  Kurswert  des  Papiergelds  als 
dessen  nunmehrigem  neuen  Nennwert  gestaltet  sich  dann  wie 
bei  der  zweiten  Methode. 

Eine  Komplikation  in  der  Frage  der  Rückkehr  vom  ent- 
werteten Papiergeld  zur  festen  Metallwährung  mittelst  der  De- 
A.  Wagner,  soo.-ökon.  Grundriss,  Buchhandelsausgabe.  Abteil.  II.  46 


nur  nach  dem  (ungefähren)  Kurswert  des  Metallgelds  in  Papier- 
geld und  des  letzteren  in  Metallgeld  (Münze)  die  Zahlungsver- 
bindlichkeit geregelt  werden.  Damit  wird  die  ,,Kurswert- 
t h e o r i e“  für  diese  Verhältnisse  angenommen,  womit  das  im 
nächsten  Abschnitt  XIII  zu  erörternde  Problem  berührt  wird. 
Das  sei  i’ichtig,  allein  gerecht,  allein  eigentlich  möglich.  Der 
eigentliche  Wert  einer  Geld  - Zahlungsverbindlichkeit  werde 
so,  wenigstens  relativ,  am  richtigsten  bemessen.  Man  könne 
zwar  nicht  jede  kleinere  vorübergehende  Schwankung  dieses 
Kurswerts  der  Regelung  zu  Grunde  legen,  brauche  das  ja  aber 
auch  nicht  zu  tun.  Gewisse  Abrundungen,  Durchsclinittssätze 
seien  zulässig  und  würde  dabei  allen  erft)rderlichen  Rücksichten 
Rechnung  getragen.  Dalier  Umreclinung  der  Geldschulden 
usw.  nacli  einer  im  ganzen  annähernd  einer  gewissen  Durcli- 
schnittshöhe  des  Kurswerts  gemäß  entworfenen  amtlichen  (ge- 
setzlichen) Kurstabelle  nach  der  Zeit  des  Entstehens 
der  Geldverbindlichkeit  (Hauptfall:  das  österreichische  Devalva- 
tionsgesetz vom  20.  Febr.  1811).  Das  sei  auch  der  allein  praktisch 
anwendbare,  im  Grunde  der  allein  dafür  zu  findende  Maßstab 
für  solche  Verhältnisse.  Diesen  Kurswert  des  Gelds,  in  welchem 
fiine  Verbindlichkeit  ihrerzeit  entstanden  sei,  nicht  zu  berück- 
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valvationsmethode  tritt  ein.  wenn  dabei  gleichzeitig  ein  Wechsel 
in  der  ursprünglichen  Metallwährung  e.rfolgt.  bo,  w'enn  man 
von  der  früheren  Silberwährung,  auf  welche  auch  das  entwertete 
Papiergeld  nominell  lautete,  zur  Goldwährung  übergeht  und 
inzwischen  die  Wertrelation  sich  zu  Ungunsten  des  Silbers 
dem  Gold  gegenüber  stark  verändert  hat.  Das  war  die  Sachlage 
in  der  neuesten  Zeit,  welche  besonders  in  Österreich  und 
Kußland  bei  deren  jüngster  Währungsreform  gegeben  war. 
Sie  hat  den  Anlaß  gegeben,  diese  Reform  in  der  Weise  wie  bei 
einer  Devalvation  durchzuführen.  Darüber  unten. 

ß)  Die  zweite  Methode,  die  W i e d e r e na  p o r h e b u n g 
des  Kurswerts  des  entwerteten  Papiergelds  auf  den 
Gleich  wert  mit  seinem  Nennwert. 

Hier  wird  durch  Einziehung  des  Papiergelds,  soweit 
erforderlich,  also  namentlich  soweit  dhise  ]Menge  als  IJmlaufs- 
mittel  für  den  Bedarf  an  letzterem  zu  dem  dem  Nennwert 
gleichen  Kurswert  zu  groß  ist,  zunächst  diese  Menge  ent- 
sprechend vermindert,  mittelst  großer  Fundierungsoperationen. 
Bei  reinem  Staatspapiergeld  wird  dieses  für  den  erforderlichen 
Betrag  direkt  eingezogen,  bei  Bankpapiergeld  wird  durch  Ab- 
zahlung der  dem  Staate  von  der  Bank  in  Notenforra  oder  in 
Münze  gewährten  Darlehen  diese  Bank  in  die  Lage  versetzt,  ihie 
Banknoten  einziehen  und  den  Rest  wieder  einlösbar  machen  zu 
können.  Solche  Verminderung  des  Papiergelds  ist  aber  nicht 
die  einzige  Voraussetzung  zur  Wiederemporhebung  des  Kurs- 
werts. Die  allgemeine  Hebung  des  Staatskredits,  die  Verbesse- 
rung der  gesamten  Finanzlage,  wodurch  neue  Papiergeld- 
emissionen entbehrlich  werden,  die  politische  Ruhe,  die  Ent- 
wicklung der  Volkswirtschaft  sind  unentbehrliche  Mitvoraus- 
setzungen, zugleich  auch  solche  für  die  Erleichterung  der  Fun- 
dierungsoperationen. Aber  ohne  oft  schwere  neue  Störungen 
des  Wirtschaftslebens,  nunmehr  bei  fallendem  Agio  und  steigen- 
der Kaufkraft  des  Papiergelds,  nur  in  umgekehrter  Richtung 
wie  die  früheren  bei  steigendem  Agio,  geht  es  eben,  wie  schon 
bemerkt,  unmöglich  hier  ab.  Durch  nicht  zu  rasches  Vorgehen 
mit  Verminderung  des  Papiergelds  kann  hier  wohl  einige  Mil- 
derung erreicht  werden,  aber  völlig  zu  beseitigen  sind  die  neuen 
Störungen  nicht.  Man  darf  sie  wegen  des  zu  erreichenden  Zwecks 
nicht  scheuen.  Die  politisch,  volkswirtschaftlich  und  finanziell 
kräftigen  Staaten  sind  im  19.  Jahrhundert  so  vorgegangen, 
selbst  in  den  Vereinigten  Staaten  nach  so  starken  Entwertungen 
des  Papiergelds,  wie  sie  in  der  Zeit  des  Bürgerkriegs,  wenn 
auch  nicht  lange  während,  vorübergehend  indessen  auf  Vz  und 
fast  hinab  auf  'A  in  Nordamerika  vorgekommen  sind. 
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Die  Frage  der  Regelung  der  Geldverbindlich-; 
keiten  aus  der  Periode  der  Entwertung  taucht  indessen  auch  bei 
der  Anwendung  dieser  zweiten  Methode  auf,  einmal  g.anz  im  all- 
gemeinen für  den  Privatverkehr,  sodann  speziell  für  die  in 
entwertetem  Papiergeld  aufgenommeuen  Staatsanleihen  (so  1815  ff., 
1S19  in  England,  1860  ff.  in  den  Vereinigten  Staaten).  Regelmäßig 
hat  man  hier  den  Nennwert  des  Papiergelds  auch  für  die  Er- 
füllung der  Verbindlichkeiten  aus  Geldschulden  usw.,  auch  aus 
Staatsschulden,  zu  Grunde  gelegt,  bei  letzteren  eventuell  unter 
Berücksichtigung  von  bezüglichen,  bei  der  Aufnahme  der  An- 
leihen gegebenen  Zusagen,  bei  bereits  festgehaltener  Metall- 
verzinsung al  pari  der  Münze.  Aber  gegenüber  dem  öfters  so 
niedrigen  Kurswert  des  Papiergelds  zur  Zeit  der  Entstehung  der 
Schuldverbindlichkeit  hat  es  auch  hier  seitens  der  Theorie  und  be- 
sonders bezüglich  der  Staatsanleihen  seitens  der  Politiker  und 
Finanzmänner  an  Opposition  nicht  gefehlt.  Es  ist  dann  eine  Re- 
duktion der  nach  Wiederherstellung  der  Valuta  in  Münze  nach 
dem  Nennwert  zu  erfüllenden  Verbindlichkeiten  verlangt  worden. 
Sicher  sind  bei  der  Festhaltung  des  Nennw'erts  hier  von  einzelnen 
Anleihesubskribenten  und  späteren  Erwerbern  bezüglicher  Wert-, 
besonders  Staatspapiere  große  Gew  inne  erzielt  worden,  zumal  von 
Ausländern,  w'elche  die  Papiere  seinerzeit  wohlfeil,  d.  h.  mit  dem 
vollen  Agio  ihrer  festen  Valuta  erworben  hatten.  Aber  teils 
die  Unmöglichkeit,  einen  w'irklich  zutreffenden  Reduktionsmaßstab 
zu  finden,  welcher  sich  im  Agio  zur  Zeit  des  Erwerbs  des  Forde- 
rungrechts nicht  ohne  weiteres  bot,  teils  die  Rücksicht,  alles  zu 
vermeiden,  w^as  den  allgemeinen  Kredit  und  speziell  den  Staats- 
kredit von  neuem  hätte  schädigen  können,  hat  dann  doch  dazu  ge- 
führt, von  jeder  Reduktion  abzusehen  und  den  Nennw'ert  fest- 
zuhalten. 

Bedenken  hat  das  gewiß  auch,  aber  wie  iiiau  auch  immer  ver- 
fahre, ohne  solche  Bedenken  geht  es  eben  einmal  nicht  ab,  auch 
nicht  bei  Reduktion  der  Schulden  nach  einem  gleichmäßigen  Satz, 
wo  dann  derjenige  des  Kursw'erts,  zu  welchem  man  devalviert, 
doch  der  nächstliegende  ist,  oder  nach  einem  genauen  oder  abge- 
änderten, durchschnittlichen  nach  der  Zeit  der  Entstehung  der 
Verbindlichkeit.  Das  Festhalten  am  Nennw^ert  für  die  Behandlung 
der  auf  Papiergeld  lautenden  Geldverpflichtungen  ist  wenigstens 
in  Verhältnissen,  wo  die  Entwertung  nicht  andauernd  sehr  stark 
und  nicht  im  Betrage  ziemlich  stabil  war,  und  wo  somit  nicht 
eine  Ausgleichung  in  den  Preisen  von  Waren  und  Diensten  mit 
dem  Disagio  angenommen  werden  kann,  wohl  das  relativ  Rich- 
tigere. Gerade  für  die  eigentümliche  Sachlage  unter  der  Herr- 
schaft der  Papierwährung  trifft  das  meistens  zu.  Daß  man  den 
Knoten  auch  mit  der  Festhaltung  des  Nennwerts  nicht  eigentlich 
löst,  sondern  wie  bei  der  Reduktion^  nach  dem  Kurswert  doch 
nur  zerhaut,  bleibt  dabei  freilich  richtig.  Es  ist  aber  ein  anderes 
Vorgehen  überhaupt  nicht  möglich.  Das  ist  wTeder  die  inhärente 
Schwäche  jeder  Papiergeldwirtschaft.  Dieses  Ergebnis  ist  auch 
für  die  Fragen  im  folgenden  Abschnitt  XIII  wichtig,  welche  hier 
für  Papiergeld  vorw'eggenommen  sind.  Über  die  wuchtigeren 
geschichtlichen,  besonders  auch  neueren  Vorgänge  bei  der 
Behandlung  der  berührten  Punkte  in  der  Praxis  s.  meine  Abh. 
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im  Schönbergsclien  Handb.  III,  847 — 852,  u.  die  Artikel  im  H.  W. 
B.  d.  St.,  Papiergeld  von  Lexis,  Zuckerkandl,  Banken  der  ver- 
schiedenen Länder,  u.  a. 

XIII.  Die  Bemessung  des  Geldwerts  nach 
Metall-,  Nenn-  und  Kurswert  oder  die  Frage 
vom  Inhalt  der  Geldschuld  in  sozialökonomi- 
scher Betrachtung.  — Vorgehen  beiUmrechnung 
alter  Geldverbindlichkeiten  bei  gesetzlicher 
Veränderung  des  Münzfußes  und  bei  Währungs- 
w'echsel  sowie  Verwandtes. 

A.  Charakter  und  Bedeutung  dieses  Gegen- 
standes. 

1.  Die  Frage  vom  ,,Inhalt  der  Geldschuld“. 
Die  in  der  Überschrift  dieses  Abschnittes  XIII  genannten  Punkte 
betreffen  im  Grunde  ein  gemeinsames  Problem  der  Geldlehre 
und  darin  wesentlich  die  spezifisch  privatrechtliche 
Seite  des  Geldes.  Sie  stehen  in  nächstem  Zusammenhang  mit 
Begriff  und  Wesen  des  Geldes.  Ihre  richtige  Erledigung  er- 
gibt sich  folgerichtig  aus  diesem  Begriff  und  Wesen,  aber  ist 
docli  nicht  ohne  weiteres  und  nicht  ganz  leicht  und  einfach 
daraus  abzuleiten.  Vielmehr  ist  hier  eine  weitere  Untersuchung 
geboten.  Durch  diese  erhält  der  Geldbegriff  erst  einen  genaueren 
materiellen,  d.  h.  hier  auf  die  Größe  des  wirt- 
schaftlichen Werts,  speziell  des  T auschwerts,  sich 
beziehenden  Inhalt,  welcher  dem  ,,Gelde“  als  Wert- 
träger innew’ohnt.  Es  ist  namentlich  die  Funktion  des  Geldes 
als  Objekt  von  auf  ,,G  e 1 d“  lautenden  Verbindlich- 
keiten aller  Art,  welche  hier  beim  Gelde  in  Betracht  kommt. 
Dies  sind  Verbindlichkeiten,  welche  von  vornherein  auf  Geld 
als  ihr  Objekt  lauten,  oder  solche,  welche  nach  der  Bechtsord- 
nung  (Gesetz,  richterlicher  Entscheid)  oder  auch  vertragsmäßig 
in  Geld  Verbindlichkeiten  verwandelt  und  auf  verschiedene  be- 
liebige, doch  notw'endig  voraussetzungsweise  rechtlich  gültige 
Art  entstanden  sind , besonders  vertragsmäßig.  Es  liegen 
dann  hier,  privatrechtlich  aufgefaßt,  b^orderungsrechte 
und  Schuldverpflichtungen  vor,  welche  sich  auf 
Leistung  von  ,,Geld“  beziehen,  genauer  gesagt,  auf  Leistungen 
von  ,,Geld  im  allgemeinen“,  ,,Geld  überhaupt“, 
,,Geld  schlechtweg“,  sog.  ,,a  1 1 g e m e i n e“  Geldforde- 
rungen und  Geldschulden  — von  speziellen  Geldforderungen 
und  Geldschulden,  wie  den  auf  bestimmte  Geldsorten  lautenden, 
unterscliieden.  Hier  entsteht  dann  eben  die  Frage,  auf  welche 


sich  aus  Begriff  und  Wesen  des  Geldes  nicht  ohne  weiteres  so- 
fort eine  klare  Antwort  ergibt:  wonach  denn  hier  der 
,,Wert“  dieses  „Geldes“  und  dessen  Höhe  zu  be- 
messen sei?  Auf  diese  Frage  und  zwar  in  dieser  Formulie- 
rung läuft  alles  hinaus.  Es  ist  die  große  und  berühmte  zivi- 
listische  Frage,  in  knappster  Fassung  ausgedrückt,  vom  „In- 
halt der  Geldschul  d“. 

2.  Diese  Frage  gehört  als  Rechtsfrage  dem  Privat- 
recht  an  und  damit  als  wissenschaftlicher  Gegenstand  der 
Rechtswissenschaft  und  zwar  der  privatrechtlichen.  Hier  er- 
geben sich  dann  folgende  Aufgaben. 

a)  Ihre  klare  und  unzweideutige  und  richtige,  d.  h.  vor 
allem  auch  gerechte  Entscheidung  ist,  de  lege  ferenda 
betrachtet,  eine  Aufgabe  der  Reclitsbildung,  daher  des 
Gesetzgebers.  Diesem  hat  dafür  die  Rechtswissen- 
schaft die  vorbereitende  Arbeit  zu  leisten,  b)  Ist  eine  solche 
Entscheidung  im  positiven  Rechte  getroffen,  so  hat  der 
Richter  und  der  wissenschaftliche  Jurist  sie,  d e 
lege  lata,  auszulegen  und  anzuwenden,  nötigenfalls,  wenn 
Unsicherheiten  in  der  Auslegung  bleiben,  sie  kritisch  zu  prüfen. 
Recht  zu  finden,  eventuell  eine  authentische  Interpretation 
durch  den  Gesetzgeber  vorzubereiten,  c)  Fehlt  eine  gesetzliche 
Entscheidung,  so  ergibt  sich  für  den  Richter  in  Zweifels-  und 
Streitfällen  die  Aufgabe,  das  „richtige  Recht  zu  finden'*,  nach 
welchem  im  konkreten  Fall  entschieden  werden  soll,  d.  h.  hier 
den  Maßstab  zu  bestimmen,  nach  welchem  die  Höhe  des  Werts 
der  „Geldschuld“  festzustellen  ist.  Auch  dabei  hat  die  Rechts- 
wüssenscliaft  ihre  vorbereitende  kritische  und  positive  Arbeit  zu 
leisten,  d)  Liegt  eine  klare  Entscheidung  des  Rechts  (der  Ge- 
setzgebung) vor,  so  hat,  w’ie  stets,  der  Riciiter  danach  zu  ent- 
scheiden. Aber  dieser  selbst  schon  und  ebenso  die  Rechts- 
wissenschaft wird  dabei  die  Aufgabe  nicht  ablehnen  können, 
sich  ein  kritisches  Urteil  über  die  ., Richtigkeit“  dieses  Rechts 
mit  nach  den  (auch  wirtschaftlichen)  Wirkungen 
seiner  Anwendung  zu  bilden,  sowüe  zugleich  über  das,  was  statt 
dieses  Rechts  eventuell  richtig  oder  richtiger  oder  weniger 
unrichtig  und  , .gerechter“  wäre.  Damit  wird  wieder  vom 
bloßen  Standpunkt  de  lege  lata  auf  den  de  lege  ferenda  über- 
gegangen und  dem  Gesetzgeber  der  Weg  zur  richtigen  Gestal- 
tung des  Rechts  in  dieser  Frage  gewiesen.  Der  Satz:  dura  lex, 
sed  lex  gilt  zwar  de  lege  lata  auch  hier  immer,  aber  wenn  das 
gültige  Recht  als  hart,  unbillig,  unrichtig  in  den  wirtscliaft 
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liehen  Wirkungen  seiner  Anwendung  befunden  wird,  muß  sich 
Rechtswissenschaft  und  Gesetzgebung  zur  Reform  dieses 
Rechts  wenden.  Dann  fragt  sich,  wie,  wonach?  e)  Hier  kann 
eine  rein  formalistische  Behandlung  der  Frage  vom 
Inhalt  der  Geldschuld,  eine  reine  Deduktion  und  Konstruktion 
aus  der  ,,ganz  selbständig  schaffenden  Rechtsidee“  (Knies), 
aus  dem  ,, Rechtsbegriff  des  Geldes“  heraus,  der  eben  selbst  noch 
erst  seinen  genaueren  Inhalt  zu  erhalten  hat,  nicht  genügen 
und  nicht  zum  Ziele,  zur  Lösung  der  Aufgabe  führen,  d.  h.  zur 
Beantwortung  der  Frage,  was  bedeutet  denn  nun  eine  Geld- 
schuld von  z.  B.  1000  Mark  oder  dergl.?  Diese  Frage  kann 
nur  unter  Zurückgreifen  auf  wirtschaftliche  Gesichts- 
punkte befriedigend  beantwortet  werden.  Der  Grund  dafür 
liegt  darin,  daß: 

3.  Die  Frage  vom  Inhalt  der  Geldschuld  überhaupt  nicht 
nur  eine  Rechtsfrage,  eine  privatrechtliche,  sondern  auch  zu- 
gleich eine  wirtschaftliche  und  zwar  auch  volkswirt- 
schaftliche, recht  eigentlich  eine  sozial  ökonomische 
ist  und  als  solche  auch  von  Gesetzgebung,  Judikatur  und 
Rechtswissenschaft  erkannt,  behandelt  und  entschieden  wer- 
den muß.  Jene  F'rage  ist  ein  Bestandteil  des  im  Gelde  als 
„Kaufkraft“  oder  „Vermögensmacht“  (abstract 
wealth)  steckenden  sozialökonomischen  Wertpro- 
blems. Danach  stellt  eine  ,,G  e 1 d s u m m e“,  auf  welche  sich 
eine  Geldforderung  oder  Geldschuld  bezieht,  einen  bestimm- 
ten Betrag  Kaufkraft  dar,  der  richtige  Kern  in  v.  Sa- 
V i gn  y ’ s Auffassung  vom  Gelde,  speziell  auch  in  der  Frage  vom 
Inhalt  der  Geldschuld.  Daran  ist  festzuhalten  und  sollte  vollends 
der  Nationalökonom  festhalten  und  sich  nicht  auf  die  Abwege  rein 
formalistischer  Auffassung  und  Behandlung  der  Frage  verirren. 
Auch  die  zuzugebende  Tatsache,  daß  sich  selbst  bei  Metallgeld 
die  Geldschuld  nicht  auf  den  Stoff  des  Geldes  als  solchen, 
sondern  auf  die  als  Geld  von  der  Rechtsordnung  anerkannte 
Form  dieses  Stoffs,  mithin  regelmäßig  auf  bestimmte  Münze 
bezieht,  aber  zugleich  auch  auf  die  bestimmte  Güte  (Fein- 
heit) und  Menge  dieses  Stoffs  in  dieser  Form  (Münze), 
nimmt  der  Frage  der  Geldschuld  nicht  den  Charakter  eines 
ökonomischen  Wertproblems.  Das  ist  für  das  Fol- 
gende festzuhalten.  Die  Frage  vom  Inhalt  der  Geldschuld  und 
vom  Nenn-,  Metall-,  Kurswert  ist  zugleich  als  Rechts-  und 
als  ökonomische  Frage  zu  behandeln  und  auch  als  erstei’e 
nur  mit  nach  ökonomischen  Gesichtspunkten. 
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4.  Grundsätzliche  Unterscheidung  normaler 

und  anormaler“  Geld-  und  Münzverhältnisse.  Diese  Unter- 
scheidung ist  auch  für  die  Behandlung  und  Beantwortung 
dieser  Frage  geboten,  wogegen  oft  von  Juristen  wie  von  Natio- 
nalökonomen gefehlt  worden  ist.  Auch  muß  zwar  vom  Stand- 
punkt de  lege  lata,  wie  ihn  der  wissenschaftliche  Jurist  und 
Richter,  und  von  demjenigen  de  lege  ferenda  aus,  wie  ihn 
der  erstere  und  der  Gesetzgeber  vertritt  und  zu  vertreten  hat, 
die  Frage  behandelt,  aber  die  Behandlung  von  beiden  Stand- 
punkten aus  auseinander  gehalten  werden.  In  der  Rechts- 
wissenschaft und  in  der  Nationalökonomie  sind  beide  Stand- 
punkte vielfach  verwechselt  und  die  Erörterungen  von  beiden 
aus  öfters  zu  sehr  durcheinander  gemengt  worden. 

5.  In  den  Fragen  der  Entscheidung  der  Wahl 
zwischen  Nenn-  und  Kurswert  und  auch  zwischen 
einem  dieser  beiden  und  dem  Met  all  wert  handelt  es  sich 
ebenfalls  um  Wertprobleme.  Auch  diese  können  und 
dürfen  nicht  rein  formalistisch  nach  sog.  „rein  juristischen“ 
Gesichtspunkten  erledigt  werden.  Vielmehr  hängt  die  richtige 
Wahl  notwendig  von  den  wirtschaftlichen  Voraus- 
setzungen  für  die  Anwendung  eines  jeden  dieser  drei  Werte 
und  von  den  wirtschaftlichen  Wirkungen  ab,  welche 
jede  solche  Anwendung  mit  sich  bringt.  Danach  sind  es  die  ge- 
gebenen wirtschaftlichen  Verhältnisse,  welche 
der  Gesetzgeber  berücksichtigen  muß  in  jener  Wahl  zwischen 
den  drei  Werten  bei  der  Behandlung  der  Frage  vom  Inhalt  der 
Geldschuld  bei  der  Entscheidung  de  lege  ferenda,  und  welche 
ebenso  die  Rechtwissenschaft  und  die  Judikatur  de  lege  lata  im 
konkreten  Fall  mit  zu  beachten  hat.  Zu  den  „gegebenen  wirt- 
schaftlichen Verhältnissen“  gehören  nun  auch  die  Veränderun- 
gen der  Kurswerte  verschiedener  Währungen  gegeneinander, 
die  Reaktionen  dieser  Veränderungen  auf  die  Kaufkraft  jeder 
Währung  und  die  sich  auch  unabhängig  von  diesen  Reaktionen 
vollziehenden  Veränderungen  der  Kaufkraft.  Dafür  ist  Gesetz- 
geber und  Jurist  auf  die  sozialökonomische  Geld- 
und  Münzlehre  zu  verweisen.  Aus  dieser  sind  besonders 
die  Untersuchungen  über  folgende  Punkte  hier  von  Bedeutung, 
a)  Welches  die  wirtschaftlichen  Bedingungen  sind, 
von  denen  eine  Übereinstimmung  der  Höhe  von  Metall-, 
Nenn-  und  Kurswert  sowie  ihr  Auseinandergehen  und 
dessen  Richtung  und  Maß  abhängen.  Dafür  ist  auf  die 
frühere  Darlegung  der  betreffenden  Spezialpunkte  des  Münz- 


Wesens  i.  e.  S.  (Abschnitt  IX,  S.  464  ff.)  und  des  Währungs- 
wesens  zu  verweisen,  hier  namentlich  bezgl.  der  Verhältnisse 
der  Edelmetall-Doppelwährung  und  der  Papierwährung  (Ab- 
schnitt XI,  D,  S.  625  u.  Ahschn.  XII,  S.  688).  Ferner  b)  ist  hier 
auch  wichtig  die  bei  der  Papierwährung  näher  behandelte 
Unterscheidung  zwischen  ,, Binnen-  und  Außenwert“  oder 
zwischen  „V^ertverminderung“  im  Sinne  verminderter  inlän- 
discher Kaufkraft  einer  Währung  und  ,. Entwertung“  im  Sinne 
eines  Disagios  gegen  anderes  Geld  gleichen  Namens  (S.  694  ff). 
Diese  Verhältnisse  treten,  wie  oben  gezeigt,  im  Prinzip 
ebenso,  nur  im  Maße  meist  schwächer  zwischen  zwei  Metall- 
wahrungen hervor,  von  denen  die  eine  gegen  die  andere 
im  Wert  sinkt  (Silber  gegen  Gold),  sowie  zwischen  verschlech- 
tertem und  gutem,  leichterem  und  schwererem  Geld  (Münze) 
desselben  Nennwerts.  In  den  Kontroversen  über  die  Bemessung 
des  Geldwerts  nach  seinem  Nenn-,  Metall-  und  Kurswert,  auch 
für  die  Beantwortung  der  Frage  nach  dem  Inhalt  der  Geld- 
schuld ist  die  Verwertung  jener  Unterscheidung  zwischen  Ent- 
wertung und  W^ert Verminderung  nicht  üblich.  Sie  möchte  aber 
notwendig  und  nützlich  sein,  so  unter  anderem  gegen  von 
Savigny’s  nicht  völlie:  unrichti  erft-  flhpr  '/ii 


\velche  sich  über  die  Auszahlung  österreichischer  Obligationen  bzw. 
Kupons,  die  auf  Silbergeld,  Gulden  und  Thaler  lauteten,  nach 
dem  ümwechslungsbetrage  (1  fl.  Silber  gleich  2 Mk.  Gold),  im 
vollen  Betrage  gemäß  dem  deutschen  Gesetz  in  deutscher  Gold- 
münze oder  nach  dem  Kurswert  der  Silbergulden  in  Goldmark, 
daher  mit  entsprechendem  Abzug,  erhoben,  mehrfach  Anlaß,  die 
alte  Frage  vom  Inhalt  der  Geldschuld  und  von  der  Wahl  zwischen 
Nenn-,  Metall-  und  Kurswert  wieder  aufzunehmen.  (Darüber  bes. 
B e k k e r a.  a.  0.;  Gerichtsurteile  in  Goldschmidts  Ztschr.  f.  Han- 
delsrecht.) Die  verw^andte  Frage,  zu  welchem  Kurse  beim  Wechsel 
von  der  Silber-  und  Papierwährung  zur  Goldwährung  die  Umrech- 
nung stattfmden  solle,  ist  in  Österreich,  Rußland,  Deutschland 
ebenfalls  zur  Erörterung  gekommen.  Siehe  unter  anderem  die 
österreichische  Währungsenquete,  die  genannten  Aufsätze  von 
M enger,  Zuckerkandl  im  H.  W,  St.,  Lande  sberger, 
„Währungssj^steme  usw,“,  1891,  Ostersetzer,  „Währungs- 
wechsel usw'.“,  1892,  Knies  und  H e 1 f f e r i c h a.  a.  O.  Auch  die 
Nationalökonomen  verfallen  übrigens  mehrfach  wie  die  Juristen 
zu  sehr  in  formalistische  Behandlung.  Sie  berücksichtigen  die 
Verschiedenheit  der  Sachlage  im  normalen,  gutgeordneten  Zu- 
stand des  Geldw^esens  und  im  anormalen,  zerrütteten  bei  ver- 
schlechterten Münzen,  bei  gesunkenem  Wert  des  einen  Münz- 
metalls gegen  das  andere,  bei  entwertetem  Papiergelde  nicht  ge- 
nügend, auch  in  ihrer  Bedeutung  für  die  Wahl  zwischen  Nenn-, 
Metall-  und  Kurswert. 

Eine  rein  „staatliche“  Theorie  des  Geldes  kommt,  von 
ihrem  Standpunkt  folgerichtig,  gar  nicht  dazu,  in  dem  hier  be- 
handelten Gegenstand  „Probleme“  zu  finden.  Für  diese  Theorie, 
aber  auch  für  immerhin  etw'as  anders  stehende  nationalökono- 
mische Theoretiker  ist,  wie  für  zahlreiche  Juristen,  der  Nennwert 
eigentlich  das  ohne  weiteres  aus  Begriff  und  Wesen  des  Geldes 
Folgende,  ja  beinahe  das  Selbstverständliche.  Die  Gesetzgebungen 
haben  mehrfach  auch  so  entschieden.  Das  ist  irrig  und  die  Folge 
davon,  daß  in  den  hier  behandelten  Fragen  der  Charakter  ökono- 
mischer Wertproblerae  nicht  oder  zu  wenig  erkannt  wurde.  Auch 
nach  dem  Ergebnis  des  Folgenden  wird  vielfach  am  Nennw^ert  fest- 
gehalten,  aber  nicht,  w^eil  er  etwas  an  sich  immer  Richtiges  wäre, 
sondern  vielmehr,  weil  man  einmal  öfters  notgedrungen  ihn  an- 
w enden  muß,  da  und  w^enn  die  Maßstäbe  des  Metall-  und  Kursw’erts 
versagen  oder  fehlen;  ferner  aber,  da  öfters  in  der  Tat  nach  den  g e- 
gebenen  wirtschaftlichen  Verhältnissen  die  Zu- 
grundelegung des  Nennw^ertes  zwar  nicht  etwas  durchaus  Rich- 
tiges, aber  das  relativ  Richtigste  ergibt.  Das  ist  eine  ob- 
jektivere, wenn  man  will,  eine  „historisch  relative“  Entscheidung, 
w'elche  doch  auch  mehr  auf  Anerkennung  wirtschaftswissen- 
schaftlichen Charakters  Anspruch  hat  als  die  übliche  absolute  Ent- 
scheidung bei  Juristen  und  Nationalökonomen  kurzweg  stets  für 
den  Nennwert. 

B,  Metall-,  Nenn-  und  Kurswert. 

Dies  ist  die  logisch  und  genetisch  richtige  Reihenfolge, 
nicht  die  übliche  Voranstellung  des  Nennwerts.  Denn  ohne 


nier  ein  ueöiet  vor,  auf  welchem  der  enge  Zu- 
RprkI!” '"""f  «Recht“  und  „Wirtschaft“  und  zwischen 

heJioKritr^  ^Wirtschaftswissenschaft  in  einem  wichtigen  Beispiel 

6.  Literarische  Behandlung.  Aufgaben  dabei 
®eite  115  einige  Literatur  zu  dem  hier  jetzt  be-" 
handelten  Gegenstand.  Im  allgemeinen  gehören  die  Abschnitte 

denf^^e?*^ ' WVerken  über  römisches  um! 

deutsches  Privatrecht  und  über  das  neuere  kodifizierte  bürgerliche 

Recht  einzelner  Staaten  auch  speziell  über  Handelsrecht,  hierher 
Das  deutsche  Ilauptwerk  ist  immer  noch  von  Savigny’s  Ohli- 

fftera"t?rTn^^  ^P^teren  deutschen 

Literatur  G o 1 d s c h m i d t s Handelsrecht  Bd.  1,  H a r t ni  a n n ’ s, 

B e k k er  s oben  S.  115  genannte  Schriften.  S.  ferner  H u f e 1 a n d, 

R.H!n  iLr  Geldschulden“,  neu  herausgegeben 

ßeriin  1«51.  Ich  habe  die  bezüglichen  f ragen  bereits  1862  in 
meinen  Aufsätzen  zur  Geschichte  und  Kritik  der  österreichischen 

zweiten  (Ztschft.  f.  Staatswissen- 
schaft ms  S.  4i8ff.),  aufgenommen.  Meine  damaligen  Gedanken 

Gier  damals  in  Aussicht  ge- 
. teilte  dritte  Aufsatz  ist  im  Wechsel  meiner  äußeren  Lebensver- 
lialtnisse  nicht  zur  Ausführung  gekommen).  Aus  der  neueren  Natio- 

hierher  Knies,  Geld,  Schlußab- 
schmtt,  H e 1 f f e r 1 c h,  Geld,  S.  .SO.S  ff.  Für  deutsche  und  öster- 
reichische Juristen  und  Nationalökonomen  waren  die  Streitigkeiten. 
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Rücksicht  auf  den  Metallwert,  der  daher  bekannt  sein  muß,  ist 
Nenn-  und  Kurswert  nicht  begrifflich  zu  bestimmen,  und  aus 
dem  Metallwert  haben  sich  die  beiden  anderen  erst  entwickelt. 

Es  handelt  sich  hier  um  folgende  drei  Punkte,  1.  die  Be- 
griffsbestimmung, 2.  die  Betrachtung  der  Fälle  der  Überein- 
stimmung und  das  Auseinandergehen  der  drei  Werte  und  der 
Bedingungen  dafür,  3.  den  Geldwert  im  Sinn  der  Kaufkraft  in 
rechtlicher  Hinsicht.  Erst  nach  Erledigung  dieser  Punkte' 
kann  an  die  Aufgabe  der  wissenschaftlichen  Lösung  des  Pro- 
blems der  Bemessung  des  Geldwerts  und  damit  der  Bestimmung 
des  Inhalts  der  Geldschuld  gegangen  werden. 

1.  Begriffsbestimmung.  Sie  hat  sich  anzuschließen, 
teils  an  gesetzliche  Vorschriften  des  Währungs-  und 
Münzrechts  über  die  Anforderungen,  welche  das  Geld,  die 
Münze  und  auch  die  einzelnen  Münzstücke  erfüllen  sollen  — 
an  den  Zustand  des  ,,Sein-Sollens“  des  Geld-  und  Münzwesens 
— teils  an  die  tatsächlichen  Gestaltungen,  auch  bei  den 
einzelnen  Münzstücken  — an  den  Zustand  des  ,, Seins“  (des 
,,Ists“)  — . Diese  Verschiedenheit  kommt  besonders  bei  der  Be- 
griffsbestimmung des  Metallwerts  zur  Geltung.  In  den  juristi- 
schen wie  in  den  nationalökonomischen  Definitionen  wird  sie 
gewöhnlich  übersehen,  woraus  Irrtümer  folgen, 
a)  Der  M e t a 1 1 w e r t. 

a)  Im  gesetzlichen  Sinne  ist  er  ein  dreifacher: 
aa)  derjenige  Betrag  feinen  Edelmetalls,  der  (vollwichtigen) 
V’äh rungsmünze  mit  voller  gesetzlicher  Zahlkraft  (bei  Münzen 
aus  Unedelmetall  des  bezüglichen  Hauptmetalls,  Kupfer,  Nickel), 
welchen  eine  Münze  nach  dem  Währungsgesetz  — ob 
Gold,  ob  Silber  — und  nach  dem  Münzfuß  genau  haben 
soll,  dem  idealen  Münzbegriff  gemäß. 

Also  z.  B.  der  ehemalige  deutsche  Taler  des  Wiener  Müiiz- 
vertrags  Vso  Pfund  feinen  Silbers,  der  vorausgehende  Vi4  Kölner 
Mark  f.  S.,  das  deutsche  10-Markstück,  die  jetzige  deutsche  Gold- 
krone Pfund  feinen  Goldes. 

bb)  Für  soeben  neu  aus  der  Münzstätte  kommende,  daher 

noch  gar  nicht  abgenutzte  Münzen  ist  der  Metallwert  der  volle 
Betrag  feinen  Metalls  wie  bei  aa)  unter  Abweichung  beim  ein- 
zelnen Stücke  in  den  Grenzen  des  Remediums,  also 
mit  dem  betreffenden  Plus  und  Minus.  Daher  sind  hier  die 
Vorschriften  über  das  Remedium  auch  für  die  Begriffsbestim- 
mung des  Metallwerts  solcher  neuer  Münzen  mit  zu  berück- 
sichtigen (S.  486). 

cc)  Der  gesetzliche  Metallwert  älterer,  schon  im  Um- 
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laufe  befindlicher,  daher  eventuell  mehr  oder  weniger  ab- 
genutzter Münzen  ist  der  nach  aa  und  bb  bestimmte,  wel- 
cher sich  innerhalb  der  Grenzen  des  Passier- 
gewichts (S.  535)  hält. 

ß)  Der  tatsächliche  Metallwert  der  Münze  ist  — mit 
Beschränkung  der  Formulierung  der  Begriff.sbestimmung  hier 
auf  Edelmetallgeld  — ein  zweifacher. 

aa)  Bei  noch  als  gesetzliches  Geld  geltendem, 
d.  h.  die  gesetzliche  Zahlkraft  besitzendem  Gelde,  — daher  inner- 
halb der  Grenzen  des  Passiergewichts  und  des  Remediums,  wenn 
auch  abweichend  von  münzfußmäßigem  Gewicht  und  Feinheit 
— ist  dieser  Metallwert  der  wirkliche  Feingehalt  und 
das  wirkliche  Gewicht,  welche  eine  Münze  tatsächlich  hat, 
also  namentlich  je  nach  dem  Grade  der  Abnutzung  das  etwas 
kleinere  und  größere  Gewicht  innerhalb  der  angegebenen 
Grenzen. 

bb)  Bei  wegen  Überschreitung  dieser  Grenzen  oder  aus 
andern  Gründen  (wie  etwa  bei  absichtlicher  Verletzung  des 
Einzelstückes)  zwar  nicht  mehr  als  gesetzliches  Geld  gelten- 
den Münzen  ist  der  tatsächliche  Metallwert  das  wirkliche 
Gewicht  (und  die  Feinheit)  jedes  einzelnen  Münzstückes. 

Von  diesen  Münzen  fungieren  nämlich  noch  viele  und  lange 
Zeit  tatsächlich  als  Geld  im  Verkehr,  namentlich  in  Ländern  und 
Zeiten,  wo  richtige  Grundsätze  der  Einziehung  solcher  Münzen 
vmn  Statswegen  nicht  rechtens  sind  oder  nicht  ordentlich  ausge- 
fiihrt  werden.  Für  den  Durchschnittszustand  des  Münzwesens  eines 
Gebiets  und  für  manche  wirtschaftliche  Vorgänge,  welche  von 
diesem  Zustand  mit  abhängen,  ist  daher  auch  der  Metallwert  sol- 
cher Münzen  geldpolitisch  von  Bedeutung. 

Auch  für  die  Fragen  vom  Inhalt  der  Geldschuld  sind  diese 

verschiedenen  „Metallwerte“  mitunter  zu  unterscheiden. 

y)  Bei  der  Scheidemünze,  der  silbernen,  auch  ein- 
schließlich derjenigen  in  Stücken  höheren  Wertbetrags  bei  der 
Goldwährung,  ist  in  gleicher  Weise  wie  bei  den  Währungs- 
münzen der  Metallwert  der  einzelnen  Münzen  zu  unterscheiden. 
Er  steht  regelmäßig,  je  nach  dem  Scheidemünzfuß  mehr  oder 
weniger,  niedriger  als  bei  den  vollwichtigen  Münzen. 

Für  manche  Geldfragen  und  speziell  für  die  hier  zu  be- 
handelnde ist  es  dabei  wichtig,  ob  und  inwieweit  solche  Scheide- 
münze den  gleichen  Kurswert  der  vollwichtigen  gleichen  Nenn- 
werte (bezw.  der  betreffenden  Quote  davon)  tatsächlich  hat  und 
gehabt  hat,  besonders  wenn  etwa  auch  Zahlungen  im  größeren 
Wertbetrage,  z.  B.  auch  bei  Darlehen,  zum  Gleichwert  dieser 
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und'riXkhf'i'lr"  ““  !■»  konkreten  Fall 

elleicht  allgemeiner  gewohnheitsmäßig  im  Verkehr  pp 

macht  wurden  und  werden  IFpII  n \ ge- 

vor  1806).  werden  {Fall  der  preußischen  Groschen 

Berücksichtigung  von  Remedium 

tatsächlichen  eines  einzelnl^li  Ppiri  f Passiergewicht  oder  den 

üetlnition,  MetXU " iS^Gekta  der"  w"'f 

.,wegen  des  in  ihm  entlialtenpn  Wert,  welcher  ihm 

Gold  zuzuschreibeu  ser‘  bezieh?  ^ ®'^ber  oder 

liehen  Metallwert  des  einzelnen  PpIH  tatsäch- 

und  enn  wert  ist  der  einem  Geldstück,  ursprünglich 

und  zunächst  immer  einer  Münze  aus  Edelmetall  aber  auch 
aus  nedelmetall,  später  auch  einem  Papiergel'dstück  vom 
Staate  bezw.  vom  Münzherrn  als  Inhaber  der  Münzhoheit  bei 
gelegte  Name,  welcher  sich  auf  einen  bestimmten  und  zvv^r 
genau  bezifferten  Geldwertbetrag  bezieht.  Zu  diesem  letzteren 

kpir^  K des  Münzherm  das  Stück  im  Ver- 

ehr  benannt,  berechnet,  gegeben  und  angenommen  werden 

Die  Beilegung  eines  solchen  Nennwertes  ist  aber  logisch  gar 
nici  enkbar  und  kann  sich  genetisch  gar  nicht  vollziehen 
wenn  nicht  implicite  bei  Metallgeld  ein  bestimmtes  Quäle  und 
Quantum  eines  bestimmten  Metalls  zu  Grunde  liegt  DiL 

stP^  H ' und  war  namentlich  ursprünglich  wohl 

stets  dasjenige,  aus  dem  die  Münze  selbst  bestand.  Aber  es 
fand  dann,  insbesondere  in  der  Weiterentwicklung,  eine  Über- 
tragung des  Nennwerts  als  einer  Quote  eines  bestimmten  mI 
talts  von  bestimmter  Feinheit,  eventuell  von  absoluter,  und  in 

fp  solcher  Nennwert  im  Sinn  einer  Quote 

feinen  Metalls  in  bestimmter  Form  auch  auf  reines  Zeichengeld 

PrniPr  M Stoff,  neuerdings  namentlich  auf 

LXf  ^"^^dchst  eventuell  auf  solches 

Zeichen-  und  Papiergeld,  welches  nur  G e 1 d s u r r o g a t d h 

dP^  des  Ausgebers,  es  stets  sofort  auf  Verlangen 

s Besitzers  gegen  Münze  einzulösen;  später,  gelegentlich  auch 
von  vornherein,  auf  solches  ohne  solche  VeipmchtLg  un^d  mi 
Zwangskurs,  daher  als  W ä h r u n g oder  eigentliches  Geld. 
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Daß  der  Nennwert  nicht  wie  der  Metallwert  rein  selbst- 
ständig, d.  li.  ohne  Rückbeziehung  auf  Metallw^ert,  definiert  wer- 
den kann,  sondern  immer  nur  mit  wenigstens  gedankenmäßiger 
Ruckbeziehung  auf  einen  Realwert,  d.  h.  eben  im  Avichtigsten  Fall, 
bei  Münzen,  mindestens  zunächst,  auf  einen  Metallwert  im  Sinn 
einer  bestimmten  Quote  eines  feinen  Metalls,  haben  in  der  Tat 
JuristGii  und  Nationalökononieii  in  ihren  üblichen  Definitionen 
nicht  genügend  beachtet.  Daraus  sind  schon  Unklarheiten  in  der 
Definition  und  folgeweise  auch  in  den  Streitfragen  über  die  Be- 
messung des  Geldwerts  nach  Nenn-,  Metall-  und  Kurswert  her- 
vorgegangen. Savigny’s  Definition  z.  B.,  „Nennwert  des  Geldes  sei 
der  M'ert,  welcher  jedem  Geldstück  nach  der  Absicht  seines  Ur- 
hebers  (des  Staats  als  Münzherm)  beizulegen  sei“,  genügt  nicht. 
Denn  welches  ist  denn  nun  dieser  Wert?  Darauf  fehlt  die  Ant- 
wort.  Sie  könnte  nur  auf  eine  Tautologie  hinauskommen:  eben 
der  Nennwert. 

c)  Der  Kurswert.  Der  Kurswert  konkreten  Geldes  und 
jeder  Münze  wie  jedes  Papiergeldstücks,  welche  einen  be- 
stimmten Nennwert,  die  Münze  auch  einen  bestimmten  Metall- 
wert haben,  ist  a)  die  bestimmte  Menge  im  Verkehr  dafür 
gezahlter  vollwichtig  münzfußmäßig  geprägter  (Edelmetall-) 
Münzen  oder  ß)  solcher  Münzen,  welche  den  gesetzlichen  An- 
forderungen unter  Älitberücksichtigung  von  Remedium  und 
Passiergewicht  entsprechen,  oder  c)  auch  der  bestimmte  Betrag 
des  oder  der  feinen  Metalle  in  ungeprägtem  Zustande  (Barren), 
welche  man  für  das  konkrete  Geld  oder  die  konkrete  Münze, 
auch  das  einzelne  Stück  davon,  oder  für  das  Papiergeld  im  Ver- 
kehr erhält. 

Die  Definitionen  der  Juristen  und  Nationalökonomen  auch 
vom  Kurswert  genügen  nicht.  Wenn  z.  B.  von  Savigny  sagt, 
Kurswert  sei  der  M^ert,  „welchen  der  allgemeine  Glaube  irgend- 
einer Art  des  Geldes  beilegt“,  so  ist  das  ja  ganz  vage.  Seine 
Aveiteren  Ausführungen,  daß  für  diesen  Kurswert  eine  Grundlage 
gewonnen  werden  müsse,  die  auf  etwas  Unwandelbares  zurück- 
führe, und  daß  dieses  im  Wert  — welchen?  doch  eben  einer  feinen 
GeAvichtsmenge!  — des  Edelmetalls,  je  nach  der  Währung  des 
Goldes  oder  Silbers,  liege,  sind  ja  richtig,  aber  zu  einer  brauch- 
baren Definition  von  Kurswert  gelangt  man  auch  damit  noch 
nicht.  S.  auch  hier  zu  Savigny  die  Ausführungen  von  Knies  und 
Helfferich  a.  a.  O.  nebst  deren  eigener  weiterer  Behandlung  der 
Frage  von  der  Wahl  ZAvischen  den  drei  Werten.  Unsere  Überein- 
stimmung mit  und  AbAA’eichung,  von  Savigny,  von  diesen  beiden 
und  anderen  Autoren,  Nationalökonomen  und  Juristen,  ergibt  sich 
aus  dem  Vorausgehenden  und  aus  dem  Folgenden. 

Wird  hier  im  Folgenden  mit  dem  Begriff  des  Metallwerts  in 
dem  oben  unter  a besprochenem  Sinn  operiert,  so  wird  hier 
speziell  verstanden  der  Fall  unter  a,  a,  aa,  d.  h.  der  Metalhvert 
der  volhvichtigen  Währungsmünzen,  Avelchen  diese  nach  den  Be- 
stimmungen über  den  Münzfuß  haben  sollen.  Wo  „Metalhvert“  in 
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einem  möglicherweise,  wie  angeführt,  etwas  abweichendem  Sinn 
genon>men  wird,  wird  das  besonders  angegeben  werden.  Unter 
Nennwert  wird  der  oben  definierte,  unter  Kurswert  wird  derjenige 
verstanden,  welchen  irgend  welche  Münzen  in  münzfußraäßig 
geprägten  vollwichtigen  Münzen  oder  in  feinem  ungeprägtem  Me- 
tall haben. 

2.  Die  Fälle  a)  der  Übereinstimmung  und  b) 
des  Auseinandergehens  der  drei  Werte. 

a)  Ihre  Übereinstimmung  im  normalen,  gut 
geordneten  Zustande  des  Geld-  und  Münz- 
wesens. 

a)  Übereinstimmung  von  Nenn-  und  Metall- 
w e r t. 

Wenn  die  richtigen  münzpolitischen  Grundsätze  der  Her- 
stellung der  Münzen  (S.  477)  und  der  Erhaltung  des  Münz- 
wesens im  guten  Zustande  (S.  521)  bekannt  sind,  in  der  Gesetz- 
gebung genau  richtig  festgesetzt  und  in  der  Münzverwaltung 
richtig  und  sorgfältig  durchgeführt  werden,  dann  stimmen 
Nenn-  und  Metallwert  der  Münzen  genau,  bezw.  bis  auf  die 
kleinen  Abweichungen  vom  Münzfüße  überein,  welche  die 
streng  befolgten  Vorschriften  über  Remedium  und  Passier- 
gewicht gestatten.  Die  Bemessung  des  Geldwerts  nach  dem 
einen  oder  dem  andern,  dem  Nenn-  oder  Metallwert,  und  die 
Anwendung  des  einen  oder  des  andern  in  den  einschlagenden 
privatrechtlichen  Verhältnissen,  betreffs  des  Inhalts  der  Geld- 
schuld, ist  dann  einerlei.  So  daher  selten  in  der  älteren 
Geld-  und  Münzgeschichte  dauernd,  immer  mehr  erst,  je  mehr 
man  sich  der  neueren  und  neuesten  Zeit  nähert,  ziemlich  all- 
gemein aber  doch  in  der  Gegenwart,  wenigstens  in  den  Haupt- 
kult urstaaten.  Schon  der  Einfachheit  wegen  wird  dann  ohne- 
hin allgemein  nach  dem  Nennwert  der  Geldwert  bemessen,  die 
Gesetzgebung  schreibt  das  vor,  indem  sie  eben  zugleich  still- 
schweigend diesen  normalen,  gut  geordneten  Zustand  des  Geld- 
und  Münz  Wesens  als  vorhanden  voraussetzt.  Rechtswissen- 
schaft und  Judikatur  erklären  sich  unter  gleicher  Voraussetzung 
auch  für  ihn,  soweit  sie  sicii  überhaupt  mit  der  Frage  befassen 
— ■ wozu  selten  Veranlassung  — , die  Judikatur  vielleicht  mangels 
von  Streitfällen  überhaupt  nicht,  die  Wissenschaft  auch  nur 
aus  theoretischem  Interesse  an  solchen  Prinzipienfragen.  Es 
scheint  sonach  hier  kaum  ein  ,, Problem“  vorzuliegen.  Und  das 
könnte  man  zugeben  — w^enn  überall  und  immer  der  hier  an- 
genommene normale,  gut  geordnete  Zustand  bestände  und  auch 
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bei  Wechsel  von  Währung  und  Münzfuß  richtig  vorgegangen 
würde. 

ß)  Übereinstimmung  des  Kurswerts  mit  dem 
Nenn-  und  Metall  wert  des  Gelds,  der  Münzen. 

aa)  Bei  vollwichtigem  W ä h r u n g s g e 1 d. 

Werden  die  rationellen  Grundsätze  der  Münzpolitik  richtig 
durchgeführt,  besteht  unbeschränkte  Prägung,  so  daß  jederzeit 
Barrenmetall  und  fremde  Münze  in  heimische  Währungsmunze, 
wenn  auch  eventuell  gegen  Prägegebühren,  umgewandelt  werden 
kann,  besteht  ebenso  aber  auch  kein  Hemmnis  der  Emschmel- 
zung,  der  Ausfuhr  heimischer  Münze,  so  wird  auch  im  wesent- 
lichen der  Kurswert  dieser  Münze  mit  ihrem  Nenn-  und  Metall- 
wert übereinstimmen.  Nur  ganz  kleine  von  den  Transportkosten 
bedingte  lokale  Abweichungen  des  Kurswertes  vom  Nenn-  und 
Metallwert  können  dann  zeitweise  verkommen,  werden  sich  aber 
auch  bald  ausgleichen.  Der  Kursw^ert  der  Münze  kann  vor- 
übergehend ein  Weniges  niedriger  und  höher  als  der  Nenn-  und 
Metallwert  stehen.  Ersteres,  wenn  Barrenmetall  zum  Export, 
zur  Prägung  in  fremder  Münze  im  Ausland  und  für  industrielle 
Zwecke  etwas  begehrter  ist,  dann  um  die  Transport-,  Ein- 
schmelzungs-  und  fremden  Prägekosten.  Letzteres,  wenn  um- 
gekehrt heimische  Münze  etwas  begehrter  ist,  die  Neuprägung 
einige  Zeit  dauert,  daher  Zinsverluste  bedingt  und  mit  heimi- 
schen Prägegebühren  belastet  ist.  Es  kommen  hier  die  oben 
dargelegten  Verhältnisse  in  Betracht  (S.  554  ff.  unter  C).  Wie- 
derum kann  hier,  ohne  Bedenken,  der  Geldwert  auch  nach  dem 
Kurswert  bemessen  werden.  Es  liegt  aber  für  Gesetzgebung, 
Judikatur,  Rechtswissenschaft  kein  Grund  vor,  das  besonders 
zu  bestimmen,  auch  nicht  bezüglich  des  Inhalts  der  Geldschuld. 
Volkswirtschaftlich  ist  hier  die  Kaufkraft  des  Geldes  nach  den 
drei  Werten  im  ganzen  die  gleiche,  also  auch  einerlei,  wonach 
der  Geldwert  bemessen  wird. 

bb)  Sachlage  bei  Scheidemünze  niedrigeren  Metall- 
werts, als  dem  Münzfuß  der  vollwichtigen  Währungsmünze 
entspricht. 

Hier  stimmt  der  Kurswert  mit  dem  Nennwert  überein, 
wenn  und  solange  als  die  Grundsätze  richtiger  Scheidemünz- 
politik vom  Gesetzgeber  erkannt,  aufgestellt  und  von  der  Münz- 
verwaltung streng  durchgeführt  werden  (S.  504^521).  Auch 
für  alle,  auch  die  größere,  Silbermünze  der  Goldwährung  gilt 
das  unter  den  gleichen  Voraussetzungen.  Bei  der  üblichen  Be- 
schränkung der  gesetzlichen  Zahlkraft  der  Scheidemünze  wird 
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SiUch  meistens  tatsächlich  diese  Münze  nicht  oder  nur  mehr 
ausnahmsweise  und  in  nicht  sehr  erheblich  höherem  Betrage  in 
Zahlung  gegeben  und  genommen.  Daher  ist  es  praktisch  nicht 
von  großer  Bedeutung,  ob  besondere  Rechtsvorschriften  dar- 
über bestehen,  daß  der  Geldwert  in  Zahlungen,  in  denen,  auch 
über  den  Betrag  der  gesetzlichen  Zahlkraft  hinaus  wie  inner- 
halb dieses  Betrags,  tatsächlich  Scheidemünze  gegeben  und  an- 
genommen worden  war,  nach  dem  Nenn-  oder  Kurswert  be- 
messen und  einer  von  diesen  rechtlich  als  Inhalt  der  Geldschuld 
vorkommenden  Falles  betrachtet  werden  soll.  Aber  es  hat  auch 
kein  Bedenken,  den  hier  ja  mit  dem  Nennwert  übereinstimmen- 
den Kurswert  zu  Grunde  zu  legen.  Nur  der  Metallwert  ist  aus- 
zuschließen, er  ist  ja  auch  für  die  Kaufkraft  der  Scheidemünze 
bei  deren  Gleichwert  (Paristand)  mit  der  vollwichtigen  Münze 
nicht  maßgebend.  Selbst  wenn  tatsächlich  bei  einem  solchen 
gut  geordneten  Zustande  des  Scheidemünzwesens  größere  Zah- 
lungen, z.  B.  auch  im  Kreditverkehr  (bei  Darlehen),  in  Scheide- 
münze erfolgen,  stimmt  eben  hier,  voraussetzungsweise,  der 
Nenn-  und  Kurswert  dieser  Münze  dann  überein  und  kann  be- 
liebig jeder  zur  Grundlage  der  Bemessung  des  Geldwerts  dienen. 

b)  Fälle  des  Auseinandergehens  der  drei 
Werte,  insbesondere  des  Nenn-  und  Kurswerts. 

a)  Bei  \\  ährungsgeld  mit  unbeschränkter  gesetz- 
licher Zahlkraft.  Ein  solches  Auseinandergehen  ist  hier  an  die 
Voraussetzung  gebunden,  daß  richtige  (Grundsätze  der  Wäh- 
rungs-  und  Münzpolitik  im  Münzrechte  nicht  in  Geltung  stehen 
oder,  wenn  das,  nicht  streng  befolgt  werden. 

So  war  es  in  der  älteren  Münzpolitik  mit  ihrer  offenen  oder 
geheimen  Munzverschlechterung  bei  hohem  Schlagschatz  auf  das 
einzelne  Münzstück,  ferner  verhält  es  sich  so  bei  stärkerer 
Abnutzung  des  Geldes,  namentlich  auch  der  größeren  (großen) 
Münzen;  sodann  in  Doppelwährungssystemen  bei  Abweichung  des 
wirklichen  vom  gesetzlichen  Wertverhältnis  und  Erlangung  eines 
Agios  seitens  der  Münzen  des  im  Werte  gestiegenen  Metalls  gegen 
die  Münzen  des  anderen  Metalls  oder  umgekehrt  Erlangung  eines 
Disagios  letzterer  gegen  erstere  Münzen,  am  gleichen  Nennwert 
beider  gemessen;  endlich  in  Verhältnissen  entwerteter  Papier- 
währung, diese  mit  der  Münze,  auf  welche  sie  nominell  lautet 
verglichen. 

Hier  entsteht  eine  wechselnd  kleinere  und  größere  Differenz 
zwischen  dem  Nenn-  und  Kurswert,  indem  dieser  unter  jenen 
sinkt.  Die  Untergrenze  dieses  Sinkens  wird  hier  bei  Metallgeld 
im  allgemeinen  durch  den  Metallwert  der  betreffenden  Münze 
bestimmt.  Der  Kurswert  dieser  Münze  kann  auch  wohl  einmal 
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etwas,  aber  nicht  viel  und  nicht  lange,  noch  darunter  sinken, 
dauernd  nicht,  weil  es  dann  lohnend  wird,  die  Münze  zu  diesem 
Werte  aus  dem  Verkehr  zu  ziehen,  einzubehalten  und  als  Stoff 
zu  verwerten.  Der  Kurswert,  auch  der  schlechteren,  z.  B.  zu 
leicht,  mit  großem  Schlagschatz  (Abzug  am  einzelnen  Stück)  ge- 
prägten neuen  und  der  abgenutzten  Münze,  kann  aber  auch 
und  wird  öfter  länger  und  selbst  dauernd  mehr  oder  weniger 
über  ihrem  Metallwert  stehen,  wenn  der  Münzbedarf  groß  ist 
und  die  Menge  der  betreffenden  Münze  beschränkt  genug  ge- 
halten wird.  Nachfrage  und  Angebot  entscheiden  hierüber 
und  es  kommen  Momente  zur  Geltung,  wie  in  einzelnen  Kau- 
telen  der  Scheidemünzpolitik  zur  Emporhebung  des  Kurswerts 
dieser  Münze  über  ihren  Metallwert.  Bei  entwertetem  Papier- 
geld hat  natürlich  das  Sinken  des  Kurswerts  keine  solche 
Grenze,  wie  bei  Münze  in  deren  Metallwert,  gibt  es  also  kein 
festes  Minimum  des  Kurswerts.  Für  den  wirklichen 
Kurswert  und  dessen  größere  Annäherung  an  oder  weitere 
Entfernung  vom  Nennwert  entscheiden  wieder  Menge,  Ange- 
bot von  und  Bedarf,  Nachfrage  nach  dem  Papiergeld. 

Erst  unter  solchen  Verhältnissen  des  Auseinandergehens  vom 
Nenn-,  Metall-  und  Kurswert  bei  Währungsmünze  und  vom 
ersten  und  dritten  bei  Papiergeld  wird  die  Frage,  wonach  der 
Geldwert  zu  bemessen,  der  Inhalt  der  Geldschuld  zu  bestimmen 
sei,  und  zwar  diese  Frage  ebenso  sehr  als  Rechts-  wie  als 
Wirtschaftsfrage  aufgefaßt,  wichtig  und  schwierig.  Denn  hier 
hat  jede  verschiedene  Entscheidung  ihre  wesentlich  verschie- 
denen wirtschaftlichen  Folgen  für  die  Beteiligten,  für 
Gläubiger  und  Schuldner,  weil  die  Kaufkraft  des  Geldes  je 
nach  dem  einen  oder  andern  Wert  verschieden  ist.  Da  liegt 
das  eigentliche  Problem.  Dessen  Behandlung  und  Lösung  be- 
dingt ein  Zurückgehen  auf  die  wirtschaftliche 
Seite  des  ganzen  Geld-Problems,  darin  aber  auch  auf  einen 
wichtigen  allgemeinen  Punkt  des  Geldrechts,  des  Währungs- 
rechts. Durch  die  bezügliche  Untersuchung  unter  Nr.  3 er- 
folgt so  auch  eine  Ergänzung  der  allgemeinen  Geldlehre  nach 
einer  wichtigen,  im  Vorausgehenden  noch  nicht  behandelten 
Seite,  wofür  in  diesem  Zusammenhänge  hier  die  geeignetste 
Stelle  ist. 

ß)  Auseinandergehen  von  Nenn-  und  Kurswert  bei 
Scheidemünze.  Es  ist  hier  auf  das  vorher  darüber  Gesagte 
unter  bb)  (S.  735)  zu  verweisen.  Wenn  die  richtigen  Grundsätze 
der  Scheidemünzpolitik  nicht  bekannt  oder  in  der  Gesetzgebung 
A.  Wagner,  soc.-ökon.  Grundriss,  Buchhandelsausgabe.  Abteil. 11.  47 
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nicht  aufgestellt  oder  in  der  Praxis  nicht  befolgt  werden,  so 
tritt,  zumal  bei  allgemeinen,  auch  diese  Münze  mit  berührenden 
Erschütterungen  des  öffentlichen  Vertrauens,  leicht  ein  Aus- 
einandergehen von  Nenn-  und  Kurswert  der  Scheidemünze  ein. 

Letzterer  Wert  nähert  sich  dann  mehr  dem  niedrigeren  Metall- 
wert dieser  Münze,  aber  auch  er  kann  im  allgemeinen,  wie  der- 
jenige schlechteren  Währungsgelds,  niclit  oder  nicht  viel  und 
nicht  dauernd  tiefer  sinken,  weil  sonst  auch  das  Metall  der 
Scheidemjünze  als  Stoff  anderweit  verwertet  wird.  Der  Kurs- 
wert dieser  Münze  braucht  jedoch  anderseits  nicht  notwendig  ; 

stets  bis  auf  diesen  Metallwert  herabzugehen,  sondern  kann 
sich  dem  Nennwert  mehr  oder  weniger  nähern.  Das  hängt 
wieder  von  der  Menge  der  Scheidemünze,  dem  Bedarf  nach  ihr 
mit  ab.  Fungiert  und  hat  die  Scheidemünze,  ihrer  wesentlichen 
Bestimmung  nach,  nur  als  Umlaufsmittel  im  Kleinverkehr  und 
zur  Ausgleichung  bei  größeren  Zahlungen  fungiert,  nicht  als 
Geldkapital,  im  Kreditverkehr,  so  tritt  hier  die  Frage  von  der 
Bemessung  des  Geldwerts  und  des  Inhalts  der  Geldschuld 
zurück.  Andemfalls,  bei  tatsächlicher  Funktion  dieser  Münze 
mit  als  Geldkapital,  liegt  diese  Frage  nach  eingetretener  Ent- 
wertung der  Scheidemünze  hier  ebenso  wie  nach  der  Degenera- 
tion des  Währungsgeldes  in  den  oben  erwähnten  Fällen  bei 
diesem.  Der  Fall  der  Scheidemünze  braucht  daher  nicht  be- 
sonders behandelt  zu  werden,  sondern  wird  durch  die  folgen- 
den Ausführungen  mit  umfaßt,  vorbehaltlich  seiner  speziellen 
Berücksichtigung,  wo  dies  die  Sachlage  gebietet. 

3.  Der  Geldwert  im  Sinne  der  Kaufkraft  des  ' 

Geldes  in  rechtlicher  Hinsicht. 

a)  Die  Stabilität  des  Geldwerts  als  ideales  Postu- 
1 a t und  als  rechtliche  wie  wirtschaftliche  Fik- 
tion. 

a)  Der  ideale  Zustand  jedes  Geldwesens  w'äre  ein 
solcher,  wo  der  sog.  Eigen-  (innere)  Wert  des  Gelds  möglichst 
stabil  in  seiner  zeitlichen  und  örtlichen  Gestaltung  ist,  d.  h. 
möglichst  wenig  und  geringe  solche  Veränderungen  erfährt, 
welche  vom  Gelde  selbst  ausgehen. 


Uder,  was  dasselbe  besagt,  daß  die  in  Geld  gemessenen  Preise 
der  Sachen  und  Dienstleistungen  möglichst  die  gleichen  sind  und 
bleiben,  soweit  dies  vom  Gelde  selbst  abhbngt.  Demgemäß  werden 
dann  die  Veränderungen  und  Verschiedenheiten  dieser  Preise  als 
solche  angesehen,  welche  voraussetznngsweise  ausschließlich  von 
den  Waren  selbst  ausgehen,  also  hier  nur  von  deren  Kosten  und 
von  den  Verhältnissen  von  Angebot  und  Nachfrage  bei  jeder  Ware 
abhängen. 
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ß)  Der  denkbar  höchste  ideale  Zustand  einer  völligen  Sta- 
bilität des  Geldwerts,  soweit  dieser  von  der  Seite  des  Gelds  her 
selbst  bestimmt  wird,  ist  aber  nicht  erreichbar. 

Denn  bei  stoffwertvollem  Gelde  sind  die  Produktionskosten 
des  Stoffs  nicht  stabil  und  hängen  die  Angebots-  undNachfrage- 
verhältnisse  derselben  auch  mit  der  nicht-monetären  Verwendung 
des  Stoffs  zusammen.  Ferner  lassen  sich  bei  diesem  Gelde 
wie  bei  stoffwertlosem,  dem  reinen  Kreditgeld  ohne  jeden 
Realwert,  die  Verhältnisse  der  Menge,  des  Angebots  nicht 
in  stetem  genauem  Gleichgewicht  mit  denen  des  Bedarfs,  der 
Nachfrage  halten  mangels  erforderlicher  Maßstäbe  für  die  Regu- 
lierung, (S.  137  ff.)  und  auch  weil  das  Kreditmoment  in  jedem 
Gelde,  nicht  nur  im  reinen  Kreditgelde,  sondern  auch  im  stoffwerti- 
gen, sich  niemals  dauernd  und  überall  ohne  Schwankungen  in 
seinem  Einflüsse  absolut  stabil  erhalten  läßt. 

y)  Da  das  Geld  sonach  als  Gegenstand  des  Rechts  und  der 
Volkswirtschaft  aus  wirtschaftlichen  Gründen  niemals 
in  seinem  Eigenwerte  ganz  stabil  sein  kann,  vermag  auch 
keine  Rechtsordnung  des  Geld-,  Währungs-  und  Münzwesens 
und  kein  praktisches  Geld-  und  Münzsystem  eine  derartige 
Bürgschaft  zu  geben.  Deswegen  kann  auch  wieder  theoretisch 
noch  praktisch  eine  solche  Anforderung  gestellt  werden.  Un- 
mögliches kann  nicht  verlangt  werden. 

d)  Aus  dieser  unbestreitbaren  Sachlage  folgt,  auch  für 
die  Frage  der  Bemessung  des  Geldwerts  und  des  Inhalts  der 
Geldschuld  nach  Metall-,  Nenn-  und  Kurswert,  daß  keine 
Rechtsordnung  und  kein  System  des  Geldwesens  eine  Siche- 
rung dafür  zu  leisten  vermögen,  die  Kaufkraft  des  Geldes,  die 
Größe  der  ,, Vermögensmacht“,  welclie  ein  Geldbetrag  (Geld- 
summe) darstellt,  stabil  zu  erhalten  und  sich  solche  Aufgabe 
gar  nicht  stellen  können,  auch  folgeweise,  wenn  nicht  phan- 
tastische und  utopische  Ziele  vorschwebten,  niemals  gestellt 
haben.  Und  zwar  dies  nicht  nur,  weil  die  reelle  Größe  der  Kauf- 
kraft des  Geldes  und  der  betreffenden  Vermögensmacht  ven  den 
ewig  schwankenden  Geldpreisen  der  Sachen  und  Dienstleistun- 
gen unvermeidlich  abhängt,  sondern  weil  eben  der  innere 
Eigenwert  des  Geldes,  nach  welchem  der  drei  Werte  als  Maß- 
stab es  auch  bemessen  werden  mag,  nicht  stabil  ist  noch  sein 
kann.  Vernünftigerweise  kann  daher  in  unserer  Frage  weder 
Gesetzgebung  noch  Judikatur,  weder  Rechts-  noch  Wirtschafts- 
wissenschaft dem  Phantom  nach  jagen,  durch  irgend  eine  Wahl 
des  Wertbemessungs-Maßstabes,  eines  der  drei  oder  etwa  auch 
einer  Komhination  mehrerer,  den  Inhalt  der  Geldschuld  so  zu 
stabilisieren,  daß  sie  stets  eine  gleiche  Vermögensmacht  darstelle. 
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g)  Trotzdem  liegt  allem  Geldgebrauch,  zumal  auch  dem- 
jenigen von  Geldkapital  im  Kreditverkehr,  von  der  Benutzung 
des  Gelds  als  Objekt  von  auf  Geld  lautenden  Verpflichtungen, 
speziell  als  Objekt  der  Geldschuld  aus  Gelddarlehen,  unvermeid- 
lich die  Fiktion  eines  stabilen  (Eigen-)  Werts  des  Geldes 
zu  Grunde,  sowohl  in  der  wirtschaftlichen  als  in  der  rechtlichen 
Auffassung.  Es  wird  angenommen,  daß  eine  bestimmte  Geld- 
summe in  verschiedener,  selbst  weit  auseinander  liegender  Zeit 
und  an  verschiedenen,  selbst  ziemlich  weit  voneinander  getrenn- 
ten Orten,  einen  gleichen  Wert  habe,  darin  eine  gleiche  Ver- 
mögensmacht darstelle.  Dasjenige  Geld-,  Währungs-,  Münz- 
system, in  welchem  sich  der  wirkliche  Geldwert  tatsächlich 
dieser  Fiktion  am  meisten  nähert  und  die  Anwendung  des- 
jenigen der  drei  Werte  (oder  einer  Kombination  davon)  zur  Be- 
messung des  Geldwerts,  bei  welcher  das  am  sichersten  und 
besten  — ■ oder,  vorsichtiger  ausgedrückt,  am  wenigsten  unvoll- 
kommen — erreicht  wird,  verdienen  in  dieser  Hinsicht  den 
Vorzug. 

^)  Aber  nicht  nur  um  der  Annäherung  an  jene  Fiktion 
willen,  sondern  weil  in  der  Tat  im  wirtschaftlichen  und  zu- 
gleich im  Interesse  der  Gerechtigkeit  in  allem  Geldverkehr  und 
in  allem  auf  Geld  als  sein  Objekt  sich  beziehenden  Vermögens- 
verkehr immerhin  ein  möglichst  stabiler  Wert  des  Geldes  im 
Sinne  möglichst  gleichbleibender  Kaufkraft  liegt,  muß  das  Hin- 
streben darauf  als  richtig  anerkannt  werden. 

t])  Vollends  Störungen  dieser  Stabilität,  welche  die  Staats- 
gewalt als  Gesetzgeber  und  als  Inhaber  der  Geld-  und  Münz- 
hoheit (S.  541')  durch  eine  falsche  Geld-,  Währungs-  und  Münz- 
politik selbst  verschuldet,  sind  daher  möglichst  zu  vermeiden. 
Sie  führen,  wenn  gleich wmhl  eingetreten,  notw' endig  auch  zur 
Anerkennung  der  Pflicht  für  die  Staatsgewalt,  nun  wenigstens 
die  wirtschaftlich  nachteiligen  Verletzungen  berechtigter  Inter- 
essen und  des  Rechts,  w^elche  aus  solclien  Störungen  folgen, 
wie  sie  das  Auseinandergehen  der  drei  Werte  für  die  Verringe- 
rung der  Stabilität  des  Geldwertes,  der  Kaufkraft  mit  sich  brin- 
gen, möglichst  zu  verringern.  Dies  kann,  muß  daher  auch  ge- 
schehen, damit  im  Geldrecht  nach  erfolgtem  Auseinandergehen 
der  Werte  möglichst  stets  derjenige  von  diesen  (oder  eventuell 
auch  eine  solche  Kombination  mehrerer)  zur  Anwendung  für 
die  Bemessung  des  Geldwerts  kommt,  bei  welchem  die  In- 
stabilität dieses  Werts  die  kleinste  wird.  Zu  der  Aufgabe 
der  Staatsgewalt  als  Inhabers  der  Münzhoheit,  auch  mit  im 
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Interesse  der  möglichsten  Stabilität  des  Geldwerts  eine  richtige 
Geld-,  Währungs-  und  Münzpolitik  zu  betreiben,  tritt  daher  die 
weitere,  wenn  gleichwohl  hiergegen  verstoßen  ist  — wüe  die  Dinge 
zumal  in  neuerer  Zeit  meist  liegen,  vielleicht  aus  zwingenden 
politischen  und  finanziellen  Gründen  verstoßen  w^erden  mußte 

nun  wenigstens  den  Bemessungsmaßstab  für  den  Geldwert, 

daher  vermutlich  in  der  Frage  des  Inhalts  der  Geldschuld,  in 
der  angedeuteten  Weise  so  zu  wählen,  daß  dabei  das  Ziel  er- 
reichbarer minimaler  Störung  des  Geldwerts  wirklich  erreicht 
werde. 

b)  Bei  den  bezüglichen  Aufgaben  des  Gesetzgebers,  hat 
diesem  nun  die  Nationalökonomie  und  speziell  die  sozialökono- 
mische Geldlehre  den  Weg  der  Lösung  zu  weisen.  In  dieser  Lehre 
sind  zunächst  die  Grundsätze  des  Währungs-  und  Münzwesens 
festzustellen,  welche  auch  mit  der  dem  Zweck  einer  erreich- 
baren höchstmöglichen  Stabilisierung  des  Geldwerts  in  nor- 
malem gut  geordneten  Zustande  vom  Gesetzgeber  in  der  Geld- 
und  Münzordnung  zu  befolgen  sind.  Die  nationalökonomische 
Geldlehre  hat  dabei  auch  zu  zeigen,  was  zur  Verhütung  von  Geld- 
und  Münzwirren  und  damit  zur  Verhütung  des  Auseinander- 
gehens von  Metall-,  Nenn-  und  Kurswert  seitens  des  Gesetz- 
gebers und  der  Geld-  und  Münzverwaltung  zu  tun  und  zu  ver- 
meiden ist.  Jene  Geldlehre  hat  aber  ferner  auch,  wenn  aus 
der  Mißachtung  jener  Grundsätze  ein  Auseinandergehen  der 
drei  Werte  hervorgegangen  ist,  zu  zeigen,  wie  Gesetzgebung 
und  eventuell,  mangels  ihrer  Entscheidung  oder  infolge  strei- 
tiger Auslegung  der  letzteren,  wie  die  Judikatur  in  der  Wahl 
jener  drei  Werte  (oder  einer  Kt)mbination  davon)  vorzugehen 
habe.  Nicht,  um  so  alle  üblen  wirtschaftlichen  Folgen,  alle 
Verletzungen  wirtschaftlicher  Interessen  und  Rechtsverletzun- 
gen zu  vermeiden,  was  bei  einem  eingetretenen  und  zumal 
stärkeren,  dauernden  und  im  Maße  schwankenden  Auseinander- 
gehen nicht  möglich  ist,  aber  wohl  um  mittelst  richtigen  Vor- 
gehens diese  Verletzungen  auf  ein  erreichbares  Minimum  und 
zwischen  sich  kreuzenden  Interessen  zu  einer  möglichsten  Aus- 
gleichung zu  bringen.  Hier  ist  der  Punkt,  wo  der  Charakter 
der  uns  hier  beschäftigenden  Frage,  als  einer  Rechts-  und  Wirt- 
schaftsfrage zugleich,  besonders  hervortritt  und  wo  sich  daraus 
Konsequenzen  für  die  Art  der  Behandlung  der  Frage  ergeben. 
Hier  kommt  dann  auch  die  Mitverwertung  der  Unterscheidung 
zwischen  „Entwertung“  eines  schlechteren  Geldes  gegenüber 
einem  besseren  gleichen  Nennwerts,  und  ,, Wertverminderung“ 
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iiu  Sinne  verminderter  inländischer  Kaufkraft  (und  damit 
Repräsentanz  von  Vermögensmacht)  in  Betracht, 

C.  Die  wirtschaftliche  Lösung  des  Problems 
der  Bemessung  des  Geldwerts  und  der  Bestim- 
mung des  Inhalts  der  Geldschuld. 

1.  Frage  eines  Absehens  hierbei  von  Nenn-, 
Metall-,  Kurswert  und  eines  direkten  Vor- 
gehens nach  dem  ,,K  aufkraft  -W  ert“  des  Geldes. 

Unter  diesem  Namen  könnte  man  eine  vierte  Bemessungs- 
art des  (inneren,  Eigen-)  Geldwerts  neben  die  genannten  drei 
anderen  reihen.  Es  wäre  darunter  die  ,, mittlere“  Kaufkraft 
und  damit  auch  die  mittlere  Vermögensmacht  zu  verstehen, 
welche  eine  Geldsumme  nach  jeweiligen  (und  örtlichen)  Preisen 
von  Sachen  und  Diensten  einzukaufen  fähig  ist.  An  Derartiges 
zu  denken  liegt  eigentlich  hier  nahe  bei  der  Bedeutung,  welche 
gerade  der  Umfang  dieser  Kaufkraft  des  Geldes  für  den  wirt- 
schaftlichen Verkehr  und  auch  für  den  von  Geld  als  sein  Objekt 
sich  drehenden  Kreditverkehr,  sowie  weiter  für  alle  Verhältnisse 
hat,  bei  denen  es  sich  um  irgend  welche  Geldverpflichtungen 
der  Einen  und  daraus  hervorgehende  Geldforderungen  Andrer 
handelt.  Man  könnte  daran  denken,  so  den  unter  allen  Um- 
ständen mißlichen  Folgen  zu  begegnen,  welche  die  Instabilität 
der  Eigenwerte  des  Gelds,  mag  man  nach  einem  der  drei  Werte 
bei  der  Bemessung  Vorgehen,  nach  welchem  man  will,  immer 
mit  sich  bringt.  Und  einigermaßen  ließe  sich  so  etwa  auch 
der  Folge  begegnen,  welche  die  von  den  Waren  selbst  aus- 
gehenden Preisveränderungen  in  der  praktischen  Kaufkraft 
des  Geldes  herbeiführen,  indem  wenigstens  gewisse  Aus- 
gleichungen zwischen  steigenden  und  sinkenden  Preisen  ein- 
treten  könnten.  Indessen  läßt  sich  auf  diese  Weise  keine  be- 
friedigende Abhilfe  bringen  und  die  Saclie  überhaupt  sich  nicht 
ordentlich  ausführen.  Die  Aufgabe  liefe  auf  Ähnliches  hinaus, 
wie  das,  was  oben  bei  der  Frage  vom  Geldwert  und  der  Geld- 
preis-Statistik behandelt  worden  ist  (S.  227  ff.,  429  ff.). 

a)  Der  prinzipielle  und  zugleich  auch  der  praktische  Grund, 
dessentwegen  die  Entscheidung  gegen  einen  solchen  ,, Kauf- 
kraftwert“ ausfallen  muß,  ist  die  Unmöglichkeit,  diejenigen 
Sachen  und  Dienste,  nicht  nur  ihrer  Art  (Gattung),  sondern 
auch  ihrer  Güte  (Qualität,  Sorte),  wie  ihrer  Menge  nach  end- 
gültig festzustellen,  aus  deren  Preisen  die  mittlere  Kaufkraft 
des  Geldes  zu  ermitteln  wäre.  Dies  setzte  eine  zeitlich  und 
räumlich  gleichbleibende  Bedeutung  dieser  Sachen  und  Dienste 
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für  mittlere  Bedürfnisbefriedigungs-Verhältnisse  der  Menschen 
in  dem  Gebiete  des  Geldes,  dessen  Kaufkraft  so  festgestellt 
werden  soll,  voraus,  daher  betreffende  „Normalbudgets' . Kine 
völlig  ungeschichtliche,  im  Grunde  eine  Annahme,  bei  welcher 
menschliche  Entwicklung  ausgeschlossen  wird.  Aber  davon 
seihst  abgesehen,  der  Eigenwert  des  Geldes  ließe  sich  auch  so 
nicht  ermitteln,  da  aus  der  Preisbewegung  der  Sachen  und 
Dienste  erst  alle  die  von  diesem  selbst  ausgehenden  Einflüsse 
(Produktions-,  Bezugskosten,  Angebots-,  Nachfrageyerhältnisse) 
ausgeschieden  werden  müßten,  was,  zumal  für  längere  Zeit- 
räume zurück,  unmöglich  ist. 

b)  Dazu  setzte  eine  solches  Vorgehen  das  Vorhandensein, 
die  Samlung,  Sichtung,  Prüfung  eines  geldpreisstatistischen 
Materials  voraus,  welches  selbst  für  die  Gegenwart  in  genügen- 
der Vollständigkeit  und  Beschaffenheit  fehlt  und  nicht  zu  be- 
schaffen ist,  noch  weniger  natürlich  zeitlich  weiter  zuruck. 

c)  Die  Erleichterung  der  Aufgabe,  unter  Beschränkung 
auf  eine  Anzahl  Hauptwaren  usw.,  welche  im  geldwirtschaft- 
lichen  Arbeitsteilungssystem  für  die  gesamte  Bevölkerung  regel- 
mäßig gegen  Geld  erworben  werden,  nach  diesen  Waren 
die  mittlere  Kaufkraft  des  Geldes  festzustellen,  führt  aus  ähn- 
lichen Gründen,  wie  den  bei  b angegebenen  und  bei  der  unver- 
meidlichen Willkür  der  Auswahl  solcher  Waren  sowie  bei  der 
Unzutreffentheit  dieser  Auswahl  für  die  verschiedenen  ökonomi- 
schen V^olksklassen  auch  nicht  zum  Ziele. 

d)  Man  kann  so  preisstatistisches  Material  nur  aushilf  s- 
weise mit  benutzen,  um  daraus  die  Richtung  der  Preis- 
bewegung, danach  einigermaßen  diejenige  des  Geldwerts  ab- 
zuleiten und  so  zur  Lösung  unseres  Problems  Anhaltspunkte 
zu  gewinnen.  Danach  kann  man  dann  in  dem  eigentlich  allein 
hier  in  Betracht  kommenden  Falle  des  Auseinandergehens  der 
drei  Werte  gewisse  Schlüsse  ziehen,  auf  die  größere  oder  ge- 
ringere Geeignetheit  eines  jeden  davon,  ihn  zum  Maßstab  für  die 
Bewegung  der  Kaufkraft  des  Geldes  zu  nehmen.  Auch  die  Be- 
nutzung der  Preisstatistik  für  die  Bildung  von  aus  mehreren 
Bemessungswerten  konstruierten  Maßstähen  kann  wohl  mit  zur 
Erwägung  kommen. 

Sonach  muß  man  sich  docli  an  Nenn-,  Metall-  und  Kurs- 
wert des  Geldes  für  unser  Problem  halten. 

2.  Die  Frage  der  Wahl  zwischen  den  drei 
Werten  nach  wirtschaftlichen  Gesiclitspunk- 
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ten  betreffs  der  Erreichung  möglichster  Kon- 
stanz des  Geld  wertes. 

a)  Diese  Frage  genügt  es,  nach  dem  Früheren,  für  den 
allein  praktisch  wichtigen  Fall  eines  Auseinandergehens 
dieser  Werte  zu  behandeln,  also  für  anomale,  ungenügend 
geordnete  Verhältnisse  von  Geld-  . und  Münzwesen,  jetzt 
einerlei,  was  deren  Ursache  sei.  Denn  bei  ,, normalem“,  gut 
geordnetem  Zustand  dieser  Verhältnisse  stimmen  die  drei 
Werte  bei  Währungsgeld  ja  regelmäßig  genügend,  meist  ganz 
oder  fast  ganz  genau  überein.  Der  Fall  der  Scheidemünze,  wo 
bleibend  Nenn-  und  Metallwert  von  einander  abweichen,  in 
normalen  Verhältnissen  aber  doch  Nenn-  und  Kurswert  auch 
übereinstimmt,  kann  hier  beiseite  gelassen  werden,  weil  solche 
Münze  normal  nicht  als  Geldkapital  noch  als  Zahlmittel  im 
Kreditverkehr  usw.  fungiert. 

b)  Auch  in  also  hier  vorausgesetzten  anomalen  Geld- 
verhältnissen genügt  es  aber  für  unsere  Zwecke,  das  Ausein- 
andergehen von  Nenn-  und  Kurswert  zu  verfolgen.  Hier  stimmt 
im  allgemeinen  letzterer  mit  dem  Metallwert  als  seiner  even- 
tuellen Minimalgrenze,  überein,  so  daß  diese  beiden  Werte  zu- 
sammen dem  Nennwert  gegenübergestellt  werden  können.  Nur 
wenn  der  Kurswert  sich  über  dem  Metallwert  hält,  wie  es  auch 
bei  mangelhaftem  Zustande  des  Geld-  und  Münzwesens,  selbst 
länger  hindurch,  wenn  auch  in  wechselndem  Grade,  Vorkommen 
kann,  ist  auch  für  unsere  Frage  zwischen  Metall-  und  Kurs- 
wert und  folgeweise  auch  nicht  nur  zwischen  diesem,  sondern 
auch  zwischen  jenem  und  dem  Nennwert  bei  Münzgeld  zu  unter- 
scheiden. Doch  sind  derartige  Fälle  unwichtiger,  da  unter  sol- 
chen Münzwirren  doch  meist  nur  in  Geldgeschäften  entweder 
der  Nenn-  oder  der  Kurswert,  nicht  der  noch  unter  diesem 
stehende  Metallwert  in  Betracht  kommt.  Wie  vorkommenden 
solchen  letzteren  Falls  zu  entscheiden  sein  würde,  ergibt  sich 
wohl  mehr  aus  der  hier  dann  hervortretenden  Analogie  mit 
Geld  s 0 r t e n schuld  und  nach  den  dafür  geltenden  Grund- 
sätzen, als  nach  denjenigen  ,, allgemeiner“  Geldschulden.  Die 
Beschränkung  der  Untersuchung  auf  die  Wahl  zwischen  Nenn- 
und  Kurswert  rechtfertigt  sich  auch  noch  aus  dem  Grunde,  daß 
gerade  hier  der  Unterschied  zwischen  ,, Entwertung“  und  ,, Wert- 
verminderung“ seine  besondre  Bedeutung  erlangt.  Danach  wird 
der  Nennwert  öfters  ein  besserer  Maßstub  zur  Bemessung  der 
Kaufkraft  des  Geldes  als  der  Kurswert. 

Das  ist  ein  Schluß,  welcher  aus  den  oben  dargelegten  Ver- 


— 745  — 

hältnissen  bei  Papierwährung  folgt.  Diese  finden  hier  ihr  Ana- 
logon bei  verschlechtertem  Metallgeld. 

3.  Wahl  zwischen  Nenn-  und  Kurswert. 

Es  sind  hier  zu  unterscheiden: 

[ a)  das  prinzipiell  Richtige,  welches  deswegen  so 

genannt  werden  darf,  wenn  und  weil  dabei  die  Stabilität  der 
Kaufkraft  relativ  am  wenigsten  verletzt  wird,  und 

b)  damit  übereinstimmend,  aber  eventuell  auch  davon  ab- 
weichend, das  praktisch  Mögliche  und  Notwendige, 
vielleicht  allein  Ausführbare,  etwa  auch  zugleich  das, 
was  vom  praktischen  Bedürfnis  des  Verkehrs  und  von  der 
Klarheit  und  Sicherheit  der  Rechtsverhältnisse  gefordert  wird 
und  um  dessen  Erreichung  willen  man  vielleicht  auf  das  prin- 
zipiell Richtige  verzichten  muß.  Stimmt  eine  solche  Entschei- 
dung aus  praktischen  Gründen  mit  dem  überein,  was  prinzi- 
piell richtig  ist,  so  ist  ja  alles  gut.  Weicht  sie  von  letzterem  ab, 
so  bleibt  sie  eben  bedenklich.  Man  mag  sich  dann  darüber  hin- 
wegsetzen, aber  man  sollte  sich  der  Mängel  einer  solchen  Ent- 
scheidung bewußt  bleiben.  Auch  Nationalökonomen  haben  das 
in  ihrer  Begründung  der  ,, Nennwerttheorie“  lediglich  mit  sol- 
chen praktischen  Gründen  nicht  immer  getan,  noch  weniger 
Juristen.  Das  ist  ein  Fehler. 

Zu  a.  Entscheidung  nach  dem,  was  prin- 
; piell  richtig  ist. 

i a.)  Fall  der  vollen  prinzipiellen  Richtig- 

keit der  Anwendung  des  Kurswerts  und  der 
Unrichtigkeit  derjenigen  des  Nennwertes. 

I aa)  Wann  dieser  Fall  vorliegt.  Alsdann,  wenn 

der  Kurswert  eines  schlechteren  Geldes  von  gleichem  Nenn- 
wert mit  besserem  ein  genauer  Maßstab  für  die  Kaufkraft  des 
schlechteren  Geldes  wäre  — die  Annahme,  welche  implicite  der 
j V.  Savigny’schen  Auffassung  zu  Grunde  liegt.  Denn  wenn  dann 

j der  Inhalt  einer  Geldschuld,  welche  auf  gutes  Geld  lautet,  nach 

dem  Kurswert  auf  schlechtes  umgerechnet  und  demgemäß  im 
Nennwerte  dieses  letzteren  erhöht  wird  — und  vice  versa  eine 
auf  schlechtes  Geld  lautende  Schuld  entsprechend  im  Nenn- 
werte von  besserem  Geld  herabgesetzt  wird  — , so  würde  voraus- 
setzungsweise die  Summe  der  Kaufkraft  die  gleiche  bleiben,  wie 
bei  allein  vorhandenem  guten  Gelde.  Diese  Summe  Kaufkraft 
wäre,  z.  B.  bei  einem  Darlehen,  eine  andere,  eine  kleinere  oder 
größere,  nach  dem  jeweiligen  Geldwert  zur  Zeit  der  Gewährung 
und  zur  Zeit  der  Rückzahlung  des  Darlehens.  Aber  das  läßt 
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sich  eben  bei  keinem  Gelde  ändern,  da  bei  keinem  eine  Gleich- 
heit des  Geldwerts  und  der  Kauftkraft  sicher  ist,  auch  nicht  bei 
dem  seiner  Beschaffenheit  nach  ganz  gleichbleibenden  guten 
Gelde.  Es  genügt,  daß  unter  den  hier  gemachten  Voraussetzun- 
gen der  Einfluß  der  Verschlechterung  des  Gelds  durch  Um- 
rechnung auf  den  Kurswert  ausgeglichen  und  so  die  gleiche 
Sachlage  wie  bei  gutem  Gelde  herbeigeführt  wird. 

bb)  Allein  die  Voraussetzung  eines  genauen  Parallelismus 
zwisclien  Kurswert  und  Kaufkraft  des  schlechteren  Geldes  trifft 
eben,  nach  dem  Früheren,  teils  überhaupt  nicht,  teils  nur  zu 
Zeiten  und  unter  gewissen  Umständen,  nur  mehr  oder  weniger 
zu.  Deswegen  muß  auch  die  ,, Kurswerttheorie“  entsprechend 
eingeschränkt  und  die  relativ  größere  Berechtigung  der  Nenn- 
werttheorie alsdann  zugegeben  werden. 

ß)  Fall  der  teil  weisen  Richtigkeit  und  Un- 
richtigkeit beider  Theorien. 

aa)  Hier  kommt  nun  auch  für  die  prinzipielle  Entscheidung 
die  konkrete  Gestaltung  der  im  Nennwerte  des  schlechteren 
Geldes  ausgedrückten  Geldpreise  und  die  danach  sich  ergebende 
Kaufkraft  dieses  Geldes  nach  seinem  Eigenwerte  in  Betracht. 
Eine  völlige  Vermeidung  wirtschaftlicher  Nachteile  der  einen 
und  Vorteile  demgemäß  der  anderen  Seite,  des  Schuldners  und 
Gläubigers  und  vice  versa  ist  nicht  möglich,  mag  man 
den  Kurswert  oder  den  Nennwert  anwenden.  Prinzipiell  gilt  es 
daher  demjenigen  für  die  Anwendung  den  Vorzug  zu  geben, 
bei  welchem  die  Verschiebungen  die  relativ  kleinsten,  ver- 
glichen mit  dem  Zustande  in  normalen  Geldverhältnissen  bei 
gutem  Gelde,  sind. 

bb)  Maßgebend  ist  dabei,  ob  sich  die  Einflüsse,  welche  von 
der  Geldseite  her  auf  den  Eigenweit  des  Geldes  bei  schlechtem 
Gelde  einwirken  können,  stärker  oder  schwächer,  rascher  oder 
langsamer,  allgemeiner  und  gleichmäßiger  für  die  Preise  aller 
Sachen  und  Dienste  und  im  ganzen  Geldverkehrsgebiete  oder 
nur  partieller,  verschieden,  in  verschiedenen  Teilen  eines  solchen 
Gebietes  durchsetzen.  Hier  kommt  alles  das  in  Betracht,  was 
oben  bei  Papiergeld,  besonders  über  den  Prozeß  der  Wert- 
verminderung (S.  702  ff.)  dargelegt  wor<ien  ist. 

cc)  Für  unsere  hier  erörterte  Frage  lassen  sich  wohl  fol- 
gende Thesen  aufstellen.  Sie  treffen  dann  zu,  wenn  nach  den 
eben  in  Bezug  genommenen  Darlegungen  die  Verhältnisse  ent- 
sprechend liegen. 

na)  Spezialfälle,  wo  prinzipiell  die  Anwendung 


eine  geringere  Verschiebung  in  Bezug  auf  eine  durch  die  Ano- 
malien  im  Geldwesen  bewirkte  Änderung  in  den  Kaufkraft- 
beträgen herbeigeführt  wird,  als  bei  Anwendung  des  Kurswertes. 
Die  Beweisführung  ist  folgende. 

Wenn,  wo  und  solange  als  die  im  Nennwert  des  schlechteren 
Geldes  ausgedrückten  Preise  sich  gegen  die  bisherigen  Preise 
in  gutem  Gelde  weniger  ändern,  als  dem  Kurswerte  des  schlech- 
teren Geldes  in  gutem  Gelde  entsprechen  wurde  — daher  z.  B. 
im  Falle  des  sinkenden  Kurswertes  relativ  weniger,  nicht  allgemein 
steigen  — dann  ist  die  Anwendung  des  Nennwerts  richtiger.  Die 
wirtschaftlichen  Nachteile  und  folgeweise  die  Interessen-  und 
Rechtsverletzungen  des  Gläubigers,  welcher  im  Nennwert  eine  auf 
gutes  Geld  lautende  Geldforderung  in  schlechtem  Gelde  bezahlt  er- 
hält, und  die  bezüglichen  entsprechenden  Vorteile  des  bchuldners, 
sind  zwar  bei  selbst  nur  ganz  kleiner  Verminderung  der  Kautkraft 
des  schlechten  Geldes  nicht  zu  bestreiten.  Aber  sie  sind  ^oraus- 
setzungsweise  in  beiden  Fällen  k 1 e i n e r , als  die  umgekehrten 
Folgen  für  beide  Beteiligten  sein  würden,  wenn  die  Anwendung 
des  Kurswertes  stattfände.  Dabei  würde  deui  Schuldner 
zu  große  Last  auferlegt,  ein  zu  großer  Nachteil,  dem  Gläubiger 

ein  zu  großer  Vorteil  zu  teil  werden. 

So  ist  die  Sachlage  im  allgemeinen  in  den  Anfängen  der 
Einbürgerung  schlechten  Goldes,  im  agrarstaatlichen  Zustande  der 
Volkswirtschaft,  bei  Zurücktreten  des  auswärtigen  Verkehrs  im 
Bezug  von  Produkten  aus  und  im  Absatz  von  solchen  nach  dem 
Auslande,  gegenüber  inländischer  Produktion  und  \ erbrauch  hei- 
mischer Produkte,  in  großen  Gebieten  noch  weniger  entwicl^Uen 
Kommunikations-  und  Transportwesens  auch  bei  maßvoller  Ge  d- 
eiitwertiing  und  schwächerem  Sinken  des  Kurswertes  des  Gelds 
unter  den  Nennwert,  anderseits  bei  stärker  schwankenden  Kurs- 
werten. (Disagiol  und  größerer  Stabilität  der  Preise. 

Mit  der  Änderung  dieser  Verhältnisse  ändern  sich  aber 

nun  auch  die  Voraussetzungen,  unter  denen  die  Anwendung  des 
Nennwerts  das  Richtigere  ist.  Nun  treten 

ßß)  die  Spezialfälle  ein,  wo  umgekehrt  prinzi- 
piell die  Anwendung  des  Kurswerts  richtigere  Ergebnisse  als 
diejenige  des  Nennwerts  liefert.  Der  Grund  dafür  ist  hier,  daß 
die  Anwendung  des  Kurswertes  geringere  Störungen  und  Zu- 
schiebungen von  Vorteilen  und  Nachteilen,  als  Folgen  der  ano- 
malen Geldverhältnisse,  bewirkt  als  die  Anwendung  des  Nenn- 
werts. Die  Beweisführung  ist  hier  folgende. 

Dies  ergibt  sich  nämlich,  wenn  und  alsdann  und  soweit  als  die 
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unter  den  direkten  und  indirekten  (durch  das  Disagio  bewirk- 
ten) Einflüssen  des  schlechteren  Geldes  von  dessen  Seite  her 
herbeigeführt  worden  ist.  Die  Erhöhung  einer  Geldschuld  aus 
dem  Nennwert  des  guten  Geldes  auf  dessen  Kurswert  im  schlech- 
ten Gelde  bewirkte  es  dann,  daß  gerade  so  die  Kaufkraftsumme 
mehr  als  bei  Anwendung  des  Nennwerts  die  annähernd  gleiche 
bleibt,  ja,  wenn  völlige  Ausgleichung  zwischen  Entwertung  (Dis- 
agio)  und  Wertverminderung  eingetreten  ist,  selbst  die  völlig 
gleiche  bleibt,  d.  h.  diejenige,  welche  auch  ein  gleicher  Nennwert- 
betrag guten  Geldes  darstellen  würde.  Damit  ist  das  richtige  Ziel 
erreicht. 

So  gestaltet  sich  die  Sachlage  mehr  und  _ mehr  im  Laufe 
der  Zeit,  daher  bei  längerem  Verbleiben  dej_  schlech- 
teren Geldes  und  im  allgemeinen  bei  Verhältnissen,  welche  von 
denen,  wm  die  Anwendung  des  Nennwerts  das  Richtigere  ist,  ent- 
sprechend verschieden  bezw.  ihnen  entgegengesetzt^  sind:  im  in- 
dustrie-merkantilstaatlichen Zustande  der  Volkswirtschaft,  bei 
stärkerem  Hervortreten  des  auswärtigen  Verkehrs  gegenüber  der 
inländischen  Produktion  und  Konsumtion  heimischer  Produkte,  bei 
hoch  entwickeltem  Kommunikations-  und  Transportwesen,  bei 
stärkerer  Geldentwertung  und  tieferem  Stand  des  Kurswerts,  bei 
dauerndem,  auch  gleichmäßigerem  Stand  des  Disagio. 

dd)  Für  Gesetzgebung  und  Rechtswissenschaft  de  lege 
ferenda,  für  die  Judikatur  in  Zweifels-  und  Streitfällen  de  lege 
lata  ergibt  sich  so,  daß  sie  — zwar  niemals  in  ganz  gleichmäßi- 
gen Bestimmungen  völlig  richtig  — aber  doch  relativ  am 
wenigsten  unrichtig  verfahren,  wenn  sie  in  der  Sachlage 
unter  cc,  aa  sich  für  den  Nennwert,  in  derjenigen  unter  cc,  ßß 
für  den  Kurswert  entscheiden.  Insofern  handelt  es  sich  auch 


i für  eine  solche  prinzipielle  Entscheidung  einer  Rechtsfrage 

Ij  j eben,  wie  schon  bemerkt,  um  Anerkennung  und  Behandlung 

i ;i  derselben  zugleich  als  wirtschaftliche  Frage  und  um 

P ] quaestiones  facti  bei  der  Entscheidung. 

' ;;  ee)  Eine  ganz  allgemeine  prinzipielle  Entscheidung 

j der  Theorie,  der  Gesetzgebung,  der  Recht  findenden  Judikatur 

einseitig  stets  nur  für  die  Anwendung  des  Nenn-  oder 
! des  Kurswerts  in  anomalen  Geldverhältnissen  muß  also  als 


unrichtig  bezeichnet  werden.  Sie  hört  nicht  auf,  das  zu  sein, 
wie  schon  oben  bemerkt,  wenn  sie  aus  praktischen  Gründen 
sich  als  notwendig  erweist.  Zu  solchen  Gründen  kann  auch 
gehören,  daß  die  Erledigung  der  angedeuteten  quaestiones 
facti  zu  schwierig,  vielleicht  unmöglich  ist,  weil  die  tatsäch- 
lichen Verhältnisse  zu  verwickelt  liegen.  Da  das  häufig  mehr 
oder  weniger  so  sein  wird,  taucht  aber  hier  auch  als  eine  all- 
gemeine Frage  auf  diesem  Gebiete  noch  die  folgende  auf: 


I ‘ Zu  b (S.  745).  Die  Entscheidung  nach  Kompro- 

I 
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m i s s e n z w i s c h e n d e r A n w e n d u n g V o n N e n n - u n d 

Kurswert. 

a)  Eine  solche  Eventualität  liegt  nahe  und  ist  eigentlich 
eine  logische  Konsequenz  des  Umstands,  daß  doch  eine  volle 
Richtigkeit  oder  Unrichtigkeit  der  Anwendung  von  Kurs-  und 
Nennwert  nur  unter  bestimmten,  selten  rein  vorliegenden  Be- 
dingungen anzuerkennen  ist,  also  nicht  sowohl  der  Fall  a,  a 
und  in  schließlicher  Entwicklung  der  Fall  a,  aa,  als  die  andern 
Fälle  vorliegen,  wo  prinzipiell  die  Nennwert-  und  die  Kurswert- 
theorie beide,  wenn  auch  die  eine  etwas  mehr  als  die  andre,  nach 
Lage  der  Dinge  zutreffend  sind.  Hier  führt  gerade  wieder  eine 
prinzipielle  Betrachtung  zu  dem  Schluß,  in  der  Anwendung  bei- 
der Werte  eine  Kombination  eintreten  zu  lassen:  nicht 
rein  nach  dem  Nennwert,  sondern  unter  gleichzeitiger  Modifi- 
kation mit  nach  dem  Kurswert,  wenn  anzunehmen  ist,  daß  unter 
Einflüssen  von  der  Seite  der  Verschlechterung  des  Geldes 
her  auch  eine  Verminderung  der  Kaufkraft  des  letzteren  statt- 
gefunden hat,  also  mit  einer  den  Umständen  nach  für  ange- 
messen geltenden  Erhöhung  des  Nennwertes  der  auf  gutes  Geld 
lautenden  Schulden  bei  Zahlung  in  schlechtem  Gelde,  und  um- 
gekehrt mit  ebensolcher  Ermäßigung  des  Nennwerts  der  auf 
schlechtes  Geld  lautenden  Schulden  bei  Zahlung  in  gutem 
Gelde;  und  zwar  beides  in  jener  Reihe  von  Fällen,  wo  in 
ganzem  aus  den  angeführten  Gründen  die  Anwendung  des 
Nennwerts  doch  prinzipiell  relativ  richtigere  Ergebnisse  als 
diejenige  des  Kurswerts  liefert  (bei  ß,  cc,  aa,  S.  747).  Umgekehrt 
wäre  die  Anwendung  des  Kurswerts  festzuhalten,  aber  auch 
wieder  nicht  rein,  sondern  unter  entsprechender  Modifika- 
tion mit  nach  dem  Nennwert  alsdann,  wenn  und  wo  im  ganzen 
die  Kaufkraft  des  schlechten  Geldes  immer  noch  höher  als  der 
Kurswert  geblieben  ist,  wenn  sie  sich  auch  ebenfalls  stark  ver- 
mindert hat  (bei  ß,  cc,  ßß,  S.  747). 

ß)  Namentlich  die  Gesetzgebung  wird  vielfach  am 
richtigsten  verfahren,  wenn  sie  in  solcher  Weise  zwischen  der 
Anwendung  des  Nenn-  und  Kurswerts  kombiniert  und  so  Kom- 
promisse bildet.  Auch  diese  werden  niemals  ganz  richtige, 
auch  in  den  genauen  Zahlenbestimmungen  immer  etwas  will- 
kürliche Ergebnisse  bringen,  aber  richtigere  als  die  Anwendung 
stets  des  einen  oder  des  andern  Weits  allein.  Auch  hier  wird 
die  Benutzung  der  Preisstatistik  zur  Gewinnung  der  Grund- 
lage solcher  Kompromisse  Schwierigkeiten  bieten,  welche  sich 
völlig  niemals  überwinden  lassen,  aber  doch  nicht  so  große. 
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II  um  niclit  hinlänglicli  brauchbare  Anhaltspunkte  zu  gewinnen, 

i sowohl  für  die  Richtung  des  Kompromisses  in  der  Annäherung 

i an  den  Nennwert  oder  an  den  Kurswert,  als  auch  für  das  Maß 


i 


der  größeren  oder  geringeren  Annäherung  an  oder  Abweichung 
von  dem  einen  und  dem  anderen.  Das  muß,  kann  aber  auch  ge- 
nügen, wenngleich  auch  dabei  immer  schließlich  eine  ,,Zer- 
hauung  des  Knotens“,  nicht  eine  völlig  befriedigende  Lösung 
erfolgt.  Auch  diese  ,, Lösung“  ist  aber  viel  weniger  roh  als 
die,  welche  doch  in  der  bloßen  Anwendung  des  Nenn-  oder 
Kurswerts  in  allen  Fällen  stattfindet.  Mehr  kann  nicht  ge- 
leistet werden,  weil  die  Wirkungen  anomaler  Geldverhältnisse 
mit  schlechterem  Gelde  zu  mannigfaltige  sind.  Die  bloße  Nenn- 
wert- oder  Kurswerttheorie  tun  den  Dingen  völlig  Gewalt  an, 
behandeln  alles  nach  der  gleichen,  aber  viel  zu  einfachen 
Schablone. 

aa)  Die  Nennwerttheorie  macht  sich  die  Sache  sehr  leicht 
und  einfach,  behandelt  danach  Verschiedenes  eben  viel  zu 
formalgleich.  Sie  hat  freilich  den  Vorteil  leichter  und  be- 
quemer Anwendbarkeit,  was  im  Interesse  des  wirtschaftlichen 
Verkehrs  und  der  formalen  Rechtssicherheit  liegt,  allerdings 
aber  um  den  Preis  starker  materieller  Rechtsverletzungen,  zu- 
mal bei  starker  Geldverschlechterung  und  großem  Schwanken 
des  Kurswertes  und  der  Kaufkraft. 

bb)  Die  Kurswerttheorie  hat  im  Prinzip  zwar  gleiche,  im 
Grade  meist  geringere  Nachteile.  Aber  konsequent  durch- 
geführt, bei  genauer  Anwendung  auf  jeden  einzelnen  Fall,  etwa 
auch  noch  mit  Unterscheidung  des  Kurswerts  einer  Geldschuld 
nach  ihrer  Entstehungszeit  und  ihrer  Berichtigungszeit,  führt 
sie  in  eine  geradezu  unendliche  Kasuistik  und  damit  viel- 
fach doch  zu  ganz  zufälligen  Ergebnissen  und  jedenfalls  auch 
zu  solchen,  wo  die  Höhe  und  Bewegung  von  Kurswert  und  Kauf- 
kraft, oft  stark,  auseinandergehen.  Sie  ist  auch  schwieriger 
und  unbequemer  anzuwenden  als  die  reine  Nennw’erttheorie, 
— gegen  das  Interesse  des  wirtschaftlichen  Verkehrs  und  der 
formalen  Rechtssicherheit.  Dies  liefert  wohl  namentlich  mit 
die  Erklärung  dafür,  daß  sicli  Nationalökonomen  und  Juristen 
mit  der  Gesetzgebung  überwiegend  für  den  Nennwert  ent- 
scheiden. Aber  daß  prinzipiell  doch  vielfacli  der  Kurswert 
der  riclitigere  ist,  bleibt  nach  dem  Dargelegten  doch  gewiß. 

Zur  Ergänzung  des  Vorausgehenden  erübrigt  sich  noch 
eine  Ausführung  über  die  folgenden  Punkte  unter  c.  Sie  wird 
selbst  wieder  vervollständigt  durch  den  Unterabschnitt  D 


i i 
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hernach  (S.  754)  über  die  Verhältnisse  bei  Veränderung  von 
Münzfuß  und  Währung. 

c)  Vorgehen  bei  der  praktischen  Durchfüh- 
rung der  Annwendung  der  verschiedenen  Be- 
rn e s s u n g s w e r t e des  Geldwerts  in  anomalen 
Geld-  und  Münzverhältnissen  und  bei  A u s e i n a n d e r g e h e n 
von  Nenn-,  Metall-  und  Kurswert. 

Am  wichtigsten  ist  diese  Frage  beim  Kurswert  und  bei 
kombinierten  Maßstäben,  wie  den  zuletzt  besprochenen. 

a)  Beim  Nennwert  liegt  die  Sache  einfach.  Hier  wird 
eben  von  der  Fiktion  der  Gleichheit  von  schlechtem,  entwerte- 
ten mit  dem  guten,  vollwertigen  Gelde  gleichen  Nennwerts  und 
von  der  weiteren  Fiktion,  daß  der  Nennwert  der  richtige  Maß- 
stab der  Geldwertbemessung  sei,  ausgegangen.  Ohne  Rücksicht 
auf  die  Entstehung  der  Geldverbindlichkeit  in  gutem  oder 
schlechtem,  auch  in  letzterem  Gelde  ganz  verschiedenen  Kurs- 
werts, ohne  Rücksicht  ferner  auf  die  Zeit  der  Entstehung  und 
der  Erfüllung  der  Geldverbindlichkeit  wird  einfach  alles  Geld 
im  Nennwert  gleichgesetzt  und  jede  Verbindlichkeit  im  gleichen 
Betrage,  natürlich  regelmäßig  im  schlechten  Gelde  nach  seinem 
Nennwerte,  erfüllt.  Bei  der  großen  Verschiedenheit  des  Kurs- 
werts und  der  Kaufkraft,  welche  je  nach  den  Umständen,  den 
Zeitpunkten,  eventuell  auch  lokal,  diese  gleichen  Nennwert- 
summen repräsentieren,  ergeben  sich  eben  die  großen  Verletzun- 
gen der  wirtschaftlichen  Interessen  und  die  materiellen  Rechts- 
verletzungen, die  Schädigungen  und  Begünstigungen,  bald  des 
Einen,  bald  des  Andern.  Darüber  setzt  man  sich  aber  eben  folge 
richtig  bei  der  Anwendung  des  Nennwerts  hinw  eg. 

ß)  Bei  der  Anwendung  des  Metallwerts  ist  das  Vor 
gehen  auch  einfach,  wenn  auch  nicht  ebenso  einfach  als  bei 
der  des  Nennwerts.  Man  reduziert  den  Wert  des  schlechten 
wie  des  guten  Währungs  - Metallgelds,  auf  welches  die  Geld- 
schuld usw.  lautet,  beim  guten  Gelde,  hier  auf  Gewicht  in 
feinem  Metall  nach  dem  Münzfuß,  eventuell  unter  Berücksich- 
tigung der  Abnutzung  innerhalb  der  Gi'enze  des  Passiergewichts, 
bei  dem  schlechten  Metallgeld  nach  dem  wirklichen  MetallgehaU 
desselben  oder  auf  das  gute  Geld  gleichen  Nennwerts  zur  Zeit 
der  Entstehung  der  Verbindlichkeit,  oder,  wenn  diese  Zeit  nicht 
feststeht,  unter  der  Fiktion  einer  bestimmten  früheren  Ent- 
stehungszeit nach  den  dort  bestehenden  Münzverhältnissen. 
Alsdann  rechnet  man  nach  dem  Münzfuß  in  gutem  Gelde  zur 
Zeit  der  Erfüllung  der  Verbindlichkeiten  jenen  Metallw^ert- 


'•1- 


worauf  die  Schuld  zur  Zeit  ihrer  Entstellung  umgerechnet  war, 
auf  die  jetzige  gute  Münze  um.  Bedürfnisse  treten  hier  hervor, 
wie  sie  bei  gesetzlicher  Änderung  des  Münzfußes  auch  jetzt  vor- 
liegen, wofür  dann  analoges  Vorgehen  Platz  greifen  kann.  Dar- 
über unten  unter  D.  Bei  solcher  Durchführung  der  Anwendung 
des  Metallwerts  als  Bemessungsgrundlage  läuft  ebenfalls  die 
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das  schlechte  Geld  zur  Zeit  der  Erfüllung  noch  besteht  und  als 
Zahlungsobjekt  dient,  so  ist  der  Schuldbetrag  nunmehr  in 
diesem  Gelde  nach  dessen  Kurswert  zu  dieser  jetzigen 
Zeit  umzurechnen  und  dann  in  dem  sich  so  ergebenden  Betrage 
dieses  schlechten  Geldes  nach  dessen  Nennwert  zu  begleichen. 

Daß  ein  so  umständlicher  Prozeß  einer  derartigen  Doppel- 
umrechnung nach  dem  Kurswert  des  schlechten  Geldes  zur  Zeit 
der  Entstehung  und  zur  Zeit  der  Erfüllung  der  Schuld  er- 
forderlich ist,  folgt  aus  dem  Grundgedanken,  welcher  der  An- 
wendung des  Kurswerts  hier  zu  Grunde  liegt.  Denn  hier  soll 
eigentlich  derselbe  Zustand  erreicht  werden,  wie  er  bestände, 
wenn  alles  Geld  nur  gutes  gewesen  wäre.  Daher  wird  nach  dem 
Kurswerte  zur  Zeit  der  Entstehung  der  Schuld  das  schlechte 
Geld  auf  gutes  umgerechnet,  dieser  Betrag  als  eigentliches 
Schuldobjekt  angesehen  und  zur  Zeit  der  Erfüllung  der  Schuld 
dann  wieder  nach  dem  Kurswert  auf  schlechtes  Geld  umgerech- 
net und  der  sich  so  ergebende  Betrag  dieses  letzteren  als  Äqui- 
valent betrachtet.  Der  Betrag  der  Kaufkraft  der  zuerst  gegebenen  ' 

und  der  zuletzt  zurückempfangenen  Summe  schlechten  Geldes 
ist  hier  voraussetzungsweise  der  gleiche  wie  in  beiden  Fällen  bei 
der  nach  dem  Kurswert  äquivalenten  Summe  guten  Geldes. 

Mehr  kann  auch  hier  nicht  verlangt  und  erreicht  werden. 

Absolut  mag  der  Betrag  Kaufkraft  zur  Entstehungs-  und 

Erfüllungszeit  der  Verbindlichkeit  verschieden  sein,  aber  nur 

ebenso,  wie  in  dem  guten  Gelde.  Der  Fehler  in  der  Auffassung 

hegt  nur  wieder  darin,  daß  der  Kurswert  des  schlechten  Geldes  ^ 

in  beiden  Fällen  als  das  genaue  Maß  auch  der  Kaufkraft  dieses  , ’ 

Geldes  angenommen  wird. 

Bei  Terminzahlungen,  z.  B.  von  Zinsen,  Renten,  Tilgungs- 
quoten usw.  wird  daher  immer  der  j e w e i 1 i g e Kurswert  zur 
Zeit  der  Fälligkeit  oder  der  wirklich  stattfindenden  Zahlung  einer  i 

solchen  Kate  zwecks  Umrechnung  zur  Anwendung  zu  brin-  ■ 

gen  sein. 

Freilich  ergibt  sich  bei  einer  derartigen  Durchführung  der 
Anwendung  des  Kurswertes  wieder  deutlich,  wie  zufällig, 
wie  verschieden  in  den  Einzelfällen  die  Wirkungeri 
auf  die  Beteiligten,  deren  Schädigungen  und  Begünstigungen 
sind.  Und  zwar  prinzipiell  aufgefaßt  stets,  praktisch  nament-  i 

lieh  in  den  vielen  Fällen,  wo  Kurswert  und  Kaufkraft  des  5 

schlechten  Geldes  nicht  parallel  gehen,  wie  hier  angenommen  j 

wird.  Diese  verwickelten  Umrechnungen  und  diese  indivi- 
duell so  verschiedenen  Folgen  bilden  auch  einen  nicht  un- 
berechtigten praktischen  Einwand  gegen  die  Anwendung  f 

A.  Wagner,  soe.-ökon.  Grundriss,  Buchhandelsausgabe.  Abteil.n.  48  . 
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des  Kurswertes  in  unserer  Frage  überliaupt  und  damit  ein 
Argument  zu  Gunsten  der  Anwendung  des  Nennwerts,  trotz 
der  bei  diesem  bestehenden  Bedenken. 

4.  Das  Ergebnis  dieser  ganzen  Untersuchung  in  diesem 
Unterabschnitt  B (S.  729  ff.)  ist  für  eine  sozialökonomische  Geld- 
lehre ein  nicht  unwichtiger  Gewinn  an  wissenschaftlicher  Er- 
kenntnis. Es  läßt  sich  folgendermaßen  zusammenfaffen.  a)  Die 
Streitfrage  über  die  Bemessung  des  Geldwerts  und  über  die  Be- 
stimmung des  Inhalts  der  Geldschuld  ist,  wie  oben  schon 
antizipativ  bemerkt  wurde,  nicht  absolut,  sondern  nur 
relativ  zu  lösen,  b)  Verletzungen  wirtschaftlicher  Interessen 
und  Rechtsverletzungen  bleiben,  wie  man  auch  vorgehe,  c)  Die 
Aufgabe,  welche  allein  erfüllbar  ist,  kann  nur  sein,  diese  Vei*- 
letzungen  auf  ein  erreichbares  Mindestmaß  zu  reduzieren, 
d)  Dies  geschieht  am  besten  auf  dem  Wege  von  Kompromissen 
zwischen  der  Anwendung  von  Nenn-  und  Kurswert  in  der  dar- 
gelegten Weise,  e)  Eben  deswegen,  ferner  auch  weil  die  Bedin- 
gungen, unter  welchen  der  Kurswert,  auch  wo  er  prinzipiell 
richtig  ist,  zur  Anwendung  gebracht  werden  kann,  praktisch  so 
schwierig  zu  erfüllen  sind,  und  weil  ebenso  die  Bedingungen, 
die  richtigen  Grundlagen  für  die  angedeuteten  Kompromisse 
zu  gewinnen,  so  verwickelt  sind,  muß  man  um  so  mehr  hervor- 
heben: es  gilt  eben  möglichst  Anomalien  des  Geld-  und  Münz- 
wesens überhaupt  zu  vermeiden,  aus  welchen  fast  mit  Notwendig- 
keit das  Auseinandergehen  von  Nenn-,  Metall-  und  Kurswert  des 
Gelds  und  damit  alle  die  Störungen  und  Rechtsverletzungen  ent- 
springen, welche  sich  nicht  genügend  gut  machen  lassen. 

D.  Vorgehen  bei  Umrechnung  alter  Geld  Ver- 
bindlichkeiten bei  gesetzlicher  Veränderung 
des  Münzfußes  und  beiWährungswechsel  sowie 
Verwandtes. 

1.  Allgemeines  und  hierher  Gehöriges,  a)  Für 
das  richtige  Vorgehen  liefern  die  Ausführungen  unter  B 
(S.  729 ff.)  über  die  drei  Bemessungsmethoden  des  Geldwerts 
die  Anhaltspunkte  mit.  Doch  liegt  Einiges  apart,  b)  Die  Frage 
bei  bloßer  Änderung  des  Münzfußes  unter  Verbleiben 
derselben  (Metall-)  Währung  ist  die  einfachere,  die  Frage  beim 
Währungswechsel  bietet  größere  Schwierigkeiten. 

c)  Die  Entscheidung  ist  in  beiden  Fragen  nicht  ganz  die 
gleiche,  je  nachdem  es  sich  um  Fälle  handelt,  wo  a)  Änderun- 
gen innerhalb  ganz  normaler  gut  geordneter  Geld- 
und  Münzverhältnisse  und  deren  Hinüberführung  in  neue  eben- 
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falls  normale  oder  ß)  um  Fälle,  wo  anomale,  mehr  oder 
weniger  zerrüttete  Verhältnisse  auf  eine  neue  korrekte, 
gesetzliche,  dann  natürlich  der  Absicht  und  dem  Ziele  nach 
normale  und  gute  Grundlage  gebracht  werden  sollen. 

Fälle  ersterer  Art  sind  mehrfach  die  neueren  Münzfußver- 
änderuneen  der  Kulturstaaten  und  der  Übergang  von  der  Silber- 
zur  Goldwährung.  Zu  Fällen  der  zweiten  Art  gehören  geschicht- 
lich die  älteren  Münzreformen  stark  verschlechterten  Münzwesens, 
neuerdings,  besonders  die  „Valutaherstellungen“,  die  Rückkehr 
von  — meist  entwerteter  — Papierwährung  zur_  Fest-,  d.  h.  hier 
zur  Edelmetallwährung,  wie  in  England,  Österreich,  Rußland,  Ita- 
lien, Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  und  anderen  Ländern 
Europas  und  Amerikas. 

y)  Wenn  diese  Valutaherstellungen  gleichzeitig  mit  dem 
Verlassen  der  alten  edelmetallischen  Grundwährung,  welche 
auch  der  Papierwährung  ursprünglich  zu  Grunde  gelegen  hatte, 
und  mit  dem  Wechsel  dieser  Metallwährung  verbunden  sind  — 
wie  jüngst  in  Österreich  und  Rußland  mit  dem  Übergang  von 
der  Silber-  zur  Goldwährung  — so  erfolgt  noch  eine  Komplikation 
dieser  „Valutareformen“.  Die  bezüglichen  Fragen  liegen  dann 
zwar  wesentlich  ähnlich  wie  diejenigen  des  Wechsels  zwischen 
Silber-  und  Goldwährung,  aber  doch  nicht  ganz  gleich. 

d)  Verwandte  Fragen  betreffen  endlich  die  Behandlung 
der  alten  M ünzen,  so  lange  sie  noch  umlaufen,  und  ihre 
Einziehung.,  Des  Zusammenhangs  wegen  wird  das  hier 
mit  den  andern  Fragen  gemeinsam  behandelt. 

Auf  alle  Spezialfälle  kann  hier,  braucht  aber  auch  nicht  ein- 
gegangen zu  werden.  Für  die  Wiederherstellung  der  Festwäh- 
rung nach  Papierwährungsverhältnissen  ist  auf  das  oben  darüber 
schon  Gesagte  (S.  717  ff.)  zu  verweisen.  Näheres  in  den  Gesetzen 
und  Ausführungsverordnungen  neuerer  Münzreformen,  besonders 
der  deutschen  von  1857  und  1871,  worauf  es  hier  genügen  muß, 
ohne  Erwähnung  von  Einzelheiten,  zu  verweisen. 

2.  Vorgehen  bei  gesetzlicher  Veränderung 
des  Münzfußes,  a)  Insbesondere  bei  normalem,  gut 
geordnetem  Münzwesen. 

Hier  wird  eine  wesentliche  Übereinstimmung  zwischen 
Nenn-,  Metall-  und  Kurswert  bestehen.  Bei  noch  neuen  Münzen 
des  früheren  Münzfußes  wird  nur  etwa  ein  Auseinandergehen 
des  Nenn-  und  Metallwerts  zwischen  den  einzelnen  Münzstücken 
und  nach  den  Grenzbestimmungen  des  Remediums,  bei  durch 
Umlauf  abgenutzten  älteren  Münzen  dieses  Münzfußes  nur 
innerhalb  der  Grenzen  zwischen  münzfußmäßigem  und  Passier- 
gewicht stattflnden.  Daher  ist  das  richtige  und  zugleich  ein- 
fachste Vorgehen,  die  älteren  Geldverbindlichkeiten  nach  dem 
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neuen  Münzfuß  umzurechnen.  Das  Gleiche  gilt  von  der  Um- 
rechnung der  Werte  der  älteren  Münzen  in  neue  Münzen,  solange 
jene  noch  umlaufen,  eventuell  auch  einstweilen  noch  gesetzliche 
Zahlkraft  neben  den  neuen  Münzen  haben,  oder  diese  sie  neben 
den  alten.  Dabei  läßt  es  sich  aber  wohl  rechtfertigen,  ganz 
gringfügige  Differenzen,  welche  bei  Änderung  des  Münzfußes 
sich  ergeben,  zu  ignorieren,  so  etwa  um  einfacher  Umrechnungs- 
zahlen willen  und  wenn  es  sich  bei  länger  umlaufenden  älteren 
Münzen  um  solche  von  durchschnittlich  etwas  stärkerer  Ab- 
nutzung innerhalb  des  Passiergewichts  handelt. 

So  ist  wenigstens  in  neuerer  Zeit  bei  den  deutschen  Münz- 
reforuien  im  19.  Jahrhundert  verfahren  worden,  sowohl  bei  der 
Regelung  der  Geldverbindlichkeiten,  als  l)ei  der  Behandlung  der 
älteren  Münzen  selbst,  z.  B.  im  Wiener  Miinzvertrage  von  1857,  wo 
die  kleine  Erleichterung  des  Taler-  und  süddeutschen  Guldenfußes 
um  0,2235%  unbeachtet  blieb,  wohl  ohne  Bedenken,  zumal  mit 
Rücksicht  auf  die  durchschnittliche  Beschaffenheit  der  älteren 
Münzen.  Die  erheblich  größere  Veränderung  des  österreichischen 
Guldens,  der  um  5,2347  % erleichtert  wurde,  ist  dagegen  für  die 
vollen  5 % berücksichtigt  und  nur  für  den  kleinen  weiteren  Be- 
trag unbeachtet  geblieben.  Alle  älteren  Geldschuld^  usw.  wurden 
daher  in  den  neuen  Gulden  österr.  Währung  um  5 % erhöht.  Bei 
den  weit  größeren  Schwankungen  der  damaligen  österr.  Papier- 
währung hier  also  eine  strenge  Innehaltung  des  Metallwerti^in- 
zips.  Beim  deutschen  Währungswechsel  von  Silber  zu  Gold 
1871  ff.  wurden  alle  älteren  Silberschulden,  auf  welchen  der  ver- 
schiedenen deutschen  Münzfüße  sie  lauteten,  und  auch,  wo  es  sich 
um  Sortenschulden,  auch  auf  bestimmte,  nicht  mehr  vorhandene 
Münzen  lautende  handelte,  sowie  alle  älteren  Silbermünzen 
der  einmal  angenommenen  Relation  von  15,5  zu  1,  im  übrigen  aber 
nach  ihrem  Münzfüße  gleichmäßig  behandelt,  und  in  Goldwert,  die 
Schulden  danach  auf  Goldgeld  umgerechnet,  die  Münzen  auch  dazu 
dann  eingezogen.  Auch  das  war  die  Anwendung  der  strengen 
Metallwerttheorie,  vorbehaltlich  der  Feststellung  der  Relation 
zwischen  Silber  und  Gold. 

b)  Vorgehen  bezüglich  der  Scheidemünze. 

Diese  ist  auch  im  normalen,  gut  geordneten  Zustande  des 
Münzwesens  minderwertig  geprägt,  sowohl  die  silberne,  als 
diejenige  aus  Unedelmetall.  Bei  Änderung  des  Münzfußes  kann 
hier  der  Metallwert  nicht  der  Umrechnung  und  Einziehung 
zu  Grunde  gelegt  werden.  Da  hier  voraussetzungsweise  der 
Nenn-  und  Kurswert  übereinstimmt,  muß  dieser  Anwendung 
finden.  Das  entspricht  auch  den  Grundsätzen  der  neueren, 
rationellen  Münzpolitik  (S.  536 ff.),  welche  ausdrücklich  all- 
gemein und  auch  bei  Einziehungen  der  Münzen,  w’ie  sie  even- 
tuell ein  Wechsel  des  Münzfußes  mit  sich  bringt,  eine  „legale 
Devalvation“  ausschließen. 
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So  ist  auch  in  neueren  Reformen,  wiederum  auch  den 
deutschen,  verfahren  worden.  Bei  der  eigenÜichen  kleineren 
Scheidemünze  (im  Unterschied  zu  den  größeren  Süberstucken  der 
Goldwährung),  der  silbernen,  zumal  den  ganz  kleinen  _ Stucken 
davon,  und  bei  denen  des  Kupfers  und  Nickels  kann  eine  etwa 
durch  das  Bedürfnis  einfacher  Umrechnung  bedingte  kleine  Ver- 
änderung des  Nennwerts  der  alten  Münzen,  um  sie  in  das  System 
eines  neuen  Münzfußes  besser  einzufügen,  zumal  für  Übergangs- 
zeiten, wo  sie  noch  im  neuen  System  als  Umlaufsmittel  verbleiben 
sollen,  auch  wohl  als  unbedenklich  angesehen  werden,  sowohl  eine 
so  bei  gleichem  eigenen  Metallwert  bedingte  kleine  Erhöhung 
als  kleine  Ermäßigung  des  Nennwerts.  — Beispiele  aus  diesem  Ge- 
biet  in  der  neueren  österreichischen  Münzgeschichte,  beim  Uber- 
gang  vom  Konventions-  zum  österr.  Gulden  1857  ff.  und  bei  dem 
jüngsten  vom  Gulden  zur  Krone,  auch  in  Reformen  anderer 

Länder. 

c)  Vorgehen  bei  nicht  mehr  ganz  normalem  Zu- 
stand des  Münzwesens.  So  namentlich  bei  tatsächlich  durch- 
schnittlich stärkerer  Abnutzung  der  (ursprünglich  vollwichtigen) 
Währungsmünzen.  Hier  handelt  es  sich  um  Münzen  in  Münz- 
systemen ohne  Bestimmung  eines  Passiergewichts  oder  mit 
tatsächlich  starkem  Minus-Remedium  dieser  Münzen  oder  auch 
um  Münzen,  bei  welchen  der  Schlagschatz  vom  einzelnen  Münz- 
stück durch  entsprechende  Verringerung  von  Gewicht  und  Fein- 
heit erzielt  wurde.  Alsdann  sind  hier  wohl  zwei  Fälle  zu  unter- 
scheiden. a)  Wenn  sich  hier  bisher  keine  Differenz  zwischen 
dem  niedrigeren,  dem  wirklichen  Metallwert  der  Münzen  ent- 
sprechenden Kurswert  und  dem  Nennwert  der  alten  Münzen 
ergeben  hat,  so  ist  folgendes  Vorgehen  das  richtige  beim 
Wechsel  des  Münzfußes.  Die  auf  diese  Münzen  lautenden  Geld- 
verbindlichkeiten, bei  deren  Entstehung,  wie  etwa  beim  Dar- 
lehen, diese  Münzen  voraussetzungsweise  auch  tatsächlich  als 
Objekt  gedient  haben  werden,  werden  als  solche  angesehen, 
welche  auf  normales  Währungsgeld  lauten  und  in  der  gleichen 
Weise  wie  in  diesem  Fall  nach  dem  neuen  Münzfüße  umgerech- 
net. Gleiches  gilt  von  der  Behandlung  dieser  Münzen  selbst 
bei  ihrem  weiteren  Umlaufe  und  bei  ihrer  Einziehung,  ß)  Da- 
gegen liegt  die  Sache  anders,  wenn  diese  Münzen  sicher 
bisher  einen  etwas,  vielleicht  selbst  einen,  ihrem  wirklichen 
Metallwert  genau  entsprechenden  geringeren  Kurswert  als 
Nennwert,  daher  voraussetzungsweise  auch  eine  entsprechend 
geringere  Kaufkraft  gehabt  haben.  Dann  haben  auch  auf  sie 
lautende  Geldverbindlichkeiten  eine  geringere  Vermögensmacht 
dargestellt.  Hier  wäre  eigentlich  für  die  Behandlung  solcher 
Geldschulden  und  derartiger  Münzen  selbst  bei  der  Veränderung 
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des  Münzfußes  die  Anwendung  des  Kurswerts  oder  eines  der 
oben  erwogenen,  aus  Kurs-  und  Nennwert  kombinierten  Maß- 
stabes bei  der  Umrechnung  das  Richtige.  Die  obigen  Aus- 
führungen über  die  Anwendung  des  Kurswerts  und  eines  sol- 
chen kombinierten  Maßstabes  sind  hier  in  sinnentsprechender 
Weise  heranzuziehen. 

d)  Für  das  Vorgehen  bei  der  Hinüberführung  ganz  ano- 
maler, stärker  zerrütteter  Geld-  und  Münzverhält- 
nisse unter  gleichzeitiger  Änderung  des  Münzfußes  in  einen 
neuen  gutgeordneten  Zustand  gilt  das,  was  in  den  soeben 
herangezogenen  Ausführungen  entwickelt  wurde , ebenfalls. 
Hier  kann,  aus  den  dort  dargelegten  Gründen,  eine  völlig  be- 
friedigende Behandlung  und  Lösung  der  Aufgabe  in  der  Be- 
handlung der  Geldverbindlichkeiten,  welche  sich  auf  Geld 
solcher  stark  verschlechterter  Art  beziehen,  nicht  erreicht  wer- 
den. Solche  Geldverbindlichkeiten,  bei  welchen  eventuell  auch, 
wie  bei  Darlehen,  solches  Geld,  solche  Münzen,  das  wirklich 
gegebene  Objekt  gewesen,  und  diese  Münzen  selbst  ganz  richtig 
auf  ihren  Betrag  in  den  neuen  Münzen  umzurechnen,  die  alten 
Münzen  in  diesen  ganz  richtig  zu  bewerten,  ist  genau  durch- 
zuführen nicht  möglich.  Keiner  der  drei  Werte,  der  Nenn-, 
Metall-,  Kurswert  und  auch  keiner  der  beiden  letzteren,  der  mit 
dem  wirklichen  Metallwert  dieser  Münzen  mutmaßlich  ziemlich 
übereinstimmende  Kurswert  gibt  bei  der  Anwendung  für  die 
Umrechnung  einwandfreie  Resultate,  unter  Umständen  viel- 
mehr sicherlich  sehr  unrichtige  und  unbillige.  Hier  kann  nur 
wieder  durch  Kombinationsmaßstäbe  der  Knoten  — 
nicht  gelöst,  sondern  bloß  zerhauen,  aber  diese  Zerhauung 
möglichst  mild  und  billig  in  ihren  Folgen  gemacht  werden. 
Das  ist  dann  ebenso  zu  beurteilen  und  als  das  relativ  noch  Be- 
friedigendste zu  begründen,  wie  in  der  oben  behandelten  all- 
gemeinen Frage  (S.  729 ff.). 

3.  Vorgehen  bei  gesetzlichem  Währungs- 
wechsel. 

a)  Die  verschiedenen  Fälle,  a)  Hierher  gehört 
der  jetzt  hier  allein  näher  betrachtete  Fall  des  Wechsels 
zwischen  einfacher  Silber-  und  Goldwährung, 
der  Übergang  von  jener  zu  dieser  und  umgekehrt,  wobei  nur 
der  erste  ins  Auge  gefaßt  werden  soll,  ß)  Aber  auch  der 
Wechsel  zwischen  einfacher  und  Doppelwährung,  von  ersterer 
zu  dieser  und  umgekehrt,  gehört  mit  hierher.  Dafür  wird  hier 
auf  die  früheren  Ausführungen  über  diese  Währungssysteme 


verwiesen,  aus  denen  über  die  Art  des  Vorgehens  dabei  das 
Nötige  implicite  folgt,  soweit  es  nicht  dort  ausdrücklich 
mit  berührt  wird  (S.  600  ff.),  y))  Ferner  gehören  hierher  aber 
auch  noch  der  Übergang  von  Hart-  (Edelmetall-)  Währung  zu 
Papierwährung  und  die  Rückkehr  von  dieser  zur  Hartwährung. 
Gerade  in  diesen  Fällen  tauchen  neben  den  praktischen  Fragen 
der  Art  des  Vorgehens  die  Fragen  über  Regelung  der  Geldver- 
bindlichkeiten und  die  Behandlung  der  Münzen  auf.  Es  muß 
auch  hier  genügen,  für  die  praktischen  und  für  die  letzteren 
mehr  theoretischen  und  rechtlichen  Probleme  auf  die  Ausfüh- 
rungen über  Papierwährung  (S.  672.  bez.  S.  688)  und  über  die 
Bemessung  des  Inhalts  der  Geldschuld  (S.  724  ff.)  zu  verweisen. 

b)  Die  Wahl  der  Relation  zwischen  Silber 
und  Gold  beim  Übergang  von  der  reinen  Silber- 

zurreinenGold  Währung. 

Also  insbesondere  für  die  Hinüberführung  der  alten  Silber- 
münzen in  das  System  der  Goldwährung,  für  ihre  Eingliederung 
in  diese,  soweit  und  solange  als  diese  Münzen  noch  in  ümlauf, 
eventuell  auch  als  Währungsmünzen  mit  gesetzlicher  Zahlkraft 
verbleiben.  In  diesem  Fall  entsteht  dann  eigentlich,  solange 
diese  Bestimmungen  gelten,  ein  besonderes  Währungssystem, 
nämlich  eine  Art  Doppelwährung,  nur  bei  der  hier  stattflnden- 
den  Einstellung  weiterer  Prägung  von  silbernen  Währungs- 
münzen mit  daraus  entspringender  Verschiedenheit  von  der 
eigentlichen  Doppelwährung.  Von  der  Relation,  nach  welcher 
die  alten  Silbergeldschulden  in  Gold  umgerechnet  werden,  wird 
unten  unter  c gehandelt. 

Hier  haben  wir  es  denn  auch  namentlich  mit  der  Frage  zu 
tun,  welche  1871  bei  uns  im  Deutschen  Reiche  yorlag,  und  mit 
der  gleichen  in  den  anderen  europäischen  Silber  währungsländern, 
welche  zur  Goldwährung  übergingen  (Niederlande,  Skandinavien). 
Verwandt,  aber  eben  wegen  der  Komplikation  mit  der  Papier- 
währung bei  der  Rückkehr  von  dieser  zur  Hartwährung,  immer- 
hin anders,  lag  die  Frage  in  Österreich  und  Rußland.  Prinzipiell 
und  praktisch  anders  ist  die  Sachlage  in  Doppelwährungssystemen, 
bei  welchen,  wie  in  Frankreich,  dem  lateinischen  Münzbund,  den 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika,  zwar  nicht  zu  voller  reiner 
einfacher  Goldwährung  übergegangen  ist,  aber  doch  durch  Ein- 
stellung der  freien  Silberprägung  der  Währungsmünzen  auf  Privat- 
rechnung und  auch  dieser  Prägung  auf  Staatsrechnung  jenes  eben 
erwähnte,  früher  näher  besprochene  Währungs-  und  Münzsystem 
eingeführt  — und  bisher  behalten  worden  ist.  Es  steht 
zwischen  eigentlicher  Doppelwährung  und  einfacher  Goldwährung 
in  gewisser  Hinsicht  in  der  Mitte  und  besitzt  Merkmale  beider. 
Hier  handelt  es  sich  dann  etwa  nur,  wie  auch  in  dem  Systeme 
der  einfachen  Goldwährung,  um  Bestimmung  der  Relation 
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neben  der  Goldmünze  geprägt  werden  soll.  Dies  geschieht  be- 
kannthch  absichtlich  nach  einer  Relation,  welche  dem  Silber 
gegenüber  dem  zur  Zeit  der  gesetzlichen  Bestimmung  bestehenden 

ronommAl  eventuell  dann  für  den  Währungswechsel  an- 
genommenen und  so  zur  gesetzlichen  gewordenen)  günstiger 

zu  10%,  wie  im  Deutschen  Reich  1870/71 

^ ll3.rauf  wird  hier  jetzt  nicht  weiter 

worden  °(l^°506)^^  darüber  oben  das  Erforderliche  dargelegt 

a)  Als  Relation  zwischen  Silber  und  Gold  für  den  Über- 
gang in  die  neue  Goldwährung  erscheint  diejenige,  welche  zur 
Zeit  dieses  Ubergangs  wirklich  besteht  als  die 
richtige.  Diese  ist  in  der  neueren  Gesetzgebung,  auch  der 
deutschen,  auch  regelmäßig  gewählt  worden.  Bei  den  bestän- 
digen kleinen  Schwankungen  der  wirklichen  Relation  kann 
passend  ein  Mittelmaß  daraus  bestimmt  werden.  Das  emp- 
fiehlt sich  auch,  wenn  sich  dabei  einfachere,  bequemere  Um- 
rechnungszahlen ergeben.  Vollends  kann  so  vorgegangen 
werden,  wenn  so  ein  näherer  oder  gar  der  volle  Anschluß  an 
andere  Münzsysteme  und  etwa  auch  an  bisherige  Kassenkurse 
der  Goldmünzen  im  Silbergeld  des  eigenen  heimischen  Münz- 
systems erreicht  wird. 

Es  war  ein  besonders  günstiger  Umstand  für  den  Währungs- 
wechsel  im  Deutschen  Reiche,  daß  1871  die  wirkliche  Weltwe^t- 
relation  derjenigen  des  französischen  Systems  und  der  sonst 
mannigfach  ähnlichen  gesetzlichen  oder  Kassenkurs-Relation  fast 
genau  gleich  kam,  15,5  : 1.  Daher  konnte  diese  mit  Recht  bei  uns 

die  bisherige  deutsche 
Hauptsilbermunze  des  Talerfußes,  der  Taler  selbst,  so  genau  gleich 

d Mark  Gold  war  und  so  die  Umrechnung  sich  so  bequem  durch- 
fuhren ließ,  Avar  noch  ein  besondrer  Vorteil.  Die  schlechtere  An- 
passung an  das  süddeutsche  Guldensystem  konnte  dabei  um  so 
weniger  als  Gegengrund  bedeuten,  da  hier  selbst  bei  verbleiben- 
der  bilberwährung  um  der  notwendigen  Einheitlichkeit  des  Münz- 
fußes willen  größere  und  mindestens  ebenso  unbequeme  Änderun- 
gen  hätten  erfolgen  müssen. 

ß)  Die  Wahl  einer  anderen  Relation  für  den  Übergang 
kann  wohl  zur  Erwägung  kommen,  wenn  die  momentan  be- 
stehende wirkliche  erheblich  von  der  bisherigen  abweicht; 
namentlich  falls  diese  länger  relativ  stabil  gewesen  ist,  daher 
mehr  als  die  normale  erscheint  und  die  momentane  als  die 
anomale,  vermutlich  nur  vorübergehende.  Aber  die  Annahme 
und  Durchführung  einer  solchen  von  der  momentanen  wirk- 
lichen abweichenden,  wenn  auch  mehr  ,, normalen“  Relation, 
hätte  doch  auch  Bedenken  und  ihre  Schwierigkeiten,  sowohl 
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wenn  die  gewählte  Relation  dem  Silber  günstiger,  als  wenn 
sie  ungünstiger  verglichen  mit  der  momentan  bestehenden  wäre. 

Bei  günstigerer  momentaner  wirklicher  Relation  würde  das 
alte  Silbergeld  sich  dem  Umlaufe  entziehen,  eingeschmolzen,  aus- 
geführt werden,  so  nicht  zur  Einziehung  durch  die  heimische 
Münzverwaltung  gelangen.  Das  hat  neben  Vorteilen,  da  diese 
Einziehungsoperation  mit  ihren  Kosten  vermieden  würde,  doch 
auch  Nachteile,  Störungen,  mindestens  bis  zum  genügenden  Ersatz 
des  alten  Silbergeldes  durch  neues  Goldgeld  und  neues  Silber- 
geld (Scheidemünze),  zur  Folge.  Bei  ungünstigerer  momentaner 
wirklicher  Relation  im  Vergleich  zu  der  angenommenen  gesetz- 
lichen Währungsrelation  dagegen  würde  das  alte  Silbergeld  zwar 
im  Umlauf  verbleiben,  aber  seine  Einziehung  zu  dem  höheren 
gesetzlichen  Wert  kostspieliger  werden,  und  zwar  noch  mehr  als 
bei  einem  etwa  später  eintretenden  weiteren  Weichen  der  Avirk- 
lichen  Wertrelation  die  Einziehungsoperation  so  Avie  so  werden 
I muß  — letzteres  der  im  Deutschen  Reiche  ja  dann  eingetretene 

i Fall.  Die  Besitzer  des  alten  Silbergelds  verlieren  in  unbilliger 

I Weise  bei  der  Wahl  dieser  Umrechnungsrelation,  welche  diesem 

f Silbergelde  ungünstiger  ist,  als  die  momentan  zur  Zeit  des  Wäh- 

rungswechsels bestehende.  Sie  können  sich  aber  Avenigstens 
durch  anderweite  Verwertung  dieses  Gelds  schützen,  — Avas  dann 
freilich  Spekulationen  hervorruft  und  namentlich  nur  gewissen 
Geschäftskreisen  zu  Gute  kommt.  Diese  Besitzer  geAvinnen  un- 
billiger Weise  auf  Kosten  der  staatlichen  Gemeinschaft,  wenn  ihr 
Silbergeld  zu  einer  dem  Silber  günstigeren  Relation  als  der 
momentan  wirklichen  umgerechnet  und  eingezogen  wird,  — in 
der  Weiterentwicklung  der  Dinge  auch  bei  uns  wegen  des  starken 
Sinkens  des  wirklichen  GeldAvertes  des  Silbers  das  Ergebnis. 

y)  Alles  in  allem  erscheint  so  die  Wahl  der  wirk- 
lichen momentanen  Relation  — mit  den  angedeuteten 
kleinen  Modifikationen  — zur  gesetzlichen  Umrechnungsrelation 
für  die  alten  Münzen  als  das  Richtigste.  Um  1870  lagen  die  Ver- 
hältnisse so,  daß  die  damalige  wirkliche  Relation  von  15,5 : 1 in 
jeder  Hinsicht  als  die  passendste  gelten  konnte. 

Dies  namentlich  auch,  weil  sie  fast  im  ganzen  vorangegangen 
Zeitraum  des  19.  Jahrhundert  und  selbst  noch  etAvas  vorher 
mit  doch  nur  geringen  Schwankungen  Avirklich  bestanden  hatte,  so 
oder  annähernd  so  in  Doppehvährungsgebieten  gesetzlich  fest- 
gestellt, in  anderen  Ländern  ähnlich,  auch  in  Kassenkursen,  für 
Goldmünze  bestimmt  gewesen  war,  allgemein  im  Verkehr  diese 
Relation  wenigstens  ungefähr  als  normale  gegolten  hatte  und 
damals,  um  1870,  als  solche  galt.  Alles  günstige  Umstände  für  die 
Wahl  gerade  dieser  Relation  von  15,5  ; 1. 

(5)  Bei  der  UuA'ermeidlichkeit  bei  einem  solchen  Währungs- 
wechsel eine  gesetzliche  Bestimmung  über  die  Relation,  welche 
in  den  hier  besprochenen  Fällen  zur  Anwendung  zu  bringen  ist, 
zu  treffen,  konnte  man  nicht  wohl  anders  Vorgehen.  Die  Be- 
I Stimmung  der  Relation  dem  ,,freien  Verkehr“  zu  über- 
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lassen,  war  unzulässig  und  ist  selbst  von  extremen  Anhängern 
dieses  freien  Verkehrs  und  seiner  Wirtschaftspolitik  nicht 
ernstlicli  in  Betracht  gezogen  worden.  Es  hätte  das  auch  zu  un- 
erfreulichen Unsicherheiten  und  Wirren,  sicherlich  dabei  auch 
zur  überwiegenden  Benachteiligung  der  ,, kleinen  Leute“  und 
der  Geschäftsunkundigen,  zum  Vorteil  der  Geriebenen  und  der 
Spekulanten  geführt. 

e)  Allerdings  schließt  die  Wahl  jeder  Umrechnungs- 
relation, welche  dann  auch  der  Einziehung  des  alten  Silber- 
gelds zu  Grunde  zu  legen  ist,  das  Risiko  ein,  bei  späterem 
Weichen  der  wirklichen  Relation  zu  Ungunsten  des  Silbers  dem 
Staate,  somit  der  Gemeinschaft,  auf  deren  Rechnung  die  Ein- 
ziehung durchzuführen  ist,  größere  Verluste,  große  Kosten  da- 
für zuzuschieben.  So  ist  es  ja  bei  der  gewählten  Relation  von 
15,5  ; 1 auch  im  Deutschen  Reich  gegangen.  Das  war  zwar  betreffs 
des  Verlaufs,  der  Gestaltung  der  wirklichen  Relation  im  Einzel- 
nen nicht  genau  vorauszusehen.  Es  ist  auch  als  Folge  oder 
Wirkung  des  deutschen  Währungswechsels  und  der  weiteren, 
teilweise  dadurch  mit  angeregten  währungspolitischen  Vor- 
gänge in  der  Welt  im  allgemeinen  nicht  vorausgesehen  worden, 
wenn  auch  Einzelne  (u.  a.  Knies,  Prince-Smith,  auch  ich)  es 
von  Anfang  an  nicht  für  unwahrscheinlich  hielten,  ohne  freilich 
irgend  das  Maß  im  voraus  bestimmen  zu  wollen,  das  später  im 
kolossalen  Sturz  des  Silbers  gegen  Gold  bekanntlich  alle  Welt 
überrascht  hat.  Aber  man  muß  zugestehen,  bei  der  Unmöglichkeit 
einer  sicheren  und  genaueren  Prognose  dieser  Dinge  ist  ein 
solches  Risiko  eben  bei  einem  derartigen  Währungs Wechsel  not- 
wendig mit  in  den  Kauf  zu  nehmen,  also  auch  die  finanziellen 
Folgen  davon  mindestens  als  mögliche  Begleiterscheinung  der 
ganzen  Maßregel.  Gegen  diese  letztere  selbst  kann  das  vielleicht 
ins  Gewicht  fallen,  aber  doch  auch  nicht  in  entscheidender  Weise, 
wnn  etwa  die  anderen  Gründe  für  die  Maßregel,  also  z.  B.  für 
den  Übergang  zur  Goldwährung,  als  für  sich  allein  ausschlag- 
gebend gelten.  So  lag  die  Sache,  nach  überwiegender  Ansicht 
in  Deutschland  und  den  anderen  Ländern,  welche  neuerdings 
aus  Silber-  und  Papierwährung  zur  Goldwährung  übergegangen 
sind.  Man  hätte  eben  nur  mit  solchen  finanziellen  Opfern  von 
vornherein  rechnen  sollen,  was  auch  in  Deutschland  nicht  ge- 
schehen ist. 

Diese  Opfer  treten  hier  freilich  nur  ein,  soweit  das  einzu- 
ziehende Silbergeld  im  Verkehr  zu  einer  ungünstigeren  Relation 
gegen  Gold,  als  der  zur  Umrechnung  angenommenen,  verwertet 
werden  muß.  Soweit  es  zur  Neuprägung  der  neuen  Silbermünze 
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der  Goldwährung,  wie  auch  bei  uns  zum  erheblichen  Teil,  Ver- 
wendung findet,  folgt  kein  damnum  emergens,  und  bei  der  Aus- 
prägung dieser  neuen  Silbermünze  zu  einer  dem  oilber  noch 
günstigeren  Relation  (13,95  : 1 statt  15,5  : 1)  selbst  noc 

ein  Gewinn  erzielt,  freilich  um  den  Preis  der  Einführung  eines 
schwachen  Elementes  in  das  Münzsystem,  was  dann  die  früher 
erwähnten,  auch  kostspieligen  Kautelen  erheischt.  Die  Verwer- 
tung des  alten  Münzsilbers  zu  den  neuen  Prägungen  bedingt  nur 
ein  lucrum  cessans,  indem  dabei  Gewinne  aus  sonst  etwa  mög- 
lichen billigeren  Silberankäufen  für  diesen  Zweck  entgehen. 

Für  die  weiteren  privat-  wie  volkswirtschaftlichen 
Folgen  des  Übergangs  zur  Goldwährung  kommt  die  Wahl  der 
hier  besprochenen  gesetzlichen  Relation,  nach  welcher  die  Um- 
rechnung des  alten  Silbergelds  in  das  neue  Goldgeld  (und  in 
dessen  Vertreter  in  der  neuen  Silberscheidemünze)  stattfindet, 
nicht  weiter  in  Betracht.  Nach  Vollendung  der  Einziehung 
des  alten  Silbergelds  ist  die  festgestellte  Relation,  nach  welcher 
die  neue  Silbermünze  im  System  der  Goldwährung  geprägt 
wird,  aber  allerdings  auch  in  der  Folge  insofern  finanziell 
noch  wichtig,  als  sich  danach  die  Höhe  der  Differenz  zwischen 
dieser  Relation  und  der  wirklichen  richtet,  nach  der  Silber 
gegen  Gold  zu  Münzzwecken  eingekauft  werden  kann.  Je  gün- 
stiger die  Prägungsrelation  für  Silber  und  je  ungünstiger  die 
wirkliche  Relation  für  dieses  Metall  ist,  desto  größere  Gewinne 
wirft  die  Prägung  der  Silberscheidemünze  ab,  wie  z.  B.  gegen- 
wärtig in  Deutschland  (und  ähnlich  in  anderen  Ländern),  wenn 
zu  1 : 13,95  geprägt  und  zu  1 : 30—35—40  Silber  gegen  Gold  er- 
worben wird.  Aber,  wie  oben  gezeigt,  ist  gerade  in  der  Aus- 
sicht auf  solche  große  Gewinne  eine  Gefahr  enthalten,  weil  eine 
Verlockung  zu  starker  Silberprägung  aus  finanziellen  Gründen. 
Da  diese  Silbermünze  jedoch  zu  demselben  ihren  Metallwert  so 
stark  übersteigenden  Nennwert  wieder  eingezogen  werden  muß 
und  nach  rationeller  Münzpolitik  auch  stärkere  Deckungs- 
fonds in  Gold  zu  ihrer  steten  Einlösbarkeit  voraussetzt,  sind 
die  genannten  Gewinne  doch  auch  nur,  wie  auch  oben  schon 
bemerkt,  scheinbare,  bestenfalls  solche,  wie  aus  einer  unver- 
zinslichen Anleihe  für  den  Betrag  des  nicht  durch  Geldfonds 
gedeckten  Silbergeldumlaufs. 

Wichtiger  und  folgenreicher  in  privat-  und  dadurch  auch 
in  volkswirtschaftlicher  Beziehung  als  die  Wahl  der  Umrech- 
nungsrelation für  die  Münzen  selbst,  ist: 

c)  die  Wahl  der  Relation  für  die  Umrechnung 
von  Silber  auf  Gold  bezüglich  der  alten,  auf  die  alte 
Silber  Währung  lautenden  Geld  Verbindlichkeiten 
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welcher  Art  und  Ursprungs  immer,  in  nunmehr  auf  die  neue 
Goldwährung  lautende,  die  Verwandlung  der  bisherigen 
„Silberschulden“  in  „G  o 1 d s c h u 1 d e n“. 

a)  Diese  Frage  liegt  nicht  so  relativ  einfach  als  die  soeben 
erörterte  und  wird  auch  nicht  als  nach  denselben  Gründen  wie 
diese  erledigt  und  als  mit  ihr  ohne  weiteres  mit  entschieden 
anzusehen  sein.  Ja,  bei  einer  scharf  prinzipiellen  Behandlung, 
in  welcher  auf  die  Verschiedenheit  der  Sachlage  in  den  Einzel- 
heiten mit  eingegangen  wird,  ergibt  sich,  daß  hier  eigentlich, 
wenn  nicht  alle,  so  viele  und  die  wichtigsten  Spezialfragen 
auf  tauchen,  welche  das  Problem  der  Bemessung  des  Geld- 


werts und  der  Bestimmung  des  Inhalts  der  Geldschuld,  wie 
vorhin  gezeigt,  in  sich  birgt,  und  welche  auch  in  der  Frage 
der  Behandlung  der  Papiergeldschulden  bei  der  Rückkehr  zur 
Festwährung  stecken.  Es  muß  indessen  hier  genügen,  darauf 
hinzuweisen.  Nur  einige  Hauptpunkte  aus  dem  Problem  der 
Wahl  der  Relation  für  die  Umrechnung  von  Silberschulden  in 
Geldschulden  bei  dem  gesetzlichen  Währungswechsel  sollen 
hier  noch  behandelt  werden.  Es  ist  dal)ei  klar,  daß  sie  an 
sich  prinzipiell  ebenso  liegen  bei  dem  Übergang  von  reiner 
Gold-  zu  reiner  Silberwährung. 

Manches,  was  den  Vertretern  der  verbreitetsten  und  auch  in 
vieler  Hinsicht  richtigen  Theorie,  der  unter  1 (S.  767)  erwähnten 
einer  Uinrechnungsrelation  der  Geldverbindlichkeiten  nach  der  zur 
Zeit  des  Währungs Wechsels  bestehenden  wirklichen  Relation  unter 
den  Verhältnissen  der  1870er  Jahre  beim  Übergang  zur  Goldwäh- 
rung fast  als  selbstverständlich  gilt,  würde  ihnen  selbst,  wegen  der 
andersartigen  Folgen,  z.  B.  wenn  jetzt  nach  den  großen  Schwan- 
kungen der  Wertrelation  seit  Mitte  der  1870er  Jahre,  eine  Rück- 
kehr  zur  Silberwährung  in  Frage  stände,  nicht  ebenso  „selbstver- 
ständlich erscheinen. 

ß)  Es  handelt  sich  hier  aa)  zunächst  um  die  Frage  der  Wahl 
der  Relation  für  zweifellos  innernationale  (inländische) 
Geldverbindlichkeiten,  wo  die  heimische  Gesetzgebung  und  die 
heimische  Judikatur  unbedingt  kompetent  zur  Entscheidung 
sind,  bb)  Etwas  anders  liegen  die  Verhältnisse,  wo  inter- 
nationale und  fremdnationale,  auswärtige  Geld- 
verbindlichkeiten vorliegen,  welche  aber  auch,  allein  oder  zu- 
gleich neben  fremder  Währung,  auf  diejenige  des  Staats  des 
Währungswechsels  lauten.  Darüber  wird  auch  noch  näher  zu 
handeln  sein. 

Zu  aa.  Innernationale  Geldverbinlichkeiten. 
Es  lassen  sich  hier  verschiedene  hauptsächliche  Möglichkeiten 
des  Vorgehens  unterscheiden.  Sie  haben  da  und  dort  in  der 
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Theorie  ihre  Vertretung  gefunden.  In  der  geschichtlichen  Praxis 
ist,  namentlich  in  der  neueren  Zeit,  wo  erst  solche  Fragen  nach 
rationellen  Grundsätzen  zu  entscheiden  gesucht  worden  ist, 
wesentlich  nur  eine  Art  des  Vorgehens  erfolgt,  die  Annahme 
der  wirklichen,  zur  Zeit  des  Währungswechsels  bestehenden 
Relation,  welche  dann  allgemein  und  gleichmäßig  auf  alle  alten 
Silberverbindlichkeiten  nach  zwingendem  Recht  anzuwenden  ist. 
Die  richtige  Begründung  findet  diese  wie  jede  Art  des  Vorgehens 
in  den  besseren  oder  — wieder  vorsichtiger  gesagt  — in  den 
weniger  mißlichen  Folgen,  welche  sie  verglichen  mit 
den  andern  Arten,  hat.  Die  wichtigeren  Möglichkeiten  des  Vor- 
gehens sind: 

aa)  Die  Überlassung  der  Entscheidung  über  die  Umrech- 
nungsrelation für  ältere  Silberschulden  usw.  auf  Goldschulden 
in  jedem  Fall  an  die  private  Vereinbarung  der  Inter- 
essenten, im  Streitfall  an  die  Judikatur. 

ßß)  Die  gesetzliche  Bestimmung  der  Relation  allge- 
mein, daher  regelmäßig  gleich  beim  Währungswechsel,  in  der 
betreffenden  Gesetzgebung,  als  zwingendes  Recht,  das 
nicht  einseitig  durch  die  eine  Partei  abgeändert  werden  kann, 
in  der  eben  erwähnten  Weise,  so  daß  danach  die  Verbindlich- 
keiten allgemein  und  gleichmäßig  umgerechnet  werden. 

Zu  aa.  Ein  derartiges  Vorgehen  wäre  möglich,  aber  un- 
zweckmäßig und  für  die  weniger  geschäftskundigen  Kreise, 
Berechtigte  wie  Verpflichtete,  mit  Gefahren,  bei  wirklich  (nomi- 
nell) ,, freier“  Vereinbarung  übervorteilt  zu  werden,  verbunden, 
also  auch  sozialpolitisch  bedenklich.  Die  V er- 
schiedenheit  der  individuellen  Entscheidungen  wäre  auch  für 
Verkehr  und  Rechtssicherheit  störend.  Bei  der  Entscheidung 
durch  die  Judikatur  würden  dieser  in  ihrer  Recht  finden- 
den Funktion  alle  die  Aufgaben  zufallen,  welche  doch  rich- 
tiger dem  Gesetzgeber  in  seiner  Recht  bildenden  Funktion 
de  lege  ferenda  zu  lösen  überlassen  werden,  so  betreffs  der 
unten  besprochenen  Möglichkeiten  des  weiteren  speziellen  ge- 
setzlichen Vorgehens.  So  sprechen  überwiegende  prak- 
tische Gründe  für  die  gesetzliche  Bestimmung  der  Um- 
rechnungsrelation. 

Zu  ßß.  Für  den  Gesetzgeber  liegt  dann  die  weitere 
Frage  vor,  w i e er  entscheiden  soll.  Gerade  hier  gilt  das  vorhin 
Gesagte,  daß  eigentlich  die  allgemeine  Frage  von  der  Bemessung 
des  Geldwerts  und  von  der  Bestimmung  des  Inhalts  der  Geld- 
schuld auch  hier  hineinspielt.  Doch  liegen  die  Dinge  immerhin 
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hier  einfacher.  Man  dai’f  sich  nur  nicht  darüber  täuschen,  daß 
eine  völlig  befriedigende,  in  jedem  Einzelfall  einwandfreie  Ent- 
scheidung über  die  Wahl  der  Umrechnungsrelation  kaum,  oder 
nur  zufällig  getroffen  werden  kann.  Das  liegt  aber  in  der 
Maßregel,  im  Währungswechsel  selbst.  Denn  damit  werden  für 
die  Beteiligten  Gläubiger  wie  Schuldner,  die  Zukunfts- 
chancen hinsichtlich  des  Betrags  an  Vermögensmacht, 
welche  eine  Geldsumme  als  Forderungs-  wie  als  Belastungs- 
objekt darstellt,  vom  einen  Metall  auf  das  andere  übertragen. 
Je  nach  der  künftigen  Wertrelation  beider  Metalle  zu  ein- 
ander und  nach  ihrer  Kaufkraft  werden  diese  Zukunftschancen 
dann  günstigere  oder  ungünstigere  für  den  Einen  und  not- 
wendig umgekehrt  für  den  Andern.  So  stets  dann,  wenn  in 
Zukunft  die  Wertrelation  eine  andere  als  die  gesetzliche  Um- 
rechnungsrelation wird. 

W enn  z.  B.  nach  15,5  : 1 umgerechnet  wird,  später  aber  dio 
w irkliche  Relation  20  : 1 oder  30  : 1 oder  noch  ungünstiger  für 
Silber  wird,  — wie  es  seit  1873  gegangen  ist  — , so  entgeht  dem 
Verpflichteten  derjenige  Vorteil  zu  Gunsten  des  Berechtigten, 
welcher  aus  einem  Sinken  des  Werts  seiner  Silberschulden  ihm 
bei  V erbleiben  bei  Silberwährung  zugefallen  wäre,  vorausgesetzt, 
daß  diese  dem  Silber  ungünstige  Veränderung  der  Wertrelation 
vom  Silber  ausgegangen  ist,  ein  Sinken  des  Silbers 
gegen  Gold  und  an  Kaufkraft  bedeutet  (Fall  von  lucrum  cessans). 
Und  anderseits  erleidet  der  Pflichtige  wieder  zu  Gunsten  des  Be- 
rechtigten  den  Nachteil,  wird  er  höher  belastet,  vorausgesetzt,  daß 
die  Änderung  der  Wertrelation  vom  Golde  ausgeht,  dieses 
im  Werte  gegen  Silber  und  in  seiner  allgemeinen  Kaufkraft  ge- 
stiegen ist  (Fall  von  damnum  emergens).  Derartige  Wirkungen, 
vornehmlich  der  ersten  Art,  möglicherweise  auch  etwas  mit  der 
zweiten  Art,  hat  die  gesetzliche  Festlegung  der  Ümrechnungs- 
relation  für  Silberverbindlichkeiten  auf  15,5  : 1 bei  der  Umwand- 
lung zu  Goldverbindlichkeiten_  unter  dem  später  starken  Sinken 
des  Silberwerts  gegen  Gold  bei  uns  mit  sich  gebracht. 

Das  ist  gewiß  nichts  Unbedenkliches,  aber,  wie  gesagt,  etwas 
nicht  zu  Vermeidendes,  weil  eben  durcli  den  Währungs- 
wechsel als  solchen  Bedingtes.  Diese  Folgen  modifizieren 
sich  im  Maße  etwas,  je  nach  der  Art  des  gesetzlichen  Vorgehens 
bei  der  Feststellung  der  Wertrelation,  aber  im  Prinzip  und 
einigermaßen  auch  im  Umfang,  bleiben  sie  doch  und  würden 
sie  auch  bei  einem  anderen  Vorgehen,  z.  B.  in  Deutschland, 
geblieben  sein,  weil  sie  aus  gleichen  Zukunftsverände- 
rungen der  Wertrelation  gegenüber  der  gewählten  Umrech- 
nungsrelation hervorgehen.  Einige  Ausgleichung  erfolgt  in- 
dessen in  den  zahlreichen  Fällen,  wo  Berechtigte  aus  alten  Geld- 
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Verbindlichkeiten  auch  zugleich  Verpflichtete  aus  anderen  und 
umgekehrt  sind,  was  u.  a.  z.  B.  beim  Staate  und  anderen  öffent- 
lichen Körpern  erheblich  in  Betracht  kommt,  als  Verpflichteten 
aus  öffentlichen  Geldschulden,  Gehalts-,  Pensionsversprechen 
und  Berechtigten  auf  Grund  von  Geldsteuern , Gebühren, 

'l'd>x6ri  \isvv« 

Für  die  praktisch  ziemlich  gleiche  Wirkung  der 
verschiedenen  Art  des  Vorgehens  kommt  aber  noch  Folgendes  in 
Betracht.  Es  handelt  sich  tatsächlich  bei  den  deutschen  und 
den  meisten  übrigen  Währungswechseln  im  letzten  Viertel  des 
19.  Jahrhunderts  um  private  und  öffentliche  Geldschulden  und 
andere  Geldverbindlichkeiten,  welche  in  der  großen  Hauptmasse 
noch  aus  den  letzten  Menschenaltern  des  19.,  schon  in  viel  ge- 
ringerem Betrag  aus  dem  18.  Jahrhundert  und  in  noch  viel 
kleinerem  Betrag  aus  früherer  Zeit  herrühren,  wo  die  Wertrela- 
tion um  1 : 15,5  und  nur  wenig  günstiger  für  Silber  stand  (1  : U, 
14,5,  15)  und  selbst  vorher  (17.,  16.  Jahrhundert)  doch  auch  nur 
wie  1 : 12—14,  10,5—11—12).  Ob  man  nun  die  Umrechnung  nach 
der  folgenden  ersten  oder  zweiten  Methode  im  Gesetze  bestimmt, 
ergibt  so  relativ  nicht  gar  so  sehr  verschiedene  Beträge  neuer 
Goldschuld  an  Stelle  der  alten  Silberschuld,  weil  die  Delation 
meistens  etwa  nur  zwischen  den  angegebenen  Grenzen  liegen 
würde,  meist  zwischen  1 : 16 — 15,5 — lo — 14,5  14.  Die  Berechti- 
gungen wie  die  Verpflichtungen  aus  Silberschulden  würden  sich 
daher  hier  auch  nur  mäßig  verschieben  oder  verschoben  haben, 
je  nach  der  Art  des  Vorgehens  zur  Feststellung  der  Höhe  der 
Relation  für  die  Umrechnung  der  Silberschulden  in  Geld- 
schulden. Erst  die  großen  Veränderungen  der  Wertrelation  zu 
Ungunsten  des  Silbers  seit  Mitte  der  1870er  Jahre  haben  den 
Wertbetrag,  welchen  die  in  Gold  umgewandelten  älteren  Silber- 
schulden nunmehr  in  Gold  darstellen,  als  Anspruch  wie  als  Last 
so  stark  verändert;  wiederum  die  unvermeidliche  Folge  des 
Währungs Wechsels  und  der  ,,Silberentwertung“  eventuell  zu- 
gleich mit  der  ,, Gold-Werterhöhung“. 

Die  beiden  Methoden  für  die  gesetzliche  Regelung  der  Um- 
rechnungsrelation sind: 

(1. ) Die  übliche,  die  Relation  zur  Zeit  desWährungs- 
Wechsels,  die  genaue  oder  (meist)  die  annähernde,  wie  der 
Umrechnung  der  Münzen  selbst,  so  auch  derjenigen  der  ältern 
Silberverbindlichkeiten  aus  der  Zeit  der  Silberwährung  all- 
gemein und  gleichmäßig  zu  Grunde  zu  legen,  einerlei  welchen 
Ursprungs,  welchen  rechtlichen  Charakters  und  welcher  Ent- 
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stehungszeit  sie  sind  und  wie  abweichend  gegen  jetzt 
etwa  zu  dieser  Zeit  die  Relation  gegen  die  jetzige  gewesen  ist. 

Praktisch  ist  diese  Umrechnung  auch  die  einfachste,  auch 
ihre  Übereinstimmung  mit  derjenigen  bei  den  Münzen  selbst  ist 
erwünscht.  Sie  ergibt  aber  natürlich  etwas  andere  Resultate 
als  die  zweite  Methode.  Dennoch  ist  sie  auch  prinzipiell  zu 
rechtfertigen,  und  verdient  auch  prinzipiell  den  Vorzug  vor 
dieser  anderen. 

(2. ) Diese  zweite  Methode  besteht  darin,  daß  die  Silber- 
schulden nach  der  Relation  zur  Zeit  ihrer  Entstehung 
auf  Gold  umgerechnet  und  in  diesem  Betrage  nunmehr 
als  Geldschulden  gelten  (bei  Umrechnung  auf  frühere  Gold- 
münze unter  jetziger  Umrechnung  auf  die  jetzige  Münze  nach 
dem  münzfußmäßigen  Metallwerte).  Vorausgesetzt  daß  die  An- 
wendung dieser  Methode  nicht  wegen  mangels  genügender  tat- 
sächlicher Feststellungen  (Entstehungszeit,  damalige  Relation) 
überhaupt  unausführbar  ist,  hat  sie  selbst  bei  Bekanntsein 
aller  erforderlichen  Tatsachen  doch  praktisch  im  Vergleich  mit 
der  ersten  ihre  größere  Umständlichkeit,  auch  die  Zufälligkeit 
ihrer  Ergebnisse  gegen  sich.  Sie  ist  aber  auch  prinzipiell 
anzufechten.  Sie  fingiert  eben  etwas,  was  früher  nicht 
bestanden  hat,  Goldwährung  schon  in  der  Zeit  der  Silberwäh- 
rung und  der  Silberschuld.  Bei  jeder  einfachen  Währung 
müssen  die  Beteiligten,  Berechtigte  und  Verpflichtete,  die  (güns- 
tigen und  ungünstigen)  Chancen  eben  einmal  laufen,  welche 
die  mögliche  Veränderung  des  Geldwerts  (der  Kaufkraft)  in 
der  Währung,  auf  welche  die  Verbindlichkeiten  lauten,  mit 
sich  bringen.  Bei  dieser  zweiten  Methode  wird  den  Beteiligten 
aber  nun  mit  rückwirkender  Kraft  an  Stelle  der  alten  • 
Silberschuld  schon  seit  deren  Entstehung  und  von  da  an  durch 
die  Wechselfälle  hindurch  bis  zur  Gegenwart  die  Anerkennung 
einer  Geldschuld  aufgenötigt  in  dem  Betrage,  welcher  sich  aus 
der  zufälligen  Stellung  der  Relation  zur  Zeit  der  Entstehung  der 
Schuld  ergibt,  daher  mit  den  Chancen,  welche  der  Wechsel  der 
Kaufkraft  des  Goldes  in  sich  geschlossen  hat.  Das  eben  ist  prin- 
zipiell nicht  zu  rechtfertigen.  Sind  die  Chancen  bei  Silber  und 
Gold  tatsächlich  nach  deren  jeweiliger  Kaufkraft  von  der  Zeit 
der  Entstehung  der  Verbindlichkeit  an  nis  zur  Gegenwart  ver- 
schiedene gewesen,  wie  anzunehmen  und  vielfach  tatsächlich  zu 
belegen  ist,  so  treten  eben  für  die  Beteiligten  andere  Wir- 
kungen ein,  als  wenn  ihre  Silberschulden  als  solche  unver- 
ändert bis  zur  Gegenwart  als  zu  Recht  bestehend  angesehen, 
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behandelt  und  so  erst  nunmehr  nach  der  jetzigen  Relation 
auf  Gold  umgerechnet  werden.  Bevorteilungen  und  Benach- 
teilungen  des  Einen  oder  Anderen  ergeben  sich  notwendig  und 
das  ist  unbillig  und  muß  vermieden  werden.  So  ist  die  zweite 
Methode  abzulehnen. 

Wäre  sie  z.  B.  1871  ff.  im  Deutschen  Reich  angenommen 
worden,  so  würde  sich  für  Verbindlichkeiten  in  Silber,  welche  seit 
Anfang  des  16.  Jahrhunderts  entstanden  sind,  ein  Goldschuldbetrag 
nicht  von  ca.  6,44%  des  nominellen  Süberbetrags,  w le  bei 
der  zu  Grunde  gelegten,  der  wirklichen  Relation  um  1870/7J  an- 
nähernd entsprechenden  von  1 : 15,5,  sondern  je  nachdem  ein  sol- 
cher von  z.  B.  ca.  9,5— 9,1  oder  von  ca.  8,3  oder  ca.  < bis  6,44  % 
ergeben  haben,  je  nachdem  die  Verbindlichkeit  aus  der  ^eit  her- 
rührte, wo  die  Relation  1 ; 10,5 — 11  oder  etwa  1 : 12  oder  . 14  oder 
schließlich  zu  15,5  gewesen  wäre.  Das  hätte  große  Ungleich- 
inäßigkeiten  nach  einem  so  zufälligen  Moment,  wie  der 
Zeit  der  Entstehung  der  Verbindlichkeit  ergeben,  bei  Schulden, 
welche  in  der  Gegenwart  doch  als  gleichwertige  behandelt 

worden  waren. 

Zu  /?,  bb.  (S.  764.)  B e h a n d 1 u n g f r e m d e r i n t e r - 
nationaler  Verbindlichkeiten,  welche  auf  hei- 
misches Geld  lauten,  beim  Währungswechsel. 

aa)  Hier  ist  die  heimische  Gesetzgebung  nicht  ohne  weiteres 
stets  kompetent;  auch  nicht  in  ihrer  Festlegung  der  Umrech- 
nungsrelation für  die  fremden  Verpflichteten  aus  auf  das  bis- 
herige heimische  Geld  lautenden  Verbindlichkeiten,  welche  diese 
Schuldner  gegen  heimische  Berechtigte  (Gläubiger)  zu  erfüllen 
haben. 

Solche  Fälle  haben  auch  früher  selten  ganz  gefehlt,  aber  erst 
mit  der  Entwicklung  der  internationalen  Kapitalbewegung  und 
der  Entstehung  von  Schuldverhältnissen  des  Auslands  ^ 

Ausländer  gegen  das  Inland  und  die  Inländer,  daher  besonders 
neuerdings  sind  sie  zahlreicher  und  wichtiger  geworden.  Nament- 
lich gehören  hierher  fremde  öffentliche  (Staats-)  Anleihen 
deren  einzelne  Schuldtitel  und  solche  von  fremden  Erwerbs- 
(Aktien-)  Gesellschaften,  besonders  Eisenbahngesellschaften,  hier 
und  da  auch  von  Privaten  (Großgrundbesitzern,  Großunterneh- 
mern) aufgenommene  Schulden  und  dafür  ausgegebene  b^^ld* 
titel.  Letztere  sind  dann  als  internationale  börsengängige  Effek- 
ten, meist  in  der  Form  des  Inhaberpapieres,  im  UmlauL  Ein 
Hauptbeispiel  aus  der  neueren  Zeit  sind  die  (Priori täts-) Obliga- 
tionen österreichischer  Eisenbahngesellschaften  mit  Be- 
stimmung für  den  deutschen  (und  z.  T.  den  europäischen)  Markt 
zur  Kapitalanlage  und  zu  Geschäften  in  ihnen,  ebenso  russische 
derartige  Obligationen.  S.  die  oben  S.  145,  728  gen.  Lit.  über  die 
österr.  Kuponprozesse. 

ßß)  Es  handelt  sich  hier  zum  Teil  allerdings  nur  oder  vor- 
wiegend um  formal-j  uristische  Streitfragen. 

A.  W a g n e r , soc.-ökon.  Grundriss,  Buchhandelsausgabe.  Abteil.  II.  49 
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aaa)  So  darum,  ob  nach  Absicht  <ler  Kontralienten  das 
Rechtsdomizil  der  betreffenden  Obligationen  neben  dem 
eigenen  inländischen  der  diese  Obligationen  ausstellenden 
(physischen  und  nicht-physischen,  wirklichen  juristischen  oder 
sogenannten  juristischen)  Personen  des  öffentliclien  und  des 
Privatrechts  auch  im  Heimatstaate  ist,  auf  dessen  Währung 
diese  Obligationen  lauten,  auf  dessen  Markt  sie  zum  Absatz  be- 
stimmt sind  und  wo  sie  meistens  auch  hier  von  Angehörigen 
dieses  Staats  besessen  werden.  Diese  Anerkennung  eines 
Rechtsdomizils  auch  in  diesem  Staate  hat  dann  zur  Folge, 
daß  die  Verpflichteten  (Schuldner)  demgemäß  auch  hier  (im 
,, Ausland“  für  sie)  Gerichtsstand  haben.  Es  fragt  sich  lüer- 
bei  weiter,  ob  dies  aus  dem  Wortlaut  der  Obligation  als  Ur- 
kunde klar  und  sicher  als  Wille  der  Kontrahenten  hervorgeht 
oder  aus  den  Umständen,  bei  der  Emission,  der  Aufforderung 
zur  Übernahme  bei  der  Subskription  und  Einführung  zum  V"er- 
kehr  im  Inlande  abzuleiten  ist.  — bbb)  Es  handelt  sich  ferner 
— und  öfters  in  der  Praxis,  auch  in  jenen  österreichischen 
Kuponprozessen  — eventuell  darum,  in  welcher  Form  die 
Zahlung  (von  Zinsen,  von  Rückzahlungen  auf  das  Kapital)  in 
der  heimischen  Währung  des  Inlands,  d.  h.  des  Staats  des 
Währungswechsels,  also  des  ,,A  u s 1 a n d s“  für  den  Schuld- 
ner, versprochen  ist,  sowie  welche  rechtliche  Bedeutung  nach 
dem  Willen  und  der  Übereinstimmung  der  Parteien,  so  bei  der 
ersten  Emission,  dies  Versprechen  gehabt  hat  und  wie  dasselbe 
danach  auszulegen  ist.  Gerade  das  sind  die  Hauptstreitpunkte. 

Sie  wareu  es  namentlich  auch  in  den  österreichischen 
Kuponprozessen.  So  ob  die  Bezeichnung  des  Schuldanerkennt- 
nisses in  der  für  den  Schuldner  fremden  Währung  neben  der- 
jenigen in  seiner  eigenen  heimischen  etwa  nur  die  Bedeutung 
einer  für  das  populäre  Verständnis  bestimmten  „Erklä- 
rung“ habe,  daß  nämlich  die  Münzen,  regelmäßig  nach  den  Ge- 
setzen über  das  Münzwesen  und  dessen  Währung  und  Fuß,  in  dem 
und  dem  Zahlenverhältnis  (Paritäten)  zu  einander  ständen,  so 
z.  B.  300  fl.  öst.  W.  = 200  Taler  = 350  fl.  süddeutsch,  etwa  auch 
gleich  so  und  soviel  Franks  (z.  B.  750  fr.)  oder  so  und  soviel 
Pfund  Sterl.  (z.  B.  30).  Bei  einem  solchen  Sinn  hätte  eine  bloße 
..Erklärung“  behufs  Belehrung  die  Rechtsfolge  gehabt,  daß  die 
eigentlich  in  der  Obligation  versi)rochene  Währung  und  Münze, 
zu  deren  Zahlung  von  Zinsen  und  Kapital  sich  der  Schuldner  allein 
verpflichtet  habe  und  habe  verpflichten  wollen,  nur  die  seiner 
Heimat  sei,  er  daher  darin  zahlen  könne,  ohne  daß  der  Gläubi- 
ger die  Zahlung  in  seiner  heimischen  Währung  nach  deren  in 
der  Obligation  angegebenen  Parität  verlangen  könne.  Auch  hier 
setzte  dann  etwa  wieder  die  Frage  ein,  ob  die  Zahlstelle  allein 
die  inländische  des  Schuldners  oder  ob  auch  die  des  Heimat- 
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staats  des  Gläubigers  sei  und  ob  dieser  wählen  könne,  wo  er  Zahlung 
verlangen  wolle.  Anderseits  drehte  es  sich  um  die  Präge,  ob  die 
Ausstellung  der  Obligation  über  Kapital  und  Zinsen  (Kupons)  in 
verschiedenen  Währungen  und  Münzfüßen  in  bestimmten  1 aritaten 
die  rechtliche  Bedeutung  nach  der  Absicht  der  Kontrahenten  gehabt 
habe,  daß  dem  Gläubiger  (Besitzer  der  Obligation)  unbe- 
dingt das  Recht  gegeben  werden  sollte,  z u w ä h 1 e n,  in  welcher 
der  angegebenen  Währungen  und  Münzen  er  Zahlung  nach  den 
bezifferten  Paritäten  beanspruchen  könne.  Das  dem  Gläubiger 
ein  solches  Wahlrecht  gegeben  werden  solle,  war  doch  wohl  im 
allgemeinen  die  Sachlage  bei  den  gen.  österr.  Obligationen.  Es 
ergab  sich  auch  aus  den  Umständen  bei  der  Emission  und  v er- 
breituiig  der  Obligationen  im  „Auslande“,  also  z.  B.  in  Deutsch- 
land, Frankreich.  Daraus  leitete  man  dann  die  V erpflichtmng 
des  Schuldners,  in  deutscher,  französischer,  englischer  M ah- 
rung  zu  zahlen,  ab,  weil  letzterer  mit  einem  solchen 
Versprechen , in  der  Währung  und  Münze  des  G 1 a u b i - i 

g e r s des  B e s i t z e r s der  Obligation  zu  zahlen,  sein  eigenes  ' 

Interesse  des  leichteren  und  besseren  Absatzes  der  Obhptionen 
„im  Auslande“  (für  ihn)  verfolgt  habe.  Bei  dem  dem  Gläubiger 
zugleich  etwa  gegebenen  Recht  der  AV  ahl  der  Auszahlungsstelle 
in  seiner  Heimat  oder  an  einem  anderen  Ort  als  im  Inland  des 
Schuldners  wurde  diese  Auslegung  noch  beweiskräftiger.  j 

yy)  Aber  gerade  wenn  diese  juristischen  Fragen  in  der  ; 

angedeuteten  Weise  erledigt  sind,  erbebt  sich  nun  die  Frage, 
ob  sich  der  Schuldner  von  vornherein  auch  den  Änderungen  , 

der  für  ihn  fremden  Währung  (und  Münzfußes)  zu  unterwerfen 
habe,  welche  beim  Wechsel  von  Währung  und  Münzfuß  der  ^ 

i h m'  ,,f  r e m d e“  Gesetzgeber  bestimmt,  und  ob  dieser  Schuldner 
daher  dann  auch  die  U m r e c h n u n g s r e 1 a t i o n für  Silber- 
schulden auf  Goldschulden,  welche  dieser  Gesetzgeber  anordnet,  " 

für  seine  Süberschulden  gelten  zu  lassen  habe?  Auch  dies  hat 
man  formal-juristisch  angenommen,  teils  ganz  allgemein,  teils 
mindestens  für  den  Fall  der  Zusage  auch  inländischei  Zahl- 
stellen, d.  h.  solcher  im  Gebiete  des  Staats  des  Währungs- 
wechsels, auf  dessen  bisherige  Währung  die  Obligation  lautete 
oder  mitlautete. 

Grade  indessen  hier  wird  es  doch  zweifelhaft,  ob  diese  for- 
mal-juristische Auffassung  zur  Begründung  des  Grundsatzes 
ausreicht,  daß  der  fremde  Schuldner  in  den  angedeuteten  Fällen 
der  für  ihn  fremden  Gesetzgebung  und  der  gesetzlichen  Um- 
rechnungsrelation ohne  weiteres  unterliege.  Und  selbst  wenn 
dieses  bejaht  wird,  taucht  die  Frage  de  lege  ferenda  auf,  ob  : 

es  recht  und  billig  sei,  hier  zwischen  in-  und  ausländi- 
sehen  Schuldnern  gar  keinen  Unterschied  zu  machen,  obwohl 
für  beide  die  wirtschaftlichen  Folgen  der  Anwendung 
derselben  Umrechnungsrelation  wesentlich  verschiedene 
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sind.  Es  läßt  sich  nämlich  zeigen,  daß  bei  späterem  Sinken  des 
Silbers,  also  der  alten  Währung,  der  Ausländer,  welcher 
nach  der  gesetzlichen  Umreclinungsrelation  zahlen  soll,  davon 
schwerer  als  der  Inländer  betroffen  wird  und 
sein  Interesse  die  Anwendung  des  Kurswerts  der  alten 
Silberschuld  in  Gold  verlangt. 

Hier  geht  die  Frage  wieder  in  eine  solche  über,  welche  mit 
nach  wirtschaftlichen  Gesichtspunkten  zu  behandeln  und 
zu  entscheiden  ist. 

In  den  erwähnten  Kuponprozessen  wird  namentlich  seit  dem 
stärkeren  Weichen  des  Silberpreises  die  Frage  von  größerer  prak- 
tischer Bedeutung,  ob  die  alternativ  auf  österreichische  Wäh- 
ning  und  nach  ehemaligen  bestimmten  Paritäten  auf  für 
Österreich  fremde  Währung  ausgestellten  Obligationen  (beson- 
ders nach  dem  Wiener  Münzfuß  150  fl.  =-  100  Taler  berechnet) 
nun  nach  Wahl  des  Gläubigers  auf  Grund  der  deutschen 
gesetzlichen  Umrechnungsrelation  verlangt  und  die  Umrechnung 
nach  dem  jetzigen  Kurswert  des  Geldes  in  Gold,  z.  B.  zu  1 Mk. 
70  Pf.,  vom  Gläubiger  abgelehnt  werden  könne.  Es  drehte  sich 
bei  dem  hohen  Betrage  bezüglicher  Obligationen  und  der  starken 
\ erschlechterung  der  wirklichen  Wertrelation  zu  üngunsten  des 
Silbers  um  ein  bedeutendes  Wertobjekt.  — Bei  den  gericht- 
lichen Ents  c h eidungen  haben  die  Gerichte  im  deutschen 
Reich  fast  sämtlich  in  allen  Instanzen  von  der  untersten  bis  zur 
obersten  dahin  entschieden,  daß  für  die  betreffenden  Obligationen 
der  Taler  kontraktlich  Darlehensvaluta  sei  und  demgemäß  nach 
der  deutschen  gesetzlichen  Relation  zu  3,  der  Gulden  also  folge- 
weise zu  2 Mk.  Gold  berechnet  werden  müsse,  für  Zinsen 
(Kupons)  und  Kapital.  Nur  ein  einziges  Gericht  2.  Instanz,  das 
Oberlandesgericht  in  Kassel,  hat  entgegengesetzt  entschieden, 
d.  h.  für  Pflicht  zur  Zahlung  nach  dem  Kurswert  der  bisherigen 
Silbermünze,  des  Guldens  und  des  Talers  nach  seiner  alten 
Parität.  Ebenso  einmütig  haben  österr.  Gerichte  sich  für  die 
Zahluugspflicht  nach  dem  Kurswert  des  Guldens  in  Gold  er- 
klärt, auch  hier  bis  zum  obersten  Gericht.  Dabei  haben  aber  auf 
deutscher  wie  österreichischer  Seite  bei  den  getroffenen  Ent- 
scheidungen die  Verschiedenheiten  der  Auffassung  und  Behand- 
lung der  angedeuteten  formalen  Momente  mitgespielt,  so  über 
die  rechtliche  Anwendbarkeit  der  heimischen  Gesetzgebung  auf 
den  fremden  Schuldner,  über  Domizil,  Gerichtsstand,  über  Aus- 
legung der  rechtlichen  Bedeutung  der  in  den  Obligationen  an- 
gegebenen Paritäten  der  verschiedenen  Währungen  und  Münzfüße. 
Der  wirtschaftliche  Gesichtspunkt,  welcher  im  Folgenden 
herangezogen  wird,  ist  kaum  mit  zur  Erwägung  bei  den  Ent- 
scheidungen der  Gerichte  gekommen. 

Von  österreichischer  Seite  und  wo  sonst  für  die  Umrechnung 
nach  dem  Kurswert  entschieden  wurde,  ist  auch  wohl  unter  den 
Beweisgründen  mit  darauf  Gewicht  gelegt  worden,  daß  durch 
einseitigen  Akt  des  fremden  (deutschen)  Gesetzgebers 
der  Taler  überhaupt  etwas  anderes  geworden  sei,  eben  eine 


stücke  noch  lange  im  Umlaufe  und  als  gesetzlicües  z-ammiuei 
verblieben.  Auch  dem  französischen  Frank  gegenüber  ist,  nach 
der  erfolgten  Einstellung  der  freien  Silberprägung  als  Währungs- 
münze (5-Frankstück)  in  Frankreich,  mit  Recht  dasselbe  ange- 
nommen worden.  Daraus  ward  wohl  der  Schluß^  gezogen,  es  könne 
doch  unmöglich  jeder  fremde  Schuldner  verpflichtet 

ihm  nachteiligen  Folgen  der  Währungs-  i 

fremder  Staaten  zu  unterwerfen.  C„-.  - 

Gesetzgeber  eine  v( 

zu  schädigen,  zu  belasten 


; sein,  sicn  so 
_ I-  und  Münzpolitik  ihm 

:_.j.  Sonst  habe  jeder  ausländische 

erhängnisvolle  Macht,  staatsfremde  Schiddner 

1 Auch  dies  Argument  trifft  m.  E.  zu. 

Aber  in  dem  Falle,  wo  etwa  die  genannten  Obligationen  auch  in 
englischer  Währung  alternativ  mit  ausgestellt  waren,  konnte 
allerdings  nicht  ebenso  argumentiert  werden,  da  diese  Währung 
ja  keine  Veränderung  erfahren  hatte.  Bei  der  Ausstellung  der 
Obligationen  mit  in  ihr  hatte  eben  der  Schuldner  die  Folgen  zu 
tragen,  wenn  seine  heimische  Silbervaluta,  der  u.,  am  Kurse 
gegen  englische  Währung,  Pf.  St.,  verlor;  wenigstens  alsdann, 
wenn  eine  solche  Ausstellung  der  Obligation  mit  neben  österr. 
Gulden  in  Pfund  Sterl.  ein  freies  Wahlrecht  für  den  Schuldner 
bedeutete,  in  welcher  Währung  er  Zahlung  verlangp  wolle.  Hier 
ergibt  sich  eben  die  Gefahr  solcher  Ausstellung  m Silber-  und 
Goldwährung  zugleich,  eine  Gefahr,  mit  der  der  Schuldner  nicht 
gerechnet  hatte,  was  ihn  aber  rechtlich  nicht  berechtig^  konnte, 
sich  der  Zahlung  in  Gold  (Pfd.  St.)  nach  der  in  der  Obligation 
festgesetzten  alten  Relation  von  Silber  zu  Gold  zu  entziehen. 

dd)  Für  die  prinzipielle  wirtschaftliche  Be- 
trachtung der  Frage  der  Umrechnung  fremder  Silberschul- 
den auf  Goldschulden  beim  W^ährungswechsel  nach  der  gesetz- 
lichen Relation,  welche  der  Staat  dieses  Währungswechsels  da- 
für feststellt,  ist  nun  Folgendes  wichtig.  Im  allgemeinen  wird 
nach  der  bisherigen,  bezw.  nach  der  zur  Zeit  dieses  Wechsels 
bestandenen  wirklichen  Relation,  wie  gezeigt,  auch  die  Umrech- 
nung mit  Recht  bestimmt.  Ändert  sich  nun  später  zur  Zeit  der  E r- 
füllung  der  Zahlung  aus  der  Obligation  diese  Relation, 
wie  1873«.  zu  Ungunsten  des  Silbers  und  zu  Gunsten  des 
Goldes,  so  hat  das  verschiedene  wirtschaftliche 
Folgen  für  die  Schuldner  im  I n 1 a n d e , im  Gebiet  des  Staats 
des  Währungswechsels,  und  im  Auslande.  Die  Schuldner 
im  Inlande  empfinden  die  Folgen  einer  solchen  Veränderung  der 
Wertrelation  gegen  die  gesetzliche  Umrechnungsrelation  even- 
tuell zwar,  wie  oben  gezeigt  wurde,  auch  als  schwerere  Last, 
aber  im  ganzen  doch  weniger,  nicht  so  voll  und  ganz,  daher 
nicht  so  schroff  und  sofort  wie  die  Schuldner  im  Auslande.  Im 
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fremden  (Gold-)  Valuta,  nach  welchem  sie  auf  Grund  der  frem- 
den Umrechnungsrelation  ihre  Silber-Verbindlichkeiten  erfüllen 
sollen,  fällt  sofort  und  in  vollem  Betrage  als  größere  Last 
auf  die  Schuldner.  Sie  tragen  diese  in  dem  höheren  Betrage,  den 
sie  in  ihrer  eigenen  heimischen  (Silber-,  auch  Papier-)  Valuta 
für  eine  solche  Erfüllung  ihrer  Verbindlichkeiten  verwenden 
müssen,  während  ihre  Einnahmen,  ihr  ganzer  Erwerb,  in  dieser 
ihrer  heimischen  Währung  berechnet,  keine  Erhöhung  erfährt. 
Ihr  Interesse  verlangt  daher  hier  entschieden  die  Anwendung 
des  Kurswerts  der  alten  Silberwährung  in  der  neuen 
fremden  Goldwährung.  Für  die  rechtliche  Entscheidung  de 
lege  ferenda  (und  eventuell  in  der  Judikatur)  in  bezug  auf  die 
Umrechnungsrelation  alter  ausländischer  Silberschulden  in  der 
bisherigen  Silberwährung  des  Staats  des  Wähi’ungswechsels  könnte 
das  und  müßte  es  wohl  auch  ein  Gesichtspunkt  sein,  wonach 
sogar  dieser  Staat  und  Gesetzgeber  wenigstens  aus  Billig- 
keitsrücksichten auf  die  andersartige  wirt- 
schaftliche Lage  der  fremden  als  der  einheimischen 
Schuldner  Rücksicht  nimmt  und  jenen  fremden  Schuldnern  eine 
andere  Umrechnungsrelation  gewährt;  wenn  nicht  wirklich 
nach  dem  Kurswert  des  Silbers,  so  etwa  nach  einer  mittleren 
zwischen  diesem  und  der  alten  wirklichen,  sonst  gesetzlich  im 
Inlande  der  Umrechnung  zu  Grunde  gelegten  Relation.  Vollends 
der  auswärtige  Staat  wird  dieses  Interesse  seiner  An- 
gehörigen hier  nicht  ohne  weiteres  preisgeben  dürfen,  indem  er 
die  allgemeine  Umrechnungsrelation  der  fremden  Gesetz- 
gebung als  auf  seine  Staatsangehörigen  als  Schuldner  in 
Silber  Währung  anwendbar  anerkennt.  Und  auch  die  fremde 
Judikatur,  wie  im  erwähnten  Streit  die  österreichische, 
konnte,  von  allen  Zweifelfällen  formal-juristischer  Art  wie  den 
oben  erwähnten  abgesehen,  doch  auch  wohl  mit  einigem  Recht 
mit  diesem  wirtschaftlichen  Moment  den  Kurswert 
des  Silbergeldes  in  Gold  für  die  Umrechnung  der  Gulden-  und 

Talerscluilden  begründen,  übrigens  auch  nach  dem  Recht  ihres 
Landes. 

se)  Für  die  ganze  Geldlehre  ist  es  wohl  beachtenswert,  daß 
daher  auch  hier  in  diesen  Kontroversen  wieder  die  Frage  von 
der  Bereclitigung  der  Kurswerttheorie  neben  und  vor  der  Nenn- 
werttheorie hineinspielt,  — denn  auf  letztere  läuft  die  An- 
wendung der  allgemeinen  gesetzlichen  Umrechnungsrelation  auf 
fremde  Schulden  implicite  hinaus.  Dies  der  Grund  dafür,  daß 
hier  auf  diese  Dinge  noch  etwas  näher  eingegangen  wurde. 
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CO  Auch  auf  die  Frage  der  unbedingten  Anwendung  der 
einmal  beim  Währungswechsel  angenommenen,  voraussetzungs- 
weise der  dann  zur  Zeit  bestehenden  Wertrelation  von  Siper 
zu  Gold  entsprechenden  Umrechnungsrelation  auf  inlän- 
dische Silberschulden  sei  in  diesem  Zusammenhang  noch  ein- 
mal zurückgekommen.  Auch  hier  ist  in  der  Tat  nicht  zu  ver- 
kennen, daß  die  Anwendung  dieser  Relation  auf  die  spatere  r - 
fü  Illing,  die  Zahlungsleistung  auf  Grund  der  Obligation  un- 
vermeidlich Störungen,  Härten,  höhere  Belastungen  für  die 
Schuldner  mit  sich  bringt,  wennhinterherdieRelation 
zu  Ungunsten  des  Silbers  sich  verändert,  wie  es 
seit  1871  eingetreten  ist.  Aber  dies  ist  eben  die  unvermeid- 
liche Folge  des  Währungswechsels  an  sich,  der 
sich  die  der  heimischen  Gesetzgebung  unterworfenen  Inländer 
fügen  müssen.  Durch  die  schon  herangezogenen  Aus- 
gleichungsprozesse, durch  das  Hin  und  Her  dei 
Wirkungen  des  Silbersinkens  oder  des  Goldsteigens  auf  die 
Verliältnisse  im  Inland  sind  die  Störungen  und  Belastunpn 
für  die  inländischen  Schuldner  aber  eben  auch  nicht  so  plötz- 
lich, so  schwer,  wie  im  Auslande.  Nur  weil  auch  im  Inlande 
die  Ausgleichung  in  den  Preisstellungen,  in  den  Einnahme-  und 
Erwerbsverhältnissen,  dem  gesunkenen  Kurswert  des  Silbers 
oder  gestiegenen  Wert  des  Goldes  gemäß,  immer  ihre  Zeit  zur 
Durchsetzung  brauchen,  nicht  vollständig  und  nicht  gleic  - 
mäßig,  nach  Wirtschaftszweigen,  Berufen,  Gegenden  vor  sich 
gehen,  verbleiben  auch  für  inländische  Schuldner,  auch  für 
„Produzenten“  mit  Schulden  aus  Produktivkrediten,  Störun- 
gen. Letztere  erreichen  aber  die  Schwere  derjenigen  für  die 
ausländischen  Schuldner  in  unserem  hier  besprochenen  Fall 
doch  regelmäßig  nicht.  Es  ergibt  sich,  daß  hier  alle  solche  Pro- 
bleme wieder  die  Frage  auftauchen  lassen,  wie  sich  nach  Wäh- 
rungswechsel mit  fester  Umrechnungsrelation  für  die  Schulden 
in  der  verlassenen  Währung  mit  späterer  Änderung  der  wirk- 
lichen Wertrelation  der  Edelmetalle  die  Preisgestaltung 
für  die  inländischen  Produkte  vollzieht  und 
wie  danach  die  mit  davon  bedingten  Erwerbs- 
und Einkommensverhältnisse  der  Schuldner  aus 
alten  Schulden  sich  stellen.  Das  ist  ein  Punkt  von 
Bedeutung  für  die  jeweilig  richtige  Feststellung  der  Umrech- 
nungsrelation. An  diesem  Punkte  ist  bisher  bei  der  Erörterung 
des  hier  wieder  berührten  Problems  die  Rechtswissenschaft  und 
die  Wirtschaftswissenschaft,  auch  die  national-ökonomische 
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Geldlehre,  meist  ganz  vorbeigegangen.  Das  ist  ein  Fehler  ge- 
wesen, gerade  für  die  zu  erstrebende  richtige  prinzipielle 
Entscheidung  der  Frage  von  der  Bemessung  des  Geldwerts  und 
damit  vom  Inhalt  der  Geldschuld.  Eben  deshalb  sollte  hier  durch 
die  vorausgehenden  Ausführungen  auf  diesen  Punkt  die  Auf- 
merksamkeit mit  gelenkt  werden. 

XIV.  Schluß.  Blick  in  die  Fortbildung  der 
(edellmetallischen)  Geldverfassungen  durch 
das  Geldsurrogat  wesen  auf  kredit wirtschaft- 
licher Grundlage. 

I"  api  er  währungs  Verfassungen  gestatten  eine 
solche  Fortbildung  und  erfahren  sie  tatsächlich,  zumal  bei  län- 
gerem Bestände  der  Grundlage,  eben  der  Papierwährung,  wie 
Österreich,  Rußland  Nordamerika,  namentlich  auch  Großbritan- 
nien wahrend  der  „Bankrestriktion“  (1797  ff.)  und  andere  Länder 
Pj'mzipiell  gestaltet  sich  die  Fortbildung  durch  kredit- 
maßiges  Geldsurrogatwesen  hier  nicht  anders  als  bei  edelmetal- 
hscher  Geldverfassung.  Die  Banknoten,  so  in  England  damals 
diejenigen  der  „Landbanken“,  die  Schecks,  Wechsel  usw,  sind 
dann  eben  in  dem  Papiergeld,  das  Zwangskurs  hat,  wie  in  Eng- 
land  damals  in  Noten  der  Bank  von  England,  einzulösen.  Nur 

»7?,]  Edelmetall,  dem  eigenwertigen 

und  internationalen  Geldstoff,  die  andre  auf  dem  an  sich  stoffwert- 

ir  manche  Bedingungen  auch  für  die 

Fortbildung  der  Geldverfassung  auf  kreditwirtschaftlicher  Grund- 
lage verschieden. 

Siehe  über  Geldsurrogate  im  ganzen  schon  oben  S.  133  und 
passim  vielfach  in  verschiedenen  Abschnitten.  Eine  genauere 
Behandlung  dieser  Fortbildung , welche  in  diesem  ganzen 
Bande  häufig  des  Zusammenhangs  wegen  mit  berührt  werden 
mußte,  ist  hier  nicht  mehr  beabsichtigt.  Denn  sie  setzt  eine  vor- 
ausgehende Behandlung  der  ganzen  Lehre  vom  Kredit  und 
vom  Bankwesen  und  von  den  damit  in  Verbindung  stehenden  Ein- 
richtungTGn  voraus  DaliGr  ruuß  hier  an  dieser  Stelle  zum  Ab- 
Schluß  ^^der  „sozialökonomischen  Theorie  des  Geldes  und  Geld- 
wesens ‘ nur  ein  Blick  auf  diese  kreditwirtschaftliche  Fortbildung 
der  Geldverfassungen  genügen.  Die  Auffassung,  welche  ich  hier 
vertrete,  und  die  ganze  Behandlung  des  Gegenstandes  schließen 
Sich  im  wesentlichen  derjenigen  an,  welche  in  meiner  Abhandlung 
Kredit-  und  Bankwesen  im  Schönbergschen  Handbuch,  B.  I,  ver- 
treten und  gegeben  ist. 

A.  ,,Reine“  und  ,,kredit  wirtschaftlich  fort- 
gebildete“ Geldverfassungen. 

1.  ,,Reine“  Geldverfassungen  würden  solche  sein,  bei 
welchen  das  gesetzliche  Geld  nicht  nur,  wie  stets,  die  alleinige 
„Währung“  oder  das  gesetzliche  Zahlmittel  und  das  Wert- 
oder Preismaß  ist,  sondern  auch  allein  als  — körperlich  be- 
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nutztes  — Umlaufs-,  Tausch-  oder  Zahlmittel  in  allen  Fällen 
von  Geldzahlungen  benutzt  wird. 

Also  in  allen  Einkäufen,  im  Konsumenten-  wie  im  Produ- 
zentenverkehr, in  allen  Geldlohnzahlungen  usw.,  in  allen  Darlehns- 
und sonstigen  Kreditverhältnissen,  wo  daher  das  stattfiimet,  was 
auch  wohl  speziell  mit  dem  Ausdruck  „B  a r Zahlung  , „B  a r ver- 
kehr“ bezeichnet  wird,  implicite  in  Währungsgeld  und  dessen  ein- 
zelnen betreffenden  Stücken,  bei  den  Edelmetallgeldverfassungen 
demnach  in  den  (Währungs-)  Münzen. 

Solche  „reine“  Geldverfassungen  setzten  daher  eigentlich 
voraus,  daß  selbst  keinerlei  Scheidemünze  statt  wirk- 
lichen (vollwichtigen  Währung-)  Geldes  oder  -Münze,  dann 
aber  namentlich,  daß  auch  keinerlei  auf  dem  Kredit  beruhende 
Geldsurrogate  an  Geldesstatt  zu  Zahlungen  benutzt  wür- 
den. Das  ist  ein  völlig  in  dieser  Reinheit  wohl  kaum  je  vor- 
gekommener Zustand,  selbst  nicht  in  primitiven  geldwirtschaft- 
lichen Verhältnissen.  In  der  höher  entwickelten  Geldwirtschaft, 
namentlich  der  modernen,  und  in  immer  stärkerem  Maße,  je 
mehr  man  sich  der  neueren  und  neuesten  Zeit  in  den  Volks- 
wirtschaften der  Kulturvölker  nähert,  desto  mehr  tritt  der 
Charakter  der  Geldwirtschaft  als  einer  einer  solchen  „reinen“ 
sich  wenigstens  mehr  annähernden  zurück  und  entwickelt  sich 
daher  zu  der  folgenden,  nämlich  zur; 

2.  Geldverfassung  mit  auf  kreditwirtschaftlicher 
Grundlage.  Das  Charakteristische  einer  solchen  ist,  daß  „Geld  ‘ 
zwar  durchaus  allein  Währung  und  Wertmaß  bleibt,  aber  im 
Verkehr  in  großem  und  steigendem  Umfang  durch  a u f d e m j. 

Kredit  beruhende  „Geldsurrogate“  als  Uin- 
laufs-.  Tausch  - und  Zahlmittel  oder  durch  ,,K  r e d i t- 
umlaufsmitte  1“,  wie  man  diese  Surrogate  auch  nennen 
kann,  ersetzt  wird.  Dies  mehr  oder  weniger  umfangreich  in 
allen  Verkehrsarten,  besonders  im  Produzenten-  und  Geschäfts- 
verkehr, aber  auch  im  Konsumentenverkehr,  und  zahlreich  in 
denjenigen  Fällen  von  einzelnen  Rechts-  und  Wirtschafts- 
geschäften, welche  sich  auf  Geld  als  Währung  beziehen,  aber 
wo  für  die  Zahlungen  im  konkreten  Fall  statt  Geldes  selbst  ein 
Geldsurrogat  gebraucht,  gegeben  und  angenommen  (oder  auch 
eine  bezügliche  Zahlungseinrichtung  zur  Ersetzung  des  Ge- 
brauchs des  Geldes  als  Zahlmittel  benutzt)  wird.  Diese  Vor- 
gänge beruhen  aber  auf  freiem  Entschluß  der  Beteiligten,  ins- 
besondere derjenigen,  welche  zum  Zahlungsempfang  aus  Ge- 
schäften und  den  daraus  entspringenden  Forderungsrechten 
berechtigt  sind  (der  Fall  des  „Legalkurses“  von  Papiergeld  und 
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Banknoten,  welche  vom  Verpflichteten,  vom  Aussteller  jederzeit 
auf  Verlangen  des  Besitzers  in  Geld  eingelöst  werden  müssen, 
bildet  nur  eine  scheinbare  Ausnahme).  Je  mehr  sich  diese  Be- 
nutzung von  Geldsurrogaten  als  Zahlmittel  (oder  Zahlungs- 
weise) verbreitet,  und  ein  je  größerer  Teil  aller  auf  Geld  lauten- 
den Zahlungen  so  mittelst  Geldsurrogaten  bewerkstelligt  wird, 
desto  stärkere  Fortbildung  der  Geldverfassung  auf  kreditwürt- 
schaftlicher  Grundlage  liegt  vor. 

Bei  hoher  Entwicklung  der  Benutzung  dieses  Geldsurro- 
gatwesens erfolgt  so  auf  Grund  von  Sitten  und  Gewohnheiten 

ein  Maximum  von  auf  Geld  lautenden  Umsätzen 

eines  Minimums  von 
allein  Währung  und  Wertmaß 
im  wirklichen  Umlauf 
als  solchen  Gelds, 
als  letzte  bare  Deckung  der  von  den 
Banken  ausgegebenen  Geldsurrogate  und  ihrer  sonstigen  Ein- 
richtungen des  Geldsurrogatwesens  in  einem  Lande  oder  in 
einer  Volkswirtschaft  überhaupt  für  Geldzwecke  vorhanden 
ist.  Dieser  Zustand  des  Zahlungswesens  wird  darum  wohl 
auch  speziell  der  „k  r e d i t w i r t s c h a f 1 1 i c h e“  oder  „Kre- 
dit w i r t s c h a f t“  genannt. 

In  diesem  Sinne.  In  einem  andern  wird  der  Ausdruck  auch 


im  Verkehr 

und  Geschäften  aller  Art  auf  der  Basis 
Geld  (Edelmetall),  welches 
bleibt“;  sowohl  solchen  Gelds,  welches 
als  Umlaufs-  und  Zahlmittel  im  Verkehr, 
welches  in  Banken  usw 
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2.  En  t w i c k 1 u n g dieses  Geldsurrogatwesens  aus  der 
Geldwirtschaft  heraus. 

Je  mehr  sich  letztere  aus  der  Naturalwirtschaft  heraus 
und  dann  von  ihr  fort,  sich  von  ihr  trennend,  entwickelt,  desto 
mehr  und  immer  ausschließlicher  lauten  insbesondere  alle 
Darlehen  in  fungiblen  Sachen  auf  die 
gib  eiste  von  allen,  auf  Geld.  Darüber  werden  Schuld- 
dokumente (Schuldscheine)  ausgestellt,  welche  für 
den  Berechtigten  (Gläubiger)  als  F o r d e r u n g s 1 1 1 e 1 über 
einen  Betrag  Geld  erscheinen.  Auf  Grund  dieser  Titel  besteht  . 

ein  Rechtsanspruch  auf  eine  Geldzahlung,  welche  zu  der  und 
der  Zeit,  an  dem  und  dem  Ort  vom  Verpflichteten  (Schuldner)  an 
den  Berechtigten  (Gläubiger)  oder  an  dessen  Rechts- 
nachfolger zu  erfolgen  hat.  Dies,  soweit  die  Rechtsordnung 
eine  solche  Übertragung  des  Rechtsanspruchs  auf  Zahlung  übei-  . 

haupt  z u 1 ä ß t und  als  r e c h t s g ü 1 1 i g anerkennt,  unter  den 
Formen,  welche  die  Rechtsordnung  dafür  bestimmt  oder  als 
gültig  anerkennt;  ferner  unter  der  weiteren  Voraussetzung, 
wenn  und  soweit  als  dem  Berechtigten,  auch  dem  aus  dem  For- 
deruiigstitel  Verpflichteten  gegenüber,  demnach  ein  solches 
Übertragungsrecht  zusteht  und  er  Dritte  findet,  welche  in  diese 
Übertragung  des  Rechts  auf  sie,  unter  welchen  Bedingungen 
immer,  einwilligen.  Damit  erkennen  sie  diese  Übertragung  als 
Zahlung  in  Geld  an,  unbedingt,  wo  keine,  bedingt,  wo  eine  Re- 
greßpflicht bezüglich  des  betreffenden  Geldsurrogats  wegen 
dessen  nicht  erfolgender  Einlösung  in  Geld  stattfindet,  so  daß 
auf  den  Übertragenden,  nicht  nur  auf  den  Aussteller  nachträg-  i 

lieh  dafür  zurückgegriffen  werden  kann. 

Indem  nun  hier  solche  Übertragungen  insbesondere  von 

Forderungstiteln  auf  Geld,  welche  stets  sofort  oder  nach 
kurzer  Zeit  zu  einer  Geldzahlung  verpflichten,  nach  Ver- 
kehrssitten allgemeiner  üblich  werden,  auch  von  einem  Ersten, 
dem  der  Titel  übertragen  wurde,  auf  einen  Zweiten,  von  diesem 
auf  einen  Dritten  usw.  erfolgen  — immer  in  den  eventuell  bei 
den  einzelnen  Geldsurrogaten  verschiedenen  Formen,  von  denen 
die  Rechtsgültigkeit  des  Übertragungsakts  abhängt  — wird  für 
die  angedeutete  Entwicklung  und  Fortbildung  der  Geldver- 
fassung auf  kreditwirtschaftlicher  Grundlage  der  \\  eg  be- 
schritten. 

3.  ArtenderGeldsurrogate.  j* 

a)  Forderungstitel  oder  Schulddokumente,  welche  auf  Ver- 
pflichtung des  Ausstellers  (Schuldners)  zur  Zahlung  einer  Geld-  ■ 
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summe,  zu  der  und  der  Zeit,  an  dem  und  dem  Ort,  unter  den 
und  den  Bedingungen  lauten,  und  aus  anderen  Kredit- 
geschäften im  Verkehr  hervorgehen.  Sie  können  dienen 
und  dienen  tatsächlich  als  Geldsurrogate,  insbesondere,  wenn 
sie  das  Versprechen  sofortiger  oder  baldiger,  nach 
kurzer  Zeit  zu  erfolgender  Auszahlung  enthalten  und  zugleich 
auf  fo  r m e 1 1 einfache  Weise,  namentlich  auf  Ordre  lautend, 
mittelst  Giros  oder  als  Inhaberpapier  durch  einfachen 
körperlichen  Besitzwechsel,  rechtsgültig  auf  einen  Dritten  zur 
Geltendmachung  des  Anspruchs  übertragbar  sind.  Der  wich- 
tigste Fall  ist  der  Wechsel. 

Girierung  und  immer  weitere  Girierung  auf 
Dritte,  Vierte  usw.  kann  er,  bis  zu  seiner  Verfallzeit,  in  selbst 
zahlreichen  Fallen  als  Geldsurrogat  dienen,  auch  trotz  und  ander- 

Rechtsprinzips,  daß  jeder  den  Wechsel 
Reiter  Begebende  mit  für  die  Einlösung  des  Wechsels  haftet.  Diese 
Benutzung  von  V echsein  mit  vielen  Giros  als  Zahlmittel  an  Geldes- 
statt ist  auch  in  Gebieten  und  zu  Zeiten,  wo  es  an  Banknoten 
Überhaupt  oder  an  geeigneten  fehlte,  vorgekommen,  in  den  früheren 
Jahrzehnten  des  19.  Jahrhunderts  in  England.  Der  Wechsel  nimmt 
hier  zeitweise  fast  ganz  die  Funktion  und  praktische  Bedeutung 

V ^ f n Unterschied,  daß  er  eine  bestimmte 

Verfallzelt  hat,  wo  er  eingelöst  werden  muß,  während  der  Bank- 
note eine  solche  Frist  fehlt.  Namentlich  kann  derjenige  Wechsel 
we  Cher  auf  einen  andern  Ort  lautet,  in  bedeutendem  Maße  inter- 
lokale und  internationale  Geldversendungen  ersparen 
lassen,  auch  schon  gleich  nach  seiner  ersten  Ausstellung.  Auch 
girierbare  Anweisungen,  fällige  (oder  der  Verfallzeit  nahe) 
Kupons  von  W ertpapieren  lassen  sich  so  gebrauchen.  Brief- 
marken, Stempelmarken  sind  gleichfalls  so  als  Geldsurro- 
gate benutzbar  und  werden  vielfach  so  benutzt,  wenn  sie  auch 
nicht  eigentlich  eingelöst  werden,  sondern  nur  an  Stelle  einer  Geld- 
zahlung zu  verwenden  sind. 

b)  Absichtlich  für  den  Zweck,  als  Geldsurrogat 
zu  dienen,  geschaffene  Schulddokumente  oder  Forde- 
rungstitel. Dies  sind  diejenigen  Geldsurrogate,  welche  in  um- 
fassenderem Maße  den  unmittelbaren  Gebrauch  des  Geldes  als 
Umlaufs-,  Tausch-  und  Zahlmittel  im  Verkehr  ersetzen  können 
und  es  regelmäßig  in  der  neueren  Geldgeschichte  getan  haben. 

Hierhin  gehören: 

a)  Der  (voll  bar  durch  Währungsgeld  gedeckte)  „Geld- 
schein  von  eigentlichen  „Geldbanken“,  Girobanken,  und  das 
ihm  gleic^he  „G  o 1 d z e r t i f i k a t“  und  „S  i 1 b e r z e r t i f i k a t“, 
welches  Staatskassen,  Vereinigungen  von  Bankverwaltungen,  Aus- 
gleichungs-  oder  Clearing-Häuser  für  hinterlegtes,  bei  ihnen 
zum  vollen  Betrag  liegendes  Währungsgeld,  eventuell  auch  für 
Edelme^ll  in  fremden  Münzen  und  in  Barrenforra,  ausgestellt 
haben.  Diese  Scheine  und  Zertifikate  sind  dann  eventuell  auf  Sicht 
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und  auf  den  Inhaber  ausgestellt;  ß)  einlösbares  (uneigentliches) 
Staatspapiergeld  (s.  S.  681);  ^)  Banknote:  eine 

! „schriftliche  Anweisung  einer  (Noten-)  Bank  auf  sich  selbst,  welche 

auf  Sicht  auf  Verlangen  des  Inhabers  (Besitzers,  ohne  Legitima- 
tionsprüfung desselben)  vom  Aussteller  in  (Währungs-)  Geldein- 
zulösen  ist  und  gewöhnlich  auf  gewisse  runde  Beträge  (,Wah- 
rungs-)  Geld  als  ihre  Einlösungsvaluta  lautet“;  7)  der  b c h e c k 
(Check) : im  allgemeinsten  Sinne  eine  „schriftliche  Anweisung  eines 
(Aktiv-)  Kunden  (Deponenten,  Girogläubigers)  auf  sein  Geld-Gut- 
i haben  bei  einem  Anderen,  insbesondere  — eventuell  ausschließlich 

I — bei  einer  Bank,  welche  alsdann  diese  Anweisung  regelmäßig  aut 

! Sicht  bis  zur  Höhe  des  Guthabens  jenes  Kunden  zu  zahlen  hat“; 

an  eine  bestimmte  benannte  Person,  eventuell  auch  außer  dieser 
oder  schlechtweg  an  den  Überbringer;  eventuell,  wie  die  Bank- 
note, an  jeden  Beliebigen,  der  ihn  einliefert,  ohne  weitere  Le- 
gitimationsprüfung desselben;  eventuell  nur  im  Verrechnungs- 
wege  mit  anderen  Banken  an  einer  von  diesen  mit  benutzten  all-  j 

' gemeinen  Verrechnungsstelle.  Eventuell  lautet  der  Scheck,  wie  die 

Banknote,  auf  runde  Beträge  W^ährungsgeld,  aber  nicht  auf 
I wenige  bestimmte,  wie  die  Note,  sondern  auf  beliebige,  eventuell 

aber  auch  auf  ganz  beliebige  unrunde  Summen,  bis  in  die  kleinen 
uurunden  Geldbeträge  hin,  wie  sie  der  Geschäftsverkehr  ergibt, 
ein  Punkt  von  Bedeutung,  weil  so  der  Scheck  zur  genauen  Be- 
gleichung irgend  welcher  Zahlungsbeträge  dienen  kann,  welche 
sich  durch  die  Banknote  nicht  völlig  begleichen  lassen.  Die  ohne 
i Einlösungsfrist  umlaufende  Banknote  kann  im  Verke^  bleibend 

■ als  Umlaufsmittel  dienen  und  ist  mit  dazu  bestimmt.  Der  ^heck 

!hat  gewöhnlich  eine  kurze  Frist  bis  zur  Einlösung  (einige  iagel, 

nach  deren  Ablauf  er  zwar  nicht  einfach  verfällt,  aber  eventuell  . 

gewisse  Rechtsvorteile  als  Anweisung  einbüßt.  Er  schon 

deswegen  nur  beschränkt  durch  Weiterbegebung  als  Umlaufs- 
niittel  dienen  und  ist  im  allgemeinen  auch  nicht  dazu  bestimmt. 

c)  Giro-  (oder  Girobank-),  Kontokorrent-  (Depo- 
siten-) Bankeinrichtungen,  bei  welchen  auf  Grund 
j eingelegter  Geld-Guthaben  („bar  eingezahlter  Depositen“)  oder 

I auf  Grund  und  in  der  Form  von  Gutschriften  für  von  der 

i Bank  gewährte  stets  abhebbare  Kredite  (,, Buchkredite,  Depo- 

^ siten“)  zwischen  den  Kunden  dieser  Bank,  als  deren  Gläubigern, 

I in  den  Bankbüchern  Zahlungen  durch  bloßes  Umschreiben, 

( Ab-  und  Zuschreiben  auf  dem  Konto  des  einzelnen  Kunden  be- 

; werkstelligt  werden. 

Sind  solche  Guthaben  stets  prinzipiell  und  rechtlich  wie  tat- 
sächlich ihrem  vollen  Betrage  nach  ganz  durch  bei  der  Bank 
5 Hegendes  Währungsgeld  gedeckt,  so  wird  zwar  auch  hier  durch 

I die  Einrichtung  ein  unmittelbarer  Gebrauch  des  Geldes  als  Um- 

i laufs-  und  Zahlmitel  ausgeschaltet.  Orts  Veränderung,  Transport, 

1 Zählen,  Verpacken  der  einzelnen  Zahlungsbeträge  und  damit  die  , 

i Kosten  dafür  werden  vermieden.  Aber  eine  eigentliche  Ersparung 

1 an  (5eld  erfolgt  direkt  hier  nicht  oder  nur  dann  und  soweit  als  die 

a Umschreibemethode  größere  und  raschere  Zahlungen  zu  bewerk- 
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• ••II  1 im  Vergleich  mit  der  eigentlichen  Barzahlung 
im  Zuzählen  und  Zusenden  des  Gelds  seihst;  dadurch  wird  der 
gleiche  Betrag  Geld  zu  einer  größeren  reellen  Wirksamkeit  für 
Zahlungen  gebracht.  So  war  es  hei  den  alten  Geld-  und  Girobanken 
( V enedig,  Amsterdam,  Hamburg  usw.). 

T'  indem  dasselbe  ümschreibegeschäft  bei  den  modernen 

„Kreditbanken“  eingerichtet  wird,  erfolgt  eine  eigentliche  Er- 
sparung an  Geld  in  dessen  Umlaufs-  und  Zahlmittelfunktion. 
Bei  diesen  Banken  findet  die  Umschreibung  (Girieren)  auf  Grund 
solcher  Geldgutliaberi  statt,  welche,  wie  die  modernen  Depositen- 
und  Girogelder  der  Banken,  nicht  im  ganzen  Wertbetrage  bei  der 
betreffenden  Bank  bar  in  Geld  voll  liegen,  sondern  nur  für  einen 
Teil  dieses  Betrags  durch  Währungsgeld  gedeckt  sind.  In  be- 
deutendem Maße  wird  hier  indessen  erst  bei  der  Fortbildung  des 
Umschreibewesens  zu  den  folgenden  Einrichtungen  wirklich  an 
Geld  gespart. 

d)  Kompensations-  (Ausgleichungs-)  Ein- 
richtungen bei  einer  einzelnen  Bank  zwischen  den 
Zahlungen,  welche  ihre  Girokunden  unter  sich  selbst  zu 
machen  haben,  und  insbesondere  bei  einer  Vereinigung 
von  Banken  (und  Bankiers,  auch  privaten  Bankhäusern) 
zu  einer  eigenen  Kompensationsanstalt  dieser 
Banken  selbst,  zu  einem  sog.  Clearing-  oder  Liquida- 
tionshause. 

In  diesen  werden  die  fälligen  Geldschulden  und  Geldforde- 
rungen aller  Art,  der  Banken  und  ihres  Kundenkreises  unterein- 
ander, soweit  als  möglich  durch  Kompensation  zur  Zahlung 
gebracht,  auf  Grund  betreffender  Reclinungsaufstellungen,  zu  be- 
stimmten Zeitpunkten,  in  bestimmten  Räumen.  Nur  der  so  nicht 
ausgleichbare  Aktiv-  und  Passivrest  an  Zahlungsberechtigungen 
und  Zahlungsverpflichtungen  wird  beglichen  (berichtigt,  d.  h.  be- 
zahlt) durch  Barzahlung  in  Geld  oder  mittelst  Geldscheinen  und 
„Geldzertifikation“  oder  mittelst  Banknoten  oder  mittelst  Schecks 
auf  ein  der  mit  Passivrest  belasteten  Bank  zustehendes  Guthaben 
bei  einer  Zentralbank  oder  bei  anderer  Zentralstelle.  Diese  Ein- 
richtungen ermöglichen  es,  im  größten  Umfang,  noch  weit  mehr 
als  Banknote  und  Scheck,  die  größten  Zahlungen  ohne  unmittel- 
bare Benutzung  von  Geld  als  Umlaufs-  und  Zahlmittel,  auf  der 
Grundlage  relativ  sehr  kleiner  Geldfonds  zu  bewerkstelligen, 
immer  noch  in  dezentralisierter  Weise  bei  verschiedenen  Banken, 
noch  weit  mehr  bei  einer  Zentralbank  zentralisiert. 

Namentlich  für  solche  Einrichtungen  gilt  der  obige  Satz: 
in  dieser  technisch  höchsten  Entwicklung  des  Zahlungswesens 
in  einer  Geldverfassung,  welche  stark  auf  Entwicklung  des 
kreditmäßig  fundierten  Geldsurrogatwesens  beruht,  wird  ,,ein 
(riesiges)  Maximum  von  Geldumsätzen  mit  einem  (zwerghaft 
kleinen)  Minimalbetrag  wirklichen  Gelds  in  den  Banken  oder 
in  der  Hauptbank  und  schließlich  in  der  ganzen  Volkswirt- 
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Schaft  bewerkstelligt“.  Auf  diesem  Höhepunkt  der  Entwick- 
lung  des  Geldsurrogatwesens  scheint  daher,  äußerlich  betrachtet, 
die  Geldverfassung  fast  ganz  in  rein  kreditwirtschaftliche 
Gestaltung  fortgebildet  zu  sein.  Deren  Grundlage  ist  aber 
immer  noch  Geld  — Währungsgeld,  Edelmetallgeld  — , dessen 
Auszahlung  alle  Geldsurrogate  und  die  gesamten  Einrichtungen 
versprechen,  wenn  es  verlangt  wird. 

4.  Entwicklung  der  einzelnen  Arten  der  Geld- 
surrogate und  der  als  solche  fungierenden  Zahlungseinrich- 
tungen. 

Zahl  und  Beschaffenheit  der  unter  3 aufgeführten  Arten 
ist  nicht  fest  abgeschlossen.  Unter  diesen  Arten  findet  auch 
wieder  ein  Entwicklungsprozeß  statt,  in  welchem  die  eine  Art 
durch  eine  andre  selbst  wieder  mehr  oder  weniger  verdrängt 
wird.  Dieser  Prozeß  verläuft  im  ganzen  gleichmäßig  oder  doch 
ähnlich,  wenn  auch  mit  zeitlichen  und  lokalen  Verschieden- 
heiten in  den  einzelnen  Verkehrsgebieten  mit  solcher  kreditwirt- 
schaftlich fortgebildeten  Geldverfassung.  Ziemlich  in  der  unter 
3 angegebenen  Reihenfolge  treten  die  Geldsurrogate  geschicht- 
lich nach-  und  nebeneinander  auf  und  verdrängt  eine  spätere 
Art  die  vorangehende,  wenn  auch  selten  völlig. 

So  wird  der  Gebrauch  von  W e c h s e 1 n mit  zahlreichen  Unter- 
schriften (Giros),  durch  welche  sie  weiter  begeben  werden,  als 
Zahlmittel  durch  die  Entstehung,  Entwicklung  und  Einbürgerung 
eines  ordentlichen  Banknotenwesens  erset^  (Lnglandh  Der 
Gebrauch  von  Banknoten  wird  wieder  durch  die  Einbürgerung  des 
Schecks  eingeschränkt,  eine  Entwicklung,  welche  die  Verbrei- 
tung der  Gewohnheit  zur  Voraussetzung  hat,  in  den  Geschäfts- 
kreisen und  (wohlhabenderen)  Privatkreisen,  Bankkonti  zu  haben 
und  das  niüssige  Geld  auf  Depositen-,  Kontokorrent-,  Girokonto 
anzulegen.  Vornehmlich  in  England,  Nordamerika,  erst  in  neuerer, 
zum  Teil  jüngster  Zeit  auch  mehr  auf  dem  Kontinent,  auch  in 
Deutschland.  So  wirkt  der  Scheckverkehr  einschränkend  wie 
auf  den  Geld-,  so  auf  den  Banknotengebrauch  ini  Zahlungswesen 
hin  Doch  verbleiben  auch  wohl  dauernd  Verschiedenheiten  m 
dieser  Entwicklung,  nicht  nur  nach  dem  Umfang,  in  welchem  sich 
der  Scheck  einbürgert,  sondern  auch,  was  auf  letzteres  mit  ein- 
wirkt, nach  der  ganzen  Einrichtung  der  Notenbanken  und  der 
davon  mit  abhängigen  Qualität  des  Banknotenwesens.  Bei  Be- 
stehen großer,  gut  verwalteter  Zentral-Notenbanken  wird  die 
Banknote  eine  bleibend  größere  Rolle  im  Zahlungswesp  spielen 
als  bei  Mängeln  im  Notenbank-  und  Banknotenwesen,  bei  ganz  de- 
zentralisiertem Notenbankwesen  und  durchschnittlich  kleinen  und 
schwachen  Notenbanken  (Nordamerika).  Daher  ist  wohl  auf  dem 
Kontinent,  speziell  auch  in  Deutschland,  eine  so  ausgedehnte  An- 
wendung des  Schecks  und  Verdrängung  der  Banknote  wie  in  Eng- 
land, Nordamerika  nicht  sicher  zu  erwarten.  Durch  die  erwähnten 
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Giroeinrichtunffen  und  besonders  durch  solche  der  K o m - 
pensation  und  der  Clearinghäuser  wird,  wie  der  Bar- 
geldgebrauch, so  auch  der  von  Banknoten  und  z.  T.  auch  von 
pchecks,  namentlich  gewisser  Arten  der  letzteren,  dann  noch  in 
immer  größerem  Maße  entbehrlich.  Damit  wird  der  erwähnte 
zahlungstech^nische  Höhepunkt  der  Entwicklung  erreicht.  Immer- 
nin  und  mcht  nur  aus  Gründen  der  Verschiedenheit  der  ganzen 
volkswirtschaftlichen  Entwicklung,  sondern  auch  nach  der  Ver- 
schiedenheit der  Organisation  des  Notenbank-  und  Banknoten- 
wesens zu  verschiedener  Zeit  und  auch  in  verschiedenem  üm- 

lang  in  den  einzelnen  Ländern  und  Verkehrs-  und  Geldwirtschafts- 
gebieten. 

5.  Bedingungen  für  den  Gebrauch  und  die  Ver- 
breit u n g der  Geldsurrogate  oder  Kreditumlaufsmittel  im  Zah- 
lungswesen an  Geldesstatt  in  dessen  Funktion  als  Umlaufs-  und 
Zahlmittel. 


Nach  diesen  Bedingungen  gestaltet  sich  der  Umfang  des 
ganzen  Geldsurrogatwesens  und  damit  auch  der  Ersetzung  des 
Geldes  selbst  im  Verkehr  verschieden. 


a)  Hier  kommt  wie  bei  allen  Kreditverhältnissen  zunächst 
das  Vertrauensmoment  in  Betracht.  Genügendes  Ver- 
trauen in  die  Sicherheit,  daß  das  betreffende  Geldsurrogat  gemäß 
dem  in  ihm  gegebenen  Zahlungsversprechen  in  Geld  eingelöst 
wird  bei  Verfall,  auf  Verlangen,  auf  Siclit,  ist  die  erste  Vor- 
aussetzung des  Gebrauchs  überhaupt  und  des  umfangreichen 
und  allgemeinen  Gebrauchs  jedes  Geldsurrogats  und  jeder  der 
angeführten  Einrichtungen  des  Zahlungswesens. 


Daher  z B.  der  Vorzug  meist  der  Banknote  vor  dem  Wechsel, 
der  Banknote  bekannter  großer  Notenbanken  vor  der  Note  andrer 
Banken.  Ähnlich  beim  Scheck. 


I 

a 


b)  Sodann  sind  die  Formen  der  rechtsgültigen  Über- 
tragbarkeit des  Rechtsanspruchs  aus  dem  Geldsurrogat 
als  einem  Forderungstitel  maßgebend. 

Daher  der  Vorzug  derjenigen  Surrogate,  voran  der  Banknote, 
welche  als  I n h a b e r p a p i e r ausgestellt  sind.  Daß  beim 
'\®c?isel  die  Weiterbegebung  den  Giranten  regreßpflichtig  und 
mit  für  die  Wechselschuld  haftbar  macht,  macht  den  Wechsel 
wie  oben  schon  angedeutet,  zwar  einerseits  weniger  umlaufsfähig! 

des  Wechsels  die  Übernahme  solcher 
Mithaltbarkeit  vielleicht  scheut;  anderseits  wird  der  Wechsel 
gegenüber  Dritten,  die  ihn  in  Zahlung  annehmen  sollen,  durch  die 
verstärkte  Sicherheit,  welche  er  so  erlangt,  auch  wieder  uralaufs- 
fahiger,  weil  jeder  ihn  leichter  in  Zahlung  annehmen  wird.  Die 
usstellung  von  Schecks  auf  den  Inhaber  (Überbringer)  oder 
mit  auf  ihn  steigert  die  Umlaufsfähigkeit  dieses  Geldsurrogats, 
auch  bei  dessen  eventuell  nur  kurzer  rechtlicher  Gültigkeit  als 
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Scheck.  Die  ausdrückliche  formelle  Akzeptierung  des  Schecks 
durch  die  Bank,  auf  welche  er  lautet,  wirkt  ebenso. 

c)  Von  besonderer  Bedeutung  ist  weiter  die  N ä h e des 
Z a h 1 1 e r m i n s für  die  im  Geldsurrogat  versprochene  Geld- 
zahlung. 

Hier  hat  das  Sichtpapier  oder  die  sofortige  Zahlbar- 
keit bei  Verlangen  z.  B.  im  Giroverkehr  den  Vorzug  vor  jeder  be- 
fristeten Zahlung.  Die  Zahlbarkeit  eines  Geldsurrogats  über 
eine  mäßige  Zeitdauer  hinaus  hemmt  die  Brauchbarkeit  eines 
solchen  Surrogats  als  Zahlmittel  wesentlich  und  hebt  sie,  z.  B. 
bei  lang  laufenden  Wechseln  ganz  oder  bis  sie  der  Verfallzeit 
näher  gekommen  sind.  auf. 

d)  Auch  die  Größe  des  Geldwertbetrags  eines 
Geldsurrogates  und  sein  Lauten  auf  runde  und  u n r u n d e 

Beträge,  bis  auf  den  der  Münzeinheit  und  selbst  auf  Teile  | 

davon,  ist  von  Einfluß. 

Namentlich  ist  bei  einlösbarem  Papiergeld,  bei  Bank- 
noten, auch  Schecks,  Zahlungsanweisungen  im  Giroverkehr.  Zu- 
lassung in  Kompensations wesen  die  Größe  des  Wertbetrags  wich- 
tig. Im  Klein-,  im  gewöhnlichen  Konsumentenverkehr,  bei  Lohn- 
zahlungen hängt  von  dieser  Größe  der  Papiergeld- und  Banknoten- 
stücke überhaupt  ab,  ob  und  in  welchem  Maße  sie  hier  wirklich  | 

„Geld  ersetzen“,  dies  aus  seiner  Funktion  als  Umlaufsmittel  „ver-  ^ 

drängen“  können.  Nur  kleine  Stücke  vom  Wert  der  Münzein-  ! 

heit  oder  eines  mäßigen  Vielfachen  derselben  vermögen  das.  _ Je 
nachdem  dies  für  erwünscht  gilt  oder  nicht,  muß  daher  Bestim- 
mung über  „kleine“  solche  Surrogate,  besonders  Papiergeld,  Bank- 
noten, getroffen  werden.  Auch  für  den  Gebrauch  von  W e ch  s ein, 

Schecks  ist  die  zulässige  und  noch  vorkommende  k 1 e i n s t e 

Wertgröße  von  ähnlicher  Bedeutung.  Da  aber  Papiergeld  und  * 

Banknoten  regelmäßig  auf  gewisse  nur  runde  Geldbeträge  lauten, 

kann  man  mit  ihnen  die  im  Verkehr  vorkommenden  Zahlungen 

auf  unrunde  Beträge  nicht  genau  ausgleichen,  wie_  bemerkt.  Mit 

Wechsel,  Scheck,  Anweisung,  in  der  Zahlung  im  Giroverkehr  läßt 

sich  dagegen  jede  beliebige  unrunde  Zahlungssumme  erledigen,  ein 

Vorzug  von  Papiergeld  und  Banknote.  So  kann  selbst  ein  Ersatz 

von  Scheidemünze  verkommen. 

e)  Auch  die  Nähe  und  dieleichteZugänglichkeit 
und  Erreichbarkeit  des  Zahlungsorts,  wo  die  be- 
treffenden Surrogate  gegen  Geld  einzulösen  sind,  ist  mit  von 
Einfluß  für  die  Verbreitung  und  den  bequemen  Gebrauch  eines 
Surrogats  (Banknote,  Wechsel,  Scheck). 

Mängel  z.  B.  bei  Wechseln  auf  kleine  Nebenorte,  wenn  sie 
nicht  durch  ein  Filialenetz  einer  großen  Zentralbank  „bank-  i 

fähig“  werden.  Ähnliche  Mängel  von  Banknoten  kleiner  Banken 
mit  dem  Domizil  in  Nebenorten,  wenn  sie  nicht  durch  Einlösbar- 
keit in  Hauptplätzen  umlaufsfähig  werden  (Mängel  bei  den  ehe- 
maligen Bankoten  der  deutschen  kleinstaatlichen  Banken.  Ver- 
besserung im  deutschen  Reichsbankgesetz  von  1874  durch  Vor- 

A.  Wagner,  soc.-ökon.  Grundriss,  Buchhandelsauagabe.  Abteil.  II.  50  ( 
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Schrift  von  Eiulösungsstellen  in  Hauptplätzen,  Berlin,  Frankfurt 
a.  M.).  Oder  auch  dadurch  kann  die  Umlaufsfähigkeit  solcher 
Banknoten  verbessert  werden,  daß  nach  gesetzlicher  oder  auf 
Vereinbarung  der  Banken  selbst  beruhender  Einrichtung  die 
Notenbanken  ihre  Noten  gegenseitig  in  Zahlung  nehmen  und 
eventuell  dann  regelmäßig  austauschen  (Schottland,  nordamerik 
Neu-England-Staaten,  nordamerik.  Nationalbanken).  Auch  die 
Benutzbarkeit  von  Schecks  hängt  von  ähnlichen  Momenten 
mit  ab. 

f)  Von  ganz  allgemeiner  und  durchgreifender  Bedeutung 
für  den  Umfang  der  Entwicklung  alles  Geldsurrogatwesens  ist 
endlich  der  Zustand  der  öffentlichen,  politischen, 
der  gesamten  wirtschaftlichen  Verhältnisse  eines 
Landes  und  einer  Zeit  .überhaupt;  ferner  der  Zustand  der 
wirtschaftlichen  Rechtsordnung  in  bezug  auf  alle 
die  Normen  und  Einrichtungen,  von  welchen  die  be- 
friedigende Gestaltung  und  Funktion  dieser  Rechtsordnung 
abhängt  (Obligationen-,  Prozeß-,  Exekutions-,  Bankrecht  usw. ). 
Alles  das  zusammen  bedingt  die  Beschaffenheit  und  den  Grad 
des  , .öffentlichen  Vertrauens“  bezüglich  des  ganzen 
kreditwirtschaftlichen  Geldsurrogatwesens  und  seiner  festen 
Einbürgerung  und  Verwendbarkeit  im  Verkehr.  Namentlich 
sind  die  politischen  Voraussetzungen  für  dieses  Vertrauen 
von  großem  Einfluß.  Diejenige  Volkswirtschaft,  deren  politische 
•Verhältnisse  in  dieser  Hinsicht  die  beste  Bürgschaft  geben,  kann 
auch  in  der  Entwicklung  des  Geldsurrogatwesens  und  damit 
in  der  Fortbildung  seiner  Geld  Verfassung  auf  kreditwürtschaft- 
licher  Grundlage  ohne  Gefahr  oder  doch  mit  viel  geringeren 
Gefahren  am  weitesten  gehen,  — wenngleich  auch  hier  Grenzen 
der  Entwicklung  gesteckt  und  nicht  zu  leicht  überschritten 
werden  sollten  (s.  u.  C.). 

Ceteris  paribus  können  so  z.  B.  wegen  seiner  gesicherten 
äußeren  politischen  Stellung,  einer  bekannten  Folge  seiner 
geographischen,  insularen  Lage,  Großbritannien,  aus 
verwandten  Gründen  die  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika  weiter  in  solcher  Entwicklung  gehen,  als  irgend 
ein  europäischer  Kontinentalstaat,  auch  als  das  Deutsche 
Reich  und  als  Frankreich.  Ein  Grund,  der  mit  dafür  spricht, 
daß  bei  uns  nicht  die  gleich  extreme  Fortbildung  der  Geldver- 
fassung auf  kreditwirtschaftlicher  Grundlage  und  auf  der  Basis 
eines  nur  kleinen  Geldvorrats  in  den  Banken  und  im  Umlauf,  wie 
in  England,  für  richtig  gelten  kann.  Die  hohe  Festigung  unsrer 
inneren  politischen  Verhältnisse  läßt  zwar  anderseits  im  Ver- 
gleich mit  ziemlich  allen  andern  europäischen  Ländern  (wieder  etwa 
nur  mit  Ausnahme  Großbritanniens)  und  vollends  mit  amerikanischen 
Ländern  bei  uns  auch  wieder  eine  stärkere  kreditwirtschaftliche 
Fortbildung  der  Geldverfassung,  auch  ohne  Gefährdung  unserer 
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Währung,  zu.  Aber  die  doch  vor  allem  aus  unserer 
schen  Lage  (und  dem  jungen  Alter  unserer  l^eidhchen  politischen 
Einheit!)  hervorgehende  größere  äußere  Gefährdung  Deutsch- 
lands wird  in  ihrer  Bedeutung  für  den  hier  besprochenen  Punkt 
durch  unsere  größere  Solidität  der  i n n e r e n politischen  \ erhalt- 

nisse  kaum  völlig  auf  gewogen.  ^ 

C.  Wirkungen  der  Fortbildung  der  Geldverfassung 

auf  kreditwirtschaftlicher  Grundlage. 

Sie  treten  als  privat-  und  v o 1 k s wirtschaftliche  hervor, 

mehrfach  so,  daß  die  ersteren  auch  solche  der  zweiten  Art  sind. 
In  diesen  Wirkungen  liegen  daher  auch  die  Vorteile,  wie 
allerdings  auch  anderseits  gewisse  Nachteile,  Bedenken 
und  Gefahren  dieser  ganzen  Entwicklung.  Diese  dürfen 
neben  den  Vorteilen  nicht  so  übersehen  werden,  wie  es  viel- 
fach, zumal  bei  Geschäftspraktikern  und  freihändlerischen  Theo- 
retikern geschieht,  welche  nicht  selten  Schwärmer  für  diese  Ent- 
wicklung sind.  In  dem  Abschnitt  D wird  diese  Seite  der  Frage 

noch  weiter  verfolgt. 

1.  Im  Allgemeinen  privat-  und  volkswirtschaftlich  vor- 
teilhafte Wirkungen  sind; 

a)  Ersparung  an  den  Kosten  der  Aufbewah- 
rung des  Gelds  (Edelmetallgelds,  Münze)  selbst,  der  Mani- 
pulationen mit  Geld  (Zählen,  Rechnen,  Auszahlen,  Tragen, 
Verpacken  usw.),  der  Versendung  (Transports)  des  Gelds. 
Unmittelbare  offensichtliche  privatwirtschaftliche  Vorteile, 
welche  wesentlich  mit  zur  Entwicklung  des  Geldsurrogat wesens 
geführt  haben  und  immer  wieder  dazu  führen.  Sie  bilden  doch 
auch  völlig  oder  größtenteils  Ersparung  an  ,, volkswirtschaft- 
lichen“ Kosten,  indem  die  betreffenden  Aufgaben  mit  viel 
weniger  Arbeit,  meist  auch  zugleich  viel  vollkommener  aus- 
geführt werden. 

b)  Auslösung  eines  großen  Teils  des  nationalen  (Edel- 
metall-) Geldvorrats  aus  der  bloßen  Funktion  als  könDerlich 
gebrauchten  Umlaufs-,  Tausch-  und  Zahlmittels,  ein  Teil,  welcher 
sonst  im  Konsumentenverkehre  und  teilweise  auch  im  Produ- 
zentenverkehr, im  Klein-  und  Großverkehr  in  dieser  Funktion 
fest  gebunden  ist;  und  Hin  Überführung  dieses  Teils  des 
Geldfonds  in  die  Funktion  des  Geldkapitals,  damit  in  eine 
produktivere  Verwendung.  Dies  geschieht  besonders  in 
den  bankmäßigen  Organisationen,  welche  das  Geld- 
surrogatwesen zur  Durchführung  bringen.  Es  ergeben  sich 
daraus  privatwirtschaftliche  Vorteile,  namentlich  für  den  zu- 
nächst beteiligten  Interessentenkreis,  Vorteile,  welche  doch  auch 
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wieder  mehr  oder  weniger  mit  als  volkswirtschaftliche  gelten 
können,  wenn  auch  vielleicht  gewisse  sozialpolitische  Bedenken, 
wegen  Steigerung  des  Privatkapitalismus,  mit  der  angedeuteten 
Wirkung  des  Geldsurrogatwesens  verbunden  sind. 

c)  Ersparung  am  nationalen  Edelmetall- 
geldfonds, damit  am  Nationalkapital,  welches  in  diesem 
Fonds  festgelegt  und  so  anderweiter  und  produktiverer  Ver- 
wendung entzogen  wird.  Das  geht  schon  aus  der  Wirkung 
unter  b,  ebenso  aus  der  gleichen,  noch  stärkeren  folgenden 
Wirkung  hervor:  Mit  Entwicklung  der  Bevölkerung,  der  Volks- 
wirtschaft, des  Verkehrs  wird  regelmäßig  eine  Vermehrung  des 
nationalen  Edelmetall-Geldfonds  notwendig.  Diese  kann  durch 
Ausdehnung  des  Geldsurrogat wesens  ganz  oder  teilweise  ver- 
mieden werden.  Wenn  in  einer  derartigen  ,, Ersparung“  an 
Metallgeld,  im  eigentlichen  Umlauf  und  zumal  auch  als 
Deckungsfonds  für  die  Geldsurrogate,  nicht  zu  weit  gegangen 
wird,  wozu  freilich  eine  starke  Versuchung  vorliegen  kann, 
sind  Vorteile  für  die  Volkswirtschaft  im  ganzen  aus  einer 
solchen  Entwicklung  nicht  zu  verkennen. 

d)  Eine  weitere  wichtige  Wirkung  des  Geldsurrogatwesens 
ist,  daß  dieses  unabhängiger  von  dem  mechanisch 
wirkenden  Moment  der  bloßen  Geldmenge  macht,  so- 
wohl soweit  diese  als  Umlaufsmittel  im  Verkehr  jeder  Art,  als 
soweit  sie  zu  einem  Teil  als  Geldkapital  auf  dem  „Geld- 
märkte fungiert.  Soweit  diese  Entwicklung  in  den  richtigen 
Maßen  und  Grenzen  erfolgt,  entspricht  sie  einem  wahren  und 
berechtigten  wirklich  Volks  wirtschaftlichen  Bedürfnis,  wo- 
rauf im  Abschnitte  D zurückzukommen  ist.  Die  Geldpreise 
der  Waren,  die  Zinsfüße,  insbesondere  die  Diskontosätze  des 
Leihkapitals,  damit  der  ganze  Gang  der  Güterproduktion,  des 
Handels,  der  Geld-  und  Kreditgeschäfte  lassen  sich  in  der 
privatwirtschaftlichen  Organisation  der  Volkswirtschaft  so  und 
zum  Teil  nur  so  in  größerer  Regelmäßigkeit  halten. 
Ein  großer  Vorteil.  Diesem  steht  allerdings  wieder  die  Gefahr 
gegenüber,  daß  gerade  das  auf  dem  Kredit  beruhende  Geld- 
surogatwesen  besonders  die  Möglichkeit  gibt  und  die  Ver- 
suchung erweckt,  die  Entwicklung  aus  spekulativen 
Gründen,  zu  rein  spekulativen  Zwecken,  zu  übertreiben.  Dies 
namentlich  wegen  des  stark  bei  dieser  Entwicklung  für  den 
eigenen  Vorteil  mitspielenden  Interesses  der  Emittenten  der 
Geldsurrogate,  der  Banken  usw.  Das  hat  dann  zur  Folge,  daß 
statt  größerer  Regelmäßigkeit  gerade  größere  Unregelmäßigkeit 
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in  die  Bewegung  der  Preise,  Zinsfüße,  der  Geschäfte,  der  ganzen 
Produktion  kommt.  Daher  taucht  hier  die  große  und  schwierige 
Aufgabe  auf,  genügende  Garantien  für  eine  richtige, 
maßvolle  Entwicklung  des  Geldsurrogatwesens  zu  schaffen, 
— eine  Aufgabe  namentlich  der  Bank-,  der  Börsen-Politik. 

e)  Einwirkung  des  Geldsurrogatwesens  auf  den  Wert 
des  Geldes,  sowohl  auf  die  Kaufkraft  als  beim  Geld- 
kapital als  Leihkapital  auf  den  Zinsfuß  (Diskont)  dafür. 
Diese  Einwirkung  tritt  insoweit  hervor,  als  das  Mengen- 
moment auf  der  Geldseite,  daher  von  der  Seite  des  Angebots 
her,  auf  den  Geldwert  überhaupt  mitbestimmend  einwirkt 
(S.  205 ff.).  Einem  gegebenen  Bedarf  und  gegebener 
Nachfrage  nach  Geld  steht  nun  nicht  mehr  bloß  eine  bestimmte 
Geldmenge  (auch  Geldkapitalmenge),  sondern  eine  um  den 
Betrag  der  Geldsurrogate  vergrößerte  gegenüber.  Bei  steigen- 
dem Geldbedarf  und  Geldnachfrage  würde  eine  nicht  parallele 
Steigerung  der  Geldmenge,  des  Angebots  von  Geld,  eine  Steige- 
rung des  Geldwerts  (der  Kaufkraft,  des  Leihzinsfußes)  zu  bewir- 
ken, die  Tendenz  haben,  die  Deckung  jenes  Bedarfs  trotzdem  oft 
unmöglich  sein.  Die  Entwicklung  des  Geldsurrogatwesens  be- 
seitigt letztere  Schwierigkeit  und  verhütet  die  Steigerung  des 
Geldwertes,  wirkt  daher  auf  größere  Gleichmäßig- 
keit des  Geldwerts  hin.  Dieser  wird  aber  im  ganzen 
durch  diese  Entwicklung  viel  niedriger  gehalten,  als  er  sonst 
sein  müßte  (s.  u.  D). 

f)  Die  Entwicklung  des  Geldsurrogatwesens,  die  Erfüllung 
der  politischer,  wirtschaftlichen,  auch  ethischen  Voraussetzun- 
gen für  eine  gesunde  Entwicklung  und  für  die  Festigkeit  des 
ganzen  großen  Baus,  welcher  sich  im  Geldsurrogatwesen  auf  dem 
Gelde  mittelst  des  Kredits  erhebt,  bewirkt  so  auch  eine  großartige 
und  günstige  Interessensolidarität  in  der  ganzen 
Volkswirtschaft,  deren  Geldverfassung  eine  solche  kredit- 
wirtschaftliche Fortbildung  erfährt.  Ja,  über  die  einzelne  Volks- 
wirtschaft hinaus,  entsteht  eine  Interessensolidarität 
in  der  ganzen  Weltwirtschaft,  zumal,  soweit  daran 
die  Kulturvölker  beteiligt  sind.  Eine  der  gewaltigsten 
„Friedensbürgschaften“  von  größerem  materiellen 
und  moralischen  Gewicht,  als  fast  alle  anderen.  Im  Kriege, 
in  Revolutionen  treten  gerade  in  diesem  Kreditaufbau  am 
ersten  und  am  stärksten  Erschütterungen  ein,  ein  Risiko,  mit 
dem  jeder  zu  rechnen  hat.  Daher  das  stärkste  allgemeine  Inter- 
esse an  Bewahrung  inneren  und  äußeren  Friedens  und  Ruhe. 
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Freilich  liegt  hier  auch  eine  schwache  Seite  dieser  Entwick- 
lung der  Geldverfassung,  eine  Schwäche,  welche  den  Staat 
einer  Volkswirtschaft  mit  besonders  weitgehender  Entwicklung 
der  Geldverfassung  in  dieser  Richtung  lähmen  und  seinen  poli- 
tischen Gegnern  einen  Angriffspunkt  gegen  ihn  bieten  kann. 
Die  ,, Achillesferse“  z.  B.  wohl  Englands.  Das  ergibt  sich  aus 
den  folgenden  Ausführungen  noch  weiter. 

D.  Bedürfnis,  Notwendigkeit,  Berechtigung 
sowie  gebotene  Begrenzung  der  kreditwirtschaftlichen 
Fortbildung  der  Geldverfassung  mittelst  des  Geldsurrogat- 
wesens und  K a u t e 1 e n dafür. 

Aus  den  vorausgehenden  Darlegungen  folgt  schon  implicite 
das  in  diesen  Worten  Angedeutete. 

1.  Ein  nicht  nur  privatwirtschaftliches,  sondern  in  der  Tat 
ein  wahrhaft  v o 1 k s wirtschaftliches  Bedürfnis,  ja  eine  wirk- 
liche Notwendigkeit  der  geschilderten  Fortbildung  der 
Geldverfassung,  gerade  der  edelmetallischen,  ist  unverkennbar. 
Beide  werden  um  so  dringender  und  zwingender,  je  mehr  sich 
Geldwirtschaft  überhaupt  einbürgert,  je  mehr  Volkswirtschaften 
zu  ilir  übergehen,  zumal  auf  der  Basis  desselben  Metalls,  der  ein- 
fachen Gold-  oder  Silberwährung,  je  mehr  diese  Volkswirt- 
schaften sich  selbst  in  ihrem  Verkehr  entwickeln  und  so  ihren 
Bedarf  an  Umlaufs-  und  Zahlmitteln  im  Verkehr,  an  Geld- 
kapital für  die  Produktion,  den  Umlauf,  die  Verteilung  der 
Güter  wächst.  Hier  kommt  besonders  dasjenige  in  Betracht, 
was  vorher  unter  C,  d und  e angedeutet  worden  ist. 

Je  weniger  das  Geldsurrogatwesen  entwickelt  ist  und  je 
weniger  wirksam  es  zum  Ersatz  von  Geld  selbst  als  Umlaufs- 
und Zahlmittel  fungiert,  desto  stärker  wirkt  das  bloße 
Mengen  mom  ent  auf  der  Geldseite  ein:  daher  in  der 
ganzen  Weltwirtschaft  der  Gang  der  Edelmetallproduk- 
tion, die  Verwendung  des  Edelmetalls  zu  industriellen  und 
monetären  Zwecken,  der  etwaige  Abfluß  in  ferne  Gebiete  (asia- 
tischer Osten,  dem  Occident  gegenüber!),  wo  das  Metall  festge- 
halten wird;  in  der  einzelnen  Volkswirtschaft  wirkt 
dann  schärfer  ein  der  Zu-  und  Abfluß  des  Edelmetalls,  speziell 
der  Münze,  der  Umfang  der  Prägung.  Dieses  bloße  Mengen- 
moment erlangt  daher  eine  bestimmende  Bedeutung  für  den 
Geldwert  (Kaufkraft  und  Leihkapitalzins).  Der  Geldwert  geht 
in  die  Höhe  bei  Zurückbleiben  der  Geldmenge  hinter  dem 
steigenden  Bedarf  und  diese  Steigerung  des  Bedarfs  ist  bei 
wachsender  Bevölkerung  und  fortschreitender  volkswirtschaft- 
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lieber  und  weltwirtschaftlicher  Entwicklung  auf  der  Grund- 
lage der  Geldwirtschaft  der  Normalfall,  mit  welchem  hier  zu 
rechnen  ist.  Das  Überholen  des  Geldbedarfs  durch  die  raschere 
Steigerung  der  Edelmetall-  und  Geldmenge  kommt  bei  unge- 
wöhnlich rascher  und  starker  Edelmetallproduktion,  monetärer 
Verwendung  und  Prägung  dieses  Metalls  zwar  auch  vor,  aber 
ist  doch  mehr  der  Ausnahmefall.  Jene  Entwicklung  des  Geld- 
bedarfs, welche  aus  der  Vermehrung  der  Bevölkerung  und  aus 
der  Volks-  und  weltwirtschaftlichen  Entwicklung  hervorgeht, 
wird  aber  bei  hinter  ihr  zurückbleibender  Vermehrung  des  Gelds 
selbst  wieder  gehemmt,  zumal  in  der  privatwirtschaftlichen, 
ganz  auf  Geldwirtschaft  beruhenden  Organisation  der  \ olks- 
wirtschaft. So  ist  eine  Anpassung  der  Menge  des 
Gelds  gerade  in  seiner  Funktion  als  Umlaufs- 
und Zahlmittel  und  als  Geldkapital  an  den 
Geldbedarf  eine  Voraussetzung  der  Weiterentwick- 
lung der  Volkswirtschaft  und  der  regelmäßigeren  Gestaltung 
und  Bewegung  der  Preise  und  Leihzinsfüße  (des  Diskontos). 
Namentlich  auch  eine  Geldverfassung,  welche  dem  zeitlichen 
und  örtlichen  Wechsel  des  Geldbedarfs  sich  möglichst  an- 
paßt ist  wieder  ein  Bedürfnis,  von  dessen  Erfüllung  die  ge- 
sunde und  normale  Entwicklung  der  Volkswirtschaft,  der  Ge- 
schäfte in  Handel,  Produktion,  wesentlich  bedingt  ist.  Nur 
eine  Geldverfassung  mit  kreditwirtschaftlicher  Entwicklung  des 
Geldsurrogatwesens  und  seiner  einzelnen  Glieder  kann  diesem 
und  den  andern  angedeuteten  Bedürfnissen  in  befriedigender 
Weise  sich  anpassen. 

2.  Damit  ist  aber  auch  die  Berechtigung  einer  der- 
artig  fortgebildeten  Geldverfassung  implicite  schon  mit  be- 
wiesen. X * 1 • V. 

a)  Wiederum  zumal  für  die  privat  wirtschaftliche 

Organisation  der  Volkswirtschaft  und  doch  auch  in  dem  Falle, 
daß  diese  Organisation,  wie  mehr  und  mehr  in  der  modernen 
Volkswirtschaften  neben  sich  und  in  Wechselbeziehungen  mit 
sich  eine  starke  Entwicklung  der  gemeinwirtschaftlichen  Orga- 
nisation hat,  wie  sich  letztere  aus  der  gesamten  Entwicklung 
und  auch  speziell  auf  dem  Gebiete  der  materiellen  Produktion  in 
eigenen  öffentlichen  Unternehmungen  und  Betrieben  und  aus  der 
Funktion  des  Staats  und  der  übrigen  öffentlichen  Körper  ergibt. 
Wie  überhaupt  ohne  Kredit,  so  ist  auch  ohne  kreditwirtschaft- 
liches  Geldsurrogatwesen  die  gebotene,  vom  Gesamtinteresse  ge- 
forderte fortschreitende  Entwicklung,  ungestörte  richtig  sich 
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vollziehende  Funktion  der  geldvvirtschaftliohen  Organisation  der 
geldwirtschaftlich  eingerichteten  Volkswirtschaft  nicht  möglich, 
auch  nicht  ohne  ein  Geldsurrogatwesen,  welches  die  erforder- 
lichen Kreditgewährungen  erst  und  oft  allein  überhaupt  und 
zu  den  im  Gesamtinteresse  liegenden  Bedingungen  ermög- 
licht. Weil  die  privatwirtschaftliche  Organisation,  auch  in 
ihrer  mit  durch  die  Technik  in  Produktion  und  Verkehrswesen 
bedingten  Gestaltung  und  Entwicklung,  auch  in  der  Richtung 
zum  Großbetrieb,  notwendig  und,  wenn  nicht  rein,  so  doch 
überwiegend  segensreich  und  vom  Gesamtinteresse  gefordert 
IS  , ist  die  Fortbildung  der  Geld  Verfassung  auf  kreditwirt- 
schafthcher  Grundlage  durch  das  Geldsurrogatwesen  als  Be- 
dürfnis, als  Notwendigkeit  und  damit  in  der  Tat 
als  berechtigt  anzuerkennen. 

b)  Dies,  auch  wenn  Bedenken  und  Gefahren  dieser 
mhyicklung  und  des  ganzen  Geldsurrogatwesens  überhaupt 
nicht  zu  verkennen  sind  und  nicht  geleugnet  werden. 

o)  Dahin  gehört  die  Gefahr,  daß  die  Entwicklung  nicht 
das  gebotene  richtige  Maß  innehalte  und  überhaupt  das 
Geldsurrogatwesen  vielfach  im  ganzen  wie  besonders  in  seinen 
Teilen  unrichtige  und  schädliche  Gestaltungen  zeige.  Dem  ist 

durch  Maßregeln  nach  den  Gesichtspunkten  unter  Nr.  3 unten 
entgegenzuwirken. 

jö)  Der  Geldwert  (Kaufkraft  und  bei  Leih-Geldkapital 
Zinsfuß,  Diskontosatz)  wird  durch  das  Geldsurrogatwesen 
wie  angedeutet,  soweit  das  bloße  Mengenmoment  auf  der 
Geldseite  für  diesen  Wert  bestimmend  ist,  stark  beeinflußt  Er 
ist  unvermeidlich  ein  wesentlich  andrer  in  „reiner“  Geldver- 
fassung  ohne  jedes  Geldsurrogatwesen,  ja  sogar,  in  der  ganzen 
Weltwirtschaft  und  zwar  in  jeder  Volkswirtschaft  als  einem 
Gliede  davon,  ein  außerordentlich  viel  niedrigerer.  Der 
Geldwert  ist  auch  bei  stärkerer  Entwicklung  des  Geldsurrogat- 
wesens niedriger  als  bei  geringerer.  Aber  er  ist  andrerseits 
ein  weit  stabilerer,  als  er  sonst  wäre.  Und  das  ist  ein 
u r c hschlagender,nichtnurprivat-,  sondern  auch 
Volks-  und  weltwirtschaftlicher  Vorteil  und  ein  dringen- 
des Bedürfnis.  Der  niedrigere  Geldwert  bei  einer  durch  Geld- 
surrogatwesen fortgebildeten  Geldverfassung  als  bei  einer  ohne 
diese  oder  bei  einer  schwachen  solchen  Fortbildung  besagt  auch 
nicht  ein  beständiges  Weitersinken  des  Geldwerts.  Ein 
solches  ist  nur  bei  Überholung  des  Geldbedarfs  durch  die  Ent- 
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Wicklung  des  Geldsurrogatwesens  zu  erwarten,  was  daher  mög- 
lichst zu  verhindern  ist,  wenn  auch  Gefahren  und  Schwierig- 
keiten in  dieser  Hinsicht  nicht  zu  verkennen  sind  (s.  u.  u.  3). 
Allgemein  „niedriger“  ist  der  Geldwert  in  der  so  fortgebildeten 
Geldverfassung  auch  nur  im  Verhältnis  zu  dem  Geldwert 
in  der  Geldverfassung  ohne  diese  oder  mit  schwacher  Fort- 
bildung. Hier  würde  er  sonst  störend  hoch  und  steigend  sein 
gegenüber  wachsendem  Geldbedarf.  Das  wäre  ein  schwerer 
Volks  wirtschaftlicher  Übelstand  mit  der  Wirkung  einer 
Hemmung,  selbst  völliger  Hinderung  der  gebotenen  Weiterent- 
wicklung der  Volkswirtschaft  in  deren  geldwirtschaftlich  fun- 
damentierter  privatwirtschaftlicher  Organisation. 

y)  Die  unmittelbaren  und  viele  der  mittelbaren  privat- 
wirtschaftlichen Vorteile  des  Geldsurrogatwesens,  namentlich 
soweit  es  die  Mittel  zu  Kreditgewährungen  erst  auslöst,  kommen 
aa)  allerdings  den  eigentlichen  Produzentenkreisen,  den  Unter- 
nehmern und  unter  diesen  vielfach  den  Großunternehmern  allein 
oder  doch  vorzugsweise  zugute.  Völlig  gleichmäßig  auf  diese 
und  vollends  auf  die  übrige  Bevölkerung,  das  allgemeine  Kon- 
sumentenpublikum, auch  auf  die  arbeitende  Klasse,  die  Kreise 
außerhalb  der  großen  materiellen  Berufsgruppen  und  auch 
innerhalb  dieser  auf  die  einzelnen  davon  verteilen  sich  diese 
Vorteile,  auch  in  den  mittelbaren  Weiterwirkungen,  niemals. 
Sie  sind  auch  für  den  Handel  größer  als  für  die  Industrie,  für 
beide  als  für  die  Landwirtschaft.  Sie  gleichmäßiger  zu  machen, 
darauf  hinzustreben  wird  man  suchen  müssen  und  durch  ge- 
wisse Einrichtungen  auch  mit  einigem  Erfolge,  aber  doch  nie- 
mals mit  vollständigem.  Insbesondere  gewisse  Kreise  des 
modernen  Erw^erbslebens  im  Rahmen  der  privatwirtschaftlichen 
Organisation  der  Volkswirtschaft,  der  leitenden  Elemente  auch 
des  privaten  Geld-  und  Bankgeschäfts,  der  Börsenwelt,  des 
Handels,  zum  Teil  auch  der  Großindustrie,  haben  wohl  endgül- 
tig den  Hauptvorteil  aus  der  ganzen  Entwicklung  des  Geldsurro- 
gatwesens. Das  ist  die  sozialpolitisch  nicht  unbedenkliche 
Folge  dieser  Entwicklung , wie  überhaupt  derjenigen  allen 
Kreditwesens. 

bb)  Aber  immerhin,  zumal  die  mittelbaren  günstigen 
Wirkungen  des  Geldsurrogatwesens  kommen  doch  auch  anderen 
Kreisen  der  Bevölkerung  zugute,  welchen  die  unmittelbaren 
Vorteile  nicht  oder  nur  in  geringem  Maße  zufallen.  Das  ganze 
kreditwirtschaftliche  Geldsurrogatwesen  in  verschiedener  Weise 
und  Maß  nach  seinen  verschiedenen  Arten,  bringt  doch  durch 


1 


, > 


^ . 


— 794  — 

seine  Ermöglichung  größerer  Regelmäßigkeit  in  den  Geschäften, 
durch  die  Sicherung  des  ununterbrochenen  Fortgangs  der  Ge- 
schäfte, der  Betriebe,  Wirkungen  mit  sich,  welche  namentlich 
die  Arbeiterbeschäftigung  regelmäßiger  machen;  ein 
großer  indirekter  Vorteil  für  die  arbeitenden  Klassen,  zumal  in 
der  industrie-  und  merkantilstaatlichen  I‘hase  der  Volkswirt- 
schaft. Es  hilft  ferner  für  regelmäßigere  Marktversorgung  mit 
Gütern  aller  Art,  welche  im  entwickelten  Arbeitsteilungssystem 
hergestellt  und  den  Bedürftigen  zugeführt  werden,  es  bewirkt 
dabei  gleichmäßigere  Preisbewegung  und  nützt  so  da  auch  dem 
ganzen  Konsumentenpublikum.  Und  indem  es  zunächst,  so 
namentlich  wieder  in  den  Kreditgewährungen,  welche  es  ermög- 
licht, so  z.  B.  zu  kritischen  Zeiten  im  Diskonto-  und  Lombard- 
geschäft der  Noten-  und  Depositenbanken,  den  Unternehmern 
und  gewissen  Unternehmerkreisen  und  den  Leitern  der  Groß- 
betriebe besondere  Unterstützung  leistet,  sind  das  eben  in  der 
privatwirtschaftlichen  Organisation  der  Volkswirtschaft  und 
zumal  der  modernen,  auch  allgemeine  volkswirtschaftliche  Vor- 
teile. Denn  die  Kreise  und  Personen  und  Betriebe,  welche  so 
unterstützt  werden,  sind  hier  doch  einmal  die  T r ä g e r , die  S ä u- 
1 e n der  ganzen  Volkswirtschaft.  Ihre  Stützung,  z.  B.  in  Krisen, 
kommt  dem  ganzen  volkswirtschaftlichen  Bau,  den  jene  Ele- 
mente tragen,  zugute,  damit  so  ziemlich  der  ganzen  Volkswirt- 
schaft, welche  mit  diesen  Elementen  eng  verknüpft  ist,  mit 
ihnen  gedeiht  und  verdirbt,  steht  und  fällt.  Das  darf  doch  nicht 
übersehen  werden,  wie  es  z.  B.  auch  von  Tlieoretikern  geschieht, 
welche  in  der  koulanten  Kreditgewährung  der  Banken,  nament- 
lich der  großen  Zentralnotenbanken,  auch  mittelst  erweiterter 
Notenemission  in  kritischen  Zeitläuften,  an  die  „großen  Häuser“ 
eine  nicht  unbedenkliche  Begünstigung  dieser  letzteren  sehen 
(selbst  Knies  etwas).  Sie  erlangen  eben  nicht  um  ihrer  selbst 
willen,  sondern  um  des  Ganzen  willen,  das  sie  tragen,  diese  Un- 
terstützung. 

cc)  In  allen  diesen  Beziehungen  ist  aber  das  entwickelte 

Geldsurrogatwesen  auch  eine  notwendige  Konsequenz  der  

privatwirtschaftlichen  Organisation  der  Volks- 
wirtschaft, auch  die  Konsequenz  unserer  wirtschaftlichen  Rechts- 
ordnung mit  ihi-em  Hauptinstitut,  dem  ,, Privateigentum  an 
sachlichen  Produktionsmitteln“,  eine  Rechtsordnung,  weiche 
ihrerseits  auch  die  notwendige  Voraussetzung  und  wieder  die 
notwendigen  Folge  der  privatwirtschaftlichen  Organisation  ist. 
Zusammenhänge  und  Wechselbeziehungen,  welche  selten  be- 
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achtet  worden  sind,  am  wenigsten  aber  in  einer  sozialökono- 
mischen Theorie  des  Geldes  und  Geldwesens  übersehen  werden 

dürfen. 

3.  Begrenzung  der  Entwicklung  des  Geldsurrogat- 
wesens und  Kautelen  dafür. 

a)  Aus  den  vorausgehenden  Darlegungen,  namentlich  denen 

unter  Nr.  2 (S.  793  ff.)  und  oben  unter  C (S.  787  ff.)  über  die  Wir- 
kungen des  Geldsurrogatwesens  folgt  mit  logischer  Notwendig- 
keit, was  auch  durch  zahlreiche  geschichtliche  Erfahrungen  be- 
legt wird,  mancherlei  für  die  Rechtsordnung  speziell  des 
Geldsurrogatwesens.  So  vor  allem,  daß  auf  das  ganze  Gebiet 
und  zumal  auf  einzelne  besonders  wichtige  Teile  davon,  nament- 
lich auf  diejenigen,  bei  welchen  bankmäßige  Organisa- 
tion zu  Grunde  liegt,  unmöglich  der  Grundsatz  des  bloßen 
laissez  faire,  der  freien  Konkurrenz,  der  vollen  Gewerbe- 
freiheit  angewendet  werden  kann  und  darf.  Dafür  sind  die 
Wirkungen  des  kreditwirtschaftlichen  Geldsurrogatwesens  auf 
die  ganze  Gestaltung  der  Geldverfassung,  auf  den  Geldwert,  auf 
die  ökonomische  und  soziale  Klassenlage  der  Bevölkerung  und 
damit  auf  die  ganze  Volkswirtschaft  viel  zu  bedeutende,  zu  ein- 
greifende; sind  ebenso  die  Gefahren  einer  übermäßigen,  einer 
falschen  und  unsoliden  Entwicklung  auf  diesem  Gebiete  und 
in  seinen  einzelnen  Teilen  zu  groß,  zu  verhängnisvoll.  Auch 
wenn  die  leitenden  Organe,  so  etwa  der  in  Betracht  kommenden 
Banken,  noch  so  und  vor  allen  andren  Instanzen  technisch 
und  ökonomisch  sachverständig,  auch  noch  so  administrativ 
tüchtig  und  persönlich  gewissenhaft  sind,  man  kann  ihnen 
nicht  alles  allein  und  selbständig  nach  ihrem  Ermessen  zu  regeln 
und  zu  gestalten  überlassen.  Eine  viel  zu  große  wirtschaftliche 
und  damit  soziale  Macht  würde  ihnen  dadurch  eingeräuint, 
noch  eine  weit  größere,  als  ihnen  unter  allen  Umständen  viel- 
fach bleibt.  Es  ist  doch  auch  nicht  zu  leugnen,  daß  durch  die 
Übernahme  der  Funktion  des  Umlaufs-  und  Zahlmittels  an 
Geldesstatt  seitens  der  Geldsurrogate  in  die  Geldver- 
fassung, gerade  auch  in  die  auf  Edelmetall  basirte,  stark 
eingegriffen  wird.  Eine  falsche  und  übermäßige  Entwick- 
lung der  Geldsurrogate,  namentlich  einzelner  Arten  davon,  so 
der  Banknote , eine  zu  starke  Verminderung  der  baren 
Deckungsfonds,  in  den  Banken  für  Noten,  Depositen,  Girogelder, 
auch  weiter  für  alles  Kompensations-  und  Ausgleichungswesen 
und  die  Clearing-Haus-Errichtungen,  auch  eine  zu  große  Ver- 
minderung des  Metallgeldumlaufs  im  Verkehr  droht  die 
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Währung  selbst  zu  gefährden.  Das  muß  verhütet 
werden. 

b)  Die  Aufgabe  kann  daher  nur  sein,  soweit  als  es  notwendig 
und  voraussichtlich  erfolgreich  und  günstig  wirkend  ist,  muß 
in  geordneten  Volkswirtschaften  und  Staaten  das  G e 1 d s u r r o- 
gat  wesen  legislativ  und  eventuell  staatlich-ad- 
niinistrativ  so  geordnet,  geregelt,  kontrolliert  werden,  daß 
die  angedeuteten  Gefahren  tunlichst  vermieden  werden.  Weiter 
ist  dabei  aber  auch  dafür  zu  sorgen,  daß  die  zu  weitgehende 
und  vermeidbare  sozialpolitisch  bedenkliche  Begünstigung  ein- 
zelner Klassen  möglichst  verhütet  wird;  endlich  auch,  daß  über- 
haupt alles  so  eingerichtet  wird,  um  die  notwendige  und  be- 
rechtigte Entwicklung  und  Funktion  des  Geldsurrogatwesens 
im  ganzen  und  in  allen  seinen  Teilen  zu  verbürgen,  aber  auch 
in  richtigen  Bahnen  und  Grenzen  zu  halten,  die 
günstigen  Seiten  möglichst  zur  Entfaltung  zu  bringen,  die  un- 
günstigen möglichst  in  Beschränkung  zu  halten,  womöglich  sie 
auszuschließen. 

c)  Wie  das  zu  geschehen  hat,  was  in  dieser  Hinsicht  in 
der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  geschehen  ist  und  welche 
Erfolge  es  gehabt  hat,  führt  zunächst  in  Spezialfragen  besonders 
der  B a n k p 0 1 i t i k hinein,  namentlich  des  Notenbank-,  Depo- 
sitenbankwesens, des  Scheckwesens,  der  Diskontopolitik,  der 
ganzen  Organisation  dieses  Bankwesens,  speziell  auch  in  die 
Frage  der  völligen  oder  überwiegenden  Zentralisierung  oder 
Dezentralisierung  der  Notenbanken,  in  die  Frage  der  Funktion 
der  großen  Zentralbanken  für  ,,die  Regelung  des  Geldumlaufs“ 
und  für  die  ,, Erhaltung  der  Währung“.  Die  Deckung  der  (stets- 
und  kurz-)  fälligen  Geldverbindlichkeiten  der  Banken  aus 
Noten,  Depositen,  die  Bargeld-  (Währungsgeld-)  Deckung  da- 
für, insbesondere  die  Garantien  der  Erhaltung  eines  nicht  zu 
schwachen  (Edelmetall-)  Geldumlaufs  im  Verkehr  und  eines 
nicht  zu  schwachen  Barfonds  in  den  Banken,  gesetzliche  Vor- 
schriften darüber  und  welche,  Einrichtungen,  welche  in  kriti- 
schen Zeitläuften  die  Aufrechthaltung  der  Barzahlungen  der 
Banken,  die  Einlösung  der  Noten,  das  Eintreten  mit  Geldsurro- 
gaten möglichst  unerschütterten  Kredits,  wie  es  meist  nur  die 
Noten  größerer,  gut  geleiteter  Zentral-Notenbanken  sind,  zum 
Ersatz  von  anderen  Geldsurrogaten  und  bezüglichen  Zahlungs- 
einrichtungen, welche  zeitweise  den  Dienst  versagen  oder 
mangelhaft  fungieren,  — dies  und  manches  Andere  sind  Punkte, 
welche  auch  für  die  Theorie  der  Geldverfassun- 
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gen  mit  kreditwirtschaftlicher  Fortbildung  durch  Geldsurro- 
gatwesen in  Betracht  kommen.  Die  Vorzüge,  welche  hier 
namentlich  die  neueren  und  neuesten  derartigen  europäischen 
Geldverfassungen,  zumal  in  den  Großstaaten,  dank  ihrer 
Stützung  durch  leistungsfähige  Zentralnotenbanken  zeigen,  an 
sich  und  verglichen  mit  dem  einer  solchen  Stützung  entbehren- 
den, sonst  so  hoch  entwickelten  Geldsurrogatwesen  in  den  nord- 
amerikanischen Vereinigten  Staaten,  — diese  Vorzüge  beweisen 
z.  B.  wie  hier  die  ganze  Bank-  und  namentlich  Notenbankver- 
fassung von  entscheidender  Bedeutung  für  kreditwirtschaftlich 

fortgebildete  Geldverfassungen  ist. 

Doch  setzt  der  Nachweis  dafür  ein  näheres  Eingehen  auf 
diese  und  ähnliche  Fragen,  eine  vorausgehende  Behandlung  der 
ganzen  Kredit-  und  Banklehre  in  ihren  theoretisch-prinzipiellen 
wie  in  ihren  praktischen  und  historischen  Teilen  voraus  und 
kann  und  soll,  wie  an  der  Spitze  dieses  Abschnitts  XIV  schon 
bemerkt,  in  diesem  Werke  nicht  mehr  erfolgen.  Es  muß  hier 
an  dem  in  diesem  Abschnitt  Dargelegten  genügen.  — 

Die  ,, sozialökonomische  Theorie  des  Geldes  und  Geldwesens“ 
findet  daher  mit  diesem  Abschnitt  ihren  Abschluß. 


Druckfehlerberichtigungen  und  Zusätze. 

sinnstörende  Druckfehler  sind  berichtigt.  In 
den  Chinern  der  Schemata  sind  hier  und  da  wohl  auch  irrige  Be- 
zeiclinungeu  vorgekommeii.  die  nur  in  wichtigeren  Fällen  hier  be- 
richtigt werden.  In  den  so  oft  vorkominenden  Ausdrücken  „Geld“ 
und  „Gold“  hat  eine  möglichst  sorgfältige  Revision  stattgefundeu, 
aber  die  hier  so  leichte  Verwechselung  der  beiden  Vokale  e und  o 
niag  doch  da  und  dort  stehen  geblieben  sein;  sie  wird  sich  dann 
aber  aus  dem  Zusammenhang  beim  Lesen  leicht  verbessern  lassen. 


Zusatz  S.  148.  In  Frankreich  1908  Aluminium  für  Scheide- 
münze mit  benutzt. 

S.  160,  Z.  2 V.  o.  Lies:  ,, Geschichtsperioden“  statt  ,, Geschäfts- 
perioden“. 

S.  187,  Z.  7 V.  0.  Lies:  ,,sich“  statt  ,,sie“. 

S.  194,  Z.  15  V.  o.  Lies:  „Gold“  statt  „Geld“. 

S.  209,  Z.  27  V,  o.  Lies:  ,,neue“  statt  ,, reine“. 

S.  254,  Z.  11  V.  u.  Lies:  ,, weströmischen“  statt  ,, oströmischen“. 

S.  262  in  Tab.  II,  bei  den  Perioden,  Z.  5.  Lies:  1811 
statt  1711. 

S.  265,  Z.  18  V.  o.  Lies:  ,,mehr“  statt  ,, weniger“. 

S.  265,  Z.  19  V.  o.  Lies:  ,, geringeren“  statt  ,, größeren“. 

S.  265,  Z.  18  V.  u.  Lies:  „Goldproduktion“  statt  „Geldpro- 
duktion“. 

S.  268,  Z.  4 V.  o.  Lies:  ,, Goldwert“  statt  ,, Geldwert“. 

S.  277,  Abs.  3,  Z.  1.  Lies:  VII  statt  VI. 

S.  279,  Z.  13  u.  12  V.  u.  Lies:  ,, Überschuß“  statt  ,, Überfluß“. 

S.  314,  Abs.  3,  Z.  2 v.  u.  Lies:  ,, demjenigen“  statt  „dem  neueren“ 

S.  323,  Abs.  2,  Z.  2 v.  o.  Lies:  ,, Goldwährung“  statt  ,. Geld- 
währung“. 

S.  333,  Z.  7 V.  u.  Lies:  „Geld“  statt  „Gold“. 

S.  334,  A b s.  2,  Z.  4 v.  o.  Lies:  „hier  bei  dem“  statt  „hier  dem“; 

S.  347  zu  Tab.  XL  S.  unten  S.  604  die  Bemerkung  über  wahr- 
scheinlich zu  geringe  bisherige  Schätzung  der  industriellen 
Verwendung  von  Gold. 
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S.  368,  Abs.  bei  b.  Lies:  ,, Abgänge“  statt  „Abzüge“. 

S.  370,  Abs.  1,  Z.  2 v.  u.  Lies:  ,, möglich“  statt  ,,so  gut  wie  un- 
möglich“. 

S.  388,  Z.  16  V.  0.  Lies:  „1850er“  statt  „1860er“. 

S.  410,  Z.  6 V.  u.  Lies:  „Notenbanken“  statt  „Nebenbanken“. 

S.  412,  Tab.  XXIV,  Überschrift.  Lies:  „Metallgeldvorräte“  statt 

„Metallvorräte“. 

Zusatz  S.  421.  Seit  Anfang  1909  veröffentlicht  die  Deutsche 
Reichsbank  auch  in  den  Wochenausweisen  den  Betrag  ihres 
Goldvorrats. 

S.  446,  Abs.  2,  1.  Z.  Lies:  C statt  G. 

S.  476,  Abs.  2,  Z.  1 v.  o.  fehlt  hinter  „deutsche“:  „Gesetzgebung“. 
Zusatz  S.  477.  Im  Jahre  1909  ist  die  neue  deutsche  Reichs- 
münzgesetzgehung  in  ein  einheitliches  Gesetz  zusammen- 
gezogen worden,  vom  1.  Juni  1909. 

Zusatz  S.  583.  Nach  einem  in  1909  zu  erwartenden  Gesetz 
werden  auch  die  Noten  der  Deutschen  Reichsbank  den  Legal- 
kurs erhalten,  zugleich  ausdrücklich  in  deutschen  Gold- 
münzen (nicht  wie  bisher  einfach  in  Reichsgeld)  einlösbar 
sein. 

S.  641,  Abs.  2,  Z.  2 v.  o.  Lies:  „nationalen“  statt  „inter- 
nationalen“. 

S.  739,  Z.  6 V.  o.  Lies:  „desselben“  statt  „derselben“. 

S.  741  im  2.  Absatz,  Z.  5 v.  o.  Lies:  „zu  dem“  statt  „der 

dem“. 

S.  742,  A b s.  4,  Z.  9 v.  o.  Lies:  „um  Geld“  statt  „von  Geld“. 

S.  743,  Z.  8 V.  0.  Lies:  „von  diesen“  statt  „von  diesem“. 

S.  747,  Abs.  3,  Z.  2 v.  o.  Lies:  „Geldes“  statt  „Goldes“. 

S.  754,  Abs.  3,  Z.  1.  Lies:  „D“  statt  „C“. 

S.  763,  Z.  4 V.  o.  Lies.  „13,95“  statt  13,5  und  „15,5“  statt  15. 

S.  764,  Abs.  3,  Z.  1.  Lies:  , .Vertretern“  statt  „Vertreter“. 

S.  764,  Abs.  3,  Z.  3.  Lies:  ,, erster“  statt  ,, einer“. 
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